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Verschiedenes    5 


Nachdruck  des  gesamten  Inhalts  dieser  Zeitschrift  ist  verboten^  />  a 


REICHSBAHNEN  UND  PERSON ALPOLITIfV^;2-vfy^^^ 

VON  REGIERUNGSBAURAT  JOSEF  MÜLLER,  BERLIN 


nie  hier  ficgcbfiK-n  Zus;iiiinicnstcllungcn  veranschaulichen  die 
\  erleilung  der  akadeini.sch  vorgebildeten  früheren  preuLlisch- 
hcssischen  Staatscisenbahnbeamten  auf  die  Cichaltsgruppcn  X  Ijis 
XIII  und  die  Hinzelgehaltsstufen  B  2  und  .3  (Ministerialdirekti)reii 
und  Präsidenten).    Sie  zeigen  den  Stand  vom  Dezember  1921. 

Nachstehende  Tafel  gibt  die  absoluten  Zahlenwerte  nach 
Fachrichtungen  uiul  ("irui)pen  getrennt  und  ihr  prozentuales  \'er- 
hiiltnis  zu  einander  innerhalb  der  einzelnen  Summen. 
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Summe 
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Juristen  .  . 

10,1 
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2'.),s 
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20,2 

Davon  in  ;„ 
Masch.-Ing. 

30,0 

28,7 

13,4 

_ 

15,4 

2S,0 

Davon  in  "„ 
Bau-lng  .  . 

Gil,7 
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41,5 
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51,S 

Die  folgenden  figiirlicheii  I  );ir--tellungcu  werden  das  Wesen 
dieser  Zahlen  und  ihr  gegensi'itiges  Wrhältnis  noch  besser  ver- 
anschaulichen.   (S.  Figur  1.) 

Der  Inhalt  jedes  der  beiden  Krei^.e  der  h'ignr  1  eiit^-|)richt  der 
Gesamtkopfzahl.  Figur  1  a  zeigt,  wie  die  Gesanitzalil  aui  Juristen 
(J),  Maschinenbauer  (M),  und  Bauingenieure  (Ii)  sich  verteilt. 
Diu  drei  Hauptsekttiren  sind  weiter  unterteilt  ent^ijiechend  der 
Kinstufung  der  drei  l'"achrichtungen  in  die  genannten  fünf  'ii- 
haltsgruppen.  iMgur  1  1)  zeigt,  wie  die  (.lesanilk(jpfz.ihl  sich  auf 
(lie  fünf  (iehaltsgrni)pen  verteilt.  Die  Flächeninhalle  dieser  fünf 
Sektoren  sind  in  Figur  2  wieder  als  Kreise  dargestellt,  in  denen 
—  abermals  durch  .Sektoren  —  zahlenmäßig  richtig  eingetragen 
isl,  wie  die  drei  F'achrichtungeii  in  den  eitizelnen  Gehaltsgruppen 
\  i  rlreien   >infl,     (S.   h'ignr  2-)  ^  m  r\f^C\<if 


Man  beachte  den  punktierten  und  siricli|innkticrtcn  llalij- 
luesser,  wie  sie  von  (iruppe  X  l)is  V>  2  unil  .1  sich  in  enlgegen- 
gesetztem  Sinne  des  Ulu  zeigei  s  Ijcw  egen;  ihr  k^jrtschreiten  \  er- 
anschaulicht  gut  das  Zunehmen  des  Slellenbesitzes  der  Juristen 
und  das  Abnehmen  desjenigen  der  Techniker  mit  der  Heihe  der 
( Iruppenziffer.    (S.  Figur  3.) 

Figur  3  stellt'  die  A  1  t  e  r  s  ji  .\  r  :i  m  i  d  e  n  der  drei  Fach- 
richtungen dar.  .\uf  der  \'ertikal aclise  sind  die  Jahre  aufge- 
tragen, in  denen  die  Assessuren-  il.ininiisUrprüfung  von 
den  heute  noch  im  Dienst  In-lindliclun  lleamUii  abgelegt  \\'urdc; 
in  der  Florizontalrichtung  sind  die  augenblicklichen  Kopfstärken 
der  einzelnen  Jahrgänge  aufgetragen,  unfl  zwar  s,\ninutrisch  um 
eine  Mittelachse,  so  dall  eine  mit  znnehineiideni  .Viter  der  Jahrcs- 
klasse  nach  oben  sich  verjüngende  l'Nianiide  enisteht,  oder  — 
richtiger  gesagt  — ;  entsleluMi  wiirde.  wenn  eine  gleichniäl.lige.  dem 
durchschnittlichen  Bedarf  eiil  si)reelu  nde  Aiiz,-ihl  junger  Kr;ifte 
als  Nachwuchs  jährlieli  emursielli 
f  für  zi,-i,n  I  ,  n  1 1 1  w  i  le  h  r 
in  den  \  erselnedeiien 


\' 


schiedene  Schr;i 
( iehaltsgruppen 
Ireteu  sind. 

Zum  liesse 
Stellung  isl  eine 
das  theurelisclu 
nähme,  dal.'i  jährlieli  die  ) 
ubernijmnien  \\ird.  n.ieh 
und  das  .Aufrücken  in  h 


iden  \\  a 
ipl -t;n-lse 
irgangeu 


dir 

zur 


Die  \  e  r  - 
einzelnen 
Zeit  \'er- 


^l  iindni 


•I  w 


\ll 


I!il( 


es  I  ei'siinal 
,1  eiche  Anz: 
nbeii  (. 
ihere  ' 


Dalles 
.\ii  will 
I  natürlicher 
hallsgruppeii 


eigenartigen  Dar- 
(I )  gezeichnet,  die 
'l  igt  unter  der  Au- 
er in  die  I  iFUppe  X 
.'Vlj^ang  s|;iUfindet. 
I  u'fi  M'ilerungs- 

stcUcn  einer  i)ri  jzeii  t iKil  gesniuleii  .-\u f  s(  iegsn n  ie lik ei t  ent- 
sprechend erfolgl.  \'(in  aiil;'iergev,-(ihnlielien  A 1  i,u:i n.i^ei i ,  wie  früh- 
zeitigen Ti  id,  Gebergaiig  in  die  l'rix  iiI  indiisinr  ns\\.  \~.\  abgesehen, 
da  sie  immer  unbedeuleiid  sind  uinI  il,is  Wesen  der  .Sache  nicht 

II  sieht,  w  ii  der  Gebergang 
eielizei  t  ig  \'()n  der  großen 
ipin-  Xil  steigen  frühzeitig 
un'iljcrr  .\Kng(ii  .-nif,  aus 
Im  dirri  II  ,\l  1  er^stu  fen  nach 
Uli  eil  I)  2  und  .)  uljergchen. 
ulnii  inil   der  . VI t erszunahmc 
laturliclieii  .Vbgang. 


nemicns-werl  beeinflussen  kMiin 
von  Gruppe  X  in  (inii)pe  XI  z 
Masse  erfolgl.  In  die  l!el(n-de 
einzelne  her\  urrageiide  Kriiflc 
deren  Mitte  d;inn  die  bestni  K 
(Iruppe  XIII  und  in  die  F.in/.elgei 
Die  P\'ramide  \  erjungt  sieh  n;u 
der  Jahrgänge  entsprcclieinl  dem 


spai  !■! 
l"le  III 

hallst 


V^ergleicht  man  mit  dieser  l  h  e  o  r  e  t  i  s  c  h  e  n  ramide  die 
Formen  der  t  ,-i  t  s  a  c  h  I  i  c  Ii  e  n  .  sn  erkennt  man  unschwer,  daß 
flie  k'ntwicklniig  des  .Vufb.aius  der  Juristen  einigermatli  ii  diin  zu 
Erstrebenden  entspricht,  wogegen  die  P\"ramideii  der  techiiiselicn 
("irupiHii  ins  (iroti-'ske  \ar/errt  sind.  Wohl  liettii  auch  bei  den 
Juristen  L'nterseliiede  in  den  einzelnen  Jahrgangen  auf.  \-crur- 
sachl  durch  wecliselndi.  .Stärke  der  Gel^ernahinr  iiiul  ilnrcli  imeh- 
trägliches  .-Vussehcideii ;   bei   den  Technikern   sind   diese  Lhiter- 
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schiede  d:iget;cn  g  c  \v  ;i  1  t  i  k  und  l;isscu  jede  Folgerichtigkeit 
einer  ge.sunden  Per.sonali)ülilii<  \erinissen.  Die  Ursache  der 
St.Trkeunterschiede  liegt  hier  zum  .geringsten  Teil  in  dem  .\iis- 
scheidcn  Einzelner  begründet;  auch  der  Krieg  und  seine  Folge- 
zeit hat  darauf  keinen  wesentlichen  Einfluß  ausgeübt.  Vielmehr 
sind  sie  verursacht  durch  die  willkürliche  Uebcrnahmc  so  \  ieler 
Kräfte,  wie  sie  der  Augenblicksbedarf  gerade  erheischte,  ohne 
Rücksicht  auf  deren  späteres  Weiterkommen. 


gemäß  gestiegen.  In  der  zweiten  Hälfte  dieses  Jahrzehntes  sind 
die  Bauingenieur-Jahrgänge  verhältnismäßig  am  stärksten  ge- 
blieben, was  offenbar  in  dem  kräftig  einsetzenden  Umbau  ver- 
alteter Bahnhofsanlagen  seine  Begründung  findet. 

Die  \'ermehrung  der  gesamten  Beamtenschaft  in  diesem  Jahr- 
zehnt um  42,5  %  spiegelt  sich  bei  den  höheren  Beamten  wieder, 
und  zwar  bei  den  Technikern  in  einer  ungesunden  Form,  weil  mit 
der   iMustelhing  der  Kräfte  die   Schaffung  entsprechender  Be- 


Es  lassen  sich  an  der  destnlt  der  Pyramiden  die  verschiede- 
nen Entwicklungsjahrgänge  der  Staatsbahnen  und  ihrer  Wirkmig 
auf  die  Personalpolitik  mit  ziemlicher  (ienauigkeit  \-erlolgen. 
Die  Jahrgänge  1885 — 90  sind  für  ihr  Alter  noch  ungewöhnlich 
stark;  sie  enthalten  die  Reste  der  bei  den  Verstaatlichungen  über- 
nommenen technischen  Beamten.  Von  1890 — 95  findet  ein  ebenso 
auffallender  plötzlicher  Rückgang  —  namentlich  bei  den  Bau- 
ingenieuren —  statt.  Er  ist  die  rückwirkende  Folge  der  mit  der 
Neuordnung  1895  erfolgten  Personaleinschränkung,  bei  der  nicht 
nur  alte,  überzählige  Kräfte  ausgeschieden,  sondern  auch  junge, 
noch  nicht  festangestellte  Herren  in  großer  Zahl  abgestoßen  wur- 
den. Man  glaubte  damals,  die  lüitwicklung  des  eigentlichen 
Eisenbahnnetzes  sei  mit  der  Verstaatlichung  der  bedeutendsten 
Bahnen  im  großen  und  ganzen  ;ibgeschlossen,  und  es  bedürfe 
im  wesentlichen  nur  noch  der  Verwaltungsarbcit.  Den  Wegfall 
der  Stellen  der  Betriebsdirektoren  und  der  -Mitglieder  der  da- 
maligen Betriebsämter  konnte  die  Schaffung  der  Vorstands- 
stellen der  neuen  Betriebs-,  ^laschincn-  und  Werkstätten- 
inspektoren zahlenmäßig  nicht  ersetzen.  Der  Rest  der  Ver- 
staatlichung, der  im  Jahre  1897  mit  dem  Erwerb  der  hessischen 
Ludwigsbahn  ihren  Abschluß  fand,  verursachte  dann  z\var  wieder 
eine  kleine  Zunahme  der  Jahrgänge  1894 — 97,  die  aber  in  un- 
bedeutenden (jrenzen  blieb  gegenüber  dem  nun  folgenden  un- 
geheuren Anschwellen  der  Jahrgänge  1898  und  99  und  dann  von 
1900 — 1904-  Die  Ursache  hierfür  ist  in  der  Erkenntnis  zu  suchen, 
daß  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  durchaus  nicht  abge- 
schlossen war,  sondern  gewaltsam  nach  Erweiterung  drängle. 
Der  zunehmende  Ausbau  des  Nebenbahnnetzes  und  der  bereits 
Ende  der  neunziger  Jahre  stark  einsetzende  zweigleisige  Aus- 
bau der  Strecken  forderte  den  Ingenieur,  und  man  sah  sich  ge- 
nötigt, die  Etatstellen  plötzlich  sprunghaft  zu  erhöhen.  Die 
gleiche  Welle  der  Maschinenbauer  schleppt  etwas  nach  (1903  bis 
1905),  wie  die  Beschaffung  der  Betriebsmittel  dem  Bau  der  neuen 
Bahnen  nachzuschleppen  pflegt.  Die  erhöhte  Uebernahme  voii 
Ingenieuren  ging  offenbar  anfänglich  auf  Kosten  der  Juristen, 
wie  der  Abfall  ihrer  Jahrgänge  1900—1902  zeigt.  Aber  wie  die 
starke  Zunahme  des  Verkehrs  gegen  Ende  der  neunziger  Jahre 
ein  verhältnismäßig  starkes  Anwachsen  ihrer  Jahrgänge  zur  Folgr 
hatte,  so  sind  die  Jahrgänge  in  der  Mitte  des  ersten  Jahrzehnte- 
im  neuen  Jahrhundert  ebenfalls  kräftig;  denn  die  Verwaltung?- 
arbeit  war  mit  der  starken  Bautätigkeit,  der  Verdichtung  de- 
Bahnnetzes  und  dem  ständigen  Wachsen  seines  Verkehrs  natur- 


förderuagsstellen  nicht  annähernd  Schritt  hielt.  Wenn  man  so 
viele  Beförderungsstclleii  schaffen  wollte,  daß  eine  gesunde  Auf- 
stiegsmöglichkeit gewahrt  blieb,  dann  wäre  es  richtiger  gewesen, 
den  starken  Bedarf  junger  technischer  Kräfte  durch  Anstellung 


ruiigsmöglichkeit  für  sie  es  zuließ.  Das  Gleiche  gilt  für  die  zweite 
Hochflutwelle  der  Bauingenieure  von  1910—1913,  eine  augen- 
fällige Folge  der  durch  die  Betriebsschwierigkeiten  im  Herbst 
1911  einsetzenden  starken  Bautätigkeit  von  1912  und  13  mit  ihrem 
großen  Personalbedarf,  der  abermals  Veranlassung  gab,  nicht  nur 


Reichsbnlinen  und  Personalpolitik 


16  Jahrgang.   Heft  1.   5.  Januar  1922 


sehr  viele  RegieruiiK^baium  i^ti  r  (k  r  .1  aliiKaiif^t-  12  und  1:5  an- 
zunehmen,.  sondern  sogar  Udch  auf  Inn  its  m  den  ] 'rivatdieiist 
übergegaiigenci  tHfcrrcn  der  Jalirgiuige  1!)1()  und  I!  zu.rück- 
zu;4'rcifcn. 

Sm  stcHcn  diese  Alu  r^pyranuden  ein  1  ehrrc'ielu  s  l'.üd  der 
l-ulwickluuKSKeschiehte  unseres  heuliucn  I  Vtsi m alhe^  1  an drs  und 
>einiM-  I/nehenheilen  dar  und  KeluMi  \u-lleieht  auch  \\ri-t\-()lle 
]•  iiiKerzeiRe,  \\-ic  man  (.-s  nielit  weili  i-  machen  xill.  l)emi  rhenso 
na.ehteili.u-,  wie  jetzt  die  Sl;irkr  der  technischen  Jahrg;Mi^;c  l!)()(l 
l)i>  ÜKl"!  und  lOOO — auf  du'  l'>cli)rderungs\-erliältnisse  wirkt, 
sn  nachteilig  wird  die  hienhircli  l)edmgte,  jetzt  notgcd  i  ungcu 
geübte  Zurückhaltung  in  der  l'dnslellnng  neuer  ivriifte  für  die 
\'er\\  altuiig  st  llisi  sein,  indem  sie  sich  der  .M no | jcbk ci t  begibt, 
ans  den  J''.xaiiiinaii(leii  der  jetzigen  Jahrgimge  die  .unten  Kräfte 
sich  zu  sichern,  und  einen  lortlanfeiid  tüchtigen  Nachwuchs  sicii 
zu  erhalten.    (.S.  i'dgur  4.) 

Noch  klarer,  als  die  1  )arstelluii.L;  der  bdgur  :!,  z(  i,'.4i  bdgur  4 
die  Unmöglichkeit  für  die  in  den  CruiiiHn  X  und  XI  zusamineu- 
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gestauten  Alassen  rief  technischen  lieamteii,  auch  nur  in  l)e- 
scheideiieni  LImfang  in  die  wenigen,  ihnen  in  den  iKdieren 
Gruppen  \  in  behaltenen  Slelleii  aufzurücken.  Eine  Ueber- 
alterung  ist  die  l'nlge,  die  durch  einige  Beispiele  erläutert  werden 
rnrjge,  errechnet  unter  der  Annahme,  daß  alle  6.o-.lähri;;eii  .ab- 
gehen. Der  Umstand,  datl  ein  Abgang  durch  Tod  und  Aus- 
scheiden hierbei  nicht  berücksichtigt  wird,  ändert  an  dem  Er- 
gebnis nichts,  da  dieser  Abgang  an  sich  sehr  .ueriiig  ist,  und 
andererseits  das  .Vu sschiiden  der  (i.Vjährigen  nicht  uneinge- 
schränkt durchgeführt  werden  \\ird. 

Danach  würden  bei  den  II  ;i  u  i  n  g  e  n  i  e  n  r  e  n  l)is  [•]  n  d  c 
VJ22  54  Köpfe  ausgeschieden  sein.  Die  darauf  fdlgenden 
.Mtersjrdirgänge  sind  so  schwach,  daß  40  w  eitere  1  a  h  r  e 
Iii  ng  -Hill,  bis  abermals  58  S  t  e  1  1  e  ii  zum  Nachriickeii  nai  ii  oben 
irei  werden.  Stellt  man  diesen  Zahlen  der  Altersiahr,L;an'4e  die 
Zahlen  der  stärksten  Exanieiisjahrgiuige  gegenüber,  \im!  denen 

das  Jahr  .ii»0-2  allein  4S  Köpfe 

„  Ii  »00      „  45 

„  I^do      „  44 

„       ,  Üd.i      ..       i4  „ 

„     „    ifi-     „  „ 

und  so  fort  zählt,  dann  ist  leicht  zu  übersehen,  was  die  _!'M\  in 
(iruppe  X  und  die  in  firuppe  XI  befindlichen,  heute  schon 
durchschnittlich  12  j.ihie  .alten  Bauingenieure  von  ihrer  Befeirde- 
rnngsmöglichkeit  innerhalb  der  niichsten  10  l)is  20  Jahre  zu  er- 
warten haben. 

Dafür  einige  Beispiele;  In  die  .\m  t -.\  i  nst  ,iiidsstellun.g  rückt 
günstigstenfalls  die  Altersstufe 

mit  Examen  \  um  De/.  iiiber  l')l  1  im  Jahre  1027 
mit  l'.x.imen  vom  Dezember  1012  im  j.ahre  lO.ll! 


ein;  die  l')aningenieure  des  Jahrganges  101:5  werden  dnrchschnit  1 - 
lieh  .")()  Jahre  (!)  alt,  bis  sie  diese  erste,  einigermaßen  selb- 
ständige .Stdlung  erhalten  können.  Die  nächste  Stufe,  die  Mil- 
glicdschait  au  einer  Eisenbahndirektion  als  Dezernent  zu 
reichen,  wiril  der  großen  Masse  dieser  Iderren  kaum  je  gelin,',- 
kuiinen.  D.araii  ändert  der  für  192:3  vorgesehene  Uebcrtritl  von 
etwa  2-")  Kopien  in  die  maschinentechnische  Laufbahn  nichts 
wesentlich. 

Etwas  gunstiger  liegen  die  \'erhältnisse  bei  den 
.M  ;i  s  c  h  i  n  e  n  i  n  g  e  n  i  e  u  r  e  n.  Bis  Ende  1922  ist  mit  einem 
■Abgang  \  oii  |(i  Köpfen,  bis  Ende  192-3  mit  einem  solchen  von 
weiteren  Köpfen    zu    rechnen.      Demgegenüber    stehen  die 

stärk  stell  ICxamensjahrgänge 

190:2  mit  40  Köpfen 

1904  ,.  :5;3 

1905  „    27  „ 
190(1  ..  :^f) 
U>0:i  .,    25  „ 

Derartige  A'erliältnisse  sind  bei  den  Juristen  vermieden 
und  können  nie  —  auch  nicht  \(.)rübergehend  —  eintreten,  wie 
.aus  der  sclilanken  (iestalt  ihrer  .\1 1 erspx'raniide  (Figur  .3  c)  und 
aus  dem  günstigen  .Vufbau  ihrer  .Uifstiegspxramidc  (Figur  4  c) 
oliue  weiteres  her\(irgeht,  E.in  Wrgleich  mit  den  oben  für  die 
Bauingenieure  .gegcl)eiien  .\lters\  erhältnissen  beleuchte  auch  hier 
die  .S.achl.age:  Der  älteste  Jurist,  der  die  dem  Betriebsamts\-or- 
siaml  entsprechende  \'orstaiidsstelle  eines  X'erkchrsamtes  inne- 
hat, hat  .\ssessorexanien  nii  Januar  191.3  gemacht  und  ist  34 
Jahre  alt;  der  im  Dienstaller  jüngste  mit  Examen  von  Mai  1914 
ist  35  Jahre  alt.  In  der  n.ächsthöheren  .Stufe,  der  Mitglieder- 
Stellung  einer  l'dsenbahndirektion  als  selbststäudiger  Dezernent, 
sind  bereits  alle  J  u  r  i  s  t  e  n  nnt  .\ssessore.\amen  bis  (.)  k  - 
t  o  b  e  r  1012;  da\(iii  sind  \  ier  Herren  ebenfalls  erst  35  Jahre  alt! 

Dieses  tnibe  I5ild  von  der  Stellung  fies  akademisch  gebildeten 
Technikers,  vornehmlich  des  Bauingenieurs  in  der  Eisenbahnver- 
waltuug  und  seiner  Beförderungsausichteii  ist  nicht  etwa  in  einem 
.\iigenblick  ungünstigster  Beleuchtung  entweirfen;  im  ficgenteil! 
Das  Jahr  1021  hat  zum  Beispiel  durch  .Schaffung  einer  Anzahl 
Bef(n-(leruiigsstelleii  in  'Irupiic  XI 1  nicht  unwesentliche  ^'er- 
besserung  in  dem  \  (M'  Jahresfrist  noch  \  iel  trüberen  Bilde  ge- 
schliffen. Leider  erscheint  es  nach  L.age  der  Dinge  uimiöglich. 
diese  Wrbesserungen  in  dem  L'mfange  fortzusetzen,  daß  eine 
fühlbare  -\bsch^\•ächnng  der  in  den  oben  geschilderten  ^'erhält- 
nissen  liegenden  ll.ärten  erreicht  wird  —  —  es  sei  denn,  daß  Um- 
stürzendes geschieht.  Im  (ugenteil:  die  A'erhäl tnisse  werden  sich 
für  die  früheren  i)reußisch-hessischen  akadenuschen  Techniker 
noch  weiter  \  erschlechtern,  wenn  —  dem  .Sta.atsvertrage  gemäß 
—  für  sämtliche  oberen  Reichseisenbahnbeamten  eine  gemein- 
s.ame  1  )ienst al tcrsi ist e  aufgestellt  \\  t  rden  wird,  und  das  Auf- 
riickcn  mach  dieser  Liste  der  Reihe  nach  erfolgt.  Denn  die  außer- 
l)rcuBischeii  Techniker  sind  fast  durchweg,  einzelne  Länder- 
gn'.ppen  sogar  ganz  erhel)lich  besser  eingestuft,  und  ein  Zu- 
rück ist  da  selbst\"erstän(llich  ausgeschlossen. 

Diese  Wrhäl tuisse  können  nicht  ohne  nachteili.gen  Einfluß 
auf  die  \'erwaltung  selbst  bleiben.  Man  mag  die  Leistung  des 
Technikers  in  ihr  bewerten  wie  man  wdll  —  sie  kann  seiner 
iu  führender  .Stellung  auf  die  Dauer  nicht  entraten. 

Und  die  Ueberalternng,  welche  die  jetzigen  Zustände  not- 
wendig in  die  höheren  Stellen  mit  hineinschleppen,  muß  sich 
letzten  Endes  zum  Nachteil  der  Wrwaltun.g  auswirken.  \\''ohl 
bringt  der  Beamte  die  h'.rf ;ihrun.g  des  .gereiften  .Alters  mit,  aber 
es  fehlt  die  für  solche  Stellen  nicht  minder  wichtige  Frische, 
d^itkraft  und  Leistungsfähigkeit  der  zur  Aufnahme  und  ^'cr- 
.arbeituug  \(in  Neuem  noch  fähigen  Jugend.  Der  heutige  Nach- 
wuchs ist  gezwungen,  seine  besten  Jahre  in  unselbständiger 
Tätigkeit  zu  \  erbringeu.  Die  Jahre,  in  denen  er  im  ^'ollbesitze 
eigener  \'erautw<n'tlichkeit  noch  lernen,  sein  Selbstbewußtsein 
stählen  und  mit  eigener  Sch.iffcnsfreude  dem  Clanzcn  dienen 
konnte,  gehen  ihm  und  flem  Staate  \erloren.  Mißmut,  Ver- 
bitterung und  in  deren  (iefolge  i  deichgültigkcit  greifen  Platz  und 
setzen  den  ^\'ert  des  E.inzelnen  langsam  herab,  wo  bei  gleicher 
Wranlagung  und  rechtzeitiger  Heranziehung  zu  selbständiger, 
\  erantwortuiigs\ oller  Tätigkeit  Arbeitsfreude  und  Schaffensdrang 
gehoben  und  gefordert  werden  krumte.  Was  \Vunder.  wenn  unter 
diesen  Umst.anden  der  Drang,  den  Staatsdienst  zu  verlassen,  bei 
denen  znninmit,  die  noch  die  Eiihigkeiten  zu  haben  glauben,  sich 
auf  die  Tätigkeit  in  der  rrixatiiidustrie  mustellen  zu  können! 
l'nd  welche  Mittel  stehen  der  Reichseiseiibahnverwaltung  heute 
noch  zur  \  erfügung,  junge  leistungsfähige  Kräfte  als  tüchtigen 
X.ichwuchs  .an  sich  zu  locken,  wenn  sie  ihnen  nicht  einmal  die 
.\ussicht  auf  WAileikommen  zu  bieten  vermag? 

Die  oben  ,ue,L;el leiien  nackten  Zahlen,  mögen  davon  über- 
zeugen, dal.)  es  nicht  nur  lügcnliebe  der  davon  Betroffenen  ist. 
\\enn  sie  wünschen,  daß  diese  \'crhältnisse  geändert  werden.  Es 
liegt  im  Interesse  des  ("lanzcn,  eine  Personalpolitik  zu  treiben, 
die  durch  den  .Anreiz  befriedigender  Tätigkeit  und  günstigerer 
Befördernngsmö.glichkeit  auch  aus.  dem  Techniker  Höchstes 
herausholt  und  dem  Staate  den  besten  Nachwuchs  sichert.  Möge 
bald  grundlegend  Wandel  geschaffen  werden! 
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DAS  „DISPATCHING  SYSTEM"  IN  FRANKREICH 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  GAEDE,  BERLIN 


Unter  dein  Hiulhissc  aiuc-rikanischcr  Fachleute  wurde  wäh- 
rLiid  des  Krieges  auf  mehreren  schwer  belasteten  Strecken  der 
französischen  Eisenbahnen  das  in  Amerika  übliche  ,, Dispatching 
System"  mit  gewissen  Abänderungen  eingeführt.  Die  Erfahrnn- 
gcn  hiermit  scheinen  recht  günstige  gewesen  zu  sein,  so  daß  die 
Beibehaltung  und 'weitere  Ausdehnung  zu  erwarten  ist.  Die  Be- 
triebsschwierigkeiten des  Jahres  1912,  vor  allem  aber  die  Kricg.>- 
nöte  der  Eisenbahnen  haben  auch  in  Deutschland  die  Erkennl- 
iiis  durchdringen  lassen,  daß  die  Durchführung  des  Eisenbahn- 
betriebs auf  (irund  starrer  Betriebspläne  (Fahrpläne,  Diensteiii- 
teilungeii,  Beförderungsvorschriften  usw.)  versagt  oder  zum 
mindesten  zu  unwirtschaftlichen  MaBnahmen  führt,  wenn  dicriröl.'.e 
des  \'erkehrs  starken  Schwankungen  unterliegt,  oder  andere  die 
regelmäßige  Abwicklung  des  Betriebs  behindernde  Umstände  ein- 
treten. Alan  hat  deshalb  in  Deutschland  ein  System  von  Znu- 
leilungen,  Oberzuglcitungcn  und  ( icneralbetriebsicitungen  ge- 
schaffen, um  im  Falle  unregelmäßigen  \'erlaufs  des  Betriebs  die 
notwendigen  Anordnungen  für  eine  den  xcränderten  \'erhält- 
nissen  angei)aßte  Belriel)sführung  geben  zu  können.  In  ihren 
Zielen  hat  diese  Organisation  eine  weitgehende  Aehnlichkeit  mit 
dem  ,, Dispatching  System",  wie  es  in  Frankreich  angewandt  wor- 
den ist.  J)ieses  zeigt  aber  dem  in  Deutschland  \orhandenen 
System  gegenüber  in  der  technischen  Durchführung  manche  be- 
merkenswerte Abweichungen,  so  daß  eine  Mitteilung  darüi)er 
an  dieser  Stelle  erwünscht  sein  dürfte.  Sie  stützt  sich  auf  den 
Bericht  der  „Inspectcurs  l'rincipau.x  .\djoints"  Narps  und  Beal 
der  Paris-Lyon-Meditcrranee-< iescllschaft  (Revue  (ienerale  (K> 
Chemius  de  Fcr,  1921,  Juli,  S.  u.  f.).  l^er  Bericht  bezieht  sich 
in  erster  Linie  auf  die  Einführung  des  ,, Dispatching  Systems"  auf 
der  rd.  2Ü0  km  langen  Strecke  Dij(ni — Lyon  der  P.  L.  M. 

Abweichend  von  der  in  Deutschland  getroffenen  Regelung 
sieht  man  in  F'rankreich  das  Zugleitungs-  (Dispatching-)  System 
als  eine  «lauernd  in  Betrieb  zu  haltende  Einrichtung  an,  für  deren 
Ausstattung  demgemäß  l)cträchtliche  Mittel  aufgew-andt  werden 
können.  Das  Rückgrat  jeder  derartigen  Organisation  bildet  die 
Nachrichtenübermittlungsanlagc.  Auf  deren  Ausgestaltung  hat 
man  deshalb  mit  l'iecht  den  griißten  Wert  gelegt. 

Alle  Meldungen  werden  bei  den  französischen  Anlagen  durch 
Fernsprecher  gegeben.  I'ür  die  (icspräche  zwischen  der  Zug- 
leitungsstcUc  und  den  angeschlossenen  Dienststellen  ist  ein  be- 
sonderes, ausschließlich  zu  diesem  Zwecke  vorbehaltenes  Fern- 
sprechnetz hergestellt.  Unter  einander  dürfen  die  Dienststellen 
auf  dieser  Leitung  nicht  verkehren. 

Der  Beamte  der  Zugleitungsstelle  bleiljt  ständig  in  die  Fern- 
sprechlcitung  eingeschaltet.  Er  trägt  zu  diesem  Zwecke  den 
Hörer  mit  einem  Kopfbüge!  dauernd  am  Ohr  und  auf  der  Brust 
lin  Mikrophon,  in  das  er  ohne  Behinderung  seiner  Hände  jeder- 
zeit hineinsprechen  kann.  !•>  kann  durch  ein  sinnreiches  Wähl- 
systcni,  welches  ähnlich  wie  die  selbsttätigen  Fernsprech\er- 
mittlungsäniter  durch  liestimmte  (jruppen  von  Stromstößen  ar- 
beitet, jede  beliebige  angeschlossene  Stelle  anwccken.  Diese 
können  sich  ihrerseits  jederzeit  durch  Abheben  ihres  Hörers  in 
den  Stromkreis  einschalten  und  den,  wie  schon  gesagt,  ständig 
hörberciten  Zugleiter  ansprechen.  Jede  Zugleitungsstcllc  besitzt 
nur  ein  derartiges  Fernsprechnetz.  Alle  bespräche  werden  durch 
einen  einzigen  Beamten  erledigt.  Die  Leistungsfähigkeit  der 
Fernsprechanlage  begrenzt  daher  die  (Iröße  des  Bezirks,  der  einer 
Zuglcitungstelle  zugewiesen  werden  kann.  Man  ninnnt  an,  daß 
in  der  Minute  :i  bespräche  erledigt  werden  können,  daß  weiter- 
hin im  Mittel  für  den  Durchgang  jedes  Zuges  durch  einen  der 
Mcldcpunkte  1.5  bespräche  nötig  werden.  So  kommt  man  auf 
eine  Höchstzahl  von  Zngdurchgängen  von  täglich  etwa  2.500. 
Diese  Zahl  läßt  sich  weiter  auf  etwa  4000  erhöhen,  wenn  dem  zug- 
leitenden Beamten  ein  (iehilfe  zur  Aufnahme  der  Ferngespräche 
beigegeben  wird.  J)a  im  allgemeinen  eine  möglichst  große  Aus- 
dehnung des  einheitlich  geleiteten  flebiets  erwünscht  ist,  wird 
die  letzte  Anordnung  in  der  Regel  die  zweckmäßigere  sein.  Um 
die  zulässige  Größe  des  Zugleitungsbezirks  festzustellen,  müssen 
zunächst  die  anzuschließenden  Stellen  bestimmt  werden.  Es  sind 
dies  alle  Zugmcldestellen,  die  Lokomotivschuppen,  wichtige  Be- 
triebspunkte großer  Bahnhöfe  und  gewisse  andere  Stellen,  die  zur 
Nachrichtenvermittlung  über  die  Zugbeuegungen  geeignet  er- 
scheinen. Im  Mitte!  erhält  man  etwa  eine  Stelle  auf  1  bis  5  km 
Bahnlänge.  Bei  öO  bis  GQ  Zügen  in  jeder  Richtung  käme  man 
hiernach  auf  eine  Streckenlänge  von  150  bis  200  km.  \'erlcgt  man 
die  Zugleitungsstellen  zweier  anstoßender  Strecken  in  ein  Ge- 
bäude und  darin  in  zwei  benachbarte  Zimmer,  zwischen  denen 
eine  niündüchc  \'erständigung  möglich  ist,  so  gelingt  es  eine 
I'Linrichtung  zu  schaffen,  durch  die  man  den  Betrieb  auf  Bahn- 
linien von  m)  bis  100  kni  Länge  praktisch  von  einem  Tunkte 
aus  regeln  kann. 

Die  Al)grenzung  der  Zugleitungsbezirke  erfolgt  zweckmäßig, 
so,  daß  lange  durchgehende  Linien  zusannncngefaßt  werden.  In 
den  Bezirk  sind  die  angrenzenden  Abschnitte  von  Anschluß- 
bahnen einzubeziehcn.  Der  Schnitt  wird  nicht  in  einen  großen 
V'crschieljC-Bahnhof,  sondern  in  den  nächsten  mittleren,  etwa 
.'50  km  entfernten   Bahnhof  gelegt. 


Die  Zugleitungsstelle  erhält  alle  zur  Beurleilung  der  Be- 
triebs- und  \'erkehrslage  erforderlichen  Meldungen.  Jede  Zug- 
meldestelle hat  der  Zugleitung  die  Abfahrt,  Ankunft  oder  Durch- 
fahrt jedes  einzelnen  Zuges  —  bei  Aufenthalten  bis  zu  I  Minuten 
werden  die  Kleidungen  für  Ankunft  und  Abfahrt  ziisaniiiun  ab- 
gegeben —  sofort  zu  melden.  Nach  diesen  Meldungen  zeichnet 
der  Zugleiter  bzw.  sein  den  l'ernsprecher  bedienender  Gehilfe 
den  Lauf  der  Ziige  in  einen  bildlichen  Fahrplan  ein.  J3ei  be- 
ginnenden, umgebildeten  oder  in  das  (lebiet  der  Zugleiumg  neu 
eintretenden  Zügen  wird  außerdem  die  Zusammensetzung  des 
Zugs,  seine  Belastung,  die  Lokomoti\  e.  das  Zug-  und  Lokomotiv- 
personal mitgeteilt.  Auch  diese  AiiKaljen  werden  in  entsprechende 
Spalten  des  bildlichen  !'"ahrplans  eingetragen.  .Vuf  Grund  dieser 
Unterlagen  regelt  der  Zugleiter  den  Lauf  der  Zuge,  l:)estimmt  die 
Ueberholungs-  und  Kreuzungsstellen,  \  erlegt  nach  Beflarf  die 
Abfahrzeiten  der  (iüterzüge,  lätit  f  ahrplanm;il.iige  -\nfenthalte 
ausfallen,  wenn  diese  im  einzelnen  Falle  nicht  erfenflerlich  sind, 
ordnet  die  Abstellung  \on  Zügen  an  usw.  Er  birechnet  die 
Fahrzeiten  der  verspäteten  und  anderer  nicht  planmäßig  ver- 
kehrender Züge  und  meldet  sie  den  in  Pjetracht  kommenden 
Stellen  vor,  insbesondere  auch  den  Lok(jmoti\  Stationen.  Diesen 
wird  außerdem  bei  allen  Zügen  die  Belastung  mitgeteilt. 

Den  Zugleitungsstellen  fällt  außerdem  eine'  \\  eiti;ehende  Mit- 
wirkung bei  der  Zugbildung  und  der  Li  erw  ageiu  erteilung  zu.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  der  Zugleitnng  zu  l)estinnnte'n  Zeiten  x'on 
jedem  Bahnhofe  die  Zahl  und  (la>  Ziel  der  abznbefordernden 
Wagen  (auch  \  on  den  Privatan>chlnssen )  gemeldet,  sowie  der 
Bestand  und  der  Bedarf  an  leeren  Wagen.  Die  Zugleitnng  ver- 
fugt innerhalb  ihres  Bezirks  den  Leer-WageiiausuKich  Sie  ge- 
winnt auf  diese  Weise  einen  Ueberbück  ül)ei  die  gesamte  Be- 
wegung der  leeren  und  beladenen  Wagen  und  k;uin  <l;inach 
die  Zahl  und  Gattung  der  notwendigen  Güterzuge  he'^limnlen.  Sie 
ordnet  den  Ausfall  planmäßiger  Zuge  oder  dii'  l'.iiilegung  \  on  Be- 
darfszügen an.  Auf  (Irund  \'on  .\n  i  ^tellungen  nlu  r  die'  günstigste 
Belastung  der  \'erschiedenen  zui  X  erfügung  stehenden  Loko- 
motiven auf  den  einzelnen  Stre'ckiii  des  Bezirks  schreibt  sie  die 
Auslastung  der  einzelnen  Zuge  Vitv.  (ierade  in  dieser  Tätigkeit 
der  Zugleitnngeii  und  der  hierdurch  gewährleistete'!!  Anpassung 
der  gebotenen  BeförderuiiKsniof^lichkeit  an  den  tatsächlich  vor- 
liegenden Bedarf  und  der  ^^uiiü  .\nsnutzung  der  Lokomoti\'eir 
\\\rd  mit  Recht  einer  der  w  icluiusten  \'orzüge  des  ,,Dispatching- 
systems"  gesehen.  Der  so  t-rzielte  wirtschaftliche  Erfolg  soll 
die  nicht  unerheblichen  Kosten  für  die  Anlage  und  Unterhaltung 
der  gesamten  Einrichtung  bei  weitem  übersteigen. 

In  betrieblicher  Hinsicht  werden  sich  bes(]nders  bei  Eintritt 
von  Betriebsunregelmäßigkeitcn  \'ürtei!e  ergeben.  Die  ileran- 
ziehung  von  Hilfe  die  Anordnung  Nun  Umleitungen  usw.  werden 
erleichtert.  Die  bildliche  .Vulzeielinnü;.;  des  Laufs  aller  Züge  gibt 
den  aufsichtsfiihrenden  Aemtcrn  cm  ausgezeichnetes  Mittel  in 
die  ILmd,  die  Arbeit  der  einzelnen  Bahnhöfe  und  den  ^;esamten 
Ik'triebsdienst  zu  überwachen.  Die  Beschäftigung  in  einer  Zug- 
leitungsstelle ist  eine  gute  Schule  für  die  Bcti  ii'h^lK'amten. 

Was  die  \'erantwortlichkeit  der  Zu}.;leitu!i;j,  und  der  Bahn- 
höfe hinsichtlich  der  betrieblichen  Aiutrdnun.ue'u  .inl  .lü'^t,  so  ist 
diese  grundsätzlich  den  Balmhöfen  belassen.  Die  \  (i!i  dem  Zug- 
leiter auf  Grund  seiner  Kenntnis  der  gesamten  Betriebslage  ge- 
gebenen Weisungen  gelten  als  Ratschläge,  nach  denen  die  Bahn- 
höfe selbst  die  Entscheidung  zu  treffen  haben.  Die  Bahnhöfe 
sind  auch  dafür  verantwortlich,  '^ich  rechtzeitig  Nachrichten  für 
die  von  ihnen  zu  veranlassenden  Maßnahmen  von  der  Zugleitung 
zu  beschaffen.  Diese  trägt  die  \'erantwortung  für  die  von  ihr  ge- 
machten Mitteilungen  und  Ratschläge.  Sie  hat  alle  von  ihr  be- 
merkten Unregelinaßiglseiten  ihrer  \  orgesetzten  Stelle  zu  melden. 

Gegenüber  dem  in  Deutschland  eingefiilirteii  Zngleitungs- 
s\ stein  erscheint  besonders  1  «'inerk  eii  s  wer  t  der  durch  die 
besseren  technischen  l''.inrielituiigeii  trotz  wesentlich  größeren 
W  irknngsgebiets  erziehe  ge'riiigero  l\'rs(jnalaufwand.  Dabei  ist 
noch  zu  beachten,  daß  (h'U  Zugleituiigeii  in  Frankreich  ein  viel 
nml  assenderer  .\ufgabe'nkreis  zuge-wiescn  ist,  daß  sie  insbesoirdere 
weitgehend  bei  der  Leerwageneerteilung  mitwirken..  Bei  dem 
wesentlich  w'eiteren  Ueberblick,  den  hierbei  die  Zugleitungs- 
stellen erhalten,  wird  die  Zwischenschaltung  besonderer  Ober- 
zugleitungen X'ielleicht  entbehrt  und  so  eine  bedeutende  Verein- 
fachung in  dem  Aufbau  der  gesamten  Betriebsleitungsorgani- 
sation erreicht  werden  können. 

Es  will  scheinen,  als  ob  durch  diese  Ersparnisse  die  recht 
bedeutenden  Kosten  des  besonderen  Fernsprechnetzes  ausge- 
glichen werden  könnten.  Mit  den  in  Deutschland  hinsichtlich  der 
Betriebsführung  bestehenden  X'orschrif  ten  und  .Anschauungen 
wiirde  sich  das  ,, Dispatching  System"  in  der  hier  beschriebenen 
gemilderten  Gestalt  wohl  in  Einklang  bringen  lassen.  Bei  den 
unverkennbaren  Vorzügen  dieses  Systems  wäre  es  zu  begrüßen, 
wenn  die  Reichsbahnverwaltung  zur  Hebung  der  Wirtschaftlich- 
keit des  Betriebs  und  zur  besseren  Ausnutzung  der  Bahnanlagen 
einen  Versuch  größeren  Umfangs  mit  einer  Betriebsh  ituiigs- 
organisatioh  der  geschilderten  Art  machen  würde. 


Verscliiedenes  16.  Jahrgang.    Heft  1.    5.  Januar  1922 


Keiner  kann  dem  Jlenschen  seinen  Weg  zei<fen.  Xnr 
wer  ihn  selbst  suelit,  Jv^uiil  ihn  linden.  Man  kann  dem 
Jlensclien  nichts  ersparen.  Dr.  A.  Striemer. 


VERSCHIEDENES 


Daß  sich  das  gröüte  Werk  vollende, 
(Sendet  ein  Geist  für  tausend  Iliinde 


(.oetiie  tFaust  II). 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Zwei  Gutachten  der  Sozialisierungskommission  zur  Eisen- 
bahnreform. J)ic  Snziali.'^irniiigskonimission  wurde  am  8.  No- 
\enibcr  vom  ReichsvirkehiMiiinister  um  ein  (Gutachten  über  dii- 
Neuorganisation  der  Reichsc-iscnijaliiKii  rrsucht.  Sie  hat  sich 
in  einer  großen  Anzahl  \on  .Sitzungen  mit  (Kr  Frage  beschäftigt 
und  hat  dazu  auch  eine  ganze  Reihe  .Sach\  erständigen  ver- 
nommen. Wie  gewöhnlich  ist  auch  diesmal  die  Kommission 
nicht  zu  einem  einheitlichen  Gutachten  gelangt,  sondern  hat 
zwei  verschiedene  Aleinungsäußerungen  vorgelegt: 

Das  erste  <iutachten,  das  u.  a.  die  Unterschriften  \on  ßrann, 
Cohen,  Feiler,  iJartmann,  Hilferding,  Kaul.'-ky,  Luppe,  (Jeser 
und  Umbreit  tragt,  lehnt  den  gemischtwirtschaftlichen  Betriclj 
ab  und  fordert  Heraushebung  (kr  liisenbahn  aus  dem  all- 
gemeinen Haushalt  als  selbständigen  Ueichsbetrieb  mit  privat- 
vvirtschaftlich-rationi.  IK  n  Me  thoden,  aber  ohne  Ueberführung  in 
die  Aktiengesellschal  isioi  ui.  Die  Leitung  der  Reichsbahnver- 
waltung soll  nach  diesem  (  ailachien  in  den  Händen  eines  Direk- 
toriums liegen,  dessen  \  c  irsilzender  der  Reichsverkehrsminister 
ist,  und  dem  außerdem  noch  zwei  bis  diei  ans  der  Eisenbahnver- 
v^^altung  und  ebenso  viele  aus  der  I 'ri\ai  Wirtschaft  hervor- 
gegangene Mitglieder  angehören  solKn.  In  ähnlicher  Weise 
sollten  die  einzelnen  Eisenbahndiril<ti(;nen  zusammengesetzt 
sein.  Dem  Direktorium  soll  kein  Wrwaltungsrat  beigegeben 
werden,  sondern  eine  Anzahl  \ 'ju  üeiraten  für  die  einzelnen  (le- 
biete:  Beschaffungswesen,  Betriebswesen,  Tariffragen.  JJer 
Reichsverkehrsminister  trügt  als  N'orsitzender  des  Eisenbahn- 
direktoriums die  parlamentarische  \'erantw(irtung  gegenüber 
dem  Reichstage,  der  nicht  ausgeschaltet  wird,  aber  den  lusen- 
bahnhaushalt  nur  im  ganzen  annehmen  oder  ablehnen  kann.  Das 
Bernfsbeamtentum  soll  grundsätzlich  beibehalten  werden;  es 
soll  aber  allgemein  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  für  jede  Art 
von  Tätigkeit  Anstellung  auf  Privatdienstvertrag  vorzunehmen 
und  gewisse  Kategorien  aus  dem  Beamten\  crhältnisse  heraus- 
zunehmen. 

Das  zweite  (iutachten,  das  von  den  \'ertretern  der  christ- 
lichen C  iewerkschaften  unterzeichnet  ist,  entwickelt  die  be- 
kannten Gedanken  des  Deutschen  (jewerkschaf  tsbundes  zur 
Eisenbahnentstaatlichung.  Grundgedanke  ist  die  Urnwandlung 
des  Reichseisenbahnbetriebes  in  eine  Aktiengesellschaft,  an  der 
Reich  und  Länder,  das  Eisenbahnpersonal,  die  Spitzenorgani- 
sationen der  ( iewerkschaf ten,  endlich  die  Eisenbahninteressenten, 
Industrie,  Handel,  Landwirtschaft  und  (icwerbe  beteiligt  sind. 
In  die  Leitung  soll  sich  ein  fünfk(:)pfiges  kollegiales  Direktorium 
mit  einem  z\\auz)gk()pfiKen,  vnu  der  Generalversammlung  ge- 
wählten Aufsichfsrate  teilen.  Der  Rcichsverkehrsminister  übt 
nur  die  Aufsichtsbefugnisse  des  Reiches  aus,  die  sich  auf  alle 
mit  dem  Gemeinwohl  zusaunnenhiiniienden  ]'"ragen  erstrecken. 
Betriebsorganisation  und  Beiriel)sführung"  —  auch  die  Tarif- 
gestaltung sind  möglichst  elastisch  den  Bedürfnissen  der  Wirt- 
schaft und  der  Wirtschaftlichkeit  anzupassen.        (Magd.  Ztg.) 

Die  Zukunft  der  Eisenbahnen.  Der  beim  Reichsverkehrs- 
ministerium gebildete  Organisationsausschuß,  der  aus  Vertretern 
der  \'erwaltung  und  des  Personals  besteht,  ist,  wie  die  P.  P.  N. 
hören,  vor  einigen  Tagen  zum  ersten  Male  unter  Leitung  de-- 
Staatssekretärs  Kumbier  zusammengetreten.  Sämtliche  Spitzen- 
organisationen des  Personals  hatten  sich  bekanntlich  für  die  un- 
bedingte Beibehaltung  des  Staatsbetriebes  ausgesprochen. 
Trotzdem  der  Deutsche  (christliche)  Tiewerkschaf tsbund  in  einer 
Denkschrift,  aus  der  in  der  vorigen  Woche  Teile  der  OefYent- 
lichkeit  bekannt  geworden  sind,  einen  gemischt— wirtschaftlichen 
Betrieb  der  Eisenbahn  gefordert  hat,  haben  sich  die  diesem 
Bund  angehörenden  Eisenbahnergewerkschaften  an  den  Be- 
ratungen beteiligt.  Ihre  Vertreter  haben  erklärt,  daß  auch  der 
Deutsche  Gewerkschaftsbund  eine  Beibehaltung  des  Staatsbahn- 
systems für  zweckmäßig  erachte.  Es  sei  daher  der  vom  Deut- 
schen Gewerkschaftsbund  vorgelegte  Entwurf,  der  die  Reichs- 
eisenbahnen einer  A.-G.  übertragen  will,  nur  als  Eventualantraj.; 
anzusehen.  (Magd.  Ztg.) 

SS  Ueber  die  am  1.  Dezember  1921  erfolgte  Uebergabe  der 
Danziger  Eisenbahnen  an  die  i)olnische  Verwaltung  wird  be- 
richtet : 

Senatspräsident  Sahm  hat  heute  im  Beisein  der  Senatoren 
Förster,  Runge,  Sawatzki,  Dr.  ^^olkmann  sowie  des  Senats- 
vizepräsidenten Dr.  Ziehm  von  den  Beamten,  Angestellten  und 
Arbeitern  der  bisherigen  Freistaatseisenbahndirektion  feierlich 
Abschied  genommen.  In  einer  längeren  Ansprache  führte  er 
u.  a.  aus:  ..Ich  glaube  der  Dolmetscher  der  Gefühle  aller  gut 
deutsch  gesinnten  Danziger  zu  sein,  wenn  ich  rückhaltos  aus- 
spreche, daß  das  Scheiden  von  der  freistaatlichen  Eisenbahnver- 
waltung \on  uns  Danzigern  nicht  nur  aus  Nationalitätsgefühl, 
sondern  auch  im  Hinblick  auf  die  Selbständigkeit  unseres  Staats- 
wesens und  auf  die  gesunde  Weiterentwicklung  unseres  Wirt- 


schaftslebens bes(jnder.-'  biller  empfunden  wird.  Mit  besonderer 
hörende  begrüße  ich  es.  daß  die  .Vngehörigen  der  freistaatlichen 
Eisenbahnverwaltung  fast  geschlossen  ihre  Bereitwilligkeit  er- 
klärt haben,  auch  nach  dem  l\^bergang  der  Eisenbahnen  an  die 
polnische  Eisenbahnverwaltung  auf  ihren  Posten  zu  bleiben.  F2s 
ist  für  alle  Kreise  der  Bexölkerung  eine  Freude  und  Beruhigung, 
die  alten  Danziger  lüsenbahner  auch  weiterhin  im  Dienste  der 
Eisenbahneji  im  (iebiet  des  Freistaates  zu  finden." 

Ueber  die  Ausführungsbestimnmngen  bei  der  künftigen  Be- 
triebsführung ist  zu  sagen,  daß  Danzig  iinierhalb  der  polnischen 
Eisenbahn\  erwaltung  in  Danzig  weitgehende  Kontrollrechte  zu- 
stehen. Es  dürfen  keine  Beamten  angestellt  werden,  ohne  daß 
Danzig  dazu  seine  Zustimmung  gegeben  hat.  Danziger  Beamte 
müssen  in  jeder  Hinsicht  bevorzugt  werden.  Bezüglich  der  Ab- 
wicklung des  \'erkehrs  ist  Polen  verpflichtet,  die  bisherige  Aus- 
gestaltung zu  w  ahren.  Der  Frachturkundenstempel  und  die  Ver- 
kehrssteuern werden  nach  den  bestehenden  Danziger  Gesetzen 
erhoben.  Die  Einkünfte  hieraus  werden  zu  gleichen  Teilen 
zwischen  Danzig  und  Polen  geteilt.  Im'  Danziger  Binnenver- 
kehr ist  die  deutsche  Sprache  Amtssprache;  im  übrigen  Ver- 
kehr sind  die  deutsche  und  die  polnische  Sprache  gleich- 
berechtigt. 

-Wj-  Uebergang  von  Privatbahnen  an  das  Reich.  Es  sind 
\'erhandlungcn  zwischen  dem  Reichsverkehrsminister  und  dem 
bayerischen  Landtag  gepflogen  worden  wegen  Uebergangs  der 
Tsartalbahn  an  das  Reich.  Der  Reichsverkehrsminister  hat  je- 
doch die  Uebernahme  abgelehnt  im  Hinblick  darauf,  daß  die 
Isartalbahn  nur  neue  Zuschüsse  erfordere  und  eine  weitere  finan- 
zielle Mehrbelastung  des  Reiches  nicht  verantwortet  werden 
könne.  Auch  könnten  alle  anderen  Privatbahnen  einen  Be- 
rufungsfall daraus  machen  und  mit  derselben  Forderung 
kommen.  ?; 

Ausländische  bahnen' ^ 

Finanzwirtschaft  auf  ausländischen  Eisenbahnen.  Wäh- 
rend in  Italien  auf  den  Staatsbahnen  im  Jahre  191:3/14  einer 
Einnahme  von  603  Mill.  Lire  eine  Ausgabe  von  576  Alill.  Lire 
gegenüberstand,  hat  sich  für  1918/19  ein  Fehlbetrag  von 
S  Mill.  Lire  ergeben,  der  sich  im  Jahre  1920/21  auf  1  Milliarde 
Lire  erhöht  hat. 

Auch"  die  s  c  h  w  e  d  i  s  c  h  e  n  Staatsbahnen  hatten  in  der 
Zeit  von  Januar  bis  September  1921  mit  einem  \'  e  r  1  u  s  t  von 
o.ü  Mill.  Kr.  gearbeitet. 

Die  schweizer  Bundesbahnen  planen  zur  Deckung 
ihrer  schwebenden  Schuld  und  des  Fehlbetrags  die  Heraus- 
gabc einer  Anleihe  im  Betrage  von  250  Mill.  Fr. 

SS  Rumänien  hat  bei  der  Firma  Henschel  &  Sohn  in  Cassel 
.]0  Lokomotiven  im  Gesamtbetrage  von  1.30  Mill.  M.  in  Auftrag 
gegeben.  Die  Bezahlung  soll  in  sechsprozcntigen.  binnen  drei 
Jahren  rückzahlbaren  Staatsobligationen  erfolgen. 

5b  Die  Eisenbahn-Normalspur  von  1,4-35  m  soll  in  Australien 

mit  einem  (^lesamtkostenaufwand  von  60  Mill.  Lst.  eingeführt 
\verdcn. 

-Wi-   Elektrisierung  der   Strecke   Amsterdam — Rotterdam. 

l^er  Eisenbahnverkehr  zwischen  Amsterdam  und  Rotterdam  soll 
in  Zukunft  durch  Motorzüge  bedient  werden.  Die  .Vrbeiten  dazu 
sind  bereits  aufgenommen  und  werden  voraussichtlich  bis  zum 
Frühjahr  1924  dauern.  Die  Stromliefcrung  erfolgt  durch  die 
elektrische  Zentrale  in  Leidschendam. 

SJ  Elektrisierung  der  chilenischen  Staatsbahnen.    Auf  die 

von  der  chilenischen  Staatsregierutig  veranstaltete  Ausschrei- 
bung zur  Herstellung  der  Elektrisierung  der  Hauptlinie  Santiago 
— Valparaiso  und  der  in  Las  \'egas  abzweigenden  Strecke  nach 
Los  Andes  sind  drei  Angebote  eingegangen.  Von  deutscher 
Seite  haben  die  Siemens-Schuckertwerke  zusammen  mit  der 
.\.  E.  (i.  ein  gemeinsam  bearbeitetes  Projekt  eingereicht,  der 
zweite  Entwurf  stammt  von  der  General  Electric  Co.  und  der 
dritte  von  der  Wistinghouse  Co.  Alle  drei  Entwürfe  sehen  eine 
Fahrtdrahtspannung  von  3000  Volt  Gleichstrom  vor.  Die 
Prüfungskommission  hat  den  Entwurf  der  Westinghousc  Co. 
als  den  nach  Preisen  und  Zahlungsbedingungen  günstigsten  zur 
Annahme  empfohlen.  Die  Endsummen  beW'Cgen  sich  zwischen 
1,69  Mill.  und  2,68  Mill.  Pfund  Sterling.  Das  deutsche  Angebot 
war  das  höchste. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Neue  Besoldungstafeln.  Im  Selbstverläge  des  Eisenbahn 
Inspektors  Karl  Wießner  in  Elberfeld,  Erlenstraße  28,  Post- 
scheck Essen  14  781,  sind  Besoldungstafchf  für  die  Reichs- 
lieaniton    mit    den    ab    1.    .\ugust    1921    gültigen  Tcuerunsp- 
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/u.schlägeii  erschienen  (Preis  2,50  M.  außer  Portu),  aus  denen 
•getrennt  nach  Ortsklassen  für  jeden  Gehaltssatz  der  Besoldungs- 
gruppen I  bis  XIII  mit  einem  Blick  das  Einzel-  und  Gesamt- 
einkommen an  Grundgehalt,  (3rtszuschlag  und  Teueriings- 
zuschlag  für  das  Jahr,  das  Vierteljahr  und  den  Monat  ermittelt 
werden  kann,  ohne  auch  nur  eine  einzige  Berechnung  vorzu- 
nehmen. U.  a.  ist  noch  der  Steuertarif,  eine  Uebersicht  über 
Steuerermäßigungen  sowie  eine  Zusammenstellung  von  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  .\bzügc  vom  steuerbaren  Einkomnu~n 
beigefügt.  Baumann. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

55  Der  Geschäftsbericht  der  A.  E.  G.  für  das  Rechnungsjahr 
1!)2Ü/-21  läßt  die  gunstige  Entwicklung  des  Werks  und  der  mit 
ihm  in  Interessengemeinschaft  arbeitenden  Betriebe:  Feiten 
&-  Guilleaume  Carlswerk  A.-G.,  Brani-Gesellschaft,  Rhemische 
:\Ietallwaren-  und  Maschinenfabrik,  Porzellanfabrik  Th.  Rosen- 
ihal  &  Co.,  A.-G.  und  Linke-Hofmann-Konzern  erkennen.  Aus 
einem  ( i  e  s  c  h  ä  f  t  s  g  e  w  i  n  n  von  etwa  248  Mill.  M.  konnten 
100  Mill.  M.  auf  W'erkerhaltungskonto  gesetzt  und  82,4  Mill.  M. 
R  e  i  n  g  e  w  i  n  n  erzielt  werden.  Als  Dividende  wurden  16  v.  H. 
\  erteilt. 

Die  .\usdehnung  der  100 OÜU  Voll.  Mittelspannungs-  und 
()rtsnetzc,  große  Aufträge  in  Wasserkraftgeneraturen  infolge 
des  vermehrten  Ausbaus  der  Wasserkräfte,  der  Bau  von  Leichi- 
gewichtsmotoren  für  kleine  Straßenbahnwagen  und  größere 
.Aufträge  aus  dem  .\uslande  gaben  u.  a.  der  .\.  E.(i.  ständige 
X'oUbeschäftigung. 

Zur  Ausbildung  von  Maschinenbauern,  Drehern  und  W'erk- 
zeugmachern  wurde  eine  L  c  h  r  1  i  n  g  s  s  c  h  u  I  e  in 
Reinickendorf  nach  neuzeitlichen  (jrundsätzen  ein- 
'^erichtet.  Auf  dem  (iebiet  der  sozialen  Fürsorge  wurde 
ein  Erholungsheim  mit  über  100  Betten  in  Falkenhagen 
eingerichtet.  In  ihm  können  1800  .Angestellte  und  .\rbeiter 
jährlich  mehrwöchentlichen  Erholungsaufenthalt  finden.  Der 
W  o  h  n  u  n  g  s  n  o  t  wurde  durch  die  .\.  E.  G.  S  i  e  d  1  u  n  g  s  - 
genossen  s  c  h  a  f  t  begegnet,  die  in  Eich  w  aide  ein 
großes  Terrain  erworben"  und  200  Siedlungsparzellen  \  on  K>  bis 
Vi  Morgen  an  .Arbeiter  und  Angestellte  vergeben  hat.  \'ier/.ig 
Siedlungshäuser  sind  im  Rohbau  fertiggestellt. 

D  i  e  .A.  E.  f  I.  Schnell  b  a  h  n  hai  den  \  on  der  Stadt  Berlin 
angestrengten  Rechtsstreit  wegen  des  Weiterbaues  in  erster  In- 
stanz gewonnen. 

An  der  Finanzierung  der  ,,l  )rahtlosen  Uebersee  \\v- 
kehr  A.  G."  und  der  „Deutschen  I'VrnkMhel-Gesellschaft  m.  h. 
H."  hat  sich  die  .A.  E.  G.  beteiligt. 

55  Im  Duxer  Braunkohlenrevier  hat  die  ischechoslowakische 
Regierung  mit  der  Anlage  einer  neuen  staatlichen  Schacht- 
anlage begonnen,  zu  der  sie  -3  Mill.  Kr.  aufwendet. 

53  Ein  Abänderungsvorschlag  zum  Allg.  Berggesetz  für 
Preußen  ist  dem  Landtag  vom  Handelsminister  vorgelegt 
worden.  Danach  soll  die  Ku.xzahl  um  ein  \ielfaches  von  1000, 
höchstens  jedoch  10  000,  erhöht  werden.  Die  durch  das  Statut 
zu  bestimmende  höhere  Kuxzahl  soll  gewährt  werden,  weil  die 
(jcfahr  besteht,  daß  ausländisches  Kapital  eindringt,  falls  die  bis- 
he  rigen  Inhaber  infolge  der  durch  die  Erhöhung  der  Betriebs- 
kosten stark  erhöhten  Zubußepflicht  sich  genötigt  sehen,  ihren 
Kuxbesitz  abzustoßen.  Des  weiteren  sollen  Konsolidationen  von 
2  oder  mehreren  tausendteiligen  Gewerkschaften  ermöglicht  und 
künstliche  und  rechtlich  nicht  ganz  unanfechtbare  Gcsellschafts- 
bildungen,  durch  die  gegenüber  dem  geltenden  Recht  ein  Ausweg 
gesucht  wurde,  beseitigt  werden.  Der  Entwurf  gegen  den  der 
Staatsrat  Einwendungen  nicht  erhoben  hat,  will  auch  Wünschen 
entsprechen,  die  neuerdings  vom  Reichskalirat  im  Hinblick  auf 
die  durch  die  Stillegung  von  Kaliwerken  vielfach  erforderlich 
werdende  Neugestaltung  der  Gewerkschaftsverhältnisse  geäußert 
worden  sind.  Mißbräuchen  in  spekulativer  Absicht  ist  dadurch 
vorgebeugt,  daß  das  Oberbergamt  zu  prüfen  hat,  ob  die  in  der 
Satzung  festgelegte  Kuxzahl  die  selbstverständlich  im  an- 
gemessenen Verhältnis  zu  der.  Höhe  des  Gewerkschafts- 
vermögens stehen  muß,  vom  Standpunkt  des  öffentlichen  Inter- 
esses aus  zugelassen  werden  kann.  Außerdem  ist  durch  die  Fest- 
setzung der  Höchstzahl  10  000  eine  unübcrschreitbare  Grenze 
gezogen. 

FERNSPRECH-  UND  FERNSCHREIBWESEN 

Das  neue  Kabel  Rheinland— Berlin.  Aus  Essen  wird  ge- 
meldet: .\m  10.  November  sind  von  dem  großen  neuen  Kabel 
Rheinland — Berlin  zwei  Leitungen  provisorisch  in  Betrieb  ge- 
nommen worden. 

-Wi-  Das  Zusammenziehen  von  Wörtern  in  Telegrammen 

ist  nur  insoweit  statthaft,  als  es  sich  mit  dem  Sprachgebrauch 
verträgt.  Unzulässige  Zusammenziehungen  oder  Verände- 
rungen von  Wörtern  werden  \on  der  Aufgabeanstalt  so  be- 
rechnet, als  wenn  sie  ordnungsmäßig  geschrieben  worden  wären. 


Privattelegraphen.  Das  Recht,  Telegraphenanlageu  für  die 
\  ermittlung  von  Nachrichten  zu  errichten  und  zu  betreiben, 
sieht  nach  §  1  des  Gesetzes  über  das  Telegraphenwesen  vom 
ü.  April  1892  ausschließlich  dem  Reiche  zu.  Dieses  Recht  kann 
nach  §  2  auch  Privaten  verliehen  werden.  Die  Ausführungs- 
l)estimmungen  vom  17.  November  1921  Jjesagen  hierüber  fol- 
.gendes:  1.  Für  die  Cienehmigung  von  Pri\attelegraphen  sind  im 
allgemeinen  die  Obcr-Postdirektionen  zuständig,  bei  Anlagen 
von  mehr  als  25  km  (bei  gemeinnützigen  Starkstromunter- 
iiehmungen  von  mehr  als  50  km)  das  Reichspostministerium. 
2.  Privattelegraphcn  mit  nur  zwei  BetriebsstelKn  im  selben  Orte 
oder  im  Bcstellbezirk  derselben  Postanstalt  sind  gebührenfrei. 
;').  Für  andere  Privattelegraphen  wird  eine  Jahresgebühr  (als 
\'ergütung  für  Verwaltungskosten  und  Ausfall  von  Gebühren) 
i  rhoben.  und  zwar  für  jedes  angeschlossene  Grundstück  (ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  darauf  befindlichen  Betriebsstellen) 
l)is  5  km  einschließlich  oder  bei  größeren  Entfernungen,  wenn 
sämtliche  Betriebsstellen  im  selben  Orte  oder  im  Bestellbezirk 
derselben  Postanstalt  liegen  und  der  Inhaber  des  Privat- 
lelegraphen  auf  einem  der  für  diese  in  Betracht  kommenden 
Grundstücke  einen  Fernsprechanschluß  besitzt  oder  einen  solchen 
nur  mit  unverhältnismäßig  hohen  Kosten  erhalten  könnte  gleich 
10  M.;  in  anderen  Fällen  bis  15  km  gleich  120  M.,  bis  25  km 
gleich  200  M.,  bis  50  km  gleich  .'',20  M.,  bis  100  km  gleich  480  M., 
für  jede  weiteren  angefangenen  100  km  gleich  240  M.  mehr. 
I.  Für  Privattelegraphen  für  gemeinnützige  Starkstromunter- 
nehmungen ermäßigen  sich  die  Sätze  wesentlich.  5.  Liegen  ein- 
zelne Betriebsstellen  von  Privattclcgraphen  einer  Transport- 
anstalt abseits  der  Bahnlinie,  so  sind  nur  diese  gebührenpflich- 
tig. 6.  Die  Gebühren  gelten  ab  1.  Januar  1922  auch  für  be- 
stehende Pri\  attelegraphen. 

-Wi-  Neuere  Bestimmungen.  Fernsprechanschlüsse,  die  nur 
dem  Fernverkehr  dienen  sollen,  können  vom  Teilnehmer  be- 
stimmt werden.  Der  Anschluß  wird  dann  beim  .Anruf,  ohne 
daß  angefragt  wird,  sogleich  mit  dem  Fernatnt  verbunden.  Für 
solche  Anschlüsse  sind  die  bestimmungsinäßigen  Gebühren  für 
einen  gewöhnlichen  Hauptanschluß  zu  entrichten.  Telegramme 
können  durch  Fernsprecher  dem  A^crmittlungsamte  für  eine  Ge- 
bühr von  10  Pf.  für  das  Wort,  mindestens  2  M.  neben  den  be- 
stimmungsmäßigen Gesprächs-  und  Telegrammgebühren,  zu- 
gesprochen werden.  Für  die  Dauer  der  Schließung  eines  An- 
schlusses werden  künftig  die  laufenden  Gebühren  auf  Antrag' 
anteilmäßig  erstattet,  wenn  der  .Anschluß  länger  als  14  Tage 
gegen  den  Willen  des  Teilnehmers  ununterbrochen  vollständig 
außer  Betrieb  war.  Das  gleiche  gilt,  wenn  ein  Anschluß  ohne 
N'erschulden  des  Inhabers  aus  technischen  Ursachen  betriebs- 
iinfähig  geworden  ist  und-  die  Unterbrechung,  nachdem  sie  zur 
Kenntnis  der  Telcgraphenverwaltung  gelangt  ist,  länger  als 
I  1  Tage  dauernd  bestanden  hat.  \^'ünscht  ein  Teilnehmer,  der 
verreist,  daß  sein  Anschluß  für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit 
nicht  angerufen  und  daß  der  .Anrufende  verständigt  werde,  so 
muß  der  Teilnehmer  dies  bei  seinem  Fernsprechamte  vorher 
schriftlich  beantragen.  Das  Fernsprechamt  entspricht  dem  An- 
trage kostenlos.  Hierdurch  wird  auch  einer  mißbräuchlichen 
Benutzung  der  Sprcchstelle  des  Antragstellers  während  seiner 
Abwesenheit  vorgebeugt.  Von  der  Grundgebühr  wird  dem  Teil- 
nehmer für  die  Dauer  seiner  Abwesenheit  nichts  erstattet.  Hin- 
sichtlich der  Kündigung  gilt  vom  1.  Oktober  ab  nach  der  neuen 
Fernsprechordnung  die  dreimonatige  Kündigungsfrist  zum 
Quartalsschluß.  Wird  eine  Kündigung  vor  Aufhebung  der  Ein- 
richtungen zurückgezogen,  so  hat  der  Teilnehmer  die  schon  auf- 
gewendeten Kosten,  mindestens  20  M.  für  nutzlose  Verwaltungs- 
arbeit, zu  erstatten. 

KRAFTFAHRWESEN 

-Wi-  Automobilerzeugung  in  Amerika.  Es  ist  überraschend, 
wie  groß  die  Produktionsziffern  in  der  amerikanischen  Auto- 
mobilindustrie in  den  letzten  20  Jahren  geworden  sind.  Als 
maßgebend  gelten  vor  allem  die  bekannten  Ford-Werke  in 
Detroit,  die  im  Jahre  1901  gegründet  wurden  und  in  denen  im 
Oktober  1920  das  5  000  000.  Automobil  hergestellt  worden  ist. 
Gegründet  wurde  die  Ford-Motorcompan\-  mit  einem  Kapital 
\  on  100  000  Dollar  von  Henry  Ford,  dessen  Verdienst  es  ist, 
daß  die  Automobilerzcugung  diesen  Umfang  annehmen  konnte. 
Er  hatte  als  erster  eingesehen,  daß  die  Automobilindustrie  als 
Luxusindustrie,  die  sie  zu  Anfang  ausschließlich  war,  nicht 
existieren  könne  und  befaßte  sich  daher  vor  allen  Dingen  mit 
der  Verbilligung  der  Automobile.  Nachdem  die  Jahreserzeugung 
von  3700  Wagen  im  Jahre  1901  nur  langsam  auf  11  000  Wagen 
im  Jahre  1903  gestiegen  war,  nahm  sie  im  Jahre  1907  einen  be- 
deutenden Aufschwung  und  stieg  auf  44  000,  im  Jahre  1908  auf 
^^^5  ODO  Wagen.  Trotz  des  inzwischen  einsetzenden  Wett- 
bewerbs stiegen  die  Absatzzifferu  infolge  Verbesserung  der  Her- 
stellungsmethoden immer  mehr,  so  daß  im  Jahre  1909  126  500 
und  im  darauffolgenden  Jahre  .über  200  000  Automobile  her- 
gestellt werden  konnten.  .Auffallend  ist  das  Fallen  der  Preise, 
die  für  die  Automobile  gezahlt  wurden.     In  den  ersten  acht 


s 


Verschiedenes 


16  Jahrgang.    Heft  1.    5.  Januat  1922 


Jaliiun  des  Bestehens  der  Ford-Werke  ivar  der  Preis  \-on  lM  Iö 
auf  814  l^ollar  zurückgegangen  und  lietrug  im  Jahre  1911  nur 
noch  605  Dollar.  Seine  Erklärung  findet  der  f 'reisrückgang 
darin,  daß  die  Automobile  in  Amerika  infolge  der  He\ulkeruugs- 
zunahme  und  Steigerung  des  Reichtutns  der  Industrie-  und 
Finanzkreisc  einen  Ab<;atz  fanden,  der  in  Europa  undenkbar  ge- 
wesen wäre.  Die  amerikanische  Automobilindustrie  arbeitete 
im  Jahre  1920  mit  einem  Kapital  von  ungefähr  1  205  000  000 
Dollar,  beschäl  I  i.ui  r  .'i25  000  /Vrbeiter  und  Angestellte  und  zahlte 
an  Gehältern  und  Lohnen  ungefähr  IS;^,  000  000  Dollar.  An  der 
Spitze  der  Automobilindusi  rie  Amerikas  stehen  nach  wie  vor 
die  Ford-Werke  mit  einer  jiihrlichen  Automobilerzeugung  von 
ungefähr  K>  Million  Wagen. 

Ein  Straßenautomat  für  Autobrennstoff.  Eine  bemerkens- 
werte Erfindung,  der  anscheinend  eine  .i;nj|,H' Zukunft  im  Auto- 
niobilwesen  bevorsteht,  wird  in  englischen  h'achzeitschrifteii  be- 
schrieben. Es  handelt  >icli  um  einen  auf  öffentlichen  Plätzen, 
an  städtischen  Strafien  niKv  Chausseen  aufzustellenden  Auto- 
n'aten,  der  in  einer  All  l'aiik  ciiu-  ,u,rMHei"e  .Menge  ^>l■enn■^toff  lür 
Kraf  twagcnniotore  enthalt  nnd  dem  von  \-(  )niln'rfa]iren(len  .\uto- 
mobilisteri,  deren  P>enzinvorrat  xnr  Xeige  geht,  eine  l)e--tininite 
Menge  neuen  ,, Proviants"  gegen  l-inwnrf  eine^  entsprechenden 
(ieldbetrages,  bei  Benutznim  eines  l)es(inderen  I^ehlüssels  nnd 
durch  Ansehranlien  einei'  SchlauehleilunK  entnommen  v\  erden 
kann.  Einr  ■sinnreiche  Ki  in--i)"nkti()n  und  die  .\n\\  endung  \  on 
(lasdruck  ermöglichen  e>.  die  jeweils  abzugebende  Qu.antität 
Brennstoff  mit  größter  (ienauigkeit  zu  bemessen.  Die  ent- 
nommene Alenjir  l^enzin,  Brennspiritu--  n^w.  wird  in  den  .Auto- 
maten auf  einer  Tafel  \erzeichnet.  au^  der  auch  :-;leiclizeitig  die 
noch  in  dem  T.ink  enth;dtene  .Menge  zu  ersehen  ist.  Der  .Appa- 
rat ist  durchaus  feuer-  und  dit  bstahlsiclier  nnd  Scdl  höchst  exakt 
und  ökonomisch  arbeiten.  l"i  eiunit  sieh  im  iibrigeii  auch  für 
Flugzeuge  zur  .■Xnffüllung  des    I >rennstoff\ orrats. 

(Magd.  Ztg.) 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

Das  Stahlbeton-Verfahren  nach  Prof.  Dr.-Tng.  A.  Klein- 
1  o  g  e  1  -  Darmstadt.  (D.  R.  P.  und  Auslandspatente.)  Bei  Be- 
toti-  und  Eiseid)et(  inbanten  ist  das  nach  außen  hin  in  die  Er- 
sclleinuni;  tretende  M.iteri.'d  --tels  der  Beton,  dessen  Sicht-  und 
( iebranelisllaclu  ii  v  ielfach  erheblichen  mechanischen  Bean- 
.spruchnngen  ausgesetzt  sind,  welche  an  die  Widerstandsfähig- 
keit und  Haltbarkeit  der  Betonflächen  oft  große  Anforderungen 
stellen.  Bei  den  EnL!b(')den  vun  Fabrik-  luid  Lagerräumen,  bei 
Personen-  und  <  i  e  i)  ä  e  k  b  a  h  n  s  t  e  i  g  e  n  ,  bei  Werkslatt- 
böden, Koksloschbulnn  II,  Treppen  und  P  (j  d  e  s  t  e  n  aller 
Art.  bei  L  o  k  o  m  o  t  i  \  ^  e  Ii  u  p  p  e  n  ,  bei  Rut^ehflächeii  von 
.Silos,  Erzbehältern  und  K  o  Ii  I  e  n  b  n  n  k  e  r  n  ,  in  Ivesseihänsern, 
bei  Eisenbeton-Schiffen,  sowie  bei  den  Arbeitsboden  \on  Eisen- 
beton-Liüterwagen  steht  die  l'rage  der  mechanischen  Abnützung 
des  Betiin>  mit  im  \V)rdergrund.  Das  Stahlbeton-\'erf ahren  ge- 
stattet, eine  in  beliebiger  Stärke  aufzubringende,  zusanimenhim- 
gende,  einheitlich  geschlossene,  gegen  mechanische  .Kljnützung  in 
hohem  Grade  widerstandsfähige,  st  a  h  1  a  r  I  i  g  e  Metall  h  a  n  t 
auf  Beton,  auf  Ziegeln,  ;mf  L.imsljeton,  .auf  K(jrk.  scjwir  ;iuf  l)e- 
liebigen  Natursteinen  zu  erzeugen.  Laut  aintliclur  W'rsuche  ist 
der  Härtegrad  des  .Stalilbeton--  selbst  besten  mascliinengepretiteii 
Kunststeinplatlen  an  .Kbnntznng  achtfach  überlegen,  lui  sach- 
gemäßer Ausfiihrniej,  i^t  der  Verband  mit  der  Lnlerla-^e  ein 
ausgezeichneter,  l)al)ei  ist  flie  Bearbeitungsnidglichkeit  der 
Stahlbetnnmasst-  nach  A  ersuehen.  welche  in  der  M.aU  i  ial- 
l)rüfungsanstalt  der  Technischen  Hochschule  Darmstadl  durch- 
geführt wurden,  ähnlich  wie  Gußeisen;  Stahlbeton  lallt  sich 
ebenso  hobeln,  drehen,  bohren,  feilen,  sä.gen  und  schKifeii. 
Selbst  die  Boln  h  iclu  r  zeigen  glatte  W;induiigen  ohne  aus- 
gebrochene Stellen  Im  1111  .\ustritt  des  Bohrers.  Die  Zug-  nnd 
Biegnngsfesti.ukeit  isi  etwa  doppelt  sn  grof'i  wie  hei  bestem  Be- 
ton. I)ie  Druck  fesl  igkeif  ist  etwa  drei-  bis  viermal  größer,  lune 
besonders  wichtige  Eigenschaft  ist  die  .ilisolnte  W'asserdieliiluit 
des  Stahlbetons.  Eine  nur  von  Hand  aufgehrachti',  also  keines- 
wegs aufgepreßte  Stahlbetonschicht  von  mir  5  mm  .St;irke 
widerstand  einem  \\'asserdruck  bis  zu  II  Ann.  auf  die  Dauer 
von  192  Stunden,  o  h  n  e  daß  sich  irgendwelche  Undichtheiteii 
zeigten.  Versuche  bis  zu  GO  Atm.  sind  im  Gange.  —  Es  hat  sich 
bis  jetzt  immer  gezeigt,  daß  \'erfahren,  welche  mit  besonderen 
Umständen  nnd  .Sclivv  ieri.ukeiteii  v  erbunden  sind,  in  der  Praxis 
auf  die  Daner  sich  nicht  bewähriii.  Das  St ahll)eton-\'erfahren 
ist  ebensfj  einfach,  wie  die  Merstellung  von  wasserdichtem 
Zementmörtel,  jeder  eiiiigermal.ieii  intelligente  .\rbeiter  ist  nach 
kurzer  Anleitung  in  der  Lage,  das  \'erfahreii  vollständig  zu  be- 
herrschen. Ein  besonderer  Vorzug  ist  es,  daß  der  Stahlbeton 
auf  kaltem  Wege  erzeugt  und  aufgetragen  wird.  Das  A'erfahien 
wird  sowohl  in  zusammenhängender  Fläche  (wie  Estrich),  ;ils 
auch  in  PI  ,-it  t  eiifonii  zur  .\ii -fiihrung  gebraclil.  In  Den  t  sclil  .i  iid 
sind  es  bereits  '2."i  1  .izeiiziieliiner,  welche  d;is  .Siahlbetoii-\  er- 
fahren ausüben.  Im  ganzen  wurden  bis  jetzt  200  000  kg  Märle- 
material  \erarbeitet. 


PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Schutz  der  Bezeichnung  „Ingenieur".  Der  \'orstandsrat  des 
\'.  d.  1.  hat  in  seiner  Tagung  in  Cassel  am  25.  Juli  1921  (vgl. 
„Nachrichten  des  V.  d.  I.'\  1921,  Nr.  43a,  S.  .3.'3  ff.)  über  den  Stand 
der  gesamten  Frage  eines  Schutzes  der  „Ingenieur"-Bezeichiiung 
verhandelt.  Der  V.  d.  I.  will  darnach  im  allgemeinen  an  dem 
gegenwärtigen  Zustand  der  völligen  gesetzlichen  Freiheit,  ohne 
Unterschied  zwischen  Akademiker  und  Fachschüler  festhalten. 
Sein  hierfür  zuständiger  Ausschuß  gab  die  Anregung,  diese 
Sache  im  ,, Deutschen  \'erband  technisch-wissenschaftlicher 
\  ereine"  weiterzubehandeln,  wo  zweifellos  die  breitete  Grund- 
lage für  solche  Arbeiten  bestehen  dürfte.  Diese  Verhandlung 
zum  Teil  namhafter  Fachleute  sei  der  Beachtung  unserer  Leser 
empfohlen.  .Sie  läßt  klar  erkennen,  daß  man  im  V.  d.  I.  außer 
dem  Diplom-Ingenieur  nicht  nur  den  aus  höheren  sondern  auch 
den  aus  niederen  Maschinenbauschulen  hervorgegangenen 
Technikern  die  Bezeichnung  ,, Ingenieur"  zuerkannt  wissen 
möchte,  geeignetenf alls  auch  den  nicht  nach  einem  förmlichen 
Lehrplan  \'orgebildeten,  die  sich  durch  Selbststudium  oder 
praktische  Erfahrung  angesehene  Stellen  erkämpft  haben.  Der 
V.  D.  1.  erblickt  einen  Mißstand  in  der  verwaltungsmäßigen  \'er- 
leihuiig  der  .Amtsbezeichnung  ,, Ingenieur"  an  die  mittleren 
technischen  l''isenbahnbeamten.  Im  .Anschluß  an  unsere  Mit- 
teilung in  Nr.  1.1  der  „A'.  W."  1921.  Seite  .351  sei  hier  der  Be- 
schluß der  (iL  Hauptversannnlung  des  A'.  d.  I.  auszugsweise 
wiedergegeben:  „Ingenieur"  ist  eine  Berufsbezeichnung. 
Ihr  kann  grundsätzlich  nicht  der  Charakter  einer  Amts- 
bezeichnung gegeben  werden.  Erst  recht  unzulässig  ist 
aber  eine  solche  Amtsbezeichnung  bei  Beamtenklassen,  deren 
Angehörigen  die  Fachwelt  nicht  einmal  die  Berechtigung,  sich 
„Ingenieur"  zu  nennen,  zuerkennt.  Der  V.  d.  I.  erblickt  in  der 
unzulässigen  Verwendung  des  Wortes  ,, Ingenieur"  in  Dienst- 
und Amtsbezeichnungen  eine  Schädigung  des  Ansehens  des 
Ingenieurstandes  und  erwartet,  daß  die  Behörden  Amtsbezeich- 
nungen wie  „Marineingenieur"  und  ,, Werksingenieur"  zurück- 
nehmen und  zukünftig  von  solcher  Verwendung  der  Berufs- 
bezeichnung ,, Ingenieur"  absehen.  Eine  Aenderung  der  er- 
wähnten Amtsbezeichnungen  dürfte  durch  diesen  Beschluß  nicht 
angebahnt  werden.  T  e  t  z  1  a  f  f. 

SS  Dr.  Walter  Rathenau  hat  beim  Eintritt  in  die  Reichs- 

regiernirg  sein  Anfsichtsratsamt  niedergelegt. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

55  Eine  Eisenbahn-Tarifherabsetzung  soll  in  Dänemark  vor- 
'-tenommen  werden.  Die  beabsichtigte  A'erminderung  der  Tarii- 
liolie  beträgt  im  .Stückgut verkehr  25  v.  H.,  bei  W^agenladungen 
12  5  V  H.,  bei  lebendem  A'ieh  33,5  v.  H.  und  im  Personenverkehr 
10  bis  12  v.  H.  Man  rechnet  zwar  zunächst  mit  einem  Ein- 
iiahiiieausf all  von  .30  Mill.  Kr.,  erwartet  jedoch  durch  die  Maß- 
nahme eine  solche  Belebung  des  A'erkehrs,  daß  der  effektive 
.Ausfall  nur  10  Mill.  Kr.  beträgt. 

-Auch  die  Eisenbahnen  der  A'  e  r  e  i  n  i  g  t  e  n  St  a  a  t  e  n  von 
.Vmerik.i  haben  die  Frachtraten  für  Erzeugnisse  der  Landwirt- 
schaft in  ^^'aggonladnngen  zunächst  auf  die  Dauer  von  sechs 
Monaten  um  10  v.  II.  ermäßigt. 

55  Die  neuen  Eisenbahntarife,  die  für  den  1.  Februar  1922 

in  .Aussicht  genommen  sind,  werden  folgende  Sätze  auf  den 
Kilometer  ergeben:  I.  Klasse  133,1  Pf.,  im  Jahre  1913  9  Pf.; 
11.  Klasse  74.0  Pf.,  im  Jahre  1913  4,5  PL:  III.  Klasse  44.4  PL. 
im  Jahre  191.1  :!,0  Pf.:  I\'.  Klasse  29,6  PL,  im  Jahre  1913  2,0  Pf.: 
eine  P.ah ns I e igk ar t e  100  Pf,  im  Jahre  1913  10  Pf. 

55  Eisenbahnabkommen  mit  den  Ost-Randstaaten.  Zwischen 
Deutschlaiul  nnd  Estland,  Lettland,  Litauen  ist  in  Riga  ein 
.\  1)  k  o  m  111  e  n  unterzeichnet  worden,  das  eine  grundsätzliche 
l^inignng  über  alle  I-'ragen  des  direkten  Personen-,  Gepäck-  und 
Güterverkehrs  enthiilt.  Die  Bestätigung  durch  die  einzelnen 
Kegiernngen  steht   noch  aus, 

-Wi-  Für  den  Berliner  Personenverkehr  über  die  A'orort- 
grenze  hinaus  ist  zugunsten  der  Fernrciseti  eine  Neuerung  .ge- 
troffen worden.  Es  werden  seit  dem  1.  Dezember  sogenannte 
,, .Anstoßkarten"  ausgegeben,  mit  denen  man  bis  zur  A'orortgrcnz- 
station  die  wesentlich  billigere  A'orortbahn  und  von  da  ab  die 
Fernbahn  benutzen  kann.  Die  An.stoßkarten  werden  für  die 
2.,  3.  und  4.  Klasse  ausgegeben  und  haben  vier  Ta.ge  Gültigkeit. 
.Auf  der  A'^orortstrecke  berechti.gen  die  Karten  1.  Klasse  zur 
Benutzung  der  3.  \\'a.gcid<lasse.  Die  Karten  gelten  jedoch  nur 
für  eine  an.schließende  Bemitzung  beider  Bahnen,  die  durch  einen 
.Strich  getrennten  beiden  .Abschnitte  kömicn  nicht  einzeln  ver- 
wendet, auch  dürfen  auf  den  A'orortstrecken  mir  A'orortzügc 
nnd  zwar  ohne  LTnterbrechung  der  Fahrt  bemitzt  werden.  A'or- 
läufig  erfolgt  die  .Ausgabe  dieser  neuen  Karten  nur  für  be- 
s'timmte  Stationen,  jedoch  ist  in  Aussicht  genommen,  später 
auch  weitere  Stationen  mit  cinzubeziehen. 
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DER  KOHLENVERBRAUCH  BEIM  ZERLEGEN  DER  GÜTERZÜGE  ÜBER 

ABLAUFBERGE. 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  WILHELM  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN. 


In  d(.ii  Einlahrglfi.sen  der  \\.rschicbLbahiihölc  wcrdcu  die 
('üterzüge  von  einer  RanKierlokomotivc  auf  die  Spitze  des  Ab- 
laufberges gedrückt,  von  dem  die  Wagen  einzeln  oder  in  Gruppen 
infolge  der  Schwerkraft  in  die  Richtungsglcise  abrollen.  Die  Lo- 
komotive hat  bei  dieser  Bewegung,  die  gleichförmig  mit  einer  (ie- 
schwindigkcit  von  0,7  bis  1,2  m/Sek.  erfolgt,  Lauf-  und  Steigung>- 
widerstände  zu  überwinden.  Je  größer  diese  sind,  desto  starker  ist 
der  Kohlenvcrbrauch  für  diese  Arbeit.  Um  diesen  nicht  allzusehr 
zu  erhöhen,  sind  die  Züge  bei  tiefen  Außentemperaturen  späte- 
stens eine  \'icrtelstunde  nach  ihrer  Ankunft  zu  zerlegen,  dadurch 
das  Nachlassen  der  Schmierfähigkeit  des  Oeles  infolge  der  .\b- 
kühluiig  der  Laufwiderstand  auf  der  wagerecli ten  geraden  Balm 


Die  Einfahrgleise  des  Bahnhofs  X  haben  zur  Zeit  einen 
Längenschnitt  nach  Abb.  la  (untere  Linie  für  die  Schienenober- 
kante). .Beim  Halten  spannen  die  Güterzuglokomotiven  im  all- 
gemeinen etwa  am  Ende  des  Steigungsabschnitts  von  2  "/oo,  270  m 
von  der  Ablaufspitze  ab  (Abb.  2).  Die  Rangierlokomotiven 
drücken  darauf  die  Züge  zunächst  bis  zur  Spitze  des  Berges  und 
sodann  weiter  zum  Abrollen  der  Wagen.  Da,  wie  bereits  gesagt, 
diese  Bewegung  gleiciiförmig,  also  ohne  Beschleunigung  ist,  muß 
die  Kraft  Z  der  drückenden  Rangierlokomotive  gleich  dem  Zug- 
^vidcrstand  W  sein. 

Nimmt  man  für  die  Berechnung  an,  daß  sich  das  Gewicht 
G  des  Zuges  gleichmäßig  über  dessen  Länge  L  verteilt,  dann  ist 


bei  beginnendem  Frost  sich  etwa  verdoppelt  und  bei  starkem 
Frost  sich  verdreifacht.  Am  wirksamsten  könnte  man  den  Kohlen- 
\  erbrauch  verringern,  wenn  man  die  Einfahrgleise  in  schwachem 
(jefälle  oder  wagerecht  anlegen  würde.  Jedoch  ist  eine  geringe 
Steigung  erforderlich,  um  den  Zug  für  das  Ausheben  der  Kupp- 
lungen zusammenzudrücken. 

Auf  Bahnhöfen,  auf  denen  erst  später  ein  Ablaufberg  au- 
gelegt worden  ist,  wurden  vielfach  die  Einfahrgleise  nicht  ent- 
sprechend mitgehoben,  die  Gegenncigung  des  Berge's  beg-nnt 
vielmehr  erst  am  Ende  der  Gruppe.  Man  wollte  hier  mit  geringen 
Baukosten  die  Ausnutzung  der  Schwerkraft  für  das  Zerlegen  Arx 
Züge  erreichen,  hat  aber  dabei  den  Kohlenverbrauch  für  das 
Hinaufdrücken  der  Züge  auf  den  Ablaufberg,  also  die  dauernde 
Erhöhung  der  Betriebsausgaben,  nicht  berücksichtigt. 

Wie  das  Heben  der  Einfahrgleise  den  höheren  Bauaufwand 
durch  Ersparnisse  an  Kohlen  bezahlt  macht,  möge  nachstehendes 
Beispiel  aus  der  Praxis  zeigen,  das  nach  einem  Verfahren  aus 
meiner  Habilitationsschrift  „Einheitliches  zeichnerisches  Ver- 
fahren zur  Ermittlung  der  Fahrzeiten,  der  Zugförderungsarbeit, 
sowie  des  Kohlen-  und  Stromverbrauches  (Verlag  H.  Prikarts, 
Mainz)  berechnet  ist. 


q  =  ^  t/'ii  das  (lew  icht  für  einen  lfd.  m  des  Zuges.    Mit  dem 

Ablauf  der  Wagen  nimmt  die  Länge  des  Zuges  und  bei  gleich- 
mäßiger Gewichtsverteilung  auch  im  linearen  \'erhältnis  der  vom 
Zuggewicht  abhängige  Widerstand  ab.  In  gleichem  Maße  muß 
sich  daher  auch  die  Druckkraft  der  Lokomotive  vermindern. 
Dies  wird  durch  allmähliche  \'crkleincrung  des  Füllnngsgrades 
und  der  Regulatoröffnung  (Drosselung  des  Dampfes)  erreicht. 
Bei  der  geringen  Geschwindigkeit  ist  deren  Einfluß  auf  den  Lauf- 
widerstand Wo  zu  vernachlässigen,  so  daß  für  gewöhnliche  \'er- 
hältnisse  Wo  =  2,5  kg/t  gesetzt  werden  kann.  Der  Steigungs- 
widerstand s  kg/t  ist  gleich  der  Steigung  s  in  "/oo,  auf  der  sich 
der  betreffende  Zugteil  befindet. 

Die  auf  Bahnhof  X  ankommenden  Züge  sind  in  der  Regel 
mit  120  Achsen  ausgelastet.  Nimmt  man  als  Bruttogewicht  einer 
Achse  im  Durchschnitt  10  t  an,  so  beträgt  das  Gesamtgewicht 

der  Wagen  1200  t 

Das  Gewicht  der  Rangierlokomotive  T^g  ist  ==     80  „ 


sodaß  das  Zuggewicht  G  =  1280  t  ist. 
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Der  Kohlenverbrauch  usw. 


Die  Länge  L  des  Zuges  beträgt  bei  einer  durchschnitt- 
lichen Wagenlänge  von  8,5  m  und  10  m  für  die  Lokomotive 

Q 

=  60  •  8,5  +  10  =  520  m  —  sodaß  q  =  ^  i^*- 

Die  Rangierlokomotive,  die  den  Zug  auf  den  Berg  drücken 
soll,  steht  bei  Beginn  dieser  Bewegung  270  +  520  =  790  m  vom 
Ablaufpunkt  entfernt;  der  Zug  befindet  sich  vollständig  auf  der 
Steigung  Si  =  2%o.  sodaß  der  Zugwiderstand  =  9  •  L 
(Wo  +  s,)  =  G  (Wo  +  Si),'=  1280  (2,5  +  2)  =  5900  kg  =  5,9  t  betragt. 
Diesen  Wert  trägt  man  von  einer  Wagerechten  im  Standort  der 
Lokomotive,  also  hier  790  ni  \  om  Ablaufgipfel  senkrecht  nach 
oben  in  einem  beliebigen  Maßstab  auf  und  erhält  den  Punkt  XV^ 
(Abb.  2). 

Befindet  sich  nach  weiterem  \'orrückLn  der  Schlul.i  des  Zuges 
auf  dem  Steigungsabschnitt  von  7,5  "/oo-  ^'->  steht  die  Rangier- 
lokomotive 690  m  vom  Berggipfel  entfernt.  Der  Zugwiderstand 
ist     dann     Wo  =  2.5  . 100  (2,5  +  7,5)  +  2,5  .  420  (2.5  +  2)  =  7,25  t. 


oder  da  1  nit  —  270  PSst  (Pferdekraf tstunden)  sind  ist  A  = 
29,3  PSst. 

Der   Krünnnungswiderstand   ist   für  1   t   Zuggewicht  nach 
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der  y.  Röckl'schen  I'ormel     Wi   =    kg't.    Iis  ist  R 

der  Halbmesser.  Gelangt  der  Zug  in  eine  Gleis-  oder  Weichcn- 
krünunung,  so  wächst  der  Krümmungswiderstand  linear  bis  zu 
einem  Höchstwert  q  .  h  .  w,.  Es  ist  h  die  Länge  der  Krüm- 
nning.  Für  eine  Weiche  ]  :  9,  deren  Halbmesser  180  m  ist, 
istW,  =^5.2  kg.  Wird  der  Zug  aus  Gleis  12  auf  den  ßerg 
gedrückt,  so  ist  Ir  =  70  m  und  Wr  =  q  .  Ir  .  Wr  =  2,5  .  70  .  5,2  = 
0,9  to.  Diesen  Wert  trägt  man  über  den  Polygonseiten  der 
Abb.  2  in  den  Punkten  b,  c,  d  und  e  auf  und  verbindet  die 
oberen  Endpunkte  miteinander  sowie  mit  a  und  f  (punktiert 
in  Abb.  2  eingetragen).  Der  Inhalt  dieser  Zusatzfläche  ist 
Fr  =  L  .  Wr  .  q  .  h  =  520  .  0,9  =  470  mt  .  Es  erübrigt  sich  dem- 
nach  die   Zusatzfläche   besonders    aufzutragen,    sondern  man 


1 1 1  i  1 1 1 1 1 1 ,  II  1 1 1  ■  1 1 1 1 1  .Ti  1 1 1 1 1 1 1  ■  T 1 1 1 1 1 1 1 1 1 


Diesen  Wert  trägt  man  in  derselben  Weise  im  Standort  der 
Lokomotive  auf  und  erhält  Punkt  W2''.  Da  sich  beim  Vorrücken 
des  Zuges  der  Widerstand  geradlinig  ändert,  so  ist  Wi"  mit  Wo' 
durch  eine  Gerade  zu  verbinden.  Rückt  der  Zug  um  170  m 
weiter  vor,  so  steht  der  Schluß  auf  der  Bergspitze  und  die 
Rangierlokomotive  520  m  davon  entfernt.  Es  ist  dann  W;)  = 
2,5  .  170  (2,5  +  20)  +  100  (2,5  +  7,5)  +  250  (2,5  +  2)  =  15  t. 
Durch  Auftragen  dieses  Wertes  findet  man  Punkt  W3",  der  mit 
W2*'  verbunden  wird. 

Nunmehr  beginnt  der  Ablauf  der  Wagen;  der  Zugwider- 
stand nimmt  mit  der  Länge  des  Zuges  ab.  Steht  die  Rangier- 
lokomotive im  Brechpunkt   der   Steigungsabschnitte  von  2'*/oo 


zählt  nur,  falls  eine  Krümmung  durchfahren  wird,  die  Wert 
L .  Wr  .  q  .  Ir  dem  bereits  ermittelten  Flächeninhalt  für  einen 
im  geraden  Gleis  stehenden  Zug  hinzu.  Nach  Mitteilung  des 
Herrn  Oberregierungsbaurat  Strahl  vom  Eisenbahn-Zentral- 
amt kann  man  bei  Verschiebearbeiten  als  mittleren  Kohlen- 
verbrauch für  1  PSst  bei  einer  Heißdan-ipflokoniotive  3  kg,  bei 
einer  Naßdampflokomotive  15 — 20  Prozent,  mehr,  also  .3,5  kg 
annehmen. 

Auf  de  mBahnhof  X  werden  bisher  die  Güterzüge  mit 
einer  Heißdampflokomotive  T^g  über  den  Ablaufberg  gedrückt. 
Für  die  oben  berechnete  Arbeit  29,3  PSst  beträgt  daher  der 
Kohlenverbrauch  29,3.3  =  88  kg. 


und  7,5  7oo,  so  ist  W4  =  2,5 . 170  (2,5  +  70)  +  2,5  .  100  .  (2,5  + 
7,5)  =  12  t.  Der  entsprechende  Punkt  W,"  ist  mit  Ws»  zu 
verbinden.  Befindet  sich  der  Rest  des  Zuges  nur  auf  der 
Steigung  20  »/oo,  so  ist  W5  =  2,5  .  170  (2,5  +  70)  _=  10  t.  Ist 
die  Lokomotive  auf  dem  Berggipfel  angelangt,  so  ist  Wo  =  2,5  . 
10.2,5  =  0,063  t,  also  praktisch  =  0.  Ws"  ist  mit  Wi»  und  mit 
We*  wagerechten  Achse  zu  verbinden. 

Die  Höhen  der  so  entstandenen  Fläche  sind,  wie  gesagt,  die 
Zugwiderstände  und  gleich  der  Kraft  am  Triebradumfang  der 
Rangierlokomotive,  die  wagerechten  Entfernungen  sind  die  vom 
Rangierzuge  zurückgelegten  Wege.  Der  Inhalt  der  Fläche  ist 
also  die  aufgewandte  Arbeit  der  Lokomotive  in  mt.  Er  setzt 
sich  von  den  einz-elnen  Teiltrapezen  und  dem  Schlußdreieck  zu- 
sammen, deren  Größe  ist: 


Fl 

_  [5,9  -f-  7,25 
2 

•  100  = 

660  mt 

F2 

_    7,25  +  15 
~  2 

•  170  = 

1920  „ 

F3 

_    15  -f  12 

2 

•  250  = 

HH7(  1  ,. 

F.. 

_  12-1-10 
~  2 

•  100 

1 100  „ 

F5 

—  10 

9 

■  170  = 

850  „ 

Zugkraftarbeit  A  =  7900  mt, 


Zur  Verminderung  des  Kohlenverbrauchs  sollen  die  Ein- 
fahrgleise, wie  die  obere  Linie  der  Abb.  1  a  zeigt,  gehoben 
werden.  Da  die  Strecke  nach  dem  Bahnhof  zu  Gefälle  hat, 
ändern  sich  deren  Steigungsverhältnisse  dadurch  unmerklich. 
Das  Endstellwerk  soll  erhalten  bleiben.  Ungefähr  100  m  vor 
der  jetzigen  Einfahrweiche  legt  man  zweckmäßig  eine  Steigung 
von  6,5  «/oo  auf  250  m  bis  15  m  vor  der  ersten  Weiche  der 
Gruppe  an.  Von  dort  ab  wählt  man  für  die  Einfahrgleise  die 
zulässige  Höchstneigung  2,5  »/oo,  die  die  Gegenneigung  20  0/00 
des  Ablaufberges,  im  Abstand  35  m  von  der  Spitze  trifft. 
Bei  dieser  Ausbildung  des  Längenprofils  können  die  Zugloko- 
motiven näher  an  den  Ablaufberg  heranfahren.  Der  Weg  für 
das  Hinaufdrücken  des  Zuges  auf  die  Bergspitze  wird  kleiner. 
Dies  ist  wirtschaftlicher,  da  wegen  der  besseren  Dampfaus- 
nutzung der  Kohlenverbrauch  während  der  Zugfahrt  geringer 
ist  als  bei  dieser  Rangierbewegung.  Beim  Beginn  des  Zerlegens 
eines  Güterzuges  steht  die  Rangierlokomotive  in  einer  Entfer- 
nung von  630  m  (Abb.  3)  von  der  Bergspitze.  Der  Zugwider- 
stand, der  zu  bewältigen  ist,  bis  das  Ende  des  Zuges  an 
den  Neigungswechsel  von  2,5  »/oo  auf  20  »/oo  gelangt  ist.  ist 
gleichbleibend  und  beträgt  W'i 1280  •  (.2,5  +  2.5)  =  6,4  t. 
Diesen  Wert  trägt  man,  wie  beschrieben,  als  W^o^  in  den  Ab- 
ständen 630  und  550  m  von  der  Bergspitze  auf  und  verbindet 
beide  Punkte  wagerecht.  Ist  der  Schluß  des  Rangierzuges  auf 
den  Ablaufberg  gelangt,  so  ist  der  Widerstand  am  größten  und 
W'2  =  2,5  .  35  .  (2,5  +  20)  +  2,5  .  485  (2,5  +  2,5)  =  8  to.    Steht  wäh- 
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rcnd  des  Abiaufens  der  Wagen  die  Lokomotive  im  Steigungs- 
wechsel von  2,5  »/oo.  so  ist  W's  =  2,5  .  35  .  (2,5  +  20)  =  2  to.  Der 
Inhalt  der  Arbeitsfläche  ist  dann 

Fl'  =  H.4  •  75  =  ISO  mt 
F.='''^-ti:..5  =  .50  „ 

F,'  1=     ^      •  485  =  24ß0  .. 

Fl'  =     1     •    35  =    :55  „ 


A'  =  3195  =  rd  3200  mt  =  11,8  PSst. 

l'iir  die  \crschiebearbcit  soll  eine  Naßdampfzwillinglokomo- 
live  Ti3  verwendet  werden.  Der  Kohlenverbrauch  für  einen 
Zug  ist  dann  11,8.3.5=41  kg.  Durch  das  Heben  der  Einfahr- 
gleise werden  also  bei  jedem  Zug,  der  zerlegt  wird,  88—41  = 
47  kg  Kohlen  gespart.  Da  die  Tonne  Kohle  bis  sie  auf  dem 
Tender  liegt  ,500  M.  kostet,  so  werden  bei  jedem  Zug  23,50  M. 
gespart,  bei  20  Zügen  am  Tage  470  M.  und  im  Jahr  an 
.',40  Rangiertagen  160  000  M.  Kapitalisiert  entspricht  diese 
Kohlencrsparnis  einem  Betrage  von  3,2  Millionen  Mark. 

Ein  weiterer  Vorteil  wird  durch  das  Heben  der  Eiufahr- 
^ruppe  erreicht.  Bei  dem  jetzigen  Zustand  beträgt  der  größte 
Zugwiderstand  nach  ^•orstehendem  15  t,  zu  dessen  Ueberwin- 
(lung  die  Lokomotivgattung  Tio  bei  günstigen  \'erhältnissen 
gerade  noch  ausreicht,  die  aber  vornehmlich  für  den  Zugdicnsl 
und  nicht  für  den  Rangierdienst  bestimmt  ist.  Nach  dem 
Heben  der  Gleisgruppc  beträgt  der  größte  Zugwiderstand 
8,0  t.  Hierfür  reicht  diese  Lokomotivgattung  Tja,  die  eine 
eigentliche  Rangierlokomotive  ist,  bei  den  ungünstigsten  \'er- 
hältnissen  aus,  und  die  Tis  kann  wieder  für  den  Hütcrzugdienst 
nutzbar  gemacht  werden. 

Den  Bauaufwand  für  das  Heben  der  Eintahrgruppe  sowie 
der  beiden  Ueberholungsgleise  zeigt  nachstehender  Kosten- 
überschlag (vergl.  auch  Abb.  1  b). 


Kostenüberschlag. 

I.  60  000  cbm  Auftragsmassen     lösen,  aufladen, 

mit    gewöhnlichen    Zügen  heran- 
schaffen,    und     profilmäßig  ein- 
bauen    einschl.     der  Böschungs- 
arbeiten f.  1  cbm  12.50  JL  .    .    .      750  000  M 
1.     4  500  cbm  Kies  für  die  Gleise  beschaffen  und 

Abladen  f.  1  cbm  m  M   180  000  ,. 

'>.     1000  cbm  Steinschlag   für   die   Weichen,  wie 

vor.  f.  1  cbm  50    -50  000  „ 

I.  5  einfache  Weichen   1:9   aus  altbrauchbarem 

Stoff  beschaffen  f.  1  Stück  25  000  •  .  •  .  125  000  „ 
5.     500  m  altbrauchbares    Gleis    zu  beschaffen 

für  1  m  250   •    •      125  000  „ 

(i.   3  700  m  Gleise    im    Betriebe    aufnehmen  für 

\  m  n  M   44  500  „ 

7.  4  200  m  Gleise  wieder  verlegen,  für  1  m  15  M      63  000  „ 

8.  10  einfache     Weichen     1  : 9     aufnehmen,  für 

1  Stück    600  .//   6  000  „ 

2  doppelte   Kreuzungsweichen   1  : 9,'  wie  vor, 

für  1  Stück  1.300  M   2  600  ,. 

't.   15  einfache  Weichen  1  :9  verlegen,  für  1  Stück 

2200  JL   •       •       33  000  ,. 

3  doppelte  Kreuzungsweichen   1  : 9,   wie  vor, 

für  1  Stück  3600  JL   10  800  ., 

Für  die  Herstellung  der  Sicherungsanlagen  .      200  000  ., 

II.  Für   vorübergehende   Anlagen,  •  sonstige  Aus- 

rüstung und  zur  Abrundung   82100  ,, 

h'    X'erwaltnngsknsten  5  Prozent  der  Bausumme    .        88  000  ., 

Bausumme  ...    1  760000  JL 


Dem  einmaligen  Bauaufwand  von  1,76  Millionen  Mark  steht 
(.nie  dauernde  Ersparnis  an  Kohlenkosten  von  160  000  M.  jähr- 
lich gegenüber,  die  kapitalisiert  3,2  Millionen  M.  betragen.  Es 
ergibt  sich  also  für  die  Kohlencrsparnis  gegenüber  den  Bau- 
kosten ein  Ueberschuß  von  1440  000  M. 

Wenn  es  auch  selbstverständlich  ist,  daß  durch  das  Höher- 
Kgen  der  Einfahrgleise  eine  \'erringerung  des  Kohlenver- 
brauchs für  das  Zerlegen  der  Güterzüge  eintritt,  so  ist  es  jedoch 
für  einen  wirtschaftlichen  Vergleich  erforderlich,  diese  Erspar- 
nis zahlenmäßig  anzugeben.  Ein  Berechnungsverfahren 
iiierfür  zu  zeigen,  war  der  Zweck  obiger  Ausführungen. 


ZUR  FRAGE  DES  AUFBAUES  DER  BUCHFÜHRUNG  UND  DER  VERWALTUNG 

DER  REICHSBAHN. 

VON  DR.-ING.  GAEDE,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN. 


Die  nachstehenden  Betrachtungen  lassen  die  Frage  offen, 
ob  die  Reichseisenbahnen  im  Eigentume  des  Reichs  verbleiben 
sollen,  in  ein  gemischt-wirtschaftliches  Unternehmen  mit  starker 
Beteiligung  des  Reichs  eingebracht  oder  vollständig  in  die  Hände 
des  Privatkapitals  gegeben  werden  sollen.  Es  will  scheinen,  als 
ub  ein  zwingender  Grund  für  eine  Aenderung  des  Eigentumsver- 
hältnisses nicht  gegeben  sei,  daß  es  vielmehr  auch  ohne  sie  wohl 
möglich  sein  müßte,  durch  Loslösung  der  Eisenbahnfinanzen 
aus  dem  übrigen  Reichshaushalte  und  durch  innere  Neugestal- 
tung des  Unternehmens  einen  großen  Teil  der  der  Privatwirt- 
schaft eigenen  Vorzüge  auf  die  Eisenbahnverwaltung  zu  über- 
tragen und  auf  diesem  Wege  zu  einer  Gesundung  der  Eisenbahn 
zu  gelangen.  Im  folgenden  soll  versucht  werden,  zu  zeigen,  an 
welchen  Stellen  vor  allem  ändernd  Hand  a'ngelegt  werden  muß. 
Die  Neuordnung  wird  sich  umso  reibungsloser  und  leichter 
durchführen  lassen,  je  enger  sie  sich  den  vorhandenen  Einrich- 
tungen anschmiegt.  Es  wurde  deshalb  angestrebt,  den  gege- 
benen Verwaltungsaufbau  tunlichst  weiter  zu  verwenden. 

A,  Buchführung. 

Eine  wirtschaftlichen  Zwecken  dienende  Buchführung  muß 
einerseits  Klarheit  verschaffen  über  den  wirtschaftlichen  Erfolg 
des  Gesamtunternehmens,  andererseits  soll  sie  dem  Geschäfts- 
leiter einen  Einblick  in  die  Entwicklung  der  Einzelteile  des 
Unternehmens,  d.  h.  in  erster  Linie  die  Kenntnis  der  Selbst- 
kosten für  die  einzelnen  Erzeugnisse  vermitteln.  So  gewährt  sie 
die  Möglichkeit,  Mängel  in  der  Preisstellung  und  in  dem  Produk- 
tionsverfahren zu  erkennen  und  die  Stellen  zu  bestimmen,  an 
denen  ändernd  einzugreifen  ist.  Je  vielseitiger  die  Erzeugnisse 
und  je  verwickelter  der  Geschäftsbetrieb  ist,  um  so  mehr  entsteht 
das  Bedürfnis  nach  einer  die  Zusammenhänge  bis  ins  einzelne 
klar  legenden  Buchführung.  Bei  großen  industriellen  Unter- 
nehmungen ist  man  deshalb  zu  einer  buchungsmäßigen  Auf- 
teilung des  Gesamtunternehmens  in  Einzelbetriebe  übergegangen, 
die  wie  selbstständige  geschäftliche  Unternehmungen  mit  ein- 
ander verkehren  und  Waren  und  Leistungen  gegen  Vergütung 
austauschen.  Eine  so  ausgebaute  Buchführung  bietet  jederzeit 
ein  übersichtliches  Bild  über  die  geschäftliche  Lage  jeder  ein- 
zelnen .Abteilung. 


Kaum  ein  industrieller  Betrieb  ist  so  verwickelt  in  seinem 
inneren  Aufbau  und  hinsichtlich  der  Zahl  und  Verschiedenheit 
der  Selbstkostenfaktoren  wie  eine  Eisenbahn.  Es  erscheint  des- 
halb aussichtslos,  bei  einem  Eisenbahnunternehmen  von  der 
Größe  der  deutschen  Reichsbahn  aus  einer  das  Gesamtuntei- 
nehmen  umfassenden  einheitlichen  Buchführung,  die  zur  erfolg- 
reichen Leitung  uiterläßlichen  Einblicke  in  die  Einwirkung  der 
einzelnen  (Geschäftszweige  auf  das  Gesamtergebnis  zu  gewinnen. 
Ohne  diese  Kenntnisse  können  aber  alle  Schritte  zur  Verbesse- 
rung des  Geschäftsgebarens  nichts  anderes  sein,  als  tastende, 
jeder  sicheren  Grundlage   entbehrende  Versuche. 

Für  die  Gliederung  des  gesamten  Eisenbahnunternehmeiis 
ergeben  sich  folgende  Möglichkeiten:  horizontale  Gliederung 
nach  einer  Reihe  von  Verwaltungsbezirken  oder  vertikale 
(iliederung  nach  Geschäftszweigen,  die  einander  als  Verpächter 
und  Pächter,  Urerzeuger  und  Weiterverarbeiter  oder  dergl. 
gegenüberstehen,  oder  eine  Vereinigung  dieser  beiden  Gliede- 
rungsarten. Der  letztere  Weg  erscheint  bei  dem  großen  Um- 
fange des  deutschen  Reichseisenbahnunternehmens  der  gegebene. 
Auf  die  Art  der  regionalen  Einteilung  soll  zunächst  nicht  näher 
eingegangen  werden.  Es  wird  sich  empfehlen,  sie  so  zu  wählen, 
daß  möglichst  gleichartige  Bahnen  in  einer  Gruppe  zusammen- 
gefaßt werden,  und  daß  die  Bezirke  sich  mit  den  vorhandenen 
Wirtschaftsgebieten  decken.  Für  das  hier  gesteckte  Ziel  ist  die 
Bildung  von  nicht  zu  großen  Bezirken  erwünscht. 

Was  die  vertikale  Gliederung  anlangt,  so  zeichnen  sich 
deutlich  drei  Hauptgeschäf tsgebietc  ab: 

1.  die  Betriebsverwaltung,  die  das  Fertigerzeugnis,  die  Be- 
förderungsleistung herstellt  und  gegen  die  Beförderungs- 
gebühren verkauft.  Sie  benutzt  dabei  als  Produktions- 
mittel den  technischen  Apparat  der  Eisenbahn,  der  in  den 
ruhenden  Bahnanlagen  und  in  dem  Rollmaterial  besteht. 
Die  Beschaffung  und  Verwaltung  dieser  Anlagen .  erfolgt 
durch 

2.  die  Bauverwaltung  und 

3.  die  Betriebmittelverwaltung. 

Berücksichtigt  man  bei  den  beiden  letzteren  die  Beträge  für 
Verzinsung  der  Anlagekapitalien  und  für  die  Abschreibungen, 
so  werden  die  drei  Verwaltungszweige  hinsichtlich  des  Betrages 
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der  auf  sie  unmittelbar  entfallenden  Ausgaben  annähernd  auf 
gleicher  Stufe  stehen. 

Soll  jeder  von  ihnen  als  selbstständiges  wirtschaftliches 
Unternehmen  behandelt  werden,  so  müßte  das  Verhältnis 
zwischen  ihnen  derart  geregelt  werden,  daß  die  Bahnanlagen  und 
das  Rollmaterial  seitens  der  Bau-  und  der  Betricbsmittch  cr- 
waltung  gegen  Pachtzins  der  Betriebsverwaltung  zum  Gebrauche 
überlassen  werden. 

Inwieweit  die  gebrauchsfähige  Unterhaltung  der  verpach- 
teten Gegenstände  zu  den  Leistungen  der  Verpächter  oder  der 
Pächterin  zu  rechnen  sein  wird,  bedarf  sorgfältiger  Prüfung. 
Um  einen  klaren  Ueberblick  über  die  Zusammensetzung  der 
Selbstkosten  zu  erhalten  und  verwandte  Ausgaben  zusammen  zu 
verrechnen,  will  es  zweckmäßig  erscheinen,  diese  Aufgaben 
grundsätzlich  der  Bau-  und  der  Betriebsmittelverwaltung  zu 
übertragen,  bei  letzterer  weigstens  die  umfangreicheren  in  den 
Hauptwerkstätten   vorzunehmenden  Wiederherstellungsarbeiten. 

Die  Bemessung  des  zu  zahlenden  Pachtzinses  stellt  eine 
wichtige,  aber  auch  schwierige  Aufgabe  dar,  die  voll  befriedigend 
erst  auf  Grund  mehrjähriger  statistischer  Feststellungen  ge- 
lingen wird.  Vorerst  wird  man  sich  mit  Selbstkostenerstattuiigen 
unter  Gewährung  von  Ersparnisprämien  oder  dergleichen  be- 
helfen  müssen.  Der  Pachtzins  wird  zweckmäßig  aus  einer  festen, 
nach  dem  investierten  Kapital  zu  bemessenden  Grundgebühr  und 
einem  Leistungszuschläge,  der  etwa  nach  den  Wageiiachskilo- 
metern  und  den  Lokomotiveinheitskilometern  zu  berechnen  sein 
würde  aufzubauen  sein. 

Als  Buchführungsform  kommt  nur  die  sogenannte  kauf- 
männische doppelte  Buchführung  in  Betracht,  die  an  Hand  der 
sich  aus  ihr  ergebenden  Vermögensbilanz  und  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  die  einwandfreie  Feststellung  des  wirtschaft- 
lichen Erfolgs  des  Unternehmens  ermöglicht.  Hierzu  ist  die 
bisher  bei  den  deutschen  Staatseisenbahnen  übliche  kamera- 
listische  Buchführung  ungeeignet.  Deren  Zweck  lag  in  erster 
Linie  in  der  Ermöglichung  eines  Vergleichs  zwischen  den  tat- 
sächlichen Einnahmen  und  Ausgaben  und  dem  seitens  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  genehmigten  Voranschlage.  Die  hier- 
bei erhaltene  „Betriebsbilanz"  ähnelt  zwar  im  allgemeinen  einer 
kaufmännischen  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  zeigt  aber  in 
wichtigen  Punkten  einschneidende  Abweichungen  infolge  der 
grundlegend  anderen  Entstehungsart  und  Zweckbestimmung  und 
wird  dadurch  zur  Beurteilung  der  Vermögensverschiebung  unge- 
eignet. Die  Unterschiede  ergeben  sich  aus  einem  Vergleiche  der 
weiter  unten  angegebenen  Schemata  für  die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnungen mit  dem  Buchungsschema  der  Reichsbahn. 

Jede  einzelne  der  drei  oben  gekennzeichneten  Abteilungen 
des  Eisenbahnunternehmens  stellt  ihre  eigene  Bilanz  und  'le- 
winn-  und  Verlustrechnung  auf.  Den  Ausgleich  zwischen  den 
Ueberschüssen  und  Verlusten  der  drei  Abteilungen,  sowie  die 
Verwaltung  der  Eisenbahnschuld  bewirkt,  gleichsam  als  Bankier 
der  drei  anderen  Abteilungen,  eine  „Zentralverwaltung",  die  ihrer- 
seits ebenfalls  eine  Bilanz  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf- 
zustellen hat.  Für  die  Rechnungslegung  gegenüber  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  und  etwaigen  Geldgebern  wird  eine 
Gesamtbilanz  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aus  den  Er- 
gebnissen der  drei  Betriebsabteilungen  und  der  Zentralverwaltung 
zusammengestellt.  In  welcher  Weise  die  einzelnen  Abrech- 
nungen mit  einander  in  Verbindung  stehen  und  welche  Kosten 
und  Einnahmen  den  verschiedenen  Abteilungen  zufallen,  ergibt 
sich  aus  dem  nachstehenden  Schema  der  Bilanzen  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnungen. 

a)  Bauverwaltung. 

Bilanz. 

Vermögen 

1)  Bahnanlagen  1) 

a)  Grundstücke 

b)  Erdkörper  2) 

c)  Bauwerke 

d)   3) 

2)  Bestände  an  Baustoffen 

3)  Baugeräte  4) 

4)  Guthaben  bei  der  Betriebs- 

verwaltung 

5)  Barbesiand 

6)  Verschiedene  Schuldner 

und  Verlustrechnung. 


Verbindlichkeiten 
Schulden  an  Zentralverwal- 
tung 

Erneuerungsfonds     für  die 

Bahnanlagen 
Erneuerungsfonds    für  die 

Baugeräte 
Verschiedene  Gläubiger 


Gewinn 
Soll  (Verlust) 

1)  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen 

a)  Gehälter  und  Löhne 

b)  Baustoffe 

2)  Überweisung  anErneuerungs- 

fonds  der  Bahnanlagen 

3)  Desgleichen  der  Geräte 

4)  AbheferungdcsÜberschusses 

an  Zentralverwaltung 


Haben  (Gewinn) 

1)  Vergütung  der  Betriebsver- 

waltung an  Bauverwaltung 
(Zeitmiete  u.  Benutzungs- 
miete berechnet  nach  Roh- 
last oder  Achskm.) 

2)  Gewinn  beim  Verkauf  von 

Grundstücken  od.  anderen 
Gegenständen 

3)  Mieterträge   von    an  Dritte 

überlassen.  Grundstücken 
oder  Anlagen 


b)  Betriebsmittelverwa 

Bila 

Vermögen 
Ij  Rollmaterial  (Betriebsmittel) 

a)  Lokomotiven 

b)  Triebwagen 

c)  

■>.)  Werkstätten 

a)  Grundstücke 

b)  Gebäude 

c)  

■i)  Bestände  an  Werkstoflen 

4)  Guthaben  bei  der  Betriebs- 

verwaltung 

5)  Barbestand 

())  Verschied  ne  Schuldner 

Gewinn-  und  Ve 
Soll 

1)  LTnterhaltung  der  Betriebs- 

mittel 

2)  ÜberweisunganErneuerungs- 

fonds  für  das  Rollmaterial 

3)  Desgleichen  für  die  Werk- 

stätten 

4)  Ablieferung  der  Überschüsse 

an  Zentralverwaltung 


1 1  u  n  g. 
nz. 

Verbindlichkeiten 

1)  Schulden  an  Zentralverwal- 

tung 

2)  Erneuerungsfonds    für  das 

Rollmaterial 
'■>)  Desgleichen  für  die  Werk- 
stätten 

4)  Verschiedene  Gläubiger 


rlustrechnung. 

Haben 

1)  Vergütung  der  Betriebs-  an 

Betrieb  ^  mittel  Verwaltung 

2)  Gewinn  beim  Verkauf  von 

Rollmaterial  oder  anderen 
Gegenständen 

3)  Mieteriräge    für  Verleihung 

von  Betriebsmitteln  an 
Dritte 


c)  Betriebsverwaltung. 

Bilanz. 

Vermögen 
I )  Bestände  an  Geräten 
i)  Bestände  an  Betriebsstoffen 

a)  Kohlen 

b)  Öle 

c)  

3)  Barbestand 

4)  Verschiedene  Schuldner 


Verbindlichkeiten 

1)  Schulden  an  Zentralverwal- 
tung 

2)  Desgleichen  an  Bauvervval- 
tung 

.3)  Desgleichen  an  Betriebsmittel- 
verwaltung 

4)  Verschiedene  Gläubiger 

5)  Erneuerungsfonds     für  die 

Geräte 


Gewinn-  und  Verlustrechnung. 


Haben 

1)  Einnahmen    aus    dem  Per- 

sonenverkehr 

2)  Desgleich,  aus  Güterverkehr 

3)  Vergütung    für  Leistungen 

zugunsten  Dritter 

4)  Verschiedene  Einnahmen 


Soll 

1)  Vergütung  an  Bauverwaltung 

2)  Desgleichen     an  Betriebs- 

mittelverwaltung 

3)  Gehälter  und  Löhne  an  Be- 

triebsbeamte und  -arbeiter 

a)  Stationäres  Personal 

b)  Zugpersonal 

c)  Lokomotivpersonal 

4)  Überweisung  an  Erneuerungs- 

fonds für  die  Geräte 

5)  Betriebsstoffe 

6)  Ablieferung  der  Überschüsse 

an  Zentralverwaltung 

d)  Zentralverwaltung. 

Bilanz. 

Vermögen 

1)  Barbestand 

2)  Guthaben  bei   der  Bauver- 

waltung 

3)  Desgleichen  bei  der  Betriebs- 

mittel Verwaltung 

4)  Desigleichen  bei  der  Betriebs- 

verwaltung 
4)  Beteiligungen 

6)  Wertpapiere  und  Wechsel 

7)  Verschiedene  Schuldner 

8)  Zinsen 

Gewinn-  und  Verlustrechnung. 
Soll 

1)  Besoldung  der  Beamten  der 

Zentralverwaltung 

2)  Andere  Unkosten  der  Zen- 

tralverwaltung 

3)  Zinsen  der  Anleihen 

4)  Desgleichen  der  Hypotheken 

5)  Desgleichen    der  sonstigen 

Gläubiger 

ti)  Überweisung  an   den  Aus- 
gleichsfonds 

7)  Überschuß 

Der  Ueberschuß  fließt  in  den  Ausgleichsfonds  solange,  bis 
dieser  eine  bestimmte  —  etwa  nach  den  für  Aktiengesellschaften 
geltenden  Vorschriften  festzusetzende    —    Höhe  erreicht  hat. 


Verbin  dlichkeiten 

1)  Eisenbahnanleihen 

2)  Hypotheken  (auf  Grundstücke 

und  Gebäude) 

3)  Ausgleichsfonds  (,=  Gewinn- 

reservefonds) 

4)  Verschiedene  Gläubiger 

5)  Zinsen 

6)  Überschuß 


er- 


Haben 
Von  der  Bauverwaltung 
haltene  Überschüsse 
2)  Desgleichen  von  der  Betriebs 
mittelverwaltung 
Desgleichen  von  der  Betriebs 

Verwaltung 
Zinsen  der  Schuldner 


1) 


3) 


4) 
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Zur  Frage  des  Aufbaues  der  Buchführung  usw. 
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Etwaige  weitere  Ueberschüsse  würden  zweckmäßige  Anlage  in 
Anteilen  von  solchen  Industrieunternehmungen  finden,  die  als 
wichtigste  Lieferer  der  Eisenbahnverwaltung  in  Frage  kommen. 
So  wird  sich  die  Eisenbahn  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  diese 
Wirtschaftskreise  sichern  können,  die  für  die  Gestaltung  der  Be- 
schaffungspolitik von  größtem  -Werte  sein  wird.  Die  Ueber- 
schüsse dazu  zu  benutzen,  daß  über  die  Bildung  hinreichender 
Erneuerungsrücklagen  und  eines  auch  den  besonderen  Unsicher- 
heiten eines  Eisenbahnunternehmens  angepaßten  Ausgleichs- 
fonds hinaus  die  Anleihen  zurückgezahlt  werden,  erscheint  vom 
Standpunkte  des  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien  voll 
ausnutzenden  Kaufmanns  nicht  zweckmäßig.  Die  oben  ange- 
deutete Verwendung  dürfte  größere  Vorteile  bieten. 

Im  folgenden  seien  einige  Punkte  berührt,  in  denen  von  den 
bislang  bei  den  preußischen  Staatseisenbahnen  befolgten 
Buchungsgrundsätzen  wesentlich  abgewichen  werden  muß. 

1.  Für  alle  Anlagen  und  Einrichtungen,  die  einer  erheblichen 
Abnutzung  unterliegen  oder  auch  aus  anderen  Gründen  in 
absehbarer  Zeit  durch  Ncuanlagen  ersetzt  werden  müssen, 
ist  ein  Erneuerungsfonds  anzulegen.  Die  jährlichen  Ein- 
lagen in  diesen  Fonds  sind  nach  den  Herstellungs-  oder 
Beschaffungskosten  und  der  wahrscheinlichen  Gebrauchs- 
dauer der  einzelnen  Anlagen  oder  Gegenstände  zu  be- 
rechnen und  als  Betriebsausgaben  in  die  Gewinn-  und 
Verlustrcchnung  einzustellen.  Der  auf  der  A'ermögens- 
seite  der  Bilanz  stehende  Beschaffungswert  der  Anlage  soll 
vermindert  um  den  Betrag  des  auf  der  \''erbindlichkeiten- 
seite  der  Bilanz  einzustellenden  Erneucrungsfonds  dem 
Augenblickswerte  der  fraglichen  Anlage  entsprechen. 
Gegenüber  von  Abschreibungen  hat  die  Bildung  eines  Er- 
neuerungsfonds den  Vorzug,  daß  in  jeder  Bilanz  neben 
den  ursprünglichen  Gestehungskosten  die  inzwischen  ein- 
getretene Entwertung  erkennbar  ist.  Bei  den  zur  Zeit  vor- 
handenen starken  Schwankungen  des  Geldwertes  bietet 
diese  Verrechnungsweise  die  nicht  zu  entbehrende  Mög- 
lichkeit, die  Höhe  der  Erneuerungsrücklage  den  bestehen- 
den Preisen  anzupassen.  Auf  diese  überaus  schwierige 
Frage  soll  hier  nicht  näher  eingegangen  werden,  weil  sie 
sich  nicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  der  Eisenbahnen 
bezieht,  sondern  sämtliche  Wirtschaftsunternehmen  in 
gleicher  Weise  berührt  und  deshalb  allgemein  gelöst 
werden  muß.  Diesem  den  anerkannten  Grundsätzen  einer 
kaufmännischen  Buchführung  entsprechenden  Verfahren 
steht  das  bei  den  Staatseisenbahnen  gebräuchliche  gegen- 
über, bei  dem  der  Betriebshaushalt  nicht  mit  dem  Betrage 
der  jährlich  eintretenden  Entwertung,  sondern  mit  den 
für  die  Erneuerung  tatsächlich  aufgewandten  Kosten  be- 
lastet wird.  Bei  einer  Anlage,  die  einerseits  in  ihrem 
Gesamtumfange  keinen  Aenderungen  mehr  unterliegt, 
andererseits  hinsichtlich  des  Abgangs  verbrauchter  Teile 
und  deren  Erneuerung  einen  Beharrungszustand  erreicht 
hat,  werden  im  Durchschnitte  beide  Beträge  —  Ueber- 
weisung  an  den  Erneuerungsfonds  und  tatsächliche  Aus- 
gaben für  die  Erneuerung  —  übereinstimmen.  Ehe  die 
Gesamtanlage  aber  den  Beharrungszustand  erreicht  hat, 
und  sobald  eine  Vergrößerung  des  Unternehmens  eintritt, 
trifft  dies  nicht  mehr  zu.  Vielmehr  bleiben  dann  die  Auf- 
wendungen für  die  Erneuerung  hinter  der  Entwertung  der 
Anlage  durch  die  Abnutzung  zurück.  Dadurch,  daß  man  nur 
die  jährlichen  Aufwendungen  für  die  Erneuerung  den 
Betriebskosten  zuschreibt,  entlastet  man  also  die  Betriebs- 
rechnung auf  Kosten  der  Vermögenssubstanz  und  läßt 
Teile  des  Vermögens  als  Gewinn  erscheinen.  Die  Schädi- 
gung des  Vermögens  erreicht  ihren  Höhepunkt,  sobald  der 
oben  angedeutete  „Beharrungszustand"  erreicht  ist.  Wie 
groß  der  Minderwert  der  Anlagen  und  Einrichtungen  dann 
gegenüber  dem  Buchwerte  (=  Neuwerte)  ist,  ergibt  sich 
aus  folgender  Ueberlegung.  Es  seien  n  gleichartige  Gegen- 
stände vorhanden,  die  n  Jahre  gebrauchsfähig  erhalten  und 
dann  laufend  erneuert  werden.  Von  diesen  sei  einer  im 
letzten  Jahre  erneuert  worden  und  etwa  ein  halbes 
Jahr  alt,  ein  zweiter  stamme  aus  dem  vorletzten  Jahre 
und  sei  also  eineinhalbes  Jahr  alt,  ein  dritter  zweieinhalb 
und  so  fort.  Der  letzte  ist  (n  —  H)  Jahr  alt  und  muß  im 
laufenden  Jahre  erneuert  werden.  Im  Mittel  erhält  man 
ein  Alter  von: 

(0,5  +  1,5  -f  2,5  -f  ....  +  |n-0,51)  _  1^  •  (0.5  +  [n-0,5])  •  n_  n 
n  ~  2  n  ~  2' 

Jahren,  das  ist  die  Hälfte  der  Gebrauchsdauer.  Die  mitt- 
lere Entwertung  beträgt  somit  die  Hälfte  des  Unterschie- 
des zwischen  Neu-  und  Altwert.  Ist  der  Altwert  beispiels- 
weise (nach  Abzug  der  Ausbaukosten)  10  oder  20%  des  Neu- 
werts, so  wäre  eine  durch  Rücklagen  nicht  gedeckte  Ent- 
wertung von  (100—10)  :  2  =  45  %  bzw.  von  (100—20)  :  2  = 
40  %  vorhanden.  Eine  ähnliche  Berechnung  gilt  sinngemäß 
fiir  alle  laufend  zu  erneuernden  Gegenstände.  Wenn  man 
nicht  auf  andere  Weise  einen  Teil  der  sich  aus  der  Betriebs- 
bilanz ergebenden  Ueberschüsse  gebunden  hätte,  so  wäre 


hiernach  bei  der  bisherigen  Buchungsweise  eine  fälschliche 
Ausschüttung  von  beinahe  der  Hälfte  des  Anlagewerts  der 
einer  Abnutzung  unterliegenden  Werte  als  Betriebsgewinn 
eingetreten. 

Tatsächlich  wurde  eine  teilweise  Bindung  der  Betriebs- 
überschüsse durch  ihre  Verwendung  für  Zwecke,  denen 
sie  ihrem  W'esen  nach  nicht  zu  dienen  hatten,  durchgeführt 
•  und  zwar  hauptsächlich  durch  Ersatz  verbrauchter  An- 
lagen durch  höherwertige  neue  und  durch  Uebernahme  von 
Kosten  für  kleinere  Neuanlagen  auf  die  Betriebsrechnung. 
Der  Umfang  der  so  geschaffenen  „stillen"  Rücklagen  steht 
in  keinem  inneren  Zusammenhange  mit  der  durch  die  Ab- 
nutzung entstehenden  Entwertung  der  Gesamtanlage.  Im 
allgemeinen  werden  deshalb  diese  beiden  Beträge  nicht 
übereinstimmen.  Man  erhält  somit  ein  falsches  Bild  des 
Vermögensstandes.  Wollte  man  künstlich  eine  Ueber- 
einstimmung  dadurch  herstellen,  daß  man  bei  der  Erneu- 
erung den  Alehrwert  der  Ersatzanlage  derart  bestimmte 
oder  soviel  kleinere  auf  Betriebsrechnung  zu  verbuchende 
Neuanlagen  zur  Ausführung  brächte,  daß  der  Mehrwert 
dieser  Anlagen  der  in  der  gleichen  Zeit  eingetretenen  Ent- 
wertung der  Gesamtanlage  gleicht,  so  hieße  dies  nichts 
anderes  als  eine  Führung  der  Wirtschaft  nicht  nach  den 
sachlichen  Bedürfnissen,  sondern  nach  den  formalen  Er- 
fordernissen der  Buchhaltung. 

Es  bleibe  dahingestellt,  ob  ein  derartiges  Vorgehen 
oder  das  anscheinend  vielfach  geübte,  bei  dem  man  sich 
keine  Rechenschaft  gibt  über  die  Größe  des  auszugleichen- 
den Minderwerts  und  es  dem  Zufall  überläßt,  das  Gleich- 
gewicht herzustellen,  bedenklicher  ist.  Beide  erfüllen  nicht 
die  Anforderungen,  die  man  an  eine  klare  und  wahrheits- 
gemäße Buchhaltung  stellen  muß,  und  sind,  weil  sie  keine 
die  offensichtlichen  Nachteile  aufwiegende  Vorzüge  auf- 
weisen, unbedingt  zu  verwerfen. 
2.  Beim  Umbau  oder  durch  Ausmusterung  gewonnene  Alt- 
stoffe sind  gleichgültig,  ob  sie  verkauft  oder  anderweit  im 
eigenen  Betriebe  verwandt,  oder  auf  Lager  genommen 
werden,  ordnungsmäßig  zu  \  crbuchen.  Die  Verwendung 
dieser  Stoffe  ohne  Anrechnung  für  eigene  Anlagen  führt 
zu  einer  Verschleierung  der  (Geschäftsvorgänge  und 
zu  einer  bedenklichen  Selbsttäuschung  über  die  tatsäch- 
lichen Gestehungskosten  der  so  geschaffeneu  Anlagen.  Bei 
dem  sehr  beträchtlichen  Werte  der  jährlich  anfallenden 
Altstoffe  —  man  denke  nur  an  die  gewonnenen  Oberbau- 
stoffe —  kommt  dieser  Frage  eine  nicht  zu  uiilcrsciiätzende 
Bedeutung  zu. 

.3.  Das  Konto  der  Neubauten  ist  mit  den  Kapitalzinscn 
zu  belasten.  Erst  dadurch  wird  dem  bauleitenden  Be- 
amten klar  vor  Augenn  geführt,  inwieweit  eine  Be- 
schleunigung des  Baufortschritts,  auch  wenn  sie  mit 
erheblichen  Mehrkosten  verbunden  ist,  für  den  wirt- 
schaftlicheit  Gesamterfolg  zweckmäßig  ist.  Man  wird  fast 
durchweg  feststellen  können,  daß  zu  w-enig  Wert  auf  eine 
Baubeschleunigung  gelegt  wird.  Der  Baufortschritt  ist 
so  festzulegen,  daß  die  (jesamtaufwendung  für  Baukosten 
und  Zinsen  ein  Mindestwert  wird.  Ausgehend  von  dem 
Zeitpunkte,  zu  dem  die  Anlage  benötigt  wird,  bzw.  nutz- 
bringend verwandt  werden  kann,  hat  man  unter  Zurück- 
rechnung der  günstigsten  Bauzeit  den  Baubeginn  festzu- 
setzen, dann  aber  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Bau- 
fristen eingehalten  werden.  Die  in  dieser  Hinsicht 
herrschende  Ucbung  kann  nicht  als  vorteilhaft  bezeichnet 
werden. 

4-  Alle  Buchungen  sind  zur  Ermöglichung  einer  'tunlichst 
genauen  Ermittlung  der  Selbstkosten  der  einzelnen  Ar- 
beitsvorgänge weitgehend  zu  unterteilen  und  nicht  nach 
der  Gleichartigkeit  der  einzelnen  Ausgaben,  sondern  nach 
der  Zusammengehörigkeit  im  Arbeitsprozesse  zusammen- 
zufassen. 

5.  Bei  Veräußerungen  ist  nicht  der  Verkaufspreis,  sondern 
der  Unterschied  zwischen  Verkaufspreis  und  Buchwert 
als  Gewinn  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  gutzu- 
schreiben. 

B.  Ausgestaltung  der  Verwaltungsorganisation. 

Soll  die  Buchführung  ihren  Zweck  erfüllen,  nicht  nur  das 
wii tschaftliche  Ergebnis  des  Gesamtunternehmens  zu  zeigen, 
sondern  auch  Klarheit  zu  verschaffen  über  die  Arbeitsweise,  Er- 
folg oder  Mißerfolg  jeder  einzelnen  Abteilung  und  über  die 
N'erantwortlichkeit  der  Beteiligten,  so  muß  der  Aufbau  der  Ver- 
waltungsorganisation in  engem,  innerem  Zusammenhange  mit 
dem  Aufbau  der  Buchführung  stehen.  Man  würde  hiernach  der 
Dreigliederung  des  Rechnungswesens  entsprechend  auch  eine 
Dreigliederung  der  Verwaltung  in  eine  Bau-,  eine  Betriebsmittel- 
und  eine  Betriebsverwaltung  erhalten.  Jede  dieser  drei  Ver- 
waltungen baut  sich  von  unten  her  pyramidenförmig  auf  und 
findet  ihre  Spitze  in  der  Person  je  eines  Generaldirektors.  Die 
drei  Generaldirektoren,  sowie  der  Generaldirektor  der  Finanz- 
abteilung der  Zentralverwaltung  bilden,  vereinigt  unter  einem 
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Präsidenten,  das  fünfköpfige  Generaldirektorium,  in  dessen 
Händen  die  oberste  Leitung  der  Geschäfte  des  Gesanituntci - 
nehmens  liegt,  das  die  Verantwortung  für  die  gesamte  (ie- 
schäftsführung  trägt. 

Die  Stellung  der  Finanzabteiluug  bei  der  Zenlralvcrwaltung 
wird  so  zu  denken  sein,  daß  sie  in  erster  Linie  die  Geldgeschäfte 
der  Verwaltung  nach  außen  zu  besorgen  hat,  also  die  Geld- 
beschaffung für  das  (iesamtunternehmen  vermittelt  und  die 
Wertpapiere  und  Beteiligungen  verwaltet,  daß  sie  weiterhin  fkn 
buchungsmäßigen  Ausgleich  zwischen  den  Abrechnungen  der 
drei  Betriebsverwaltungen  (im  weiteren  Sinne)  herbeiführt  und 
den  Gesamtkostenvoranschlag  und  die  Gesamtbilanz  zusam- 
menstellt. Eine  Einzeleinwirkung  auf  die  ( icschäftsführung  der 
Betriebsverwaltungen  seitens  der  Finanzabteilung  würde  grund- 
sätzlich auszuschließen  sein,  weil  gerade  in  der  Selbständigkeit 
und  der  Uebernahme  der  uneingeschränkten  eigenen  Verant- 
wortung durch  die  unmittelbar  Beteiligten,  die  bei  weitem  wich- 
tigste Vorbedingung  zu  einer  gesunden  „kaufmännischen"  Ge- 
schäftsführung, zur  Ueberwindung  dessen,  was  als  Schwer- 
fälligkeit, Bürokratismus,  Schematismus  usw.  der  Staatsverwal- 
tung zum"  Vorwurf  gemacht  wird,  gegeben  sein  wird.  Ihrem 
.Vufgabcnkreise  entsprechend  erhält  die  Finanzabteilung  keine 
Organe  bei  den  örtlichen  oder  Bezirksverwaltungskörpern. 

Jeder  der  drei  Generaldirektoren  der  Betriebsverwaltungen 
i-^t  in  den  Grenzen  seiner  Zuständigkeit  allein  verantwortlich 
für  die  gesamte  (jeschäf tsgebarung  der  ihm  unterstehenden 
Verwaltung.  Alle  über  seine  Zuständigkeit  hinausgehenden 
l'Vagen  sind  dem  Generaldirektorium  zur  Entscheidung  vorzu- 
legen. Im  Rahmen  der  jetzigen  Behördenorganisation  ließe 
sich  der  Aufbau  der  einzelnen  Verwaltungen  etwa  in  der  fol- 
genden, für  die  Bauverwaltung  als  Beispiel  angedeuteten,  Weise 
durchführen:  Dem  Generalbaudirektor  sind  Referenten  beige- 
geben. Entsprechend  der  Ausdehnung  des  Geschäftsbereiclis 
der  Bauverwaltung  auf  die  Verwaltung  der  gesamten  ruhenden 
Bahnanlagen,  Grundstücke.  Bahnkörper,  Bauwerke  usw.,  ihre 
Erhaltung  und  Veränderung,  sowie  auf  die  gesamte  Neubau- 
tätigkeit sind  neben  den  rein  technischen  Referaten  solche  für 
kaufmännische  (Grunderwerb,  Einkauf;  Verwertung  von  Alt- 
stoffe n  usw.),  juristische,  Personal-  und  Rechnungsfragen  ein- 
zurichten. Die  Bauverwaltung  bedarf  auch  einer  eigenen  Buch- 
haltung. Dem  Generalbaudirektor  untersteht  bei  jeder  Bezirks- 
verwaltung (Eisenbahndirektion)  ein  Baudirektor  als  Leiter  der 
Abteilung  für  die  Verwaltung  und  Erhaltung  der  Bahnanlagen 
und  für  den  Neubau.  Dem  Baudirektor  sind  Dezernenten  zu- 
geteilt etwa  für  dieselben  Arbeitsgebiete  wie  sie  oben  für  das 
(5eneraldirektorium  angegeben  sind.  Als  Lokalinstanz  folgen 
Aemter  für  die  Verwaltung  der  bestehenden  Bahnanlagen  und 
für  Neubauten.  Diesen  unterstehen  die  örtlichen  Dienststellen, 
Bahnmeistereien,  Neubaubüros,   Baustofflager  usw. 

In  ähnlicher  Weise  würden  die  Betriebsmittel-  und  die  Be- 
triebsverwaltung aufzubauen  sein.  Die  Betriebsmittelverwal- 
tung hätte  zu  umfassen  die  Neubeschaffung  von  Betriebsmit- 
teln, deren  Unterhaltung,  soweit  sie  über  den  Rahmen  der 
laufenden  Instandsetzung  durch  die  Betriebswerkstätten  hin- 
ausgeht, den  Betrieb,  Ausbau  und  die  Erhaltung  dc^r  hierzu  not- 
wendigen Werkstätten  (die  Betriebswerkstätten  unterstehen 
der  Betriebsverwaltung),  die  Personalien  des  gesamten  zuge- 
hörigen Personals,  sowie  die  Buchhaltung  für  den  gesamten 
Verwaltungszweig.  Die  Betriebsverwaltung  vereinigt  in  sich 
alles  das,  was  heute  als  Betrieb,  Verkehr  und  Betriebs- 
maschinendienst bezeichnet  wird,  also  insbesondere  Fahrplan. 
Zugbildung,  Leerwagenverteilung,  Betriebsleitung,  Leitungs- 
vorschriften, Betriebsüberwachung,  Betriebsmaschinendienst, 
Betriebswerkstätten,  Beschaffung  von  Betriebsstoffen,  Tarife, 
Personalien  des  zugehörigen  Personals,  Buchhaltung  der  Ver- 
kehrseinnahmen und  der  Ausgaben  der  angeführten  Betriebe. 
Für  die  Betriebsverwaltung  macht  sich  mehr  als  für  die  anderen 
Verwaltungszweige  das  Bedürfnis  nach  engerer  Zusammen- 
schließung weiterer  Bezirke  geltend.  Dem  könnte  ohne  jede 
Schwierigkeit  dadurch  Rechnung  getragen  werden,  daß  nach 
Bedarf  für  die  in  Frage  kommenden  Gebiete  zwischen  Direktion 
und  Generalbetriebsdirektor  eine  Zwischeninstanz  (Oberbe- 
triebs- und  Verkehrsleitung)  eingeschaltet  wird.  Um  eine  Nach- 
prüfung der  Geschäftsführung  jeder  Stelle  zu  ermöglichen,  ist 
es  erforderlich,  daß  die  Buchführung  gegliedert  wird  bis  hinab 
in  die  feinen  Ausläufer  des  Verwaltungsaufbaus.  Dies  ist  ver- 
gleichsweise leicht  möglich  bei  der  Bau-  und  der  Betriebsmit- 
telverwaltung, wenn  man  dabei  Leistungsmaßstäbe  anwendet, 
v.'ie  sie  etwa  oben  für  die  Abrechnung  dieser  beiden  Verwal- 
tungen mit  der  Betriebsverwaltung  angedeutet  waren.  Wesent- 
lich größer  sind  die  Schwierigkeiten  bei  der  Betriebsverwaltung. 
Sie  müssen  aber  auch  hier  überwunden  werden,  wenn  nicht  ein 
wesentliches  Ziel  der  Neuordnungspläne  aufgegeben  werden  soll. 
Die  hier  zu  bildenden  Leistungsmaßstäbe  werden  freilich  erst 
in  jahrelanger  Vorarbeit  durch  Erfassung  und  Gliederung  der 
Selbstkosten  auf  Grund  einer  umfangreichen  Statistik  gefun- 
den werden  können.  Von  erfolgverheißenden  Arbeiten  auf 
diesem  Gebiete,  dessen  Bedeutung  kaum  überschätzt  werden 
kann,  hat  Ministerialrat  Dr.-Ing.  Tecklenburg  in  Nr.  47/48  des 
Jahrgangs  1921  dieser  Wochenschrift  berichtet. 


Die  hier  angeregte  Verwaltungsgliederung  weicht  grund- 
legend von  der  bisherigen,  ganz  abgesehen  von  der  Einteilung 
der  Gesamtverwaltung  in  wirtschaftlich  selbständige  Teilunter- 
nehmungen, dadurch  ab,  daß  die  Gruppierung  der  Verwaltungs- 
zweige nach  Vorbildungsgruppen  verlassen  und  eine  Zusammen- 
tnssung  verwandter  Aufgabengebiete  ausschließlich  nach  sach- 
lichen Gesichtspunkten   angestrebt  wurde. 

Die  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  des  General- 
direktoriums liegt  in  den  Händen  eines  aus  Vertretern  der 
Reichregierung,  der  Volksvertretung  und  der  Eisenbahnbeamlen 
und  -arbeiter,  der  Erwerbsstände,  der  Cieldgeber,  Verkehrs- 
treibenden usw.  zusammengesetzten  Aufsichtsrates,  dessen  Vor- 
sitz der  Reichverkehrsminister  führt,  sowie  in  den  Händen  des 
Reichstages  entsprechend  den  Zuständigkeiten  des  Aufsichts- 
rats und  der  Generalversammlung  bei  Aktiengesellschaften. 

C.   Stellung  des  Personals  zu  dem  Unternehmen. 

Die  besten  Organisationsformen  sind  nutzlos,  wenn  nicht 
die  Gewähr  dafür  geboten  ist,  daß  jeder  einzelne  zur  Älitwir- 
kung  Berufene  so  handelt,  wie  es  der  Vorteil  des  Unternehmens 
verlangt.  Dazu  ist  erforderlich,  daß  er  weiß,  was  er  zu  tun 
hat,  und  zweitens,  daß  er  in  der  Lage  und  gewillt  ist,  danach 
zu  handeln.  Was  die  erste  Forderung  anlangt,  so  wird  sie  für 
das  große  Heer  der  in  abhängiger  Stellung  Beschäftigten  da- 
durch erfüllt,  daß  ihnen  durch  die  leitenden  Angestellten  allge- 
meine oder  Einzelanweisungen  zuteil  werden.  Für  die  Leiter 
ergibt  sich  die  schwere  Aufgabe,  in  jedem  Falle  den  in  erster 
Linie  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  zweckmäßigsten  Weg 
zu  erkennen.  Das  war  ihnen  bei  der  zu  diesem  Zwecke  un- 
geeigneten Buchführung  bislang  nicht  oder  doch  nur  sehr  un- 
vollkommen möglich.  Die  nach  kaufmännischen  Grundsätzen 
durchgeführte  Buchführung  kann  hier  eine  empfindlich  fühl- 
bare Lücke  ausfüllen,  sie  ermöglicht  zutreffende  \^orermittlun- 
gen  des  zu  erwartenden  wirtschaftlichen  Erfolgs  (\^orkalkula- 
tion),  die  eine  Vorbedingung  für  jedes  diesen  Namen  verdie- 
nende Wirtschaften  ist.  Ohne  sie  bleiben  alle  Handlungen  ein 
mehr  oder  weniger  gut  auslaufendes  Glücksspiel. 

Auf  der  anderen  Seite  gestattet  die  in  geeigneter  W^eise 
gegliederte  Buchführung  eine  Nachprüfung  des  wirtschaftlichen 
Erfolgs  jeder  einzelnen  Abteilung  und  Unterabteilung  sowie 
der  Zweckmäßigkeit  der  getroffenen  Maßnahmen.  Wenn  sich 
hieraus  zunächst  wertvolle  Schlüsse  für  die  fernere  Geschäfts- 
führung herleiten  lassen,  so  geben  diese  Ermittlungen  der 
Leitung  weiterhin  einen  untrüglichen  Maßstab  an  die  Hand, 
mit  dem  sie  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Angestellten  beurteilen 
und  sie  für  ihre  Handlungen  verantwortlich  machen  kann. 
Und  hiermit  kommt  man  zu  dem  wichtigsten  Punkte,  in  dem 
wir  die  Quelle  des  kaufmännischen  Erfolgs  im  Gegensatze  zu 
Beamten  Verwaltungen  zu  sehen  haben.  Jeder  Mitwirkende,  vom 
obersten  Leiter  bis  zum  Arbeiter  herab,  muß  sich  bewußt  sein, 
daß  gute,  erfolgreiche  Arbeit  erkannt  wird  und  ihn  vorwärts 
bringt  oder  ihm  sonstige  Vorteile  verschafft,  daß  er  aber  auch 
für  jeden  Mißerfolg  nach  der  ganzen  Schwere  seiner  Ver- 
antwortung haftbar  gemacht  wird.  Das  setzt  natürlich  vor- 
aus, daß  hinsichtlich  der  Heraushebung  und  Belohnung  tüch- 
tiger Kräfte  und  der  Haftung  der  Beamten  auch  in  zivilrecht- 
licher Beziehung  manche  bestehende  Gepflogenheit  geändert 
wird. 

Durchweg  ist  eine  Bezahlung  nach  der  Leistung  anzu- 
streben (Akkord-  oder  Prämienverfahren  für  die  unteren 
Kräfte,  freiere  Festsetzung  der  Bezüge  der  höher  stehenden 
Angestellten).  Für  die  obersten  Stellen  erscheint  die  beamten- 
mäßige, lebenslängliche  Anstellung  nicht  geeignet,  sie  müßte 
durch  ein  beweglicheres  Verhältnis  ersetzt  werden.  Hierfür 
kämen  in  Betracht  alle  leitenden  Kräfte  bis  herab  zu  den  Ab- 
teilungsdirektoren der  Eisenbahndirektionen.  Nur  so  kann  es 
gelingen,  die  für  diese  Posten  erforderlichen  hervorragenden 
Persönlichkeiten,  Führernaturen  mit  weitem  Blick  und  festem 
Willen  zu  gewinnen. 

Im  übrigen  wird  an  der  Beamteneigenschaft  der  sonstigen 
Angestellten  festzuhalten  sein.  Auf  alle  diese  muß  der  Geist 
der  Führung  ausstrahlen  und  Verantwortungsfreudigkeit  und 
Arbeitswillen  wach  erhalten.  Dazu  erscheint  unerläßlich  eine 
^veitgehende  Einwirkung  des  für  die  Handlungen  seiner  Lhiter- 
stellten  letzten  Endes  Verantwortlichen  auf  die  Behandlung 
und  Auswahl  seines  Personals.  Dementsprechend  war  eine 
Verteilung  der  Bearbeitung  der  Personalien  auf  die  drei  Ver- 
waltungszweige vorgesehen.  Jeder  Vorgesetzte  wird,  um  den 
Erfolg  der  von  ihm  geleiteten  Stelle  zu  sichern,  dahin  streben, 
tüchtige  Kräfte  herauszuheben,  vorwärts  zu  bringen  und  die 
geignetsten  auf  den  richtigen  Posten  zu  stellen.  Die  zentrale, 
notwendig  schematische  Bearbeitung  der  Personalien  für  eine 
so  große  Verwaltung,  wie  die  Reichseisenbahn,  ist  hierzu  nicht 
in  der  Lage.  Dieser  maßgebende  Einfluß  des  Vorgesetzten  auf 
die  Auswahl  der  ihm  zunächst  Unterstellten  muß  sich  erstrecken 
bis  herab  zur  örtlichen  Dienststelle.  Das  schließt  nicht  aus, 
daß  eine  ein  weiteres  Gebiet  umfassende  Personalstelle  aus- 
gleichend und  regelnd  mitwirkt. 
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DIE  WIRTSCHAFTSLAGE  ANFANG  JANUAR  1922. 


Der  Schluß  des  Jahres  1921  und  der  Anfang  des  Jahres  1922 
hat  unter  dem  Zwang  der  deutschen  Valutafrage,  der  da- 
durch hervorgerufenen  Lahmlegung  englischer  und  ameri- 
kanischer Industriezweige  und  der  immer  mehr  wachsenden 
Arbeitslosigkeit  den  Feindbund  zu  den  Londoner 
Beratungen  zusammengeführt,  die  sich  in  der  Konferenz  zu 
Cannes  fortsetzen  sollen.  Zu  dieser  will  man  auch  deutsche 
und  russische  \'ertreter  zulassen.  Wie  schon  des  öfteren  drän- 
ficn  sich  zwischen  die  Verhandlungen,  die  eine  wirtschaftliche 
VVeltgesundung  herbeizuführen  .zum  Ziele  haben  sollten,  immer 
wieder  politische  Rücksichten.  England  tritt  von  Forderungen 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet,  die  zugunsten  Deutschlands  zu 
laufen  scheinen,  auf  Drängen  Frankreichs  zurück,  um  sich  dafür 
von  Frankreich  auf  anderen  Gebieten  der  Wcltwirtschaftspolitik 
Zugeständnisse  machen  zu  lassen.  Zunächst  ist  für  das  deut- 
sche Wirtschaftsleben  am  einschneidensten  die  Ablehnung  des 
offenbar  auf  mittelbare  englische  Veranlassung  gestellten  An- 
trags Deutschlands  um  Zahlungsaufschub  der  Januar- 
und  Februarrate  der  Reparationszahlungen.  Man  weist  Deutsch- 
land darauf  hin,  daß  es  von  sich  aus  an  eine  Sanierung  seiner 
Finanzen  gehen  müsse,  die  durch  scharfe  Durchführung  der  ge- 
planten Steuern,  durch  Neuordnung  der  Reichs  bank  Ver- 
fassung unter  Eindämmung  der  schrankenlosen  Noten- 
i  II  f  1  a  t  i  o  n  ,  durch  Einrichtung  einer  Devisen  zentrale 
zur  Verhütung  von  Devisenspekulationen  und  durch  verschärfte 
Vorschriften  über  die  Devisenabgabe  von  der  deutschen  Aus- 
fuhr erfolgen  könne.  Erst  dann  solle  an  eine  Revision  des 
Londoner  Zahlungsplans  und  an  eine  Umgestaltung 
der  Wiedergutmachungsfrage  gegangen  werden. 
Durch  diese  weisen  Ratschläge  blickt  der  Grundgedanke  durch, 
daß  die  Schuld  an  der  katastrophalen  Gestaltung  der  deutschen 
Valuta  Deutschland  selbst,  und  zwar  Industrie-  und  Bankkreisc 
trügen.  Daß  sie  letzten  Endes  auf  den  uns  auferlegten  Zwang 
zum  Ankauf  von  Devisen  zurückzuführen  ist,  um  Goldwerte  in 
die  Hand  zu  bekommen,  will  man  nicht  zugeben. 

Nur  zum  kleineren  Teil  hat  wohl  deutsche  Spekulation 
bei  der  Entwertung  und  dem  Schwank  en  unserer  Valuta  die* 
Hand  im  Spiele.  Es  sprechen  auch  zum  großen  Teil  ameri- 
kanische Spekulationsabsichten  mit.  Deutscher  Einfluß  wird 
kaum  bewußt  das  Fallieren  von  größeren  Bankinsti- 
tuten (Pfälzische  Bank  in  Ludwigshafen,  Allg.  Bankverein 
Düsseldorf)  betreiben,  wie  es  durch  den  rapiden  Sturz  der 
Valuta  im  November  hervorgerufen  worden  ist.  Nur  durch  das 
Einspringen  der  mit  der  Pfälzischen  Bank  durch  Interessen- 
gemeinschaft verbundenen  Deutschen  Bank  ist  ein  weiter  uui 
sich  greifender  Bankkrach  vermieden  worden.  Hier  hat  sich  der 
Wert  des  Zu  s  a  m  m  e  n  s  c  h  1  u  s  s  e  s  von  Bankinstituten 
offenbart,  der  so  gewaltige  Geldreserven  schafft,  daß  auch  Er- 
schütterungen schwerer  Art  ausgehalten  werden  können.  Die 
Entwicklung  in  dieser  Richtung  hat  im  deutschen  Bankwesen 
auch  in  letzter  Zeit  weitere  Fortschritte  gemacht.  Kennzeich- 
nend ist,  daß  es  sich  neuerdings  um  außerbcrliner  Institute  han- 
delt. So  haben  Landesbanken  und  Kreditanstalten  der  ehemals 
thüringischen  Kleinstaaten  eine  thüringische  Staats- 
bank gegründet.  Die  drei  größten  nichtberliner  Banken  die 
Allgemeine  Deutsche  Creditanstalt.  Leipzig, 
der  Barmer  Bankverein  Hinsberg,  Fischer  e*l-  Co.  und  die 
Bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank, 
München,  sind  ein  Geschäftsfreundschaftsverhältnis  zur  gegen- 
seitigen Stützung  bei  großen  industriellen  und  kommerziellen 
Krediten  eingegangen.    Man  könnte  von  einem  B  a  n  k  e  n  b  u  n  d 

5  a  c  h  s  e  n  -  R  h  e  i  n  I  a  n  d  -  B  a  y  e  r  n  sprechen.  Von  der  bis- 
her üblichen  Konzentration  um  Berliner  Großbanken  weicht 
ebenfalls  das  Zusammengehen  des  Berliner  Bankhauses  H  a  r  d  y 

6  Co.  mit  dem  Frankfurter  Hause  Jakob  S.  H.  Stern  und 
die  Gemeinschaft  der  Berliner  Firma  E.  L.  Friedmann  mit 
der  Bayerischen  V  e  r  e  i  n  s  b  a  n  k  ab. 

Die  Deutsche  Reichsbank  hat  als  Zentralnoten- 
bank des  Deutschen  Reichs  durch  seinen  Präsidenten  Haven- 
stein  ihre  Beziehungen  wieder  zu  den  ausländischen  Zentral- 
notenbanken aufzunehmen  begonnen.  Gerade  jetzt  ist  es  von 
weittragender  Bedeutung,  daß  Deutschland  im  Ausland  Stütz- 
punkte für  den  Zahlungsverkehr  und  für  die  Ausgleichung  der 
Devisenschwankungen  besitzt.  Allerdings  muß  die  Reichsbank 
von  Teilen  ihres  Goldbestandes  zum  Zweck  ihrer  Devisen- 
dispositionen Gebrauch  machen.  In  diesem  Sinne  sind  bisher 
Abmachungen  mit  der  B  a  n  k  von  England,  wohin  ein  De- 
pot von  100  000  Pfund  gelegt  werden  soll,  und  mit  der  Hol- 
ländischen Staatsbank  getroffen  worden.  Die  mit  der 
amerikanischen  Federal  Reserve  Bank  eingeleiteten  Ver- 
handlungen sind  noch  nicht  zum  Abschluß  gelangt. 

Der  Beschäftigungsgrad  in  der  deutschen  Industrie 
war  gut.  Die  heruntergehende  Valuta  gibt  die  Möglichkeit 
wieder  Rohstoffe  zu  erträglichem  Maße  aus  dem  Auslande 
hereinzubringen.  Nur  die  Versorgung  der  Werke  mit  der  kraft- 
spendenden Kohle  und  der  Abtransport  der  Fabrikate  ist  in- 


folge u  n  g  e  n  ü  g  c  n  d  e  r  W  a  g  e  II  g  c  s  t  e  1  1  u  n  g  bedenklich  ins 
Stocken  geraten.  Industrie  und  Handel  erheben  monatelang 
nach  derselben  Richtung  Klagen.  Der  Grund  liegt  in  der  ge- 
sunkenen Kohlenförderung  (der  Ausfall  der  Ueber- 
schichten  im  Ruhrkohlenbezirk  vermindert  die  Förderung  um 
etwa  43  000  t  täglich)  in  den  oberschlesischen  Verhält- 
nissen und  in  dem  durch  Vollbeschäftigung  vermehrten 
Bedarf  der  Industrie,  wie  er  im  Frühjahr  1921  nicht  vorhanden 
war.  Die  Eisenbahn  ist  selbst  für  ihren  Betriebsbedarf  so  ge- 
ring beliefert  worden,  daß  sie  mit  einem  außerordentlich  ge- 
ringen Kohlenvorrat  in  den  Winter  ging  (Vorrat  durchschnitt- 
lich für  acht  Tage  Ende  November,  gegen  60 — 90  Tage  im 
Frieden  und  einem  Vorrat  von  14  Tagen  im  Vorjahr).  Die  durch 
niedrigen  Wasserstand,  frühen  Frost  und  beschleunigte  Kar- 
toffelverte-ilung  herbeigeführte  scharfe  Beanspruchung  der  Be- 
triebsmittel, verbunden  mit  dem  vorhandenen  Wagenmangel,  hat 
ein  übriges  getan,  eine  Transport  mittelkrisis  herbei- 
zuführen. Auch  die  Belieferung  der  Ciasanstalten  und  Elektri- 
zitätswerke ist  so  unzureichend  geworden,  daß  verschiedene  Be- 
triebe ihre  Zuflucht  zum  Kauf  teurer  englischer  Kohle 
haben  nehmen  müssen.  (Sie  stellt  sich  frei  Bremen  auf  etwa 
950  M./t.).  Auch  zur  Versorgung  mit  Saarkohle,  der  ein 
geeignetes  Absatzgebiet  fehlt,  wird  übergegangen.  Bemerkens- 
\\ert  und  volkswirtschaftlich  bedenklich  ist  die  Tatsache,  daß 
Elektrizitätswerke,  die  dem  komnuinalen  Elektrizitätsverband 
für  Rheinland  und  Westfalen  angegliedert  sind  und  normaler- 
weise aus  dem  Wasser  ihre  Kraft  schöpfen,  sich  jetzt  nach 
englischer  Kohle  umsehen  müssen,  anstatt  Anschluß  an  die 
Groß-Kraftwcrke  zu  suchen,  die  aus  dem  Kölner  Braunkohlen- 
revier gespeist  werden. 

In  der  Eisenindustrie  hat  die  geringe  Kohlen-  und 
Koksbelieferung  die  durch  gewaltige  Steigerung  des  Roheisen- 
\'erbrauchs  erforderliche  Inbetriebnahme  von  etwa  20  kaltstehen- 
den Hochöfen  verhindert.  Dadurch  ist  Annahme  umfang- 
reicher, äußerst  lohnender  Auslandsaufträge  zur  Unmöglich- 
keit geworden  und  der  deutschen  Wirtschaft  folgetragender 
Schaden  zugefügt  worden.  Auch  der  Roheisenausschuß  des 
E,isenwirtschaf tsbundes  bezeichnet  die  Erhöhung  der  Kohlen- 
förderung als  eine  volkswirtschaftliche  Notwendigkeit.  Hugo 
S  t  i  n  n  e  s  hat  im  R  e  i  c  h  s  k  o  h  1  e  n  r  a  t  die  Notwendigkeit 
eines  Systemwechsels  in  der  Kohlenwirtschaft  betont.  Die  In- 
landpreise müßten  den  Weltmarktpreisen  angepaßt  werden,  sonst 
würden  die  Entente-Länder  auf  Grund  der  Wiedergutmachungs- 
abgaben die  billige  deutsche  Kohle  noch  in  vermehrtem  Maße 
zur  Stützung  ihrer  Eisenindustrie  beziehen  und  die  Kohlennot 
in  Deutschland  würde  nie  aufhören.  Stinnes  betonte  bei  dieser 
Gelegenheit  die  wichtige  Regelung  der  Roheisenversor- 
Rung  nach  dem  bevorstehenden  Aufbrauch  der  Schrottvorräte, 
die  sich  das  Reichswirtschaftsministerium  zusammen  mit  Sach- 
verständigen angelegen  sein  lassen  müsse. 

Die  deutsche  Kaliindustrie  ist  ebenfalls  durch  den 
Wagenmangel  stark  beeinträchtigt  worden.  Auf  der  Ge- 
sellschaftsversammlung des  Kalisyndikats  Anfang  Dezember 
wurde  berichtet,  daß  im  Jahre  1921  bei  geordneter  Wagenge- 
stellung der  Absatz  um  1  Mill.  dz  K2O  hätte  höher  sein  können. 
So  groß  sei  die  Menge  der  beim  Syndikat  und  bei  den  Werken 
imerledigt  liegenden  Aufträge.  Infolge  der  wirtschaftlichen  Lage 
in  Amerika  ist  das  Verhältnis  des  Auslands-  zum  Inlandsabsatz 
weiter  ungünstig.  Der  Inlandsabsatz  hat  sich  stark  gehoben,  da 
die  Landwirtschaft  nach  Aufhebung  der  Zwangswirtschaft  in 
stärkerem  Maße  beziehen  kann.  Die  Preise  für  Kali  nähern  sich 
mehr  und  mehr  denen  des  Weltmarktes. 

In  der  Z  u  s  a  m  m  e  n  s  c  h  I  u  ß  b  e  w  e  g  u  n  g  der  deutschen 
Industrie  ist  die  weitere  Ausgestaltung  des  A.  E.  G.-, 
Linkc-Hofmann-  Lauchhammer  -  Konzerns  von  be- 
sonderer Bedeutung.  Die  Neuroder  Kohlen  -  und  Ton- 
werkc  im  nördlichen  Oberschlesien  sind  aus  dem  Besitz  des 
Grafen  Magnis  in  die  Hände  eines  Konsortiums  unter  Führung 
der  Linke-Hofmann-Werkc  übergegangen.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Förderung  der  Waggonfabrikation  ist  der  Ausbau  der 
1.  a  u  c  h  h  a  m  m  e  r  -  Werke  unter  Bereitstellung  der  nötigen 
Mittel  beschlossen  worden.  Die  Fühlungnahme  mit  der  Karls- 
ruhe rM  aschinen-Fabrik  wird  als  auf  die  Wahrnehmung 
gemeinsamer  Interessen  in  der  Lokomotivfabrikation  gedeutet. 
—  In  der  Automobilindustrie  haben  ■  die  M  o  t  or  e  n  f  a  b  r  i  k 
O  b  e  r  u  r  s  e  1  A.-G.  und  die  neubenannte  M  o  t  o  r  e  n  -  F  a  b  r  i  k 
Deutz  A.-G.  einen  Interessengemeinschaftsvertrag  abge- 
schlossen, der  den  scharfen  Kampf  in  der  deutschen  Motoren- 
fabrikation ein  wenig  mildern  wird.  —  Die  Maschine  n- 
industric  weist  die  Bildung  einer  gemeinsamen  Verkaufs- 
organisation zwischen  der  Maschinenbau  A.-G.  Balcke 
in  B  o  c  h  u  m  und  der  Klein,  S  c  h  a  n  z  1  i  n  &  Becker  A.-G. 
in  F  r  a  n  k  e  n  t  h  a  1  auf. 

Die  Firma  Friedrich  Krupp  A.-G.  in  Essen  hat  ihren 
Umstellungsprozeß  soweit  durchgeführt,  daß  sie  imstande  ist  für 
das  Jahr  1920/21  die  bescheidene  Dividende  von  4  bzw.  6  v.  H. 
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auszuschütten.  An  die  Neuausgabe  von  Aktien,  die  sich  bisher, 
abgesehen  von  einer  holländischen  Beteiligung,  nur  im  Krupp- 
schen Familienbesitz  befanden,  knüpft  Krupp  eine  sozialpolitisch 
interessante  Maßnahme.  Es  werden  zu  niedrigem  Kurse  Aktien 
an  mindestens  5  Jahre  im  Werk  tätige  Arbeiter  ausgegeben,  auf 
die  die  Firma  das  Vorzugs-Rückkaufsrecht  behält.  Die 
Aktionärrechte  der  Arbeiter  werden  durch  eine 
Treuhandgesellschaft  mit  in  der  Generalversammlung  und  im 
Aufsichtsrate  ausgeübt.  Das  Prinzip  der  Werkgemein- 
schaft, das  von  den  freien  Gewerkschaften  als  eine  A'cr- 
schleierung  der  Sozialisierung  abgelehnt  wird. 

Die  oberschlesische  Industrie  wird  mehr  und 
mehr  von  ausländischem  Kapit;il  beeinflußt.  Die  Besitzungen 
des  Grafen  Donncrsmarck  sind  an  ein  englisches  Konsortium  in 
London  verkauft  worden  unter  der  Firma:  He  n  ekel  von 
Donncrsmarck  Beuthen  Estates  Ltd.  London. 
Der  erste  Präsident  der  Gesellschaft  ist  Graf  Edgar  von 
Doimersmarck,  sein  Vertreter  Lord  Cozens  Hardy.  —  Zur 
Uebernahnie  der  bisherigen  staatlichen  preußischen  Kohlen- 
gruben wird  eine  polnisch-französische  A.-G.  ge- 
gründet, deren  Kapital  zur  Hälfte  die  französische  Regierung 
einbringen  wird. 

Die  amerikanische  Industrie  hat  in  letzter  Zeit 
eine  Belebung  erfahren.  Die  Roheisenerzeugung  betrug  im 
November  21  1,42  Mill.  t  gegen  1,24  Mill.  t  im  Vormonat.  Wenn 
dagegen  die  Zahlen  vom  November  20  mit  2,94  Mill.  t  und  vom 
November  19  mit  2,39  Mill.  t  gehalten  werden,  so  erkennt  man 
das  gewaltige  Brachliegen  amerikanischer  Erzeugung.  Immer- 
hin waren  im  November  21  doch  120  Hochöfen  im  Betrieb,  d.  h. 
21  mehr  als  im  Vormonat  (im  November  1920  252,  im  November 
1919  251).  Der  amerikanische  Außenhandel  hat  eine  ent- 
sprechende Vergrößerung  erfahren.  Im  November  21  war  er  auf 
den  Wert  von  .506,8  l^Iill.  Dollar  gegen  446  Mill.  Dollar  im  Ok- 
tober gestiegen  (im  Oktober  1920  hatte  er  706  Mill.  Dollar  be- 
tragen). Amerika  beginnt  sich  ganz  allmählich  von  der  wirt- 
schaftlichen Depression  zu  erholen;  allerdings  hat  es  immer  noch 
die  gewaltige  Zahl  von  5  bis  6  Millionen  Arbeitslosen  aufzu- 
weisen. 

Die  französische  Außenhandelsbilanz  neigt 
zur  passiven  Seite  hinüber,  d.  h.  die  Einfuhr  überschreitet  um 
weniges  die  Ausfuhr.  Der  Beschäftigungsgrad  der  französi- 
schen  Industrie  gegenüber  der  Friedenszeit  kennzeichnet  sich 


durch  die  um  mehr  als  'A  verminderte  Einfuhr  an  industriellen 
Erzeugnissen.  Die  ostfranzösische  Eisenindustrie 
beginnt  sich  sowohl  durch  Auslands-  wie  Inlandsaufträge  zu 
heben.  Kaltgelegtc  Hochöfen  werden  wieder  angeblasen.  Das 
Fehlen  geeigneten  Kokes  macht  sich  unangenehm  bemerkbar. 
—  Der  auf  Meistbegünstigung  aufgebaute  französisch- 
italienische  Handelsvertrag  ist  gekündigt  worden. 

Hollands  Wirtschaftsleben  leidet  schwer  unter  der 
hochstehenden  eigenen  Valuta.  CJeringer  Beschäftigungsgrad  der 
Industrie  und  daraus  hervorgehende  Arbeitslosigkeit  bestimmen 
die  Regierung  zum  Verlassen  der  bisherigen  freihändlerischen 
Politik  und  zur  Beschränkung  der  Einfuhr  besonders  deutscher 
Waren  durch  Erhöhung  der  Zollsätze  oder  Erlaß  von  Einfuhr- 
verboten. Beim  Steigen  der  IMark  ist  eine  Besserung  dieser  Zu- 
stände zu  erv\'arten. 

Ebenso  ist  das  Schweizer  \Virtschaftsleben  durch  die 
starke  Valuta  großen  Gefahren  ausgesetzt.  Die  Landesindu- 
strien (Uhren,  Seide,  Stickereien)  finden  keinen  Absatz  für  ihre 
Erzeugnisse,  die  Hotelindustrie  nicht  den  nötigen  Zufluß  an 
Besuchern.  Man  hat  im  Ernst  daran  gedacht,  durch  künstliche 
Inflation  den  Kurs  des  Schweizer  Franken  herabzudrücken. 
Führende  Finanzleute  unterstützen  aufs  eifrigste  den  Plan 
Vanderlip,  der  sich  auf  eine  internationale  Regelung  der  Valuta- 
frage erstreckt. 

Die  Wirtschaftsbeziehungen  Jugoslaviens  (des  König- 
reichs der  Serben,  Kroaten  und  Slovenen)  sind  durch  ein  Wirt- 
schaftsabkommen mit  Deutschland  geregelt  worden. 
Es  erstreckt  sich  auch  auf  den  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsver- 
kehr und  regelt  ihn  nach  den  Grundsätzen  der  Meistbegünsti- 
gung. Das  Abkommen  soll  im  Laufe  des  Jahres  1922  durch  einen 
ordentlichen  Handelsvertrag  ersetzt  werden.  Man  darf  bei 
allen  Handelsverträgen  seitens  des  Deutschen  Reichs  jedoch  nie 
\  crgcsscn,  daß  das  Versaillcr  Friedensdiktat  die  Meistbegünsti- 
gung für  alle  Feindbundstaaten  vorsieht,  ^'orteile,  die  Deutsch- 
land anderen  Staaten  gewährt,  kommen  \f)n  selbst  den  Entente- 
staaten zugute.  Solange  ,,\^ersailles"  in  Wirksamkeit  ist,  gibt 
es  für  Deutschland  keine  selbständige  Handelspolitik. 

Zusannnengefaßtes  Wirtschaftsbild : 

Die  Regelung  des  internationalen  \\'irtschaftsvcrkehrs  hat 
begonnen.  Es  handelt  sich  darum,  ob  einsichtige  Wirtschafts- 
politiker oder  kurzsichtige  Gcwal tpolitiker  sich  durchzusetzen 
vermögen.  •  . .  B  a  u  m  a  n  n. 


Der  ^lensch  soll  nicht  Obel'  seine  Zeit  klagen,  dabei 
kommt  nichts  heraus.  Die  Zrit  ist  schlecht;  wohlan,  er 
ist  da,  sie  besser  zu  madienl  Carlvlc. 


VERSCHIEDENES 


Keiner  kann  die  Welt  vertjesscrn,  wenn  er  nicht  bei  der 
Verbesserung  an  sich  selbst  einen  .\nfane  macht. 

Hans  Thoma. 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

=  S  =  Der  Reichsverkehrsminister  hat  die  von  ihm  seit- 
her zur  Unterrichtung  des  Eisenbahnpersonals  bezogenen  über 
4000  Stück  der  ,, Deutschen  Allgemeinen  Zeitung"  vom  1.  Januar 
1922  an  abbestellt.  Anlaß  dazu  dürfte  die  Haltung  der  Zeitung 
in  der  zur  Zeit  schwebenden  Entstaatlichungsfrage  gegeben 
haben. 

=  S  =  Der  vorläufige  Reichseisenbahnrat  ist  zur  Abgabe 
einer  gutachtlichen  Aeußerung  über  die  Tariferhöhung  im  Gütcr- 
und  Tierverkehr  auf  den  13.  Januar  1922  einberufen  worden. 

SS  Neuordnung  der  Verkehrsverwaltung.  Eisenbahn- 
f  i  n  a  n  z  gesetz,  Arbeitszeit  gcsctz  und  Tarif  erhöhungcn 
sind  die  vom  Reichsverkehrsministerium  angekündigten  prak- 
tischen Maßnahmen,  die  das  deutsche  Eisenbahnwesen  v/ieder  zu 
einem  wirtschaftlich  arbeitenden  Unternehmen  machen  sollen. 
Diese  Reformen  sind  zum  guten  Teil  vom  Reichsverkehrs- 
ministerium selbständig  in  die  Wege  geleitet  worden  ohne  be- 
sondere tätige  Mitwirkung  der  verschiedenen  eingesetzten  ,\us- 
schüsse:  Aemterausschuß  (v.  S  c  h  a  e  w  e  n),  Direktionsausschuß 
(\'orsitz:  R  ü  d  1  i  n)  und  Gewerkschaftsausschuß  (K  u  m  b  i  c  r). 
Die  Ergebnisse  der  Arbeiten  in  den  Ausschüssen  bleiben  abzu- 
warten. Inzwischen  -wird  von  Seiten  des  Reichsvcrkehrsmini- 
steriums  eifrig  für  die  Erhaltung  des  Staatsbahnbetriebes  ge- 
worben. Es  ist  eine  Reihe  von  .Schriften  und  Mitteilungen 
(„Die  Reichsbahn")  angekündigt  worden,  von  denen  das 
erste  Heft  vor  kurzem  erschienen  ist.  (Verlag  Georg  Stilke. 
Berlin.)  Der  Reichsverkehrsminister  G  r  ö  n  e  r  selbst  hat  in 
diesem  das  Geleitwort  geschrieben.  Er  berührt  den  Kampf,  der 
um  die  Neugestaltung  der  Reichsbahn  geführt  wird.  Der  MaclU- 
faktor  Eisenbahn  könne  nicht  vom  Einfluß  des  Reichs  getrennt 
werden.  Eine  Beseitigung  der  Defizitwirtschaft  sei  auch  im 
Staatsbetrieb  möglich.  Vergleiche  mit  der  Industrie  müßten 
hinken,  da  diese  auf  Kosten  der  Eisenbahn  rentabel  arbeite.  Die 
Schriftenreihe  soll  durch  Untersuchung  und  Klarstellung  der 
Lage  der  Reichsbahn  den  Nachweis  führen,  daß  der  Staatsbetrieb 
auch  imstande  ist,  die  Defizitwirtschaft  zu  beseitigen  Im  ersten 
Heft  werden  Beiträge  vom  Staatssekretär  S  t  i  e  1  e  r  über  die 
Lage  der  Reichsbahn  (sein  bereits  hier  erwähnter  V or- 
trag im  Verein  der  Industriellen  des  Regierungsbezirks  Köln  am 
10.  Dezember  1921),  \  om  ehemaligen  Staatsminister  v.  Breite  n- 


ba  ch  über  die  R  e  i  c  h  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  (sein  ebenfalls  hier 
schon  erwähnter  Aufsatz  in  der  „Deutschen  Tageszeitung"  am 
9.  Dezember  1921)  und  vom  Oberregierungsrat  Dr.  H  o  m  - 
b  c  r  g  e  r  über  Gemeinwohl  und  Interessen  Politik 
gegeben.  Auslassungen  über  das  Reichseisenbahnfinanzgesctz, 
über  Tarifpolitik,  über  Wagengestellung  und  über  Arbeits- 
leistungen bei  der  Eisenbahn  und  beim  Bergbau  bilden  den  Ab- 
schluß des  lesenswerten  Heftes.  Zu  begrüßen  wäre  es,  wenn 
auch  Techniker  zu  der  Abfassung  von  Beiträgen  für  die  Schrif- 
ten mit  herangezogen  und  sich  eifrig  beteiligen  würden.  Die 
Hefte  können  durch  Aufklärungsarbeit  in  vielen  Fällen  dem 
unsinnigen  Geschimpfe  auf  die  Eisenbahn  die  .Spitze  abbrechen. 

ANREGUNGEN  DER  VERKEHRSTREIBENDEN 

=  J  =  Auskunftspflicht.  Der  Reichsvcrkehrsniinister  hat 
die  Auskunftspflicht  der  Eisenbahn-Dienststellen  in  erfreulicher 
Weise  neu  geregelt,  und  die  „\'.  W."  knüpft  daran  in  Heft  ,38 
sehr  zutreffende  Bemerkungen  über  den  Wert  der  Ausjcunft- 
erteilung  für  die  Verkehrswerbung.  Was  tut  aber  die  Eisen- 
bahndirektion Erfurt?  Sie  schließt  am  1.  November  1921  die  in- 
mitten der  Stadt  Erfurt  gelegene  viel  benutzte  und  mit  er- 
fahrenen Beamten  besetzte  öffentliche  .\uskunftsstelle  und  ver- 
weist die  Auskunftsuchenden  an  das  .Auskunftsbüro  des  Vev- 
kehrsvereins.  Dort  wird  man  \on  einer  Dame  bedient,  die 
zwar  die  Fahrpläne  der  nächsten  Umgebung  im  Kopf  hat,  aber 
sich  im  Reichskursbuch  nur  mangelhaft  auskennt  und  die  Geo- 
graphie Deutschlands  nicht  ganz  beherrscht.  Ich  weiß  nicht,  ob 
der  Reichsxerkehrsminister  die  Auskunftserteilung  auf  den 
Raum  innerhalb  der  Bahnsteigsperre  beschränkt  sehen  will,  oder 
ob  die  Eisenbahndirektion  Erfurt  die  Auskunftseinholung 
außerhalb  der  Sperre  aus  eigenem  Antrieb  so  sehr  erschwert. 
Jedenfalls  aber  liegt  die  ^"ermutung  nahe,  daß  hier  die  Bedeutung 
des  Auskunftswesens  noch  nicht  erkannt  ist. 

-  Die  Handelskammer  zu  Magdeburg,  der  ^lagdeburger 
X'erkehrsverein  und  die  Miama  haben  folgende  \'erkehrsver- 
besserungen  beantragt:  Magdeburg — Börssum  oder  Braun- 
schweig: Zur  Herstellung  einer  iVbendverbindung  von  Kreien- 
sen wird  Pz.  -337  zwischen  Börssum  und  Jerxheim  beantragt. 
Pz.  397  Soest — Berlin  soll  von  Düsseldorf  oder  Elberfeld  als 
durchlaufende      Personenzugverbindung       gefahren  werden. 
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Zwischen  Magdeburg  und  Braunschweig  sollen  die  Züge  D  40, 
38,  D  31/32  beschleunigt  und  letztere  nach  Köln  statt  nach 
Aachen  durchgeführt  werden.  Wegen  der  Miania  soll  D  1,38 
in  Helnistadt  halten  und  Anschluß  an  Pz.  1040  S  nach  Schönin- 
gen bekommen,  —  Magdeburg — Berlin.  Die  Durchführung  je 
eines  Nacht-  und  Tagschnellzugpaares  auf  die  Stadtbahn  wird 
gefordert.  Pz.  371  (ab  Magdeburg  8.13)  soll  beschleunigt  wer- 
den; im  Sommer  soll  D  108  Berlin — Oldenburg  in  Stendal  an 
D  151  Anschluß  erhalten.  Zur  Verbesserung  der  Verbindung 
n'it  (ienthin  und  dem  Plauenschen  Kanal  sollen  die  Züge  .369/308 
W  bis  (ienthin  geführt  werden.  Während  der  Miama  soll  Z.  379 
^^agdeburg — (ienthin  bis  Brandenburg  oder  Berlin  ein-  bis 
zweimal  wöchentlich  durchgeführt  werden.  —  Magdeburg — 
Halberstadt.  Die  Züge  258  und  37(5  sollen  zwischen  Magde- 
burg und  Blumenberg  ohne  Aufenthalt  befördert  werden.  Die 
Züge  248/802  und  801/247  sollen  zwischen  Magdeburg — Blumen- 
berg— Staßfurt  gefahren  werden.  —  Magdeburg — Güsten — Erfurt. 
Falls  die  Einlcgung  von  Morgeneilzügen  Magdeburg — Erfurt 
nicht  zu  erlangen  ist,  wird  beantragt,  die  Züge  611/612  zu  be- 
schleunigen, insbesondere  zwischen  Magdeburg  und  Güsten,  so- 
wie Sangerhausen  und  Erfurt,  so  daß  die  Fahrzeit  etwa  3K>  bis 
4  Stunden  beträgt.  Die  Züge  481/470  sollen  bis  Förderstedt  ge- 
führt und  dort  mit  Triebwagen  Förderstedt — Güsten  verbunden 
werden.  Die  Züge  I'z.  615  und  623  sollen  beschleunigt  und  etwa 
eine  halbe  Stunde  früher  in  ^Magdeburg  angebracht  werden.  — 
iiagdeburg — Kothen — Leipzig.  •  Pz.  433  Magdeburg — Leipzig  soll 
in  Halle  Anschluß  an  Pz.  804  Halle — Naumburg— Erfurt  er- 
reichen. Pz.  4-37  soll  beschleunigt  und  zwischen  Halle  und 
Leipzig  ohne  Aufenthalt  befördert  werden  als  Ersatz  für  den 
ausgefallenen  D  159.  Der  Abendzug  489  soll  in  Rücksicht  auf 
die  Miama  bis  Halle  durchgelegt  werden.  Die  Züge  487/571 
Magdeburg-Eimen  sollen  nach  Calbe-Ost  gefahren  werden,  um 
für  Calbe — Bernburg  den  Besuch  der  Aliama  zu  ermöglichen.  — 
Magdeburg — Zerbst — Leipzig.  Wenn  die  Durchführung  der 
Züge  D  137/138  über  Roßlau — Dessau  noch  nicht  möglich  ist, 
werden  direkte  Eilzüge  Magdeburg — Kohlfurt — (Breslau)  bean- 
tragt. Die  Züge  42-3/420  Leipzig — Güterglück  sind  von  und  nach 
Magdeburg  durchzuführen.  In  Rücksicht  auf  die  Miama  sollen 
die  Züge  412/413  Magdeburg — Dessau  wieder  gefahren,  die  Züge 
416/417  W  dagegen  eingezogen  werden. 

Zwischen  Halle  und  Berlin  bestehen  nach  (;  Uhr  vormittags 
außer  den  Zügen  1)  .37  (Halle  ab  6-'-,  Berlin  an  9'')  und  D  49 
(Halle  ab  Berlin  an  9-')  anschließeiul  in  Bitterfeld  an  Schnell- 
ziige  Leipzig — Berlin  noch  die  Zugx  erbindungen  : 

rtj.'     (    Iläl'e        ab  F  -         /    Halle        ab  H'» 

^  (    Bitterfeld  an    7"  '  \    Bitterfeld  an 

/  Bitterfeld  ab  7"  n  i"  i  Bitterfeld  ab  ;r>i 
(    Berlin       an  10i6       ^  (    Berlin       an  1!^'» 

Der  Schnellzug  D  155  \\'\cn — Passau — Hof  kommt  fast  täg- 
lich mit  erheblichen  Verspätungen  in  Bitterfcld  an  und  zwingt 
die  Uebergangsreisenden  aus  E  7  zu  unbequemcTn  Warten  in  den 
Warteräumen.  Die  Verspättnigen  entstehen  auf  der  öster- 
reichischen Strecke  Wien — Passau  und  sind  zurückzuführen  auf 
Lokomotivschäden,  inindere  Beschaffenheit  der  Kohle  und  auf 
Betriebsstörungen  insbesondere  auf  der  einglei'^igen  überlasteten 
Sirecke  W^els — Passau.  Das  österreichische  Bundesministeriuni 
für  Verkehrswesen  in  Wien  wendet  der  Angelegenheit  die  größte 
Aufmerksamkeit  zu,  ohne  die  Mängel  bisher  beseitigen  zu 
kdnnen.  Es  hat  jedoch  den  zweigleisigen  Ausbau  der  Strecke 
Wels — Passau  in  Aussicht  genommen  und  will  mit  den  Arbeiten 
im  nächsten  Sommer  beginnen.  Bis  zur  Beseitigung  der  be- 
stehenden Mängel  soll  außerdem  vom  1.  Juni  ab  die  Fahrzeit 
zwischen  Wien  und  Passau  um  etwa  eine  halbe  Stunde  \er- 
längert  werden,  so  daß  dann  im  allgemeinen  eine  pünktliche 
Abfahrzeit  in  Passau  und  damit  auch  in  Bitterfeld  erwartet 
werden  kann.  Da  jedoch  die  Rücksicht  auf  den  beträchtlichen 
Ortsverkehr  vom  Vogtlande  und  Westsachsen  nach  Leipzig  und 
Berlin  und  von  Halle  nach  Berlin  schon  vorher  besondere  Maß- 
nahmen erfordert,  ist  angeordnet,  daß  bei  Verspätungen  des 
Schnellzuges  D  155  von  mehr  als  60  Minuten  der  Schnellzug 
D  25  München — Berlin,  der  um  S^-  in  Bitterfeld  ohne  zu  halten 
durchfährt,  in  Hof  eine  Stunde  zurückgehalten  wird  und  dann 
im  Plane  des  D  155  unter  Bedienung  der  Unterwegsstationen 
Bittcrfeld  und  Wittenberg  bis  Berlin  fährt.  Für  die  Reisenden, 
welche  mit  E  7  von  Halle  nach  Bitterfeld  zum  Anschluß  an  D 
155  fahren,  wird  hierdurch  erreicht,  daß  die  Wartezeit  in  Bitter- 
feld eine  Stunde  nicht  überschreiten  kann.  Allen  denen,  die  vor- 
mittags zur  bestimmten  Zeit  in  Berlin  ankommen  wollen,  kann 
dagegen  nur  der  Rat  erteilt  werden,  die  Schnellzüge  D  37  und 
D  49  oder  die  zuverlässige  Zugverbindung  Pz.  845/E  161  zwischen 
Halle  und  Berlin  und  den  Münchener  Schnellzug  D  25  zwischen 
Leipzig  (ab  8'^)  und  Berlin  (an  11")  zu  benutzen.  (Mitteilung 
der  E.  D.  Halle.) 

RECHT  UND  VERWALTUNG 

Eingesandt.  In  Schmollers  Jahrbuch,  45.  Jahrgang,  Drittes 
Heft  1921,  hat  der  .Schriftleiter  des  amtlichen  Archivs  für  Eisen- 
bahnwesen, Geheimrat  v.  der  Leyen   ,die  Feder  ergriffen,  um 
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den  Aufsatz  des  (ieheiinrats  v.  K  i  e  n  i  t  z  :  Technik  und 
R  e  c  h  t  s  k  u  n  (1  e  i  ii  d  e  r  Ii  i  s  r  n  b  a  h  n  v  e  r  w  a  1  t  u  n  g (Archiv 
1921,  Heft  1),  der  bei  eils  s<)\  icl  unliebsamen  Staub  aufgewirbelt 
hat,  dem  Leserkreise  des  Jahrbuches  in  seinem  hauptsächlichen 
Inhalt  bekannt  zu  geben,  die  erschienenen  Erwiderungen  als 
zur  Widerlegung  nicht  ausreichend  zu  erklären  und  das  Vor- 
gehen des  Verfassers  als  anerkennenswertes  Verdienst  darzu- 
legen. Wir  beabsichtigen  nicht,  auf  Einzelheiten  einzugehen. 
Wir  möchten  lediglich  unserer  \'  e  r  w  u  n  d  e  r  u  n  g  Ausdruck 
geben  darüber,  daß  nach  der  amtlichen  Abschüttelung  der 
V.  Kienitzschen  Ausführungen  im  Archiv  der  Schriftleiter  eben 
dieses  amtlichen  Archives  seine  Flucht  in  andere  Blätter  nimmt 
und  die  vom  Reichsverkehrsminister  dementierten  Anschau- 
ungen V.  Kienitzs  verteidigt.  Im  Interesse  unserer  Reichsbahn 
liegt  ein  solches  Vorgehen  nicht  —  politisch  klug  ist 
es  bei  der  heutigen  Lage  der  Reichsbahn  auch  nicht.  Videat 
consul. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 
Um  die  Einteilung  Mitteldeutschlands.  Im  Reichstage  war 
eine  Anfrage  an  die  Reichsregierung  gestellt  worden  über  die 
Absichten,  das  Deütsche  Reich  in  14  Wirtschaftsbezirke  einzu- 
teilen. Die  Anfrage  gibt  der  Befürchtung  Ausdruck,  daß  die 
Provinz  Sachsen  und  Thüringen  getrennt  werden  bzw.  aus 
ihnen  zwei  Wirtschaftsbezirke  gebildet  werden  sollen.  —  Der 
Reichswirtschaftsminister  hat  geantwortet:  ,,Ein  Mitglied  des 
Verfassungsausschusses  des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats 
hat  die  ihm  bis  dahin  bekannt  gewordenen  Wünsche  zur  Ab- 
grenzung der  Vi'irtschaftsbezirke  in  eine  Karte  eingezeichnet, 
um  einen  Ausgangspunkt  für  die  weiteren  Arbeiten  zu  gewinnen. 
Um  das  vorliegende  Material  zu  ergänzen,  sind  vom  Reichs- 
wirtschaftsrat durch  Vermittlung  der  Spitzenverbände  der 
Unternehmer  wie  der  .'\rbeitnehmer  die  wirtschaftlichen  Orga- 
nisationen der  einzelnen  Landesteile  nochmals  um  ihre  Meinung 
befragt  worden.  Für  Mitteldeutschland  sind  dabei  folgende 
Fragen  gestellt:  a)  Sind  Provinz  Sachsen,  Thüringen 
und  Freistaat  Sachsen  zu  einem  einheitlichen  Bezirk  zu  ver- 
binden? b)  Ist  zu  teilen  einerseits  Freistaat  -Sachsen  und 
Thüringen,  andererseits  Provinz  Sachsen?  c)  Ist  zu 
teilen  einerseits  Thüringen  und  Provinz  Sachsen, 
andererseits  F  r  e  i  s  t  a  a  t  S  a  c  h  s  e  n  ?  d)  Ist  der  Leipziger 
Bezirk  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  vom  Freistaat 
Sachsen  abzutrennen  und  mit  Thüringen  zu  verbinden? 
Erst  nach  Eingang  der  Antworten  und  in  Zweifelsfällen  nach 
mündlicher  Unterhandlung  mit  den  beteiligten  Wirtschafts- 
kreisen wird  seitens  des  Reichswirtschaftsrats  ein  Entwurf  zu 
einer  Einteilung  des  Reichs  in  Wirtschaftsbezirke  aufgestellt 
werden.  Die  Reichsregierung  behält  sich  ihre  Stellungnahme 
\-or,  bis  dies  Ergebnis  der  Umfrage  des  Verfassungsausschusses 
des  vorläufigen  Rcichswirtschaftsrats  zu  übersehen  ist  und  die 
Wünsche  der  Wirtschaftskreise  mit  den  Landesregierungen 
beraten  werden  konnten."  Ohne  Kenntnis  der  Zuständigkeit 
dieser  Wirtschaftsbezirke  ist  mit  dieser  Mitteilung  nicht  viel 
anzufangen.  Die  Frage  hat  aber  Verkehrs  technisch 
große  Bedeutung,  weil  die  Verkehrsanstalten  in  erster  Linie 
mitwirken  müssen,  um  solche  Aenderungen  durchführbar  zu 
machen.  Die  Zusammenschlußbewegung  der  drei  sozialistisch 
regierten  .Staaten  Braunschweig,  Sachsen  und  Thüringen  ge- 
winnt in  diesem  Lichte  erhöhte  Bedeutung. 

SCHIFFAHRT 

Das  größte  Schiff  der  Welt.  In  Heft  48  vom  1.  12.  1921 
brachten  wir  unter  ,, Schiffahrt"  eine  Notiz  über  das  größte 
.Schiff  der  Welt  ,,Majestic".  Es  war  dies  das  dritte  der  ,, Im- 
peratorenklasse" der  Hamburg — Amerika-Linie  und  trug  den 
Namen  ,, Bismarck".  Infolge  des  Friedensvertrages  mußte  auch 
dieses  Schiff  an  den  Fclndbund  ausgeliefert  werden.  Das  Schiff 
ist  auf  einer  deutschen  Werft,  bei  Blohm  &  \''oß-Hamburg,  er- 
baut. Als  durchaus  deutsches  Erzeugnis  wird  es  den  aner- 
kannten Ruf  deutscher  Technik  trotz  englischer  Flagge  wieder 
aufrichten  helfen. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Sonntagsfahrkarten.  Die  Gültigkeit  von  Sonntagsfahrkarten 
ist  jetzt  auch  auf  den  zweiten  Tag  von  Doppelfeiertagen  aus- 
gedehnt worden.  Es  können  also  Sonntagskarten,  die  am  Tage 
vor  einem  Doppelfeiertage  oder  an  einem  ersten  Feiertage  ge- 
löst sind,  am  ersten  oder  zweiten  Feiertage  zur  Rückfahrt  be- 
nutzt werden.    Die  am  Vortage  eines  .Snnn-  oder  Fpiertaer'; 


Sonn-  oder  Feiertages 
gelösten  Sonntagskarten  dürfen  an  diesem  Tage  nur  zur  Hin- 
fahrt benutzt  werden,  zur  Rückfahrt  gelten  diese  Karten 
lediglich  an  dem  Sonn-  oder  Festtage  selbst. 

VEREINSNACHRICHTEN  (VEREISTECH). 
Das  Bezirks-Nachrichtenblatt  18  ist  erschienen  und  den  Be- 
zirken zugesandt  worden.    Es  befaßt  sich  mit  dem  Austritt  der 
Fachgewerkschaft  IX  aus  der  Reichsgewerkschaft  und  mit  den 
daraufhin  erforderlichen  Neuordnungsmaßnahmen. 

Der  Hauptvorstand. 


Verantwortlich  für  die  Schriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
techni  schon  Teil  .für  den  goschilftHrhen  Teil :  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  .Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck :  Guido  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag 

ücilii)  .S  14,  .StalKi  lireihcr.itr.  3  |  35. 
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Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbaiinen  nach  amtlichen 
Mitteilungen  des  Eisenbahnzentraiamtes,  der  Bau-  und  Betriebsämter 

Tag:  der 
Ei'öftnung; 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingung(;n  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M  von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

Mittwodi 

l8.  I.  1Q22 

vorm.  i2'/4  'Jhr 

1 160  m  Bahnsteig-Hochbordsteine. 

28  

nebst  Porto 

— >■ 

vorm.  8 — i  L'hr 

Eisenbahnbauabteilung 
Rheda/ Westf. 

4  Wochen 

14.  I.  1922 

Instandsetzung  und  Aufstellung  einer  vorhandenen  eisernen  FußgUnger- 
brlU'ke  auf  Bahnhof  Weiöenfels  einschl.  Lieferung  der  Ersatzteile 
im  Gewicht  von  rd.  370  kg  p'lnßciscn. 

19,20 
u.  M.  7.—  für 
Zeichnungen 
Kto.  Nr.  13578 
Postscheckamt 
Erfurt 

Präsidialbüro 
der  Eisenbahn- 
direktion Erfurt 

Eisenbahndirektion  Xr.  48  T 
IIS  IIb  7399/21,  h^rfurt 

3  Wochen 

16.  I.  I922. 
vorm.  1 1  Ulir 

Die   Erdarbeiten  —  rd.    184050  chni,   davon  79900  cbm  Tonmasseii 
u.  104 150  cbm  Boden   jeglicher  Art  zur  Herstellung   des  Planums 
liir   den    neuen  Verschiebebahnhof    zwischen  Wolfenbüttelerstraße 
u.  Oker  usw.   in  Braunschweig  ötfcntlicli   in  einem  Lose.  Beginn: 
I.  Marz  1922,  Ausfahrungsfrist  15  Monate  nach  Beginn.  Bemerkung: 
Sauljerc,    unversehrte   Zeichnungen    werden   zum    Kaufsjirois  von 
M.    115, —   abzgl.    der   Portokosten    von   den   ausgclalli  nen  Unler- 
nehmern  zurtlckgenommen. 

1.38.- 
u.  23  Blatt 
Zeichnungen 

Eisenbahn- 
betriebsamt 2 
Braunschweig 
ub  2.  I.  1922 

Eiscnbahnbeti  iebsamt  2,  Braun- 
schweig, Angebotsaufschrift: 
„Erdarbeiten  Verschiebebahnhof 
Biaunschweig" 

15.  2.  1922 

-'CI.  I.  1922 
\-orm.  10  l'iir 

iBoroo  .Stück  Bolzen.    VertragserflUhing  Ende  .\pril  1922. 

4  Frs  oder 
M.  12.— 

Eisenbahndirektion  des  .Saar- 
gebietes Saarbrücken,  Zentral- 
büro, Zimmer  i'^8 

IG.  2.  1922 

28.  I  1922 
mittajjs  r2  Uhr 

Kvd-  und  Maurerarbeiten  zur  Herstellung  eines  .Schutzbauwerkes 
im    Düsseldorfer    Einschnitt,   km  20,3   der   .Strecke    Muhlhausen — 
TreIVurt  und  zwar:  3500  cbm  Felsen,  ^60  cbm  Hrnchsteinnxauci  werk 
und  310  cbm  Bctongewöli.>e 

12. — 

(nicht  in  Brief- 
marken ) 

Eisenbahn- 
amtsgebäude 
Ei.senach  und 
Bahnmeisterei 
Heyerode 

Eisenbahnbetriebsamt  Eisenach, 
Clemensstr.  27,  Zimmer  17 

4  Wochen 

200000  Hintermanerungs-  bzw.  Kalksandsteine  zu  kaufen  gesucht. 
Teillieferungen  zulässig.    Es  kommt  nur  .Siclitware  in  P'rage. 

 >- 

Ei  seil  bah  übet  riebsamt 
Frankfurt/Oder 

14.  T.  7922 
20.  I.  1922 

l.ifteriing  yon  1500  cbm  IJetonsand,  ioch")  cbm  Kies,  1500  cl)m  Eisen- 
bftonkies. 

AusfLlhiung   der  Maurer-  luul   l'ut/arbeitcn    (430  cbm  Mauerwerk, 
12000  (|m   Putz-   und   Zemeiitisti  icli   usw.)   für   den   Neubau  eines 
Werkstutf lagergebäucles  auf  1  Innjitwerkstrttte  Sebaldsbrdck. 

6.— 

Eisenbahn- 
Bauaijteiluiie;' 
Sebaldsbrück 

Eisenbahn- 
Baual)tpilini^ 
Sebaldsbrück 

b.  Bremen 

Eisen  bah  11- Bauabtei  hing 
Sebaldsbrück 

Eisenbahii-Banabteilung 
.■-^ebaldsbi  ück  b.  Bremen 

28.  I.  1922 
17.  2.  1922 

10.  1.  1-922 
voini.  II  Uhr 

.Vnsfülirung  von  E.dai  l.eiten  —  rund  I84050  cl>m,  davon  79900  cljm 
Tonniassen  und  104  150  cbm  Boden  ji-ghcher  .\rt  —  zur  Herstellung 
des    Planums    für   den    neuen    Verschiebebahnhof    Braunscli  vvei'4 
zwischen  WolfenbEltteler   Straße   urul   ( )ker   usw.   sollea  öffentlich 
in   einem   Lose   vergeben    werden.     Beginn    i.    März    1922;  Aus- 
führungsfrist :  15  Monate  nacli  Beginn. 

Bemerkung:    Sauliere,  unversehrte  Zeichnungen  \verden  zum 
Kaufpreis  von  115, —  Mark  abzüglich  der  Portokosten  von  den  aus- 
gefallenen Unternehmern  zurückgenommen. 

138,  —  einschl. 

23  Blatt 
Zeichnungen 

Eisenbahn- 
Retriebsamt  2 
Braunschweig 

ab   2     I.  TQ22 

Eisenbahn-Beti  iebsamt  2 

Biaunsch  weig. 
-Aufschrift';  ,, Erdarbeiten, 
\*erschiebebahnhof  Brauii- 
schweig" 

15  2.  1922 

25.  I.  1922 
vorm.  TO  Ulir 

22000  (]m  teerfreie  Dachpappe,  20350  kg  Rulieroid-Klebmasse,  500  kg 
Karbolineum.    ^'ertragserf^llnng  bis  Ende  .März  1922. 

3  Frs.  oder 
.VI  12.— 

Eiseniaahn- 
direktion  Saar- 
brücken Zentral- 
bflro  Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  ZentralbUro 
Zimmer  128 

14.  2.  1922 

23.  I.  1922 
vorm.  T 1  Uhi' 

400000  Hintermaueiungssteine. 

M  6.— 
nicht  Briefmark. 

Eisenbahnbau- 
abtlg.  Merseburg 
Stündehaus  Ein- 
gang (ieorgstr. 

Eisenbahnbauabtlg.  Merseburg, 
Ständehaus 

3  Wochen 

16.  I.  1922 
vorm.  IG  Uhr 

.Vus^Uhrung  der  Durcharbeitung  des  Gleises  (  ränge  Wt-Block  Bahn- 
hofstraße km  23,5  bis  25,25  und  des  Gleises  Kcrklinghausen  .Sud-Blook 
Julia  km  1,7  bis  2,275.    Ausfuhrungsfrist;  0  W'oilien. 

8.- 
in  bar 

— y 

Eisenbahii-Betricbsamt  4  Essen 

4  Wochen 

Schmidtsche  Heissdampf-Gesellschaft  m.  b.  H. 

Cassel-Wilhelmshöhe 

Über  75000  Heissdampflokomotiven 

mit  Überhitzer  Patent  W.  Schmidt 

für  über  700  Bahnverwaltungen  im  Betrieb  und  Bau  befindlich 

Druckschriften  kostenfrei  Patente  in  allen  Industriestaaten 
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ORGANISATION  DER  ENGLISCHEN  EISENBAHNEN 

VON  REGIERUNGSBAURAT  ROHDE.  HALBERSTADT, 


V  o  r  b  e  III  e  1  k  u  n  g  der  .S  c  h  i  i  f  1 1  e  i  t  u  ii  k  :  Wir  rmpfchlni  die  naili- 
stehende  .\rbeit  dem  besonderen  Interesse  unserer  Leser,  namentlich  auch 
aus  verkelirstreibcnden  Kreisen,  Organisationsfrag;en  und  finanzielle  Gc- 
sunduTig  der  Reichsbahnen  .».tehen  jetzt  im  Vordergrunde  unseres  innen 
wirtschaftlichen  Interesses.  Wir  werden  uns  bemühen,  unseren  Lesern  auch 
weiterhin  wie  bisher  die  interessantesten  und  neuesten  Beiträge  zu  dieser 
Krage  zu  bieten.  Die  vorliegende  Arbeit  gibt  AnlaU  zu  interessanten  Ver- 
gleichen mit  der  Organisation  der  Reichsbahn  und  den  in  Vorbereitung  be- 
griffenen A'id  M  ungcn. 

Die  \'cr\valtungsorgaiiisatiuueu  bei  den  englischen  Eisen- 
bahngescllschaften  zeigen  in  den  Einzelheiten  zwar  \'erschieden- 
heitcn,  die  allgemeine  Gliederung  der  r,eschäfte  ist  jedoch  bei 
allen  Eisenbahnen  nach  den  gleichen  Gesichtspunkten  vorge- 
iifinimen. 

Die  \'er\valtung  zeriällt  bei  einer  englischen  Eisenbahn- 
gesellschaft  in  zwei  getrennte  Teile: 

1.  eine  beratende  Körperschaft  —  das  Direktorium, 

2.  die  eigentliche  Dienstverwaltung. 

I.  Das  Direktorium  (board  of  directors). 

a)  Zusammensetzung:  Vorsitzender  (chairman),  ein 
oder  mehrere  Stellvertreter,  Direktoren  (je  nach  Bedeutung  der 
Bahn  6—24,  bei  den  größeren  Gesellschaften  durchschnittlich  20). 

Das  Direktorium  entspricht  etwa  dem  Aufsichtsrat  einer 
deutschen  Aktiengesellschaft.  Die  Direktoren  werden  von  den 
-Aktionären  gewählt. 

Einzige  Bedingung  für  Wählbarkeit  zum  Direktor  ist  der 
Besitz  von  Aktien  der  betreffenden  Gesellschaft.  Eine  besondere 
Vorbildung  wird  nicht  verlangt.  Unter  den  Direktoren  befinden 
sich  natürlich  auch  ehemalige  Eisenbahnbeamte. 

b)  GeschäftedesDirektorium.s: 

1.  Regelung  des  Finanzwesens; 

2.  Bewilligung  der  Mittel  für  Neubauten,  Erweiterungsbauten, 
Beschaffung  neuer  Fahrzeuge,  Verbesserung  der  Siche- 
rungseinrichtungen, Ausdehnung  der  Nebengeschäftc 
(Reederei,  Hotelwesen,  Rollfuhrwesen  und  dgl.); 

3.  Anstellung  der  Beamten; 

4.  Regelung  der  Gehälter  und  Löhne; 

5.  Allgemeine  Anweisungen  für  die  Geschäftsführung; 

6.  Bekämpfung  des  Wettbewerbs,  Verkehrswerbung; 

7.  Parlamentsfragen. 

c)  Ausschüsse  (committees). 

Das  Direktorium  wählt  aus  seiner  Mitte  Ausschüsse  für  die 
Bearbeitung  der  verschiedenen  Geschäftsgebiete. 

In  der  Regel  sind  bei  großen  Gesellschaften  vorhanden: 

1.  Finanzausschuß; 

2.  Oberbauausschuß; 

■3.  Lokomotiv-  und  Wagenausschuß; 

4.  Tarifausschuß; 

5.  Verkehrsausschuß; 

6.  Hotelausschuß. 


II.  Die  eigentliche  Dienstverwaltung. 

A.  Bei  den  meisten  größeren  Gesellschaften  ist  der  Dienst 
nach  folgender  bildlicher  Darstellung  eingeteilt: 


V'orsHzender 
(chairman) 


l>irektoien 


Cieneralverwaltei 
(gpneral  manager) 


Sekretär 
(secietary) 


Lini(Misi:perintendent 
(Supciint.  of  tlie  line) 


Oberingenier.r 
(Chief  engineer) 


ObergLltervcr  walte  1 
(chief  goods  manager) 


Divisionssuperintend. 
idivisional  superint.) 


Oberkontrollen  r 
(Chief  auditor) 


Lokomotivsupeiintcndent 
(Lokomotive  superint.) 


Divisionsingenieure 
fdivisional  engineers) 


GUterverwalter 
(goods  manager) 


Divisionslokomotiv- 
superintendenten 
(divisional  lok.  sup.) 


'  Oberrechnungs- 

fuhier 
(chief  accountant) 


Distriktssuperintendenten  Distriktsingenieure 
(district.  superintendents)   (district.  engineers.i 


bedeutet  ein  loses  Abhängigkeitsverhältnis. 


Hiernach  zerfällt  die  Dienstverwaltung  in  zwei  Haupt- 
abteilungen: 

1.  Die  Betriebs-  und  \''crkehrsabteilung, 

2.  Das  Sekretariat. 

1.    Die  Betriebs  -  und  Verkehrsabteilung. 

Leiter  der  Generalverwalter  (general  manager).  Er  spielt 
meistens  die  Hauptrolle  in  der  Verwaltung  und  bezieht  das 
höchste  Einkommen  (vor  dem  Kriege  bis  100  000  M.). 

Als  Hilfsarbeiter  und  zu  seiner  Vertretung  ist  ihm  ein  .'Assi- 
stent zugeteilt. 

Unmittelbar  unterstellt  sind  ihm: 

a)  Liniensuperintendent  (Superintendent  of  the  line). 
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Arbeitsgebiet:  Betriebsleitung,  soweit  sie  sich  auf  den  Zu;;- 
dienst  während  der  Fahrt  bezieht.  Personenverkehr  und  Güter- 
beförderung mit  Personenzügen  (Milch,  Früchte.  Fische),  Fahr- 
planwesen. 

Die  unterstellten  l)i\-isions-  und  Distrikts-.Superinteiidenlcn 
regeln  den  Betrieb  auf  den  einzelnen  Strecken.  Atif  den  Bahn- 
höfen wird  der  Betriebsdienst  unter  eigener  Wrantwortung  der 
Weichensteller  geregelt.  IJie  Bahnhofsvorsteher  sind  in  erster 
Linie  Verwaltungsbeanite. 

b)  Obergüterverwalter   (chief  goods  managcr). 

Arbeitsgebiet:  Leitung  des  Güterdienstes  auf  den  Bahn- 
höfen, Beteiligung  am  Güterzugsfahrplan,  Wagengestellung, 
Zugbildung  auf  den  Verschiebebahnhöfen. 

Gesellschaften  mit  starkem  Verkehr  an  Massengütern  (Koh- 
len) haben  besondere  Massengüterverwaltcr  (minerd  manager), 
die  neben  dem  Obergüterverwalter  arbeiten. 

In  bezug  auf  allgemeine  Anford-^rnngen  des  Betriebs-  und 
\''erkehrswesens  sind  dem  Gcneralverwalter  unterstellt,  im 
übrigen  jedoch  selbständig: 

c)  Oberingenieur  (chief  engineer). 

Arbeitsgebiet:  Bahnunterhaltung  und  Neubauten.  Für 
Telegraphie,  Sicherungswesen  und  Elektrotechnik  ist  bei  großen 
( iesellschaften  ein  besonderer  selbständiger  Ingenieur  vorhan- 
den. Bei  kleineren  Gesellschaften  sind  diese  Arbeitsgebiete  dem 
Oberingenieur  oder  dem  Lokomotivsuperintendenten  (s.  unter  d) 
mit  zugeteilt. 

d)  Lokomotivsuperintendent  (locomotive  Superintendent). 
Arbeitsgebiet:  LokomotiA'dienst  nnd  Lokomotivwerkstätten- 

dienst. 

Für  Wagenbau  und  Ausbesserung  der  Wagen  haben  die 
größeren  Gesellschaften  meistens  einen  besonderen  selbständigen 
Wagenbauingenieur  (carriage  Superintendent). 

Die  Beamten  unter  a — d  haben  meistens  je  nach  Größe  der 
Gesellschaft  einen  oder  mehrere  Assistenten,  die  sie  auch  ver- 
treten. Für  den  Außendienst  sind  ihnen  die  Divisions-  und 
1 'istriktsbeamten  unterstellt. 

2.  Das  Sekretariat. 
Leiter  der  Sekretär  (secretary). 

Arbeitsgebiet:  Die  das  Gesellschaftsverhältnis  betreffenden 
(icschäftc,  also  hauptsächlich  Geschäfte,  die  kauf mäimischer  Art 
sind,  u.  a.  das  Verdingungswesen,  die  Kassenverwaltung. 

Als  selbständige  Dienststellen  sind  dem  .Sekretariat  :ing;- 
gliedert: 

a)  Der  Oberkontrolleur  (chief  auditor). 

Arbeitsgebiet:  Verkehrskontrolle,  Rechnungs-  und 
Buchungswesen  der  äußeren  Dienststellen. 

b)  Der  Oberrechnungsführer  (chief  accontant). 
Arbeitsgebiet:   Feststellung  der  Rechnungen  über  Arbeiten 

und  Lieferungen,  Buchführung  und  Kassengeschäfte. 

B.  Bei  der  unter  A.  geschilderten,  am  häufigsten  vorkommen- 
den Geschäftsregelung  ist  der  Betriebs-  und  Verkehrsdienst  in 
eigentümlicher  ^^'eise  miteinander  verquickt. 


Neuerdings  haben  einige  tiesellschaften  eine  reinlichere 
Trennung  dieser  Geschäftsgebiete  durch  Acnderung  der  Or- 
ganisation versucht.  Sie  haben  besondere  Betriebs-  inid  \'cr- 
k eh rsabt  ei  jungen  geschaffen. 

Zimi  Arbeitsgebiet  der  Betriebsabteilung  gehören: 
der  technische  Betriebsdienst  einschl.  Be-  und  Entladung 
der  Güter,  Wagenverteilung. 

Zum  Arbeitsgebiet  der  Verkehrsabteilung  gehören: 
Fahrkartenwesen,  Tarife,  Reklamation  u.  dgl. 

]3iese  neuere  Organisation  des  Betriebs-  und  Verkehrs- 
dienstes ist  nachstehend  bildlich  dargestellt.  Den  leitenden  Be- 
amten sind  ebenso  wie  bei  A  wieder  Devisions-  bzw.  Distrikts- 
Vjeamtc  unterstellt. 


(ieneralver\v;iltiT 


( ieneral-BetdeIjs-  und  Verkelirsvfi  waltc-i 
(genpial  traffic  manager) 


Betriebsabteilung 
\'orst.  rieneral-Superintendeiit) 


Verkehrsabteilung: 
(Vorst,  general- goods  managen 


ObergUter- 
verwaltcr 


III.  Vorbildung  der  Beamten. 


überpersonen- 
verkehrsagent 


Sämtliche  Beamte  außer  den  Ingenieuren  müssen  von  der 
Pike  auf  dienen.  Die  Gesellschaften  bilden  ihre  Beamten  selbst 
heran.  Bestrebungen,  wenigstens  für  die  leitenden  Beamten 
eme  Art  Hochschulbildung  (Eisenbahnfachausbildung)  zu 
schaffen,  sind  im  Gange. 

Auch  die  Ingenieure  sind  \ielfach  auf  Selbststudium  ange- 
wiesen, um  sich  gediegenere  \'orbildung  anzueignen.  Technische 
Hochschulen  in  unserem  Sinne  gibt  es  nicht.  Zur  Lösung 
schwieriger  technischer  Aufgaben,  besonders  konstruktiver  Art 
sind  die  meisten  Gesellschaften  gezwungen,  Privatkräfte  heran- 
zuziehen. Größere  Gesellschaften  leisten  sich  zur  Begutachtung 
solcher  Entwürfe  haupt-  oder  nebenamtlich  angestellte  beratende 
i  ngenieure. 

Die  Generalverwalter  (general  manager)  gehen  meistens  aus 
den  Betriebs-  und  Verkehrsbeamten  hervor.  Es  sind  jedoch  auch 
ehemalige  Oberingenieure  zu  Generalverwaltern  befördert  wor- 
den.    Bei  der  Auswahl  spielt  die  Persönlichkeit  die  Hauptrolle. 


BLOCKABSTAND  UND  HILFSZUGE 

VON  REGIERUNGSBAURAT  MENNE,  PADERBORN 


Auf  den  deutschen  Eisenbahnen  gilt  für  den  Betrieb  der 
Grundsatz:  Ein  Zug  darf  erst  dann  in  einen  Streckenabschnitt 
hineingelassen  werden,  wenn  ihn  der  vorausgefahrene  Zug  ver- 
lassen hat.  (Eisenbahn  Bau-  und  Betriebsordnung  §  6  (3),  Fahr- 
dienstvorschriften (F.  V.)  §  4  (1)  und  Vorschriften  für  den  Block- 
dienst (Bl.  V.)  §  20  (2).  Dieser  Grundsatz  wird  ohne  Zweifel 
oder  Bedenken  im  regelmäßigen  Betriebe  von  allen  deut- 
schen Eisenbahn-Betriebsbeamten  für  unverletzlich  gehalten; 
kann  er  aber  auch  bei  Betriebsstörungen  (Entgleisungen  oder 
Liegenbleiben  von  Zügen  auf  freier  Strecke)  aufrecht  erhalten 
bleiben  ? 

Diese  Frage  muß  einmal  aufgeworfen  werden,  um  eine  in 
den  F.  V.  nicht  gegebene  Klärung  herbeizuführen.  Die  F.\'. 
behandeln  zwar  im  §  70  ,, Hilfszüge",  aber  so  allgemein, 
daß  die  obige  Frage  auf  Grund  des  §  70  nicht  be- 
antwortet werden  kann.  Sonst  sind  in  den  betrieb- 
lichen Vorschriften  (Fahrdienstvorschriften,  Vorschriften 
für  den  Stellwerksdienst,  für  den  Blockdienst)  alle 
möglichen  Vorkommnisse  im  Eisenbahnbetrieb  eingehend 
behandelt  z.  B.  Störung  des  Zugmeldetelegraphen,  Zugtren- 
imngen.  Ungangbarkeit  der  Signale,  Blockstörungen  usw.;  die 
Hilfszüge  sind  aber  etwas  stiefmütterlich  behandelt,  obwohl  sie 
nicht  selten  verkehren  müssen.  Beim  Ablassen  der  Hilfszüge 
und  Hilfslokomotiven  wird  wegen  dieses  Mangels  von  den  Fahr- 
dienstleitern häufig  gegen  wichtige  betriebliche  Vorschriften 
verstoßen.     Da   aber  jeder   Verstoß   die   Betriebssicherheil  ge- 


fährdet, so  ist  die  Klärung  notwendig.  Den  Anstoß  hierzu 
mögen  diese  Ausführungen  geben. 

Nehmen  wir  einmal  an,  ein  Zug  sei  auf  einer  zweigleisigen 
Bahn  zwischen  zwei  Zugmeldestellen  ohne  dazwischenliegende 
Blockstelle  entgleist,  durch  die  Entgleisung  sei  das  andere  Gleis 
aber  nicht  gesperrt.  Dann  ist  wohl  kein  Zweifel  darüber,  daß 
das  frei  gebliebene  Gleis  für  die  Zugfahrten  (im  eingleisigen  Be- 
triebe) benutzt  werden  nuiß.  Ebensowenig  ist  es  zweifelhaft, 
daß  zu  dem  entgleisten  Zuge  ein  Hilfszug  oder  Hilfsgeräte- 
wagen  geschickt  werden  muß,  um  das  gesperrte  (deis  bald- 
möglichst wieder  frei  zu  machen.  Würde  das  frei  gebliebene 
Cdeis  von  dem  Hilfszug  befahren,  der  meistens  längere  Zeit  an 
der  Unfallstelle  nötig  ist,  so  wären  beide  Gleise  für  den  Zugver- 
kehr gesperrt;  die  Züge  könnten  also  überhaupt  nicht  mehr  xev- 
kehren.  Da  das  nur  selten  duurchführbar  ist,  bleibt  nur  die  Alög- 
lichkeit,  den  Hilfszug  auf  dem  gesperrten  Gleis  an  die  Unfall- 
stelle zu  bringen,  of¥en.  Da  der  entgleiste  Zug  aber  den  Strecken- 
abschnitt zwischen  den  beiden  Zugmeldestellen  noch  nicht  ver- 
lassen hat,  so  darf  nach  dem  Hauptgrundsatz  der  deutschen  Be- 
triebsführung ein  anderer  Zug  (also  auch  der  Hilfszug)  nicht  in 
den  besetzten  Streckenabschnitt  hineingelassen  werden. 

Viele  Betriebsbeamte  helfen  sich  damit,  daß  sie  den  Hilfs- 
zug als  Rangierfahrt  auf  das  besetzte  Gleis  hinausschicken;  da 
es  aber  nach  §  74  (1)  der  F.  V.  Rangierfahrten  auf  „durchgehen- 
den Streckengleisen"  nicht  gibt,  höchstens  in  unmittelbarer 
.\ähe  der  Bahnhöfe  nach  §  77  (2),  so  entkleiden  sie  das  durch 
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den  Unfall  gesperrte  Gleis  seiner  Eigenschaft  als  durchgehendes 
Gleis  und  fassen  es  als  Ausziehgleis  oder  Rangiergleis  des  Bahn- 
hofes auf.  von  dem  der  Hilfszug  abfährt.  Diese  Auffassung 
kann  vielleicht  gelten,  wenn  die  Streckensperrung  zwischen  zwei 
Zugmeldestellen  ohne  dazwischenliegende  Blockstellen  statt- 
gefunden hat,  unter  keinen  Umständen  kann  sie  aber  als  richtig 
anerkannt  werden  wenn  die  Entgleisung  zwischen  zwei  Block- 
stellen stattgefunden  hat.  Denn  das  Fahrrecht  des  Fahrdienst- 
leiters eines  Bahnhofs  reicht  doch  immer  nur  bis  zur  nächsten 
Blockstelle.  Auf  der  Blockstelle  muß  nach  F.  V.  §  7  (3)  wieder 
ein  Fahrdienstleiter  vorhanden  sein,  der  für  seinen  Bezirk  die 
Zugfolge  7u  regeln  hat.  Es  bleibt  also  nur  die  Möclichkcit 
einer  ..Zugfahrt",  die  in  einen  besetzten  Streckenabschnitt  hinein 
grundsätzlich  verboten  ist. 

Kann  nun  dieser  Grundsatz  einen  solchen  Wortlaut  erh^dtcn, 
daß  er  auch  bei  Streckensperrungen  gültig  bleibt?  Man  könnte 
z.  B.  den  ..vorausgefahrenen  Zug"  ersetzen  durch  einen  .voraus- 
fahrenden Zug".  Der  liegengebliebene  oder  entgleiste  Zug  ist 
wohl  ein  vorausgefahrener  aber  kein  .  vorausfahrender" 
Zug  mehr.  Er  darf  nach  Beseitigung  der  Störung  nicht  mehr 
weiter  fahren,  wenn  sein  Zugführer  Hilfe  angefordert  hat  (F.  \'. 
§  58  (11)). 

Wenn  es  nicht  gelingt,  für  den  Grundsatz  einen  für  alle 
Fälle  gültigen  Wortlaut  zu  finden,  dann  bleibt  nur  die  Möglich- 
keit einer  Teilung  der  Blockstrecken  bei  Unfällen  übrig. 

Eine  Blockstrecke  ist  durch  zwei  Haltsignale  (Hauptsignale) 
abgegrenzt.  Bei  Betriebsunregelmäßipkeiten  wird  der  verun- 
glückte Zug  nach  §  58  der  F.V.  durch  besondere  Haltsignale 
gedeckt  und  zwar  unter  Umständen  vorn  und  hinten.  Es  sind 
in  diesem  Falle  vier  Haltsignale  statt  der  regelmäßigen  zwei  vor- 
handen, durch  sie  ist  die  Blockstrecke  in  drei  Teile  geteilt. 
Der  erste  Teil  reicht  vom  Anfangssignal  (Ausfah^signal  des 
Bahnhofs  oder  Blocksignal)  bis  zum  Dcckungssignal  des  liegen- 
gebliebenen Zuges  der  zweite  Teil  liegt  zwischen  den  beiden 
Deckungssignalen  und  der  dritte  Teil  reicht  vom  Dcckuncssitrnal 
vor  dem  Zug  bis  zum  Hauptsignal  am  Ende  der  Blockstrecke 
(Block-  oder  Einfahrtsignal).  Nur  der  mittlere  Teil  der  Block- 
strecke ist  von  dem  liegengebliebenen  Zuge  beset7t.  Die  h'-iden 
anderen  Teile  sind  von  dem  „zuletzt  vorgefahrenen  Zuge" 
verlassen.  In  diese  Teilstrecken  kann  also  der  Hilfzug  hin- 
eingelassen werden  und  zwar  ?uf  zweicleisi^pr  B^hn  von  der 
Abfahrstation  des  entgleisten  Zuges  auf  richtigem  ("-leise  oder 
von  der  (nicht  erreichten)  Ankunftstation  auf  falschem  Gleise. 
Der  Zugführer  des  entgleisten  Zuges  stellt  also  eine  Hilfsblock- 


stelle dar  durch  die  Deckungssignale  des  Zuges  und  meldet  auch 
die  nicht  besetzten  Teile  der  ganzen  Blockstrecke  frei  durch  die 
ihm  nach  §  58  (10)  der  F.  V.  vorgeschriebene  Benachrichtigung 
der  nächsten  Zugmeldestelle.  Diese  hat  alle  beteiligten  Block- 
stellen usw.  in  Kenntnis  zu  setzen,  in  welchen  Kilometer- 
stationen die  Haltsignale  aufgestellt  sind.  Der  Hilfszug  hat 
dann  von  seiner  Heimatstation  eine  gewöhnliche  Fahrt  (mit 
Streckenblockung)  zu  machen  bis  zum  letzten  Bahnhof  vor  der 
Unfallstelle.  Auf  Strecken  mit  Streckenblockung  geht  dann  die 
(Teil-)Fahrt  (ohne  Signal)  auf  Befehl  A  weiter  (Bl.  V.  §  18  (D); 
bei  der  Fahrt  auf  richtigem  Gleis  muß  der  Hilfszug  oder  die 
Hilfslokomotive  vor  jedem  Block  halten,  jeder  Blockwärter  muß 
einen  neuen  Befehl  A  ausstellen;  bis  auf  den  letzten  Befehl  A 
wird  wie  gewöhnlich  nur  der  Abschnitt  d)  ausgefüllt  d.  h.  der 
Zug  darf  am  Halt  zeigenden  Ausfahr-  oder  Blocksignal  vorbei- 
fahren bis  zum  nächsten  Block.  Auf  dem  letzten  Block  vor 
der  Unfallstelle  muß  aber  außer  dem  Abschnitt  d)  des  Befehls  A 
noch  der  Abschnitt  e)  ausgefüllt  werden:  Der  Zug  darf  nur  vor- 
fahren bis  zu  dem  in  km  .  .  .  aufgestellten  Deckungssignal  des 
entgleisten  Zuges  d  h.  bis  zu  der  HilfsMockstelle.  Für  die  Fahrt 
des  Hilfszuges  auf  falschem  Gleis  genügt  ein  Befehl  A  von  dem 
Bahnhofe  am  Ende  der  gesperrten  Strecke  bis  zum  Deckungs- 
signal vor  der  Entgleisungsstelle.  Auszufüllen  sind  die  Ab- 
schnitte a)  und  e).  Etwa  dazwischenliegende  Blockstationen 
gelten  für  die  Fahrt  auf  dem  falschen  «^leis  nicht.  Ist  der  Hilfs- 
zug an  einem  der  beiden  Deckungssignale  angelangt,  so  hat 
der  Zugführer  des  Verunglückten  Zuges  oder  ein  etwa  mit  dem 
Hilfszug  mitfahrender  Fahrdienstleiter  nach  Wegnahme  des 
Deckungssignales  das  aber  nach  der  Vorbeifahrt  sofort  wieder 
herzustellen  ist  den  Hilfszug  bis  an  die  Entglcisungsstelle  her- 
anzuführen damit  die  Aufgleisungsarbeiten  beginnen  können. 
Wenn  nur  einige  Wagen  in  der  Mitte  eines  langen  Güterzuges 
entgleist  sind,  so  wären  zuvor  mit  einer  Hilfslokomotive  oder 
der  Zuglokomotive  die  Wagen  vor  oder  hinter  der  Entglcisungs- 
stelle bis  zum  nächsten  Bahnhof  vor-  oder  zurückzubringen, 
damit  die  für  die  Aufgleisung  erforderlichen  Geräte  auf  kür- 
zestem Wege  zur  V^ru-rndungsstelle  gebracht  werden  können. 
Die  Hilfslokomotive  wäre  betrieblich  genau  so  zu  behandeln, 
wie  der  Hilfszug. 

Die  Heranbringung  der  Hilfszürre  in  der  vorbeschrie'-enen 
Weise  ist  in  einigen  Dirf-ktiopsbezirken  durch  besondere  Ycr- 
fücung  angeordnet  gehört  aber  als  allgemein  gültige  Vor- 
schrift in  die  F  V.  damit  alle  Zweifel  beseitigt  werden  zum 
Nutzen  der  Sicherheit  des  Eisenbahnbetriebes. 


ENTGEGNUNG 

des  Regierune:''b!iumeiste''s  Dr. -ins;.  Jacobi,  Cassel  auf  die  Aus^'^ührun^en  des  Privatdozenfon 
Dr.-Ing.  W.  Müller,  Regierungsbaurat,  Berlin,  über  den  Aufsatz  in  Nrn.  48  und  49  der  „V.-W." 


Die  Untersuchungen  verfolgen  den  Zweck,  für  die  Berech- 
nung des  Kohlenverbrauchs  beim  Befahren  von  Gefällwechseln 
ein  allgemein  gültiges  Verfahren  anzugeben,  das  infolge  seines 
rein  mathematischen  Aufbaues  die  Anwendung  auf  die  Be- 
ziehung zwischen  ^Geschwindigkeit  und  Weg  innerhalb  des  Be- 
reichs der  ungleichförmigen  Geschwindigkeitsänderung  in  all- 
gemeiner Form  gestattet,  ohne  die  bereits  bekannten  T-cschwin- 
digkeits- Wege-Linien,  auf  ihre  Zweckmäßigkeit  zu  prüfen.  Das 
abgeleitete  Verfahren  ist  daher  auch  brauchbar,  wenn  es  ge- 
lingen sollte,  den  Zusammenhang  zwischen  Geschwindickeit  und 
Weg  unter  Einbeziehung  aller  bisher  nicht  erfaßten  Einflüsse 
auf  eine  neue  mathematische  Grundlage  zu  stellen  Unter  den 
üblichen  Rechnungsverfahren  ist  dasjenige  gewählt  worden, 
welches  geignet  war.  die  mathematische  Behandlung  der  Auf- 
gabe besonders  anschaulich  bildlich  darzustellen. 

Die  Bewegung  eines  Zuges  im  Gefällwechsel  ist  mehrfach 
Gegenstand  wissenschaftlicher  Erörterungen  gewesen,  ohne  daß 
es  bisher  gelungen  ist  die  Einzelheiten  des  Bewegungsvorganges 
restlos  zu  klären.  Die  Schwierickeiten  liegen  in  der  Beein- 
flussung der  dynamischen  Vorgänge,  durch  die  mehr  oder 
weniger  mangelhaften  technischen  Maßnahmen,  die  getroffen 
werden  müssen  um  den  Bewegungsvorgang  in  Anlehnung  an  die 
Forderungen  des  Verkehrs  zu  ermöglichen. 

Leider  verfolgt  das  angegebene  Verfahren  zur  Berechnung 
der  Geschwindigkeits-V/ege-Linien  einen  Teil  derienigen  Ein- 
flüsse nicht,  die  auf  die  Geschwindigkeitsänderung  nach  Maßgabe 
der  angewendeten  technischen  Belange  einwirken. 

Die  Beschleunieungskräfte  werden  aus  denjenigen  Zug- 
kräften bestimmt,  die  nach  den  für  die  gleichförmige  Bewegung 
gültigen  Gesetzen  berechnet  werden.  Durch  den  Uebergang  der 
Lokomotive  zwischen  verschiedenen  Neigungen  wird  jedoch 
der  Gleichgewichtszustand  des  Kessels  gestört,  die  Maschinen- 
Icistung  ändert  sich  mit  der  Dampferzeugung  und  dem  Dampf- 
verbrauch infolge  der  Umstellung  der  Feueranfachung  und  der 
Aenderung  von  Geschwindigkeit  und  Zugkraft,  bis  nach  Eintritt 
des  gleichförmigen  Bewegungszustandes  auf  der  anschließenden 
Neigung    der    Gleichgewichtszustand    des  Kessels  wiederher- 


gestellt und  nunmehr  wieder  die  für  den  Bcharrungszustand  be- 
kannte (iesetzmäßigkeit  vorhanden  ist.  Das  Abhängigkeitsver- 
hältnis zwischen  Maschincnleistung.  Zugkraft  und  Geschwindig- 
keit wird,  abgesehen  von  Einflüssen,  die  sich  überhaupt  nicht 
in  mathematische  Formeln  kleiden  lassen,  während  dieses  Ucber- 
gangszeitraumes  Gesetzen  unterliegen,  die  von  denen  des  Be- 
harrungszustandes verschiedeen  sind.  Die  Annahme,  daß  die 
füi  die  gleichförmige  Bewegung  maßeebenden  Beziehungen 
auch  während  der  Umstellung  der  Maschine  Geltung  haben,  ist 
nur  bei  geringer  Aenderung  des  Kesselzustandes,  d.  h.  bei  ge- 
ringen Neigungsunterschieden  zweier  aneinanderstoßender 
Streckenabschnitte,  berechtigt. 

Der  Zug  wird  durch  einen  Massenpunkt  ersetzt.  Der  Ein- 
fluß, den  sein  Aufbau  als  Massenband  dadurch  bedingt,  daß  die 
einzelnen  Fahrzeuge  nacheinander  den  Neigungswechsel  voll- 
ziehen, die  Masse  des  Zuges  demnach  am  Anfang  der  Ueber- 
gangsbewegung  eine  stoß-  bzw.  wellenartige  Geschwindigkeits- 
änderung vorschreibt,  bleibt  unberücksichtigt.  Dieser  Einfluß 
wird  umso  größer  sein,  je  geringer  der  Neigungsunterschied 
zweier  aneinanderstoßender  Streckenabschnitte,  je  kürzer  mit- 
hin der  Weg  der  ungleichförmigen  Geschwindigkeitsänderung  ist. 

Während  demnach  bei  wachsenden  Neigungsunterschieden 
das  Ausmaß  der  Einwirkung  infolge  der  Eigen^^chaft  des  Zuges 
als  Massenband  abnimmt,  vergrößert  sich  gleichzeitig  der  Ein- 
fluß der  Maschinenumstellung.  Da  beide  Vorgänge  auf  ver- 
schiedenen Ursachen  beruhen,  liegt  keine  Veranlassung  vor,  an- 
zunehmen, daß  ihre  Wirkungen  sich  gegenseitig  abschwächen. 

Außerdem  wird  der  Einfluß  des  Ausrundungshalbmessers 
vernachlässigt. 

Im  Hinblick  darauf,  daß  wesentliche  Einzelheiten  des  Be- 
wegungsvorganges infolge  ihrer  Abhängigkeit  von  einem  mehr 
oder  weniger  willkürlichen  Zusammentreffen  von  Begleit- 
erscheinungen nicht  erfaßt  werden  können,  dürfte  das  gewählte 
Rechnungsverfahren  zur  Ermittelung  der  Geschwindigkeits- 
\\'ege-Linien.  die  auftretenden  Fehler  für  den  vorliegenden 
Zweck  innerhalb  der  zulässigen  Grenzen  halten. 


21 


Probleme  des  Nahverkehrs 


16  Jahrgang.    Heft  3.    19.  Januar  1922 


■Die  Berechnung  des  Kohlenvcrbrauchs  der  Heißdampfloko- 
niütiven  in  Abhängigkeit  von  Geschwindigkeit  und  Belastung' 
unter  Berücksichtigung  aller  konstruktiven  Eigenarten  der  Ma- 
schinen, soweit  sie  für  die  Beurteilung  des  wirtschaftlichen 
V\''ertes  einer  Bahnlinie  in  Frage  kommen,  erfordert  nach  den 
in  der  „Verkehrstechnischen  Woche",  Jahrgang  1920,  Nr.  39  bis 
41,  aufgestellten  Beziehungen  lediglich  die  Lösung  einiger 
linearer  oder  quadratischer  Gleichungen.  Für  die  Bestimmung 
der  Verbrauchswerte  im  Gefällwcchsel  genügt  aus  den  vor- 
stehend erwähnten  Gründen  die  Anwendung  der  Näherungs- 
berechnung. 

Schlußwort  der  S  c  h  r  i  f  1 1  c  i  t  u  n  g.  Nach  Mitteilung 
des  Herrn  Dr.  W.  Müller  hatte  seine  Entgegnung  in  Nr.  51  (1921) 
der  „V.W."  in  erster  Linie  den  Zweck,  durch  ein  Verfahren  zur 
Aufzeichnung  der  Geschwindigkeits-Weg-Linie  zu  beweisen,  daß 
die  auf  Seite  386  in  Abbildung  2  gezeigte  Auffassung,  die  Ge- 
schwindigkeit eines  Zuges  nehme  beim  Wechsel  von  einer 
Wagerechten  oder  schwächeren  Steigung  auf  eine  stärkere  zu, 
nicht  richtig  ist.  Bei  diesem  Beweise  ging  Dr.  W.  M.  von  den- 
selben üblichen  \^oraussetzungen  aus,  die  Herr  Dr.-Ing.  Ja- 
cob! zu  Anfang  seines  Aufsatzes  in  Nr.  48  gemacht  hat. 

Hiernach  wird 

1.  der  Zug  durch  einen  gleichwertigen  Massenpunkt  ersetzt, 

2.  der  Zustand  des  Kessels  als  der  gleiche  angenommen,  wie 
bei  der  Entwicklung  gleichförmiger  Geschwindigkeit. 

In  seiner  Erwiderung  schreibt  Herr  Dr.-Ing.  Jacobi,  daß 
Dr.  Müllers  Verfahren,  nur  den  vorstehenden  Voraussetzungen 
genügend,  lediglich  einen  Teil  derjenigen  Einflüsse  verfolgt,  die 
auf  die  f  ieschwindigkeitsänderung  n;ich  ?iI;il.i.nalDe  der  ange- 
wendeten technischen  Belange  einwirken.  Hierzu  wird  bemerkt, 
daß  dieVoraussetzung  1  in  Dr. Müllers  Habilitationsschrift  bereits 
erweitert  ist,  und  der  Zug  nicht  als  Massenpunkt,  sondern  als 
Massenband  behandelt  und  dabei  der  Einfluß  der  allmählichen 


-Acnderung  des  Zugwiderstandes  bei  starkem  Neigungswechsel 
auf  die  Bewegung  berücksichtigt  wird. 

Ferner  hat  Dr.  Müller  im  Zentralblatt  der  Bauverwaltung, 
Nr.  57  (1921)  („Einflußlinien  zur  Ermittlung  der  Ablaufpunkte 
und  Zeit-Wege-Linien  der  vom  Ablaufberg  rollenden  Wagen") 
ein  Verfahren  angegeben,  nach  dem  der  Einfluß  der  Aus- 
rundungshalbmesser auf  die  Bewegung  der  Fahrzeuge  ermittelt 
werden  kann.  In  Rechnung  zu  stellen  ist  dieser  Einfluß  jedoch 
nur  bei  sehr  starkem  Neigungswechsel,  kleinen  Ausrundungs- 
halbmesscrn  und  ganz  geringen  Geschwindigkeiten,  Voraus- 
setzungen, die  beim  Gipfel  eines  Ablaufbergs  zutreffen. 

Ein  wesentlicher  Vorteil  des  angegebenen  zeichnerischen 
Verfahrens  zur  Herstellung  der  Geschwindigkeits-Wege-Linie 
ist,  daß  man  an  die  Voraussetzung  2.  garnicht  gebunden  ist.  Ist 
beim  Uebergang  von  einer  Neigung  zur  andern  der  Gleich- 
gewichtszustand des  Lokomotivkcsscls  infolge  Umstellung  der 
Fcueranfachung  und  der  Aeiiderung  der  Gesetzmäßigkeit 
zwischen  Geschwindigkeit  und  Zugkraft  gestört,  so  kommt  diese 
Störung  durch  einen  unregelmäßigen  Verlauf  der  Kesselzug- 
kraftslinie und  somit  auch  der  Linie  der  Beschleunigungskräfte 
zum  Ausdruck.  Gelingt  es  durch  Versuche,  die  Zugkräfte  wäh- 
rend dieses  Uebergangsstadiums  zu  ermitteln,  so  würde  es  für 
die  zeichnerische  Behandlung  (graphische  Integration)  belang- 
los sein,  ob  die  Geschwindigkeits-Weg-Linie  aus  einer  stetigen 
Kurve  oder  aus  der  unregelmäßigen  Linie  der  Beschleunigungs- 
kräfte aufgezeichnet  wird. 

Das  zeichnerische  Verfahren  hat  also  allgemeine  Gültigkeit 
und  behält  trotz  seiner  Anpassung  an  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse seine  Einfachheit  im  Gegensatz  zu  der  rechnerischen 
Methode  bei.  Bei  dieser  ist  zur  Auflösung  der  Integrale  die 
Aufstellung  eines  analytischen  Ausdrucks  ersten  oder  zweiten 
Cirades  für  das  Aenderungsgesetz  zwischen  Zugkraft  und  Ge- 
schwindigkeit durch  vorherige  Abstimmung  der  einzelnen  Rech- 
nungsgrößen auf  Kosten  der  Genauigkeit  notwendig. 


PROBLEME  DES 

=  Wi  =  Das  Tarifproblem  der  Berliner  Straßenbahn  kommt 
nicht  zur  Ruhe  und  ist  andauernd  Gegenstand  öffentlicher  Er- 
örterungen. Schon  im  „Berliner  Tageblatt"  vom  3.  v.  Mls.  führte 
der  frühere  Stadtbaurat  Professor  Dr.-Ing.  Giese  aus,  daß  noch 
im  Oktober  v.  J.  erklärt  wurde,  die  Straßenbahn  könne  die  da- 
maligen und  etwa  folgenden  Lohnerhöhungen  decken,  ohne  daß 
eine  Tariferhöhung  notwendig  würde,  und  dazu  noch  Millionen 
an  die  Kämmereikasse  abführen,  während  in  Wirklichkeit  schon 
nach  zwei  Monaten  eine  Steigerung  der  einfachen  Fahrpreise  urn 
50  %  und  der  Umsteigefahrpreise  um  6673  %  eingetreten  sei, 
außerdem  stände  eine  demnächstige  weitere  Steigerung  auf  2  M.. 
also  um  100  %,  bevor.  Daß  vor  ungefähr  einem  Jahre  von  der 
Leitung  der  Berliner  Straßenbahn  sogar  von  einem  Abbau  des 
damaligen  70-Pfg.-Tarifes  gesprochen  wurde,  k<")nne  man  damit 
entschuldigen,  daß  die  neue  Leitung  mit  den  Verhältnissen  noch 
nicht  genug  vertraut  gewesen  sei;  daß  aber  bei  der  dauernd 
sich  weiter  entwickelnden  Geldentwertung  noch  vor  wenigen 
Wochen  von  der  Beibehaltung  des  Einmarktarifes  gesprochen 
\\'urde,  müsse  als  eine  Irreführung  der  öffentlichen  Meinung  be- 
zeichnet werden,  denn  jeder,  der  mit  den  Verhältnissen  einiger- 
maßen vertraut  sei,  hätte  von  vornherein  wissen  können,  daß 
derartige  ^^ersprechungen  unhaltbar  wären.  Der  größte  Fehler 
der  jetzigen  Leitung  der  Berliner  Straßenbahn  sei  der,  daß  man 
sich  von  den  Ucberschußzahlen  einiger  Monate  blenden  ließ  und 
die  Erhöhung  des  Tarifes  nicht  nach  und  nach  der  allgemeinen 
W^irtschaftlage  anpaßte,  sondern  die  Erhöhung  jet.it  sprunghaft 
\'ornehmen  müßte,  was  natürlich  einen  bedeutenden  ^^crkehrs- 
rückgang  zur  Folge  haben  würde.  Eine  solche  Tarifpolitik 
müsse  geradezu  verhängnisvoll  für  das  Unternehmen  werden. 
Man  müsse  sich  mit  allen  Kräften  dafür  einsetzen,  daß  eine  sach- 
verständige Leitung  für  Stetigkeit  und  Folgerichtigkeit  in  der 
Tarifpolitik  sorge. 

Gewissermaßen  als  Erwiderung  kann  man  die  Aeußerung  des 
derzeitigen  Stadtbaurats  Dr.-Ing.  Adler  in  der  ..National- 
Zeitung"  auffassen: 

„Unsere  Bemühungen  ,  waren  in  letzter  Zeit  hauptsächlich 
darauf  gerichtet,  eine  Konzentration  des  Berliner  ^''erkehrs  durch 
Schaffung  einer  A'erkehrsgemeinschaft  herbeizuführen,  die  Stadt-, 
Hochbahn,  Straßenbahn  und  Omnibusse  umfaßt.  In  Fragen  der 
Tarife  (Gleichmäßigkeit  und  gleichzeitige  Erhöhungen),  gemein- 
samer Haltestellen,  Umsteigekarten  von  einem  Verkehrsmittel 
auf  das  andere  und  passender  Anschlüsse,  schweben  Verhand- 
lungen zwischen  den  eitlzelnen  Betrieben  und,  mit  dem  Verkehrs- 
ministerium, die  einen  günstigen  ^'erlauf  zu  nehmen  scheinen. 

Den   Autoomnibusverkehr  begünstigten   wir,   entgegen  der 
•  des  öfteren  zum  Ausdruck  gebrachten  Meinung,  nach  Kräften. 
Fünf  neue  Linien  wurden   eingerichtet.     Obgleich   im  Betrieb 
teurer  als  die  Straßenbahn,  rentierten  sich  die  Autöomnibusse 
gut  und  stellten  ein  beliebtes  Verkehrsmittel  dar.    Die  Allge- 
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meine  Berliner  Omnibusgesellschaft,  deren  Aktien  zum  großen 
Teil  in  den  Händen  der  Stadt  sind,  hat  60  neue  Wagen  in  Auf- 
trag gegeben,  und  übernahm  auch  die  der  Elektro-Omnibus- 
gesellschaft  übertragenen  Konzessionen.  Dem  Einfluß  der  Stadt 
gelang  die  Schaffung  von  Linien  in  weiter  entlegenen  Vororten. 
Die  Nächstzueröffnende  läuft  von  Weißensee  nach  Pankow  und 
p.einickendorf  und  wird  im  Sommer  bis  Tegel  verlängert. 

Bei  der  Hochbahn  konnte  (eine  Folge  der  enormen  Bau- 
kosten) nicht  viel  geschehen.  Der  Bau  der  Untergrundbahn- 
slrecke  Nollendorfplatz — Gleisdreieck  (direkte  Verbindung  von 
^^■'est  nach  Ost)  mußte  eingestellt  werden.  Der  Prozeß  um  die 
Verpflichtung  der  A.  E.  G.  zum  Bau  ihrer  Schnellbahn  geht 
weiter.  Immerhin  konnte  der  starken,  ja  lebensgefährlichen 
Ueberfüllung  der  Hochbahnzüge  durch  Verdichtung  der  Zug- 
folge ein  wenig  gesteuert  werden.  —  Ein  wertvoller  Kreditposten 
auf  Konto  1921:  der  Weiterbau  der  Nord — Südbahn  ist  durch 
Bildung  einer  Aktiengesellschaft,  die  den  Bau  zu  Ende  führen 
wird,  gesichert.  Die  Gesellschaft  für  Hoch-  und  Untergrund- 
bahnen dürfte  die  Betriebsführung  übernehmen. 

Auch  das  Droschkenwesen  wollen  wir  in  die  Gesamtkontrolle 
des  ^^erkehrs  einbeziehen.  Es  liefen  1921  1800  Benzin-.  600 
Elektro-  und  rund  2000  Pferdedroschken.  Durch  Typisierung. 
gemeinsamen  Einkauf  von  Wagen,  Brennstoff,  Ocl,  Pneumatiks 
und  anderer  Ersatzteile,  durch  Anlegung  gemeinsamer  Reparatur- 
werkstätten und  großer  Garagen  wollen  wir  den  Fuhrunter- 
nehmern und  Kraftfahrern  größere  Wirtschaftlichkeit  ihres  Be- 
triebes und  bessere  Verdienstmöglichkeiten  schaffen. 

Nun  zu  unserm  größten  städtischen  \'crkehrsunternehmen 
der  Straßenbahn:  Sie  zeigt  freilich  Ende  1921  wieder  eine  Unter- 
bilanz, die  im  August  schon  behoben  war.  .Aber  damals  stand 
der  Dollar  auf  80,  heute  auf  rund  190.  dazwischen  auf  300.  Dies 
erklärt  alles.  Hierdurch  beträgt  die  I%Iaterialpreisstetgcrung  160 
Prozent,  der  Strompreis  wird  durch  die  Kohlenpreiserhöhung 
verdoppelt.  Die  Lohnerhöhungen  —  eine  weitere  Folge  der 
Markentwertung  —  erfordern  ab  1.  Dezember  bis  zum  Schluß 
des  Rechnungsjahres,  also  bis  Ende  März  1922  64V<  Millionen. 
*  und  die  gegen  den  X'^oranschlag  für  diesen  Zeitraum  insgesamt 
erwachsenden  Mehrlasten  140  Millionen  Mark.  Unausbleiblich 
ist  also  die  demnächst  vorzunehmende  Tariferhöhung  auf  2  M. 

Und  dennoch  haben  wir  1921  einiges  erreicht:  Wir  haben 
die  innere  Wirtschaftlichkeit  des  Unternehmens  erhöht,  ohne 
einen  Pfennig  städtischen  oder  fremden  Geldes  in  .\nspruch  zu 
nehmen,  und  haben  die  Ausgaben  für  alle  Meliorationen  aus 
dem  Betrieb  herausgewirtschaftet.  Wir  haben  mehr  Kilometer 
Bahnkörper  repariert  als  in  Friedensjahren,  haben  durch  Ent- 
lassung von  2000  Angestellten  40  Millionen  an  unproduktiven 
Löhnen  gespart,    und    haben    an  Strom    (trotz  höherer  kilo- 

Vgl.  hiereu:  Dr.-Ing.  Hasse,  Tavifpolitik  der  Xaliverkehrsmittel  in Xr.  43/1921  d.B, 
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metrischer  Leistung)  12  bis  15  Prozent,  also  18  Millionen  Mark 
weniger  verbraucht,  als  im  Jahre  1920.  Durch  Anwendung 
wissenschaftlich-neuester  Methoden  in  der  Wagen-  und  Gleis- 
unterhaltung sanken  die  monatlichenMotorbeschädigungen  von  5G0 
in  1920  auf  70  in  1921  =  einer  inneren  Ersparnis  von  monatlich 
2K'  Millionen.  Durch  Zusammenfassung  der  Einzelbetriebe, 
richtigere  Verteilung  von  Wagen  und  Motoren,  durch  plan- 
mäßige Einarbeitung  des  Personals,  Ausschaltung  von  Parallcl- 
streckeii  und  manches  andere,  wurd.e  weiterhin  größere  Wirt- 
schaftlichkeit erzielt.  Dezentralisation  durch  Schaffung  von 
acht  Bezirken  (trotz  einheitlicher  Leitung)  ermöglichte  bessere 
Ucbersicht  und  Rücksichtnahme  auf  Wünsche  der  Bevölkerung. 
Im  April  war  die  riesige  Unterbilanz  beseitigt  —  Ende  Oktober 
hatten  wir  18  Millionen  Mark  freibekommen.  Auch  auf  dem  Ge- 
biete der  Reklame,  die  gute  Einnahmen  ergibt,  wurden  einige 
Fortschritte  erzielt.  300  Haltestellensäulen  werden  jetzt  errichtet, 
.j2  Wartehäuschen,  die  uns  nichts  kosten,  sondern  Geld  ein- 
bringen und  durch  angebrachte  Orientierungstafeln  den  Verkehr 
erleichtern,  dürften  demnächst  gebaut  werden. 

Und  nun  noch  ein  Wunsch  für  1922:  Die  Straßenbahn  als 
gemischt-wirtschaftliches  Unternehmen,  wie  des  öfteren  ange- 
regt, ist  zur  Zeit  nicht  denkbar,  weil,  abgesehen  von  mehr  poli- 
tischen Momenten,  die  dagegen  sprechen,  private  Geldgeber  für 
ein  im  städtischen  Betrieb  befindliches  Unternehmen  sich  nicht 
finden  wollen.  Hingegen  wäre  denkbar  —  also  wünschenswert 
—  die  Straßenbahn  als  reine  Aktiengesellschaft,  deren  gesamte 
Anteile  unveräußerlich  in  Händen  der  Stadt  bleiben.  Eine  solche 
äußere  Loslösung  von  der  Stadt  gäbe  der  Betriebsleitung  größere 
Freiheit  des  Handelns  und  Selbständigkeit  in  ihren  Befugnissen, 
gäbe  ihr  die  Mittel  an  Hand,  durch  Anleihen  sich  (jeld  zu  be- 
schaffen, das  ihr  die  Stadt  nicht  geben  kann,  und  damit  wieder 
die  Möglichkeit,  den  Verkehr  zu  bessern,  die  Bahn  auszubauen 
und  ein  erweitertes  Arbeitsfehl  für  Tausende  von  Menschen  zu 
schaffen." 

Diese  Aeußerungen  sind  nach  mehr  als  einer  Richtung  be- 
achtenswert. Ohne  auf  den  (iegensatz  zwischen  Gicse  und  Adler 
einzugehen,  kann  man  folgendes  daraus  entnehmen:     Es.  wird 


die  Notwendigkeit  einheitlicher  Tarifpolitik  für  alle  Nahver- 
kehrsmittel der  gleichen  Großstadt  anerkannt,  nicht  im  Sinne 
der  Gleichmacherei,  sondern  der  Abstimmung  aufeinander,  eine 
Forderung,  die  schon  in  Nr.  43  v.  Jahrg.  d.  Bl.  „Tarifpolitik  der 
Nahverkehrsmittel"  erhoben  wurde  und  jetzt  auch  für  die  Reichs- 
eisenbahn erhöhte  Bedeutung  gewinnt.  Ferner  ist  auch  hier  das 
Streben  nach  Verselbständigung  des  Transportunternehmens 
unter  wirtschaftlicher  Loslösung  von  der  allgemeinen  städtischen 
Politik  als  Fortschritt  zu  buchen,  Adlers  Forderung  berührt 
sich  also  in  interessanter  Weise  mit  der  in  vorliegender  Nummer 
an  anderer  Stelle  wiedergegebenen  Entschließung  der  oberen 
Reichsbeamten  zur  sogenannnten  ,, Entstaatlichung".  Adler  steht 
damit  vor  der  Aufgabe,  seine  ,,Endstaatlichung"  gerade  den- 
jenigen Parteien  mundgerecht  machen  zu  müssen,  die  seiner  Zeit 
bei  seiner  Wahl  den  Ausschlag  gaben.  Die  Frage  der  „Ent- 
stadtlichung"  in  dieser  Form  wird  jedenfalls  auch  an  andere 
Stadtverwaltungen  irgendwie  herantreten  und  verdient  daher  ein 
über  Berlin  hinausreichendes  Interesse.  In  diesem  Zusammen- 
hang ist  folgende  weitere  Mitteilung  beachtenswert:  Die  Stadt 
Berlin  ist  aus  eigenen  Mitteln  nicht  in  der  Lage,  die  Nordsüd- 
bahn fertigzustellen.  Es  ist  dazu  insgesamt  ein  Kapital  von  rund 
550  Millionen  erforderlich.  Um  das  Werk  zu  vollenden,  reichen 
auch  die  150  Millionen  nicht  aus,  die  vom  Reich  bewilligt  werden 
sollen.  Es  ist  deshalb  in  Aussicht  genommen,  die  Finanzierung 
der  Nordsüdbahn  in  Form  einer  städtischen  Aktiengesellschaft 
zu  ermöglichen.  Man  will  auf  diese  Vi'^eise  das  Unternehmen  aus 
dem  städtischen  Haushalt  herausnehmen  und  eine  Unterlage 
für  die  Beschaffung  des  erforderlichen  Kapitals  auf  privatem 
Wege  versuchen.  Dabei  ist  an  eine  Verständigung  mit  der 
Untergrundbahn  gedacht,  die  auch  den  Betrieb  der  Nordsüd- 
bahn im  Anschluß  an  das  eigene  Unternehmen  zu  übernehmen 
hätte.  Die  Stadtverordnetenversammlung  wird  sich  noch  ein- 
gehend mit  diesem  Projekt,  das  für  die  weitere  Gestaltung  der 
städtischen  Werke  richtunggebend  sein  dürfte,  zu  beschäftigen 
haben. 

Auch  hier  ist  eine  ,,Entstadtlichung"  mit  Uebergang  zu  einer 
privatkapitalistischen  Wirtschaftsform  im  Werden! 


Kein  Erj^cbni*i  der  Kor^cluiii«^  liU  iht  uiij^endtzt.  Dt-r  nur 
vermeintlich  idealere  .'-'tarul]ninkt  einer  \Vi>sensi'lial't,  die 
einzig  und  allein  dem  Streben  nai  h  Wahrheit  ohne  RUi  k- 
sicht  auf  ihre  Anwendung  zu  dienen  wtlnsrht.  entspi■in^^t 
nicht  ^eltcn  nur  dem  Unvermiijjen,  eine  neue  Erkenntnis 
in  praktisch  brauchbare  Formen  zu  jfießen.    Zum  Schaden 
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nnsotcs  Volkes  bat  eine  lalsrlie,  der  Welt  und  ihrer 
Wirklichkeit  abgewandte  Krzichinig^smethode  allzula  *i  e 
diesen  Wahn  genährt  und  d  e  angeborenen  Fähigkeiten 
unseres  Stammes  zu  praktischer  lietütigung  gewaUsam 
unterdrückt. 

A.  Slaby  i^Otto  von  Gnerirke) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Die  Reichsbahn  und  die  Eisenbahnländer.  In  der  letzten 
periodischen  Veröffentlichung  des  Reichsfinanzministeriums  über 
den  Stand  des  Reichshaushaltsetats  findet  sich  folgende  kurze 
Notiz:  „Der  Etat  der  Reichsbahn  weist  für  1921  ein  Defizit  von 
3.i.6  Milliarden  auf,  davon  entfällt  aber  fast  die  Hälfte  —  16,9  Mil- 
liarden —  auf  die  Zahlung  für  den  Ervverb  der  Staatsbahnen  für 
das  Reich."  Es  hätte  noch  hinzugefügt  werden  sollen,  daß  an 
dem  darnach  verbleibenden  Rest  des  Eisenbahndefizits  für  1921 
wiederum  fast  die  Hälfte  —  nämlich  8  Milliarden  —  auf  das  De- 
fizit des  außerordentlichen  Eisenbahnhaushalts  für  die 
1447  Eisenbahnbauprojektc  der  E  i  s  e  n  b  a  h  n  1  ä  n  d  c  r  a.  c. 
des  Reichs  entfallen.  Diese  wenigen  Zeilen  erleuchten  mit 
einem  Schlage  die  ganze  Situation,  die  der  unselige  Staatsvertrag 
über  die  Reichsbahngründung  gebracht  hat.  Hierbei  ist  aber 
noch  nicht  einmal  das  durch  die  partikularistischen  Vorbehalte 
des  Staatsvertrages  im  ordentlichen  Eisenbahnhaushalt 
verursachte  Defizit  in  Rechnung  gestellt.  Um  so  bedauerlicher 
ist  es,  daß  gerade  aus  partikularistischen  Kreisen  jetzt  eine  so 
abfällige  Kritik  an  der  Reichsbahnverwaltung  —  als  wenn  diese 
die  Defizitmisere  in  der  Hauptsache  verschuldet  hätte  —  geübt, 
ihr  die  Fähigkeit  zur  Beseitigung  des  Defizits  generell  abge- 
sprochen und  infolgedessen  eine  Entstaatlichung  verlangt  wird. 
Die  breite  Ocffentlichkeit  muß  sich  immer  mehr  mit  dem  Staats- 
vertrag als  einem  Pfahl  im  Fleisch  der  Reichsbahn  vertraut 
machen,  wenn  sie  die  Hauplursachcn  des  fortgesetzt  wachsen- 
den Defizits  im  Lichte  der  Wirklichkeit  erkennen  will.  Dem- 
gegenüber spielen  die  anderen  aus  der  Wirtschaftsführung  der 
Reichsbahn  hergeholten  Ursachen  bei  einem  so  hohen  Defizit 
eine  minderwertige  Rolle.  Auch  diese  wollen,  können  und  wer- 
den beseitigt  werden.  Sie  wiegen  aber  federleicht  im  Vergleich 
mit  dem  durch  den  Staatsvertrag  verursachten  Defizit,  das  nach 
Obigem  allein  schon  für  das  Jahr  1921  rund  25  Milliarden 
Mark  ausmacht. 

Wirkl.   Geh.   Rat  Dr.  Hermann  K  i  r  c  h  h  o  f  f. 

Der  Verband  der  oberen  Reichseisenbahnbeamten  hat  in  der 

vielumstrittenen  Frage  der  ,,E  n  t  s  t  a  a  1 1  i  c  h  u  n  g"  der  Eisen- 
bahnen folgende  Entschließung  gefaßt  und  der  Ocffent- 
lichkeit übergeben: 

Der  Verband  ist  der  Ansicht,  daß  der  im  Zusammenhange 
mit  der  Kreditaktion  des  Reichsverbandes  der   deutschen  In- 


dustrie erörterte  Plan,  den  Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen  auf- 
zugeben, nicht  geeignet  ist,  das  allein  erstrebenswerte  Ziel,  die 
Wiederherstellung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Reichsbahn  ohne 
Vernachlässigung  anderer  Staatsnotwendigkeiten   zu  erreichen. 

Der  Verband  erkennt  an,  daß  eine  Neuordnung  der  Reichs- 
bahnverwaltung unbedingt  erforderlich  ist,  er  hält  aber  die 
Schaffung  eines  selbständigen  wirtschaftlichen  Unternehmens 
mit  staatlichem  Charakter  nach  Artikel  192  der  Reichsverfassung 
und  nicht  die  Ueberführung  der  Eisenbahnen  in  Privatbesitz  für 
das  richtige  Mittel  zur  (iesundung  des  Eisenbahnwesens.  Vor- 
aussetzung ist  allerdings:  Befreiung  von  allen  politischen  Ein- 
flüssen, im  besonderen  weitgehende  Unabhängigkeit  von  Parla- 
ment und  Regierung,  Vertretung  der  volkswirtschaftlichen  Inter- 
essen durch  Mitwirkung  wirtschaftlicher  Gruppen  (Arbeitgeber 
und  Arbeiternehmer)  und  hervorragender  .Sachverständiger  auf 
dem  Gebiete  der  \'n1ks\\-irtschaft  und  des  Eisenbahnwesens. 
Materiell  ist  die  Neiinnlinmg  vielfach  in  Anlehnung  an  privat- 
wirtschaftliche Form  und  J)enkweise  durchzuführen.  So  ist  der 
bereits  beschrittene  Weg  der  Erforschung  aller  Arbeitsvorgänge 
und  der  Ermittelung  ihrer  Selbstkosten  bis  ins  einzelne  weiter 
zu  verfolgen.  Auf  derart  gewonnener  wissenschaftlicher  (jrund- 
lage  wird  es  gelingen,  die  Arbeitsweise  und  damit  die  Wirt- 
schaftsgebarung des  gesamten  Eisenbahnunternehmens  so  zu 
\'erbesern,  daß  es  einem  gut  geleiteten  Privatbetriebe  nicht  nach- 
steht. 

Die  im  Verbände  zusammengeschlossenen  oberen  Reichs- 
eisenbahnbeamten sind  überzeugt,  daß  sie  imstande  sind,  in  Ge- 
meinschaft mit  der  Gesamtheit  aller  Eisenbahnbediensteten  vor- 
stehende Aufgaben  auch  im  Rahmen  eines  Staatsbetriebes,  wie 
ihn  die  Reichsverfassung  vorsieht,  durchzuführen. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Verkehrskonferenz  der  Balkanstaaten.  Die  von  der  jugo- 
slavischen  Regierung  nach  Belgrad  einberufene  Verkehrskon- 
ferenz der  Balkanstaaten  hat  ihre  Arbeiten  begonnen.  Ver- 
treten sind  außer  Jugoslawien  Bulgarien,  Rumänien  und 
Griechenland,  die  Internationale  Schlafwagengesellschaft  und  die 
Orient-Expreß-Gesellschaft.  Als  erster  Punkt  wurde  die  Frage 
des  direkten  Personen-  und  Warenverkehrs  zwischen  Nord-  und 
Südeuropa,  besonders  mit  Konstantinopel  und  Athen,  beraten. 

Tarifermäßigung  der  schwedischen  Staatsbahn.  Die 
.s-chwedische  Staatsbahn  ermäßigte  ab  1.  Januar  den  Preis  für 
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Fahrkarten  3.  Klasse,  und  zwar  wie  die  „Frankf.  Ztg."  meldet, 
um  25  V.  H.  und  2.  Klasse  um  40  v.  H.  Auch  die  Frachtsätze 
für  Paketgüter,  Eil-  und  Frachtstückgüter  sowie  einiger  anderer 
(lütertarife  wurden  herabgesetzt. 

Die  verfallenen  russischen  Eisenbahnen.  Nach  einer  offi- 
ziösen russischen  Meldung  befinden  sich  43  000  km  russischer 
Bahnen  in  unbrauchbarem  Zustande.  Sämtliche  russischen 
Staatsbahnwerkstätten  können  nur  noch  leichte  Reparaturen  an 
Lcikomotiven  ausführen.  Schwierigere  Reparaturen  werden  im 
Auslande  ausgeführt.  Unter  den  deutschen  Firmen,  die  für  die 
russischen  Bahnen  große  Arbeiten  ausführen,  werden  die  Linkc- 
Hofmann-  und  Krupp-Werke  genannt. 

Die  Verkehrsverhältnisse  in  Georgien  gestalten  sich  nach 
privaten  Mitteilungen  in  der  letzten  Zeit  folgendermaßen: 
Batum — Tiflis:  täglicher  Verkehr,  Fahrtdauer  16  Stunden,  Tif- 
lis — Baku:  täglicher  Verkehr,  Fahrtdauer  30  Stunden,  Tiflis — 
Dschulfa:  Im  Betrieb.  Für  den  Durchgangsverkehr  nach  Persien 
machen  aber  die  Russen  Schwierigkeiten.  Es  wird  mit  Naphta 
geheizt.  Die  Züge  sind  überfüllt,  die  Wagen  sind  ohne  Fenster- 
scheiben und  unsauber. 

Die  Verwaltung  der  Kaiser-Ferdinand-Nordbahn  teilt  mit, 
daß  von  der  üblichen  Abschlagszahlung  für  1921  Abstand  ge- 
nommen werde,  da  die  Frage  bezüglich  der  von  den  drei  Staaten 
Tschecho-Slowakei,  Oesterreich  und  Polen,  zu  zahlenden  Ein- 
lösungsrenten devinitiv  bestimmbar  sei. 

Novembereinnahmen    amerikanischer    Eisenbahnen.  Die 

New  Yorker  Centraibahn  erzielte  im  November  eine  gegen  den 
\'ormonat  um  6  941000  Dollar  verminderte  Bruttoeinnahme  und 
eine  um  4  010  000  Dollar  erhöhte  Nettoeiniiahmc.  —  Bei  der 
Pennsylvaniabahn  betrug  die  entsprechende  Bruttoeinnahme 
16  065  000  Dollar  weniger  und  die  Nettoeinnahme  1305  000  Dollar 
mehr. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Die  Miama  gesichert.  Die  Durchführung  der  Aliama  sowie 
die  Eröffnung  der  Ausstellung  am  1.  Juni  1922  ist  durchaus  ge- 
gesichert. Es  wurden  bisher  insgesamt  rund  15  000  qm  fest  be- 
legt. Dies  entspricht  einer  Hallenfläche  von  etwa  20  000  qm. 
Außerdem  sind  zur  Zeit,  ungefähr  2000  Bewerber  vorhanden,  die 
sich  aus  Industriellen,  Handwerkern,  Verbänden  und  Vereinen, 
sowie  Behörden  und  Verwaltungskörpern  zusammensetzen  und 
durch  die  eine  weitere  Belegung  von  10 — 15  000  qm  mit  Sicher- 
heit erwartet  werden  kann.  Die  Industrie,  der  Handel  und  das 
C'^ewerbe  Mitteldeutschlands  beteiligen  sich  fast  geschlossen  an 
der  Ausstellung.  Die  \Virtschaf tskreise  des  Harzes  bereiten  eine 
Sonderausstellung  „Die  Harzhalle"  vor,  die  allein  mindestens 
3000  qm  umfassen  wird.  Von  dem  regen  Interesse,  das  der 
Ausstellung  aus  dem  übrigen  Deutschland  entgegengebracht 
wird,  legen  die  in  sehr  großer  Zahl  von  dort  eingehenden  und 
eingegangenen  Anmeldungen  beredtes  Zeugnis  ab.  Der  augen- 
blickliche Stand  der  Entwickelung  läßt  klar  erkennen,  daß  die 
Miama,  Magdeburg  1922,  die  bedeutendste  Veranstaltung  des 
Wirtschafts-  und  Kulturslebens  sein  wird,  die  Deutschland  im 
Jahre  1922  aufzuweisen  hat.  Hervorragende  Wirtschaftspolitiker 
haben  das  Programm  als  mustergültig  anerkannt,  Ministerien 
und  führende  Verwaltungsbehörden  bezeichnen  es  als  vorbild- 
lich für  die  Wiederaufbauarbeit  und  machten  ihre  Lokalbehörden 
auf  die  Beschickung  der  Miama  aufmerksam.  Der  Reichspräsident 
hat  seine  persönliche  Anwesenheit  bei  der  Eröffnung  der  Aus- 
stellung zugesagt. 

Die  Reichsverkehrsverwaltung  wird  ihr  Interesse  an  der 
Deutschen  Gewerbeschau  München  1922  durch  eine 
Beteiligung  an  der  Ausstellung  bekunden,  In  erster  Linie  wird 
die  Reichsverkehrsverwaltung  eine  Reihe  neuartiger  Fahrzeuge 
ausstellen,  die  das  Interesse  des  Fachmanns  wie  der  Allgemein- 
heit beanspruchen.  Zur  Ausstellung  sollen  gelangen:  Eine 
Malletlokomotive  mit  18  Meter  Länge,  eine  Harzbahnlokomotive 
etwa  14  Meter  Länge,  ein  Schlafwagen  dritter  Klasse  22  Meter 
Länge,  ein  Gießereiversuchswagen  22  Meter  Länge,  ein  Unter- 
richtswagen 20  Meter  Länge,  ein  Kühlwagen  bis  12  Meter  Länge, 
ein  Einheitswagen  vierter  Klasse  14  Meter  Länge,  ein  50-Tonnen- 
Grcß-Güterwagen  12  Meter  Länge,  ein  Berliner  Stadtbahn- 
wagen 12  Meter  Länge.  Von  diesen  Fahrzeugen  soll  der 
Gießereiversuchswagen,  der  Unterrichtswagen  und  der  Groß- 
Güterwagen  im  Freien  aufgestellt  werden,  also  außerhalb  der 
Waggonhalle,  die  übrigen  Fahrzeuge  in  der  Waggonhalle.  Der 
G'eßerciversuchswagen  stellt  ein  fahrbares  gießereitechnisches 
Laboratorium  dar,  das  zu  den  verschiedenen  Werkstätten  ge- 
fahren werden  kann.  Der  Unterrichtswagen  ist  ein  fahrbarer 
Hörsaal  für  Vorträge,  ausgerüstet  mit  Tafeln  usw.  und  mit 
Lichtbildapparat.  Der  Kühlwagen  ist  ein  neuartiger  Wagen  für 
Transport  gekühlter  Lebensmittel.  Ferner  will  die  Verkehrs- 
vcrwaltung  sich  an  der  Vorführung  von  Filmen  und  Lichtbildern 
beteiligen.  An  Lichtbildern  sollen  vorgeführt  werden  die  ver- 
schiedenen Gruppen  der  Architektur  im.  Verkehrswesen,  z.  B. 
Eahnhofsanlagen,  Brücken,  Werkstättengebäude,  Wassertürme, 
Siedelungsbauten.    In  den  Filmen  sollen  gezeigt  werden  Arbeits- 


vorgänge aus  den  Werkstätten,  dann  vielleicht  eine  Fahrt  auf 
einer  elektrisierten  Eisenbahnstrecke,  aus  der  die  verschiedenen 
Arten  der  Masten  usw.,  kurz  die  Einfügung  der  Einrichtungen 
in  das  Landschaftsbild  zu  ersehen  ist.  Die  Gruppe  Sied- 
lungsbauten wird  vom  Bund  deutscher  Architekten  (Orts- 
gruppe München,  Maximilianstraße  21)  durchgeführt  werden. 
Die  Bauten  sollen  auf  dem  westlichen  Teil  des  Südparkes  er- 
richtet werden;  das  Baugelände  ist  durch  vorhandenen  schonen 
Baumbestand  abgegrenzt  und  erscheint  für  eine  mustergültige 
Gruppierung  solcher  Bauten  sehr  geeignet.  Für  die  Siedlungs- 
bauten und  für  alle,  in  oder  an  denscli)en  zur  Ausstellung  kom- 
menden Gegenstände  gelten  die  allgemeinen  Ausstellungsbedin- 
gungen, insbesondere  muß  betont  werden,  daß  sowohl  die  Pläne 
der  Häuser,  als  auch  die  in  den  Häusern  zur  Ausstellung 
kc:mmenden  Gegenstände  einer  Jury  unterliegen.  Die  Anmeldung 
für  Herstellung  von  Häusern,  Gärten  usw.  muß  bei  der  Aus- 
stellungsleitung erfolgen. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Die  Notlage  der  deutschen  Kleinbahnen  und  Privateisenbahnen 
und  Mittel  zu  ihrer  Behebung  von  Dr.  Karl  T  r  a  u  t  v  e  t  t  e  r  , 
Berlin,  Julius  Springer,  192L  59  S.  8". 
Der  Verfasser  gibt  zunächst  einen  kurzen  Ueberblick  über 
die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Klein- 
bahnen und  Privateisenbahnen  vor  dem  Weltkriege  und  führt 
an  der  Hand  von  umfangreichem,  statistischem  Material  den 
Nachweis,  daß  Deutschland  auf  diesem  Gebiet  schon  in  Frieden.s- 
zeiten  weit  hinter  andern  Ländern  zurückstand.  Da  weder  die 
Regierung  noch  die  Bevölkerung  Deutschlands  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  und  Wichtigkeit  dieser  Unternehmungen 
erkannte,  unterblieben  geignete  Maßnahmen  für  eine  gedeihliche, 
einheitliche  und  großzügige  Entwicklung.  Das  deutsche  Klein- 
und  Privatbahnwesen  stand  vielmehr  in  jeder  Hinsicht  im 
Zeichen  der  Zersplitterung,  sowohl  was  die  rechtlichen  Grund- 
lagen anbetrifft,  als  auch  hinsichtlich  des  Baues,  des  Betriebes 
und  der  Betriebsführung.  So  konnte  es  die  Feuerprobe  des 
Krieges  nicht  bestehen  und  erlitt  einen  Zusammenbruch,  den 
man  als  katastrophal  bezeichnen  muß.  —  Da  bei  der  Verkettung 
der  Eisenbahnen  mit  dem  gesamten  W'irtschaftsleben  Wirtschaft 
und  Eisenbahn  nur  zusammen,  nicht  aber  allein  gesunden 
können,  fordert  der  Verfasser  zunächst  Revision  des  Versailler 
Friedensvertrages  und  eine  großzügige  neue  Finanzpolitik.  Un- 
abhängig davon  macht  er  noch  eine  Reihe  von  Vorschlägen  teils 
technischer,  teils  volkswirtschaftlicher  Natur,  die  im  wesent- 
lichen darauf  hinauslaufen,  den  Betrieb  zu  vereinheitlichen  und 
zu  verbessern,  namentlich  durch  Normaliesierung  der  Betriebs- 
mittel, unrentable  Linien  abzubauen,  durch  kluge  Lohnpolitik 
und  soziale  Fürsorge  die  Arbeitskraft  und  Arbeitsfreudigkeit  der 
Angestellten  zu  heben  und  durch  Vermehrung  der  Einnahmen 
und  Verminderung  der  Ausgaben  diejenigen  Kleuibahnen  und 
Privateisenbahnen,  deren  Bestehen  als  volkswirtschaftlich  not- 
wendig erkannt  ist,  rentabel  zu  machen.  —  Als  die  dringendste 
h'orderung  bezeichnet  der  Verfasser  1.  eine  großzügige,  öffent- 
liche Finanzhilfe,  2.  Zusammenschlüsse  zu  Interessenverbänden, 
wobei  ihm  als  Muster  der  kommunale  Elektrizitätsverband  West- 
falen-Rheinland vorschwebt,  3.  eine  neue  gesetzliche  Regelung 
des  Kleinbahnwesens.  —  Das  Buch  enthält  zahlreiches  statisti- 
sches Material,  das  Verfasser  mit  großem  Fleiß  zusammen- 
getragen und  gesichtet  hat. 

Dr.  jur.  Baerensprung-Göttingen. 

Was  muß  man  vom  Anstrich  wissen?  Von  Paul  Jaeger.  Verlag 
des  Forschungs-  und  Lehrinstitutes  für  Anstrichtechnik  in 
Stuttgart.    90  S.    8".    39  Abb.    Geb.  18  M. 

Es  ist  immer  zu  begrüßen,  wenn  eine  Technik  durch  ihre 
eigenen  berufenen  Vertreter  zu  Worte  kommt.  Gerade  auf 
diesem  Fachgebiete  sind  bisher  Ueberlieferung  und  Erfahrung 
fast  die  einzigen  Lehrmeister.  Das  Buch  füllt  also  wirklich  eine 
Lücke  aus.  Die  chemischen  und  physikalischen  Vorgänge  in  der 
Oclfarbe  sind  noch  so  wenig  erforscht,  daß  jeder  Beitrag  zu 
dieser  Frage  willkommen  ist,  teils  als  Uebersicht  des  Erreichten, 
teils  als  Anregung  zur  Sammlung  weiteren  Materials.  Gerade  heute 
spielt  der  Oelfarbenanstrich  als  Wirtschaftsfaktor  eine  große 
Rolle,  einmal  wegen  der  an  sich  hohen  Kosten,  besonders  aber 
wegen  der  wirtschaftlichen  Werte,  deren  Schutz  und  Erhaltung 
er  dienen  soll.  Wer  irgendwie  verantwortlich  mit  .Vnstrich- 
fragen  befaßt  ist,  findet  in  Jaegers  Buch  über  alle  diese  Fragen 
erschöpfende  Auskunft.  Dr.-Ing.  Hasse. 


ENERGIEWIRTSCHAFT 

Das  Magdeburger  Elektrizitätswerk  kann  seit  Monaten  nur 
teilweise  arbeiten,  weil  infolge  des  niedrigen  Wasserstandes  die 
ältere  Abteilung  völlig  brachgelegt  ist.  Zur  Bedienung  der  Kon- 
dtnsatorenanlagen  werden  bedeutende  Wassermengen  aus  der 
Elbe  angesaugt.  Nur  das  neue  Werk  vermag  sich  heute  noch 
netdürftig  mit  Wasser  zu  versehen;  mit  solch  ungewöhnlichem 
Tiefstand  der  Elbe  im  Winter  ist  bei  der  Erbauung  der  älteren 
Anlage  nicht  gerechnet  worden.    Aus  der  Wasserleitung  kann 
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die  Kühlanlage  nicht  gespeist  werden,  denn  sie  braucht  in  einer 
Stunde  mehr  Wasser,  als  die  Tagesversorgung  der  ganzen 
Stadt  Magdeburg  am  heißesten  Sommertage  ausmacht.  Zu 
diesen  Schwierigkeiten  sind  nun  leider  hintereinander  mehrere 
Maschinenbrüche  auf  den  Gruben  der  Harbker  Werke  ge- 
kommen, die  einen  Teil  des  Stromes  nach  Magdeburg  liefern. 
Die  Stadt  hat  hier  also  mit  großen  Lieferungsausfällen  zu 
rechnen,  während  die  neue  Lieferung  von  dolpa  erst  in  einigen 
Monaten  einsetzen  kann.  In  den  Stunden  der  Höchstbelastung 
sind  infolgedessen  einige  Kabel  durchgebrannt.  Die  einzige 
Hilfe  gegenüber  solcher  höheren  dewalt  ist  möglichst  herab- 
gesetzter Stromverbrauch  in  den  Abendstunden. 

GESCHÄFTSBERICHTE 

SS   Der  Geschäftsbericht  der  Steinhuder  Meer-Bahn,  die  die 

Strecken  Wunstorf — Uchte  und  Wunstorf — Mesmerode  betreibt, 
weist  im  Betriebsjahr  eine -Linnahniesteigerung  um  71  v.  H.  auf, 
der  jedoch  eine  Steigerung  der  ßetriebsausgaben  um  96  v.  H. 
gegenutierstehen,  so  daß  rmr  ein  UcberschuB  von  22  000  M.  er- 
wirtschaftet werden  konnte.  Zur  Deckung  der  Anleihe-Ver- 
pflichtungen mußte  auf  den  Rücklagestock  zurückgegriffen  wer- 
den; eme  Speisung  des  Hrneuerungsfonds  konnte  nicht  vorge- 
nommen werden.  Geklagt  wird  über  den  schädigenden  Einfluß 
dei  neu  eröffneten  Reichsbahnstrecken  Minden — Nienburg  und 
Leese — Stolzenau — Stadthagen. 

LUFTFAHRWESEN 

100  000  Flugkilometer  ohne  Unfall.  Der  Flugzeugführer 
Just  \  on  der  Deutschen  Luttreederei  legte  .  kürzlich  seinen 
100  000.  Flugkilometer  auf  der  regelmäßig  beflogenen  Strecke 
Berhn — Braunschweig — Dortmund  zurück.  Die  Leistung  ist  um 
so  beachtenswerter,  als  sie  innerhalb  von  zwölf  Monaten  er- 
folgte und  der  Flugzeugführer  nicht  die  geringste  Beschädigung 
der  von  ihm  gesteuerten  Flugzeuge  zu  verzeichnen  hat.  In  der 
Gesamtentfernung  entsprechen  die  hierzu  erforderlich  gewesenen 
522  Einzelflüge  dem  zweieinhalbfachen  Erdumfang. 

Der  Luftverkehr  in  Deutschland  zeigte  im  Sommer  1921 
nach  Mitteilungen  des  Norddeutschen  Lloyd  folgendes  Bild:  In 
der  Zeit  vom  April  bis  Oktober  l'J21  haben  nicht  weniger  als 
•:i000  Passagiere  die  Postflugzeuge  der  durch  die  Lloyd-Luft- 
dicnst  G.  m.  b.  H.  Bremen  vertretenen  Luftverkehrsgesell- 
schaften (Danziger  Luftpost,  Deutscher  Luft-Lloyd,  Lloyd-Ost- 
flug, Rumpier,  Lloyd-Luftverkehr  Sablatnig)  benutzt.  Hiervon 
entfallen  allein  800  Passagiere  auf  die  Nordseebäderstrecke 
Bremen— Wangerooge.  Wenn  man  noch  bedenkt,  daß  die 
Deutsche  Luft-Reederei  in  der  Zeit  vom  April  bis  August  1921 
964  Passagiere  befördert  hat,  so  ergibt  sich,  daß  in  Deutschland 
allein  jedenfalls  weit  über  4000  Passagiere  in  diesem  Jahre  sich 
des  Flugzeugs  als  Verkehrsmittel  bedient  haben.  —  Im  ganzen 
wurden  in  diesem  Sommer  auf  allen  deutschen  Linien  zusammen 
ungeiähr  1,5  Millionen  Kilometer  durch  die  Postflugzeuge  zu- 
rückgelegt. (Magd.  Ztg.) 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

In  der  seit  1.  Oktober  1921  gültigen  Gebühren-Ordnung  der 
Ingenieure  ist  durch  ein  Versehen  beim  Druck  in  §  ;S9,  S.  13,  die 
Bestimmung  fortgelassen,  daß  zu  den  Stundensätzen  für  die 
besetzten  Gebiete  mit  Rücksicht  auf  die  dortigen  Teuerungs- 
verhältnisse ein  Zuschlag  von  25  v.  H.  zulässig  ist.  Dieser  Zu- 
,  schlag  gilt  also  nicht  nur  für  die  Reisegebühren  nach  §  36  Abs.  6. 
Die  noch  vorhandene  Auflage  der  Gebühren-Ordnung  ist  ent- 
sprechend berichtigt. 

Verhältnisziffern  aus  der  Beamtenbesoldung.  Die  letzte 
Gehaltsaufbesserung  der  Beamten  hat  bei  vielen  Beamten  der 
unteren  Gehaltsgruppen  Unzufriedenheit  erregt,  weil  sie  den 
höheren  Gruppen  eine  verhältnismäßig  stärkere  Aufbesserung 
gebracht  hat.  Begründet  wurde  diese  Aufbesserung  von  der 
Regierung  damit,  daß  die  Bezüge  der  unteren  Gruppen  im  Ver- 
gleich zum  Vorkriegseinkommen  bereits  wesentlich  stärker  ge- 
stiegen waren.  Die  starke  Abwanderung  gerade  der  leistungs- 
fähigsten Beamten  infolge  ihrer  unzureichenden  Bezahlung  sei 
auf  die  Dauer  nicht  mehr  tragbar.'  Auch  müsse  auf  die  Vor- 
und  Ausbildung  mit  ihren  hohen  Kosten  Rücksicht  genommen 
werden.  Die  vom  Statistischen  Reichsamt  herausgegebene  Zeit- 
schrift ,, Wirtschaft  und  Statistik"  sagt  über  die  Steigerung  des 
Einkommens  einer  Familie  von  4  Köpfen  (2  Kinder  von  6  bis 
14  Jahren),  daß  das  Einkommen  von  1913  bis  1921  (ohne  Berück- 
sichtigung der  jetzt  erfolgten  Aufbesserung)  gestiegen  ist: 

a)  bei  ungelernten  Arbeitern  auf  das  15fache, 

b)  bei  angelernten  Arbeitern  auf  das  12fache, 

c)  bei  gelernten  Arbeitern  auf  das  lOfache, 

d)  bei  unteren  Beamten  auf  das  lOKfache, 

e)  bei  mittleren  Beamten  auf  das  SKfache, 

f)  bei  höheren  Beamten  auf  das  4j<fache. 

Dies  veranschaulicht  deutlich  den  starken  sozialen  Abstieg 
besonders  der  höheren  und  mittleren  Schichten  der  Bevölkerung 
und  zeigt,  wie  groß  die  Not  in  Deutschland  ist,  und  wie  ungleich 


sich  die  Entwicklung  der  Einkommensverhältnisse  vollzogen 
hat.  Tatsächlich  konnten  nur  die  Löhne  der  ungelernten 
Arbeiter  der  Teuerung  einigermaßen  angepaßt  werden,  während 
die  Einkommensverhältnisse  aller  übrigen  Klassen,  besonders 
aber  der  höheren  und  mittleren  Schichten  weit  hinter  der  Ver- 
teuerung der  Lebenshaltung  zurückgeblieben  sind.  —  Bei  dem 
Aufbau  der  Besoldungsordnung  im  Jahre  1920  ist  der  Fehler  ge- 
macht worden,  daß  die  Spannung  zwischen  den  einzelnen  Be- 
soldungsgruppen zu  gering  angesetzt  wurde.  Die  starke  Ab- 
wanderung bei  den  Beamten  der  oberen  Gruppen  hat  nunmehr 
die  Regierung  veranlaßt,  die  Spannungen  wieder  etwas  zu  ver- 
größern. Trotzdem  erhält  der  Beamte  der  obersten  Gehalts- 
gruppen nur  etwa  das  6fache  seines  Vorkriegseinkommens,  der- 
jenige der  untersten  das  11-  bis  14fache.  Das  Endgehalt  eines 
verheirateten  Beamten  der  Ortsklasse  A  mit  zwei  Kindern  im 
Alter  von  6  bis  14  Jahren  beträgt  nach  den  neuen  Sätzen  nach 
Abzug  der  Reichseinkommensteuer  in  den  Gruppen  2  bis  5  rund 
25  bis  30  000  M.,  in  den  Gruppen  6  bis  9  rund  32  bis  41000  M., 
in  den  Gruppen  10  bis  12  rund  45  bis  59  000  M.  Während  vor 
dem  Kriege  der  höhere  Beamte  etwa  das  314-  bis  4fache  des 
unteren  Beamten  erhielt,  bekommt  er  nach  den  jetzigen  Sätzen 
knapp  das  2fache.  Diese  Bezahlung  steht  in  keinem  Verhältnis 
zu  den  großen  Ausbildungskosten  und  der  erheblich  später  er- 
folgenden Anstellung  des  höheren  Beamten.  —  Es  kann  wohl 
die  Erwartung  ausgesprochen  werden,  daß  die  Regierung  auf 
dem  bei  der  letzten  Gehaltsaufbesserung  beschrittenen  Wege 
einer  Vergrößerung  der  Spannungen  fortfahren  wird.  Nur  wenn 
die  bisher  in  der  Besoldungsordnung  erfolgte  Zurücksetzung  der 
höheren  und  mittleren  Beamten  wesentlich  gemildert  wird,  wird 
sich  der  bereits  in  vielen  Stellen  bedenklich  fehlende  Nachwuchs 
wieder  einstellen.  Die  außerordentlich  hohen  Kosten  der  \^or- 
und  Ausbildung  für  die  Beamten  der  oberen  Gruppen  kann  nur 
getragen  werden,  wenn  die  in  diesen  Gruppen  winkende  Besol- 
dung eine  einigermaßen  entsprechende  ist.  (Magd.  Ztg.) 

POSTWESEN 

Vorträge  im  Reichspostministerium.  Am  2.  Dezember  1921 
sprach  Postdirektor  Fischer  über  das  Deutsche  Post-, 
Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  nach  der 
neuen  Reichsverfassung.  Er  ging  von  den  Umwälzun- 
gen aus,  die  der  9.  November  1918  auf  dem  Sondergebiete 
ansercs  Verkehrswesens  hervorgerufen  hatte,  zeigte  die  Ent- 
wicklung der  gesetzlichen  und  Verwaltungs-Bestimmungen  über 
Post,  Telegraphie  und  Fernsprecherei  seit  der  Reichsgründung 
im  Jahre  1871  und  erklärte  dann  aus  der  neuen  Reichsverfassung, 
welche  Bestimmungen  aus  der  Zeit  vor  dem  11.  August  1919, 
dem  Tage  der  Veröffentlichung  der  neuen  Verfassung,  auch 
unter  deren  Geltung  wirksam  geblieben  seien.  Der  Vortragende 
entwickelte  den  Werdegang  der  \^orschrif ten  über  den  eigent- 
lichen Post-,  den  Telegraphen-,  den  Fernsprech-  und  den  Post- 
scheckverkehr. Hierbei  wies  er  besonders  darauf  hin,  wie  nach 
Artikel  88  der  neuen  Verfassung  das  \'erordnungsrecht  des 
Reichspostministeriums  wesentlich  anders  sei  als  unter  der  alten 
Verfassung  das  des  Staatssekretärs  des  Reichspostamts,  der  nur 
.al.s  Stellvertreter  des  Reichskanzlers  gehandelt  habe.  Ferner 
wurde  die  Uebernahme  der  bayrischen  und  württembergischen 
Post-  und  Telegraph  envcrwaltung  in  den  Betrieb  des  Reichs 
nach  den  Vorteilen,  die  sich  daraus  für  den  einheitlichen  Post- 
und  Telcgraphenverkehr  im  ganzen  Deutschen  Reich  ergeben, 
eingehend  gewürdigt.  Alsdann  ging  der  Redner  auf  die  in  den 
Artikeln  88  und  93  der  neuen  Verfassung  vorgesehenen  Bei- 
räte der  Verkehrsverwaltungen  ein,  wobei  auch  der  Plan  der 
Entstaatlichung  von  Post,  Telegraphie,  Fernsprechwesen  und 
Eisenbahn  gestreift  wurde.  Endlich  besprach  der  Vortragende 
die  Bestimmungen  der  Artikel  128 — 1.31  und  165  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  der  Ver- 
kehrsverwaltungen, wobei  namentlich  das  Besoldungswesen  er- 
öitert  wurde.  Wegen  der  vorgeschrittenen  Zeit  konnten  Einzel- 
heiten über  das  Beamten-,  Angestellten-  und  Arbeiterrecht  nicht 
gegeben  werden,  weshalb  die  hier  einschlägigen  Fragen  später 
in  einem  besonderen  Vortrag  behandelt  werden  sollen.  Redner 
schloß  mit  dem  Wunsche,  daß  bei  den  Verkehrsverwaltungen 
jeder  einzelne  nach  wie  vor  seine  Pflicht  tun  möge,  damit  es  für 
das  Post-,  Telegraphen-  und  Fernsprechwesen  dereinst  wieder 
heißen  könne:  Deutschland  in  der  Welt  voran! 

Die  Interalliierte  Rheinland-Kommission  in  Koblenz  hat 
sich  im  Artikel  11  ihrer  auf  Grund  des  Abkommens  über  die 
militärische  Besetzung  der  Rheinlande  erlassenen  Verordnung 
Nr.  3  vom  10-  Januar  1920  das  Recht  zugesprochen,  jederzeit 
die  Aushändigung  von  Briefen  und  Postsendungen  von  den 
deutschen  Behörden  zu  fordern.  Die  Kommission  kann  sonach 
die  Ueberwachung  des  Postverkehrs  jederzeit  und  an  jedem  be- 
liebigen Orte  des  besetzten  rheinischen  Gebiets  ohne  weiteres 
ausüben  lassen.  Sie  richtet  auf  bestimmte  oder  unbestimmte 
Zeit  bald  in  diesem  bald  in  jenem  Orte  des  besetzten  Gebiets 
Postüberwachungsstellen  ein.  Da  die  Anordnungen  über  Ort 
und  Zeit  derartiger  Postüberwachungen  gänzlich  vom  Belieben 
der  Besatzungsbehörde  abhängen,  lassen  sich  nähere  Angaben 
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darüber  nicht  machen.  Es  ist  aber  dringend  erwünscht,  daß  die 
Absender  von  Briefen  usw.  nach  Orten  in  den  besetzten  rheini- 
schen Gebieten  sich  dieser  Sachlage  immer  bewußt  bleiben  und 
in  ihren  Mitteilungen  alles  vermeiden,  was  im  Falle  einer  Durch- 
sicht ihrer  Sendungen  ihnen  selbst  und  besonders  den  Empfän- 
gern zum  Nachteil  gereichen  könnte. 

Eine  zweckmäßige  Neuerung.  Im  Verfolg  der  Sparmaß- 
nahmen zur  Beseitigung  des  Fehlbetrages  der  Post  plant  das 
Reichspostministeriuni  die  mietweise  Abgabe  von  Freimachungs- 
maschinen  an  private  Firmen  zum  Zwecke  der  selbständigen 
Fertigmachung  der  Post.  Die  Apparate,  von  denen  50  bereits 
im  Monat  Februar  ausgegeben  werden  sollen,  sind  so  einge- 
richtet, daß  sie  für  alle  \  orkommenden  Freimachungen  geeignet 
sind  und  der  Postbehürdc  eine  mühelose  Nachprüfung  ermög- 
lichen. Die  Firmen  werden  durch  sie  in  die  Lage  versetzt,  sich 
bei  der  Freimachung  von  Postsachen  aller  Art  von  der  Post 
unabhängig  zu  machen. 

Der  Reichspostminister  hat  Klage  darüber  geführt,  daß  flic 
Krankmeldungen  von  Beamten  übermäßigen  Unif;iiiK 
nommen  haben.  Infolgedessen  hat  die  Postverwaltung  btstiiiunt, 
daß  fortan  wegen  Krankheit  dicii^iuiii  .ihige  Beamte  auf  \'er- 
langen  über  die  Notwendigkeit  iluL-  t-\rnbleibens  vom  Dienste 
cm  ärztliches  Zeugnis  binnen  JS  SiiiiHlen  nach  ihrem  Dienstaus- 
tnlte  vorzulegen  haben.  .Sijlorti^;e  ikibringung  dieses  Zeugnisses 
kann  verlangt  wtiiKn,  \\enn  dies  geboten  erscheint.  Man  hofft, 
mit  dieser  .Vendening  der  Dienstvorschriften  das  für  Ver- 
tretungszwecke bisher  erfcirderlichc  Hiflspersonal  wesentlich  ver- 
ringern zu  können. 

Vorsicht  bei  Drucksachenkarten.  Für  die  Drucksachen- 
karten zu  bisher  10,  künftig  40  Pfennig,  sind  enge  A'orschriftcn 
gegeben,  die  in  zunehmendem  Maße  überschritten  werden.  \}\c 
Postanstalten  sind  jetzt  \"om  Reichspostministerium  angewie--en, 
diese  Karten  besonders  sorgfältig  auf  ihre  Zulässigkeit  zu 
prüfen.  Sie  dürfen  nicht  größer  als  10,7  :  1.5,7  cm  sein  und  keiner- 
lei unzulässige  schriftliche  Zusätze  enthalten.  Frei  gelassene 
Stellen  im  Druck  dürfen  nicht  handschriftlich,  mit  Schreib- 
maschine oder  mit  <  iunimisteiiipel  ausgefüllt  w  erden.  Der  ge- 
druckte Wortlaut  flarf  wetKi'  geändert  noch  teilweise  gestrichen, 
noch  auch  nur  unterstricluu  'werden.  Name,  .Stand  und  Wohn- 
ort nebst  Wohnung  des  .Vbsenders  dürfen  nur  auf  der  Vorder- 
seite, nicht  aber  auf  der  ivückseite  handschriftlich  ergänzt  wer- 
den.   Endlich  dürfen  die  Karten  nicht  mehr  als  8  g  schwer  sein. 

—  Wi  —  Die  Postverwaltung  ist  wie  keine  andere  Verwal- 
tung bemüht,  Neuerungen  ihrer  Bestimniungen  durch  Veröffent- 
lichung in  Fachzeitschriften  und  Tagespresse  in  weitesten 
Kreisen  volkstümlich  zu  machen.  ^Vir  müssen  es  uns  leider 
versagen,  die  neuen  Bestimmungen  ausführlich  wiederzugeben 
und  uns  auf  kurze  Hinweise  und  das  Wesentlichste  beschränken. 
Von  der  Wrwendung  zu  kleiner  Briefumschläge  muß  dringend 
abgeraten  werden,  da  durch  die  Abstempelung  der  Marken 
auch  leicht  die  Anschrift  unleserlich  wird;  auch  besteht  die  Ge- 
fahr des  Einschiebens  in  Drucksachen,  so  daß  die  Briefe  in  un- 
richtige Hände  kommen  oder  ganz  \erloren  gehen.  Der  Post- 
paketverkehr zwischen  Deutschland  und  Estland  ist  neu  auf- 
genommen. Es  sind  zunächst  gewöhnliche  (nicht  Nachnahme-) 
Pakete  bis  zu  5  kg  zugelassen.  Nach  Italien  gehenden  Post- 
paketen muß  eine  offene  Rechnung  (Urschrift  oder  Abschrift) 
beigefügt  werden,  aus  der  der  Wert  der  in  dem  Paket  enthalte- 
nen Ware  genau  hervorgeht.  In  den  Zollinhaltserklärungen  für 
Pakete  nach  den  Niederlanden  sind  alle  in  dem  Paket  enthalte- 
nen verschiedenen  Warengattungcn  getrennt  aufzuführen.  Die 
Zusammenfassung  unter  einem  Sammelbegriff  ist  unzulässig, 
weil  die  Zollbeamteir  daraus  nicht  ohne  weiteres  ersehen  köimen, 
welcher  Zolltarifsatz  anzuwenden  ist.  Die  Nichtbeachtung  dieser 
Bestimungen  führt  zu  unliebsamen  Verzögerungen  in  der  Be- 
handlung der  Pakete.  In  Oesterreich  ist  die  Annahme  tele- 
graphischer Postanweisungen  nach  Deutschland  vorübergehend 
eingestellt.  Gewöhnliche  Postanweisungen  aus  Oesterreich 
nach  Deutschland  sind  weiter  zugelassen.  Nach  Oesterreich 
werden  gewöhnliche  und  telegraphische  Postanweisungen  weiter 
angenommen. 

Neue  Rohrpostwerte.  In  Deutschland  sind  zwei  neue  Rohr- 
postwerte erschienen,  und  zwar  zu  200  Pf.  und  225  Pf.  Die  Ent- 
würfe stammen  von  Prof.  Buhe-Leipzig.  Die  Marken  tragen  auf 
ihrem  Mittelfeld  ein  auf  der  Spitze  stehendes  Viereck,  das  die 
Wertangabe  in  der  Mitte  enthält.  Den  Rahmen  bildet  ein 
Band,  das  in  Frakturschrift  die  Inschrift  „Deutsches  Reich" 
enthält.  Wir  erwähnen  dies,  um  der  Hoffnung  Ausdruck  zu 
geben,  daß  uns  damit  bessere  ästhetische  Erfolge  beschieden 
sein  möchten  als  bisher.  War  es  tatsächlich  ein  ,, Reservat- 
recht", daß  es  in  Bayern  schöne  Marken  gab? 

Die  Zeitungsgebühren  und  die  Gebühren  für  die  Postver- 
packung der  Zeitungen  sind  in  dem  vom  Reichstag  soeben  an- 
genommenen Gesetz  über  Postgebühren  in  der  alten  Höhe  be- 
lassen worden,  da  nach  den  Entschließungen  der  Reichsrats  und 
des  Reichstags  das  Reichspostministerium  Veranlassung  nehmen 
wird,  die  Frage  der  Erhöhung  dieser  Gebühren  noch  weiter  mit 
den  Verlegerverbänden  zu  erörtern  und  alsdann  eine  neue  Vor- 
lage auszuarbeiten. 


Das  Postblatt,  das  bisher  als  Beilage  zum  Deutschen 
Reichsanzeiger  und  Preußischen  Staatsanzeiger  erschien,  ist  mit 
Ablauf  des  Jahres  1921  eingegangen.  Ein  Bedürfnis  für  das 
l'ostblatt  besteht  nicht  mehr,  nachdem  das  Reichspostmini- 
sterium Paket-  und  andere  Gebührentarife  in  erweitertem  Um- 
fange unmittelbar  herausgibt.  Die  bisher  im  Postblatt  enthalte- 
nen Angaben  erscheinen  weiterhin  in  den  „Verkehrsnachrichten 
für  Post  und  Telegraphie",  aus  denen  wir  das  unser  Leser 
Interessierende  laufend  auszugsweise  an  dieser  Stelle  bringen 
werden. 

SCHIFFAHRT 

Die  Oder  ist  seit  dem  20.  Dezember  überall  eisfrei.  Die 
bereits  in  der  Vorwoche  begonnene  Bewegung  der  auf  der  mitt- 
leren Oder  liegenden  Fahrzeuge  konnte  unbehindert  fortgesetzt 
werden.  In  den  letzten  Tagen  ist  im  Oder-Spree-Kanal  und  von 
Stettin  aus  auch  der  Bergverkehr  in  Gang  gekommen.  Die  in 
Breslau  liegende  Schiffahrt  steht  im  Begriff,  sich  talwärts  in 
Bewegung  zu  setzen.  Falls  kein  Witterungsumschlag  eintritt,  ist 
auch  auf  der  oberen  Oder,  deren  Haltungen  längsam  aufgefüllt 
werden,  die  allmähliche  Aufnahme  des  Verkehrs  zu  erwarten. 

Die  Stadt  Neuß  a.  Rh.  hatte  sich  bereits  in  den  Jahren 
l'J05 — 12  durch  Bau  eines  Handels-  und  zweier  Industriehafen- 
becken recht  umfangreiche  Hafenanlagen  geschaffen,  deren  fort- 
schreitende Besiedelung  schon  vor  dem  Kriege  die  Anlage  eines 
weiteren  Industriebeckens  mit  der  Bereitstellung  von  Industrie- 
geländc  notwendig  machte.  Die  Ziele  sind  Schaffung  von  neuen 
Umschlagsufern,  Verbesserung  des  Schiffsverkehrs  im  Hafen- 
kanal durch  \'erbreitung  und  Vertiefung  und  Bereitstellung  von 
Industriegelände.  Danach  gilt  es,  eine  Uferstrecke  von  1250  m 
auf  der  linken  (südlichen)  Seite  des  Verbindungskanals  zwischen 
Hafen  und  Rluiii  in  einer  für  den  Umschlag  geeigneten  Weise  in 
^feik•r  Ki'pila^tertcr  Böschung  auszubauen.  Zur  Verbesserung 
des  Schiffsverkehrs  vom  Rhein  durch  den  Verbindungskanal  zu 
den  Hafenbecken  ist  eine  Verbreiterung  des  Kanals  in  Aus- 
führung begriffen.  Der  Kanal  -wird  dann  fast  auf  seiner  ganzen 
Länge  vom  Rhein  bis  zu  den  Hafenanlagen  eine  Sohlenbreite  von 
50  m  aufweisen.  Gleichzeitig  ist  durch  A'ertiefung  der  Hafen- 
becken und  des  Kanals  eine  Fahrwassertiefe  hergestellt  worden, 
die  den  größten  Schiffen  bei  niedrigstem  Wasserstand  unge- 
hinderte Zufahrt  gestattet.  Um  den  Nachfragen  nach  In- 
dustriegelände gerecht  werden  zu  können,  werden  die  aus  den 
El  weiterungs-  und  W  rt  iefungsarbeiten  gewonnenen  erheblichen 
Bodenmassen  zur  .Vuischüttung  tiefliegenden  Geländes  ver- 
wendet und  hierdurch  sowie  durch  Herstellung  von  Bahnan- 
schlüssen große  Flächen  siedlungsreifen  Industriegeländes  ge- 
schaffen.   (,,Ind.  Ztg.") 

Der  neue  Elbhafen  bei  Schandau.  Zwischen  Tetschen- 
Bodenbach  und  Dresden  gibt  es  bisher  keinen  nennenswerten 
l'^lbhafen.  Oberhalb  Bodenbach  befinden  sich  die  großen  Kohlen- 
unischlag- Anlagen  der  Dux-Bodenbacher  Bahn,  die  man  als 
Rosawitzer  Hafen  zu  bezeichnen  pflegt;  unterhalb  Tetschen  be- 
sitzt die  (frühere)  österreichische  Nordwestbahn  an  der  rechten 
Seite  des  Stromes  bei  Laube-Rasseln  ihren  großen  Elbum- 
schlagsplatz. Von  hier  bis  Dresden  mußte  die  Elbschiffahrt 
bisher  Schutz  bei  Hochwasser  entbehren.  Dem  wird  jetzt  ab- 
geholfen durch  den  Bau  des  schon  lange  geplanten  Elbhafens 
\on  Schandau  stromabwärts  der  Stadt  auf  dem  ebenen  Ge- 
lände, das  sich  an  der  rechten  Stromseite  zwischen  Wendisch- 
FiUire  und  Prossen  ausdehnt.  Der  künftige  Schandauer  Hafen, 
dessen  Bau  einige  Jahre  erfordern  wird,  soll  eine  Wässerfläche 
von  40000  Quadratmetern  aufweisen  und  für  100  Schiffe  zu  je 
600  Tonnen  Raum  gewähren.  Der  Hafen  wird  im  Süden  und 
Osten,  also  längs  der  Elbe  und  dem  Lachsbach,  durch  Dämme 
gegen  Hochwasser  geschützt  werden.  Der  Hafenplatz  wird  dem 
altbekannten  malerischen  Städtebilde  Schandaus  keinen  Ab- 
bruch, tun,  denn  er  liegt  noch  unterhalb  des  Schandauer  Bahn- 
hofs. Schandau  verspricht  sich  von  seinem  zukünftigen  Elb- 
hafen einen  großen  wirtschaftlichen  Vorteil.  Es  will  nicht  mehr 
lediglich  Bade-  und  Fremdenort  sein,  sondern  auch  Teil  haben 
an  der  industriellen  Entwicklung.  Auch  für  die  bedeutende 
Sandsti  inindustrie  von  Pirna-Schandau  wird  der  neue  Schan- 
dauer      len  von  Bedeutung  sein,  ebenso  als  Flößerei-Nothafen. 

(Magd.  Ztg.) 

Zentralverein  für  deutsche  Binnenschiffahrt.  In  der  außer- 
ordentlichen Hauptversammlung  des  Zentralvereins  für  deut- 
sche Binnenschiffahrt  unter  Vorsitz  des  Geh.  Regierungsrats 
Prof.  Flamm  machte  Major  Punt  Mitteilung,  daß  die  Stadt 
Essen  vorgesehen  hat,  auf  dem  Essener  Ausstellungsgelände 
im  Frühjahr  (1.— 30.  April)  kommenden  Jahres  eine  Ausstellung 
für  Wasserbau  und  Binnenschiffahrt  zu  veranstalten.  Anläßlich 
dieser  Ausstellung  wird  der  Gewerbeverein  eine  Tagung  abhal- 
ten, in  der  hauptsächlich  Binnenschiffahrtskan  dfragen  behandelt 
werden  sollen. 

In  der  Sitzung  des  großen  Ausschusses  sprach  Regierungs- 
und Baurat  Dr.-Ing.  Teubert  über  die  Bedeutung  des  Beton- 
schiffbaues für  die  Binnenschiffahrt.  Er  führte  u.^  a.  aus.  daß 
nicht  der  Mangel  an  Eisenstoffen  dazu  geführt  hat,  sich  dem  Bau 
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von  Betonschiffen  zuzuwenden,  sondern  daß  sich  sciioii  in 
Friedenszeiten  die  wirtschaftliche  Wettbewerbsfähigkeit  der  Be- 
tonbauten gezeigt  habe  und  sich  dies  namentlich  jetzt  im  Hin- 
blick auf  die  hohen  Arbeitslöhne  bemerkbar  mache,  da  der  Bau 
eii'.es  Betonschiffes  weniger  Arbeitskräfte  an  sich  erfordere  und 
trotzdem  in  kürzerer  Zeit  (etwa  4  bis  6  Wochen)  ausgeführt 
werden  könne.  Außer  der  billigeren  Herstellungsmöglichkeit 
besitze  das  Betonschiff  den  \'orzug,  vollständig  frei  von  Rost 
und  sonstigen  Ansätzen  zu  sein  und  eigne  sich  daher  ganz  her- 
vorragend für  Schwimmdocks.  Der  Vortragende  erwähnt  aucli 
einige  Unfälle,  die  beim  Bau  der  Schiffe  eintraten,  die  diesen 
aber  keinen  oder  nur  geringen  Schaden,  der  gut  und  schnell  — 
auch  ein  Vorzug  gegenüber  den  Eisenschiffen  —  ausgebessert 
werden  konnte,  verursachten.  Auch  Aufbauten  aus  Beton  seien 
für  Betonschiffe  besonders  empfehlenswert,  da  sie  schnell  durch 
Anspritzen  zu  reinigen,  im  Sommer  kühl,  im  Winter  warm  und 
frei  von  Ungeziefer  seien.  Man  habe  den  Beton  auch  bereits  zur 
Ausbesserung  von  Eisenschiffen  verwendet,  indem  man  die 
schadhafte  Stelle  mit  einem  Eisennetz  überziehe  und  dieses  mit 
Beton  bespritze.  Allerdings  seien  auch  die  Versuche  mit  Beton- 
schiffbauten nicht  frei  von  Kinderkrankheiten,  die  aber  vielfach 
auf  die  technische  Ausführung  zurückzuführen  seien.  Der 
Schleppwiderstand  der  Betonschiffe  sei  geringer  als  der  der 
Eisenschiffe,  wie  auch  Versuche  des  Schleppamtes  Ifannover  auf 
dem  Mittellandkanal  ergeben  haben.  Die  Differenz  betrug  etwa 
.30  Proz.  Dr.-Ing.  Teubert  schloß  mit  dem  Hinweis,  daß  hier- 
durch eine  Staffelung  der  Schlepplohne  nach  dem  Widerstand 
der  Schiffe  ins  Auge  gefaßt  werden  könnte  und  dies  weiterhin 
eine  so  enorme  Ersparnis  an  Schleppdampfern  und  Kohlen  be- 
deute, daß  es  selbstverständlich  und  nötig  erscheine,  hier  einen 
Schritt  vorwärts  zu  tun.  In  der  Besprechung  stellte  Baurat 
Ahsbahs-Hamburg  dem  Vorgesagten  entgegen,  daß  er  nach 
seinen  Erfahrungen  mit  den  Betonschiffen  auf  den  verschiedenen 
Werften  nicht  in  das  Lob  über  dieselben  einstimmen  könne  und 
in  Deutschland  noch  keine  einwandfreien  und  brauchbaren  Be- 
tonschiffe, nach  denen  man  sich  richten  könne,  hergestellt  seien. 
Der  Hauptfehler  der  Betonschiffe  läge  in  ihrem  zu  großem  dc- 
wicht.    (Magd.  Ztg.) 

SOZIALES 

Einen  bemerkenswerten  Fortschritt  bedeutet  die  fleraut- 
sclzung  des  Zuschlages  zur  Friedensmiete  auf  100—1.50  %  in 
H  a  n  n  o  v  e  r.  Der  \'ermieter  kann  jetzt  zu  der  Friedcnsmicte 
für  \\'ohnräume  100  %.  für  zu  gewerblichen  Zwecken  hergestellte 
Räume  mit  einer  Friedensmiete  bis  zu  GOOO  M.  125  %  und  für  zu 
gewerblichen  Zwecken  hergestellte  Räume  mit  einer  Friedens- 
miete über  6000  M.  130  %  zuschlagen.  Die  Erhöhung  ist  erst 
nach  Ablauf  der  vertraglichen  oder  gesetzlichen  Kündigungs- 
frist zulässig,  frühestens  aber  vom  1.  April  1922  an.  Der  Minister 
für  Volkswohlfahrt  hatte  gi;gen  diesen  Beschluß  Einspruch  er- 
hoben, ihn  jedoch  jetzt  wieder  zurückgezogen.  Es  ist  bedeut- 
sam, daß  jetzt  sogar  der  Minister  diese  Erhöhung  billigt,  die 
den  ersten  bescheidenen  Anfang  zur  ("lesundutig  der  Wohnungs- 
politik bildet  und  auf  den  Mut  zu  baulicher  Erschließung  vor- 
handener Räume  belebend  einwirken  wird.  Hierin  liegt  vor- 
läufig das  wirksamste  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot. 

Zur  Aenderung  der  Einkommensteuersätze.  Es  ist  bekannt, 
daß  die  ("irenze  des  Einkonmiens.  bis  zu  der  nur  ein  Steuersat/: 
von  10  %  erhoben  wird,  von  24  000  M.  auf  50  000  M.  erhöht  wor- 
den ist.  Diese  Aenderung  war  eine  sich  von  selbst  ergebcndt' 
Folgerung  aus  der  fortschreitenden  Entwertung  der  Mark; 
denn  die  erhöhten  Steuersätze  sollen  doch  nur  den  Teil  des  Ein- 
kommens treffen,  der  zur  Bestreitung  der  zur  Lebenserhaltung 
nicht  mehr  unbedingt  nötigen  Ausgaben  dient,  die  indes  noch 
nicht  reine  Luxusausgaben  zu  sein  brauchen  und  bei  Familien- 
vätern sicherlich  auch  noch  nicht  sind.  Mit  der  Erhöhung  der 
Kosten  für  die  notwendige  Lebenshaltung  muß  daher  auch  die 
unterste  Steuerstufe  erhöht  werden. 

Es  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Festsetzung 
eines  einheitlichen  Steuersatzes  von  10  %  bis  zu  einem.  Ein- 
kommen von  .50  000  M.  nicht  etwa  bedeutet,  daß  nunmehr  die 
Einkommensteuer  bis  zu  diesem  Einkommen  jeder  Staffelung 
entbehrt.  Die  ebenfalls  erhöhten  Ermäßigungen  der  Steuer- 
abzüge für  den  Steuerzahler  und  jeden  seiner  von  ihm  zu  er- 
haltenden Haushaltsangehörigen  sind  ja  ihrem  zahlenmäßigen 
Werte  nach  für  .alle  Einkommen  gleich,  drücken  also  den  Vom- 
hundertsatz bei  niedrigeren  Einkommen  ganz  anders  herab  als 
bei  höheren,  und  zwar  ist  die  dadurch  hervorgerufene  Staffelung 
umso  empfindlicher,  je  stärker  die  Familie  des  Steuerzahlers  ist. 
Diese  Ermäßigungen  des  jährlichen  Steuerbetrages  setzen  sich 
zusammen  aus  240  M.  für  die  Person  des  Steuerzahlers,  240  M. 
für  die  von  ihm  zu  erhaltende  Ehefrau,  je  i^fiO  M.  für  jedes  von 
ihm  zu  unterhaltende  Kind  und  540  M.  als  Pauschbetrag  für  die 
abzugsfähigen  Werbungskosten.  Ein  allein  lebender  Junggeselle 
mit  20  000  M.  Einkommen  zahlt  also  2000  —  210  —  540  =  5220  M. 
oder  61  %  seines  Einkommens  an  Steuern,  dagegen  ein  solcher 
mit  50  000  M.  Einkommen  5000  —  240  —  540  =  4220  M.  oder 
8.44  %  seines  Einkommens.  Also  hier  ist  die  Staffelung  noch 
gering.    Bei  einem  Steuerzahler,  der  eine  Frau  und  zwei  Kinder 


zu  erhalten  hat,  t-rgibt  sich  foigendu  Staffelung:  Hat  er  ein 
Einkommen  von  20  000  M.  so  zahlt  er  an  Steuern:  2000  —  2  mal 
240  —  2  mal  360  —  540  =  260  M.  oder  1,.'3  %  seines  Einkommens. 
\Vürde  er  drei  Kinder  zu  erhalten  haben,  so  hätte  er  überhaupt 
keine  Steuern  zu  zahlen.  Hat  er  ein  Einkommen  von  50  000  M., 
so  betragen  seine  Steuern  5000  —  2  mal  240  —  2  mal  .%0  —  540  = 
•  !260  M.,  also  6.52  %  seines  Einkomens.  Es  ergibt  sich  also,  daß 
der  Steuersatz  (und  zwar  der  Vomhundertsatz)  für  den  Familien- 
\ater  mit  Frau  und  zwei  Kindern  bei  einem  Einkonmien  von 
50  000  M.  fünfmal  so  hoch  ist  wie  bei  einem  Einkommen  von 
20  000  M.,  der  Gesamtsteuerbetrag  aber  steigt  hier  bei  einem  2^1-- 
lachen  Einkommen  auf  das  123'i;fache.  Darauf  muß  hingewiesen 
^verden,  um  falsche  Schlüsse  aus  der  Heraufselzung  der  untersten 
Steuergrenze  zu  verhindern.  Es  soll  damit  nicht  etwa  behauptet 
werden,  daß  diese  Staffelung  vom  sozialen  Standpunkt  aus  nicht 
gerechtfertigt  wäre,'  auch  soll  an  dieser  Stelle  aus  den  vorstehen- 
den Zeilen  nicht  die  Berechtigung  der  Erhebung  einer  besonderen 
Junggesellensteuer  hergeleitet  werden. 

Noch  ein  kurzes  Schlußwort.  Es  wird  allgemein  gesagt,  daß 
die  Ermäßigung  der  Steuersätze  hauptsächlich  den  höheren  Ge- 
haltsgruppen zugute  kommt.  Das  stimmt  indessen  nur  unter 
den  sich  aus  den  vorstehenden  Ausführungen  ergebenden  Ein- 
schränkungen, denn  auch  für  den  Familienvater  mit  einer  vier- 
köpfigen Familie  und  einem  Einkommen  von  20  000  M.  hat  sich 
die  Steuer  von  1220  auf  260  M.,  also  fast  auf  ein  Fünftel  er- 
mäßigt. Unbedingt  muß  aber  der  Aeußerung  widersprochen 
werden,  als  ob  die  Heraufsetzunj-r  der  untersten  Steuergrenze  auf 
"0  000  M.  sich  bei  den  oberen  Ge'nnltsKruppen  wie  eine  bare  Zu- 
lage auswirke.  Das  würde  der  Fall  sein,  wenn  nicht  auch  die 
iiberen  Beamten  wenigstens  in  ihrer  großen  .Mehrzahl  bei  den 
.uegenwärtigen  Verhältnissen  \'on  der  Hand  in.  den  Mund  leben 
müßten,  wenn  sie  tatsächlich  den  nach  der  zu  erwartenden  Ver- 
anlagung nachzuzahlenden  Steuerbetrag,  meist  in  Höhe  von 
einigen  Tausend  Mark,  auf  ihrem  Bank-  oder  Postscheckkonto 
\  erfügbar  gehabt  hätten,  um  ihn  auf  Anfordern  abzuführen.  Da 
aber  nur  sehr  wenige  in  der  Lage  gewesen  sein  werden,  diesen 
Betrag,  wenn  auch  nur  zu  einem  Teile  einzusparen,  so  wirkt  sich 
die  Heraufsetzung  der  Steuergrenzen  geldlich  zunächst  über- 
haupt nicht  ans.  Ihr  allerdings  sehr  wesentlicher  und  dankbar 
anzuerkennender  Vorteil  ist  nur  der,  daß  den  oberen  Beamten 
ein  Alb  von  der  Brust  genommen  ist,  daß  sie  befreit  sind  von 
einer  späteren  größeren,  von  ihnen  zu  leistenden  Nachzahlung, 
die  sie  von  den  bereits  verbrauchten,  bei  der  Bestreitung  der 
dringendsten  Lebensbedürfnisse  restlos  verschwundenen  Mitteln 
hätten  bestreiten  müssen.  Dr.-Ing.  Gerstenberg. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Die  Einführung  der  vierten  Wagenklasse  in  beschleunigten 
Personenzügen.  Die  Reichsbahn,  die  zum  1.  Februar,  um  der 
allgemeinen  Preissteigerung  zu  folgen,  die  Personentarife  um 
75  %  erhöhen  muß,  wird  zum  Ausgleich  für  diese  unvermeidliche 
Härte  beschleunigte  Personenzüge  mit  4.  Klasse  einführen,  die 
auf  weite  Entfernungen  durchgehen  und  für  die  Hauptverkehrs- 
l>lätze  günstige  Verkehrszeiten  aufweisen.  Diese  Züge  werden 
mit  der  bei  Personenzügen  üblichen  <  i e.^eli wiiuligkcit  verkehren, 
aber  erheblich  weniger  Zeit  als  die  heute  fahrenden  Personen- 
züge brauchen,  da  sie  nur  an  den  wichtigsten  Stationen  Aufent- 
halt nehmen  sollen.  Die  Einführung  der  Züge  ist  mit  dem  In- 
krafttreten des  neuen  Fahrplanes,  das  heißt  zum  1.  Juni  1922.  ge- 
ph  nt.  Die  Züge  werden  für  die  wichtigsten  Verkehrsbeziehun- 
Kon,  z.  B.  Berlin — München,  Berlin — Frankfurt  a.  M.,  Berlin — 
Hamburg  u.  a.  m.  geschaffen  werden.  Sie  werden  die  .'5.  und 
4.  Klasse  führen,  die  2.  Klasse  nur  in  Ausnahmefällen.  Der 
l-'ahrplan  und  die  Fahrtzeiten  der  Züge  stehen  noch  nicht  fest, 
doch  wird  man  den  Fahrplan  im  allgemeinen  so  einzurichten 
srchen,  daß  man  etwa  am  frühen  Morgen  in  Berlin  abfährt  und 
am  späten  Abend  in  München  ankommt  und  umgekehrt.  Aehn- 
liches  würde  für  die  anderen  ^'"erkehrsbeziehungen  gelten.  Es 
ist  erfreulich,  daß  die  Reichsbahn  damit  praktisch  einen  Ver- 
kehrszustand schafft,  bei  dem  der  jetzige  Reisende  dritter 
Klasse  künftig  bei  ungefähr  gleichem  .\iil'\\aiule  wenigstens  in 
der  vierten  Klasse  noch  ungefähr  die  bleiche'  Verkehrsleistung 
genießt.  Namentlich  die  Sommerreisenden  werden  dies  dankbar 
begrüßen.  Auch  der  durch  die  D-Züge  stark  beeinträchtigte 
Wirtschaftsbetrieb  auf  den  Bahnsteigen  wird  dadurch  aufblühen. 

VEREINSN  ACH  RICHTEN 

Das  Bezirks-Nachrichtenblatt  18  ist  erschienen  und  den  Be- 
zirken zugesandt  worden.  Es  befaßt  sich  mit  dem  Austritt  der 
P'achgewerkschaft  IX  aus  der  Reichsgewerkschaft  und  mit  den 
daraufhin  erforderlichen  Neuordnungsmaßnahmen. 

Hauptvorstand. 

VEREISTECH 

Deutsche  Maschinentechnische  Gesellschaft.  In  der  Haupt- 
versammlung am  6.  Dezember  1921  wurde  über  die  Bearbeitun- 
gen der  Beuth-Aufgabe  „Entwurf  zu  Anlagen  zur  wirtschaft- 
lichen Verwertung  des  Eisenbahnschrotts"  berichtet.    Beide  Bc- 
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Vers'^hiedenes 
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Werber  —  Regicruiigsbauführer  K  ii  ii  ■/.  e  -Hannover,  RegierunKs- 
bauführer  Ru  n  k  e  1  -  Mannheim  —  erhielten  die  Beuth-Medaille, 
ersterer  außerdem  den  Staatspreis  von  3000  M. 

Hierauf  sprach  Oberregicrungsrat  Dr.-Ing.  Schuster  über 
„Physikalische  und  mechanische  Vorgänge  beim  fliegenden 
Flugzeug".  In  der  Absicht,  die  Vorgänge  beim  Fliegen  mög- 
lichst anschaulich  und  der  Vorstellung  zugänglich  darzustellen, 
brachte  der  Vortragende  zunächst  eine  Zusammenstellung  von 
Körpern  verschiedener  Form,  aber  solcher  Tiröße.  daß  alle  den 
gleichen  Luftwiderstand  besaßen.  Es  fiel  dabei  besonders  der 
gewaltige  Größenunterschied  zwischen  einer  kleinen  kreisf(')rmi- 
gen  Platte  und  einem  großen  tropfi  iifi  H  iuim  n  ]^);inonk(  ii  per  in 
die  Augen.  Noch  wichtiger  als  Hie-^e  Kurperformen  erwies  sich 
aber  die  Gestaltung  der  Tragflächen,  deren  Profilform  eine 
wesentliche  Einwirkung  sowohl  auf  die  Größe  des  Auftriebs  und 
des  für  den  Tragflächcn-widcrstand  ausschlaggebenden  Verhält- 
nisses des  Widerstands-  zum  Auftriebskoeffizienten,  als  auch  auf 
die  Lage  des  Luftstützpunktes  hat.  Die  durch  letzteren  beein- 
flußte Stabilität  des  Flugzeuges  wird  selbsttätig  geregelt  durch 
die  sogenannte  V-Form  der  Tragflächen  und  die  \Virderlristig- 
keit  mit  Pcnoud-Steuer  das  versteckt  auch  in  den  Tavibenflügeln 
nnd  l)ei  den  Pfeildopneldeckern  zu  finden  ist.  Die  früher  hoch- 
geschätzte Selbst-Stabilität  ist  aber  mit  den  wachsenden  Flug- 
geschwindigkeiten einer  sorgfältigeren  Durchbildung  der  Steue- 
rung und  einer  guten  Massenkonzentrntion  im  Flugzeug  ge- 
wichen. Die  Steuervorgänce  sind  beim  Flugzeug  viel  ver- 
\\ickelter  als  bei  anderen  Fahrzeugen  insbesondere  die  Höhen- 
steuerung ist  eng  mit  dem  Leistungsbedarf  und  der  Leistungs- 
zufuhr des  Flugzeutrs  \L-rbunden.  Den  Leistunesbedarf  für  die 
verschiedenen  Angriffswinkel  und  '^'-eschwindigkeiten  veran- 
schaulicht man  sich  am  liesten  graphisch  im  Diagramm  indem 
man  die  Leistung  des  Flugzeugs  berechnet  unter  Berücksichti- 
gung des  Tragflächenwiderstandes  und  des  sogenannten  schäd- 
lichen Widerstandes  der  übrigen  keinen  Auftrieb  erzeugenden 
Teile.  Diese  Piagrammkurve  gibt  allerlei  Aufschluß  über  die 
Eigenschaften  des  Flugzeuges  seine  größte  Geschwindigkeit  und 
seinen  Geschwindigkeitsbercich.  seine  Traerfähigkeit  und 
Steigfähigkeit  sowie  sein  Verhalten  beim  Höhenflug. 

Ausführlich  wird  der  Vortrag  demnächst  in  Glasers  Annalen 
für  Gewerbe  und  Bauwesen  veröffentlicht  werden. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

-  Wi  -    Entwicklung  des  Lokomntivbaues  von  18^1 — 1?121. 

Nachdem  die  ersten  Eisenbahnen  in  Deutschland  ausschließlich 
mit  englischen,  amerikanischen  und  belcischen  Lokomotiven 
betrieben  worden  waren,  verließ  im  Juli  1^41  die  erste  deutsche 
Lokomotive  die  Werkstätten  von  A.  Borsig  in  Berlin.  Frühere 
Versuche  deutscher  Fabriken,  selbst  Lokomotiven  zu  bauen, 
waren  erfolglos  geblieben.  A.  Borsig  hatte  sich  in  der  Ausführung 
seiner  Lokomotive  hauntsächlich  nach  der  amerikanischen 
Norris-Lokomotive  gerichtet,  die  schräge  Außenzylindcr.  eine 
Triebachse  vor  dem  Stehkessel  und  ein  Drehgestell  unter  der 
Rauchkammer  hatte.  Borsig  verlängerte  den  Rundkessel  und 
fügte  hinter  dem  Stchkesse!  eine  Laufachse  bei.  Das  Dreh- 
gestell bewährte  sich  jedoch  nicht  und  wurde  bei  der  zweiten 
Borsig-Lokomotive  durch  eine  feste  Laufachse  ersetzt.  Die 
ersten  Borsig-Lokomotiven  wurden  an  die  Berlin-Anhaltische 
Eisenbahn  geliefert,  schon  nach  einigen  Jahren  lieferte  Borsig 
an  fast  alle  neu  gebauten  Preußischen  Eisenbahnen  und  Anfang 
der  fünfziger  Jahre  gingen  die  ersten  Borsig-Lokomotiven  ins 
Ausland.  Borsigs  Lokomotivfabrik  war  bald  die  gr<)ßte  der 
.ganzen  Welt  geworden.  Bei  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Rückgang  der  achtziger  und  neunziger  Jahre  des  vorigen  Jahr- 
hunderts ließ  jedoch  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Borsig- 
schen  Fal)rik  nach,  und  der  Lokonioti\ bau  nahm  erst  wieder 
einen  großen  Aufschwung,  nachdem  das  neue  Werk  der  Firma 
in  Berlin-Tegel  in  Betrieb  genonnnen  war.  Besondere  Be- 
rühmtheit haben  die  von  der  Firma  Borsig  hergestellten 
Schmalspurlokoniotiven  für  überseeische  Bahnen  erlangt,  es 
werden  aber  auch  sämtliche  anderen  T^okomotivarten  gebaut. 
Die  Gesamtzahl  der  in  den  PO  Jahren  des  Bestehens  der  Borsig- 
schen  Lokomotivwerkstätten  von  diesen  erbauten  Lokomotiven 
beträgt  ungefähr  11  000. 

"S  Der   russische   Lokomotivauftrag   in   Deutschland,  der 

sich  auf  700  Lokomotiven  erstreckte  ist  auf  19  Firmen  verteilt 
worden.  Der  größte  Auftrag  (l-S?  Stück)  ist  an  H  e  n  s  c  h  e  1  u. 
Sohn  gefallen,  auf  Bayern,  Württemberg  und  Baden  (6G 
Stück),  von  denen  je  18  die  Firmen  M  a  f  f  e  i -München  und 
M  a  s  c  h  i  n  e  n  b  a  u  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  Karlsruhe,  16  die 
Maschinenfabrik  Esslingen  a.  X  und  14  die  Loko- 
motivfabrik K  r  a  u  ß  -  München  liefern. 

Die  Deutschen  in  Europa.  Die  Zahl  der  Deutschen  in 
Europa  nach  ihrer  Verkehrssprache  berechnet  jetzt  das 
Statistische  Reichsamt  auf  81  Millionen,  von  denen  rund  60 
Millionen  im  Deutschen  Reich  leben.     16  Millionen  wohnen 


außerhalb  der  Grenzen,  aber  unmittelbar  an  diesen  in  dem 
geschlossenen  deutschen  Sprachblock.  Nur  der  kleine  Rest 
von  4  Millionen  ist  auf  das  übrige  Europa  verteilt.  Das  gesamte 
deutsche  Sprachgebiet  verteilte  sich  vor  dem  Kriege  auf  nur 
7  Staaten,  jetzt  auf  deren  14.  Durch  die  Gebietsabtretungen 
gingen  .'L')  Millionen  verloren.  Es  kamen  an  Frankreich 
16.14  260.  Polen  1.^^63  019.  Danzig  .315  021.  das  Memelgebiet 
71156,  Belgien  50  387,  Dänemark  40  428.  die  Tschechoslowakei 
6180.  Die  Deutschen  der  österreichisch-ungarischen  Mrmarchie 
sind  zu  6  Millionen  an  Deutsch-Oesterreich  zu  fast  4  Millionen 
an  die  Tschechoslowakei  gefallen.  An  Serbokroatien  kamen 
1  010  000  Deutsche,  an  Rumänien  493  2.^6  Ungarn  3-37  027, 
Italien  2.58  764,  Polen  1.36  891,  den  Freistaat  Fiume  2.315  Deutsche. 

-  W,  -  Fälschung  von  Reichsbanknoten.  Die  in  letzter  Zeit 
wiederholt  vorgekommenen  Fälschungen  von  Reichsbanknoten 
geben  Veranlassung,  zur  Prüfung  der  Noten  auf  ihre  r'.chtheit 
auf  folgende  Merkmale  hinzuweisen:  1.  Stärke  und  Färbung 
des  Papiers,  2.  Wasserzeichen  (das  bei  gefälschten  Banknoten 
mir  eingepreßt  oder  aufgedruckt  ist)  3.  \'orhandensein  des 
Schutzdrucks,  4.  Der  Faserstreifen  muß  in  das  Papier  ein- 
gewirkt sein  (während  er  bei  falschen  Noten  aufgedruckt  auf- 
gezeichnet aufgewalzt  oder  aufgeklebt  ist).  5.  Die  Zeichnung, 
Schrift  Unterschriften  Stempel  usw.  müssen  klar  hervortreten 
und  der  Text  gut  lesbar  sein  6.  Die  Noten  dürfen  nicht  die 
Kennzeichen  besonderer  Flerstelluncsweise  (Hand^eichnung, 
Lichtdrucke.  Photographie  oder  Pause)  tragen.  Besonderer 
Prüfung  werden  die  Reichsbanknoten  zu  rO  M.  vom  24  6.  19 
(•^rüne  Note)  empfohlen,  deren  Fälschungsmerkmale  haunt- 
sächlich in  Folgendem  bestehen:  Papier  lappig  und  brüchig-, 
der  weibliche  Idealkopf  zeigt  ein  entstelltes  Gesicht  statt  der 
fünf  Sterne  weiße  Flecke,  die  Wellen  des  gezähnten  braunen 
Randes  verlr'ufen  uncleichmäßig.  der  Faserstreifen  fehlt  statt 
dessen  sind  braune  Striche  aufgedruckt,  die  Zeichnung  ist  ver- 
schwommen, der  Strafdruck  verwischt  und  unklar. 

Entgleisun<^en   der    ausländischen    ppchr-respe.       Bei  der 

großen  ^''erbrcitung  die  amerikanische  Zeitschriften  in  Deutsch- 
land haben  muß  unbedingt  verlangt  werden,  daß  diese  Zeit- 
schriften sich  von  unsachlichen  Ausfällen  geeen  Deutschland 
fernhalten.  Es  ist  erst  wenif^e  Wochen  her  daß  Ghemical  and 
Metallurgical  Engineering"  Heft  14  vom  5-  Okt.  1921  an  leiten- 
der Stelle  einen  geradezu  blutrünstigen  Artikel  über  den  Kriegs- 
abbruch brachte,  der  dahin  ging,  daß  der  Krieg  zu  früh  ab- 
gebrochfti  sei.  Erst  die  völliee  "\'ernichtung  der  deutschen 
Heere  hätie  Deutschland  seine  Niederlage  zum  Bewußtsein  ge- 
bracht. Eine  neue  Probe  in  der  gleichen  Zeitschrift  (Heft  22 
vom  .''O.  11.  21  S.  990).  die  einer  der  ersten  Rufer  im  Kampfe 
für  die  Vernichtung  der  deutschen  chemischen  Industrie  ist, 
richtet  sich  gegen  eine  Anzeige  der  Vertretung  der  Höchster  Farb- 
werke in  New  York:  .Wir  kennen  diese  Deutschen  und  trauen 
ihnen  nicht  wie  er  (der  Vertreter)  es  tut",  schreibt  die  Zeit- 
schrift. Und  weiter:  „Die  Höchster  Farbwerke  haben  während 
des  Krieges  Riesenmengen  hochexplosibler  Stoffe  und  C^iftgase 
für  die  deutsche  Armee  hergestellt."  Es  ist  Pflicht  der  deut- 
schen Techniker-  und  Interessenverbände,  solche  verhetzenden 
Angriffe  abzuwehren,  um  die  beteiligten  Verleger  —  im  vor- 
liegenden Falle  Mc  Graw  Hill-New-  York  —  von  ihrer  L'nklug- 
heit  zu  überzeugen. 


ZEITSCHRIFTENSCHAU 

The  Railway  Mao^^zine  schreibt  im  Auc'ust  1921  über 
neue  Speisewagen  der  Midland-  und  Glasgow-Eisenbahn.  Die 
neuen  1. -Klasse-  und  .3. -Klasse-Speisewagen  sind  in  Derby 
gebaut.  Die  1. -Klassewagen  sind  19  811  mm  lang  und  ruhen 
auf  2  Drehgestellen  mit  ie  3  Radsätzen.  Jeder  Speisewagen 
enthält  2  Speiseräume  für  92  Persf)nen.  einen  Waschraum  einen 
Gepäckraum,  eine  geräumige  Küche  zwei  .Speisekammern  und 
verschiedene  Schenktische  für  das  Personal.  Besondere  Auf- 
n.Krksamkeit  ist  der  Durchlüftung  geschenkt.  680  1  Wasser 
werden  in  Behältern  unter  dem  Dache  mitgeführt.  Das  Koch- 
gas befindet  sich  in  besonderen  Behältern,  die  im  Hauptrahmen 
liegen.  Die  Waschbecken  im  Waschraum  be«tehen  aus  Marmor 
und  führen  kaltes  und  warmes  Wasser.  Die  Waeen  haben 
elektrische  Deckenbeleuchtung  mit  Lampen  von  25  Volt.  Die 
Niederdruckdampfheizung  geht  längsseits  der  .Außenwände. 
.Sämtliche  Beschläge  bestehen  aus  venetianischer  Bronze.  Der 
3 -Klasse-Wagen  ruht  auf  zwei  Drehfrestellen  mit  ie  zwei  Rad- 
sätzen. Diese  Wagen  sollen  in  Verbindung  mit  demjenigen  erster 
Klasse  fahren.  Die  Küche  dieses  Waeens  ist  zuHeich  Küche 
für  den  3. -Klasse-Wagen.  Hierdurch  sind  mehr  Sitzniätze  ge- 
schaffen, nämlich  ^2.  und  eine  Wascheelegenheit  und  Gepäck- 
rnum  an  jedem  Wagenende.  Das  Holzwerk  im  Innern  ist 
geräucherte  Eiche  die  Sitze  sind  überzogen  mit  Basrhdad- 
Moquette.  Damnfheizung.  Beleuchtung  und  \\'aschbecken  sind 
in  gleicher  Ausführung  wie  bei  dem.  Wagen  erster  Klasse  ge- 
halten.   Sämtliche  Wagen  haben  Vakuumbremse. 
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DER  NEUE  VERSCHIEBEBAHNHOF  HALLSBERG  IN  SCHWEDEN 

VON  DR.  SALLER,  OBERREGIERUNGSRAT,  REGENSBURG 


In  Schweden  war  vor  Kurzem  ein  neuer  Verschiebebahnhof 
in  Hallsberg  in  Ausführung,  der  im  vergangenen  Sommer  fertig 
werden  sollte.  Es  ist  der  erste  \'erschiebebahnhof  in  Schweden, 
der  derart  im  Gefälle  und  mit  einem  solchen  gegenseitigen  Ver- 
hältnis der  Gleisgruppcn  zu  einander  verlegt  ist,  daß  das  Aus- 
wechseln der  Wagen  unter  Zuhilfenahme  ihres  eigenen  Ge- 
wichtes erfolgen  und  die  Verschiebearbeit  der  Hauptsache  nach 
ohne  Beiziehung  einer  Lokomotive  ausgeführt  werden  kann. 
Wir  entnehmen  über  diese  für  Schweden  bedeutsame  Anlage 
linem  Aufsatze  des  ersten  Bureaudirektors  T.  A.  Törjeson  im 
Järnbanebladet  das  Folgende: 

Die  Station  Hallsberg  bildet  den  Kreuzungspunkt  zwischen 
zwei  verkehrsreichen  Stammbahnteilen.  Durch  die  Station  läuft 
so  gut  wie  der  ganze  Güterverkehr  zwischen  Süd-  und  Südwest- 
schweden einerseits  und  dem  mittleren  und  oberen  Norrland 
anderseits,  ebenso  wie  zwischen  dem  westlichen  Schweden  und 
Norwegen  einerseits  und  den  mittleren  Teilen  Ostschwedens 
anderseits.  Die  Lage  der  Station  zu  den  .A.nschlußlinien  und 
den  an  diesen  gelegenen  Stationen  ist  eine  solche,  daß  die  Mehr- 
zahl der  Güterzüge,  die  sie  berühren,  dortselbst  vollständig  um- 
gestellt werden  muß,  wobei  die  Wagen  aus  den  von  den  ver- 
schiedenen Strecken  ankommenden  Zügen  nach  den  Be- 
stimmungsorten geordnet  und  in  neue  Züge  zusammen- 
gestellt werden  sollen.  Auch  hatten  die  Erhebungen  er- 
geben, daß  mit  großem  Vorteil  ein  beträchtlicher  Teil  der  bis- 
her auf  anderen  Stationen  ausgeführten  Verschiebearbeiten  nach 
Hallsberg  verlegt  werden  könnte,  sofern  dieser  Station  neue  aus- 
reichende betriebsparende  Einrichtungen  zugeteilt  würden.  Die 
bisher  verfügbaren  Gleise  in  Hallsberg  waren  ungenügend  und 
für  die  Abwicklung  des  großen,  für  diese  Station  unvermeidlichen 
Wagenverkehrs  unzweckmäßig.  Sowohl  Verschiebe-  wie  Aus- 
wich- und  Aufstellungsgleise  entsprechender  Ausdehnung  fehlten, 
und  bei  Zug-  und  Verschiebebewegungen  hinderten  auf  der  für 
l'ersonen-  und  Güterverkehr  gemeinsamen  Station  die  Züge  ein- 
ander in  solchem  Grade,  daß  sich  kein  Verkehr  ordnungsmäßig 
vollziehen  konnte.  Eine  gründliche  Verbesserung  der  Stations- 
verhältnisse von  Hallsberg  war  nur  durch  Anlage  eines  ganz 
neuen  Verschiebebahnhofes  möglich.  1917  bewilligte  der  Reichs- 
tag hiefür  die  Mittel.  Der  neue  Verschiebebahnhof  liegt  west- 
lich des  bisherigen  Bahnhofes  auf  der  Nordseite  der  Strecke  nach 
f'öteborg.  Seine  Einrichtung  ergibt  sich  aus  nebenstehendem 
Lage-  und  Höhenplan.  Das  Verschieben  soll  im  großen  ganzen 
folgendermaßen  geschehen: 

Die  von  den  verschiedenen  Strecken  ankommenden  Güter- 
züge werden  durch  gewisse  Zuglokomotiven  über  Durchgangs- 
gleis P  I  oder  P  II  unmittelbar  zu  der  am  Westende  der  Station 
und  der  Neigung  nach  zu  höchst  gelegenen  Gleisgruppe  „Ank." 
befördert.  Wenn  ein  Güterzug  in  diese  Gleisgruppe  eingelaufen 
i.«t,  wird  die  Zuglokomotive  abgekuppelt  und  über  Durchgangs- 
gleis P  III  zu  den  Lokomotivhallen  gebracht.  Der  Zug  rollt  so- 
dann auf  Grund  seiner  eigenen  Schwere  über  einen  kleinen  Zu- 
sammenschieberücken V  ab,  wobei  die  Wagen  nach  Maßgabe  des 
Ablaufs  abgekuppelt  werden.  Die  Wagen  gelangen  darnach  in 
die  für  die  neuen  Zugrichtungen  vorgesehenen  Gleise  der  Rich- 


tungsgruppe R.  In  (lieser  Gleisgruppe  ist  eine  solche  Gleiszahl 
vorhanden,  daß  man  die  Wagen  in  Gruppen  teilen  kann,  teils  für 
Durchgangs-,  Fern-  und  Ortgüterzüge  der  verschiedenen 
Streckenrichtungen  und  teils  für  Uniladeschuppen,  Leerwagen- 
zusammenstellung, Verwiegung  und  für  Hallsbcrg-Ort  bestimmte 
Wagen. 

\\'agen  für  Durchgangsgüterzüge,  die  ohne  weitere  Urn- 
stellung nach  einem  anderen  Hauptverschiebebahnhof  oder  nach 
einer  größeren  Station  durchlaufen  sollen,  nach  welcher  von 
Hallsberg  der  ganze  Zug  abgestellt  werden  kann,  und  in  denen 
daher  die  Wagen  nicht  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  geordnet 
zu  sein  brauchen,  rollen,  wenn  die  Wagen  für  einen  ganzen  Zug 
gesammelt  sind,  von  der  Richtungsgruppe  über  das  Durchgangs- 
gleis P  IV  unmittelbar  zu  der  für  abgehende  Güterzüge  bestimm- 
ten Gleisgruppe  „Abg."  ab.  Wagen,  die  für  Ortgüterzüge  und 
sog.  Ferngüterzüge  bestimmt  sind,  die  beim  Abgang  von  Halls- 
berg in  Stations-  oder  Gruppenfolge,  je  nachdem  sie  abgekuppelt 
werden  sollen,  geordnet  sein  sollen,  rollen  von  der  Richtungs- 
giuppe  zu  den  Gleisgruppen  S  T  und  .'^  TT  ab.  .Sie  werden  dabei 
auf  die  verschiedenen  Abkuppclungsstationen  verteilt,  worauf  sie 
in  richtiger  Ordnungsfolge  in  die  vorgenannte  Gleisgruppe 
,,Abg."  für  fertiggebildete  Züge  eingelassen  werden,  um  sodann 
von  hier  auf  die  Strecke  hmauszugehcn.  Wagen  für  Umladung, 
Verwiegung  und  für  Hallsberg-Ort  werden  unmittelbar  von  dem 
betreffenden  Gleis  in  der  Richtungsgruppe  an  ihre  bezüglichen 
Plätze  überführt. 

Wie  schon  erwähnt,  ist  die  .ganze  Bahnhofanlage  in  solchen 
Neigungen  verlegt,  daß  in  der  Rescl  die  \'erschiebearbeit  der 
Hauptsache  nach  lediglich  mit  Zuhilfenahme  der  Schwerkraft 
und  ohne  Anwendung  von  Verschiebelokomotiven  erfolgen  kann. 
Bei  ungünstigen  Witterungsverhältnissen,  wij  nach  Schneefall 
und  bei  starker  Kälte,  müssen  jedoch  in  gewissem  Umfange  vor- 
aussichtlich doch  Verschiebelokomotiven  für  Umstellungsarbcit 
in  Anspruch  genommen  werden.  Der  Verschiebebahnhof  besitzt 
eine  Gesamtlänge  von  etwa  :]  km  und  einen  Höhenunterschied 
zwischen  beiden  Enden  von  ungefähr  21  m.  Die  Geländeverhält- 
nisse an  Ort  und  Stelle  sind  für  die  Durchführung  der  gewählten 
Stationsform  besonders  günstig.  Durch  angestellte  Berechnun- 
gen ist  nachgewiesen,  daß  die  Anlagckosten  für  diese  Aus- 
führungsform sich  nicht  höher  stellen,  als  wenn  eine  andere 
Form  gewählt  worden  wäre.  Die  Kosten  für  die  jetzt  im  Bau  be- 
griffene Verschiebebahnhofanlage  belaufen  sich  auf  etwa  5  Mil- 
lionen Kronen. 

Wie  schon  hervorgehoben  wurde,  vvill  man  einen  beträcht- 
lichen Teil  der  zur  Zeit  noch  auf  anderen  Stationen  ausgeführten 
Verschiebearbeit  nach  Hallsberg  übertragen,  sofern  bei  dieser 
Station  hinreichende  und  betrielisparende  Bahnhofseinrichtungen 
beschafft  werden.  Man  hat  daher  der  Neuanlage  in  Hallsberg 
viel  mehr  Verschiebearbtei  zugedacht  als  sich  bei  den  bisher  zu 
Gebote  stehenden  Gleisanlagen  machen  läßt.  Die  Betriebswirt- 
schaftlichkeit der  neuen  Anlage  rechnet  dann  auch  damit,  daß 
große  Teile  der  Verschiebearbeit,  die  jetzt  auf  gewissen  anderen 
Stationen  der  Linien  Tomteboda — Göteborg  und  Bollnäs — Nässjö 
ausgeführt  werden,  nach  Hallsberg  verlegt  werden,  woselbst  sich 
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die  Verschiebekosten  für  die  Wageneinheit  nach  Ingebrauch- 
nahme der  neuen  Anlage  bedeutend  niedriger  stellen  als  auf  den 
übrigen  Stationen  der  genannten  Strecken.  Die  Inbetriebnahme 
des  Verschiebebahnhofs  in  Hallsberg  sollte  also  eine  Reihe  von 
Erleichterungen  in  der  Verschiebearbeit  einer  ganzen  Anzahl 
größerer  Stationen  in  einem  so  großen  Bereiche  wie  Göteborg— 
Nässjö— Stockholm— BoUnäs  herbeiführen.  Es  würden  be- 
deutende Ersparnisse  in  den  Verschiebekosten  erzielt  werden 
können,  da  sich  diese  Kosten  ja  in  Hallsberg  viel  niedriger 
stellen  als  in  den  anderen  Stationen.    Durch  die  Entlastung  einer 


weit  gehen  können,  daß  man  Wagen  im  V'erschiebebahnhofe  bis 
x.u  48  Stunden  zurückhält. 

Der  neue  \' erschiebebahnhof  ist  natürlich  auf  regelmäßige 
Verkehrsverhältnisse  zugeschnitten,  wie  solche  auch  der  Berech- 
nung der  Betricbsküstcnersparnissc  zu  Grunde  lagen,  die  durch 
die  Anlage  gewonnen  werden  sollten.  Diese  Kostenersparnisse 
sollten  einen  solchen  Betrag  erreichen,  daß  außer  \''erzinsung  und 
Tilgung  des  aufgewendeten  Kapitals  auch  ein  beträchtlicher 
Reingewinn  errechnet  werden  kann.  Beim  jetzigen  sehr 
zurückgegangenen    \'erkehr    kann    natürlich    die  Ingebrauch- 
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Reihe  von  Stationen  umgeht  man  auch  eine  andernfalls  sicher- 
lich in  naher  Zukunft  erforderliche  Erweiterung,  wenigstens  ein- 
zelner dieser  Stationen  und  die  damit  verknüpften  Anlagekosten. 

Damit,  daß  die  Gleisanordnungen  in  der  Station  so  umfang- 
reich angelegt  sind,  daß  man  Wagen  in  Gruppen  für  andere 
Hauptverschiebebahnhöfe  oder  größere  Stationen,  bis  ein  ganzer 
Zug  zusammengekommen  ist,  sammeln  kann,  erreicht  man  außer- 
dem den  Vorteil,  daß  man  von  Hallsberg  in  größerem  Umfange 
sogen.  Durchgangsgüterzüge  ausgehen  lassen  kann,  d.  h.  solche 
Züge,  die  bis  zu  ihrer  Bestimmungsstation  durchgeführt  werden 
können,  ohne  auf  Zwischenstationen  Wagen  herausnehmen  oder 
einstellen  zu  müssen.  Unter  regelmäßigen  Verkehrsverhält- 
nissen wird  man  Durchgangsgüterzüge,  z.  B.  für  Stockholm, 
Ciöteborg,  Nässjö  und  Ange  einlegen  können.  Da  solche  Züge 
vom  betriebswirtschaftlichen  (iesichtspunkte  besonders  vorteil- 
haft sind,  muß  man  sie  im  größtmöglichen  Maße  anwenden.  Um 
solche  Züge  zu  erhalten,  dürfte  man  in  gewissen  Fällen  sogar  so- 


nahme  des  Verschiebebahnhofs  nicht  die  gleichen  gün- 
stigen Betriebskosten  ergebnisse  mit  sich  bingen,  die 
unter  regelmäßigem  \'erkehr  erzielt  werden  könnten,  doch 
dürften  unter  der  Voraussetzung,  daß  möglichst  viel  A'erschiebc- 
arbeit  von  anderen  Stationen  nach  Hallsberg  übertragen  wird, 
sicherlich  bedeutende  Ersparnisse  in  den  jetzigen  Ver.schiebe- 
kosten  erzielt  werden.  Da  ein  Verschiebebahnhof  der  hier  vor- 
liegenden Form  indes  einen  recht  großen  Wagenumschlag  vor- 
aussetzt, wenn  er  eine  gute  Vv irtschaf tliche  Ausnützung  ergeben 
soll,  so  muß  unter  den  jetzigen  Verkehrsverhältnissen  als  uner- 
läßliche Bedingung  für  die  Ingebrauchnahme  des  neuen  Bahn- 
hofs aufgestellt  werden,  daß  inan  so  viel  Verschiebearbeit  nach 
ihm  hinterlegt,  als  sich  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nur 
irgend  machen  läßt.  Die  Leistungsfähigkeit  des  Bahnhofs  ist 
so  gut  wie  unbegrenzt,  wenigstens  was  die  gegebenen  Verkehrs- 
verhältnisse betrifft,  und  je  größere  Arbeit  man  ihm  auferlegt, 
desto  geringere  Verschiebekosten  erhält  man  für  die  Wageneinheit. 


DAS  ZERLEGEN  VON  ZÜGEN  MIT  HILFE  VON  ABLAUFRAMPEN 

VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  DR.-ING.  FRÖLICH 


Manches  aus  dem  nachstehenden  wird  den  fachkundigen 
Leser  dieser  Schrift  bekannt  anmuten;  im  Interesse  zusammen- 
hängender Darstellung  konnte  aber  nicht  darauf  verzichtet  wer- 
den, die  verwendeten  Begriffe  in  derjenigen  Form  einzuführen, 
die  notwendig  war,  um  auf  die  Gedankengänge  zu  führen,  die 
von  den  bisherigen  abweichen. 

\'ier  Voraussetzungen  bedingen  den  Ablaufvorgang: 
der  Gleisplan, 
das  Ablaufprofil, 

die  auf  die  Fahrzeuge  willkürlich  ausgeübten  beschleunigen- 
den und  verzögernden  Kräfte, 
die  Wagenwiderstände. 
Hiervon    sind    gegeben    die  Wagenwiderstände.     Ihre  ein- 
gehende Kenntnis  ist  daher  die  Grundlage  jeder  Untersuchung, 
die  sich  das  Ziel  setzt,  die  drei  anderen  Größen  so  zu  bemessen, 
daß  die  Ablauframpe    möglichst  betriebssicher    und  leistungs- 
fähig arbeitet. 

Die  in  kg  für  die  t  Wagengewicht  ausgedrückten  Wider- 
stände II)  setzen  sich  im  wesentlichen  aus  drei  unabhängigen  je 
besonderen  physikalischen  Gesetzen  unterworfenen  Teilwerten 
zusammen: 

I.  aus  den  von  der  Achsreibung  und  der  Reibung  zwischen 
ad  und  Schiene  abhängigen  Lauf  widerständen  'f, 
/u  denen  in  Krümmungen  noch  die  Krümmungs- 
widerstände  p  hinzutreten,  abhängig  in  erster  Linie 
\  on  Schmierung,  Temperatur  und  Wagengewicht,  wenig 
beeinflußt  von  der  Geschwindigkeit; 


2.  aus  den  W  i  n  d  w  i  d  e  r  s  t  ä  n  d  e  n  w,  die  ausschließlich 
von  der  Form  der  Fahrzeuge,  ihrer  Geschwindigkeit  und 
der  Luftgeschvvindigkeit  abhängen; 

aus  der  im  Beschleunigungszustand  hemmenden,  im  \'er- 
zögerungszustand    treibenden    E  i  n  w  i  r  k  u  n  g    p  der 
drehenden  Massen  der  Fahrzeuge,  die  zweck- 
mäßig als  positive  bzw.  negative  Teilwerte  des  Wider- 
standes anzusehen  sind. 
Da  die  Teihverte  rechnerischer  Bestimmung  zugänglich  sind, 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  W'iderstände   ">   sowohl  ihrem 
.Absolutwert  als  auch  ihrem  physikalischen  Aufbau  nach  zu  be- 
stimmen.   Siehe  Kap.  IV  der  „Rangieranlagen". 

In  Anbetracht  der  Wichtigkeit  der  Erkenntnis  von  dem  .Auf- 
bau der  Widerstände  dürfte  sich  empfehlen,  daß  die  Reichs- 
bahnen eine  Meßeinrichtung  zum  Messen  der  Geschwindigkeit 
ablaufender  Wagen  beschaffen  und  zur  \'ornahme  von  Messun- 
gen zur  Verfügung  stellen.  Derartige  Messungen  würden  an  die 
Stelle  allgemeiner  Beobachtungen  zu  treten  haben,  sie  würden 
weitere  Aufschlüsse  über  die  Beurteilung  der  Widerstände  er- 
geben und  in  weiteren  Kreisen  Verständnis  und  Interesse  für  die 
vorgetragenen  Fragen  wecken. 

In  Fig.  1  sind  für  ein  bestinmites  Profil  und  für  die  ver- 
schiedenen Temperatur-  und  Windverhältnisse  die  Widerstands- 
und Geschwindigkeitshöhenlinien  eines  beladenen  O-Wagen  und 
eines  leeren  G-Wagen  zusammengestellt.  Iin  allgemeinen  kann 
der  beladene  O-Wagen  als  der  beste  Läufer,  der  leere  G-Wagen 
als  der  schlechteste  Läufer  angesehen  werden,  so  daß  sich  die 
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Widerstandswerte  der  übrigen  Wagen  zwischen  diesen  Grenz- 
werten bewegen,  und  in  der  Darstellungsweise  der  Fig.  1  mit 
diesen  das  Strahlenbüschel  der  möglichen  Widerstandshöhen- 
linien bilden.  Im  praktischen  Betriebe  ergibt  sich  der  beste  bzw. 
schlechteste  Läufer  aus  der  Kenntnis  der  Betriebsverhältnisse  der 


Rangieranlage;  so  wird  ein  Erz-  oder  Kohlenbahnhof  andere  An- 
nahmen fordern  als  ein  Rangierbahnhof  schlechthin.  Die  Grenz- 
werte und  damit  die  Widerstände  aller  übrigen  \Vagen  ändern 
sich,  wie  Fig.  1  zeigt,  ganz  erheblich  mit  Wind  und  Temperatur. 

Die  richtige  Annahme  der  ungünstigsten  W' itterungsverhält- 
nisse,  bei  denen  der  Betrieb  der  Anlage  sichergestellt  sein  soll, 
setzt  daher  eine  eingehende  Kenntnis  der  Wind-  und  Temperatur- 
verhältnisse voraus.  Man  sollte  beim  Studium  dieser  Vorfrage 
mehr  als  bisher  die  Erfahrungen  und  Beobachtungen  der  meteo- 
rologischen Stationen  nutzbar  machen. 

Auf  die  Widerstände  ">  selbst  durch  bauliche  oder  betrieb- 
liche Maßnahmen  günstig  einzuwirken  ist  möglich: 

1.  durch  Wahl  der  Abiaufrichtung  dergestalt,  daß  namentlich 
der  kalte  Wind  vorzugsweise  als  Rückenwind  wirkt, 

2.  durch  Wahl  der  Oertlichkeit  dergestalt,  daß  Gegenwind 
durch  Schuppen  oder  natürliche  Erhöhungen  gebrochen 
wird, 

•H.  durch  Vorsorge,  daß  namentlich  bei  niederer  Temperatur 
ankommende  Züge  spätestens  %  Stunde  nach  Ankunft  ab- 
laufen. 

Die  Untersuchung  der  Widerstände  führt  zur  Feststellung 
ihrer  Größe  <i)  und  ihrer  Unterschiedlichkeit  A  m ,  wobei  vor 
allem  die  letztere  von  grundsätzlicher  Bedeutung  ist.  Das  sich 
bei  günstigen  Wittcrungsverhältnisscn  ergebende  Strahlenbüschcl 
der  möglichen  Widcrstandshöhenlinien  heiße  im  folgenden 
,, günstiges  Strahlenbüschel",  das  sich  für  die  ungünstigsten 
Witterungsannahmen,  bei  denen  ein  geregelter  Betrieb  der  An- 
lage sichergestellt  sein  soll,  ergebende  Strahlenbüschel  das  ,, un- 
günstige Strahlenbüschcl". 

Eine  Ablauframpe  hat  folgende  beiden  Aufgaben  zu  erfüllen: 

1.  die  Widerstände  durch  die  auf  die  Fahrzeuge  wirkende 
Schwerkraft  zu  überwinden, 

2.  die  Fahrzeuge  soweit  auseinander  zu  ziehen,  daß  zwischen 
ihnen  die  Weichen  umgestellt  werden  können. 

Der  ersten  Aufgabe  dient  die  Ablaufhöhe.  Sic  bestimmt  das 
Laufvermögen  und  hängt  somit  ab  von  der  (iröße  der  Wider- 
stände und  dem  zurückzulegenden  Laufweg,  d.  h.  dem  Weg  vom 
Ablaufpunkt  bis  zum  Zielpunkt,  der  je  nach  der  Gleisbesctzung 
innerhalb  der  nutzbaren  Länge  der  Richtungsgleise  liegt. 

Die  .\ufgabe  lautet  daher  enger  umschrieben:  Durch  zweck- 
mäßige Wahl  der  Ablaufhöhe  die  Anpassung  des  Laufvermögens 
an  den  Laufweg  mit  den  zur  Verfügung  stehenden  technischen 
Hilfsmitteln  auf  die  zweckmäßigste  und  betriebsicherstc  Weise 
zu  ermöglichen. 

Diese  Hilfsmittel  sind  entweder  Schubeinrichtun- 
gen,*) die  das  zu  geringe  Laufvermögen  erhöhen,  oder  Brems- 
vorrichtungen, die  das  zu  große  Laufvermögen  vermindern, 
und  die  entweder,  wie  die  Hemmschuhe,  kurz  vor  dem  Zielpunkt 
angewandt  werden  und  solange  wirken,  bis  das  Fahrzeug  steht, 
oder,  wie  die  Gleisbremse,  an  einem  beliebigen  Punkt  des  Lauf- 
weges angewandt,  eine  möglichst  beliebig  wählbare  Brems- 
wirkung ausüben,  ohne  das  Laufvermögen  völlig  zu  vernichten. 
Bei  Verwendung  der  Schubeinrichtungen  wird  die  Ablaufhöhe 
dem  guten  Läufer  angepaßt  und  der  schlechte  Läufer  durch 
äußere  Kräfte  beschleunigt;  bei  Verwendung  von  Brems- 
einrichtungen ist  umgekehrt  der  schlechte  Läufer  für  die  Wahl 
der  Ablaufhöhe  maßgebend  und  der  gute  Läufer  wird  durch 
äußere  Kräfte  gehemmt.  Natürlich  ist  auch  eine  Verwendung 
beider  Arten  von  Hilfsmitteln  an  derselben  Ablauframpc  denk- 
bar, sofern  eine  mittlere  Ablaufhöhe  gewählt  wird. 

Wenn  G  das  Gewicht  des  Fahrzeugs,  H  die  Gefällhöhe  und 
A  die  durch  Schubeinrichtungen  oder  Bremsen  auf  das  Fahr- 

*)  Siehe  7.  I-i,  Zeitschrift  des  Verpiir:  'drutsrlier  Ki^piihnlinvcrw.nltiniepii , 
i  lefl  TO,  193] . 


zeug  übertragenen  Arbeitsgrößen  bezeichnet,  so  drückt  sich  ihre 
gegenseitige  Beziehung  aus  durch  die  Gleichung 

(?  •  ü  ±  ^  =  S  r/  •  (.)  .  As 
d.  h.  die  durch  Ablaufhöhe  und  technische  Hilfsmittel  ausge- 
übten Arbeiten  müssen  genau  so  groß  sein  wie  'die  von  den 
Widerständen  bis  zum  Zielpunkte    zu  verzehrenden  Arbeiten, 
andernfalls  das  Fahrzeug  frühzeitig  stehen  bleibt  oder  aufläuft. 

Es  ist  nunmehr  eine  rein  praktische  Frage,  wie  man  die  auf- 
zuwendende Arbeit  auf  die  Ablaufhöhe  oder  die  technischen 
Hilfsmittel  verteilt.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  daß  die 
durch  die  Schwerkraft  geleistete  Arbeit  die  billigste  und  die 
durch  die  technischen  Hilfsmittel  zu  leistende  d'e  teuerste  ist, 
daß  die  erstere  im  allgemeinen  ein  festes  Maß  hat,  während 
die  letztere  sich  dem  Bedarf  an  Arbeitsvermögen  anpassen 
kann.  Man  wird  daher  die  Schwerkraft  im  weitesten  Umfange 
verwenden  und  die  technischen  Hilfsmittel  nur  zu  dem  Zwecke, 
das  durch  die  Ablaufhöhe  gegebene  Laufvermögen  der  Wider- 
standsarbeit anzupassen. 

Ergibt  die  Untersuchung  der  Widerstände,  daß  die  Wider- 
slandsarbeilen  für  alle  in  Frage  kommenden  Witterungsverhält- 
nisse —  günstiges  bis  ungünstiges  Strahlenbüschel  —  nur  soweit 
verschieden  sind,  daß  nach  Wahl  einer  bestimmten  festen  Ab- 
laufhöhe die  A-Arbeiten  betriebssicher  und  wirtschaftlich  durch 
technische  Hilfsmittel  geleistet  werden  können,  so  wird  man  die 
einfachste  Form  der  Ablauframpe  mit  einem  Ablaufgleis  und 
fester  Ablaufhöhe  wählen. 

Ergeben  sich  für  die  A-Arbeiten  große  Werte,  —  und  das 
wird  bei  den  meisten  größeren  Anlagen  der  Fall  sein  — ,  so  wird 
man  die  A-Arbeiten  auf  e  i  n  Strahlenbüschel  beschränken  und 
den  Einfluß  der  Witterung  durch  verschiedene  Ablaufhöhen  aus- 
gleichen. 

Man  wird  dann  zunächst  zwei  Ablaufgleise  bauen  und  die 
.Vblaufhöhe  des  einen  dem  günstigen,  die  des  anderen  dem  un- 
günstigen Strahlenbüschel  anpassen.  (Sommer-  und  Winterberg.) 

Eine  vollkommenere  Lösung  ist  die,  einem  einzigen  Ablauf- 
gleis die  Ablaufhöhe  des  ungünstigen  Strahlenbüschels  zu  geben 
und  vom  Gipfel  bis  herunter  zur  Ablaufhöhe  des  günstigen 
Strahlenbüschels  durch  Bremsmittel  —  Gipfelbremse  —  die 
Alöglichkeit  vorzusehen,  die  auf  die  Bewegung  der  Fahrzeuge 
wirkende  Schwerkraftspomponentc  aufzuheben.  Diese  Einrich- 
tung würde  den  Ablauf  der  Fahrzeuge  mit  wahlweiser  Ablauf- 
höhe ermöglichen  und  die  A-Arbeiten  im  weitesten  Maße  ver- 
ringern. Da  die  Entkupplung  kurz  vor  dem  jeweiligen  Ablauf- 
l)unkt  erfolgen  kann,  hat  die  oberhalb  des  Ablaufpunktes  liegende 
Höhe  des  Ablaufberges  auf  die  zur  Zuführung  des  Zugrumpfcs 
aufzuwendende  Lokomotiv-Druckkraft  keinen  Einfluß. 

Die  Ausübung  der  A-Arbeiten  selbst  geschieht,  soweit  es 
Bremsarbeiten  sind,  gegenwärtig  •  fast  ausschließlich  durch 
Hemmschuhe  innerhalb  der  Sammelgleise. 

Die  Verwendungsmöglichkeit  des  Hemmschuhes  ist  brems- 
lechnisch  und  durch  die  Art  der  Handhabung  begrenzt.  Seine 
Bremswirkung  kennzeichnet  sich  durch  den  Auflaufstoß  des 
Fahrzeuges  auf  den  Hemmschuh.  Dieser  ist  um  so  größer,  je 
größer  die  Geschwindigkeit  des  auf  den  Hemmschuh  auflaufen- 
den Fahrzeuges  ist.  Dadurch  sinkt  bei  größeren  Geschwindig- 
keiten die  Sicherheit  der  Bremswirkung  bis  zum  Versagen  oder 
.Abschleudern  der  Hemmschuhe.  Endlich  wirken  größere  Ge- 
schwindigkeiten der  Fahrzeuge  auch  nachteilig  auf  die  Bedie- 
nung der  Hemmschuhe  ein,  denn  je  schneller  die  Wagen  heran- 
kommen, um  so  kürzer  ist  die  Zeit,  die  dem  Hemmschuhleger 
für  seine  Arbeit  zur  Verfügung  steht.  Da  er  aber  häufig  er- 
hebliche Wege  zurückzulegen  hat,  um  vom  Ort  der  letzten 
Bremsung  heranzuspringen,  gelingt  es  ihm  häufig  nicht,  den 
Hemmschuh  ordnungsmäßig  zu  legen.  Hieraus  folgt,  daß  nament- 
lich bei  schnell  ablaufenden  Wagen  durch  Versagen  der  Brems- 
wirkung oder  Abspringen  der  Hemmschuhe  in  erster  Linie  die 
schweren  Fahrzeuge  mit  unverminderter  Geschwindigkeit  auf 
stehende  auflaufen,  wodurch,  ebenso  wie  durch  das  Auflaufen 
auf  die  Hemmschuhe  selbst,  erhebliche  Beschädigungen  an  Fahr- 
zeug und  Ladung  entstehen,  ganz  abgesehen  von  der  persön- 
lichen Gefährdung  der  Hemmschuhlager.  Außer  diesen  Ge- 
frhren  für  Personal,  Fahrzeug  und  Ladung  hat  der  Hemmschuh 
den  weiteren  Nachteil,  daß  das  Personal,  um  die  Bedienungs- 
möglichkeit zu  verbessern,  die  Fahrzeuge  häufig  nicht  erst  kurz 
\or  ihrem  Zielpunkt  auffängt,  sondern,  um  ^^"eg  und  Zeit  zu 
sparen,  schon  am  Anfang  der  Richtungsgleisc.  Hierdurch  ent- 
stehen erhebliche  Zeitverluste  und  unwirtschaftliche  Arbeitsauf- 
wendungen für  das  Zusammendrücken  der  vorzeitig  stehen  gc- 
Ijliebenen  Wagen.  Durch  starke  Besetzung  der  Richtungsgleisc 
mit  Hemmschuhlegern  —  im  allgemeinen  1 — 3  Gleise  je  Hemni- 
schuhleger  —  kann  man  den  sich  aus  der  Handhabung  der 
Hemmschuhe  ergebenden  Schwierigkeiten  entgegenwirken.  Diese 
Mängel  entstehen  somit  im  wesentlichen  bei  schnell  laufenden 
Fahrzeugen,  während  die  Abbremsung  langsam  laufender  Fahr- 
zeuge durch  Hemmschuhe  keine  Bedenken  hat. 

Man  hat  sich  mit  diesen  Nachteilen  als  einem  notwendigen 
IJcbel  der  Rangieranlagen  mit  Ablauframpen  abgefunden  und  sie 
dadurch  abzuschwächen  gesucht,  daß  man  die  Ablaufhöhen  mög- 
lichst  niedrig  hielt.     Da  man  dadurch   die  mit  ungenügenden 
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Ablaufhöhen  verbundenen  Nachteile  —  ungenügende  Leistungen 
und  Betriebsunsicherheit  —  in  Kauf  nehmen  muß,  kann  diese 
I^ösung  nicht  als  befriedigend  bezeichnet  werden,  auch  wenn  es 
gelingen  sollte,  nachträglich  die  Wirkung  durch  zusätzliche 
Maßnahmen  .  abzuschwächen,  z.  B.  Erleichterung  des  Durch- 
drückens vorzeitig  stehen  gebliebener  Wagen  durch  besondere 
technische  Einrichtungen.  Die  einzig  mögliche  Lösung  ist  es 
vielmehr,  die  Ablaufhöhen  so  hoch  zu  bemessen,  daß 
die  Fahrzeuge  auch  bei  normalem,  ungünstigem 
Wetter  über  die  Weichenzone  hinausgelangen, 
und  übermäßige  Geschwindigkeiten  ablaufen- 
der Fahrzeuge  durch  Gleisbremsen  im  Mutterstrang 
der  Gleisbündel  zu  berichtigen.  Tn  welchem  Maße  diese  An- 
passung der  Geschwindigkeit  an  den  noch  zurückzulegenden 
Laufweg  des  Fahrzeugs  möglich  ist,  hängt  nicht  allein  von  der 
(nite  der  Gleisbremse  und  ihrer  Bedienung,  sondern,  wie  weiter 
unten  darzulegen  ist,  auch  von  dem  durch  die  Gleislage  und  die 
Profilausbildung  bedingten  Zeitabstand  des  zu  bremsenden 
Wagens  von  den  vorangegangenen  oder  nachfolgenden  Wagen 
ab.  Diese  Teilung  der  A-Arbeit  in  die  Arbeit  der  Gleisbremse 
und  die  Arbeit  der  Hemmschuhleger  ermöglicht  die  Bewältigung 
einer  größeren  A-Arbeit  und  erlaubt  es,  die  Ablaufhöhe  nach  dem 
Laufbedürfnis  der  Wagen  zu  richten,  ohne  dabei  in  dem  Umfang 
wie  bisher  auf  die  Bremshöhen  der  guten  Läufer  Rücksicht 
nehmen  zu  müssen.  Ferner  vermindert  dieses  Vorgehen  die  Be- 
rufsgcfahren  der  Heninischuhleger  und  \'crmindcrt  die  Beschädi- 
gungen, da  die  Fahrzeuge  vorgebremst  in  die  Richtungsgleise 
einlaufen  und  der  Gleisbremser  den  Hemmschuhlegern  unge- 
nügend vorgebremste  Wagen  frühzeitig  vormelden  kann,  ver- 
mindert also  die  technischen  und  psychologischen  Mängel  der 
Hemmschuhbremsung. 

Bei  gesicherter  Vorbremsung  kann  innerhalb  der  Richtungs- 
gleise statt  oder  neben  dem  Hemmschuh  ein  anderes  Brems- 
inittel,  die  Büssingsche  Gleisvorlage*),  mit  Vorteil  Anwendung 
finden.  Sie  ermöglicht  eine  willkürliche  Unterbrechung  der 
Bremswirkung  und  kann  daher  unabhängig  von  der  Gleisbe- 
setzung an  beliebiger  Stelle,  z.  B.  am  vorderen  Ende  der  Rich- 
tungsgleise, angewandt  werden.  Damit  entfällt  für  die  Bedie- 
tnmgsmannschaften  die  Notwendigkeit,  je  nach  Besetzung  der 
f^ileise,  vor-  oder  zurückzuspringen,  und  es  ist  Gewähr  gegeben, 
daß  die  Fahrzeuge  nicht  vorzeitig  zum  Halten  gebracht  werden. 

Während  für  die  Erfüllung  der  ersten  ;\ufgabe  die  Verteilung 
(kr  Ablaufhöhc,  das  Ablaufprofil,  keine  wesentliche  Bedeutung 
hat  —  sie  wirkt  in  geringem  Maße  auf  die  Widerstände  zurück 
—  ist  sie  für  die  zweite  Aufgabe  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung. 


Abb  2 
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Fig.  2  stellt  die  Zeitwegelinien  für  den  Ablauf  von  3  G-Wagen 
gleicher  Widerstände  von  einem  festen  Ablaufpunkt  ab  dar. 
Die  Wagen  werden  mit  konstanter  Zuführungsgeschwindigkeit 
dem  Ablaufpunkt  zugeführt  und  bewegen  sich  von  dort  ab 
mit  gleichen  Abiaufzeiten  *  und  gleichen  Ablaufwegen.  Sie 
haben  daher  für  jeden  Punkt  ihres  Laufweges  die  gleiche  Zeit- 
folge T^)  —  ~  wenn  Sq  die  Wagenlänge  ist,  nicht  aber  den- 
'f  0 

«selben  nutzbaren    Pufferzeitabstand    tp.  d.  h.  den  Zeitabstand 


*)    Orpan  I896  S.  28«,    il.nndlmch  der  Infr.-Wiss.  Teil  V,  Band  4,  iqo7  ,  66- 


zwischen  dem  Augenblick,  in  dem  der  hintere  Puffer  einen  Meß- 
punkt verläßt  bis  zu  dem  Augenblick,  in  dem  der  vordere  Puffer 
des  folgenden  W'agens  an  dem  Meßpunkt  anlangt.  Dieser  ist 
um  dasjenige  Zeitmaß  in  kleiner  als  7',,.  das  der  vordere 
Wagen  zum  Ueberfahren  des  Meßpunktes  nötig  hat;  also  tp  — 

'J\)  —  'ü>  wobei  i,j  =     "     und    c    die  Geschwindigkeit  des  vor- 

V 

deren  Wagens  am  Meßpunkt  ist. 

Ifaben  die  Wagen  verschiedene  Widerstände,  so  sind  auch 
ihre  Laufzeiten  —  in  Fig.  2  ausgezogen  gezeichnet  —  verschie- 
den. Da  bei  gleicher  Wagenlänge  Sq  und  Zuführungsgeschwin- 
digkeit Vq  die  Zeitfolge  7',!  dieselbe  bleibt,  so  ändert  sich  der 
nutzbare  Pufferzeitabstand  tp  um  das  Maß  dieser  Laufzeit- 
differenzen A  t.  und  zwar  vergrößert  er  sich  um  dieses  Maß. 
wenn  der  vordere  Wagen  kleinere  Widerstände  hat^als  der 
nachfolgende,  und  verkleinert  sich  im  umgekehrten  Falle: 
tp  =  7'o  —  io  —  Die  At  sind  die  durch  die  Verschiedenheit 

der  Widerstände  bedingten  zwangläufigen  oder  unwillkürlichen 
Unterschiede  der  Laufzeiten.  Durch  die  Anwendung  äußerer 
Kräfte  auf  die  Wagen  mit  Hilfe  von  Bremsmitteln  werden  außer- 
dem noch  weitere,  willkürliche  Unterschiede  der  Laufzeiten 
hervorgerufen,  die  mit  Atvi  bezeichnet  werden  sollen: 

tp  -  (T,)  -      -C^rzAt^-.A twj. 

Innerhalb  der  Weichenzone  muß  tp  gleich  oder  größer  sein 
als  die  zum  Umstellen  der  Weichen  erforderliche  Zeit,  die  sehr 
\on  der  Lage  des  Stellwerks  abhängt  und  im  Mittel  zu  4"  an- 
genommen werden  kann. 

Während  nun  2]-,  vor  der  Profilausbildung  unabhängig  ist. 
werden  t,  und  vor  allem  Jt  und         stark  davon  beeinflußt. 

Zum  Einblick  in  die  Gesetzmäßigkeit  dieses  Einflusses  diene 
folgende  Ueberlegung: 


Aus  der  in  Fig.  1  gewählten  Darstellungsweise  ergibt  sich, 
daß  die  Laufweite  des  ablaufenden  Wagens  eine  lineare  Funk- 
tion der  Geschwindigkeitshöhe  h  ist,  die  bekanntlich  zur  Ge- 
schwindigkeit V  in  der  Beziehung  steht:  —  .2fj  ■  h  so  daß  Ge- 
schwindigkeit und  Laufweite  in  der  in  Fig.  3a  dargestellten  Ab- 
hängigkeit stehen  (Parabel).  Die  zur  Zurücklegung  eines  be- 
stimmten Weges   s   aufzuwendende    Zeit   t  steht    gemäß  der 

Gleichung  c  =  zur  Geschwindigkeit  in  hyperbolischer  Be- 
ziehung (Fig.  3  b).  j  • 

Daraus  folgt:  Zwei  Wagen,  deren  Geschwindig- 
keiten   um    ein    geringes   Maß    Av  verschieden 
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sind,  haben  bei  geringen  Geschwindigkeiten  er- 
hebliche Laufzeitdifferenzen,  aber  geringe 
Unterschiede  an  Laufvermögen,  bei  großen  Ge- 
schwindigkeiten jedoch  geringe  Laufzeitdiffe- 
renzen, aber  erhebliche  Unterschiede  an  Lauf- 
vermögen. Ist  dieses  Maß  Jy  zvvangläufig  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Widerstände  hervorgerufen,  so  sind  die  Lauf- 
zeitdifferenzen unwillkürliche  und  heißen  At.  ist  de  durch  Brems- 
mittel herbeigeführt  worden,  so  sind  die  Laufzeitdifferenzen  die 
willkürlichen  Jttr. 

Der  Einfluß  der  Unterschiede  der  Widerstände  m)  auf 
die  Laufzeitdifferenzen  (A  tj  ist  somit  um  so  geringer,  je  größer 
die  Geschwindigkeiten  der  ablaufenden  Fahrzeuge  sind. 

Erfolgt  die  Einwirkung  äußerer  Kräfte  auf  die  ablaufenden 
Fahrzeuge  zu  dem  Zwecke,  ihr  Lauf  vermögen  zu  ver- 
ändern, so  muß  sie  an  einer  Stelle  erfolgen,  an  der  das  Fahrzeug 
große  Geschwindigkeit  hat:  in  diesem  Falle  ist  selbst  bei  starker 
Geschwindigkeitsverniinderung  der  Einfluß  auf  die  Laufzeit 
gering. 

Erfolgt  die  Einwirkung  äußerer  Kräfte  aber,  um  die  L  a  u  i  - 
zeit  zu  verändern,  so  muß  sie  am  Anfang  der  Bewegung  er 
folgen.  Daraus  folgt,  daß  die  Erhöhung  des  Laufvermögens 
durch  Schubvorrichtungen,  die  aus  technischen  (Gründen  zu  Be- 
ginn der  Ablaufbewegung  erfolgen  muß,  grundsätzlichen  Be- 
denken begegnet,  da  sie  in  erster  Linie  auf  die  Laufzeiten  ein- 
wirkt und  entweder  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  Puffer- 
zeitabstände  stark  behindert  ist  oder  die  Pufferzeitabstände  und 
damit  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  verschlechtert. 

In  Fig.  5  sind  für  .3  Profile  von  gleicher  Abgangsneigung 
(Fig.  5a)  die  A  t  -  Linien*)  (Fig.  öc)  und  in  Fig.  4  k  die  J  fw 
Linien  zusammengestellt.  Die  J  /-Linien  zeigen  klar,  daß  die 
J<  um  so  kleiner  sind,  je  größere  Geschwindigkeiten  das  Profil 
entwickelt.  In  Fig.  4  b  bedeutet  Jlint^  (0,10  m)  den  Unter- 
schied zwischen  der  Laufzeit  eines  nicht  gebremsten  Wagens 
mittleren  Widerstandes  auf  Profil  a  und  der  Laufzeit  desselben 
Wagens,  wenn  er  in  der  Bremse  1  eine  Verminderung  des  Lauf- 
vermögens von  10  cm  Gefällhöhe  erfährt.  Bei  Jtirn'-  (1,50  m) 
erfolgt  in  Gleisbremse  2  eine  Verminderung  des  Laufvermogcns 
von  1,50  m.  Die  J -Linien,  Fig.  4b,  beweisen,  daß  ein  ge- 
ringes Bremsmaß  zu  Beginn  der  freien  Ablaufbewegung  er- 
hebliche Laufzeitunterschiede  hervorruft,  während  eine  sehr 
starke  Bremsung  innerhalb  der  Zone  große  Geschwindigkeit 
Laufzeitenunterschiede  bedingt,  die  sich  erst  langsam  hinter  der 
Bremse  entwickeln. 

Aus  Fig.  2  ist  ersichtlich,  daß  die  schnellste  Zeitfolge  der 
Fahrzeuge  und  damit  die  größte  Leistungsfähigkeit  der  Rampe 
dann  erreicht  wird,  wenn  der  Zeitabstand  aller  Fahrzeuge  inner- 
halb der  Weichenzone  gleich  ist,  denn:  vergrößert  sich  der  Zeit- 
abstand zweier  Wagen,  so  geht  dies  auf  Kosten  des  nächst- 
folgenden Zeitabstandes.  Die  Laufzeitunterschiede  A  t  können 
unmittelbar  durch  die  eingangs  besprochene  Verringerung  der 
Widerstandsunterschiede  J  ">  und  mittelbar  durch  die  Wahl  des 
Profils  und  die  Verkürzung  der  Weichenzone  herabgemindert 
werden.  Sic  sind  aber  in  jedem  Fall  vorhanden.  Aufgabe  der 
willkürlich  angewandten  Bremsmittel  ist  es,  durch  willkürliche 
Laufzeitunterschiede  J  <  «•  die  Ungleichheiten  der  unwillkürlichen 
t)  wieder  auszugleichen,  d.  h.  wenn  man  die  Untersuchung  auf 
die  Hilfsmittel  zur  Verzögerung  des  Wagenlaufs  be- 
schränkt, die  Laufzeit  derjenigen  Wagen,  die  schneller  laufen, 
als  der  normale  schlechte  Läufer,  durch  Bremsung  um  ein  Maß 
Atw  zu  verlängern.  Dieses  Maß  dtir  ist  beg.-enzt  durch  den 
Zeitabstand  vom  folgenden  Wagen,  der  im  ungünstigsten  Falle 
der  normale  schlechte  Läufer  ist.  Daher  ist  als  ungünstigste 
Wagenfolge  die  des  stetigen  Wechsels  von  guten  und  schlechten 
Läufern  anzusehen. 

Die  Bremsen  zur  Beeinflussung  der  Laufweiten,  Vorbremsen 
genannt,  können  dieser  Aufgabe  nicht  dienstbar  gemacht  werden, 
da  sie  infolge  ihrer  Lage  auf  die  Laufzeiten  nur  geringen  Ein- 
fluß ausüben  —  vergl,  Fig.  4b  —  und  ihr  Bremsmaß  in  erster 
Linie  auf  den  Laufweg  einwirken  muß.  Sie  vvirken  infolgedessen 
näufig  sogar  nachteilig  auf  den  Zeitabstand,  wenn  z.  B.  im  un- 
günstigsten Falle  ein  schlechter  Läufer,  der  in  ein  besetztes  (jleis 
läuft,  stark,  und  ein  nachfolgender  guter  Läufer,  der  in  ein  leeres 
Gleis  läuft,  schwach  vorgebremst  werden  muß.  In  Fig.  5e  ist 
für  diesen  ungünstigsten  Fall  die  Verschlechterung  des  Zeitab- 
standes Attv  für  die  Profile  a,  b,  c  dargestellt.  Es  wurde  dabei 
angenommen,  daß  die  Gleisbremsen  100  m  vor  der  letzten  Weiche 
liegen,  der  schlechte  Läufer  so  vorgebrenist  werden  soll,  daß  er 
zu  Beginn  des  Richtungsgleises  3  m/sec  fleschvvindigkeit  hat, 
während  der  gute  Läufer  600  m  laufen  soll.  Während  bei  Profil  a 
an  der  letzten  Weiche  eine  Verschlechterung  des  Zeitabstandes 
von  133"  eintritt,  beträgt  sie  bei  Profil  b  95"und  bei  Profil  c 
nur  5  .^)''.  Fig.  5e  beweist  somit,  daß  die  Hauptaufgabe  der  Vor- 
bremsen, das  Laufvermögen  der  Fahrzeuge  ihren  Laufwegen  an- 
zupassen und  dadurch  die  Hemmschuhlcger  zu  entlasten,  bei 


ungünstigen  Profilen  (Profil  a)  und  großer  Entfernung  der  Vor- 
bremse  von  der  letzten  Weiche  erheblich  durch  die  Rücksicht- 
nahme auf  den  Zeitabstand  beeinträchtigt  werden  kann,  während 
die  Unabhängigkeit  von  der  Zeitfolge  ])ei  günstigen  Profilen 
(Profil  c)  erheblich  größer  ist*). 


Will  man  also  die  zwangläufigen  Laufzeitunterschiede  J  t 
durch  willkürliche  wieder  ausgleichen,  so  muß  dies,  wie  Fig.  4b 
beweist,  zu  Beginn  der  Ablaufbewegung  unabhängig  von  anderen 
.Aufgaben  geschehen.    Praktisch  kommt  es  darauf  hinaus,  den 


*)  Die  I.aufzeitdifferenzen  erjjeben  sich  aus  den  Zeitwegelinien.  Diese  sind  mit 
Hilfe  eines  grapliischen  Verfahrens  genau  und  schnell  zu  ermitteln:  Dr -Ing.  Mtlller. 
Ei  illufSlinien  zur  Ermittlung  der  .Vblaufpunktc  und  Zcitwegelinien  der  vom  Ablauf- 
berg rollenden  Wagen.    Centrgiblatt  der  Bauverwaltung  1921.    Nr.  57. 


.Vblaufpunkt  des  guten  Läufers,  der  vor  dem  des  schlechten 
Läufers  liegt,  durch  Anwendung  äußerer  Kräfte  in  der  Abiauf- 
richtung vorwärts,  d.  h.  hinter  den  Ablaufpunkt  des  schlechten 


*)  Vergleiche  auch  die  Vorschlüge,  die  darauf  hinzielen,  in  Höhe  der  letzter. 
Weichen  einen  Bremsrtlcken  einzuschalten.    Findeis.  Organ.    1919.    S.  228—241. 
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Läufers  zu  verlegen.  Die  Nachrechnung  ergibt  meist  ein  Maß 
von  etwa  4  bis  6  m  für  den  Sommerberg.  Tatsächlich  wird  das 
Verfahren  von  den  Rangierern  mit  den  ihnen  zur  Verfügung 
stehenden  unvollkommenea  Hilfsmitteln  gelegentlich  ausgeübt. 
Man  kann  beobachten,  daß  sie  sich  gegen  gute  Läufer  zu  Beginn 
ihrer  freien  Bewegung  mit  der  Schulter  anstemmen  oder  ein 
Stück  Holz  davor  halten.  Der  Zweck  ist  der,  dem  guten  Läufer 
eine  willkürliche  Laufzeitverzögerung  J  /  ir  zu  geben. 

Da  der  gute  Läufer  stets  auch  der  schwere  Wagen  ist,  kann 
die  Ablaufverzögerung  auch  automatisch  durch  eine  kurze  Gleis- 
bremse erfolgen,  die  am  Ablaufpunkt  eingebaut  ist,  den  leichten 
schlechten  Läufer  ungehemmt  laufen  läßt  und  den  schweren 
guten  Läufer  bremsverzögert;  diese  Bremsbeeinflussung  kann 
außerdem  auch  willkürlich  erfolgen.  Selbstverständlich  kann  auch 
die  Gipfelbremse,  die  wie  oben  dargelegt,  in  erster  Linie  die 
Aufgabe  hat,  das  Laufvermögen  dem  Laufweg  anzupassen,  außer- 
dem der  Laufzeitverzögerung  dienstbar  gemacht  werden. 

Es  ergeben  sich  somit  für  die  Beurteilung  einer  Ablauframpe 
drei  Gesichtspunkte: 

1.  Bewertung  der  baulichen  Anlage,  d.  h.  des  Gleis-  und 
Höhenplans, 

2.  Leistungserhöhung  dieser  Anlage  durch  technische  Hilfs- 
mittel, 

3.  Beschränkung  der  Hemmschuhbremsung  auf  das  durch 
die  Mängel  der  Hemmschuhe  bedingte  Maß  durch  An- 
wendung der  Vorbremsung. 

Zu  1.  Die  Wahl  der  Ablaufhöhe  und  die  Entscheidung,  ob 
mehrere  Ablaufhöhen  vorzusehen  sind,  ist  auf  Grund  der  Widcr- 
standshöhenlinien  (Fig.  1)  einwandfrei  möglich,  dabei  ist  die 
genaue  Festlegung  der  Ablaufhöhe  selbst  praktisch  weniger 
wichtig,  da  es  keine  Schwierigkeit  macht,  die  Ablaufhöhe  nach 
den  Erfahrungen  des  Betriebs  zu  ändern. 

In  Fig.  5  d  und  f  ist  eine  Darstellungsweise  angewandt,  die 
auch  ein  Urteil  über  die  Leistungsfähigkeit  ermöglicht,  indem 
sie  aus  den  maßgebenden  Einflüssen  für  die  ungünstigste  Wagen- 
folge —  schlechter  —  guter  —  schlechter  Läufer  —  diejenige 
kleinste  Zeitfolge  ableitet,  die  ein  Umstellen  der  letzten  bzw. 
ersten  Weiche  zwischen  diesen  Wagen^  sicherstellt.  Sie  beruht 
auf  der  Gleichung  t  p  =  fT,,  t,.)  —  f-f  It^  A  t  ir).  und  zwar 
ist  zunächst  für  eine  mittlere  Zuführungsgeschwindigkeit  von 
etwa  0,6  bis  0.8  m/sec  die  to-Linie  (Fig.  5b)  und  die  -Linie 
(Fig.  5  c)  für  das  zu  untersuchende  Strahlenbüschel  und  Profil 
zu  zeichnen.  Beide  Linien  sind  gegen  geringe  Schwankungen 
der  Zuführungsgeschwindigkeit  unempfindlich.  Infolgedessen 
ergibt  sich  für  die  ungünstigste  Wagenfolge  die  zulässige  Zeit- 
folge gemäß  Fig.  5  d  aus  der  Bedingung,  daß  an  keiner  Stelle 
der  Weichenzone  der  Pufferzeitabstand  kleiner  als  etwa  4"  sein 
darf.  Jede  Veränderung  der  Profilausbildung,  der  Weichen- 
anordnung, namentlich  der  Lage  der  ersten  und  letzten  Weiche 
oder  der  auf  die  Widerstände  der  Fahrzeuge  einwirkenden  Ein- 
flüsse, drückt  sich  in  der  f,)  =  bzw.  A  ^-Linic  und  damit  in  dem 
Wert  To  aus,  der  dadurch  zu  einem  untrüglichen  Vergleichs- 
maßstab wird.  Er  wird  ferner  noch  dadurch  besonders  wertvoll, 
daß  er  die  Wirkung  der  verschiedenen  Einflüsse  in  den  einzelnen 
Linien  ersichtlich  macht  und  dadurch  ihre  zweckmäßigste  Wahl 
ermöglicht.  Das  so  gefundene  7',,  bestimmt  zugleich  diejenige 
Zuführungsgeschwindigkeit,  bei  der  die  am  ungünstigsten  ge- 
legene Weiche  bei  der  ungünstigsten  Wagenfolge  mit  Sicherheit 
umgestellt  werden  kann.  Daß  in  Wirklichkeit  dieser  Fall  nur 
ausnahmsweise  vorkommt  und  die  Zuführungsgeschwindigkeit 
infolgedessen  im  allgemeinen  größer  sein  kann,  tut  dem  Wert- 
urteil keinen  Abbruch,  da  auch  die  für  übereinstimmende 
günstigere  Annahmen  gewonnenen  T,,  im  .gleichen  Verhältnis 
zueinander  stehen  würden.  Die  T,-,  sollen  nur  Vergleichsmaße, 
nicht  absolute  Maße  sein. 

Zu  2.  Hat  man  auf  Grund  dieser  Untersuchungen  die  bau- 
lich günstigste  Anlage  festgestellt,  so  ist  zu  prüfen,  ob 
und  wie  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  durch  technische 
Hilfsmittel  zu  verbessern  ist.  Das  Mittel  ist  durch  die  Ablauf- 
verzögerung gegeben.  Die  Leistungssteigerung  kann  im  Höchst- 
maß soweit  gehen,  daß  der  gute  Läufer  soweit  verzögert  wird 
daß  zwischen  ihm  und  einem  darauf  folgenden  schlechten  Läufer 
die  vorderste  Weiche  umgestellt  werden  kann.  Fig.  5d  stellt 
diesen  Fall  dar  und  zeigt,  daß  die  Erhöhung  der  zulässigen 
Zuführungsgeschwindigkeit  erheblich  ist:  T„  =  9  7":  die  ver- 
besserte Zuführungsgeschwindigkeit:  7','=  7.4:  Auch  hier  legt 
das  sich  ergebender^  beim  Vergleich  mehrerer  Entwürfe  ein  ein- 
deutiges Leistungsverhältnis  fest.  Praktisch  bietet  die  Ablauf- 
verzögerung die  Möglichkeit,  ohne  Rücksicht  auf  ungünstige 
Wagenfolgen,  flott  abdrücken  zu  lassen  und  ungünstige 
Wagenfolgen,  die  sich  erst  spät  gabeln,  durch  Verzögerung  des 
Ablaufs  des  guten  Läufers  unschädlich  zu  machen.  Aus  der 
maximalen  Verzögerungszeit  A  /  «f  berechnet  sich  alsdann  das 
Maß.  um  das  der  Ablaufpunkt  der  guten  Läufer  verschoben 
werden  muß. 

Zu  3.  Theoretisch  wäre  mit  Hilfe  dieser  Untersuchungen 
die  Möglichkeit  gegeben,  jeweils  die  mit  dem  Höchstmaß  von 
Betriebssicherheit  und  Leistungsfähigkeit  arbeitende  Rangier- 
anlage zu  entwickeln.     Praktisch  ist  aber  noch  die  Frage  zu 


lösen,  inwieweit  die  gefundene  Anordnung  die  Forderungen 
des  praktischen  Betriebes  beeinflußt,  z.  B.  Verständigunji 
zwischen  dem  Leiter  des  Ablaufgeschäfts,  den  Weichenstellern 
und  den  Bremsmannschaften,  sichere  Umstellung  der  Weichen, 
Zuführung  von  Lokomotiven  oder  Rangierabteilungen  von  der 
Seite  der  Ablauframpc  in  die  Richtungsgleise  und  umgekehrt. 
\'erminderung  der  Entgleisungsgefahr  usw. 

Hiervon  soll  —  als  das  Wichtigste  —  nur  noch  erörtert 
werden,  in  welcher  Beziehung  die  Profilausbildung  zu  der  zur 
Gesundung  der  Hemmschuhlegerarbeit  notwendigen  Vorbrem- 
sung steht.  Gemäß  Fig.  5  e  ist  für  die  in  Frage  kommenden 
Ausbildungsformen  des  Profils  und  des  Gleisplans  und  für  die 
sich  daraus  ergebende  Lage  der  Gleisbremsen  bei  sonst  über- 
einstimmenden Annahmen  das  jeweilige  .\  tu'h  —  willkürliche 
Laufzeitdifferenz  infolge  Vorbremsung  —  zu  berechnen.  Die- 
jenige Ausbildungsform,  die  das  kleinste  A  tuh  hat,  gewähr- 
leistet die  unabhängigste  Handhabung  der  Vorbremsung,  und 
zwar  nicht  nur  für  die  ungünstigste,  sondern  in  demselben  Ver- 
hältnis auch  für  jede  andere  Wagenfolge.  Da  der  errechnete  Wert 
A  twh  nur  selten  erreicht  wird,  wird  man  praktisch  die  Zu- 
führungsgeschwindigkeit nicht  nach  ihm  einstellen,  sondern 
flotter  abdrücken.  Die  Folge  davon  wird  sein,  daß  die  Vor- 
bremsung in  ungünstigen  Fällen  mit  Rücksicht  auf  den  Zeit- 
abstand nur  unvollkommen  erfolgen  darf.  Bei  diesen  ungenügend 
vorgebremsten  Wagen  müssen  dann  die  Hemmschuhleger  eine 
größere  Bremsarbeit  leisten  als  gewöhnlich;  dies  ist  aber  um  so 
weniger  bedenklich,  als  der  Gleisbremser  durch  geeignete  Ver- 
ständigungsinittel  die  Möglichkeit  hat,  die  Hemmschuhleger 
auf  den  ungenügend  vorgebremsten  Wagen  aufmerksam  zu 
machen.  Will  man  trotz  ungehinderter  Anwendung  der  Gleis- 
bremse eine  möglichst  kurze  Zeitfolge  der  Fahrzeuge  ermög- 
lichen, so  kommt  die  Ablaufverzögerung  als  Mittel  zum  Aus- 
gleich der  A  tirli  bei  ungünstiger  Wagenfolge  und  ungünstigem 
Laufziel  in  Frage.  In  Fig.  5  f  ist  der  Grenzfall  dargestellt, 
wobei  der  gute  Läufer  höchstens  so  stark  verzögert  werden  darf, 
daß  der  Zeitabstand  zwischen  ihm  und  dem  folgenden  schlechten 
Läufer  zum  Umstellen  der  ungünstigsten  Weiche  genügt.  Auch 
das  sich  hierbei  ergebende  T,,'  ist  bei  Vergleichrechnungen  ein 
eindeutiger  Vergleichsmaßstab.  Diese  Lösung  kommt  praktisch 
ebenfalls  darauf  hinaus,  durch  Ablaufverzögerung  auch  bei 
ungünstiger  Wagenfolgc  ein  betriebssicheres,  flottes  Ablaufen 
zu  ermöglichen. 

Man  wende  nicht  ein,  daß  infolge  der  Ungleichheit  der 
Wagenwiderständc,  die  in  Einzelfällen  aus  dem  Rahmen  der 
normalen  Strahlenbüschel  (Fig.  1)  herausfallen,  und  der  un- 
gleichen Leistungen  des  Personals  und  zahlreicher  anderer, 
nicht  vorauszusehender  Einflüsse  das  Ablaufgeschäft  sich 
häufig  doch  anders  abspielt,  als  es  für  den  Regelfall  vorbedacht 
ist,  daß  daher  die  gröbste,  einfachste  Technik  gerade  gut  genug, 
eine  verfeinerte  Technik  daher  zwecklos  sei  und  geradezu  als 
neue  Störungsquclle  wirke.  Dieser  Einwand  scheidet  selbst- 
verständlich aus  für  die  Untersuchungen  über  die  zweckmäßigste 
Ablaufhöhe,  Profilausbildung  und  Gleisentwicklung.  Auch 
für  die  Anwendung  der  Vorbremsung  und  der  Ablaufver- 
zögerung trifft  er,  einwandfreie  technische  Lösung  der  Hilfs- 
mittel vorausgesetzt,  nicht  zu,  da,  wie  die  Darstellungen  in 
Fig.  5  d  und  f  zeigen,  die  Ausschaltung  der  beiden  Verfahren 
die  verfeinerte  Technik  ohne  Nachteile  wieder  in  die  alte 
Technik  überführt  und  daher  die  Vorbremsung  die  Hemmschuh- 
leger nur  entlasten  und  nie  belasten,  die  Ablaufverzögerung, 
die  Leistungsfähigkeit  nur  heben  und  nicht  verschlechtern 
kann.  Daraus  folgt,  daß  der  Umfang,  in  dem  man  auf  einer 
Anlage  diese  Verfahren  durchführt,  maßgebend  ist  für  den 
Erfolg,  den  man  damit  erzielt,  und  daß  der  Erfolg  in  ausschlag- 
gebendem Maße  von  der  \'^orbildung,  Eignung  und  Willigkeit 
der  mit  der  Ausübung  dieser  verfeinerten  Technik  betrauten 
Rangierer  abhängt.  Man  kann  nicht  jeden  beliebigen  dafür 
gebrauchen  und  sollte,  gegebenenfalls  durch  Anwendung 
psychotechnischer  Prüfungsverfahren,  geeigneten  Nachwuchs 
schaffen.  Dieser  müßte  das  Rangiergeschäft  durch  und  durch 
kennen,  also  etwa  Rangierführer  sein,  und  eine  Ausbildungs- 
und Bewährungszeit  abzuleisten  haben,  bevor  er  als  vollwertige 
Kraft  zur  Bedienung  der  Gleisbremsen  herangezogen  wird. 
Ein  enges,  verständnisvolles  Zusammenarbeiten  dürfte  durch 
Gruppenprämien  für  das  an  der  Ablauframpe  tätige  Rangier- 
personal einschließlich  der  Hemmschuhleger  zu  erreichen  sein, 
an  denen  die  Gleisbremser  durch  einen  besonders  hohen  Anteil 
zu  beteiligen  wären.  Ferner  dürfte  sich  empfehlen,  daß  bei  der 
Auswahl  der  Gleisbremser  die  Rangiermannschaft  mitwirkt. 
Die  Berechtigung  dieser  Forderung  erhellt,  wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtigt, daß  bei  der  neuen  Technik  der  eine  Bremswärter 
mit  seinen  wenigen  Bremshebcln  ausschlaggebenden  Einfluß 
auf  die  Betriebssicherheit  und  Leistungsfähigkeit  der  gesamten 
Rangieranlage  ausübt,  deren  Betrieb  bei  einer  größeren'  Anlage 
jährlich  etwa  10  000  000  M  kostet,  und  daß  daher  seine  Tüchtig- 
keit ein  maßgebender  Faktor  für  die  durch  verfeinerte  Technik 
erstrebten    wirtschaftlichen    und    betrieblichen    Vorteile  ist. 

Wenn  man  von  den  Kosten  für  den  Verschleiß  von  Hemm- 
schuhen, der  für  eine  Ablauframpe  von  etwa  1800  Achsen  mit 
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etwa  annähernd  100  000  M  pro  Jahr  angesetzt  werden  kann,  ab- 
sieht, setzen  sich  die  Kosten  für  die  Hemmschuhlegerbremsen  in 
der  Hauptsache  zusammen  aus  den  Kosten  für  die  Hemmschuh- 
leger, zu  denen  auch  die  Kosten  für  die  mit  Rückenbremser  be- 
zeichneten Bedienungsmannschaften  der  Wagenbremsen  bei 
Gruppenabläufen  zu  rechnen  sind,  und  den  Kosten  für  die  Be- 
schädigung an  Fahrzeug  und  Ladung.  Ferner  gehören  hierhin  die 
Kosten  für  Unfälle  und  Tötung  von  Rangierpersonal,  die  hier 
jiicht  in  Erscheinung  treten  sollen,  da  ihre  Bedeutung  erst  in 
letzter  Linie  vom  Standpunkt  der  Wirtschaftlichkeit  aus  beleuch- 
tet werden  darf.  Es  sei  nur  festgestellt,  daß  in  keinem  Dienst- 
zweig des  Eisenbahnbetriebes  die  Berufsgefahren  so  groß  sind 
wie  im  Rangierbetrieb,  und-  daß  namentlich  bei  den  durch  Er- 
höhung der  Ablaufberge  auftretenden  größeren  Ablaufgeschwin- 
digkeiten solche  technische  Hilfsmittel  angewandt  werden  soll- 
ten, die  dem  Rangierpersonal  größere  persönliche  Sicherheit 
gewährleisten. 

Wenn  man  sich  auch  darüber  klar  ist,  daß  die  Fahrzeug- 
beschädigungen auf  Ablauframpen  erschreckend  groß  sind,  so 
hat  man  aus  den  Aufschreibungen  der  Wagenmeister,  also  aus 
den  gemeldeten  Beschädigungen  noch  ein  viel  zu  günstiges  Bild, 
da  bestenfalls  nur  die  offensichtlichen  Schäden  gemeldet 
werden.  Es  ist  daher  sehr  lehrreich,  einen  anderen  Weg  zur 
Beurleitung  dieser  Schäden  zu  gehen. 

Die  auf  Titel  9*  für  die  Ausbesserung  von  Güterwagen  ver- 
buchten Ausgaben  betrugen  für  das  Gesamtgebiet  der  Reichs 
■eisenbahn  im  vergangenen  Jahr  etwa  1,5  Milliarden  Mark.  Wenn 
man  annimmt,  daß  etwa  25  v.  ,H.  der  in  den  Betriebswerk- 
meistereien  und  bei  Dritten  ausgebesserten  Schäden  und  ferner 
etwa  b  V.  H.  der  in  den  Hauptwagenwerkstätten  aufkommenden 
Ausgaben  auf  Beschädigungen  innerhalb  der  Ablaufanlagen 
zurückzuführen  sind,  wenn  man  ferner  zu  den  Kosten  der  Löhne 
200  v.H.  Generalien  für  den  Verschleiß  usw.  der  Werkstattein- 
richtungen zuzählt,  so  ergibt  sich  für  eine  Ablaufanlage  von  etwa 
1800  Wagen  ein  jährlicher  Kostenaufwand  von  1,3  Millionen  Mark, 
für  die  Ausbesserung  von  Ablaufschäden  an  Fahrzeugen.  Hier- 
zu kommen  die  Ablaufschäden  an  Ladungen.  Wenn  man  an- 
nimmt, daß  nur  15  v.  H.  der  auf  Grund  von  Reklamationen 
gezahlten  Beträge  auf  Ablaufschäden  zurückzuführen  sind,  so 
berechnet  sich  aus  den  auf  Titel  12,3^  verbuchten  Beträgen  der 
tatsächlich  auf  einer  Ablauframpe  jährlich  erwachsende  Scha- 
den an  Ladungen  zu  1,6  Millionen  Mark  pro  Jahr,  so  daß  jährlich 
an  einer  Ablauframpe  allein  an  Beschädigungen  von  Fahrzeug 
und  Ladung  etwa  3  Millionen  Mark  Schaden  entstehen.  Dazu 
kommen  die  Kosten  für  die  Wiederherstellung  der  beschädigten 
Bahnanlagen,  für  Aufgleisen  und  Ueberführung  von  Wagen, 
ferner  für  Umladungen,  die  bei  einer  mittleren  Anlage  mit  min- 
destens 120  Wagen  jährlich  angenommen  werden  können,  und 
für  den  Mietwert  der  Wagen  für  die  Zeit  während  der  sie  dem 
Verkehr  entzogen  sind;  ferner  entstehen  Personalkosten  für 
die  Behandlung  der  Entschädigungsansprüche  und  Prozeß- 
kosten. Endlich  sind  in  diesem  Zusammenhang  die  Einwirkungen 
der  Schadensfälle  auf  die  Verfrachter  anzuführen,  die  sie  als 
Unsicherheit  im  Verkehr  empfinden. 

Da,  wie  oben  nachgewiesen,  diese  Schäden  in  ausschlag- 
gebendem Umfang  darauf  zurückzuführen  sind,  daß  die  gegen- 
wärtige Bremstechnik  auf  Ablauf  anlagen  an  den  Hemmschuh 
und  seine  Bedienung  überspannte  Anforderungen  stellt,  so 
müssen  diese  Schäden  zurückgehen,  wenn  jene  Anforderungen 
auf  das  zulässige  Maß  zurückgeführt  werden,  und  zwar  in  einem 
durch  die  Zweckmäßigkeit  der  Anlage  und  die  Güte  der  Brems- 
wärter bedingten  Ausmaße  nach  bisherigen  Beobachtungen 
bis  zu  80  v.  H.;  im  Mittel  sollen  50  v.  H.  angenommen  werden. 

Durch  die  zweckmäßigere  Ausbildung  der  Bremstechnik  in 
Verbindung  mit  einer  dadurch  ermöglichten  besseren  Anpas- 
sung der  Ablaufhöhe  an  die  Laufwege  werden  auch  die  Loko- 
motivleistungen zum  Durchdrücken  vorzeitig  stehen  gebliebener 
Wagen  geringer.  In  einer  eingehenden  Abhandlung  über 
bauliche  Anlage,  Betrieb,  Leistungsfähigkeit  und  die  Betriebs- 
kosten des  Verschiebebahnhofs  Karlsruhe  stellt  Dr.-Ing.  Sammet 
fest,  daß  bei  der  dortigen  Rampenanlage  s.  Z.  selbst  bei  günsti- 
gem Wetter  täglich  12  Lokomotivstunden  zum  Durchdrücken 
vorzeitig  stehen  gebliebener  Wagen  aufzuwenden  waren.  Im 
Mittel  kann  man  bei  den  bestehenden  Anlagen  annehmen,  daß 
während  der  achtstündigen  Schicht  dreimal  beigefahren  werden 
muß,    was    täglich    etwa  Lokomotivstunden  ausmacht. 

Rechnet  man  ferner,  daß  bei  ungünstigen  Witterungsverhält- 
nissen im  Mittel  an  .30  Tagen  im  Jahr  eine  besondere  Lokomo- 
tive zur  Unterstützung  bereit  gehalten  werden  muß,  so  ergibt 
sich,  bei  einem  Satz  von  80  M/Lokstd  für  das  Durchdrücken  vor- 
zeitig stehen  gebliebener  Wagen  ein  mittlerer  Kostenaufwand 
von  160  000  M,  von  denen,  gering  gerechnet,  50  v.  H.,  also 
80000  M,  erspart  werden  könnten.  Zu  diesen  unbedingten 
Ersparnissen  sind  auch  die  Personalersparnisse  zu  rechnen, 
wobei  aber  zu  berücksichtigen  ist,  daß  die  Sachersparnisse  von 
einem  ausreichenden  Personalstand  abhängen,  der  in  jedem 
einzelnen  Falle  festgestellt  werden  muß.  Da  ferner  die  mög- 
lichen Personalersparnisse  gegenüber  den  übrigen  Ersparnissen 
etheblich  zurücktreten,  soll  in  diesem  Zusammenhang  von  der 
Angabe  einer  allgemeinen  Zahl  abgesehen  werden. 


Während  die  unbedingten  Ersparnisse  ohne  weiteres  durch 
Einführung  der  vorgeschlagenen  technischen  Verbesserungen 
eintreten,  hängen  diejenigen  infolge  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit außerdem  von  den  betrieblichen  Maßnahmen  zur  Nutz- 
barmachung der  erhöhten  Leistungsfähigkeit  ab,  sind  somit  als 
bedingte  Ersparnisse  anzusehen.  Auf  Grund  der  oben  angeführ- 
ten Untersuchungen  über  die  Zeitfolge  der  ablaufenden  Wagen 
kann  für  jeden  einzelnen  Fall  festgestellt  werden,  um  wieviel 
sich  durch  die  vorzuschlagende  Verbesserung  die  Zerlegungszeit 
verkürzt.  Ferner  verringern  sich  die  Zeitverluste  aus  Unter- 
brechungen des  Ablaufgeschäfts.  Nimmt  man  allgemein  an, 
daß  die  Leistungssteigerung  im  Mittel  nur  25  v.  H.  betrage,  so 
macht  das  bei  einer  mittleren  Hauptablaufanlage  von  täglich 
1800  Wagen  eine  Mehrleistung  von  täglich  450  Wagen  aus,  die 
mit  derselben  Ablauframpe  ohne  Mehrkosten  mehr  geleistet 
werden  könnten.  Nimmt  man  im  günstigsten  Falle  an,  daß  die 
-Auslastung  der  Anlage  möglich  sei,  so  würde  allein  durch  die 
Leistungssteigerung  von  450  Wagen  täglich  eine  jährliche  Er- 
sparnis von  1,8  Millionen  Mark  auf  dieser  Ablaufanlage  erzielt. 
Es  muß  zugegeben  werden,  daß  die  Leistungssteigerung  infolge 
mangelnder  Aufnahmefähigkeit  der  übrigen  Bahnhofsteile  und 
der  betrieblichen  Verhältnisse  nicht  immer  restlos  ausnutzbar 
ist.  Andrerseits  muß  aber  hervorgehoben  werden,  daß  es  zum 
mindesten  möglich  sein  sollte,  die  gegenwärtig  wegen  Unzu- 
länglichkeit großer  Rangieranlagen  auf  kleinen  mangelhaft 
ausgestatteten  Rangieranlagen  vorgenommenen  Rangierungen, 
die  ganz  bedeutende  Kosten  verursachen,  auf  die  leistungs- 
fähigere Anlage  zu  übernehmen. 

Ein  besonderes  Kapitel  sind  die  durch  Verminderung  der 
Stockungen  zu  erwartenden  Ersparnisse.  Es  steht  fest,  daß  die 
Rangieranlagen  mit  ihrer  ungleichen  Leistungsfähigkeit  in 
ausschlaggebendem  Maße  an  den  Stockungen  beteiligt  sind, 
(ielingt  es  daher,  ihre  Leistungsfähigkeit  zu  erhöhen  und  von 
den  Witterungsverhältnissen  unabhängiger  zu  machen,  so 
wird  dadurch  zweifellos  die  Stockungsgefahr  im  gleichen  Ver- 
hältnis vermindert.  Welche  Bedeutung  die  in  vorstehendem 
dargelegten  unbedingten  und  bedingten  Ersparnisse  für  die 
Herabminderung  der  Selbstkosten  der  Reichseisenbahnen 
haben  können,  ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  daß  auf  etwa 
100  Hauptrangieranlagen  der  früheren  preußisch-hessischen 
Eisenbahnverwaltung  jährlich  70  000  000  Rangierungen  aus- 
geführt werden,  die  im  Mittel  je  6 — 12  M  kosten,  ungerechnet  die 
Rangierungen  auf  kleineren  meist  ungeeigneten  Anlagen,  die  er- 
heblich höhere  Kosten  verursachen.  Zusammenfassend  kann 
festgestellt  werden,  daß  die  vorgeschlagenen  Verbesserungen 
zahlenmäßig  nachweisbare  Ersparnisse  an  Rangierschäden, 
Lokomotiven  und  Personal  von  jährlich  im  Mittel  2  000  000  M 
je  Hauptrangieranlage  oder  von  ^/s  Milliarde  für  die  Haupt- 
rangieranlagen der  Reichsbahn  sind.  Die  Aufwendungen  sind 
demgegenüber  verschwindend  und  betragen  bei  Anlagen  bei 
denen  die  Vorschläge  ohne  große  bauliche  Umänderungen 
durchführbar  sind,  etwa  .50  000  M  jährlich,  die  im  allgemeinen 
durch  den  verminderten  Verschleiß  an  Hemmschuhen  aus- 
geglichen werden.  Zu  diesen  Ersparnissen  kommen  die  zahlen- 
mäßig nicht  so  leicht  faßbaren  Ersparnisse  durch  Verminderung 
der  Stockungen  und  Betrieberschwernissc  und  durch  volle 
Auslastung  der  Anlagen. 

Diese  Bedeutung  der  behandelten  Fragen  ist  es,  die  den  Ver- 
fasser immer  wieder  veranlaßt,  auf  die  Verbesserungsmöglich- 
keit der  Rangieranlagen  hinzuweisen.  Man  hat  die  Rangier- 
nnlagen  allzusehr  als  Gleisanlage  und  zu  wenig  als  Teil  einer 
Arbeitmaschine  zum  Umstellen  von  Fahrzeugen  betrachtet 
und  nahm  es  als  unabänderliche  Tatsache  hin,  daß  eine  Ran- 
gieranlage gut  und  eine  andere  schlecht  arbeitet,  ohne  sich 
über  die  Gründe  genügend  klar  zu  werden.  Hier  setzen  die  im 
vorigen  allgemein  dargestellten  Untersuchungen  ein,  die,  ab- 
gesehen davon,  daß  sie  auf  den  freien  Ablauf  und  auf  Rampen 
mit  im  wesentlichen  horizontalen  Richtungsgleisen  beschränkt 
sind,  selbstverständlich  rticht  als  erschöpfend  und  abgeschlossen 
betrachtet  werden  können  und  vor  allem  auf  das  Gebiet  der 
Wirtschaftlichkeit  der  Rangierbetriebe  weiter  ausgedehnt 
werden  müssen. 

Jedenfalls  ist  sicher,  daß  im  Betriebe  der  Reichseisenbahn 
betriebswissenschaftliche  Untersuchungen  nirgends  besser  am 
Platze  sind  als  hier. 

Es  sind  Bedenken  geäußert  worden,  daß  die  Ergebnisse 
derartiger  Untersuchungen,  wenn  überhaupt,  so  doch  erst  all- 
mählich Anwendung  finden  würden.  Ein  Erfolg  kann  daher 
nicht  anders  gedacht  werden,  als  daß  für  den  gesamten  Bereich 
der  Reichseisenbahnen  ein  Büro  für  betriebswissenschaftliche 
Untersuchungen  des  Rangierwesens  geschaffen  wird,  dem  außer 
den  allgemeinen  betriebswissenschaftlichen  Untersuchungen 
die  Kleinarbeit  obliegt.  Diese  hätte  sich  auf  die  Prüfung  von 
Neu-  und  Umbauentwürfen  von  Rangieranlagen  und  im  wei- 
teren auf  Vorschläge  zur  Verbesserung  bestehender  mangel- 
hafter Anlagen  zu  erstrecken.  Dadurch  wird  der  Tätigkeit  des 
zuständigen  mit  den  örtlichen  und  betrieblichen  Verhältnissen 
betrauten  Bearbeiters  nicht  vorgegriffen,  sondern  sie  wird  m 
einer  diesem  nur  willkommenen  Weise  ergänzt,  da  sie  «ich  im 
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wesentlichen  nur  mit  dem  Höhenplan  zu  beschäftigen  hat,  für 
dessen  Beurteilung  dem  Bearbeiter  im  allgemeinen  weniger 
Erfahrung  zur  Verfügung  steht,  als  dem  Fachbüro. 

In  Fig.  6  ist  ein  Beispiel  einer  derartigen  Untersuchung 
wiedergegeben. 


Die  in  Fig.  6  a  dargestellte  Ablaufanlage  von  32  ( ileisen  hat 
das  in  Fig.  6  b  wiedergegebene  Profil.  Das  günstige  und  un- 
günstige Strahlenbüschel  eines  äußeren  Gleises  zeigt,  daß  bei 
günstigen  Witterungsverhältnissen  gute  Läufer  bis  an  das 
Ende  der  Richtungsgleise,  schlechte  Läufer  gerade  über  die 
Weichenzonc  hinauslaufen,  daß  aber  bei  ungünstiger  Witterung 
sämtliche  Wagen  in  der  Weichenzone  stehen  bleiben.  Die  An- 
lage wird  also  bei  geringem  Gegenwind  erhebliche  Mehrleistun- 
gen und  Zeitverluste  zum  Zusammendrücken  vorzeitig  stehen- 
gebliebener Wagen  erfordern.  Wie  Fig.  6  c  zeigt,  ist  infolge  der 
geringen  Laufgeschwindigkeit  die  zulässige  Zeitfolge  auch  bei 
günstiger  Witterung  l'n  =  51",  die  durch  Ablaufverzögerung 
auf  26"  verbessert  werden  könnte. 

Es  war  die  Aufgabe  gestellt,  die  Anlage  mit  möglichst  gc 
ringen  Kosten  zu  verbessern.  Infolgedessen  wurde  die  Gleis- 
anlage nur  insoweit  geändert,  als  die  äußeren  9  bzw.  10  Gleise 
durch  besondere  Verbindungsgleise  mit  dem  Ablaufgleis  ver- 
bunden wurden.  Ferner  wurde  der  Brechpunkt  um  1  m  ge- 
hoben. Von  dem  Vorschlag,  einen  besonderen  Winterberg  an- 
zulegen, wurde  wegen  der  Umbaukosten  abgesehen.  Es  bleibt 
bei  dieser  Anordnung  aber  unbenommen,  falls  sich  durch  die 
Wahl  einer  festen  Ablaufhöhe  Nachteile  ergeben,  nachträglich 
eine  Gipfelbremse  einzubauen.  Jedenfalls  ist  durch  die  Erhöhung 
des  Berges  die  Anlage  gegen  ungünstige  Witterung  erheblich 
weniger  empfindlich  als  vorher,  vergl.  Fig.  6  d.  Fig.  6  e  zeigt  den 
Einfluß  der  Aenderung  auf  die  Zeitfolge  T„.  Durch  die  Aenderung 
des  Gleisplanes  werden  die  Wagen  sofort  an  der  ersten  Weiche 
auseinandergezogen  und  laufen  getrennt  in  eine  mittlere  Gruppe 
mit  kurzer  Weichenzone  und  eine  äußere  Gruppe  mit  langer 
Weichenzone.  Die  Zeitfolge  7',  ergibt  sich  für  die  mittlere  Gruppe 
zu  11"  oder  mit  einer  Ablaufverzögerung  von  3"  zu  8",  für 
die  äußeren  zu  22  5"  bzw.  19,5".  Da  die  Zeitfolge  für  die  Wagen 
der  mittleren  und  äußeren  Gruppen  die  gleiche  sein  muß,  wählt 
man  die  Ablaufverzögerung  zu  8"  und  erhält  eine  Zeitfolge  von 
13",  d.  h.  bei  der  ungünstigsten  Wagenfolge  sind  an  der  äußer- 
sten Weiche  der  mittleren  Gruppe  5"  mehr  zur  Verfügung  als 
im  ungünstigsten  Fall  zum  Umstellen  der  Weiche  notwendig  ist. 
Daraus  folgt,  daß  eine  im  Mutterstrang  der  mittleren  Gruppe 
vorgesehene  Vorbremsung  zur  Entlastung  der  Hemmschuh- 
leger so  gut  wie  keine  Rücksicht  auf  die  Wagenfolge  zu  nehmen 
braucht.    Da  ferner  die  letzte  Weiche  der  mittleren  Zone  nur 


lOU  m  von  der  (Jleisbremse  abliegt,  wird  eine  erhebliche  Ent- 
lastung der  Hemmschuhleger  der  mittleren  Gruppe  möglich 
sein.  Wie  Fig.  6  d  zeigt,  ergeben  sich  bei  günstiger  Witterung 
Bremshöhen  bis  zu  etwa  1,5  m,  die  von  den  Hemmschuhlegern 
allein  unmöglich  geleistet  werden  können.  Für  die  äußeren 
(Jruppen  muß  die  Vorbremsung  mehr  Rücksicht  auf  den  Zeit- 
abstand der  Wagen  nehmen.  Ferner  sind  für  die  äußeren  Grup- 
pen die  Bremshöhen  geringer.  Erwähnt  soll  noch  werden,  daß 
eine  Ablaufverzögerung  von  8"  durch  eine  Verschiebung  des 
.■\blaufpunktes  der  guten  Läufer  von  etwa  6  m  erreicht  wird. 

Die  Vorteile  des  Umbauvorschlags  können  dahin  zusammen- 
gefaßt werden,  daß  die  Anlage  gegen  Witterungsverhältnisse 
imempfindlicher  wird,  daß  der  Zeitaufwand  für  die  Zerlegung 
eines  Zuges  gehälftet  und  somit  die  (Jesamtleistungsfähigkeit 
der  Anlage  erheblich  gesteigert  wird,  und  daß  durch  Einbau 
^•iner  Vorbremsung  erhebliche  Personal-  und  Sachersparnisst 
erzielt  werden. 

Die  selbständige  Anbindung  der  äußeren  Gleise  an  das 
Hauptauflaufgleis  kann  bei  Rangieranlagen  mit  einer  größeren 
Zahl  von  Richtungsgleisen  bis  zur  Ausbildung  eines  sekundären 
Ablaufbetriebes  für  jede  äußere  Gruppe  weiterentwickelt 
werden,  sei  es  in  der  Form,  daß  die  Wagen  ohne  Halten  weiter- 
rollen und  die  Zeitabstände  nur  durch  eine  sekundäre  Ver- 
zögerung innerhalb  des  Verbindungsgleises  verbessert  werden, 
sei  es,  daß  die  Wagen  in  dem  Verbindungsgleis  gänzlich  zum 
Halten  gebracht  werden  können  und  die  äußeren  Gruppen 
sekundäre  Ablaufberge  erhalten.  Im  letzteren  Falle  würde 
die  Zeitfolge  des  Hauptablaufberges  sich  nur  nach  der  mitt- 
leren Gruppe  zu  richten  haben  und  die  äußeren  Gruppen 
würden  den  Umstand  ausnutzen,  daß  hinter  der  Hauptzer- 
Icgungsweiche  die  Zeitfolge  der  Wagen  im  Durchschnitt  dreimal 
so  groß  ist,  wie  davor.  Es  ist  einleuchtend,  daß  dadurch  die 
.Vlöglichkcit  gegeben  ist,  eine  große  Zahl  von  (ileisen  an  den 
.Ablaufpunkt  anzuschließen,  ohne  daß  dadurch  die  Zerlegezeit 
iingünstiger  wird. 

Die  Zuführung  der  zu  zerlegenden  Züge  zur  Ablauf- 
rampe kann  entweder  durch  Lokomoti\kraft  —  steigende 
Zuführungsgleise  —  oder  durch  Schwerkraft  —  fallende 
Zuführungsgleise  —  erfolgen.  Im  letzteren  Falle  erfolgt 
die  Steuerung  des  zurollenden  Zugrumpfes  durch  besetzte 
Wagenbremsen  oder,  nötigenfalls  in  Verbindung  hiermit,  durch 
cme  im  Zufuhrgleis  eingebaute  Zuführungsgleisbremse.  Da 
die  zulässige  Zeitfolge  T.,  der  ablaufenden  Wagen  je  nach  den 
Wagenwiderständen  und  der  Zahl  der  zusammen  in  einer 
Gruppe  ablaufenden  Wagen  verschieden  ist,  kommt  es  darauf 
an,  die  Zuführungsgeschwindigkeit  möglichst  der  jeweil.-; 
zulässigen  Zeitfolge  anzupassen,  d.  h.  ein  das  Ablaufgeschäft 
beobachtender  Bediensteter  muß  möglichst  schnell  die  Zu- 
führungsgeschwindigkeit beeinflussen  können,  und  die  Ver- 
zögerung bzw.  Beschleunigung  des  Zugrumpfes  muß  möglichst 
groß  sein.  Die  Zuführung  durch  Lokomotivkraft  entspricht 
den  Bedingungen  am  wenigsten,  da  die  Befehlsübertragunu 
umständlich  ist.  Auch  die  Beschleunigung  bzw.  Verzögerung: 
ist  geringer  als  sie  bei  fallenden  Zuftihrungsgleisen  und  ge- 
nügenden Bremsmitteln  erreicht  werden  kann.  Außer  dieser 
Leistungssteigerung  ersparen  fallende  Zuführungsgleise  bei  stark 
belegten  Anlagen  2  im  Mittel  1}4  Drucklokomotiven  —  etwa 
1  Million  Mark  jährlich  —  und  im  allgemeinen  ein  Umfahrgleis 
und  bis  200  m  Längenentwicklung.  Bei  Anlagen,  bei  denen 
die  einfahrenden  Züge  infolge  der  Höhengestaltung  les  Geländes 
oder  infolge  schienenfreier  Kreuzung  anderer  Gleise  sowieso 
höher  ankommen,  als  die  Sammelgleise  liegen,  ist  daher  die 
Einrichtung  fallender  Zerlegungsgleise  aus  Gründen  der  Lei- 
stungsfähigkeit und  Wirtschaftlichkeit  eine  selbstverständliche 
Forderung,  in  anderen  Fällen,  und  namentlich  bei  bestehenden 
Anlagen,  wird  die  '  Zweckmäßigkeit  .  durch  Einzeluntersuchung 
festzustellen'  sein. 

In  allen  Fällen  sind  aber  die  hierfür  sowie  auch  nötigenfalls 
die  für  die  vorgeschlagenen  Verbesserungen  der  Ablauframpen 
durchzuführenden  Bauarbeiten  die  gegebenen  Notstandsarbeiten, 
da  sie  ohne  große  Hilfsmittel  mit  im  wesentlichen  unge- 
übten Kräften  durchgeführt  werden  können  und  sofort  nach 
ihrer  Fertigstellung  vorher  berechenbare  Vorteile  herbeiführen*'. 

Schlußbetrachtung. 

Betrachtet  man  das  Rangieren  als.  einen  Produktionsvor- 
gang, so  stellt  die  Ablaufanlage  die  eigentliche  Produktions- 
maschine dar.  Die  übrigen  Gleisanlagen  dienen,  soweit  sie  über- 
haupt mit  dem  Rangiergeschäft  im  Zusammenhang  stehen, 
der  Vor-  oder  Nachbehandlung  der  Produkte.  Der  Vergleich 
mit  anderen  Produktionsstätten,  die  mit  schweren  Produktions- 
objekten umgehen,  wie  z.  B.  Brückenbauanstalten  w-eist  darauf 
hin,  wie  bedeutend  die  Gesamtproduktionskosten  beeinflußt 
werden  durch  die  Transport-  und  Umlagerungskosten  vor  oder 
nach  dem  Produktionsvorgang,  denen  beim  Bau  von  Rangier- 


*)  Siehe  auch  ,  Die  Reichseisenbahn,  produktive  Notstandsarbeitcu"  von  Dr.-Ing 
Frölich.    Verlag  Springer. 
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bahnhöfen  durch  geschickte  Gruppierung  und  Bemessung  der 
Gleisanlagen  und  im  besonderen  durch  Anschluß  möglichst 
vieler  Gleisgruppen,  z.  B.  der  Ausfahr-  und  Abstellgruppen  an 
den  Ablaufpunkt  und  beim  Betrieb  der  Bahnhöfe,  durch  zweck- 
mäßige Ausbildung  der  Fahr-  und  Beförderungspläne  Rechnung 
zu  tragen  ist.  Vor  allem  rückt  aber  der  Vergleich  die  Bedeutung 
der  eigentlichen  Rangieranlage  als  des  Produktionskerns  der 
gesamten  Bahnhofsanlage  ins  rechte  Licht,  der  im  allgemeinen 
durch  Parallelanlagen  nicht  entlastet  und  daher  in  sich  möglichst 
zweckmäßig  und  leistungsfähig  auszubilden  ist.  Die  Schwierig- 
keit des  Produktionsvorgangs  selbst  liegt  in  der  Hochwertigkeit 
und  Ungleichartigkeit  des  Rohstoffs,  d.  h.  der  umzurangie- 
renden Wagen.  Ihre  Bewältigung  wurde  darin  gesucht,  durch 
die  zweckmäßigste  Ausbildung  von  Zuführungsgleis,  Ablauf- 
rampe und  Gleisharfe  einen  möglichst  günstigen  Ablaufvor- 
gang zu  erzielen  und  diesen  durch  ständige  Ueberwachung  weiter 
zu  verbessern.  Diese  Ueberwachung  erstreckt  sich 
A)  auf  das  Laufvermögen  der  Wagen. 

1.  Rohregulierung  (Regulierung  der  Ablaufhöhe): 

a)  durch  W'ahl  des  Ablaufberges  (hoher  oder  niedriger 
Berg)  je  nach  Witterung  oder  Zugart: 

b)  bei   einem   Ablaufgleis   durch   Wahl    der  Ablauf- 
höhe innerhalb  der  Gipfelbremse. 

2.  Feinregulierung  (Regulierung  der  Bremsarbeiten): 

a)  durch  Vorbremsung; 

b)  durch  Endbremsung  durch  Hemmschuhleger. 

ß)  auf  die  Zeitfolge  T^,  der  Wagen  (Leistungsfähigkeit  der 
Anlage). 

1.   Rohregulierung.     (Regulierung      der  Zuführungsge- 
schwindigkeit ("  ): 
a)  durch  Bedienung  des  Abdrücksignals  bei  steigendem 
Zuführungsgleis; 


b)  durch  Bedienung  der  Zuführungsbrenise  bei  fallen- 
dem Zuführungsgleis. 
2.   Feinregulierung  (Verringerung  der  Laufzeitdifferenzen): 

a)  durch     Bedienung     der     Ablauf verzögerungsbremse 
bei  steigendem  Zuführungsgleis; 

b)  durch    Bedienung    der    Gipfelbremse    bei  fallendem 
Zuführungsgleis. 

Die  Ueberwachung  erfolgt  unabhängig  vom  Umstellen  der 
Weichen  am  zweckmäßigsten  von  einem  Bremserhäuschen  aus 
durch  einen  Gleisbremser,  und  zwar  für  eine  Eselsrückenanlage 
in  folgender  Weise:  Nach  Bedienung  des  Abdrücksignals,  die 
sowohl  vom  Bremserhäuschen,  als  vom  Ablaufkopf  aus  erfolgen 
kann,  setzt  sich  der  zu  zerlegende  Zug  in  Bewegung.  Soll  mög- 
lichst schnell  gearbeitet  werden  oder  besteht  der  abzudrückende 
Zug  im  wesentlichen  aus  schlechtlaufenden  leeren  Wagen  oder 
bei  ungünstigem  Wetter  wird  er  auf  den  hohen  Berg  geleitet. 
Beim  Ueberfahren  der  Ablaufverzögerungsbremse  schreibt  jede 
Achse  ihr  ungefähres  Gewicht  im  Bremserhäuschen  durch  einen 
registrierenden  Manomter  auf,  und  beginnt  seinen  freien  Ab- 
lauf mit  einer  Verzögerung,  die  seinem  Gewicht  entspricht. 
Nach  Gewicht  und  Augenschein  kann  alsdann  der  Gleisbremser 
die  Lauffähigkeit  des  Wagens  soweit  einschätzen  und  innerhalb 
der  Vorbremsen  diese  Lauffähigkeit  soweit  herabsetzen,  daß  der 
Wagen  von  den  Hemmschuhlegern  betriebssicher  zum  Halten 
gebracht  werden  kann.  Durch  besondere  Betätigung  der  Ab- 
laufverzögerungsbremse  ist  der  Gleisbremser  ferner  in  der 
Lage,  ausgleichend  auf  Unregelmäßigkeiten  im  Ablaufgeschäft 
einzuwirken.  Bei  nur  einem  Ablaufgleis  tritt  an  Stelle  der 
Ablaufverzögerungsbremse  die  unterteilte  Gipfelbremse,  die 
ebenfalls  vom  Bremswärtcr  bedient  wird.  Bei  fallenden  Zu- 
führungsgleisen kommen  die  Zuführungsbremsen  hinzu,  deren 
Bedienung  ebenfalls  durch  den  Bremswärter  erfolgt. 


EISENBETONGELÄNDER  MIT  WARMELUCKEN 

VON  OBERREGIERUNGSBAURAT  SAUERMILCH,  HANNOVER 


Unter  dem  Einfluß  von  Wärmeunterschieden  verhalten 
sich  schwächere  Betonkörper  (Geländerplatten  usw.)  beson- 
ders schwierig,  da  sie  bei  kleinen  Querschnitten  eine  verhältnis- 
mäßig große  Länge  haben  und  an  der  freien  Bewegung  durch 
ILinspannung  gehindert  sind.  Namentlich  Betonbrüstungen,  die 
mit  Brücken  zusammen  in  einem  Stück  gestampft  sind,  zeigen  oft 
Risse,  obgleich  Wärmelücken  in  Gestalt  von  stumpfen  Fugen 
bis  zu  den  Stirnmauern  hinunterführen.  Die  Brüstungen  sind 
den  Sonnenstrahlen  und  den  kalten  Winden  ohne  jeden  Schutz 
ausgesetzt  und  erleiden  außer  den  hieraus  folgenden  Spannungen 
noch  weitere  Beanspruchungen  durch  Verkehrslasten  und  Sen- 
kungen der  Widerlager.  Die  Brüstung  reißt  selbstverständlich 
mit,  wo  die  größten  Spaimungen  im  Brückenkörper  auftreten. 
Das  kann  durch  Ausdehnungslücken  an  anderer  Stelle  nicht 
verhindert  werden.  Mögen  die  Risse  durch  Wärmeunterschiede 
oder  durch  andere  Kräfte  entstehen,  mögen  sie  für  den  Bestand 
der  Brüstung  nichts  bedeuten,  verschönert  wird  das  Bauwerk 
dadurch  jedenfalls  nicht. 


Weitere  Nachteile  der  Betonbrüstungen  oder  vielmehr  jeder 
Steinbrüstung  sind  ihre  große  Breite  und  ihr  großes  Gewicht. 
Die  schmälste  Betonbrüstung,  die  ich  gesehen  habe,  war  immer 
noch  0,4  m  breit.  Sie  erforderte  also  eine  um  2  (0.4—0,1)  = 
OiiO  m  größere  Brückenbreite  als  ein  eisernes  Geländer.  Auch 


dort,  wo  keine  wesentlichen  Mehrkosten  cntsteiicu,  wie  bei 
kleineren  Brücken,  oder  dort,  wo  ein  gewisser  Mehraufwand  üb- 
lich ist,  wie  bei  städtischen  Brücken,  bevorzugen  viele  Ingenieure 
aus  Furcht  vor  den  unangenehmen  Rissen  das  Eisengeländer, 
selbst  dann,  wenn  ein  Eisengeländer  aus  Sicherheitsrücksichten 
ebenso  teuer  wird  wie  eine  Betonbrüstung.  Ein  solcher  Fall 
liegt  bei  Geländern  für  Wegebrücken  über  Bahneinschnitte  vor. 
Sie  müssen  so  engmaschig  sein,  daß  Kinder  und  Tiere  nicht  zu 
Schaden  kommen  können.  Vollständig  geschlossene  Geländer 
aus  Eisenbeton  sind  für  derartige  Brücken  wirtschaftlich  durch- 
aus berechtigt,  wenn  sie  nicht  zu  breit  werden  und  so  gestaltet 
sind,  daß  keine  Risse  auftreten  können.  Beim  Kostenvergleich 
darf  nicht  vergessen  werden,  daß  ein  Eisengeländer  höhere 
Unterhaltungskosten  erfordert.  Für  die  Nebenbahn  Mücheln — 
Ouerfurt  hatte  ich  fünf  solcher  Brücken  zu  bauen  und  habe  da- 
für das  auf  den  Abbildungen  dargestellte  Geländer  entworfen, 
da  brauchbrare  Ausführungen  trotz  eifrigen  Suchens  nicht  zu  er- 
mitteln waren. 

Das  Geländer  ist  zwischen  den  Pfosten  nicht  breiter  als  ein 
eisernes.  Wegen  der  Pfosten  mußten  die  Brücken  nur  um  2  mal 
0  05  ==  0,10  m  breiter  werden,  als  sie  für  Eisengeländer  erforder- 
lich waren.  Das  Gewicht  des  Geländers  ist  gering  und  spielt  bei 
der  kleinen  Spannweite  von  16  m  keine  Rolle.  Das  Geländer  be- 
steht aus  Winkelpfosten  und  Tafeln,  die  sich  in  den  Nuten  der 
Winkelpfosten  frei  ausdehnen  können.  Die  Pfosten  sowohl  aN 
die  Tafeln  wurden  auf  der  Baustelle  unabhängig  von  der  Brücke 
gestampft.  Die  dazu  verwandten  Kästen  sind  auf  der  Abbildung 
zu  sehen.  Die  Möglichkeit,  die  Geländertcile  in  Kästen  zu 
stampfen,  die  immer  wieder  \  erwandt  werden  konnten,  stellte 
einen  wesentlichen  wirtschaftlichen  Vorteil  gegenüber  Beton- 
brüstungen dar,  die  in  einer  Schalung  an  Ort  und  Stelle  ge- 
stampft werden.  Die  Eiseneinlagen  der  Tafelfüllungen  bestehen 
aus  Streckmetall,  Putzblech  Nr.  1  von  Schüchtermann  &  Kremer 
in  Dortmund.  Aus  der  größten  Abmessung  der  Putzbleche  von 
2500  mal  1000  mm,  wofür  noch  kein  Ueberpreis  zu  zahlen  ist,  er- 
gab sich  der  Pfostenabstand  mit  2  5  m.  In  dem  Eisenbeton- 
rahmen der  Tafeln  liegen  vier  Rundeisen  von  je  10  mm  Durch- 
messer. Sie  sind  an  den  Schmalseiten  gestoßen,  weil  sie  dort 
keine  Spannungen  aufzunehmen  haben.  In  den  Pfosten  liegen 
in  den  vier  Längskanten  ebenfalls  Rundeisen  von  10  mm  Durch- 
messer. Der  Beton  wurde  aus  1  Teil  Zement  und  .3  Teilen  Sancl 
\'on  10  mm  größter  Korngröße  hergestellt. 

Die  Tafeln  und  Pfosten  wurden  gestampft,  während  an  der 
Brücke  gearbeitet  wurde.  In  die  Stirnmauern  und  wenn  nötig 
ins  Gewölbe  wurden  Rundeisenschiingen  ungefähr  einen  halben 
Meter  tief  einbetoniert  um  die  Pfosten  zu  befestigen.  Die  ohne 
Putz  ungefähr  200  kg  schweren  Tafeln  wurden  mit  Böcken  und 
Winden  eingesetzt. 
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Wir  pflegen  die  Arbeit  um  der  Selbstoi  haltiing- willen  auf-  nach  und  nach  wird  uns  die  Arbeit  durch  ihren  eigenen 

zunehmen;  in  der  Ni.t  dos  Kampirs  nms  Dasein  müssen  X/CT  DC/^l— IICrr^CMCTC  'ielialt  lieb  und  wert,  ihr  Fortgang  wird  zur  Herzens 

wir  noigedrungcn  einen  l.olin  tili  sie  verlan-cii ;  die  Sarlie  VQriOv^'lllLl.LJ  CIN  CO  sache,  die  Sorge  um  ihr  (ielingeii  laßt  uns  wibig  große 

mag  uns  dabei  zun/i.  hsl  Nöllif;  ^'leichffdltiL'  srin.     Abei  Mnli-n  und  Opfer  ertragen,  Rudolf  Eurken. 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGEMHEITEN 

Viergleisiger  Ausbau  der  Nordbahn.  Der  Ausbau  erfolgt  auf 
Allleihegesetz  vom  10.  Juni  1917.  fm  Oktober  und  Nüveniber 
.1.  wurde  der  erste  Bauabschnitt  fertisgcstellt  und  in  Betrieb 
ucnonnnen.  Von  km  15.0—21,5  (halbwegs  hVohnau— .Su il|)e  bis 
hinter  Bahnhof  Birkenwerder)  ist  neben  den  alten  BetriebsgU-isen 
ein  behelfsmäßiges  Planum  für  beide  Zugrichtungen  mit  den  drei 
behelfsmäßigen  Stationen  Stolpe,  Hohen-Neuendorf  und  Birken- 
werder hergestellt  worden,  auf  dem  sich  jetzt  der  Betrieb  ab- 
spielt. Der  neue  Güterbahnhof  Birkenwerder,  der  nunmehr  etwas 
auf  der  ortsabgewandten  Seite  liegt,  ist  einschließlich  des 
nt  u  errichteten  Güterschuppens  in  seiner  endgültigen  Gestalt 
1  Lrtiggestellt  und  in  Betrieb  genommen.  Das  neue  endgültige 
Bcfehlsstellwerk  Bi.  am  Nordende  des  Bahnhofs  befindet  sich 
gleichfalls  seit  November  im  Betrieb.  Am  Südende  des  Bahn- 
hofs Birkenwerder,  an  der  Kreuzung  der  Bahn  mit  der  Bergfelder 
-Straße,  wurde  ein  behelfsmäßiges  Stellwerk  errichtet,  weil  das  im 
2.  Bauabschnitt  dort  aufzuführende  neue  Empfangsgebäude  später 
zugleich  das  Stellwerk  aufnehmen  soll. 

Durch  die  seitliche  \'erlegung  der  Bctriebsgleise  ist  das  alte 
Planum  nunmehr  für  die  Arbeiten  des  2.  Bauabschnittes,  d.  h. 
(Uli  endgültigen  Ausbau  der  Vorortgleise,  frei  geworden;  mit 
diesen  .Arbeiten  ist  z.  T.  schon  begonnen  worden.  Es  sind,  um 
alle  \\'cgekreuzungen  schienenfrei  gestalten  zu  können,  12  Bau- 
werke erforderlich  und  etwa  300  000  cbm  Boden  zu  bewegen. 
Diese  Arbeiten  werden  etwa  2  Jahre  dauern.  Alsdann  soll  der 
gesamte  Betneb  über  die  neuen  endgültigen  Vorortgleise  geleitet 
werden  und  als  dritter  und  letzter  Bauzustand  das  jetzige  be- 
helfsmäßige Planum  auf  die  gleiche  Höhenlage  wie  die  Vorort- 
gleise zur  Aufnahme  der  Gleise  des  Fernverkehrs  gebracht 
werden.  Nach  etwa  weiteren  2  Jahren  dürfte  auch  diese  Arbeit 
und  hiermit  der  ganze  viergleisige  Ausbau  der  Nordbahn  bis 
Birkenwerder  einschl.  beendet  sein.  Für  die  Weiterführung  bis 
Oranienburg  liegt  noch  keine  Genehmigung  vor. 

Brandes. 

Vollbahnstrecken  um  Leipzig  elektrisch.  Am  17.  Januar 
1!*22  wurden  die  Fahr-  und  Speiseleitungen  der  elektrischen  Zug- 
fr.rderungsanlage  auf  den  weiteren  Streckenabschnitten  Bitter- 
leid — Dessau  und  Lützschena — Leipzig  (Personenzugstrecke) 
unter  Spannung  gesetzt,  so  daß  von  diesem  Tage  ab  die  Fahr- 
imd  Speiseleitungcn  der  Strecke  Wahren — Schönefeld,  Lütz- 
schena— Leipzig  und  Leipzig — Dessau  sowie  die  .Speiseleitung 
Wahren — Halle  unter  Spannung  stehen  werden. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Franz  M.  Feld  haus,  der  führende  Schriftsteller  auf 
dem  Grenzgebiete  zwischen  Geschichte,  Kultur  und  Technik, 
dessen  Werke  auch  im  übrigen  Anspruch  auf  ernsteste  Beachtung 
haben,  gab  im  I  n  d  u  s  t  r  i  e  -  V  erlag  G.  m.  b.  H.  zu  Chem- 
nitz den  dritten  Jahrgang  des  Wandkalenders  deut- 
scher Ingenieure  heraus,  der  nicht  besser  eingeführt  wer- 
den kann  als  durch  die  eigenen  Worte  des  Herausgebers;  „Heuer 
komme  ich  als  Kalendermann  der  Techniker,  der  Ingenieure. 
., Technik"  riecht  nun  mal  außerhalb  ihres  Kreises  nach  warmem 
.Schmieröl  und  wir  Ingenieure  gelten  nur  als  Schlosser  in  weißer 
Wäsche.  Technik  und  Ingenieurtum  liegen  für  die  „Gebildeten" 
weit  ab.  Und  ich  möchte  doch  für  Gebildete  schreiben.  Drum 
komme  ich  als  Kalendermann,  der  Tage  der  Kultur  bietet. 
Ich  erzähle  täglich,  was  man  an  diesem  Tag  ehemals  Großes 
geschaffen.  Und  nur  von  solchen  Menschen  berichte  ich  täglich, 
die  etwas  Bedeutendes  für  unsere  Kultur  leisteten.  Unsere 
Kultur?  Gebet  alle  acht!  Gebet  acht;  unsere  Kultur  ist  eine 
andere,  als  die  der  letzten  Jahrzehnte.  Sie  ist  (saget  es  niemand, 
wegen  des  Schmierölgeruchs)  eine  technische.  Du  rauchst  eine 
Zigarette.  Was  hast  du  dann  in  der  Hand?  Das  Ergebnis  unserer 
fortgeschrittenen  Technik.  Du  machst  eine  Reise,  in  der  Ii  i  s  e  n- 
bahn,  auf  dem  Dampfer,  im  Kraftwagen,  auf  dem 
l"  a  h  r  r  a  d.  Wer  vermittelt  Dir  den  Genuß?  Die  Technik. 
l-)ein  Telephon,  deine  .\rinbanduhr,  deine  Morgenzeitung  —  alles 
., Technik".  .-Vbcr  ,, Technik",  die  du  nicht  merkst.  Also  plaudere 
ich  hier  von  Zigaretten  und  verrate  allen,  daß  Casanova,  der  be- 
rüchtigte Galan,  sie  schon  \  or  mehr  als  150  Jahren  kannte.  L^nd 
an  den  Tagen,  da  wir  die  Eisenbahn  bekamen,  wird  man  lesen, 
was  große  Männer  damals  über  die  Neuheit  dachten  und  dichte- 
ten. Und  alte  Bilden  werden  euch  zu  lachen  geben,  wenn  ihr 
seht,  wie  man  Erfindungen,  die  heute  groß  sind,  einst  in  K.-iri- 
katuren  zu  verspotten  suchte.  So  spreche  und  zeichne  ich  — 
ohne  das  es  jederman  merkt  —  vom  Werden  und  Wachsen 
unserer  großen  Technik,  die  einst,  gegenwärtig  und  in  Zukijnft 
brachte,  bringt  und  —  hoffen  wir  Techniker  fest  —  bringen  wird: 
Tage  der  Kultur!"  Wer  den  Kalender  zur  Hand  nimmt,! 
wird  keine  Enttäuschung  erleben,  wir  behalten  uns  vor,  des) 
öfteren  darauf  zurückzukommen.  Dr.-Ing.  Hasse. 


Selbstkostenberechnung  und  moderne  Organisation  der 
Maschinenfabriken.  \'on  Dipl. -Ing.  Herbert  W.  H  a  1  1.  2.  Aufl. 
München  u.  Berlin,  R.  Oldenburg.  Die  Neuauflage  dieses  zuerst 
1913  erschienenen  Werkes  sei  in  erster  Linie  dem  technischen 
wie  kaufmännischen  Fabrikleiter  empfohlen.  Sie  weist  insofern 
eine  wesentliche  Fortentwickelung  auf,  als  eine  große  Anzahl 
\'ordrucke  beigegeben  worden  ist,  die  an  Hand  des  Beispiels 
einer  Maschinenfabrik  bis  in  alle  Einzelheiten  den  inneren  Auf- 
bau nach  den  Erfahrungen  und  Gedanken  des  Verfassers  vor 
Augen  führt.  Bei  der  ^'erwertung  des  Gebotenen  muß,  wie  bei 
allen  Organisationsvorschlägen  davor  gewarnt  werden,  scha- 
blonenmäßig gewisse  (irundsätze  auf  jeden  beliebigen  Fabrik- 
betrieb anwenden  zu  wollen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  die 
.Vrt  der  herzustellenden  Gegenstände,  die  Größe  und  der  bisherige 
Werdegang  des  Betriebes  —  wie  auch  der  Verfasser  betont  —  bei 
einer  Neuordnung  mitsprechen.  Das  viel  behandelte  Gebiet  der 
Unkostenerfassung  und  Selbstkostenermittlung  wird  mit  großer 
( '.ründlichkeit  beleuchtet.  Unter  den  Hilfsmitteln  zur  kauf- 
männischen Ueberwachung  eines  Betriebes  dürften  besondere 
Aufmerksamkeit  die  Abschnitte  über  Ergebnisrechnung  ohne  In- 
\  cnturaufnahme  beanspruchen.  Soweit  Anknüpfung  an  gesetz- 
liche Regeln  erforderlich  war,  wurden  schweizerische  Bestim- 
mungen zu  Grunde  gelegt.  —  Der  Eisenbahnfachmann  wird  für 
seinen  Arbeitsbereich  unmittelbar  weniges  aus  dem  Buche  ver- 
werten können,  da  er  vorwiegend  mit  Ausbesserung,  nicht  mit 
Xeufertigung  im  Sinne  der  Industrie  zu  tun  hat.  Inmierhin  darf, 
er  aber  aus  mannigfachen  Gründen  nicht  an  den  Grundlagen  der 
neuzeitlichen  Fabrikleitung  vorübergehen,  und  darum  soll  dies 
Werk  auch  seiner  Beachtung  empfohlen  sein. 

T  e  t  z  1  a  f  f  ,  Regierungsbaurat. 
Der  praktische  Maschinenbauer,    erster  Band:  Werkstatt- 
ausbildung von  A.  L  a  u  f  e  r  ,  Meister  der  württ.  Staats- 
bahn.   Berlin  1921,  Julius  Springer. 

Eine  Reihe  von  Anleitungsbüchern  für  den  Lehrling  des 
iMaschinenbaucs  wird  durch  dieses  Büchlein  eröffnet.  Es  um- 
faßt die  wichtigsten  Erscheinungen  der  Grundhandwa-rke,  welche 
dem  Neuling  in  den  Werkstätten  entgegentreten.  Es  bringt  in 
knappster  Form  Erläuterungen  und  Anleitungen  für  die  Arbeiten, 
ohne  natürlich  die  eigene  Uebung  oder  die  Unterweisungen  der 
Meister  entbehrlich  zu  machen.  Der  Inhalt  bezweckt  auch  kein 
lückenloses  Bild  alles  dessen  zu  geben,  was  in  einer  neuzeitlichen 
Maschinenfabrik  praktisch  zu  lernen  ist,  denn  das  würden  dick- 
bändige Nachschlagewerke  kaum  können.  Dem  noch  unge- 
schulten Verständnis  trägt  der  Verfasser  dadurch  Rechnung,  daß 
er  sich  in  Anschauungs-  und  Ausdrucksweise  an  die  Gepflogen- 
heiten der  Werkstatt,  nicht  der  \A'issenschaft  hält,  einfachste, 
klare  Skizzen  zur  Erläuterung  beifügt  und  in  jeder  Weise  den 
praktischen  Blick  des  Lehrlings  zu  wecken  sucht.  Das  ganze 
Werk  soll  sich  dem  Werkschullehrplan  des  Deutschen  Aus- 
schusses für  technisches  Schulwesen  anpassen.      T  e  t  z  1  a  f  f . 

Jahrbuch  des  Deutschen  Verkehrswesens  1921.   Das  Buch  ist 

\  oit  dem  jetzt  wieder  in  das  Reichsx  erkehrsministerium  zurück- 
iKrufenen  Geh.  Reg.-Rat  Dr.  jur  S  a  r  t  c  r  in  Verbindung  mit 
zahlreichen  Fachleuten  und  unter  Unterstützung  des  Reichsver- 
kehrs- und  des  Reichspostministeriums  verfaßt.  Das  Buch  wendet 
sich  in  erster  Linie  an  die  Nutznießer  der  ^'erkehrsanstalten. 
ferner  aber  auch  an  die  für  die  Verkehrsbetriebe  Liefernden 
und  nicht  zuletzt  an  die  Angestellten  der  Verkehrs- 
anstalten. Es  will  kein  wissenschaftliches  Werk  sein,  son- 
dern will  lediglich  das  Bestehende  darstellen  und  hier- 
durch alle  Beziehungen  zwischen  „Publikum"  und  Verkehrs- 
juistalt  fördern.  Es  sind  alle  A^erkehrszweige  gleichmäßig  be- 
handelt-. Eisenbahnen,  Post,  Fernschreib-,  Fernsprech-  und 
l^^inkwescn,  Kraftwagenverkehr,  See-  und  Binnenschiffsverkehr. 
Luftfahrt,  außerdem  auch  die  Transport  g  e  w  e  r  b  e. 

Das  ganze  Buch  ist  mit  wohltuender  Klarheit  und  Kürze 
utschrieben ;  wer  sich  noch  genauer  imterrichten  will,  findet 
.•illenthalben  die  Quellen  angegeben,  ^längel  haben  wir  nicht  ge- 
funden (höchstens  mochten  wir  erwähnen,  daß  unseres  Erachtens 
das  Recht  der  Planfeststellung  nicht  auf  den  Rcichsverkehrs- 
niinistcr  übergegangen  ist  —  eine  Streitfrage,  die  aber  noch  ent- 
schieden werden  muß). 

(iegenüber  früheren  Darstellungen  von  beamteter  Seite  weht 
durch  das  Buch  insofern  ein  neuer  ^^'ind,  als  die  Eisenbahnen 
nicht  mehr  als  Staatseinrichtungen.  Verwaltungen,  Behörden  an- 
gesehen werden,  sondern  daß  sie  als  das  behandelt  werden,  was 
sie  wii-klich  sind:  als  dem  Verkehr  dienende  tech- 
nisch-wirtschaftliche Großunternehmen.  Den 
künftigen  Auflagen  möchten  wir  wünschen,  daß  dieser  Gedanke 
noch  schärfer  zum  Ausdruck  kom.mt.  Die  Technik  ist  etwas 
kurz  weggekommen;  es  sind  eigentlich  nur  einzelne  Teilgebiete 
erörtert.  Wir  möchten  hierfür  künftig  eine  umfassendere  Dar- 
stellung befürworten. 


Verkchrstcchnische  Woche 


Verschiedenes 


38 


Aber  das  sind  nur  kleine  .Mangel,  die  bei  der  ersten  Be- 
arbeitung eines  so  umfangreichen  Gebietes  selbstverständlich 
sind,  den  Gesamtwert  aber  nicht  herabsetzen.  Wir  wünschen 
dem  Buch  jedenfalls  weite  Verbreitung.  Prof.  Blum. 

Walther  Rathenau  von  Professor  Dr.  Gaston  Raphael 
(Paris),  in  deutscher  Bearbeitung  und  mit  kritischen  An- 
merkungen versehen  von  Dr.  Rudolf  B  e  r.g  e  r  (Berlin).  Ernst 
Litfaß'  Erben,  Berlin,  228  Seiten,  8«.    15  M. 

W'ohl  das  Bild  keines  unserer  im  öffentlichen  Leben  stehen- 
den Männer  ist  mehr  von  der  Parteien  Haß  und  Gunst  verwirrt, 
als  das  Walther  Rathenaus.  Die  Zahl  derer,  die  ihn  verehren  ist 
Legion,  aber  ihnen  steht  doch  eine  Unzahl  voh  Verlästerern  des- 
selben Mannes  gegenüber,  die  ihn  als  ,, fremdstämmigen  Schädling 
und  Reichsverderber"  bekämpfen.  Unter  diesen  Umständen  ist 
die  vorliegende  Schrift,  die  den  ehemaligen  deutschen  Wiederauf- 
hauminister  im  Spiegel  unserer  Feinde  zeigt,  besonders  zu  be- 
grüßen. Sie  gibt  mit  einer  anerkennenswerten  Objektivität  ein 
anschauliches  Bild  von  Walther  Rathenaus  Werdegang  sowie 
einen  erschöpfenden  und  klaren  Leberblick  über  die  Schriften 
dieses  auf  theoretischem  wie  praktischem  Gebiet  gleich  hervor- 
ragenden Nationalökonomen,  Technikers  und  Großindustriellert. 
—  Wir  sehen,  wie  sich  Emil  Rathenau,  der  Vater  unseres  Helden, 
m  einem  ehemaligen  Tanzsaal  in  Berlin  eine  kleine  Maschinen- 
werkstatt einrichtet  und  wie  sich  aus  diesen  bescheidenen  An- 
fängen in  geradezu  märchenhaftem  Aufstieg  die  Allgemeine 
Elektrizitätsgesellschaft  entwickelt.  Wir  verfolgen  Walther 
Rathenaus  blendende  Laufbahn,  die  ihn  über  den  Posten  eines 
,, Präsidenten  der  A.  E.  G."  zur  Stellung  eines  Diktators  der  ge- 
samten Industriellen  und  Handel  treibende:!  Deutschlands  führt. 
Ränke,  die  durch  seine  politischen  und  sozialen  Ansichten  sowie 
durch  seine  jüdische  Abstammung  veranlaßt  waren,  verscheuch- 
ten ihn  aus  den  Staatsgeschäften.  Wir  finden  ihn  wieder  in 
Bern,  wo  er  damit  beschäftigt  ist,  der  deutschen  Industrie  neue 
Wege  für  den  nach  Friedensschluß  bevorstehenden  Wirtschafts- 
kanipf  zu  bahnen.  Wir  sehen,  wie  er  nach  dem  völligen  mili- 
tärischen Zusammenbruch  durch  seinen  „Aufruf  an  alle,  die  der 
Haß  nicht  blendet"  leider  ohne  Erfolg  versucht,  bei  den  Neu- 
tralen und  bei  Amerika  Stimmung  für  einen  Verständigungs- 
frieden zu  machen.  — 

Aber  den  breitesten  Raum  des  vorliegenden  Werkes  nimmt 
die  kritische  Besprechung  der  philosophischen  Lehren  dieses 
..Idealisten  unter  den  Industriellen  ein.  In  vielen  Zügen  ist 
Rathenau  Nietzsche  verwandt.  Nicht  nur,  daß  er,  wie  dieser, 
seine  Lehre  mit  der  begeisterten  Sprache  eines  Propheten  dar- 
stellt, in  kurzen  sprühenden  Aphorismen,  in  sichtlicher  Anord- 
nung und  häufiger  Wiederholung  einer  und  derselben  Idee;  auch 
seine  (bedanken  sind  stark  von  dem  Verfasser  Zarathustras  be- 
einflußt. Ein  Cieschöpf  der  Grenze  ist  der  Mensch,  ein  Uebergang 
\on  der  auch  im  Tierreich  zu  findenden  zweckhaft-intellektucllen 
Geistesform  zu  der  höheren,  zweckfreien,  überweltlichen.  ,,Die 
Ideale  dienen  uns  nicht,  sondern  wir  dienen  ihnen  und  sind  be- 
reit,, uns  ihnen  zu  opfern.  Was  wir  schaffen,  geschieht  aus 
tiefstem,  wissenlosem  Drang,  was  wir  lieben,  ersehnen  wir  mit 
göttlicher  Kraft!"  — 

Als  die  Aufgabe  aller  Denkenden  stellt  Rathenau  die  Reform 
der  gegenwärtigen,  sozialen  Ordnung  hin.  Das  charakteristische 
Merkmal  der  heutigen  Zeit  bezeichnet  er  als  „Mechanisierung", 
d.  h.  die  Menschheit  ist  durch  die  Entwicklung  des  Verkehrs  und 
die  Arbeitsteilung  in  einen  Zustand  derartiger  Abhängigkeit  von- 
einander geraten,  daß  einer  nicht  mehr  ohne  den  andern,  kein 
X'olk  mehr  ohne  die  übrigen  \'ölker  existieren  kann,  daß  viel- 
mehr alles  auf  dem  „vollen  Spiel  des  Mechanismus"  beruht. 
Diese  Mechanisierung  hat  den  Vorteil,  daß  die  Erde  mehr  Men- 
schen wie  früher  ernähren  kann  und  daß  diese  Menschen  un- 
gleich mehr  Bedürfnisse  befriedigen  können,  als  ihre  früher  zer- 
streut lebenden  Vorfahren.  Sie  hat  aber  den  großen  Nachteil, 
daß  sie  die  Seele  tötet.  Der  alte  Handwerker,  der  ein  Gerät  um 
seiner  selbst  willen  und  im  Hinblick  auf  die  Vollendung  fertigte, 
fühlte  noch  etwas  vom  „Schöpfer"  in  sich.  Heute  steht  die 
VVeltarbeit  vom  Feldherrn  bis  zum  Postboten,  vom  Tagelöhner 
bis  zum  Finanzmann  unter  dem  Druck  des  Akkord-  und  Rekord- 
.systems.  Das  Qualitätsgefühl  verschwindet.  Wir  stehen  im 
Zeichen  der  Submission,  ein  Mindestmaß  von  durchschnittlicher 
Güte  wird  verlangt  und  im  übrigen  entscheidet  der  billigste 
Preis.  Besonders  leiden  unter  der  Mechanisierung  die  arbeiten- 
den Schichten,  die  durch  die  „unerbittliche  dreifache  Erbfolge" 
des  Besitzes,  des  Standesvorrechts  und  der  Bildung  von  den 
Kulturgütern  fern  gehalten  werden.  Wie  ist  diesem  Zustand  ab- 
zuhelfen? Nicht  durch  Rückkehr  zu  den  alten  patriarchalischen 
Formen,  sondern  durch  wirtschaftliche,  sittliche,  politische  Er- 
neuerung. 

Es  kann  nicht  im  Rahmen  dieser  Besprechung  liegen, 
Rathenaus  Lehre,  wenn  auch  nur  auszugsweise,  hier  wiederzu- 
geben. Erwähnt  sei  nur,  daß  er,  sowohl  den  Sozialismus,  wie  den 
Individualismus  ein  gutes  Stück  ihres  Weges  begleitet,  ohne 
beiden  bis  in  ihre  lezten  Konsequenzen  zu  folgen.  Er  befreit 
sich  von  dem  einen,  wie  dem  andern,  um  nach  Möglichkeit  in 
einer  höheren  Synthese  die  materialistische  mit  der  individua-' 


listischen  Weltauffassung  zu  versöhnen.  An  den  Werken 
Rathenaus  kann  man  heute  nicht  achtlos  vorübergehen.  Jedem, 
der  sich  mit  diesem  Denker  vertraut  machen  will,  aber  keine 
Zeit  hat,  sich  durch  seine  sämtlichen  Werke  hindurchzulesen,  sei 
die  vorliegende  Schrift  aufs  beste  empfohlen.  Darauf  —  wie  der 
deutsche  Bearbeiter  in  seinem  Vorwort  mit  Recht  sagt  —  sich 
mit  Rathenaus  tiefgründigen  Ausführungen  und  Auffassungen 
sachlich  auseinanderzusetzen,  muß  auch  der  überzeugteste 
„Nationalist"  von  rechts  den  größten  Wert  legen,  wenn  anders 
er  nicht  als  Fanatiker  gelten  will. 

Dr.  jur.   Baerensprung  -  Göttingen. 

RECHT  UND  VERWALTUNG 

S  S  Polnische  Bergrevierämter  in  Oberschlesien.  Dem  Ver- 
nehmen nach  soll  die  behördliche  Bergbauorganisation  Ober- 
schlesiens von  polnischer  Seite  derart  geregelt  werden,  daß  je 
ein  Bergrevieramt  in  Kattowitz,  Königshütte,  Ryb- 
n  i  k  und  T  a  r  n  o  w  i  t  z  eingerichtet  wird.  Zusammengefaßt 
sollen  diese  Aemter  durch  ein  Oberbergamt  in  Kattowitz 
werden,  das  dem  schlesischen  Departement  beim  Ministerium 
für  Handel  und  Industrie  in  Warschau  unterstellt  werden 
wird.  Entsprechend  der  Einteilung  nach  Bergrevierämtern  soll 
eine  Gliederung  der  Gewerkinspek.torate  erfolgen. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

SJDie  „Deutschen  Werke",  die  durch  die  Uebergriffe  der 
Ententekommission  in  letzter  Zeit  im  Mittelpunkt  des  Interesses 
gestanden  haben,  legen  ihre  Bilanz  für  das  Rechnungsjahr  1920 
(Juni — Dezember)  vor.  Bekanntlich  sind  die  Heeres-  und  Ma- 
rinewerkstätten auf  Beschluß  der  Nationalversammlung  vom 
•30.  April  1919,  soweit  sie  sich  dazu  eigneten,  unter  der  Firma 
Deutsche  Werke  A.  G.  auf  Friedensfabrikation  umgestellt  wor- 
den. 

Trotz  der  erschwerenden  Umstellungsarbeit  und  der  Wirt- 
schaftskrise im  September  1920  wird  der  Grad  der  Beschäftigung 
als  noch  zufriedenstellend  angegeben.  Zur  Uebernahme  der 
Grundstücke,  Gebäude,  Betriebsmaschinen  und  Vorräte  wurde 
durch  den  Etat  1919  eine  Summe  von  495  Mill.  M.  bewilligt. 
X'erausgabt  für  Liquidation  der  alten  Betriebe  wurden  65  Mill. 
Mark;  von  den  restlichen  430  Mill.  Mark  wurden  100  Mill.  Mark 
Aktien  und  330  Mill.  Mark  Genußscheine,  die  an  einer  Dividende 
über  5  %  teilnehmen,  in  die  Hände  des  Reichs  gegeben.  Die 
dadurch  kreditierte  Summe  würde  auf  Rücklagen,  Abschreibun- 
gen und  weitere  Umstellungskosten  verwandt.  Nach  der  auf- 
gestellten Gewinn-  und  Verlustrechnung  stellteir  sich  die  Er- 
trägnisse auf  171,43  Mill.  Mark,  die  auf  Gründungskosten  Ge- 
neralunkosten, Rückstellungen  und  Abrechnungen  verteilt  wor- 
den sind. 

SS  Austauschbau.  Anfang  Dezember  1921  hat  im  Hause  des 
V.  D.  J.  in  Berlin  die  von  der  Arbeitsgemeinschaft  deutscher 
Betriebsingenieure  eingerichtete  Vortragsreihe  über  „Austausch- 
bau" mit  dem  Vortrag  des  Dr.-Ing.  K  i  e  n  z  1  e  über  ,,Die  Grund- 
lagen des  Austauschbaues"  begonnen.  Ueber  den  Inhalt  wird 
berichtet:  Redner  gab  einen  Ueberblick  über  das  große  zur 
Behandlung  stehende  Gebiet.  Die  Frage  des  Austauschbaues 
beschäftigt  zurzeit  in  unseren  Maschinenfabriken  Konstrukteure 
wie  Betriebsleiter.  Der  Austauschbau,  d.  h.  die  Herstellung 
austauschbarer  Maschinenteile,  ist  die  Grundlage  jeder  zeitge- 
mäßen Fertigung.  Alle  mit  dem  Austauschbau  zusammenhän- 
genden Fragen  sind  durch  die  Arbeiten  des  Normenausschusses 
der  deutschen  Industrie,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Verein- 
heitlichung der  aPssungen,  Lehren  und  Werkzeuge  außer- 
ordentlich gefördert  worden.  Die  gesamte  Vereinheitlichung 
erreicht  nur  dann  ihren  Zweck,  wenn  sich  eine  Fabrik  entweder 
die  genormten  Teile  in  Mengen  herstellt,  damit  sie  die  Vorteile 
der  Maschinenfabrikation  ausnützt,  und  sie  vom  Normteillager 
weg  ohne  jede  Nacharbeit  einbaut,  oder  wenn  die  Teile  von 
Spezialfabriken  bezogen  werden  und  überall  passen.  An  letzte- 
rem hat  vor  allem  der  Verbraucher  ein  großes  Interesse,  Räder 
für  landwirtschaftliche  Maschinen,  Sättelstützen  und  Fahr- 
räder, elektrische  Glühlampen,  Federbolzen  für  Kraftfahrzeuge, 
Präzisionswerkzeuge  wie  Fräser,  Spiralbohrer,  .  Reibahlen 
können  nur  dann  erstklassige  Stapelware  sein,,  wenn  sie  wirk- 
lich stets  gut  und  richtig  in  ihre  Gegenstücke  passen.  Das  aber 
ist  das  Wesen  des  Austauschbaues.  Die  einzelnen  Vorträge 
sollen  vor  allem  denen  Aufklärung  bringen,  denen  es  bisher 
nicht  möglich  war,  die  zahlreichen  \'^eröffentlichungen  auf  diesem 
Gebiet  zu  verfolgen  und  durchzuarbeiten. 

SS  Schwedische  Industrieerzeugnisse  nach  Rußland.  Mit 

der  Lieferung  von  W  a  ss  e  r  t  u  r  b  i  n  e  n  für  eine  bei  Volchow 
in  Rußland  im  Bau  befindliche  Wasserkraftstation  ist  die 
schwedische  Firma  Nydaquist  &  Holm  in  Trollhätten  beauftragt 
worden.  Die  Bezahlung  soll  in  der  Weise  erfolgen,  daß 
schwedische  Banken  den  Auftrag  kreditieren  und  dafür  Kon- 
zessionen auf  russische  Wälder  zugesichert  erhalten. 


Verantwortlich  für  die  Schriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg. -Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
technischen Teil ;  für  den  geschäftlichen  Teil :  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreibcrstr.  34-35.    Verlag  und  Druck  :  G  u  i  d  o  H  a  <■  k  e  b  e  i  1  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  -Stallschreiberstr.  34-35. 
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Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen 
Mitteilungen  des  Eisenbahnzentraiamtes,  der  Bau-  und  Belriebsämter 

Tag  der 
Eröffnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M         j  von 

Die  .Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

2S.  I.  1922 
mittags  12  Uhr 

Erd-  und  Maurerarbeiten  zur  Herstellung  eines  Schutzbauwerkes 
im  Dtlsseldorfer  Einschnitt,  km  20,3  der  Strecke  Mühlhausen — 
Treffurt  und  zwar:  3500  cbm  Felsen,  560  cbm  Bruchsteinmauerwerk 
und  310  cbm  Betongewölbe 

12. — 
(nicht  in  Brief- 
marken) 

Eisenbaiui- 
amtsgebäude 
Eisenach  und 
Bahnmeisterei 
Heyerode 

Eisenbahnbetriebsamt  Eisenach, 
Clemensstr.  27,  Zimmer  17 

4  Wochen 

200  000  Hintermauerungs-  bzw.  Kalksandsteine  zu  kaufen  gesucht. 
Teillieferungen  zulässig.    Es  kommt  nur  Sichtware  in  Frage. 

- 

Eisenbahnbetri  ebsamt 
Frankfurt/Oder 

28.  I.  1922 
vorm   II  Uhr 

Verkauf  24  alter,  ausgemusterter  Lokomotiven. 

7. —  in  bar 

Hräsidialbüro 
Cassel. 
Kölnische  Str.  81 

Ma>ichinentechnisches  Büro  der 
Eisenbahndirektion  Cassel 

18.  2.  1922 

28.  I.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  elektrische«  Baustoffen.  Vertragserfüllung  bis 
31.  März  1922. 

4  Frs.  oder 
M  12.— 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  128 

7.  2.  192J 

2.  2.  1922 
vorm.  10  Ulir 

Lieferung  von  150000  Lampenzylindern,  3000  Aufsatzgläsern,  3000 
Einsatzgläsern,  3000  Standgläsern  und  3000  Korken  mit  Glasröhrchen. 
Vertragserfüllung  Ende  Mai  1922. 

3  Frs.  oder 
M  12. — 

Eisenbahndirektion  des  .Saarge- 
bietes Saarbrücken,  ZentralbOro 
Zimmer  128 

23.  2.  19-22 

I.  2.  1922 
vorm.  Ii'/., Ulir 

Erd-,  Maurer-,  Asphalt-,  Zimmer-  und  Stakerarbeiten  zum  Bau  des 
Stellwerkes  „Ag"  in  km  44,0  45,  der  Strecke  Großenha  n — Cottbus 
am  Bahnhof  Seuftenberg  ^ca  50  cbm  Mauerwerk).  Vollendungsfrist 
10  ^Vochen. 

M  20. —  (Nachn. 
ausgeschlossen) 

Eisenbahn-Bauabteilung 
Seuftenberg  iLaus.) 

2  Wochen 

28.  1.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Erd-,  Maurer-,  Eisen-  (16  t),  Zimmer-,  Dachdecker-,  Glaser-  und 
Spenglerarbeiten  zur  Herstellung  von  LadebühnenOberdachungen  im 
Hauptgüterbahnhof  Frankfurt  a.  M. 

M  7.20  bzw. 
10.80,  7.20,  6. — 
4.80,  6  — 

Eisenbahn- 
Betriebsamt  I 
Frankfurt  a.  .M., 
Poststraße  6 

Eisenbahn-Betriebsamt  2 
Frankfurt  n.  M  ,  Zimmer  47 

- 

27.  I.  1922. 
vorm.  I  r  Uhr 

Lieferung  von  5000UO  Hintermauersteinen  für  weitere  Erweiterungs- 
bauten auf  der  Hauptwerkstätte  Sebaldsbrück. 

6.—  ■ 

Kiscnljah  n- 
B  luabteiUing 
Sebaldsbrüik 

b.  Bremen 

Eisenbahn-Bauabteilung 
OcoaiusorucK  0.  oieiiieii 

17.   2.  1922 

28.  I.  1922 
vorm.  I r  Uhr 

Verkauf  von  40  Stück  ausgemusterten  Lokomotiven  der  Gattungen 
3>  3  4>  ^  lOi  "  3i  "  4i  H  3,  H  4,  1  3,  1  4,  1  4,  1  13,  1  13. 

10. — 

Präsidialbüro 
der  Eisenbahn- 
direktion Erfurt, 
Konto-Nr. 

13578 
Postscheckamt 
Erfurt 

Vorstand  des  technischen  Büros 
der  Eisenbahndirektion  Erfurt 

3  Wochen  nach 
£röf  fnun^sts^ 

28.  1.  1922 
vorm.  1 1  V2  Uhr 

Verkauf  von  47  Lokomotiven  verschiedener  Gattung  und  eine  feste 
Dampfmaschine  zum  Zerlegen. 

6.50 

Eisenbahn- 
direktion Stettin 

Rechnungsbüro  der  Eisenbahn- 
direktion Stettin, 
Lindenstr.  19/20 

25     2.  IQ22 

30.  I.  1922 
vorm.  JE  I  Uhi 

Anstreicharbeiten  für  den  Xeubau  eines  Dojipelwohnhauses  für  zwei 
mittl.  Beamte  m  ^Veilerswist  bei  Oöln. 

'5  — 

Eisenbahn- 
bauabtei ung 
Weilerswist 

„Di  ppelwohnhaus  Weilerswist" 
Eisenbahnbauabteilung 
Weilerswist 

nach  2  Woch»  n 

1,   2.  1922 

niittAg's  12  Utir 

Ausführung  der  Eid-,  Maurer-  u.  Zimmerarbeiten  für  den  Neubau 
eines  lo-Familienhauses  auf  Bahnhof  Fraustadt 

M  30.— 

Eisenbahn- 
Betrie'  samt  i 
Glogau 

„Erd-,  Maurer-  u.  Zimmerer- 
srbcitcii  für  lO'F'sm.'Hsus 
Fraustadt", 
Eisenbahnbetriebsamt  i,  Glogau 

3.  2.  1922 
vorm.  II  1/4  Uhr 

Lieferung  und  Herstellung  eines  Filterbrunnens  für  die  Wasserver- 
sorgung auf  Bahnhof  Kirchweyhe  (Bez.  Biemen). 

9  —  in  liar 

Geschäftsraum 

der 
Bauabteilung 
Rotenliurg 
(Hann.) 

Eisenbahnbauabte  lung 
Rotenburg  (Hann.) 
Bremerstraße 

nach  2  Wociien 

7.  2.  1922 
initta_£^s  12  lUir 

Lieferung  von  etwa  370  qm  schmiedeeisernen  P'enstern  für  die  Nord- 
front des  Erweiterungsbaues  des  Bahnhof  Friodrichstraße  in  Berlin. 
Frist  für  die  Vertragserfüllung  10  Woehen. 

7.20 

für  da  Angebot- 
heft u,  20. — 

für  die 
Zeichnungen 

Geschäftszimmer 
der  Eisenbahn- 
bauabteilung 2 
Berlin 

Eisenbahubauabteilung  2  Berlin, 
l^rin2-Loui  s--Fd  dinnrifisti-  12 

20.    a.  IQ22 

8.  2  1922 
vorm-  II  Uhr 

Verlegung  eines  durchgehenden  Hauptgleises  und  von  Weichen 
und  Nebengleisen  auf  der  rund  8  km  langen  Teilstrecke  Rhein- 
bach— Ollheim  der  Xeubaustrecke  Dernau — L-iblar. 

M  25.- 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Weilersw  ist 

,, Oberbau    Rheinbach  — Ollheim" 
Eisenbahnbau  Verwaltung 
Weilerswist 

3  Wochen 

8.  2.  1922 
vorm.  IG  Uhr 

Lieferung  von  20000  kg  Einheitslagermetall,  3000  kg  Regelv\eißmetall, 
15000  kg  Armaturrotguß.    Vertragserfüllung:  Ende  März  1922. 

3  Frs.  oder 
M  12.— 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saargebietes 
Saarbrücken 
Zentralbüro 

Z  mmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  Zentralbtlro 
Zimmer  128 

15.  2.  1922 

4.  2.  1922 
mittai^s  12  Uhr 

Herstellung  eines  45  m  hohen  Dampfschorusteines  auf  (iüterbahuhof 
Eisenach. 

9-  — 

Eisenbahn- 
betriebsamt 
Eisenach 

ICisenbahnbetriebsaml  Eisenach, 
Zimmer  17.  .Aufschrift: 
.,Dampfschomstein  Eisenacli" 

3.   2.  IQ22 

vorm.  1  1  Vh] 

-VuslOhrung  der  Eid-,  Beton-  und  .Maurerarbeiten  zur  Erweiterung 
ilt  s  Oberbaustoffschuppens  auf  Bahnhof  Cöln-Nippes. 

M  40.— 
von  8—4  Uhr 

Dienstgel>äude 
der  Bauabt'g.  I, 
Cöln-Nippes, 
Merheimerstr. 
220 

Eisenbahn  -  Bauabteilung  I 
Cöln-Nippes, 
Merheimerstr.  220 

10.  2.  1922 
vorm.  1 1  Ulir 

Maurerarbeiten,  ausschließlich  Materiallieferung  zur  Erbauung  eines 
4-Familienhauses  auf  Bahnhof  Sangerhausen  (Speiclierstr.)  umfassend: 
245  cbm  Bodenaushub,  130  cbm  Stampfbeton,  155  cbm  Ziegelstein- 
mauerwerk, 125  qm  massive  Kellerdecken,  300  qm  Balkendecken  usw. 
Ausführungsfrist :  6  Monate. 

1 

1  10.— 

Eisenbahn- 
Betriebsamt  1 
in  Nordhausen 

und 
Bahnmeisterei 
San^erhausen 

Eisenbahubetriebsamt  I 
in  Nordhausen 

4  Woclien 
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Nachdrück  des  gesamten  Inhalts  dieser  Zeitschrift  ist  verboten 


DIE  UNWIRTSCHAFTLICHKEIT  DES  PERSONENVERKEHRS 

VON  MINISTERIALRAT  DR.-ING.  TECKLENBURG.  BERLIN 


Die  Selbstkosten  für  ein  Wasenachskilometer  aller  Art  ohne 
Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals  haben  im  Jahre 
1820  bei  den  ehemals  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  rund 
128,6  Pf.  betragen;  die  inzwischen  eingetretene  Steigerung  der 


kilometer  entfallen  also  an  Einnahmen  rund  96,3  Pf.,  denen  an 
Ausgaben  rund  213,6  Pf.  gegenüberstehen.  Der  Personenver- 
kehr hat  demnach  äußerst  unwirtschaftlich  gearbeitet  und  mit 
einem    erheblichen    Fehlbetrag   abgeschlossen.     Nun   ist  aller- 


Tafel  1 


A  B  Bü 

C  Cü 

Schlaf 

ABB 

B  C  C 

c  c 

B 

B  C 

C 

D 

4 

4 

6 

4 

4 

4 

3 

3 

3 

3 

Beschaffungskosten   Mark 

750  000 

564  000 

1000000 

500  000 

450  000 

400  000 

288  000 

260  000 

242  000 

168  000 

Täglich  zurückgelegte  Wege- 

strecke  km 

417 

:S44 

370 

222 

270 

225 

205 

133 

184 

170 

Für  Verzinsung  und  Tilgung 

• 

je  km  Pf 

[4ii,27 

44,92 

74,05 

61,71 

45,66 

48,71 

38,49 

53,56 

36,03 

27,07 

Preise  auf  allen  Gebieten  sowie  die  Erhöhung  der  Gehälter  und 
Löhne  der  Angestellten  und  Arbeiter  werden  die  Kosten  um 
mindestens  50%  haben  ansteigen  lassen,  so  daß  sich  das  Wagen- 
achskilometer aller  Art  zur  Zeit  auf  etwa  193  Pf.  stellen  wird. 


dings  der  Monat  Oktober  1921  insofern  ein  ungünstiger,  als  er 
geringere  Einnahmen  aufweist,  als  die  Monate  des  starken 
Sommerreiseverkehrs,  und  weil  noch  die  Tarifsätze  vom  April 
1921  in  Geltung  waren,  während  bei  den  Ausgaben  bereits  die 


Tafel  2. 


Tarifgebühren 
in  Pfennigen  je  km 


1. 

2. 

3. 

4. 

Klasse 

Einheitssatz 

76.1 

42,3 

25,4 

16,9 

Schnellzugzuschlag 

13,3 

1.8,3 

6,7 

Zusammen 

89,4 

55,6 

32,1 

16,9 

Schlafwagengebühr 

19,0 

74,6 

■ 

Wagen- 
gattung 


Vorhandene  Plätze 


1.  2. 


Klasse 


Einnahme  in  Mark  je  km 
bei  voller  Besetzung 


D-Zug 


Klasse 


Eil-  und  Personenzug 


1. 


2. 


3. 


Klasse 


A  B  B  ü 

8 

30 

CG  ü 

64 

ABB 

8 

33 

BC  C 

20 

48 

C  C 

76 

B 

30 

BC 

12 

34 

C 

50 

D 

7,15 


60 


16,88 


20,54 


1  Schlaf  m.  20Plätz. 
bringt  14.92  M. 


6,09 


13,96 

8,46 

12,19 

19,30 

12,69 

5,08 

8,64 

12,70 

10,14 


Nimmt  man  an,  daß  das  Verhältnis  der  Kosten  des  Personen- 
verkehrs zu  denen  des  Güterverkehrs  gleich  1,16  : 1  ist,  so  kostet 
zur  Zeit  das  Wagenachskilometer  im  Personenverkehr  213,6  Pf-, 
im  Güterverkehr  184,1  Pf. 

Im  Monat  Oktober  1921  wurden  rund  623  000  000  Wagen- 
achskilometer im  Gesamtpersonenverkehr  geleistet  und  an  Ein- 
nahmen rund  600  Millionen  Mark  erzielt;  auf  das  Wagenachs- 


vom  1.  Oktober  ab  geltende  Erhöhung  der  Bezüge  und  die 
sonstige  Preissteigerung  berücksichtigt  ist.  Die  Spannung  zwi- 
schen Erlös  und  Ausgabe  zeigt  aber,  wie  dringend  nötig  die 
inzwischen  verfügte  SOprozentige  Erhöhung  der  Tarife  war, 
und  daß  sie  noch  weit  hinter  dem  wirklich  erforderlichen  Aus- 
maße zurück  geblieben  ist.  Angesichts  dieses  ungünstigen  Er- 
gebnisses liegt  es  nahe,  den  Versuch  zu  unternehmen,  den  Ur- 
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Sachen  der  Unvvirtschaftlichkeil  des  Personenverkehrs  nachzu- 
gehen, die  schätzungsweise  auf  die  verschiedenen  Wagenklassen 
und  Zuggattungen  entfallenden  Kosten  zu  betrachten  und  diese 
ihren  Einnahmen  gegenüber  zu  stellen.  Selbstverständlich  kön- 
nen derartige  Untersuchungen  nur  Annäherungswerte  sein,  eine 
genaue  Kostentrennung,  sowohl  der  Betriebskosten  als  auch 
der  Wagenbeschaffungskosten  ist  natürlich  nicht  möglich,  aber 
—  mit  dem  nötigen  Vorbehalt  behandelt  —  gestatten  die  Ergeb- 
nisse einer  solchen  Untersuchung  doch  immerhin  wertvolle 
Rückschlüsse. 

Die  Annahme  über  die  Betriebskosten  gehen  aus  von  den  in 
Nr.  47/48  für  1921  dieser  Zeitschrift  gegebenen  Ermittlungen, 
bei  denen  die  Kosten  für  ein  Wagenachskilometer  bei  den  stati- 
stischen Normalzügen  in  Schnellzügen  auf  l.S0,6  Pf.,  in  Perso- 
nenzügen auf  144,3  Pf.  angegeben  wurden;  hierzu  ist  ein 
.">Oprozentiger  Aufschlag  gemacht,  so  daß  die  Kosten  für  Schnell- 
züge sich  auf  196  Pf.,  für  Personenzüge  auf  217  Pf.  je  Wagen- 
achskilometer stellen.  Da  es  sich  bei  der  vorliegenden  Unter- 
suchung um  die  Kosten  für  die  verschiedenen  Wagenklassen 
handelt,  müssen  hierzu  die  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Til- 
gung der  Wagen  hinzugerechnet  werden. 

Sie  sind  in  Tafel  1  zusammengestellt. 

Die  Beschaffungskosten  der  einzelnen  Wagengatturgen  sind 
hierbei  schätzungsweise  nach  den  zuletzt  gezahlten  Pr  ;isen  an- 
genommen worden;  als  Durchschnittslebensdaucr  sind  20  Jahre 
und  für  Verzinsung  5%  gerechnet.  Um  einen  Anhalt  über  die 
Leistungen  zu  gewinnen,  sind  aus  einer  Reihe  von  Zugbildungs- 
plänen die  von  den  einzelnen  VVagengattungen  täglich  zurück- 
gelegten Wegestrecken  berechnet  und  ein  entsprechender  Zu- 
schlag für  R(>er\-e  angenommen  worden.  liiese  Zahlen  sind 
für  die  Untersuchung  beiljehalten  worden,  um  diese  auf  eine 
tatsächliche  (irundlage  zu  stellen,  obwohl  es  sonst  vielleicht 
nahe  gelegen  hätte,  eine  errechnete  Durchschnittszahl  anzu- 
nehmen. Die  hieraus  sich  ergebenden  .Vbweichungen  sind  je- 
doch so  geringfügig,  die  Wagenvorhaltungskosten  gegenüber 
den  Betriebskosten  so  tinerheblich,  daß  eine  Berichtigung  der 
Zahlen  nicht  erforderlich  erschien. 

Den  aus  den  Wagenvorhaltungskosteu  ntid  den  Betriebs- 
kosten sich  zusammensetzenden  Gesamtkosten  sind  die  Einnah- 
men gegenüber  zu  stellen.  Ihre  Ermittlung  ist  in  Tafel  2  dar- 
gestellt. 

Der  Schnellzuschlag  beträgt  in 

1./2.  Klasse       3.  Klasse 
:mf  Entfernungen  von   1—75  km  10,00  M.  5,00  M. 

auf  Entfernungen  von  76— 150  km          20,00,.  10  00,, 

auf  Entfernungen  über     150  km          30,00  „  15,00  „ 

Es  ist  angenommen,  daß  jeder  Schnellzugreisende  durch- 
schnittlich 150  km  zurücklegt.  Dies  ergibt  dann  folgendes  Bild 
je  km: 

Das  (jcsamtcrgebnis  zeigt  Tafel  3. 


Besetzung  ist,  desto  ungünstiger  und  unwirtschaftlicher  ist  die 
Wagenklasse. 

Am  ungünstigsten  steht  der  Schlafwagen  da;  er  muß  von 
über  80%  von  zahlenden  Fahrgästen  benutzt  werden.  In- 
zwischen ist  bekanntlich  die  Erhöhung  der  Schlafwagengebülir 
erfolgt,  eine  Maßnahme,  deren  Berechtigung  hiernach  unbestreit- 
bar ist. 

Bemerkenswert  ist,  daß  gerade  die  4.  Klasse  darnach  die 
höchste  Besetzung  erfordert,  nämlich  67%.  Dies  ist  ein  Beweis 
dafiir,  daß  diese  Klasse  noch  die  verhältnismäßig  günstigsten 
Tarife  hat;  sie  sind  stets,  soweit  irgend  möglich,  geschont  wor- 
den und  blieben  deshalb  am  weitesten  hinter  dem  Satz  zurück, 
den  die  Selbstkostendeckung  verlangen  würde.  Aus  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Erwägungen  heraus  ist  das  zu  begrüßen, 
vom  finanziellen  Standpunkt  der  Verwaltung  aber  ist  es  ein 
Nachteil.  Die  Einnahmen  aus  der  4-  Klasse  sind  von  jeher  von 
großer  Bedeutung  gewesen;  sie  haben  früher  etwa  .35%  der  (ie- 
samteinnahme  aus  dem  Personenverkehr  ausgemacht,  etwa  die 
Hälfte  alles  gefahrenen  Personenverkehrs  entfiel  auf  die 
IV.  Klasse,  und  jetzt  wird  ihr  Anteil  zweifellos  noch  größer 
geworden  sein,  und  gerade  hier  bietet  die  Verwaltung  die  für  sie 
verhältnismäßig  ungünstigste  Preisbemessung.  Gewiß  bietet  die 
4.  Klasse  den  anderen  Klassen  gegenüber  manche  erheblich  ins 
Gewicht  fallende  Unbequemlichkeiten  für  die  Reisenden;  für 
die  Eisenbahnverwaltung  ist  aber  die  Beförderungs- 
leistung an  sich  ausschlaggebend  für  ihre  Selbstkosten, 
nicht  die  äußere  Form,  in  der  sie  sich  vollzieht.  Nicht  die 
Kosten  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Wagen,  in  denen  die 
verschiedenartige  Ausstattung  der  Klassen  in  Erscheinung  tritt, 
beeinflussen  maßgebend  die  Selbstkosten,  .sondern  die  Be- 
triebskosten. 

Diese  Tatsache  muß  die  noch  vielfach  vorhandene  irrige 
Meinung  entkräften,  daß  die  Eisenbahn  aus  den  niederen  Wagen- 
klassen ihren  Verdienst  schöpfe,  während  sie  den  Reisenden  der 
höheren  Klassen  ein  viel  zu  geringes  Entgelt  für  die  ihnen  gc- 
boteneir  Annehmlichkeiten  abverlange.  Gerade  das  Gegenteil  ist 
der  Fall;  mögen  auch  absolut  genommen  die  Einnahmen  aus  den 
niederen  Klassen  den  Hauptanteil  an  den  Einkünften  aus  dem 
Personenverkehr  ausmachen,  so  sind  auch  die  hierfür  aufzuwen- 
denden Kosten  entsprechend  höher  und  bei  den  heutigen  Ver- 
hältnissen setzt  die  Eisenbahnverwaltung  an  den  niederen 
Klassen  am  meisten  zu. 

Demzufolge  erscheinen  die  Wagenklasseii,  vom  Standpunkt 
der  Wirtschaftlichkeit  betrachtet,  annähernd  in  der  Reihenfol-^. 
ihrer  Nummern. 

Der  Personenzug  steht  dabei  erheblich  ungünstiger  da  ai> 
der  Schnellzug,  was  seinen  Grund  in  dem  geringeren  Fahrpreis 
und  in  den  höheren  Betriebskosten  findet.  Auf  den  Wagenach>- 
kilometer  bezogen  ist  der  Personenzug  teurer  als  der  Schnell- 
zug, wobei  jedoch  bei  der  Verv/ertung  dieses  Ergebnisses  der 


Tafel  3 


1 

2               1  3 

4 

5 

6 

7 

Wagengatt  unu; 

Vorhandene  Plätze 
in 

K  i  1  0  m  e 
Einnahme  bei  voller 
Besetzung  mit  zah- 
lenden Fahrgästen 
in  Mark 

t  r  i 

sehe 

Kosten 
in  Mark 

Zur  Deckung  der 

Selbstkosten  ist 
eine  Besetzung  mit 
zahlenden  Fahr- 
gästen erforderlich 

Einnahme  in  Pf. 
bei  voller  Be- 
setzung mit  zahlen- 
den Fahrgästen 

für  den  Waeen  in 

in 

7o  der  Plätze 

für  1  Platzkilometer 

1.   i  2. 

1  4. 

1. 

2. 

3. 

2, 

3. 

4. 

1. 

3, 

4. 

1.      2.      3.  4. 

Klasse 

Klasse 

Klasse 

Klasse 

Pf. 

D-Zug 

1./2.  Klasse  (A  B  B  ü  4)*) 
3.  Klasse  (C  C  4  ü) 
Schlafwagen  (Schlaf  6) 

8 

30 
20 

u 

7,15 

16,68 
14,92 

2]',o4 

■ 

2.38 

5,95 
12.50 

8,21 

34 

36 
84 

40 

89.4  55,6  i  . 

.  I32.I 
74,6 

21,7 
12.^ 
62..") 

Eilzug 

1.  /2.  Klasse  (A  B  B  4) 

2.  /3.  Klasse  (B  C  C  4) 

3.  Klasse  (C  C  4) 

8 

33 
20 

48 
76 

6,09 

13,96 
8.46 

12.19 

19,30 

2,40 

5,98 
2,74 

5,48 
8,25 

40 

43 
33 

45 
43 

TO.  1  42.3 

42.3  25.4 
2.-1.4 

20. 1 
12.1 
lO.v 

Personenzug 

2.  Klasse  (B  3) 

2.  /3.  Klasse  (B  C  3) 

3.  Klasse  (C  3) 

4.  Klasse  (D  3) 

30 
12 

34 
50 

60 

■ 

12.69 

5,08 

8,64 
12,70 

lo.'u 

6,90 
2,35 

4,70 
6,87 

6,78 

55 
47 

55 
5.^ 

1)7 

42,3 
.     42,3  25.4 
2ö,4 
.  16.0 

2;).n 

I, -1.:; 

II,  - 

Entscheidend  für  die  Beurteilung  der  verschiedenen  Wagen-      Selbstkostenschätzung  nicht  außer  acht  bleiben  darf,  daß  dieM 


klassen  ist  die  Spalte  5  der  obigen  Zusaniinenstellung,  die  an- 
gibt, welche  Besetzung  mit  zahlenden  Fahrgästen  erforderlich 
ist  zur  Deckung  der  Selbstkosten.    Je  höher  die  erforderliche 


*)  Die  Zahlen  tiedeilten  dir  .\nz.ih!  drr  .\rlisrii. 


die  Ermittlung  der  Kosten  für  die  Züge  der  statistischen  Durch- 
schnittsstärken zum  Ziel  hatte. 

Nun  könnte  bei  oberflächlicher  Betrachtung  die  errechnete 
erforderliche  Besetzung  verhältnismäßig  gering  und  die  bei  vielen 
Zügen  festgestellte  tatsächliche  Besetzung  ausreichend  erschei- 
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iieii,  so  daß  die  eingangs  erwähnten  mit  dem  Personenverkehr 
verbundenen  \'erluste  nicht  recht  verstiindlich  würden.  Dem 
ist  aber  nicht  so.  In  der  Berechnung  war  angenommen,  daß  jeder 
besetzte  Platz  den  tarifmäßigen  Fahrpreis  erbringen  würde  und 
unter  dieser  Voraussetzung  v/ar  die  erforderliche  Besetzung  er- 
mittelt. Der  Durchschnittserlös  für  den  besetzten  Platz  bleibt 
jedoch  nicht  unwesentlich  hinter  der  tarifmäßigen  Gebühr  zurück. 

Die  zahlreichen  Vergünstigungen,  insbesondere  die  verhält- 
nismäßig sehr  billigen  Wochen-  und  Monatskarten,  drücken 
namentlich  in  den  niederen  Klassen  den  Durchschnittserlös 
herunter.  Im  Sifine  der  vorliegenden  Untersuchung  heißt  dies, 
(laß  nicht  nur  die  angegebene  Zahl  von  Plätzen  besetzt  sein  muß, 
um  die  Selbstkosten  zu  decken,  sondern  eine  beträchtlich  höhere. 
Nimmt  man  beispielsweise  an,  daß  in  der  4-  Klasse  infolge  dieser 
vielfachen  Preisermäßigungen  der  einzelne  Reisende  durchschhitt- 
lich  nur  %  des  Volltarifsatzes  einbringt,  so  würde  zur  Deckung 
der  .'Selbstkosten  nicht  eine  Besetzung  von  67%  ausreichen,  son- 
dern eine  solche  von  100%  erforderlich  werden,  und  selbst  hier- 
ir  it  würde  für  eine  Verzinsung  des  Anlagekapitals  —  mit  Aus- 
nahme der  in  die  Rechnung  eingeführten  Wagenkosten  —  noch 
nichts  erübrigt  sein.  Dazu  tritt  aber  noch  ein  anderer  ungün- 
stiger Umstand.  Der  Betrieb  verlangt  zur  Durchführung  des 
Fahrplans  Zug  und  Gegenzug.  der  Verkehr  dagegen,  insbeson- 
dere- der  ausschlaggebende  Berufsverkehr  und  in  ähnlicher  Weise 
ai  ch  der  Saisonverkehr,  wirft  zu  bestimmten  Zeiten  Verkehrs- 
wellen in  bestimmten  Richtungen,  die  nach  einer  gewissen  Zeit 
zurückfluten.  Die  unausbleibliche  Folge  für  den  Betrieb  ist  die 
ungleichmäßige  Besetzung  der  Züge;  den  Lastzügen  stehen  Leer- 
ip(lcr  wenigstens  unzureichend  besetzte  Züge  gegenüber,  die  durch 
<lie  unzureichende  Besetzung  nicht  voll  gedeckten  Kosten  dieser 
Züge  der  Leerrichtung  müssen,  wenn  nicht  das  Personentrans- 
portgeschäft  ein  verlustbringendes  sein  soll,  von  den  Zügen  der 
Lastrichtung  mit  gedeckt  werden.  Das  heißt  wiederum,  daß  die 
<  rrechnete  Besetzung  der  Züge  um  d  a  s  Maß  überschritten  wer- 
ilen  muß,  das  zum  Ausgleich  der  nicht  gedeckten  Kosten  der 
Züge  der  Leerrichtung  erforderlich  ist. 

Allgemein  ausgedrückt,  wenn  die  Ausgaben  für  einen  Zug, 
Wagen  oder  einer  bestimmten  Zahl  von  Plätzen,  mit  A,  die 
Einnahmen  bei  Erreichung  der  vollen  Tarifhöhe  mit  E  bezeich- 
net werden,  so  ist  die  zur  Deckung  der  Selbstkosten  erforder- 
liche Besetzung  B: 

A 


B  = 


E  ■ 


Kommen  statt  der  Einnahme  E  infolge  der  Tarifvergünsti- 
iungen  nur  e  %  von  F.  .nuf.  so  wird  die  nunmehr  erforderliche 
l'eseizung 


A 

e 


B  • 


J 


und  sind  außerdem  auch  noch  die  Kosten  A'  für  die  Leerfahrt 
-  entweder  ganz  oder  anteilig  — ,  falls  die  Besetzung  in  der 
Leerrichlung  nur  b  %  der  Lastrichtung  beträgt,  von  dieser  zu 
nhernehmcn,  so  wird  die  erforderliche  Besetzung 


L  •  e 


E  ■  e  ■  b 


Wird  beispielsweise  angenommen,  daß  die  Kosten  der  Leer- 
richtung gleich,  denen  der  Vollrichtung  sind,  also  A-'=A,  daß 
lerner  in  der  4.  Klasse  in  der  Leerrichtung  nur  die  Hälfte  der 
i'i  Tafel  errechneten  Reisenden  fährt,  und  daß  diese  ebenso 
wie  die  Reisenden  der  Laslrichtung  infolge  der  Tarifvergün- 
^ligungcn  im  Durchschnitt  nur  des  Tarifvollsatzcs  einbringen, 
ilaß  also  e  =  0,67  und  b  =  0,5  ist,  so  ergibt  sich: 


A  +  A 


A 


E  •  0,67  +  E  •  0,67  •  0,5  ~    E  '  0  •  67  -f  0,3.3 
B"  =  B  •  2  =  0,67  •  2  =  1:54%  • 

1..^  würde  also  in  der  Lastrichtung  eine  Besetzung  von 
134  %  erforderlich  sein,  um  die  Gesamtsclbstkosten  zu  decken. 

Eine  solche  Besetzung  ist  natürlich  ein  Unding  und  in  der 
Praxis  nicht  erreichbar,  schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  sie 
:ils  durchschnittliche  Besetzung  des  Zuges  auf  seinem  ganzen 
Lauf  errechnet  ist.  Bei  der  Annäherung  des  Zuges  an  die  Ver- 
kehrsbrennpunkte wird  sich  die  Besetzung  zwar  regelmäßig 
durch  den  Zugang  auf  den  Zwischenstationen  erheblich  ver- 
nichten, die  Züge  müssen  aber  für  diesen  Zugangsverkehr  ge- 
nügend aufnahmefähig  bleiljen,  und  deshalb  wird  ihre  Besetzung, 
selbst  wenn  sie  auch  kurz  vor  der  Endstation  sich  bis  zu  dem 
<  rrechneteii  Maß  erhöht,  im  Durchschnitt  stets  weit 
'larunter  bleiben  müssen. 

Weil  wertvoller  ist  daher  die  Beantwortung  der  Frage, 
u  eiche  Linnahme  erzielt,  welcher  Fahrpreis  erhoben  werden 
mußte,  um  die  Selbstkosten  zu  decken,  unter  der  Annahme  einer 
möglichen  Durchschnittsbesetzung.  Als  solche  sollen  70  %  an- 
genommen werden,  was  ja  immer  noch  als  sehr  hoch  erscheinen 
muß. 

Unter  Beibehaltung  der  sonstigen  vorher  gemachten  An- 
nahmen, e--0.67  und  b  =  0.50.  würde  sich  dann  der  zur  Deckung 


der  Selbstkosten  erforderliche  Tarifsatz  errechnen  aus  der  Be- 
ziehung 


e  -f  e6       e  (l-f6) 
^  ~  0,7 


A  •  3,3 


0,06  •  1,5 


d.  h.,  da  A  in  der  4.  Klasse  zu  11,3  Pf.  errechnet  war,  daß  der 
Tarifsatz  auf  32,3  Pf.  je  km  gestellt  werden  müßte,  statt  der 
1G,9  des  jetzigen  Tarifs. 

Für  die  3.  Klasse  im  Personenzug  ergibt  sich  unter  sonst 
-gleichen  Annahmen,  daß  der  Tarifsatz  zur  Deckung  der  Selbst- 
kosten von  21,4  Pf.  und  40,2  Pf.  heraufgesetzt  werden  müßte. 

Die  vorstehenden  Erwägungen  treffen  in  erster  Linie  auf 
die  niedrigen  Klassen  und  auf  die  Personenzüge  zu.  Der  P  e  r  s  o- 
nenzug verkehr  ist,  an  seinem  Gesamtergebnis  beurteilt,  in 
hohem  Maße  unwirtschaftlich,  wobei  außer  den  erwähnten 
(iründen  auch  die  sehr  ungünstigen  Verhältnisse  der  Neben- 
bahnen mitschuldig  sind.  Dabei  kommt  dem  Personenzugver- 
kehr eine  überragende  Rolle  zu:  auf  ihn  entfallen  etwa  ^/e  aller 
im  Personenverkehr  gefahrenen  Zugkrh,  ;uif  die  Schnell-  und 
Eilzüge  nur  etwa  ^e- 

Wesentlich  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  für  die  oberen 
Klassen  und  für  den  Schnellzug,  einmal,  weil  hier  die  tarif- 
mäßigen Einnahmen  infolge  der  .Schnellzugzuschläge  höhere 
sind,  sodann  aber  auch,  weil  dort  nicht  in  dem  Maße  wie  bei 
den  Personenzügen  mit  ihrem  überragenden  Berufsverkehr  mit 
finer  ungleichmäßigen  Besetzung  gerechnet  zu  werden  braucht. 

Da  insbesondere  bei  der  3.  Klasse  der  Schnellzüge  eine  wirk- 
liche durchschnittlich  höhere  Besetzung  als  40  %  anzunehmen 
ist,  so  ist  der  Schluß  berechtigt,  daß  diese  Fahrklasse  zur  Zeit 
die  günstigste  im  wirtschaftlichen  Sinne  ist. 

Die  Aussichten,  die  die  Betrachtung  erstehen  läßt,  sind 
trübe.  Das  Personenbeförderungsgeschäft  ist  für  die  Ver- 
waltung verlustbringend.  Zwar  wird  die  am  1.  Februar  kom- 
mende Tariferhöhung  zunächst  die  Einnahmen  den  Ausgaben 
annähern,  aber  nur  in  der  Voraussetzung,  daß  die  Ausgaben  auf 
dem  jetzigen  Stande  stehen  bleiben.  Damit  dürfte  aber  nicht 
zu  rechnen  sein;  auch  sie  werden  der  allgemeinen  steigenden 
Teuerung  folgen  und  damit  wird  von  neuem  die  Spannung 
zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  entstehen  und  die  Verlust- 
wirtschaft wird  wieder  einsetzen.  Dem  entgegen  zu  wirken 
stehen  der  Verwaltung  z\Vei  Mittel  zur  Verfügung. 

Das  erste  und  nächstliegende,  die  Erhöhung  der  Tarife,  wird 
>ic-  auch  künftig  anwenden  müssen,  sobald  es  unabwendbar  nötig 
geworden  ist.  Aber  gerade  dort,  wo  es  am  nötigsten  wäre,  wird 
es  ihr  am  schwersten  werden.  Man  wird  den  kaufmännischen 
(Grundsatz,  die  Preise  auf  der  Grundlage  der  Selbstkosten  zu 
kalkulieren,  für  die  Eisenbahnverwaltung  nicht  gelten  lassen, 
man  wird  von  ihr  nach  wie  vor  erwarten,  daß  sie  als  Staats- 
betrieb die  allgemein  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  in  den 
X^ordergrund  stellt,  und  diese  sprechen  zweifelsohne  gegen  eine 
zu  starke  Heranziehung  der  unteren  Wagcnklassen  und  des  Be- 
rufsverkehrs. Gerade  hier  aber  müßte,  wenn  ein  durchgreifender 
Erfolg  erzielt  werden  soll,  angesetzt,  hier  die  Anpassung  der 
Preise  an  die  Selbstkosten  erreicht  werden. 

Der  Ausweg,  durch  scharfe  Steigerung  der  Preise  für  die 
höheren  Klassen  den  Ausgleich  zu  schaffen,  wird  stets  unzu- 
länglich bleiben.  Abgesehen  von  der  damit  verbundenen  Gefahr 
der  Abwanderung  kann  die  Mehrbelastung  der  oberen  Klassen 
nicht  bis  zu  dem  Grade  getrieben  werden  daß  sie  ein  ins  Ge- 
wicht fallendes  Ergebnis  hätte.  Dafür  ist  deren  Anteil  an  den 
Gesamteinnahmen  zu  gering;  die  1.  Klasse,  deren  schärfere  Be- 
lastung zwar  angängig  erscheint,  weil  sie  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  als  Luxusbeförderung  anzusehen  ist,  brachte 
früher  nur  3  %  der  Gesamteinnahme. 

Eine  Heranziehung  der  unteren  Klassen  und  namentlicli 
auch  eine  Einschränkung  der  Tarifvergünstigungen  wird  deshall) 
auch  künftig,  wenn  eine  weitere  allgemeine  Preissteigerung  zur 
Erhöhung  der  Einnahmen  zwingt,  nicht  zu  umgehen  sein. 

Aber,  weil  die  Verwaltung  die  großen  Härten,  die  hiermit 
verbunden  sind,  nicht  verkennt,  wird  sie  den  zweiten  ihr  zur 
Verfügung  stehenden  Weg  weiter  gehen  und,  wie  schon  bisher, 
auf  die  Verminderung  der  Ausgaben  bedacht  sein  müssen. 

Die  Verringerung  der  Ausgaben  wird  am  wirksamsten  durch 
eine  Beschränkung  der  Betriebsleistungen  erreicht,  durch  mög- 
lichste Anpassung  der  Betricbsleisluns  an  das  Verkehrsbedürf- 
nis. Auf  dem  (Jebiete  des  l-'crsonui\  crkehrs  ist  in  letzter  Zeit 
viel  getan  geworden.  Die  Zugleisiungcn,  die  im  April  1920  bei 
den  Schnellzügen  nur  etwa  16  %,  bei  den  Personenzügen  etwa 
50  %  der  Vorkriegsleistungen  betrugen,  waren  im  Dezember  1921 
auf  44  %  bei  den  Schnellzügen  und  auf  73  %  bei  den  Personen- 
zügen gesteigert.  Damit  ist  das  für  den  Verkehr  erforderliche 
getan,  für  etwaige  weitere  Zugvermehrungen  dürfen  nur  noch 
wirtschaftliche  Gesichtspunkte  maßgebend  sein. 

Die  Bereitstellung  zahlreicher  Beförderungsmöglichkeiten  ist 
ein  großes  Zugeständnis  für  die  Reisenden.  Sofern  es  nicht  be- 
stimmt ist,  verkehrswerbend  z.u  wirken,  ist  es  stets  von  einer 
Minderung  der  Erträgnisse  begleitet.     Es  ist  daher  nur  danri 


42 


Die  große  Vefkehrsrefbrm 


16.  Jahrgang.   Heft  5.   2.  Februar  1922 


gerechtfertigt,  wenn  das  Geschäft,  im  ganzen  genommen,  zum 
mindesten  nicht  verlustbringend  ist.  Ist  es  aber  mit  dem  wei- 
teren Zugeständnis  verbunden,  daß  ein  großer  Teil  des  Verkehrs 
unter  den  Selbstkosten  befördert  wird,  dann  ist  es  in  wirt- 
«schaftlich  ungünstigen  Zeiten  nicht  mehr  vertretbar.  Verlangt 
man  die  möglichst  billigste  Beförderung,  dann  muß  man  auch 
gewisse  Unbequemlichkeiten  in  Kauf  nehmen  wie  die  Bindung 


an  weniger  zahlreiche  Ziige,  das  Fahren  in  vollbesetzten  Ab- 
teilen. Für  die  Verwaltung  bedeutet  das  die  sorgsamste  Ueber- 
wachung  des  Verkehrs,  seine  möglichste  Zusammenfassung  in 
voll  ausgelasteten  Zügen,  die  Einschränkung  des  Fahrplans  in 
der  verkehrsschwachen  Winterzeit  auf  eine  möglichst  geringe 
Zahl  von  Zügen  und  dafür  seine  Ausgestaltung  in  den  verkehrs- 
starken Zeiten  durch  Saisonzüge. 


DIE  GROSSE  VE 

Der  Wirkliche  Geheime  Rat  Dr.  Hermann 
Kirchhoff  hat  ein  Gutachten  über  die  Große  Ver- 
kehrsreform herausgegeben,  aus  dem  uns  die  nach- 
stehenden Auszüge  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Die  Schriftleitung. 

„Die  Reichsverfassung  ist  in  einer  Zeit  entstanden,  als  in 
Bavern  die  Räterepublik  ausgerufen  war.  Was  die  einzelstaat- 
lichen Partikularisten  in  dieser  Zeit  erhöhter  Inanspruchnahme 
beim  Zustandekommen  der  unitarisch  orientierten  Reichsver- 
fassung versäumt  zu  haben  glauben,  wollen  sie  jetzt  nachholen. 
Können  sie  die  Ausführung  der  ihnen  unerwünschten  Bestim- 
mungen der  Reichsverfassung  nicht  mehr  abwenden,  so  suchen 
sie  sie  jetzt  zu  sabotieren,  und  das  ist  ihnen  bei  der  Ausführung 
der  Bestimmungen  über  das  Verkehrswesen  auch  voll  gelungen. 
Geräuschlos  ist  der  ominöse  Staatsvertrag  zustande  gekommen. 
Wollte  die  damalige  Reichsregierung  die  Staatsbahnen  in  die 
Hand  bekommen,  dann  mußte  sie  die  hochgeschraubten  einzel- 
staatlichen Bedingungen  gefügig  annehmen.  Die  Unterhändler 
wußten  zu  gut,  daß  mit  Annahme  ihrer  Bedingungen  das  Schick- 
sal der  Reichsbahn  —  im  Gegensatz  zum  Willen  der  Reichs- 
verfassung —  besiegelt  war.  Für  die  Partikularisten  gab  es  nur 
eine  Losung:  möglichst  viel  zu  retten  und  für  sich  herauszu- 
schlagen. Das  Reich  war  für  sie  bei  diesen  Verhandlungen  ein 
Fremdkörper.  Die  damals  mit  der  Führung  dieses  Geschäfts  ver- 
trauten Reichsunterhändler  hatten  ihrereseits  das  Ziel:  koste  es, 
was  es  wolle,  die  Staatsbahn  auf  das  Reich  zu  übernehmen.  Die- 
ses Ziel  haben  sie  erreicht.  Denjenigen  aber,  denen  ,, Deutschland 
iiber  alles  geht",  wird  vom  Reich  her  jetzt  beschwichtigend,  aber 
wenig  trostreich  zugerufen:  „Wenn  wir  diese  Bedingungen  nicht 
angenommen  hätten,  wären  die  Staatsbahnen  vielleicht  nie  auf 
das  Reich  übergegangen".  Vor  diesem  Dilemma  stehen  wir 
jetzt.  Die  erste  segensreiche  Tätigkeit,  die  die  Eisenbahnländer 
bei  der  Ueberleitung  ihrer  Bahnen  zur  Reichsbahn  entwickelt 
haben,  war  eine  Vermehrung  der  Stellen  in  ihren 
Ländern,  wiewohl  ihr  Personalbestand  den  Bedarf  schon  weit 
überstieg.  Gleichzeitig  sabotierten  sie  die  im  Gange  befindliche 
Neuregelung  der  Besoldungen  für  die  Reichsbeamten  da- 
durch, daß  sie  für  ihre  Beamten  noch  schnell  Besoldungen  ein- 
führten, die  die  geplanten  Reichsbesoldungen  z.  T.  sogar  über- 
schritten und  so  der  Regelung  im  Reich  arge  Verlegenheiten  be- 
reiteten. Auch  in  ihren  Anforderungen  für  Neubauten  und 
Anschaffungen  folgten,  sie  dem  Zuge  unbegrenzter  Mög- 
lichkeiten, da  es  sie  ja  nichts  kostete. 

1447  alte  und  neue  Bauprojekte  sind  neben  Anschaf- 
fungen aller  Art  allein  im  außerordentlichen  Eisenbähnetat  für 
das  eine  Jahr  1921  mit  einem  Kostenaufwand  von  8  Milliarden 
Mark  gutgeheißen.  Für  1922  sollen  es  6  Milliarden  werden. 
Die  Mittel  hierfür  sollen  aus  der  leeren  Tasche  des  Reichs  ent- 
nommen werden.  Die  Eisenbahnländer  sind  nur  Ausgeber,  ge- 
nießen dabei  aber  nach  dem  Staatsvertrag  die  weitgehendste 
Selbständgikeit  als  Bauherren.  Sie  haben  ihre  Betriebsdefizits 
bei  Abgabe  ihrer  Bahnen  auf  das  Reich  übertragen,  die  Reichs- 
bahn, statt  sie  zu  entlasten,  durch  neue  schwere  Belastungen  und 
Vorbehalte  aller  Art  erdrückt,  und  nunmehr  legen  diejenigen, 
denen  die  Reichsabhn  von  Haus  aus  verhaßt  war,  dieser  die 
ganze  Schuld  an  der  Defizitmisere  zur  Last,  während  sie  doch 
gerade  die  eigentlichen  Schulden  an  der  Unwirtschaftlichkeit 
und  Zerfahrenheit  sind.  Von  diesen  Stellen  ertönt  jetzt  am 
lebhaftesten  der  Ruf  nach  Entstaatlichung.  In  dieser  fortge- 
gesetzten  Sabotage  hat  das  Eisenbahnelend  seinen  eigentlichen 
Sitz.  Durch  die  von  ihnen  verlangte  vorzeitige  Abschiebung 
ihres  Eisenbahnbesitzes  an  das  Reich  zum  1.  April  1920  waren 
die  Eisenbahnländer  interesselos  geworden,  wären  sie  —  wie 
es  die  Reichsverfassung  vorschrieb  —  bis  zum  1.  April  1921  im 
Besitz  ihrer  Eisenbahn  geblieben,  dann  hätten  sie  die  Ueber- 
nahme  des  Retablissements  auf  das  Reich  und  die  sonstige  Be- 
reinigung ihrer  Eisenbudgets  vorweg  selbst  zu  betreiben  gehabt. 
Der  ominöse  S  t  a  a  t  s  v  e  r  t  r  a  g  ist  im  Lichte  der  Wirklichkeit 
die  Besiegelung  des  Fortbestandes  des  alten 
Staatsbahnsystems  unter  der  Reichsbahn- 
firma.  Das  ist  die  deutsche  Verkehrkvereinheitlichung!  An 
diesem  partikularistischen  Treiben  haben  Beiräte  und  Ausschüsse 
nichts  ändern  können  und  werden  nichts  daran  ändern.  Der 
von  Technik  und  Wirtschaft  für  diese  Fragen  eingesetzte  engere 
Ausschuß  ist  in  dieser  Beziehung  machtlos,  ebenso  der  Sach- 


verständigenbeirat beim  Reichsverkehrsminister  und  auch  die 
in  der  Bildung  begriffenen  Reichs-  und  Bezirkseisenbahnräte 
können  nichts  daran  ändern.  Als  Kuriosum  verdient  hier  noch 
erwähnt  zu  werden,  daß  der  unselige  Staatsvertrag  dem  zu 
seiner  Begutachtung  einberufenen  Ausschuß  von  Technik  und 
Wirtschaft  an  demselben  Tag  vom  Reichverkehrsminister  zur 
Begutachtung  vorgelegt  wurde,  an  dem  er  im  Reichstag  zur  Ent- 
scheidung stand. 

Man  könnte  fragen:  Ob  zur  Zeit,  wo  die  großen  Fragen  der 
äußeren  Politik  noch  der  Lösung  harren,  die  Frage  der  großen 
Verkehrsreform  gleichzeitig  gelöst  werden  kann.  Sie  muß 
jetzt  aber  gelöst  werden,  weil  die  Defizitwirtschaft  bei  der 
Reichsbahn  so  schnell  wie  möglich  beseitigt  werden  muß, 
damit  wenigstens  die  schlimmsten  Folgen  des  Staatsvertrags, 
die  ja  die  eigentliche  Ursache  des  ganzen  Eisenbahnelends  sind, 
durch  den  neuen  Reichsbahnfiiianzgesetzentwurf  unschädlich 
gemacht  werden. 

Von  der  unbedingten  Notwendigkeit  dieser  Operation  durch- 
drungen, werden  folgende  Vorschläge  formuliert." 

Die  Neuordnung  des  Verkehrswesens. 

„Die  ernste  Krisis,  die  wir  zurzeit  mit  unserem  Vekehrs- 
wesen  durchmachen,  hat  die  verschiedensten  Probleme  für 
dessen  Neuordnung  auf  der  Bildfläche  erscheinen  lassen.  Die- 
jenigen, welche  in  der  Gründung  der  Reichsbahn  den  Sünden- 
bock für  die  ganze  Defizitmasse  sehen,  können  nicht  genug  auf 
deren  Unwirtschaftlichkeit  schelten.  Sie  würdigen  nicht,  was 
die  Reichsbahnverwaltung  schon  zur  Hebung  des  Betriebes  und 
der  Wiederherstellung  der  Ordnung  Großes  geleistet  hat.  Sie 
verurteilen  in  Bausch  und  Bogen  die  verfehlte  Reichsbahn- 
schöpfung, haben  es  schon  beim  Zustandekommen  der  Reichs- 
verfassung vorausgesagt,  daß  aus  der  Reichsbahn  nie  etwas  Ver- 
nünftiges werden  würde.  Die  alten  Staatsbahnen  hätten  das 
alles  selbstredend  viel  besser  gemacht,  wiewohl  auch  diese 
längst  schon  tief  im  Defizit  steckten.  Daß  die  Reichsbahn  durch 
den  Staatsvertrag  zu  einem  vollständigen  Zerrbild  dessen,  was 
die  Reichsverfassung  daraus  machen  wollte,  entstellt  worden  ist, 
wollen  gerade  die  nicht  gelten  lassen,  die  an  dem  Zustande- 
kommen des  Staatsvertrages  mitschuldig  sind.  Sie  sind  die 
Schrittmacher  für  die  neuere  radikale  Richtung,  die  nunmehr 
den  staatlichen  Eisenbahnbetrieb  wieder  beseitigen  will  und  alles 
Heil  darin  sieht,  die  stolze  Errungenschaft  der  \'erkehrsverein- 
heitlichung  durch  Errichtung  von  einem  halben  Dutzend  sich 
gegenseitig  und  die  Wasserwege  konkurrenzierender  Privat- 
bahngesellschaften wieder  zu  zerschlagen.  Unter  vollständiger 
Verkennung  des  öffentlich-rechtlichen  Charakters  des  deutschen 
Verkehrswesens  wollen  sie  aus  ihm  einen  privatrechtlichen 
Gewerbebtrieb  machen.  Es  wird  ihnen  nicht  gelingen:  Der 
Schritt  ist  so  ungeheuerlich  und  unnatürlich,  daß  er  nur  als 
letzter  Verzweiflungsschritt  in  Frage  kommen  könnte.  Gott 
sei  Dank  liegt  doch  die  Frage  nicht  so  tragisch:  Diejenigen, 
die  eine  solche  Notlage  schon  als  vorhanden  ansehen,  bewegen 
sich  nur  in  allgemeinen  Kritiken,  sie  haben  von  der  Finanzlage 
der  Reichsbahn  im  einzelnen  keine  Ahnung,  können  also  in 
Wirklichkeit  nicht  mitreden,  sprechen  aber  trotzdem  vom  Ban- 
krott der  Reichsbahn.  Wenn  sie  sich  vom  Privatbetrieb  goldene 
Berge  versprechen,  so  sind  dafür  Faktoren  maßgebend,  die  der 
Reichsbahnbetrieb  viel  besser,  z.  T.  nur  er  allein  verwirk- 
lichen kann.  Die  Reichsbahn  braucht  nicht  einmal  nach  dem 
Vorgang  der  Privatwirtschaft  ihre  Tarife  zu  erhöhen,  sie 
braucht  nur  die  wilde  Ueberkapitalisierung  zu  be- 
seitigen, sich  vom  Reich  die  Milliarden  an  Reta- 
blissements ersetzen  zu  lassen,  das  Personal  nach  dem 
Bedarf  zu  bemessen,  die  kaufmännischen  Grund- 
sätze, die  die  Jahresbilanz  allein  schon  um  viele  Milliarden  ver- 
bessern, einzuführen,  und  schließlich  den  Transportluxus 
zu  beseitigen  —  alles  Dinge,  die  eine  Privatverwaltung  garnicht, 
jedenfalls  nicht  so  gründlich  durchführen  kann,  weil  ihr  dafür 
die  Machtmittel  fehlen  — ,  dann  wird  die  Reichsbahn  In  einer 
Verfassung  erscheinen,  die  für  das  Gesamtwohl,  für  die  Reichs- 
kasse und  das  verkehrtreibende  Publikum  einen  vollen  wirt- 
schaftlichen Erfolg  bedeutet.  Den  größten  \Virrwarr  im  Eisen- 
bahnwesen hat  der  Staats  vertrag  angerichtet,  der  vor 
allem  daran  Schuld  ist,  daß  wichtige  Sanierungsmaßnahmen, 
wie  die  Durchführung  des  Retablissements  a.  c.  des  Reichs,  bis 
jetzt  auf  sich  beruhen  geblieben  sind,  daß  der  jährliche  Zinsen- 
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und  Tilgungsdienst  der  Reichsbahn  mit  2.2    Milliarden  über- 
1      lastet  ist  und  die  Sanierung  des  Eisenbahnwesens  bisher  wesent- 
lich in  der  Sanierung  der  Eisenbahnländer  bestanden  hat.  Gehen 
wir  jetzt  daran,  durch  das  neue  Finanzgesetz  die  schlimmsten 
V  ■  Folgen  zu  beseitigen  und  das  Eisenbahnwesen  von  Grund  aus 
in  Ausführung  des  Artikels  92  der  Reichsverfassung  neu  zu 
organisieren,  dann  ist  trotz  Staatsvertrag,  trotz  Valutamisere 
und  trotz  Ultimatum  des  früheren  Feindbundes  unser  Eisen- 
bahnwesen doch  noch  zu  retten.    Allerdings  muß  jetzt  —  darin 
hat  der  Reichsverband  der  deutschen  Industrie  recht  —  ganze 
Arbeit  gemacht  werden.    Gelänge  dies  im  Rahmen  des  Reichs- 
bahnbetriebe nicht,  dann  bliebe  nichts  anderes  übrig,  als  den  Ver- 
zweiflungsschritt   zu    tun    und    das  ganze  Eisenbahnwesen  in 
Privathände  zu  legen.      Es  genügt  also  nicht,  diese  oder  jene 
kaufmännische  Forderung  anzunehmen,  die  Reichsbahn  von  ge- 
wissen Ueberlastungen  zu   befreien   und   es   im   übrigen  beim 
Alten  zu  belassen.  Wir  stehen  jetzt  vor  einem  radikalen  Schritt. 
Es  handelt   sich  um  nichts  weniger,   als   den  privatwirt- 
schaftlichen Eisenbahnbetrieb,  wie  ihn  der  Reichs- 
%erband   der  deutschen   Industrie  als   Privatbahn  inaugurieren 
wollte,    als    Reichsbahn    durchzuführen,    und    zwar  mit 
allen  Konsequenzen,  die  sich  daraus  ergeben  und  wofür  Art.  92 
R.  V.  die  Handhabe  bietet.    Wenn  dieser  sagt:  ..Die  Reichseisen- 
bahnen sind  ungeachtet  der  Eingliederung  in  den  allgemeinen 
Haushalt  und  die  allgemeine  Rechnung  des  Reichs,  als  ein  selb- 
ständiges, vi'irtschaftliches  Unternehmen  zu  verwalten."  so  kann 
dies  nur  so  verstanden  werden,  daß  die  Reichsbahn  ,, ähnlich  wie 
eine  Aktiengesellschaft"  verwaltet  werden  soll.    Dann  darf  nicht 
der  Reichsverkehrsminister  Vorstand  der  Reichsbahn  sein,  son- 
dern als  solcher  muß  ein.  aus  einem  Generaldirektor  und  einer 
Anzahl  von  Vorstandmitgliedern  zusammengesetztes  Reichs- 
eisenbahnamt   eingerichtet   werden.       Die   Aufgaben  des 
Aufsichtsrats  kann  nicht  der  Reichstag  erfüllen,  sondern  hierfür 
muß    ein    aus    Vertretern    des    Reichstags,    des  Reichsfinanz- 
ministcriums.  der  Geschäftswelt  und  der  Angestellten  gebildetets 
Aufsichtsorgan,    vielleicht    unter    Vorsitz    des  Reichsverkehrs- 
ministers, bestellt  werden.    Das  neue  Reichseisenbahnamt,  wenn 
es  nach  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  wie  der  Vorstand 
einer  Aktiengesellschaft  funeieren  soll    darf  nicht  durch  einen 
Etat,  wie  er  in  der  Staatswirtschaft  üblich  ist,  festgelegt  wer- 
den, sondern   muß   sich   in   seiner  Wirtschaftsführung 
und  Finanzgebarung  mit  voller  eigener,  durch  den  Auf- 
sichtsrat kontrollierter  Verantwortung  nach   innen   und  außen 
frei  bewegen  können.    Wohl  wird  er  einen,  vom  Aufsichtsrat 
gutgeheißenen  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  p  1  a  n  aufzustellen  haben,  der  in 
den  alleremeinen   Haushalt  des  Reichs  einzufügen  ist.  Dieser 
Wirf  schaftsplan    wird    dem    Reichshaushaltsetat    aber   nur  als 
Erläuterung  für  den  darin  aufzustellenden  Etattitel:  ..Von  der 
Reichsbahn   an   das  Reich   abzuführender   Ueherschuß".  beizu- 
fügen sein  er  kann  aber  für  den  Vorstand  der  Reichsbahn,  nicht 
wie  der  bisherige  Etat,  bindend  sein,  vielmehr  muß  der  Vor- 
stand nach  freiem  Ermessen  im  Einvernehmen  mit  dem  Auf- 
sirhtsrat  wirtschaften  können  (natürlich  in  Anlehnung  an  den 
Wirtschaftsnlan).    Die  Betriebs-  und  Bauverwaltung  führt  das 
Reirhseisenbahnamt  als  Vorstand,  deren  Mitglieder  der  Reichs- 
präsident ernennt,  und  zwar  im  Einvernehmen  mit  dem  Auf- 
sichtsrat  npch  freiem   Ermessen.     Die  untereinander  gleichge- 
stellten Reichsbahndirektionen  wären  als  Filialen   des  Reichs- 
eisenbahn-mits    anzusehen    und    in   weitgehender   Weise  durch 
Dezentralisation  mit   Befuciiisscn  für  B^u  und   Betrieb  auszu- 
statten.   Entscheidend  ist  nur.  daß  das  Reichseisenbahn.nmt  die 
Geschäfte,  die  einheitlich  von  einer  Zentralstelle  ausgeführt  sein 
wollen  fest  in  seiner  Hand  hält  und  in  diesen  seinen  Vorstands- 
geschäfteri  durch  Eingriffe  der  Filialen  oder  anderer  Ressorts 
nicht  beeinträchtigt  oder  gar  behindert  werden  darf. 

Wenn  in  diesem  Rahmen  die  Reichsbahn  privatwirtschaft- 
llrh  organisiert  und  verwaltet  wird,  dann  wird  einerseits  der 
öffentlich-rechtliche  Charakter  des  staatlichen  Gewerbebetriebs 
gewahrt  und  ihm  andererseits  eine  solche  Bewegungsfreiheit 
und  Annassungsfähicrkeit  an  die  Bedürfnisse  des  gesamten  Wirt- 
schaftslebens gegeben,  daß  dadurch  ein  wirtschaftlicher  und 
nutzbingender  Reichsbahnbetrieb  sichergestellt  ist." 

II. 

Nach  diesen  alleemeinen  Leitsätzen  macht  Exzellenz  Kirch- 
hoff folgende  Einzelvorschläge  für  die  Verkehrsreform. 

Der  Reichsverkehrs  minister  und  die 
Reichs  ä  m  t  e  r  . 

„Der  Reichsverkehrsininister  vertritt  das  gesamte  Ver- 
kehrswesen. Eisenhahnen.  Wasserwege  und  Post  eeeenüher  dem 
Reichstag.  Er  muß  als  homogenes  Mitglied  des  Reichskabinetts 
das  Vertrauen  des  Reichstags  genießen.  Man  wende  nicht  ein, 
daß  ein  einzicer  Verkehrsminister  ein  so  umfangreiches  Ressort 
wie  das  gesamte  Verkehrswesen  nicht  beherrschen  könne.  Das 
Verkehrswesen  greift  so  ineinander  und  will  nach  diesem  Welt- 
krieg so  einheitlich  geführt  sein,  daß  eine  andere  Lösung  nicht 
übrig  bleibt.  Dem  Reichsverkehrsminister  wird  seine  Aufgabe 
durch  die  Zusammenfassung  erleichtert.  Da  sie  eine  mehr  po- 
litische wie  fachmännnische  jst,  wird  sich  ein  häufiger  Minister- 


wechsel für  die  3  Ressorts  auch  nicht  so  störend  fühlbar 
machen.  Der  eigentliche  Fachinann  muß  seinen  Sitz  in  den 
3  Reichsämtern  haben,  die  unpolitisch  besetzt  sein  müssen.  Die 
Fachleute  können  ihre  mehr  technische  Aufgabe  umso  erfolg- 
reicher erfüllen,  je  mehr  sie  mit  ihren  Betrieben  dem  politischen 
Getriebe  fernstehen.  Dafür,  daß  die  Kontinuität  unter  den 
3  Reichsämtern  gewahrt  wird,  bietet  deren  Zusammenlaufen  in 
der  obersten  Spitze  des  Reichsverkehrsministers  die  nötige 
Garantie.  Sollte  sich  diese  Personalunion  nicht  so  schnell 
durchführen  lassen,  so  müßte  die  Reform  doch  an  dem  Gedan- 
ken festhalten,  daß  der  Eisenbahnminister  nicht  mehr  General- 
direktor sein  kann,  daß  Eisenbahnbetrieb  und  -bau  vielmehr  von 
einem  neuzubildenden  Reichseisenbahnamt  als  Vorstand  und 
einem  Verwaltungsrat  als  Aufsichtsorgan  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  geleitet  werden.  Je  einfacher  die  Verkehrshierar- 
chie von  der  obersten  Spitze  bis  zum  untersten  Angestellten 
gestaltet  wird,  desto  reibungsloser  wird  sie  funktionieren.  Wir 
m.üssen  zurück  zur  spartanischen  Einfachheit,  wie  sie  in  der 
Wirtschaftsordnung  der  preußischen  Staatseisenbahnverwaltung 
so  scharf  zum  Ausdruck  gebracht  war." 

Das  Personal. 
„In  das  gesamte  Verkehrswesen  muß  ein  auf  Wirtschaft- 
lichkeit gerichteter  Geist  einziehen.  Die  gesamte  Hierarchie 
vom  obersten  bis  zum  untersten  Angestellten  muß  nach  kauf- 
männischen Grundsätzen  erfolgen.  Das  gesamte  Personal  muß 
streng  nach  dem  Bedürfnis  eingestellt,  gut  besoldet  und  ent- 
lohnt werden.  Die  vielfach  mißbrauchte  Parole  , Freie  Bahn 
für  den  Tüchtigen",  muß  im  Verkehrswesen  zur  richtigen  Gel- 
tung kommen.  Jeder  Angestellte  muß  die  höchsten  Stellen  er- 
reichen können,  wenn  er  das  Zeug  dazu  hat.  Auch  im  mittle- 
ren und  unteren  Beamtentum  finden  sich  tüchtige  Elemente, 
denen  der  Weg  zum  weiteren  Fortkommen  erschlossen  werden 
muß. 

Für  das  Werkstättenwesen  hat  man  eine  vom  übrigen 
Eisenbahnvi^esen  abgetrennte  Organisation  ins  Leben  rufen 
wollen.  Die  Wirtschaftlichkeit  des  Werkstättenwesens  ist  ohne 
engsten  Kontakt  mit  dem  Eisenbahnbetrieb  gar  nicht  denkbar. 
Derartige  Experimente  müssen  unterbleiben." 

Das  Finanzwesen. 
„Die  vollständige  Aenderung  der  Verhältnisse  fordert  eine 
Neuregelung  des  Finanzwesens  bei  den  Eisenbahnen.  Das  bei 
der  Reichsbahn  z.  T.  noch  in  Uebung  befindliche  Miquelsche 
Finanzgebaren  bedarf  einer  gründlichen  Revision.  Aus  dieser 
Erkenntnis  ist  Art.  92  der  Reichsverfassung  entstanden,  der  für 
das  Eisenbahnwesen  eine  selbständige  Finanzgebarung  vor- 
schreibt. Das  Schwergewicht  der  Finanzgebarung  sollte  in  das 
Reichseisenbahnamt  als  Vorstand  gelegt  werden.  Dort  müssen 
die  besten  Kräfte  im  Verein  mit  dem  Aufsichtsrat,  in  den  auch 
das  Reichsfinanzministerium  Vertreter  zu  entsenden  hat,  und 
unter  engster  Fühlungnahme  mit  dem  Wirtschaftsleben  ihres 
Amtes  walten.  Auch  kann  der  Reichstag  seine  wirtschaftliche 
Tätigkeit  am  Eisenbahnbetrieb  durch  seine  in  den  Aufsichtsrat 
entsandten  Vertreter  ausüben. 

Zunächst  muß  zwischen  Betrieb  und  Bau  finanziell  streng 
geschieden  werden.  Die  fiskalischen  Eisenbahnbetriebe  wirt- 
schaften noch  nach  dem  alten  Miquelschen  Rezept.  Ihm  lag 
daran,  möglichst  viel  auf  den  Betrieb  zu  nehmen,  auch  wenn  es 
reine  Bauausgaben  waren.  Ausgaben,  die  ihrer  Natur  nach  reine 
Substanzvermehrungen  sind,  finden  sich  noch  heute 
in  Werten,  die  Milliarden  ausmachen,  in  der  Betriebrech- 
nung versteckt.  Man  sagt  wohl:  Das  sei  nur  ein  Verrech- 
nungsmanöver,  bringe  aber  kein  neues  Geld.  Dies  ist  nicht 
richtig.  Die  aus  dieser  Ramschwirtschaft  sich  ergebenden 
Milliardendefizits  müssen  doch  schließlich  durch  Tarif-  und 
Steuererhöhungen  gedeckt  werden.  F.s  gibt  sogar  Finanzkünst- 
ler, die  auch  jetzt  noch  einer  Erhöhung  der  Tarife  auf  das 
Dreißigfache  der  Friedenstarife  nach  dem  Vorbilde  der  Privat- 
wirtschaft das  Wort  reden.  Auf  dem  Papier  ließe  sich  nach 
diesem  Rezent  die  Balance  im  Eisenbahnetat  allerdings  vor- 
übergehend herstellen.  Der  Rückschlag,  nicht  nur  für  die 
Eisenbahnfinanzen,  sondern  für  das  gesamte  Wirt.schaftsleben, 
würde  aber  ein  verheerender  .sein.  Warum  also  solche,  für  len 
Augenblick  betäubende,  auf  die  Dauer  ruinöse  Mittel  anwenden, 
wenn  sich  ein  wohlgeordnetes  Eisenbahnfinanzwesen  auf  natür- 
lichem, gesundem  Wege  schaffen  läßt.  Der  Weg,  der  hierfür 
eingeschlagen  werden  muß,  ist  folgender. 

Das  Reichseisenbahnamt  als  Vorstand  stellt  im  Verein  mit 
dem  Aufsichtsrat  Betriebs-  und  Baupläne  auf.  Die 
Unterlagen  hierfür  werden  von  den  Eisenbahndirektionen  be- 
schafft. Nach  Feststellung  der  Wirtschaftspläne  überweist  sie 
das  Reichseisenbahnamt  unter  weiser  Zurückhaltung  dazu  ge- 
eigneter Fonds  den  Eisenbahndirektionen  zur  möglichst  selb- 
ständigen Ausführung,  und  diese  wieder  dotieren  die  ihnen 
unterstellten  Organe.  Durch  alle  Stellen  hindurch  muß  eine 
Wirtschaftskontrolle  nach  einheitlichen  Grundsätzen  geführt 
werden.  ■\Venn  etwas  die  Wirtschaftlichkeit  der  preußischen 
Staatsbahnen  gehoben  und  derep  Ruf  als  vorbiltJUcJisr  Staats- 
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und  Tilgungsdietisl  der  Reichsbabh  mit  2,2  Milliarden  über- 
betrieb begründet  hat,  so  waren  es  diese  Kontrolleinrichtungen. 
Sie  können  jedoch  nichts  nützen,  wenn  das  ganze  System  in' 
sich  erschüttert  ist.  Sic  sind  nur  in  der  Lage,  das  Vorhanden-, 
sein  von  Milliarden<Urizits  zu  konstatieren.  Will  man  diese 
hescil  it;cn,  dann  nuil.l  tiefer  gegraben  werden,  und  neue  Irag- 
i'iiliiKc   l''undauienie  müssen  geschaffen  werden. 

Nach  Art.  !)2  sollen  die  Eisenbahnen  als  selbständiges 
w  i  r  1  s  c  h  a  f  t  1  1  c  h  e  s  U  n  t  e  r  n  e  h  m  e  n  ihre  A  n  s  g  ;i  b  e  n 
einschließlich  \'crzinsung  und  Tilgung  der  Eisenbahnschuld 
selbst  bestreiten  und  eine  Eisenbahnrücklage  ansammeln. 
Wenn  unter  ,, Eisenbahnschuld"  die  Milliarden,  die  sich  die 
Eisenhahnländer  als  Abfindung  ausbedungen  haben,  verstanden 
werden,  dann  allerdings  w'wd  die  Reichsbahn  niemals  ihre  Aus- 
gaben einschließlich  Verzinsung  und  Tilgung  aus  ihren  Ein- 
nahmen zu  bestreiten  in  der  Lage  sein,  und  an  das  Ansammeln 
\  (in  Rücklagen  w  ird  überhaupt  nicht  gedacht  werden  können. 
Art.  171  R\\  sprach  jeflocli  mir  \<>n  emer  A^erständigung  über 
die  Bedingungen  der  l'ebeniahuie  der  Eisenbahnen  auf  das 
Reich  und  nicht  von  Abliiidungen.  Die  in  dem  Staatsvertrag 
\  nii  den  Eisenbahnländcrn  ausbedungenen  Abfindungen  und 
\  orbehalte  mögen  sich  noch  so  sehr  theoretisch  mit  Goldwerten 
begründen  lassen,  sie  stehen  aber  nicht  mehr  auf  dem  realen 
Boden,  der  durch  den  Krieg  im  Eisenbahnwesen  geschaffen  ist. 

Es  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  ,,dic  Eisenbahnschuld" 
auf  den  Beir;ig  festzusetzen,  mit  dem  die  Staatsbahnen  effektiv 
beim  Uebergang  auf  das  Reich  noch  belastet  waren.  Tlierfür 
eine  Lösung  zu  finden,  muß  der  erste  Sanierungsschril t  werden. 
Erst  dann,  w  die  Eisenbahnschuld  auf  die  bei  der  Ueber- 
nahme  der  Staalsbahnen  ^■aIidierendc  ILihe  herabgesetzt  ist,  läßt 
•sich  Art.  ',)-2  auch  weiter  rationell  durchführen.  Dies  muß  in  der 
WA-ise  geschehen,  daß  nach  kaufmännischen  (Grundsätzen  Re- 
s  e  r  \  e  -  11  n  d  E  r  n  e  u  e  r  u  n  g  s  f  o  n  d  s  eingeführt  werden. 

Soll  die  Reichsbahn  als  selbständiges  wirtschaftliches  Unter- 
nehmen ihre  Ausgaben  ;uis  ihren  J'innahmeit  bestreiten,  dann 
müssen  zu  der  \  (irangedeiUeteu  fundamentalen  Finanzgebarung 
noch  eine,  den  jetzigen  \ \  rhältiiissen  entsprechende  s  i)  a  r  t  a- 
n  i  s  c  h  e  E  i  n  f  a  c  h  h  e  i  t  und  w  i  r  t  s  c  h  a  f  I  1  i  c  h  e  11  a  u  s  - 
haltführung  hinzutreten.  Der  Staatsvertrag,  der  den  Eisen- 
bahnländcrn die  Sorge  um  die  Deckung  der  von  ihnen  zu 
machenden  Ausgaben  geiKuiiiuen  Iial.  wirkt  auch  hier  in  der  um- 
gekehrten Richtung!  Wrsclnv  endtrisehe  Behördenorganisation. 
Förderung  der  Unwirtschaltlichkeit  durch  schwerfällige  Ein- 
richtungen zur  möglichsten  Konservierung  des  Partikularismus. 
Wo  soll  für  die  hieraus  entstehenden  Mehrausgaben,  namentlich 
auch  für  die  riesigen  Bauprojekte,  die  in  den  Eisenbahnländern 
und  deren  Organen  mit  einem  jähilichen  Bauaufwand  von  6  bis 
8  Milliarden  auf  Kosten  des  Reichs  selbständig  ausgeführt  wer- 
den, zur  Deckung  herkommen,  die  die  Reichsbahn  als  selbstän- 
diges, wirtschaftliches  Unternehmen  nach  Art.  92  selber  be- 
streiten soll?  Diese  Frage  bleibt  unbeantwortet  und  will  doch 
jetzt  eriistlich  gelöst  sein. 

Wie  ist  die  Ausführung  des  Art.  92  R\'.  im  einzelnen  zu 
denken? 

Der  Artikel  bestiinmt,  daß  der  Reichshaushalt  in  den  allge- 
meinen Haushalt  eingegliedert  .  werden  soll,  aber  als  selbstän- 
diges wirtschaftliches  Unternehmen.  Von  der  Uebernahme  un- 
gedeckter Defizits  auf  die  Reichskasse  kann  in  Zukunft  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Das  selbständig  wirtschaftende  Unter- 
nehmen inuß  vielmehr  so  organisiert  werden,  daß  seine  sämt- 
lichen Ausgaben  unbedingt  aus  seinen  eigenen  Einnahmen  be- 
stritten werden  können.  Lediglich  die  Tarife  mechanisch  so  zu 
erhöhen,  daß  die  Balance  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
stets  erreicht  wird,  führt  zur  Absurdität.  Der  Wille  des  Arti- 
kels 92  kann  nur  durch  eine  systematische  Neuord- 
nung des  Einnahme-  und  Ausnahmebudgets  mit 
dein  Ziele  des  bestmöglichsten  Wirtschaftseffekts  erfüllt  werden 
und  hierzu  ist  die  Einführung  wirksamer  Wirtschaft- 
lichkeitsgrundsätze und  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  k  o  n  - 
trollen  unbedingt  nötig. 

Die  Wirtschaftlichkeitsgrundsätze  müssen  durch  das  neue 
Eisenbahnfinanzgesetz  sichergestellt  werden. 

Vorschlag  zur  sytematischen  Neuordnung  der  Reichsbahn- 
finanzen. 

Bei  der  s,\  stcniatischen  Neuordnung  muß  hinsichtlich  der 
Veranschlamiiig  und  \'crrechnung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben streiiH  zwi^-cheii  der  laufenden  Verwaltung  und 
der  ,,N  e  u  b  a  u  \'  c  r  wall  u  u  g  "  unterschieden  werden.  Die  neue 
Ordnung  Aviire  hie  rn;ich  zu  denken:  Die  laufende  Verwaltung 
erhält  als  J'.innahiiie  die  Betriebseinnahmen  zuzüglich  der  son- 
stigen, dama  zusaniiiienhäimenden  Einnahmen,  einen  etwaigen 
Zuschuß  aus  dem  Aus-l ;.  ic  lisfrnids.  Sie  bestreitet  daraus  die 
Betriebsausgaben,  sowie  die  .sonstigen,  damit  zusammenhäiigen- 
derl  Ausgaben,  wo/u  .-luch  die  Rücklagen  zu  den  Reserve-  und 
Erneuerungsfonds  gehören,  außerdem  die  Zinsen-  und  Tilgungs- 
b-'eträge  für  die  Eisenbahnschulden.  Verbleibt  nach  Erfüllung 
dieser-  YefpxEcir'tungen,  ein.  .Ueberjcbaß,  .so,  inuß  dißssr.  .einem 


Ausgleichsfonds  zugeführt  werden,  bis  dieser  seine  Maximal- 
höhe erreicht  hat,  während  der  Rest  je  zu  ein  Drittel  an  das 
Reich,  die  Länder  und  das  Personal  zu  verteilen  ist. 

Die  N  e  u  b  a  u  v  c  r  w  a  1  t  u  n  g  würde  das  bisherige  Etats- 
extraordinarium  und  die  jetzt  den  Kreditgesetzen  zuzuweisen- 
den Aufgaben  in  sich  vereinigen.  Ihre  Einnahmen  und  Aus- 
gaben würden  alljährlich  in  einem  besonderen  Baupro- 
gramm zu  veranschlagen  sein.  Die  Einnahmen  der  Ncubau- 
verwaltung  bestehen  aus  den  Beiträgen  Dritter  und  dem  Erlös 
von  Reichsbahnschuldverschreibungen  in  der  Höhe,  wie  er  all- 
jährlich zur  Deckung  des  weiteren  Geldbedarfs  erforderlich  ist. 
Die  Ausgaben  hätten  die  Aufwendungen  des  Extraordinariums 
und  die  der  jetzigen  Kreditgesetze  zu  umfassen. 

Aus  diesen  Veranschlagungen  für  die  laufende  Verwaltung 
und  die  Neubauverwaltung  ist  ein  Wirtschaftsplan  her- 
zustellen, der  dem  Reichshaushaltsetat  als  Anlage  beizufügen 
ist.  Ebenso  ist  die  für  das  Betriebsergebnis  entscheidende 
Jahresbilanz,  sowie  Gewinn-  und  Verlustrech- 
11  u  n  g  f  ü  r  d  a  s  abgelaufene  Vorjahr  beizufügen.  Dies  sind 
die  Bausteine,  welche  einer  systematischen  Neuordnung  der 
Reichsbahnfinanzen  als  Fundament  zu  dienen  hätten. 

Versucht  man,  die  aufgestellten  Leitsätze  über  die  Veran- 
schlagung und  Verrechnung  der  Einnahmen  und  Au.sgabcn  fest 
zu  formulieren,  so  käme  man  zu  folgender  Fassung: 

E  n  t  w  u  r  f 

eines  Gesetzes  betr.  Veranschlagung  und  Verrechnung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Reichsbahnverwaltung. 

.  §  L 

Die  l':iunalimen  und  Ausgaben  der  Reichsbahnverwaltung 
sind  vom  l'".t;il  sjahre  ab  nach  folgenden  Cirundsätzen  zu  veran- 
schlagen: 

I.  Laufende  Verwaltung. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  laufenden  Verwaltung 
sind  alljährlich  wie  folgt  in  den  Wirtschaftsplan  der  Reichsbahn 

zu  Aeraiischlagen. 

a)  E  i  n  n  a  h  in  e  n  . 

1.  Betriebseinnahme  der  Reichsbahn. 

2.  Die  sonstigen  damit  zusammenhängenden  Einnahmen. 
.''>.   Der   etwaige  Zuschuß   aus  dem  Ausgleichsfonds. 

b)  Ausgaben. 

1.  Betriebsausgabe  einschließlich  der  Rücklagen  zu  den  Re 
serven-  und  Erneuerungsfonds. 

2.  Zinsen  und  Tilgungsbeträge  für  die  Eisenbahnschulden. 
.S.   Der   an  den  Ausgleichsfonds   der  Reichseisenbahnverwal- 
tung abzuführende  etwaige  Ueberschuß. 

4.   Der  an  Reich.  Länder  und  Persona!  abzuführende  etwaige 
.  Ueberschuß. 

II.  Neubauverwaltung. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Neubauverwaltung  sind 
alljährlich  wie  folgt  in  einem  besonderen  Bauprogramm  zu  ver- 
anschlagen: 

a)  E  i  n  11  a  h  m  e  11  . 

1.  Beiträge  vun  Dritten  zu  Ausgaben  der  Neubauverwaltung, 

2.  Einnahmen    aus   der    Ausgabe   von  Reichsbahnschuldver- 
schreibungen. 

3.  Die  Erlöse  für  \erkaufte  eisenbahnfiskalische  Grundstücke. 

b)  Ausgaben. 

1.  Einmalige  und  außerordentliche  Ausgaben  für  Bauten  und 
Beschaffungen   der  bestehenden  Reichsbahnen. 

2.  Ausgaben  für  den  Bau  neuer  Reichsbahnen. 

III.  Ausführungsbestimmungen. 

.  Zu  1  a)  1.  Die  normalen  Personen-  und  Gütertarife  werden 
vom  Reichstag  festgesetzt.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem 
Erlaß  eines  besonderen  Gesetzes  in  Kraft. 

Zu  II.  b)  1.  und  2.  sind  lediglich  die  dem  Jahresbedarf  ent- 
sprechenden Raten  zu  veranschlagen. 

Zur  Verstärkung  der  veranschlagten  ersten  und  ferneren 
Raten  können  im  Falle  des  Bedürfnisses  Vorgriffe  auf  die  noch 
zu  bewilligenden  Raten  innerhalb  der  für  die  einzelnen  Bauten 
festgestellten  Gesamtkostensumme  zu  Lasten  der  Gesamt- 
bestände der  Neubauverwaltung  zugelassen  werden. 

Für  die  Reichsbahn  sollen  unbeachtet  der  Eingliederung 
ihres  Haushaltes  und  ihrer  Rechnung  in  den  allgemeinen  Haus- 
halt und  die  allgemeine  Rechnung  des  Reichs  die  kaufmän- 
nischen Grundsätze  eingeführt,  insbesondere  eine  Jahresbilanz, 
sowie  eine  Gewinn-  und  \'erlustrechnung,  die  für  die  nach  I-  b 
4.  an  Reich,  Länder  und  Personal  abzuführenden  Ueberschü&sy 
maßgebend  sind,  aufgestellt  werden.  Die  Reichsbahn  soll  al-s 
selbständiges,  wirtschaftliches  Unternehmen,  das  seine  Aus- 
gaben  -einschließlich  \'erzinsung  und  Tilgung  der  auf  .  .  .  .-:  . 
Milliarden  festgesetzten  und  fortzuschreibenden  Eisenbahuschuld 
selbst  zu  bestreiten,  die  Rücklagen  zum  .A.usgleichsfonds  bis  ^ut 
Höhe  von  .  ....  Milliarden  und  zum  Reservefonds  bis  zur 
Höhe-.  Von_.  r.i       i  Miniarden.  anzusammeln  .und  je  nacli.  dem 
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Baubedarf  Reichsbahnschuldverschreibungen  zu  begeben  hat, 
ähnlich  wie  eine  Aktiengesellschaft  von  einem  Vorstand  oder 
Aufsichtsrat  verwaltet  werden.  Für  den  Erneuerungsfoiids  soll 
ein  Rücklagenregulativ  aufgestellt,  diesem  die  noch  zu  ermit- 
telnde Kriegsbeschädigung  nach  Einvernehmen  zwischen  Reichs- 
vcrkehrsministcr  und  Reichsfinanzminister  als  Beitrag  des 
Reichs  für  die  Erneuerung  zugeführt  werden. 

Dieses  Ge.^etz  tritt  mit  dem  Etatsjahr   in  Kraft. 


Von  ausschlaggebender  Bedeutung  wird  die  Bildung  der 
Reserve-  und  Erneuerungsfonds  werden.  Die  durch  den  Welt- 
krieg entstandenen  Erneuerungskosten  können  von  diesem  Fonds 
nicht  getragen  werden,  sie  müssen  vielmehr  geschätzt  und  als 
Beitrag  des  Reichs  zu  seiner  Verstärkung  bei  seiner  erstmaligen 
Bildung  zugefügt  werden.  Die  weiter  entstehenden  Erneuerungs- 
kosten müssen  dem  Fonds,  für  den  ein  besonderer  Wirtschafts- 
plan aufzustellen  ist,  als  Beitrag  zufließen. 

Der  Ausgleichsfonds  soll  als  Sicherheitsventil  für  gleich- 
mäßige Wirtschaftsführung  dienen  und  soll  lediglich  einen  Aus- 
gleich zwischen  guten  und  schlechten  Jahren  schaffen. 

Was  nun  die  Festsetzung  der  Tarife  anbelangt,  so  gehört 
zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  Reichsbahnverwaltung,  eine 
11  den  Selbstkosten  ausgehende  stetige  Tarifpolitik  zu  treiben. 
l-)\c  jetzige  Tarifanarchie  erschüttert  das  ganze  Wirtschafts- 
leben. Es  ist  nichts  leichter,  als  die  Tarife  dem  Stand  der  Va- 
luta entsprechend  fortgesetzt  zu  erhöhen!  Der  umgekehrte  Weg 
muß  jedoch  eingeschlagen  werden,  vorweg  müssen  maßvoll 
die  Selbstkosten  reguliert  und  darnach  die  Ta- 
rife bestimmt  werden. 

Die  Einführung  kaufmännischer  (irundsätze  ist  von  weit- 
tragender Bedeutung  für  die  gesamte  Finanzgebarung  der 
Reichsbahn.  Die  kaufmännischen  Fachmänner  dürfen  nicht  im 
Reichsfinanzniinislerium  ihren  Platz  haben,  sondern  müssen  in- 
mitten der  Reichsbahnverwaltung  selbst  sitzen.  Die  Reichsbahn 
in  ihrer  (iesaintheit  muß  das  Feld  ihrer  Tätigkeit  sein  und  sie 
dürfen  in  ihrem  Beruf  nicht  durch  fortgesetztes  Hineinreden 
aulierlialbsKluiKUr   oder    sonderinteressierter    Elemente  durch- 


kreuzt werden.  Freilieli  wird  es  mit  der  Einführung  der  kauf- 
i.iännischeu  (irundsätze  nicht  allein  getan  sein.  Wirtschaftlicher 
'ieist  muß  das  ganze  Verkehrswesen  durchdringen  und  wirk- 
-;ime  Wirtschaftlichkeitsmaßnahmen  müssen  getroffen  werden." 

W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  1  i  c  h  k  e  i  t  s  m  a  ß  n  a  h  m  e  n  . 
,,Es  ist  wenig  bekannt,  welclie  Rolle  gewisse  stimulierende. 
l'"aktoren  vor  allem  im  Staatsbetrieb  spielen.  Er  kann  dadurch, 
daß  ihm  als  einem  abgegrenzten  \Virtschaftskörper  die  Früchte 
seiner  W'irtschaf tsführung  zugute  konmien,  zu  einem  hohen  Grad 
der  Wirtschaftlichkeit  entfacht  werden.  Nichts  wirkt  umgekehrt 
reizloser,  als  wenn  das  Wirtschaftsergebnis  eines  solchen  Groß- 
betriebes unvermittelt  in  den  Gesamthaushalt  aufgeht  und  dort 
mit  anderen  Dingen  vermischt  und  verwischt  wird.  Hier 
müssen  Stimulantien  geschaffen  werden,  die  jeden  Einzelnen 
für  die  Hebung  der  \\^irtschaftlichkeit  fortgesetzt  interessieren. 
Neben  dem  Anteil  am  Reingewinn  sollte  für  die  Ange- 
stellten auch  noch  ein  Prämien  System  für  die  Dienst- 
stellen eingeführt  werden,  wonach  Ersparnisse  an  ihrem  Wirt- 
schaftssoll allen  Beteiligten  in  Form  von  Prämien  honoriert 
werden.  Dieses  System  hat  sich  auch  bei  der  kaufmännisch 
gutgeführten  Rheinischen  Eisenbahn  glänzend  bewährt. 
Ein  weites  Feld  der  Tätigkeit  bietet  sich  der  Eisenbahnverwal- 
in  der  wirtschaftlichen  Gestaltung  des  Betriebs.  Es  sei  hier 
nur  auf  den  noch  herrschenden  T  r  a  n  s  p  o  r  1 1  u  x  u  s  hinge- 
wiesen. Unsere  Zeit  verlangt  gebieterisch  spartanische  Ein- 
fachheit auf  allen  (jebieten.  Noch  haben  wir  Hunderte  von 
Schienen-,  Lokomotiv-  und  Wagenlypen.  Die  große  Verkehrs- 
reform muß  hier  gründlich  Wandel  schaffen,  sonst  können  auch 
alle  Finanzreformen  nicht  helfen.  Soll  das  Eisenbahnfinanz- 
gesetz die  große  Verkehrreform  in  F'Iuß  bringen,  dann  müssen 
jetzt  alle  Seiten  der  Verkehrsreform  erfaßt  werden.  Man  muß 
sogar  sagen:  Das  beste  Fundament  für  einen  guten  Finanzbau 
ist  die  große  Reform  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung.  Der 
Aufruf  des  Reichsverbandes  der  deutschen  Industrie,  wenn  er 
;iuch  über  das  Ziel  hinausschoß,  wird  uns  hoffentlich  das  Gute 
bringen:  indem  er  das  Unmögliche  forderte,  wird  das  Mögliche 
erreicht." 


WIRTSCHAFTLICHE  BETRIEBSFÜHRUNG 
AUF  NEBENBAHNEN  DURCH  BENZOLMECHANISCHE  TRIEBWAGEN 

VON  DR.  JUR.  ET  RER.  POL.  ET  PHIL.  RITTER,  EISENBAHNOBERINSPEKTOR  IN  TORGAU 


Der  Verkehr,  namentlich  der  Personenverkehr,  auf  der 
Mehrzahl  unserer  Nebenbahnen  ist  überaus  schwach.  Wenn 
irgendwo  im  Bereiche  der  Reichsbahn  es  augenfällig  ist,  daß  die 
Einnahmen  unmöglich  die  Ausgaben  decken,  so  auf  unseren 
Nebenbahnen.  An  und  für  sich  haben  diese  Bahnen  schon  im 
Frieden  einen  mäßigen,  bisweilen  geradezu  recht  unerheblichen 
Verkehr  gahabt:  sie  spielten  in  weitgehendem  Maße  ledi«lich  die 
Rolle  der  Zubringer  für  die  Hauptstrecken.  Dieser  Wrkehr 
nun  ist  unter  den  Folgen  des  Krieges  und  Friedensschlusses 
noch  weiter  zurückgegangen,  ausgenommen  nur  da,  wo  neue, 
unter  den  Kriegsverhältnissen  entstandene  gewerbliche  Unter- 
nehmungen eine  Steigerung  des  Verkehrs  untl  besonders  des 
Arbeiterverkehrs  hervorgerufen  haben. 

Der  sonst  fast  allgemein  in  die  Augen  fallende  Rückgang 
des  Verkehrs  auf  den  Nebenbahnen,  in  erster  Linie  also  der 
Rückgang  des  Personenverkehrs,  hat  nur  zu  einem  Teil  seinen 
Grund  in  der  allgemeinen  Verteuerung  des  Reisens;  denn  mehr 
als  die  Fahrpreise  der  Eisenbahn  sind  verhältnismäßig  die  Ein- 
nahmen der  hier  hauptsächlich  in  Frage  kommenden  ländlichen 
Bevölkerung  gestiegen.  Ein  Hauptgrund  des  Verkehrsrück- 
ganges liegt  vielmehr  einmal  in  der  geringen  Anzahl  der  auf 
den  Nebenbahnen  gefahrenen  Züge  und  sodann,  damit  zu- 
sammenhängend, in  der  Gestaltung  des  Fahrplanes.  Zur  Er- 
läuterung dessen  seien  hier  die  Verhältnisse  auf  den  Strecken 
Torgau — Pretzsch  und  Torgau — Belgcrn  beleuchtet.  Zunächst 
Strecke  Torgau — Pretzsch: 

Die  Eisenbahnverwaltung  fährt  hier  .3  Zugpaare  (2  Per- 
.sonenzugpaare,  1  gemischtes  Zugpaar).  Bei  dem  niedrigen 
Stande  des  Verkehrs  und  den  außerordentlich  hohen  Kosten, 
die  der  Eisenbahnverwaltung  entstehen,  verbietet  es  sich  von 
selbst,  hier  noch  weitere  Züge  einzulegen.  Würde  man  das 
gleichwohl  tun,  so  müßte  z.  B.  ein  weiteres  Zugpersonal  in 
Dienst  gestellt,  außerdem  eine  Vermehrung  des  Personals  auf 
den  Bahnhöfen  der  .Strecke  vorgenommen  werden,  ganz  abge- 
sehen von  den  sehr  bedeutenden  Ausgaben  für  Kohlen  und  son- 
stige Betriebsstoffen.  Da  dieser  Aufwand  durch  die  zu  er- 
wartenden Einnahmen  bei  weitem  nicht  gedeckt  werden  wird, 

bedeutet  die  Mehreinlegung  von  Zügen  auf  der  Strecke 
i'irgau — Pretzsch  nichts  anderes  als  eine  erhebliche  Steigerung 
des  Defizits.  Weiter  liegt  auf  der  Hand,  daß  mit  einer  derartig 
geringen  Anzahl  von  Zügen  nur  ganz  bestimmte  Ver- 


kehrsbedürfnisse der  Strecke  berücksichtigt  werden  kömien. 
Entweder  fahren  die  Züge  auf  der  Strecke  so,  daß  die 
Hauptanschlüsse  in  Torgau  und  Pretzsch  gewahrt  werden, 
oder  es  wird  mit  der  Zuglage  lokalen  Wünschen  (in 
bezug  auf  Schulkinder-,  Arbeiter-  und  Marktverki  hrj  Rechnung 
getragen.  Beides  läßt  sich  bei  der  geringen  Zugzahl  nur 
sehr  unvollkoinen  vereinigen.  Ein  Blick  auf  den  nachstehenden 
Fahrplan  der  Strecke  Torgau — Pretzsch  lehrt  dies. 


Zug  Nr:    2202    220S  HH82 


S(j8]    22U7  22ÜÖ 


615  His  K40  ab  Pretzsch  an 
705      401      ()M        an  Torgau  ab 
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Die  Strecke  hat  einen  nennenswerten  Schüler-  und  Arbeiter- 
verkehr nach  Torgau.  Es  muß  daher  frühmorgens  ein  Zug  von 
Pretzsch  nach  Torgau  gefahren  werden.  Da  in  Pretzsch  Per- 
sonal und  Lokomotiven  nicht  stationiert  sind,  so  muß  friili 
;]  Uhr  zunächst  ein  Zug  (8681)  nach  Pretzsch  gefahren  werden, 
um  die  Schulkinder  und  Arbeiter  .gegen  7  Uhr  in  Torgau  an- 
bringen zu  können  (Zug  2202).  Der  erstbezeichnete  Zug,  ein 
gemischter,  kommt  für  den  Personenverkehr  so  gut  wie  gar- 
nicht  in  Frage.  Der  letztbezeichnete  Zug  2202  liegt  günstig. 
Da  die  Schulkinder  nach  Schluß  der  Schule  nach  Hause  ge- 
fahren werden  müssen,  so  verläßt  der  tiächste  Zug  Torgau  um 
1  Uhr  25  Minuten  (Zug  2207).  Da  auch  die  Arbeiter  nach  Be- 
endigung ihrer  8-Stundenschicht  eine  Beförderungsgelegenheit 
haben  müssen,  muß  der  Zug  um  3"  Pretzsch  verlassen  (2208), 
um  als  Zug  2205  bereits  um  4^^  von  Torgau  wieder  abgehen  zu 
können.  Die  letzte  Fahrt  geht  um  6'"  Uhr  (gemischter  Zug 
8682)  von  Pretzsch  ab. 

Es  ist  hier  also  —  notgedrungen  —  in  der  Hauptsache  dem 
Schulkinder-  und  Arbeiterverkehr  Rechnung  getragen.  Wie  aber 
verhält  sich  die  gesamte  übrige,  meist  ländliche  Bevölkerung 
zu  diesem  Fahrplan?  Sie  steht  in  engen  Beziehungen  zu  Torgau 
(Landratsamt.  Finanzamt.  Amts-.  Landgericht  usw.)  kann  aber 
die  Züge  außerordentlich  wenig  benutzen;  denn  ein  Landwirt 
z.  B.,  der  früh  7  Uhr  in  Torgau  mit  dem  Zuge  ankommt,  kann 
unmöglich  erst  %2  Uhr  wieder  abfahren.  Er  rechnet  mit  der 
Zeit  und  will  spätesten-  gegen  ^Mittag  wieder  daheim  sein 
Die  Folge  ist  denn  ;uRh,  dv.H  die  gesamte  Landbevölkerung, 
wie  einstens,  als  die  Bahn  noch  nicht  vorhanden  war,  mit  dem 
Fuhrwerk  nach  der  Stadt  und  zurück  fährt.    Die  Nachmittags- 
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Verbindung  kommt  für  die  Landbevölkerung  überhaupt  nicht 
in  Frage;  denn  zwischen  Ankunft  des  Zuges  2208  in  Torgau  und 
Abfahrt  des  Zuges  2205  liegen  ganze  30  Minuten.  In  umge- 
kehrter Richtung  kann  die  Bevölkerung  Torgaus  am  Vormittag 
so  gut  wie  überhaupt  nicht  nach  den  Orten  in  Richtung 
Pretzsch  fahren,  da  der  einzige  hierfür  in  Betracht  kommende 
Zug  8681  zu  früh  liegt  (ab  Torgau  .3  Uhr  morgens). 

Aehnlich  ungünstig  liegen  die  Verhältnisse  auf  der  Strecke 
Torgau— Belgern.    Der  Fahrplan  ist  folgender: 

Zug-Nr.:    2422     2428  2421  2427 

lOin  71G  ab  Torgau  an  7"  3« 
1123       goi     an  Belgern  ab     ßis  S»o 

Um  hier  der  Landbevölkerung  gerecht  zu  werden,  fährt 
vormittags  10^^  ein  Zug  (2422)  in  Richtung  Belgern;  die  Rei- 
senden, die  morgens  7°^  in  Torgau  eintreffen,  haben  passende 
Gelegenheit  zur  Rückbeförderung.  Die  Folge  davon  ist  aber, 
daß  ein  Mittagszug  für  die  Schülerbeförderung  ausfallen  muß, 
daß  demnach  der  z.  B.  auf  der  Strecke  Torgau— Prctzsch  über- 
aus rege  Schülerverkehr  hier  unterbunden  ist. 

So  ergibt  sich  denn,  wie  schon  erwähnt,  daß  bei  der  gerin- 
gen Anzahl  von  Zügen,  die  überhaupt  gefahren  werden  kann, 
nur  ein  bescheidener  Teil  der  Verkehrsbedürfnisse  auf  den 
beiden  Strecken  befriedigt  werden  kann,  und  daß  als  Folge  da- 
von die  Einnahmen,  die  die  Eisenbahnverwaltung  hat,  überaus 
niedrig  sind  und  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Kosten  selbst  der 
wenig  gefahrenen  Züge  steht.  Und  wollte  man  diese  ver- 
mehren, so  würden  die  Betriebskosten,  wie  schon  erwähnt, 
außerordentlich  wachsen  und  in  ein  noch  größeres  Mißverhältnis 
zu  den  Einnahmen  treten. 

So  entsteht  die  Frage,  wie  hier  überhaupt  eine  Aenderung 
in  der  Weise  möglich  ist,  daß  eine  Uebereinstimmung  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  und  daneben  eine  Vermehrung  der 
Züge  zwecks  Befriedigung  der  wichtigsten  Verkehrsbedürfnisse 
erzielt  werden  kann.  Alit  Dampfzügen  jedenfalls  ist  dieses 
Ziel  unter  den  heutigen  Verhältnissen  nicht  zu  erreichen, 
wohl  aber  mit  Kraftwagen  (Triebwagen).  Der  ganze 
Apparat  eines  Dampfzuges  ist  zu  groß,  zu  umständlich  und  viel 
zu  kostspielig:  auf  der  anderen  Seite  sind  die  Einnahmen,  die 
bestenfalls  aufkommen,  zu  gering,  als  daß  an  eine  Rentabilität 
oder  wenigstens  an  eine  Balanzierung  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen gedacht  werden  könnte. 

Es  erscheint  mir  daher  ein  Ersatz  der  Dampfzüge  durch 
Kraftwagen  (Triebwagen),  soweit  dies  mit  Rücksicht  auf  den 
Post-,  Stückgut-  und  Wagenladungsverkehr  möglich,  dringend 
notwendig  zu  sein.  Zwar  ist  die  Verwendung  von  Triebwagen 
für  die  Reichsbahn  nichts  Neues;  jedoch  es  sind  bisher  nur  die 
eigentlichen  elektrischen  und  ferner  die  benzolelektrischen 
\yagen  benutzt  worden.  Die  ersteren  verursachen  erhöhte 
Kosten,  da  besondere  Ladestationen  erforderlich  sind;  die  letz- 
teren haben  im  Laufe  der  Zeit  Mängel  aufgewiesen,  die  ihre 
Benutzung  unzweckmäßig  und  auch  wohl  unrationell  erscheinen 
lassen.  In  neuerer  Zeit  ist  aber  von  der  A.  E.  G.  in  Berlin  ein 
benzolmechanischer  Triebwagen  konstruiert  worden,  bei  dem 
die  Kraft  vom  Verbrennungsmotor  mechanisch  unmittelbar  auf 
die  Achsen  übertragen  wird.  Nach  den  gemachten  Erfahrungen 
ist  der  Wagen  durchaus  betriebssicher.  Es  handelt  sich  also  ledig- 
lich darum,  daß  ein  für  Eisenbahnzwecke  gebauter  Kraftwagen, 
nach  Form  der  Triebwagen,  auf  Schienen  gestellt  ist. 

Ich  bin  nun  in  eine  Prüfung  darüber  eingetreten,  ob  die 
Verwendung  solcher  benzolmechanischer  Triebwagen  auf  den 
Strecken  Torgau— Pretzsch  und  Torgau— Belgern  tatsächlich 
wirtschaftlich  ist.  Das  Ergebnis  dieser  Prüfung  gipfelt  darin, 
daß  durch_  Verwendung  solcher  Wagen  nicht  nur  eine  Beseiti- 
gung des  jetzt  vorhandenen  großen  Defizits,  sondern  auch  eine 
weitgehende  Befriedigung  der  bestehenden  Verkehrsbedürfnisse 
und  im  Zusammenhang  damit  eine  Steigerung  der  Einnahmen 
zu  erwarten  sein  muß.  Meine  Prüfung  geht  von  folgenden 
Unterlagen  aus: 

Für  die  genannten  beiden  Strecken  ist  in  bestimmten 
Monaten  fortlaufend  genauestens  aufgeschrieben  worden:  An- 
zahl der  Personen,  die  auf  der  Strecke  fahren,  ferner  das  auf- 
kommende Gepäck,  Expreßgut,  Eil-  und  Frachtstückgut,  die 
Wagenladungen  und  zu  alledem  die  auf  die  Strecken  entfallen- 
den Einnahmen.  Auf  Grund  dieser  Aufschreibungen  sind  Ge- 
samtverkehr und  Gesamteinnahmen  der  Strecken  einwandfrei 
ermittelt  worden.  Ferner  hat  die  A.  E.  G.  an  der  Hand  der 
Streckenpläne  für  den  Triebwagen  die  Kosten  eines  Wagen- 
kilometers sowohl  für  Torgau— Pretzsch  wie  für  Torgau— Bel- 
gern errechnet.  Der  gefundene  Satz  berücksichtigt  die  Ver- 
zinsung der  Beschaffungskosten  für  den  Wagen,  die  Abschrei- 
bung, Unterhaltung,  den  Brennstoffverbrauch,  das  Motor-  und 
Getriebeöl  und  das  Putzmaterial.  Zu  diesem  Satz  sind  von  mir 
die  anteiligen  Personalkosten  hinzugeschlagen  worden. 

Es  beträgt  nun  die  Jahreseinnahme  der  Strecke  Torgau— 
Pretzsch  aus  dem  Personen-,  Gepäck-  und  Expreßgutverkehr  — 
das  ist  aus  dem  Verkehr,  der  mit  dem  Triebwagen  gefahren 
werden  kann  —  genau  401988  M.  Das  Wagenkilometer  ein- 
schließlich der  Personalkosten  würde  sich  mf  C^.^  M.  belaufen. 


Es  würden  somit  für  die  jetzt  an  und  für  sich  geringen  Ein- 
401  988 

nahmen  schon  — r-— — -=    6-3  807  km  jährlich  mit  dem  Trieb- 
o,.i'J 

wagen  gefahren  werden  können.  Der  heute  gültige  Fahrplan 
(•'5  Zugpaare),  selbst  wenn  Sonntags  dieselben  Züge  gefahren 
werden  wie  an  Wochentagen,  beansprucht  aber  nur  52  560  km. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  für  die  Strecke  Torgau — 
Belgern.  Die  Jahreseinnahme  aus  dem  Personen-,  Gepäck-  und 
Expreßgutverkehr  beträgt  hier  .300-372  M.  Das  Triebwagen- 
kilometer   einschließlich    der    Pcrsonalkosten    stellt    sich  auf 

8,52  M.,  so  daß — ^-^^ —  =-35  2.j4  km  mit  dem  Triebwagen  ge- 
fahren werden  könnten.  Bei  2  Zugpaaren,  die  jetzt  auf  der 
Strecke  verkehren,  beträgt  die  Kilometerzahl,  wenn  Sonntags 
und  Wochentags  dieselbe  Zahl  von  Zügen  gefahren  wird, 
21820  km. 

Es  ergibt  sich  daraus,  daß  der  jetzige  niedrige  Stand  von 
Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr  bereits  ausreichen  würde, 
diesen  Verkehr  mit  Triebwagen  durchzuführen,  ohne  daß  ein 
Defizit  gemacht  zu  werden  braucht. 

Damit  wäre  also  der  Weg  gekennzeichnet,  auf  dem  bei 
Nebenbahnen  die  Unrentabilität  desjenigen  Teils  des  Eisen- 
bahnverkehrs, der  am  unwirtschaftlichsten  zu  sein  pflegt,  d.  i. 
der  Personenverkehr,  beseitigt  werden  könnte. 

Um  das  Bild  der  Betriebsführung  zu  vervollständigen,  ist 
noch  die  Frage  der  Güterbeförderung  auf  den  Strecken  zu  er- 
örtern. Sie  umfaßt  die  Post  (Pakete),  die  Stückgüter  (Eil-  und 
Frachtstückgüter)  und  die  Wagenladungen.  (Einzelne  Brief- 
postbeutel können  mit  dem  Triebwagen  mitgegeben  werden.) 
Die  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr  betragen  für  die  Strecke 
Torgau— Pretzsch  1092  420  M.  für  die  Strecke  Torgau— Belgern 
510  420  M.  Um  die  Kosten  für  die  Güterbeförderung  so  niedrig 
wie  möglich  zu  halten,  empfiehlt  es  sich,  einen  fahrplanmäßigen 
Güterzug  oder  gemischten  Zug  überhaupt  nicht  vorzusehen, 
sondern  während  bestimmter,  entweder  frühmorgens  oder  abends 
liegender  Stunden,  an  denen  die  Torgauer  Rangiermaschine 
entbehrlich  ist,  je  eine  Rangierfahrt  zur  Bedienung  der  Strecken 
vornehmen  zu  lassen.  Sollte  im  Spätherbst,  wenn  die  Zucker- 
rüben auf  den  Strecken  abzufahren  sind,  im  Interesse  des 
Wagenumlaufs  eine  zweite  Bedienungsfahrt  wünschenswert 
erscheinen,  so  kann  sie  eingelegt  werden;  für  die  übrige  Zeit 
jedenfalls  genügt  eine  solche  Fahrt.  Selbst  einen  gemischten 
Zug,  der  neben  der  Güter-  auch  Personenbeförderung  hat,  halte 
ich  hier  nicht  für  ratsam;  denn  für  einen  solchen  Zug  müssen 
ganz  bestimmte  Fahrzeiten  festgesetzt  werden;  es  müssen 
besondere  Schaffner  beigegeben  werden;  außerdem  nehmen 
die  Vorbereitungen  (Zusammenstellung  des  Zuges)  Zeit  in  An- 
spruch usw.  Unterbleibt  das  alles,  so  kaim  das  Torgauer 
Rangierpersonal  während  bestimmter,  passend  liegender  Zeit 
zu  den  Bedienungsfahrten  herangezogen  werden,  also  in  inten- 
siver Weise  ausgenutzt  werden,  so  daß  die  Kosten  der  Güter- 
beförderung auf  das  denkbar  niedrigste  Maß  herabgedrückt 
würden. 

Es  ergibt  sich  aus  den  bisherigen  Erörterungen  folgendes: 

Mit  einem  Dampf  zug  als  Beförderungsmittel  ist  eine 
wirtschaftliche  Betriebsführung  auf  den  Nebenbahnen,  hier  also 
auf  den  Nebenbahnen  Torgau — Pretzsch  und  Torgau — Belgern. 
unter  den  heutigen  veränderten  Verhältnissen  überhaupt  nicht 
zu  erreichen.  Es  ist  daher  das  Gegebene  und  wird  sich  im  Laufe 
der  nächsten  Zeit  überhaupt  nicht  vermeiden  lassen,  den  Dampf- 
zug durch  den  weit  einfacheren,  für  die  Bedürfnisse  der  Strecke 
ausreichenden  Kraftwagen  (benzolmechanischen)  Triebwagen, 
soweit  als  irgend  möglich,  zu  ersetzen.  Hand  in  Hand  hat 
damit  eine  Verbillignug  der  Güterbeförderung  in  der  Weise 
zu  geschehen,  daß  lediglich  je  eine  Rangierfahrt  für  beide 
Strecken  vorgesehen  wird. 

Was  noch  die  Zahl  der  auf  beiden  Strecken  zu  befördern- 
den Personen  anbelangt,  so  ergibt  sich  für  jede  Fahrt  zwischen 
Torgau  und  Pretzsch  eine  Durchschnittszahl  von  98  Personen, 
zwischen  Belgern  und  Torgau  eine  solche  von  85  Personen.  Da 
unterwegs  ein-  und  ausgestiegen  wird,  so  läßt  sich  diese  Zahl 
von  Personen  in  einem  Wagen  befördern.  Es  enthält  ein 
solcher  zwar  nur  etwa  40  Sitzplätze;  befördert  werden  darin 
aber  bis  zu  80  und  100  Personen,  die,  wie  in  den  ^^'^agen  der 
Straßenbahnen,  zum  Teil  stehen.  Ueberdies  kann  die  Kon- 
struktion des  ^^'agenkastens  von  vornherein  den  Bedürfnissen 
der  Strecken  angepaßt  werden. 

Der  Kraftwagen  (benzolmechanische  Triebwagen)  bietet  im 
übrigen  folgende  ^^orteile: 

a)  Die  Anzugskraft  des  Motors  kann  stärker  und  schwächer 
gehalten,  den  Streckenverhältnissen  also  angepaßt  werden, 
wodurch  nur  ein  so  großer  Kraftverbrauch  eintritt,  als 
tatsächlich  notwendig  ist. 

b)  Der  Wagen  ist  stets  betriebsfertig,  weder  vor  noch  nach 
der  Fahrt  zehrt  er  noch  Betriebsstoffe  auf. 

c)  Der  Betrieb  des  Wagens  ist  vollständig  unabhängig  von 
der  jeweiligen  Lage  der  Kohlenversorgnng. 
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d)  Durch  Verwendung  des  Wagens  werden  Lokomotiven 
frei,  die  auf  anderen  Strecicen.  wo  sie  dringend  gebraucht 
werden,  in  Dienst  gestellt  werden  können. 

e)  Der  ganze  Wagen  wiegt  nur  11  t;  infolgedessen  wird  der 
Unterbau  der  Strecke  und  werden  die  Weichen  beim 
Durchfahren  sehr  geschont. 

f)  Da  der  Wagen  stets  betriebsfertig  ist,  so  besteht  eine 
leichte  und  vielseitige  Verwendungsmöglichkeit,  z.  B.  zu 
Sonderfahrten  für  Vereine  und  Ausflügler,  zumal  der 
Anreiz  zum  Fahren  in  dem  Triebwagen  größer  als  bei 
den  Dampfzügen  ist. 

g)  Die  Beförderungsmöglichkeit  für  Personen  kann  durch 
einen  leichten  Anhängerwagen  jederzeit  erweitert,  durch 
entsprechende  Einrichtung  des  Anhängers  z.  B.  ohne 
weiteres  auch  auf  den  Eil-  und  Frachtstückgutverkehr 
ausgedehnt  werden. 

h)  Mit  dem  Betrieb  des  Wagens  ist  ein«  Ersparnis  an  Per- 
sonal (Lokomotiv-  und  Zugbegleitpersonal)  von  etwa 
60  Prozent  verknüpft. 

Es  empfiehlt  sich,  nicht,  mit  dem  nur  11  t  schweren  Trieb- 
wagen einen  gewöhnlichen  Personenwagen  der  Eisenbahn 
ziehen  zu  lassen.  Wirtschaftlicher  ist  es,  jedem  Triebwagen 
einen  besonderen  Anhänger  beizugeben,  der  im  Bedarfsfalle 
mitgeführt  wird.  Die  Ausgabe  für  einen  solchen  Anhänger 
stellt  sich  wirtschaftlicher,  als  der  dauernde  vermehrte  Kraft- 
verbrauch, der  eintritt,  wenn  ein  schwerer  Personenwagen 
durch  den  Triebwagen  gezogen  wird. 

Die  im  vorstehenden  gegebenen  Anregungen  mögen  zu 
einem  Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  zur  Gesundung  unserer 


Welch  eng'er  Zusammenhan?  zwischen  Kunst  und  tech- 
nischer Arbeit  seit  jeher  bestanden  hat,  beweist  die  sjroße 
Kunstepoche  Italiens  im  15.  und  16.  Jahrhundert,  die 
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Neuordnung  der  Verkehrsverwaltung.  Das  Reichs- 
bahn finanzgesetz  steht  zur  Zeit  im  Mittelpunkt  der  Er- 
örterung bei  dem  unter  dem  Vorsitz  des  techn.  Staatssekretärs 
K  u  m  b  i  e  r  fleißig  tagenden  Organisationsaus- 
schuß, dem,  wie  bekannt,  die  Vertreter  der  Eisenbahn- 
gewerkschaften angehören,  bei  der  Beratung  von  Sachver- 
ständigen aus  Handel  und  Industrie,  die  besonders  zu  die- 
sem Zweck  vom  Reichsverkehrsminister  zusammenberufen 
worden  sind,  und  in  der  Zeitungspresse. 

Im  Organisationsau  SS  chuß  haben  über  die  staats- 
rechtliche Seite  des  Entwurfs  der  Ministerialrat  Dr.  S  a  r  t  e  r 
und  der  Gewerkschaftssekretär  Roth  von  der  Gewerkschaft 
deutscher  Eisenbahner  und  über  die  wirtschaftliche  Seite 
Ministerialrat  Dr.-Ing.  Tecklenburg  und  der  Gewerk- 
schaftssekretär Scheffel  vom  Deutschen  Eisenbahner-Ver- 
band referiert.  Dabei  wurde  betont,  daß  für  die  Neugestaltung 
der  Reichsbahn  bisher  im  wesentlichen  3  Vorschläge  vorliegen: 

1)  Ueberführung  in  Privatbetrieb  (Industrievorschlag), 

2)  Gemischtwirtschaftlicher     Betrieb     (vorgeschlagen  vom 
Christlichen  Deutschen  Gewerkschaftsbund). 

3)  Staatsbetrieb    im    Rahmen    des  Eisenbahnfinanzgesetzes 
(vorgeschlagen  von  der  Eisenbahnverwaltung). 

Nach  Vorschlag  3  sollen  die  Befugnisse  des  Reichstags  im 
wesentlichen  auf  einen  Verwaltungsrat  übergeben,  und  die 
Reichsbahnen  als  selbständiges  wirtschaftliches  Unternehmen 
ausgestaltet  werden. 

Im  allgemeinen  stellt  sich  der  Orcanisationsausschuß  auf 
den  Boden  des  Referentenentwurfs  des  Eisenbahnfinanzgesetzes, 
jedoch  hielten  die  Vertreter  der  dem  Deutschen  Gewerkschaf ts- 
bu  nd  angehörenden  Gewerkschaft  deutscher  Eisenbahner  an 
ihrem  Vorschlag  auf  Ueberführung  der  Eisenbahnen  in  ge- 
mischwirtschaftlichen Betrieb  fest.  Der  Ausschuß  sprach  sich 
bezgl.  des  die  Beamtenfragen  betreffenden  Teils  dahin  aus,  daH 
die  Notwendigkeit  einer  selbständigen  Betriebsverwaltung  auch 
die  selbständige  Gestaltung  der  Besoldunesbezüge  der  Reichs- 
bahnbeamten erfordere.  Die  Deutsche  Reichsbahn,  als  selb- 
ständiges wirtschaftliches  Unternehmen,  müssen  in  den  Be- 
soldungsfragen unabhängig  von  der  übrigen  Staatsverwaltung 
gemacht  werden.  Eine  vermehrte  ^'ertretung  des  'Personals 
(vorgesehen  6  Köpfe)  im  Verwaltuncsrat  wurde  von  der  Ge- 
werkschaftsseite für  erforderlich  erachtet. 

Die  Sachverständigen,  zu  denen  die  ehemaligen 
Eisenhahnminister  v.  Breitenbach,  Hoff  und  Oes  er, 
der  Eisenbahnfachmann  Ministerialdirektor  a.  D.  Dr.  Kirch- 
hof f.  Unterstaafssekretär  a.  D.  Franke.  Staatsminister  a.D. 
V.  S  e  y  d  e  w  i  t  z  .  von  industrieller  Seite  Direktor  Kraemer, 
v.  Siemens,  Melchior,  Arnhold  und  der  ehemalige 
preuß.  Ministerpräsident  Stegerwald  gehörten,  richteten, 
wie  die  Vossischc  Zeitung  berichtet,  ihre  Kritik  an  dem  Ge- 
setzesentwurf vor  allem  dagegen,  daß  er  der  Reichsbahnver- 
walfting  nicht  die  genügende  Bewegungsfreiheit  sichere,  da  de- 


Eisenbahnfinanzen  führen.  Daß  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen der  Betrieb  der  oft  recht  verkehrsarmen  Nebenbahnen 
mit  Dampfzügen  der  Regel  nach  höchst  unwirtschaftlich  ist 
und  einer  grundlegenden  Aenderung  bedarf,  liegt  auf  der  Hand. 
Nicht  nur  in  fachmännischen  Kreisen  steht  diese  Ueberzeugung 
fest;  sie  reift  auch  bereits  außerhalb  davon.  Für  20—40  Rei- 
sende 4.  Klasse,  die  aus  einem  in  Torgau  z.  B.  von  Belgern 
ankommenden  Zug  aussteigen,  ist  der  Aufwand,  den  der  Dampf- 
zug darstellt,  viel  zu  groß.  Die  Verbilligung  des  Transportes 
von  Gütern  auf  Landwegen,  die  durch  Verwendung  von  Kraft- 
wagen erreicht  wird  und  die  eine  Konkurrenz  gegenüber  der 
Eisenbahn  langsam,  aber  sicher  aufkommen  läßt,  muß  sich  die 
Eisenbahn  vorausschauend  selbst  zunutze  machen;  sie  wird 
mit  den  Kraftwagen  auf  ihren  Schienen  sehr  bald  einen  Vor- 
sprung vor  allen  Kraftwagenunternehmungen,  die  auf  Land- 
wege angewiesen  sind,  erreichen  und  dabei  unendlich  billiger 
befördern  können,  als  mit  Dampfzügen.  Zunächst  läßt  sich  diese 
Beförderungsverbilligung  durch  Kraftwagen  leicht  im  Per- 
sonenverkehr erreichen;  wieweit  das  im  Güterverkehr,  zunächst 
auf  Nebenbahnen  oder  z.  B.  von  Beförderung  von  Eilgut  auf 
Hauptstrecken  zwischen  großen  Städten,  möglich  sein  wird, 
muß  die  spätere  Entwickelung  zeigen. 

Zum  Schluß  sei  noch  bemerkt,  daß  die  im  Vorstehenden 
enthaltenen  Zahlenangaben  sich  infolge  der  eingetretenen  Preis- 
steigerung und  der  Tariferhöhung  am  1.  Dezember  v.  Js. 
ändern;  sie  werden  sich  weiter  ändern  durch  die  fortschreitende 
Teuerung  und  die  Tariferhöhung  am  1.  Februar  d.  Js.  In  ihrem 
Verhältnis  zu  einander  wird  jedoch  keine,  wenigstens  keine 
wesentliche  Aenderung  eintreten. 


mehrere  eroßarti?  veranLig-te  Individuen  aufweist,  die  aber 
als  Künstler  und  Techniker  gleiche  Höhe  erreichten. 

Max  Kraft  (Das  System  der  technischen  Arbeit). 


Reichstag  eine  noch  zu  große  Ueberwachungsbefugnis  besitze. 
Ein  engerer  Ausschuß  der  Sachverständigen  plant  eine  wesent- 
liche Abänderung  des  Entwurfs,  so  daß  sich  die  Vorlage  durch 
den  Minister  an  die  Ländervertreter,  die  für  Ende  Januar  ge- 
plant war,  noch  hinauszögern  dürfte. 

Unter  den  Stimmen  der  Presse  über  das  Eisenbahnfinanz- 
gesetz ist  besonders  bemerkenswert  eine  Abhandlung  des  Nürn- 
berger Oberbürgermeisters  Dr.  Luppe  in  dem  1.  Morgenblatt 
der  Frankfurter  Zeitung  vom  4.  Januar  1922.  Er  hält  es  nicht 
für  angängig,  ja  praktisch  für  undurchführbar,  durch  Schaffen 
eines  schwerfälligen  Verwaltungsrats  von  36  Mitgliedern  die 
Reichsregierung,  den  Reichsrat  und  Reichstag  bezüglich  der 
Aufsicht  über  die  Reichsbahnen  zu  ersetzen.  Abgesehen  davon, 
daß  der  Reichstag  sich  im  Einwirken  auf  die  dem  Reich  ge- 
hörenden Bahnen  nicht  ausschalten  lassen  wird,  wäre  durch 
das  „Parlament  im  Kleinen",  den  Verwaltungsrat,  auch  nicht 
die  für  die  Führung  eines  großen  Verkehrsunternehmens  nötige 
Beweglichkeit  gewährleistet.  Die  verantwortliche  Leitung  müsse 
zweckmäßig  in  die  Hände  eines  Direktoriums  von  5 — 7 
Personen  gelegt  werden,  das  selbstverantwortlich  arbeiten  müsse 
und  dessen  Vorsitzender,  als  Mitglied  des  Reichskabinetts,  die 
Verantwortung  gegenüber  dem  Reichstag  für  die  allgemeine 
Eisenbahnpolitik  tragen  müsse.  An  Stelle  des  für  die  Wirt- 
schaftskontrolle vorgesehenen  Rechnungshofs  will  Luppe 
einen  unabhängigen  Kontrollausschuß  von  Sachver- 
ständigen eingesetzt  wissen. 

Die  Presse  Bayerns  betont,  daß  das  Eisenbahnfinanz- 
gesetz darauf  hinauslaufen  müsse,  die  geplante  Dezentra- 
lisation der  Reichsbahnverwaltung  zu  verwirklichen. 

ANREGUNGEN  DER  VERKEHRSTREIBENDEN 

Der  Bezirkseisenbahnrat  Magdeburg  hat  in  seiner  14.  außer- 
ordentlichen Sitzung  über  die  Vorlage  der  deutschen  Reichs- 
bahn, betreffend  die  Erhöhung  der  Güter-  und  Tiertarife  unter 
organischer  Einordnung  dieser  Erhöhung  in  die  bestehenden 
Tarife,  verhandelt  und  die  zum  1.  Februar  1922  vorgesehene 
Frachterhöhung  im  Güterverkehr  um  rund  30  Prozent  in  der 
vorgeschlagenen  stärkeren  vertikalen  Staffelung  der  Einheits- 
sätze gegen  eine  Stimme  abgelehnt.  Dagegen  hat  sich  die  Mehr- 
heit des  Bezirkseisenbahnrates  für  diese  Frachterhöhung  unter 
der  Bedingung  ausgesprochen,  daß  die  vertikale  Staffelung  der 
Einheitssätze  gegenüber  dem  Vorschlage  abgeschwächt  und 
Rohbraunkohle  in  die  Tarifklasse  E  versetzt  wird.  Ein  weiterer 
Antrag.,  die  vertikale  Staffelung  bei  den  normalen  Tarifkbssen 
im  Gütertarif  zur  Vermeidung  von  Schädigungen  der  Schiffahrt 
gänzlich  zu  beseitigen,  wurde  gegen  eine  Stimme  abgelehnt. 

Verk'ihrsverbesserung  im  Direktionsbezirk  Magdeburg.  In 
der  Vorkriegszeit  verkehrten  über  die  Strecke  Börssum — Krei- 
ensen zwei  Zugpaare  ausschließlich  nach  Frankfurt  und  Süd- 
westdeutschland, daneben  die  alten  Eilzüge  nach  Aachen  mit 
durchlaufenden  Wagen  nach  Frankfurt.  Den  Morgenverkehr 
von  Berlin  über  Magdeburg  nach  Halberstadt  bediente  morgens 
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direkt  ein  Eilzug,  der  sehr  KÜiisii};  lag.  Der  Anfang  zur  Wieder- 
lursteilung dieses  Zustandes  ist  im  Sonnncr  1921  durch  die 
Eilzüge  35/36  gemacht.  Um  jedes  Bedenken  gegen  den  Vor- 
schlag vom  4.  Dezember  zu  beseitigen,  schlage  ich  vor,  die  Eil- 
zitgo  auch  1922  wieder  aufzunehmen,  und  zwar  E  35  wie  bisher, 
;{G  etwa  8-49  von  Berlin,  11.10—11.15  durch  Magdeburg,  12.17 
in  }lalberstadt.  So  würden  beide  Züge  35/30  nicht  nur  den  \'cr- 
kehr  Berlin — Halberstadt,  sondern  zugleich  auch  von  Hamburg- 
ilalberstadt  (Anschluß  an  D  8-3/84)  darstellen.  Auch  auf  die 
Zweckmäßigkeit,  diese  Eilzüge  in  Halbcrstadt  zu  teilen  und 
nach  Thalc-Unterharz  einerseits,  nach  Wernigerode — Harzburg— 
r,()slar  anderseits  durchzuleiten,  sei  hingewiesen.  Dann  wiire 
der  \''erkehr  von  Berlin  nach  Halbcrstadt  dreimal  bedient,  durch 
einen  D-Zug  bis  Oschersleben  mit  sofortigem  Anschluß,  einen 
Eilzug,  einen  D-Zug,  und  nachmittags  umgekehrt  durch  einen 
D-Zug,  einen  Eilzug,  einen  Personenzug  mit  D-Zug-Anschluß 
ab  Magdeburg.  Sollte  dies  nicht  genügen,  wenn  Magdeburg 
.-iuch    noch    auf   den   Tagverkehr   Leipzig — Holland   \-crzichtet ? 

(Magdcbg.  Ztg.) 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 
Deutsche  Gewerbeschau  München  1922.  Im  Zusammen- 
hang mit  der  Vorführung  von  Kulturfilmen  wissenschaftlichen, 
technischen  und  gewerblichen  Inhalts  soll  auch  neuzeitliches 
architektonisches  Schafifen  durch  eine  Auswahl  der  besten  seit 
1900  in  Deutschland  entstandenen  Bauten  den  Besuchern  in 
stehenden  Lichtbildern  gezeigt  werden,  l^ie  Bauten  sollen  nach 
ihrer  Bestimmung  zusammengefaßt  vorgeführt  werden,  also 
etwa  in  folgenden  (Iruppcn:  Wohnhäuser,  Sicdlungsbauten, 
Kaufhäuser,  Schulen,  wissenschaftliche  Listitute,  Kirchen, 
yheater,  Krankenhäuser.  Fabriken  u.  a.  indn^tri'lle  Bauten, 
Brücken,  Friedhof-  und  ( lar'tenanlagcn,  Denkmäler  usw. 

Für  die  deutsche  Einheitsmesse.  (Zuschrift.)  ,,Das  Messe- 
fieber, das  seit  einigen  Jahren  in  Deutschland  herrscht  und  dazu 
geführt  hat,  daß  immer  neue  Messen  entstehen,  wird  nunmehr 
von  einer  großen  Anzahl  von  Industrie-  und  Handelsverbändcn 
sowie  wirtschaftlichen  Korporationen  in  einer  Eingabe  an  das 
.\usstellungs-  niul  Messeamt  der  l^eutschen  Industrie  bekämpft. 
.\ngekiiü|if(  wild  .in  den  im  vergangenen  Jahre  gefaßten  Be- 
schluß des  .Vusslellnngs-  und  Messeamts,  der  daliiii  geht,  daß 
die  Weltstellung  der  Leipziger  Messe  durch  neue  I  nlaiidmesseii 
nicht  gefährdet  Averdeu  darf.  Gegen  l'achmessen  —  so  lautete 
dieser  Beschluß  weiter  —  sollen,  wenn  xmi  Fall  zu  Fall  die 
Notwendigkeit  nachgewiesen  werden  kann,  keine  Einwendungen 
inhoben  werden,  ein  allgemeines  Bedürfnis  für  die  verschiedenen 
<i renzmessen  sei  nicht  anzuerkennen.  Die  Unterzeichner  der 
Eingabe,  unter  denen  sich  allein  22  Handelskannnern,  \or- 
nehmlich  in  Mittel-,  West-  und  Süddeutschland  befinden,  er- 
klären, daß  Industrie  und  Handel  auf  die  Dauer  die  durch  Be- 
schickung mehrerer  Messen  entstehenden  Kosten  nicht  tragen 
können,  und  es  wird  ferner  ausgeführt:  „Der  Name  der  Leip- 
ziger Messe  ist  seit  Jahrzehnten  in  der  ganzen  Welt  bekannl. 
Die  Leipziger  Messe,  als  einzige  allgemeine  Messe  in  Deutsch- 
land, bildet  ein  wichtiges  Werbemittel  für  den  Absatz  deutscher 
Waren  auf  dem  Weltmarkt  und  übt  auf  den  ausländischen  Ein- 
käufer die  nötige  Anziehungskraft  aus,  während  durch  mehrere 
Messen  nur  Verwirrung  im  Auslande  angerichtet  wird;  durch' 
eine  Zersplitterung  des  deutschen  Messewesens  werden  die  über- 
seeischen Kaufleute  schließlich  veranlaßt,  ihren  Bedarf  in  einem 
Lande  einzudecken,  wo  ihnen,  wie  in  England,  die  Zentrali- 
sation des  Messewesens  den  Einkauf  erleichtert."  Die  Unter- 
zeichner der  Eingabe  verlangen,  das  Ausstellungs-  und  Messe- 
amt solle  unverzüglich  mit  den  Messen  in  Frankfurt  und  Bres- 
lau in  der  Richtung  Fühlung  nehmen,  daß  sie  sich,  sei  es  bezirk- 
lich, sei  es  fachlich,  sei  es  in  beiden  Beziehungen  beschränken. 
Eine  Ausnahmestellung  wird  für  die  Messe  in  Königsberg  mit 
Rücksicht  darauf  zugestanden,  daß  Ostpreußen  vom  übrigen 
Deutschland  durch  den  polnischen  Korridor  abgeschnitten  ist. 
Fachmessen,  wie  z.  B.  die  Edelmetallmesse  in  Stuttgart,  sollen 
nicht  beanstandet  werden,  doch  wird  angeregt,  daß  derartige  Ver- 
anstaltungen nicht  als  „Messe"  bezeichnet  werden  sollten.  Be- 
sonders betont  wird,  daß  es  den  Unterzeichnern  der  Eingabe 
fernliegt,  zu  der  Frage  Stellung  zu  nehmen,  ob  auch  die  Fach- 
messen und  die  bezirklich  beschränkten  Messen  Zuschüsse  aus 
üfTentlichen  Mitteln  erhalten  sollen.  Aber  es  müsse  im  Inter- 
esse der  deutschen  Volkswirtschaft  und  im  Hinblick  auf  das 
Ansehen  der  deutschen  Industrie  im  Auslande  unbedingt  ver- 
langt w<  rdrii,  daß  in  Deutschland  nur  die  Leipziger  Messe  als 
internatiuiiale  allgeniciiu'  Messe  anerkannt  wird."  Bei  der  Bedeu- 
tung der  Bewegung  glaubten  wir  diese  Mitteilung  nicht  unbcacli- 
tet  lassen  zu  dürfen,  wir  glauben  aber,  daß  namentlich  mit  Frank- 
furt doch  eine  besondere  Verständigung  getrofTen  werden  muB, 
soweit  es  sich  um  wohlerworbene  Rechte  handelt.     D.  Schriftl. 

Verlängerung  der  Leipziger  Entwurfs-  und  Modellmesse. 

In  Anpassung  an  die  Verlängerung  der  Technischen  Messe  in 
Leipzig  im  Frühjahr  1922  um  drei  Tage  wird  auch  die  Ent- 
wurfs- und  Modellmesse  bis  mit  14.  März  geöffnet  sein.  Die 


Allgemeine  Mustermesse  dauert  bekannllich  ebenso  wie  die 
Baumesse  vom  5.  bis  11.  März  1922,  während  die  Technische 
M  esse  auf  Wunsch  der  Ititeressenten  versuchsweise  noch  drei 
Tage  länger  offengehalten  werden  soll.  Durch  die  Ausdehnung 
der  Entwurfs-  und  Modellmessc  bis  in  die  Mitte  der  zweiten 
Woche  soll  insbesondere  den  Fabrikanten  Zeit  zum  Studium 
der  immer  zahlreicher  vorgeführten  Entwürfe,  Muster  und  Mo- 
delle gegeben  werden.  Man  erhofft  davon  eine  noch  nachhal- 
tigere Auswirkung  der  Ziele  der  Entwurfs-  und  Modellmesse, 
die  dahin  gehen,  Industrie  und  Handel  in  innige  Wechselwir- 
kung zu  dem  sehafifenden  Künstler  zu  bringen. 

Ein  Leipziger  Messefilm.  Die  Deutsche  Lichtbild-tJesell- 
schaft  stellt  im  Auftrage  des  Aleßamts  für  die  Mustermessen  in 
Leipzig  für  U'crbezwecke  im  In  -und  Auslande  einen  offiziellen 
Messevortragsfilm  her.  Der  Film  wird  eine  Uebcrsicht  über  die 
Imtvvicklung  der  Messe  und  über  ihre  augenblickliche  Bedeu- 
tung als  internationaler  Warenmarkt  geben  und  dem  Einkäufer 
alles  das  vor  Augen  führen,  was  auf  der  Leipziger  Mustermesse 
ausgestellt  ist. 

Eine  Leipziger  Baukunstmesse.  L'er  Bund  Deutscher 
.\rchitekteii  (B.  D.A.)  wird  im  Einv  ernehmen  mit  dem  Meß- 
amt zur  nächsten  Leipziger  Frühjahrsmesse  eine  Baukunstmesse 
einrichten,  die  eine  selbständige  Veranstaltung  neben  der  Bau- 
messe sein  und  zu  dieser  in  einem  ähnlichen  Verhältnisse  stehen 
wird  wie  die  Entwurfs-  und  Modellmessc  zur  Allgemeinen 
Mustermesse.  Sie  wird  baukünstlerische  Entwürfe,  fertige  Aus- 
führungen u.  dergl.  von  Werken  der  Baukunst  zur  Ausstellung 
i>ringen,  die  in  folgende  Gebiete  fallen:  1.  Geschäftshäuser 
(Bureau-,  Laden-,  Warenhäuser,  industrielle  Verwaltungs- 
gebäude): 2.  industrielle  Anlagen  und  Werkhäuser;  3.  Wohn- 
.hiiuser  (Stadt-,  Land-  und  Kleinhäuser).  Die  Baukunstmesse' 
^vir(l  in  der  Diele  des  Alten  Rathauses  untergebracht  und  vor- 
aussichtlich aus  dem  Kreise  der  deutschen  Architektenschaft 
stark  beschickt  werden. 

Ein  neues  Meßhaus  für  die  Leipziger  Möbelmesse.  Der  Ver- 
band sächsischer  Möbelfabrikanten,  der  Verein  Thüringer  Holz- 
iiidustieller,  die  (iruppe  Schlesieti  der  Vereinigung  der  Engros- 
Hiüljelfabrikanteti  Deutschlands  und  der  Verband  Deutscher 
.Sluhlfabrikanten,  Landesverband  Sachsen,  haben  sich  entschlos- 
sen, da  zurzeit  für  sie  in  Leipzig  kein  geeignetes  Meßhaus  zur 
\'erfügung  steht,  im  nächsten  Frühjahr  eine  Möbelmesse  in 
Dresden  abzuhalten.  Die  Verbände  erklären  ausdrücklich,  daß 
es  sich  hier  nur  um  eine  einmalige  Veranstaltung  handelt.  Zur 
Herbstmesse  wird  in  Leipzig  an  der  Stelle  des  jetzigen  Sophien- 
bades ein  großes  modernes  Meßhaus  entstehen,  das  speziell  für 
die  Möbelbranche  gebaut  wird.  Bei  der  Aufteilung  der  Räume 
v.erden  die  genannten  \'^erbände  in  erster  Linie  berücksichtigt. 

Die  Ausstellerzahl  auf  der  Leipziger  Messe  wird  auch  ini 

kommenden  Frühjahr  wieder  sehr  bedejtend  sein.  Nach  dem 
bisherigen  Ergebnis  der  Anmeldungen  ist  anzunehmen,  daß 
die  Frühjahrsmesse  von  der  Industrie  noch  umfassender  be- 
schickt sein  wird  als  die  vergangene  Herbstmesse.  Man  hat 
dem  Meßamt  in  Leipzig  zuweilen  den  \'orwurf  gemacht,  daß 
es  zu  sehr  auf  die  Heranziehung  von  Ausstellern  ausgegangen 
sei.  Das  ist  nicht  der  Fall.  Daß  sich  die  Ausstellerschaft  in 
besonderem  Maße  nach  Leipzig  hindrängt,  beruht  in  erster 
Linie  auf  der  Weltbedeutung  und  dem  Namen  der  Leipziger 
Messe,  den  sie  in  allen  Ländern  der  Erde  von  jeher  genießt. 
Es  ist  aber  auch  darin  begründet,  daß  es  dem  Leipziger  Meß- 
amt, das  von  der  Industrie  und  für  die  Industrie  geschaffen 
wurde,  gelungen  ist,  die  Ausstellungsbedingungen  in  Leipzig 
so  günstig  zu  gestalten,  wie  es  sonst  nirgends  der  Fall  ist.  Auch 
nach  Eintritt  der  jetzt  unbedingt  notwendigen  Erhöhung  der 
Meßmieten  sind  die  Mietsätze  in  Leipzig  weit  niedriger  als  bei 
irgendeiner  anderen  Messe.  Von  besonderer  Seite  ist  daher 
schon  der  Vorschlag  gemacht  worden,  eine  Vereinbarung  der 
Messen  über  die  Mieten  zu  treffen,  ein  Vorschlag,  auf  den  das 
Leipziger  Meßamt  im  Hinblick  auf  seine  nahen  Beziehungen  zur 
Industrie  selbstverständlich  nicht  eingehen  kann. 

Auch  die  Unterbrineung  der  Reisenden  und  ^Meßgeräte  war 
in  Leipzig  inmier  vorbildlich  geregelt,  die  Preise  stehen  unter 
sorgsamer  Ueberwachung.  die  anderwärts  vielfach  beobachteten 
Bemühungen,  die  ..Konjunktur"  mitzunehmen,  bilden  in  Leip- 
zig seltene  Ausnahmen.  ÄLin  kann  es  deshalb  sehr  begrüßen, 
wenn  jetzt  das  Riesenmeßhaus  ^'uf  dem  Fleischeri>latze  be- 
stimmte Formen  annimmt.  Die  Errichtung  eines  Messeturms 
au  dieser  Stelle  bedingt  eine  vöHice  Verlegung  der  angrenzen- 
den .Straßen  und  der  Anlagen.  Wenn  die  Kosteii  hierfür  von 
den  Unternehmern  getragen  und  wenn  die  Mittel  sichergestellt 
werden,  die  zur  Errichtung  des  Bauwerks  nötig  sind,  soll  das 
Gelände  auf  99  Jahre  in  Erbpacht  gegen  einen  äticeniessenen 
Erbnachtzins  überlassen  werden.  Der  Turm  soll  126  m  hoch 
werden  und  .^0  Stockwerke  umfassen.  Die  Pläne  stammen  vr>n 
Ingenieur  Haimovici  und  Baurat  Tschamjner.  Der  Turm  stellt 
sechs  auf  konzentrischer  Grundlage  aufgetürmte  ^Messehäuser 
dar.  in  denen  durch  fiu  sinnreiches  Verkehrsverfahren  die  gl^at^e^ 
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Abwicklung  des  Personen-  und  Güterverkehrs  unierhalb  des 
Turms  gewährleistet  wird.  Neuartige  Aufzugsmaschinen  an 
-chnellaufenden  Seilen  gestatten  ein  wesentlich  schnelleres 
Durchfahren  als  die  bisher  üblichen  Aufzüge.  Das  höchste  Ge- 
.-choß  wird  binnen  drei  Minuten  zu  erreichen  sein.  Sobald  die 
notwendigen  Verhandlungen  abgeschlossen  sind,  soll  mit  dem 
Bau  begonnen  werden.  Insgesamt  werden  die  80  Obergeschosse 
iOOOO  Quadratmeter  Ausstcllungsfläche  bieten.  Ferner  wurde 
-cho"n  auf  der  letzten  Hauptversammlung  der  Sächsischen  Lan- 
desstelle für  Kunstgewerbe  in  Dresden  von  dem  Direktor  des 
Leipziger  Kunstgewerbemuseums  Prof  Dr.  Graul  und  dem  Leip- 
ziger Stadtbaudirektor  Dr.  Bühring  über  Baupläne  berichtet, 
deren  Ziel  die  Erweiterung  der  rasch  emporblühenden  Textil- 
messe bildet.  Dörnach  sollte  ein  Anbau  an  das  Grassimuseum. 
das  Heim  des  Kunstgewerbes  und  der  Völkerkunde  am  Königs- 
platz .errichtet  werden,  zu  dessen  Kosten  die  Textilindustrie 
beisteuern  würde.  Diese  Pläne  fanden  die  lebhafte  Zustimmung 
iler  in  der  Landesstelle  vereinigten  kunstgewerblichen  Fach- 
männer. Nunmehr  hat  der  Rat  der  Stadt  Leipzig  in  dieser 
.\ngelegenheit  die  Initiative  ergriffen.  Er  stimmte  dem  Erwei- 
Urungsbau  des  Grassimuseums  zu  Meßausstellungszwecken  für 
kunstgewerbliche  Erzeugnisse,  sowie  dem  Anbau  eines  neuen 
riügels  an  das  Museum,  der  seinen  Anschluß  in  einem  an  der 
Härtelstraße  zu  errichtenden  Neubau  finden  soll,  zu.  Der  Neu- 
Iiau  ist  für  die  Zwecke  der  Textilmesse  bestimmt.  Voraus- 
setzung für  den  Beginn  der  Neubauten  ist,  daß  die  hierüber 
mit  der  Textilmeßhausgesellschaft  schwebenden  finanziellen 
\'erhandhingen  zu  einem  für  die  Stadt  befriedigenden  Ergebnis 
tiihrcn.  Die  Kosten  des  Erweiterungsbaues  des  Museums  wer- 
den auf  (;  150  000  M.,  die  des  Flügelbaues  und  Neubaues  auf 
•j;)  700000  M.  veranschlagt. 

Wasserbau-  und  Binnenschiffahrtsausstellung  Essen  1922- 
\'oni  31.  März  bis  30.  April  1922  findet  in  Essen  auf  dem  Aus- 
-lellungsgeländc  eine  Gesamtausstellung  der  deutschen  Binnen- 
wasserstraßen und  der  damit  zusammenhängenden  Pläne  sowie 
'les  gesamten  Wasserbaues  und  der  Wasserwirtschaft  statt.  Die 
Ausstellung  wird  umfassen:  Bestehende  und  geplante  Wasser- 
straßen, Wasserbau  einschließlich  Baumaschinen,  Wasserkraft-, 
Wehr-  und  .Schleusenanlagen,  \'erkehrs-,  Hafen-  und  Umschlag- 
Einrichtungen  ■  :nit  allen  maschinellen  Teilen,  Bau,  und  Trans- 
lortmaschinen  für  Wasserbau  und  Binnenschiffahrt.  Schiffs- 
usrüstungen usw. 

In  erster  Linie  kommen  lecluiiscli  wichtige  Neuerungen  in 
Frage.  Die  führenden  Verbände  der  Wasserwirtschaft  tagen 
im  April  in  Essen.  Dem  Ehrenausschuß  der  Ausstellung  ge- 
liören  an:  Geheimrat  Flamm  von  der  Technischen  Hoch- 
schule Charlottenburg,  Oberbürgermeister  Dr.  Luth  er- 
lassen, Geheimrat  Dr.  Quaatz,  Syndikus  der  Essener  Han- 
delskammer. Regierungsbaurat  Skalweit  vom  Rhein. -Westf. 
Kühlensyndikal,  Ministerialdirektor  Dr.-Ing.  S  y  m  p  h  e  r.  Die 
Geschäftsstelle  der  Wasserbauausstellung  befindet  sich  in 
F-ssen.  Handelshof;  sie  gibt  auf  Anfragen  gern  nähere  Auskunft. 

Die  Ausstellung  interessiert  aber  nicht  nur  den  Wassel - 
bauer-  und  Binnenschiffahrtspolitiker,  sondern  jeden,  der  mit 
X'erkehrstechnik  oder  technischen  Einrichtungen  in 
chiffahrt  und  Wasserbau  zu  tun  hat.  Eisenbahn  und  Schiffahrt 
Meten  oft  in  enge  Wechselwirkung.  Die  Hafenbahnhöfe  sind 
wichtige  Teile  des  Eisenbahnnetzes. 

Schweden  und  die  Deutsche  Gewerbeschau.  In  Schweden, 
insbesonders  in  den  Kreisen  des  Handels  und  Gewerbes,  zeigt 
sich  ein  lebhaftes  Interesse  für  die  Deutsche  Gewerbeschau 
München  1922.  Zahlreiche  Anfragen  an  die  Ausstellungsleitung 
lassen  einen  reeen  Besuch  aus  dem  Norden  erwarten.  Um 
Handwerkern,  Werkmeistern  und  Arbeitern  den  Besuch  der 
Deutschen  Gewerbeschau  zu  ermöglichen,  werden  besondere 
Studienreisen  unter  sachkundiger  Führung  von  dem  Kgl.  Schwe- 
dischen Kommerzkollegium,  einer  dem  Finanzministerium  an- 
i;egliederten  amtlichen  Stelle  für  Handel  und  Gewerbe,  veran- 
staltet. 

BERICHTIGUNG 
Eisenbetongeländer  mit  Wärmelücken.  Zu  diesem  Aufsatz 
schreibt  uns  der  Verfasser.  Herr  Regierunesbaurat  Sauermilch- 
Hannover:  „Die  Geländer  sind  im  Jahre  1910  hergestellt  worden 
und  haben  ungefähr  10  M/m  gekostet.  Im  Dezember  1920  hatte 
ich  die  Brücken  besichtigt  und  festgestellt,  daß  sich  die  Geländer 
2ut  gehalten  haben,  und  daß  vor  allem  von  mir  befürchtete 
Frostschäden  nicht  aufgetreten  sind'". 

BÜCHERBESPRECHUNG 
Der    Landstraßenbau    vori    Studienrat    A.    Liebniann,  Ober- 
ingenieur a.  1).,  Frankfurt  a.  M.;  Sammlung  GöschCn  Nr,  598, 
zweite  Auflage,  1:38  S.    Kl.  BVmit  44  Abb.  Broschiert 
C  M.  und  Teuerungszuschlag.  -  ■• 


Der  wohlbekannte  Verlag  hält  sein  Erscheinen  durch  Neu- 
auflagen auf  der  Höhe:  auch  Liebmanns  Landstraßenbau  ist 
eine  zweite  Auflage,  mit  allen  seither  gewonnenen  Erfahrungen 
sorgsam  bereichert.  Die  klare  Gliederung,  die  trotz  der  Ge- 
drängtheit gute  Sprache  und  die  reichlichen  Abbildungen  ließen 
ein  Büchlein  erstehen,  das  als  Einführung  in  das  Fachgebiet, 
als  praktischer  Ratgeber  und  als  ,,Repetitorium"  gleich  will- 
kommen sein  wird.  Namentlich  der  Automobilist,  der  die 
Straße  so  schwer  beansprucht  und  so  wenig  von  ihr  weiß,  wird 
gerade  diese  knappe  Darstellung  gern  zur  Hand  nehmen,  um 
Voraussetzungen  und  Bedingungen  seiner  Fahrbahn  kennen  zu 
lernen.  Dr.-Ing.  Hasse. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Am  9.  Januar  d.  J.  vollendete  der  Geheime  Baurat  Dr.-Ing. 
e.  h.  Robert  Garbe  in  Berlin  sein  75.  Lebensjahr, 

Seiner  selbstlosen  und  unermüdlichen  Arbeit  verdanken  wir 
die  neuzeitliehe  H  e  i  ß  d  a  m  p  f  1  o  k  o  ni  o  t  i  v  e.  Kurz  vor 
seiner  im  Jahre  1895  erfolgten  Ernennung  zum  Mitgliede  der 
Eisenbahn-Direktion  Berlin,  bei  der  er  mit  dem  \'orsitz  im 
Lokomotiv-Ausschuß  betraut  war.  trat  der  Zivilingenieur  Wil- 
helm Schmidt-Kassel,  wiederholt  mit  der  Aufforderung  an  ihn 
heran,    ihm  bei  Lokomo- 

dabei  behilf-  tiven  haben 

zu  ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^B 

^^^^^^^HPimPUHUPPfl^^^H     widmete  sich 
festen     Ma-    ^^^^^^^f  -~  ^^^^H     niit all  seinen 

schinen    mit     ^^^^^^K  i^^^H     Kräften  der 

großem   Er-    ^^^^^^E  J^^^H     ^i'^S^  < 

folg    bereits    ^^^^^|b'     -^Gt^-^S^-M^^^m     '^''^^^  seine 
angewandten     ^^^^^^^^     '        l^BI^^^^^H  Lebensauf- 
hochüber-      HIRIHHp    '"^'^^'^''wlt^w^^^^^M     S'^^^  werden 

hitzten  JJ-lPHHHPl,-        ^  jgg^    ^^^^H    sollte.  Große 

Dampf  auch  ^^^H  Schwierig- 

beim  Betrieb  ^^^B^L^V.^^.;,.i^itoii^^HB     leiten  prak- 

Loko-  ^^^^^^^^jtegjj^^BB^^^^H 

^^^^^^^^^^^^  ^H^^^^^^^H 
Garbe  er-  ^^^^^^^^^^^^fli^^^^^^B 
kannte  ^^^^^^^^^^IB^H^^^^^I 

hohen    ^^^^^^^^^^^^^^^H^^^^^H  unberii- 

Anwen-    ^^^^^^^^^^^^^^^H^^H^I     leute  waren 
des  ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^H^l 

genannten  ^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^M  Jen,  bevor 
Heißdampfes  das  Ziel  er- 

reicht war.  Trotz  aller  Schwierigkeiten  gelang  es  ihm  in 
einem  knappen  Jahrzehnt  die  Heißdainpf'okomotive  so- 
weit zu  vervollkommnen,  daß  bereits  im  Jahre  1905  die  Kinder- 
krankheiten als  überwunden  gelten  konnten.  Der  Erfolg  bei  der 
P  r  eußischcn  Staats-Eisenbahn  war  so  überzeugend,  daß 
die  ganze  Welt  dazu  überging,  Heißdampflokomotiven  zu  bauen 
und  zwar  in  einem  Umfange,  wie  man  es  noch  vor  wenigen 
Jahren  nicht  für  möglich  gehalten  hätte.  Schon  vor  dem  Kriege 
wurden  in  den  Vereinigten  Staaten  Amerikas  95%  sämtlicher 
Lokomotiven  als  Heißdampflokomotiven  mit  dem  einzig  be- 
währten Schmidt-Ueberhitzer  ausgerüstet.  Heute  laufen  weit 
über  60  000  Heißdampflokomotiven  in  allen  Teilen  der'  Welt, 
ein  Erfolg,  wie  er  selbst  in  der  an  großen  Zahlen  gewöhnten 
Technik  einzig  dasteht.  Garbes  Verdienste  um  die  Entwicklung 
der  Heißdampflokomotive  wurden  anerkannt  durch  die  Verlei- 
hung der  Würde  eines  Dr.-Ing.  ehrenh.  durch  die  Technische 
Hochschule  zu  Charlottenburg.  Seine  reichen  Erfahrungen  hat 
Garbe  in  dem  bekannten  Buche  „Die  Dampflokomotiven  der 
Gegenwart"  niedergelegt,  das  1920  in  zweiter  Auflage  er- 
schienen. 

-S-  Die  Frage  der  widerruflichen  Unterhaltszuschüsse 
für  Regierungsbauführer  ist  im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen 
—  Hessen  der  Reichsbahn  so  geregelt  worden,  daß  den  ohne 
.Anwartschaft  in  der  Ausbildung  befindlichen  Regierungsbau- 
führern keine  widerruflichen  Unterhaltszuschüsse  mehr  ge- 
zahlt werden.  Soweit  diese  Regierungsbauführer  im  II.  (Bau- 
ingenieure) bzw.  III.  (Maschineningenieure)  Ausbildungsab- 
schnitte an  Stelle  von  fehlenden  technischen  Kräften  des  mitt- 
leren Dienstes  verwandt  werden,  können  sie  die  zulässigen  Sätze 
erhalten.  Kein  Regierungsbaulührer  erhält  Unterhaltszu- 
schüsse während  der  Dauer  der  Staatsprüfung. 

-S-  Staatsprüfung  der  Regierungsbauführer  (Preußen- 
Hessen).  Künftig  werden  in  den  Monaten  Juli.  August,  Sep- 
tember Prüfungen  nicht  mehr  abgehalten.  Die  Vergünstigungen 
für  Kriegsteilnehmer  sind  mit  dem  31.  De/iiuber  1921  allgemein 
weggefallen,  jedoch  sind  Ausnahmen  möglich.  Es  ist  Vorsorge 
getroffen,  daß  die  Aufgabe  zur  häuslichen  Probearbeit  u  n  mit- 
telbar nach  Abschluß  der  Ausbildung  gestellt  werden  kann. 


\  erantwortlirh  ifllr  die  Schriflleitung:  Piofessor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  dtn  niaschineu- 
ti  chnischen  Teil;  für  den  geschäftlicben  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  .'stallsclireibcrstr.  34-35.  Verlag  und  Druck:  Guido  Hackebeil  .\.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 
.     Berlin  .S  14,  Slalls|clueiberstr.  34-35. 
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Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichselsenbahnen  nach  amilichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 

amtes,  der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

Tag  der 
Eröffnung; 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingun 
und  sind  geg 
bestellgeldfrei 
der  Bar- 
zum  Stückpreis 
von  M 

^;en  liegen  aus 
en  porto-  und 
e  Einsendung 
jebühren 

zu  beziehen 
von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

lo.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Maurerarbeiten,  ausschließlich  Materiallieferung  zur  Erbauung  eines 
4-Familienhauses  auf  Bahnhof  Sangerhausen  (Speicherstr.)  umfassend: 
245  cbm  Bodenaushub,  130  cbm  Stampfbeton,  155  cbm  Ziegelstein- 
mauerwerk, 125  qm  massive  Kellerdecken,  300  qm  Balkendecken  usw. 
Ausführungsfrist :  6  Monate. 

10.— 

Eisenbahn- 
Betrieb'iamt  I 
in  Nordhausen 

und 
Bahnmeisterei 
Sant;erhausen 

Eisenbahnbetriebsamt  I 
in  Nordhausen 

4  Wochen 

14.  2.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung   von    19480  kg  Hohl-  und  VoUstangenkupfer,   7180  kg 
Kupferblech,  -Draht, -Rohren,  640  kg  Rundmessing,  1970  kg  Messing- 
blech, -Draht  und  -Rohre,  200  kg  Sechskantmessing,  600  kg  Stangen- 
rotguss.    Vertragserfüllung:  Ende  Mai  1922. 

3  Frs.  oder 
M  12. — 

Eisenbahn- 
direktion des 

Saargebiets, 
Saarbrücken, 
ZentralbUro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes, Saarbrücken,  Zentralbtlro 
Zimmer  128 

24  2.  1922 

22  2.  1922 
i-orm.  10  Uhr 
Dieustgebäude 
der  Ei»enb.-Dir. 
Berlin  S  A'  ii, 
KöniggrStzer- 
straöe  105  im 
Speisesaal 

Erd-  und   Nebenarbeiten   zur  Herstellung    des  Bahnkörpers  und 
seiner  Nebenanlagen  für  den  zweigleisigen  Ausbau  und  die  Hoch- 
legung  der  Strecke  Tegel— Hennigsdorf   vom  km  11,3  -f-  lo  bis 
14,9  -f-  7i5  ('•  g-  rd.  270000  cbm  Erdbewegung). 

37. —  in  bar 

Technisch.  Büro, 
Königgrätzer 
Straße  105, 
Zimmer  26 

Eisenbahndirektion  Berlin  W35, 
SchönebergerUfer  1-4,  Zimmer  258 

„Angebot  auf  Erdarbeiten  zur 
Hochlegung  der  Strecke  Tegel — 
Hennigsdorf  vom  km  11,3-^-10  bis 
14,9  4-  7>5" 

24.  3.  192a 

7.  2.  1922 

Lie€erung  von  etwa  370  qm  schmiedeeisernen   Fenstern  für  die 
Stadtfront   des  Erweiterungsbaues   des   Bahnhofs  Friedrichstrasse 
in  Berlin. 

Eisenbahn-Bauabteilung  3,  Berlin 
Prinz-Louis-Ferdinand-.Straße  12 

20.  2.  1922 

6.  2.  1922 

Ausführung  von  Zimmerarbeiten  zum  Anbau   an   den  Lokomotiv- 
anheizschuppen  in  der  Hauptwerkstätte  in  Göttingen  (26  cbm  ge- 
schnittenes   vierkantiges    Tannen-     oder    Kiefernholz    zu  liefern, 
1318  m  Bauhölzer  zu  verzimmern). 

7-- 

Eisenbahn- 
Bauabteilung 
in  Göttingen 

Eisenbahn-Bauabteilung 
in  Göttingen 

6.  3.  1922 

10.  2.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausfuhrung  von  Maurerarbeiten  ohne  Materiallieferung  zu  einem 
Vierfamilienhaus  auf  Bahnhof  Sangerhansen  (Speicherstrasse)  um- 
fassend: 245  cbm  Bodenaushub,  130  cbm  Stampfbeton,  155  cbm  Ziegel- 
steinmauerwerk, 125  qm  massive  Kellerdecken,  300  qm  Balken- 
decken usw.    Ausführungsfrist  6  Monate. 

10. — 

Betriebsamt  i 
Nordhausen 

Betriebsarat  i  Nordhausen 

nach  4  Wochen 

22.  2.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  200000  kg  Petroleum  und  200000  kg  Mineralschmieröl. 
Vertragserfüllung:  Ende  Juni  1932. 

2  Frs.  oder 
M  8— 

Eisenbahndirek  - 
tion  des  Saar- 
gebietes • 
Saarbrücken 
Zentralbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes  Saarbrücken, 
Zentralbüro  Zimmer  128 

15.  3.  1922 

15.  2.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-,   Maurer-  und  Asphaltarbeiten   (Los  i)   sowie   Zimmer-  und 
Stakerarbeiten  (Los  2)  für  die  Errichtung  eines  Einfamilien-Reihen- 
hauses  mit  4  Wohnungen  in  Dülmen  i.  W. 

Verding- 
unterlagen : 
7.50  für  Los  I 
u.  9. —  für  Los  2 
u.  I.—  Porto  für 
jedes  der  beiden 
Verdinghefte 

Eisenbahn- 
betriebsamt I 
Münster  i.  W., 
Windhorststr  19, 
Zimmer  9 

Eisenbabnbetriebsamt  i, 
Münster  i.  W.,  Windhorststr.  19, 
Zimmer  9 

8.  2.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Herstellung  der  Widerlager  für  eine  Oberschneidungsbrücke  bei 
Stein  447  4-  53  Görlitz — Dresden  (315  cbm  Massengewinnung  und 
600  cbm  Stampfbeton) 

Auslegung  des  Oberbaues  für  das  Personenzugsgleis  Bautzen-Schandau 
und  die  Gleise  auf  dem  Ortsgüterbihnhof  Bautzen  'Herstellung  von 
1790  qm  Bettungssohle,  Abladen  u.  Verteilen  von  3130  cbm  Be'tungs- 
stoffen,  Abbruch  von  6  Weichen  und  930  m  Gleis,  sowie  Auslagen 
von  6  Weichen  und  1450  m  Gleis). 

2. — 
3-— 

Eisenbahn- 
neubauamt 
Bautzen 

Eisenbahnneubauamt  Bautzen 

3  Wochen 

30.  2,  1922. 

Eisenkonstruktionen  der  Wegeunterführungen  in  km  14,1  und  15,7 
der  Nordbahn. 

13.20, 
für  Zeichnungen 
7-50 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Birkenwerder 

Eisenbahnbauabteilung 
Birkenwerder 

18.  2.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-,  Maurer-  u  Zimmerarbeiten  für  die  Lokomotivbetriebswerkstatt 
auf  Bahnhof  Riesa.   Fertigstellung  der  Arbei  en:  innerhalb  12  Wochen 
vom  Tage  der  Behändigung  der  schriftlichen  Aufforderung  zum  Be- 
ginn der  Arbeiten  an  gerechnet. 

3. —  bei  recht- 
zeitiger Ein- 
reichung der 
vollständig 
ausgefüllten 

Preisliste  wird 

der  hinterlegte 
Betra '  unter 

Abzug  etwaiger 
Portoauslagen 
zurückgezahlt 

Eisenbahn- 
bauamt Riesa 

Eisenbahnbauamt  Riesa 

— 

16.  2.  1923 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  4770  kg  Leim,  Salzsäure  usw.,  2835  Stück  Bimsstein 
u.  Schwämme.    Vertragserfüllung:  Ende  April  1922. 

2  Fis.  oder 
M.  8.— 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saalgebietes 
Zentralbüro 
Zimmer  138 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  138 

28.  a.  1922 

27.  2.  192a 
vorm.  II  Uhr 

Erd-  und'Maurerarbeiten  und  die  Zimmer-  und  Stakerarbeiten  zur 
Errichtung  eines  4-Familienhauses  auf  Bahnhof  Oberröblingen  a.  See 
(rd.  320  cbm  Mauerwerk  u.  rd.  30  cbm  Bauholz). 

Einsehung: 
Büro  des  Eisen- 
bahn-Betriebs- 
amt  I,  Halle  a.S., 
von  8 — I  u.  von 
3''2— 7  Uhr, 
Mittwochs  nur 
von  8— 1V2  Uhr 

13.20  für  Ver- 
dingungsunter- 
lagen für  Erd- 
u.  Maurerar- 
beiten und  13  20 
fürVerdingungs- 
unterlagen  für 
Zimmer-  und 
Stakerarbeiten 

,,Erd-  u.  Maurerarbeiten 
Wohnhaus  Oberröblingen" 
bzw.  ,, Zimmer-  u.  '■taker- 
arbeiten Wohnhaus 
Oberröblingen" 
Eisenbahn  betriebsamt  i, 
Halle  a.S. 

2  Wochen 
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GLEISANORDNUNGEN  VON  LOKOMOTIVBAHN HÖFENi 

EINE  KRITISCHE  BETRACHTUNG 
VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  KARL  SIEBERT,  BERLIN 


Die  rund  30  000  im  Betriebe  befindlichen  Lokomotiven  der 
deutschen  Eisenbahnen  stellen  einen  Zeitwert  von  etwa  50  Mil- 
liarden Papiermark  dar.  Wenn  auch  heute  infolge  unserer 
Geldentwertung  derartige  Riesensummen  nichts  Außergewöhn- 
liches bedeuten,  so  muß  doch  einleuchten,  daß  gewissenhafte 
Verwertung  dieses  Anlagekapitals  eine  wesentliche  Grundlage 
wirtschaftlichen  Betriebes  bedeutet.  Neben  gegenseitiger  An- 
passung des  Fahr-  und  Lokomotivdienstes  und  Verkürzung  des 
Werkstättenaufenthaltes  wird  dies  erreicht  durch  kurze  Be- 
handlungszeit in  den  Lokomotivbahnhöfen. 

Eine  betrieblich  ungünstige  Gestaltung  der  Lokomotivbahn- 
höfe hat  übermäßig  lange  Behandlungszeiten  im  Gefolge,  ver- 
ursacht Betriebsstockungen  und  vergeudet  Stoff  und  Personal. 
Trotz  moderner  und  leistungsfähiger  Behandlungseinrichtungen 
verhindern  schlechte  Gleisverbindungen  eine  schnelle  Abfertigung 
der  Lokomotiven. 

Die  Mängel  vorhandener  Gleisausbildungen  der  Lokomotiv- 
bahnhöfe dürften  hauptsächlich  darauf  zurückzuführen  sein,  daß 
der  die  Gleispläne  entwerfende  Betriebstechniker  nicht  genü- 
gende Sonderkenntnisse  der  maschinentechnischen  Anforderungen 
hatte.  Ein  grundsätzlicher  Fehler  wurde  bisher  dadurch  be- 
gangen, daß  man  aus  Sparsamkeitsgründen  für  die  Lokomotiv- 
bahnhöfe möglichst  das  Gelände  nutzbar  machte,  welches  für 
andere  Zwecke  nicht  mehr  in  Frage  kam.  So  wurden  vielfach 
für  diese  Anlagen  übriggebliebene,  sonst  nicht  mehr  verwertbare 
Geländezwickel  bevorzugt,  die  zu  unbequemer  Gleisentwicklung 
nötigten,  wobei  vielfach  einzelne  Behandlungsanlagen  nur  über 
Drehscheiben  zugänglich  waren,  bei  deren  Störung  der  ganze 
Lokomotivbahnhof  lahmgelegt  wurde. 

Während  über  die  maschinentechnische  Ausbildung  der  Ein- 
zelanlagen und  deren  Wirtschaftlichkeit  recht  viele  Unter- 
suchungen veröffentlicht  worden  sind,  bringt  das  einschlägige 
Schrifttum  über  die  Ausbildung  der  Lokomotivbahnhöfe 
nur  wenige  kurze  Bemerkungen,  tlinweise  finden  sich  u.  a.  in 
Blum-Oder,  Abstellbahnhöfe;  Cauer,  Abstellbahnhöfe;  Blum 
&  Giese,  Amerikanische  Lokomotivbahnhöfe ');  Haasler,  Loko- 
motivanlagen 2);  Landsberg  3).  Erst  in  neuester  Zeit  haben 
Risse*)  und  Blum  auf  Grund  von  Kriegserfahrungen  allge- 
meine Anleitungen  zur  Gestaltung  der  Gleisanlagen  von  Loko- 
motivbahnhöfen gegeben. 

Blum  hebt  mit  Recht  hervor,  daß  bei  der  Gestaltung  von 
Lokomotivbahnhöfen  nicht  einseitig  nur  die  einzelnen  maschincn- 
technischen  Einrichtungen  in  ihrem  wirtschaftlichen  Verhalten 
untersucht  werden  dürfen,  sondern  daß  die  Einzeluntersuchun- 
gen zum  Schluß  unter  dem  Gesichtspunkt  des  wirtschaftlichen 

1)  Zeitschrift  des  Vereins  deutscher  Ingenieure,  1908  S  201 

2)  Verkehrstechnische  Woche,  1916,  Heft  i-j,^,  i^l,^,,  1917  .S.  45,  64,   120,  220. 
3]  Handbuch    der  Ingenieurwissenschaften  5/Vl;4  [Landsberg,  Betriebsein- 
richtungen usf  I 

4]  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1918  Nr.  79,  [Risse,  Lokomotivbahnhöfe 
im  Westen.) 

5]  Zeitschrift    des  Vereins   deutscher   Eisenbahnverwaltungen   1930    Nr.  4 
[Blum,  Bemerliungen  über  Gleisanordnungen  von  Lokomotivbahnhöfen.] 
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Verhaltens   der   Gesamtanlage   zusammenzufassen   sind,   wobei  ^ 
die  unter  Umständen  erzielbare  größere  Einfachheit  der  Gleis-  l 
und  Weichenanlagen  sowie  die  schnellere  Abfertigung  der  Loko-  « 
motiven  infolge  besserer  Gleisverbindungen  von  größter  Wich- 
tigkeit ist.    Diese  Anregung  stellt  die  fortgeschrittenste  Stel- 
lungnahme zu  dieser  Frage  dar  und  mußte  deshalb  den  Aus- 
gangspunkt der  vorliegenden  Betrachtungen  bilden,  die  zunächst  .• 
einen  kurzen  Ueberblick  über  die  Aufgaben  der  Lokomotiv-  \ 
bahnhöfe  geben  und  dann  ihre  Gesamt-  und  Einzelausbildung  ; 
erörtern  sollen.  ■ 

Aufgaben  der  Lokomotivbahnhöfe.  j 

In  den  Lokomotivbahnhöfen  sollen  die  Lokomotiven  mit  ] 
Betriebsstoffen  versehen,  von  Asche  und  Schlacken  befreit  wer- 
den und  im  Schuppen  eine  gegen  Witterungseinflüsse  geschützte 

Unterkunft  bis  zur  nächsten  Dienstbereitschaft  erhalten.  „ 

Den  größten  Raum  der  Lokomotivbahnhöfe  nehmen  die 
Einrichtungen  zur  Lagerung  und  Abgabe  von  Kohlen  ein.  Die  ; 
Betriebszuverlässigkeit  der  Eisenbahnen  verlangt  hinreichend  i 
Kohlenvorräte,  um  bei  längeren  Störungen  des  Wirtschafts-  : 
lebens  und  bei  stockender  Kohlenzufuhr  die  Betriebsbereit-  '. 
Schaft  der  Lokomotiven  nicht  zu  gefährden.  Außerdem  for-  ! 
dert  eine  wirtschaftliche  Ausnutzung  der  Wagen,  daß  die  < 
Bahnhöfe  möglichst  zu  verkehrsschwachen  Zeiten  mit  Kohlen  i 
versehen  werden,  damit  der  Wagenpark  in  verkehrsstarken  ■ 
Zeiten  nicht  durch  den  Eigenbetrieb  unnötig  belastet  wird.  1 
Auf  den  deutschen  Bahnhöfen  sollte  in  der  Vorkriegszeit  ein  \ 
eiserner  Kohlenbestand  für  zehn  Wochen  vorhanden  sein.  Bis  * 
vor  kurzem  mußte  man  sich  jedoch  wegen  mangelnder  Kohlen-  ■ 
förderung  und  Zufuhr  mit  weit  geringeren  Beständen  begnügen,  ! 
die  manchmal  nur  für  einige  Tage  ausreichten.  Neuerdings  \ 
strebt  man  wieder  an,  für  mehrere  Wochen  Kohlenbestände  zu  i 
lagern,  die  erhebliche  Geländeflächen  erfordern.  So  beträgt  * 
beispielsweise  bei  einem  Bestand  für  sechs  Wochen  unter  der  ] 
Annahme  eines  täglichen  mittleren  Kohlenbedarfes  von  4  t  bei  i 
einer  Stapelhöhe  von  3  m  und  einem  spezifischen  Gewicht  . 
g  =  0,8  der  geschütteten  Kohle  die  erforderliche  Ban- 
senfläche für  eine  täglich  zu  behandelnde  Lokomotive  ■ 

42  .  4  ; 

Die    Tagesvorräte    für    den    Ausgleich    bei  unregel- 

mäßiger  Zufuhr  werden  bei  mittleren  und  größeren  Anlagen  aus  | 
wirtschaftlichen  Gründen  getrennt  von  den  Dauervorräten 

gelagert,  die  ungefähr  alle  1  bis  2  Jahre  ausgegeben  werden.  , 

Die  Förderung  der  Kohlen  auf  Lokomotiven  erfolgt  durch  " 

Menschen-  oder  Maschinenkraft.    Hierbei  werden  die  Kohlen  j 

entweder  unmittelbar  vom  Kohlenwagen  oder  vom  Vorratbansen  S 
entnommen. 

Bei  untergeordneten  Anlagen  mit  geringem  Verkehr  findet 

man  noch  die  Handbekohlung.     Die  Kohlen  werden  in  i 

etwa  50  kg  fassende  Körbe  gefüllt,  die  durch  Tragen  auf  dem  ' 

Rücken  oder  durch  einen  Wuchtebaum  auf  einer  2  bis  2,5  m  1 


1 
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hohen  Bühne  bereitgestellt  und  bei  Bedarf  von  Hand  in  die 
Tender  entleert  werden.  Diese  Bekohlungsart  ist  sehr  zeit- 
raubend sie  erfordert  für  1  t  ungefähr  10  Minuten  2). 

Die  Bekohlung  durch  Drehkrane  ist  in  Deutschland  am 
verbreitetsten.  Die  Kohlen  werden  in  kleine  schmalspurige 
Wagen  (Hunde)  von  500  bis  1000  kg  Fassungsvermögen  geladen 
und  vom  Kran  auf  die  Lokomotive  befördert.  Bei  Anlagen  mit 
Handbetrieb  ist  eine  10  bis  20  m  lange  Bühne  angeordnet,  auf 
der  in  Zeiten  schwachen  Betriebes  eine  Anzahl  Hunde  bereit- 
stehen, um  die  eigentliche  Bekohlungszeit  möglichst  zu  ver- 
kürzen. Bei  Kranen  mit  elektrischem  Antrieb,  die  eine  große 
Hubgeschwindigkeit  zulassen,  sieht  man  in  letzter  Zeit  von  der 
Anordnung  einer  besonderen  Bühne  ab  und  hebt  die  Wagen 
vom  Bansenboden  sogleich  auf  die  Tender.  Bei  Unterbrechung 
der  Stromzufuhr  können  die  elektrischen  Drehkrane  von  Hand 
bedient  werden,  allerdings  mit  entsprechend  geringerer  Leistung. 
Die  Verladezeit  für  1  t  beträgt  bei  Handbetrieb  etwa  3,5,  bei 
elektrischem   Betrieb  2  Minuten  2). 

Auf  großen  Bahnhöfen  ist  die  Bekohlung  durch  fahrbare 
Portalkrane  verbreitet.  Bei  diesen  Anlagen  werden 
Kohlenzufuhrgleis,  Bekohlungsgleis  und  Bansen  vom  Greifer 
bestrichen.  Es  kann  so  Bekohlung  vom  Wagen  und  vom  Bansen 
aus  erfolgen;  die  Entleerung  der  Wagen  in  die  Bansen  kann 
ebenfalls  durch  den  Kran  ausgeführt  werden.  Ein  Vorzug  die- 
ser Anlagen  ist  darin  zu  sehen,  daß  ein  großes  Kohlenlager  für 
die  Bekohlung  erreichbar  und  beschleunigtes  Abladen  der  Wagen 
erzielt  wird.  Allerdings  verursachen  die  hohen  Eigengewichte 
der  Portale  bei  den  Längsfahrten  hohe  Betriebskosten.    Um  zu 


Gleisen  angeordnet  sind.  Sie  werden  durch  Becherwerke  oder 
Drahtseilbahnen  gefüllt  und  können  durch  Anordnung  meh- 
rerer Abgabestcllcn  zur  gleichzeitigen  Versorgung  mehrerer 
Lokomotiven  eingerichtet  werden.  Da  sie  wenig  Platz  er- 
fordern, hat  man  sie  angewandt,  wenn  das  Gelände  eine 
leistungsfähige  Anlage  anderer  Bauart  nicht  zuließ.  Ein  Nach- 
teil der  Füllrümpfe  ist  die  Betriebsunsicherheit  des  Becher- 
werks und  die  für  dieses  erforderliche  Zerkleinerung  der  Kohle. 
Die  Bekohlungszeit  beträgt  für  1  t  1  Minute,  für  besondere 
Verwiegungen  sind  %  Minute  für  1  t  in  Anrechnung  zu 
bringen  ^). 

Eine  vorbildliche  Bekohlungsanlage  ist  die  S  c  h  ü  1 1  - 
b  ü  h  n  e.  Die  Kohlenwagen  werden  durch  Lokomotiven  auf  eine 
Bühne  geschoben,  die  etwa  4,5  m  über  S.  O.  angeordnet  ist. 
Dort  werden  die  Kohlen  in  kleine  eiserne  Wagen  gefüllt,  die 
entweder  auf  Schmalspurgleis  oder  auf  dem  betonierten  Bühnen- 
boden fahren  und  an  besonderen  Schüttstellen  auf  einer  Schurre 
in  die  Tender  entleert  werden.  Bei  neueren  Anlagen  stellt  man 
die  gefülten  Kohlenwagen  längs  der  Bühnenkante  auf  und  ent- 
leert sie  der  Reihe  nach  auf  die  langsam  vorbeifahrende  Loko- 
motive. Ein  Vorzug  der  Anlage  liegt  darin,  daß  zum  Heben  der 
Kohlen  keine  besonderen  Maschinen  notwendig  sind.  Die  An- 
lage ist  somit  betriebssicherer  als  die  vorher  angeführten  Ein- 
richtungen. Leider  haben  die  hohen  Baukosten  der  Einführung 
dieser  leistungsfähigen  Anlage  vielfach  im  Wege  gestanden. 
Die  Bekohlungszeit  dauert,  wie  Verfasser  beobachtet  hat,  bei 
Anordnung  einzelner  Schüttstände  für  1  t  1  bis  1^  Minuten, 
bei  durchgehender  Schüttkante  J4  bis  1  Minute. 


Leistungsfähigkeit  und  Betriebskosten  der  Bekohlungsanlagen. 


Af/-  den 
Bekohlungsanlage 

Bekohlungs 
zeit 

t 

fUr  1 
>n  Min 

L  eistungsFähigkeit 

ßekohlun'gskosten  Für  1t  in  Pf.  (Vorkriegszeih) 

stund  lieh 
(ständig) 

stündlich 
(gesteigert) 
t  i) 

täglich 
t 

2) 

Jährlich 
t 

nach 

Haasler  1) 

Vierte  F.gröfsl-. 
Leiitungsfähig 
Keil-  t 
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3) 

Roll 
't) 
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5) 
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96 
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67- 113 

Handdrehkran 
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12 

15 

70 
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87 

52 

83,8 

81 

58-83 
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2^ 

i7 

2h- 
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72 
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67 
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30,6 
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30 

30 

300 
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38 
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56 
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3^ 
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ItthOOD 
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i]  Verkehrstechnische  Woche  1917  S.  129.    2]  Handbuch  der  Ingenieurwissenschaften  5/VI/4.    3]  Handbuch  des  Eisenbahnmaschinenwesens  Bd.  II.  fr4]  Röll,  Ency- 
clopädie  des  Eisenbahnwesens  [Bekohlungsanlagen.)     sLVoigt,  Mecljanische  Bt  kohlungsanlagen  [Dissertation  Hannover  1916.]     6]  Ern.ittlung  des  Verfassers 


Zeiten  starken  Verkehrs  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  zu 
steigern,  hat  man  neben  den  Kran  Bunker  angeordnet,  die  von 
der  Greiferkatze  gefüllt  werden  können.  Auf  diese  Weise  kann 
eine  Bekohlung  für  kurze  Zeit  zugleich  durch  Greifer  und 
Bunker  stattfinden.  Außerdem  gewähren  die  Bunker  noch  den 
Vorteil,  daß  in  verkehrsschwachen  Zeiten,  z.  B.  nachts,  die 
Kohlenabgabe  allein  durch  sie  stattfinden  kann,  so  daß  der 
Kran  außer  Betrieb  gesetzt  und  an  Mannschaft  gespart  wird. 
Um  die  kostspieligen  Längsfahrten  der  Portale  einzuschränken, 
ordnet  man  die  Bunker  fahrbar  an,  damit  sie  an  jeder  Stelle 
des  Bansens  gefüllt  werden  können.  Die  Bewegung  der  Bunker 
erfolgt  durch  Lokomotiven.  Die  Bekohlungszeit  für  1  t  beträgt 
nach  Beobachtung  des  Verfassers  etwa  1,5  Minuten. 

In  letzter  Zeit  hat  man  mit  gutem  Erfolg  Bekohlungsanlagen 
mit  n  o  r  m,a  1  s  p  u  r  i  g  e  n  Greifern  ausgeführt.  Der  durch 
Dampf  oder  Elektrizität  angetriebene  Greifer  kann  vom  Lager 
und  auch  vom  Wagen  direkt  bekohlen  und  ermöglicht  eben- 
falls die  Anordnung  fahrbarer  Bunker,  wie  beim  Portalkran. 
Die  Spannweite  der  Tragarme  der  bis  jetzt  ausgeführten  nor- 
malspurigen  Krane  beträgt  9  m  und  läßt  sich  aus  maschinen- 
technischen Gründen  nur  schwer  vergrößern.  In  dieser  be- 
schränkten Kranarmlänge  liegt  ein  Nachteil  der  Anlage.  Die 
vom  Greifer  zu  bestreichenden  Bansen  können  nur  eine  nutz- 
bare Breite  von  etwa  8  m  haben.  Als  Sicherheit  wird  ein 
zweiter  Kran  bereitgehalten,  der  vorteilhaft  ein  Dampfgreifer 
ist,  um  bei  Versagen  der  elektrischen  Stromzufuhr  arbeiten  zu 
kimnen.  '  Die  Bekohlungszeit  beträgt  nach  Beobachtung  des 
Verfassers  für  1  t  etwa  1.5  Minuten. 

In  Amerika  und  vereinzelt  in  Deutschland  bekohlt  man  aus 
F  ü  1  1  r  ü'm  p  f  e  n  ,  die  aus  großen  Behältern  aus  Holz,  Blech 
oder  Eisenbeton  bestehen  und  neben,  zwischen  oder  über  den 


Für  die  Wahl  einer  Bekohlungsanlage  ist  abgesehen  von  dem 
verfügbaren  Gelände  ihre  Leistungsfähigkeit  und 
Wirtschaftlichkeit  maßgebend.  Unter  anderen  haben 
in  letzter  Zeit  Landsberg Haasler-)  und  Voigt*)  die  Be- 
kohlungskosten verschiedener  Anlagen  und  deren  größtmögliche 
Leistung  untersucht.  Beifolgende  Tafel  gibt  die  Ergebnisse 
ihrer  Untersuchurigen  in  der  Gegenüberstelung  mit  Ergebnissen 
nach  Stockert ')  und  Röll  Enzj  klopädie  des  Eisenbahnwesens 
wieder.  Landsberg  berücksichtigt  bei  seinen  Kostenermitt- 
lungen eine  vollständige  oder  teilweise  {%)  Entnahme  der 
Kohlen  aus  den  Bansen.  Die  gefundenen  Werte  gelten  für  die 
höchste  Dauerleistung.  Haasler  berücksichtigt  bei  seinen  Unter- 
suchungen verschieden  große  Mengen  täglich  abzugebender 
Kohlen.  Als  Entnahmeort  der  Kohlen  ist  teils  der  Bansen, 
teils  der  Kohlenwagen  angenommen.  In  Tafel  2  sind  einige 
Ergebnisse  seiner  Ermittlungen  wiedergegeben.  Die  Kurven 
gelten  jedoch  nur  in  den  durch  die  Leistungsfähigkeit  der  An- 
lage bedingten  Grenzen.  Voigt  untersucht  die  Betriebskosten 
einiger  ausgeführter  Anlagen  mit  bestimmten  Betriebsverhält- 
nissen, wobei  er  den  Strombedarf  einer  besonders  genauen  Er- 
m.ittlung  unterzieht.  Seine  Ergebnisse  zeigen,  daß  die  Strom- 
kosten mit  Ausnahme  bei  Füllrümpfen  mit  Becherwerken  nur 
einen  verschwindend  kleinen  Teil  der  Gesamtbetriebskosten 
ausmachen,  während  die  Personalkosten  bei  sämtlichen  Anlagen 
von  großem  Einfluß  sind.  Sämtliche  Untersuchungen  lassen  die 
Kosten  für  Anlage  und  Unterhaltung  der  erforderlichen  Gleis- 
anlagen und  Reserveeinrichtungen  außer  acht,  die  aber,  wie 
die  späteren  Ausführungen  zeigen,  die  Gestehungskosten 
wesentlich     beeinflussen.      Daher     haben     die  ermittelten 


7]  V.  Stockert,  Handbuch  f.  d.  Eisenbahnmaschinenwasen  Bd.  II 
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Kosten  nur  einen  bedingten  Wert  und  geben  lediglich  Hin- 
weise für  die  Wahl  der  Einrichtungen. 

Die  Entschlackung  der  Lokomotiven  findet  auf 
den  Schlackengruben  und  zwar  in  verschiedener  Weise  statt.  Die 
Schlacke  wird  entweder  mit  Schaufeln  aus  der  Feuerbuchse  ent- 
fernt und  neben  das  Gleis  geworfen,  oder  sie  wird,  nachdem 
einige  Roststäbe  herausgenommen  sind,  in  den  .\schkasten  ge- 
Betriebskosten von  Bekohlungsanlagen 
(nach  Haasler  ^) 
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-stoßen  und  gelangt  von  dort  durch  eine  Oeffnung  im  Boden  des 
Kastens  oder  durch  Entleerung  von  Hand  in  die  Grube.  Bei 
neueren  Lokomotiven  hat  man  Kipproste  angeordnet,  um  das 
lästige  Herausnehmen  der  Roststäbe  zu  vermeiden.  Die  Ent- 
schlackung durch  Kipproste  erfordert  die  geringste  Zeit.  Sie  be- 
trägt im  Mittel  20  Minuten  bei  Schaufelentschlackung  dagegen 
30 — 40  Minuten.  Die  Schlackenmengen  einer  täglich  zu  behan- 
delnden Lokomotive  betragen  nach  Zimmermann  **)  8,3 — 9,0  Proz. 
der  aufzunehmenden  Kohlenmengen.  Im  Mittel  kann  man  des- 
halb für  eine  zu  behandelnde  Lokomotive  täglich  400  kg  Schlacke 
rechnen. 

Die  BeseitigungderSchlacke  findet  bei  kleinen  und 
mittleren  Bahnhöfen  von  Hand  statt.  Die  Schlacke  wird  auf 
eiserne  Bahndienstwagen  geschaufelt,  die  unmittelbar  neben  den 
Gruben  aufgestellt  sind.  Zur  bequemeren  Beladung  sind  diese 
Gleise  vielfach  tiefer  als  die  Grubengleise  angeordnet.  In 
Amerika  sind  die  Schlackenwagengleise  bisweilen  so  tief  ge- 
führt, daß  die  Schlacke  aus  der  Grube  unmittelbar  in  die 
Wagen  übergeschaufelt  werden  kann.  Infolge  der  hohen 
Gründungskosten  haben  diese  Anlagen  bei  uns  keine  Verweti- 
dung  gefunden. 

Bei  größeren  Bahnhöfen  wird  die  Schlacke  mechanisch  be- 
seitigt. Sehr  gebräuchlich  ist  in  Deutschland  die  Anordnung 
nach  Keller,  bei  der  in  der  Schlackengrube  eiserne  Wagen 
fahren,  die  durch  einen  festen  Portalkran  in  die  Dienstwagen 
entleert  werden.  Besitzt  der  Lokomotivbahnhof  Bekohlungs- 
anlagen mit  Portalkran  oder  normalspurigem  Greifer,  so  wird 
die  Schlacke  vorteilhafter  durch  diese  mitverladen.  Man  ordnet 
zwischen  zwei  Schlackengruben  einen  sogenannten  Schlak- 
kensumpf  an,  in  den  die  Schlacke  unmittelbar  aus  der  Grube 
geschaufelt  und  in  Wasser  abgelöscht  wird.  Von  hier  aus  hebt 
der  Greifer  die  Schlacke  in  die  Abfuhrwagen.  Derartige  An- 
lagen sind  in  letzter  Zeit  sehr  bevorzugt,  da  sie  eine  gute  Aus- 
nutzung der  Krane  in  verkehrsschwachen  Zeiten  zulassen.  In 
Amerika  und  vereinzelt  bei  uns  beseitigt  man  die  Schlacke  durch 
P'örderung  mit  einem  Becherwerk  oder  in  Einzelkästen  in  Hoch- 
behälter, von  denen  aus  die  Abfuhr  stattfindet.  Zu  beachten  ist, 
daß  die  schwefligen  Beimengungen  der  Schlacke  die  Eisenteile 
der  Einrichtung  angreifen. 

Die  Auffüllung  der  Wasservorräte  der  Loko- 
motiven erfolgt  aus  Wasserkranen,  die  neben  und  zwischen  den 
Gleisen  angeordnet  sind.  Ihre  Leistungsfähigkeit  beträgt  bis 
7.U  10  cbm/Min.,  möglichst   nicht   unter   5   cbm/Min. Das 


W'assernehmen  erfordert  demnach  bei  einer  mittleren  Kran- 
leistung von  8  cbm/Min.  durchschnittlich  3,  höchstens  5  Min- 
Für  Vor-  und  Abfahrt  nebst  Kranschwenkung  sind  \Yi  Min.  in 
Anrechnung  zu  bringen.  Die  Wasserentnahme  bedarf  keiner 
besonderen  Gleisanlagen.  Die  Krane  finden  vorteilhaft  Auf- 
stellung neben  den  Schlackengruben  an  den  Einfahrgleisen  zur 
Bekohlung  und  an  der  Ausfahrt. 

Uie  Ergänzung  der  Sandvor- 
räte der  Lokomotiven  findet  noch  viel- 
fach im  Schuppen  statt,  wenn  dort  der 
Sandtrockenofen  aufgestellt  ist.  Da  be 
dieser  Anordnung  die  Zugluit  leicht  den 
Sand  in  das  Triebwerk  der  Lokomotiven 
blasen  und  Heißläuler  verursachen  kann, 
legt  man  diese  Anlage  besser  außerhalb 
der  Schuppen  Neben  oder  über  der 
Sandtrockeneinrichtung  befindet  sich  ein 
Hochbehälter,  dem  der  Sand  durch  ein 
Becherwerk  oder  Aufzug,  in  Amerika 
durch  Drucklu't,  vereinzelt  auch  durch 
Greifer,  zugeführt  wird.  Vom  Behälter 
aus  führen  zu  den  Lokomotivgleisen 
Entnahmerohre,  die  von  der  Maschine 
aus  bedient  werden.  Einer  besonderen 
Gleisanordiiungbedürfen  die  Besandungs- 
anlagen  nicht;  man  lejt  sie  so,  daß  die 
Lokomotiven  vor  ihrer  Fahrt  in  den 
Schuppen  Sand  nehmen  können,  also 
hinter  den  Bekohlungs-  oder  Schlacken- 
gleisen. In  den  meis.en  Fällen  sind  nur 
geringe  Vorräte  zn  ergänzen,  die  Be- 
sandung  erfordert  nach  Beobachtung  des 
Verfassers  1  —  Ii/.,  Min. 

Das  Drehen  der  Lokomotiven 
aufclektrisch  angetriebenen  Drehscheiben 
erfordert,  wie  der  Verfasser  festgestellt 
hat,  einschließlich  Zu-  und  Abfahrt  zur 
Scheibe  2—3  Min. 

Die  Gesamtgestaltung 
der  Lokomotivbahnhöfe. 

Ein  vollsiändiger  Lokoniotivbahnhof 
muß  hiernach  folgende  Gleisanlagen  be- 
siizen: 

ungsgleise,  auf  denen  die  Bekohlung  statt- 


l. 


•2. 


4. 


8. 
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Bekoh 
findet, 

Kohlenwagen  gleise  für  die  Zustellung  der  Kohlen- 
wagen, 

Schlackengrubengleise    mit     Löschgruben  zur 
Aufnahme  der  zu  entschlackenden  Lokomotiven, 
Schlackenwagengleise     für     die     Abfuhr  der 
Schlacke, 

Abstellgleise  für  kalte  und  ausbesserungsbedürftige 
Lokomotiven, 

Durchlaufgleise,  die  einen  ungehinderten  Verkehr 
durch  sämtliche  Anlagen  gestatten. 

Packwagengleise  zur  Abstellung  der  Packwagen. 
Magazingleise  zum  Transport  der  Materialien  und 
der  Oelwagen  zum  Magazin, 

Untersuchungsgleise  mit  Untersuchungsgruben. 
Grundbedingung  für  die  Ausgestaltung  von  Lokomotivbahn- 
höfen .  ist,  daß  die  durch  die  gewählten  maschinentechnischen 
Einrichtungen  mögliche  Leistungsfähigkeit  der  Anlagen  auch 
betriebstechnisch  durch  entsprechende  vorteilhafte  Gleisverbin- 
dungen erreicht  wird.  Die  Gleisausbildung  ist  deshalb  von 
maschinentechnischen  und  betriebstechnischen  Forderungen  ab- 
hängig. Sie  muß  zulassen,  einen  ungehinderten  Kreislauf  der 
einzelnen  Behandlungsvorgänge  von  der  Einfahrt  bis  zur  Aus- 
fahrt herbeizuführen.  Für  die  Gesamtanordnung  ist  daher  die 
R  eihcnfolge  der  einzelnen  Vorgänge  ausschlaggebend,  die 
bis  jetzt  noch  sehr  verschieden  ausgeführt  wird.  Auf  vielen 
Bahnhöfen  findet  Wassernehmen,  Bekohlung  und  Entschlackung 
an  einer  Stelle  statt.  Die  mit  einem  Wasserkran  versehene 
Schlackengrube  liegt  unmittelbar  neben  dem  Kohlenkran.  Bei 
kleineren  Anlagen  ist  diese  Anordnung  verbreitet  und  hierfür 
auch  infolge  des  geringen  Platzbedarfs  am  wirtschaftlichsten, 
wenn  die  Zeit  für  die  Behandlung  der  Lokomotiven  nicht  be- 
grenzt ist.  Dies  kommt  jedoch  nur  bei  untergeordneten  An- 
lagen vor,  wo  keine  Lokomotiven  mit  kurzer  Wendezeit  behan- 
delt werden.  In  letzterem  Falle  ist  jedoch  auch  bei  kleinen 
Anlagen  eine  örtliche  Trennung  der  Behandlungen  erwünscht, 
die  für  große  Bahnhöfe  unbedingt  gefordert  werden  muß.  Die 
Entschlackung  nimmt  die  zwei-  bis ,  vierfache  Zeit  der  Be- 
kohlung in  Anspruch,  so  daß;  bei  einer  gemeinsamen  An- 
lage die  Bekohlungseinrichtung  während  der  Entschlackungs- 
zeit nicht  ausgenutzt  wird. 

Wenn  man  auch  bei  Anordnung  der  gemeinsamen  Anlagen 
von  dem  Gedanken  ausging,  daß  durch  gleichzeitige  Bekohlung 
und  Entschlackung  Zeitgewinn  erzielt  wird,  so  hat  die  Erfah- 
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rung  doch  gezeigt,  daß  die  Arbeiten  besser  nacheinander  aus- 
geführt werden,  denn  die  Schlackenzieher  werden  bei  ihrer 
Arbeit  durch  die  gleichzeitige  Kohlennahine  behindert. 

Die  getrennte  Behandlung  kennt  beide  Reihenfolgen:  Be- 
kohlung-Entschlackung oder  Entschlackung-Bekohlung.  Bei 
den  älteren  Lokomotiven  wird  die  Schlacke  seitlich  neben  das 
Gleis  geworfen.  Für  diese  Arbeit  werden  Schaufeln  mit  langen 
Stielen  gebraucht,  die  beim  Herausziehen  aus  der  Feuertür  bis 
auf  den  Tender  reichen.  Dies  ist  jedoch  unbequem,  wenn  größere 
Kohlenmengen  im  Tender  aufgestapelt  sind.  Man  entschlackt 
deshalb  in  dieem  Falle  vorteilhaft  vor  der  Bekohlung.  Aus 
dieser  Ueberlegung  erklären  sich  auch  die  von  Blum und 
Risse*)  vorgeschlagenen  Lokomotivbahnhofsanordnungen. 

Bei  Entschlackung  durch  Herausnehmen  von  Roststäben 
oder  durch  Kipproste,  die  bei  den  neueren  Lokomotiven  all- 
gemein angeordnet  werden,  wird  der  Schlackenarbeiter  durch 
einen  gefüllten  Tender  nicht  behindert.  Bei  dieser  Enischlak- 
kungsart  ist  die  Lage  der  Entschlackungseinrichtung  hinter 
der  Bekohlungsanlage  vorteilhafter.  Die  Schlackengruben 
rücken  hierbei  näher  an  die  Schuppen  und  ermöglichen  bessere 
Beaufsichtigung  und  Ausnutzung  der  Arbeiter,  die  bei 
schwachem  Verkehr  im  Schuppen  beschäftigt  werden  können. 
Da  der  Rost  nach  der  Entschlackung  fast  frei  von  Feuer  ist 
und  die  Lokomotiven  während  der  Behandlungen  meistens  nur 
einen  geringen  Dampfdruck  aufweisen,  ist  es  erwünscht,  wenn 
der  Weg  von  der  Entschlackung  zum  Schuppen  kurz  ist,  die 
Schlackengruben  also  in  unmittelbarer  Nähe  des  Schuppens 
liegen. 

Auch  betriebstechnisch  liegt  die  Bekohlung  günstiger  vor  der 
Entschlackung.  Jede  dieser  Behandlungen  erleidet  in  ihrer 
Dauer  Unregelmäßigkeiten,  die  hervorgerufen  werden  durch  die 
verschieden  großen  Mengen  der  aufzunehmenden  Kohlen  und 
auszuscheidenden  Schlacke.  Naturgemäß  sind  bei  der  am  läng- 
sten dauernden  Behandlungsart  auch  die  zeitlichen  Unregel- 
mäßigkeiten am  größten.  Es  ist  deshalb  für  einen  möglichst 
gleichmäßigen  Umlauf  günstig,  wenn  die  Anlagen  mit  kurzer 
Behandlungsdauer  und  entsprechenden  Unregelmäßigkeiten  vor 
denen  mit  längeren  Störungen  liegen.  Wenn  die  verhältnis- 
mäßig langen  und  in  ihrer  Dauer  sehr  verschiedenen  Aufenthalte 
der  Lokomotiven  im  Schuppen  und  die  kurzen  Zeiten  für  Drehen 
mit  berücksichtigt  werden,  so  ergibt  sich  nach  obiger  Ueber- 
legung für  die  günstigste  Reihenfolge  der  Behandlungen  die 
bildliche  Form  nach  Abb.  1. 

Die  Lokomotiven  erfahren  im  Bahnhof  eine  verschiedene 
Behandlung.  Man  unterscheidet  beheimatete  und 
fremde  oder  kurzwendende  Lokomotiven  die  nur  ihre 
Betriebsvorräte  ergänzen,  ausschlacken  und  drehen.  Die  eigenen 
Maschinen  erfahren  meistens  eine  vollständige  Behandlung  in 


sämtlichen  Anlagen  und  werden  im  Schuppen  für  den  nächsten 
Dienst  bereitgestellt.  Die  fremden  Lokomotiven  bedürfen  ge- 
wöhnlich nur  einzelner  Versorgungen.  Ein  Teil  nimmt  nur 
Wasser  und  dreht,  ein  anderer  entschlackt  und  dreht,  ein  an- 
derer nimmt  nur  Kohlen  und  so  fort.  Hieraus  ersieht  man,  daß 
neben  jeder  Anlage  sich  ein  Durchlaufsgleis  befinden  muß,  auf 
dem  die  Maschinen  ohne  Berührung  der  Behandlungsgleise  zur 
nächsten  Anlage  gelangen  können.    Da  die  kurzwendenden  Lo- 
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komotiven  nicht  in  den  Schuppen  fahren,  muß  die  Möglichkeit 
geschaffen  sein,  sie  unmittelbar  hinter  der  Entschlackung  aus- 
zuruhen und  der  Ausfahrt  zuzuführen.  So  werden  die  Zufüh- 
rungs-  und  Durchlaufgleise  der  Schuppen  entlastet  und  die  Be- 
hi'.ndlungszeit  gekürzt. 

Die  Fahrt  der  Lokomotive  im  Lokoraotivbahnhof  ist  als 
Rangierfahrt  anzusehen.  Kreuzungen,  besonders  von  stark  be- 
lasteten Lokomotivgleisen,  sind  tunlichst  zu  vermeiden,  können 
aber  bei  guter  Uebersicht  für  einzelne  Fahrten  zugelassen  wer- 
den (Fahrten  zu  und  von  der  Packwagengruppe,  von  selten  be- 
nutzten (ileisen).  Die  Ein-  und  Ausfahrten  der  Lokomotiven 
sollen  sich  dagegen  nicht  kreuzen.  Erfordern  die  örtlichen 
Verhältnisse  eine  Anordnung  der  Anlagen  in  der  Linksfahrt- 
richtung, so  sind  die  Lokomotivverbindungsgleise  bis  in  den 
Bahnhof  hinein  als  linksbefahrene  durchzuführen. 

Ein  ungehinderter  Kreislauf  verlangt  weiter,  daß  die  ma- 
schinentechnischen Einrichtungen  und  die  dazu  erforderlichen 
Gleisanordnungen  so  ausgebildet  sind,  daß  sie  den  Anforderun- 
gen des  stärksten  Verkehrs,  der  kürzesten  Lokomotivfolge- 
zeit, gewachsen  sind.  Es  genügt,  wenn  für  die  kürzeste  Loko- 
motivfolge ein  Zeitmittelwert  bestimmt  wird,  indem  man  die  in 
einem  bestimmten  Verkehrszeitabschnitt  (etwa  K  —  ]4  Stunde) 
ankommenden  zu  behandelnden  Lokomotiven  zählt  und  diese 
Summe  durch  die  gewählte  Zeit  teilt.  Genauere  Ermittlungen 
an  Hand  der  Bahnhofsfahrordnungen  mit  Zuschlägen  für  die 
Fahrt  von  der  Zugankunftsstelle  bis  zum  Lokomotivbahnhof 
ergeben  keine  praktisch  brauchbaren  Winke,  da  abgesehen  von 
Zugverspätungen  die  Zeit  für  die  Fahrt  zum  Lokomotivbahnhof 
sich  aus  betrieblichen  Gründen  nicht  genau  erfassen  läßt  (War- 
ten auf  kreuzende  Rangiergruppen,  auf  ein-  und  ausfahrende 
^üge).  (Fort.^etzung  folgt  i 


DIE  AMERIKANISCHE  HANDELSFLOTTE 

VON  GEHEIMEN  BAURAT  WERNEKKE 


Die  Vereinigten  Staaten  hatten  vor  dem  Kriege  eine  auf- 
fallend schwache  Handelsflotte.  Seit  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  bis  in  die  letzte  Zeit  vor  dem  Kriege  ist 
die  amerikanische  Schiffahrt  beständig  zurückgegangen, 
eine  Erscheinung,  die  sich  bei  dem  sonstigen  Blühen 
von  Handel  und  Verkehr  in  Nordamerika  nur  schw-er 
erklären  läßt.  1850  hatte  die  Aus-  und  Einfuhr  der  Vereinigten 
Staaten  einen  Wert  von  nur  330  Millionen  Dollar,  bis  1910  war 
sie  auf  2982  Millionen,  also  fast  genau  auf  das  Neunfache  ge- 
stiegen. Fast  genau  in  demselben  Verhältnis  ist  aber  in  diesem 
Zeitraum  die  Beteiligung  der  amerikanischen  Reederei  an  der 
Beförderung  der  ein-  und  ausgeführten  Güter  zurückgegangen; 
1850  fielen  ihr  75,2  vH  dieser  Güter  zu,  1910  wurden  nur  8,7  vH 
davon  auf  ihren  Schiffen  verladen.  Beteiligte  sich  also  Amerika 
selbst  in  nur  geringem  Maße  an  seinem  überseeischen  Handel, 
den  es  andern  Völkern,  darunter  zu  einem  nicht  unerheblichen 
Teil  Deutschland  überließ,  so  entwickelte  es  dafür  seine  Küsten- 
schiffahrt, der  im  Jahre  1900  Fahrzeuge  mit  einem  Gehalt  von 
2  400  000  t,  im  Jahre  1910  solche  mit  einem  Gehalt  von  6  700  000  t 
dienten.  Im  gleichen  Zeitraum  nahm  die  Handelsflotte  für  den 
überseeischen  Verkehr  um  30  000  t  auf  800  000  t  ab. 

Solange  Holz  der  Hauptbaustoff  für  Schiffe  war,  hatte 
Amerika  reichliche  Vorräte  an  diesen  unentbehrlichen  Rohstoff 
für  den  Schiffbau;  als  das  Eisen  an  seine  Stelle  trat,  war  die 
amerikanische  Eisenerzeugung  noch  nicht  so  entwickelt,  daß 
sie  die  nötigen  Mengen  liefern  konnte,  und  als  sie  so  weit  ge- 
diehen war,  erschwerte  die  Zollpolitik  den  Schiffbau.  Dazu 
kamen  als  Hindernisse  für  eine  Entwickelung  des  Schiffbaus 
und  der  Schiffahrt  die  hohen  Löhne,  die  sowohl  den  Seeleuten 
wie  auch  den  beim  Bau  der  Schiffe  beschäftigten  Arbeitern  be- 
zahlt werden  mußten,  und  endlich  auch  die  ihnen  günstigen, 
den  Reedern  aber  lästigen  Arbeitsbedingungen,  die  die  Gewerk- 
schaften vorschrieben. 


Das  Bestreben  der  Vereinigten  Staaten,  einen  größeren  .\n- 
tcil  an  der  Schiffahrt  nach  Uebersee  und  damit  maßgebenden 
Einfluß  auf  den  Frachtenmarkt  zu  gewinnen,  setzte  schon  ge- 
raume Zeit  vor  dem  Kriege  ein.  Ihri-  Panama-Politik  hatte 
sehr  stark  dieses  Ziel  im  Auge,  und  sehr  gefördert  wurde  die 
Schaffung  einer  großen  amerikanischen  Handelsflotte  durch  den 
Krieg.  In  der  Zeit  vom  1.  Juli  1917  bis  zum  1.  August  1921 
wurde  die  amerikanische  Handelsflotte  von  1571  Schiffen  mit 
3  640  320  t  Raumgehalt  auf  3734  Schiffe  mit  13  335  072  t  gebracht, 
d.  i.  eine  Vermehrung  der  Schift'szahl  um  1-38  v.  H..  des  Raum- 
gehalt um  266  v.  H.  Während  also  unter  den  alten  Schiffen 
zahlreiche  kleinere  gewesen  sein  müssen,  handelte  es  sich  bei 
dem  Zuwachs  um  größere  Einheiten.  Etwa  60  v.  H.  dieser 
Flotte  ist  Eigentum  des  Staates,  eine  Erscheinung,  die  um  so 
auffallender  ist,  als  man  in  Amerika  bis  in  die  neueste  Zeit  das 
\''erkehrswesen  nach  englischem  Muster  ganz  privatem  Unter- 
nehmungsgeist überlassen  hat.  Der  Krieg  hat  aber  auch  in 
dieser  Beziehung  einen  Wechsel  in  den  bis  dahin  herrschenden 
Ansichten  verursacht.  Mit  dieser  Handelsflotte  steht  Amerika 
nur  hinter  England  zurück. 

Was  nützt  aber  eine  starke  Handelsflotte,  wenn  sich  für 
sie  keine  Frachten  finden.''  Diese  Frage  macht  den  Ameri- 
kanern erhebliche  Sorge,  und  zwar,  da  es  sich  zum  großen  Teil 
um  staatseigene  Schiffe  handelt,  nicht  so  sehr  den  Reedern, 
als  vielmehr  der  Allgemeinheit  der  Steuerzahler.  Etwa  zwei 
Drittel  des  amerikanischen  Ueberseeverkehrs  wird  immer  noch 
durch  nicht-amerikanische  Schift'e  bedient,  und  ein  großer  Teil 
der  amerikanischen  Handelsflotte  —  man  schätzt  ihn  auf  etwa 
ein  Drittel  —  liegt  beschäftigungslos  still.  Das  kann  Amerika 
natürlich  nicht  ruhig  mit  ansehen,  und  es  ist  bemüht,  einen  Um- 
schwung herbeizuführen.  Dadurch  fühlt  sich  aber  England 
stark  bedroht,  dessen  Freundschaft  mit  seinen  Kriegsverbün- 
deten bekanntlich  nur  so  weit  geht,  als  dabei  sein  eigener  Vor- 
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teil  in  keiner  Weise  angetastet  wird.  Da  auch  in  England  das 
Geschäft  flau  ist,  werden  dort  ebenfalls  Anstrengungen  ge- 
macht, Verkehr  an  sich  zu  ziehen,  so  daß  ein  lebhafter  Wett- 
bewerb zwischen  den  Reedereien  beider  Länder  bevorsteht  und 
auch  schon  im  Gange  ist. 

Als  ein  Mittel  zur  Förderung  der  amerikanischen  Handels- 
schiffahrt wird  die  Schaffung  rein  amerikanischer  Einrichtun- 
gen zur  Listenführung  über  die  amerikanischen  Schiffe  und 
deren  Klasseneinteilung  angesehen,  wie  sie  z.  B.  in  England  — 
das  bekannte  Lloyds  Register  —  bestehen.  Das  amerikanische 
Schiffahrtsamt  hat  im  Jahre  1917  die  englischen  Richtlinien  für 
den  Bau  von  Stahlschiffen  angenommen  und  ist  außer  mit  Eng- 
land auch  mit  Italien  und  Japan  in  Verbindung  getreten;  die 
Folge  ist,  daß  die  entsprechenden  Organisationen  dieser  Län- 
der sich  gegenseitig  in  ihren  Heimatländern  vertreten.  Am 
stärksten  wurde  das  Schiffahrtsamt  im  Jahre  1919  in  Anspruch 
genommen;  in  diesem  Jahre  wurden  898  Schiffe  mit  einem  Ge- 
halt von  3  030  962  t  vermessen.  Im  nächsten  Jahre  gingen 
die  Zahlen  schon  wieder  auf  514  Schiffe  mit  1  918  007  t  zurück. 
Es  gelingt  dem  Amt,  das  Vertrauen  der  Reeder  und  der  Ver- 
sicherungen zu  gewinnen,  so  daß  sein  Wirkungskreis  in  Zu- 
kunft noch  wird  ausgedehnt  werden  kann;  das  wird  auch  für 
nötig  gehalten;  namentlich  muß  es  seine  Tätigkeit  auf  die  Fest- 
spt'uncr  von  Schäden  und  den  Rettungs-  und  Bergungsdienst 
erstrecken. 

Die  /ermehrte  Flotte  bedarf  aber  auch  vergrößerter  Hafen- 
anlagen.  Die  Vereinigten  Staaten  besitzen  etwa  ."^0  bedeutende 
Seehäfen;  75  v.  H.  des  überseeischen  Verkehrs  wickelt  sich  aber 
in  etwa  12  von  ihnen  ab.  An  erster  Stelle  steht  New  York;  in 
einigem  Abstand  folgen  Philadelphia,  New  Orleans  und  Nor- 
folk. Die  Häfen  stehen  in  lebhaftem  Wettbewerb  mit  ein- 
ander, auch  insofern,  als  sie  sich  alle  bemühen,  Staatszuschüsse 
für  die  in  ihnen  nötigen  Erweiterungsbauten  zu  erlangen.  Als 
f legenleistung  für  die  Gewährung  derartiger  Zuschüsse  soll  von 
den  Hafenverwaltungen  verlangt  werden,  daß  sie  die  ameri- 
kanische Schiffahrt  lorH  rp.  Wenn  also  auch  die  erweiterten 
und  vermehrten  Hafenanlagen  Raum  für  ausländische  Schiffe 
bieten,  so  wird  doch  durch  derartige  Anregungen  Stimmung 
dafür  gemacht,  daß  die  Hafcnvcrwaltungen  durch  die  Fest- 
setzung der  Gebühren  und  der  sonstigen  Bedingungen  für  die 
Benutzung  der  Häfen  und  ihrer  Ausrüstung  ausländische  Schiffe 
fernhalten  und  amerikanische  bevorzugen.  Auch  eine  Monroe- 
Doktrin:   Amerika  den  Amerikanern! 

Die  hohen  Betriebskosten  amerikanischer  Schiffe  waren 
schon  erwähnt.  Die  Löhne  belicfen  sich  im  Frühiahr  1920_  bei 
einem  als  Beispiel  ausgewählten  amerikanischen  Frachtdampfer 
mit  8800  t  Wasserverdrängung  mit  Kohlenfeuerung  auf  .".'^15 
Do'lar  monatlich,  während  ein  englisches  Schiff  gleicher 
Leistung  nur  .3924  Dollar,  ein  norwegisches  nur  .'^.378  und  ein 
japanisches  nur  2869  Dollar  aufzuwenden  brauchte,  wobei  das 


englische  Pfund  mit  4,86  Dollar,  die  norwegische  Krone  mit 
0,  «  Dollar,  der  japanische  Yen  mit  0,50  Dollar  angesetzt  ist. 
Seitdem  sind  die  Löhne  abgebaut  worden,  aber  das  Verhältnis 
Amerikas  zu  den  anderen  Ländern  ist  dadurch  eher  verschlim- 
mert als  verbessert  worden.  Genaue  Zahlen  liegen  nicht  vor. 
aber  schätzungsweise  ist  anzunehmen,  daß  englische  und  nor- 
wegische Schiffe  mit  dem  halben  Aufwand  der  Amerikaner  für 
Löhne  auskommen. 

Ein  weiteres  Hindernis  für  die  Entwickelung  der  amerika- 
nischen Schiffahrt  ist  das  Fehlen  amerikanischer,  sich  über  die 
ganze  Welt  erstreckender  Einrichtungen  zur  Vermittelung  von 
Frachten,  wie  sie  für  England  bestehen  und  auch  für  Deutsch- 
land bestanden  haben.  Die  Schaffung  derartiger  Einrichtungen 
wird  gefordert.  Durch  Vereinbarungen  mit  den  großen  deut- 
schen Schiffahrtsunternehmungen  sind  auch  schon  Schritte  auf 
diesem  Wege  getan  worden.  Das  amerikanische  Großgewerbe, 
der  Großhandel  und  die  Banken,  so  wird  weiter  angeregt,  soll- 
ten sich  zusammentun  in  dem  Bestreben,  amerikanische  Frach- 
ten nur  amei  kaiii-ch  n  Schf  en  /.iizuvvend  n.  Üie  UiweicW 
heit  in  den  Betriebskosten  amerikanischer  und  ausländischer 
Schiffe  sollte  durch  Unterstützungen  und  durch  Vorzugssätze 
für  die  Hafengebühren,  ermäßigte  Zölle  u.  dergl.  ausgeglichen 
werden. 

Man  kann  zwar  Schiffe  in  großer  Anzahl  bauen,  —  und  das 
ist  in  Amerika  geschehen,  —  aber  man  kann  sie  nicht  ohne 
weiteres  bemannen,  und  noch  schwieriger  als  die  eigentliche 
Mannschaft  sind  die  Führer,  die  Schiffsoffiziere  zu  beschaffen. 
Hierbei  spielt  die  Zeit  eine  sehr  erhebliche  RoHe,  mehr  noch 
als  bei  den  anderen  Maßnahmen,  die  zur  Förderung  der  Schiff- 
fahrt zu  ergreifen  sind.  Bestrebungen  zur  Schaffung  eines 
Korps  von  Schiffsoffizieren  sind  im  Gange,  und  auch  sonst  ge- 
schieht in  den  Vereinigten  Staaten  viel,  um  der  nunmehr  vor- 
handenen Handelsflotte  Arbeit  zu  verschaffen,  namentlich  auch 
um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  bei  Ueberwindung  der  jetzigen 
Flaute  im  Weltverkehr  am  Platze  zu  sein  und  dann  mit  Eng- 
land erfolgreich  in  Wettbewerb  zu  treten.  England  verfolgt 
diese  Bestrebungen  aufmerksam  und  augenscheinlich  nicht  ohne 
Besorgnis.  Deutschland  ist  leider  durch  seine  augenblickliche 
unglückliche  Lage  davon  ausgeschlossen,  an  den  Bestrebungen  der 
mdcrcn  schiffahrttreibenden  Länder  im  Weltverkehr,  ihre  alte 
Stelle  wieder  zu  erlangen,  teilzunehmen.  In  den  englischen  und 
amerikanischen  Quellen,  die  zu  den  vorstehenden  Darlegungen 
benutzt  worden  sind,  wird  Deutschland  gar  nicht  erwähnt.  Die 
bisherigen  Leistungen  der  deutschen  Reederei,  sowohl  die- 
jenigen vor  dem  Kriege  als  auch  diejenigen  beim  Wiederauf- 
bau seit  seiner  Beendigung  lassen  aber  mit  Bestimmtheit  er- 
warten, daß  auch  der  Tag  sicher  kommen  wird,  an  dem  Deutsch- 
land, '■einer  Größe  und  früheren  Bedeutung  entsprechend  am 
Weltverkehr  mit  seiner  Handelsflotte  vv.eder  teilnimmt.  Möge 
er  in  nicht  zu  weiter  Ferne  liegen! 


DIE  WIRTSCHAFTSLAGE  ENDE  JANUAR  1922 


London-Cannes  - Genua  bilden  die  vorläufigen 
.Merkzeichen  a"f  dem  Wege,  der  sich  zu  einer  wirtschaftlichen 
v'ölkerverständigung  anbahnt  und  damit  der  Weltwirtsrhafts- 
krisis  ein  Fnde  zu  bereiten  scheint.  Die  Ausführungen,  die  das 
Deutsche  Reich  durch  Rathenau  in  Cannes  über  Deutschlands 
vvahre  Lage  und  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  hat  machen 
lassen,  scheinen  auch  bei  den  Vertretern  der  rücksichtslosen 
Gewaltpolitik  einen  Fii.^nu-i-  hervorzurufen  und  Wirkungen 
auszulösen,  die  eine  Zurückführung  der  von  Deutschland  ver- 
langten Reparationsleistungen  auf  ein  diskutierbares  Maß  be- 
reits ergeben  haben  und  eine  Verständigung  der  Feindstaaten 
mit  Deutschland  erhoffen  lassen. 

Rathenau  hat  den  Vertretern  der  Entente  mit  Ausnahme 
Frankreichs,  dessen  Delegierte,  durch  den  Sturz  Briands  veran- 
laßt, bereits  abgereist  waren,  in  eingehender,  klarer  Weise  auf 
die  gestellten  Fraoren  über  mögliche  Sach-  und  Geldleistungen, 
über  Finarz'^n,  Sichprhciten  und  die  zur  Teilnahme  T^eutsch- 
lands  am  Wiederaufbau  Europas  zu  ergreifenden  Maßnahmen 
Antwort  gegeben.  Er  hat  darauf  hingewiesen,  daß  die  bisher 
geforderten  äußeren  Leistungen  und  die  finanzielle  Sanierung 
einander  widersprechen.  Um  die  möglichen  deutschen  Zahlun- 
gen beurteilen  zu  können,  müsse  man  sich  vergegenwärtigen, 
daß  Deutschland  ein  Land  der  Lohnarbeit  sei.  Ab- 
gesehen von  der  Kohle  rohstoffarm,  könne  es  nur  mit  Hand- 
arbeit zahlen  und  müsse  deswegen  zu  einer  aktiven  Handels- 
und Zahlungsbilanz  gelangen.  Die  Zahlungsbilanz  sei  aber, 
ganz  abgesehen  von  Reparationszahlungen  durch  Zahlungen  für 
die  Hereinschaffung  von  lebensnotwendigen  Lebensmitteln  und 
Rohstof.en  und  für  das  in  Deutschland  Kapital  besitzende  Aus- 
land mit  5%  Milliarden  vorbelastet,  denen  zur  Zeit  eine  Aus- 
fuhr im  W^erte  von  3/^»  bis  4  Milliarden  gegenüberstände.  So 
<  rgäbc  sich  heute  schon  vor  der  Leistung  irgend  einer  Repa- 
ration eine  Passivität  der  Zahlungsbilanz  im  Saldo 
von  2  Milliarden  Mark.    Diese  zu  beheben,  habe  sich  ein 


weitgehender  Verkauf  der  Landes  Substanz  (Ueber- 
fremdung  der  Unternehmungen  und  Grundstücke),  ein  den  Stand 
der  V^aluta  und  dadurch  die  ausländische  Industrie  drückender 
Ausverkauf  des  deutschen  Geldes  vollzogen.  Ver- 
geblich sei  die  Aufnahme  einer  großen  auswärtigen  An- 
leihe versucht  worden.  Es  bleibe  nur  als  Abhilfe  die 
Hebung  der  gegen  Vorkriegszeit  im  Rückstand  befindliche'! 
landwirtschaftlichen  Produktion  übric,  da  an  eine 
Beschränkung  der  Konsumtion  wegen  der  jetzt  schon  bestehen- 
den Notlage  der  Hauptmasse  der  deutschen  Bevölkerung  in  der 
Lebenshaltung  nicht  zu  denken  sei.  Gegen  eine  noch  weitere 
Hebung  der  industriellen  Produktion  würde  sich  die  auslän- 
dische Industrie  wehren.  Das  Budget  für  1922  betrage 
85  Milliarden  Mark  ohne  Leistungen  nach  dem  Friedensvertrag, 
und  we'"di^  durch  V'-riinnDelnue '^fr  -  teu-  rla^ipn  "f^H  eewaltige 
Erhöhung  der  Gebühren  der  Reichsbetriebe  (Eisen- 
bahn, Post,  Telegraph)  und  Beseitigung  der  S  u  b  s  i  d  i  e  n  (da- 
durch Verteuerung  des  Brotpreises)  zu  balanzieren  versucht 
werden.  E'^^  könne  nichqe^wie  en  werde  .  d  ß  der  D'  Ui^che  terner- 
hin  durch  di.-s-  Mtß'iahmen  wirtschaftlich  cchwerer  belastet 
sei,  a's  der  Rewobuf^r  irgend  e'npt;  anderen  Lande«;. 

Die  von  der  Entente  in  Aussicht  genommenen  Rcparat  on? 
leistungen,  zu  135,5  Milliarden  Papiermark  gerechnet,  würden 
das  Budget  von  1Q22  von  83  auf  218,5  Milliarden  Mark  anschwel- 
len lassen.  Zur  Bilanzierung  dieser  ungeheuren  Summe  bleibe 
nur  der  Weg  der  inneren  Anleihe  (Zwangsanleihe)  übrig. 
Mangel  an  Ersparnissen  und  Reserven,  Verlust  an  wertvollsten 
Rohstoffen  und  landwirtschaftlichen  Ueberschußgebieten,  das 
Fehlen  des  Ueberseehandels  und  der  Kolonien  und  der  Rückgaiv^ 
der  Ausfuhr  verschlössen  andere  Hilfsquellen  und  ließen  keinen 
anderen  Weg  finden. 

Die  innere  Wirtschaftslage  charakterisierte  Rathenau  als 
versteckte  Arbeitslosigkeit  im  Gegensatz  zu  der 
offenen  der  anderen  Länder.    Fast  ein  Fünftel   der  gesamten 
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arbeitsfähigen  deutschen  Bevölkerung,  mehr  als  4  Millionen 
Menschen,  müßten  heute  Arbeit  leisten,  die  früher  nicht  not- 
wendig war. 

Die  Ausführungen  der  deutschen  Vertretung  in  Cannes 
haben  nicht  verfehlt,  Eindruck  zu  machen.  Man  hat  die  Zah- 
lungen teilweise  aufgeschoben  und  verteilt  und  binnen 
14  Tagen  die  Vorlage  eines  Reform-  und  Garantie- 
plans verlangt,  der  außer  der  Balancierung  des  Budgets  eine 
Reform  auf  dem  Gebiet  des  Papiergeldumlaufs  und  ein  voll- 
ständiges Programm  für  die  Barzahlungen  und  Sachlieferungen 
des  Jahres  1922  enthalten  soll.  Frankreich  ist  allerdings,  wie 
Poincare  betont  hat,  jeder  Milderung  der  Versailler  unJ  Lon- 
doner Bestimmungen  abhold.  Die  Auseinandersetzung  zwischen 
ihm  und  England  bleibt  abzuwarten. 

Einer  der  Hauptpunkte,  auf  die  sich  eine  Reform  erstrecken 
soll,  wird  die  Neuordnung  der  Stellung  der  Deutschen 
Reichsbank  sein,  die  zu  einer  bloßen  Notenausgabesti.-lle  des 
Reichs  geworden  ist.  Ihre  Inanspruchnahme  durch  das  Reich 
betrug  im  Jahre  1921  etwa  124  Milliarden  Mark.  Es  wird  auf  eine 
grundlegende  Aenderung  der  Bankverfassung  hlnausk jmmen, 
die  ihr  die  Stellung  als  bloßes  Reichsinstitut  nimmt  und  sie  wie 
die  Bank  von  England  und  die  Bank  von  Frankreich  in  ein  selb- 
ständiges, in  seiner  Finanzgebarung  vom  Reich  unabhängiges, 
allerdings  unter  seiner  Aufsicht  stehendes  Institut  umwandelt. 
Ueber  das  „Wie"  tauchen  in  Zeitungen  und  Zeitschriften  die 
verschiedensten  Vorschläge  auf.  Eine  Beteiligung  ausländischen 
Kapitals  an  der  Bank  als  Unternehmen,  wird  sich  wohl  nicht 
vermeiden  lassen.  Damit  wäre  die  vom  Feindbund  aufgestellte 
Forderung  der  finanziellen  Kontrolle  zu  einer  erträglichen 
Lösung  geführt. 

Die  deutsche  Industrie  wird  in  ihrer  Fabrikations- 
tätigkeit durch  die  Kohlennot  beeinträchtigt,  soweit  die  großen 
Konzerne  es  nicht  verstanden  haben,  durch  vertikale  Gliederung 
unter  Aufbau  auf  breiter  Rohstoffbasis  ihre  Versorgui;g  durch 
Kohle  aus  eigenen  Gruben  sicherzustellen.  Das  ist  die  Stärke 
eines  großen  Trusts,  wie  ihn  das  Stinnessche  Gebilde  Siemens- 
Schuckert-Rhein-Elbe-Union  darstellt,  das  auf  der  westfälischen 
Montanindustrie  aufgebaut  ist  und  an  dessen  Bedeutung  aus 
diesem  Grunde  der  im.mer  größeren  Umfang  annehmende  Zu- 
sammenschluß unter  Führung  der  A.  E.  G.  nicht  heranreichen 
kann.  Die  Rohstoffbasis  dieses  Konzerns  wird  durch  die  meist 
Eisenschrott  verarbeitende  mitteldeutschen  Lauchhammer- 
Werke  und  die  Kupferschiefer  bauende  Mansfelder  Ge- 
werkschaft gebildet.  Neuerdings  scheint  eine  Einflußnahme  auf 
die  bedeutendsten  deutschen  Lokomotivfabriken  bevorzustehen. 
Linke-Hofmann  war  mit  8,5  Mill.  M.  Aktienkapital  (von 
22,7  Mill.  M.  Gesamtkapital)  auf  der  Generalversammlung  der 
Hannoverschen  Maschinenbau  A.  -G.  vorm.  Ege- 
storf (Hanomag)  vertreten;  die  mit  der  G.  m.  b.  H.  Hen- 
schel  &  Sohn  in  Cassel  jüngst  in  Interessengemeinschaft  ge- 
treten ist.  Diese  beiden  größten  deutschen  Lokomotivfabriken 
bestreiten  etwa  30  v.  H.  der  deutschen  Lokomotiverzeugung  und 
sind  im  Rohstoffbezug  und  durch  Angliederung  von  Eisen- 
betrieben ähnlich  wie  der  Linke-Konzern  gestellt.  Zusammen 
mit  den  Linke-Hofmann-Werken  und  der  Lokomotivfabrik  Hen- 
nigsdorf der  A.  E.  G.  würde  sich  ein  bestimmender  Trust  der 
deutschen  Lokomotivfabriken  herausbilden.  Auch  auf  dem  übri- 
gen Gebiet  der  21  deutschen  Lokomotivfabriken  geht  durch  Zu- 
sammenschluß mit  Stahl-  und  Walzwerken  ein  Uebergang  zum 
Gemischtbetrieb  vor  sich. 

Von  bedeutungsvollen  Zusammenschlüssen  der  letzten  Zeit 
verdient  weiter  die  zwischen  3  der  ersten  und  größten  Frank- 
furter Industrie-  und  Finanzunternehmungen  geschlossene  Inter- 
essengemeinschaft besondere  Beachtung.  Es  sind  dies  die 
Deutsche  Gold-  und  Silberscheide-Anstalt,  die  Metallgesellschaft 
und  die  Metallbank  und  Metallurgische  A.-G.  in  Frankfurt  a.  M., 
Firmen,  die  in  der  deutschen  Farbenindustrie  starken  Einfluß  be- 
sitzen und  auf  dem  Weltmarkt  Geltung  haben. 

Auf  dem  Gebiete  des  Eisenmarktes  läßt  mangelnde 
Kokszufuhr  immer  noch  nicht  alle  Hochöfen  an  der  Produktion 
teilnehmen.  Die  Preise  in  Deutschland  haben  die  auf  dem  Welt- 
markt geltenden,  zum  Teil  bereits  überholt,  so  daß  nur  durch 
Qualitätsware  die  englische,  belgische  und  französische  Konkur- 
renz geschlagen  werden  kann.  Ein  aus  Erzeugern,  Verbrauchern, 
Händlern    und    Arbeitnehmern    paritätisch  zusammengesetzter 


Immer  liegt  zwischen  der  Idee  und  der  Erfindung  die 
eigentlirhe  Ailjcits-  und  Leidens/eit  des  E  finders.  -  -  - 
Erfinden  heißt,  einen  aus  einergrofien  Keihe  von  Irrtümern 


ANREGUNGEN  DER  VERKEHRSTREIBENDEN 

-Ir-  Ungleichheiten  in  der  Verwendung  der  vierten  Wagen- 
klasse. Während  die  alte  preußische  Staatsbahn  die  vierte 
Klasse  schon  lange  eingeführt  hatte,  kannte  man  südlich  des 
Mains  eine  solche  nicht.  Erst  auf  Drängen  Preußens  nahmen 
die  alten  Generaldirektionen  in  München,  Karlsruhe  und  Stutt- 


Aus  Schuß  wird  fortan  die  Preisfrage  für  Stahl-  und 
Walzwerkserzeugnisse  regeln. 

Die  Eisenerzförderung  im  Lahn-  und  Dillgebiet  litt 
unter  Mangel  an  Nachfrage  und  betriebstechnischen  Schwierig 
keiten    (Streik  auf   den  stromerzeugenden  Braunkohlenwerken. 
Wassermangel). 

Die  Weltwirtschaftskrisis  des  Jahres  1921  drückt  sich  beson- 
ders in  dem  Rückgang  derRoheisen-und  Stahlproduk- 
tion der  eisenerzeugenden  Länder  aus,  über  die  nach  amerika- 
nischen Nachricht  en  in  der  „Frankfurter  Zeitung"  ein  Ueberblick 
gegeben  wird.  Danach  ist  die  Eisenerzeugung  von  76,7  Mill.  t 
im  Jahre  1913  auf  35  Mill.  t  im  Jahre  1921  zurückgegangen.  Be- 
merkenswert ist,  daß  das  Jahr  1920  noch  60,6  Mill.  t  aufwies. 
Ebenso  ist  die  Stahlerzeugung  von  74,6  Mill.  t  im  Jahre  1913  auf 
40,7  Mill.  t  im  Jahre  1921  gesunken,  während  sie  1920  noch  68,3 
Mill.  t  betrug.  Auch  die  Ausfuhrzahlen  der  5  Länder  Vereinigte 
Staaten,  Deutschland,  Frankreich,  England  und  Belgien  beleuch- 
ten in  ihrem  Rückgang  von  15,4  Mill.  t  —  1913  auf  11,8  Mill.  t  — 
1920  und  8,1  Mill.  t  —  1921  aufs  beste  die  bestehende  Krisis. 
Nachstehende  Tabelle  aus  derselben  Quelle  soll  den  Anteil  der 
verschiedenen  Staaten  zeigen. 
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3  OHO 

3  786 

6  517 

2  011 
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zusammen   

35  960 

60  H36 

76  694 

40  731 

H8  321 

64  629 

Rußl  and  beginnt  sich  allmählich  wieder  der  Teilnahme  am 
Welthandel  zuzuwenden.  In  Ausführung  des  Wirtschaftsobkom- 
mens  mit  Deutschland  haben  beide  Länder  wechselseitig  Handels- 
kommissionen entsandt,  die  die  Einkaufs-  und  Verkaufstätigkeit 
regeln  sollen.  Auch  Frankreich  soll  den  Abschluß  eines  Handels- 
vertrags mit  Rußland  beabsichtigen,  der  auf  der  Meistbegünsti- 
gung aufgebaut  werden  soll,  jedoch  dürfte  er  so  bald  nicht  zum 
Abschluß  kommen,  da  Frankreich  zuvor  durch  eine  Verfassungs- 
änderung in  Rußland  die  freie  Interessenverfolgung  der  bürger- 
lichen Parteien  gewährleistet  sehen  will. 

Der  Gedanke  des  Wiederaufbaus  des  russischen  Verkehrs- 
wesens und  der  Industrie  beschäftigt  in  England  und  in  Deutsch- 
land weitgehende  Kreise.  Die  Konferenz  in  Genua  wird  vielleicht 
einen  guten  Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  der  Wiederaufrich- 
tung europäischer  Wirtschaft  bilden. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  voll- 
ziehen sich  ebenso  wie  in  Deutschland  trotz  des  dort  bestehenden 
Anti-Trust-Gesetzes  Zusammenschlüsse  von  gewaltigem 
Ausmaße.  Sieben  große  unabhängige  Stahlwerke  bilden  fort- 
an eine  Interessengemeinschaft  mit  20  v.  H.  der  Gesamtstahl- 
erzeugung Amerikas  und  repräsentieren  ein  Kapital  von  467  Mill. 
Dollars.  Auf  dem  Gebiete  der  Petroleumindustrie  ist  ein  Petro- 
leum-Trust mit  2  Milliarden  M.  Kapital  entstanden  und  die 
größten  Filmgesellschatten  haben  sich  zu  gemeinsamer  Arbeit  zu- 
sammengeschlossen. Die  Vorgänge  erinnern  an  die  Trustbildung 
nach  der  Depression  Ende  der  90  er  Jahre,  die  zur  Gründung  des 
Morganschen  Stahl-Welttrustes  führte. 

Italien  wird  von  einer  Sonderkrise  im  Bankwesen  heim- 
gesucht. Die  Zahlungseinstellungen  der  Banca  Italiana  di  Sconto 
haben  weitere  Nachwirkungen  gehabt. 

Japan  leidet  ebenso  wie  Amerika  unter  den  angehäuften 
Goldvorräten,  die  die  Preise  emportreiben  und  zu  Stockungen  in 
der  Ausfuhr  führen.  Die  in  Japan  aufgestapelten  Maschinen  fin- 
den keinen  Absatz  und  müssen  auf  dem  Wege  der  Auktion  ver- 
äußert werden. 

Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild:  Es  bestehen  der  Wille 
und  die  schwachen  Anfänge  einer  Verständigung  aller  Völker  im 
Weltwirtschaftsverkehr.  Die  Zeit  läßt  eine  vernunftmäßige  Rege- 
lung erwarten.  B  a  u  m  a  n  n. 


herausgeschah«  n,  richtigen  Grundgedanki  n  durch  zahl- 
reiche Mißerlolg  und  Komp  omisse  hinduich  zum 
p  aktisrhcn  Krfolge  führen.  Robert  Diesel. 


gart  die  vierte  Klasse  an.  Es  wurde  aber  nicht  wie  in  Preußen 
das  Kilometer  für  2  Pfennig  gefahren,  sondern  man  setzte  den 
Preis  etwas  höher,  auf  2,4  Pfennig,  und  bot  in  der  Form  der 
Wagengestaltung  den  Fahrgästen  etwas  mehr  Bequemlichkeit, 
indem  man  für  reichlichere  Sitzgelegenheit  Sorge  trug.  Sogar 
gute  Durchgangswagen  3.  Klasse  wurden  durch  Wechseln  der 
Schilder  in  Wagen  4.  Klasse  verwandelt.    Aus  diesen  Gründen 
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wurde  die  vierte  Klasse  volkstümlich  und  den  Platzmangel  in 
der  4.  Klasse  behob  man  durch  besagten  Schilderwechsel.  Und 
in  Preußen,  das  doch  auch  zur  Reichsbahn  gehört,  läßt  man 
die  Fahrgäste  der  4.  Klasse;  die  bei  den  jetzigen  hohen  Fahr- 
preisen die  Mehrzahl  ausmachen,  in  der  „Stehklasse"  alten 
Stils  sich  zusammenpferchen,  bis  der  berühmt  gewordene  Apfel 
nicht  mehr  zur  Erde  fallen  kann.  Warum  hilft  man  sich  nicht 
in  derselben  Weise  wie  in  Süddeutschland,  denn  die  Abwande- 
rung nach  unten  wird  bei  der  in  Aussicht  stehenden  abermali- 
.;en  erheblichen  Tariferhöhung  noch  größer  werden.  Die  Fahr- 
preise sind  ja  jStzt,  seit  Einführung  der  Reichsbahn,  die  glei- 
chen wie  in  Süddeutschland,  warum  dafür  nicht  gleiche 
Leistimgen? 

Zur  Auskunftspflicht.  Unter  obigem  Stichwort  im  Heft  2 
des  16.  Jahrgangs  der  „Verkehrstechnischen  Woche"  hat  der 
Vt-rfasser  die  Verkehrswerbung  den  Eisenbahn-Direktionen  zur 
Pflicht  gemacht  und  dabei  in  die  Verkehrswerbung  die  Aus- 
kunftserteilung an  das  Publikum  eingeschlossen.  Als  Verkehrs- 
praktiker und  -Wissenschaftler  kann  man  diese  Ansicht  doch 
nicht  unwidersprochen  lassen.  Faßt  man  dabei  den  großen  deut- 
schen und  allgemeinen  Verkehr  ins  Auge,  so  kann  man  natürlich 
von  einer  Verkehrswerbung  sprechen,  welche  dann  aber  höch- 
stens der  Reichseisenbahnverwaltung,  eher  aber  noch  der 
ganzen  Reichsvcrwaltung  obliegt.  Zur  Erledigung  dieser  Auf- 
gaben hat  das  Reichsverkehrs-Ministerium  in  neuster  Zeit  mit 
Unterstützung  anderer  Reichs-Ministerien  die  Reichszentrale  für 
deutsche  Verkehrswerbung  ins  Leben  gerufen,  welche  aber  neben 
den  Reichsmitteln  auch  Mittel  aus  Interessenkreisen  sammelt, 
so  daß  diese  Art  der  Verkehrswerbung  auf  breiteste  Grundlage 
gestellt  ist.  Ganz  anders  aber  steht  es  mit  der  Verkehrswerbung 
für  einzelne  Teile  des  Reichs  oder  gar  für  Städte.  Es  war  aller- 
dings im  Frieden,  als  die  Eisenbahn  statt  eines  Milliardendef izits 
einen  Ueberschuß  an  die  Länder  abführte,  Gewohnheit,  daß  in 
einzelnen  Städten,  die  Sitz  einer  Eisenbahn-Direktion  waren,  von 
diesen  Auskunftsstellen  unterhalten  wurden.  Schon  damals 
kennte  man  diese  Stellen  als  überflüssig  betrachten,  weil  ihr 
Sitz  stets  in  größeren  Städten  war,  welche  wiederum  für  aus 
reichende  Auskunftserteilung  an  Einheimische  und  Fremde  durch 
Schaffung  von  städtischen  oder  vereinlichen  Auskunf tsstellcn 
Sorge  trugen.  Es  bedarf  wohl  weiter  keiner  Ausführungen,  daß 
aus  verschiedenen  Gründen  hier  die  Auskanftserteilung  in  besse- 
ren Händen  liegt.  Die  Stadt  und  die  hierzu  berufenen  Verkehrs- 
Vereine  werden  eine  ortskundige  Person  zur  Leitung  berufen, 
'  während  der  Auskunft  erteilende  Beamte  häufiger  wechseln 
wird  und  durch  seine  staatliche  Anstellung  nicht  in  so  hohem 
Maße  Interesse  für  städtische  Angelegenheiten  bekundet.  In 
eine  solche  Auskunftserteilung  ist  zwangsweise  und  natürlich 
auch  die  Auskunftserteilung  in  Eisenbahnangelegenheiten  ein- 
geschlossen, sie  läßt  sich  vernünftigerweise  gar  nicht  von  der 
allgemeinen  und  städtischen  Auskunftserteilung  trennen.  Auch 
was  die  Sicherheit  der  Auskunftserteilung  anbetrifft,  dürfte  eine 
Sielle  vor  der  anderen  keinen  Vorzug  genießen,  weil  sie  in  erster 
Linie  höchst  individuell  ist,  dann  aber  auch  muß  man  bei  der 
Fachwissenschaft  und  dem  großen  Gebiete  der  Auskunftserteilung 
nicht  zu  hohe  Ansprüche  stellen,  denn  restlos  auf  diesem  Ge- 
biete unfehlbare  Auskunft  zu  erteilen,  ist  auch  der  Gebildetste 
und  Erfahrenste  nicht  in  der  Lage.  Man  sollte  sich  deshalb 
auch  hüten,  eine  Einrichtung  mit  Namen  zu  nennen  und  ihre 
1-fcistungen  zu  verkleinern,  ohne  daß  hierfür  ein  zwingender 
Grund  vorliegt,  da  man  durch  eine  solche  Aeußerung  das  Ver- 
trauen zu  einer  solchen  Stelle  untergräbt. 

Dr.  jur.  Kuckuck,  Stadtverkehrsdirektor,  Erfurt. 

AUSBILDUNGSFRAGEN. 

Ausland  und  deutsches  technisches  Schulwesen.    Wie  die 

belgische  Zeitung  Le  Peuple  berichtet,  hielt  bei  einer  Feier,  die 
die  Universite  du  Travail  in  Charleroi  anläßlich  der  ersten  Ab- 
gangsprüfung veranstaltete,  der  Deriktor  der  Anstalt  Hiernaux 
eine  Rede,  in  der  er  die  Ueberlegenheit  der  technischen  Bil- 
dungsanstalten in  Deutschland  hervorhob.  Er  führte  aus,  daß 
die  deutschen  Fabriken  schon  lange  vor  dem  Kriege  gut  aus- 
gestattete Versuchswerkstätten  besaßen;  in  Frankreich  sind 
solche  dagegen  erst  während  des  Krieges  geschaffen  und  in 
Belgien  fehlen  sie  noch  immer.  Die  Zahl  der  in  Belgien  jähr- 
lich ausgebildeten  Ingenieure  bleibt  weit  hinter  der  Zahl  zu- 
rück, die  sich  im  Verhältnis  zu  Deutschland  ergibt.  Es  werden 
etwa  200  Ingenieure  ausgebildet,  im  Verhältnis  müßten  es  aber 
1700  sein.  In  Deutschland  kommen  4  Ingenicure  oder  Tech- 
niker auf  einen  Rechtsanwalt,  in  Belgien  2  Rechtsanwälte  auf 
einen  Ingenieur.  Z.  d.  V.  D.  I. 

Ein  Unterrichtswagen  ist  der  Eisenbahnverwaltung  aus 
einem  ehemaligen  Schlafwagen  hergerichtet  worden.  Neben 
zwei  Halbabteilen  besitzt  er,  ähnlich  wie  ein  Speisewagen,  einen 
einzigen,  großen  Raum,  in  dem  24  Pulte  mit  je  2  Klappsitzen 
stehen:  ein  Schulzimmer,  einen  Hörsaal  auf  Achse.  Ein  Licht- 
bildapparat vervollständigt  die   Einrichtung.     Für  den  Lehrer 


ist  ein  kleines  Katheder  aufgestellt.    Es  ist  ein  Versuch,  um  .; 

wichtige  neue  Vorschriften  und  Bauweisen  dem  Personal  der  i 

Eisenbahn  rasch  durch  Wort  und  Bild  vorführen  zu  können.  j 

Der  Wagen  soll  zunächst  im  Osten  von  einer  größeren  Station  • 

zur  anderen  gefahren  werden  und  dort  dem  Personal  der  Eisen-  ] 

bahn  als  vorübergehende  Lehrstation  dienen.    Bewährt  sich  die  * 

Einrichtung,  so  sollen  weitere  derartige  Wagen  beschafft  werderi.  j 

\ 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

■i, 

SS  Brennstoffwirtschaft  in  Lettland.    Die  Herstellung  von  < 

Gas  erfolgte  in  Riga  noch  vielfach  aus  Holz,  ebenso  wie  Holz  ; 

zur  Lokomotivfeuerung  gebraucht  wurde.    Man  geht  jetzt  da-  j| 

zu  über,  das  Holz  durch  eingeführte  Kohle  zu  ersetzen,  da  Holz-  ] 

Vergasung  und   Holz-Lokomotivfeuerung   sich   unwirtschaftlich  5 

gestalten.    Es  ist  zu  erwarten,  daß  daraufhin  sich  auch  die  Halz-  / 

handelspreise  in  Lettland  senken  werden.  ;• 

5S  Die  Elektrisierung  der  Reichsbahn  macht  in  Mittel-  | 

deutschland  weitere  Fortschritte.    Am  17.  Dezember  1921  ! 

ist  der  elektrische  Betrieb  auf  der  Strecke     ßitterfeld — Dessau  i 

eröffnet  worden.    Der  Strombezug  erfolgt  aus  dem  bekannten  | 

auf    Braunkohlenenergie     aufgebauten    staatlichen    Kraftwerk  1 

Zschernowitz   bei   Bitterfeld,   dasselbe   Werk,   das   durch  \ 

eine  100  000-Volt-Fernleitung  einen  Teil  der  Stadt  Berlin  mit  i 

elektrischem  Strom  versieht.    Die  um  Leipzig  und  Halle  lie-  ; 

genden,    für    den    elektrischen    Betrieb    in    Frage   kommenden  J 

Strecken    sind    auf    das    der    Eisenbahnverwaltung    gehörende  | 

Kraftwerk  Muldenstein   im  Strombezug  angewiesen.     Für  den  j 

weiteren  Ausbau  zu  elektrischem  Betrieb  kommen  im  Jahre  1922  '. 

im  mitteldeutschen  Braunkohlengebiet  die  Linien  Halle  j 

— Leipzig  und  Bitterfeld — Magdeburg  in  Betracht,  in  Schlesien,  , 

das  elektrische  Kraft  aus  den  Wasserkräften  schöpft,  die  i 

Strecken  von  Hirschberg  nach  Görlitz  und  Grüntal.    Insgesamt  ,• 

sollen  dann  etwa  310  km  der  Reichsbahn  elektrisch  betrieben  ^ 
werden  . 

Eine  Ahrtalsperre.  Die  Ahr  soll  durch  einen  Talsperrbau  ', 
gebändigt  werden.  Nur  89  Kilometer  durchfließt  die  Ahr  von  , 
ihrem  Quellengebiet  in  der  Hohen  Eifel  bis  zu  ihrer  Einmündung  ! 
in  den  Rhein  gegenüber  dem  Städtchen  Binz,  aber  sie  hat  auf 
diesem  Lauf  421  Meter  Gefälle,  dazu  ein  Quellgebiet,  das  außer- 
ordentlich reich  an  Niederschlägen  ist.  Die  Ahrtalsperre,  die  ; 
jetzt  mit  einem  Kostenaufwand  von  320  Millionen  Mark  erbaut  'j 
wird,  kommt  übrigens  nicht  in  den  eigentlichen  Ahrlauf,  sondern  j 
ins  Tal  des  Trierbaches,  des  Hauptniederschlagsgebietes  der  ; 
Ahr.  Er  ist  einer  der  zahlreichen  Bäche,  die  der  Ahr  in  ihrem  i 
Oberlauf  aus  den  dichten  Forsten  der  Eifel  zuströmen.  In  die  ] 
künftige  Talsperre  werden  186  Hektar  Wald  und  Wiese  einbe-  \ 
zogen.  Die  Sperrmauer  wird  51  Meter  hoch,  der  Stausee  1  Kilo-  ; 
meter  breit  und  6  Kilometer  lang.  , 

55  Untersuchungsstelle  für  Brennstoffe  in  Brasilien.    Das  i 

Landwirtschaftsamt  in  Rio  de  Janeiro  hat  kürzlich  eine  Unter-  | 

suchungsstelle  für  Brennstoffe  geschaffen,  in  der  namentlich  .■ 
die  Frage  geprüft  werden  soll,  ob  und  wie  die  südbrasilianische 

Kohle  für  Maschinenheizung  und  für  Umwandlung  in  Hütten-  | 

koks  verwendbar  gemacht  werden  kann.  Die  Untersuchungs-  ] 
stelle  soll  sich  besonders  mit  der  Frage  der  Weiterverarbeitung 

der  Landeskohle  befassen,  da  Brasilien  Heizöle,  Kerosin  und  i 
Gasolin  bisher  in  großer  Menge  einführen  mußte. 

S5  Der  Plan  eines  Petroleum-Welttrusts   wird    durch  die 

Standard  Oil  Company  betrieben.  Die  Gesellschaft,  in  die  sich  , 
bisher  12  Firmen  einzutreten  bereit  erklärt  haben,  soll  den  Namen 

World    Commerce    Company    führen    und    mit  einem  j 

Kapital  von  2  Milliarden  Dollar  (etwa  4,8  Milliarden  Goldmark)  ? 
organisiert  werden. 

"S  Die  der  Stadt  Dresden  gehörenden  Braunkohlenlager  im 

Lausitzer  Gebiet  sind  in  den  Besitz  der  Deutschen  Petroleum-  ' 
gesellschaft  übergegangen.    In  der  unter  Einbringung  der  Braun- 
kohlenfelder mit  einem  Kapital  von  50  Millionen  Mark  gebildeten  :■ 
Aktiengesellschaft  hat  sich  die  Stadt  Dresden  Sitz  und 
Stimme  in  der  Verwaltung  vorbehalten.  ^ 

??  Ein  Ausgleichsfonds   bei   den   staatlichen  Bergwerken.  j 

Dem  Preußischen  Landtag  ist  ein  Gesetzentwurf  zugegangen,  der  '\ 

vorschreibt,  daß  sämtliche  Ueberschüsse,  die  sich  beim  Betriebe  : 

der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  ergeben,  soweit  sie  j 

den  Betrag  von  20  Mill.  M.  überschreiten,  zur  Bildung  eines  j 

Sonderstocks  zu  verwenden  sind.    Die  Rücklagen  in  den  Sonder-  ,} 

stock  werden  mindestens  zur  Hälfte  einem  Ausgleichsfonds  zu-  ; 
geführt,  bis  dieser  die  Höhe  von  200  Mill.  M.  erreicht  hat.  Der 

Ausgleichsfonds  soll  1.  zur  Ergänzung  des  Ueberschusses  beim  ^ 

Betriebe  der   Bergwerks-,   Flütten-  und   Salinenverwaltung  auf  i 

den  durch  das  Gesetz  oder  den  Haushaltsplan  bestimmten  Be-  ; 

trag,  2.  zur  Erstattung  von  außerordentlichen  Rücklagen  in  den  ■« 

Sonderstock  Verwendung  finden.    Die  andere  Hälfte  der  Rück-  i 

läge  fließt  einem  Abschreibungsfonds  zu,  jedoch  dürfen  die  Rück-  -i 

lagen  nicht  mehr  betragen  als  1  Prozent  vom  Werte  des  Grund-  : 
besitzes    und    der  Gerechtsamen,    5  Prozent    vom    Werte  der 

Schacht  -und  Grubenbauten,  8  Prozent  vom  Werte  der  Gebäude  ; 
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und  Betriebsanlagen  und  15  Prozent  vom  Werte  der  Geräte.  Der 
Sonderstock  wird  vom  Finanzminister  verwaltet.  Dieses  (jesetz 
soll  mit  Wirkung  vom  1.  April  1920  in  Kraft  treten,  jedoch  ist 
dem  Sonderstock  erstmalig  der  den  Haushallsanschlag  über- 
steigende Betrag  des  Ueberschusses  des  Rechnungsjahres  1919 
dem  Betriebe  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  zuzu- 
führen. 

JIS  Kohlenüberfluß    und  Lohnminderungen    in  Frankreich. 

Die  Kohlenlieferungen  Deutschlands  und  die  durchHerabsetzung 
der  englischen  Kohlenarbeiterlöhne  verursachte  billigere  eng- 
lische Zufuhr  hat  beschränkte  Absatzmöglichkeit  und  dadurch 
Kohlenüberfluß  in  Frankreich  geschaffen.  —  Die  Stapelmengen 
bewegen  sich  um  2  Mill.  t.  Die  von  den  französischen  Gruben- 
gescUschaften  versuchte  Herabsetzung  der  französischen  Berg- 
arbeiterlöhne, um  der  englischen  Konkurrenz  begegnen  zu 
können,  ist  von  der  Bergarbeitervereinigung  abgelehnt  worden. 

SS  Mitteldeutsche  Wasser-Energiequellen.  Wie  die  Industrie- 

und  Handels-Zeitung  berichtet,  soll  die  preußische  Regie^rung 
einen  Betrag  von  311  Millionen  Mark  bereitstellen,  um  an  der 
mittleren  und  unteren  Fulda  ein  reichsstaatliches  Wasser- 
kraftwerk errichten  zu  können.  Unterhalb  Kassel  ist  beabsich- 
tigt, die  bisherigen  Gefällstufen  in  zwei  hohe  Gcfällstufen  zusam- 
menzufassen, von  denen  die  eine  eine  Höhe  von  fast  9  Meter, 
die  andere  eine  solche  von  beinahe  8  Meter  erhalten  soll,  die 
mitten  in  dem  neuen  Kraftversorgungsgebiet,  und  zwar  bei 
Ranwerder  und  bei  Wahnhausen  angelegt  werden  sollen.  Zwei 
weitere  Wasserkraftwerke  werden  bei  Freien  ha  gen  und  bei 
Guxhagen  (oberhalb  Kassel)  geplant,  wo  wieder  durch  die 
Neuschaffung  von  Stauanlagen  ein  größeres  Gefälle  des  Fluß- 
laufes zur  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  zusammengefaßt  wer- 
den kann.  Die  mittlere  Jahresleistung  der  vier  neuen  Wasser- 
kraftwerke wird  rund  8000  kW  betragen,  woraus  sich  eine  jähr- 
liche Gesamterzeugung  von  rund  60  Millionen  Kilowattstunden 
ergibt.  Der  Kraftstrom  wird  durch  eine  gleichzeitig  geplante 
staatliche  Leitung  von  60  000  V'olt  Spannung,  die  zum  Teil  be- 
reits besteht,  verteilt  werden  und  für  die  Stromversorgung  des 
Landes  besonders  wichtig  ist.  Die  Strompreise  werden  unter 
Zugrundelegung  der  Baukosten  in  der  Höhe  der  Voranschläge 
etwa  .36,5  Pf.  je  Kilowattstunde  betragen. 

55  Mitteldeutsche  Elektrizitätswirtschaft.  Von  der  Elektri- 
zitätswerk Sachsen-Anhalt  Aktiengesellschaft  bei  Förderstedt 
wird  eine  Transformatorenstation  errichtet,  die  wegen  ihrer 
Ausmaße  und  ihrer  Bedeutung  Beachtung  verdient.  Die  in 
dieser  Station  zur  Aufstellung  gelangenden  Transformatoren 
stellen  Neuartiges  auf  dem  Gebiete  des  Transformatorenbaues 
dar.  Es  sind  Dreiwicklungsformatoren,  die  es  ermöglichen, 
den  mit  einer  Spannung  von  100  000  Volt  ankommenden  Strom 
gleichzeitig  nicht  nur  auf  50  000  Volt,  sondern  auch  auf  30  000 
Volt  herabzutransformieren.  Die  Transformatoren  sind  für 
eine  Leistung  von  insgesamt  20  000  kg  k  V.  A.  vorgesehen.  Die 
Station  ist  an  die  100  000-Volt-Leitung  Golpa — Magdeburg  an- 
geschlossen und  wird  künftighin  die  angrenzenden  Stromver- 
sorgungsgebiete der  Ueberlandzentralen  Anhalt.  Schönebeck 
und  Staßfurt  mit  Strom  beliefern. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

^Deutsche  Wirtschaftshochschule  in  Thüringen.  Die  ge- 
plante Hochschule  für  Technik  und  Wirtschaft  soll  in  einer 
engen  Wechselwirkung  von  Theorie  und  Praxis  mehr  als  bisher 
eine  wirklich  lebendige  Vorbereitung  in  allen  Zweigen  unseres 
mannigfaltigen  Wirtschafts-  und  Handelslebens  vermitteln.  Der 
Techniker  soll  hier  seine  vollständige  Ausbildung  ebenso  er- 
halten wie  der  Verwaltungsbeamte  und  der  Handelswirtschaftler. 
Als  Sitz  der  geplanten  Wirtschaftshochschule  bewirbt  sich 
Eisenach,  das  mit  dieser  Anstalt  einen  Ersatz  für  die  ihm  ge- 
E  i  s  e  n  a  c  h  ,  das  mit  dieser  Anstalt  einen  Ersatz  für  die  ihm 
genommene  Forstakademie  erhalten  würde;  außer  Eisenach  be- 
wirbt sich  auch  Weimar. 

=  Unterstützung  von  Forschungs-  und  Untersuchungsreisen 
durch  die  Notgemeinschaft  der  deutschen  Wissenschaft.  Ent- 
sprechend dem  Beschluß  des  Geographentages  in  Leipzig  1921 
hat  die  Notgemeinschaft  für  das  laufende  Geschäftsjahr  schon 
eine  ganze  Anzahl  von  Reiseunterstützungen  bewilligt.  Zur  Prü- 
fung der  Gesuche  hat  der  Geographentag  einen  Ausschuß  ge- 
wählt, dessen  Geschäftsführer  Professor  A.  Philippson  von  der 
Bonner  Universität  der  Fachvertreter  für  Geographie  bei  der 
Notgemeinschaft  ist. 

KLEINBAHNEN 

Ankauf  der  Kleinbahn  Solingen— Burg.  Die  Solinger  Stadt- 
verordneten haben  den  Ankauf  der  Kleinbahn  Solingen — Burg 
beschlossen.  Die  Eigentümerin  der  Kleinbahn  Solingen — Burg — 
Wermelskirchen — Talsperre  wollte  den  Betrieb  dieser  Bahn  zum 
1.  Januar  einstellen.  Ihr  dahingehender  Antrag  wird  die  Zu- 
stimmung der  Regierung  finden.  Um  der  Stillegung  vorzu- 
beugen, wurde  von  Burger  Seite  der  Erwerb  der  Bahn  durch  die 


Stadt  Solingen  und  die  Einführung  des  Güterverkehrs  auf  der 
Strecke  Burg — Solingen  mit  Anschluß  an  den  Güterbahnhof 
Solingen  in  Vorschlag  gebracht.  Der  Uebernahmepreis  für  Gleis- 
und  Oberleitung  ist  mit  .320  000  M.  verhältnismäßig  billig.  Weit 
mehr  als  das  Doppelte  muß  aber  für  den  Ausbau  der  Bahn  ver- 
wandt werden.  Die  Gemeinde  Burg  ist  bereit,  sich  an  dem 
etwaigen  Zuschuß  zu  den  Betriebskosten  mit  der  Hälfte  bis  zu 
15  000  M.  jährlich  zu  beteiligen.  Die  Stadtverordnetenversamm- 
lung beauftragte  den  Finanzausschuß  mit  der  Durchführung 
des  Erwerbs  der  Bahn.  Wie  mitgeteilt  wurde,  ist  die  Stadt 
Remscheid  bereit,  die  übrige  Strecke  der  Westdeutschen  Klein- 
bahngesellschaft zu  erwerben. 

KRAFTFAHRWESEN 

Automobilausstellung  Amsterdam  1922.  Das  Ausstellungs- 
und Messe-Amt  der  Deutschen  Industrie  hatte  kürzlich  gegen- 
über dem  von  privater  und  unbekannter  Seite  ausgehenden  Plan 
einer  sogenannten  ,, Deutschen  Automobilausstellung  in  Amster- 
dam 1922"  im  Einvernehmen  mit  dem  Verein  Deutscher  Motor- 
fahrzeug-Industrieller äußerste  Zurückhaltung  anempfohlen.  Um 
erwaigen  Mißverständnissen  vorzubeugen,  bemerkt  das  Aus- 
slellungs-  und  Messe-Amt,  daß  sich  seine  Notiz  selbstverständ- 
lich in  keiner  Weise  auf  die  angesehene  Vereinigung  ,,Rijwiel  cn 
Automobielindustrie"  bezieht,  die,  wie  bereits  seit  langen  Jahren, 
so  auch  im  März  1922,  eine  übrigens  lediglich  der  Beschickung 
durch  ihre  Mitglieder  offenstehende,  internationale  Ausstellung 
für  Automobile,  Frachtwagen,  Motorzweiräder,  Fahrräder  sowie 
Zubehör  ins  Leben  rufen  wird. 

Betriebsstoffe.  Wenn  auch  im  rumänischen  Erdölgebiet  ein 
erheblicher  Produktionsfortschrilt  zu  verzeichnen  ist  und  auch 
in  Polen  die  Erzeugung  allmählich  steigt,  so  muß  doch  nach  wie 
vor  der  Hauptbedarf  Deutschlands  von  Uebersee  gedeckt  werden. 
Für  Benzin  ist  auf  dem  Weltmarkt  ein  starker  Bedarf  und  noch 
steigendes  Interesse  zu  beobachten.  Der  amerikanische  Preis 
für  Benzin  hatte  in  den  letzten  Wochen  eine  leicht  steigende 
Tendenz.  Der  deutsche  Markt  ist  gänzlich  unübersichtlich  wegen 
des  Schwankens  der  Valuta.  Mit  dem  Steigen  der  Mark  nach 
dem  Novembersturz  sind  die  Benzinpreise  auch  wieder  etwas 
heruntergegangen  (von  etwa  28  Mark  je  Kilogramm  auf  etwa 
21  bis  22  M.).  Die  Nachfrage  nach  Benzol  ist  groß.  Der  Preis 
mit  Nebenspesen  für  bewirtschaftetes  Benzol  ist  rund  11.50  M. 
je  Kilogramm.  Der  Schleichhandel  blüht.  Es  werden  ziemlich 
dieselben  Preise  bezahlt  wie  für  Benzin. 

+  Der  Bayerische  Automobil-Club  hat  sich  bereit  erklärt, 
auch  weiterhin  wie  vor  dem  Kriege  für  die  Aufstellung  von  War- 
nungstafeln im  Autoniobilverkehr  Sorge  zu  tragen.  Um  die 
höheren  Spesen  aufbringen  zu  können,  wurde  dem  Club  ge- 
stattet, unter  den  Warnungstafeln  ein  Reklamebild  anzubringen. 

Die  Grenzüberschreitung  im  Automobil  nach  der  Tschecho- 
slowakei im  kleinen  Grenzverkehr  ist  nur  dann  gestattet,  wenn 
dem  Inhaber  des  Automobils  im  Grenzausweis  von  der  zuständi- 
gen politischen  Bezirksverwaltung  die  Berechtigung  hierzu  aus- 
drücklich bestätigt  worden  ist.  Der  Grenzübertritt  kann  auch 
dann  nur  an  den  hierfür  vorgesehenen  Grenzübergangsstellen 
erfolgen. 

Eine  Bergkrankheit  der  Automobile.  In  den  Berichten  von 
Autofahrern,  die  größere  Höhen,  Alpenpässe  und  dergleichen 
überwunden  haben,  häufen  sich  Mitteilungen  darüber,  daß  die 
Wagen  ebensogut  wie  die  Menschen  gewissermaßen  einer  Berg- 
krankheit unterworfen  sind.  Es  sind  Wahrnehmungen,  wie  man 
sie  längst  bei  Flugzeugen  in  großen  Höhen  gemacht  hat,  und  die 
auch  Anlaß  zu  besonderen  technischen  Vorkehrungen  gegeben 
haben.  Jetzt  teilt  der  Amerikaner  Holland-Child  der  die  Fahrt 
über  die  höchste  bestehende  Autostraße  auf  den  Pickes  Peak  ge- 
macht hat,  über  seine  Erfahrungen  folgendes  mit:  .\uf  einer 
Vergnügungsreise  durch  die  Weststaaten  von  Amerika  machte 
ich  im  vorigen  Jahre  die  Fahrt  auf  den  Gipfel  des  Pikes  Peak 
in  einem  Auto,  nämlich  in  einem  achtzylindrigen  Cadillac  von 
1916,  und  obwohl  ich  den  im  Hotel  gemieteten  Wagen  nicht 
selber  lenkte,  beobachtete  ich  die  Wirkung  der  Hochtour  auf  die 
Maschine.  Hinauf  bis  etwa  tausend  Fuß  unterhalb  des  Gipfels 
zog  die  Maschine  ohne  Versagen  prachtvoll  durch,  aber  von  un- 
gefähr diesem  Punkte  an,  d.  h.  13  000  Fuß  (=  3900  m)  über  dem 
Meeresspiegel  war  ein  deutliches  Nachlassen  der  Kraft  wahr- 
zunehmen, so  sehr,  daß  der  Fahrer  kurz  darauf  den  Wagen 
stoppte  und  die  Maschine  einige  Minuten  lang  laufen  ließ,  was 
die  Sache  besserte  und  uns  ermöglichte  .den  Gipfel  zu  erreichen. 
Meine  Meinung,  die  richtig  oder  falsch  sein  mag,  ist  die,  daß 
der  Kraftverlust  auf  eine  Zusammen  Wirkung  von  dünner  Luft 
und  niedriger  Temperatur  zurückzuführen  ist,  die  gemeinsam 
die  für  normale  Höhe  eingerichtete  Vergasung  in  Unordnung  zu 
bringen.  Meine  Meinung  gründet  sich  darauf,  daß  ich  Symptome 
von  Lufthunger  (Bergkrankheit)  bei  mir  und  den  anderen  Mit- 
fahrenden ungefähr  um  dieselbe  Zeit  wahrnahm,  als  der  Kraft- 
verlust bei  der  Maschine  eintrat.  Ich  darf  hinzufühen,  daß  wir 
cTst  bei  13  300  Fuß  auf  Schnee  stießen  und  dann  durch  sechs 
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Fuß  hohe  Schneewehen  fuhren.  Auch  brach  während  der  Fahrt 
ein  schweren  Schneesturm  los,  was  uns,  da  es  im  Juli  war,  selt- 
sam anmutete.  Während  der  ersten  zehn  Minuten  war  für  uns 
jede  körperliche  Bewegung  infolge  der  Bergkrankheit  äußerst 
schwer.  Der  Bericht  schließt  mit  dem  Hinweis,  daß  die  Her- 
stellung dieser  Autohochstraßc,  wie  sie  dort  genannt  wird,  eine 
hervorragende  Leistung  der  Ingenieurkunst  darstelle. 

Kleinkraftwagenverkehr  in  Bayern.  Seit  dem  1.  Dezember 
ist  zwischen  München  und  Garching  eine  Postverbindung  durch 
Benzindreirad  (Zyklonett)  hergestellt.  Mit  dem  Fahrzeug  können 
je  vier  Personen  befördert  werden. 

LUFTFAHRWESEN 
Einen  Flugverkehr  im  Balkan  will  eine  französisch- 
rumänische  (jesellschaft  unter  Einbeziehung  ungarischen 
Gebietes  einrichten.  Bekanntlich  ist  auch  Ungarn  durch  das  Frie- 
df-nsdiktat  der  Bau  von  Flugzeugen  verboten  und  die  Zerstörung 
wertvollen  Flugzeugmaterials  auferlegt  worden,  was  zur  Liqui- 
dation der  bisher  den  Flugverkehr  ausübenden  ungari- 
schen Aero-Verkehrs-.\.  -G.  geführt  hat. 

NAHVERKEHRSMITTEL 

SS  Die  Nord-Süd-Untergrundbahn  in  Berlin  wird,  wie  be- 
reits berichtet,  nach  anfänglichen  Schwierigkeiten  nach  dem 
Kriege  durch  eine  neugebildete  Aktiengesellschaft  weitergebaut. 
Die  Fertigstellung  der  Strecke  Seestraße — Hallesches  Tor  wird 
zum  Spätsommer  1922  erwartet.  Den  Betrieb  der  Nordsüdbahn 
wird  die  Hochbahngesellschaft  führen,  in  deren  Aufsichtsrat 
zwei  Vertreter  der  Stadt  Berlin  eintreten  werden,  um  den  Ein- 
fluß der  Stadt  in  wichtigen  Verkehrsfragen  zur  Geltung  zu  brin- 
gen. Die  Wagen  der  neuen  Bahn  werden  nur  eine  E  i  n  h  e  i  t  s  - 
k  1  a  s  e  mit  Raucher-  und  Nichtraucher- Abteilen  führen  und 
werden  neuzeitlich  nach  amerikanischem  Muster  gebaut.  Ihre 
Fertigstellung  wird  sich  jedoch  verzögern,  weshalb  bis  auf 
weiteres  entsprechend  hergerichtete  Wagen  der  Hochbahngesell 
Schaft  zur  Verwendung  gelangen  sollen. 

Tariferhöhung  der  Berliner  Omnibusgesellschaft.  Die  All- 
gemeine Berliner  Omnibusgesellschaft  wird  wegen  der  außer- 
oidentlich  stark  gestiegenen  Betriebsstoffpreise  ihren  Tarif  auf 
2.  3  und  4  M.  erhöhen.  Benzol  ist  derart  verteuert  worden,  daß 
sich  gegenwärtig  die  Elektrobusse  im  Betrieb  billiger  stellen. 
Die  Omnibusgcsellschaft  hat  daher  die  der  Elektrobusgesellschaft 
v(im  Berliner  Polizeipräsidium  erteilten  Konzcssionen  zum  Be- 
triebe von  drei  Oninibuslinien  gegen  eine  Abfindung  erworben 
und  wird  diese  Linien  mit  Elektrobussen  eröffnen. 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

-Wi-  Eine  bemerkenswerte  Neuerung  zur  Ermöglichung 
einer  glatten  Abwicklung  des  Zugverkehrs  auf  Bahnhöfen,  auf 
denen  die  Züge  nicht  immer  auf  demselben  Bahnsteig  einlaufen, 
sind  die  elektrischen  Bahnsteigmelder,  wie  sie  die  Firma  Sie- 
mens &  Halske  A.-G.  Berlin  jetzt  auf  dem  Bahnhof  Stralau- 
Kummelsburg  angebracht  hat.  Gerade  auf  diesem  Bahnhof  war 
die  Uebersicht  über  die  Bahnsteige  dadurch  besonders  erschwert, 
daß  diese  in  verschiedener  Höhe  liegen.  Hauptsächlich  ver- 
uisachten  die  nach  dem  Schlesischen  Bahnhof  in  Berlin  abgehen- 
den Züge  Verkehrsstörungen,  weil  das  Publikum  nie  wußte,  auf 
welchem  Bahnsteig  diese  Züge  einlaufen  würden.  Es  war  daher 
das  wichtigste  Erfordernis  zur  Beseitigung  dieser  Störungen, 
einen  zuverlässig  arbeitenden  Bahnsteigmelder  zu  konstruieren, 
der  auf  mehreren  Stellen  des  Bahnhofs  gleichzeitig  die  Bahn- 
steige anzeigt,  auf  denen  die  Züge  nach  dem  Schlesischen  Bahn- 
hof einlaufen.  Diese  Aufgabe  hat  die  Firma  Siemens  &  Halske 
Akt. -Ges.  in  der  Weise  gelöst,  daß  sie  drei  Melder  aufstellte,  die 
aus  Glühlampen  die  Aufschrift:     „Zug  nach   Berlin  Richtung 

Schlesischer  Bahnhof  vom  Bahnsteig   "  tragen,  so  daß  sie 

überall  sichtbar  sind.  Die  Buchstaben,  die  die  Bahnsteige  kenn- 
zeichnen, sind  in  Tafeln  aus  Blech  fensterartig  ausgeschnitten 
und  nur  dann  sichtbar,  wenn  die  Anlage  eingeschaltet  ist.  Die 
Einschaltvorrichtungen  sind  in  den  Stellwerken  am  Bock  der  Stell- 
einrichtung angebracht  und  werden  von  den  Stellwerksbeamten 
bedient.  Die  Ausschaltung  der  Glühlampen  erfolgt  selbsttätig 
durch  Schienenstromschliel3er.  Die  selbsttätige  Bedienung  der 
Mcldeeinrichtung  durch  Stromschließer  überhaupt  ist  aus  dem 
Grunde  nicht  möglich,  daß  die  Gleise  auch  von  anderen  als  nach 
dem  Schlesischen  Bahnhof  bestimmten  Zügen  befahren  werden. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Die  Rechtsungültigkeit  des  Altersgrenzengesetzes.    Wie  der 

Lokalanzeiger  meldet,  gab  das  Landgericht  Berlin  dem  Klagc- 
anspruch  des  Rektors  Bathe,  eines  der  36  auf  Grund  des  Alters- 
grenzengesetzes mit  Wirkung  vom  1.  April  zwangspensionierten 
Berliner  Rektoren,  auf  Fortzahlung  des  vollen  Gehaltes  und  aller 
etwa  seit  dem  zwangsweisen  Ausscheiden  aus  dem  Dienst  vor- 
genommenen Gehaltserhöhungen  statt  und  verurteilte  die  preußi- 
schen Landesschulkasse  kostenpflichtig  zur  Zahlung. 


„Ingenieur"  als  Amtsbezeichnung.  Zur  Vervollständigung 
unserer  Mitteilung  in  Heft  1  dei  V.  W.  1922  sei  vermerkt,  daß 
inzwischen  die  Reichsarbeitsgemeinschaft  technischer  Beamten- 
verbände (Rateb)  sich  nachdrücklich  gegen  die  Stellungnahme 
des  Vereins  Deutscher  Ingenieure  in  der  „Ingenieurtitelfrage"  ge- 
wandt hat.  Sie  mißbilligt  es,  daß  der  V.  D.  I.  einen  Teil  der 
technisch  Gebildeten,  nämlich  den  Beamten,  die  Benennung  ,, In- 
genieur" streitig  macht,  die  er  sonst  gleichartigen,  nichtbeamteten 
Arbeitskräften  in  weitgehendem  Maße  zu  sichern  wünscht.  Ver- 
handlungen zwischen  den  beiden  Körperschaften  hatten  kein  Er- 
gebnis. Die  „Rateb"  nimmt  daher  in  den  „Mitteilungen  des 
Reichsbunds  deutscher  Technik"  vom  24.  Dezember  1921  Ge- 
legenheit, ihren  Standpunkt  im  Gegensatz  zu  der  seinerzeit  von 
uns  wiedergegebenen  Entschließung  des  V.  D.  I.  auf  seiner 
letzten  Hauptversammlung  genau  darzulegen.  Sie  legt  im  Namen 
der  mittleren  technischen  Beamten  Verwahrung  dagegen  ein, 
daß  der  V.  1).  I.  diesen  die  Amtsbezeichnung  „Ingenieur"  nicht 
zubillige. 

Ministerialdirektor  Dr.-Ing.  Sympher  t-  Der  langjährige 
technische  Leiter  der  preußischen  Wasserstraßenverwaltung  und 
Präsident  der  Akademie  des  Bauwesens,  Ministerialdirektor  Dr.- 
Ing.  Leo  Sj^mpher  ist  am  16.  Januar  an  den  Folgen  eines 
Schlaganfalles  verstorben.  Der  Verstorbene  trat  im  Jahre  1883 
in  den  Dienst  des  preußischen  Ministeriums  der  öfifentlichen 
Arbeiten  und  begann  schon  zu  jener  Zeit  sein  Lebenswerk,  den 
Ausbau  der  norddeutschen  Kanäle.  Die  Bearbeitung  der 
verschiedenen  Wasserstraßenvorlagen  Preußens,  die  er  selbst  mit 
großem  Geschick  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  ver- 
trat, war  Symphers  eigenstes  Werk.  Als  Ministcrialreferent 
leitete  er  den  Bau  des  Mittellandkanals  vom  Rhein  bis 
Hannover.  Kurz  vor  dem  Ausscheiden  aus  dem  Staatsdienste 
gelang  es  ihm,  im  preußischen  Landtag  die  Gesetzesvorlage  für 
die  Vollendung  des  Mittellandkanals  von  Hannover 
bis  Magdeburg  zur  Verabschiedung  zu  bringen.  Im  Zusammen- 
hange mit  seiner  Tätigkeit  für  den  Kanalbau  beschäftigte  er  sich 
auch  viel  mit  der  Ausnutzung  der  Wasserkräfte. 

SS  Zum  Arbeitsnachweisgesetz.  Der  Bund  angestellter 
Chemiker  und  Ingenieure  E.  V.,  Berlin  W  35,  hat  in  einer  Ein- 
gabe an  den  Reichstag  nochmals  zum  kommenden  Arbeitsnach- 
weisgesetz Stellung  genommen.  Er  führt  aus,  daß  die  Stellen- 
vermittlung bei  Berufen  mit  höherer  Vorbildung  unmöglich  in 
rein  schematischer  und  bürokratischer  Weise  erfolgen  kann,  und 
daß  die  bereits  bestehenden  Einrichtungen,  die  für  den  akademi- 
schen Arbeitsmarkt  geschaffen  sind  und  ihn  durchaus  zureichend 
versorgen,  weiter  erhalten  bleiben  müssen.  Ferner  wird  eine 
neue  Fassung  des  §  47  des  Entwurfs  zu  diesem  Gesetz  vorge- 
schlagen, die  sich  im  wesentlichen  mit  der  vom  Deutschen  Ge- 
werkschaftsbund eingereichten  Fassung  deckt  und  den  An- 
sprüchen der  Akademiker  genügt,  ohne  von  der  Regierung  für 
unannehmbar  erklärt  werden  zu  müssen. 

POSTWESEN 

-WTB-  Die  Sicherung  des  I*ostgeheimnisses.  In  letzter  Zeit 
sind  in  der  Tagespresse  Mitteilungen  veröffentlicht  worden,  wo- 
nach der  Versuch  gemacht  werde,  mit  Hilfe  des  Personals  der 
Reichs-,  Post-  und  Telegraphenverwaltung  den  Post-,  Tele- 
gramm- und  Fernsprechverkehr  bestimmter  Personen  und  Be- 
hörden zu  politischen  Zwecken  zu  überwachen.  Nach  den  Presse- 
nachrichten soll  diese  widerrechtliche  Ueberwachung  bereits 
größeren  Umfang  angenommen  haben;  es  sollen  auch  bereits 
Postsendungen  vorübergehend  oder  dauernd  dem  Postverkehr  zu 
diesem  Zweck  entzogen  worden  sein.  Die  Mitteilungen  waren 
der  Postverwaltung  schon  vor  ihrer  Veröffentlichung  in  der 
Presse  bekannt.  Die  alsbald  eingeleitete  Untersuchung  hat  nichts 
ergeben,  was  darauf  schließen  läßt,  daß  das  Post-,  Telegraphen- 
und  Fernsprechgeheimnis  nicht  mehr  gesichert  sei.  Die  Ver- 
waltung hat  jedoch  ungesäumt  besondere  Vorkehrungen  ge- 
troffen, um  die  Wahrung  des  Post-,  Telegraphen-  und  Fern- 
sprechgeheimnisses sicherzustellen.  Ein  Grund  zur  Besorgnis 
liegt  für  das  Publikum  nicht  vor. 

Beschränkung  des  Postannahmedienstes  an  Sonntagen.  An 

Sonn-  und  Feiertagen  werden  von  den  Postanstalten  nur  drin- 
gende Pakete  angenommen;  gewöhnliche  Pakete  sowie  Ein- 
schreib- und  Wertpakete  können  an  Sonn-  und  Feiertagen 
nicht  zur  Post  gegeben  werden.  Wertbriefe  werden  an  diesen 
Tagen  von  den  Postanstalten  überhaupt  nicht  angenommen. 
Dasselbe  gilt  von  gewöhnlichen  I'ostanweisungen  und  Zahl- 
karten; dagegen  ist  drahtliche  Geldübermittlung  sowohl  mittels 
Postanweisung  als  auch  mittels  Zahlkarte  auch  an  Sonn-  und 
Feiertagen  zugelassen. 

-Wi-  Verwendung  von  Fensterbriefumschlägen.    Die  jetzt 

wieder  zahlreich  vorkommenden  Fensterbriefumschläge  weisen 
häufig  Mängel  auf,  die  die  Zustellung  der  Briefe  durch  die  Post 
gefährden  und  das  Verteilungsgeschäft  verlangsamen.  Die 
Fenster  müssen  einen  festen  Bestandteil  des  Umschlages  bilden 
und  klar  und  gut  lichtdurchlässig  sein,  die  Anschrift  muß  deut- 
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lieh  und  nicht  etwa  teilweise  verdeckt  sein,  die  Einlagen  sollen 
mindestens  aus  hellfarbigem,  besser  weißem  Papier  bestehen. 
Sendungen  mit  überall  durchscheinendem  Umschlag  oder 
offenem  Fenster  sind  nicht  zulässig.  Die  Postanstalten  sind  an- 
gewiesen, vorschriftswidrige  Fensterbriefumschläge  anzuhalten 
und  den  Absender  auf  die  Mängel  aufmerksam  zu  machen.  Es 
kann  mit  ihm  eine  Frist  vereinbart  werden,  innerhalb  welcher 
diese  mangelhaften  Briefumschläge  aufzubrauchen  sind;  werden 
nachher  noch  weiter  solche  Briefumschläge  verwendet,  so  kann 
die  Beförderung  abgelehnt  werden.  Es  liegt  daher  im  eigenen 
Interesse  der  Absender,  bei  Verwendung  von  Fensterbriefum- 
schlägen auf  deren  Zweckmäßigkeit  zu  achten.  Fensterbriefum- 
schläge sind  auch  für  Sendungen  ins  Ausland  zugelassen.  Ge- 
rade angesichts  der  heutigen  vielfachen  Unzulänglichkeiten  des 
Postdienstes  erweisen  die  Verkehrstreibenden  der  Allgemeinheit 
einen  Dienst,  wenn  sie  alle  solche  Bestimmungen  scharf  be- 
achten, damit  bei  etwaigem  Versagen  der  Post  kein  Einwand 
möglich  ist. 

-Wi-  Verantwortlichkeit  bei  Telegrammen.  Es  besteht  in 
weiten  Kreisen  noch  die  irrige  Ansicht,  daß  die  Telegraphen- 
verwaltung für  Verlust  oder  Entstellung  eines  Telegramms  ver- 
antwortlich ist.  Dies  trifft  weder  für  den  deutschen,  noch  für 
den  internationalen  Verkehr  zu.  Der  §  21  der  deutschen  Tele- 
graphenordnung  besagt,  daß  „die  Telegraphenverwaltung  für 
die  richtige  Ueberkunft  der  Telegramme  oder  deren  Ueberkunft 
und  Zustellung  innerhalb  bestimmter  Frist  keine  Gewähr  leistet 
und  Nachteile,  die  durch  Verlust,  Entstellung  oder  Verspätung 
der  Telegramme  entstehen,  nicht  zu  verwerten  hat.  Schon  die 
Eigenart  des  Telegraphenbetriebes  rechtfertigt  diesen  Stand- 
punkt, denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  durch  Störungen  in  den 
Leitungen  oder  Apparaten,  durch  vorübergehende  Berührungen, 
durch  atmosphärische  und  andere  Einflüsse  Veränderungen  der 
telegraphischen  Zeichen  während  der  Uebermittlung  hervor- 
gerufen werden  können,  für  die  weder  die  Verwaltung  noch 
deren  Beamte  verantwortlich  gemacht  werden  können.  Abge- 
sehen von  der  Ablehnung  der  Verantwortlichkeit  für  alle  Tele- 
gramme erstattet  die  Verwaltung  jedoch  die  Gebühren  für 
solche  Telegramme,  die  z.  B.  ihren  Bestimungsort  nicht  oder 
sehr  verspätet  erreichen,  durch  Irrtümer  in  der  Uebermittlung 
ihren  Zweck  nicht  erfüllt  haben  usw.  Im  internationalen  Ver- 
kehr werden  auch  die  Gebühren  derjenigen  Telegramme  erstat- 
tet, die  z.  B.  von  Amts  wegen  angehalten  werden,  weil  sie  der 
Sicherheit  des  Staates  gefährlich  erscheinen,  gegen  die  Landes- 
gesetze oder  öffentliche  Ordnung  verstoßen,  oder  weil  von  ein- 
zelnen Verwaltungen  überhaupt  auf  gewissen  Linien  oder  für 
gewisse  Arten  von  Telegrammen  der  Verkehr  eingestellt  worden 
ist.  Die  Gebühren  werden  im  deutschen  Verkehr  nur  auf  An- 
trag erstattet,  im  internationalen  Verkehr  tritt  eine  Gebühren- 
erstattung jedoch  auch  im  Verfolg  einer  den  Dienstbetrieb  be- 
treffenden Beschwerde  ein. 

Die  hiernach  bestehende  .völlige  Verantwortungs- 
losigkeit der  Post  wird  bei  der  Anschrift-  und  Textabfas- 
sung noch  immer  nicht  genügend  beachtet. 

Postkarten  im  Inlandsverkehr  dürfen  nicht  über  157X107 
Millimeter  groß  sein  und  nicht  über  8  g  wiegm.  Ueberschrei- 
tungen  haben  Behandlung  als  Brief  zur  Folge.  Der  Portounter- 
schied wird  verdoppelt  nacherhoben.  Im  Auslandsverkehr 
ist  die  Größe  auf  140  X  90  mm  beschränkt. 

RECHT  UND  VERWALTUNG 
Beförderungsmöglichkeit  und  Sicherheitsverhältnisse  haben 
durch  den  Krieg  und  seine  Nachwirkungen  eine  starke  Einbuße 
erlitten.  Einerseits  ist  der  Transport  an  sich  durch  die  hohen 
Tarife  sehr  verteuert,  andrerseits  sind  aber  auch  die  Sicher- 
heitsverhältnisse in  gleichem  Maße  schlechter  geworden.  Beim 
Bahntransport,  der  hier  das  meiste  Interesse  beansprucht,  sind 
die  Fälle  des  Diebstahls  und  der  Beraubung  in  den  letzen  Jahren 
derartig  zahlreich  geworden,  daß  sie  zweifelsohne  eine  erheb- 
liche Belastung  der  Volkswirtschaft  bedeuten.  Diese  zahlen- 
mäßig belegte  Tatsache  hat  außerdem  zu  der  Folgeerscheinung 
geführt,  daß  die  Bahn  ihre  Haftung  für  solche  Schäden  in  zu- 
nehmendem Maße  eingeschränkt  hat.  Man  hat  das  Uebel  also 
nicht  an  der  Wurzel  zu  fassen  versucht,  sondern  den  Schaden 
auf  die  beteiligten  VVirtschaftskreise  abgewälzt.  Die  Haftungs- 
frage ist  also  streitiger  denn  je  und  wird  in  Streitfällen  sehr 
oft  so  entschieden,  daß  die  gesetzliche  Bahnhaftung  tatsächlich 
sehr  eingeschränkt  wird.  Die  beteiligten  Wirtschaftskreise 
müssen  aus  diesen  Gründen  über  die  rechtliche  Grundlage  der 
Frage  „Wann  haftet  die  Bahn  nach  §  86  Abs.  .3  E.  V.  O.?"  und 
über  die  rechtliche  Handhabung  der  Bestimmungen  unterrichtet 
sein.  Dies  wird  erleichtert  durch  ein  ergangenes  Gerichtsurteil, 
in  dem  die  Entscheidungsgründe  folgendermaßen  lauten:  „Der 
Schaden  ist  augenscheinlich  durch  Diebstahl  während  der  Be- 
förderung entstanden,  und  zwar  dadurch,  daß,  während  der 
Karton  mit  Tabak  sich  im  Eisenbahnwagen  befand,  ihn  jemand 
an  der  einen  Ecke  aufgerissen  und  den  Tabak  durch  die  Lücke 
herausgenommen  hat.  Es  ist  nun  der  Klägerin  darin  beizu- 
treten, daß  ein  äußerst  hoher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  vor- 


liegt, daß  dieser  J3iebstahl  durch  Angestellte  der  Eisenbahn  aus- 
geführt ist,  dennn  während  der  Zug  in  Fahrt  ist,  haben  betriebs- 
fremde Personen  keinen  Zutritt  zum  Waggon,  während  er  auf 
einer  Station  steht,  können  freilich  fremde  Personen  den  ge- 
schlossenen Wagen  erbrechen,  dies  behauptet  aber  der  Be- 
klagte selbst  gar  nicht  und  führt  auch  keinerlei  Umstände  an, 
die  darauf  hindeuten.  Es  ist  übrigens  auch  dann  nicht  möglich, 
wenn  die  Eisenbahnangestellten  einigermaßen  ihrer  Aufsichts- 
pflicht genügen.  Dies  alles  im  Zusammenhang  mit  der  Er- 
wägung, daß  Beraubungen  gerade  durch  die  Eisenbanhange- 
stellten  auch  im  Jahre  1920  noch  häufig  gewesen  sind,  führt 
zu  der  positiven  Feststellung,  daß  die  eigenen  Angestellten  der 
Beklagten  auch  diesen  Diebstahl  voUlührt  haben.  Gegen 
diese  Feststellung  nutzt  die  Vermutung  der  Ziffer  2 
in  §  86  E..  V.  O.  nichts  ,daß  bis  zum  Beweise  des  Gegen- 
teils der  Verlust  auf  mangelhafte  Verpackung  zurückzuführen 
ist,  da  eben  das  Verschulden  der  eigenen  Leute  der  Eisenbahn 
auf  Grund  freier  Beweiswürdigung  erwiesen  ist.  In  dieser  Be- 
ziehung verweist  die  Klägerin  mit  Recht  auf  die  von  ihr  über- 
reichten Entscheidungen  des  Reichsgerichts  vom  10-  April  1920 
Aktenzeichen  IC  30/1919  und  vom  12.  Mai  1920  —  Aktenzeichen 
I  16/1920."  Dieses  Gerichtsurteil  nimmt  den  richtigen  Stand- 
punkt ein,  daß  ein  hoher  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  für  ein 
Verschulden  der  Bahn  vorliegt,  und  es  folgt  damit  den  in  der 
Zivilprozeßordnung  (§§  291,  292)  enthaltenen  Rechtsgrund- 
sätzen. Es  kann  von  dem  Geschädigten  nicht  der  meist  un- 
mögliche Nachweis  für  ein  Verschulden  der  Bahn  verlangt  wer- 
den, vielmehr  ist  es  Sache  der  Bahn,  besondere  Umstände  nach- 
zuweisen, aus  denen  sich  ihre  Schuldlosigkeit  ergiebt.  Von  der 
Haftung  nach  §  86  Abs.  3  E.  V.  O.  wird  die  Bahn  beim  Vor- 
liegen der  im  §  86  Abs.  a.  a.  a.  O.  aufgeführten  Gründe,  wie  offene 
Wagen,  mangelhafte  Verpackung,  Selbstverladung  befreit.  Wenn 
die  Vermutung  richtig  ist,  daß  ein  Schaden  aus  solchen  Grün- 
den entstanden  sein  kann,  so  kann  die  Bahn  sich  darauf  be- 
rufen (§  86  Abs.  2  E.  V.  O.).  Die  Vermutung  kann  aber  nach 
dem  Sinn  des  Gesetzes  nicht  in  allen  Diebstahlfällen  zu  einer 
Haftungsbefreiung  führen,  vielmehr  darf  für  die  rechtliche  Be- 
urteilung nur  der  Sachverhalt  maßgebend  sein,  der  nach  dem 
regelmäßigen  Zusammenhang  der  Dinge  die  Folgerung  zuläßt, 
daß  eine  Schuld  der  Bahn  vorliegt.  Die  Bahn  kann  sich  nicht 
etwa  auch  mit  dem  Einwand  befreien,  daß  bei  dem  ausgedehnten 
Betriebe  die  Verhinderung  der  Diebstähle  sehr  schwer  sei.  Der 
Bahn  als  Monopolverkehrsinstitut  muß  eine  besonders  große 
Sorgfalt  obliegen,  und  alle  Hauptursachen  der  Diebstähle  und 
Beraubungen,  wie  mangelhafte  Aufsicht,  Nichtbeachtung  und 
Unkenntnis  der  Vorschriften  seitens  der  Beamten  im  Verlade- 
und  Verschubdienst,  schlechte  Behandlung  der  Güter,  müssen 
daher  in  den  Haftprozessen  der  Bahn  zur  Last  gelegt  werden." 

ROHSTOFFE 
Bewegung  der  Holzpreise.  Man  nimmt  an,  daß  die  Rund- 
holzpreise, die  während  kurzer  Zeit  im  Dezember  ein  wenig 
nach  unten  neigten,  wieder  anziehen  werden,  und  es  besteht 
somit  keine  Aussicht,  daß  die  Platzholzhändler  und  Verbraucher, 
die  zum  Teil  immer  noch  der  Meinung  sind,  daß  sie  Schnittholz 
zu  den  bisher  geltenden  Preisen  für  alte  Ware  kaufen  können, 
ihre  Einkäufe  in  der  gedachten  Weise  verwirklichen  können. 
An  und  für  sich  besteht  Kaufneigung,  denn  der  Zwischen- 
handel hat  sich  in  letzter  Zeit  am  Holzmarkt  wieder  stärker  be- 
tätigt, wie  das  immer  bei  sinkendem  Markkurs  der  Fall  zu  sein 
pflegt.  Vor  allem  haben  die  Preise  für  Kantholz  und  Schal- 
bretter etwas  angezogen,  und  es  nehmen  auch  die  Angebote 
derartiger  Ware,  die  noch  aus  altem  Holz  hergestellt  wird,  von 
Tag  zu  Tag  ab.  Die  neuenHolzpreise  beginnen  sich  im  Ver- 
kauf auszuwirken.  Wer  zurzeit  Waggonbohlen  und  ähn- 
liche Dimensionsware  gebraucht,  muß  hierbei  mit  Preisen,  die 
zwischen  1800  und  2000  M.  liegen,  rechnen,  und  es  sind  auch 
bereits  die  Preise,  die  in  dem  letzten  Eisenbahn-Verdingungs- 
termin  Geltung  hatten,  überholt  worden.  Sehr  fest  ist  die 
Lage  am  Schwellenmarkt,  und  es  gewinnt  bei  der 
augenblicklichen  Lage  die  Tatsache  an  Bedeutung,  daß  das 
Eisenbahn-Zentralamt  bei  der  letzten  Verdingung,  die  An- 
fang Januar  stattfand,  nicht  diejenigen  Mengen  Schwellen 
angeboten  erhalten  hat,  die  es  anforderte. 

SI  Eine  polnische  Eisenhandels-Gesellschaft  wurde  in  Dan- 
zig  mit  einer  Zweigniederlassung  in  Kattowitz  gegründet.  Sie 
trägt  den  Namen  Polnisch-Danziger  Eisenkonzern 
A.  -  G.  und  umfaßt  eine  große  Anzahl  polnischer  und  Danzigcr 
Eisengroßhandlungen  sowie  erste  polnische  und  Danziger 
Finanzinstitute.  Der  Konzern  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt, 
den  Absatz  der  polnischen  Eisenwerke  Oberschle- 
siens zu  regeln. 

Zu  Hochwertige  Eisenfunde  im  Hunsrück  wurden  bei  Was- 
serbohrungen im  Stadtwald  von  Strom  berg  (Hunsrück)  ge- 
macht. Es  soll  sich  um  GOprozentige  abbaufähige  Mangan- 
erze handeln. 

Industrie  der  Steine  und  Erden.  Die  Arbeitslosigkeit  in  den 
Steinbrüchen    und    Schlotterwerken    ist    eine    ungemein  große. 
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Durch  die  Feierschichten  und  Teilentlassungen  in  der  Kalk- 
industrie, durch  die  Beendigung  der  Erzeugung  in  den  Ziegel- 
werken und  die  Unmöglichkeit  der  Verwendung  einer  großen 
Anzahl  von  Arbeitern  für  die  Winterarbeiten  in  diesen,  wird 
die  Arbeitslosigkeit  erhöht  und  das  Heer  der  Arbeitslosen  ver- 
mehrt. In  den  Ziegelwerken  kann  die  Winterarbeit  (Lehm- 
gruben usw)  nicht  in  normaler  Weise  fortgeführt  werden,  weil 
die  Betriebe  mit  erzeugtem  und  nicht  abgesetztem  Material 
überfüllt  sind.  Die  beschäftigungslosen  Ziegelei-  und  Stein- 
brucharbeiter sind  deshalb  hart  getroffen,  weil  diese  Gattungen 
von  Arbeitern  als  Saisonarbeiter  gelten  und  ihnen  als  solche 
eine  Arbeitslosenunterstützung  nicht  zukommt,  Arbeit  in  den 
Fabriken,  welche  die  Arbeiter  während  des  Arbeitsstillstandes 
in  den  Ziegeleien  und  Steinbrüchen  beschäftigten,  können  sie 
nicht  erhalten,  weil  hier  die  Arbeiterzahl  komplett  ist. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 
*S  Stahltrust  in  Sowjetrußland.  Der  Arbeits-  und  Ver- 
teidigungsrat der  Sowjetrepublik  hat  laut  „Rußpreß"  die  Bildung 
eines  Trusts  'zur  Wiederbelebung  der  südrussischen  Stahl- 
industrie genehmigt.  Dem  Trust  werden  die  größten  kombi- 
nierten Betriebe  von  Jusowsk,  Makeefsk  und  Petrowsk  an- 
gehören. Von  der  russischen  Regierung  sind  10  Millionen 
Goldrubel  zur  Verfügung  gestellt,  von  denen  für  Einkäufe 
im  Auslande  bestimmt  sind.  Der  auf  handelspolitischer  Grund- 
lage aufgebaute  Trust  führt  den  Namen  ,,Jugostal". 

im  Die  umfangreichste  Gruppe  der  italienischen  Schwer- 
industrie, die  Ilva,  ist  in  eine  bedenkliche  Finanzlage  geraten. 
Durch  gewissenlose  Machenschaften  des  bisherigen  Verwaltungs- 
rnts  ist  ein  Verlust  von  mehreren  100  Millionen  Lire  entstanden. 
Während  die  Bilanz  für  1020  noch  814  Millionen  Lire  Rein- 
gewinn gezeigt  hatte,  ist  durch  den  von  der  Generalversamm- 
lung eingesetzten  Untersuchungsausschuß  ein  Gewinn  als  nicht 
vorhanden  nachgewiesen  worden;  vielmehr  ist  das  gesamte 
Kapital  der  Gesellschaft  (.300  Millionen  Lire)  verloren.  Zunächst 
soll  versucht  werden,  den  Verwaltungsrat  haftbar  zu  machen. 

5'  Handel  zwischen  Deutschland  und  Mexiko.  Zur  Wieder- 
aufnahme des  Handelsverkehrs  zwischen  Deutschland  und 
Mexiko  soll  ein  Sonderausschuß  der  Hamburger  Handels- 
kammer in  allen  größeren  mexikanischen  Städten  Ausstellun- 
gen deutscher  Erzeugnisse  veranstalten  und  Reflektanten  mit 
genauen  Angaben  über  Preise  und  Transportkosten  versehen. 

!5  Die  Schulden  der  Völker  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  werden  in  der  Guarantee  Trust  Company  von  New  York 
folgendermaßen  angegeben: 


Juni  igat 

Kredite,  die  unter  den  Liberty  Geanrnt- 

Loan  Acts  pewührt  wurden.  Verpflichtungen 

Dollar  Dollar 

Armenien  .•  lIHfiOOno 

Oesterreich   24  0'SfinOO 

Belgien  .347  (iO^  000  .37.0 '^^O  000 

Cuba                                             9  0^^1000  9  02R0OO 

Czechoslowakei                             61256  000  91  1»0n00 

Esthland   1.3  900  000 

Finnland   R  2<52  000 

Frankreich   2  0^0  763  000  3  3*^0  76-'' 000 

Großbritannien                            4  166  318  000  4 166  .^^1«  000 

Griechenland                                  15  000  000  15  000  000 

Ungarn   1  fiSfi  000 

Italien                                      1648  034  000  1  64f«  O'^'l  000 

Lettland   5  1-32  000 

Liberia                                              26  000  2R  000 

Litauen   4  902  000 

Polen    1.35nfi')0no 

Rumänien                                      23  20R  000  .3612^000 

Rußland                                       1P7  7O0  000  192^^01000 

Serbien                                        26175  000  51  1.53  000 


Gesamtsumme:  9  435  225  000       10141  268  000 
Dieser  Endsumme  sind  annähernd    1  Millairde  Dollar  aufge- 
laufener und    unbezahlter  Zinsen  hinzuzurechnen.     Außer  den 


amerikansichen  Schulden  steht  Frankreich  noch  in  Eneland  mit 
2  Milliarden  700  Millionen  Dollar  in  Britannien  zu  Buch,  so  daß 
es  an  England  und  Amerika  einen  Gesamtbetrag  von  6  Milliar- 
den 50  Millionen  Dollar  schuldet.  Italien  schuldet  außer  dem 
Betrag  von  1  Milliarde  648  Millionen  Dollar  bei  den  Vereinicten 
Staaten  Großbritannien  weitere  2  Milliarden  312  Miliinnen  Dollar, 
insgesamt  somit  beiden  Ländern  3  Milliarden  9^0  Millionen 
Dollar.  —  Deutschlands  Reparationsverpflichtungen  betragen 
32  Milliarden  Dollar. 

SS  Die  Währun<^sfrage  im  Freistaat  Danzi°;.  Auf  Gnind 
der  Bestimmung,  daß  nach  der  Danzig-Polnischen  Konvention 
eine  beschlossene  gemeinsame  Währung  erst  im  Jahre  nach  dem 
Beschluß  eingeführt  werden  darf,  trat  der  Finanzsenator  den  in 
Deutschland  verbreiteten  Gerüchten  entgegen,  daß  Danzig  schon 
jetzt  eine  eigene  Währung  einführen  bzw.  die  polnische  Wäh- 
rung übernehmen  wolle.    Beides  treffe  nicht  zu.    Die  Danziger 


Regierung  hat  Verhandlungen  mit  dem  Direktorium  der  Reichs- 
bank gepflogen  und  dort  die  Zusicherung  erhalten,  daß  die 
deutsche  Währung  so  lange  beibehalten  werden  könne,  solange 
die  Regierung  der  Freien  Stadt  Danzig  dies  wünsche. 

5J  Die  amerikanische  Stahlindustrie  steht  vor  einer  ge- 
waltigen Fusionierung.  Nicht  weniger  als  7  bisher  unab- 
hängige Stahlgesellschaften  wollen  sich  zusammenschließen.  Das 
gemeinsame  Stammkapital  wird  auf  467  Millionen  Dollar,  also 
etwa  2  Milliarden  Goldmark  beziffert. 

Hartgeld  in  Sicht.  Die  Versuche  mit  neuen  Hartgeldmünzen 
im  Werte  von  1.  2  und  5  Mark  sind  abgeschlossen,  nachdem 
ausreichende  Sicherungen  gegen  Fälschungen  gefunden  sind. 
Mit  der  Ausprägung  wird  demnächst  begonnen.  Die  Münzen 
kommen  Anfang  März  in  den  Verkehr. 

Die  Gründung  eines  „Wirtschaftsinstituts  für  Rußland  und 
die  Randstaaten"  in  Königsberg.  In  der  Erwartung,  daß  die 
nächste  Zukunft  einen  bedeutenden  Handelsverkehr  zwischen 
Rußland  und  Deutschland  bringen,  und  daß  die  Stadt  Königs- 
berg an  diesem  Verkehr  einen  sehr  erheblichen  Anteil  haben 
wird,  hat  das  Meßamt  Königsberg  im  Einvernehmen  mit  dem 
Oberpräsidium  der  Provinz  Ostpreußen,  dem  Magistrat  der 
Stadt  Königsberg,  der  Handelskammer  und  der  Universität  Kö- 
nigsberg beschlossen,  ein  , .Wirtschaftsinstitut  für  Rußland  und 
die  Randstaaten"  ins  Leben  zu  rufen,  das  dem  Handel,  der  In- 
dustrie, der  Presse  und  der  W^issenschaft  zur  Auskunft  und  Be- 
ratung in  allen  Handels-  und  Verkehrsfragen  des  europäischen 
Marktes  dienen  soll.  Gerade  weil  heute  noch  die  östlichen 
Wirtschaftsverhältnisse  in  vollkommener  Gärung  begriffen  sind, 
muß  jetzt  eine  Auskunftsstelle  geschaffen  werden,  die  dem  deut- 
schen Kaufmann,  der  die  Beziehungen  mit  dem  Osten  Europas 
aufnehmen  will,  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  stehen  kann.  Die 
Arbeiten  werden  am  2.  Januar  1922  aufgenommen.  Die  vor- 
läufige Finanzierung  erfolgt  bis  zum  1.  April  durch  das  Meß- 
amt, weiterhin  durch  einen  gemeinnnützigen  Verein,  der  bis  da- 
hin ins  Leben  gerufen  wird  und  dem  Kaufleute.  Industrielle,  In- 
dustrie- und  Handelsvereine  und  Verbände  als  Mitglieder  an- 
gehören v.'erden.  Das  Meßamt  Königsberg  glaubt,  daß  das 
„Wirtschaftsinstitut  für  Rußland  und  die  Randstaaten"  berufen 
ist,  die  Arbeit  der  Deutschen  Ostmesse  wirksam  zu  unter- 
stützen die  Bedeutung  der  Stadt  Königsberg  als  Osthandelsplatz 
zu  erhöh£n  und  den  Handelsverkehr  zwischen  Deutschland  und 
dem  Osten  Europas  zu  fördern. 

Entgleisungen  der  ausländischen  Fachpresse.  Bei  der  großen 
\'erbreitung.  die  amerikanische  Zeitschriften  in  Deutschland 
h.iben,  muß  unbedingt  verlangt  werden,  daß  diese  Zeit- 
schriften sich  von  unsachlichen  Ausfällen  gegen  Deutschland 
fernhalten.  Es  ist  erst  wenige  Wochen  her,  daß  ,. Chemical  and 
Metallurgical  Engineering"  Heft  14  vom  5.  Oktober  1921  an 
leitender  Stelle  einen  geradezu  blutstrünstigen  Artikel  über  den 
Kriegsabbruch  brachte,  der  dahin  ging,  daß  der  Krieg  zu  früh 
abgebrochen  sei.  Erst  die  völliare  \''ernichtung  der  deutschen 
Heere  hätte  Deutschland  seine  Niederlage  zum  Bewußtsein  ge- 
bracht. Eine  neue  Probe  in  der  gleichen  Zeitschrift  (Heft  22 
vom  ?0.  November  1921.  S.  990).  die  einer  der  ersten  Rufer  im 
Kampfe  für  die  Vernichtung  der  deutschen  chemischen  Industrie 
ist,  richtet  sich  Eegen  eine  Anzeige  der  Vertretung  der  Höchster 
Farbwerke  in  New  York:  „Wir  kennen  diese  Deutschen  und 
trauen  ihnen  nicht,  wie  er  (der  Vertreter)  es  tut",  schreibt  die 
Zeitschrift.  Und  weiter:  ,,Die  Höchster  Farbwerke  haben  wäh- 
rend des  Krieges  Riesenniengen  hochexplosibler  Stoffe  und  Gift- 
gase für  die  deutsche  Armee  hergestellt."  Es  ist  Pflicht  der 
deutschen  Techniker-  und  Interessenverbände  solche  verhetzen- 
den Angriffe  abzuwehren,  um  die  beteilicten  Verleger  —  im  vor- 
liegenden Falle  Mc  Graw  Hill-New  York  —  von  ihrer  Unklug- 
heit  zu  überzeugen. 

?5  JaT)an  hat  den  weiteren  Bezug  amerikanischer  Farb- 
stoffe abgelehnt  und  will  wieder  zum  Gebrauch  deutscher, 
allerdings  teurer  aber  vollwertiger  Erzeugnisse  übergehen. 

"  Wiederaufbau  von  Oopau.  Das  durch  die  Explosion  in 
Mitleidenschaft  gezogene  Werk  Oppau  der  Badischen  .A.ni1in- 
uiid  Soda-Fabrik  Ludwigshafen  hat  seit  Dezember  1921  die  Pro- 
duktion von  Ammoniak  und  schwefelsaurem  Ammoniak  wieder 
aufgenommen.  Die  Aufnahme  der  übrigen  Betriebe  ist  von  dem 
Fortschritt  der  Bauarbeiten  abhängig.  Von  der  Erzeugunc  des 
.\mmonsulfatsalpeter,  dem  die  Schuld  an  der  Kata- 
strophe zugeschrieben  wird,  soll  zunächst  abgesehen  werden. 
Zur  Deckung  der  Wiederaufbau  kosten  werden  die  der 
Interessencemeinschaft  der  chemischen  Großindustrie  ange- 
hörieen  Werke  zu  einer  Erhöhung  des  Aktienkapitals  im  No- 
minalbetrage von  100  bis  150  Mill.  M.  schreiten. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Beim  deutschen  Industrie-  und  Han'^elstag  hat  der  Syndikus 
der  Handelskammer  Essen  Geheimrit  Ouaatz.  M.  d.  R.,  scharfe 
Worte  gegen  die  Tariferhöhungen  bei  Post  und  Eisenbahn  ge- 
funden    Nach  seiner  Ansicht  steht  Deutschland  vor  einem  Zu- 
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sammenbruch  des  Transportsystems.  Eine  Besserung  sei  nur 
durch  durchgreifende  Maßnahmen  der  Eienbahn-  und  Postver- 
vvaltung  zu  erwarten.  Im  Anschluß  daran  wurde  eine  Ent- 
schließung angenommen,  in  der  es  heißt:  „Wir  verlangen,  daß  die 
Ausgleichung  des  Fehlbetrages  durch  größere  Sparsamkeit  und 
Wirtschaftlichkeit  in  der  Verwaltung  herbeigeführt  wird.  Wir 
beantragen  ferner,  daß  die  Reichspostverwaltung  sobald  als  mög- 
lich eine  Statistik  über  die  Entwicklung  des  Verkehrs  unter  der 
Geltung  der  verschiedenen  Portosätze  herausgibt.  Die  Erbitte- 
rung über  die  Tariferhöhung  ist  in  der  Bevölkerung  um  so 
größer,  als  die  Leistungen  der  Postverwaltung  keineswegs  im 
Verhältnis  zu  den  erhöhten  Gebühren  stehen."  Zusammenfassend 
wird  die  Wiedereinführung  von  Privatpostanstalten  für  den  Orts- 
verkehr gefordert,  zumal  die  Post  hierdurch  nicht  geschädigt 
werde. 

Die  Personentarife  sind  am  1.  Februar  1922  um  75  v.  H. 
erhöht.  Die  Erhöhung  erstreckt  sich  auch  auf  die  Militärfahr- 
preise, die  Preise  für  die  Zeitkarten  aller  Art  und  die  Hunde- 
karten. Bei  den  Zeitkarten  richtet  sie  sich  nach  den  erhöhten 
Sätzen  des  Notstandstarifs  vom  1.  September  1921.  Abweichend 
hiervon  betragen  die  Schnellzugzuschläge  vom  1.  Februar  1922 
unter  Einrechnung  eines  Zuschlages  von  50  v.  H.:  für  die  Zone  1 
(1  bis  75  Kilometer)  15  M.  in  1.  und  2.  Klasse,  8  M.  in  ,3.  Klasse, 
für  die  Zone  2  (75—150  Kilometer)  30  M.  in  1.  und  2-  Klasse 
15  M.  in  3.  Klasse,  für  die  Zone  3  (über  l.'^O  Kilometer)  45  M.  in 
1.  und  2.  Klasse.  23  M.  in  3.  Klasse.  Die  Erhöhung  um  75  v.  H. 
tritt  auch  bei  den  sonstigen  Gebührensätzen  mit  Ausnahme  der 
Sätze  des  Gepäck-  und  Expreßguttarifs  ein.  Die  Preise  der 
Fahrradkarten  und  Nachlösekarten  (zu  3  M.  und  20  M.)  bleiben 
unverändert.  Der  Preis  einer  Bahnsteigkarte  beträgt  vom  1.  Fe- 
bruar 1922  ab  1  M.  —  statt  0  50  M.  Vom  gleichen  Tage  ab  wird 
die  Gebühr  für  Erlaubniskarten  zum  Betreten  der  abgesperrten 
Bahnsteige  zwecks  Aufgabe  oder  Abholung  von  Zeitungsbahn- 
hofsbriefen  (Zeitungspaketen)  am  Bahnpostwagen  von  monatlich 
10  M.  auf  20  M.  erhöht. 

Eisenbphntarife  und  Binnenschiffahrt.  Zur  Frage  der  Ver- 
kehrsschwierigkeiten hat  kürzlich  der  Reichstagsabgeordnete 
flutknecht  an  den  Eisenbahnminist'^r  die  Anfrage  gerichtet, 
welche  Ursache  dazu  geführt  hat,  daß  der  Wagenmangcl  einen 
geradezu  k.itastrophalen  Umfang  angenommen  hat.  Wie  der 
Magd.  Ztg.  hierzu  aus  Binnenschiffahrtskreisen  geschrieben  wird, 
hat  diesen  Zustand  die  Eisciibahnverwaltung  selbst  heraufbe- 
schworen. Sie  hat  den  Nahverkehr  uncebührlich  verteuert  und 
den  Fernverkehr  durch  Staffeltarife  um  JO  bis  50  Proz.  verbilligt, 
so  daß  die  Massengüter  —  mit  Ausschluß  von  Getreide  —  den 
direkten  B:<hnweg  nehmen  und  nicht  wie  früher  den  größeren 
Teil  des  Weces  die  Wasserstraße  benutzen.  Die  Flußfrachten 
allein  sind  höher,  als  die  direkten  Bahnfrachten  und  es  liegt 
d;'her  klar  auf  der  Hand  daß  der  Bahnweg  bevorznct  wird  Die 
werden  bei  direkter  B^hnverladung  dem  Verkehr  2  bis 
3  Wochen  entzogen,  während  bei  teilweiser  Verladung  per 
Wasser  dieselben  nur  1  bis  3  Tage  unterwegs  sind.  Wenn  man 
berücksichtigt,  daß  der  Wagenpark  durch  Abgabe  an  den  Feind- 
btmd  an  und  für  sich  stark  geschwächt  ist  sn  ist  erklärlich, 
wenn  ein  Zustand  eintretreten  ist.  der  unerträglich  wirkt.  Die 
Eisenbahnverwaltunc  hätte  alle  \'eran1nssung  gehabt  diese  Um- 
stände zu  berücksichtigen  und  die  Wasserstraße  mit  heranzu- 
ziehen damit  sich  der  Verkehr  reibungslos  abwickeln  konnte. 
So  sind  fast  alle  Uebergänee  verstopft,  teilweise  sogar  gänzlich 
ppsnerrt  w.''S  wohl  oder  ül^el  auch  zu  einer  Ver1angs->mung  dnr 
Reisedauer  beiträct.  Die  Spottfrachten  der  Staffeltarife  die  für 
die  Bahn  verlustbringend  sind  kommen  zum  großen  Teil  dem 
Atisl^nd  zucrute.  das  mit  seiner  Edelvahita  ein  glänzendes  fie- 
schäft  auf  unsere  Kosten  macht.  Es  muß  daher  gefordert  wer- 
den: 1.  daß  der  Nahverkehr  verbilligt  wird  oder  der  Schiffahrt 
lizw.  den  Umschlagplätzen  sogenannte  Zn'^rincertarife  einge- 
räumt werden,  die  auf  prozentnaler  Ermäßigung  der  Frachten 
aufeebaut  sind.  —  2.  daß  die  Staffeltarife  nicht  so  stark  abfallend 
erstellt  sondern  in  erträclichen  ("'renzen  gehalten  werden.  Dem 
Wagenmangel  würde  dadurch  sicherlich  seine  Schärfe  genommen 
und  andererseits  könnte  die  deutsche  Binnenschiffahrt  einer  ge- 
deihlichen Entwicklung  entgegen  ceführt  werden,  während  sie 
sich  derzeit  unter  der  Aera  der  Staffeltarife  in  einer  Notlage 
befindet. 

Weitere  Erhöhung  der  Gütertarife.  Der  Mehrbedarf  der 
Reichsbahn  wird  sich  durch  die  Steigerung  der  Personalausgaben 
im  ordentlichen  Etat  einschließlich  der  zu  erwartenden  Steige- 
rung der  Sachkosten  auf  rund  4  Milliarden  Mark  belaufen.  Um 
diese  Summe  verschlechtert  sich  also  der  für  das  Jahr  1922  auf- 
gestellte Haushalt,  wenn  nicht  Deckung  geschaffen  wird.  Wie 
die  Frankf.  Ztg.  hört,  ist  deshalb  beabsichtigt,  die  Gütertarife 
über  die  für  den  1.  Februar  vorgesehenen  Sätze  hinaus  noch  um 
etwa  10  Proz.  zu  erhöhen. 


VEREINSN/^CHRICHTEN 
Der  Reichsverband  für  das  Verkehrswesen  Deutschlands 
E.V.,  Interessengemeinschaft  für  das  gesamte  Telephon-,  Tele- 
graphen-, Post-,  Eisenbahn-,  Zoll-,  Ein-  und  Ausfuhrwesen.  Sitz 
München,  hat  mit  dem  Beginn  des  Jahres  eine  Ortsgruppe  Berlin 
ins  Leben  gerufen.  Die  vorläufige  Geschäftsführung  liegt  in  den 
Händen  des  Syndikus  Dr.  Hans  O.  Simon,  Berlin  C  25,  Roch- 
*traße  18  (Norden  8840). 

„Westvereistech".  Die  westlichen  Bezirke  (Elberfeld,  Essen, 
Frankfurt,  Hannover,  Mainz,  Münster,  Köln,  Trier)  der  Vereini- 
gung der  höheren  technischen  Staatseisenbahnbeamten  E.  V. 
haben  sich  lediglich  zur  Vereinfachung  des  (jeschäf tsganges  zu 
einer  Gruppe  zusammengetan,  der  sie  die  Bezeichnung  „West- 
vereistehc"  beigelegt  haben.  Das  Bedürfnis  nach  einer  der- 
artigen Zusammenfassung  ist  aus  der  überaus  regen  Zusammen- 
arbeit der  westlichen  Bezirke  hervorgegangen  und  wird  deshalb 
auch  vom  Hauptvorstande  als  Vereinfachung  und  Entlastung 
begrüßt.  Zuständigkeit  und  Geschäftsgang  zwischen  dem  Haupt- 
vorstand und  den  Bezirksvorständen  werden  durch  diese  Neue- 
rung nicht  berührt.  Westvereistech  hält  monatlich  eine  Gruppen- 
versammlung ab,  die  auch  regelmäßig  vom  Hauptvorstand  be- 
schickt wird,  da  sie  sich  zur  Aussprache  und  Entlastung  der 
Vertretertage  als  nützlich  erwiesen  hat.  Die  Gruppentagungen 
werden  künftig  an  dieser  Stelle  bekannt  gegeben.  Etwaige  An- 
fragen sind  zu  richten  an  den  derzeitigen  Vorort  Köln  (Regie- 
rungsbaurat  Hesse,  Köln,  Trankgasse  13).      Der  Haupivorstand. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Ueber  den  Mergel  als  Feind  des  Eisenbahnoberbaues  be- 
richtet Reg.-  und  Baurat  a.  D.  Czygan  in  Nr.  5  des  Zentral- 
blattes der  Bauverwaltung  vom  14.  Januar  1922:  Die  in  den 
Jahren  1904 — 1906  erbaute  zweigleisige  Personenzugstrecke  Han- 
nover— Lehrte  führt  über  ein  großes  Mergelvorkommen,  das 
von  5  bei  Misburg  gelegenen  Zementfabriken  ausgebeutet  wird. 
Der  Oberbau  liegt  in  normaler  Steinschlagbettung.  Schon  nach 
etwa  2K>jährigem  Betriebe  zeigten  sich  an  der  Obe.'-fläche  der 
litttung  vereinzelte  gelblich-weiße  Flecken  und  bei  d.T  Durch- 
arbeitung kamen  mit  Mergel  verunreinigte  Steine  zum  Vorsch-jin. 
\  c  rcrst  erregte  dieser  Befund  bei  der  allgem  einen  Boden- 
bcschaffcnheit  der  Gegend  keine  Besorgnisse.  Es  zeigte  sich  aber 
■m  Jahre  1910  n.-^.ch  näherer  L^ntersuchr.ng,  daß  das  Mergelgestein 
durch  die  Luft  und  das  Tageswasser,  das  durch  den  Steinschlag 
zu  schnellen  Abfluß  hatt;,  den  Mergel  in  dünnflüssigen  Schlam.m 
auflöste,  so  daß  das  Bettungsmatcrial  10—12  cm  hoch  nn't 
sehlammartiger  Mergclmasse  durchsetzt  und  vereinzelt  sogar  der 
Mergel  in  dünnflüßiger  Form  schon  an  die  Oberfläche  gelangt 
war.  Man  entschloß  sich  daher,  auf  eine  Länge  von  etwa  4  km 
die  Bettung  vollständig  zu  erneuern  und  möglichst  den  Grund 
des  Uebels  dauernd  zu  beseitigen.  Zu  diesem  Zwecke  wendete 
man  ein  Mittel  an,  das  bei  gleichen  Erscheinungen  in  weichen 
Tonschichten  bereits  mit  Erfolg  benutzt  wurde.  Das  Bahn- 
planum  wurde  bis  zur  (-rabensohle  derart  ausgehoben,  daß  die 
Sohle  der  Auskofferung  in  der  Bahnmitte  eine  Tiefe  von  0  90  m 
und  beiderseits  nach  den  Gräben  hin  ein  Gefälle  von  1:25  er- 
hielt. Darauf  wurde  eine  0  50  m  starke  Schicht  von  gutem  reinen 
Sand  aufgebracht,  durchnäßt  und  festgestampft  und  hierauf  die 
■Bettung  aus  neuem  Steinschlag  regelrecht  eingebaut.  Zur  Aus- 
führung dieser  Arbeiten  war  es  bei  dem  starken  Zugverkehr  aus- 
geschlossen, eingleisigen  Betrieb  einzuri;hten.  und  es  wurde  fol- 
gende Bauweise  gewählt:  aus  je  zwei  zusammengekuppelten  4  5  m 
langen  Schienen  wurden  Gleisbrücken  hergestellt,  an  diese  wur- 
den zwei  Schwellen  mit  eisernen  Bügeln  frei  aufcehängt  und 
unter  dem  Schutze  von  Langsamfahrsignalen  die  Bettung  und 
das  Planum  ausgehoben.  Zur  An-  und  Abfuhr  der  Materialien 
wurde  vom  \^erschiebebahnhof  Lehrte  aus  an  der  ganzen  Bau- 
stelle entlang  ein  Bahn.gleis  verlegt.  Die  .A^rbeit  dauerte  vom 
Dezember  1911  bis  zum  Frühjahr  1913  also  etwa  IVi  Jahr  und 
ging  ohne  wesentliche  Störung  vor  sich  Die  Kosten  betrugen 
rund  40  M.  f  d.  m.  Daß  nach  nunmehr  achtjährigem  Betrieb 
sich  der  schädliche  Auftrieb  nicht  wieder  gezeigt  hat  ist  ein  Be- 
weis, daß  die  getroffenen  Maßnahmen  dauernden  Erfolg  gehabt 
haben.  Die  festgestampfte  reine  Sandschicht  hat  den  Zutritt  der 
Luft  und  der  Niederschläge  verhindert  oder  doch  verlangsamt 
und  so  das  Mergelgestein  vor  weiterer  Auflösung  geschützt. 

An  unsere  Leser!  Durch  da«  Aussetzen  der  Rerl  npr  F.lek- 
trizitätsvercoro-u'^e  info'?p  de«  .Streik«  war  e«  nicht  ösl'ch,  Hie 
Nummer  6  des  R1a'te=  planmäß  £t  heran-zubr'nffen.  Si  er=c'  eint 
hiermit  zusammenCT^lep't  mit  Nr.  7.  nm  die  rpgelmäßise  Nummern- 
folgf»  nicht  zu  stören.  Die  näeh>;tfoleenden  Nummern  werden  zum 
Ausgleich  entsr^rechend  vcstärkt  werden. 
Berlin,  den  8.  Februar  1922. 
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GLEISANORDNUNGEN  VON  LOKOMOTIVBAHNHÖFEN 

EINE  KRITISCHE  BETRACHTUNG 
VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  Dr.-Ing.  KARL  SIEBERT,  BERLIN 

(Fortsetzung) 


Auf  Grund  der  bisherigen  Untersuchungen  werden 
die  in  den  nachstehenden  Abbildungen  dargestellten  Ge-* 
Samtanordnungen  von  Lokomotivbahnhöfen  vorgeschlagen.  Da 
die  Schuppenform  und  das  verfügbare  Gelände  bestimmenden 
Einfluß  ausüben,  sind  Musterskizzen  aufgestellt  für  Bahnhöfe 
mit  Ringformschuppen  und  mit  den  von  Cauer")  empfohlenen 
Formen  von  Rechteckschuppcn  und  zwar  in  Längen-  und 
Breitenentwicklung. 

Lokoinotivbahnhöfe  in  Kopfform. 

Bahnhöfe  in  Kopfform  mit  kleinen  und  mittleren  Be- 
triebsverhältnissen, für  täglich  etwa  40— Gü  zubehandelnde  Loko- 
motiven würden  nach  Abb.  2  zu  entwickeln  sein.  Hinter  dem  Ein- 
fahrgleis liegt  die  Bekohlungsanlage  mit  den  erforderlichen  Ban- 
senflächen, daran  schließt  sich  die  Entschlackungsgruppe  an,  die 
aus  Schlackcngruben-  und  Schlackenwagengleisen  besteht.  Von 
dort  au$  gelangen  die  Maschineri  über  die  Drehscheibe  zum 
Schuppen  oder  zur  Ausfahrt.  Um  Ausfahrt  bei  Störung  der 
Scheibe  zu  ermöglichen,  ist  hinter  der  Schlackengruppe  eine 
unmittelbare  Verbindung  mit  dem  Ausfahrgleis  hergestellt. 
Selbstverständlich  muß  der  Abstand  zwischen  der  abzweigenden 
VVeiche  und  der  Drehscheibe  so  groß  sein,  daß  eine  Lokomotive 
für  eine  Kehrbewegung  genügend  Platz  hat.  An  das  Ausfahr- 
gleis sind  die  Abstellgleise  und  das  Aufstcllgleis  für  den  Hilfs- 
zug angeschlossen,  der  am  günstigsten  in  unmittelbarer  Nähe 
der  Werkstatt  steht.  Dienstgebäude  und  Aufenthaltsräumc 
liegen  im  Schwerpunkt  des  Bahnhofes,  um  gute  Aufsicht  zu  er- 
möglichen und   die  Zugangswege   tunlichst   zu  kürzen.  Das 


Magazin  ist  in  der  Nähe  des  Kohlenlagers  neben  dem  Ausfahr- 
gleis angeordnet.  Der  Magazinverwalter  kann  so  Kohlen  aus- 
und  Eingang  gut  überwachen  und  Schmier-  und  Putzmittel  an 
die  ausfahrenden   Lokomotiven   bequem   abgeben.     Die  Werk- 


''I  Organ  für  die  Kortschiitte  des  Eisenbahnwesens  1507  Seite  197, 
(Caiicr,  Die  (Jestalt  der  I.okomotivscluipppn) 


statt  ist  mit  dem  Schuppen  verbunden,  sie  befindet  sich  un- 
niittelbar  hinter  den  mit  der  Achssenkvorrichtung  verbundenen 
Schuppenständen. 

Abb.  3  zeigt  die  Anordnung  eines  Rechteckschuppens  mit 
getrennter  Ein-  und  Ausfahrt.  Damit  kurzwendende  Lokomo- 
tiven ohne  Benutzung  der  Schiebebühne  in  die  Ausfahrt  gelangen 
k(")nnen,  ist  die  Entschlackungsgruppe  unmittelbar  mit  dem  Aus- 
fahrgleis verbunden.  Die  Not-Tore  des  Schuppens  sind  in  die- 
sem Falle  durch  Weichen  erreichbar  gemacht.  Dienstgebäude, 
Werkstatt  und  Aufenthaltsgebäude  sind  wie  oben  zur  zweck- 
mäßigen Beaufsichtigung  des  Betriebes  in  gegenseitiger  uimiittel- 
ba  rer  Nähe  angeordnet.  Die  Drehscheibe  liegt  nach  früheren 
Erörterungen  am  vorteilhaftesten  an  der  Einfahrt.  Die  Loko- 
motiven, die  nur  wenden,  brauchen  so  die  übrigen  Anlagen  nicht 
zu  berühren,  und  die  auf  Bekohlung  wartenden  Maschinen 
können  die  Wartezeit  zum  Drehen  benutzen.  Betriebstechnisch 
wäre  eine  Lage  der  Drehscheibe  zwischen  dem  Ein-  und  Aus- 
fahrgl  eis  vorteilhafter,  jedoch  erfordert  die  Gleisentwicklung 
hierfür  viel  Platz,  der  sich  nur  schlecht  ausnutzen  läßt. 


Abb.  4  stellt  die  Anlage  von  Abb.  2  in  Breitenentwicklung 
dar.  Die  Schlackcngruben  werden  durch  eine  Sägebewegung 
erreicht.  Der  hierfür  erforderliche  Mehrbedarf  an  Zeit  ist 
jedoch  unbedeutend  gegenüber  der  ganzen  Behandlungsdauer. 
Bei  einer  Störung  der  Drehscheibe  ist  die  Möglichkeit  einer  un- 
behinderten Ausfahrt  geschaffen. 
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Abb.6. 


In  Abb.  5  erreichen  die  Lokomotiven  den  Schuppen  eben- 
falls durch  eine  Sägebewegung,  nachdem  sie  die  Schlackengruben 
\erlassen  haben.  Aus  wirtschaftlichen  (irijnden  ist  die  Dreh- 
scheibe diesmal  vor  dem  Schuppen  angeordnet,  um  den  kost- 
spieligen Anschluß  der  Nottore  durch  Weichen  zu  sparen.  Für 
kurzwendende  Loko- 
motiven, die  keine  Be- 
handlung außer  dem 
Drehen  erfahren,  liegt 
die  Drehscheibe  be- 
triebstechnisch nicht 
besonders  günstig.  Für 
solc^  e  Lokomoiiven 
würde  die  punktierte 
Anordnung  vorteil- 
hafter sein.  Die  Achs- 
senke im  Schuppen 
ist  durch  ein  Gleis  mit 
der  Werkstatt  ver- 
bunden. 

Bei  den  Lokomo- 
tivbahnhöfen mit 
großen  ßetriebsver- 
hältnissen  (über  60  zu 
behandelnde  Lokomo- 
tiven täglich)  ist  die 
Lage  der  Packwagen- 
gleise mit  berücksich- 
tigt, da  diese  auch  auf 
die  Gesamtgestaltung 
einen  wichtigen  Ein- 
fluß ausüben.  In  Abb.  6 
befindet  sich  die  Pack- 
wagengruppe am  Ein- 
gang des  Bahnhofes, 
wo  die  Lokomotive 
den  Packwagen  ab- 
setzt, ehe  sie  zur  Be- 
kohlung fährt.  Die 
Schlackengruppe  ist  in 
zwei  Einzelgruppen 
und  zwar  jede  für 
einen  Lokomotiv- 
schuppen geteilt.  Eine 
Teilung  erscheint  bei 
zwei  und  mehr  Ring- 
formschijppen  vorteil- 
haft, da  die  Schlacken- 
gruppen s-o  in  die  Nähe 
der  Schuppen  rücken 
und  das  Geiande  besser 
ausgenützt  wird.  Bei 
Störung  der  einen 
Drehscheibe  kann  die 
andere  tiotzdem  von 
beiden  Schlacken- 
gruppen aus  erreicht 
werden.  Doch  machen 
die  LoKomotiven,  wel- 
che aus  der  südlichen 
Gruppe  kommen  und 
dann  die  nördliche 
Scheibe  benutzen 
müssen,  einezweifache 
Sägebewegung,  die  in 
solchen  Ausnahmefäl- 
len zugelassen  werden 

kann.  Die  Schuppen  besitzen  getrennte  Ein-  und  Ausfahrgleise, 
weil  eine  in  den  Schuppen  fahrende  Lokomotive  auf  eine  noch 
drehende  in  der  Ausfahrt  begriffene  muß  warten  können,  ohne 
das  Verkehrsgleis  vor  den  einzelnen  Schuppen  zu  sperren.  Die 
Untersuchungsgruben  mit  Achssenkvorrichtungen  befinden 
sich  hier  nicht  im  Schuppen,  sondern  in  der  Werkstatt  die  nebst 
den  Abstellgleisen  an  die  Ausfahrt  angeschlossen  ist.  Die  Ab- 
stellgleise liegen  hier  am  vorteilhaftesten,  weil  sie  auch  für  war- 
tende Lokomotiven  benutzt  werden  können,  deren  Fahrt 
nach  dem  Bahnhofe  irgendeine  Verzögerung  erleidet  und  deren 
Reihenfolge  geändert  werden  muß.  Die  einzelnen  Schuppen 
durch  Zwischenbauten  zu  verbinden  ist  vermieden  worden,  um 
den    hier   befindlichen   Schuppenständen    gute   Beleuchtung  zu 

,  Bezeichnung-en  der  Abkürzungen  in  den  Abbildungen. 

Bek  Bekohluiigsgruppe  i  Bekohlungs-,  Kohlenwagengleise  und  Bansen) 

Sehl  Schlackengruppe  (Schlackengruben-  und  .Schlackenabfuhrgleise) 

A.L  Abgestellte  Lokomotiven  F.  H    Fahrbarer  Bunker 

W  Werkstatt  T.B  Tagesbansen 

M  Matazin  D.  ti  Dautrbansen 

A  Autenthaltsräume  Bek  Bekohlungsgleis 

U  Dienstgebäude  K  Kohlenwagengleis 

H  Z  Hilfszug  D  Dunhlaufgleis 

Pg  FuLk  wagen-Gruppe  H.Pck  llilfsbekohlung 

U  Untersuchungsgrtibe  Sch.W  Schlackenwagengleis 


geben.  Das  Gelände  zwischen  den  Schuppen,  auf  dem  Werk- 
statt, Aufenthaltsräume,  Reisigschuppen,  Aborte  usw.  unterge- 
bracht sind,  muß  leicht  erreichbar  sein.  Die  zwischen  Ein-  und 
Ausfahrt  liegende  Packwagengruppe  gestattet  ein  bequemes 
Absetzen  und  Abholen  der  Packwagen.    Steht  für  die  erforder- 

licne  Längenentvv.ck- 
lung  nicht  genügend 
Platz  zur  Vei  fugung, 
so  kann  die  Packwa- 
gengruppe auch  t in- 
seitig an  (,as  Ausfahr- 
gleis angeschlossen 
werden  (punktiert  in 
Abb.  6)  allerdings 
müssen  die  ankom- 
menden Lokomotiven 
sich  auf  eine  umständ- 
liche Art  der  Pack- 
wagen entledigen.  An 
der  Einfahrt  ist  in 
einem  besondei  en 
Gleis  eine  Unter- 
suchungsgrube ange- 
ordnet, damit  kann  die 
mitunter  nicht  zu  ver- 
meidende Wartezeit 
auf  die  Bekohlung 
schon  zur  Unter- 
suchung der  Maschine 
ausgenutzt  werden. 

In  Abb.  7  fahren 
die  kurzwendenden 
Lokomtiven  hinter  der 
Sch.ackengruppe  auf 
besonderem  Gleise  aus. 
Werkstatt,  Dienstge- 
bäude u.  d  Aulenthaits- 
räume  smd  in  dem 
Gelände  Wickel  vor 
dem  Schuppen  unter- 
gebracht. Die  Dreh- 
scheibe hegt  nach 
fi ühcren  Eröi  terui  gen 
an  der  Einlahrt  in  Ver- 
bindung mit  der  Unter- 
suchui.gsgiube.  Uber 
die  punktierte  Lage 
der  Packwagengruppe 
gilt  das  über  Abo.  6 
Gesagte.  —  In  Abb.  8 
nimmt  die  Gesamian- 
ord..ung  Rücksicht  auf 
Gelände,  das  nur  eine 
Entwicklung  der  An- 
lage iü  oei  Breite  ge- 
stattet. Nach  dem  Ver- 
lassen der  Schlacken- 
gruben werden  die 
Schuppen  durch  eine 
Sägebewegung  er- 
1  eicht,  bei  zwei  und 
mehr  Ringschuppen 
lassen  sich  wieinAbo.6 
Kr.uzungen  von  Ein- 
und  Ausführten  mcht 
vermeiden,  ein  ueirieb- 
licher  Nachteil  der 
Ringform    gegenüber  der  rechteckigen^  Form. 

Lokomotiv-Bahnhöfe  in  Durchgangsform. 

Münden  die  Lokomotivverkehrsgleise  von  zwei  entgegen- 
gesetzten Seiten  in  den  Lokomotivbahnhof  ein,  so  sind  vielfach 
die  Behandlungsanlagen  zweiseitig  angeordnet.  Eine  derartige 
Gestaltung  würde  aber  nur  bei  sehr  großen  Betriebsverhält- 
nissen wirtschaftlich  sein,  wenn  die  Stärke  des  Verkehrs  in  bei- 
den Richtungen  ungefähr  gleich  ist.  Man  würde  hier  sicher 
noch  zu  erwägen  haben,  ob  nicht  zweckmäßig  zwei  getrennte 
Lokomotivbahnhöfe  anzuordnen  sind.  Zweiseitige  Anlagen 
arbeiten  unwirtschaftlicher,  da  bei  ihnen  eine  schlechte  Aus- 
nutzung der  Arbeitskräfte  stattfindet,  besonders  bei  starken 
Verkehrsschwankungen.  Außerdem  erfordern  sie  eine  große 
Längenentwicklung.  In  sämtlichen  vorgeschlagenen  Bahnhofs- 
formen ist  deshalb  eine  einseitige  Anordnung  der  Behandlungs- 
einrichtungen vorgesehen,  die  nach  der  Seite  des  stärkeren  Ver- 
kehrs entwickelt  ist.  Dabei  müssen  die  aus  entgegengesetzter 
Richtung  kommenden  Lokomotiven  den  ganzen  Bahnhof  durch- 
fahren, um  die  Behandlungsanlagen  zu  erreichen. 

Abb.  9  zeigt  einen  Lokomotivbahnhof  in  Durchgangsform 
mit  Ringformschuppen.    Die  Drehscheibe  besitzt  zwei  Ausfahr- 
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ten.  von  denen  die  östliche  gleichzeitig  als  Einfahrt  für  nur  wen- 
dende Lokomotiven  von  Osten  dient.  Bei  der  Anordnung  mit 
Rechteckschuppenform  in  Abb.  10  müssen  auch  die  von  Osten 
kommenden  Lokomotiven,  die  nur  wenden  und  nicht  weiter  be- 
handelt werden,  den  ganzen  Bahnhof  durchfahren.  Für  diesen 
Fall  können  die  Ausfahrten  aus  den  östlichen  Nottoren  statt 
durch  Weichen  über  eine  Drehscheibe  erfolgen,  die  auch  von 
den  kurzwendenden  Maschinen  aus  dem  Osten  zum  Drehen  be- 
nutzt werden  kann. 

In  dem  Bahnhof  Abb.  12  für  große  Betriebsverhältnisse  ist 
eine  Teilung  der  Packwagengruppe  vorgesehen  und  angenom- 


wägungen  gelten  auch  für  ein  Verbindungsgleis  zwischen  den 
Drehscheiben  zweier  Ringformschuppen.  Drehscheiben  befin- 
den sich  an  beiden  Enden  der  Bahnhöfe,  kurzwendende  Loko- 
motiven fahren  hinter  den  Schlackengruben  auf  einem  be- 
sonderen Gleis  zur  westlichen  Ausfahrt.  Die  nach  Osten  mit 
Packwagen  abgehenden  Lokomotiven  fahren  aus  der  westlichen 
Schuppenausfahrt  zur  Packwagengruppe  und  sodann  unter  Kreu- 
zung der  westlichen  Schuppeneinfahrt  nach  Osten  aus.  Bei 
einer  guten  örtlichen  Uebersicht  erscheint  diese  Kreuzung  un- 
bedenklich, zumal  sie  nur  bei  Fahrten  nach  der  verkehrs- 
schwachen Seite  stattfindet. 


men,  daß  die  Zahl  der  ankommenden  und  abgehenden  Pack- 
wagen jeder  Bahnhofsseite  ungefähr  gleich  ist.  Ist  der^Pack- 
wagenverkchr  nach  beiden  Richtungen  verschieden  stark  oder 
sind  die  Wagen  dem  Personal  fest  zugeteilt,  so  muß  durch 
Rangierbewegung  ein  Ausgleich  zwischen  beiden  Gruppen  statt- 
finden, wodurch  der  Betrieb  des  Bahnhofs  behindert  wird.  In 
diesem  Falle  ist  eine  gemeinsame  Packwagengruppe  an  der 
Seite  des  stärkeren  Verkehrs  vorteilhafter.  Wenn  man  bei  der 
getrennten  Packwagengruppenanordnung  von  einem  Umfah- 
rungsgleis  um  die  Schuppen  absehen  will,  so  muß  die  von  Osten 
kommende  Lokomotive  auf  dem  Wege  zur  Bekohlung  sämtliche 
Einfahrten  und  die  östlichen  Ausfahrten  der  Schuppen  kreuzen, 
eine  Anordnung,  die  man  bei  geringem  östlichen  Verkehr  und 
guter  Uebersicht  über  die  Kreuzung  vor  dem  Schuppen  zulassen 
kann.  Bei  einer  einseitigen  Anordnung  der  Packwagengruppe 
müssen  die  punktierten  Umfahrungsgleise  angeordnet  werden, 
weil  sonst  hier  die  nach  Osten  mit  Packwagen  ausfahrenden 
Lokomotiven  abermals  die  Einfahrten  zu  den  Drehscheiben 
stören  würden.  Die 
Schlackengruppe  ist  in 
Einzelgruppen  aufge- 
löst, vun  denen  jede 
einem  Schuppen  zu- 
geteilt ist.  Eine  wech- 
sel-eitige  Benutzung 
derDre'ischeiben  (Stö- 
rungen) kann  erfolgen 
teilweise  durch  Säge- 
bewegung. 

Die  Anordnung  in 
Abb.  1.3  m,t  Rechtet  k- 
schupp-n  entspricht 
der  Abb.  10.  Um  den 
mit  Packwagen  von 
Westen  kommenden 
Lokomotiven  die  störende  Hin-  und  Herfahrt  nach  der  Pack- 
wagengruppe  zu  ersparen,  ist  an  der  westlichen  Einfahrt  ein 
Packwagensammeigleis  vorgesehen,  in  das  die  Pack- 
wagen abgestoßen  und  von  Zeit  zu  Zeit  durch  eine  Rangierloko- 
motive nach  der  Packwagengruppe  gebracht  und  dort  geordnet 
werden.  Dadurch,  daß  diese  Arbeit  von  einer  besonderen  Ran- 
gierlokomotive geleistet  wird,  ergibt  sich  ein  erheblicher  Zeit- 
gewinn in  der  Behandlung  der  einzelnen  Maschinen.  Fahrten 
von  einer  Schiebebühne  zur  anderen  kommen  selten  vor,  weil 
vor  der  Einfahrt  der  Standort  im  Schuppen  jeder  Lokomotive 
im  allgemeinen  bestimmt  ist,  darum  ist  die  unmittelbare  beider- 
seitige Verbindung  zwischen  den  beiden  Schiebebühnen  fortgo 
lassen,  wodurch  zwei  Weichen  erspart  werden.    Dieselben  Er 


Abb.11 


Einen  Durchgangsbahnhof  in  der  Breitenentwicklung  zeigt 
Abb.  11.  Durch  Vertauschung  der  Fahrtrichtungen  der  öst- 
lichen Lokomotivverkehrsgleise  läßt  sich  das  Umfahrungsgleis 
südlich  der  Schuppen  anordnen.  Das  Gelände  hinter  dem 
Schuppen  bleibt  auf  diese  Weise  frei  und  gut  ausnutzbar.  In 
manchen  Fällen  wird  diese  Anordnung  große  Vorteile  bieten. 
Ist  nur  eine  einseitige  Packwagengruppe  angeordnet,  so  muß 
das  südliche  Umfahrungsgleis  (Verkehrsgleis)  in  beiden  Rich- 
tungen befahren  werden.  Bei  einem  Wegfall  dieses  Umfahijungs- 
gleises  treten  die  in  Abb.  12  geschilderten  Nachteile  der  Kreu- 
zungen vor  den  Schuppen  ein. 

Zusammenfassung.  Die  vorgeschlagenen  Formen 
von  Lokomotivbahnhöfen  zeigen,  daß  eine  örtliche  Hinterein- 
anderschaltung der  Anlagen  betriebstechnisch  am  günstigsten 
ist.  Die  so  entwickelten  Bahnhöfe  haben  deshalb  eine  Entwick- 
lung in  der  Länge.  Man  sollte  darum  bei  der  Wahl  des  Gelän- 
des für  neue  Lokomotivbahnhöfe  hierauf  besonders  Rücksicht 
nehmen  im  Gegensatz  zu  früheren  Auffassungen,  die  für  Loko- 
motivbahnhöfe gerade 
breite  Geländefor- 
men bevorzugten. Brei- 
tenentwicklungen sind 
zwar  auch  möglich, 
beeinträchtigen  aber 
durch  Sägefahrten  den 
Betrieb. 

Für  die  Wahl  der 
Lokomotivschuppen- 
formgeben uns  die  vor- 
geschlagenen Gesamt- 
anordnungen eben- 
falls Fingerzeige.  Bei 
einem  Ringschup- 
pen sind  die  Gleisver- 
bindungen zum  S.  hup- 
pen einfacher  und  wirtschaftlicher  als  bei  einem  Rechteckschup- 
pen gleicher  Größe,  zumal  auch  die  Drehscheibe  die  Schiebe- 
bühne ersetzt.  Bei  zwei  und  mehreren  Ringschuppen  verur- 
sachen Ein-  und  Ausfahrten  gegenseitige  Kreuzungen,  die  bei 
starkem  Betrieb  ungünstig  sind.  Auf  Drehen  wartende  Loko- 
motiven sperren  vielfach  die  Ausfahrt  von  der  Nachbardreh- 
scheibe. In  diesem  Falle  ist  ein  Rechteckschuppen  gleicher 
Größe  mehreren  Ringformschuppen  betrieblich  überlegen,  da 
seine  getrennten  Ein-  und  Ausfahrgleise  einen  übersichtlichen 
und  bequemen  Betrieb  zulassen«). 

Bei  Lokomotivbahnhöfen  in  Durchgangsform  zwischen 
Gleisgruppen  (Verschiebe-  und  Abstellbahnhöfe),  ist  die  Form 
der  Abb.  10  und  13  die  gegebene,  da  sie  außer  den  betrieblichen 
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Vorteilen  gut  zwischen  Gleisgruppen  eingepaßt  werden  kann. 
Bei  der  Anordnung  von  Lokomotivanlagcn  an  der  Außenseite 
von  Bahnhöfen  kann  die  Form  nach  Abb.  11  und  12  mit  Ring- 
schuppen vorteilhaft  sein,  sobald  ein  stark  ausgebuchtetes  Ge- 
ländestück zur  Verfügung  steht. 

Die  Packwagengruppen  liegen  am  besten  zwischen  Ein-  und 
Ausfahrgleis  an  der  Einfahrt  zum  Lokomotivbahnhof. 

Gleisanlagen  für  Bekohlungseinrichtungen. 

Einen  großen  Einfluß  auf  die  Gleisentwicklung  der  Bekoh- 
lungsanlagen hat  die  Lagerung  der  Kohlenvorräte 
Diese  Bansen  müssen  von  den  kohlennehmcnden  Lokomotiven 
erreicht  werden  können,  ohne  daß  eine  unwirtschaftliche  Umstel- 
lung des  Betriebes  nötig  wird.  In  vielen  Bahnhöfen  lagern  bei- 
spielsweise die  Vorräte  so,  daß  sie  nur  nach  Wiederverladung 
in  Bahnwagen  den  Bekohlungseinrichtungen  zugeführt  werden 
können.  Eine  solche  Umbehandlung  erfordert,  abgesehen  von 
der  Wertverminderung  der  Kohle  durch  Zertrümmerung,  erheb- 
liche Arbeitskraft  und  versagt  vollkommen  bei  Störungen  durch 
Streike.  Vielfach  müssen  die  Lokomotiven  die  Vorratkohlen 
auf  Stumpfgleisen  einnehmen,  wodurch  der  Betrieb  infolge  der 
sich  ergebenden  Sägebewegungen   erschwert  wird. 


hhb.  13 


Die  Tagesbansen  sind  vorteilhaft  so  breit,  daß  ihre 
Füllung  durch  einfachen  Wurf  vom  Wagen  aus  erfolgen  kann. 
Aus  diesem  Grunde  liegt  das  Kohlengleis  am  vorteilhaftesten  in 
der  Mitte  dieser  Bansen.  Als  günstigste  Breite  ergeben  sich 
nach  Abbildung  13  a  etwa  10 — 12  m,  wobei  die  Bansen  durch 
einfachen  Wurf  vom  Wagen  gefüllt  werden  können. 

Die  Dauervorräte  können  in  breiteren  Bansen  gelagert 
werden,  deren  Auffüllung  durch  mehrfachen  Wurf  oder  durch 
Schubkarren  erfolgt.  Da  diese  Vorräte  alle  1 — 2  Jahre  ausge- 
geben, wieder  aufgefüllt  und  die  zwischen  den  Gleisen  freien 
Geländestreifen  auf  das  Wirtschaftlichste  ausgenutzt  werden 
müssen,  werden  Bansen  von  mehr  als  12  m  Breite  in  den  meisten 
Fällen  vorteilhafter  sein. 

Die  Bekohlungsanlagen  erfordern  Bekohlungs  gleise, 
auf  denen  die  Bekohlung  stattfindet,  Kohlenwagengleise 
für  die  Zustellung  der  Kohlenwagen  und  ein  Durchlauf- 
gleis für  eine  ungehinderte  Vorbeifahrt  während  der  Be- 
kohlung. 

Bei  großen  Anlagen  unterscheidet  man:  Hauptbekoh- 
lungsgleise, auf  denen  bei  gewöhnlichem  Betrieb  die  Koh- 
lenentnahme stattfindet  und  Hilfsbekohlungsgleise, 
die  bei  Inangriffnahme  der  Dauerbansen  und  beim  Versagen  der 
Hauptbekohlungseinrichtungen  benutzt  werden.  Die  Be- 
kohlungs- und  Durchlaufgleise  sind  aus  dem  Einfahrgleis  zu 
entwickeln  und  vor  den  Schlackengrubengleisen  wieder  zusam- 
menzuführen, damit  eine  wahlfreie  Benutzung  der  Schlacken- 
gruben ermöglicht  wird.  Das  Kohlenwagengleis  kann  an  das 
Einfahrgleis  angeschlossen  werden  oder  aus  irgendeinem  an- 
deren günstiger  liegenden  Gleise  des  Bahnhofs  entwickelt  wer- 
den. Ausschlaggebend  hierfür  ist  die  Forderung,  daß  die  Zu- 
stellung der  Kohlenwagen  möglichst  bequem  und  schnell  ohne 
Störung  des  Bahnhofsbetriebes  stattfindet. 

Die  Anzahl  der  B  e  k  o  h  1  u  n  g  s  g  1  e  i  s  e  ist  abhängig 
von  der  Leistungsfähigkeit  der  Bekohlungseinrichtungen  und  der 
Lokomotivfolgezeit  während  des  stärksten  Verkehrs  und  ermit- 
telt sich  aus  dem 

....    .  mittlere  Bekohlungszeit  einer  Lokomotive 

Verhältnis:  =  —  = — ,  -.  

kürzeste  Lokomotivfolgezeit. 

Wird  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  während  des  stärk- 
sten Verkehrs  durch  fahrbare  Bunker  erhöht,  so  muß  für  die 
Bekohlung  durch  diese  ein  besonderes  Gleis  vorgesehen  werden. 

Eine  Bekohlungsanlage  durch  Drehkrane 
einfachster  Art  zeigt  Abb.  14  für  kleine  Betriebsverhält- 
nisse. Der  Bansen  ist  hier  für  Tages-  und  Dauervorräte  zugleich 
bestimmt.  Seine  Breite  kann  also  breiter  als  10  m  sein,  sich  also 
dem  verfügbaren  Gelände-  in  jeder  Weise  anpassen.  Bei  sehr 
breiten  Bansen   liegt   das   Kohlenwagengleis  vorteilhafter  nach 


der  Seite  des  Drehkranes  zu,  um  den  Transport  der  Kohlen  vom 
Wagen  bis  zur  Verladestelle  möglichst  kurz  zu  gestalten. 
Abb.  15  zeigt  eine  etwas  größere  Anlage  mit  2  Kranen,  bei  der 
das  Gelände  eine  Entwicklung  in  der  Länge  erfordert.  Dient 
der  zweite  Kran  nur  der  Reserve  und  zur  bequemeren  Erreichung 
der  Dauerlager,  so  ist  die  eingezeichnete  Weichenverbindung 
zwischen  Bekohlungs-  und  Durchlaufgleis  nicht  erforderlich. 
Soll  aber  zu  Zeiten  starken  Verkehrs  mit  zwei  Kranen  ge- 
aibeitet  werden,  so  ist  das  Weichenkreuz  nötig,  damit  die  Loko- 
m.otiven  zu  und  von  jedem  Krane  ohne  gegenseitige  Behinde- 
rung gelangen  können.    Eine  in  der  Breite  entwickelte  Anlage 


Gleisanordnung  bei  Bekohlung  durch  Drehkrane 


Abb.  yv. 


Abb.16 


^^^^^ 


Abb.17 


zeigt  Abb.  16.  Sie  erfordert  weniger  Weichen  und  Gleisanlagen 
als  Anlage  15.  Die  eine  Seite  dient  der  Hauptbekohlung,  die 
andere  der  Hilfsbekohlung,  so  daß  auf  diese  Weise  Bekohlungs- 
und Durchlaufgleis  wechselseitig  benutzt  werden  können.  Sollen 
jedoch  beide  Anlagen  gleichzeitig  arbeiten,  so  wäre  dann  noch 
die  Anordnung"  eines  besonderen  Durchlaufgleises  zwischen  den 
Bekohlungsgleisen  erforderlich  (Abb.  18). 

In  Abb.  17  soll  mit  beiden  Kranen  gleichzeitig  bekohlt  wer- 
den. Kohlenzufuhrgleis  und  Tagesbansen  sind  für  beide  Krane 
gemeinsam  angeordnet.  Hierdurch  kann  die  Arbeit  der  Kohlen- 
lader vorteilhaft  ausgenutzt  werden,  die  beide  Krane  zugleich 
versorgen  können.  Außerdem  ist  die  Zustellung  der  Kohlen- 
wagen gegenüber  Anläge  16  einfacher.  Der  mittlere  Bansen 
ist  hier  nur  Tagesbansen,  die  Dauervorräte  werden  an  der 
Außenseite  der  Bekohlungsgleise  gelagert,  wobei  bei  jedem  ge- 
trennt liegenden  Bansen  die  Aufstellung  eines  Reservekrans  er- 
forderlich wird. 

Sind  große  Kohlenvorräte  zu  lagern  und  läßt  das  Gelände 
nur  eine  Ausnutzung  in  der  Breite  zu,  so  können  die  Bansen 
nach  Abb.  18  angeordnet  werden.  Die  Kohlenwagengleise  sind 
zu  beiden  Seiten  an  das  Durchlaufgleis  angeschlossen,  so  daß 
sie  bei  Inangriffnahme  der  äußeren  Bansen  als  Hilfsbekohlungs- 
gleise benutzt  werden  können.  In  letzterem  Falle  würden  dann 
die  Flauptbekohlungsgleise  der  Zufuhr  dienen  zur  Auffüllung 
der  Lager  1  und  2.  Da  bei  dieser  Anordnung  mit  2  Kranen 
gleichzeitig  bekohlt  werden  soll,  ist  noch  ein  besonderes  Durch- 
laufgleis angeordnet.  Bansen  1  und  2'sind  als  Tagesbansen  an- 
zusehen. 

(Schluß  folgt) 
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STATISTIK  ZUR  ERMITTELUNG  DER  SELBSTKOSTEN  DER  EISENBAHN 

VON  DR.-ING.  KÜMMELL,  BERLIN 


In  der  Verkehrstechn.  Woche  21,  S.  387,  schreibt  Tecklen- 
burg über  das  Selbstkostenproblem  in  der  Eiseabahnverwaltung: 

„.  .  .  es  bleibt  aber  noch  viel  zu  tun  übrig  und  es  fehlt  noch 
an  einer  systematischen  Gliederung  des  Gesamtstoffes  und  der 
zusammenfassenden  Bearbeitung,"  Im  folgenden  soll  versucht 
werden,  einen  gangbaren  Weg  in  dieses  noch  unbekannte  Gebiet 
der  Selbstkosten  zu  finden. 

Um  die  Selbstkosten  der  Reichsbahn  richtig  zu  erfassen,  ist 
eine  Erweiterung  der  Statistik  erforderlich,  die  es  ermöglicht, 
den  Betrieb  bis  in  seine  Einzelheiten  zu  verfolgen.  Bei  der 
Schwierigkeit  des  Stoffs  ist  es  natürlich  nicht  möglich,  sofort 
von  Grund  auf  eine  neue  Statistik  aufzubauen,  sondern  es  muß 
angestrebt  werden,  mit  möglichster  Erhaltung  des  Bestehenden 
allmählich  ergänzend  ein  neues  Gebäude  aufzuführen.  Dabei 
ist  es  natürlich  nicht  in  jedem  Falle  möglich,  die  Einzelheiten 
gleich  richtig  zu  treffen,  das  kann  erst  nach  Erprobung  der 
durchgearbeiteten  Vorschläge  an  einzelnen  Stellen  geschehen. 
Notwendig  ist  es  aber,  einen  Rahmen  aufzustellen,  in  den  alle 
Teile  passen  müssen. 

Um  dem  Betrieb  in  seinen  Einzelheiten  nachgehen  zu 
können,  ist  es  notwendig,  ihn  möglichst  weitgehend  in  seine 
Elemente  zu  zergliedern,  genau  wie  ein  Chemiker  einen  Körper 
zerlegt,  um  ihn  kennen  und  behandeln  zu  lernen.  Bei  dem  fol- 
genden Vorschlage  ist  der  vom  Vereine  Deutscher  Ingenieure 
herausgegebene  „Grundplan  der  Selbstkostenberechnung"  be- 
nutzt. Besonders  sind  die  dort  angewandten  Fachausdrücke  ver- 
wertet. 

Der  Aufwendung  der  Eisenbahnverwaltung  stehen  Leistun- 
gen gegenüber.  Die  endgültige  Leistung,  der  Kostenträger,  ist 
das  Personenkilometer  und  das  Tonnenkilometer,  die  aber  häufig 
in  einer  Anzahl  Zwischenwerte,  nämlich  gefahrenen  Zügen,  Zug- 
km,  Wagenachskm,  Wagenkm,  (und  zwar  für  Personen-  und 
Güterzüge),  Lokomotivkilometcr,  Lokoniotiv-  und  Rangier- 
stunden und  dergl.  mehr,  leichter  erfaßbar  sind.  Es  wird  sich 
darum  handeln,  die  Aufwendungen  so  zu  zerlegen,  daß  sie  über- 
all und  leicht  in  Beziehungen  zu  den  Endleistungen  gebracht 
werden  können.  Das  Mittel  dazu  bieten  statistische  Aufschrei- 
bungen, die  von  den  einzelnen  Dienststellen  zu  machen  sind. 

Die  endgültige  Leistung  der  Eisenbahnverwaltung  ist  wie 
gesagt,  das  Personenkm  und  das  Tonnenkm.,  die  erreicht  werden 
durch  den  fahrenden  Zug,  der  also  der  eigentliche  Kostenträger 
der  Eisenbahn  ist,  also  diejenige  Leistung,  die  letzten  Endes  alle 
Kosten  auf  sich  nehmen  und  durch  die  aufkommende  Entschä- 
digung wieder  einbringen  muß.  Man  wird  auch  hier  (a.  a.  O. 
S.  8)  unterscheiden  müssen,  nach  Einzelkosten,  die  durch  den 
Kostenträger,  den  Zug,  unmittelbar  entstehen  und  Gemeinkosten, 
die  nur  mittelbar  den  Zug  belasten.  Beim  Kostenträger  wird 
man  von  vornherein  nach  Personenzügen  und  Güterzügen  unter- 
scheiden; da  ja  die  Aufwendungen  für  beide  Zugarten  erheblich 
voneinander  abweichen,  und  die  Einkünfte,  also  auch  die  Wirt- 
schaftlichkeit bei  beiden  grundverschieden  sind.  Es  wird  im 
volkswirtschaftlichen  Belange  liegen,  die  beiderseitigen  Selbst- 
kosten möglichst  genau  zu  erfassen.  Eine  Unterteilung  nach 
den  verschiedenen  Unterarten  bei  den  Hauptgattungen  wird  sich, 
soweit  notwendig,  also  jedenfalls  für  Personen-  und  Schnellzüge 
auch  wohl  erreichen  lassen  und  zwar  durch  Bildung  von  Verhält- 
niszahlen auf  Grund  zeitweiliger  Aufschreibungen. 

Die  Einzelkosten  setzen  sich  zusammen  aus  den  für 

1.  Unterhaltung  der  baulichen  Anlagen 

a)  eigentliche    Unterhaltung    (Titel    14    der  Bnchungs- 
ordnung), 

b)  Bewachung, 

c)  Sicherung. 

2.  Eigentliche  Zugförderung 

a)  Lokomotiven  mit  Personal  und  Stoffen, 

b)  Wagen  einschl.  Stoffe  und  Signalinittel , 

c)  Zugpersonal. 

3.  Stationen 

(und  zwar  eigentliche  Bahnhöfe  und  die  übrigen  Dienst- 
stellen) 

Gemeinkosten  entstehen,  wie  sich  zeigen  wird, 
auch_  in  den  einzelnen  vorstehenden  Abschnitten, 
soweit  sie  aber  über  diesen  schweben  bestehen  sie  aus 

4.  Verwaltungskosten  (vom  Amt  aufwärts,  auch  Ersenbahn- 
hauptwerke). 

5.  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals. 

Zu  Punkt  2  ist  zu  bemerken,  daß  die  Sicherung  der  Strecke 
und  die  Bewachung  deswegen  zusammengefaßt  werden,  weil  sie 
nach  der  Organisation  der  preußisch-hessischen  Eisenbahnver- 
waltung einer  Dienststelle  unterstellt  sind  und  deshalb  eine  ein- 
fache Aufschreibung  gewährleisten. 

Die_  Ermittelung  der  Gemeinkosten  4  und  5  ist  nicht 
schwierig.  Ihre  Verteilung  auf  die  Einheiten  wird  voraussicht- 
lich nach  der  Zahl  der  gefahrenen  Zugkm  zweckmäßig  sein, 
"bne  jfddch  die  \\';ihl  eines  Verteilungsmaßstabes  schon  vor- 


weg festlegen  zu  wollen.  Der  Sch]üssel  für  die  Hauptwerk- 
Stätten  ist  besonders  festzustellen. 

Die  Einzelkosten  werden  an  Hand  von  Aufschreibungen  zu 
ermitteln  sein,  die  so  einfach  und  zweckdienlich  wie  möglich 
auszugestalten  sein  werden,  um  mit  möglichst  geringem  Arbeits- 
aufwand zum  Ziele  zu  gelangen.  Ihre  Zahlenergebnisse  und  die 
der  übrigen  Buchführung  nach  der  Buchungsordnung  vom  April 
1921  müssen  sich  ergänzen.  Eine  Durcharbeittung  der  Statistik 
in  dem  Umfange,  daß  sich  eine  gegenseitige  Kontrolle  zwischen 
Buchführung  und  Statistik  ermöglicht,  erscheint  ausgeschlossen, 
da  der  Arbeitsaufwand  zur  Erreichung  dieses  Zieles  wohl  zu 
groß  sein  würde. 

Kostenarten  sind  diejenigen  der  Buchungsordnung  —  also 
in  den  beiden  Hauptarten  persönliche  und  sächliche  Kosten. 
Kostenstellen  werden  im  allgemeinen  die  buchführenden  Dienst- 
stellen sein. 

Man  kann  sich  das  Gesamteisenbahnnetz  in  einzelne 
Strecken  zerlegen,  die  so  zu  begrenzen  sind,  daß  möglichst 
viele  auf  ihnen  verkehrende  Züge  von  Anfang  bis  zu  Ende 
durchfahren,  also  etwa  Berlin — Halle,  Cassel — Frankfurt, 
Warburg — Marburg  u.  dergl. 

Wenn  man  nun  zu  dem  Ergebnis  kommen  kann,  daß  die 
einzelnen  Dienststellen  ihre  Aufwendungen  nach  den  Zug- 
gattungen, weiter  die  Knotenpunkte  nach  den  einzelnen 
Strecken  zerlegen  können,  so  kann  man  durch  Zusammen- 
zählung der  Einzelelemente,  den  Gesamtaufwand  für  jede 
Strecke  nach  Personen-  und  Güterzügen  getrennt,  ermitteln. 
Die  Arbeit  erscheint  zunächst  undurchführbar.  Sie  wird  aber 
schon  erheblich  eingeschränkt,  wenn  man  die  Tatsache  berück- 
sichtigt, daß  der  Betrieb  ja  innerhalb  gewisser  Zeitabschnitte 
gleichmäßig  ist,  daß  also  für  Regelzeitcu  eine  tägliche  Auf- 
schreibung nicht  erforderlich  ist,  daß  sie  sich  also  auf  be- 
stimmte Kalendertage  beschränken  kann  (wie  jetzt  z.  B.  die 
Ermittelung  der  Zugbesetzungszahlen).  Durch  die  Wieder- 
holung wird  die  Arbeit  zudem  erleichtert.  Mau  wird  nun  so 
vorgehen  können,  daß  man  die  Gesamtaufwendungen  einer 
Dienststelle,  etwa  monatlich  nach  Kostenarten  getrennt,  er- 
mittelt, und  zwar  soweit  zerlegt,  wie  es  ohne  erhebliche  Arbeit 
möglich  ist,  die  Verteilung  aber  auf  die  einzelnen  Zugarten 
und  Richtungen  nach  einem  bestimmten  Schlüssel  vornimmt. 
Die  Feststellung  dieses  Schlüssels  verlangt  von  Zeit  zu  Zeit 
besondere  sorgfältige  Auf  Schreibungen,  die  ein  größeres  Maß 
von  Arbeit  erfordern.  Sie  versprechen  aber  solche  Vorteile, 
daß  sich  die  Arbeit  bezahlt  macht.  Gedacht  sind  die  Auf- 
schreibungen nach  bestimmten  Mustern.  Bei  einer  Reihe  der 
nötigen  Angaben  wird  man  in  jedem  Falle  auf  sorgfältige 
Schätzung  des  Dienststellenleiters  angewiesen  sein.  Das 
Schema  muß  deshalb  so  abgefaßt  sein,  daß  sich  Fehler  der  ein- 
zelnen Dienststellen  in  ihrer  Summe  gegenseitig  aufheben. 

Um  auf  dem  angegebenen  Wege  zum  Ziele  zu  gelangen, 
ist  eine  eingehende  Untersuchung  über  die  Zerlegung  der  Ein- 
zelkosten in  die  gewünschten  Elemente  und  ihre  Zusammen- 
setzung nach  Strecken  notwendig. 

Die  vorstehend  gegebene  Gliederung  gibt  zwar  an,  wie 
sich  die  Kosten  zusammensetzen,  zeigt  aber  noch  nicht  die 
Zerlegung  nach  Kostenstellen,  die  für  die  richtige  Aufschrei- 
bung erforderlich  ist.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird 
man  gliedern  müssen  nach  (vgl.  Gaede-Verk. -Woche  22,  S.  11) 
1.  Unterhaltung  (Bahnmeistereien), 

2.  Eigentliche  Betriebsverwaltung  (Bahnhöfe), 

a)  eigentliche  Bahnhöfe, 

b)  Zugpersonal. 

3.  Betriebsmittel-Verwaltung  (Betriebswerkmeistereien), 

a)  Lokomotiven,    getrennt    nach    Zug-    und  Rangier- 
lokomotiven, 

b)  Wagen. 

Die  reinen  Zugförderungskosten  lassen  sich  also  später  zu- 
sammensetzen, aus  denen  unter  2  b,  3  a  ^  und  3  b. 

In  einfacher  mathematischer  Form  sind  die  Kosten  in  An- 
lage 1  untersucht.  ■  Als  deren  Ergebnis  ist  folgendes  festzu- 
stellen: 

1.  für  die  Strecke  wird  die  Gesamtzahl  der  gefahrenen 
Zugkm  ermittelt, 

2.  Die  auf  den  einzelnen  Strecken  aufkommenden  Kosten 
werden  in  geographischer  Reihenfolge  zusammen  ge- 
zählt, sei  es  nun  als  Gesamtsummen  oder  besser,  als 
Einheitskosten  für  das  Zugkm.  Ihre  Gesamtsumme 
setzt  sich  aus  den  an  den  Endknotenpunkten  entstehen- 
den Kosten  und  denen  der  Zwischenstellen  zusammen. 

3.  An  den  beiden  Endknotenpunkten  entstehen  die  eigent- 
lichen Stationskosten,  einschließlich  der  für  den  Verkehrs- 
dienst und  die  reinen  Zugförderungskosten,  bestehend 
aus  denen  für  den  Wagenpark,  das  Zugpersonal  und 
die  Zuglok.  Zweischenstationen  mit  Abzweigung  gelten 
nur  für   die   abzweigenden   Strecken   als  Anfangspunkt. 
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Kreuzungspunkte   sind   gegebenenfalls   in   beiden  Rich- 
tungen Zwischenstationen. 

4.  Für  die  Anfangs- (End-)  knotenpunkte  werden  zur  Er- 
mittelung der  Einheitskosten  die  Gesamtkosten  durch 
die  halbe  Zahl  der  Zugkm  (zu  1)  zu  geteilt,  um  Doppel- 
zählungen zu  vermeiden.  Der  Zug  hört  sozusagen  mit 
der  Einfahrt  auf.  Die  Kosten,  die  neu  entstehen,  fallen 
dem  neu  zu  bildenden  ausfahrenden  Zuge  zur  Last.  Das 
gilt  für  die  eigentlichen  Stationskosten,  die  Wagen- 
kosten, die  für  Zugpersonal  (die  von  den  Stationen  nur 
in  besonderer  Zeile  ermittelt  werden  müssen)  und  den 
Lokomotivkosten.  Die  Betriebswerkmeistereien  treimen 
ihre  Kosten  nach  Zug-  und  Rangierlokomotiven.  Die  Ge- 
samtzahl der  für  eine  Strecke  geleisteten  Lokomotivkm 
muß  gleich  der  der  Zugkm  sein,  die  allerdings  durch  Vor- 
spann-Druck- und  Leerkm  besonders  belastet  werden. 
Die  Kosten  für  die  Rangicrlokomotivstunde  werden  den 
Stationen  angegeben,  die  sie  weiter  verwerten. 

5.  Die  Zwischenstellen  setzen  sich  zusammen  aus  allen  in 
Frage  kommenden  Dienststellen,  nämlich  den  Bahn- 
meistereien, den  Bahnhöfen  mit  den  eigentlichen  Stati- 
onen und  den  Dienststellen  für  den  Verkehrsdienst, 
schließlich  auch  den  Betriebwcrkmeistereien.  Zur  Er- 
mittelung der  Einheitskosten  werden  die  dort  ent- 
stehenden Kosten  durch  die  volle  Zahl  der  nach  1.  ent- 
stehenden Zugkm  geteilt. 

6.  Gemeinschaftliche  Strecken  —  Bahnmeistereien  und 
Zwischenbahnhöfe  mit  Abzweigung  —  zerlegen  ihre 
Kosten  nach  Zugzahl  der  einzelnen  Strecken  oder  einem 
geeigneteren  Maßstabe. 

Für  die  erörterten  Aufschreibungen  sind  eine  ganze  Reihe 
von  Vordrucken  erforderlich,  um  gleichartige  Zahlen  und  Er- 
gebnisse zu  bekommen.  Als  Beispiel  ist  der  Versuch  gemacht, 
die  Muster  für  die  Ermittelungen  eines  Anfangsbahnhofs  einer 
Strecke  zu  entwerfen  (Anlage  2). 

Die  Stundenbeträge  von  Muster  1  werden  mit  Hilfe  einer 
Gehaltstafel .  (Muster  3)  in  Mark  umgerechnet.  Die  mit  Hilfe 
der  Tafeln  errechnete  Gehaltssumme  wird  sich  mit  den  wirk- 
lich ausgezahlten  Beträgen  nicht  völlig  decken,  da  es  sich  bei 
den  Gehaltstafeln  um  mittlere  Werte  handelt.  Der  Unter- 
schied muß  zu  den  Gemeinkosten  geschlagen  werden.  Die  Ge- 
samtsumme der  Gemeinkosten  wird  dann  im  Verhältnis  der 
Markbeträge  auf  Güter-  und  Personenzüge  umgelegt.  Für 
große  und  kleine  Bahnhöfe  wird  man  verschiedeiae  Muster  aus- 
arbeiten müssen. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  einzelnen  Strecken  kann 
man  die  Kosten  für  die  großen  Durchgangsstrecken  und  ganze 
Bezirke,  schließlich  das  Gesamtnetz  berechnen.  Doch  ist  das 
letztere  kaum  erforderlich,  da  dazu  ja  die  bisherige  Statistik 
ausreicht.  Man  hat  aber  Nebenbahnen  von  Hauptbahnen  ge- 
trennt und  kann  jede  Linie  nach  ihren  Einheitskosten  ermitteln. 
Von  den  Zugkm  kann  man  zu  den  Personenkm  und  tkm  auch 
mit  Hilfe  der  vorhandenen  Statistik  übergehen..  Zu  den  Ein- 
nahmen einer  Strecke  kann  man  gelangen,  wenn  man  die  Per- 
sonenkm und  tkm  nach  den  einzelnen  Tarifklassen  durch  Stich- 
zählung gliedert  oder  den  mittleren  Ertrag  des  tkm  jeder 
Strecke  ermittelt  (das  ist  vielleicht  auch  möglich,  wenn  man  die 
an  den  einzelnen  Einnahmestellen  aufkommenden  Geldbeträge 
statistisch  erfaßt). 

Es  fragt  sich,  ob  derartige  Ermittlungen  für  alle  Strecken 
notwendig  sind,  ob  nicht  ein  Teil  zur  Feststellung  von  Mittel- 
werten genügt 

Selbstverständlich  erfordert  die  Durchführung  einer  solchen 
Aufschreibung  noch  manche  Ueberlegung  und  Feststellung. 
Einige  davon  seien  kurz  erwähnt.  Den  Dienststellen  müssen  eine 
Reihe  von  Unterlagen  zur  Verfügung  gestellt  werden,  um  sie 
in  die  Lage  zu  versetzen,  z.  B.  die  Stoffe  und  Geräte  nach 
ihrem  Geldwerte  umzurechnen.  Wie  das  in  einfachster  Form 
geschehen  kann,  bedarf  auch  der  Durcharbeitung.  Dahin  ge- 
hören z.  B.  auch  die  Beschaffungs-  und  Unterhaltungskosten 
der  Lokomotiven  und  Wagen  für  die  auch  erst  Mittelwerte 
gebildet  werden  müssen.  In  der  heutigen  Zeit  der  schweben- 
den Preise  ist  das  natürlich  besonders  schwierig,  wird  sich  aber 


vereinfachen,  wenn  die  Geldschwankungen  nachlassen  und  nor- 
male Zeiten  zurückkehren. 

Der  Wert  einer  guten  Statistik  beruht  zum  guten  Teil  auch 
auf  einem  \'ergleich  der  Aufschreibungen  verschiedener  Zeiten. 
Heute  hat  man  dazu  nicht  ohne  weiteres  einen  Maßstab,  eben 
infolge  der  Schwankungen  des  (! eidwertes.  Es  gilt  deshalb, 
wenn  möglich,  einen  Maßstab  zu  schaffen.  Das  läßt  sich  sicher 
mit  Hilfe  von  Kennzahlen  der  Eisenbahn,  ähnlich  denen  der 
Lebenshaltung,  erreichen.  Auch  dieser  Gedanke  sei  hier  nur 
angedeutet,   seine   weitere   Verfolgung   bleibt  vorbehalten. 

Bis  zur  Erreichung  des  Zieles  ist  also  noch  ein  weiter 
Weg,  der  aber  auch  für  die  Dienststellen  manchen  Vorteil  ver- 
spricht. So  wird  die  Kenntnis  der  hohen  .Summen,  die  der 
einzelne  zu  bewirtschaften  hat,  das  Verantwortungsgefühl 
heben  und  zur  Sparsamkeit  anregen.  Wenn  die  Zwischen- 
leistungen an  jeder  Stelle  nach  einem  gleichartigen  Maßstab 
festgestellt  werden,  so  können  unzulässig  hohe  Aufwendungen 
durch  Vergleich  verschiedener  Aufschreibungen,  sei  es  der- 
selben oder  ähnlicher  Stellen,  ermittelt  werden.  Ungünstige 
örtliche  Verhältnisse,  Fehler  im  Betrieb,  werden  sich  dabei 
zeigen,  so  daß  sie  Veranlassung  geben  können,  einen  Bahnhof, 
eine  Strecke  entweder  möglichst  auszuschalten  oder  umgekehrt 
stark  zu  belegen  und  dergl.  mehr. 

Der  Weg  ist  nicht  leicht,  die  Schwierigkeiten  sind  aber  zu 
überwinden,  ist  es  doch  schon  für  Einzelgebiete  der  Selbst- 
kostenermittelung gelungen,  zum  Ziele  zu  gelangen.  So  sind 
z.  B.  die  Betriebskosten  einer  großen  Anzahl  von  Verschiebe- 
bahnhöfen der  Reichsbahn  in  einwandfreier  vergleichsfähiger 
Weise   durch   verschiedene   Direktionen    ausgerechnet  worden. 

Auf  dem  Zugbildungsbahnhof  A  entstehen  die  Gesamt- 
Kosten  Ka,  die  sich  zusammensetzen  aus  den  eigentlichen 
Stationskosten  S  A-  den  Kosten  für  Wagenpark  Wa.  den 
Kosten  für  die  Zugpersonale  Za.    und   die  Lokomotivkosten 

1.  Ka  =  SA  +  Wa  +  Zx  +  La  (Wa  +  Za  +  La 
sind  die  eigentlichen  Zugförderungskosten.)  K  a  zerfällt  in 
anderm  .Sinne  in  die  Kosten  für  Personen-  und  Güterzüge,  die 
durch  die  Indizes  p  und  g  bezeichnet  sind. 

2.  Ka  =  Kap  +  Kak. 

Es  ist  nun  ohne  weiteres  klar,  daß  jeder  von  A  ausgehende 
Zug  die  auf  ihn  entfallenden  Werte  W,  Z  und  L  trägt,  die  Ein- 
zelkosten des  Zuges  sind,  während  die  S  die  Gemeinkosten  sind, 
die  sich  nach  bestimmtem  Schlüssel  auf  alle  von  A  ausgehen- 
den Züge  verteilen.  Es  ist  aber  nicht  nötig,  die  Einzelkosten 
für  jeden  Zug  besonders  zu  berechnen,  weil  der  Durchschnitt 
vollständig  genügt.  Die  S.  W,  Z  und  L  werden  deshalb  im 
folgenden  gleich  behandelt. 

Gehen  von  A  aus  die  Strecken  1,  2,  3  .  .  .  so  zerlegt 
sich  Ka  in 

3.  Ka  =  Kai  -f'KAo  =  Kas  -f  .  .  . 

4.  Kai  =  Sai  +  Wai  +  Za,  +  Lai,  Kas  =  ■  •  • 
Gehen  von   A  m   Züge   aus,   davon   auf  der  Strecke   1  nj 

Züge,  so  wird  bei  Personenzügen  ein  genügend  genauer  I\Iaß- 
stab  für  die  Verteilung  nach  Strecken  die  Zahl  der  gefahrenen 
Züge  sein. 


5.  Saip 


_  Sap  •  n,  p 


Waip 


_  Wap 


'i  p 


,  Za,p  = 


Für  Güterzüge  ergibt  sich  als  Maßstab  ebenfalls  die  Zug- 
zahl oder,  wenn  die  Zugstärke  erheblich  schwankt,  die  Wagen- 
zahl der  auf  jede  Strecke  übergehenden  Wagen.  Die  Maß- 
stäbe werden  in  größeren  Zeitabständen  festgelegt. 

Die  Einzelkosten  des  Zuges  W,  Z  u.  L  belasten  ihn  solange, 
wie  sie  ihn  begleiten,  d.  h.  die  W  (der  eigenliche  Zug)  auf  die 
ganze  Länge,  Z  +  L  bis  zur  nächsten  Personal-  bzw.  Lokomo- 
tivwechselstation, wo  sie  durch  gleichartige  neue  Elemente 
ersetzt  werden.  Der  Anteil  der  Gemeinkosten,  Sa.  haftet  dem 
Zuge  bis  zu  seinem  Ende,  also  solange  wie  W  an. 

Nimmt  man  zunächst  an,  daß  alle  Elemente  Wagenpark, 
Zugpersonale  und  Lokomotiven  für  jede  Strecke  bis  zur 
nächsten  Zugbildungsstation  für  Strecke  I  der  Abteilung  I  also 
bis  E  zusammenbleiben  und  dort  umkehren,  so  haben  alle  Ele- 
ven Kai  gleiche  Leistungen  an  Zugkm. 


Str.  3 


vStr.Z 
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Dasselbe  gilt  von  den  in  geographischer  Reihenfolge  hin- 
zukommenden Kosten  der  Zwischenstellen,  also  Bahnmeiste- 
reien und  Zwischenbahnhöfen.  Zu  den  Kosten  Kai  kommen 
also  die  Kosten  Kb  der  Bahnmeisterei  B,-  Kc  des  Bahnhofs 
C  und  Kd  der  Bahnmeisterei  D.  Hier  sei  darauf  hingewiesen, 
daß  Ka  nur  für  die  n  von  A  ausgehenden  Züge  gilt,  während 
Kb  bis  Kd  (die  Zwischendienststellen)  für  alle  2ni  Züge  beider 
Richtungen  gelten.  Es  erscheint  nämlich  zweckmäßig,  bei  den 
Zuganfangsbahnhöfen  nur  die  ausgehenden  Züge  zu  zählen,  um 
Doppelzählungen  zu  vermeiden.  (In  Uebereinstimmung  mit 
den  z.  B.  bei  Rangierbahnhöfen  nur  einmal  im  Ausgang  zu 
zählenden  Wagen).  Dabei  wird  zunächst  Paarigkeit  der  Züge 
vorausgesetzt,  um  die  statistischen  Aufschreibungen  und  Aus- 
rechnungen nicht  unnötig  zu  erschweren.  Es  wird  aber  Sache 
■von  Sonderuntersuchungen  sein,  den  Einfluß  starker  Unpaarig- 
keit im  Einzelfalle  festzusetzen. 

Zu  den  bisher  betrachteten  Kosten  der  Strecke  1  kommen 
dann  noch  die  Kosten  Kei.  die  sich  genau  wie  K  A.  zusammen- 
setzen, die  für  die  nl  Züge  der  Richtung  E — A  gelten.  Die 
Kosten  der  Strecke  I  sind  also 

6.  Kl  =  Ka,  -f  Kb  +  Kc  +  •  •  •  +  Ks, 

6a.K,[,  =  Kaip  -1-  Kbp  -f-  Kq)  +•■•-!-  K^ip 
für  Personenzüge  und 

6b  Kig  =:   •  •  • 
(desgleichen  für  Güterzüge). 


Bei  einer  Länge  der  Strecke  1  vom  k  1  km  entstehen  für  1 
Zugkm  unter  der  Voraussetzung,  daß  alle  Elemente  von  A — E 
durchfahren,  die  Einheitskosten 

ni  •  k,  ^3nj  ■  Kl  ^2ni  .  kl  ^  ^  ni  •  k, 

Der  verschieden  große  Nenner  kann  zu  Irrtümern  keinen 
Anlaß  geben,  da  die  einzelnen  CHieder  der  Summe  von  ver- 
schiedenen Dienststellen  ermittelt  werden. 

Nach  Gleichung  4  ist 

Uj  k,     nj  !f j     Hj  k,      n,  kj     nj  kj 

Nun  sind  aber  die  Leistungen  der  3  Elemente  des  fahrenden 
Zuges,  nämlich  des  Wagenparkes,  des  Zugpersonals  und  der 
Lokomotiven  in  vielen  Fällen  nicht  gleich,  sei  müssen  viel- 
mehr als  verschieden  angenommen  werden.  Also  nur  W,  das 
bis  zur  Endstation  durchfährt,  ist  die  Größe,  die  mit  dem  Anteil 
von  S  auf  die  ganze  Strecke  belastet  wird.  Bei  den  Personen- 
zügen ist  das  ohne  weiteres  möglich,  da  ja  der  Zugpark  in  der 
Regel  unverändert  von  Zugbildungsstation  zu  Zugbildungs- 
station durchläuft.  Etwaiges  An-  oder  Absetzen  von  Wagen 
fällt  den  Zwischenbahnhöfen  zur  Last  und  erscheint  dort.  Die- 
selbe Annahme  kann  aber  auch  bei  den  Güterzügen  gemacht 


Muster  1. 


Gesamtaufwendung  des  Bahnhofs 


Kostenstelle  Bahnhof: 
....  im  Monat   


Kostenarten 


2  I  3  I  4 
Gesamtsumme 


alle 
Züge 


Personal 
Ransierlok. 
Stoffe 
Geräte 
usw. 


für 
Pz 

0/ 

 /o 

von 
Sp.  2 


Gz 

Kos- 

0/ 

  10 

ten 

von 

 % 

Sp.  2 

von 

Sp.  2 

M 

J6 

alle  Züge 

Ge-  Ein 
fahr,  heits- 
Zug-  kosten 
km 
Rich- 
tung 
A-E 


Zkm 


f  d. 

Zkm. 
Sp  5 


Sp.  6 


8     I     9     I  10 

Strecke  A — E 
Personenzüge 


Kos- 
ten 

 % 

von 
Sp.  3 


Ge- 
fahr. 
Zkm 
Rich- 
tung 
A-E 

Zkm 


Ein- 
heits 
kosten 

f.  d. 

Zkm 
Sp.  8 


Sp.  9 


11 


12 


13 


Güterzüge 


Kos- 
ten 

  10 

von 
Sp.  4 


Ge- 
fahr. 
Zkm 
Rich- 
tung 
A-E 

Zkm 


Ein- 
heits- 
kosten 

f.  d. 

Zkm 
Sp.  11 


Sp.  12 


14 


Strecke 


usw. 


Muster  2 

Schlüssel  zu  Muster  1  Kostenstelle  Bahnhof. 


1 

2         3         4         5     6  7 

11        12        13        14  15 

16  17 

18    19         20    21         22    23  24 

Kosten- 
arten 

Stellw 

Gesamt- 
auf- 
wen- 

dungen 

Std. 

'crk  (S 
da\ 

Pz. 

"/„ 
von 
Std. 

t)  Aufs 
ron 
Cz. 

»0 
Sp.  2 

Std. 

ichtsbezirk  * ) 
usw. 

al 

Summe 
Sp.  2+5 

+  

std. 

ler  Zü, 

Stunden 
kosten 

M. 

Ge- 
samt- 
summe 
Sp. 

II  ■  12 

M. 

der 
soner 

Summe 
Sp.  3-f  6 

+  

Std. 

Per- 
izüge 

Ge- 
samt- 
summe 
Sp. 

12  ■  14 

M. 

der  ( 
zü 

Summe 
Sp.  4+7 

-1-  

Std. 

iüter- 

ge 

Ge- 
samt- 
summe 
Sp. 
12-  16 

M. 

Bs 
) 

Std. 

G 

hnhofs- 
eitung 

Summe 

Sp.  12. i8 

M. 

remeinkoste 

Unfälle 
Summe 
Std.  M. 

n 

Heizung 
Beleuchtung 
usw. 

o 

u 

■°Ä  + 

ti+ 

?  S  M 

s  £  + 

(U 

Personal 

Beamte  Kl  X 
IX 
VIII 

vn 

VI 
V 
IV 

III 
II 

I 

Arbeiter 
Rangierlok. 
StO'fe 
Geräte 
usw. 

*)  Hier  folgen  in  örtlicher  Reihenfolge  die  Einzelstellen  des  Bahnhofs,  also  auch  die  des  Verkehrsdienstes,  z.  B.  .Stellwerks,  Aufsichtsposten,  Rangierkolonnen  usw. 
und  zwar  gleich  zerlegt  nach  Personenzügen  und  Güterzügen.  Ob  die  Zerlegung  nach  Richtungen  hierbei  schon  angängig  ist,  mufä  örtlich  festgesetzt  werden.  Im  allge- 
meinen wird  sie  nach  einem  besonderen  MafSstab  für  die  Gesamtsumme  vorgenommen  werden  können.  Für  Personenzüge  kommt  hier  etwa  die  Zugzahl,  für  Gz  die 
Wagenzahl  in  Frage.  Diese  werden  nach  Stichtagen  ermittelt.  Es  ist  belanglos,  ob  die  Verkehrsstellen  ihre  Ermittelungen  auf  besonderem  Muster  machen  und  aucli 
ob  die  Ermittelungen  für  andere  Zwecke  weitergehen,  z.  B.  die  Ermittelung  der  Leistungen,  Zahl  der  Fahrkarten,  Frachtbriefe,  GUtertonnen  und  dgl.  mehr.  Hierher 
gehören  nur  die  entsprechenden  Aufwcndungszahlen. 


*)  Die  Summe  Spalte  24  wird  ini  Verhältnis  der  durch  Sp.  15  u.  17  ermittelten  Vomhundertzahlen  zu  diesen  Spalteu  hinzugezählt. 
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werden,  indem  die  mittlere  Stärke  (nach  besonderer  statistischer 
Ermittelung)  als  gleichbleibend  angenommen  wird. 

Von  Zu-  und  Abgang  der  Wagen,  die  hier  die  Regel  bilden, 
gilt  dasselbe  wie  von  Personenzügen;  sie  belasten  die  Zwischen- 
bahnhöfe und  erscheinen  bei  deren  Kosten. 

Die  Formel  8)  muß  also  noch  etwas  verallgemeinert  wer- 
den, nämlich  in  dem  Sinne,  daß  die  einzelnen  Elemente  den 
Zug  soweit  belasten,  als  sie  wirklich  fahren.  Die  S  und  VV 
Kosten  belasten  aber  auch  einen  über  E  hinaus  fahrenden  Zug- 
Iiark. 

Wenn  man  genau  rechnen  will,  so  wird  man  für  den  vor- 
liegenden Zug  die  W.  Werte  so  ermitteln  können,  daß  die  Be- 
triebswerkmeisterei  für  Personenzüge  alle  von  den  ihnen  unter- 
stellten W'agenparks  zu  leistenden  Zugkm  für  jede  Fahrplan- 
periode nach  einzelnen  Richtungen  feststellt,  die  W.  Werte 
durch  diese  Zugkm-Zahl  teilt,  so  daß  man  den  Wert 
W, 

Hw  =  j  ■ —  (H  =  Einheitskosten) 

k«i  Hl 

erhält.    In  demselben  Sinne  ergibt  sich 

Hs  =  -fl- 

Uj  Kvv] 

und 

Hz  =  ^L       Hi  =  — ^ 
nj  kwi  nj  ri  1 1 

Die  Formel  8)  würde  dann  übergehen  in  die  allgemeine  Formel 


9- 


Ka 


Sai 


Wa, 


2.  nk 


kv 


n,  •  k 


■7  + 


ij  kwj  n 


■  kii 


Dasselbe  gilt  auch  für  die  Güterzüs;e.  für  die  die  "Stationen  die 
zu  leistenden  Zugkm  bis  zu  den  Endstationen  richtungsweise 
festst-llen  und  die  <  ntsprechenden  Kosten  für  das  Zugkm  bilden. 

Eine  Einrechnung  der  Formel  8)  bzw.  9)  in  7)  ist  nicht  er- 
forderlich, da  jeder  Wert  von  einer  besonderen  Dienststelle 
berechnet  wird. 

Wenn  nun  ein  Zug  von  A  über  E  hinausfährt,  so  wäre  er 

von  A  her  bis  zur  Zielstation  belastet  mit  — wenn 

Ui  .  kwi 

Lokomotive  und  Personal  wechseln. 

Die  Zusammenzählung  dieser  Werte  mit  den  in  E  neu  ent- 
stehenden würde  große  Schwierigkeiten  machen.  Man  muß 
deshalbeine\'ereinfachung  vornehmen  in  dem  Sinne,  daß  dieZug 
km  als  feststehende  Größe  für  jede  Strecke  berechnet  werden, 
unabhängig  davon,  ob  Züge  auf  die  andere  Strecke  übergehen 
oder  nicht.  Es  wird  dabei  ein  Fehler  gemacht,  der  sich  jedoch 
in  der  Gesamtsumme  aufhebt,  wie  im  folgenden  Absatz  nach- 
gewiesen wird. 


Abb. 


Str.  1  (kl  Kilometer 


Str.  «  (6u  Kilometer  ^ 
2 Up  Züge) 

n Jeder  Richtung 
u  lüge  übergehend 


Die  Kosten  in  Mark  für  ein  Zugkm  der  von  Aaus  auf  die 

Sa, 

m  Mark  für  ein  Zugkm  der  von  F  aus  auf  die  Strecken  i  — 6 


Strecke  1 — 6  übergehenden  Züge  sind: 


Die  Kosten  in 


übergehende  Züge  sind:  — , — ,  "  — . 
^  ^  n„k,, +  uk, 

Rechnet  man  nicht  die  Laufstrecke  des  Wagenparks,  sondern 

nur  bis  zum  nächsten  Streckenendpunkt,  so  fällt  für  die  Strecke 

E — F  die  Uebertragung  für  das  Zugkm  (von  u  Zügen)  fort  in 

Höhe  von  — t—A^ — r    und  für  die  Strecke  E  —  A   die  Über- 
ni  k,  +  u  k,3 

tragung  von 


nc  kß  +  u  kl' 


Dagegen   würde   ein    Zugkm  der 


Mark 


Strecke  A— E  auf  ^'i^'  Mark  gegenüber  — i^x^ — jr 
njk,  ni  Kl  -f-  u 

größert  die  von  F"e  auf   —  Mark. 

Der  Fehler  wird  sich  für  den  Gesanitbereich  des  Eisen- 
bahnnetzes vollständig  aufheben  und  für  die  einzelnen  Strecken 
infolge  der  Paarigkeit  der  Züge  in  erträglichem  Umfang  aus- 
gleichen. Immerhin  muß  man  die  Größen  des  Fehlers  für  Ein- 
zelfälle untersuchen,  um  ihn  gegebenenfalls  zu  beseitigen  oder 
eingrenzen  können. 

Um  auch  die  auf  den  Z wischenstationen  beginnenden  oder 
umkehrenden  Züge  und  die  an  einem  Tage  mehrmals  fahrenden 
zu  erfassen,  geht  man  noch  einen  Schritt  v.eiter  in  der  Verein- 
fachung und  rechnet  für  jede  Strecke  die  wirklich  entstehenden 
Zugkm  aus,  einerlei  auf  welchem  Bahnhofe  sie  beginnen.  Mit 
diesem  Werte  ermittelt  man  dann  die  Kosten  des  Zugkm  nach 
Gleichung  7  bzw.  8. 

Zu  den  S-Kosten  gehören  alle  im  Bahnhofe  entstehenden, 
die  nicht  von  den  Betriebswerkmeistereien  errechnet  werden, 
also  auch  die  der  selbständigen  (jüterabfertigungen-Umlade- 
halle  u.  dergl.,  gegebenenfalls  auch  die  der  Bahnmeistereien 
wie  im  folgenden  dargelegt. 

Die  Einheitskosten  der  Bahnmeistereien  kann  man  auf 
zweierlei  Weise  ermitteln.'  Einmal  nach  Gleichung  7.  Der 
Bahimieister  errechnet  sein  K  B.  das  sind  seine  Gesamtkosten 
(Beamten,  Arbeiter,  Stoffe,  Geräte),  teilt  sie  durch  2  n,  •  k,  dann 
ist  dasGlied  in  derSumme  derGleichung  7  richtig.  Der  Bahnmeister 
erhält  aber  nicht  immer  das  wirkliche  Ergebnis  der  über  seine  Teil- 
strecke gefahrcnenZugkm  und  den  Aufwand  für  die  ihm  zufallenden 
Zugkm,  will  man  das  haben,  so  muß  Kb  durch  2nB  ■  kß  ge- 
teilt werden,  (üb  ist  die  Zugzahl,  die  die  Bahnmeisterei  in  jeder 
Richtung  durchfährt,  kB  die  Streckenlänge  der  Bahnmeisterei). 
Der  Wert  ermöglicht  zwar  einen  gewissen  Vergleich  der  Bahn- 
meistereien untereinander,  kann  aber  nicht  in  Gleichung  7  ver- 
wendet werden,  da  er  schon  den  Einheitsaufwand  tür  die  Bahn- 
meisterei gibt.  Statt  der  Summe  der  verschiedenen  Bahnmei- 
stereien in  Gleichung  7  muß  in  diesem  Falle  das  arithmetische 
Mittel  aller  Streckenbahnmeistereien  stehen.  Da  aber  nur  ein 
gewisser  \'ergleich  ermöglicht  ist  (Strecken  statt  Gleislänge 
also  nicht  Berücksichtigung  der  Bahnhöfe)  wird  der  erste  Weg 
vorzuziehen  sein.  Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Bahnmei- 
stereien großer  Bahnhöfe,  die  keine  eigentlichen  Strecken 
haben.  Hier  wird  man  alle  Kosten  zu  den  Stationskosten  des 
Bahnhofs  rechnen  müssen  (in  Abb.  1  entsprechend  angenommen). 

Muster  3. 

Gehaltssätze  Ortsklasse  


1 


a 


bfl 
C 
3 


X 

IX 

VllI 

VII 

VI 

V 

IV 

III 


2 


<u  — 

U  Ol 

S  o 


Jt, 


bC  1! 
J3 


o-g 

c 


CO 
-f 

4) 
C/2 


D 
CO 


in  O, 
3  m 

bß  ° 
C  > 
3 

3  C5 
4J  II 
H  II 
Ji 


6 


o  ^ 

bi30  N 
iH"^  bi) 
J=-l-  C 

o  r  3 
SS  u, 

3  D 


+ 
E  + 

3  ü 


t:  M 
I  flj  •• 


4;  CJ 


3  O 


1+ 


c3  c  ; 


REICHSBAHN  UND  KAUFMÄNNISCHER  GEIST 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  STEUERNAGEL,  BERLIN 


Gedankengang.  Was  ist  kaulnUlimischcr  Geist?  Sein  Zeiclien 
ist  der  Erfolg.  \'crschic(lcnhf it  des  Erfolges  bei  Piivat-  Lind  Ciemein- 
wirtschaft.  Mit  welchen  Mitteln  arbeitet  der  kaufmUnnis»  lie  Gi-ist  ?  Dem 
Träger  angeborene,  und  vom  Träger  erwo,  beno  Mittel  Besitzt  die 
Reichsbahn  diese  Mittel?  Kann  d  e  Reii  lisbahn  diese  Mittel  anwenden? 
Hemmungen.    Was  ist  zur  Beseitigung  dieser  Hemmungen  /u  tun? 

Ein  immer  wiederkehrender  Vorwurf,  der  der  Reichs- 
bahn heute  bei  jeder  Gelegenheit  gemacht  wird  —  sei  es,  daß 
die  Privatisierung  der  Eisenbahn  erörtert,  sei  es,  daß 
die  Gründe  für  den  Fehlbetrag  der  Reichsbahn  behandelt 
werden,  ist  der  Mangel  an  kaufmännischem  Geist.  Es 
^\ird     dabei     im      allgcnieiiicu      als      sclhslverständlich  lii.i- 


'Restellt,  daß  die  deutschen  Eisenbahnen  bei  privater, 
kaufmännischer  Art  dieser  Verwaltung  wieder  zu  wirt- 
schaftlicher Blüte  kommen  werden.  Private  Verwaltungen  seien 
beweglicher  bei  der  Durchführung  ihrer  Alaßnahmen  und  wirt- 
schafteten billiger.  Der  kaufmännische  Geist  privater  Angestell- 
ter sei  für  ein  solches  Unternehmen  geeigneter  als  der  büro- 
kratische von  Reichsbeamten.  Dabei  wird  dann  als  Nach- 
ahtrienswertes  Vorbild  auf  die  Leistungen  der  Industrie  in  und 
nach  dem  Krieg  hingewiesen. 

Im  folgenden  soll  einmal  untersucht  werden,  was  das  den'i 
eigentlich  ist:  kaufmännischer  (Jcist!    JMescr  Geist,  der  vorzu;..';'-- 
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weise  befähigt  sein  soll,  das  Riesenunternehmen  der  Reichsbahn 
von  den  Folgen  des  Ay,  jährigen  Krieges  und  seiner  Umstellung 
auf  die  neue  Zeit  zu  heilen;  der  es  möglich  machen  soll,  die 
Einnahmen  den  Ausgaben  und  umgekehrt  anzugleichen  und  da- 
neben doch  alle  Anforderungen  des  Verkehrs  in  „Friedensgüte" 
zu  befriedigen.  Welcher  Art  dieser  kaufmännische'  Geist  ist, 
wodurch  er  in  Erscheinung  tritt,  sich  von  dem  seither  in  der 
Eisenbahn  typischen  Geist  unterscheidet,  sich  vor  ihm  auszeich- 
net —  darüber  denkt  jeder  anders.  Treten  wir  ganz  unbefangen 
an  den  Begriff  des  kaufmännischen  Geistes  heran,  so  können  wir 
zunächst  sagen,  daß  es  der  Geist  ist,  der  beim  Kaufmanne  zu 
finden  ist;  wenn  wir  noch  etwas  weiter  gehen,  der  Geist,  der 
vorzugsweise  beim  Kaufmann  zu  finden  ist,  der  den  Kauf- 
mann vor  den  Nichtkaufleuten  auszeichnet.  Aber  auch  über 
diesen  Geist  des  Kaufmannes  denkt  die  Welt  recht  ungleich- 
artig. Schon  Martin  Luther  sagt  recht  ärgerlich  vom  Kauf- 
mann: ,,Ich  sehe  nicht  viel  guter  Sitten,  die  je  in  ein  Land 
kommen  sein  durch  Kaufmannschaft."  Der  Grundfehler  der 
meisten  .Kaufleute  liege  darin,  daß  sie  die  Ware  so  teuer  wie 
niöglich  anbringen  wollen;  statt  dessen  es  heißen  müsse,  so 
teuer  wie  recht  und  billig.  Dadurch  wird  der  Handel  „nichts 
anderes  denn  Rauben  und  Stehlen  dem  Andern  ihr  Gut".  Ohne 
die  Straßenräuber  entschuldigen  zu  wollen,  meint  Luther  doch: 
,, Sintemalen  alle  Kaufleute  täglich  die  ganze  Welt  rauben,  wo 
ein  Räuber  im  Jahre  einmal  oder  zwei  einen  oder  zween  be- 
raubt". Und  er  meint  dann  weiter:  ,,doch  wäre  es  die , sicherste 
und  beste  Weise,  daß  weltliche  Obrigkeit  durch  vernünftige  red- 
liche Leute"  den  Preis  festsetzen  ließe.  Friedrich  List,  der  große 
Nationalökonom  und  Vater  des  deutschen  Eisenbahnwesens,  ist 
dem  Kaufmann  auch  nicht  gerade  von  Herzen  zugetan,  wenn 
er  schreibt:  „Dem  Kaufmann  ist  es  gleichgültig,  in  welcher 
Weise  die  von  ihm  importierten  oder  exportierten  Waren  auf 
die  Moralität,  den  Wohlstand  und  die  Macht  der  Nation  wirken. 
Er  importiert  Gifte  wie  Heilstoffe.  Ganze  Nationen  entnervt 
er  durch  Opium  und  gebrannte  Wasser.  Ob  er  durch  seine 
Importationen  und  Einschwärzungen  Hunderttausenden  Be- 
schäftigung und  Unterhalt  verschaffe,  oder  ob  sie  dadurch  an 
den  Bettelstab  gebracht  werden,  geht  ihn  als  Geschäftsmann 
nichts  an,  wenn  nur  seine  Bilanz  dadurch  gewinnt.  Suchen 
dann  die  brotlos  Gewordenen  durch  Auswanderung  dem  Elend 
im  Vaterlande  zu  entrinnen,  so  gewinnt  er  noch  Tauschwerte 
mit  ihrer  Fortschafifung.  Im  Kriege  versorgt  er  den  Feind 
mit  Waffen  und  Munition.  Er  würde,  wäre  es  möglich,  Aecker 
und  Wiesen  ins  Ausland  verkaufen  und,  hätte  er  das  letzte 
Stück  Land  abgesetzt,  sich  auf  sein  Schiff  setzen  und  sich  selbst 
exportieren." 

Sowohl  der  große  Reformator  wie  Friedrich  List  wissen 
rlso  über  den  kaufmännischen  Geist  —  wie  sie  ihn  auffassen  — 
nicht  gerade  viel  Lobendes  zu  erzählen.  Solchen  Geist 
wird  also  wohl  auch  kein  Einsichtiger  der  Eisenbahn  als  Mittel 
zur  Gesundung  empfehlen.  Betrachten  wir  den  kaufmännischen 
Geist  vom  Standpunkt  des  Gesetzgebers  aus,  und  nach  dem 
Niederschlage,  den  er  in  den  einschlägigen  Gesetzesvorschriften 
gefunden  hat.  so  können  wir  lediglich  feststellen:  Kaufmann  ist, 
wer  in  eigenem  Namen,  wenn  auch  für  fremde  Rechnung,  ein 
Handelsgewerbe  betreibt;  und  hinsichtlich  seines  Geschäfts- 
gebahrens,  damit  also  des  Geistes,  in  dem  er  seine  Geschäfte 
betreibt,  ist  lediglich  bestimmt,  daß  er  für  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  einzustehen  hat.  Begrenzt  man  den 
kaufmännischen  Geist  so  eng,  dann  ist  er  kein  Sonder  mittel 
mehr  für  die  Gesundung  der  Reichsbahn,  dafür  reicht  er  nicht 
aus;  dann  ist  es  nicht  der  kaufmännische  Geist,  der  der  Reichs- 
bahn so  warm  empfohlen  wird. 

Wir  kommen  der  Sache  näher,  wenn  wir  das  Ziel  des  kauf- 
männischen Geistes  betrachten,  den  Zweck,  der  vermittels  des 
kaufmännischen  Geistes  erreicht  werden  soll.  Ueber  diesen  be- 
steht in  dem  Zusammenhange,  in  dem  die  Redensart  gebraucht 
wird,  wohl  kein  Zweifel:  Zweck  ist  die  Erzielung  von  Erfolg 
für  das  von  dem  Kaufmann  betriebene  Handelsgeschäft.  Der 
kaufmännische  Geist  soll  also  die  Eisenbahn  befähigen,  wirt- 
schaftliche Erfolge  zu  erzielen.  Hier  stoßen  wir  nun  wieder 
auf  einen  neuen  Begriff:  Wirtschaftlicher  Erfolg.  Was  das  beim 
Kaufmanrk  ist,  ist  klar:  der  Ertrag  seines  Unternehmens.  Aber 
die  Anwendung  auf  die  Eisenbahn  ist  nicht  so  einfach.  Ist  sie 
ein  rein  privatwirtschaftliches  Unternehmen,  so  ist  der  Erfolg 
vom  Standpunkte  des  Geldgebers  oder  Aktionärs  die  Dividende; 
ist  sie  ein  gemeinwirtschaftliches  Unternehmen,  so  besteht  der 
Erfolg  aber  bei  weitem  nicht  allein  in  dem  Reinüberschuß,  den 
das  Unternehmen  abwirft;  er  besteht  wesentlich  in  der  mehr 
oder  minder  vollkommenen  Erfüllung  der  allgemeinen  Zwecke, 
die  die  Urheber  des  Unternehmens  mit  seiner  SchafTung  be- 
zweckt haben.  Und  dieser  Erfolg,  beispielsweise  die  oftge- 
nannte „Befruchtung  des  Wirtschaftslebens",  „Hebung  des 
Volkswohlstandes"  läßt  sich  in  den  meisten  Fällen  in  Geld  nicht 
angeben;  es  sind  eben  ideelle  Werte,  deren  Bewertung  nach 
Geld  überaus  subjektiv  ausfallen  würde.  Nun  hat  eine  Eisen- 
bahn, sofern  sie  nicht  ganz  untergeordneter  Art  und  rein  lokaler 
Bedeutung  ist,  und  sofern  sie  nicht  zu  einem  eng  umgrenzten 
rein  privatwirtschaftlichen  Zweck  angelegt  ist,  stets  allgemein 
wirtschaftliche  Aufgaben  zu  erfüllen.    Dies  führt  aber  zu  Auf- 


lagen, die  auch  der  Privatbahn  in  der  Konzessionierung  gemacht 
werden,  deren  Erfüllung  von  der  konzessionierenden  Aufsichts- 
behörde überwacht  wird.  Unter  Berücksichtigung  dieser  für  die 
Eisenbahnen  aus  ihrer  Eigenart  und  Stellung  in  der  Volkswirt- 
schaft sich  ergebenden  Einschränkung  ist  also  hinsichtlich  der 
Eisenbahn  ,, kaufmännischer  Geist"  nicht  der  Geist,  der  die  höch- 
sten Geldüberschüsse  erwirtschaftet,  sondern  der  Geist,  der  im 
Rahmen  der  bestehenden  Organisation  Leiter  und  Angestellte 
befähigt,  den  Zweck  des  Unternehmens  unter  Wahrung  aller 
Interessen  möglichst  gut  zu  erreichen.  Das  Prädikat  „mög- 
lichst gut"  ist  wieder  ein  durchaus  subjektives  Werturteil,  das 
je  nach  dem  Interesse,  das  der-  Einzelne  an  der  Eisenbahn  hat, 
und  je  nach  seiner  Weltanschauung  und  seinem  politischen 
Standpunkt  durchaus  verschieden  ausfällt. 

Insofern  ist  also  der  kaufmännische  Geist,  der  so  oft  der 
Reichsbahn  in  ihren  Nöten  anempfohlen  wird,  nicht  nur  durch- 
aus brauchbar,  sondern  sogar  durchaus  notwendig,  als  er  die 
Herauswirtschaftung  eines  —  allgemein  gesagt  —  Erfolges  ermög- 
licht oder  sogar  sicherstellt.  Der  Gegensatz  dieser  Erfolgwirt- 
schaft ist  die  bürokratische  Wirtschaft,  die  die  Form  über  die 
Sache  stellt,  die  die  Innehaltung  der  Form  über  dem  Zweck,  der 
mit  der  Form  erzielt  werden  soll,  vergißt.  Oft  wird  den  Staats- 
betrieben vorgeworfen,  daß  sie  rein  bürokratische  Wirtschaft 
trieben,  daß  sie  Sklaven  der  Form  seien.  Wir  wollen  uns  nicht 
mit  diesen  oft  allgemein  und  schlagwortmäßig  erhobenen,  oft 
aus  Einzelheiten  unrichtig  verallgemeinerten  Vorwürfen  befas- 
sen, die  ebenso  leicht  zu  erheben,  wie  zu  widerlegen  sind,  ohne 
daß  die  Berechtigung  des  Vorwurfs  und  die  Widerlegung  die 
Gegenseite  endgültig  überzeugt. 

Nachdem  wir  nun  untersucht  haben,  was  allgemein  unter 
kaufmännischem  Geist  in  dem  Zusammenhange  der  gegen  die 
Reichsbahn  erhobenen  Vorwürfe  zu  verstehen  ist,  und  zu  wel- 
chem Endziele  die  Verwendung  des  kaufmännischen  Geistes  all- 
gemein und  bei  der  Eisenbahn  insbesondere  führen  soll  und 
kann,  wollen  wir  die  Mittel  betrachten,  deren  sich  der  kauf- 
männische Geist  zur  Erreichung  seiner  Ziele  bedient. 
Wir  werden  dann  prüfen,  ob  die  Eisenbahn  über  diese  Mittel 
verfügt,  demnach  also  auch  mit  kaufmännischem  Geist  zu  arbei- 
ten imstande  ist.  Wenn  wir  dann  finden,  daß  die  Eisenbahn  über 
die  nötigen  Werkzeuge  zur  Betätigung  kaufmännischen  Geistes 
verfügt,  werden  wir  weiter  prüfen  müssen,  ob  die  Eisenbahn 
denn  auch  in  der  Lage  ist,  diese  Werkzeuge  zweckentsprechend 
zu  verwenden.  Wenn  wir  dann  auf  gewisse  Hemmungen  und 
Beschränkungen  in  der  Verwendung  kaufmännischen  Geistes 
stoßen,  st)  werden  wir  den  Ursachen  nachgehen,  welche  diese 
Hemmungen  hervorrufen  und  die  Mittel  prüfen,  welche  diese 
Hemmungen  des  kaufmännischen  Geistes  ausschalten  können. 

Fragen  wir  uns  also  zunächst,  auf  welchen  Voraussetzungen 
ist  der  kaufmännische  Geist  aufgebaut,  auf  welchem  Nährboden 
gedeiht  er,  in  welcher  Erscheinungsform  tritt  er  auf,  mit  wel- 
chen' Werkzeugen  arbeitet  er,  welche  Eigenschaften  verlangt  er 
von  seinen  Trägern?  Hier  können  wir  unterscheiden  zwischen 
solchen  Eigenschaften,  die  ihrem  Träger  angeboren  sein 
müssen  und  solchen,  die  erworben  werden  können.  Zu  den 
Mitteln  ersterer  Art  gehört  als  erstes  und  wichtigstes  ein  gesun- 
der Menschenverstand,  der  für  die  normalen  Anforderungen  des 
Werktages  oft  wesentlicher  ist  als  tiefgründige  Gelehrsamkeit. 
Hierhin  gehören  Willensstärke  und  Scharfsinn.  Wirklichkeits- 
sinn bewahrt  vor  starrem  Doktrinarismus;  das  Vermögen  rascher 
Orientierung  auch  unter  den  verwickeltsten  Verhältnissen;  die 
Kunst  die  zweckmäßigsten  Mittel  für  ein  erreichbares  Ziel  zu 
wählen;  auch  das  Vertrauen  in  eigene  Kraft,  eine  gewisse  Herr- 
schergabe, und  nicht  als  unwichtigstes  Menschenkenntnis.  Der 
Spürsinn  und  Erwerbssinn  des  Kaufmanns,  die  vielleicht  am 
meisten  in  die  Erscheinung  treten,  sollen  als  Sekundäreigen- 
schaften, als  Folgen  primärer  Veranlagungen,  hier  nur  erwähnt 
werden.  Zu  den  erwerbbaren  Eigenschaften,  mittels  deren  der 
kaufmännische  Geist  wirtschaftet,  gehört  vor  allem  umfassende 
Geschäftskenntnis,  im  praktischem  Betrieb  erworben,  vervoll- 
ständigt und  erhärtet  nach  sorgfältiger  theoretischer  Vorbildung. 

Nun  fragen  wir,  sind  diese  Mittel  bei  der  Eisenbahn  vorhan- 
den, verfügt  die  Reichsbahn  über  Träger  von  solchen  Eigen- 
schaften, die  die  Voraussetzung  und  das  Mittel  des  kaufmänni- 
schen Geistes  sind?  Die  Frage  stellen,  heißt  sie  bejahen,  zu- 
nächst wenigstens  hinsichtlich  der  erworbenen  Mittel.  Daß  die 
Beamten,  —  denn  um  diese  handelt  es  sich  nach  ihrem  Tätig- 
keitsbereich hier  vorwiegend  —  eine  ausgezeichnete  Vorbil- 
dung und  Ausbildung  für  ihren  praktischen  Beruf  haben,  das 
wird  wohl  allgemein  zugegeben.  Im  Gegenteil  wird  man  da 
sich  die  Frage  vorlegen  können,  ob  man  nicht  reichlich  weit  in 
den  Anforderungen  gegangen  ist  und  Verschwendung  mit  Be- 
amten hochwertiger  Ausbildung  treibt.  —  Aber  das  ist  hier  nicht 
das  Entscheidende.  Gehen  wir  nun  zu  den  Eigenschaften  und 
Mitteln  des  kaufmännischen  Geistes  über,  die  auf  keine  Weise 
durch  Studium  und  Praxis  erworben  werden  können,  die  ihrem 
Träger  angeboren  sein  müssen.  Verfügt  die  Reichsbahn  über 
diese  Mittel?  Hat  sie  Personal,  hoch  und  niedrig,  in  genügen- 
der Anzahl  in  ihrem  Betriebe,  das  über  eine  genügende  Dosis 
obiger  Eigenschaften  nach  Menge  und  Güte  verfügt?  J)a  müssen 
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wir  zunächst  sagen,  daß  es  zum  mindesten  äußerst  unwahr- 
scheinlich wäre,  wenn  gerade  die  Reichsbahn  bei  ihrem  Beamten- 
heere von  Hunderttausenden  nur  über  Personal  verfügen  würde, 
welches  diese  Eigenschaften  nicht  hätte.  Im  Gegenteil  wird 
jeder  vorurteilsfreie  Kritiker  zugeben  müssen,  daß  kein  triftiger 
Grund  aufzufinden  ist,  gerade  dem  Reichbahnpersonal  hinsicht- 
lich seiner  angeborenen  Qualitäten  eine  Stelle  unter  dem 
Durchschnitt  anzuweisen.  Stillschweigende  Voraussetzung  ist 
dabei  natürlich,  daß  die  Reichsbahn  diesem  Personal  durch  aus- 
reichende Gehälter  usw.  solche  Vorteile  bietet  und  bieten  kann, 
daß  keine  Abwanderung  nach  anderen  Berufen  eintritt  und  eine 
weniger  gute  Auslese  zurückbleibt.  Wenn  in  der  Nachkriegs- 
zeit solche  Fälle  der  Abwanderung  namentlich  der  tüchtigsten 
eingetreten  sind,  so  sind  dies  Erscheinungen,  die,  durch  die 
augenblickliche  politische  und  Wirtschafstlage  hervorgerufen, 
vorübergehender  Art  sein  können,  und  bei  der  Kürze  der 
Beobachtungszeit  und  der  Unklarheit  der  Entwicklungstendenz 
noch  nicht  verallgemeinert  werden  dürfen.  Doch  die  Güte  des 
Eisenbahnpersonals  ist  nicht  nur  eine  normale  Durchschnitts- 
qualität; sie  muß  —  um  das  Schlagwort  erstklassig  zu  vermei- 
den —  als  durchaus  gut  bezeichnet  werden.  Dafür  hat  die  Eisen- 
bahn in  langer  Friedenswirtschaft  den  Beweis  erbracht,  nur  hat 
man  das  in  unserer  schnellebigen  Zeit  schnell  vergessen.  Die 
Einzelheiten  sind  zu  bekannt  und  so  oft  erörtert,  daß  auf  ihre 
Wiederholung  hier  wohl  verzichtet  werden  kann  —  es  soll  bloß 
an  die  Bequemlichkeit,  Pünktlichkeit,  Betriebssicherheit  im  Per- 
sonenzugverkehr, an  die  billigen  Tarife  im  Güterverkehr  er- 
innert werden.  Namentlich  in  ihrer  Beschaffungs- 
tätigkeit dürfte  die  Eisenbahn  den  Wahrheitsbeweis  für  ihre 
Fähigkeit,  wirtschafltich  zu  arbeiten,  erbracht  haben;  denn  hin- 
sichtlich der  Beschaffungswirtschaft  ist  trotz  Staatsumwälzung 
kein  Bruch  mit  der  V^ergangenheit  nötig  geworden. 

Die  Begleiterscheinungen  der  Staatsumwälzung,  der  sche- 
matische Achtstundentag,  der  Rückgang  der  Arbeitsleistungen, 
die  Aufblähung  des  Personalbestandes  sind  Erscheinungen,  für 
die  die  Eisenbahn  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  kann; 
es  sind  Tatsachen,  unter  deren  Druck  die  Eisenbahn  wie  jeder 
Privatbetrieb  steht  —  nur  daß  sie  bei  ihr  als  dem  größten  Be- 
triebe, dessen  Interessent  jedermann  ist,  viel  mehr  in  die 
Augen  fallen;  daß  sie  jedermann  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsbürger  viel  mehr  berühren,  weil  sie  ein  gemeinwirtschaft- 
licher Betrieb  ist,  dessen  Miteigentümer  und  Geldgeber  indirekt 
jedermann  ist;  nur  daß  es  der  Reichsbahn  viel  schwerer  ist,  sich 
mit  diesen  Folgen  der  Staatsumwälzung  abzufinden,  als  jedem 
Privatbetriebe,  weil  man  dem  Staatsbetriebe  eben  viel  weiter- 
gehende Auflagen  im  Interesse  der  Allgemeinheit  macht  als  dem 
Privatbetriebe,  weil  er  vor  allem  politischem  Einflüsse  voljkom- 
men  offen  steht. 

Zusammenfassend  können  wir  also  sagen,  daß  die  Reichsbahn 
über  die  geeigneten  Mittel  verfügt,  mit  kaufmännischem  Geist 
arbeiten  zu  können  —  um  uns  ganz  vorsichtig  auszudrücken  — 
einerseits,  weil  die  begründete  Vermutung  und  Wahrscheinlich- 
keit dafür  spricht,  daß  sie  die  erforderlichen  Vorbedingungen 
mit  der  Qualität  ihres  Personals  erfüllt,  anderseits  weil  ihre 
langjährige,  anerkannt  erfolgreiche  oder  wenigstens  zufrieden- 
stellende Friedensarbeit  nicht  erwiesen  hat,  daß  diese  Eigen- 
schaften fehlen. 

Nehmen  wir  deshalb  an,  daß  genügende  Mengen  kaufmän- 
nischen Geistes  in  der  Reichsbahn  vorhanden  sind;  geben  wir 
auch  zunächst  einmal,  um  auch  die  stärksten  Zweifler  zu 
gewinnen,  zu,  daß  der  kaufmännische  Geist  nur  latent,  schlum- 
mernd vorhanden  ist;  dann  kommen  wir  zum  Kernpunkt  der 
Frage  des  kaufmännischen  Geistes  in  der  Reichsbahn:  Voraus- 
gesetzt, daß  dieser  kaufmännische  Geist  in  seiner  Wurzel  vor- 
handen ist,  inwieweit  hatte  oder  hat  er  die  Möglichkeit 
seiner  Entwicklung  und  Entfaltung?  Standen 
nicht  seither  gewisse  Hemmungen  seiner  Entwicklung  und  Ent- 
faltung entgegen,  war  nicht  überhaupt  die  Eisenbahn  in  der  An- 
wendung des  kaufmännischen  Geistes  beschränkt?  Die  allge- 
meinen Beschränkungen,  die  der  Eisenbahn  als  wesentlichem 
Glied  der  Volkswirtschaft  obliegen  und  die  anfangs  bereits  berührt 
sind,  sollen  hier  nicht  mehr  erörtert  werden.  Es  sind  viel  engere 
Hemmungen,  die  die  Eisenbahn  in  der  Betätigung  kaufmänni- 
schen Geistes  beschränkten,  Hemmungen,  die  nicht  aus  dem 
Inneren  der  Bahn  erwachsen,  sondern  äußere  Reibungen,  begrün- 
det in  der  ganzen  Staatsverfassung,  und  letzten  Endes  in  den 
ganzen  Anschauungen  über  Staat  und  Wirtschaft,  die,  bereits 
während  des  Krieges  langsamer  Abwandelung  unterworfen,  mit 
der  Staatsumwälzung  eine  gewaltsame  Abänderung  erfuhren, 
unter  deren  Folgen  wir  noch  stehen.  Der  Geist  der  Staats- 
betriebe im  alten  Staate  war  noch  vorwiegend  der  Geist  der 
Hoheitsverwaltung,  die  Eisenbahn  vorzugsweise  ein  Staatsbesitz, 
der  verwaltet,  weniger  ein  „Unternehmen"  das  „betrieben" 
wurde.  Demgemäß  war  auch  die  Selbständigkeit  der  Eisenbahn- 
verwaltung recht  gering,  vor  allem  wenn  man  sie  mit  der  des 
Kaufmanns  vergleicht,  der  sein  Handelsgeschäft  betreibt.  Es 
soll  nur  an  den  überwiegenden  Einfluß  des  Finanz- 
ministers auf  die  ganze  Wirtschaftsgebarung  der  Eisenbahn 
hingewiesen  werden  und  auf  den  durch  die  Staatsumwälzung 
noch    gesteigerten    Einfluß    der    politischen  Körper- 


schaften. Ein  Vergleich  der  Rechnungslegung  eines  Kauf- 
manns, beispielsweise  der  Organe  einer  Aktiengesellschaft  in  der 
jährlichen  Aktionärversammlung  mit  der  Stellung  des  Reichs- 
verkehrsministers, der  sich  fortwährend  nach  allen  Seiten,  nach 
oben  und  nach  unten  rechtfertigen,  verteidigen  und  beeinflussen 
lassen  muß,  beleuchtet  die  Verhältnisse  ohne  weiteres.  Das  seit- 
herige System  war  eben  nicht  auf  Schaffen,  sondern  auf 
Rechen  Schaft  geben  abgestellt,  daher  die  Schwierigkeit 
in  der  Betätigung  kaufmännischen  Geistes.  Noch  liegt  eben  die 
Reichsbahn  in  den  Fesseln  des  alten  Geistes,  die  in  der  Vor- 
kriegszeit nicht  übermäßig  lästig  und  schwer  zu  tragen,  eben 
auch  „zeitgemäß"  waren,  denn  Volk  und  Parlament  waren  zu- 
frieden damit,  sie  wollten  es  nicht  anders.  Mit  der  Staatsumwäl- 
zung sind  die  Zeiten  andere  geworden;  die  alten  Fesseln  der 
Reichsbahn,  die  der  §  92  der  Weimarer  Verfassung  zuerst  zu 
lockern  versuchte,  sind  noch  nicht  gesprengt,  denn  für  die  Um- 
stellung eines  Wirtschaftsunternehmens  soll  nicht  Revolution 
sondern  Evolution  die  Losung  sein.  Diese  organische  Loslösung 
der  Eisenbahn  von  den  Fesseln  der  Gebundenheit  an  Staats- 
haushalt, Finanzminister  und  Parlament  ist  von  der  Reichsbahn 
durch  den  Entwurf  des  Eisenbahnfinanzgesetzes  eingeleitet. 
Sache  der  zuständigen  Körperschaften  ist  nun,  die  Loslösung  so 
zu  gestalten,  die  Fesseln  soWeit  zu  lockern,  daß  der  kaufmän- 
nische Geist,  den  die  neue  Zeit  vom  Staatsbetriebe  verlangt,  zur 
freien  Entfaltung  kommen  kann. 

Die  Staatswirtschaft  ist  zusammengebrochen.  Der  Privat- 
wirtschaft geht  es  im  allgemeinen  noch  gut,  wenn  es  auch  nur 
eine  Scheinblüte  ist,  die  wir  sehen.  Was  liegt  da  näher,  als 
unter  Vertauschung  von  Ursache  und  Wirkung,  von  Wesen  und 
Erscheinungsform,  den  Staatsbetrieb  für  das  Fehlen  des  sicht- 
baren Ertrages  verantwortlich  zu  machen?  Da  nun  einmal  in 
der  Welt,  die  nach  den  Gründen  wenig  fragt,  ein  jeder  nur  nach 
dem  Erfolge  beurteilt  wird,  und  der  sichtbare  Erfolg  bei  der 
Privatwirtschaft  ist,  so  ruft  man  nach  ihr  als  der  Segenspen- 
derin, als  dem  Arzte  für  die  Staatsbetriebe,  denen  man  dann 
kaufmännischen  Geist  als  Allheilmittel  verschreibt. 

Will  die  Allgemeinheit  denn  überhaupt  bei  der  Reichs- 
bahn eine  stärkere  Dosis  kaufmännischen  Geistes?  Dabei  wol- 
len wir  von  dem  kaufmännischen  Geist,  wie  ihn  Martin  Luther 
und  Friedrich  List  auffassen,  ganz  absehen.  Das  Allermin- 
deste,  was  jeder  Kaufmann,  sogar  ganz  ohne  kaufmännischen 
Geist,  tut,  ist,  seine  Waren  so  zu  verkaufen,  daß  die  Einnahmen 
die  Ausgaben  decken.  Selbst  die  Durchführung  dieses  Grund- 
satzes wird  der  Eisenbahn  sehr  schwer  gemacht  und  stark  ver- 
übelt: es  soll  hier  bloß  an  die  erregten  Klagen  bei  jeder  Er- 
höhung der  Personen-  oder  Gütertarife  erinnert  werden.  Denken 
wir  an  das  Beschaffungswesen,  mit  dem  die  Eisenbahn  als  größ- 
ter Auftraggeber  eine  ausschlaggebende  Rolle  in  der  ganzen 
Wirtschaft  einnimmt.  Würde  die  Industrie  mit  der  restlosen 
Konjunkturausnutzung  durch  diesen  ihren  bedeutendsten  Auf- 
traggeber einverstanden  sein?  Was  würde  man  zum  Bezüge  von 
Material  aus  dem  Auslande  sagen,  sei  es,  weil  es  billiger  zu 
haben  ist,  sei  es,  um  auf  den  Inlandsmarkt  irgendwelchen  Druck 
auszuüben?  —  Was  würde  die  Allgemeinheit  sagen,  wenn  die 
Staatsbahn  nicht  eingehender  Rechnung  ablegte  als  die  Gesell- 
schaftsorgane in  Geschäftsbericht  und  genehmigender  General- 
versammlung?  Es  würde  wohl  niemand  zufrieden  sein. 

Wir  haben  also  gesehen,  daß  es  mit  der  Betätigung  kauf- 
männischen Geistes  in  der  Reichsbahn  doch  nicht  so  einfach  ist, 
und  zwar,  daß  nicht  innere  Hemmungen,  Unmöglichkeiten  der 
Betätigung  dem  entgegenstehen,  sondern  daß  äußere  Wider- 
stände sich  dem  kaufmännischen  Geist  entgegenstellen:  Organi- 
satorische Bindung  der  Reichsbahn  an  das  ganze  Staatsgefüge, 
Abhängigkeit  von  politischen  Strömungen  und  Einflüssen,  Miß- 
trauen der  öffentlichen  Meinung. 

Was  ist  deshalb  nötig,  damit  der  in  der  Reichsbahn 
vorhandene  kaufmännische  Geist  mit  dem  Ziele  einer  Gesundung 
des  Unternehmens  zur  Entfaltung  komm.en  kann?  Zunächst  Be- 
freiung von  den  Fesseln  der  Finanz  und  der  Politik  —  damit 
ist  die  Reichsbahn  erst  auf  die  gleiche  Basis  wie  jeder  andere 
kaufmännische  Betrieb  gestellt.  Ebenso  wesentlich  ist  aber  für 
die  Reichsbahn  —  wie  das  auch  für  jedes  Privatunternehmen 
nötig  ist,  Vertrauen.  Vertrauen  der  Allgemeinheit  in  die 
Eisenbahn,  daß  sie  sich  durchringen  wird,  wenn  die  Allgemein- 
heit ihr  die  nötigen  materiellen  und  moralischen  Mittel  gibt. 
Vertrauen  des  Parlaments  in  die  Reichsbahnleitung,  daß  sie  auch 
ohne  die  eingehende  Rechnungslegung  und  vorherige  eingehende 
Etatsbewilligung  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  und  mit  Er- 
folg den  großen  Aufgaben,  welche  der  Reichsbahn  gestellt  sind 
und  deren  Lösung  von  ihr  erwartet  wird,  gerecht  werden  wird. 
Um  dieses  Vertrauen  zu  erringen,  ist  es  nötig,  daß  die  Geschäfts- 
gebarung der  Reichsbahn  sich  in  größter  Oeffentlichkeit  und  in 
größter  Klarheit  vollzieht.  Es  ist  nötig,  daß  jederzeit  klar  er- 
sichtlich ist,  was  die  Reichsbahn  in  ihrer  Eigenschaft  als  kauf- 
männisches Unternehmen  verausgabt,  und  was  sie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Staatsbetrieb,  für  allgemeine  Zwecke  des  Staatswohles 
über  das  hinaus  aufwendet,  was  jeder  Kaufmann  in  seinem 
kaufmännischen  Betriebe  an  allgemeinen  Staatslasten  zu  tragen 
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hat.  Gelingt  es  für  die  Reichsbahn,  diese  scharfe  Trennung 
nach  Betriebsauf Wendungen  und  Aufwendun- 
gen für  allgemeine  Staatszwecke  zahlenmäßig 
durchzuführen  und  über  die  Zusammensetzung  ihrer  Ausgaben 
soweit  und  so  eingehend  Rechenschaft  zu  geben,  wie  es  in  der 
gut  und  neuzeitlich  geleiteten  Privatwirtschaft  üblich  ist,  dann 


werden  auch  die  Zweifler  verstummen,  die  Ungläubigen  bekehrt 
werden,  da  ein  zahlenmäßiger  Vergleich  des  Staatsbetriebes  mit 
Privatbetrieben  möglich  ist. 

Bewilligt  der  Reichsbahn  die  nötigen  Reformen  und  bringt 
ihr  Vertrauen  entgegen  —  dann  braucht  Ihr  über  Mangel  an 
kaufmännischem  Geist  hoffentlich  nicht  mehr  zu  klagen! 


das  von  allen  Völkern  der  Welt  am  meisten  lesen 
und  schreiben  kann. 

Max  Maria  v.  Weber  (Telegraphie  u.  .Signalw.  d.  Eisenb.) 


Kein  VoIk  weiß  weniger  von  seinen  großen  Männern, 
wenn  es  nicht  gerade  Soldaten,  Dichter  oder  Künstler 
sind,  als  das  deutsche,  das  Volk  von  Dichtern  und  Denkern, 
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ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Der  Außerordentliche  Haushalt    der  Reichsbahn    für  1921. 

In  mehreren  Zeitungen  und  Zeitschriften  (siehe  auch  Verkehrs- 
technische Woche  Nr.  3  von  1922  Seite  22  „Die  Reichsbahn-  und 
die  Eisenbahnländei")  sind  letzthin  gleichlautende  Betrachtun- 
gen über  das  Achtmilliardendefizit  des  außerordentlichen  Haus- 
halts der  Reichsbahn  für  1921  erschienen,  die  namentlich  durch 
die  Hinweise  auf  einzelne  Bestimmungen  des  Staatsvertrages 
über  den  Uebergang  der  früheren  Staatsbahnen  auf  das  Reich 
iirige  Anschauungen  über  die  Verwendung  der  im  außerordent- 
lichen Haushalt  vorgesehenen  Ausgabemittel  zu  erwecken  ge- 
eignet sind.  Die  nachstehende  Uebersicht  zeigt  den  Bestim- 
niungszweck  und  die  Art  der  einzelnen  Ausgaben. 

Voranschlag  des    außerordentlichen  Haus- 
halts 1921. 
Ausgaben:  7,90  Milliarden. 


4,18  Mill. 
Beschaffung  von 
Fahrzeugen;  Aus- 
rüstung vorhandener 

Fahrzeuge  mit 
Kunze-  Knorrbremse 


2.82  .Mill. 
ErgUnzungen  und 
Etweiterungen  der 

baulichen  und 
maschinellen  Bahn- 
anlagen i.  e.  S. 


0.60  Mill. 
Außerordentliche 
WohuungsfUrsorge 


0.30  .Mill. 
Unterstützung  priva- 
ter Kleinljahnen 
Ergänzunir  der  Bahn- 
anlagen an  den  neuen 
Reichs-  und  Zoll- 
grenzen 


2  10  Mill. 
Fortsetzung  oder  Vollendung 
der  früher  angefangenen  .Aus- 
führungen und  Beschaffungen 


0,36  Mill. 
Erstmalig  angemeldete  Aus- 
führungen und  Beschaffungen 


2  .52  Mill 


0,3'»  Mill. 
Für  etwa  notwen- 
dig werdende  Er- 
höhung der  Einzel- 
teilsummen des 
Haushalts. 


1,79  Mill. 
Verbesserung  der  Bahn- 
höfe, Werkstatten,  -Strek- 
kenausrUstung  und  dergl. 


0,58  Mill. 
Neue  Bahnlinien 


0.15  Mill. 
Einrichtung  elektrischer 
Zugförderung 


Bei  den  preußisch-hessischen  Staatseisenbahnen  wurden 
früher  die  Mittel  des  außerordentlichen  Haushalts  aus  den  Ein- 
nahmen des  ordentlichen  Haushalts  mitgedeckt.  Heute  werden 
die  Mittel  des  außerordentlichen  Haushalts  stets,  —  also  auch 
in  zukünftigen  Jahren,  wenn  etwa  wieder  Ueberschüsse  bei  den 
Einnahmen  sich  ergeben  sollten  — ,  durch  Anleihen  beschafft, 
es  wird  also  ebenso  verfahren  wie  es  bei  den  großen  industriel- 
len Betrieben  u.  a.  üblich  ist. 

Wie  es  die  schlechte  Finanzlage  der  Reichsbahn  zur  selbst- 
verständlichen Notwendigkeit  macht,  umfassen  die  Erweiterun- 
gen der  Bahnhöfe  usw.  nur  die  allerdringendsten,  unabweislichen 
Anforderungen  des  Betriebes  und  Verkehrs.  Bei  den  Neubau- 
strecken handelt  es  sich  nur  um  die  Fortführung  von  Arbeiten, 
die  von  den  früheren  Staatsbahnverwaltungen  schon  eingeleitet 
und  soweit  gefördert  waren,  daß  ihre  Einstellung  unwirtschaft- 
lich oder  berechtigten  Interessen  schädlich  wäre.  Seit  der  Ver- 
reichlichung  sind  Mittel  für  neue  Bahnentwürfe  trotz  zahlreicher 
Anträge  überhaupt  noch  nicht  bereitgestellt  worden.  Eine 
größere  Zahl  von  Entwürfen,  für  die  die  früheren  Länderverwal- 
tungen bereits  Mittel  bewilligt  hatten,  sind  auf  eine  günstigere 
Zeit  zurückgestellt  worden,  verschiedene  schon  angefangene 
Bahnbauten  sind  stillgelegt  und  wieder  andere  werden  nicht  in 
dem  ursprünglich  geplanten  Umfange,  sondern  nur  erheblich  be- 
schränkt oder  vereinfacht  ausgeführt,  z.  B.  als  Nebenbahn  statt 
als  Hauptbahn,  eingleisig  statt  mehrgleisig.  Die  Einrichtung 
elektrischer  Zugförderung  (Berlin,  Provinzen  Sachsen  und 
Schlesien,  Bayern)  ist  ein  wesentlich  wirtschaftliches  Bauvor- 
haben, da  einesteils  minderwertige  Braun-  und  Steinkohle  noch 
mit  Vorteil  verwandt,  anderseits  Wasserkräfte  hervorragend 
nutzbar  gemacht  werden  können.  Auch  der  große  volkswirt- 
schaftliche Vorteil  der  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  der  baye- 
rischen Seen  und  Flüsse  zeigt  sich  schon  daran,  daß  durch  den 
elektrischen  Betrieb  auf  den  dafür  vorläufig  in  Aussicht  genom- 
menen Haupt-  und  einigen  Nebenlinien  jährlich  fast  die  Hälfte 
des  Jahreskohlenverbrauchs  im  ganzen  rechtsrheinischen  baye- 
rischen Eisenbahnnetz,  erspart  werden. 

Bei  der  Verfolgung  aller  Bauvorhaben  sind  lediglich  Be- 
triebs- oder  Verkehrsbedürfnisse  und  wirtschaftliche  Erwägun- 


gen bestimmend  gewesen.  Die  ,, Partikularistischen  Bestrebun- 
gen" dürften  ein  Schlagwort  —  wie  so  viele  andere  heutzutage 
—  sein,  für  das  ein  Beweis  nicht  vorliegt. 

Dr.-Ing.  Steuernagel. 

BAUTECHNISCHE  MITTEILUNGEN 

Entrostung  durch  Salzsäure.  (Zu  dem  Aufsatz  des  Regie- 
rungsbaurats Düring-I-'rankfurt  a.  M.  über  Entrostung  und  An- 
strich von  Eisenkonstruktionen  (Heft  49/21  d.  Bl.).  Auf  dem 
Bahnhofe  Sulingen  waren  in  dem  ersten  Kriegsjahr  eiserne  Bahn- 
steigdächer und  Bahnsteigtreppenüberdachungen  aufgestellt. 
Der  erste  Anstrich  konnte  erst  6  Jahre  später  erfolgen,  die 
Eisenkonstruktion  war  inzwischen  sehr  stark  verrostet.  Die  an- 
fänglich beabsichtigte  Entrostung  mittels  Sandstrahlgebläse  er- 
wies sich  als  sehr  teuer,  weil  die  zu  entrostenden  Flächen  ver- 
hältnismäßig klein  waren  und  ein  Gebläse  in  der  näheren  Um- 
gebung nicht  zu  bekommen  war.  Außerdem  mußte  befürchtet 
v/erden,  daß  die  Glasscheiben  der  Bahnsteigüberdachungen  durch 
das  Sandstrahlgebläse  beschädigt  werden  könnten.  Aus  diesen 
Gründen  wurde  cüe  Eisenkonstruktion  mit  Salzsäure  entrostet. 
Die  Flächen  wurden  mit  technisch  reiner  Salzsäure  bestrichen, 
bis  sich  der  Rost  löste.  Darauf  wurde  die  Salzsäure  abgespült 
und  sofort  durch  gelöschten  Kalk,  dem  etwas  gelöstes  Soda  zu- 
gesetzt war,  neutralisiert.  Dieser  Kalk  wurde  nach  etwa  5 — 10 
Minuten  wieder  abgewaschen,  bevor  sich  eine  Kruste  bilden 
konnte,  solange  dieser  also  noch  feucht  war.  Sobald  die  Flächen 
unter  der  Einwirkung  der  Sonne  vollständig  getrocknet  waren, 
wurden  sie  sofort  mit  Bleimennige  überstrichen  und  nach  einigen 
Tagen  mit  doppeltem  Farbanstrich  versehen. 

Dieses  Verfahren  hat  zu  einem  vollen  Erfolge  geführt,  ge- 
sundheitliche Schäden  der  Arbeiter  waren  nicht  zu  verzeichnen. 
Im  einzelnen  ist  noch  zu  bemerken: 

1.  Es  erwies  sich  als  zweckmäßig,  die  Flächen,  welche  an 
einem  Tage  fertiggestellt  werden  sollten,  am  Vorabend  durch 
Ueberstreichen  mit  Salzsäure  einzuweichen. 

2.  Die  Salzsäure  muß  stets  frisch  sein.  Es  darf  in  offene  Ge- 
fäße nicht  mehr  gefüllt  werden,  als  sofort  verbraucht  wird. 

3.  Die  Arbeit  muß  unterbrochen  werden,  wenn  die  Witte- 
rung ein  schnelles  Trocknen  zum  Aufbringen  des  Bleimennige- 
anstriches nicht  gewährleistet,  ein  schnelles  Arbeiten  in  der  be- 
zeichneten  Reihenfolge   ist   notwendig.  N  ö  1  d  e  k  e. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Der  große  Krieg:  Die  Organisationen  der  Krieg- 
führung. Erster  Teil:  Die  für  den  Kampf  unmittelbar 
arbeitenden  Organisationen. 

Das  im  gemeinsamen  Verlag  der  großen  Deutschen  Verleger 
erscheinende  von  General  Schwarte  herausgegebene  Werk 
behandelt  in  diesem  Band  in  10  Abschnitten  u.  a.  die  Gebiete, 
die  für  den  V  e  r  k  e  h  r  s  m  a  n  n  und  den  Techniker  von  be- 
sonderer Bedeutung  sind,  nämlich:  die  Versorgung  des  Heeres 
mit  Pferden,  Waffen  und  Munition,  die  Pioniere,  die  Nachrichten- 
mittel, das  Militäreisenbahnwesen,  das  Feldkraftfahrwesen,  die 
Kolonnen  und  Trains  und  das  Kartenwesen.  Die  einzelnen  Ab- 
schnitte sind  sämtlich  von  Offizieren  bearbeitet,  demgemäß  sind 
die  militärischen  Fragen  in  den  Vordergrund  gerückt.  Das  mag 
manchem  vielleicht  nicht  ganz  objektiv  vorkommen;  wir  halten 
es  aber  für  zweckmäßig,  denn  damit  wird  wenigstens  die  eine  — 
militärische  —  Seite  scharf  beleuchtet,  und  die  wirtschaftlichen 
und  technischen  Seiten  werden  ja  in  anderen  in  Vorbereitung 
befindlichen  Werken  zu  ihrem  Recht  kommen. 

Wer  das  Werk  zu  lesen  beginnt,  wird  es  so  bald  nicht  aus 
der  Hand  legen.  Mit  tiefer  Wehmut  und  doch  mit  hohem 
Stolz  werden  insbesondere  die  Vertreter  der  Technik  und  des 
Verkehrs  verfolgen,  was  alles  geleistet  worden  ist,  wie  vielerlei 
Gestalt  die  Aufgaben  waren,  welche  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden waren  und  auch  überwunden  worden  sind,  und  sie  werden 
auch  die  Ueberzeugung  gewinnen,  daß  es  nicht  an  der  Technik 
usw.  gelegen  hat,  wenn  wir  schließlich  doch  unterlegen  sind. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  unsere  Leser  dürften  je  nach 
der  Fachrichtung  und  der  Tätigkeit  im  Krieg  die  Abschnitte 
über  Waffen  und  Munition,  die  Pioniere  und  ihre  Kampfmittel, 
die  Eisenbahnen  und  das  Kraftfahrwesen  sein.  Wir  gehen  nur  auf 
das  „M  i  1  i  t  ä  r  e  i  s  e  n  b  a  h  n  w  e  s  e  n  (Eisenbahnen  und  Schiff- 
fahrt)" näher  ein.  Es  ist  von  dem  den  Feldeisenbahnern  be- 
kannten Oberst  v.  Ve  1  s  e  n  bearbeitet.    Seine  ganze  Darstel- 
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hing  berührt  zunächst  dadurch  wohltuend,  daß  er  sich  redlich 
bemüht,  den  verschiedenen  Gruppen  von  „Eisenbahnern"  (Gene- 
ralstab, Transportoffizieren,  Beamten,  Eisenbahntruppen)  ge- 
recht zu  werden;  das  Streben  nach  objektiver  Darstellung  ünd 
wohlwollender  Beurteilung  ist  unverkennbar;  insbesondere  wird 
anerkannt,  daß  die  gewaltigen  Leistungen  der  zivilen  Eisen- 
hahnlechnik  zu  danken  sind;  andrerseits  wird  allerdings  der 
St;indpunkt  vertreten,  daß  die  „Heeresleitung  selbst  die  Eisen- 
bahnen in  ihrer  Hand  behalten  mußte"  und  daß  nach  einem  Aus- 
spruch M  o  1 1  k  e  s  „die  Kräfte  der  Technik  und  Wissenschaft 
nicht  alliiert,  sondern  Vasallen  der  Kriegführung  sein  müssen". 
—  Hier  scheiden  sich  allerdings  unsere  Ansichten:  was  1870 
richtig  gewesen  sein  mag,  halten  wir  für  unser  ,, Technisches 
Jahrhundert"  nicht  mehr  für  richtig.  Auf  dieser  grundsätzlich 
verschiedenen  Ansicht  beruht  es  auch,  daß  v.  Velsen  unserem 
Empfinden  nach  die  (militärische)  Organisation  und  das  ,. Trans- 
portwesen" überschätzt.  Bei  der  Organisation  ist  z.  B.  den 
,,Kodeis"  und  ,,Rekodeis"  eine  Wichtigkeit  zugemessen,  die  sie 
organisationsgemäß  und  tatsächlich  nicht  gehabt  haben;  ähn- 
liches dürfte  von  den  ,,Etras",  den  Abteilungen  I  und  den  ,, Fahrt- 
listen" gelten.  —  Hier  wird  die  Bedeutung  der  vorbereitenden 
starren  Festlegung  bis  ins  Kleinste  über-,  das  Wesen  des 
Eisenbahnbetriebes  als  einer  elastischen  Maschinerie  unter- 
schätzt. Aber  gerade  diese  andersgerichtete  Auffassung  des 
Verfassers  ist  lehrreich  und  anregend. 

An  anderen  Stellen  kommt  aber  die  liberale,  man  möchte  bei- 
nahe sagen,  sogar  eine  etwas  ,, antimilitaristische"  Auffassung  zum 
Durchbruch:  Es  steht  zwischen  den  Zeilen,  daß  der  General- 
.stab  (abgesehen  von  der  Eisenbahnabteihing)  den  Eisenbahnen 
vmd  überhaupt  dem  Verkehrsprobleni  nicht  mit  genügender 
Sachkunde  gegenüberstand  und  sogar  die  M  (")glichkeiten  des 
Nachschubs  mittels  Kolonnen  nicht  richtig  cingc-cliiitzt  hat,  wo- 
durch folgenschwere  strategische  Fehler  entstanden  und  opera- 
tive Möglichkeiten  unausgenutzt  blieben.  —  E?b  wäre  sehr  zu  be- 
grüßen, wenn  die  gleichen  Fragen  einmal  von  einem  Eisenbahn- 
beamten  erörtert  würden,  der  den  Krieg  an  entscheidender 
■Stelle  mitgemacht  hat.  ^ 

Dem  Wert  des  Buches  tut  die  etwas  einseitige  Auffassung 
aber  keinen  Abbruch.  Wir  müssen  \  ielmehr  dankbar  be- 
grüßen, daß  unter  den  gegeuwrirtigm  schwierigen  Verhältnissen 
ein  so  umfangreiches  Werk  M)lki-.(Kt  wurde;  dei^  Verlegern, 
den  Verfassern  und  vor  allem  dem  Herausgeber  gebührt  dafür 
-Dank  und  Anerkennung.  Prof.  Blum. 

Die  Eisenbahnfahrzeuge  von  H.  Hinnenthal,  Reg.  Baumeister 
a.  D.  in  Hannover.  1.  Band:  Die  1  )ampflokomoti\'en,  mit  25 
Abbildungen  im  Text  und  zwei  Tafeln.  Zweite  umgearbeitete 
und  vermehrte  Auflage.    Sammlun.u;  (iri-^clun. 

In  diesem  Bändchen  versucht  der  Wrlasser  auf  1.30  Oktav- 
seiten die  wichtigsten  Gesichtspunkte  für  den  Bau  und  die  Be- 
rechnung von  modernen  Dampflokomoti\en  zu  geben.  ■  Er  will 
weniger  eine  allgemeine  Beschreibung  als  eine  wissenschaftlich 
gegründete  Einführung  in  das  große  Gebiet  bieten.  Die  bau- 
liche Durchbildung  der  Lokomotive  und  ihrer  wichtigen  Teile 
ist  daher  nur  sehr  kurz  und  vorwiegend  durch  chematische 
Skizzen  erläutert  behandelt. 

Im  ganzen  ist  diese  schwierige  Aufgabe  \vohl  .geschickt  und 
glücklich  gelöst,  der  ungeheuere  Stoff  «ut  ;uis,[;e\vählt  und  be- 
grenzt. Es  fehlt  leider  ganz  eine  kurze  Darlegung  der  allge- 
meinen Gesichtspunkte  für  den  Gesamtaufbau  der  Lokomotive, 
eine  wenn  auch  noch  so  kurze  Besprechung  der  Federn,  Aus- 
gleichhebel, der  Lokomotivstützung,  des  Reglers',  der  Kessel- 
und  Zylinderarmatur.  Raum  dafür  ließe  sich  wohl  durch  Kür- 
zung der  geschichtlichen  Abschnitte  Rewinncn.  Die  ziemlich 
ausführliche  Behandlung  der  Kurvenbeweglichkeit  leidet  unter 
der  zwar  üblichen  aber  unrichtigen  Voraussetzung,  daß  die 
letzte  Achse  sich  radial  einstelle.  Hin  und  wiedT;r  geht  auch 
wohl  die  Knappheit  des  Ausdruckes  auf  Kosten  der  Klarheit 
und  Präzision.  Wissenschaftlich  Geschulten  wird  das  Buch  gute 
Dienste  tun  können.  Dr.-In.g.  Heumann. 

Neue  Eisenbahnkarte  von  Zentraleuropa  von  Sektionschef 
Dr.  Franz  Le  Monnier,  Major  Alois  Spatzier  und  Major  Max 
Freißler.  Maßstab  1  :  700  000.  25  Kartenblätter  je  7r5  X  .54  cm 
in  zwei  Farben.  Gesamtgröße  .S,80  X  2,70  m.  Verlag  Max 
Freißler,  Wien  I,  Stephansplatz  5.  Preis  der  25  Blätter  und 
des  Uebersichtsblattes  in  Umschlag  125  M.  ausschließlich 
Porto  und  Verpackung. 

Eine  zusammenhängende  Verkehrskarte  von  Mitteleuropa 
kommt  dem  Bedürfnis  weiter  Kreise  der  Verkehrstreibenden 
entgegen.  Der  immer  noch  handliche  Maßstab  1:700  000  ge- 
stattet noch  maßgetreue  Wiedergabe  auch  kleinerer  Entfernun- 
gen, ermöglicht  aber  auch  einen  guten  Ueberblick  über  weiter- 
greifende \^erkehrsbeziehungen.  Wertvoll  ist  die  Karte  be- 
sonders dadurch,  daß  auch  alle  politischen  Veränderungen  an- 
schaulich dargestellt  sifid.  Die  Bahnen  und  die  Ortschaften  sind 
nach  Rang  und  Bedeutung  unterschiedlich  dargestellt,  die  Fluß- 
läufe durch  Blaudruck  hervorgehoben,  so  daß  auch  der  physische 
Aufbau  gut  übersehen  werden  kann."  Der  Begriff  „Zentral- 
europa" ist  mit  den  Girenzpunkteii  Kopenhagen,  Odessa,  Tarent 


und  Belfast  so  weit  gefaßt,  daß  die  Karte  allen  wichtigen  Ver- 
kehrsbeziehungen des  in-  und  ausländischen  Handels  gerecht 
wird  und  daher  auf  das  Interesse  aller  Kreise  rechnen  darf,  die 
mit  Handel  und  Verkehr  irgendwie  in  Beziehung  stehen. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

IJ  Die  Kohlennot  bei  der  Reichsbahn  hat  einen  so  bedroh- 
lichen Charakter  angenommen,  daß  der  Reichsverkehrsminister 
rnit  Zustimmung  des  Reichskohlenkommiss.-i-s   die  Eisenbahn- 
direktionspräsidenten    bevollmächtigt     hat,     auf  bestimmten 
Stationen   abgestellte  oder   rollende  Kohlensendungen,  die  für 
private   Empfänger  im   eigenen   Bezirk  bestinmit   sind,  zu  be- 
schlagnahmen.   Von  dieser  Anordnung  wird  nur  an  den  Stellen, 
wo  die  äußerste  Notlage  besteht,  Gebrauch  gemacht  werden,  um  ; 
den   Betrieb   aufrechtzuerhalten.     Die  Maßnahme,  die  auf   die  i 
Zeit  bis  zum  19.  Januar  beschränkt  ist,  wird  nur  im  Benehmen  | 
mit  der  zuständigen  Kohlenwirtschaftsstelle  angewandt  und  be-  i 
zieht  sich  nicht  auf  Brennstoffe  für  öffentliche  Betriebe  —  Gas-  I 
und  Elektrizitätswerke.    Außerdem  wird  der  Versender  in  jedem  J 
einzelnen  Falle  von  einer  derartigen  Beschlagnahme  sofort  be-  1 
nachrichtigt.    Wie  sich  schon  bei  der  gleichen  Maßnahme  im  | 
Dezember  zeigte,  haben  die  Direktionen  von  dieser  Vollmacht  j 
nur  im  äußersten  Notfalle  Gebrauch  gemacht,  sie  ist  aber  un-  I 
bedingt  nötig,  um  Stillegungen  zu  vermeiden.  1 

S3  Energiewirtschaft  in  Italien.  Ueber  das  Problem  der 
Kraftquellen  berichtet  die  „Ind.  und  Hand.  Ztg."  aus  Italien: 
,,Zu  der  allgemeinen  Wirtschaftskrise,  die  Italien  wie  andere  ^ 
Länder  durchzumachen  hat,  gesellt  sich  in  beunruhigendem  ' 
Maße  die  der  ,, weißen  Kohle".  Italien,  das  arm  an  Kohle,  aber  1 
reich  an  Wasser  ist,  hat,  wie  bekannt,  in  erheblichem  Maße  die  I 
elektrische  Kraft  dieser  strömenden  Gewässer 
nutzbar  gemacht.  Besonders  in  Oberitalien  sind  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  große  .A.nlagen  entstanden,  in  denen  das 
Wasser  gesammelt,  durch  Turbinen  geleitet  und  in  elektrische 
Kraft  umgewandelt  wird,  um  sodann  in  Kabeln  weit  über  Land 
in  Fabriken  und  Werkstätten  geleitet  zu  werden.  Die  elek- 
trisch nutzbaren  Wasserläufe  im  Lande  werden 
auf  eine  Kraft  von  ungefähr  5  Millionen  HP.  geschätzt.  Diese 
Kräfte  sind  bis  jetzt  nur  zum  Teil  ausgenützt,  denn  die  am 
30.  Juni  1920  laufenden  Konzessionen  stellten  eine  motorische 
Kraft  von  nahezu  1,5  Millionen  Kilowatt  dar  und  der  Krieg 
hat  die  weitere  Ausnützung  behindert.  Die  ungewöhnliche 
Trockenheit  dieses  Jahres  hat  nun  eine"  derartige  Knappheit 
an  elektrischer  Wasserkraft  herbeigeführt,  daß 
die  Folgeil  für  das  oberitalienische  Industriegebiet  höchst 
bedenklich  sind.  In  der  Lombardei  sind  von  5  Milli- 
onen Kilowattstunden  täglich  nur  3  500  000  zur  Verfügung  und 
man  befürchtet  einen  weiteren  Rückgang  um  eine  Million.  In 
den  Provinzen  Lombardei,  Ligurien  —  besonders  der  letzten  — 
Piemont,  müssen  unzählige  IndustriebetViebe  die  Arbeitszeit 
einschränken,  Aufträge  zurückweisen,  Arbeiter  entlassen  und 
dies  in  einer  Zeit,  in  der  die  außerordentlich  große  Arbeitslosig- 
keit eines  der  ernstesten  Probleme  des  \\'irtschaf tslebens  dar- 
stellt und  eine  möglichste  Belebung  der  Produktion  unerläßlich 
wäre.  Die  Arbeiterorganisationen  zeigen  sich  beunruhigt,  die 
Unternenhmer  sind  in  ihren  Plänen  behindert,  kurz,  die  Ver- 
schärfung der  Brenn  Stoffkrise  die  durch  die  Kohlen- 
tcuerung  sich  wirtschaftlieh  und  verkehrstechnisch  schwer  fühl- 
bar macht,  durch  sowohl  wirtschaftlich  wie  sozial  recht  unan- 
genehm äußern  wird." 

J!  Lokomotivheizung  mit  Torfpulver.  Im  Studienausschuß 
für  Kohlenstaubfeuerung  bei  der  Brennkrafttechnischcn  Ge- 
sellschaft ist  diese  Frage  jüngst  eingehend  behandelt  worden. 
Die  Torfpulverfeuerungsmethoden.  die  bei  den  Flammwerken 
in  Stuttgart  eingerichtet  worden  sind,  haben  sich  danach  nicht 
so  vorteilhaft  gezeigt  wie  die  in  Schweden  erprobte  Verwen- 
dungsweise. Es  sind  bei  der  schwedischen  Staatsbahn  zurzeit 
1  1  mit  Torfpulver  befeuerte  Lokomotiven  im  Betrieb.  Der 
\\'irkungsgrad  der  Torfpulverfeuerung  stellte  sich  bei  Heizungs- 
\'crsuchen  an  einer  Gütcrzu.Eilokomotive  auf  86  v.  H.  gegenüber 
8-1  V.  H.  bei  Steinkohlenfeuerung.  Gewinnung  und  Transport 
werden  allerdings  diesem  Feuerungsmaterial  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  hemmend  im  ^^^ege  liegen. 

"  Russische  Kohlenförderung.  Die  Novemberförderung 
des  Donez-Beckens  weist  gegenüber  der  im  Oktober  1921  eine 
Steigerung  um  24  v.  H.  auf.    Sie  betrug  44  Mill.  Pud. 

"  Steinkohlenlager  in  Mitteldeutschland.  Mit  der  Auf- 
deckung weiterer  mitteldeutscher  Energiequellen  beschäftigt 
sich  auf  das  eingehendste  der  ,, Hallesche  Verband  zur  Erfor- 
schung der  mitteldeutschen  Bodenschätze."  Bis  in  die  SOer  Jahre 
ist  in  diesem  Gebiet  mit  Erfolg  Steinkohlenbergbau  betrieben 
worden.  Die  verhältnismäßig  hochliegenden  Flöze  erschöpften 
sich  jedoch  bald.  Von  der  geologischen  Gesellschaft  wird  die 
Ansicht  vertreten,  daß  um  Wettin.  Löbejün.  Lettewitz,  Dölau, 
Wittekind  noch  tiefliegende  Steinkohlenschichten  erbohrt  wer- 
den könnten. 
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Lech  Elektrizitätswerk  Akt.-Ges.,  Augsburg.  Auf  das  er- 
höhte Aktienkapital  von  60  Alill.  M.  (i.  V.  30)  beantragt  der 
Aufsichtsrat  aus  einem  Ueberschuß  von  4,13  Mill.  M.  (1,85) 
wieder  8  v.  H.  Dividende.  Es  wird  ferner  eine  weitere  Kapital- 
erhöhung um  40  auf  100  Mill  M.  und  die  Ausgabe  von  4  Mill.  M. 
Vorzugsaktien  beantragt.  Die  neuen  Stammaktien  werden  von 
■  einer  Gemeinschaft  unter  Führung  der  Elektrizitätswerke  Lah- 
N  meyer  übernommen,  die  den  Aktionären  einen  Teilbetrag  von 
30  Mill.  M.  im  Verhältnis  von  2  : 1  zu  160  v.  H.  anzubieten  hat. 
Die  6prozentigen  Vorzugsaktien  werden  zu  108  v.  H.  ebenfalls 
von  Lahmcyer  übernommen,  mit  der  Maßgabe,  daß  dem  bayeri- 
schen Staat  und  dem  Kreise  Schwaben  und  Neuburg  1  Mill.  M. 
.unter  den  gleichen  Bedingungen  anzubieten  sind.  Die  Vorzugs- 
aktien erhalten  zehnfaches  Stimmrecht.  Außerdem  beschloß  der 
Aufsichtsrat  weitere  Sprozentige  Teilschuldverschreibungen  bis 
zur  Höhe  von  50  Mill.  M.  zu  begeben.  Ein  Teilbetrag  von  20  Mill. 
Mark  wird  ebenfalls  von  der  Lahmeyer-Gemeinschaft  über- 
nommen. 

FERNSPRECHWESEN 

Das  Versagen  der  B-Plätze  ist  die  Ursache  des  größten 
Teiles  aller  falschen  Verbindungen.  Besteht  in  Orten  mit 
mehreren  Vermittlungsanstalten  sogenannter  Dienstleitungs- 
betrieb, wobei  der  Teilnehmer  dem  eignen  Amt  (A-Platz) 
gleichzeitig  Amt  und  Nummer  angibt,  so  kann  er  zwar  über- 
wachen, ob  sein  Amt  richtig  wiederholt,  kann  sogar,  wenn  die 
Beamtin  nicht  zu  hastig  ist,  falsche  Wiederholungen  berichtigen, 
dber  nicht  verhindern,  daß  diejenige  Stelle  beim  anderen  Amt,  die 
die  Verbindung  herstellt  —  der  B-Platz  — ,  falsch  versteht  oder 
aus  irgendeinem  anderen  Grunde  falsch  verbindet.  Gegenmaß- 
nahmen des  Teilnehmres  waren  vor  Einführung  der  neuen  Ge- 
bührenordnung mühsam  und  wenig  erfolgsicher.  Jetzt  bei  der 
Gesprächseinzelzählung  muß  der  Teilnehmer  /Ohnehin  das  Amt 
nochmals  bemühen,  falls  er  die  Anrechnung  der  falschen  Ver- 
bmdung  rückgängig  machen  will.  Er  kann  damit  gleichzeitig 
den  Anruf  der  Aufsicht  verbinden  und  die  Festlegung  des  Sach- 
verhaltes verlangen.  Die  Fernsprechvervvaltung  wird  durch 
Sammeln  dieser  Anzeigen  bald  herausbekommen,  ob  es  sich  um 
ein  regelmäßiges  oder  zufälliges  Versagen  handelt;  im  ersteren 
Falle  läßt  sich  dann  ohne  weiteres  ermitteln,  ob  unzulängliche 
Besetzung,  Ueberlastung,  technische  Mängel  oder  mehrere 
dieser  Ursachen  das  Versagen  verschuldet  haben.  An  die  Mit- 
arbeit der  Teilnehmer  wird  hierbei  eine  beträchtliche  Anfor- 
derung gestellt,  aber  der  Erfolg  wird  nicht  ausbleiben,  wenn 
alle  gleichmäßig  vorgehen.  Außerdem  ist  diese  Arbeit  kein 
Dienst  an  der  Fernsprechverwaltung,  sondern  an  der  Allgemein- 
heit, denn  je  weniger  falsche  Verbindungen  möglich  sind,  desto 
mehr  Zeit  bleibt  übrig,  um  die  richtigen  herzustellen. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

Eisenbetonkursus  an  der  Technischen  Hochschule  in  Darm- 
stadt. In  der  Zeit  vom  13.  bis  25.  März  1922  soll  an  der  T  e  c  h  - 
nischen  Hochschule  in  Darmstadt  ein  F  o  r  t  b  i  1  - 
dungskursus  im  Eisenbeton  stattfinden,  an  dem 
Architekten,  Ingenieure,  Techniker  und  sonstige  Interessenten 
teilnehmen  können.  Der  Kursus  soll  die  Kenntnisse  der  in  der 
Praxis  stehenden  Techniker  auf  diesem  für  das  heutige  Bau- 
wesen besonders  wichtigem  Gebiete  auffrischen  und  vertiefen. 
Die  Dauer  beträgt  14  Tage,  Meldungen  müssen  bis  spätestens 
1.  März  erfolgen.  Nähere  Auskunft  über  die  Bedingungen  der 
Teilnahme,  Gebühren,  Unterkunft  und  Verpflegung  durch  den 
Leiter  des  Kurses  Professor  H.  Kayser  in  Darmstadt. 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

-Ir-  Sicherungsvorrichtung  gegen  Autodiebstahl.  Automo- 
bile sind  wegen  ihres  hohen  Sachwertes  bei  kurzer  Abwesenheit 
des  Führers  der  Gefahr  des  Diebstahls  ausgesetzt.  Durch  eine 
neue  patentamtlich  geschützte  Vorrichtung  „Autosafe"  wird  das 
Automobil  gegen  unbefugte  Hände  geschützt.  Das  Steuerrad 
ist  abnehmbar  und  wird  bei  Fahrt  mit  der  Steuerwelle  durch 
einen  in  der  Nabe  des  Rades  gelagerten  Stift,  der  in  eine  an  der 
Steuerwelle  befindliche  Nut  eingreift,  fest  verbunden.  Der  Stift 
kann  mittels  des  Schlüssels  soweit  zurückgedreht  werden,  daß 
die  feste  Verbindung  aufgehoben  und  ein  Abnehmen  des  Steuer- 
fades trotzdem  verhindert  wird.  Durch  Aufsetzen  eines  beson- 
deren Paßstückes  läßt  sich  diese  Sicherungsvorrichtung  auch  bei 
allen  gewöhnlichen  Steuerwellen  verwenden. 

ROHSTOFFE 

Trocknung  und  Räucherung  des  Holzes.  In  der  Zeitschrift 
„Kunststoffe"  (München  J.  F.  Lehmanns  Verlag)  ist  im  Jahr- 
gang 1Q17  von  Professor  Max  Bottier  ein  neues  Verfahren 
über  Trocknung  und  Räucherung  des  Holzes  erläutert.  Weitere 
Prüfungen  haben  inzwischen  ergeben,  daß  diese  vom  Geheimen 
Baurat  Frankel  erfundenen  Maßnahmen  zur  Haltbarmachung 
des  Holzes  in  der  Tat  geeignet  sind,  mit  besonderem  Nutzen 
ausgebeutet    zu    werden.     Das   geschützte  Holztrocknungsver- 


fahren beruht  auf  einer  Verbindung  von  Dämpfung  und  ! 
Trocknung.  Das  Holz  wird  innerhalb  vier  Tagen  ge- 
dämpft und  getrocknet  und  ist  dann  sofort  verwendungsfähig.  j 
Es  werden  also  die  Zinsen  des  1  bis  1^/2  Jahre  dauernden  1 
Trocknens  im  Freien  gespart,  was  bei  den  hohen  Holzpreisen  j 
nicht  zu  unterschätzen  ist,  außerdem  wird  die  Gefahr  der  Blau-  i 
fäule  vermieden.  Auch  werden  die  Lagerplätze  für  das  Trocknen  \ 
im  Freien  erspart.  Der  Betrieb  erfordert  verhältnismäßig  ge-  ^ 
ringe  Mittel,  da  die  Holzabfälle  (Sägespäne,  Borken  usw.)  hier-  i 
bei  Verwendung  finden  und  da  bei  Dauerbetrieb  wenig  Wartung  4 
beansprucht  wird.  Die  Trockenkammer  kann  in  einfachster  .j 
Weise  ausgeführt  werden:  im  allgemeinen  wird  Abdampf  er- 
hältlich  sein.  Das  getrocknete  Holz  ist  etwa  25%  leichter,  wo-  \ 
durch  die  Eisenbahnfrachten  ermäßigt  werden.  Die  Farbe  des  - 
Holzes  erleidet  durch  die  Behandlung  im  Innern  keine  Verände-  ] 
rung,  die  Oberfläche  der  Bretter  usw.  erhält  durch  die  Trock-  ! 
nung  einen  leichten  Teerfarbenüberzug,  wodurch  in  manchen  \ 
Fällen  eine  Ersparnis  im  Anstrich  erreicht  wird.  Die  Trock-  . 
nung  des  Holzes  ist  früher  bereits  vielfach,  besonders  in  Frank-  ^ 
reich,  im  Gebrauch  gewesen,  das  Holz  wurde  hierbei  aber  rissig.  ; 
Dies  wird  nunmehr  durch  die  Verbindung  mit  der  Dämpfung  j 
vermieden.  Der  Versuch  ist  bereits  bei  der  Dessauer  Waggon-  1 
fabrik  mit  bestem  Erfolg  gemacht  worden.  Für  Tischlerarbeiten  '.: 
ist  das  getrocknete  Holz  gut  verwendbar;  allgemein  ist  die  Ver-  ^ 
Wendungsfähigkeit  eine  vielseitige,  da  das  Holz  gegen  Fäulnis  ! 
widerstandsfähiger  wird.  | 
In  Würdigung  der  Vorzüge  des  neuen  Verfahrens  und  in  Er-  ; 
Wartung  seiner  lebhaften  Inanspruchnahme  ist  in  Berlin  eine  \ 
Holztrocknungs  -  Aktiengesellschaft  unter  anerkannter  tech-  ] 
nischer  Fachleitung  gegründet  worden,  die  sich  mit  der  Aus-  ; 
beute  der  Erfindung  befaßt.  Die  Gesellschaft  wird  den  Ver- 
kauf  der  Lizenz  im  In-  und  Ausland  betreiben,  die  Entwürfe  für  i 
Molztrocknungsanlagen,  für  Werkstätten,  Sägewerke  usw.  be-  1 
arbeiten  oder  die  Anlagen  auch  selbst  ausführen.  (Geschäfts-  j 
räume  in  Berlin-Halensee,  Karlsruher  Straße  29).  > 

SIEDLUNGSWESEN  ^ 

-Si-  Holzhäuser  von  Albinmüller.  Der  Holzbau,  von  alters- 
her  bekannt  und  geübt,  hat  in  unserer  Zeit  erhöhte  Bedeutung 
gewonnen;  denn  die  Herstellung  von  Holzhäusern  erfordert  nur 

ein  ganz  geringes  Maß  der  für  die  Beschaffung  von  Baustoffen  j 

so   nötigen,   heute  unerschwinglich  gewordenen   Kohlen.     Ein-  j 
würfe,  daß  unser  Klima  für  Holzhäuser  zu  rauh  sei,  können  nicht 
standhalten,  denn  in  Ländern  mit  härteren»-  Klima,  wie  Skan- 
dinavien, Polen,  Rußland,  sind  solche  weit  verbreitet  und  haben 

sich  seit  undenklichen  Zeiten  dort  bewährt.    Auch  wir  verwen-  ■ 

den  Holz  in  unseren  heimischen  Häusern  im  ergiebigsten  Maße,  ' 

zu  den  verschiedensten  Arbeiten  nur  nicht  für  Wände.  —  Durch  ■ 

die  Heißlufttrockenanlagen  entsprechend  präpariert,  durch  Im-  i 

prägnierungsmittel  geschützt,  durch  Dichtungsstoffe  im  Wider-  > 

stand  gestärkt,  besitzt  die  Holzwand  außerdem  in  den  zwischen  } 

doppelter  Verschalung  zellenartig  anzulegenden,  ruhenden  Luft-  « 

schichten  eine  Isolation,  die  ihr  eine  erhöhte  Schutzkraft  gegen  1 
Wärme  und  Kälte  verleiht,  wie  sie  der  Steinmauer  in  diesem 

Crrade  nicht  eigen  ist.    Die  Feuersgefahr  ist  heute  im  Zeichen  ; 

der     Gas-     und     elektrischen     Beleuchtung     verschwindend;  j 

Oefen  und  Herde  in  jetzt  üblicher  Ausführung  bei  Anlegung  ■' 

massiver  Schornsteine  gefährden   Holzhäuser  gleichfalls   nicht.  ; 

Hierzu  kommt,  daß  wir  Präparate  gegen  leichte  Verbrennbarkeit  ' 

besitzen.   —   Gleichfalls    gibt   es    ausreichenden   Schutz    gegen  ; 
Fäulnis.    Bei  Ausstattung  der  Räume  eines  Holzhauses  steht  der 
Phantasie  weitester  Spielraum  offen,  sei  es  durch  Täfelung  oder 

Anstrich,  sei  es  durch  Schnitzarbeit  aller  Art.    Die  Fundamente  ', 

für  solche  Häuser  können  viel  leichter  gehalten  werden.    Die  '■ 

Bauteile  können  fabrikmäßig  hergestellt  werden,  so  daß  sie  in  1 

kürzester    Zeit    zusammengesetzt    werden    können.     Hierdurch  ■ 

stellen  sich  die  Anschaffungskosten  sehr  gering  um  die  Bau-  ^ 

zeit  wird  im  Verhältnis  zu  anderen  Häusern  sehr  kurz.  Bei  den  : 
guten  Erfahrungen,  die  man  bisher  mit  sachgemäß  und  solide 

hergestellten   Holzhäusern   gemacht   hat,   ist   es   unzweifelhaft,  i 

daß  der  Holzbau  wie  kein  anderer  berufen  ist,  zur  Beseitigung  i 
der  brennenden  Wohnungsfrage  erfolgreich  beizutragen.  Und 

solche  Häuser  werden  in  ihrer  Mannigfaltigkeit  in  Form  und  j 

Farbe    sehr    zur   freundlichen    Belebung   unseres    Landschafts-  1 
bildes  beitragen.    (Aus  Albinmüllers  Einleitung  zu  seinem  Buche 
über  Holzhäuser,  Stuttgart  1921  bei  J.  Hoffmann.) 

55  Auf  der  5.  Tagung  der  Reichhochbaunormung  wurde 
über  die  zunehmendeVerwendunggenormterBau- 

teile  beim  Wohnhausbau  berichtet.    Es  sind  viele  Tausende  J 

von  genormten  Fenstern  und  Türen  mit  größtem  Erfolge  einge-  i 

baut  worden,  ohne  daß  eine  befürchtete  Schädigung  des  Hand-  j 

Werks  oder  unkünstlerische  Gestaltung  der  Bauten  beobachtet  '] 

worden  ist.    Es  sind  vielmehr  die  Baukosten  wesentlich  herab-  j 

gemindert  und  künstlerisch  einwandfreie  Wohnhäuser  errichtet  '> 

worden.    Als  Beispiel  wurden  die  günstigen  Erfahrungen  angc-  \ 

führt,  die  der  bekannte  Münchener  Architekt  Theodor  Fischer  j 

bei  der  Siedelung  „Alte  Haide"  mit  der  wirtschaftlichen  Ver-'  ] 

Wendung  von  Baunormen  gemacht  hat.  i 


75 


Verschiedenes 


16.  Jahrgang.   Heft  8.  23.  Februar  1922 


SOZIALES 

Der  Gewerkschaftsbund  der  Angestellten  hat  dem  Reichs- 
arbeitsministcriuni  einen  \'orschlag  überreicht,  durch  dessen 
Verwirklichung  die  Kosten  eines  besonderen  organisatorischen 
Aufbaues  der  Arbeitslosenversicherung  erspart  werden  sollen. 
Nach  diesem  Projekt  wird  die  Arbeitslosenversicherung  grund- 
satzlich durch  die  Ciewerkschaf ten  verwaltet.  Die  Mindestsätze 
der  gewerkschaftlichen  Unterstützung  und  die  grundlegenden 
Bestimmungen  für  ihre  Gewährung  werden  gesetzlich  festgelegt. 
75  V.  H.  der  von  den  Organisationen  monatlich  geleisteten  Unter- 
stützungen werden  vom  Reiche  zurückvergütet.  Dieser  Zuschuß 
wird  zur  Hälfte  vom  Reich,  von  den  Ländern  und  Gemeinden, 
zur  anderen  Hälfte  von  den  Arbeitgebern  gedeckt.  Der  Arbeit- 
geberanteil wird  von  den  Trägern  der  Unfallversicherung  (bei 
Ausdehnung  der  Unfallversicherungspflicht  auf  alle  Betriebe) 
erhoben. 

Max  Cohen,  der  Verfechter  der  Plan-  und  Gemeinwirtschaft, 
stellt  in  der  „Voss.  Ztg."  folgende  Tatsachen  fest;  ,,Die  privat- 
wirtschaftlich gerichtete  Entwicklung  unserer  Produktion  ist  so 
unverkennbar  und  die  Avirksamen  Kräfte,  die  das  zu  hindern  ver- 
möchten, sind  so  wenig  sichtbar,  daß  es  wirklich  keinen  Zweck 
hat,  die  hochkapitalistisch-privatwirtschaftliche  Aera,  an  deren 
Anfängen  wir  stehen,  als  eine  Entwicklung  zur  Gemeinwirtschaft 
anzusehen.  Von  gemeinwirtschaftlichcr  Tendenz  ist  augenblick- 
lich gar  nichts  zu  spüren;  geblieben  ist  (aus  politischem  Agita- 
tionsbedürfnis) lediglich  noch  die  gemeinwirtschaftliche  Phrase- 
ologie." Für  die  nächste  Zukunft  des  wirtschaftlichen  Räte- 
systems zieht  Cohen  daraus  die  Schlußfolgerung,  daß  deren  Aus- 
bau vorläufig  nur  in  einer  Umgestaltung  der  Handels-,  Hand- 
werks- und  Landwirtschaftskammern  zu  paritätisch  be- 
setzten Wirtschaftskammern  zu  verfolgen  Zweck 
habe. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Verbesserung  des  Wagenumlaufs.  Die  Reichseisenbahn- 
verwaltung versucht  ein  neues  System  des  Entgeltes  für  die 
Leistungen  des  Verschiebepersonals,  um  damit  tüchtigen  Ran- 
giergruppen erhöhten  Verdienst  zu  schaffen,  sofern  die  Ran- 
gierleistung fühlbar  gesteigert  wird.  Der  Grundgedanke  ist  der- 
jenige, der  allen  solchen  Abkommen  zugrunde  liegt.  Die  Per- 
sonale bilden  geschlossene  Genossenschaften  und  erhalten  eine 
bestimmte  Vergütung  gewährleistet,  die  einer  bestimmten  Ran- 
gierleistung entspricht.  Mit  steigender  Leistung  steigt  auch  die 
Vergütung.  Bei  Schadenfällen  tritt  eine  Kürzung  ein,  die  sich 
bei  schuldhafter  Unterdrückung  der  Meldung  noch  erhöht.  Die 
Einrichtung  stellt  nur  einen  Versuch  dar,  der  jederzeit  wider- 
ruflich ist,  er  ist  aber  sehr  bedeutsam  als  ein  merklicher  Schritt, 
das  Personal  geldlich  besser  zu  stellen  und  gleichzeitig  die 
Leistung  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  zu  erhöhen. 

Reisende  nach  dem  Auslande  klagen  häufig  über  Zeitverlust, 
Zugversäumnisse  und  sonstige  Unbequemlichkeiten,  die  sie  auf 
den  Grenzbahnhöfen  durch  die  zollamtliche  Ausgangsabfertigung 
erleiden.  Um  diesen  Unzuträglichkeiteli  nach  Möglichkeit  abzu- 
helfen, hat  der  Reichsfinanzminister  zugelassen,  daß  das  nach 
dem  Auslande  bestimmte  Reisegepäck  bereits  beim  Antritt  der 
Reise  im  Innern  zollamtlich  vorabgefertigt  wird.  Diese  den 
Auslandsreiseverkehr  erleichternde  Einrichtung  wird  jedoch  noch 
sehr  wenig  benutzt. 

Zugverspätungen  im  polnischen  Korridor.  In  einer  „kleinen 
Anfrage"  an  die  Staatsregierung  machen  die  Landtagsabgeord- 
neten Dr.  Steffens  und  Genossen  darauf  aufmerksam,  daß  in 
letzter  Zeit  sowohl  Personen-  wie  D-Züge  von  Berlin  nach  Ost- 
preußen und  umgekehrt  bei  der  Durchfahrt  durch  den  polnischen 
Korridor  erhebliche  Verspätungen,  in  einzelnen  Fällen  von 
mehreren  Stunden,  erleiden.  Die  Schuld  an  diesen  unerfreu- 
lichen Vorkommnissen  scheine  in  Nachlässigkeit  oder  Untüchtig- 
keit  des  polnischen  Fahrpersonals  zu  liegen. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Deutsche  Maschinentechnische  Gesellschaft.  In  der  Mit- 
gliederversammlung am  17.  Januar  1922  sprach  Regierungsbaurat 
S  u  ß  m  a  n  n  -  Frankfurt  a.  M.  über:  ,, Neuzeitliche  Betriebsfüh- 
rung in  der  Lokomotivkessel-Ausbesserung".  Er  führte  aus,  daß 
das  Bestreben  auf  allen  industriellen  Gebieten,  vor  allem  jedoch 
in  den  Staatsbetrieben,  jetzt  darauf  gerichtet  sei,  den  Wirkungs- 
grad der  Arbeit  zu  bessern,  und  zwar  durch  Aenderung  der  all- 
gemeinen Organisation  und  Verbesserung  der  Betriebsführung 
im  einzelnen.  Die  großzügige  Umstellung  ist  zweifellos  not- 
wendig und  wesentlich,  doch  darf  die  äußerlich  weniger  lohnend 
erscheinende,  mühevolle  Methode  der  sachlichen  Kleinarbeit 
nicht  vernachlässigt  werden.    Der  Vortragende  hat  sich  bemüht, 


auf  einem  begrenzten,  aber  für  die  Erhaltung  der  Lokomotiven 
äußerst  wichtigen  Gebiet,  der  Kesselausbesserung,  die  Verfahren 
einer  neuzeitlichen  Betriebsführung  auszugestalten  und  durch- 
zuführen und  erläutert  diese  Verfahren  und  die  damit  erzielten 
Erfolge  an  Abbildungen,  Kurven  und  Beispielen  aus  dem  Loko- 
motivausbesserungswerk Nied  (Bezirk  Frankfurt 'a.  M.).  Nach- 
dem sich  die  im  Kriege  wegen  Fehlens  des  Kupfers  eingebauten 
eisernen  Feuerbuchsen  im  allgemeinen  als  so  wenig  haltbar  er- 
wiesen hatten,  daß  sie  eine  Gefährdung  des  geordneten  Betriebes 
bildeten,  erwuchs  für  die  Werkstätten  die  Aufgabe,  neben  ihren 
übrigen  Ausbesserungsarbeiten  so  schnell  wie  möglich  kupferne 
Feuerbuchsen  einzubauen,  die  von  der  Metallindustrie  in  ge- 
nügender Anzahl  herangeschafft  werden  konnten.  In  Nied  ist 
durch  methodische  Maßnahmen  erreicht  worden,  daß  regelmäßig 
2  bis  3  Feuerbuchsen  wöchentlich  eingebaut  werden,  außer  der 
übrigen  Kesselreparatur.  Soweit  die  Verfahren  in  anderen 
Kesselschmieden  noch  nicht  Eingang  gefunden  haben,  können 
sie  mit  verhältnismäßig  niedrigen  Ausgaben,  die  hauptsächlich 
für  Beschaffung  einfacher  Hilfsmaschinen  und  Werkzeuge  ent- 
stehen, auch  in  älter  eingerichteten  Werkstätten  eingeführt 
werden  und  deren  Leistung  erhöhen.  Von  Interesse  waren  be- 
sonders die  Abbildungen,  die  den  weitgehenden  Ersatz  der  Hand- 
arbeit durch  Arbeit  mit  Preßluft  oder  elektrischen  Maschinen 
zeigten,  ferner  die  Darstellungen,  die  die  sorgfältige  Beobachtung 
der  wichtigeren  Arbeitsvorgänge  in  ihren  einzelnen  Phasen 
zeigten  und  die  dazu  dienen,  das  für  die  betreffende  Arbeit  ge- 
eignetste Werkzeug  zu  ermitteln,  damit  es  als  Werknormalie 
ausgebildet  und  in  größerer  Menge  angefertigt,  dem  Arbeiter  zur 
Verfügung  gestellt  werden  kann.  Die  methodische  Behandlung 
der  Werkzeuge  sowie  der  Hilfsmaschinen,  wie  Preßlufthämmer, 
geht  so  weit,  daß  für  jede  Arbeit  das  zu  benutzende  Werkzeug 
und  der  betreffende  passende  Hammer  genau  vorgeschrieben 
und  durch  Arbeitsblätter  festgelegt  ist,  und  daß  eine  willkürliche 
Abänderung  der  Werkzeuge  nicht  in  Frage  kommt;  allerdings 
werden  dazu  Werkzeuge  bester  Beschaffenheit  in  der  erforder- 
lichen Anzahl  zur  Verfügung  gestellt.  Bei  einer  Betriebs- 
führung, die  so  weit  in  die  Tätigkeit  des  im  Gedinge  arbeitenden 
Arbeiters  eingreift,  wird  es  als  besonders  wichtig  hervorgehoben, 
daß  alle  Beteiligten,  besonders  die  Arbeiter,  ständig  zur  Unter- 
richtung über  den  Zweck  der  Maßnahmen  und  zur  Beobachtung 
der  Arbeitsvorgänge  herangezogen  werden  und  gern  daran  mit- 
arbeiten. Alle  diese  Maßnahmen  führen  zu  dem  für  den  Wieder- 
aufbau im  Eisenbahnwesen  wichtigen  Ergebnis,  daß  es  durch 
eindringliche  Durcharbeitung  aller  Arbeitsgänge  der  Kessel- 
schmiede bereits  jeetzt  gelingen  muß,  den  Wirkungsgrad  der 
Ausbesserungsarbeit  bis  zu  privatwirtschaftlicher  Höhe  zu 
steigern.  Der  Vortragende  gab  zum  Schluß  der  Erwartung  Aus- 
druck, daß  bei  Ausdehnung  dieser  neuzeitlichen  Betriebsführung 
auf  die  übrigen  Teile  des  Eisenbahnwerkstättenbetriebes  der 
Wirkungsgrad  in  kurzer  Zeit  wesentlich  gehoben  sein  wird.  — 
Hierauf  erstattete  der  Volkswirt  des  Landesbezirks  Groß-Berlin 
der  Technischen  Nothilfe,  Dr.  D  o  e  r  n  e  r  ,  einen  kurzen  Bericht 
über  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung  der  Technischen 
Nothilfe.  Der  Redner  führte  aus,  daß  die  Technische  Nothilfe 
eine  der  größten  und  eigenartigsten  Arbeitsgemeinschaften  dar- 
stelle, die  sich  aus  freiwilligen  Mitgliedern  aller  Stände  und  Be- 
rufe zusammensetze.  Er  betonte  ferner  den  streng  zivilen  und 
politisch  neutralen  Charakter  der  Organisation,  die  als  Tat- 
gemeinschaft jedem  Deutschen  Gelegenheit  gäbe,  die  staats- 
bürgerlichen Pflichten  nicht  nur  im  Munde  zu  führen,  sondern 
auch  mit  der  Tat  zu  beweisen. 

Vereistech.  Bezirksnachrichtenblatt  19  wird  besonderer  Be- 
achtung empfohlen.  Es  enthält:  1.  Hinweis  auf  die  Neuord- 
nungsvorschläge der  Hochschulen  von  Profes- 
sor Aumund,  mit  der  Aufforderung  an  die  höheren  tech- 
nischen Eisenbahnbeamten,  den  darin  enthaltenen  Studienplan 
für  Eisenbahnspezialisten  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Bei  der 
außerordentlichen  Bedeutung,  die  einer  Neuordnung  der  Ausbil- 
dung der  technisch  vorgebildeten  höheren  Eisenbahnbeamten  zu- 
kommt, ist  es  dringend  notwendig,  daß  die  akademischen  Vor- 
schläge Aumunds  mit  den  aus  der  Praxis  heraus  als  notwendig 
empfundenen  Erfordernissen  in  Uebereinstimmung  gebracht  wer- 
den. Die  Prüfung  und  Erörterung  der  Vorschläge  erscheint  um  so 
notwendiger,  als  Professor  Aumund  offenbar  über  die  Verhält- 
nisse bei  der  Eisenbahnvcrwaltung  luigenügend  unterrichtet  ist. 
2.  Bericht  über  den  Vertretertag  vom  17.  Januar  1922,  auf  dem 
die  Auflösung  des  ,, Verbandes  der  oberen  Reichseisenbahn- 
beamten" beschlossen  wurde,  und  die  Neugründung  des  ,, Bundes 
der  oberen  Reichseisenbahnbeamten"  erfolgte.  3.  Mitteilung  über 
technische  Vereinsdisziplin  (Uebertritt  von  Bauingenieuren  in 
den  maschinentechnischen  Dienst). 


Der  heutigen  Ausgabe  liegt  ein  Prospekt  der  Firma  J.  P o  h  Ii g 
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VORSCHLÄGE  ZUR  VERBESSERUNG  DES  ABLAUFBETRIEBES 


VON  PROFESSOR  DR.-ING 

Auf  fast  allen  größeren  Verschiebebahnhöfen  Deutschlands 
erfolgt  zur  Zeit  die  Zerlegung  der  Güterzüge  unter  Benützung 
der  Schwerkraft  mit  Hilfe  von  Ablaufbergen.  Die  großen  Vor- 
züge, die  dieses  Zerlegeverfahren  gegenüber  dem  Stoßvcrfahrei; 
mit  Lokomotiven  besitzt,  brauchen  an  dieser  Stelle  nicht  be- 
sonders hervorgeboben,  sie  können  vielmehr  als  bekannt  voraus- 
gesetzt werden;  es  soll  hier  nur  von  den  diesem  Verfahren  noch 
anhaftenden  Mängeln  gesprochen  werden  und  von  neuen  Wegen, 
die  zu  einer  Verbesserung  dieses  Verfahrens  führen  sollen. 
Nachteilig  an  dem  Ablaufbetriebe  ist  folgendes: 
1.  Infolge  der  ungleichen  Laufwiderstände  der  Wagen  ändern 
sich  die  Abstände  zwischen  zwei  aufeinanderfolgenden  Wagen 
während  des  Ablaufs  derart  in  den  Verteilungsweichenstraßen, 
daß  teils  ein  rechtzeitiges  Umstellen  der  Weichen  zwischen  zwei 
aufeinanderfolgenden  Wagen  unmöglich  wird  und  Fehlläufe  vor- 
Kommen  teils  Wagen  in  den  Weichenstraßen  aufeinander  ren- 
nen, wobei  neben  den  eben  erwähnten  Fehlläufen  noch  Wagen- 
beschädigungen und  Entgleisungen  nicht  ausgeschlossen  sind. 
Rangierfanrten  zum  Zwecke  der  Richtigstellung  von  Fchlläufen 
wirken  sehr  ungünstig  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  ein. 

2.  Die  Höhe  der  Ablaufberge  muß  nach  den  schlechtlaufen- 
den Wagen  bemessen  werden,  so  daß  die  Geschwindigkeit  gut- 
laufender Wagen  an  Gleisbremsen  vermindert  werden  muß.  Die 
Abbremsung  hat  in  einer  solchen  Entfernung  vom  Ablaufpunkt 
zu  erfolgen,  daß  der  Lauf  richtig  beurteilt  werden  kann,  also 
an  einer  Stelle,  wo  gewöhnlich  die  Laufgeschwindigkeit  schon 
zwischen  6 — 7  m-Sek.  liegt,  bei  welcher  Geschwindigkeit  die 
mit  der  Abbremsung  verbundenen  Stöße  und  Schläge  sehr  schäd- 
lich auf  Gleis,  Wagen  und  Ladung  einzuwirken  pflegen.  Sehr 
schwere  Wagen  dürfen  überhaupt  nicht  mit  Bremsschuhen  ein- 
seitig gebremst  werden,  sondern  müssen  mit  bedienter  Bremse 
ablaufen.  Bei  Einführung  großräumiger  Wagen  werden  sich 
bei  einseitigem  Bremsen  mit  Bremsschuhen  unhaltbare  Zustände 
einstellen. 

3.  Die  Höhe  der  Ablaufberge  kann  nicht  mit  den  Witte- 
rungsverhältnissen geändert  werden,  so  daß  ihre  Leistungsfähig- 
keit mit  diesen  sehr  erheblich  schwankt,  bei  ungünstigen  Witte- 
rungsverhältnissen überhaupt  gleich  0  werden  kann,  so  daß  statt 
Ablaufbetrieb  die  Verteilung  derWagen  im  Stoßmanöver  er- 
folgen muß. 

4.  Infolge  der  verschiedenen  Laufwiderstände  laufen  die 
Wagen,  die  glücklich  durch  die  Verteilungsweichenstraße  hin- 
durch gekommen  sind,  verschieden  weit  in  den  Ordnungsgleisen, 
so  daß  einige  zu  früh  stehenbleiben,  andere  mit  Hemmschuhen 
bei  mehr  oder  minder  großer  Geschwindigkeit  aufgefangen  wer- 
den müssen.  Unterbrechung  des  Ablgiufbetnebes  zum  Zwecke 
des  Zusammendrückens  der  in  den  Ordnungsgleisen  zerstreut 
stehenden  Wagen  vermindert  aber  die  Leistungsfähigkeit  der 
Ablaufanlagen,  und  dies  um  so  stärker,  je  schlechter  die  Wagen 
infolge  der  Witterungsverhältnisse  an  sich  schon  laufen  und  je 
geringer  sie  infolgedessen  schon  ohnehin  ist.  Auch  beim  Zu- 
sainmenstellcn  eines  auf  dem  Ordnungsgleis  mit  Zwischenräumen 
zwischen  den  Wagen  stehenden  Zuges  von  der  dem  Ablaufberg 
entgegengesetzten  Seite  der  Ordnungsgruppe  her  muß  unter  Um- 
ständen der  Ablaufbetrieb  unterbrochen  oder  die  Wagen  ab- 
gelenkt werden,  wodurch  ebenfalls  die  Leistung  des  Ablauf- 
berges erniedrigt  wird. 

Ueberblickt  man  alle  diese  Nachteile  und  bedenkt,  daß  von  den 
Leistungen  der  Hauptablaufanlagen  in  den  verschiedenen  Bahn- 
höfen in  hohem  Maße  die  Leistungen  des  gesamten  Güterzug- 
verkehrs abhängen,  und  daß  das  Versagen  dieser  Ablaufanlagen 
besonders  häufig  gerade  dann  eintritt  und  eintreten  muß,  wenn 
bei  starkem  Frost,  Schnee  und  Sturm  alle  anderen  Verkehrs- 
mittel versagen  und  der  ganze  Güteraustaucch  allein  noch  auf 
die  Eisenbahn  angewiesen  ist,  so  wird  man  es  begreiflich  finden, 
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daß  neuerdings  von  verschiedenen  Seiten  Vorschläge  für  die 
Verbesserung  dieser  wichtigen  Anlagen  gemacht  werden.  Die 
Ablaufanlagen  mit  freiem  Ablauf  der  Wagen  passen  nicht  mehr 
so  recht  in  den  sonst  vollständig  mechanisierten  Eisenbahnbe- 
trieb hinein  und  müssen  allmählich  durch  andere  Anlagen  ersetzt 
werden.  Die  Anforderungen,  welche  an  solche  verbesserte  An- 
lagen zu  stellen  sind,  ergeben  sich  aus  der  Beseitigung  der  vorhin 
angeführten  Nachteile  der  bestehenden  Anlagen.  Es  muß  ge- 
fordert werden: 

1.  daß  die  Verteilungsanlage  ihre  volle  Leistungsfähigkeit 
bei  jeder  Witterung  behält; 

2.  daß  die  Wagen  trotz  verschiedener  Laufwiderstände  in 
den  Verteilungsweichenstraßen  einen  festen  Abstand  voneinander 
halten,  so  daß  die  Verteilungsweiche  sich  richtig  —  womöglich 
automatisch  ■ —  einstellen  lassen  und  Fehlläufe  vermieden 
werden ; 

3.  daß  die  Wagen  in  den  Ordnungsgleisen  ohne  Zuhilfe- 
nahme von  Lokomotiven  bis  zu  der  Stelle  gebracht  werden 
können,  wo  sie  planmäßig  zum  Stillstand  kommen  sollen; 

4.  daß  die  Ordnungsgleise  ohne  Unterbrechung  des  Ver- 
teilungsgeschäftes geräumt  werden  können; 

5.  daß  ein  etwa  erforderliches  Abbremsen  der  Wagen  nur 
bei  mäßiger  Geschwindigkeit  und  dann  möglichst  stoßfrei  und 
nicht  einseitig  erfolgt,  so  daß  auch  die  schwersten  Wagen  sicher 
aufgefangen  werden  können. 

Wenn  sich  auch  vielleicht  nicht  alle  Forderungen  schon  in 
Bälde  erfüllen  lassen,  so  ist  es  jedenfalls  gut,  wenn  man  sich 
beizeiten  klar  darüber  wird,  was  anzustreben  ist.  Am  wichtig- 
sten ist  die  Durchführung  solcher  Verbesserungen  an  den  Haupt- 
ablaufbergen, da  sie  die  Engpässe  auf  allen  Verschiebebahn- 
höfen darstellen,  durch  die  alles  hindurch  muß.  Bei  sonst  zweck- 
mäßiger Anlage  des  Verschiebebahnhofs  werden  sich  alle  anderen 
Manöver  auch  unter  ungünstigen  Witterungsverhältnissen  zur 
Not  durchführen  lassen,  so  z.  B.  das  Abziehen  der  Ferngüter- 
züge aus  der  Richtungsgruppe  in  die  Abfahrtsgruppe,  die  Bildung 
von  Durchgangsgüterzügen  aus  in  mehreren  Gleisen  stehenden 
einzelnen  Gruppen,  und  das  eingehendere  Ordnen  der  ent- 
sprechenden Züge  in  den  Stationsgruppen,  letzteres  im  Notfalle, 
im  Stoßverfahren,  spielt  doch  bei  solchen  Zügen  die  Verteilungs- 
zeit gegenüber  der  übrigen  zur  Fertigstellung  der  Züge  erforder- 
lichen Zeit  keine  so  große  Rolle.  Unter  Umständen  können  auch 
einige  der  sonst  eingehender  auf  den  Verschiebebahnhöfen  zu 
ordnenden  Züge  nur  grob  vorgeordnet  und  in  einer  nachfolgenden 
Station  nachgeordnet  werden.  Was  aber  nicht  in  der  Haupt- 
ablaufanlage erledigt  wird,  kann  überhaupt  nicht  weiter  behan- 
delt werden.  Es  soll  daher  im  Nachstehenden  nur  von  der  Ver- 
besserung der  Haupt  verteilungs-  und  Ordnungsanlagen,  also 
den  Hauptablaufbergen  und  Richtungsgruppen  gesprochen  wer-, 
den.  Die  Betrachtungen  und  Ergebnisse  sind  sinngemäß  auf  die 
Stationsgruppen  zu  übertragen. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  Ablaufanlagen  hat  man  erheblich 
gesteigert,  seit  man  ihr  Längenprofil  unter  genauer  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  des  freien  Wagenablaufs  sorgfältig 
ausbildet.  Es  wurde  durch  Konzentrierung  des  größten  Teiles 
der  Fallhöhe  auf  eine  kurze,  steile  Strecke  unmittelbar  hinter 
dem  Ablaufpunkt  und  entsprechende  Wahl  der  Entfernung  der 
Hauptverteilungsweichen  und  Gleisbremsen  vom  Ablaufpunkt 
erreicht,  daß  trotz  der  Unterschiede  in  den  Laufwiderständen 
der  Fahrzeuge  ein  flottes  Zerlegungstempo  eingehalten  werden 
kann,  ohne  daß  bei  gutem  Wetter  Fehlläufe  oder  gar  Zusammen- 
stöße allzu  häufig  eintreten. 

Die  Verhältnisse  des  freien  Wagenablaufs  sucht  man  neuer- 
dings dadurch  weiter  zu  verbessern,  daß  man  entweder  bei  be- 
sonders erhöhten  Ablaufbergen  mit  Hilfe  einer  Gipfelbremse  die 
Ablauf  höhe   für   verschiedenartige   Wagen   und  Witterungsver- 
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häluusse  regelt,  oder  daß  man  an  bestehenden  Ablaufbergen 
durch  eine  maschinelle  Einrichtung  den  emzelnen  Wagen  nach 
den  Ablaufverhältnissen  eine  Zusatzbeschleunigung  erteilt. 

Letztere  Einrichtung  ist  von  Ministerialrat  Heinrich  in  der 
Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
Nr.  10/1921  vorgeschlagen  worden.  Durch  seinen  „Wagenan- 
trieb für  Ablaufberge"  sollen  denjenigen  Wagen,  die  voraus- 
sichtlich ungünstige  Laufwiderstände  aufweisen,  größere  An- 
fangsgeschwindigkeiten als  den  „guten  Läufern"  erteilt  werden, 
wodurch  dem  ungünstigen  Einfluß  des  hohen  Laufwiderstandes 
sowohl  bezüglich  der  Abstandsverringerung,  wie  in  beschränktem 
Maße  auch  bezüglich  der  Länge  des  Laufweges  entgegenge- 
wirkt wird.  Durch  diesen  Apparat,  der  sich  bei  jeder  be- 
stehenden Anlage  anbringen  lassen  müßte,  können  aller  Vor- 
aussicht nach  zahlreiche  lästige,  die  Leistungsfähigkeit  herab- 
mindernde Fehlläufe  vermieden  und  bei  ungünstigen  Witte- 
rungsverhältnissen, ohne  daß  die  Zuführungsgeschwindigkeit 
und  der  dadurch  bedingte  Zeitabstand  des  Ablaufbeginns  der 
einzelnen  Wagen  vergrößert  werden  muß,  eine  willkommene 
Zusatzbeschleunigung,  die  ein  zu  frühes  Stehenbleiben  der  Wa- 
gen in  gewissen  Grenzen  verhindert,  erteilt  werden.  Der  Wir- 
kungsbereich des  Wagenantriebs  ist  aber  beschränkt,  da  auf  der 
verfügbaren  nur  kurzen  Beschleunigungsstrecke  ohne  unverhält- 
nismäßig hohe  Kosten  die  Laufgeschwindigkeiten  der  Wagen 
nicht  allzusehr  erhöht  werden  können.  Es  ist  aber  zu  wünschen, 
daß  mit  diesem  Apparat  alsbald  Versuche  auf  einigen  Rangier- 
bahnhöfen durchgeführt  werden,  um  im  praktischen  Betrieb 
feststellen  zu  können,  ob  seine  Vorzüge  so  beträchtlich  sind, 
daß  sich  seine  Einführung  im  größeren  Umfange  rechtfertigt. 

Der  andere  von  Dr.  Ing.  Frölich*)  vorgeschlagene  Weg 
strebt  ebenfalls  zu  dem  Ziel,  die  Unterschiede  in  den  Laufwider- 
ständen der  Wagen  dadurch  auszugleichen,  daß  die  Wagen  ver- 
schiedene Anfangsbeschleunigung  erhalten,  nur  will  Frölich 
hierzu  die  kostenlos  zur  Verfügung  stehende  Schwerkraft  statt 
kostenverursachender  Maschinenkraft  verwenden.  Nach  seinen 
Vorschlägen  wäre  ein  besonders  hoher  Ablaufberg,  dessen  Ab- 
laufhöhe auch  bei  ungünstigem  Wetter  noch  genügt,  um  schlecht- 
laufenden Wagen  die  zur  Erreichung  der  Ordnungsgleise  erfor- 
derliche lebendige  Kraft  zu  erteilen,  auf  der  oberen  Rampen- 
strecke mit  einer  Gipfelbremse  zu  versehen,  mit  deren  Hilfe  der 
Anfang  des  freien  Ablaufs  der  Wagen  innerhalb  der  Bremse  be- 
liebig gewählt  werden  kann.  Mit  dieser  Gipfelbremse  lassen  sich 
einerseits  die  Zeitabstände  zwischen  guten  und  schlechten 
Läufern  in  der  Verteilungsstrecke  schön  regeln,  andererseits 
bei  genügender  Länge  der  Bremse  die  Ablaufhöhe  der  Wagen 
den  Witterungsverhältnissen  anpassen. 

Wo  immer  es  möglich  sein  sollte,  die  Ablaufberge  ent- 
sprechend —  d.  h.  nach  der  Widerstandshöhe  des  Laufweges 
schlechtlaufender  Wagen  bei  ungünstigem  Wetter  —  zu  erhöhen, 
sollte  von  dem  Vorschlag  Frölich  Gebrauch  gemacht  werden, 
da  er  geeignet  ist  die  Ablaufverhältnisse  ohne  nennenswerte 
Kosten  erheblich  zu  verbessern. 

Beide  Vorschläge  von  Heinrich  und  Frölich  beseitigen  die 
Schwierigkeiten  nicht  völlig,  wenn  sie  dieselben  auch  wesent- 
lich vermindern.  Einmal  sieht  man  nicht  jedem  Wagen  von 
vornherein  an,  ob  er  ein  guter  oder  ein  schlechter  Läufer  ist, 
dann  wird  es  aber  auch  stets  noch  so  ungünstige  Witterungs-  und 
Ablaufverhältnisse  geben,  daß  die  vorgesehene  Zusatzbeschleuni- 
gung nicht  genügt.  Die  Schwierigkeiten  können  nur  durch  voll- 
ständige Mechanisierung  des  Verteilungsmanövers  ganz  behoben 
werden. 

Ein  Vorschlag  in  dieser  Richtung  wurde  von  Regierungs- 
baumeister Dr.-Ing.  Baeseler  in  Nr.  20  und  21  der  Zeitung  des 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  von  1918  gemacht. 
Mit  Hilfe  eines  stetig  umlaufenden  Seiles,  an  das  die  Wagen 
mit  besonderer  Kuppelungsvorrichtung  während  des  Ablaufs 
angehängt  werden,  soll  ihr  gegenseitiger  Abstand  festgelegt, 
die  verschieden  großen  Beschleunigungen  ausgeglichen  und  die 
etwa  bei  schlechtem  Wetter  unzureichende  Schwerkraft  durch 
Maschinenkraft  ergänzt  werden.  Im  Prinzip  ist  hier  den  Forde- 
rungen unter  1  und  2  voll  Rechnung  getragen  und  eine  Mechani- 
sierung des  Ablaufbetriebes  vorgesehen,  die  als  erstrebenswert 
zu  bezeichnen  ist.  Unter  Beibehaltung  des  Ablaufbergs,  der  in 
Störungsfällen  wie  jeder  andere  Ablaufberg  betrieben  werden 
kann,  wird  normalerweise  für  die  Betätigung  des  Mechanismus 
die  auf  die  ablaufenden  Wagen  wirkende  Schwerkraft  aus- 
genützt, sodaß  keine  oder  sehr  wenig  Zusatzkraft  erforderlich 
wird,  die  nur  in  höherem  Maße  herangezogen  werden  muß.  wenn 
sich  die  Widerstände,  die  sich  der  Fortbewegung  der  Wagen 
entgegensetzen,  erheblich  vermehren.  Mit  Hilfe  des  maschi- 
nellen Antriebs  wird  es  auch  dann  noch  möglich,  die  Wagen  auf 
die  Ordnungsgleise  zu  verteilen,  wenn  ohne  solchen  die  Wagen 
schon  in  den  Verteilungsweichen  stecken  blieben.  Mit  Rücksicht 
auf  die  Eigenart  der  Gleisanlagen  und  des  Seilbetriebs  ist  es  aber 
nicht  möglich,  von  jedem  Ordnungsgleis  ein  umlaufendes  Seil  bis 
zum  Ablaufpunkt  zu  führen,  an  das  man  die  für  das  betreffende 
Gleis  bestimmten  Wagen  einfach  anhängen  und  so  in  das  Gleis 
einführen  würde,    sondern  die  Seilanlage  muß  außerhalb  der 


*)  Raneieranlagen  und  ihre  Bedeutung  für  den  Eisenbahnbetrieb  [Kreidels  Verlag, 
Berlin].    Neuerdings  Verkehrstechnische  Woche  Nr.  4,  1922. 


Gleisanlage  angebracht  werden  und  gestattet  daher  auch  nur  die 
Führung  in  einer  einfachen  Weichenstraße  und  keine  Verzwei- 
gung in  einzelne  Gleise.  Es  ist  daher  bei  einer  zwangläufigen 
Ablaufanlage  nach  Baeseler  erforderlich,  daß  alle  Ordnungsgleise 
von  einem  Stammgleis  abzweigen  —  mit  zwei  Seilbahnanlagen  ist 
eine  zweiseitige  Weichenentwicklung  möglich.  —  Um  die  Gleis- 
entwicklung  trotzdem  günstig  zu  gestalten,  wird  eine  verkürzte 
Weichenentwicklung  mit  Weichenreihen  in  Vorschlag  gebracht, 
Die  Baeselerschen  Vorschläge  lassen  sich  daher  im  Gegensatz  zu 
jenen  von  Heinrich  und  von  Frölich  nicht  ohne  weiteres  an  einer 
bestehenden  Anlage  zur  Ausführung  bringen,  sondern  setzen  den 
Neubau  oder  Umbau  der  Weichenentwicklung  der  Richtungs- 
gruppen voraus.  Die  zwangläufige  Führung  eriolgt  auch  nur  bis 
in  die  Weiche  hinein,  die  in  das  lür  den  Wagen  bestimmte  Ord- 
nungsgleis führt;  an  dieser  Stelle  löst  sich  selbständig  die  Ver- 
bindung zwischen  Seil  und  Wagen.  Diese  Verbindung  ist  über- 
haupt das  Schwierigste  bei  der  ganzen  Anordnung,  da  sie  sowohl 
Zug  als  Druck,  je  nachdem  der  Wagen  im  freien  Ablauf  lang- 
samer oder  schneller  als  die  Seilgeschwindigkeit  laufen  würde, 
übertragen  muß.  Die  ganze  Anlage  ist  sehr  geschickt  entworfen 
und  sorgfältig  im  einzelnen  bearbeitet,  doch  wird  sie  wohl  bei 
der  praktischen  Erprobung  noch  manche  Kinderkrankheit  zu 
überstehen  haben.  Jedenfalls  zeigt  sie  aber  den  Weg,  auf  dem 
die  weitere  Entwicklung  liegt.  Um  diese  zu  beschleunigen.  • 
sollte  unbedingt  eine  Versuchsanlage  nach  Baeseler  auf  einem 
Verschiebebahnhof  geschaffen  werden,  denn  das  Problem  ist  so 
wichtig,  daß  zu  seiner  Erprobung  keine  Kosten  gescheut  wer- 
den dürfen,  ist  aber  auch  so  neu  und  schwierig,  daß  nur  auf  dem 
W'ege  des  Versuchs  die  erforderlichen  Grundlagen  erlangt  wer- 
den können. 

In  Verbindung  mit  einer  solchen  zwangsläufigen  Ablauf- 
anlage kommt  dann  das  automatische  Verschiebestellwerk  zu 
seiner  vollen  Bedeutung.  Ein  solches  ist  meines  Wissens  erst- 
mals im  Verschiebebahnhof  Kalk — Nord  und  ein  zweites  auf 
dem  Verschiebebahnhof  Herne  i.  W.  zur  Ausführung  gekom- 
men. Eine  ausführliche  Beschreibung  dieser  letzten  Anlage  be- 
findet sich  in  der  Verkehrstechnischen  Woche  Nr.  23  und  24, 
1916.  Auch  bei  den  größten  Richtungsgruppen  wäre  es  mit 
solchen  automatischen  Stellwerksanlagen  möglich,  mit  einem 
einzigen  Stellwerk,  das  im  normalen  Betrieb  nur  mit  einem 
Wärter  zu  besetzen  wäre,  auszukommen.  In  absoluter  Sicher- 
heit und  Fehlerfreiheit  würde  sich  bei  Verbindung  beider  Ein- 
richtungen das  ganze  Ablaufmanöver  vollziehen,  Fehlläufer  gäbe 
es  ebensowenig  wie  Zusammenstöße  oder  Entgleisungen  in 
Weichen,  das  ganze  Wagenverteilungsverfahren  würde  sich  ohne 
jede  Aufregung  für  das  Stellwerkspersonal  abspielen.  Die 
Leistungsfähigkeit  der  Ablaufanlage  würde  gleichzeitig,  da  alle 
jetzt  erforderlichen  Unterbrechungen  des  Ablaufbetriebs  weg- 
fallen, auf  ein  Mehrfaches  gesteigert  werden. 

Ein  Nachteil  haftete  aber  auch  einer  solchen  Anlage  noch 
an;  die  Wagen  werden  nur  bis  in  die  Weichen  des  für  sie  be- 
stimmten Ordnungsgleises  zwangsläufig  geführt,  von  da  aus 
sich  selbst  überlassen.  Je  nach  dem  Wetter  werden  sie  dann 
in  kürzerer  oder  weiterer  Entfernung  von  dieser  Weiche  zum 
Stehen  kommen.  Von  da  müssen  sie  auf  andere  Art  weiter- 
bewegt werden. 

Auch  hierfür  ist  eine  Vorrichtung  in  letzter  Zeit  in  Vor- 
schlag gebracht,  die  von  Professor  Gaber  entworfen  wurde  und 
von  der  Firma  Vögele  in  Mannheim  ausgeführt  wird.    Es  han- 
delt sich  um  eine  feste  Brücke,  die  über  die  ganze  Richtungs- 
gruppe hinwegführt  und  zwischen  den  Richtungsgleisen  Stützen 
hat.    Auf  ihr  läuft  eine  Rangierwinde,  die  die  ganze  Breite  der 
Richtungsgruppe  bestreicht.    Sie  kann  nun  an  jedes  gewünschte 
Gleis  herangebracht  werden,  worauf  ihr  Zug-Seil  über  eine  an 
den  Brückenstützen    oder  auch  einem  Betonsockel  befestigte 
Umlenkrolle  geführt  und  von  da  mit  einem  besonderen  zwischen 
den  Gleisen  liegenden  rasch  laufenden  Förderseil  mit  dem  Zug- 
haken an  die  zu  bewegende  Wagengruppe  herangebracht  und 
an  ihr  dann  befestigt  wird.    Mit  dieser  Rangierwinde  werden 
die  Gleisspitzen  nacheinander  geräumt  und  die  Wagen  am  ent- 
gegengesetzten Ende  der  Richtungsgruppe  zusammengeschoben, 
so  daß  auch  für  das  Zusammendrücken  der  Wagen  in  den  Rich- 
tungsgleisen  keine   Maschinenfahrten   mehr    erforderlich  sind. 
Mit  einer  solchen  Anlage  wird  es  bei  gutem  Wetter  stets  ge- 
lingen, die  vorderen  Gleisstrecken  für  die  Aufnahme  der  dahin 
bestimmten   Wagen   freizuhalten,  bei   schlechtem   Wetter,  bei 
dem  die  Wagen  gleich  hinter  den  Weichen  zum  Stillstand  kom- 
men, wird  das  aber  nicht  genügen,  so  daß  noch  besondere  Vor- 
kehrungen zu  treffen  wären.    Um  die  Anlage  vollkommen  zu 
machen,  müßte  noch  zwischen  je  zwei  Gleisen  ein  elektrisches 
Spill  möglichst  nahe  bei  den  Verteilungsweichen  angeordnet 
werden,  so  daß  den  für  je  zwei  Gleise  erforderlichen  Hemm- 
schuhlegern  die  Möglichkeit   gegeben   wäre,     einzelne  Wagen 
jederzeit  von  den  Weichen  mit  Hilfe  des  Spills  abzuziehen.  Bei 
ungünstigen  Witterungsverhältnissen  müßten  zur  Wahrung  voller 
Leistungsfähigkeit  unter  Umständen  an  dieser  Stelle  noch  einige 
Leute  eingesetzt  werden,  um  die  Wcitcibcfördcrung  der  WaRcn 
stets  sicherzustellen.     Das  ist   aber   bei   ganz  ungewöhnlichen 
Witterungsverhältnissen  jederzeit  zu  machen  und  kostet  höch- 
stens einige  Arbeitslöhne,  durch  deren  Aufwendung  aber  die 
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Anlage  ihre  Leistungsfähigkeit  behält,  während  die  Anlagen 
bis.iifi^jf  Art  u  icer  s  jicne.i  v'crhältnissen  of.  vollständig  versagen 
Für  das  Abziehen  der  durch  die  Rangierwinde  zu  ge-^ 
schlossenen  Zügen  zusammengestellten  Wagen  aus  den  Rich- 
tungsgruppen von  der  dem  Ablaufberg  entgegengesetzten  Seite 
würde  bei  solchen  Anlagen  auch  keinerlei  Unterbrechung  der 
Wagenverteilung   notwendig  werden,     somit   die  Forderungen 

1 —  4  voll  erfüllt  sein.  Durch  das  Verteilungsmanöver  mit  Hilfe 
einer  Seilbahn  und  .das  Zusammenschieben  mittels  Rangier- 
windenbrücke würde  neben  der  großen  Regelmäßigkeit  des  Ord- 
nungsbetriebes eine  erhebliche  Schonung  der  Wagen  und  des 
Gleismaterials  einhergehen,  da  keine  so  großen  Laufgeschwin- 
digkeiten, wie  bei  freiem  Ablauf  mehr  vorkommen  (höchstens 

2 —  3  m/sec.  gegenüber  6 — 7  m/sec.)  und  eine  Abbremsung  der 
Wagen  an  Gleisbremsen  am  Fuß  des  Ablaufberges  ganz  weg- 
fällt, auch  beim  Zusammenschieben  der  Wagen  mittels  Rangier- 
winde die  Geschwindigkeit  beliebig  geregelt  werden  kann,  so 
daß  starkes  Aufstoßen  der  Wagen  leicht  zu  verhindern  ist.  Es 
wäre  nur  noch  erforderlich,  daß  in  den  Spitzen  der  Richtungs- 
gleise, in  die  die  Wagen  nach  Lösung  der  Verbindung  mit  dem 
Seil  der  Seilbahn  frei  ablaufen,  das  Anhalten  in  sicherer  und 
stoßfreier  Weise  vorgenommen  würde.  Bei  den  geringen  in 
Betracht  kommenden  Geschwindigkeiten  wäre  die  Verwendung 
der  bisher  gebräuchlichen  Bremsschuhe  weniger  bedenklich.  Es 
sollte  aber  doch  angestrebt  werden,  diese  Art  der  Hemmung 
der  Fahrzeuge,  die  immer  nur  einseitig  und  schlagartig  wirkt 
und  die  stets  Gefahren  für  die  die  Bremsschuhe  auflegenden 
Mannschaften  in  sich  trägt,  durch  eine  bessere  zu  ersetzen. 
Hierfür  kommen  fernbediente  Gleisbremsen  in  Betracht,  die  mit 
«Jruckschienen  auf  die  Räder  der  Fahrzeuge  wirken  und  eine 
beliebig  lange  und  starke  Einwirkung  gestatten.  Eine  solche 
zweiseitig  wirkende  Gleisbremse,  Bauart  Frölich,  ist  im  Organ 
1918,  Seite  67/71,  beschrieben.  Eine  im  Verschiebebahnhof 
Oberhausen- West  versuchsweise  eingebaute  Frölichsche  Bremse 
soll  sich  im  Dauerbetrieb  bewährt  haben.  Durch  eine  solche 
Bremse  wäre  auch  die  Forderung  5  zu  erfüllen. 

Nach  dem  Vorausgegangenen  würde  ich  es  für  angezeigt 
erachten,  daß  1.  auf  mehreren  Rangierbahnhöfen  unter  recht 
verschiedenen  Verhältnissen  die  Anlagen  nach  den  Vorschlägen 
von  Frölich  und  Heinrich  verbessert  und  erprobt  würden, 
2.    mindestens    auf    einem    größeren    Rangierbahnhof,  dessen 


Weichenanlage  sich  infolge  vorhandener  gerader  einfacher 
Weichenstraßen  ohne  große  Abänderung  für  den  Ein- 
bau einer  zwangläufigen  Ablaufanlage  nach  Regierungsbau- 
meister Baeseler  eignete,  mit  dieser  Anlage  versuchsweise  ver- 
sehen würde,  die  in  Verbindung  zu  bringen  wäre  mit  einem 
selbsttätigen  Ablaufstellwerk,  einer  Rangierwindenbrücke,  mit 
Spills  zwischen  den  oberen  Enden  der  Richtungsgleise  und 
fernbedienten  Gleisbremsen,  Bauart  Frölich. 

Neben  dem  Rangiermeister  und  den  Abkupplern  wären 
dann  am  Ablaufkopf  zwei  Mann  für  die  Kupplung  der  Fahr- 
zeuge a;i  die  Seilbahn  erforderlich  und  ein  Stellwerkswärter  für 
das  selbsttätige  Ablaufstellwerk;  alle  Gleisbremsen  zur  Rege- 
lung der  Ablaufgeschwindigkeit  mit  ihren  Bedienungsmannschaf- 
ten fielen  weg,  für  je  zwei  Richtungsgleise  wäre  ein  Rangierer 
erforderlich,  der  mittels  fernbedienter  Gleisbremse  die  in  seine 
Gleise  einlaufenden  Wagen  zum  Anhalten  brächte  und  für  das 
Freisein  seiner  Gleisspitzen  mit  Hilfe  seines  Spills  Sorge^  trüge. 
Die  Weiterbeförderung  der  Wagen  in  den  Richtungsgleisen  er- 
folgt durch  das  Personal  der  Rangierbrückc,  wozu  zwei  Mann 
genügen.  Um  die  Rangierer  in  den  Ordnungsgruppen  stets 
darüber  zu  benachrichtigen,  wann  Wagen  für  ihre  Gleise  zwi- 
schen Ablaufberg  und  Einführungsweiche  laufen,  könnte  in  ein- 
facher Weise  bei  Einstellung  einer  in  ein  bestimmtes  Gleis  füh- 
renden Weichenstraße  im  selbsttätigen  Ablaufstellwerk  jedesmal 
eine  farbige  Glühbirne  am  Stand  des  Bedienungshebels  der  zu 
dem  Gleis  gehörigen  Ferngleisbremse  des  Rangierers  aufleuch- 
ten und  solange  erglühen,  bis  der  Wagen  eingelaufen  ist.  Da 
jeder  Rangierer  nach  kürzerer  Zeit  weiß,  wie  lang  ein  eben 
am  Ablaufberg  abgelassener  Wagen  braucht,  bis  er  in  das  eine 
oder  andere  seiner  Richtungsgleise  einläuft,  könnte  er  über  die 
zwischen  zwei  Abläufen  liegende  Zeit  in  zweckmäßiger  Weise 
verfügen  und  mit  Hilfe  der  Spillanlage  die  Freihaltung  des 
Gleises  —  ohne  den  inzwischen  stattfindenden  Einlauf  eines 
Wagens  befürchten  zu  müssen  —  besorgen. 

Eine  derart  eingerichtete  Anlage  müßte  m.  E.,  nachdem 
sie  mit  den  sich  im  praktischen  Betriebe  als  noch  erforderlich 
erweisenden  Verbesserungen  versehen  ist,  nicht  nur  bei  jedem 
Wetter  mit  Sicherheit  und  Regelmäßigkeit  arbeiten,  sondern 
auch  ein  Mehrfaches  der  heutigen  Ablauf  anlagen  leisten,  so  daß 
sich  die  für  ihre  Einrichtung  aufzuwendenden,  nicht  unerheb- 
lichen Mittel  wirtschaftlich  rechtfertigen  würden.  F. 


GLEISANORDNUNGEN  VON  LOKOMOTIVBAH NHÖFEN 

VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  Dr.-Ing.  KARL  SIEBERT,  BERLIN 

(Schluß) 


Die  Gleisanordnung  einer  Bekohlungsanlage 
mit  P  o  r  t  a  1  k  r  a  n  en  ist  ausschlaggebend  für  die  Konstruk- 
tion des  Portales.    In  Abb.  19  liegen  Kohlenwagen-  und  Bekoh- 

Gleisanordnung  bei  Bekohlung  durch  Portalknane 
Abb.19.   


lungsgleis  zu  beiden  Seiten  des  Bansens.  Dadurch  wird  zwar 
eine  symmetrische,  für  die  Konstruktion  und  Längsbeweglich- 
keit vorteilhafte  Anordnung  des  Portals  erreicht.    Soll  jedoch 


hauptsächlich  vom  Wagen  aus  bekohlt  werden,  so  arbeitet  diese 
Anlage  unwirtschaftlich,  weil  die  Kohlen  über  die  ganze  Ban- 
senbreite hinweg  befördert  werden  müssen.  Eine  derartige  An- 
ordnung kann  gegebenenfalls  nur  bei  einer  schmalen  Bansen- 
breite (etwa  6 — 8  m)  empfohlen  werden. 

Vorteilhafter  erscheinen  die  Anlagen  nach  Abb.  20,  bei  denen 
das  Kohlenwagengleis  unmittelbar  neben  dem  Bekohlungsgleis 
liegt.  Die  Breite  der  Bansen  kann  hier  bedeutend  größer  ge- 
wählt werden,  die  Bestimmung  der  wirtschaftlichsten  Breite  be- 
darf jedoch  einer  genaueren  Untersuchung.  Mit  zunehmender 
Spannweite  des  Portales  erhöht  sich  das  Eigengewicht,  die 
Längsfahrten  werden  kostspieliger  und  die  Betriebskosten  der 
Anlage  somit  größer. 


Abb.23. 


Behl  (^) 


Bei  Anordnung  von  fahrbaren  Bunkern  muß  ihre  Füllung  an 
jeder  Seite  des  Bansens  stattfinden  können.  Nach  Abb.  21  wer- 
den die  Bunker  zwischen  zwei  Bekohlungsgleisen  aufgestellt, 
wobei  gleichzeitig  auf  Gleis  1  durch  den  Greifer  unmittelbar, 
auf  Gleis  2  durch  die  Bunker  bekohlt  werden  kann.  Ein  beson- 
deres Durchlaufgleis  ist  nur  bei  großen  Anlagen  erforderlich.  In 
den  meisten  Fällen  wird  das  Bunker-Bekohlungsgleis  genügende 
Durchfahrten  gestatten. 

Um  aus  wirtschaftlichen  Gründen  die  Spannweiten  des  Por- 
tals besser  auszunutzen,  legt  man  ihre  Fahrbahn  auf  die  Bunker- 
wände. Das  Kohlenwagengleis  kann  nach  Abb.  22  auf  einer 
Brücke  über  das  Kohlenlager  geführt  werden.  Auf  diese  Weise 
wird  die  Spannweite  des  Portales  um  ungefähr  6  m  gegenüber 
den  Anlagen  in  Abb.  19 — 21  verringert.  Diese  Anordnung  ist 
besonders  bei  Zustellung  der  Kohlen  in  Selbstentladern  vorteil- 
haft. Es  darf  jedoch  nicht  außer  Acht  gelassen  werden,  daß  die 
Baukosten  einer  derartigen  Anlage  sehr  hoch  sind. 
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Um  die  Leistungsfähigkeit  eines  Portalkranes  vollkommen 
auszunutzen,  lassen  sich  zu  beiden  Seiten  des  Portales  Bekoh- 
lungsgleise verlegen. 

Abb.  23  zeigt  die  Gleis-  ^,  •  ,         ^    r,  ,  ^, 

entwicklung  einer  der-  o/e/s3nordnung  bei  Bekohlung  durch  normalspuripe  Greiferknane 

artigen  Parallelanlage  .  ^  ^  ^  ^  ^  ^  ^  ^     .  ^  k  ^  ^  ,  j.  ,  , 

mit  fahrbaren  Bunkern. 
An  jeder  Seite  sind 

KohJenzul  uhrgleise 
angeordnet,  um  eine 
große  Anzahl  Wagen 
aufstellen  zu  können. 
Es  bleibt  jedochhierbei 
noch  zu  untei  suchen, 
ob  die  Leistungsfähig- 
keit der  Greiterkatze 
eine  zweiseitige  An- 
lage rechtfertigt. 

Die  Kragweite 
'normalspuriger 
Greifer  ist  für  die 
Ausgestaltung  der 
Gleisanlage  und 
Kohlenbansen  aus- 
sch  aggebend.  Außer 
den  Kohlenwagen-, Be- 
kohiungs-  und  D.jrch- 
laufgleisen    ist  noch 


das  Kl  angleis  erforder- 
lich, auf  dem  derGreifer 
seine  Längsfahrten 
ausfuhrt.  Nach  Abb.  25 
liegtdasKohlenwagcn- 
glcis  zwischen  Gre  fer 
und  ßekohlungsgleis. 

Dadurcti  wird  die 
Schwenkung  bei  der 
Bekohlung  vom  Wagen 

aus  am  kürzesten. 
Längs  des  Greiferglei- 
ses kann  bei  einer  Krag- 
armlänge von  9  m  ein 
Ban-en  von  7,8  m  Brei- 
te angeordnet  werden. 
Große  Vorräie  lagern 
am  vorteilhaftesten  zu 
beiden  Seiten  der  An- 
lage (Abb.  26),  um  nicht 
eine  allzu  große  Län- 
genentwicklungzu  ver- 
ursachen. Bei  Inangriff- 
nahme des  Bansen  2  ist 
dieGleisbenuizung  um- 
gekehrt,  Greifer  und 
Durchlaufgleis,  Bekoh- 
lungs-  und  Kohlenwa- 
gengleis werden  mit- 
einander vertauscht. 
Soll   die  Anlage  mit 
fahrbarenBunkern  aus- 
gerüstet  werden,  die 
vomGreifer  gefülltwer- 
den können,  so  gibt 
Abb.24eineLösung,bei 
der  das  Kohlenwagen- 
gleis  auf  der  anderen 
Seite  des  Bansens  liegt. 
Der   Bunker  bewegt 
sich  zwischen  zwei  Be- 
kohlungsgleisen, auf 
denen  gleichzeitig  eine 
Bekohlung  möglich  ist. 
Diese  Anoranung  hat 
den  Nachteil,  da«  bei 
einer  direkten  Bekoh 
lung     vom  Wagen 
aus  der  Kragarm  eine 
volle  Wendung  um  180 
Grad  machen  muß,  au- 
ßerdem  ist   nur  eine 
Bansenbreite  von4,5m 
bestreichbar.  ZurLage- 
rung  großer,  vomGrei- 
fer erreichbarer  Vor- 
räte würde  sich  diese 
Anlage   nicht  eignen. 

Eine  bessere  Lösung  zeigt  Abb.  27.  Hier  steht  der  Bunker  zwischen 
Kohlenwagen-  und  Bekohlungsgleis.  Allerdings  kann  das  ße- 
kohlungsgleis vom  Greifer  nicht  mehr  direkt  erreicht  werden. 


6/eisanordnung  bei  Bekohlung  durch  Schuttbühnen 


AbbJO 


— . 

Kbt.31 


Soll  außerdem  eine  direkte  Bekohlung  durch  Greifer  stattfinden 
so  ist  im  Anschluß  an  die  Bunkerfahrbahn  das  Bekohlungsgleis 

auf  4,5  m  Abstand  an 
das  Kohlenwagengleis 
zu  legen.  Damit  beide 
Bekohlungsarten  ohne 
gegenseitige  Störung 
voneinander  stattfin- 
den können,  empfiiehlt 
sich  die  Weichenver- 
bindung a— b.  Bei  gro- 
ßen Anlagen  ist  eine 
Hilfsbekohlung  durch 
Dretiki-ane  vorzuse- 
hen, die  vorteilhaft  am 
Durchlaufgleis  anzu- 
ordnen wäre. 

Läßt  das  zur  Ver- 
fügung stehendeGelän- 
de  nur  eine  Stapelung 
derVorräteinder  Brei- 
te zu,  so  wird  nach  Abb. 
28  vom  Einfahrgleis 
ein  Gleispaar  abge- 
zweigt, auf  dessen  bei- 
den tseiten  die  Dauer- 
lager eingerichtet  sind. 
Iv.e  beiden  Oleise  wer- 
den wechselseitig  a's 
Bekohlungs-  und  Kran- 
gleis benutzt,  je  nach' 
dem,  welche  Bansen- 
seite in  Angriff  genom- 
men oder  wieder  ge- 
füllt wird.  DieSchwen- 
kungdes.\nnes  beträgt 
•  beijeder  Förderung  180 
Grad.Um  diesen  langen 
Schwenkweg  zu  ver- 
meiden, sind  auf  dem 

Verschiebebahohof 
Wedau  die  Kohlenvor- 
räte in  schmalen  Ban- 
sen von  4.5  m  Breite 
zwischen  den  Hilfsbe- 
kohlungsgleisen  ange- 
ordnet. (Abb  29.)  Diese 
Anlage   erfordert  für 
1  cbm  Lagerkohle  bei 
weitem  mehr  Gleisan- 
lagen und  Bansenwän- 
de als  oben  angeführt, 
außerdem  ist  das  Ge- 
lände unvorteilhaft  aus- 
genutzt, so  daß  die  An- 
ordnung   in    Abb.  28 
trotz     des  längeren 
Schwenkweges  vorzu- 
ziehen ist,  zumal  die 
Dauervorräte  nur  ein- 
mal im  Jahre  ausgege- 
ben werden.   Es  darf 
nicht  unerwähnt  blei- 
ben, daß  unter  Umstän- 
den die  Art  der  Strom- 
zuführung für  elektri- 
sche Greiferkrane  be- 
einflussend    auf  die 
Gleisentwicklung  ein- 
wirken kann. 

Bei  den  Bekoh- 
lungsanlagen durch 
Schuttbühnen  kann 
der  erforderliche  Hö- 
henunterschied zwi- 
schen Kohlenzufuhr- 
und  .  Bekohlungsgleis 
dadurch  hergestellt 
werden,  daß  entweder 
das  Bekohlungsgleis 
tiefer,  oder  das  Kohlen- 
wagengleis höher  ge- 
legt wird.  Letztere  An- 
ordnung ist  sehr  ver- 
breitet und  betriebs- 
technich  günstiger.  Bei 
Geländerücksichten 


einer  Senkung  der  Bekohlungsgleise,  die  aus   

meist  mit  steilen  Rampen  (1 ;  30  bis  1 : 40)  erfolgen  muß,  ist  die  Gefahr 
vorhanden,  daß  einfahrende  Lokomotiven  bei  schlüpfrigen  Gleisen  auf 
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gerade  in  der  Bekohlung  befindliche  Lokomotiven  auffahren  kön- 
nen. Auch  müssen  nach  beendeter  Bekohlung  die  Lokomotiven 
mit  dem  gerade  niederen  Dampfdruck,  eine  Rampe  hinauffahren, 
um  auf  die  Höhe  der  übrigen  Bahnhofsanlagen  zu  gelangen,  wo- 
durch ebenfalls  betriebliche  Schwierigkeiten  entstehen  können. 
In  Abb.  30  ist  das  Kohlenzufuhrgleis  auf  die  Bühne  geführt.  Der 
Abstand  zwischen  Bühnenkante  und  Kohlengleis  muß  so  groß 
sein,  daß  zwei  Kohlenkarren  aneinander  vorbei  können  und  an 
der  Rampe  ein  Karren  in  Schüttstellung  aufgestellt  werden 
kann  (etwa  7 — 8  m).  Die  Tagesvorräte  sind  auf  der  Bühne  zu 
lagern,  die  übrigen  Vorräte  nach  Möglichkeit  auch,  sonst  aber 
so,  daß  sie  leicht  auf  die  Bühne  befördert  werden  können,  wozu 
die  in  Abb.  30  eingezeichneten  Drehkrane  gute  Dienste  leisten. 
Bei  der  Bekohlung  der  Tenderlokomotiven  von  der  Bühnenkante 
fällt  ein  Teil  der  Kohlen  daneben,  da  diese  Maschinen  eine 
schmale  Oeffnung  zur  Aufnahme  der  Kohlen  haben,  die  senk- 
recht zur  Bühnenkante  liegt.  Es  wird  sich  deshalb  empfehlen, 
diese  Bekohlung  an  den  Kopfseiten  der  Bühnen  vorzunehmen, 
wozu  die  in  Abb.  30  punktiert  eingezeichneten  Stumpfgleise  an- 
geordnet sind. 

Abb.  31  und  32  zeigen  Schüttbühnen  für  Längen-  und  Brei- 
tenentwicklung mit  zwei  Schüttkanten.  In  vielen  Fällen  werden 
die  Geländeverhält- 


Diese  Anlagen  fordern  auch,  abgesehen  von  den  leicht  ver- 
setzbaren Bansenwänden,  keine  festen  baulichen  Einrichtungen 
(Gründungen),  so  daß  sie  bei  Umbauten  schnell  verändert  oder 
entfernt  werden  können. 

Drehkrananlagen  können  wegen  ihrer  geringen  Länge 
in  jedem  Gelände  auch  in  flachen  Kurven  Anwendung 
finden.  Die  bisherigen  .  Untersuchungen  zeigen  somit,  daß 
bei  der  Wahl  der  Bekohlungseinrichtungen  diese  vor  allem  auch 
unter  bau-  und  betriebstchnischen  Gesichtspunkten  betrachtet 
werden  müssen  und  ihre  Gesamtleistung  und  Wirtschaftlichkeit 
sich  nur  im  Rahmen  der  vollständigen  Gleisanlage  des  Loko- 
motivbahnhofs ermitteln  läßt. 


Die 


Gleisausbildung  der  Entschlackungsanlagen. 

längere    Dauer    der    Entschlackung  verlangt 


mehr 

Schlackengrubenstände  als  Bekohlungsstände.    Die  erforderliche 

Anzahl  der  Schlackenstände  errechnet  man  aus  dem  Verhältnis: 

mittlere  Entschlackungszeit     .        ,  , 

 r— j  =— -; — T-,  : —    eiucr  LoKomotive. 

mittlere  Bekohlungszeit 

Es  wird  sich  jedoch  empfehlen,  die  so 


^  r-» 

nisse  eine  gesonderte 
Zuführung  der  Kohlen- 
gleise gestatten,  wo- 
durch unterUmständen 
die  Steilrampe  ver- 
mieden werden  kann, 
Füllrümpfe  kön- 
nen sich  jeder  Lage 
der  Bekohlungsgleise 
anpassen.  Man  ordnet 
sie  neben,  zwischen 
und  über  den  Gleisen 
an,  je  nachdem  die  ört- 
lichen Verhältnisse  es 
erfordern.  Abb. 33 -38 
geben  hierfür  verschie- 
dene Hinweise.  Da 
dieKohlenwagen  neben 
dem  Rumpf,  meistens 
durch  Kipper,,  entleert 
werden,  sind  Abstell- 
gleise für  volle  und 
leere  Wagen  erforder- 
lich. Zu  Abb.  38  ist 
zu  bemerken,  daß  hier 
zwei    Sorten  Kohlen 

ausgegeben  werden  können,  in  Abb.  38  liegt  der  Rumpf  seitlich, 
die  einzelnen  Bekohlungsgleise  sind  mit  einer  Brücke  über- 
spannt, von  der  aus  die  Bekohlung  durch  kleine  Wagen  statt- 
findet, die  am  Hauptrumpf  gefüllt  werden^).  Die  erwähnten 
Anlagen  erfordern  kurze  Gleisentwicklungen,  Einrichtungen 
nach  Abb.  37  und  38  können  direkt  über  den  Schlackengleisen 
unmittelbar  vor  den  Schlackengruben  angeordnet  werden. 

Zusammenfassung. 

Ein  Blick  auf  die  Abbildungen  14 — 38  zeigt  uns,  daß  die 
Gleisanlagen  auf  die  Gestehungs-  und  Unterhaltungskosten  der 
Bekohlungsanlagen  von  Einfluß  sind.  Je  leistungsfähiger  eine 
Bekohlungsanlage  ist,  um  so  weniger  Gleise  erfordert  sie,  ein 
Vorteil,  der  bei  Untersuchung  über  die  Wirtschaftlichkeit  der 
Bekohlungseinrichtungen  bisher  nie  Berücksichtigung  gefunden 
hat.  Die  wenigsten  Gleise  benötigt  die  Bekohlung  durch  Füll- 
rümpfe; werden  diese  unmittelbar  über  den  Schlackengleisen  an- 
geordnet, so  ist  eine  besondere  Gleisanlage  für  sie  nicht  nötig. 
Einen  größeren  Gleis-  und  Weichenbedarf  erfordern  Portalkrane 
und  Schüttbühnen,  ihnen  folgen  die  Drehkrane  und  schließlich 
die  Greiferkrane,  die  neben  den  bei  allen  Anlagen  erforder- 
lichen Durchlauf-,  Bekohlungs-  und  Kohlenwagengleisen  nOch 
ein  Gleis  für  die  Längsfahrten  der  Greifer  erhalten.  Sollen  bei- 
spielsweise große  Kohlenvorräte  vom  Greifer  erreichbar  sein,  so 
sind  infolge  der  geforderten  schmalen  Bansenform  große  Gleis- 
längen nötig,  die  die  Wirtschaftlichkeit  der  Anlage  unter  Um- 
ständen stark  beeinflussen  können. 

Unter  dem  Gesichtspunkt  einer  wirtschaftlichen  Lagerung 
der  Dauervorräte  ist  eine  Entwicklung  der  Bekohlungsanlagen 
in  der  Länge  wirtschaftlicher  als  eine  in  der  Breite. 

Die  Gleisanordnung  der  Füllrümpfe  ist  allen  örtlichen  Ver- 
hältnissen anpaßbar,  besonders  bei  sehr  beschränkten  Raumver- 
hältnissen. 

Die  Portalgreifer  erfordern  eine  lange  gerade  Gelände- 
form und  lassen  sich  deshalb  unter  Umständen  schwer  in  be- 
stehende Anlagen  einfügen.  Bei  Bahnhofsumbauten  können  sie 
sehr  störend  wirken.  Demgegenüber  besitzt  der  normalspurige 
Greifer  große  Vorteile,  da  seine  Gleise  in  Krümmungen  ange- 
ordnet werden  können  und  er  sich  somit  jedem  Gelände  anpaßt. 


gewonnene  Stände- 
zahl um  einen,  bei  großen  Anlagen  um  zwei  zu  vermehren,  um 
,       ,  bei    mitunter  unver- 

öleisanoranung  bei  Dekohlung  durch  Hochbehälter.  meidUchem  längeren 

Aufenthalt  einer  Lo- 
komotive auf  den  Gru- 
ben keine  Störung  im 
Behandlungskreislauf 
hervorzurufen.  Be- 
triebstechnisch wäre 
es  am  vorteilhaftesten, 
wie  es  bereits  Blum^) 
vorschlägt,  jeden  Stand 
durch  ein  besonderes 
Gleis  anzuschließen. 
Da  eine  derartige 
Gleisentwicklung  je- 
doch sehr  kostspielig 
würde,  schlägt  Risse*) 
vor,  zwei  Stände  un- 
mittelbar hintereinan- 

*  der  anzuordnen.  Sollte 

*  die  vordere  Lokomo- 
tive auf  einem  Doppel- 
stand eine  längere 
Bchandlungszeit  er- 
fordern als  die  hintere, 
so  kann  die  hintere 
Maschine  d'irch  eine 

Durchlaufgleis    die    Anlage  veilas- 


Sägebewegung    auf  dem 

sen.  Ebenfalls  ist  es  möglich,  die  in  der  Entschlackung  befind- 
liche Lokomotive  um  eine  Standlänge  vorzufahren,  um  eintr 
nachfolgenden  Platz  zu  machen.  Da  diese  Anordnung  nicht  be- 
sonders nachteilig  auf  die  Abfertigung  der  Lokomotiven  ein- 
wirkt, erscheint  die  Ausführung  von  Doppelständen  wirtschaft- 


Abb39. 


Gleisanordnung  der  Schlackengruben  bei 
Schlachenbeseitigung  durch  Hand 


AbbAI. 


Bek.I 


Sehl  W, 


Abb.  itZ 


Abb.(^3 


lieber.  Risse  empfiehlt  eine  Länge  der  Gruben  von  40  m,  mit 
Rücksicht  auf  die  Abmessungen  der  neueren  Lokomotiven  sind 
jedoch  50  m  besser.  Mehr  als  zwei  Stände  hintereinander  zu 
legen,  wie  es  bei  sehr  vielen  Anlagen  ausgeführt  ist,  erscheint 
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jiizweckmäßig,  da  eine  zwischen  länger  entschlackenden  "'vla- 
schinen  stehende  kurz  zu  behandelnde  Lokomotive  nicht  riusgc- 
reiht  werden  kann. 

Gleisanordnung  derSchlackengruben  bei 
Schlackenbeseitigung  durch  Bockkrane 


Abb.50. 


Sc/t/.. 


Neben  den  Grubengleisen  sind  die  S  c  h  I  a  c  k  e  n  a  b  f  u  h  r  • 
gleise  anzuordnen,  und  zwar  so,  daß  eine  bequeme  Zustellung 
der  Schlackenwagen  stattfinden  kann.  In  viehm  j'ailen  läßt  es 
sich  einrichten,  diese  Gleise  in  Verbindung  mit  dem  Kohlen- 
zufuhrgleis  anzuordnen,  um  die  Zustellung  für  beido  '31eise  ge- 
meinsam vornehmen  zu  können.  Für  die  ungehindert-.;  Vorbei- 
fahrt nichtentschlackender  Lokomotiven  ist  ein  Durchlaufgleis 
vorzusehen. 

Die  Lage  der  Schlackengruben-  und  -W;igcmgleise  zu  eni- 
ander  ist  abhängig  von  der  gewählten  Schlackenbe.seitigungs- 
einrichtung.  Bei  einer  Entfernung  der  Schlacke  durch  Schaufei- 
wurf in  Dienstwagen  muß  das  Abfuhrgleis  unn.. ittelbar  neben 
der  Grube,  bei  zwei  Gruben  zwischen  ihnen  liegen.  Um  ein  be- 
quemes Verladen  zu  ermöglichen,  ordnet  man  iie  Wagenyleise 
etwa  1 — 1,5  m  tiefer  an  als  die  übrigen  Anlagen.  (In  Amcrik-a 
sind  Einrichtungen  geschaffen,  bei  denen  die  Wagen  so  tief 
stehen,  daß  die  Schlacke  aus  der  Grube  in  diese  direkt  überge- 
schaueflt  werden  kann«).  Infolge  der  kostspieligen  Gründungen 
haben  sie  bei  uns  keinen  Anklang  gefunden.) 

Gleisanordnung  der  Schlackengruben  bei 
Schlacken  beseif igung  durch  Hochbehälter 


In  den  Abb.  39—43  werden  Gleisanlagen  für 
Schlackenbeseitigung  durch  Hand  mit  teilweise 
tief  gelegenem  Wagengleis  gezeigt.  Das  Schlackenabfuhrgleis 
ist  in  Abb.  40  und  42  tief  angeordnet.  Der  Abstand  zwischen 
Grube  und  Wagengleis  ist  so  groß  zu  bemessen,  daß  hier  kleine 
Vorräte  von  Schlacke  und  Lösche,  die  aus  der  Rauchkammer  der 
Lokomotive  entfernt  werden,  lagern  können.  Eine  Anlage  nach 
Abb.  43  mit  vier  Grubenpaaren  wird  bei  Handbetrieb  selten  an- 
geordnet, bei  mehr    als  zwei  Schlackengruben  werden  mecha- 


nische Schlackenbeseitigungseinrichtungen  wirtschaftlicher  sein. 
Bei  Verwendung  des  bekannten  Kellerschen  Bock- 
kranes überspannt  man  zwei  Gruben  und  das  Wagengleis  mit 
dem  Portal.  Ordnet  man  das  Abfuhrgleis  zwischen  zwei  Gruben 
an,  so  ergeben  sich  dieselben  Gleisentwicklungen  wie  bei  der 
Schlackenbeseitigung  durch  Hand  (Abb.  39—43).  Legt  man 
zwei  Gruben  nebeneinander  und  das  Schlackenabfuhrgleis  seit- 
lich davon,  so  erhält  man  Gleisanordnungen  nach  Abb.  45—50. 
In  Abb.  48  ist  das  Durchlaufgleis  an  einer  Seite  der  Grube  vor- 
beigeführt, in  Abb.  49  zwischen  beiden  Gruben,  wodurch  die  An- 
lage gleistechnisch  billiger  wird.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  ver- 
setzte Anordnung  nach  Abb.  50  noch  vorteilhafter.  Mehr  als 
vier  Schlackengruben  mit  acht  Ständen  wird  man  in  den  selten- 
sten Fällen  aus  einem  Bekohlungsgleis  entwickeln.  Diese  An- 
lage ist  der  leistungsfähigsten  Bekohlungsanlage  gewachsen, 
wenn  nicht  mehrere  Bekohlungseinrichtungen  angeordnet  sind, 
die  dann  auch  ebensoviel  Entschlackungsgruppen  notwendig 
machen. 


Gleisanordnung  der  5ch lackengruben  bei 
Schlackenbeseitiqunq  durch  Greiferkrane 


Abb.51 


Soll  der  Greifer  des  Portal-  oder  normalspurigen  Kranes  die 
Schlacke  mit  verladen,  so  sind  die  Schlackengrubenpaare  mit 
einem  dazwischen  befindlichen  Schlackensumpf,  in  der  Verlänge- 
rung der  Bekohlungsgleise  neben  dem  Krangleis  anzuordnen. 
Zwei  Grubenpaare  müssen  dann  hintereinandergelegt  werden. 
In  Abb.  51  wird  die  Schlacke  durch  normalspurigen  Greifer,  in 
Abb.  52  durch  Portalkran  entfernt.  Abb.  44  zeigt  eine  Anord- 
nung von  Schlackengleisen,  bei  der  die  Schlacke  ober-  oder 
unterhalb  der  Grubengleise  in  Hochbehälter  befördert  wird. 

ö/eisanordnung  derSchlad^engruben  bei 
Schlackenbeseifigung  durch  Porfalkrane 

Abb.  52. 


Zusammenfassung.  Ein  Vergleich  sämtlicher  Ent- 
schlackungsanlagen ergibt,  daß  die  Handbeladung  der  Schlacken- 
wägen die  kostspieligste  Gleisentwicklung  erfordert.  Anlagen 
mit  Kerllerschem  Bockkran  sind  billiger,  da  durch  das  Neben- 
einanderlegen der  Schlackengruben  eine  kürzere  und  somit  wirt- 
schaftlichere Gleisentwicklung  möglich  wird.  Eine  Anlage  mit 
Hochbehälter  und  oberirdischer  oder  unterirdischer  Schlacken- 
entfernungen ergibt  die  einfachste  und  billigste  Gleisanordnung. 
Hintereinanderschaltung  der  Gruben  erfordert  bedeutend  kost- 
spieligere Weichenverbindungen  als  die  Nebeneinanderschaltung. 
Abb.  43  ist  wegen  der  notwendigen  Weichenverbindungen  am 
teuersten. 

Es  kommt  also  auch  bei  dem  Entwurf  dieser  Teile  ganz 
wesentlich  darauf  an,  die  Kosten  für  die  Gleisentwicklung  als 
maßgebenden  Faktor  im  Gesamtentwurf  zu  berücksichtigen. 

Verfasser  hat  bei  seinen  Untersuchungen  nur  die  in  Deutsch- 
land gebräuchlichsten  Bekohlungs-  und  Entschlackungseinrich- 
tungen berücksichtigt.  Daneben  sind  Lokomotivbehandlungs- 
anlagen  mannigfaltigster  Art  ausgeführt,  die  sich  jedoch  auf  die 
eine  oder  andere  der  behandelten  Grundarten  zurückführen  las- 
sen. Demgemäß  sind  auch  die  grundsätzlich  entworfenen  Gleis- 
entwicklungen für  die  hier  nicht  besonders  erwähnten  Anlagen 
brauchbar. 

Die  Anordnung  der  Gleise  für  Bekohlungs-  und  Ent- 
schlackungsanlagen ist,  wie  wir  gesehen  haben,  größtenteils  ab- 
hängig von  maschinentechnischen  Ueberlegungen.  Dabei  darf 
jedoch  der  Maschineningenieur  nicht  außer  Acht  lassen,  daß  die 
Wahl  seiner  maschinellen  Anlagen  von  erheblichem  Einfluß  auf 
eine  wirtschaftliche  und  sparsame  Gleisentwicklung  ist. 

Diese  Wechselwirkung  zwischen  betrieblichen  und 
maschinentechnischen  Forderungen  muß  klar  erkannt  werden, 
damit  in  jeder  Beziehung  einwandfreie  technische  Gebilde  ent- 
stehen. 


KOLONIAL-  UND  AUSLANDBAHNEN 

VOM  GEHEIMEN  OBERBAURAT  PROFESSOR  F.  BALTZER,  BERLIN 


I. 

Die  Staatseisenbahnen  Chinas. 

Auch  China,  dessen  erste  Eisenbahn  bekanntlich  die  im 
Jahre   1876  eröffnete,  später  zerstörte  und  dann  wieder  her- 


gestellte Linie  Wusung  —  Schanghai  (17  km)  war,  ist 
mittlerweile  ein  Eisenbahnland  geworden  und  hat  sich  bis  jetzt 
überwiegend  dem  Staatsbahnsj^stem  zugewendet.  Der 
Ausbau  seines  Bahnnetzes  hat  sich  bis  jetzt  im  wesentlichen 
auf  Nordchina,  d.  h.  das  Land  nördlich  des  Yangtse  beschränkt, 
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das  arm  an  Wasser-  und  anderen  Verkehrsstraßen  ist.  Die 
öffentliche  Meinung  in  China  scheint  sich  heute  nicht  mehr  gegen 
die  Eisenbahnen  an  sich,  sondern  vielmehr  gegen  das  Eisenbahn- 
wesen unter  fremder  Herrschaft  oder  Führerschaft  zu  richten; 
daher  überall  die  zielbewußte,  allmähliche  Verdrängung  der 
fremden  Unternehmungen  zugunsten  der  einheimischen! 

China  verfügte  im  Jahre  1919  über  ein  Netz  von  nahezu 
11000  km  Eisenbahnen,  von  denen  rund  64C0  km,  also  über  die 
Hälfte,  Staatsbahnen  sind.  Die  größten  und  wichtigsten  Staats- 
bahnlinien sind  —  sämtlich  in  der  europäischen  Vollspur  von 
1,435  m  —  die  Strecken  Peking — Hankau,  von  Nord  nach 
Süd  gerichtet,  1312,9  km ;  Peking  —  Mukden,  nordöstlich 
gerichtet,  914,8  km,  und  Tientsin  —  Pukau,  mit  der  ersten 
Linie  ungefähr  gleichlaufend,  aber  näher  der  Ostküste  liegend, 
1106,8  km;  diese  drei  Linien  bilden  mit  ihren  recht  beträchtlichen 


bauten  mit  71,23  Millionen  Dollar,  der  Oberbau  mit  93,65  Mil- 
lionen Dollar,  die  Fahrzeuge  mit  79,79  Millionen  Dollar. 


1918     1  1919 
in  mexikan.  Dollar 

Zunahme 
das  Vor 
im  Ganzen 

?egen 
ahr 
in  o/o 

T7  •  1   

Lmnahme  

Ausgabe  

Betriebszahl  in  "/o  

ab  Kapitalzinsendienst  . 
Reinüberschuß  

77  652  153 
34  322  615 

44,2 
43  329  538 
9  824  418 
33  505  120 

83  047  390 
38  440  541 

46.3 
44  606  849 
8  028  568 
36  578  281 

0  o9o  Zo7 
4117  926 

1  277  311 

—  1795  850 
-1-3  073161 

12 
2,96 

Wie  vorstehende  Uebersicht  zeigt,  hat  sich  der  Betriebs- 
überschuß für  1919  gegen  das  Vorjahr  um  1277  311  Dollar,  das 


Zusammenstellung  1 


Linie 

Betriebs- 
länge 
km 

Betriebseinnahmen 
in  Dollar 
1918  1919 

Untersch 
gegen  das  V 
im  Ganzen 

ied 

orjahr 
in  o/o 

Betriebs 
in  D 

1918 

ausgaben 
ollar 

1919 

Untersch 
gegen  das  V 
im  Ganzen 

ied 

orjahr 
in  o/o 

Peking-H  »niiau  

1312,9 
914,8 
1106,8 

23  822  621 
20  853  532 
12  603  359 

26  313  681 
19  406  242 
14  101  983 

2  491  059 
-1  447  290 
1  498  624 

10 
—7 
12 

7  977  853 
6  903  148 
6  334  727 

9  060  474 
7  519  185 
6  819  061 

1  082  020 
616  037 
484  324 

14 

9 
8 

Zusammenstellung  2 


Linie 

für  1  K  i  1  o  r 
Einnahme  [  Ausgabe 

n  e  t  e  r  in  ] 
Betriebszahl 

Dollar 

Betriebsüberschuß 

Personen-  |  Güter- 
verkehr in  o/o 
der  Gesamteinnahme 

Sonstige 
Einnahmen 

Peking-Mukden  

Tientsin-Pukau   

20  042 
19  907 
12  742 

6  901 

7  713 
6192 

34.4 
38.7 
48,3 

13141 
12  194 
6  580 

28.13 
41,13 
43,66 

69,27 
53.27 
46,48 

2  60 
5.55 
9,86 

Zusammenstellung  3 


Linie 

B  e  f  ö  r  d  e 
Personenkilometer 

r  t  im  J  a  h 
Tonnen 

re  1919: 
t  km 

Zugkilo 

Personenzügen 

tneter  in 

GdterzUgen 

1  Zugki 
beföi 
Personen 

lometer 
-derte 
Tonnen 

479  600  000 
595  900  000 
416  400  000 

4  534  052 
6  500  834 
2  661  782 

1  240  300  000 
1  004  600  000 
778  500  000 

2  073  600 
2  362  714 
1  708  425 

4  205  355 
3  173  400 
2  440  104 

231 
252 
244 

296 
321 
319 

Zusammenstellung  4 


Linie 

Durch- 
schnittsfahrl 
für  1  t 
in  km 

Kosten  <  es 
Zugkm 
in  Dollar 

Zahl 
der  Loko- 
motiven 

Lokomotiv- 

km 
für  1  Loko- 
motive 

Ladegewicht 

der 
Güterwagen 

in  t 

Beförderte  t 
auf  It  Lade- 
gewicht der 
Güterwagen 

Sitzplätze 

der 
Personen- 
wagen 

Beförderte 
Personenkm 
auf  1  Sitzplatz 
der 

Personenwagen 

Peking- Hankau  

274 

154,5 

293 

1,44 
1.36 
1,57 

114 

130 
77 

61  070 
45  883 
55  046 

66  100 
85  294 
46  907 

86 
78 
68 

9  344 
14  090 
10  490 

61  330 
42  296 
39  736 

Roheinnahmen  und  Betriebsüberschüssen  —  1919  zusammen  rund 
36,4  Millionen  Dollar  —  das  finanzielle  Rückgrat  des  heutigen 
Staatsbahnnetzes.  Von  größeren  Staatsbahnstrecken  über 
400  km  Betriebslänge,  sind  noch  zu  nennen  die  Linie  Peking 
—  S  u  i  y  u  a  n  ,  von  Peking  in  westlicher  Richtung  nach  der  Mon- 
golei führend,  495,3  km,  und  die  Linie  Hupeh  —  Hunan, 
422,6  km,  welche  die  beiden  binnenländischen  gleichnamigen 
Provinzen,  die  eine  am  Yangtse,  die  andere  südlich  davon,  mit- 
einander verbindet. 

Am  31.  Dezember  1919  betrug  die  Betriebslänge  der  chine- 
sischen Staatsbahnen  6030,5  km,  und  ihr  fortgeschriebenes  An- 
lagekapital rund  485,11  Millionen  mexikan.  Dollar,  das  sind 
80  443  Doli,  für  das  Kilometer.  Es  hat  sich  gegen  das  Vorjahr, 
infolge  des  Hinzutretens  der  Linien  Hupeh — Hunan  mit  54  Mil- 
lionen Dollar,  Ssu — Tsen  mit  5.5  Millionen  Dollar,  und  der  Auf- 
wendungen von  10,3  Millionen  Dollar  für  Bestandsvermehrungen 
und  -Verbesserungen  bei  den  vorhandenen  Linien,  um  insgesamt 
rund  69,8  Millionen  Dollar  gehoben.  Das  Anlagekapital  ohne 
die  finanziellen  Lasten  betrug  am  31.  Dezember  1919  rund 
421  Millionen  Dollar,  und  zwar  standen  zu  Buch:  Die  Brücken- 


sind 2,96  V.  H.,  gehoben,  und  verzinst  das  Anlagekapital  mit 
4460  6 

485  11  ~  ^'^^^  ^'  ■^^^  Roheinnahmen  sind  gegen  das  Vor- 
jahr um  7,  die  Betriebsausgaben  um  12  v.  H.  gestiegen,  die  Be- 
triebszahl hat  sich  dementsprechend  von  44,2  auf  46,3  v.  H.  ge- 
hoben. Die  nach  heimischem  Maßstabe  recht  hohe  Kapital- 
verzinsung von  mehr  als  9  v.  H.  dürfte,  so  erfreulich  sie  an  sich 
ist,  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeinen  Finanzverhältnisse  der 
Länder  des  fernen  Ostens  nicht  mehr  als  angemessen  sein. 

Die  Zusammenstellungen  1 — 4  geben  näheren  Einblick  in 
das  Wirtschaftsbild  der  3  Staatsbahnen  Peking— Hankau,  Peking 
— Mukden  und  Tientsin — Pukau;  sie  zeigen,  daß  die  Verkehrs- 
ziffern und  Betriebsleistungen  in  der  kurzen  Zeit  des  Bestehens 
der  Bahnen  bere'ts  recht  beachtlich  geworden  sind,  insbesondere 
müssen  die  überraschend  niedrigen  Betriebszahlen  34,4,  38,7  und 
48,3  Prozent  als  außerordentlich  günstig  bezeichnet  werden;  sie 
dürften  im  wesentlichen  auf  der  niedrigen  Höhe  der  dortigen 
Arbeitslöhne  beruhen.  Das  finanzielle  Erträgnis  der  Bahnen 
ist  durchaus  befriedigend.  Wir  können  heute  im  Deutschen 
Reich  nur  mit  Neid  auf  derartige  Zahlen  blicken. 
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II. 

Die  belgische  Kongobahn*)    (Matadi— Leopoldville)   im  Rech- 
nungsjahr vom  1.  Juli  1920  bis  30.  Juni  1921. 

Dem  Geschäftsbericht  der  Gesellschaft  der  belgischen 
Kongo-Eisenbahn  entnehmen  wir  die  nachstehenden  Mit- 
teilungen: 

Das  fortgeschriebene  Anlagekapital  betrug  am  30.  Juni  1921 
107  955  040  Franken,  und  hat  sich  gegen  das  Vorjahr  um 
9  593  037  Franken  erhöht;  die  Erhöhung  beruht  im  wesentlichen 
auf  der  Beschaffung  und  Indienststellung  von  11  Lokomotiven 
der  Bauart  Garrat,  von  140  Güterwagen  zu  15  t  Ladegewicht,  und 
von  7  Leichterbooten  zu  je  300  t  Tragfähigkeit.  Weiter  treten 
hinzu  an  Kosten  der  neuen  Landepieranlage  in  Matadi 
2  974  293  Franken,  für  Grunderwerb  822  710  Franken,  an  Ver- 
messungskosten 293  694  Franken,  für  Vorarbeiten  zur  Gewinnung 
von  Wasserkraft  am  Unterkongo  765  486  Franken,  Kosten  für 
die  Erlangung  der  Fristverlängerung  für  die  Konzession  der 
Gesellschaft  (Prorogation)  152  865  Franken.  Damit  stellt  sich 
der  gesamte  Kapitalaufwand  für  die  Bahn  auf  die  Summe  von 
rund  112  964  000  Franken,  so  daß  die  kilometrischen  Baukosten 
der  Bahn  (400  km)  damit  buchmäßig  den  hohen  Betrag  von 
282  410  Franken/km  oder  2  225  928  (Gold)  M. /km  erreichen.  Die 
Tilgungsbeträge  belaufen  sich  auf  insgesamt  4  894  040  Franken, 
so  daß  in  der  Bilanz  die  Summe  von  108  070  047  Franken 
erscheint. 


Zusammenstellung  A 


1919/20 

1920/21 

Z  u  n  a  h 

gegen 
das  Vorjahr 

m  e 

in  o/o 

Roheinnahme  Frcs. 

11  743  750 

22  944  683 

-f 11  209  933 

95,5 

Betriebsausgabe 

10  178  172 

16  381  598 

+  6  203  426 

60,95 

Betriebszahl  in  % 

86,74 

71,4 

Betriebsüberschuß 
in  Frcs. 

1  556  578 

6  563  085 

-f  5  006  507 

Anlagekapital  „ 

112,96  Mill. 

X'^erzinsung  durch  d. 
Betriebsüberschuß 

5,81  V.  H. 

Wie  die  vorstehende  Zusammenstellung  A  zeigt,  haben  sich 
im  Rechnungsjahre  1920-21  die  Roheinnahmen  gegen  das  Vor- 
jahr um  11,2  Millionen  Franken,  das  sind  95,5  v.  H.,  die  Be- 
triebsausgaben aber  nur  um  6,2  Millionen  Franken,  das  sind 
60,95  V.  H.,  gehoben.    Der  Betriebsüberschuß  hat  sich  demnach 


um  rund  5  Millionen  auf  6,563  Millionen  Franken  gesteigert,  und 
erzielt  somit  eine  Verzinsung  des  Anlagekapitals  von  5,81  v.  H. 
Gleichwohl  ist  das  Wirtschaftsbild  der  Bahn  keineswegs 
glänzend,  denn  vom  Vorjahre  war  noch  ein  Fehlbetrag  von  rund 
2,7  Millionen  Franken  zu  decken,  und  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung ergibt,  da  die  finanziellen  Lasten  rund  3  768  000,  die 
Ausgaben  für  Steuern  334  899,  weitere  sonstige  Ausgaben 
554  000  Franken  betragen  haben,  nur  einen  Ueberschuß  von 
360  574  Franken.  Auf  die  Aktien  wird  eine  Dividende  von  nur 
6  v.  H.,  d.  h.  bei  10  Prozent  Kapitalertragsteuer,  von  tatsächlich 
nur  5,4  v.  H.  (=  27  Franken)  ausgeschüttet. 

Zusammenstellung  B 


1919/20 

1920/21 

Zunahme 
d.  Einnahme 
gegen  das 
Vorjahr 

Anzahl 

Einnahme 

in  Frcs. 

Anzahl 

Einnahme 
in  Frcs. 

Reisende  in  1.  KI. 

2 

,)         ,>  3- 

2  609 
17  767 
134  816 

387  610 
193  780 
314  385 

2  852 
14  843 
115  679 

648  991 
296  019 
451  984 

261  380 
102  238 
137  599 

155  192 

133  374 

Gepäck  in  t 

533,58 

372  908 

686,33 

482  474 

109  566 

Güter:  Einfuhr  in  t 
Ausfuhr  in  t 
Ortsverkehr  

28  956 
83  600 

4  381  438 
4  897  787 

45  023 
70137 
23  937 

9  920  218 
8  785  143 
653  175 

5  538  780 
3  887  356 
653  175 

Zusammen 
Verschiedenes  

112  556 

1  186  642 

139  097 

1  706  680 

519  838 

Summe 

11  734  750 

22  944  683 

11  209  933 

Die  vorstehende  Zusammenstellung  B  läßt  erkennen,  daß 
der  Ertrag  des  Personenverkehrs  trotz  einer  Abnahme  der  Zahlen 
der  beförderten  Reisenden  von  rund  150  000  auf  133  000  gegen 
das  Vorjahr  sich  beträchtlich  gesteigert  hat.  Im  Güterverkehr 
dagegen  hat  die  Zahl  der  beförderten  Tonnen  von  112  556  auf 
139  097,  also  um  26  541  t,  das  sind  23,58  v.  H.,  zugenommen.  Die 
Steigerung  der  Erträge  beruht  zum  großen  Teil  auf  der  Tarif- 
erhöhung um  75  V.  H.,  die  am  25.  April  1920  in  Kraft  trat,  indes 
mit  dem  1.  Januar  1921  wieder  beträchtlich  eingeschränkt  wurde. 
Neuerdings  haben  erneute  Tarifermäßigungen  stattgefunden,  ins- 
besondere wurde  der  Satz  für  d.  tkm  bei  Ausfuhrgut  am  1.  Juli 
1921  von  25  auf  20  Centimes,  und  am  1.  September  1921  sogar  auf 
15  Centimes  herabgesetzt.  Infolge  dieser  erheblichen  Tarif- 
ermäßigungen ist  im  laufenden  Rechnungsjahre  1921-22  seit 
September  ein  starker  Rückgang  im  Ertrage  des  Güterverkehrs 
eingetreten,  der  das  Wirtschaftsbild  der  Bahn  künftig  weiterhin 
ungünstig  beeinflussen  wird. 


DIE  WICHTIGSTEN  NEUERUNGEN 
DES  DEUTSCHEN  EISENBAHN  -  GÜTERTARI  FS  VOM  1.  FEBRUAR  1922 

VON  R.  LESKOW,  LEIPZIG 


Der  neue  Eisenbahngütertarif  bringt  im  Teil  I,  Abtlg.  A 
Aenderungen  und  Ergänzungen  der  Anlage  C  zur  Eisenbahn- 
Verkehrsordnung  und  der  Anlage  III  zum  Tarif.  Außerdem 
sind  in  den  Ausführungsbestimmungen  zur  Eisenbahnverkehrs- 
ordnung entbehrliche  Fremdwörter  durch  deutsche  Ausdrücke 
ersetzt  worden.  In  Anlage  III  sind  die  aus  den  Vorschriften 
des  am  1.  Januar  1922  in  Kraft  getretenen  neuen  Uebereinkoni- 
mens  über  die  gegenseitige  Benutzung  der  Güterwagen  sich  er- 
gebenden Aenderungen  berücksichtigt. 

Durch  den  neuen  Teil  I  Abteilung  B  treten  in  den  Allgemei- 
nen Tarifvorschriften  und  in  der  Gütereinteilung  zahlreiche 
Aenderungen  und  Ergänzungen  ein.  Ferner  werden  die  Sätze 
des  Nebengebührentarifs,  von  einzelnen  Ausnahmen  abgesehen, 
erhöht.  Die  Liste  A  ist  in  Fortfall  gekommen.  An  ihrer  Stelle 
sind  zu  den  Hauptklassen  A— D  für  Wagenladungen  neue  Ne- 
benklassen für  Sendungen  für  10  t  geschaffen  worden,  deren 
Frachtsätze  zwischen  den  bisherigen  Hauptklassen  und  Neben- 
klassen liegen.  Letztere  gelten  nunmehr  für  Sendungen  von 
mindestens  5  t.  Der  neue  Tarif  ermöglicht  es  den  Verkehrs- 
treibenden, die  Fracht  unabhängig  vom  Ladegewicht  des  ge- 
stellten Wagens  wieder  im  voraus  zu  berechnen. 

Die  bisherige  Liste  B,  bei  deren  Handhabung  sich  Schwie- 
rigkeiten nicht  ergeben  haben,  ist  beibehalten  worden.  Sie  wurde 
aber  in  die  Allgemeinen  Tarifvorschriften  eingearbeitet. 

Der  am  1.  12.  20.  zur  Erzielung  einer  durchgreifenden  Ver- 
besserung der  Wagenausnutzung  eingeführte,  aber  bisher  nicht 
restlos  durchgeführte  Tarifgrundsatz,  die  Frachtberechnung 
nach  den  Sätzen  der  Hauptklassen  von  einem  Mindestgewicht 
von  15  000  kg  abhängig  zu  machen,  ist  jetzt  ohne  erleichternde 


*)  Vergl.  Jahrgang  13  dieser  Zeitsrhrift,  Nr.  24  und  25  vom  I.  u.  11.  August 
1919,  Seite  220  und  233, 


Ausnahmen  durchgeführt  worden.  Weggefallen  sind  demnach 
folgende  Erleichterungen: 

a)  Frachtzahlung  für  mindestens  10  000  kg  nach  den  Sätzen 
der  Hauptklassen  für  die  Güter,  die  der  aufgehobenen 
,, Liste  A"  angehört  haben, 

b)  im  Verkehr  mit  oder  über  Strecken,  auf  denen  wegen  des 
zulässigen  Raddrucks  ein  Gewicht  von  15  000  kg  in  einen 
Wagen  nicht  verladen  werden  konnte, 

c)  Frachtberechnung  nach  den  Sätzen  der  Hauptklassen  für 
das  Ladegewicht  des  Wagens  bei  Verwendung  von  Wagen 
mit  weniger  als  15  000  kg  Ladegewicht. 

Beibehalten  sind  jedoch  die  erschwerenden  Bestimmungen 
für  die  in  der  bisherigen  „Liste  B"  —  jetzt  im  Abs.  (2)  Allg. 
Tarifvorschr.  —  aufgeführten  schwerwiegenden  Massengüter  bei 
Verwendung  von  Wagen  mit  höherem  Ladegewicht  als  15  t. 

Der  Frachtberechnung  nach  den  Nebenklassen  für  5  t  (An 
5  bis  Dn  5)  wird  wie  bisher  für  alle  Güter  ein  Gewicht  von  min- 
destens 5000  kg,  der  Frachtberechnung  nach  den  Sätzen  der 
neuen  Nebenklassen  für  10  t  (An  10  bis  Dn  10)  ein  Gewicht  von 
mindestens  10  000  kg  zugrunde  gelegt. 

Für  Gewichte 

a)  von  rnehr  als  5000  kg  und  weniger  als  10  000  kg  wird  die 
Fracht  für  das  wirkliche  Gewicht  nach  den  Nebenklassen 
für  5  t  oder  für  10  000  kg  nach  den  Nebenklassen  für  10  t, 

b)  von  mehr  als  10  000  kg  und  weniger  als  15  000  kg  wird  die 
Fracht  für  das  wirkliche  Gewicht  nach  den  Nebenklasscn 
für  10  t  oder  für  15  000  kg  nach  den  Hauptklassen 

berechnet,  je  nachdem  die  eine  oder  andere  Frachtberechnung 
sich  billiger  stellt.  Bei  Gütern  des  §  9  (2)  —  früher  der  Liste  B 
■ —  wird  abweichend  von  §  9  (1)  ATV.  bei  Verwendung  von  Wa- 
gen mit  einem  Ladegewicht  von  mehr  als  15  t  der  Frachtberech- 
nung nach  den  Hauptklassen  mindestens  das  Ladegewicht  des 
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verwendeten  Wagens  zugrunde  gelegt.  Ist  bei  Verwendung  von 
Wagen  mit  einem  Ladegewicht  von  mehr  als  15  t  für  diese  Güter 
das  Ladegewicht  des  verwendeten  Wagens  nicht  voll  ausge- 
lastet, so  wird  die  Fracht  für  das  wirkliche  Gewicht,  mindestens 
für  5000  kg  nach  den  Sätzen  der  Nebenkalssen  für  5  t  oder  für 
10  000  kg  nach  den  Sätzen  der  Nebenklassen  für  10  t  solange 
berechnet,  bis  die  Frachtberechnung  nach  den  Sätzen  der  Haupt- 
klassen für  das  Ladegewicht  des  verwendeten  Wagens  eine 
billigere  Fracht  ergibt. 

Ferner  ist  das  Verzeichnis  II  abgehoben  worden.  Für  alle 
Güter,  die  künftig  auf  Antrag  des  Absenders  in  bedeckten  Wa- 
gen befördert  werden,  wird  ein  Gewichtszuschlag  von  10  v.  H. 
berechnet.  Die  Mindestfrachtsätze  für  Eilstückgut  werden  von 
9  M.  auf  12  M.,  die  für  beschleunigtes  Eilgut  von  12  M.  auf  16  M. 
erhöht.  Im  Verzeichnis  der  sperrigen  Sückgüter 
sind  folgende  Aenderungen  eingetreten: 

a)  gestrichen  wurden  Beilpicken,  Backschieber,  Schar-  und 
Schweifmaschinen  für  Handbetrieb,  Matratzen,  Tierhaare, 
ungepreßt; 

b)  neu  aufgenommen  wurden  Fahrradfelgen.  Gießkannen, 
Nährosse,  Torfkrauten,  Spreu; 

c)  geändert  sind  die  Ziff.  2  (Badewannen),  4  (Bast),  10  (Bett- 
stellen), Einkochapparate,  Tische.  Waschständer,  Wasch- 
tische), 17  (Flachswerg),  2-3  (Hanfwerk),  24  (Haus-  und 
Küchengeräte  aus  Aluminium),  26  (Möbel,  Mulden,  Pack- 
mittel, neue  Stühle  und  Stuhlgestelle),  37  (Maschinen  usw.), 
40  (Packmittel,  neue),  46  (Raffia),  49  (Rohtabak),  55  (Sieb- 
waren). 

In  der  ermäßigten  Stückgutklasse  sind  die  früher 
an  einer  Stelle  und  zwar  in  Zififer  29  a — e  genannten  Metalle, 


Metallabfälle,  Metallwaren  sowie  metallhaltige  und  chemische 
Metallverbindungen  enthaltenden  Abfälle  und  Zwischenerzeug- 
nisse nunmehr  unter  besonderen  Ziffern  in  alphabetischer  Rei- 
henfolgen aufgeführt.  In  die  ermäßigte  Eilgutklassc 
sind  neu  aufgenommen  worden:  Bienen,  Frühkarotten,  Blumen-, 
Rosen-  und  Wirsingkohl,  Kohlrabi,  Radieschen,  Rettiche,  Rha- 
barber, Spargel,  Suppen-  und  Gewürzkräuter,  Tomaten,  sowie 
Speisepilze,  sämtlich  unter  Beschränkung  auf  frische  und  auf 
die  Zeit  vom  1.  April  bis  .30.  September.  Diese  Zeitbeschränkung 
gilt  nunmehr  auch  für  die  bisher  während  des  ganzen  Jahres 
begünstigten  grünen  Bohnen,  grünen  Erbsen,  Gurken,  Salat  und 
Spinat. 

Eine  Anzahl  Güter  der  Wagenladungsklassen  sind  anderen 
Klassen  zugeteilt  worden.  Hierunter  fallen  die  aus  minder- 
wertiger Kohle,  Kohlenabfällen  u.  dgl.  hergestellten  Briketts 
(Mischbriketts  zu  Feuerungszwecken),  chromooxydhaltige  Zwi- 
schenerzeugnisse, gewisse  Eisen-  und  Stahlwaren,  Erde,  Käfige 
und  Boxen,  Kupfervitriol,  Naphthalin,  Pappe,  Salze,  Sodalauge, 
Trester  und  unbrauchbare  gebrauchte  Trockenelemente. 

Hinsichtlich  des  Nebengebührentarifs,  dessen  Sätze  im  all- 
gemeinen um  33^8  V.  H.  erhöht  worden  sind,  ist  von  Interesse, 
daß  die  deutschen  Frachtbriefe  verkleinerten  Musters  (halbe  Bo- 
gen) nur  bis  zum  31.  März  1922  verwendet  werden  dürfen.  Bei 
Benachrichtigung  durch  Fernsprecher  ist  jetzt  neben  den  an  die 
Reichspost  zu  entrichtenden  Einzelgebühren  ein  Zuschlag  von 
25  Pf.  als  Entschädigung  für  die  von  der  Eisenbahn  zu  zahlenden 
Grundgebühren  für  jedes  Gespräch  zu  erheben.  Die  zur  Zeit 
eingeführten  höheren  Gebührensätze  für  das  Wagenstandgeld 
bei  Ueberschreitung  der  Ent-  bzw.  Beladefrist  bleiben  bis  zu  ihrer 
ausdrücklichen  Aufhebung  in  Geltung. 


Die  größte  Lebensaufgabe  ist  die  eigene. 

Max  V.  Eyth 
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ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Quellenangabe.  Zu  dem  Aufsatz  des  Wirklichen  Geheimen 
Rates  Dr.  Kirchhoff  in  Heft  .5  lfd.  Jahrganges,  Seite  42  ff.,  ist 
nachzutragen,  daß  es  sich  dabei  um  einen  Auszug  a  s  der  Schrift 
des  gleichen  Verfassers  „Die  große  Verkehrsreform"  handelt,  die 
im  Verlag  der  „\'erkehrstechnik",  Berlin  SW  68,  erschienen  ist. 

-Jm-  Reichsbahn  und  Technik.  Die  Vereinigung  von  höheren 
technischen  Staatseisenbahnbeamten  E.  V.  (Vereistech)  hat  unter 
dem  20.  Februar  d.  J.  folgende  Eingabe  an  den  Reichstag  ge- 
richtet: 

,,Zu  wiederholten  Malen  hat  die  Volksvertretung  der  zustän- 
digen Regierung  den  übereinstimmenden  Willen  der  Parteien  zum 
Ausdruck  gebracht,  daß  die  höheren  technischen  Beamten  den 
juristisch  vorgebildeten  in  den  Anstellungs-  und  Beförderungs- 
verhältnissen grundsätzlich  gleichgestellt  werden  sollen.*) 

Die  von  der  früheren  Regelung  der  Besoldung  weitgehend 
abweichende  Besoldungsordnung  vom  1.  April  1920  machte  eine 
neue  Einstufung  der  höheren  Beamten,  die  bislang  in  einer 
Besoldungsgruppe  zusammengefaßt  waren,  in  die  Gruppen  X 
bis  XIII  erforderlich.  Diese  Einstufung  ist  bei  der  Eisenbahn- 
verwaltung für  die  höheren  Beamten  der  früheren  preuß.- 
hessischen  Staatsbahnen  in  einer  Weise  vorgenommen  worden, 
die  bezüglich  der  Verteilung  der  juristisch  und  technisch  vor- 
gebildeten Beamten  eine  völlige  Mißachtung  dieser  unzweideu- 
tigen Stellungnahme  der  gesetzgebenden  Körperschaften  be- 
deutet. 

Wohl  treten  —  der  Besoldungsordnung  entsprechend  — 
die  Juristen,  die  noch  bis  vor  wenigen  Monaten  unmittelbar 
in  der  Besoldungsgruppe  XI  ihre  erste  planmäßige  Anstellung 
fanden,  zur  Zeit  ebenso  wie  die  Techniker  durch  Gruppe  X 
gemeinsam  in  die  Gruppenreihe  der  höheren  Beamten  ein;  aber 
die  durch  den  Haushalt  der  Eisenbahnverwaltung  in  den  Grup- 
pen XI  bis  XIII  überwiesenen  Stellen  sind  vom  Reichsver- 
kehrsminister —  je  höher  die  Gehaltsgruppe,  in  umso  größeren 
Umfange  —  zu  Gunsten  der  Juristen  verteilt,  so  daß  die  Un- 
gleichheit in  den  Beförderungsverhältnissen  der  beiden  Fach- 
gruppen gegen  früher  nicht  nur  nicht  ausgeglichen,  sondern 
noch  bedeutend  verschärft  worden  ist. 

Es  sind  eingestuft: 
in  Gruppe  X       XI  XII 

von  den  273  Juristen  in  %  15,8  31,8  34,0 
von  den  1078  Technikern  %  35,4  40,8  20,5 
von  den  1.351    Köpfen  beider 

Fachrichtungen  %  .    .    .    .31.3       38,9  23.5 

Der  in  den  höheren  Gehaltsgruppen  stark  abnehmende  An- 
teil der  Techniker  an  der  vorhandenen  Stellenzahl  bewirkt,  daß 
bereits  bei  der  A  u  f  r  ü  c  k  u  n  g  von  Gruppe  X  nach  Gruppe  XI 
die  Techniker  5  bis  6  Jahre  hinter  ihren  dienstlich  gleich- 
altrigen Kollegen  der  juristischen  Fachrichtung  zurückbleiben 

')  Siehe  den  Aufsatz  „Technik,  Parlament  und  Regierung"  in  Heft  51/1921  dieses 
Blattes,  der  als  Anlage  beigefügt  wurde. 


XIII  B2n  .3 

12,5  5,9 

2,4  0,9 

4,4  1,9 


und  daß  die  Beförderung  nach  Gruppe  XII  den  Tech- 
nikern in  wesentlich  beschränkterem  Umfange  möglich  ist  als 
den  Juristen.  Die  Gruppe  XIII  und  höhere  Gehaltsstufen  zu 
erreichen,  ist  —  im  Vergleich  zu  den  Juristen  —  nur  einem 
ganz  verschwindenden  Prozentsatz  der  Techniker  möglich.") 

Es  kann  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  eine  derartig  un- 
gleiche Behandlung  in  der  technisch  vorgebildeten  höheren  Be- 
amtenschaft beständig  Mißstimmung  und  tiefgehende  Erregung 
wachhält,  die  ein  gedeihliches  Zusammenarbeiten  der  Beamten- 
schaft gefährdet  und  geeignet  ist,  Mißtrauen  in  der  gerechten 
Behandlung  der  Personalfragen  aufkommen  zu  lassen. 

Die  höheren  technischen  Beamten  sehen  in  dieser  Behand- 
lung eine  Zurücksetzung,  die  sie  glauben  durch  ihre  Leistun- 
gen im  Vergleich  mit  denjenigen  ihrer  juristisch  vorgebildeten 
Kollegen  nicht  verdient  zu  haben.  Sie  sind  im  Gegenteil  der 
Ueberzeugung,  daß  das  in  ihnen  ruhende  Können  bei  der  bisher 
geübten  Personalpolitik  nicht  nur  nicht  entsprechend  gewertet, 
sondern  auch . ungenügend  ausgenützt  wird,  weil  ihnen  das  Auf- 
rücken in  maßgebende  Stellen  in  ungerechtfertigter  Weise  be- 
schränkt ist.  Wird  auch  den  Technikern  eine  Aufstiegsmög- 
lichkeit geschaffen,  die  der  Breite  der  Basis  ihres  Personalbe- 
standes entspricht,  so  daß  einer  größeren  Anzahl  leistungs- 
fähiger Köpfe  als  bisher  die  Möglichkeit  geschaffen  wird,  in 
maßgebende  Stellen  aufzurücken,  wird  ferner  dafür  gesorgt, 
daß  auch  sie,  ebenso  wie  die  Juristen,  durch  frühzeitige  Betrau- 
ung mit  selbständiger  Stellung  zu  verantwortungsfreudigem 
Schaffen  erzogen  werden  und  nicht  erst  überaltert  in  maß- 
gebende Stellen  gelangen,  dann  zweifeln  die  Techniker  nicht, 
weit  größeres  für  die  Wiedergesundung  unseres  Eisenbahn- 
wesens leisten  zu  können. 

Die  höhere  technische  Beamtenschaft  der  ehemals  preuß.- 
hessischen  Staatsbahnen  bittet  den  Reichstag,  daß  er  Rechen.- 
schaft  von  der  Reichsregierung  verlangt  wegen  Nichtbeach- 
tung der  wiederholten  Beschlüsse  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften in  den  Fragen  der  Gleichstellung  von  Technikern  und 
Juristen.  Sie  bittet  ferner,  dafür  einzutreten,  daß  in  geeigneter 
Weise  und  kürzester  Zeit  für  Abhilfe  gesorgt  wird.  Die  tech- 
nische Mitwirkung  muß  in  maßgebender  Stellung  und  auf  allen 
Gebieten  des  Eisenbahnwesens  ohne  Ausnahme  sichergestellt 
werden,  um  mehr  als  bisher  und  ungehindert  durch  den  uner- 
träglichen Fachpartikularismus  eine  innige  Zusammenarbeit 
aller  Verwaltungszweige  erreichen  zu  können. 
Wir  bitten: 

Der  Reichstag  wolle  beschließen,  die  Reichsregierung  zu 
ersuchen,  in  kürzester  Frist  die  Gleichstellung  der  höheren 
technischen  und  juristisch  vorgebildeten  Beamten  in  der  An- 
stellung, Beförderung  und  Besoldung  nunmehr  endlich  durchzu- 
führen. 

Vereinigung  von  höheren   technischen  Staatseisenbahnbeamten 
gez.  Dr.  Steuernagel. '  E.  V.  (Vereistech)        gez.  Tetzlaff. 


')'Siehe  den  Aufsatz  „Reichsbahn  und  Personalpolitik"  in  Heft  1/1922  dieses 
Blattes,  der  als  Anlage  beigefügt  wurde. 
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AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

SS  Als  Entschädigung  für  die  Eisenbahnlinie  Kiautschou— 
Tsinanfu  hat  Japan  das  Angebot  der  chinesischen  Regierung 
auf  Zahlung  von  53  Mill.  Goldmark  angenommen. 

Der  Wagenbestand  auf  amerikanischen  Bahnen  ist  so 

groß,  daß  im  November  1921  etwa  60  000  Wagen  über  den 
Industriebedarf  hinaus  verfügbar  waren.  Es  gibt  dies  auch  ein 
Bild  von  dem  gegenwärtig  geringen  Beschäftigungsgrad  der 
amerikanischen  Industrie  im  Gegensatz  zu  dem  der  deutschen. 

55  Die  Donaubrücke  bei  Cernavoda,  die  im  Kriege  weit- 
gehendes Interesse  erweckte,  ist  nunmehr  wieder  soweit  herge- 
stellt, daß  der  Verkehr  für  Personen-  und  Güterzüge  wieder 
aufgenommen  werden  konnte.  Das  besagt  die  Möglichkeit  der 
Ein-  und  Ausfuhr  von  Waren  über  den  Schwarzen-Meer-Hafen 
von  Constantza,  dessen  Anlagen  eine  tägliche  Einfuhr  von 
1000—1200  t  Getreide  und  etwa  800  Waggon  Holz  ermöglichen. 
Täglich  werden  fortan  2  Züge  für  Getreide,  3  für  Petroleum 
und  1  Zug  für  Holz  eintreffen. 

55  Kleinbahnnetz  in  Patagonien.  Zur  Hebung  der  weit- 
ai'.sgedehnten  Schafzucht  Patagoniens  soll  ein  100  km  umfassen- 
des Kleinbahnnetz  ausgebaut  werden,  zu  dessen  Finanzierung 
die  Schafzüchter  vom  Staat  herangezogen  werden  sollen.  Es 
soll  die  Schafschur  dreier  Jahre  aus  dem  von  der  Bahn  durch- 
schnittenen Weidelande  in  Zahlung  gegeben  werden.  Die 
Wagen  der  Bahn  sollen  10  t  Tragfähigkeit,  die  Lokomotiven 
Zugkraft  für  10  Wagen  besitzen,  von  denen  ein  Teil  zum  Trans- 
port der  Schafe  doppeldeckig  ausgeführt  werden  soll.  Die  Lo- 
komotiven sollen  zur  Oelfeuerung  eingerichtet  werden,  wobei 
die  Landes-Petroleumquellen  zur  Benutzung  kommen  sollen. 
Die  Schwellen  der  Bahn  werden  aus  Quebrachoholz  bestehen. 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

Neue  Fortschritte  in  der  Automobiltechnik.  Um  dem  Be- 
dürfnis abzuhelfen,  daß  zur  Beförderung  mehrerer  Personen 
2  Motorwagen  erforderlich  sind,  ist  ein  neuer  Wagentyp  ge- 
schaffen worden,  der  aus  einem  4-Sitzer  in  einen  6-Sitzer  bzw. 
aus  einem  6-Sitzer  in  einen  8-Sitzer  umgewandelt  werden  kann, 
ohne  daß  die  doppelseitige  Verwendungsmöglichkeit  des  Wagens 
äußerlich  wahrnehmbar  ist.  Die  beiden  Konstrukteure  sind  Herr 
G.  Lütgerding  und  Herr  P.  Herrnkind,  der  Erfinder  des  Natur- 
farbenfilms und  des  Sprechfilms  —  beide  aus  Halle  a.  S. 

55  Von  einem  Verkaufsautomat  für  Automotorstoff  in  Eng- 
land berichtet  die  Weltwirtschaftszeitung.  Sie  sollen  auf  Stra- 
ßen und  Plätzen  Aufstellung  finden  und  in  einem  Tank  größere 
Mengen  von  Benzin,  Spiritus  und  dergl.  enthalten,  aus  dem  gegen 
Einwurf  eines  entsprechenden  Geldbetrages  Automobilfahrer, 
deren  Betriebsstoff  zur  Neige  geht,  diesen  wieder  auffüllen 
können.  Die  Bemessung  der  jeweilig  entnommenen  Menge  von 
Betriebsstoff  erfolgt  mit  großer  Genauigkeit  unter  Benutzung 
von  Gasdruck.  An  dem  durchaus  feuer-  und  diebstahlsicheren 
Apparat  wird  die  entnommene  Betriebsmenge  verzeichnet,  wo- 
raus zugleich  die  in  dem  Tank  der  Verkaufsautomaten  noch  ver- 
bleibende Menge  sich  ergibt. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Anerkennung  der  Techniker.  Dem  Oberbaurat  Fritze  in 
Meiningen  ist  von  der  Philosophischen  Fakultät  der  Universität 
Jena  die  Würde  eines  Doktors  der  Philosophie  Ehren- 
halber verliehen  worden.  Oberbaurat  Fritze  hat  hohe  Verdienste 
um  das  Bauwesen  des  ehemaligen  Herzogtums  Meiningen  und 
hat  sich  um  den  Heimatschutz  und  die  Wasserwirtschaft  von 
Thüringen-Franken  hervorragend  verdient  gemacht.  Wir  haben 
vor  einiger  Zeit  sein  treffliches  Büchlein  ,,Die  schöne  deutsche 
Landstraße"  unsern  Lesern  empfohlen. 

POSTWESEN 
5S  Privatisierung  der  italienischen  Post.  Wie  italienische 
Zeitungen  berichten,  soll  der  italienische  Postminister  ein  Pro- 
jekt zur  Uebertragung  des  Post-,  Telegraphen-  und  Telephon- 
betriebes an  eine  Privatgesellschaft  ausgearbeitet  haben,  um  eine 
größere  Wirtschaftlichkeit  zu  gewährleisten.  Der  Entwurf  soll 
demnächst  der  italienischen  Kammer  vorgelegt  werden. 

ROHSTOFFE 

55  Ein  belgischer  Stahlwerksverband  soll  nach  stattgefun- 
denen Besprechungen  belgischer  Hüttenindustrieller  trotz  Wi- 
derstrebens Einzelstehender  wieder  ins  Leben  gerufen  werden. 
Die  luxemburgischen  Werke  sollen  in  diesen  einbezogen  werden. 
Auch  in  Frankreich  wird  die  Wiedererrichtung  des  vor 
einem  Jahre  zur  Auflösung  gelangten  Roheisenverban- 
des (syndicat  des  fontes  de  Longwy)  geplant. 


"5   Die  letzte  Holz-Schwellenausschreibung  der  Reichsbahn 

durch  das  Eisenbahnbetriebsamt,  bei  der  es  sich  um  einen 
Posten  von  1,3  Mill.  Stück  handelte,  hat  nicht  den  gewünschten 
Erfolg  gehabt.  Die  unsichere  Lage  des  Holzmarktes  hatte  die 
Großfirmen  des  Schwellenkonzerns  veranlaßt,  von  einer  Betei- 
ligung an  der  Submission  überhaupt  abzusehen.  Die  sich  betei- 
ligenden Firmen  machten  die  Lieferung  teilweise  davon  ab- 
hängig, daß  bei  Lieferung  von  Schwellen  I.  Klasse  .30%  Schwel- 
len II.  Klasse  abgenommen  würden.  Die  ausgeschriebene  Ge- 
samtmenge ist  nicht  angeboten  worden.  Der  Durchschnitts- 
preis stellte  sich  auf  etwa  160  M.  das  Stück. 

5S   Russische  Magneterze  für  Deutschland.    In  der  Gegend 
von  Kursk  sollen  sich  deutsche  Kapitalkreise  die  Gewinnung  * 
von  Magneterzen  durch  Konzessionierung  auf  21  Jahre  seitens 
des  russischen  obersten  Wirtschaftsrates  gesichert  haben.  Der 
Abbau  soll  noch  im  Jahre  1922  beginnen. 

SCHIFFAHRT 

53    Der  Bau  eines  Freihafens  in  Budapest  durch  franzö- 
sisches Kapital  wird  nunmehr  zur  Wirklichkeit.    Die  ungarische  . 
Regierung  hat  mit  einer  französischen  Finanzgruppe  einen  Ver-  \ 
trag  geschlossen,  nach  dem  der  Bau  der  Firma  Schneider- 
C  r  e  u  s  o  t  übertragen  worden  ist,  die  die  Bauten  bis  zum  Jahre 
1923  fertigzustellen   sich  verpflichtet.     Die  Arbeiten  sollen  in 
diesem   Frühjahr   in   Angriff  genommen  werden.     Die  Finan- 
zierung wird  in  der  Weise  erfolgen,  daß  eine  besondere  Aktien- 
Gesellschaft  gegründet  wird,  deren  Kapital  1,5  Milliarden  Kro- 
nen betragen  soll.    600  Mill.  Kr.  werden  durch  die  französische 
Finanzgruppe  als  Kredit  zur  Verfügung  gestellt  und  in  Frank-  ' 
reich  placiert.     Da  gleichzeitig  der  Bau  eines  Budapester' 
Handelshafens  seiner  Vollendung  entgegengeht,  wird  eine 
Zusammenziehung  des  gesamten  ungarischen  Verkehrs  in  Buda- 
pest erfolgen,  was  nachhaltige  Wirkungen  auf  den  Ausbau  des 
Eisenbahnverkehrsnetzes  auszuüben  geeignet  sein  wird  . 

55  Die  Hugo  Stinnes  A.-G.  für  Seeschiffahrt  und  Ueber- 
seehandel  ist  dauernd  bestrebt,  ihren  Schiffspark  zu  vergrößern. 
Sie  hat  jüngst  die  früheren  deutschen  Passagierdampfer  „Pro- 
fessor Woermann"  (6160  To.)  und  „Bahia  Castillo"  (11790  To.) 
i'on  England  zurückgekauft,  die  künftig  unter  den  Namen  „Emil 
Wagenknecht"  und  ,,San  Martin"  fahren  werden.  Auf  der  ehe- 
maligen Reichswerft  in  Wilhelmshaven  liegen  -für  die  Reederei 
3  Dampfer  von  je  8800  To.  Tragfähigkeit  auf  Stapel,  die  die 
Namen  „Emil  Kirdorff",  „Karl  Legien"  und  „Adolf  von  Bayern" 
tragen  sollen. 

55  Polen  löst  wegen  allzu  kostspieliger  Wirtschaftsführung 
zum  1.  April  1922  das  dem  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 
unterstellte  Staatsschiffahrtsamt  auf. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

25  Die  Russische  Zuckerindustrie  gründete  für  den  ukrai- 
nischen Zuckerhandel  in  K  i  e  w  eine  Zuckerbank  mit  einem  Aii- 
fangskapital  von  12  Mill.  Goldrubel.  Die  hochstehende  ukrai- 
nische Zuckerindustrie,  die  vor  dem  Krieg  zum  guten  Teil  von 
deutschen  Interessenten  beeinflußt  war,  soll  durch  diese  Grün- 
dung eine  neue  Basis  erhalten.  Man  plant  die  Ausdehnung  des 
Unternehmens  durch  Errichtung  von  Zweigstellen  in  Moskau. 
Charkow  und  Kursk. 

"  Die  Deutschen  Werke  A.-G.  geben  die  Veränderungen 
im  Aufsichtsrate  am  Schlüsse  des  ersten  Geschäftsjahres  be- 
kannt. Danach  hat  sich  die  Zahl  der  Aufsichtsratsmitglieder 
von  27  auf  29  erhöht.  17  Herren  des  ersten  Aufsichtsrats  wur- 
den wiedergewählt:  Ausgeschieden  sind  die  Herren  Staatssekre- 
tär Goldkuhle,  Generaldirektor  A.  Berliner,  Geheimrat  Dr.  De- 
muth,  Geheimrat  Dr.  Fischer,  W.  Gleichauf,  M.  d.  R.,  Reg. -Rat 
Dr.  Landauer,  Direktor  H.  Peiser,  Reg.-Rat  Dr.  Springer,  Ge- 
neraldirektor Dr.  Springorum,  F.  Wieber,  M.  d.  R.  —  Neuge- 
wählt wurden  die  Herren  H.  F.  Albert,  Staatssekretär  a.  D., 
Reichsschatzminister  Braun,  Ministerialrat  Brückner,  Abg.  Dr. 
Gurt  Geyer,  Generaldirektor  O.  Heinrich,  Ministerialdirektor 
E.  Kautz,  Ministeralrat  Lerche,  Prof.  G.  Marx,  Staatssekretär 
a.  D.  Dr.  A.  Müller,  Ing.  O.  Schweitzer,  Abg.  P.  Tremmel  und 
Dr.  F.  Wussow. 

VEREINSNACHRICHTEN 

„Westvereistech."  Nächste  Tagung  am  Dienstag,  den  7.  März 
1922.  nachm.  2  30  Uhr,  in  Köln-Deutz  (Nichtraucherzimmer  des 
Wartesaals  1./2.  KL),  Vorher  1.30  Uhr  Mittagessen  ebenda, 
Anmeldungen  zum  Mittagessen  bis  zum  5.  März  an  Reg. -Baurat 
Pfennings,  Köln-Deutz,  Eisenbahnbetriebsamt  1  erbeten.  (Vgl; 
die  Mitteilung  im  vorigen  Heft.)  Der  Hauptvorstand. 
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ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS 

VON  REG  I  E  RUNGSBAU  RAT  DR.  R  E  R.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 


Allgemeines: 

A.  Winschaftliche  Beziehungen  und  politische 
Grenzen. 

Die  neue  Reichsverfassung  hat  dem  deutschen  Reich 
den  ausgeprägten  Charakter  eines  Einheitsstaates  ge- 
geben. Im  bisherigen  Bundesstaat  war  die  Staatsgewalt  zwi- 
schen Gesamtstaat  und  Einzelstaat  gespalten;  Reich  und  Ein- 
zelstaat hatten  nicht  für  sich  allein  die  Souveränität,  sondern 
beide  zusammen.  Während  bis  dahin  der  Einzelstaat  ein  Cie- 
biet  unkontrollierbarer  Staatsgewalt  besaß,  das  jeder  Einwir- 
kung des  Reichs  entzogen  war,  nimmt  die  neue  Reichsver- 
fassung dem  Einzelstaat  —  Land  genannt  —  alle  wesentlichen 
Merkmale  eines  selbständigen  Staates.  Nach  Art.  18  besitzen 
die  Länder  kein  Staatsgebiet  mehr.  Die  Reichsgewalt  hat  das 
\'erfügungsrecht  über  ihr  Ciebiet.  Der  Art.  17  läßt  die  Bedeu- 
tung der  Staatsangehörigkeit  dahinschwinden,  da  ein  jeder 
Reichsangehörige  in  jedem  Lande  seine  politischen  Rechte  aus- 
zuüben vermag.  Zwar  geben  sich  die  Länder  noch  eine  eigene 
Verfassung,  jedoch  schreibt  deren  Grundzüge  das  Reich  vor. 

Es  liegt  die  Auffassung  nahe,  die  Länder  dem  Reiche 
gegenüber  als  Provinzen  anzusehen,  und  zwar  nicht  bloß  in 
\  erwaltungs-,  sondern  auch  in  verfassungsrechtlichem  Sinne. 
.Sie  erscheinen  als  ausführende  Organe  der  Reichsgewalt  zwar 
mit  gewissen  Zuständigkeiten,  die  jedoch  von  der  Gewalt  des 
Reiches  jederzeit  beschränkt  und  ihr  entzogen  werden  können. 

Diese  Neuordnung  der  Stellung  der  Länder 
untereinander  und  zum  Reich  legt  die  Hoffnung  nahe,  daß  sie 
das  deutsche  Volk  trotz  anfänglicher  Hemmungen  zu  dem 
langerstrebten  Ziel  der  Einigkeit  in  seinen  Stämmen 
und  dadurch  zur  größtmöglichsten  Ausnutzung  seiner 
wirtschaftlichen  Kräfte  führen  wird.  Die  gegenein- 
ander ausgespielten  Stammesgegensätze  müssen  verschwinden 
und  auch  die  bisher  eifersüchtig  betonten  Stammes-  und  Lau' 
desgrenzen  dürfen  nicht  mehr  zu  völkischen  und  wirtschaft- 
lichen Gegensätzen  führen. 

Das  uns  auferlegte  F  r  i  e  d  e  n  s  d  i  k  t  a  t  von  Versailles 
zwingt  das  deutsche  Volk  in  seiner  Gesamtheit  zur  äußersten 
.\  n  s  p  a  n  n  u  n  g  seiner  wirtschaftlichen  Kräfte  und 
zur  rationellsten  Ausnutzung  seiner  Naturschätze, 
um  in  möglichst  kurzer  Zeit  der  hemmenden  Fesseln  ledig  zu 
werden  und  die  entrissenen  Bodenwerte  durch  Intensität  fkr 
Wirtschaft  zu  ersetzen.  Die  bisherige  Betonung  der  Landes- 
nnd  Verwaltungsgrenzen  ließ  eine  einheitliche  Auswer- 
tung von  Naturschätzen,  die  sich  ihrer  Lagerung  nach 
>  on  einem  Staat  in  den  anderen  erstreckten,  nicht  zu.  Unter 
der  einheitlichen  Auswertung  von  Naturschätzen  wie:  Kohle, 
Erz,  Kali.  Wassergewalt  soll  verstanden  werden:  Regelung 
der  Gütererzeugung,  der  (iüterverteilung  und 
des  Güter- Verbrauchs  —  der  drei  volkswirtschaftlichen 
Leitsätze  —  nach  dem  Gesetz  des  größten  Nutzens, 
d.  h.  mit  möglichst  geringem  Aufwand:  Erringung  des  größten 
Erfolges. 

Nichts  ist  der  Erreichung  dieses  Zieles  so  hinderlich, 
wenn  ein  Naturschatz  sich  in  das  Gebiet  ver- 
schiedener Länder  erstreckt,  als  getrennte  staatliche  Zu- 


ständigkeiten. Ein  jedes  Land  befriedigt  naturgemäß  bei  dem 
jetzigen  Zustand  den  ihm  am  wichtigsten  scheinenden  eigenen 
Bedarf  bis  ins  kleinste,  ohne  auf  die  allgemeinen  Interessen  des 
gesamten  Reiches  Rücksicht  zu  nehmen.  So  kann  es  kommen, 
daß  lebenswichtige  Industrieen  unversorgt  mit  Kohle  bleiben, 
während  Luxuswerkstätten  der  Kohlenzufuhr  nicht  entbehren, 
«  eil  sie  zu  dem  an  Kohlenschatz  reichen  Lande  gehören. 

Auf  Grund  dieser  wirtschaftlichen  Unzweckmäßigkeiten 
werden  die  maßgebenden  Stellen,  begünstigt  durch  die  von  der 
neuen  Reichsverfassung  vorbereitete  Vereinheitlichung,  der 
Frage  näher  treten  müssen,  das  deutsche  Reich  nach 
Wirtschaftsgebieten  neuzugliedern.  Der 
Art.  165  der  n.  R.  V.  sieht  die  Bildung  von  Bezirks  wirt- 
schaftsräten  für  Wirtschaftseinheiten  vor,  und  die  Be- 
zirkseisen bahn  rate  befinden  sich  bereits  unter  Zusam- 
menfassung wirtschaftlich  zusannnenhängender  Eisenbahn- 
direktionsgebiete unter  Außerachtlassung  von  Landesgrenzen  in 
Vorbereitung.  Erwähnt  sei  als  Beispiel  der  geplante  Be- 
zirkseisenbahn rat  für  Mitteldeutschland,  um- 
fassend das  Gebiet  des  Freistaats  Sachsen,  des  Freistaats  Thü- 
ringen (Direktionsbezirk  Erfurt)  und  des  durch  den  Direktions- 
bezirk Halle  begrenzten  Teils  der  Provinz  Sachsen. 

I'ür  die  E  i  n  t  e  i  1  u  n  g  der  Wirtschaftsgebiete 
sind  die  Struktur  der  Gegend  und  ihre  Bodenschätze 
maßgebend,  soweit  sie  bestimmend  auf  die  Betätigung  der  Be- 
V()lkerung  des  betreffenden  Landstriches  wirken  können.  So  ist 
zum  Beispiel  das  Vorkommen  von  Sleinkohle  oder  Braunkohle 
von  maßgebendem  Einfluß  auf  den  industriellen  Cha- 
rakter einer  Gegend,  ebenso  wie  andererseits  weite  Land- 
fläch en,  nutzbar  für  Ackerbau  oder  hervorragend  fruchtbare 
Bodenflächen,  einem  (iebiet  ein  landwirtschaftliches 
Gepräge  geben.  Die  ( i  r  e  n  z  e  n  der  Wirtschaftsge- 
biete werden  meist  durch  die  (J  r  e  n  z  e  n  des  Produk- 
tionsgebiets bestimmt,  jedoch  sind  bei  Naturprodukten 
wie  Rohbraunkohlc,  mit  ihrer  beschränkten  Transportfähigkeit, 
auch  die  Grenzen  des  K  u  n  s  u  m  t  i  o  n  s  g  e  b  i  e  t  s  maß- 
gebend. 

Für  die  Abgrenzung  der  neu  zu  bildenden  Bezirke  haben 
die  Beratungen  vorgearbeitet,  die  zur  Schaffung  eines  Ge- 
setzes ü  b  "  r  die  S  o  z  i  a  1  i  s  i  e  r  u  n  g  der  E  1  e  k  t  r  i  z  i  - 
t  ä  t  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  gepflogen  worden  sind  und  noch  ab- 
gehahcn  werden.  Danach  wird  geplant,  das  DeutscheReich 
in  acht  Bezirke  einzuteilen,  um  in  ihnen  die  Elektrizitäts- 
wirtschaft nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  aufzubauen.  In 
dieses  Gebiet  spielen  die  WTli.-iudlniiticii  hinein,  die  im  vorläufi- 
gen Reichswirtschaftsrat  ulxr  die  Abgrenzung 
der  Bezirkswirtschaftsräte  aljKehalten  werden. 

Die  vorliegende  .Abhandlung  soll  nur  das  Wirtschafts- 
gebiet Mitteldeutschland  umfassen.  Der  Begriff 
Mitteldeutschland  ist  umstritten.  Nach  landläufiger 
Auffassung  werden  darunter  das  Gebiet  der  Provinz  Sachsen,  des 
Freistaates  Anhalt,  des  Freistaates  Sachsen,  des  Landes 
Thüringen  und  Teile  der  Provinz  Brandenburg  verstanden.  Von 
anderer  Seite  werden  Braunschweig  und  Hessen-Cassel  dazu  ge- 
rechnet. Nach  den  Verkehrsbeziehungen  wird  Mitteldeutschland 
durch  die  Elbe  in  zwei  von  einander  scharf  geschiedene  Teile 
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getrennt.  Ich  will  den  Teil  Mitteldeutschland  behan- 
deln, der  von  dem  Naturschatz:  „Braunkohle"  links  der 
Elbe  abhängig  ist.  Das  wäre,  wie  die  folgenden  Ausfüh- 
rungen zeigen  werden,  ein  Gebiet,  welches  große 
Teile  der  Provinz  Sachsen,  des  Freistaates 
Sachsen  und  Anhalt  und  Teile  des  Staates  Thü- 
ringen umfaßt.  Es  soll  nachgewiesen  werden,  wie  sich 
diese  Gebiete  auf  der  Energiequelle  der  Braunkohle  in  ihrer  ge- 
samten Wirtschaftsführung  aufbauen  und  durch  ihre  engen  Ver- 
kehrsbeziehungen eine  Einheit  bilden. 

Es  wird  für  zweckmäßig  erachtet,  zunächst  auf  die  allgemein 
in  Deutschland  zur  Verfügung  stehenden  Energiequellen  einzu- 
gehen, um  das  Verständnis  für  die  Bedeutung  der  aus  der  Braun- 
kohle gewonnenen  Energie  zu  erleichtern. 

B.  Die  Energiequellen  Deutschlands. 

Jede  Produktionsstätte  bedarf  einer  Energiequelle,  um  ihren 
Betrieb  zu  führen.  Die  Energiequelle  ist  entsprechend 
ihrem  Vorrat  und  der  Kosten  ihrer  Gewinnung  ein  mit- 
bestimmender Teil  der  Produktionskosten.  Da- 
mit üben  die  Energievorräte  eines  Landes  einen  maß- 
gebenden Einfluß  auf  seine  Wirtschaftsführung  aus. 

Deutschland  besitzt  Energiequellen  in  der  Steinkohle, 
der  Braunkohle,  dem  Torf  und  den  Wasserkräften. 
Dazu  treten  die  kraftspendenden  Kräfte  des  Windes,  der 
a  t  m  o  s  p  h  ärischen  Elektrizität  und  der  in  den  Er- 
scheinungen der  Ebbe  und  Flut  zutage  tretenden  Meeres- 
kräfte. Ob  durch  Teilung  der  Atome  neue  Kraftquellen 
erschlossen  werden  können,  ist  noch  nicht  genügend  geklärt, 
ebenso  wie  die  Ausnutzung  der  Luftelektrizität  und 
der  Meeresgewalten. 

Die  deutschen  Kohlen  energiegebiete  lassen 
sich  einteilen  in: 

1.  das  Ruhr-Emscher  Steinkohlengebiet, 

2.  das  oberschlesische  Steinkohlengebiet, 

3.  das  Aachener  Steinkohlengebiet, 

4.  das  Zwickauer  Steinkohlengebiet, 

5.  das  Waldenburger  Steinkohlengebiet, 

6.  das  Saar  Steinkohlengebiet 

(seit  1918  mit  beschränkter  Verfügungsgewalt  für  das 
Deutsche  Reich), 

7.  das  sächsisch-brandenburgische  Braunkohlengebiet, 

8.  das  linksrheinische  Braunkohlengebiet. 

Nach  einer  Aufstellung  des  Reichsschatzministeriums  vom 
Jahre  1921  sind  in  Deutschland  an  erfaßbaren  Energie- 
vorräten  vorhanden,  wie  Klingenberg  mitteilt: 
S  t  einkohle  :   305   Milliarden   Tonnen,   in   1000   Jahren  ab- 
gebaut. 

Braunkohle:  13,4  Milliarden  Tonnen,  in  zirka  90  Jahren  ab- 
gebaut. 

Torf:  0,85  Milliarden  Tonnen. 

Wasserkraft:  1000  X  7,6  Milliarden  kWh  auf  lOÖO- Jahre 
voll  ausgenutzte  vorhandene  Kräfte. 

Unter  Berücksichtigung,  daß  bezüglich  des  Kraftwertes  ge- 
setzt werden  könne:  1  kg  Steinkohle  =  3,14  kg  Braunkohle  = 
2,47  kg  Torf  =  0,735  kWh  Wasserkraft  würden  sich  die  vorhan- 
denen Energievorräte  im  Verhältnis  zu  einander  stellen  auf: 


305     Milliarden  t  Steinkohlen 

=  305  Mill.  t  Steink. 

=  95,3  % 

13,4        ,.         t  Braunk. 

4,2  „ 

=  1,3% 

0,85       „         t  Torf 

=    0,34  „ 

=    0.1  Qö 

000  X  7,6    ,.  kWh.Was-serkr. 

=   10,3  „ 

=    3,3  Oo 

319.84  Mill. 

=100,0  Qo 

Der  verhältnismäßig  gering  erscheinende  Pro- 
zentsatz der  Braunkohlenvorräte  läßt  doch  nicht  die 
Bedeutung  der  Braunkohle  für  die  Energiewirtschaft  zurück- 
treten, da  die  Nutzbarmachung  sich  durch  ihre  günstigen  Ab- 
bauverhältnisse  (zum  großen  Teil  im  Tagebau)  und  durch  die 
Verfügungsgewalt  über  die  in  Mitteldeutschland  liegenden 
Hauptschätze  günstiger  stellt  gegenüber  der  in  großen  Tiefen 
abzubauenden  Steinkohle,  deren  Verwendung  zur  Zeit  durch 
feindliche  Gewalt  beschränkt  ist.  Welchen  Einfluß  bereits  die 
Nutzbarmachung  der  Braunkohle  in  Deutschland 
gewonnen  hat,  zeigt  ihre  Beteiligung  an  der  Elektrizitäts- 
gewinnung im  Jahre  1919  (nach  Klingenberg): 


Gegenüber 
standen 
un  1 


3191   Millionen  kWh. 

2332 

614   


aus 


Steinkohle  — 
Braunkohle  = 
Wasserkraft  = 


52  06 
38  Qo 
10  % 


=  100  06 

Diese  38%,  gewonnen  aus  der  Braunkohle,  haben  Aussicht 
in  den  nächsten  Jahren  durch  den  Ausbau  der  Elektrizi- 
tätswirtschaft auf  der  Braunkohle  erheblich  ge- 
steigert zu  werden,  zumal  1920  einer  Steinkohlenförderung 
von  131,4  Millionen  Tonnen  bereits  eine  Braunkohlenförderung 


von  111,6  Millionen  Tonnen  gegenüberstand.  (Die  Entwick- 
lung der  Förderungszahlen  wird  in  einem  späteren  .\bschnitl 
dargelegt  werden.) 

Die  Beteiligung  der  Torfvorräte  an  der  Elek- 
trizitätserzeugung machte  im  Jahre  1919  nur  13  Milli- 
onen kWh  aus.  Ihrer  gesteigerten  Ausnutzung  ist  dadurch  eine 
Schranke  gezogen,  daß  nicht  genügend  Großtorfmoore 
für  die  Speisung  von  Torfgroßkraftwerken  vorhanden  sind. 
Würde  doch  nach  Klingenberg  für  die  Erzeugung  von  100  000  kW 
eine  zusammenhängende  Moorfläche  von  25  000  ha  vorhanden 
sein  müssen. 

Bei  der  Betrachtung  der  Nutzbarmachung  der 
Wasserkräfte  ergibt  sich  ein  zukunftsreiches  Bild. 
Die  614  Millionen  Wasserkraft-kWh  des  Jahres  1919  würden 
sich  theoretisch  durch  Ausbau  aller  \orhandenen  deutschen 
Wasserkräfte  auf  7600  Millionen  kWh  steigern  lassen.  Auf 
diesem  Wege  ist  man  in  den  beiden  Jahren  1920  und  1921  ein 
gutes  Teil  vorangekommen,  sowohl  im  Ausbau  als  im  Entwurf. 

Insbesondere  ist  Bayern  das  von  Natur  reich  mit  ausnutz- 
barenWasserkräften  gesegnete  Land  durch  seine  für  Stauzwecke 
sich  gut  eignenden  Gebirgsseen  und  die  mit  starkem  Gefälle 
ausgestatteten  Flüsse.  Bei  dem  W  a  1  c  h  e  n  s  e  e  w  e  r  k  ,  mit 
dessen  Bau  im  Dezember  1918  begonnen  wurde,  wird  das  durch 
eine  Wehranlage  aufgestaute  und  streckenweise  im  unterirdi- 
schen Stollen  zugeführte  Wasser  der  Isar  im  Walchensee  aufge- 
speichert und  in  der  über  200  m  hohen  Gefällsstufe  zwischen 
Walchensee  und  Kochelsee  ausgenutzt.  Nach  der  geplanten 
Inbetriebnahme  im  Jahre  1923  soll  eine  Jahresleistung  von 
250  Millionen  PS-Stunden  erzielt  werden.  Der  Bau  wird  durch 
die  Walchenseewerks  A.-G.  mit  einem  Grundkapital  von  50  Mil- 
lionen Mark  betrieben.  Der  Baukostenanschlag  beträgt  250  Mil- 
lionen Mark.  Während  das  Walchenseewerk  eine  Hoch- 
druckanlage darstellt,  also  durch  Speicheranlage  einen 
Fluß  mit  geringer  Wasserführung  und  hohem  Gefälle  ausnutzt, 
wird  die  Auswertung  der  großen  Wassermassen  der  mitt- 
leren Isar  mit  geringerem  Gefälle  zweckmäßig  als  Nieder- 
druckanlage  ausgestaltet.  Sie  soll  eine  Leistung  von 
80  000  kW  ergeben.  Ihre  Fertigstellung  wird  im  Jahre  1924  er- 
wartet. Die  Gesamtbaukosten  sind  auf  600  Millionen  Mark  ver- 
anschlagt. 

Weiter  sollen  in  Bayern  zur  Ausnutzung  kommen:  die  Was- 
serkräfte des  Inn  durch  das  I  n  n  w  e  r  k  an  der  Stufe  Wasser- 
burg— Burghausen  mit  einer  Leistung  von  400  Millionen  kWh, 
die  der  A  1  z  durch  das  A  1  z  w  e  r  k  an  der  Stufe  Margaretenberg 
—  Burghausen  mit  einer  Jahresleistung  von  220  Millionen  kWh 
und  durch  das  Alz  werk  an  der  Stufe  Tacherting — Marga- 
retenberg mit  einer  Jahresleistung  von  100  Millionen  kWh  und 
endlich  die  des  Lech  durch  das  Lech  werk  der  Lahmeyer- 
werke  mit  einer  Jahresleistung  von  50  Millionen  kWh. 

Diese  Kräfte  werden  genügen,  Bayerns  Eisenbahnen,  land- 
wirtschaftliche und  gewerbliche  Betriebe  mit  elektrischem  Licht 
und  elektrischer  Kraft  auch  bei  weitgehender  Entwicklung  zu 
versorgen.  Dafür  ist  eine  Leitungsanlage  von  zirka  1000  km 
Länge  vorgesehen.  Man  gibt  den  Bedarf  der  Bahnen  mit  2,5, 
der  Motoren  mit  5,  des  Lichtes  mit  0,5  und  der  Rohstoffgewin- 
nung mit  8  Milliarden  an.  Die  Ausbaukosten  sind  auf  6000  bis 
7500  M/PS  veranschalgt.  Da  es  sich  in  Gesamtbayern  um 
mehr  als  2  Mill.  PS  handelt,  muß  mit  einem  Kapitalaufwand 
von  15  Milliarden  Mark  gerechnet  werden.  Trotz  dieser  hohen 
Summe  stellen  sich  in  Bayern  die  jährlichen  Kosten  auf  480  bis 
600  M/PS  oder  8  pf/PSh  für  Wasserkraftenergie  gegenüber 
14  pf/PSh  für   aus  Kohle  gewonnene  Energie. 

Auch  Süd  Westdeutschland,  die  R  h  e  i  n  p  f  a  1  z  , 
Hessen,  Baden  und  Württemberg  können  den  ihnen 
zur  Verfügung  stehenden  Wasserkräften  so  große  Energien  ent- 
nehmen, daß  sie  von  Einfluß  auf  die  Wirtschaftsführung  der 
Länder  sind.  Hessen  und  die  Rheinpfalz  Jjesitzen  daneben  noch 
einige  Braunkohlenschätze,  die  für  die  Energiewirtschaft  in 
Frage  kommen.  In  Hessen  betrug  die  Gesanitfördcrung  an 
Braunkohle: 

1913  0,4  Millionen  Tonnen. 

1920    0,5 

Die  kraftspendenden  Wasserquellen  Südwest- 
deutschlands sind  der  Rhein,  der  Neckar  und  der 
Schwarzwald.  Oberhalb  Basel  bis  zum  Bodensee  ist  das 
Rheingefälle  schon  seit  längerer  Zeit  zur  Ausnutzung  ge- 
kommen. Die  Werke  bis  Rheinfelden  (12  000  kW),  Augst- 
Wyhlen  (.300  000  kW),  Laufenburg  (40  000  kW),  Eylisau 
(20  000  kW)  legen  davon  Zeugnis  ab.  Neue  Pläne  und  Entwürfe 
werden  für  diese  Strecke  neben  ihrer  Schiffbarmachung  bear- 
beitet. Die  Neckarwasserkräfte  sollen  einmal  durch  Kanali- 
sierung des  unteren  Laufs  (Strecke  Mannheim — Plochingen),  der 
ein  Gefälle  von  1  :  2000  bis  1  : 1200  aufweist,  in  23  Gefällstufen 
mit  einer  Gesamtleistung  von  75  000  kW  und  einer  Jahres- 
erzeugung von  440  Millionen  kWh  gewonnen  werden.  -Am 
oberen  Neckar,  der  ein  Gefälle  von  mehr  als  1:10  000  auweist, 
sind  bei  Aistaig  und  Oberndorf-Sulz'  Kraftwerke  im  Bau.  Das 
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Gesamtprojekt  wird  schätzungsweise  einen  Kapitalaufwand  von 
1,9  bis  2  Milliarden  Mark  erfordern  und  soll  sich  auf  zehn  Jahre 
in  seiner  Ausführung  erstrecken. 

Der  Schwarzwald  mit  seinen  gefällreichen  Flüssen: 
Wutach,  Schlücht.  Alb,  Murg,  Wehra,  Wiese, 
L'reisam,  Elz,  Kinzig  und  R  e  u  c  h  ,  die  ein  Talgefälle 
von  2%  und  mehr  besitzen,  bietet  ebenfalls  eine  reiche  Quelle 
für  Wasserkraftgewinnung.  Es  besteht  bereits  ein  Kraftwerk, 
das  die  Murg  ausnutzt,  dessen  geplante  Oberstufe  (Rau- 
münzach — Schwarzenbach)  eine  Gefällstufe  von  350  m  aufweist. 
Die  Nutzbarmachung  der  übrigen  Flüsse  wird  zur  Zeit  bearbeitet. 
.\.  Ludin  gibt  folgende  Uebersicht  über  die  Wasserkräfte  Süd- 
deutschlands: 


1921 

Ma- 
schinen- 
Leistung 

kW 

Mittlere 
Jahres- 
leistung 

kW 

Jdhres- 

er- 
zeugung 

Mill. 
kWh 

Baden  (ohne  Oberrhein  u.  Neckar) 

ausgebaut   

ausbaufähig;  berechnet   

abgeschätzt  .... 

45  000 
385  850 
154  150 

17  000 
97  865 
62  135 

150 
850 
540 

zusammen  

Württemberg  (ohne  Neckar) 
auso'ebaut  .      . .   

585  000 

40  000 
80  000 

177  000 

35  000 
60  000 

1  540 

305 
525 

zusammen  

Oberrhein  (Constanz — Straßburg) 

120  000 

105  000 

786  000 

95  000 

100  000 
640  000 

830 

876 
5  600 

zusammen  

Anteil  Badens  

Neckar 

ausgebaut   

891  000 
445  000 

30  000 
75  000 

740  000 
370  000 

26  000 
50  000 

6  476 
3  238 

280 
440 

zusammen  

Anteil  B  a  d  e  n  s  rd  

Anteil  Württembergs  rd  

Anteil  Hessens  rd  

105  000 

42  000 
58  000 
5  000 

76  000 

30  000 
41000 
5  000 

670 

265 
370 
35 

Die  elektrischen  Strombezugskosten  werden  sich  stellen  auf: 


Oberrhein 

für  die  7200  stündig  arb  itende  Großindustrie  ..  15 — 24pf.  kWh 
für  die  3000  stündig  arbeitende  Überland-  und 

Tagesindustrie   30 — 36pf.  kWh 

Schwarzwald 

unregulierte  Laufkraft  (24st.  an  23  Tagen)   14 — 18pf.  kWh 

unständige  Nachtkraft   10— 14pf.  kWh 

1  Ost.  Tageskraft  (300  Tage)  (Tagesspeicher,  Pum- 
penergänzung   25 — 35pf.  kWh 

lOst.  Tageskraft  (Jahresspeicher,  Reservekraft)..  30 — 45pf.  kWh 
Neckar 

^500  Beti  iebsstuiiden    60pf.  kWh 


Sonstige  Wasserenergiequellen  bieten  in  Südwest- 
d  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  die  oberste  Donau  (Kraftwerk  bei  Frie- 
dingen im  Bau)  die  1 1 1  e  r  ,  der  Argen,  Kocher,  Jagst  und 
Odenwald.  Bei  Eberbach  wird  das  Itterwerk  mit  950  kW 
und  4  Millionen  kWh  gebaut.  Die  Rheinpfalz  hat  unbedeutende 
Wasserkräfte. 

Die  Hauptverwendungsgebiete  bilden  für  den  Oberrhein:  die 
Ueberlandversorgung  des  Südens,  später  ganz  Südwestdeutsch- 
land, grossind.  Werke  (elektrochem.  Fabrik)  für  den  Schwarz- 
wald: Ort  und  Ueberland  des  Schwarzwaldes. 

In  Norddeutschland  kommt  als  Wasserkraftgebiet 
in  der  Hauptsache  der  Harz  in  Frage.  Geplant  sind  Talsperren 
im  Westharzgebiet  der  Leine  und  Innerste,  die 
eine  mittlere  Leistung  von  15  000  kW  bei  einer  jährlichen  Arbeit 
von  1.30  Millionen  kWh  ergeben  sollen.  Es  liegen  Pläne  vor  für 
einen  Großoderteich  mit  einer  Talsperre  bei  Lauterberg, 
für  Talsperren  an  der  Sieb  er  und  Sösen  und  für  eine 
Innerste-Talsperre  in  Verbindung  mit  dem  Grane-  und 
Varleytal.  Der  Nordostharz  soll  durch  drei  Haupt- 
sperren zu  einer  Leistung  von  7000  kW  bei  einer  jährlichen 
/Vrbeit  von  47,4  Millionen  kWh  gebracht  werden.  Die  drei 
.Sperren  sind:  die  O b  e  r  t  a  1  s  p  e  r  r  e  mit  einer  mittleren 
Leistung  von  1240  kW  und  einer  jährlichen  Arbeit  von  7,3  bis 
8,5  kWh,  die  Eckertalsperre  mit  565  kW  und  3,6  bis 
3,85  kWh  und  die  B  o  d  e  t  a  1  s  p  e  r  r  e  mit  5054  kW  und  33,2 
bis  38,3  kWh.  Die  letztere  zerfällt  in  die  Rappbodesperre, 
die   Rübelandsperre   und    die  Wendefurthsperre, 


insgesamt  sollen  6859  kW  gewonnen  werden.  Geplant  ist  ein 
Zusammenarbeiten  der  Wasserkraftwerke  des 
Nordostharzes  mit  den  auf  der  Braunkohle  bei  Braun- 
schweig und  bei  Magdeburg  basierenden  Kraftwerken. 

Schlesien  bietet  neben  seinen  reichen  Steinkohlen- 
schätzen in  weitgehendem  Maße  die  Möglichkeit,  Wasserkräfte 
nutzbar  zu  machen.  Das  Gebiet  der  Oder  mit  seinen 
reichen  Niederschlagsmengen  und  die  von  den  Sudeten  herab- 
fließende Malapane,  Bober,  (!i  latzer  -  und  Lausitzer 
N  e  i  s  s  e  sind  auch  bereits  wasserkrafttechnisch  soweit  nutzbar 
gemacht,  daß  ungefähr  ein  Drittel  der  vorhandenen  Wasserkräfte 
in  Energie  umgesetzt  werden.  In  der  Hauptsache  waren  die 
Kräfte  bisher  in  Kleinbetrieben  verwertet  worden.  So  stehen 
von  den  688  Kraftanlagen  mit  68  707  PS  nur  18  Werke  mit 
4480  PS  im  Dienste  der  öffentlichen  Elektrizitätsversorgung. 
Die  vier  großen  auf  Ueberlandnetze  arbeitenden  Wasser- 
kraftwerke Schlesiens  sind  die  von  Breitenhain, 
Mauer,  Marklissa  und  Goldentraum,  das  letztere 
zur  Zeit  noch  im  Bau.  Folgende  Uebersicht  gibt  ein  Bild  von  dem 
Umfang  der  Werke: 


Kraft- 
werk 

Betrieben 
von 

Ab- 
nehmer 

Am 
Fluß 

Dauerleistung 

Er- 
baut 

Breiten- 
hain 

Oberland- 
zentrale 
Mittel- 
schlesien 

5  Kreise 
Stadt 
Schweid- 
nitz 

Weistritz 
oberhalb 
Schweid- 
nitz 

8  Francis-Tur- 
binen mit  1645 
kW  Dreh- 
strom 

Somm<-r:  300 
bis  450  kW 

Winter:  450  bis 
600  kW 

1911— 
1916 

Mauer 

Provinz 
Schlesien 

6  Kreise 

16  Städte 

350 
Dörfer 

Großab- 
nehmer 

Bober 
'  oberh. 
Mauer 

4  Francis-Tur- 
binen mit 
6200  kW 
Drehstrom 

1906— 
1913 

Marklissa 

Provinz 
Schlesien 

Queiß 
oberh. 
Mark- 
lissa 

5  Francis-Tur- 
binen mit 
3100  kW 
Drehstrom 

10945  kVA  =: 
30Mill.  kWh/ 
Jahr 

1902— 
1905 

Golden- 
traum 

Provinz 
Schlesien 

Queiß 
oberh. 
Mark- 
lissa 
(Stau- 
becken) 

6  Mill.  kWh/ 
Jahr 

ab 
1919 

Für  den  weiteren  Ausbau  der  schlesischen 
Wasserkräfte  sind  die  Nutzbarmachung  der  kanalisierten 
Oder  von  Kosel  bis  zur  Neissemündung,  an  der  Oder  bei  Bres- 
lau und  Glogau  sowie  im  Gebiet  des  Bober,  außerdem  der  Bau 
von  Talsperren  im  Quellgebiet  der  Glatzer  Neisse  bei  Ottmachau 
geplant.  Der  Ausbau  würde  eine  Arbeitsleistung  von  etwa 
47  Millionen  kWh/Jahr  ergeben. 

Die  mitteldeutschen  Wasserkräfte  bieten  ver- 
hältnismäßig geringe  Ausnützungsmöglichkeit.  In  Betracht 
kommen  der  Ausbau  der  Weser,  Fulda,  Saale  und  Eder.  Die 
Edertalsperre  ist  das  bisher  größte  Speicherwerk. 

An  der  Fulda  sind  vier  Wasserkraftwerke  bei  Cuxhaven, 
Freienhagen,  Wahnhausen  und  Münden  geplant,  die  insgesamt 
69  kWh  jährlich  liefern  sollen. 

Um  den  Ausbau  der  Saaletalsperren  bemühen  sich 
das  Reich,  Preußen,  Bayern  und  Thüringen.  Diese  sollen  nicht 
nur  als  Energiequelle,  sondern  auch  zur  Mitspeisung  des 
im  Bau  befindlichen  Mittellandkanals  benutzt 
werden.  Geplant  ist  die  Ausnutzung  der  140  m  Höhe  betragen- 
den Gefällstufe  der  Saale  zwischen  Ziegenrück  und  Orlamünde. 
In  Frage  kommt  eine  Großsperre  bei  den  sogenannten  Blei- 
löchern und  eine  Vorsperre  bei  Blankenstein.  Jedoch  sind  die 
Erhebungen  noch  im  Fluß. 

So  wird  mit  außerordentlichem  Eifer,  wie  geschildert,  an  die 
Auswertung  der  deutschen  Wasserkräfte  herangegangen,  natur- 
gemäß nur  da,  wo  der  Ausbau  einen  wirtschaftlichen  Erfolg  ver- 
spricht. Die  Stärke  der  Energiequellen  Mitteldeutschlands  jedoch 
liegt  nicht  so  inWasserkräften  als  vielmehr  in  den  reichen  Braun- 
kohlenlagerstätten, deren  Bedeutung  im  folgenden  in  Gegen- 
überstellung mit  den  Weltvorkommen  beleuchtet  werden  soll. 
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16.  Jahrgang.   H<ft  IP.   9.  März  1522 


I.  Teil. 

Die  Braunkohle  in  ihrer  wirtschaftlichen  und  tech- 
nischen Bedeutung. 
A.  Vorkommen  der  Braunkohle. 

T.  A  u  s  1  a  n  d. 

Die  Braunkohlenförderung  hat  im  Ausland  ebenso  wie  in 
Deutschland  entsprechend  dem  Umfang  der  Vorkommen  ver- 
mehrte Beachtung  erfahren.  An  einer  Gesamtweltförderung  von 
1,3  Milliarden  Tonnen  im  Jahre  1920  waren  die  einzelnen  Länder 
ungefähr  folgendermaßen  beteiligt: 


Europa 
insgesamt 
entfielen 
davon  auf 


Fö  rderung 
=  597,5  Mill.i 
(1920) 


Ge- 
schätzter 

Vorrat 
=  305  Mill- 

liarden  t 


Haupt- 
gebiete 


Bemer- 
kungen 


Deutsch- 
la  d 


Deutsch- 
Ös  erreich 


Tschecho- 
slowakei 


Ungarn 

Polen 

Europäisch 
Rußland 
(Sibirien 
noch  nicht 
genügend 
erforscht) 

Frankreich 


Italien 
Spanien 

Bulgarien 

England 

Holland 

Rumänien 


Griechen- 
land 


111,6  Mill. 
(1920) 


2.4  Mill.  t 
19,7  Mill.  t 

4.5  Mill.  t 
0,2  Mill.  t 
Fraglich 


1,0  Mill.  t 


0.5  MiU.  t 
0,6  Mill.  t 


0,7  Mill.  t 
(1918) 

0,0001  Mill.  t 


191!):  1920: 
i,ys  1.4 
Milliarden  t 

0,25  Mill.  t 
(1918) 

0,24  Mill.  t 


18—20 
Milliarden  t 


3,5Milliard.t 

^0 


13Vlilliard.  t 
(nachKukuk) 
l,77Milliard.  i 
(nach 
de  Grahl) 


1,6  Milliard.  l 


50  Mill.  t 
767  Mill.  t 

2,0  Milliard.  1 


Mill.  t 


Kölner  Bucht 


5— (iMilliard. 
Vorrat 
Mittel 

deutschland 

5  Milliarden 

Vorrat 
Lausitz 

3-4Milliard. 

Vorrat 

Verstreut 


Nordböhmen 
Mähren,  Süd- 
o-trand  der 
Karpa'hen 

Verstreut 

Verstreut 

Am   Amur  bei 

Nicolajewsk 
Um  Moskau 


InderAuvergne, 
Provence 
(Becken  von 
Fuveau),  an 
der  Rhone- 
mündung 

Im  Arnotal 

Im  Norden  Bar- 
celonas; im 
Süden  Ara- 
goniens 

Um  Pernik 


Um  Bovej' 
Im  Südwesten 

Verstreu'e  ört- 
liche Vorkom- 
men 

Verstreut 


Verstreute  öit- 
liche  Vorkom- 
men 


^^)  Vor- 
kriegs- 
Bereich 
13  Mil- 
liarden t 


Asien  steht  in  seiner  Braunkohlcnförderung  gegenüber 
Europa  außerordentlich  zurück.  Weite  Strecken  des  Erdteils 
sind  geologisch  noch  gar  nicht  erforscht.  Eben.'^o  wie  jedoch 
auf  reichhaltige  Steinkohlenlager  nach  angenommenen  Boh- 
rungen geschlossen  wird,  wird  auf  ausgedehnte  Braunkohlen- 


schätze aus  den  bekannten  Vorkommen  geschlossen.  Die  Ge- 
biete beiderseits  der  sibirischen  Bahn,  an  der  Oka  am 
liaikalsce,  am  Armur  und  bei  Sulschansky  lassen  ergiebige 
Quellen  erwarten.  Klein  Asien  liefert  in  Anatolicn  aus  den 
Bergwerken  von  Sorna  Nautly  und  Boka  bemerkenswerte  Brenn-, 
stoffmittcl.  Die  Südsee-Inseln:  Java,  Sumatra,  Borneo, 
Celebes,  die  Philippinen  und  Sachalin  weisen  neben  ihren  son- 
stigen Reichtümern  ebenfalls  Braunkohle  auf.  Auch  Japan 
besitzt  einige  Vorräte.  Genaue  Zahlen  können  wegen  mangeln- 
der Statistik  n'cht  angegeben  wcrdem 

Die  Gcsamtbraunkohlcnvorräte  Australiens  werden  auf 
30,0  Milliarden  Tonnen  geschätzt.  Besonders  weist  Viktoria 
große  hochwertige  Lager  bis  80  m  Mächtigkeit  auf,  die  sich  auch 
zur  Briketticrung  eignen.  Seit  191G  ist  die  Gewinnung  im  fiange; 
zur  Auswertung  wird  eine  Kraftstation  für  50  000  kW  mit  Tur- 
bogeneratoren für  11000  Volt  gebaut,  um  die  Industrie  Mel- 
bournes und  anderer  Städte  mit  elektrischer  Energie  zu  ver- 
sorgen. Die  Kohle  ist  im  Tagebau  gewinnbar,  aber  mit  50% 
Wassergehalt  von  geringem  Heizwert.  Die  starken  Vor- 
kommen in  Neuseeland  sind  geringwertiger. 

Amerika    besitzt     die     reichhaltigsten  nachgewiesenen 
Braunkohlenvorräte  der  Erde.    Nordamerikas  Vorkommen  wird 
auf  2500  Milliarden,  Canadas  auf  1200  Milliarden  geschätzt.    Die  ^ 
Lagerstätten  Nordamerikas  erstrecken  sich  auf  die  Gegend  am  ? 
oberen  Missuri  in  der  Golf-,  Nord-  und  Felsengebirgsprovinz.  i 
Canada  ■  förderte  besonders  aus  der  Provinz  Alberta  (1919  bis* 
27  Millionen  Tonnen),  deren  Schätze  allein  auf  1000  Milliarden 
Tonnen  geschätzt  werden.    Auch  die  südlichen  Provinzen  Mani-  • 
toba  und  Saskatchewan  sollen  größere  Lager  bergen.   Mexikos  • 
Lager   in   dem  Staate  Coahuila  sind  von  geringem  Umfange,  j 
Die  Vorräte  Alaskas  werden  auf  16  Milliarden  Tonnen  geschätzt.  ? 
Südamerika   besitzt   größere    Braunkohlenvorkommcn   in  Chiles 
(Provinz    Conception),    Peru,    Argentinien,    Brasilien    (Staaten ' 
Bahia  und  Minas  Geraes),  Columbia  und  Venezuela. 

In  Afrika  sind  Braunkohlenlagerstätten  sicher  nur  in 
Nigeria  bekannt.  Jedoch  ist  dieser  Erdteil  .geologisch  noch  zu 
wenig  erforscht,  um  ein  klares  Bild,  zu  gewinnen. 

Aus  der  Zusammenstellung  tritt  der  überragende  Anteil 
Deutschlands  an  der  Braunkohlenförderung  ohne  weiteres 
klar  hervor.  Die  111,6  Millionen  Tonnen  der  deutschen  Förde- 
rung im  Jahre  1920  stellen  Deutschland  an  die  erste  Stelle  der 
braunkohlenfördernden  Länder.  Allerdings  verschwinden  die 
deutschen  Braunkohlenvorräte  mit  18  bis  20  Milliarden  Tonnen 
gegenüber  den  in  Nordamerika  festgestellten  2500  Milliarden 
Tonnen  und  den  1200  Milliarden  Tonnen  Canadas.  Jedoch  sind 
diese  Länder  infolge  ihrer  reichen  Steinkohlen\-orräte  und  der 
unbeschränkten  Verfügungsgewalt  über  diese  nicht  auf  eine 
so  intensive  Ausnutzung  ihrer  Braunkohlenschätze  angewiesen 
wie  Deutschland. 

II.  Deutschland. 

In  Deutschland  verteilen  sich  die  Braunkohlenvorkommen 
in  der  Hauptsache  auf  das  deutsche  M  it  t  e  1  g  e  b  i  e  t  rechts  und 
links  der  Elbe  und  das  linksrheinische  Gebiet.  Die 
übrigen  Lagerstätten  spielen  eine  untergeordnete  Rolle. 

Der  Mitteldeutsche  Bezirk  ist  oligizänen  und  migo- 
zänen  Alters.  Zu  ihm  zählen  die  am  Rande  des  Kyffhäusers 
liegenden  Vorkommen  ,die  um  Mansfeld,  um  Halle  und  im  Ge- 
biet um  Weißeiifels,  Zeitz, Meuselwitz  und  Borna.  Ferner  wer- 
den zu  ihm  die  bei  Bitterfeld  liegenden  und  in  der  Aschers- 
lebener-Helmstcdter  Mulde  gefundenen  Lager  gerechnet.  Der 
mitteldeutsche  Braunkohlenbczirk  erstreckt  sich  also  geologisch 
von  der  Provinz  Sachsen  nach  Thüringen  und  dem  Freistaat 
Sachsen  hinein.  Er  besitzt  Flöze  bis  zu  20  m  Mächtigkeit 
und  wei^l  besonders  im  Weißenfels-Zeitzcr-Meuselwitzer  Revier 


die    zur   ausgedehnten  W'eiter- 
Nebenprodukten   (Teer,  Oel, 


hl ichwerl i^e   Schwelkohle  auf, 
verarheiluug   der    Braunkohle  zu 
Paraffin)  geführt  hat. 

l^er  L  a  u  s  i  t  z  -  B  r  a  n  d  e  11  b  u  r  g  e  r  Braunkohlenbezirk 
umfaßt  die  braunkohlenhaltigcn  Gebiete  rechts  der  Elbe.  In  der 
Niederlausitz  ist  besonders  hervorragend  an  miozänen  Lager- 
stätten das  Gebiet  um  Senftenberg,  Finsterwalde,  Guben,  Sorau 
und  Z\\ickau.  l'^s  .sind  llauptflöze  mit  10 — 20  m  und  Unterflöze 
bis  zu  12  m  iMächtigkeit  gefunden  worden.  ■  Fast  durch- 
gängig wird  iin  Tagebau  gefördert.  Das  Oberlausitzer  Ge- 
biet weist  kleinere  \'orkoninicn  in  der  Nähe  von  Zittau, 
Ostritz,  Görlitz,  Lauban  und  Sagau  auf.  In  Brandenburg  wer- 
den nur  einige  kleine  geringwertige  Ablagerungen  westlich  und 
östlich  Frankfurt  a.  O.  abgebaut. 

Als  drittes  großes  Braunkohlengebiet  Deutschlands  kommt 
das  n  i  e  d  e  r  r  h  e  i  n  i  s  c  h  e  in  Betracht.  Es  liegt  westlich  von 
Köln  als  Braunkohleiiablagerung  des  \'orgebirges  und  ist  mio- 
zäner Herkunft.  Seine  Mächtigkeit  wächst  von  18  ni  bis  auf 
105  m  an.  Der  .\bbau  erfolgt  ausschließlich  im  Tagebau.  Die 
gewonnene  Kohle  ist  jedoch  zu  wasserhaltig  (bis  60%  HoO). 
■  so  daß  sie  erst  nach  vorgenommener  Brikettierung  in  Wettbe- 
werb mit  der  vollwertigen  mitteldeutschen  Braunkohle  treten 
kann. 
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Außer  diesen  drei  großen  Braunkohlenbezirken  hat  Deutsch- 
land noch  einige  kleinere  Vorkommen  mit  örtlicher  Bedeutung 
au-fzuweisen.  Niederhessen  besitzt  am  Meißner,  am 
Hirschberge  (Trossalmerode»  und  am  Habichtswalde  (Cassel) 
durch  Basaltbrüche  veredelte  Braunkohlenlager,  die  ebenso 
wie  die  im  Westerwald  niiozänen  und  oligozänen  Alters  sind. 
Bayern  hat  geringe,  aber  hochvollwertige  Braunkohlcnlagcr 
in  Oberbayern  aufzuweisen.  Die  oberoligozänen  bayerischen 
Pechkohlen  kommen  an  Güte  den  Steinkohlen  nahe.  Die  0,5 
bis  5,0  starken  Flöze  finden  sich  am  Hohen  Peißenberg  bei  Pens- 
berg, bei  Miesbach  und  bei  Hausham. 

B.  Bedeutung  der  Braunkohle  gegenüber  der  Steinkohle. 
(Förderungszahlen.) 

Die  Förderung  der  Braunkohle  und  ihre  Bedeutung  in 
Deutschland  läßt  sich  aus  den  angefügten  Zusammenstellungen 
erkennen. 

Ein  \'  e  r  g  1  e  i  c  h  der  (Icsamt  b  r  a  u  n  k  o  h  1  e  n  förderung 
mit  der  Gesamt  Steinkohlen  förderung  von  dem  Jahre  1901 
ab  zeigt  die  stetig  ansteigende  Förderung  beider  Kohlenarten 
bis  zum  Kriege. 

Z  u  s  a  m  m  e  n  ^>  t  e  1 1  u  n  g  1 . 
Deutschlands  G esamtkohlenförderung  in  Tonnen. 


sehr 
IkmIi 


Jahr 

Stein- 
kohle 

Verände- 
rung geg. 
Vorzahl 

Braun- 
kohle 

V  erande- 
rung  geg. 
Vorzahl 

1885 

58,3 

15,4 

1H9Ü 

70,2 

+  16,9  "/„ 

10,1 

-  52,4  »/„ 

1M95 

+  11,4 

24.8 

+  59.2 

1900 

58,3 

4-  27,5 

40,5 

+  38,7 

1901 

109,3 

—  0,7 

44,5 

+  9.8 

]  9(  yi 

107,4 

—  LO 

43,1 

—  3.1 

]  w  y.i 

1  16,6 

+    8  5 

45,8 

+  6,2 

1904 

120,8 

+  3,6 

48,6 

+  6,1 

1905 

121,3 

+  0,4 

52.5 

+  8.0 

1906 

136,5 

+  12,5 

56,2 

-f  7,0 

1907 

143,2 

+  4,9 

62,3 

+  10,8 

1908 

148.6 

-f  3,8 

•  66,5 

+  6,7 

1909 

148,8 

+  0,1 

68,7 

+  3.3 

1910 

152,8 

+  2,7 

69,5 

+  1.2 

1911 

160,7 

+  5,2 

73,8 

+  6,1 

1912 

177.1 

4-  10,2 

82.3 

+  11,5 

1918 

190,0 

+  7,2 

87,0 

+  5,7 

1914 

161,0 

—  15,2 

84.0 

—  3.4 

1915 

147,0 

—  8,7 

88.0 

+  4,7 

191(i 

159  0 

+  8,1 

94,0 

-f  6.8 

1917 

167,0 

+  5,0 

95,0 

+  1.1 

1918 

160,5 

—  3,9 

100,6 

-f  5.8 

1919 

116.5 

—  27,4 

93,8 

—  6,7 

1920 

131,3 

+  12,7 

111,6 

+  19,0 

etwa : 

1921 

Gesamt 

119.56 

Bemerkungen 


infolge  ihres  ^e. 
Tiefe  geluiuleii  i 
kohle  tritt  in  gerni.'-;i  re 
und  kann  bei  einer 
wirtschaftlich  abgeljaut 
trieb  eines  neuen  Tagebaue-- 
Kosten  gegenüber  denen  eines 
er,si)art,  die  .Arbeitslöhne  sind 
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Während  noch  im  Jahre  191-3 
r  u  II  g    eine    erheblich  größere 


Braunkohle    aufzuweisen  hat 


die  S  t  e  f  n  k  o  h  1  e  n  f  ö  r  - 
Zunahme  gegenüber  der 
(2,7  %    gegen   5,7  %),  läßt 


die  Kriegszeit  ein  entgegengesetztes  Verhalten  beider  Berg- 
Ijauzweige  erkennen.  Dem  außerordentlichen  Fallen  der  Stein- 
kohlenfördcrung  in  den  Jahren  1914  und  1915  folgte  eine  Steige- 
rung in  den  Jahren  1916  und  1917,  —  zurückzuführen  auf  das 
Hindcnburgprgramm  — ,  um  dann  im  J  ihre  1918  wieder  her- 
abzusinken und  im  Jahre  1919  einen  katastrophalen  Absturz  zu 
erleiden.  Vom  Jahre  1920  ab  ist  wieder  ein  Anwachsen  be- 
merkbar. 

Dem  gegenüber  wird  die  Zunahme  der  Braunkohlen- 
förderung  während  des  Krieges  nur  im  Jahre  1914  durch 
die  überraschende  Einziehung  der  Arbeiter  zum  Heeresdienst 
unterbrochen,  während  sie  von  1915  bis  1918  eine  steigende  Zu- 
nahme aufweist..  Im  Jahre  1919  machte  sich  unter  der  Auswir- 
kung der  Rcvo.lution  ein  Sinken  der  Förderung  um  6,7%  gegen 
eine  Abnahme  um  27,4  %  bei  der  Steinkohlenförderung  bemerk- 
bar. Im  Jahre  1920  stieg  die  Braunkohlenförderung  auf  111,6 
Millionen  Tonnen  gegen  87,0  Millionen  Tonnen  im  letzten 
Friedensjahr. 

i^ie  tiründe  für  die  Ausgestaltung  der  Braunkohlenfördc- 
rung  liegen  nicht  allzu  fern.  .\n  und  für  sich  bietet  der  Abitau 
weniger  .Schw  ierigkeiten,    ^\  ie  der  der  .Steinki  ilile.      Piese  wird 

tehens  fast  iinr  in  erheblicher 
leis  Aliliau  uiiier  Tage.  Braun- 
rnun,^  \iin  <ler  l'".rd( il:)erfl;iche  auf 
is  zu  .'lO  ni  Tiefe  noch  im  Tagebau 
1.  l)as  l'"rschliel.ien  und  der  Be- 
\erursaeht  1.)edeutend  geringere 
Tiefl)aues.  Das  (irubenhtilz  wird 
geringer  wegen  der  weniger  be- 
schwerlichen .\rbcit,  der  Transport  des  .\ljraums  \-creinfacht 
sich.  Es  kann  schneller  erschlossen  und  schneller  gefördert 
werden. 

Ein  anderer  wichtiger  Grund  für  das  .Anschwellen  der 
Braunkohlenindustrie  nach  dem  \-erlorencn  Kriege  ist  der  durch 
das  Friedensdiktat  verringerte  deutsche  Besitzstand  an 
Steinkohle  in  Lothringen,  die  beschränkte  \'erfügungsgewalt 
über  diese  in  dem  Saargebiet  und  der  Rheinpfalz  und  die  Kohlen- 
abgabc\-erpflichtung  an  die  Entente. 

Trotzdem  wohl  durch  (ieologcn  und  W'utscli'aftsnKlinier  er- 
rechnet worden  ist,  daß  die  bisher  in  1  )i  lUselilaiid  tesi;;cs(cllte 
Braunkohle  in  zirka  90  Jahren  abgebaut  sein  wird,  sind  wir 
doch  gezwungen,  die  vermehrte  Förderung  der  Braunkohle 
weiter  zu  betreiben,  um  unsere  Industrie  in  Gang  zu  halten  und 
sie  durch  ihre  Erzeugnisse  \on  den  auf  ihr  liegenden  Fesseln 
frei  zu  machen.  Die  in  jüngster  Zeit  erfolgte  beschränkte  Ver- 
fügungsgewalt für  Deutschland  ul)er  die  oberschlesische  Stein- 
kohle macht  diese  Aufgabe  zu  einer  Lebensfrage  des  deutschen 
\'olkes.  Es  steht  zu  hoffen,  dall  die  \  evnu  lirte  .Vusnutznng  von 
Naturkräften  wie  Wasser,  Meeresgewalt,  Luftelektrizität 
späteren  Geschlechtern  das  kraftspendende  Braunkohlenprodukt 
ersetzen  wird. 

Die  Zahlen  der  (.lesamtförderung  der  Braunkohle  in 
Deutschland  geben  dem  Wirtscliafts-  und  Verkehrspolitiker 
erst  einen  Einblick  in  das  deutsche  Wirtschaftsleben, 
wenn  er  die  Stärke  ihrer  Gewinnung  kennt.  Wie  verteilt  sich 
die  Braunkohle  über  Deutschland?  Es  findet  sich  Braunkohle 
in  Preußen,  im  P^reistat  .Sachsen,  in  Sachsen- 
.\ltenbur.g.  Braunschweig,  .Anhalt,  Heesen  und 
lla>'ern.  Das  Vorkonnncn  i)i  Preußen  verteilt 
sich  auf  die  (Jberbergamtsbezirke  Halle, 
Bonn,  Breslau,  K  1  a  u  s  t  a  I ;  im  Freistaat 
Sachsen  auf  die  Berg-Inspektionen  Leipzig 
und  Dresden. 

In  welcher  Weise  sich  die  Förderung  auf 
die  Staaten  verteilt,  zeigen  Zusammenstellun- 
gen 2  und  2a. 

Aus  ihnen  wirf!  der  überragende  .\nteil  der 
preußischen  Braunkohlenbergwerke  an  der  Ge- 
samt förderung  gegenüber  der  der  anderen  Län- 
der klar. 

Seit  dem  Jahre  1885  wies  die  Förderun.y, 
eine  ständig  steigende  Tendenz  auf.  Auch  das 
erste  Kriegsjahr  1914  brachte  nur  eine  Minde- 
rung von  zirka  3  Millionen  Tonnen,  während 
das  Jahr  1919;  in  dem  die  Revolution  sich  aus- 
wirkte, die  Förderun,g  um  zirka  7  Millionen 
Tonnen  zurückgehen  ließ.  Das  Jahr  1920 
brachte  eine  gewaltige  Erhöhung.  .Allerdings 
ist  bei  der  Steigerung  der  Förderzahlen  wohl 
darauf  zu  achten,  daß  mit  ihr  nicht  eine  Lei- 
stungssteigerung der  Arbeiter  verbunden  ist. 
Zeigen  doch  die  Zahlen  der  beschäftigten  Ar- 
beiter im  Jahre  1913  und  1919  in  Beziehung  ge- 
setzt zur  Förderung,  daß  die  Einführung  des 
Achtstundentages,  die  durch  den  Krieg  ge- 
schwächte Arbeitskraft  und  Arbeitslust  einer 
vermehrten  Förderung  noch  Abbruch  tuen. 
Einer  Fiirderung  von  zirka  70  Millionen  Tonnen  Rohbrannkohle 
durch  zirka  60  ÖCO  Maim  im  Jahre  1913  stehen  zirka  76  Millionen 
Tonnen  durch  1C6C09  Mann  im  Jahre  1919  gegenüber. 
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Zusammenstellung  2  a. 
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Zusammenstellung  2. 
Deutsche  Braunkohlenförderung,  getrennt 'nach 
Ländern  in  Mill.  t. 


Jahr 


1885 

1890 

1895 

1900 

1905 

1906 

1907 

1908 

1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

1919 

1920 

1921 

Halb 

jähr 


Preu- 
ßen 


12,4 
15,5 
20,1 
34,0 
44,2 
47,9 
52,7 
55.5 
66,0 
56,6 
60,5 
67,5 
70,1 
67,4 
71,2 
77,1 
78,6 
8:^,5 
76,1 
92,0 


49,0 


Sach- 


Sach- 

sen  !  Braun- 
Alten -1  schwg. 
bürg 


Bay- 
ern 


0,7 
0,9 
1,0 
1,5 
2,2 
2,3 
2,5 
2,9 
3,2 
3.6 
4,3 
5,3 
6,3 
6,3 
6,7 
6,5 
6,3 
6,7 
6.7 
7,7 


4,0 


0,9 
1,1 
1,4 
1,9 
2.4 
2,2 
3,1 
3,8 
4,1 
4,0 
3,7 
4,2 
4,9 
4,8 
4,6 
5,1 
4,8 
5,0 
5,4 
5,4 


3,1 


0,4 
0,6 
0,9 
1,4 
1,7 
1,9 
2,2 
2,8 
2,1 
2,1 
1,9 
1,7 
1,8 
2,2 
2,5 
2,6 
2,5 
2,4 
2,2 
2,8 


1,5 


An- 
halt 


Hess 


0,01 
0,01 

0,03  1 
0,04  ' 
0,12  \ 
0,14  t 
0,3  ! 
1,4  ' 
1,5 
1,5 
1,6 
1,7 
1,9 
1,6 
1,6 
1,6 
1,9 
1,8 
2,0 
2,4 


1,3 


0,9 

0,9 

1,1 

1,3 

1,5 

1,4 

1,4 

1,3 

1'3 

1,3  I 

1,3 

1,5 

1,5 

1,2 

1,0 

1,0 

1,1 

1,1 

1,0 

1,2 


0,06 

0,2 

0,2 

0,3 

0,4 

0,4 

0.5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,3 

0,4 

0.5 


0,6  0.3 


Zusammenstellung  3. 

Braunkohlenförderung  in  Preussen  getrennt  nach 
Oberbergamtsbezirken  (1885-1921)  in  Mili.  t. 


.-«■j  tue  tm  tSüi  ncs  '3H  tstn  iset  ms  uto  -isii  im  ist3  fft*  »'}  v»   ff'7  itil  ms  isiö 


Preussen 


—  ._  Sachsen  Bayern 

 Sachsen-Altenburg  +_4._*/)/7/ia/A 

.  *  +  +.  Braunsch  weig   Hessen 


Jahr 

Halle 

Bonn  • 

Breslau 

Claustal 

Dort- 
mund 

1885 

11,4 

0,4 

0,4 

0,2 

1890 

14,1 

0.7 

0,5 

0,3 

1895 

17,6 

1,7 

0.5 

0,4 

1900 

27,4 

5.2 

0.9 

0,5 

1905 

34.2 

8,0 

1,2 

0,8 

1906 

36,0 

9,7 

1,4 

0,8 

1907 

39.0 

11,3 

1,5 

0,9 

1908 

40,3 

12.6 

1.0 

1,0 

1909 

41,4 

12,3 

1,3 

1,0 

1910 

41,2 

13,1 

1,4 

1.0 

1911 

42,6 

15,0 

1.9 

1.1 

1912 

46,6 

17,6 

2,2 

1,1 

1913 

46,7 

20,3 

2^0 

1.1 

1914 

45,2 

19.6 

1.7 

1,1 

1915 

47,7 

21,0 

1.6 

0,9 

1916 

50,7 

24.0 

1.6 

0,8 

1917 

51,7 

24.3 

1.7 

0,9 

1918 

63,3 

26,6 

2,6 

0.9 

1919 

46,2 

25.2 

3,8 

1,0 

1920 

34.9 

30.9 

4,7 

1.5 

1921 

28,6 

16.8 

2,8 

0.9 

0,002 

1.  Halb- 

jahr 

Die  Verteilung  der  Förderungsziffern  auf  die  einzelnen 
preußischen  Oberbergamtsbezirke  lassen  die  Zusammenstellun- 
gen 3  und  3a  erkennen.  Sie  geben  uns  ein  engeres  Bild,  wo  die 
Hauptlagerstätten  der  deutschen  Braunkohle  zu  suchen  sind 
und  lassen  die  Berechtigung  erkennen,  daß  wir  dem  Gebiet 
des  O.  B.  A.  Halle  wegen  seiner  bei  weitem  umfangreichsten 
Förderung  an  Braunkohle  eine  bedeutende  Geltung  im  mittel- 
deutschen Wirtschaftsleben  zuweisen  müssen. 

Demgegenüber  ist  die  Förderung  im  Bereiche  der  Frei- 
staaten Sachsen  und  Sachsen-Alten  bürg  verhältnis- 
mäßig gering.  Dennoch  sind  wegen  der  geographischen  Lage 
auch  die  Lagerstätten  in  diesen  Gebieten  dem  mitteldeutschen 
Wirtschaftsgebiet  zuzurechnen;  hängen  doch  die  Braunkohlen- 
lagerstätten im  Zeitz-Weißenfelser  Gebiet  örtlich  und  demgemäß 
auch  wirtschaftlich  eng  mit  den  Meuselwitzer  Kohlenschätzen 
Sachsen-Altenburgs  zusammen,  ebenso  wie  die  Braunkohlen- 
vorkommen des  Freistaates  Sachsen  um  Leipzig  (Bornaer  Ge- 
biet) wirtschaftlich  und  örtlich  nicht  von  denen  in  der  Provinz 
Sachsen  um  Halle  und  Bitterfeld  zu  trennen  sind. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Karte  Deutschlands,  (Ab- 
bildung 4)  auf  der  die  Braunkohlenfelder  der  Bezirke  des  O.  B.  A. 
Halle,  Bonn,  Claustal,  Breslau,  der  Berg-Inspektion  Leipzig, 
T^^resden  und  der   Länder   Altenburg  und   Hessen  angegeben 


sind,  so  tritt  uns  schon  ein  in  großen  Linien  umrissenes  Bild 
des  auf  der  Braunkohle  aufgebauten  mitteldeutschen  Wirt- 
schaftsgebietes entgegen. 

Die  Elbe  trennt  in  scharfer  Linie  das  Gebiet  um  Leipzig. 
Altenburg,  Halle,  Magdeburg  von  den  örtlich  gelegenen  Fel- 
dern um  Senftenberg,  Görlitz  und  Fürstenberg,  Frankfurt  a. 
Oder.  Allein  ein  zum  westelbischen  Bezirk  zu  rechnendes  Vor- 
kommen erstreckt  sich  bei  Wittenberg  nördlich  über  die  Elbe. 

Wenn  auf  der  Karte  die  örtlichen  Lager  bedeutend  größer- 
erscheinen,  so  unterscheiden  sie  sich  doch  von  den  westelbischen 
mitteldeutschen  Lagern  ganz  außerordentlich  zu  ihrem  Nach- 
teil in  der  Güte  der  Kohle.  Die  westelbischen  Lagerstätten  sind 
bedeutend  bitumenreicher,  besitzen  vermehrte  Heizkratt  und 
eignen  sich  zum  Teil  in  hervorragender  Weise  zur  Weiterver- 
arbeitung in  Nebenprodukte.  > 

Um  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Braunkohle  sachver- 
ständig beurteilen  zu  können,  ist  die  Kenntnis  ihrer  Verwer- 
tungsmöglichkeit erforderlich.  Eine  solche  können  wir  nur  er- 
halten durch  Klarlegung  ihres  Entstehens  und  ihrer  Zusammen- 
setzung. Dann  erst  ist  es  uns  möglich,  ihre  Bedeutung  für  die 
Industrie  kennen  und  die  Wege  überschauen  zu  lernen,  die  die 
Braunkohle  der  auf  sie  angewiesenen  Industrie  weist. 

(Fortset2ung  folgt) 
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ZEICHNERISCHE  ERMITTELUNG  DER  FAHRZEITEN  UND  DES 
KOHLENVERBRAUCHS  DER  DAMPFZÜGE*) 

Nach  meiner  Habilitationsschrift  für  den  praktischen  Gebrauch  bearbeitet 
VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER.  REGI ERU NGSBAU RAT,  BERLIN, 


I.  Die  Bewegungskräfte. 
Die  Bewegung  eines  Zuges  hängt  von  den  Zugkräften  Z 
und  den  zu  überwindenden  Widerständen  W  ab.  Ist  Z  =  W, 
dann  fährt  der  Zug  mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit,  wird 
Z>W,  so  beschleunigt  sich  sein  Lauf,  der  sich  wieder  ver- 
zögert, wenn  Z<;W  wird.  Die  Zugkräfte  Z  sind  bei  den 
Dampflokomotiven  von  der  Leistung  des  Kessels  abhängig  und 
nehmen  mit  wachsender  Geschwindigkeit  nach  einem  Gesetze 
ab.  das  durch  die  Art  der  Kraftquelle  gegeben  ist.  Der  Höchst- 
wert der  Kesselzugkräfte  wird  durch  die  Reibungszugkraft  be- 
grenzt, die  durch  die  Last  auf  den  Triebachsen  und  die  Reibung 
zwischen  Rad  und  Schiene  bestimmt  ist.  Größere  Kesselzug- 
kräfte würden  Radschleudern  hervorrufen.  Die  Reibungszug- 
kräfte ändern  sich  nicht  mit  der  Geschwindigkeit  V  km/Std.  und 
reichen  von  V  =  O  bis  Vü,  dem  Uebergang  zur  Kesselzugkraft. 


e  setzen  sich  zusammen: 


l-lOOOßkg'Sek.2 

Zuggewicht  ist  m=  —  .  Es  ist  p=  1,07  eine  unbe- 

iiannnte  Zahl,  die  im  Mittel  den  Zuwachs  berücksichtigt,  den  die 
der  fortschreitenden  Bewegung  des  Zuges  entsprechende  leben- 
dige Kraft  durch  die  umdrehenden  Massen  der  Räder  und 
Achsen  erfährt,  g  =  9,81  m/Sek. 2  ist  die  Erdbeschleunigung. 
Da  die  Geschwindigkeit  V  also  auch  /iV,  im  Eisenbahnbetriebe 
in  km/St.  angegeben  zu  werden  pflegt,  so  empfiehlt  es  sich 
auch,  g  durch  diese  Größen  auszudrücken.  Es  ist  also  g  = 
9,81  •  SHOO'-  1  •  1000  ■  1,07  •  1000 

-km/Std.^  und  daher  m=  q  qi    u«An2 —    =  0,0084  kg 


1000 


Std2 

km 


Wählt    man  '  t  =1  Min. 


9,81  •  3600^ 
1  :  60  Std.=  0,0167  Std.,  so  ist 


iL  =  0.0084_lkg/Std  für  At  =  1 :  n  Min.    ist  ^ 

At      0,0167—2     km  /\t 


als  1  Min  sn 


Berichtigungen 

zu  dem  Aufsatz  in  Nr.  10  der  V  W 

Zeichnerische  Ermittelung  der  Fahrzeiten  und  des  Kohlenverbrauchs  der  Dampfzüge 

von  Privatdozent  Dr.-Jng.  W.  Müller.  Regierungsbaurat.  Berlin  L^cimpTZUge 


wie  folgtlamin:^^'  ^P'^*'  """^  ^^'^        3- Absatzes 

„Teilt  man  diese  Werte  durch 
das  Zuggewicht,  so  erhält  man  die 
entsprechenden  Beschleunigungs- 
kräfte d  für  1  to  Zuggewicht,  die 
für  die  einzelnen  Geschwindig- 
keiten von  einer  wagerechtenAchse 
nach  oben  aufgetragen  durch 
Verbmdung  der  Endpunkte  die 
sogenannte  do  -  Linie  ergeben." 


Abb.2 


K     f^'^'J*'-         ^'  ^^'ß^"       Meßzahlen  der  Grundlinien 
20  sta?S)    "  nebenstehender  Abb.  berichd|t" 

statt%reiSnun1-'E^fß^?.^^*^  ^^"^  "^^^  «  »Beziehung« 

5  ^uf  lelrAV'"''^K?PQ*^  ^-^^''^       ""t^"  ^"  streichen, 

spiefs  elnzusc'altL-"'^^  ^^^'^       '''''''  ^^'^  ^^'^^ 
Die  vorteilhafteste  Geschwindigkeit  ist 
\7#  —  ^'^Q  Ni '      270  .  1500 
V   -  ~zV~  =     4200      =  96  ^^"i/Std 


7.\y^  niil  hilnrii"  1  i  ■;-(;  hwi  iidiKk  ei  t  den  Wechsel  viin  einer 
>ch\vacheii  Neigung  auf  eine  stärkere  Steigung  Sa,  so  überwiegt 
der  Steigungswiderstand  und  es  treten  die  Verzögerungskräfte 
-  d=do — S2  auf.  Bei  diesen  Kräften  verläuft  die  do-Linie  unter- 
halb der  wagerechten  im  Abstand  Sj  von  der  Geschwindigkeits- 
achse (Abb.  1). 

In  dem  Schnittpunkt  und  Ka  der  Wagerechten  für  Sj  mit 
der  do-Linie,  hat  der  Zug  die  Geschwindigkeiten  Vj,  mit  der 
er  sich  gleichmäßig  auf  der  zugehörigen  Steigung  bewegt. 
(.\bb.  1). 

Auf  den  Gefällen-!  s%o  vergrößern  sich  die  Beschlcunigungs- 
kräfte  um  die  Gefällkraft  s  kg  zu  d  =  do  +  s  kg. 

IL   Die  zeichnerische  Fahrzeitermittlung. 

Es  soll  im  folgenden  ein  Verfahren  angegeben  werden,  mit 
dem  man  aus  der  do-Linie  die  Bewegung  des  Zuges  in  derselben 
Oarstellungsweise  wie  bei  den  bildlichen  Fahrplänen  aufzeichnen 
kann.  Im  bildlichen  Fahrplan  sind  im  allgemeinen  die  Wege 
als  Abszissen  und  die  Zeiten  als  Ordinaten  aufgetragen.  Die 
den  Zuglauf  darstellende  Linie  wird  demnach  als  Zeit-Wege- 
Linie  bezeichnet.  Diese  Linie  verdient  desahlb  den  Vorzug  vor 
anderen  Darstellungen  des  Zuglaufes,  weil  man  bei  ihr  das  Be- 
wegungsbild mit  der  tatsächlichen  Zugbewegung  mittels  der 
Stationierung  der  Strecke  und  der  Zeitangabe  durch  die  Uhr. 
unmittelbar  vergleichen  kann.  Es  genügen  also  hierzu  die  ein- 
fachsten und  verbreitetsten  Hilfsmittel  (Längenmaßstab  und 
Uhr). 

Die    dynamische   Grundgleichung  d  =  m  .^-^^  gibt    an,  in 

welcher  Weise  die  vorgenannten  Kräfte  auf  die  Bewegung  des 

A  V 

Zuges  einwirken,  "^'st  die  Beschleunigung,  d.  h  die  Geschwin- 
digkeitszunahme AV  in  der  Zeit  At,  die  ein  beliebig  gewählter 
Bruchteil  einer  Stunde  ist.  Für  ein  negatives  d  ist  —  AV  die 
Geschwindigkeitsabnahme  in  der  Zeit    At.    Die  Masse  für  1  t 

•)   Sonderdrucke  dieses  Aufsatzes  sind  beim  Verlage  erhältlich. 


digkeitsänderung  konstant  =  1  :  11  =  tg  a  ist.  Mit  dieser  Be- 
ziehung lassen  sich  in  einfacher  Weise  wie  folgt  die  Geschwin- 

.     .  .  AV 

digkeitsänderungen  — '^^^  do-Linie  ermitteln. 

Auf  der  Steigung  Si  möge  der  Zug  die  Geschwindigkeit  V  ' 
haben,  der  in  Abb.  la  der  Punkt  A2  entspricht.  Durch  Aj  legt 
man  nach  rechts  oben  unter  dern  Winkel  a  eine  Gerade,  die  die 
do-Linie  in  B2  schneidet  und  zieht  vom  Schnittpunkt  nach  unten 
die  Senkrechte  BjS  '.  Eine  Gerade  unter  dem  gleichen  Winkel  ß 
zur  Wagerechten  durch  Bj  nach  rechts  unten  trifft  die  Wage- 
rechte für  die  Steigung  Sj  im  Punkte  A3.  Da  nun  BjS'  die 
mittlere  Höhe  des  Trapezes  über  A2  A3  also  auch  die  Mittel- 
kraft d  ist,  die  sowohl  mit  AaS'  als  auch  mit  2 'A3  die  Tangente 

AV 

«2=  n  :  1  bildet,  so  ist  Aj2'=  2'A,^  =  —^.     entspricht  n=2Min.. 

«1  beim  Anfahren  n=l  Min. 

Bei  Verzögerung  liegt  nach  Abb.  la  Punkt  A4  für  die  be- 
kannte Geschwindigkeit  V'  auf  der  Wagerechten  für  die  stärkere 

AV 

Steigung  Sj  oberhalb  der  do-Linie.    Um         "  zu  erhalten,  legt 

man  hier  von  A4  unter  dem  Winkel  a,  die  Gerade  nach  links 
unten  bis  zum  Punkt  B4  der  do-Linie  und  von  B4  nach  links 
oben  die  zweite  Gerade  unter  demselben  Winkel  A  bis  zum 
Punkte  A5  auf  der  Wagerechten  für  Sa.  Die  Verlängerung  der 
Senkrechten  (d-Kräfte)  schneiden  auf  der  V-Achse  die  Geschwin- 

AV 

digkeiten  Vm  =  V  ±  ab.  Vm  ist  die  mittlere  Geschwin- 
digkeit während  der  Zeit  At- 

Den  Winkel  a  erhält  man  wie  folgt:  Man  zeichnet  eine 
Wagerechte  von  der  Länge  1  im  Maßstab  der  Geschwindigkeiten, 
zweckmäßig  20mal  vergrößert.  Sodann  errichtet  man  in  dem 
einen  Endpunkt  eine  Senkrechte  n  im  Maßstab  der  d-Kräfte  in 
derselben  Vergrößerung  und  verbindet  die  freien  Endpunkte  der 
beiden   Seiten.     Dann   bildet   diese   Verbindungslinie  mit  der 
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Zusammenstellung  2  a. 


^ 

»  < 

u 

WM 

i 

Cm 

w 

1 

/ 

 1 

vi 

Zusammenstellung  2. 
Deutsche  Braunkohlenförderung,  getrennt 'nach 
Ländern  in  Mill.  t. 


janr 

Preu- 
ßen 

Sach 
sen 

1885 

12,4 

0,7 

1890 

15,5 

0,9 

1895 

20,1 

1,0 

1900 

34,0 

1,5 

1905 

44,2 

2,2 

1906 

47,9 

2,3 

1907 

52,7 

2,5 

1908 

55  5 

1909 

56!o 

3,2 

1910 

56,6 

3.6 

1911 

60,5 

4,3 

1912 

67,5 

5,3 

1913 

70,1 

6,3 

1914 

67,4 

6,3 

1915 

71,2 

6,7 

1916 

77.1 

6.5 

Sach- I 
sen   I  Braun- 
Alten -I  schwg. 
bürg 


0,9 
1,1 
1,4 
1,9 
2,4 
2,2 
3,1 
3,8 
4,1 
4,0 
3,7 
4,2 
4,9 
4,8 
4,6 
5,1 


0,4 
0,6 
0,9 
1,4 
1,7 
1,9 
2,2 
2,3 
2,1 
2,1 
1,9 
1,7 
1,8 
2,2 
2,5 
2.6 


Bay- 
ern 


An- 
halt 


0,01 
0,01 
0,03  I 
0,04  I 
0.12 
0.14  , 

0.  3  ! 
1,4 
1,5 
1,5 

1.6  : 

1.7  I 
1,9 
1,6 

1.6  I 

1.  B 


0,9 
0,9 
1,1 
1,3 
1,5 
1,4 
1,4 
1,3 
1'3 
1,3 
1,3 
1,5 
1,5 
1,2 
1,0 
1.0 


Hess 


0,06 

0,2 

0,2 

0,3 

0,4 

0,4 

0.5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,3 


x'. 

t-*»t 

,-»5  tisc  ms  isee  rics  tiot  iS07  tset  *sos  ma  1911  im  tsil  ftt*  ati  rstt  fjrr  wt  t»is  i$ia 


Preuisen 


 Sachsen   ßsyem 

 Sachsen-Airenburg  *^^^t.Anhalt 

.  j-  +  +  Braunsch  weig   Hessen 


Die  Verteilung  der  Förderungsziffern  auf  die  einzelnen 
preußischen  Oberbergamtsbezirke  lassen  die  Zusammenstellun- 
gen 3  und  3a  erkennen.  Sie  geben  uns  ein  engeres  Bild,  wo  die 
Hauptlagerstätten  der  deutschen  Braunkohle  zu  suchen  sind 
und  lassen  die  Berechtigung  erkennen,  daß  wir  dem  Gebiet 
des  O.  B.  A.  Halle  wegen  seiner  bei  weitem  umfangreichsten 
Förderung  an  Braunkohle  eine  bedeutende  Geltung  im  mittel- 
deutschen Wirtschaftsleben  zuweisen  müssen. 

Demgegenüber  ist  die  Förderung  im  Bereiche  der  Frei- 
staaten Sachsen  und  Sachsen-Altenburg  verhältnis- 
mäßig gering.  Dennoch  sind  wegen  der  geographischen  Lage 
auch  die  Lagerstätten  in  diesen  Gebieten  dem  mitteldeutschen 
Wirtschaftsgebiet  zuzurechnen;  hängen  doch  die  Braunkohlen- 
lagerstätten im  Zeitz-Weißenfelser  Gebiet  örtlich  und  demgemäß 
auch  wirtschaftlich  eng  mit  den  Meuselwitzer  Kohlenschätzen 
Sachsen-Altenburgs  zusammen,  ebenso  wie  die  Braunkohlen- 
vorkommen des  Freistaates  Sachsen  um  Leipzig  (Bornaer  Ge- 
biet) wirtschaftlich  und  örtlich  nicht  von  denen  in  der  Provinz 
Sachsen  um  Halle  und  Bitterfeld  zu  trennen  %ind. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Karte  Deutschlands,  (Ab- 
bildung 4)  auf  der  die  Braunkohlenfelder  der  Bezirke  des  O.  B.  A. 
Halle,  Bonn,  Claustal,  Breslau,  der  Berg-Inspektion  Leipzig, 
^'»'■esden  und   der   Länder   Altenburg   und   Hessen  angegeben 


1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 
1921 
1.  Halb- 
jahr 


46,7 

20,3 

2,0 

1,1 

45.2 

19,6 

1,7 

1,1 

47,7 

21,0 

1,6 

0.9 

50,7 

24.0 

1,6 

0,8 

51,7 

24,8 

1.7 

0,9 

53,3 

26,6 

2,6 

0,9 

46,2 

25,2 

3,8 

1,0 

34.9 

30,9 

4,7 

1,5 

28,5 

16,8 

2,8 

0,9 

0,002 


sind,  so  tritt  uns  schon  ein  in  großen  Linien  umrissenes  Bild 
des  auf  der  Braunkohle  aufgebauten  mitteldeutschen  Wirt- 
schaftsgebietes entgegen. 

Die  Elbe  trennt  in  scharfer  Linie  das  Gebiet  um  Leipzig. 
Altenburg,  Halle,  Magdeburg  von  den  örtlich  gelegenen  Fel- 
dern um  Senftenberg,  Görlitz  und  Fürstenberg,  Frankfurt  a. 
Oder.  Allein  ein  zum  westelbischen  Bezirk  zu  rechnendes  Vor- 
kommen erstreckt  sich  bei  Wittenberg  nördlich  über  die  Elbe. 

Wenn  auf  der  Karte  die  örtlichen  Lager  bedeutend  größer 
erscheinen,  so  unterscheiden  sie  sich  doch  von  den  westelbischen 
mitteldeutschen  Lagern  ganz  außerordentlich  zu  ihrem  Nach- 
teil in  der  Güte  der  Kohle.  Die  westelbischen  Lagerstätten  sind 
bedeutend  bitumenreicher,  besitzen  vermehrte  Heizkratt  und 
eignen  sich  zum  Teil  in  hervorragender  Weise  zur  Weiterver- 
arbeitung in  Nebenprodukte.  1 

Um  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Braunkohle  sachver- 
ständig beurteilen  zu  können,  ist  die  Kenntnis  ihrer  Verwer- 
tungsmöglichkeit erforderlich.  Eine  solche  können  wir  nur  er- 
halten durch  Klarlegung  ihres  Entstehens  und  ihrer  Zusammen- 
setzung. Dann  erst  ist  es  uns  möglich,  ihre  Bedeutung  für  die 
Industrie  kennen  und  die  W^ege  überschauen  zu  lernen,  die  die 
Braunkohle  der  auf  sie  angewiesenen  Industrie  weist. 

(Fortseteung  folgt) 
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ZEICHNERISCHE  ERMITTELUNG  DER  FAHRZEITEN  UND  DES 
KOHLENVERBRAUCHS  DER  DAMPFZÜGE*) 

Nach  meiner  Habilitationsschrift  für  den  praktischen  Gebrauch  bearbeitet 
VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER.  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN, 


I.  Die  Bewegungskräfte. 

Die  Bewegung  eines  Zuges  hängt  von  den  Zugkräften  Z 
und  den  zu  überwindenden  Widerständen  W  ab.  Ist  Z  =  W, 
dann  fährt  der  Zug  mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit,  wird 
Z>-W,  so  beschleunigt  sich  sein  Lauf,  der  sich  wieder  ver- 
zögert, wenn  Z-<W  wird.  Die  Zugkräfte  Z  sind  bei  den 
Dampflokomotiven  von  der  Leistung  des  Kessels  abhängig  und 
nehmen  mit  wachsender  Geschwindigkeit  nach  einem  Gesetze 
ab,  das  durch  die  Art  der  Kraftquelle  gegeben  ist.  Der  Höchst- 
wert der  Kesselzugkräfte  wird  durch  die  Reibungszugkraft  be- 
grenzt, die  durch  die  Last  auf  den  Triebachsen  und  die  Reibung 
zwischen  Rad  und  Schiene  bestimmt  ist.  Größere  Kesselzug- 
kräfte würden  Radschleudern  hervorrufen.  Die  Reibungszug- 
kräfte ändern  sich  nicht  mit  der  Geschwindigkeit  V  km/Std.  und 
reichen  von  V  =  O  bis  Vü,  dem  Uebergang  zur  Kesselzugkraft. 

Die  Widerstände  setzen  sich  zusammen: 

1.  aus  denjenigen  auf  der  wagerechten  geraden  Bahn,  die 
von  der  Reibung,  den  Stößen  und  dem  Luftwiderstand 
abhängen  und  mit  der  Geschwindigkeit  zunehmen; 

2.  aus  den  Steigungs-  und  Krümmungswiderständen,  die  für 
dieselbe  Steigung  und  denselben  Krümmungshalbmesser 
konstant  sind. 

Die  Ueberschüsse  der  Zugkräfte  von  den  unter  1.  genannten 
Widerständen  liefern  die  Beschleunigungskräfte  auf  der  wage- 
rechten geraden  Bahn.  Teilt  man  diese  Werte  durch  das  Zug- 
kräfte d  für  1  t  Zuggewicht,  die  für  die  einzelnen  Geschwindig- 
keiten von  einer  wagerechten  Achse  nach  oben  aufgetragen, 
durch  Verbindung  der  Endpunkte  die  sogenannte  d,,-Linie 
.ergeben  (Abb.  1),  die  mit  zunehmender  Geschwindigkeit  ab- 
nimmt. Auf  die  Berechnung  der  Zugkräfte  und  der  Widerstände 
auf  der  wagerechten  geraden  Bahn  soll  später  eingegangen 
werden. 

Der  Steigungswiderstand  ist  für  1  t  Zuggewicht  s  kg/t,  wenn 
die  Steigung,  auf  der  der  Zug  sich  befindet,  s  %o  beträgt.  Er 
ist  der  einzige  Widerstand,  der  theoretisch  genau  bestimm- 
bar ist. 

Der  Krümmungwiderstand  ist  nach  Versuchen  von  v.  Röckl 
650 

Wr  =  p       kg/t  und  wird  als  Steigungszuschlag  berücksichtigt. 

Gelangt  der  Zug  von  der  wagerechten  geraden  Bahn  auf  die 
Steigung  s,  %o,  so  verkürzt  sich  die  Beschleunigungskraft  do 
um  Sikg.  Die  .'\bstände  der  do-Linie  von  der  Wagerechten  im 
Abstand  Si  oberhalb  der  Geschwindigkeitsachse  sind  demnach 
die  verkleinerten  Beschleunigungskräfte  d  =  do  —  Sj.  Befährt 
der  Zug  mit  höherer  Geschwindigkeit  den  Wechsel  von  einer 
schwacheil  Neigung  auf  eine  stärkere  Steigung  S2,  so  überwiegt 
der  Steigungswiderstand  und  es  treten  die  Verzögerungskräftc 
-  d=do — S2  auf.  Bei  diesen  Kräften  verläuft  die  do-Linie  unter- 
halb der  wagerechten  im  Abstand  S2  von  der  Geschwindigkeit.s- 
achse  (Abb.  1). 

In  dem  Schnittpunkt  und  Ka  der  Wagerechten  für  Sj  mit 
der  do-Linie,  hat  der  Zug  die  Geschwindigkeiten  V^,  mit  der 
er  sich  gleichmäßig  auf  der  zugehörigen  Steigung  bewegt. 
(Abb,  1). 

Auf  den  Gefällen4  s%o  vergrößern  sich  die  Beschlcunigungs- 
kräfte  um  die  Gefällkraft  s  kg  zu  d  =  do  +  s  kg. 

II.  Die  zeichnerische  Fahrzeitermittluiig, 
Es  soll  im  folgenden  ein  Verfahren  angegeben  werden,  mit 
dem  man  aus  der  do-Linie  die  Bewegung  des  Zuges  in  derselben 
Oarstcllungsweise  wie  bei  den  bildlichen  Fahrplänen  aufzeichnen 
kann.  Im  bildlichen  Fahrplan  sind  im  allgemeinen  die  Wege 
als  Abszissen  und  die  Zeiten  als  Ordinaten  aufgetragen.  Die 
den  Zuglauf  darstellende  Linie  wird  demnach  als  Zeit-Wege- 
Linie  bezeichnet.  Diese  Linie  verdient  desahlb  den  Vorzug  vor 
anderen  Darstellungen  des  Zuglaufes,  weil  man  bei  ihr  das  Be- 
wegungsbild mit  der  tatsächlichen  Zugbewegung  mittels  der 
Stationierung  der  Strecke  und  der  Zeitangabe  durch  die  Uhr. 
unmittelbar  vergleichen  kann.  Es  genügen  also  hierzu  die  ein- 
fachsten und  verbreitetsten  Hilfsmittel  (Längenmaßstab  und 
Uhr). 

Die  dynamische  Grundgleichung  d  =  m  .^-^  gibt  an,  in 
welcher  Weise  die  vorgenannten  Kräfte  auf  die  Bewegung  des 
■7       •    •  ,  AV. 

Z.uges  emwirken.  "^ist  die  Beschleunigung,  d.  h  die  Geschwin- 
digkeitszunahme AV  in  der  Zeit  At,  die  ein  beliebig  gewählter 
Bruchteil  einer  Stunde  ist.  Für  ein  negatives  d  ist  —  AV  die 
Geschwindigkeitsabnahme  in  der  Zeit    At.    Die  Masse  für  1  t 

*)   Sonderdrucke  dieses  Aufsatzes  sind  beim  Verlage  erhältlich. 


l-lOOOßkg'Sek.2  . 
Zuggewicht  ist  m=  —  .  Es  istß=l,07  eine  unbe- 

nannnte  Zahl,  die  im  Mittel  den  Zuwachs  berücksichtigt,  den  die 
der  fortschreitenden  Bewegung  des  Zuges  entsprechende  leben- 
dige Kraft  durch  die  umdrehenden  Massen  der  Räder  und 
Achsen  erfährt,  g  =  9,81  m/Sek. ^  ist  die  Erdbeschleunigung. 
Da  die  Geschwindigkeit  V  also  auch  AV,  im  Eisenbahnbetriebe 
in  km/St.  angegeben  zu  werden  pflegt,  so  empfiehlt  es  sich 
auch,  g  durch  diese  Größen  auszudrücken.  Es  ist  also  g  = 
9,81  •  3H00<  l  •  1000  •  1,07  •  1000 
 JqqÖ  km/Std.2  und  daher  m  =  o  qi    a«nA2  ~  0.0084  kg 


Wählt    man  ''1=1  Min. 


0,0084_lkg/Std^  und  für  At  =  1 :  n  Min.  ist 
0,0167"~2     km  A  t 


9,81  •  36002 
1  :  60  Std.  =0,0167  Std.,  so  ist 
n  :  2, 


ist  also  ein  konstanter  Wert.    Ist  z\t  kleiner  als  1  Min.,  so 


Std, 
km  ' 
m  _ 

Ät  ~ 
m 

A~t 

ist  n  größer  als  1,  z.  B.  ist  für  A  t  =  }^  Min.  n  =  2,  falls  At 
größer  als  1  Min.  ist,  ist  n  ein  echter  Bruch. 

m 

Setzt  man   den  Wert  von         in   die   dynamische  Grund- 

AV 

gleichung  ein,  so  ist  ±  d  =  ±  n  — g—  kg  oder  die  halbe  Geschwin- 
digkeitsänderung in  der  Zeiteinheit  At=l:nMin.  ist 


GL! 


Mit  dieser  Gleichung  kann  man  aus  einer  bekannten  Ge- 
schwindigkeit V  des  Zuges  seine  Geschwindigkeit  nach  der 
Zeit  At  =  l:n  Min.  ermitteln.  Diese  neue  Geschwindigkeit  ist 
bei  Beschleunigung  V'-|-  A,V  und  bei  Verzögerung  V  —  AV. 

Wie-  vorher  gezeigt,  nehmen  die  do-Kräfte  mit  wachsender 
Geschwindigkeit  ab,  d.  h.  die  do-Linie  nähert  sich  der 
Geschwindigkeitsachse.  Verläuft  diese  Linie  zwischen  V  '  und 
V'  ±  AV  geradlinig  geneigt,  so  ist  die  mittlere  Geschwindigkeit 
AV 

Vm  —V'zi=-Y~,    zu  der  die  Mittelkraft  ±  d  gehört.    Von  V 

bis  V  '  ±  AV  kann  also  die  do-Linie  durch  eine  Wagerechte 
durch  den  oberen  Endpunkt  dieser  Mittelkraft±d  ersetzt  werden. 

AV 


Formt  man  die  Gleichung  I)  um,  so  daß  d  : 


2 


,  =  n  ist,  so 


Ziehung  lassen  sich  in  einfacher  Weise,  wie  folgt,  die  Geschwin- 
digkeitsänderung konstant  =  1  :  n  =  tg  a  ist.  Mit  dieser  Be- 
ziehung lassen  sich  in  einfacher  Weise  wie  folgt  die  Geschwin- 

AV 


digkeitsänderungen 


aus  der  do-Linie  ermitteln. 


Auf  der  Steigung  s^  möge  der  Zug  die  Geschwindigkeit  V  ' 
haben,  der  in  Abb.  la  der  Punkt  A2  entspricht.  Durch  Aj  legt 
man  nach  rechts  oben  unter  dem  Winkel  n  eine  Gerade,  die  die 
do-Linie  in  B2  schneidet  und  zieht  vom  Schnittpunkt  nach  unten 
die  Senkrechte  B22  '.  Eine  Gerade  unter  dem  gleichen  Winkel  a 
zur  Wagerechten  durch  B2  nach  rechts  unten  trifft  die  Wage- 
rechte für  die  Steigung  Sj  im  Punkte  A3.  Da  nun  B22'  die 
mittlere  Höhe  des  Trapezes  über  A2  A3  also  auch  die  Mittel- 
kraft d  ist,  die  sowohl  mit  A22'  als  auch  mit  2 '  A3  die  Tangente 

AV 

a.2=  n  :  1  bildet,  so  ist  K^V  =  entspricht  n=2Min.. 

beim  Anfahren  n=l  Min. 

Bei  Verzögerung  liegt  nach  Abb.  la  Punkt  A4  für  die  be- 
kannte Geschwindigkeit  V'  auf  der  Wagerechten  für  die  stärkere 

AV 

Steigung  S2  oberhalb  der  do-Linie.    Um    — zu  erhalten,  legt 

man  hier  von  A4  unter  den^  Winkel  a.  die  Gerade  nach  links 
unten  bis  zum  Punkt  B4  der  do-Linie  und  von  B4  nach  links 
oben  die  zweite  Gerade  unter  demselben  Winkel  A  bis  zum 
Punkte  A5  auf  der  Wagerechten  für  S2.  Die  Verlängerung  der 
.Senkrechten  (d-Kräfte)  schneiden  auf  der  V-Achse  die  Geschwin- 


digkeiten Vm  =  V  ± 


AV 


ab.      Vni  ist  die  mittlere  Geschwin- 


digkeit während  der  Zeit  At- 

Den  Winkel  a  erhält  man  wie  folgt:  Man  zeichnet  eine 
Wagerechte  von  der  Länge  1  im  Maßstab  der  Geschwindigkeiten, 
zweckmäßig  20mal  vergrößert.  Sodann  errichtet  man  in  dem 
einen  Endpunkt  eine  Senkrechte  n  im  Maßstab  der  d-Kräfte  in 
derselben  Vergrößerung  und  verbindet  die  freien  Endpunkte  der 
beiden   Seiten.     Dann   bildet   diese   Verbindungslinie  mit  der 
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A  V 

Wagerechten  den  Winkel  a.    Für  die  Ermittlung  von-^  stellt 

man  zweckmäßig  für  den  Winkel  a  aus  steifem  Papier  nach 
Abb.  2  eine  Schablone  her.  Ist  z.  B.  do  =  1  %o  =  5  mm  und  V  = 
5  mm  und  V      1  km/Std.  =  1  mm,  so  ist  für    A  t  =  1  Min.  die 

Senkrechte  n  =  l  =  5iniii  und  für  At=2Min.  n  —  %  =ib  mm 
oder  in  20-  bzw.  40fach(.r  WrgrößerunK  ICO  mm  lanjj.  und  die 
Wagerechte  von  der  Länge  V  =  1  km/Std.  ist  20  mm  bzw.  40  mm 
lang  zu  zeichnen. 

^\'(•nn  ein  Zug  eine  Stunde  lang  mit  (kr  gkichf(  irniigen  flc- 
m  Iiw  indigkeit  \' m  fahren  würde  .wiirdr  er  \  \n  km  zurücklegen. 
Nun  fährt  er  aber  nur  während  der  Zeit  A  t  -=  1  n  Min.  = 
1  :  60  n  Std.  mit  die'-er  (leschwindigkcit.  In  dieser  Zeit  A  '  lest 
er  dann  den  Weg  \"rn  :  60  n  =  A'kni  zurück.  Es  verhält  sich 
also  hier  demnach 


,1      Vm  60  •  n 


At 


60  •  n  •  1 


oder 


At 


Gl.  11 


Man  trägt  unter  dem  Nullpunkt  O  der  V-Achse  den  Pol- 
abstand OP  =  1  auf  und  zieht  von  P  zu  den  zeitlich  auf  einander 


einheiten  ein,  so  ergibt  sich  nach  Umformung  1=  ^"Vf^^  =  ^ — ~ 

A'  ^ 

=  pmm.Da  die  Z-W-Linie  für  das  Anfahren  stärker  gekrümmt 
ist,  wählt  man,  um  sich  dieser  Krümmung  besser  anzupassen, 
At=lMin.  und  macht  bei  dem  gestreckteren  Teil  dieser  Linie 
At=2Min.  Bei  Güter-  und  Personenzügen  geht  man  1  bis 
2  Min.  und  bei  Schnellzügen  .3  bis  4  Min.  nach  der  Anfahrt 
zu  At=2  Min.  über.  Die  entsprechenden  Zeitwinkel  n:l  ver- 
einigt m'an  zweckmäßig  auf  einer  Schablone.    (Abb.  2). 

H  a  n  d  h  a  b  u  II  g  des  Verfahre  n  s. 
Nach  dem  Auftragen  der  do-Linie  auf  Millimeterpapier  zieht 
man  im  Abstand  der  verschiedenen  Streckenneigungen  s  von  der 
Geschwindigkeitsachse  für  Steigungen  oberhalb  und  für  (Gefälle 
unterhalb  Wagerechte  und  setzt  vom  Nullpunkt  O  senkrecht 
nach  unten  den  Polabstand  O  P  =  1  ab.  Für  V  =  1  km/Std. 
=  1  mm,  J  1  —  1  km  —  10  mm  und  ^  t  z=  1  Std.  =r  600  mm  bis 
1-600 

OP  =  1  =  ^--[q  -  —  ^0  n  m.  Ist  ■  t  =  1  Min.  gewählt, 
so  zeichnet  man  auf  der  senkrechten  Zeitachse  die  Minuten- 


kgjto  i  d^- Linie 
I — 


Abb.H 


Mm 
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folgenden  mittleren  Geschwindigkeiten  V  m  Polstrahlen.  So- 
dann teilt  man  die  senkrechte  Zeitachse  in  gleiche  Abschnitte 
At  und  legt  durch  diese  Teilpunkte  Wagerechte.  Zieht  man 
nun  zu  den  Polstrahlen  Parallelen  aneinandergereiht  \'>)n  Schnit  t- 
punkt  zu  Schnittpunkt  mit  diesen  Wagerechten,  .so  erhält  man 
die  Zeit  - Wege-Linie.  Die  Projektion  der  Seiten  dieser 
Linie  auf  die  Wagerechten  sind  die  in  den  Zeiten  At  zurückge- 
legten Wege  AI.  wie  sich  leicht  aus  der  Aehnlichkeit  der  Drei- 
ecke über  einem  beliebigen  Polstrahl  und  der  zugehörigen  Seite 
der  Z-W-Linie  beweisen  läßt  (Abb.  Ib).  Die  Z-W-Linie  ist  hier 
ohne  Zuhilfenahme  von  Zw  ischeiiki  uistruktionen,  wie  Geschwin- 
digkeits-Weg- und  Gescluvindi.uikeits-Zeit-Linien  aus  der  d„- 
Linie  aufgezeichnet  worden.  Beide  Linien  geben  daher  in 
knappester  Form  ein  vollständiges  Bild  der  Zugbewegung.  Man 
kann  nämlich  für  jeden  Punkt  der  .Strecke  aus  der  Z-W-Linie 
die  Fahrzeit  und  aus  der  d,,- Linie  die  zuuehorige  Geschwindig- 
keit des  Zuges  ablesen.  Der  Polabstand  OP  =  1  =  p  mm  ergibt 
sich  aus  den  Maßstäben  für  Geschwindigkeit,  Länge  und  Zeit. 
Ist  in  der  Zeichnung 

1  km  durch  a  mm  dargestellt, 

1  Std.  durch  b  mm  dargestellt, 

1  km/Std.  durch  c  mm  dargestellt, 
und  setzt  man  in  die  (Gleichung  II.  die  Strecken  für  diese  Maß- 


teilung durch  Teilstriche  vom  Abstand  10  mm  ein.  Als  Weg- 
achse zieht  man  sodann  vom  Anfangspunkt  Q  eine  Wagerechte 
mit  der  Längeneinieilung  1  km  =  10  mm.  Unterhalb  der  ^^'eg- 
aciise  trägt  man,  wie  in  Abb.  1  schematisch  dargestellt,  das 
Längenprofil  auf  (die  Steigungen  +  und  die  Gicfälle  — )  Krüm- 
mungen sind  als  Steigungszuschläge  berücksichtigt.  Sodann  er- 
richtet man  in  den  Neigungswechseln  Senkrechte  nach  oben. 

Nun  beginnt  die  Ermittlung  der  Fahrzeiten:  Man  legt  die 
Schablone  für  At  —  1  Min.  an  den  Schnittpunkt  A,  der  senk- 
rechten do- Achse  mit  dem  Steigungswiderstand  si  beim  An- 
fahren und  erhält  auf  der  do-Linie  durch  den  Schnitt  eines  klei- 
nen Merkstrichs  den  Punkt  Bi  und  mit  der  Gegenneigung  der 
Schablone  von  Bi  aus  auf  der  Wagerechten  s^  den  Punkt  Aj. 
Sodann  lotet  man  den  Punkt  B^  mit  der  Schablone  nach  Punkt  1 
auf  der  \'-Achsc,  den  man  mit  dem  Pol  P  verbindet.  Vom 
.Anfangspunkt  Q  der  Z-W-Linie  zieht  man  zum  Strahl  1  P 
eine  Parallele  bis  R  auf  der  Wagerechten  durch  den  ersten  Teil- 
strich der  Zeitachse.  \^on  Ao  aus  ermittelt  man  in  der  näm- 
lichen Weise,  jedoch  für  At  =  2  Min.  Bo.  2  und  .As. 
v  erbindet  2  mit  Pol  P  und  zieht  R  S  /  /  2  P  als  weiteres 
Stück  der  Z-W-Linie.  Punkt  S  liegt  auf  der  Wage- 
rtchten  durch  den  zweiten  TeiUtrich  der  Zeitachse.  Die 
1  arallele  von  S  aus  zu  dem  auf  die  gleiche  Weise  erhaltenen 
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Pohlstrahl  3  P  schneidet  die  Senkrechte  im  Knickpunkt  der 
Neigungen  Si  und  S2  im  Punkte  T  bereits  vor  dem  Ablauf  des 
entsprechenden  Zeittcils  t  =  1  Min.  Um  die  Geschwindig- 
keit im  Wechselnunkt  der  Neigungen  Si  und  S2  zu  erhalten, 
teilt  man  den  Geschwindigkeitszuwachs  A3  A4  =  '  Y,-i  mit 
dem  Augenmaß  im  \'erhältnis  der  der  Seite  ST  entsprechenden 
Zeit  zur  Einheitszeit  A  t  -=  '2  Min.  Im  vorliegenden  Falle 
(Abb.  1)  ist  dieses  Verhältnis  -/a,  so  daß  man  für  A3H 
-'  j  A3  A4  im  Punkte  H  die  Geschwindigkeit  im  Neigungswechsel 
erhält.  \'on  H  aus  zieht  man  eine  Senkrechte  zum  Punkte  A4 
auf  der  W'agerechten  für  die  Steigung  Sa,  von  dem  aus  man 
wieder  für  volle  Zeiteinheiten  /\t  =  2  Min.  die  entsprechenden 
A  V  . 

— ^ —  ermittelt  und  die  Seiten  der  Z-AV^-Linie  zieht,  deren  End- 
I)unkte  nicht  mehr  auf  den  W'agerechten  durch  die  Teilstriche 


Bremsen.  Dieser  ist  gleich  der  Hälfte  der  Bremszeit  (vgl.  v. 
Keßler  Anhang  1   der   Niederschrift   40  b   des  Fahrtdienstaus- 

t  b  Ve 

Schusses).     Der  Zeitzuschlag  ist   daher  "7r=.^q — ^"7; — jtt^ — -~M\n. 


'2  .  3,6  •  6a  •  pr 


und  der  Bremsweg  Ib  = 


Ve2 


m 


2  .  3,6«  Pr 

Ve  km/Std.  ist  die  Geschwindigkeit  des  Zuges  beim  Beginn 
des  Bremsens,  pr  ist  die  mittlere  Bremsverzögerung  und  liegt  bei 
straff  .gekuppelten  Zügen  mit  durchgehender  Bremse  zwischen 
pr  =  0,.%  und  0  (i  ni/Sek.^.  Am  gebräuchlichsten  ist  pr  =  0,5 
m/Sek.-.  Bei  handgebremsten  Güterzügen  ist  nach  Versuchen 
der  Eisenbahndirektion  Halle  (1914)  pr  -  0,15  m/Sek. 2.  Die  Be- 
schränkung der  Geschwindigkeit  (§§  55  und  66  der  Bau-  und  Be- 
triebsordnung sowie  Anhang  zum  Fahrplanbuch)  auf  stärkeren 


Abb.Si 


Abb.5 


Längenprofil 


'Ur  Zeitachse  zu  liegen  brauchen.  (Vgl.  Seit  TU  in  der.Z-W- 
l.inic.)  .  ,  '*||;«; 

Ist  die  d-Kraft  =^  O,  d.  h.  entspricht  die  Geschwindigkeit 
dem  Schnitt  K2  auf  der  Wagerechten  für  Sa  mit  der  do-Linie, 
so  bewegt  sich  der  Zug  auf  der  Steigung  Sg  bis  zum  nächsten 
Neigungswcchsel  mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit,  der  ein 
Punkt  senkrecht  unter  Kj  auf  der  V-Achse  entspricht.  Die  zu- 
gehörige Seite  der  Z-W-Linie  ist  dann  ohne  Rücksicht  auf  die 
Teilstriche  der  Zeitachse  bis^  zur  Senkrechten  in  diesem  Nei- 
gungsknickpunkt durchzuziehen.    Durch  die  gewählte  Höchstge- 

/.  V 

.schwindigkeit   wird   die    Ermittlung   von      —   begrenzt.  Der 

flachste  Polstrahl  entspricht  also  der  Höchstgeschwindigkeit, 
Auch  wenn  die  zeichnerische  Ermittlung  ein  höheres  V  liefern 
würde.  Zur  Begrenzung,  der  Höchstgeschwindigkeit  wird  ebenso 
wie  beim  Bremsen  der  Regler  der  Lokomotive  geschlossen.  Ist 
die  Z-W-Linie  bis  zur  Haltestation  des  Zuges  aufgezeichnet, 
so  erhält  die  Schlußordinate  noch  einen  Zeitzuschlag  für  das 


Neigungen  und  Krümmungen  sowie  infolge  der  Bremsbesetzung 
sind  in  das  schcmatische  Längenprofil  vorher  einzutragen  und 
bei  der  Aufzeichnung  der  Z-W-Linie  zu  beachten. 

III.  Die  Mittelung  der  Neigungen. 

Um  die  Zeichenarbeit  zu  verringern,  können  benachbarte 
Abschnitte  gleichen  Sinnes  von  geringem  Neigungsunterschied 
zu  einer  mittleren  durchgehenden  Neigung  dadurch  zusammen- 
gefaßt werden,  daß  man  im  Höhenplan  Anfang  und  Ende  der 
zu   niiftelnden   Abschnitte   geradlinig  verbindet.     Es   ist  dann 

die  mittlere  Neigung  (Abb.  5)    im    —   j — .       "  .  .— — '-  Oj^ 

Die  Mittelung  erfolgt  für  jede  Fahrrichtung  getrennt.  Es  gelten 
für  diese  Berechnungen  nach  Geibel  (Organ  1919,  Seite  84)  fol- 
gende Grenzen: 

1.  Ist  die  Gesamtlänge  L  der  zu  mittelnden  Neigungen 
größer  als  2  km,  so  soll  der  Unterschied  zwischen  der  größten 
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und  der  kleinsten  Steigung  nicht  gröler  als  2°/oo  sein. 

2.  Liegt  L  zwischen  1,5  und  2  km,  so  darf  der  Steigungs- 
unterschied etwa  S^/oo  sein. 

3.  Wird  L<  1,5  km,  so  ist  der  Steigungsunterschied  un- 
beschränkt. 

Ebenso  ist  für  einander  folgende  Gefällstrecken  die  Mit- 
telung unbeschränkt.  Die  Gefälle  sind  als  Wagerechte  zu  be- 
trachten. Nach  denselben  Gesichtspunkten  können  auch  Bögen, 
deren  Widerstände  als  Steigungszuschläge  zu  berücksichtigen 
sind,  mit  den  Neigungen,  auf  denen  sie  liegen,  gemittelt  werden. 
Bögen,  die  kleiner  als  500  m  (Zuglänge)  sind,  und  deren  Halb- 
messer größer  als  500  m  ist,  sind  zu  vernachlässigen. 

Bahnhöfe,  die  länger  als  1  km  sind,  sind  als  selbständige 
Abschnitte  zu  behandeln.  Ist  deren  Länge  kürzer  als  1  km,  so 
ist  der  Abschnitt  bis  zur  Haltestelle  des  Zuges  an  die  benach- 
barte' Streckenneigung  anzugliedern,  d.  h.,  die  letztere  Neigung 
wird  bis  zu  dieser  Haltestelle  verlängert. 

Der  Bahnhofsabschnitt  von  der  Haltestelle  bis  zum  Ausfahr- 
ende wird,  falls  der  Zug  durchfährt,  ebenfalls  an  die  anschlie- 
ßende Streckenneigung  angegliedert.  Die  Angliederung  fällt  weg 
für  den  Abschnitt,  den  der  Zug  beim  Anfahren  zurücklegt.  Hier 
sind  die  tatsächlichen  Neigungsverhältnisse  beizubehalten,  da 
bei  der  langsameren  Anfahrbewegung  des  Zuges  der  Einfluß  der 
Neigungen  auf  die  Fahrzeit  größer  ist,  als  wenn  der  Zug  in  Fahrt 
ist.  Auch  auf  der  Strecke  können  kurze  Abschnitte  mit 
schwächerer  Steigung  oder  mit  wagerechter  Gestaltung  an  be- 
nachbarte längere,  und  stärker  steigende  angegliedert  werden, 
die  kurzen  Abschnitte  verschwinden  dann.  Durch  die  Anglie- 
derung tritt  eine  geringe  Verlängerung  der  Fahrzeit  ein,  im 
(legensatz  zu  der  vorher  beschriebenen  Mittelung.  Um  diese 
Ungenauigkeiten  klein  zu  halten,  wird  stets  die  schwächere  der 
beiden  angrenzenden  Steigungen  verlängert.  Geibel  empfiehlt, 
folgende  Grenzwerte  für  die  Angliederung: 

Liegt  der  Unterschied  Si  —  Sj  oder  S2  —  S3  zwischen  O  und 
S'/oo.  so  darf  1  nicht  größer  sein,  als  1  km,  liegt  er  zwischen 
S'/oo  und  IS^/oo,  so  darf  1  nicht  größer  sein,  als  0,75  km  und  von 
1.5 — 25''/oo  nicht  größer  als  0,6  km  sein.  Bei  Gipfeln  und  Kehlen 
(Ahh.  6)  sind  die  Neigungen  Si  und  Sa  bis  zum  Schnitt  zu  ver- 
längern. 

Ein  genaues  Mittlungsverf ahren  soll  in  einem  späteren  Auf- 
satze bekannt  gegeben  werden,  in  dem  auch  auf  die  Fehler  des 
ungenauen  vorher  beschriebenen  Verfahrens  gegen  das  genaue 
eingegangen  werden  soll.  Die  Fehler  innerhalb  der  oben  ange- 
gebenen Grenzen  sind  jedoch  so  klein,  daß  sie  praktisch  ver- 
nachlässigt werden  können. 

IV.  Berechnung  der  do-Linie. 

Wie  bereits  gesagt,  ist  die  do-Linie  der  Unterschied  der  Zug- 
kräfte und  der  Widerstände  der  Lokomotive  und  der  Wagen 
auf  der  wagerechten  geraden  Bahn  bezogen  auf  das  Zugge- 
wicht 1  to.  Es  sind  demnach  zunächst  die  Zugkräfte  und  die 
Widerstände  zu  ermitteln. 

a.  Die  Zugkräfte. 

Eine   Lokomotive  verdampft   bei  guter   Dauerleistung  auf 
(  qm  Heizfläcne  Hw  qm  (ohne  Ueberhitzerfläche)  60  kg  Wasser 
in  einer  Std.  und  mithin  auf  der  ganzen  Heizfläche  Q  =  60  H« 
kg/Std. 

Der  kleinste  Dampfverbrauch  für  eine  indizierte  Pferdekraft/ 
Std.  (PS;  st)  ist  nach  Metzeltin  (Hanomag-Nachrichten  Heft  S 
Januar  1921) 

Di'  =12    bis  11    kg  für  Naßdampf-Zwilling-Lokomotiven 

=  10    bis    9.5  kg  für  Zweizylinder-Naßdampf-Verbundlok. 
=    9.6  bis    9.2  kg  für  Vierzylinder-Naßdampf-Verbundlok. 
=    7     bis    6,5  kg  für  Heißdampf-Zwilling-  oder  Vierling 
=    6,4  bis    6,2  kg  für  Heißdampf-Verbund-Lok. 
Hiernach  ist  die  indizierte  Höchstleistung  der  Lokomotive 

N,'  =    ~  PSi  (indizierte  Pferdekräfte)  Gl.  III) 

U  i 

Diese  Höchstleistung  N  i '  wird  eine  Lokomotive  nur  hergeben, 
wenn  die  vom  Kessel  erzeugte  Höchstmenge  Dampf  möglichst 
wirtschaftlich  in  den  Zylindern  verarbeitet  wird.  d.  h.  mit  einem 
mittleren  Zylinderdruck  p  i '  =  3,6  atm.  bei  Zwillings-  oder  Vier- 
ling-Heißdampf-Lokomotiven,  und  p  i  '  =  3,4  atm.  bei  Heißdampf- 
\'erbund-Lokomotiven. 

Für  Naßdampf-Maschinen  erhöhen  sich  diese  Werte  um  10 
bis  15%.  Diese  wirtschaftlichste  Ausnutzung  tritt  natürlich  für 
einen  bestimmten  Kessel  bei  gegebenen  Zylinderabmessungen  nur 
bei  einer  bestimmten  ,. vorteilhaftesten"  Geschwindigkeit  V*  ein, 
nämlich  bei  der  die  Höchstmenge  Dampf  von  einer  entsprechen- 
den Anzahl  Zylinderfüllungen  gerade  aufgebraucht  wird.  Der 
Füllungsgrad  ist  bei  V*  am  kleinsten  und  beträgt  etwa  20%. 
Die  Werte  3.6  und  3.4  atm.  gelten  für  12  atm.  Kesseldruck.  Bei 
höheren  Drücken  empfiehlt  Strahl  eine  Erhöhung  von  pi'  um 
3%  für  je  1  atm. 

Der  Dampfdruck  im  Lokomotivbetrieb  wird  stets  als  Ueber- 
druck  gerechnet. 

Zwischen  Leistung  Ni  und  Zugkraft  Zi  besteht  allgemein 
Z  '  •  V 

die  Bezeichnung  Ni  =  ^70 


Gl  V 


Für  N  i '  und  der  dieser  Höchstleistung  entsprechenden  Zug- 

270  •  N  i ' 

kraft  Z  i '  ist  die  vorteilhafteste  Geschwindigkeit  V*  = — -^—f — 

km/Std.    Es  ist  Z'i 
p  i    d^  •  s 

=   Q        für  Zwilhngslokomotiven 

1,5  •  pi'  •  d2  .  s  , 
=   für  Drillings-Lokomotiven 

2-pi'.d2-s 
=   für  Vierlings-Lokomotiven 

0,5  ■  pi'-d^n  -s 
=   g   f.  Zweizylinder-Verbund-Lokomotiv. 

p  i '  • d^n  •  s 

=   g   für  Vierzylinder- Verbund-Lokomotiven 

Hier  bedeutet  d  den  Zylinderdurchmesser 

du  der  Durchmesser  des  Niederdruckzylinders  (größerer  Zyl.) 

s  der  Kolbenhub 

D  der  Triebraddurchmesser. 

Diese  Abmessungen  sind  für  die  einzelnen  Lokomotivgattungen 
dem  „Merkbuch  für  Fahrzeuge"  zu  entnehmen. 

Aus  der  Höchstleistung  Ni'  bei  der  vorteilhaftesten  Ge- 
schwindigkeit V*  lassen  sich  nach  Obergethmann  die  Leistungen 
für  die  anderen  Geschwindigkeiten  durch  die  Verhältniszahlen  a 
der  Tabelle  I  (1.  Reihe)  berechnen,  die  für  jede  Lokomotive  gel- 
ten, welche  vorteilhafteste  Geschwindigkeit  sie  auch  hat. 

Dividiert  man  die  Verhältniszahl  a  durch  die  Prozentsätze  k 
der  durch  V*  ausgedrückten  anderen  Geschwindigkeiten,  so  er- 
hält man  die  Zahlen  a  :  k,  mit  denen  manZi'  multiziplieren  muß, 
um    die    andern    indizierten  Kesselzugkräfte  Zi    zu  erhalten 

a  Zi' 

(2.  Reihe  von  Tabelle  1).   Es  ist  also  Z  i  =  ^  '   Gl.  VI 

Tabelle  I. 

k=:0/oVonV  [  20  i  30  I  40  I  50  I  60  I  70  I  80  i  90   1 100 1  110  120 


Verhältnis- 
zahl a  für  Ni 
Verhältnis- 
a 

zahl für  Z  i 


3,1 


2,84 


0,620,7050,7850,850,9 


1,96 


1,7 


1,5 


0,950,975 
1,351,22 


0,99  j  1  [0,0969  0,985 
1,1  1  1    0,9  0,825 


Neigungen  Si  und  Sj  im  Punkte  T  bereits  vor  dem  Ablauf  des 
Der  Höchstwert  der  Kesselzugkräfte  Zi  wird  durch  die  Reibungs- 
kraft Zr  begrenzt.  Mit  1  to  Reibungsgewicht  Gr,  d.  v.  das  Ge- 
wicht auf  den  Triebachsen  kann  die  Lokomotive  bis  200  kg  des 
gesamten  Zugwiderstandes,  also  der  Lokomotive,  des  Tenders 
und  der  Wagen,  ohne  Betätigung  des  Sandsteuers  überwinden, 
wie  durch  Versuche  von  Strahl  mit  dem  Indikator,  also  durch 
Messungen  im  Zylinder  festgestellt  worden  ist.  Diese  Zugkraft 
Zi  =  200  Gr  ist  die  an  der  natürlichen  Reibungsgrenze  mit 
Sicherheit  erreichbare.  Für  das  Anfahren  auf  Bahnhöfen  wählt 
man  mit  Rücksicht  auf  die  ungünstigeren  Reibungsverhältnisse 
Zr  =  150  Gr  bis  170  Gr. 

Die  Zugkräfte  sind  von  den  Steigungen  unabhängig.  Mit 
diesen  Angaben  kann  man  die  Zugkraftlinie  von  der  Geschwindig- 
keitsachse aus  auftragen.  Für  die  Fahrzeitermittlung  bei  Zug- 
fahrten mit  Schiebelokomotiven  sind  deren  Zugkraftordinate  zu 
denen  der  ziehenden  Maschine  zu  addieren. 

b.  Die  Widerstände. 

Die  Steigungs-  und  Krümmungswiderstände  für  1  to  Zugge- 
wicht sind  bereits  im  Anfang  des  Aufsatzes  angegeben  worden. 

Es  sollen  nun  die  Widerstände  auf  der  wagerechten  geraden 
Bahn,  getrennt  für  Lokomotiven  und  Wagen,  bestimmt  werden. 

Der  Widerstand  der  Lokomotiven  gliedert  sich  nach  Ver- 
suchen von  Strahl  in  drei  Teile: 

a.  der  Widerstand  des  Eigengewichts  G  i  •  Wol 

b.  die  Maschinenreibung  C-Zi 


VIO  / 


c.  der  Luftwiderstand. 

Der  Widerstand  der  Wagen  ist   Gw  •  vvo.  r,,     ,       .  . 

Wol  =  spec.  Widerstand  der  Lokomotive  mit  Tender  durch 
.Achsbelastung  bei  Windstille  in  geraden  wagerechten  Gleisen  für 
1  to  Lokomotivgewicht  Gl.  /Es  ist  für  P-  und  S-Lokomotiven 
Wol  =  3  bis  3,5  kg  pro  to,  für  G-Lokomotiven  Woi  -  3,D  bis 
4  kg/to.  Wo  ist  der  spec.  Widerstand  der  Wagen  für  1  to  Wagen- 

gewicht^n^^^^_^  der  Maschinenreibung  an  der  Zylinderzugkraft 
in  Bruchteilen  dieser.  Die  Maschinenreibung  liegt  zwischen  5 
und  10%  der  Zylinderzugkraft  und  beträgt  für  einige  preußische 
Lokomotiven 

3  Zyl. 


Zahl  d.  Zyl. 


Gattung 


4  Zyl. 


Si,o 
5—6 


2  Zyl. 


Pio 
6—7 


G]9 

6—7 


IT16 
7 


!  G'«  G,o 
7,3  !  7,3 


w_=  2  -h  (0,007  +  mi 


G's  T.,, 
7,7  !  8,3 

Gl.  VII) 


VerkehrstcchnischG  Woche 
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berücksichtigt  den  Widerstand  durch  die  Schienen- 


/  V  \2  . 
Stöße.    rn^^^jQ-j  denjenigen  durch  den  Wind. 

Es  ist  m  =        für  D-Züge,  Eil-Schnellzüge,  schwere  Güterzüge 
(Kohlenzüge) 
=  */3o  für  gewöhnliche  Personenzüge 
=        für  Eilgüterzüge 

—  V20  für  gewöhnliche  Güterzüge  gemischter  Zusam- 
mensetzung 
=  Vio  für  Leerwagenzüge. 

c.  Ermittlung  des  Wagengewichts. 

Bestimmend  für  das  Wagengewicht  eines  Zuges  ist  bei  ge- 
gebener Lokomotivgattung,  falls  dieser  nicht  nach  §  54  der  Bau- 
und  Betriebsordnung  durch  die  zulässige  Höchstzahl  der  Achsen 
begrenzt  ist,  die  maßgebende  Steigung  der  Strecke,  die  der  Zug 
geschlossen  durchfahren  soll.  Maßgebend  ist  die  größte  längere 
Steigung,  über  die  der  Zug  ohne  Ausnützung  der  lebendigen 
Kraft  mit  der  vorgeschriebenen  Mindestgeschwindigkeit  fahren 
soll.  Bei  Zügen,  bei  denen  die  Größe  der  zu  befördernden  Last 
ausschlaggebend  ist,  wird  die  Mindestgeschwindigkeit  gleich  der 
Uebergangsgeschwindigkeit  Vü  gesetzt.  Bei  Zügen  dagegen,  die 
mit  größerer  Reisegeschwindigkeit  befördert  werden  sollen,  ist 
die  Mindestgeschwindigkeit  nicht  kleiner  als  die  Hälfte  der 
Höchstgeschwindigkeit  zu  wählen.  Falls  der  Zug  auf  der  maß- 
gebenden Steigung  sh  mit  gleichförmiger  Geschwindigkeit  Vmin 
fahren  soll,  besteht  die  Gleichtung  Zi  =  Zi  C  +^Gi  (wol  +  si,  ) 

+  +  Gw  (Wo  -f  Sh) 

Hieraus  ergibt  sich  das  Wagengewicht 


Zi  (1  —  a  -  Gl  (woi  -f  Sh) 


6 


-to.  Gl. VIII 


Q   

Wo  -f-  Sh 

Mit  den  Vergleichszahlen  der  Belastung  aus  dem  Anhang 
zum  Fahrplanbuche  kann  man  unter  Beibehaltung  der  Fahrzeiten 
die  den  einzelnen  Lokomotivgattungen  entsprechenden  Wagen- 
gewichte finden,  so  daß  nicht  für  jede  Lokomotivart  und  jedes 
Wagengewicht  eine  Z-W-Linie  aufzunehmen  ist.  Diese  Ergeb- 
nisse sind  ausreichend,  wenn  nicht  besondere  Genauigkeit  erfor- 
derlich ist. 

d.  Die  do-Linie. 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  kann  man  für  die  ein- 
zelnen Geschwindigkeiten  die  Beschleunigungskräfte  auf  der 
wagerechten  geraden  Bahn  für  1  to  Zuggewicht  durch  die 
Gleichung 

rv-|2 

Zi  (1— 0  — Gl  Wol  -  6L10J  — GwWo   ,    ,  ^, 
do=—^  Q  kg/to  Gl  IX) 

berechnen,  von  der  Geschwindigkeitsachse  zur  Aufzeichnung 
der  do-Linie  auftragen  und  zur  Fahrzeitermittlung  verwenden. 
Es  ist  das  Zuggewicht  G  =  Gl  -[-  Gw. 

Schneller  und  genau  genug  kann  die  do-Linie  berechnet  wer- 
den unter  der  Annahme,  daß  sie  von  der  Uebergangsgeschwindig- 
keit ab  gradlinig  verläuft.  Bei  dieser  Bestimmung  geht  man 
von  der  Tatsache  aus,  daß  bei  jeder  Lokomotive  die  Uebergangs- 
geschwindigkeit Vu  und  die  vorteilhaftste  Geschwindigkeit  V* 
vom  Wagengewicht  unabhängig  sind  und  daß  daher  das  Ver- 
hältnis Vu  :  V*  =  ^  für  alle  do-Linien  derselben  Lokomotivgattung 
konstant  ist.  Um  eine  Beziehung  zwischen  den  Zugkräften  der 
einzelnen  Geschwindigkeiten  zu  erhalten,  kann  man  nach  dem 
Vorschlage  von  Strahl  für  die  Berechnung  der  Leistungstafeln 
bei  den  üblichen  Geschwindigkeiten  unbedenklich  eine  mittlere 

Za  Vu 

konstante  Grenzleistung  Ngr  annehmen  und  daher  Ngr  = — 270^  " 

Z'i  •  V*  Vu  Z'i 

g-Q    ist,  so  kann  man     =  setzen.    Bei  gleichför- 

miger Geschwindigkeit  ist  die  Zugkraft  Z  =  Widerstand  W. 
Daher  ist  Z'i  —  G  (st  -f-  WoxO-  Hier  bedeutet  G  das  Zugge- 
wicht in  to,  Wox'  den  spezifischen  Zugwiderstand  auf  der  wage- 
rechten, geraden  Bahn  bei  der  Geschwindigkeit  V*.  Da  die 
gekrümmte  do-Linie  durch  eine  Gerade  ersetzt  werden  soll,  so 
nimmt  man  zur  Bestimmung  der  Richtung  dieser  Geraden  an, 
daß  die  größte  Steigung  s?r,  die  der  Zug  mit  der  Uebergangsge- 
schwindigkeit Vu  befahren  möge,  kleiner  ist  als  die  Steigung  s  r, 
die  der  Reibungszugkraft  entspricht.  E.s  ist  dann  Zu  = 
G  i'^gr  Wn(i')  die  Zugkraft  für  die  Steigung  "gr  und  Wnti'  der 
spezifische  Zugwiderstand  bei  der  Geschwindigkeit  Vü  Sodann 

Z'i  Sx  -|-  Wox' 

ist  y  = 


Zu  Sgr+Wo(l' 


Vu 


Nach  Abb.  7  ist  7-  =  -y^ 


•Sgr 
-Sx 


(Gl-a).  Aus  Gleichung  a 


Sx  =  ■ 


s„    in  Gleichung  b  eingesetzt,  erhält  man 


kg/to 
kg/to 
kg/to 


So  =  n-f^-)  sgr  +  fry  (wox'— r  •  won') 

Für  die  einzelnen  im  Betriebe  befindlichen  Dampflokomotiven 


Vü'  1 

kann  man  im  Mittel  y  =~y7"  =-g  setzen.  Da  es  für  diese  Unter- 
suchungen zweckmäßig  ist,  den  spezifischen  Widerstand  auf  den 
ganzen  Zug  zu  beziehen,  so  sind  die  Widerstandsformeln  der 

6   /  V\  2 

Wagenzüge  Wo  mit  denen  der  Lokomotiven  Wd  -|-  q~  ^"[q/  zu 

einer  Formel  zu  vereinigen.  Es  ist  Gl  =  120  to  als  mitt- 

leres Lokomotivgewicht  (+  Tender)  angenommen.  Der  kon- 
stante Widerstand  2  kg/to  der  Wagenzüge  erhöht  sich  für  die 
einzelnen  Zuggattungen  auf  2,3  kg/to,  so  daß  die  Formeln  des 
spezifischen  Widerstandes  für  den  ganzen  Zug  unter  Berück- 
sichtigung des  Luftwiderstandes  lauten: 

für  Güterzüge  w«'  =  2,3  -f  (0,007  +  ^)^(i^)  ^ 

1  \  /V  \  2 

fürPersonenzüge  Wf,'  =  2,3  -f  (0,007  -\-  {^j^j 

1  \  /V  \  2 

für  Schnellzüge  Wq'  =  2,3  -|~  (0,007  +35/  [jqJ 

Nach  Berechnungen  für  eine  Anzahl  von  Lokomotivgattungen 
kann  man  im  Mittel  won'  =  2,5  kg/to  und  Wox'  =  5  kg/to  setzen, 
so  daß 

11  4 

fZy  (Wox'  —  r  •  Wo(i')  =  ^  (5  —  3  2,5)  5^  2  und      =  ^  Sgr+ä^/oo 

Die  geradlinige  do-Linie  ist  nun  durch  2  Punkte  bestimmt 
und  zwar 

1.  durch  den  Punkt  im  Abstand  So  auf  der  Ordinaten-Achse, 

2.  durch  den  Knickpunkt   der   do-Linie  bei   der  Uebergangs- 
geschwindigkeit Vu 

Von  V-O  bis  Vu  verläuft  dann  die  do-Linie  im  Abstand  Sgr  von 
der  V-Achse  wagerecht  und  von  Vu  ab  bis  zur  Höchsgeschwin- 
digkeit  Vh  als  Verlängerung  der  Verbindungslinie  der  beiden 
genannten  Punkte. 

V* 

Da  Vu  =-g-ist,  kann  man  diesen  Wert  aus  N  i '  und  Z  i '  wie 

vorher  angegeben  berechnen. 

Bei  Personen-  und  Schnellzügen  auf  Hügelland  und  Gebirgs- 
bahnen, sowie  bei  Güterzügen  ist  Sgr  gleich  der  maßgebenden 
Steigung  sh   zu  wählen  und  hierfür  das  Wagengewicht  aus  der 

Gr  Gr 

Reibungszugkraft  Zr  =  -g-  bis  -g-g  durch  die  Gleichung 

Zr  =  (Gw  -|-  Gl  )  (sgr+Woo')  ZU  bestimmen. 

Bei  Personen-  und  Schnellzügen  der  Flachlandbahnen  ist 
meist  das  Wagengewicht  durch  das  Verkehrsbedürfnis  bestimmt 
oder  durch  die  Höchstachsenzahl  nach  der  Bau-  und  Betriebs- 
ordnung begrenzt,  so  daß  hier  Sgr  größer  als  die  maßgebende 
Steigung  sh  ist.  Daher  ist  in  diesem  Falle  erst  sgr  aus  obiger 
(Gleichung  zu  berechnen  und  dieser  Wert  in  die  Gleichung  für 
So  einzusetzen. 

In  dem  später  mitgeteilten  Beispiele  für  einen  Schnellzug, 
der  mit  einer  Lokomotive  S'io  befördert  wird,  ist  sh  =  9,5''/ooV'^  = 
V* 

96  km/St  und  daher  Vu  =  3-  =32  km/Std.  Gr  =  52  to.  Gi  -f  Tender 
52 

=  134  to.   Dann  ist  (Gw  -f  134)  (9,5-f-2,5)und  daraus  Gw 

536  to.      Dieses  Gewicht  ist  zu  groß.      Es  sollen  nur  48  Achsen 
befördert  werden,  dann  ist  Gwi  =  485  to.     Hiernach  ist  Sgr  = 
6,5  (485-hl34)  4 
—   —  2,5  =  10,5  %o  und  so  =  3-  •  10,5-f 2  =  160',,, 

Die  hiernach  aufgetragene  do-Linie,  gestrichelt  in  Abb.  3a, 
stimmt  gut  mit  der  genauen  für  die  vorhandenen  Steigungen 
der  Strecke  überein. 

V.  Ermittlung  des  Kohlen-  und  Wasserverbrauchs. 

Auf  das  beschriebene  Verfahren  zur  Bestimmung  der  Fahr- 
zeiten baut  sich  in  einheitlicher  Weise  die  zeichnerische  Ermitt- 
lung des  Kohlen-  und  Wasserverbrauchs  der  Zugfahrt  auf,  so 
daß  zugleich  mit  dem  Zeitbedarf  auch  der  für  die  Bewegungs- 
kraft erforderliche  Betriebsstoff,  also  die  hauptsächlichsten 
Grundlagen  für  die  Berechnung  der  Zugförderungskosten,  schnell 
und  anschaulich  zahlenmäßig  erfaßt  werden  können. 

Bevor  dieses  Verfahren  geschildert  "wird,  soll  auf  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Dampf-  und  Kohlenverbrauch  näher  ein- 
gegangen    werden.      Die  für   die   Höchstleistung   N  i '  gültige 

Q 

Gleichung  III  lautet  umgeformt:  D     =  j^^/ , kg/PS  i  st,  d.  h.  man 

erhält  den  kleinsten  Kohlenverbrauch,  wenn  man  die  stündlichr 
Dampferzeugung  Q  kg  durch  die  Höchstleistung  Ni'  PSi  divi- 
diert. Aus  der  Höchstleistung  N  i 'werden  mittels  der  Verhält- 
niszahlen a  die  anderen  Leistungen  N  i  berechnet.  Ebenso  kann 
aus  dem  kleinsten  Dampfverbrauch  D  i '  kg/PS  i  t  bei  der  vorteil- 
haftesten Geschwindigkeit  V*  durch  Multiplikation  mit  Ver- 
hältniszahlen, die  wegen  der  konstanten  Größe  Q  gleich  dem 
reziproken  Wert  von  a  sind,  der  Dampfverbrauch  Di  bei  den 
anderen  Geschwindigkeiten  ermittelt  werden.  Es  ist  also  Di  = 
Di', 

—  kg/PS  ist. 
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Zeichneriche  Ermittlung  usw. 


16.  Jahrgang.    Heft  10.   9.  März  1912 


Den  Zusammenhang  zwischen  Dampf-  und  Kohlenvcrbrauch 
gibt  die  Verdampfungsziffer  z  an,  die  für  eine  bestimmte  Koh- 
lensorte z.  B.  westfälische  Steinkohle  von  mittlerer  Güte  wie 
folgt  zu  ermitteln  ist:  Bei  vollkommener  Verbrennung  entwickelt 
1  kg  dieser  Kohle  7500  WE  (Wärmeeinheiten).  1  lier\on  gehen 
auf  dem  Wege  zum  Kessel  zunächst  bei  der  Verbrennung  auf 
dem  Rost  und  dann  auf  der  Heizfläche  zusammen  etwa  Ys  ver- 
loren, so  daß  rund  -/■.,  des  Wärmeinhalts,  also  rund  .5000  WK. 
auf  die  Dampf erzeugnng  wirken. 

Zur  \'erwaiidlung  von  1  kg  Wasser  in  1  kg  Sattdanipf  sind 
bei  dem  iibliehen  i)ruck  von  12  alm.  und  einer  Ttiiiperatur  \iin 
186"  nach  Hütte  1911  Bd.  I,  Seite  m.  erforderlich  GG8,1  WE. 

5000 


=  7,5  kg  Sattdampf,    z  =  7,5 


Dann  erzeugt  1  kg  Kohlen  ggg  j 

ist  die  Verdampfungsziffer  für  Naßdampf,  die  sich  bei  Er- 
zeugung von  300 — 350"  warmem  Heißdampf  um  10%  verklei- 
nert; es  ist  also  zh  —  G,75. 

Dividiert  man  den  Dampf\  erbrauch  Di  kg/I'S  i  st  durch  die 
Verdampfungsziffer  z,  so  erhält  man  den  Kohlcnverbrauch  ji  i 

Di 

für  die  Arbeitseinheit  1  PS  i  st.     Es  ist  also  ß  i  =  -^~kg/P.SiSt 
Di  ' 

=  n-      ^  = 

Di'. 


erhält  man  den  kleinsten  Kohlenverbrauch 


-kg/PS  ist  bei  der  vorteilhaftesten  ( lescliw  indigkeit  V'. 
ßi' 

Demnach  ist  ß  i  =        Gl.  Xa)  Die  Arbeit,  die  die  Zylinderzugkraft 


Zi  kg  auf  der  Strecke  '1  km  leistet, 
Da  nun  die  Leistung  1  PSi  =  7i 

ist,  so  ist  die  Arbeit  1  PS  i  st ; 
Der  Kohlenverbrauch 


ist  ^.  A  —  .  Z  \  -  AI  km  •  kg. 
m  kg    75  •  3600       kg  km 

.   5  -170-^  

Sek  —    1000  .Std. 

270 

für  die  Arbeitseinheit  1   PS  i  st  beträgt 

f\  •  Zi  AI 

/Ji  kg.  Für  die  Arbeit  A^  beträgt  er  mithin  AB  =   270  

(G.  XI.)  Setzt  man  in  Gl.  XI)  für  ßi  unl  Zi  die  Werte  aus 
Gl.  Xa)  und  GL  VI)  hin,  so  erhält  man :  A^  — '  ^  ^  j.  ,  ^.^..^  oder  AB 

—  ^  'k^270^~  Gl.Xla)  Setzt  man  ^  '  —  =  C,  so  ergibt  sich  aus  Gl' 
XIa  das  Verhältnis  AB  :  A^  =  C  :  270.  aus  dem  man  folgendes 
zeichnerisches  Verfahren  zur  Aufzeichnung  der  Kohlenver- 
brauchslinie einer  Zugfahrt  gewinnt:  Man  dividiert  das  Pro- 
dukt ß\'  Zi 'durch  die  Prozentsätze  k  und  trägt  diese  W^erte 
von  der  V-Achse  in  den  diesen  Prozentsätzen  von  V*  ent- 
sprechenden Geschwindigkeiten  V  nach  oben  in  einem  belie- 
bigen Maßstabe  auf  und  erhält  durch  Verbindung  der  oberen 
Endpunkte  die  C-Linie  (Abb.  3a).  Die  bei  der  Fahrzeitermittlung 

AV 

in  den  Geschwindigkeiten  Vm=V'±  ^auf  der  V-Achse  errich- 
teten Senkrechten  bis  zur  C-Linie  verlängert,  bilden  dann  die 
Mittelwerte  dieser  Linie,  während  den  einzelnen  Geschwindig- 
keitsänderungen.  Man  projiziert  diese  Ordinaten  C  auf  die 
senkrechte  Achse  und  zieht  vom  Nullpunkt  O  wagerecht  nach 
außen  bis  Pi  den  Polabstand  270  =  Pi  mm."  Die  Länge  des 
Polabstandes  ergibt  sich  wie  folgt:  AB  =1  kg  Kohlen  soll 
durch  u  mm  dargestellt  werden. 

AI  =  1  km  ist  nach  vorigem  =  a  mm.  Ferner  sei  C 
=  1  =  h  mm  und  für  die  Einheit  von  270    =  Pi  mm  erhält 

man  1  =  |^  "i'"'.  dann  ist  für  diese  Einheiten  AB  =  1  kg 


270 


mm  oder  pj : 


270 


-mm.    Sodann  zieht  man 


Pi  -       •  •  u 

durch  die  Ecken  der  Z-W-Linie  Senkrechte,  die  von  emander 
den  gegenseitigen  Abstand  AI  haben,  der  ebenso  wie  C  demVm 
entspricht.  Legt  man  nun  vom  Pol  Pi  zu  den  auf  die  senkrechte 
Achse  projizierten  Größen  C  Strahlen  und  zieht  vom  Anfangs- 
punkt Q  der  Z-W-Linie  zu  diesen  von  Senkrechte  zu  Senkrechte 
Parallelen,  so  erhält  man  die  K  o  h  1  e  n  v  e  r  b  r  a  u  c  h  s  1  i  n  i  e  B. 
Aus  der  Aehnlichkeit  der  schraffierten  Dreiecke  (Abb.  3a  und  3bj 
über  einen  beliebigen  Strahl  und  der  parallelen  Seite  die-er  Linie 
folgt,  daß  die  Projektion  dieser  Seite  auf  die  zugehörige  Senk- 
rechte der  Z-W-Linie  =  ,  B  ist.  Durch  die  .Viieinanderreihung 
dieser  Seiten  ergibt  sich  SAB  =  B  der  Kohlenverbranch. 

Soll  ein  Zug  von  gleichem  Gewichte  langsamer  gefahren 
werden,  so  ist  entsprechend  dieser  Verminderung  der  Schnellig- 
keit für  die  Berechnung  der  Z-Linic  eine  kleinere  Dampferzeu- 
gung als  q  =  60  kg/qm  in  der  Std.  anzunehmen.  Es  soll  jedoch 
aus  der  do-Linie  die  zugehörige  ( ;esclnvin(liKkeit  des  Zuges  ab- 
q  nicht  kleiner  als  40  kg/.ini  Sld.  sein.  Zwischen  diesen 
Grenzen  kann  angenomnun  werden,  daß  die  gewählte  Plochst- 
geschwindigkeit  Vh  des  Zuges  bei  q  =  60  kg/qni  Std.  sich  zu  der 
gewählten  kleineren  Höchstgeschwindigkeit  V  i,  verhalt  wie 
q  =  60  zu  der  entsprechend  kleineren  Dampf erzeugung.  _  Ist 
z.  B.  q  =  60  kg/qm  Std.,  Vh  =  80  kg/qm  Std.,  so  ist  bei  der 
kleineren  Höchstgeschwindigkeit    Vh'    =    65  km/btd., 


J)ampf erzeugung  q'  = 


65  •  60 

q'  =  "80  ^  ^'  49  kg/qm  Std.  Bei  der  Er- 
mittlung des  Kohlcnverbrauchs  ist  wegen  der  unwirtschaft- 
licheren Dampfausnützung  die  \'erdampfungsziffer  z  bis  zu 
5%  zu  erhöhen. 

Ist  der  Dampf  abgestellt,  wie  beim  Halten  auf  Stationen 
und  beim  Fahren  auf  Gefällen  von  mehr  als  3%,  wo  meist  die 
Gefällkraft  stärker  ist  als  der  Widerstand  auf  der  wagerechlen 
geraden  Bahn,  so  kann  man  nach  Sauzin  (V'erkehrstechnische 
Woche  1010,  Seite  726)  für  1  qm  Rostfläche  bei  einer  (Jüterzug- 
lokomotive  für  1  Std.  34  kg,  bei  einer  Schnell-  oder  Pcrsonen- 
zuglok(nnotive  für  eine  Stunde  24—28  kg  Kohlen  in  Rechnung 
setzen.  Die  Größe  der  Rostfläche  schwankt  zwischen  R  =  2.5 
und  3  qm.  In  allen  diesen  Kohlenmengen  sind  diejenigen,  die 
ohne  Arbeitsleistung  verlorengehen,  nicht  enthalten. 

Für  das  Anheizen  wird  nach  Sauzin  je  nach  Dauer  der 
Brennstoffbedarf  zwischen  ,500  und  000  kg,  im  Mittel  700  kg, 
angenommen. 

Den  W  a  s  s  e  r  V  e  r  b  r  a  u  h  für  eine  Zugfahrt  erhält  man, 
wenn  man  den  Kohlenverbrauch  mit  der  \'erdampfungszif¥er 
multipliziert.  Diese  Zahlen  erhöhen  sich  um  etwa  10%.  da  das 
Wasser  des  Tenders  auch  noch  zu  anderen  Zwecken  gebraucht 
wird. 

Der  nach  \orstehendem  Verfahren  ermittelte  Kohlen-  und 
\\'asser\  erbrauch  hat  durch  eine  Reihe  von  Zugfahrten  seine 
Bestätigung  gefunden. 

VI.  Beispiel:  (.Abb.  3a  und  .3b.) 

Ein  D-Zug  soll  mit  einer  Schnellzugslokomotive  S^io  von 
Q  nach  B  mit  der  Mindestgeschwindigkeit  Vmin  =  40  km/Std. 
auf  der  maßgebenden  Steigung  sh  =  9,5%o  befördert  werden. 
Die  Höchstgeschwindigkeit  ist  \  \\  =  80  km/Std.  Im  Längen- 
profil sind  bereits  unter  Berücksichtigung  der  Krümmungen  be- 
nachbarte .Steigungen  zu  gcmittelten  zusammengefaßt. 

Es  sind  \\'agcngewicht,  Fahrzeit  und  Kohlenverbrauch  zu 
bestimmen.  I'Is  ist  Hw  =  161.2  qm  G.i  =  84,17  +  50  (Tender) 
=  134  to,  G,  —  rr>  to.  f  5"',,,  Di'  =  6.4  kg  PS  i  st.,  q  = 
60  ks'qni  St..  dn  =  61  cm,  s  =  66  cm,  D  =  198  cm.  p  i '  =  3.4 atm. 

q  •  Hu-  60-161.2 
Es  ist  die  Höchstleistung  N  i '  =r       . ,  =  =  1500  PSi 

dn-s  61^.66 

Die  entsprechende  Zugkraft  Z  i'—      —  "  '  
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Die  Reibungszugkraft  Zr  =  170  -  Gr  =  170  •  52  =  8.350  kg. 
Der  Lokomotivwiderstand  ist  ohne  Maschinenreibung  Gl  •  Wol  ■ 


•P  i 

170 


.3.4  =  4200  kg 


6 


134  -  3,5  +  6 


k  "/u  von  V-  . .  . 

30 

40 

50 

60 

70 

80 

90 

100 

V  km/Std  

29,5 

39 

48,5 

58 

67,5 

77 

86,5 

96 

1.  a  :k  

2,.34 

1,96 

1,7 

1,5 

1,35 

1.22 

1,1 

1 

2-  Zi  kg  

9900 

8200 

7150 

6300 

5700 

5150 

4600 

4200 

3.  Zi  (1-0  = 

0,95  Zi  kg  . . 

9400 

7800 

6800 

6000 

5400 

4900 

4400 

4000 

4.  Gl  •  Wol  4- 

'(jö^ 

522 

562 

610 

670 

740 

830 

920 

5.  Gvv  -  Wo  kg 

1110 

1210 

1340 

1500 

1680 

1900 

2130 

6.  do  kg  to  

12,4 

9,8 

7,8 

6.2 

4,8 

3,5 

2.17 

^  Zi'.ßi' 
7.  C_  ^ 

13400 

9900 

8030 

6650 

5680 

5050 

4450 

4000 

Wo  =  2  +  (0,007  +  1 

:4(l)  ( 

V  Y 
lö) 

^g/to. 

Aus  Reihe  3)  und  4)  ist  das  ^^'agellgewicht  zu  ermitteln. 

7     n  [Gi  •  Wol  +  6  l^- 

Es  ist  G,v  =  ^'  -'T-^-t  ^  ^ 


Gl  -si, 


;'700 


566  —  134  •  9,5 


-f  Wo 


485  to. 


9,5  -f  2,51 

Durch  Interpolieren  fand  man  vorher  für  Vn 


7700  kg  und  für  Gi 


,0Y 


n  =40  km/Std. 
=  566  kg. 


die 


Zi  (1-?)  =  7700  leg  undiürtji  •  Woi  —  "  \  iqJ 

Durch  Addieren  von  Reihe  4)  und  5)  sowie  Abzug  dieser 
.Summe  von  Reihe  3)  erhält  man  nach  Teilung  durch  das  Zug- 
^owicht  G  =  1.34  +  485  =  620  to.  die  d«-Ordinatcn  (Reihe  6). 
Diese  Ordinaten  trägt  man  im  Maßstab  do  =  1%  o  =  5  mm 
\on  der  Geschwindigkeitsachse  auf.  deren  Maßstab  \'  =  1  km 
pro  Std.  =  1  mm  ist. 

Für  die  Strecke  wählt  man  .',1  =  1  km  =  10  mm  und  für 
die    Zeit     1    Std.    =    600    mm.     dann    ist    die  Polentfernung 

1  •  600 
p   -  -  — — =60  mm 

Die  Z-W-Linie  ist  in  der  beschriebenen  Weise  aufzutragen 
(.Abb.  3a  und  3b).  Die  Cjeschwindigkeiten  in  den  Neigungs- 
wechseln  sind  in  der  do-Linie  durch  Pfcilstriche  angedeutet. 

In  der  Praxis  wählt  man  der  bequemeren  Darstellung  wegen 
meist  1  Std.  =  300  inni,  also  1  Min.  =  5  mm,  dann  wird 
p  =  30  mm. 


Vcrkchrstcdinisdie  Woche 


Verschiedenes 
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Der  kleinste  Kohlenverbrauch  für  1  PS  i  sl  ist  ß ——^  = 


=  0,95  kg, 


Mit  den  Werten  der  Reihe  6),  die  in  der  angegebenen  Weise 
berechnet  sind,  trägt  man  die  C-Linie  im  Maßstab  C  =  1  = 
0,01  mm  auf.  Wählt  man  für  den  Kohlenverbrauch  B  =  1  kg 
Kohle  =  0,5  mm,  so  ist  bei  AI  —  1  km  =  10  mm  bei  Einsetzen 

0,01 . 10  •  270 

der  Einheiten  der  Polabstand  Pi  =   =  54  mm. 

Die  Kohlen\erl)rauchslinie  (B-Linie)  kann  hiernach  aufge- 
tragen werden. 

Das  Zeichnen  der  beiden  Strahlenbündel  sowie  das  Pro- 
jizieren der  C-Wertc  auf  die  Ordinatenachse  kann  fortfallen, 
wenn  man  die  Neigungen  der  Polstrahlen  zur  Wagerechten  niil: 


einem  W  i  n  k  e  1  i  n  t  e  g  r  a  n  t  e  n  zur  Aufzeichnung  der  Seiten 
der  Z-W-Linie  und  der  B-Linie  überträgt.  Der  Winkelintegrant 
von  Naatz  und  Blochniann  ist  ein  Slellwinkel,  dessen  Innen- 
kanten durch  den  Drehpuid^t  der  Schenkel  gehen  (Vgl.  Abb.  4). 
Die  Pohveiteii  sind  in  Zentimeterabständen  auf  den  Schenkel 
eingesetzt. 

Um  die  Neigungen  der  Seiten  der  Z-W-Linie  zu  erhalten, 
legt  man  den  Basisschenkel  u  an  die  Reißschiene  und  die  Außen- 
kanten des  beweglichen  Stellschenkels  v  durch  Pol  P  und  die 
Fußpunkte  der  Senkrechten  auf  der  V-Achse. 

Für  die  Ucbcrtragung  der  C-Werte  legt  man  den  Basis- 
winkel mit  der  Innenkante  an  die  V-Achse  und  mit  dem  Teil- 
strich, der  der  Polenweite  Pi  entspricht,  an  die  Fußpunkte  d£r 
mit  der  C-Linie. 

Der  Winkelintegrant  ist  käuflich  bei  dt-r  Firma  Gebr.  Wich- 
niann,  Berlin. 


Die  Sprache  der  Technik  i-.t  die  Zeichnuii";,  ihre  Denk 
weise  ist  Berechnung  und  ihre  Beweisführung  ist  Erfolg 

L  Francius 


VERSCHIEDENES 


Und  doch  ist  die  Sonne  die  Quelle  jener  göttlichen  Kraft' 
die  seit  Jahrtausenden  nicht  ermüdet,  Neues  zu  schaffen' 
.\'tes  zu  verjüngen.  Max  Eyth 


AUSBILDUNGSFRAGEN. 

Die  Franckeschen  Stiftungen  in  Halle  a.  S.  sind  m  Gefahr, 
den  l-'olgen  der  Gcldentwertimg  zu  erliegen.  (iegründet  im 
Jahre  16Q8  durch  den  weitblickenden  Pfarrer  Professor  August 
Hermann  Francke,  haben  sie  sich  schon  in  den  ersten  Jahren 
zu  einer  förmlichen  Schulstadt  ausgewachsen,  die  fast  sämtliche 
Formen  von  mittleren  und  höheren  Schulen  einschließt  und 
einem  großen  Teil  ihrer  Schüler  auch  erzieherisch  geleitete 
Unterkunft  gewährt.  Die  Anstalt  erfüllt  neben  ihren  Unter- 
richts- und  Erziehungspflichten  auch  eine  Reihe  sozialer  Auf- 
gaben, von  denen  die  Waisenfürsorge  besondere  Hervorhebung 
verdient.  Es  besteht  dort  infolge  alter  Ueberlieferung  längst 
schon  der  heute  zum  Schla.gwort  herabgesunkene  ,, Aufstieg  der 
Begabten",  der  dem  deutschen  Vaterland  schon  unzählige  her- 
vorragende Männer  bis  zu  den  höchsten  Stellen  hinauf  beschert 
hat.  Auch  als  Pflegestätte  der  Wissenschaft  haben  die  Stiftmig'ju 
sich  immer  auf  der  Höhe  ihres  Rufes  gezeigt.  Nicht  nur  die 
(.hemaligen  Schüler  der  Anstalt,  von  denen  gewiß  viele  ni  der 
Lage  sein  werden  zu  helfen,  sondern  alle,  die  die  Bedeutung 
einer  solchen  Erziehungs-  und  Bildungsanstalt  zu  würdigen 
wissen,  werden  sich  der  (ielegenhcit  freuen,  helfend  einzugreifen. 
Auch  wer  nicht  in  der  Lage  ist,  mit  baren  Mitteln  zu  helfen, 
kann  sich  —  vielleicht  noch  wirksamer  —  anderweit  werbend 
für  die  Aufbringung  von  Mitteln  betätigen.  Anfragen  werden 
erbeten  an  Professor  Dr.  Wilh.  Kaiser,  Halle  a.  S.,  Steinweg  16, 
Zahlungen  auf  das  Postscheck-Konto  Leipzig  12  383  der  Haupt- 
kasse der  Franckeschen  Stiftungen.  Eine  Würdigung  der  Stiftun- 
gen als  Bau-  und  Verkehrsprobleme  wird  unserem  Leserkreis 
die  Aufgabe,  der  es  hier  zu  dienen  gilt,  demnächst  noch  näher 
Iringen. 

BAHNBAU  UND  -BETRIEB 

=S1=  Eisenbahnunfälle.  Während  bei  der  deutschen  Reich.-^- 
bahn  die  durch  den  Krieg  verursachte  außerordentliche  Steige- 
rung der  Gesamtzahl  der  Unfälle  im  Eisenbahnbetriebe  erheb- 
lich zurückgegangen  ist,  wird  bei  den  englischen  Eisenbahnen 
(Engincering  vom  :}().  12.  21)  für  das  Jahr  1920  ein  beträchtliches 
Wachsen  der  bei  Unfällen  zu  Schaden  gekommenen  Personen 
gegenüber  1910  festgestellt,  das  auf  Personalvermehrung  zurück- 
geführt wird.    Die  Gesamtzahlen  sind  folgende: 


tot 

verletzt 

A.  Reisende 

1.  Bei  Zugunfällen   

6 

684 

2  Bei  sonstigen  Betriebsunfällen  im  Zusammen- 

hang  mit   in   Bewegung   befindlichen  Fahr- 

zeugen i:sw   

115 

~2000 

H.  Personal 

1.  im     Zusammenhang     mit    Bewegung  von 

Zügen  usw.   

371 

4237 

2.  ohne    Zusammenhang    mit    Bewegung  von 

Zügen  usw  

17 

65S 

Da  die  (Grundsätze,  nach  denen  die  englische  und  die  deut- 
sche Unfallstatistik  aufgestellt  werden,  nicht  die  gleichen  sind, 
lassen  sich  die  englischen  Zahlen  nicht  unmittelbar  den  deutschen 
gegenüberstellen.  Während  z.  B.  bei  den  Unfällen  der  Reisenden 
sich  die  Zahl  der  Toten  zu  den  Verletzten  in  England  wie  1  :  22 
(s.  o.)  verhält,  ist  die  entsprechende  deutsche  Zahl  auf  ungefähr 


1  :  3,5  anzunehmen.  Der  Unterschied  erklärt  sich  u.  a.  daraus, 
daß  in  Deutschland  atweichend  von  h'ngland  die  binnen  24  Stun- 
den an  den  Folgen  des  Unfalls  sterbenden  unter  ,,tot"  vermerkt 
werden  und  als  verletzt  nur  diejenigen  zählen,  welche  über 
14  Tage  erwerbsunfähig  bleiben. 

Stjweit  die  Unfälle  das  Eisenbahnpersonal  betreffen,  sind  sie 
in  England  in  zwei  Haüptgruppen  geteilt.  Die  Häufigkeit  der 
Ursachen  und  deren  P'olgen,  prozentual  gemessen  an  der  Zahl 
der  toten  und  verletzten  Bediensteten,  zeigt  folgende  Aufstellung; 


0,'oZahl  der 
toten  Iverletzten 


Von  den  L^nfällen  im  Zusanmienhang  mit  der 
Bewegung  ven  Zügen  usw.  (s.  vor  Bi)  ent- 
fallen auf 

a)  Mif^geschiek  oder  Zufall   

b)  Unvor>ichtigkeit  und  Nichtbeachten  der 
Vorschriften  

c)  Fehler  im  technischen  Apparat  


Von  den  Unfällen  ohne  Zusammenhang  mit 
der  Bewegung  von  Zügen  usw.  sind  gewöhn- 
liche gewerbliche  l'nfälle 

(beim  Laden  usw.)   

Davon  entfallen  auf  Mängel  des  tech- 
nischen Apparates   


100 


66 

30 
4 


100 


95  »/o 
1,40/0 


\'on  den  rund  4600  Unfällen  des  Personals  zu  1  a — c  waren 
nach  1  c  nur  4  Prozent,  nämlich  KO,  auf  mit  unmittelbaren  Ver- 
waltungsmaßnahmen vermeidbare  Urs.ichen  zurückzuführen;  von 
diesen  Ursachen  entfällt  ungefähr  die  Hälfte  auf  Schäden  am 
rollenden  Material.  Alle  anderen  Unfälle  kiumen  nur  durch 
Erziehung  des  Personals  vermieden  werden. 

Eine  derartige  Untersuchung  —  mid  X'eroffentlichinig !  —  der 
Unfallzahlen  nicht  nur  nach  ihren  IJrs.Lcluii,  sondern  auch  nach 
der  Richtung,  wieweit  sie  dem  technischen  Apparat  und  wieweit 
sie  den  Menschen  zur  Last  fallen  und  wieweit  sie  hätten  ver- 
mieden werden  können,  ist  nicht  nur  für  den  Eisenbahnfach- 
mann, sonder  auch  für  die  breite  Ueffentlichkeit  sehr  lehrreich. 
Dem  Fachmann  biete  sie  die  Unterlage,  um  die  mögliche  Aus- 
wirkung vorgeschlagener  \'erbesserungen  zahlenmäßig  zu  er- 
fassen, wie  es  \  lüi^land  z.  B.  hinsichtlich  der  Einführung  der 
selbsttätigen  Zngsiehernng  mitgeteilt  wird. 

Sollte  es  einmal  durch  internationale  Vereinbarungen  ge- 
lingen, über  den  Rahmen  des  einzelnen  Landes  hinaus  gültige 
allgemeine  Grundlagen  für  die  Eisenbahnunfallstatistik  zu 
schaffen,  dann  ist  erst  die  Möglichkeit  gegeben,  über  die  Sicher- 
heit des  Eisenbahnbetriebes  in  den  einzelnen  Ländern  ein  zahlen- 
mäßiges Werturteil  fällen  zu  können. 

POSTWESEN 

Abmessungen  der  Postkarten.  Nach  dem  Ausland  werden 
trotz  wiederholter  Hinweise  immer  noch  Postkarten  ver- 
sandt, die  d;is  nach  den  Bestimmungen  des  Weltpostvertrages 
zulässige  Ihichstmaß  von  14:9  cm  überschreiten.  Da  solche 
Postkarten  von  den  ausländischen  Postanstalten  als  Briefe  be- 
handelt und  daher  mit  hoher  -Xachgebühr  belegt  werden,  wird 
dringend  geraten,  sie  im  Wrkehr  mit  dem  Ausland  nicht  zu  ver- 
wenden. 


V'erantwoi  llirh  fflr  die  Silu  iftlrituni; :  l*iofessor  Dr.-Ing.  lUum,  Uarniover  und  Dr.-lng  Hasse  tli-tliii.  unter  Mitwirkung  von  Rcg.-lJanrat  Xordinann  für  den  maschinen- 
'eihiiischen  Teil ;  lür  den  K<'silii.Ulii  heu  Teil :  W  i  1 1  i  VV  a  1  Ic  r  ,  Berlin  .S  14,  Stallsch  reibe  rslr.  34  3.s-    W  1  l.ig  und  Di  uck  ;Guido  Harke  bell  A.-G.  Buchdrucke 'ei  U'irt  Verla?, 

i'.erlin  S  14,  Stallschieiljcrsu  .  3i  3.s- 


VII 


16.  Jahrg.   Heft  10.   9.  März  1922. 


veraingungs-Anzeiger 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 
amtes, der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werl<stättenämter 

Tag  der 
EröSnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingun 
und  sind  geg 
bestellgeldfrei 
der  Bar-( 
zum  Stückpreis 
von  M 

Jen  liegen  aus 
en  porto-  und 
2  Einsendung 
Gebühren 

zu  beziehen 
von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
insi  lauit  aD 

13.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Herstellung  einer  hölzernen  Dacheindeckung  auf  der  Bahnsteighalle 
des  Stadtbahnsteiges  auf  Balinhof  Altona-Holstenstraße. 

M  15.- 

Eisenbahnbe- 
triebsamt Altona 

Eisenbahnbetriebsamt  Altona 

27.  3.  192a 

13.  3.  192a 
vorm.  10  Uhr 

Unterbauarbeiten  für  Los  IIb  der  Vebenbahn  Künzelsau — Forchten- 
l"^'"?-  55°oo  cbm  Erdbewegung,  1590  qm  Pflaster,  Beton  680  cbm, 
300  lfd.  m  Zementröhren  verlegen  usw. 

M  IG. — 

Eisenbahn- 
bausektion 
Künzelsau 

Eisenbahnbauinspektion 
Künzelsau 

3.  4.  1922 

13.  s-  1922 
vorm.  II  Uhr 

Asphalt-,  Maurer-,  Zimmer-,  Dachdecker-  und  Klempner-,  Schreiner-, 
Glaser-  und  Anstreicherarbeiten  zum  Empfangsgebäude  Liblardorf. 

M  25.— 

Eisenbahn  auabteilung 
Weilerswist 

3.  4.  1922 

14.  3.  1922 
vorm.  Ii  Uhr 

Erd-  Maurer-,  Zimmerer-,  und  Asphaltarbeiten  für  die  Herstellung 
von  2  Vierfamilienhäuser  .Tuf  Bahnhof  Celle.  Los  I:  rund  650  cbm 
Erdaiishub,  rd.         cbm  Mauerwerk.    Los  II;  60  cbm  Holzlieferung. 

Los  I  M  10.— 
Los  II  M  6.- 

Eisenbahnbau- 
abteilune  I  Celle 
Auf  d.  Kampe  14 

Eisenbahnbauabteilung  1  Celle, 
Auf  dem  Kampe  14 

14.  3.  1922 

J 

16  3.  1922 

70000  cbm  Bodenmassen  zu  lösen  auf  eine  Transportlänge  von  rund 
9  km  zu  befördern  und  in  einem  2  gleisigen  Bahndamm  der  Um- 
geh'ungsbahn  bei  Münster  einzubauen. 

M  20. —  und 
M  4.—  Porto 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Münster  (Westf.) 

Eisenbahnbauabteilung 

Münster  (Westf.). 
Wolberker  Straße  2,  II 

2  Wochen 

Klempuerarbeiten  für  vier  Vierfamilienhäuser  in  Haltern  (Westl.). 

M  6.— 

Eisenbahn- 
betriebsamt I 
Münster  (Westf ) 

Eisenbahnbetriebsamt  I 
Münster  (Westf.) 

5.4.  1923 

16.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  8300  .Stück  Aufsatzglüsern,  11 000  Stück  Einsatzgläsern, 
II  oco  Stück  Standgläsern,  5000  Stück  Korke  mit  Glasröhrchen,  16500 
Stück  Zinkpolen,  30000  Stück  Kupferpoleu,  4000  Stück  Verbindungs- 
kltmmen,  31000  kg  K'  pfervitriol,  4700  kg  Bitter  alz,  3800  Glas 
Schreibfarbe,  245000  Rollen  Papierstreifen  für  Telegr.-Apparate. 

M  10.  ~ 

Hausverwaltung 
der  E.D  Köln, 
Kais.  Friedrich- 
Ufers 

^   Eisenbahndirektion  Köln 

28.  3.  1922 

16.  3.  1922 
iVorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  6080  qm  Glas,  klares  und  farbiges,  8500  Stück  Glas- 
glocken,   Vertragserfüllung  i:  Juli  1922. 

4  Frs.  oder 
M  16.— 

ZentralbUro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge-  - 
bietes  .Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  128 

27.  3.  1922 

17.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  30000  kg  Naßdampfzylinderöl,  10000  kg  Stellwerksöl, 
10000  kg  Dynamoöl.    Vrrtragserfüllung:  bis  Ende  Juni  1922. 

2,5  Frs.  oder 
M  lo. — 

ZeritralbUro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  ZentralbOro 
Zimmer  128 

6.  4.  1922 

17.  3.  1922 
vorm.  9  Uhr 

Lieferung  von  a)  looooo  t  .Steinschlag,  24000  t  .Splitt  und  Grus; 
b)  15000  t  Kus^und  Sand. 

M  6.— 

PräsidialbUro 
der  Eisenbahn- 
direktion Cassel 

Vorstand  des  KechnungsbUros 
der  Eisenbahiadirektioo  Cassel 

31.  3.  1922 

20.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausführung  von  Erd-,  Maurer-  und  Asphaltarbeiten  für  die  Erweite- 
rung des  Kesselausklopfschuppens  auf  der  Hauptwerkstätte  .Sebalds- 
brück. 

M  Ib.— 

 V 

Eisenbahnbauabteilung 
Sebaldsbrück 

17.  4.  1922 

20.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausfuhrung  der  Straßenbefestigungsarbeiten  der  Hindenburgstraßen- 
unterfnhrung  in  Wanne  (Strecke  Herne  G  —  Gelsenkirchen-Bismarck). 

M  10.— 

Eisenbahn- 
Betriebsamt  3, 
Essen 

Eisenbahnbetriebsamt  4  Essen 

i  Wochen 

20.  3.  1922 
vorm.  10'/.)  Uhr 

Ausführung  der  Erd-,  Maurer-  und  Betonarbeiten  zur  Errichtung 
eines  Vierfamilienwohnhauses  in  Laubach. 

M  15- 

 >- 

Eisenbahnbetriebsamt  2  Gießen 

3  Wochen 

20.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Desgleichen  Putzarbeiten. 

M  IG.- 



Eisenbahnbetriebsamt  2  Gießen 

3  Wochen 

2  t.  3.  1922 

mittags  12  Uhr 

Erd-,  Maurerarbeiten  und  Zimmererarbeiten  für  ein  Beamtenwohn- 
haus am  Bahnhof  Werdau,  etwa  2000  cbm  umbauter  Raum.  Auswahl 
unter  den  Bewerbern  und  Ablehnung  sämtlicher  .\ngebote  bleibt 
vorbehalten. 

M  7,50  f.  Erd-  u. 
Maurerarbeiten 
und  M  6. —  für 

Zimmererarbeit. 

 V 

Eisenbahnbauamt  Altenburg  I, 
Kanalstraße  28 

15  4.  1922 

21.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  60000  kg  Putz\\'olle,  20000  .Scheuertüchern,  20000  Putz- 
tOchern,  3000  kg  weißen  Putzlappen,  200  Putzledern.  Vertrags^ 
erfüUung:  bis  Ende  August  1922. 

2  Frs.  oder 
M  8.- 

Zentralbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
ietes  Saarbrücken,  ZentralbUro 
Zimmer  128 

4.  4.  1022 

2t.  3.  1922 
vorm.  IG  Uhr 

Lieferung  voa  Werkzeugen,  Reibahlen,  Spiralbohrer  usw. 

3  Frs.  oder 
M  12. —  • 

Zentralbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes  Saarbrücken, 
Zentralbüro  Zimmer  128 

Ende  Mai  1922 

22.  3.  1922  ■ 
vorm.  II  Uhr 

Oberbauarbeiteii  zum  a>  Bau  der  Halberstädter  Hauptgleise  und 
Ausbau  des  Ostkoples  (Verlegen  von  3800  m  Gleisen  und  16  Weichen, 
Abladen  usw.  von  7300  cbm  Steinschlag,  sowie  3500  cbm  Erdbe- 
wegung; b)  Bau  der  Nebengleise  29 — 31  (Verlegen  von  1135  m 
Gleisen,  3  Weichen  und  Abladen  usw.  von  2000  cbm  Bettuugsstoffen) 
auf  Bahnhof  Vienenburg. 

Je  M  15.— 
pro  -Stück 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Goslar 

Eisenbahnbauabteilung  Goslar, 
Bäckerstraße  203 

14  Tage 

22.  3.  1922. 
vorm.  II  Uhr 

Ausfuhrung  von  Oberbauarbeiten  zum 

a)  Bau  der  Halberstädter  Hauptgleise  und  Ausbau  des  Ostkopfes 
C3800  m  Gleise,  16  Weichen,  Abladen  usw.  von  7300  cbm  Steinschlag, 
sowie  3500  cbm  Erdbewegung); 

b)  Bau  der  Nebengleise  29—31  (1135  m  Gleise,  3  Weichen  und  Ab- 
laden von  2000  cbm  Bettungsstoffen)  auf  Bahnhof  Vienenburg. 

M  15.- 

 >- 

Eisenbahubauabteilung 
in  Goslar,  Bäckerstraße  20  a 

nach  14  Tage 

29.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Verkauf  von  Altstoffen  in  den  Werkstätten  Saarbrücken,  Saar- 
brücken-Burbach und  St.  Wendel.  Eisen,  Stahl  und  Blei,  Metall- 
abfälle,  Metallrückstände,  Glasbrocken,  Abfälle  von  Tauwerk,  Zeug, 
Leder,  Plüsch,  Klingerit  und  Gummi.  Frist  für  Vertragserfüllung 
8  Wochen.  Nur  in  französischer  Frankenwährung  abgegebene  Preis- 
angebote können  berücksichtigt  werden. 

1,50  Frs.  in  bar 
(nicht  in  Brief- 
marken) 

Zentralbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  128 

15.  4.  1922 

12.  5.  1922 
vorm  II  Uhr 

Verkauf  von  etwa  60000  kg  zum  Einstampfen  (Einkochen)  bestimmter, 
gebrauchter  und  ungültiger  Fahrkarten. 

M  6.— 
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ROSTBILDUNG  UND  ROSTVERHÜTUNG  BEI  EISERNEN  BRÜCKEN*) 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 

Von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  zur  Erlangung  der  Würde  eines  Dr.-Ingenieurs  genehmigte  Dissertation. 

Die  Arbeit  ist  im  Feb  uar  1921  abgeschlossen  worden. 
[Bemerl<enswerte  Ergebnisse  weiterer  Untersuchungen  —  bis  Ende  1921  -    sind  in  eckigen  Klammern  ||  zugesetzt  worden.] 


Abschnitt  I:  Bildung  des  Rostes. 
A.  Einleitung. 

Schwere  Schäden  an  Bauwerken  aus.  Eisen,  deren  Unter- 
haltung mir  einige  Jahre  obgelegen  hat,  haben  mir  Anlaß  ge- 
geben, mich  etwas  eingehender  mit  den  Einflüssen  zu  beschäf- 
tigen, die  die  Lebensdauer  solcher  Bauten  abzukürzen  pflegen. 
Diese  Einflüsse  sind  ihrer  Art  nach  im  großen  und  ganzen 
seit  langem  bekant.  Der  (jrad  der  Einwirkung  und  die  Heftig- 
keit der  Vorgänge  unter  bestimmten  \'oraussctzungen  haben 
aber  auch  in  Fachkreisen  l)ei  weitem  noch  nicht  die  gebührende 
Beachtung  gefunden. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bei  eisernen  Brücken  mit  der  Zeit 
sich  bemerkbar  machenden  Schäden  pflegt  man  beim  Ver- 
gleich zwischen  diesen  und  solchen  aus  Natur-  oder  Kunst- 
slein (auch  Beton)  den  eisernen  Bauwerken  eine  weit  geringere 
Lebensdauer  zuzugestehen  als  den  steinernen.  Diese  Ein- 
schätzung der  eisernen  Brücken  ist  insofern  richtig,  als  es  bei 
den  meisten  Eisenbaulen  nur  bei  Anwendung  einer  das  ge- 
wöhnliche Maß  übersteigenden  Sorgfalt  in  der  Unterhaltung 
möglich  ist,  die  Einflüsse,  die  schließlich  den  Bestand  des 
Bauwerkes  bedrohen,  fernzuhalten  oder  unschädlich  zu  machen. 
Andererseits  läßt  sich  bei  zweckmäßiger  Durchbildung  des  Ent- 
wurfes und  bei  sachgemäßer  Herstellung  durch  eine  besonders 
gründliche  Unterhaltung  auch  das  eiserne  Bauwerk  auf  kaum 
zu  begrenzende  Zeit  in  einem  Zustand  erhalten,  der  nicht 
wesentlich  von  dem  bei  der  Erbauung  abweicht.  Seine  Lebens- 
dauer ist  also  mehr  als  diejenige  anderer  Bauten  abhängig  von 
der  Güte  der  Unterhaltung.  Die  zur  Pflege  der  Bauten  not- 
wendigen Arbeiten,  die  bei  der  jetzt  fast  allgemein  üblichen 
Art  der  Ausführung  in  der  Ausbesserung  oder  Erneuerung  von 
Oelfarbenanstrichen  bestehen,  erfordern  zwar  keine  große 
Kunstfertigkeit,  sie  verlangen  aber  eine  große  Gewissehhaftig- 
keit  und  Sorgfalt  des  einzelnen  Mannes.  Wegen  der  Ein- 
fachheit der  Arbeiten  wird  das  letztere  häufig  übersehen,  und 
so  kommt  es,  daß  trotz  Aufwendung  reichlicher  Mittel  das 
Bauwerk  nicht  ausreichend  instand  gehalten  wird,  daß  sein  Zu- 
stand sich  also  verschlechtert  und  damit  die  Lebensdauer 
übermäßig  verringert  wird. 

Die  ganz  vereinzelt  beobachtete  Erscheinung,  daß  bei 
eisernen  Bauteilen  nach  einer  großen  Zahl  von  Be-  und  Ent- 
lastungen die  Tragfähigkeit  zurückgegangen,  also  die  sog. 
Ermüdung  eingetreten  ist,  muß  wohl  jedesmal  auf  besondere,  im 
enizelnen  vielleicht  noch  nicht  ganz  aufgeklärte  Ursachen 
zurückgeführt  werden.  Hieraus  Schlüsse  auf  die  Bewährung 
des  Eisens  als  Baustoff  schlechthin  zu  ziehen,  wäre  nicht  ge- 
rechtfertigt.    Allgemein   kann   man   nach    den   bisherigen  Er- 


gebnissen Wühl  davon  ausgehen,  daß  bei  angemessener  Wahl 
der  Spannungen  die  Häufigkeit  der  Belastung  auf  die  Trag- 
fähigkeit des  Eisens  keinen  Einfluß  hat.  So  gut  wie  der  Stein 
des  gewölbten  Bauwerkes  nach  Jahrhunderten  noch  häufig  die 
alte  Festigkeit  behalten  hat,  kann  also  auch  die  Festigkeit  des 
Baueisens  als  unverändert  gelten.  Der  Hauptunterschied 
zwischen  den  Bauarten  liegt  vielmehr  darin,  daß  der  Stein  oft 
ganz  oder  fast  ganz  ohne  Schutz  den  Unbilden  der  Witterung 
zu  trotzen  vermag,  während  das  Eisen  stets  einer  schützenden 
Hülle  bedarf,  damit  es  nicht  in  kurzer  Zeit  zerstört  wird,  daß 
aber  die  Erhaltung  dieses  Mantels  eine  besondere  Aufmerksam- 
keit erfordert  und  schon  hei  geringen  Verstößen  gegen  diese 
Anforderung  schwerwiegende  Schwächungen  des  Tragwerkes 
eintreten  können. 

So  lange  wir  daher  rostbildendes  Eisen  zu  unseren  Bau- 
werken verwenden,  ist  die  Hülle  als  ein  Hauptbestandteil  jedes 
Eisenbaues  anzusehen,  dessen  Wichtigkeit  für  die  Erhaltung  des 
Ganzen  allgemein  unterschätzt  wird,  und  dessen  richtige  Her- 
stellung und  Unterhaltung  unbedingt  gründlicher  Ueberwachung 
bedarf.  Die  Pflege  und  Erneuerung  dieser  Decke  erfordern  bei 
sachgemäßer  Arbeit  hohe  laufende  Ausgaben.  Vor  allem  aus 
die  Sem  Grunde  und  nach  dieser  Richtung  hin  sind  die  eisernen 
Brücken  daher  denjenigen  aus  Stein  wesentlich  unterlegen. 

B.  Das  Rosten  der  Bauwerke. 

1.   Im  allgemeine  n. 

Dem  für  den  Bau  in  vielfacher  Hinsicht  —  große  Festig- 
keit usw.  —  besonders  geeigneten  Flußeisen  fehlt  die  eine  Eigen- 
schaft der  Wetterbeständigkeit. 

Wenn  solches  Eisen  (ebenso  Schweiß-  und  Gußeisen)  dem 
Einfluß  der  Luft  und  der  in  ihr  enthaltenen  Feuchtigkeit  aus- 
gesetzt ist,  verbindet  es  sich  mit  dem  Sauerstoff  der  Luft  und 
mii  dem  Wasser  zu  einem  Eisenoxydhydrat  von  anscheinend 
nicht  immer  gleicher  chemischer  Zusammensetzung.  Verstärkt 
und  beschleunigt  wird  dieser  Vorgang,  wenn  auf  das  Eisen 
zeitweise  nicht  nur  das  dampfförmige  Wasser,  sondern  auch 
Wasser  in  Form  von  Tropfen,  Regenwasser  oder  Wasser- 
strahlen einwirkt.  Die  Anwesenheit  von  Kohlensäure  ist  nach 
den  neueren  Untersuchungen  zwar  nicht  erforderlich,  die  in  der 
gewöhnlichen  Luft  enthaltenen  Mengen  von  Kohlensäure 
scheinen  auch  bei  der  Bildung  des  Rostes  wenig  mitzuwirken; 
dagegen  scheint  eine  Beimischung  von  Kohlensäure  in  großen 
Mengen  das  Rosten  zu  beschleunigen. 


1,  .Ein.  Auszug  aus  dieser  Abl^andlung  erscheint  gleichzeitig  im  Zentral- 
blatt der  Bauverwaltuiijj. 

.Sonderdrucke  sind  vom  Verlage  nach  Abschluß  der  Veröf fontlichunf;  zu  hozieheu. 
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Rostbildung  und  Rostverhütung  usw. 


Unvergleichlich  viel  schneller  geht  die  Rostbildung  vor 
sich,  wenn  auf  das  Eisen  statt  des  Wassers  verdünnte  Säuren,  wie 
schweflige  Säure  oder  Schwefelsäure,  einwirken.  Bei  andauern- 
dem Angrif?  durch  solche  Säuren  wird  das  Eisen  in  kurzer  Zeit 
vollkommen  vom  Rost  zerstört. 

Nach  Ansicht  neuerer  Forscher  sind  diese  Vorgänge  aus- 
gesprochen elektrochemischer  Art;  dabei  scheinen  zwischen 
der  Entwicklung  des  Rostes  auf  nacktem  Eisen  und  derjenigen 
auf  gestrichenem  oder  sonstwie  geschütztem  Eisen  ganz  wesent- 
liche Unterschiede  zu  bestehen.  Die  Verrostung  von  un- 
geschütztem Eisen  soll  hier  nur  in  aller  Kürze  berührt  werden, 
\\(.il  seine  Verwendung  für  Brückenbauwerke  nicht  in  Frage 
kommt  und  es  hier  gerade  darauf  ankommt,  einen  für  den 
Einzelfall  möglichst  gut  brauchbaren  Schutz  zu  finden.  Be- 
züglich des  mit  Oelfarbe  geschützten  Eisens  wird  neuerdings 
vielfach  die  Anschauung  vertreten,  daß  zwischen  Eisen  und 
feucht  gewordener  Farbe  Ströme  fließen,  daß  dabei  das  Eisen 
gewöhnlich  Lösungselektrode  wird  und  infolgedessen  rasch 
zerstört  wird.  Wie  weit  diese  Annahmen  durch  die  Wirklich- 
keit bestätigt  werden,  wird  weiter  unten  zu  besprechen  sein. 

Die  das  Baueisen  bedrohenden  Angriffe  sind  mannigfachster 
Art.  Im  Rahmen  dieser  Arbeit  sollen  nur  die  auf  Brücken  oder 
ähnliche  Bauten  wirkenden,  und  zwar  auch  nur  die  häufig  vor- 
kommenden behandelt  werden.  Besondere  Einflüsse,  wie  solche 
etwa  in  Fabriken,  chemischen  Werken  vorkommen  dürften, 
sollen  außer  Betracht  bleiben.  Der  Gegenstand  soll  dabei  von 
der  technischen  Seite  aus  betrachtet  werden;  es  soll  versucht 
werden,  aus  den  Erfahrungen  der  Fachgenossen  und  den 
ciKenen  des  V^erfassers  ein  Bild  über  die  Anwendbarkeit  und  die 
Zuverlässigkeit  von  Schutzmitteln  zu  gewinnen.  Fragen  aus 
der  Chemie,  insbesondere  der  Elektrochemie,  sollen  nur  berührt 
werden,  soweit  es  innerhalb  des  oben  abgesteckten  Gebietes 
nötig  ist. 

Als  die  das  Eisen  am  meisten  schädigenden  Stoffe  sind,  wie 
oben  angegeben,  Sauerstoff  in  Verbindung  mit  Wasser  anzu- 
sehen. Ungeschütztes  Eisen,  das  im  Freien  aufgestellt  ist,  ist 
den  Angriffen  dieser  beiden  Stoffe  stets  ausgesetzt.  Seine  Ober- 
fläche bedeckt  sich  also  je  nach  der  Stärke  der  Einwirkung  in 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  mit  einer  staubartigen  Rostschicht. 
Der  Rost  hält  dann  das  etwa  durch  Regen  zugeführte  Wasser 
wie  ein  Schwamm  fest,  bewahrt  es  also  geraume  Zeit  vor  der 
Verdunstung,  und  gestattet  ihm,  länger  auf  das  Eisen  einzu- 
wirken. Unter  der  obersten  Rostschicht  bilden  sich  dann 
weitere,  die  bald  mit  der  ersten  im  festen  Zusammenhang 
bleiben,  bald  lose  neben  oder  unter  ihr  liegen,  bald  auch  die 
erste  Schicht  vollkommen  wegdrücken,  absprengen.  Zwingende 
(iründe  für  diese  verschiedenen  Formen  des  Rostes  hat  Ver- 
fasser nicht  finden  können.  Auch  im  Schrifttum  hat  er  keine 
Erklärungen  dafür  gesehen.  Ein  Grund  mag  vielleicht  —  ab- 
gesehen von  äußeren  Umständen,  wie  starke  oder  schwache 
Luftbewegung  —  in  der  ^'erschiedenartigen  Zusammensetzung 
des  Rostes,  der  größeren  oder  geringeren  Menge  des  gebundenen 
Wassers  oder  dergleichen  zu  suchen  sein.  Weniger  Einfluß 
scheint  die  Zusammensetzung  des  verwendeten  Flußeisens  selbst 
zu  haben,  wie  ja  sogar  nach  Heyn  und  Bauer  die  Unterschiede 
zwischen  Flußeisen,  Schmiedeeisen  und  Gußeisen  in  der 
Neigung  zum  Rosten  sich  als  recht  gering  erwiesen  haben. 

Wegen  der  Neigung  des  Eisens  zum  Rosten  muß  es  also 
überall,  wo  es  im  Freien  verwendet  werden  soll,  mit  einem 
schützenden  Mantel  bedeckt  sein,  der  aber  auch  durch  rauhe 
Behandlung,  Gegenstoßen  mit  Werkzeugen  und  anderen  Gegen- 
ständen nicht  verletzt  werden  soll.  Alle  bisher  angewandten 
Ueberzüge  entsprechen  diesen  Anforderungen  aber  nur  in  un- 
vollkommener Weisen nfolgedessen  und  wegen  der  mangelhaften 
Zugänglichkeit,  wcklii  der  oftmals  sehr  großen  Oberflächen  des 
zu  Unterhaiti.  ikIlii  Eisenbaues  und  der  Schwierigkeit,  die 
einzelnen  I'unkle  in  kurzer  Zeit  zu  untersuchen,  findet  man 
dahtr  bei  einer  unverhältnismäßig  großen  Zahl  von  Bauwerken 
nicht  nur  Schäden  an  der  Hülle,  sondern  auch  am  Eisen  selbst. 
ILs  wird  daher  nötig  sein,  nicht  nur  zu  untersuchen,  welchen 
Einflüssen  die  Schutzmittel  mehr  oder  weniger  zu  widerstehen 
vermögen,  um  nach  Möglichkeit  das  für  den  Einzelfall  am 
besten  geeignete  auswählen  zu  können,  sondern  es  müssen  auch 
die  Schäden,  die  das  ungeschützte  Eisen  infolge  der  ver- 
schiedenen Angriffe  erleidet,  untersucht  werden,  um  Klarheit 
über  die  Folgen  nach  dem  Vergang  der  Schutzdecke  zu  haben, 
und  um  letzten  Endes  einen  Anhalt  für  den  wirtschaftlich 
günstigsten  Zeitpunkt  der  Erneuerung  zu  haben. 

Um  den  Rostvorgang,  wie  er  am  Bauwerk  auftritt,  im 
einzelnen  kennen  zu  lernen,  sollen  zunächst  gewisse  Bauwerks- 
teile und  sodann  bestimmte  Beispiele  beschrieben,  und  im  An- 
schluß daran  die  Ursachen  für  die  Bildung  des  Rostes  erörtert 
werden.  Es  wird  dabei  nicht  immer  zu  vermeiden  sein,  auch 
die  Wirkung  auf  die  Schutzdecke  gleichzeitig  zu  behandeln;  auf 


')  Heyn  und  Bauer.  „Ueber  den  .Angriff  des  Eisens  duicli  Wässer  und 
wässerige  Lösungen."  (Mitteilungen  aus  dem  Kgl.  Mat.  Priifgs.-Amt  zu 
Groß-Lichterfelde-West  1908) 


diese  Darlegungen  wird  dann  später  bei  der  Besprechung  der 
verschiedenen    Schutzmäntel    zurückgegriffen    werden  müssen. 

Am  wenigsten  sind  dem  Rosten  die  Unterseiten  von  rauch- 
freien Brücken  mit  dichter  Fahrbahn  in  Gegenden  mit  wenig 
Luftfeuchtigkeit  ausgesetzt.  Auch  die  dem  Regen  ausgesetzten 
senkrecht  stehenden  Eisenflächen,  von  denen  das  Wasser  sofort 
nach  Benetzung  ablaufen  kann,  und  wo  bald  darauf  durch  den 
Luftzug  der  letzte  Rest  von  Feuchtigkeit  abgetrocknet  wird, 
leiden  verhältnismäßig  wenig. 

Da  wo  das  Eisen  längere  Zeit  naß  gehalten  wird  oder  der 
Wasserdampf  das  Eisen  dauernd  umspült,  treten,  wenn  gleich- 
zeitig für  den  Sauerstoff  der  Luft  der  Zugang  frei  bleibt,  in 
kurzer  Zeit  beträchtliche  Schäden  auf.  Eiserne  Brückenpfeiler 
oder  sonstige  Eisenteile,  die  längere  Zeit  oder  dauernd  im 
Wasser  stehen,  sind  bei  Brücken  recht  selten;  dagegen  sind  die 
Tonnenbleche,  Buckelbleche  und  die  verwandten  Teile  der 
wasserdichten  Fahrbahnen  nicht  nur  während  starker  Regen- 
güsse, sondern  auch  —  je  nach  der  Art  der  Bettung  und  der 
Entwässerung  verschieden  stark  —  längere  Zeit  nachher  an  der 
einen  Seite  vollkommen  vom  Wasser  benetzt.  Selbst  wenn  der 
Wasserabzug  vollkommen  in  Ordnung  ist,  wird  das  Wasser  noch 
lange  von  der  Bettung  festgehalten.  Da  aber  der  Zutritt  der 
Luft  zu  dem  Eisen  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  kann  der 
Sauerstoff  nicht  erneuert  werden.  Nach  dem  Verbrauch  des  iin 
Wasser  gelöst  gewesenen  Sauerstoffes  hören  also  die  Angriffe 
auf  das  Eisen  auf.  Bei  allen  Besichtigungen  von  Tonnenblechen, 
die  Verfasser  in  den  letzten  Jahren  an  Brücken  mit  einem  Alter 
von  15 — 20  Jahren  vorgenommen  hat,  hat  er  auch  stets  nur 
geringe  oder  gar  keine  Beschädigungen  der  Schutzdecken  und 
nur  wenige  und  nicht  umfangreiche  Rostschäden  feststellen 
können.  Der  Schutz  der  Tonnenbleche  bestand  allerdings  ge- 
wöhnlich aus  einer  guten  Verzinkung,  über  die  noch  ein  Teer- 
oder Asphaltanstrich  gelegt  worden  war. 

Ganz  anders  wie  die  Tonnenbleche,  die  dem  Einfluß  des 
Luftsauerstoffes  entzogen  .sind,  verhalten  sich  aber  die  seit- 
lichen Bettungsabschlüsse  solcher  Brücken.  In  ihrem  unteren 
Teil  sind  sie  auch  ausreichend  gegen  die  Einwirkung  der  Luft 
geschützt;  an  der  Grenze  zwischen  Bettung  und  Luft  (Punkt  A 
der  Abb.  1)  aber  sind  die  Angriffe  ungewöhnlich  stark.  Wie 


oben  dargelegt,  bleibt  auch  nach  dem  Regen  noch  längere  Zeit 
Wasser  in  der  Bettung.  Dieses  feuchtet  das  Seitenblech  dauernd 
an;  wenn  der  Wasserspiegel  sinkt,  steigt  das  Wasser  in  einzelnen 
Fäden  infolge  der  Kapillarwirkung  in  die  Höhe,  und  hält  das 
Blech  auch  noch  etwas  über  die  Höhe  der  Bettung  hinaus  weiter 
feucht.  Hier  kann  also  der  Sauerstoff  ganz  ungehindert  mit 
dem  Wasser  zusammenwirken.  Aber  auch  in  die  obere 
Bettungsschicht  auf  eine  Tiefe  von  einigen  Zentimetern  vermag 
die  Luft  noch  einzudringen  und  hier  den  Austausch  des  Sauer- 
stoffes zu  sichern.  Die  Schäden  sind  also  auch  etwas  unterhalb 
der  Grenze  von  Bettung  und  Luft  wahrzunehmen.  Nebenbei 
sei  hier  bemerkt,  daß  auch  die  Schutzmittel  des  Eisens  diese 
starken  Angriffe  von  Sauerstoff  und  Wasser  nur  kurze  Zeit 
auszuhalten  imstande  sind.  Solchen  Stellen  wird  also  bei  der 
Brückenunterhaltung  besondere  Beachtung  geschenkt  werden 
müssen.  Außerdem  aber  hält  \^erfasser  nach  diesen  Beob- 
achtungen es  für  nötig,  bei  allen  derartigen  Brücken  dafür  zu^' 
sorgen,  daß  als  seitlicher  Abschluß  immer  besondere  Bleche, 
vorgesehen  werden  (wie  in  Abb.  1),  und  daß  die  Benutzung  desi 
Stehbleches  des  Hauptträgers  als  seitlicher  Abschluß  nur  zu-' 
gelassen  wird,  wenn  eine  andere  Lösung  tatsächlich  un- 
möglich ist. 

[Die  nachträglich  angefertigten  Lichtbilder  1 — 5  zeigen  die 
freigelegten  Seitenwände  der  Tröge  von  eisernen  Brücken  mit 
Durchführung  der  Bettung.  Sowohl  die  Seitenwände  der  Tröge 
(Stehbleche  der  Blechträger)  wie  insbesondere  die  mit  der  hohen 
Kante  nach  vorn  gerichteten  Eckaussteifungen  über  den  Quer- 
trägern zeigen  die  stärksten  Verrostungen  an  dem  Uebergang 
zwischen  Bettung  und  Luft.  Von  den  Eckaussteifungen  hat 
Verfasser,  soweit  das  in  der  Eile  möglich  war,  die  dicken  Rost- 
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Lirhtbild  i 

schichten  abschlagen  lassen.  Man  sieht  daher  auf  den  einzelnen 
Bildern,  wie  die  Breite  der  schmalen  vorderen  Schnittfläche  der 
.Kussteifungsbleche  in  einer  Höhe  von  15 — 30  cm  über  den 
I)iickelblechen  auf  die  Hälfte  und  weniger  herabgeht  und  nach 


l.irlitbild  2 

Uiitcn  langsam  wieder  /.uninnnt.  Der  Kinfluij  der  semeinsanien 
Tätigkeit  von  Sauerstoff  und  Luft  ist  also  mit  außerordentlicher 
Deutlichkeit  zu  erkennen.  (Oa  die  Bilder  während  des  dichten 
Betriebes  gemacht  werden  mußten,  konnte  der  Schotter  von  den 


Liclitbild  4 

freigemachten  Stellen  nicht  weit  genug  weg  getragen  werden, 
sondern  mußte  in  unregelniäßisen  Haufen  neben  den  Löchern 
aufgeschichtet  werden.)]. 


Lichtbild  3 


],iclitl)ilil  5 

2.  Bestimmte  Beispiele. 

Die  starken  Angriffe,  die  das  Eisen  beim  Zusammenwirken 
von  Sauerstoff  und  reichlich  vorhandenem  Wasser  auszuhalten 
hat,  sind  auch  aus  folgenden  Beobachtungen  mit  Deutlichkeit  zu 
erkennen. 

a)  Unterführung  der  R  -  S  t  r  a  ß  e. 
Bei  der  schiefen  Unterführung  der  R-Straße  unter  der 
Eisenbahn  sind  zahlreiche  Hauptträger  (Blechträger)  dicht 
nebeneinander  von  einem  Widerlager  zum  andern  gestreckt.  Die 
die  in  der  Neigung  liegenden  Gleise  tragende  Fahrbahn  besteht 
aus  Flachblechen,  die  entsprechend  dem  Gefälle  des  Bahn- 
körpers über  das  tiefer  liegende  Widerlager  entwässern.  Eine 
Ausdehnungsfuge  in  dem  langen  Bauwerk  war  von  vornherein 
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nicht  geschickt  ausgebildet  und  ließ  so  stark  Wasser  durch- 
tropfen, daß,  um  den  Grund  zu  Beschwerden  zu  beseitigen,  über 
den  Fußwegen  der  Straße  an  die  der  Fuge  benachbarten  Haupt- 
träger Zinkriiincn  in  der  in  Abb.  2  angedeuteten  Form  gehängt 
wurden.  Nachdem  die  Rinnen  einige  Jahre  gehängt  hatten, 
zeigten  sich  die  durch  sie  von  der  Luft  fast  abgeschlossenen 
Eisenflächen  sehr  stark  verrostet.  Da  die  Rinnen  nur  ein  ge- 
ringes Gefälle  erhalten  hatten,  war  häufig  etwas  Wasser  in 


c)  Brücke  über  den  S  t  r  o  m  a  r  m  O. 

Waren  diese  Schäden  durch  den  nachträglich  erfolgten, 
zw  eckmäßigen  Einbau  neuer  Bauwerksteile  vera.ilaßt,  so  können 
folgende  Fälle  zeigen,  daß,  auch  wenn  man  Einzelausbildungen 
wählt,  die  als  allgemein  üblich  anzusehcTi  sind,  beim  Zusammen- 
treffen bestimmter  Umstände  günstige  \'orbcdingungen  für  die 
Entstehung  des  Rostes  geschaffen  werden  und  schließlich 
schwere  Beschädigungen  des  Eisens  eintreten  können. 

Abb.  4  zeigt  den  Schnitt  durch  den  Querträger  der  Eisen- 
iKihnbrücke   über    den    .Stronirirm    O.     Die    Bettung   ist  nicht 


Jl 


ihnen  stehengeblieben,  und  die  Luft  in  dem  nur  an  einer  der 
kleinsten  Seitenwände  geöffneten  Raum  hatte  sich  mit  Wasser- 
dampf gesättigt;  für  den  Austausch  des  verbrauchten  Sauer- 
stoff es  war  aber  offenbar  die  geringe  Oeffnung  groß  genug  ge- 
wesen. Nur  über  den  Fußwegen,  soweit  die  Rinnen  reichten, 
war  die  Eisenoberfläche  stark  verrostet,  während  über  dem 
Fahrdamm,  wo  die  Ausdehnungsfuge  ebenso  undicht  war,  das 
Wasser  also  auch  die  Hauptträger  benetzte,  aber  bald  hcrab- 
fließen  konnte,  Mängel  kaum  zu  finden  waren.  Weitere  Schädi- 
gungen des  Bauwerkes  werden  sich  durch  die  vorgesehene 
Aendcrung  der  Rinne  leicht  verhindern  lassen. 

b)  Unterführung  E. 
Aus  ähnlichem  Anlaß  sind  in  der  Fußgängerunterführung  E 
empfindliche   Rostschäden   eingetreten.     Die   Hauptträger  sind 
Zwillingsträger,  die  mit  Hilfe  von  kurzen  Querträgern  die  Lang- 
schwellen aufnehmen  (Abbildung  3).    Die  Langschwelle  ist  der 


festen  Lagerung  wegen  stramm  •  zwischen  die  Hauptträger  ein- 
gepaßt, was  aber  nicht  hat  hindern  können,  daß  /wischen 
Schwelle  und  Träger  das  Regenwasser  durchsickerte.  Um  die 
Fußgänger  vor  dem  Tropfenfall  zu  schützen,  sind  daher  Zink- 
rinnen von  fast  derselben  Form  wie  im  vorhergehenden  Bei- 
spiel angehängt  worden,  die  sich  aber  über  die  ganze  Länge  der 
Träger  erstreckten.  Die  Luft  in  dem  engen  Raum  ist  daher  so 
gut  wie  nie  trocken  geworden,  und  alle  Eisenoberflächen,  die 
innerhalb  des  Raumes  liegen,  sind  über  und  über  verrostet. 
Bei  der  genauen  Untersuchung  sind  Rostschichten  von  4  mm 
festgestellt  worden.  Die  Rinnen  sind  natürlich  sofort  entfernt 
worden  und  werden  in  dieser  Form  nicht  mehr  angebracht 
werden. 


durchgeführt.  Die  Gleise  auf  der  Brücke  liegen  in  der  Krüm- 
mung. Alle  Teile  des  Uebcrbaues,  auch  die  Querträger,  sind 
deshalb  sehr  schwer  ausgefallen.  Die  dem  Querträger  benach- 
barten Schwellen  sind  daher,  um  den  Mittenabstand  gering  zu 
halten,  unmittelbar  an  den  Querträger  herangeschoben.  Die 
ganze  Brücke  ist  mit  dicht  nebeneinander  liegenden  Bohlen  be- 
legt, so  daß  von  dem  Querträger-Obergurt,  den  beiden  benach- 
barten Schwellen  und  dem  Bohlenbelag  ein  enger  Raum  ge- 
bildet wird.  Bei  der  genauen  Untersuchung  der  etwa  17  Jahre 
alten  Brücke  fand  gich  der  Anstrich  an  der  ganzen  Brücke  mit 
wenigen  Ausnahmen  nicht  schlecht  erhalten,  an  den  in  der  Ab- 
bildung durch  Pfeile  bezeichneten  Stellen  aber  war  das  Eisen 
mit  dicken  Rostschichten  in  Stärken  bis  zu  5  mm  bedeckt.  Der 
Grund  dafür  ist  offensichtlich  folgender.  Bei  Regen  fließt  das 
Wasser  durch  die  engen  Fugen  des  Bohlenbelages  auf  die  obere 
wagcrcchte  Fläche  des  Querträgers  und  kann  hier  lange  Zeit 
in  dünnen  Schichten  stehen,  weil  die  zum  Verdunsten  nötige 
Luft  nur  schwer  dazukommen  kann.  Nach  dem  Abtrocknen 
dieses  Wassers  liefert  das  feuchte  Holz  der  Schwellen  und  des 
Belages  noch  reichlich  Nässe,  um  die  \'errostung  weiter  zu 
fördern. 

Der  Anstrich  war  seit  Erbauung  der  Brücke  mehrfach  er- 
neuert worden.  Nimmt  man  an,  daß  das  Eisen  vor  dem  Neu- 
anstrich vollkommen  gereinigt  worden  ist,  dann  müßte  der 
Röst  seit  dem  letzten  Anstrich  in  etwa  7  Jahren  die  angegebene 
Stärke  erreicht  haben.  Bei  der  schlechten  Zugänglichkeit  der 
engen  Zwischenräume  wird  man  aber  damit  rechnen  müssen, 
daß  wenigstens  beim  letzten  Anstrich  über  den  Rost  gestrichen 
worden  ist,  so  daß  also  für  die  Bildung  der  5  mm  starken  Rost- 
schicht mehr  als  7  Jahre  zur  \'erfügung  gestanden  haben.  Aber 
selbst  wenn  man  davon  ausgeht,  daß  dieser  Rost  sich  in  den 
j7  Jahren  des  Bestehens  des  Bauwerks  gebildet  hat,  wird  mau 
doch  einen  solchen  \'organg  als  übermäßig  schnell  bezeichnen 
müssen. 

d)  Endquerträger. 
Ungewöhnlich  starke  \'errostungen  hat  \'erfasser  auch  in 
\ielen  Fällen  an  den  Endquerträgern  eiserner  Brücken  fest- 
stellen müssen.  Die  dem  W'iderlagcr  zugekehrten  Seiten  dieser 
Bauteile  zeigen  häufig  Rostschäden,  die  nicht  allein  auf  die 
mangelhafte  Zugänglichkeit  zurückgeführt  werden  können. 
Auch  Bauwerke  mit  ^•erhältnismäßig  geringem  Alter  weisen  der- 
artige Schäden  auf,  aus  denen  somit  zweifellos  auf  eine  be- 
sondere Gefährdung  dieser  Bäuwerksteile  geschlossen  werden 
muß.  Die  engen  Zwischenräume  zwischen  Endquerträger  und 
Mauerwerk  bergeji,  wie  leicht  erklärlich,  gewöhnlich  einen  hohen 
Gehalt  an  Luftfeuchtigkeit,  die  auf  verschiedene  Ursachen 
zurückzuführen  ist.  Beispielsweise  wird  bei  mangelhafter 
Wirkung  der  Hinterpackung  das  Widerlager  \-on  oben  her  vom 
W  asser  benetzt,  oder  das  AYasser  tritt  durch  Risse  oder  Fugen 
des  Widerlagers  oder  auch  durch  die  Steine  hindurch;  es  ver- 
dunstet, schlägt  sich  zum  Teil  wieder  auf  dem  Endquerträger 
nieder  und  gibt  damit  den  Anlaß  zur  ungewöhnlich  schnellen 
Zerstörung  des  Eisens.  Bemerkt  sei  hierzu  noch,  daß  dieser 
Vorgang  durch  die  Beengtheit  des  Arbeitsraumes  beschleunigt 
wird,  die  die  Handwerker  beim  Entrosten  und  Anstreichen  oft 
so  stark  behindert  und  arbeitsunlustig  macht,  daß  schließlich  die 
Ausführung  jeglicher  Unterhaltangsarbeiten  unterbleibt. 
(Fortsetzung  folgt.) 


Energiewirtschaft  usw. 


103 


ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiets) 
VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.  R  E  R.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 

(Fortsetzung) 


C.  Nutzbarmachung  der  Braunkohle. 


I. 


h  r  e 


Das  Entstehen  der  Braunkohle  und 
c  h  c  ni  i  s  c  h  e  Z  u  ?  a  m  ni  e  n  s  e  t  z  u  n  g. 

'Slh  Braunkohle  bezeichnet  man  im  allgemeinen  die 
festen  Brennstoffe  der  Tertiärformatio  n  e  n. 
Ihre  Farbe  ist  weiß  bis  pechschwarz,  ihr  Strich  braun,  zurück- 
zuführen auf  die  in  ihr  enthaltene  Huminsäure,  deren  chemische 
Natur  wenig  aufgeklärt  ist.  Sie  ist  eine  faserige  oder  erdige 
Masse,  je  nach  dem  die  Zersetzung  vorgeschritten  und  je  nach 
der  verschiedenen  Art  der  Herkunftsstoffe.  Bei  gegebenen, 
äußeren  Einflüssen  ist  ein  Uebergang  des  Torfs  in  die  Braun- 
kohle festzustellen.  Bestimmend  ist  dabei  die  Entwicklungs- 
zeit, der  Druck  und  die  Hitze,  welche  überlagernde  Schichten 
erz'eugen.  Das  s  p  e  z  i  f  i  s  c  h  e  G  e  w  i  c  h  t  der  Braunkohle  ist 
festgestellt  auf  0  8  bis  1.5,  ein  Umstand,  der  beim  Transport  eine 
große  Rolle  spielt. 

Die  eine  Richtung  der  wissenschaftlichen  Forschung 
nimmt  nicht  an,  daß  die  Steinkohle  die  einfache  zeit- 
liche Weiterentwicklung  der  Braunkohle  ist, 
nachdem  sie  den  weiteren  Kohlungsprozeß  durchgemacht  hat. 
Zwar  ist  in  Steinkohle  wie  in  Braunkohle  die  Zellulose  fest- 
gestellt worden;  also  aus  Holz  sind  sie  beide  entstanden,  aber 
man  hat  besondere  Steinkohlen-  und  besondere 
Braunkohlen  pflanzen  zu  unterscheiden,  aus  denen  sich 
als  das  Produkt  zersetzter  toter  Pflanzenlciber:  Kohle  bildet. 
Der  Charakterbaum  des  Sumpfmooses  der  Braunkohlenzeit  ist 
die  Sumpfzypresse.  Beim  Abbauen  von  Braunkohlenfeldern  und 
Torfmooren  finden  sich  von  dieser  ganze  Wälder.  Die  Baum- 
stümpfe treten  senkrecht  auf,  sind  oft  noch  eingewurzelt  und 
haben  eine  Verteilung,  wie  man  sie  in  Urwäldern  findet.  Im 
Senftcnberger  Revier  findet  man  dafür  merkwürdige  Beispiele. 
Die  Braunkohlenpflanzen  besitzen  im  Gegensatz  zu 
denen  der  Stcinkohlcnzeit  die  Eigenschaft,  Harz  erzeugen  zu 
können,  welches  ihnen  die  Fähigkeit  gibt,  entstandene  Wunden 
rasch  verschließen  zu  können.  Diese  Harzabsonderung  führt 
wichtige  chemische  \'erschiedenheiten  beider  Kohlenarten 
herbei. 

Gegenüber  dieser  Lehre  steht  die  Auffassung,  die 
Professor  Fischer  vom  Kohlenforschungsinstitut  Mülheim 
a.  d.  Ruhr  auf  der  Tagung  der  Deutschen  Chemiker  im  Mai  1921 
in  Stuttgart  über  das  Entstehen  der  Kohle  entwickelt  hat. 
Kohle  nennt  man  danach  das  Erzeugnis  einer  in  geolo- 
gischen Zeiträumen  stattfindenden  Umwandlung 
von  Pflanzen  Stoffen,  das  hauptsächlich  aus  Kohlen- 
stoff besteht,  außerdem  aber  auch  Sauerstoff,  Wa  s  s  e  r  - 
Stoff,  Stickstoff  und  mineralische  Bestandteile  ent- 
hält.   Die  heutige  Torfbildung  bietet   noch   einigermaßen  eine 


.\nalogie  zu  der  Ablagerung  der  ausgedehnten  und  mächtigen 
Kohlenflöze,  die  sich  hauptsächlich  in  der  dem  paläozo- 
ischen System  angehörenden  Steinkohlen  -  oder  K  a  r  - 
bonformation  finden.  Auch  die  in  den  Sekundärforma- 
tionen bis  zur  Kreide  vorkommenden  Kohlen  bezeichnet  man 
noch  als  Steinkohle.  Die  Kohlen  der  Tertiärschichten 
dagegen  bilden  als  Braunkohlen  eine  besondere,  allerdings 
von  der  jüngeren  Steinkohle  nicht  immer  scharf  zu  unterschei- 
dende Art,  die  sich  durch  hohen  Bitumengehalt  und 
meistens  durch  deutliches  Hervortreten  der  pflanzlichen 
Struktur  kennzeichnet,  für  Heizzwecke  durchaus  brauchbar, 
für  den  Hochofenbetrieb  aber  nicht  geeignet  ist.  Das  Pflan- 
zengewebe, aus  dem  die  Braunkohle  entstanden  ist, 
ist  noch  nicht  völlig  zerfallen  und  von  einer 
amorphen  Substanz  durchdrungen,  die  alle  Hohl- 
räume ausfüllt.  Außer  den  erwähnten  frischen  Harzen  sind  in 
die  Braunkohle  Mineralien,  Eisenkies  und  aus  früheren 
Waldbränden  stammende  Holzkohle  eingelagert. 

Nach  den  chemischen  Hauptbestandteilen 
Kohlenstoff,  Wasserstoff,  Sauerstoff  und  Stickstoff  sind  Holz, 
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Braunkohle  und  Steinkohle  nach  obiger,  von  Klein 
gegebener  Zusammensetzung  zu  unterscheiden: 

Die  Verkohlung  (C  Gehalt)  erreicht  in  der  Steinkohle  den 
höchsten  Grad,  der  O-Gehalt  ist  beim  Holz  am  größten. 

I^cr  Wassergehalt  der  Braunkohle,  einer  der 
wichtigsten  bestimmenden  Faktoren  für  die  weitere  Verwertung, 
beträgt  bis  zu  60%.  während  Steinkohle  nur  bis  4%  aufweist. 
Nach  Vollert  und  Erdmann  besitzt  die  Kohle  im 

Magdeburger   Bezirk  48%  HjO 

Hallischen  Bezirk  52 ,,  ,, 

Meuselwitzer  Bezirk  55  „ 

Senftcnberger   Bezirk  58 .. 

Böhmischen   Bezirk  18—36  „ 

Die  Höhe  des  Wassergehalts  beeinflußt  naturgemäß  die 
Produkiionsfähigkeit  der  Werke.  Er  verringert 
die  Güte  der  Rohbraunkohle  und  bedingt  eine 
erhöhte  Leistung  der  Brikettfabriken,  um  den 
Wassergehalt  teilweise  herauszupressen. 

Die  Eigenschaft,  die  bei  der  Aufbereitung 
der  Braunkohle  mit  die  Hauptrolle  spielt,  ist  der 
Bitumengehalt.  Bitumen  ist  kein  durch- 
aus geklärter  Begriff.  Von  drei  Forschungs- 
gruppen werden  verschiedene  Erklärungen  ge- 
geben Die  einen  verstehen  darunter  die  Gesamt- 
heit der  flüssigen  oder  schmelzbaren  Kohlen- 
wasserstoffe, Harze,  Wachse  und  Asphalte,  die 
anderen  die  Stoffe,  die  bei  trockener  De-tiliatlon 
Teer  bilden,  und  die  dritten:  de  Stoffe,  die  sich 
in  Benzol,  Benzin  oder  ähnliches  lö^en.  Alle 
Stoffe  liefern  bei  der  Destillation  Zersetzungs- 
produkte; Mineralöle,  Paraffine  und  Gase, 

Der  Bitumgehalt  der  lufttrockenen  Kohle 
stellt  sich  nach  Graefe  bei; 


Guter  Schwelkohle 
Feuerkohle 
Pyropissit 


auf   24.83  %, 

  9,92  %, 

  69,50  %. 
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Die  Gewinnung  des  Bitumen  erfolgt  in  einigen 
Fabriken  im  Großbetriebe  durch  Extraktion  von 
Schwelkohle  mit  Benzin.  Gereinigt  wird  es  durch 
Destillation  mit  überhitztem  Wasserdampf.  Das 
Ergebnis  ist  das  weiße  Montanwachs, 

Die  Unterscheidung  einzelner  Braunkohlen- 
arten nach  ilirem  Entstehen  und  ihrer  chemischen 
Beschaffenheit  gibt  nachstehende,  aus  dem  Klein- 
schen  Handbuch  entnommene  Zusammenstellung; 
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Sorte 

Herkunft 

%  Gehalt  an 

L 

TT 

rl 

U 

einschl. 
IN  und  b 

Asche 

Lignit 

Hessen 

57,28 

6,03 

36,1 

0,59 

Erdige  Kohle 

Halle-Am- 

Feuerkohle 

mendorf 

57,43 

5,88 

24,83 

11,86 

Förder kohle 

West- 

Cottbus 

62.11 

4,75 

26,23 

6,91 

Förderkohle 

Zeitz-Meu- 

selvvitz 

61,49 

4,95 

23,26 

10,20 

Gemeine 

Braunkohle 

Böhmen 

61,20 

5,17 

21,28 

12,35 

Blälterkohle 

Westerwald 

62,80 

6,76 

19,43 

11,01 

Pechkohle 

Bayern 

69,50 

4.63 

20,47 

5,4 

Gaskohle 

Falkenau 

70,54 

6,67 

13,81 

8,98 

Glanzkohle 

Hessen 

82,00 

4,2 

5,9 

7,9 

Auch  entstehen  bei  der  Vergasung  im  Generator  schwefelreiche 
Gase,  die  dem  Betriebe  zur  Last  fallen.  Nach  Analysen  von 
Erdmann  beträgt  der  Schwefelgehalt  deutscher  Kohle 

0,62—1,87  %  bei  Rohkohle; 

1,16—4,56  %  bei  Reinkohle. 

Der  Aschenrückstand  verbrannter  Braunkohle  be- 
trägt bei  der  für  Feuerungszwecke  tauglichen  Kohle  2  bis  10  %■ 
Bei  der  Kohle  des  mitteldeutschen  Bezirks  beträgt  er  ca.  6  %■ 
Die  Größe  des  Aschengehalts  ist  einmal  abhängig  von  den 
pflanzlichen  Stoffen,  aus  denen  sich  die  Braunkohle  gebildet 
hat  und  zweitens  von  Einlagerungen  mineralischer  Art:  Gips 
und  Eisen.  Die  Flugasche  der  Braunkohle  kann  nach  Fest- 
stellung landwirtschaftlicher  Versuchsstationen  der  Vegeta- 
tion erheblichen  Schaden  zufügen.  Man  hat  beobachtet,  daß 
bei  den  gewöhnlichen  Feuerungseinrichtungen  und  normalem 
Aschengehalt  etwa  1  %  als  Flugasche  durch  die  Esse  entweicht. 
Flugaschenfänger  und  Rußfilter  bringen  eine  Besserung  dieses 
Uebelstandes.  —  Zu  Düngezwecken  ist  die  Braunkohlenasche 
nach  dem  Geschilderten  auf  keinen  Fall  zu  verwenden. 


Der  steigende  C-G  ehalt  bestimmt  die  Güte  der  Kohle. 
Es  ist  eine  Erfahrungstatsache,  daß  die  bitumenreichsten  Kohlen 
den  höchsten  H-Gehalt  besitzen,  in  obiger  Zusammenstellung 
die  Blätter-  und  Gaskohle.  Die  (ilanzkohle  ist  durch  Einwir- 
kung von  Hitze  am  meisten  verkokt  und  hat  den  geringsten  H- 
und  Bitumengehalt.  So  ist  also  die  Kenntnis  des  H- Gehalts 
der  Braunkohle  wichtig,  weil  er  ein  Gradmesser  für  ihren  Bi- 
tnmengehalt  und  maßgebend  für  die  Bildung  von. Teer  bei  der 
trockenen  Destillation  der  Kohle  ist. 

S  c  h  w  e  f  e  1  g  e  h  a  1  t  ist  in  der  Braunkohle  in  hohem 
Grade  unerwünscht.  Nicht  nur,  daß  bei  Verteuerung  von 
schwefelhaltiger  Kohle  Beschädigungen  von  Kesselblechen  vor- 
kommen können,  sondern  es  richtet  auch  die  aus  der  Esse  ent- 
weichende schweflige  Säure  in  der  Pflanzenwelt  Schaden  an, 
die  zu  weitläufigen  Schadensersatzansprüchen  führen  können. 


II.  Verwendung. 

Zur  Verwertung  gelangt  die  im  Tiefbau  und  im  Tagebau 
abgebaute  Kohle  als: 

A.  Rohbraunkohle, 

B.  Trockenpreßstein  (.Brikett), 

C.  Naßpreßstein, 

D.  weiter  bearbeiteter  Stoff, 

a)  im  Schwelverfahren, 

b)  im  Generatorverfahren. 

.\.    Die  Roh-  oder  Förderbraunkohle 
findet  ohne  weitere  Behandlung  in  dem  Zustand  in  der  Industrie 
zu  Feuerungszwecken  Verwendung,  indem  sie  abgebaut  wird.  Der 
Abbau  vollzieht  sich  im  Tiefbau  mit  der  Hand,  im  Tagebau 
mittelst  Eimer- und  Löffelbagger  unmittelbar  in  die  Förderwagen. 
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Der  Transport  von  der  Abbaustelle  in  den  Förderwagen  zur 
Verbrauchs-  oder  Umladesteile  ist  durch  fortschreitende  tech- 
nische Erfindungen  mittelst  Schachtförderung,  Schienenbahnen 
(Ketten-  und  Seilbahnen),  Schwebebahnen,  Schleppketten, 
Transportbänder  und  Rutschen  zu  einer  gewissen  Vollkommen- 
heit durchgebildet  worden.  Die  Größe  der  Förderwagen  (Hunde) 
wird  neuerdings  so  bemessen,  daß  in  ihm  bis  zu  10  hl  =  0,7  cbm 
Kohle  Platz  finden.  Diese  entsprechen  einem  Ladegewicht  von 
700  kg.  Wenn  die  Rohkohle  durch  Verkehrsmittel  (Landfuhr- 
werk, Eisenbahn,  Wasserfahrzeug)  an  ihre  Verwendungsstelle 
gebracht  werden  muß,  werden  die  Förderungen  in  Silos  und 
Bunker  entleert,  aus  denen  durch  \'erladetaschen  und  Füll- 
rümpfe die  Kohle  in  die  Gefährte  abgezapft  wird.  Für  Land- 
fuhrwerke ist  die  Herstellung  einer  Verladebrücke  nötig, 
um  gleichzeitig  an  mehreren  Stellen  die  Verladung  vornehmen 
zu  können. 

In  Bezirken,  in  denen  ein  Angebot  vollwertiger  Braunkohle 
(z.  B.  böhmischer)  oder  Steinkohle  vorhanden  ist,  muß  die  För- 
derkohle, um  wettbewerbsfähig  zu  bleiben,  einer  Aufberei- 
tung (Separation)  unterzogen  werden.  Es  findet  durch  Rüt- 
telwerke eine  einfache  mechanische  Trennung  der  Knorpel- 
kohle, das  sind  die  größeren,  wertvolleren  Stücke,  von  Klar- 
kohle, dem  feineren  „H  a  u  f  w  e  r  k"  statt.  Im  Zeitz- 
Weißenfelser  Revier  (Hallescher  Bezirk)  werden  vier 
Sorten  unterschieden  und  gehandelt  (vgl.  Kleins  Handbuch): 

Klarkohle    —  20  mm  Korngröße 

Nußkohle    20—  80  mm 

Maschinenkohle     ....    80—130  mm 

Stückkohle      .    .    .    über          130  mm 
Hessen -Nassau   führt  eine  noch  weitergehende  Tren- 
nung durch  und  hat  auch  andere  Bezeichnungen: 

Gruskohle    —  20  mm  Korngröße 

Nußkohle  u.  Stübbekohle  .    20  —60  mm 

Rätekohle    60—150  mm 

Stückkohle      .    .    .    über  150  mm 


Abbildung  4 

Der  Heizwert  der  Rohbraunkohle  bleibt  weiter  hinter 
dem  der  Steinkohle  zurück.  Man  kann  den  der  mitteldeutschen 
Braunkohle  überschläglich  auf  ein  Drittel  veranschlagen.  Nach 
der  Statistik  weisen  auf: 

Braunkohle  der  Niederlausitz    .    .    .    1800—2500  W.  E. 

Erdige  Braunkohle  und  Lignite  i.  Sa.    2000—3200  W.  E. 

Gewöhnl.  böhm.  Braunkohle     ...    4000— 5600  W.  E. 

Demgegenüber  steht  die  Steinkohle 
je  nach  Güte  mit:   4000—8000  W.  E. 

Aus  wirtschaftlichen  (Iründen  hat  die  Rohbraunkohle  nur 
einen  beschränkten  Transportradius.  Wegen  ihrer 
Sperrigkeit  und  des  durch  geringeren  Heizwert  bedingten 
Mehrtransports  bleibt  sie  bei  den  hohen  Gütertarifen  mit  der 
sonst  teueren  aber  hochwertigeren  Steinkohle  nur  bis  zu  einem 
Transportradius  von  150  km  konkurrenzfähig.  Da  wir 
aber  in  Deutschland  uns  heute  der  Ausnutzung  unserer 'Braun- 
kohlenschätze in  erhöhtem  Maße  zuzuwenden  gezwungen  sind, 
um  dem  Steinkohlenbergbau  die  nötige  Entlastung  zu  verschaffen, 
bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  die  Industrie  in  solcher  Nähe 
der  Braunkohlengruben  zu  errichten,  daß  die  Möglichkeit  be- 
steht, die  Rohbraunkohle  direkt  aus  den  Förderwagen  auf  den 
Feuerungsrost  zu  schütten  oder  wenigstens  die  Werke  inner- 
halb des  Transportradius  der  Rohbraunkohle  zu  errichten. 
Werke,  die  innerhalb  des  Verkehrsradius  der  Braunkohle  liegen, 
aber  bisher  Steinkohlenfeuerung  verwandten,  werden  um  die 
Umstellung  der  Feuerungs  anlagen  auf  Braun- 
kohlenfeuerung nicht  herumkommen.  Um  die  gleiche 
Kesselleistung  wie  bei  Verfeuerung  von  Steinkohle  zu  erzielen, 
ist  eine  etwa  dreimal  so  große  Brennstoffmenge  an  Rohbraun- 
kohle nötig.  Für  solche  Mengen  kommt  eine  Handbeschickung 
nicht  mehr  in  Frage,  da  diese  infolge  der  körperlichen  Mehr- 
leistung, Verkürzung  der  yVrbeitszeit  des  Einzelnen,  Mehrein- 


stellung von  Arbeitern  eine  erhebliche,  dauernde  Verteuerung 
der  Anlage  hervorrufen  würde.  Die  einmaligen  Mehrkosten  des 
Baues  einer  selbständigen  Beschickungsanlage 
erweisen  sich  bei  Rohbraunkohlenfeuerung  stets  als  wirtschaft- 
lich. In  Betracht  kommt  die  Treppenrost  und  Mulden- 
feuerung,  die  erstere  geeignet  für  knorpelige  Kohle  ohne 
großen  Grußgehalt,  die  letztere  für  Feinkohle. 

Nachstehende  Abbildungen,  aus  dem  Technischen  Blatt  der 
Frankfurter  Zeitung  entnommen,  zeigen  verschiedene  Rostarten. 

Die  Abbildung  4  gibt  eine  Treppenrostfeuerung  für  einen 
Flammrohrkessel  wieder,  die  für  Kessel  bis  120  qm  Heizfläche 
ausgeführt  wird.  Ein  Regulierschieber  im  Schüttrichter  und  ein 
Einstellschieber  am  Kopf  des  Treppenrostes  regeln  die  Schütt- 
höhe der  Rohkohle.  Bei  größeren  Kesseln  ist  zweckmäßig  eine 
Art  Halbgas-Feuerung  zu  wählen.  Der  Feuerraum  wird  hierbei 
(s.  Abb.  5)  durch  ein  verstellbares  Wehr  in  zwei  Zonen  getrennt, 
das  gleichzeitig  die  Schütthöhe  einstellt.  In  der  ersten  Zone 
geht  die  Trocknung  und  Vergasung  vor  sich,  in  der  zweiten 
die  Verbrennung.  Der  Treppenrost  ist  immer  verstellbar  ein- 
zurichten, um  die  Neigung  des  Rostes  dem  Brennstoff  anzu- 
passen. 


Abbildung  5 

Während  der  Treppenrost  zweckmäßig  bei  Neubauten  Ver- 
wendung findet,  bei  denen  Schornsteine  entsprechend  der  ver- 
mehrten Zugleistung  neu  erbaut  werden,  wird  man  bei  Umbauten 
von  Kesselfeuerungen  von  Steinkohle  auf  Rohbraunkohle  zur 
Herstellung  eines  künstlichen  Zuges  greifen.  Der  beim 
Treppenrost  nötige  Raum  vor  dem  Kessel  kommt  hier  zum  Fort- 
fall, ein  Umstand,  der  beim  Umbau  oft  maßgebend  sein  wird,  da 


Abbildung  6 


bei  älteren  Anlagen  sich  meist  nicht  so  viel  Platz  vor  dem 
Kessel  schaffen  lassen  wird.  Es  kommt  in  diesem  Fall  die 
Unterwindfeuerung  in  Frage.  Vorhandener  Planrost 
kann  beibehalten  werden,  er  muß  nur  als  Düsenrost  aus- 
gebildet werden,  um  dem  Wind  Zugang  zur  Feuerung  zu  ver- 
schaffen. Bei  Kesseln  unter  100  qm  Heizfläche  kann  eine  An- 
ordnung nach  Abb.  6  Verwendung  finden,  die  allerdings  an  dem 
Nachteil  krankt,  daß  die  Beschickung  mit  der  Hand  erfolgen 
muß.  Der  Rost  darf  2,3  m  Länge  nicht  übersteigen.  Bei 
Kesseln  über  100  qm  bis  .300  qm  Heizfläche  wird  man  eine  in 
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Abb.  7  veranschaulichte  Schrngdüscnrost-Untcrwind- 
Feuerung  einbauen.  Bei  noch  größeren  Kesseln  findet  eine 
Unter  wind-Halbgas-Feuerung  zweckmäßige  Anwen- 
dung. (Abb.  8.)  Der  Vorrost  ist  hier  wie  bei  Abb.  5  als  Treppen- 
rost ausgebildet.  Die  Schüttmassc  fällt  durch  einen  Schieber 
reguliert  auf  den  Treppenrost,  empfängt  hier  vom  Schornstein 
Zug  und  macht  einen  Trocknungs-  und  Vergasungsprozeß  durch. 
Geregelt  durch  ein  verstellbares  Wehr,  rutscht  der  Brennstoff 
auf  den  al-s  Düsenrost  ausgebildeten  Unterwind-Schrägrost,  wo 
er  zur  Verbrennung  kommt.  Als  Betriebsmittel  kommt  bei  der 
Unterwindfeuerung  nur  der  Unterwindventilator  in  Frage.  Die 


Abbildung  7 

Schräg-Roste  sind  durch  Hand  verstellbar,  um  die  Neigung  der 
Beschaffenheit  der  Rohbraunkohle  anzupassen. 

Die  Muldenrostfeuerungen  bestehen  im  wesentlichen  aus 
muldenförmigen  Platten  mit  meist  düsenförmigen  Oeffnungeu 
fü*-  den  Luftzutritt.  Der  Brennstoff  rutscht  zu  beiden  Seiten 
des  dachförmigen  Verbrennungsraumes  herab  und  wird  auf 
diese  Weise  vorgetrocknet  und  entgast.  Die  entstandenen  Gase 
werden  in  den  Verbrennungsraum  geleitet,  wo  sie  mit  langer 
Flamme  verbrennen.  Die  Ummantelung  des  Verbrennungs- 
raumes durch  den  Brennstoff  selbst,  bietet  gleichzeitig  einen 
wirksamen  Wärmeschutz  für  die  Feuerung.  Die  ganze  Feuerung 
ist  also  einem  Backofen  vergleichbar,  der  vor  den  I5ampfkcssel 
gesetzt  wird.    Bei  stückiger  Kohle  ergeben  sich  Störungen  im 


Nachrutschen  des  Brennstoffes,  die  bei  feinkörniger  Kohle  nicht 
auftreten.  Ein  Nachteil  der  Feuerung  ist  die  Notwendigkeit  des 
häufigen  Schürens  und  Abschlackens,  was  beim  Treppenrost 
nicht  notwendig  ist. 

Zur  längeren  Lagerung  eignet  sich  die  Rohbraunkohle 
nicht.  Infolge  der  in  ihr  enthaltenen  ungesättigten  Huminsub- 
slanzen  besitzt  sie  die  Eigenschaft,  Gase,  also  auch  Sauerstoff 
aufzunehmen  und  auf  ihrer  Oberfläche  zu  verdichten  (sogenannte 
Okklusion  sfähigkeit)  und  ist  dadurch  einer  langsamen 
Verbrennung  ausgesetzt.  Die  Temperatur  des  Kohlenhaufens 
erhöht  sich  und  führt  allmählich  zur  .Selbstentzündung. 


Abbildung  8 

Bei  der  Verwendung  der  Rohbraunkohle  in  der  Industrie  ist 
auf  diese  Eigenschaft  vornehmlich  Rücksicht  zu  nehmen.  Die 
auf  sie  angewiesenen  industriellen  Werke  müssen  zweckent- 
sprechend so  nahe  an  die  Förderstellen  der  Braunkohle  heran- 
gerückt werden,  daß  eine  Lagerung  gar  nicht  in  Frage  kommt, 
sondern  Förderbahnen  direkt  aus  der  Grube  die  Kohle  auf  den 
Rost  schütten.  Der  hohe  Wassergehalt  und  geringe  Heizwert 
gegenüber  der  Steinkohle  gestattet,  um  es  noch  einmal  zu  be- 
tonen, nur  einen  Transport  von  höchstens  150  km  von  der 
Förderstellc,  damit  die  Wärmeeinheit  nicht  teurer  als  bei  der 
Steinkohle  wird. 


Zusammenstellung  9. 
N  a  ß  p  r  e  ß -s  t  e  i  n  -  Erzeugung  in  deutschen  Ländern  (1885 — 1921) 


Jahr 

Preußen 

Sachsen 

Sachsen- 
Altenburg 

Anhalt 

Hessen 

Bayern  und 
(Braun- 
schweig) 

Deutsches 
Reich 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
stein-Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
stein-Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß 
steil. -Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
stein-Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
stein-Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
steii-Er- 
zeugung 

t 

Zahl 
der 
Pressen 

Naßpreß- 
stein-Er- 
zeugung 

t 

1885 
1890 
1895 
19110 
1901 
1902 
19-.3 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
191.3 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 

94 
92 
88 
75 
76 
74 
73 
67 
67 
64 
60 
59 
58 
54 
54 
51 
51 

in  den 
brik( 
nicht 

SQO  430 
§55  882 
574  334 
546  805 
579  036 
484  876 
502  674 
484  152 
462  308 
420  981 
4h6  377 
434  495 
428  810 
380  240 
347  113 
365  477 
350  633 

Trocken- 
ittzahlen 
enthalten. 

30 
39 
38 
36 
33 
20 
23 
26 
25 
24 
22 
25 
22 
21 
20 
21 
V  22 
23 
23 

67  230 
60  227 
65  353 
71  767 

76  589 

67  1.54 

74  856 

77  h24 
57  855 
5f(  i(:i5 
(iO  432 
62  900 
59  216 
56  937 

68  222 
56  697 

59  265 
44164 
53  838 
48  692 
50  036 

60  376 
71  216 

75  986 

19 
22 
22 
22 
23 
22 
22 
21 
19 
24 
22 
19 
14 
16 
12 
14 
12 
13 

9 
10 

9 
11 

79  735 
92  820 
104  764 

92  095 

93  252 
95  479 
84  130 
77  697 
79  541 
82  389 
75  995 
•59  784 
38  273 
49  592 
53  462 
37  867 
33  638 
341116 

27  939 
31  625 

28  131 
30  678 

(Foi 

1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
2 

2 
2 
2 

2 
2 
2 
3 
2 
2 
2 

tsetzung 

1  243 

4  758 
1060 

5  360 
5  530 
4  659 

4  135 

2  2>2 
690 

2  175 

3  601 

5  695 
5  518 

5  058 

4  747 

3  885 

6  275 
6158 

5  515 
5  687 
2  054 

4  391 

folgt.) 

2 
3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 
3 

l 

4 
4 
4 
4 
4 
4 
3 
3 
3 
3 
3 

3  i 

4  000 

10  000 

12  000 
14  276 
14  703 
11431 

16  573 
21  386 
23  732 
23  93ti 
27  509 
30  852 
26  936 
23  282 
20  498 
19  209 
23  506 

17  579 
14  007 
14  083 
17  118 

13  184 

11  897 

12  468 

97 

95 
III 
101 
102 
130 
139 
131 
129 
122 
103 
III 
112 
104 

98 

95 

92 

Zahl 
einw 
festzus 
sie  für 
nicht 
in  der 
geführ 

580  903 
596  109 
736  180 
726  728 
780  457 
661  086 
692  014 
682  776 
630  297 
583  229 
636  034 
614  237 
596  652 
525  761 
479  164 
495  722 
486  866 
en  nicht 
'andfrei 
-teilen,  da 
•  Preußen 
gesondert 
Statistik 
t  werden 
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RECHTSFRAGEN  BEI  ANSCHLUSSGLEISEN. 

VON  DR.-ING.  HASSE,  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D. 


Die  Anschlußbediiiguiigcn  für  Privatanschlüsse  werden  dem 
Vernehmen  nach  neu  beraten.  Es  erscheint  deshalb  angezeigt, 
auf  einige  besonders  drückend  empfundene  Bedingungen  hinzu- 
weisen, um  dadurch  eine  dem  Verkehrsinteresse  Rechnung  tra- 
gende Fassung  zu  erzielen.  Vielumstritten  war  schon  immer 
der  §  6  der  Bestimmungen,  der  von  den  Aenderungen  oder  Er- 
weiterungen der  Anschlußgleisanlagen  handelt. 

Mit  dem  ersten  Satze  des  Absatzes  1  kann  man  sich  ein- 
verstanden erklären,  soweit  die  Stammbahn  dabei  gegenüber 
dem  Anschlußgleis  ein  wirtschaftlaches  Prinzip  höherer  Ord- 
nung verkörpert,  dem  das  niedere  weichen  muß.  Dafür  sollte 
aber  das  letztere  auch  den  ausgiebigen  Schutz  genießen,  den  das 
Gesetz  sonst  allgemein  dem  wirtschaftlich  Schwächeren  zubil- 
ligt. Der  Anschlußinhaber  muß  sich  aber  aller  dieser  Rechts- 
mittel im  voraus  begeben,  wie  aus  folgendem  hervorgeht: 

Will  die  Stammbahn  für  ihre  Zwecke  anderweit  Nachbar- 
gelände in  Anspruch  nehmen,  so  kann  dies  erst  geschehen,  nach- 
dem ein  ordnungsmäßig  aufgestellter  Entwurf  landespalizeilich 
genehmigt  ist  und  gegebenenfalls  auch  das  Planfeststelkmgsver- 
fahren  durchlaufen  hat.  Sie  kann  dann  zwar  —  unter  Umständen 
sogar  in  beschleunigter  Form  —  enteignen  und  zwangsweise  Be- 
sitz ergreifen,  aber  immer  in  enger  Bindung  an  gesetzliche  Vor- 
schriften und  keinesfalls  unter  Ausschaltung  der  Entschädigungs- 
frage. Unter  die  Entschädigung  fällt  aber  nicht  nur  der  Wert 
des  Geländes,  und  der  aufstehenden  Baulichkeiten,  sondern  auch 
die  Abgeltung  aller  Wirtschafts-  und  Betriebserschwernisse,  Be- 
helfsanlagen und  nicht  ausnutzbaren  Vorausleistungen  (z.  B. 
Dung-  und  Fruchtentschädigungen  usw.)  In  Satz  2  des  Ab- 
satzes 1  verzichtet  der  Anschlußinhaber  auf  alle  diese  Ansprüche, 
nach  Absatz  2  muß  er  sogar  die  Hälfte  der  Kosten  tragen,  auch 
wenn  ihm  die  Erweiterung  gar  keinen  Nutzen  bringt. 

Die  Stammbahn  spart  also,  wenn  sie  im  Bereich  eines  An- 
schlußgleises baut,  jeden  Zeitverlust,  einen  oft  recht  ansehnlichen 
Betrag  für  Abgeltung  von  Betriebserschwernissen  und  die 
Hälfte  derjenigen  Kosten,  die  sie  voll  vergüten  müßte,  wenn  nicht 
ein  Anschlußgleis,  sondern  z.  B.  eine  sonst  unbeteiligte  Fabrik 
anläge  betroffen  wäre. 

Ferner  kann  die  Stammbahn  hiernach  über  Grund  und  Boden 
des  Anschlusses  jeder  Zeit  verfügen.  Sie  wird  ihn  zwar  be- 
zahlen müssen,  aber  sie  hat  ihn  doch  sofort,  wenn  sie  ihn  brauciit, 
und  es  bleibt  lediglich  dem  Selbsterhaltungstrieb  des  Anschluß- 
inhabers überlassen,  wie  er  sich  Ersatz  schafft. 

Alles  dies  ist  möglich,  womit  natürlich  nicht  gesagt  sein 
muß,  daß  die  Bestimmungen  immer  so  schroff  ausgelegt  werden. 
Jedenfalls  müßte  die  Staatsbahn  als  ..Verwaltung"  doch  wohl 
den  Absatz  1  folgendermaßen  beginnen  lassen:  „Die  aus  Rück- 
sicht auf  den  Betrieb  und  Verkehr  des  Anschlußgleises  erforder- 
lichen Aenderungen  .  .  .  usw." 

Andernfalls  bleibt  tatsächlich  die  Möglichkeit  gegeben,  daß 
die  Stammbahn,  wenn  sie  zwischen  zwei  Entwürfen  die  Wahl 
hat,  deren  einer  z.  T.  ein  Anschlußgleis  in  Anspruch  nimmt,  dem 
letzteren  den  Vorzug  gibt,  weil  sie  ihn  bequemer  und  billiger 
ausführen  kann.  Im  Streitfalle  wird  es  stets  schwierig  sein, 
den  Nachweis  einer  solchen  unbilligen  Inanspruchnahme  zu 
führen,  weil  ein  sehr  tiefes  und  sachkundiges  Eindringen  in  die 
Grundlagen  des  Entwurfes  nötig  ist,  u  mdie  Aufsichtsbehörde 
davon  zu  überzeugen,  daß  mit  einem  anderen  Entwurf  der  gleiche 
Zweck  zu  erreichen  ist. 

Aber  selbst  wenn  man  einmal  annimmt,  daß  unbillige  Aus- 
legungen dieser  Bestimmungen  nicht  bewußt  gewollt  werden, 
wobei  allerdings  die  Grenze  zwischen  billig  und  unbillig  je  nach 
dem  Standort  verschieden  scharf  erkennbar  ist,  so  bleibt  doch 
eine  große  Härte  für  alle  Erweiterungen  bestehen,  die  Grund  und 
Boden  von  Anschlußgleisen  in  Anspruch  nehmen.  Der  Anschluß- 
inhaber ist  bei  Erlangung  von  Ersatz  ausschließlich  auf  privat- 
rechtliche  Mittel  beschränkt,  wenn  er  nicht  das  Glück  hat,  der 
bevorzugten  Kaste  der  Bergbautreibenden  anzugehören. 

Nun  ist  aber  erfahrungsgemäß  der  Grund  und  Boden  in  der 
Nachbarschaft  von  Bahnhöfen  und  Anschlußgleisen  meist  sehr 
hoch  ausgenutzt  und  vielfach  dicht  und  hochwertig  bebaut.  Der 
Anschlußinhaber  wird  daher,  namentlich  wenn  das  Gleis  schon 
längere  Zeit  bestanden  hat,  im  allgemeinen  sehr  viel  teurer 
kaufen,  als  er  früher  gekauft  hat,  und  auch  mehr  anlegen  müssen, 
als  die  Stammbahn  selbst  ihm  für  das  —  unbebaute  —  Gelände 
vergütet,  das  sie  ihm  wegnimmt.  Oft  ist  er  sogar  ganz  uferlosen 
Preisforderungen  konjunkturfroher  Nachbarn  ausgeliefert,  wenn 
nicht  noch  ganz  andere  Rücksichten  der  Nachbarn  bestimmen, 
die  Hergabe  überhaupt  abzulehnen,  um  einen  lässigen  wirt- 
schaftlichen Wettbewerber  zu  erdrosseln. 

Nun  kann  man  zwar  von  einer  gewissen  ideellen  Wertsteige- 
rung bei  jedem  Grundstück  sprechen,  das  längere  Zeit  mit  An- 


')  Ans  dem  Buche  des  gleichea  Verfassers:  ..Das  Anschlus'sfleis  vom  Stnnrl- 
punkt  des  Inhabers".  Erschienen  im  Verlag  der  Verkehrstechnischen  Woche,  Guido 
Hackebeil  A.-G.,  Berlin  S.  14,  Stallschreiberstr.  34-35. 


schlußgleis  bestanden  hat,  dies  ist  aber  höchstens  ein  Standpunkt 
für  eine  veranlagungslüsterne  Steuerbehörde,  nicht  aber  ein  wür- 
diges Argument  in  der  Hand  einer  Vertreterin  der  verkehrs- 
treibenden Allgemeinheit,  um  den  Anschlußinhaber  über  die 
Opfer  hinwegzutrösten,  die  er  bringen  muß,  um  sich  gegen  eine 
nicht  von  ihm  verschuldete  Verschlechterung  des  bisherigen  Zu- 
standes  zu  behaupten. 

Abgesehen  von  allen  sonstigen  Bedenken  gegen  die  ange- 
zogenen Bestimmungen,  die  manchmal  auch  sehr  entgegenkom- 
mend ausgelegt  werden,  müßte  man  doch  unbedingt  verlangen, 
daß  die  Stammbahn  in  solchen  Fällen  verpflichtet  wird,  den  Ent- 
wurf für  die  von  ihr  veranlaßte  Aenderung  oder  Erweiterung 
des  Anschlußgleises  in  ihren  eignen  Entwurf  einzubeziehen  2) 
und  den  Anschlußinhaber  den  Grund  und  Boden,  den  sie  ihm 
wegnimmt,  zur  Durchführung  der  Umgestaltung  anderweit  zum 
gleichen  Preise  zur  Verfügung  zu  stellen,  den  er  selbst  bei  der 
ursprünglichen  Anlage  dafür  bezahlt  hat,  allenfalls  unter  An- 
rechnung einer  Zinszuschreibung  für  den  Zeitunterschied.  Die 
Verleihung  der  Enteignungsbefugnis  an  den  Anschlußinhaber 
ist  weniger  zweckmäßig,  weil  darin  immer  der  Anreiz  liegen 
würde,  den  Grunderwerb  über  den  gedachten  Zweck  hinaus  zu 
erstrecken. 

Die  im  zweiten  Absatz  geforderte  Tragung  der  Kosten  von 
Aenderungen  und  Erweiterungen  der  Anschlußanlage  durch  den 
Inhaber  ist  nicht  unbillig,  soweit  sie  im  Interesse  des  Anschluß- 
betriebes selbst  notwendig  wird.  Auch  hier  dürfte  aber  nicht 
auf  einseitige  Anordnung  der  Stammbahn  verfahren  werden,  son- 
dern es  müßte  die  Möglichkeit  eines  ordnungsmäßigen  Genehmi- 
gungsverfahrens vorgesehen  werden,  denn  es  besteht  immerhin 
die  Möglichkeit,  daß  eine  nach  Auffassung  der  Stammbahn  un- 
zureichende Anlage  ohne  bauliche  Aenderungen,  lediglich  durch 
Verbesserung  der  Bedingung,  eine  erhöhte  Leistungsfähigkeit 
erhält.  Ebenso  muß  der  Auslegung  begegnet  werden,  daß  die 
Stammbahn  auf  Kosten  des  Anschlußinhabers  von  diesem  die 
Errichtung  von  Ordnungsgleisen  verlangen  kann,  die  von  Rechts 
wegen  in  den  öffentlichen  Bahnhof  hinein  gehören. 

Die  Beteiligung  des  Anschlußinhabers  an  den  Kosten  für 
Aenderungen  oder  Erweiterungen  der  Stammbahnanlage  ist  be- 
reits Gegenstand  lebhafter  Erörterungen  gewesen,  und  hat  dank 
den  Bemühungen  des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie 
schon  einen  Ministerialerlaß  gezeitigt,  der  die  ursprüngliche  Fas- 
sung der  neuen  Bedingungen  wie  folgt  abändert:  ,,§  6  Abs.  2: 
Die  Kosten  von  Aenderungen  und  Erweiterungen  der  Anschluß- 
;inlage  trägt  der  Anschlußinhaber.  Werden  sie  durch  Aende- 
rungen und  Erweiterungen  der  Staatsbahnanlagen  verursacht, 
so  trägt  die  Staatseisenbahnverwaltung  die  Kosten  zur  Hälfte." 

Selbst  bei  dieser  Milderung  der  ursprünglichen  Härten 
nimmt  der  Anschlußinhaber  noch  immer  eine  sonderbare 
Zwischenstellung  ein.  Genau  wie  oben  geschildert,  genießt  der 
unbeteiligte  Dritte  vollen  rechtlichen  Schutz,  während  die 
Stammbahn  in  den  Anschlußbedingungen  gegenüber  dem  An- 
schlußinhaber einen  Vorbehalt  macht,  der  ihn  wirtschaftlich  er- 
heblich ungünstiger  stellt.  Die  Eisenbahnverwaltung  kann  in 
Anwendung  dieser  Bestimmungen  im  Bereich  einer  Anschluß- 
gleisanlage tatsächlich  um  die  Hälfte  billiger  bauen  als  anders- 
wo. Es  würde  lediglich  einen  Heiterkeitserfolg  haben,  wenn  die 
Eisenbahnverwaltung  einem  unbeteiligten  Dritten  lediglich  auf 
Grund  zufälliger  Nachbarschaft  solche  Auflagen  machen  würde. 
Beim  Anschlußinhaber  tut  sie  es  ohne  weiteres,  nicht,  weil  sie 
dazu  ein  größeres  Recht  hat,  sondern  weil  sich  der  Anschluß- 
inhaber eben  in  einer  Zwangslage  befindet.  Es  würde  recht- 
lich vollständig  genügen,  wenn  der  Anschlußinhaber  hier  dem 
unbeteiligten  Dritten  gleichgestellt  wäre,  denn  für  seine  Beteili- 
gung an  den  Kosten  solcher  Umgestaltungen  findet  er  im  Rah- 
men des  Anschlußvertrages  anderweit  keinerlei  Ausgleich-  oder 
Verrechnungsstelle. 

Es  muß  noch  darauf  hingewiesen  werden,  daß  gerade  bei  An- 
erkennung dieser  Vertragsbedingung  die  wenigsten  wissen,  was 
sie  eigentlich  unterschreiben  und  daher  die  peinlichsten  Ueber- 
raschungen,  oft  sogar  schwere  wirtschaftliche  Erschütterungen 
erleben.  Wenn  die  Stammbahn  es  für  angezeigt  hält,  diese  Be- 
stimmung für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 

In  dem  angegebenen  Ministerialerlaß  vom  22.  Dezember  1919 
ist  die  Rede  von  der  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Allgemein- 
heit. Wird  das  Eigentum  eines  unbeteiligten  Dritten  in  An- 
spruch genommen,  so  trägt  die  vom  Minister  vertretene  „Allge- 
meinheit" diese  Kosten  ohne  jedes  Bedenken.  Es  liegt  also  hier 
doch  wohl  ein  kleiner  Ansatz  von  „Fiskalismus"  zu  gründe,  der 
eben  an  dem  Versuch  festhält,  die  ihm  selbst  obliegenden  Kosten 
nach  Möglichkeit  abzuwälzen.    Außerdem  darf  nicht  vergessen 


^  Wie  bisweilen  tatsächlich  schon  geschehen. 
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werden,  daß  die  „Verkehrstreibende  Allgemeinheit",  die  gegen 
die  Anschlußgleisinhaber  zu  schützen  der  Minister  sich  berufen 
fühlt,  zu  einem  recht  erheblichen  Teil  vv'ieder  selbst  aus  An- 
schlußgleisinhabern besteht. 

Die  Verpflichtung  der  Stammbahn  ^.ur  Vorlage  des  Ent- 
wurfes geplanter  Aenderungen  mußte  durch  die  Bestimmung  der 
Herbeiführung  landespolizeilicher  Genehmigung  ergänzt  werden, 
ebenso  kann  der  Anschlußinhaber  billigerweise  verlangen,  daß 
ihm  diejenige  Kostensumme  mitgeteilt  wird,  die  bestimmt  nicht 
überschritten  wird,  denn  der  Anschlußinhaber  ist  ebenso  wie  die 
Stammbahn  vielfach  an  der  Mitwirkung  höherer  Instanzen  zur 
Erlangung  der  Mittel  gebunden.  Es  darf  ihm  daher  nicht  ein 
fach   im  Verfügungswege   das   Geld   aus   der   Tasche  gezogen 


Großes  läßt  sich  ohne  Begeisterung  füi  das  Gewollte 
nicht  schaffen;  Großes  gelingt  nur,  wenn  Führer  und 
Mitarbeiter  mit  voller  Ueberzeugung  der  Sache  leben, 
in  der  Technik  wie  (Iberall. 

(A.  Riedler,  Emil  Rathenau.) 


BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Technik,  Ingenieur  und  Hochschulstudium.    Von  Dr.-Ing.  Fr 
Engesser  (Springer  1921). 

Altmeister  Engesser  hat  zu  Beginn  des  Wintersemesters  an 
der  Technischen  Hochschule  Karlsruhe  einen  Vortrag  gehalten, 
der  die  angehenden  Studierenden  in  das  akademische  Studium 
einführen  soll;  aber  diesen  Vortrag,  der  jetzt  im  Druck  erschie- 
nen ist,  sollte  jeder  Techniker  lesen,  nicht  nur  der  angehende 
sondern  gerade  der  gereifte.  Auf  ein  langes  Leben  —  voll  von 
Arbeit  und  Ringen,  aber  auch  gekrönt  von  Erfolg  —  zurück- 
schauend redet  hier  ein  Mann  zu  uns,  dem  die  Technik  nicht 
nur  Verstandes-,  sondern  Herzens  Sache  ist,  der  beseelt  ist 
von  den  hohen  schönen  Aufgaben  der  Technik,  der  für  sie  Be- 
geisterung empfindet  und  Begeisterung  zu  wecken  versteht.  Ein 
scharfer  Denker,  ein  verantwortungsfroher  Charakter,  ein  Mann 
von  umfassendem  Wissen  und  klarem  Urteil  gibt  hier  auf  weni- 
gen Seiten  ein  Gesamtbild  vom  Wesen  der  Technik  und  dem 
Schaffen  des  wahren  Technikers,  wie  es  lichtvoller  und  packen- 
der »icht  gegeben  werden  kann.  Wer  das  Buch  zu  lesen  be- 
gonnen hat,  wird  es  so  bald  nicht  aus  der  Hand  legen  und  wird 
es  immer  wieder  vornehmen.  —  Auch  den  Neidern  der  Technik 
würde  es  zu  empfehlen  sein  dies  Büchlein  zu  lesen,  sie  würden 
dann  mit  den  Verunglimpfungen  etwas  vorsichtiger  sein  die  uns 
beim  Wiederaufrichten  des  Vaterlandes  so  schwer  schädigen. 

Prof.  Blum. 

Taschenbuch  für  Bauingenieure    (Foerster).    Verlag  Springer. 
2400  Seiten,  rd.  3200  Abbildungen. 

Das  rühmlichst  bekannte  Taschenbuch  liegt  jetzt  in  v  i  e  r- 
t  e  r  Auflage  vor.  Es  ist  in  zwei  Teile,  also  zwei  Bände  ge- 
trennt, wodurch  es  an  Handlichkeit  wesentlich  gewonnen  hat. 

Der  erste  Teil  enthält:  Mathematik,  Mechanik,  Festig- 
keitslehre, Trägerlehre,  Statik,  Theorie  des  Eisenbetonbaus,  Bau- 
stoffe (nebst  Gewichtstabellen),  Geodäsie,  Hochbaukunde,  Eisen- 
hochbau, Werkstattbau,  Anwendung  des  Eisenbetons  im  Hoch- 
bau, Betriebswissenschaft,  Staats-  und  Rechtskunde. 

Der  zweite  Teil  enthält:  Wasserbau,  Erdbau,  Tunnelbau. 
Straßenbau,  Eisenbahnwesen,  hölzerne  Brücken,  Steinbrücken, 
EisenbetoniDrücken,  Eisenbrücken,  Bebauungspläne,  Wasserver- 
sorgung, Entwässerung,  Maschinenbaukunde. 

Der  erste  Teil  umfaßt  also  hauptsächlich  die  ,, Hilfswissen- 
schaften" und  die  theoretischen  Grundlagen,  der  zweite  Teil 
mehr  das  sog.  „Praktische".  Diese  Einteilung  scheint  uns  recht 
glücklich  zu  sein.  Die  Aufzählung  zeigt,  wie  viele  neue  Gebiete 
eine  solche  Bedeutung  gewonnen  haben,  daß  sie  besonderer  Ab- 
schnitte bedürfen. 

Für  die  Güte  der  Bearbeitung  mag  der  Abschnitt  ,, Eisen- 
bahnwesen" (Verfasser  Lucas-Dresden)  einen  Anhalt  bieten.  Der 
.\bschnitt  umfaßt;  Bestimmungen,  Grundzüge  des  Betriebes, 
Linienführung,  Unterbau  und  Nebenanlagen,  Oberbau,  Gleisver- 
l)indungen,  Stationsanlagen,  Telegraphen-Einrichtungen,  Sichc- 
nmgsanlagen,  Streckenblock,  Neben-  und  Kleinbahnen  (Ver- 
fasser B  1  o  ß  -  Dresden),  Betriebsmittel  (Verfasser  Wentzel- 
Leipzig),  Straßenbahnen  und  Steilbahnen  (Bloß).  Dieser  Ab- 
schnitt enthält  allein  mehr  als  400  Abbildungen. 

Wir  haben  durch  zahlreiche  Stichproben  die  Vollständigkeit 
imd  Richtigkeit  nachgeprüft,  und  dabei  keinen  Mangel  oder 
Fehler  entdecken  können.  Wir  können  auch  kaum  noch  Ver- 
besserungsvorschläge für  die  nächste  Auflage  machen,  so  gut 
und  klar  ist  alles  durchgearbeitet.  Auch  die  Ausstattung  (Papier. 
Druck,  Abbildungen)  ist  vortrefflich,  was  für  ein  in  ständigem 
f^lebrauch  befindliches  Nachschlagebuch  von  besonderem 
Wert  ist. 

Alles  in  allem  haben  sich  Herausgeber,  Verfasser  und  ^'cr- 
lag  mit  dieser  neuen  Auflage  ein  hohes  Verdienst  um  das  Bau- 
ingenieurwesen erworben.  Wir  wünschen  dem  neuen  ..Foerster" 
weiteste  Verbreitung.  Prof.  Blum. 


werden,  wenn  der  ursprüngliche  Anschlag  sich  als  nicht  aus- 
reichend erweist.  Gegen  den  fünften  Absatz  bestehen  vom 
Standpunkt  des  Anschlußinhabers  keine  Bedenken,  auf  den 
sechsten  findet  das  früher  Gesagte  sinngemäße  Anwendung. 

Grundsätzlich  ausgeschlossen  müßte  es  aber  sein,  daß  die 
Stammbahn  auf  Kosten  des  Anschlußinhabers  solche  Aenderun- 
gen vornimmt,  die  zwar  im  Betriebsinteresse  erwünscht,  aber 
noch  nicht  allgemein  durchgeführt  sind,  z.  B.  die  Vergrößerung 
von  (ilcisabständen  und  dergleichen.  Es  liegt  immerhin  die  Ge- 
fahr nahe,  daß  sie  sich  im  Bereich  von  Anschlußanlagen  leichter 
als  anderweit  dazu  entschließt,  wenn  sie  weiß,  daß  ihr  die  Hälfte 
der  Kosten  abgenommen  wird.  Dieser  Auslegung  ist  selbstver- 
ständlich mit  Nachdruck  zu  begegnen. 


Die  .Ausbildung  der  .Straßen  in  einem  Lande  bezeichnet 
den  Positiv  von  dessen  Kulturentwicklung.  Deren 
Komperativ  erfordert  den  Kanal,  der  Superlativ  ist  ohne 
Eiscnb.ahn  nicht  denkbar. 

(Max  Maria  v.  Weber:  Aus  der  Welt  der  Arbeit.) 


Das  Anschlußgleis  vom  Standpunkt  des  Inhabers,  von  Dr.-Ing. 

Friedrich  Hasse,  Regierungsbaumeister  a.  D.  Verlag 
(i  u  i  d  o  Hackebeil  A.  -  G.,  Berlin  S  14.  70  S.  8 
Das  Buch  stellt  eine  vollkommene  Neuerscheinung  dar,  es 
will  einmal  ein  Berater  der  Anschlußgleisinhaber  im  \'erkehr 
mit  den  Behörden  sein,  andererseits  aber  auch  der  Weiterbildung 
der  gesetzlichen  und  sonstigen  Vorschriften  dienen.  Der  Ver- 
fasser, der  auf  lange  Jahre  ergiebiger  Bau-  und  Betriebstätigkeit 
bei  Anschlußgleisen  zurückblicken  kann,  hat  alles,  was  ihm  in 
dieser  Zeit  Beachtenswertes  begegnet  ist,  mit  Sorgfalt  zusam- 
mengetragen, mit  eigenem  sicheren  Urteil  übersichtlich  grup- 
piert und  zu  bedeutsamen  neuen  Vorschlägen  verdichtet. 

An  eine  Betrachtung  über  die  gegenwärtige  gesetzliche  Stel- 
lung des  Anschlußgleises  schließt  sich  eine  Erläuterung  aller 
beim  Genehmigungsverfahren  und  beim  Betrieb  in  gesetzlicher 
Hinsicht  auftauchenden  Fragen,  abschließend  zusammengefaßt 
in  einen  wohldurchdachten  Entwurf  eines  selbständigen  Reichs- 
anschlußgleisgesetzes. 

Ein  zweiter  Teil  des  Buches  befaßt  sich  mit  den  Anschluß- 
gleisbedingungen und  gibt  wertvolle  Aufschlüsse  über  die  Aus- 
legungsgepflogenheiten der  Behörden.  Sämtliche  Bestimmungen 
werden  bis  auf  ihren  sachlichen  Ursprung  zurückverfolgt  und, 
soweit  erforderlich,  nach  verkehrstechnischen  Gesichtspunkten 
des  gesamten  Verkehrslebens  ist  mit  besonderer  Schärfe  er- 
faßt. Dadurch  gewinnen  auch  die  Vorschläge  für  die  Umgestal- 
tung der  Anschlußbedingungen  erhöhten  Anspruch  auf  Beach- 
tung, dies  um  so  mehr  ,als  gerade  jetzt  eine  Umformung  der  ge- 
genwärtig gültigen  Bestimmungen  beraten  wird. 

Infolgedessen  kann  das  Buch  allen  Anschlußgleisinhabern, 
allen  Interessenverbänden,  die  der  Sache  nahe  stehen,  und  auch 
allen  Behörden  als  wertvoller  Beitrag  zur  Klärung  dieser  be- 
deutsamen Frage  besonders  empfohlen  werden. 

Dr.  rer.  pol.  Baumann. 

Forschungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Ingenieurwesens.  Her- 
ausgegeben vom  Verein  Deutscher  Ingenieure.  Heft  233: 
Untersuchung  selbsttätiger  Pumpenventile  und  deren  Ein- 
wirkung auf  den  Pumpengang  von  Dr.-Ing.  Ludwig  Krauss, 
Berlin,  Verlag  des  Vereins  Deutscher  Ingenieure. 

Eines  der  ältesten  Probleme  des  Maschinenbaues,  das  sich 
aber  bis  heute  einer  genauen  Lösung  hartnäckig  entzogen  hat, 
ist  die  Bewegung  des  Pumpenventiles,  insbesondere  sind  die  Be- 
dingungen für  ein  ruhiges  Anheben  und  Aufsetzen  derselben 
noch  in  Dunkel  gehüllt.  Man  kann  ruhig  sagen,  daß.  seitdem 
Westphal  die  nach  ihm  benannte  Differentialgleichung  für  die 
Kontinuität  des  Durchflusses  durch  ein  in  Bewegung  befind- 
liches Pumpenventil  aufgestellt  hat,  trotz  zahlreicher  Bemühun- 
Ren  ein  eigentlicher  Fortschritt  in  der  Erkenntnis  der  Bewegung  der 
Pumpenventile  nicht  gemacht  worden  ist,  denn  alle  Versuche, 
die  Differentialgleichung  der  Ventilbewegung  zu  integrieren, 
sind  bisher  von  so  fragwürdigen  Vereinfachungsannahmen  aus- 
gegangen, daß  ihre  Rechnungsergebnisse  für  den  praktischen 
Pumpenbau  nur  von  sehr  zweifelhaftem  Wert  sind.  Es  bleibt 
daher  vorläufig  nur  der  Weg  des  Versuchs  übrig,  auf  dem  Bach 
mit  seinen  klassischen  „Versuchen  über  Ventilbelastung  und 
Ventilwiderstand"  und  den  „Versuchen  zur  Klarstellung  der  Be- 
wegung selbsttätiger  Pumpenventile"  vorangegangen  ist,  und 
auf  dem  ihm  eine  Anzahl  weiterer  Forscher  mit  mehr  oder 
weniger  Glück  gefolgt  sind. 

Die  vorliegende  Arbeit  stellt  ein  besonders  wertvolles  Glied 
in  der  Kette  dieser  experimentellen  Forschungen  dar.  Unter- 
sucht wurden  an  einer  liegenden  Tauchkolbenpumpe  des  Ma- 
schinenlaboratoriums der  Technischen  Hochschule  zu  Dresden 
von  6S0  ni/m  Hub  6  Mehrfachringventiie  normaler  Konstruktion, 
aber  von  verschiedener  Bauart  und  zwar  sowohl  Saug-  als 
Druckventile.  Bei  einem  gegebenen.  Ventil  können  folgende 
Größen  den  Ventilgang  beeinflussen:  a)  Saug-  und  Druckhöhe, 
h)  Wassermenge  je  Zeiteinheit,  c)  Ventilbelastung.  Alle  drei 
Werte  wurden  in  mehreren  .\bstufungcn  geändert  und  zwar  die 
Wassermenge  sowohl  durch  Aenderung  des  Verdrängungsquer- 
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Schnittes  des  Kolbens  bei  konstanter  Umlaufzahl  als  auch  durch 
Aenderung  der  Umlaufzahl  bei  konstantem  Verdrängungsquer- 
schnitt. Die  Versuchseinrichtung,  die  zum  Teil  für  diese  For- 
schung besonders  ersonnen  und  ausgeführt  wurde,  stellt  das  ver- 
suchstechnisch Vollkommenste  dar,  was  bis  jetzt  bei  solchen 
Versuchen  angewandt  worden  ist.  Die  Ventilbewegung  wurde 
auf  optischem  Wege  in  zwölffacher  Vergrößerung  aufgeschrieben. 

In  den  Ergebnissen  der  mehr  als  300  Versuche  ist  ein  reiches 
genaues  Tatsachenmaterial  gewonnen  worden,  das  hoffentlich  für 
spätere  rechnerische  Forschungen  noch  von  besonderem  Wen 
sein  wird.  Ein  kurz  zusammenfaßbares  Gesamtergebnis  der  Ver- 
suche, etwa  in  Form  eines  neuen  Bewegungsgesetzes  oder  einer 
neuen  Grundlage  für  die  Vorausberechnung  von  Ventilen  ist 
nicht  gefunden  worden,  doch  ist  es  gelungen,  bestehende  Irr- 
tümer aufzuklären. 

Auf  alle  Fälle  bedeutet  die  Arbeit  einen  außerordentlich 
wichtigen  Baustein  für  eine  Theorie  des  Pumpenventiles  und 
kein  ernsthaft  auf  dem  Gebiete  des  Pumpenbaues  Strebender 
wird  auf  ein  eingehendes  Studium  dieser  Versuche  verzichten 
dürfen.  Professor  Dr.-Ing.  Bonin-Aachen. 

Im  Selbstverlage  des  Verfassers,  Professor  Ing.  Robert 
Findeis  (Wien  IV.,  Technische  Hochschule),  ist  erschienen: 
„M  echanik  der  Seilbahne  n",  enthaltend  eine  Einführung 
in  die  theoretischen  Grundsätze  für  den  Bau  von  Drahtseil- 
schwebebahnen mit  folgenden  Abschnitten:  I.  Theorie  der  Seil- 
linie a)  Spanngewichte,  b)  Mathematik  der  Kettenlinie,  c)  Leer- 
seillinie, d)  Vollseillinie.  II.  Biegungsbeanspruchung  des  Trag- 
seiles a)  unter  dem  Laufwerk,  b)  an  den  Auflagern  (Stützen). 
III.  Der  Höhenplan  der  Seilbahnen  1.  Größe  und  Lage  des  Spann 
gewichtes,  2.  Linienführung  und  Stützenausteilung  a)  ebenes 
Gelände,  b)  erhabene  Bodenform,  c)  muldenförmiges  Gelände 
(Talübersetzungen).  IV.  Das  Zugseil.  IVa.  Anhang:  Der  Wind- 
druck. Beispiel  für  die  Benutzung  der  Tafeln  zum  Zeichnen  der 
Seilkurven.  Schlußwort.  Mit  3  Tafeln  zur  Berechnung  aller 
Seilkurven  und  der  sonstigen  maßgebenden  Größen  (Knickwinkel, 
Bogenlängen  usw.).  Durch  Angabe  des  im  Gegenstand  vorhan- 
denen Lesestoffes  ist  die  mit  zahlreichen  Textabbildungen  ver- 
sehene, auf  vollständig  neuer  Grundlage  aufgebaute  Arbeit  ge- 
eignet, einen  gründlichen  Einblick  in  das  Wesen  des  Baues  von 
Luftseilbahnen  zu  bieten  (66  Bogenseiten).  Preis  (mit  Rück- 
sicht auf  die  Kursschwankungen)  2000  Kronen  österr.  Währung. 

VEREINSNACHRICHTEN 
Vereistech  (Preußen-Hessen)  hat  die  Bezirksvereinigungen 
und  als  Geschäftsführerin  von  Reichs-Vereistech  die  Landesgrup- 
pen zum  gemeinsamen  Jahres-Hauptvertretertag  auf  Sonntag,  den 
2.  April  1922,  vormittags  9  Uhr,  im  Sitzungszimmer  des  Anhalter 
Bahnhofs  zu  Berlin  (Eingang  durch  den  Wartesaal  2.  Klasse) 
mit  folgender  Tagesordnung  eingeladen: 

1.  Jahresbericht, 

2.  Rechnungslegung  mit  Kassenbericht, 

3.  Bericht  der  Rechnungsprüfer, 

4.  Entlastung  des  Hauptvorstandes, 

5.  Voranschlag  für  das  Geschäfts-  und  Kalenderjahr  1922, 

6.  Neuwahl  des  Hauptvorstandes  und  der  Rechnungsprüfer, 

7.  Sonstiges  (Ergänzungen  vorbehalten). 

Die  Bezirke  und  Landesgruppen  werden  hierdurch  nochmals 
gebeten,  bis  zum  25.  d.  M.  an  Vereistech,  Berlin  W  35,  Potsdamer 
Straße  28  mitzuteilen,  wem  sie  ihre  Vertretung  übertragen  haben. 
Der  Hauptvorstand: 
Dr.  Ing.  Steuernagel,  Dr.-Ing.  Gaede. 

Sitzung  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin  am 
13.  Dezember  1921.  Stellv.  Vorsitzender:  Geh.  Oberbaurat  Baltzer. 
Schriftführer:  Oberregierungsbaurat  Lamp.  Der  Kassenführer 
gibt  einen  vorläufigen  Ueberblick  über  den  Stand  der  augen- 
blicklichen Kassenverhältnisse.  Als  Rechnungsprüfer  werden 
die  Herren  Maaß  und  Samans  wiedergewählt.  Den  Jahresbericht 
erstattete  der  stellvertr.  Vorsitzende.  Nach  dem  Berichte  hat  der 
Verein  im  letzten  Jahre  eine  sehr  befriedigende  Entwicklung  ge- 
nommen. Die  Zahl  der  Mitglieder  hat  um  38  zugenommen.  Der 
Verein  besteht  jetzt  aus  6  Ehrenmitgliedern,  204  einheimischen 
und  114  auswärtigen  Mitgliedern.  Die  Veranstaltungen  des  Ver- 
eins, 7  Vortragsabende  und  6  Besichtigungen  fanden  rege  Be- 
teiligung seitens  der  Mitglieder.  Im  Anschluß  an  den  Jahres- 
bericht findet  die  Neuwahl  des  Vorstandes  statt.  Sämtliche  Vor- 
standsmitglieder werden  einstimmig  wiedergewählt.  Hierauf  hält 
Se.  Exz.  Herr  Wirkl.  Geheimer  Rat,  Dr.  v.  d.  Leyen,  den  ange- 
kündigten Vortrag:  Die  Verkehrsk  o-n  ferenz  des  Völ- 
kerbundes in  Barcelona.  Da  das  Wort  zu  dem  Vor- 
trage nicht  erbeten  wird,  spricht  der  Versammlungsleiter  deit 
Redner  den  Dank  aus  und  schließt  die  Sitzung  um  8,35  Uhr. 

Sitzung  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin  am  11.  Ok- 
tober 1921.  Vorsitzender:  Geheimer  Oberbaurat  Hoogen,  Schrift- 
führer:   Oberregierungsbaurat    Lamp.    Nach    Eröffnung  der 


Sitzung  gedenkt  der  Vorsitzende  der  seit  der  letzten  Versamm- 
lung verstorbenen  Mitglieder,  Geh.  Baurat  Jeran,  Geh.  Baurat 
Rudolf  Richard,  Regierungsbaumeister  a.  D.  Quandt  und  Prof. 
Obergethmann.  Die  Geh.  Bauräte  Jeran  und  Richard  haben 
viele  Jahre  bei  der  Preußischen  Staatseisenbahnverwaltung  im 
Bau-  und  Betriebsdienste  verdienstvoll  gewirkt.  Im  besonderen 
war  es  Richard  vergönnt,  vor  schwierige  und  interessante  Bau- 
aufgaben gestellt  zu  werden,  die  er  vortrefflich  gelöst  hat.  Her- 
vorzuheben ist  seine  Tätigkeit  beim  Bau  der  Strecke  Erfurt- 
Ritschenhausen  mit  dem  Brandleitetunnel.  Quandt  ist  auf  dem 
Gebiete  des  Kleinbahnwesens  zuerst  bei  der  Firma  Vering  und 
Wächter  und  später  an  der  Spitze  der  Deutschen  Eisenbahn-Bau- 
und  Betriebsgesellschaft  tätig  gewesen.  Obergethmann  war  in 
Aachen  und  Berlin  als  Hochschullehrer  geschätzt  und  beliebt. 
Bis  zu  seinem  Tode  war  er  ein  sehr  eifriges  Mitglied  des  lite- 
rarischen Ausschusses  des  Vereins.  Nach  Bekanntgabe  einiger 
geschäftlicher  Mitteilungen  und  Abstimmung  über  die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  hält  Herr  Dr.  Moser  den  angekündigten  Vor- 
trag über  „Drahtlose  Telephonie"  (mit  Experimenten). 
Mit  dem  Danke  an  den  Vortragenden  schließt  der  Versammlungs- 
leiter die  Sitzung  um  8,45  Uhr. 

Sitzung  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin  am  8.  No- 
vember 1921.  Vorsitzender:  Geheimer  Oberbaurat  Hoogen, 
Schriftführer:  Oberregierungsbaurat  Lamp. 

Dankschreiben  sind  eingegangen  von  den  Herren  Oberbau- 
rat Hagenbeck  und  Deufel  für  die  ihnen  vom  Vorstande  zu  ihrem 
70.  Geburtstage  ausgesprochenen  Glückwünsche.  Ebenso  von 
Herrn  Wirkl.  Geh.  Oberbaurat  Koch,  den  der  Vereinsvorstand 
anläßlich  seines  80.  (leburtstages  in  Anerkennung  seiner  großen 
\'erdienste  um  den  \'erein  zum  Ehrenmitglied  ernannt  hat.  Herr 
Geheimrat  Koch,  der  in  der  Sitzung  anwesend  ist,  dankt  noch- 
mals mündlich  für  die  ihm  zuteilgewordene  Ehrung. 

N  amens  des  Vorstandes  macht  Herr  Geh.  Oberbaurat 
Baltzer  Mitteilung  von  der  beabsichtigten  Veräußerung  eines 
Teils  des  Büchereibestandes.  Nach  kurzer  Debatte,  an  der  sich 
Geheimrat  Cauer,  Ministerialdirektor  Breusing  und  der  Vor- 
sitzende beteiligen,  stimmt  die  Versammlung  dem  Vorschlage 
der  Vereinsleitung  unter  Berücksichtigung  einiger  Anregungen 
von  Geheimrat  Cauer  zu. 

Hierauf  hält  Herr  Oberregierungsbaurat  Dr.  Ing.  Tecklen- 
burg den  Vortrag*)  des  Abends  über:  Das  Selbstkosten- 
problem bei  der  Eisenbahnverwaltung. 

Nach  Beantwortung  einiger  Fragen  aus  der  Mitte  der  Ver- 
sammlung durch  den  Redner,  dankt  der  Vorsitzende  letzterem 
und  schließt  die  Versammlung. 

Sitzung   des   Vereins   für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin  am 
10.  Januar  1922.   Vorsitzender:  Geh.  Oberbaurat  Hoogen,  Schrift 
führer:  Oberregierungsbaurat  Lamp. 

Zu  Beginn  der  Versammlung  dankt  der  Vorsitzende  namens 
aller  Vorstandsmitglieder  für  das  ihnen  durch  ihre  Wiederwahl 
in  der  letzten  Sitzung  geschenkte  Vertrauen.  An  Stelle  des  durch 
Krankheit  verhinderten  Kassenführers  berichtet  der  Schrift- 
führer über  den  Rechnungsabschluß  1921  und  den  Voranschlag 
für  1922,  worüber  in  der  nächsten  Versammlung  zu  beschließen 
sein  wird.  Alsdann  hält  Herr  Regierungs-  und  Baurat  Füchsel 
den  angekündigten  Vortrag  über:  Gefügeuntersuchun- 
gen an  Baustoffen  und  ihre  Auswertung  für  die 
Beschaffung  und  Unterhaltung  des  Eisenbahn- 
oberbaues (mit  Lichtbildern). 

An  der  Besprechung  des  Vortrages  beteiligten  sich  die 
Herren  Prof.  Dr.  Ing.  Giese,  Präsident  Sarre  und  Oberingenieur 
Hermann.  Der  Vorsitzende  spricht  dem  Vortragsredner  den 
Dank  des  Vereins  aus. 

Sitzung  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin  am 
14.  Februar  1922.  Vorsitzender:  Geh.  Oberbaurat  Hoogen, 
Schriftführer:  Oberregierungsbaurat  Lamp.  Herr  Geh.  Baurat 
Maaß  berichtet  für  den  Kassenprüfungsausschuß  über  das  Er- 
gebnis der  vorgenommenen  Kassen-  und  Rechnungsprüfung  des 
Rechnungsjahres  1921.  Seinem  Antrage  entsprechend  wird  dem 
Kassenführer  Entlastung  erteilt  und  ihm  der  Dank  für  die  vor- 
zügliche Führung  der  Kassengeschäfte  ausgesprochen.  Ohne 
Debatte  genehmigt  die  Versammlung  auch  den  in  der  letzten 
Sitzung  vorgelegten  Voranschlag  für  1922.  Den  Vortrag  des 
Abends  hält  Herr  Baurat  Fr.  Kleemann  über:  „Kamera- 
listische  und  kaufmännische  Buchführung  in 
öffentlichen  Wirtschaftsbetriebe  n". 

Zu  einer  Besprechung  des  Vortrages  wird  das  Wort  nicht 
verlangt,  worauf  der  Vorsitzende  mit  Dankesworten  an  den  Red- 
ner die  Versammlung  schließt. 

*)  Anmerkung  der  Schriftleitung:  Der  Vortrat;  ist  bereits  in  den  Ntinimern 
47  und  J8,  jahrfrang  iq2i  der  V.  W.  veröffentlicht,  wobei  versehentlich  nicht  auf 
die  Sitzung  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  hingewiesen  wurde. 


Verautwortlirh  fQr  die  Schriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
technischen  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck:  Guido  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  VejI^c 

Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35. 


VII 


16.  Jahrg.    Heft  11.    16  März  1922, 


VC 

t  r  d  i  n  a  u  n  a 

s  - 

An 

z  e  i  a 

e  r 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 

amtes,  der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

Tag  der 
Eröffnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M  von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

i8.  3.  1922 
vorm   10  Uhr 

Lieferung  von  Betriebsstoffen  fUr  das  erste  Halbjahr  1922  und  zwar: 
4500  kg  Bindfaden,   500  kg   Hanf,  200  kg   Fadendochte,   10000  m 
Lampendochte,  10000  Stück  Aufnehmer,  20000  Stück  Piassavabesen, 
5oooo  .Stück  Reiserbesen,  500000  DrahtverschlUsse,  400  kg  Putzpulver 

M  6.— 

Zentralbüro 
der  Eisenbahn- 
direk  ion  Essen, 

Zimmer  268 

Eisenbalindi'ektion  Essen, 
V'erdingungszimmer, 
Bismarckstraße  i 

27  3  '922 

18   3.  1922 
mittags  12  Uhr 
Geschäftsgeb. 
Lindenstr.  1920, 
Zimmer  135. 
Sitzungssaal 

Lieferung  von  Eisenbahnbettungsstoffen  in  Teilmengen. 

M  10. — 

\'orstand  des 
Präsidialb  Uros 

Geschäftsgebäude  d.  Eisenbahn- 
direktion Stettin,  Lindenstr.  I9'20, 
Zimmer  135  (Sitzungssaal) 

5  Tage 

20.  3.  1922 

Lieferung  von  119  Stück  eisernen  Fenslern,  5  Toren  und  1  Entlüfier 
für  die   Erweiterung   der  Tenderwerkstatt   und    den   Neubau  des 
WerkS'offlagergebiiudes    auf    der     Hauptwerkstätte  .Sebaldsbrück 
bei  Bremen. 

M  15.- 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Sebaldsbrück 

Eisenbahn  auabteilung 
Sebaldsbrück 

17.  4.  1922 

20.  3'  19^^ 
vorm.  10  Uhr 

Vergebung  von:  Bimssteinen,  Borax,  Feilenheften,  Kali,  Kolophonium, 
.Salmiak.  Schwämmen   .'Schlössern,  Schlüsseln,  Leder,  Filz,  Filzriiigen, 
Schmirgel,  tilaspapier,  Kreuzhacken-,  Besen-,  Stopfhacknn-,  Schauiel- 
usw.  Stielen. 

M  10.— 

PräsidialbUro, 
Zimmer  236, 
Arbeitsanteil  14. 
Es  ist  anzugeben, 
für  welche  Stoffe 
d.  Bedingungen 
gewünscht  werd. 

Eisenbahndirsktion.  Materialien- 
bOro,     Frankfurt    a./M.  (Süd), 
Hedderichstr.  5g.    „Angebot  auf 
Lieferung  von  Werkstattstoffen". 

15.  4.  1922 

20.  3.  1923 

Maurer-  und  Zimmererarbeiten  für  den  Aufbau  des  Dienstgehä"des 
auf  Bahnhof  Bautzen.    Die  .Arbeiten  umfassen  das  Heben  des  Daclies 
und  das  Einbauen  zweier  Wohnungen. 

M  9.- 
Preisliste  u.  die 

Bedingungen 
Nr.  560  und  56 j 
je  M  I.— 

Eisenbahn- 
bauamt Bautzen 

Eisenbahnbauamt  Bautzen 

10.  4.  1922 

20  3.  1922 
vorm  II  Uhr 

i\usf[lhrung  der  Erd"^  Betoii"  Eisenbeton-  u.  Maurersrbeiten  zur  Er* 
Weiterung  des  Lokomotivschuppens  aui  Bahnhof  Gremberg 

M  40. — 

Eisenbahnbauabteilung  i,  Cölu- 
Nippes,  Merheimerstr.  220 

2t  3.  922 
vorm.  10  Uhr 

\^erdingunLr  des  Bedarfs  an  Geräten  zur  Ausstattung  der  Dienst-  usw. 
Räume  für  die  Zeit  vom  i.  April  bis  30.  Ju  i  1922.    Los  i:  Eis^  n- 
waren  u.  a.    als  Holzbeile  mit  Stiel,   Wei  kbede   mit  .Stiel.  Beitel, 
.Stangen-   und  Spiralboh  er,   Richteisen,    Brechstangen,  Stahldraht- 
bürsten  u.   -besen,   .^teinsch'aggabeln.    Hau'i-  u  Vorschlaghämmer, 
'stopihacken.  Stopfer,  Metall-  und  Schienensägeblätter,  Hand-  und 
Baumsägen,  Schlackenschaufeln,  IVIüllschippeii,  Docht-,  Papier-  und 
K le m  1 'Uerscheren    .Schrauben-  und  KrUckenschlüssel  Kafteekessel 
Signalhörner,  Zahlen-  und  Buchstabenschlagstempel,  Waschapparatc, 
Draht-,  Beiß-.  Rohr-,  Filter-,  Blitz-  und  Kombinationszangen;  Los  2: 
Bürsten-,  Pinsel-  und  Satilerwaren.  als  Wasserwagen,  Handlaternen- 
brustleder,  Schutzbrillen,  Kokosfußmatten,  .Signalfahnen,  Tintenfässer, 
Lineale,  Meßstähe,  Meßlatten,  Hairbesen,  Ofen-  und  WagenbUrsten, 
Abort-,  Abseif-,  Wagenpolsterbü  sten,  Weißbinder-  und  Teerbürsten, 
Handfeger,  Schrubber,  Pinsel  aller  Art,  Abziehsteine. 

Los  I  und  2 
je  M.  10  — 

Präsidialbüro 
der  Eisenbahn- 
direktion Essen, 
Bisma  ckplatz  i, 
Zimmer  268 

Präsidialbüro  der  Eisenbahn- 
diJcktion  Essen 

5.  4.  1922 

21.  3.  1922 
mittags  12  Uhr 

Erd-   Maurerarbeiten  und  Zimmererarbeiten  für  ein  Beamtenwohn- 
haus am  Bahnhof  Werdau  etwa  2000  cbm  umbauter  Raum.  Auswahl 
unter  den   Bewerbern  und  Ablehnung  sämtlicher  Angebote  bleibt 
vorbehalten. 

M  7,50  f.  Erd-  u. 
Maurerarbeiten 
und  M  6.—  für 

Zimmererarbeit. 

Eisenbahnbauamt  Altenburg  I, 
Kanalstraße  28 

15  4.  1922 

21.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  60000  kg  Putzwolle,  20000  .Scheuertüchern,  20000  Putz- 
tüchern,   3000  kg    weißen    Putzlappen,    200  Putzledern.  Vertrags- 
erfüllung: bis  Ende  August  1922. 

2  Frs.  oder 
M  8.— 

Zentralbüro 
Zimmer  128 

EisenbahndireUtion  des  -Saarge- 
ietes  Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  128 

4.  4.  1922 

21.  3  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  Werkzeugen,  Reibahlen,  Spiralbohrer  usw. 

3  Frs.  oder 
M  12. — 

Zentralbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes  Saarbrücken, 
ZentralbOro  Zimmer  128 

Ende  Mai  1922 

22.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-,  Böschungs-  und  kleinere  Oberbauarbeiten  Erw.  Bf  Nordhausen. 
(53000  cbm  Bodenbewegung,  4000  cbm  Schlacken  ausladen,  9000  qm 
Böschungsflächen,  1000  m  Gleis  u.  2  Weichen  aufnehmen  u.  verlegen, 
1400  cbm  Bettungsstoffe  ausladen). 

M  18.— 

Betri  bsamt  i 
Nordhausen 

Betriebsamt  i  Nordhausen 

22.  3.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung;  von  rd.  2500  kg  Ledertreibriemen  usw.,  300  kg  Näh-  u. 
Binderiemen.    Vertragserfüllung:  15.  Juni  1922. 

4  Frs.  oder 
M  16.— 

ZentralbOro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des  Saarge- 
bietes Saarbrücken,  Zentralbüro 
Zimmer  128 

6.  4.  1922 

22.  3.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Oberbauarbeiten  zum  a)  Bau  der  Halberstädter  Hauptgleise  und 
Ausbau  des  Ostkopfes  (Verlegen  von  3800  m  Gleisen  und  16  Weichen, 
Abladen  usw.  von  7300  cbm  .Steinschlag,  sowie  3500  cbm  Erdbe- 
wegung;   b)  Bau  der  Nebengleise  29 — 31  (Verlegen  von  1135  m 
Gleisen,  3  Weichen  und  Abladen  usw.  von  2000  cbm  Bettungsstoffen) 
auf  Bahnhof  Vienenburg. 

Je  M  15.— 
pro  Stück 

Eisenbahn- 
bauabteilung 
Goslar 

Eisenbahnbauabteilung  Goslar, 
Bäckerstraße  20  a 

14  Tage 

24-  3-  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  3750  kg  Ruböl,  rohes,  500  kg  Rüböl,  gereinigtes, 
10000  Dosen  Putzcreme  (Putzpomsde),  1000  kg  Hanf,  3000  kg  Bind- 
faden aus  Hani,  1200  kg  Plombenschnur  aus  bestem  Hanf,   15000  m 
Hohldochte,  600  kg  Fadendochte,   15000  Stlick  Dauerbrandfackeln, 
3000  Stück  Zylinderwischer  aus  Wollstoff,  12000  Stück  Knallsignale, 
8250  .Stück  Schreibkreide. 

M  6.- 

Hausverwaltung 
der  Eisenbahn- 
direktion Köln, 
Kaiser  Friedrich 
Ufer  3 

Eisenbahndirektion  Köln 

4.  4.  1922 

25,  3.  1922 

Die  Herstellung  des  II.  Bauabschnittes  der  Unterführung  des  Maar- 
weges sowie  des  nördlichen  Rampeneinschnittes  des  Maarweges 
auf  Bahnhof  Köln-Ehrenfeld. 

M  16.80 

Eisenbahnbau- 
abteilung 2  Köln 
Domhof  28 

Eisenbahnbauabteilung  2,  Köln, 

22.  4.  192z 
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ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  mitteldeutschen  Wirts'jhaftsgebiets) 
VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.  RER.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 

(Fortsetzung) 


B.  Die  Preßbraunkohle, 
a)  Naßpreßstein. 
'  Der  hohe  Wassergehalt  der  Rohbraunkohle  (50 — 60  %)  und 
die  dadurch  bedingte  geringe  Heizkraft  führte  die  Fachkreise  auf 
den  Gedanken,  durch  Preßverfahren  den  Wassergehalt  zu 
vermindern  und  die  Heizkraft  zu  erhöhen.  Die  Verferti- 
gung geht  genau  so,  wie  die  von  Lehmziegeln  vor  ~,\ch.  Die 
Rohbraunkohle  wird  zerkleinert,  gesiebt,  angefeuchtet,  gemischt 

I 

Zusammenstellung  10, 
Brau"kr>h]en-Naßprpr)Stein-F.r'eu<?nne  in  Preußen. 


;  Deut- 
•  sches 

1  Reich 

'1 

Preuß. 

O.B.A.  Halle 

O.B.A.  Bonn 

O.B.A.  Breslau 

Jahr 

Pressen  1 

Pressen 

Pressen 

\ 

580  903 

508  430 

92 

500  133 

1 

2897 

1 

5  400 

1885 

59«  109 

525  882 

89 

517  623 

1 

2148 

2 

6  III 

1890 

1  736  180 

574  384 

84 

561  6:-iO 

2 

6556 

2 

6  148 

1895 

i  ?2«  728 

546  805 

72 

531  643 

1 

3064 

2 

12  098 

1900 

h780  45i 

579  036 

73 

565  506 

1 

3250 

2 

10  280 

1901 

•  6«1  0H6 

484  876 

71 

477  266 

1 

1818 

2 

5  792 

1902 

692  014 

502  674 

70 

491  087 

1 

2094 

2 

9  493 

1903 

682  776 

484  152 

65 

482  697 

1 

1266 

1 

189 

1904 

630  297 

462  308 

64 

458  298 

1 

865 

2 

3145 

1905 

1,  583  229 

420  981 

62 

420  001 

1 

625 

1 

345 

1906 

i-  636  034 

466  377 

59 

461  279 

1 

5  098 

1907 

1614  2.37 

134  49;- 

58 

431  925 

1 

2  570 

1908 

f  596  652 

428810 

57 

426  •='82 

1 

2  528 

1909 

525  761 

380  240 

54 

380  240 

1910 

479  16  i 

.347  113 

54 

347  113 

1911 

•  •495  722 

365  477 

51 

365  477 

1912 

486  866 

350  633 

1913 

1914 

In  den  Bri- 

1915 

;  keitzahlen 

1916 

:  ist  die  Naß- 

1917 

prefistein- 
ij  Erzeugung 

1918 
1919 

[  mitenthalten 

l 

1920 

und  durch  Strangpressen  unter  dem  Druck  von  6—10  Atm.  ge- 
trieben. Die  neuen  Pressen  werden  mit  geheiztem  Mundstück  ge- 
baut. Der  Wassergehalt  wird  bis  auf  etwa  25  %  vermindert.  Im 
Anfang  der  1860er  Jahre  begann  sich  die  Naßpreßstein- 
fabrikation zu  größerer  Bedeutung  zu  erheben.  Seit  1895 
stagniert  sie.  Die  Steine  sind  bequem  transportierbar  und  können 
m  den  Städten  für  Hausbrandzweckc  einfach  und  mit  Vorteil 
verwendet  werden,  da  sie  langsam  verbrennen  und  hohe  Glut 
halten.    Ihre  Heizkraft  ist  gering. 


Da  die  Naßpreßsteine  beim  Trocknen  schwinden,  Risse  zeigen 
und  leicht  bröckeln  bleiben  sie  auf  den  Absatz  in  näherer  Um- 
gebung des  Herstellungsortes  angewiesen  und  werden  nur  für 
Hausbrandzwecke  verwendet.  Infolge  der  Notwendigkeit,  daß 
Steine  an  der  Luft  trocknen  müssen,  um  gebrauchsfähig  zu 
werden,  ist  die  Herstellung  in  hohem  Grade  von  den  Witterungs- 
verhältnissen  abhängig  und  deshalb  in  ihrem  Umfang  unvermeid- 
lichen Schwankungen  unterworfen.  Die  im  Ziegelsteinformat 
hergestellten  Steine  werden  im  Halleschen  Revier  in  zwei  Größen 
hergestellt:  dem  großen  Luckenauer  Format,  von  dem  etwa  9000 
Stück  auf  10  t  gehen  und  dem  kleinen  Meuselwitzer  Format,  von 
dem  10  000  Stück  auf  10  t  entfallen. 

In  Hessen  werden  unhandliche  Formklötze  von  20  mal  20 
mal  17  Kantenlänge  hergestellt,  während  das  Rheinland  Klütten 
in  Form  eines  abgestumpften  Kegels  mit  einer  Höhe  von  13  cm. 
unterem  Durchmeser  von  16  cm  und  oberen  von  14  cm  liefert. 

Größeren  Umfang  hat  die  Naßpreßsteinerzeugung  zu  keiner 
Zeit  angenommen,  da  ihr  Verwertungskreis  ein  zu  beschränkter 
ist.  Im  Jahre  1901  betrug  die  (iesamtherstellung  im  Deutschen 
Reich  (Zusammenst.  9  und  10)  etwa  780  000  t.  Von  diesem  Jahre 
ab  ging  die  Herstellungsmenge  immer  mehr  zurück,  um  im  letzten 
Friedensjahr  1913  in  Gesamtdeutschland  nur  noch  etwa  487  000  t 
/.u  betragen.  Preußen  war  daran  mit  etwa  351000  t  beteiligt,  die 
•  nur  auf  den  Bezirk  des  O.  B.  Halle  entfielen.  In  Bayern 
und  Braunschweig  war  keine  Herstellung  zu  verzeichnen.  Das 
Trockenbrikett  verdrängte  mit  der  fortschreitenden  industriellen 
Entwickelung  den  Naßpreßstein.  Abbildung  11  zeigt  bildlich 
deutlich,  wie  im  Deutschen  Reich  und  Preußen  die  Naßstein- 
herstellung im  Abnehmen  begriffen  ist. 

Dem  Absatzgebiet  der  Naßpreßsteine  ist  wegen  ihres  gerin- 
gen Heizwertes  eine  verhältnismäßig  enge  Grenze  gezogen,  die 
zwischen  80  und  150  km  liegt. 

b)  Trockenbriketts. 

Seit  den  1870er  Jahren  gewann  die  Verarbeitung  der  Roh- 
kohle zu  Trockenbriketts  vermehrte  Bedeutung.  Vom 
Jahre  1858  an  hatte  man  sich  bemüht,  ein  vollwertiges  Produkt 
im  Trockenverfahren  herzustellen,  das  auf  weitere  Entfernungen 
versandfähig  ist.  Die  Extersche  Kohlenpresse  stellt  aus  der 
mitteldeutschen  und  rheinschen  Braunkohle  ohne  Verwendung 
eines  Bindemittels,  nachdem  in  der  sogenannten  Aufbereitung  die 
Kohle  auf  12  bis  18  %  Wassergehalt  vorgetrocknet  worden  ist, 
unter  einem  Druck  von  1200 — 1500  Atm.  transportfähige  Trocken- 
preßsteine, Briketts,  her.  Der  Bitumengehalt  der  Kohle  spielt 
für  ihre  Brikettierfähigkeit  nach  angestellten  Forschungen  keine 
Rolle.  Den  Beweis  liefert  die  Rheinische  Braunkohle,  die  mit 
1  %  Bitumengchalt  gut  brikettierbar  ist.  Der  Heizwert  der 
Briketts  wird  auf  4500—5300  W.  E.  erhöht,  gegenüber  2000  bis 
3200  W.  E.  der  Rohbraunkohle  der  Provinz  Sachsen.  Zur  Ver- 
wendung kommen  die  Briketts  1.  als  Hausbrand  in  der 
Form  von  Salonbriketts  in  länglichem,  rechteckigem  Format  mit 
abgerundeten  Höhenkanten  und  6 — 7zölliger  Stärke.   Sie  sind  gut 
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Abbildung  14. 


lagerbar,  ohne  großen  Raum  in  Anspruch  zu  nehmen.  Auf  eine 
10-t-Ladung  entfallen  27  000—28  000  Stück  Gzöllige,  20000  bis 
210000  Tzölligc;  2.  dienen  die  Briketts  als  sogenannte  Industrie- 
briketts in  der  Industrie  als  Feuerungsstoff.  Sie 
werden  als  Halbsteine,  Würfel-,  Nuß-  und  Rundbriketts  geformt, 
sind  kleinstückig,  bieten  dem  Feuer  eine  größere  Angriffsfläche 
und  können  auf  der  Rostfläche  besser  verteilt  werden,  ohne  den 
Luftzutritt  zu  hindern. 

Die  Verladung  der  Briketts  findet  in  technisch  vervoll- 
kommneter Weise  so  statt,  daß  durch  die  Presse  selbst  die 
Steine,  dicht  aneinander  gereiht,  auf  Rutschen  gedrückt  werden, 
auf  denen  sie  sich  unter  dem  Druck  der  nachgepreßten  Steine  bis 
über  die  Umladestelle  bewegen.  Hier  hört  die  Rutsche  auf  und 
die  Briketts  fallen  einzeln  in  das  darunterstehende  Verkehrsfahr- 
zeug.   Dies  muß  entsprechend  der  Füllung  bewegt  werden. 


Die  Tran  Sportfähigkeit  der  Braunkohlenbriketts  ist 
außerordentlich  gut.  Der  Verkehrsdurchmesser  übertrifft  bei 
weitem  den  der  Rohbraunkohle  und  der  Naßpreßsteine. 

Seit  dem  Jahre  1885  hat  die  Brikettherstellung  in  Deutsch- 
land eine  ständig  sich  aufwärts  bewegende  Entwickelung  auf- 
zuweisen. Eine  Ausnahme  bilden  das  Kriegsjahr  1917  und  das 
Nachrevolutionsjahr  1919.  (Zusammenst.  12.)  Einen  wie  bedeut- 
samen Anteil  der  Braunkohlenproduktion  die  Brikettherstellung 
in  Anspruch  nimmt,  zeigen  die  Zusammenstellungen  12,  13  und  14. 
Ziisammenstellung  12  gibt  Zahlen  für  die  Brikett-Erzeugung  im 
Deutschen  Reich,  getrennt  nach  Ländern,  1.3  solche  für 
Preußen,  getrennt  nach  Obcr-Bergämtern.  Abbildung  14  zeigt 
einen  zeichnerischen  Vergleich  zwischen  Gesamtbraunkohlen- 
förderung, der  Brikettherstellung  und  NaßpreßerzeugungDeutsch- 
lands  und  15  läßt  in  bildlicher  Darstellung  den  überragenden  .\n- 
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Zusammenstellung  13 


Rraunkohlen-Brikett-Erzeugung  in  Preußen 


Jahr 


Deutsches 
Reich 


Preußen 


O.B.A.  Halle 


Pressen 


O.BA.  Bonn 


Pressen 


OB.A.  Breslau 


Presse  n 


O.B.A.  Claustal 


Pressen 


1885 
1890 
1895 
19Ü0 
1901 
1902 
1903 
1904 
19"5 
1906 
19n7 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 
1921 
I  u  II 
Halb- 
jahr 


teil  des  Ober-Bergamtes  Halle  an  der  Brikett-Herstellung 
Deutschlands  erkennen.  Wohl  zu  beachten  ist.  daß  zur  Brikett- 
hcTStellung  etwa  2.7  mal  so  viel  Rohbraunkohle  benötigt  werden, 
wie  die  Brikettmenge  beträgt.  Die  Kurve  der  Briketterzeugung 
Deutschlands  in  Abbildung  14  ist  also  mit  etwa  2.7  zu 
vervielfachen,  um  einen  Vergleich  mit  der  Gesamtbraunkohlen- 
fürderung  geben  zu  können.  Im  Jahre  1885  wurden  16,7  %  der 
preußischen  Braunkohlenförderung  zur  Verarbeitung  und  als 
Betriebskohle  in  der  Brikettfabrikation  verwandt,  im  Jahre  l'JOO 
—  51.5  %  und  im  Jahre  1909  —  65  9  %.  Heute  sind  es  mehr 
als  der  Cesamtbraunkohlenproduktion,  die  zu  Briketts  um- 
gearbeitet werden. 

C.   Weiterverarbeitetes  Produkt, 
a)  Schwelverfahren. 

Vorbedingung  dafür,  eine  Braunkohlenart  der  Weiterver- 
arbeitung durch  Schwelververfahren  oder  durch  den 
Generator  zu  unterwerfen,  ist  das  Vorhandensein  von  bitu- 
minösen Stoffen  und  von  Harzsäure.  Die  bituminösen  Stoffe 
sind  solche  Mineralien,  denen  sich  ohne  chemische  Eingriffe 
allein  durch  physikalische  Vorgänge  kohlen-  und  wasserstoff- 
haltige  Stoffe  entziehen  lassen.  Das  Vorkommen  der  Harzsäure 
ist  so  erklärlich,  daß  Schwelkohle  als  Umwandelungserzeugnis 
von  Harzen  der  Laub-  und  Nadelholzbäume  der  Tertiärzeit  an- 
zusehen ist,  während  die  mit  der  Schwelkohle  gleichzeitig  auf- 
tretende Feuerkohle  aus  den  eigentlichen  Holzstoffen  entstanden 
ist.  Der  Bitumengehalt  beträgt  bis  zu  33  %.  doch  sind  die  hoch- 
prozentigen Vorkommen  abgebaut.  Die  Farbe  der  Schwelkohle 
isi  heller,  als  die  der  Feuerkohle,  besonders  bei  der  besten  ihrer 
Art.  dem  nicht  mehr  vorkommenden  Pyropissit  mit  50 — 60  % 
Bitumen.  Die  zum  Verschwelen  geeignete  Kohle  ist  infolge 
zu  hohen  Bitumengehalts  nicht  zur  Herstellung  von  Briketts  zu 
benutzen,  da  diese  leicht  rußen,  rissig  und  spröde  werden,  eben- 
sowenig wie  sich  wegen  Mangel  an  Bindemittel  sehr  bitumen- 
arme Kohle  dazu  eignet. 

Es  muß  deshalb  Schwel-  und  Feuerkohle  möglichst  schon 
beim  Abbau  getrennt  werden,  um  die  Fabrikation  zu  erleichtern. 
Nach  der  Förderung  wird  die  Schwelkohle  meist  auf  die  Schwel- 
böden der  Schwelhäuser  geschafft;  die  Lagerung  auf  Halden  ver- 
meidet man  nach  Möglichkeit,  da  die  Kohle  dort  verwittert  und 
verdunstet,  wodurch  die  Teerausbeute  beeinträchtigt  wird. 

Das  Schwelen  ist  eine  Art  trockener  Destillation  mit 
dem  Zweck,  das  Bitumen  der  Braunkohle  in  Teer  zu  verwandeln, 
aus  dem  Paraffin  gewonnen  werden  kann.  Das  geht  vor  sich: 
durch  Trocknen,  Wasserentziehung  und  Bitumensonderung.  Das 
Bitumen  wird  in  Teer,  Wasser  und  Gas  geschieden  und  die 
Kohlensubstanz  in  Grudekoks,  gasförmige  und  flüssige  Destil- 
lationserzeugnisse. 

Die  Erzeugnisse  der  Braunkohle  nach  der  Verschwelung 
geben  folgendes  entsprechend  der  Kohlenart  wechselndes  Ver- 
hältnis: 
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Wasser   50—60  %, 

Koks   25— .35  „, 

Teer   5—10  „ , 

Gas   Rest. 

Während  das  Schwel  w  asser  ein  unerwünschtes  Er- 
zeugnis ist,  dessen  Beseitigung  Schwierigkeiten  verursacht,  kann 
der  Grudekoks  als  Hausbrand  in  Grudeöfen  verbrannt 
werden. 

Der  Teer  mit  einem  spez.  Gewicht  von  0,850  bis  0910  — 
wichtig  für  den  Transport  —  wird  einer  weiteren  Verarbeitung 
unterzogen,  um  ihm  seinen  wertvollen  Bestandteil  —  das  Paraffin 
—  zu  entziehen.  Dies  geschieht  durch  Destillation  des  Teers, 
chemische  Behandlung  der  Destillate  und  Auskristallisieren  und 
Gewinnung  des  Paraffins  und  der  Oele. 

Das  Schwelgas  wird  zu  Heiz-  und  Kraftzwecken  ver- 
wendet, ebenso  wie  das  Destillationsgas.  Die  verschiedenen 
Verwertungsmöglichkeiten  des  Braunkohlenteers  zeigt  der  von 
der  Firma  Heinrich  S  e  n  s  in  Leipzig  aufgestellte  Stammbaum 
der  Braunkohle.  (S.  Abbildung  16  auf  Seite  15.) 

Die  auf  dem  Schwelvorgang  aufgebaute  Mineralöl-  und 
Paraffinölindustrie  zeigte  ihre  ersten  Gründungen  in  Deutschland 
in  den  1850er  Jahren.  Die  mitteldeutschen  Braunkohlenbezirke 
bilden  durch  ihre  bitumenreiche  Braunkohle  das  klassische 
Land  der  Schwelteerindustrie  und  stellen  auch  die  schottischen 
und  amerikanischen  Schwelereien,  die  nicht  Kohle  und  Schiefer 
vcMschwelen  in  den  Hintergrund.  1855  entstand  die  „Sächsisch- 
Thüringische  A.-G.  für  Braunkohlenverwertung",  aus  der  Carl 
Adolf  R  i  e  b  e  c  k  hervorgegangen  ist,  dessen  Werke  nach  seinem 
Tod  als  „Riebecksche  Montanwerke,  A.-G.  Halle"  zusammen- 
geschlossen wurden.  1857  ist  die  „Werschen-Weißenfelscr  Braun- 
kohlen A.-G."  gegründet  worden.  Außer  den  drei  genannten 
Werken  betreiben  die  Schwelerei  in  Mitteldeutschland  von 
größeren  Werken,  die  1873  gegründete  „Waldauer  Braunkohlen- 
industrie A.-G."  und  die  1883  ins  Leben  gerufene  ,,Zeitzer 
Paraffin-  und  Solarölfabrik  in  Halle  a.  d.  S.".  Der  Verein  für 
Mineralölindustrie  (begr.  1868)  vertritt  die  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Mineralölfabrikanten,  die  gegen  die  Kon- 
kurrenz auf  dem  Gasölmarkt  1885  das  „Verkaufssyndikat  für 
Paraffinöle  in  Halle"  begründeten.  Außer  im  mitteldeutschen 
Gebiet  wird  Schwelerei  in  beschränktem  Ausmaß  nahe  bei  Darm- 
stadt (Messel)  seit  1885  betrieben.  Auf  die  Höhe  der  Pro- 
duktionszahlen haben  die  Messeler  Erzeugnisse  geringen  Einfluß. 

Die  erzeugte  Menge  Braunkohlenteer  hat  in  den  Jahren  1890 
bis  1909  um  60  000  t  betragen,  die  Paraffinölgewinnung  gmg 
in  denselben  Jahren  mit  einigen  Schwankungen  von  24  000  bis 
36  000  t  herauf,  während  die  Paraffingewinnung  von  86  000  dz 
1891  bis  68  000  dz  1906  sank;  1909  war  sie  wieder  auf  76  000  dz 
gestiegen. 
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Abbildung  15. 


b)  Generatorverfahren: 

Im  Wettbewerb  zu  der  Schwelerei  ist  neuerdings  die  Ge- 
winnung von  Heiz-  und  Treibölen  aus  der  Braunkohle  mittelst 
G  e  n  e  r  a  t  o  r  V  e  r  f  a  h  r  e  n  s  getreten.  Dies  erstrebt  die  Ge- 
winnung von  Ter  und  Oel  auf  dem  Wege  der  Vergasung  der 
Kohle.  Als  im  Kriege  der  Bedarf  an  Schmierölen  immer  drin- 
gender wurde,  glaubte  man  auf  diesem  Wege  zur  Gewinnung 
größerer  Mengen  der  benötigten  Oele  gelangen  zu  können.  Als 
Rohstoff  für  die  geplante  Anlage  großzügiger  Generatorwerke 
hätte  auch  die  Steinkohle  zur  Verfügung  gestanden.  Man  ent- 
schloß sich  jedoch  zur  Braunkohle,  weil  es  im  Altenburger  Ge- 
biet Kohle  mit  etwa  1.3  %  Teergehalt  gibt,  während  Steinkohle 
mit  13  %  Teergehalt  zu  den  Seltenheiten  gehört.  Der  Teer  läßt 
sich  bei  der  Braunkohle  auch  bei  niedrigeren  Temperaturen  ge- 
winnen, versprach  infolge  seines  höheren  Paraffingehalts 
leichtere  und  ausgiebigere  Verarbeitbarkeit  und  außerdem  braucht 


man  bei  der  Vergasung  von  Braunkohlenbriketts  nur  mit  2  cbm 
gegenüber  3 — 3,5  cbm  Generatorgas  bei  der  Steinkohle  zu 
rechnen. 

All  diese  Erwägungen,  belegt  durch  Versuche  des  Müi- 
heimer  Kohlenforschungsinstitutes  der  „Mineralölversorgungs- 
gesellschaft m.  b.  H."  der  „A.-G.  für  Brennstoffvergasung",  der 
,, Kriegsschmierölgesellschaft"  und  der  „Generator-A.-G."  führten 
im  Jahre  1916  zum  Bau  großzügiger  Anlagen  bei  Rositz  (.S.-A.) 
durch  die  ,,D  e  u  t  s  c  h  e  E  r  d  ö  1  -  A.  -  G."  (Dea),  um  an  eine 
weitgehende  Oelgewinnung  aus  der  dortigen  bitumenreichen 
Braunkohle  im  Generatorverfahren  heranzugehen.  Die  Rositzer 
Braunkohlenwerke  wurden  von  der  Dea  zu  diesem  Zweck  auf- 
gekauft. 1918  betrug  die  tägliche  Teerproduktion  der  aus  55 
Generatoren  bestehenden  Anlagen  150  t.  Das  Generatorgas 
wurde  zur  Beheizung  der  in  der  Nähe  befindlichen  Brikett- 
fabriken und  der  Teerraffincrien  verwendet. 


Abbildung  16. 
Sensscher  Braunkohlenstammbaum 

Durch  die  veränderte  Wirtschaftslage  nach  dem  unglück- 
lichen Kriegsausgang  ist  das  Schicksal  der  neuen  Teergewinnung 
aus  der  Braunkohle  im  Generatorverfahren  gegenüber  der  im 
Schwelverfahrcn  aus  den  bereits  eingerichteten  Schwelereien  un- 
gewiß. Die  Köstenfrage  wird  auf  den  weiteren  Ausbau  be- 
stimmend wirken. 

Bisher  ist  es  nicht  gelungen,  Rohbraunkohle  wirtschaftlich 
zu  vergasen.  Auch  die  Verschwelung  von  Braunkohle  er- 
streckte sich  im  Jahre  1919  nur  auf  1  }4  Mill.  t  Gesamtgewinnung. 
Es  gibt  noch  viel  Arbeit  zu  leisten,  um  die  Wertstoffe  der 
Braunkohle  restlos  auszuschöpfen. 


II.  Teil. 

Die  Braunkohlenindustrie  Mitteldeutschlands. 
I.  Kraftversorgende  Industrie. 
1.  Braunkohle. 

A.  Braunkohlenlager. 
Die  Mitteldeutschen  Braunkohlenvorkommen  finden,  wie  wir 
gesehen  haben,  eine  ziemlich  scharfe  geographische  Trennung 
durch  die  Elbe.  Das  Gebiet  westlich,  also  links  der  Elbe,  birgt 
die  Hauptbraunkohlenschätze  zwischen  Mulde  und  Saale  in  der 
Piovinz  und  im  Freistaat  Sachsen,  in  Sachsen-Altenburg,  in 
Anhalt  und  Braunschweig,  das  ostelbische  Gebiet  in  der  Nieder- 
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lausitz  bei  Senftenbcrg  und  rechts  und  links  der  Neiße.  In  der 
Provinz  Sachsen  sind  zu  unterscheiden: 

1.  die  Obcrröblinger  Ablagerung, 

2.  die  Teutschental-Zscherbener  Ablagerung, 

3.  die  Braunkohlenfelder  in  und  am  Geiseltal, 

4.  die  Vorkommen  umnittelbar  bei  Halle, 

5.  die  Zeitz-Weißenfelser  Ablagerung, 

6.  das  Bitterfelder  Vorkommen, 

7.  der  Halberstädter  Braunkohlenbergbau, 

8.  der  Ascherslebener  Abbau. 

1  bis  5  wird  durch  die  Bergrevierc  Halle-West,  Naumburg 
und  Zeitz  umfaßt. 

Im  Freistaat  Sachsen  findet  sich  Braunkohle 
1.   im  Leipzig-Bornaer  Revier  nahe  der  Preußisch-Sachsen- 

Altenburger  Grenze, 
2-   in  der  sächsischen  Oberlausitz,  nahe  der  östlichen  Grenze, 
Sachsen-Altenburg  weist  sein  Braunkohlenlager  im  Meusel- 
witzer Revier  auf. 

Die  Anhaltinischen  Vorkommen  werden  von  Elbe,  .Saale  und 
Mulde  umgrenzt,  abgesehen  von  einigen  Vorkommen  nördlich 
der  Elbe. 

In  Braunschweig  findet  sich  Braunkohle  nur  an  der  östlichen 
L.andesgrenze  zwischen  den  Waldhöhenzügen  Elm  und  Dorm. 

In  Brandenburg  findet  sich  die  abbauwürdigste  Braunkohle 
in  der  Lausitz,  und  zwar 

1.  das  Lausitzer  Vorkommen  in  der  Nieder-Lausitz.  In  wirt- 
schaftlicher Beziehung  wird  die  Ablagerung  in  eine  west- 
liche und  östliche  Gruppe  geteilt; 

2.  findet  sich  Braunkohle  im  Neuskau-Großkölziger  Becken, 

3.  in  der  Sorauer  Ablagerung, 
.  4.  bei  Forst  und  Guben. 

Die  märkischen  Braunkohlenfelder  sind  weniger  abbau- 
würdig. 

In  Posen  und  Westpreußen  sind  geringfügige,  wenig  ertrag- 
reiche Braunkohlenvorkommen  zu  verzeichnen. 

In  Schlesien  (zum  Ober-Bergamt  Breslau  gehörig)  finden 
sich  starke  Braunkohlenfelder  im  Kreise  Liegnitz. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  17  gibt  durch  An- 
führung der  Hauptförderung-  und  Verladeorte  und  der  Absatz- 
gebiete eine  genaue  Bestimmung  jedes  einzelnen  Reviers. 

B.  Braunkohlenwerke. 

Der  Braunkohlenabbau  liegt  fast  ausschließlich  in  den  Händen 
der  Privatwirtschaft.  Erst  seit  der  Umwälzung  in  Deutschland, 
1918,  befaßt  sich  der  Staat  eingehend  mit  Sozialisierungsplänen. 
Die  Rechtsformen  sind  meist  A.-G.  und.G.  m.  b.  H  ,  die  den  Abbau 
der  Kohle,  Brikettfabriken  und  Schwelereien  betreiben.  Die 
Abraumarbeiten  für  Tagebau  liegen  in  der  Hand  von  großen 
Tiefbauunternehmern  und  Abraumfirmen.  Es  wurden  in  Preußen 
nach  Aufstellungen  des  Braunkohlen-Ind.-Ver.  betrieben: 


Von  den  Förderanlagen  der  übrigen  Länder  Deutschlands 
lagen  1920: 


Im  Gebiet 

Werke 

Beschäftigte 
Personen 

Fordf-rung 
Mili.  t 

Freistsat  Sachsen  davon 

56 

7,7 

Berginsp.  kiion  i  eipzig 

40 

— 

„           Dl  e>den 

16 

Sachsen- Alt'  nburg 

35 



5.4 

Anhalt 

10 

1  2 

Heesen 

11 

0.5 

Braun^chweig 

7 

2.8 

Bayern 

17 

7953 

2,4 

Gesamt  (auüer  Preußen) 

136 

Uligenau 

20,U 

C.  Braunkohlenbewirtschaftung. 

a)  Rechtsverhältnisse.  ■, 
Staatliche  Aufsicht.  Berggesetzgebung. 
Reform  der  Berggesetzgebung. 

Die  Frage  des  Eigentumsrechts  an  der  unter  der  Erde 
liegenden  Kohle  und  ihrer  Verfügungsgewalt  erfährt  die  ver- 
schiedenste Behandlung.  Besitz  des  Grund  und  Bodens  ist  nicht 
immer  mit  dem  Recht  verbunden,  die  unter  diesem  liegenden 
Bodenschätze  auszubeuten.  Der  den  heutigen  Sozialisierungs- 
wünschen  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  daß  Produktionsmittel, 
wie  Kohle,  Gemeinbesitz  seien,  ist  nicht  neu. 

Das  Preußische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865,  das 
seinem  Inhalt  nach  für  ganz  Deutschland  maßgebend  ist,  schließt 
vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigentümers  neben  den  ver- 
schiedenen Mineralien  auch  die  Stein-  und  Braunkohle  aus.  Im  Ge- 
gensatz dazu  stehen  die  Landesvorrechte  des  Freistaates 
Sachsen,  der  früher  zu  Kursachsen  gehörenden  jetzt 
preußischen  Gebiete,  wozu  die  Kreise  Naumburg,  Zeitz,  Weißen- 
fels, Bitterfeld,  Ober-  und  Niederlausitz  zählen,  das  Fürsten- 
tum Kalenberg  und  Teile  Westpreußens,  ausgestattet  mit  dem 
Provinzialrecht  für  Westpreußen  vom  10.  April  1844;  alles  Ge- 
biete, in  denen  die  Kohlen  zum  Grundeigentum  gehören.  Wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  besitzt  der  Staat  das  Bergregal,  d.  h. 
er  hat  das  Recht,  über  bestimmt  bezeichnete  Bergmineralien  zu 
verfügen.  Er  besitzt  die  Bergbaufreiheit,  d.  h.  er  darf  als  Be- 
sitzer nur  selbst  nach  Bergmineralien  schürfen  oder  das  Recht 
an  Dritte  übertragen.  Der  Antrag  auf  Verleihung  des  Berg- 
werkeigentums heißt  M  u  t  u  n  g. 

Im  Freistaat  Sachsen  ist  der  Stein-  und  Braunkohlen- 
bergbau, trotzdem  er  Grundeigentümerbergbau  ist  (§  4  des  Sächs. 
Bergg.  V.  31.  VIII.  1910),  dem  Regalbergbau  angenähert.  Von  vor- 
zunehmender Schürfung  und  Bohrung  ist  dem  staatlichen  Berg- 


Zahl  der  Werke 

Z 

a  h  1  der 

beschäftigten 

Personen 

Jahr 

in  den  O.B.  A. -Bezirken 

Qpsamt- 

einschließlich  der  Kriegsgef 

angenen 

Dort- 

Claus- 

Prcußen 

Dort- 

Claus- 

Preußen 

mund 

tal 

Breslau 

Bonn 

Halle 

mund 

tal 

Breslau 

Bonn 

Halle 

1913 

23 

25 

56 

244 

348 

1668 

2389 

11423 

44  386  . 

59  866 

1914 

23 

25 

53 

224 

325 

15K5 

2233 

11  386 

40  036 

55  220 

1915 

22 

23 

46 

216 

307 

1185 

1757 

9  712 

33  447 

4K  101 

1916 

21 

24 

47 

205 

297 

1004 

1851 

9  756 

33  637 

46  248 

1917 

22 

26 

49 

202 

299 

1149 

2439 

11  379 

37  470 

52  437 

1918 

25 

27 

52 

205 

304 

13  .3 

3192 

12  186 

39  759 

56  500 

1919 

1 

28 

27 

55 

202 

314 

14 

2724 

6792 

21  904 

73  010 

104  445 

1920 

1 

36  • 

30 

70 

215 

352 

74 

4491 

8338 

27  091 

93  448 

133  442 

Während  die  Anzahl  der  betriebenen  Werke  in  Preußen  sich 
von  1913  bis  1920  nur  um  4:  von  348  auf  352  vermehrt  hat,  ist  die 
Zahl  der  beschäftigten  Personen  von  59  866  auf  133  442  gestiegen. 
Der  Grund  liegt  in  der  Einführung  des  Achtstundentages,  aber 
auch  in  der  vermehrten  Förderung;  stehen  doch: 

70  051 871  t  —  1913  gegenüber  91  979  395  t  —  1920, 
also  rund  22  Millionen  t  mehr. 

Von  den  352  Werken  Preußens  lagen  nach  ders.  Quelle  im 
Jahre  1920: 


Im  Gebiet 

Werke 

Beschäftigte 
Personen 

Förderung 
iVIill.  t 

Ostlich  der  Elbe 

120 

46  031 

27 

Mitteldeutschland  west- 

lich der  Elbe  einschl. 

Casseler  Revier 

162 

60  320 

34 

Rheinland 

70 

27  091 

81 

Gesamt  Preußen 

352 

133  442 

93 

amt  unter  Angabe  der  Bohrlöcher,  Lage  und  Größe  des  Kohlen- 
feldes und  Nachweis  der  Berechtigung  Mitteilung  zu  machen. 
Der  Unternehmer  erhält  einen  Abbauschein,  wird  als  Bergwerks- 
besitzer behandelt  und  kann  eine  Gewerkschaft  bilden.  In  den 
ehemals  kursächsischen  Landcsteilen  gilt  nicht  das 
(jewerkschaftsrecht.  Das  Enteignungsrecht  für  Eisenbahnen, 
Wege,  Kanäle  und  Wasserläufe  ist  auch  dort  in  Kraft,  ebenso  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Verhältnis  zu  öffentlichen 
Verkehrsanstalten,  zu  Bergbehörden  und  die  .Ausübung  der  Berg- 
polizei. In  Calenberg  und  Westpreußen  ist  es  ähnlich.  Die 
Bergpolizei  wird  in  Preußen  von  den  Ober-Berg-Aemtern 
und  den  Revierbeamten  ausgeübt  und  umfaßt:  „Aufsicht  über 
Sicherheit  der  Baue,  Sicherheit  des  Lebens  und  Gesundheit  der 
Arbeiter,  den  Schutz  der  Oberfläche  im  Interesse  der  persön- 
lichen Sicherheit  und  des  öffentlichen  \"erkehrs,  den  Schutz 
gegen  gemeinschädliche  Einwirkungen  des  Bergbaues  (z.  B. 
Wasserabgraben,  Trockenlegen  von  Heilquellen)." 

Die  Novelle  von  1892  zum  preußischen  Berggesetz 
läßt  die  Behörden  auch  die  Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten 
und  des  Anstandes  überwachen.  Seit  1907  untersteht  auch  das 
Schürfen  der  Bergpolizei.  Die  bergpolizeilichen  Vorschriften 
sind  sehr  eingehend  und  legen  oft  große  Kosten  auf,  so  bei  der 
Forderung  des  Zweischachtsystems.  (Foitsetzung  lolgt.) 
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ROSTBILDUNG  U.\D  ROSTVERHUTUNG  BEI  EISERNEN  BRUCKEN 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 

Von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  zur  Erlangung  der  Würde  eines  Dr.-Ingenieurs  genehmigte  Dissertation. 

Die  Arbeit  Ist  Im  Februar  1921  abgeschlossen  worden. 
[Bemerl<enswerte  Ergebnisse  weiterer  Untersuchungen  —  bis  Ende  1921  —  sind  In  eckigen  Klammern  []  zugesetzt  worden.] 

(Fortsetzung) 


e)    Bahnhofshalle  H,  Bindung  des  Wassers 
durch  Staub. 

Die  Zeit  der  Einwirkung  des  das  Eisen  benetzenden  Wassers 
wird  nicht  nur  durch  Fernhaltung  des  die  Verdunstung  fördern- 
den Luftzuges,  sondern  auch  dadurch  verlängert,  daß  auf  dem 
Eisen  liegende  .Staubschichten  das  Wasser  aufsaugen  und  die 
Verdunstung  verlangsamen.  Ein  Beispiel  dafür  bieten  häufig 
die  in  niedrigen  Lagerpiatten  liegenden  Enden  von  Blechträgern. 
Ihre. Untergurte  sind  ebenso  wie  das  ganze  Lager  von  feuchten 
Schmutzschichten  bedeckt,  die  dick  genug  sind,  um  lange  naß 
zu  bleiben,  aber  nicht  so  stark  sind,  daß  sie  der  Diffusion  des 
Sauerstoffes  zum  Eisen  merkbaren  Widerstand  entgegensetzen. 

Ein  anderes  Beispiel  für  die  Wirkung  des  Staubes  hat  Ver- 
fasser an  der  Bahnhofshalle  in  H  beobachten  können.  Bei  der 
Untersuchung  des  eisernen  Tragwerkes  zeigte  sich,  daß  die  nach 
oben  gekehrten  Flächen  der  Träger  (in  Abb.  5  durch  Pfeile  be- 


trägern)  in  einem  gegenseitigen  Abstand  von  etwa  1,5  m,  die 
unter  dem  Fahrdamm  mit  Tonnanblechen,  unter  den  Fußwegen 
mit  Wellblech  von  ursprünglich  1  mm  Stärke  überdeckt  sind. 
Das  Wellblech  trägt  eine  Schicht  Füllbeton,  über  die  ein  Belag 
aus  Gußasphalt  gebreitet  ist  (Abb.  6).     Bei  der  Untersuchung 


I 


ir 


zeichnet),  auf  denen  durchweg  starke  Schichten  aus  Staub,  der 
mit  Flugasche,  Ruß  und  dergleichen  gemengt  war,  gelagert 
hatten,  wesentlich  stärker  als  alle  anderen  Teile  der  Träger- 
oberflächen durch  Rost  beschädigt  waren.  Da  die  Trägerachsen 
der  Form  der  Halle  entsprechend  gebogen  und  gegen  die  Wage- 
rechte geneigt  sind,  hätte  das  Niederschlagswasser  ohne  die 
Staubschicht  bald  abfließen  müssen.  So  aber  wurde  es  längere 
Zeit  festgehalten  und  konnte  seine  verderbliche  Wirksamkeit 
auf  größere  Zeiträume  ausdehnen.  Es  soll  bei  dieser  Gelegen- 
heit nicht  unterlassen  werden,  festzustellen,  daß  die  Abrostungen 
im  vorliegenden  Fall  nicht  nur  dem  längeren  Festhalten  des 
Wassers  zuzuschreiben  sind,  sondern  daß  sich  offenbar  Bestand- 
teile der  rauchgeschwängerten  Luft  und  Teile  der  Staubschicht 
im  Wasser  aufgelöst,  mit  ihm  verdünnte  Säuren  gebildet  und 
dadurch  noch  mehr  Eisen  in  Lösung  zu  gehen  gezwungen  haben. 

Dieser  Fall  leitet  somit  schon  zu  den  Einflüssen  über,  die 
die  bei  der  Verbrennung  der  Kohlen  entstehenden  Gase  und 
Rückstände  auf  das  Eisen  ausüben. 

C.  Wirkung  der  Rauchgase. 

Die  Schäden,  die  die  von  den  Lokomotiven  ausgeworfenen 
Rauchgase  usw.  hervorrufen,  drängen  sich  zuweilen  dem  Be- 
obachter geradezu  auf,  im  einen  Falle,  weil  sie  ganz  besonders 
tief  gehen,  im  anderen,  weil  sie  so  eng  begrenzte  Flächen  er- 
greifen, daß  der  Beschauer  mit  einem  Blick  die  beschädigten 
und  die  unversehrt  gebliebenen  Bauteile  umfassen  kann.  Von 
den  außerordentlich  zahlreichen  und  hier  und  da  auch  ungewöhn- 
lich schweren  Beschädigungen  an  Bauten  sollen,  um  die  er- 
schreckend heftige  Wirksamkeit  der  Rauchgase  handgreiflich 
zu  zeigen,  zunächst  einige  Beispiele  vorgeführt  werden,  bei 
denen  ganze  Bauteile  vollkommen  vernichtet  worden  und  ver- 
schwunden sind.  Des  weiteren  sollen  einige  Bauwerksteile  dar- 
gestellt werden,  die  zwar  nicht  minder  ungestümen  Angriffen 
ausgesetzt  gewesen  sind,  von  denen  aber  wegen  der  größeren 
Eisenstärke  noch  Ueberreste  geblieben  sind. 

a)    Brücke  über  Verschiebebahnhof  W. 
Die  Straßenbrücke  über  den  Verschiebebahnhof  W,  die  im 
Jahre  1903  gebaut  worden  ist,  besteht  aus  Hauptträgern  (Blech- 
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der  Brücke  fiel  zunächst  auf,  daß  über  den  stark  befahrenen 
Gleisen  das  Wellblech  auf  Breiten  von  08 — 1,2  m  verschwunden 
war,  ohne  irgendwelche  Spur  zu  hinterlassen;  über  den  nicht 
ganz  so  viel  benutzten  Gleisen  war  ein  dünnes  Blech  übrig- 
geblieben, das  man  leicht  mit  dem  Taschenmesser  durchstoßen 
und  von  einer  solchen  angeschnittenen  Stelle  aus  mit  der  Hand 
abreißen  konnte.  Genaue  Messungen  zeigten  auch,  daß  die  völlig 
farbenfreien  und  über  und  über  verrosteten  Hauptträger  in  der 
Brückenachse,  wo  der  Lokomotivrauch  ana  längsten  stehen 
bleibt.  Abrostungen  von  1 — 2  mm  an  vielen  Teilen  ihrer  Ober- 
fläche erfahren  hatten. 

Da  der  Beton  über  dem  Wellblech  sich  bei  der  Untersuchung 
als  bloße  Füllmasse  mit  geringer  Druckfestigkeit  und  ohne  Ge- 
währ für  irgendwelche  Zugfestigkeit  erwiesen  hatte,  mußten  die 
beiden  Fußwege  sofort  nach  der  Untersuchung  gesperrt  werden. 

b)  Brücke  über  Verschiebebahnhof  R. 
Eine  Brücke  ähnlicher  Art,  aber  in  kräftigerer  Ausführung, 
führt  über  den  Verschiebebahnhof  R.  Unter  dieser  eine  Straße 
von  18  m  Breite  tragenden  Brücke  muß  sehr  viel  mit  schweren 
Zügen  oder  Zugteilen  rangiert  werden.  Die  unter  ihr  verkehren- 
den Lokomotiven  müssen  daher  regelmäßig  sehr  schwer  arbeiten. 
Die  Rauchgase  hatten  infolgedessen  über  mehreren  besonders 
stark  befahrenen  Gleisen  das  Eisen  der  Hauptträger  und  anderer 
Bauteile  im  Jahre  191.3,  10  Jahre  nach  Erbauung  der  Brücke, 
soweit  zerstört,  daß  einzelne  Ueberbauten  abgebrochen  werden 
mußten.  Andere,  die  weniger  stark  gelitten  hatten,  wurden  in 
Beton  eingehüllt,  und  die  am  besten  erhaltenen  mit  neuem  Oel- 
farbenanstrich  versehen.  Die  Ergebnisse  der  damals  vom  Ver- 
fasser angeregten  und  auch  in  ziemlicher  Ausdehnung  vorge- 
nommenen Messungen  haben  sich  leider  nicht  mehr  auffinden 
lassen.  Im  Laufe  des  Krieges  konnte  der  Anstrich  an  den  nur 
durch  Oelfarbe  geschützten  Teilen  nicht  erneuert  werden.  Das 
Eisen  war  daher  den  Angriffen  der  Rauchgase  preisgegeben,  und 
ist  in  großem  Umfange  noch  weiter  zerstört  worden.  Die 
Wellbleche  unter  den  Fußwegen,  die  die  gleiche  Aufgabe  zu 
erfüllen  haben,  wie  in  dem  eben  beschriebenen  Beispiel,  und 
ursprünglich  2  mm  stark  gewesen  waren  waren  hier,  17  Jahre 
nr>ch  Erbauung  der  Brücke,  über  den  Mitten  einiger  Gleise  in 
Breiten  bis  zu  1  5  m  verschwunden.  In  einer  Breite  von  etwa 
50  cm  über  Gleismitte  war  alles  Eisen  ganz  besonders  stark 
geschwächt  worden.  Von  da  ab  nahm  die  Tiefe  des  Angriffs 
bis  auf  etwa  1  m  Entfernung  von  Gleismitte  nach  beiden  Seiten 
deutlich  ab.  Die  übrigen  Teile  waren  ungefähr  gleichmäßig  ab- 
gerostet. 

[Die  Erneuerung  der  Fußwege  ist  inzwischen  durchgeführt 
worden.  Während  des  Abbruchs  der  alten  Decke  der  Fußwege 
ist  den  Arbeitern  das  Wellblech  vielfach  unter  den  Händen  zer- 
brochen.   Nach  den  Erschütterungen  durch  Hammer  und  Hacke 
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ist  über  den  Mitten  der  Gleise  (wie  aus  Lichtbild  6  und  7  hervor- 
geht) fast  nur  von  denjenigen  Wellen  etwas  übrig  geblieben,  in 
denen  die  Blechtafeln  gestoßen  ware.i,  die  Bleche  also  doppelt 


Lichtbild  7 


gelegen  hatten  (auf  beiden  Bildern  an  den  Schrauben  zu  er- 
kennen, mittelst  deren  die  Bleche  miteinander  verbunden  worden 
\v  aren).] 

Während  bei  diesen  beiden  Brücken  die  verschwundenen 
Fahrbahnteile  Wellbleche  von  1 — 2  mm  Stärke  waren,  sind  an 
anderen  Stellen,  wo  Belageisen  zur  Unterstützung  der  Fahrbahn 
gedient  hatten,  Eisenteile  von  wesentlich  stärkeren  Abmessun- 
gen durch  den  Rost  weggetilgt  worden. 

c)  Fuß  Wegüberführung  H. 
Die  Fußwegüberführung  H  mit  untenliegender  Fahrbahn, 
ausgeführt  unter  Verwendung  von  Belageisen  Nr.  5,  führt  in 
einer  Breite  von  3,6  m  über  sechs  in  Steigung  und  Krümmung 
liegende  Hauptgleise  hinweg  (Abb.  7  a).  Auf  den  bergaufführen- 
den Gleisen  müssen  die  Lokomotiven  stark  angestrengt  werden 
und  blasen  daher  heftig  gegen  die  Unterseite  der  Brücke.  Bei 
der  letzten  Untersuchung,  1.3  Jahre  nach  Erbauung  der  Brücke, 
sind  die  Belageisen  sehr  sorgfältig  vom  Rost  befreit  worden, 
und  dabei  hat  sich  gezeigt,  daß  einige  über  Gleismitte  liegende 
Eisen  so  gut  wie  vollständig  aufgezehrt  worden  waren.  Es 
war  an  ihrer  Oberseite  nur  ein  wenig  Blech  übrig  geblieben 
(Abb.  7b).  Das  ganze  Eisen  hatte  dabei  jede  Tragfähigkeit  ver- 
loren, so  daß  man  es  mit  den  Händen  zerbrechen  konnte.  Die 
Schäden  an  den  Längs-  und  Querträgern  waren  zwar  auch  nicht 
ganz  gering,  sie  gaben  aber  zu  Bedenken  noch  keinen  Anlaß, 
weil  die  Abmessungen  von  vornherein  sehr  reichlich  gewählt 
worden  waren. 


Nach  Feststellung  dieser  Schäden  mußte  die  Ueberführung 
sofort  gesperrt  werden,  sie  hat  inzwischen  über  den  von  Dampf- 
lokomotiven befahrenen  Gleisen  eine  neue  Fahrbahn  aus  Eisen- 
beton erhalten.  Dabei  sind  die  Längs-  und  Querträger  eben- 
falls in  Beton  eingehüllt  worden. 


Bcla5ciscn  71.?.  5 
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d)    Ueberführung  der  A-Straße. 

Eine  ähnliche  Art  der  Gehwegausbildung  war  für  die  Ueber- 
führung der  A-Straße  gewählt  worden.  Wegen  der  großen,  frei- 
tragenden Länge  sind  jedoch  stärkere  Belageisen  (Nr.  ver- 
wandt worden.    Die  Zwischenräume  sind  hier  nicht  mit  Ziegel- 


steinen,  sondern  mit  magerem  Beton  überdeckt,  auf  den  eine 
Sandschicht  geschüttet  worden  ist.  Auf  diese  sind  die  Sand- 
steinplatten des  Fußweges  gebettet  worden.    Die  Fahrbahn  hat 
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also  neben  anderen  auch  den  Nachteil  großer  Wasserdurchlässig- 
keit. Bei  diesem  Bauwerke,  das  dicht  neben  der  eben  be- 
sprochenen Fußwegüberführung  H  liegt,  und  im  Jahre  1901  er- 
baut worden  ist,  sind  die  Belageisen  über  den  stark  befahrenen 
Gleisen  soweit  geschwächt,  daß  der  Ausbau  innerhalb  der 
nächsten  Jahre  angeordnet  werden  mußte.  Die  Abrostungen  an 
den  Belageisen  sind  in  Abb.  8  dargestellt. 

Die  Schäden  an  der  Fahrbahn,  also  an  verhältnismäßig  unter- 
geordneten Teilen  der  Ueberbauten,  sind  besonders  emgchend 
behandelt  worden,  weil  hier  die  völlige  Vernichtung  tragender 
Bauglieder  die  erfolgreiche  Tätigkeit  des  Rostes  bei  Mitwirkung 
von  Rauchgasen  ganz  besonders  scharf  erkennen  läßt.  Die  ge- 
nannten Bauwerke  haben,  wie  bereits  stellenweise  angedeutet, 
auch  an  anderen  Tragwerksteilen  starke  Schwächungen  erfahren. 

e)  SonstigeSchäden. 
Die    am    weitesten   gehenden  Querschnittsverminderungen 
sind  bei  den  angestellten  Untersuchungen  an  der  Brücke  über 
dem  Verschiebebahnhof  R  gefunden  worden.    Abb.  9  gibt  den 
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Träger  mit  den  schwersten  Rostschäden  wieder.  Eine  über- 
schlägliche Berechnung  hat  ergeben,  daß  die  Tragfähigkeit  auf 
etwa  70  %  der  ursprünglichen  zurückgegangen  ist.  Die 
Stärke  der  Abrostungen  an  den  angeführten  Brücken  geht  im 
einzelnen  nicht  über  4  mm  hinaus  und  soll  daher  nicht  weiter 
behandelt  vverden.  Dagegen  sind  in  den  Abbildungen  10—12  die 
Querschnitte  von  Teilen  einiger  anderer  dicht  über  Gleisen 
liegender  Bauwerke  dargestellt  worden.  Abb.  10  zeigt  einen  der 
die  Eingangshalle  des  Bahnhofs  H  tragenden  Blechträger.  Hier 
müssen  die  Lokomotiven  oft  unter  der  Halle  halten.  Die  Stärke 
der  wagerechten  Flansche  der  Untergurtwinkel  ist  infolge  der 
Abrostungen  stellenweise  auf  die  Hälfte  zusammengeschrumpft. 
Es  sind  im  Laufe  von  14  Jahren  Eisentärken  von  5,5  mm  ver- 
loren gegangen. 


der  mangelhaften  künstlichen  Beleuchtung  zu  erkennen  ist,  sind 
die  unteren  Gurtwinkel  sowohl  des  Hauptträgers  wie  auch  der 
Kragträger  ungewöhnlich  stark  zerfressen.    Die  Stärke  der  wage- 


Hnor5 


öucmrbanS  6cr  Straßen wWfuF|run^  5t. 

rechten  Winkelschenkel  des  Blechträgers  ist  an  den  Rändern 
vielfach  gleich  Null.  Sie  sehen  nach  der  Entrostung  aus,  als 
wären  sie  nach  dem  Rande  hin  ganz  ungleichmäßig  zwar,  aber 
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nuni 


&ncrvcr\)VLni  her  Tltcrj^üfirun^  Scr 

Straße 


[Lichtbild  8  zeigt  eine  Aufnahme  des  in  der  Abbildung  10  im 
Querschnitt  dargestellten  Trägers.    Wie  auf  dem  Bilde  trotz 


sehr  scharf  und  schlank  angeschliffen.  Von  den  Winkeln  der 
Kragträger  ist  der  Rost  mit  mäßig  starken  Haniiner?-chlagen  ab- 
geklopft worden;  dabei  sind  die  Kanten  vollkommen  verbugcn 
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worden  und  erscheinen  vielfach  zerfranst.  Die  zum  größten 
Teil  aus  Rost,  nur  zu  einem  geringen  Teil  aus  Ruß  bestehende 
borkenartige,  das  ganze  Eisen  bedeckende  Schicht,  ist  an  vielen 
Stellen  deutlich  zu  erkennen.  Diese  Rostdecke  ist  hier  und  da 
(zum  Beispiel  auf  dem  Bilde  links)  von  dem  Stehblech  entfernt 
worden.  Bei  genauer  Betrachtung  erkennt  man,  daß  die  abge- 
schlagenen Schichten  recht  gut  meßbare  Stärken  gehabt  haben 
(bei  dem  angezogenen  Beispiel  etwa  5  mm).  Nach  dem  Befund 
ist  freilich  mit  Sicherheit  zu  schließen,  daß  sich  von  den  Winkel- 
schenkeln schon  mehrfach  recht  starke  Rostschichtea  vor  der 
Untersuchung  Keh)St  haben  müssen,  die  letzte  liostschicht  also 
nur  einen  Teil  des  verzehrten  Eisens  enthält.] 

Die  Abb.  11  und  12  geben  die  Schwächungen  an  den  Quer- 
verbindungen zweier  Straßenüberführungen  wieder.  Bei  beiden 
Brücken  hat  sich  die  bisher  noch  nicht  aufgeklärte  Erscheinung 
gezeigt,  daß  die  f "uirtwinkel  der  Hauptträger  Abrostungen  bis 
zu  4  mm  aufwiegen,  während  die  wesentlich  besser  belüfteten 
Querverbindungen  (siehe  Abbildungen)  Abrostungen  bis  zu 
5,5  und  6,5  mm  zeigten. 

[Noch  empfindlicher  sind  die  Schwächungen  von  Quer- 
verbindungen ähnlicher  Art,  die  auf  Lichtbild  9  wiedergegeben 


Lichtbild  9 


sind.  Die  Breite  des  wagerechten  Schenkels  des  ganz  im  Vorder- 
gründe stehenden  Schrägstabes  ist  stellenweise  auf  etwa  ein 
Viertel  der  früheren  herabgegangen,  während  der  nutzbare 
Querschnitt  natürlich  noch  weit  stärker  vermindert  worden  ist. 

f)    Verteilung   der   Schäden    über   das  Bauwerk. 

An  einzelnen  Brücken  sind,  um  die  Verteilung  der  Schäden 
kennenzulernen,  nicht  nur  die  am  meisten  geschwächten  Stellen 
.gemessen  worden,  sondern  es  sind  in  bestimmtem  Abstand  von 
(ileismitte  die  Abmessungen  der  Hauptträger  nachgeprüft 
\\orden.  Zu  diesem  Zweck  sind  beispielsweise  an  einem  stark 
beschädigten  Hauptträger  zunächst  über  Gleismitte,  sodann  in 
.Abständen  von  40 — 60  cm,  die  Stärken  der  Stehbleche  in  drei 


LirhthiUi  lo 


Lichtbild  II 


\  I  rschiedenen  Höhen,  die  Gesamtstärke  von  Untergurtwinkel 
(lurtplatte  und  schließlich  die  Breite  der  Untergurtplatte  ge- 
niessungen  und  bildlich  aufgetragen  worden  (Tafel).  Man  erkennt 
leicht,  daß  über  Gleismitte  in  einer  Breite  von  1,0—1.8  m  auBer- 
wrdentlich  tiefgehende  Schäden  an  allen  gemessenen  Stellen  ent- 
^i;iiiden  sind  und  das  Eisen  in  besorgniserregendem  Umfange 
\  erzchrl  worden  ist. 

(Inzwischen  ist  das  Eisenwerk  dieser  Brücke  zum  Zwecke 
der  Umhüllung  mit  Beton  gereinigt  und  entrostet  worden.  Ein 
Stück  eines  gereinigten  Trägers  ist  im  Lichtbild  10  wiedergegeben 
worden.  Die  rechte  Bildkante  fällt  nahezu  mit  Gleismitte  zu- 
sammen. Man  erkennt  ohne  weiteres,  daß  in  der  Nähe  der  Gleis- 
mitte  (über  dem  Lokomotivschornsteine)  die  untere  Gurtplatte 
zum  großen  Teile  verzehrt  worden  ist,  und  daß  mit  dem  Fort- 
schreiten nach  der  Seite  (auf  dem  Bild  nach  links)  die  Schwä- 
chjng  immer  geringer  wird.  Die  auf  Bild  10  mit  I  und  II  be- 
zeichneten Abschnitte  der  Gurtplatten   sind  nochmals  aus  gc- 


Lichtbild  12 


ringerer  Entfernung  aufgenommen  und  in  den  Lichtbildern  11 
und  12  wiedergegeben  worden.  Die  über  Gleismitte  entstandenen 
Schäden  sind  aus  dem  Bild  12  durch  \'ergleichen  mit  Bild  11 
mit  verblüfTender  Deutlichkeit  zu  erkennen.] 

Eisenverluste  solcher  Art  sind  nicht  imr  an  diesem  einen 
Träger  oder  bei  diesem  Bauwerk  allein,  sondern  an  einer  ganzen 
Reihe  von  eisernen  Ueberbauten,  deren  Unterkante  bis  dicht 
über  Lokomotivschornstein  herabreicht,  festgestellt  worden. 
Der  vorliegende  Fall  ist  nur  als  am  weitesten  fortgeschritten  und 
bezeichnend  für  die  ganze  Art  der  Wirkung  der  Rauchgase  hier 
dargestellt  worden. 

[Zum  Schluß  dieses  Abschnittes  seien  aus  der  Sammlung  der 
hier  aufgenommenen  Lichtbilder  noch  einige  vorgeführt,  die 
ebenfalls  die  Wirkung  der  Rauchgase  besonders  klar  erkennen 
lassen.  Die  Lichtbilder  13  und  14  zeigen  Ansichten  und  Quer- 
schnitte einiger  ausgebauter  Winkel  und  Belageisen.  Das  Be- 
lageisen Nr.  5,  auf  Bild  13  rechts,  auf  Bild  14  links,  ist  eins  der 
bereits  oben  beschriebenen  Belageisen  aus  der  Fußwegüberfüh- 
rung H,  dargestellt  in  den  Abbildungen  7  a  und  7  b.    Die  be- 
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schädigten  Winkeleisen  entstammen  Windverbänden,  die  wegen 
allzu  großer  vSchwächung  ausgebaut  werden  müssen. 


jenigen  der  mittleren,  vi^eisen  lange  Löcher  auf,  so  daß  von  einer 
Tragfähigkeit  des  Eisens  nicht  gesprochen  werden  kann,  die 
Stäbe  vielmehr  mit  einem  Fußtritt  zerbrochen  werden  können. 


Lichtbild  15 


Lichtbild  13 


Lichtbild  14 

Lichtbild  15  zeigt  die  schmale  Ansicht  eines  Oberlichtes  der 
Bahnhofshalle  H.  Um  die  Lüftung  zu  verbessern,  haben  eme 
Reihe  von  Glasscheiben  entfernt  werden  müssen.  Die  durch  die 
entstandene  Oeffnung  ziehenden  Rauchgase  haben  daher  alles 
auf  dem  Wege  liegende  Eisen  ungemein  stark  angegriffen.  Die 
seitlichen    Schenkel    der    U-Eisensprossen,     insbesondere  die- 


Lichtbild  i6 


Lichtbild  16  zeigt  das  obere  Ende  einer  solchen  mittleren 
U-Eisensprosse  mit  dem  letzten  Rest  des  Knotenbleches.  Von 
dem  ganzen  früher  am  Kopf  der  Sprosse  ein  mehrfaches  der 
Sprossenbreite  aufweisenden  Knotenblech  ist  hier  nur  ein 
schmaler  Streifen  von  etwa  1  cm  Breite  zurückgeblieben,  das 
übrige  ist  vom  Rost  verzehrt  worden.] 

(Fortsetzung  folgt.) 


MASSTÄBE  FÜR  DEN  KOHLENVERBRAUCH  DER  DAMPFZÜGE, 

EIN  NACHTRAG  ZUM  AUFSATZ:  „ZEICHNERISCHE  ERMITTELUNG  DER  FAHR- 
ZEITEN UND  DES  KOHLENVERBRAUCHS  DER  DAMPFZÜGE"  IN  NR.  10  DER  V.  W. 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN. 


In  Nr.  10  der  V.  W.  wurde  vom  Verfasser  die  Aufzeichnung 
der  Linie  des  Kohlenverbrauchs  aus  der  Zugförderungsarbeit  an- 
gegeben. Diese  Linie  baut  sich  auf  der  Zeit-Wege-Linie  auf  und 
ist  dieser  ähnlich.  Auf  Grund  dieser  Aehnlichkeit  soll  nunmehr 
nachgewiesen  werden,  daß  die  Höhen  (Zeiten)  der  Zeit-Wege- 
Linie  durch  einen  besonderen  Maßstab  ausgedrückt,  den  Kohlen- 
verbrauch angeben,  falls  die  Lokomotive  unter  Dampf  fährt. 
Dieser  Nachweis  schließt  an  die  Ableitung  des  Kohlenverbrauchs 
aus  der  Arbeitsleistung  an. 


Bezeichnet  man  mit  q  kg  die  Wassermenge,  die  auf  1  qm 
Heizfläche  in  der  Stunde  verdampft  wird  und  ferner  n  t  Ü  i 
kg  PS  i  •  Std  den  kleinsten  Dampfverbrauch  für  die  indizierte 
Pferdekraftstunde,  so  hat  bei  der  Höchstleistung  N  i  '  der  stünd- 
liche Dampfverbrauch  den  WertNi'  l'i'ky.  Die  Wei  te  f;  r  D  ,  ' 
sind  im  vorgenannten  Aufsatz  angegeben.  Setzt  man  diesen 
Dampfverbrauch  gleich  der  stündlichen  Dampferzeugung  auf  der 
wasserberührten  Heizfläche  H«- qm.  so  ist  Ni'D,'=:qHw.  Nun 
verhält  sich  nach  Obergethmann  die  Höchstleistung  N  i  '  zu  den 
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Leistungen  N  i  bei  anderen  Geschwindigkeiten  wie  1  :  a.  Es  ist 
daher  Ni':  Ni=l:a.  Die  Werte  a  sind  unbenannte  Zahlen 
kleiner  als  1  und  aus  der  Tabelle  I  des  genannten  Aufsatzes  zu 
ersehen.  Da  N  i '  =  N  i  :  a  so  ist  bei  der  Annahme,  daß  die  stünd- 
liche Dampferzeugung  konstant  bleibt  Ni  Di  =  q  Hw  und  Di 
zi:D  i ' :  a  kgr/PS  i  Md.  ist  der  Dampfverbrauch  für  die  Arbeitsein- 
heit bei  den  geringeren  Leistungen  N  i .  Dividiert  man  diese 
Gleichung  durch  die  Verdampfungsziffer  z,  so  erhält  man 
D  i  .  N  i     q  •  H«r    Es  ist  5A  =    i  kg/PS  i  •  Std.  der  Kohlenver- 


z  z  z 

brauch  für  die  Arbeitseinheit. 

Für  Naßdampflokomotiven  ist  z 


motiven  ist  z 

Fahrgeschwindigkeit 
^i  Z,  AI  _  q  -  Hw 


7,5  für  Heißdampfloko- 
Z  i  V 

6,75.    Da  weiterhin  N  i  =  -^q-  PS    und  die 
AI  .  ,      .     Di  •  Ni 

-r—    ist,  SO  ist    = 

A  t  z 
q  •  Hw  At 


V 


oder 


km/Std.  = 
/Si  Zi  AI 


Es  ist  Z  i  kg 


270  •  A  t  z  270  z 

die  indizierte  Zugkraft  und  A  1  die  Fahrstrecke,  die  in  der 
Zeiteinheit  At  zurückgelegt  wird.    Nach  dem  Aufsatz  in  Nr.  10 


V.  W.  gibt  die  Gleichung 


/gj  Zi  AI 
•^70 


=  A  B'    3uf  die  sich  das 


mitgeteilte  zeichnerische  Verfahren  aufbaut,  den  Kohlenver- 
brauch auf  der  Strecke  A  1  während  der  Zeit  A  t  an.  Es  ist  also 
q • Hw  •  A  t 


auch  A  B 


kg.    Setzt  man  At 


1  Minute 


1  :  60  Std.,  so  ist  nach  obiger  Gleichung 


q  •  Hw   


(1  c  r 


60  •  z 

Kohlenverbrauch  während  1  Minute,  x  ist  der  Maßstab  für 
denKohlenverbrauch.  Durch  Integration  der  uieichung 
/9i-ZiAl      q-HwAt  SßiZiA'  Sq-Hw-At 

 27Ö  =  i  27Ö—  =  z  

=  X  •  t  =r  B  kg.  Es  ist  t  die  Fahrzeit  in  Minuten  und  B  der 
Kohlenverbrauch  für  die  Zugfahrt  auf  der  Strecke,  falls  Dampf- 
druck auf  die  Zylinder  wirkt.  Die  Fahrzeiten  t  Minuten  sind 
aber  die  Höhen  der  Zeit- Wege-Linie.  Man  erhält  also  den 
Kohlenverbrauch  für  eine  unter  Dampf  befahrene  Strecke,  wenn 
man  für  den  Endpunkt  dieser  Strecke  die  Ordinate  der  Zeit- 
Wege-Linie  mit  dem  Kohlenmaßstab  x  multipliziert.  D  i  c 
Zeit  - Wege-Linie  ist  also  zugleich  Kohle  n- 
verbrauchslinie.  Das  Aufzeichnen  der  C-Linie  und  einer 
besonderen  Kohlenverbrauchslinie  nach  dem  Aufsatz  in  Nr.  10 
der  V.  W.  entfällt  also  bei  der  Anwendung  des  Kohlenmaßstabes. 


Bei  guter  Dauerleistung  der  Lokomotiven  ist  q  z=  60  kg/qm 
Std.  Bei  geringerer  Kesselanstrengung  kann  q  bis  zu  40  kg/qm 
Std.  im  selben  Verhältnis  wie  die  Höchstgeschwindigkeiten  ver- 
kleinert werden,  dabei  erhöht  sich  die  Verdampfungsziffer  z  um 
4  bis  5  %  infolge  der  weniger  wirtschaftlichen  Dampfausnützung. 

Für  q  =:  60  kg/qm-Std.  ist  der  Kohlenmaßstab  x=  Um  den 

Wert  von  q  besser  zu  veranschaulichen,  kann  man  gleich 

der  Menge  der  stündlich  zu  verfeuernden  Kohlen  auf  der  Rost- 
fläche R  qm  setzen.  Bezeichnet  man  mit  b  kg  die  Kohlen,  die 
stündlich    auf    1    qm    Rostfläche    verbrannt    werden,    so  ist 

(1  bis  1,05)  q  Hw   ^  b  .  R  kg.      Hieraus  können  je  nach  der 
z 

Kesselanstrengung  für  die  verschiedenen  Werte  von  q  die  stünd- 
lich zu  verfeuernden  Kohlen  bestimmt  werden  und  man  erhält  so 
ein  anschauliches  Maß  für  die  verschiedenen  Kesselanstrengun- 
gen q.  Die  Werte  für  Hw  und  R  sind  für  die  einzelnen  Loko- 
motivgattungen aus  dem  „Merkbuch  für  Fahrzeuge"  zu  ent- 
nehmen. 

Ist  beim  Bremsen  sowie  beim  Halten  auf  Stationen  oder  nach 
dem  Anfahren  in  Gefällen  von  mehr  als  S^/oo  der  Dampf  abgestellt 
(Regler  geschlossen)  und  fährt  der  Zug  daher  nur  mit  Gefällkraft, 
so  kann  man  nach  Sauzin  (V.  W.  1910  S.  726)  auf  1  qm  Rostflächc 
pro  Minute  einen  Kohlenverbrauch  von  im  Mittel  0,5  kg  anneh- 
men. Der  Maßstab  für  den  Kohlenverbrauch  bei  abgestelltem 
Dampf  ist  also  xo  =  0.5  R  und  der  Kohlenverbrauch  ist  Bo  = 
o  •  to  kg.  Es  ist  to  in  Minuten  die  Fahizeit  auf  der  mit  abge- 
stelltem Dampf  befahrenen  Strecke.  Die  Kohlenverbrauchslinie 
verläuft  hier  fast  wagerecht  und  deckt  sich  daher  nicht  mit  der 
Zeit-Wege-Linie. 

Soll  bei  Ueberschuß  an  Dampfkraft  eine  bestimmte  Ge- 
schwindigkeit, meist  die  Höchstgeschwindigkeit,  nicht  über- 
schritten werden,  so  wird  der  Regler  der  Lokomotive  teilweise 
geschlossen,  und  der  Dampf  daher  gedrosselt.  Da  bei  der 
Höchstgeschwindigkeit  der  Füllungsgrad  am  kleinsten  ist,_  so 
kann  infolgedessen  und  wegen  der  Drosselverluste  für  diese 
Fahrstrecke  der  Kohlenverbrauch  hinreichend  genau  mit  dem 
erstgenannten  Kohlenmaßstab  x    ermittelt  werden. 

Die  aus  der  do -Linie  aufgezeichnete  Zeit-Wege-Linie  (bild- 
licher Fahrplan)  in  Verbindung  mit  dem  Längenprofil  gibt  also 
unter  Berücksichtigung  der  Kohlenmaßstäbe  ein  Bild  von  der 
Wirtschaftlichkeit  der  Zugförderung. 


DIE  WIRTSCHAFTSLAGE  MITTE  MARZ  19?2 


[  Der  Aufschub  der  Wirtschaftskonferenz  in 
"Genua,  in  der  man  die  europäische  Wirtschaft  durch  gemein- 
same Beratung  aller  Beteiligten  zur  Gesundung  zu  bringen  ver- 
hieß, läßt  das  Wirtschaftsleben  im  Innern  zu  keiner  Festigung 
und  Stetigkeit  kommen  und  gibt  dadurch  dem  Ausland  nicht 
genügende  Grundlage  zum  Abschluß  langfristiger  Wirtschafts- 
und Handelsverbindungen.  Dieses  geringe  Vertrauen  des  Aus- 
landes ist  ein  wesentlicher  Grund  für  das  abermalige  Herab- 
sinken des  Markkurses,  womit  im  ursächlichen  Zusam- 
menhang die  das  deutsche  Privat-  und  Wirtschaftsleben  be- 
drückende Teuerungswelle  steht,  deren  Höhepunkt  zu 
bestimmen,  auf  leeren  Vermutungen  beruht.  Seit  Oktober  1921 
hat  sich  die  Lebenshaltung  um  21  %,  seit  Februar  1921  um  120  % 
verteuert. 

Wenn  man  bedenkt,  daß  der  Reichshaushaltsplan  im  Vor- 
anschlag für  1923  mit  187  Milliarden  Papiermark  allein  für 
Reparationsausgaben  belastet  ist  (das  sind  rund  75  Milliarden 
mehr  als  1921),  von  denen  wir  nicht  weniger  als  171  Milliarden 
auf  Anleihe  entnehmen  müssen,  so  erscheint  eine  vernünftige 
Finanzgebarung  des  Reiches  schlechterdings  außerhalb  des  Be- 
reichs der  Möglichkeiten  zu  liegen.  Trotz  aller  auf  der  Kon- 
ferenz in  Cannes  vom  Feindbund  aufgestellten  Forderungen,  den 
Papiergeldumlauf  zu  hemmen,  muß  die  Inflation  eine  ungeahnte 
Ausdehnung  annehmen,  falls  nicht  ein  Aufschub  der  den  Staats- 
haushalt belastenden  Reparationszahlungen,  wie  er  kürzlich  vom 
Pariser  „Journal"  in  Aussicht  gestellt  worden  ist,  und  über- 
haupt eine  Revision  des  Versailler  Diktats  vorgenommen  wird. 
Deutschland  hat  den  Weg  beschritten,  Forderungen  des  Wahn- 
sinns durch  den  bewußt  vergeblichen  Versuch  der  Erfüllung  dem 
Feindbund  als  unmöglich  vor  Augen  zu  stellen;  für  die  deutsche 
Wirtschaft  ein  kostspieliger  und  dornenvoller  Weg,  auf  dem 
noch  außerdem  Hindernisse  zu  überwinden  sind,  die  durch  inner- 
politische Verhältnisse  hervorgerufen  werden.  So  hat  der 
Eisenbahn  erstreik  der  deutschen  Verkehrswirtschaft 
Schaden  zugefügt,  der  den  Trägern  der  Streikbewegung  kaum 
bewußt  gewesen  ist.  Zu  dem  Ausfall  an  Produktion  infolge 
Lahmlegung  von  Betrieben  wegen  Mangel  an  Rohstoff-  und 
Kohlenzufuhr  kam  der  nicht  zu  unterschätzende  Schaden  an 
Eisenbahnanlagen  und  Betriebsmaterial,  der  durch  Zusammen- 


fall der  Streikzeit  mit  einer  außerordentlich  scharfen  Frost- 
periode verursacht  worden  ist. 

Die  in  Vorbereitung  befindliche  Zwangsanleihe,  die 
bis  zum  1.  Vierteljahr  1923  voll  gezeichnet  sein  soll,  wird  kaum 
die  erwünschte  Aenderung  der  bestehenden  unglückseligen 
deutschen  Finanzverhältnisse  schaffen.  Große  Beachtung 
verdient  der  besonders  von  Dalberg  gemachte  Vorschlag,  durch 
Stellung  des  Außenhandels  auf  eine  neue  stabile  Valuta  —  die 
Banko-Mark  —  allmählich  zu  einer  Stabilisierung  der  deut- 
schen Valuta  zu  gelangen.  Die  Banko-Mark-Rechnung  soll  als 
Mittel  dienen,  der  deutschen  Wirtschaft  Sachgüter  zu  erhalten, 
die  eine  sinkende  Valuta  ihr  absaugt.  Damit  berührt  sich  der 
bereits  früher  hier  erwähnte  Owensche  Plan  einer  ameri- 
kanischen Goldkreditbank  für  Europa,  die  sich  mit 
der  Diskontierung  von  kurzfristigen,  auf  Goldwerte  lautenden 
Handelspapieren  befassen  soll,  die  auf  greifbare  Waren  be- 
gründet sind.  Der  bekannte  schwedische  Finanzpolitiker  Pro- 
fessor Cassel  beleuchtete  kürzlich  die  Frage  der  Entwertung 
der  deutschen  Mark  und  ihrer  Wirkung  auf  Außenhandel  und 
ausländische  Markbesitzer.  Ei  lehnt  Antidumpingzölle  des  Aus- 
lands gegenüber  Deutschland  ab,  da  der  Zollsatz  gegen  eine 
unterwertige  Währung  deren  verschärfte  Unterwertung  veran- 
lassen und  damit  den  verschärften  Wettbewerb  in  Waren  her- 
vorrufen muß,  wenn  sie  in  dieser  Währung  angeboten  werden. 
Dadurch  läuft  der  Zollsatz  seinen  eigenen  Zwecken  zuwider.  Er 
erkennt  als  t  r  e  i  b  e  n  d  e  K  r  a  f  t  für  die  M  a  r  k  e  n  t  w  e  r  t  u  n  g 
und  der  mit  ihr  zusammenhängenden  Begleiterscheinungen,  die 
sich  im  Aufkauf  der  Mark  durch  das  Ausland  äußern,  die 
Kriegsentschädigungsf  orderung  an,  welche  das 
übersteigt,  was  Deutschland  in  Wirklichkeit  bezahlen  kann.  Ehe 
die  Feststellung  der  Unterbewertung  der  deutschen  Mark_  und 
ihrer  Bedeutung  für  den  Welthandel,  sagt  Cassel,  nicht  bis  zu 
dieser  Erkenntnis  vorgedrungen  ist  und  eine  gründliche  Aende- 
rung erzwungen  hat,  wird  man  vergeblich  auf  eine  Besserung 
hoffen.  Da  Cassel  voraussichtlich  als  Vertreter  Schwedens  an 
der  Konferenz  in  Genua  teilnehmen  wird,  kann  nur  erhofft 
werden,  daß  dieses  neutrale  Urteil  für  uns  praktische  Bedeutung 
gewinnen  möge. 
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In  der  deutschen  Industrie  sind  die  Produktions- 
kosten so  gestiegen,  daß  sich  die  Preisgestaltung  für  die  Fabri- 
kate immer  mehr  den  Weltmarktpreisen  annähert.  Eine  gewich- 
tige Rolle  bei  der  Preissteigerung  spielen  neben  den  Löhnen  die 
Frachtkosten,  die  am  1.  Februar  1922  das  25  fache  des  Friedens- 
standes erreicht  hatten.  Die  G  r  o  ß  :  n  d  u  s  t  r  i  e  hat  noch  jetzt 
unter  der  während  der  Eisenbahncr-Streikzeit  unterbrochenen 
Erzbeschaffung  zu  leiden.  Nicht  nur  die  Schwedenerze  waren 
ausgeblieben,  sondern  auch  die  Anlieferung  von  Minette  und  in- 
ländischen Erzen  war  ins  Stocken  geraten.  Die  Beschäftigung 
der  Eisenindustrie  ist  zur  Zeit  noch  äußerst  rege.  Es  bleibt  ab- 
zuwarten, ob  dies  auch  nach  Angleichung  der  deutschen  Preise 
an  die  Weltmarktpreise  der  Fall  sein  wird,  da  dann  viel  Anreiz 
des  Auslandes  zur  Begebung  von  Aufträgen  an  die  deutsche  In- 
dustrie fortfallen  dürfte.  Die  mit  dem  1.  Februar  1922  vom 
Eisenwirtschaftsbund  in  Kraft  gesetzten  Thomas  -Eisen- 
preise  bewegen  sich  zwischen  4210  und  74C0  M.  pro  Tonne,  vom 
Rohblock  bis  zum  Feinblech  gerechnet.  Am  1.  Dezember  1921 
stellten  sich  die  Preise  auf  3830  bis  6680  M.  pro  Tonne,  während 
sie  vor  dem  Kriege  82  bis  125  M.  pro  Tonne  betrugen.  Die 
Steigerung  der  Preise  gegen  Vorkriegszeit  beträgt  also  etwa 
5C00  %.  In  der  Industrie  der  deutschen  Walzwerkerzeugnisse 
hindert  die  Belastung  mit  der  5  bis  6  %  betragenden  Ausfuhr- 
abgabe zunehmend  das  Bestehen  gegen  ausländische  Konkurrenz 
auf  dem  Weltmarkt.  Es  wird  von  umfangreichen  Radreifen- 
geschäften für  Spanien,  von  großen  Geschäften  in  Grobblechen 
nach  den  englischen  Kolonien  und  von  bedeutenden  Schienen- 
lieferungen für  Südamerika  berichtet,  in  denen  die  deutschen 
Werke  mit  ihren  Angeboten  hinter  denen  des  Auslandes  zurück- 
stehen mußten.  —  In  der  M  a  s  c  h  i  n  e  n  i  n  d  u  s  t  r  i  e  wird  über 
stockenden  Auftragseingang  geklagt,  wenn  auch-  ihre  Beschäfti- 
gung für  die  nächste  Zeit  gesichert  ist.  Die  Lokomotiv- 
industrie konnte  umfangreiche  Geschäfte  in  großen  Loko- 
motiven nicht  mehr  tätigen  und  die  Entwicklung  der  Geschäfts- 
lage in  der  Eisenbahnwagenindustrie  wird  dadurch 
erschwert,  daß  die  deutschen  Ausfuhrpreise  teilweise  bereits 
über  die  Weltmarktpreise  gestiegen  sind. 

Auf  dem  Gebiete  der  industriellen  Konzentrations- 
bewegung innerhalb  Deutschlands  ist  von  besonders  weit- 
tragender Bedeutung  die  Umgruppierung  in  der  Kali- 
industrie, bei  der  der  kürzlich  verstorbene  Berliner  Finanz- 
mann Herzfeld  den  treibenden  Faktor  bildete.  Es  ist  ein  Zu- 
sammenschluß der  nach  der  Qualität  seiner  Salzlager  wertvoll- 
sten deutschen  Kaliwerke  Salzdetfurth,  mit  den  Kaliwerken 
Westeregeln,  Aschersleben  und  den  vereinigten  chemischen 
Fabriken  Leopoldshall  herbeigeführt  worden.  Diese  horizontale 
Konzentration  steht,  nachdem  Herzfeld  die  finanziellen  Trans- 
aktionen zu  Ende  geführt  hatte,  unter  der  Führung  von  4  Groß- 
banken: der  Diskonto-Gesellschaft,  der  Nationalbank  für 
Deutschland,  der  Mitteldeutschen  Kreditbank  und  der  Süddeut- 
schen Diskontogesellschaft.  Der  neue  Kalikonzern  tritt  mit  der 
Verfügung  über  160  Tausendstel  der  Gesamtquote  im  Kali- 
syndikat als  drittgrößter  neben  die  beiden  bereits  bestehenden 
Konzerne:  die  Deutsche  Kaliwerke,  die  155  Tausendstel  beherr- 
schen und  Wintershall  mit  143  Tausendstel.  Eine  wirtschaft- 
liche Notlage  hat  zu  diesem  Zusammenschluß  nicht  getrieben; 
vielmehr  ging  die  Veranlassung  von  rein  finanziellen  Gesichts- 
punkten und  spekulativen  Gewinnabsichten  einer  Finanzgruppe 
aus,  denen  sogar  der  Anhaltische  Fiskus  erlag,  da  er  die  in 
seinem  Besitz  befindlichen  2400  Salzdetfurth- Aktien  für  die  auch 
heute  noch  beachtenswerte  Summe  von  112,5  Mill.  M.  verkaufte. 
Es  erweist  sich  auch  hier  wieder,  daß  Privatinitiative  und 
Kapitalmacht  sich  stärker  erweisen  als  vorgefaßte  Soziali- 
sierungspläne.  Im  Interesse  der  deutschen  Volkswirtschaft  läge 
es,  wenn  die  durch  Konzernbildung  ermöglichte  straffere  Zu- 
sammenfassung der  Werke  zur  Ausschaltung  unrentabler  Werke 
und  restlosen  Ausnützung  der  nach  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkten betriebenen  Werke  führen  würde.  Weitere  Umgruppie- 
rungen in  der  Kaliindustrie  sollen  sich  in  der  Schwebe  befinden. 

Die  Konzentrationsbewegung  im  Bankgewerbe  hat 
durch  Zusammenschlüsse  kleinerer  Bankanstalten  von  lokaler 
Bedeutung  weitere  Fortschritte  gemacht. 

Für  die  zunehmende  Ueberfremdung  deutscher  i  n  - 
dustrieller  Werke  durch  ausländisches  Kapital  bieten  die 
Vorgänge  bei  der  Stahlwerk  Becker  A.-G.  ein  Beispiel, 
bei  der  die  Aktienmehrheit  der  Steinkohlengewerkschaften,  Zeche 
Präsident  und  Zeche  Herbede,  in  die  Hände  eines  deutsch- 
schweizerisch-französischen Syndikats  überge- 
gangen ist.  Der  Vorgang  wird  mit  den  Schwierigkeiten  in  Zu- 
sammenhang gebracht,  die  dem  Stahlwerk  Becker  durch  den 
mit  einer  Schweizer  Gruppe  auf  50  Jahre  abgeschlossenen 
Kohlenlieferungsvertrag  entstanden  sind.  Es  war  ihm  nicht 
möglich,  seinen  Verpflichtungen  unter  der  deutschen  Kohlen- 
zwangsbewirtschaftung nachzukommen,  da  es  aus  seinen  eigenen 
Gruben  nicht  einmal  genügende  Mengen  zur  Deckung  des  Be- 
darfs seiner  eigenen  Werke  zugewiesen  erhielt.  Ein  Ausbau 
der  Becker-Gruppe  durch  Angliederung  von  Werken  der  Ver- 
feinerungsindustrie soll  noch  bevorstehen.  Nicht  unter  dem- 
selben Gesichtspunkt  darf  man  die  zunehmende  Einflußnahme 
ausländischen  Ka  p  i  t  a  I  s    auf  die  durch  den  Uebergang 


Oberschlesiens  unter  polnische  Oberhoheit  gelangten 
Werke  betrachten.  Die  Beteiligung  französischer  Finanz- 
gruppen an  der  Hohenloh  e -Werke- A. -G.  ist  vielmehr 
als  ein  Art  von  Schutzmaßregel  für  die  beteiligten  deutschen 
Kräfte  gegenüber  den  polnischen  Staatseingriffen  anzusehen. 

Die  außerdeutsche  Wirtschaft  gewinnt  an 
Wiederbelebung  mit  der  fortschreitenden  Anpassung  der  deut- 
schen Warenpreise  an  die  Auslandspreise.  Dies  trifft  besonders 
auf  P>ankreich  und  England  zu.  Die  französische  Mon- 
tanindustrie berichtet  von  einem  Wiederanziehen  der  Pro- 
duktion. Die  ausgeblasenen  Hochöfen  können  wieder  aufs  neue 
in  Tätigkeit  gesetzt  werden,  wenn  auch  Koksmangel  allgemein 
/t  heki,.i_i  ist.  Man  hoitt  eine  rationelle  «jewinnung  von  Koks 
aus  der  Saar  kohle  durchführen  zu  können;  jedoch  sind  die 
Werke,  bevor  d  Versucht  hierüber  zu  einem  abschließenden  T.r- 
ueluii--  ni'-ht  L-el-inii-t  ^uid.  auf  deutsche  Knks^'-f  ■'•ie- 
sen.  Im  Eisenerzbezug  sind  die  französischen  Betriebe  da- 

(1    ■    Ii     I  I      I  •  (1  •  1'  1 1.  ri  "  '  r   I  .    't   '    I  T        r--  r  h  i.        •  ; 

reiche  und  hochwertige  Eisenerze  enthaltende  Becken  von 
f  I  ie  >    zur    V  (.1  stei.t.  das  im.s.ande   ist.  jährlich  etwa 

4('  M  II  ''"(I  z'-  liefern  Die  allKenirme  fr-iuzösischeW  »-f 
Schaftslage  steht  unter  dem  Zeichen  der  zunehmenden 
Festigung.  Die  Großhandelspreise  siT;d  in  letzter  Zeit  außer- 
ordentlich stabil  geblieben  und  ermöglichen  dadurch  eine  sichere 
Entwicklung  der  Produktion  und  des  Handels  und  eine  Rück- 
kehr zu  normalen  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Die  Wieder- 
nutzbarmachung der  durch  den  Krieg  in  Anspruch  genommenen 
landwirtschaftlichen  Flächen  und  die  Wiederinbetriebnahme  der 
industriellen  Werke  macht  große  Fortschritte.  Die  gesteigerten 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  werden  Frankreich  in  diesem 
Jahre  die  Versorgung  des  Gesamtbedarfs  seiner  Bevölkerung  er- 
möglichen. 

In  England  konnten  eine  Reihe  von  Hochöfen  wieder  an- 
geblasen und  die  Arbeiten  von  mehreren  großen  Stahl- 
werken wieder  aufgenommen  werden.  Dadurch  wird  auch  das 
immer  drückender  werdende  Arbeitslosenproblem 
einer  Lösung  entgegengeführt.  Ueber  die  wirtschaftliche  Ent- 
wjckelung  Englands  äußerte  sich  vor  kurzem  der  bekannte  eng- 
lische Professor  Keynes  folgendermaßen: 

,,Ich  erwarte  eine  Wiederbelebung  von  Handel  und  Gewerbe 
in  diesem  Jahre  unabhängig  von  den  politischen  Entwicklungen 
in  England  und  in  Europa,  weil  ich  die  außerordentliche  Schwere 
der  gegenwärtigen  Depression  nicht  ausschließlich  auf  den  Rück- 
gang im  Verbrauch  zurückführen  kann,  sondern  in  weitem  Um- 
fange auch  auf  eine  Lage  der  Finanzen  des  Kredites,  welche  die 
Produktion  gehemmt  hat  und  sie  weit  unter  dem  Stande  des 
laufenden  Verbrauchs  hielt.  Das  bedeutet,  daß  die  V'orräte,  be- 
sonders die  unsichtbaren,  sich  vermindert  haben.  Dieser  Prozeß 
kann  nicht  viel  weiter  gehen,  ohne  zum  \\'arenmangel  zu  führen 
und  dann  zu  steigenden  Preisen  und  belebter  Produktion.  Zwei 
Zahlen  seien  angeführt,  welche  die  Lage  ebenso  hell  beleuchten, 
wie  sie  unglaublich  klingen.  1921  war  der  Export  von  Stück- 
gütern aus  Lancashire  der  niedrigste  seit  60  Jahren.  Groß- 
Britanniens  Roheisenerzeugung  war  die  geringste  seit  70  Jahren." 

Die  Schweiz  leidet  wohl  am  meisten  von  allen  Staaten 
unter  einer  wirtschaftlichen  Depression,  die  durch  den  außer- 
ordentlich hohen  Valutastand  des  Landes,  der  zeitweise 
den  des  Dollar  überragte,  hervorgerufen  worden  ist.  Infolge  der 
geringen  Ausfuhrmöglichkeit  liegt  die  Metall-,  ^Maschinen-, 
Uhren  und  Textilindustrie  darnieder  und  steigt  die  Arbeits- 
losenziffer auch  heute  noch.  Sie  betrug  Ende  Januar  1922 
noch  etwa  143  COO  gegenüber  134  000  am  31.  Oktober  1921.  Durch 
versuchte  Einfuhrbeschränkungen  konnte  eine  Besserung  nicht 
erzielt  werden,  da  die  Einfuhrwaren  nötige  Verbrauchsgegen- 
stände sind,  die  im  Lande  nicht  hergestellt  werden,  oder  als 
Hilfsstoffe  für  die  Ausfuhrindustrie  unentbehrlich  sind.  Nur 
eine  internationale  Währungsreform  scheint  auch  hier  Abhilfe 
schaffen  zu  können. 

.  Durch  den  zwischen  Frankreich  und  Polen  abge- 
schlossenen Handelsvertrag  stellt  sich  Frankreich  in  Ost- 
europa als  wirtschaftspolitischer  Faktor  neben  Deutschland. 
Der  Vertrag  räumt  Frankreich  weitgehende  \'ergünstigungen  m 
der  Einfuhr  französischer  Produkte  nach  Polen  ein.  Die  vor- 
gesehene Meistbegünstigung  Frankreichs  in  Polen  wird  natur- 
gemäß auf  die  Betätigung  des  deutschen  Handels  in  Polen  zu- 
rückwirken. 

Der  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  a  u  f  b  a  u  Rußlands  ist  das  Pro- 
blem, von  dem  die  Wiedergesundung  ganz  Europas  abhängig  ist. 
Die  russischen  Staatenlenker  haben  sich,  durch  die  Praxis  be- 
lehrt, von  der  Wahnidee  „Eigentum  ist  Diebstahl"  abgekehrt. 
Der  Individualismus  gewinnt  wieder  Raum.  Der  Gründung  von 
Privatbanken  wird  bereits  von  Staatsseite  zugestimmt,  um  das 
Wirtschaftleben  mit  neuem  Blutstrom  zu  versehen,  ein  großer 
Teil  der  Industrie  ist  zur  privaten  Bewirtschaftung  freigegeben 
worden.  Um  die  gewerbliche  Produktion  auf  eine  breitere 
Grundlage  zu  stellen  und  zur  Wiederherstellung  der  Stein- 
kohlen-, Erdöl-,  Metall-  und  Textilindustrie  wird  die  Heran- 
ziehung ausländischen  Kapitals  unter  Gewährung  von  Konzes- 
sionen erstrebt.    Die  russische  Staatsbank  bemüht  sich  um  die 
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Aufnahme  einer  ausländischen  Anleihe  und  ist  in  Geschäftsver- 
kehr mit  Großbanken  anderer  Länder  getreten.  Solange  jedjch 
die  Verkehrswege  und  Verkehrsmittel  Rußlands  nicht  in  einen 
brauchbaren  Zustand  zurückversetzt  sind,  kann  von  einem  inter- 

^  nationalen  Warenaustausch  und  regulären  Handelsverkehr  kaum 

'  die  Rede  sein.  Die  Konferenz  in  Genua  dürfte  auch  hier  ein 
weites  Arbeitsfeld  finden,  zumal  auch  Frankreich  nach  den 
neuesten  Nachrichten  über  privatfranzösische  Anknüpfungen 
von  Handeisbeziehungen  mit  Sowjetrußland  zu  einer  Anerken- 

'  nung  der  Sowjetherrschaft  gewillt  scheint. 

Das   Goldland   Nord-Amerika   steht  bisher  noch  der 

L  Entwickelung  der  Wirtschaftsverhältnisse  in  den  europäischen 
Staaten  abwartend  gegenüber.    Durch  Kreditgewährung  könnten 


die  Vereinigten  Staaten  die  Währungsfrage  zu  einer  Lösuiig 
bringen;  allerdings  werden  sie  sich  weitgehende  Garantien  daoei 
sichern  wollen.  Deutschland  erhofft  nach  Ausführungen 
Rathenaus  von  Amerika  die  Mithilfe  zur  Konsolidierung  seines 
Wirtschaftslebens. 

Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild: 
Für  die  deutsche  Industrie  beginnt  infolge  des  Angleichens 
der  Inlands-  an  die  Weltmarktpreise  erst  jetzt  nach  Aui hören 
der  Scheinkonjunktur,  die  durch  die  Spannung  zwischen  äußerer 
und  innerer  Kaufkraft  der  Mark  hervorgerufen  war,  der  Wett- 
bewerbskampf auf  dem  Weltmarkt.  Die  Weltmarkt-Warenkrise 
erfaßt  nunmehr  auch  Deutschland  und  sein  gewerbliches  Leben. 

Dr.  rer.  pol.  B  a  u  m  a  n  n. 


Arbeit  is  ktn  Has,  säd  de'  Daglöner, 

löpt  uns  nich  weg 

(Redensart  in  Hamburg.) 
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Es  ist  in  jedem  Wen^rlien  eine  Kraft  gleich  der  des 
Dampfes,  und  wtT  diese  zu  finden  und  zu  gebrauchen 
versieht,  kann  mehr  vollbringen,  als  tau-end  andeie 
vereinte  ilensv.hen.  (Ludwig  Börne.) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Eisenbahn  und  Achtstundentag.  Einer  der  Hauptgründe,  die 
für  den  Rückgang  der  Lisenbahnlcistung,  gemessen  an  der  Zahl 
'  der  beschäftigten  Personen,  angeiührt  werden,    ist    der  Acht- 
stundentag, der  infolge  der  Eigenart  des  Eisenbahnbetriebes  und 
infolge  der  schematischen  Anwendung  der  Bestimmungen  über 
den  Achtstundentag  sich  im  eigentlichen  Eisenbahnbetriebe 
nicht   mit  einem  Achtstunden  a  r  b  e  i  t  s  t  a  g  e  deckt.  Nimmt 
man  an,  daß  die  gleiche  Leistung  früher  in  10  stündiger  Dienst- 
schicht und  nun  im  Achtstundentage  auszuführen  ist,  so  bringt 
-  lediglich  diese  Verringerung  der  täglichen  Arbeitszeit  um  20  Pro- 
zent rechnungsmäßig  eine  Personalerhöhung  von  25  Prozent  mit 
'  sich.  Liese  Erhöhung  reicht  jedoch  in  der  Tat  bei  weitem  nicht 
aus;  ein^seits  sind  das  technische  Gründe,  insofern,  als  z.  B. 
Vorkehrungen  baulicher  Art  geschaffen  werden  müssen,  um  den 
'  veränderten  Dienst  des  Achtstundentages  durchführen  zu  können. 

Die  wesentlichsten  Gründe,  weshalb  eine  höhere  als  die  rech- 
,  nungsmäßige  Steigerung  der  Personenziffer  erforderlich  ist_,  liegen 
aber  auf  persönlichem  Gebiete,  und  zwar  hängen  sie  mit  dem 
Achtstundentage  nur  locker  zusammen,  sind  vielmehr  Erschei- 
nungen, die  gleichzeitig  neben  dem  Achtstundentage  —  wenn 
auch  aus  gleicher  Wurzel  wie  dieser  entstammend  —  auftreten: 
Die    als    Zeiterscheinung    anzusprechende    allerorts  verringerte 
:  Arbeitsintensität,     die   Ablenkung   von   der   Arbeit   durch  den 
Kampf  ums  tägliche  Brot;  die  Abhaltung  von  der  Arbeit  durch 
zunehmende  Politisierung,  die   ungeeignete   Differenzierung  in 
der  Bewertung  der  verschiedenen  Arbeiten  insofern,  als  weniger 
Vorbildung,  Können  und  Leistung  als  die  abgeleistete  Arbeits- 
•  zeit  bewertet  wird.    Wie  sich  die  Personalvermehrung  auf  diese 
Gründe  im  einzelnen  sowie  die  weiteren  allgemeinen  Ursachen, 
die  in  der  allgemeinen  Wirtschaftsverfassung  liegen,  zahlen- 
mäßig verteilt,  ist  sehr  schwer,  einigermaßen  begründet  abzti- 
1  schätzen.   Die  Tatsache  der  nicht  hinreichend  zu  begründenden 
Personalvermehrung  liegt  aber  nicht  nur  in  Deutschland,  son- 
,  dem  bei  allen  Eisenbahnen,  sei  es  der  Siegerstaaten,  sei  es  der 
Neutralen,  vor.   Bemerkenswert  sind  in  dieser  Hinsicht  die  Mit- 
teilungen, die  ^ie  revue  generale  des  chsmins  de  fer  und  nach 
(  ihr  le  genie  civil  (1921  tome  79  No.  5)  über  die  französischen 
Eisenbahnen  1920  macht.    Die  mitgeteilten  Zahlen  sind  im  fol- 
r  genden  zusammengestellt: 


.  Staatsbahnnetz 

1914 

1920 

Zunahme  + 
Abnahme  — 

Lokomotivpersonale 

1.  Zahl   

2.  tägliche  Lei-tung\j^^ 
einer  Mannschatt/ 

3.  tägliche  Dienstdauer  

124 
[100"/ ,] 
8  h  46' 
[100%] 

89 
[72"/ol 

7h  r 

[800/,] 

+  310/,, 

-  280/o 

-  20% 

.  Faris-Lyon-Mediterranee 

Zi'gbegleitpersonale 

4fi96 
1760 

6186 
3139 

+  240/,, 

+  78  "/n 

zusa  iimen 

6456 

9  325 

+  440/0 

2.  lägliche  Dienstdauer 

Bereitschaft   . 

8^49' 
7  h  53' 

5  h  r,r 

6  h  43' 

-  340/, 

—  I5O',, 

Durchschnitt 

~8h  33' 

6h  7' 

-  280/o 

.  Paris-Orleans 

Tägliche  Dienstdauer 

1.  Lokomotivpersonal  

2  Zugbegleitp  rsonal   

7  h  46' 

7  h  20' 
6  h  55' 

-  11% 

Eins  lassen  die  Zahlen  klar  erkennen:  daß  die  Personalzahlen 
bedeutend  stärker  gewachsen  sind,   als   es   der  Verkürzung  der 


täglichen  Dienstdauer  allein  entsprechen  würde.  Während  einem 
Rückgang  der  täglichen  Dienstdauer  von  100  Prozent  auf 
i^O  Prozent  bei  gleichbleibender  Arbeitsintensität  ein  Steigen  der 
Kopizahl  von  100  auf  125  Prozent  entspricht,  bedingt  ein  Rück- 
gang der  täglichen  Arbeitsleistung  von  100  Prozent  auf 
72  Prozent  bereits  eine  Personalziffer  von  139  Prozent  (s.  A.  1; 
das  tatsächliche  Wachsen  auf  nur  131  Prozent  ist  eine  Folge  des 
geringeren  Verkehrsumfanges). 

Die  persönlichen  Unkosten,  welche  dem  Achtstundentag  zu- 
zuschreiben sind,  werden  für  die  französischen  Eisenbahnnetze 
nach  guter  Schätzung  auf  695  Mill.  Francs,  die  einmaligen  säch- 
lichen auf  2405  Millionen,  entsprechend  einer  jährlichen  Zahl 
von  192  Millionen;  angegeben,  zusammen  also  886  Millionen 
jährlich  —  bei  einem  Gesamteisenbahndefizit  von  2800  Millionen 
im  Jahre  1920.  Durch  eine  geschmeidigere  Anwendung  des  Acht- 
stundentages schätzt  man  allerhöchstens  bis  250  Millionen  ein- 
holen zu  können,  so  daß  also  der  ,,s  c  h  e  m  a  t  i  s  c  h  e'"  Acht- 
stundentag in  Frankreich  mit  höchstens  9  Prozent  am  Eisen- 
bahndelizit  beteiligt  wäre. 

Wenn  auch  die  französischen  Verhältnisse  nicht  ohne  wei- 
teres auf  die  deutsche  Reichsbahn  übertragbar  sind,  so  liegen 
die  allgemeinen  Verhältnisse  hinsichtlich  des  Achtstundentages 
doch  wohl  gleich.  Die  französische  anscheinend  wohlbegrün- 
dete Schätzung  der  Wirkung  des  Achtstundentages  an  und  tür 
sich  und  der  seiner  schematischen  Anwendung  gibt  für  die  deut- 
schen Verhältnisse  ein  ungefähres  Bild  der  Größenordnung  des 
geldlichen  Erfolges,  der  durch  ein  Arbeitszeitgesetz  für  die 
Eisenbahnen  erreicht  werden  kann.  In  Frankreich  herrscht 
jedenfalls  die  Ueberzeugung,  daß  durch  ein  solches  Gesetz  eine 
zwar  wesentliche,  aber  keineswegs  ausreichende  Besserung  er- 
reicht werden  kann,  und  daß  es  energischerer  Maßnahmen  be- 
darf, um  ohne  chronische  Tariferhöhungen  die  Eisenbahnetats 
ausgleichen  zu  können.  Daß  der  Achtstundentag  als  solcher  nicht 
allein  ursächlich  für  den  Produktionsrückgang  seit  seiner  Herr- 
schaft ist,  zeigen  auch  die  über  industrielle  Betriebe  bekannt- 
gewordenen Mitteilungen,  von  denen  auf'  die  Berichte  der  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten 1920  (siehe  auch  Technik  und  Wirtschaft 
1921,  Heft  6,  und  Wissenschaftliche  Nachrichten  aus  dem  Ruhr- 
gebiet 1922,  Nr.  1,  S,  89)  hingewiesen  werden  soll.  Auch  der 
Steinkohlenbergbau  weist  ähnliche  Verhältnisse  auf.  Setzt  man 
die  Zahl  der  im  Steinkohlenbergbau  des  Oberbergamtsbezirks 
Dortmund  im  Jahre  1913  beschäftigten  Personen  =  100,  den  auf 
die  Person  im  Jahre  entfallenden  Förderanteil  in  Tonnen  eben- 
falls gleich  100,  so  entsprach  im  Jahre  1920  einer  Bergarbeiter- 
zahl von  114  Prozent  ein  spezifischer  Förderanteil  von  nur 
67  Prozent  (s.  Glückauf  Nr.  52  vom  24.  12.  21). 

Um  zu  geordneten  Verhältnissen  im  Eisenbahnwesen  zu 
kommen,  sind  deshalb  nicht  nur  die  oft  überschätzten  ",, organi- 
satorischen Maßnahmen"  der  Verwaltung  nötig,  sondern  vor 
allem  eine  erhöhte  Arbeitsintensität  von  jedermann,  hoch  und 
niedrig!  Dr.-Ing.  .St(  ucrna^el. 

-Wn-    Elektrischer    Betrieb    auf   Reichsbahnstrecken.  Die 

Mitteilung  über  die  Elektrisierung  der  Reichsbahn  auf  Seite  56 
lfd.  Jahrgs.  wird  folgendermaßen  berichtigt: 

Der  elektrische  Strom  für  die  Hauptbahnen  im  mittel- 
deutschen Braunkohienbezirk  wird  lediglich  in  dem  der  Reichs- 
bahn gehörenden  Kraftwerk  Muldenstein  bei  Bitterfeld  erzeugt. 
Das  Kraftwerk  Zschornewitz  (nicht  Zschernowitz)  bei  Gräfen- 
bainichen  liefert  keinen  Bahnstrom  für  die  Reichsbahn.  Der 
elektrische  Betrieb  ist  zurzeit  in  dem  genannten  Bezirk  auf  den 
Strecken  Wahren — Schöncfeld  und  Leipzig — Bitterfeld — Dessau 
eingerichtet.  Die  elektrische  Streckenausrüstung  auf  den 
Strecken  Schönefeld — Engelsdorf,  Dessau — Magdeburg  und 
Halle — Leipzig  ist  im  Wesentlichen  fertig,  so  daß  der  elektrische 
Betrieb  noch  im  Laufe  des  Jahres  aufgenommen  werden  kann. 
—  Für  die  schlesischen  Gebirgsbahnen  wird  der  Strom  nicht  aus 
Wasserkraftwerken,     sondern     aus    dem  Steinkohlenkraftwerk 
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Verschiedenes 


16.  Jahrgang.    Hpft  12.   23.  März  1922 


Mittelsteine  bei  Glatz  entnommen.  Hier  werden  die  Strecken 
Königszelt — Hirschberg,  Niedersalzbrunn — Halbstadt  und  Ruh- 
bank— Liebau  elektrisch  betrieben.  Im  Laufe  dieses  Jahres 
kommen  noch  die  Strecken  Hirschberg — Lauban  und  Hirsch- 
berg-— Grüntal  in  Betrieb,  im  nächsten  Jahre  folgt  die  Strecke 
Lauban — Görlitz — Schlauroth. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Zur  Deutschen  Gewerbeschau  München  1922  werden  fol- 
gende Eintrittskarten  ausgegeben  werden:  1.  Tageskarten 
für  Erwachsene  6  M.,  an  sogenannten  Volkstagen  3  M.,  für  Kin- 
der unter  14  J.  die  Hälfte  dieser  Beträge.  —  2.  Abendkarten 
für  den  Eintritt  nach  6  Uhr  für  Erwachsene  3  M.,  für  Kinder 
unter  14  J.  1,50  M.;  an  Volkstagen  für  Abendkarten  keine  weitere 
Ermäßigung.  —  3.  Dauerkarten  für  erwachsene  Einzelper- 
sonen und  Haushaltungsvorstände  100  M.,  für  erwachsene 
Familienmitglieder  im  Familienverband  (Ehefrau  und  erwach- 
sene Söhne  und  Töchter)  60  M.,  für  Kinder  unter  14  J.  30  M. 
Für  Vereine  und  Verbände  werden  Dauerkarten  mit  20  % 
Ermäßigung  abgegeben,  wenn  der  Vereinsvorstand  bei  der  Ge- 
schäftsstelle der  Ausstellung  ein  Verzeichnis  der  Mitglieder,  die 
Dauerkarten  wünschen,  vorlegt.  Schließlich  sollen  für  die  wäh- 
rend der  Ausstellung  stattimdenden  Kongresse,  sogenannte 
Kongreßkarten  zum  Preise  von  20  M.  ausgegeben  werden,  die 
zum  Eintritt  in  die  Ausstellung  während  der  Dauer  der  Kon- 
gresse berechtigen.  Die  Kongreßkarten  sollen  ausschließlich  an 
die  Kongreßleitung  abgegeben  werden.  Bei  Aenderungen  der 
Valuta  können  Zuschläge  zu  den  Preisen  der  Eintrittskarten  (mat 
Ausnahme  der  Dauerkarten)  erhoben  werden. 

dak.  Motorbootausstellung  1922.  Unter  der  Führung  des  Ver- 
eins deutscher  Motorfahrzeugindustrieller  in  Berlin  wird  Ende 
April  bis  Anfang  Mai  in  der  Ausstellungshalle  am  Kaiserdamm 
zu  Berlin-Charlottenburg  eine  Motorbootausstellung  veranstaltet 
werden.  Als  Ausstelungsgegenstände  sollen  zugelassen  werden: 
betriebsfertige  Motorboote,  betriebsfertige  Ruder-  und 
Segelboote  mit  Hilfsmotoren,  Baumaterialien  und  Ausrüstungs- 
gegenstände, Bestand-,  Ersatz-  und  Zubehörteile  für  solche 
Fahrzeuge,  sowie  Ausrüstungsgegenstände  für  den  Wassersport. 
Wenn  der  zur  Verfügung  stehende  Raum  es  gestattet,  werden 
auch  andere  Wasserfahrzeuge  zugelassen  werden,  so  daß  dann 
eine  allgemeine  Wasserfahrzeugausstellung  zustande  kommen 
wird. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

SS  Ueber  neue  Bestimmungen  bei  der  Lieferung  für  die  chine- 
sischen Staatseisenbahnen  berichtet  die  Industrie  und  Handels- 
zeitung. Danach  ist  das  Reglement  in  4  verschiedene  Abschnitte 
eingeteilt:  1.  Spezifikationen,  Zeichnungen  und  Muster  des  Ma- 
terials, 2.  Aufforderung  zur  Abgabe  von  Lieferungsangeboten, 
3.  hinterlegte  Sicherheiten,  4.  Aufsicht  über  das  Verfahren  bei 
Aufforderung  zur  Abgabe  von  Angeboten  und  bei  Prüfung  der 
letzteren.  —  Der  Ausdruck  „Material"  wird  bestimmt  als  ,,alle 
von  Eisenbahnen  benötigten  Gegenstände  mit  Einschluß  von 
Lokomotiven,  Personen-  und  Frachtwagen,  Bahnbaumaterial, 
Maschinen  und  Werkzeuge".  Nach  Art.  2  müssen  beim  Ankauf 
von  Material  durch  Bahnen  im  voraus  Spezifikationen,  Zeich- 
nungen oder  geeignete  Muster  hergestellt  werden,  die  als  Norm 
für  das  angekaufte  Material  dienen  sollen.  Bei  der  Ablieferung 
des  Materials  soll  nach  Besichtigung  die  Annahme  oder  Zurück- 
weisung gemäß  den  Anforderungen  der  Spezifikationen,  Zeich- 
nungen und  Muster  stattfinden.  In  dem  Abschnitte  über  Auf- 
forderungen zur  Abgabe  von  Angeboten  ist  die  Vorschrift  her- 
vorzuheben, daß  in  allen  Fällen,  wo  ein  einzelner  Ankauf  der- 
selben oder  verschiedener  Arten  von  Material  auf  mehr  als 
5000  Dollar  geschätzt  wird,  eine  Ausschreibung  stattfinden  soll, 
mit  Ausnahme  der  besonderen  Fälle,  die  sich  aus  den  Bedin- 
gungen der  Eisenbahnanleihe-Verträge  ergeben.  Die  Artikel 
9 — 11  enthalten  eine  nähere  Beschreibung  limitierter  und  nicht 
limitierter  Angebote.  Nach  Artikel  21  sollen,  wenn  die  geschätz- 
ten Materialkosten  50  000  Dollar  übersteigen,  ein  oder  mehrere 
Abgeordnete  des  Verkehrsministeriums  zur  Zeit  der  Eröffnung 
der  Angebote  anwesend  sein.  Art.  22  bestimmt:  Ueber  das  Er- 
gebnis der  Ausschreibung  ist  dem  Ministerium  zu  berichten  und 
vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  ist  das  gewählte  Angebot 
nebst  einem  Entwurf  des  Vertrages  dem  Ministerium  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen.  —  Man  ist  der  Ansicht,  daß  die  genaue 
Durchführung  dieser  Vorschriften  die  früher  bei  Ausschreibun- 
gen hervorgetretenen  Mißstände  beseitigen  wird. 

Eine  Ermäßigung  der  Tarife  für  die  Kohlenausfuhr  auf 
amerikanischen  Eisenbahnen  ist  durch  den  Staatssekretär  für 
Handel  Hoover  durchgesetzt  worden  mit  Rücksicht  auf  Be- 
drohung inländischer  und  ausländischer  Märkte  amerikanischer 
Kohle  durch  englische  und  anderer  Länder  Konkurrenz. 

2Z  Tausend     Kilometer     ohne     Lokomotivwechsel!  Die 

Missouri-,  Kansas-  und  Texasbahn  läßt  neuerdings,  wie  die 
Ind.  und  Handels-Zeitung  berichtet,  zwischen  San  Antonio  und 


Parsons  (1005  km)  einen  Schnellzug  ohne  Maschinenwechsel 
laufen.  Die  Möglichkeit  wurde  durch  die  Einführung  der  Oel- 
f  e  u  e  r  u  n  g  gegeben.  Statt  der  früher  für  ein  Zugpaar  benötigten 
5^  Lokomotiven  genügen  jetzt  3,  die  täglich  im  Durchschnitt 
4>9  km  zurücklegen.  Zur  sorgfältigen  Untersuchung  sind  an 
den  Endpunkten  mindestens  12  Stunden  Ruhezeit  vorgesehen. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Die  Bestimmungen  über  die  Anlegung,  Genehmigung  und  Unter- 
suchung der  Dampfkessel  in  Preußen  von  Dr.-Ing.  Dr.  jur. 
Hill  igen  (München-Berlin  1920,  Verlag  von  R.  Olden- 
bourg.) 

Der  Zweck  des  Buches  ist,  allen  mit  dem  Bau,  Betrieb  und 
der  Uebcrwachung  von  Dampfkesseln  beschäftigten  Kreisen  eine 
handliche  Zusammenstellung  sämtlicher  in  Preußen  geltender 
kesselgesetzlichen  Bestimmungen  einschließlich  der  Ausführungs- 
vorschriften, im  Lauf  der  Erfahrungszeit  herausgebildeten  Aus- 
k-gungen  und  der  nachträglichen  Abänderungen  zu  geben.  Dies 
Ziel  hat  der  Verfasser  bestens  erreicht,  nicht  nur  in  sachlicher 
Beziehung,  sondern  auch  in  der  übersichtlichen,  trotz  erfeulicher  • 
Kürze  ausführlichen  äußeren  Form. 

Ein  geschichtlicher  Ueberblick   über   die   Entwicklung  der 
Dampfkesselaufsicht  in  Preußen  faßt  das  zur  Auslegung  und 
zum  tieferen  Verständnis  der  Bestimmungen  Erforderliche  ein- 
leitend zusammen.    Den  Hauptteil  bildet  die  Wiedergabe  der 
Vorschriften  mit  angeschlossenen  Erörterungen  und  eine  Samm- 
lung  wichtiger   Vordruckmuster.   (Allgemeine,   polizeiliche  Be- 
stimmungen,   Materialvorschriften,    Bauvorschriften    für  Land- 
und  Schiffskessel,  Anweisung  über  die  (jenehmigung  und  Unter-  j 
suchung  der  Kessel,  Gebührenordnung  für  Kesseluntersuchungen  | 
und  Dienstvorschriften  für  Kesselwärter.)     Es  wird  allgemein  ! 
begrüßt  werden,  diese  an  den  verschiedensten  Stellen  veröffent-  ' 
lichten  und  abgehandelten  Gegenstände  in  knapper  Form  und 
mit  allen  Erleichterungen  für  den  Handgebrauch  in  dem  vor- 
liegenden  Nachschlagewerk  vereinigt  zu   finden.  -1- 

Die  neuen  Reichssteuern,  zusammenhängend  und  faßlich  dar- 
gestellt von  Justizrat  Dr.  N  o  e  s  t,  Solingen.  Heft  VI:  Das 
Reichseinkommensteuergesetz.  Gesetz  vom  29.  März  1920.  In 
der  Fassung  vom  20-  März  1921  unter  Berücksichtigung  des 
Gesetzes  vom  11.  Juli  1921  und  der  Ausführungsverordnungen 
vom  30.  Mai  und  25.  Juli  1921.  Zweite  Auflage.  Preis  12  M. 
1921.  Industrieverlag  Spaeth  &  Linde,  FacTibuchhandlung  für 
Steuerliteratur,  Berlin  C.  2. 

Das  Reichs-Einkommensteuergesetz  ist  in  seiner  ursprüng- 
lichen Fassung  bereits  veraltet.  Wesentliche  Umgestaltungen 
sind  eingeführt  und  gelten  schon  für  die  Veranlagung  des  laufen- 
den Jahres.  In  ihrer  zweiten  Auflage  berücksichtigt  die  Dar- 
stellung von  Noest  alle  eingetretenen  Aenderungen.  Sie  schil- 
dert den  gegenwärtig  geltenden  Zustand  in  der  anschaulichen, 
wissenschaftlich  gehaltenen  und  doch  jedem  Laien  verständlichen 
Weise,  die  wir  an  dem  Verfasser  so  sehr  schätzen  gelernt  haben. 
Neben  dem  jetzt  geltenden  Gesetzes-Texte  wird  insbesondere 
auch  die  Ausführungsverordnung  über  die  Bildung  eines  Er- 
neuerungsfonds  für  die  Anschaffung  von  Ersatz-Gegenständen  in 
ihrem  Wortlaute  wiedergegeben.  Die  kleine  Schrift  bildet  auch 
in  ihrer  zweiten  Auflage  einen  vortrefflichen  Wegweiser  durch 
die  oft  schwer  verständlichen  Vorschriften  des  Gesetzes. 

Die  Störungen  an  elektrischen  Maschinen,  Apparaten  und  Lei- 
tungen, insbesondere  deren  Ursachen  und  Beseitigung.  Von 

Berat.-Ing.  L.  Hammel,  13.  Auflage  mit  93  Abbildungen. 

Preis    kart.    12   M.    Akademisch-Technischer    Verlag  Joh. 

Hammel,  Frankfurt  a.  M.-West. 

Die  wiederum  vorliegende  neue  Auflage  dieses  Buches  be- 
weist ohne  weiteres,  daß  dasselbe  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit 
sich  Freunde  in  Fachkreisen  zu  verschaffen  gewußt  hat.  Ein 
derartiger  Leitfaden  für  eintretende  Störungen  an  elektrischen  . 
Maschinen,  Apparaten  und  Leitungen  ist  heute  um  so  mehr  \ 
erwünscht,  als  die  elektrischen  Maschinen  in  Gewerbe  und  In- 
dustrie die  Seele  des  Betriebes  darstellen  und  allzuoft  von  deren 
einwandfreiem  Funktionieren  die  Wirtschaftlichkeit  abhängig  ist. 
Somit  dürfte  sich  dieser  Ratgeber,  der  gegenüber  den  älteren 
Auflagen  eine  wesentliche  Verbesserung  erfahren  hat,  seinem 
Ziele  entsprechend,  in  allen  vorkommenden  Fällen  in  der  Hand 
von  Maschinisten,  Installateuren,  Monteuren,  Werkmeistern  usw. 
auch  weiterhin  bewähren  und  auch  den  Besitzern  elektrischer 
Anlagen  nicht  unbedeutenden  Nutzen  bieten.  Infolge  seines  für 
das  behandelte  Gebiet  vielseitigen  Inhaltes  können  wir  daher 
die  Anschaffung  der  neuen  Auflage  ebenfalls  den  in  Fachkreisen 
in  Frage  kommenden  Interessenten  nur  bestens  empfehlen.  E.  D. 

z  Wiederaufbau  und  Steuerpolitik.  Vorträge,  gehalten  anläßlich  j 
der  Tagung  des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie  in  ■ 
München  am  28.  September  1921  von  Dr.  Hans  Jordan- 
Mallinckrodt.  Mitglied  des  Präsidiums  und  Vorsitzender 
des  Steuerausschusses  des  Reichsverbandes  der  Deutschen 
Industrie  und  Dr.  Fritz  H  a  u  ß  m  a  n  n  -  Berlin,  stellvertreten- 
der Vorsitzender  des  Steuerausschusses  des  Reichsverbandes 
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der  Deutschen  Industrie.  Preis  geb.  8  M.  1921.  Industrieverlag 
Spaeth  &  Linde,  Fachbuchhandlung  für  Steuerliteratur,  Ber- 
lin C.2. 

Die  Schrift  enthält  zwei  Vorträge,  die  anläßlich  der  Tagung 
des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie  am  28.  September 
1921  in  München  gehalten  worden  sind.  Unter  Schilderung  der 
gegenwärtigen  wirtschaftlichen  und  steuerlichen  Lage  Deutsch- 
lands werden  hier  zum  erstenmale  über  das  Kreditangebot  der 
deutschen  Industrie  von  maßgebender  Seite  nähere  Darlegungen 
gemacht.  Die  im  Anschluß  hieran  bekanntgegebene, im  Anhang 
abgedruckte  Resolution  der  deutschen  Industrie  läßt  die  über- 
ragende Bedeutung  erkennen,  welche  diesem  Gegenstand  zu- 
kommt. Ferner  werden  die  bisherigen  Fehler  unserer  Steuer- 
politik und  im  Zusammenhang  damit  die  bevorstehende  neue 
Steuergesetzgebung  kritisiert.  Alsdann  wird  dargelegt,  wo  auf 
steuerlichem  (jebiet  die  Grenzen  des  Möglichen  liegen. 

Verkehrsfragen  bei   Stadterweiterungen.      Professor  Petersen. 
Danzig.    Verlag  Springer.  1921 

Der  Verfasser  geht  davon  aus,  daß  die  Frage  der  Groß- 
stadterweiterungen eng  mit  der  Lösung  der  Bodenfrage  zu- 
sammenhängt. Er  weist  dann  die  Notwendigkeit  der  Auf- 
stellung eines  Generalsiedlungsplanes  für  werdende  Großstädte 
nach,  der  Vorsorge  treffen  soll,  daß  die  demnächst  entwickelte 
Großstadt  nicht  unter  Verkehrsschwierigkeiten  und  unmög- 
lichen Wohnverhältnissen  leidet.  Die  Untersuchungen  werden 
näher  erläutert  an  den  Ursachen,  die  eine  Reihe  von  Groß- 
städten zum  Ausschreiben  von  Wettbewerben  für  einen  Ge- 
neralbebauungsplan veranlaßt  hat.  —  Sehr  eingehende  verkehrs- 
technische Untersuchungen  knüpft  der  Verfasser  dann  an  die 
Unterlagen,  die  sich  für  die  Erweiterungen  von  Zürich  und 
Danzig  ergeben.  Die  bestehenden  Schwierigkeiten  sind  für 
beide  Städte  schon  recht  erheblich;  die  vom  Verfasser  gemach- 
ten Vorschläge  zeigen  aber,  daß  es  bei  zielbewußtem  Vorgehen 
auch  jetzt  noch  möglich  ist,  für  die  Zukunft  günstige  Bedin- 
gungen zu  schaffen.  Die  kleine  Schrift  ist  ein  wertvolles  Stück 
unter  den  Abhandlungen  über  großstädtische  Verkehrsproblemc. 

Ho. 

Grundbegriffe  des  Städtebaues  von  Prof.  Hoepfner,  Karlsruhe. 
Verlag  von  Julius  Springer.  1921. 

Der  zunächst  erschienene  erste  Band  soll  nach  der  Auf- 
fassung des  Verfassers  die  Grundlagen  für  besondere  Abhand- 
lungen über  die  technische  Lösung  der  Aufgaben  geben,  die  uns 
die  Gestaltung  unserer  Städte  stellt.  Die  Erkenntnis  dieser 
Grundlagen  soll  zu  einer  zweckmäßigen  Städtebaupolitik  führen. 
Es  ist  ein  Verdienst  des  Verfassers,  im  Beginn  seines  Werkes 
nachgewiesen  zu  haben,  daß  eine  Städtebaupolitik  gegenüber 
den  Siedlungsaufgaben  der  Neuzeit  nötig  ist.  Mit  dem  reinen 
„Bauen"  sind  die  Aufgaben  unserer  Zeit  nicht  zu  lösen,  denn 
sie  liegen  hinsichtlich  ihrer  Wirkungen  nicht  so  sehr  in  der 
Gegenwart  als  vielmehr  in  naher  wie  ferner  Zukunft.  In  sehr 
klarer  Weise  folgt  dann  eine  Abhandlung  über  die  Gesetzmäßig- 
keit im  Aufbau  des  Stadtkörpers.  Am  Beispiel  der  Stadt  Emden 
wird  nachgewiesen,  wie  in  frühester  Zeit  bei  der  Entwickelung 
eines  neuen  Stadtteiles  auf  die  Bedingungen  zu  achten  ist,  denen 
er  im  Zusammenhang  einer  um  Jahrzehnte  fortgeschrittenen 
und  stark  entwickelten  Großstadt  unterliegen  wird.  So  einfach 
und  ungekünstelt  die  Darlegungen  sind,  so  überzeugend  sind  sie; 
ihr  Vorzug  ist  es,  daß  sie  nicht  von  schon  unhaltbaren  Zustän- 
den einer  nicht  folgerichtig  entwickelten  Großstadt  ausgehen, 
sondern  von  den  Verhältnissen  eines  noch  gesund  entwickel- 
baren Stadtgebildes.  Die  örtlichen  Schwierigkeiten  Emdens 
sind  groß;  der  Verfasser  zeigt  aber,  daß  bei  rechtzeitig  einsetzen- 
der gesunder  Städtebaupolitik  alle  Schwierigkeiten  für  die  Zu- 
kunft vermieden  werden  können,  die  ohne  sie  unvermeidlich 
sind.  Von  den  Elementen  des  Siedlungsplanes  wird  dann  im 
ersten  Band  das  Wohnviertel  eingehend  besprochen,  dessen  Ge- 
staltung auf  Grund  der  Wohnbedürfnisse  herausgearbeitet  wird. 
In  den  Unterabschnitten  über  den  Baublock,  die  Geschoßzahl 
und  Bauweise  und  die  Aufteilungsstraßen  wird  der  Erfahrungs- 
stoff der  Vergangenheit  aus  diesen  Gebieten  sorgfältig  bear- 
beitet und  eine  Fülle  neuer  Gedanken  gebracht,  die  wertvolle 
Hinweise  für  alle  Schwierigkeiten  der  Praxis  bieten.  —  Der 
Verkehrstechniker  hat  heute  mehr  denn  je  Veranlassung,  sich 
mit  den  Grundlagen  des  Städtebaues  zu  befassen.  Die  falschen 
Lösungen  im  Städtebau,  untec  denen  wir  heute  leiden,  sind  zum 
erheblichen  Teil  darauf  zurückzuführen,  daß  man  die  Bedeutung 
des  Verkehrswesens  für  die  Stadtentwicklung  nicht  voll  wertete. 
Nachdem  sie  erkannt  ist,  hat  der  Verkehrstechniker  die  Auf- 
gabe, sich  die  Grundgedanken  des  Siedeins  klarzumachen,  um 
seine  Verkehrsmittel  zeitig  der  Planung  unter  Berücksichtigung 
aller  anderen  Elemente  einzupassen.  Das  gilt  insonderheit  für 
den  Eisenbahner.  Ho. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

52  Weitere  Ausdehnung  der  Industrialisierung  Mittel- 
deutschlands. Die  Energiequelle  Braunkohle  bietet  den  Anreiz 
zur  Ansiedlung  von  immer  weitgehenderen  Industrieanlagen.  So 
plant  der  Gußstahlverein  Siegen-Solingen  den  Aus- 


bau seiner  Stahlgießerei  in  Frankleben  zu  einer  großen  An- 
lage zur  Gewinnung  von  Elektrostahl.  Auch  die  zur  Stinnes- 
scheii  Rhein-Elbe-Union  gehörende  Gelsenkirchener 
Bergwerks  A.-G.,  die  schon  bei  Löbejün  die  Hötzer  Stein- 
kohlenbergwerke betreibt,  erwarb  bei  Könnern  Gelände  für 
einen  Fabrikneubau,  und  die  schlesische  Gräfl.  Schaaffgott- 
sche  Verwaltung  kaufte  bei  Merseburg  Gelände,  um 
für  die  an  Polen  verlorenen  Werke  Neuanlagen  zu  schaffei». 

"    Die  Steinkohlenförderung  im  Ruhrbezirk  stellt  sich  für 
1913  auf  IILG  Mill.  t 
1918  auf   96  0  „ 

1920  auf   88,3  ,. 

1921  auf   94,1  ,. 
Die  arbeitstägliche  Leistung  betrug: 

1913  rund  398  000  t 

1918  rund  317  000  t 

1920  rund  292  000  t 

1921  rund  311000  t 

Zu  berücksichtigen  bleibt  bei  den  Zahlen  jedoch  die  bedeutende 
Mehreinstellung  von  Arbeitskräften. 

"  Die  Erschließung  neuer  Steinkohlenfelder  durch  Errich- 
tung neuer  Schachtanlagen  hat  im  rheinisch-westfälischen  Koh- 
lenrevier die  Thyssengruppe  neuerdings  in  Angriff  genom- 
men. Sie  ist  zur  Aufbringung  der  für  neue  Schachtanlagen  not- 
wendigen Mittel,  die  sich  einschließlich  der  Arbeitersiedelungen 
für  eine  Doppelschachtanlage  auf  etwa  200  Mill.  M.  belaufen,  da- 
durch imstande,  daß  sie  entsprechende  Entschädigungszahlungen 
für  die  in  Nordfrankreich  und  Lothringen  verlqren  gegangenen 
Werke  und  Erzgerechtsame  erhalten  hat.  Es  handelt  sich  um 
insgesamt  3  Doppelschacht-  und  zwei  einfache  Schachtanlagen. 
Wie  verlautet,  sollen  auch  der  Phönix  und  die  Rheinischen  Stahl- 
werke mit  Plänen  umgehen,  neue  Kohlenzechen  zu  errichten. 

FERNSPRECHWESEN 

Erfolge  der  drahtlosen  Empfangstechnik.  Der  Gesellschaft 
für  drahtlose  Telegraphie  ist  es  jetzt  gelungen,  mit  räumlich 
sehr  kleinen,  tragbaren  Empfangseinrichtungen  Funksprüche 
aus  Stationen  aufzunehmen,  die  mehr  als  19  0C0  km  entfernt  sind. 
Demnach  kann  man  heute  an  jedem  Punkt  der  Erde  alle  stär- 
keren Funkstationen  abhören.  Der  als  Sonderfachmann  für 
Empfangsuntersuchungen  bekannte  Oberingenieur  Dr.  Esau 
war  nach  Buenos  Aires  entsandt  worden,  um  den  geeignetster 
Platz  zur  Errichtung  der  Empfangsanlage  für  die  im  Bau  be- 
findliche Großstation  derselben  Gesellschaft  zu  ermitteln.  Diese 
argentinische  transatlantische  Station  ist  bekanntlich  als  Gegen- 
station für  Nauen  zum  Verkehr  mit  Südamerika  bestimmt.  Es 
waren  dazu  eingehende  wissenschaftliche  Untersuchungen  er- 
forderlich, da  es  sich  um  Ueberbrückung  einer  Entfernung  von 
12  000  km  (Nauen — Buenos  Aires)  handelt,  und  zwar  in  einem 
Lande,  in  dem  bisher  der  funkentelegraphische  Empfang  durch 
starke  atmosphärische  Störungen  beeinträchtigt  war.  Dr.  Esau 
ist  diesen  Störungen  durch  Rahmenantennen  Herr  geworden, 
so  daß  schon  jetzt  ei  nallerdings  einseitiger  Verkehr  von  Nauen 
nach  Argentinien  möglich  ist.  Bei  dieser  Gelegenheit  gelang  es 
auch  zum  ersten  Male  die  Zeichen  einer  nicht  übermäßig  star- 
ken japanischen  Station  (Antipodenstation  zu  Buenos  Aires!) 
über  19  000  km  —  den  halben  Erdumfang!  —  über  zwei  ver- 
schiedene Wege  aufzunehmen.  Der  erste  führt  über  den  stillen 
Ozean,  fast  ausschließlich  über  Wasser,  der  zweite  nur  über 
den  atlantischen  Ozean,  dann  aber  fast  ausschließlich  über  die 
Festländer  Afrika  und  Asien.  Auf  letzterem  Wege  werden  die 
Telegraphierzeichen  merklich  schwächer  übertragen,  so  daß  die 
Lautstärke  in  Argentinien  bei  gleicher  Weglänge  über  den 
Atlantik  nur  etwa  den  hundertsten  Teil  derjenigen  über  den 
Pazific  beträgt.  Ferner  konnten  täglich  alle  lehrreichen  funken- 
telegraphischen  Erscheinungen  studiert  werden,  die  sonst  beim 
Empfang  funkentelegraphischer  Zeichen  nur  während  der  sel- 
tenen Sonnenfinsternisse  beobachtet  werden.  Auch  für  die 
Wetterkunde  sind  wertvolle  Ergebnisse  zu  verzeichnen. 

GESCHÄFTSBERICHTE 

Einen  gewinnabwerfenden  Eisenbahnbetrieb  kann  die 
Hal'berstadt-Blankenburger  Eisenbahnverwal- 
tu  ng  aufweisen.  Sie  ist  in  der  Lage,  nach  Vornahme  sehr  reich- 
licher Abschreibungen  eine  Dividende  von  8%  auszuschütten, 
nachdem  seit  dem  Jahre  1918,  in  dem  4^%  zur  Verteilung  ge- 
kommen war,  die  Aktionäre  leer  ausgehen  mußten.  Das  gunstige 
Ergebnis  ist  wohl  zum  guten  Teil  auf  den  Ausbau  des  Unter- 
nehmens als  Gemischtbetrieb  zurückzuführen.  Es  werden  gleich- 
zeitig mit  der  Eisenbahn  betrieben:  die  Blankenburger  Eisen- 
bahnbedarfs- und  Maschinenfabrik  m.  b.  H.  „Bema",  die  Sage- 
werk- und  Holzverarbeitungswerkstätten  Rübeland.  Außerdem 
ist  sie  im  Einkauf  an  der  Mitteid.  Eisenbähnbedarfsges.  Berlin 
beteiligt.  Zum  weiteren  Ausbau  dieser  Werke  und  zur  Vervoll- 
kommnung des  Betriebes  der  Bahn  und  ihrer  Betriebsmittel_  ist 
auf  der  letzten  Generalversammlung  eine  Erhöhung  des  Aktien- 
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kapitals  von  8,5  Mill.  M.  auf  14  Mill.  M.  beschlossen  worden. 
Auch  für  das  neue  Betriebsjahr  wird  ein  günstiges  Ergebnis  er- 
wartet. 

SOZIALES 

Der  Internationale  Gewerkschaftsbund,  zu  dem  der  All- 

gemenie  Deutsche  Liewerkschaf  tsbund  in  Deutschland  zählt, 
wies  nach  Mitteilungen  der  Gewerkschaftszeitung  am  1.  Ju.- 
l'.)21  23  907  059-  Mitglieder  auf.    Diese  verteilten  sich  auf: 


Deutschland   8  000  000 

Großbritannien   6  GOO  000 

Italien   2  055  773 

Frankreich   1500  000 

Oesterreich   1000  000 

Argentinien   749  518 

Tschechoslowakei   740  000 

Belgien   718  410 

Polen   403138 

Dänemark   279  255 

Schweden   277  242 

Kanada   260  000 

Spanien   240113 

Schweiz   223  588 

Niederlande   216  581 

Griechenland   170  000 

Ungarn   152  441 

X.nwcgen   150  000 

Suilafi-ika   60  000 

Lettland   30  000 

Luxemburg   27  000 

Jugoslavicn   25  000 

Peru   25  000 

Bulgarien   4  000 


SS  Die  bekannte  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  und  Ange- 
stellten bei  der  Firma  Karl  Z  e  i  ß  in  Jena  ist  in  einer  Dividende 
von  5%  auf  die  im  Geschäftsjahr  1920-21  gezahlten  Lohn-  und 
Gehaltssätze  zur  Auszahlung  gelangt. 

SS  Werkgemeinschaften  in  Amerika.  Die  United  Steel  Cor- 
poration hat  ihren  Angestellten  und  Arbeitern  100  000  neue  An- 
teile zu  84  Dollars  je  Stück  als  Beteiligung  am  Unternehmen 
angeboten.  Der  gleiche  Gedanke  liegt  der  in  dieser  Zeitschrit; 
bereits  erwähnten  Ausgabe  von  Arbeiteraktien  bei  der  Firma 
Krupp  zugrunde. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 
f,Z  Mitteldeutscher  Wirtschaftstag.  In  Halle  wurde  am 
!0  März  der  erste  Mitteldeutsche  Wirtschaftstag,  veranstaltet 
vom  Wirtschaftsverband  Sachsen-Anhalt,  unter 
reger  Beteiligung  von  Vertretern  der  Ministerien,  Handels- 
Gewerbe  und  Landwirtschaftskammern  sowie  führender  Männer 
der  Industrie  und  der  Landwirtschaft  Mitteldeutschlands  ab- 
gehalten. Der  Verband  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  die  wirt- 
schaftlichen Kräfte  Mitteldeutschlands  so  zusammenzufassen, 
daß  ihre  beste  Nutzung  unter  einheitlicher  Leitung  gewähr- 
leistet ist.  Der  Vorsitzende.  Generaldirektor  Dr.-Ing. 
Hoftmann  von  den  Riebeckschen  Montanwerken,  gab  einen 
Ueberblick  über  das  Wesen,  das  Entstehen  und  die  Ziele  des 
Verbandes,  während  der  ( i  e  s  c  h  ä  f  t  s  f  ü  h  r  e  r  des  Verbandes, 
Dr.  Walter  H  o  f  f  m  a  n  n  ,  die  Bedeutung  der  mitteldeutschen 
Industrie,  unterstützt  durch  Lichtbilder,  trefflich  vor  Augen 
führte.  Das  Ziel,  auch  Thüringen  in  den  mitteldeutschen  Wirt- 
schaftsverband mit  hineinzubeziehen,  ist  bis  jetzt  noch  nicht 
erreicht  worden,  trotzdem  dieses  Gebiet  seiner  wirtschaftlichen 
Abhängigkeit  nach  ebenso  wie  ein  großer  Teil  des  westlichen 
Teils  der  Provinz  Sachsen  mit  zur  mitteldeutschen  Wirtschafts- 
emheit  gehört.  Lebhafter  Widerspruch  erhob  sich .  auf  dem 
Wirtschaftstag  gegen  die  geplante  Zusammenfassung  von 
Thüringen  und  Freistaat  Sachsen  zu  einem  Bezirkseisenbahnrat 
in  Dresden  und  der  Provinz  Sachsen  und  des  Freistaats  Anhalt 
zu  einem  Bezirkseisenbahnrat  in  Magdeburg.  Es  wurde  dies 
als  eine  Zerreißung  der  mitteldeutschen  Wirtschaftseinheit  be- 
zeichnet. ■ —  Die  Tagung  wurde  beschlossen  durch  einen  Vor- 
trag des  Kieler  Professors  der  Nationalökonomie  Dr.  Harms 
über  die  Weltwirtschaft  der  Gegenwart.  Er  verbreitete  sich 
in  gewandter  Redeweise  über  die  Ursachen  der  zurzeit  be- 
stehenden Weltwirtschaftskrisis.  Die  rationelle  Steigerung  der 
Produktion,  besonders  die  der  Landwirtschaft,  kann  nach  inter- 
nationaler Verständigung  zu  einer  Clesundung  führen. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 
-Sa-  Das  Atmen  der  Wände.  Von  Prof.  A.  Korff-Petersen, 
Berlin.  Bauwelt  vom  26.  1.  1922.  Die  Notwendigkeit,  trotz  der 
ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  zu  bauen,  hat  es  mit  sich  ge- 
bracht, daß  an  Stelle  der  alten  Ziegelbauweise  eine  große  Menge 
von  Ersatzbauweisen  eingeführt  worden  sind.    Unter  den  For- 


de rungen,  die  man  an  eine  gute  Hauswand  stellen  zu  müssen 
glaubt,  spielt  die  „Atmung"  der  Wände  neuerdings  eine  große 
Rolle.  Es  wird  also  angenommen,  daß  die  Wände  eine  große 
Menge  frischer  Luft  von  außen  herein-  und  verbrauchte  hinaus- 
lassen. Seit  Pettenkofer  seine  inzwischen  unzählige  Male  wie- 
derholten Versuche  anstellte,  durch  einen  Ziegelstein  hindurch 
ein  Licht  auszublasen,  wissen  wir,  daß  fast  alle  Baustoffe  Luft- 
durchlässig sind.  Beim  Ziegelstein  beträgt  die  Durchlässigkeit 
im  Mittel  1  Liter  je  Stunde  und  Quadratmeter,  beim  Beton  etwa 
0,25  Liter.  Kalksandsteine  zeigen  Werte  von  0,5—10  Liter.  Nur 
die  rheinischen  Schwemmsteine  übertreffen  die  übrigen  Bau- 
stoffe gewaltig,  zum  Teil  um  das  Tausendfache.  —  Die  Kräfte, 
welche  den  Austausch  der  Luft  durch  das  Mauerwerk  bewirken, 
sind  das  Temperaturgefälle  und  der  Wind.  Emmerich  schreibt, 
daß  selbst  bei  großen  Temperaturunterschieden  der  dadurch  ver- 
ursachte Luftwechsel  sehr  gering  ist.  Er  beträgt  beim  porösen 
Hochofenschlackenstein  81  Liter  d.  h.  bei  einem  Zimmer  von 
36  qm  Außenwand  zirka  6  cbm  die  Stunde,  während  pro  Kopf 
40  cbm  notwendig  sind.  Bei  bewegter  Außenluft  liegen  die  Ver- 
hältnisse anders.  Ein  mäßiger  Wind  verursacht  einen  Druck, 
der  etwa  18  mal  so  groß  ist.  Frischer  Wind  bewirkt  etwa  den 
doppelten,  starker  Wind  den  dreifachen  Druck  wie  mäßiger.  Bei 
solchen  Windgeschwindigkeiten  würde  die  Porenventilation 
unter  den  obigen  Annahmen  also  wohl  zu  beachtlicher  Größe 
anwachsen  können.  Diese  Werte  beruhen  jedoch  auf  einer 
Wandstärke  von  nur  3  cm.  Geputzte  und  tapezierte  oder  ge- 
strichene Wände  von  normaler  Ausführungsart  und  Stärke  haben 
so  geringe  Durchlässigkeit  ergeben,  daß  sie  für  eine  Verbesse- 
rung der  Raumluft  nicht  in  Rechnung  gestellt  werden  kann.  — 
Einer  besonderen  Betrachtung  bedürfen  noch  die  außerordent- 
lich luftdurchgängigen  rheinischen  Schwemmsteine.  Aber  auch 
hier  haben  praktische  Versuche  ergeben,  daß  der  Luftaustausch 
nur  eine  ganz  untergeordnete  Rolle  spielt.  —  Die  Porenventi- 
lation kann  auch  hygienisch  nicht  als  Vorteil  angesehen  werden, 
weil  sie  zu  den  Zeiten,  wo  wir  den  Luftaustausch  am  meisten 
brauchen,  also  im  Sommer,  ganz  versagt,  dagegen  im  Winter, 
wo  sie  am  wenigsten  erwünscht  ist,  am  stärksten  ist.  Darum: 
Das  ,, Atmen"  der  Wände  ist  praktisch  ohne  Nutzen;  ganz  luft- 
undurchlässig sollen  die  Baustoffe  jedoch  nicht  sein,  damit  es 
unter  gewissen  Umständen  nicht  zu  Tropfenbildungen  an  den 
Innenflächen  der  Wände  kommt. 

Ofg.    Ueber  die  Wirtschaftslage  ausländischer  Eisenbahnen 

bringen  die  amerikanische  Fachzeitschrift  „Railway  Age"  (1922, 
Nr.  1)  und  die  englische  und  amerikanische  Tagespresse  inter- 
essante Mitteilungen.  Man  sieht  daraus,  daß  nicht  nur  die 
Deutsche  Reichsbahn  infolge  der  Kriegs-  und  Nachkriegsereig- 
nisse mit  einem  Defizit  arbeitet,  sondern  daß  die  Bahnen  unserer 
ehemaligen  Feinde  und  neutraler  Staaten,  sei  es  Staats-,  sei  es 
Privatbetrieb,  teilweise  mit  beträchtlichem  Defizit  abgeschlossen 
haben.    Es  werden  angegeben: 

Defizit  1920: 

Amerika   900  000  000  Strl. 

Canada   67  000  000  Strl. 

England   250  000  000  Strl. 

Frankreich  GOl  500  000  Strl. 

Italien   280  000  000  Strl. 

Schweiz   18  747  600  Strl. 

Südafrika    6 186  G44  Strl. 

Belgien    400  000  000  Frs. 

Dänemark   54  200  000  Kr. 

Luxemburg  ........     10000000  Frs. 

Ueber  Tariferhöhungen  gegen  die  \"orkriegszeit  erfahren  wir 
aus:  Frankreich  45 — 55  Prozent  im  Personenverkehr,  115  Prozent 
im  Güterverkehr,  Italien  120 — 350  Prozent  im  Personenverkehr, 
400  Prozent  im  Güterverkehr,  Norwegen  140 — 190  Prozent  im 
Personenverkehr,  200  Prozent  im  Güterverkehr,  Schweden  141 
bis  330  Prozent  im  Personenverkehr,  100 — 250  Prozent  im  Güter- 
verkehr, Spanien  50  Prozent  im  Personenverkehr.  50  Prozent  im 
Güterverkehr. 

An  Lohnsteigerungen  werden  im  \'ergleich  zu  1914  genannt 
in:  Amerika  110 — 140  Prozent,  England  200  Prozent,  Frankreich 
340  Prozent,  Norwegen  200—250  Prozent,  Schweden  200  Prozent. 

Infolge  der  Einführung  des  Acht-Stundentages  ist  allgemein 
eine  erhebliche  Personalvermehrung  eingetreten;  an  Zahlen  wer- 
den angegeben:  Amerika  20 — 25  Progent,  Italien  67  Prozent.  Der 
Personen-  tmd  Frachtverkehr  hat  nachgelassen;  die  Ausgaben 
sind  infolge  der  großen  Lohnsteigerungea  und  Preiserhöhungen 
für  alle  Rohmaterialien  gestiegen.  Die  Ausgaben  konnten  mit 
den  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  so  daß  Staatszuschüsse 
zum  Bahnbetrieb  der  Privatbahnen  erforderlich  waren.  In  den 
\'ereinigten  Staaten  hat  man  kurz  entschlossen  4000  Meilen 
unrentable  Eisenbahnlinien  aufgegeben. 

Die  spanischen  Bahnen  erscheinen  am  notleidendsten,  wäh- 
rend der  japanische  und  indische  Bahnbetrieb  finanziell  am 
günstigsten  dastehen  und  eine  gute  Verzinsung  bringen.  — 
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b)  Wirtschaftliche  Selbstverwaltung. 

Während  die  Oberbergämter  und  Berginspektionen  Auf- 
sichtsbehörden sind,  liegt  die  Führung  der  Wirtschaft 
noch  heute  zumeist,  in  den  Händen  der  Privatindustriellen.  Um 
diese  rationell  zu  gestalten,  hat  sich  im  deutschen  Braunkohlen- 
bergbau ein  Zusamenschluß  zu  industriellen  Vereinigungen 
vollzogen  mit  dem  Hauptzweck,  die  Preise  zu  regulieren  und  aus- 
ländischer Konkurrenz  (engl.  Steinkohle,  böhmische  Braunkohle) 
entgegenzutreten.  Diese  preisregelndcn  Kartelle  waren  darauf 
zmückzuführen,  daß  die  unter  dem  Anreiz  hoher  Verkaufspreise 
entstehenden  Braunkohlenwerke  die  Produktion  ungesund 
steigerten,  die.  Preise  drückten  und  nicht  fest  fundierte  Werke 
zu  Grunde  richteten.  Auch  Absatz-  und  Verkaufskartelle  wur- 
den im  Mitteldeutschen  Gebiet  gegründet. 

Die  wirtschaftliche  Vertretung  der  einzelnen  Braunkohlen- 
Werke  und  Konzerne  wird  durch  lokale  Bergbauvereine  wahrge- 
nommen, die  mit  Ausnahme  des  linksrheinischen  und  Wester- 
wälder  Gebiets  unter  dem  deutschen  Braunkohlen-In- 
dustrie-Verein  mit  dem  Sitz  in  Halle  zusammenge- 
schlossen sind.  Seine  Aufgaben  liegen  auf  wirtschaftlichem  und 
sozialpolitischem  Gebiet.  Einheitliche  Durchsetzung  von 
Forderungen  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs,  der  Stoff- 
beschaffung bei  Behörden,  Durchsetzung  von  Forderungen 
beziigl.  der  Verkehrstarife  und  der  Gesetzgebung,  Abschluß  von 
Tarifen  mit  der  Arbeiterschaft  gehören  zu  seinen  Aufgaben. 
Durch  Ausbau  einer  umfassenden  statistischen  Abteilung  hat  er 
sich  ein  großes  Verdienst  erworben. 

Das  Gesetz  über  die  Regelung  der  Kohlenwirt- 
schaft vom  23.  März  1919  und  seine  Ausführungsbestimmungen 
vom  21.  August  1919  hat  die  gesamte  Kohlenwirtschaft  Deutsch- 
lands Verbänden  unterstellt.  Die  Kohlenerzeuger  wirtschaft- 
lich zusammengehörender  Gebiete  sind  zu  Syndikaten  ver- 
einigt worden,  die  unter  dem  Reichskohlenrat,  als  Gesamtver- 
band, stehen.  Für  den  Braunkohlenbergbau  ist  ein  ostelbisches, 
ein  rheinisches  und  ein  mitteldeutsches  Braunkohlensyndikat  am 
1.  Oktober  1919  ins  Leben  gerufen  worden.  Das  uns  am  meisten 
beschäftigende  mitteldeutsche  Braunkohlensyndikat  umfaßt  das 
Gebiet  westlich  der  Elbe  einschließlich  des  Kohlenbergbaues  bei 
Kassel,  das  rheinische  außer  dem  Braunkohlenbergbau  im 
Rheinland,  den  im  Westerwald  und  im  Land  Hessen.  Das  Ge- 
biet des  ostelbischen  Syndikats  wird  durch  seinen  Namen  be- 
zeichnet. 

Das  Mitteldeutsche  Syndikat  ist  als  Doppelgesell- 
schaft, d.  h.  als  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechts  und  als 
juristische  Person  gebildet  worden. 

Die  Aufgabe  der  Syndikate  besteht  in  der  Ueberwachung 
der  Durchführung  der  Richtlinien,  Anordnungen  und  Entschei- 
dungen des  Reichskohlenrats  und  Reichskohlenvcrbandes  und  in 
der  Regelung  der  Förderung,  des  Selbstverbrauchs  und  des  Ab- 
satzes der  Brennstoffe  ihrer  Mitglieder  im  Rahmen  der  gegebenen 
Vorschriften.  Sie  regeln  die  Selbstverbrauchsrechte  ihrer  Mit- 
glieder nach  wirtschaftlichen  Gründen,  setzen  deren  Selbstver- 


brauchs- und  \^erkaufsanteile  fest  und  übernehmen  die  ihnen  von 
ihren  Mitgliedern  zur  Verfügung  zu  stellenden  Brennstoffe  für 
Rechnung  der  Mitglieder.  Bei  dem  Mitteldeutschen  Braunkohlen- 
s>ndikat  geschieht  der  Verkauf  durch  Verkaufsgcsellschaften 
unter  Vermittlung  zwischen  Werken  und  Syndikat.  Die  Ver- 
äußerung im  Landabsatz,  im  Absatz  an  die  Arbeiter  und  Ange- 
stellten zu  Hausbrandzwecken  bleibt  den  Werken  überlassen.  Die 
Kohlcnpreisfcstsetzung  erfolgt  durch  den  Reichskohlenverband 
und  Reichskohlenrat  auf  Vorschlag  der  Syndikate. 

An  dieser  Stelle  sei  ein  Uebcrblick  gegeben  über  die  Preis- 
gestaltung der  Förderkohle  und  der  Salonbriketts  von  1913  bis 
1921.  Die  Preiserhöhung  von  (1.  4.)  1913  bis  (1.  2  )  1921  weist  bei 
Förderkohle  die  vielsagende  Zahl  von  etwa  1000  %,  bei  Salon- 
briketts sogar  etwa  1246  %  auf. 

Großhandelspreise  ab  Werk  in  MIO  t 
(Mitteldeutschland) 


Zeit 

Förder-' 
Braunkohle 

Industrie-  und 
Salon-Braun- 
kohlen-Briketts 

Naßpreßsteine 
aus 
Braunkohle 

1.  4.1913/14 

29,— 

80,— 

75,— 

1.  7.1913/14 

85,— 

75,- 

1.   9.  1913/14 

90,— 

85,-  ■ 

1.  4  1915 

28,— 

90,— 

81,— 

1.   6.  1915 

100,— 

91 — 

1.   7.  1915 

105,— 

1.  9.1915 

110,— 

101,- 

1.  4,  1916 

38,— 

118,— 

109,— 

1.   7.  1916 

123,— 

1.   9,  1916 

128,— 

118,— 

27.  12.  1916 

44,— 

138,— 

128,— 

1.  4.  1917 

44.— 

138,— 

128,— 

1.  6,  1917 

50,— 

158,— 

158,— 

1.  10. 1917 

53,— 

168,— 

168,- 

1.  4.  1918 

63,— 

168,— 

168,— 

1.  9.  1918 

90,— 

228,— 

228,— 

1.   1  1919 

130,— 

357,— 

357,— 

1.  4  1919 

.  130.— 

357, — 

357.— 

29.  5.1919 

170,20 

477,60 

477,60 

1.  8.  1919 

195.40 

578.10 

578.10 

9.  10.  1919 

210,40 

598,20 

598.20 

13.  10.  1919 

230,50 

658,50 

658,50 

1.   1  1920 

302,30 

945,20 

945,20 

1.   2.  1920 

334,— 

1095,— 

1095,—  *  ~ 

1.   3.  1920 

517,— 

1645,— 

1H45,— 

1.  4.  1920 

639,— 

2048,— 

2048,— 

1.  8.  1920 

535,— 

1838  — 

1838,- 

1.   2.  1921 

581,— 

1994,— 

1994,— 

1.   1.  1922 

1000,— 

3250,— 

2880,— 

Energiewirtschaft  usw. 
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Zusammenstellung  17    (nach  Geschäftsberichten  des  Braunkohlen-Ind.-Verb.  und  dem  Kleinschen  Handburh) 


Braunkohlenabbau 


Bestimmt  durch  die  Orte 


Hauptverlade- 
stationen 


Absatzgebiet 


Provinz  Sachsen 

a)  Oberröblinger  Ab- 
lagerung 

b)  Teutschental- 
Zscherbener  Ab- 
lagerung 

g)  Am  Gei^eltal 


d)  Nahe  um  Halle 


e)  Weißenfels-Zeitzer 
Ablagerung 


f)  Bitterfelder  Ab- 
lagerung 


g)  Magdeburg-Halber- 
städler Ablagerung 


II.  Freistaat  Sachsen 
a)  Leipzig-  Bornaer 
Revier 


b)  Oberlausitzer 
Revier 
III.  Sachsen-Altenburg 


IV.  Anhalt 


V.  Braunschweig 

VI.  Brandenburs-Nieder- 
lausitzer  Revier 


Stedten,  Oberröblingen,  Erdeborn,  Wanzleben 


Eßdorf,  Köchstädt,  Bennstedt,  Köllme,  Zscherben, 
Schlettau,  Nietleben 

Lauchstedt,  Mücheln,  Groß-Kayna,  Beuna, 
Frankleben,  Stöbnitz,  Körbisdorf,  Lützkendorf, 
Roßbach,  Dürrenberg,  Kötzschau 

Ammendoif,  Döllnitz,  Dieskau,  Gröbers,  Bruck- 
dorf, Trotha,  Sennewitz,  Morl 

Rippach,  Bach,  Taucha,  Gerstewitz,  Granschütz, 
Webau.  Röpsen,  Werschen,  Teuchel  n,  Wild- 
schütz, Tackau,  Üeuben,  Luckenau,  Gaumnitz, 
Streckau,  Profen,  Draschwitz,  Theissen,  Aue, 
Nättiern 


Bitterfeld,   Holzweißig,   Sandersdorf,  Greppin, 
Wolfen,  rechtes  Muldeufer,  bis  Muldenstein 


1.  Staßfurt-Egelner  Mulde:  Ofifleben,  Hätens- 
leben,  Hamersleben,  Oscher>leben,  Wolmirs- 
leben,  Unseburg,  Atzendorf  Westeregeln, 
Schneidlmgen,  Hakeborn,  Bömecke,  Löder- 
burg,  Neugattersleben,  Calbe,  Eggersdorf, 
Gnadau,  Trebbichau 

2.  Ascherslebener  Mulde,  Nachterstedt,  Aschers- 
leben 

Nach  Osten  als  Grenze,  Wutzen,  Grimma, 
Lausigk,  Geitheim,  Frohburg.  Bedeutsame 
Werke  bei  Markranstädt,  Groitzsch,  Breitingen, 
Kieritsch,  Lobstädt,  Groß-Zössen,  Borna, 
Ncukirchen,  Frohburg 

Zittau 

Nordwestlich  der  Bahnlinie  Zeitz — Meuselw  tz — 
Kriebitzsch  —  Rositz  —  Untermölbitz  —  Alten- 
burg, Haselbach,  Thräna,  Gössnitz  b.  Altenburg 

Frese  und  Coswig  nördlich  der  Elbe,  Oranien- 
burg, Gerlebogk,  Edderitz,  Preußlitz,  Holz- 
weißig, Weißand 

Emmerstedt,  Frellstedt,  Wobsdorf,  Helmstedt, 
Süpplingen,  Büdelenstedt,  Offleben 

1.  westlich  Senftenber. — Zschipkau 

2,  östlich  Spremberg,  Großköbzig,  Muskau, 
Teuplitz.  Sorau 


Oberröblingen 
a.  See 

Teutschental 


Mücheln 
Lützkendorl 
Frankleben 


Luckenau 
Deuben 


Bitterfeld 


Halle,  Nordhausen,  Cassel,  Bebra, 
Eisenach,  Erfurt,  Zeitz,  Leipzig. 
Halle 


Zusammen  mit  Leipzig-Borna  und 
Meuselwitz  im  Gebiet  Halle  a.  d.  S  , 
Leinefelde,  Eschwege,  Bebra, 
Eisenach,  Lichtenfels,  Hof.  Plauen, 
Markneukirchen.  Aue,  Scheiben- 
berg, Annaberg,  Chemnitz,  Würzen, 
Leipzig,  Halle  a.  d.  S. 

Rohkohle  in  örtlich-chemischer  In- 
dustrie, Ziegeleien  und  Tonwaren- 
fdbriken.  Brikett  in  Anhalt,  Frei- 
staat Sachsen  undNorddeutPchland 

Rohkohlenabsa  z  besonders  anZucker- 
und  Kaliindustrie  des  engeren  Be- 
zirks. Bnkt-tts  hauptsächlich  nach 
Norddeutschland 


Meuselwitzer 
Revier 


Der  schon  länger  bestehende  Arbeitgeberverband  des  deut- 
schen Braunkohlenindustrie- Vereins  erwies  sich  als  besonders 
notwendig  nach  der  Revolution,  um  ein  Gegengewicht 
Ecgen  die  straffen  wirtschaftlichen  Zusammenschlüsse  auf  Ar- 
beitnehmerseite zu  bilden.  Er  wurde  auf  neuer  Grundlage  als 
Arbeitgeber-Verband  für  den  Braunkohlenbergbau  aufgebaut  und 
ei  blickt  seine  Tätigkeit  in  der  Mitwirkung  beim  Abschluß  von 
Taniverträgen,  bei  der  Einrichtung  von  Arbeitsnachweisen  und 
in  der  Mitwirkung  bei  der  Durchführung  gesetzlicher  Bestimmun- 
gen. Seit  Mai  1919  ist  auch  eine  Streikentschädigungsgesell- 
schaft beim  Deutschen  Braunkohlenindustrieverein  ins  Leben 
cerufen  worden. 

2.  Elektrizität. 

Die  mitteldeutsche  Elektrizitätsindustrie  gründet  sich,  ent- 
sprechend den  Naturschätzen  Mitteldeutschlands,  auf  der  Ener- 
giequelle der  Braunkohle.  Durch  diese  wird  nicht  nur  eine  Ver- 
sorgung der  Gebiete  des  Bezirks  auf  absehbare  Zeit  sichergestellt, 
sondern  sie  gibt  auch  die  Möglichkeit,  durch  Fernwerke  mittels 
Hochspannungsübertragung  weiter  entlegene  Gebiete  zu  ver- 
sorgen. 

Die  neuerdings  erschienene  Uebcrsichtskarte  der  deutschen 
Elektrizitätsversorgung,  herausgegeben  von  der  Vereinigung  der 
Elektrizitätswerke  Berlins,  veranschaulicht  die  Aufteilung 
Deutschlands  in  Elektrizitätsversorgungsgebiete,  die  bald  rest- 
los erfolgt  sein  wird.  Mitteldeutschland  weist  kaum  eine  Lücke 
in  der  Abteilung  auf.  Die  hier  beigegebene  Karte  gibt  das  Ge- 
biet der  von  der  mitteldeutschen  Braunkohle  unmittelbar  ver- 
sorgten Elektrizitätswerke  wieder. 

Es  mögen  zunächst  die  im  R  e  i  c  h  s  b  e  s  i  t  z  befindlichen 
Braunkohlen  -  Elektrizitätswerke  betrachtet  werden.  Zu  be- 
achten bleibt  allerdings,  daß  diese  nicht  auf  westelbischen,  son- 
dern auf  ostelbischen  Lagerstätten  beruhen.  Jedoch  sollen  sie 
ihrer  Bedeutung  wegen  Erwähnung  finden. 


Wie  bei  L 

Aus    dem    Gebiet  Lausigk-Grimma 
hauptsächhch  Rohkohle  an  sächs. 
Industrie  oder  Naßpreßsteine  für 
Hausbrand 
Rohkohlenverbrauch  in  umliegender 

Industrie 
Wie  bei  I. 

'Briketts:  Provinz  Brandenburg, 
Berlin,  Schleswig-Holstein,  Pom- 
mern, Posen,  Ost-  u.  Westpreußen, 
Mecklenburg-Schwerin,  Strelitz, 
Freistaat  bachsen,  östliche  Provinz 
Sachsen,  Osterreich,  Dänemark, 
Schweden 
Rohkohlenabsatz:  Forst,  Guben, 
Sag^n,  Sorau,  Spremberg,  Weiß- 
wasser 

A.  Staatliche  Werke. 

Der  Staat  ist  der  von  Sympher  und  Klingenberg  in 
ihrer  Schrift  „Die  staatliche  Elektrizitätsversor- 
gung" — ,  eine  technisch-wirtschaftliche  Betrachtung,  heraus- 
gegeben im  Jahre  1916  — ,  aufgestellten  Forderung  nachge- 
kommen, eine  Anzahl  Großkraftwerke  an  geeigneten  Stellen  zu 
errichten  und  diese  mit  100  000  Volt  Leitungen  untereinander 
unter  Anschluß  an  Umformerwerke  zur  Versorgung  der 
Verteilungsorganisationen  zu  verbinden.  Sie  werden  unter 
der  sogenannten  Dachgesellschaft  Elektro  werke  A.-G. 
zusammengefaßt.  Dieses  größte  mitteldeutsche,  selbständige 
Unternehmen  vereinigte  im  Sommer  1921  die  neben  ihr  vor- 
handenen Reichselektrizitätswerke  unter  derselben  Firmen- 
bezeichnung. Es  waren  dies  die  ,,G  esellschaft  für  Kraft- 
übertragung G.  m.  b.  H.",  die  „Mitteldeutschen 
Kraftwerke  A.-G.",  die  „N  i  e  d  e  r  1  a  u  s  i  t  z  e  r  Kraft- 
werke A.-G."  —  als  reine  Elektrizitätsgesellschaften  —  die 
„G  ewerkschaft  Brigitta"  und  die  „S  a  c  h  s  e  n  b  u  r  g  e  r 
Braunkohle  ngesellschaft"  —  als  Braunkohlen-Berg- 
wcrksgescllschaften  — . 

Der  Reichsfiskus  ist  alleiniger  Aktionär  der  Elektrizitäts- 
werke geblieben,  deren  Kapita!  beträchtlich  erhöht  wurde  (65 
Millionen  Mark  voll  und  185  Mill.  Mark  mit  25  %  eingezahlt). 
Die  Hauptwerke  der  vereinigten  Gesellschaften  bilden: 

1.  Das  Kraftwerk  Zschornewitz  , 

2.  Das  Kraftwerk  Tratte  ndorf, 

3.  Das  Kraftwerk  L  a  u  t  a. 

Das  erstere,  seit  1916  betrieben,  ist  das  bedeutendste  mit  acht 
Turbinen  zu  je  16  000  kW  =  128  000  kW,  die  vermittelst  64  Steil- 
rohrkesseln mit  je  500  m  Heizfläche  erzeugt  werden.  Die 
Kohlenversorgung  erfolgt  durch  zwei  Tagebaue  der  Grube 
Golpa,  für  die  als  Ergänzungsfelder  die  Kohlenlagerstätten  der 
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in  der  Gemarkung  Zschornewitz  gelegenen  Sachsenburg-Braun- 
kohlengesellschaft in  Frage  kommen,  die  auch  durch  eine  Brikett- 
fabrik den  Markt  versorgt.  Der  Erzeugersirom  hat  eine 
Spannung  von  6000  Volt.  Von  Zschornewitz  wird  in  einer 
100  000-Volt-Hochspannungsleitung  Berlin  (132  km)  über  Bitter- 
feld— Leipzig  und  seit  1921  auch  Magdeburg  versorgt.  Die  Fern- 
leitung steht  in  Bitterfeld  in  Verbindung  mit  der  Leitung  vom 
Kraftwerk  der  Chemischen  Fabrik  Griesheim-Elektron,  so  daß 
Strom  aus  Zschornewitz  oder  Griesheim-Elektron  nach  Berlin 
oder  Leipzig  abgegeben  werden  kann.  Eine  Versorgung  von 
Brandenburg,  des  Freistaats  Sachsen,  der  Provinz  Sachsen  und 
Thüringens  ist  in  Aussicht  genommen.    Die  Leitung  besteht  aus 


stattet.  Die  Wasserzuführung  erfolgt  aus  der  Elster  durch  eine 
4  km  lange  Druckrohrleitung.  Für  die  Elektrizitätsversorgung 
stehen  nach  Abzug  der  für  die  Aluminium-Fabrik  benötigten 
Energiemengen  17  000  kW  zur  Verfügung,  die  nach  Berlin  und 
Großenhain  ferngesandt  werden  sollen.  Der  Braunkohlenbezug 
erfolgt  aus  der  Grube  Erika. 

Die  Vereinigung  der  drei  Werke  in  den  Elektron- 
werken A.-G.  ermöglicht  die  beste  wirtschaftstechnische  Aus- 
nutzung nach  ökonomischen  Gesichtspunkten  in  Finanz,  Ver- 
waltung, betriebstechnischer  und  kaufmännischer  Beziehung. 

Unter  die  Elektrizitätswerke  des  Reichs  fällt  auch  nach  der 
Verreichlichung  der  Deutschen  Eisenbahnen  das  in  Mulden- 


Aluminium  mit  120  mm  Durchmesser.  Eine  doppelte  80  000- 
Volt-Leitung  führt  zu  den  Mitteldeutschen  Stickstoffwerken  ii 
Piesteritz. 

Das  Kraftwerk  Trattendorf,  im  Jahre  1915  von  den 
Niederlausitzer  Kraftwerken  A.-G.  an  der  Spree  errichtet,  ver- 
sorgt mit  20  000  kW  aus  drei  Turbinen  bei  zehn  Kesseln  zu  je 
600  m  Heizfläche,  mittelst  Hochspannungsleitung  (110  km)  Be- 
lin  und  steht  in  Verbindung  mit  dem  Lautawerk  und  der  sächsi- 
schen Staatsleitung  Hirschfelde-Dresden.  Die  Versorgung  Ber- 
lins erfolgt  parallel  mit  der  durch  Zschornewitz,  um  Störungen 
vorzubeugen.  Mittelst  einer  50  000-Volt-Leitung  versorgt  es  die 
Neumark,  und  durch  eine  20  000-Volt-Lcitung  Sprembcrg  und 
den  Kreis  Hoyerswerda.  Seine  Kohlenversorgung  bezieht  das 
Werk  aus  der  Braunkohlengrube  Brigitta,  deren  Leistungs- 
fähigkeit 1  Mill.  t/Jahr  betragen  soll.  Auch  dieses  Werk  hat  im 
Jahre  1921  eine  Erweiterung  durch  drei  Turbinen  zu  je  15  000  kW 
und  14  Kessel  erfahren. 

Das  Kraftwerk  Lauta,  dessen  noch  bei  der  Be- 
sprechung der  Aluminium-Industrie  Erwähnung  getan  werden 
wird,  arbeitet  mit  drei  Turbinen  zu  je  16  000  kW  und  einer  Tur- 
bine zu  13  000  kW  =  66  000  kW  und  ist  mit  38  Kesseln  ausge- 


Is  t  c  i  n  ,  nahe  Bitterfeld,  gelegene  Eisenbahn-Kraftwerk,  das  den 
bisher  im  mitteldeutschen  Gebiet  bereits  elektrifizierten  Eisen- 
bahnstrecken (Leipzig — Bitterfeld,  Wahren — Schönefeld  mit 
48  km  Streckenlänge)  aus  der  Braunkohle  gewonnenen  Strom 
zuführt  und  z.  T.  die  Versorgung  der  bis  1922  elektrisch  zu  be- 
treibenden Linien  Schönefeld — Engelsdorf,  Halle — Leipzig, 
Bitterfeld — Magdeburg  (131  km  Streckenlänge)  mitübernehmen 
wird.  Der  Bau  des  Werks  ist  schon  im  Jahre  1911  begonnen 
worden,  ist  aber  seiner  eigentlichen  Bestimmung  erst  nach  der 
Fortsetzung  der  durch  den  Krieg  unterbrochenen  Elektrisierung 
der  Staatsbahn  im  Sommer  1921  zugeführt  worden.  Während 
des  Krieges  hat  es  aushilfsweise  elektrochemische  Werke  des 
mitteldeutschen  Industriegebiets  mit  Kraft  versorgt. 

Seine  "Anlage  ist  nach  den  modernsten  Erfahrungen  ausge- 
staltet. Die  Rohbraunkohle  wird  in  Selbstentladern  mittelst 
einer  Rampe  in  die  Höhe  des  zweiten  Stocks  transportiert  und 
in  Bunker  entleert,  aus  denen  sie  auf  die  Feuerungsroste  ab- 
gezapft wird.  Schlacke  und  Asche  wird  unter  den  Kesseln  in 
höher  liegende  Behälter  abgesaugt,  aus  denen  sie  in  darunter 
geführte  Eisenbahn-Waggons  zum  Abtransport  entleert  werden. 
Ein  möglichst  weitgehender  Ausschluß  der  Handbedienung  und 
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Ersparung  von  Menschenkräften  wird  durch  diese  Anlage  er- 
reicht. Als  Kessel  sind  20  Steilrohrkessel  verwendet,  für  vier 
weitere  ist  Platz  vorgesehen.  Je  acht  Kessel  sind  mit  einem 
300  m  hohen  Schornstein  verbunden.  Im  besonders  angeord- 
neten Maschinenhaus  liefern  die  mit  fünf  Dampfturbinen  un- 
mittelbar gekuppelten  Generatoren  eine  Maximalleistung  von 
2.3  000  PS.  Die  3300  Volt  betragende  Maschinenspannung  wird 
in  Transformatoren  auf  60  000  Volt  hochgespannt  und  in  Doppel- 
leitungen in  die  Streckenumformerwerke  gebracht,  aus  denen 
die  Spannung,  auf  15  000  Volt  heruntergespannt,  der  Strecken- 
leitung zugeführt  wird. 

B.  Die  übrigen  von  mitteldeutscher  Braunkohle  gespeisten 
Elektrizitätswerke. 

Die  Statistik  der  Vereinigung  der  Elektrizitätswerke  E.  V. 
in  Berlin  gibt  für  das  Betriebsjahr  1919/20  u.  a.  auch  eine  Ueber- 
sicht  über  die  aus  der  Braunkohle  Energie  schöpfenden  Elektri- 
zitätswerke. Aus  ihr  sind  die  nachstehenden  Angaben  ent- 
nommen, die  getrennt  nach  den  schon  bekannten  einzelnen  zu- 
sammenhängenden Braunkohlengebieten  aufgeführt  sind.  Gleich- 


zeitig sind  die  auf  Stein-  und  Braunkohle  basierenden  Werke 
aufgeführt,  um  auch  hieraus  die  Grenze  für  den  Einflußbereich 
der  mitteldeutschen  Braunkohle  zu  gewinnen. 

1.     Braunkohlcngebiet  Halle-Leipzig-Weißen- 
fels-Zeitz-Altenburg. 

(Reviere:  Halle,  Merseburg,  Borna,  Luckenau,  Meuselwitz- 
Rositz.) 

In  dem  auf  reichen  Braunkohlenlagerstätten  liegenden 
Städtchen  Ammendorf,  unweit  Halle,  arbeiten  zwei  Elektri- 
zitätswerke. Ein  Werk  versorgt  die  Merseburger  Ueberland- 
bahncn  A.-G.,  deren  Netz  sich  von  Halle  über  Merseburg  nach 
Dürenberg  und  von  Merseburg  ins  braunkohlenreiche  Geiseltal 
nach  Mücheln  erstreckt  und  weitere  Ausdehnung  erfahren  wird, 
wie  später  ausgeführt  wird.  Das  andere  gehört  der  chemischen 
Fabrik  Buckau,  Werk  Ammendorf,  und  gibt  außer  für  eigenen 
Werkbetrieb  Strom  an  die  Elektrizitätswerke  Sachsen-.A.nhalt 
(Esag)  ab. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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D.  Deutung  der  Erscheinungen. 

Der  Vorgang  bei  der  Zerstörung  des  Eisens  ist  ungefähr 
folgender: 

1.  Allgemeines. 
Die  unter  dem  Bauwerk  verkehrenden  Lokomotiven 
schleudern  oft  mit  großer  Gewalt  glühende  Kohle,  Asche,  heiße 
Verbrennungsgase  und  Wasserdampf  gegen  das  Bauwerk.  Das 
getroffene  Eisen  wird  also  einmal  angegriffen  durch  die  Reibung 
der  gegengeschleuderten  festen  Körper,  zum  zweiten  durch  die 
chemische  Wirkung  der  gegengeblasenen  Gase. 

2.  Reibung  der  festen  Teile. 
Die  Reibung  der  aufgeworfenen  festen  Teilchen  wirkt  noch 
in  einer  Höhe  von  1 — 2  m  über  dem  Schornstein  ähnlich  wie  ein 
Sandstrahlgebläse.  Es  ist  anzunehmen,  daß  hierdurch  auch  ein 
hart  gewordener  Oelfarbenanstrich  in  Kürze  zerstört  werden 
würde.  Dazu  kommt  die  den  einzelnen  Teilchen,  glühenden 
Kohlenstücken  innewohnende  Wärme,  die  genügt,  um  die  Farbe 
an  der  getroffenen  Stelle  vollkommen  zu  vernichten.  Dem  Eisen 
selbst  können  diese  festen  Teile  kaum  besonderen  Schaden  tun. 
Sobald  es  des  Schutzes  entblößt  ist,  bedeckt  es  sich  mit  Rost  und 
ist  den  Einwirkungen  des  Gebläses  entzogen.  Man  könnte  sich 
zwar  vorstellen,  daß  durch  die  Reibung  der  festen  Körper  die 
frischen  Rostschichten  immer  wieder  entfernt  und  dadurch  die 
weitere  Verrostung  beschleunigt  würde.  Dem  widersprechen 
aber  alle  Beobachtungen  des  Verfassers.  Er  hat  vielmehr  bei 
allen  solchen  Bauwerken  dicke,  bis  zu  8  mm  starke,  häufig  un- 
gemein harte  Rostkrusten  auf  dem  Eisen  gefunden,  die  demnach 
der  Reibung  lange  Zeit  widerstanden  haben  müssen. 

3.  Erhitzung  durch  Rauchgase. 

Anders  ist  es  dagegen  mit  den  Wirkungen  der  Verbrennungs- 
gase und  des  Wasserdämpfes.  Durch  ihre  Reibung,  oder  den 
ihnen  innewohenden  Druck  werden  sie  weder  dem  Eisen  selbst 
noch  dem  Mantel  schaden  können,  abgesehen  von  frischen  Oel- 
farbenanstrichen,  die  durch  den  Luftdruck  weggeblasen  werden 
können.  Stärker  wirkt  aber  die  durch  das  Gegenströmen  der 
Verbrennungsgase  bedingte  Erhitzung  des  Eisens  und  seines 
Schutzüberzuges.  In  den  „Versuchen  des  Zentralamts"  2)  sind  eine 
Reihe  von  Angaben  über  die  Messungen  der  Wärme  der  Ver- 
brennungsgase in  der  Rauchkammer  der  Lokomotiven  auf- 
geführt. Danach  haben  die  Gase  beim  Uebergang  aus  der 
Rauchkammer  in  den  Schornstein  je  nach  dem  Arbeiten  der 
Lokomotive  eine  Wärme  von  220 — 3.50  Grad.  Auf  dem  Wege 
durch  den  kurzen  Schornstein  werden  sie  sich  kaum  wesentlich 
abkühlen,  so  daß  man  wohl  annehmen  kann,  daß  niedrige  Bau- 
werke von  Gasströmen  mit  einer  Wärme  von  200  bis  über 
300  Grad  berührt  werden. 

Durch  solche  Erhitzung  wird  auch  alte  Oelfarbe"  in  kurzer 
Zeit  zerstört  (versengt),  während  frisch  aufgetragene  Farbe  vor 
dem  Hartwerden  verkohlt  ist.  Dadurch,  daß  das  Eisen  selbst 
erwärmt  wird,  wird  bei  ihm.  ebenso  wie  bei  seinen  Schutzdecken, 
der  Oxydationsvorgang  beschleunigt.  Der  in  der  Luft  enthaltene 
Wasserdampf  wird  also  im  Verein  mit  den  aus  dem  Schorn- 


stein entweichenden,  auch  ohne  die  chemische  Wirkung  der  Ver- 
brennungsgase, mit  dem  Sauerstoff  zusammen  schneller  sein 
Vernichtungswerk  betreiben  als  ohne  diese  Erwärmung. 

4.   Chemische  Wirkung  der  Rauchgase. 

Alle  diese  Einflüsse  werden  verstärkt  und  anscheinend  um 
ein  Mehrfaches  übertroffen  durch  die  chemische  Wirkung  der 
Verbrennungsgase.  Ueber  die  Zusammensetzung  dieser  Gase 
geben  die  oben  angeführten  ,, Versuche"  leider  keine  er- 
schöpfende Auskunft,  sie  geben  nur  die  Hauptbestandteile  an, 
deren  Verhältnis  bei  gut  arbeitenden  Lokomotiven  durch  fol- 
gende, aus  der  großen  Zahl  von  Messungen  herausgegriffenen 
Werte  dargestellt  wird: 

Mittlere  Werte. 


C02 

10,4 

12 

14,2 

16.8  O/n 

CO 

0,2 

0.2 

1.6% 

0 

10 

7.7 

5.2 

0,3  "/o 

N 

79,4 

80.1 

80,6 

81.3  O  q 

Der  Gehalt  an  schwefliger  Säure  und  Schwefelwasserstoff 
ist  leider  nicht  gemessen  worden,  er  ist  aber  sicher  nicht  gering. 
Nach  den  Angaben  von  Reich  ^)  enthält  die  west- 
fälische Kohle  0,42—1,42  %,  die  oberschlesische  Kohle 
0,4? — 2,8  %  Schwefel.  Auch  nach  den  sonstigen  Angaben 
über  den  Schwefelgehalt  kann  man  mit  einem  Satz  von  0,75  bis 
1  %  rechnen.  Bei  Verbrennung  von  1  to  Kohle  werden 
dann  rund  10  kg  Schwefeldioxyd  erzeugt,  wenn  man  annimmt, 
daß  von  den  7.5—10  kg  in  ihnen  enthaltenen  Schwefels  etwa  5  kg 
völlig  zu  Schwefeldioxyd  verbrannt  werden.  Wenn  diesen  10  kg 
Schwefeldioxyd  Gelegenheit  geboten  wird,  sich  in  Wasser  zu 
lösen  und  weiteren  Sauerstoff  aufzunehmen,  so  werden  aus 
ihnen  rund  15  kg  Schwefelsäure  gebildet.  Beim  Anfahren  oder 
in  starker  Steigung  verbraucht  eine  schwer  arbeitende  Loko- 
motive leicht  30  kg  Kohle  in  der  Minute,  sie  wird  also  in  dieser 
Zeit  soviel  Schwefeldioxyd  erzeugen,  daß  daraus  450  Gramm 
Schwefelsäure  gebildet  werden  können.  Beim  Durchfahren 
unter  einer  30  m  breiten  Brücke  in  Schrittgeschwindigkeit  (An- 
fahren) werden  also  Rauchgase  entwickelt,  aus  denen  135  gr 
Schwefelsäure  entstehen  könnten.  Bei  einem  Verkehr  von 
täglich  80  Zügen  würden  also  aus  den  auf  einem  Gleise  aus- 
gestoßenen Gasen  an  jedem  Tage  über  10  kg  Schwefelsäure  ge- 
bildet werden  können.  Selbstverständlich  wird  nur  ein  geringer 
Bruchteil  der  Verbrennungsgase  diese  Umbildung  erfahren.  Wie 
der  Augenschein  lehrt,  wird  der  größte  Teil  der  Gase  durch  den 
V\^ind  der  Außenluft  zugeführt,  ohne  daß  er  Gelegenheit  gehabt 
hat,  mit  dem  Bauwerk  in  innige  Berührung  zu  kommen.  Außer- 
dem wird  an  besonders  trockenen  und  windigen  Tagen  die 
Neigung  des  Schwefeldioxyds,  sich  im  Wasser  zu  lösen,  wenig 
Gelegenheit  zur  Betätigung  finden,  so  daß  die  chemischen  An- 
griffe auf  das  Bauwerk  zu  solchen  Zeiten  gering  sein  werden. 
Wie  die  Wirkungen  erkennen  lassen,  darf  aber  der  Bruchteil  der 
Gase,  der  in  schweflige  Säure  oder  Schwefelsäure  übergeführt 
wird,  auch  keinesfalls  unterschätzt  werden.  Bei  Bauwerken,  die 
infolge  des  dichten  Zugverkehrs  der  Wirkung  der  Rauchgase  in 


Versuche  mit  Dampflokomotiven,  ausgeführt  vom  Kgl.  Eisenbahn-Zen- 
tral-Amt  1913.    F.  C.  Glaser,  Berlin,  1916. 


3)A.  Reich.  ,, Leitfaden  f.  d.  Rauch-  und  Rußfrage."  Berlin  und  München, 
1917,  Oldenburg. 
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besonders  starkem  Maße  ausgesetzt  sind,  steht  deren  starke  Be- 
teiligung an  der  schnellen  Zerstörung  des  Eisens  außer  allem 
Zweifel. 

5.   Bedeutung  der  Schäden. 

Aus  den  Beispielen  Seite  12—16  (Abbildung  6—12.  Tafel 
und  Lichtbild  6—16)  ist  mit  Deutlichkeit  zu  erkennen,  daß  die 
Wirkung  der  Verbrennungsgase  auf  die  dicht  über  dem  Loko- 
motivschornstein liegenden  Eisenteile  geradezu  verderblich  ist. 
Die  Notwendigkeit  des  Ausbaues  wichtiger  Brückenteile  oder 
ganzer  Ueberbauten  nach  einer  Lebensdauer  von  10 — 20  Jahren 
zeigt  mit  aller  Klarheit  die  Gefahr,  die  derartige  Einwirkungen 
für  das  eiserne  Bauwerk  bilden.  Aus  den  Untersuchungen  geht 
des  weiteren  hervor,  daß  nicht  ein  einziger  von  den  vorzugsweise 
angewendeten  Schutzüberzügen  —  Oelfarben,  Teerfarben,  Ver- 
zinkung —  an  diesen  Stellen  auch  nur  auf  kurze  Zeit  die  Angriffe 
der  Gase  auszuhalten  imstande  ist.  Da  aber  das  Eisen  an  solchen 
Stellen  noch  weit  mehr  als  andorswo  auf  eine  unversehrte 
schützende  Hülle  angewiesen  ist,  bleibt  nichts  weiter  übrig, 
als  hier  durch  besondere  Schutzvorrichtungen  den  Ueberzug  und 
dadurch  mittelbar  das  Eisen  vor  schneller  Zerstörung  zu  be- 
wahren. Als  solche  seien  vorweg  die  am  Schlüsse  des  Aufsatzes 
besprochenen  Rauchschutztafeln  genannt. 

Die  gefährliche  Wirkung  der  Rauchgase  ist  auch  in  den 
beteiligten  Kreisen  seit  Jahrzehnten  bekannt.  Ueber  die 
Schnelligkeit  und  Gründlichkeit  ihrer  Zerstörungsarbeit  besteht 
aber  auch  in  der  Fachwelt  zumeist  noch  nicht  die  richtige  Vor- 
stellung. Abgesehen  von  den  oben  angeführten  und  den  son- 
stigen Fällen,  in  denen  dem  Verfasser  die  Sorge  für  das  Bauwerk 
obgelegen  hat,  sind  ihm  aus  mündlichen  Berichten  und  aus  dem 
Schrifttum  noch  eine  Reihe  von  Fällen  bekannt  geworden,  in 
denen  eiserne  Ueberbauten  durch  die  Einwirkung  der  Rauchgase 
mehr  oder  weniger  weitgehend  zerstört  worden  sind.  Es  ist 
daher  unbedingt  nötig,  daß  die  Brückenunterhaltung  sich  wesent- 
lich gründlicher  als  bisher  mit  Vorgängen  solcher  Art  beschäftigt. 

Dem  Verfasser  ist  inzwischen  von  anderer  Seite  eine  Dar- 
stellung schwerer,  durch  die  Rauchgase  von  Lokomotiven  ver- 


ist,  abgesehen  von  kurzen  Hinweisen,  nur  wenig  darüber  zu 
finden.  Selbst  Werke,  die  als  Hauptgegenstand  die  Rauch-  und 
Rußfrage  behandeln  (Reich  und  Liefmann)  ")  wissen  über  Rauch- 
schäden an  Eisenbauten  so  gut  wie  nichts  mitzuteilen,  während 
beispielsweise  die  Auflösung  des  Sandsteines  am  Kölner  Dom, 
die  durch  Rauchgase  verursacht  ist,  in  diesen  und  vielen  anderen 
Büchern  nicht  übergangen  wird.  Als  erster  hat  sich,  nach  den 
Forschungen  des  Verfassers,  Schächterle  im  Jahre  1914  in 
,, Beton  und  Eisen"  5)  und  im  ,, Organ"  ^)  gründlich  mit  diesen  Ge- 
genständen befaßt.  Leider  sind  diese  Abhandlungen  zu  einer  Zeit 
erschienen,  wo  viele  Fachgenossen  durch  den  Dienst  für  das 
Vaterland  vollkommen  in  Anspruch  genommen  waren,  so  daß 
sie  (wie  auch  Verfasser)  von  diesen  Aufsätzen  damals  keine 
Kenntnis  erhalten  haben. 

Die  Schwierigkeiten,  die,  bedingt  durch  den  Mangel  an 
Arbeitskräften  und  die  Unterbindung  der  Einfuhr  von  Farböl, 
in  der  Zeit  von  1914  bis  1920  die  ordnungsmäßige  Instandhaltung 
der  eisernen  Brücken  zunächst  behindert  und  schließlich  unter- 
bunden haben,  haben  neben  ihren  vielen  nachteiligen  Folgen  das 
eine  Gute  gehabt,  daß  Schäden  der  bezeichneten  Art  sich  viel 
stärker  bemerkbar  machen  mußten,  als  das  früher  zu  geschehen 
pflegte,  so  daß  auch  die  Unterschiede  zwischen  den  Stellen,  die 
geringen  und  solchen,  die  gewaltsamen  Angriffen  ausgesetzt 
waren,  sich  mit  unverkennbarer  Schärfe  ausprägen  konnten. 
Wenn  früher  bei  den  jährlichen  Ausbesserungen  des  Brücken- 
anstrichs an  gefährdeten  Stellen  Rostschichten  bis  zu  1  nmi 
Stärke  beseitigt  werden  mußten,  so  ist  das  zwar  als  reichlich 
empfunden  worden,  und  man  versuchte  wohl,  weiteren  Schäden 
dieser  Art  durch  besonders  sorgfältige  Ausführung  des  Anstrichs 
zu  begegnen.  Wenn  aber  jetzt  bei  der  ersten  gründlichen  Be- 
sichtigung nach  dem  Kriege  Roststärken  von  4 — 6  mm  gefunden 
werden,  dann  wirkt  das  unmittelbar  auf  das  Auge.  Das  Bau- 
werk selbst  spricht  es  aus,  daß  derartige  gewaltsame  Schröpfun- 
gen in  absehbarer  Zeit  zum  Zusammenbruch  führen  müssen. 
Des  weiteren  drängen  sich  die  Fragen  auf,  aus  welchem  Grunde 
an  den  betreffenden  Stellen  die  starken  Schäden  auftreten  und 


Abbildung  13 


ursachter  Schäden  an  einer  Fachwerkbrücke  in  dankenswerter 
Weise  zur  Verfügung  gestellt  worden. 

Abb.  13  zeigt  den  Schnitt  eines  Untergurtes  über  der  Mitte 
des  einen  Gleises.  In  diesem  Querschnitt  sind  von  einzelnen 
Winkeln  nur  noch  geringe  Reste  zu  finden;  der  Augenschein 
lehrt,  daß  das  übrig  gebliebene  Eisen  an  dieser  Stelle  ungewöhn- 
lichen Beanspruchungen  ausgesetzt  gewesen  ist,  ehe  die  Ver- 
stärkungen angebracht  waren. 

In  Lehr-  und  Handbüchern  ist  diese  Frage  bisher  offenbar 
zu  Unrecht  sehr  kurz  behandelt  worden,  und  auch  in  Zeitschriften 


welche  besonderen  Schutzmittel  da  angewendet  werden  können, 
wo  die  üblichen  —  Anstrich  mit  Oelfarbe  und  dergleichen  — 
offensichtlich  nicht  ausreichen. 


^)  H.  Liefmann.  ,, Rauch  und  Rußfrage."  F.  Vieweg  &  Sohn,  Brauii- 
sc.hweig,  IQ08. 

^)Dr.  Ing.  Schachterle.  ,,Der  Schutz  von  Eisen-,  Beton-  und  Verbund- 
bauwerken  über  El^-enbahn-Betricb^gll-■isL■u."    (l-!etoii  und  Eisen  1914,   S.  262  ff.) 

e)  Dr.  Ing.  Schächt»r'e.  „Rostschut'-."  (Organ  f.  d.  Fortschritt  d.  Eisen- 
bahnwesens 1Q14,  S.  448  ff.) 
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Abschnitt  II. 
Mittel   zur  Verhütung  der  Rostbildung- 
A.  Belüftung  des  Eisens. 

Ist  man  sich  klar  darüber,  welche  Einflüsse  das  Eisen  eines 
Bauwerks  allgemein  und  im  besonderen  bedrohen,  so  gilt  es,  die 
Wege  zu  finden,  auf  denen  die  Gefahren  beseitigt  oder  auf  das 
geringste  Maß  herabgemindert  werden  können. 

Zunächst  gilt  es  da,  zur  Vorbeugung  eine  Regel  beim 
Entwerfen  zu  beachten,  nämlich  alle  Teile  für  die  frische 
Luft  gut  zugänglich  zu  halten.  Es  sollen  nach  Möglich- 
keit nicht  nur  Wassersäcke  vermieden  werden,  sondern  auch 
solche  Stellen,  wo  die  Luft  nicht  schon  durch  mäßigen  Wind 
bewegt  werden  kann  (Luftsäcke).  Alle  zugeführte  Feuchtig- 
keit wird  dann,  ehe  sie  chemisch  wirksam  werden  kann,  durch 
Verdunsten  beseitigt  sein.  Aus  dieser  Erwägung  heraus  wird 
es  sich  beispielsweise  empfehlen,  bei  offenen  Eisenbahnbrücken 
(ohne  Durchführung  des  Kiesbettes)  auf  Bohlenbelag  zu  verzich- 
ten, soweit  es  die  Sicherheit  irgend  zuläßt,  und  an  den  Stellen, 
die  begehbar  bleiben  müssen,  die  Bohlen  mit  Zwischenräumen 
von  mindestens  4  cm  zu  verlegen.  Ganz  besonders  wichtig  sind 
solche  Regeln  für  den  Fall,  daß  auch  der  untere  Verkehrsweg 
ein  Eisenbahngleis  ist.  Durch  die  bessere  Belüftung  wird  in 
diesem  Fall  auch  ein  wesentlicher  Schutz  gegen  die  Schädigung 
durch  Verbrennungsgase  erzielt. 

Zum  Schutz  gegen  derartige  Einflüsse  bei  breiten  Straßen- 
brücken mit  dichter  Fahrbahn  hält  es  Verfasser  für  der  Er- 
wägung wert,  die  unter  der  Fahrbahn  liegenden  Hauptträger 
nicht,  wie  bei  bestimmten  Spannweiten  heute  allgemein  üblich, 
als  Blechträger  mit  voller  Wand  auszubilden,  sondern  Fachwerk- 
träger gleicher  Höhe  zu  wählen,  oder  in  die  verstärkten  Steh- 
bleche große  Löcher  zu  schneiden,  damit  Rauchgase  und  Wasser- 
dampf sich  nicht  lange  unter  dem  Bauwerk  halten  können. 

B.  Zusatz  von  Kupfer  zum  Eisen. 

Diese  Vorbeugungsmittel  können  aber  den  besonderen 
Schutz  gegen  Rost  natürlich  nicht  entbehrlich  machen,  sondern 
nur  die  Erhaltung  des  Bauwerks  erleichtern.  Für  jedes  eiserne 
Bauwerk  würde  es  zweifellos  den  sichersten  Schutz  und  eine 
ungemein  wirksame  Erleichterung  der  Unterhaltung  bedeuten, 
wenn  es  gelänge,  dem  Eisen  etwa  durch  Veränderung  der 
chemischen  Zusammensetzung  die  Neigung  zum  Rosten  zu 
nehmen.  Versuche  nach  dieser  Richtung  hin  sind  mit  Zusätzen 
von  Kupfer  gemacht  worden.  Soweit  sich  aus  den  etwas  dürf- 
tigen Mitteilungen  in  Zeitschriften  '')  ^)  erkennen  läßt,  ist  bisher 
festgestellt  worden,  daß  durch  Zusätze  von  Kupfer  die  Neigung 
des  Eisens  zum  Rosten  herabgemindert  wird,  und  zwar  wird  an 
einer  Stelle  angegeben,  daß  Wellbleche  aus  kupferhaltigem 
Eisen  sich  an  der  Luft  doppelt  solange  gehalten  haben  sollen 
als  andere.  Solange  aber  nicht  wenigstens  ein  annähernd  voll- 
kommener Schutz  zum  mindestens  gegenüber  den  gewöhnlichen 
Angriffen  der  Luft  erzielt  wird,  erscheint  das  Verfahren  noch 
nicht  brauchbar,  abgesehen  davon,  daß  erst  Klarheit  darüber 
geschaffen  werden  muß,  wie  weit  eine  Veränderung  der  son- 
stigen Eigenschaften  des  Eisens,  wie  Festigkeit,  Dehnung  usw. 
durch  solche  Zusätze  bedingt  wird.  Die  Erhöhung  der  Kosten 
für  eine  derartige  Verbesserung  brauchte  dagegen  kein  Hinder- 
nis für  die  Einführung  zu  sein,  weil  der  Wegfall  der  Sorge  für 
die  Erhaltung  einer  ausreichenden  Schutzdecke  und  die  Er- 
sparung des  recht  beträchtlichen  laufenden  Aufwandes  ein  be- 
achtenswertes Gegengewicht  auch  gegen  eine  beträchtliche  Er- 
höhung der  Anlagekosten  sein  würde. 

C.  Oelfarben-Anstriche. 

Solange  aber  ein  derartiges  Eisen  nicht  erzeugt  wird,  muß 
man  sich  mit  Schutzmänteln  begnügen,  unter  denen  die  Oel- 
farbendecke  noch  immer  den  ersten  Platz  einnimmt.  lieber  das 
Verhalten  des  Oelfarbenanstrichs  und  des  von  ihm  bedeckten 
Eisens  und  über  die  Schlüsse  für  die  Auswahl  und  Verwendung 
der  Oelfarben  sind  in  den  letzten  Jahren  eine  Reihe  von  Ar- 
beiten erschienen,  zwischen  denen  in  wichtigen  Punkten  noch 
so  weite  Widersprüche  klaffen,  daß  von  einer  Klärung  der  Frage 
oder  auch  nur  der  Grundanschauungen  noch  nicht  gesprochen 
werden  kann. 

Für  die  Haltbarkeit  der  Farbe  ist  einmal  die  Zusammen- 
setzung der  Anstrichmasse  in  den  verschiedenen  Farbdecken, 
zum  andern  die  Behandlung  des  Eisens  und  die  Verhältnisse 
bei  der  Verwendung  der  Farbe  von  Wichtigkeit. 

1.  Das  früher  allgemein  übliche  Verfahren. 
Die  Erkenntnis,  daß  Oelfarbe  das  Eisen  nur  zu  schützen  ver- 
n'ag,  wenn  das  Metall  vor  dem  Streichen  von  Rost  gereinigt  ist, 
und  daß  der  Anstrich  nur  von  Dauer  sein  kann,  wenn  er  mehrfach 
aufgetragen  wird,  hatte  man  auf  dem  Wege  der  Erfahrung  bereit.« 
vor  Menschenaltern  gewonnen.  Man  war  daher  schließlich  zu 
einem  Verfahren  gelangt,  das  auch  heute  noch  viel  angewendet 
wird,    und    das    gegenüber    den    gewöhnlichen  Angriffen  der 


')  Ueber  Kupferzusatz  als  Mittel  ijegen  Rost.  (Zeitschr.  d.  Vereins  D.  Ing., 
1913.  S.  758.  Rundschau.) 

*)  Der  Einfluß  des  Kupfergehaltes  auf  das  Rosten  des  Eisens.  (Zeitschrift 
d.  Vtreins  D.  Inf.,  igi8.) 


Witterung  einen  nicht  geringen  Schutz  bietet.  Diese  Behand- 
lung des  Eisens,  die  schließlich  durch  Lieferungsvorschriften 
vieler  staatlicher  Verwaltungen  in  ziemlich  gleichmäßiger  Weise 
vorgeschrieben  worden  war,  zum  Teil  auch  heute  noch  vor- 
gesehen wird,  gestattet,  eben  infolge  der  häufigen  Anwendung 
so  wertvolle  Schlüsse  auf  die  Brauchbarkeit  von  gewissen 
Farben  und  Anstrichverfahren,  daß  es  zweckmäßig  erscheint, 
sie  zunächst  gesondert  zu  behandeln  und  an  einem  Beispiel  zu 
erläutern.    Die  Vorschriften  lauten  gewöhnlich  wie  folgt: 

Die  Eisenteile  werden  sofort  nach  der  Bearbeitung  (Schnei- 
den, Bohren,  Biegen),  aber  vor  der  Zusammensetzung,  durch 
Eintauchen  in  verdünnte  Salzsäure,  oder  durch  Scheuern  mit 
Bürsten  und  dergleichen  vollkommen  von  Schmutz,  Rost  usw. 
gereinigt.  Die  gebeizten  Teile  werden  in  Kalkwasser  getaucht, 
um  die  Säure  unschädlich  zu  machen,  darauf  in  reinem  Wasser 
abgespült,  sodann  in  kochendem  Wasser  bis  zur  Siedehitze 
erwärmt  und  dann  getrocknet.  Die  gereinigten  Teile  werden  mit 
reinem  heißem  Leinölfirnis  gestrichen  (in  diesem  Zustand  sind 
sie  gewöhnlich  zur  Abnahme  bereit  zu  halten).  Nach  dem 
Trocknen  (und  nach  der  Abnahme)  erhalten  die  Teile  in  der 
Werkstatt  einen  Anstrich  mit  Bleimennige  in  Oel.  Nach  Be- 
endigung der  Aufstellung  des  Eisenbaues  wird  der  beschädigte 
Grundanstrich  ausgebessert  und  ein  zweiter  Anstrich  mit  Blei- 
mennige ausgeführt.  Auf  diesem  werden  noch  wenigstens  zwei 
Anstriche  mit  Oelfarbe  aufgetragen. 

Eine  derartige  Behandlung  haben  auch  die  Brücken  über 
die  Norderelbe  bei  Hamburg  und  über  die  Süderelbe  bei  Har- 
burg erfahren,  die  im  Jahre  1872  nach  dem  Entwurf  und  unter 
Leitung  des  Regierungs-  und  Baurats  Lohse  von  J.  K.  Harkort 
erbaut  worden  sind.  Inzwischen  ist  der  Anstrich  mehrfach  er- 
neuert worden;  man  kann  wohl  annehmen,  daß  die  Brücken, 
abgesehen  von  den  Anstrichen  unmittelbar  nach  der  Fertig- 
stellung, noch  etwa  3—5  einfache  Anstriche  erhalten  haben. 
Genaue  Angaben  haben  sich  darüber  nicht  finden  lassen.  Die 
öeberbauten  haben  infolge  ihrer  Lage  nahe  der  Elbmünduiig 
stark  unter  feuchter  Luft  zu  leiden.  Vom  Meere  aus  tieibt 
h.Tufig  stunden-  oder  gar  tagelang  der  Nebel  stromaufwärts 
und  bedeckt  alle  Gegenstände  mit  einem  feuchten  Uebjrzuge. 
Nach  de-'  Befund  der  Oelfarbendecke  kann  man  sagen,  daß 
der  Anstrich  bisher  zur  Erhaltung  des  Bauwerks  ausgereicht 
hat.  An  Stellen,  wo  die  Stäbe  infolge  des  übermäßigen  An- 
wacfi.^c;K  der  Nutzlasten  ungewöhnlich  starke  Sc  i\/ingungen 
oder  Dehnungen  erfahren,  springt  die  Farbe  manchmal  ab.  An 
Bauteilen,  an  denen  die  Nässe  sich  lange  hält,  muß  die  Farb- 
decke ebenfalls  des  öfteren  ausgebessert  oder  auch  vollkommen 
erneuert  werden,  im  übrigen  aber  sind  zusammenhängende  Rost- 
stellen nur  selten  aufzufinden.  Punktweise  Rostflecke  von 
1 — 6  mm  Durchmesser  sind  natürlich  an  vielen  Stäben  zu  ent- 
decken, gehäuft  treten  sie  aber  nur  verhältnismäßig  selten  auf; 
besonders  nachteilig  ist  es  für  den  Anstrich  gewesen,  daß  die 
im  Jahre  1913  fällige  Erneuerung  auch  1914  nicht  hatte  aus- 
geführt werden  können  und  infolgedessen  auch  zur  Zeit  der 
letzten  Untersuchung  (1920)  noch  nicht  vorgenommen  war.  Die 
Verwitterung  der  Farbe  ist  daher  weiter  vorgeschritten,  als  man 
bei  sorgsamer  Unterhaltung  in  ruhiger  Zeit  und  unter  geord- 
neten Verhältnissen  (im  Frieden)  zugegeben  hätte.  Im  großen 
und  ganzen  ist  aber  das  Eisen  selbst  durch  den  Mantel  aus  Oel- 
farbe rund  50  Jahre  gut  geschützt  worden.  Hieraus  kann  man 
einmal  schließen,  daß  die  Wahl  der  Farben  für  den  Grund-  und 
ersten  Deckanstrich  nicht  unzweckmäßig  gewesen  ist,  des  weite- 
ren kann  man  sagen,  daß  sich  das  bei  der  Ausführung  ange- 
wendete Verfahren  bewährt  hat.  Eine  andere  Frage  bleibt  frei- 
lich die,  ob  es  nicht  noch  andere  gleichwertige,  oder  bessere 
Farbarten  und  Anstrichverfahren  gibt. 

Wegen  des  außerordentlichen  Ansteigens  der  Lokomotiv- 
und  Wagenlasten  mußten  den  Elbbrücken  immer  stärkere 
Ueberbeanspruchungen  zugemutet  werden.  Inzwischen  ist  aber 
die  zulässige  Grenze  erreicht  worden.  Die  alten  Ueberbauten 
der  Süderelbbrücke  sind  daher  im  Jahre  1920  nach  rund 
50jähriger  Benutzung  zu  einem  Teil  bereits  abgebrochen  und 
durch  neue  ersetzt  worden. 

Diese  Gelegenheit  des  Abbruches  hat  ^'erfasser  wahr- 
genommen, um  durch  Versuche  in  bescheidenem  Umfange  einige 
Aufschlüsse  über  den  Zustand  der  Oberfläche  des  Eisens  und  der 
einzelnen  Farbhüllen  zu  gewinnen.  Zu  dem  Zwecke  ist  an  einer 
Reihe  von  Stäben,  L-Eisen,  I-Eisen  und  Flacheisen,  der  Anstrich 
teils  auf  mechanischem  Wege  durch  Schaben  mit  scharfen  Werk- 
zeugen, teils  auf  chemischem  Wege  entfernt  worden.  Die  Stäbe 
entsprechen  in  ihrem  Aeußeren  dem  Durchschnitt  der  gesamten 
Eisentcile.  Es  konnten  weder  besonders  gute  noch  besonders 
schlechte  Stäbe  ausgewählt  werden,  es  mußten  vielmehr  die 
letzten  noch  nicht  zum  Einschmelzen  verschickten  Eisen,  die 
sich  auf  der  Baustelle  befanden,  genommen  werden.  Die  Stärke 
der  Farbschicht  war  sehr  verschieden,  es  wurden  Ueberzüge 
von  0,2 — 0,5  mm  Dicke  gemessen.  Bei  der  Entfernung  der 
Farbe  haben  sich  nur  wenige  Stellen  gefunden,  an  denen  das 
Eisen  metallisch  blank  war.  Der  größte  Teil  war  mit  einer 
festhaftenden  Schicht  von  bläulichem  Glühspan  bedeckt.  Es 
fanden  sich  aber  auch  Flächen,  die  völlig  frei  von  Glühspan 
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waren.  An  solchen  Stellen  war  das  Eisen  fast  immer  mit  einer 
meistens  sehr  feinen,  aber  stets  unverkennbaren  Rostschicht 
belegt.  Ein  Eisenstück  wies  unter  der  noch  nirgends  lose  ge- 
wordenen Farbe  eine  zwar  noch  nicht  meßbare,  aber  wesentlich 
stärkere  Rostschicht  auf.  Auf  dem  verschiedenartigen  Unter- 
grunde saß  die  starke  Farbdecke  fast  überall  fest  auf.  Es  war 
sehr  schwer,  die  Farbe  durch  Schaben  vom  Eisen  zu  entfernen. 
Beim  Aufweichen  der  Farbe  machte  es  meist  keine  Schwierig- 
keiten, die  oben  liegenden  Farbhüute  einzeln  von  den  darunter- 
liegenden abzuziehen,  dagegen  gelang  es  in  keinem  Falle,  die 
untersten  Schichten  (Bleimennige)  von  dem  Eisen  zu  lösen,  ohne 
sie  vollkommen  zu  zerstören.  Die  Mennige  war  gewissermaßen 
mit  dem  Eisen  fest  verkittet.  An  vereinzelten  und  wenig  aus- 
gedehnten Stellen  (mit  einem  Durchmesser  bis  zu  8  mm)  lag 
die  Farbe  an  dem  Eisen,  ohne  auf  ihm  zu  haften.  Ein  stärkerer 
Rostansatz  war  aber  an  solchen  Stellen  nicht  zu  bemerken. 

Der  Umstand,  daß  nur  wenig  vollkommen  rostfreies  Eisen 
unter  dem  Anstrich  gefunden  wurde,  ließ  sofort  die  Frage  auf- 
tauchen, ob  der  feine  Rost  bereits  vor  dem  Aufstrich  auf  dem 
Eisen  gewesen,  oder  erst  nach  dem  Auftragen  entstanden  sei. 
Es  ist  aber  bisher  noch  nicht  möglich  gewesen,  eine  Antwort, 
die  sich  aus  dem  Befunde  begründen  ließ,  zu  geben.  Vielleicht 
könnte  man,  wenn  man  die  Zahl  der  Beobachtungen  verviel- 
fachte, Anhaltspunkte  zu  einer  einwandfreien  Beurteilung  finden, 
vielleicht  aber  wird  man  auf  eine  Antwort  unter  den  vorliegen- 
den Verhältnissen  dauernd  verzichten  müssen. 

Aus  allen  Untersuchungen  ist  schließlich  der  Eindruck 
zurückgeblieben,  daß  die  ganze  Farbdecke  bis  auf  wenige  Stellen, 
die  äußere  Verletzungen  erlitten  hatten,  und  auf  die  Zer- 
störungen an  den  punktförmigen  Verrostungen,  seit  Jahren 
keinerlei  Veränderungen  erfahren  hatte.  Ein  Abplatzen,  das 
auf  ein  Anwachsen  der  Rostschicht  hätte  schließen  lassen 
können,  war  nirgends  zu  bemerken.  Die  Farbdecke  war  also 
an  den  untersuchten  Stücken  und  dementsprechend  auch  bei  der 
ganzen  Brücke  sowohl  fest  als  dicht  genug  (gegen  Wasser  und 
Luft)  gewesen,  um  schädliche  Rostbildungen  zu  verhindern. 
Auf  die  Wirkungsweise  des  Anstrichs  soll  weiter  unten  ein- 
gegangen werden. 

Ueber  die  einzelnen  Farbschichten  wäre  noch  zu  bemerken, 
daß  der  erste  Grundanstrich  mit  Leinölfirnis  und  beide  Ueber- 
züge  aus  Bleimennige  sich  zumeist  als  eine  einzige  Bleimennigc- 
schicht  darstellten.  Nur  selten  war  unter  der  Mennigeschicht 
noch  eine  meist  graubraun  gefärbte,  offenbar  als  für  sich  er- 
härteter Leinölüberzug  anzusehende  Schicht  zu  erkennen.  Die 
Mennigedecke  war  besonders  hart  und  zäh. 

Bezeichnend  für  die  Widerstandsfähigkeit  des  alten 
Mennigeanstrichs  ist  auch,  daß  er  durch  ziemlich  hohe  Er- 
hitzung des  Eisens  nicht  zerstört  werden  konnte.  Beim  Zer- 
schneiden der  Stäbe  vermittels  des  Schneidbrenners  sind  die 
Deckanstriche  bis  auf  eine  Breite  von  6  bis  8  cm  neben 
der  Schnittstelle  infolge  der  starken  Erwärmung  verbrannt 
oder  abgesprungen,  der  Mennigegrund  ist  nur  auf  eine  Ent- 
fernung von  1  cm  völlig  verbrannt,  in  einer  Entfernung 
von  1 — 2,5  cm  braun  gefärbt  und  teilweise  abgeblättert,  darüber 
hinaus  aber  im  Aussehen  und  anscheinend  auch  sonst  unver- 
ändert geblieben,  und  läßt  sich  hier  ebenso  schlecht  von  dem 
Eisen  lösen  wie  an  anderen  nicht  erhitzten  Stellen.  Beim  Zer- 
legen der  Stäbe  stellte  sich,  nebenbei  bemerkt,  der  Mennige- 
anstrich als  ein  so  ernstes  Hindernis  für  die  schneidende 
Flamme  dar,  daß  der  Unternehmer  es  schließlich  vorzog,  an  den 
Schnittstellen  die  Farbe  vorher  entfernen  zu  lassen. 

Die  über  der  Mennige  liegenden  Farbhäute  waren  nicht 
ganz  so  hart,  aber  trotzdem  noch  sehr  fest,  und  boten  beispiels- 
weise dem  schabenden  Eisen  sowohl  in  trockenem  Zustande 
als  auch  nach  tagelanger  Naßhaltung  mit  gewöhnlichem 
Leitungswasser  einen  nicht  geringen  Widerstand;  die  Decken 
hafteten  fest  aneinander.  An  einzelnen  Farbschichten  waren 
bereits  mit  einiger  Deutlichkeit  Verwitterangserscheinungen 
wahrzunehmen,  während  andere  tadellos  erhalten  waren,  und 
beispielsweise  an  ihrer  Oberfläche  einen  seidenartigen  Glanz 
aufzuweisen  hatten.  Aus  diesem  Befund  allein  kann  natürlich 
nicht  auf  die  Güte  der  verwendeten  Farbe  geschlossen  werden, 
weil  die  Zeitspanne,  während  welcher  die  Farbe  als  Deckfarbe 
und  Wetterschutz  hatte  dienen  müssen,  nicht  bekannt  ist. 

2.  Wirkungsweise  der  Anstriche  mit  Oelfarbe. 
a)  Unmittelbarer  und  mittelbarer  Rostschutz. 
Die  Wirkung  des  Farbanstrichs  schrieb  man  früher  lediglich 
der  Fähigkeit  der  Oclfarben,  Luft  und  Wasser  vom  Eisen  fern- 
zuhalten, zu.  Spennrath  ")  beispielsweise  vertritt  diese  Anschau- 
ung mit  ziemlicher  Entschiedenheit.  Freilich  läßt  der  Um- 
stand, daß  man  seit  Jahrzehnten  für  den  Grundanstrich  ganz 
bestimmte,  niemals  als  Deckanstrich  verwendete  Farben  vor- 
geschrieben hat,  erkennen,  daß  man  die  beiden  Farbdecken  ihrem 
Zweck  nach  auch  früher  bereits  deutlich  unterschieden  hat.  Er- 
schöpfende Erklärungen  für  die  Gründe  dieser  Unterscheidung, 
also  gewissermaßen  eine  Entwicklung  der  früheren  Rostschutz- 

•)  Spennrath.  „Chem.  u.  physik.  Unters,  der  gebräuchlichsten  Eisen- 
anstriche."   (Leonhard  Simon,  Berlin  1895.) 


Theorie,  hat  Verfasser  nicht  auffinden  können.  Neuerdings 
wird  dieser  Unterschied  stark  betont  und  besonders  begründet. 
r)em  Deckanstrich  weist  man  die  Aufgabe  zu,  vom  Grund- 
anstrich und  dadurch  mittelbar  vom  Eisen,  die  Einflüsse  der 
Witterung  usw.  fernzuhalten,  und  verlangt  von  ihm  also,  daß 
er  nach  Möglichkeit  wasserdicht  und  recht  dauerhaft  ist.  Vom 
Grundanstrich  verlangt  man  nicht  so  sehr  Wetterbeständigkeit 
als  die  Fähigkeit,  das  Eisen  vor  Rost  zu  bewahren,  auch  wenn 
etwa  Deck-  und  Grundanstrich  einmal  längere  Zeit  naß  gehalten 
werden  und  schließlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Wasser 
durchlassen.  Da  man  in  dem  Rosten  einen  elektrolytischen 
\'organg  sieht,  so  stellt  man  an  die  Grundfarbe  beispielsweise 
nach  ,, Liebreich"  ^'')  die  Anforderung,  daß  sie  bei  der  Anfeuchtung 
das  Wasser  so  verändert,  daß  es  einen  Elektrolyten  bildet,  in 
dem  das  Eisen  passiviert  wird,  d.  h.  einen  Elektrolyten,  in  dem 
nicht  wie  gewöhnlich  das  Eisen,  sondern  die  Farbdecke  Lösungs- 
Elektrode  wird,  in  dem  also  das  Eisen  keine  Neigung  zu  elektro- 
lytischer Auflösung  hat.  Welche  Kräfte  bei  derartigen  Vor- 
gängen wirksam  sind,  ist  noch  strittig,  wie  weit  und  in  welcher 
Weise  beispielsweise  der  Wasserstoff  dabei  beteiligt  ist,  ist 
noch  nicht  klar  gestellt.  Diese  Fragen  zu  behandeln,  ist  Auf- 
gabe des  Chemikers,  es  kann  hier  darauf  weiter  nicht  ein- 
gegangen werden.  Auch  die  Wege,  auf  denen  das  Ziel  der 
Passivierung  erreicht  werden  soll,  sind  noch  keineswegs  in  ihrer 
ganzen  Ausdehnung  zu  übersehen,  vor  allem  deswegen,  weil  die 
Herstellung  solcher  Schutzmittel  erst  seit  wenigen  Jahren  be- 
trieben wird,  die  Erfahrungen  also  eine  viel  zu  kurze  Zeitspanne 
umfassen,  um  ein  endgültiges  Urteil  zu  gestatten. 

Grundfarben,  die  den  eben  entwickelten  Forderungen  ent- 
sprechen, werden  als  solche  bezeichnet,  die  einen  unmittelbaren 
(chemischen)  Rostschutz  gewähren,  während  man  bei  Farben, 
die  lediglich  durch  den  möglichst  vollkommenen  Abschluß  von 
Luft  und  Feuchtigkeit  wirken,  von  mittelbarem  (mechanischem) 
Rostschutz  spricht.  Eine  Voraussetzung  für  diese  Theorie  ist, 
daß  auch  mehrfach  übereinander  aufgetragene  Farbanstrichc 
für  Luft  und  Wasser  durchlässig  sind.  Diese  Voraussetzung 
wird  man  wenigstens  insoweit  als  gegeben  annehmen  müssen, 
als  die  Farbhäute  aus  den  meisten  heute  verwendeten  Oelfarbcn 
in  ziemlich  frischem  Zustande  dem  Wasser  und  der  Luft  den 
Durchgang  gestatten;  fraglich  bleibt  nur  der  Grad  der  Durch- 
lässigkeit der  einzelnen  Farbe,  zumal  wem:  sie  in  mehreren 
Lagen  aufgetragen  ist,  und  die  ^''eränderung,  die  diese  Eigen- 
schaft mit  dem  Alter  etwa  erleidet.  Ob  sich  beispielsweise  bei 
einem  Anstrich,  der  etwa  6  Monate  oder  gar  mehrere  Jahre  alt 
ist,  eine  so  starke  Durchlässigkeit  wird  nachweisen  lassen,  wie 
sie  Simon  i^)  in  seinen  lehrreichen  Versuchen  mit  anscheinend 
ziemlich  frischen  Farbhäuten  gefunden  hat,  möchte  Verfasser 
nach  seinen  Erfahrungen  bezweifeln.  Immerhin  wird  man  be- 
sonders sicher  gehen,  wenn  man  mit  einer  gewissen  Durch- 
lässigkeit der  Farbdecken  rechnet  und  unter  sonst  gleichen  Um- 
ständen für  den  Grundanstrich  den  Farben  den  Vorzug  gibt,  von 
denen  man  sich  einen  unmittelbaren  Rostschutz  versprechen  darf. 
Voraussetzung  ist  dabei  allerdings,  daß  diese  Farben  im  übrigen 
alle  guten  Eigenschaften  der  bisher  als  zuverlässig  bekannten 
Grundfarben  besitzen. 

Von  den  im  Eisenbau  bisher  verwendeten  Grundfarben 
hat  freilich  nach  Liebreich  nicht  eine  die  Eigenschaften,  die 
man  von  einer  rostschützenden  Farbe  verlangen  muß,  vielmehr 
müssen  allen  zu  diesem  Zwecke  alkalische  Zusätze  gegeben 
werden.  Ob  dadurch  das  gesteckte  Ziel  erreicht  wird,  wie  lange 
die  beabsichtigte  Wirkung  vorhält,  inwieweit  die  Farben  sonst 
etwa  nachteilig  beeinflußt  werden,  kann  erst  nach  jahrelanger 
Erprobung  am  Bauwerk  entschieden  werden. 

Von  den  im  Brückenbau  zum  Grundanstrich  verwendeten 
Farben  kann  die  Bleimennige  vorzugsweise  Anspruch  darauf 
machen,  daß  ihre  Eignung  durch  jahrzehntelange  Bewährung 
nachgewiesen  und  allseits  anerkannt  wäre.  Liebreich  kommt  in 
seiner  Abhandlung  (1914)  allerdings  zu  dem  Schluß,  daß  auch  die 
Bleimennige  trotz  der  von  ihm  anerkannten  vorteilhaften  Eigen- 
schaften keinen  unmittelbaren  Rostschutz  gewähre;  zur  Er- 
zielung eines  solchen  sei  die  ,, Erhöhung  der  Alkalität"  not- 
wendig.    Worin    die   unbestritten   vorhandene,    das    Eisen  er- 


'«)  Erik  Liebreich  und  F.  Spitzer.  ,, Ueber  die  Einflüsse  ron  Anstrichen 
auf  das  Rosten  des  Eisens."  (Zeitschrift  für  Elektrochemie  1912.  Nr.  3,  Ver- 
lag von  Wilhelm  Knappe,  Halle  a.  S.) 

Erik  Liebreich  und  F.  Spitzer.  , .Ueber  die  Entstehung  des  Rostes  unter 
Schutzanstrichen."     (Dieselbe  Zeitschrift  1913,  Nr.  7.) 

Dr.  Erik  Liebreich.  „Können  Anstriche  rostfördernd  wirken?"  (Mit- 
teilungen des  8.  Internationalen  Kongresses  für  angewandte  Chemie  1912.) 

Dr.  Erik  Liebreich.  ,,Rost  und  Rostschutz."  (1914,  Verlag  von  Yie- 
weg  &  Sohn,  Braunschweig.) 
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f.  d.  gesamte  Kälteindustrie,  April  1913.) 

Dr.  Erik  Liebreich.  ,, Neuere  Wege  des  Rostschutzes."  (Mitteil,  des 
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Heft  24.) 

Dr.  Erik  Liebreich.  ,,Die  Bedeutung  d.  physik.  Chemie  f.  d.  Probleme  des 
Rostschutzes  unter  Anstrichen."     (Promettens,  1913,  Nr.  1240.) 

II)  Edm.  Simon.  ,,Entstehui  g  d.  Rostes  unter  der  Oelfarbendecke."  (Ding- 
lers Polyt.  Journal,  1897,  S.  285.) 
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haltende  Wirkung  der  Bleimennige  dann  bestehen  kann,  bedarf 
der  Erörterung.  Entweder  ist  die  Durchlässigkeit  guter  Farben 
überhaupt  nur  gering,  dann  verliert  auch  die  Frage  des  unmittel- 
baren Rostschutzes  für  die  Mehrzahl  aller  Brücken  und  ähn- 
lichen Bauwerke,  nämlich  diejenigen,  die  nur  den  gewöhnlichen 
Einflüssen  der  Luftwärme,  Luftfeuchtigkeit  usw.  ausgesetzt 
.sind,  einen  großen  Teil  ihrer  Bedeutung,  oder  aber  die  Blei- 
mennige besitzt  als  Grundanstrich  für  derartige  Bauwerke 
andere  so  vorteilhafte  Eigenschaften,  daß  der  geringe  Mangel 
an  den  Stoffen,  die  den  unmittelbaren  Kostschutz  gewährleisten 
würden,  mehr  als  aufgewogen  wird.  Die  Wichtigkeit,  die 
der  unmittelbare  Rostschutz  für  ungezählte  Eisenbauten  anderer 
Art  besitzt,  wird  dadurch  in  keiner  Weise  berührt.  Bei  der 
Ausführung  des  Unterwasser-Anstrichs  an  eisernen  Schiffen 
wird  diese  Frage  beispielsweise  sorgfältig  beachtet  werden 
müssen.  Derartige  Bauten  sollen  aber  in  dieser  Abhandlung, 
dem  von  \  ornherein  gesteckten  Rahmen  entsprechend,  nicht  be- 
handelt werden. 

b)  Wirkung  des  Mennigeanstrichs. 
Um  die  Wirksamkeit  der  Mennigeanstriche  zu  erklären, 
könnte  man  sich  beispielsweise  vorstellen,  daß  eine  starke 
Farbschicht  aus  Bleimennige  gegenüber  den  gewöhnlichen  An- 
griffen des  Wassers  und  der  Luft  als  vollkommen  undurch- 
lässig anzusehen  wäre.    Die  Uebung  der  Rohrleger,  Undichtig- 


keiten an  Wasserleitungen  mit  Mennigekitt  zu  dichten,  und  der 
damit  erzielte  vollkommene  Erfolg,  sind  jedenfalls  geeignet,  eine 
derartige  Annahme  zu  stützen.  Die  bekannte,  vom  Verfasser 
vielfach  bestätigt  gefundene  Erfahrung,  daß  die  Bleimennige 
außerordentlich  fest  am  Eisen  haftet,  läßt  weiter  die  Erklärung! 
zu,  daß  dieser  Anstrich  dem  Wasser  nicht  gestattet,  bis  zum" 
Eisen  vorzudringen.  Um  die  Bildung  von  Strömen  zwischer, 
Eisen  und  Farbe  erklären  zu  können,  wird  gewöhnlich  die  Vor- 
aussetzung gemacht,  daß  zwischen  beiden  kleine  Hohlräume  be- 
stehen, die  sich  bei  Benetzung  des  Bauwerks  mit  Wasser  füllen. 
Wegen  des  festen  Haftens  der  Bleimennige  möchte  Verfasser 
bezweifeln,  daß  derartige  Hohlräume  in  einem  solchen  Maße 
\orhanden  sein  können;  er  möchte  auch  der  Ansicht  zuneigen, 
daß  durch  ausreichende  Sorgfalt  beim  Anstrich  und  bei  Ver- 
\\  endung  kurzhaariger  Pinsel,  die  Bildung  von  solchen  Höhlun- 
gen auf  ein  ungefährliches  Maß  zurückgeführt  werden  kann. 
Wird  die  Farbe  mit  Druckluft  aufgespritzt  —  was  sich  bei  Blei- 
mennige der  Giftigkeit  wegen  allerdings  nicht  empfiehlt  — ,  dann 
ist  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  sich  derartige  Zwischenräume 
bilden,  als  noch  geringer  anzusehen.  Die  Klärung  dieses 
Punktes  ist  eine  wesentliche  Vorbedingung  für  die  Beurteilung 
der  neueren  Ansichten  über  Rostbildung  und  Rostschutz.  Erst 
wenn  hier  jeder  Zweifel  beseitigt  ist,  werden  sich  einwandfreie 
Beweise  für  oder  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Anschauungen  er- 
bringen lassen.  (Fort>etzun2:  folgt; 
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Welch  große  Rolle  die  Internationalisierung  des  Rheins,  vor 
allem  aber  der  Donau  in  der  französischen  und  belgischen 
Presse  spielt,  wird  uns  erst  verständlich,  wenn  man  die  damit 
verbundenen  Pläne  verfolgt.  Nach  dem  Waffenstillstand  wurde 
der  Bau  eines  Kanals  von  Antwerpen  über  Holländisch-Lim- 
burg  zum  Rhein  nach  Ruhrort  häufig  besprochen,  der  in  seinem 
Verlauf  noch  Stichkanäle  nach  Aachen  und  Köln  erhalten  soll. 
Mit  der  Ausführung  dieses  Planes  hoffen  die  Belgier  aus  dem 
Hafen  von  Antwerpen  einen  der  bedeutendsten  Häfen  Europas 
machen  zu  können  in  der  Annahme,  daß  Antwerpen  der  Hafen 
von  Süddeutschlaud  und  der  österreichischen  Nachfolgestaaten 
werden  würde. 

Neuerdings  wurde  nun  in  der  französischen  Zeitung  ,,Echo 
de  Paris"  ein  Kanal  von  der  Loire-Mündung, bei  Nantes  zum 
Rhein  nach  Basel  behandelt.  Es  wird  davon  ausgegangen,  daß 
durch  den  Panamakanal  im  Laufe  der  Zeit  ein  Transitverkehr 
an  die  Westgrenze  Europas  entstehen  würde,  der  die  Anlage 
eines  großen  europäischen  Hafens  verlange.  Hierzu  soll  sich 
die  Loire-Mündung  besonders  eignen,  da  sich  dort  leicht  ein 
Hafen  für  Lastschiffe  von  über  20  000  t  erbauen  lasse  und  eine 
Verbindung  zwischen  der  See-  und  Flußschiffahrt  hergestellt 
\\  erden  könne. 

Es  wird  dann  dargestellt,  daß  Frankreich  sich  auf  industri- 
ellem Gebiet  nicht  so  betätigen  könne,  da  seine  Kohlenvorräte 
beschränkt  seien  und  auf  diesem  Gebiet  die  Konkurrenz  von 
Deutschland,  England  und  Amerika  zu  befürchten  habe.  Es  sei 
jedoch  möglich,  daß  sich  Frankreich  durch  die  Schaffung 
neuer  volkswirtschaftlicher  Werte,  wie  die  An- 
lage des  neuen  Kanals  zum  mindesten  die  Kontrolle  des 
Welthandels  sichern  könne. 

Der  genannte  Kanal  soll  etwa  eine  Länge  von  280  km  und 
nur  10  Schleusen  erhalten,  da  die  stärksten  Höhenunterschiede 
durch  Tunnels  abgeschnitten  werden  könnten. 

Da  zurzeit  in  Süddeutschland  an  den  Plänen  eines  Rhein — 
Main — Donau-Kanals,  sowie  eines  Rhein — Neckar — Donau-Kanals 
gearbeitet  wird  und  außerdem  neuerdings  in  der  schweizerischen 
Presse  die  Schiffbarmachung  des  Rheins  von  Basel  bis  zum 
Bodensee  und  die  Anlage  eines  Kanals  vom  Bodensee  zur  Donau 
nach  Ulm  besprochen  wird,  so  ist  leicht  ersichtlich,  daß  Frank- 
reich, das  jetzt  schon  einen  regen  Durchgangsverkehr  durch 
Süddeutschland  nach  dem  Osten  hat,  durch  dieses  Kanalnetz 
einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  internationale  Donau  erlan- 
gen wird.  Es  ist  nun  auch  verständlich,  warum  sich  Frankreich 
gegen  die  Schiffbarmachung  des  Rheins  von  Straßburg  nach 
Basel  sträubt,  da,  falls  die  süddeutschen  Rhein — Donau-Kanäle 
sich  nicht  verwirklichen  lassen,  es  in  der  Hand  hat,  mit  schwei- 
zerischer Hilfe  und  vom  Bodensee  her  einen  Weg  zur  Donau  zu 
bauen.  Auf  diesem  Kanal  wäre  es  möglich,  die  Erzeugnisse  von 
Nord-  und  Südamerika  mit  den  französischen  Waren  gegen  das 
(jetreide  der  Ukraine  und  von  Rumänien  sowie  das  Petroleum 
des  Ostens  auszutauschen. 

W^ohl  im  Zusammenhang  mit  diesem  Plan  dürften  die  in  der 
,, Neuen  Züricher  Zeitung"  besprochenen  schweizerischen  Eisen- 
bahnbaupläne gebracht  werden.  Neben  dem  Bau  der  linksufe- 
rigen  Vierwaldstädterseebahn  und  einer  Abkürzungslinie  an  der 


Strecke  Zürich — Aarau  wird  auch  der  Bau  einer  Bahn  auf  deut- 
schem Gebiet  gefordert.  Es  handelt  sich  um  die  sogenannte 
Randenbahn,  die  sich  von  Schaffhausen  über  Donaueschingen 
nach  Schwenningen  erstrecken  soll.  Als  notwendig  ist  auch 
eine  direkte  Schienenverbindung  von  Singen  nach  Stockach  be- 
zeichnet. 

Wird  auf  schweizerischem  Gebiet  ein  Hafen  an  dem  be- 
sprochenen Kanal  angelegt,  so  könnte  dieser  als  Umschlaghafen 
für  Deutschland  in  Betracht  kommen  und  diese  neuen  auf  deut- 
schem Gebiet  gebauten  Bahnen  würden  eine  große  Bedeutung 
erhalten. 

In  dem  Aufsatz  im  „Echo  de  Paris"  ist  dann  noch  gesagt, 
daß  nur  ein  Unternehmen,  das  die  Beihilfe  des  Staates  hätte, 
diesen  großartigen  Plan  verwirklichen  könne.  Es  könne  mit  einem 
Verkehr  von  50  Millionen  Tonnen  gerechnet  werden,  der  eine 
Einnahme  von  etwa  500  Millionen  Franken  ergeben  würde. 

Bezeichnend  ist  die  Bemerkung,  daß,  wenn  Frank- 
reich diesen  Hafen  nicht  bauen  würde,  es  leicht 
möglich  wäre,  daß  dieses  Unternehmen  von 
Hamburg  gemacht  werden  könne. 

Würde  sich  dieser  französische  Plan  verwirklichen,  so  wird 
Süddeutschland  in  große  Abhängigkeit  von  diesem  neuen  Ver- 
kehrsweg komttien,  falls  bis  dahin  nicht  leistungsfähige  Ver- 
kehrswege von  Norden  nach  Süden  vorhanden  sind.  Diese 
fremden  Pläne  zeigen,  wie  wichtig  der  Ausbau  des  deutschen 
Kanalnetzes  ist.  Der  Ausführung  der  Pläne  der  Weststaaten 
über  eine  Beherrschung  der  Verkehrswege  in  westlich-östlicher 
Richtung  müßte  durch  die  Anlage  von  konkurrenzfähigen  Ver- 
kehrswegen in  der  Richtung  von  Norden  nach  Süden  zuvorge- 
kommen werden.  Dies  dürfte  sich  aber  nicht  nur  auf  den  Bau 
von  Kanälen  erstrecken.  Auch  in  bezug  auf  die  Eisenbahnen 
dürfte  dies  zu  beachten  sein,  denn  gerade  in  Süddeutschland 
sind  bis  jetzt  die  Bahnen  nur  unter  den  Gesichtspunkten  der 
Interessen  der  einzelnen  Bundesstaaten  gebaut  worden.  Denn 
hier  kommen  größere  Interessen  in  Betracht.  Beim  weiteren  Aus- 
bau dieser  Verkehrswege  müßte  der  Gesichtspunkt  maßgebend 
sein,  daß  die  internationale  Donau  doch  eine  der  ersten  euro- 
päischen Verkehrsadern  werden  wird,  um  so  mehr  als  mit  einem 
Aufschwung  des  ganzen  Lebens  in  den  östlichen  Ländern  ge- 
rechnet werden  kann. 

Nicht  unerwähnt  darf  hier  bleiben,  daß  durch  den  Wegfall 
von  Elsaß-Lothringen  die  eine  Rheintallinie  für  den  deutschen 
Eisenbahndurchgangsverkehr  kaum  mehr  in  Betracht  kommen 
und  wohl  in  Bälde  die  badische  Linie  zwischen  Mannheiru  und 
Basel  überlastet  werden  wird.  Es  wird  dann  wohl  eine  östlich 
hiervon  liegende  Linie  leistungsfähig  ausgebaut  werden  müssen, 
wenn  nicht  die  schweizerischen  Pläne  über  die  Anlage  der  Ran- 
denbahn verv^'irklicht  werden. 

Leider  wird  in  Deutschland  derartigen  Plänen  viel  zu  wenig 
Beachtung  geschenkt  und  die  Verwirklichung  größerer  Bau- 
projekte aus  Sparsamkeitsgründen  abgelehnt.  Wird  sich  nicht 
hier  zeigen,  daß  mit  der  Herstellung  weiterer  volkswirt- 
schaftlicher Werte,  ähnlich  wie  im  Leben  des  Einzelnen 
gespart  wird?  Wenn  nicht  alles  trügt,  wird  in  Frankreich  schon 
nach  diesem  Standpunkt  verfahren  und  die  Erfahrung  beim 
Wiederaufbau  in  Polen  verwendet. 
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Arbeit  ist  Pflicht  und  Recht.  Wer  nur  sich  selbst  lebt, 
wer  nicht  arbeitet  und  nicht  nützt  —  Kinder,  Greise, 
Kranke  unl  Krüppel  ausgenommen,  —  der  ist  Ungeziefer 
oder  Raubtier.  (Max  Roesler) 


VERSCHIEDENES 


Ein  Mann,  der  nicht  manchmal  das  Unmögliche 

wagt,  wird  das  Mögliche  nicht  erreiclien. 

(Max  Eyth) 


AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 
=G1=  Die  Zukunft  der  englischen  Eisenbahnen.  Das  neuo 
englische  Eisenbahngesetz,  die  hohen  Kosten  für  die  Arbeits- 
kraft und  die  starke  Depression  im  gesamten  Wirtschaftsleben 
stellen  die  Eisenbahngesellschaften  vor  ganz  neue  Aufgaben.  Die 
veränderte  Lage  verlangt,  vieles  von  einem  ganz  anderen  Stand- 
punkte aus  anzusehen.  Vor  dem  Kriege  waren  die  Frachtsätze 
infolge  guter  Antriebsführung  verhältnismäßig  niedrig,  und  Lohn- 
zuschläge konnten  durch  V^erbesserungen  aller  Art  und  gutes 
Zusammenarbeiten  zwischen  den  einzelnen  Gesellschaften  aus- 
geglichen v^'erden.  Diese  Möglichkeiten  sind  endgültig  vorüber, 
auch  ist  zu  fürchten,  daß  die  jetzigen  Schwierigkeiten  auch 
nach  etwaiger  Besserung  der  allgemeinen  Wirtschaftslage  weiter- 
bestehen werden,  wenn  die  Gesellschaften  von  ihrer  derzeitigen 
Art  der  Betriebsführung  nicht  zurückkommen  sollten.  Trotz  der 
Kürze  der  Gültigkeitsdauer  hat  sich  bereits  gezeigt,  daß  die 
jetzigen  Frachten  für  den  Handel  unerträglich  hoch  sind,  wenn 
man  vielleicht  auch  noch  zweifelhaft  sein  könnte,  ob  und  wie- 
weit der  allgemeine  Rückgang  von  Handel  und  Verkehr  dabei 
mitspricht.  Die  Oeffentlichkeit  ist  durchaus  zurückhaltend,  was 
sich  sowohl  im  Güterverkehr  als  auch  im  Personenverkehr  zeigt. 
Und  die  Bahnen  sind  die  Leidtragenden.  Die  hohen  Frachten 
halten  die  Waren  vom  Markte  zurück,  die  für  viele  alte  Ab- 
nehmer infolge  der  Beförderungskosten  zu  teuer  geworden  sind. 
Billige  Verkehrsmöglichkeiten,  die  die  früheren  Handels-  und 
Geschäftsbeziehungen  wieder  aufleben  lassen  könnten,  sind  des- 
halb eine  Lebensnotwendigkeit  für  das  Land.  Von  diesen  Ge- 
sichtspunkten aus  gesehen,  sind  Ausführungen  wichtig,  die 
kürzlich  im  Institute  of  Transport  über  die  ,, Zukunft  der  eng- 
lischen Eisenbahnen"  gemacht  worden  sind.  Sie  lassen  sich 
dahin  zusammenfassen:  Wie  weit  auch  Löhne  und  Gehälter  noch 
zurückgehen  werden  —  daß  sie  auf  Friedensstand  fallen,  ist  sehr 
unwahrscheinlich.  Ein  solcher  Rückgang  ist  aber  nicht  einmal 
erwünscht,  wenn  sich  ein  Ausgleich  durch  Sparsamkeit  in  der 
Betriebsführung  erreichen  ließe.  Die  Mittel  für  Entlohnung  des 
Personals  und  für  Verzinsung  des  Anlagekapitals  müssen  un- 
bedingt geschafft  werden,  doch  geht  das  nicht  etwa  durch  Er- 
höhung der  Frachten  allein.  Der  andere  Weg  ist  Erhöhung  der 
Betriebsleistungen  durch  Zusammenschluß  und  besseres  Hand-in- 
Hand-Arbeiten der  Gesellschaften.  Darüber,  wie  weit  diese  Be- 
strebungen Erfolg  haben  werden,  gehen  die  Meinungen  aller- 
dings sehr  auseinander.  Manche  halten  die  Gruppenbildung  der 
Eisenbahngesellschaften,  die  nach  dem  neuen  Eisenbahngesetz 
jetzt  im  Gange  ist,  für  nützlich,  andere  zweifeln  an  den  dadurch 
erwarteten  Ersparnissen  und  weisen  darauf  hin,  daß  viele  Gesell- 
schaften auch  schon  vor  dem  Kriege  mit  gutem  finanziellen 
Erfolg  Interessengemeinschaften  gebildet  und  sonstige  Ab- 
machungen getroffen  haben,  um  wirtschaftlicher  zu  arbeiten. 
Und  diese  könne  man  nicht  noch  einmal  schaffen,  da  sie  auch 
jetzt  schon  vorhanden  seien.  Auch  wird  die  Ansicht  vertreten, 
daß  die  neue  Zentralleitung  ganz  neu  und  unparteiisch  auf  Ver- 
anlassung der  Regierung  gebildet  werden  sollte. 

Auch  die  Anschauungen  über  Bewertung  der  Arbeit  müssen 
auf  eine  vollkommen  neue  Grundlage  gestellt  werden.  Vor  dem 
Kriege  war  die  Grundlage  des  gesamten  Betriebes:  billige  Arbeit. 
Heute  ist  Arbeit  teuer.  Deshalb  muß  das  Personal  durchweg  zu 
.Anschauungen  über  die  Arbeit  und  den  Wert  der  Arbeit  erzogen 
werden,  wie  sie  schon  früher  in  Ländern  bestanden,  wo  mensch- 
liche Arbeitskräfte  kostspielig  waren.  Heute  nach  Aufhebung  der 
staatlichen  Aufsicht  und  Unterstützung,  wo  die  Eisenbahnen 
wieder  auf  sich  selbst  angewiesen  sind,  müssen  sie  alle  ihre  Ar- 
beitsverfahren auf  deren  Wirkungsgrad  prüfen.  Besonders  wird 
man  sein  Augenmerk  auf  Einführung  mechanischer  Hilfsmittel 
richten  müssen,  um  damit  hochbezahlte  menschliche  Arbeits- 
kräfte frei  machen  zu  können.  Ebenso  muß  der  Verschwendung 
von  Lokomotivzugkraft  zum  Verschieben  vieler  kleiner  Güter- 
wagen gesteuert  werden,  namentlich  durch  Einführung  groß- 
räumiger Wagen.  Hier  bietet  das  neue  Eisenbahngesetz  eine 
gute  Handhabe,  indem  es  dem  Verkehrsminister  die  Befugnis 
gibt,  vorzuschreiben,  wie  und  wie  groß  die  Privatwagen  sein 
müssen.  Da  zurzeit  etwa  132  000  Privatwagen  laufen,  würde  ihre 
Ersetzung  durch  größere  schon  einen  beachtlichen  wirtschaft- 
lichen Erfolg  bedeuten.  Hinsichtlich  der  mittleren  Zugslast  wer- 
den 250—300  t  gefordert,  die  heute  nur  130  t  beträgt  (vor 
20  Jahren  nur  etwa  65  t),  während  sie  in  Amerika  z.  B.  schon 
vor  40  Jahren  170  t  und  heute  750  t  ist  Seit  Aufhebung  der 
Staatsaufsicht  haben  die  Eisenbahngesellschaften  begonnen,  eine 
ganze  Reihe  von  Verkehrsmaßnahmen  aus  der  Vorkriegszeit 
wieder  einzuführen  —  trotz  des  Vorwurfs,  daß  sie  den  Ueber- 
frachtern  früher  etwas  zu  sehr  entgegen  gekommen  seien.  Sie 
rechnen  jetzt  auf  deren  Mithilfe,  dadurch,  daß  sie  mehr  auf  der 
Bahn  verfrachten  oder  sich  mit  einer  weniger  schnellen  Beförde- 
rung zufrieden  geben  und  so  beitragen,  die  Ertragsfähigkeit  der 


Eisenbahnen  und  damit  die  Wohlfahrt  des  Landes  zu  fördern, 
die  beide  eng  zusammenhängen.        (Engineering  v.  16.  12.  21.) 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

-Ir-  Austeilung  deutscher  Erzeugnisse  im  Ausland.  Nach 
einer  Mitteilung,  die  dem  Messeamt  der  Deutschen  Industrie 
kürzlich  zuging,  wird  auf  einer  Londoner  Messe,  die  im  Juli  des 
Jahres  stattfinden,  und  ,,zum  ersten  Male  seit  ihrem  Bestehen 
einen  vollkommen  internationalen  Charakter"  tragen  soll,  zahl- 
reiche Beteiligung  deutscher  Fabrikate  besonders  begrüßt  wer- 
den. Der  frühere  Ausschuß  deutscher  Waren  sei  als  eine  falsche 
Politik  erkannt  worden,  die  nur  zur  Fernhaltung  tausender  Ein- 
käufer geführt  habe.  Keine  englische  Firma  wird  es  mehr  ab- 
lehnen, deutsche  Waren  zu  kaufen.  Besser  kann  die  Note  über 
das  „made  in  germany"  nicht  sein.  Es  liegt  aber  der  Gedanke 
nahe,  daß  die  Londoner  Messe  durch  die  Teilnahme  deutscher 
Fabrikanten  überhaupt  erst  lebensfähig  wird.  Es  entsteht  also 
die  Frage,  ob  die  deutsche  Industrie  Veranlassung  hat,  den 
Lockrufen  über  den  Kanal  zu  folgen. 

Bei  der  Beurteilung  der  Sachlage  haben  die  politischen  Ge- 
sichtspunkte fernzubleiben  und  können  um  so  mehr  ausscheiden, 
als  von  deutscher  Seite  die  Wiederversöhnung  der  Völker  stets 
erstrebt  worden  ist.  Vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  muß  jede  Firma  selbst  am  besten  wissen,  ob  es  sich  lohnt, 
bei  den  infolge  des  Valutastandes  hohen  Kosten  Muster  in 
London  zu  zeigen.  Vom  allgemcinwirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  Leipziger  Messe, 
der  Zentralmarkt  des  internationalen  Warenaustausches  ist,  und 
allenthalben  nachzuahmen  versucht  wird.  Daß  die  Leipziger 
Messe  mit  ihrem  Ziel,  den  deutschen  Export  zu  fördern  und  Ein- 
käufer fast  aller  Länder  heranzuziehen,  auch  nach  dem  Kriege 
Erfolg  gehabt  hat,  beweisen  die  beiden  Messen  des  Vorjahres. 
Wenn  wir  unsere  Erzeugnisse  dem  Ausland  entgegentragen,  dann 
muß  das  Interesse  an  Leipzig  nachlassen,  und  die  deutsche 
Wirtschaft  hätte  davon  große  Nachteile;  denn  nirgends  kann  die 
Leistungsfähigkeit  unserer  Industrie  besser  gezeigt  werden  als 
in  Leipzig  mit  seinen  hervorragenden  Einrichtungen.  Es  ist 
auch  zu  bedenken,  daß  bei  einer  Beteiligung  in  London  erstens 
die  deutschen  Ausfuhrstellen  und  die  englischen  Zollschranken 
zu  passieren  sind,  und  zweitens  das  englische  Industrie-Schutz- 
gesetz in  seinem  bereits  in  Kraft  getretenen  ersten  Teil  dem 
Schutz  der  englischen  Schlüsselindustrien  und  in  seinem  zweiten 
Teil  der  Abwehr  der  Unterbietung  dienen  soll. 

Eröffnung  der  Deutschen  Gewerbeschau.  Als  Zeitpunkt  für 
die  Eröffnung  der  Deutschen  Gewerbeschau  München  1922  ist 
der  13.  Mai  (Samstag)  bestimmt  worden.  Für  die  Vertreter  des 
„Reichsverbands  der  Deutschen  Presse",  der  vom  5.  bis  8.  Mai 
seine  Jahrestagung  in  München  abhält,  wird,  voraussichtlich  am 
8.  Mai,  ein  Rundgang  durch  die  Ausstellung  veranstaltet,  um 
den  aus  allen  Teilen  Deutschlands  eintreffenden  Pressevertretern 
ein  Bild  von  dem  zu  geben,  was  die  große  Schau  deutscher  Arbeit 
und  deutscher  Leistungsfähigkeit  bieten  wird. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Taschenbuch    für    Monteure    elektrischer  Starkstromanlagen. 

Unter  Mitwirkung  v.  Gottlob  Lux  und  Dr.  C.  M  i  c  h  a  1  k  e 
bearbeitet  und  herausgegeben  von  S.  Freiherr  von  Gais- 
berg.  78-  Auflage  des  ,, Taschenbuch  für  Monteure  elek- 
trischer Beleuchtungsanlagen".  Mit  231  Abbildungen,  XX  und 
326  S.  1921.    Preis  kart.  12  M. 

Die  Aendcrung  des  aus  77  Auflagen  wohlbekannten  Titels 
ist  durch  die  im  Lauf  der  Jahre  eingetretene  Erweiterung  des 
Buchinhaltes  bedingt.  Schon  längst  war  das  behandelte  Gebiet 
über  das  der  Beleuchtungsanlagen  hinausgewachsen.  Dabei 
blieben  aber  die  bewährten  Grundsätze  für  die  Ausgestaltung 
des  Werkes  unverändert.  Das  Buch  wird  tiach  wie  vor  den 
ausgebildeten  Technikern  als  Berater  und  dem  Anfänger  als 
stets  zuverlässige  Einführung  in  das  Wissensgebiet  dienen.  Eine 
wirklich  umfassende  Anleitung  für  alle  Fälle  der  Praxis  ist  nun 
entstanden.  Auch  die  an  Zahl  erhöhte  Beigabe  an  Abbildungen 
wird  zweifellos  von  größtem  Nutzen  sein.  So  ist  ein  völlig  ab- 
geschlossenes Bild  der  Aufgaben  des  Starkstrominstallateurs 
geschaffen  worden.  Aus  den  Arbeiten  des  Verbandes  Deutscher 
Elektrotechniker  wurde  vor  allem  der  Abbau  der  Bestimmungen 
für  Ersatzleitungen  und  Isolierungen  berücksichtigt.  Auch 
wurde  die  vom  Verband  gegründete  Prüfstelle  erwähnt  und  auf 
die  Wichtigkeit  des  vom  V.  D.  E.  veranlaßten  Prüfzeichens  hin- 
gewiesen, dessen  Verwendung  eine  Gewähr  der  Verläßlichkeit 
der  Zubehörteile  darstellt  und  das  eine  Förderung  der  Betriebs- 
sicherheit bedeutet.  In  den  Anleitungen  für  den  Bau  der  An- 
lagen werden  die  Schutzmaßnahmen,  die  bei  der  zunehmenden 
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Anwendung  von  Drehstroni  mit  einer  an  die  Grenze  der  Nieder- 
spannungsanlagen heranreichenden  Netzspannung  nötig  gewor- 
den sind,  ihrer  Bedeutung  entsprechend  behandelt.  Die  dabei 
hauptsächlich  in  Frage  kommenden  Drehstromanlagen  mit  ge- 
erdetem Leiter  sind  daher  eingehend  behandelt.  Auch  sonst  ist 
den  Anforderungen  des  erweiterten  Aufgabenkreises  Rechnung 
getragen.  So  wird  auch  unter  dem  neuen  Titel  das  „Taschen- 
buch für  Monteure"  als  wertvolles  Handbuch  viel  Freunde 
finden. 

Die  Drehbank.  Ihre  Geschichte,  ihr  Aufbau  und  ihre  Hand- 
habung. Ein  Buch  für  Eisendreher,  Mechaniker  und 
Maschinenschlosser,  für  Werkmeister  und  Betriebsleiter  und 
namentlich  solche,  die  es  werden  wollen.  Von  A.  He  g  e  1  e  , 
Gewerbeschulrat  an  der  staatlichen  Gewerbeschule  für 
maschinentechnische  Berufe  in  Stuttgart-Cannstatt.  Mit  274 
Abbildungen,  Skizzen  und  Zeichnungen  im  Text  und  52 
Tafeln  auf  Kunstdruck.  Preis  geh.  40,  geb.  50  M.  Franck- 
sche  Verlagshandlung,  Stuttgart. 

Als  Hilfsbuch  für  Fachschulen  und  Werkstatt  und  unter 
möglichstem  Verzicht  auf  mathematische  Vorkenntnisse  sucht 
das  Buch  in  leichtverständlicher  Sprache,  unterstützt  durch  274 
Abbildungen,  Zeichnungen  und  Skizzen  im  Text  und  etwa  52 
Tafeln  in  die  Entwicklung  und  den  heutigen  Stand  der  Leit- 
spindeldrehbänke, der  W^erkzeugmacher-,  Revolver-  und  Sonder- 
drehbänke, der  Halb-  und  Ganzautomaten  einzuführen.  Ein- 
gehend werden  die  Berechnungen  der  LImlaufzahlen,  der  Aufbau 
derselben,  die  Beziehungen  von  Schnittgeschwindigkeit,  Vor- 
schub, Schnittiefe  und  Arbeitszeit  an  praktischen  Beispielen  und 
auf  Grund  neuester  Untersuchungen  behandelt.  Besondere 
Kapitel  sind  dem  Meisterstück  des  Eisendrehers,  dem  Gewinde- 
schneiden gewidmet  und  ein  einfacher,  leichtfaßlicher  Weg  zum 
Berechnen  von  Wcchselrädern  für  Gewinde  jeder  Art  gezeigt. 
Zwei  Abschnitte  besprechen  die  Drehstähle  und  die  sonstigen 
Dreh- und  Meßwerkzeuge,  namentlich  ihre  Auswahl,  ihre  Arbeits- 
winkel und  ihre  Wärmebehandlung.  Den  Beschluß  bilden  prak- 
tische Drehregeln,  eine  Einführung  in  die  Kegelberechnungen 
und  eine  Anzahl  aus  der  Praxis  hervorgegangene  Tabellen  mit 
kurzen  Anleitungen  zum  Gebrauch  (die  auch  besonders  zu  be- 
ziehen sind),  wobei  besonderer  Wert  auf  die  Selbstaufstellung 
derselben  gelegt  wird.  Im  Buch  sind  die  neuesten  bis  jetzt  vor- 
liegenden Ergebnisse  der  Untersuchungen  und  Beschlüsse  des 
Normalienausschusses  der  deutschen  Industrie  berücksichtigt. 
So  ist  das  neue  Buch  für  jeden  angehenden  und  im  Betrieb 
stehenden  Metallarbeiter,  Mechaniker,  Eisendreher,  Meister  und 
Techniker  ein  Hilfsmittel,  das  rasch,  klar  und  sicher  in  das 
\^erständnis  der  wichtigsten  und  bedeutendsten  Werkzeug- 
maschinen einführt  und  das  damit  auch  die  Grundlage  gibt,  jede 
andere  Werkzeugmaschine  besser  verstehen  und  handhaben  zu 
können. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

Hauptversammlung  der  Arbeitsgemeinschaft  Deutscher 
Beamtenhochschulen.  Die  erste  Hauptversammlung  am  4.  März 
in  Hannover  die  von  Vertretern  der  bisher  in  14  größeren  Städten 
Deutschlands  begründeten  und  in  der  Arbeitsgemeinschaft  ver- 
einigten Beamtenhochschulen  besucht  war,  nahm  einen  sehr  be- 
friedigenden Verlauf.  Nach  Begründung  durch  Direktor  Dr. 
J  o  r  d  a  n -Hannover  erstattete  der  A-^orsitzende  des  geschäfts- 
führenden Ausschusses,  Regierungsrat  P  i  e  t  s  c  h -Berlin  den 
Geschäftsbericht.  Ministerialrat  Dr.  Jöhl  Inger  sprach  seine 
Freude  darüber  aus,  daß  auch  Süddeutschland  durch  Ober- 
studienrat Dr.  S  c  h  e  r  e  r  (Verwaltungs-Akademie  München) 
vertreten  war,  und  sandte  einen  Gruß  an  die  neuen  Mitglieder 
der  Arbeitsgemeinschaft  Königsberg  und  D  a  n  z  i  g.  Zum 
Vorsitzenden  wurde  Geh.  Regierungsrat  Ministerialrat  Prof.  Dr. 
A  p  e  1 1  -Dresden,  zu  seinem  V ertreter  Regierungsrat  P  i  e  t  s  c  h- 
Berlin  gewählt.  Ueber  die  Verhandlungen  wird  in  der  nächsten 
Nummer  der  „Verwaltungs-Akademie"  berichtet  werden. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 
=  Sp.  =  Reisebeihilfen.  Auf  Vorschlag  des  Technischen 
Oberprüfungsamtes  verleiht  der  Reichsverkehrsminister  an  Re- 
gierungsbaumeister,  die  die  Staatsprüfung  mit  hervorragendem 
Erfolg  bestanden  haben,  eine  Reisebeihilfe  von  1800  M.  zur 
Ausführung  einer  Studienreise.  Vor  dem  Kriege  war  dieser 
Betrag  so  ansehnlich,  daß  man  von  einer  wirklichen  Prämie 
sprechen  konnte,  die  im  allgemeinen  eine  dreimonatige  Reise 
im  Auslande  ermöglichte,  während  heute  dieses  Fremdwort  zeu- 
und  sachgemäßer  durch  das  Wort  „Beihilfe"  ersetzt  wird. 

Ein  Aufenthalt  außerhalb  Deutschlands  kommt,  abgesehen 
von  Oesterreich  heute  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage.  Aber 
auch  innerhalb  Deutschlands  wird  eine  Reise  von  angemessenem 
Umfang  bei  den  schwierigen  Unterkunftsverhältnissen  heute 
nicht  mehr  durchgeführt  werden  können.  Vorteilhafte  Unter- 
kunft erfordert  mühsame  Vorarbeit,  persönliche  Beziehungen 
und  ein  oft  recht  hemmendes  Festlegen  des  Reiseplanes.  Unter- 
kunft von  Amtswegen  in  den  behördlichen  Kommissionszim- 
mern steht  auch  den  beamteten  Nutznießern  der  Beihilfe  nur 
in  sehr  beschränktem  Umfange  zur  Verfügung. 


Eine  Reisedauer  von  mehr  als  6  Wochen  verbietet  sich,  weil 
gemäß  Bestimmung  vom  2.  November  1874  (!)  für  die  über- 
steigende Zeit  die  Hälfte  des  Gehaltes  einbehalten  wird.  In  der 
Vorkriegszeit  kam  man  hierüber  leicht  hinweg.  Heute  bedeutet 
der  Abzug  des  halben  Gehaltes  selbst  in  der  niedersten  Gehalts- 
stufe eine  monatliche  Einbuße  von  mehr  als  1600  M.,  kürzt  also 
die  Beihilfe  bei  einer  Reisedauer  von  8  Wochen  schon  um 
mehr  als  800  M.,  so  daß  in  diesem  Falle  nur  noch  lOCO  M.  ver- 
fügbar sind.  Bei  einer  Reise  von  3  Monaten  geht  nicht  nur 
die  Beihilfe  ganz  verloren,  sondern  es  müssen  sogar  noch  fast 
700  M.  zugezahlt  werden. 

Selbst  bei  Beschränkung  auf  6  Wochen  ist  die  Beihilfe  von 
1800  M.  sehr  unzulänglich,  namentlich  Verheiratete  bringen 
mit  ihrer  Ausnutzung  ein  schweres  Opfer,  überwiegend  auf 
Kosten  der  Familie,  wenn  sie  nicht  aus  eigenen  Mitteln  zu- 
schießen können.  Was  bisher  eine  Vergünstigung  war,  wird 
durch  die  Ungunst  der  heutigen  Verhältnisse  zum  Donaer- 
geschenk. 

Es  wäre  dringend  zu  wünschen,  daß  hier  eine  Angleichung 
an  die  heutige  Kaufkraft  des  Geldes  geschaffen  würde,  denn 
es  handelt  sich  letzten  Endes  nicht  um  eine  Vergünstigung,  die 
der  Einzelne  genießt,  sondern  um  eine  Zusammenziehung  hoher 
geistiger  Werte,  die  der  Allgemeinheit  teils  in  der  Mehrung 
der  Erfahrung  hervorragend  tüchtiger  Beamter,  teils  in  Gestalt 
wertvoller  Veröffentlichungen  wieder  zugute  kommt. 

Das  Los  des  studierenden  Nachwuchses  ist  heute  so  hart, 
daß  wenigstens  an  dieser  Stelle,  wo  doch  gerade  den  Tüch- 
tigsten eine  Förderung  zuteil  werden  soll,  eine  großzügige  Maß- 
nahme am  Platz  sein  würde. 

SCHIFFAHRT 

Binnenschiffahrtskongreß  Essen/Duisburg  am  4.  und  5.  April 
1922.  Weite  Kreise  des  deutschen  Wirtschaftslebens  sehen  mit 
gespannten  Erwartungen  der  Eröffnung  der  Wasserbau-  und 
Binnenschiffahrts-Ausstellung  Essen  1922  entgegen';  die  am 
31.  März  den  Besuchern  ihre  Pforten  öffnen  wird.  Immer  mehr 
wird  in  der  breiten  Oeffentlichkeit  die  zwingende  Notwendigkeit 
erkannt,  das  deutsche  Wasserstraßeiinetz  zur  Hebung  des  Güter- 
verkehrs weiter  auszubauen,  und  die  gewaltigen  Wasserkräfte 
Deutschlands  für  die  Energiewirtschaft  auszunutzen.  Die  Aus- 
stellung wird  eine  hervorragende  Uebersicht  an  Plänen  und 
Modellen  auf  dem  gesamten  Gebiet  der  Binnenschiffahrt  und 
des  Wasserbaues  bieten,  die  Kanalvereine  und  alle  einschlägigen 
Industrie-,  Verkehrs-  und  Handelszweige  werden  ausstellend 
vertreten  sein.  Der  Zentralverein  für  deutsche  Binnenschiffahrt 
in  Berlin  und  der  Verein  zur  Wahrung  der  Rheinschiff ahrts- 
ir.'teressen  in  Duisburg  werden  gelegentlich  der  Ausstellung  am 
4.  und  5.  April  einen  Binnenschiffahrtskongreß  in  Essen  und 
Duisburg  abhalten.  An  beiden  Vormittagen  werden  durch  Vor- 
träge bedeutender  Fachleute  und  in  anschließenden  Aussprachen 
die  wichtigsten  Zeitfragen  der  Binnenschiffahrt  und  des  Wasser- 
baues erörtert  werden.  Am  Nachmittage  des  1.  Tages  in  Essen 
werden  die  Teilnehmer  des  Kongresses  unter  sachkundiger  Füh- 
rung die  Ausstellung  besichtigen.  An  den  ausgestellten  großen 
Kanalprojekten  sollen  hierbei  Mitteilungen  über  den  gegen- 
wärtigen Stand  dieser  Projekte  gemacht  werden.  Der  Nach- 
mittag des  zweiten  Kongreßtages  soll  den  Ausstellungsbesuchern 
und  den  Kongreßteilnehmern  die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Rheinschiffahrt  durch  eine  Besichtigung  der  großartigen 
Duisburg-Ruhrorter  Hafenanlagen,  der  AVerften  und  Industrie- 
werke näher  bringen.  Ein  gewaltiger  Besuch  der  Ausstellung 
und  der  interessanten  A'eranstaltungen  des  Biimenschiffahrts- 
kongresses  ist  zu  erwarten. 

SS  Ausdehnung  deutscher  Seeschiffahrt.  Die  Hapag  und 
die  Harri  man  -  Gesellschaft  haben  zur  weiteren  A^erbreitung 
ihrer  Schiffahrtsbasis  vier  Schiffe  des  holländischen 
Lloyd  angekauft,  von  denen  zwei  zu  je  7-300  t  die  Hapag  und 
zwei  zu  je  20  000  t  die  Harriman-Gescllschaft  zwischen  Ham- 
burg und  New  York  laufen  lassen  wird.  Im  Jahre  192-3  wird 
die  Hapag  zwei  eigene  20  Tonner  auf  der  gleichen  Route  ein- 
stellen, die  sich  bei  der  Werft  Blohm  und  \^oß  im  Bau  befinden. 

SS  I^er  Verkehr  auf  der  Fähre  Saßnitz-Trelleborg  ist  wie- 
der in  bemerkenswerter  Zunahme  begriffen.  Gegen  65  000  Fahr- 
gaste vom  Januar  bis  .\ugust  1920  erhöhte  sich  die  Zahl  in  den 
gleichen  Monaten  des  Jahres  1922  auf  91000. 

SS  Neue  Ozean-Rekorde  hofYt  die  Cunard-Linie  mit  ihren 
jetzt  in  Dienst  kommenden  neuen  Passagierschiffen  zu  erzielen. 
Durch  Uebergang  zur  Oelfeuerung  hofft  man  die  Strecke  New 
York — Hamburg  in  vier  Tagen  zurücklegen  zu  können. 

SOZIALES 

zzSlzz  Das  15.  Verzeichnis  der  beim  Deutschen  Reichstag  ein- 
gegangenen Petitionen  (abgeschlossen  mit  dem  18.  Januar  1922) 
enthält  2914  Petitionen.  Die  Zahl  der  dem  Deutschen  Reichstag 
(I.  Wahlperiode  1920/22)  eingereichten  Petitionen  beträgt  nun- 
mehr 17  079! 
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2"  Die  Einführung  des  Achtstundentages  wird  in  Frank- 
reich für  die  Teuerung  der  Lebenshaltung  verantwortlich  ge- 
macht. Die  französischen  Eisenbahngesellschaften  sind  ge- 
zwungen gewesen,  mehr  als  100  000  Arbeiter  und  Angestellte  neu 
anzunehmen,  die  der  übrigen  Industrie  und  dem  Ackerbau  ent- 
zogen wurden  und  so  einen  weiteren  Produktionsvorgang 
schufen. 

Erweiterung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs.  Der  Reichs- 
verkehrsminister hat  den  Beamten  erneut  nahegelegt,  ihre  Be- 
züge nicht  in  bar  zu  erheben,  sondern  auf  ein  Bank-  oder  Spar- 
kassen-Konto überweisen  zu  lassen.  Die  daraus  erwachsenden 
Unzuträglichkeiten  (persönliche  Gänge  während  der  Dienst- 
stunden zur  Abhebung  von  Geldbedarf,  langes  Warten  bei  den 
oft  überlasteten  Bankstellen)  haben  die  Einrichtung  einer 
weiteren  Vergünstigung  gezeitigt.  Die  Eisenbahnbeamten 
können  jetzt  Barbeträge  bis  zur  Höhe  des  jeweils  fälligen  Ge- 
haltsbetrages vorschußweise  durch  Scheck  auf  die  zustän- 
dige Eisenbahnhauptkasse  entnehmen.  Die  Schecks  werden  sofort 
ausgezahlt  und  verrechnet.  Die  einzige  Bedingung  zum  Schutz 
gegen  Mißbrauch  der  Vergünstigung  besteht  darin,  daß  sie  auf 
hört,  wenn  das  Guthaben  überzogen  wird. 

Vor  der  planlosen  Zuwanderung  nach  dem  rheinisch-wes' 
fälischen  Industriegebiet  wird,  wie  den  Pol.  Pari  Nachr.  mitgeteilt 
wird,  von  dem  Präsidenten  des  Reichsamtes  für  ArbeitsvermitI 
lung  auf  Grund  der  neuerdings  gemachten  Beobachtungen  ge- 
warnt.   Nach  einer  F"eststellung  des  Landesarbeitsamtes  Wef  •: 
falen  und  Lippe  hat  der  Zustrom  ungelernter  Arbeiter  für  d 
Bergbau  und  die  Industrie  Rheinlands  und  Westfalens  aus  den 
abgetretenen  Gebieten,  dem  Osten  und  vielen  Bezirken  Deutsch- 
lands großen  Umfang.    In  den  meisten  Fällen  irren  diese  arbeit'  • 
los  umher  und  müssen  nach  langen  vergeblichen  Versuchen  in 
ihre  Heimatgemeinden  zurückkehren.    Infolge  der  Ueberfüllun;; 
der  Betriebe  mit  ungelernten  Arbeitskräften  gelingt  es  den  zu- 
gereisten Personen  nur  gelegentlich,  eingestellt  zu  werden. 

STRASSEN  BAU 
Eine  beachtenswerte  grundsätzliche  Regelung  haben  die 
Wegebaulasten  im  Freistaat  Anhalt  erfahren.  Die  Kosten  des 
Landstraßenbaues  sollen  zur  Hälfte  vom  Staate,  zu  ein  Viertel 
vom  Kreise  und  zu  ein  Viertel  von  den  Gemeinden  getragen 
werden,  von  letzteren  entweder  in  einem  Barbetrage  oder  durch 
Material-  und  Fuhrleistungen.  In  ländlichen  Kreisen  hält  man, 
wie  in  einer  Vertrauensmännersitzung  des  Landbundes  für  den 
Kreis  Zerbst  betont  wurde,  die  Belastung  der  Landwirtschaft 
für  ungemein  schwer,  doch  wird  demgegenüber  auf  die  Vor- 
teile hingewiesen,  die  durch  Bau  guter  Fahrwege  sich  ergeben 
und  die  Gefahr,  daß  bei  Verweigerung  der  Mittel  eine  hohe 
steuerliche  Mehrbelastung  der  Landwirtschaft,  besonders  durch 
die  Erhöhung  der  Zugviehsteuer  auf  das  Zehnfache  und  andere 
Steuerlasten,  drohe,  und  die  weitere  Gefahr,  daß  eine  Reihe  von 
Ortschaften  die  seit  Jahren  ihre  Kreissteuern  bezahlt  hätten  und 
auf  einen  Ausbau  der  Kreisstraßen  warteten,  die  Erfüllung 
dieses  berechtigten  Wunsches  weiter  vereitelt,  zum  mindesten 
auf  lange  Zeit  hinausgeschoben  sehen  würden. 

-Ir-  Stoßwirkung  der  Räder  auf  Straßendecken.  Dr.-Ing. 
ClI  ä  s  e  1.  ,,Der  Bauingenieur",  Jahrgang  1922,  Heft  1.  Seit- 
dem nach  dem  Kriege  der  Kraftwagenverkehr  auf  den  Land- 
straßen wieder  beträchtlich  zugenommen  hat,  wird  die  Frage  der 
Erhebung  von  Beiträgen  zu  den  Unterhaltungsksoten  der  Stra- 
ßendecken ernstlich  in  Erwägung  gezogen  werden  müssen.  Daß 
diese  Heranziehung  des  Verkehrs  notwendig  ist,  erhellt  aus  dem 
Umstände,  daß  die  Unterhaltungspflichtigen  bei  den  heutigen 
Preisen  ihren  Pflichten  nicht  mehr  in  dem  notwendigen  Maße 
nachkommen  können.  Bei  der  Bemessung  der  Einheitssätze  ist 
die  Höhe  der  für  die  Unterhaltung  benötigten  Summen  und  ihre 
Verteilung  auf  die  einzelnen  Fuhrwerksarten  in  Betracht  zu 
ziehen.  Die  Unterhaltungssummen  hängen  von  der  Stärke  des 
Verkehrs  ab,  und  sind  unsicher;  das  darüber  bereits  vorhandene 
statistische  Material  scheint  auch  noch  nicht  in  genügender 
Weise  wissenschaftlich  ausgewertet  zu  sein,  wie  es  etwa  bei  der 
Eisenbahn  der  Fall  ist.  Bei  der  Bestimmung  der  Einheitssätze 
für  die  verschiedenen  Fuhrwerksarten  wäre  es  notwendig,  die 
Größe  der  Raddrücke  bei  verschiedener  Bereifung  und  Geschwin- 
digkeit in  Zahlen  festzustellen.  Unsere  alten  Straßen  genügen 
für  Pferdefuhrwerke  und  Kraftwagen  mit  Luftbereifung  vollkom- 
men. Mit  dem  Aufkommen  der  Eisenbereifung  und  dem  teil- 
weisen Fortfall  der  Wagenfederung  wächst  aber  die  Gefahr  der 
Zerstörung  der  Straßendecke  beträchtlich,  die  auch  bei  Voll- 
gummi noch  teilweise  besteht.  Bei  dem  Kraftwagenbau  für 
Lastenbeförderung  müßte  daher  in  nächster  Zukunft  auf  Schaf- 
fung und  Gebrauch  von  elastischen  Bereifungen,  Verbesserung 
der  Abfederung  und  Untersuchung  der  Stöße  der  Verkehrslasten 
und  deren  Angriffe  auf  die  Straßendecke  Bedacht  genommen 
werden.  Der  letzte  Punkt  ist  der  wichtigste  und  fällt  in  das 
Gebiet  des  Wagenbauers  wie    auch    des  Straßenbauingenieurs. 


Positive  Werte  für  diese  Angriffe  liegen  noch  nicht  vor.  Erste 
Versuche  in  dieser  Hinsicht  wurden  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  vorgenommen.  Bemerkenswert  ist  die  Tatsache, 
daß  ein  vollbeladener  schwerer  Lastkraftwagen  mit  mäßiger  Ge- 
schwindigkeit die  Straße  weniger  schädigt,  .  als  Vv'enn  er  leer 
fährt,  weil  dann  seine  für  Höchstlast  berechneten  Federn  nicht 
nachgeben,  und  der  Wagen  als  ungefederter  wirkt. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

22  Dem  Anschein  nach  wird  die  Fiscnbahnverwaltung  dem 
Drängen  der  ständigen  Tarifkommission  der  deutschen  Eisen- 
bahnverwaltungen auf  Wiedereinführung  der  durch  den  Krieg 
au.ßer  Kraft  gesetzten  festen  Lieferfristen  in  der  Trans- 
l>ortausführung  nachgeben.  Allerdings  sollen  -zunächst  Ueber- 
gangsbestimmungen  in  Kraft  treten,  die  eine  längere  Lieferfrist 
durch  den  Tarif  bestimmen  werden,  als  in  der  Vorkriegszeit 
durch  die  Eisenbahnverkehrsordnung  festgesetzt  war.  Dem 
\'crnehmen  nach  wird  die  Neuregelung  am  1.  Mai  1922  in  Kraft 
treten.    Die  genaueren  Angaben  werden  wir  s.  Zt.  mitteilen. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Tagung  des  Bundes  angestellter  Chemiker  und  Ingenieure  E.V., 

Berlin  \V  35,  Potsdamerstraße  36. 
Am  25./26.  Februar  1922  fand  in  Berlin  die  ordentliche 
Tagung  des  Bundes  angestellter  Chemiker  und  Ingenieure  statt. 
Unter  Beteiligung  aller  Vertreter  der  Bezirks-,  Orts-  und  Werk- 
gruppen sowie  unter  Teilnahme  des  Vorsitzenden  und  des  Ge- 
schäftsführers des  Gesamtverbandes  deutscher  Angestellten- 
Gewerkschaften  wurde  die  Tagesordnung  erledigt.  Unter  den 
zahlreichen  Berichten  hoben  sich  besonders  die  über  innere 
Organisation,  über  Sozialpolitik  und  Tarifpolitik  heraus.  Eine 
Anzahl  Entschließungen  wurde  gefaßt,  darunter  eine  gegen  den 
sogenannten  „wirtschaftlichen  Landesverrat".  Die  Einmütig- 
keit sämtlicher  Teilnehmer  beweist  das  feste  Gefüge  des  Bun- 
des und  rechtfertigt  das  Vertrauen,  das  die  angestellten  Che- 
miker und  Ingenieure  sowohl  in  den  Vorstand,  der  einstimmig 
wiedergewählt  wurde,  als  auch  in  die  Geschäftsführung  setzen. 
Die  steigende  Mitgliederzahl  im  vergangenen  Geschäftsjahre 
läßt  auch  für  das  neue  ein  weiteres  bedeutendes  Anwachsen 
erhoffen. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

Rationelle  Betriebswirtschaft  ist  die  Voraussetzung  jeder 
Produktionsvcrbilligung.  Die  Umwälzung  auf  dem  Gebiete  der 
autogenen  Metallbearbeitung  und  die  Entwicklung  des  auto- 
genen Schweißens  und  Schneidens  während  des  Krieges  zeigt 
deutlich  die  alte  Wahrheit,  daß  Fortschritte  meist  der  Not  ihre 
Entstehung  verdanken.  Die  Ausblicke  auf  weitere  Verwen- 
dungsmöglichkeiten, die  angesichts  bereits  erzielter  Erfolge 
und  Ersparnisse  gleichzeitig  zu  weiteren  Fortschritten  in  Ace- 
tylen-Apparaten  und  -Brennern  zwingen,  vermitteln  immer 
größeren  Kreisen  die  Erkenntnis  des  betriebswirtschaftlichen 
Wertes  der  autogenen  Metallbearbeitung.  Unter  den  vielen 
zurzeit  im  Handel  befindlichen  Bauweisen  dürfen  die  Erzeug- 
nisse der  Firma  Messer  &  Co.,  G.  m.  b.  H.,  Frankfurt 
a.  Main,  den  Anspruch  erheben,  in  Beliebtheit  und  Verbreitung 
unerreicht  dazustehen.  Der  Beweis  gibt  die  Tatsache,  daß  die 
Marke  „Original-Messer"  in  über  26  000  Acetylengasentwick- 
lern,  von  98  000  Schweiß-  und  fast  25  000  Schneidbrennern  in 
allen  Weltteilen  den  guten  Ruf  der  Firma  verbreitet  hat.  Zur 
Frühjahrsmesse  in  Frankfurt  a.  Main  vom  2.  bis 
8.  April  1922  bietet  die  Firma  Messer  &  Co.,  G.  m.  b.  H.,  auf 
Stand  6207  im  Haus  der  Technik  ein  anschaulich  wirken- 
des Bild  ihrer  Leistungsfähigkeit  und  zeigt  dabei  eine  Reihe  von 
Vervollkommnungen  in  Bauweise  und  Ausrüstung.  Ueber  alles 
Nähere  unterrichten  die  Druckschriften  380,  384,  390,  538,  539, 
540,  555,  567  ff. 


An  unsere  Leser! 

Die  anhaltende  Teuerung  im  Verlagsgewerbe  und  die  enorme 
Steigerung  der  Papierpreise  usw.  zwingen  uns  zu  einer  Erhöhung 
des  bisherigen  Bezugspreises.  Nur  so  ist  es  möglich,  den  schrift- 
leiterischen Inhalt  unseres  Blattes  nach  Umfang  und  Bedeutung 
aufrecht  zu  erhalten  und  weiter  zu  entwickeln.  Der  Be- 
zugspreis beträgt  ab  1.  April  1922  vierteljährlich  24  M.,  Einzel- 
nummer 3  M.  Den  Bezugsbetrag  bitten  wir  auf  unser  Post- 
scheckkonto Berlin  NW  7,  118  855  einzusenden. 

Verlag  Guido  Hackebeil  Akt.-Ges.,  Berlin  S  14 
Stallschreiberstr.  ,34/35. 


Verantwortlich  für  die  Schriftleitunfr:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
technischen Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck :  G u i do  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  VeiUr 

Berlin  S  14,  SuUschreiberstr.  34-35. 
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Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 

amtes,  der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

Tag  der 
Eröffnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M  von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist lauft  ab 

3.  4.  iq22 
vorm.  TO  Uhr 

Lieferung  von  Ziegelsteinen  (15,5000  Sttlck  hartgebrannte  Hinter- 
mauerungssteine) zur  Herstellung  des  Loknmotivscliuppenanbaues 
auf  Bahnhof  Westend. 

6, —  in  bar 
(nicht  Brief- 
marken) 

— ^ 

Eisenbahnbetriebsamt  2 
Berlin  NW  40,  Invalidenstr.  51 

1.5.  1922 

4.  4.  1922 
vorm.  Q ^'o  Uhr 

Die  Erd-,  Beton-  und  Nebenarbeiten  zum  Bau; 

Los  1)  eines  Teiles  der  Chausseeunterfuhrung  in  km  12,3  +  31  der 
Strecke ; 

Los  2)   der  WaldwegunterfHhruug  in   km  14,0  -f-  19  der  .Strecke 
Tegel  — Hennigsdorf  sollen    Otl'entlich  verdungen  werden.     Für  den 
Verding  sind  die  für  die  Bewerbung  um  Arbeiten  und  Lieferungen 
geltenden  Vorschriften,  die  zuletzt  in  Nr.  76  des  Deutschen  Reichs- 
und Preußischen  .Staatsanzeigers  vom  31.  März  1913  veröffentlicht 
worden  sind,  maßgebend. 

13  20  in  bar 
(nicht  in  Brief- 
marken) 

Eiseubahn- 
direktion  Berlin 
W  35,  Schöne- 
berger Ufer  I — 4 
Zimmer  258 

Das  Öffnen  der  Angebote  findet 
um  10      Uhr  im  Dienstgebäude 
der  Eisenbahndirektion .  Berlin 
.SW.  II,    Königgrätzer   Str.  105, 
.Speisesaal  statt.     Angebote  mit 
entsprechender  Aufschrift  ver- 
sehen sind  zu  senden  an:  Eisen- 
bahndirektion.   Berlin    SW.  11, 
SchönebergerUfer  1/4,  Ziramerasb 

30.  4  1922 

4.  4.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  rd.  20000  kg  Kupferformen  zu  Lokomotiv-Feuerbuchsen 
Vertragserfüllung  bis  i.  Juli  ds.  Js. 

3  Frs. 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saargebietes 
Zen  tralb  Uro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

10.  4.  1922 

4.  4.  1922 
vorm.  10  '.'2  L'hr 

Verkauf  von  Abfallen  an  Papier,  Asbcst-Dichtungsplatten,  Kitt,  Borax, 
Wagendecken,   Drahtgewebe,   Gummischrott  mit   und   ohne  Eisen, 
Glasbrocken,    Blechabfällen    und    Rotgußgießereiformsand    in  den 
Werkstätten  Cöln-Nippes,   Grefeld-Oppum,  Jülich.    Gebotbogen  von 
unserer  Hausverwaltung. 

6, —  per  Stück 
(Postscheck- 
konto 1067) 

Eisenbahn- 
direktion Cöln, 
KaiserFriedrich- 
Ufers 

Mit  der   Aufschrift  „Gebot  auf 
Kauf  von  Altstoffen"  zu  senden 
an  Eisenbahndirektion  Köln 

II.  4.  1922 

5.  4  1922 
vorm.  I  [  Uhr 

Verlegung  des  Ritlergutsweges  in  Marienthal  am  Bahnhof  Zwickau 
soll  vergeben  weiden     Es  sind  etwu    ~)Oo  cbm  Massen  zu  bewegen 
luid  4000  qm  Wegeflächen  zu  vcrstt  iiien. 

6,— 

Eisenbahn- 
Neubauamt 
Zwickau,  Land- 
ger ichts.°:ebäude 

Eingang 
.Schulgraben  weg 

Eisenbahn  -  Neubauamt  Zwickau 

3-  5-  1922 

5.  4,  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung;  von  55  cbm  Kot-,  Weißbuchen-,  106  cbm  Ulmen-.  Eichen- 
Pappel-  und  5000  cbm  Kiefcrnh  ,1z  U!.w.  V'ertr.igserfüllung  bis  i.  Juli  d  J 

2  Fi  s. 

Eisenbahn- 
diiektion  des 
Saargebietes, 
Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahudirektion  des 
Saargebietes 

15  4-  1922 

5.  April  1922 
vorm.  II  bezw. 
12  Uhr 

Dachdecker-  und  Klempnerarbeiten  für  die  Umdeckung  des  .Schiefer- 
daches auf  dem  Empfangsgebäude  .Stendal.      Umzudecken  sind  rd. 
1600  qm  .Schieferdach  mit  rd.  230  m  Fiislen  und  Kehlen;  zu  liefern 
und  zu  bearbeiten  sind  rd.  600  qm  Zinkblech,  2  Lose. 

20, — 

>- 

Eisenbahn-Betriebsamt  I, 
Stendal 

.S-  4.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Die  Lieferung  und  Aufstellung  von  rd.  380  qm  kittlosen  Oberlicht- 
fenstern aus  Drahtglas  und  Holzsprosseu  für  die  Wagenausbcsserungä- 
halle  mit  Wagenwerkstatt  auf  Bahnhof  Weißenfels. 
Fertigstellungsfrist  6  Wochen. 

6, —  in  bar 

(nicht 

Nachnahme) 

 >- 

Eisenbahnbauableilung 
Weißenfels 

4  Wochen 

6  4.  1922 
vorm.  12  Uhr 

Ausführung  der  Erd-   und   Betonarbeiten  für  die  Verlängerung  der 
Sundhuuser  .Straßen-Unterfillirung  auf  Bhf.  Nordhausen  km  96,2,  um- 
fassend folgende  Haupipositioneii ;  500  cbm  Bodenaushub  der  Funda- 
mente,  1000  cbm  Stampfbeton   der  Fundamente,  Widerlager  und  I- 
Trägerdecke,  250  qm  Vorsatzbeton,  400  qm  Deckenputz. 

13  — 

— V 

Betriebsamt  I,  Nordhausen 

27.  4.  1922 

6.  4. 1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-   und   Maurerarbeiten   für  die   Eisenbahnbriicken  3.  S'"l]leuse 
Münster  i.  W.   in  km  70,9  und  54  der  Strecken  Wanne —  Bremen. 
(3500  cbm  Erdarbeiten  und  iHoo  cbm  Beton) 

8,50  und  I, — 
Porto 

— ^ 

Eisenbahn-Betriebsamt  I 
Münster  i.  W.,  Windhorststr.  19 

6.  5. 1922 

6.  4.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausführung  der  Erdarbeiten  am  Bahnhof  Zwickau.  Es  sind  282000  cbm 
Massen  zu  bewegen  und  2200  qm  Wegefläche  zu  versteinen. 

6,— 

Eisenbahn- 
Neubauamt 
Zwickau.  Land- 
gerichtsgebäude, 

Eingang 
Schulgrabenweg 

Eisenbahn-Neubauamt  Zwickau 

6.  5. 1922 

7.4  1922 

Herstellung  eines  Lokomotiv-Gelenk  -  Drehscheibenfuudaments  von 
23  m  Durchmesser  auf  Bahnhof  Hagenow-Land. 

20, — 

 V 

Betriebsamt  i  in  Ludwigslusl 

_ 

7.  4.  1921 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von:  1550  m  Gardinenstoff,  253R00  .St,  k.  Ringen  und  Knöpfen 
10000  Stck  Schmierpolstei  n  usw.,  7400  .'^tck.  Gm  ten,    I3q,')0  m  Hut-, 
netzen  usw.  1475  kg  Seegras  usw.  \'ertragserfüllung  bis  Ende  Juni  ds.  Js.  • 

2  Frs.,  50  ctm 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saargebietes, 
Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

21. 4. 1922 

10.  4.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Der  Außenputz  einschl.  li.iiislotlliefci  ung  für  das  Empfaiigsgebäude 
nebst   Post-    und   Lili^iitscliiijipen   ;uif   l-iahnhof  Luckenwalde  wird 
ölfentlich  ausgeschrieben. 

8A0 

Eisenhahnbau- 

.\bteilung 
Luckenwalde, 
Friedrichstr.  40 

Eisenbahn  bau-Abteilung 
Luckenwalde 

4  Wochen 

10.  4.  l922 

Anfertigung,  Lieferung  und  Aufstellung  von  zwei  eisernen  Überbauten 
für  die  Vorortgleise  der  Weglinterführung  in  km  20,3  der  Nordbahn. 

10,80  (Zeichnung 
per  Stück  7,50) 

 ^ 

Ei  senbahnbaua  Stellung 
Birken  werder 

11.  4  1922 
vorm.  10  Uhr 

12.  4.  1922 
vorm.  io*/2 

Lieferung  von;    14080  m  Segeltuch  uml  Leinewand,  2900  m  Kunst- 
leder, Wachs- und  Ledertuch,  1300  m  llanfscl)läu*:hen,  i6oo  m  Kalmuk, 
250  qm  Linoleum,  770  qm  Maschiiienzwii  n  usw. 
Vertragserfüllung  bis  Ende  Juni  ds.  Js. 

Verdingung  von   Hammer-,  Schaufel-,  Stopfhacken,  Piassavabesen, 
Reiserbesen-.  Stechspatcnstiele  und  Feilenheften.     Proben  bis  zum 
25.  3.  22  an  Eisenbahnwerk  (PrUfungsstelle)  Köln-Nippes. 

2  Frs  ,  50  ctm. 

10,80 
(Postscheck- 
konto Köln  1067) 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saargebietes, 
Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahn- 
direktion Köln, 
Hausverwal- 
tung. Kaiser 
Friedrich-Ufer  3 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

Eisenhahndirektion  Köln,  Haus- 
verwaltung, Kaiser  Friedrich- 
Ufer  3,  mit  der  Aufschrift: 
„Angebot  auf  Holzstiele" 

22.  4.  22 
25.  4.  1922 

13.  4.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  Bolzen  usw.    \'ertragserfüllung  bis  Ende  Juni  ds,  Js. 

4  Frs. 

Eisenbahn- 
direktion des 
Saa'  gebietes, 
Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

26.  4.  1923 

Der  vorliegenden  Ausgabe  liegt  ein  Prospekt  der  Deutschen  Asbestonwerke  A.-G.,  Köln,  über  die  Asbeston  -  Schwelle  bei. 
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ROSTBILDUNG  UND  ROSTVERHÜTUNG  BEI  EISERNEN  BRÜCKEN 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 

Von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  zur  Eilangung  der  Würde  eines  Dr.-Ingenleurs  genehmigte  Dissertation. 

Die  Arbelt  Ist  Im  Februar  1921  abgeschlossen  worden. 
(Bemerkenswerte  Ergebnisse  weiterer  Untersuchungen  —  bis  Ende  1921  --  sind  In  eckigen  Klammern  ||  zugesetzt  worden.] 


(Fortsetzung) 


Die  Verwendung  von  Bleimennige  und  üljerhaupt  von  Blei- 
farben wird  von  Hcrzka  in  dem  Falle  für  gefährlich  erklärt,  daf.' 
der  Anstrich  der  Einwirkung  schwefelhaltiger  Verbrennungs- 
gase ausgesetzt  ist.  DaB  Bleifarben  gegenüber  den  Angriffen 
von  Schwefelwasserstoff  und  Schwefelsäure,  die  sich  ja  für  alle 
Anstriche  als  ungemein  verderblich  erwiesen  haben,  besonders 
empfindlich  ist,  ist  anscheinend  von  anderer  Seite  noch  nicht 
angegeben  worden;  \'erfasscr  hat  es  auch  in  seiner  Tätigkeit 
bisher  noch  nicht  bestätigt  gefunden.  Schächterle  hält  die  Ver- 
wendung von  Oelfarben  aller  Art  bei  starken  Angriffen  von 
Rauchgasen  und  Feuchtigkeit  überhaupt  für  unzweckmäßig,  und 
empfiehlt  für  solche  Zwecke  ölfreic  Farben.  Immerhin  wird  es 
notig  sein,  nach  dieser  Richtung  hin  vorsichtig  zu  verfahren  und 
nach  Möglichkeit  durch  Untersuchungen  festzustellen,  ob  der- 
artige Schäden  an  Bleifarben  unter  den  angegebenen  Verhält- 
nissen ganz  allgemein  oder  nur  unter  gewissen  Bedingungen 
auftreten. 

Bei  den  Brücken,  die  keinen  besonderen  Clefährdungen  aus- 
gesetzt sind,  wird  es  aber  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
sich  empfehlen,  sofern  man  nicht  ^^ersuche  anzustellen  beab- 
sichtigt, nicht  ohne  (irund  von  der  Bleimennige  abzugehen. 
Selbstverständlich  können  solche  Erwägungen  nur  solange 
gelten,  bis  ein  wissenschaftlich  begründetes  und  durch  die  Er- 
fahrung gestütztes  Urteil  über  die  Brauchbarkeit  aller  in  Be- 
tracht kommenden  Stoffe  vorliegt.  Unter  dieser  Voraussetzung 
wird  es  auch  zweckmäßig  sein,  falls  für  bestimmte  Teile  vom 
Bauwerk  (Endquerträger  und  dergleichen)  oder  für  besonders 
gefährdete  Bauwerke  ein  unmittelbarer  Rostschutz  für  nötig 
erachtet  wird,  diesen  durch  Anwendung  von  Zusätzen  zur 
Mennige  zu  erreichen,  um  beim  firundanstrich  nicht  auf  die 
guten  Eigenschaften  dieser  Farbe  verzichten  zu  müssen. 

Das  Ueberziehen  des  Eisens  mit  einem  leichten  Anstrich  aus 
reinem  Leinölfirnis  sofort  nach  der  Bearbeitung  hat  den  Vorzug, 
daß  es  gestattet,  dem  Eisen  vor  der  Abnahme  einen  ersten  Rost- 
schutz zu  geben,  ohne  dem  Abnahmebeamten  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  sich  davon  zu  überzeugen,  daß  das  Eisen  vor  dem 
alles  verdeckenden  Anstrich  mit  Mermige  auch  gründlich  von 
Rost  und  Schmutz  gereinigt  worden  ist.  An  sich  möchte  Ver- 
fasser annehmen,  daß  man  den  besten  Schutz  erzielen  würde, 
wenn  die  Mennigefarbe  auf  das  blanke  Eisen  aufgetragen  würde. 
Da  es  dem  Beamten  aber  wohl  nie  möglich  sein  wird,  jeden 
Eisenteil  nach  der  Reinigung  zu  besichtigen,  wird  man  lieber 
bei  dem  Oelen  bleiben,  als  daß  man  das  Eisen  vor  Ausführung 
des  ersten  Anstrichs  von  neuem  verrosten  läßt.  Die  Ansicht  von 
Spennralh  über  die  Nachteile  des  Oelgrundanstrichs  sind  nicht 
richtig  begründet  und  widersprechen  allen  Erfahrungen. 

Bei  der  Beurteilung  des  Mennigeanstrichs  sollen  auch  die 
ihm  anhaftenden  Mängel  nicht  übersehen  werden.  Die  Giftig- 
keit ist  ein  Fehler,  der  allerdings  mit  dem  Fortschreiten  der 
dewerbeüberwachung  und  mit  der  Gewöhnung  der  Handwerker 


an  die  Innehaltung  der  Maßnahmen  zum  Schutz  gegen  gesund- 
heitliche Cicfahren  wesentlich  an  Bedeutung  verloren  hat.  Ein 
zweiter  Nachteil  ist  der  aus  dem  hohen  spezifischen  Gewicht 
sich  ergebende  nicht  geringe  Preis  für  die  Einheit  der  ge- 
strichenen Fläche.  Es  erscheint  daher  auch  aus  diesem  Grunde 
nicht  müßig,  nach  Stoffen  zu  suchen,  die  man  statt  der  Blei- 
mennige verwenden  kann.  Bei  der  Erprobung  solchen  Er- 
satzes muß  man,  wie  bei  allen  derartigen  Versuchen,  für  sichere 
und  einheitliche  Grundlagen  Sorge  tragen.  Die  meisten  bisher 
bekannt  gewordenen  Versuche  mit  Anstrichen  leiden  an  dem 
Mangel,  daß  jedesmal  der  einzelne  Stoff  für  sich  betrachtet 
worden  ist,  so  daß  es  nicht  möglich  ist,  zuverlässige  Vergleiche 
anzustellen.  Bei  einwandfreien  Versuchen,  die  in  möglichst 
großem  Umfange  vorgenommen  werden  sollten,  müßten  also 
die  einzelnen  Anstrichfarben  auf  gleichartige  Teile  eines  und 
desselben  Bauwerks  aufgetragen  werden. 

c)  L^cckanstriche. 
Wie  bereits  oben  erwähnt,  liegen,  wenigstens  soweit  \'er- 
fasser  die  Verhältnisse  übersehen  kann,  bisher  langjährige  Er- 
fahrungen über  Grundanstriche  mir  bezüglich  der  Mennigefarbe 
vor.  Ueber  die  zweckmäßigste  Zusamnieiisetzung  der  Deck- 
anstriche, über  die  größere  oder  geringere  Brauchbarkeit  der 
l''arbpigmente,  über  die  Höhe  di-^  1  ,einölf4eliahs  lassen  sich  da- 
gegen noch  gar  keine  festen  Ang;il)en  machen.  Es  werden  aller- 
dings von  einer  Reihe  bekannter  I'arbwerke  Farben  hergestellt, 
die  vielseitigen  Ansprüchen  genügen;  welche  Zusammensetzung 
sie  haben,  welche  Aufgaben  dem  einzelnen  Bestandteil  zu- 
kommen, wird  gewöhnlich  nicht  angegeben.  Wie  verschieden 
selbst  die  Hersteller  die  Höhe  des  erforderlichen  Leinölgehalts 
einschätzen,  geht  daraus  hervor,  daß  bei  Einforderungen  von 
l''arbangeboten  für  einen  bestimmten  Zweck,  das  eine  Werk  eine 
Farbe  mit  30  %,  ein  anderes  eine  solche  mit  70  %  Leinöl- 
gehalt als  besonders  geeignet  vorlegt.  Als  gut  brauchbar 
haben  sich  vielfach  die  mit  BlciwciB  angerührten  Farben  er- 
wiesen, die  aber,  wie  die  Bleii.ubcu  nberhaupt,  unter  anderem 
den  Nachteil  der  Giftigkeit  habLii.  Auch  hier  liegt  ein  weites 
Feld,  auf  dem  durch  ein  Zusannnenwirken  von  Untersuchungen 
im  Laboratorium  und  Versuchen  an  benutzten  Bauteilen  dank- 
bare Arbeit  geleistet  werden  könnte. 

3.  Rosten  unter  der  Farbdecke. 
Die  nicht  ganz  selten  anzutreffende  Erscheinung,  daß  das 
Eisen  unter  der  kaum  Versehrten  Oelfarbdecke  rostet,  d.  h.  Rost- 
schichten von  meßbarer  Stärke  bildet,  die  schließlich  die  Farbe 
absprengen,  läßt  nur  die  beiden  Erklärungen  zu,  daß  entweder  das 
Eisen  vor  dem  Anstrich  nicht  ausreichend  vom  Rost  gereinigt 
worden  ist,  oder  daß  der  Rost  sich  erst  unter  der  Oelfarbe  ge- 
bildet hat.  Die  letzte  Deutung  wird  von  Liebreich  besonders 
für  den  Fall  mit  Nachdruck  vertreten,  daß  die  Zahl  der  Farb- 
aiistrichc  besonders  groß,  die  ganze  Farbdecke  also  recht  stark 
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ist.  Liebreicli  gibt  an,  daß  „iiiit  zunehmender  Anzahl  der  An- 
striche die  clcktrolytische  Rostbildung  unter  der  Farbe  außer- 
ordentlich zunehme".  Daß  die  Dicke  der  Farbschicht  über 
einem  Grundanstrich  aus  Bleimennige,  abgesehen  vielleicht  von 
besonderen  Ausnahmefällen,  im  allgemeinen  nicht  nachteilig  ist, 
ist  jedenfalls  durch  den  Zustand  des  Anstrichs  an  den  Elb- 
brücken bewiesen.  Für  die  Bildung  von  clektrolytischen 
Strömen  zw^ischen  Eisen  und  Farbdecke  sind,  wie  weiter  oben 
ausgeführt  worden  ist,  hier  eine  Reihe  von  Vorbedingungen  g-e- 
geben.  Wenn  sich  der  Anstrich  trotzdem  im  ganzen  so  vor- 
züglich gehalten  hat,  muß  entweder  die  Stärke  der  Farbschicht 
im  allgemeinen,  soweit  solche  und  ähnliche  Bauwerke  in  Be- 
tracht kommen,  ohne  Einfluß  auf  die  Rostneigung  sein,  oder  die 
gewählte  Grundfarbe  muß  jegliche  Rostgefahr  des  Eisens  be- 
seitigt haben. 

Faßt  man  bei  der  Frage  nach  der  Zahl  der  Anstriche  die 
Verhältnisse  bei  der  Erneuerung  der  Anstriche  ins  Auge,  so 
v;ird  man,  wie  weiter  unten  dargelegt  wird,  zweckmäßig  davon 
absehen,  bei  jedem  Anstrich  alle  alte  Farbe  zu  entfernen.  Die 
Zahl  der  Farbschichten  und  die  gesamte  Stärke  der  Farbhülle 
wird  also  ständig  anwachsen.  Die  von  Liebreich  behandelte 
Frage  darf  also  nicht  in  der  Form  gestellt  werden:  „Wieviel 
Schutzanstriche  sollen  zweckmäßig  aufgetragen  werden?", 
sondern  muß  lauten:  „Welche  Zusammensetzung  muß  man  den 
eirizelnen  Farbhäuten  geben,  damit  etwaige  Nachteile,  die  sich 
aus  dem  allmählichen  Anwachsen  der  Stärke  ergeben  könnten, 
vermieden  werden?"  Der  Ansicht,  daß  der  Beweis  für  diese 
Nachteile  noch  nicht  erbracht  worden  ist,  hat  Verfasser  oben 
bereits  Ausdruck  gegeben.  Wenn  Herzka  daraus,  daß  ein  An- 
strich aus  2  Mennigedecken  und  2  Oeldecken  darüber,  bei  starker 
Einwirkung  von  Rauchgasen  in  einigen  Jahren  vollkommen  zer- 
stört worden  ist,  folgert,  daß  die  Gesamtstärke  der  Farbschicht 
zu  groß  gewesen  ist  und  einen  wesentlichen  Teil  der  Schuld  an 
der  starken  Verrostung  tragen  soll,  so  muß  dies  als  Trugschluß 
bezeichnet  werden.  Wenn  das  betreffende  Bauv^'erk  noch  einen 
oder  zwei  Anstriche  weniger  erhalten  hätte,  so  wäre  es  ver-  ' 
niutlich  noch  früher  in  den  beschriebenen  Zustand  des  Verfalls 
geraten. 

Gegen  die  Schlüsse,  die  Liebreich  aus  seinen  Versuchen  mit 
dünnen  und  dicken  Anstrichen  .  zieht,  muß  eingewendet  werden, 
daß  aus  dem  Verhalten  ziemlich  frischer  Farben  über  strömen- 
dem Wasserdampf  nicht  auf  die  Brauchbarkeit  für  die  Praxis 
geschlossen  werden  darf.  Zur  Ermittlung  der  Haltbarkeit 
mögen  solche  Kraftproben  zweckmäßig  sein,  sie  sind  wohl  auch 
nach  Bandow")  als  allgemein  üblich  anzusehen.  Für  die  Frage 
der  Rostbildung  scheint  mir  aber  die  Behandlung  im  Wasser- 
dampf von  100  Grad  nicht  geeignet,  um  Schlüsse  für  die  gewöhn- 
lichen Verhältnisse  bei  Brücken  daraus  zu  ziehen.  Für  solche 
Zwecke  würde  eine  andere  Versuchsanordnung  vermutlich  auch 
eher  einwandfreie  Ergebnisse  zeitigen  können. 

Wesentlich  näher  kommt  die  gewählte  Versuchsanordnung 
dagegen  den  Verhältnissen  bei  Bauwerken,  die  von  Lokomotiv- 
rauch umspült  werden,  wenigstens  soweit  der  Einfluß  der  Er- 
hitzung und  des  Wasserdampfes  in  Frage  kommt;  die  Ein- 
flüsse, die  sich  aus  dem  Gehalt  an  Schwefelverbindungen  er- 
geben, müssen  dagegen  besonders  betrachtet  werden. 

4.  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  d  e  r  A  n  s  t  r  i  c  h  e. 
Für  die  Brauchbarkeit  des  Anstrichs  ist  nicht  nur  die  Wahl 
der  Farben  für  Grund-  und  Deckanstrich,  sondern  auch  die  Art 
ihrer  Verwendung  von  vveittragender  Bedeutung;  die  Vor- 
bereitung —  Entrostung  —  des  Eisens  muß  mit  der  nötigen 
Sorgfalt  vorgenommen  und  der  Anstrich  selbst  sachgemäß  auf- 
getragen werden.  Bei  der  Ausführung  muß  dabei,  je  nach  dem 
ob  auf  der  Brückenbauanstalt  die  ersten  Anstriche  gemacht 
oder  am  fertigen  Bauwerk  die  Deckanstriche  aufgelegt  werden, 
oder  ob  es  sich  um  Ausbesserung  und  Erneuerung  alter  An- 
striche handelt,  auf  die  verschiedensten  Punkte  das  Hauptaugen- 
merk gerichtet  werden.  Im  folgenden  sollen  zunächst  Verfahren 
und  Arbeitsvorgang  bei  Vorbereitung  und  Ausführung  des  An- 
strichs getrennt  für  sich  betrachtet  werden,  soweit  dies  die 
Rücksicht  auf  die  natürlichen  Zusammenhänge  zuläßt. 

a)  Vorbereitung  (Entrostung). 
Das  Eisen  soll  vor  dem  Streichen  möglichst  vollkommen 
nicht  nur  von  Schmutz,  sondern  auch  von  Rost  befreit  werden, 
weil  die  Oelfarbe  auf  dem  metallisch  blanken  Eisen  am  sicher- 
sten haftet.  Verfasser  möchte  zwar  auf  Grund  seiner  Unter- 
suchungen annehmen,  daß  ein  Hauch  von  feinem  Flugrost  so- 
lange nicht  schädlich  ist,  als  er  vom  Leinöl  gewissermaßen  auf- 
gesogen, also  der  Farbe  einverleibt  wird.  Da  man  aber  die 
Grenze  zwischen  schädlicher  und  ungefährlicher  Rostmenge 
schwer  zu  ziehen  vermag,  empfiehlt  es  sich  zweifellos,  in  jedem 
Falle  eine  möglichst  vollkommene  Beseitigung  des  Rostes  an- 
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zustreben.  Die  Entfernung  jeglichen  Glühspans  (der  Walz- 
haut) wird  in  den  Vorschriften  und  auch  sonst  vielfach  als  zur 
Reinigung  des  Eisens  gehörend,  gefordert.  Bei  der  außer- 
ordentlichen Unempfindlichkeit  gegen  Rostangriffe  möchte  Ver- 
fasser es  für  genügend  erachten,  wenn  der  lose  sitzende  Glüh- 
span entfernt  wird.  Ein  gewaltsames  Abkratzen  oder  Ab- 
klopfen der  fest  an  dem  Eisen  haftenden  Walzhaut  würde  außer- 
ordentliche Mühe  verursachen  und  das  Gegenteil  dessen,  was 
angestrebt  wird,  nämlich  die  Verminderung  der  Rostgefahr,  be- 
wirken. Auch  die  Untersuchungen  an  den  Eisenteilcn  der  Elb- 
brücke haben  keinen  Anhalt  dafür  ergeben,  daß  die  Walzhaut 
sich  nachträglich  vom  Eisen  gelöst  hätte.  Wäre  dies  geschehen, 
so  hätte  an  solchen  Stellen  die  Walzhaut  an  der  Farbe  kleben 
müssen,  bis  etwa  beides  zusammen  durch  den  Rost  abgesprengt 
worden  wären;  nun  sind  bei  den  Untersuchungen  wohl  viele 
Stellen  angetroffen  worden,  wo  die  \\''alzhaut  nur  in  kleinen 
Bruchstücken  verloren  gegangen  und  das  nackte  Eisen  ver- 
rostet war,  aber  nicht  in  einem  Fall  hat  sich  an  der  über  diesen 
Bruchstücken  liegenden  Farbe  Walzhaut  befunden.  Daraus 
kann  wohl  geschlossen  werden,  daß  die  Beseitigung  des  fest- 
sitzenden Glühspans  nicht  gefordert  werden  sollte.  Die  Ent- 
rostung kann  entweder  auf  chemischem  Wege  durch  Beizen, 
oder  auf  mechanischem  Wege  durch  Scheuern,  Kratzen.  Bürsten 
oder  vermittels  Sandstrahlgebläses  erfolgen. 

I.  Chemische  Entrostung. 
Die  chemische  Behandlung  der  Stäbe  durch  Einlegen  in  ein 
Bad  mit  verdünnter  Salzsäure  bildete  früher  das  vollkommenste 
Verfahren  der  Reinigung  des  Eisens.  Sie  kann  auch  heute 
noch  als  zweckmäßig  und  Erfolg  versprechend  angesehen  wer- 
den. Wenn  dagegen  eingewendet  wird,  daß  man  gegenwärtig 
mit  Rücksicht  auf  die  neuartigen  Entrostungsvorrichtungen  von 
der  chemischen  Reinigung  wegen  der  starken  Rostgefahr  ab- 
sehen müsse,  die  sich  aus  einem  ungenügenden  Abspülen  der 
Säure  ergebe,  so  muß  dem  entgegengehalten  werden,  daß  bei 
M'angel  an  Sorgfalt  jede  Art  der  Entrostung  zu  dauerndem 
Schaden  für  das  Bauwerk  führen  kann,  daß  also  in  dieser  Hin- 
sich zwischen  den  verschiedenen  Arbeitsweisen  kein  Unter- 
schied gemacht  werden  kann.  Wegen  der  dem  Verfahren  an- 
haftenden Umständlichkeit  oder  Schwerfälligkeit  sind  freilich 
die  Bauanstalten  mehr  und  mehr  von  dieser  Reinigungsart  ab- 
gekommen, so  daß  vielleicht  aus  wirtschaftlichen  Gründen  die 
Anwendung  allmählich  aufhören  wird.  Das  Verfahren  kann 
naturgemäß  nur  auf  dem  Werk  ausgeübt  werden. 

n.  Entrostung  von  Hand. 
Wird  die  mechanische  Entrostung  von  Hand 
ausgeführt,  so  bedient  man  sich  gewöhnlich  des  Spachtels 
(Schabeisen)  und  der  Drahtbürste,  bei  dicken  und  harten  Rost- 
schichten auch  des  Meißels  und  des  Hammers.  Um  bei 
Anwendung  dieser  Werkzeuge  das  Eisen  ausreichend  vom 
Rost  zu  säubern,  ist  sowohl  ein  Aufwand  von  körper- 
licher Arbeit  als  auch  Sorgfalt  und  Gründlichkeit  erfor- 
derlich; ist  beides  vorhanden,  und  wird  durch  ordnungs- 
mäßige Aufsicht  dafür  gesorgt,  daß  die  Gewissenhaftigkeit 
nicht  erlahmt,  dann  läßt  sich  auch  auf  diesem  Wege  bei  völlig 
verrostetem  Eisen  eine  Säuberung  erreichen,  die  dem  Zweck  ge- 
nügt. Richtig  ist,  daß  man,  wie  Reymann  ")  betont,  nach  solcher 
Reinigung  durch  Abwischen  mit  einem  weichen,  weißen  Tuche 
immer  noch  Spuren  von  Rost  nachweisen  kann;  da  aber  wie 
oben  besprochen,  als  sicher  angenommen  werden  kann,  daß  so 
geringe  Mengen  von  Flugrost  unschädlich  sind,  wird  man  diese 
Art  der  Entrostung  auch  weiterhin  unbedenklich  anwenden 
können,  sofern  man  nur  durch  unbedingt  zuverlässige  Aufsicht 
die  Durchführung  der  Anordnung  überwachen  läßt.  Das  von 
Liebreich  und  Herzka  ausgesprochene  und  von  Reymann  wieder- 
holte Urteil,  daß  die  Entrostung  mit  der  Hand  wertlos  sei 
und  eigentlich  nur  dazu  diene,  das  Gewissen  zu  beruhigen,  ist 
falsch,  oder  mindestens  weit  übertrieben.  Die  zahlreichen  Miß- 
erfolge liegen  nicht  in  dem  Verfahren  selbst,  sondern  in  der 
nachlässigen  Ausführung,  die  zum  großen  Teil  in  der  Unter- 
schätzung der  großen  Wichtigkeit  der  Anstricharbeiten  über- 
haupt begründet  ist.  Es  ist  doch  zweifellos  jahrelang  möglich 
gewesen,  auf  diese  Weise  Brücken  ordnungsmäßig  zu  entrosten 
und  dem  Unterhaltungsanstrich  die  richtige  Unterlage  zu  geben. 
Verfasser  hat  während  seiner  dienstlichen  Tätigkeit  vielfach 
Brückenanstriche  erneuern  lassen  und  die  Entrostung  so- 
wohl mit  Handarbeit  wie  durch  Sandstrahl  bewirken  lassen. 
Er  hat  es  durch  unermüdliche  Belehrung  und  Anweisung  der 
Aufsicht  aber  auch  bei  der  Handarbeit  so  weit  gebracht,  daß 
die  behandelten  Flächen  tatsächlich  als  entrostet  angesehen  wer- 
den konnten.  Die  Handarbeit  ist  an  den  Ort  überhaupt  nicht  ge- 
bunden, sie  ist  also  vollkommen  freizügig. 

HL  Entrostung  vermittels  des  Sandstrahlgebläses. 

Als  drittes  Verfahren  ist  seit  einigen  Jahren  die  Entrostung 
mit  Sandstrahlgebläse  hinzugekommen.    Der  Sandstrahl  ist  ein 
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außerordentlich  vollkommenes  und  bequemes  Hilfsmittel  zur 
Reinigung  des  Eisens.  Er  verlangt  von  dem  ausführenden  Ar- 
beiter keine  k^örperliche  Anstrengung,  und  beseitigt  damit  einen 
Grund  für  lässige  Arbeit.  Vor  allem  aber  wirkt  er  so  kräftig, 
daß  er  auch  gänzlich  verrostetem  Eisen  in  ziemlich  kurzer  Zeit 
eine  metallisch  blanke  Oberfläche  wiedergibt,  die  Anwendung 
von  Meißel  und  Hammer  ist  allerdings  bei  der  Beseitigung  dicker 
Rostkrusten  der  Zeitersparnis  wegen  nicht  gut  zu  entbehren. 
Bei  Bearbeitung  einspringender  Ecken  und  sonst  schwer  zugäng- 
licher Teile  (Endquerträger!)  bedarf  freilich  der  entrostende 
Arbeiter  auch  hier  mindestens  so  sehr  der  Aufsicht,  wie  bei  der 
Handarbeit.  Wenn  die  Erkenntnis  dieser  Notwendigkeit  noch 
nicht  Allgemeingut  geworden  ist,  so  mag  das  zum  Teil  daran 
liegen,  daß  heute  vielfach  noch  ausgesucht  tüchtige  Arbeiter  für 
das  Bedienen  des  Sandstrahlgebläses  von  den  Unternehmungen 
gestellt  werden,  die  das  neue  Gerät  einführen  wollen,  während  man 
bei  weiterer  Verbreitung  sich  die  Leute  vielleicht  nicht  mehr  in 
dem  Maße  wird  aussuchen  können.  Der  Sandstrahl  wird,  soviel 
bekannt,  bisher  nur  beim  fertigen  Bauwerk  verwendet,  während 
n'jerkwürdigerweise  die  Bauanstalten  noch  keinen  Gebrauch 
davon  machen.  Ueber  die  Zweckmäßigkeit  der  \^er\vendung  an 
der  einen  und  der  anderen  Stelle  wird  weiter  unten  noch  zu 
sprechen  sein. 

b)  Auftragen  d^r  Farbe. 

nie  Entfernung  des  Rostes  soll  dem  Anstrich  möglichst 
unmittelbar  vorangehen,  jedenfalls  darf  das  gereinigte  Eisen 
nicht  inzwischen  durch  Regen  oder  sonstige  Feuchtigkeit  benct/t 
werden,  auch  darf  der  Anstrich  scibsl  nicht  unter  Wittcrungs- 
verhältnissen  vor  sich  gehen,  die  die  Bildung  von  neuem  Rost 
zur  Folge  haben.  (jrundanstriche  oder  Ausbesserungen  von 
verrosteten  Stellen  dürfen  also  unter  keinen  Umständen  während 
des  Regens  oder  starken  Nebels  vorgenommen  werden.  Auch 
Brückenuntersichtcn  dürfen  nicht  gestrichen  werden,  wenn  sie 
vom  Dampf  der  Lokomotiven  angenäßt  sind.  Wenn  man  mit 
der  frischen  Farbe  Wasser  auf  dem  Eisen  verreibt,  kann  man 
mit  Sicherheit  auf  baldige  Rostschäden  rechnen.  Für  die  Deck- 
anstriche ist  vollkommen  trockenes  Wetter  zwar  nicht  in  dem 
gleichen  Maße  Vorbedingung,  man  darf  aber,  wenn  man  einen 
haltbaren  Anstrich  verlangt,  auch  die  Deckanstriche  nur  bei 
wirklich  trockenem  Wetter  ausführen  lassen.  Es  ergibt  sich 
daraus  die  Notwendigkeit,  Brückenans^riche  nur  im  Sommer  an 
warmen  trockenen  Tagen  ausführen  zu  lassen.  Es  empfiehlt  sich, 
bereits  bei  der  Vergebung  der  Arbeiten  darauf  hinzuweisen, 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  daß  die  Forderung  des  Handwerkers 
um  ein  geringes  höher  ausfällt.  Der  Vorteil  für  das  Bauwerk 
wird  jedenfalls  wesentlich  größer  sein,  als  der  Mehraufwand. 
Solche  \'orschriften  lassen  sich  natürlich  leichter  aufstellen 
als  durchführen,  insbesondere  bei  großen  Verwaltungen  sind 
dabei  mannigfache  Hemmungen  zu  überwinden.  Hat  man  aber 
die  Wichtigkeit  erkannt,  wird  man  auch  hier  schließlich  die 
richtigen  Wege  ausfindig  zu  machen  wissen. 

Das  Auftragen  der  Farbe  wurde  früher  stets  und  wird  auch 
heute  noch  zumeist  durch  Streichen  mit  kurzhaarigen  Pinseln 
ausgeführt;  dabei  gilt  es  als  Regel,  daß  die  Farbe  beim  Streichen 
möglichst  dünn  aufgetragen  wird.  Ein  Hauptgrund  für  diese 
Anweisung  liegt  wohl  darin,  daß  dick  aufgetragene  Farbe  unge- 
mein langsam  trocknet  und  dabei  gewöhnlich  so  stark  Risse 
bildet,  daß  der  Erfolg  der  Arbeit  in  Frage  gestellt  wird.  Einen 
weiteren  Vorteil  der  Anordnung  mehrfach  übereinander  gelegter 
dünner  Anstriche  gegenüber  einem  starken  möchte  Verfasser  auch 
darin  sehen,  daß  wohl  jede  Farhschicht  noch  wenigstens  Monate 
lang  nach  dem  Auftragen  im  Innern  etwas  weich  ist,  während  die 
Oberfläche  von  einem  feinen  Häutchen  gebildet  wird,  das  ver- 
mutlich wesentlich  weniger  durchlässig  ist  als  das  Innere. 
Mehrere  übereinander  gelegte  Anstriche  besitzen  dann  also  auch 
mehrere  derartige  Oberhäute,  während  eine  dicke  Farbschicht 
nur  eine  derartige  Außenhaut  hat. 

Neuerdings  wird  das  Anstreichen  auch  mit  Druckluft  be- 
sorgt, vor  allem  dann,  wenn  zum  Entrosten  ein  Sandstrahl- 
gebläse Anwendung  gefunden  hat.  Die  Anhänger  dieses  Ver- 
fahrens rühmen  ihm  nach,  daß  die  Farbe,  die  mit  großer  Ge- 
walt gegen  das  Eisen  geschleudert  wird,  alle  Poren  des  Eisens 
satt  ausfüllt  und  sich  innnig  an  das  Eisen  anlegt.  Dieser  Vor- 
teil _  erscheint  einleuchtend,  immerhin  erfordert  die  Streich- 
einrichtung, wie  sie  dem  Verfasser  bekannt  geworden  ist,  noch 
insofern  eine  Verbesserung,  als  es  möglich  gemacht  werden 
muß,  mit  einem  solchen  Gerät  jede  für  den  Pinsel  geeignete  und 
nicht  nur  besonders  hergerichtete  Farbe  zu  verstreichen.  Das 
Verdünnen  der  Farbe  ist  nach  den  Angaben  der  Unternehmer 
zwar  belanglos,  wird  aber  vielleicht  doch  nicht  gerade  zur  Er- 
höhung der  Haltbarkeit  beitragen  (vgl.  Herzka  über  Verdünnun- 
gen). Die  LTebung  der  Unternehmer  bei  Verwendung  von 
Druckluftgerät  statt  zweier  Anstriche  nur  einen  in  doppelter 
Slärke  aufzutragen,  wird  aus  den  oben  angeführten  Gründen 
nicht  gebilligt  werden  können. 

5.  Herstellung  des  ersten  Anstriches. 
Ueber  die  Wahl  des  Verfahrens  zur  Reinigung  des  Eisens 
und  die  Art  der  Ausführung  der  einzelnen  Anstriche  bei  neu 


errichteten  Brücken  sind  in  den  letzten  Jahren  mehrfach  Ab- 
handlungen erschienen.  Der  Grund  dafür,  daß  man  sich  darrTit 
mehr  als  früher  beschäftigt  hat,  muß  nach  den  Erfahrungen  des 
Verfassers  darin  gesucht  werden,  daß  bei  neueren  Brücken- 
bauten nicht  selten  die  ersten  Anstriche  bald  nach  der  Erbau- 
ung starke  Rostschäden  aufzuweisen  hatten.  Nach  den  Aeuße- 
rungen,  die  dem  Verfasser  von  namhaften  Fachgenossen  über 
die  Malerarbeiten  in  den  Eisenbauanstalten  gemacht  worden  sind 
(siehe  auch  Reymann)  wird  allerdings  dort  dem  Anstrich  heut- 
zutage wohl  durchweg  nicht  die  Aufmerksamkeit  entgegenge- 
bracht, die  die  Sache  unbedingt  verlangt.  Wenn  dabei 
Sehmutz,  Rost  und  Bohrspäne  mit  überstrichen  werden,  dann 
ist  ein  solcher  Grundanstrich  natürlich  schlechter  als  gar  keiner, 
weil  man  an  der  Baustelle  sich  nicht  davon  überzeugen  kann, 
ob  unter  der  Farbe  das  Eisen  auch  sauber  ist.  Neigt  man  der 
Ansicht  Reymanns  zu,  daß  es  keine  Möglichkeit  gibt,  die  ord- 
imngsmäßige  Herstellung  des  (jrundanstrichs  in  der  Bauanstalt 
durchzusetzen,  dann  (aber  auch  nur  dann)  wird  man  sich  seiner 
I'^olgerung,  daß  im  Werk  überhaupt  kein  .\iistrich  ausgeführt 
werden  darf,  nicht  entziehen  können.  In  diesem  Fall  muß 
natürlich  auch  der  erste  Leinölanstrich  in  der  Werkstatt  unter- 
bleiben; die  Bauanstalt  hätte  nur  diejenigen  Flächen,  die  beim 
Zusannnenbau  vetdeckt  werden,  zu  reinigen  und  anzustreichen. 
Im  übrigen  könnten  die  Malerarbeiten  auf  der  Baustelle  von 
einem  Malermeister  ausgeführt  werden.  Damit  würden  auch 
vollkommen  klare  Verhältnisse  .geschaffen  sein.  Der  Ansicht 
von  Reymann  muß  beigepflichtet  werden,  daß  S'chaper  ^■'■')  nicht 
weit  genug  geht,  wenn  er  in  der  ^Vbsicht,  sichere  Grundlagen 
für  die  Pflichten  jedes  einzelnen  Unternehmers  zu  schaffen, 
zwar  alle  Mennige-  und  Farbanstriche  einem  Malermeister 
übertragen  will,  den  ersten  Anstrich  mit  Leinöl  aber  der  Bau- 
anstalt nach  wie  vor  überlassen  will. 

Wird  durch  den  \'()rschlag  l';e\inanns,  seine  Absicht,  die 
Aufgabe  der  Beteiligten  schärfer  zu  umreißen,  erfüllt,  so  er- 
geben sich  dafür  aus  ihm  aber  auch  Nachteile  schlimmster  Art, 
die  er  gegenüber  dem  erzielten  Gewinn  offenbar  zu  gering  ein- 
schätzt. Nach  seinem  Vorschlage  behandelte  Eisenteile  werden, 
wenn  es  sich  nicht  um  ganz  kleine  Brücken  handelt,  stets  stark 
\-errostet  sein,  wenn  daS  Bauwerk  fertig  gestellt  ist.  Man  muß 
also  auf  große  Flächen  hin  das  Eisen  entrosten,  ehe  man  den 
schützenden  Anstrich  auftragen  kann.  Demgegenüber  hält  es 
\'erfasser  doch  für  notwendig,  einmal  zu  prüfen,  ob  —  wie 
Reymann  angibt  —  bei  der  heute  vielfach  üblichen  Art  der  Er- 
ledigung der  Anstricharbeiten,  Bauanstalten  und  Anstreicher- 
meister wirklich  ihrer  Pflicht  genügen,  weini  nicht,  welche  Vor- 
aussetzungen erfüllt,  welche  Einrichtungen  etwa  getroffen  wer- 
den müßten,  damit  ihnen  die  Möglichkeit  gegeben  wird,  ihrer 
Aufgabe  in  vollem  Maße  nachzukommen,  und  ob  sich  daraus 
weitergehepde  Anforderungen  und  Auf wendunge.i  ergeben,  als 
wenn  nach  den  Reymannschen  Vorschlägen  verfahren  wird. 
Verfasser  ist  der  Ansicht,  daß  die  Bauanstalten,  wenn  sie  bei- 
spielsweise die  Eisenteile  erst  nach  der  Verladung  auf  dem 
Eisenbahnwagen  anstreichen  lassen  (Kretschmer  nach  Reymann), 
und  wenn  sie  dabei  über  Rost  und  Schmutz  streichen,  gegen 
ihre  im  allgemeinen  recht  deutlich  vorgeschriebenen  Pflichten 
verstoßen.  Von  dem  Malermeister  wird  man  dagegen  nicht 
verlangen  können,  daß  er  den  Grundanstrich  entfernt,  um  das 
Eisen  zu  entrosten,  wenn  er  die  .Ausführung  von  Deckanstrichen 
übernommen  hat.  Nun  mag  es  in  der  Tat  bei  manchem  Werk 
an  dem  Platz  und  den  Vorrichtungen  zur  Reinigung,  Oeluug 
und  zum  Anstreichen  der  Eisenteile  fehlen,  dann  muß  daraus 
eben  der  Schluß  gezogen  werden,  daß  das  Werk  entweder  seine 
Anlagen  vergrößern,  dazu  etwa  eine  besondere  Halle  mit  tech- 
nisch vollkommenen  und  in  der  Leistungsfähigkeit  zu  dem 
ganzen  Werk  im  richtigen  Verhältnis  stehenden  Geräten  zur 
Entrostung  und  zum  Anstreichen  einrichten  muß,  oder  nur 
soviele  Aufträge  annehmen  darf,  daß  die  vorhandenen  Anlagen 
ausreichen.  Da  die  Schaffung  von  Vorrichtungen  zum  Beizen 
in  Säure  manchem  Werke  Schwierigkeiten  verursachen  dürfte, 
würden  diese  vielleicht  zweckmäßig  das  Sandstrahlgebläse  zur 
Sicherung  einer  vollkommenen  Entrostung  zu  benutzen  haben. 
Ebenso  wie  heute  ein  Bauherr  einen  Auftrag  nicht  an  einen 
l'nternehmer  erteilen  wird,  der  alle  oder  einen  großen  Teil  der 
Znrichtungs-,  Bohr- usw. -Arbeiten  im  Freien  vornimmt,  so  sollte 
nuiii  auch  bei  der  Vergebung  nur  solche  Werke  berücksichtigen, 
die  ausreichende  und  sachgemäße  Einrichtungen  für  Reinigung 
und  Anstrich  besitzen  und  zu  benutzen  pflegen.  Die  Ueber- 
wachung  des  Anstrichs  in  der  Anstalt  wird  zweifellos  fast  stets 
gewisse  Kosten  verursachen.  Der  Anstrich  kann  aber,  wenn 
er  in  überdeckten  Räumen  stattfindet,  auch  viel  eher  innerhalb 
einer  bestinmiten  Zeit  vollkommen  ordnungsmäßig  erledigt  wer- 
den. Wird  er  dagegen  im  Freien  ausgeführt,  so  wird  man  oft 
tagelang  überhaupt  nicht  streichen  lassen  können,  im  übrigen 
aber  sei  wechselndem  Wetter  (Regenschauer  im  April)  entweder 
ein  gut  Teil  der  Arbeit  (Entrostung)  mehrfach  ausführen  lassen 
oder  bei  nicht  ganz  scharfer  Aufsicht  unbedingt  damit  rechnen 
müssen,  daß  ordnungsmäßig  entrostete  Flächen  erst  gestrichen 


15)  Schaper.    ,,.\n6trich  eiserner  Brücken."    (Zentralbl.  d.  B.,  1912.,  Nr.  52.) 
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werden,  nachdem  sie  einen  Regenguß  erfahren  haben  und  blanke 
Eisenteile  sich  mit  einem  neuen  Ucbcrzcug  von  Rost  bedeckt 
haben. 

Die  Entrostung  des  Eisens  kann,  wenn  man  von  jedem  Oel- 
anstrich  in  der  Werkstatt  abgesehen  hat,  nur  mit  Sandstrahl- 
gebläse erfolgen.  Man  ist  also  gezwungen,  auch  für  kleine  und 
mittelgroße  Brücken,  die  sonst  mit  der  Hand  entrostet  werden, 
für  diesen  Zweck  einen  besonderen  Maschinenbetrieb  vorzu- 
sehen. Die  Entrostung  muß  daher,  selbst  wenn  nur  die  gleiche 
Arbeit  zu  leisten  wäre,  wesentlich  teurer  werden,  als  wenn  sie 
mit  ortsfesten  Anlagen  in  der  Werkstatt  ausgeführt  wird.  Tat- 
sächlich ist  aber  wegen  der  Lagerung  im  Freien  der  Umfang  der 
zu  entrostenden  Flächen  wesentlich  größer,  als  wenn  man  die 
Eisenteile  auf  dem  Werk  ölen  und  anstreichen  läßt.  Die  Stärke 
des  Rostangriffs  kann  man  natürlich  vermindern,  indem  man  für 
länger  lagernde  Teile  Ucberdachungcn  schafft;  dafür  sind  aber 
auch  wieder  besondere  Kosten  aufzuwenden,  ohne  daß  ein 
irgendwie  vollkommener  Schutz  des  Eisens  dadurch  geschaffen 
wäre.  Außerdem  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  auch  das 
Eisen  nach  der  Aufstellung  noch  lange  stehen  muß,  ehe  der 
Grundanstrich  beginnen  kann,  weil  das  Sandstrahlgebläse  nicht 
um  weniger  Quadratmeter  willen  in  Tätigkeit  gesetzt  werden 
kann,  sondern  man  je  nach  Größe  der  Brücke  in  einem  Zuge 
einen  ganzen  Ueberbau,  oder  einen  großen  Hauptträger,  oder 
dergleichen  entrosten  muß. 

Die  Entrostung  und  das  Auftragen  der  ersten  Grund- 
anstriche der  Bauanstalt  hat  aber  vor  allem  noch  den  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  für  sich,  daß  viele  Stäbe 
aus  dem  neuen  Eisen  fast  rostfrei  bleiben,  bis  sie  ihren 
Schutz  gegen  Rost  erhalten  haben.  Wenn  die  Teile  dagegen 
monatelang  an  der  Baustelle,  mehr  oder  weniger  dem  Regen 
ausgesetzt,  gelagert  haben,  wird  es  nur  wenige  Teile  geben,  die 
auch  nur  einigermaßen  rostfrei  geblieben  wären.  Durch  die 
Hinausschiebung  wird  also  nicht  mir  die  Entrostungsarbeit  ge- 
waltig vergrößert,  sondern  die  Brücke  erhält  viel  mehr  Stellen, 
an  denen  das  Eisen  schon  eiimial  Rost  angesetzt  hat,  wo  also  bei 
mangelnder  Sorgfalt  sich  leicht  wieder  Rost  bilden  kann.  Dem- 
gegenüber erscheint  es  doch  richtiger,  das  Uebel  der  Rostbildung 
an  der  Wurzel  zu  packen,  d.  h.  alles  Eisen  möglichst  mit  einem 
ausreichenden  Schutz  zu  versehen,  solange  es  noch  ganz,  oder 
nahezu  völlig  unberührt  von  Rost  geblieben  ist. 

Die  Ansicht  von  Reymann,  daß  von  dem  in  der  Werkstatt 
aufgebrachten  Grundanstrich  nach  der  Brückenaufstellung  so- 
viel abgescheuert  ist,  daß  umfangreiche  Flächen  nochmals  ent- 
rostet und  sodann  neu  gestrichen  werden  müßten,  kann  für  den 
Fall,  daß  die  Teile  nicht  gerade  ,-nif  dem  Eisenbahnwagen  den 
Grundanstrich  erhalten  haben,  als.,  nal,;  anf  die  Baustelle  ge- 
langen, vom  Verfasser  nicht  geteilt  werden.  Zahlreiche  Schram- 
meii  in  dem  Anstrich  werden  sich  selbstverständlich  nicht  ver- 
meiden lassen,  diese  werden  sich  aber  ohne  Aufwendung  be- 
sonderer Mühen  für  die  Entrostung  beseitigen  lassen. 

Eine  sichere  Gewähr  für  die  Ausführung  eines  dauerhaften  Oel- 
farbenan Strichs  sieht  Verfasser  demnach  dann  gegeben,  wenn  die 
Entrostung  in  der  Bauanstalt  sorgfältig  ausgeführt  und  der  erste 
Oelanstrich,  ebenso  wie  der  erste  Farbüberzug  (mit  Mennige)  dort 
aufgetragen  werden.  Diese  beiden  Decken  sind  wohl  geeignet, 
die  Teile  weiterhin  vor  vielen  Fährnissen  zu  schützen.  Die 
Schwierigkeiten,  die  der  ordnungsmäßigen  Erfüllung  solcher  An- 
forderung entgegenstehen,  sind  nach  seiner  Ansicht  nicht  so 
groß,  daß  man  deswegen  zu  anderen  Lösungen  greifen  müßte. 
Die  insgesamt  bei  solcher  Regelung  aufzuwendenden  Kosten 
würden  auch  bei  vorsichtiger  Schätzung  geringer  veranschlagt 
werden  dürfen  als  nach  dem  Reymannschen  Vorschlage,  so  daß 
neben  begründeter  Aussicht  auf  eine  dem  Baustoffe  eher  gerecht 
werdende  Behandlung,  gewisse,  wenn  auch  nur  geringe  Erspar- 
nisse zu  erreichen  wären. 

6.  Erneuerung  der  Anstriche. 

Ganz  andere  Gesichtspunkte  wie  bei  der  Herstellung  der 
ersten  Anstriche  stehen  bei  den  Arbeiten  für  die  Unterhaltung 
vorhandener  Schutzdecken  aus  Oelfarbc  im  Vordergrunde. 
Jede  Farbhaut,  auch  die  beste,  beginnt  im  Freien  nach  einiger 
Zeit  zu  verwittern  und  verliert  damit  nach  und  nach  ihre 
schützenden  Eigenschaften.  Bei  richtiger  Unterhaltung  muß  also 
ein  neuer  Decljanstrich  aufgetragen  werden,  bevor  der  alte  ver- 
wittert ist,  d.  h.  zu  einer  Zeit,  wo  er  noch  einen  nennenswerten 
Schutz  darstellt.  Trägt  man  den  neuen  Deckanstrich  auf  den 
alten  auf,  so  wird  das  Eisen  also  besser  gegen  Nässe  und 
Witterung  geschützt  sein  als  zu  der  Zeit,  als  der  erste  Deck- 
anstrich neu  war,  demi  mit  zunehmender  Stärke  wächst  auch 
die  Undurchlässigkeit  des  Farbmantels. 

Wollte  man  die  Anschauung,  daß  mit  zunehmender  Farb- 
decke die  Gefahr  der  Verrostung  steigt  (nach  Liebreich  und 
Herzka)  auch  für  Brücken  und  dergleichen  für  anwendbar  er- 
klaren und  demgemäß  die  Vermehrung  der  Farbschichten  beim 
Neuanstrich  für  unerwünscht  halten,  dann  müßte  man  also 
wenigstens  den  alten  Deckanstrich  zuvor  entfernen.  Dieses  zu 
bewerkstelligen,  ohne  den  Grundanstrich  vielfach  zu  zerstören, 
ist  aber  nicht  möglich.   Der  Erfolg  eines  solchen  Strebens  würde 


also  sein,  daß  man  sich  nicht  mit  der  Erneuerung  des  Deck- 
anstrichs begnügen  könnte,  sondern  auch  den  Grundanstrich 
neu  herstellen  müßte.  Dabei  würde  man  aber,  .wie  bei  dem 
oben  besprochenen  Reymannschen  Verfahren,  gezwungen  sein, 
Grundanstriche  im  Freien  auszuführen,  und  würde  das  Eisen  bei 
der  Reinigung  der  erhöhten  Rostgefahr  aussetzen.  Die  Kosten 
für  ein  solches  Verfahren  würden  um  ein  vielfaches  höher  sein 
als  bei  dem  oben  angegebenen;  denn  während  in  dem  einen 
Fall  nur  die  Reinigung  und  ein  Grundanstrich  an  den  verrosteten 
Stellen  und  ein  Deckanstrich  für  das  (ianze  nötig  ist,  erfordert 
das  andere  \'erfahren  für  das  ganze  Bauwerk  die  sogar  mit 
Sandstrahlgebläse  nur  schwer  auszuführende  Entfernung  der 
alten  Farbe  (bzw.  des  Rostes)  und  die  Aufbringung  eines  Grund- 
anstrichs, und  wenigstens  eines,  besser  mehrerer  Deckanstriche. 

Die  rechte  Zeit  für  die  Erneuerung  des  Anstrichs  wird  man 
als  gegeben  ansehen  können,  sobald  an  besonders  feuchten  oder 
sonstwie  gefährdeten  Stellen  die  Zerstörung  des  Anstrichs  sicht- 
bar auftritt;  dann  wird  auch  an  den  übrigen  Brückenteilen  die 
Dauerhaftigkeit  des  Anstrichs  sich  dem  Ende  zuneigen.  Da  wo 
das  Eisen  rostet  oder  die  Farbdecke  .Schäden  zeigt,  muß  der 
Träger  soweit  gereinigt  werden,  daß  das  Metall  zutage  tritt. 
Darauf  wird  das  gesäuberte  Eisen  behandelt  wie  neu  ange- 
liefertes, d.  h.  es  wird  mit  einem,  oder  besser  zwei  Grund- 
anstrichen versehen;  an  den  übrigen  Teilen  wird  die  Oelfarbe 
nur  mit  einer  Bürste  von  grobem  Schmutz  gereinigt  und  das 
Ganze  mit  einem  neuen  Ueberzuge  versehen.  Für  solche  Zwecke 
wird  sich  die  Verwendung  von  Sandstrahlgebläse  wegen  der 
hohen  Kosten  gemeinhin  nicht  lohnen.  Wo  derartige  Einrich- 
tungen aber  ganz  oder  nahezu  kostenlos  zur  \>rfügung  stehen, 
wird  eine  gründliche  Reinigung  des  ganzen  Bauwerks  nicht  nur 
von  Rost,  sondern  auch  von  Staub  und  Ruß,  von  \'orteil  sein. 

Da,  wo  die  Eisenteile  infolge  mangelhafter  Unterhaltung 
stark  verrostet  sind  —  wo  also  die  Entrostung  einen  wesent- 
lichen Anteil  des  gesamten  Arbeitsaufwandes  bei  der  Erneue- 
rung des  Anstrichs  bildet  — ,  wird  auch  das  vom  Unternehmer 
gestellte  Sandstrahlgebläse  häufig  mit  Nutzen  anzuwenden 
sein.  Die  Kosten  für  die  Entrostung  mit  Gebläse  werden  bei 
ausgedehnten  Verrostungen  etwa  denjenigen  der  Handarbeit 
gleich  sein,  während  der  Erfolg  bei  guter  Aufsicht  ein  günsti- 
gerer ist.  Die  Bedenken  von  Herzka,  daß  durch  die  Entrostung 
mittels  des  Sandstrahls  das  Eisen  übermäßig  geschwächt  werden 
kr.nnte,  vermag  Verfasser  nicht  zu  teilen.  Die  Querschnitt- 
schwächungen durch  Rost  an  gefährdeten  Brückenteilen  pflegen 
viel  weiter  zu  gehen,  als  sie  selbst  bei  vielfachen  Entrostungen 
mit  Sandstrahlgebläse  werden  können. 

7.  Anwendungsgebiet  der  Oelfarbc. 

Der  Oelfarbenanstrich  ist  die  am  meisten  angewendete 
Schutzdecke  für  Baueisen  und  besitzt  auch  eine  Reihe  von 
Eigenschaften,  die  ihn  für  diesen  Zweck  besonders  geeignet 
machen.  Er  ist  gegenüber  anderen  Schutzmitteln  billig,  ist 
leicht  anzubringen,  leicht  auszubessern  und  erfordert  keinerlei 
Maschinen  bei  der  Herstellung.  Es  darf  aber  nicht  übersehen 
werden,  daß  er  eine  angemessene  Haltbarkeit  nur  verspricht, 
wenn  er  nach  den  freilich  recht  einfachen  Regeln  der  Maler- 
kunst ausgeführt  wird.  .Solange  keine  ungewöhnlichen  An- 
sprüche an  die  Schutzdecke  gestellt  werden,  wird  es  kaum  einen 
günstigeren  Ueberzug  als  die  Oelfarbe  geben.  Er  ist  dagegen 
allein  niemals  widerstandsfähig  genug,  um  die  Einflüsse  der 
Rauchgase  vom  Eisen  abzuwehren;  er  muß  vielmehr  vor  ihrer 
unmittelbaren   Berührung   sorgfältig  bewahrt  werden. 

Oelfarben,  die  mit  anderen  Stoffen  als  Leinölfirnis  ange- 
rieben sind,  kommen  als  Brückenantriche  nicht  in  Frage.  (Nach 
Liebreich  und  anderen  empfiehlt  sich  das  Holzöl  bei  sorgfältiger 
Herstellung  als  Zusatz  zum  Leinöl,  oder  auch  als  Ersatz.)  Da- 
gegen sind  die  aus  Teer  hergestellten  Farben  bereits  vor  dem 
Kriege,  insbesondere  aber  während  des  Krieges  als  Ersatz  für 
Oelfarben  unter  der  Bezeichnung  „Teerfarben",  „Teerlacke", 
„Asphaltlacke"  und  sonstigen  Namen  in  den  Handel  gebracht 
worden. 

Für  solche  Teile,  die  mit  Erde,  Kies  oder  dergleichen  ni 
Berührung  stehen,  ist  die  Verwendung  von  teerhaltigen  An- 
strichmitteln seit  Jahrzehnten  üblich.  Die  Vorschriften  der 
preußischen  Staatsbahn  schrieben  für  diese  Zwecke  früher  die 
Verwendung  von  „gutem  Holzkohlcnteer",  in  neuerer  Zeit  den 
Gebrauch  von  „gutem  Asphaltlack"  vor.  Ueber  die  Bewährung 
hat  Verfasser  nirgends  Angaben  finden  können.  Er  hat  selbst, 
wie  oben  angegeben,  derartige  Anstriche  bei  den  Trögen  solcher 
Brücken,  auf  denen  das  Kiesbett  durchgeführt  ist,  untersucht 
und  dabei  mindestens  nicht  ungünstige  Ergebnisse  feststellen 
können.  Dabei  bleibt  aber  zu  berücksichtigen,  daß  die  Bauwerke 
alle  unter  20  Jahre  alt  waren,  daß  ein  großer  Teil  der  Tröge  ver- 
zinkt war,  es  sich  also  um  Anstriche  auf  Zink  und  nicht  auf 
Eisen  handelte,  und  schließlich  war  bei  den  angerosteten  Trögen 
rieht  festzustellen,  ob  man  sich  in  angemessenen  Abständen  die 
Mühe  gemacht  hatte,  in  den  häufig  recht  kurzen  Betriebspausen, 
das  Schotterbett  zu  entfernen,  womöglich  das  Gleis  zu  unter- 
fangen, lediglich  um  den  —  zu  Unrecht  freilich  —  so  gering  ein- 
geschätzten Teeranstrich  zu  erneuern.        (Fortsetzung  folgt) 
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\\'cmi  man  das  Lichtmeer  über  den  großen  Bahnhöfen  sieht 
und  daran  denkt,  daß  man  im  Kriege  an  der  Front  nachts  ohne 
jede  Beleuchtung  auskommen  mußte,  so  fragte  man  sieh,  ob 
nicht  noch  die  Beleuchtung  eingeschränkt  werden  könnte.  Die 
Sicherheit  im  Rangierdienst  und  die  Vorbeugung  vor  Diebstählen 
setzen  eine  CJrenze.  Ich  will  auf  die  bisherigen  Maßnahmen  und 
die  Ersparnisse  durch   Einführung  elektrischer  Bahnhofs-  und 

Signaibeieuchtung 
nicht  eingehen,  na 
schon  mancherlei 
erreicht  ist  auf  die- 
sem Gebiete.  Es  ^ 
soll  nur  gezeigt 
werden,  daß  es 
2  weckmäßig  und 
wirtschaftlich  ist. 
de  Signale  der 
doppelten  und  ein- 
fachea  Kreuzungs- 
weichen  und  ihre 
Beleuchtungzu  ver- 
einfachen. Neben- 
bei sei  erwähnt, 
daß  es  auch  in 
be'rieblichem  Inte- 
resse liegt  die  Zahl 
der  Weichen  signale 
einzuschränken.um 
den  Weichen- 
stellern und  Ran- 
gierern die  Ueber- 
sicht  zu  erleichtern. 

Nach  den  gelten- 
den Bestimmungen 
des  S'gnalbuches 
(Signal  12)  ist  die 
Stellung  jeder  Wei- 
che, Wenn  s'e  aut 
den  graden  Strang 
steht,  in  beiden 
Richtungen  durch 
eine  rechteckige 
weiße  Scheine  (1) 
kenntlich  zu 
machen;  steht  sie 
auf  krummen 
Strang.  (Signal  1.3), 
so  ist  das  Weichen- 
signal gegen  die 
WeicheuFpitze  ge- 
sehen ein  die  Rich- 
tung der  Ablenkung 
anzeigender  Pfeil 
(2),  vom  Herzstück 
aus  gesehen  eine 
kreisrunde  weiße 
Scheibe  (3)  Bei 
einer  doppelten 

Kreuzungsweiche 
sind  also  den  vier 
Zungenpaaren  und 
Weichenstellungen 
entsprechend  vier 

Weichenlaternen 
angebracht.  Beider 

nebenstehenden 
Lage  der  Weichen 
(4)  sehen  wir  bei 
den  Weichen  a  b 
die  folgenden  Sig- 
nalbilder, gegen  die 
Weichenspitze  (.5) 
I  nd  vom  Herzstück 

aus  (6).    Werden    die    Weichen  umgestelU    und    in    die  Lage 

(7)  gebracht,    sc    ist    das    Bild    gegen    die  Weichenspitzeii 

(8)  und  vom  Herzstück  aus  folgendes  (9).  Der  Betrieb 
bringt  es  mit  sich,  daß  die  Weichen  a/b  und  c/d 
immer  gemeinsam  bedient  werden.  Im  Stellwerk  haben  die 
Weichen  a/b  und  c/d  auch  nur  je  einen  Hebel.  An  den  Weichen 
selbst  dagegen  finden  wir  für  jede  Weiche  a,  b,  c  und  d  je  eine 
Laterne.  Es  ließe  sich  nun  meiner  Ansicht  nach  viel  Geld  sparen 
und  die  Uebersichtlichkeit  der  Weichensignale  bessern,  wenn 
man  für  gekuppelte  Weichen,  da  sie  einzeln  doch  nicht  umge- 
stellt werden,  auch  imr  ein  Signal  und  eine  Laterne  verwenden 
würde.    Anschließend  an  die  jetzige  Bezeichnung  könnte  man 


z.   B.  für  die  Weichenlage  (10)  für  die 
Weichenspitze    aus    das    Signal  (11) 
aus     das     Signal     (12)     wählen  und 
(13)    von    der    Weichenspitze    aus  das 


Weichen  a/b  von  der 
und  vom  Herzstück 
für  die  Weichenlage 
Signal    (14)    und  vom 
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Herzstück  aus  das  Signal  (15)  einführen.  Der  Pfeil  (16)  wäre 
das  Zeichen  für  die  auf  Ablenkung  und  das  Rechteck  (17)  für 
die  auf  dem  graden  Strang  stehende  Weiche.    Vom  Herzstück 

aus  zeigte  d  e  };rade 
„  L'nie  (18)  den  gra- 

den Strang  und  der 
Halbkreis  (19)  die 
r<ichlung  der  auf 
Ablenkung  stehen- 
den Weiche  an. 
Man  hätte  dann  nur 
eine  Literne  und 
einen  Antrieb  für 
die  Weichen  a/b 
nötig,  ebenso  wie 
man  auch  im  Stell- 
werk mit  einem 
Hebel  auskommt. 
Sinngemäß  könnte 
man  bei  den  ein- 
fachen Kreuzungs- 
weichen, die  auch 
nur  durch  einen 
Hebel  bedient  wer- 
den, statt  der  zwei 

Weichensignale 
eins  einführen,  das 
man  beim  Neubau 
zweckmäßig  in  die 
Mitte  der  Weichen 
setzen  würde.  Beim 
Ümbau  der  jetzigen 
Signale  würde  ich 
aber,  um  Kosten 
zu  sparen,  keine 
Bedenken  tragen, 
da  sich  das  Per- 
sonal bald  an  die 
neuen  Signale  ge- 
wöhnen wild,  die 
eine  Laterne  fort- 
zulassen und  das 
umgebaute  Signal 
an  die  Stelle  der 
zweiten  Laterne 
anzubringen.  Wel- 
ches Signal  wird 
man  nun  bei  den 
halben  Kreuzungs- 
weichen wählen? 
Zurzeit  hat  man 
bei  der  Stelllung 
der  Weichen  (20) 
von  der  Weichen- 
spitze  auä  gesehen 
die  Signale  (21)  und 
vom  Herzstück  aus 
das  Signal  (22).  Bei 
der  umgelegten 
Weiche  (23)  sind  die 
Zeichen  vom  Herz- 
stück und  von  der 
Weicheaus  dieg'ei- 
chen  (  24).  L'egt  die 
Weiche  a  auf  Ab- 
lenkung, so  liegt 
auch  die  Weiche  b 
auf  Ablenkung. 
Steht  die  Weiche 

a  auf  graden  Strang,  so  steht,  auch  die  Weiche  b 
auf  gradem  Strang  Es  ist  daher  meiner  Ansicht  nach 
nicht     nötig,     dem     Rangierer    auch     auf     die  Rüchseite 

der  Laterne  ein  besonderes  Zeichen  für  die  Stellung  der  Weiche 
zu  geben.  Es  würde  daher  bei  der  Zusanmienfassung  der  Signale 
der  \A^eicheu'  a  und  b  in  ein  Si.mial  entsprechend  der  Lage 
(25)  für  die  Stellung  fler  Weiclieii  d.i^  Signal  von  a  gesehen  (26) 
und  von  b  gesehen  (:J7)  genügen.  Eür  die  Stellung  der  Weiche 
(28)  wäre  das  Signal  vun  beiden  Seiten  (2!)). 

Daß  eine  Signallatcrnc  für  zwei  ^Veiehcn,  die  immer  geuitin- 
sam  umgestellt  werden,  ausreicht,  kommt  einem  besoiuKis  zum 
Bewußtsein,  wenn  bei  einer  doppelten  Kreuzungsweiche  aus  ört- 
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liehen  Gründen  die  Weichenlaternen  auf  einer  Seite  der  Weiche 
stehen  und  die  dicht  beieinander  befindlichen  Signale  der  Wei- 
chen a/b  und  c/d  sich  immer  gleichzeitig  beim  Umstellen  der 
Weichen  bewegen.  An  das  neue  Signal  würden  sich  meiner  An- 
sicht nach  das  Lokomotiv-  und  Rangierpersonal  schnell  ge- 
wöhnen. So  gut,  wie  der  Weichensteller  weiß,  daß  bei  einer 
Hebelbewegung  zwei  Weichen  umgelegt  sind,  ebenso  gut  kann 
auch  dem  Rangierpersonal  durch  ein  Signal  die  Stellung  zweier 
gekuppelten  Weichen  angezeigt  werden. 

Die  Ersparnis  würde  nicht  unerheblich  sein.  Für  eine 
doppelte  Kreuzungsweiche  beträgt  sie  durch  den  Fortfall  von 
zwei  Laternen  mit  ihren  Antrieben  und  die  Ersparnis  an  Oel 
etwa  2mal  1000  M.  Beschaffungskosten  für  Laterne  und  Antrieb 
Und  2  mal  1000  M.  Beleuchtungskosten  im  Jahr  bei  nur  25  Pfg. 
Beleuchtungskosten  für  eine  Stunde.  Bei  einer  einfachen  Kreu- 
zungsweiche würde  man  1000  M.  Beschaffungskosten  und  1000  M. 
für  Oel  im  Jahre  sparen.  Hierzu  käme  noch  die  Ersparnis  für 
die  Bedienung,  Reinigung,  Anzündung  und  Löschung  einer  La- 
terne, die  bei  täglich  einer  halben  Stunde  Arbeit  also  180  Arbeits- 
stunden im  Jahr  wenigstens  1500  M.  ausmachen.  Bei  einem 
größeren  Bahnhofe  mit  20  doppelten  und  20  einfachen  Kreuzungs- 
weichen würden  also  20  mal  2000  +  20  mal  1000  gleich  60  000  M. 
an  Beschaffungskosten,  und  was  wichtiger  ist.  20  mal  1000  und 
10  mal  1000,  also  30  000  M.  an  Oel  im  Jahre  gespart.    Die  Er- 


sparnis an  Arbeitskosten  gleich  2  mal  20  mal  1500  und  20  mal  1500 
gleich  90  000  M.  will  ich  dabei  nicht  in  Anrechnung  bringen  unter 
der  Annahme,  daß  die  Leute  nicht  gespart,  sondern  nur  ander- 
weitig ausgenutzt  werden  können.  Wenn  man  bedenkt,  wie  viel 
Tausende  von  doppelten  und  einfachen  Kreuzungsweichen  auf 
den  Bahnhöfen  liegen,  so  kann  man  ermessen,  wie  man  hier 
wirtschaftlicher  arbeiten  könnte  und  wie  sehr  die  Uebersichtlich- 
keit  der  Signale  besonders  auf  großen  Bahnhöfen  gewinnen 
würde. 

Es  ist  mir  bekannt  ,daß  Versuche  mit  Einheitssignalen  für 
die  doppelten  Kreuzungsweichen  nach  der  Bauart  von  Jüdel  mit 
Erfolg  ausgeführt  worden  sind.  Derartige  Signale  kosten  aber 
heute  4000—5000  M.  bei  Neueinrichtung.  Ihre  allgemeine  Ein- 
führung ist  daher  aus  wirtschaftlichen  Gründen  kaum  möglich. 
Die  von'  mir  vorgeschlagene  Umänderung  der  jetzigen  Signale 
würde  dagegen,  da  sie  sich  dem  Bestehenden  anpassen  und  mit 
geringen  Kosten  durch  die  Verwaltung  selbst  und  ihre  Ange- 
stellten (Stellwerksschlosser  und  Telegraphenwerkstatt)  nur  ge- 
ringe Mittel  erfordern.  Dabei  würden  noch  wertvolle  Materialien 
(Laternen  und  Gestängeleitung)  gewonnen  werden.  Ich  würde 
es  daher  für  richtig  halten,  mit  den  von  mir  vorgeschlagenen  ver- 
einfachten Signalen  der  doppelten  und  einfachen  Kreuzungs- 
weichen Versuche  vorzunehmen. 


ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS*) 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  nnitteldeutschen  Wirtschaftsgebiets) 
VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.  RER.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 

(Fortsetzung) 


Dieses  Werk  ist  gekuppelt  mit  der  Leitung  des  Elektrizitäts- 
werks Gröbers,  welches  aus  denselben  Braunkohlenlagerstätten 
um  Halle,  Energie  schöpft  und  sich  ebenfalls  in  Händen  der 
Chemischen  Fabrik  Buckau  befindet.  Dieses  Werk  gibt  wieder- 
um. Strom  an  die  Landkraftwerke  Leipzig  A.-G.  in  Kulkwitz, 
dessen  Versorgungsgebiet  nicht  nur  nach  Sachsen,  sondern  auch 
weit  nach  Nord-Thüringen  westlich  bis  Roßleben  a.  d.  Unstrut 
sich  erstreckt.  Leipzig  selbst  wird  in  Licht  und  Kraft  durch 
die  mit  Braunkohle  gespeisten  stadteigenen  Elektrizitäts-Werke 
in  Lößnig  versorgt.  Für  die  elektrischen  Straßenbahnen  arbeiten 
drei  eigene  Kraftwerke.  Westlich  Halle  ist  im  Mansfelder  Ge- 
biet das  mit  Braunkohle  arbeitende  Werk  El.  Kleinbahnen  im 
Mansfelder  Revier  A.-G.  zu  Halle  a.  d.  Saale  hervorzuheben.  Im 
Weißenfels-Zeitzer  Revier  besteht  in  Weißenfels  ein 
städtisches  Elektrizitäts-Werk,  das  von  den  nach  dem  Geiseltal 
gravitierenden  Braunkohlengruben  in  der  Feuerversorgung  ab- 
hängig ist.  Die  Versorgung  des  Elektrizitätsverbandes  Weißen- 
fels-Zeitz  erfolgt  durch  Strom  aus  den  Braunkohlenwerken  um 
Luckenau  und  Deuben.  Im  M  e  u  s  e  1  w  i  t  z  e  r  Revier  zwischen 
Zeitz  und  Altenburg  sind  die  Altenburger  Landkraftwerke  in 
Rositz  und  das  Elektrizitätswerk  der  Straßenbahn  Altenburg 
direkt  auf  der  Braunkohle  gegründet.  Südlich  Altenburg  sind 
die  städtischen  Elektrizitätswerke  in  Me  e  r  a  n  e  und  in 
Reiche  nbach  (Vgtl.)  zu  nennen.  Während  alle  diese  Werke 
die  Braunkohle  fast  ohne  nennenswerten  Transport  und  als 
Rohkohle  verfeuern,  sind  die  folgenden  Werke  auf  längeren 
Transport  und  auf  die  Zuführung  von  Braunkohlenbriketts 
aus  dem  behandelten  Gebiet  angewiesen.  Nach  Westen  kommen 
hierfür  von  Norden  angefangen,  das  Privatelektrizitätswerk 
Kleinwangen  der  Gewerkschaft  Orlas  an  der  Unstrut,  die 
städtischen  Elektrizitätswerke  Erfurt,  die  gemischtwirtschaft- 
lich betriebenen  Jenaer  Elektrizitätswerke  A.-G.  und  die  Privat- 
Elektrizitätswerke  der  Carl  Zeiß-Betriebe  in  Jena  in  Betracht. 

Als  grenzbestimmende  Werke  für  das  Einflußgebiet  der 
Braunkohle  sind  folgende  durch  Braunkohle  und  Stein - 
kohlenenergie  betriebenen  Werke  zu  nennen. 

Wieder  im  Westen  angefangen:  die  Thüringische  Elektri- 
zitätslieferungs-Gesellschaft  A.-G.  in  Gotha  mit  der  Kraft- 
station in  Altenbreitungen  .von  wo  aus  auch  Eisenach  mit- 
versorgt wird,  und  die  städtischen  Elektrizitätswerke  iij  Arn- 
stadt in  TThüringen.  Nach  Süden  gehend  die  Sonneberger 
Licht-  und  Kraftwerke,  die  G  e  r  a  e  r  Elektrizitätswerke  und 
Straßenbahn-A.-G.  (priv.)  mit  zwei  Werken,  das  G  r  e  i  z  e  r 
städtische  Licht-  und  Wasseramt  und  das  Kraftwerk  Sachsen- 
Thüringen  A.-G.  in  Auma,  das  Strom  vom  Elektrizitätswerk 
Reichenbach  bezieht  und  die  Städte  Auma,  Berga,  Neu- 
stadt (Orla),  Pausa  i.V.,  Pößneck,  Triptis,  Schleiz,  Zeulen- 
roda, die  Uberlandzentrale  Langenberg  und  232  Ortschaften 
versorgt. 

Nach  Süden  zu  stößt  an  das  behandelte  Braunkohlengebiet 
das  Einflußgebiet  der  sächsischen  Steinkohlen- 
lagerstätten.    Die   städtischen   Elektrizitätswerke   in  Plauen 


*)  Sonderdrucke  dieser  Abhandlung  sind  nach  Abschluß  der  \'cröffentlichun> 
zum  Preise  von  Mk.  20.—  beim  Verlage  erhaltlich. 


und  in  F  a  1  k  e  n  s  t  e  i  n  ,  die  Zentralen  der  elektrischen  Liefe- 
rungs-Gesellschaft in  Schwarzenberg  und  Schweins- 
burg, die  Elektrizitätswerke  der  Stadt  Chemnitz  und  die 
in  Lichtenberg  i.  Erzgeb.  gelegenen  Kraftwerke  des  Ueberland- 
stromverbandes  F  r  e  i  b  e  r  g  -  Lichtenberg  werden  alle  nicht  nur 
durch  Braunkohle,  sondern  auch  durch  Steinkohlenenergie  ge- 
speist. 

Die  an  der  Elbe  gelegenen  Elektrizitätswerke  Cossebaude, 
Niederlößnitz,  Dresden,  Pirna  beziehen  ihre  Kraftquelle  teils 
aus  Niederlausitzer,  teils  aus  böhmischer  Braunkohle,  die  ost- 
elbischen  Werke  in  Großröhrsdorf,  in  Bautzen  und  in  Zittau 
werden  durch  den  lausitzer  Btaunkohlenbezuk  versorgt. 

Zu  erwähnen  ist  noch  die  Versorgung  aus  dem  genannten 
Braunkohlengebiet  nach  Nordbayern  hir:ei;i.  Das  Groß- 
kraftwerk Franken  A.-G.,  dessen  Kraftwerk  in  Gebers- 
dorf liegt,  ist  zum  größten  Teil  auf  die  Braunkohlenbrikett- 
zufuhren aus  dem  mitteldeutschen  Gebiet  angewiesen  und  ver- 
sorgt die  Gebiete  der  Stadt  Nürnberg-Fürth,  Mittelfranken, 
Ober-  und  Unterfranken  und  die  Oberpfalz.  Das  Werk  wird 
gemischt-wirtschaftlich  betrieben.  Auch  die  städtischen  Elektri- 
zitätswerke Bamberg,  Bayreuth  und  Hof  basieren  auf  der  aus 
mitteldeutschen  Braunkohlenbriketts  gewonnenen  Energie.  Die 
beigegebene  Abb.  18  zeigt  das  Einflußgebiet  der  Braunkohlen- 
lagerstätten von  Halle-Leipzig-Weißenfels-Zeitz-Altenburg  be- 
züglich der  Elektrizitätsversorgung.  Sie  läßt  den  Transport- 
radius der  Rohbraunkohle  und  die  Berührung  des  Einfluß- 
gebietes  der  Braunkohlenbriketts  und  der  Steinkohle  erkennen. 
Die  Zusammenstellung  macht  in  1000  kWh  die  elektrische  Arbeit 
und  damit  die  Bedeutung  der  Werke  klar. 

2.    B  r  a  u  n  k  o  h  1  e  n  g  e  b  i  e  t     H  e  1  m  s  t  e  d  t  -  M  a  g  d  e  b  u  r  g  , 
B  i  t  t  e  r  f  c  1  d  -  A  n  h  a  1  t. 

Als  Eckpunkte  der  mit  Rohbraunkühle  aus  diesem  Revier 
\crsorgten  Elektrizitätswerke  sind  die  Städte  Braun- 
schweig.  Neu  haidensieben,  Magdeburg,  Cos- 
w  i  g  (an  der  Elbe),  Bitterfeld,  Nachterstedt  und 
Halberstadt  zu  nennen.  Das  privatwirtschaftlich  betriebene 
Elektrizitätswerk  der  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g  e  r  Straßeneisenbahn- 
Gesellschaft  liefert  auch  Kraftstrom  an  industrielle  \Verke  und 
wird  ebenso  wie  die  städtischen  Elektrizitätswerke  in  Neu- 
hai den  sieben  durch  Energie  aus  den  Braunkohlenfeldern 
bei  Helmstedt  gespeist.  Auch  die  städtischen  Elektrizitäts- 
werke in  Magdeburg  haben  ihre  Krafterzeugungsgrundlage 
in  diesem  Gebiet.  Seit  1918  wird  durch  eine  45  km  lange  Fern- 
leitung mit  50  000  Volt  Spannung  direkter  Strom  aus  den 
Kraftwerken  der  Harbker  Kohlenwerke  (südlich  Helmstedt)  nach 
Magdeburg  geführt.  Im  a  n  h  a  1 1  i  n  i  s  c  h  e  n  Gebiet  spendet, 
abgesehen  von  den  großindustriellen  chemischen  Werken  bei 
Bernburg  (Solvay-Werke),  die  in  Coswig  (Elbe)  gelegene  Gesell- 
schaft m.  b.  H.  aus  der  Braunkohle  elektrische  Kraft.  Im 
Bitterfelder  Braunkohlenrevier  kommen  für  die  öffentliche 
Elektrizitätsversorgung  das  der  Elektrizitäts-Lieferungsgesell- 
schaft    Berlin,   gehörige   Elektrizitätswerk  Bitterfeld,   das  den 
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Elektrowerken  A.-G.  Berlin  gehörige  Werk  Zschornewitz  und 
das  von  der  Grube  Leopold  gespeiste  Werk  Holzweißig  in  Be- 
tracht. Das  zweitgrößte  elektrizitätssperidende  Werk  dieses 
Reviers  ist  die  der  Braunkohlengrube  Concordia  gehörige  Cen- 
trale in  Nachterstedt,  die  nicht  nur  den  eigenen  Bergwerks- 
betrieb versorgt,  sondern  auch  die  Anhaltinischen  Kohlenwerke 
in  Frose  i.  A.  und  die  Ueberlandzentralen  Ostharz  und  Anhalt  in 
Dessau. 

Die  Berührung  der  Steinkohle  in  der  Elektrizitäts- 
versorgung dieses  Gebiets  mit  dem  der  Braunkohle  ist  im  Norden 
in  der  Ueberlandzentrale  Helmstedt  und  im  Westen  in  den 
Städtischen  Elektrizitätswerken  Blankenburg  festzustellen.  Süd- 


Ii.  Verarbeitende  Industrie. 

A.  Die  chemische  Industrie, 
a)  Allgemeines. 

Die  chemische  Industrie  gliedert  sich  in  die  Fachgruppen: 
Anorganische  Chemie, 
Holzdestillation, 
Stickstoff  und  Carbid, 
Teerfarben, 
Sprengstoffe, 

chemisch-pharmazeutische  Industrie, 
Mineralfarben, 

chemisch-technische  Artikel, 


Zusammenstellung  19. 

Übersicht  der  nicht  staatlichen  Elektrizitätswerke  im  Braunkohlengebiet 
Halle — Leipzig — Weißenfels — Zeitz  —  Alte  n  bürg 


Ü  r  t 


Firma 


Betriebsform 


Elektrizitäts- Arbeiten 
in  1000  kWh/Jahr 


aus  eigenem 
Werk 


durch  fremde 
Zuleitung 


Betriebskraft 


Ammeiidorf  b.  Halle  a.  S. 
■  Ammendorf 

Gröbers 

Leipzig 

n 

Mansfeld 
Weißenfels 
Altenburg,  S  -A. 
Rositz 

Meerane  i.  Sa. 
Reichenbach  i.  V. 
Kleinwangen  b.  Nebra 
Erfurt 
Jena 

Nürnberg 
Bamberg 
Bayreuth 
Hof 

Cossebaude  a.  d.  Elbe 

Nieder-Lößnitz 

Plauen 

Falkenstein  i.  V. 
Schwarzenberg 

Schweinsburg 

Chemnitz 

Lichtenberg,  Erzgebirge 
Gotha 

Arnstadt  i.  Thüringen 

Sonneberg 

Gera-Reuß 

Greiz 

Auma  i.  Thüringen 


Chemische  Fabrik  Buckau,  Werk  Ammendorf 

Merseburger  Überlandbahnen  A.-G.,  früher  Elek- 
trische Straßenbahn  Halle,  Merseburg 

Chemische  Fabrik  Buckau,  Elektrizitäts-Werk 
Gröbers 

Städti-che  Elektrizitätswerke 

Große  Leipziger  Straßenbahn 

Elektr.  Kiembahn  im  Mansfelder  Bergrevier  A.-G. 

Städt'sche  Licht-  u.  Kraftwerke 

Straßenbahn  und  Elektrizitäts- Werk  Altenburg 

Altenburger  Landkreis- Werk 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk  Meerane 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk  Reichenbach 

Gewerkschaft  Orl  is 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Carl  Zeiß.  Jena 

Jenaer  Elektrizitäts-Werk  A.-G. 

"Großkraftwerk  Franken  A.-G. 

Städtisches  Elektrizität^-Werk  Bamberg 

Städtisches  Elektrizitäts- Werk 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Gemeinde  für  die  Elektrizitäts-Werke  Elbtal 

Elektrizitäts- Werk  Nieder-Lössnitz 

.Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Städtische  Licht-  und  Kraftwerke 

Sä'  hsische  Elektrizitäts-Lieferungs-Gesellschaft 

Berlin,  Elektrizitäts- Werk  Obererzgebirge 
Sächsische  Elektrizitäts-Lieferungs-Gesellschaft, 

Elektrizitäts-Werk  a.  d.  Pleiße 
Elektrizität«-Werk  der  Stadt  Chemnitz 
Überlandstromverband     Freiberg  -  Lichtenberg 

Erzgebirge 

Thüringer   Elektrizitäts  -  Lieferungs- Gesellschaft 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

.Sonneberger  Licht-  und  Kraftwerke 

Geraer  Elektrizitäts-Werk  und  Straßenbahn-A.-G. 

Städtisches  Licht-  und  Wasseraint 

Kraftwerk  Sachsen-Thüringen  A.-G. 


Priv. 
Gem. 

Priv. 
Komm. 
Komm. 

Priv. 
Komm. 

Priv. 

Priv. 
Komm. 
Komm. 

Priv. 
Komm. 

Priv. 

Gem. 

Gem. 
Komm. 
Komm. 
Komm. 
Komm. 
Komm. 
Komm. 
Komm. 

Priv. 

Priv. 
Komm. 

Komm. 

Priv. 
Komm. 

Gem. 

Priv. 
Komm. 

Priv. 


7  678 
14.5 

5  253 
38  263 

9  630 
1478 
2  745 

1  505 

2  814 
1  214 

10  198 

14  444 

6  434 
722 

58  887 
1851 
81 
1  499 
441 

4  480 

5  259 
124 

20  668 

10  903 
37  166 

7  978 
25  880 

616 
535 
5711 
503 

3  271 


6  091 

1048 

378 
418 
8  673 
1  170 


236 

115 

3  229 
54 

1  816 

2  689 

61 
414 
414 
1  984 

704 
575 

824 

776 
603 

3  611 


14 
1043 


Braunkohle 


Braunkohle 

und 
Steinkohle 


lieh  erstreckt  sich  das  \'ersorgungsgebiet  der  Hallenser  und 
östlich  das  der  Niederlausitzer  Braunkohle. 

Der  Vollständigkeit  halber  seien  hier  auch  die  aus  dem 
Niederlausitzer  und  Brandenburger  Braunkohlenrevier  gespeisten 
Elektrizitätskraftwerke  angegeben,  trotzdem  als  Mitteldeutsches 
Braunkohlengebiet  in  dieser  Abhandlung  nur  das  Gebiet  west- 
lich der  Elbe  verstanden  wird.  Außer  dem  schon  behandelten 
Großkraftwerk  Lautawerk  sind  in  Hoyerswerda  die  städtischen 
Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswerke  zu  nennen,  das  Werk  der 
Elektrizitäts  -  Lieferungsgesellschaft  Berlin  in  Dahme  und 
Trebbin  und  der  allgemeinen  Lokal-  und  Straßcnbahngesell- 
schaft,  Berlin,  in  Frankfurt  a.  O.  Seine  Grenze  gegen  den  Ein- 
fluß der  Steinkohlenenergie  findet  das  Gebiet  in  den  Groß- 
Berliner  Werken;  gegen  das  Oberschlesische  Steinkohlengebiet 
zu  sind  die  städtischen  Elektrizitätswerke  Görlitz  und  Schweid- 
nitz noch  von  der  Braunkohle  gespeist. 

Die  Bedeutung  der  genannten  Werke  veranschaulicht  Zu- 
l^l  sammenstellung  Nr.  20. 


ätherische  Oele  und  Riechstoffe, 

Phosphor  düngemittel, 

Leim  und  Gelatine. 
All  diese  Fachgruppen  sind  zwecks  Förderung  der  gemein- 
samen     wirtschaftlichen     Interessen      im       ,,V  e  r  e  i  n  zur 
Wahrung    der    Interessen    der    chemischen  In- 
dustrie Deutschlands  E.  V."  zusammengefaßt. 

Dieser  Verein  vertritt  zusammen  mit  dem  ,,Arbeitgeberver- 
b;ind  der  chemischen  Industrie  Deutschlands"  in  der  „Reichs- 
arbeitsgemeinschaft Chemie"  die  Arbeitgeber-Interessen,  wäh- 
rend die  der  Arbeitnehmer  vom  „Verband  der  Fabrikarbeiter 
Deutschlands",  dem  „Zentralverband  christlicher  Fabrik-  und 
Transportarbeiter",  dem  „Gewerkverein  der  deutschen  Fabrik- 
uiid  Haiularbeiter"  und  dem  ,,Bund  angestellter  Chemiker  und 
Ingenieure"  wahrgenommen  werden. 

Ein  Hauptteil  der  auf  der  Braunkohlenenergie  aufgebauten 
chemischen  Industrie  Mitteldeutschlands  ist  um 
Bitterfeld  bei  Wittenberg  und  bei  B  e  r  n  b  u  r  g  im 
Anhaltinischen  zu  finden.  Auch  Magdeburg,  Halle,  Merseburg 
und  Leipzig  mit  Umgebung  weisen  bedeutende  Werke  auf.  Die 
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auch  zur  chemischen  Industrie  gerechnete,  von  den  reinen 
Brauiikohlcngewerkschaften  Riebeck  und  Werschen-Weißenfels 
betriebene  Schwclindustrie  und  von  der  I^eutschcn.  Erdöl-A.-G. 
aufgenommene  Weiterverarbeitung  der  Braunkohle  im  Geiie- 
ratorvcrf ahren  ist  an  anderer  Stelle  behandelt  worden.  Bei  der 
Schilderung  der  chemischen  Industrie  soll  entsprechend  ihrer 
Bedeutung  in  Mitteldeutschland,  die  Stickstoff-Industrie  ge- 
sondert beschrieben  werden. 

b)   Die  Stickstoff-Industrie  Mitteldeutschlands. 

1.    Was    führte   zum   Ausbau   der  Stickstoff- 
in d  u  s  t  r  i  e  ? 

Zwei  der  größten  Werke  der  Stickstoffindustrie  sind  in 
Mitteldeutschland,  auf  der  Kraftquelle  der  Braunkohle  fußend, 
im  Kriege  aufgebaut  worden;  das  Leun  a-W  c  r  k  der  Badischen 
Anilin-  und  Sodafabrik,  Ludwigshafen,  bei  Merseburg  gelegen, 
und  das  dem  Deutschen  Reich  gehörige  Werk  bei  Piesteritz. 

Es  sei  kurz  auf  die  Gründe  eingegangen,  die  zum  umfassen- 
den Ausbau  der  Stickstoff-Industrie  im  Kriege  zwangen: 

Stickstoff  wird  benötigt  für  die  Düngung  landwirtschaft- 
lich   benutzter   Bodenflächen    und    für    die   Verfertigung  von 


monsulfats  aus,  so  daß  die  vor  dem  Kriege  in  Deutschland  ge- 
wonnenen 550  000  t  Ammonsulfat  -  110  000  t  nutzbaren  Stick- 
stoff ergaben. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  erwähnt,  daß  in  Deutschland 
vor  dem  Kriege  :3000  t  Stickstoff  aus  15  000  t  Ammonsulfat  durch 
Vergasung  von  Brennstoffen  in  Generatoren  und  16  000  t  Stick- 
stoff aus  der  Luft  gewonnen  wurden,  so  daß  einem  Bedarf  von 
220  000  t  eine  Verfügungsmacht  über: 

105  000  t  Stickstoff  aus  Chilesalpeter, 

26  000  t  Stickstoff  aus  Norwegen, 

110  000  t  Stickstoff  aus  Koks  und  Gas, 

3  000  t  Stickstoff  aus  Generatorgas, 

16  000  t  Stickstoff  aus  der  Luft 

Summe:  260  000  t  Stickstoff 
gegenüberstand. 

Der  Krieg  sperrte  die  Einfuhr  aus  Chile  und  steigerte  den 
Bedarf  an  Salpetersäure  für  die  Munitionsverferligung  ins  Un- 
geheure. Aus  dem  Anmionsulfat  konnte  man  bisher  nicht  Sal- 
petersäure herstellen.  Oesterreich-Ungarn  verfertigte  jährlich 
knapp  20  000  t  Stickstoff. 


Zusammenstellung  20. 

Übersicht  der  nicht  staatlichen  Elektrizitätswerke  des  Braunkohlengebiets 
Helmstedt  — Magdeburg,  Bitterfeld — Anhalt 


O  r  t 


F  i  r  m  a 


Betriebst'orm 


Elektrizitäts-Arbeiten 
in  1000  kWh/Jahr 


aus  eigenem 
Werk 


durch  fremde 
Zuieiluiig 


Betriebskraft 


Braunschweig 

Straßef -Eisenbahn-Gesellschaft,    Abt.  Elektrizi- 

Priv. 

12  975 

tätswerk 

Neuhaidensieben 

Städtische  Elektrizitäts- Werke 

Komm. 

107 

282 

Magdeburg 

Städtische  Elektrizitäts-Werke 

Komm. 

20  054 

10  644 

Harbke 

Zentrale  Harbker  Kohlenwerke 

Priv. 

37  998 

Coßwig  i.  A. 

G.  m.  b.  H. 

Priv. 

405 

Bitterfeld 

Elektrizitäts-Werke  Bitterfeld 

Priv. 

8  681 

Elektrizitäts-Lieferungs-Gesellschaft  Berlin 

Zschornewitz 

Elektrowerke  A.-G.  Berlin 

Priv. 

97  000 

Holzweissig  b.  Bitterfeld 

Grube  Leopold 

Priv. 

:5U  67« 

97  000 

Nachterstedt 

Braunkohlengrube  Concordia 

Priv. 

;u  -dar 

97  000 

Helmstedt 

Überlandzentrale  Helmstedt  A.-G. 

Priv. 

10  550 

4  287 

Blankenburg  a.  Harz 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Komm. 

507 

4  287 

Lautawerk  (Lausitz) 

Mitteldeutsche  Kraftwerke  A.-G.,  Pächter  Ver- 

Komm. 

119  656 

4  287 

einigte  Elektrizitäts-Werke  A.-G. 

Hoyerswerda 

Städtische  Gas-,  Wasse  -  und  Elektrizitäts-Werke 

Komm. 

20 

46o 

Luckenwalde 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Komm. 

2  HÖH 

Dahme 

Elektrizitäts-Lieferungs  Gesellschaft  Berlin 

Priv. 

.•508 

Frankfurt  a.  O. 

Allgemeine  Lokal-  und  Straßenbahn-Gesellschaft 

Priv. 

204 

4  SßO 

Trebbin  (Teltow) 

Elektrizitäts-Lieferungs-Gesellschaft  Berlin 

Priv 

:373 

Berlin 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk 

Komm. 

188  918 

165  198 

Berlin-Lichtenberg 

Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitäts-Werke  der  Stadt 

Komm. 

9  968 

1  637 

Lichtenberg 

Berlin-Tegel 

A.  Borsig 

Priv. 

7  415 

295 

Cöpenick 

Städtisches  Elektrizitäts-Werk  Cöpenick 

Komm. 

2  4.S7 

2  823 

Eberswalde 

Städtische  Licht-  u.  Wasserwerke  u.  Straßenbahn 

Komm 

850 

413 

Braunkohle 


Braunkohle  u. 
Steinkohle 


Spreng-  und  Schießstoffen.  Jede  dem  Ackerboden  als  Dünge- 
mittel zugeführte  Tonne  Stickstoff  vermehrt,  naturgemäß  in 
ackervvirtschaftlicher  Begrenzung,  die  Getreideernte  um  16  t,  die 
Hackfruchternte  um  100  bis  125  1.  Der  Bedarf  der  deutschen 
Landwirtschaft  betrug  vor  dem  Kriege  etwa  200  000  t  Stickstoff. 
Die  Sprengstoff-,  Farbstoff-,  medizinische  usw.  -Industrie  be- 
nötigte vor  dem  Kriege  etwa  20  000  t,  also  insgesamt  mußten 
220  000  t  beschafft  werden. 

Zu  mehr  als  die  Hälfte  geschah  dies  durch  Einfuhr  von 
jährlich  2  750  000  t  Chilesalpeter,  eines  Naturproduktes  mit  rund 
15  %  Stickstoffgehalt,  also  gleich  105  000  t  Stickstoff  (einem 
Wert  von  etwa  150  Millionen  Goldmark  entsprechend)  und 
durch  100  000  t  Salpeter  und  Kalkstickstoff  aus  Norwegen,  die 
etwa  26  000  t  Stickstoff  entsprachen.  Etwa  die  andere  Hälfte 
wurde  aus  den  Nebeni)ro(luktcn  der  Kokereien  und  Gasanstalten 
in  Deutschland  hergcbtrllt.  Die  aus  Pflanzenstoffen  entstandene 
Kohle  enthält  durchschnittlich  etwa  1  %  Stickstoff,  von  dem 
sich  der  vierte  Teil  in  den  gasförmigen  Destillationsprodukten 
der  Kohle  in  der  F'orni  von  Ammoniak  findet,  das  durch  Bin- 
dung mit  Schwefelsäure  als  Ammoniaksulfat  —  schwefelsaures 
Ammoniak  —  für  Landwirtschaft  und  Industrie  verwendbar  ist. 
Der  gebundene  Stickstoff  macht  nur  den  fünften  Teil  des  Am- 


Braunkohlc 


Braunkohle 

und 
Steinkohle 


Aus  dieser  verzweifelten  Lage  konnte  nur  der  sofortige, 
großzügige  Ausbau  der  Stickstoff-Industrie  helfen,  in  der  ein- 
mal zur  Gewinnung  von  Stickstoff  Ammonsulfat  in  Salpeter- 
säure verwandelt  und  zweitens  Stickstoff  aus  der  Luft  geholt 
wurde. 

2.    Arten  der  Stick  Stoffgewinnung. 

Der  Gedanke,  den  Stickstoff  aus  der  Luft  zu  holen,  ist  nahe- 
liegend, da  die  atmosphärische  Luft  zu  rund  '/s  aus  Stickstoff- 
gas und  Vs  :iiis  Sau'erstoffgas  besteht.  Erst  Anfang  des  20.  Jahr- 
hunderts haben  sich  drei  brauchbare  Verfahren  herausgebildet: 

1.  Das  Kalkstickstoff  verfahren  von  Frank  und 
C  a  r  o.  Das  sich  aus  elektrischer  Verschmelzung  von 
Koks  und  Kalk  ergebende  Kalziumkarbid  wird  auf  elek- 
trischem Wege  mit  athmophärischem  Stickstoff  chemisch 
zu  Kalkstickstoff  verbunden.  Es  enthält  20  %  gebunde- 
nen Stickstoff.  Zur  Gewinnung  von  1  t  gebundenen  Stick- 
stoff werden  3,4  t  Koks,  7,6  t  Kalkstein  und  15—17  000 
Kilowattstunden  elektrische  Kraft  und  als  Brennstoff  15 
bis  18  t  Kohle  benötigt. 

2.  Das  elektrische  Lichtbogen  verfahren.  Die 
Hitze  des  elektrischen  Funkens  bildet  aus  den  beiden  Luft- 
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bestandteilen,  Sauerstoff  und  Stickstoff,  eine  chemische 
\'erbindung  von  Stickstoffoxiden,  aus  denen  u.  a.  Sal- 
petersäure, Natronsalpeter  und  Annuonsalpetcr  hergestellt 
werden.  Der  elektrische  Kraftbedarf  zur  Erzeugung  von 
1  t  gebundenen  Stickstoff  auf  diesem  Wege  beträgt  85  bis 
100  000  Kilowattstunden  und  45  t  Fcuerungskohle. 
o-  Das  Haber-Bosch  -V  erfahren,  welches  reinen  gas- 
förmigen Stickstoff  und  gasförmigen  Wasserstoff  unter  150 
bis  200  Atm.  Druck  und  unter  Einwirkung  von  reaktions- 
fördernden  Stoffen  (Katalysatoren)  sich  bei  500  bis  550  t 
zu  Ammoniakgas  verbinden  läßt.  Um  hierdurch  1  t  ge- 
bundenen Stickstoff  herzustellen,  werden  6 — 9  t  Kohle  als 
Feuerungsstoff  benötigt. 

Der  hohe  Bedarf  an  elektrischer  Energie  ließ  das  elektrische 
Lichtbogenverfahren  für  Deutschland  unwirtschaftlich  er- 
scheinen. Auf  das  Kalkstickstoffverfahren  wurden  in  kürzester 
Zeit  die  Reichsstickstoffwerke  aufgebaut,  die  jetzt  550  000  t  Kalk- 
stickstoff =  110  000  t  gebundenen  Stickstoff  herzustellen  in  der 
L.age  sind.  Die  badische  Anilin-  und  Sodafabrik  benutzte  das 
Haber-Bosch-\'erfahren,  um  in  ihren  gewaltigen,  großzügigen 
Ntuanlagen  jetzt  200  000  t  Stickstoff  herzustellen;  geplant  ist  die 
Erzeugung  von  300  000  t.  (Werke  in  Oppau  bei  Ludwigshafen 
und  in  Leuna  bei  Merseburg.) 

Die  während  des  Krieges  geschaffene  Stickstofferzeugung 
ist  2K'  mal  größer,  als  der  Bedarf  Deutschlands  vor  dem  Kriege 
einschließlich  der  Salpetercinfuhr  betrug;  sie  übertrifft  die  Vor- 
kriegserzeugung Deutschlands  um  das  fünffache  und  hat 
Deutschland  wohl  für  alle  Zeit  unabhängig  vom  Ausland  im,  Be- 
zug von  Stickstoff  gemacht. 

Die  Wahl  der  Produktionsstätten  hatte  nach  der  Lage  der 
Energiequellen  zu  erfolgen.  Wegen  Ueberinanspruchnahme  kam 
Steinkohle  nicht  in  Frage.  Während  die  Kalkstickstoffwerke 
in  Oberbayeru  sich  die  Wasserkraft  nutzbar  machen,  sind  die 
größten  Werke  an  die  Gewinnungsstätten  der  Braunkohle  in 
Mitteldeutschland  herangegangen.  Das  Reichswerk  bei 
Piesteritz  (Bauzeit  1915/1916)  arbeitet  nach  dem  Kalkstick- 
stoffverfahren. Erzeugung  (175  000  t  jährlich).  Die  elektrische 
Kraft  wird  durch  Verbrennung  von  Rohbraunkohle  aus  eigenen 
Gruben  unter  direkter  Zuführung  auf  die  Kesselfeuerung  in 
Stärke  von  75  000  kW  gewonnen.  Jährlich  werden  550  bis 
600  Mill.  kW-Stundcn  geleistet.  Die  Zuführung  des  Stroms  zum 
Werk  erfolgt  auf  einer  über  20  km  langen  Leitung.  Von  dem 
Umfang  des  Werks  kann  man  sich  eine  ungefähre  Vorstellung 
machen,  wenn  man  überlegt,  daß  die  Eisenbahnanlagen  15  km- 
Gleisc  umfassen,  daß  350  Wohnhäuser  außer  einer  Baracken- 
stadt als  Wohnkolonie  dem  Werk  angegliedert  sind  und  daß 
eine  3  km  lange  Automobilstraße  das  Werk  umzieht.  Die  im 
Piesteritzer  Werk  Brot  findenden  Angestellten  und  die  Arbeiter- 
schaft erreichte  im  Jahre  1921  die  Zahl  von  etwa  2600. 

Das  Werk  bei  dem  Orte  Leuna  (unweit  Merseburg),  ge- 
gründet von  der  Badischen  Anilin-  und  Sodafabrik  in  Ludwigs- 
hafen, arbeitet  nach  dem  Haber-Bosch-Vcrfahren.  Es  ist  ein 
Schwesterwerk  des  bei  Ludwigshafen  in  Oppau  begründeten 
Werks,  mit  dem  es  zusammen  eine  G.  m.  b.  H.  bildet  (500  Mill. 
Mark  Kapital).  Seine  Fabrikation  soll  nach  Fertigstellung 
aller  Bauten  auf  200  000  t  gebracht  werden.  Durch  eigene 
Braunkohlcngruben  im  naheliegenden  Geiseltal,  mit  denen  das 
Werk  durch  eigene  \'ollbahn  in  Verbindung  steht,  ist  es  in 
seiner  Energieversorgung  auf  sich  selbst  gestellt.  Die  Roh- 
braunkohle wird  in  eigenen  Talbotwagenzügen  auf  den  an  das 
Werk  anschließenden  umfangreichen  Rangierbahnhof  gebracht, 
in  Bunker  entleert  und  mittelst  sinnreicher,  technisch  vollkom- 
mener Transportvorrichtuiigen  auf  die  Feuerungsroste  befördert. 

Im  Werk  waren  am  1.  Januar  1921  etwa  21000  Personen 
beschäftigt,  von  denen 

1  900  auf  die  Angestellten, 
9  611  auf  die  Fabrikationsarbeiterschaft 
und  der  Rest  auf  die  mit  dem  weiteren  Ausbau  beschäftigten 
Personen  entfielen. 

Nach  Beendigung  des  Ausbaues  (1922)  wird  der  Vollbetrieb 
14—15  000  Köpfe  und  die  ständigen  Bauarbeiten  etwa  .3000  Per- 
sonen, zusammen  etwa  18  000  Köpfe,  erfordern. 

Wie  aus  Skizze  21  .  ersichtlich  ist,  hat  die  Arbeiter- 
schaft nur  zum  geringsten  Teil  zurzeit  in  unmittelbarer  Werks- 
nähe Unterkunft.  Halle,  Merseburg,  Leipzig,  Weißenfels,  Naum- 
burg und  Orte  tief  in  Thüringen  geben  ihnen  Wohnung.  Ein 
umfangreicher  Arbeiterzugverkehr  bewältigt  die  zurzeit  26  000 
Leuna-Arbciterfahrten  täglich,  l^urch  umfassende  Siedlungs- 
bauten in  Werksnähe  soll  der  Mehrzahl  der  Arbeiter-  und  An- 
gistelltcn-Belegschaft    Wohnung   geschaffen  werden. 

Um  die  aus  der  Braunkohle  zu  entnehmende  elektrische 
Kraftquelle  sicher  zu  stellen,  hat  die  Badische  Anilin-  und  Soda- 
fabrik für  ihr  Merseburger  Werk  die  Wcllendorfer  Kohlcn- 
"werke  A.-G.  in  Halle  durch  Aufkauf  der  gesamten  Aktien  er- 
worben, um  späterhin  ■  an  den  Ausbau  der  Werke  zu  gehen. 
Zunächst  bezieht  sie  elektrischen  Strom  und  Rohbraunkohe  aus 
der  (iewerkschaft  „Elicse  II"  der  Dorstcwitz-Rattmannsdorfcr- 
Braunkohlen-Ind.-Ges.  im  Geiseltal,  deren  Aktienkapital  sie  zum 
allergrößten  Teil  im  Besitz  hat.    Sie  hat  die  Gewerkschaft  durch 
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den  Bau  eines  modernen  Elektrizitätswerks  und  den  Ausbau 
einer  vollspurigen  Kohlenbahn  zum  Leunawerk  ihren  Zwecken 
dienstbar  gemacht. 

Den  Gipsbedarf  für  die  Fabrikation  deckt  das  Leunawerk 
aus  den  am  Südharz  gelegenen  Gipsvorkommen.  Bei  Nieder- 
sachswerfen hat  es  eine  moderne  Gipsfabrik  erbaut,  aus  der  ge- 
schlossene Züge  mit  eigenen  Wagen  den  Transport  nach  Leuna 
bewerkstelligen. 

c)   Die  sonstige  chemische  Großindustrie  Mitteldeutschlands. 

Unter  der  Bitterfelder  chemischen  Industrie 
ragt  die  chemische  Fabrik  Griesheim  Elektro  n  beson- 
ders hervor.  Sie  beherrscht  auch  durch  die  von  ihr  gelieferte 
Elektrizität  die  übrigen  dort  ansässigen  Werke.  Die  Stamm- 
firma in  Frankfurt  a.  M.  siedelte  sich  im  Jahre  1899  im  mittel- 
deutschen Braunkohlengebiet  an,  indem  sie  mit  den  auf  der 
Braunkohle  basierenden  elektrochemischen  Werken  in  Bitterfeld 
einen  Pachtvertrag  abschloß,  der  ihr  die  Benutzung  der  Anlagen 
zur  Herstellung  von  Chlorprodukten,  Alkalien,  Karbid,  Natrium 
und  Magnesium  gewährleistete.  Schon  vor  dem  Kriege,  aber 
besonders  während  desselben,  haben  die  Griesheimer  Elektron- 
werke eine  gewaltige  Ausdehnung  gewonnen.  Das  Werk  I 
in  Sandersdorf  bei  Bitterfeld,  beschäftigte  im  Jahre  1920 
etwa  3100  Arbeiter  und  produzierte  Aetzkali,  Chlor,  Clorkalk, 
Pottasche,  Perganat,  Phosphor,  Elektroden,  Chlormagnesium, 
Elektrometalle  und  Salzsäure.  Seine  elektrische  Kraftanlage 
\ersorgt  die  im  Jahre  1903  in  Bitterfeld  gegründete,  im  Jahre 
1920  etwa  280  Arbeiter  beschäftigende  Benzolfabrik  der- 
selben Firma  mit.  Ebenso  ist  auf  die  Kraftzufuhr  von  Werk  I 
die  in  Saiidersdorf  entstandene  Säurefabrik  der  Griesheim- 
Elcktron-Werke  angewiesen,  die  im  Jahre  1920  etwa  750  Arbei- 
tern Brot  gab.  Sie  verarbeitet  das  in  Spezialwagen  mit  Sonder- 
zügen \on  dem  auf  der  Braunkohle  aufgebauten  Leunawerk 
(Ammoniakwerk  Merseburg  der  Badischen  Anilin-  und  Soda- 
fabrik) herbeigeschafften  Ammoniakwasscr  unter  Verwendung 
von  Soda  und  Schwefelsäure.  Ihre  Produkte  sind  Natronsalpeter 
und  Salpetersäure.  Das  Werk  II  von  (j  riesheim -Elek- 
tro n  liegt  in  B  i  t  t  e  r  f  e  1  d  selbst.  Mit  etwa  1240  Arbeitern  im 
Jahre  1920  ist  seine  Produktion  ähnlich  Werk  I  auf  Aetzkali, 
t"hlor,  Chlorkalk,  Wasserstoff,  Magnesium  gerichtet.  Auch  seine 
durch  Braunkohle  gespeiste  elektrische  Zentrale  versorgt  nicht 
luir  den  Eigenbedarf,  sondern  liefert  u.  a.  Strom  an  die  mit  etwa 
1000  Köpfen    arbeitenden    Elektrochemischen  Werke 

ni.  b.  H.,  Bitterfeld,  die  seit  1898  bestehen  und  sich  mit 
der  Fabrikation  von  Oxalsäure,  Oxalsäuren  Salzen  und  ameisen- 
sauren Natron  befassen.  Außer  der  mit  etwa  6700  Köpfen 
arbeitenden  Wolfener  Farbenfabrik  (A.-G.  für  Anilin- 
fabrikation) bleiben  im  Bitterfelder  Bezirk  noch  zu  erwähnen 
das  mit  etwa  500  Köpfen  arbeitende  A  1  u  m  i  ni  u  m  w  e  r  k  Bit- 
terfeld der  vereinigten  Aluminium-Werke  A.-G.  (Lautawerk)  — 
ein  Werk,  das  früher  als  elcktrometallurgische  (Gesellschaft  auch 
zu  Griesheina-Elektron  gehörte  —  ferner  die  etwa  100  Arbeiter 
beschäftigenden  Chemischen  W  e  r  k  e  in  Wolfen,  die  seit 
1901  bestehen  und  Benzolsäure,  Benzoldehyd,  benzolsaures 
Natron  und  als  Nebenprodukt  Salzsäure  verfertigen.  Die  in 
Wolfen  bestehende  Filmfabrik  mit  der  hohen  Arbeiter- 
zahl von  etwa  2600  Köpfen  muß  wegen  ihrer  Bedeutung  ebenfalls 
aufgeführt  werden.  Sie  verfertigt  kincmatographische  Films 
und  besteht  seit  1909.  Bemerkenswert  ist  noch  die  seit  1919  in 
Z  s  c  h  o  r  n  e  w  i  t  z  mit  etwa  130  Mann  arbeitende  Elektro- 
schmelze.  Immer  wieder  sei  betont,  daß  die  Kraftquelle 
für  alle  diese  hochwertigen  Industriestätten  in  der  mitteldeut- 
schen Braunkohle  liegt. 

Das  an  der  Elbe  liegende,  früher  so  ruhige,  historische 
Städtchen  Wittenberg  hat  durch  die  hochwertigen  Braun- 
kohlenschätze seiner  Umgegend  ein  industrielles  Gepräge  er- 
halten. Die  M  itteldeutsche  n'^Stickstoff  werke  in 
Piesteritz  sind  bereits  gesondert  beschrieben  worden.  Große 
Bedeutung  haben  die  mit  über  2000  Arbeitern  arbeitenden 
G  u  m  m  i  w  e  r  k  e  -  A.-G.  in  Piesteritz-Kleinwittenberg  und  die 
Färb-  und  Gerbstoffwerke,  Paul  Gulden  &  Co.,  A.-G. 
in  Piesteritz,  die  seit  1896  bestehen  und  etwa  400  Arbeiter  be- 
schäftigen. Das  bei  weitem  umfangreichste  Werk  ist  in  der 
Nähe  Wittenbergs  die  in  Rheinsdorf  gelegene  Sprengstoff- 
fabrik der  Westf.  Anhalt.  Sprengstoff-A.-G.  (Wasag)  Che- 
mische Fabrik  mit  etwa  2500  Arbeitern. 

Die  deutschen  Solvay  - Werke  A.-G.  in  B  e  r  n  b  u  r  g 
haben  in  Mitteldeutschland  auf  der  Braunkohlenindustrie  aus- 
gedehnte Anlagen  aufgebaut.  Außer  ihren  Werken  in  Baden, 
Elsaß-Lothringen  und  in  Hamburg  besitzen  sie  in  Anhalt  und 
Preußen  Braunkohlenfelder  und  -gruben,  Brikettfabriken,  Kali- 
und  Steinsalzbergwerke  und  chemische  Fabriken.  Eine  vertikale 
Gliederung  ermöglicht  ihnen  eine  möglichst  rentable  Produk- 
tionsweise. Dadurch,  daß  sie  die  zur  Fabrikation  von  Natron- 
kali und  Chromsalzcn  benötifiten  Rohstoffe  selbst  gewinnen 
und  die  Rückstände  fabrikmäßig  verwerten,  bilden  -  sie  ein  auf 
eigener  Kraft  beruhendes,  in  sich  gefestigtes  und  von  äußeren 
Zufuhreinflüssen  unabhängiges  Unternehmen. 

(Fortsetzung  folgt.) 
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Verschiedenes 


16.  Jahrgang.   Heft  IH.   6.  flpril  1922 


Schlecht  ist  der  Wahn,  doch  wer  an  seinen  Wahn  das 
Leben  setzt,  der  ist  der  Sclilechten  keiner.  (Kaupaih) 


VERSCHIEDENES 


Heimisch  in  der  Welt  wird  man  nur  durch  Arbeit.  — 
Wer  nicht  arbeitet  ist  heimatlos.  (Auerbach) 


AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 
Das  Siedlungswesen  auf  der  Mitteldeutschen  Ausstellung 
1923  in  Magdeburg.  Die  Abteilung  „Siedlung"  hat  auf  Grund 
der  bisherigen  Beschickung  bereits  einen  Umfang,  daß  sie  als 
selbständige  Baufachausstellung  angesehen  werden  kann.  In 
den  Kreisen  der  Bauindustrie,  bei  der  deutschen  Architekten- 
schaft und  bei  den  Trägern  des  gemeinnützigen  Siedlungs-  und 
\N"ohnungswesens  zeigt  sich  der  Wunsch,  der  Oeffentlichkeit  zu 
zeigen,  was  zur  Behebung  und  Linderung  der  Wohnungsnot  ge- 
schaffen wurde  und  welche  neuen  Wege  zu  beschreiten  sind. 

Film  und  Lichtbild  auf  der  Deutschen  Gewerbeschau  Mün- 
chen 1923.  Um  die  Wirkung  von  Fihn  und  Lichtbild  nach  allen 
Richtungen  zu  zeigen,  wird  auf  der  Deutschen  Gewerbeschau 
ein  liesondercr  Vorführungsraum  erbaut  werden,  mit  dessen  Aus- 
gestaltung Architekt  Max  Wiederanders  betraut  ist.  Die  Vor- 
führungen von  Lichtbildern  werden  hauptsächlich  die  Entwick- 
lung der  neuzeitlichen  deutschen  Architektur  vom  Jahre  1900 
ab  zum  Gegenstand  haben.  Ein  breiterer  Raum  ist  für  den 
Film  in  Aussicht  genommen.  Es  sollen  Kulturfilme  wissen- 
schaftlichen, technischen  und  gewerblichen  Inhalts  gezeigt  wer- 
den. Der  Kreis  der  hierbei  zugelassenen  Filme  ist  gegenüber 
dem  enger  gehaltenen  Rahmen  der  Gewerbeschau  selbst  nicht 
unwesentlich  erweitert,  so  daß  auch  solche  Lidustrien  Gelegen- 
heit haben,  auf  der  Ausstellung  vertreten  zu  sein,  deren  Erzeug- 
nisse nicht  unter  das  begrenztere  Gebiet  der  Gewerbeschau  fallen. 

Nähere  Auskünfte  über  Ort  und  Zeit  der  Vorführungen  und 
über  Flerstellung  geeigneter  Filme  erteilt  die  Geschäftsstelle  der 
Deutschen  Gewerbeschau,  München,  Theresienhöhe  4  a. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

i30n=  Polen.  Seit  dem  Amtsantritt  des  Eisenbahnniinisters 
Dr.  Sikorski  wurde  die  Neuorganisation  der  Polnischen 
Staatsbahnen  energisch  in  Angriff  genommen.  Es  wurde  ein  Orga- 
nisationsausschuß von  Mitgliedern  der  früheren  Teilgebietseisen- 
bahnen eingesetzt  unter  Vorsitz  des  Vizepräsidenten  Dr.  M  sser 
der  Eisenbahndirektion  Posen.  Die  Einrichtung  eines  Eisen- 
bahnzentralamtes wird  in  die  Wege  geleitet,  eine  Sparsamkeits- 
kommission schlug  die  Entlassung  von  20  000  Angestellten  vor, 
die  nach  und  nach  durchgeführt  wird.  Leider  mußte  der  jetzige 
Minister  Sikorski  wegen  Ueberarbeitung  zur  Wiederherstellung 
der  Gesundheit  einen  längeren  Urlaub  antreten.  Die  Geschäfte 
werden  vom  Unterstaatssekretär  Eberhard  geführt.  Der  jetzige 
Präsident  Dobrzycki  der  Eisenbahndirektion  Posen  ist  als 
Leiter  der  neuen  polnischen  Direktion  in  Oberschlesien  aus- 
ersehen; er  wird  auch  die  Uebernahmearbeiten  leiten.  Während 
der  Uebergangsperiode  in  Posen  hat  er  es  verstanden,  unter  den 
schwierigsten  Verhältnissen  den  Betrieb  wieder  auf  eine  Höhe  zu 
bringen,  die  fast  an  die  Vorkriegszeit  heranreicht.  Die  Umstellung 
war  doch  eine  ungeheure,  Ausbildung  neuen  Personals  unter  Ver- 
wendung eines  kleinen  Stammes  von  früheren  Berufseisen- 
bahnern, eine  neue  Einstellung  des  Betriebes  mit  Posen  als 
Mittelpunkt  und  der  Mangel  an  Ersatzmaterialien.  Der  Beamten- 
etat ist  vollkommen  ausgefüllt,  so  daß  Neueinstellungen  nicht 
mehr  vorgenommen  werden.  Methoden  der  wissenschaftlichen 
Betriebsführung  und  psychotechnische  Eignungs-Methoden  wer- 
den angewandt.  Das  Verhältnis  der  Verwaltung  zu  den  Beamten- 
und  Arbeiterorganisationen  ist  gut,  radikale  Strömungen  in  der 
Arbeiterschaft  sind  nicht  vorhanden.  Allerdings  ist  auch  hier 
wie  in  allen  valutaschwachen  Ländern  das  Verhältnis  der  Ge- 
hälter zu  den  Preisen  der  Lebensmittel  noch  nicht  das  ent- 
sprechende. Durch  Zahlung  einer  Weihnachtsvergütung  und 
einer  besonderen  Beihilfe  im  Februar  und  im  März  wurde  ein 
Ausgleich  geschaffen.  Auch  in  Polen  ist  der  Gehaltsabstand 
zwischen  höheren  Beamten  und  Arbeitern  sehr  gering. 

BÜCHERBESPRECHUNG 
Der  Friedensvertrag  und  Deutschlands  Stellung  in  der  Welt- 
wirtschaft. Verlag  von  Julius  Springer.  1921.  Preis:  Geheftet 
etwa  28  Mark  und  Teuerungszuschlag. 
Die  Deutsche  Weltwirtschaftliche  Gesell- 
schaft hat  es  in  dankenswerter  Weise  unternommen,  durch  den 
Mund  wissenschaftlich  bedeutender  und  im  Wirtschaftsleben  eine 
Rolle  spielender  Männer  die  wirtschaftliche  Grundlage  zu  schil- 
dern, auf  die  Deutschland  durch  das  Versailler  Diktat  zwangs- 
weise gestellt  worden  ist.  Von  der  Geschichte  der  Friedensver- 
handlungen angefangen,  bearbeitet  von  Prof.  d.  öff.  Rechts 
Dr.  Kraus,  Königsberg,  werden  die  durch  den  Friedensvertrag 
hervorgerufenen  territorialen  und  bevölkerungspolitischen  Ver- 
änderungen durch  Univ.-Prof.  Dr.  Vogel,  Berlin,  und  die  be- 
schränkte Versorgung  Deutschlands  mit  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen durch  Univ.-Prof.  Dr.  Dade,  Berlin,  in  treffender 
Weise    geschildert.    Die    Stellung    der    deutschen  Brennstoff- 


veisorgung  durch  Versailles  behandelt  Bergassessor  A.  M  a  c  c  o, 
Köln,  während  die  Rohstoffversorgung  von  Univ.-Prof.  Dr. 
E  u  1  e  n  b  u  r  g  ,  Kiel,  erörtert  wird.  Ueber  die  Beeinträchtigung 
des  deutschen  Außenhandels  und  die  Vergewaltigung  deutschen 
Privateigentums  im  Ausland  gibt  Geh. -Rat  Exz.  Lusensky 
eine  leider  nur  zu  sehr  der  Wirklichkeit  entsprechende  Schilde- 
rung. Der  Direktor  der  M.A.N.,  Präsident  Dr.  Guggen- 
heim e  r ,  weist  in  dem  von  ihm  behandelten  Abschnitt  auf  die 
Willkür  hin,  der  das  gewerbliche  Eigentum  durch  das  Friedens- 
diktat ausgesetzt  ist,  wodurch  ein  Zusammenarbeiten  der  Kultur- 
länder im  technischen  Fortschritt  vorerst  unterbunden  is^  Der 
Präsident  des  Reichswanderungsamtes,  Dr.  Jung,  gibt  einen 
Ueberblick  über  die  für  die  Auswanderung  getroffenen  Bestim- 
mungen und  weist  mit  Recht  auf  die  Gefahren  hin,  die  im  Ver- 
bot der  deutschen  Grenz-  und  innerstaatlichen  Ueberwachung  des 
Eisenbahnverkehrs  der  Durchwanderer  nach  und  von  den  Häfen 
der  Feindmächte  liegen'.  Wie  auch  schon  diese  Abhandlung,  so 
sind  besonders  für  den  Verkehrstechniker  von  Interesse  die  Ein- 
wirkungen des  Friedensvertrages  auf  die  Seeschiffahrt  (be- 
arbeitet von  Dr.  S  t  u  b  m  a  n  n,  Hamburg),  auf  den  deutschen  Eisen- 
bahnverkehr (bearbeitet  von  Ministerialrat  im  Reichsverkehrs- 
ministerium Scholz),  auf  die  Binnenschiffahrt  (bearbeitet  von 
Geh.  Baurat  Prof.  de  S  h  i  e  r  r  y,  Berlin),  auf  den  Weltnachrichten- 
vcrkehr  (bearbeitet  von  Staatssekretär  im  Reichspostministerium 
Dr.  Bredow),  und  auf  den  Luftverkehr  (bearbeitet  von  Staats- 
sekretär a.  D.  Euler,  Frankfurt  a.  M.).  Ein  gründliches  Stu- 
dium dieser  Abschnitte  sei  jedem  empfohlen,  der  sich  mit  Ver- 
kehrsfragen befaßt  und  besonders  auch  dem,  der  heutige  Ver- 
kehrszustände  bemängelt.  Wir  sind  nicht  mehr  Herr  im  Hause 
und  müssen  vorläufig  mit  den  Versailler  Bestimmungen  rechnen. 
Die  jedermann  bekannt  sein  sollenden  Lasten,  die  uns  Versailles 
auferlegt  hat,  bilden  die  von  Lansburgh,  Berlin,  dargestell- 
ten finanziellen  Verpflichtungen;  ist  doch  auf  diese  unser 
jetziges  Finanzelend  zurückzuführen.  Ueber  die  durch  Teil  XIII: 
Arbeit  des  Friedensvertrages  getroffenen  sozialpolitischen  Be- 
stimmungen als  einzigen  Lichtblick  des  Diktats  spricht  Prof. 
Dr.  F  r  a  n  c  k  e.  Den  Beschluß  bildet  die  von  Prof.  Dr.  Bonn, 
Handelshochschule  Berlin  geschriebene  Abhandlung  über  Völker- 
bund und  Weltwirtschaft. 

Diese  Schilderung  des  Inhalts  zeugt  von  dem  überaus  reich- 
haltigen Stoff  des  Buches,  das  in  faßlicher,  ansprechender  Form 
eine  noch  vielen  so  notwendige  Aufklärung  über  die  Deutsch- 
land durch  den  Versailler  Vertrag  erwachsenen  Lasten  gibt,  und 
manchem  die  Erklärung  für  heutige  unbequeme  Zustände  bringen 
wird.  Dr.  rer.  pol.  Baumann. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

g"  Die  elektrisch  betriebene  schwedische  Staatsbahn  wird 
mit  Strom  aus  einem  Werk  versorgt,  das  aus  den  Parjus-W^asser- 
fällen  seine  Kraft  schöpft.  Die  Hauptschwierigkeit  beim  Bau 
dieses  Werkes  bestand  nach  „Natur  und  Technik"  darin,  daß  die 
Parjus-Fälle  den  größten  Teil  des  Jahres  über  vereist  sind. 
Man  hat  deshalb  das  Kraftwerk  in  der  Erde  errichtet.  Von  der 
Sohle  des  Flußlaufes  wurden  über  50  m  tiefe  Stollen  in  den  Berg 
gesprengt,  die  in  gewaltige  Maschinenräume  münden.  In  diesen 
unterirdischen  Stollen  stehen  die  Turbinen  und  Generatoren,  ge- 
schützt gegen  alle  Witterungseinflüsse,  und  werden  das  ganze 
Jahr  hindurch  mit  Kraft  versorgt. 

"S  Die  Elektrisierung  japanischer  Bahnen  ist  in  ausgedehn- 
tem Maße  in  Aussicht  genommen.  Es  sind  von  der  Kommission 
für  elektrischen  Betrieb  der  japanischen  Staatsbahnen  mehr  als 
8200  km  zur  Betriebsumwandlung  vorgesehen.  In  erster  Linie 
kommen  alle  Linien  städtischer  \^orortbahnen  mit  schwerem  Be- 
trieb in  Frage,  wozu  etwa  300  km  zu  zählen  sind.  In  zweiter 
Linie  sollen  Strecken  mit  starken  Steigtmgen  und  vielen  Tunneln 
elektrifiziert  werden,  wobei  die  elektrische  Energie  nach  Mög- 
lichkeit aus  verfügbaren  Wasserkräften  gezogen  werden  soll. 
Ein  weiterer  Gesichtspunkt  für  die  Auswahl  der  umzuwandeln- 
den Strecken  bildet  ^"erkürzung  der  Fahrzeit,  Vornahme  von 
Betriebserweiterungen  infolge  zunehmenden  Verkehrs,  und  die 
Nähe  von  Kohlenlagern  zur  Gewinnung  billiger  elektrischer 
Energie. 

"  Die  Erschließung  neuer  Steinkohlenfelder  durch  Errich- 
tung neuer  Schachtanlagen  hat  im  rheinisch-westfälischen  Koh- 
lenrevier die  Thyssengruppe  neuerdings  in  Angriff  ge- 
nommen. Sie  ist  zur  Aufbringung  der  für  neue  Schachtanlage 
notwendigen  Mittel,  die  sich  einschließlich  der  Arbeitersiede- 
lungen für  eine  Doppelschachtanlage  auf  . etwa  200  Mill.  M.  be- 
laufen, dadurch  imstande,  daß  sie  entsprechende  Entschädigungs- 
zahlungen für  die  in  Nordfrankreich  und  Lothringen  verloren 
gegangenen  Werke  und  Erzgerechtsame  erhalten  hat.  Es  han- 
delt sich  um  insgesamt  drei  Doppelschacht-  und  zwei  einfache 
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Schachtanlagen.  Wie  verlautet,  sollen  auch  der  Phönix  und  die 
Rheinischen  Stahlwerke  mit  Plänen  umgehen,  neue  Kohlen- 
zechen zu  errichten. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

An  der  Technischen  Hochschule  zu  Berlin  habilitierte  sich  in 
der  Abteilung  für  Bauingenieurwesen  auf  dem  Lehrgebiet: 
„Fern  melde-  und  sonstige  Schwachstrom  an  la- 
gen im  Eisenbahnbetriebe"  der  Regierungsbaurat  im 
Reichsverkehrsministerium,  Dr.-Ing.  Gerste  nberg.  Er  wird 
seine  \'orlesungen  im  kommenden  Sommerhalbjahr  aufnehmen. 


ROHSTOFFE 

*S  Krupp  in  Rußland.  Die  Anwesenheit  des  Direktors  der 
Krupp-Werke,  Prof.  Wiedfeld  in  London,  ist  infolge  seiner 
N'erhandlungen  mit  dem  dort  anwesenden  Präsidenten  der 
Russo-Asiatic-Corporation  mit  Recht  mit  industri- 
ellen Absichten  der  Firma  Krupp  in  Rußland  in  Zusammenhang 
gebracht  worden.  Es  handelt  sich  um  die  Ausbeutung  der  der 
russisch-asiatischen  Vereinigung  gehörenden  ausgedehnten 
Kupferminen  am  Ural.  Krupp  soll  bereits  den  gesamten 
Aktienbesitz  dieser  Bergwerke  in  seine  Hände  gebracht  haben. 

55  Ueber  die  Verteuerung  der  Baustoffe  gibt  die  Frankfurter 
Zeitung  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1921  bis  1.  März  1922  einen  inter- 
essanten Ueberblick.  Bis  auf  die  mit  G  (Großhandel)  bezeichneten 
Stoffe  beziehen  sich  die  nachstehenden  Preise  auf  die  des  Klein- 
handels. 


Carbolineum  1  kg   

Steinkohlenteer  1  kg  

Teerpappe  Nr.  100  10  qm  

Isolierpappe  aus  Nr.  80  1  qm . . 
Verzinkt.  Rabitzgewebe  1  qm  . . 
.^panndraht  verz.  3,1  mm  Im.. 

Drahtstifte  1  kg  1  Zoll  

Schie'ernägel  schwarz  1  kg  ... . 
Bleiweißfarbe,  streichfert   1  kg 

Rohes  Leinöl  1  kg ... .   

Terpentin  rein  1  kg  

Fußbodenlack  1  kg  

Baugips  1  Sack  40  kg   

Glas,  rh.  III  ^/^  b.  60  cm  1  qm  . . . . 
Kantholz  Tann.  Bauqual.  1  cbm 

ab  Lager   

Kantholz  Kief.  Bauqual.  1  cbm 

ab  Lager   

Dachlatten  .5/28/300,  1  Bd.=  30m 

1  Stück   

Holzstabgewebe  1  qm  

Stückkalk  weiß,  10  t  G  

Gem.  Sackkalk  schwarz  1  S  G 

OlOO/o  Leinölkitt  1  kg  G   

Kölner  Leim  1  kg  G   

B!eidruckrohre  100  kg   

Flußsand  1  cbm  ab  Werk  

Betonkies  1  cbm  ab  Werk  

Ringofensteine  1000  ab  Werk  . . 
Schwemmsteine  1000  ab  Werk  . . 
Schlackensteine  1000  ab  Werk 
Chamottsteine  mittel  SK  80,6 '/g 

cm   

Kauber  Schiefer  V,  1  m  G.... 

Portlandzement  50  kg   

Ziegel,   Bieberschwz.  1000  ab 

Werk  


1.  Juli 

l.Sept. 

1  Nov. 

I.März 

1921 

1921 

1921 

1922 

2.-/3.50 

2  45 

3.15 

5  30 

1.7U/1.90 

1.70 

2/25 

4.85 

44  — 

41.— 

68  — 

127.— 

7.75 

5.60 

? 

18.— 

450 

3.40 

9.— 

21.— 

0  27 

0.27 

0  60 

18.75*) 

6  80 

6  80 

9.65 

22.50 

10.— 

10.— 

14  30 

18  50 

16.— 

16.— 

29.— 

35/90 

14.— 

17.— 

27.— 

47  50 

22  — 

25.— 

46.— 

76.— 

27.-/32- 

22/30 

28  — 

56  — 

15.— 

15.— 

15  — 

29  

35 — 

35.— 

42  45 

105.40 

600/750 

700/800 

1150.— 

2250.— 

800 

800.— 

1300  — 

2400  — 

2.55 

2.50 

5.70 

10.15 

7.— 

7.- 

7  50 

14.— 

2450.— 

2450.— 

2450.— 

5370.— 

15  — 

15  — 

20.— 

42.— 

3.20 

3  50 

? 

8.50 

21.— 

14/17 

32.— 

45.— 

840.— 

? 

? 

2830.— 

20.— 

20.— 

43.— 

85.— 

30.— 

30.— 

22.— 

95.- 

400.— 

400.— 

400.— 

1050  — 

420.— 

710.— 

580  — 

750  — 

450.— 

450.— 

500.— 

700.— 

2750  — 

2400.— 

2400.— 

3500  — 

399.— 

405  — 

434.— 

949.— 

30  75 

30,75 

33  50 

62.— 

900.— 

800.— 

840/900 

1500.- 

Preis  für  1  kg 


STRASSEN  BAHN  EN 


pas  Ueberhandnehmen  der  Reklame  bei  den  großstädtischen 
ötraUenbahnen  zeigt  unerfreuliche  Nebenerscheinungen  verkehrs- 
tcxhn. scher  Art.  Die  meisten  Straßenbahnen  führen  seitliche 
i-angsschilder    über    den    Fenstern    und    unter    den  Reklame- 

>  schildern.  Dadurch  ist  eine  an  sich  schon  sehr  geringe  Höhea- 
at)messung  vorgeschrieben.  Aber  selbst  die  verfügbare  Länge 
wird  nicht  immer  richtig  ausgenutzt,  wie  die  Anschriften  auf  den 
seitlichen  Langsschildern  der  Berliner  Straßenbahnwagen  er- 
kennen lassen.  Linien  von  15  km  und  darüber  zeigen  in  den 
^eitenschildern  vielfach  nur  eine  Beschriftung  mit  5-6  Zwischen- 
punkten, so  daß  also  die  jeweilig  zwischenliegenden  2—3  km  für 

;  üen  weniger  Kundigen  im  Dunkeln  liegen.  Eine  vollständigere 
Bezeichnung  war  früher  üblich,  wurde  aber  verworfen,  weil  sie 


7M  unübersichtlich  sei.  Das  Mindeste,  was  verlangt  werden  kann, 
ist  aber  eine  so  eindeutige  Bezeichnung  der  Linienführung,  daß 
über  die  Wahl  der  Zwischenwege  mindestens  für  den  Einheimi- 
schen kein  Zweifel  bestehen  kann.  Bisher  kann  dieses  Ziel  noch 
nicht  als  erreicht  gelten.  Die  Hamburger  Straßenbahn  wieder- 
holt die  Nummernbezeichnung  der  Linien  nochmals  in  einem 
Seitenschild  unmittelbar  neben  der  Auftrittsstufe.  Es  wäre  zu 
erwägen,  ob  nicht  an  Stelle  des  letzten  Fensters  ein  solches  Kurs- 
schild angebracht  werden  könnte  mit  der  Aufschrift  ,,von  .  .  . 
über  .  .  .  nach  .  .  ."  Die  Anordnung  der  Zwischenpunkte  senk- 
recht übereinander  überblickt  sich  schneller  als  ihre  wagerechte 
Aufreihung.  Auch  läuft  auf  dem  seitlichen  Längsschild  die  Rich- 
tungsaufschrift häufig  gegen  die  Fahrtrichtung.  Das  Kurs- 
schild müßte  allerdings  zweiseitlich  beschriftet  und  jedesmal  bei 
der  Fahrtwendung  herumgedreht  werden.  Das  Herumdrehen 
kann  man  aber  sparen  durch  Anwendung  eines  besonderen  Rich- 
tungspfeiles, wie  er  in  Dresden  üblich  ist.  Bei  den  vielfachen 
Schleifen-  und  Ringfahrten  wäre  dieser  Richtungspfeil  auch  für 
Berlin  sehr  zu  wünschen.  Schließlich  sei  noch  auf  die  Unzu- 
länglichkeit der  Stirnschilder  hingewiesen.  Früher  standen  diese 
fest  und  bezeichneten  vorn  die  Richtung,  nach  der  der  Wagen 
ging,  hinten  diejenige,  aus  der  er  kam,  was  für  den,  der  die  Ein- 
richtung kannte,  ein  sehr  wirksames  Hilfsmittel  war,  um  etwaige 
Veränderungen  in  der  Linienführung  schnell  kennen  zu  lernen. 
Jetzt  sollen  beide  Schilder  das  Ziel  anzeigen,  müssen  also  auf 
der  Endstation  beide  gedreht  werden.  Es  ist  keine  Ueber- 
treibung,  wenn  man  sagt,  daß  es  dabei  dem  Zufall  überlassen 
bleibt,  ob  das  Stirnschild  richtig  steht,  denn  die  Umstellung  er- 
folgt nach  Gefühl  ohne  Nachprüfung  der  Richtigkeit,  weil  der 
Fahrer  dazu  immer  erst  noch  heruntersteigen  oder  den  Schaffner 
zur  Hilfe  rufen  müßte,  was  nur  in  den  lestesten  Fällen  ge- 
schieht. Bei  der  zunehmenden  Linienzusammenziehung  in  den 
Großstädten  und  bei  dem  namentlich  noch  in  Berlin  häufigen 
^Vechscl  in  den  Linien  wäre  eine  grundsätzliche  einheitliche 
Klarstellung  dieser  Frage  unter  Mitwirkung  der  Verkehrs- 
treibendeii  dringend  zu  wünschen. 

VEREINSNACHRICHTEN 

In  der  Deutschen  Maschinentechnischen  Gesellschaft  hielt 
Stadtbaurat  Dr.-Ing.  Adler  am  21.  Februar  d.  J.  einen  Vortrag 
über  technische  Fortschritte  und  Aussichten  im  Straßenbahn- 
wesen. Der  Vortrag  zeigte  vor  allem,  welche  großen  Schwierig- 
keiten in  technischer  Beziehung  beim  Zusammenschluß  der  ver- 
schiedenen vormals  getrennt  verwalteten  Straßenbahnunterneh- 
mungen Berlins  zu  überwinden  waren.  So  war  z.  B.  durch  die 
Vereinigung  die  frühere  Zahl  von  nur  drei  Motortypen  bei  der 
Großen  Berliner  Straßenbahn  auf  nicht  weniger  als  33  ange- 
wachsen. Eine  Vereinfachung  und  Vereinheitlichung  war  un- 
bedingt erforderlich.  Es  fand  in  großem  Umfange  Austausch 
der  verschiedenen  Wagengattungen  zwischen  den  35  Bahnhöfen' 
der  Straßenbahn  statt,  um  auf  gleichen  Bahnhöfen  auch  die 
gleichen  Wagentypen  zusammenzubekommen  und  dadurch 
die  Unterhaltungskosten  herabzusetzen.  Die  Berliner  Straßen- 
bahn hat  ungefähr  die  Hälfte  ihrer  Wagen  mit  Luftdruckbremse 
und  die  Hälfte  mit  elektrischer  Bremse  ausgerüstet.  Der  Vor- 
tragende wies  an  Hand  eingehender  Untersuchungen,  die  im  Be- 
triebe der  Berliner  Straßenbahn  durchgeführt  worden  waren, 
nach,  daß  in  Zukunft  bei  Straßenbahnen  für  innerstädtischen  Be- 
trieb infolge  ihrer  überlegenen  Wirtschaftlichkeit  nur  die  elek- 
trische Bremse  in  Frage  kommen  kann.  Die  Luftdruckbremse  ist 
lediglich  bei  Vorort-  und  Ucberlandstrecken  am  Platze.  Auch 
bezüglich  der  Wagenbauaft  muß  bei  Bahnen  mit  vielen  Halte- 
stellen, häufigem  Anfahren  und  großen  Zuggewichten  die  zwei- 
achsige Wagentype  aus  wirtschaftlichen  Gründen  der 
vierachsigen  vorgezogen  werden.  Darüber,  ob  als  Strom- 
abnehmer Rollen  oder  Schleifbügel  zu  verwenden  sind,  gehen 
die  Ansichten  auch  in  technischen  Kreisen  weit  auseinander.  Für 
Neubauten  ist  der  Schleif  bügel  unter  allen  Umständen  vor- 
zuziehen. Aus  wirtschaftlichen  Gründen  muß  jedoch  jetzt  bei 
der  Berliner  Straßenbahn  die  Rolle  noch  beibehalten  werden.  Es 
ist  aber  vorgesorgt,  daß  die  Fahrdrahtleitungen  bei  Umbau  auch 
für  Befahren  mit  Schleifbügeln  eingerichtet  werden,  so  daß  es  in 
Zukunft  möglich  sein  wird,  den  Schleifbügel  allgemein  einzu- 
füh  ren.  W^esentlich  für  die  Verringerung  der  Unterhaltungs- 
kosten und  Herabsetzung  der  Unfälle  und  Zusammenstöße  ist  die 
gründliche  Ausbildung  des  Personals,  wie  sie  jetzt  bei  den 
Fahrern  und  Handwerkern  in  besonders  hierzu  eingerichteten 
Schulen  durchgeführt  wird.  Hierdurch  war  es  neben  den  son- 
stigen an  den  Wagen  und  Motoren  angebrachten  technischen 
Verbesserungen  möglich,  beispielsweise  die  Anzahl  der  Beschädi- 
gungen der  Motoranker  im  Laufe  eines  Jahres  von  früher  rund 
560  auf  jetzt  70 — 90  im  Monat  herunterzubringen.  An  Hand  von 
Lichtbildern  erläuterte  Dr.  Adler  die  Eigenarten  des.  groß- 
städtischen Verkehrs  und  die  Möglichkeiten,  den  Bedürfnissen 
in  wirtschaftlichster  Weise  nachzukommen.  Schließlich  erörterte 
der  Vortragende  die  wirtschaftliche  Lage  der  Straßenbahn  und 
die  Aussichten  für  die  Zukunft.  Er  wies  darauf  hin,  daß  für  den 
Wiederaufbau  des  Unternehmens  größere  Kapitalien  unbedingt 
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erforderlich  seien,  deren  Beschaffung  voraussichtlich  eine  U  m - 
w  a  n  d  1  u  n  g  der  jetzigen  B  e  t  r  i  e  b  s  f  o  r  ni  der  Straßenbahn 
erforderlich  machen  dürfte.  Dann  erst  wird  es  möglich  sein,  die 
Straßenbahn  in  technischer  Beziehung  weiter  auszubauen  und 
zu  vervollkommnen  zum  Frommen  deutscher  Technik  und  ztmi 
Wohle  der  Stadt  Berlin  und  ihrer  Hexi'ilkerung. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

=  ]r—  Der  gefährliche  Verrechnungsscheck.  Die  Deutsche 
Tiefbau-Zeitung  \oni  I.  l'"ehruar  d.  J.  ver()ffentlicht  eine  Reichs- 
gerichtsentsciu'idung  iiher  Kinhisung  \-on  N'errechiumgsschecks 
\om  10.  <S.         (\  dir  IUI  Erwerbs-  und  Wirtschaftsleben 

nicht  \  erstanden  werden  wird.  Das  Wesen  des  sogenannten  Ver- 
rechnungsschecks beruht  bekanntlich  darin,  daß  der  Scheck  von 
dOr  bezogenen  Bank  nicht  bar  ausgezahlt  wird,  sondern  \-om 
Empfänger  nur  im  Wege  der  si igcn'annten  ,,(iirierung"  zu  (ield 
gemacht  werden  kann,  d.  Ii.  derjenige,  der  einen  \'errechnungs- 
schcck  als  Zahlungsmittel  erhalten  hat,  gibt  ihn  beispielsweise 
seiner  Bank  oder  irgend  jemanden,  an  den  er  seine  Zahlung 
zu  leisten  hat.  Die  (lutschrift  erfolgt  aber  E.  v.  (Eingang  vor- 
behalten), d.  Ii.  alle  auf  den  Scheck  erfolgenden  < lutschrif tcn  er- 
folgen unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Ijezu^^eiie  Bank  ihn  cin- 
l()st.  Ilieriii  liegt  eine  besonders  wertxulle  .Sicherung  gegen 
Mißbrauch,  die  auch  von  allen  Banken  als  bestehend  anerkannt 
werden  wird.  Die  bare  Auszahlung  eines  Verrechnungsschecks 
ist  nach  der  Verkehrssitte  deshalb  nur  in  der  Form  denkbar,  daß 
beispielsweise  jemand,  der  bei  der  bezogenen  Bank  selbst  ein 
Konto  hat,  einen  auf  diese  lautenden  Verrechnungsscheck  vor- 
weist und  sich  den  Betrag  —  nicht  des  Schecks,  sondern  des  da- 
durch entstandenen  Guthabens  —  sofort  auszahlen  läßt.  Die  be- 
dingungslose bare  Auszahlung  des  Verrechnungsschecks  wider- 
spricht also  durchaus  der  Verkehrssitte.  Es  ist  deshalb  voll- 
kommen unerfindlich,  wie  der  höchste  Gerichtshof  in  einem  Falle, 
wo  eine  derartige  Auszahlung  doch  erfolgt  war,  die  Bank  frei- 
sprechen konnte  und  das  bestehende  Gewohnheitsrecht  als  „nicht 
feststellbar"  abgetan  hat.  Jeder,  der  mit  Geld  irgendwie  zu  tun 
hat,  die  Banken  selbst  in  erster  Linie,  hat  Interesse  daran,  daß 
die  Wiederholung  eines  derartigen  Urteilsspruches  verhütet  wird, 
deini  das  Urteil  ist  tatsächlich  geeignet,  unserem  bargeldlosen 
Zahlungsverkehr  einen  Stoß  zu  versetzen,  der  angesichts  des 
ohnehin  gefährlich  hohen  Notenumlaufes  zweifellos  besser 
unterblieben  wäre. 

Die  Wirkung  des  zwischenstaatlichen  Valutaunterschiedes 

macht  sich  besonders  in  der  amerikanischen  Industrie  geltend. 
Die  Türschlösser  herstellende  Fabrik  Yale  and  Towne  Manu- 
facturing  Co.  in  Amerika  ermangelt  infolge  der  hochstehenden 
amerikanischen  Valuta  des  Auslandexportes  und  beabsichtigt, 
ihre  amerikanischen  Fabriken  gänzlich  zu  schließen  und  in 
Dcutschl  and  vollständig  neu  wieder  aufzubauen. 

S;  Stinnes  in  Java.  In  Niederländisch-Indien  wird  die  Er- 
richtung einer  großen  Maschinenfabrik  geplant.  Hugo  Stinnes 
hat  der  betreffenden  Gemeinde  eine  Anleihe  unter  der  P.edingnng 
angeboten,  daß  ihm  die  Lieferung  aller  beiKjtigleu  Maschinen 
übertragen  wird. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

=  Sb=  Der  neue  Reichskraftstoff.  Obering.  Chemiker  Adam 
berichtet  in  T  e  c  h  n  i  k  u  n  d  AV  e  h  r  ni  a  c  h  t  1922,  Heft  J/2,  über 
chemi.sche  und  praktische  W-rsuche,  die  mit  die^-em  neuen  Brenn- 
stoff für  Explosionsmotore  durch  die  J.  W.  G  angestellt  sind. 
Der  Reichskraftstoff,  vom  Benzol-Verband  auch  Tetralit- 
Benzol  genannt,  besteht  aus  25  %  Tctralin,  25  %  Spiritus.  50  % 
Benzol.  Tetralin,  der  gekürzte  Name  für  Tetrahydro- 
naphthalin,^  ist  durch  Wasserstoff  verflüssigtes  Naphthalin  von 
II. 300  W.E/1.  In  seiner  Vergasungsfähigkeit  und  seinem  Heiz- 
wert (8000—8500  W.E/1)  steht  der  neue  Betriebsstoff  dem  Benzol 
in  keiner  Weise  nach.  Seine  \'erbrennung  ist  restlos  und  sogar 
relativ  langsam  (weich),  wodurch  ein  günstigerer  mittlerer 
Kolbendruck  erzeugt  wird.  Aus  diesem  Grunde  verbraucht  sich 
der  Reichskraftstoff  bedeutend  sparsamer  als  Benzin  und  Benzol, 
wodurch  der  A  k  t  i  o  n  s  r  a  d  i  u  s  eines  Wagens  bei  gleich- 
gefülltem Kraftstofftank  vergrößert  wird. 

Im  Reichskraftstoff  fließen  .3  wichtige  Rohstoffquellen  unse- 
res Landes  zusammen,  die  uns  von  den  vom  Ausland  beherrsch- 
ten Erdölerzeugnissen  unabhängig  machen. 

=:Sb=  Die  früheren  •  deutschen  Kabel  nach  Nordamerika, 

(Verkehr.snachrichten  für  Post  und  Telegraphie  1922,  Heft  1/2.) 
Eine  Auslassung  aus  englischer  Feder  im  Telegraph  and  Tele- 
phone Journal  enthält  einige  bemerkenswerte  Angaben  über  die 
Jrn  Kriege  dem  Deutschen  Reiche  verloren  gegangenen  Kabel 
nach  Nordamerika.    Bei  Kriegsausbruch  wurden  die  deutschen 


Kabel  nahe  der  Straße  yon  Dover  geschnitten.  Einige  Stücke 
dienten  zur  Herstellung  von  Verbindungen  längs  der  Kanal- 
küsten und  zwischen  Frankreich  und  England.  Im  Jahre  191G, 
als  die  X'ereinigten  .Staaten  noch  neutral  waren,  wurde  angeregt, 
die  beiden  deutschen  Nordamerikakabel  nach  Halifax  und  der 
nahe  Neufundland  gelegenen  französischen  Insel  St.  Pierre  um- 
zulegen und  für  die  Alliierten  in  Benutzung  zu  nehmen.  Durch 
Wirkung  der  U-Boote  wurden  die  Arbeiten  verzögert,  und  erst 
im  Juli  1917  konnte  die  X'erbindung  Halifax — Fayal — Pencanze 
(Cornwall) — London  in  Betrieb  gesetzt  werden.  Das  andere  deut-, 
sehe  Nordanurikakabel  wurde  nach  Eintritt  der  Vereinigteiij 
.Staaten  in  den  Krieg  zwischen  Brest  und  New  York  in  Betrieb 
genoniineii.  Das  Kabel  London — Halifax  leistet  wöchentlich 
220000  bis  240  000  Wörter  und  vermittelt  vor  allem  den  Verkehr 
mit  Kanada,  Westindien  und  über  die  Ländlinie  Halifa.x — Mon-f 
treal — Bamfield  (Vancouver)  und  das  Pacifische  Kabel,  nach 
-Vustralien.  Die  Verteilung  der  deutschen  Kabel  unter  die  Alli- 
ierten ist  noch  strittig.  England  erklärte  sich  auf  einer  im 
Herbst  1920  in  Washington  abgehaltenen  Besprechung  einver- 
standen, das  Kabel  Pencanze — Fayal —  Halifax  wieder  zur  Ver- 
fügung zu  stellen,  wenn  es  kostenlos  ein  gleichwertiges,  nur  über 
l)ritisches  Landungsgebiet  verlaufendes  Kabel  erhielte. 

=  Sb=  Normalisierung  in  China.  (Wirtschaftliche  Technik; 
j!)2l,  Heft  11/12).  Die  chinesische  Normalisierungskommission, 
(iie  ziisammen.getreten  war,  um  für  die  ver.^chiedenen  in  China 
betriebenen  Eisenbahngesellschaf  tcn  einheitliches  Oberbau-.j 
\A'aggon-  und  Lokoniotivmaterial  zu  schaffen,  ist  mit  ihren  Ar-; 
beiten  zu  einem  gewissen  Abschluß  gekommen.  Unter  anderem 
sind  für  folgendes  Normalien  geschaffen  worden:  für  Schienen, 
Befestigungsmaterial,  Lang-  und  Querschwellcn,  \'erbindungen, 
Tunnels,  Durchfahrlsweiten  und  auch  für  die  physikalischeiii 
lügenschaften  für  Brücken  und  Konstruktionsmaterial.  Für 
Personenzuge  ist  als  Lokomotive  die  „Pacific-Type",  für  Güter- 
zuge die  ,. Mikado-Type"  (franz.)  mit  einigen  Abänderungen,  be- 
dingt durch  die  lokalen  Verhältnisse,  adoptiert  worden.  Auch 
für  Räder,  Achsen,  Bremsen,  Untergestelle  und  Kupplungen  und 
Wagenkästen  für  Personen-  und  fiüterwagen  sind  einheitliche 
Modelle  entworfen  worden.  Güterwagen  kommen  sowohl  in 
hölzernem  als  stählernem  Aufbau  zur  Ausführung  und  zwar  mit 
einer  Tragkraft  von  20,  -10  und  40  Tonnen. 

Mitarbeit  an  sogenannten  sozialen  Baubetrieben.    Der  Bund 

der  techniselien  Angestellten  und  Beamten  hat  kürzlich  an  die 
iVngestellten  des  Baugewerbe  ein  Werbeblatt  herausgegeben  mit 
der  Aufforderung,  sich  an  der  .Sozialisierung  des  Baugewerbes 
derart  zu  beteiligen,  daß  sie  .\nteile  zeichnen  zum  Verband 
sozialer  Baubetriebe.  In  dem  Flugblatt  kommt  unverhüllt  zum 
Ausdruck,  daß  der  Bund  der  technischen  Angestellten  und  Be- 
amten seine  ihm  angeschlossenen  Mitglieder  aufruft  zum  Kampf 
gegen  das  ,, kapitalistische  W^irtschaftssystcm",  zum  General- 
slurm  gegen  die  „kapitalistische  Festung".  Das  Baugewerbe  ent- 
halte heute  IG  000  private  Unternehmer  zu  viel  im  Lande,  aus 
diesem  Grunde  müßten  die  Arbeitnehmer  des  Baugewerbes  zur 
Selbsthilfe  greifen  und  sich  sowie  ihr  Kapital  dem  Verband 
sozialer  Baubetriebe  zur  Verfügung  stellen.  Der  Vorstand  des 
Reichsverbaiides  hat  in  seiner  Sitzung  vom  25  .Oktober  d.  J. 
beschlossen,  den  Bezirksvereinen  Richtlinien  dahingehend  zu  er- 
teilen, alle  Mitglieder  aufzufordern,  ihre  Angestellten  vor  einer 
Beteiligung  an  dem  Verband  sozialer  Baubetriebe  zu  warnen. 
Denn  die  Beteiligung  an  einem  derartigen  Unternehmen,  welches 
sich  die  Vernichtung  des  Bauunternehmertums  zum  Ziele  gesetzt 
hat.  bedeutet  eine  Beteiligung  an  einem  Konkurrenzunternehmen, 
welche  zur  fristlosen  Entlassung  berechtigt.  Jeder  Angestellte, 
der  sich  nicht  der  Gefahr  aussetzten  will,  seine  Stellung  zu  ver- 
lieren, sollte  darauf  bedacht  sein,  sich  von  einer  Beteiligung  an 
dem  Verband  sozialer  Baubetriebe  fernzuhalten.  Nach  einer 
Entscheidung  des  Schlichtungsausschusses  Altona  ist  kürzlich 
ein  Arbeitnehmer  abgewiesen  worden,  welcher  auf  \\'iedcrein- 
stellung  klagte,  nachdem  er  fristlos  entlassen  war  zufolge  seiner 
Beteiligung  an  einem  Konkurrenzunternehmen.  Die  Entlassung 
ist  sogar  als  zu  Recht  bestehend  betrachtet  worden,  obgleich  der 
Kläger  angab,  daß  die  Beteiligung  an  dem  fremden  Geschäft 
wieder  aufgegeben  werde.  Reichsverband  des  deutschen  Tief- 
baugewerbes e.  \'.  (Aus  „Bauamt  und  Ciemeindebau",  Heft  5/6. 
1922.) 

Kaufmännischer  Geist  in  der  Eisenbahnverwaltung.  Die 

Leser  des  Steuernageischen  Aufsatzes  in  Xr.  8  des  Blattes  wer- 
den mit  Interesse  davon  hören,  daß  Herr  Regierungsbaurat 
Blum  in  Eberbach  (Baden)  in  der  neuen  Badischen  Landes- 
Zeitung  Nr.  644/21  unter  der  Bezeichnung  „Die  Grundirrtümer 
des  Eisenbahncntstaatlichungs-Vorschlags"  einen  Aufsatz  ver- 
öffentlicht hat,  der  die  gleiche  Frage  behandelt,  und  der  wie 
zahlreiche  andere  \"eröffentlichungcn  mit  einer  sorgsam  begrün- 
deten Ablehnung  der  Entstaatlichung  schließt. 


Shn^^X'n"x^/^» '^'^  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing  Hasse  Berlin,  unter  .Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 

lecnnischen  1  eil ;  für  den  gesdiüftlictien  Teil :  W i  1 1  i  W al  t e  r ,  Berlin  S  14,  Stallschreibcrstr.  34-35.    Verla?  und  Druck :  G u i  do  H a  c k e b e  i  1  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stallschreibeistr.  34-35. 
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ZUM  NEUEN  ENTWURF  DER  ALLGEMEINEN  BEDINGUNGEN  FÜR 

PRIVAT-GLEISANSCHLÜSSE.*) 

VON  DR.-ING.  FRIEDRICH  HASSE,  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D. 


In  Nr.  18  bis  21  des  Jahrganges  1921  und  Nr.  11  laufenden 
Jahrganges  dieses  Blattes  ist  zu  den  bisher  gültigen  Anschluß- 
gleis-Bedingungen vom  Standpunkt  des  Inhabers  Stellung  ge- 
nommen worden.  Er  erscheint  deshalb  angezeigt,  zu  verfolgen, 
wie  weit  das,  was  in  den  bisherigen  Veröffentlichungen  als  ver- 
besserungsbedürftig bezeichnet  werden  mußte,  im  neueiv  Entwurf 
der  Bedingungen  zeitgemäße  Weiterentwicklung  gefunden  hat.**) 

(Irundsätzlich  kann  als  Fortschritt  gegenüber  den  früheren 
Bedingungen  die  wesentlich  klarere  Fassung  gebucht  werden. 
Die  früher  oft  verwirrend  langen  Sätze  sind  vollständig  ver- 
schwunden; das  Wort  „Anschließer",  das  gegenüber  dem  bi.s- 
herigen  „Anschlußinhaber"  erfreuliche  Kürze  aufweist,  erscheint 
als  glückliche  Neubildung,  die  sich  leicht  einbürgern  wird. 

Im  einzelnen  ist  zu  den  Bedingungen  folgendes  zu  bemerken: 

1.  Zweck  der  Privatgleisanschlüsse.  Die 
Zweckbestimmung  ist  unverändert  übernommen,  der  Vorbehalt 
wegen  der  Stückgutbeförderung  ist  auch  auf  lebende  Tiere  aus- 
gedehnt. 

2.  H  e  r  s  t  e  1  1  u  n  g  d  e  s  A  11  s  c  h  1  u  s  s  e  s.  S  t  o  f  f  1  i  e  f  e  - 
rung.  Die  Absätze  1.  2,  4  und  6  enthalten  nichts  grundsätz- 
lich Neues.  Wertvoll  vom  Standpunkt  beider  Teile  sind  dagegen 
die  neu  hinzugekommenen  Bestimmungen  unter  3  und  5,  die  dem 
Anschließer  ausdrücklich  die  Pflicht  auferlegen,  das  Ge- 
nehmigungsverfahren selbst  zu  betreiben,  insbesondere  die  Zu- 
stimmung aller  mitwirkenden  Behörden  einzuholen,  und  die  von 
diesen  und  der  Reichsbahn  verlangten  Unterlagen  usw.  in  der 
erforderlichen  Anzahl  zu  liefern.  Damit  verschwindet  auch  der 
Begriff  der  „Zulassung",  der  hierdurch  in  einen  rechtlichen  An- 
spruch übergeht. 

3.  Die  Fertigstellung  und  Inbetriebnahme 
des  Anschlusses  war  früher  Gegenstand  des  §  5.  und  ent- 
hält, abgesehen  von  geringeren  Aenderungen  der  Fassung,  nichts 
Neues. 

4.  Die  Anla?ekosten,  Vermietung  von  An- 
lagen und  von  Gelände  sind  im  wesentlichen  nach  den 
früheren  Bestimmungen  behandelt.  Neu  ist  die  Auflage,  daß  der 
Anschließer  der  Reichsbahn  die  Abnahmekosten  und  die  Kosten 
der  Vertragsunterlagen  usw.  zu  erstatten  hat. 

Die  Absätze  2  und  3  entsprechen  der  Billigkeit  bezüglich 
der  Ueberlassung  von  freiwerdenden  Baustoffen,  der  Rück- 
vergütung usw.  Dagegen  fällt  es  auf,  daß  bei  vermieteten  Ober- 
bauteilen und  Sicherungsanlagen  nur  ein  den  Zeitwert  berück- 
sichtigender Mietzins  zu  entrichten  ist,  ohne  daß  nähere  Anhalts- 
punkte für  dessen  Berechnung  gegeben  werden.  Insbesondere  ist 
die  Festsetzung  eines  höheren  Mietzinses  bei   Erneuerung  der 


*)  Im  Abdruck  erhältlich  beim  Reichsverband  der  Deutschen 
Industrie,  Berlin  W  10,  Königin-Augusta-Straße  28. 

**)  Vgl.  hierzu  das  im  Verlag  der  Verkehrstechnischen 
VVoche  (G.  Hackebeil,  Berlin  S  14)  erschienene  Buch  des  gleichen 
Verfassers  „Das  Anschlußgleis  vom  Standpunkt  des  Inhabers". 


mitbenutzten  Teile  anfechtbar,  weil  dem  Anschließer  aus.  der  er- 
höhten Zahlung  kein  vergrößerter  Vorteil  erwächst.  Es  fehlt 
hier  der  privatwirtschaftliche  Begriff  der  Abschreibung, 
die  in  der  Miete  mit  enthalten  sein  muß. 

Bei  der  Erörteruim  der  Vermietung  von  ("iclänck-  fehlen 
ebenfalls  Anhaltspunkte  fiir  den  Mietzins.  Vom  Standpunkt  des 
Inhabers  wäre  dringend  zu  wünschen,  daß,  wenn  nicht  die  Be- 
träge, so  doch  die  Merkmale  für  deren  Ermittlung  so  festgelegt 
würden,  daß  sie  der  Allgemeinheit  zur  Erörterung  und  Prüfung 
zugänglich  sind,  damit  sie  nicht  durch  einseitige  Festsetzung  der 
Reichsbahn  auf  Kosten  des  Anschlicßcis  geändert  werden  können. 

:j.  Die  Zahlung  der  A  n  1  a  j-i  i  k  i  j  s  t  e  n  ist  ähnlich  be- 
handelt wie  im  früheren  §  4.  Ein  I""(>rtschritt  im  .Sinne  der  ge- 
gebenen Anregungen  kann  nicht  \'erzeichnet  werden,  insbesondere 
ist  zu  beanstanden,  daß  die  Rechnungsbelege  der  Reichsbahn  ver- 
bleiben sollen,  denn  dies  widerspricht  der  allgemeinen  Verkehrs- 
sitte, die  es  vorschreibt,  daß  jeder,  der  eine  Zahlung  leistet,  auch 
den  Beleg  dafür  in  die  Mand  bekommt.  Min  sachlicher  (iruiul 
für  das  Festhalten  an  diesen  IVlegeii  ist  nicht  ersichtlich,  denn 
wenn  die  Reichsbahn  die  ihr  zukonimenclen  Zahlungen  erhalten 
hat,  treten  doch  diese  selbst  bzw.  die  dafür  erteilten  Einnahme- 
anweisungen an  Stelle  der  dem  Anschließer  zukommenden  Belege. 

6.  Aenderungen  und  Erweiterungen  des  An- 
schlusses und  der  R  e  i  c  h  s  b  a  Ii  n  a  n  1  a  g  e  n.  Infolge  der 
bereits  vermerkten  Umstellung  der  anderen  Paragraphen  deckt 
sich  der  v(.)rliegende  wieder  mit  dem  §  6  der  früheren  Be- 
dingungen. Was  zu  den  früheren  l'eilingungcn  zu  sagen  ist,  hat 
Verfasser  in  Nr.  11/1922  des  Blattes  wiedergegeben.  Die  dortigen 
Ausführungen  bleiben  bestehen,  soweit  sie  nicht  nachstehend  ab- 
geändert oder  eingeschränkt  werden. 

In  den  Bestimmungen  über  die  Beteiligung  des  Anschließers 
an  den  Kosten  von  Aenderungen  ist  insofern  ein  Fortschritt  zu 
verzeichnen,  als  die  Reichsbahn  einen  ,L;e\\  is^en  Tilgungsplan  auf- 
stellt, nachdem  sie  bei  den  durch  sie  selbst  \  ernnlaßten  Aende- 
rungen des  Anschlusses  in  den  ersten  \  ier  .1;  hreii  seines  Be- 
stehens "/la  der  Kosten,  Tn  den  folgenden  Jahren  je  Vu  weniger 
übernimmt.  Praktisch  bedeutet  dies,  daß  der  Anschließer  das 
Wagnis  für  derartige  Aenderungen  binnen  12  Jahren  hcraus- 
\-erdient  haben  muß.  I]>ie  Reichsbahn  Ijelasiet  also  den  Anschluß 
mit  einer  unsichtbaren  \'er>icherungsi)ränne  \  on  unbestimmter 
Höhe  gegen  derartige  Aenderungen,  ein  A'erfahren,  dem  eine  ge- 
wisse Rücksichtnahme  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Unter- 
nehmens nicht  abzusprechen  ist,  insofern,  als  man  annehmen 
kann,  daß  ein  Unternehmen,  dessen  Anschluß  12  Jahre  besteht, 
durch  die  dann  möglicherweise  aufkommenden  Kosten  wirt- 
schaftlich nicht  ernstlich  gefährdet  werden  kann.  Rechtlich  be- 
friedigt aber  dieser  \'ersuch  ebensowenig  wie  die  frühere  Fassung 
der  Bestimmungen,  denn  die  Tatsache,  daß  die  Eisenbahn- 
verwaltung Aenderungen  ihrer  eigenen  Anlagen  im  Bereiche  eines 
Anschlußgleises  billiger  bekommen  kann,  als  anderweit,  bleibt 
bestehen,  ohne  daß  dafür  eine  Begründung  oder  ein  Ausgleich 
gegeben  wird. 


152 
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16.  Jahrgang.   Heft  15.    13.  April  1922 


In  allen  übrisen  Punkten  wird  auf  die  vorstehend  erwähnte 
Veröffentlichung  bestätigend  Bezug  genommen. 

7.  W  e  g  r  ä  u  m  u  n  g  des  Anschlusses.  (Früher  §  22.) 
Abgesehen  von  den  neu  hinzugekommenen  Fristsetzungen  sind 
keine  wesentlichen  Aenderungen  eingetreten,  Bemerkungen  daher 
nicht  erforderlich. 

8.  Mitbenutzung  des  Anschlusses.  (Früher  S  7.) 
Neu  und  bedeutungsvoll  ist  die  Verschiebung  der  Zuständig- 
keiten, lieber  die  Zulassung  der  Mitbenutzung  soll  jetzt  der 
Reichsverkehrsminister  (früher  Minister  der  öffentlichen  Ar- 
beiten) entscheiden.  Die  Gebührenfestsetzung  für  Mitbenutzung 
durch  die  Reichsbahn  soll  dieser  selbst  zustehen,  aber  —  und 
hierin  liegt  ein  Fortschritt!  —  mit  Offenhaltung  des  ordent- 
lichen Rechtsweges  für  den  Anschließer.  Bei  der  Mit- 
benutzung durch  private  Dritte  soll  es  nach  wie  vor  hinsichtlich 
der  Gebühren  bei  den  Festsetzungen  der  Reichsbahn  verbleiben. 
Es  ist  nicht  einmal  gesagt,  welche  Instanz  hier  entscheidet,  ob, 

wie  in  den  letzten  Bedingungen,  die  Direktion,  oder  wie  in  den 
früheren,  der  Minister.  Der  Hauptanschließer  ist  also  in  diesem 
Falle  rechtlich  im  Verhältnis  zu  privaten  Dritten  anders  gestellt 
als  im  \'erhältnis  zur  Reichsbahn.  Bei  Meinungsverschieden- 
heiten zwischen  Haupt-  und  Nebenanschließern  kann  dies  für 
beide  Teile  mit  Unzuträglichkeiten  verbunden  sein,  denn  die  Er- 
fahrung hat  gelehrt,  daß  die  Reichsbahn  solche  Zustände  nach 
dem  Gesichtspunkt  des  „Quieta  non  movere"  zu  behandeln  pflegt, 
und  für  die  Beseitigung  eines  unbilligen  Tarifzustandes  selbst  in 
solchen  Fällen  nicht  zu  haben  ist,  wo  ein  Gericht  eine  auf  Aende- 
rung  abzielende  Klage  unbedingt  als  schlüssig  ansehen  würde. 
Es  wäre  daher  dringend  zu  wünschen,  daß  der  ordentliche 
Rechtsweg  auch  für  die  Festsetzung  der  Ge- 
bühren zwischen  Haupt-  und  Nebenanschluß- 
Inhaberoffen  gelassen  würde.  Namentlich  würde  dies 
dem  neuerdings  vielfach  betonten  Schutze  des  wirtschaftlich 
Schwächeren  wirksamer  Rechnung  tragen  als  die  jetzige  Be- 
stimmung. Die  Reichsbahn  als  entscheidende  Instanz  ist  an 
dieser  Stelle  nicht  am  Platze,  die  Entlastung  kann  ihr  nur  will- 
kommen sein,  und  als  Sachverständige  wird  sie  auch  beim  ordent- 
lichen Rechtswege  immer  noch  die  ihr  gebührende  Geltung  be- 
halten: 

Der  neu  hinzugekommene  Absatz  4  legt  dem  Haupt- 
anschließer die  alleinige  Haftung  auf,  mahnt  ihn  also  zu  be- 
sonderer Vorsicht  gegen  die  Unteranschließer. 

9.  Die  BewachungundBedienung.sowieUnter- 
haltung  und  Beaufsicht.igung  des  Anschlusses 
—  früher  §  8  —  unterliegt  keinen  wesentlich  anderen  Bestim- 
mungen als  bisher. 

10.  Pauschvergütung  für  Bewachung  und  Be- 
dienung, sowie  für  Beaufsichtigung  des  An- 
schlusses (früher  §  9).  Die  Bestimmungen  sind  im  wesent- 
lichen unverändert,  nur  der  Schlußabsatz  wird  nicht  unerörtert 
hingenommen  werden  können,  weil  keinerlei  Anhaltspunkte  für 
die  Berechnung  der  Pauschvergütung  für  die  Beaufsichtigung  ge- 
geben sind. 

11.  Pauschvergütung  für  die  gewöhnliche 
bauliche  Unterhaltung  der  Gleise  und  Weichen 
des  Anschlusses  (früher  §  10).  Die  Bestimmungen  sind 
gegenüber  den  früheren  hinsichtlich  der  Sätze  „gleitend"  ge- 
halten, und  in  das  einseitige  Ermessen  der  Reichsbahn  gestellt. 
Begrüßenswert  ist  das  Bestreben  im  Abs.  2,  Anschlüssen  mit 
außergewöhnlich  hohen  oder  niedrigen  Kosten,  eine  Sonder- 
stellung einzuräumen.  Dadurch  wird  vermieden,  daß  sonst  üb- 
liche Pauschgebühren  zur  Deckung  des  Wagnisses  für  außer- 
gewöhnliche Fälle  unnötig  hoch  ausfallen. 

12.  Pausch  Vergütung  für  Gangbarhalten, 
Schmieren  und  Beleuchten  der  Weichen,  Dreh- 
scheiben usw.  (früher  §  11).  Auch  hier  fällt  auf,  daß  die 
Sätze  gegen  früher  ,, gleitend"  geworden  sind  und  der  einseitigen 
Festsetzung  der  Reichsbahn  unterliegen.  Im  übrigen  ist  gegen 
früher  keine  Veränderung  zu  verzeichnen. 

13.  Besonders  zu  berechnendeUnterhaltungs- 
kosten,  Kosten  für  Ersatzstoffe  (früher  §  12).  Ab- 
gesehen von  einer  klareren  Fassung  sind  wesentliche  Aende- 
rungen nicht  zu  verzeichnen.  Zu  beanstanden  ist  wieder  die 
Möglichkeit  einseitiger  Festsetzung  der  Pauschvergütungen.  Es 
muß  immer  daran  gedacht  werden,  daß  auch  der  Anschließer  die 
Möglichkeit  behalten  muß,  die  Rechnungen  mit  eigenem  Urteil 
nachzuprüfen.  Die  Bestimmungen  über  die  Beteiligung  der 
Reichsbahn  an  gemeinsam  benutzte  Weichen,  Kreuzungen  usw., 
gehen  im  Verhältnis  zum  Wert  des  Gegenstandes  zu  sehr  ins 
einzelne. 

14.  Festsetzung  der  laufenden  Vergütungen 
(früher  §  13).  Hier  ist  insofern  eine  Veränderung  eingetreten,  als 
das  bisher  bestehende  Recht  des  Anschließers,  sich  für  eigene 
Rechnung  gegebenenfalls  vorteilhafter  zu  helfen,  nicht  mehr  in 
Erscheinung  tritt.  Die  frühere  Fassung  kann  deshalb  vom 
Standpunkte  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  als  die  bessere  be- 
zeichnet werden. 

15.  Betriebsführung  auf  dem  Anschlüsse. 
Dieser  Paragraph    fällt    zufällig    wieder    mit    demjenigen  der 


früheren  Fassung  zusammen,  weil  der  Inhalt  des  früheren  §  14 
in  einen  neuen  §  24  übergegangen  ist.  Wesentliche  Aenderungen 
sind  nicht  eingetreten.  Infolgedessen  bleibt  auch  der  vom  Ver- 
fasser früher  a.  a.  O.  erhobene  Einspruch  bestehen  gegen  die- 
jenigen Auflagen,  mit  denen  sich  die  Reichsbahn  durch  eigen- 
mächtige Festsetzung  Erleichterungen  des  Abfertigungsdienstes 
auf  Kosten  des  Anschließers  zu  verschaffen  sucht,  ohne  ihm  eine 
angemessene  Gegenleistung  zu  gewähren.  Hierin  gehört  be- 
sonders auch  das  bedingungslose  Verlangen  nach  Uebergabe  ge- 
ordneter Wagen  und  der  Ausschluß  jeder  Mitbestimmung  des 
Anschließers  bei  Bemessung  der  Ladefristen  während  der  Dauer 
von  Betriebsstörungen,  die  nicht  von  ihm  verschuldet  sind. 

16.  und  17.  Verkehr  auf  dem  Anschlüsse,  Lade- 
fristen, mißbräuchliche  Wagenbenutzung  (früher 
§  16).  Der  Absatz  1  des  §  16  erscheint  undurchführbar,  weil  der 
Anschließer  auf  den  Lauf  der  Wagen  von  seinem  Anschluß  bis 
zur  Güterabfertigung  keinen  Einfluß  hat.  Wenn  nicht  bei  der 
Reichsbahn  geradezu  die  Absicht  bestanden  hat,  hier  eine  recht- 
liche Lücke  zu  schaffen,  was  man  doch  nicht  unterstellen  darf, 
so  ist  es  unverständlich,  weshalb  die  physische  Uebergabe  von 
der  rechtlichen  örtlich  getrennt  wurde.  Jedenfalls  müßte  klar 
zum  Ausdruck  kommen,  daß  die  Wagen  ebenso,  wie  sie  der  An- 
schließer von  der  Verwaltung  auf  seinem  Uebernahmegleis  zu 
übernehmen  hat,  auch  durch  die  Reichsbahn  auf  dem  Uebergabe- 
gleis  hinsichtlich  Lndunr,  Versi  hluß  und  kuLlerer  Beschaifvnitcii 
als  vorbehaltlos  übernommen  gelten. 

18.  Unfall  mcldung,  Haftpflicht  (früher  §17). 
Die  Bestimmungen  sind  gegen  früher  nur  insoweit  geändert,  als 
auch  hier  die  vorkommenden  Frachtsätze  ,, gleitend"  gehalten 
sind.  Gegen  die  Bezeichnung  „Leute"  für  die  Angestellten  des 
Unternehmens  dürfte  hier,  gleichzeitig  für  die  anderen  Stellen, 
an  denen  sie  noch  vorkommt,  aus  bekannten  Gründen  Einspruch 
zu  erheben  sein.  Neu  und  begrüßenswert  ist  die  Einräumung 
eines  Rückgriffrechtes  gegen  Reichsbahn-Bedienstete,  die  für  den 
Anschließer  tätig  sind. 

19.  Aufsichtsr  echt  der  Reichsbahn.  Die  Be- 
stimmungen sind  nur  der  Fassung  nach  neu.  Inhaltlich  enthalten 
sie  nichts,  was  nicht  schon  aus  den  gesetzlichen  und  betrieblichen 
Bestimmungen  hervorgeht.  Es  fällt  an  dieser  Stelle  auf,  daß 
die  Anschlußbedingungen  in  keiner  Weise  zu  den  eigentlichen 
Betriebsvorschriften  in  Beziehung  gebracht  sind,  vielmehr  ent- 
hält der  vorliegende  Paragraph  nur  einen  Niederschlag  minder 
wichtiger  Punkte  aus  den  Betriebsvorschriften.  Es  dürfte  zweck- 
mäßiger sein,  an  Stelle  dieses  Paragraphen  die  Betriebs- 
vorschriften*) selbst  als  Anlage  zu  verwenden. 

20.  Ausschließung  von  Leuten  (s.o.!)  des  An- 
schließers vom  Anschlußdienst  (früher  §  18).  Nur 
in  der  Fassung  durch  Kürzung  verbessert,  sonst  nicht  verändert. 

21.  Vergütung  für  die  Zuführung  und  Ab- 
holung der  Wagen  nach  und  von  dem  Anschlüsse. 
(Anschlußgebühren).  (Früher  §  19.)  Diese  das  größte 
Interesse  des  Anschließers  in  Anspruch  nehmenden  Bestim- 
mungen zeigen  einige  Fortschritte,  namentlich  hinsichtlich  der 
Ermäßigung  für  geschlossene  Züge  von  einem  Anschluß  nach 
einer  Empfangsstation.  Im  allgemeinen  ist  aber  gerade  hier  das 
eigene  Ermessen  der  Reichsbahn  wieder  sehr  stark  in  den  Vorder- 
grund gestellt  (vgl.  den  Anfang  der  Absätze  3  und  4:  „Die  Reichs- 
bahn bestimmt  .  .  .").  Nach  wie  vor  bleibt  zu  bedauern,  daß 
für  Wagen,  die  beladen  zugehen  und  beladen  zurückgehen,  die 
doppelte  Anschlußgebühr  erhoben  wird.  Es  würde  wesentlich  zur 
Verbesserung  des  Wagenumlaufes  beitragen,  wenn  dem  An- 
schließer hier  ein  Anreiz  zur  erhöhten  Ausnutzung  des  Wagen- 
raumes gegeben  würde.  Bezeichnend  ist,  daß  die  Reichsbahn 
in  Abs.  11  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  für  das  Ordnen 
der  Wagen  in  bestimmter  Reihenfolge  eine  Sondergebühr  zu 
erheben,  während  sie  sich,  wie  oben  erörtert,  das  Recht  vorbe- 
hält, die  Uebergabe  geordneter  Wagen  ohne  Gegenleistung  zu 
verlangen. 

22.  Fr  acht  Stundung  (früher  §  20)  und  23.  Auf- 
hebung des  An  Schluß  Vertrages  (früher  §  21).  Gegen 
früher  inhaltlich  unverändert. 

24.  Berechnung  der  Kosten,  Aufstellung  und 
Begleichung  der  Rechnungen  (früher  §§  3,  4  und  23). 
Die  Bestimmungen  enthalten  keine  wesentlichen  Neuerungen 
gegenüber  den  früheren.  Die  Zusammenziehung  des  bisher  auf 
drei  Paragraphen  verstreuten  Inhaltes  ist  ebenso  begrüßenswert 
wie  die  textliche  Vereinfachung. 

Vielleicht  wäre  es  richtiger  gewesen,  auch  noch  den  Inhalt 
des  jetzigen  §  5  einzubeziehen,  um  die  Gesamtheit  aller  Zahlungs- 
verpflichtungen übersichtlicher  zu  gestalten. 

25.  Gerichtsstand  (früher  §  25).  Gegen  früher  unver- 
ändert. 

Weggefallen  ist  der  bisherige  §  24  über  die  Sicherheits- 
leistungen, dessen  überflüssiger  Umfang  vom  Verfasser  a.  a.  O. 


*)  Vgl.  Eger,  das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privat- 
anschlußbahnen, Berlin  und  Leipzig  1913  bei  Dr.  Walter  Roth- 
schild, Seite  210  ff.  ' 
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besonders  beanstandet  worden  war.  Sachlich  wird  die  Sicher- 
heit bereits  durch  die  Vorschüsse  und  durch  die  Befugnisse  der 
Reichsbahn  hergestellt,  den  Anschließer  in  Verzug  zu  setzen  und 
keine  Zustellungen  auszuführen,  wenn  er  mit  Zahlungen  im  Rück- 
stände ist.  Dadurch  entfällt  die  Notwendigkeit  langatmiger 
weiterer  Vorschriften. 

Im  Verhältnis  zum  Gesamtumfang  der  Bestimmungen  ist 
das,  was  hier  über  deren  Aenderungen  gegenüber  der  bisher 
gültigen  Fassung  vom  Januar  1921  zu  sagen  war,  auffallend 
wenig,  wie  schon  aus  dem  geringen  Umfang  der  vorstehenden 
Bemerkungen  hervorgeht.  Ansätze  zu  einer  Weiterentwicklung 
sind  vorhanden,  sie  bedürfen  aber  sorgsamer  Pflege,  wenn  sich 
daraus  eine  tragfähige  Unterlage  für  das  weitere  Zusammen- 


arbeiten zwischen  Reichsbahn  und  Anschließern  entwickeln  soll. 
Von  einem  eigentlichen  Mitbestimmungsrecht  des  Anschließers, 
wie  es  den  wirtschaftlich  Schwächeren  heute  überall  zugebilligt 
wird,  sind  in  den  Anschlußbedingungen  noch  keine  Ansätze  er- 
kennbar. Praktisch  würde  es  auch  zu  weit  führen,  wenn  die 
Reichsbahn  über  jede  Einzclbestimmung  und  deren  Aenderung 
gesondert  mit  jedem  einzelnen  Anschließer  verhandeln  sollte. 
Wesentlich  anders  aber  würden  die  Dinge  liegen,  wenn  die  An- 
schließer im  ganzen  oder  bezirksweise  zu  einer  Vertretung  zu- 
sammengefaßt würden,  die  die  Aufgabe  hätten,  solche  Aende- 
rungen mit  bindender  Kraft  für  alle  zu  vereinbaren.  Hieraus 
würde  sich  auch  für  die  Reichsbahn  manche  Vereinfachung  und 
Erleichterung  ergeben. 


ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS*) 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiets) 
VON  REG  I  E  RUNGSBAU  RAT  DR.  R  E  R.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 

(Fortsetzung) 


Im  Anhaltinischen  Braunkohlengebiet  bestehen  in  B  e  r  n  - 
bürg  die  bedeutendsten  deutschen  Sodafabriken,  die  sich 
mit  der  Fabrikation  von  Ammoniaksoda,  Kristallsoda  befassen. 
Mit  der  Fabrik  sind  eigene  Kalksteinbrüche  (1,5  km  lange  Draht- 
seilbahn) und  Zementfabriken  verbunden.  In  Osternienburg  be- 
sitzen die  Werke  eine  Elektrolytische  Fabrik  für  Aetz'alkalien, 


4  Grubenfeldern  mit  14  Millionen  Quadratmeter  Flächeninhalt. 
Zusammen  mit  den  Fabrik-  und  Bergwerksanlagen  beschäftigte 
die  Gesellschaft  1920  an  6500  Arbeiter  und  550  Angestellte. 

Als  weitere  größere  chemische  Werke  im  Anhaltini- 
schen, die  mit  Braunkohlenenergie  arbeiten,  sind  die  1872  ge- 
gründeten ver.  ehem.  Fabriken  in  Leopoldshall  A.-G.  mit 


Skizze  21  (nach  Zählungen  der  Eisenb.-Dir.  Erfurt) 


Chlorkalk,  Chlorprodukte  und  Wasserstoff,  und  eine  Fabrik  für 
kaustischen  Soda.  In  R  o  s  c  h  w  i  t  z  liegen  den  Werken  ge- 
hörige Kali-  und  Steinsalzbergwerke  und  eine  Chlorkaliumfabrik, 
in  Römnitz  ein  Solbergwerk  mit  den  Schächten,  die  durch  vier 
Soleleitungen  von  je  9  km  Länge  mit  den  Bernburger  Soda- 
fabüken  verbunden  sind.  Im  Preußischen  Mitteldeutschland 
liegen  Kali-  und  Steinsalzbergwerke  der  Werke  in  Peißen  (Saale- 
kreis) und  in  Micheln  (Kreis  Calbe,  Saale).  Allen  Fabriken  wird 
die  Energie  aus  den  den  Werken  gehörigen  Braunkohlenfeldern 
zugeführt.  Der  Besitzstand  dieser  beläuft  sich  auf  34  Gruben- 
felder mit  44  Millionen,  von  denen  8  Felder  mit  3,9  Millionen 
Quadratmeter  sich  im  Abbau  befinden.  Der  Umfang  der  den 
Werken  gehörigen  Kali-,  Steinsalz-  und  Solefelder  besteht  in 

*)  Sonderdrucke  dieser  Abhandlung  sind  nach  Abschluß  der  Veröffentlichung 
zum  Preise  von  Mk.  20. —  beim  Verlage  erhältlich. 


etwa  560  Arbeitern,  die  Concordia,  chemische  Fabrik  auf 
Aktien  in  Leopoldsholl-Staßfurt  mit  etwa  240  Arbeitern,  1873 
gegründet  und  die  chemische  Fabrik  Friedrichshall  in 
Anhalt  G.  m.  b.  H.  zu  Leopoldshall,  mit  etwa  300  Arbeitern, 
1912  gegründet.  Diese  drei  Fabriken  verarbeiten  Kalirohsalze 
und  produzieren  u.  a.  Chlorkalium,  Kalidüngersalze  und  Mag- 
nesia. Die  ebenfalls  in  Staßfurt-Leopoldshall  an- 
sässige chemische  Fabrik  F.  Müller  mit  220  Arbeitern  (ge- 
gründet 1863)  befaßt  sich  mit  der  Schwefelsäurefabrikation, 
ebenso  wie  das  seit  1888  bestehende  Werk  Göthen  des  Vereins 
chemischer  Fabriken  in  Zeitz  (100  Arbeiter).  Der  Sunerphosphat- 
herstellung  ist  die  1894  gegründete,  etwa  300  Arbeiter  beschäf- 
tigende Staßfurter  chemische  Fabrik,  vormals  V  o  r  s  t  e  r  & 
Grünberg,  A.-G.,  gewidmet.  In  Rodleben  bei  Roslau 
(Anhalt)  arbeitet  seit  1856  die  Tetzali  n-  G.  m.  b.  H.  mit 
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.letzt  über  8(J0  ArliLiii  i  n  und  hei  Coswig  seit  1857  die  Kiesel- 
S  u  r  -  und  K  o  r  k  i  i  i  n  -  ( ;  e  s  c  1  1  s  c  h  a  f  t  ,  Rheinhold  &  Co., 
l-laiinoN  i'i-,  inii  .irizl  eiwa  IIUO  Köpfen. 

.Vuch  im  AI  a  (1  e  h  u  r  g  e  r  Bezirk  werden  mit  Hilfe  der 
ans  der  Braunkohle  gewonnenen  Energie  einige  bedeutende 
chemische  Fabriken  betrieben.  Zu  nennen  sind:  die  Sacharin- 
Fabrik  A.-(i.,  vormals  F  a  h  1  b  e  r  g  ,  List  &  Co.  in  Magde- 
burg-Stadt mit  etwa  3000  Arbeitern,  seit  1886  bestehend,  die  sich 
n)it  der  F'abrikation  von  Sacharin,  Schwefelsäure,  Salpetersäure 
und  pharmazeutischen  Präparaten  befallt.  In  B  u  c  k  a  u  verfer- 
tigt die  chemische  Fabrik,  Buckau,  1882  gegründet,  mit  etwa 
900  Arbeitern  in  der  Hauptsache  Soda.  Die  schon  1797  ge- 
ündete  frühere  Kgl.  Preuß.  chemische  Fabrik  Her- 
rn a  n  i  a  -  A.-G.  in  Schönebeck  a.   d.  Elbe  stellt  mit  etwa 

.Vrbeitern  Schwefel-Salpetersäure  und  .Soda  her  und  das  in 
1  i  e  t  t  s  t  e  d  t  1875  gegründete  W  erk  des  Vereins  chemi- 
scher F  a  b  r  i  k  e  n  A.-G.  in  Zeitz  fabriziert  mit  etwa  650  Ar- 
beitern künstliche  Düngemittel,  mineralische  Rohphosphate  und 
schwefelsaures  Ammoniak.  Eine  große  Anilinfabrik  besteht 
seit  1874  in  Quedlinburg:  W.  Brauns  &  Co.,  die  über 
500  Arbeiter  zählt. 

Die  an  Braunkohlenschätzen  so  überreiche  Hallenser 
(hegend  besitzt  in  Leuna  bei  Merseburg  das  schon  besonders 
beschriebene  Leunawerk.  Zwischen  Merseburg  und  Halle  hat 
Ammendorf  reiche,  chemische  Industrie.  Das  seit  1895  be- 
stehende Werk  Ammendorf  der  chemischen  Fabrik  Buckau  bei 
Magdeburg  weist  670  Arbeiter  auf  und  stellt  Kalilauge,  Chlor- 
produkte, Aetzkali  und  Wasserstoff  her.  Das  1914  gegründete 
Oelwerk  Hydrogon  C.  m.  b.  H.  in  Ammendorf,  dessen  Verwal- 
tungssitz in  Magdeburg  liegt,  beschäftigt  etwa  150  Arbeiter. 
In  Halle  selbst  ist  die  seit  1909  bestehende  Gewerkschaft 
Salzmünde  (etwa  100  Mann  Belegschaft)  erwähnenswert,  die 
Chlorkalium  und  Düngersalze  verfertigt.  In  Lützkendorf 
bei  Merseburg  verfertigen  die  Kursächsischen  Braunkohlen, 
(':as-  und  Kraftwerke  G.  m.  h.  H.  mit  etwa  170  Arbeitern  Harz- 
öle, Paraffin,  schwefelsauren  Ammoniak,  ein  Betrieb,  der  in  die 
Schwelerei-Industrie  zu  rechnen  ist.  Ebenso  spielen  in  die 
-  chemische  Industrie  die  gesamten  Schwelereibetriebe  der  R  i  e  - 
beck  sehen  Montanwerke,  Halle  und  der  W  e  r  - 
schen-Weißenfelser  Braunkohlen  -  A.-G.  in  Halle, 
im  Geiseltal,  bei  Kosen,  Waldau  und  zwischen  Weißenfels  und 
Zeitz  hinein.  Diese  Industrie  ist  an  besonderer  Stelle  behan- 
delt, ebenso  wie  die  mit  dem  Generatorverfahren  arbeitende 
Deutsche  Erdöl  -  A.-G.  bei  A  1  t  e  n  b  u  r  g  ,  die  mit  den 
Rositzer  Braunkohlenwerken  liiert  sind. 

Leipzig  und  Umgegend,  ebenso  wie  der  Freistaat 
Sachse  n  w'eisen  ebenfalls  bemerkenswerte  chemische  Werke, 
gegründet  auf  Braunkohlenenergie,  auf.  Die  in  E  i  1  e  n  b  u  r  g 
(Provinz  Sachsen)  liegenden  Deutschen  Celluloid-Werke 
mit  1500  Arbeitern  und  Angestellten  gravitieren  nach  Leipzig. 
Dortselbst  ist  die  Deutsche  Celluloidfabrik  L.  Schleussig 
mit  350  Köpfen  zu  erwähnen,  die  seit  1887  besteht;  in  der  Nähe 
Leipzigs  ist  Schimmel  &  Co.  (200  Arbeiter)  durch  Fabri- 
kation von  ätherischen  Oelen  bekannt,  und  die  seit  1898  Mag- 
nesia fabrizierende  chemische  Fabrik  L  i  p  s  i  a  (125  Arbeiter). 

Die  größten  sächsischen  chemischen  Fabriken  sind  die 
Chemischen  Fabriken  v.  d.  Heyden  A.-G.  in  Radebusch 
bei  Dresden  mit  1900  Arbeitern,  seit  1874  bestehend.  Fabrikat: 
Phosgen  Methylalkohol,  Soda,  Pottasche  und  in  N  i  m  s  c  h  r  i  t  z 
mit  1300  Arbeitern,  seit  1902  bestehend,  Fabrikat:  Schwefel- 
säure, Salpetersäure,  Wasserstoff,  Wolfram.  Sie  sind  jedoch  in 
ihrer  Energieerzeugung  nicht  auf  das  mitteldeutsche  Braun- 
kohlengebiet angewiesen. 

Ein  Vergleich  der  aufgeführten  chemischen  Industrieorte 
mit  der  Landkai  te  zeigt  wieder,  wie  ihre  L_age  durch  die 
initteldeutschen    Braunkohlenlagerstätten   bestimmt  wird. 

B.    Eisen-,  Erz-  und  Metall-Industrie  Mitteldeutschlands, 
a)  Eisen. 

Entsprechend  dem  Mangel  an  Erz-  und  Steinkohleuboden- 
schätzen  Mitteldeutschands  ist  dort  eine  eigentliche  Eisen- 
industrie nicht  zur  Entwicklung  gelangt.  Zum  Verhütten 
des  Eisens  ist  Steinkohlenkoks  nötig  und  es  würde  die  Trans- 
portmittel außerordentlich  belasten,  wollte  man  Erz  und  Koks, 
an  eine  dritte  Stelle  zum  Verhütten  transportieren.  Daraus  ist 
das  Emporblühen  der  Eisenindustrie  des  Ruhrgebiets  und 
Oberschlesiens  verständlich.  Das  einzige  Großeisenwerk  Mittel- 
deutschlands, das  Lauchhammerwerk,  verarbeitet  zu  einem 
großen  Teil  Schrott,  also  Alteisenabfall. 

Auch  bei  dieser  Industrie  ist  nachweisbar,  daß  der  Elbe- 
fluß  eine  Trennungslinie  in  der  Einflußsphäre  der  ost-  und  west- 
clbischen  Braunkohle  bildet.  Schon  aus  diesem  Grunde  soll  auf 
da-i  östlich  der  Elbe  gelegene  L  a  u  c  h  h  a  m  ni  e  r  -  W  e  r  k  einge- 
gangen werden,  ganz  abgesehen  von  seiner  außerordentlichen 
Bedeutung  für  Deutschlands  Wirtschaftsleben.  Die  Lauch- 
hammer-A.-G.  ist  1872  gegründet;  ihr  juristischer  Sitz  liegt  in 
Riesa,  ihr  Verwaltungsort  in  Lauchhammer.  Durch  eigenen 
weitausgedehnten  Braunkohlenfelderbesitz  hat  sie  sich  in  der 
Kraftversorgung  unabhängig  zu  machen  verstanden.  Im  Eisen- 
bezug stützt  sie  sich  zum  großen  Teil  auf  den  mitteldeutschen 


Schrottabfall.  Anfang  1921  sind  die  Werke  mit  den  Linke- 
Hoffmann-Werken  in  Breslau  eine  Interessengemeinschaft  ein- 
gegangen, die  den  Breslauer  Werken  die  Energiequelle  und 
Rohstoffe  und  den  Lauchhammer-Werken  den  Absatz  sicher- 
stellt. Dieser  Konzern  ist  durch  den  Zutritt  der  Allgemeinen 
Elektrizitäts-Gesellschaft  Berlin  nach  der  Spitze  des  vertikalen 
Produktionsaufbaues  ausgebaut  worden,  während  der  jüngste 
Anschluß  der  später  zu  beschreibenden  Mansfelder  Werke  eine 
noch   weiter   reichende   Rohstoffbasis  gewährleistet. 

Zu  Lauchhammer  gehören  Werke  an  5  Stellen:  in  Lauch- 
hammer, in  Gröba  bei  Riesa,  in  Clröditz,  in  Torgau  und  in  Burg- 
hammer bei  Hoyerswerda. 

Die  Beteiligung  der  Werke  erstreckt  sich  auf  Braunkohlen- 
bergbau, (jewinnung  von  Eisen  und  Stahl  und  Verarbeitung  in 
Walzwerken,  auf  Eisen-  und  Stahlgießereien  und  auf  die  Ver- 
feinerung der  Erzeugnisse  in  eigenen  Werkstätten. 

Das  Stammwerk  Lauchhammer  umfaßt  Braunkohlengruben 
(Tagesförderung  etwa  40  000  hl)  mit  einer  Brikettfabrik  (acht 
Pressen,  die  180  000  t  Briketts  im  Jahre  herstellen),  eine  Eisen- 
gießerei, eine  Bildgießerei,  ein  Emaillierwerk  mit  12  Oefen  und 
eine  Eisenkonstruktionswerkstatt  für  die  Herstellung  von  Eisen- 
hoch- und  Brückenbauten  und  Wasserbauten.  Außerdem  zählen 
zu  ihm  eine  Maschinenwerkstatt  und  ein  Holzsägewerk,  das  in 
eigenen  Forsten  geschlagene  Hölzer  verarbeitet.  Die  Braun- 
kohlengruben versorgen  durch  eine  Ueberlandzentrale  mit  einer 
Gesamtmaschinenleistung  \on  25  000  kW  nicht  nur  sämtliche 
zu  den  Lauchhammer-Wcrken  gehörenden  Anlagen  (also  auch 
Riesa,  Gröditz,  Torgau  und  Burghammer)  mit  Strom,  sondern 
\ersorgen  auch  2000  Ortschaften  zusammen  mit  dem  Elektrizi- 
tätswerk Gröba  und  der  Ueberlandzentrale  Liebenwerda.  Von 
Lauchhammer  aus  wurde  seinerzeit  die  erste  deutsche  100  000  V 
hochgespannte  Ueberlandleitung  gebaut. 

Das  Werk  Riesa  weist  ein  Siemens-Martin-W'erk  mit 
7  modernen  Oefen  von  .30  bis  80  t  Fassung  auf,  deren  Erzeug- 
nisse in  Walzwerken  für  Stab-  und  Universaleisen  für  Bleche 
und  Röhren  verarbeitet  werden.  Eine  Lokomotivwerkstatt  und 
eine  Werkstatt  für  Eisenhoch-  und  Brückenbau  vervollständigt 
das  günstig  an  der  Verkehrsader  der  Elbe  gelegene  Werk. 

Das  Werk  in  Gröditz  ähnelt  dem  in  Riesa  mit  5  Martin- 
Oefen  von  10  bis  30  t  Fassung.  Zu  den  verschiedenen  Gießereien 
gesellt  sich  eine  Werkstatt  für  Räder  und  Radsätze. 

Torgau  hat  nur  2  Martin-Oefen  und  eine  Stahlform- 
gießerei und  ein  Preßwerk,  während  Burghammer  nur  eine 
Eisengießerei  aufweist. 

Die  Gesamtwerke  beschäftigten  im  Geschäftsjahr  1919/20 
etwa  9000  Arbeiter  und  900  Beamte  und  erzeugten  250  000  t 
Rohstahl;  die  Größe  des  Grundbesitzes  betrug  2213  ha,  davon 
98  ha  bebaut  und  1800  ha  Forsten  und  Braunkohlenfelder.  Das 
.Aktienkapital  belief  sich  auf  50  Mill.  Mark. 

b)  Erz  und  Metalle. 

1.  Kupfer  —  Blei  —  Zink.  ' 

Als  Erzgewinnungsstätten  kommen  im  behandelten  mittel- 
deutschen Gebiet:  das  Mansfelder  Revier,  der  Harz  und 
das  Erzgebirge  in  Frage.  Alle  diese  Gebiete  liegen  an  der 
Grenze  des  Einflußgebietes  der  Mitteldeutschen  Braunkohle, 
da  die  Steinkohle  der  Ruhr  und  des  Erzgebirges  zur  Verhüttung 
gebraucht  werden.  Diese  Industrie  werde  deswegen  nur  über- 
sichtlich behandelt,  um  keine  Lücke  zu  lassen,  da  sie  im  mittel- 
deutschen Wirtschaftsleben  eine  immerhin  bedeutsame  Rolle 
spielt.  Die  Mansfelder  Kupferschiefer  bauende 
Gewerkschaft  in  Eisleben  gewinnt  Kupfer  und  Silber, 
verhüttet  diese  und  verarbeitet  sie  in  Kupfer-  und  Messing- 
werken. Zu  dem  Besitz  des  Werkes  gehören  ausgedehnte 
Steinkohlenfelder  und  Gruben  in  Westfalen,  deren  Förderungs- 
produkte zum  Teil  auf  der  Zeche  Mansfeld  verkokt  werden. 
Neuerdings  soll  ein  Braunkohlenbergwerk  Mansfeld  in  Betrieb 
genommen  werden,  daß  bei  Pritschöna  im  Saalekreis  gelegen 
ist.  Ein  anderer  Zweig  der  Mansfelder  Produktion  beruht  auf 
dem  Besitz  von  ausgedehnten  Kalisalzbergwerken.  Als  Neben- 
produkt kommt  besonders  Schwefelsäure  in  Betracht. 

Das  Werk  weist  4  Berginspektionen  mit  7  Erzschächten 
auf.  Als  Hütten  sind  die  Krughütte,  Kochhütte,  Eckardthütte. 
Kupferhammerhütte  und  Gottesbelohnunghütte  zu  nennen.  Die 
Kupfer-  und  Messingproduktion  erfolgt  im  Kupfer-  und 
Messingwerk  auf  der  Gottesbelohnungshütte  bei  Hettstedt,  im 
Mansfeldschcn  Messingwerk  in  Rothenburg  a.  d.  Saale  und  im 
Kupferhammer  bei  Eberswalde  (Kreis  Oberbarnim  in  Branden- 
burg). 

Von  Kalisalzbergwerken  gehören  zu  Mansfeld  das  Werk 
Ernsthall  (Förderschacht  Georgisschacht)  mit  einem  Flächen- 
inhalt von  etwa  7,2  Mill.  Quadratmeter,  das  Werk  ,,Neu-Mans- 
feld"  mit  dem  gleichnamigen  Förderschacht  und  einem  Flächen- 
inhalt von  ca.  12  8  Mill.  Quadratmeter  und  das  Werk  St.  Georg 
(Schächte:  Dittrichsschacht,  Wächterschacht  und  Wolfsschacht) 
mit  etwa  50,3  Mill.  Quadratmeter  Flächeninhalt. 

Das  Werk  ist  das  größte  Kupferbergwerk  Deutschlands 
und  von  seinem  Ausgangsgebiet  in  Jahrhunderte  alter  lang- 
samer Entwicklung  zu  Kali-,  Steinkohlen-  und  Braunkohlen- 
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besitz  gelangt.  In  allerneuester  Zeit  wird  die  Gewerkschaft  in 
eine  A.-G.  umgewandelt  (Mansfeld-Syndikat  A.-G.).  die  in 
engster  Beziehung  zu  dem  „Allgemeinen  Elektrizitäts-Gesell- 
schaft"-Linke-Hoffmann-Lauchhammer-Konzern  steht. 

Kupfer,  Blei  und  Zink  werden  in  Harzer  Berg- 
und  Hüttenwerken  mit  Hilfe  westfälischer  Steinkohlen-  und 
mitteldeutscher  Braunkohlenenergie  gewonnen. 

Die  Unterharzer  Berg-  und  Hüttenwerke  bestehen  aus 
den  Hütten    zu  Oker,  Herzog    Tuliushütte    bei    Gos'lar,  Frau 


briketts  aus  dem  Mitteldeutschen  Braunkohlenrevier  bezogen. 
Die  Menge  der  zum  Verbrauch  kommenden  Rohbraunkohlen 
beläuft  sich  auf  14 — 15  000  t,  die  der  Braunkohlenbriketts  auf 
etwa  10  000  t. 

Erwähnenswert  sind  noch  in  diesem  Gebiet  die  Kupfer-  und 
Messingwerke  A.-G.  in  Halberstadt. 

Das  Erzgebirge  weist  in  seinem  sächsischen  Teil  auch 
eine  zum  Teil  bis  ins  17.  Jahrhundert  zurückreichende  Blei-, 
Silber-,    Kobalt-,    Nickel-    und   Wismutproduktion    auf.  Das 
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Sophienhütte  bei  Langelsheim  und  dem  Metallerzbergwerk  am 
Rammeisberg  bei  Goslar.  Die  Hauptprodukte  sind  Elektrolyt- 
kupfer, Kupfervitriol,  Weichblei,  Schwefelsäure,  Zinkoxyd  und 
Zinkvitriol. 

Vor  dem  Kriege  wurden  im  Jahresdurchschnitt  hergestellt 
mul  zum  Versand  gebracht: 

Kupfer   etwa    3  500  t 

Blei    5  000  t 

Schwefelsäure   24  500  t 

Zinkoxyd    10  000  t 

Zinkvitriol   6  000  t. 

Die  infolge  unzulänglicher  Brennstoffbelieferung  nach  dem 
Kriege  zurückgegangene  Produktion  hat  sich  1920  wieder  ge- 
steigert. Die  erforderlichen  Brennstoffe,  Koks  und  Steinkohlen, 
werden  aus  Westfalen,  die  Rohbraunkohlen  und  Braunkohlen- 


sächsische Oberhüttenamt  in  F  r  c  i  b  e  r  g  ist  unter  die  Blei-, 
Wismut-  und  Silberproduzenten  zu  zählen.  Es  greift  zur  Her- 
stellung auf  die  Braunkohle  des  Bornaer  Gebiets  zurück.  (500 
bis  600  t  im  Monat.) 

Die  in  Aue  im  Erzgebirge  bestehenden  Privatblaufarben- 
werke  sind  die  ältesten  Kobalt-,  Nickel-  und  Wismutproduzenten 
des  Kontinents  (das  Werk  besteht  seit  1635)  und  werden  in  der 
Herstellung  von  Wismut  von  keiner  anderen  Fabrik  in  Europa 
übertroffen.  Auch  in  der  Kobaltindustrie  nehmen  sie  eine  der 
ersten  Stellen  ein.  Unter  dem  Druck  der  Zeit  haben  die  Werke 
ihre  Feuerungen  zum  Teil  auf  Braunkohle  umgestellt  und 
bringen  Ende  1921  monatlich  mindestens  1200  t  mitteldeutsche 
Rohbraunkohle  und  500  bis  600  t  Briketts  zur  Verwendung. 
Außerdem  sind  sie  noch  auf  den  Bezug  böhmischer  Braunkohle 
angewiesen. 
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2.   A  1  u  m  i  n  i  u  m  i  n  d  u  s  t  r  i  e. 

a)    Was  führte  zum  Ausbau  der  Aluminium- 
industrie Deutschlands. 

Der  Bedarf  der  deutschen  Industrie  an  Aluminium  betrug 
im  Jahre  1913  etwa  15  000  t,  den  zum  größten  Teil  die  Küchen- 
geräteindustrie in  Anspruch  nahm.  Die  Deckung  des  Bedarfs 
erfolgte  zum  größten  Teil  durch  das  Ausland,  besonders  die 
Schweizer  Aluminium-Industrie  A.-G.,  da  in  Deutschland  nur 
ein  kleines  Werk  Rheinfelden  (Baden),  mit  einer  Jahresleistung 
von  800  t  jährlich,  vorhanden  war.  Während  des  Krieges  ent- 
stand ein  vermehrter  Bedarf  an  Aluminium  für  die  Anfertigung 
von  Luftfahrzeugen,  für  die  Ausstattung  von  Kraftwagen,  für 
Eßgeräte,  zur  Herstellung  des  Sprengstoffes  Ammonal,  für  die 
Verfertigung  von  künstlichem  Kautschuk  und  nicht  zum 
wenigsten  zum  Ersatz  von  Kupfer  in  der  elektrischen  Industrie. 
Zur  Befriedigung  dieses  vergrößerten  Bedarfs  stand  nur  die 
Schweizer  Industtie  zur  Verfügung,  die  mit  Wasserkräften  in 
Neuhausen  am  Rheinfall  und  in  Chippis  im  Wallis  ausgedehnte 
Werke  betreibt.  Durch  Beschlagnahme  der  Tonerdefabrik  der 
AI.  Ind.  A.  G.  in  Marseille  von  Seiten  der  Franzosen  wäre  jedoch 
das  weitere  Arbeiten  der  Werke  und  damit  die  deutsche  Ver- 
sorgung in  Frage  gestellt  gewesen,  wenn  nicht  Ungarn,  Dal- 
matien  und  Krain  mit  Rohstoff  hätten  aushelfen  können.  Um 
weiteren  Schwierigkeiten  in  der  Aluminiumversorgung  zu  ent- 
gehen, entschloß  sich  Deutschland  zur  Errichtung  von  Werken 
im  deutschen  Landinnern. 

Aluminium  ist  nach  Sauerstoff  und  Silizium  das  am 
häufigsten  vorkommende  Element  der  Erde.  7,3  %  von  den 
Bestandteilen  der  Erdrinde  besteht  aus  AI.  Die  Schwierigkeit 
seiner  Gewinnung  liegt  in  seinem  Aufschließen,  da  es  sich  nicht 
in  metallischem  Zustande,  sondern  nur  in  der  Form  von 
chemischen  Verbindungen,  meist  mit  Sauerstoff  oder  Tonerde 
als  Bauxit  oder  Kryolith  findet.  Das  Bauxit  ist  in  Deutschland 
in  kleineren  Mengen  in  Schlesien  und  am  Vogelsberg  in  Hessen 
\orhanden.  Die  nächste  erreichbare  ausländische  Lagerstätte 
liegt  in  Ungarn.  Das  Bauxit,  als  Erz  gewonnen,  bietet  mit 
seinem  über  50  %  AI2O3  (Tonerde)  eine  reichliche  Quelle  für 
den  Aufschluß  der  Tonerde.  Mit  viel  größeren  Schwierigkeiten 
ist  der  Aufschluß  des  AI2O3  aus  dem  in  Deutschland  in  großen 
Mengen  vorkommenden  gewöhnlichen  Ton  (Aluminumsulfat) 
verl.'unden.  Der  Lösung  dieser  Frage  widmen  Tonerdefabriken 
und  Hochschulen  viel  Zeit  und  Mühe.  Die  zur  AI. -Fabrikation 
nötigen  weiteren  Rohstoffe:  Soda  und  Kalk  stehen  in  Deutsch- 
land reichlich  zur  Verfügung.  Da  eine  lohnende  Gewinnung  des 
Aluminiums  sich  nur  auf  elektrometallurgischem  Wege  ermög- 
lichen läßt  und  zum  Schmelzen  des  Aluminiums  die  hohe  Zahl 
von  240  Kalorien  (gegenüber  154  bei  Cu)  nötig  sind,  lag  die 
Schwierigkeit,  eine  deutsche  Aluminiumindustrie  großen  Stils 
zu  schaffen  —  in  der  Gewinnung  der  dazu  benötigten  gewalti- 
gen elektrischen  Energiemengen;  sind  doch  zur  Herstellung  von 
1  kg  Aluminium  rund  24  Kilowattstunden  erforderlich  bei  einem 
Verbrauch  von  2  kg  Tonerde  und  0,8  kg  Elektrodenkohle. 

Die  teure  elektrische  Kraft  läßt  das  Aluminiumfabrikat  aus 
dem  Wettbewerb  ausscheiden.  Man  suchte  deshalb  die  mittel- 
deutsche Braunkohle  und  oberbayerische  Wasserkräfte,  als  ver- 
hältnismäßig wohfeile  Energiespender,  auf.  Auf  der  Energie- 
quelle der  Braunkohle  entstanden  in  außerordentlich  kurzer 
Zeit  die  Werke  in  Rummels  bürg  bei  Berlin,  Horrem 
bei  Köln,  Bitterfeld,  Grevenbroich  a.  d.  Erft  (E  r  f  t  - 
werk),  das  L  a  u  t  a  w  e  r  k  bei  Hoyerswerda  i.  d.  Lausitz  und 
Steeg  bei  Goysern  am  Hallstätter  See. 

Das  sich  noch  zur  Zeit  im  Bau  befindliche  I  n  n  w  e  r  k  bei 
Mühldorf  ist  auf  der  Wasserkraft  aufgebaut.  Die  Werke 
Rummelsburg  und  Horrem  haben  inzwischen  ihren  Betrieb 
wieder  eingestellt.  Das  Lautawerk  mit  14  000  t  Jahresleistung  ge- 
hört zusammen  mit  dem  Bitterfelder  Werk  (4000  t  Jahresleistung) 
zu  den  vereinigten  Aluminiumwerken  A.-G.  Berlin.  Das  rhein- 
ländische  Erftwerk  A.-G.  Grevenbroich  (Niederrhein)  besitzt 
eine  Erzeugungsmöglichkeit  von  14  000  t.  Das  Innwerk  soll 
nach  seiner  Fertigstellung  10  000  t  Aluminium/Jahr  —  bei  einer 
verfügbaren  Wasserkraft  von  50  000  PS  herstellen,  so  daß  wir 


also  insgesamt  über  eine  deutsche  Inlandserzeugung  von  40  000  t 
Aluminium  verfügen  werden. 

Zusammen  mit  der  besonders  in  Nord-Amerika,  Frankreich 
und  Norwegen  im  Kriege  verstärkt  ausgebauten  Aluminium- 
industrie beträgt  die  Gcsamtweltherstellung  zur  Zeit  etwa 
150  000  t/Jahr  gegen  etwa  86  000  t/1914.  Amerikas  Erzeugung 
betrug  1919  schon  100  000  t. 

b)    Das  Mitteldeutsche  Aluminiumwerk  Lauta. 

Das  Lautawerk  bezieht  seine  Braunkohle  (Heizwert  1800  bis 
2100  W.  F.,  56%  H2O)  mittelst  einer  elektrischen  Förderbahn 
aus  der  3  km  entfernt  liegenden  Grube  Erika  des  bekannten 
Ilsc-Braunkohlen-Konzern.  Die  täglich  benötigten  2800  t  Roh- 
kohle werden  durch  selbstentladende  Talbotwagen  herange- 
bracht und  in  Kohlen-Bunker  von  16  000  t  Gesamtinhalt  ent- 
leert, die  in  16  Silos  auslaufen.  Von  diesen  sondern  zwei  in 
Schüttelsieben  die  Knorpel  für  Gasgeneratoren  aus,  deren  Gas 
für  Feuerungszwecke  verwendet  wird.  Aus  den  Silos  wird  die 
Feuerkohle  in  1,6  t  fassende  Hängebahnwagen  abgezapft  und 
mittelst  moderner  Förderungsanlagen  über  den  Kesselbunkern 
entleert,  aus  denen  sie  auf  die  2-30  Feuerungen  der  .38  Kessel  ge- 
leitet wird.  Die  Roste  der  Feuerungen  sind  als  sogenannte 
Muldenroste  ausgebildet.  Der  in  den  Kesseln  erzeugte  Dampf 
von  20  Atm.  wird  in  einer  Stärke  von  5600  t  Dampf/24  Std.  in 
drei  Dampfturbinen  (A.  E.  G.)  und  einer  Dampfturbine  (Brown- 
Boweri)  geleitet,  die  elektrische  Energie  von  16  000  bzw.  18  000 
Kilowatt  leisten.  Mit  einer  Spannung  von  5000  Volt  Wechsel- 
strom (1000  Amp.  Stromstärke)  wird  der  elektrische  Strom  zur 
Umformerstation  geleitet,  aus  der  er  mit  500  Volt  zum  Eigen- 
verbrauch ins  Werk  läuft  und  mit  5000  Volt  zur  daneben  liegen- 
den Umformerstation  der  Ges.  für  Kraf t-Uebertragung,  Berlin, 
die  ihn  mit  zur  Zeit  60  000  Volt  zum  Elektrizitätsverband  Gröba 
(Versorgung  von  Dresden)  schickt  und  später  mit  100  000  Volt 
auch  nach  Berlin  senden  wird. 

Zu  der  eigentlichen  Fabrikation  des  Aluminiums  gehört  die 
umfangreiche  Tonerdefabrik,  in  der  monatlich  etwa  1500  t  Bau- 
xit, 900  t  Soda  und  300  t  kohlensaurer  Kalk  mittelst  gewaltiger 
Brechwerke,  Mühlen  und  Drehöfen  verarbeitet  wird,  um  mit 
Hilfe  moderner  Becherwerke  in  die  daneben  liegende  Aluminium- 
fabrik geleitet  zu  werden.  Diese  eigentliche  Aluminium-Fabrik 
ist  ein  reines  Aluminium-Hüttenwerk,  in  dem  durch  Zuleiten  von 
elektrischem  Gleichstrom  von  5000-Volt-Spannung  in  die  mit 
dem  Rohstoff  angefüllten  Oefen  monatlich  etwa  450  t  Aluminium 
hergestellt  werden,  das  in  Blöcken  zum  Versand  kommt. 

Die  Hauptbedeutung  des  Lautawerks  hat  sich  von  der  Alu- 
minium-Herstellung auf  die  Elektrizitätsgewinnung  verschoben. 
Durch  die  hohen  Löhne  und  Nebenkosten  ist  der  aus  der 
Braunkohle  gewonnene  Strom  so  teuer  geworden,  daß  das  mit 
Hilfe  der  aus  ihr  gewonnenen  Energie  hergestellte  Aluminium 
nicht  mehr  konkurrenzfähig  auf  dem  Markt  ist.  Der  große 
elektrische  Stromverbrauch  bedingt  eine  billigere  elektrische 
Energiequelle,  die  man  in  den  Wasserkräften  gefunden  zu  haben 
glaubt.  Das  elektrische  Kraftwerk  in  Lauta  wird  jedoch  seine 
Bedeutung  als  elektrische  Versorgungsstelle,  aufgebaut  auf 
Rohbraunkohle,  bewahren  und  noch  weiter  ausbauen  können. 

Mit  dem  Lautawerk  ist  unter  der  Firmenbezeichnung  ,, Ver- 
einigte Aluminiumwerke  A.-G.  Lautawerk  (Lausitz)"  das  Bitter- 
felder Aluminiumwerk  verbunden.  Wie  bereits  bei  der  Behand- 
lung der  mitteldeutschen  chemischen  Industrie  erwähnt,  arbeitet 
dieses  Werk  mit  50  Köpfen  und  basiert  im  Energiebezug  auf 
Braunkohlenlagerstätten  um  Bitterfeld.  Seine  Einrichtung 
ähnelt  der  des  Lautawerks. 

C.  Zucker-Industrie. 

Die  infolge  der  günstigen  Anbaumöglichkeit  für  Zucker- 
rüben besonders  in  der  Provinz  Sachsen,  in  Anhalt  und  in 
Braunschweig  stark  entwickelte  Zuckerindustrie  findet  dort  eine 
willkommene  Energiequelle  aus  den  gerade  in  diesen  Gebieten 
reichen  Braunkohlenlagerstätten.  Die  beigegebene  Skizze  22  weist 
die  größte  Zahl  der  mitteldeutschen  Zuckerfabriken  nach,  die 
ihre  Kraft  aus  der  Braunkohle  empfangen.  Es  lassen  sich  die- 
selben Grenzen  der  IMitteldeutschen  Braunkohlen-Industrie- 
Sphäre  wie  bei  der  Elektrizitäts-Industrie  erkennen. 

(Fortsetzung  folgt.) 


AUSGLEICH  VON 

MEINUNGSVERSCHIEDENHEITEN  IM  RAHMEN  DER  VERDINGUNG 

VON  OBERREGIERUNGSBAURAT  SCHNEIDER,  BERLIN 


Bei  Erstellung  einer  Bauanlage  aus  öffentlichen  Mitteln  liegt 
die  schöpferische  Tätigkeit  zunächst  in  den  Händen  der  Behörde, 
indem  diese  den  Entwurf  aufstellt  und  zur  gegebenen  Zeit  die 
Geldmittel  beschafft,  weiterhin  in  den  Händen  des  Unterneh- 
mers, der,  mit  eigenem  Gelde  interessiert,  die  Ausführung  mit 
dem  wirtschaftlichsten  Aufwand  verwirklicht.    Die  Tätigkeit  der 


Behörde  ist  ihm  gegenüber  nicht  ausschließlich  eine  kritische. 
Die  Behörde  kann  den  Ll^nternehmer  in  vieler  Hinsicht  unter- 
stützen und  wird  es  verständigerweise  tun,  denn  indem  sie  ihn 
fördert,  fördert  sie  ihr  eigenes  Werk.  Der  Unternehmer  seiner- 
seits wird  im  Interesse  seines  geschäftlichen  Rufes  und  in  Hoff- 
mmg  auf  künftige  Aufträge  sich  alle  Mühe  geben,  die  Behörde 
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zufriedenzustellen.  Trotzdem  ist  das  Verhältnis  zwischen  beiden 
oft  ein  schlechtes,  und  es  erwachsen  aus  ihm  unliebsame 
Streitigkeiten. 

Man  hat  das  System  der  Verdingung  durch  Ausschreibungen 
für  solche  Streitigkeiten  verantwortlich  gemacht  und  behauptet, 
die  Streitigkeiten  seien  nur  eine  Folge  des  zu  geringen  Preises 
und  dieser  sei  eine  Folge  der  Unterbietungen  bei  den  Submis- 
sionen. Also  seien  die  Ausschreibungen  zu  verwerfen.  Aber 
auch  bei  freihändiger  Vergebung  kommen  Streitfälle  zwischen 
Behörde  und  Unternehmer  vor.  Abgesehen  hiervon,  kann  die 
Behörde  die  Ausschreibungen  für  die  Preisbildung  gar  nicht 
entbehren,  denn  die  Kosten  der  Ausführung  sind  ihr  im  Voraus 
nicht  genügend  bekannt,  da  die  preisbildenden  Umstände  sich 
zwischen  Anschlag  und  Verdingung  oft  stark  verschieben.  Auch 
Verdingungsämter  und  Schätzungsämter,  von  denen  in  Vor- 
schlägen für  Verbesserung  des  Verdingungswesen  die  Rede  ist, 
können  das  nicht  ändern.  Die  Kosten  kann  nur  ein  in  der  Praxis 
stehender  Unternehmer  im  voraus  schätzen,  vermöge  seiner 
dauernd  auf  der  Höhe  gehaltenen  Erfahrung  in  der  Kalkulation 
und  auf  Grund  seines  sorgfältigen  Studiums  aller  zu  berücksich- 
tigenden Einzelheiten  des  jeweils  vorliegenden  Falles;  ein  Risiko 
bleibt  auch  dann  noch,  weil  auch  er  die  spätere  tatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  nicht  mit  Sicherheit  übersehen  kann.  Die 
Kosten  stehen  auch  an  sich  nicht  absolut  fest,  sondern  sind  bei 
verschiedenen  Unternehmern  verschieden  hoch,  je  nach  den 
Fähigkeiten  und  Hilfsmitteln,  die  dem  Einzelnen  zur  Verfügung 
stehen,  und  die  abgegebenen  Angebote  sind  noch  weiter  ver- 
schieden nach  dem  Gewinn,  den  der  Einzelne  für  sich  bean- 
sprucht. 

Bei  dieser  Sachlage  kann  die  vergebende  Behörde  das  vor- 
teilhafteste Angebot  nur  durch  Ausschreibung  erlangen,  und 
zwar  —  von  Einzelfällen  abgesehen  —  durch  öffentliche  Aus- 
schreibung, weil  sie  bei  engerer  Ausschreibung  der  Gefahr  einer 
Ringbildung  gegenübersteht,  die  sie  möglicherweise  über  die 
wirklichen  Kosten  täuschen  will.  Erst  aus  einer  öffentlichen 
Ausschreibung  kann  die  Behörde  die  Kosten,  mit  denen  sie  rech- 
nen muß,  erfahren,  erst  vermittels  ihrer  kann  sie  demjenigen,  der 
am  vorteilhaftesten  arbeitet,  den  Weg,  kann  sie  (mit  dem  be- 
liebten Schlagwort  zu  reden)  freie  Bahn  dem  Tüchtigen  eröffnen. 

Das  zu  erstrebende  Ziel:  Ausführung  mit  dem  geringsten 
finanziellen  Aufwand,  wäre  durch  Zuschlag  an  den  Mindest- 
fordernden einer  öffentlichen  Ausschreibung  einwandfrei  zu  er- 
reichen, wenn  von  keiner  Seite  Fehler  gemacht  würden.  Leider 
kommen  aber  Fehler  vor.  Die  Verdingungsunterlagen  sind  un- 
vollständig oder  unklar,  ihre  unzähligen  Bedingungen  schrecken 
einfache  Ehrlichkeit  ab  oder  fordern  zu  Tüfteleien  geradezu 
heraus,  Beamte  der  vergebenden  Behörde  versteifen  sich  bei  ein- 
tretenden Meinungsverschiedenheiten  auf  ganz  unhaltbare  Be- 
dingungen oder  geben  aus  Unkenntnis,  Bequemlichkeit,  Gutmütig- 
keit, ganz  zu  geschwcigen  von  etwa  vorkommender  Unehrlich- 
keit, mehr  nach  als  berechtigt  wäre,  eingesetzte  Schiedsgerichte 
urteilen  schon  sprichwörtlich  Semper  contra  fiscum,  Unterneh- 
mer irren  sich  in  der  Preisbildung,  in  der  Leistungsfähigkeit  ihres 
Betriebes,  in  der  voraussichtlichen  Gestaltung  der  Verhältnisse, 
unlautere  Elemente  unter  ihnen  rechnen  schon  im  Voraus  auf 
Fehler  der  Gegenseite  und  erjagen  mit  einem  scheinbar  niedrigen 
Angebot  den  Zuschlag,  während  sie  sich  später  durch  Nachforde- 
rungen im  Schatten  der'  Unklarheiten  des  \^ertrages  schadlos 
halten. 

Durchaus  tadellose  Verdingungsunterlagen  sind  also  das 
erste  Erfordernis  zur  Abhilfe.  Alle  notwendigen  Vorarbeiten 
müssen  von  der  ausschreibenden  Stelle  vor  der  Verdingung  ge- 
macht, und  die  erworbenen  Kenntnisse  den  anbietenden  Unter- 
nehmern zur  Verfügung  gestellt  werden.  Das  ganze  erforderte 
Werk  muß  erschöpfend  dargestellt,  jede  Leistung  muß  unzwei- 
deutig umrissen  sein.  Die  vorgeschriebenen  Bedingungen  dürfen 
keine  einseitigen  Vorrechte  zugunsten  der  Behörde  enthalten, 
dürfen  an  den  Unternehmer  keine  Forderungen  stellen,  die  nicht 
als  durchaus  billig  vor  jedem  Richter  vertreten  werden  könnten. 
Was  schon  nach  bürgerlichem  Recht  feststeht,  soll  nicht  unnötig 
noch  in  Bedingungen  stipuliert  werden.  Wenn  in  dieser  Hinsicht 
keine  Mäßigung  waltet,  so  wird  von  vorne  herein  eine  kriege- 
rische Atmosphäre  an  Stelle  offenen  Vertrauens  geschaffen.  Je 
weniger  Bedingungen,  desto  mehr  Achtung  und  Beachtung 
finden  sie. 

Auch  bei  besten  Verdingungsunterlagen  ist  das  billigste  An- 
gebot durchaus  nicht  immer  das  beste.  Es  kann  aus  Irrtum, 
Leichtsinn  oder  in  unlauterer  Absicht  falsch  kalkuliert  sein.  Man 
hat  nun  wohl  vorgeschlagen,  die  vergebenden  Behörden  sollten 
sich  nicht  an  die  mindestfordernden  sondern  an  die  mittleren 
Angebote  halten.  Aber  das  billigst  mögliche  Angebot,  das  m  m 
suchen  muß,  wenn  man  öffentliche  Gelder  verwaltet,  erhält  m-in 
hierbei  nicht.  Im  Gegenteil  muß  eine  solche  Praxis  die  Ange- 
bote immer  höher  treiben,  die  Unternehmer  zu  überforderten  An- 
geboten geradezu  drängen,  da  sie  ja  an  den  unteren  Grenzen  keine 
Aussicht  auf  den  Zuschlag  haben.  Die  vergebende  Behörde  muß 
sich  darum  grundsätzlich  an  die  mindestfordernden  Angebote 
h.-.lten. 

Die  Fähigkeit,  auf  selten  der  Behörde  falsch  kalkulierte  An- 
gebote zu  erkennen  und  auszuscheiden,  ist  das  zweite  Erforder- 


nis zur  Vermeidung  von  Streitigkeiten  mit  den  Unternehmern. 
Hierzu  müssen  die  Beamten  der  Behörden  die  Leistungsfähigkeit 
und  Glaubwürdigkeit  der  in  Frage  kommenden  Unternehmer 
kennen  oder  zu  erforschen  vermögen  und  unbefangen  und  ohne 
Voreingenommenheit  für  oder  gegen  Einzelne  urteilen.  Sie  müs- 
sen, wenn  sie  auch  selbst  keine  oder  doch  keine  dauernde  Praxis 
in  der  Kalkulation  haben,  doch  zu  prüfen  vermögen,  was  die 
Unternehmer  zur  Begründung  ihrer  Preise  vorbringen  (sie  haben 
hierzu  die  Möglichkeit,  auch  Sachverständige  zu  Rate  zu  ziehen, 
ohne  daß  sie  sich  diesen  darum  ganz  auszuliefern  brauchten). 
Sie  müssen  auch  stark  genug  sein,  um  nachträgliche  Angriffe 
von  Unternehmern,  die  sich  bei  der  Zuschlagsertcilung  zu  Un- 
recht übergangen  fühlen,  nicht  zu  scheuen. 

Es  wird  oft  nicht  leicht  sein,  das  billigst  mögliche  Angebot 
solchergestalt  zu  erkennen  und  zu  erfassen.  Gelingt  es,  so  sind 
allerdings  Streitigkeiten  auch  damit  noch  nicht  ausgeschlossen. 
Fehler  in  der  Preisbildung,  in  der  Einschätzung  des  Baufort- 
ganges und  seiner  Schwierigkeiten  können  doch  vorliegen  (ein 
Risiko  liegt  eben  immer  in  der  Natur  des  Unternehmens),  der 
Unternehmer  verdient  unter  Umständen  nicht,  er  sträubt  sic'i, 
für  alle  seine  Bemühungen  gar  noch  Geld  zuzusetzen,  und  man- 
cher, der  in  reellster  Weise  angefangen  hatte,  kommt  schließlich 
doch  zu  unbegründeten  Nachforderungen  oder  versucht  an  der 
Güte  der  Arbeit  unzulässig  zu  sparen. 

Strenge  in  der  Beurteilung  von  Leistungen  und  etwaigen 
Nachforderungen  ist  das  dritte  Verlangen,  das  man  stellen  muß. 
Falsche  Nachsicht  schadet  hier  weit  über  den  gerade  vorliegen- 
den Fall  hinaus.  Die  Beamten  der  Behörden  sind  nicht  wie  der 
Unternehmer  mit  eigenem  Gelde  interessiert,  und  man  sollte 
meinen,  es  müßte  ihnen  leichter  sein,  sich  vom  Parteistandpunkt 
frei  zu  machen  und  gestellte  Nachforderungen  objektiv  zu  wür- 
digen. Es  muß  darum  auch  der  Behörde  Strenge  gegen  sich 
selbst  leichter  sein  als  dem  Unternehmer,  so  daß  berechtigte  For- 
derungen unbefangen  als  solche  anerkannt  werden.  Wo  die  Be- 
hörden aber  unberechtigten  Forderungen  gegenüberstehen,  m:\s- 
sen  sie  solche  in  dauernder  unerschütterlicher  Praxis  mit  Strenge 
zurückweisen,  da  nur  solche  Erfahrungen  unsolide  Unternehmer 
in  Zukunft  vor  leichtsinnigen  oder  unlauteren  Angeboten  warnen 
können. 

Voraussetzung  ist  allerdings,  daß  die  Schiedsgerichte,  an  die 
der  Unternehmer  sich  noch  wenden  kann,  wenn  er  von  der  Be- 
hörde abgewiesen  wird,  gleichfalls  die  nötige  Strenge  walten 
lassen.  Die  Erfahrung  hat  bisher  leider  gelehrt,  daß  die  Schieds- 
gerichte es  vielfach  an  dieser  Strenge  im  Urteil  fehlen  lassen,  in- 
dem sie  die  Rechtsbindung  durch  den  Vertrag  weiter,  als  richtig 
ist,  hinter  einem  sogenannten  billigen  Ermessen  zurücktreten 
lassen.  Sie  haben  zu  Fehlsprüchen  kommen  müssen,  weil  es  ein 
Unding  ist,  daß  die  Schiedsrichter  für  ihre  Person  (so  wie  sonst 
die  Anwälte!)  jeder  von  einer  Partei  angerufen  und  bezahlt  wer- 
den. Ein  von  einer  Partei  bestellter  Richter  kann  nicht  immer 
frei  sein  von  den  dadurch  bedingten  Hemmungen.  Den  Schieds- 
gerichten wird  gegenüber  den  ordentlichen  Gerichten  der  Vorzug 
beigemessen,  daß  sie  schneller  und  billiger  arbeiten,  und  daß  die 
Richter  in  ihm  aus  eigener  Sachkunde  urteilen  und  nicht  auf  das 
angewiesen  sind,  was  ein  anderer  ihnen  aus  seiner  Sachkunde 
zugänglich  zu  machen  versteht.  Man  sollte  darum  an  den 
Schiedsgerichten  wohl  festhalten,  aber  sie  müßten,  wenn  Besse- 
rung in  ihrer  Spruchpraxis  geschaffen  werden  soll,  nicht  von  Fall 
zu  Fall  konstituiert  werden,  sondern  eine  dauernde  Einrichtung 
sein.  Die  Schiedsrichter  müßten  ihre  Tätigkeit  ausschließlich 
im  Hauptamt  führen  und  unkündbar  sein.  Die  von  den  Parteien 
zu  erlegenden  Gebühren  müßten  nicht  den  Richtern  persönlich, 
sondern  derjenigen  Stelle  zufließen,  die  die  dauernden  Schieds- 
gerichte eingesetzt  hat  und  die  Schiedsrichter  besoldet.  Men- 
schen bleiben  die  Schiedsrichter  auch  dann  noch  und  von  dem 
Empfinden,  daß  ein  Verlust  der  Allgemeinheit,  dem  Fiskus,  nicht 
so  wehe  tut,  wie  einem  Einzelnen,  dem  Unternehmer,  werden  sie 
sich  auch  dann  noch  nicht  immer  frei  machen  können.  Aber  im 
Ganzen  werden  sie  unbefangener  urteilen  und  weit  eher  die 
übrigens  nach  beiden  Seiten  nötige  Strenge  finden,  so  daß  sowohl 
bei  den  Behörden  unsorgfältig  aufgestellte  Verdingungsunter- 
lagen seltener  werden,  als  auch  unsolide  Unternehmer  aufhören 
werden,  damit  zu  rechnen,  daß  sie  schlimmstenfalls  beim  Schieds- 
gericht auf  ihre  Kosten  kommen.  Nur  wenn  so  für  reelle  Ange- 
bote die  Grundlage  geschaffen  und  unreellen  die  Aussicht  auf 
Erfolg  genommen  wird,  erreicht  man  eine  Gesundung  des  Ver- 
dingungswesens  und  schafft  in  ihm,  was  not  tut:  freie  Bahn  dem 
tüchtigen  und  ehrlichen  Manne. 

In  Zeiten  wie  die  unsrigen  sind  die  Behörden  dazu  überge- 
gangen, haben  dazu  übergehen  müssen,  in  Anbetracht  der  unge- 
heuerlichen und  noch  immer  unübersehbaren  Entwicklung  der 
Konjunktur  den  Unternehmern  einen  Teil  ihres  Risikos,  das  Kon- 
junkturrisiko, in  der  Hauptsache  abzunehmen.  Die  Unternehmer 
werden  selbst  Wert  darauf  legen,  daß  das  Risiko,  das  ihnen  noch 
verbleibt,  das  Kalkulationsrisiko,  nicht  durch  eine  schwächliche 
Rechtsprechung  geschmälert  wird;  denn  andernfalls  wäre  nicht 
mehr  genügend  erkennbar,  wozu  man  überhaupt  noch  Unter- 
nehmer braucht,  warum  die  Behörden  sie  nicht  durch  ent- 
sprechend vorgebildete  Beamte,  mit  denen  sie  in  eigener  Regie 
bauen  können,  ersetzen  sollten. 
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Der  wii'liligsto  Moment  für  die  Wahl  eines  bestimmten 
Berufs  ist  die  Anlajjc  dazu.  .Sie  ist  der  Fingerzeij;  der 
Natur,  die  nie  ohne  Xacliteil  verkannt  wird,  oder  unbe- 
straft bleib!.  (Enlie) 


VERSCHIEDENES 


Jede  Kroße  Idee  laiitlit  im  I,aufe  der  Zeit  zehnmal  auf. 
ehe  sie  zur  lebensfähigen  Erfindung  wird. 

{Max  Evth 


=  Sl.  Im  Anschluß  an  die  Uebersicht  über  die  Aus-  anschlag  für  das  Extraordinarium  1922  Das  Anschwellen 
gaben  des  außtro' d^ntlichen  Hatnhalts  1921  in  Nr  8  der  der  Zahlen  ist  die  Folge  der  zunehmenden  Teuerung 
V.  W.    vom    23    Februar  1922    f  )lgt    nichslehend    der    Vor-     bzw.  Geldentwertung. 


Voranschlag  des  außerordentlichen  Haushalts  1922  (Haupt-  und  Ergänzungshaushalt  zusammen): 

Ausgaben:  16,992  Milliarden 


10,965  Mill. 
(Kap.  1) 

Beschafl'ungen  und  Einrichtungen 


0,697  Mill, 
(Kap.  3) 
Beitrag  der  Reichsbahn 

zur  Rückzahlung  der 
vormals  preuß  verzins- 
lichen Schatzanweisungen 


r^,3-60  Mill. 
(Kap.  2) 

einzeln  genannte  Bauausführungen  u.  derg' 


8,911  Mill. 
Vermehrung 
der  Fahrzeu- 
ge der  be- 
stehenden 
Eisenbahnen 


0,600  Mill. 
Ausrüstung 
der  vorhan- 
denen Fahr- 
zeuge mit  der 
Kunze- 
Knorr- 
bremse 


1,454  Mill. 
Zuschüsse 
an  Kleinbah- 
nen. Ausbau 
der  Fernmel- 
de- u.  Siche- 
rungsanla- 
gen, Unvor- 
gesehenes 


4,519  Mill. 
Fortführung  oder  Vollendung 
der  früher  begonnenen  Bauten 


0,812  Mill. 
neue  erstmalig  vorgeseh  ne 
Bauvorhaben 


1,149  Mill. 

Weiter 
bau  von 

Bahnen 


0,453  Mil', 
mehrglei- 
siger 
Ausbau 


0,403  Mil' 
Elektri- 
sierung 


1,980  Mill. 
Erweite- 
rung der 
Bahnhöfe 


0,953  Mill. 
Erweite- 
rung der 
Werk- 
stätten 


0,393  Mill 
Verbes- 
serung 
der  Be- 
leuch- 
tungs-, 
Fernmel- 
de- und 
Siche- 
rungsan- 
lagen im 
emzel- 
nen, 
Wohl- 
fahrt u.  a. 


AUSBILDUNGSFRAGEN, 

Technische  Schul-Lesestücke.  i3cr  Rcichsbund  Deutscher 
Technik,  Berlin  W  -35,  Potsdamer  Straße  118  c,  tritt  jetzt  mit  einer 
beachtenswerten  Folge  von  technischen  S  c  h  u  1  h  e  f  t  e  n  an 
die  Oeffentlichkeit.  Sie  werden  im  Auftrage  des  Reichsbundes 
unter  dem  Titel  ,, Deutsche  Arbeit"  von  Oberingenieur  Franz 
M.  Feldbaus,  dem  bekannten  technischen  Jugend-  und  Volks- 
schriftsteller, herausgegeben.  So  wird  endlich  unserer  Schul- 
jugend ein  anregender  und  l)elchrender  Lesestoff  geboten,  der 
unserer  Zeit  noch  fehlt.     Die  von  Feldhaus  aus  den  ver- 

schiedensten Indu>tri(_ii  i^esammelten  Lesestoffe  gehen  der 
,, Staatlichen  Hauptstelle  iur  cUn  naturwissenschaftlichen  Unter- 
richt" vor  der  Drucklej^unn  /,ur  Prüfung  zu.  Namhafte  In- 
dustrielle der  verschiedensten  (Icbiete  haben  bereits  Hefte  zu 
dieser  technischen  Schulbuchseric  gestiftet,  so  die  älteste  deutsche 
Bleistiftfabrik  von  Staedtler  in  Nürnberg  ein  reich  illustriertes 
Heft  „Der  Bleistift",  Geheimrat  Sachs  in  Schweinfurt  ei.i  Heft 
,, Kugellager"  usw.  Schulen  und  L^ehrerschaf t  können  die  Hefte 
kostenfrei  über  die  Schulbehörde  beziehen.  Die  Verbreitung  soll 
je  nach  dem  Lesestoff  von  der  Volksschule  über  die  höheren 
Schulen,  die  Fachschulen  usw.  bis  zu  den  Hochschulen  gehen. 
T3as  Erscheinen  jedes  Heftes  wird  in  sämtlichen  deutschen  päda- 
gogischen Zeitschriften  bekanntgegeben.  Diese,  von  besten 
Fachschriftstellern  geschriebene  Heftfolge,  dürfte  geeignet  sein, 
eine  fühlbare  Lücke  in  dem  Lesestoff  unserer  Schulen  auszu- 
füllen, da  in  den  vorhandenen  Lesebüchern  neuzeitlicher  Lisv- 
stoff  nhir  Erfindungen,  Technik,  Industrie  und  Giewerbe  \oll- 
konniHii  nicht  vertreten  ist. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Die  Bedeutung  der  schwedischen  Lokomotivlieferungen  nach 
Rußland  für  die  schwedische  Industrie.  IDer  Ingenieur  Sjülin 
wies  in  einem  vor  Svenska  Teknologföreningen  gehaltenen  \'nr- 
trag  darauf  hin,  daß  die  Ik-stellung  von  1000  Lokomoln-en  hei  dvr 
Firma  Nydqvist  u.  Holm  einzig  dastehend  in  der  (leschiclite 
-Schwedens  sei.  Die  bestellten  Lokomotiven  stellen  etwa  die 
Hälfte  des  gan'zen  schwedischen  Lokomotivbestandes  dar:  sie 
sollen  innerhalb  von  fünf  Jahren  geliefert  werden;  die  Her- 
stellung geschieht  hauptsächlich  nach  deutschem  Muster,  jedoch 
mit  gewissen  Ausnahmen  im  Hinblick  auf  die  höheren  Anforde- 
rungen, die  Schweden  in  Anbetracht  der  besseren  Qualität  seines 
Materials  stellt.  Im  abgelaufenen  Jahre  sind  .")()  Lokomotiven 
nach  Rußlaiifl   ausgeführt  worden,  und  \on   den  restlichen  950 


sollen  200  in  diesem  Jahre  und  je  250  in  den  drei  folgenden 
Jahren  geliefert  werden.  Trotz  großer  Neuanlagen  mußte  die 
Finna  Njdqvist  u.  Holm  einen  Teil  der  Arbeit  an  andere  Firmen 
vergeben.  So  wurden  von  den  ersten  300  Kesseln  .50  bei  anderen 
Firmen  untergebracht,  teilweise  sogar,  allerdings  nur  in  geringem 
Umfange,  im  Auslande.  Nach  einer  ungefähren  Berechnung  be-« 
tragen  die  Bestellungen,  die  anderen  Firmen  innerhalb  von 
Schweden  übertragen  worden  sind,  im  ganzen  etwa  1  225  000  Ar- 
beitstage. Der  Redner  wies  darauf  hin,  daß  infolge  dieses  großen 
russischen  Auftrages  der  schwedischen  Industrie  außerordentliche 
Vorteile  erwuchsen,  und  daß  die  Hoffnung  bestünde,  daß  die 
schwedische  Alaschinenindustrie,  die  im  vergangenen  Jahre  so 
stark  unter  der  Depression  zu  leiden  gehabt  hätte,  die  schlinnnste 
Zeit  überstanden  habe.  Die  Bestellungen  haben,  wie  der  Redner 
weiter  ausführte,  auch  den  Vorteil,  daß  die  schwedische  In- 
dustrie große  Erfahrungen  in  der  Herstellung' von  Lokomotiven 
sammle,  und  sich  auf  Massenfabrikation  einstelle,  so  daß  man  da- 
mit rechnen  könne,  daß  Schweden  auch  in  dieser  Beziehung  die 
Konkurrenz  mit  dem  Auslande  siegreich  bestehen  könne. 

(Ind.  u.  Hand.-Ztg.) 

=G1=  Amerikas  Schwellenausfuhr  1921.  Laut  Handels- 
bericht vom  (i.  Februar  1922  führten  die  \'ereinigten  Staaten  von 
Nordaiuerika  im  Jahre  1921  im  ganzen  :3  149  788  Bahnquer- 
schwellen aus.  Die  Hauptabnehmer  waren:  Canada  142-S915. 
Croßbritannien  610.318,  Mexiko  -350  000.  Honduras  222  828.  Cuba, 
Peru  und  einige  andere  Länder  teilten  sich  in  den  Rest. 

^5    Ausländischer    Schienenauftrag    in    Deutschland.  Die 

h'iima  August  T  h  \-  s  s  e  n  erhielt  einen  sich  auf  etwa  120  Mill.  M. 
belaufenden  Schienen-Lieferungsauftrag  für  die  brasilianischen 
Eisenbahnen,  der  vom  Verkehrsministerium  vergeben  wurde.  Die 
im  Preisangebot  zunächst  in  Betracht  kommende  Firuin  war  eine 
lielgische. 

SS  Französischer  Einfluß  im  Balkan.  Die  Uebernahme  der 
\  on  der  rumänischen  Regierung  verwalteten  bcßarabischen  Lokal- 
bahnen ist  nach  der  Frankfurter  Zeitung  durch  ein  französisches 
Konsortium  geplant. 

"  Privatisierung  der  französischen  Staatsbahnen.    W  ie  die 

industrie-  und  Handelszeitung  berichtet,  hat  vor  einiger  Zeit  die 
französische  Regierung  der  Kammer  einen  Gesetzentwurf  ein- 
gereicht, der  die  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  vorsieht, 
die  die  französischen  Staatsbahnen  übernehmen  soll.  Das  .Aktien- 
kapital der  Gesellschaft  soll  5000  Mill.  Frs.  betragen,  wovon 
350  Mill.  Frs.  vom  Staate  überiunnnien  werden  sollen.    Der  Ab- 
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L;i_ordnete  Dutreil  hat  dem  von  der  Kammer  eingesetzten  Unter- 
iiiisschuß  als  Referent  einen  anderen  Plan  \orgeschlagen.  Er 
,  schlägt  die  Gründung  einer  (iesellschaft  mit  nur  210  Mill.  Frs. 
,  Kapital  vor,  wovon  ein  Drittel  von  den  Departements  und  Kom- 
'munen,  sowie  Handels-  und  Wirtschaftskammern  übernommen 
werden  und  der  Rest  im  freien  Handel  zu  haben  sein  soll.  Er 
schlägt  außerdem  \  or,  GO  COO  Arbeiter-Aktien  zu  schaffen. 

I  Organisation  der  englischen  Eisenbahnen.  Zu  dem  Aufsatz 
in  Nr.  3/1922  wird  den  Lesern  des  Blattes  vielleicht  mit  dem 
Hinweis  gedient  sein,  daß  die  gleiche  Frage  bereits  früher  ein- 
mal in  der  Mentzelschen  Aufsatzfolge  in  den  Heften  4 — 6  und 
26—29  des  IV.  Jahrganges  1909/10  dieses  Blattes  Behandlung 
gefunden  hat. 

55  Ueber  die  Lage  der  belgischen  Eisenbahnen  berichtet  die 
Industrie-  und  Handels-Zeitung:  Die  finanzielle  Lage  der  bel- 
gischen Eisenbahnen  hat  sich  merklich  gebessert.  Das  Ergebnis 
der  Jahre  1919,  1920  und  1921  stellte  sich  wie  folgt  (in  Franken): 

1919  1920  1921 

Einnahmen   441  554  210     .S88  564  380     974  400  000 

Ausgaben    6.55  261830  1  0.58.382  880  1044  319  600 

Semit  ergibt  sich  ein  Fehl- 
betrag von   213  707  620     169  818  500      64  919  600 

Die  Einnahmen  allein  aus  den  von  Deutschland  nach  Frank- 
'  reich  rollenden  Reparationsfrachten  dürften  für  das  Jahr  1921 
,  mit  20  Mill.  Franken  zu  veranschlagen  sein.    Im  übrigen  ist  zu 
erwähnen,  daß  der  Bau  eines  neuen  Bahnhofs  in  Knocke  von 
der  belgischen  Eisenbahnvervvaltung  geplant  ist.    In  letzter  Zeit 
'  hal  die  belgische  Eisenbahnverwaltung  mit  Schwierigkeiten  bei 
der  .Stellung  von  Wagen  zu  kämpfen.    Diese  Schwierigkeiten  sind 
besonders  im  Ciebiet  von  Möns.  Charleroi  und  Lüttich  hervor- 
getreten, wobei   auf  dem   (icsamtiietz  höchstens  83  v.   H.  der 
Wagenanforderung  gestellt  wurden.    Die  belgische  Verwaltung 
hat  deshalb  die  Industriellen  auf  den  W^asserweg  verwiesen'.  Zur 
Zeit  sind  20  000  belgische  Wagen  beschädigt;    von  selten  der 
belgischen   Eisenbahn  sollen  alle  .Anstrengungen  zur  Behebung 
der  Schwierigkeiten  gemacht  werden. 

S5  Ueber  neue  Bestimmungen  bei  der  Lieferung  für  die 
chinesischen  S  t  a  a  l  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  berichtet  die  In- 
dustrie und  Handelszeitung.  Danach  ist  das  Reglement  in  vier 
verschiedene  Abschnitte  eingeteilt:  1.  -Spezifikationen,  Zeichnun- 
gen und  Muster  des  Materials,  2.  Aufforderung  zur  Abgabe  von 
Lieferungsangeboten,  3.  hinterlegte  Sicherheiten,  4.  Aufsicht  über 
das  Verfahren  bei  Aufforderung  zur  Ab.gabe  von  Angeboten  und 
bei  Prüfung  der  letzteren.  —  Der  .\usdruck  ,, Material"  wird  be- 
ätimnit  als  ,,alle  von  Eisenbahnen  benotigten  Gegenstände  mit 
Einschluß  von  Lokomotiven,  Personen-  und  Frachtwagen,  Bahn- 
baumaterial. Maschinen  und  Werkzeuge".  Nach  Art.  2  müssen 
beim  Ankauf  von  Material  durch  Bahnen  im  voraus  .Spezifikatio- 
nen, Zeichnungen  od-cr  geeignete  Muster  hergestellt  werden,  die 
als  Nor  m  für  das  angekaufte  Material  dienen  sollen.  Bei  der 
Ablieferung  des  Materials  soll  nach  Besichtigung  die  Annahme 
oder  Zurückweisung  gemäß  den  Anforderungen  der  Spezifikatio- 
nen, Zeichnungen  und  Muster  stattfinden.  In  dem  Abschnitte 
I  über  Aufforderungen  zur  Abgabe  von  .Angeboten  ist  die  Vor- 
schrift hervorzuheben,  daß  in  allen  Fällen,  wo  ein'  einzelner  An- 
kauf derselben  oder  \  erschiedener  Arten  \'on  Material  auf  mehr 
als  5000  Dollar  geschätzt  'wird,  eine  Ausschreibung 
stattfinden  soll,  mit  Ausnahme  der  besonderen  Fälle,  die 
(  sich  aus  den  Bedingungen  der  Eisenbahnanleihe-Verträge  er- 
geben. Die  Artikel  9 — 11  enthalten  eine  nähere  Beschreibung 
.  limitierter  und  nicht  limitierter  Angebote.  Nach  Artikel  21 
sollen,  wenn  die  geschätzten  Materialkosten  50  000  Dollar  über- 
steigen, ein  oder  mehrere  Abgeordnete  des  Verkehrsministeriums 
zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Angebote  anwesend  sein.  Artikel  22 
bestimmt:  Ueber  das  Ergebnis  der  Ausschreibung  ist  dem 
^'  Ministerium  zu  berichten  und  vor  der  Unterzeichnung  des  Vcr- 
trages  ist  das  gewählte  Angebot  nebst  einem  Entwurf  des  Ver- 
^  träges  dem  Ministerium  zur  Genehmigung  vorzu- 
legen. —  Man  ist  der  Ansicht,  daß  die  genaue  Durchführung 
dieser  \'orschrifttn  die  früher  bei  Ausschreibung  hervor- 
gclretenen  Mißstände  beseitigen  wird. 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

Schwellenfreie  Schienenbefestigung.  Bei  der  großen  Geld- 
1  entwertung  sind  die  Kosten  für  die  Bahnunterhaltung  auf  eine 
fast  unerschwingliche  Höhe  gestiegen,  weshalb  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen  versucht  werden  muß,  bei  dem  Oberbau  Ver- 
;  besserungen  zu  erzielen,  wodurch  sich  auch  gleichzeitig  die 
Unterhaltungskosten  verringern.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
|/  aus  ist  von  den  Vereinigten  Flanschenfabrikn  und  Stanzwerken, 
A.-G.  in  Hattingen-Ruhr,  nach  längeren  angestellten  Versuchen 
_  und  mehrfachen  Verbesserungen  eine  Neuerung  zum  Befestigen 
I  der  Schienen  auf  Lokomotivgruben,  Wagenwäschen,  Unter- 
suchungsgruben, Wagenhallen  und  Drehscheiben  zur  Einführung 
gebracht  worden,  die  sich  nicht  allein  gut  bewährt  hat,  sondern 
auch  noch  einen  wesentlichen  wirtschaftlichen  Vorteil  bietet.  Be- 
kanntlich sind  seit  Einführung  der  Eisenbahn  bei  Lokomotiv- 
gruben und  Drehscheiben  zum  Befestigen  der  Schienen  bis  heute 


noch  immer  Knotensteine  und  Steinschrauben  verwandt  worden. 
Die  Stemschrauben  wurden  in  die  Natursteine  eingelassen  und 
mit  Blei  vergossen.  Die  Beschaffung  und  das  Einbauen  dieser 
Teile  war  stets  mit  größeren  Kosten  verbunden.  Verhältnis- 
mäßig große' Kosten  entstanden  aber  dann,  sobald  die  Stein- 
schrauben im  Gewinde  verschlissen  waren  und  erneuert  werden 
nmßten  oder  sich  die  Knotenscheine  im  Mauerwerk  gelockert 
hatten.  Da  bei  dem  Oberbau  mit  eisernen  Schwellen  die  zur 
Schienenbefestigung  dienenden  Hakenschraviben  aus  den  Ober- 
baubeständen leicht  erneuert  werden  können,  so  ist  dieser  Vor- 
teil bei  der  vorerwähnten  Neuerung  beibehalten  worden.  Das  in 
der  Abbildung  dargestellte  Schienenlager  hat  deshalb  zur  Auf- 
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nähme  des  Kleineisens  genau  die  Lochung  wie  die  eiserne 
Schwelle  der  betreffenden  Oberbauform.  Das  Schienenlager  ist 
aus  schmiedbarem  Temperguß  oder  aus  Schmiedeeisen  herge- 
stellt und  wird  entweder  fabrikmäßig  in  die  Betonsteine  gepreßt 
oder  einfach  in  eine  etwa  30  cm  hohe  Betonschicht  des  Gruben- 
mauerwerks  mit  einer  Mischung  von  1  :  3  gesetzt  und  mit  einer 
Mischung  von  1  :  1  sorgfältig  vergossen.  Schnellbinder  darf  zum 
Vergießen  nicht  verwandt  werden,  weil  dieser  am  Eisen  bröckelt. 
Bei  Gruben  zum  Ausschlacken  darf  die  feuerfeste  Verblendung 
nicht  fehlen.  Zur  Herstellung  von  Senken  für  das  Einsetzen 
der  Schienenlager  sind  oben  entsprechende  Holzklötze  mit  ein- 
zustampfen, die  gleich  nach  dem  Einstampfen  wieder  zu  ent- 
fernen sind.  Zur  Erzielung  einer  guten  Gleislage  muß  die  Ober- 
fläche der  Grubenwände  vor  dem  Einsetzen  der  Schienenlager  in 
der  Längs-  und  Querrichtung  nach  Schnur  und  Wage  mit  einer 
Feinschicht  genau  abgerichtet  sein.  Die  oberen  Näpfchen  im 
Schienenlager  müssen  bei  dem  Vergießen  mit  Papier  oder  dergl. 
verstopft  sein,  weil  eingedrungener  verhärteter  Zement  für  die 
Hakenschraube  hinderlich  sein  würde.  Da  die  Lochung  der 
Schienenlager  genau  der  Lochung  der  eisernen  Schwellen  ent- 
spricht, so  ist  auch  an  dem  inneren  Maß  zwischen  den  nächsten 
Lochkanten,  quer  über  die  Grube  gemessen,  festzuhalten.  Bei 


Verschiedenes 


der  Form  8  und  gußeisernen  Hakenplatten  für  Wegeübergänge 
beträgt  dieses  Maß  wie  bei  Schwellen  51  m  1280  mm.  Sollte  bei 
einfachen  Verhältnissen,  wie  z.  B.  Schuppcngleisen,  auf  die 
Hakenplatte  verzichtet  werden  und  die  Schienenbefestigung  wie 
auf  eisernen  Weichenschwellen  erfolgen,  so  beträgt  dieses  Maß 
genau  1295  mm,  welches  der  Lochung  der  Weichenschwellc 
Form  8  entspricht.  Es  ist  für  die  ausführenden  Handwerker 
notwendig,  vorstehende  Zwischenmaße  durch  hervortretende 
Stifte  an  einer  etwa  2  m  langen  Setzplatte  festzulegen,  damit  eine 
Genauigkeit  leicht  erzielt  wird.  Nach  dem  Vergießen  der 
Schienenlager  dürfen  die  Hakenschrauben  erst  nach  Ablauf  der 
für  Zementboden  vorgeschriel)cnen  Härtezeit  von  4  Wochen  ein- 
gesetzt werden,  weil  ein  zu  frühes  Andrehen  der  Hakenschrauben 
ein  Lockern  der  Schienenlager  zur  Folge  haben  würde.  Bei  Ver- 
wendung der  von  der  vorerwähnten  Fabrik  angebotenen  Eisen- 
b'eton-Knotensteine  mit  eingestampftem  Schienenlager  kann 
allerdings  die  Schiene  schon  früher  belastet  werden,  da  die  ferti- 
gen Knotensteine  bereits  die  vorgeschriebene  Härtezeit  über- 
standen haben.  Da  bei  Drehscheiben  die  Laufschienen  keine 
Neigung  haben,  so  sind  die  Schienenlager  in  diesem  Falle  so  zu 
stellen,  daß  die  gußeisernen  Hakenplatten,  die  bei  Drehscheiben 
wegen  des  größeren  Raddruckes  niemals  fehlen  dürfen,  anstatt 
mit  der  Unterfläche,  mit  der  Oberfläche  genau  wagerecht  liegen. 
Es  empfiehlt  sich  deshalb,  an  einer  Hakenplatte  den  Unterhaken 
zu  entfernen  und  diese  als  Hilfsmittel  bei  dem  genauen  Ein- 
richten unterhalb  der  Laufschienen  auf  das  Schienenlager  zu 
legen.  Sind  die  veralteten  Steinschrauben  verschlissen,  so  wird 
es  sich  allgemein  empfehlen,  die  Knoten-steine  sitzen  zu  lassen, 
und  zwischen  diesen  für  das  Einsetzen  der  Schienenlager  Beton 
einzustampfen,  wobei  auf  vorstehende  Maße  verwiesen  wird. 
Um  für  viele  Jahrzehnte  eine  tadellose  Anlage  zu  bekommen, 
wird  es  sich  ohne  Zweifel  lohnen,  wenn  nach  Vorstehendem  die 
Schienenlager,  die  im  Beton  vor  Verrosten  geschützt  sind,  be' 
jeder  Gelegenheit  zur  Anwendung  kommen. 

Berhörster,  Eisenbahn- Ingenieur 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Friedrich  Bormann  t-  Wieder  ist  ein  hervorragender  Alt- 
meister der  Eisenbahntechnik  dahingegangen,  der  an  dem  ge- 
waltigen Aufschwünge  des  deutschen  Eisenbahnwesens  in  ver- 
dienstvollster Weise  mitgewirkt  hat.  Am  19.  Februar  d.  J.  starb 
in  Berlin  hochbetagt  'der  Geheime  Oberregierungsrat  z.  D. 
Friedrich  Bormann,  nachdem  er  in  seltener  körperlicher 
und  geistiger  Frische  das  biblische  Alter  von  mehr  als  93  Jahren 
erreicht  hatte. 

Geboren  am  15.  Dezember  1828  in  Liebenwerda,  Provinz 
Sachsen,  legte  er  in  Halle  am  Gymnasium  der  Franckeschen 
Stiftung  die  Reife- 
prüfung ab,  studierte 
in  Berlin  das  Baufach 
und  war  Bauführer 
bei  der  Rhein — Nahe- 
Bahn.  Nach  länserer 
Tätigkeit  im  Eisen- 
bahnbezirk Saar- 
brücken, zuletzt  a's 
Direktor  des  dortigen 
Eisenbahnbe'riebs- 
amtes,  übernahm  er 
im  Jahre  1888  die  Lei- 
tung des  Oldenbur- 
gischen Eisenbahn- 
wesens als  Vorsitzen- 
der der  Eisenbahri- 
direktion  in  Olden- 
burg. Seit  1892  wid- 
mete er  sich  koloni- 
alenZielen  und  reiste 
im  Oktober  1895,  da- 
mals 67  Jahre  alt,  nach 
Deutsch  -  Ostafri- 
ka, um  die  Vorarbei- 
ten für  die  geplante 
große  Tanganjika- 
Eisenbahn  selbst  zu 
leiten.  Er  wurde 
dann  der  tech- 
nische Oberleiter 
der  Ostafrika- 
nischenEisen- 

bahn -  Gesellschaft  in  Berlin,  und  es  gelang  ihm,  nach 
vielen  Kämpfen  in  dem  damals  wenig  kolonialfreundlichen 
Reichstage,  den  Bahnbau  der  Stammstrecke  Daressalam — 
Morogoro  zu  einem  glücklichen  Ende  zu  führen.  Am  9.  Oktober 
1907  wurde  die  Linie  von  dem  damaligen  Kolonialstaatssekretär 


I )  e  r  n  b  u  r  g  feierlich  eröffnet.  1908  trat  Bormann  in  den  Ver- 
vvaltungsrat  der  Otsafrikanischen  Gesellschaft  über,  dem  er  bis 
zu  seinem  Tode  angehört  hat. 

In  jugendlicher  Begeisterung  für  den  kolonialen  Gedanken 
hatte  Bormann  schon  während  seines  Saarbrückener  Aufent- 
haltes, zu  einer  Zeit,  wo  dieser  Gedanke  in  Deutschland  noch 
wenig  Wurzel  gefaßt  hatte,  einen  Zweigverein  der  Deutschen 
Kolonialgesellschaft  gegründet,  und  führte  den  Vorsitz  bis  zu 
seinem  Scheiden  von  Saarbrücken.  Später  in  Berlin  war  er  ein 
eifriges  Mitglied  des  Vorstandes  in  der  Abteilung  Charlottenburg 
der  Deutschen  Kolonialgesellschaft.  Von  1882  bis  1888  war 
Bormann  Mitglied  des  Reichstags  für  den  Kreis  Ottweiler- 
St.  Wendel-Meisenheim,  wo  er  als  Anhänger  der  freikonservativen 
Partei  und  Nachfolger  des  Herren  von  Stumm  gewählt  worden 
war.  Am  1.5.  Dezember  1918  konnte  er  das  seltene  Fest  des 
90.  Geburtstages  im  Kreise  seiner  Lieben  feiern;  zahlreiche 
Ehrungen  von  nah  und  fern  wurden  ihm  damals  zuteil;  unter 
anderem  ernannte  ihn  der  Verein  für  Eisenbahnkunde  in  Berlin 
zu  seinem  Ehrenmitgliede.  Seitdem  waren  ihm  noch  mehr  als 
dl  ei  Lebensjahre  in  unveränderter  geistiger  Frische  vergönnt,  in 
denen  er  freilich  seelisch  besonders  schwer  unter  dem  furcht- 
baren Verhängnis  litt,  das  über  das  \^aterland  hereingebrochen 
war.  Dem  königstreuen  Vaterlandsfreunde  fehlte  jedes  Ver- 
ständnis für  die  neue  Zeit,  und  das  rasche  Dahinschwinden  so 
vieler  sittlicher  Güter  und  Errungenschaften,  auf  die  jeder 
Deutsche  bis  dahin  mit  stolzer  Freude  hatte  blicken  dürfen, 
konnte  er  nicht  ertragen.  Ohne  auch  nur  einen  Tag  Krankheit 
und  Siechtum  befreite  ihn  ein  sanfter,  kampfloser  Tod  von  aller 
irdischen  Trübsal. 

Dieser  treue  deutsche  Mann  mit  seiner  schlichten,  aufrechten 
und  dabei  doch  so  liebenswürdigen  Persönlichkeit,  die  sein  wohl- 
gelungenes Bild  sprechend  wiedergibt,  wird  allen,  die  ihm  im 
Leben  nähergetreten  waren,  unvergeßlich  bleiben. 

Berlin,  26.  Februar  1922.  Prof.  F.  Baltzer. 

Die  Geringschätzung  der  Technik  in  der  alten  Armee.  Die 
Zeitschrift  ,,T  echnik  und  Wehrmacht"  schreibt  in  einem 
Nachruf  für  den  Bezwinger  von  Antwerpen  und  Nowo-Geor- 
giewsk,  den  Generaloberst  von  Beseler:  „Weshalb  er  beim 
Ausscheiden  des  Grafen  Schlieffen,  dessen  vertrauter  Gehilfe  er 
mehrere  Jahre  hindurch  als  Oberquartiermeister  war,  nicht 
dessen  Nachfolger  wurde,  wissen  wir  heute  noch  nicht.  Ob  er 
nicht,  wenn  er  1914  an  Stelle  Moltkes  gestanden  hätte.  Schlief- 
fens  gewaltigen  Operationsplan  in  klarer  Erkenntnis  seines  In- 
halts und  ^^^esens  zäh  und  unbeirrt  zur  Erfüllung  gebracht  hätte, 
wer  maR  es  heute  wissen?  Vielleicht  ist  ihm  sein  Ausgang  aus 
der  technichen  Waffe  hier  ebenso  zum  Hindernis  geworden,  wie 
im  Kriege  selbst,  als  es  ihm  versagt  blieb,  an  die  Spitze  einer 
Armee  gestellt  zu  werden." 

POSTWESEN 

Warnung  vor  den  Briefkästen!  Durch  die  letzte  sprunghafte 

Portoerhöhung  ist  eine  neue  ,, Konjunktur"  erschlossen,  aus  der 
sich  folgerichtig  ein  ,, Gewerbe"  zu  entwickeln  droht.  Eine  über- 
schlägliche Schätzung  läßt  erkennen,  daß  ein  gefüllter  Brief- 
kasten durchschnittlicher  Größe  5 — 600  M.,  ein  Schachtbrief- 
kasten nahezu  das  Zehnfache  an  Porto  enthält.  Bei  der  Harm- 
losigkeit des  Verschlusses  sind  Versuch  und  Gelegenheit  zur  Be- 
raubung ohne  weiteres  gegeben.  Mit  der  nächsten  Portoerhöhung 
wird  dies  noch  schlimmer  werden.  Beraubungen  sind  tatsächlich 
schon  vorgekommen  und  steigern  die  Verantwortungslosigkeit 
der  Post  um  eine  weitere  Stufe.  Es  empfiehlt  sich  deshalb,  auch 
gewöhnliche  Postsendungen  nicht  mehr  den  Straßenbriefkästen 
anzuvertrauen,  sondern  alle  Postsachen  nach  den  Postämtern  zu 
bringen.  Wird  dies  planmäßig  beachtet,  so  kann  die  Post  die 
Briefkastenleerungen  einschränken,  Personal  sparen  und  die  Er- 
sparnisse nützlichen  Aufgaben  zuwenden. 

SPRACHPFLEGE 
Der  Altmeister  der  deutschen  Sprachforschung,  Ge- 
heimrat Professor  Dr.  Hermann  Paul  ist  nach  fast  50  jähriger 
Lehrtätigkeit  im  Alter  von  75  Jahren  in  München  ge- 
storben. Nach  Friedrich  Kluge  war  er  wohl  der  volks- 
tümlichste Germanist  der  neueren  Zeit,  weil  seine  Schreibweise 
unbeschadet  ihrer  Wissenschaftlichkeit  die  Ergebnisse  seiner 
Forschungen  weit  über  die  Kreise  der  Fachgelehrten  hinaus- 
trug. Allen  denen,  die  am  Werden  und  Wesen  unserer  Mutter- 
sprache nicht  achtlos  vorübergehen,  hat  er  wertvolle  Anregun- 
gen gegeben.  In  technischen  Kreisen  ist  er  besonders  bekannt 
geworden  durch  seine  Mitarbeiterschaft  an  der  Zeitschrift  und 
den  Zielen  des  Allgemeinen  Deutschen  Sprach- 
vereins, in  dessen  Blättern  seine  zahlreichn  Arbeiten 
vielfach  eingehende  Würdigung  gefunden  haben.  Da  der 
Deutsche  Sprachverein  in  den  Kreisen  unserer  Leser  viele 
Freunde  und  Anhänger  hat,  wird  auch  der  Name  des  Verewig- 
ten bei  ihnen  nicht  ohne  Klang  geblieben  sein. 


Verantwortlich  für  die  Srhriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg. -Baurat  Xordmann  fUr  den  maschinen- 
leclinischen  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  WilliWalter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck :  G  u  i  do  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 
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ZUR  BERECHNUNG  VON  ABLAUFANLAGEN  IN 
VERSCHIEBE-BAHN  HÖFEN 

VON  DR.-ING.  UND  RER.  POL.  WAFFENSCH M I DT.  KARLSRUHE 


Die  Literatur  uljer  X'erschubanilagen  ist  in  den  letzten  Jahren 
Ijcträchtlich  angewachsen,  ein  Beweis  dafür,  daß  das  behan- 
delte Gebiet  immer  mehr  an  Bedeutung  zunimmt.  Das  be- 
schränkt sich  nicht  auf  den  Entwurf  von  Neubauten,  auch  an 
Jjestehenden  Anlagen  sind  \^erbesserungen  von  Verschubeinrich- 
lungen  mitunter  möglich  und  es  sind  theoretische  Untersuchun- 
gen über  die  Ursache  mangelhafter  Leistungen  sowie  Berech- 
nnngen  zu  \^erbcsserungen  erwünscht.  Es  sei  zunächst  ver^ 
sucht  die  für  den  Gebrauch  zweckmäßigsten  dem  Entwurf  zu- 
srundezulegenden  (irößen  zusammenzufassen. 

Für  eingehendere  Studien  muß  auf  die  folgenden  Abhand 
hingen  verwiesen  werden: 

1.  Dr.-Ing.  Helm:  Betriebspläiie  für  \'erschiebebahnhöfc 
Berlin.  O.  J.  Moeser.  4»,  30  S. 

2.  Dr.-Ing.  Otto  A  m  m  a  n  n  ;  Neuere  Anschauungen  über 
die  zweckmäßigste  Art  der  Ausgestaltung  und  über  die  Leistungs- 
fähigkeit von  Hauptablaufanlagen  auf  \'erschiebebahnhöfen 
V'ortrag  im  Verein  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin.  Bericht  in 
'Icr  Verkehrstechnischen  Woch?.  1913.  Nr.  44  und  46. 

:?.  Dr.-Ing.  Otto  Am  mann:  Die  Leistungsfähigkeit  vun 
\blaufanlagen  auf  Verschiebebahnhöfen'  in  ihrer  Abhängigkeit 
von  den  (lefällsverhältnissen.  Berlin.  O.  J.  Moeser.  4",  27  S. 
.Auch  erschienen  in  der  A^erkehrstechnischen  Woche.  1911. 

4.  Cauer:  Ablaufneigungen  der  Verschiebebahnhöfe.  Zeit- 
schrift des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen.  1912 
Nr.  17  und  18.   9  S. 

.5.  Otto  A  m  m  a  n  n'  ;  Ueber  die  Leistungsfähigkeit  von  Ab- 
laufanlagen auf  Verschiebebahnhöfen.  Zeitung  des  Vereins  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen.  1912.  Nr.  41  und  49.  5  S. 

6.  Dr.-Ing.  Sammet:  Ablaufanlagen  auf  Verschiebebahn- 
höfen für  Eselsrückenbetrieb.  Organ  für  die  Fortschritte  des 
Eisenbahnwesens.  1912.  Nr.  1.5  und  16.  6  S. 

7.  Dr.-Ing.  Sammet:  Ablaufanlagcn  auf  Verschiebebahn- 
höfen für  reinen  Schwerkraftbetrieb.  Organ  für  die  Fortschritte 
des  Eisenbahnwesens.  1912.  Nr.  22  und  23.   5  S. 

8.  Prof.  Engesser  :  Zeichnerische  Bestimmung  der  Ab- 
laufgeschwindigkeiten und  Abiaufzeiten  bei  Eselsrücken  (Ablauf- 
bergen). Zentralblatt  der  Bauverwaltung.  1912.  Nr.  .59,  S.  .378.  2.S. 

Weitere  Literalurangaben  über  ältere  grundlegende  Werke 
finden  sich  in  1.  und  2- 

Eine  Hauptfrage  in  der  bisherigen  Erörterung  war  die  der 
Leistungsfähigkeit  von  Ablaufanlagen  mit  durchgehendem  Ge- 
fälle (kurz  Ab  r  o  1  1  anlagen)  im  Vergleich  mit  solchen,  die  als 
wesentlichen  Bestandteil  einen  Ablaufberg  —  Eselsrücken  — 
haben  (kurz  Ab  s  c  h  u  b  anlagen).  Wiewohl  die  Frage  noch  nicht 
als  gelöst  zu  betrachten  ist,  so  brachte  gerade  sie  in  weitem 
Umfang  eine  Klärung  über  die  den  Berechnungen  zu- 
grundzulegenden  Größen,  denn  von  deren  Wahl  hängt 
eben  die  errechnete  Leistungsfähigkeit  der  Anlagen  ab. 

Diese  Grundwerte  sind  folgende: 

1.  Die  Höchstgeschwindigkeit,  welche  ein  Wagen 
während  seines  Laufes  erreichen  darf 


Hier  wird  der  V'erschiedenartigkeit  des  Betriebs  auf  Abroll- 
aulagen gegenüber  Abschubanlagen  eine  wesentliche  Bedeutung 
zugemessen.  Als  höchste  erreichte  Geschwindigkeit  hat  Ammann 
im  Betrieb  7m/.sec.  beobachtet.  Diese  Geschwindigkeit  hält  er 
aber  für  die  äußerst  zulässige  (Frenze  (s.  2.,^)  S.  780,  812).  Sie 
würde  aber  auf  Abrollanlagen  überschritten,  wenn  eine 
(ileisbremse  unter  einem  mit  7  m/sec.  Geschwindigkeit  fahren- 
den Wagen  versagen  würde  (damit  muß  gerechnet  werden)  und 
die  an  die  Bremse  anschließende  Gefällsbeschleunigung  größer 
ist  als  die  Widerstände.  Aus  diesem  Grund  nimmt  Ammann  eine 
entwurfsmäßige  Höchstgeschwindigkeit  von  5  m/sec.  bei  den 
'  ileisbremsen  an  und  ordnet  jeweils  im  weiteren  Verlauf  der  An- 
rollstrecke dort  weitere  Gleisbremsen  an,  wo  bei  Versagen  der 
v  orherigen  Gleisbremse  die  zulässige  Höchstgeschwindigkeit  von 
7  m/sec.  überschritten  würde.  Diese  notwendi.ge  Inrechnung- 
stellung des  Versagens  einer  Gleisbremse  ist  nun  für  den  Ent- 
wurf ein  Opfer.  Eine  Anlage,  welche  keine  oder  weniger  Gleis- 
bremsen erfordert,  hat  deshalb  einen  Vorsprung,  abgesehen  da- 
von, daß  Gleisbremsen  auch  erhöhte  Materialbeanspruchung  und 
Bedienungskosten  verursachen.  Bei  Abrolianlagen  sind  sie  nun 
nicht  zu  entbehren,  dagegen  kann  die  Anordnung  von  Ab- 
schubanlagen unter  Wegfall  oder  Einschränkung  der 
Gleisbremsen  so  gestaltet  werden,  daß  die  höchste  erreichte  Ge- 
schwindigkeit den  Betrag  7  m/sec.  in  keinem  Fall  überschreitet 
und  doch  eine  genügende  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  erzielt 
wird.  Für  solche  Anlagen  will  .\mmann  eine  entwurfsmäßige 
Höchstgeschwindigkeit  von  6,5  m/sec.  zulassen.  Sammet,  der  in 
G.  und  7.  die  Anlagen  besonders  auf  die  erreichte  Höchst- 
aieschwindigkcit  untersucht,  nimmt  hierfür  5  bis  5,5  m/sec.  an. 

Zwischen  diesen  Werten  5,5  und'  6,5  m/sec.  wird  nun  der 
Entwerfende  zu  wählen  haben,  je  nachdem  ihm  die  Betriebs- 
sicherheit oder  die  Billigkeit  der  Anlage  sowie  die  Höchst- 
leistungsfähigkeit erstrebenswerter  erscheint,  was  von  örtlichen 
\'^erhältnisscn  und  Anschauungsfragen  abhängt. 

2.  Die  Widerstandsziffern. 

Hier  hat  Ammann  das  Verdienst,  solche  Werte  durch  Beob- 
.ichtungen  festgestellt  zu  haben,  welche  überhaupt  erst  eine  wirt- 
schaftliche Entwurfsbearbeitung  ermöglichten.  Mit  vor  ihm  in 
der  Literatur  angegebenen  Widerstandsziffern  von  5  "/oo  für  einen 
guten  und  15  "/oo  für  einen  schlechten  Läufer  wi^d  eine  Ent- 
wurfsberechnung selten  zu  einem  branchbaren  Ergebnis  für  Ab- 
schubanlagen führen,  .\ininann  stellt  nun  auf  Grund  seiner  Beob- 
achtungen als  Widerstandsziffern  für  ein  guten  Läufer  2  "/oo.  für 
vinen  schlechten  Läufer  6  "/oo  fest.  Diese  Widerstandsziffern 
sind  als  unabhängig  von  der  \^'age;l4eschwindigkeit  angenom- 
m.en;  die  damit  erreichte  Vereinfachung  der  Rechnung  geht  auf 
Kosten  der  Genauigkeit,  erscheint  aber  bei  der  Unsicherheit  an- 
derer Einflüsse  wie  Gegenwind,  Feuchtigkeit,  Schienenglätte  ge- 
rechtfertigt. 


')  Die  Zahlen  sollen  auf  die  im  Literatui  veiycic  linis  ISeite  i  nnd  2  ■•»ngegebenen 
Werke  verweisen 


Ib2 


Fnr    den    \A  a  g  e  n  w  i  d  e  r  >  l  a  u  d    in  Krümmungen 
.    ^.  .  ,  0,6504    .  , 

wird  gewöhnlich  die  Gleichung  w  —  m  t/t  angenommen 

Dementsprechend  wird  mau  den  Widerstand  für  das 
Durchfahren  einer  Weiche  nkrümmung  durch 
einen  Fallhöhenverlust  von  12  c  m  ausdrücken  können. 

3.  Gefälle. 

Als  Größt  gefalle  wird  1:25  empfohlen.  Ausgeführt 
ist  schon  ein  Gefälle  1  : 15  (s.  Verkehrstechnische  Woche.  1913 
S.  811).  Die  Gesamtfallhöhe  bestimmt  die  Laufweite  der  Wagen. 
Zum  Zwecke  der  Auseinanderziehung  der  ablaufenden  Wagen 
sucht  man  bei  Abschubanlagen  das  Gefälle  tunlichst  (d.  h.  so, 
daß  die  Höchstgeschwindigkeit  das  zugelassene  Maß  nicht  über- 
schreitet) zu  vereinigen  und  erhält  danach  eine  Steilrampe.  Im 
übrigen  ist  die  Anordnung  der  anschließenden  Neigungen  durch 
die  Absicht  bestimmt,  den  schlechten  Läufer  möglichst  weit  zu 
befördern,  ohne  daß  durch  die  angeordnete  Neigung  der  gutr 
Läufer  die  zugelassenen  Geschwindigkeit  überschreitet.  Dem 
gemäß  ist  die  Einzelanordnung  des  Gefälles  Gegenstand  der  Be- 
rechnung, wobei  also  Widerstände  in  der  widerstandsärmsten 
Bahn  (wie  Krümmungen  und  Weichen)  durch  Gefällsvermehrung 
soweit  ausgeglichen  werden  können,  daß  die  Geschwindigkeit  des 
guten  Läufers  sich  jeweils  an  der  obersten  Grenze  hält.  Dann 
ist  auch  die  Beschleunigung  des  schlechten  Läufers  auf  den  er 
reichbaren  günstigsten  Stand  gebracht. 

4.  Wagenabstand  bei  den  Treiiiiungsweichen 
Bei  jeder  durchfahrenen  Trennungsweiche,  also  enger  gefaßt. 

bei  der  ersten  und  der  letzten,  muß  der  Abstand  zweier  Wagen 
so  groß  sein,  daß  der  Weichensteller  das  Umstellen  mit  Sicher- 
heit bewirken  kann.  Der  ungünstigste  Fall  tritt  dann  ein,  wenn 
ein  schlechter  Läufer  von  einem  guten  Läufer  verfolgt  wird 
Die  Anforderung,  welche  hier  an  den  Wagenabstand  gestellt 
wird,  ist  nun  für  die  Anordnung  der  Anlage  wesentlich;  deckt 
sich  jedoch  nicht  bei  allen  oben  genannten  Untersuchungen. 
Teilweise  wird  der  Zeit  abstand,  in  dem  die  beiden  Wagen  die 
Weichenspitze  überfahren,  zugrundegelegt,  teilweise  der  Raum- 
abstand, den  der  gute  Läufer  vom  schlechten  hat,  wenn  dieser 
die  Weichenwurzel  überfährt.  Ammann  nimmt  (s.  3,  S.  13)  den 
Zeitbedarf  für  das  Umstellen  einer  Weiche  zu  1,5  sec.  bei 
Handantrieb,  zu  2  sec.  bei  elektrischem  Antrieb  an.  Hierzu 
kommt  noch  die  zur  Beobachtung,  Ueberlegung  und  Entschluß- 
fassung notwendige  Zeit  sowie  Sicherheitszuschläge,  so  daß 
Ammann  zu  einem  Zeit  abstand  von  4  sec.  kommt,  der  ver- 
streichen muß,  bis  der  vordere  Puffer  des  folgenden  Wagens  an 
den  Standort  des  hinteren  Puffers  des  vorausgehenden  Wagens 
gelangt. 

Helm  benützt  zur  Berechnung  den  Raum  abstand  zwischen 
den  Schwerpunkten  der  Wagen  (s.  1,  S.  25)  und  weist  auf  die 
Abhängigkeit  des  notwendigen  Raumabstandes  von  der  Wagen- 
ges'chwindigkeit  hin,  der  sich  mit  dieser  stark  verändert.  Er 
berechnet  den  notwendigen  Raumabstand  zwischen  den  Wagen- 
schwerpunkten auf  Wagenlänge  +  Zungenlänge  der  Weiche  -f 
Weg,  den  der  nachfolgende  gute  Läufer  in  der  gesamten  Be- 
dienungszeit der  Weiche  zurücklegt.  Nimmt  man  für  letztere 
2  sec.  an,  so  erhält  man  den  Raumabstand  der  beiden  Wagen 
zu9  +  5  +  2Xv  =  Wagenlänge  +  Zungenlänge  +  Bedienungs- 
zeit X  Wagengeschwindigkeit  in  m/sec.  Bei  größerer  Sicherheit 
(3  sec.)  erhält  man  9  +  5  +  3  X  v.  Bei  Berechnungen  zeigt  es 
sich  jedoch,  daß  diese  Vergrößerung  des  als  notwendig  ange- 
nommenen Abstands  von  ganz  wesentlichen'  Einfluß  auf  die 
Leistung  der  Anlage  ist. 

Nehmen  wir  eine  Geschwindigkeit  von  6  ni/sec.  an,  so  wird 
nach  Helm  für  eine  Bedienungszeit  von  2  sec.  der  Raumabstand 
der  beiden  Wagen  26  m  und  daraus  der  augenblickliche  Zeit- 
abstand 4.2  sec.  Diese  Gleichung  dürfte  also  etwa  den  Ammann- 
schen  Annahmen  entsprechen. 

Man  kann  aber  auch  bei  dem  großen  Einfluß,  den  der  Wagen - 
abstand  auf  die  Berechnung  ausübt,  versucht  sein,  die  als  not- 
wendig angenommene  Bedienungszeit  nicht  von  vornherein  fest- 
zulegen, sondern  sie  und  somit  den  Wagenabstand  als  offene 
Größe  aufzufassen  und  zugunsten  anderer  wichtigerer  Entwurfs- 
ergebnisse einzuschränken  (etwa  auf  9  +  5  +  1,8  v).  Auch  diese 
Annahme  wird  also  nach  Gesichtspunkten  der  Anlagekosten,  der 
Betriebssicherheit,  der  Höchstleistungsfähigkeit,  und  der  Ueber- 
aichtlichkeit  der  Anlage  (bei  der  man  dem  Weichensteller  höhere 
Leistungen  zumuten  kann)  zu  verändern  sein. 

5.  Die  Anfahrgeschwindigkeit 

Sie  wird  in  der  Regel  durch  die  genannten,  dem  Entwurf 
/.ugrundegelegten  Größen  als  Ergebnis  erhalten.  Im  übrigen 
spielt  hier  der  Betrieb  eine  wesentlichere  Rolle  als  die  baulichen 
.\nordnungen.  Dies  kommt  auch  in  der  Verschiedenheit  dci 
Werte,  welche  Ammann  (in  2,  S.  778)  für  die  zulässige  Zubring 
geschwindigkeit  gibt,  zum  Ausdruck.  A]&  größte  dauernde  Zn 
bringgeschwindigkeit  rechnet  Ammann 

1.  bei  Zerlegung  in  einzelne  Wagen 

a)  für  Abschubanlagen  1,5  m/sec. 

b)  für  Abrollanlagen  1.2  m/sec: 


2.   bei  Ablauf  größerer  Wagengruppen  Steigerung  der  Zu- 
liringgesch  windigkeit 

a)  für  Abschubanlagen  auf  2,5  bis      in/sec  , 

b)  für  Abrollanlagen  auf  2,0  m/sec. 

Für  den  Entwurf,  der  den  ungünstigsten  Fall  des  Linzel - 
ablaufs  eines  schlechten  Läufers  gefolgt  von  einem  guten  unter- 
suchen muß,  kommen  die  Werte  für  Gruppenablauf  nicht  in  Be 
tracht  und  auch  die  genannten  Geschwindigkeit.in  für  Einzel- 
ablauf werden  wohl  selten  erreicht  werden,  da  die  Annahme  der 
übrigen  Grundlagen  ungünstigere  Ergebnisse  bringt. 

6-  Gleisbremsen. 

Nun  seien  noch  einige  Angaben  gemacht,  die  sich  beim  Ent- 
werfen als  nützlich  erweisen.  Ueber  den  Einfluß  der  Gleis- 
bremsen finden  sich  Zahlenwerte  spärlich.  Das  ist  auch  er- 
klärlich, da  zur  Vergrößerung  der  Abbremsung  der  Bremsschuh 
nur  eine  größere  Wegstrecke  aufgelegt  zu  werden  braucht  und 
somit  die  Abbremsung  wesentlich  Sache  des  Betriebs  ist  und  von 
der  Erkenntnis  der  Lauffähigkeit  der  Wagen,  seiner  Geschwindig- 
keit usw.  seitens  der  Radschuhleger  abhängt.  Um  jedoch  einen 
Begriff  von  der  Größe  der  Abbremsung  zu  geben,  fügen  wir 
einige  Zahlenwerte  an.  Helm  nimmt  für  die  Abbremsung  eines 
im  schnellsten  Ablauf  befindlichen  Wagens  auf  eine  Geschwindig- 
keit von  3  m/sec.  durch  einen  gewandten  Bremsbediener  einen 
Zeitraum  von  5  bis  6  sec.  und  einen  Bremsweg  von  etwa  30  m  an 
.Sanimet  rechnet  an  der  Gleisbremse  mit  einer  Abbremsung  eine- 
guten Läufers  von  4  m/sec.  auf  2  m/sec. 

Zum  Schluß  sei  noch  nebenbei  bemerkt,  daß  bei  Gefälls- 
brüchen der  Wagenschwerpunkt  in  Vergleich  zu  den  Rä- 
dern' eine  den  Gefällswinkel  ausgleichende  Bahn  be- 
schreibt. Dies  kann  für  eine  Rückenanlage  zu  einer  \^erminde- 
rung  der  wirksamen  Fallhöhe  führen.  So  berechnet  Engesser 
für  eine  Rückenanlage  in  ungünstigem  Fall  den  Höhenunter- 
schied der  Bahn  des  Schwerpunkts  von  der  Gleisbahn  auf  7,65  cm 
(s.  8,  S.  .379).  Bei  einer  Ausrundung  des  Gefälls  mit 
einem  Halbmesser  von  100  m,  wie  Cauer  (s.  Verkehrstechnischi 
Woche,  1913,  S.  811)  vorschlägt,  wird  man  also  zweckmäßigei 
weise  den  Scheitelpunkt  um  etwa  5  cm  höher  als  den 
errechneten  Scheitelpunkt  des  Rückens  anordnen. 

Man  sollte  sich  aber  hüten,  in  der  Feinheit  der  Berechnungen 
zu  weit  zu  gehen,  sondern  sich  immer  bewußt  bleiben,  daß  hier- 
für die  zugrundegelegten  Annahmen  insbesondere  die  Wider- 
standszahlen zu  schwankend  sind.  Zu  diesen  Entwurfsgrund- 
lagen kommt  als  Bekannte  in  der  Regel  noch  die  geome- 
trisch bestimmte  Weichenanlage,  so  daß  sich  für 
eine  als  Beispiel  durchzurechnende  .Anlage  fol 
gendes  ergibt: 
.\  n  n  a  h  m  e  n  : 

1.  Zulässige  Höchstgeschwindigkeit  6.5  m /sec 

2.  Widerstandsziffern 

a)  für  einen  guten  Läufer  2  v,  T.. 

b)  für  einen  schlechten  Läufer  6  v.  T. 
Weichenwiderstand  in  krummer  Fahrt   =   12  cm  Fall- 
höhenverlust. 

0  65 

Bogenwiderstand  ^ — ^  t/t. 

K  —  oo 

3.  Steilstes  zulässiges  Getälle  1:25. 

4.  Wagenabstand  an  der  ersten  und  letzten  Trennungs- 
weiche 9  +  5  +  2.V  meter  (v  in  m/sec). 

5.  Die  geometrische  Lage  der  Weichen  sei  folgender- 
maßen gekennzeichnet:  Im  widerstandsärmsten  Weg  liegt 
keine  Weichenabzweigung  und  Krümmung.  Der  Abstand 
der  ersten  und  letzten  Weiche  beträgt  120  m,  zwischen 
beiden  sind  noch  zwei  Weichenkrümmungen  zu  durch- 
fahren. 

Gesucht  ist : 

1.  Länge  und  Höhe  der  A  b  1  a  u  t  r  a  m  p  e.  durch  welche 
die  Abschubgeschwindigkeit  für  einen  guten  Läufer  auf 
den  zulässigen  Höchstwert  von  6.5  m/sec.  gesteigert  wird. 

2.  Das  an  die  Ablauframpe  anschließende  Gefälle, 
bei  dem  der  gute  Läufer  diese  Höchstgeschwindigkeit 
von  6,5  m/sec.  beibehält. 

3.  Diejenige  Lage  der  ersten  und  letzten  Weiche,  für 
welche  die  Anfahrgeschwindigkeit  ihren  günstigsten  Wert 
annimmt,  wobei  der  notwendige  Wagenabstand  9  +  5 

2 .  V  beträgt. 

}.  Die  unter  Erfüllung  dieser  Bedingungen  zu  erzielende 
größte  Abschubgeschwindigkeit  und  damit  die 
höchste  Leistungsfähigkeit  der  Anlage. 

Bevor  die  Berechnung  des  Beispiels  ausgeführt  wird,  sei  ein 
kurzer  Ueberblick  über  den  Weg  der  L  ö  s  u  n  g  gegeben,  aus 
dem  auch  die  vielfache  Abhängigkeit  der  zu  berechnenden  Größen 
ersichtlich  wird.  Um  die  gewünschte  Höchstgeschwin- 
digkeit des  ablaufenden  Wagens  von  6.5  m/sec.  zu  erreichen, 
stehen  zwei  Wege  offen:  entweder  kann  die  Abschubge- 
schwindigkeit größer  gewählt  werden,  dann  wird  die  A  b  - 
lauframpe  kurz  oder  die  Abschubgeschwindigkeit  wird  klei- 
ner gewählt,  dann  muß  die  Rampe  größer  werden  Diese  Wahl 
isi  aber  nicht  in  das  Belieben  dc>;  Entwerfenden  gestellt  Zu 
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nächst  muß  Rampe  und  Abschubgeschvvindigkeit  zusammen  ge- 
nügend groß  sein,  um  den  schlecht  laufenden  und  den  ihm  fol- 
genden gut  laufenden  Wagen  auf  das  zum  Umstellen  der  Tren- 
nungsweichen notwendige  Maß  9  +  5  +  2  .  v  auseinanderzuziehen. 
Nehmen  wir  nun  an,  daß  dieser  Abstand  bei  der  am  Rampen- 
fuß  liegenden  ersten  Weiche  erreicht  ist,  so  wird  er  bei  der 
120  m  unterhalb  liegenden  letzten  Weiche  zu  klein  sein,  da  der 
schlechte  Läufer  etwa  in  der  Neigung  1  :  500  langsamer  läuft  als 
der  gute,  dessen  Geschwindigkeit  durch  das  angeordnete  (Icfällc 
1  :  500  auf  6,5  m/sec.  gehalten  wird. 

Um  den  notwendigen  Abstand  auch  an  der  letzten  Weiche 
zu  erhalten,  muß  die  Rampenlänge  bzw.  -Höhe  vergrößert  und 
(entsprechend  der  zulässigen  Höchstgeschwindigkeit)  die  An- 
fahrgeschwindigkeit  verringert  werden.  Damit  wird  aber  der 
Wagenabstand  bei  der  ersten  Weiche  am  Rampenfuß  größer  als 
das  notwendige  Maß  9  +  5  -|-  2  v.  Deshalb  kann  die  erste  Weiche 
gegen  den  Ablaufpunkt  verschoben  werden.  Je  weiter  sie  aber 
gegen  den  Scheitel  verschoben  wird,  desto  geringer  wird  die 
Geschwindigkeit  bei  der  Ueberfahrt  und  der  davon  abhängige 
zum  Weichenumstellen  notwendige  Raumabstand  9  +  5  -f  2  v, 
so  daß  wieder  die  Anfahrgeschwindigkeit  erhöht  und  die  Rampe 
verkürzt  werden  könnte.  Für  all  diese  Abhängigkeiten  gilt  es 
nun,  die  Anlage  zur  größten  Leistungsfähigkeit  auszubauen,  ge- 
nauer die  größte  Anfahrgeschwindigkeit  zu  finden,  wobei  der 
Wagenabstand  bei  der  ersten  und  letzten  Weiche  9  +  5  +  2  v  ist, 
ohne  daß  die  Höchstgeschwindigkeit  6,5  m/sec.  überschritten 
wird. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  von  Größen,  die  voneinander  ab- 
hangen, wird  man  erstens  bestrebt  sein,  möglichst  einfache,  am 
besten  lineare  Funktionen  aufzustellen,  und  zweitens 
wird  man  zur  bildlichen  Darstellung  greifen.  Die  analytische 
Rechnung  kann  damit  Hand  in  Hand  gehen  und  wird  wieder 
dort  Vorteile  bringen,  wo  es  sich  um  genauere  Bestimmung 
handelt. 

Nun  sind  für  die  Ablauffunktion  die  Clrößen:  Zeit  und 
Geschwindigkeit  in  linearer  Abhängigkeit  von  einander 
(v  =  p.  t).  Deshalb  trägt  man  in  einem  Koordinatensystem 
(Abb.  1*)  die  Zeit  im  Maßstab  1  cm  =  2  sec.  auf  der  Abscissen- 
achse  und  die  Geschwindigkeit  im  Maßstab  1  cm  —  1  m/sec.  auf 
der  Ordinatenachse  auf.  Dieses  Koordinatensystem  enthält  nun 
aber  auch  schon  Ortsgrößen  (Entfernungen,  Abstände,  Län- 
gen), denn  das  Flächenelement  hat  die  Dimension  x  y.  =  Ge- 
schwindigkeit Zeit  =  m/sec.  sec.  ■-  m  und  zahlenmäßig  aus- 
gedrückt ist  für  die  gewählten  Maßstäbe  1  cm^  —  2  sec.  1  m/sec. 
gleich  2  m.  Als  Koordinaten  Ursprung  o  wird  der  Zeit- 
punkt gewählt,  in  dem  der'  Schwerpunkt  des  guten  Läufers  den 
Fußpunkt  der  Rampe  überfährt.  Die  diesem  Zeitpunkt  voraus- 
gehende Zeit  wird  mit  "  — "  bezeichnet  und  nach  links  aufge- 
tragen, die  spätere  Zeit  mit  "  +  "  bezeichnet,  nach  rechts  auf- 
getragen. Nun  ist  festgesetzt,  daß  der  gute  Läufer  am  Fußpunkt 
der  Ablauf  rampe  1  :  25  die  Höchstgeschwindigkeit  von 
G,5  m/sec.  erreichen  soll,  also  wird  über  x  —  o  die  Ordinaten- 
größe  y  =  6,5  cm  aufgetragen.  (1)  Auf  diese  Geschwindigkeit 
muß  die  Anfahrgeschwindigkeit  durch  die  Gefäll- 
beschleunigung der  Steilrampe  gebracht  werden.  Die  Gefälls- 
beschleunigung beträgt  genügend  genau  1/25  X  9,81  m/sec/sec  = 
0,4  m/sec^.  Davon  ist  der  Wagenwiderstand  abzuziehen.  Für 
den  guten  Läufer  beträgt  er  2  v.  T.,  für  den  schlechten  6  v.  T. 
und  damit  wird  die  wirksame  Beschleunigung  des  guten  Läufers 
0,40—0,02  =  0.38  m/sec-',  die  des  schlechten  Läufers  0,40—0,06  = 
0,34  m/sec^,  d.  h.  in  einer  Sekunde  beträgt  die  Geschwindigkeits- 
zunahme 0,38  m/sec  bzw.  0,34  m/sec;  damit  ist  die  Neigung  der 
Gcschwindigkeitslinie  gegeben.  Ebenso  sind  für  andere  Gefälle 
diese  Werte  bestimmt  und  in  Abbildung  2  und  3  für  den 
guten  und  schlechten  Läufer  als  „Strahlen"  aufgetragen,  so  daß 
sich  diese  Bilder  zum  Entwurf  rasterartig  verwerten  lassen 
und  für  die  gewünschten  Gefälle  die  Geschwindigkeitskurve  in 
das  Rechenbild  übertragen  werden  kann.  Für  das  Gefälle  1  :  150 
erhält  man  als  wirksame  Beschleunigung  des  guten  Läufers 
4-  0,0022  des  schlechten  —0,0378  (für  das  Gefälle  1  :  500  werden 
die  Werte  0  und  —0,04  m/sec^).  Zieht  man  nunmehr  durch  den 
Punkt  (1)  [für  x  =:  0  und  y  —  6,5]  eine  Parallele  zur  Geschwin- 
digkeitskurve 1  :  25  des  guten  Läufers  in  Abb.  2,  so  erhält  man 
das  Bild  des  Ablaufs  vor  dem  Durchfahren  des  Fußpunkts  der 
Rampe.  Die  durch  (1)  gezogene  Geschwindigkeits- 
linie (2)  schneidet  die  x-Achse  in  x  :=  —8,55  cm  =  17,1  sec  (3) 

(Rechnerisch  ist  t  =  —    =     ^f.     =  17,11  sec.    Das  heißt: 
p  \),oo 

wenn  die  Anfahrgeschwindigkeit  =  0  ist,  so  ist  eine  Abiaufzeit 
von  17,1  sec.  erforderlich,  damit  der  Wagen  am  Fußpunkt  der 
Rampe  die  Geschwindigkeit  6,5  m/sec  erreicht.  Die  Länge  der 
Rampe  ergibt  sich  durch  Ausrechnen  der  von  der  Geschwin- 
digkeitslinie und  der  Ordinate  des  Fußpunkts  eingeschlossenen 
Fläche  (0)  (1)  (3)  zu  8,55  .  6,5  .  J4  =  27,8  cm^  55,6  m  (Rech- 
neri.sch  :  s  =      p      =       .  0.38  .  17,iP  =  55,6  m). 

Für  eine  Ablaufgeschwindigkeit  von  1  m/sec  (1,2;  1,4  m/sec) 
wird  Abiaufzeit  und  Rampenlänge  kürzer  und  zwar  wird  für 

*)  Man  beachte,  daß  die  Zeichnung  zum  Druck  im  Verhältnis  3  :  4  ver- 
kleinert wurde. 


Va  =  1,0  bzw.  (1,2;  1,4;  .  .)  m/sec  die  Abscisse  y  des  Schnitt- 
punktes (7)  bzw.  (9)  (11))  der  Abschubgeschwindigkeitslinie 
(4)  (5)  (6)  mit  der  Neigungsgeschwindigkeitslinie  (0  abgelesen 
zu  xi,o  =  (0)  (,8)  =  —14,5  sec  bzw.  xiL'  =  (üj  (12)  =  —  14,0  vec. 
xi,4  =  (0)(10)  z=  1.3,5  sec);  die  Rampe  wird  um  das  kleine  Drei- 
eck Ai,o  =  (3)  (7)  (8)  bzw.  (Ai,2  =  (9)  (12);  Ai,4  •  (3)  (11)  QO):) 
kürzer,  das  ist 

1)  lür  Vai  o  =  1,0  um  1  :i  •  1,0  (12)  •  2  =  1,3  m  auf  54,3  m 

2)  Vai2  =  1.2  um  Ifi  ■  1,2  (1/2)  •  2  =  1,9  m  auf  53,7  ni 

3)  Vai_4  =  1,4  um  1,8-1,4  (1/2)  •  2  =  2.5  m  auf  53,1  m 
Auf  rechnerischem  Weg  erhält  man  ebenso  für  die  Abiaufzeit 


V— Va 


1)  ti,o 

2)  tl,2  = 

3)  tl,4  — 


und  weiter  s  =  Va 

1)  s  =  1,0  •  14,5  + 

2)  s  =  1,2  •  13,95  + 

3)  s  =  1  4  •  13,42  4- 


~  0,38 
<),5  -  1,2 

0,38 
6,5  - 1.4 

^  0,38 
•  t  +  (1/2) 
(1/2)  .  0,38 
(Iii)  ■  0,38  ■ 
(l/2j  •  0,-38  ■ 


=  14,5  sec. 
=  13,9  sec. 

=  13,42  sec.  ^ 

Pgt2  ^ 

14,5«    =  14,5  39,9  =  54,4  m 

13,95^  =  16,7  -f  37.0  =  5.3,7  m 

13,42^  =  18,8  -J,-  .34,2  =  53,0  mi 


Ferner  ist  nun  aus  der  .Anfahrgeschwindigkeit  für  den  der 
Berechnung  zugrundezulegenden  P'all  (schlechter  Läufer  läuft  vor 
gutem  ab)  der  Ablaufzeitpunkt  des  schlechten 
Läufers  (vor  dem  des  guten)  zu  bestimmen;  er  ist  (bei  einer 
Wagenlänge  von  9  m  und  v  a  =r  1,0  bzw.  (1,2.1,4..)  ar=  9.1,0 
Wagenlänge  von  9  m  und  Va  =  10  bzw.  (1,2:1.4.  )  n)'sec.)  n  =  9:  10 
-•9  sec.  bzw.  (9:1,2  =  7,5  sec;  9 : 1,4  6,43  sec...).  In  den 
hierdurch  erhaltenen  Punkten(13)(14)(15)trägt  man  nunmehr  die 
Neigungsgeschwindigkeitskurve  für  den  schlechten  Läufer 
und  die  Neigung  1  :  25  auf,  und  erhält  die  Linie  (lb)(17)(  18).  Nun 
fragt  sich:  Nach  welcher  Zeit  ist  der  Rücken  von  54,3  m  (53,7  m  . 
53,1  m..)  durchlaufen,  und  welche  Geschwindigkeit  erreicht 
der  schlechte  Läufer  am  Fußpunkt?  Das  ist  dadurch  bestimmt, 
daß  die  \on  der  Geschwindigkeitslinie,  der  X-Achse  und  den 
Ordinateii  des  Ablauf  anfangszeitpunkts  sowie  des  Rampenablauf- 
endpunktes bestimmte  Fläche  =  (1/2)  .  54,3  cm-  sein  muß  ent- 
sprechend dem  Maßstab  1  cm  =  2  sec.  Diese  Flächengröße  kann 
durch  Einplanimetrien  mit  dem  Stechzirkel  erfolgen.  Man  erhält 
die  Werte  aber  auch  einfach  durch  Berechnung  folgendermaßen: 
S  =  V.1  •  t  -|-  1/2  •  p  •  t2  und  hieraus 


Va 

*  ^  P 

Sl,ü  = 

1)  tiu 

2)  tl,2 


2  o 

_j_  —ferner  ist  v  =  Va  +  p  •  t  demnach  wird  für 


1)  54,3  m;  si,2 

^  "  0,34  — 
1,0 
~  0,34  " 


2)  53,7  m;3)  si,4  =  53.1  m 


2        2  ■  54,3       , .  1 

4.   —  =  lo,l  sec. 

^  0.34 


2  •  53,7       -t  A   

-|-   —  =  14,6  sec 


0.34 


^•34        V  1,0,34'    ^  0,34 

1)  vi,o  =  1,0  +  0.34  . 15.1  =  6.14  m/sec 

2)  vi.2  =:  1.2  +  0,34  . 14.6 

3)  vi,4  =  1,4  +  0,34  . 14,1  : 


14.1  sec. 


6,16  m/sec 
6,18  m/sec 


Mit  dieser  Berechnung  ist  der  Zeitpunkt  (19)  (20)  (21)  der 
Ueberfahrt  des  Wagenschwerpunkts  über  den  Rampen- 
fußpunkt sowie  die  hier  erzielte  (3  e  s  c  h  w  i  n  d  i  g  k  e  i  t 
(30)  (31)  (34)  bestimmt. 

Nunmehr  sei  die  Strecke  unterhalb  der  Rampe 
betrachtet.  Hier  soll  der  schlechte  Läufer  eine  möglichst  große 
Neigungsbeschleunigung  erhalten,  ohne  daß  jedoch  andererseits 
der  gute  Läufer  stärker  als  bis  zur  Geschwindigkeit  6,5  m/sec 
angetrieben  wird.  .A.us  dem  Strahlenbild  für  den  guten  Läu- 
f  e  r  (Abb.  2)  ist  ersichtlich,  daß  für  ein  Gefälle  1  :  500  die  Ge- 
schwindigkeitzunahme =  0  ist.  Mit  Rücksicht  auf  besondere 
Widerstände,  welche  in  der  Ablaufbahn  auftreten  (\\'eichen  usw.) 
sei  das  etwas  stärkere  und  mit  kleiner  Geschwindigkeitszunahme 
verknüpfte  Gefälle  1  :  450  gewählt  und  durch  einen  Strahl (33)  für 
1  : 450  (aus  Bild  2),  welche  durch  Punkt  (1)  gelegt  wird  dar- 
gestellt. Ebenso  verfährt  man  für  den  schlechten  Läufer,  indem 
man  Geschwindigkeitslinien  1  :  450  (aus  Bild  3)  durch  die  Punkte 
(30)  (31)  (32)  legt.  Hierdurch  erhält  man  die  Geschwindigkeits- 
linien (34)  (35)  (36).  Damit  ist  die  Konstruktion  der  Zeit-Ge- 
schwindigkeits-Orts-Funktionen  fertig.  Nun  han- 
delt es  sich  noch  um  die  Auswertung. 

Den  Zeitpunkt  des  Stillstands  des  schlechten 
Läufers  ergibt  der  Schnittpunkt  der  Geschwindigkeitslinie  mit 
der  x  -  achse  unmittelbar.    Er  läßt  sich  auch  durch  Rechnung 

vi,2  6,14 

leicht  feststellen  und  zwar  ist  ti,2  =  ~~  =  q  Qgyg   =   168,5  sec 

6.16  6.19 
•^'•2  =  Ö;Ö378  =  =0':Ö378  =  ^^^'^^ 

Auch  die  Lauflänge  läßt  sich  aus  der  Zeichnung  er- 
mitteln; sie  wird  dargestellt  durch  die  von  der  x- achse,  den 


Verkehrstech  nisdic  Wodie 


Linien  (19)  (30)  und  (34)  bis  zum  Schnittpunkt  mit  der  x  -  achse 
bestimmte  Fläche. 

Rechnerisch  ergibt  sich 

s  =  (1/2)  •  vi,o  •  ti,o  =  3,07  •  162  =  497  ni 
s  =  1/2  •  vi,2  •  ti,2  =  3,08  •  163  ==  502  m 
s  —  1/2  •  vi,4  •  ti,4  =  3,085  ■  164  =  505  m 
Weiter    läßt    sich    nun    der    tatsächliche  Schwer- 
punktsabstand  der   Wagen   während   des   Ablaufs  in 
jedem    Zeitpunkt    ermitteln.    Hier    tritt    die    Auswertung  des 
Bildes  gegenüber  der  rechnerischen  Behandlung  in  den  Vor- 
dergrund.   Dazu  muß  man  sich  nur  mit  dem  Gedanken  vertraut 
machen,  daß  die  Flächenelemente  des  Bildes  tatsächliche  Längen 
darstellen. 

Im  Ablaufpunkt  ist  der  Wagenschwerpunktsabstand  gleich 
der  Wagenlänge  gleich  9  m.  Beginnt  nun  der  erste  Wagen  abzu- 
laufen, so  vergrößert  sich  der  Wagenabstand  entsprechend  der 
Geschwindigkeitszunahme  des  zuerst  ablaufenden  (schlechten) 
Läufers.    Diese  Zunahme,  des  Wagenabstandes  stellt  sich  in  der 


Abstand  ab.  Ueber  dem  Schnittpunkt  der  Geschwindigkeits- 
kurven wird  der  Abstand  ein  Maximum;  hier  erreicht  die  Inte- 
gralkurve ihren  größten  Wert.  Die  Wagen  kommen  wieder  zu- 
sammen, wenn  die  "-)-"  —  Fläche  =  " — "  —  Fläche  ist.  Für 
jede  Anfahrgeschwindigkeit  erhält  man  eine  Kurve  des  tat- 
sächlich vorhandenen  Wagenschwerpunktsab- 
stand e  s.    (46)  [(47)  (48)1 

Konstruiert  man  nun  noch  zu  jeder  Geschwindigkeit  des 
zweiten  Wagens  in  jedem  Zeitpunkt  den  für  ein  etwaiges 
Weichenumstellen  notwendigen  Wagenabstand,  so  ergibt 
der  Schnittpunkt  der  beiden  Kurven  die  äußerste  zu- 
lässige Lage  der  ersten  und  letzten  Weiche.  Die 
Kurve  des  notwendigen  Abstands  ergibt  sich  aus  der  Gleichung 
a  rr  9  +  5  f  2  .  V  ,  z.  B.  für  V  =1,0  zu  16  m,  für  v  =  6,5 
zu  27  m,  somit  erhält  man  die  Kurve  (37)  (38). 

Die  Schnittpunkte  mit  den  Kurven  des  tatsächlichen  Wagen- 
abstandes 46)  (47)  (48)  usw.  ergeben  zunächst  die  Zeitpunkte, 
in  denen  die  erste  und  letzte  Weiche  überfahren  werden  darf; 


Abb.2.Ze/f-6eschuv/nd/gkeits-Linien  für  den  guten  Läufen. 
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Zeichnung  dar  durch  die  zwischen  den  beiden  Geschwindigkeits- 
linien liegende  Fläche  und  zwar  gerechnet  bis  zur  Ordinate  des 
betrachteten  Zeitpunktes.  Um  das  zu  veranschaulichen  soll  der 
Wagenabstand  für  die  Abschubgeschwindigkeit  von  1  m/sec  ein- 
gehender betrachtete  werden.  Der  schlechte  Läufer  kommt  als 
vorhergehender  Wagen  im  Zeitpunkt  (13)  x  =  23,5  sec  an  den 
Rampenbeginn;  im  Zeitpunkt  x  —  — 22  ist  seine  Geschwindigkeit 
1,5  m/sec  also  um  0,5  m  größer  als  die  des  nachfolgenden 
Wagens.  Von  x  =  — 22  bis  x  =  — 20  ist  die  Geschwindigkeit 
auf  2,1  m/sec  gestiegen;  damit  ist  die  mittlere  Geschwindigkeit 
1/2  .  (1,5  -f-  2,1)  =:  1,8  m/sec,  also  ist  in  dem  Zeitraum  22  —  20  sec 
die  Zunahme  des  Abstands  1,6  m.  Dieses  Maß  wird  aber  gerade 
dargestellt  durch  den  Flächenunterschied  der  beiden  Wagen- 
geschwindigkeitskurven zwischen  den  Ordinaten  der  Zeitpunkte 
X  =:  22  und  X  =  20  sec.  Diese  tatsächlichen  Wagenabstände 
sollen  nun  auch  im  Bild  aufgetragen  werden.  Es  ist  zweckmäßig 
den  Maßstab  so  zu  wählen,  daß  die  Flächenauswertung  durch 
direktes  Addieren  der  Lamellenhöhen  erfolgen  kann.  Das  trifft 
zu  für  den  Maßstab  des  Wagen-Abstandes  (1  cm  Bild  =2  m 
Abstand)  da  1  qcm  der  Zeitgeschwindigkeitsfunktion  =  2  m  ist. 
Trägt  man  also,  von  x  =  — 23,5  ab  beginnend,  zu  dem  Wagen- 
schwerpunktabstand 9  m  die  Lamellenhöhen  (44)  =  (41)-t-(42);  (45) 
=(41)-|-(42)-f(43)  usw.  mit  dem  Stechzirkel  zusammen,  so  stellt  die 
Ordinate  der  so  erhaltenen  Summt nkurve  (Integralkurve  (46)  den 
Raiirrabstand  der  Wagen  zu  dem  entsprechendenZeitpunkt  dar.  Die 
Addition  muß  dem  Sinne  des  Vorzeichens  entsprechend  erfolgen: 
solange  die  Fläche  "  +  "  ist,  d.  h.  die  Geschwindigkeitslinie  des 
ersten  Wagens  (schlechten  Läufers)  über  der  des  zweiten 
(guten  Läufers)  liegt,  steigt  die  Abstandskurve,  sobald  sie  "  — " 
negativ  wird  (Vs  —  Kurve  unter  Vg  —  Kurve),  nimmt  der 


weiter  erhält  man  aber  den  Ort  der  Weichen  durch  Aausrechnen 
der  Geschwindigkeits-Flächen  vom  Zeitpunkt  des  Wagenablaufs 
bis  zum  Zeitpunkt  der  zulässigen  Weichenüberfahrt.  So  kann 
z.  B.  für  V  r:;  1,0  m/sec  die  erste  Weiche  vom  Wagen  II  frühe- 
stens im  Zeitpunkt  X  =  — 17  sec  überfahren  werden-,  das  ist  in 
dem  Abscissenpunkt,  über  dem  der  Schnittpunkt  (49)  der  Linie 
des  tatsächlichen  Wagenschwerpunktsabstandes  (46)  mit  der  des 
erforderlichen  Abstandes  (37)  liegt.  Von  dem  Zeitpunkt 
seines  Ablaufs  X  =  —23,5  sec  bis  zum  Zeitpunkt  X  =r  —17  sec 
legt  der  Wagen  einen  Weg  zurück,  der  durch  die  zwischen  den 
Zeitpunktordinaten  von  der  Geschwindigkeitslinie  (16)  einge- 
schlossenen Fläche  ausgedrückt  ist  =  6,8  ein-  =  13,6  m.  Ebenso 
ist  die  Lage  der  letzten  Weiche  durch  den  Schnittpunkt  (52) 
bestimmt,  dessen  Absisse  X  =  4-19.6  sec  ist  und  dessen  Ent- 
fernung vom  Scheitelpunkt  durch  die  zwischen  den  Punkten 
X  r=  — 23,5  und  X  =  +19,6  sec  liegende  durch  die  Geschwindig- 
keitskurve (16)  (30)  (34)  begrente  Fläche  F  -  103,5  cm^  =  207  m 
gegeben  ist. 

Auf  diese  Weise  erhält  man  folgende  Werte: 


Für  Va 

Abstand  der  ersten|Abstand  der  letzten 
Weiche  vom  Scheitel 

Weichen- 
abstand 

1,4  m/sec. 

18,0  m 

138  m 

120  m 

1-2  « 

14,5  „ 

168  „ 

153  „ 

1,0  „ 

13,0  „ 

207  „ 

194  „ 

0,8  „ 

115  „ 

248  „ 

236  „ 

0,6  „ 

9,0  „ 

306  „ 

297  „ 

166 


Zur  Berechnung  von  Ablaufanlagen  usw. 


16.  lahrg    Heft  16/17.   27.  flpril  1922 


Diese  Werte  sind  in  Abbildung  4  aufgetragen  und  lassen 
für  die  Rampenneigung  1:25  auf  1:450  zu  jeder  Weichenlage 
die  zulässige  günstigste  Anfahrgeschwindigkeit  ablesen  und  auch 

die    günt,tigste  Wei- 

Abbildung  k. 


Leistunc|sfunkh'onen. 


300m_Abstand 
vom  Gipfel 


Aeusserste  L3ge  der 
leizten  Weiche 


(100), 


sojm- 


Weichenlage 


\/ordi  rste  [age  d  ;r  ers  €n  Weiche 

für  ?-9'5 
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chenanlage  beigegebe- 
nem Weichenabstand 
ermitteln.  Damit  ist 
entwur  fswirtschaftlich 
ein  Hauptziel  erreicht: 
die  Darstellung  der 
günstigsten  V'erhält- 
nisse  in  einem  Schau- 
bild. 

Für  den  Fall  des 
gewählten  Beispiels, 
in  dem  der  Wtichen- 
V.ZijVtSO  abstand  zu  120  m  an- 
'  genommen  ist.  wird  die 

Höchstzubring- 

geschwindig- 
kcit  V  =  1,4  m/sec. 
Die  erste  Weiche 
kannvon  18mab  unter- 
halb desRücken  Schei- 
tels die  letzte  Weiche 
bis  138  m  unterhalb 
des  Rücken -Scheitels 
liegen.  Der  größte 
Wagenabstand  wird 
35  m  im  Zeitpunkt  X  = 
— lsec,die  Länge  des 
Rückens  wird  53  m. 
Aus  der  Zusammen- 
stellung Abbildung  4 
ist  ersichtlich,  daß  der 
Weichenabstand 
für  die  Zufahrge- 
schwindigkeit  und  da- 
mit die  Leistungsfähig- 
keit der  Anlage  von 
wesentlichem  Einfluß 
ist.  Muß  z.  B.  wegen 
örtlicher  Verhältnisse 
die  erste  Weiche  in 
eine  Entfernung  von 
60  m  vom  Ablaufpunkt 
gelegt  werden,  so  wird 
der  Abstand  der  äu- 
ßersten Weiche  von 
diesem  180  m.  Der  hier 
Verminderung  der 


notwendige  Wagenabstand  bedingt  eine 
Hüchstanfahrgeschwindigkeit  von  1,4  m/sec  auf  1,1  m/sec  und 
verringert  damit  die  Leistungsfähigkeit  der  Verschubanlage  um 
'/.■;.  Der  Wagenabstand  an  der  ersten  Weiche  wird  etwa  25  m 
während  nur  17  m  notwendig  wären,  der  Zeitabstand  der  Wagen- 
durchfahrt wird  7  sec. 

Dieses  Beispiel  macht  die  oft  nicht  genügend  beobachtete 
Tatsache  ersichtlich,  wie  wichtig  es  ist,  die  Weichen  in  die 
günstigste  Lage  zu  bringen. 

In  den  bisher  ausgeführten  Anlagen  ist  es  nun  nicht  üblich, 
die  erste  Weiche  weit  in  die  den  Abiaufstrecke  hinaufzurücken, 
aber  die  geschilderten  Vorteile  lassen  es  doch  zweckmäßig  er- 
scheinen, hierin  weiter  zu  gehen.  Jedoch  stellt  sich  wieder  ein 
weiterer  Gesichtspunkt  dem  entgegen,  die  erste  Weiche  v  o  1 1  - 
s  t  ä  n  d  i  g  b  i  s  zum  theoretisch  zulässigen  Punkt  hinaufzurücken. 
Zwar  ist  an  der  ersten  Weiche  die  Geschwindigkeit  des  zweiten 
Wagens  nur  klein  (1,0  m),  so  daß  ein  beträchtlicher  Zeitraum 
(7  sec)  zum  Umstellen  der  Weiche  vorhanden  ist,  aber  die 
Pufferabstände  sind  gering  (z.  B.  für  v  =:  1,0  nur  7  m).  Rückt 
man  aber  die  erste  Weiche  z.  B.  nur  um  4  m  von  der  günstigsten 
Lage  abwärts,  so  wird  der  Pufferabstand  um  8  m  vergrößert. 
Also  wird  man  bei  dem  großen  Einfluß,  den  eine  geringe  Vcr- 
.schiebung  der  ersten  Weiche  um  wenige  Meter  abwärts  auf  die 
X'crgrcßerung  der  Wagenabstände  ausübt,  um  einige  Meter 
\veiter  vom  Ablaufpunkt  wegbleiben,  als  es  nach  der  Gleichung 
9  +  5  +  2  V  notwendig  wäre. 

Im  übrigen  sei  nochmals  darauf  hingewiesen,  daß  von  der 
Lage  der  letzten  Weiche  vom  Ablaufpunkt  die  Anfahr- 
geschwindigkeit und  damit  die  Leistungsfähigkeit  von  geradezu 
ausschlaggebender  Bedeutung  ist,  daß  also  eine  Zusaninien- 
(Irängung  der  Weichenentwicklung  Hauptbedingung  für  die 
Leistungsfähigkeit  ist. 

Nicht  wesentlich  ändert  sich  mit  veränderter  Anfahr- 
geschwindigkeit die  R  am  penlänge,  nämlich  von  57  m  bei 
v  =  0,6  auf  52  m  bei  v  —  1,4  m/sec.  Dieser  Verlust  hat  zwar 
für  die  Weichenlage  und  die  Betriebsintensität  keine  Bedeutung. 


dagegen  für  die  Laufweite  des  schlechten  Läufers,  der  bei  einer 
Verkürzung  des  Rückens  um  5  m  nur  eine  Höchstgeschwindig- 
keit von  5,5  m/sec  erreicht  (statt  6,2  m/sec)  und  dann  nach 
5,5  : 0,0378  —  145  sec  (statt  164  sec)  zur  Ruhe  kommt,  wobei  er 
vom  Rampenfuß  an  gerechnet  eine  Laufweite  von  (5,5  : 2)  .  145  = 
452  m  (statt  (6,2  : 2)  .  161  =  507  m)  erreicht. 

Von  Bedeutung  ist  auch  noch  der  Einfluß  des  zum  Um- 
stellen der  Weiche  angenommenen  Zeitraumes  für 
den  bisher  2  s  e  c  angenommen  sind.  Sollten  statt  dessen  3  bzw. 
4  sec  angenommen  werden,  so  erhöht  sich  die  Linie  des  not- 
wendigen Wagenabstandes  um  1  .  v  bzw.  2  .  v  m.  Werden  wie 
vorhin  die  Schnittpunkte  der  Linie  des  notwendigen  mit  der  des 
tatsächlichen  Wagenabstands  ermittelt  und  wird  die  Fläche  der 
Geschwindigkeitslinie  zwischen  der  Ordinate  dieser  Schnittpunkte 
einerseits  und  der  Ordinate  des  Ablaufzeitpunktes  andererseits 
ausgerechnet,  so  erhält  man  wiederum  die  zulässige  Lage  der 
ersten  und  äußersten  Weiche,  zulässig  nunmehr  für  die  Gleichung 
9  +  5 -j- 3  .  V  bzw.  9  +  5  +  4  .  V.  Diese  erhaltenen  Werte  sind  in 
Abbildung  4  ebenfalls  aufgetragen.  Man  sieht:  Je  größer  die 
Anfahrgeschwindigkeit  ist,  desto  größer  ist  der  Einfluß  der  Er- 
höhung der  Weichenumstellzeit  auf  die  Lage  der  äußer- 
sten Weiche.  Die  Lage  der  ersten  Weiche  dagegen  wird  nicht 
wesentlich  beeinflußt.  Die  ungünstige  Verschiebung  der 
äußerst  zulässigen  Weichenlage  gegen  den  Scheitel, 
beträgt  bei  einer  Anfahrgeschwindigkeit  von: 


Für  eine  Erhöhung  der 
geforderten  Weictien- 
umstellzeit  von 

2  sec.  auf  3  sec. : 
2    »      I)    4    „  : 

Va  = 

0,6 

0,6 

0,8 

1,0 

1,2 

m/sec. 

12 

3 

12  m 
^3  „ 

18  m 
38  „ 

23  m 

48  „ 

33  m 
70  „ 

Bei  einem  Weichenabstand  von  120  m  von  der  vorderen  bis 
zur  letzten  Weiche  sinkt  infolgedessen  die  zulässige  Anfahr- 
geschwindigkeit und  damit  die  Leistung  des  Rückens  von  1,4 
m/sec  für  2 .  v,  auf  1,2  m/sec  für  3 .  v,  auf  1,05  m/sec  für  4.v 
(entsprechend  dem  Abstand  der  beiden  Weichenlagekurven 
über  dem  Anfahrgeschwindigkeitspunkt). 

Um  nun  die  Untersuchung  der  veränderlichen  Größen  mög- 
lichst weit  zu  führen,  ist  auch  der  Einfluß  der  veränderten  Ram- 
penneigung betrachtet  worden  und  für  eine  R  a  mp  e  n  n  e  i  g  u  n  g 
von  1  : 15  und  eine  solche  von  1  : 35  die  zulässige  Lage  der  letzten 
und  ersten  Weiche  als  Funktion  der  Anfahrtsgeschwindigkeit 
nach  der  geschilderten  Methode  festgestellt  worden. 

Die  Rampenhöhe  wird  für  die  Neigung  1  : 15  =  2,11  m  (die 
Länge  =  31,7  m),  für  1  : 25  wird  sie  2,18  m  (1  =  54  m),  für  1  : 35 
wird  sie  2,20  m  (1  :=  70  m)  bei  einer  Anfahrgeschwindigkeit  von 
1,0  m/sec  und  der  zugrundegelegten  Weichenumstellzeit  von  2  sec. 

Weiterhin  ergibt  sich: 
für  Neigung  1  :  15     1  : 25     1  : 35 

die  zulässige  Lage  der  1.  Weiche  11,5  m      13         14  m 

die  zulässige  Lage  der  letzten  Weiche  203  207  220  m 
vom  Rampenscheitel  aus  gerechnet;  bzw. 

144  m    154  m    170  m 

vom  Rampenfußpunkt  ab  gerechnet. 

Für  einen  Weichenabstand  von  z.  B.  200  m  bedeutet  das  eine 
zulässige  Anfahrgeschwindigkeit    1,05    0,98    0,94  m/sec. 

Diese  errechneten  Werte  sind  ebenfalls  in  Abbildung  4 
eingetragen.  Es  ist  ersichtlich,  daß  die  Aenderung  der  Fall- 
höhe bei  geändertem  Gefälle  nicht  sehr  beträchtlich  ist  und 
daß  der  Einfluß  der  Steigung  auf  die  zulässige  Anfahrge- 
schwindigkeit und  damit  auf  die  Leistungsfähigkeit  mit 
der  Steilheit  wächst. 

Mit  diesen  Zusammenstellungen  ist  die  Absicht  der  D  a  r  - 
Stellung,  die  Entwurfsgrößen  in  ihrer  Abhängigkeit  von  der 
Leistungsfähigkeit  zu  zeigen,  erreicht.  Läßt  sich  der  Rücken  in 
der  Neigung  1  :  25  auf  1  :  450  als  Regelanordnung  durchführen, 
so  können  die  Entwurfsgrößen,  welche  die  Höchstleistung  der 
Anlage  ergeben  (Lage  der  Gefällsbrüche  zu  der  Weichenlage)  ab- 
gelesen werden.  Sollen  aus  örtlichen  Gründen  Zwischenneigun- 
gen usw.  eingelegt  werden,  so  ergibt  Abb.  4  Richtmaße  für  den 
Entwurf,  der  dann  nach  Abb.  1  durchzuführen  ist. 

Was  den  Grad  der  in  der  Zeichnung  erreichten  Genauig- 
keit anbelangt,  so  ist  folgendes  zu  sagen:  Der  Umstand,  daß 
für  die  in  der  Abhandlung  gemachte  und  allgemein  übliche  Ver- 
nachlässigung der  Drehbeschleunigung  der  Räder  einen  Fehler 
bis  etwa  15  %  ^)  \  erursacht,  und  die  Schwankung  der  zugrunde- 
gelegten Größen  ist  Grund  genug,  die  rechnerische  Genauigkeit 
nicht  auf  die  Spitze  zu  treiben. 


Auf  diese  Erscheinung  hat  Herr  Dipl.-Ing.  Dutzi,  Karlsruhe,  hingewiesen, 
veranlaßt  durch  die  Auswertung  von  Ablaufbeobachtungen.  Die  Dreh- 
beschleunigung der  Räder  läßt  sich  auch  durch  die  errechenbare  Verschwenkung 
der  Strahlen  in  Abb.  2  und  3  ohne  Mühe  berücksichtigen.  Vergl.  auch  Förster 
Taschenbuch,  S.  123, 
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ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiets) 
VON  REGIERUNGSBAURAT  D  R.  R  E  R.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 


(Fortsetzung) 


D.  Kali-Industrie. 

Die  Deutschland  nach  dem  Friedensdiktat  von  Versailles 
verbliebenen  Kalilagerstätten  liegen  außerordentlich  günstig  zu 
den  mitteldeutschen  Braunkohlenschätzen,  so  daß  das  gegebene 


V.  Wintershall-Konzern. 

VI.  Heldburg-Gruppe. 
VII!  Burbach-Gruppe. 

VIII.  Emil  Sauer-Gruppe. 


Skizze  23. 


natürliche  kraftspendende  Betriebsmittel  von  der  Braunkohle 
gebildet  wird.  Als  Braunkohle-Verbraucher  kommen  folgende 
Gruppen  in  Betracht: 

I.  Preußischer  Fiskus. 
II.  Anhaltischer  Fiskus. 

III.  Deutsche  Kaliwerke. 

IV.  Westeregeln-Gruppe. 


IX.  Wilhelm  Sauer-Gruppe. 
X.  Solvay-Werke. 
XI.  Ronnenberg-Gruppe. 
XII.  Aschersleben-Gruppe. 

XIII.  Salzdetfurth-Gruppe. 

XIV.  Glück  auf-Gruppe. 
XV.  Neustaßfurt-Gruppe. 
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XVI.  Gumpel-Gruppe. 
XVII.  Ludwig  Ii-Gruppe. 
XVIII.  Beienrode-Gruppe. 

XIX.  Mansfeldsche  Gewerlischaft. 

XX.  Einigkeits-Gruppe. 
XXI.  Röciiling-Gruppe. 
XXII.  Adler-Kaliwerlce. 

XXIII.  Concordia-Gruppe. 

XXIV.  Einzelstehende  Werlte. 

Der  monatliche  Gesamtverbrauch  beläuft  sich  auf  etwa 
320  000  t,  wovon  etwa  90  %  auf  Rohbraunkohle  entfallen. 

Die  Skizze  23  gibt  ein  Bild  von  der  Ausbreitung 
der  durch  mitteldeutsche  Braunkohle  gespeisten  Kaliindustrie. 
Es  wird  wiederum    der  Zusammenhang   der  Provinz  Sachsen, 


wird  ein  im  Landverkehr  zur  Produktionsstätte  gebrachter 
Braunkohlenbrennstoff  den  Betrieb  auf  die  Dauer  unrentabel 
gestalten.  Als  Haupt  w  a  s  s  e  r  s  t  r  a  ß  e  für  das  mitteldeutsche 
Braunkohlengebict  kommt  die  Elbe  mit  ihren  Häfen  Dresden 
und  Riesa  im  Freistaat  Sachsen,  Wittenberg,  Aken,  Barby, 
Schönebeck  und  Magdeburg  in  der  Provinz  Sachsen,  mit  Tanger- 
münde, Wittenberge  und  Dömitz  in  Brandenburg  und  dem  Groß- 
hafen Hamburg  in  Frage.  Die  übrigen  schiffbaren  Ströme  des 
Gebiets  sind  die  Saale  bis  Naumburg  und  die  Unstrut  bis 
Artern. 

Da  die  Elbe  durch  den  Plaue-Ihle-Kanal  über  die  Havel  mit 
dem  Oder-Sprccgebiet  in  Verbindung  steht  und  in  den  Häfen 
Umschlag  auf  der  Oder  stattfindet,  wird  auch  in  bemerkens- 
wertem Maße  Braunkohle  zu  Schiff  ins  Odergebiet  verfrachtet. 


Skizze  24. 


Braunschweig,  Anhalts  und  der  Thüringischen  Staaten  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  erkannt.  Der  größte  Teil  des  Freistaates 
Sachsen  fällt  bei  dieser  Industrie  wegen  Mangel  an  Kali-Natur- 
schätzen aus. 

III.  Teil. 

Die  Verkehrsbeziehungen  der  mitteldeutschen 
Industrie. 
A.  Die  Verkehrsmöglichkeiten. 

I.  Natürliche  Verkehrswege. 
Als  Verkehrswege  stehen  in  dem  mitteldeutschen  Gebiet  ein 
gut  ausgebautes  Netz  von  Straßen,  Wasserstraßen  von 
geringerem  Umfange  infolge  der  geologischen  Verhältnisse  und 
(in  engmaschiges  Eisenbahnnetz  zur  Verfügung.  Die 
Straßen  sind  nach  Entwicklung  des  Automobillastverkehrs 
für  die  Beförderung  von  Braunkohlenlasten  zu  erhöhter  Be- 
deutung gelangt,  besonders  als  in  Zeiten  von  Eisenbahnverkehrs- 
beschränkungen wegen  mangelnder  Steinkohle  der  Landabsatz 
der  Braunkohle  immer  weitere  Gebiete  umfassen  mußte.  Viel- 
leicht kann  später  nach  Verbilligung  des  Betriebsstoffes  noch 
einmal  der  Automobillastzug\'erkehr  «ne  Rolle  spielen;  heute 


II.   Künstliche  \'  e  r  k  e  h  r  s  w  e  g  e. 
1.  Staatsbahnen. 

Ganz  andere  Bedeutung  als  Land-  und  Wasserstraßen  hat 
das  mitteldeutsche  Eisenbahnnetz  für  den  Braunkohlen- 
transport. Die  Hauptverkehrslinie  Berlin — Halle — Frankfurt  am 
Main  führt  mitten  durch  das  Bitterfelder  Gebiet  und  nimmt  die 
das  Oberröblinger-,  Geiseltal-  und  Weißenfals-Zeitzer  Gebiet 
durchziehenden  Strecken  bei  Halle,  Merseburg  und  Weißenfeb 
unmittelbar  auf.  Durch  die  Strecke  Halle — Falkenberg  wird  die 
Verbindung  mit  dem  Niederlausitzer  Kohlengebiet  hergestellt. 
Das  Halberstädter-Helmstedter-Revier  steht  über  Aschersleben 
durch  die  Nordharz-Randbahn  und  durch  die  große  Eisenbahn- 
verkehrsader Braunschweig — Magdeburg — Halle — Leipzig — Dres- 
den mit  den  Hauptverkehrszentren  Mitteldeutschlands  in  Ver- 
bindung. Das  Anhaltinische  Revier  ist  auf  die  über  Dessau 
führenden  Bahnen  angewiesen. 

Die  von  Leipzig  ausstrahlenden  Strecken  durchziehen  das 
Bornaer  Kohlengebiet,  nehmen  das  Meuselwitzer  Revier  bei 
Altenburg  durch  die  über  Plauen  nach  Hof  ins  Bayerische 
führende  Linie  auf,  und  stehen  über  Eilenburg  mit  der  Nieder- 
lausitzer Kohlenstrccke,  über  Riesa  mit  dem  Dresdener  und 
("rörlitzer  Gebiet  in  Verbindung.    Die  Betrachtung  der  Eisen- 
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bahnverkehrskarte  (Skizze  24)  läßt  die  Ausbildung  der  dicht 
bei  einander  liegenden  Hauptverkehrsmittelpunkte  in  Mittel- 
deutschland, Halle  und  Leipzig,  erkennen.  Veranlaßt  durch  den 
Wettbewerb  politisch  getrennter  Gebilde,  Preußen  und  Sachsen, 
liegen  37  km  voneinander  entfernt  zwei  miteinander  im  Wett 
bewerb  stehende  Verkehrszentren,  deren  Kampf  um  den  Vor- 
rang, besonders  nach  Verreichlichung  des  Eisenbahnverkehrs- 
wesens .immer  schärfere  Formen  annimmt.  Halle  ist  der  Sitz 
einer  früher  preußischen  Eisenbahndirektion,  die,  an  der  west- 
lichen Peripherie  ihres  Bezirks  liegend,  die  Verwaltung  und  den 
Betrieb  der  von  Norden  her  in  Leipzig  einmündenden  früher 
preußischen  Strecken  umfaßt,  und  das  Oberröblinger  Becken, 
das  Geiseltal  und  das  Niederlausitzer  Kohlenrevier  eisenbahii- 
verkehrstechnisch   beherrscht.     Die   übrigen  von   Leipzig  aus- 


jedoch  kann  zunächst  aus  praktischen  Gründen  nichts 
gegen  eine  Verwaltungsleitung  von  Dresden  aus  einzuwenden 
sein,  da  dort  die  Unterkunftsräume  für  eine  solche  zentrale  Ver- 
waltungsbehörde bereits  vorhanden  sind. 

2.  P  r  i  V  a  t  b  a  h  n  e  n. 
Unter  den  in  Privathänden  befindlichen  Bahnen  im  Mittel- 
deutschen Braunkohlengebiet,  die  unter  den  Begriff  „Klein- 
bahnen" fallen  und  dem  Verkehrsbedürfnis  durch  Ergänzung  des 
Staatsbahnnetzes  Rechnung  tragen,  treten  besonders  die 
Merseburger  Ueberlandbahnen  hervor.  Sie  er- 
schließen durch  die  Braunkohlenschätze  besonders  bevorzugtes 
Gelände,  das  den  beiden  Hauptverkehrszentren  Mitteldeutsch- 
lands Halle  und  Leipzig  nahe  gelegen  ist. 


hendcn  Eisenbahnstrecken  gehören  zu  der  in  Dresden  sitzen- 
den, früher  sächsischen  Generaldirektion,  so  daß  auch  das  Bor- 
uaer  und  Sachsen-Altenburger  Gebiet  in  Verkehrsfragen  von 
Dresden  aus  beherrscht  wird.  Das  an  der  geraden  Strecke 
Halle — Zeitz  gelegene  ergiebige  Weißcnfels-Zeitzer  Braunkohlen- 
revier wird  im  Betrieb  und  Verkehr  von  der  in  Erfurt  ihren  Sitz 
habenden,  früher  preußischen  Eisenbahndirektion,  beherrscht, 
während  die  auf  die  Bahnstrecke  Zeitz — Leipzig  angewiesenen 
Werke  desselben  Gebietes  verkehrstechnisch  der  E.-D.  Halle  zu- 
gehören. Das  Anhaltinische  Braunkohlengcbiet  gehört  ver- 
kehrstechnisch zur  E.-D.  Halle,  während  das  Halberstadt-Helm- 
stedter Revier  unter  der  E.-D.  Magdeburg  steht.  Also  ein  Wirt- 
schaftsgebiet, eng  zusammenhängend,  wie  noch  später  durch 
Verkehrszahlen  gezeigt  werden' wird,  dessen  gesamtes  Wirt- 
schaftsleben auf  der  Energiequelle  der  Braunkohle  beruht,  ist 
im  Verkehrswesen  zerrissen  durch  die  von  vier  Zentren  aus  ge- 
leitete Verwaltung  und  Regelung  des  Eisenbahnbetriebes  und 
X'erkehrs.  Es  muß,  soll  das  Eisenbahnverkehrswesen  einheitlich 
und  rentabel  gestaltet  werden,  zum  mindesten  für  das  Braun- 
kchlcngebiet  links  der  Elbe  ein  Mittelpunkt  geschaffen  werden. 
H-alle  dürfte  dafür  am  ehesten  in  Frage  kommen,  da  es  den 
natürlichen  Mittelpunkt  der  mitteldeutschen  Braunkohlengebiete 
bildet,  das  Braunkohlengebiet  östlich  der  Elbe  wäre  zweck- 
mäßig in  Kottbus   als  \'erkchrsmittc!punkt  zusammenzufassen. 


Die  Beziehungen  zu  der  auf  den  Braunkohlen  basierenden  in 
starker  Entwicklung  begriffenen  Industrie  dieser  Gegend  liegen 
hauptsächlich  in  der  Beförderung  großer  Arbeitermassen.  Eine 
Beförderung  von  Gütern  findet  nur  ganz  vereinzelt  statt,  da  die 
Werke  alle  unmittelbar  durch  Anschlußgleise  mit  der  Staats- 
bahn verbunden  sind.  Die  Beförderung  der  Arbeitermengen  auf 
den  Ueberlandbahnen  bewegt  sich  von  und  nach  den  Fabrikorten 
—  Halle,  Merseburg,  später  Weißenfels,  indirekt  Leipzig,  unter 
Anschluß  an  die  Staatsbahn  — ,  den  Leuna-Werken  und  den 
Kohlengruben  des  Geiseltals.  Nach  Vollendung  des  geplanten 
Ausbaues,  der  naturgemäß  von  der  Ansiedlung  weiterer  Fabrik- 
stätten abhängig  ist,  wird  das  Netz  das  Bild  der  Skizze  25  bieten. 
Zur  Zeit  weisen  die  Ueberlandbahnen  insgesamt  rund  43  km 
Länge  auf,  von  denen  15  km  auf  die  Strecke  Halle — Merseburg, 
17  km  auf  Merseburg— Mücheln  und  11  km  auf  die  Strecke  Merse- 
burg— Dürrenberg  entfallen. 

Es  braucht  nicht  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß 
der  elektrische  Strom  zum  Betrieb  der  Bahn  aus  der  Braunkohle 
des  Gebiets  gewonnen  wird;  und  zwar  wird  er  für  die  Strecke 
Halle — Merseburg  durch  die  Elektrochemischen  Werke  Ammen- 
dorf (vgl.  S.  24)  und  für  die  Strecke  Merseburg — Mücheln — 
Dürrenberg  durch  die  Grube  Cecilie  bei  Mücheln  im  Geiseltal 
geliefert. 

(Fortsetzung  folgt,) 
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DIE  MITTLUNG  DER  NEIGUNGEN  DES  LÄNGENPROFILS  FÜR  DIE 

FAHRZEITBERECHNUNG 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN 


Um  die  Rechen-  oder  Zeichenarbeit  bei  der  Fnhrzeilcrmitt- 
liing  zu  verringern,  faßte  man  bisher  mehrtrc  hintereinander 
liegende  Neigungsabschnitte  des  Längenprofils  dadurch  zu- 
sammen, daß  man  deren  Anfang  und  Ende  verband  und  die 
Neigung  dieser  Verbindungsgeraden  als  mittlere  der  Berechnung 
der  Fahrzeiten  zugrunde  legte.  Diese  Neigung  ergibt,  wie  später 
gezeigt  werden  soll,  zu  kurze  Fahrzeiten. 


Die  Fahrzeit,  die  ein  Zug  mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit 

m 

V 

60  •  1 


Vkm/Std.  für  1km  Strecke  gebraucht,  ist  t 
einen  Abschnitt  von  der  Länge  1  ist  die  Fahrzeit  T  = 


Min.  Für 


V 


Min. 


Der    Zug   möge    den   Abschnitt   von    der    Länge  U   und  der 


Höhe  "/oorrr 

•2^00  »5 

0 

04      0,2     0,3     04t     0,5     0,6      0,7     0,8     0,9  1,0 


_  Es  soll  daher  im  folgenden  eine  Berechnung  der  mittleren 
Neigungen  angegeben  werden,  nach  der  die  Fahrzeit  auf  der 
gemiftelten  Neigungsstrecke  genau  so  groß  ist  wie  die  Summe 
der  Fahrzeiten  auf  den  einzelnen  nicht  gcmittelten  Abschnittr^ii. 
Hierbei  ist  vorausgesetzt,  daß  der  Zug  die  einzelnen  Abschnitte 
mit  gleichmäßigen,  den  Steigungen  entsprechenden  rTcschwindig- 
keiten  befahrt.  Von  dem  Einfluß  der  Beschleunigung  und  Ver- 
zögerung beim  Wechsel  von  einer  Neigung  zur  anderen  soll  bei 
diesen  Ermittlungen  abgesehen  werden. 


Steigung  si  "loa  mit  der  Geschwindigkeit  Vi  km/Std.,  und  den 
Abschnitt  h  von  der  Steigung  $2  "/oj  mit  V2  km/Std.  befahren, 
dann  ist  auf  der  Strecke  U  +  I2  die  Gesamtfahrzeit  Ti  +  Tj  = 
60  .  I,     ,    (io  ■  I.,        bO  (',  -I-  lo) 


V, 


+ 


Vo 


Min.  (Gl.I).  Vmibt  die  mittlere  Ge- 


schwindigkeit auf  der  Strecke  U  +  I2.  , 

Den  Zusammenhang  zwischen  Steigung  und  Geschwindigkeit 
gibt  die  im  .'\ufsatz  des  Verfassers  in  Nr.  10  der  V.  W.  1922  be- 
schriebene dg-Linie  an.    Befährt  nämlich  ein  Zug  eine  Steigung  si 
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mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit  Vi,  so  hat  er  keine  Be- 
schleunigung, d.  h.  die  Beschleunigungskraft  do  auf  der  wage- 
rechten geraden  Bahn  bei  der  Geschwindigkeit  Vi  ist  gleich 
dem  Steigungswiderstand  kg/to,  und  auch  gleich  der  Steigung 
Si"/oo.  so  daß  also  die  do-Kräfte  als  Steigungen  aufgefaßt  werden 
können.  Wie  bei  der  rechnerischen  Fahrzcitermittlung,  so  möge 
auch  hier  mit  guter  Annäherung  die  gekrümmte  do-Linie  durch 
eine  gerade  ersetzt  werden.  Die  Ermittlung  der  geradlinigen 
do-Linie  ist  in  vorgenannter  Abhandlung  wiedergegeben.  Nach 
Abb.  1  ist  Vi  =  tg  '/  (so  —  Si),  entsprechend  ist  V2  =  tg  (so  —  S2). 
Setzt  man  diese  Werte  für  Vi  und  in  die  Gleichung  I  ein,  so 
■  t       •      1       •  '-^  _  HU  •  di+l.,)  60  •  I,       ,        60  -  I, 

V,  V2    -  Vm 

60  •  (1,-1-1..) 


(Gl.  II).  Durch  Division  fällt  60  :  tg  a  fort  und  nach 


Umformung  erhält  man  die  mittlere  Neigung  sm  — 

-T'~  '\\t  '/  'l-o  oder  Zähler  und  Nenner  durch 

-f-  I2  (s„— s,) 

So-Sj  dividiert  und  =  k  gesetzt  ist  Sm  — j"!^'^'.'^"^  "/n-, 

S0-S2  Ii  +  k  •  1-2 

(Gl.  III) 

Falls  die  Züge  auf  schwachen  Steigungen  oder  Gefällen  einer 
Strecke  so  schnell  fahren  wie  auf  der  Wagerechten,  so  sind  diese 
Neigungsstrecken  als  Wagerechte  in  die  Rechnung  einzuführen. 
Der  Wert  So  kann,  wie  in  dem  genannten  Aufsatz  der  Nr.  10  der 
V.  W.  1922  abgeleitet,  für  die  hauptsächlichsten  Dampflokomotiv- 
gattungen der  Reichseisenbahn  nach  der  Gleichung  Sg  =  —  Sgr  -f-  2 

3 

berechnet  werden.  Es  ist  s„..  die  größte  Steigung,  die  der  Zug 
unter  der  Annahme  einer  gradlinigen  do-Linie  mit  der  Ueber- 
gangsgeschwindigkeit  Vq  befahren  kann. 

Man  kann  Sm  entweder  mit  dem  Rechenschieber  schnell  er- 
mitteln oder,  wie  nachstehend  gezeigt  werden  soll,  aus  einem 
Nomogramm  ablesen  (Abb.  2): 

Man  legt  durch  Punkt  P  nach  beiden  Seiten  von  links  unten 
nach  rechts  oben  für  die  ganzzahligen  Neigungen  Strahlen. 
Büschel  und  Wagerechte  links  von  P  sind  für  die  Neigungen  si 
und  die  Abschnittlängen  Ii  bestimmt,  und  rechts  von  P  für  S2 
und  I2.  Von  P  abwärts  trägt  man  die  Senkrechte  von  der 
Länge  So  bis  Punkt  0  ab.  Zur  Ermittlung  von  Snx  fährt  man  auf 
der  linken  wagerechten  Skala  im  Teilpunkte  für  U  mit  dem  Blei- 
stift senkrecht  nach  unten  bis  zum  Strahl  Si,  und  kennzeichnet 
diesen  Punkt  (A),  der  von  der  Wagerechten  den  senkrechten 
Abstand  Ii .  si  hat.  Zwischen  den  Strahlen  liegende  Neigungs- 
werte sind  mit  dem  Augenmaß  zu  bestimmen.  Sodann  ver- 
bindet man  rechts  von  P  den  Teilpunkt  für  U  mit  dem  Werte 
für  S2  auf  der  senkrechten  Skala  zwischen  O  und  P,  der  von  P 
den  Abstand  So— S2  hat,  zieht  zu  dieser  Verbindungslinie  durch 
Punkt  Si  der  senkrechten  Skala  eine  Parallele,  die  die  U-Achse  im 

Teilpunkt  q  trifft.    Dann  ist  q  =:  ^''"""^'^    =  k  ..lg.    Die  Senk- 

rechte  in  q  bis  zum  Strahl  für  S2  (Punkt  B)  ist  dann  q .  S2  = 
k.l2.S2.  Für  die  Parallele  durch  P  zur  Verbindungslinie  AB 
kann  man  im  Strahlenbüschel  die  Neigung  Sn  auf  einer  Skala 
ablesen.  Die  Richtigkeit  ergibt  sich  nach  Abbildung  2  daraus 
daß  die  senkrechte  Projektion  von  A  B  =  Ii .  Si  -j-  k  .  I2  S2  und  die 
wagerechte  Projektion  =  U  4-  k  ,l2  ist. 

Da  die  Personen-  und  Schnellzüge  sowohl  auf  der  maßgeben- 
den Steigung  sh  als  auch  auf  der  Wagerechten  größere  Ge- 
schwindigkeiten haben,  als  die  Güterzüge,  so  sind  die 
do-Linien  für  erstere  Züge  flacher  geneigt,  als  diejenigen 
für  letztgenannte  Zuggattung.  Es  besteht  jedoch  zwischen  den 
do-Linien  dieser  Zugarten  die  Beziehung,  daß  das  Verhältnis 
zwischen  der  Uebergangsgeschwindigkeit  Vn  ■  nd  rief  dei  Höchst- 
leistung entsprechenden  Geschwindigkeit  V*i.M.  gleich  1/3  gesetzt 
werden  kann.  Berechnet  man  nun  für  diese  verschiedenen  Zugarten 
die  mittlere  Neigung  Sm  zweier  Abschnitte,  so  bleibt  dieser 
Wert  derselbe,  falls  die  entsprechenden  do-Linien  sich  in  einem 
Punkte  der  Ordinatenachse  schneiden,  da,  wie  bereits  erwähnt 
wegen  des  Fortfalles  von  ts  u  m  der  Gleichung  II  Sm  von  der 
Richtung  der  do-Linien  unabhängig  ist.  Damit  nun  die  do-Linien 
sich  im  selben  Punkte  schneiden,  ist  erforderlich,  daß  zu  jeder 
der  gleiche  Wert  s.r  gehört.  Dies  trifft  zu,  wenn  alle  diese 
Zugarten  auf  der  Strecke  ausgelastet  fahren,  da  nun  s  pr  =  sh 
der  maßgebenden  Steigung  gesetzt  werden  kann.    Dann  ist  aber 

für  die  drei  Zugarten  nach  Gleichungen  So=-^Sgr  +  2  =— sh  +2 

3  3 

der  Wert  So  für  den  senkrechten  Abstand  des  Schnittpunktes 
vom  Nullpunkt  des  Achsenkreuzes  derselbe.  Also  schneiden 
sich  die  do-Linien  dieser  3  Zuggattungen,  falls  sie  die  Strecke 
ausgelastet  befahren,  im  selben  Punkte  der  senkrechten  Achse. 

Da  aber  auf  Flachlandbahnen' s h  =  5'/„o  das  Wagengewicht 
der  Personen-  und  Schnellzüge  durch  die  maßgebende  Steigung 
Sh  bestimmt,  zu  groß  sein  würde,  so  wird  es  in  der  Regel  nach 
dem  Verkehrsbedürfnis  festgesetzt  und  ist  hierbei  nach  der 
Bau-  und  Betriebsordnung  durch  die  Höchstachszahl  begrenzt. 


Bei  nicht  ausgelasteten  Zügen  ist  s»i-  größer  als  si,  und  streng 
genommen  müßten  hier  für  Güterzüge  einerseits  und  für  Per- 
sonen- und  Schnellzüge  andererseits  die  Neigungen  des  Längen- 
profils getrennt  gemittelt  werden.  Erst  auf  Strecken  mit  der 
maßgebende  Steigung  von  etwa  s  ,  ^  10"',,,  kann  für  alle  Zugarten 
Sh  =  s^  gesetzt  werden,  da  auf  derartigen  Strecken  die  Personen- 
und  Schnellzüge  ebenso  wie  die  Güterzüge  ausgelastet,  d.  h.  wirt- 
schaftlich gefahren  werden  können.  Hier  sind  nunmehr  im  Gegen- 
satz zu  den  Flachlandbahnen  die  gemittelten  Neigungen  für  alle 
Zugarten  gleich  genau.  Diese  Mittelungen  gelten  natürlich  auch 
für  nicht  ausgelastete  Züge,  wenn  sie  mit  den  Fahrzeiten  der 
ausgelasteten  verkehren.  Aber  auch  bei  Flachlandbahnen  ist, 
wie  nachstehend  gezeigt  werden  soll,  der  Fehler  der  Fahrzeiten 
der  Personen-  und  Schnellzüge,  der  dadurch  entsteht,  daß  man 
mit  der  maßgebenden  Neigung  Sh  den  Wert  von  So  berechnet, 
das  Längenprofil  für  Güterzüge  genau  mittelt  und  diese  Mitt- 
lung  für  die  Personen-  und  Schnellzüge  beibehält,  gering,  so 
daß  also  die  für  Güterzüge  ausgeführte  genaue  Mittlung  für  alle 
Züge  der  Strecke  gelten  kann. 

Auf  einer  Flachlandstrecke  sei  für  Güterzüge  die  maßgebende 

4  4 

Steigung  sh  =  5%^  =  Sgr  daher  Sok.  =^%r  +  2  =—  •  5  +  2  =  8,7"/oj 

o  3  ^ 

fü-  Personen  und  Schnellzüge  mit  s^r  =  IC^/oo  ist  Foh  =-5-«10-|-2  = 

15,3'7o>  3 

Es  bedeutet  -''ok  den  kleineren  und    oh  den  größeren  Wert 

für  So.    In  Tabelle  I  sind  für  verschiedene  Steigungsunterschiede 

die  mittleren  Neigungen    mk  ui  d    smh.   die  --„it  =  8.7  "'m  und 

f=oh  =  15,3  "/ni    entsprechen,  berechnet  worden.    Es  wurde  ', 

1-2  gesetzt,  da  bei  dieser  Annahme  der  Fehler  sich  am  stärksten 

bemerkbar  macht.    Die  Gleichung  lautet  dann 

(s..  — Sj)      -f-  (-^0  — Si)  S2 


Sm  — 


2  s„  -  (<,  -I- 

und  die  Fahrzeit  bei  den  verschiedenen  mittleren  Neigungen  s  m 
erhält  man  für  die  Abschnittlänge  li+l:j=lkin  nachderGleichung 

Es  ist  nach  Abbildung  I)  tg  a  = 


T  = 


tg  0!  (Sr>   -  Sm) 


Min 


4 


Sgr 


Setzt  man  in  diese  Gleichung  den  Wert  So=:  —  Sgr  -f-  2  ein,  so 


ist  tgC( 


Vü 
sgr+  i 


3  Vü 


Da  nun  bei  den  im  Betriebe  befind- 


lichen Dampflokomotiven  im  Mittel  3  Vu  =  V.v.  der  vor- 
teilhaftesten Ge-chwin  igkeit  (Hei  der  Höchstleistung)  ist  und 
bei  t.  üterznglokomotiven  V*  =  55  km/Std.  und  bei  Schnellzug- 
lokomotiven V*  =  96   km/Std.    gesetzt    werden  kann,  so  ist  für 

^   .  V*  55        .  60  12 

Güterzuge  tg  «  =   —  =  ,  ,  „  =  o  und  T 


Sgr +  6 

V* 

sowie  für  Schnellzüge 


5-f  6 


96 


6  und  T 


tg«(So-Sm)  Sfl-Sm 
10 


In 


s>r-4-6  10-1-6  .=o-Sm 
Spalte  6  der  Tabelle  sind  die  FahrzeitenT,  eines  Schnellzugs  für 
1  km  eingetragen.  Die  Neigungen  sind  für  diese  genau  gemittelt, 
während  in  Spalte  7  die  Fahrzeiten  T2  dieser  Züge  mit  den  für 
Güterzüge  gemittelten  Neigungen  berechnet  sind.  Letztere  Werte 
sind  gegen  die  genaueren  erstcren  etwas  zu  groß.  Der  Unterschied 
ATin  Minuten  und  %  (Spalte  8  und  9)  ist  aber  so  gering,  daß 
er  praktisch  zu  vernachlässigen  ist.  Hierbei  ist  zu  berücksich- 
tigen, daß  man.  um  den  Einfluß  der  Beschleunigung  und  Ver- 
zögerung auf  die  Fahrzeiten  nicht  ganz  außer  acht  zu  lassen, 
nur  benachbarte  Neigungen  mit  3'/oo  höchstens  4%o Unterschied 
mittelt. 

Tabelle  I 


As 
«/oo 

^1 

% 

So 

Smt  "/oo 

T,  = 
10 

T2  = 
10 

AT 

Min.  ■ 

AT 

Sog  —  Smg 

Min. 

Sog— Smk 
Min. 

5 

5 

0 

3,5 

3,0 

0,814 

0,848 

0,034 

+  4,1 

5 

1 

3,69 

3,33 

0,834 

0,86 

0,026 

+  3,1 

4 

4 

0 

2,59 

2,3 

0,77 

0,787 

0,017 

+  2,2 

5 

2 

3,94 

3,69 

0,857 

0,873 

0,016 

+  1,9 

3 

4 

1 

2,86 

2.68 

0,792 

0,799 

0,007 

+  0,9 

3 

0 

1.81 

1,67 

0,734 

0,741 

0,007 

+  0,9 

Die  Fehler  bei  diesem  Mittlungsverfahren  für  die  Fahrzeiten 
auf  Flachbahnen  sind  geringer  als  diejenigen,  die  entstehen 
würden,  wenn  man  nach  den  bisherigen  gebräuchlichen  Ver- 
fahren Anfangs-  und  Endpunkt  der  zu  mitteliiden  Abschnitte 
geradlinig  zu  einer  mittleren  Neigung  Sm'  verbinden  würde.  Die 


Formel  für  diese  mittlere  Neigung  lautet  Si 


1, 


+  1. 


1,  + 


und  bildet  den  firenzfall  der  genauen  Gleichung  Sm  = 


h  4-  k  .  I., 
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indem  hier  k 


So  — s, 


=  1,  also  So  =  »  gesetzt  wird.    Die  do- 


Linie  wäre  in  diesem  Falle  eine  Senkrechte,  deren  Abstand  von 
der  Ordinatenachse  nicht  eindeutig  festgelegt  ist,  so  daß  hier 
ein  Zusammenhang  ziwschen  Geschwindigkeit  und  Steigung 
nicht  besteht. 

Es  ist  der  Unterschied  zwischen  den  mittleren  Neigungen 

Ii   (Sq  —  5=,)  S)   -f  la  (So  -  S,)  Sa  Ii   Si  +  lo  So  _ 


•  Sm  = 


h  (So  -  S.3)  +  ig  (So 


-  ?i)  1,  +  I2 

n     I    1  \  n    /  ^ — r^i — ?  vi     /ou-       Dieser  Wert  ist  stets 

(>i  +  I2)  [1]  (So  -  S2)  +  I2  (s  0-  Si)l 

positiv  d.  h.  die  mit  Sm'  gemittelten  Neigungen  ergeben  zu 
kurze  Fahrzeiten.  Der  Unterschied  in  den  Fahrzeiten  auf  der 
Strecke  'Ij  +  I2  mit  den  Neigungen  Sm  und  Sm'  ist,  wenn  man  die 
zu  Sm'  gehörigen  Geschwindigkeiten  Vm'  auf  der  geradlinigen  do- 

Linie  des  Zuges  ermittelt,  Tm  —  Tm'  =  (Ii  +  U)  60  l:r^  .-^ 

1       \  -         \Vm  Vm' 

Ol  -|-  !o)  60  —  -AMin.  und  der  Zeitfehler  in  %  ist 

\So — Sm       Sq — Sm/ 


100(Tm-TmO 
Tm' 


V"J(^0-Sm')100  = 
\So  —  Sm      So  —  Sm  / 

Setzt  man  für  sm  und  Sm'  die  Werte  ein,  so  ist 
Ii  I2  (S,-S2)2  .  100 


Sm — Sm 


Sq  —  Sm 
100(Sm— Sm') 


1000/0 


1|  -f  k)      [So  (So  — Si— S2)  +  Sj  Si] 


So  —  Sm 

o/q.     Falls  mit   Ii    der  größere 


Streckenabschnitt  bezeichnet  wird,  ist '9  =  n  Ij  wobei  n  = 


ein  echter  Bruch  ist. 


Es  ist  alsdann 


(Sm  -  Sm') 


100  =; 


n  (Si— sg)  -2 


0 


^o-^rn  (l+n)qso(So— -^i— P2)  ;  S1S2] 

Für  diese  Gleichung  sind  die  Zeitfehler  in  %  die  bei  s,-,  -  9  "/oo 
für  einen  Güterzug  auf  einer  Flachlandbahn  mit  Neigungsunter- 
schieden von  0  bis  5°/bo  entstehen  würden  in  Abbildung  3  auf- 
getragen'. Diese  Fehler  nehmen  hiernach  bei  größeren  Neigungs- 
unterschieden bis  zu  Höchstwerten  von  über  17  %  zu.  Bei  den 
für  Flachlandbahnen  angegebenen  genaueren  Mittlungsverfahren 
(vergl.  Tabelle  1)  sind  diese  Fehler  für  Güterzüge  ganz  vermie- 
den und  für  Schnellzüge  sehr  gering. 

Die  Formel  für  '■m'  hat  aber  gegenüber  der  genaueren  den 
Vorteil,  daß  man  mit  ihr  für  mehr  als  2  aufeinanderfolgende 
Neigungsabschnitte  gleichzeitig  die  mittleren  Neigungen  bestim- 
men kann.    Die  Gleichung  lautet  dann  (Abb.  4): 


Sm  =  ■ 


+  I2  •      +  I3 


+  '4  •  ^4  0/ 


'l-f-l2+'3  +  l4 

Bei  dem  genaueren  Verfahren  kann  man  jedoch  unbeschadet  der 
Richtigkeit  die  einmal  gemittelten  Streckenabschnitte  wieder  mit 
den  benachbarten  mittein,  während  man  bei  der  ungenaueren 
Mittlung  die  bereits  entstandenen  Fehler  fortpflanzt  und  die 
Ungenauigkeit  vergrößert.  Das  letztere  Mittlungsverfahren 
empfiehlt  innerhalb  nachstehend  angegebener  Grenzen  Geibel 
(Organ  1919,  S.  84)  (Abb.  4). 

1.  Ist  die  Gesamtlänge  L  der  zu  mittelnden  Neigungen  größer 
als  2"/oo,  so  soll  der  Unterschied  zwischen  der  größten  und 
der  kleinsten  Steigung  nicht  größer  als  2  "/oo  sein; 

2.  Liegt  L  zwischen  1,5  und  2  km,  so  darf  der  Steigungsunter- 
schied etwa  -S'/oo  betragen; 

."i.  Wird  L  kleiner  als  1,5  km,  so  ist  der  Steigung-sunterschied 
unbeschränkt. 

Diese  Grenzwerte  sollen  nun  mit  der  genauen  Formel  in 
bezug  auf  die  Zeitunterschiede  für  die  gemittelte  Strecke  ver- 
glichen werden,  und  zwar  für  einen  Güterzug  auf  einer  Flach- 
landbahn mit  Neigungsunterschieden  von  0  bis  5°/oo-      Es  ist 

4 

also  hier  Sgr  =  5  7oo  und  Sq 


Ii 


l.j  sein. 

Beispiel   für   den   ersten  Fall 
•  9  —  5  2 


=  g-  •  Sgr  -f  2  =-  9»/oo,  ferner  soll 


J,  =  h  =  2  kW,  Fl  =  50/00. 


30  ;^,  k  = 
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Nach  der  ungenaueren  Formel  ist 
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5  +  3 


=  40     Nach  der  genaueren  Formel  is  t  ?r 


5  + 


1  + 


4,2  "/(X)     Die  Fahrzeit  bei  gleichförmiger  Geschwindigkeit  ist  auf 

60  •  L 

der  Steigung  Sm' von  der  Gesamtlänge  L  =  4kmT=  ;  , 

tg  OE  (so-sm'j 

Min.    Nach  den  vorherigen  Ausführungen  kann  bei  Güterzügen 

tg«  =  5  gesetzt  werden.  Dann  ist  T'=  ~ '4^,  —9,6  Min.  und  für 

o  (9  —  4) 

s-m  — -  4.2  ist  T  =  —77, — —7  —  10  Min.    Die  ungenauere  Formel 
o  (y— 4,2) 

ergibt  also  eine  Fahrzeit,  die  0,4  Min.  zu  kurz  ist.  Für  L=2km 
beträgt  der  Unterschied  nur  0,2  Min.  Beim  zweiten  Fall  möge 
Ii  =  I2  =1  km,  L     2  km  sein,   ferner  Si  =  5  "/oo   und  Sz  =  2  "/(^ 

k  =  4  :  7.    Es  ist  Sm'  =  3,5  0/    und  Sm  =  3,94  o/co.    T'  =  ^  f 
60-2  °  (9— 3.0) 

=  4,37  Min.  und  T  =   —^.^     4,75  Min.    Der  Unterschied 

o  (9  —  3.94) 

T— T'=0,38  Min.    Beim  letzten  Falle  sei  Ii  =  1.,=  0,75  km  und 
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L=:l,5km    Si  =  5'^/oo,  83  =  00/00.   k=  y ,  ferner  Sm' =  2,5  o/qq, 

Sra  =  3,46  0/oo-  T'=2,77Min.  und  T  =  3,27  Min.  Der  Unterschied 
beträgt  T  —  T'  =  0,5  Min.  Bei  höheren  Werten  von  So  ver- 
mindern sich  diese  Fehler.  Die  vorstehenden  Feh!er  dürften  für  die 
Gesamtstrecken  von  1,5  bis  2  km  schon  ziemlich  b?trächtHch  sein.  Es 
wird  deshalb  vorgeschlagen,  nur  innerhalb  der  unter  1) 
angegebenen  Grenzen  nach  der  ungenaueren 
Formel  zu  mittein,  in  allen  anderen  Fällen  aber 
nach  der  genaueren  und  letztere  Formel  im 
allgemeinen  bei  Neigungsunterschieden  von 
über  4  "/oo  nicht  mehr  anzuwenden,  da  sonst  der  Ein- 
fluß der  Beschleunigungs-  und  Verzögerungskräfte  auf  die  Fahr- 
zeit zu  sehr  ausgeschaltet  wird. 

Man  verfährt  bei  den  Mittlungsarbeiten  wie  folgt: 
Zunächst  werden  die  Widerstände  der  Bögen,  deren  Länge 
größer  als  500  m  (Zuglänge)  und  deren  Halbmesser  kleiner  als 

R  =  500  m  ist,  nach  der  v.  Röckischen  Formel  \vr  =  — 55°''<"> 

berechnet  und  den  Neigungen  auf  die  Bogenlänge  als  Steigungs- 
zuschläge hinzugefügt. 

Sodann  gliedert  man  kurze  Abschnitte  mit  schwächerer 
Steigung  oder  mit  wagerechter  Gestaltung  an  benachbarte  län- 
gere und  stärker  steigenden  an,  d.  h.  man  verlängert  die  stärkeren 
Steigungen  bis  zum  Endpunkt  der  kurzen  schwächeren.  Die 
kurzen  Abschnitte  verschwinden  dann.  Durch  die  Angliederung 
tritt  eine  geringe  Verlängerung  der  Fahrzeiten  ein,  im  Gegensatz 
zu  der  vorher  beschriebenen  ungenaueren  Mittlung.  Um  diese 
Ungenauigkeiten  klein  zu  halten,  wird  stets  die  schwächere  der 
Ijciden  angrenzenden  Steigungen  verlängert.  Geibel  empfiehlt 
folgende  Grenzen  (s.  Abb.  5a,  b  und  c). 

1.  Liegt  der  Unterschied  Si — sa  oder  Sz — S3  zwischen  0  und  5"/oo, 
so  darf  die  anzugliedernde  Strecke  nicht  größer  als  1  km  sein. 

2.  Liegt  er  zwischen  5  "/oo  und  15  "/oo,  so  darf  der  Abschnitt 
nicht  größer  als  0,75  km  und 

.3.  von  15  °/oo  bis  25  "/oo  nicht  größer  als  0,6  km  sein.  Bei 
Gipfeln  und  Kehlen  sind  die  Neigungen  Si  und  Ss  bis  zum  Schnitt 
zu  \-erlängern  (Abb.  5  c). 

Ist  die  Einfahrstrecke  eines  Bahnhofs  bis  zur  Haltestelle 
des  Zuges  bezüglich  Länge  und  Steigung  innerhalb  der  vorge- 
nannten Grenzen,  so  ist  die  gemittelte  Streckenneigung  um  diesen 
Abschnitt  zu  erweitern.  Falls  der  Zug  durchfährt,  ist  die  übrige 
Bahnhofsstrecke  ebenso  der  benachbarten  gemittelten  Strecke  an- 
zugliedern. 

Nach  der  .Angliederung  sind  die  Neigungen  nach  den  vorher 
angegebenen  Regeln  zu  mittein  und  zwar  für  jede  Fahrrichtung 
besonders.  Gefälle  sind  hierbei  als  Wagerechte  zu  betrachten. 
Wenn  nach  der  do-Linic  die  Höchstgeschwindigkeit  bereits  auf 
schwachen  Steigungen  eintritt,  so  sind  diese  auch  als 
Wagerechte  zu  behandeln.  Durch  die  Mittlung  sind  tunlichst 
große  Abschnitte  (>  =2  km)  zu  bilden. 

Diese  Mittlungsarbeiten  sind  für  dasselbe  Längenprofil  nur 
einmal  auszuführen  und  bilden  die  Grundlagen  für  die  Fahrzeit- 
berechnung aller  Züge  der  Strecke. 


ROSTBILDUNG  UND  ROSTVERHÜTUNG  BEI  EISERNEN  BRÜCKEN 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 

Von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  zur  Erlangung  der  Würde  eines  Dr.-Ingenieurs  genehmigte  Dissertation. 

Die  Arbeit  Ist  im  Februar  1921  abgeschlossen  worden. 
(Bemerkenswerte  Ergebnisse  weiterer  Untersuchungen  —  bis  Ende  1921  —  sind  in  eckigen  Klammern  |]  zugesetzt  worden.) 

(Fortsetzung) 

-Vnstriche  mit  den  eigentlichen  Teerfarben  werden  zwar  für  und  den  Rauchgasen  ausgesetzt  sind,  wo  sich  weder  bleihaltige, 
alle  Zwecke  im  Brückenbau  angeboten,  sie  sind  aber  nach  noch  bleifreic  Oelfarben  bewährt  habe«,  Siderosthen,  Inertol  und 
.Schächterle  (a.  a.  o.)  lichtempfindlich  und  eignen  sich  deswegen  ähnliche  Wasser  abstoßende  Schutzanstriche"  —  in  Frage,  „sie 
insbesondere  nicht  für  sonnige  Flächen,  nach  seiner  Ansicht  kom-  scheinen  sich  hier  auch  am  besten  zu  halten".  Ein  abschließen- 
mcn  —  „für  die  Unterflächen  von  Brücken,  die  der  Feuchtigkeit     des  Urteil  hat  er  danach  auch  noch  nicht  abgeben  können. 
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'  Verfasser  hat  kurz  nach  dem  Kriege,  als  die  Verwendung 
von  reiner  Oelfarbe  verboten  war,  in  zwei  Fällen  Versuche  mit 

,  Asphaltlack  gemacht. 

In  dem  einen  Fall  sind  im  Spätsommer  1919  4  Ueberbauten, 
gegen  die  bei  der  gewöhnlichen  Windrichtung  der  Qualm  des 
nahegelegenen  Lokomotivschuppen  geweht  wird,  mit  den\ 
Asphaltlack  einer  Asphaltunternehmung  von  Ruf  zweimal  ge- 
strichen worden.  Die  Eisenträger  sind  vor  dem  Anstreichen 
sorgfältig  von  Hand  entrostet  worden,  dabei  ist  wenig  Oelfarbe 
sitzen  geblieben,  weil  die  Verrostung  schon  sehr  weit  vorge- 
schritten war.  Der  Anstrich  hat  sich  in  den  l*/2  Jahren  seines 
Bestandes  noch  nicht  wesentlich  verändert.  Wo  der  Lack  auf 
der  alten  Oelfarbe  sitzt,  ist  das  Aussehen  noch  genau  wie  kurz 
nach  der  Ausführung  des  Anstrichs.  Die  Stellen  dagegen,  wo  der 
Lack  auf  das  Eisen  selbst  aufgetragen  worden  ist,  sind  hier  und 
da  rauh  geworden  und  zeigen  Neigung  zum  Abschälen 

Derselbe  Asphaltlack  ist  des  weiteren  zum  Neuanstrich 
einer  Straßenunterführung  über  eine  viergleisige  Bahn,  unter 
der  sehr  starker  Zugverkehr  herrscht,  verwendet  worden.  Der 
Lieferer  hatte  die  Farbe  als  besonders  geeignet  für  den  vor- 
liegenden Zweck  bezeichnet  und  eine  Gewähr  für  die  Haltbar- 
keit auf  2  Jahre  übernommen.  Die  Brücke  war  unter  gewissen- 
hafter Aufsicht  gründlich  entrostet  und  sorgfältig  gestrichten 
worden.    Bei  einer    nach    kaum    einem    Jahr  vorgenommenen 

1  Untersuchung  war  aber  in  etwa  1  m  Breite  über  den  Mitten  der 

I  in  der  Steigung  liegenden  Gleise  alle  Farbe  verschwunden.  Da- 
mit war  —  vor  allem  freilich  zum  Schaden  der  Eisenbahnver- 
waltung —  der  Nachweis  erbracht,  daß  diese  Farbe  so  wenig, 
wie  irgendeine  andere  hier  versuchte,  derartigen  Angriffen  wider- 
stehen kann.  An  den  weiter  von  Gleismitte  entfernten  Flächen 
hat  sich  die  Farbe,  ebenso  wie  über  den  im  Gefälle  liegenden 
Gleisen  bisher  noch  gut  gehalten.  An  den  übrigen  Eisenteilen 
haben  sich  Mängel,  wie  beim  vorigen  Beispiel  besprochen,  nicht 
gezeigt;  es  waren  allerdings  hier,  abgesehen  von  den  Stellen, 
wo  der  Lack  auch  bereits  abgeplatzt  ist,  nur  wenig  Flächen,  die 
von  jedem,  auch  dem  Grundanstrich  frei  waren,  mit  Lack  ge- 

:  strichen  worden. 

Aus  beiden  Versuchen  aber  ist  der  Eindruck  gewonnen  wor- 
den, daß  dieser  Asphaltlack  sich  als  Grundanstrich  nicht  so  gut 
wie  Oelfarbe  bewährt  hat;  es  wird  weiter  zu  prüfen  sein,  ob  er 
als  Deckanstrich  über  alter  Oelfarbe  wegen  seiner  Dauerhaftig- 
keit vielleicht  in  bestimmten  Fällen  als  besonders  geeignet  an- 
zusehen ist. 

Die  Versuche  mit  Teerfarben  können  nach  dem,  was  bisher 
bekannt  geworden  ist,  nicht  als  abgeschlossen  gelten.  Die  An- 
stellung weiterer  Versuche  begegnet  aber  gerade  heute  mehr- 
fachen Bedenken.  Zunächst  ist  wohl  als  sicher  anzunehmen, 
daß  ein  Anstrich  mit  teerhaltigen  Farben  keinesfalls  als  un- 
mittelbarer Rostschutz  gelten,  also  auch  nur  wirken  kann,  so- 
lange er  vollkommen  undurchlässig  für  Wasser  ist.  Sodann 
kann  man  viele  Teerfarben  nicht  in  der  Brückenunterhaltung, 
d.  h.  zum  Aufstreichen  auf  Oelfarbe  benutzen.  Die  alte  Farbe 
wird  manchmal  von  der  Teerfarbe  gelöst  und  bildet  mit  ihr  einen 
schaumigen  Ueberzug,  der  bald  abfällt.  Noch  nachteiliger  ist 
aber  der  Umstand,  daß  man  auf  derartige  Anstriche  keine  Oel- 
farbe auftragen  kann.  Schließlich  ist  auch  von  Wichtigkeit,  daß 
die  Kosten  für  Teerfarben  wohl  noch  mehr,  als  für  die  jetzt 
wieder  in  alter  Güte  erhältlichen  Oelfarben,  gestiegen  sind,  wäh- 
rend ihre  Gleichwertigkeit  oder  Ueberlegenheit  für  besondere 
Zwecke  erst  nachgewiesen  werden  soll.  Zudem  spielen  beim 
Anstrich  die  Löhne  eine  so  stark  ausschlaggebende  Rolle,  daß 
eine  geringe  Ersparnis  im  Aufwand  für  Farbstoffe  keinesfalls 
mit  einer  Verschlechterung  der  Leistung  verbunden  sein  darf. 

[Inzwischen  hat  Verfasser  an  einem  Bauwerk,  unter  dem  ein 
starker  Zug-  und  Rangierverkehr  herrscht,  eine  Reihe  von  Ver- 
suchsanstrichen  auftragen  lassen.  Nach  einer  Versuchszeit  von 
6  Monaten  hat  sich  herausgestellt,  daß  die  verwendeten  Oel- 
farben fast  durchweg  mehr  oder  weniger  beschädigt  waren, 
daß  aber  die  Teererzeugnisse  wie  Siderosthen,  Emaillit  bereits 
ziemlich  stark  zerstört  waren,  sich  also  entgegen  Schächterle 
(siehe  Seite  50)  für  diesen  Zweck  nicht  eignen.  Nur  eine 
teerhaltige  Farbe,  das  Inertol,  hat  in  der  allerdings  recht  kurzen 
Versuchszeit  noch  keinerlei  Schaden  genommen.  Es  wird  abzu- 
warten sein,  ob  es  sich  weiterhin  in  gleicher  Weise  bewähren 
wird.] 

^  E.  Ueberzüge  aus  Metall. 

Als  weitere  Schutzüberzüge  für  Eisen  kommen  neben  der 
Farbendecke  solche  aus  Metall  in  Betracht.  Für  Brücken  sind 
bisher  wohl  nur  oder  vorzugsweise  Ueberzüge  aus  Zink  verwen- 
det worden.  Das  Zink  steht  dem  Eisen  in  der  Spannungsreihe 
als  unedleres  Metall  gegenüber.  Wenn  also  der  Ueberzug  ver- 
letzt und  die  beschädigte  Stelle  angefeuchtet  wird,  so  wird  bei 
■dem  betreffenden  elektrolytischen  Vorgang  das  Zink  die 
Lösungs-Elektrode  bilden  und  allmählich  verzehrt  werden, 
während  das  Eisen  sich  nicht  verändert.  Man  könnte  daraus 
schließen,  daß  Zinküberzüge  solchen  aus  anderen,  dem  Eisen 
gegenüber  edleren  Metallen  unbedingt  vorzuziehen  wäre.  Dem- 
gegenüber ist  aber  zu  bedenken,  daß  das  Zink  als  Lösungs- 
elektrode rasch  zerstört  wird  und  das  Eisen  damit  seinen  Mantel 


auf  größere  Flächen  verliert  und,  der  Witterung  preisgegeben, 
wie  anderes  unbedecktes  Eisen  verrosten  muß.  Die  Metallüber- 
züge sind  sich  eben  darin  alle  gleich,  daß  bei  Verletzungen  des 
Mantels  durch  Anfeuchtung  Ströme  entstehen,  die  in  dem  einen 
Fall  zuerst  den  Mantel,  im  anderen  zuerst  das  Eisen  auflösen, 
wobei  das  Ergebnis  aber  stets  die  Verrostung  des  Eisens 
sein  muß. 

Nach  dieser  Ueberlegung  wird  man  daher  den  Schluß  ziehen, 
daß  auch  bei  Metallüberzügen  alle  Fehlerstellen  und  Schäden 
gründlich  ausgebessert  werden  müssen,  wobei  man  vorläufig 
wohl  stets  zur  Oelfarbe  wird  greifen  müssen.  Wenn  das  Metall- 
spritzverfahren sich  weiter  einbürgert  und  bewährt,  wird  man 
vielleicht  dazu  übergehen  können,  die  Löcher  im  Mantel  mit 
dem  gleichen  Stoff  auszubessern. 

Im  Brückenbau  sind  bisher  Buckelbleche,  Tonnenbleche 
und  ähnliche  Bauteile  mit  Vorliebe  durch  einen  Zink  Überzug 
gegen  vorzeitiges  Verrosten  geschützt  worden.  Für  solche  Zwecke 
hat  sich  diese  Schutzdecke  auch  bewährt.  Das  Zink  wird  in 
diesem  Fall  gewöhnlich  durch  das  Verfahren  der  Feuerver- 
zinkung  aufgetragen.  Als  weitere  Verfahren  kommen  bekannt- 
lich die  galvanische  Verzinkung,  das  Sheradisieren  und  das 
Spritzen  nach  dem  Schoopschen  Patent  in  Frage.  Das  zweite 
und  dritte  Verfahren  können  ebenso  wie  das  erste  nur  in  der 
Werkstatt  angewendet  werden.  Welche  Vorteile  das  einzelne 
für  den  vorliegenden  Zweck  bisher  bieten  kann,  läßt  sich  schwer 
beurteilen.  Wegen  der  innigen  Berührung  zwischen  dem  Eisen 
und  dem  aus  feinsten  Zinkstaub  sich  bildenden  Ueberzüge  — 
es  wird  sogar  behauptet,  daß  sich  bei  diesem  Verfahren  eine  Art 
Zinkeisenlegierung  bildet  —  wird  dem  Sherardisieren  von  man- 
chen Seiten  eine  erhöhte  Brauchbarkeit  zugemessen;  ob  diese 
Beurteilung  zutrifft,  wird  sich  nur  durch  Versuche  ergründen 
lassen.  Wie  weit  das  Verfahren  bei  Brücken  in  Benutzung  kom- 
men wird,  dürfte  vor  allem  davon  abhängen,  ob  es  sich  auch  im 
sonstigen  Gewerbe  einführen  wird,  und  ob  es  im  Zusamrnen- 
hange  damit  gelingen  wird,  wirtschaftlich  arbeitende  Einrich- 
tungen für  große  Stücke,  wie  es  die  Brückenteile  gewöhnlich 
sind,  herzustellen.  Mit  Hilfe  des  Spritzverfahrens  sind  in  eini- 
gen wenigen  Fällen  Ueberbauten,  die  bereits  im  Betrieb  standen, 
verzinkt  worden.  Ueber  die  Bewährung  kann  aber  wegen  der 
kurzen  Zeit  noch  kein  Urteil  abgegeben  werden. 

Von  den,  dem  Eisen  gegenüber  edleren  Metallen  kommt  für 
Ueberzüge  zunächst  das  Blei  in  Frage.  Das  Blei  kann  entweder 
im  Feuerbade  oder  durch  Spritzen  aufgetragen  werden.  Es  wird 
—  beispielsweise  von  Herstellern  von  Blechschornsteinen  —  be- 
hauptet, daß  der  Bleiüberzug  gegen  Rauchgase  einen  besonders 
kräftigen  Widerstand  biete;  Angaben  von  unbeteiligter  Seite  hat 
Verfasser  nicht  erhalten  können.  Immerhin  könnte  das  Blei 
wegen  seiner  bekannten  Unempfindlichkeit  gegen  bestimmte 
Säuren  vielleicht  berufen  sein,  einen  wichtigen  Platz  beim  Schutz 
des  Eisens  einzunehmen.  Eingehende  Versuche  hiermit  würden 
also  mehr  als  mit  anderen  Metallen  zu  empfehlen  sein. 

Als  weitere  Metalle  für  Schutzüberzüge  wären  Kupfer,  Zinn, 
.\luminium  zu  nennen.  Bei  den  hohen  Preisen,  die  zurzeit  noch 
für  diese  Metalle  gelten,  kann  an  ihre  Benutzung  für  derartige 
Zwecke  nicht  gedacht  werden;  immerhin  wird  ihre  Verwendung 
für  Anlagen  besonderer  Art  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen 
sein.  Der  Vorschlag  Schächteries,  versuchsweise  Eisen,  das  den 
Rauchgasen  stark  ausgesetzt  ist,  zu  verzinnen,  wird  also  in 
Zeiten  mit  günstigeren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  neu  ge- 
prüft werden  dürfen. 

Der  Vollständigkeit  wegen  sei  noch  der  Ueberzug  mit  reinem 
Eisen  erwähnt,  der  im  ,, Eisenbau,  1915"  kurz  besprochen  wird. 
Ein  solcher  elektro-chemisch  aufgetragener  Ueberzug  soll  an- 
geblich ebenso  schützend,  wie  ein  Ueberzug  aus  Zink  sein,  weil 
er  gleich  diesem  elektropositiv  gegenüber  dem  Eisen  ist.  Die 
Möglichkeit,  daß  bei  Beschädigungen  durch  den  elektrischen 
Strom  nur  die  Deckschicht  angegriffen  wird,  wird  zwar  nicht 
bestritten  werden  können,  es  steht  aber  zu  befürchten,  daß  die 
Deckschicht  aus  reinem  ungeschützten  Eisen  ebenso  schnell 
rosten  wird,  wie  sonstiges  Eisen,  daß  also  der  Mantel  für  das 
tragende  Eisen  bald  genug  unfähig  sein  wird,  die  ihm  zuge- 
dachte Aufgabe  zu  erfüllen.  _       ^  _   


F.  Ueberzüge  aus  Beton. 

1.  Zweck,  Grenzen  der  Anwendbarkeit. 
Ein  Ueberzug,  der  im  Brückenbau  bisher  nur  wenig,  im 
Hochbau  aber  dafür  um  so  ausgiebiger  verwendet  worden  ist, 
ist  der  aus  Zementmörtel.  Die  Einschließung  eiserner  Bauteile  in 
Zementmörtel  oder  Beton  kann  zweifellos  in  vielen  Fällen  einen 
vollkommenen  Schutz  gegen  Einflüsse  der  Luft,  der  Feuchtig- 
keit und  der  Rauchgase  bieten.  Träger,  die  nicht  zu  heftigen 
Stößen  ausgesetzt  sind,  die  auch  bei  Vollbelastung  keine  erheb- 
lichen Durchbiegungen  erfahren,  können  durch  allseitige  Ein- 
hüllung in  Beton  den  äußeren  Einflüssen  soweit  entrückt  wer- 
den, daß  von  einer  Unterhaltungsarbeit  nicht  mehr  die  Rede  zu 
sein  braucht.  Ein  unter  Umständen  schwerwiegender  Nachteil 
dieses  Verfahrens  besteht  allerdings  darin,  daß  das  Eisen  dem 
überwachenden  Auge  ganz  und  gar  entzogen  wird.  Wenn  Niete 
lose  werden,  Knotenbleche  einreißen   oder  andere  Mängel  auf- 
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treten,  die  bei  sorgfältiger  Aufsicht  sonst  noch  zu  rechter  Zeit 
entdeckt  und  behoben  werden  könnten,  so  werden  solche 
Schäden  am  eingehüllten  Eisen  leicht  verborgen  bleiben,  bis  der 
völlige  Bruch  eines  wichtigen  Teils  eingetreten  ist.  Nicht  zu 
unterschätzen  ist  auch  die  Vergrößerung  des  Eigengewichts,  die 
mit  diesem  Verfahren  verbunden  ist.  Ueberzüge  von  weniger 
als  4  cm  Stärke  wird  man  nicht  wählen  können,  wenn  das  Bau- 
werk von  Rauchgasen  umspült  wird,  was  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  zutreffen  wird,  weil  gerade  diese  Gefährdung  zumeist  den 
Grund  zu  der  Ummantelung  geben  wird.  (Ueber  die  Stärke  sol- 
cher_  Schutzmäntel  vergleiche  auch  Schächterle  und  den  von 
ihm  im  Auszug  wiedergegebenen  Bericht  von  Professor  Klaudy.) 
Das  G  ewicht  des  aufgetragenen  Putzes  wird  bei  solcher  Stärke 


In  der  Eisenbahnsache  erkenne  ich  eine  Wohltat  für  die 
Menschheit  und  will  mi-'h  ihr  emstlich  widmen,  so  gut 
ich's  vermag.  Wir  wundern  uns  schon  jetzt,  wie  maa 
ohne  dieselbe  sich  solang-e  beheifcn  konnte. 

(Karl  Anton  Henschel  am  i6.  4.  1833) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Das  Wiesbadener  Abkommen  Rathenau-Loucheur  vom  6.  und 
7.  Oktober    1921    und   die  Rück-   und   Ersatzlieferung  von 
Eisenbahnmaterial. 

Da  augenblicklich  wieder  die  Frage  der  Sachleistungen  an 
Stelle  von  Reparationszahlungen  im  Vordergrund  des  Inter- 
esses steht,  dürfte  eine  Betrachtung  des  Wiesbadener  Abkom- 
mens zwischen  Rathenau  und  Loucheur  vom  6.  und  7.  Oktober 
1921  zeitgemäß  sein,  wobei  die  Vereinbarungen,  die  das  Eisen- 
bahnmaterial betreffen,  genauer  behandelt  werden  sollen. 

Die  Artikel  231—244  des  Versailler  Vertrages  vom 
28.  Juni  1919  enthalten  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die 
Reparationen.  Den  Gesamtbetrag  der  Schäden,  hinsichtlich  deren 
Deutschland  Ersatz  schuldet  (Artikel  232  Absatz  2),  hat  die 
Reparationskommission  am  27.  April  1920  auf  132  Milliarden 
Goldwert  festgesetzt.  Hinzu  tritt  die  belgische  Schuld 
(Artikel  232  Absatz  3).  Artikel  238  Absatz  1  verpflichtet 
Deutschland  zur  Zurückgabe  der  fortgenommenen  „Gegenstände 
aller  Art  .  .  .  sofern  es  möglich  ist,  sie  im  Gebiete  Deutschlands 
oder  seiner  Bundesgenossen  festzustellen".  Auf  Grund  dieser 
Bestimmung  forderte  die  Reparationskommission  Erstattung  des 
gesamten  während  des  Krieges  von  Deutschland  in  den  alliierten 
Ländern  erbeuteten  Eisenbahnmateiials.  Die  ,, Beutewagen" 
wurden  in  deutschen  Eisenbahnwerkstätten  und  Privatwerken  in 
„übergabefähigen"  Zustand  gesetzt,  auf  bestimmten  Bahnhöfen 
gesammelt,  und  von  dort  den  Uebergabebahnhöfen,  auf  denen 
die  Annahme  erfolgt,  zugeführt.  Die  allgemeinen  Verhandlun- 
gen über  den  Ersatz  der  Geldverpflichtungen  durch  Sachleistun- 
gen führten  dazu,  auch  die  Zurückgabe  des  Beutematerials  im 
Rahmen  der  allgemeinen  Reparationsleistungen  zu  behandeln. 
Diese  Rückerstattungen  nach  Artikel  238  dürfen  jedoch  Deutsch- 
land gemäß  Artikel  243  nicht  gutgeschrieben  werden. 

Infolge  der  Unmöglichkeit,  ausreichende  Reparationszah- 
lungen in  bar  zu  leisten,  schien  das  Interese  aller  Beteiligten 
dahin  zu  gehen,  die  Geldverpflichtungen  möglichst  durch  Sach- 
leistungen zu  ersetzen.  Bereits  die  Denkschrift  der  Deutschen 
Friedensdelegation  vom  29.  Mai  1919  weist  auf  diesen 
Weg  hin,  auch  die  Anträge  der  deutschen  Vertreter  in  S  p  a  a 
bewegten  sich  in  gleicher  Richtung.  Die  nähere  Erörterung 
dieser  Fragen  in  den  am  16.  Dezember  1920  in  Brüssel  be- 
ginnenden Sachverständigenberatungen  erschien  anfangs  aus- 
sichtsreich, wurde  jedoch  ergebnislos  durch  die  Pariser  Be- 
schlüsse vom  29.  Januar  1921,  in  denen  die  Alliierten  selbst 
ein  finanzielles  Reparationsprogramm  aufstellten.  Das  Lon- 
doner Ultimatum  hielt  am  Grundsatz  der  Geldverpflich- 
tungen Deutschlands  fest.  Am  7.  März  1921  wurden  in  London 
die  Sanktionen  verkündet,  um  Deutschland  unter  die  Pariser 
Beschlüsse  zu  beugen,  welche  die  Reparationszahlungen,  deren 
Garantierung  durch  die  Zölle  und  etwaige  Beschlagnahmungen 
zum  Gegenstand  hatten.  Aus  den  Wiedergutmachungssanktionen 
werden  Zwangsmittel  für  den  gesamten  Inhalt  und  Umfang  des 
Friedensvertrages. 

In  der  Sitzung  des  Obersten  Rates  vom  14.  August  1921  er- 
folgte ein  Umschwung.  Die  Verhandlungen,  die  zwischen  dem 
deutschen  Reichsminister  für  Wiederaufbau  Dr.  Rathenau  und 
dem  französischen  Minister  der  befreiten  Gebiete  Loucheur  im 
August  1921  begonnen  wurden,  führten  am  6.  und  7.  Oktober 
1921  zu  dem  sogenannten  Wiesbadener  Abkommen. 
Dieses  besteht  aus  zwei  Hauptteilen:  I.  Den  Protokollen  vom 
6.  Oktober  betreffend  deutsche  Sachleistungen  an  Frankreich, 
und  II.  vom  7.  Oktober  betreffend  die  Rücklieferungen  und  die 
Vieh-  und  Kohlenlieferungen  an  Frankreich.  Dem  ersten  Pro- 
tokoll liegt  ein  Memorandum  über  die  Durchführung  sowie  die 
Anrechnung  und  Bezahlung  der  Sachleistungen  bei,  das  eine 
aus  12  Artikeln  bestehende  Anlage  hat,  nämlich  den  Entwurf 
eines  Abkommens  zwischen  den  zu  bildenden  deutschen  Organi- 
sationen   der    Sachleistungsverbände    und    den  französischen 


leicht  dasjenige  des  zu  schützenden  Eisens  erreichen.  Eine  Ver- 
doppelung des  Eigengewichts  des  Tragwerks  wird  aber  bei  jedem 
Brückensystem  von  einer  gewissen  Spannweite  an  die  Verwen- 
dung dieses  Schutzmantels  unmöglich  machen.  Innerhalb  der 
gegebenen  Grenzen  muß  aber  die  Einhüllung  in  Beton  unter  den 
oben  entwickelten  Voraussetzungen  als  ein  wichtiges  Mittel  zur 
Erhaltung  sonst  schwer  zu  schützender  Bauwerke  gelten.  Wenn 
die  Ummantelung  von  vornherein  vorgesehen  wird,  empfiehlt  es 
sich,  das  Eisen  ohne  Oelanstrich  anliefern  und  zum  Schutz  gegen 
Verrosten  während  des  Baues  im  Werk  mit  einem  Anstrich  von 
Zementmilch  versehen  zu  lassen,  damit  der  Zementputz,  wie  bei 
Eisenbeton,  in  feste  Verbindung  mit  dem  Eisen  tritt. 

(Fortsetzung  folgt.) 


Der  Techniker,  der  nach  einem  .Muster  sich  richtet,  bleibt 
bald  hinter  seiner  Zeit  zurück,  und  Zurückbleiben  ist  in 
der  Technik  gleichbedeutend  mit  nutzlos  oder  schädlich 
werden.  (Max  Maria  von  Weber) 


Organisationen  der  Reparationsberechtigten.  Außerdem  gehört 
zu  diesem  Protokoll  noch  ein  Notenwechsel  vom  7.  Oktober, 
durch  welchen  dieser  Entwurf  in  einem  wichtigen,  die  Anrech- 
nung der  Sachleistungen  betreffenden  Punkte  ergänzt  wird.  Dem 
zweiten  Protokoll  ist  eine  Vereinbarung  bei- 
gefügt, die  in  4  Kapiteln  Bestimmungen  über  die  Leistungen 
von  Industriematerial,  von  rollendem  Eisenbahn- 
material, von  Tieren  und  von  Kohlen  enthält.  Das  dritte 
Kapitel  hat  4  Anlagen,  die  sich  auf  die  Lieferung  von  Pferden, 
Rindern,  Schafen  und  Bienenvölkern  beziehen.  Dem  vierten 
Kapitel  ist  als  Anlage  der  Entwurf  eines  Abkommens  zwischen 
dem  Büro  der  zerstörten  Kohlengruben  und  dem  rheinisch-west- 
fälischen Kohlensyndikat  über  die  Ausführung  und  Bezahlung 
der  Kohlentransporte  beigefügt. 

Ueber  rollendes  Eisenbahnmaterial  ist  folgendes 
vereinbart  worden:  Es  wird  ausgegangen  von  dem  Stand  der 
Rücklieferungen  (Restitutionen)  vom  1.  Juli  1921  (Artikel  238). 
Die  noch  ausstehenden  Lieferungen  werden  abgelöst  durch 

1.  Rücklieferung  (Restitution)  von  6200  französischen  Beute- 
wagen (Personen-  und  Güterwagen)  in  gutem  Unterhal- 
tungszustande. Französische  Ersatzteile  werden  von  fran- 
zösischen Eisenbahnverwaltungen  im  Austausch  gegen  ent- 
sprechende deutsche  Teile  geliefert.  Der  Unterbau  der 
Wagen  ist  nach  dem  Ursprungsmodell  wiederherzustellen, 
also  die  von  Deutschland  eingebaute  durchgehende  Zug- 
stange zu  entfernen.  Die  Zahl  6200  entspricht  dem  Teil  der 
Beutewagen,  der  noch  wirtschaftlich  ausgebessert  werden 
kann,  vermindert  um  die  Zahl  der  bis  zum  1.  Juli  1921  bereits 
übergebenen  Wagen. 

2.  Lieferung  von  4500  neuen  französischen  Güterwagen  zu  20 
und  40  t  nach  bestimmtem  Verteilungsschlüssel  nach  fran- 
zösischen Plänen  und  Angaben  unter  französischer  Bauüber- 
wachung (zu  Lasten  Deutschlands)  nach  französischen  Vor- 
schriften. Lieferfristen  usw.  werden  durch  eine  besondere 
Kommission  bestimmt.  Diese  neuen  4500  Wagen  sind  der 
Ersatz  für  die  Wagen,  die  nicht  mehr  ausgebessert  werden 
können,  für  die  in  Deutschland  nach  dem  Waffenstillstand 
verschrotteten  Wagen  und  für  die  Wagen,  die  sich  im  Gebiet 
der  ehemaligen  Verbündeten  Deutschlands  befinden.  Ein 
neuer  Wagen  ersetzt  („substituiert")  auf  diese  Weise 
3% — 5%  der  zu  „restituierenden"  Beutewagen,  je  nachdem 
man  die  Zahl  der  deutschen  Beutewagen  geringer  (nach 
deutscher  Zählung)  oder  höher  (nach  französischer  Zäh- 
lung) zugrunde  legt. 

Durch  diese  Lieferungen  wäre  der  Artikel  238  des  Friedens- 
vertrages betreffend  die  Restitution  von  rollendem  Material  an 
Frankreich  erfüllt.  Ob  es  in  dieser  Form  dazu  kommt,  ist  zwei- 
felhaft, da  die  Abmachungen  von  Frankreich  wegen  der  be- 
kannten Widerstände  im  Lande  noch  nicht  ratifiziert  sind. 

Dr.-Ing.  Steuernagel. 

Eine  Verkehrskonferenz  in  Belgrad  hat  kürzlich  zwischen 
der  Tschechoslowakei,  Rumänien.  Polen  und  Jugoslawien  statt- 
gefunden. Es  wurden  die  Verkehrsbeziehungen  der  Länder  zu 
einander  erörtert  und  schriftliche  Berichte  über  die  Verkehrs- 
mittel der  Staaten  ausgetauscht.  Es  ist  eine  Nachprüfung  der 
einzelnen  Verkehrsvorschriften  in  Aussicht  genommen,  um  Un- 
regelmäßigkeiten im  Uebergangsverkehr  zu  beheben. 

=G1=  Geplante  Verbindungsbahnen  in  den  Vogesen.  Vor 

dem  Kriege  verhinderten  strategische  Rücksichten,  die  zahl- 
reichen Stichbahnen  von  deutscher  und' französischer  Seite  in  den 
Vogesen  zu  verbinden.  Die  einzigen  Durchgangslinien  waren  im 
Norden  Paris— Nancy— Straßburg  und  im  Süden  Paris —  Beifort 
— Mühlhausen.  Die  Verbindung  Münster — Gerardmer  über  den 
Schluchtpaß  durch  eine  elektrische  Straßenbahn  von  beiden  Sei- 
ten bis  zur  Grenze  hatte  nur  für  Touristen  Bedeutung,  war  aber 
\-om  allgemeinen  \'erkehrsstandpunkte  aus  ohne  Belang.  (Vgl. 
Abb.)     Bald  nach  Kriegsende  sind  nun  unter  dem  Aushänge- 
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Schild  „Durchstechung  der  Vogesen"  eine  Anzahl  Pläne  auf- 
getaucht, die  beidenseitigen  Stichbahnen  zusammenzuschließen. 
Die  bequemste  Verbindung  ist  die  von  St.  Die  nach  Saales— 
Schirmeck— Straßburg.    Nach  neusten  Berichten  ist  die  Ausfüh- 


yopha/tdene  Linien  ^ +  + ^bestehende  Stmsseniaärun 

ffeselzäch  genehmigt  geplante        »  » 

bestellende  ßaupstraeksn. 


rung  gesichert.  Diese  Linie  und  Bussang— Wesserling  sind  durch 
Gesetz  vom  März  1920  genehmigt.  Im  September  1921  ist  m 
Kolmar  ein  Kongreß  veranstaltet  worden,  der  über  weitere  Ent- 
würfe beraten  sollte.  Von  ihm  wurde  der  gleichzeitige  Bau  der 
Linien  St.  Die— Ste.  Marie  und  Lornimont— Metzerai  befür- 
wortet, deren  Baukosten  auf  35  000  000  Fr.  zu  stehen  komrnen 
werden.  Vorausgesetzt  worden  ist  dabei  elektrischer  Betrieb, 
weil  er  stärkere  Steigungen  als  Dampfbetrieb  zuläßt,  so  daß  man 
die  Vogesen  in  größerer  Höhe  überschreiten  und  Tunnel  mög- 
lichst ersparen  kann.    (Railw.  Journ.,  25.2.22.) 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Geheimrat  Heinrich  Vögele,  der  langjährige  Inhaber  und 
Leiter  der  heutigen  Joseph  Vögele  A.-G.,  beging  am  31.  Januar 
dieses  Jahres  seinen  70.  Geburtstag.  Aus  diesem  Anlaß  sind  an- 
gesichts der  Bedeutung  seiner  Persönlichkeit  folgende  Daten 
aus  Heinrich  Vögele's  erfolgreicher  Lebensarbeit  von  beson- 
derem Interesse.  Im  Jahre  1852  in  Mannheim  als  Sohn  des 
Gründers  der  Firma  Vögele  geboren,  empfing  er  seine  Ingenieur- 
ausbildung auf  der  Technischen  Hochschule  in  Karlsruhe.  Im 
Jahre  1870  nahm  er  als  Kriegsfreiwilliger  teil  arn  Kriege  und 
zwar  als  Angehöriger  des  Badischen  Dragoner-Regiments  Nr.  21. 
Bald  nach  Beendigung  des  Krieges  vollendete  er  sein  Studium  in 
Karlsruhe  und  trat  als  Stütze  des  Vaters  in  die  damals  noch  in 
dem  Stadtinncrn  Mannheims,  dem  Quadrat  Q  7.  gelegene  Fabrik 
ein.  Mit  seltenem  Fleiß  und  nie  erlahmender  Energie  machte  er 
sich  an  seine  Lebensaufgabe.  Am  1.  September  1874  wurde  er 
als  Teilhaber  in  die  Firma  aufgenommen.  Die  wachsende  Aus- 
dehnung der  Fabrik  erforderte  im  Jahre  1874  eine  Verlegung  der- 
selben aus  der  Stadt  nach  dem  Neckarauer-Uebergang.  Von  Jahr 
zu  Jahr  vergrößerte  er  das  Werk  und  erhöhte  die  Leistungs- 
fähigkeit desselben,  wobei  er  sein  besonderes  Augenmerk  der 
Vervollkommnung  der  in  der  Hauptsache  fabrizierten  Weichen, 
Drehscheiben  und  Stellwerkseinrichtungen  zuwandte,  so  daß  seine 
Firma  mit  ihren  Konstruktionen  bahnbrechend  wirkte-  und  ihr  an 
der  Gestaltung  unseres  Eisenbahn-Oberbaues  ein  sehr  tätiger 
und  bemerkenswerter  Anteü  zukommt.  So  nahm  das  Werk  auch 
teil  an  dem  damals  im  Vordergrund  des  Interesses  stehenden  Bau 
der  Schwarzwaldbahn,  wie  überhaupt  die  90er  Jahre  der  Firma 
sodann  einen  großen  Aufschwung  brachten,  so  daß  die  Erzeug- 
nisse des  Werkes  überall  im  Ausland  Anklang  fanden  und  einen 
eltruf  erlangten.  Im  Jahre  1907  wurde  er  zum  Kommerzien- 
rat,  1914  zum  Geheimen  Kommerzienrat  ernannt.  Seit  1895  war 
Heinrich  Vögele  alleiniger  Besitzer  der  Firma.  Im  Jahre  1912 
vereinigte  er  die  seit  mehreren  Jahrzehnten  bestehende  Mann- 


heimer Eisengießerei  und  Maschinenbau-A.-G.  mit  seinem  Werke 
und  dehnte  dadurch  das  Fabrikationsgebiet  ganz  wesentlich  aus. 
Außer  auf  seinem  eigentlichen  Arbeitsgebiet  ist  Heinrich  Vögele 
auch  in  sonstigen  Gebieten  stets  ein  eifriger  Förderer  des  tech- 
nischen und  industriellen  Fortschrittes  gewesen.  Lange  Jahre 
war  er  im  Verband  der  Metallindustriellen  Nordbadens  mit- 
tätig, in  den  Jahren  1902  bis  1903  als  Vorsitzender.  Auch  hat  er 
trotz  seiner  starken  Inanspruchnahme  lange  Jahre  hindurch  Zeit 
gefunden,  die  Vorstandsgeschäfte  der  Sektion  Baden  der  Süd- 
deutschen Eisen-  und  Stahl-Berufsgenossenschaft  zu  führen. 
Einen  ganz  besonderen  Anteil  hat  er  ferner  stets  als  langjähriger 
stellv.  Aufsichtsrats-Präsident  der  Firma  Benz  an  dem  großen 
Aufstieg  dieser  Firma  genommen.  Ebenso  hat  Heinrich  Vögele 
als  einer  der  ersten  die  Bedeutung  des  Zeppelinschen  Luftschiff- 
baues erkannt  und  als  Aufsichtsratsmitglied  der  „Delag"  die  Un- 
ternehmen Zeppelins  durch  Jahre  hindurch  eifrigst  gefördert  und 
als  Mitglied  der  technischen  Abnahmekommission  fast  sämtliche 
ersten  Fahrten  der  verschiedenen  Luftschiff-Typen  mitgemacht. 
Lange  Jahre  war  er  Mitglied  der  ständigen  wirtschaftlichen  Kom- 
mission der  Kolonialverwaltung  und  vom  Jahre  1913  an  Mitglied 
der  Mannheimer  Handelskammer;  während  er  an  dem  finanz- 
wirtschaftlichen Aufbau  Mannheims  als  früheres  Aufsichtsrats- 
mitglied der  ehemaligen  Oberrheinischen  Bank  und  später  als 
Aufsichtsratsmitglied  der  Rheinischen  Creditbank  Mannheim  teil- 
nahm. Im  Jahre  1916  hat  Herr  Geheimrat  Vögele  die  Führung 
des  in  bester  Entwicklung  stehenden  Werkes  seinen  Söhnen  über- 
geben, dagegen  ist  er  heute  noch  in  seltener  Frische  und  Ar- 
beitsfreude als  Aufsichtsratsmitglied  bei  verschiedenen  bedeuten- 
den wirtschaftlichen  Unternehmen  tätig. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Die  neuen  Allgemeinen  Bedingungen  für  Privatgleis- 
anschlüsse sind  dem  Reichsverband  der  deutschen  Industrie  im 
Entwurf  zur  Erörterung  mit  den  Interessenten  zugegangen  und 
im  Abdruck  bei  der  Druckschriftenabteilung  des  Reichsverbandes 
Berlin  W.  10,  Königin-Augusta-Str.  28,  für  8  M.  zu  haben.  Der 
Reichsverband  erbittet  Anträge  und  Anregungen  baldmöglichst 
an  seine  Geschäftsstelle. 

Rauchverbot  und  Hundebahnsteigkarten.  Die  Eisenbahn'- 
verkehrsordnung  enthält  jetzt  eine  Zusatzbestinimung,  wonach 
die  Nichtbeachtung  des  Rauchverbots  in  Nichtrauchabteilen  mit 
einer  Geldbuse  von  20  M.  bestraft  wird.  Diese  strenge  Bestim- 
mung trägt  dem  Umstände  Rechnung,  daß  das  Platzangebot  in 
Rauchabteilen  wohl  für  die  Zahl  der  tatsächlichen  Raucher  aus- 
reichend ist,  nicht  aber  für  diejenigen  Personen,  die  außerdem 
gern  in  Rauchabteilen  fahren,  ohne  selbst  zu  rauchen.  Eine 
auch  nur  ganz  oberflächliche  Statistik  würde  hierüber  bald  Klar- 
heit schaffen  und  zweifellos  zu  einer  Erhöhung  des  Platz- 
angebotes für  Raucher  führen.  Auch  werden  Dienstabteile  ge- 
wöhnlich aus  der  Zahl  der  Rauchabteile  genommen  und  ver- 
ringern dadurch  deren  Anzahl.  Ferner  wird  auch  sonst  in  allen 
Zweifelsfällen  die  Zahl  der  Nichtraucherabteile  günstiger  be- 
handelt. Eine  wesentliche  Milderung  würde  schon  erreichbar 
sein,  wenn  das  Zugpersonal  die  ihm  eigentlich  zustehende  Be- 
wegungsfreiheit in  der  Bemessung  der  Zahl  der  Abteile  besäße. 
Die  Einführung  von  Hundebahnsteigkarten  kann  gelöst  werden, 
denn  ein  verkehrsmäßiger  Grund  für  die  Mitführung  von  Hun- 
den auf  die  Bahnsteige  besteht  nicht. 

Vom  Reichs-Kursbuch  erscheint  am  1.  Juni  eine  neue  Aus- 
gabe zum  Preise  von  75  M.  Bestellungen  nehmen  alle  Post- 
anstalten und  Buchhandlungen  entgegen.  Wegen  der  Her- 
stellungsschwierigkeiten wird  die  Auflage  vorsichtig  bemessen, 
also  frühzeitige  Bestellung  empfohlen. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

"  Pressestimmen  über  die  Reichsbahn.  Vor  wichtigeren 
inner-  und  außerpolitischen  Fragen  ist  das  trotzdem  nach  wie 
vor  starke  Interesse  der  Oeffentlichkeit  an  der  Neugestaltung 
der  Reichsbahnverwaltung  in  den  Aeußerungen  der  Presse  zu- 
rückgedrängt worden.  Von  Seiten  der  Industrie  ist  es  immer 
wieder  der  ehemalige  Eisenbahner  Geh.  Reg. -Rat  Dr.  Quaatz, 
der  das  Wort  zu  Erwiderungen  auf  Aeußerungen  von  Seiten  der 
Verwaltung  ergreift.  Die  im  Februarheft  der  Zeitschrift  Recht 
und  Wirtschaft  durch  den  Reichsverkehrsminister  Groe- 
ncr  gemachten  Ausführungen  über  „D  i  e  n  e  u  e  Reichs- 
b  a  h  n",  in  denen  er  für  die  wirtschaftliche  und  staatsrechtliche 
politische  Selbständigkeit  unter  Wahrung  des  Staatsbetriebes 
der  Bahnen  eintritt  und  das  kommende  Reichsbahnfinanzgesetz 
und  Eisenbahnarbeitzeitgesetz  als  die  Grundlage  der  Reform  be- 
zeichnet, sind  im  Märzheft  derselben  Zeitschrift  von  Dr.  Quaatz 
heftig  angegriffen  worden.  Unter  der  Ueberschrift:  Die  Kata- 
strophe im  deutschen  Verkehrsleben  kritisiert  er 
die  durch  das  geplante  Eisenbahnfinanzgesetz  geplante  Reform. 
Er  glaubt,  daß  die  vom  Reichsverkehrsministerium  eingeschlage- 
nen Wege  Deutschland  finanz-  und  volkswirtschaftlich  in  die 
Irre  führen  werden. 
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16.  Jahrgang.    Heft  16/17.    27.  flpril  1922 


Ein  „Das  Versagen  der  Reichsbahn"  überschrie- 
bcner  Artikel  aus  der  Feder  des  Ministerialrat  Dr.  Ing.  Teck- 
lenburg, in  dem  er  für  eine  Planwirtschaft  im  Verkehr  ein- 
tritt und  darauf  hinweist,  daß  die  Größe  des  Verkehrs  nicht 
wesentlich  mehr  hinter  dem  Friedensstand  zurücksteht,  während 
der  Apparat  zu  seiner  Bewältigung  nicht  auf  der  gleichen  Höhe 
gehalten  werden  konnte,  hat  zu  einer  Auseinandersetzung  mit 
Dr.  Quaatz  in  der  Täglichen  Rundschau  geführt,  da  dieser  die 
von  Tecklenburg  angeführten  Zahlen  angegriffen  hat. 

Einige  von  einem  Assessor  Dr.  Münzberg  im  Tag  ge- 
machten Ausführungen  unter  der  Ueberschrift  ,,D  i  e  Reichs- 
e  i  s  e  n  b  a  h  n"  geben  nichts  Neues  und  lassen  den  (Innul  ihrer 
Veröffentlichung  nicht  recht  erkennen. 

Noch  kurz  vor  Beginn  der  Konferenz  in  (jenua  ist  der 
Reichsverband  der  Deutschen  Industrie  mit 
einem  Gutachten  zur  deutschen  Eisenbahnfrage  herausgekonunen, 
an  dem  Unterstaatssekretär  a.  D.  Franke,  der  ehem.  General- 
direktor der  Siemens-Schuckert-Werke  Henrich,  der  Geh.  Bau- 
rat Martiny,  Geh.  Reg. -Rat  Dr.  Quaatz  und  Eisenbahn-Direk- 
tions-Präs, a.  D.  K.  von  S  c  h  a  e  w  c  ii  mitgearbeitet  haben.  Das 
(Gutachten  betont  eine  verkehrsdrosselnde  Politik  der  jetzigen 
Verwaltung  und  spricht  von  einem  Ueberschuß  an  Personal  in 
der  Höhe  von  etwa  250  000  Köpfen.  Weder  das  Arbeitszeitgesetz 
könne  eine  durchgreifende  Personalersparnis  bringen,  noch  sei 
das  Eisenbahnfinanzgesetz  dazu  angetan,  die  notwendige  Inten- 
sivierung und  Rationalisierung  zu  bringen.  Die  Eisenbahnfinan- 
zen könnten  nicht  vom  Reichshaushalt  getrennt  werden,  solange 
die  Eisenbahnen  Eigentum  des  Reichs  seien,  ebensowenig  wie  bei 
diesem  Zustande  die  Entpolitisierung  möglich  wäre.  Deshalb 
wäre  eine  Ueberführung  der  Reichsbahn  in  das  Privatkapital 
nicht  zu  umgehen  und  zwar  wird  als  Form  eine  gemischt- 
wirtschaftliche Aktien  - Gesellschaft  vorgeschla- 
gen. Die  Hauptträger  der  ,,Reichsbahngescllschaft" 
sollen  die  Berufsstände:  Landwirtschaft,  Handel,  Banken,  In- 


dustrie und  Handwerk,  das  Reich,  die  Länder,  die  Kommunen 
und  (iewerkschaften,  die  Beamiten  und  Arbeiterschaft  der  Reichs- 
bahn sein.  Bei  der  Gewinnverteilung  sollen  Reich  und  Länder 
besonders  bedacht  werden.  Der  Vorstand  der  Gesellschaft  soll 
aus  einem  fünfköpfigen  Zentraldirektorium  und  einem 
erweiterten  Vorstand  bestehen,  dem  auch  die  Vorsitzen- 
den der  Generaldirektionen  angehören.  Diese  sollen  selbständig 
wirtschaften,  eine  eigene  Bilanz  aufmachen  und  in  Personal-  und 
Beschaffungsangelegenheiten  freie  Verfügungsgewalt  haben.  Für 
eine  Uebergangszeit  soll  dem  Reich  die  Tarifhoheit  fast  ganz 
genommen  werden,  später  soll  es  das  Recht  haben,  unbillig  er- 
scheinende Tariferhöhungen  anzufechten  und  sie  dem  Reichs- 
wirtschaftsgericht zur  Entscheidung  zu  unterbreiten.  Die  Be- 
amtenrechte sollen  gewahrt  werden,  jedoch  wird  die  Möglichkeit 
offen  gehalten,  überflüssige  Beamte  eine  Zeitlang  mit  vollem  Ge- 
halt und  daran  anschließend  mit  %  des  Gehalts  zur  Ruhe  zu 
setzen.  Die  künftige  Beamtenpolitik  soll  sich  auf  Privatdienst- 
vertrag und  Leistungsentlohnung  aufbauen. 

Das  Kapital  der  Gesellschaft  ist  auf  5  Milliarden  Mark  vor- 
Rcsehen.  Für  einmalige  Investitionen  werden  800  bis  900  Millio- 
nen und  für  Betriebszuschüsse  in  erster  Zeit  eine  Summe  von 
rund  500  Mill.  (ioldmark  veranschlagt.  Die  Vorzugsdividende 
für  die  Anteilseigner  soll  6  v.  H.  betragen;  der  weitere  Ueber- 
schuß soll  zur  Hälfte  auf  Reich  und  Eisenbahnländer  und  zur 
Hälfte  auf  Anteilseigner  verteilt  werden. 

Die  Stellung,  die  der  Reichsverkehrsminister  zu  diesen  Vor- 
schlägen  einnehmen  wird,  bleibt  abzuwarten.  Sie  dürften  wohl 
nicht  ohne  weiteres  verworfen  werden  können.  Schon  der  Um- 
stand, daß  der  ehemalige  Präsident  von  Schaewen  an  diesem 
Entwurf  mitgearbeitet  hat  und  gleichzeitig  Vorsitzender  eines 
vom  Minister  berufenen  Organisationsausschusses  zur  Reform 
des  Eisenbahnwesens  ist,  läßt  den  Gedanken  aufkommen,  daß  ge- 
wisse Berührungspunkte  dieses  Entwurfs  mit  den  Ergebnissen 
der  Ausschußberatungen  zu  erwarten  sein  werden. 


Es  steckt  viel  Menscliliches  in  einem  Ingenieur,  was  die 
Welt  außer  unseren  Kreisen  erst  noch  zu  lernen  hat. 

(Ma.x  Evth:  Poesie  und  Technik. i 
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Keine  (.iewißheit  dort,  wo  man  nicht  eine  der  mathema- 
tischen Wissenschaften  anzuwenden  vermag,  oder  bei 
dem,  was  nicht  mit  dieser  Jlathematik  verbunden  werden 
kann.  (Leonardo  da  Vinci.) 


Jahreshauptvertretertag  Vereistech  und  Reichsvereistech  am 
2.  April  1922,  vormittags  9  Uhr,  im  Sitzungssaal  des  Anhalter 
Bahnhofes  zu  Berlin.  Es  sind  vertreten  15  Bezirke  von  Vereistech 
Preußen-Hessen  durch  27  Vertreter  mit  58  Stimmen,  unvertreten 
5  Bezirke,  2  Reichsvereistech-Landesgruppen  durch  4  Vertreter 
mit  18  Stimmen,  unvertreten  2  Landesgruppen;  außerdem  an- 
wesend 9  Mitglieder  des  Hauptvorstandes.  —  Eröffnung  9.30  Uhr 
durch  den  Ersten  Vorsitzenden. 

1.  Der  Erste  Vorsitzende  erstattet  den  nachstehenden 
Jahresbericht:  1.  Hauptvorstandssitzungen. 
Der  Hauptvorstand  trat  in  den  seit  dem  letzten  Jahresvertreter- 
tag vom  3.  Mai  1921  verflossenen  11  Monaten  zu  41  Vorstands- 
sitzungen zusammen.  Die  Sitzungen  vom  16.  Juni  1921,  16.  Sep- 
tember 1921  und  16.  Januar  1922  waren  solche  des  erweiterten 
Hauptvorstandes,  unter  Beteiligung  der  Bezirksgruppen,  zur  Be- 
ratung besonders  wichtiger  Angelegenheiten.  (Frage  der  Amts- 
bezeichnung, des  Reichsbundes  höherer  Beamten,  der  Reichs- 
gewerkschaft, des  Verbandes,  sowie  Vorbereitung  der  Vertreter- 
tage des  Verbandes.) 

2.  Verstorbene  Alitglieder  von  Vereistech  n. 
Im  Laufe  des  vergangenen  Geschäftsjahres  sind  folgende  Mit- 
glieder (Vereistech  Preußen-Hessen)  gestorben:  Oberbaurat  Otto 
L  e  h  m  a  n  n  -  Breslau;  Reg.-Baurat  Otto  Goldschmidt- 
Königsberg  (Pr.);  Geh.  Baurat  a.  D.  G  u  t  z  e  i  t  -  Potsdam;  Geh. 
Baurat  a.  D.  Eugen  J  e  r  a  n  -  Berlin-Zehlendorf-West;  Reg. -Bau- 
meister Paul  Grell-  Lingen  a.  d.  E.;  Reg.-Baurat  Gustav  T  h  i  - 
mann- Altona;  Reg.-Baurat  Christian  P  r  i  o  r  -  Köln-Deutz; 
Reg.-Baurat  Otto  G  u  e  r  i  c  k  e  -  Hannover ;  Reg.-Baurat  Hein- 
rich M  i  c  k  e  I  -  Wetzlar;  Reg.-Baurat  C  o  h  n  -  Eberswalde ;  Geh. 
Baurat  F  u  h  r  b  e  r  g  -  Hannover;  Reg.-Baurat  Johannes  Seif- 
f  e  r  t  -  Erfurt.  Die  Versammlung  ehrte  die  Verstorbenen  durch 
Erheben  von  den  Plätzen. 

3.  Mitgliederbewegung.  A)  Preußen-Hessen: 
Der  Bestand  an  Mitgliedern  zu  Beginn  des  Berichtsjahres  belief 

sich  auf  1233 

Zugang  •    •    ■  34 

Zusammen  1267 

Abgang: 

a)  durch  Austrittserklärungen  13 

b)  durch  Tod  •    12  25 

Also  Mitgliederbestand  am  1.  Januar  1922   '.    ■  1242 

die  sich  wie  folgt  verteilen: 

a)  planmäßige  Beamte   1149 

b)  Regierungsbauführer   20 

c)  ehemalige  höhere  technische  Beamte  im  Ruhestande  73 

Zusammen:  1242 


B)  Landesgruppen: 
Baden  100  vollzahlende  Mitglieder, 
6  Mitglieder  im  Ruhestand, 
106  insgesamt. 
Bayern  rund  200  Mitglieder. 
Sachsen  184  vollzahlende  Mitglieder, 
19  Regierungs-Bauführer, 
203  insgesamt. 
Württemberg  125  Mitglieder. 

4.  Unser  Ehrenvorsitzender,  Ministerialdirektor 
B  reusing,  ist  am  1.  Juli  1921  in  den  Ruhestand  getreten,  und 
hat  zugleich  den  Ehrenvorsitz  bei  Vereistech  niedergelegt.  Wir 
haben  ihm  unseren  Dank  für  seine  Förderung  der  Technik  und 
die  Wahrung  ihrer  Belange  ausgesprochen. 

5.  Unsere  Zeitschrift,  die  Verkehrstechnischc 
Woche,  ist  am  1.  Januar  1922  aus  dem  Verlag  Moeser  an  den 
Verlag  der  Guido  Hackebeil  A.  -  G.,  Berlin,  übergegangen. 
Sie  ist  seit  dem  vergangenen  Jahr  nicht  nur  das  Organ  von 
Vereistech  und  vom  Verein  für  Eisenbahnkunde,  sondern  vom 
Reichsbund  höherer  technischer  Beamter.  Ben  angemessener 
Mitarbeit  aller  Kollegen  zweifeln  wir  nicht  an  der  guten  Fort- 
entwicklung des  Blattes.  Wir  nehmen  Bezug  auf  unser  Rund- 
schreiben betr.  tätige  Mitarbeit  an  der  V.  W.  (Bezirksnachrichten- 
blatt 14  vom  14.  Oktober  1921,  Ziff.  4  und  5). 

6.  Bezirks  nachrichtenblatt.  Der  Hauptvorstand 
hat  sich  bemüht,  die  Mitglieder  durch  nach  Bedarf  erscheinende 
Bezirksnachrichtenblätter  über  alle  schwebenden  Fragen  fort- 
laufend zu  unterrichten.  Beginnend  mit  der  Nummer  13  vom 
29.  September  1921  erscheinen  diese  Blätter  nunmehr  in  größerer 
Druck-Auflage. 

7.  Zur  T-age  der  Reichsbahn.  Wir  halten  es  für 
zweckmäßig,  auch  auf  die  allgemeine  Lage  der  Reichsbahn  und 
die  Aufgaben,  deren  Lösung  sich  insbesondere  die  höheren 
technischen  Beamten  zu  unterziehen  hatten,  in  großen  Zügen 
einzugehen,  da  beide  Fragen  mit  den  Zielen  unserer  Vereinigung 
eng  verknüpft  sind. 

Die  reichliche  Beschäftigung  der  Industrie  und  der  sonstigen 
produktiven  Wirtschaftszweige,  verbunden  mit  starken  Acnde- 
rungen  und  Schwankungen  in  den  Verkehrsbeziehungen  im  ver- 
flossenen Jahre  beanspruchten  besonders  den  technischen  Appa- 
rat der  Reichsbahn,  und  das  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Bahnen  m 
der  ersten  Erholung  von  den  Wirkungen  des  Krieges  und  der 
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Nachkriegszeit  standen.  Wenn  trutz  aller  innerer  und  äußerer 
Hemmungen  der  Verkehr  in  einem  Umfange  bewältigt  wurde, 
der  bei  dem  außergewöhnlich  langen  Versagen  der  Wasserstraßen 
und  bei  Würdigung  der  gesamten  Verhältnisse  als  beträchtlich 
anzusehen  ist,  so  ist  dies  zum  wesentlichen  Teil  auf  die  Mit- 
rbeit  der  höheren  technischen  Beamten  zurückzuführen,  die  zur 
(iesundung  der  Reichsbahn  und  zur  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit des  technischen  Apparates  neue  Wege  eingeschlagen 
haben,  deren  bessernde  Wirkimg  allseitig  festzustellen  ist.  Es 
darf  darauf  hingewiesen  werden,  daß  die  allmähliche  Vervoll- 
kommnung der  wissenschaftlichen  Betriebsführung  durch  Er- 
forschung der  Zusammenhänge  zwischen  Betriebsvorgängen  und 
Leistungen  weitere  Fortschritte  gemacht  hat.  Sie  gestattete  das 
richtige  Erkennen  bestehender  Mängel,  und  gab  Grundlagen  zur 
eingehenden  Erfassung  der  für  die  verkehrliche  Nutzarbeit  not- 
v-'endigen  Betriebsarbeit  persönlicher  und  sächlicher  Art.  Im 
Lokomotivdienst  sind  durch  organisatorische  Eingriffe  von  tech- 
nischen Seiten  große  Ersparnisse  gemacht  und  Wege  geöffnet 
worden,  welche  die  Rückkehr  pünktlichen  Zugverkehrs  über- 
haupt ermöglicht  haben.  Am  Ausbau  des  zeitgemäßen  Fahrzeug- 
wesens  durch  Vereinfachung  und  Normung  wird  erfolgreich  ge- 
arbeitet. Auf  dem  Gebiete  des  Werkstättenwesens  ist  eine  groß- 
zügige Neuorganisation  unter  Auswertung  der  bereits  bei  der 
mechanischen  Industrie  gemachten  Erfahrungen  mit  wissen- 
-chaftlicher  Betriebsgrundlagc  eingeleitet,  deren  günstige  Er- 
gebnisse in  der  Erhöhung  der  Arbeitsleistung  der  Belegschaft 
und  der  Stabilisierung  und  teilweisen  Besserung  des  Reparatur- 
standes der  Fahrzeuge  festzustellen  sind.  Auch  auf  dem  Gebiete 
der  Bahnunterhaltung  sind  neue  Maßnahmen  zur  Pflege  des 
wertvollen  Oberbaues  und  zur  Herstellung  eines  guten  Gleis- 
zustandes eingeleitet.  Die  Lösung  der  dauernd  schwierigen  Frage 
der  richtigen  Personalverwendung  hat  in  aer  v/issenschaftlichen 
Durchforschung  aller  technischen  Arbeitsvoigänge  eine  wesent- 
liche Stütze  gefunden,  und  bietet  die  Voraursetzung  zu  einer 
\-ertrauensvollen  Zusammenarbeit  aller  Angestellten  der  Reichs- 
bahn. Dies  sind  in  der  Hauptsache  die  Richtlinien,  nach  denen 
weiter  zu  arbeiten  unsere  Pflicht  ist,  es  erscheint  aber  auch  not- 
wendig, auf  das  bisher  Geleistete  hinzuweisen,  um  die  innere 
Berechtigung  unserer  Bestrebungen  zur  Förderung  unserer 
Stellung  und  unseres  Einflusses  im  Rahmen  des  Gesamtunter- 
nehmens darzutun.  — 

Zu  den  schwebenden  Reichsbahnfragen  haben  wir 
seitens  der  Vereinigung  öffentlich  nicht  Stellung  genommen. 
Lediglich  vom  Standpunkte  des  Staatsbürgers  aus  lehnen  wir 
eine  Neuordnung  der  in  öffentlicher  Verwaltung  befindlichen 
Betriebe  im  Sinne  bedingsloser  Uebergabe  an  das  Privatkapital 
ab.  Wir  sind  aber  überzeugt,  daß  neue  Form  und  neuer  Geist 
die  Reichsbahn  aufbauen  müssen.  Die  schwebenden  Organi- 
sationsfragen haben  wir  innerhalb  der  Vereinigung  zu  fördern 
gesucht,  indem  wir  (Bezirksnachrichtenblatt  Nr.  15  vom  3.  11. 
1921)  unsere  Mitglieder  um  Material  über  Privatbahnen,  aus- 
ländische Bahnen  und  industrielle  Betriebe  angingen.  Von  den 
Herren  Jänicke,  Rohde,  Semmler  und  Classens.erhielten  wir  wert- 
volle Unterlagen  über  die  brasilianischen,  englischen  und  kana- 
dischen Eisenbahnen,  sowie  über  die  Aachener  Kleinbahnen. 

9.  Organisationsausschüsse  des  R.  V.  M.  Ueber 
die  noch  nicht  abgeschlossenen  Arbeiten  der  vom  Reichsverkehrs- 
minister eingesetzten  Organisationsausschüsse  (Ausschuß  Kum- 
bier,  Präsidentenausschuß,  Aemterausschuß,  Zentralamtsausschuß) 
ist  Näheres  nicht  bekannt  geworden.  Durch  eingehenden  Ver- 
gleich des  preußischen  Aemtersystems  mit  dem  süddeutschen 
sind  w  i  r  zu  dem  Ergebnis  gekommen,  daß  auf  den  Eisenbahn- 
direktionen eine  enge  Verbindung  zwischen  Betrieb  und  Verkehr 
durchaus  erforderlich  ist,  daß  jedoch  bei  den  Aemtern  das  preu- 
ßische System  aus  wirtschaftlichen  Gründen  grundsätzlich  fest- 
zuhalten ist.  Bei  einer  Verkleinerung  des  Unterbaues  der  tech- 
nischen Beamten  kann  eine  Besetzung  der  Betriebs-  und  Ma- 
-■chinenämter  nur  mit  Anwärtern  aus  der  mittleren  tech- 
nischen Laufbahn  in  Frage  kommen.  Endgültige  Fassung, 
Reichweite  und  Schicksal  des  Eisenbahnfinanzgesetzes,  dessen 
fünfter  Referentenentwurf  demnächst  zur  Beratung  gelangen  soll, 
wird  durch  die  allgemeine  Form,  in  der  die  Reichsbahnen  be- 
trieben werden,  maßgebend  bestimmt  werden. 

10.  Gleichstellung  der  Techniker  mit  den 
Juristen.  Mehr  als  früher  war  das  vergangene  Jahr  mit 
durchaus  unerfreulichem  Kampf  um  die  Wahrung  unser  Belange 
ausgefüllt.  Die  Beschlüsse  der  Parlamente  zur  Gleichstellung 
der  Techniker  mit  den  Juristen  in  Rang,  Gehalt  und  Beförderung 
sind  nach  wie  vor  unausgeführt  geblieben. 

11.  Amtsbezeichnung.  Zwar  brachte  die  neue  Be- 
soldungsordnung und  der  Nachtraghaushalt  1920  als  Amts- 
bezeichnung für  die  planmäßigen  höheren  Beamten  gleichmäßig 
den  Rat,  hiermit  aber  für  die  höheren  technischen  Beamten 
gegen  ihren  Einspruch  die  Bezeichnung  Regierungsbaurat  und 
Oberregierungsbaurat. 

12.  Einstufung.  Aber  die  Einstufung  auf  Grund  der 
neuen  Besoldungsordnung  erfolgte  derart  zum  Nachteile  der 
Techniker,  daß  in  den  Gehaltsverhältnissen  sogar  noch  eine  er- 
hebliche Verschlechterung  gegen  den  früheren  Zustand  ein- 
getreten ist.    Als  die  durch  diese  Einstufung  geschaffenen  Ver- 


hältnisse bekannt  wurden  und  sich  die  Befürchtungen,  welche  in 
einer  an  den  Reichsverkehrsminister  gerichteten  Entschließung 
des  Hauptvertretertages  vom  3.  Mai  1921  ihren  Niederschlag  ge- 
funden hatten,  bestätigten,  erhob  sich  ein  Sturm  der  Entrüstung 
und  Erbitterung  in  allen  ßezirksgruppen,  der  sich  in  zahllosen 
schriftlichen  und  telegraphischen  Kundgebungen  an  den  Haupt- 
vorstand äußerte.  Eine  eingehend  begründete  Eingabe  des 
Hauptvorstandes  an  den  Reichsverkehrsminister  vom  8.  August 
1921  versuchte  —  antwort-  und  erfolglos!  —  Abhilfe  zu  erreichen. 
Wegen  des  Verhaltens  der  Juristen  in  der  Einstufungsfragc 
stellte  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Bezirksgruppen  den  An- 
trag auf  Auflösung  des  Verbandes  der  oberen  Reichseisenbahn- 
beamten, da  sie  gemeinsame  Arbeit  mit  den  Juristen  als  unmög- 
lich ansah.  Eingehende  Verhandlungen  der  technischen  mit  der 
juristischen  Vereinigung  unter  Leitung  des  Vorsitzenden  des 
Verbandes  (Gerstenberg)  führten  zu  einem  Abkommen,  in 
welchem  die  Juristen  die  Berechtigung  der  technischen  K\n- 
stufungswünsche  anerkannten,  so  daß  in  der  Hauptversammlung 
des  Verbandes  am  18.  September  1921  der  Antrag  auf  Auflösung 
des  Verbandes  zurückgezogen  wurde.  Einzelheiten  sind  in 
Ziffer  6  des  Bezirksnachrichtenblattes  Nr.  13  vom  29.  September 
1921  mitgeteilt  worden.  Die  Festsetzung  des  Abkommens, 
welches  dem  Minister  in  gemeinsamer  Audienz  der  Vorstände 
des  technischen  und  des  juristischen  Vereins  als  Denkschrift 
überreicht  werden  sollte,  gelang  jedoch  nicht,  da  die  Juristen 
darauf  bestanden,  als  einzigen  gangbaren  Weg  den  der  Um- 
wandlung von  Stellen  von  Gruppe  X  in  Gruppe  XI  vorzuschlagen, 
der  von  uns  wohl  als  annehmbar  und  erwünscht,  aber  als  bei  der 
Finanzlage  undurchführbar  angesehen  werden  mußte,  so  daß  ein 
Erfolg  auf  diesem  Wege  des  Vorgehens  ausgeschlossen  war. 
Eline  Verständigung  mit  den  Juristen  über  einen  Schlüssel  für 
die  Verteilung  von  freiwerdenden  juristischen  Stellen,  der  eine 
Gleichstellung  unter  Wahrung  billiger  Ansprüche  der  Juristen  in 
einer  Uebergangszeit  von  mehreren  Jahren  herbeigeführt  hätte, 
war  ebensowenig  zu  erreichen.  Da  alle  Mittel  der  friedlichen 
Verständigung  zwischen  dem  juristischen  und  technischen  Ver- 
ein erschöpft  waren,  wandten  wir  uns  unter  dem  20.  Februar  1922 
mit  einer  Eingabe  an  den  Reichstag,  den  wir  ersuchten,  die  so 
oft  beschlossene  und  vom  Reichsverkehrsminister  stets  unbe- 
achtete Gleichstellung  der  Techniker  mit  den  Juristen  zu  ver- 
langen. Welchen  Erfolg  unsere  berechtigten  Beschwerden  und 
die  Beschlüsse  des  Parlamentes  beim  Reichsverkehrsminister 
haben,  zeigt  seine  Erklärung  im  Hauptausschuß,*)  die  wir  als 
durchaus  ungenügend  bezeichnen  müssen.  Wir  vermissen  vor 
allem  eine  Erklärung  des  Ministers,  daß  er  es  überhaupt  für 
wünschenswert  hält,  wenn  diese  unerfreulichen  Reibungen 
zwischen  Technikern  und  Juristen  in  der  Einstufungsfrage  end- 
lich einmal  beseitigt  werden.  Wir  hoffen,  daß  die  bevorstehen- 
den Haushaltsberatungen  im  Plenum  des  Reichstags  den  Reichs- 
verkehrsminister überzeugen  werden,  daß  es  nicht  nur  gerecht, 
sondern  auch  zweckmäßig  ist,  den  Grund  unserer  berechtigten 
Klagen  auf  angemessene  Weise  energisch  und  schnell  zu  be- 
seitigen. 

■  13.  A  u  f  s  a  t  z  V  o  n  K  i  e  n  i  t  z.  Die  leidige  Angelegenheit 
des  Aufsatzes  von  Kienitz  ,, Technik  und  Rechtskunde  in  der 
Eisenbahnverwaltung"  im  amtlichen  Archiv  für  Eisenbahnwesen, 
die  im  Berichte  des  vorigen  Geschäftsjahres  bereits  eingehend  er- 
örtert worden  ist,  ist  auch  in  diesem  Jahre  noch  nicht  zur  Ruhe 
gekommen.  Sachliche  Entgegnungen  sind  von  Rudolphi,  Hein- 
rich, Franz,  Wentzel,  Ritzmann,  Apel  und  anderen  in  der  Zeit- 
schrift des  Vereins  Deutscher  Ingenieure,  der  Verkehrstech- 
nischen Woche,  in  Technik  und  Wirtschaft,  der  Verkehrs- 
technik, in  den  Mitteilungen  des  Reichsbundes  Deutscher  Technik 
und  in  der  Deutschen  Wirtschaftszeitung  erschienen.  Unser  Er- 
suchen an  das  Archiv  um  Aufnahme  eines  farblosen  Hinweises 
auf  die  erschienenen  Entgegnungen  wurde  von  der  Schriftleitung 
des  Archivs  (von  der  Leyen)  mit  dem  Hinweis  auf  Verarbeitung 
in  der  Zeitschriftenschau  des  Archivs  abgelehnt.  Unser  darauf 
ergehendes  gleiches  Ersuchen  an  den  Reichsverkehrsminister 
wurde  unter  Hinweis  auf  die  Erklärung  des  technischen  Staats- 
sekretärs im  Archiv  abgelehnt.  Um  so  mehr  hat  es  uns  be- 
fremdet, daß  ausgerechnet  der  Schriftleiter  des  amtlichen  Archivs 
für  Eisenbahnwesen,  der  durch  die  Aufnahme  des  Kienitzschen 
Aufsatzes  den  häßlichen  Streit  in  einem  amtlichen  Organ  herauf- 
beschwor, nunmehr  in  Schmollers  Jahrbuch  für  den  Kienitzschen 
Aufsatz  eintrat.  Im  übrigen  ist  die  Angelegenheit,  die  ein  be- 
zeichnendes, wenn  auch  betrübendes  Streiflicht  auf  die  Denk- 

♦)  Reichsverkehrsministerium.  Berlin,  d.  24.  März  1922.  Bemerkungen 
zu  einzelnen  Anfragen  im  H  a  u  p  t  a  u  s  s  c  h  u  ß.  I.  Personal- 
fragen.  1.  Techniker  und  Juristen.  In  der  Besoldungsgruppe  X  ist  eme 
völlige  Gleichstellung  bereits  durchgeführt.  Dagegen  konnte  sie  für  die  Be- 
soldungsklasse XI  im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen-Hessen  wegen  der 
Organisation,  die  tatsächlich  eine  verschiedene  Laufbahn  der  beiden  Fach- 
■'ruppen  bedingt,  nicht  erreicht  werden.  Die  Techniker  besetzen  namlich 
allein  die  zahlreichen  Lokalstellen  (Aemter).  wodurch  sich  für  sie  ein  breiterer 
Unterbau  und  damit  schlechtere  Beförderungsverhältnisse  ergeben,  weil  die 
Stellen  der  Gruppe  XI  nach  der  Besoldungsordnung  in  erster  Linie  den  Direk- 
tionen zugeteilt  werden  mußten.  Eine  \'erbesserung  laßt  sich  lediglich  durch 
Umwandlung  einer  Anzahl  Stellen  der  Klasse  X  in  solche  der  Klasse  XI  zu- 
gunsten der  technischen  Beamten  des  oberen  Dienstes  erreichen.  Ob  dies 
erreichbar  ist,  wird  geprüft.  —  In  den  Besoldungsgruppen  XII  und  XIII 
kann  eine  Gleichstellung  nur  für  die  Beamten  in  Frage  kommen,  die  sich  in 
gleichwertigen  Stellen  befinden.    Insoweit  ist  sie  ebenfalls  bereits  durchgeführt. 
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weise  von  Juristen  über  Technik  und  Techniker  wirft,  auch  von 
parlamentarischer  Seite  berührt  worden. 

14.  Planstellenfürhöherehochbautechnische 
Beamte.  Der  von  uns  vertretene  Wunsch  der  hochbautech- 
nischen höheren  Beamten  auf  Schaffung  planmäßiger  fiaushalts- 
stellen  wird  mit  dem  Haushalt  1922  in  Erfüllung  gehen,  der  für 
hochbautechnische  höhere  Beamte  24  Stellen  der  Gruppe  A  X, 
5  der  Gruppe  A  XI,  und  4  der  Gruppe  A  XII  vorsieht.  Hin- 
sichtlich der  Einstufung  bestehen  die  gleichen  Klagen  wie  bei 
allen  technischen  Beamten. 

15.  Uebertritt  von  Bauingenieuren  in  den 
maschinentechnischen  Dienst.  Ueber  die  Regelung 
des  Uebertritts  von  Bautechnikern  in  den  maschinentechnischen 
Dienst  haben  wir  im  Nachtrag  zum  Bezirksnachrichtenblatt 
Nr.  15  vom  4.  November  1921  berichtet.  Leider  ist  die  Angelegen- 
heit nicht  ohne  innere  und  sich  anschließende  äußere  Reibung 
verlaufen.  Unsern  Standpunkt  haben  wir  in  Ziffer  3  des  Be- 
zirksnachrichtenblattes Nr.  19  vom  1.  Februar  1922  dargelegt. 
Nach  einer  Erklärung  des  Reichsverkehrsministers  an  den  Haupt- 
ausschuß vom  24.  März  1922  können  die  auf  Dienstvertrag  be- 
schäftigten Regierungsbaumeister  des  Eisenbahnbaufaches,  so- 
lange sich  genügend  im  Beamtenverhältnis  stehende  überzählige 
Bauingenieure  melden,  nicht  berücksichtigt  werden. 

16.  Uebertritt  von  Technikern  in  den  nicht- 
technischen Dienst.  Die  Frage  des  Uebertritts  von  Tech- 
nikern in  den  nichttechnischen  Dienst  (Verkehr,  Personalien 
usw.)  soll  nach  einer  Entscheidung  des  Reichsverkehrsministers 
in  einem  Ausschuß  behandelt  werden.  Ueber  die  Berufung  des 
Ausschusses  ist  nichts  bekannt. 

17.  Die  Vorbildung  der  höheren  Eisenbahn- 
beamten. Die  Vorbildungsfrage  der  höheren  Eisenbahn- 
beamten ist  im  vergangenen  Jahre  hinsichtlich  der  technischen 
Beamten  durch  Professor  Aumund  in  der  Oeffentlichkeit  an- 
geschnitten worden.  Aumund  schlägt  unter  anderem  vor,  außer 
den  Fachnachrichten  des  Maschinenbaues  und  Bauingenieur- 
wesens eine  zwischen  beiden  liegende  „Fachrichtung  für  Eisen- 
bahnwesen" zu  schaffen.    Im  Bezirksnachrichtenblatt  Nr.  19  vom 

1.  Februar  1922  (Ziffer  1)  haben  wir  die  Frage  unsern  Mitgliedern 
zur  Erörterung  gestellt.  Wir  halten  die  ganze  Frage  der  zweck- 
mäßigsten Vorbildung  der  höheren  Eisenbahnbeamten  für  über- 
aus wichtig,  und  glauben,  daß  die  Entwicklung  über  die  Be- 
schränkung der  Anwärter  auf  Techniker  und  Juristen  hinweg- 
gehen wird. 

18.  Mitgliedschaft  in  anderen  Verbänden.  Der 
Verband  der  oberen  Reichseisenbahnbeamten  ist  um  die  Jahres- 
wende aus  der  Reichsgewerkschaft  ausgeschieden.  Gründe  und 
Anlaß  sind  bekannt,  und  im  Bezirksnachrichtenblatt  Nr.  18  vom 

2.  Januar  1922  eingehend  mitgeteilt  worden,  ebenso  die  sich  hier- 
aus ergebenden  Folgen  hinsichtlich  der  Neugründung  des  Ver- 
bandes. Entsprechend  dem  Beschluß  des  Hauptvertretertages 
des  Verbandes  vom  17.  Januar  1922  wird  durch  einen  Satzungs- 
ausschuß ein  V-erfassungs-  und  Satzungsentwurf  aufgestellt.  Der 
eingehenden  Mitteilung  im  Bezirksnachrichtenblatt  Nr.  19  vom 
1.  Februar  1922  unter  Ziffer  2  ist  nichts  hinzuzuiügen. 

An  den  Arbeiten  des  Reichsbundes  höherer  technischer  Be- 
amter haben  wir  durch  unsere  Vertreter  teilgenommen,  ebenfalls 
haben  wir  die  Arbeiten  der  Reichsarbeitsgemeinschaft  technischer 
Beamtenverbände  (Rateb)  und  des  Reichsbundes  Deutscher 
Technik  mit  Interesse  verfolgt,  und  durch  unsere  Mitarbeit  in 
einzelnen  Fragen  unterstützt.  Unsere  Vertretung  bei  der  Bundes- 
tagung des  R.  D.  T.  in  Erfurt  am  28.— 30.  Oktober  1921  hat  in 
dankenswerter  Weise  die  Bezirksgruppe  Erfurt  übernommen. 

19.  Verbindung  mit  den  technischen  Hoch- 
schulen. Mit  Vertretern  der  technischen  Hochschulen  Berlin, 
Hannover,  Aachen,  Braunschweig  und  Dresden  haben  wir  in  fort- 
laufender Fühlung  gestanden.  Wir  beabsichtigen,  das  Zusammen- 
arbeiten namentlich  hinsichtlich  des  technischen  Nachwuchses 
der  Staatsbetriebe  zu  pflegen  und  zu  fördern. 

20.  Behandelte  Einzelfragen.  Die  gemeinsamen 
Fragen  der  höheren  Eisenbahnbeamten  sind  in  der  Hauptsache 
durch  den  Verband  im  Benehmen  mit  uns  behandelt  worden. 
Wir  hatten  Anlaß,  uns  b-=sonders  mit  Einzelfragen  der  Stellung 
der  Amtsvorstände,  der  Bezirkstagegelderfrage,  den  Reisekosten, 
den  Beschäftigungstagegeidern  der  Regierungsbauführer  und  den 
Grundsätzen  für  die  Festsetzung  des  Diätariendienstalters 
namentlich  hinsichtlich  Anrechnung  des  praktischen  Jahres  und 
der  billigen  Berücksichtigung  der  auf  einzelnen  Hochschulen 
vorliegenden  besonderen  Studienverhältnisse  zu  befassen. 

21.  Gautagungen  der  Bezirksgruppen.  Die 
monatlichen  „Westvereinstechtagungen"  der  Bezirke  Köln, 
Elberfeld,  Essen,  Mainz,  Frankfurt,  Trier,  Kassel,  Hannover  und 
Altona  unter  dem  Vororte  von  Elberfeld  und  später  Köln  haben 
wir  mit  Freuden  begrüßt,  wenn  auch  dem  Hauptvorstand  nur 
selten  persönliche  Teilnahme  möglich  war.    Wir  sehen  in  ihnen 


das  beste  Mittel,  die  laufenden  Fragen  zu  erörtern  und  ihrer 

Klärung  naher  zu  führen  Die  Bildung  von  „Südvereistech"  auf 
die  wir  namentlich  wegen  der  Verbindung  mit  den  süddeutschen 
i-andern  großen  Wert  legen,  ist  unter  Führung  der  Bezirksgruppe 
Frankfurt  am  Main  in  Entwicklung. 

22.  Innere  Angelegenheiten.  Innere  Angelegen- 
heiten der  höheren  technischen  Beamten  haben  wir  in  einem 
Umdruckschreiben  an  die  Bezirksvorstände  vom  23.  November 

1921  sowie  im  Bezirksnachrichtenblatt  17  vom  6.  Dezember  1921 
Ziffer  1,  behandelt.  Wir  möchten  nicht  verfehlen,  auf  unsere 
Darlegungen,  die  uns  selbst  sehr  am  Herzen  liegen,  und  denen 
wir  äußerste  Bedeutung  für  unsere  Stellung  beimessen,  nochmals* 
besonders  hinzuweisen.  Die  Frage  der  Zweckmäßigkeit  von  Ver- 
trauensausschüssen (Ehrenkammern)  in  jeder  Bezirksgruppe  be- 
absichtigen wir  im  kommenden  Jahre  weiter  zu  verfolgen. 

II  und  V.  Der  Geschäftsführer  erstattet  den  Kassen- 
bericht unter  Vorlage  einer  Uebersicht  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  und  des  Jahresabschlusses,  und  verbindet  damit  gleich- 
zeitig die  Erörterung  des  Voranschlages  für  1922.  Der  Haushalt 
war  bei  einem  Jahresbeitrag  von  40  Mark  im  wesentlichen  aus- 
geghchen,  doch  mußte  bereits  vor  Ablauf  des  Jahres  eine  vor- 
läufige Bekanntmachung  zur  Einziehung  eines  Teuerungs- 
zuschlages von  20  Mark  ergehen,  der  mit  dem  Jahresbeitrag  für 

1922  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Vertretertages  Anfang 
des  Jahres  eingefordert  wurde.  Auf  Grund  des  vorgelegten,  nach 
Lage  der  Dinge  nur  auf  Schätzung  beruhenden  Haushaltplanes 
für  1922  genehmigt  der  Vertretertag  die  Erhöhung  dieses  Teue- 
rungszuschiages  von  20  Mark  auf  60  Mark,  so  daß  für  1922  im 
ganzen  100  Mark  zu  erheben  sinjd.  Die  hiernach  noch  rück- 
ständigen 40  Mark  sind  sofort  fällig  und  auf  das  Postscheckkonto 
der  Vereinigung  von  höheren  technischen  Staatseisenbahnbeamten 
E.  V.,  Berlin  18  045,  durch  Zahlkarte  abzuführen.  Etwa  not- 
wendig werdende  besondere  Aufforderungen,  Nachnahmen  usw. 
gehen  zu  Lasten  der  säumigen  Zahler. 

III.  Der  Geschäftsführer  verliest  den  von  den 
Rechnungsprüfern  erstatteten  Bericht,  wonach  Kasse, 
Buchführung  und  Belege  in  Ordnung  befunden  sind. 

IV.  Die  Versammlung  genehmigt  einstimmig  die  Ent- 
lastung des  H  a  u  p  t  V  o  r  s  t  a  n  d  e  s  und  des  Ge- 
schäftsführers, und  spricht  dem  Hauptvorstande  ihren  be- 
sonderen Dank  für  seine  Mühewaltung  aus. 

VI.  Neuwahl  des  Hauptvorstandes  und  der 
Rechnungsprüfer.  Soweit  keine  Amtsniederlegungen  er- 
folgt sind,  wird  der  Hauptvorstand  in  folgender  Zusammen- 
setzung wiedergewählt: 

1.  Vorsitzender:  Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Steuernagel, 

2.  Vorsitzender:  Regierungsbaurat  Tetzlaff, 
Geschäftsführer:  Regierungsbaumeister  a.  D.  Dr.-Ing.  Hasse, 

gleichzeitig  Mitglieder  des  Hauptvorstandes  von 
Reichsvereistech. 
Ordentliche  Beisitzer: 
Oberregierungsbaurat  Rosenfeld,    gleichzeitig    als  Landes- 
gruppenvertreter Vorstandsmitglied  des  Hauptvorstandes 
von  Reichsvereistech, 
Oberregierungsbaurat  Schmelzer, 
Regierungsbaurat  M  e  r  t  z  , 
Professor  Dr.-Ing.  Blum, 
Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Garde. 

Die  Ersatzwahl  für  den  ausgeschiedenen  Schriftwart  und  den 
Vertreter  der  Amtsvorstände,  Regierungsbaurat  Gluth-Belzig, 
wird  dem  Hauptvorstande  übertragen.  Der  Hauptvorstand  wird 
beauftragt  und  ermächtigt,  nach  Neubesetzung  des  Schriftwart- 
postens die  erforderliche  Eintragung  beim  Vereinsregister  des 
Amtsgerichts  Berlin-Mitte  vorzunehmen. 

Als  beratende  Beisitzer  werden  in  den  Hauptvorstand  abge- 
ordnet die  Herren:  Regierungsbaurat  Dr.  rer.  pol.  Baumann, 
Regierungsbaurat  F  e  u  e  r  1  e  i  n  ,  Regierungsbaurat  Koch, 
Oberregierungsbaurat  Dr.-Ing.  K  o  m  m  e  r  e  1 1  ,  Regierungsbaurat 
Dr.-Ing.  K  ü  m  m  e  1  1 ,  Regierungsbaurat  Josef  Heinrich  Müller, 
Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Wilhelm  Müller,  Regierungsbaurat 
Nordmann,  Regierungsbaurat  Erich  Schulze,  Regierungs- 
baurat Stiller,  Regierungsbaurat  Zorn. 

Die  Rechnungsprüfer  Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Steinbrecher 
und  Regierungsbaurat  Zorn  werden  wiedergewänit. 

VII.  An  die  einzelnen  Punkte  des  Jahresberichtes  schließt 
sich  eine  eingehende  Aussprache  an,  deren  Ergebnis  in 
mehreren  Entschließungen  niedergelegt  wurde.  Hierüber  erhalten 
die  Bezirke  Bericht  durch  besonderen  Umdruck. 

Schluß  7,30  Uhr. 


Infolee  der  Osterfe'er  a^e  w.iren  wir  genötigt,  die  Ausgaben 
16  und  17  zu  einem  Doppelheft  zusammen  zu  legen. 


Verantwortlirl)  für  die  Schriftleitiiii;;:  Piofessor  Dr.-Ing.  nium,  Hannover  und  Dr.-In^  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkun»  von  Kepr.-Baurat  .Vordmann  für  den  mascliinen- 
teciinf sehen  Teil ;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  St.nl l^chleiln.■rstr.  34  35.    V'irlafr  uud  Druck:  Guido  Hackelieil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Sf^llsobreihor-itr.  3-j  3-, 
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ENERGIEWIRTSCHAFT  AUF  DER  BRAUNKOHLE  MITTELDEUTSCHLANDS 

(eine  wirtschafts-  und  verkehrstechnische  Studie  zur  Abgrenzung  eines  mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiets) 
VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.  RER.  POL.  HANS  BAUMANN,  BERLIN 

(Schluß) 

In  den  Merseburger  Ueberlandbahnen  kann  die  Grundlage  mitteln  schon  aus  dem  Grunde,  weil  im  Tagebau-Abbaugebiet  der 
für  ein  elektrisches  Schnellbahnnetz  erblickt  werden,  das  das  Braunkohle  aus  begreiflichen  Gründen  kein  Platz  für  Arbeiter- 
Mitteldeutsche     Braunkohlengebiet    Halle — Wcißenfels — Zeitz—      Siedlungen  vorhanden  ist.    Sie  würden  Gefahr  laufen,  zur  Ge- 


O  SOlU« 


Abbildung  26. 


oosMäit 


Altenburg— Leipzig — Halle  nach  vermehrter  Ansiedlung  von 
Großindustrie  an  der  Förderstätte  der  Braunkohle  durchziehen 
wird.  Die  mangelhaften  Verkehrsverhältnisse  dieses  innig  zu- 
sammenhängenden Gebietes  erheischen  die  Aufschließung  schwer 
erreichbarer  Arbeitstätten    auf    schnellfahrenden  Beförderungs- 


winnung  der  unter  ihr  liegenden  Kohlenschätze  wieder  abge- 
brochen zu  werden,  eine  Verschwendung  des  Nationalver- 
mögens. Das  mitteldeutsche  Braunkohlengebiet  wird  in  ver- 
kehrlicher Beziehung  eine  ähnliche  Entwickelung  erleben  wie 
das  westfälische  Steinkohlengebiet.    Neben  einem  dicht  ausge- 
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Abbildung 


0,57  Mill  t 


bauten  Netz  von  Gütertransportbahnen  muß  ein  Schnellbahnnetz 
für  den  unbehinderten  Personenverkehr  geschaffen  werden. 

Von  mehr  lokaler  Bedeutung  ist  die  elektrische  Klein- 
bahn im  Mansfelder  Bergrevier.  Sie  führt  von  Hett- 
stedt    über    Leimbach,    Mansfeld,     Bahnhof    Mansfeld  und 


Eisleben  nach  Helfta  und  besitzt  Abzu'eigungen  nach 
dem  Bahnhof  und  den  Friedhöfen  in  Eisleben.  Die 
Bahn  dient  ebenso  wie  die  Merseburger  Ueberlandbahn  vor- 
wiegend dem  Arbeiterverkehr  und  besitzt  eine  Streckenlänge  von 
etwa  32  km.    Sie  wird  mit  Gleichstrom  von  600  Volt  Spannung 


I  i  JU.Ct  ^ 


Abbildung  28. 
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betrieben,  der  seine  Kraft  aus  der  Braunkohle  erhält.  An  dem 
Unternehmen  sind  das  Elektrische  Werk  Sachsen  Anhalt  A.-G., 
die  Provinz  Sachsen  und  Private  mit  Kapital  beteiligt. 

Der  Vollständigkeit  halber  muß  noch  die  Halle- Hett- 
stedter  Eisenbahn  und  die  im  Niederlausitzer 
Braunkohlengebiet  eine  große  Verkehrsbe.deutung  besitzenden 
Zschipkau -  Finster  walder  Eisenbahn  mit  der 
Nebenbahn  Sali  gast — Lauchhammer  erwähnt  werden. 
Die  beiden  letzteren  Bahnen  stehen  unter  einer  Betriebsver- 
waltung, weisen  eine  Streckenlänge  von  rund  20  und  1-3  km  auf, 
und  vermitteln  den  Transport  der  Braunkohle  aus  dem  Senftcu- 
bcrgcr  Revier  nach  den  anschließenden  Staatsbahnstrecken.  Sic 
dienen  als  \'ollbahncn  dem  Personen-  und  Güterverkehr. 

B.   Die  Beanspruchung  der  Verkehrswege  durch  Kohlen- 
transporte. 

Als  Grundlage  für  die  Ermittelungen  ist  die  vom  Statisti- 
schen Reichsamt  mit  Hilfe  der  maßgebenden  Behörden  auf- 
gestellte Statistik  der  G  ü  t  e  r  b  e  w  e  g  u  n  g  auf  deutschen 
Bahnen  und  auf  den  Wasserstraßen  benutzt  worden. 
Als  neueste  Erhebungen  standen  die  Eisenbahnstatistik  für  das 
Jahr  1919  und  die  Wasserstraßenstatistik  für  das  Jahr  1918  zur 
Verfügung. 

Es  wurde  mangels  genaueren  Zahlenmaterials  für  unbedenk- 
lich gehalten,  die  Ergebnisse  der  Wasserstraßenstatistik  von 
1918  den  Zahlen  der  Eisenbahnstatistik  von  1919  zuzuschlagen, 
da  eine  erhebliche  Aenderung  in  der  Beanspruchung  der  Wasser- 
straßen im  Jahre  1919  nach  Erkundigungen  beim  Statistischen 
Rcichsanit  nicht  eingetreten  ist. 

Die  amtliche  \'crkehrsstatislik  hat  eine  Einteilung  Deutsch- 
lands und  der  Grenzländer  in  einzelnen  Verkehrsbezirke 
vorgenommen,  die  der  Nummer  nach  (1 — 54)  bezeichnet  sind.  Die 
den  Verkehr  ausmachenden  Warengattungen  sind  ebenfalls  amt- 
lich zusammengestellt  und  numeriert. 

Um  ein  Bild  über  die  Beanspruchung  der  mitteldeutschen 
Verkehrswege  durch  Kohlcntransporte  zu  gewinnen,  ist  es 
nötig,  die  Verkehrszahlen  der  als  Braunkohlenversandgebiet  in 
Betracht  kommenden  Gegenden  festzustellen.  Es  ist  deshalb 
die  Versaiidgröße  von  Rohbraunkohle,  Braunkohlenbriketts  und 
Braunkohlenkoks  aus  den  Mitteldeutschen  Verkehrsgebieten  der 
Eisenbahnstatistik  zusammengestellt  worden.  Wenn  auch 
schon  aus  dieser  noch  näher  zu  beschreibenden  Darstellung  ein 
einwandfreies  Bild  des  Einflußgebietes  der  mitteldeutschen 
Braunkohle  zu  erhalten  ist,  so  sind  doch  zur  genaueren  Be- 
weisführung und  Bestimmung  der  Grenze  des  Einflußgebietes 
die  Steinkohlenempfaiigazahlcn  für  die  behandelten  Verkehrs- 
gebiete zusammengetragen  und  in  derselben  Weise  dargestellt 
worden.  Bevor  die  Schlußfolgerungen  aus  den  so  gefundenen 
Ergebnissen  gezogen  werden  sollen  ,  bedarf  es  noch  einer 
näheren  Erklärung  der  gewählten  Darstellung. 

Als  \'erkehrsgebiete  des  Mitteldeutschen  Braunkohlcn- 
gcbictcs  sind  maßgebend: 

Verkehrsgebiet  16  Berlin, 

.    ,,  17  Provinz  Br.-indiiiburg, 

18  Reg.-Bezirk  Magdeburg, 

18  Reg.-Bezirk  Magdeburg,  Anhalt, 

19  Reg.-Bezirk  Merseburg,  Thüringen, 

20  Freistaat  Sachsen, 

21  Leipzig  und  Umgegend, 

22  Provinz    Hessen-Nassau    und  Ober- 
hessen. 

iJic  sc  Gebiete  bilden,  wie  im  II. Teil  gezeigt,  die  Hauptbraun- 
kohlenlagcrstätten  Mitteldeutschlands.  Aus  der  Wasserstraßen- 
Statistik  sind  in  entsprechender  Weise  folgende  Gebiete  zur  Aus- 
wertung herangezogen  worden. 

Entsprechend  dem  Verkehrsgebiet  der  Eisenbahnstatistik 
.„    (    Verkehrsgebiet  Ißa  Berlin  Charlottenburg-Neukölln, 


)I 

Kib  Wasserstra(5en  LTmgegend  Berlins, 

17a  Oder  in  Brandenburg, 

( 

)) 

17b  Brandenburg  rechts  der  Oder, 

1 

17c  sonstige  märkische  Wasserstraßen, 

» 

17d  Elbe  in  Brandenburg, 

( 

n 

18a  Plaue-Ihle-Kanal, 

tj 

18b  Elbe  in   der  Provinz  Sachsen  und 

1 

Anhalt, 

/ 

1 

n 

10    Zuflüsse  der  Elbe  in  der  Provinz 

Sachsen, 

20    Freistaat  Sachsen  2na. 

Diese  so  gewonnenen  Zahlen  gebun  für  den  Versand  der 
Rohbraunkohle  und  der  Braunkohlenbriketts,  in  Segmenten  eines 
Kreises,  für  jedes  der  bezeichneten  Verkehrsgebiete  aufgetragen, 
ein  klares  Bild,  wie  weit  sich  der  Versand  aus  den  einzelnen 
Braunkohlenrevieren  erstreckt  und  welche  Gebiete  danach  in  die 
Braunkohlengewerkschaft    von    einander    abhängig  sind.  Die 


Folgerungen  aus  diesem  Ergebnis  sollen  im  Schlußabschnitt  ge- 
zogen werden. 

Die  Abbildung  26  zeigt  den  Versand  von  Roh- 
b  raunkohle  aus  Merseburg-Thüringen,  Provinz  Branden- 
burg, Freistaat  Sachsen,  Magdeburg-Anhalt  und  Hessen-Nassau. 
Die  Versendung  erstreckt  sich  zum  großen  Teil,  wie  natürlich, 
auf  das  eigene  Gebiet;  z.  B.  versorgt  sich  Merseburg-Thüringen 
mit  2,6  Mill.  t  selbst  in  eigenem  Gebiet.  In  gleicher  Weise  ist 
in  Abbildung  27  der  Versand  an  Brau  n  kohl  en - 
Briketts  und  -Koks  aus  den  gleichen  Versendegebieten  auf- 
getragen. 

In  Abbildung  28  treten  dieselben  5  Gebiete  als 
Empfangsstätten  für  Steinkohle  auf.  Für  gewisse 
Wirtschaftszweige  (Gasanstalten,  Eisenbahnen)  kann  die  Stein- 
kohle noch  nicht  entbehrt  werden,  jedoch  zeigt  sich,  daß  Merse- 
burg-Thüringen mit  1,76  Mill.  t  und  Magdeburg-Anhalt  mit 
0  97  iMill.  t  Bezug  eine  verhältnismäßig  geringe  Zufuhr  an  Stein- 
kohle haben.  Sachsen  hat  durch  eigene  Steinkohlenlagerstätten 
mit  ,3,7  Mill.  t  einen  erklärlich  höheren  \'erbrauch. 

Schlußfolgerungen. 

Zur  kritischen  Betrachtung  der  im  letzten  Abschnitt  ge- 
fundenen mittedeutschen  Kohlenverkehrszahlen  bietet  die  in 
den  Abb.  26 — 28  gegebene  graphische  .Sektoren-Darstellung  des 
Braunkohlenversandes  und  SteinkohK  iK-mpf anges  eine  brauch- 
bare Unterlage.  Der  Uebersichtlichkeit  halber  sind  in  der 
Abb.  29  die  ermittelten  \^crkehrsgrößen  so  zur  Wieder- 
gabe gebracht,  daß  der  (irad  der  gegenseitigen  Abhängig- 
keit der  einzelnen  Bezirke  in  der  Kohlenversorgung  in  eine  m 
Bilde  zum  Ausdruck  konnnt.  Wir  erblicken  in  Merseburg- 
Thür  i  n  g  e  n  wiederum,  ent>iM<.clicnd  den  Ausführungen  über 
die  Hauptliraunkohlenlagerstätleii  im  II.  Teil,  das  Haupt- 
ursprungsgcbiets  für  die  Versorgung  Mitteldeutschlands  mit 
Braunkohlenenergie.  Die  Rohbraunkohle  Merseburg-Thüringens 
(schwarz  gezeichnet)  versorgt  nicht  mir  mit  2,6  Millionen  t  die 
Industrie  des  eigenen  \'crkehrsgcbiets,  sondern  auch  mit  0,82 
Millionen  t  die  durch  eigene  Lagerstätten  bereits  mit  1,88  Mil- 
lionen t  versehene  Industrie  Magdeburg-Anhalts  und  mit  0,91 
Millionen  t  die  Industrie  des  Freistaats  Sachsen,  die  bereits 
Energie  aus  0,64  Millionen  t  Rohbraunkohle  eigener  Funde 
empfängt. 

Der  Freistaat  Sachsen  versorgt  sich  aus  eigenen 
Steinkohlenlagerstätten  (weiß  dargestellt)  mit  2,4  Millionen  t 
Steinkohle.  Die  sich  auf  1,19  Millionen  t  belaufende  Versorgung 
durch  eigene  Braunkohlenbrikettfabrikation  nniß  noch  durch 
1,4  Mill.  t  Zufuhr  aus  dem  Merseburg-Thüringischen  Gebiet  ver- 
stärkt werden.  1.84  Millionen  t  Braunkohlenbriketts  kommen 
im  Merseburg-Thüringer  Bezirk  selbst  zur  Verwendung.  So 
offenbart  sich  die  Abhängigkeit  des  Freistaats  Sachsen  in  der 
Energieversorgung  vom  Merseburg-Thüringer  Braunkohlen- 
Giebiet,  jedoch  handelt  es  sich  hierbei  —  entsprechend  den  Lager- 
stätten der  Braunkohle  im  westlichen  Teil  Sachsens  mir  um  den 
westlich  der  Elbe  gelegenen  Teil. 

Das  Magdeburg-Anhalter  Gebiet  empfängt  außer 
den  schon  erwähnten  0,82  Millionen  t  Rohbraunkohle  noch  0,52 
Millionen  t  Braunkohlenbriketts  aus  den  Merseburg-Thüringer 
Lagerstätten  zu  den  aus  eigenen  Schätzen  geförderten  0,30  Mil- 
lionen t  hinzu. 

Die  Provinz  Brandenburg  steht  zwar  in  einigen  geringen 
Wechselbeziehungen  zum  Merseburg-Thüringer,  sächsischen 
und  Magdeburg-Anhalter  Gebiet,  jedoch  erscheint  auch  hier,  wie 
schon  bei  der  Zucker-  und  Kali-Industrie,  klar,  daß  sie  zum 
Mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiet  nicht  zu  zählen  ist,  sondern 
ein  Gebiet  für  sich  bildet,  das  Energie  teils  aus  eigenen  Braun- 
kohlenschätzen, teils  aus  oberschlesischcn  und  westfälischen 
Steinkohlenlagern  erhält.  Auch  Hessen -  Nassau  und 
H  a  n  n  o  V  e  r  -  O  1  d  en  b  u  r  g  sind  offenbar  nicht  zu  dem  mit- 
teldeutschen Energieversorgungsgebiet  zu  rechnen.  Ihre  Kohlen- 
verkehrsbeziehungcn  sind  nach  der  Darstellung  gegenüber  denen 
zwischen  M  e  r  s  e  b  u  r  g  -  T  h  ü  r  i  n  g  e  n  mit  Magdeburg- 
Anhalt  und  mit  dem  Freistaat  Sachsen  als  gering  zu 
bezeichnen. 

Diese  drei  Verkehrsgebietc  bilden  also  ein  zusammenhängen- 
des mitteldeutsches  Wirtschaftsgebiet.  Der 
cnergiespendende  Faktor  ist  die  Braunkohle,  die  im  Re- 
gierungsbezirk Merseburg,  in  den  Thüringischen  Staaten,  im 
Freistaat  Sachsen  links  der  Elbe,  im  Regierungsbezirk  Magde- 
burg und  im  Lande  Anhalt  zum  Abbau  kommt.  Dies  Gebiet  hat 
durch  die  Energiequelle  der  Braunkohle  eine  weitausgedehnte 
chemische  Industrie,  Eisen-,  Erz-  und  Metall- 
industrie  angezogen.  Die  durch  die  Natur  des  Bodens  und  durch 
Bodenschätze  bedingte  Zucker-  und  K  a  1  i  -  Industrie  dieses 
gleichen  Gebietes  findet  in  der  ohne  großen  Verkehrsaufwand  zu 
erlangenden  Braunkohle  die  willkommene  Kraftquelle.  Werden 
die  für  das  Standortverzeichnis  der  chemischen  Industrie  und 
die  für  die  Zucker-  und  die  Kali-Industrie  beigegebenen  Lage- 
karten verglichen,  und  die  Kohlenverkehrsskizze  daneben  ge- 
halten, so  findet  sich  immer  wieder  dasselbe  Gebiet  als  mittel- 
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deutsche  Wirtschafts-Eiiiheit:  IMerseburg- 
■J'  h  ü  r  i  n  g  e  n  ,  Magdeburg-  Anhalt  und  der  W  e  s  1 1  e  i  1 
des  Freistaats  Sachsen. 

Dies  Gebiet  bezieht  die  Kraftmittel  zu  seiner  Wirtschafts- 
führung zum  allergrößten  Teil  aus  den  in  diesem  Gebiet  befind- 
lichen Braunkohlenschätzen.  Ausgenommen  ist  die  zur  Zeit  noch 
nötige  .Steinkohlen-  und  Kokszuführung  für  den  Betrieb  der 
Bahnen  und  Gasanstalten.  Die  Kraft  für  den  Bahnbetrieb  wird 
nach  erfolgter  Elektrisierung  ebenfalls  aus  der  Braunkohle  ge- 
wonnen werden. 

Die  Abgrenzung  dieser  Wirtschaftseinheit  läßt  sich  fol- 
.ucndermaßen  festlegen:  Im  Nordwesten  kann  die  westliche 
Grenze,  Thüringens  und  die  Wasserscheide  des  Harzes  im  Nor- 
den eine  Linie  halbwegs  Braunschweig-Magdeburg  bis  zur  Elbe, 
im  Süden  die  Südgrenze  Thüringens  und  des  Freistaates  Sachsen 
als  Begrenzung  gelten  (siehe  Abb.  30). 

Mag  noch  soviel  dagegen  Front  gemacht  werden,  das  „ge- 
einte" Deutsche  Reich  wieder  durch  Einteilung  nach  wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  zu  zerreißen,  mögen  diesem  Gedanken 
noch  so  große  politische  Bedenken  zur  Wahrung  landsmann- 
scliaftlichcr    Eigenart    entgegenstehen,    eine  Wiedergesundung 


Abbildung  30. 


Deutschlands,  die  auf  intensivster  Ausnutzung  aller  wirtschaft- 
lichen Kräfte  beruht,  kann  nur  auf  diesem  Weg  erfolgen;  das 
muß  sich  jeder  wirtschaftlich  Denkende  klar  machen. 

Gegenüber  den  in  dieser  Frage  bisher  verfochtenen  Zielen: 
Wirtschaftliche  Neugliederung  des  Reichs  durch  ,,Ueberwindung 
des  einzelstaatlichen  Partikularismus"'  und  wirtschaftliche  Neu- 
gliederung durch  ,, Sonderung  nach  Kohlenverbrauchsgebieten" 
wird  hier  eine  Reform  verlangt,  die  beide  (iedankengänge  in  sich 
schließt  und  Deutschland,  unabhängig  von  seiner  politischen 
Struktur  in  Wirtschaftsgel:)iete  einteilen  will,  die  sich  nach  der 
\  orhandenen  Energiequelle  richten.  Danach,  ob  die  Kraft- 
Schätze,  aus  der  die  Energie  gewonnen  wird,  in  einem  engeren 
I  rebiet  nahe  ihrer  Lagerstätte  in  Energie  \  erwandclt  und  der 


Produktion  nutzbar  gemacht  werden,  oder  ob  sie  durch  Fern- 
transport oder  Fernübertragung  nach  Umwandlung  in  elek- 
trische Energie  Gebieten  zugeführt  werden,  die  an  Kraftquellen 
arm  sind,  müssen  unterschieden  werden:  unabhängige  und  ab- 
hängige Wirtschaftsgebiete.  Die  Lhiabhängigkeit  der  ersteren 
wurzelt  in  dem  Besitz  der  zur  Wirtschaftsführung  benötigten 
Kraftquelle.  Ihre  Grenzen  werden  durch  die  Lagerstätten  der 
Kraftschätze  und  den  Umfang  der  von  diesen  unmittelbar  be- 
einflußten Gebiete  bestimmt.  Bei  der  Braunkohle  ist,  wie  wir 
in  Mitteldeutschland  gesehen  haben,  die  begrenzte  Transport- 
weite der  Rohbraunkohle  maßgebend.  Die  abhängigen  Wirt- 
schaftsgebiete sind  Energieempfänger  aus  bestimmten  Kraft- 
gebieten. Ihre  Grenzen  werden  beeinflußt  durch  die  Ausdehnung 
gleichförmiger  wirtschaftlicher  Struktur  des  Bodens,  z.  B.  zur 
Landwirtschaft  geeigneter  Boden. 

Naturgemäß  werden  die  abhängigen  Wirtschaftsgebiete  stets 
aus  mehreren  Gebieten  Energiezuführung  erhalten,  so  daß  es  in 
der  Hauptsache  darauf  ankonunt,  zuerst  einmal  die  unabhängigen 
Wirtschaftsgebiete  Deutschlands  genau  festzulegen,  wie  es  hier 
für  das  mitteldeutsche  Wirtschaftsgebiet  unternommen  worden 
ist.  Dann  wird  man  von  selbst  zu  einer  Einteilung  des  gesamten 
Reichs  in  Witrschaftsgebicte  und  zu  einer  Regelung  ihrer  Wirt- 
schafts- und  Verkehrsführung  gelangen.  Daraus  werden  sich 
als  Folge  Grundsätze  für  die  Gebietsabgrenzung  der  Bezirks- 
wirtschaftsräte, der  Bezirkseisenbahnrätc  und  Verkehrsverwal- 
tungen ergeben. 

Literatur-Nachweis. 

Klein:  Handbuch  für  den  deutschen  Braunkohlenbergbau, 
de  G  r  a  h  1:  Wirtschaftliche  Verwertung  der  Brennstoffe,  2.  Auf- 
lage, 1921. 

Kukuk:  Unsere  Kohlen,  1920,  Band  396.  Aus  Natur-  und 
Geisteswelt. 

Klingenberg:      Energiewirtschaft     und     Wasserkraft  in 

Technik  und  Wirtschaft,  April  1921. 
Mattern,  Seyfert    und  Ludin:     Der    Ausbau  unserer 

Wasserkräfte,  in  der  Zeitschrift  V.  D.  I.,  1921. 
.Scheithauer:  Die  Schwel  teere. 
G  r  a  e  f  e  :  Braunkohlenteeerindustrie, 

C  a  r  o  :     Die  Stickstoffgewinnung  im  Kriege  in   ,, Technik  im 

Weltkriege"  von  Schwarte,  1920. 
Ii  o  r  n  h  a  k  :  Grundriß  des  Deutschen  Staatsrechts, 
v.  Wiese,  Wirtschaft  und  Recht  der  Gegenwart, 
(ieschäftsberichte  des  Deutschen  Braunkohlen-Tndustrie- 

vereins,  Halle. 
Statistische  Hefte  des  Bergbauvereins,  Essen. 
Deutscher  Reichsanzeiger,  Produktionsstatistik. 
Reichsgesetzblatt. 

Statistik  für  die  G  ü  t  e  r  b  e  w  e  g  u  n  g  auf  deutschen 
Bahnen,  herausgegeben  vom  Statist.  Rcichsanit. 

De  utsche  Reichsstatistik:  Binnenwasserstraßen. 

Statistische  Jahrbücher  des  Deutschen  Reichs. 

Jahresberichte  und  statistische  Mitteilungen  der  Handeis- 
kammer Halle. 

Wirtschaftliche  Nachrichten  aus  dem  Ruhrgebiet. 
.\  n  z  e  i  g  e  r  für  Berg-,  Hütten-  und  Maschinenwesen. 
.Statistik    der    \^ereinigung    der    Elektrizitätswerke,    E.  V., 
Berlin. 

l-'.  uropäische  Staats  -  und  Wirtschaftszeitung. 

Die  Braunkohle,  Zeitschrift,  herausgegeben  vom  Deutschen 
Braunkohlen-Tndustrie-Vercin  Halle. 

(ilückauf,  Berg-  und  Hüttenmännische  Zeitschrift. 

Elektrotechnische  Z  e  i  t  s  c  Ii  r  i  f  t  ,  1921,  Heft  28,  Zu- 
sammenfassung der  mitteldi  utsclun  R t  ichskraf twerke. 

Handbuch  für  Aktien-Gesclischaf len  \ou  Saling. 

Frankfurter  Zeitung. 

V  o  s  s  i  s  c  h  e  Zeitung. 


ROSTBILDUNG  UND  ROSTVERHÜTUNG  BEI  EISERNEN  BRÜCKEN 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR. -IMG.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 

Von  der  Technischen  Hochschule  Hannover  zur  Erlangung  der  Würde  eines  Dr.  Ingenieurs  genehmigte  Dissertation. 

Die  Arbeit  ist  im  Februar  1921  abgeschlossen  worden. 
[Bemerkenswerte  Ergebnisse  weiterer  Untersuchungen  —  bis  Ende  1921  —  sind  in  eckigen  Klammern  |]  zugesetzt  worden. 


(Schluß) 


2.  Zusammensetzung  des  U  e  b  c  r  z  u  g  e  s. 
Oer  Beton  (Mörtel)  darf  als  Binde-mittel  nur  Zement  ent- 
halten. Zusätze  von  Gips  und  Kalk,  die  zur  Erleichterung  der 
Arbeit  im  Hochbau  verwendet  werden,  dürfen  nicht  zugesetzt 
werden,  weil  sie  einerseits  die  rostschützende  Wirkung  des 
Zements  aufheben  können  und  andererseits  den  Verbrennungs- 
gasen gegenüber  nicht  Widerstand  bieten.  Zusatz  von  Traß  ist 
zur  Erhöhung  der  Dichtigkeit  des  Mörtels  und  zur  Verbesserung 
der  Mörteleigenschaften  zu  empfehlen  (vergl.  Schächterle).  Die 
Zuschläge,  Kies,  Splitt,  müssen  fein  und  selbstverständlich  voll- 


kommen unempfindlich  gegenüber  den  etwaigen  Angriffen  der 
Rauchgase  sein.  Der  Aufeatz  von  Pmperger  '")  der  sich 
kurz  mit  den  Ergebnissen  der  Untersuclmngen  Perkuhns  und 
mit  den  vielfach  daraus  gezogenen  Schlü-^sen  beschäftigt,  weist 
besonders  auf  die  Notwendigkeit  hin,  bei  Gefährdung  durch 
Rauchgase  alle  Bestandteile  des  Betons  mit  Rücksicht  auf  die 
außergewöhnlichen  Aufgaben,  die  ihm  gestellt  werden,  sorg- 
fältig auf  ihre  Eignung  für  den  bestimmten  Zweck  auszuwählen. 

übe:-    die   UntiTMicluingcn    Perkuliiis."      (Beton  und 


">)  Empersjfr.  ,,. 
Eisen,  1917,  S.  19.) 
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Rostbildung  und  Rostverhütung  usw. 


16.  Jahrgang.   Heft  18.   U.  Mai  1922 


Vor  der  Einhüllung  muß  das  Eisen  selbstverständlich  gründ- 
lich gereinigt  und  vollkommen  entrostet  werden.  Alte  Oelfarbe 
wird  man  nur  da  entfernen,  wo  es  auf  eine  zugfeste  Verbindung 
zwischen  Eisen  und  Beton  ankommt.  Zur  Verhütung  von 
Schwindrissen  wird  man  dem  Putz  durch  Einlegen  von  Draht- 
gewebe (Streckmetall),  die  Fähigkeit  erteilen,  kleine  Zugspan- 
nungen aufzunehmen.  Das  Bespannen  des  Eisens  verursacht  bei 
alten  Brücken  gewisse  Unbequemlichkeiten,  muß  aber  trotzdem 
mit  aller  Sorgfalt  ausgeführt  werden. 

3.  Ausführung  der  Umhüllung. 

Das  Antragen  des  Mörtels  geschieht  entweder  mit  Hilfe 
von  Schalung  durch  Umgießen  (Gußbeton),  oder  durch  Anwerfen 
(Putzmörtel).  Beide  Arbeiten  verlangen  gewissenhafte  Arbeit, 
versprechen  aber  auch  bei  gviter  Ausführung  vollen  Erfolg.  Um- 
mantelungen, die  durch  Antragen  von  Putzmörtel  hergestellt 
sind,  werden  jetzt,  wo  der  Eisenbetonunternehmer  bei  der  Her- 
stellung von  Gußformen  keine  Schwierigkeiten  mehr  kennt,  wohl 
selten  ausgeführt  werden,  sie  können  aber  in  einzelnen  Fällen 
doch  eine  Verbilligung  versprechen,  ohne  daß  die  Arbeit  darunter 
zu  leiden  braucht.  Ueber  das  Anspritzen  des  flüssigen  Mörtels 
vermittels  der  ,, Beton-Kanone",  hat  Verfasser,  abgesehen  von 
einigen  belanglosen  Anpreisungen,  nur  in  der  Abhandlung  von 
W.  F.  Müller '^'')  brauchbare  Angaben  finden  können;  immerhin 
reichen  sie  noch  nicht  aus,  um  ein  vollkommenes  Bild  von  der 
Anwendbarkeit  des  Verfahrens  zu  geben. 

Von  Bauwerken,  die  zum  Schutz  gegen  Einflüsse  der  Ver- 
brennungsgase und  der  umgebenden  Luft  eingehüllt  sind,  hat 
Verfasser  eines  genauer  untersucht,  bei  dem  die  Umhvillung 
durch  Umgießen  erfolgt  war.  Abgesehen  von  einigen  Mängeln, 
die  offensichtlich  auf  Ausführungsfehler  zurückzuführen  waren 
und  die  Wirksamkeit  der  Umhüllung  an  einzelnen  Stellen  be- 
einträchtigt haben,  bot  der  Mantel  dem  Eisen  einen  vollkom- 
menen Schutz.  Der  Beton  haftete  fest  auf  dem  Eisen  und  hatte 
in  mehrjähriger  Abwehr  Luft,  Feuchtigkeit  und  die  bei  diesem 
Bauwerk  in  mäßiger  Stärke  auftretenden  Rauchgase  fernge- 
halten. 

[Eine  der  gefährdeten  Brücken  im  Betriebe  des  Verfassers 
(eine  Blechträgerbrücke)  wird  augenblicklich  durch  Anspritzen 
des  Mörtels  nach  dem  Torkretverfahren  in  Beton  eingehüllt.  Der 
Beton  von  4  cm  Stärke  wird  hierbei  in  drei  Schichten  auf  das 
sorgfältig  mit  Sandstrahl  gereinigte  und  mit  einem  starken 
Drahtgewebe  bespannte  Eisen  aufgespritzt.  Die  Arbeiten  sind 
nahezu  beendigt.  Festigkeit,  Haften  und  Dichtigkeit  des  Mör- 
tels sind  so  groß,  wie  sie  wohl  bei  keinem  anderen  Verfahren 
erzielt  werden  können.  Ueber  die  Dauerhaftigkeit  des  Schutz- 
mantels wird  man  erst  in  einigen  Jahren  urteilen  können.] 

4.  Beobachtungen  an  verwandten  Beispielen. 

Zur  Ergänzung  dieses  Abschnitts  seien  die  Ergebnisse  eini- 
ger Untersuchungen  an  Eisenteilen  mitgeteilt,  die  nicht  zum 
Schutz  gegen  die  Angriffe  der  Witterung  oder  der  Rauchgase, 
sondern  aus  anderen  Gründen  mit  Mörtel  bekleidet  worden  sind. 

Die  auf  Säulen  stehenden  Unterzüge,  unter  den  das 
Empfangsgebäude  H  tragenden  Hauptträgern  sind  des  Aussehens 
wegen  vollkommen  eingemauert,  so  daß  sie  als  Balken  mit  recht- 
eckigem Querschnitt  erscheinen.  Der  Mörtel  enthält  als  Binde- 
mittel nicht  nur  Zement,  sondern  auch  Gips.  Beim  Freistemmen 
der  Träger  zeigte  sich  das  Eisen  überall  verrostet,  niemals  frei- 
lich in  besorgniserregendem  Maße.  Es  hat  den  Anschein,  als 
ob  der  starke  Putz  an  den  14  Jahre  alten  Tragwerken,  die  dem 
Regen  nicht  ausgesetzt  waren,  nachdem  einmal  der  frische 
Mörtel  trocken  geworden  war,  einen  notdürftigen  Schutz  gegen 
die  Feuchtigkeit  der  umgebenden  Luft  und  die  Rauchgase  ge- 
boten hat,  so  daß  die  alsbald  nach  Fertigstellung  des  Baues  ent- 
standene Rostschicht  seidem  nicht  übermäßig  gewachsen  ist. 
Absprengungen  des  Putzes,  die  auf  ein  weiteres  Rosten  schließen 
lassen  könnten,  sind  bisher  nicht  bemerkt  worden.  Ob  der 
Träger  vor  dem  Einhüllen  einen  Anstrich  erhalten  hat,  hat  sich 
nicht  feststellen  lassen. 

In  einem  anderen  Falle,  wo  Gleise  tragende  eiserne  Ueber- 
bauten  die  Decke  eines  Güterschuppens  bilden,  hat  Verfasser 
Untersuchungen  der  umhüllten  Eisen  vorgenommen.  Die  Ueber- 
bauten  waren  beim  Bau  nur  mit  dem  üblichen  Oelfarbenanstrich 
versehen  worden.  Bald  stellte  sich  aber  heraus,  daß  sich  an  dem 
Eisen  Schwitzwasser  bildete,  welches  auf  die  gestapelten  Güter 
herabtropfte  und  sie  beschädigte.  IMan  entschloß  sich  daher 
4  Jahre  nach  Erbauung  des  Schuppens  dazu,  alles  Eisen,  soweit 
es  von  unten  sichtbar  war,  mit  einer  Hülle  aus  Zementmörtel 
mit  Kalkzusatz  zu  ujngeben.  Der  Mörtel  ist  damals  ohne  be- 
sondere Vorbereitungen  über  das  mit  Oelfarbe  gestrichene  Eisen 
gelegt  worden  und  hat  dank  der  guten  Ausführung  einen  dicht 
schließenden  Mantel  gebildet.  Bei  der  10  Jahre  nach  dieser 
Arbeit  erfolgten  Untersuchung  sind  keine  Roststellen  gefunden 
worden.  Die  Farbe  war  durchgehcnds  noch  erhalten,  und  wo  sie 
etwa  von  vornherein  gefehlt  hatte,  waren  höchstens  leichte  An- 


'"l  W.  P.  Müller.  ,, Schutz  von  eisernen  Bauwerken  durch  Beton  (Beton- 
kanone)."   (Beton  u.  Eisen,  1915,  S.  137.) 


Sätze  von  Rost  zu  bemerken.  Mängel  haben  sich  nur  an  den- 
jenigen Gelenkstellen  der  Ueberbauten  gefunden,  wo  die  Ab- 
führung des  Niederschlagwassers  aus  der  Bettung  nicht  ord- 
nungsmäßig wirkte. 

Abgesehen  von  Sonderfällen  dieser  Art,  wird  die  Umklei- 
dung  mit  Mörtel,  wie  erwähnt,  vor  allem  bei  solchen  Bauwerken 
von  besonderer  Bedeutung  sein,  die  durch  die  Rauchgase  der 
Lokomotiven  unmittelbar  gefährdet  sind.  Sie  werden  an  sol- 
chen Stellen  häufig  nicht  nur  den  sichersten,  sondern  den  auf  die 
flauer  billigsten  Schutz  der  Brücke  abgeben.  Ueberall,  wo  man 
auf  die  dauernde  Besichtigung  der  Eisenteile  glaubt  verzichten 
zu  können,  und  wo  die  Erhöhung  des  Eigengewichts  von  unter- 
geordneter Wichtigkeit  ist,  wird  man  dieses  Verfahren  in  Er- 
wägung ziehen  müssen. 

G.  Rauchschutztafeln. 

Im  Laufe  der  Besprechung  ist  bereits  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  es  bisher  —  abgesehen  von  der '  Ummantelung  mit 
Beton  —  noch  keine  Schutzdecke  gibt,  die  den  Angriffen  der 
Rauchgase  unmittelbar  unter  dem  Bauwerk  stehender  Loko- 
motiven zu  widerstehen  vermöchte.  Jeder  Ueberzug,  ob  er  aus 
Oel-  oder  anderer  Farbe,  oder  aus  Metall  besteht,  wird  an  diesen 
Stellen  in  ganz  kurzer  Zeit  zerstört.  Eine  schon  recht  alte,  nach 
den  Erfahrungen  des  Verfassers  aber  viel  zu  wenig  beachtete 
und  benutzte  Schutzvorrichtung  gegen  diese  Angriffe  sind  die 
Rauchschutztafeln  Es  scheint,  als  ob  die  Neigung,  solche  be- 
sonderen Schutzvorkehrungen  anzuwenden,  infolge  der  raschen 
Vergänglichkeit  der  früher  wohl  allgemein  angewendeten 
eisernen  Tafeln  zurückgegangen  ist.  Die  Notwendigkeit,  die 
Tafeln  in  kurzen  Fristen  zu  erneuern,  hat  wohl  in  vielen  Fällen 
von  der  Beibehaltung  abgeschreckt.  Dabei  ist  aber  gerade  über- 
sehen worden,  daß  ein  gut  Teil  der  Schäden,  die  die  leicht  ersetz- 
baren Tafeln  betroffen  hatten,  von  dem  Tragwerk  abgewendet 
worden  war.  Verfasser  hat  im  Frühjahr  1914  probeweise  Rauch- 
schutztafeln aus  Eternit  in  ähnlicher  Weise,  wie  sie  später  von 
Schächterle  im  ,, Organ  1914"  beschrieben  worden  sind,  anbringen 
lassen.  Der  Krieg  und  seine  Folgen  haben  weitere  Versuche 
leider  unmöglich  gemacht.  Eternit  ist  zur  Zeit  überhaupt  nicht, 
oder  wenigstens  nicht  in  den  erforderlichen  Abmessungen  zu 
erhalten.  Der  dringend  notwendige  Schutz  verschiedener  stark 
beschädigter  Bauwerke  ist  daher  durch  Aufhängen  von  Bretter- 
tafeln erreicht  worden.  Eine  solche  Vorrichtung,  wie  sie  hier 
angewendet  worden  ist,  besteht  aus  einer  einfachen  Holzdecke, 
die  in  einer  Breite  von  1,5  m  über  Mitte  eines  stark  befahrenen 
(Heises  an  der  Untergurtung  der.  Brücke  befestigt  wird.  Die 
Länge  der  Decke  ist  gleich  der  Brückenbreite  in  Gleisachse  ge- 
messen. Die  Decke  wird  leicht  abnehmbar  hergerichtet,  um  die 
Brückenprüfungen  nicht  zu  behindern,  und  setzt  sich  aus  ein- 
zelnen, einigermaßen  handlichen  Tafeln  zusammen.  Die  Stärke 
der  gespundeten  Bretter  beträgt  2 — 3  cm.  Bei  weiteren  Ver- 
suchsausführungen sollen  außerdem  nach  unten  herabhängende 
Randleisten  angebracht  werden,  wie  dies  früher  bei  Tafeln  aus 
anderen  Stoffen  geschehen  ist,  damit  der  Rauch  noch  sicherer 
abgeführt  werden  kann.  Alles  verwendete  Holz  wird  zum 
Schutze  gegen  Fäulnis  mit  Karbolineum  getränkt.  Bei  der 
starken  Erwärmung  und  Anfeuchtung  wird  trotz  der  Tränkung 
die  Lebensdauer  der  Tafeln  vielleicht  nur  eine  beschränkte 
bleiben,  so  daß  mit  regelmäßigem  Ersatz  in  kurzen  Abständen 
gerechnet  werden  muß.  Die  daraus  entstehenden  Kosten  treten 
aber  gegenüber  den  erzielten  Vorteilen  zweifellos  weit  zurück. 

Wenn  der  Nutzen  der  Einrichtung  auch  in  erster  Linie  in 
dem  dauernden  Schvitz  des  T  r  a  g  w  e  r  k  e  s  ,  vor  den  Wirkungen 
der  Lokomotivgase  bestehen  soll,  so  sind  diese  Tafeln  doch  oft 
gerade  zur  Zeit  des  neuen  Anstrichs  der  eisernen  LTeberbauten 
ganz  besonders  wertvoll.  Die  frisch  aufgetragene  Farbe  wird  an 
solchen  Bauwerken  ohne  Tafeln  weggeblasen  oder  sonstwie  zer- 
stört, ehe  sie  überhaupt  hart  wird.  Die  Tafeln  bilden  also  in 
derartigen  Fällen  die  Voraussetzung  für  das  Gelingen  des  An- 
strichs. Verfasser  möchte  daher  nach  den  überaus  ernsten  Er- 
fahrungen, die  er  mit  derartigen  Bauwerken  gemacht  hat,  drin- 
gend raten,  die  Beträge  für  Rauchschutztafeln  nicht  zu  sparen, 
damit  nicht  in  einigen  Jahren- die  Notwendigkeit  eintritt,  ein 
Vielfaches  für  den  gänzlichen  Ausbau  der  Ueberbauten  aufzu- 
wenden. 

H.  Schlußwort. 

Zum  Schluß  der  Arbeit  bleibt  es  noch  übrig  festzustellen,  daß 
ein  recht  erheblicher  Teil  der  in  den  Kreis  der  Betrachtungen 
gezogenen  Fragen  noch  wenig  geklärt  ist.  Verfasser  möchte 
sich  daher  dem  Wunsche  anschließen,  der  von  Spennrath  und 
r.rderen.  die  sich  mit  diesem  Stoffe  beschäftigt  haben,  ausge- 
sprochen worden  ist.  daß  nämlich  die  beteiligten  Kreise  durch 
Ausführung  umfangreicher  und  einwandfreier  Versuche 
helfen  mögen,  Licht  in  die  bisher  noch  dunkel  gebliebenen  Teile 
dieses  weit  ausgedehnten  Gebietes  zu  bringen.  Dabei  wird  es 
allerdings  ganz  wesentlich  darauf  ankommen,  daß  die  Versuche, 
die  ja  an  den  verschiedensten  Bauwerken  angestellt  werden  müs- 
sen, auch  vergleichbare  Ergebnisse  liefern.   Es  müssen  also  die 
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Vorbedingungen  einheitlich  festgelegt  sein.  Die  Durchführung 
muß  gleichmäßig  erfolgen  und  schließlich  muß  die  Beurteilung 
überall  nach  denselben  Grundsätzen  vorgenommen  werden. 

Bei  der  außerordentlich  großen  Zahl  von  Bauwerken,  die 
die  Reichseisenbahn-Verwaltung  zu  unterhalten  und  der  nicht 
geringen  Zahl  derer,  die  sie  auch  unter  den  jetzigen  Verhält- 
nissen zu  erbauen  hat,  und  bei  der  reichen  Mannigfaltigkeit  in 
der  Bauweise  und  den  auf  das  Bauwerk  einwirkenden  Verhält- 
nissen, \\'ürden  sich  zweifellos  innerhalb  dieser  V^erwaltung  Ver- 
suche anstellen  lassen,  die  eine  erschöpfende  Behandlung  vieler 
Fragen  erwarten  lassen  würden.  Bei  den  langen  Zeiträumen,  die 
für  die  Beobachtung  und  die  Beurteilung  der  in  Frage  kommen- 
den Stoffe  notwendig  sind,  ist  es  aber  dem  einzelnen  Beamten 
im  Durchschnitt  nicht  möglich,  selbst  die  Ergebnisse  seiner  Ver- 
Lsuche  ausreichend  kennen  zu  lernen.  Es  würde  sich  daher 
fempfehlen,  die  umfangreichen  Arbeiten  zur  Vorbereitung  und 


Durchführung  der  Versuche,  einem  besonderen  Ausschuß  für 
Brückenunterhaltung  (und  Brückenbau?)  zu  übertragen.  Ein 
solcher  Ausschuß  wäre  auch  die  geeignete  Stelle,  um  durch  sorg- 
fältig vorbereitete  Umfragen,  die  Ergebnisse  der  bisher  ohne 
jeden  Zusammenhang  ausgeführten  Versuche  der  Fachgenossen 
zu  sammeln  und  zu  verwerten;  er  könnte  dafür  sorgen,  daß  die 
Arbeiten,  die  ein  Beamter,  der  sich  gerade  dieser  Frage  mit  be- 
sonderem Eifer  angenommen  hat,  nicht  abgebrochen  werden, 
wenn  ihm  ein  anderes  Amt  übertragen  wird.  Der  Ausschuß 
würde  sich  vorzugsweise  aus  Baufachleuten  zusammensetzen, 
die  sich  eingehend  mit  der  Unterhaltung  von  Brücken  beschäf- 
tigt haben,  ihm  würde  aber  zweckmäßig  auch  zum  mindesten 
ein  Chemiker  angehören  müssen,  der  sowohl  bei  der  Einleitung 
der  Versuche,  wie  auch  bei  der  Deutung  der  Beobachtungen 
mitzuwirken  hätte,  und  der  außerdem  alle  Fragen  vom  Stand- 
punkte des  Chemikers  aus  zu  bearbeiten  hätte. 
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Die  Wirtschaft  Europas  und  damit  die  der  ganzen 
Welt  ist  an  die  nun  wirklich  zustande  gekommene 
Konferenz  in  Genua  geknüpft.  Die  Vertreter  aller 
europäischen  Nationen  sind'  dort  zusammengekommen, 
um,  wie  sie  feierlich  versichert  haben,  die  \\'ohlfahrt  des 
Kontinents  wiederherzustellen.  Sie  seien  nicht  als  Alliierte  oder 
als  Feinde,  nicht  als  Monarchisten  oder  Republikaner  erschienen, 
nicht  um  einen  Kassationshof  zu  bilden  über  Dinee,  die  erledigt 
sfien,  sondern  um  auf  der  Basis  von  Cannes  die  wirtschaft- 
lichen Probleme  der  Welt  zu  einer  Lösung  zu  bringen.  Zum 
ersten  Mal  nach  dem  Kriege  nimmt  Deutschland  an  einer  Kon- 
ferenz nicht  in  der  Rolle  des  .Vngeklagten  teil.  Der  deutsche 
Reichskanzler  betonte,  daß  die  Weltstaaten  sich  auf  die 
Dauer  der  wirtschaftlichen  Einsicht  nicht  verschließen  könnten, 
daß  die  Blüte  eines  Landes  allen  anderen  zum  Vorteil  diene.  Die 
Auffassung,  daß  es  der  wirtschaftliche  Vorteil  eines  Landes  ist, 
wenn  es  dem  anderen  schlecht  geht,  müsse  schwinden  und 
man  sei  darauf  angewiesen,  zu  dem  „System  des  unbehinderten 
Handels"  zurückzukehren  und  den  Wirtschaftsverkehr  von  allen 
Fesseln  frei  zu  machen.  Er  führte  weiter  aus:  „Ueberall  wartet 
man  darauf,  ob  von  Genua  eine  Heilsbotschaft  in  die  Welt  gehen 
wird.  Ein  Mißlingen  der  Konferenz  würde  eine  schwere  Ent- 
täuschung für  alle  hoffenden  Völker  bedeuten,  die  bestehende 
Wirtschaftskrise  ins  Unerträgliche  steigern  und  ein  Tod  aller 
Zuversicht  sein,  die  uns  so  not  tut,  wenn  wir  die  Welt  wieder 
aufbauen'  wollen.  In  diesem  Geiste  werden  wir  hier  also  alle 
\'orschläge  prüfen,  sie  nicht  allein  nach  unseren  eigenen  Inter- 
essen erwägen,  sondern  auch  daraufhin,  ob  sie  geeignet  sind,  uns 
den  gemeinsamen  Zielen  näherzubringen.  ^Vir  werden  aber  auch 
von  uns  aus  diejenigen  ^'ürschläge  machen,  von  denen  wir  glau- 
ben, daß  sie  allen  Völkern  den  Weg  zu  einer  glücklicheren  Zu- 
kunft ebnen  werden." 

So  ist  die  Hoffnung  Deutschlands,  doch  schlecht  paßt  zu 
der  \'ers()hnung  atmenden  Programmreden  der  verantv.'ortlichen 
Staatcnleiter  des  Feindbundes  das  ängstliche  Ausschließen  der 
deutschen  Reparationsfrage  von  der  Tagesordnung  der 
Konferenz.  Es  handelt  sich  doch  im  wesentlichen  bei  der  Zer- 
rüttung der  europäischen  Wirtschaft  um  2  Hauptpunkte,  um  die 
deutsche  und  die  russische  Frage  und  bei  diesen  beiden 
Punkten  ist  es  Einsichtigen  klar,  daß  der  Anbahnung  von  Ge- 
schäften mit  Rußland  die  Wiederaufrichtung  der  deutschen'  Wirt- 
schaft vorangehen  muß.  Ehe  nicht  der  Markkurs  zu  einer  Sta- 
bilität geführt  ist,  die  deutsche  Kaufkraft  gehoben  und  das  ge- 
waltsam durch  die  Reparationslasten  erzwungene  Ausfuhrbcdürf- 
nis  Deutschlands  eingedämmt  worden  ist,  kann  Deutschland 
nicht  teilnehmen  am  Wiederaufbau  Rußlands.  Die  Kredit- 
würdigkeit Deutschlands  spielt  bei  diesen  Fragen  eine  große 
Rolle  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob  das  mit  Rußland  abge- 
schlossene Wirtschaftsbündnis,  das  auf  der  Konferenz  den  miß- 
günstigen Acrgcr  der  Entente  erregt  hat,  zu  helfen  geeignet  ist, 
den  Kredit  im  Ausland  zu  heben. 

Die  Reparationsfrage  ist  also  der  eigentliche  Brenn- 
punkt, der  eine  Festigung  der  europäischen  Wirtschaft  bestimmt 
und  gerade  die  Behandlung  dieses  Punktes  wird  von  Frankreich 
geflissentlich  von  der  Debatte  ferngehalten;  dieses  Land  suchte 
auch  im  Laufe  der  ganzen  Konferenz  die  Gleichberechtigun,:.; 
Deutschlands  und  Rußlands  zu  bestreiten!  Im  seltsamen  Gegen- 
satz zu  den  von  England  in  Genua  angeschlagenen  Vcrsöhnungs- 
ut'cJ  Wirtschaftsfriedcnstönen  steht  der  Inhalt  der  Noten,  die  an 
Deutschland  von  der  R  e  p  a  r  a  t  i  o  11  s  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  gerich- 
tet werden,  in  denen  sich  Frankreichs  blinder  Haß  und  Vernich- 
tungswille gegen  Deutschland  ausdrückt.  Zu  der  Forderung  auf 
720  Mill  ionen  Goldmark  und  Sachliefcrungen  im  Werte  von 
1450  Millionen  Goldmark  im  Laufe  des  Jahres  1922  (hierin  ist 
die  Grundlage  von  Cannes  nicht  verlassen),  tritt  ein  Verlangen 
nach  einer  Steuer-  und  Finanzkontrolle,  die  in  Deutschlands 
Rechte  als  souveräner  Staat  eingreift.    Es  sollen  in  aller  Eile 


GO  Milliarden  Papiermark  neue  Steuern  geschaffen  werden,  von 
denen  40  Milliarden  bis  zum  Ende  des  Jahres  beizutreiben  sind. 
Der  deutschen  Regierung  bleibt  es  überlassen  die  „Quellen  aus- 
zuwählen, aus  denen  die  neuen  Einnahmen  fließen  sollen"  und 
gleichzeitig  ein  „System  zu  finden,  nach  welchem  die  Steuersätze 
sich  automatisch  nach  der  Verminderung  der  Kaufkraft  der 
Mark  auf  dem  innerdeutschen  Markt  erhöhen  würden."  Diese 
guten  Ratschläge  sind  billig,  ihr  Vorschlag  zeugt  davon,  daß  die 
Verfasser  der  Reparationsnote  über  die  Zusammenhänge  zwi- 
schen Finanz-  und  Wirtschaftsfragen  keine  Sachkenntnis  be- 
sitzen oder  im  bösen  Glauben  handeln.  Deutschland  konnte 
nicht  anders,  als  sich  im  Interesse  seiner  wirtschaftlichen'  \'er- 
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hiiltnisse  auf  einen  ablehnenden  Standpunkt  stellen, 
dere  betonte  es,  daß  es  außerstande  sei,  Zahlungen 
Devisen  auf  andere  Weise  als  mittels  einer  äußeren 
bewirken.  Diese  Frage  einer  internationalen 
t  i  o  n  s  a  n  I  e  i  h  e  wird  der  Angelpunkt  werden  für 
lisierung  der  Währung  und  an  diesem  Problem  wird 


aller  bisherigen  Ablehnung  die  Konferenz  in  Genua  nicht  vorbei- 
gehen dürfen,  falls  sie  sich  mit  der  Währungsfrage  ernstlich  zu 
beschäftigen'  gewillt  ist.  Durch  die  Reparationskommission  ist 
die  Einsetzung  einer  S  t  u  d  i  e  n  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  zur  Prüfung 
der  Möglichkeit  einer  internationalen  Reparationsanleihe  grund- 
sätzlich beschlössen  worden,  für  die  folgende  Programmpunkte 
zunächst  festgesetzt  worden  sind: 

1.  Unter  welchen  Bedingungen  ist  die  Aufnahme  einer  inter- 
nationalen Anleihe  zum  Zwecke  der  Liquidierung  eines  Teiles 
der  deutschen  Schuld  möglich?  Mit  welchem  Betrag  wird  man 
unter  Berücksichtigung  der  gegebenen  Umstände  in  der  nächsten 
Zukunft  und  insbesondete  im  Verlaufe  der  beiden  nächsten  Jahre 
rechnen  können?  2.  Welche  Garantien  können  den  Geldgebern 
gewährt  werden,  ohne  daß  dadurch  die  Sicherheit  der  künftigen 
deutschen  Reparationszahlungen  gefährdet  wird?  ^.  Auf  welche 
Art  und  Weise  sind  die  für  den  Dienst  einer  internationalen  An- 
leihe zur  Verfügung  gestellten  Einnahmen  und  Pfänder  zu  über- 
wachen und  zu  verwalten  und  in  \\  elcher  Weise  sind  die  Kompe- 
tenzen der  deutschen  Regierung,  der  Reparationskommission 
und  der  Vertretung  der  Anleihegläuhiv.er  ;i1)zugrenzcn? 

Letzteii  Endes  wird  auch  diese  1\( Immission  einsehen  müs- 
sen, daß  nur  durch  Milderung  der  durcli  N'ersailles  Deutschland 
auferlegten  Lasten  eine  Gesundung  der  Weltwirtschaft  zu  er- 
reichen ist. 

Während  auf  der  einen  Seite  vom  Gleichgewicht  im  Staats- 
haushalt von  finanzieller  Gesundung  und  Eindämmung  des 
Papiergeldumlaufs  gesprochen  wird,  zeigt  in  Deutschland  jede 
fortschreitende  Woche  immer  größere  Fehlbeträge,  eine  immer 
gewaltigere  Inflation,  eine  immer  stärker  entwertete  Mark  und 
eine  ins  ungemessene  fortgehende  Teuerung.  Der  Papier- 
geldumlauf  ist  insgesamt  auf  über  140  Milliarden  gestiegen, 
der  Dollar  mußte  zeitweise  mit  347  Mark  bezahlt  werden  und 
ist  unkontrollierbaren  Schwankungen  unterworfen,  die  Roh- 
stoffe müssen  zu  sich  ständig  erhöhenden  Preisen  gekauft  wer- 
den, so  daß  die  Fabrikatpreise  sich  in  wachsendem  Ansteigen 
befinden.  Die  Lebenshaltung  kann  kaum  mehr  für  kommende 
Wochen  veranschlagt  werden.  Vom  1.  April  ab  wirkte  dazu 
noch  verteuernd  die  in  Kraft  getretene  Erhöhung  der  Frachten 
und  Goldzollzuschläge,  die  von  diesem  Zeitpunkt  ab  5900  v.  H. 
beträgt.  (Im  März  1921  waren  es  900  v.  H.)  Das  Zehnmarkstück 
gilt  zur  Zeit  600  Papiermark. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  beängstigenden  Entwertung  deut- 
scher Zahlungsmittel  steht  die  verhältnismäßig  geringe 
Bewertung  der  deutschen  Industrieeffekten,  die  in 
dem  krassen  Unterschied  zwischen  dem  Kursstand  der  Devisen 
und  Effekten  zum  Ausdruck  kommt.  Zwar  hat  eine  starke  Ver- 
wässerung  der  Industriekapitalien  durch  wiederholte  Neuaus- 
gabe von  Aktien  stattgefunden,  aber  doch  rechtfertigt  ihre  ge- 
ringe   Bewertung    durch    die    Börse    keinesfalls    die  wirklich 
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hinter  ihr  stciiciiden  Sachwerte.  Mag  Geldverstcifung  und 
Warenhunger,  die  den  Kaufmann  treiben,  sein  Geld  in  Produkten 
i  nxulegen,  daran  die  Schuld  tragen,  jedenfalls  entsteht  die  große 
(.efahr  fiir  die  deutsche  Volkswirtschaft,  dal.1  das  Ausland  in 
die  Lage  kommt,  deutsche  Unternehmungen  zu  Spottpreisen 
aufzukaufen. 

Auf  den  letzten  deutschen  Messen  in  Leipzig  und 
I'rankfurt  haben  sich  die  Ausländer  auf  deutsche  Waren  geradezu 
Kcslürzt.  Die  Kaufleutc  konnten  die  Nachfrage  vielfach  nicht 
liefriedigen,  so  daß  nach  außen  immer  noch  Deutschland  im  Zei- 
chen der  Hochkonjunktur  steht.  Trotzdem  die  Preise  sich  all- 
mählich den  Weltmarktpreisen  angleichen,  scheint  deutsche 
Warengüte  seine  alte  Wirkung  nicht  verloren  zu  haben.  Und 
doch  müssen  wir  uns  in  Deutschltnd  auf  mangelnde  Beschäfti- 
gung unserer  Industrie  vorbereiten  oder  rechtzeitig  ihr  zu  be- 
gegnen versuchen. 

Infolge  des  beschränkten  Verfügungsrechts  über  die  Deutsch- 
land nach  dem  Abkommen  von  Spaa  noch  verbliebenen  Koh- 
lenschätze macht  sich  ein  immer  fühlbarer  werdender 
Mangel  in  der  B  r  e  n  n  s  l  o  f  f  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  unserer  Indu- 
strie bemerkbar.  Zwar  hat  die  Steigerung  der  Braunkohlenfördc- 
rung  einen  gewissen  Ausgleich  geschaffen,  aber  naturgemäß  nur 
soweit,  als  die  Braunkohle  zu  Feuerungszwecken  der  einzelnen 
Industriezweige  brauchbar  ist.  Zum  Beispiel  hat  düe  wichtige 
Baustoffindustrie  unter  dem  innerdeutschen  Steinkohlen- 
ninngcl  ganz  außerordentlich  zu  leiden.  Die  mangelhafte  Kohlcn- 
lu'licfciung  hat  die  Zementwerke  zu  umfangreicher  Einfuhr 
ausliuidisclicr,  Ijtsonders  englischer  Kohle  gezwungen.  Die  durch 
Benutzung  ausländischer  Kohle  ciiilreUndc  Verteuerung  der 
Herstellung  erschwert  der  deutschtn  Zenientiudustrie  ihre  Stel- 
lung auf  dem  ^^'"eItmarkte,  besonders  gegenüber  der  unter  be- 
si.iudcrs  günstigen  Produktionsbedingungen  arbeitenden  belgi- 
schen und  der  ausfuhrbedürftigen  amerikanischen  Zement- 
industrie. 

\\'elches  Bedürfnis  für  K  o  h  1  e  n  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  aus  de  m 
Ausland  in  der  deutschen  Industrie  und  Schiffahrt  besteht, 
zeigt  die  stetig  anwachsende  Tonnenzahl  eingeführter,  besonders 
englischer  Kohle.  In  Hamburg  hat  die  Einfuhr  englischer 
Kohle  im  Jahre  1921  eine  Gesamtmenge  \'on  rund  665000  t  er- 
reicht. Im  Januar  1922  wurden  allein  insgesamt  180  000  t  frem- 
der .Steinkühle  eingeführt.  Die  grofjindustriellen  Konzerne  wie 
Stinncs,  Thyssen,  Haniel,  Krupp  haben  im  überseeischen  Kohlen- 
geschäft festen  Fuß  gefaßt  und  durch  die  Verfügungsgewalt  über 
einen  ansehnlichen  Schiffspark  die  Möglichkeit  gewonnen,  sich 
\'om  Ausland  her  mit  Kohle  zu  versorgen.  Vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkt  gesehen,  ist  das  ein  ganz  ungesunder  Zustand, 
doch  kann  man  es  dem  Unternehmertum  nicht  \crdenkcn,  wenn 
es  wegen  der  in  Deutschland  bestehenden  Steinkohlenzufuhr  die 
.\usfuhrindustrie  nicht  stillegen  will. 

Im  Ruhrgebiet  und  in  den  linksrheinischen  Zechen  hat 
sich  in  den  letzten  Monaten  eine  begrüßenswerte  .Stetigkeit  in 
der  Förderung  ergeben.  Die  folgende  Zusanimciistellung  gibt 
einen  interessanten  Aufschluß: 


1922 

Januar    [  Februar 

März 

Gesamtförderung  in  t  . . . . 
Zahl  der  Arbeitstage  .... 
Tägl.  Förderung  in  t  . .  . . 
Arbeiterzahl  

8  132  763 
25  Vi 
322  090 

7  739  974 
24 

322  416 
rund  557  000 

9  014  278 

■  27 
333  862 

Gesamtförderung  in  t . . . . 
Zahl  der  Arbeitstage  .... 
Tägl.  Förderung  in  t  . . . . 
Arbeiterzahl  

8  072  912 
25 
332  904 

192  1 

8  174  606 
24 

340  609 
rund  532 OOC 

7  685  185 

25 

307  407 

Gesamtförderung  in  t . . . . 
Zahl  der  Arbeitstage  .... 
Tägl.  Förderung  in  t  .... 
Arbeiterzahl  

9  786  095 

251/4 
389  493 

19  13 

9194112 
24 

383  088 
rund  390 OOC 

9  181  430 

24 

382  560 

) 

Die  10  bis  18  000  t  höhere  arbeitstägliche  Förderung  im 
Jahre  1921  gegenüber  1922  erklärt  sich  aus  dem  Verfahren'  der 
\  ereinbarten  Pflichtüberschichten,  die  jetzt  in  Wegfall  gekommen 
sind.  Die  Märzf ö rdenuigcn  1922  und  1913  kommen  sich  er- 
freulich nahe.  In  der  Wagengestellung  konnten  durch  die  Eisen- 
bahnverwaltung noch  nicht  die  Wünsche  der  Industrie  voll  be- 
friedigt werden,  die  ihren  Vollbedarf  auf  rund  21000  Wagen 
täglich  angibt. 

In  der  Kohlen  b  e  w  i  r  t  s  c  h  a  1  t  u  n  g  ist  als  wichtigstes 
Ereignis  die  geplante  Erneuerung  und  Neubildung  des  Rheinisch- 


AX'estfälischen  K  o  h  1  c  n  s  y  n  d  i  k  a  l  s  zu  vermerken.  Der  neue 
( iesellschaftsvertrag  ist  allerdings  zunächst  vom  Reichskohlen- 
rat nicht  genehmigt  worden.  In  ihm  ist  das  Gefühl  der  wirt- 
schaftlicheiv  Unsicherheit  darin  zum  .Ausdruck  gekommen,  dai.I 
die  \'erlängerung  des  Syndikats  nicht  wie  bisher  um  5,  sondern 
nur  um  1  Jalir  in  Aussicht  genommen  ist.  Der  Gedanke,  produk- 
lionsfördernd  zu  wirken,  ist  durch  die  Festsetzung  veränderter 
üeteiligungsziffern  ausgedrückt  worden.  Nach  dem  bisherigen 
Sjndikatsantrage  war  die  Erhöhung  der  Beteiligungsziffer  dav<jn 
aljhängig,  daß  die  betreffende  Zeche  in  sechs  aufeinanderfolgen- 
den Monaten  mehr  als  seiner  Verkaufsbeteiligung  abgesetzt 
hatte,  allerdings  unter  Berücksichtigung  der  .Aufnahmefähigkeit 
des  Marktes,  l^er  neue  \'ertrag  sieht  für  die  Zechen,  die  im 
letzten  Jahre  mit  ihrer  Förderuivg  an  einen  verhältnismäßig; 
hohen  Prozentsatz  ihrer  Beteiligung  herangekommen  sind,  al- 
Belohnung  ihrer  wirtschaftlichen  Regsamkeit  eine  Erhöhunt; 
ihrer  Beteiligungsziffer  vor.  Dadurch,  daß  außerdem  das  bisher 
nur  d';n  Hüttenzechen  \orbchaltenc  Recht,  ein  Viertel  der  Be- 
teiligung unabhängig  \om  Syndikat  unmittelbar  an  den  \'er- 
braucher  abzusetzen,  auch  den  reinen  Zechen  verliehen  werden 
soll,  ist  wohl  ein  nicht  zu  unterschätzender  Ansporn  zur  Mehr- 
förderung  zu  erwarten.  Auf  der  letzteren  Neuregelung  fußen 
aber  allerdings  wohl  die  Bedenken  des  Reichskohlenrats",  die  zu 
sein.er  vorläufig  ablehnenden  Haltung  geführt  haben. 

Auch  die  deutsche  Eisenindustrie  ist  zum  Teil  gc- 
zviungen.  Roheisen  aus  dem  Auslande  und  zwar  beson- 
ders aus  Luxemburg  zu  beziehen.  Die  Fortentwicklung  der 
Selbstkosten  in  der  deutschen  Eisen-  und  Stahlherstellung.  in>- 
besondere  durch  das  Anziehen  der  Kohlenpreise  und  die  Yer- 
teuerung  der  in  Deutschland  erblasenen  Roheisensorten,  zu  denen 
fremde  Erze  gekauft  werden  müssen,  läßt  die  zunehmende  In- 
anspruchnahme der  fremden  anstelle  der  deutschen  Eisenproduk- 
tion durch  die  Käufer  erwarten. 

In  der  deutschen  K  a  1  i  i  n  d  u  s  t  r  i  e  zeigt  der  .\bsatz  in  da- 
.\usland  bereits  einen  wesentlichen  Erfolg  der  Bemühungen  de- 
Kalisyndikats,  sich  zu  billigen  Preisen  großen  .\bsatz  zu  ver- 
schaffen. Nach  durchgeführter  Stillegung  der  weniger  wirt- 
schaftlich arbeitenden  Betriebe,  arbeiten  nach  maßgebenden  Be- 
richten die  ^Verkc  überall  mit  größter  Wirtschaftlichkeit. 

Die  Z  n  s  a  m  m  e  n  s  c  h  1  u  ß  b  e  w  e  g  u  n  g  der  Industrie 
hat  sich  in  der  Kaliindustrie  fortgesetzt.  Die  Kalikonzernc 
\'\''  i  n  t  e  r  s  h  a  1 1,  Deutsche  Kaliwerke  und  Glückauf- 
Sondershausen  haben  sich  zu  einer  Betriebsgemeinschafi 
ohne  gegenseitige  finanzielle  Beteiligung  zusammengeschlossen. 
Bei  völliger  Aufrechterhaltung  der  organisatorischen  .Selbständig- 
keit soll  aus  den  drei  Konzernverwaltungen  ein  Gemein - 
Schaftsrat  gebildet  werden.  Die  Beteiligungsziffer  des  neuen 
Großkonzerns  stellt  sich  auf  .3,4  Mill.  gegenüber  1,.5  Mill.  de- 
kürzlich  gebildeten  Konzerns  mit  Salzdetfurth  an  der  Spitze. 

In  der  Eisen-  und  Metallindustrie  sind  Hacke- 
t  h  a  l.  Haniel  und  Neumeyer  eine  Verbindung  eingegan- 
gen. Die  Hackethal  Draht-  und  Kabelwerke  .-\.-G.  in  Hannov^v 
haben  sich  finanziell  die  Metallwerke  und  die  Kabelwerke  Nürn- 
berg der  Fritf  Neumeyer  A.-G.,  Nürnberg,  angegliedert,  die  be- 
reits zum  Konzern  der  Guten-Hoffnungs-Hütte  gehört.  Den 
Hauptbestandteil  ihrer  älteren  Beteiligungen  wird  die  Hacke- 
thalgesellschaft in  eine  neu  zu  errichtende  Hackethal -In - 
d  u  s  t  r  i  e  -  G  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t'(H  i  g  e  s)  umwandeln. 

Der  im  Herbst  1920  abgeschlossene  Interesseugemeinschaf ts- 
\  ertrag  zwischen  der  Firma  Henschel  Sohn,  G.  m.  b.  H. 
Kassel,  der  Bergbau  .\.-(i.  Lothringen  in  Wierthe  und  <K : 
1-",  s  s  e  11  e  r  S  t  e  i  11  k  o  h  1  e  11  b  e  r  g  w  e  r  k  e  A.-G.  in  Essen  i^i 
dahin  erweitert  worden,  daß  Henschel  außer  mit  seinem  Hütteii- 
und  Erzbergwerksbesitz  wie  bisher  auch  mit  seiner  Lokomotiv- 
fabrik in  die  Interessengemeinschaft  eintritt,  die  bereits  mit  der 
Hanomag  in  enger  \'ertragsbindung  steht.  Für  den  neuen 
Zusammenschluß  ist  eine  besondere  Firma  H  e  u  s  c  h  e  I  -  L  o  t  h  - 
r  i  n  g  e  n  -  E  s  s  e  n  e  r  Steinkohlen  G.  m.  b.  H.  mit  dem  Sit/ 
in  Hannover  gegründet  worden,  au  dr^reu  Gewinn  Hcnsciui 
50  V.  H.,  Bergbau  A.-G.  Lothringen  und  Essener  Steinkohlen  i«. 
25  V.  H.  erhalten. 

Eine  ganz  neuartige  Fusion  ist  die  Deutsche  1>  a  n  k  mit 
(kr  Deutschen  Petroleum  A.-G.  eingegangen.  die  im 
ersten  Augenblick  eingenartig  berührt,  sich  jedoch  einigermaßen 
unge-zwungen  erklärt.  Seinerzeit  hatte  die  Deutsche  Bank  die 
Mittel  für  die  Deutsche  Petroleum  A.-G.  aufgebracht.  Seitdem 
ihre  Hauptunternehmung,  die  rumänische  Steua  Romana.  nach 
finanzieller  Abfindung  aus  ihrem  Tätigkeitsbereich  ausgeschie- 
den war,  war  der  Deutschen  Petroleum  A.-G.  neben  der  Aus- 
nutzung einiger  deutschen  Oel-  und  Braunkohlenfeldcr  in  der 
Hauptsache  die  Auf.gabe  verblieben,  ihre  flüssigen  Gelder  zins- 
briiigend  anzulegen.  Diese  -Aufgabe  nimmt  ihr  nunmehr  folge- 
richtiger Uebericguii.u  die  mit  ihr  verbundene  Deutsche  Bank  ab. 

Die  a  u  s  I  ä  n  (1  i  s  c  h  c  T  11  d  u  s  t  r  i  e  leidet  teils  vermindert 
(Amerika),  teils  vermehrt  (Italien")  unter  der  wirtschaftlichen 
rV'pression.  Die  Zahl  der  Arbeitslosen,  die  z.  B..  in  Italien  die 
Zahl  von  600  000  überschritten  hat,  spiegelt  den  Beschäftigungs- 
grad der  Betriebe  wieder.     Bezeichnend  ist,  daß  Amerika  die 
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Konferenz  in  Genua  nicht  beschickt  hat,  da  es  eine  Hilfeleistung 
beim  Wiederaufbau  Europas  nicht  dem  Militarismus,  wie  sich 
der  Präsident  Harding  ausgedrückt  hat,  zu  Gute  kommen  lassen 
will.  Amerika  selbst,  dessen  Handelsbilanz  sich  um  mehr  als 
2000  Mill.  Dollar  im  Jahre  ermäßigt  hat,  ist  aus  Selbsterhaltungs- 
gründen gewillt,  an  einer  wirklichen  Weltwirtschaftskonfe- 
renz teilzunehmen,  um  seine  eigene  Wirtschaftslage  zu  bessern. 


„Die  Welt,  wie  sie  heute  ist,  verdankt  ihr  Gesicht  der 
Technik.  Vorwiegend  sind  es  die  Wissenschaft  und  die 
Kunst,  die  Naturkräfte  Untertan  zu  machen,  welche  unserer 
Zeit  die  Signatur  aufdrtlcken." 

(R  A.  Ziese :  Das  Zeitalter  des  Dampfes.) 


AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

=  Gl=  Vom  neuen  Hudsontunnel.  Die  Tunnelausschüsse  von 
New  York  und  New  Jersey  haben  den  Bau  des  neuen  Hudson- 
tunnels, der  beide  Großstädte  verbinden  soll,  ausgeschrieben. 
Die  Baukosten  sind  auf  28  Millionen  Dollar  veranschlagt,  und 
sollen  von  beiden  Staaten  aufgebracht  werden.  Die  Bauzeit  ist 
auf  drei  Jahre  bemessen.  Der  Tunnel,  der  für  Fahrverkehr  und 
für  Fußgänger  bestimmt  ist,  wird  aus  zwei  Röhren  bestehen,  in 
denen  sich  gleichzeitig  vier  Wagenreihen  bewegen  können.  Die 
Fußgänger  haben  besondere  Gangbahnen.  In  gewissen  Ab- 
ständen sind  beide  Tunnelröhrcn  durch  Querstücke  verbunden, 
so  daß  Fußgänger  übergehen  können.  Die  gesamte  Tunnel- 
anlage ist  für  täglich  48  000  Fahrzeuge  berechnet  —  das  Doppelte 
des  Gesamtverkehrs  über  den  Hudson.       (Civ.  Eng.  11/1922.) 

Zusammenschluß  englischer  Bahnen.  Verschiedentlich 
taucht  die  Nachricht  auf,  daß  das  gesamte  Eisenbahnnetz  Mittel- 
und  Nordwestcnglands  einschließlich  Schottlands  unter  eine  Ver- 
waltung gebracht  werden  soll.  Greifbare  Gestalt  haben  bereits 
die  Fusionsbestrebungen  zwischen  der  Midland  Railway  u.  Co.. 
die  ein  Kapital  von  250  Mill.  Pfund  Sterling  besitzt,  und  der 
kürzlich  vereinigten  Lancashire  und  Yorkshire  Railway  Co.  mit 
der  London  and  Nordhwestern  Railway  Co.  angenommen. 

Brennstoffwirtschaft  belgischer  Bahnen.  Ein  beachtens- 
werter Aufsatz  des  Brüsseler  Börsenechos  vom  .3.  November  1921 
behandelt  die  Maßnahmen  der  belgischen  Statsbahnen  zur  Ver- 
minderung des  Brennstoffverbrauchs  und  ihren  Erfolg.  Vor- 
wiegend vier  Gründe  haben  die  Steigerung  des  Kohlenver- 
brauches gegen  die  Vorkriegszeit  verursacht:  1.  der  schlechte 
Zustand  der  Lokomotiven,  2.  die  schlechte  Qualität  der  Brenn- 
stoffe, 3.  die  Unerfahrcnheit  des  Personals:  70%  der  Führer 
und  50  %  der  Heizer  sind  Neulinge,  4.  gesteigerter  Verbraucli 
der  verhältnismäßig  teueren  Preßkohlen.  Diese  verschiedenen 
Ursachen  hat  man  folgendermaßen  zu  bekämpfen  versucht: 

Zu  1.:  Um  eine  bessere  Behandlung  der  Lokomoti- 
ven zu  erreichen,  wurde  eine  Tages  p  r  ä  m  i  e  für  Lokomotiv- 
unterhaltung eingeführt,  deren  Höhe  von  Tagesleistung  und 
Bauart  der  Lokomotive  abhängt.  Jeder  an  der  Unterhaltung 
Beteiligte  ist  auch  an  der  Prämie  beteiligt:  Ingenieure,  Werk- 
stättenvorsteher usw. 

Zu  2.:  Die  QualitätderKohle  hängt  von  der  Markt- 
lage ab  und  bessert  sich  nur  mit  ihr. 

Zu  3. :  Z  u  r  A  n  1  e  r  n  u  n  g  d  e  s  ungeübten  Personals 
wurden  Heizerkursc  unter  Leitung  eines  Lehrheizers 
(Führers)  eingerichtet.  Der  Erfolg  zeigte  sich  sehr  schnell, 
äußerlich  schon  in  der  Zunahme  der  gezahlten  Ersparnisprämien. 

Zu  4.:  Um  den  Preßkohlcnverbrauch  zugunsten  des  Kohlen- 
verbrauches einzuschränken,  wurde  bei  der  Festsetzung  der 
Prämie  1  t  Steinkohlenbriketts  gleich  1,3  t  Kohlen  gesetzt  mit 
dem  Erfolge,  daß  der  Pireßkohlenvcrhranch  von  61,5  %  auf 
31  %  fiel. 

Die  Gesamtheit  dieser  Maßnahmen  hat  bewirkt,  daß  die  Aus- 
gaben für  Brennstoffe,  die  auf  ,34,6  %  der  Betriebsroheinnahmen 
im'  Januar  1921  gestiegen  waren,  sich  von  Monat  zu  Monat 
kontinuierlich  bis  auf  13,9  %  im  September  1921  senkten.  Der 
Kohlenverbrauch  auf  1000  Lokkm  fiel  von  34,2  kg  im 
Januar  auf  18,4  kg  im  Oktober  und  war  damit  noch  13,5  %  nie- 
driger als  vor  dem  Kriege.  Die  Bedeutung  der  Brennstoffkosten 
für  den  Jahreshaushalt  ist  bei  der  deutschen  Reichsbahn  unge- 
fähr die  gleiche,  wo  die  Zahl  rund  14  %  zur/eit  beträgt.  Der 
Kohlenverbrauch  für  1000  Lokkm  betrug  in  Preußen  vor  dem 
Kriege  rund  14,5  t  und  wird  für  das  Jahr  1921  der  Reichsbahn 
rund  19,5  t  betragen.  Dr.-Ing.  Steuernagel. 

W  Die  Schweizer  Bundesbahnen  haben  vom  1.  April  1922 
ciiic  Ermäßigung  der  Fahrpreise  um  20  v.  H.  auf  Entfernungen 
\u\\  mindestens  .300  km  vorgenommen. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Bauausstellung  in  Stockholm.  Die  vom  29.  April  bis  15.  Mai 
in  Stockholm  stattfindende  Bauausstellung  kommt  in  erster 
Linie  für  schwedisches  Material  und  schwedische  Waren  in  Be- 
tracht.   Maßgebend  hierfür  ist  schon  der  Umstand,  daß  die  für 


Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild.  In  Genua 
ist  der  Anfang  zur  Verständigung  auf  wirtschaftlichem  Gebiet 
gemacht.  Den'  Kernpuid<t  für  wirtschaftliche  Gesundung,  die 
Schuldentilgung  auf  eine  erträgliche  Basis  zu  stellen,  scheut  man 
sich  vorläufig  zu  berühren.  Noch  fehlt  der  gesunde  Boden  für 
eine  friedliche  Zusammenarbeit,  die  zum  Wiederaufbau  Europas 
Vorbedingung  sein  dürfte.  Dr.  Baumanu. 


„Diese  Eisenbahnen  sind  nun  meine  und  Lists  .Schwär- 
mereien, wegen  ihrer  ungeheuren  politischen  Folgen. 
Allem  Despotismus  wäre  dadurch  der  Hals  gebrochen, 
Krieg  ganz  unmöglich."  (Börne,  1786—1837) 


die  Ausstellung  zur  Verfügung  stehenden  Räumlichkeiten  ver- 
hältnismäßig klein  sind.  Indessen  ist  auch  die  Beteiligung  von 
deutschen  Firmen,  die  solche  Waren  und  Materialien,  die  in 
Schweden  nicht  so  gut  wie  in  Deutschland  hergestellt  werden, 
ausstellen  wollen,  erwünscht.  Besonderes  Interesse  besteht  für 
Kücheneinrichtungen(  Aufwaschschränke,  Spültische),  ferner  für 
typisierte  Treppen,  Türen  und  Tische.  Firmen,  die  die  Absicht 
haben,  an  der  Ausstellung  teilzunehmen,  wenden  sich  zweck- 
mäßig an  den  für  die  Ausstellungsangelegenheiten  zuständigen 
Referenten'  Ingenieur  Wretblad.  Seine  Anschrift  lautet:  Ingenjör 
Petrus  Wretblad,  Teknisk  Konsulent  a  Kungl.  Kommerskollegii 
Industriebyra,  Stockholm.  (Ind.  u.  Hand.  Ztg.)  . 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Entstehung  und  chemische  Struktur  der  Kohle.  Von  Prof. 
Dr.  Franz  Fischer  und  Dr.  Hans  Schräder.  \'erlag  W.  Girardet, 
Essen  1921.  Die  \^erfasser,  Mitglieder  des  Kaiser-Wilhelm- 
Instituts  für  Kohlenforschung  in  Mülhcini-Ruhr,  geben  hier  einen 
Ueberblick  über  den  Stand  der  Wissenschaft  betr.  die  Entstehung 
und  die  Zusammensetzung  der  Kohle,  und  entwickeln  dabei  den 
Stammbaum  der  Kohle  und  das  Ergebnis  der  trockenen  De- 
stillation. Die  kleine,  aber  sehr  gehaltreiche  Schrift  wird  vielen 
Fachgenossen  \^■illkommcn  sein.  X. 

ROHSTOFFE 

Die  Asbestonschwelle  für  Eisenbahngleise.       Zu   dem  in 

Heft  39/1921  der  V.  W.  erschienenen  Artikel  des  (ieh.  Baurats 
Hoefer-Köln  über  versuchsweise  Bahnstrecken  der  württem- 
licrgischen  und  schwedischen  Staatsbahnen.  Zur  Beurteilung 
der  Bewährung  der  Asbestonschwellen  sei  an  die  im  Organ  f. 
d.  Fortschritte  des  Eisenbahnwesens,  Jahrgang  1921.  Heft  1  und 
](i  *)  veröffentlichten  Mitteilungen  von  Kräatle  und  Salier  er- 
itmert.  In  dem  Artikel  von  Kräutle  wird  besonders  auf  die  ent- 
standenen Querrisse  in  der  Mitte  und  in  den  Schwellenschrauben 
hingewiesen.  Schon  nach  kurzer  Zeit  mußten  einige  Schwellen 
ausgewechselt  werden.  An  den  Unterlagsplatten  waren  zum 
Teil  die  Ränder  ausgebrochen.  Dieselben  Beobachttmgen  sind 
nach  Salier  bei  den  schwedischen  Staatsbahnen  gemacht  worden. 
Bereits  nach  zweijähriger  Liegedauer  der  Asbestonschwellen 
wurde  eine  fortdauernde,  besonders  schnelle  Zerstörung  festge- 
stellt. Bei  einem  Teile  der  wSchwellen  war  die  Zerstörung  sogar 
soweit  fortgeschritten,  daß  die  Eiseneinlagen  sichtbar  wurden 
und  die  Schwellenschrauben  ihren  Halt  verloren.  Auch  hier 
mußte  nach  kurzer  Zeit  eine  Auswechselung  der  Schwellen  vor- 
genommen werden.  Bei  den  schwedischen  Staatsbahnen  sollen 
daher  Asbestonschwellen  der  dort  verlegten  Bauart  nicht  mehr 
verwendet  worden.  Diese  Versuche  zeigen,  daß  der  Asbeston- 
schwelle dieselben  Mängel  anhaften  wie  der  Eiscnbetonschwellc 
im  allgemeinen,  daß  sogar  an  den  Aussparung-'-n  für  die  Asbest 
tonmasse  der  schwächsten  Stelle  dieser  neuen  Schwelle  die  Riß- 
bildung in  erhöhtem  Maße  auftritt.  Es  steht  zu  erwarten,  daß 
die  Asbestongesellschaft  die  Erfahrungen  verwertet  und  die  ein- 
geleiteten Versuche  planmäßig  fortführt,  um  auf  diese  Weise  zu 
einer  Schwelle  zu  gelangen,  die  den  Anforderungen  des  Betriebes 
in  jeder  Beziehung  entspricht.  Ko — 

SCHIFFAHRT 

Im  Jahresbericht  der  Hamburger  Handelskammer  wird 
festgestellt,  daß  die  Schiffahrt  1921  mit  den  vorhandenen  und  all- 
mählich eingestellten  Schiffen  vorsichtig  wied;r  aufgenommen 
wurde.  Die  frachtsenkende  Wirkung  eines  Ueberangebotes  an 
Schiffsraum  wurde  verschärft  durch  die  abnchtneiide  Kaufkraft 
Mitteleuropas  und  die  hiermit  in  Zusammenhang  stehende 
Arbeitslosigkeit  in  den  valutastarken  Ländern.  Frachten-  und 
Warenkrisis  sind  eine  Folge  der  kurzsichtigen  wirtschaftlichen 
Bestimmungen  von  Versailles  und  London.  Viele  ausländische 
Reedereien  mußten   einen   großen   Teil   ihrer   Schiffe  auflegen. 

*)  Kräutle,  Versuche  mit  Asbesttonschwellen  bei  den  würt- 
tembergischen Staatsbahnen,  Organ  1921,  Heft  1,  Seite  5. 

Seiler,  Versuche  mit  Asbesttonschwellen  bei  den  schwedi- 
schen Staatsbahnen,  Organ  1921,  Heft  16,  Seite  162. 
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Vereinsnachrichten 


16.  Jahrgang.   Heft  18.      Mai  1922 


Trotzdem  wurde  auf  vollständiger  Erfüllung  der  deutschen 
Schiffslieferungen  bestanden.  Eine  leichte  Besserung  der  See- 
frachten im  August  brachte  gleich  so  zahlreiche  Schiffe  wieder 
in  Fahrt,  daß  diese  planlose  Vermehrung  des  in  Betrieb  befind- 
lichen Frachtraumes  einen  neuen  Starz  bewirkte.  Die  im  letzten 
Vierteljahr  immer  deutlicher  werdende  Zerrüttung  der  deut- 
schen Währung  verschärfte  die  internationale  Kri'-is  durch  neue 
gefährliche  Verwirrungen.  Nach  dem  Rced -leiabfiiulungsver- 
trag  erklärten  sich  die  Reedereien  unter  außerordentlich  weit- 
gehender Berücksichtigung  der  finanziellen  Notlage  des  Reiches 
mit  einer  Gesamtentschädigung  von  etwa  12  Milliarden  Mark 
einverstanden.  Doch  entspricht  diese  Summe  nicht  annähernd 
dem  wirklich  erlittenen  Schaden.  Die  zweckmäßige  Verwen- 
dung der  Mittel  wird  erschwert  durch  die  erneute  Veränderung 
der  deutschen  Inlandspreise,  ferner  durch  die  Verpflichtung,  daß 
90%  des  Betrages  für  Aufträge  an  deutsche  Werften  zu  veraus- 
gaben sind.  Diese  Bindung  gestattete  es  den  deutschen  Reede- 
reien nicht,  die  Einkaufsmöglichkeiten  für  ehemals  deutsche 
Schiffe  im  letzten  Jahr  auszunutzen.  Das  ursprünglich  vorge- 
sehene Bauprogranim  wird  einer  erheblichen  Beschränkung 
unterworfen  werden  müssen.  Gleichzeitig  sollen  Wege  gesucht 
werden,  um  den  wiedergewonnenen  Anteil  am  Weltverkehr  mit 
anderen  Mitteln  zu  sichern  und  zu  vergrößern.  Die  vorgenom- 
menen Kapitalserhöhungen  verschiedener  Gesellschaften  dienten 
teils  diesem  Zweck,  teils  dem,  die  deutschen  Reedereien  vor 
Ueberfremdung  zu  schützen.  Der  Abschluß  von  Interessen-  und 
Betriebsgemeinschaften,  teilweise  mit  Unterstützung  der  In- 
dustrie, diente  dem  gleichen  Ziel.  Internationale  Zusammen- 
schlüsse wie  sie  vor  dem  Kriege  zur  Vermeidung  unnützen 
Wettbewerbes  bestanden,  leben  wieder  auf.  Deutsche  Linien 
wurden  zu  der  nordatlantischen  Dampfer-Konferenz  in  London 
im  Herbst  des  Jahres  eingeladen.  Auch  an  anderen  intcrnatu.- 
nalen  Abmachungen  ist  die  deutsche  Schiffahrt  wieder  beteiligt. 
Als  besonders  drückend  empfindet  die  deutsche  .Schiffahrt  den 
Ausschluß  von  Vergünstigungen^  handelsvertragsrechtlicher  Art 
im  Ausland,  vor  dem  selbst  neutrale  Länder  nicht  zurück- 
schrecken. In  Schweden  wurde  der  Ausschuß  von  der  Küsten- 
schiffahrt verfügt.  Ferner  entzog  man  den  deutschen  Dampfern 
in  Italien  dieses  Recht,  das  alle  anderen  .Staaten  ungeschmälert 
genießen.  In  den  Vereinigten  Staaten  erfahren  deutsche  Schiffe 
immer  noch  eine  Ausnahmebchandlung.  England  unterstütz) 
seinen  eigenen  Passagierverkehr  dadurch,  daß  es  für  die  mit 
fremden  Schiffen  fahrenden  Reisenden  außerordentlich  harte 
Paßvorschriften  erlassen  hat.  Die  Dardanellen  sind  der  deut- 
schen Flagge  noch  inmier  versperrt.  Ebenso  ist  das  Anlaufen 
der  Häfen  Marokkos  verboten.  Die  deutsche  Regierung  muß 
diesen  Fragen  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden. 

Die  zur  Verfügung  gestellten  Bunkerkohlenmengen  reichten 
Anfang  des  Jahres  bei  monatlichen  Abfahrten  von  2.5  verhält- 
nismäßig kleinen  Schiffen  soweit  aus,  daß  nur  für  22%  auslän- 
dische Kohle  herangezogen  zu  werden  brauchte.  Ende  de:. 
Jahres  wurde  das  Quantum  von  20  000  t  auf  nur  ,30  000  t  erhöht, 
so  daß  bei  der  doppelten  Anzahl  von  Abfahrten  nunmehr  1"?,% 


des  Bedarfs,  durch  ausländische  Kohlen  gedeckt  werden  muß.  Im 
Interesse  ihrer  Mannschaften  muß  die  Reederei  vom  Reich  for- 
dern, daß  dieses  durch  nachdrückliche  Verhandlungen  mit  den 
fremdländischen  Behörden  den  unerhörten  Beschränkungen  und, 
der  unwürdigen  Behandlung  entgegentritt,  der  deutsche  SchitTs- 
besatzungen  in  feindlichen  .Staaten  noch  immer  ausgesetzt  sind 

Für  die  Elbeschiffahrt  war  das  bedeutungsvollste  Ereignis 
des  verflossenen  Jahres  die  Entscheidung  des  amerikanischen 
Schiedsrichters  über  die  Abgabe  von  Kahnraum  an  die 
Tschechoslowakei.  Die  Tschechoslowakei  wird  künftig  in  der 
Elbeschiffahrt  eine  Stellung  von  erheblich  wirtschaftlicher  Be- 
deutung einnehmen. 

Ferner  beschäftigt  sich  der  Bericht  der  Hamburger  Handels- 
kammer eingehend  mit  der  Wirtschaftslage  in  überseeischen 
Ländern.  Ueber  die  ehemaligen  deutschen  .Schutzgebiete  wird 
ausgeführt,  daß  es  dem  deutschen  Kaufmann  im  Jahre  1021 
noch  nicht  möglich  war,  dort  Handel  zu  treiben,  da  unsere  Geg 
ner  uns  noch  immer  den  Zugang  versagen  und  die  Einfuhr  von 
deutschen  Waren  verbieten.  Die  einst  so  blühenden  deutschen 
Pflanzungen  gehen  völligem  Untergang  entgegen,  da  es  an 
sachverständiger  Bearbeitung  fehlt.  Das  frühere  Deutsch-Süd- 
westafrika ist  die  einzige  deutsche  Kolonie,  in  der  Farmer  und 
Kaufleute  unbehindert  arbeiten  können. 

Vereinheitlichung  der  Schwimmdocks.  Auf  der  letzten 
Tagung  der  Schiffbautechnischen  Gesellschaft  wies  Dr.-Ing. 
R  o  e  s  e  n  -Essen  auf  die  Notwendigkeit  hin,  den  Verlust  an 
Schwimmdocks  wettzumachen,  hierbei  alle  Erfahrungen  der 
letzten  Jahre  zu  verwerten  und  einen  Schwimmdock-Park 
schaffen,  bei  dessen  Bau  die  Einheitlichkeit,  Normung  und 
Wirtschaftlichkeit  die  Hauptgesichtspunkte  seien.  Der  Vortra- 
gende führte  aus,  daß  aus  dem  Kreis  der  Betrachtungen  L-Docks 
auszuschließen  seien,  deren  es  in  Deutschland  nur  drei  gibt; 
es  bleibe  nur  die  Gruppe  der  U-Docks  übrig,  zu  denen  noch  d  <. 
Hebedocks  gezählt  werden  können.  Es  empfehle  sich,  eiru 
Reihe  von  E  i  n  h  e  i  t  s  d  o  c  k  s  zu  schaffen.  Es  werde  die  Frage 
untersucht,  mit  wie  vielen  solchen  hinreichend  großen  Docks 
ausgekommen  werden  kann,  wobei  der  Vortragende  zu  dem  Er- 
gebnis kam,  daß  der  Gedanke  einer  Vereinheitlichung  der 
Schwimmdocks  in  ihren  Größenabstufungen,  ihrer  Bauart,  ihren 
Abmessungen,  ihrer  Einrichtung  und  einer  großen  Zahl  von  Aus- 
rüstungsgegenständen höchst  beachtenswert  bp!. 

55  Deutschlands  Stellung  im  Schiffbau.  Während  nach  dem 
Kriege  Deutschland  im  Schiffbau  so  gut  wie  ausgeschaltet  war, 
hat  in  den  Jahren  1920  und  1921  seine  Bauzififer  einen  solcher. 
Aufschwung  gcnonmien.  daß  es  bereits  wieder  an  dritter  Stelle 
in  der  Welt  steht.  Folgende  Zusammenstellung  gibt  eineri 
Ueberblick  über  Deutschlands  Stellung: 

1Q20  IQ2I  t'mcrscilied 

Groß -Britannien    .    .  1696  272  t  2140  928  t  —    444  65G  t 

Vereinigte   Staaten    .  1  .S03  73.5  t  2  743  067  t  —1439  332  t 

Deutschland   ....  622762  t  204041  t  +    418721  : 

Japan   424  284  t  597  048  t  —    172  764  t 


Von  der  heutig;cii  Gesellscliaft  wird  nur  zu  leicht  die  Tatsache 
vergessen,  daß  ohne  die  durch  khi^e  Menschen  entdeckten 
und  zur  Arbeitshilfe  hcranjrf zogenen  Xatnrkrafte  wir  uns 


Vereinsnachrichten 


noch  heute,  trotz  aller  Staatsmänner,  Feldherren  und  Priester 
in  einem  Zustande  der  äußersten  Barbarei  befinden  wOrden. 

(R.  A.  Ziese:  Das  Zeitalter  des  Dampfes.) 


Vereistech  und  Reichsvereistech.  1.  Die  juristische  A^crcini- 
gung  hat  versucht,  die  in  Nr.  9,  Seite  84  mitgeteilte  Eingabe  an 
den  Reichstag  zu  widerlegen.  Eine  Stellungnahme  zu  diesem 
.Schriftsatz,  der  beim  Vereistech-Vertretertag  verlesen  wurde, 
ist  nach  seinem  Inhalt  nicht  erforderlich.  Die  Teilnehmer  des 
\'ertretertages  werden  sich  noch  der  Heiterkeit  erinnern,  die  die 
Verlesung  auslöste. 

2.  Verschiedene  Tageszeitungen  bringen  folgende  Mittei- 
lung: ,,Der  bisher  bestehende  Verband  der  höheren  Reichsbahn- 
beaniten,  in  dem  die  technisch  und  juristisch  vorgebildeten 
Beamten  gemeinsam  organisiert  waren,  steht  gutem  Vernehmen 
nach  vor  der  Auflösung.  Die  Gründe  sind  in  der  verkehrten 
Personalpolitik  zu  suchen,  die  von  juristischer  Vcrwaltuiigsseite 
unter  auffälliger  Bevorzugung  der  Juristen  gegenüber  di  n  Tech- 
nikern auch  jetzt  noch  getrieben  wird,  trotzdem  w  icderln  >1 1  \om 
Parlament  und  von  der  Regierungsseite  die  Gleichbtellung  des 
Technikers  und  Juristen  in  der  Eisenbahn\'erwaltung  zugesagt 
worden  ist.  So  sehr  es  auch  zu  bedauern  ist,  daß  auch  in  der 
höheren  Beamtenschaft  eine  offene  Spaltung  zu  Tage  tritt,  so 
ist  diese  doch  verständlich,  wenn  man  bedenkt,  wie  der  Tech- 
niker sich  immer  noch  eine  dauernde  Zurücksetzung  gefallen 
lassen  und  hinter  den  Juristen  in  Beförderungsstellcn  zurück- 
stehen muß.  Der  offene  Bruch  dürfte  den  anhaltenden  Wider- 
ständen zuzuschreiben  sein,  die  besonders  von  den  iircußischen 
Eisenbahnjuristen   ausgehen   mit   dem   Ziele,   der   Technik  den 


Platz  vorzuenthalten,  der  ihr  nach  ihrer  Bedeutung  und  ihrei 
Erfolgen  gebührt." 

3.  Nachdem  mit  den  Bezirksvereinigungen  wegen  der  Zutei 
hing  des  Bezirksnachrichtcnblattes  eine  besondere  Vereinbarun.t 
getroffen  ist,  kann  den  im  Ruhestand  lebenden  Mitgliedern,  denei 
eine  Beitragserhöhung  nicht  zugemutet  Averdcn  sollte,  das  Blat: 
nur  unmittelbar  von  der  Geschäftsstelle  aus  zugänglich  gemachi 
werden.  Es  genügt  eine  entsprechende  kurze  Mitteilung  an  \'er 
eistech,  Berlin  W  35.  Potsdamer  Straße  28  mit  dem  Zusatz,  dal 
der  Besteller  bereit  ist,  die  entstehenden  Kosten  für  Druck  und 
Porto  zu  erstatten. 

4.  Kassenangelegenheit  Vereistech  Preußen— Hessen,  l'nte 

Hinweis  auf  den  in  Nr.  J6/17  abgedruckten  \'ertretertagsbcschlu  1 
(Seite  176  ff.)  werden  hierdurch  die  aktiven  ^litglieder  gcbetcr. 
die  erhöhte  Teuerungsbeihilfe  von 

vierzig  Mark  sofort 
porlo-  und  bestellgeldfrei  zu  entrichten,  am  besten  unter  \'cr- 
wendung  der  blauen  Zahlkarte  des  Postscheckverkehrs  durch 
Einzahlung  auf  das  Postscheckkonto  Berlin  18  045  der  \'ereini- 
gung  von  höheren  technischen  Staatseisenbahnbeamten  E.  \  , 
Um  nicht  die  Allgemeinheit  mit  den  Kosten  der  Säumigkeit  ein- 
zelner zu  belasten,  müssen  diejenigen  Mitglieder,  die  erst  auf  be- 
sondere Aufforderung  oder  gegen  Nachnahme  zahlen,  die  hier- 
durch hinzutretenden  Kosten  auf  sich  nehmen. 

Der  H  a  u  p  t  \'  o  r  s  t  a  n  d. 
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LEITSCHIENEN 

DER  GLEISBÖGEN  ALS  FEINDE  DER  WIRTSCHAFTLICHKEIT 

VON  REGIERUNGS-  UND  BAURAT  DR.  MÜLLER,  ÖLSNITZ  (VOGTL.) 


Die  Eisenbahn-Verwaltungen  haben  der  Ausbildung  der 
Eisenbahngleise  in  den  Bögen  bisher  stets  ihre  besondere  Auf- 
merksamkeit und  Beachtung  zugewandt.  Sind  doch  die  Gleis- 
bögen neben  den  Schienenstößen  und  Weichen  diejenigen  Stellen 
im  Gleise,  die  in  erster  Linie  als  gewisse  Gefahrpunkte  für  den 
Betrieb  und  als  Schmerzenskinder  für  eine  wirtschaftliche  Bahn- 
unterhaltung anzusehen  sind  und  daher  besonderer  Durchbildung 
und  steter  Weiterentwicklung  bedürfen.  So  ist  bekannt,  daß  noch 
immer  der  Schienenstoß  der  Erfindung  harrt,  der  dauernd 
allen  Ansprüchen  an  stoßfreiem  Uebergang  der  Räder  genügt, 
ebenso  wie  es  heute  trotz  Federweichen  mit  Ablenkungsverhält- 
nis 1  :  14  oder  1  :  15  und  beweglichen  Flügelschiencn  noch  keine 
Weiche  gibt,  die  den  Durchgang  der  Fahrzeuge  mit  unvermin- 
derter Geschwindigkeit  ohne  Knick  und  Stoß  gestattet. 

Nicht  nur  hinsichtlich  der  Betriebssicherheit  und  des  ruhigen 
Laufes  der  Fahrzeuge,  sondern  vor  allem  auch  hinsichtlich  einer 
wirtschaftlichen  Betriebsführung,  soweit  diese  durch  den  Kohlen- 
verbrauch der  Lokomotiven  beeinflußt  wird,  stellen  vor  allem 
auch  die  Gleisbögen  besondere  Anforderungen  an  die  Oberbau- 
und  an  die  Fahrzeugtechniker.  Die  Bedeutung  dieser  Frage  ist 
allerdings  bei  den  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen  verschieden 
je  nach  den  Geländeverhältnissen  ihrer  Bahnnetze:  so  wird  sie 
B.  bei  vielen  Direktionen  der  vormals  preußisch-hessischen 
W  rwaltung,  die  hauptsächlich  Flachlandbahnen  mit  kilorneter- 
langen  Geraden  und  flachen  Bögen  (R  >  600  m)  aufweisen,  von 
untergeordneter  Bedeutung  sein,  während  sie  für  andere  Verwal- 
tungen wie  der  vormals  bayrischen,  badischen  und  sächsischen, 
deren  kurvenreiche  Strecken  vielfach  den  Charakter  von  Gebirgs- 
bahnen besitzen,  geradezu  eine  Lebensfrage  bedeutet  und  den 
Oberbau-,  Maschinen-  und  Betriebstechnikern  dieser  Verwaltun- 
gen schwere  Sorgen  und  unausgesetzte  Arbeit  bereitet. 

Die  Schwierigkeiten  der  (ileisbögen  bestehen  bekanntlich 
darin,  daß  die  zwangläufige  Führung,  die  das  gerade  Gleis  dem 
geradeaus  strebenden  Fahrzeuge  ohne  wesentliche  seitliche  Be- 
anspruchungen gewährt,  in  den  Bogengleisen  erhebliche  Seiten- 
kräfte auslöst,  die  verschieden  nach  (jeschwindigkeit.  Gewicht 
und  Radstand  der  Fahrzeuge  sowie  nach  dem  Grad  der  Ab- 
lenkung von  der  Geraden  durch  den  Radflansch  des  führenden 
Vorderrades  eines  jeden  Fahrzeuges  auf  die  innere  seitliche 
Schienenkopffläche  des  Bogenaußenstranges  übertragen  werden 
und  von  dei  Schiene,  den  Befestigungsmitteln,  der  Unterschwel- 
lung und  Unterbettung  auf  den  Bahnkörper  weitergeleitet  und 
unschädlich  gemacht  werden  müssen.  Durch  diesen  Vorgang, 
bei  den  der  Radflansch  des  Fahrzeugs  unter  einem  mehr  oder 
weniger  spitzen  Winkel  (dem  sogenanntem  Anlaufwinkel)  an  den 
seitlichen  Schienenkopf  angepreßt  wird  und  gewissermaßen 
fräsend  an  ihm  hingleitet,  wird  eine  überaus  starke  Abnutzung 
an  den  Radflanschen  und  am  Schienenkopf  hervorgerufen,  die 
nicht  nur  die  Lebensdauer  der  Radreifen  und  der  Schienen  in  den 
Außensträngen  der  Bögen  verkürzt,  sondern  auch  bei  gewissen 
Abnutzungszuständen  der  Schienen  und  der  Radflanschen  die 
Entgleisungsgefahr  der  Fahrzeuge  gewaltig  steigert. 

Zur  weiteren  Verfolgung  dieser  Frage  haben  die  im  Verein 
deutscher      Eisenbahn-Verwaltungen  zusammengeschlossenen 


Verwaltungen  unmittelbar  vor  dem  Kriege  den  Ausschuß  für 
technische  Angelegenheiten  mit  einer  Begutachtung  der  Frage 
der  seitlichen  Schienenkopfabnutzung  beauftragt. 

Dieser  aus  den  hervorragendsten  Eisenbahnfachmännern  zu- 
sammengesetzte Ausschuß  hat  die  nachstehenden  beiden  Fragen: 
A:   Einfluß  der  seitlichen  Schienenkopfabnutzung  in  den  Gleis- 
krümmungen auf  die  Entgleisungen  von  Fahrzeugen  und 
B:   Mittel  zur  Verminderung   solcher    seitlicher  Abnützungen 
und  der  (iefahr  des  Uebersteigens  der  Radreifen  über  den 
äußeren  Schienenstrang 
unter  Auswertung  der  bei  den  verschiedenen  Einzelverwaltungen 
auf  diesem  (iebiete  in  den  letzten  Jahren  gemachten  Beobach- 
tungen und  Erfahrungen  untersucht  und  begutachtet. 

Im  Rahmen  dieses  Aufsatzes  soll  hier  nur  zu  dem  Ergebnis 
Stellung  genommen  werden,  zu  dem  der  besagte  Ausschuß  hin- 
sichtlich der  Frage  B:  ,, Mittel  zur  Verminderung  der  seitlichen 
Schienenkopfabnutzung  und  der  Entgleisungsgefahr"  gelangt  ist. 

Das  im  Xamen  des  Ausschusses  abgegebene  Gutachten 
lautet: 

„Als  solche  Mittel  kommen  in  Betracht: 

1.  Die  Einführung  von  Leitschienen  am  inneren  Schienen- 
strange, 

2.  Schienen  mit  trapezförmigem  Kopfe, 

3.  Pressen  und  Vorwalzen  der  großen  schweren  Schienen 
aus  großen  Blöcken  und  Fertigwalzen  bei  geringerer 
Hitze  des  Stahles,  Erzeugen  sogen,  verschleißfester  Schie- 
nen mit  größerem  Kohlenstoffgehalt,  Nickelftahl,  Ferrosi- 
liciumstahl,  Titanstahl,  Elektrostahl),  örtliche  Härtung 
des  Thomasstahles  in  dem  Kopfe  der  fertigen  Schienen, 

4.  Schmieren  der  Inncnflanken  der  Schienen  im  äußeren 
Schienenstrange." 

Auch  hier  soll  dem  Thema  des  Aufsatzes  entsprechend  nur 
das  Mittel  1,  Leitschienen  näher  behandelt  werden. 

Der  Ausschuß  hat  hierzu  des  Näheren  ausgeführt: 

,,Die  Einführung  von  Leitschienen  empfiehlt  sich  in 
schärferen  Krümmungen  der  Hauptbahnen  mit  Geschwin- 
digkeiten über  50  km/Stunde  bei  Gleishalbmessern  von  etwa 
400  m  und  darunter,  auf  Nebenbahnen  mit  Geschwindig- 
keiten bis  40  km/Sunde  bei  Bögen  von  250  m  und  darunter. 
Bei  einem  Halbmesser  unter  150  m  sind  Leitschienen  ge- 
boten. 

Die  Anordnung  von  Leitschienen  ist  erfahrungsgemäß 
wesentlich  geeignet,  Entgleisungen  hintanzuhalten  und 
überdies  die  .\bnutzung  und  Erneuerung  des  äußeren  Schie- 
nenstranges bedeutend  zu  verzögern.  Sie  gewährt  aber 
auch  sonstige  Vorteile  in  der  Oberbauunterhaltung  gegen 
seitliches  Verschlagen  des  Gleises  und  vermindert  die 
Schienen  Wanderung. 

Es  sind  bei  7  Verwaltungen  Leitschienen  im  Ge- 
brauche, die  nach  ihrer  Bauart  und  auch  hinsichtlich  der 
Weite  der  Spurkranzrillen  für  denselben  Krümmungshalb- 
messer wesentlich  voneinander  abweichen.    Maßgebend  für 
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die  Rillenweite  sind  die  Gleishalbmesser  bzw.  der  zugelas- 
sene feste  Radstand  und  die  Spurerweiterung.  Es  kann 
aber  die  Rillenweite  innerhalb  gewisser  Grenzen  enger 
oder  weiter  ausgebildet  werden,  je  nachdem  der  äußere 
Strang  ganz  oder  nur  teilweise  gegen  seitliche  Abnutzung 
durch  die  Angriffe  der  Räder  geschützt  werden  will.  Ob 
es  zweckmäßiger  und  wirtschaftlicher  ist,  den  ganzen  Sei- 
tendruck auf  die  Leitschiene  zu  übertragen,  die  dann  stär- 
kcrem Verschleiß  ausgesetzt  ist,  oder  ihn  auf  die  Leit- 
sch  iene  und  den  äußeren  Strang  zu  verteilen,  kann  nur 
durch  Erfahrungen  festgestellt  werden.  Da  solche  dem 
Unterausschusse  nicht  vorliegen,  ist  er  nicht  in  der  Lage, 
zur  Frage  der  zweckmäßigsten  Rillenweite  und  ihrer  Ab- 
stufung nach  dem  Halbmesser  Stellung  zu  nehmen. 

Die  Abnutzung  der  Leitschienen  soll  zwar  nach  den 
Erfahrungen  einiger  Verwaltungen  sehr  mäßig  sein,  weil 
die  von  den  Lokomotiven  auf  die  Innenseite  der  Leit- 
schienen gelangende  Schmiere  eine  Selbstschmierung  bilde, 
gleichwohl  haben  aber  mehrere  Verwaltungen  die  Leit- 
schienen durch  Einlegung  von  Futterblechen  verstellbar 
gemacht. 

Die  Leitschienen  haben  allerdings  auch  Schattenseiten: 
Sie  vergrößern  den  Zugwiderstand,  wenn  auch  nicht 
wesentlich,  und  erfordern  eine  sorgfältige  Ueberwachung 
der  Strecke  bei  Schneefällen.    Diese  kleinen  Nachteile  fal- 
len aber  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  dem  Gewinn  an  Be- 
triebssicherheit.      Von     letzterem     Gesichtspunkte  aus 
empfiehlt  es  sich.  Leitschienen  besonders  in  Kurven  an 
Stellen  anzubringen,  wo  die  Entgleisungen  die  verderblich- 
sten Folgen  haben  müßten,  z.  B.  auf  hohen  Brücken  und 
deren  Anschlußdämmen,  auf  Strecken,  die  an  Steilgehängen 
hinführen  usw." 
Dieses  Gutachten  der  zweifellos  maßgebendsten  Körperschaft 
über  Zweck,  Nutzen  und  Anlage  der  Leitschienen  ist  einwand- 
frei, unanfechtbar  und  daher  grundlegend  und  bestimmend  für 
die  Beurteilung  der  Frage  der  Leitschienen  —  bis  auf  den  Schluß- 
satz und  die  Wendung:    „Sie    vergrößern    den  Zugwiderstand, 
wenn  auch  nicht  wesentlich."    Denn  erstens  sind  die  Schatten- 
seiten der  Leitschienen  nicht  vollzählig  aufgeführt  und  zweitens 
sind  die  Angaben  über  die  Vergrößerung  des  Zugwiderstandes 
durch  die  Leitschienen  unzutreffend. 

Das  Gutachten  des  Ausschusses  im  Schlußabsatz  gründet  sich 
auf  die  Aeußerungen  der  durch  Fragebogen  darüber  gehörten 
Einzelverwaltungen,  die  ihrerseits  wiederum  zu  dieser  Angabe 
gekommen  waren,  weil  Erfahrungen  oder  gar  genaue  Versuche 
über  den  Einfluß  der  Leitschienen  auf  den  Zugwiderstand  bis 
zur  Zeit  der  Ausschußtagung  (Graz,  9./10.  Oktober  1912)  bei 
keiner  Verwaltung  vorlagen  und  die  Aeußerungen  wahrscheinlich 
mehr  aus  dem  Gefühle  und  der  allgemeinen  Ansicht  heraus  ab- 
gegeben worden  waren.  Jedenfalls  hatte  man  bis  dahin  bei  keiner 
der  Verwaltungen  dieser  Frage  besondere  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt und  wo  es  wie  z.  B.  bei  der  vormals  sächsischen  Ver- 
waltung geschehen  war,  hatten  sich  die  Beobachtungen  und  Ver- 
suche noch  nicht  zu  einem  bestimmten  Urteil  verdichten  können. 

Inzwischen,  d.  h.  während  des  Krieges  und  in  der  Nach- 
kriegszeit, sind  die  von  der  vormals  sächsischen  Eisenbahnver- 
waltung schon  1909  begonnenen  Versuche  zur  Bestimmung  des 
Einflusses  der  Leitschienen  auf  den  Zugwiderstand  zunächst  auf 
der  alten  Grundlage  (Vornahme  von  Wagenablaufversuchen) 
und  schließlich  auf  einer  neuen  Grundlage  fortgesetzt  worden 
und  haben  da  zu  einem  Ergebnis  geführt,  das  den  Wert  der  Leit- 
schienen als  Maßnahmen  der  Wirtschaftlichkeit  gewaltig  vermin- 
dert und  für  gewisse  Verhältnisse  sogar  (in  Steigungsgleisen 
zwei-  oder  mehrgleisiger  Strecken  mit  Richtungsbetrieb)  in  das 
Gegenteil  umkehrt,  was  näher  auszuführen  Aufgabe  dieses  Auf- 
satzes sein  soll. 

Daß  ein  solches  Ergebnis  in  der  heutigen  Zeit,  wo  endlich 
und  mit  vollstem  Rechte  jedes  Anhalten  eines  Zuges,  jo  sogar 
jede  Langsamfahrstelle  nach  der  Menge  der  von  der  Lokomotive 
dadurch  mehr  verbrauchten  Kohle  untersucht,  kritisch  beurteilt 
und  auf  seine  fernere  Daseinsberechtigung  geprüft  wird,  von  ein- 
schneidender Bedeutung  für  die  Bewertung  der  Leitschienen  ist, 
wird  sicher  von  jedem,  der  wirtschaftlich  denkt,  anerkannt 
werden. 

Die  sächsischen  Versuche  wurden  erstmalig  im  Jahre  1909 
von  der  damaligen  sächsischen  Verwaltung  auf  der  kurven-  und 
steigungsreichen  Hauptlinie  Dresden-Chemnitz  als  reine  Ablauf- 
versuche ausgeführt  und  zwar  in  der  Weise,  daß  in  der  Nähe  von 
Freiberg  in  einer  stark  ansteigenden  500  m  langen  Versuchs- 
strecke, bestehend  aus  einer  Geraden  und  einem  anschließenden 
Gleisbogen  mit  283  m  Halbmesser,  der  mit  Leitschienen  ausge- 
rüstet war,  lenk-  und  steifachsige  Wagen  einzeln  und  in  Gruppen 
zum  Ablauf  gebracht  wurden.  Hierbei  waren  Vorkehrungen  ge- 
troffen und  genügend  zahlreiches  Personal  bereitgestellt,  damit 
die  Leitschienen  in  kürzester  Zeit  entfernt  und  wieder  angebracht 
werden  konnten,  so  daß  die  Wagenabläufe  in  dem  Versuchsgleis- 
bogen ohne  Leitschienen  und  mit  Leitschienen  erfolgen  konnten. 
Jeder  dieser  Versuche  wurde  mehrfach  wiederholt. 

Beim  Wagenablauf  wurde  besonderer  Wert  darauf  gelegt,  daß 
die  Einzelwagen  und  Wagengruppen  immer  möglichst  mit  der 


gleichen  Anfangsgeschwindigkeit  in  das  Gefälle  der  Versuchs- 
strecke einliefen. 

Die  Versuchsstrecke  war  in  eine  Anzahl  Kontrollbezirke  ein- 
geteilt und  Stoppuhren  zur  genauen  Zeitnahme  standen  in  ge- 
nügender Anzahl  zur  Verfügung.  Durch  Feststellung  der  End- 
geschwindigkeit bei  Austritt  der  Wagen  aus  der  Versuchsstrecke 
kannte  der  Widerstand  errechnet  werden,  den  die  Gerade  und 
der  Gleisbogen  mit  und  ohne  Leitschienen  den  ablaufenden  Wagen 
entgegensetzten. 

Die  Versuche  ergaben  eine  Steigerung  (in  Prozenten)  des 
Widerstandes  des  Gleisbogens  mit  Leitschienen  gegenüber  dem 
Kurvenwiderstand  ohne  Leitschienen  nach  nachstehender  Zu- 
sammenstellung, die  durchweg  Mittelwerte  der  mehrfach  wieder- 
holten Versuche  darstellt: 


lenkachsige  Wagen 

steifachsige  Wagen 

Einzel- 
ablauf 

Gruppen- 
ablauf 

Einzel- 
ablauf 

Gruppen- 
abiauf 

Steigerung  des  Kurven- 
widerstandes durch  die 
Leitschienen  in  Prozenten 

24 

25 

18 

22 

Die  Steigerung  des  Zugwiderstandes  durch  die  Leitschienen 
beträgt  hiernach  also  20—25  v.  H.  des  normalen  Kurvenwider- 
standes. Bei  besonders  geschmierten  Leitschienen  war  die  Stei- 
gerung etwas  geringer,  genaue  Ergebnisse  konnten  hierbei 
allerdings  nicht  ermittelt  werden. 


Die  Versuchsergebnisse  lassen  aber  weiterhin  erkennen,  daß 
der  Leitschienenwiderstand  bei  gruppenweisem  Ablaufe  der 
Wagen  durchweg  etwas  größer  war  als  bei  Einzelablauf,  übri- 
gens für  den  Oberbaufachmann,  der  sich  —  wie  Verfasser  —  mit 
der  Frage  der  Stellung  der  Wagen  in  Gleisbögen  näher  befaßt 
hat,  keine  verwunderliche  Erscheinung. 

Erfahrungsgemäß  nimmt  jeder  Wagen  beim  Durchgang 
durch  eine  Gleiskrümmung  eine  sogenannte  Spießgangstellung 
ein,  indem  sich  der  Wagen  beim  Einlauf  in  den  Gleisbogen  um 
eine  durch  die  Wagenmitte  hindurchgehende  Vertikalachse  dreht, 
eine  Bewegung,  die  durch  den  Radflansch  des  führenden  Vorder- 
rades beim  Einlauf  in  die  Kurve  eingeleitet  wird  und  solange 
andauert,  bis  die  Hinterachse  des  Fahrzeuges  sich  nach  dem 
Bogenrnittelpunkte  der  Gleiskrümmung  eingestellt  hat  oder  bis 
sich,  wie  das  bei  den  Straßenbahnen  in  den  scharfen  Gleisbögen 
(H  =  50  bis  15  m)  oft  vorkommt,  der  Radflansch  des  inneren 
Hinterrades  gegen  die  innere  Schiene  legt  und  so  die  Dreh- 
bewegung des  Fahrzeuges  beendet  —  man  spricht  in  einem  sol- 
chen Falle  von  einem  Zwängen  des  Fahrzeuges  im  Gleisbogen. 

Diese  Drehbewegung  wird  bei  Gruppenablauf  von  Fahr- 
zeugen wie  überhaupt  beim  Laufe  ganzer  Züge  auf  starken 
Gefällstrecken,  wobei  die  einzelnen  Wagen  bekanntlich 
mit  den  Puffern  dicht  aufeinander  aufreiten,  noch  dadurch  un- 
günstig beeinflußt,  daß  jedes  Fahrzeug  den  hinteren  Teil  des 
voraus  (weiter  talwärts)  laufenden  Fahrzeuges  durch  die  Puffer 
nach  innen  drängt  und  so  die  jedem  Fahrzeug  beim  Bogenlauf 
eigentümliche  Drehbewegung  um  die  Vertikalachse  verstärkt. 
Hierdurch  wiederum  wird  der  Anlaufwinkel  des  führenden  Vor- 
derrades mit  dem  Schienenaußenstrange  vergrößert  und  dadurch 
der  Kurvenwiderstand  erhöht. 

Das  Gegenteil  hiervon,  also  eine  Beeinflussung  der  Dreh- 
bewegung des  Fahrzeuges  um  seine  V'ertikalachse  in  einem 
Sinne,  der  dem  durch  den  Bogenlauf  bedingten  entgegen- 
gesetzt ist,  tritt  ein  beim  Lauf  von  Fahrzeuggruppen  oder 
ganzer  Züge  durch  Gleisbögen  auf  Steigungsstrecken. 
Diese  Beeinflussung  wird  hervorgerufen  durch  die  von  der  zie- 
henden Lokomotive  ausgeübte  Zugkraft,  die  durch  die  Zugstan- 
gen und  Kupplungen  auf  die  einzelnen  Wagen  übertragen  wird 
und  dadurch  folgende  Vorgänge  auslöst: 

In  der  in  der  Fahrrichtung  vorderen  Kupplung  eines  jeden 
durch  eine  Gleiskrümmung  gezogenen  Zuges,  dessen  Zugstangen 
hierbei  die  Seiten  eines  Vielecks  bilden,  tritt  eine  nach  dem 
Bogeninnern  gerichtete  Seitenkraft  als  Komponente  der  in  den 
Zugstangen  hinfließenden  Lokomotivzugkraft  auf,  die  bestrebt 
ist,  das  scharf  an  dem  äußeren  Schienenstrange  hinlaufende  Vor- 
derrad jedes  Wagens  nach  dem  Bogeninnern  abzuziehen,  und 
deren  Größe  sich  für  jeden  einzelnen  Wagen  bestimmen  läßt  aus 
einem  Krafteck,  dessen  Resultierende  die  an  dem  zum  Wagen 
gehörigen  Zughaken  angreifende  Zugkraft  bildet.  Diese  Kom- 
ponente wirkt  als  Seitenkraft  dem  Kurvenwiderstand  des  durch- 
fahrenen  Gleisbogens  unmittelbar  entgegen  und  beeinflußt  so  den 
Bogenlauf  des  Fahrzeugs  in  durchaus  günstigem  Sinne. 

In  dem  gleichen  Maße  wie  die  Lokomotivzugkraft  selbst 
nimmt  allerdings  auch  die  Komponente  von  der  Lokomotive  aus 
nach  dem  Zugende  hin  ab. 

Man  wird  einwenden,  daß  die  als  Seitenkraft  wirkende  Kom- 
ponente, zumal  sie  nach  dem  Zugende  hin  stetig  abnimmt,  nicht 
groß  genug  sei,  den  durch  das  Gewicht  des  Fahrzeugs  ausge- 
übten Raddruck  auf  die  Schiene  zu  überwinden  und  damit  das 
führende  Vorderrad  von  dem  Schienenaußenstrange  nach  der 
Bogenmitte  hin  abzuziehen. 
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Dem  ist  entgegenzuhalten,  daß  der  Raddruck  eines  auf  den 
Schienen  hinrollenden  Fahrzeuges  durchaus  nicht  gleichbleibend 
ist,  sondern  ständig  wechselt.  Dieser  Wechsel  wird  hervorge- 
rufen durch  das  Schlagen  und  Federn  der  Schienenstöße,  durch 
kleine  Unebenheiten  auf  der  Schienenlauffläche,  durch  nicht  fest 
angestopfte  Schwellen,  in  Gleisbögen  außerdem  durch  die  der  Ge- 
schwindigkeit des  Fahrzeuges  nicht  genau  angepaßte  Ueber- 
höhung  —  wobei  allgemein  anerkannte  Grundsätze  und  Formeln 
über  das  theoretisch  und  praktisch  richtige  Maß  der  Ueber- 
höhung  zurzeit  überhaupt  noch  fehlen  —  durch  starke  Gefälls- 
brechungen in  Krümmungen  und  besonders  in  den  Ueber- 
höhungsrampen,  bei  den  Lokomotiven  überdies  noch  durch  die 
Bauart  des  Laufwerkes,  bei  Wagen  durch  die  Schwankungen  und 
Verschiebungen  der  Ladungen  usw.  usw.  Alle  diese  Umstände 
rufen  eine  dauernde  Veränderung  des  ruhenden  Raddruckes 
während  der  Fahrt  hervor,  bald  im  Sinne  einer  Entlastung  und 
bald  im  Sinne  einer  Mehrbelastung  des  einen  oder  anderen  Rades. 

Sie  alle  zusammen  mit  anderen  durch  die  Fahrt  ausgelösten 
äußeren  Einflüsse  bewirken  unter  Ueberwindung  des  Reibungs- 
widerstandes zwischen  Rad  und  Schiene  ein  unausgesetztes  Hin- 
und  Hergleiten  der  Räder  auf  dem  Schienenkopfe  senkrecht  zur 
Schienenlauffläche.  Das  sogen.  Schlingern  der  Fahrzeuge  in  der 
Geraden,  namentlich  bei  großen  Geschwindigkeiten,  ist  eine  auf 
dieser  Tatsache  beruhende  Erscheinung. 

Insofern  findet  also  der  Einwand,  die  durch  die  Zugkraft  in 
Krümmungen  ausgelöste  Seitenkraft  (Ivomponentc)  sei  zu  klein, 
um  das  Vorderteil  eines  Fahrzeuges  unter  Ueberwindung  der  Rei- 
bung zwischen  Rad  und  Schiene  nach  der  Bogenmitte  hin  abzu- 
ziehen, durch  die  an  fahrenden  Zügen  beobachteten  Erscheinjn- 
gen  keine  Bestätigung. 

Wohl  aber  wird  die  vorstehend  entwickelte  Darlegung  über 
den  günstigen  Einfluß  der  Zugkraftkomponente  auf  den  Bogen- 
lauf  der  Fahrzeuge  in  Steigungsstrecken  gestützt  durch  folgende 
Beobachtungen  aus  der  Praxis,  die  wohl  jeder  Bahnmeister  be- 
stätigen wird: 


1.  die  seitliche  Schienenkopfabnutzung  des  Außenstranges 
einer  in  starker  Steigung  liegenden  Gleiskrümmung  ist  ge- 
ringer als  die  seitliche  Abnutzung  eines  unter  sonst  glei- 
chen Verhältnissen  in  starkem  Gefälle  gelegenen  äußeren 
Schienenstranges. 

2.  In  Gleisbögen  mit  Leitschienen  werden  von  den  Fahr- 
zeugen auf  Gefällstrecken  etwa  3 — 4  mal  mehr  Leitschienen- 
bolzen als  auf  Steigungsstrecken  abgerissen,  wie  in  dem 
Amtsbezirke  des  Verfassers  einwandfrei  festgestellt  wor- 
den ist.  Allerdings  ist  diese  Erscheinung  ebenso  wie  die 
unterl  nicht  nur  auf  die  nach  dem  Vorhergesagten  gün- 
stigere Einstellung  der  Fahrzeuge  in  den  Steigungsstrecken, 
sondern  zum  Teil  auch  auf  die  durchweg  größeren  Fanr- 
geschwindigkeiten  bei  den  Talfahrten  zurückzuführen. 

In  Anbetracht  dieser  Verschiedenheiten  zwischen  Berg-  und 
Talfahrten  in  Krümmungsgleisen  hat  der  Verfasser  schon  vor 
dem  Kriege  die  Ablaufversuche  als  solche  zur  Bestimmung  des 
Leitschienenwiderstandes  bemängelt,  zumal  die  Ablaufversuche 
eine  große  Reihe  von  Fehlerquellen  hinsichtlich  der  Versuche 
selbst  wie  hinsichtlich  der  Umrechnung  der  Ablaufgeschwindig- 
keiten in  Krümmungs,  bzw.  Leitschienenwiderstände  in  sicii 
schließen.  An  ihrer  Stelle  hat  er  die  Vornahme  reiner  Zugver- 
suche zur  Bestimmung  des  Leitschienenwiderstandes 
empfohlen. 

Diese  Zugversuche  sollten  in  der  Weise  durchgeführt  wer- 
den, daß  bei  den  Versuchsfahrten  durch  eine  in  starker  Steigu  ig 
und  in  scharfem  Bogen  liegende  möglichst  lange  Versuchs- 
strecke ein  Zugkraftmesser  zwischen  Lokomotive  und  Wagenzug 
eingeschaltet  wird.  Mit  Hilfe  dieses  Zugkraftmessers  könnte  die 
aufgewandte  Zugkraft  durch  eine  möglichst  große  Reihe  von  Ver- 
suchsfahrten in  dem  Versuchsbogen  ohne  und  mit  Leitscnienen 
unmittelbar,  d.  h.  ohne  Umrechnungen  und  daher  mit  ziemlicher 
Genauigkeit  ermittelt  werden. 

(Fortsetzung  folgt) 


NEUE  BETRIEBSMITTEL  DER  STÄDTISCHEN  STRASSENBAHN  LÜBECK 

VON  DIREKTOR  KURT  ZIMMERMANN,  LÜBECK 


Die  Ausdehnung  des  Straßenbahnbetriebs,  insbesondere  der 
umfangreiche  Arbeiterverkehr  auf  den  Außenstrecken,  veranlaßte 
die  Straßenbahn,  neue  Motorwagen  zu  beschaffen. 

Die  neuen 
Motor  -  Wagen 
wurden  der  Ei- 
senbahn-Ver- 
kehrsmittel-Ak- 
tiengesellschaft 
Wismar  i.  M.  in 
Auftrag  gege- 
ben, welche  die 
Wagen  zusam- 
men mit  der 
A.  E.  G.  Berlin 
unter  sorgfälti- 
ger Berücksich- 
tigung der  ge- 
sammelten Be- 
triebserfahrun- 
gen ausgelührt 
hat. 

Die  Motor- 
wagen sind 
zweiachsig  ge- 
baut. Um  ein 
sanftes  Fahren 
zu  erreichen,  ist 
das  Fahrgestell 
gegen  den  Wa- 
genkastendurch 

Anordnungen 
von  doppelten 
Blattfedern  gut 
abgefedert. 

Die  Bremse 
ist  als  Vierklotz- 
bremse mit 
außenliegenden 

Brensklötzen 
ausgeführt.  Am 
unteren  Teil  der 
Bremsspinde]  ist 

.ein  Ackley-Bremsapparat  eingebaut.  In  der  Mitte  des  Wagens 
sind  Spannschlösser  zum  bequemen  Nachstellen  der  Bremse  an- 
geordnet. Im  übrigen  ist  besonders  darauf  Rücksicht  ge- 
nommen, daß  Teile  der  Bremes,  welche  der  Abnutzung  unter- 
liegen, leicht  ausgewechselt  werden  können. 


Abb.  1.  Wagenansicht. 


Der  Wagen  hat  im  Innern  einen  Fassungsraum  für  18  S  i  t  z - 
p  1  ä  t  z  e  und  auf  beiden  Plattformen  einen  solchen  für 
14  Stehplätze.    Die  Sitzbänke  sind  als  Quersitze  ausgebildet 

und  mit  festen 
Rückenlehnen 
versehen.  In  je- 
der Seitenwand 
sind  3  verhält- 
mäßig große 
feste  Fenster 
(1345X950)  an- 
geordnet, wel- 
che den  Fahr- 
gästen einen 
freien  Ausblick 
während  der 
Fahrt  gestatten. 

Die  Hauptab- 
messungen des 
Wagens  sind 
folgende:  Spur- 
weite 1100  mm, 

Gesamtlänge 
des  Wagens  über 
Puffergemessen 
8930  mm,  äuße- 
re Länge  des 
Wagenkastens 
4500  mm,  Länge 
des  Wagens  über 
Kammbohle  ge- 
messen8370mm, 
groß  e  Wagen- 
breite über  die 
Scheuerleisten 
gemessen  2100 
mm,Wagenhöhe 
von  Schienen- 
Oberkante  bis 
Oberkante  Dach 
3350  mm.  Platt- 
formlänge von 
Wagenkasten 

bis  Vorderkante  Pia  tformblech  1758  mm,  Höhe  der  Zug-  und  .Stoß- 
vorrichtung von  Schienen-Oberkante  bis  Mitte  Puffer  480  mm,  Rad- 
sland des  Laufgestells  1800  mm,  Laufkreis-Durchmesser  der  Räder 
800  mm,  Gesamt-Gewicht  des  vollständigen  Wagens  einschließlich 
elektrischer  Ausrüstung  etwa  9800  kg. 
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Der  Oberlicht-Aufbau  hat  Lüftungsfenster  aus  Kathedral- 
Glas,  die  um  eine  wagerechte  Achse  drehbar  sind  und  bequem  ge- 
öffnet werden  Icönnen.  Das  Wagendach  ist  als  Doppeldach  aus- 
gebildet. Die  äußere  Verschalung  besteht  aus  13  mm  starken 
Kiefernholzbrettern,  während  die  innere  ]3ecke  aus  Preßpappc 
besteht,  deren  Innenseite  weiß  gestrichen  und  matt  lackiert  ist. 
Das  Plattlormdach  ist  als 
einfaches  Dach  ausgebildet. 
Die  Plattformen  sind  halb 
geschlossen.  Die  Fenster 
vor  dem  Führerstand  smd 
groß  gehalten  und  gewähren 
dem  Wagenführer  einen 
freien  Ausblick  über  die 
Strecke. 

Mußten  sich  die  Wagen 
in  der  äußeren  Form  und 
Farbe  im  allgemeinen  dem 
vorhandenen  Wagenpark  an- 
passen, so  fällt  beim  Betre- 
ten der  Wagen  das  innere 
vorteilhaft  auf;  zunächst 
schon  durch  den  mitteldunk- 
len ins  grünlich  spielenden 
Farbton  der  Eichenholzaus- 
stattung, weicher  alle  Holz- 
teile der  Wände  und  Sitze 
zu  einer  ruhigen  Einheit 
bindet.  Hierzu  gut  abge- 
stimmt in  hellen  Tönen  ge- 
halten ist  die  Decke  In  diese 
fügen  sich  die  Beleuchtungs- 
körper passend  ein.  Für  die 
Reklame  sind  an  den  unte- 
ren Deckentei'.en  Falzleisten 
vorgesehen. 

Zu  erwähnen  ist  noch, 
daß  sich  die  Beschläge  wie 
auch  die  Anschriften  in  Form 
und  Anordnung  dem  Gesamt- 
bild harmonisch  einfügen. 
Nichts  ist  dem  Zufall  über- 
lassen, und  die  Gesamtwir- 
kung ist  deshalb  als  durchaus 
gelungen  zu  bezeichnen. 

Auf  die  Ausführung  des 
mechanischen  Teils  der  Wa- 
gen, insbesondere  das  Fahr- 
gestell, die  Aufhängung  der 
]\Iotore  usw.,  ist  die  größte 
Sorgfalt  verwendet.  Die  Fahr- 
gestelle besitzen  Längsträger 
aus  gepreßten  Blechen,  wel- 
che dem  ganzen  Wagen  ein 
gefälliges  Aeußere  verleihen. 

Wie    bereits  eingangs 
erwähnt,  wurde  die  elek- 
trische Ausrüstung 
der  Wagen  von  der  A 1 1  g  e- 
meinenElektrizi- 
täts-Gesellschaft, 
Berlin,  geliefert.  Über 
die  Konstruktionen  der 
Hauptteile  ist  folgendes 
auszuführen: 

Motoren.  Um  den 
stärksten  Anforderun- 
gen im  Betriebe  zu  ge- 
nügen, insbesondere  um 
2  Anhängewagen  mit  je 
rd.  40  Personen  auf  den 
vorhandenen  Steigun- 
gen (bis  1 : 18)  befördern 
zu  können, wurde  dieMo- 
torectype  UK  .^82;84al 
gewählt,  die  bei  500 
Volt  Betriebsspannung 
und  ca.  500  Umdrehun- 
gen eine  Leistung  von 
46  PS  aufweist. DieseMo- 
toren  sind  gekapselt  und 

ohne  Lüftung;  sie  sind  mit  Wendepolen  ausgerüstet  und 
zeichnen  sich  durch  besonders  geringes  Gewicht  und  geringen 
Raumbedarf  aus.  Die  Betriebserfahrung  hat  die  Angaben  der 
Lieferfirma  dahingehend  durchaus  bestätigt,  daß  diese  Bau- 
art bei  hohem  Wirkungsgrad  und  hoher  Ueberlastbarkeit 
einen  funkenfreien  Lauf  und  geringe  Widerstandsverluste  beim 
Anfahren  besitzt.  Eine  weitgehende  Geschwindigkeitsregelung 
durch  Feldregelung  verdient  gleichfalls  hervorgehoben  zu 
werden.    Dabei  ist  eine  geringe  Wartung  noch  als  bemerkens- 


Abb.  2.  Wageninneres. 


werte  Eigenschaft  dieser  Motoren  zu  erwähnen.  Die  zweiteiligen 
Motorgehäuse  sind  von  achteckiger  Form  und  aus  Stahlguß  her- 
gestellt. Der  Gehäusemittelpunkt  liegt  25  m  über  Laufachsmitte. 
Beim  Aufklappen  des  Gehäuseunterteils  bleibt  der  Anker  in) 
Oberteil;  er  kann  nach  Lösen  der  Lagerkopfbefestigungs- 
schrauben ausgebaut  werden. 

Die  Gehäuse  sind  mit 
Ankerlagerschildern  ver- 
sehen, die  Ringschmierung 
.besitzen,  während  die  Achs- 
ager  für  Liderungsschmie- 
rung einserichtet  sind. 

Mit  Rücksicht  auf  die  im 
Betriebe  vorhandene  Sp  r- 
weite  von  nur  1100  mm  konn- 
ten nur  die  Zahniäder  und 
Ankerlager  an  der  Antrieb  - 
Seite  für  Vollspur  ausgerüstet 
werden,  während  die  Kom- 
mutatorseite wegen  Raum- 
mangel nur  mit  Schmalspur- 
lagern versehen  wurde. 

Die  Motoren  enthalten 
4  Feld-  und  4  Wendepol- 
spulen, von  denen  die  Haupt- 
pole aus  einzelnen  schmiede- 
eisernen Blechen  bestehen, 
die  durch  kräftige  End- 
scheiben aus  Temperguß 
mittels  Nieten  zusammenge- 
halten werden.  DieWcnae- 
pole  dagegen  sind  aus  Stahl- 
;;uß  angefertigt  Die  Feld- 
spulen werden  durch  beson- 
dere Spulenrahmen  durch 
die  Pole  selbst  unverrückbar 
festgehalten. 

Der  Ankerkern  besteht 
wie  üblich  aus  gut  gegenein- 
ander isolierten  Blechen  von 
hoher  magnetisctier  Beschaf- 
fenheit. Achsiale  Lüftungs- 
kanäle führen  durch  d  e  An- 
kerbleche. Als  Ankerspulen 
aus  Flachdraht  sind  die  be- 
währten   sog.  Doppelkopf- 
spulen verwendet  worden, 
die  aus  mehreren  Teilspulen 
zusammen  über  Schablonen 
gepreßt  und  auf  der  Trieb- 
seite mit  Doppelköpfen  ver- 
sehen sind,  um  die  scharfe 
Kröpfung  der  Schaltenden 
auf    der    Kollektorseite  zu 
vermeiden.     Der  Kollektor 
selbst  ist  auf  die  verlängerte 
Nabe  des  Ankerflansches  auf- 
gesetzt. Hierdurch  wird  er- 
möglicht, daß  die  Ankerwelle 
nach  Zusammenziehen 
des  Ankers  durch  dazu 
bestimmte  Schrauben 
ausgewechselt  werden 
kann,  ohne  daß  sonstige 
Verbindungenam  Anker 
gelöst  zu  werden  brau- 
chen. 

Zur  Vermeidung 
großer  Lamellenspan- 
nung, insbesondere  bei 
Benutzung  der  Kurz- 
schlußbremse, wurde 
d  e  Zahl  der  Kollektor- 
lamellen auf  209  erhöht 
und  der  Durchmesser 
des  Kollektors  an  den 
Fahnen  auf  335  mm,  an 
den  Bürstenflächen  auf 
270  mm  vergrößert. 

Das  Zahnradgetriebe 
beste^  t  aus  einem  Achs- 
zahnrad ausbestemStahlguß  m'tSö  Zähnen  und  einem  Ankertriebaus 
Sicmcns-Martin-Stahl  mit  17  Zähnen.  Das  Uebersetzungsver- 
hältnis  ist  demnach  1  :  5,0.  Der  aus  Stahlblech  hergestellte  Zahn- 
radschutzkasten ist  durch  Rippen  sowie  Laschen  zweckmäßig 
versteift  und  an  den  Anker-  und  Achsstellen  durch  Chromleder 
abgedichtet. 

Die  Schmierung  des  Zahnradgetriebes  erfolgt  durch  einen 
auf  den  Schutzkasten  aufgesetzten  Tropföler  besonderer  Spezial- 
ausführuü'g  der  A.  E.  G.,  der  mit  2  wechselseitigen  Umklapp- 


Motor. 
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Scharnieren  versehen  ist,  von  denen  das  eine  zum  Aufklappen  des 
Deckels  des  Oelgefäßes  dient,  während  das  andere  zur  Um- 
legung-des  ganzen  Apparates  benutzt  werden  kann,  wodurch 
eine  bequeme  Beobachtung  der  Getriebezähne  ermöglicht  wird. 

Fahrschalter.  Die 
Fahrschalter  der  Bau- 
art FB  3  sind  in  Plattform - 
schränken  eingebaut  und 
bestehen  aus  der  Fahr- 
walze, der  Umschaltwalze 
und  der  Bremswalze. 

Das  Fahrschalterge- 
häuse ist  aus  Gußeisen 
hergestellt.  Die  Fahr- 
walze besteht  aus  einer 
eisernen  mit  Mikanit  um- 
preßten Sechskantwelle, 
auf  der  zweiteilige, 
gußeiserne  Klemmstücke 
angebracht  sind.  Die 
hieran  durch  versenkte 
Schrauben  befestigten 
Schleifstücke  aus  gezoge- 
~  T^^'SPHKJSiH  ^  nemFlachkupfersind  aus- 
j^r  ^"^^^^^^^^^^BB  r"   wechselbar.  Um  die  beim 

Schalten  entstehenden 
Abreißfunken  auf  ein  Min- 
destmaß zu  beschränken, 
ist  die  Verteilung  der 
Schleifstücke  auf  derPahr- 
walze  so  vorgenommen 
worden,  daß  der  Abreiß- 
funke an  acht  Stellen  un- 
terbrochen wird 

Die  Kontaktfinger 
sind  mit  einem  auswech- 
selbaren Schleifkontakt 
versehen  und  können 
durch  eine  Stellschraube 
bei  Abnutzung  in  ihrem 
Spiel  genau  eingestellt 
\\  L-rden. 

Als  Funkenlöscheinrichtung  dient  ein  schmicde- 
ei>crner  Polschuh  mit  einer  Blasspule,  die  zur  Erzielung  kräf- 
tigster allseitiger  Blaswirkung  die  gleiche  Höhe  wie  die  Fahr- 
alzc  besitzt.  An  dem  Funkcnlöscher  ist  der  Funkenfänger  in 
'  .LStalt  einer  langen  Isolierplatte  mit  angeschraubten  Zwischen- 
I'latten  befestigt.  Die  Z'wischenplatten  verhüten  ein  Ueber- 
-I'ringen  auf  andere  Schleifstücke. 

Die  U  m  s  c  h  a  1  t  w  a  1  z  c  dient  einesteils  zur  Ein-  und  Aus- 
lialtinig  der  Motoren,  sowohl  einzeln  als  auch  gemeinsam,  sowie 


Abb.  4.  Fahrschalter. 


andererseits  zur  Umkehrung  der  Motorendrehrichtung.  Die  Um- 
schaltwalze kann  nui  bei  ausgeschalteter  Fahrwalze  betätigt 
werden,  ebenso  wie  die  Fahrwalze  nur  bei  eingeschalteter  Uni- 
schaltwalze  geschaltet  werden  kann.  Die  vorgenannte  Hand- 
habung der  gegenseitigen  Verriegelung  erfolgt  durch  eine  ange- 
brachte Sperrvorrichtung. 

Wegen  ihrer  stets  nur  stromlosen  Schaltung  genügt  für  diese 
Walze  imprägniertes  Hartholz,  auf  dem  gleichfalls  leicht  aus- 
wechselbare Schleifstücke  befestigt  sind. 

Die  B  r  e  m  s  w  a  1  z  c  ist  in  der  Vertikalrichtung  der  Um- 
schaltwalze unterhalb  dieser  angebracht  und  mit  der  Fahrwalzc 
derart  gekuppelt,  daß  bei  Einschaltung  der  letzteren  auf 
..Bremsen"  die  Bremsschaltung  der  Motoren  erfolgt.  Auch  die 
Bremswalze  ist  aus  getränktem  Hartholz. 

Oben  wird  der  Fahrschalter  durch  die  übliche  Deckplatte 
aus  schwarz  lackiertem  Gußeisen  abgeschlossen,  auf  der  für  die 
Hauptwalze  6  Schaltstufen  für  Reihenschaltung,  5  für  Parallel- 
schaltung und  7  für  Bremsschaltung  angebracht  sind.  Rechts 
daneben  befinden  sich  die  Aufschriften  für  die  Umschaltu  alzi-, 
die  von  der  Nullstellung  aus  zur  Fahrt  vorwärts  und  rückwärts 
je  mit  2  Motoren  oder  mit  jedem  Motor  allein  eingestellt  werden 
kann. 

Widerstände.  Zur  Erzielung  einer  gleichmal'ii^x  n  Be- 
schleunigung und  eines  sanften  Anfahrens  wird  die  ( iesehwindi-- 
keit  der  Motoren  durch  Vorschaltung  von  entsprc  clu  ndeti 
Widerständen  geregelt.  Diese  sind  als  in  Eisenrahnuii 
isoliert  angebrachte  Drahtspiralen  ausgebildet  und  auf  dem 
Wagendache  befestigt.  Eine  Abdeckung  durch  l:51echkappen  ver- 
hindert das  Eindringen  von  Regenwasser,  durch  Anbringen  xa'il 
reicher  seitlicher  Luftlöcher  wird  für  genügende  Abkühlung  der 
erwärmten  Widerstände  Sorge  getragen. 

Als  Stromabnehmer  dient  ein  bei  Aenderung  der  Fahrt- 
richtung sich  selbsttätig  umlegender  Bügelstromab- 
nehmer, der  den  Arbeitsstrom  durch  ein  1100  mm  langes 
Aluminiumschlcifstück  aus  der  Fahrleitung  entnimmt.  Durch 
einen  über  Rollen  auf  dem  Wagendache  geleiteten  Riemen  kann 
der  Stromabnehmer  von  der  Leitung  abgezogen  werden. 

Zur  Sicherung  der  elektrischen  Ausrüstung  gegen  Ucbcr- 
strom  und  Ueberspannung  sind  zwei  hintereinander  geschaltete 
Höchststrom  au  sschalter  verschiedener  Einstellung, 
sowie  ein  Blitzableiter  mit  Induktionsspule  auf  dem 
Wagendache  angebracht. 

Sowohl  die  mechanische  als  auch  die  elektrische  Ausrüstung 
der  neuen  Wagen  haben  sich  in  einjährigem  Betriebe  bei  starker 
Belastung  bestens  bewährt.  Es  ist  während  dieser  Zeit  weder  ein 
Ankerschaden,  noch,  sonst  irgendwelche  Beanstandiuig  \'nrge- 
kommen,  sodaß  dies  gewiß  ein  erfreuliches  Zeichen  für  die  ilüte 
der  Ausführung  und  der  Leistungsfähigkeit  der  beiden  Liefer- 
firmen bedeutet. 


LUFTSCHRAUBENANTRIEB  FÜR  SCHIENENFAHRZEUGE*) 


VON  DR. 


EINE   ABGRENZUNG    DES  ERREICHTEN 
ING.    FRIEDRICH    HASSE,   REGIERUNGSBAUMEiSTER  A.D. 


Oer  Aufsatz  in  Nr.  28/1921  *)  dieser  Zeitschrift  ist  Gegen- 
st.-ind  mehrfacher  Rückfragen  gewesen,  die  erkennen  lassen,  daß 
einerseits  die  darin  entwickelten  Möglichkeiten  als  „Zukunfts- 
musik" abgelehnt,  andrerseits  aber  die  Bedeutung  der  tatsäch- 
lii  hcn  Voraussetzungen  unterschätzt  wird.  Es  ist  aber  im  voran- 
-angenen  Aufsatz  keines  jener  Bedenken  außer  acht  gelassen 
rden,  die  ein  sachlicher  Beurteiler  erheben  kann,  gleichwohl 
Mild  Zukunftsmöglichkeiten  natürlich  Auffassungssache,  nament- 
lich derjenigen,  die  verantwortlich  darüber  zu  entscheiden  haben. 
Das  Tatsachenmaterial  aber,  auf  das  sich  jene  Erörterungen 
siutzten,  ist,  wie  die  Rückfragen  beweisen,  mit  etwas  zu  abstrak- 
ter SelbstverständlicWf^it  behandelt  worden,  so  daß  hier  einige 
Ergänzungen  am  Platze  zu  sein  scheinen.  Selbst  wenn  sonst 
d.'imit  nichts  erreicht  wird,  so  werden  dadurch  Vcrsuchsergeb- 
nissc  vor  der  Vergessenheit  bewahrt,  die  nach  Ausmaß  und  Er- 
folg in  ihrer  Art  einzig  dastehen  und  wieder  einen  Beweis  dafür 
bieten,  wie  Kriegsrüstung  und  wissenschaftliche  Forschung  in 
der  Schaffung  von  bleibenden  Werten  auch  auf  diesem  Gebiete 
nebeneinander  hergingen. 

Auch  noch  einem  anderen  Einwand  sei  vorweg  in  Kürze  be- 
gegnet. Der  Propcllerantrieb  für  Fahrzeuge  auf  irdischem  Boden 
ist  Gegenstand  vielfachen  Zweifels  gewesen.  Darin  liegt  schon 
rem  logisch  ein  Unrecht.  Das  Flugzeug  ist  uns  eine  glatte 
Selbstverständlichkeit  geworden.  Man  vergißt  aber,  daß  der 
wesentlichste  Teil  der  Energie  des  Propellers  auf  Erhaltung  der 
Höhenlage  verwendet  wird  und  nur  ein  geringer  Teil  zur  Ueber- 
wmdung    des     reinen    Nutz-(Rnmpf-)Widerstandes  verwendet 


*)  Vgl.  Dr  -Ing.  Hasse,  Liiftschraiibcnantrieb  fllr  .Scliienenfalirzemre.  Verkelirs- 
tcchnische  Woche  1921,  Heft  28. 


wird.  Wenn  also  die  Energie  zur  Erhaltuns  der  Höhenlage  frei 
wird,  kann  diese,  wie  schon  die  reine  Anschauung  lehrt,  beim 
rollenden  Fahrzeug  restlos  in  Nutzwiderstandsarbeit  umgesetzt 
werden. 

Hiernach  folge  eine  kurze  Beschreibung  des  Versuchsfahr- 
zeuges, aus  der  am  besten  hervorgeht,  daß  er  sich  um  das  Er- 
gebnis einer  ernsthaften  Arbeit  handelt. 

Von  den  Grundsätzen,  die  für  den  Bau  künftiger  Fahrzeuge 
dieser  Art  im  vorigen  Aufsatz  als  leitend  bezeichnet  wurden, 
treten  schon  bei  dem  Versuchswagen  verschiedene  deutlich  in 
Erscheinung. 

Das  Laufwerk  zeigt  zwei  parallele,  seitlich  eev-icliirljliare 
Achsen,  die  in  den  bereits  früher  geforderten  Kugell mein  l.mfen 
und  zur  Verminderung  des  ungefederten  (iewichts  den  sihr  Ijc- 
scheidenen  Laufkreisdurchmesscr  von  GOO  mm  erhaUen  lialicn. 
Kugelgelagerte  Federstützen  bilden  gewissermaßen  die  Auflager 
des  als  Brückenträger  ausgebildeten  Fahrzeugrumpfes.  Beson- 
deres Interesse  bietet  die  Achslagcrung,  die  nicht,  wie  man  bei 
dem  großen  Radstand  vermuten  sollte,  eine  radiale  Einstellung 
der  Achsen  ermöglicht  oder  erzwingt,  sondern  sich  mit  der  seit- 
lichen Verschiebbarkeit  (ParalleIograninil:nkung)  begnügt.  Die 
Entschlußkraft  der  Aufsichtsbehörden,  insbesondere  des  Eisen- 
bahn-Kommissars und  der  Direktion  der  Militäreisenbahn  zur 
Clenehmigung  dieser  Abweichung  verdient  'besondere  Hervor- 
hebung; denn  das  Fahrzeug  und  die  mit  ihm  uewniinenen  Ver- 
suchsergebnisse wären  zur  LTnnio.nliehkeit  verurteilt  gewesen, 
wenn  man  auch  ni  diesem  Falle  an  der  Bestimmung  der  Eisen- 
bahn-Bau- und  Betriebsordnung,  daß  der  starre  Radstand  paral- 
leler Achsen  nicht  mehr  als  1,:")  ni  betragen  darf,  festgehalten 
hätte. 


Abb.  2.    Blick  auf  das  Laufwerk 


Verkchrstedinisdie  Wodic 
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Die  Bauart  des  Rumpfes  ist  aus  den  Abbildungen  hinreichend 
klar  ersichtlich,  ebenso  die  Gesamtgliederung  und  die  Verteilung 
der  Ausrüstung.  Die  ruhig  fahrende  Mitte  trägt  den  Beob- 
achtungsstand mit  den  verschiedenen  Meßgeräten.  Die  Motoren 
liegen  nahe  der  Mitte.  An  jedem  Ende  ist  ein  Propeller  ange- 
ordnet; die  ungleiche  Größe  der  Propeller  entsprang  besonderen 
\'ersuchsbedürfnissen.  Grundsätzlich  fährt  der  Wagen  —  im 
Gegensatz  zum  normalen  Flugzeug  —  mit  schiebendem  Propeller. 


Der  Führerstand  befindet  sich  in  einer  Versenkung  des 
Daches,  hinter  welcher  sich  noch  ein  Beobachtersitz  aufbaut. 
Die  sonstige  Ausstattung  dieses  Fahrzeugteiles  stimmt  im 
wesentlichen  mit  derjenigen  beim  Flugzeug  überein.  Der  Unter- 
schied dieses  rein  wissenschaftlichen  Zwecken  dienenden  Ver- 
suchsfahrzeuges gegenüber  einem  etwaigen  Verkehrsfahrzeug 
zeigt  sich  auch  in  dieser  Ausrüstung,  denn  für  ein  Verkehrs- 
fährzeug würde  man  eine  für  Vor-  und'  Rückwärtsfahrt  gleicb- 


Abb.  3.    Blick  auf  den  großen  Motor 


Es  erschien  wertvoll,  die  erforderlichen  Beobachtungen  für  die 
beiden  Fahrtrichtungen  mit  motorischen  Ausrüstungen  von 
zwei  verschieden  großen  Stufen  anzustellen.  Der  größere 
Propeller  hat  einen  sechszylindrigen  Maybach-Motor  von  240 
effektiven  Pferdestärken,  der  kleinere  einen  vierzylindrigen 
Daimler-Wagenmotor  von  nur  40  PS.  Es  entspricht  dies  der 
motorischen  Ausrüstung  eines  kleinen  Straßenbahnwagens,  von 
dem  man  eine  wirkliche  Fahrgeschwindigkeit  von  .^0  km/St.  er- 
wartet, während  hier  bei  ungefähr  gleichem  Eigengewicht  wesent- 
lich mehr,  nämlich  55/60  km/Std.  erreicht  wurden,  mit  dem 
großen  Motor  wurden  bis  zu  168  km/Std.  erzielt.' 


mäßig  ausgebildete  Führersitzanordnung  verlangen  müssen,  wäh- 
rend hier  auf  eine  solche  verzichtet  werden  konnte,  weil  die 
größte  zur  Beobachtung  stehende  Geschwindigkeit  nur  in  einer 
Fahrtrichtung  auftritt. 

Eine  bizarre  Wirkung  ergeben  die  in  der  Außenluft  fahren- 
den Kühler,  die  bei  einem  Verkehrsfahrzeug  als  innere  Raum- 
kühler ausgebildet  werden  müßten.  Nicht  maßgebend  für  ein  Ver- 
kehrsfahrzeug ist  ferner  die  niedrige  Achslage  der  Propeller,  die 
aber  insofern  gerade  für  das  Versuchsfahrzeug  von  besonderem 
Werte  war,  als  man  dadurch  einen  Einblick  in  die  Wirkung  des 
Schraubenstrahles  auf  die  Bettung  gewinnen  konnte.  So  konnte 
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festgestellt  werden,  daß  bei  nur  10  cm  Abstand  des  tiefsten  Pro- 
pellerpunktes von  der  Schienenoberkante  die  Bettung  durch  den 
Schraubenstrahl  überhaupt  nicht  beeinflußt  wurde.  Wenn  man 
an  die  erreichte  Stundengeschwindigkeit  von  168  km  denkt  und 
weiter  berücksichtigt,  daß  bei  einem  Verkehrsfahrzeug  die  Pro- 
peller schon  aus  aerodynamischen  Rücksichten  so  hoch  liegen 


Abb.  4.     Blick  in  den  Führersitz  ^ 

müssen,  als  es  das  Lademaß  irgend  gestattet,  so  wird  man  zu- 
geben, daß  die  vielfach  geäußerten  Bedenken  gegen  die  nach- 
teilige Wirkung  des  Schraubenstrahles  auf  die  Umgebung  ent- 
kräftet sind. 


Alles  übrige  ist  aus  den  Abbildungen  mit  hinreichender 
Deutlichkeit  ersichtlich.  Von  diesen  zeigt  Abb.  1  eine  Gesamt- 
längsansicht des  Wagens,  Abb.  2  einen  Teil  des  Rumpfes,  den 
größeren  Motor  und  den  Bremsluftbehälter,  Abb.  .3  die  Anord- 
nung des  Laufwerkes  und  die  senkrechte  Federung  des  Rumpfes. 
Außen  auf  der  Achse  liegt  ein  kleines  Getriebe  für  den  Ge- 
schwindigkeitsmesser, Abb.  4  läßt  die  Anordnung  des  Führer- 
standes erkennen. 

Von  den  bei  der  baulichen  Ausführung  beteiligten  Firmen 
verdienen  besondere  Erwähnung:  die  Maschinenfabrik  Augs- 
burg-Nürnberg als  Lieferantin  aller  Stahlgußteile,  Radgehäuse 
usw.,  die  Maybach-Motorengesellschaft,  die  Daimler-Motoren-Ge- 
sellschaft, ferner  die  Firma  Riebe-Berlin-Weißensee.  die  als  aus- 
führende Werkstatt  für  die  größeren  Flächenbearbeitungen  der 
Gußkörper  usw.  herangezogen  wurde.  Von  der  Instrumenten- 
ausrüstung interessiert  besonders  die  Einrichtung  für  Geschwin- 
digkeitsmessungen, die  von  den  Deuta-W^erken  geliefert  wurde. 
Das  Fachwerk  des  Rumpfes  stammt  von  der  Firma  D.  Hirsch, 
Berlin-Lichtenberg. 

Auch  für  die  Linienführung  der  benutzten  Bahnstrecke  er- 
langte der  Versuchswagen  eine  besondere  Bedeutung.  Hierauf 
wird  später  in  einer  besonderen  Veröffentlichung  eingegangen 
werden.  Eine  letzte  Auswirkung  dieses  neuartigen  Fahrzeuges 
—  die  Umbildung  des  Oberbaues  —  blieb  leider  Entwurf.  Die 
Abb.  5  läßt  erkennen,  was  geplant  war. 

Es  handelte  sich  bei  dieser  Anordnung  nicht  um  den  ge- 
wöhnlichen einseitigen  Leitschienenoberbau,  der  in  Wirkung 
treten  soll,  bevor  das  Fahrzeug  die  Laufschienen  verläßt,  sondern 
um  eine  Weiterbildung  jener  Entgleisungsbalken,  wie  sie  auf 
Brücken  vielfach  zur  Erhöhung  der  Sicherheit  angewandt  wer- 
den. Die  Abbildung  läßt  die  Konstruktion  und  die  gedachte 
Wirkung  erkennen.  Schon  Bendemann*)  beklagt  das  Versagen 
der  Beschaffungsbehörden,  die  im  Banne  des  Hindenburgpro- 
gramms  den  Maßstab  verloren  und  diesem  Vorhaben,  das  für 
Öberbauversuchszwecke  dauernde  Bedeutung  erlangen  und  be- 
halten konnte,  die  erforderlichen  Schwellen  nicht  mehr  zuweisen 
konnten,  nachdem  die  Schienen  und  die  nach  besonderem  Entwurf 
gegossenen  Stühle  schon  bereit  lagen.  Aber  schon  das  Geplante 
ist  wichtig  genug,  um  der  Vergessenheit  entrissen  zu  werden. 

Die  Versuchsfahrten  hatten  gezeigt,  daß  die  Entgleisungs- 
gefahr beim  Schnellfahrzeug  infolge  der  ihm  innewohnenden  Be- 
harrung und  des  geringeren  Gewichtes  sich  in  ganz  anderer,  viel 
milderer  Form  äußert  als  bei  den  bisherigen  Fahrzeugformen. 
Die  vielfach  bekämpfte  bisherige  Leitschienenform  beruht  auf 
dem  Gedanken,  daß  das  Fahrzeug  davor  bewahrt  werden  soll,  in 
Krümmungen  mit  dem  Spurkranz  an  die  Außenschiene  zu 
drücken.  Die  vorliegende  Anordnung  gestattet  sogar  das  Auf- 
klettern des  Außenspurkranzes  auf  die  Fahrschienen  und  be- 
schränkt sich  auf  die  Verhütung  weiteren  Abgleitens  durch  die 
innere  Laufschienenkonstruktion.  Dadurch  werden  die  den  bis- 
herigen Leitschienen  eigenen  Reibungsverluste  ohne  Herab- 
setzung der  Betriebssicherheit  vermieden.  Eine  weitere  Aus- 
wirkung dieses  Gedankens  durch  Versuche  der  hierzu  in  erster 
Linie  berufenen  Reichsbahn  würde  sehr  zu  begrüßen  sein. 


Bei  den  hohen  Geschwindigkeiten  bedurfte  die  Bremse  be- 
sonders sorgsamer  Ausbildung.  Es  ist  eine  unmittelbar  wirkende 
Hochdruckluftbremse,  deren  Bremsz>linder  innerhalb  der  Rad- 
gehiiuse  untergebracht  sind,  so  daß  sie  als  Innenbremse  auf  einen 
besonderen  Bremskranz  und  nicht  auf  den  Laufkranz  Avirkt.  Bei 
den  hohen  Bremsbeanspruchungcn  trägt  diese  Anordnung 
wesentlich  zur  Schonung  des  Laufkranzes  bei. 


Die  vorstehenden  und  früheren  Ausführungen  lassen  er- 
kennen, daß  es  sich  um  ein  \öllig  neuartiges  Fahrzeug  handelt. 


*)  Vortrag  des  Ministerialrates  Prof.  Dr.  lag.  f" ritz  Bendemann  in  der  wissen- 
schaftlichen Gesellschaft  für  Luftschiftahrt  am  23.  Februar  1920  über  die  Flugzeug- 
prüfbahn der  Deutschen  Versuchsanstalt  für  Luftfahrt  und  den  Luftschraubenantrieb 
für  Schienenfahrzeuge,  abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  Flugtechnik  und  Motorluft- 
schiffahrt.  (Verlag  R.'Oldenbourg,  München-Berlin),  Heft  17  und  iS  des  Jahrganges  1920. 
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dessen  zurückhaltende  Bewertung  hauptsächlich  darauf  zurück- 
zuführen ist,  daß  man  den  Maßstab  des  Vorhandenen  anzulegen 
sucht,  während  diese  Neuerscheinung  durchaus  mit  eigenem  Maß 
zu  messen  ist.  Bauart,  Antriebsform,  Betriebsweise  und  Be- 
ziehung zur  Fahrbahn  sind  so  völlig  anders,  daß  für  jede  einzelne 
dieser  Größen  erst  neue  Fußpunkte  gefunden  werden  müssen, 
von  denen  die  Auswertung  der  bisherigen  Ergebnisse  ausgehen 


kann.  Auch  die  Beziehungen  zwischen  Fahrzeug,  Spurkranz- 
form und  Schiene  sind  von  dieser  Umgestaltung  berührt  und 
wegen  ihrer  allgemeinen  Bedeutung  bereits  Gegenstand  beson- 
derer Untersuchungen,  auf  die  später  an  dieser  Stelle  besonders 
eingegangen  werden  wird.  Für  freundliche  Ueberlassung  der  Ab- 
bildungen gebührt  der  Deutschen  Versuchsanstalt  für  Luitfahrt 
(Direktor  Hoff)  zu  Berlin- Adlershof  besonderer  Dank. 


„Die  Welt,  wie  sie  heute  ist,  verdankt  ihr  Gesicht  der 
Technik.  Vorwiegend  sind  es  die  Wissenschaft  und  die 
Kunst,  die  Naturkräfte  Untertan  zu  machen,  welche  unserer 
Zeit  die  Signatur  aufdrücken." 

(R.  A.  Ziese:  Das  Zeitalter  des  Dampfes. l 
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„Diese  Eisenbahnen  sind  nun  meine  und  Lists  Schwär- 
mereien, wegen  ihrer  ungeheuren  politischen  Folgen. 
Allem  Despotismus  wäre  dadurch  der  Hals  gebrochen, 
Krieg  ganz  unmöglich."  (Börne,  1786— 1837) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Verbesserung  des  Personenzugverkehrs.  Die  Abwanderung 
der  Reisenden  in  die  niederen  \\'agenklassen  hat  ein  Bedürfnis 
für  die  Schaffung  größerer  Durchgangsverbindungen  .in  Per- 
sonen-Zügen geschaffen,  die  gegenüber  den  bisherigen  als  be- 
schleunigte gelten  können.  So  wird  ein  solches  Zugpaar  mit 
18  Stunden  Fahrzeit  zwischen  Berlin  und  München,  mit  12  Stun- 
den Fahrzeit  zwischen  Berlin  und  Frankfurt  a.  M.,  mit  114  Stun- 
den Fahrzeit  zwischen  Berlin  und  Breslau,  mit  12  Stunden  zwi- 
schen Berlin  und  Köln  verkehren. 

=G1=  Straßen-  und  Bahntransport.  Im  englischen  Unter- 
haus soll  in  Kürze  die  zweite  Lesung  eines  Gesetzantrages  statt- 
finden, den  die  North  Western-  und  Midland-Gruppe  der  engli- 
schen Eisenbahnen  eingebracht  hat  auf  Erteilung  der  Genehmi- 
gung zur  Aufnahme  der  Personen-  und  Güterbeförderung  über 
Land  mit  Kraftwagen.  Die  Bahngesellschaf len  beanspruchen 
diesen  Autoverkehr  für  sich  als  Zubringer  und  Förderer  ihres 
Bahnbetriebes  und  zwar  in  allen  Landesgebieten,  die  zum  Inter- 
essenbereich ihrer  Bahnlinien  gehören. 

Gegen  den  Antrag  hat  sich  starker  Widerstand  seitens  der 
jetzigen  Autoverkehrstreibenden  erhoben,  die  in  den  Bahngesell- 
schaften einen  gefährlichen  Konkurrenten  fürchten.  Sie  weisen 
darauf  hin,  daß  die  Bahnen  kraft  ihres  starken  finanziellen 
Rückhaltes  alle  andreren  Mitbewerber  tot  machen  und  damit  eine 
Monopolstellung  erringen  würden,  so  daß  dann  jeder  gesunde 
Wettbewerb  ausgeschaltet  wäre.  Die  Gefahr  wird  als  besonders 
groß  hingestellt,  weil  damit  der  gesamte  Inlandverkehr  in  einer 
Hand  läge. 

Diese  Befürchtungen  gehen  jedoch  etwas  zu  weit.  Erstens 
besteht  die  Gefahr  der  Trustbildung  genau  so  bei  den  jetzigen 
Straßenverkehrs-Gcsellschaften,  zweitens  sind  die  Bahnen  nach 
dem  Wortlaut  ihres  Gesetzantrages  gehalten,  für  den  Autobetrieb 
getrennte  Geschäftsführung  einzurichten,  so  daß  sie  darin  über- 
wacht werden  köirncn,  und  drittens  würden  ihre  Einheitssätze 
genau  so  der  Genehmigung  des  staatlichen  Schiedsamtes  unter- 
liegen, wie  es  jetzt  schon  ihre  Fahrgeld-  und  Frachtsätze  sind. 

Die  Entscheidung  in  dieser  Frage  ist  zweiffellos  allein  ab- 
hangig von  der  Förderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt.  Bringen 
die  Bahngesellschaften  einen  guten  Autobetrieb  zustande,  so  hat 
die  Allgemeinheit  den  Vorteil  davon.  Zugleich  werden  sie  an 
'ielen  Stellen  noch  eine  bessere  Ausnützung  ihrer  Bahnanlagen 
erreichen.  Versagen  sie  dagegen,  so  haben  die  bestehenden 
Straßenverkehrs-Gesellschaften  keinen  Nachteil  davon.  Sicher- 
lich werden  aber  viele  Gegenden,  die  bis  jetzt  vom  Verkehr  ab- 
geschnitten sind,  durch  Autolinien  Anschluß  an  die  großen  Ver- 
kehrswege bekommen  können  und  damit  für  Handel  und  Ver- 
kehr erschlossen  werden. 

Es  sei  ergänzend  erwähnt,  daß  die  Eisenbahn-Generaldirek- 
lon  Dresden  in  Sachsen  schon  seit  Jahren  derartige  Kraftwagen- 
inien  betreibt  und  damit  vielen  Gebieten  des  dicht  bevölkerten 
nd  von  bedeutenden  Industrien  besiedelten  Erzgebirges,  die 
'egen  der  Geländegcstaltung  keinen  Bahnanschluß  erhalten  kön- 
en,  die  lebensnotwendigen  Verkehrsmöglichkeiten  geschaffen 
hat.  Die  Linien  sind  zunächst  allerdings  nur  für  Personen-  und 
eisegepäckbeförderung  eingerichtet.  (Engineering  v.  7.4.  22.) 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

=G1=  Zur  Elektrisierung  der  englischen  Hauptbahnen.  Wie 
rnmerlich,  sollen  auch  in  England  die  Eisenbahnen  elektrisiert 
werden.  Starke  Kräfte  sind  in  Tätigkeit,  um  diese  Frage  in 
*luß  zu  bringen  und  bald  sichtbare  Erfolge  zu  zeitigen.  Das 
Verkehrsministerium  hat  sich  auf  Grund  des  neuen  Eisenbahn- 
gesetzes vom  August  1921  mehrfach  bemüht,  eine  möglichste 
Einheitlichkeit,  wenigstens  in  den  Hauptpunkten  (Spannung, 
Stromart  usw.)  von  vornherein  durchzusetzein,  was  bei  der 
großen  Anzahl  von  selbständigen  Bahngesellschaften  in  Eng- 
land auch  von  noch  viel  größerer  Wichtigkeit  ist  als  z.  B  bei 
uns.  Einige  Probebetriebe  auch  in  größerem  Umfange  und  teil- 
weise schon  von  mehrjähriger  Dauer  versprachen  guten  Erfolg 
Trotzdem  gibt  es  zahlreiche  gewichtige  Stimmen,  die  weniger 
optimistisch  klingen  und  zur  Vorsicht  mahnen.  Sie  haben  be- 
sonders deutlich  Ausdruck  gefunden  im  Anfang  dieses  Jahres 
auf  einer  gemeinsamen   Diskussionsvcrsammlung  von  Maschi- 


nen-, Bau-  und  Elektroingenieuren  in  Birmingham  über  die  Ein- 
iuhrung  des  elektrischen  Betriebes  auf  den  englischen  Haupt- 
bahnen. Im  folgenden  seien  die  Hauptgedanken  der  Diskussions- 
reden kurz  zusammengestellt.  Der  \^ertreter  der  Great  Northom, 
die  bereits  eine  Güterlinie  elektrisch  betreibt,  wies  darauf  hin, 
daß  heute  im  Durchschnitt  die-  Transportleistung  gegen  1913  nur 
70—75  %  im  Personenverkehr  und  80—85  %  im  Güterverkehr 
beträgt.  Die  Bahnen  seien  also  noch  längst  nicht  an  der  Grenze 
ihrer  Leistungsfähigkeit,  so  daß  man  nicht  einsehen  könne, 
warum  schon  so_  gewaltige  Aufwendungen  für  die  Elektrisierung 
gemacht  werden"  sollten.  Dazu  wäre  Zeit,  bis  die  Verkehrs- 
steigerung dazu  benötige.  Uebrigens  seien  die  Vergleiche  zwi- 
schen Dampf-  und  elektrischem  Betrieb  meistens  in  ganz  unzu- 
lässiger Weise  auf  technisch  falschen  Voraussetzungen  aufge- 
baut worden,  so  daß  es  ein  Leichtes  gewesen  sei,  die  beabsich- 
tigte Ueberlegenheit  des  elektrischen  Betriebes  nachzuweisen. 
Die  Kosten  für  die  Elektrisierung  wären  früher  von  sachkundi- 
ger Seite  auf  20  000  £  für  1  Meile  (l,ü  km)  berechnet  worden, 
was  bei  5  %  jährlich  1000  £  an  Zinsen  erfordere.  Die  Jahres- 
einnahme auf  1  Meile  wäre  auf  den  englischen  Bahnen  im  Durch- 
schnitt .5000  £■  Abgesehen  davon,  daß  die  Baukosten  heute 
mindestens  das  Doppelte  betrügen,  würden  also  die  Zinsen  allein 
2U  %  der  Einnahmen  \  erschlingen.  Das  eröffne  keine  besonders 
glänzenden  Aussichten. 

Mehrere  andere  Stimmen  wandten  sich  gegen  die  Wahl  von 
1500  Volt  Gleichstrom,  was  nur  den  Amerikanern  nachgemacht 
würde.  Die  geringe  Spannung  erfordere  viel  zu  viele  Umformer- 
werke in  geringen  Abständen.  Man  solle  sich  die  Länder  zum 
Vorbild  nehmen,  die  weiter  im  Motorenbau  wären.  Besonders 
wurde  auch  der  geplante  vollautomatische  Betrieb  in  den  Um- 
formerwerken' als  unzuverlässig  abgelehnt.  Die  Störungsgefahr 
auch  durch  geringste  Einwirkung  sei  viel  zu  groß.  Demgegen- 
über wurde  Wechselstrom  von  15  000  \'olt  empfohlen,  was  eine 
gewaltige  Ersparnis  bei  den  Kupferleitungen  bringen  würde. 

Auch  die  Hoffnungen,  die  auf  die  Stromgewinnung  aus 
^^'asscrkraftanlagen  gesetzt  würden,  erfuhren  Ablehnung.  Es 
gäbe  viele  Gründe,  die  gegen  diesen  W^eg  sprächen.  Eine  Anlage 
unter  20  000  PS  könne  sich  unter  den  Wrhältnissen,  wie  sie  in 
Plngland  lägen,  nicht  rentieren.  Für  Englan'd  müsse  man  das 
Heil  in  der  besseren  Ausnutzung  der  Brennstoffe  suchen.  Auch 
wäre  es  durchaus  der  Mühe  wert,  \''ersuche  mit  der  direkt  an- 
getriebenen Diesel-Lokomotive  zu  machen,  bevor  sich  das  Land 
in  so  kostspielige  Elektrisierungspläne  einlassen  dürfe.  (Enginee- 
ring 1922.  C  XIII,  2926.) 

=G1=  Waterloo-Station.  Am  22.  März  dieses  Jahres  ist 
die  Waterloo-Station,  der  Endbahnhof  der  London  und  South- 
Western-Bahn  in  London  von  der  englischen  Königin  feierlich 
eröffnet  worden.  Dieser  Bahnhof  wird  jetzt  als  der  größte  und 
beste  seiner  Art  in  England  angesehen.  Der  Bau  begann  im 
Jahre  1900  auf  der  Südseite  mit  der  Niederlegung  zahlreicher 
Wohnhäuser  zur  Platzgewinnung".  .  Fast  10  Jahre  wurden  ge- 
braucht, hauptsächlich  zur  Schaffung  neuer  Zufahrtswege,  Ver- 
stärkung von  Brücken  und  Viadukten  und  zur  Erneuerung  der 
Einführung  der  Waterloo  und  Citj'-Bahn.  Alle  bedeutenden 
Lasten  wurden  nirgends  auf  vorhandene  Widerlager  und  Stütz- 
mauern, sondern  auf  neue  Gründungen  übertragen,  die  bis  auf 
den  festgelagerten  Kies  oder  den  Londoner-Lehm  IK»  bis  7  m 
tief  hinab  gehen. 

Der  erste  Bauabschnitt,  außerhalb  der  alten  Südhalle,  wurde 
1912  vollendet.  Er  umfaßte  6  neue  Bahnsteige,  einen  Teil  des 
Querbahnsteiges  und  den  Flügel  d'es  Empfangsgebäudes,  in  dem 
die  hauptsächlichsten  Diensträunie  liegen.  Anschließend  wurde 
der  Mittelteil  (für  die  Hauptiinie)  und  die  Nordhalle  für  die 
Windsorlinie  in  Angriff  genommen,  deren  Fertigstellung  durch 
den  Krieg  starke  Verzögerung  erlitten  hat. 

Die  gesamte  Bahnhofsanlage  bedeckt  eine  Fläche  \-on  fast 
10  ha,  wovon  4  ha  überdacht  sind.  Die  Haupthalle  ist  verglast. 
Die  Binder  liegen  in  18  m  Abstand'  quer  zu  den  Längsbahn- 
steigen, haben  bis  40  m  Spannweite  und  sitzen  auf  eisernen 
Säulen,  deren  Fuß  und  Kopf  mit  Ornamentwerk  aus  Gußeisen 
geschmückt  (!)  ist.  Die  Gründungen  sind  aus  Ziegelmauerwerk. 
Die  freie  Höhe  zwischen  Untergurt  und  Bahnsteig  beträgt  etwas 
über  10  m.  Ueber  den  Säulenreihen  liegen,  parallel  zu  den 
Bahnsteigen,  Längsträger. 
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Eine  geräumige  Querbahnsteighalle  schließt  einerseits  die 
Zungenbahnsteiganlage,  andererseits  die  Verkehrsräume  (Warte- 
hallen, AbortanlaRcn,  Fahrkartenstellen,  Gepäck  jsw.),  über 
denen  die  Diensträume  der  Bahngesellschaften  liegen,  zusammen. 
Das  Dach  über  dieser  Halle  ist  von  ähnlichem  Aufbau.  Zugänge 
sind  auf  zwei  Seiten  vorhanden.  Die  ersten  15  Zungenbahnsteige 
sind  untereinander  etwa  in  der  Mitte  durch  Treppen  und  einen 
Quertunel  verbunden,  der  außerdem  unmittelbaren  Zugang  zur 
Untergrundbahn  besitzt.  Für  den'  Gepäckverkehr  ist  ein  be- 
sonderer Tunnel  mit  elektrischen  Aufzügen  nach  den  Bahn- 
steigen vorhanden.  Die  gesamten  Bauarbeiten  sind  ohne  Unter- 
brechung des  Verkehrs  ausgeführt  worden,  was  bei  täglich  1200 
ein-  und  auslaufenden  Zügen  eine  beachtliche  Leistung  genannt 
werden  darf.  (Engineering  v.  24.3.22.) 

=G1=    Elektrisierung    der    südafrikanischen  Eisenbahnen. 

Der  erste  Auftrag  zur  Elektrisierung  in  Südafrika  ist  kürzlich 
einer  englischen  Elektrizitätsfirma  in  Manchester  erteilt  worden. 
In  Betracht  kommt  der  Abschnitt  Glencoe — Maritzburg  in  Natal. 
Glencoe  ist  der  Brennpunkt  für  den  sehr  bedeutenden  Kohlen- 
verkehr zwischen  Natal  und  Durban.  Die  Linie  Glencoe — Ma- 
ritzburg war  unter  dem  bisherigen  Dampfbetrieb  an  der  Grenze 
ihrer  Leistungsfähigkeit  angekommen  —  täglich  rund  20  000  t  in 
einer  Richtung.  Als  Zugkraft  werden  elektrische  Lokomotiven 
für  3000  Volt  Fahrdrahtspannung  eingeführt,  die  mit  Rücksicht 
auf  die  sehr  hüglige  Gestaltung  des  Geländes  für  Stromrück- 
gewinnung auf  den  Gefällestrecken  eingerichtet  sind.  —  Der 
jetzt  abgeschlossene  Vertrag  lautet  auf  rund  1  Millionen  £. 
«.Engineering  1922,  C  XIII,  2926.) 

=G1=  Abfindung  für  die  englischen  Eisenbahngesellschaften. 

Das  Schiedsgericht  für  die  Gruppenbildung  der  englischen  Eisen- 
bahnen hielt  am  13.  Dezember  1922  seine  erste  öffentliche  Sitzung 
ab,  um  die  Verteilung  der  ersten  Rate  von  24  500  000  £  unter  die 
Eisenbahngesellschaften  zu  erörtern,  die  während  des  Krieges 
unter  Staatsaufsicht  gestanden  hatten.  Wie  erinnerlich,  hat  das 
Parlament  in  Verbindung  mit  dem  neuen  Eisenbahngesetz  vom 
August  1921  60  Mill.  £  bewilligt,  um  alle  restlichen  Forderungen 
der  Bahnen  aus  der  Kriegszeit  endgültig  abzulösen. 

Der  Vertreter  der  Eisenbahngesellschaften  legte  eine  Liste 
von  82  Gesellschaften  vor,  die  Anspruch  auf  Berücksichtigung 
bei  Verteilung  der  Summe  hätten,  und  forderte  die  Genehmigung 
zur  Auszahlung  von  24,5  Mill.  £  zum  15.  Januar  1922.  Das 
Schiedsgericht  bestimmte,  daß  auch  die  Kleinbahnen  (es  handelt 
sich  um  drei  Gesellschaften)  Anteil  an  der  Ablösungssumme 
haben  sollten.  Im  übrigen  wurde  die  Auszahlung  genehmigt. 
Die  Verteilung  stützt  sich  auf  die  Reineinnahmen  dier  Bahnen 
vom  Jahre  1913.    Hiernach  sind  auf  die  größeren  Gesellschaften 


folgende  Summen  entfallen: 

Caledonien  Railway   \  135  277  £ 

Great  Central   922  097  £ 

Great  Lastern   1  987  907  £ 

Great  Northern   1  069  662  ^ 

Great  Western   2  999  566  £ 

Laneashire  and  Yorkshire   1315  437  £ 

London  and  North-Western   3107  814  £ 

London  and  South-Western   1092860  £ 

London,  Brighton  and  South  Coast  .    .    .  724  811  £ 

Metropolitan   211  950  £ 

Metropolitan  District   197  597  £ 

^J'dland    2  929  291  .£ 

North   British    \  921  672  £ 

North-Eastern    2  375  333  £ 

South-Eastern  and  Chatam   1  056  334  £ 

Glasgow  and  South-Western   415  336  £ 


(Civ.  Eng.,  Jan.  22.) 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Der  Bahnverkehr  der  Leipziger  Frühjahrsmesse.  Der  Bahn- 
verkehr zu  und  von  der  Leipziger  Frühjahrsmesse  1922  wurde 
außer  von  den  schon  bestehenden  Fahrplanzügen  durch  insge- 
samt 360  Züge  bewältigt,  darunter  100  Züge,  die  bisher  wegen 
Kohlenmangels  ausgefallen  waren,  aber  aus  Anlaß  der  Messe 
wieder  eingelegt  wurden.  Die  übrigen  260  Züge  setzten  sich  zu- 
sammen aus  Gesellschafts-Sonderzügen  (mit  Fahrpreisermäßi- 
gung), Verwaltungs-Sonderzügen  sowie  Vor-  und  Nachzügen, 
deren  Emlegung  bei  fahrplanmäßigen  Zügen  wegen  Ueberfüllung 
nötig  wurde.  Es  dürfte  kaum  eine  wirtschaftliche  Veranstaltung 
in  der  Welt  geben,  die  in  der  kurzen  Zeit  von  13  Tagen  die  Ein- 
legung einer  derartig  großen  Anzahl  von  Eisenbahnzügen  zur 
Bewältigung  des  Verkehrs  notwendig  macht. 

Die  Beteiligung  an  der  Mitteldeutschen  Ausstellung  Magde- 
burg 1922.  Sowohl  nach  der  industriellen,  als  auch  nach  der 
wissenschaftlichen  Seite  hin  ist  die  Beschickung  der  Miama 
Uberaus  reich.  Behörden,  Verwaltungskörper,  Verbände  und 
Industrielle  nehmen  werktätigen  Anteil  an  dem  Wiederaufbau 
des  deutschen  Wirtschaftslebens  und  an  der  Wiedergesundung 
aes  deutschen  Kulturlebens  durch   ihre   Beteiligu.ng  Reichs- 


Landes-  und  Kommunalbehörden  haben  sich  als  Aussteller  an- 
gemeldet, um  ihre  tatkräftige  Mitarbeit  an  dem  Wiederaufbau 
darzulegen.  Die  Kommunal-Verwaltungen  haben  besonderes 
Interesse  gezeigt  für  die  Abteilungen  Siedelung,  Sozialfürsorge, 
Verkehrswesen  und  Kommunalwirtschaft.  Wissenschaftliche 
Verbände  und  Institute  sowie  gemeinnützige  Gesellschaften  sind 
in  großer  Anzahl  vertreten,  um  zu  zeigen,  wie  auch  die  Wissen- 
schaft die  Not  der  Zeit  überwinden  kann.  Rege  und  umfassend 
ist  die  Beschickung  der  Ausstellung  von  Seiten  der  Industrie. 
Groß-  und  Schwerindustrie,  Handel  und  Handwerk  nicht  nur 
Mitteldeutschlands,  sondern  des  gesamten  Reiches  treten  ein- 
drucksvoller in  die  Erscheinung. 

Technik  und  Einheitsmesse.  Im  Bezirksverein  Düsseldorf 
des  Vereins  Deutscher  Ingenieure  (V.  D.  I.)  wurde  der  Beschluß 
gefaßt,  die  Vertretung  des  Vorstandes  des  V.  D.  I.  im  Aus- 
stellungs-  und  Messe-Amt  der  Deutschen  Industrie  zu  ersuchen, 
für  eine  Zentralisierung  des  deutschen  Messewesens  in  Leipzig 
einzutreten. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

■■  Braunkohlen-Industrietag  in  Mitteldeutschland.  Anfang 
März  wurde  in  Halle  durch  den  Braunkohlen- 
Industrie-Verein  ein  Braunkohlenindustrietag  veran- 
staltet, auf  dem  sich  nicht  nur  Kreise  der  industriellen  und 
Handels-Interessenten,  sondern  auch  Vertreter  der  Hochschulen 
und  Bergakademien  zusammenfanden. 

Von  dem  Vorsitzenden  des  Braunkohlen-Industrie-Vereins, 
Generaldirektor  Dr.  Piatscheck,  wurde  auf  die  Bedeutung 
der  Braunkohle  für  das  deutsche  Wirtschaftsleben  und  auf  die 
Möglichkeit  ihrer  intensiven  Ausnutzung  hingewiesen.  Mit 
dieser  Frage  zusammenhängend  behandelte  Oberingenieur  W  e  i  ß 
von  den  Büttner-Werken,  Uerdingen,  das  Problem  der  Braun- 
kohlenstaubfeuerung.  Die  auf  einen  beschränkten 
Transportradius  angewiesene,  stark  wasserhaltige  Rohbraunkohle 
wird  durch  die  außerordentlich  hohen  Frachten  stark  verteuert. 
Es  ist  deshalb  nach  Verfahren  gesucht  worden,  sie  zu  trocknen 
und  staubförmig  aufzubereiten.  Heizgase  kamen  wegen  der 
großen  Feuersgefahr  nicht  in  Frage.  Das  Rheinische 
Braunkohlensyndikat  glaubt,  ein  brauchbares  \'erfahren 
gefunden  zu  haben,  indem  es  Trocknungsversuche  der  gruben- 
feuchten Rohbraunkohle  nach  dem  Gleichstromprinzip  durch 
Feuergase  vorgenommen  hat,  die  in  direkter  Berührung  mit  der 
Kohle  eine  langsam  rotierende  Trommel  durchlaufen,  in  denen 
ein  ständiges  Umwälzen  der  Kohle  bewirkt  wird. 

Von  Oberingenieur  B  i  r  k  n  e  r  ,  Köln,  wurden  die  ver- 
schiedenen Staubfeuerungssysteme  behandelt,  während  Dipl.-Ing. 
Grafen  vom  Mitteldeutschen  Braunkohlensyndikat  in  Leipzig 
über  Neuerungen  auf  dem  Gebiete  der  Braunkohlenfeuerung  im 
allgemeinen  sprach.  Oberingenieur  Kaiser,  Leipzig,  stellte 
die  Welt-Kohlenproduktion  1913  und  1920  gegenüber,  und  ver- 
wies auf  die  heutige  vermehrte  Inanspruchnahme  der  Braun- 
kohlenvorräte gegenüber  der  Steinkohle.  1913  war  das  \'erhältnis 
Steinkohle  zu  Braunkohle:  67  zu  33%,  1920  53  zu  47%.  In 
Deutschland  kostet  heute  die  Kohle  das  Vierundvierzigfache,  in 
England  nur  das  Anderthalbfache,  in  Frankreich  das  Zweieinhalb- 
fache. Trotzdem  sind  die  deutschen  Preise  noch  lange  nicht  an 
den  Weltmarktpreis  heran.  In  der  Ausfuhr  der  Kohle  steht  Eng- 
land an  der  Spitze  mit  222  Millionen,  das  bedeutet  seit  1913  einen 
Rückgang  von  46  Millionen.  In  der  Ausfuhr  folgt  dann  Amerika 
mit  annähernd  15  Millionen;  Deutschland,  das  früher  44  Millio- 
nen ausführte,  hat  zurzeit  nur  eine  ganz  unbedeutende  Ausfuhr. 
Englands  Rückgang  ist  in  erster  Linie  auf  die  Reparations- 
leistungen Deutschlands  an  Frankreich  zurückzuführen,  wodurch 
den  Engländern  ein  Hauptabnehmer  außer  Deutschland  verloren 
ging. 

Ueber  Verschwelung  und  Vergasung  der 
Braunkohle  sprach  Dipl.-Ing.  Arnemann,  Halle,  unter 
Betonung,  daß  die  mitteldeutsche,  hochbitumenöse  Braunkohle 
sich  im  Meuselwitzer  und  Altenburger  Bezirk  besonders  zur  Teer- 
gewinnung im  Generatorverfahren  eigne.  Aus  einer  Tonne 
Braunkohle  könnten  60 — 70  kg  Teer  gewonnen  werden. 

Aus  der  Tagung  ergab  sich  mit  Deutlichkeit,  welche  außer- 
ordentliche Bedeutung  die  Braunkohle  im  deutschen  Wirtschafts- 
leben gerade  heute  zu  spielen  berufen  ist. 

SJ  Untersuchungen  chilenischer  Kohle  auf  Eignung  zur  Her- 
stellung von  Hochofenkoks  werden  von  der  Firma  Krupp 
angestellt.  Sie  hat  zu  diesem  Zweck  nach  der  Rheinisch-West- 
fälischen Zeitung  Kohlen  von  der  chilenischen  Kohlengesellschaft 
Lebu  angekauft.  Die  Prüfung  hat  bisher  ein  günstiges  Ergebnis 
gezeigt. 

'S  Ausländische  Stickstoff erzeugung.  Bei  der  zunehmenden 
Bedeutung  der  deutschen  Stickstoffindustrie  und  dem  Interesse, 
das  besonders  in  Kreisen,  die  sich  mit  Wärmewirtschaft  be- 
schäftigen, die  Kraftquelle  dieser  Industrie  begegnet,  ist  es  inter- 
essant zu  erfahren,  daß  das  niederländisch-indische 
Stickstoff-Syndikat  den  Bau  einer  Stickstoffabrik  in 
Poloe  Wali  auf  C  e  1  e  b  e  s  plant,  die  durch  die  Wasserkraft 
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des  Marmaraflusses  gespeist  werden  soll.  Die  Kosten 
werden  auf  50  Mill.  Gulden  geschätzt.  Die  Fabrikation  soll  sich 
auf  Stickstoffdünger  und  metallurgische  Produkte  erstrecken. 

S  i  Weitere  Ausdehnung  der  Industriealisierung  Mitteldeutsch- 
lands. Die  Energiequelle  Braukohle  bietet  den  Anreiz  zur  An- 
siedlung  von  immer  weitgehenderen  Industrieanlagen.  So  plant 
der  Gußstahlverein  Siegen-Solingen  den  Ausbau 
seiner  Stahlgießerei  in  Frankleben  zu  einer  großen  Anlage 
zur  Gewinnung  von  Elektrostahl.  Auch  die  zur  Stinnesschen 
Rhein-Elbe-Union  gehörende  Gelsenkirchener  Berg- 
werks A.-G.,  die  schon  bei  Löbejün  die  Hötze  Steinkohlen- 
bergwerke betreibt,  erwarb  bei  Könnern  Gelände  für  einen 
Fabrikneubau  und  die  schlesische  Gräfl.  Schaffgottsche 
Verwaltung  kaufte  bei  Merseburg  Gelände,  um  für  die 
an  Polen  verlorenen  Werke  Neuanlagen  zu  schaffen. 

"  Die  Steinkohlenförderung  im  Ruhrbezirk  stellt  sich  für 
1913  auf  114.6  Mill.  t,  1918  auf  96,0  Mill.  t,  1920  auf  88,3  Mill.  t, 
1921  auf  94,1  Mill  t.  Die  arbeitstägliche  Leistung  betrug  1913 
rund  298  000  t,  1918  rund  317  000  t,  1920  rund  292  000  t,  1921  rund 
311000  t.  Zu  berücksichtigen  bleibt  bei  den  Zahlen  jedoch  die 
bedeutende  Mehreinstellung  an  Arbeitskräften. 

FERNSPRECHWESEN 

Beschleunigung  der  Ueberseetelegramme.  Der  deutsche 
drahtlose  Uebersee-Dienst  „via  Transradio"  hat  einen  bedeut- 
samen Schritt  vorwärts  getan.  Die  direkte  Funkverbindung 
Berlin  (Stadt)— New  York  (Stadt)  ist  hergestellt.  Mitten  aus 
Berlin  heraus  werden  jetzt  Telegramme  abgesandt  und  im  glei- 
chen Augenblick  auf  der  Empfangsstelle  im  Herzen  New  Yorks 
niedergeschrieben  und  umgekehrt.  Eine  kürzere  Verbindung  ist 
undenkbar.  Erreicht  wurde  diese  wichtige  Verbesserung  durch 
Anwendung  der  neuesten,  von  der  Gesellschaft  Telefunken  ent- 
wickelten, technischen  Errungenschaften,  die  es  gestatten,  die 
Großfunkenstellen  Nauen  und  Eilvese  durch  Fernleitungen  von 
Berlin  aus  zu  steuern.  So  ist  der  ganze  Dienst  der  ,, Drahtlosen 
Uebersee-Verkehr  A.-G."  auf  der  „Transradio-Betriebszentrale", 
Oranienburger  Straße,  Ecke  Artilleriestraße  vereinigt.  Von  hier 
aus  werden  die  Telegramme  abgesandt,  hier  werden  die  ankom- 
menden niedergeschrieben.  Diese  Vorteile  werden  aber  erst 
dann  richtig  ausgenutzt,  wenn  die  Uebersee-Telegramme  un- 
mittelbar durch  Boten  bei  dem  ,, Transradio-Annahmeschalter 
abgegeben  werden,  der  sich  im  gleichen  Gebäude,  Oranienburger 
Straße,  Ecke  Artilleriestraße  (Postamt  24)  befindet.  Bei  jeder 
anderweitigen  Auflieferung  geht  nicht  nur  Zeit  verloren,  son- 
dern es  bildet  auch  erfahrungsgemäß  jede  Uebermittlung  durch 
Fernsprecher  oder  Ferndrucker  eine  Fehlerquelle.  Bei  der  Ab- 
gabe durch  Boten  beim  genannten  Tranradio-Schalter  hat  da- 
gegen der  Absender  die  Gewißheit,  daß  das  Telegramm  nach  Ur- 
schrift richtig  weiterbefördert  wird. 

Das  Problem  der  drahtlosen  Telephonie  auf  weite  Ent- 
fernungen gelöst.  Die  Rekordleistungen,  nach  denen  Nauen  und 
Eilvese,  die  beiden  Transradio-Großfunkstellen  in  Deutschland, 
im  Monat  Februar  über  1000  000,  und  an  einem  Tage  des  März 
über  50  000  Wörter  befördert  haben,  können  als  bündiger  Beweis 
dafür  gelten,  daß  heute  die  drahtlose  Telegraphie  als  der  Kabel- 
telegraphie  ebenbürtig  zu  betrachten  ist  und  im  Wirtschafts- 
leben Deutschlands  eine  von  Tag  zu  Tag  wachsende  Bedeutung 
gewinnt.  Auch  die  drahtlose  Telephonie  hat  in  letzter  Zeit  be- 
deutende Erfolge  erzielt,  die  jedoch  bisher  mehr  oder  weniger 
als  Laboratoriumserfolge  zu  werten  waren.  Oberingenieur 
Schaffer,  von  der  Gesellschaft  für  drahtlose  Telegraphie,  hielt 
am  24.  März  1922  in  der  Deutschen  Gesellschaft  für  technische 
Physik  einen  Vortrag  über  ,, Sprachuntersuchungen  und'  Messun- 
gen an  Telephonie-Röhrensendern"  und  erbrachte  den  Beweis, 
daß  der  moderne  Röhrensender  unter  Zuhilfenahme  der  durch 
Telefunken  geschaffenen  Zusatzgeräte  nunmehr  auch  die  Ein- 
führung der  drahtlosen  Telephonie  in  die  Praris  sicher  stellt. 
Der  Vortragende  kam  zu  dem  Schluß,  daß  die  technischen  Mittel 
gefunden  sind,  über  das  vorhandene  Liniennetz  drahtlose  Tele- 
phongespräche auf  beliebig  große  Entfernungen  ausführen  zu 
können  und  zwar  um  so  mehr,  als  ja  auch  das  Problem  des 
drahtlosen  Gegensprechens  gelöst  ist.  Die  zurzeit  in  Königs- 
wusterhausen aufgestellte  Telephonieeinrichtung  mit  dem  Tele- 
funken-Röhrensender,  der  Reichweiten  von  .3600  km  erzielt  hat, 
ebenso  die  neue  Einrichtung  in  Nauen  in  Verbindung  mit  der 
Hochfrequenzmaschine  geben  die  Möglichkeit,  jetzt  auch  die 
drahtlose  Telephonie  in  den  Dienst  des  In-  und  Auslands-Ver- 
kehrs stellen  zu  können.  Ebenso  könnnte  heute  bereits  unter  Zu- 
hilfenahme des  vorhandenen  Liniennetzes  und  der  Küstenstatio- 
nen ein  telephonischer  Verkehr  von  jedem  Fernsprechteilnehmer 
mit  den  Fahrgästen  der  Schiffe  sowie  eine  Rundsprucheinrich- 
tung für  die  Seeschiffahrt  zum  Zwecke  der  Wettermeldungen 
und  dergl.  mehr  eingerichtet  werden.  Zunächst  soll  jetzt  der 
von  der  Reichspostverwaltung  beabsichtigte  Rundspruchverkehr 
Wirklichkeit  werden,  dem  der  Vortragende  einen  vollen  Erfolg 
voraussagte.  Bei  diesem  Rundspruchverkehr  sollen  den  Abon- 
nenten unter  Kontrolle  der  Nachrichten,  seien  es  politische  über 


Tagesereignisse,  die  für  Presse,  Behörden  und  Handel  usw. 
wichtig  sind,  oder  Börsen-  und  Versicherungsnachrichten  für 
Banken,  Kaufleute  usw.,  oder  die  Zeit-  und  Wetternachrichten 
und  dergleichen,  die  für  Uhrmacher,  Industrielle,  Schiffahrt  usw. 
von  Bedeutung  sind,  von  einer  Zentralstelle  (Königswuster- 
hausen) aus  abgegeben  werden. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

Das  Gutachten  der  Akademie  des  Bauwesens  zur  Denkschrift 
des  Professors  Aumund.  Das  Gutachten  billigt  wesentliche  Teile 
der  Aumundschen  Vorschläge,  verwahrt  sich  aber  gegen  die  ge- 
plante Zusammenlegung  des  Studiums  der  Architekten  und  Bau- 
ingenieure zu  einer  Bautenfakultät,  die  das  Eindringen  in  die 
jeder  Fachrichtung  eigenen  Sondergebiete  erschweren  und  eine 
Verflachung  des  Studiums  zur  Folge  haben  würde.  Es  könne 
vielmehr  von  einer  näheren  Berührung  des  Ingenieurbaufaches 
ftiit  dem  Maschinenbau  die  Rede  sein.  Den  Zukunftsvorschlag, 
die  Technische  Hochschule  mit  der  Handelshochschule,  der 
geodätischen  Abteilung  der  Landwirtschaftlichen  Hochschule 
und  der  Kunsthochschule  zu  einer  Hochschule  für  Technik  und 
Wirtschaft  zu  vereinigen,  lehnt  die  Akademie  wegen  der  un- 
gleichartigen Anforderungen  an  die  Vorbildung  grundsätzlich 
ab,  während  sie  sich  hinsichtlich  der  Außenabteilungen  umso 
eher  abwartend  verhalten  darf,  als  diese  nach  den  bisherigen 
Bestimmungen  den  Nachweis  der  Daseinsmöglichkeit  aus  eigenen 
Mitteln  und  Einnahmequellen  erbringen  sollen.  Lehrgänge  zur 
Ausbildung  von  Betriebsräten  und  Gewerkschaftsführern  in  die- 
ser Außenabteilung  werden  mit  gleicher  Entschiedenheit  ab- 
gelehnt wie  durch  den  Verein  Deutscher  Ingenieure. 

KRAFTFAHRWESEN 

SS  Die  Aufhebung  der  Benzolbewirtschaftung  vom  1.  April 

1922  ab  wird  für  den  Automobilverkehr  von  einschneidender  Be- 
deutung sein.  Der  Reichswirtschaftsrat  hat  sich  auf  den  Stand- 
punkt gestellt,  daß  dieser  Verkehrszweig  nicht  länger  durch 
Zwangswirtschaft  gefesselt  werden  dürfte. 


PRESSESTIMMEN 

55  Der  Vorschlag  der  Industrie,  die  Reichsbahn  in  die 
Hände  des  Privatkapitals  zu  überführen,  hat  eine  ausgiebige 
Besprechung  in  fast  allen  deutschen  Zeitungen  erfahren.  Die 
Linkspresse  kommt  zu  einer  vollkommenen  Ablehnung 
(Freiheit,  Vorwärts)  der  von  ihr  genannten  „Stinnesierung"  der 
Reichsbahn.  Auch  die  demokratischen  Zeitungen  er- 
klären sich  mit  den  Vorschlägen,  die  sie  als  oberflächlich  durch- 
gearbeitet und  nicht  genügend  durchdacht  bezeichnen,  durchaus 
nicht  einverstanden  (Dr.  Pinner  im  Berliner  Tageblatt,  Ober- 
bürgermeister Dr.  Luppe  in  der  Frankfurter  Zeitung).  Die 
rechtsgerichteten  Zeitungen  gehen  sehr  vorsichtig  um  die 
Ausführungen  des  Reichsverbands  der  Deutschen  Industrie  her- 
um und  vermeiden  eine  klare  Stellungnahme  (Deutsche  Allg- 
Zeitung).  In  der  Centrumspresse  erklärt  sich  der  bekannte 
Gewerkschaftsführer  Roth  im  großen  und  ganzen  mit  den  Vor- 
schlägen der  Industrie  einverstanden,  da  sie  seinen  eigenen  An- 
regungen, die  seinerzeit  an  dieser  Stelle  auch  erwähnt  worden 
sind,  recht  nahe  kommen.  Eine  offizielle  Stellungnahme  der 
maßgebenden  Regierun  gs-  und  ministeriellen 
K  r  eise  zu  dem  Industrie-Vorschlag  ist  bis  jetzt  nicht  erfolgt. 
Die  Meldung  des  linksradikalen  Londoner  ,,D  a  y  1  y  Herald", 
die  Reise  des  Reichsfinanzministers  Dr.  Herme's  von  Genua 
nach  Berlin  gelte  dem  bestimmten  Zweck,  das  Projekt  einer 
Entstaatlichung  der  Reichsbahn  zu  fördern,  ist  amtlich  demen- 
tiert worden,  ebenso  wie  die  Meldung  über  eine  Konferenz  über 
diesen  Gegenstand  mit  Stinnes,  Krupp,  Henschel  und  Linke- 
Hoffm  ann,  Personen  und  Firmen,  die  als  erste  wohl  an  einer 
Privatisierung  der  Reichsbahn  teilzunehmen  gewillt  sein  würden. 
Weitgehendes  Interesse  wird  die  jetzige  Meinung  des  ehemaligen 
Minister  d.  ö.  A.  Hoff  über  das  Schicksal  der  Reichsbahn  er- 
regen, die  er  in  einer  Abhandlung  „Zur  deutschen  Eisenbahn- 
frage" in  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen kundgibt.  Er  schließt  seine  Ausführungen  mit  dem  be- 
merkenswerten Urteil  über  das  Gutachten  des  Reichsverbandes 
der  deutschen  Industrie:  „Sollte  wider  Erwarten  die  parlamen- 
tarische Regierungsform  sich  außerstande  erweisen,  die  Reichs- 
bahn nach  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Grundsätzen  mit 
Erfolg  zu  verwalten,  so  würde  für  eine  andere  Betriebsform 
eine  Lösung  gefunden  werden  müssen,  die  nicht  zur  Vertrustung 
des  deutschen  Eisenbahnwesens  führen  könnte.  Andere  Länder, 
wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  haben  gegen  die  Ver- 
trustung gesetzliche  Schutzmaßnahmen  treffen  müssen.  Das 
Gutachten  würde  für  eine  derartige  Lösung  vielleicht  Finger- 
zeige bieten  können." 

Unabhängig  von  dem  Industrie-Gutachten  hat  über  die 
Frage  „Privat-  oder  Staatsbetrieb  der  Eisen- 
bahnen" Prof.  Dr.  Blum  am  29.  April  in  den  „Wirtschaft- 
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liehen  Nachrichlen  aus  dem  Ruhrbezirk"  eine  bemerkenswerte 
Abhandlung  geschrieben,  die  aus  dem  Wesen  der  Eisenbahn 
heraus  die  Frage  zu  klären  sucht.  Blum  hält  nicht  den  reinen 
Privatbetrieb  für  deutsche  Eisenbahnen  für  zweckmäßig,  son- 
dern befürwortet  einen  „gemeinwirtschaftlichen"  Betrieb  in  der 
Form  einer  A.-G.  unter  Beteiligung  des  Reichs,  der  Länder  und 
Angestellten.    Er  erwartet  von  der  Umgestaltung: 

1.  -  Die    Erlösung    von    der    „Bürokratie",    die    nach  seiner 

Ueberzeugung  beim  reinen  Staatsbetrieb  nicht  erzielt 
werden  kann. 

2.  Die  Beschaffung  der  für  den  Wiederaufbau  nötigen  sehr 
großen  Summen,  die  vom  Reich  nicht  beschafft  werden 
können. 

3.  Die  Senkung  der  Selbstkosten. 

4.  Die  Verbesserung  der  Verkehrsleistungen. 

5.  Die  EntPolitisierung. 

6.  Die  Verbesserung  der  Lage  der  Angestellten. 

Zur  einwandfreien  Klärung  dei  Vorzüge  der  verschiedene^ 
Betriebssysteme  schlägt  Blum  vor,  einen  besonderen  p  a  r  1  a- 
m  entarischen  Untersuchungsausschuß  einzu- 
setzen, der  alle  zu  beantwortenden  Einzelfragen  feststellen  und 
darüber  Sachverständige  vernehmen  müßte.  „Es  sollte  aber 
wirklich  eine  V  e  r  n  e  h  m  u  n  g  stattfinden,  d.  h.  alle  Befragten 
müßten  wie  gerichtliche  Zeugen  behandelt  werden,  wobei  alle 
unter  Eid  die  volle  Wahrheit  sagen  müssten,  nichts  verschweigen 
und  nichts  hinzusetzen  dürften  und  wobei  die  beamteten  Per- 
sonen von  ihrer  Schweigepflicht  entbunden  werden  müßten.  — 
Die  klaren  sachlichen  und  umfangreichen  Ausführungen  Blums 
sind  geeignet,  zur  Klärung  der  umstrittenen  Frage  ein  gutes 
Teil  beizutragen.  Sie  werden  das  Interesse  weiter  Kreise  er- 
regen. 

In  demselben  Heft  der  ,,^^'irt^chaf tlichcn  Nachrichten"  ver- 
breitet sich  Oberregierungsrat  dchr,  Frankfurt,  über  „Wirt- 
schaftsform, Organisation  und  Personalpolitik  bei  der  Eisen- 
bahnvcrwaltung"  wird  Prof.  Dr.  W  e  n  t  z  e  1  ,  Aachen,  über  ,,Die 
Zuständigkeit  des  Reichsverkehrsministers  für  endgültige  Fest- 
stellung von  Eisenbahnbauplänen  und  seine  Stellung  nach  dem 
Reichsbahnfinanzgesetz",  die  an  die  bekannten  Veröffentlichun- 
gen von  F  r  i  t  s  c  h  und  Blum  in  der  Zeitung  des  V.  D.  E.  \  . 
anknüpfen.  Er  betont,  daß  dem  Reichsverkehrsminister  nur  die 
eisenbahnbehördlichen  Rechte,  nicht  aber  die  ganze  Machtvoll- 
kommenheit des  früheren  preuß.  Ministers  d.  ö.  A.  zur  Planfest- 
stellung zustehe.  Wer  die  Planfeststellung  im  Reiche  ausüben 
soll,  bleibt  noch  zu  bestimmen  evtl.  durch  ein  Reichsenteig- 
nungsgesetz; bis  dahin  müßte  nach  dem  Blumschen  Vorschlag 
einer  unparteiischen  obersten  Instanz  die  Entscheidung  vorbe- 
halten werden.  Dem  Vernehmen  ist  die  Entscheidung  dieser 
Frage  dem  Staatsgerichshof  bereits  unterbreitet  worden. 

Inzwischen  ist  aus  der  eingeleiteten  Schriftenfolge  der 
Pressestelle  des  Reichsverkehrsministeriums  das 
II.  Heft  der  Reichsbahn  erschienen.  Es  enthält  als  einlei- 
tenden Aufsatz  den  des  Dr.  Sarter  über  ,,R  e  i  c  h  s  b  a  h  n 
und  gemischtwirtschaftliches  Unternehme  n", 
in  dem  dieser  sich  in  der  Hauptsache  mit  dem  oben  erwähnten 
Rothschen  Vorschlag  des  „Deutschen  Gewerkschaftsbundes" 
auseinandersetzt.  Der  Aufsatz  beginnt  mit  dem  Satz;  ,,An  eine 
Ueberführung  der  deutschen  Reichsbahn  in  Privateigentum  wird 
heute  in  Deutschland  von  niemandem  mehr  ernsthaft  gedacht", 
der  geeignet  ist,  große  Zweifel  auszulösen.  Leider  ist  das  Wesen 
eines  gemischtwirtschaftlichen  Betriebes  nicht  ausgiebig  genug 
beleuchtet,  wie  man  es  nach  dem  Titel  hätte  erwarten  können. 
Aus  Dr.  Tecklenburgs  Ausführungen  über  ,,D  i  e  Lei- 
stungsfähigkeit der  Reichbahn  jetzt  und 
früher"  ist  der  Hinweis  auf  die  so  gän'zlich  veränderten  Ver- 
kehrsbeziehungen in  dem  heutigen  deutschen  Wirtschaftsleben 
gegenüber  früher  bemerkenswert,  denen  sich  der  Betriebsappa- 
rat und  die  Ausgestaltung  der  Bahnanlagen  naturgemäß  erst 
allmählich  anzupassen  vermag.  Dieser  Gedanke  ist  bisher  wohl 
noch  nicht  genügend  zur  Entlastung  der  Reichsbahnverwaltung 
betont  worden.  Wie  immer  bei  Tecklenburg  dient  die 
Zahlen-Statistik  in  geschickter  Weise  zum  Beweis  der  aufge- 
stellten Sätze.  Hoffnungsreich  für  die  Zukunft  klingen  die  Aus- 
führungen des  Geh.  Baurat  Kühne  über  die  ,,U  m  g  e  s  t  a  1 - 
tung  des  Werkstätten  wesen  s".  Es  wäre  erfreulich, 
wenn  es  dahin  kommt,  daß  die  Eisenbahnhauptwerkstätten  nicht 
mehr  den  Wrgleich  mit  gleichartigen  Privatwerken  zu  scheuen 
brauchen.  Die  übrigen  Beiträge  geben  zum  Teil  interessante 
-Aufschlüsse,  so  die  .A.ngaben  über  die  Reichsbahnausgaben,  in 
f'unen  der  jahrliche  Kohlen  verbrauch  der  Reichs- 
bahn auf  16.  Mül.  t  =  der  Gesamterzeugung  Deutschlands 
(täglich  =  45  000  t)  und  der  Mineralölverbrauch  im 
Jahre  auf  26.  Mill.  kg  angegeben  wird.  Allein  an  Kupfer 
werden  während  des  Neueinbaus  kupferner  Feuerbüchsen  jähr- 
lich 25 — 30  000  t  von  der  Reichsbahnverwaltung  benötigt. 


Der  50  -  t  -  W  a  g  e  n  wird  durch  ein  gefälliges  Bildchen  illu- 
striert, das  wohl  mehr  darauf  berechnet  ist,  die  Kauflust  des 
Laien-Publikums  für  die  Schrift  anzuregen. 

Für  die  Wiederanteilnahme  der  deutschen  Reichsbahn  am 
internationalen  Verkehr  ist  auf  der  Genueser  Konferenz 
Staatssekretär  Stiel  er  vom  Reichsverkehrsministerium  nach 
Zeitungsmeldungen  aufs  nachdrücklichste  eingetreten.  Er  hat 
als  Mitglied  der  deutschen  Delegation  an  den  Beratungen  der 
Kommission  zur  Erörterung  der  Verkehrs- 
f  ragen  teilgenommen  und  hat  wiederholt  in  ausführlicher  Rede 
die  Bereitwilligkeit  Deutschlands  zur  Wiederaufnahme  inter- 
nationaler Beziehungen  und  zur  Mitarbeit  an  dem  Zusammen- 
wirken der  einzelnen  Eisenbahnverwaltungen  kundgegeben. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Der  Reichsbund  deutscher  Technik  bringt  in  seiner  Wochen- 
schrift ,, Technik  voran!"  Nr.  14/1922  eine  beachtenswerte  Mit- 
teilung über  Techniker  in  der  französischen  Eisenbahnverwal- 
tung; ,,Der  gegen  Ende  vergangenen  Jahres  angenommene  Ge- 
setzentwurf über  die  Neuregelung  der  französischen  Eisenbahn- 
verwaltung sah  die  Schaffung  eines  ,,Conseil  superieur"  vor,  der 
aus  18  Direktionsmitgliedern,  einigen  Fachmännern  für  die  Per- 
sonalverwaltung und  30  Vertretern  der  verschiedensten  Indu- 
strien und  des  Verkehrswesens  zusammengesetzt  sein  soll.  Das 
„Journal  officiel"  (15.2.22)  enthält  eine  genaue  Gliederung  des 
Verwaltungskörpers  im  einzelnen  und  läßt  erkennen,  daß  die 
Techniker  in  verstärktem  Maße  in  der  Verwaltung  der  französi- 
schen Eisenbahnen  leitende  Posten  innehaben.  Unter  den  .30  Ver- 
tretern der  Hauptindustriezweige  werden  solche  für  den  Berg- 
bau, für  die  Metallindustrie,  für  das  Elektrizitätswesen,  für  das 
Bauingenieurwesen  und  für  Fachkundige  im  Kleinbahn-  und 
Straßenbahnwesen  aufgeführt.  Auch  befinden  sich  unter  den  füh- 
renden Persönlichkeiten  Uebersee-  und  Binnenschiffahrtsvertreter. 
Dem  ,,Conseil  superieur"  ist  eine  besondere  Technische  und  Kauf- 
männische Abteilung  angegliedert,  was  deutlich  erkennen  läßt, 
daß  die  Techniker  an  der  Verwaltung  der  französischen  Bahnen 
bedeutenden  Anteil  haben." 

POSTWESEN 

SS  Der  deutsche  Postscheckverkehr  hat  sich  1921  sehr  er- 
freulich entwickelt  und  die  ihm  im  deutschen  Wirtschaftsleben 
auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  zukommende  Aufgabe  erfüllt. 
Die  Zahl  der  Postscheckkunden  ist  von  622  343  Ende  1920  um 
1.37  487  auf  759  830  Ende  1921  gestiegen.  Der  Umsatz  hat  sich 
zum  erstenmal  seit  dem  Bestehen  des  Postscheckverkehrs  auf 
eine  Billion  Mark  belaufen  und  diesen  Betrag  sogar  noch  um 
rund  200  Milliarden  Mark  überschritten.  Gegen  das  Vorjahr  be- 
trug er  510  Milliarden  Mark  oder  75  v.  H.  mehr.  Im  bargeld- 
losen Zahlungsverkehr  sind  999  Milliarden  Mark  oder  83,7  v.  H. 
des  Gesamtumsatzes  beglichen  worden,  das  Guthaben  hat  von 
7,6  Milliarden  Mark  Ende  1920  um  4,2  Milliarden  auf  11,8  Milli- 
arden Mark  Ende  1921  zugenommen.  Ein  richtiges  Bild  über 
die  gewaltigen  Leistungen  der  Postscheckämter  bietet  die  Zahl 
der  Buchungen,  die  sich  im  Jahre  1921  auf  428  Millionen  oder 
werktäglich  nahezu  1/4  Millionen  belaufen  hat.  Die  Gesamt- 
einnahme aus  dem  Postscheckverkehr  betrug  477  Millionen  Alark. 
Zur  Entlastung  der  Postscheckämter  in  Berlin  und  Köln  sind 
Postscheckämter  in  Magdeburg  und  in  Dortmund  eingerichtet 
worden. 

SCHIFFAHRT 
=G1=  Der  Wasserweg  von  den  großen  amerikanischen  Seen 
nach  dem  Atlantischen  Ozean.  Im  Weißen  Hause  soll,  wie  be- 
richtet wird,  in  kurzem  die  Verhandlung  über  einen  englisch- 
amerikanischen  Vertrag  begonnen  werden  über  die  Verbesserung 
der  Schiffahrtsverhältnisse  auf  dem  St.  Lorenz-Strom  zwischen 
dem  Ontario-See  und  Montreal.  ((Der  Ontario-5ee  'St  der  letzte 
der  5  großen  Seen,  der  St.  Lorenz-Strom  sein  Abfluß,  der  zum 
Teil  Grenzfluß  zwischen  den  \'ereinigten  Staaten  und  Kanada 
(England)  ist,  zum  Teil  ganz  auf  kanadischem  Gebiete  liegt. 
Montreal  etwa  270  km  unterhalb  des  Sees  stromabwärts.)  Der 
derzeitige  Präsident  Harding  ist  Anhänger  des  Planes  und  beab- 
sichtigt, seinen  Einfluß  zu  dessen  Förderung  einzusetzen.  Er  hat 
den  Bericht  des  von  beiden  Staaten  eingesetzten  Gutachter- 
Ausschusses  an  den  Senat  gelangen  lassen,  in  dem  die  Schaf- 
fung eines  ,,Lakes  to  Atlantic  Waterway"  empfohlen  wird.  Die 
Kosten  für  eine  Schiffahrtsrinne  im  Lorenzstrom  zwischen  dem 
Oiitariosee  und  Montreal  von  9  m  Tiefe  sind  auf  269  Millionen 
Dollar  veranschlagt,  die  für  den  W'elland-Kanal,  eine  Umgehung 
der  Niagarafälle  zur  schiffbaren  \^erbindung  des  Erie-  mit  dem 
Ontariosee,  auf  60  Millionen.  —  Dem  Abgeordnetenhause  der 
\'ereinigten  Staaten  liegt  bereits  ein  Antrag  vor,  auf  Genehmi- 
gung für  einen  Schiffahrtskanal  von  9  m  Tiefe  zwischen  den 
Seen  und  dem  Atlantischen  Ozean.  (Civil  Engineering,  März  22.) 
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EIN  AUSSCHNITT  AUS  DER  DEUTSCHEN  ELEKTRiZiTÄTSWIRTSCHAFT 

Das  Hochvoltnetz  und  die  Umspannwerke  für  die  Elektrizitäts- 
gpoßversorgung  der  Provinz  Sachsen  und  des  Staates  Anhalt 

VON    REGIERUNGS-   UND  BAURAT   KARL  MENTZEL,   HALLE  a.  S., 
mit  einem  Vorwort  von  Oberbaurat  B.  Heck,  Generaldirektor  der  Deutschen  Gontinental-Gas-Gesellschaft  in  Dessau 


Übersicht.  Im  Vorwort  wird  eine  kurze  Übersicht 
über  die  Entwicklung  derdektrizitätsversorgung  der  Provinz 
Sachsen  und  des  anhaltischen  Staates  gegeben,  und  der 
L'  itgedanke  für  deren  einheitliche  elektrische  Groß  Versorgung 
entwickelt.  An  Hand  der  Entstehungsgeschichte  eines  für 
die  deutsche  ElektrizitUtswirtschaft  geradezu  typischen  Falles 
wird  das  gemeinsame  Vorgehen  der  Provinz  Sachsen  und 
der  Deutschen  Continental  -  Gas  -  Gesellschaft  in  Dessau. 
(D.  C.  G.  G.)  geschildert,  welches  zur  Gründung  des  ,, Elektri- 
zitätswerk Sachsen-Anhalt,  A  ■  G.",  in  Halle  a.S.  (Esag)  führte. 
Hierzu  werden  die  Zusammenhänge  mit  den  in  Betracht 
kommenden  wirtschaftlichen  und  organisatorischen  Fragen 
erörtert.  Der  Hauptteil  befaßt  sich  nach  Erörterung  des 
Zweckes  und  des  Umfanges  des  Unternehmens  mit  der 
Darstellung  der  technischen  Anlagen  des  Esag-Netzes  und 
ihrer  Umspannwerke  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Entwurfsbearbeitung,  der  Bauausführung  und  der  hier- 
bei gesammelten  Erfahrungen. 

I. 

Vorwort. 

Die  Elektrizitätsversorgung  Deutschlands  hat  z.  Zt.  Wege 
beschritten,  die  den  in  der  Sache  stehenden  Fachmann  erkennen 
lassen,  daß  grundlegende  Aenderungen  an  den  wirtschaftlichen 
und  verwaltungsmäßigen  Formen,  die  in  jüngster  Zeit  entstan- 
den sind,  nicht  mehr  erforderlich  sind,  daß  vielmehr  in  dieser 
Beziehung  sich  Richtlinien  und  Beispiele  herausgebildet  haben, 
die  eine  gesunde  Entwicklung  gewährleisten. 

Für  den  Verkehrstechniker  sind  diese  Fragen  doppelt  inter- 
essant insofern,  als  manche  Parallelen  mit  der  Entwicklung  des 
deutschen  Eisenbahnwesens  auffallen.  Wie  vor  mehreren  Jahr- 
zehnten das  Eisenbahnwesen  von  einer  Reihe  großer,  privater 
Gesellschaften  —  allerdings  reiner  Privatunternehmungen,  da  die 
gemischte  Wirtschaftsform  noch  nicht  bekannt  war  —  getragen 
wurde,  deren  Arbeitsgebiete  sich  auf  bestimmte,  vielfach  provin- 
zielle Bezirke  erstreckten,  die  dann  später  durch  einen  Eingriff 
des  Staates  durch  die  Verstaatlichungsaktion  zusammenge- 
schlossen wurden,  so  ist  auch  die  Elektrizitätsversorgung  in  das 
Stadium  verschiedener  größerer  provinzieller  Unternehmungen 
gekommen,  wie  z.  B.  das  Rheinisch-Westfälische  Elektrizitäts- 
werk (R.  W.  E.).  das  Elektrizitätswerk  Westfalen,  das  Kommu- 
nale Elektrizitätswerk  Mark,  A.-G.  (Kemag)  in  Hagen  i.  W.,  das 
Elektrizitätswerk  Schlesien,  das  Märkische  Elektrizitätswerk 
(M.  E.  W.),  das  Elektrizitätswerk  Sachsen-Anhalt,  A.-G.  (Esag), 
O'e  Schlesische  Elektrizitäts-  und  Gas-Aktien-Gesellschaft 
(O.  E.  W.).  die  Werke  in  Pommern  und  das  Ostpreußenwerk, 
ferner  die  teilweise  noch  in  der  Bildung  begriffenen  Länder- 
werke, das  Bayernwerk,  das  Neckarwerk  und  das  Badenwerk. 

Aehnlich  der  Verstaatlichungsaktion  im  Eisenbahnwesen 
geht  in  der  Elektrizitätsversorgung  eine  Bestrebung  der  Staats- 
gewalt dahin,  eine  Zusammenfassung  für  das  ganze  Reich  unter 
Einflußnahme  des  Reiches  zu  erreichen,  die  in  dem  „Gesetz  be- 
treffend die  Sozialisierung  der  Elektrizitätswirtschaft"  ihren 
Ausdruck  findet. 


Der  Unterschied  ist  hier  nur  der,  daß  man  infolge  der  grö- 
ßeren Erfahrung  der  Volkswirtschaft  mit  modernen  wirtschaft- 
lichen Formen  von  einer  reinen  Verstaatlichung  absehen  will, 
um  mehr  den  jetzigen  Verhältnissen  und  Anschauungen  Rech- 
nung zu  tragen.  Auch  kommen  andere  Gründe,  die  bei  dem 
Eisenbahnwesen  s.  Zt.  mitsprachen,  wie  die  Rücksicht  auf  die 
Landesverteidigung  und  der  mehr  ausgeprägte  Charakter  eines 
Monopolbetriebes,  bei  dem  Problem  der  Elektrizitätsversorgung 
in  Wegfall. 

Naturgemäß  sträubten  sich  die  maßgebenden  Fachkreise  ip 
der  Elektrizitätsversorgung  mit  allen  Mitteln  gegen  über- 
eilte Eingriffe  des  Staates  in  ihr  Arbeitsgebiet,  wie  sie  die  Nach- 
wirkung der  Revolution  vielfach  forderten,  und  die  alle  mehr 
oder  weniger  unreife  und  unerprobte  Versuche  darstellten,  denen 
man  nicht  ausgeliefert  sein  wollte.  Wie  richtig  diese  Stellung- 
nahme des  privaten  Einflusses  in  der  Elektrizitätsversorgung 
war,  zeigt  heute  auch  das  Beispiel  des  Eisenbahnwesens,  wo 
man  nach  der  Periode  des  reinen  Staatsbetriebes  wieder  an  eine 
teilweise  Entstaatlichung  und  an  die  Anwendung  piivater  Wirt- 
schaftsformen notgedrungen  denken  muß,  um  sich  vor  dem 
finanziellen  Zusammenbruch  zu  retten  und  den  verheerenden 
Folgen  der  fortwährenden  Streiks  und  dem  dabei  zu  Tage  tre- 
tenden Versagen  des  Verantwortlichkeitsgefühls  gegen  die  All- 
gemeinheit begegnen  zu  können.  Gerade  die  letzten  Erschei- 
nungen bei  dem  Beamtenstreik  zeigen,  wie  nachteilig  die  reinen 
Staatsbetriebe  für  die  Staatsautorität  und  sogar  für  die  Staats- 
idee sind,  und  wie  gefährlich  auch  hier  die  Verquickung  der 
Interessen  eines  Betriebes  mit  den  Institutionen  des  Staates  ist. 

Bei  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  lohnt  es  sich  für  den, 
der  technische  Probleme  in  ihrer  weitreichenden  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Auswirkung  verfolgen  will,  sich  abseits  von 
seinem  eigenen  Arbeitsfeld  zu  begeben,  und  Umschau  auf  den 
benachbarten  Gebieten  der  Technik  zu  halten,  wo  zu  erwarten 
steht,  daß  entsprechend  der  Vielseitigkeit  der  technischen  Auf- 
gaben sich  andere  Formen  der  Bewirtschaftung  und  der  Ver- 
waltung herausgebildet  haben. 

Diese  allgemeine  Betrachtung  dürfte  beweisen,  daß  es  für 
den  Verkehrsfachmann  besonderes  Interesse  haben  muß,  an 
Hand  der  Entstehung  eines  der  großen  provinziellen  Werke  der 
Elektrizitätsversorgung  näheres  sowohl  von  den  wirtschaft- 
lichen als  auch  von  den  rein  technischen  Vorgängen  zu  erfahren. 

Dieser  Spezialfall  betrifft  das  mitteldeutsche  Industrie- 
gebiet, welches  die  Provinz  Sachsen  und  den  anhaltischen'  Staat, 
sowie  Teile  von  Braunschweig  und  Thüringen  umfaßt.  Es  han- 
delt sich  um  einen  geschlossenen  Wirtschaftsbezirk,  der  für  die 
Entwicklung  der  elektrischen  Versorgung  die  günstigsten  Vor- 
bedingungen bot.  Einmal  war  durch  das  Vorhandensein  zahl- 
reicher Braunkohlenvorkommen  schon  frühzeitig  der  Anreiz  zur 
Errichtung  von  Zentralen  zur  Erzeugung  elektrischer  Kraft  ge- 
geben und  zum  andern  war  durch  die  in  diesem  Gebiet  vor- 
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handenen  natürlichen  Verhältnisse,  die  sich  in  den  zahlreichen 
Kalilagerstätten,  sowie  in  den  guten  landwi''tschaftlichen  und 
industriellen  Vorbedingungen  zeigten,  ein  Bedürfnis  nach  Elek- 
trizität geschaffen,  und  auch  eine  genügende  wirtschaftliche 
Stärke  vorhanden,  um  die  Anlagen  ökonomisch  ausnutzen  zu 
kennen. 

So  günstig  nun  auch  die  Verhältnisse  für  die  Entwicklung 
der  Elektrizitätsversorgung  in  Anhalt  und  der  Provinz  Sachsen 
lagen,  so  war  doch,  um  zu  volkswirtschaftlich  richtigen  und 
lebensfähigen  Formen  zu  kommen,  die  befähigt  sind,  sich  des 
vollkommsten  Standes  der  Technik  zu  bedienen,  und  der  ge- 
sunden Entwicklung  die  Wege  zu  ebnen,  eine  starke  und  ziel- 
bewußte Führung  notwendig.  Diese  Führung  wurde  gestellt 
durch  die  D.  C.  G.  G.  in  Dessau,  deren  Leiter  sich  in  glücklicher 
Weise  zu  gemeinsamer  Arbeit  mit  den  leitenden  Beamten  der 
Provinz  Sachsen  und  des  anhaltischen  Staates  zusammenfanden, 
die  dann  in  der  Gründung  des  ,, Elektrizitätswerk  Sachsen-An- 
halt A.-G.",  in  Halle  a.  S.  ihren  Ausklang  hatte.  Dieses  Werk, 
welches  wohl  als  das  erste  gegründet  wurde,  um  die  Gedanken 
der  elektrischen  Großwirtschaft  nach  einem  großen  einheitlichen 
Plan  zu  verwirklichen,  hat  heute  ein  Aktienkapital  von  50  Milli- 
onen Mark,  welches  die  Provinz  Sachsen,  die  D.  C.  G.  G.  in 
Dessau  und  der  Freistaat  Anhalt  übernommen  haben.  Die  heute 
bereits  für  die  Anlagen  bereitgestellten  Mittel  betragen  unge- 
fähr 250  Millionen  Mark. 

Interessant  ist  der  technische  Entwicklungsgang,  der  zu 
dieser  Schöpfung  führte.  Sie  stellt  in  dieser  Beziehung  geradezu 
einen  Typ  dar.  Die  Deutsche  Continental-Gas-Gesellschaft  in 
Dessau  (D.  C.  G.  G.),  die  größte  Gasgesellschaft  des  europäischen 
Kontinents,  hatte,  als  die  grundlegenden  Erfindungen  der  Elek- 
trotechnik gemacht  waren,  schon  frühzeitig  (1879)  deren  Bedeu- 
tung erkannt  und  versucht,  dieselben  den  Aufgaben  der  zentra- 
len Licht-  und  Kraftversorgung  nutzbar  zu  machen.  Die  Elek- 
trizität, die  man  als  die  jüngere  Schwester  des  Gases  bezeichnet 
hat,  wurde  jedenfalls  im  Kreise  dieser  Gasgesellschaft  nicht  als 
Konkurrentin  gemieden,  sondern  mit  ihrer  fortschreitenden 
Entwicklung  in  den  technischen  und  wirtschaftlichen  Geschäfts- 
betrieb der  Gesellschaft  einbezogen.  Der  damalige  Oberinge- 
nieur und  seit  1890  Generaldirektor  der  Gesellschaft,  Herr  Dr. 
ing.  h.  c.  und  Dr.  phil.  h.  c.  Wilh.  von  Oechelhäuser,  faßte  als 
erster  den  Gedanken,  die  Elektrizität  mittels  Gasmotoren  in 
Form  niedergespannten  Gleichstroms  für  Zentralen  mittlerer 
Größe  zur  Anwendung  zu  bringen  und  damit  die  Gasmotoren 
jener  Zeit  zum  natürlichen  Bindeglied  zwischen  Gas  und  Elek- 
trizität zu  machen.  Ungefähr,  zu  gleicher  Zeit,  als  1886  der  ver- 
storbene Emil  Rathenau  die  erste  Dampfzentrale  in  Berlin  be- 
gründete, erbaute  Oechelhäuser  das  Elektrizitätswerk  in  Dessau, 
das  daher  nächst  dem  Berliner  Elektrizitätswerk  als  das  erste 
Werk  zur  zentralen  Elektrizitätsversorgung  in  Deutschland  an- 
zusprechen ist. 

Wegen  seiner  Eigenart  wurde  indes  diese  kleine  Zentrale 
damals  nicht  nur  aus  allen  Teilen  Deutschlands,  sondern  auch 
vielfach  aus  dem  Auslande  besucht.  Denn  der  Betrieb  dort 
wurde  mit  den  damals  größten  Gasmotoren  geführt,  an  die  sich 
später  die  Entwicklung  wirklicher  Großmaschinen  (System 
Oechelhäuser)  in  der  Hüttenindustrie  anschloß.  Außerdem  hatte 
die  kleine  Zentrale  die  erste  betriebssichere  und  wirtschaftlich 
brauchbare  Akkumulatoren-Anlage  ausprobiert,  deren  System 
(Tudor)  später  ganz  allgemein,  auch  von  den  größten  Dampf- 
zentralen angewandt  wurde.  Der  Betrieb  besaß  darin  eine  Auf- 
speicherungsmöglichkeit der  Elektrizität  nach  Art  der  Gaso- 
meter der  Gasanstalten,  die  leider  den  großen  Ueberland- 
zentralen  bisher  noch  fehlt. 

Die  D.  C.  G.  G.  schloß  in  der  Folge  mit  der  Stadt  Dessau 
einen  langfristigen  Konzessionsvertrag  über  die  Versorgung  des 
Stadtgebietes  mit  Elektrizität  für  Licht-  und  Kraftzwecke.  Das 
erste  Kraftwerk  wurde  mit  der  steigenden  Entwicklung  durch 
eine  größere  Zentrale  außerhalb  des  Stadtgebietes  ersetzt,  die 
ihren  Antrieb  durch  Dieselmaschinen  und  Sauggasgeneratoren 
erhielt.  Den  damaligen  fortschreitenden  Anschauungen  ent- 
sprechend wurde  Drehstrom  gewählt,  und  die  alte  Zentrale 
duich  Gleichstrom-Drehstrom-Umformer  als  Umformstation  im 
Stadtgebiet  weiter  betrieben.  Inzwischen  war  die  Entwicklung 
der  Technik  weiter  gegangen,  und  die  Weiterleitung  großer  Men- 
gen elektrischer  Energie  in  Form  von  hochgespanntem  Dreh- 
strom möglich  geworden.  Die  D.  C.  G.  G.  machte  sich  diese 
Entwicklung  frühzeitig  zunutze,  indem  sie  das  ursprünglich  für 
das  Stadtgebiet  bestimmte  Elektrizitätswerk  Dessau  zur  Ueber- 
landzentrale  ausgestaltete.  Sie  schloß  einmal  mit  den  früheren 
Organen  des  Herzogtums  Anhalt  einen  langfristigen  Vertrag 
über  die  Versorgung  fast  des  gesamten  Staatsgebietes  mit  elek- 
trischer Energie.  Zur  Sicherstellung  und  Beschaffung  der  Lei- 
stung verband  sie  sich  gleichfalls  mit  dem  inzwischen  auf  der 
Grube  Leopold  bei  Bitterfeld  entstandenen,  Großkraftwerk  durch 
einen  langfristigen  Lieferungsvertrag  über  hochgespannten 
Drehstrom.  Das  bisherige  Elektrizitätswerk  Dessau  wurde  mit 
der  Grubenzentrale,  nach  dem  damaligen  Stande  der  Technik 
der  fortgeschrittensten  Leistung,  durch  eine  30  000  Volt-Leitung 
verbunden,  und  fand  nun   in  bester   Weise   Verwendung  als 


Spiizenleistungs-  und  Reservewerk,  in  welch  letzterer  Eigen- 
schaft es  übrigens  während  der  Kriegsnöte  häufig  und  in  der 
Nachkriegszeit  beinahe  ständig  in  Funktion  treten  mußte. 

Gestützt  auf  diese  technische  und  wirtschaftliche  Organisa- 
tion der  D.  C.  G.  G.  wurde  dann  das  Herzogtum  Anhalt  mit 
einem  einheitlichen  Netz  von  Hochspannungsleitungen  versehen, 
und  die  sonst  bestehenden  selbständigen  Gleichstromwerke  ent- 
weder aufgekauft,  wie  z.  B.  das  Elektrizitätswerk  in  Bernburg, 
oder  durch  Drehstromlieferungsverträge  an  die  Ueberland- 
zentrale  angeschlossen,  z.  B.  das  Elektrizitätswerk  in  Göthen. 

Von  dieser  nunmehr  in  Dessau  durch  die  D.  C.  G.  G.  ge- 
schaffenen Zentralstelle  wurde  planmäßig  eine  Zusammen- 
fassung, Vereinheitlichung  und  Modernisierung  der  mittel- 
deutschen Elektrizitätsversorgung  betrieben.  Eine  Reihe  von 
neuen  Unternehmungen  wurde  organisiert  und  entstand  teil- 
weise durch  Aufkauf  bestehender  Werke  oder  durch  Ankauf  von 
Aktienmehrheiten,  wie  die  Ueberlandzentrale  Ostharz,  A.-G.,  die 
Staßfurter  Licht-  und  Kraftwerke,  A.-G.,  das  Elektrizitätswerk 
Crottorf,  A.-G.,  die  Elektrizitätsversorgung  Ilfeld-Blankenburg; 
ebenfalls  erwarb  die  D.  C.  G.  G.  die  im  Kreise  Wittenberg  be- 
findliche Elektrizitätsversorgung  der  Bergwitzer  Braunkohlen- 
wcrke,  A.-G.,  in  Dresden  und  schloß  einen  langfristigen  Belie- 
ferungsvertrag mit  der  Ueberlandzentrale  in  Schönebeck  bei 
Magdeburg,  welche  im  Besitz  der  Thüringer  Gasgesellschaft  ist. 
Auf  diese  Weise  übte  sie  schon  frühzeitig  eine  Kontrolle  der 
Elektrizitätsversorgung  in  dem  mitteldeutschen  Bezirk  aus,  der 
sich  von  Wittenberg  bis  Halberstadt  erstreckt  und  in  dem  das 
anhaltische  Staatsgebiet  den  Mittelpunkt  bildet.  Die  Möglich- 
keit einer  einheitlichen  Elektrizitäts-Wirtschaftspolitik  wurde 
von  der  D.  C.  G.  G.  in  weitestem  Umfange  zur  Erzielung  größerer 
Wirtschaftlichkeit  und  zur  Verbesserung  und  Modernisierung 
benutzt.  Hand  in  Hand  mit  dem  Anschluß  weiterer  Gebiete 
gingen  auch  die  Bemühungen,  die  Beschaffung  der  elektrischen 
Energie  nach  neueren  Anschauungen  ohne  Rücksicht  auf  kom- 
munale Grenzen  möglichst  vorteilhaft  und  sicher  zu  gestalten. 
Es  wurden  deshalb  die  in  dem  Gebiet  günstig  gelegenen  Braun- 
kohlenkraftwerke veranlaßt,  sich  weiter  auszugestalten,  und 
langfristige  Lieferungsverträge  mit  denselben  abgeschlossen,  so 
mit  der  Braunkohlengrube  Concordia  bei  Nachterstedt  und  der 
Jakobsgrube  bei  Pr.  Börnecke.  Durch  die  Verbindung  der  ver- 
schiedenen Braunkohlenkraftwerke  wurde  ein  für  damalige  Ver- 
hältnisse hoher  Stand  der  elektrischen  Versorgung  erreicht. 

Ohne  irgendwelche  staatliche  Hilfe,  lediglich  durch  den  pri- 
vaten Unternehmungsgeist  und  die  private  Initiative,  war  eine 
Zusammenfassung  erfolgt,  die  allen  Interessenten  den  Genuß 
der  technischen  Fortschritte  ermöglichte,  und  die  Versorgung 
des  Landes  in  weitestem  Umfange  herbeiführte.  Der  Entwick- 
lungsgang der  Elektrizitätsversorgungsunternehmungen'  der  D. 
C.  G.  G.  ist  geradezu  typisch  für  die  deutsche  Elektrizitätswirt- 
schaft überhaupt;  wohl  in  keinem  anderen  Gebiete  Deutschlands 
ist  die  Entwicklung  so  klar  und  folgerichtig  aus  bescheidenen 
Anfängen  zur   elektrischen  Großwirtschaft  vor  sich  gegangen. 

Es  war  deshalb  nur  natürlich,  daß  man  sich  dieses  Unter- 
nehmens bediente,  als  das  Problem  auftauchte,  die  Zusammen- 
fassung noch  größerer  Gebiete  für  die  Elektrizitätsversorgung 
zu  verwirklichen. 

Die  Anregungen  hierfür  gingen  von  dem  preußischen  Eisen- 
bahnministerium aus.  Dieses  plante  für  die  Elektrisierung  der 
Berliner  Stadtbahn  den  Bau  eines  Großkraftwerkes  bei  Witten- 
berg, wo  große  Braunkohlenlagerstätten  erworben  waren.  Durch 
dieses  Vorhaben  wurden  große  Mengen  elektrischer  Energie  zum 
Verkaufe  verfügbar,  und  der  damalige  Minister  von  Breitenbach 
machte  u.  a.  auch  der  Provinz  Sachsen  das  Anerbieten  eines 
langfristigen  Lieferungsvertrages.  Die  staatliche  Auffassung, 
der  der  Minister  von  Breitenbach  in  der  Landtagssitzung  vom 
IC.  November  1917  grundlegend  Ausdruck  gab,  ging  seinerzeit 
dahin,  die  öffentliche  Elektrizitätsversorgung  auf  der  Basis 
größerer  Bezirke  zu  organisieren,  ohne  dabei  die  Initiative  des 
privaten  Kapitals  auszuschalten.  In  Mitteldeutschland  war  diese 
Orientierung  bereits  durch  die  D.  C.  G.  G.  durchgeführt,  und  der 
staatliche  Einfluß  war  durch  die  enge  Verbindung  dieser  Gesell- 
schaft mit  der  Regierung  des  Landes  bereits  genommen. 

Zur  Behandlung  des  Angebotes  des  preußischen  Eisenbahn- 
ministers und  der  hierdurch  notwendigen  Verhandlungen  ergriff 
der  Provinzialverband  der  Provinz  Sachsen  die  Führung, 
welcher  in  seinem  obersten  Beamten,  dem  Landeshauptmann 
Freiherrn  von  Wilmowski,  einen  großzügigen  Förderer  der  Be- 
dürfnisse seiner  Provinz  und  in  seinem  Dezernenten,  dem  Lan- 
desbaurat  Linsenhoff,  einen  außergewöhnlich  geschickten  und 
erfolgreichen  Vertreter  hatte.  Wohl  befanden  sich  innerhalb 
der  Provinz  noch  eine  Reihe  anderer  selbständiger  Elektrizitäts- 
werke und  Ueberlandzentralen,  teilweise  in  rein  kommunaler 
Form,  teilweise  in  der  Form  von  privaten  Unternehmungen  und 
insbesondere  von  Genossenschaften,  die  durch  das  rührige  Vor- 
gehen der  Landwirtschaftskammer  entstanden  waren.  Keine 
dieser  Unternehmungen  konnte  aber  dem  Provinzialverband,  der 
bisher  selbst  nicht  aktiv  auf  dem  Gebiete  der  Elektrizitätsver- 
sorgung tätig  war,  etwas  bieten,  um  auf  Grund  des  Angebotes  des 
Eisenbahnministers    eine   großzügige,    einheitliche  Verteilungs- 
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Unternehmung  ins  Leben  zu  rufen.  Dies  konnte  lediglich  ge- 
schehen, wenn  die  D.  C.  G.  G.,  die  sowohl  was  Strombezug  als 
auch  was  Stromverkauf  anbelangt,  einen  festen  Block  bildete, 
mit  für  die  Sache  gewonnen  wurde,  zumal  auch  die  finanziellen 
Fragen  mit  Hilfe  des  großen  und  weitreichenden  finanziellen 
Einflusses  der  D.  C.  G.  G.  gelöst  werden  konnten,  besonders  im 
Hinblick  auf  die  Beschaffung  und  Sicherstellung  der  notwen- 
digen großen  Investitionen. 

Im  Interesse  der  weiteren  Entwicklung  und  des  technischen 
Fortschreitens  entschloß  sich  die  D.  C.  G.  G.,  die  von  ihr  ge- 
schaffenen Werke  und  Organisationen,  über  die  sie  bisher  allein 
verfügte,  für  ein  neues  umfassendes  mitteldeutsches  Unter- 
nehmen der  Elektrizitätswirtschaft  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  diejenigen  finanziellen  Risiken  zu  übernehmen,  die  erfor- 
derlich waren,  um  dem  Provinzialverband  der  Provinz  Sachsen 
und  dem  anhaltischen  Staate  die  Beteiligungen  einer  neu  zu 
gründenden  gemischt-wirtschaftlichen  Unternehmung  zu  er- 
möglichen. So  entstand  das  „Elektrizitätswerk  Sachsen-Anhalt, 
A -G.".  in  Halle  a.  S.,  die  „Esag",  auf  der  Grundlage  der  Ar- 
beiten und  Unternehmungen  der  D.  C.  G.  G.  als  eine  neue  folge- 
richtige Stufe  in  der  schnellen  aber  bedeutsamen  Entwicklung 
der  deutschen  Elektrizitätswirtschaft.  Für  die  D.  C.  G.  G.  war 
es  kein  leichter  Entschluß,  die  wertvolle  Monopolstellung,  die 
sich  die  Gesellschaft  durch  rechtzeitiges  Zugreifen  in  Mittel- 
deutschland geschaffen  hat,  und  die  weitgehenden  Rechte,  die 
sie  erworben  hat,  aufzugeben,  um  sich  mit  öffentlichen  Gruppen 
nunmehr  in  diesen  Besitz  zu  teilen.  Die  Zukunft  wurde  jedoch 
damals  dahin  erkannt,  daß,  ohne  den  berufenen  Vertretungen  der 
Allgemeinheit  einen  Einfluß  zu  geben,  eine  gedeihliche  Weiter- 
entwicklung der  Elektrizitätswirtschaft  nicht  möglich  sei.  Viel- 
leicht ist  die  rechtzeitige  Anwendung  dieser  Erkenntnis  der 
Grund,  daß  dieses  schwierige  und  verwickelte  Gebiet  der  Technik 
bisher  von  schädlichen  Eingriffen  unberufener  Stellen  und  wirt- 
schaftspolitischer  Experimenteure  verschont  geblieben  ist. 

In  die  Elektrizitätswirtschaft  des  mitteldeutschen  Gebietes 
kam  nunmehr  ein  einheitlicher  Plan,  der  den  vielen  einzelnen 
Unternehmen  bisher  fehlte.  Es  ist  das  große  Verdienst  des 
Dezernenten  der  Provinz,  des  Landesbaurat  Linsenhoff,  den 
öffentlichen  Einfluß,  den  seine  Verwaltung  besaß,  in  großem 
Maßstabe  dazu  benutzt  zu  haben,  um  die  Gedanken  der  ge- 
sunden Wirtschaftspolitik,  die  in  der  Esag  lag,  überall  zur  Gel- 
tung zu  bringen,  und  die  Unwirtschaftlichkcit,  die  in  der  Zer- 
splitterung und  den  Sonderintcressen  vieler  kleiner  Werke  lag, 
die  nach  örtlichen  Bedürfnissen  und  aus  sonstigen  Rücksichten 
entstanden  waren,  beseitigen  zu  helfen. 

Das  Programm  der  Esag  war  im  Prinzip  dasselbe,  wie  das 
der  D.  C.  G.  G.  in  ihrer  bisherigen  eigenen  elektrischen  Ver- 
sorgung. Nur  wurde  es  auf  ein  größeres  Gebiet  übertragen  und 
kam  deshalb  auch  in  größerem  Maße  der  Allgemeinheit,  dem 
Staatswohl  und  auch  dem  technischen  Fortschritt  zugute.' 

Es  gründete  sich  auf  der  Erkenntnis,  daß  infolge  der  Ver- 
\oIlkommnung  der  elektrischen  Uebertrag  auf  große  Entfer- 
nungen die  Großkraftwerke,  die  auf  der  Gewinnungsstätte  des 
Brennstoffs  arbeiten,  wirtschaftlicher  sind,  als  die  kleineren 
Elektrizitätswerke,  die  den  Brennstoff  transportieren  müssen 
Aber  nicht  allein  das  Wort,  daß  man  „statt  Kohle  Elektrizität 
transportieren  müsse",  sondern  auch  die  ungeheueren  Kosten, 
die  die  Unterhaltung  und  der  Ausbau  kleinerer  Werke  in  der 
Nachkriegszeit  erfordern,  die  unzweckmäßige  Festlegung  eines 
f  eiles  des  Nationalvermögens,  die  Kosten  für  Reserven  und  Be- 
trieb, fuhren  zur  Zentralisierung  der  Elektrizitätsversorgung 
wie  sie  die  Esag  erstrebt.  Der  Plan,  die  größten  Braunkohlen- 
kraftwerke durch  ein  großzügiges  Hochvoltnetz  mit  den  erfor- 
derlichen Transformatorenwerken  zu  verbinden  und  die  Leistung 
von  einer  Zentralstelle  zu  verteilen,  macht  die  Esag  zu  einer 
Ansgleichsstelle  in  der  Elektrizitätswirtschaft,  wie  es  die  Bank 
im  Geldverkehr  ist.  Neben  der  größeren  Wirtschaftlichkeit,  die 
in  der  Verbilligung  der  Strompreise,  in  der  Vermehrung  der 
Energiemengen  besteht,  sollen  technische  und  soziale  Gedanken 
verwirklicht  werden:  die  Erhöhung  der  Zuverlässigkeit  der  Elek- 
trizitätsversorgung, die  Möglichkeit,  bisher  unversorgten  Teilen 
des  Gebietes  die  Vorteile  des  elektrischen  Stromes  zu  verschaffen. 
Es  ist  nicht  der  Zweck  dieses  Vorwortes,  die  besonderen  Auf- 
gaben der  Esag  und  ihre  Durchführung  näher  zu  schildern.  Der 
Direktor  der  Gesellschaft,  Herr  Dipl.-Ing.  R.  Schneider  in  Halle, 
hat  dies  in  den  Geschäftsberichten  der  Gesellschaft,  sowie  einer 
Broschüre  bereits  eingehend  getan. 

Die  Absicht  war  vielmehr,  einen  allgemeinen  Ueberblick  zu 
geben,  und  den  ganzen  Komplex  der  mit  der  Entstehung  der 
Eicktrogroßwirtschaft  zusammenhängenden  Fragen  zu  streifen. 

Die  Provinz  Sachsen,  der  anhaltische  Staat  und  die  Deut- 
sche Continental-Gas-Gesellschaft  haben  ihre  gegenseitigen 
Interessen  in  dem  Unternehmen  durch  einen  besonderen  Ver- 
trag geregelt.  Grundgedanke  war  hierbei,  daß  die  Erfahrungen 
fl^er  D.  C.  G.G.,  die  in  anderen  Teilen  Deutschlands  auch  auf  dem 
debiete  der  Schaffung  neuer  Formen  für  die  Werke  der  öffent- 
lichen Licht-  und  Kraftversorgung  bahnbrechend  war,  der  Ge- 
sellschaft nutzbar  gemacht  werden.  Hierzu  wurde  ihr  ein  be- 
stimmter Einfluß,  der  nötig  war,  eingeräumt;  nicht  nur,  daß  ihr 


die  technische  und  kaufmännische  Leitung  zufiel,  es  wurde  ihr 
auch  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  die  Majorität  der  Aktien  zu- 
gestanden. In  der  Annahme,  daß  nach  Ablauf  dieser  Zeitspanne 
die  technische  Entwicklung  der  Gesellschaft  genügend  festgelegt 
und  gesichert  sei,  wurde  den  Aktionären,  die  das  öffentliche 
Kapital  vertreten,  die  Möglichkeit  gegeben,  dann  so  viel  Aktien 
zu  erwerben,  daß  die  öffentliche  Seite  über  die  Majorität  in  der 
Gesellschaft  verfügt.  Zur  Durchführung  dieses  Programms 
wurde  weiter  vereinbart,  daß  die  D.  C.  G.  G.  die  Entwurfsbearbei- 
tung und  Bauleitung  für  sämtliche  zur  Erzeugung,  Fortleitung 
und  Umformung  der  elektrischen  Energie  für  die  Esag  erforder- 
lichen Anlagen  übernimmt.  Hierüber  ist  ein  besonderer  Ver- 
trag zwischen  der  D.  C.  G.  G.  und  der  Esag  geschlossen,  der  zu- 
nächst auf  die  Dauer  von  10  Jahren  begrenzt  wurde.  Die  Fragen 
der  reinen  Stromlieferung  wurden  zwischen  der  D.  G.  G.  G.  und 
der  neu  entstehenden  Stromverteilungsorganisation,  die  Esag, 
dahin  abgegrenzt,  daß  die  D.  C.  G.  G.  diejenigen  ihrer  Anlagen 
und  vertraglichen  Rechte  in  Mitteldeutschland,  die  als  Bestand- 
teile der  elektrischen  Großwirtschaft  zu  betrachten  sind,  in  die 
Esag  einbrachte  und  ihr  zur  weiteren  Bewirtschaftung  überließ. 
Dementsprechend  ordnete  sie  ihre  einzelnen  mitteldeutschen  Un- 
ternehmen vom  Standpunkt  des  Großstrombeziehers  neu.  Die 
Grenze  zwischen  Großwirtschaft  und  Verteilungswirtschaft  wurde 
weiter  dadurch  klar  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  die  Esag  in 
der  Interessensphäre  der  D.  C.  G.  G.  sich  dem  Verteilungsgeschäft 
enthält  und  dies  ausschließlich  der  D.  C.  G.  G.  überläßt. 

Die  hiernach  der  D.  C.  G.  G.  zufallenden  Aufgaben  wurden 
besonderen  Verwaltungsstellen  zugeteilt.  Während  die  Strom- 
verteilungsinteressen in  den  Händen  einer  Reihe  selbständiger 
Organisationen  ruhen,  unter  denen  die  Ueberlandzentrale  An- 
halt in  Dessau  die  größte  ist,  sind  die  Entwurfs-  und  Bau- 
leitungsfragen einer  besonderen  Abteilung,  der  „Elektrotechni- 
schen Zentrale",  übertragen,  die  durch  Erweiterung  und  Ausbau 
des  elektrotechnischen  Büros  der  D.  C.  G.  G.  entstanden  ist.  In 
ihren  Händen  ruht  seit  dem  Jahre  1919  die  gesamte  Entwurfs- 
bearbeitung und  Bauleitung  des  Esagnetzes  und  der  Transforma- 
torenstationen einschließlich  aller  erforderlichen  Hoch-  und  In- 
genieurbauarbeiten. Für  die  Ausführung  der  Bauarbeiten  an 
den  Hochvoltnetzen  wurde  von  der  D.  C.  G.  G.  unter  ihrer  Be- 
teiligung eine  besondere  Gesellschaft  ins  Leben  gerufen,  die 
„Elektro-Baugesellschaft  m.  b.  H."  in  Dessau.  Hierbei  war  die 
Absicht,  sich  durch  eine  eigene  Bauorganisation  unabhängig  zu 
machen  und  sich  bei  der  heutigen  schwierigen  Wirtschaftslage 
selbst  die  günstigsten  Preise  schaffen  zu  können  und  eine  Kon- 
trolle der  Kosten  zu  haben.  Außerdem  sollten  die  wertvollen 
Erfahrungen  bei  der  Ausführung  eines  derart  großen  Werkes 
allerneucster  Technik  in  einer  der  D.  C.  G.  G.  nahestehenden 
Stelle  erhalten  und  vereinigt  bleiben,  um  sie  später  anderen 
Werken  des  Konzerns  dienstbar  zu  machen. 

Diese  drei  Organe,  in  denen  der  technische  und  kaufmänni- 
sche Einfluß  der  D.  C.  G.  G.  zur  Auswirkung  kommt,  die  Direk- 
tion des  Elektrizitätswerkes  Sachsen-Anhalt,  A.-G.,  in  Halle  a.  S.- 
die  Elektrotechnische  Zentrale  in  Dessau  und  die  Elektro-Bau- 
gesellschaft m.  b.  H.  in  Dessau,  haben  sich  in  die  durch  die 
Pläne  der  Gründer  überkommenen  Arbeiten  geteilt.  Der  erste 
Teil  des  Bauprogramms  ist  beendet,  mit  dem  zweiten  Bau- 
abschnitt ist  begonnen.  Einige  Transformatorenstationen  sind 
bereits  in  Betrieb  gesetzt  worden,  und  in  kurzem  wird 
ein  großer  Teil  der  Provinz  Sachsen'  und  des  anhaltischen  Staa- 
tes mit  elektrischer  Energie  aus  dem  Esagnetze  gespeist  werden. 
Der  kühne,  unter  schwierigen  wirtschaftlichen  und  politischen 
Verhältnissen  erdachte  und  unter  noch  schwierigeren  durchge- 
führte Plan  ist  somit  Wirklichkeit  geworden.  Alle  Kräfte  haben 
ihr  bestes  hergegeben,  und  die  Organisation,  die  in  allen  Teilen 
neu  geschaffen,  neu  erdacht,  und  ohne  Vorbild  für  einen  neue- 
sten Zweig  der  Technik  durchgeführt  werden  mußte,  hat  ihre 
Probe  bestanden. 

In  den  letzten  Wochen  hat  das  Werk  eine  Erweiterung  seines 
Interessenkreises  dahin  genommen,  daß  das  Reich  durch  die 
Elektrowerke,  A.-G.,  in  Berlin  deren  gesamtes  Aktienkapital  im 
Reichsbesitz  ist,  sich  mit  10  Millionen  Mark  an  dem  Aktien- 
kapital der  Gesellschaft  beteiligt  hat. 

Es  erschien  notwendig,  die  Ausführungen,  die  die  grund- 
legenden Gedanken  und  Arbeiten  für  die  mitteldeutsche  elek- 
trische Großwirtschaft  enthalten,  und  die  den  Entwicklungs- 
gang derselben  klarlegen,  den  nachfolgenden  Darstellungen  der 
technischen  Anlagen  des  Esagnetzes  vorauszuschicken,  um  die 
Bedeutung  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  hervorzuheben,  und 
um  Fachgenossen  einen  Einblick  in  ein  anderes,  neu  entstehen- 
des Gebiet  zu  ermöglichen,  der  sonst  schwer  zu  bekommen  ist. 

Jede  technische  Schöpfung  kann  vom  Standpunkt  des  Tech- 
nikers naturgemäß  Interesse  erregen  und  für  sich  kritisiert  und 
bewertet  werden.  Die  eigentliche  Bedeutung  und  den  wirklichen 
Wert  erkennt  man  aber  erst,  wenn  man  sie  im  Zusammenhang 
mit  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Problemen  der  Zeit  be- 
trachtet, die  sie  veranlaßt  haben  und  deren  Lösung  sie  dienen 
sollen,  und  sich  den  ökonomischen  und  kulturellen  Wirkungs- 
grad vor  Augen  hält.  Eine  große  Rolle  für  die  Arbeit  des 
Technikers  spielt  die  Erkenntnis  des  wirtschaftlichen  Entwick- 
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luugsganges  und  das  Vermögen  und  die  Gelegenheit  zur  richti- 
gen Zeit  einzusetzen.  Auch  der  größte  technische  Fortschritt 
und  die  größte  technische  Leistung  gilt  als  wertlos,  wenn  die 
Zeit  für  die  Anwendung  noch  nicht  reif  ist,  d.  h.,  wenn  Wert 
und  Nutzen  der  Zeit  nicht  hoch  genug  erscheinen,  oder  die 
Ueberlegenheit  über  bestehende  Einrichtungen  noch  nicht  groß 
genug  ist,  daß  letztere  als  wie  selbstverständlich  den  Platz 
räumen.  Andererseits  können  neuartige  wirtschaftliche  Fragen 
erst  richtig  und  erfolgreich  gelöst  und  neue  Formen  der  Wirt- 
schaft geschaffen  werden,  wenn  technische  Vorbedingungen  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  erfüllt  sind.  Gerade  an  dem  vorliegen- 
den Beispiel  ist  zu  erkennen,  wie  eng  Technik  und  Wirtschaft 
miteinander  verbunden  sind,  und  daß  ohne  Kenntnis  und  Be- 
nutzung beider  die  großen  Probleme  des  einzelnen  Gebietes  nicht 
richtig  zu  lösen  sind.  D.  10.  II.  1922. 

II. 

Die  technischen  Anlagen  des  Esagnetzes. 
1.  Einleitung. 

a)  Stand  der  Elektrizitätsversorgung  in  der  Provinz  Sachsen 
und  dem  Anhaltischen  Staate  im  Jahre  1916. 

Als  im  Jahre  1916  zuerst  der  Gedanke  der  Elektrizitätsgroß- 
vcrsorgung  im  mitteldeutschen  Wirtschaftsgebiete,  deren  Ent- 
\virU-1iincrsQ-pschichte    der   Vorsitzende    des    Aufsichtsrates  des 


Wenn  auch  das  frühzeitige  und  planmäßige  Vorgehen  der 
Deutschen  Continental-Gas-Gesellschaf t  zur  Nacheiferung  an- 
spornen mußte,  so  erwachte  das  allgemeine  Interesse  für  die 
Ausnutzung  der  elektrischen  Energie  in  der  Provinz  doch  erst 
in  den  Jahren  1905 — 1910  und  griff  nunmehr  von  den  größeren 
Städten  und  den  einzelnen  Industrieunternehmungen  auch  auf 
das  platte  Land  über.  Damals  entstanden  insbesondere  zahl- 
reiche Ueberlandwerke  unter  Führung  der  Landwirtschafts- 
kammer in  der  Form  eingetragener  Genossenschaften  von  denen 
10  der  wichtigsten  sich  unter  Beteiligung  des  Provinzialver- 
bandes  später,  zu  Beginn  des  Jahres  1919,  zu  einer  Betriebs- 
gesellschaft, der  Landelektrizität  G.  m.  b.  H.  zu  Halle  a.  S..,  zu- 
sammenschlössen. Mit  dem  Ausbau  dieser  genossenschaftlichen 
Ueberlandwerke  war  die  Elektrizitätsversorgung  zu  einem  ge- 
wissen Abschluß  gekommen;  ihre  Weiterentwickelung  in  der 
bisherigen  Weise  war  kaum  noch  möglich,  wurde  auch  durch 
den  inzwischen  ausbrechenden  Krieg  gehemmt. 

Nunmehr  waren  von  der  25  000  qkm  betragenden  Gesamt- 
fläche der  Provinz  mehr  als  LS  000  qkm  durch  .30  Ueberland- 
werke mit  Elektrizität  versorgt.  Etwa  140  Elektrizitätswerke, 
da\on  26  mittlere  und  größere  Unternehmungen,  von  15  000  KW 
bis  herab  zu  3  KW  erzeugten  zusammen  rund  155  000  KW- 
Leistung  und  gaben  jährlich  140  Millionen  KW-Std.  ab.  Sorg- 
fältige statistische  Erhebungen,  die  der  Landeshauptmann  da- 
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Elektrizitätswerkes  Sachsen-Anhalt  A.-G.,  der  Trägerin  des 
neuen  Unternehmens,  Oberbaurat  Heck,  in  dem  Vorworte  ge- 
schildert hat,  auftauchte,  war  der  Stand  der  Elektrizitätswirt- 
schaft in  der  Provinz  Sachsen  und  dem  Staate  Anhalt  etwa  fol- 
gender: 


mals  vornehmen  ließ,  ergaben  indessen,  daß  der  gesamte  Strora- 
bedarf  für  die  Provinz  Sachsen  und  Atn  Anhaltischen  Staat  mit 
Einschluß  aller  Einzelstromabnehmer  und  Selbsterzeuger  zu 
480  Mill.  KW-Std.  angenommen  werden  konnte. 

(Fortsetzung  folgt) 


Verkehrstechnische  Woche 


Preisausschreiben 
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Preisausschreiben 

zurGewinnung  von  Vorschlägen  fürdie  Weiter- 
bildung der  Privatanschlußgleisbedingungen. 


Die  Reichsbahn  hat  einen  Entwurf  neuer  Privatanschluß- 
bedingungen zur  Erörterung  gestellt,  der  in  endgültiger  Fas- 
sung nach  Abschluß  der  Beratungen  an  Stelle  der  bisherigen 
Bedingungen  treten  soll. 

Die  Gesamtheit  der  Anschlußgleisinhaber  stellt  einen  so 
wesentlichen  Teil  der  Gesamtheit  aller  Verkehrstreibenden 
dar,  daß  es  wohl  angezeigt  erscheint,  nicht  nur  diesen  Be- 
ratungen die  größte  Beachtung  zu  schenken  und  etwaige  Ein- 
wendungen rechtzeitig  geltend  zu  machen,  sondern  auch  die 
Handhabung  der  Bedingungen  zum  Gegenstand  laufender 
Ueberwachung  durch  Zusammenschluß  der  Anschlußinhaber*) 
zu  machen,  um  Einheitlichkeit  und  Gleichmäßigkeit  sicher  zu 
stellen. 

Die  neuen  Bedingungen  enthalten  eine  Reihe  von  neu- 
zeitlichen Gedanken,  die  sehr  zu  begrüßen  sind;  namentlich 
gilt  dies  von  den  Bestimmungen  über  die  Festsetzung  der 
Gebühren,  soweit  dabei  von  der  Zugrundelegung  der  Selbst- 
kosten die  Rede  ist.  Gerade  bei  dieser  Selbstkostenermitt- 
lung muß  aber  ein  wesentlicher  Teil  der  gemeinsamen  Arbeit 
mit  den  Anschlußinhabern  einsetzen.  Auch  sonst  ist  an 
vielen  Stellen  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Bedingungen 
durch  gemeinsame  Arbeit  für  beide  Teile  vorteilhafter  zu  ge- 
stalten. 

Durch  das  Vorhaben  gemeinsamer  Anschlußgleisbedin- 
gungen für  das  gesamte  Netz  der  Reichsbahn  ist  die  Verein- 
heitlichung eines  wichtigen  Gebietes  um  einen  großen  Schritt 
vorwärts  gekommen.  Es  fehlt  aber  eine  entsprechende  ge- 
setzliche Verankerung.  Zwar  ist  dem  sogenannten  Kleinbahn- 
gesetz preußischen  Ursprungs  vom  28.  Juni  1892  ein  Ab- 
schnitt über  Privatanschlußgleise  angegliedert,  aber  dieser 
Abschnitt  ist  einerseits  seiner  Rechtswirkung  nach  auf 
Preußen  beschränkt,  andererseits  behandelt  er  das  Anschluß- 
gleis gewissermaßen  als  Anhängsel  der  Kleinbahn,  mit  der  es 
seinem  Wesen  nach  gar  nicht  verwandt  ist.  Ferner  kommt 
hinzu,  daß  das  Kleinbahngesetz  vorwiegend  den  Zweck  hatte, 
die  ihm  durch  freie  Entschließung  des  früheren  preußischen 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  unterstellten  Bahnen  nicht 
nur  gesetzlich  und  aufsichtsmäßig  in  eine  bevorzugte  Stel- 
lung zu  bringen,  sondern  damit  gleichzeitig  diejenige  finan- 
zielle Ueberwachung  zu  ermöglichen,  deren  der  Staat  zum 
Ausgleich  der  gebotenen  finanziellen  Unterstützung  dieser 
Bahngattung  bedurfte.  Soweit  dem  preußischen  Staate  die 
Möglichkeit  hierzu  noch  gegeben  ist,  ging  die  Aus- 
übung dieser  Befugnisse  und  Verpflichtungen  auf  das 
preußische  Handelsministerium  über.  Damit  ist  für  die  An- 
schlußgleise in  gesetzlicher  Hinsicht  ein  Zustand  geschaffen, 
der  entschieden  einer  Umbildung  bedarf,  denn  es  geht  auf  die 
Dauer  nicht  an,  daß  die  Anschlußgleise  eisenbahntechnisch 
nach  Reichsbahnbedingungen  behandelt  werden,  während  sie 
rechtlich  für  ein  Teilgebiet  einem  Gesetz  unterstehen,  das 
nur  für  Preußen  gilt  und  zu  einem  wesentlichen  Teile  ganz 
andere  Dinge  behandelt.  Aus  Vorstehendem  ergeben  sich  drei 
wichtige  Zeitfragen,  zu  denen  Stellung  genommen  werden  muß; 

1.  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  der  gegenwärtig  zur 
Beratung  stehenden  Anschlußgleisbedingungen. 

2.  Schaffung  von  Richtlinien  für  deren  Weiterbildung, 
Auslegung  und  Anwendung. 

3.  Schaffung  eines  selbständigen  Anschlußgleisgesetzes 
für  das  gesamte  Reichsgebiet. 

Ohne  anderweiten  Versuchen  zur  Klärung  dieser  Fragen 
vorzugreifen,  glaubt  der  Verlag  einer  führenden  verkehrstech- 
nischen Zeitschrift,  an  den  Aufgaben  nicht  vorbeigehen  zu 
dürfen,  die  ihm  daraus  erwachsen.  Abgesehen  von  den  der 
Schriftleitung  hierfür  offenstehenden  Wegen  soll  dies  im 
Wege  eines  Preisausschreibens 

geschehen,  für  dessen  Durchführung  folgende  Bestimmungen 
gelten : 

■*)  .Vergl.  liierz  i  Nr.  15/1922  der  Verkehrstechnlschsn  Woche,  .Seite  153  oben 


1.  Um  die  Mitarbeit  möglichst  weiter  Kreise  der  Ver- 
kehrstreibenden zu  sichern,  sollen  die  Arbeiten  sich  auf  ge- 
drängte Stellungnahme  zu  abgeschlossenen  Einzelfragen  be- 
schränken. Als  äußerer  Maßstab  dieser  Beschränkung  gilt 
eine  Länge  von  6  bis  8  Seiten  Maschinenschrift*^')  Es  steht 
aber  jedem  Mitarbeiter  frei,  sich  zu  mehreren  Fragen  in  ge- 
trennten Arbeiten  zu  äußern.  Da  es  sich  einerseits  um  recht- 
liche und  wirtschaftliche,  andererseits  um  bau-,  betriebs-  und 
abfertigungstechnische  Fragen  handelt,  so  ist  zur  Vermeidung 
der  Unübersichtlichkeit  eine  Gliederung  der  Arbeiten  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  vorgesehen: 

I.  Rechtsfragen. 
II.  Bau-   und    betriebstechnische  Angelegenheiten  und 
Unterhaltung. 
III.  Tarif-,  Verkehrs-  und  Abfertigungsfragen. 

2.  Die  Bearbeiter  werden  daher  gebeten,  bei  der  Zu- 
ordnung des  gewählten  Stoffes  von  vornherein  auf  diese  Ein- 
teilung Rücksicht  zu  nehmen  und  mit  dem  Kennwort  (s.  Ab- 
satz 3)  gleichzeitig  die  Abteilung  durch  Angabe  einer  der  vor- 
stehenden Nummern  I — III  anzugeben,  weil  dies  für  den  Ge- 
schäftsgang des  Preisgerichtes  (s.  Absatz  4)  von  großer 
Wichtigkeit  ist. 

3.  Die  Arbeiten  sind  mit  Abteilungszeichen  und  Kenn- 
wort versehen  in  verschlossenem  Umschlage,  der  außen 
gleichfalls  Abteilungszeichen  und  Kennwort  enthalten  muß, 
bis  zum  30.  Juni  1922  an  die  Schriftleitung  der  Verkehrstech- 
nischen Woche,  Berlin  W  35,  Potsdamer  Str.  28,  mit  der  Zu- 
satzanschrift: ,, Preisausschreiben  für  Anschlußgleise"  einzu- 
reichen. Der  Sendung  ist  ein  gleichfalls  verschlossener  Um- 
schlag mit  Abteilungszeichen  und  Kennwort  beizufügen,  der 
die  Anschrift  des  Verfassers  mit  genauer  Berufsbezeichnung 
und  Angabe  seines  Arbeitsgebietes  enthält. 

4.  Das  Preisgericht  setzt  sich  zusammen  aus  den  Herren: 
Oberbaurat  a.  D.  Lehmann-Berlin  als  Vorsitzenden,  Handels- 
gerichtsrat Buschmeyer-Berlin  und  Dr.-Ing.  Risch,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig,  als  Beisitzern. 

5.  Es  sind  9  Preise  im  Gesamtbetrage  von  8250  M.  aus- 
gesetzt, über  deren  Verteilung  das  Preisgericht  endgültig  ent- 
scheidet mit  der  Maßgabe,  daß  die  ersten  Preise  nicht  unter 
1500  und  die  niedrigsten  Preise  nicht  unter  500  M.  betragen 
dürfen. 

6.  Mit  der  Preiszuteilung  gehen  alle  Veröffentlichungs- 
rechte der  preisgekrönten  Arbeiten  auf  den  Verlag  über. 
Ferner  behält  sich  der  Verlag  das  Recht  vor,  eine  Auswahl 
der  nicht  mit  Preisen  ausgezeichneten  Arbeiten  gegen  den 
jeweilig  üblichen  Schriftsold  abzudrucken. 

7.  Die  Entscheidung  des  Preisgerichts  ist  endgültig  und 
gilt  durch  Einsendung  der  Arbeiten  als  anerkannt.  Die  Aus- 
wahl der  zu  veröffentlichenden  Arbeiten  steht  im  freien  Er- 
messen der  Schriftleitung  der  Verkehrstechnischen  Woche. 
Die  Urteile  werden  spätestens  am  15.  August  1922  gefällt  und 
in  der  darauf  erscheinenden  Nummer  der  Verkehrstechnischen 
Woche  bekanntgegeben.  Gleichzeitig  erhalten  die  Einsender 
derjenigen  Arbeiten  Nachricht,  die  der  Verlag  anderweit  zu 
veröffentlichen  gedenkt. 

8.  Alle  etwa  erforderlichen  Anfragen  sind  an  die  Schrift- 
leitung der  Verkehrstechnischen  Woche  in  Berlin  W  35, 
Potsdamer  Str.  28,  als  Geschäftsstelle  des  Preisgerichts  für 
Anschlußgleise  zu  richten.  Es  wird  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  daß  derartige  Anfragen,  wie  in  solchen  Fällen 
allgemein  üblich,  nicht  durch  den  Bearbeiter  selbst,  sondern 
durch  einen  Träger  seines  Vertrauens  oder  unter  einer  Deck- 
anschrift erfolgen. 


**J  AUo  etwa   wie   der   Aufsatz   in    Nr.  i  jigss   der  Vcrkchrstecliiiischen 
Woche,  Seite  107 


Berlin  8  14,  S  t  a  1 1  s  c  h  r  e  i  b  e  r  s  t  r.  34-35,  im  Mai  192  i 

DER  VERLAG  DER  VERKEHRSTECHNISCHEN  WOCHE 

(Guido  Hackebeil  Akt.- Ges.) 
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Leitschienen  der  Gleisbögen  usw. 


16.  Jahrgang.   Heft  20.    18.  Mai  1922 


LEITSCHIEINEN 

DER  GLEISBÖGEN  ALS  FEINDE  DER  WIRTSCHAFTLICHKEIT 

VON  REGIERUNGS-  UND  BAURAT  DR.  MÜLLER,  ÖLSNITZ  (VOGTL.) 

(Fortsetzung) 


Die  Durchführung  dieser  Zugversuche  scheiterte  damals 
daran,  daß  ein  Zugkraftmesser  oder  eine  sonstige  geeignete  iMeß- 
vorrichtung  noch  nicht  bestand,  die  imstande  war,  die  am  Zug- 
haken der  Lokomotive  geleistete  Zugkraft  mit  dem  dafür  erfo--- 
derlichen  Grade  von  Genauigkeit  festzustellen.  Es  kam  dann  der 
Krieg,  der  allen  derartigen  Vorhaben  ein  Ziel  setzte. 

In  der  Nachkriegszeit  ist  es  nun  der  vormals  sächsischen 
Eisenbahnverwaltung  gelungen,  mit  Hilfe  des  der  vormals  preu- 
ßisch-hessischen Eisenbahnverwaltung  gehörigen  Meß\vrigcn& 
reine  Zugversuche  zur  Bestimmung  des  Leitschienenwiderstandes 
auf  sächsischen  Strecken  vorzunehmen.  Dieser  überaus  geistvoll 
konstruierte  Meßwagen,  den  der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  leider 
selbst  noch  nicht  zu  Gesicht  bekommen  hat,  bietet  die  Möglich- 
keit, die  von  der  Lokomotive  auf  den  Wagenzug  ausgeübte  Zug- 
kraft unter  Ausschaltung  der  dabei  auftretenden  Stöße  und 
Schwankungen  in  jedem  Punkte  der  durchfahrenen  Strecke  genau 
festzustellen  und  mit  Hilfe  eines  selbsttätigen  Schreibapparates 
auf  dem  Papier  festzustellen. 

Mit  diesem  Meßwagen  sind  also  von  der  vormals  sächsischen 
Verwaltung  eingehende  Versuche  zur  Bestimmung  des  Leit- 
schienenwiderstandes in  der  Nachkriegszeit  ausgeführt  worden 
mit  dem  selbst  für  den  Eisenbahnfachmann  überraschenden  Er- 
gebnis, daß 

der  Zugwiderstand  der  Gleiskrümmungen 
durch  die  Leitschienen  um  rd.  40  v.  H.  erhöht 
wird. 

Dieses  Ergebnis  besagt  in  seiner  Auswirkung  für  den  Betrieb 
nicht  mehr  und  nicht  weniger,  als  daß  eine  Lokomotive  in  Leit- 
schienenstrecken nur  mit  60  v.  H.  ihrer  vollen  Zugkraft  für  die 
Zugförderung  ausgenützt  werden  kann  oder  daß  sie,  u.  U.  unter 
Ueberschreitung  ihrer  vorgeschriebenen  Höchstleistung,  in  jedem 
Falle  einen  um  40  v.  H.  höheren  Kohlenverbrauch  erfordert  als 
unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  in  Gleisbögen  ohne  Leit- 
schienen. 

Um  ein  Bild  von  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieses  um 
40  V.  H.  höheren  Kohlenverbrauchs  zu  geben,  soll  nachstehend 
an  Hand  eines  Beispieles  der  Mehrverbrauch  an  Kohlen  und  die 
hieraus  wiederum  sich  ergebende  Mehrausgabe  annäherungsweise 
errechnet  werden: 

Die  eingleisige  Hauptbahn  Aue — Adorf  der  Eisenbahn- 
Generaldirektion  Dresden  besitzt  bei  einer  Gesamtlänge  von  64  km 
und  einem  Gesamthöhenunterschied  von  425  m  bei  300  m  ver- 
lorener Steigung  Leitschienen  in  der  Gesamtlänge  von  rund 
26  km  (genau  25,58  km)  d.  s.  40  v.  H.  der  ganzen  Linienlänge, 
die  von  den  in  Adorf  und  in  Aue  stationierten  Lokomotiven  bei 
einer  Hin-  imd  Rückfahrt,  d.  s.  bei  128  km  Fahrt,  je  einmal  in 
starker  Steigung  durchfahren  werden  müssen.  Der  Kohlenver- 
brauch beträgt  hiebei  für  eine  Hin-  und  Rückahrt, 

bei  einer  Güterzuglokomotive  durchschnittl.  3,5  Tonnen  und 
bei  einer  Personenzuglokomotive  durchschnittlich  2,5  Tonnen. 
Gefahren  werden  nach  dem  zur  Zeit  gültigen  Fahrplan  täglich 
4  Personen-  und  4  Güterzugs-Hin-  und  -Rückfahrten,  so  daß  der 
tägliche  Kohlenverbrauch  beträgt 

für  4  Güterzugfahrten     =  4 .  3,5  =  14  Tonnen  und 
für  4  Personenzugfahrten  =  4 .  2,5  =  10  Tonnen 

täglicher  Gesamtverbrauch  =  24  Tonnen 
Nach  dem  Vorhergesagten  werden  bei  jeder  ganzen  Fahrt 
(Hin-  und  Rückfahrt)  26  km  Leitschienen  in  starker  Steigung 
durchfahren  und  dabei  in  den  Leitschienenstrecken  rd.  40  v.  H. 
mehr  Kohlen  verbraucht,  als  wenn  die  Gleisbögen  nicht  mit 
Leitschienen  ausgerüstet  wären.  Der  Mehrverbrauch  an  Kohlen 
durch  die  Leitschienen  beträgt  sonach  täglich  für  eine  ganze 
Fahrt 

bei  einer  Güterzuglokomotive  =  rd.  0,280  Tonnen  und 
bei  einer  Personenzuglokomotive  =  rd.  0,200  Tonnen 
für  je  4  Fahrten,  also  täglich 

bei  den  Güterzuglokomotiven  4.0.280  =  1,120  Tonnen  und 
bei  den  Güterzuglokomotiven  4 . 0,200  =  0,800  Tonnen 

täglicher  Gesamtverbrauch  =  rd.  2,000  Tonnen. 
Bei  rund  350  Verkehrstagen  im  Jahre  errechnet  sich  der  Mehr- 
verbrauch an  Kohlen  infolge  der  Leitschienen  zu  rund  700  Tonnen 
im  Jahre.  Der  Preis  (Erstehungs-,  Transport-  und  Ladekosten) 
einer  Tonne  Lokomotivkohle  beträgt  zur  Zeit  rd.  800  M.,  so  daß 
die  26-km-Leitschienen  der  Linie  Aue — Adorf  dem  Betriebe  eine 
jährliche  Mehrausgabe  von  rd.  560 000  M.  verur- 
sachen. 

Mit  dieser  Mehrausgabe  für  Kohlen  sind  aber,  wenn  für  die 
Linie  Aue — Adorf  eine  Wirtschaftlichkeitsrechnung  der  Leit- 
schienen aufgestellt  werden  soll,  kaufmännisch  gesprochen,  die 
Posten  auf  der  Sollseite  der  Vergleichsrechnung  noch  nicht  er- 
schöpft, sondern  es  sind  noch  folgende  Posten  in  Rechnung  zu 
stellen: 


2.  Der  Stoffwert  der  Leitschienen; 

Dieser  Stoffwert  ist  bei  der  von  der  vormals  sächsischen  Ver- 
waltung gebräuchlichen  Ausführung  mit  etwa  25  v.  H.  des  Wer- 
tes der  Oberbauteile  für  die  Gleisanlage  selbst  in  Rechnung  zu 
setzen,  der  also  mit  diesem  Prozentsatze  als  Mehraus- 
gabe dem  Werte  der  Oberbaustoffe  für  das  einfache 
Bogengleis  zugeschlagen  werden  muß.  Hierbei  ist  zu  er- 
wähnen, daß  nach  der  sächsischen  Ausführungsvorschrift  für 
Leitschienen  nicht  mehr  gleisfähige  Altschienen  als  Leit- 
schienen verwendet  werden,  die  sonach  eine  verhältnismäßig 
wohlfeile  Ausführungsart  darstellen,  während  die  bei  der  vor- 
mals preußisch-hessischen  Verwaltung  verwendeten  und  beson- 
ders ausgewalzten  Leitschienen  (Essener  Form  oder  Form  8) 
einschließlich  der  dazu  erforderlichen  Leitschienenstühle  vermut- 
lich noch  höhere  Stoffwerte  bilden.  Auf  das  für  den  Kohlen- 
mehrverbrauch angewandte  Beispeil  der  64  km  langen  Linie 
Aue — Adorf  mit  rund  26  km  Leitschienen  beträgt  sonach  der 
in  der  Leitschienenanlage  festgelegte  Materialwert  nach  den 
heutigen  Preisen  26  000  .  75  =  rund  2  000  000  M.,  die  also  dem 
heutigen  Materialwert  von  rund  8  000  000  M.  der  26  km  langen 
einfachen  Bogengleise  als  Mehrausgabe  zuzuschlagen  sind. 

3.  Die  Herstellungskosten  der  Leitschienenanlage. 

Die  Herstellung  einer  Leitschienneanlage  erfordert  nach  der 
sächsischen  Ausführungsform  etwa  die  gleichen  Kosten  wie  die 
Auslegung  des  zugehörigen  Gleises  selbst,  d.  h.  vor  dem  Kriege 
2,00—2,50  M.,  und  heute  50—60  M.  für  1  m. 

Auf  das  Beispiel  Aue — Adorf  angewendet  hat  die  26  km  lange 
Leitschienenstrecke  vor  dem  Kriege  eine  Steigerung  der  An- 
lagekosten um  rund  60  000  M.  hervorgerufen.  Bei  jetziger  Neu- 
ausführung würde  sie  etwa  1,500  000  M.  Mehrkosten  erfordern. 

4.  Die   vermehrten  Gleisunterhaltungskosten. 

Die  Unterhaltung  der  Gleise  mit  Leitschienen  sächsischer  Bau- 
art erfordert  nach  den  Erfahrungen  der  Praxis  einen  im  Durch- 
schnitt 50  V.  H.  höheren  Aufwand  als  bei  Gleisen  ohne  Leit- 
schienen. Bei  Leitschienen  nicht  sächsischer  Form  ,  für  die 
dem  Verfasser  Erfahrungssätze  nicht  bekannt  sind,  wird  der 
Unterhaltungsaufwand  vermutlich  nicht  geringer  sein.  In 
Zahlen  augedrückt  stellt  sich  dieser  Mehraufwand  für  die  Gleis- 
unterhaltung wie  folgt  dar: 

Die  normale  Unterhaltung  eines  Hauptgleise  erfordert  je 
nach  der  Bedeutung  lOberbauform,  Klasse  (Hauptbahn  oder 
Nebenbahn)  und  Dichte  der  Zugfolge  (20 — 80  Züge  am  Tage)! 
für  1  km  250 — 350  Tagewerke  im  Jahre.  In  Bögen  mit  Leit- 
schienen beträgt  dem  Vorhergesagten  entsprechend  die  Zahl  der 
Unterhaltungstagewerke  im  Jahre  demnach  375  bis  525  Tagewerke 
für  1  km  Bogengleis  mit  Leitschienen.  Ein  Tagewerk  kostet 
der  Verwaltung  heute  den  Betrag  von  durchschnittlich  70  Mark. 
Sonach  erfordert  1  km  Gleis  mit  Leitschienen  für  die  Unter- 
haltung einen  laufenden  Mehraufwand  von  875  bis  1225  Mark  im 
Jahre. 

Auf  das  Beispiel  angewendet  erfordern  die  26  km  Leit- 
schienen der  Linie  Aue — Adorf  einen  laufenden  Mehraufwand 
von  jährlich  etwa  26 .  1000  =  26  000  M.  für  die  Gleisunterhaltung. 

Der  vorstehend  zu  50  v.  H.  angegebene  Mehraufwand  für  die 
Gleisunterhaltung  in  Leitschienenstrecken  umfaßt  hierbei  ledig- 
lich die  persönlichen  Ausgaben  für  Löhne,  nicht  aber  auch  die 
sächlichen  für  Materialien. 

Diese  persönlichen  Mehrausgaben  finden,  wie  jeder  Bahn- 
meister bestätigen  wird,  ihre  Begründung  darin,  daß 

a.  die  gewöhnliche  Unterhaltung  (Justieren,  Stopfen  und 
Richten  der  Gleise,  Strang-  tmd  Schwellenauswechselungen, 
Spurberichtigungen,  Bettungserneuerungen  usw.)  durch  die 
vorhandenen  Leitschienen  sehr  erschwert  wird, 

b.  die  Leitschiene  an  sich  eine  unausgesetzte  und  dauernde 
Unterhaltungsarbeit  erfordert.  Als  solche  Unterhaltungs- 
arbeiten sind  zu  nennen:  Regulierung  der  Spurrinnenweite, 
Justierung  der  Leitschienenstöße,  vor  allem  zur  Aufrecht- 
erhaltung einer  stufen-  und  knickfreien  Leitkante,  wenn 
anders  die  Leitschienen,  da  ihre  Leitkante  ja  in  aus- 
gesprochenem Maße  die  führende  Fahrkante  ist,  nicht  aus 
einem  Instrument  zur  Erhöhung  der  Betriebssicherheit  zu 
einer  besonderen  Gefahrenquelle  werden  soll.  Wie  wohl 
jedem  Eisenbahnfachmann  bekannt  ist,  erfolgt  der  Anlauf 
des  Radflansches  an  die  Leitschienen,  was  die  .\ufsteiggefahr 
des  Rades  anlangt,  unter  ungünstigeren  Verhältnissen  als  an 
die  eigentliche  Fahrkante  des  Außenschienenstranges  infolge 
der  bei  letzterem  günstigeren  Berührungsform  von  Rad- 
flansch und  Hohlkehle  auf  der  einen  und  der  Abrundung 
und  Form  des  Schienenkopfes  auf  der  anderen  Seite. 

c.  Zu  dieser  vermehrten  allgemeinen  Unterhaltung  des  Leit- 
schienen-Bogengleises  tritt  im  Winter  noch  die  besondere 
Unterhaltungsarbeit  für  die  im  Interesse  der  Betriebssicher- 
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heit  (Verhütung  der  Entgleisung  der  Innenräder)  unbedingt 
erforderliche  Reinhaltung  der  Spurkranzrinne  von  Schnee 
und  Eis,  die  eine  nicht  zu  unterschätzende  Mehrarbeit  für 
die  Bahnunterhaltung  bedeutet,  zumal  die  Leitschienen- 
anlagen zum  weitaus  größten  Teile  in  den  schnee-  und  eis- 
reichen Gebirgsstrecken  zu  finden  sind.  Bei  der  sächsischen 
Ausführungsform  der  Leitschienen,  bei  der  die  durch  eine 
Altschiene  gebildete  eigentliche  Leitschiene  starr  mit  der 
Fahrschiene  des  inneren  Bogenstranges  etwa  in  Abständen 
von  0,60  bis  0,70  m  durch  starke  Mutterschrauben  (gewöhn- 
lich ,, Leitschienenbolzen"  genannt)  und  besondere  gußeiserne 
Zwischenlagen  verbunden  ist,  erfordert  die  Freihaltung  der 
Spurkranzrinne  gerade  wegen  der  vielen  Querverbindungen 
eine  größere  Mehrarbeit  als  beispielsweise  in  den  Leitschienen 
der  preußischen  Form,  wo  diese  Querverbindungen  fehlen. 
5.  Der  erhöhte  Stoffverbrauch  in  den  Leitschienenanlagen 
selbst. 

Der  Stoffverbrauch  in  den  Leitschienen  tritt  in  der  Haupt- 
sache in  die  Erscheinung  an  den  Leitschienen  selbst,  bei  der 
sächsischen  Ausführungsform  außerdem  an  den  Mutterschrauben 
(„Leitschienenbolzen")  und  an  den  Zwischenlagen.  Bei  den  Leit- 
schienenanlagen nichtsächsischer  Bauart  wird  sich  der  Stoff- 
verbrauch vermutlich  noch  auf  die  Befestigungsteile  der  Leit- 
schiene (Leitschienenstühle  und  Schwellenschrauben)  erstrecken. 

Der  seitliche  Verschleiß  der  Leitschienen  läßt  sich  von  vorn- 
herein beeinflussen  durch  die  verschiedene  Wahl  der  Spurrinnen- 
weite  oder  genauer,  weil  unmittelbar,  durch  die  Wahl  des  Ab- 
standes  der  Leitkante  von  der  Fahrkante,  je  nachdem  ob  man  die 
ganze  zwangläufige  Führung  der  Fahrzeuge  und  damit  not- 
wendigerweise auch  den  Verschleiß  nur  der  Leitschiene  überläßt 
und  die  Fahrschiene  des  Außenstranges  dementsprechend  schont, 
oder  aber,  ob  man  die  Leitschiene  mehr  als  Sicherung  gegen  Ent- 
gleisungen ansieht  und  der  Schiene  des  Außenstranges  m  erster 
Linie  die  Führung  der  Fahrzeuge  und  damit  wiederum  den  Ver- 
schleiß zuweist,  oder  schließlich,  wie  es  bei  der  vormals  sächsi- 
schen Verwaltung  Vorschrift  ist,  ob  man  der  Leitschiene  und  der 
Fahrschiene  gemeinsam  die  zwangläufige  Führung  überträgt,  wo- 
durch sich  der  Verschleiß  wenigstens  theoretisch  auf  Leitschiene 
und  Fahrschiene  gleichmäßig  verteilt.  Praktisch  wird  allerdings 
eine  durchaus  gleiche  Verteilung  der  Führung  und  Abnutzung  auf 
die  Leit-  vmd  auf  die  Fahrschiene  kaum  eintreten,  da  hierfür  der 
Abnutzungszustand  der  Radsätze  der  auf  der  Leitschienenstrecke 
verkehrenden  Fahrzeuge,  der  in  Zeiten  eines  wirtschaftlichen 
Tiefstandes  immer  ein  ungünstiger  sein  wird,  in  erster  Linie  be- 
stimmend ist.  Jedenfalls  ist  die  Leitschiene  dauernd  einem 
starken  Verschleiß  durch  den  Betrieb  ausgesetzt. 

Sehr  groß  ist  in  den  Leitschienenanlagen  sächsischer  Bauart 
der  Verbrauch  an  Mutterschrauben  (,, Leitschienenbolzen")  zur 
starren  Verbindung  der  Leitschiene  mit  der  Fahrschiene.  Die 
Mutterschrauben  werden  beim  Durchgange  der  Fahrzeuge  zer- 
rissen und  zwar  größtenteils  in  der  Weise,  daß  der  Schraubenkopf 
abgedrückt  wird,  ein  Vorgang,  der  ganz  besonders  im  Winter  bei 
großer  Kälte,  die  das  Material  spröde  macht,  eintritt.  Nach  den 
bisherigen  Beobachtungen  beträgt  der  Verbrauch  an  Mutter- 
schrauben auf  Steigungsstrecken  im  Jahre  etwa  40 — 80  Stück,  und 
auf  Gefällstrecken  150 — 300  Stück  für  1  km  Leitschienenanlage. 
Der  Verbrauch  an  Mutterschrauben  bedeutet  sonach  eine  laufende 
Ausgabe,  die,  wenn  sie  auch  nicht  von  schwerwiegender  Be- 
deutung ist,  doch  bei  einer  Wirtschaftlichkeitsberechnung  nicht 
übersehen  werden  kann,  da  eine  derartige  Mutterschraube  von 
25  mm  Stärke  und  185 — 200  mm  Länge  zurzeit  einen  Wert  von 
mindestens  6  M. /Stück  darstellt. 

Auf  das  Beispiel  der  26  km  Leitschienenstrecke  auf  der  Linie 
Aue — Adorf  angewendet,  bedingt  der  Verbrauch  an  Mutter- 
schrauben eine  laufende  Ausgabe  von  26  .  200  .  6  =  rd.  31  000  M. 
im  Jahre. 

Der  Verbrauch  an  Zwischenstücken  oder  Zwischenlagen  in 
den  Leitschienen  sächsischer  Bauart  ist  wesentlich  geringer  als 
der  an  Mutterschrauben  und  wird  dadurch  hervorgerufen,  daß 
die  gußeisernen  Zwischenlagen  durch  die  auflaufenden  Rad- 
flanschen zerdrückt  werden,  sobald  die  Fahrschiene  des  Innen- 
stranges eine  gewisse  Höhenabnutzung  erreicht  hat.  Der  Innen- 
strang eines  Bogengleises  wird  erfahrungsgemäß  be- 
sonders stark  in  der  Höhe  des  Kopfes  abgenutzt  infolge 
der  vielfach  zu  großen  Ueberhöhungen  des  Außenstranges,  die 
stets  eine  Ueberlastung  und  demzufolge  einen  besonders  schnellen 
Verschleiß  und  ein  Breitfahren  des  Innenstranges  durch  die  lang- 
sam fahrenden  schweren  Güterzüge  zur  Folge  hat.  Zahlenmäßig 
ist  der  Verbrauch  an  gußeisernen  Zwischenlagen  vom  Ver- 
fasser noch  nicht  festgestellt  worden.  Er  kann  trotzdem  ebenso 
wie  der  starke  Verbrauch  an  Federringen  für  eine  Wirtschaftlich- 
keitsberechnung nicht  ganz  außer  Betracht  gelassen  werden. 

Vor  Rechnungsabschluß  auf  der  Sollseite  dieser  Berechnung 
soll  kurz  noch  ein  Einwand  besprochen  werden,  der  von  allen 
denen  gemacht  werden  wird,  denen  bekannt  ist,  daß  die  Leit- 
schienen auch  geschmiert  werden  können,  und  bei  manchen  Ver- 
waltungen, wie  beispielsweis  der  vormals  sächsischen  Verwal- 
tung, auch  tatsächlich  geschmiert  werden.  Durch  die  Schmierung 
der  Leitschiene  wird  sicherlich  eine  Verringerung  der  Reibung 
zwischen  Leitschiene  und  Radflansch  und  demzufolge  eine  Her- 


abminderung des  Leitschienenwiderstandes  und  der  Leitschie- 
nenabnutzung erzielt. 

Das  Maß  dieser  Herabminderung  ist  bei  den  zuletzt  vorge- 
nommenen reinen  Zugversuchen  zif¥ermäßig  nicht  genau  bestimmt 
worden.  Die  Gründe  hierfür  sind  unbekannt.  Nach  früheren  Ver- 
suchen beträgt  diese  Herabminderung  etwa  5  v.  H.  und  bestätigt 
somit  das  nicht  scharfe  Ergebnis  der  Zugversuche,  das  besagt: 
„durch  die  Schmierung  der  Leitschienen  wird  ihr  Widerstand 
nicht  wesentlich  beeinflußt."  Er  würde  also  statt  40  v.  H. 
bei  geschmierten  Leitschienen  nur  etwa  35  v.  H.  betragen.  Dieser 
geringe  Unterschied  ist  nicht  geeignet,  die  vorstehend  hinsicht- 
lich des  Kohlenverbrauchs  usw.  errechneten  Ergebnisse  wesent- 
lich zu  beeinflussen  oder  gar  hinfällig  zu  machen. 

Praktisch  stehen  überdies  dem  Schmieren  der  Leitschienen  ge- 
wisse Schwierigkeiten  und  Bedenken  gegenüber,  die  nicht  ganz 
übersehen  werden  dürfen: 

1.  Tatsächlich  wird  jede  Leitschiene,  auch  wenn  die  Schmie- 
rung nicht  besonders  erfolgt,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
schon  dadurch  geschmiert,  daß  das  von  dem  abfließenden 
und  abtropfenden  Oel  ständig  gut  eingefettete  Lokomotiv- 
rad beim  scharfen  Anlauf  an  die  Leitschiene  sein  Oel  oder 
Fett  an  der  Leitkante  der  Leitschiene  abstreift,  wodurch 
die  Leitschiene  von  der  Lokomotive  gewissermaßen 
selbsttätig  geschmiert  wird. 

2.  Nach  den  sächsischen  Vorschriften  sind  die  Leitschienen, 
wie  übrigens  auch  die  Innenseiten  des  äußeren  Bogen- 
stranges abgesehen  von  starken  Steigüngsstrecken  in  ge- 
wissen Zeitabständen  mit  Graphitschmiere  zu  schmie- 
ren, sofern  „die  Leitschienen  nicht  schon  durch  das  den 
Rändern  meist  anhaftende  Oel  in  ausreichender  Weise  ge- 
schmiert sind.  Die  Schmierung  hat  nicht  durchgehend  zu 
erfolgen,  sondern  in  Längen  und  Abständen  von  0,60  bis 
1,50  m,  um  eine  Verteilung  der  Schmiermittel  auf  den 
Schienenkopf  zu  verhüten".  Mit  diesen  Worten  ist  schon 
auf  die  Gefahr  hingewiesen,  die  bei  nicht  ganz  peinlicher 
und  sachgemäßer  Schmierung  für  die  Zugförderung  ent- 
stehen kann. 

Der  technische  Ausschuß  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
ferwaltungen  äußert  sich  in  seinem  Gutachten  in  Punkt  4  der 
Frage  B  (s.  weiter  vorn)  über  den  Wert  der  Schmierung  wie 
folgt: 

Das  Schmieren  der  Innenseite   des  äußeren  Kurven- 
stranges ist  zwar  geeignet,  die  Reibung  und  damit  die  Ab- 
nutzung zu  vermindern,  es  haften  ihm  aber  einige  Nachteile 
an,  die  für  viele  Verwaltungen  Anlaß  waren,  seine  Anwen- 
dung auf  die  Weichenkrümmungen  in  den  Bahnhöfen  zu  be- 
schränken.    Mäßiges  Schmieren  hält  nicht  lange  vor,  es 
muß  daher  öfters  wiederholt  werden,  wodurch  es  besonders 
wegen  der  Kosten  der  Handarbeit  teuer  wird.    Stark  auf- 
getragene Schmiere  wird  aber  von  den  Spurkränzen  häufig 
auf  die  Lauffläche  der  Schienen  gezogen  und  bewirkt  hier, 
daß  die  Triebräder  der  Lokomotiven  gleiten  und  die  Brems- 
wirkung herabgesetzt  oder  aufgehoben  wird.     Das  Ver- 
fahren kann  für  die  freien  Strecken  im  allgemeinen  nicht 
empfohlen  werden." 
Die  Darlegungen  des  technischen  Ausschusses  gelten,  was  die 
Kosten  der  Schmierung  anlangen,  voll  und  ganz  und,  was  die  Ge- 
fahr des  Auftragens  der  Schmiere  auf  die  Schienenlauffläche  an- 
langt, in  sehr  hohem  Maße  auch  für  die  Leitschienenschmierung, 
nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  das  Schmieren  der  Leitschienen 
über  die  unmittelbar  daneben  hinführende  Fahrschiene_  hinweg 
noch  schwieriger  auszuführen  ist  und  infolgedessen  die  Lauf- 
fläche der  Fahrschiene  des  inneren  Stranges  —  übrigens  bei  Ad- 
häsionsbahnen stets  die  Hauptschiene  für  den  Angriff  der  Loko- 
motivzugkraft —  bei  flüchtiger  Arbeit  sehr  leicht  mitgeschmiert 
wird,  wozu  die  nur  50—7.3  mm  breite  Spurkranzrinne  und  die 
unter  die  Schienenlauffläche  herabreichende  Leitkante  verleiten. 

Zusammengefaßt  ergeben  sich  auf  der  Sollseite  folgende 
Posten: 

1.  Vermehrung  des  Kohlenverbrauchs  um  etwa  40  v.  H. 

2.  Mehrausgabe  für  die  Stoffwerte  der  Leitschienenanlagen 
bei  ihrer  Neuanlage, 

3.  Mehrausgabe  für  die  Herstellung  der  Leitschienenanlagen 
bei  ihrer  Neuanlage, 

4.  Erhöhung  der  Gleisunterhaltungskosten  um  etwa  50  v.  H., 

5.  Stoffverbrauch  in  den  Leitschienen  selbst. 

In  Zahlen  ausgedrückt,  soweit  diese  erfaßt  werden  konnten, 
beträgt  die  Summe  der  Mehrausgaben  beispielsweise  auf  der 
Linie  Aue— Adorf  bei  Zugrundelegung  des  heutigen  Geldwertes, 
nach  nachstehender  Zusammenstellung: 

1.  Laufende  Mehrausgaben: 

a)  Für    Kohlen    (laufende    Mehrausgaben  im 

Jahre)  =   560  000  M. 

b)  Für   Gleisunterhaltung     (laufende  Mehraus- 

gabe im  Jahre)  =   28  000  „ 

c)  Für  Materialmehrverbrauch  (laufende  Mehr- 

ausgabe im  Jahre)  =   31  000  ,, 

Summe    der   laufenden    Mehrausgaben  im 

Jahre  =   619  000  M. 
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2.  Einmalige  Mehrausgaben: 

a)  Stoffwert    der    Leitschienen  .    .    .  . 

b)  Einbau   

Summe  der  einmaligen  Mehrausgaben 


2  000  000  M. 
1200  000  „ 


3  200  000  M. 

Ueber  die  Höhe  der  Mehrausgaben  für  die  gesamten  Leit- 
sthienenstrecken  der  vormals  sächsischen  Verwaltung,  die  vor- 
stehend für  die  26  km  lange  Leitschienenstrecke  der  Linie  Aue — 


Adorf  angenähert  errechnet  sind,  vermag  die  folgende  Angabe 
über  die  Gesamtlänge  der  vorhandenen  Leitschienenstrecken  ein 
ungefähres  Bild  zu  geben.    Diese  Gesamtlänge  beträgt: 

262  km  Leitschienen    auf    Haupt-  und  Nebenbahnen  =  rd. 

9  V.  H.  der  Gesamtgleislänge, 
17  km  Leitschienen  auf  Schmalspurbahnen  =  3,5  v.  H.  der 
Gesamtgleislänge. 

(Fortsetzung  folgt) 


STÜCKGUTUMLADUNG  MIT  SCHLEPPZUGBETRIEB 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  STEUERNAGEL,  BERLIN 


Mechanische  Hilfsmittel  spielen  in  der  Abwicklung 
des  deutschen  Eisenbahnstückgutverkehrs  noch  eine  ge- 
ringe Rolle.  Außer  den  von  Unruh  und  Liebig  in 
Leipzig-Plagwitz  gelieferten  Anlagen  für  die  Stückgut- 
umladestellen Bebra  (abgebrannt)  und  Magdeburg-Rothen- 
see, die  in  einer  endlosen  Rollbahn  bestehen,  sind  weitere 
deutsche  Ausführungen  trotz  zahlreicher  Vorschläge,  die  sich 
auf  Hängebahnen  oder  elektrisch  betriebene  Transportwagen 
erstreckten,  nicht  bekannt  geworden.  Bereits  das  Bulletin  des 
internationalen  Eisenbahn-Kongreß-Verbandes  vom  Dezember 
1913  berichtet  von  der  Verwendung  elektrischer  Eilgutkarren  auf 
dem  Nordbahnhof  in  Boston  (Massachusetts),  einem  der  größten 
und  belebtesten  Kopfbahnhöfe  in  Amerika.  Dort  wurde  ein  be- 
trächtlicher Teil  der  Arbeit  des  Beförderns  von  Eilgutsendungen 
zwischen  den  Zügen  und  den  Annahme-  und  Ausgaberäumen  mit 
einer  Reihe  von  ,, Buckwalter"  elektrischen  Eilgutkarren  geleistet. 
Die  Plattformgröße  dieser  Karren  beträgt  rund  3  qm,  das  Lade- 
gewicht rund  2  to  bei  einem  Eigengewicht  von  rund  1,5  to,  die 
Karrgeschwindigkeit  ist  6  km/Std.  im  beladenen,  10  km  im 
leeren  Zustande;  ein  Wagen  fährt  durchschnittlich  .30 — 40  km 
mit  einer  Batterieladung.  Der  durchschnittliche  Energie- 
verbrauch ist  zu  0,24  Kilowattstunden  für  1  km  angegeben. 

Die  heute  gewaltig  gestiegenen  Löhne  und  die  erhöhten  Ge- 
schäftsunkosten haben  derartigen  mechanischen  Hilfsmitteln  im 
Gütertransport  auch  in  Deutschland  vermehrte  Bedeutung  ge- 
geben, und  so  ist  auch  von  der  Akkumulatorenfabrik  A.-G. 
Berlin  eine  elektrisch  betriebene  Lastkarre  für  Nutzlasten  von 
1  to  mit  einer  Ladefläche  von  3  qm  bei  einem  Eigengewicht  von 
1 — 1,5  to,  einer  Geschwindigkeit  von  8 — 12  km/Std.  und  einer 
Fahrleistung  von  20 — 30  km  herausgebracht  worden.  Da  sind 
die  Mitteilungen  interessant,  die  ,,Railway  Age"  vom  22.  Oktober 
1921  über  eine  große,  im  Juli  1920  erst  fertiggestellte  Stück- 
gutumladeanlage  in  Cedar  Hill,  New  Häven,  Conn., 
bringt,  da  diese  Anlage  aufgebaut  ist  auf  dem  Betrieb  durch 
Akkumulatorschlepper,  welche  die  zugartig  zusammengestellten, 
mit  Umladegut  beladenen  ,, Anhänger"  von  der  Entlade-  zur 
\'crladestelle  ziehen. 

Das  System  der  Um  lade  anläge  geht  aus  der 
Prinzipskizze  Abb.  1  hervor.  Die  Maßangaben  sind  in  Fuß  bei- 
behalten worden,  um  unrunde  Zahlen  zu  vermeiden.  Der 
Grundgedanke  der  Anlage  ist  der  gleiche  wie  er  sich  auch  in 
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Abb.1. 

Mafse  in  Fufs 
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C  Klappbrücken 


Deutschland  für  reine  Umladeanlagen  als  der  zweckmäßigste 
herausgebildet  und  bewährt  hat:  Längsgleise,  zwischen  ihnen  die 
LTmladebühnen.  Während  man  den  ^^e^kehr  zwischen  den  ein- 
zelnen Bühnen  mangels  Kopfbühnen  im  Handbetrieb  bei  uns 
durch  ,, Durchladen"  vermittelt,  sind  in  Cedar  Hill  3  Klapp- 
T^rücken  von  je  20  Fuß  Breite  zwischen  den  einzelnen  Bühnen 


angebracht,  die  in  der  Hauptsache  dem  Verkehr  der  Schlepper 
und  der  beladenen  Anhänger  dienen.  Alle  3  Bühnen  sind  über- 
dacht. 2  Bühnen  sind  in  Holz,  die  dritte  in  Beton  und  Eisen- 
konstruktion errichtet.  Die  Gleise  8  und  9  fassen  je  29,  alle 
übrigen  je  27  Wagen,  der  Gesamtfassungsraum  beträgt  also 
300  Wagen.  Das  Umladegeschäft  wickelt  sich  in  der  Art  ab, 
daß  die  leeren  Wagen  auf  den  Gleisen  3,  4,  5  und  6,  die  beladenen 
Wagen  auf  den  übrigen  Gleisen  zugestellt  werden.  Die  6  Gleise 
3,  4,  5,  6,  7  und  8  und  17  Wagen  des  Gleises  2  bilden  den  Grund- 
stock des  Umladcbetriebes ;  außer  den  hier  gebildeten  regel- 
mäßigen Wagen  werden  auf  den  Gleisen  A,  B,  1  und  9  je  nach 
Frachtenanfall  weitere  Wagen  gebildet. 

Der  Betriebsplan  sieht  die  tägliche  Bildung  von  131  ge- 
schlossenen Wagen  vor.  Kommt  mehr  Gut  als  e  i  n  Wagen 
für  eine  Bestimmungsstation  auf,  so  werden  die  Beiwagen  auf 
demselben  Gleise  unmittelbar  neben  dem  Stammwagen  gebildet. 
Da  z.  B.  für  Boston  und  für  Providence  täglich  Gut  für  zehn 
Wagen  aufkommt,  so  kommen  auf  die  für  131  Orte  nach  dem 
Cirundstock  zu  bildenden  Wagen  in  der  Tat  über  200  Wagen. 

Der  Fuhrpark  der  Umladeanlage  besteht  aus 
14  Akkumulatorschleppern,  485  vierrädrigen  Anhängern  ver- 
schiedener Bauarten,  deren  Mehrzahl  mit  Rollen-  oder  Kugel- 
lagern ausgerüstet  ist,  und  132  zweirädrigen  Flandkarren.  Bis 
auf  Gut  mit  ganz  kurzem  Karrweg  und  solches,  das  infolge  seiner 
Eigenart  schlecht  auf  den  flachen  Karren  verladen  werden  kann, 
vollzieht  sich  das  gesamte  Umladegeschäft  mit  diesen  Schleppern 
und  Anhängern.  Besondere  dreirädrige  Kippanhänger  ermög- 
lichen den  Transport  besonders  schwerer  Güter.  Flüssigkeiten 
in  Fässern  usw. 

Das  Umladepersonal  besteht  aus  .306  Mann  auf  die 
achtstündige  Arbeitsschicht,  und  zwar  1  Oberleiter,  3  Bühnen- 
leiter, 10  Bürokräfte,  3  Aufseher,  43  Lademeister,  93  Lader  und 
Packer,  146  Karrer,  davon  28  auf  den  Schleppern,  1  Böttcher, 
1  Wagenreiniger,  1  Wagenplombierer,  1  W'ächter,  2  Lader  der 
Akkumulatoren,  1  Laufjungen. 

Bemerkenswert  sind  die  Angaben,  welche  die  ameri- 
kanische Quelle  über  die  innere  Organisation  des 
Umladedienstes  macht.  Die  umzuladenden  Wagen 
laufen  vom  Ost-  und  Westablaufberg  ununterbrochen  zu. 
Sie  werden  dann  in  die  Ordnungsgleise  geleitet  und  so 
geordnet  und  auf  den  Umladegleisen  aufgestellt,  wie  es 
ihrem  späteren  Weiterlauf  entspricht  —  die  umzuladenden 
Wagen  werden  also  nicht  bunt,  sondern  nach  gewisser  Vor- 
ordnung an  die  Umladebühnen  gestellt.  Ein  Bote  nimmt  die 
gebeutelten  Frachtbriefe  bei  den  Zugabfertigern  an  den  Ablauf- 
bergen gegen  Quittung  in  Empfang  und  bringt  sie  zum  Büro 
der  Umladehalle.  Dort  werden  die  Frachtbriefe  gestempelt,  in 
einem  Regal  mit  einzelnen  Fächern  wagenweise  geordnet,  und 
mit  der  Bühnenstation  ausgezeichnet.  Die  Auszeichnung  erfolgt 
durch  eine  mehrstellige  Zahl  nach  dem  sogenannten  „Block"- 
sjstem.  Die  letzte  Ziffer  bedeutet  die  Numm<>r  der  Ladebühne, 
die  anderen  Ziffern  zeigen  die  Stellung  des  Wagens  auf  einem 
Gleise  an.  So  bezeichnet  z.  B.  Bühnenstation  261  den  26.  Wagen 
der  Bühne  I  (von  einem  bestimmten  Ende,  dem  Nordende  an 
gezählt).  Die  Lademeister  erhalten  die  Frachtbriefbeutel  von 
dem  zuständigen  Bühnenleiter,  wem  die  Wagen  angestellt  sind. 
Jedem  Anhänger  gibt  der  Lademeister  eine  Anweisung  mit, 
welche  die  Nummer  der  Bühnenstation,  Bestimmung  der 
Ladung  und  die  Stückzahl  enthält.  Außerdem  schreibt  er  mit 
blauer  Kreide  die  Blocknummer  auf  eine  deutlich  sichtbare 
Stelle  der  Ladung.  Der  Inhalt  der  Umladewagen  wird  auf  die 
Anhängerkarren  aufgeladen,  der  Anhänger  bleibt  halten,  bis  die 
ganze  Wagenladung  umgeschlagen  ist.  Dann  werden  6  bis 
8  Anhänger  zu  einem  Zuge  zusammengestellt  —  der  Anhänger 
mit  dem  längsten  Karrweg  vorn  —  und  vom  dem  Schlepper  zum 
Bestimmimgsort  gezogen.  Hier  werden  die  Anhänger  abgehängt, 
in  den  Wagen  genommen  und  von  den  Packern  abgeladen, 
l.'ie  leeren  Anhänger  werden  wieder  aus  den  Wagen  auf  die 
Bühne  herausgesetzt  und  dort  von  den  Schleppern  wieder  auf- 
gelesen. W^enn  die  Wagen  fertig  -geladen  sind,  werden  die 
Frachtbriefbeutel  gesammelt  und  zum  Büro  gebracht,  wo  die 
Anzahl  der  Tonnen  nach  Ladegemeinschaften  zusammengestellt 
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wird.  Die  Frachtbriefe  werden  alsdann  nochmals  durchgesehen 
und  die  Beanstandungen  der  Lademeister  aufgeschrieben.  Dann 
werden  die  Frachtbriefe  sortiert  und  vor  dem  Beuteln  nochmals 
geprüft.  Jeder  Sortierer  muß  die  Blocknummer  der  Wagen  ver- 
merken, die  er  beglaubigt,  wodurch  er  leicht  für  Unregelmäßig- 
keiten verantwortlich  gemacht  werden  kann. 

Die  Ergebnisse  des  Betriebes  mit  elektrischen 
Schleppern  und  Anhängern  waren  durchaus  befriedigend.  Wäh- 
rend in  der  alten  Anlage  von  Westchester  (N.  Y.)  [Handbetrieb 
mit  zweirädrigen  Karren]  in  ihrem  letzten  Betriebsmonate  (Juni 
1!'20  4,454  to  auf  den  Mann  entfielen,  wurde  in  Cedar  Hill,  das 
an  die  Stelle  von  Westchester  trat,  Mai  1921  7,542  to  erzielt,  d.  i. 
eine  Mehrleistung  von  69  Prozent,  die  fast  ganz  dem  mecha- 
nischen Betrieb  zuzuschreiben  ist.  Die  umgeladene  Tonne 
kostete  im  Durchschnitt  0.669  Dollar.  Im  August  1921  betrug 
der  tägliche  Eingang  246  beladene  Wagen,  der  tägliche  Ausgang 
221  umgeladene  Wagen.    Der  tägliche  Umschlag  betrug  18451  to. 


Die  Unterhaltung  und  Ladung  der  Akkumu- 
latorenbatterien vollzieht  sich  glatt  und  in  einfachster 
Weise  in  einen  Raum  von  30X20  Fuß,  am  Ende  der  Bühne  III, 
lediglich  mit  2  Arbeitern,  von  denen  der  eine  von  4  N. — 12  N., 
der  ändere  von  12  V.— 8  V.  Dienst  tut.  Jeder  Schlepper  hat  eine 
Batterie  von  30  Zellen,  deren  Laden  8  Stunden  dauert;  gleich- 
zeitig können  8  Schlepper  geladen  werden.  Zum  Laden  dienen 
2  Motorgeneratorsätze;  jeder  derselben  besteht  aus  einem 
Gleichstromerzeuger  von  75  V  240  A,  der  durch  einen  Drehstrom- 
uiduktionsmotor  von  440  V  und  30  PS  mit  1800  Touren  getrieben 
wird. 

Die  Mechanisierung  der  Stückgutbeförderung  in  den 
deutschen  Güteranlagen  ist  ein  (lebiet,  welches  eingehender  Be- 
achtung bedarf,  m.  E.  aber  seither  etwas  stiefmütterlich  be- 
handelt worden  ist  —  es  bedarf  der  engsten  Zusammenarbeit  des 
Verkehrsfachmanncs  mit  dem  Betriebs-  und  Maschinentechniker. 


Ihr,  Deutschlands  tatenfreudi^e  Pioniere, 

Stiefkinder  wart  ihr  immer  des  Vafrlandes  — 

Jetzt,  da  es  sank  im  Schutte  des  Weltenbrandes, 

Wer  dankt  's  euch,  haltet  ihr  Treu'  dem  Heimatspaniere '■ 


VERSCHIEDENES 


Nun.  da  aus  ci  m-itlender  H-Uid  uns  entfiel  das  Gewafien. 
Seid  ihr  wie  niemals  Hüter  des  heiligen  Hör  es  — 
Getröstet  euch  des  herrli  h-n  Dichterwortes: 
Stets  hat  der  Deutsche  den  Wert  sich  selber  erschaffen! 

Wa"ter  bloem 


AUSLANDISCHE  BAHNEN 

=G1=  Elektrisierung  auf  der  North  Eastern  in  England. 

Nachdem  der  vom  englischen  Verkehrsminister  eingesetzte  Gut- 
achterausschuß über  die  Elektrisierungsfrage  seine  Arbeit  abge- 
schlossen hat  und  die  grundlegenden  Fragen  (z.  B.  Stromart, 
Spannung  usw.)  damit  geklärt  sind,  ist  die  Einheitlichkeit  für 
weiteres  Vorgehen  in  dieser  Sache  für  die  englischen  Bahnen  in 
hohem  Maße  sichergestellt.  Die  North  Eastern  hat  nunmehr 
eine  elektrische  Schnellzug-  und  eine  Güterzuglokomotive  für 
J.öOO  Volt  (jleichstrom  herausgebracht,  die  auf  der  Linie  Shil- 
don— Newport  in  Dienst  gestellt  werden  sollen.  Die  erstere  ist 
eine  2C2-Maschine  von  102  t  Gesamtgewicht,  18  t  Triebachslast, 
rund  2  m  Triebraddurch  messer  und  16,3  m  Gesamtlänge.  Die 
Latifachsen  sind  in  Drehgestell  gelagert.  Jede  Triebachse  wird 
von  je  zwei  kleineren  Motoren  direkt  angetrieben.  Die  Ciütcr- 
zugmaschine  ist  eine  B-t-B-Form  mit  einem  Antriebsmotor  für 
T.'.'O  Volt  auf  jeder  Achse.  Der  Raddurchmesser  beträgt  1,20  m, 
(itr  Gesamtradstand  8,20  m,  die  Gesamtlänge  über  die  Puffer 
«(■messen  11,90  m,  das  Gesamtgewicht  75  t,  die  verlangte  Zug- 
leistung 1400  t  bei  40  km  in  der  Stunde. 

Der  Strom  kommt  als  hochgespannter  Drehphasen-Wechsel- 
strom von  HOOG  bzw.  20  000  Volt  Spannung  aus  zwei  Kraft- 
werken der  Bahngesellschaft  und  wird  in  Unterwerken  mittelst 
.Maschinensatzes  in  Gleichstrom  von  1.500  Volt  umgeformt.  Be- 
merkenswert ist  dabei  der  voll  automatische  Betrieb,  indem  sich 
die  Umformermaschinen  je  nach  Bedarf  selbsttätig  ein-  und  aus- 
schalten, so  daß  jeder  unnötige  Leerlauf  vermieden  wird.  Nähert 
sich  eine  elektrische  Lokomotive  einem  solchen  Unterwerk, 
so  wird  dort  durch  Spannungsabfall  ein  Relais  betätigt,  das  die 
weitere  Ingangsetzung  des  Maschinensatzes  bewirkt.  In  .30—40 
Sekunden  ist  dieser  auf  Tourenzahl.  Hört  die  Stromentnahme 
auf,  weil  die  Lokomotive  den  Bereich  des  Werkes  verlassen  hat 
oder  tritt  sonst  eine  längere  Pause  ein,  so  betätigt  sich  eine 
andere  Ralaiseinrichtung,  die  nach  4—5  Minuten  den  Maschinen- 
satz abschaltet,  wenn  nicht  inzwischen  eine  erneute  Stroment- 
nahme stattgefunden  hat.  Diese  Verzögerung  ist  wegen  der 
Halte  auf  den  Stationen  oder  auf  der  freien  Strecke  nötig.  Die 
automatische  Einrichtung  der  Umformerwerke  erübrigt  jede  Per- 
sonalbesetzung, die  an  manchen  Stellen  dreifach  würde  sein 
nuissen.  Auf  der  Chicago,  Milwaukee  und  St.  Paul-Bahn  in  den 
Veremigten  Staaten  betragen  die  Personalkosten  rund  K  der 
(iesamtkosten  der  Umformerwerke  für  Unterhaltung,  Beauf- 
sichtigung usw.  Automatischer  Betrieb  erfordert  nur  periodi- 
sche Durchsicht  und  Reinigung.  (Engineering  1922,  C  XIII,  2924.) 

.  =G1=  Ueber  den  Stand  der  Gruppenbildung  der  englischen 
Eisenbahnen,  die  durch  das  neue  Eisenbahngesetz  vom  August 
1921  vorgeschrieben  ist,  schreibt  ein  ehemaliger  stellvertretender 
Generaldirektor  der  North  Eastern  Railway  folgendes:  Unsere 
L'isenbahnen  hier  sind  alle  eifrig  am  Werk,  um  Pläne  auszu- 
arbeiten, nach  denen  die  vier  großen  Gruppen  gebildet  werden 
-ollen.  Die  Umgestaltung  der  jetzigen  Verhältnisse  ist  jedoch 
..radikal",  daß  sie  nur  sehr  langsam  damit  vorwärts  kommen. 
I>ie  (ireat  Western  Railway  hat  ihre  Verschmelzung  praktisch 
genommen  bereits  beendet.  Sie  behält  ihr  Gepräge  und  nimmt 
nur  in  ihren  jetzigen  Bestand  alle  Bahngesellschaften  in  Wales 
auf,  von  denen  es  32  gibt  (6  größere  und  26  kleinere).  In  dieser 
Gruppe  sind  die  geringsten  Verschiebungen  nötig  im  Vergleich 
zu  den  drei  anderen.  Zunächst  wird  sie  als  die  Westgruppe  be- 
zeichnet und  den  Namen  Great  Western  vielleicht  beibehalten. 
I>ie  drei  anderen  Gruppen  haben  Schwierigkeiten  bei  ihrer  finan- 


ziellen Auseinandersetzung.  Es  sind  das  die  Eastern  und  Fast 
Scottish-,  die  North  Western,  Midland  and  West  Scottish-  und 
die  Southern-Gruppe. 

=G1=  Die  Lage  der  englischen  Eisenbahnen.  Kraft  des  Ge- 
setzes von  1871  kamen  die  englischen  Eisenbahnen  un  4.  August 
1914  Mitternacht  unter  Staatsaufsicht.  Diese  hat  bis  15.  August 
11^21  gedauert.  Die  Regierung  übernahm  es,  die  Eisenbahnrente 
\'on  1913  auch  in  den  Kriegsjahren  weiterzuzahlen.  Viele  In- 
dustrien nahmen  in  dieser  Zeit  einen  gewaltigen  Aufschwung 
und  hatten  große  Gewinne.  Die  Bahnen  jedoch  gingen  dabei 
leer  aus.  Im  Gegenteil:  Menschen  und  Anlagen  ivurden  über- 
anstrengt. 

Während  der  Staatsaufsicht  wuchsen  die  Betriebsunkosten 
über  200  %,  die  Tarife  um  110  %,  die  Fahrpreise  um  75  %■  Das 
Verhältnis  zwischen  Unkosten  und  Einnahmen  hat  sich  sehr 
verschlechtert  und  beträgt  heute  etwa  80—90  %  gegenüber  60  bis 
65  %  im  Jahre  1913. 

Die  Verkehrslage  im  vergangenen  Jahre  \>  ar  infolge  schlech- 
ten (Geschäftsganges  im  Handel  und  Streiks  im  Kohlenbergbau 
außerordentlich  ungünstig.  Die  London  und  North  Western 
z.  B.  beförderte  nur  83K  Mill.  Reisende,  30K>  Mill.  weniger  als 
1920.  Güter  nahmen  von  16.8  auf  12,7  Mill.  t  ab.  Und  so  ähn- 
lich ist  es  bei  allen  anderen. 

Durch  das  Gesetz  werden  die  Bahnen  Englands  in  vier  große 
Gruppen  zusammengefaßt.  Die  größte,  mit  527  Mill.  £  Anlage- 
kapital besteht  aus:  London  und  North  Western-,  Midland-, 
Lancashire  und  Yorkshire-,  North  Staffordshire-,  Furness-, 
Caledonian-,  Glasgow  und  South-Western-  und  Highland-Bahn, 
ferner  aus  26  kleineren.  Die  Hauptgesellschaften  der  östlichen 
G.ruppe  sind:  Great  Eastern-,  Great  Northern-,  GreU  Central-, 
North  Eastern-,  Hull  und  Barnley-,  North  British-,  Great  North 
of  Scotland-Bahn.  Die  südliche  Gruppe  wird  umfassen:  London 
urid  Brighton-,  South  Eastern  und  Chathani-,  London  und  South 
Western-Bahn.  Die  Westgruppe  endlich  werden  die  Great 
Western-  und  die  Bahnen  in  Wales  bilden. 

Ueber  die  Wirkungen  des  neuen  Eisenbahngesetzes  sind  die 
Meinungen  der  Eisenbahnfachleute  sehr  geteilt.  Manche  sind 
geradezu  feindlich.  Besonders  werden  Befürchtungen  laut  dar- 
über, daß  die  künftige  Größe  der  Bezirke  eine  gesunde,  fort- 
schrittliche Betriebsführung  nicht  mehr  erniö.gliche.  So  würde 
die  North  Eastern  Gruppe  z.  B.  über  11  000  km  Länge  umfassen 
und  von  London  bis  nach  dem  Norden  von  .Schottland  reichen, 
also  vollständigen  Wechsel  aller  Verhältnisse  einschließen. 
Schematisierung  müßte  hier  aber  zum  Niedergang  führen.  In 
der  Südgruppe  betreiben  mehrere  Bahngesellschaften  die  Elek- 
trisierung. Jede  aber  hat  ein  anderes  System  und  hält  dieses 
für  das  beste.  Das  hat  zu  Reibungen  geführt.  Auch  mit  den 
PVachtsätzen  sind  die  Bahnen  nicht  zufrieden.  Früher  waren  sie 
in  deren  Festsetzung  nahezu  vollkommen  frei.  Neuerdings  wer- 
den die  Frachtsätze  jedoch  von  einem  Schiedsgericht  so  fest- 
gesetzt, daß  die  Bahnen  eine  Standard-Einnahme  haben,  gleich- 
wertig der  von  1913.  Machen  sie  dabei  zu  große  Ueberschüsse, 
so  sollen  sie  diese  für  dasselbe  Jahr  behalten,  aber  im  nächsten 
Jahr  müssen  80  %  davon  zur  Ermäßigung  der  Frachtsätze  be- 
rücksichtigt werden.  Das  hindert  die  freie  Beweglichkeit  der 
Bahnen  außerordentlich,  nimmt  den  Anreiz  zu  guter  Betriebs- 
führung und  veranlaßt  sie,  sich  gleichzeitig  dem  Frachtgeschäft 
mit  Lastkraftwagen  zuzuwenden,  das  noch  frei  von  solchen 
Bindungen  ist.  (Engineering  v.  10.3.22.) 

=G1=  Versuche  mit  durchgehender  Luftbremse  für  lange 
Güterzüge  in  England.    In  Deutschland  sind  die  Bemühungen 
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um  eine  brauchbare  durchgehende  Bremse  für  Güterzüge  durch 
die  Bauart  Kunze-Knorr  seit  einigen  Jahren  zu  einem  gewissen 
befriedigenden  Abschluß  gebracht,  so  daß  man  auf  ihre  allge- 
meine Einführung  bei  der  Reichsbahn  in  naher  Zukunft  wird 
hoffen  dürfen,  so  bald  die  dringlichsten  Autgaben  der,  Wieder- 
gesundung des  Eisenbahnbetriebes  geglückt  und  eine  gewisse 
Stetigkeit  und  Sicherheit  in  den  betrieblichen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  wieder  eingezogen  sein  werden. 

In  England  sind  automatische  Bremsen  schon  seit  mehr  als 
50  Jahren  in  Gebrauch.  Heute  werden  dort  zwei  Arten  benutzt: 
die  Westinghousebremse  und  die  selbsttätige  Vakuumbremse.  Die 
früheren  Formen  der  letzteren  Bauart  arbeiteten  mit  Ejektor 
und  wirkten  unmittelbar,  d.  h.  der  Ejektor  arbeitete  immer  erst 
dann,  wenn  man  die  Bremswirkung  brauchte.  Wie  unsicher  und 
unkontrollierbar  der  ganze  Bremsvorgang  war,  liegt  auf  der 
Hand.  Das  führte  bald  zu  der  Erkenntnis,  daß  die  Bremse  bei 
Schaden  von  selbst  einsetzen  müsse,  daß  man  also  ein 
dauerndes  Vakuum  brauche,  um  die  Bremsen  gelöst 
zu  halten.  Die  hauptsächlichsten  Unterschiede  der  Brem- 
sung von  Personen-  und  Güterzügen  mit  durchgehen- 
der Bremse  liegen  kurz  in  folgendem:  1.  die  größere  Länge  der 
Güterzüge,  2.  die  Notwendigkeit,  beladene  und  leere  Güterwagen 
m  gleichen  Zuge  laufen  zu  lassen,  .3.  die  weniger  feste  Kuppe- 
lung der  Güterzüge  gegenüber  den  Personenzügen.  Besonders 
der  letzte  Punkt  steigert  die  Notwendigkeit  einer  sanften  und 
gleichartigen  Wirkung  der  Bremsen  über  den  ganzen  Zug  hin. 

Um  die  Brauchbarkeit  der  Luftsaugebremse  für  lange  Güter- 
züge nachzuweisen,  hat  die  englische  Great  Northern  Railway 
zwischen  Peterborough  und  Firsby  im  Jahre  1919  Versuche  an- 
gestellt, denen  folgende  Bedingungen  zugrunde  lagen:  Züge  von 
100  Wagen,  straff  gekuppelt,  sollten  angehalten  werden  können 
1.  bei  Notbremsung  ohne  Stoß  und  Zcrrcißuiigsgefahr,  2.  bei  Be- 
triebsbremsung ohne  Stoß  und  Zerreißungsgefahr  und  derart, 
daß  die  Züge  sofort  wieder  anfahren  könnten,  nachdem  sie  voll- 
ständig zum  Stehen  gekommen  waren,  .3.  daß  die  Zugsgeschwin- 
digkeit ganz  nach  Bedarf  verringert  werden  könnte.  Die  Ver- 
suchszüge bestanden  aus  gedeckten  8-t-Wagen,  ausgerüstet  mit 
der  bei  der  Great  Northern  üblichen  Luftsaugebremse.  An  den 
beiden  Enden  und  in  der  Mitte  des  Zuges  war  noch  je  ein  Meß- 
wagen eingestellt,  der  Geschwindigkeits-  und  Luftdruckmesser 
trug.  Alle  Wagen  waren  unbeladen  und  besaßen  Schrauben- 
kuppelung. 

Die  Versuche  sind  ausgeführt  worden  mit  Zügen  von  60  bis 
80  Achsen-Stärke  bei  verschiedener  Geschwindigkeit.  Unter 
leichten  Betriebsbedingungen  zeigten  sich  die  vorhandenen  Ein- 
richtungen einigermaßen  ausreichend,  versagten  jedoch  bei  höhe- 
ren Beanspruchungen,  namentlich  hinsichtlich  der  Gleichmäßig- 
keit der  Bremswirkung  bei  verschiedenen  Geschwindigkeiten. 
Starke,  heftige  Stöße,  besonders  kurz  vor  dem  Anhalten,  waren 
die  Folge.  —  Ob  und  in  welchem  Umfange  diese  Versuche  in 
der  Zwischenzeit  von  der  Great  Northern  oder  von  anderer 
Seite  fortgesetzt  worden  sind,  ist  nicht  bekannt  geworden.  (Civil 
Engineering  1922,  XVL  9.) 


BAHNBAUPLÄNE 

Eine  neue  Bahn,  die  ausschliefilich  industriellen  Zwecken 
dienen  soll,  plant  die  A.-G.  Krupp  von  Steinbach  nach 
Bad  Liebenstein  (Thüringen).  Die  Bahn  soll  dazu  dienen, 
eine  zweckmäßigere  Ausbeute  der  von  der  Firma  bei  Steinbach 
erworbenen  Grubenfelder  zu  ermöglichen.  Dem  Vernehmen  nach 
soll  bereits  die  Genehmigung  zum  Bau  erteilt  worden  sein. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Hölzerne  Brücken.  Von  A.  Laskus,  Ober-Reg.-Rat  im 
Patentamt.  2.  vermehrte  Auflage,  343  Abb.,  Ernst  und  Sohn, 
Berlin,  Preis  geh.  51  M. 

Die  neue  Auflage  kommt  zur  rechten  Zeit;  denn  wir  müssen 
bei  unserer  Verarmung  und  dem  Eisenmangel  den  Bau  von  höl- 
zernen Brücken,  —  besonders  für  Straßen-,  aber  auch  für  Eisen- 
bahnen— wieder  zu  Ehren  bringen. 

Besprochen  werden:  die  äußeren  Kräfte,  die  Eigenschaften 
des  Bauholzes,  die  Holzverbindungen,  die  Fahrbahn  (für  Stra- 
ßen- und  für  Eisenbahnbrücken),  das  Tragwerk  des  Ueberbaus, 
die  Pfeiler;  außerdem  noch  Einzclgebiete,  wie  Brandgefahr! 
Lebensdauer,  Kriegs-  und  Hilfsbrücken,  Instandhaltung. 

Die  gesamte  Darstellung  ist  klar  und  überzeugend,  die  Ab- 
bildungen sind  sehr  gut,  die  Tabellen  mit  großem  Verständnis 
zusammengestellt,  so  daß  das  Buch  nicht  nur  für  das  Studium 
und  das  Einarbeiten,  sondern  auch  beim  Entwerfen  und  auf  der 
Baustelle  treffliche  Dienste  leisten  wird.  Ob  es  richtig  war, 
die  ,, zusammengesetzten  Tragbalken  und  die  „Hänge"  und 
Sprengwerke  so  ausführlich  zu  behandeln,  mag  bezweifelt  wer- 
den; meiner  Ansicht  nach  ist  bei  allen  Spannweiten,  bei  denen 
man  mit  den  einfachen  hölzernen  Balken  nicht  mehr  auskommt, 
der  eiserne  I-Träger  überlegen.  Prof.  Blum. 


SOZIALES 

=G1=  Kosten  der  Lebenshaltung  in  England.  Nach  statisti- 
schen Angaben  des  Arbeitsministeriums  war  der  durchschnitt-  ' 
liehe  Stand  der  Kleinhandelspreise  für  Lebensmittel  (Nahrung, 
Wohnung,  Kleidung,  Heizung,  Beleuchtung  usw.)  am  1.  Dezem-  • 
ber  1921  in  England  +  99  Prozent  gegenüber  Juli  1914  —  die  , 
niedrigste  Zahl  seit  Mai  1918.  Die  entsprechenden  Zahlen  waren  t 
für  1.  November  1921  +  103  Prozent,  für  1.  Dezember  1920  \ 
+  169  Prozent.  • 

SIEDLUNGSWESEN  ' 

Ueber  die  Erfahrungen  mit  dem  sozialen  Baubetrieb  „Bau-  . 
wohl"  G.  111.  b.  H.  verbreitet  der  ,, Hamburger  Korrespondent" 
die  Nachricht,  daß  in  den  meisten  bekannt  gewordenen  .A.us-  , 
Schreibungen   ..Bauwohl"   teurer  gewesen  ist   als  die  billigsten 
Privatunternehmer,  in  einzelnen  Fällen  sogar  über  200  v.  H.  In 
der  Gartenstadt  J-Iamburg  in  Berne  ist  ein  vom  „Bauwohl"  er-  i 
richtetes  Doppelhaus  eingestürzt,  weil  die  Betonschüttung  nicht 
sorgfältig  ausgeführt  war,  was  von  der  Gesellschaft  auch  zuge-  | 
geben  wird.    (Zentralblatt  der  Bauverwaltung.)  j 

LUFTFAHRWESEN  ' 

55  Luftverkehr  Deutschland — Rußland.  Die  russische  Regie- 
rung hat  mit  der  Aero-Union  A.-G.  in  Berlin  die  „Deutsch- 
Russische  Luftverkehrs-Gesellschaft"  gegründet.  Die  Gesell- 
schaft beabsichtigt,  vom  Frühjahr  ab  regelmäßigen  Luftverkehr 
zwischen  Deutschland  und  Rußland  mit  Verkehrs-Flugzeugen 
der  russichen  Regierung,  zunächst  auf  der  Strecke  Königsberg- 
Moskau  im  Anschluß  an  den  Berliner  Nachtschnellzug  und  um- 
gekehrt. Die  Vorarbeiten,  bei  denen  die  neusten  Errungen- 
schaften der  Flugtechnik  Berücksichtigung  finden,  werden  von 
deutschen  und  russischen  Fachleuten  geleitet.  Mit  der  Organi- 
sation des  Streckendienstes  ist  die  Deutsche  Luft-Reederei  be- 
auftragt. Der  Verkehr  soll  in  erster  Linie  dazu  dienen,  amt- 
liche Kurierpost  von  Berlin  nach  Moskau  und  umgekehrt  zu  be- 
fördern. Die  Beförderungsdauer,  welche  gegenwärtig  fast  eine 
ganze  Woche  beträgt,  wird  dadurch  auf  22  Stunden  herabgesetzt. 
An  der  Aero-Union  A.-G.  sind  u.  a.  die  AEG,  die  Hamburg- 
Amerika  Linie  und  der  Zeppelin-Konzern  beteiligt.  Die  Deutsch- 
Russische  Luftverkehrs-Gesellschaft  ist  auf  ähnlicher  Basis  wie 
die  Deutsch-Russische  Transport-Gesellschaft  aufgebaut,  deren 
Mitbegründerin  ebenfalls  die  Hamburg-Amerika-Linie  ist. 

55  Der  Flugverkehr  Berlin— Prag  soll  von  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahres  ab  regelmäßig  betrieben  werden.  \''on  der  deut- 
schen und  tschechoslowakischen  Regierung  wird  die  Einrichtung 
des  Flugverkehrs  nach  dem  Ausland  bestimmten  Gesellschaften 
übertragen  werden.  Der  Verkehr  soll  sich  auf  vollkommen 
paritätischer  Grundlage  abwickeln. 

Luftverkehr  während  der  Leipziger  Frühjahrsmesse  1922- 

Wie  bekannt,  ist  der  deutsche  Luftverkehr  während  der  Winter- 
monate eingestellt  worden  und  wurde  erst  am  1.  April  d.  J.  wieder 
eröffnet.  Das  Reichsluftamt  hatte  jedoch  im  Einvernehmen  mit 
dem  Reichspostministerium  während  der  Leipziger  Frühjahrs- 
messe in  der  Zeit  vom  5. — 14.  März  einen  besonderen  Messeluft- 
dienst auf  den  Strecken  Berlin — Leipzig — Fürth — Nürnberg — 
München — Augsburg  und  Hamburg — Magdeburg — Leipzig — Dres- 
den eingerichtet.  Dieser  erfreute  sich  trotz  des  teilweise  recht 
ungünstigen  Wetters  eines  außerordentlichen  Zuspruchs,  auch 
deshalb,  weil  das  Leipziger  Meßamt  außer  dem  großen  Flugplatz 
Mockau  einen  Messeflugplatz  auf  dem  Ausstellungsgelände  der 
Technischen  Messe  eingerichtet  hatte.  Folgende  \^erkehrsziffern 
werden  gegenübergestellt: 

Herbstmesse  1921  (28.  August  bis  5.  September): 
2.33  Fluggäste  bei  Fernflügen 
80  Fluggäste  bei  Rundflügen 
insgesamt:  313  Fluggäste. 
Frühjahrsmesse  1922  (5. — 14.  März): 

a)  Flugplatz  Mockau  : 

344  Fluggäste  bei  Fernflügen 

110  Fluggäste  bei  Rundflügen 

170  Fluggäste  bei  A'erbindungsflügen 

624  Fluggäste 

b)  M  e  s  s  e  f  1  u  g  p  1  a  t  z  : 

_  398  Fluggäste  bei  Rundflügen  (ausschließlich  Ver- 
insgesamt:  1022  Fluggäste.  [bindungsflüge) 
Der  Vergleich  vorstehender  Zahlen  ergibt  einen  naehr  als 
dreieinhalbfachen  Zuwachs  seit  der  Herbstmesse  1921,  die  sich 
außerdem  des  besten  Flugwetters  erfreute.  Auch  die  Benutzung 
des  Flugzeugs  als  Transportmittel  für  Postsachen  und  Güter  hat 
erfreulicherweise  zugenommen.  Bei  der  Herbstmesse  1921  wur- 
den 1017  kg  Post  und  Zeitungen,  bei  der  Frühjahrsmesse  1922 
dagegen  3502,05  kg  Post,  Zeitungen  und  Frachten  befördert. 
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55  Die  neue  Verordnung  der  Botschafterkonferenz  der  Entente 

über  die  Bauvorschriften  für  den  deutschen  L  u  f  t  f  a  h  r  - 
zeugbau  gibt  Klarheit  über  die  bewußte  Knebelung  der 
deutschen  Luftfahrzeugindustrie,  die  von  dem  Feindbund  unter 
dem  Vorgeben,  den  Bau  deutscher  Militärluftfahrzeuge  verhin- 
dern zu  wollen,  vorgenommen  wird.  Den  in  Deutschland  in  Ver- 
kehr gesetzten  Flugzeugen  wird  nur  eine  Nutzlast  von  GOO  kg 
zugestanden  (einschließlich  Gewicht  der  Insassen  und  der  Instru- 
mente), während  im  Ausland  schon  jetzt  Flugzeuge  mit  4000  kg 
Nutzlast  verkehren.  Postflugzeuge  sind  dadurch  in  Deutsch- 
land zu  einem  ganz  unwirtschaftlichen  Betrieb  verurteilt,  da  sie 
nicht  voll  ausgelastet  werden  können. 

Die  nutzführende  B  e  t  r  i  e  b  s  s  t  o  f  f  m  c  n  g  e  ist  auf  etwa 
3  bis  SVt  Stunden  beschränkt,  so  daß  teure  Zwischenlandungen 
und  die  dafür  notwendigen  Anlagen  erforderlich  werden. 

Die  Höchstgeschwindigkeit  darf  nicht  170  km  in 
der  Stunde  überschreiten.  Dies  bedeutet  einen  besonders  harten 
Eingriff,  wenn  man  bedenkt,  daß  bereits  über  300  km  erreicht 
werden  und  man  auf  dem  besten  Wege  ist,  noch  größere  (^le- 
schwindigkeiten  zu  erzielen.  Die  Stärke  des  Flugzeuges,  als  Glied 
in  der  Verkehrswirtschaft,  besteht  ja  gerade  in  der  alle  anderen 
Verkehrsmittel  weit  übertreffenden  Geschwindigkeit. 

Auch  die  Steighöhe  ist  einer  Beschränkung  unterworfen 
worden.  Sie  darf  nicht  über  4000  m  hinaufgehen.  Die  fort- 
schreitende Technik  wird  bald  dazu  übergehen,  bei  weitem 
größere  Höhen  für  den  Flugverkehr  unter  entsprechender  Ver- 
vollkommnung der  Luftverkehrsmittel  aufzusuchen,  am  sich  den 
Vorteil  des  geringeren  Luftwiderstandes  zur  Erzielung  erhöhter 
Geschwindigkeit  nutzbar  zu  machen.  Für  Luftschiffe 
schreibt  die  Entente  eine  Höchstgrenze  von  30  000  cbm  vor, 
während  die  ausgeprobten,  heute  im  \^erkehr  befindlichen,  be- 
reits dreimals  so  groß  gebaut  sind.  Die  Motoren  von  Sport- 
flugzeugen  dürfen  nicht  stärker  als  60  PS  sein.  Die  Fa- 
briken für  Flugmotoren  werden  in  der  Herstellung  von  Motoren 
und  Ersatzteilen  unter  ständige  Aufsicht  gestellt. 

Man  will  Deutschlands  Weiterentwicklung  im  Luftverkehr 
gewaltsam  verhindern.  Doch  deutsche  Tatkraft  wird  auch  hier 
den  zu  beschreitenden  Weg  finden.  Hoffnungsfreudig  können 
trotz  allem  die  für  die  Flugzeit  1922  geplanten  deutschen  Luft- 
verkehrslinien stimmen.  Es  handelt  sich  im  ganzen  um  folgende 
Linien,  die  zum  Teil  unter  Reichsbeihilfe  in  Betrieb  gesetzt  wer- 
den sollen: 

1.  Rotterdam  —  Amsterdam  —  Bremen-Hamburg  von  der 
deutschen  Luft-Reederei;  2.  Berlin  —  Stettin  —  Danzig  —  Kö- 
nigsberg vom  Lloyd-Ostflug;  3.  Hamburg  —  Stettin  vom  Lloyd- 
Ostflug;  4.  Berlin — Bremen  vom  Lloyd-Luftverkehr  Sablatnig; 
5.  Bremen  —  Hannover  —  Magdeburg  —  Leipzig  —  Dresden 
vom  Deutschen  Luft-Lloyd;  G.  Berlin  —  Leipzig  —  Fürth-Nürn- 
berg von  den  Bayerischen  Rumpler-Werken ;  7.  München— Kon- 
stanz vom  Bayerischen  Luft-Lloyd;  8.  Stuttgart — Nürnberg  von 
Strähle,  Schorndorf.  Für  sämtliche  Linien  ist  täglich  je  ein 
Hin-  und  Rückflug  geplant. 

Zur  Aufnahme  des  Flugverkehrs  mit  Rußland  hat  sich  eine 
„D  e  u  t  s  c  h-R  ussische  Luftverkehrsgesellschaft" 
gegründet,  die  besonders  den  Verkehr  auf  der  Strecke  Königs- 
berg— Moskau  betreiben  will.  Die  Flugzeuge,  die  besonders  zur 
Beförderung  amtlicher  Post  benutzt  werden  sollen,  werden  bei 
den  neu  angeknüpften  Wirtschaftsbeziehungen  zwischen  Ruß- 
land und  Deutschland  bald  ein  begehrtes  Beförderungsmittel  bil- 
den, soll  doch  der  Weg  in  etwa  23  Stunden  zurückgelegt  werden, 
zu  dem  jetzt  bis  zu  8  Tage  gebraucht  werden.  Trotz  Knebe- 
lung von  Seiten  des  Feindbundes  sucht  also  Deutschland  mit  den 
ihm  verbliebenen  Mitteln  den  höchsten  Wirkungsgrad  zu  erzielen. 

Nothilfe  der  Luftpost.  Während  des  Eisenbahnerstreiks  hat 
die  Deutsche  Luft-Reederei  auf  Veranlassung  des  Reichspost- 
ministeriums ihre  Flugzeuge,  soweit  sie  in  der  Ruhezeit  zur  Ver- 
fügung standen,  auf  den  Strecken  Berlin— Dortmund.  Berlin- 
Hamburg — Bremen  und  Berlin — Dresden  zwecks  Aufrechterhal- 
tung des  notwendigsten  Postverkehrs  eingesetzt.  Die  Europa- 
Nord- West-Strecke  Kopenhagen — Hamburg — Bremen — Amster- 
dam— Rotterdam  wurde  gleichzeitig  mit  der  dänischen  und  hol- 
ländischen Luftverkehrsgesellschaft  in  Betrieb  genommen.  In 
diesen  wenigen  Tagen  wurden  3601  kg  Briefpost,  216  kg  Zeitun- 
gen, 80  kg  Pakete  und  außerdem  36  Passagiere  befördert. 
Mancher  Briefempfänger,  der  in  den  Tagen  des  Streiks  über  den 
Eingang  seiner  Post  erstaunt  war,  dürfte  wohl  nicht  gewußt 
haben,  daß  seine  Briefe  mit  Luftpost  befördert  wurden. 


TARIFE  UND  VERKEHR 

Zugbetretung  mit  Bahnsteigkarten.  Eine  Tageszeitung 
brachte  eine  Anklage  gegen  die  Eisenbahnverwaltung,  weil  diese 
jetzt  für.  Zugbetretung  mit  Bahnsteigkarten  ein  Strafgeld  von 
20  Mark  erhebt.  Diese  Bestimmung  ist  notwendig  geworden, 
weil  das  unbefugte  Betreten  der  Züge  durch  Nichtreisende  einen 
Umfang  angenommen  hat.  der  den  Verkehr  und  die  Abfertigung 
aufs  empfindlichste  stört.  Namentlich  herrscht  in  Berlin  noch 
immer  die  Unsitte,  daß  Reisende  sich  von  Angehörigen  begleiten 
lassen,  die  bis  kurz  vor  der  Abfahrt  im  Abteil  bleiben,  um  dieses 
als  besetzt  vorzutäuschen.  Es  wird  dagegen  bei  weitem  noch 
nicht  mit  der  Strenge  eingeschritten,  die  eigentlich  am  Platze 
wäre.  Die  Gefahr,  daß  jemand,  der  einer  gebrechlichen  oder 
hilfsbedürftigen  Person  helfen  muß.  ungerechterweise  bestraft 
wird,  besteht  nicht,  denn  darauf  kann  man  das  Zugpersonal,  das 
ohnedies  selbst  zur  Hilfeleistung  verpflichtet  ist,  immer  recht- 
/<eitig  aufmerksam  machen. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

55  Ueber  die  Danziger  Industrie  wird  von  der  Frankfurter 
Zeitung  berichtet:  Im  Rahmen  der  Beratungen  über  die  Ergän- 
zung des  Danzig-polnischen  Vertrags  fanden  in  Warschau  Kon- 
ferenzen zwischen  dem  Generaldirektor  der  Danziger  Werft 
Prof.  Noe  und  ausländischen  Kapitalistengruppen  über  die  Grün- 
dung einer  A.-G.  Danziger  Eisenbahnhauptwerkstätte-Danziger 
Werft  statt.  Ein  Danziger  polnisches  Blatt  berichtet  aus  Paris, 
daß  Anfang  März  in  Danzig  eine  Zusammenkunft  von  englischen, 
französischen,  italienischen,  Danziger  und  polnischen  Finanz- 
leuten stattfinden  werde,  um  ein  Konsortium  für  den  Betrieb  der 
früheren  Reichswerft  und  der  Eisenbahnhauptwerkstätte  zu  bil- 
den'. Die  englischen  Gruppen  werden  durch  die  Schiffs-  und 
Lokomotivbau-Gesellschaft  Gravens  Sheffield,  die  französische 
Gruppe  durch  die  Societe  de  Construction  Batignolles  vertreten 
sein.  In  der  polnischen  Gruppe  werden  u.  a.  die  Banken  Hand- 
lowy  Przemyslowy  in  Krakau  und  Hypoteczny  in  Krakau  ver- 
treten sein,  während  die  Danziger  Gruppe  durch  den  Senator 
Gewelowski  gebildet  wird.  Nach  der  ,.Danz.  Ztg."  treffen  diese 
Mitteilungen  im  wesentlichen  zu.  Die  ausländische  Kapitalgruppe 
habe  sich  bereit  erklärt,  Summen  zur  Instandsetzung  der  Dan- 
ziger Werft  zur  Verfügung  zu  stellen.  Es  sind  in  diesen  Tagen 
in  Warschau  Vorverhandlungen  gepflogen  und  Vorverträge  ab- 
geschlossen worden  und  es  ist  auch  dahin  eine  Einigung  erzielt 
worden,  daß  die  Eisenbahnhauptwerkstätte  und  die  Danziger 
Werft  unter  eine  einheitliche  Leitung,  die  voraussichtlich  in  den 
Händen  Professor  Noes  liegen  wird,  gebracht  werden.  Die 
Eisenbahnhauptwerkstätte  soll  Lokomotiven  und  Waggons  repa- 
rieren und  vor  allem  neue  bauen  und  die  Danziger  Werft  soll  die 
Reparierung  und  den  Neubau  von  Schiffen  vornehmen. 

5"  Berücksichtigung  der  Schwankung  des  Geldwertes  bei 
Verdingungen  der  Eisenbcüin.  Die  Eisenbahndirektion  Köln  hat 
den  Versuch  gemacht,  bei  Vergebungen  auf  das  Schwanken  der 
Devisenkurse  dadurch  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  der  zeitige 
Wert  der  Goldmark  Berücksichtigung  findet.  Das  Verfahren 
baut  sich  darauf  auf.  daß  der  in  dem  Angebot  genannte  Papier- 
geldpreis zur  Hälfte  als  fester  Preis  gilt,  während  die  andere 
Hälfte  die  sich  in  den  wöchentlich  von  der  Reichsbank  ver- 
öffentlichten Einlösungspreisen  für  Goldstücke  ausdrückende 
Papiergeldbewertung  mitmacht.  Es  wird  der  Durchschnittsgold- 
markwert  für  die  Zeit  von  der  Eröffnung  der  Angebote  bis  zum 
Lieferungstag  ermittelt  und  danach  die  zu  leistende  Zahlung  der 
gleitenden  Preishälfte  bemessen.  Wenn  also  die  Reichsbank 
am  Eröffnungstermin  die  Goldmark  mit  40  M.  bewertet  und  der 
angebotene  Preis  betrüge  4000  Papiermark/cbm,  so  wären  2000 
Mark  als  Papiermark  zu  zahlen  und  die  gleitende  Preishälfte 
wäre  beim  Eröffnungstermin  2000  :  40  =  50  Goldmark  gleichzu- 
stellen sein.  Angenommen,  bis  zum  Liefertermin  ständen  sechs 
Wochen  zur  Verfügung,  so  würde  sich  die  Bewertung  der  Gold- 
mark durch  die  Reichsbank  folgendermaßen  gestalten: 

1.  Woche  —  1  Goldmark  =    40  Papiermark, 

2.  Woche  —  1  Goldmark  =    38  Papiermark, 

3.  Woche  —  1  Goldmark  —    42  Papiermark, 

4.  Woche  —  1  Goldmark  =    44  Papiermark, 

5.  Woche  —  1  Goldmark  =    50  Papiermark, 

6.  Woche  —  1  Goldmark  =    56  Papiermark, 


Der  Durchschnittswert  =  270  :  6  Papiermark, 
=    45  Papiermark. 


Zur  gefälligen  Beachtung!  Der  Leitaufsatz  in  Nr.  15  „D  i  e  neuen  Privatanschlußgleisbedingungen"  ist 
in  berichtigter  Fassung,  die  den  Aufsatz  überholt,  als  Sonderdruck  erschienen  und  wird  den  bisherigen  Beziehern  des 
Buches  „Das  Anschlußgleis  vom  Standpunkt  des  Inhabers"  von  Dr.-Ing.  Friedrich  Hasse,  auf  Verlangen  kostenlos,  im  übrigen,  soweit 
der  Vorrat  reicht,  gegen  Voreinsendung  von  5  Mark  (Postscheckkonto  Berlin  118855)  portofrei  abgegeben.  In  der  jetzt  zum  Versand 
gelangenden  Ausgabe  des  Buches  ist  der  Nachtrag  ohne  Preiserhöhung  mit  enthalten. 

Guido  Hackebeil  Akt.- Ges.,   Buchdruckerei  und  Verlag,   Berlin  S  14,    Stallschreiberstraße  34-35 


N'eianUvortlirli  für  die  -Scliriftlcituiifr :  Piofessor  Di-.-Iiig;.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg. -Baurat  N'ordmann  für  den  maschinen- 
lechiiischen  Teil;  für  den  geschüftliclien  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreibcrstr.  34-35.    Verlag  und  Druck :  G  u i de  H a c k e h e i  1  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlay, 

Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35. 
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Verdingungs-An Zeiger 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 
amtes, der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

Tag  der 
Eröflnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdiugung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.  von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

19.  5.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Gleisumbauarbeiten  von  km  7,75—9,85  der  Strecke  Neustadt/D. — 
Meyenburg,  zwischen  den  Bahnhöfen  Kjritz  und  Wusterhausen. 

30.— 

 >- 

Eisenbahn-Betriebs-Amt  i 
Wittenberge 
(Gleisumbau  in  der  Bm.  Kyritz) 

9.  6.  1922 

19.  5.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-,  Maurer-  und  Zimmererarbeiten  für  die  Herstellungeines  Stellerei- 
gebäudes bei  Stein  36+  13  rechts  RH  6  auf  Bahnhof  Riesa-Hafen 
(etwa  345  cbm  umbauter  Raum  und  teilweise  Materiallieferung). 

9.— 
(Nachnahme 
ausgeschlossen). 

 >- 

Eisenbahn  -  Neubauamt 
Riesa /Elbe 

17.  6.  1922 

19.  5.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Erd-,  Maurer-  und  Oberbauarbeiten  für  den  Ausbau  des  Nordufers 
im  neuen  Riesaer  Hafen.  (Fundamente  für:  i  GleisbrQckenwage,  19 
Gittermaste  und  220  m  Kranfahrbahn  (rd.  200  cbm  Beton)  sowie 
570  m  vollspuriges  Gleis.) 

9  — 
(Nachnahme 
ausgeschlossen). 

 >- 

Eisenbahn-Neubauamt 
Riesa /Elbe 

17  6.  1922 

20.  5  1922 
Los  I, 
vorm.  II  Uhr 
Los  3, 
vorm.  11V2  Uhr 

Ausfahrung  der  Erd-  und  Maurerarbeiten  (Los  1)  sowie  der  Zimmer- 
arbeiten (Los  2)  für  den  Neubau  eines  Sechsfamilenhaus  an  der 
Eisenbahnstraße  in  Osnabrück. 

Ausfuhrungsfrist  Los  i,  12  Wochen.    Los  2,  3  Wochen. 

13,20 
und  2, —  Porto 

Eisenbahn-Betrie'^samt  I, 
Osnabrück 

Los  I,  2  Wochen 
Los  2, 4  Wochen 

20.  5  1922 

Erdarbeiten  auf  Bahnhof  Höchst. 

8,50 

 ^ 

Eisenbahn-Bauabteilung 
Höchst  a.  Main 

20. 5*  1922 
vo  m.  II  Uhr 

Lieferung  von  4250  m  einadriger,  3^00  m  zweiadriger  und  1800  m 
dreiadriger  Gummibleikabel  für  Eisenbahn  -  Sicherungszwecke. 
1400  m  siebenadriger,  2250  m  zehnadriger,  700  m  zwölfadriger,  450  m 
vierzehnadriger,  1150  m  sechzehnadriger  und  200  m  einundzwanzig- 
adiigei  Blockerdkabel.  200  m  Fernsprechkabel  7paarig,  200  m 
10 paarig,  200  m  14  paarig.  24  Stück  WandendverschlUsse  mit 
Klemmen,  n  Stück  Kabelverteiler  mit  Klemmen  und  10  Stück  Kabel- 
anscnl ußkasten  für  isolierte  .Schienenstrecken.  Erfüllungszeit  ist  im 
Angebot  anzugeben. 

0,50  Frs. 

Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

31.  5.  1922 

23-  5-  1922 
vorm.  II  Ulir 

Beim  Bahnbetriebswerk  Hamm  i.  Westf.  steVt  eine  noch  brauchbare 
2-Zylinder-Naßdampf-ZvvilIings-Expansionsmaschine  mit  Stephenson- 
scher  Kulissensteuerung  mit  zugehörigem  Dampfkessel  zum  Verkauf. 

10.  — 

Bürokasse  des 

Elsenbahn- 
Betriebsamts  I 

Dortmund, 
.Schwanenstr.68I 

Eisenbahn-Maschinenamt  i 
Dortmund,  Schwanenstr.  68 

24.  5. 1922 
vorm.  ii'/j  Uhr 

Lieferung  von  2440  qm  Hartgesteinkunstplatten  für  Bahnsteigbelag 
im  Bahnhof  Pforzheim. 

— V 

Bahnbauinspektion  Pforzheim 
Luisenstr.  2 

8.  Juni  1922 

26.  5.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Liefeiung  von  2000  m  Ledertuch,  Leinwand  und  Molton.  3200  m 
Segeltuch  und  Hanfschläuche,  550  qm  Linoleum.  Vertragserfüllung 
bis  Ende  August  192a. 

2,50  Frcs. 

Zentralbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes 

I3.  6.  1922 

26.  5.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Zimmerarbeiten  zum  Bau  einer  Wagenreparaturwerkstatt  Bestwig. 

12, — 

 > 

Betriebsamt  W  rburg  (Westf ) 

3  Wochen 

27.  5.  1922 
vorm.  10  '/2  Uhr 

Lieferung  von  4000000  kg  Bremsklötzen  und  70000  kg  Roststäben. 

10, — 
(nicht  in  Briefm  ) 

Hausverwaltung 
Kais.Friedr  Uf  3 

Eisenbahndirektion  Köln 
Aufschrift: 
„Angebot  auf  Brems';  lötze" 

10.  6  1922 

27.  5.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Etwa  43  ausgemusterte,  zum  Teil  betriebsfähig  wiederherstelll  are 
Reichsbahnlukomoti von  der  Gattungen  S  i,  S  3,  S  7,  S  9,  P  2,  P  4, 
G  5,  T  5  werden  in  dem  Zustande  verkauft,  in  dem  sie  sich  zurzeit 
befinden.  Die  Lokomotiven  werden  zum  Teil  mit  Tender,  zum  Teil 
ohne  Tender  verkauft.  Sie  stehen  auf  Bf.  Rheine,  Hembergen 
(Strecke  Münster — Rheine),  Osnabrück  und  Hauptwerkstätten  Osna- 
brück und  können  dort  besichtigt  werden. 

15,- 
u.  I,—  für  Porto 

Bürokasse  der 
Eisenbahn- 
direktion 
Münster 
Zimmer  152 

Eisenbahndirektion 
Münster 
Aufschrift:  „Angebot  auf  Ankauf 
ausgemusterter  Lokomotiven" 

4  Wochen 

27.  5.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Verkauf  von  8  .Stück  ausgemusterte  Personen-  und  Güterzuglokomo- 
tiven, die  zur  Weiterverwendung  geeignet  sind,  und  8  Stück  ausge- 
musterte Personen-  und  Güterzuglokomotiven,  die  sich  zur  Wieder- 
verwendung nicht  eignen  und  i  Kessel. 

20,—  und  3, — 
Porto 

Präsidialbüro 
Ecke  Kaiser-  u. 
Rhabanusstraße 

Maschinentechnisches  Büro  der 

Eisenbahndirektion  Mainz 
Aufschrift:  „Angebot  auf  ausge- 
musterte Lokomotiven" 

- 

29.  5.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Abbruchs-,  Erd-,  Maurer-,  Beton-,  Oberbau-  und  Zimmerarbeiten  für 
die  Erweiterung  der  Lokomotivwerkstatt  auf  dem  U'erkstättenbahn- 
hof  Engelsdorf  (520  cbm  Ziegelmauerwerk  abbrechen,  1200  qm  Bims- 
betondecke abbrechen,  1200  cbm  Grundgrabungsmassen  ausheben, 
600  cbm  Zement-  und  Kalkbeton  herstellen,  340  cbm  Ziegelmauer- 
werk herstellen  und  1800  qm  Wand-  und  Deckenputz  schlemmen 
und  weißen).    Bauzeit  13  Wochen. 

13,50 
Bei  rechtzeitig. 

Einreichung 
eines  vollständi- 
gen Angebots 
wird  der  hinter- 
legte Betrag  un- 
ter Abzug  etwa- 
igen Portos 
zurückgezahlt. 

Eisenbahn- 
Neubauamt 
Leipzig,  Haupt- 
bahnhof-Ost 

Elsenbahn-Neub  uamt 
Leipzig 

Aufschrift:    „Angebot    auf  Er- 
weiterungsbau   der  Lokomotiv- 
werkstatt in  Engelsdorf". 

20.  6  1922 

2Q.  5.  1922 

Tischler-  und  Beschlagaibeiten  für  fünf  Vierfamilienwohnhäuser  in 
Haltern  und  Dülmen  i.  W. 

9  — 

u.  I,—  für  Porto 

Eisenbahu-Betiiebsamt  i 
Münster  i.Westf. 
Windhorststraße  19 

26  0.  1932 

^vieiminrieir 
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Organ  der  Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisenbahnbeamten,  des  Bundes  der  höheren 
Baubeamten  Deutschlands  und  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde. 

Mit  regelmäSicen  Nachrichten  von  Reichs-  und  Privateisenbahnen  sowie  von  Klein-  und  StraOenbahnen. 
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TRANSPORTFRAGEN  IN  GENUA 

VON  STAATSSEKRETÄR  STIELER 


Als  bekannt  wurde,  daß  auf  der  Wirtschaftskonferenz 
in  Genua  auch  Transportaiigelegenheiten  erörtert  werden 
sollten,  mußte  man  sich  bei  uns  fragen,  ob  das  nötig  oder 
auch  nur  zweckmäßig  sei. 

Freilich  kann  kein  Zweifel  darüber  Ijestehen,  daß  der 
Aufbau  der  europäischen  Wirtschaft  bedingt  ist  von  dem 
Wiederaufbau  des  europäischen  Verkehrswesens  und  beson- 
ders von  dem  der  Eisenbahnen.  Ebenso  ist  unzweifelhaft, 
daß  gerade  die  Eisenbahnen  Deutschlands  einmal  wegen 
dessen  geographischer  Lage,  dann  aber  auch  \yegen  der  in 
ihnen  liegenden  Kräfte  berufen  sind,  an  diesem  Wiederauf- 
bau hervorragend  mitzuwirken. 

Diesen  Erwägungen  aber  stand  gegenüber  die  Sorge,  daß 
die  Konferenz,  wenn  sie  sich  auch  eine  wirtschaftliche  nennt, 
in  allen  ihren  Arbeiten  von  der  Politik  beeinflußt  sein  möchte, 
während  es  das  Bestreben  der  Eisenbahnverwaltungen  sein 
muß,  bei  der  Regelung  ihrer  Beziehungen  die  Politik  aus- 
zuschalten. Weiter  aber  schien  der  Kreis  der  in  Genua  ver- 
tretenen Staaten  zu  groß,  um  ersprießliche  Arbeit  auf  diesem 
Sondergebiet  leisten  zu  können.  Die  Erfahrungen,  die  auf 
der  vom  Völkerbund  veranlaßten  Verkehrskonferenz 
in  Barcelona  im  Frühjahr  1921  gemacht  worden  waren, 
haben  gezeigt,  daß  man  in  W^eltversammlungen  über  die  Auf- 
stellung allgemeiner  Richtlinien  nicht  hinauskommt.  Wenn 
rasche  und  gute  praktische  Arbeit  geleistet  werden  soll,  muß 
ein  kleiner  Kreis- von  Sachverständigen  aus  Ländern,  die  sich 
geographisch  und  kulturell  nahe  stehen,  zusammentreten. 
Für  das  europäische  Eisenbahnwesen  ist  es  gleichgültig,  nach 
,velchen  Grundsätzen  die  Bahnen  in  Südamerika  gebaut  und 
etrieben  werden.  Auf  dem  Gebiete  der  Verständigung  zwi- 
schen einzelnen  Nachbarschaftsverwaltungen  war  aber  auch 
nach  dem  Kriege  schon  manches  geleistet  worden.  Die 
Kricgsgegnerschaft  war  hierbei  überall  in  den  Flintergrund 
getreten. 

Die  erste  Sorge  —  die  der  Beeinflussung  durch  die 
Politik  —  hat  sich  als  unbegründet  erwiesen.  Die  Arbeiten 
des  Tran  Sportausschusses  der  Konferenz  von 
Genua  wurden  in  keiner  Weise  von  dem  Wellenschlag  der 
Politik  berührt,  und  es  darf  hervorgehoben  werden,  daß  die 
dem  Ausschuß  Vorsitzenden  Vertreter  Belgiens  ebenso  wie 
alle  anderen  Teilnehmer  an  den  Beratungen  die  Verhandlun- 
gen in  rein  sachlicher,  leidenschaftsloser  Weise  geleitet  und 


geführt  haben.  Vor  allem  muß  festgestellt  werden,  daß  keine 
Vertretung  als  eine  solche  „minderen  Rechtes"  behandelt 
worden  ist. 

Dem  zweiten,  in  der  großen  Zahl  der  Konferenzteil- 
nehmer liegenden  Bedenken  trug  man  äußerlich  Rechnung 
durch  Schaffung  von  Unterausschüssen,  an  denen 
je  nur  12  Staaten  beteiligt  waren.  Der  Sache  nach  aber 
räumte  man  die  hier  liegende  Schwierigkeit  hinweg  durch 
Verweisung  der  eigentlichen  Arbeiten  an  eine  in  Bälde  ein- 
zuberufende Verwaltungskonferenz.  Wenn  es  ge- 
lingt, auf  dieser  Verwaltungskonferenz  vorwärts  zu  kommen 
-—  und  die  Aussichten  hierfür  sind  nicht  ungünstig  —  so  hat 
die  Genueser  Versammlung,  soweit  das  europäische  Eisen- 
bahnwesen in  Betracht  kommt,  ihre  Aufgaben  erfüllt,  indem 
sie  den  Beschluß  faßte,  diese  Verwaltungskonferenz  zu  be- 
rufen. Langwierige  Regierungsverhandlungen,  die  sonst  um 
diese  Frage  hätten  geführt  werden  müssen,  sind  durch  den 
Zusammentritt  der  beteiligten  Staaten  in  Genua  erspart 
worden.  Wenn  man  also  auch  von  einzelnen  Artikeln  der 
im  Verkehrsausschuß  gefaßten  und  von  der  Vollversamm- 
lung jetzt  angenommenen  Resolution  sagen  mag,  daß  sie 
über  wenig  bedeutsame  Empfehlungen  nicht  hinausgehen, 
so  wird  man  darüber  diesen  eben  hervorgehobenen  Erfolg 
der  Konferenz  nicht  vergessen  dürfen. 

Dem  Verkehrsausschuß  wurden  in  Genua  zur 
Beratung  übergeben  zwei  Entwürfe  von  Resolutionen,  die 
aufzufassen  sind  als  eine  verbesserte  Auflage  der  das  Ver- 
kehrswesen betreffenden  Artikel  eines  in  London  für 
die  Konferenz  aufgestellten  Sachverständigen- 
programms. Der  eine  Entwuif  betrifft  die  Eisen- 
bahnen, der  zweite  die  Schiffahrtswege.  Dement- 
sprechend wurden  zwei  Unterausschüsse  gebildet, 
denen  außer  den  5  einladenden  Mächten  je  noch  Deutsch- 
land und  Rußland  und  je  5  aus  den  übrigen  Staaten  gewählte 
Regierungen  angehörten. 

Mit  den  in  diesen  Entwürfen  aufgestellten  Grundsätzen 
konnte  man  sich  auch  vom  deutschen  Standpunkte  aus  im 
wesentlichen  einverstanden  erklären.  Daß  die  Behandlung 
der  Verkehrsfragen  nicht  von  der  Politik  beeinflußt  werden 
soll,  daß  die  Verwaltungen  zum  Zusammenarbeiten  veranlaßt 
werden  müßten,  daß  schwächeren  Verwaltungen  beizusprin- 
gen sei  mit  Geldhilfe  und  Beratung,  das  war  in  diesen  Ent- 


213 


Transportfragen  in  Genua 


16.  Jahrg.    Heft  21.    25.  Mai  1922 


würfen  sclion  vorgesehen.  Diese  Gedanken  deckten  sich  mit 
denen,  die  von  deutscher  Seite  in  Richtlinien  für  die  Konfe- 
renz zusammengefaßt  waren.  Es  empfahl  sich  daher  nicht, 
diese  Richtlinien  noch  besonders  zur  Beratung  zu  bringen, 
vielmehr  konnte  man  sich  darauf  beschränken,  zu  den  der 
Konferenz  vorgelegten  Entwürfen  ein  Amendement  zu 
stellen,  das  die  besonderen  deutschen  Anregungen 
umfaßt.  Die  Entwürfe  der  einladenden  Mächte  enthalten 
weiter  noch  Empfehlungen  der  Dtirchführung  der  Beschlüsse 
von  Barcelona  und  einer  Konferenz  von  Porterose, 
wo  —  wiederum  unter  der  Aegide  des  Völkerbundes  —  die 
Nachfolgestaaten  der  Österreich-ungarischen  Monarchie  über 
die  Herstellung  besserer  Verkehrsbedingungen  beraten 
hatten.  Auch  die  Durchführung  der  Bestimmungen  „anderer 
bestehender  Verträge"  —  gemeint  sind  damit  die  Friedens- 
verträge —  wird  in  den  Entwürfen  empfohlen. 

Die  Erwähnung  von  Porterose  war  von  besonderer 
Bedeutung.  Dort  hatte  die  rumänische  Regierung 
erklären  lassen,  daß  sie  ein  Sonderabkommen  mit  flen  anderen 
Kachfolgestaaten  für  unzweckmäßig  und  eine  Verständigung 
sämtlicher  europäischer  Staaten  für  notwendig  halte.  Die- 
selbe Regierung,  deren  Staatsbahnverwaltung  bekanntlich 
bis  zum  Eintritt  in  den  Weltkrieg  Mitglied  des  Vereins  deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  gewesen  war,  hatte  dort  aber 
weiter  den  Antrag  gestellt,  einen  europäischen  Eisen- 
bahnverein zu  gründen,  innerhalb  dessen  die  Verwaltun- 
gen wieder  unter  Ausschaltung  aller  anderen  Gesichtspunkte 
nach  sachlichen  und  fachlichen  Erwägungen  und  je  mit  dem 
Gewicht  ihrer  Streckenlänge  und  ihrer  Verkehrsbedeutung 
beraten  sollten.  Dieser  Antrag  von  Rumänien  wurde  in 
Porterose  zwar  nicht  angenommen.  Der  Gedanke  wurde  aber 
dort  den  beteiligten  Regierungen  zur  Beachtung  und  Unter- 
suchung empfohlen  und  so  gab  schon  der  Hinweis  auf  Porte- 
rose den  Anlaß,  die  Gründung  eines  Vereins  europäischer 
E'isenbahnverwaltungen  in  den  Kreis  der  Erörterungen  zu 
ziehen.  Auch  vom  Vertreter  eines  anderen  Nachfolge- 
staates wurde  unter  Hinweis  auf  die  Organisation  und  die 
segensreiche  Arbeit  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen dies  ausdrücklich  empfohlen. 

Den  englischen  Vertretern  lag  besonders  am  Herzen 
die  Frage  der  Aufstellung  direkter  Tarife,  der  heute 
neben  dem  fortwährenden  Wechsel  der  Binnentarife  vor 
allem  die  Verschiedenheit  und  Unstetigkeit  der  Währung 
entgegensteht.  Ein  kleiner  Sonderausschuß,  dem 
übrigens  Deutschland  wiederum  angehörte,  beschäftigte  sich 
mit  dieser  Frage  und  vernahm  hierüber  Sachverständige  aus 
der  Bankwelt.  Die  Schwierigkeit  ihrer  Lösung  wurde  von 
deutscher  Seite  von  Anfang  an  hervorgehoben  und  von  Pro- 
fessor Dr.  Bonn  ausführlich  dargelegt,  so  daß  sich  die  Kon- 
ferenz entschloß,  die  Untersuchung  dieser  wichtigen  Ange- 
legenheit der  Verwaltungskonferenz  als  besondere  Aufgabe 
zu  überweisen. 

Der  Unterausschuß  für  Schiffahrtsangelegenheiten 
konnte  über  Empfehlungen,  wie  sie  schon  in  Barcelona  be- 
schlossen worden  waren,  nicht  hinauskommen.  Es  liegt  das 
in  der  Natur  der  Dinge.  Seine  Vorschläge  wurden  in  die 
vom  Eisenbahn-Unterausschuß  vorgeschlagene  Resolution 
hineingearbeitet,  so  daß  der  Vollversammlung  nur  eine  Re- 
solution unterbreitet  werden  mußte.  Diese  setzt  sich  zu- 
sammen aus  ei;ier  Einleitung  und  8  Artikeln,  deren  Inhalt 
in  folgendem  gekürzt  wiedergegeben  werden  soll : 

Einleitung. 
Ein  guter  Stand  des  Transportwesens  ist  eine  wesentliche 
Vorbedingung  für  die  Wiederbelebung  des  europäischen 
Handels.  Alle  Staaten  müssen  ihre  Bemühungen  zur  In- 
standsetzung ihrer  Verkehrsmittel  fortsetzen.  Das  inter- 
nationale Transportwesen  muß  ausschließlich  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt des  Verkehrs  und  der  Technik  geleitet  werden. 

Art.  1. 

Den  Staaten,  deren  Eisenbahnen,  Häfen  und  Wasser- 
straßen sich  nicht  in  befriedigender  Verfassung  befinden,  und 


die  nicht  in  der  Lage  sind,  die  nötigen  Mittel  zur  Herstellung 
aufzubringen,  soll  sobald  als  möglich  Hilfe  geleistet  werden. 
Wer  solche  Hilfe  benötigt,  soll  eine  technische  Untersuchung 
der  Verhältnisse  unter  Zuziehung  berufener  Sachverständi- 
ger veranlassen. 

Art.  2. 

Empfehlung  des  Barcelona-Abkommens  hinsichtlich  der 
Freiheit  des  Durchgangsverkehres  und  hinsichtlich  der 
Wasserstraßen. 

Art.  3. 

Empfehlung  der  übrigen  Bestimmungen  des  Barcelona- 
Abkommens  und  der  Bestimmungen  der  Friedensverträge 
hinsichtlich  der  Häfen,  Eisenbahnen  und  Binnenschiffahrts- 
vvege  zu  rascher  Durchführung. 

Art.  4 

betrifft  das  Berner  Uebereinkommen.  Für  Deutschland  ohne 
Bedeutung. 

Art.  5. 

Die  Konferenz  begrüßt  das  Abkommen  von  Porterose 
und  dessen  Durchführung  seitens  der  Nachfolgestaaten.  Die 
europäischen  Staaten,  die  an  diesem  Abkommen  nicht  betei- 
ligt sind,  anerkennen  die  allgemeinen  Richtlinien  dieses 
Uebereinkommens  und  werden  sie  auch  ihrerseits  anwenden, 
soweit  sie  auf  ihre  \'erhältnisse  anwendbar  sind. 

Art.  6. 

Die  Regierungen  sollen  bald  eine  Konferenz  sämt- 
licher Eisen  bahn  Verwaltungen  veranstalten, 
auf  der 

~      die  Maßnahmen,  die  auf  dem  Verwaltungsweg  durch- 
geführt werden  können,  sofort  vereinbart,  und 
die   von   den   Regierungen   zu   genehmigenden  Maß- 
nahmen   für   diese    Genehmigung   vorbereitet  werden 
sollen. 

Aufgabe  dieser  Konferenz  ist  es  unter  anderem,  die 
Gründung  eines  europäischen  Eisenbahn-Vereins  zu  unter- 
suchen. 

Auf  der  Tagesordnung  soll  an  erster  Stelle  die  Frage  der 
Einführung  direkter  Tarife  stehen  und  die  Minderung  der 
Nachteile,  die  dem  internationalen  Verkehr  aus  den  Schwan- 
kungen der  Währungen  erwachsen. 

Art.  7 

empfiehlt  die  Einrichtung  von  Kraftwagenlinien  als  vorläu- 
figen Ersatz  anderer  Verkehrsmittel. 

Art.  8. 

Die  technischen  Stellen  des  Völkerbundes,  dem  mit  voller 
Gleichberechtigung  Mitglieder  der  dem  Bunde  nicht  angehö- 
renden beteiligten  Staaten  beitreten,  soll  die  Fortschritte  im 
internationalen  Verkehrswesen  prüfen  und  mit  Zustimmung 
der  beteiligten  Staaten  auch  besondere  Untersuchungen 
anordnen. 

Zu  diesen  Beschlüssen  waren  von  deutscher  Seite  einige 
Vorbehalte  zu  machen. 

Z  u  A  r  t.  3  mußte  die  Erklärung  abgegeben  werden,  daß 
über  die  dort  empfohlene  Durchführung  der  Friedensver- 
tragsbestimmungen keine  Aeußerung  möglich  sei,  da  die  Er- 
örterung der  Friedensverträge  auf  der  Konferenz  ausge- 
schlossen sein  sollte. 

Zu  Art.  6  wurde  unter  Zustimmung  des  Ausschusses 
und  der  Vollversammlung  bemerkt,  daß  die  dem  Protokoll 
angefügten  deutschen  Amendements  auf  der  Verwaltungs- 
konferenz zur  Erörterung  gestellt  werden  würden. 

Endlich  konnte  sich  die  deutsche  Delegation  mit  der 
Einfügung  des  Völkerbundes,  wie  sie  Art.  8  vorsieht,  nicht 
einverstanden  erklären.  Die  deutsche  Regierung  hätte  nur 
einer  Fassung  zustimmen  können,  wonach  von  Fall  zu  Fall 
Regierungskonferenzen  vorzusehen  wären,  die  in  Genf  abge- 
halten werden  könnten  zum  Zweck  der  Ausnutzling  der  dort 
vorhandenen   technischen    Einrichtungen   des  \'ölkerbundes. 

Wie  oben  hervorgehoben,  liegt  -der  wichtigste  Teil  der 
Entschließung  in  der  im  Artikel  G  behandelten  Konferenz 
der  E  i  s  e  n  b  a  h  n  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  e  n.    Wenn  ich  bemerkt 
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habe,  die  Aussichten  auf  ein  ersprießliches  Arbeiten  dieser 
Konferenz  seien  nicht  ungünstig",  so  gründet  sich  diese  Hoff- 
nung auf  die  von  mir  erwähnten  Vorgänge  von  Porterose 
und  auf  die  persönlichen  Eindrücke,  die  ich  in  Genua  ge- 
wonnen habe.  Das  Bedürfnis,  die  Eisenbahnverwaltungen 
unter  Ausschaltung  der  Diplomatie  einander  näher  zu  brin- 
gen, zeigte  sich  allenthalben.  Der  gute  Wille  zur  Verständi- 
gung kam  hier  mit  voller  Deutlichkeit  von  offiziellen  Ver- 
tretern der  Länder  zum  Ausdruck,  wie  er  außerhalb  der  Kon- 
ferenz die  Verhandlungen  der  einzelnen  Verwaltungen  schon 
beherrscht  hatte.  Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  eben  an 
das  Zusammenarbeiten  immer  gewöhnt  gewesen,  und  jeder 
Eisenbahnbeamte  weiß,  daß  die  Verhältnisse  der  Nachbarn 
zurückwirken  auf  die  eigenen.  Es  kommt  nun  darauf  an, 
ob  diese  Verwaltungskonferenz,  die  einem  eng- 
lischen Vorschlag  entsprechend  sobald  als  möglich  in  Paris 
zusammentreten  soll,  nicht  belastet  wird  mit  einer  zu  großen 
Zahl  von  Teilnehmern  und  ob  die  Schaffung  eines  e  u  r  o  - 


priischen  Eisen  bahn  Vereins,  die  dort  erörtert 
werden  soll,  genügend  vorbereitet  wird.  Es  wäre  in  höchstem 
Grade  bedauerlich,  wenn  die  in  der  Ausdehnung  des  Krieges 
begründete  Ausdehnung  der  internationalen  Nachkriegs- 
einrichtungen den  Anlaß  geben  würde,  zu  den  Pariser  Er- 
örterungen auch  Länder  zuzuziehen,  deren  Eisenbahnwesen 
mit  dem  europäischen  System  nur  lose  zusammenhängt,  und 
es  wäre  bedenklich,  wenn  man  sich  für  den  zu  bildenden  Ver- 
ein nach  neuen  Formen  umsehen  wollte,  während  sich  in 
einem  großen  Teil  des  europäischen  Festlandes  solche 
Formen  seit  75  Jahren  erprobt  haben.  Man  wird  überall 
verstehen  müssen,  daß  die  heute  am  Verein  deutscher 
E  i  s  e  n  b  a  h  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  e  n  beteiligten  Verwaltungen 
diese  Einrichtung  nur  aufgeben  wollen,  wenn  der  neue  Ver- 
band nach  allen  Richtungen  die  volle  Gewähr  bietet  für  eine 
mindestens  gleich  gute  Zusammenarbeit. 

Möge  über  der  Pariser  Konferenz  ein  guter  Stern 
walten ! 


ZWECKMÄSSIGSTE  BUCHFUHRUNGSART  IN  ÖFFENTLICHEN 
WIRTSCHAFTSBETRIEBEN  UNTER  BERÜCKSICHTIGUNG  DER 

FINANZWIRTSCHAFT. 

VON  BAURAT  DR.-ING.  FRIEDRICH  KLEMANN,  BERLIN.*) 


Vorbemerkung  :  Im  nachfolgenden  sind  folgende  Ab- 
küizungen  verwendet :  l!f.  =  Buchführung  ;  Bh.  =  Buchhaltung  ; 
d.  k.  Bf.  =  doppelte  kaufmännische  Buchführung ;  kam.  Bf.  =  kamerali- 
stische  Buchführung;  ferner  folgende  Fremdwortüber- 
tragungen :  Etatisierung  =  Planaufstellung ;  Haushalts- 
etat =  Haushaltsplan ;  Etatsjahr  =  Haushaltsjahr,  Rechnungs- 
jahr; etatmäßig  =  planmäßig;  Fabrikat  =  Erzeugnis,  Ware; 
Fabrikation  =  Erzeugung,  Herstellung ;  Inventarien 
Betriebsgegenstände,  Betriebsmittel,  Anlagen;  Inventur  =  Be- 
standsaufnahme; Kalkulation  =  Kostenrechnung,  Selbstkosten- 
rechnung ;  Kartothek  =  Kartei ;  Kontrollen:  Ueberwachung, 
Prüfung,  Prüfliste ;  Kontrollspalte  =  Merkspalte ;  Material 
=  Baustoff,  Rohstoff,  tjnterlagen ;  Materialienmagazin 
Baustoff  lager ;  Methode'  =  Verfahren;  Produktion  =  Er- 
zeugung, Herstellung;  produktiv  =  werbend,  nutzbringend,  wirt- 
schaftlich ;  Prozentsatz  =  Vomhundertsatz ;  prozentual  = 
vomhundert:  Register  =  Verzeichnis;  Rentabilität  = 
,  Wirtschaftlichkeit ;  Revision  —  Nachprüfung ;  Revisions-  = 
Prüfungs-. 

Einleitung. 

Nach  §  42  H.  G.  B.  sind  „bei  einem  Unternehmen  des 
Reiches,  eines  Bundesstaates  oder  eines  inländischen  Kommunal- 
verbandes" die  Verwaltungen  befugt,  „die  Rechnungsabschlüsse 
in  einer  von  den  Vorschriften  der  §§  39 — 41  abweichenden  Weise 
vorzunehmen".  Von  immerhin  vereinzelten  Fällen  abgesehen,  in 
denen  die  kaufmännischen  Formen  angewendet  werden,  wird  im 
allgemeinen  in  öffentlichen  Verwaltungen  nach  kameralistischer 
Abrechnungsweise  verfahren. 

Jahrelang  haben  sich  iii  der  Presse  und  im  Parlament  An- 
griffe gegen  diese  Form  der  Bf.  sowie  auch  gegen  die  Wirt- 
schaftsführung in  Staatsbetrieben  gerichtet.  Es  geschah  dies 
besonders  scharf  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  nachdem  in- 
folge des  regen  Schriftlebens  die  Teilnahme  an  Fragen  der  kauf- 
männischen Organisation  und  Bf.  allgemein  geworden  war,  ohne 
daß  die  Fragen  in  ihren  weiteren  Beziehungen  schon  genügend 
geklärt  gewesen  wären.  Gerade  die  in  den  Schriften  nieder- 
gelegten Anschauungen  über  die  Vorzüge  und  Nachteile  der  d.  k. 
und  kam.  Bf.  zeigen,  daß  auch  von  den  Theoretikern  nur  ver- 
einzelte die  Verhältnisse  nach  beiden  Seiten  gleichmäßig  richtig 
beurteilten.  Den  Kameralisten  standen  die  Vertreter  der  Flan- 
delswissenschaft  schroff  gegenüber;  kein  Wunder,  daß  bei  den 
Erfolgen  deutschcia  Handels  und  Clewerbes  der  Praktiker  not- 
wendig zu  der  Ueberzeugung  kommen  mußte,  daß  mit  kauf- 
männischer Organisation  und  Bf.  all  die  Vorzüge  tatsächlich 
verbunden  seien,  die  ihnen  vielfach  nachgerühmt  wurden.  So 
wurde  von  ihnen  in  dem  stolzen  Bewußtsein  des  erreichten  Er- 
folges auch  für  die  Staats-  und  Kommunalverwaltungen  immer 
von  neuem  kaufmännischer  Geist  und  kaufmännische  Einrich- 
tungen gefordert;  vermeintliche  und  tatsächliche  Mißstände 
wurden  dem  bürokratischen  Verfahren  der  öffentlichen  Betriebe 
zur  Last  gelegt;  und  schließlich  wurden  im  Jahre  1909  im  preußi- 
schen Landtage  wie  im  Reichstage  besonders  im  Hinblick  auf 
die  preußische  Eisenbahnverwaltung  und  die  Marinewerften  so 
stürmisch  Reformen  verlangt,  daß  die  Behörden  ihre  Bereit- 
willigkeit zeigen  mußten.  Die  Eisenbahnverwaltung  setzte  eine 
Studienkommission  ein,  die  eingehend  die  Verhältnisse  und 
etwaige  Aenderungsmöglichkeiten  prüfte.  Die  im  ganzen  ab- 
lehnenden Anschauungen  dieser  Studienkommission  haben  dann 
wieder  heftige  Angriffe  zu  bestehen  gehabt.    Doch  wurde  eine 


tatsächliche  Aenderung  der  Organisation  und  Bf.  als  unzweck- 
mäßig nicht  vorgenommen.  Anders  in  der  Marine.  Die  Werft 
Wilhelmshaven  führte  nach  einer  von  der  Deutschen  Treuhand- 
gesellschaft in  Berlin  sorgfältig  ausgearbeiteten  Organisation 
eine  d.  k.  Bf.  ein.  Es  zeigte  sich,  daß  etwa  3^  Personal  für 
Buchführungszwecke  mehr  erforderlich  war,  als  bei  der  alten 
kam.  Bf.,  daß  die  Uebersicht  des  künstlichen  Gebäudes  äußerst 
erschwert  war  und  die  Beamten  schließlich  kaum  noch  ein  und 
aus  wußten,  daß  der  Geschäftsverkehr  statt  schneller  zu  werden, 
übermäßig  verschleppt  wurde,  und  dies  alles,  trotzdem  die  Ein- 
richtung mit  äußerster  Sorgfalt  von  Fachleuten  der  Treuhand- 
gesellschaft durchdacht,  praktisch  eingeführt  und  überwacht 
wurde. 

Das  s.  Zt.  überhaupt  die  Forderung  erhoben  werden  konnte, 
auf  den  Marinewerften  die  d.  k.  Bf.  einzurichten,  zeigt,  wie  wenig 
geklärt  noch  die  Anschauungen  waren.  Nur  wenige  Fachleute 
hielten  damals  schon  die  Forderung  grundsätzlich  für  unzweck- 
mäßig. So  sagte  mir  ein  beteiligter  hervorragender  Lehrer  der 
Flandelswissenschaften,  daß  die  d.  k.  Bf.  auf  den  Marinewerften 
keinen  praktischen  Wert  haben  könnte,  da  die  Werften  weder 
Hewinnabsicht  hätten,  noch  einen  Gewinn  darstellen  sollten. 
Unter  solchen  Umständen  muß  die  d.  k.  Bf.  zu  „totem  Formalis- 
mus" erstarren,  wie  dies  vielfach  von  der  kam.  Bf.  behauptet 
wird. 

Am  1.  April  1914  wurde  der  Versuch  auf  der  Wilhelms-, 
havener  Werft   als  unzweckmäßig  aufgegeben. 

In  der  vom  Reichsmarineamt  im  Januar  1914  dem  Reichstag 
übergebenen  Erklärung  wegen  Aufgabe  des  Versuches  der  d.  k. 
Bf.  heißt  es: 

,, Tatsächlich  hatte  sich  herausgestellt,  daß 

1.  die  kaufmännische  Buchführung  mehr  Buchungen  erfor- 
dert, als  die  kameralistische,  so  wie  daß 

2.  die  kaufmännische  Buchführung  nur  mit  Schwierigkeiten 
und  Mehrarbeiten  darauf  eingerichtet  werden  kann',  die 
Innehaltung  des  Etats  und  der  vielen  gesetzlichen  und 
sonstigen  Vorschriften  klar  erkennen  zu  lassen  und  die 
gesetzlich  vorgeschriebene  Kontrolle  zu  ermöglichen." 

„Trotz  dieser  erheblichen  Mehrarbeit,  die  die  kauf- 
männische Buchführung  mit  sich  bringt,  bietet  sie  keine 
genügende  Grundlage  für  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
Kontrolle  darüber,  ob  der  Etat,  die  Gesetze  und  die  vielen 
Verwaltungsvorschriften  innegehalten  wurden,  und  ob 
wirtschaftlich  verfahren  wurde." 

„Um  diesen  Mißständen  tunlichst  abzuhelfen  und  um 
wenigstens  zum  Teil  prüfungsfähige  Unterlagen  zu  schaffen 
und  dem  Rechnungshof  im  gewissen  Umfange  die  Er- 
füllung seiner  gesetzlichen  Pflicht  zu  ermöglichen,  wurde 
vereinbart,  daß  die  Belege  für  die  Rechnungsprüfung  nach 
Materialien  geordnet  und  daß  neben  der  kaufmännischen 


*)  Teilveröffentlichung  der  Doktordissertation,  die  zugrunde  lag  dem  Vor- 
trage des  Verf.  im  Verein  für  Eisenbahnkunde  am  14.  Februar 
1922,  Für  weitergehendes  Interesse  sei  auf  den  im  Verlag  der  Verkehrs- 
technischen Woche  (Guido  Hackebeil  A.-G.),  Berlin  S  14,  zum  Preise  von 
Mark  35. —  erschienenen  Sonderdruck  verwiesen,  der  außer  der  Inhalts- 
übersicht den  vollständigen  Nachweis  der  angezogenen  Quellen  und  den 
Abdruck   der   einschlägigen   gesetzlichen   Bestimmungen  enthält. 
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Buchführung  noch  für  gewisse  Arten  von  Ausgaben  be- 
sondere Nachweisungen  gefertigt  werden. 

Auch  bei  diesen  Notbehelfen  ist  indessen  eine  ordnungs- 
mäßige Prüfung,  wie  sie  vom  Gesetze  vorgeschrieben  ist, 
nicht  gewährleistet. 

Es  zeigte  sich  aber,  daß  die  Werftverwaltung  diese  Not- 
behelfe  mit    dem   vorhandenen   Personal    nicht  schaffen 
kann;  sie  wurden  zum  großen  Teil  nicht  beigebracht  und 
mit  Rücksicht  hierauf  konnte  in  mancher  Hin- 
sicht eine  sachliche  Prüfung  überhaupt  nicht  stattfinden." 
Der  Versuch  hat  aber  das  Gute  gehabt,  daß  viele  Fragen  be- 
rührt und  geklärt  wurden',  über  die  erst  die  Praxis  Aufschluß 
geben  kann.    Er  hat  zur  Beleuchtung  verbreitater  Schlagworte 
und   zur    Klärung   grundsätzlicher    Anschauungen  beigetragen. 
Wenn  auch  der  Meinungsstreit  über  den  Nutzen  der  d.  k.  Bf.  in 
der  öffentlichen  Verwaltung  noch  weiter  geht,  so  dreht  es  sich 
doch   nur   noch  um   die   auf   Erwerb  gerichteten  Wirtschafts- 
belriebe.    Die  Einführung  der  d.  k.  Bf.  in  die  rein  verwaltenden 
Aufwandswirtschaften  würde  niemand  mehr  als  umumgänglich 
verlangen;  vielmehr  hat  man  erkannt,  daß  ,,hier  die  kam.  Bf. 
zweifellos  zweckentsprechender  ist." 

I.  Teil. 

Allgemeine  Vorzüge  der  einen  oder  anderen  Buchführungsart. 
1.  Augenblicklicher  Stand  der  Frage. 

So  erschreckend  groß  der  Umfang  der  Schriften  über  kauf- 
männische Organisation  und  Bf.  geworden  ist,  haben  sich  mit 
der  kam.  Bf.  und  der  Durchführbarkeit  der  d.  k.  Bf.  in  öffent- 
lichen Betrieben  erst  in  neuerer  Zeit  und  verhältnismäßig  wenige 
eingehend  schriftstellerisch  beschäftigt.  Es  liegt  dies  daran, 
daß  noch  wenig  praktische  Erfahrungen  aus  vergleichenden  Ver- 
suchen in  Wirtschaftsbetrieben  vorlagen,  aus  denen  auf  die 
Unterschiede  und  Berührungspunkte  beider  Buchführungsarten 
und  auf  etwaige  Vor-  und  Nachteile  mit  Sicherheit  geschlossen 
werden  konnte.  Wenn  daher  schon  in  dem  undurchdringlichen 
Schriftwald  über  die  d.  k.  Bf.  nicht  gerade  viele  wohlgeratene 
Gewächse  hervorragen,  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  die 
beide  Buchführungsarten  verknüpfenden  Probleme,  im  beson- 
deren die  Frage,  welche  Buchführungsart  in  öffentlichen  Wirt- 
schaftsbetrieben anzuwenden  sei,  meist  wenig  zutreffend  be- 
handelt wurden.  Einen  guten  Ueberblick  über  Meinungsäuße- 
rungen sowohl  der  Kaufleute  wie  Kameralisten  zu  dieser  Frage 
gibt  Werner.  ^) 

Erst  Barenthin  hat  sowohl  die  bei  den  Kaufleuten  wie  bei 
den  Bürokraten  herrschenden  Anschauungen  über  das  Wesen  der 
beiden  Buchführungsarten  eingehend  kritisch  beleuchtet  und  die 
Frage  über  die  Anwendung  der  einen  oder  anderen  Bf.  in 
öffentlichen  Betrieben  ihrer  Lösung  ein  gut  Stück  näher  ge- 
bracht. Von  ihm  wird  man  ausgehen  müssen,  wenn  man  zu 
einem  abschließenden  Urteil  gelangen  will. 

Die  Hauptergebnisse  seiner  wertvollen  vergleichenden  Be- 
trachtungen über  die  d.  k.  und  kam.  Bf.  mögen  hier  kurz  zu- 
sammengefaßt werden. 

1.  „Die  Wesensverschiedenheit  der  kam.  und  d.  k.  Bf.  ist 
keine  so  große,  wie  allgemein  angenommen  wird."  2) 

a)  „Die  eine  wie  die  andere  kann  man  sowohl  dem  Nach- 
weise des  Vermögens  als  der  Berechnung  des  Ertrages  dienst- 
bar machen'.  2)  Nicht  die  Buchführungsform,  sondern  die  Art 
und  Weise,  wie  sie  gehandhabt  wird,  ist  entscheidend."^) 

b)  ,, Weder  die  eine  noch  die  andere  Buchführung  ist  an 
sich  geeignet,  Verschleierungen  vorzubeugen.  Sie  kann  höch- 
stens, wenn  die  Prüfung  der  Bücher  fortgesetzt  eine  gründliche 

ist,  die  Entdeckung  von  Verschleierungen  erleichtern  wenn 

sie  das  Vermögenssoll  prüfungsfähig  festlegt  und  fortschreibt 
und  dann  einen  übersichtlichen  Nachweis  über  das  Ist-Vermögen 
mit  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erbringt."') 

2.  Die  der  d.  k.  Bf.  nachgerühmten  Vorzüge  sind  nur  schein- 
bar; sie  leistet  nichts  ,, automatisch". '') 

a)  Die  ,, Selbstkontrolle"  ist  rein  buchhalterisch  und  besteht 
darin,  daß  im  Hauptbuch  die  Summe  aller  Sollposten  der  Summe 
aller  Habenposten  gleichen  muß.")  ,,Ob  alle  das  Geschäftsver- 
mögen berührenden  Vorfälle  wirklich  zu  Buch  kommen,  ob  die 
verbuchten  mit  den  richtigen  Beträgen  berücksichtigt  sind  und 
an  richtiger  Stelle  auf  den  richtigen  Konten  in  Soll  und  Haben 
stehen,  d.  h.  wirtschaftlich  richtig  behandelt  sind,  dafür  bietet 
die  d.  Bf.  an  sich  gar  keine  Sicherheit". 

b)  „Die  d.  Bf.  zeigt  nicht  die  wirklichen  Herstellungskosten 
der  Produkt  e",  sondern  läßt  nur  erkennen,  ob  die  „außer- 
halb der  Bf."  „b  e!  r  e  c  h  n  e  t  e  n  Posten  insgesamt  mit  den 
wirklichen  übereinstimmen."') 

')  Barenthin,  S.  77,  ebenso  Waldschmidt,  S.  19.  Das  ist  auch  das  Er- 
gebnis, zu  dem  Glaubach  auf  Grund  seiner  Studien  bei  Stadtverwaltungen 
gelangte. 

')  S.  36  ff. 

2)  S.  50. 

')  S.  77. 
S.  81. 

5)  S.  54. 

«)  S.  50. 

')  S.  83. 


c)  „Sie  bietet  auch  kein  ,, klares  Kriterium  dafür,  welche 
Ausgaben  reine  Betriebskosten  und  welche  Ausgaben  An- 
schaffungskosten für  werbende  Anlagen  sind";  das  kann  viel- 
mehr ,,nur  die  Geschäftsführung  bestimmen".*) 

d)  Die  Bf.  sorgt  auch  nicht  für  ,, ausreichende  Abschreibun- 
gen"; sie  stellt  die  von  der  Geschäftsführung  normierten  Ab- 
schreibungen nur  dar.  ^) 

e)  Die  d.  Bf.  ergibt  auch  nicht  „täglich  oder  jederzeit  den 
Vermögensstand".  ,,Die  Möglichkeit,  den  Vermögensstand 
jederzeit  zu  ermitteln,  liegt  allerdings  im  Wesen  der  d.  Bf.,  aber 
es  ist  zumeist  außerordentlich  schwer,  praktisch  dies  Ziel  zu 
erreichen.  Selbsttätig  kann  es  die  Bh.  nur  fertig  bringen,  wenn 
es  sich  um  ein  Unternehmen  von  ganz  einfachen  Vermögens- 
und Erwerbsverhältnissen  handelt."*) 

f)  Auch  die  der  d.  k.  Bf.  nachgerühmte  Bilanzklarheit  ist 
nur  unter  einfachsten  Verhältnisse  ohne  weiteres  vorhanden. 
,,Das  Bilanzkonto  in  der  Bf.,  das  in  den  auf  Grund  der  Bücher 
ausgefertigten  Geschäftsberichten  zu  erscheinen  pflegt,  ist  ja 
gar  nicht  die  eigentliche  Bilanz,  sondern  nur  eine  Zusammen- 
stellung der  auf  anderen  Grundlagen  gefundenen  Ergebnisse. 
Die  wichtigste  Arbeit  bei  jeder  Bilanz  ist  die  gewissenhafte 
Feststellung  und  richtige  Bewertung  des  zur  Zeit  des  Abschlusses 
wirklich  vorhandenen  Vermögens  nach  seinen  Aktiv-  und  Passiv- 
posten. Diese  Arbeit  stellt  aber  für  jedes  Unternehmen  von 
einigem  Umfange  eine  außerordentlich  schwierige  Aufgabe  dar, 
die  durch  eine  gute  Bf.  erleichtert,  aber  im  wesentlichen  doch 
n'ur  außerhalb  derselben  erfüllt  werden  kann."*")  Es  unterliegt 
auch  ,, keinem  Zweifel,  daß  der  Gesetzgeber  zwischen  Bf.  und 
Vermögensfeststellung  grundsätzlich  unterscheidet"  *') 
und  daß  Differenzen  zwischen  dem  buchmäßig  sich  ergebenden 
Vermögensoll  und  der  nach  §  .34  H.  G.  B.  vorgeschriebenen  Ver- 
mögensfeststellung ausgebucht  werden  müssen. 

g)  Auch  von  dem  Erfolg  des  Unternehmens  vermag  die 
d.  k.  Bf.  nur  dann  ein  zutreffendes  Bild  zu  geben,  ii^enn  das 
Vermögen  (im  wesentlichen  außerhalb  der  Bf.)  richtig  fest- 
gestellt ist.«) 

3.  Die  kam.  Bf.  ist  in  Beziehung  auf  die  jederzeitige  Fest- 
stellung des  Vermögens  bei  den  z.  Zt.  bestehenden  ^''erhält- 
nissen  eher  überlegen;  denn  hier  sind  Betriebs-  und  Natural- 
bcrechnungen  vorhanden,  die  beim  Kaufmann  erst  noch  einge- 
führt werden  müssen,  wenn  seine  Bf.  überhaupt  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  entsprechen  soll.  *') 

Auf  der  anderen  Seite  sind  auch  die  der  kam.  Bf.  besonders 
nachgerühmten  Vorzüge  nur  scheinbar.  Die  kam.  Bf.  ist  zwar 
,,für  die  Behandlung  der  reinen  Verwaltungseinnahmen  und 
-ausgaben  des  Staates  und  der  Gemeinden"  „unentbehrlich  und 
zweckmäßig""),  aber  der  Haushaltsplan  kann,  wenn  es  für  be- 
stimmte Betriebe  erwünscht  ist.  auch  so  gestaltet  werden,  daß 
man  ,,die  Rechenschaft  auf  Grund  kaufmännischer  Bf.  zur 
Pflicht  machen  kann".*^) 

Gegen  diese  Ansichten  Barenthins  wird  sich  nichts  Ernst- 
liches vorbringen  lassen,  wie  dies  auch  nicht  geschehen  ist.  Daß 
früher  gegenteilige  Ansichten  geäußert  werden  konnten,  wird 
man  so  zu  erklären  haben,  daß  starke  ^'^orurteile  auf  beiden 
Seiten  das  gesunde  Urteil  getrübt  hatten. 

Nun  hat  Barenthin  aber  noch  weitere  Behauptungen  aufge- 
stellt, die  Widersprüche  enthalten  und  näherer  Prüfung  be- 
dürfen.   Er  sagt: 

Bei  staatlichen  oder  kommunalen  Wirtschaftsbetrieben,,  die 
rein  oder  vorwiegend  zum  Zwecke  der  Gewinnerzielung  unter- 
halten werden,  ,,muß    am  zweckmäßigsten  auch  in  kauf- 
männischen Formen  gewirtschaftet  werden,  d.  h.  das  bezügliche 
Vermögen  und  auch  der  Erfolg  muß  durch  die  d.  k.  Bf.  auf- 
gerechnet werden,  denn  dieses  Vermögen  hat  gegenüber  allen 
sonst  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Gemeindevermögen  eine 
Bedeutung  für  sich".")  Zu  solchen  Betrieben  rechnet  er  „u.  a. 
die  Bernsteinwerke,  die  Preußischen  Staats-  und  Genossen'- 
schaftsbanken"  ,,und  in  den  Gemeinden  die  Gas-  und  Elektrizi- 
tätswerke".") 

Dem  widerspricht  aber  eine  andere  Stelle,*')  wo  von  der 
d.  k.  Bf.  gesagt  wird:  „Sie  steht  ja  auch  —  zweckentsprechend 
gehandhabt  —  einer  zutreffenden  Vermögens-  und  Erfolgsberech- 
nung keineswegs  entgegen.  Nur  der  Umstand,  daß  die  d.  Bf. 
ebenso  leicht  ein  falsches  Bild  von  der  \'^ermögenslage  und  dem 

Erfolg  des  Unternehmens  als  ein  richtiges  geben  kann  ist 

gerade  für  solche  Unternehmen  außerordentlich  bedenklich,  in 
denen  der  Geschäftsführende  nicht  das  finanzielle  Risiko  des 
Unternehmens  trägt  bei  allen  öffentlichen  Betrieben." 

s)  S.  84.~ 
»)  S.  55  und  106. 
")  S.  55. 
•>)  S.  58. 
S.  56. 

1»)  S.  63—68  und  98. 

'*)  S.  86.  —  Wenn  Leitner  (Zeitschrift  f.  Handelswissenschaft  und  Han- 
delspraxis. 1913,  Heft  3,  „Zwischenkonten"  S.  68)  die  Darstellung  der  „.An- 
ordnung und  Vollziehung  einer  Ausgabe"  im  Kontensystem  der  Doppik  mit 
Hilfe  von  Zwischenkonten  vornehmen  will,  so  läßt  sich  das  gewiß  für  ein- 
zelne Fälle  erreichen,  aber  nicht  ohne  große  Umständlichkeit  durchgängig. 
S.  77. 

>«)  S.  72. 

»')  S.  56. 
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Weiter  meint  er:  „Diejenigen  Betriebe,  welche  einen  aus- 
gedehnten Geschäftsverkehr,  wie  ihn  Priv^atbetriebe  und  Kauf- 
leute haben,  unterhalten  müssen,  insbesondere  also  Produktions- 
und Fabrikationsbetricbe  werden'  auf  die  d.  k.  Bf.  nicht  ver- 
zichten dürfen,  wenn  sie  eine  klare  und  prompte  Geschäfts- 
führung unterhalten  wollen."^*) 

Dies  widerspricht  seiner  Anschauung,  daß  die  d.  k.  Bf.  nichts 
automatisch  leiste,  ,,daß  der  Unterschied  schließlich  nur  darin 
besteht,  daß  das  Ergebnis  des  Nachweises  und  der  Berechnung 
bei  der  kam.  Bf.  nicht  in  dieser  selbst,  wie  in  der  d.  k.  Bf.  buch- 
mäßig dargestellt  wird,  sondern,  daß  die  Vermögens-  und  Er- 
tragsberechnungen als  Sonderabschlüsse  für  sich  bestehen 
bleiben".") 

Diese  Widersprüche  sind  dadurch  zu  erklären,  daß  Baren- 
tiiin  in  seiner  ,,im  Drange  der  Cieschäfte  entstandenen"  Schrift 
keine  schlüssige  Beweisführung  versucht  hat:  hierzu  haben  viel- 
leicht auch  die  Erfahrungen  aus  der  Entwicklung  der  Porzellan- 
nianufaktur  nicht  ausreichend  Gelegenheit  geboten. 2") 

Ferner  wollte  Barenthin  erfolgten  Angriffen  gegenüber  den 
Nachweis  führen,  daß  in  der  staatlichen  Porzellanmanufaktur 
Berlin  die  kaufmännische  Form,  wie  behauptet,  gewahrt  sei. 
Schließlich  hat  er  vielleicht  auch  der  herrschenden  Lehrmeinung 
einige  Einräumungen  machen  wollen. 

2.  Die  systematische  Geschlossenheit  der  doppelten  kaufmänni- 
schen Buchführung. 

In  den  Lehrbüchern  wird  vor  allem  die  systematische  Ge- 
schlossenheit als  besonderer  Vorzug  der  d.  k.  Bf.  angesehen. 
Aber  schon  im  reinen  Handelsgeschäft,  für  das  die  d.  k.  Bf.  ent- 
standen ist,  wird  tatsächlich  die  Geschlossenheit  der  ,, systemati- 
schen Bf."  meist  nicht  voll  gewahrt.  Durch  Verbuchung  jedes 
eschäftsvorfalles  auf  zwei  entsprechenden  Konten  der  beiden 
ontenreihcn  kommt  man  buchmäßig  nur  unter  den  einfachsten 
Verhältnissen  zu  einer  den  tatsächlichen  Umständen  entsprechen- 
den Bilanz,  wenn  nämlich  bei  jedem  einzelnen  Geschäftsvorfall 
der  Gewinn  oder  Verlust  zu  ermitteln  ist  und  bei  den  Vorräten 
und  Betriebsgegenständen  keinerlei  Verluste  entstehen,  die  nur 
durch  besondere  Bestandaufnahme  festgestellt  werden  könnten 
Sobald  sich  diese  Bedingungen  nicht  mehr  erfüllen  lassen,  so 
„ist  die  wichtigste  Arbeit  bei  jeder  Bilanz  die  gewissenhafte  Fest- 
stellung und  richtige  Bewertung  des  zur  Zeit  des  Abschlusses 
wirklich  vorh:indenen  \'crmögens  nach  seinen  Aktiv-  und  Passiv- 
posten", eine  Arbeit,  „die  durch  eine  gute  Bf.  erleichtert,  aber 
im  wesentlichen  doch  nur  außerhalb  derselben  erfüllt  werden 
kann".2i) 

Auch  Baronthin  behauptet  somit  keine  vollkommen  syste- 
matische Geschlossenheit  der  d.  k.  Bf.,  sondern  sagt  nur,  daß 
innerhalb  derselben  ,.das  Ergebnis  des  Nachweises  und  der 
Berechnung  buchmäßig  dargestalt  wird":^*)  er  behauptet 
also  nur  formelle  Geschlossenheit  durch  Einfügung  der  ander- 
weitig erlangten  Ergebnisse  in  das  System,  wenn  er  diese  Frage 
auch  nicht  näher  entwickelt  hat. 

Selbst  für  die  einfachsten  Verhältnisse  gelten  noch  Simons 

.Ausführungen:  „Es  ist  ein  weit  verbreiteter  Irrtum  daß  der 

Kaufmann  alle  seine  Handelsgeschäfte  in  seine  Bücher  ein- 
trägt." Vielmehr  erscheinen  nur  die  Geschäftsvorfälle.  Manche 
Buchungen  können  nur  in  '  Hilfsbüchern  vorgenommen  wer- 
den.23)  Simon  ->)  rechnet  dazu,  Käufe  und  Verkäufe  von  Wert- 
•^apieren,  bestellte  Fabrikate,  vermittelte  Maklergeschäfte,  Sach- 
ind  Dienstmieten;  l^etztere  erscheinen  nicht  einmal  mit  allen 
Verbindlichkeiten  in  den  Hilfsbüchern,  wie  auch  „Regreßver- 
bindlichkeiten aus  weiter  begebenen  Wechseln,  Engagements  und 
insbesondere  die  bedingten  Rechtsverhältnisse" -«y  (Zeitgeschäfte 
in  Effekten  und  Waren)  überhaupt  nicht  in  den  Büchern  er- 
scheinen. 

Man  kann  daher  sagen:  Die  systematische  Geschlossenheit 
der  d.  k.  Bf.  wird  nur  scheinbar  und  formal  durch  Einzwängung 
in  den  ,, Rahmen"  gewahrt,  sie  wird  nachträglich  und  künstlich 


S.  87. 
'»)  S.  50/1. 

-")  So  hat  Barenthill  die  Möglichkeit,  auf  Grund  aer  kam.  Bf.  klare  und 
richtige  Bilanzen  und  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  aufzubauen,  scheinbar 
nicht  aus  eigener  Anschauung  gekannt.  (Vgl.  seine  Anmerkung  auf  S.  64 
über  die  Porzellanmanufaktur  Meißen.)  Ueber  die  Plan-  und  Bilanzaufstel- 
hmg  der  Porzellanmanufaktur  Meißen  ist  (für  1920)  kurz  zu  sagen:  Sie  hat 
einen  Bruttoetat  mit  19  Titeln,  überträgt  die  Posten  des  Kassenbuches  in  das 
nach  den  19  Titeln  unterteilte  Jahresrechnungsbuch  und  stimmt  dessen  Teil- 
siniime  monatlich  mit  dem  Gesamtbetrag  des  Kassenbuches  ab.  Zwar  i?t  ein 
besonderer  Ausgabetitel  für  Werterhöhung  der  Anlagen  bestimmt,  aber  aucli 
die  anderen  Titel  enthalten  Aktiva  und  Passiva  schaffende  Ausgaben  und  Ein- 
ri.ahnien,  diese  werden  daher  vierteljährlich  ausgezogen  und  in  einer  Summe 
für  jeden  Titel  in  die  entsprechenden  Vermögenskonten  und  vierteljährlichen 
Zwischenbilanzen,  wie  in  die  Jahresbilanz  eingestellt  als  ,, Bestände",  denen 
die  bei  Vierteljahres-  (bzw.  Jahres  )  beginn  vorhanden  gewesenen  Bestände 
gegenüberstehen. 

21)  Barenthin  S.  55.  Schär,  Buchhaltung  S.  48.  ,,Der  doppelte  Nachweis 
des  reinen  Vermögens  bzw.  Reingewinns  ist  nur  ein  rechnerisches  Kunststück 
•  .  .  .  die  Schlußbilanz  ist  von  einer  außerhalb  der  Bh.  liegenden  Operation, 
der  Inventur,  abhängig." 

")  Barenthin,  S.  50/1.     (Nur  hier  gesperrt  gedruckt.) 

")  §  48,  S.  174. 

")  8  48,  S.  176. 

")  8  50,  S.  184. 

")  S.  III. 


hergestellt,  dem  Wesen  und  Inhalt  nach  ist  schon  die  Bf.  der 
Handelsgeschäfte  keine  geschlossen  systematische. 

In  noch  viel  geringerem  Maße  ist  eine  Geschlossenheit  in 
der  Bf.  gütererzeugender  Betriebe  vorhanden.  Bei  diesen  sind 
die  Werte  der  unfertigen  und  auf  Lager  hergestellten  Arbeiten 
und  der  in  eigenem  Betriebe  hergestellten  dauernden  Anlagen 
und   Betriebsgegenstände  von  außerordentlicher  Bedeutung. 

Barenthin  hält  den  ,, ständigen  buchmäßigen  Vermögensnach- 
weis", ,,wie  ihn  das  Gesetz  bedingt", 2*)  nur  dadurch  für  erreich- 
bar, daß  alle  Vermögensgegenstände  (Vorräte  an  Baustoffen 
und  Halbfabrikaten,  die  Bestände  eigener  Erzeugung  sowie  An- 
lagen und  Betriebsgegenstände)  in  Skontren  nach  Nennwerten 
nachgewiesen  werden.  Und  diese  Nennwerte  läßt  auch  Baren- 
thin durch  ,,die  wichtigste  Tätigkeit  jedes  Geschäftsmannes", 
die  Kosten-  und  Preiskalkulation  2*)  ermitteln. 

Die  Schwierigkeiten  der  Bestimmung  dieser  Werte  außer- 
halb der  Bf.  in  der  Selbstkostenrechnung  und  die  Unmöglich- 
keit, sie  innerhalb  der  Bf.  vorzunehmen,  habe  ich  in  meiner 
Schrift  ,, Systematische  Selbstkostenrechnung"  dargestellt. 
-Solche  Selbstkostenrechnung  innerhalb  der  Bf.  ist  nur  noch 
unter  einfachsten  Verhältnissen  reiner  Handelsgeschäfte  mög- 
lich, und  nur  in  älterer  Zeit  konnte  die  d.  k.  Bf.  selbständig  die 
Erfordernisse  umfangreicher  oder  güterherstellender  Betriebe 
hinsichtlich  der  Kostenrechnung  befriedigen.  In  neuerer  Zeit 
ist  ihre  genauste  Erfassung  unumgänglich  geworden;  damit  ist 
auch  die  Unmöglichkeit,  sie  innerhalb  der  Bf.  auszuführen,  zu 
Tage  getreten.  Die  Selbstkostenrechnung  hat  nicht  nur  für  den 
\^erkauf  die  notwendigen  Angaben  zu  liefern,  ihre  Rechnungs- 
ergebnisse müssen  auch  von  der  Bf.  benutzt  werden,  wenn  diese 
die  vervvickelteren  Verhältnisse  moderner  Herstellungsbetriebe 
nachträglich  zur  Darstellung  bringen  will. 2^) 

Derartige  nicht  nur  für  den  Jahresabschluß,  sondern  auch 
\iclfach  für  die  laufenden  Buchungen  (Verteilung  auf  Konten 
usw.)  benötigten  Werte  müssen  also  außerhalb  der  Bf.  bestimmt 
und  nachträglich  in  die  Bf.  übernommen  werden:  Es  wird  so 
zwar  der  alles  umschließende  Rahmen  gewahrt,  seine  Lücken 
müssen  aber  künstlich  mit  fremdem  Stoff  nachträglich  ausge- 
füllt werden:  Der  systematischen  Geschlossen- 
heit der  d.  k.  Bf.  kommt  also  nur  die  formale  Be- 
deutung der  systematischen  Darstellung  zu. 

Das  Gefühl  der  Sicherheit,  daß  die  ,,Balanze"  der  beiden 
Kontenreihen  erzeugen  muß,  hat  nur  hinsichtlich  möglicher 
Rechenfehler  gewisse  Berechtigung,  doch  weist  auch  Baren- 
thin *■')  darauf  hin,  daß  diese  Sicherheit  trügerisch  und  gefähr- 
lich sein  kann.  Immerhin  zwingt  die  d.  k.  Bf.  durch  ihre  for- 
male Geschlossenheit  zur  Sorgfalt  und  wird  schon  deshalb  ,,aus 
Zweckmäßigkeitsgründen"  ^8)  tatsächlich  für  Privatwirtschafts- 
betriebe vorzuziehen  sein,  deren  Bf.  keiner  Nachprüfung  unter- 
liegt. Denn  wenn  Hügli  ^'')  bei  der  gleichfalls  doppelt  buchen- 
den kam.  Bf.  ,,eine  gegenseitige  Kontrolle  der  Buchungen" 
hervorhebt,  so  gilt  das  doch  eben  nur  für  die  Einnahmen  und 
Ausgaben,  nicht  aber  für  sämtliche  Buchungen,  die  zur  Auf- 
stellung der  buchmäßigen  Vermögens-  und  Erfolgsberechnungen 
erforderlich  sind. 

Auch  nach  Barenthin  genügt  allgemein  für  eine  ,, ordnungs- 
mäßige Bf.",  daß  sie  „zwangsläufig" '0  gemacht  wird.  Das  ge- 
schieht dadurch,  „daß  ihre  Form  ein  für  allemal  durch  eine 
genaue  Beschreibung  und  durch  ebensolche  Vorschriften  fest- 
gelegt, und  daß  durch  Ueberwachung  Sicherheit  dafür  geschaffen 
wird,  daß  die  Handhabung  eine  vorschriftsmäßige  ist."-''-)  Von 
einfachsten  Verhältnissen  abgesehen,  muß  aber  auch  bei  der 
d.  k.  Bf.  die  Zwangsläufigkeit  noch  erst  durch  besondere  Vor- 
schriften gesichert  werden,  damit  alle  Werte,  die  aus  der  Selbst- 
kostenrechnung und  anderweitig  von  außerhalb  in  die  Bf.  über- 
nommen werden,  auch  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechend 
eingesetzt  werden. 

Wie  auf  Girund  der  kam.  Bf.  und  laufend  geführter  Ver- 
mögens- und  Erfolgsberechnungen  dies  gesichert  werden  kann, 
wird  später  gezeigt  werden. 

3.  Die  Buchführung  in  ihren  Beziehungen  zur  Geschäfts-  und 
Wirtschaftsführung. 

Betrachten  wir  nun  Barenthins  Behauptung,  die  Bf.  beein- 
flusse die  Geschäftsführung  derart,  daß  Staatsbetriebe,  die 
,, einen     bedeutenden     kaufmännischen     Verkehr  unterhalten", 


")  Schär  (Unterrichtsstunden  I)  sagt  S.  673:  ,,Die  Fabrikbuchhaltung  be- 
ruht auf  der  Festsetzung  der  Habenwerte  des  Fabrikationskontos  durch  eine 
Kalkulation,  die  innerhalb  des  Betriebes  in  selbständiger  Weise  parallel  zur 
Buchhaltung  vorgenommen  wird,  so  daß  der  Herstellungswert  jedes  fertig- 
gestellten absatzfähigen  Produktes  dem  Buchhalter  an  die  Hand  gegeben  wird." 
Damit  ist  doch  die  geschlossene  Systematik  hinfällig,  und  die  Bezeichnung 
für  die  d.  k.  Bf.  als  ,, systematische  Bh."  ist  nicht  berechtigt,  zumal  z.  B. 
auch  die  konstante  Bf.  in  gleichem  Sinne  „systematisch'  ist. 

2^)  S.  56/57.  Aehnliche  Anschauungen  eines  Kaufmannes  führt  Marcus 
(36)  an. 

29)  Barenthin,  S.  87/88. 

'")  S.  2/3.  Wenn  man  von  der  doppelt  buchenden  kam.  Bf.  spricht,  müßte 
man  die  kaufmännische  Bf.  allerdings  als  ,, dreifache"  bezeichnen;  denn  dop- 
pelt wird  hier  allein  schon  im  Hauptbuche  verbucht,  wozu  noch  die  chrono- 
logischen  Memorialbuchungen  kommen. 

81)  S.  109/110. 

")  S.  109  ff. 
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selbstredend  ohne  die  d.  k.  Bf.  nicht  arbeiten  können".*')  Eine 
nähere  Begründung  hierfür  gibt  Barenthin  nicht;  doch  geht  aus 
der  als  Muster  angegebenen  Organisation  der  Kgl.  Porzellan- 
Manufaktur  Berlin*--')  hervor,  daß  Barenthin'  in  der  Hauptsache 
wohl  meint,  daß  die  d.  k.  Bf.  „den  Bedürfnissen  der  Geschäfts- 
führung angemessen  beweglich  bleiben"  müsse,*^)  und  dazu 
eher  imstande  sei,  als  die  kam.  Bf.,  die  leichter  zu  ,, totem  For- 
malismus" verknöchere. 

Andererseits  sagt  Barenthin  aber:  ,, Prüft  man  genau,  wie 
sich  die  großen  Staatsbetriebe  der  Eisenbahn  und  Post  mit  dem 
täglichen  Verkehr  abfinden,  so  wird  man  eine  klare  Arbeits- 
teilung und  einen  prompten  Geschäftsgang  erkennen;  das  läßt 
auf  zweckentsprechende  Organisation  schließen.  In  diesen 
Staatsbetrieben  ist  zweifellos  das  vorhanden,  was  von 
vielen  Privatbetrieben  erst  noch  angestrebt,  in  der 
Klarheit  und  Vollkommenheit  wie  dort,  hier 
abervielleichtüberhauptnichterreichtwir  d".*^) 
Barenthin  erinnert  dann  noch  an  die  glatte,  schnelle  Bewältigung 
neuer  Aufgaben  im  Staatsbetriebe,  z.  B.  des  Postscheck- 
verkehrs.*^)  Diese  Staatsbetriebe  arbeiten  aber  mit  der  kam.  Bf., 
und  Barenthin  gibt  damit  zu,  daß  schnelle  und  klare  Geschäfts- 
führung eben  vor  allem  durch  gute  Organisation  gewährleistet 
wird. 

Umfangreicher  Geschäftsverkehr  eines  Herstellungsbetriebes 
stellt  folgende  Anforderungen:  Schnelle  Ueberweisung  der  ein- 
gelaufenen Aufträge  an  die  in  Frage  kommenden  Geschäfts- 
stellen, Ueberwachung  der  Innehaltung  der  Zeitpunkte,  für 
Baustoffbeschaffung,  für  Fertigstellung  der  Einzelteile  und  für 
Ablieferung  der  Bestellungen,  sowie  die  Ueberwachung  der  For- 
derungen und  Schulden.  Nur  letzteres  ist  Aufgabe  der  Bf.,  die 
übrigen  Punkte  sind  Sache  der  Organisation  der  inneren  Ge- 
schäftsverteilung oder  eingehender  Zeitpläne  und  Statistiken, 
die  mit  der  eigentlichen  Bf.  in  keiner  Weise  zusammenhängen, 
daher  auch  neben  der  d.  k.  Bf.  vorhanden  sein  müssen. 

Was  aber  die  Ueberwachung  der  Forderungen  und  Schul- 
den anbetrifft,  ist  Glaubach  nicht  der  einzige,  der  gerade  dafür 
die  kameralistischen  Formen  als  besonders ,  geeignet  ansieht. 
Hügli  weist  in  seiner  kurzen  Darstellung  der  verschiedenen 
Buchführungsarten  gerade  der  kam.  Bf.  als  Vorteil  gegenüber 
der  d.  k.  Bh.  ,, große  Einfachheit  der  Buchungen,  klare  Ueber- 
sicht  der  fälligen  oder  kurzfällig  werdenden  Einnahmen  und 
Ausgaben"**)  (Forderungen  und  Schulden)  zu,  und  sagt  weiter: 
,,Ihre  Buchungsarbeit  ist  einfach,  weniger  zeitraubend  (als  bei 
der  d.  Bf.),  und  ihr  Anpassungsvermögen  ist  unbeschränkt,  so 
daß  sie  ebenso  gut,  und  ohne  daß  die  Buchungsarbeiten  anders 
gestaltet  werden  müssen,  auf  zusammengesetzte  und  umfang- 
reiche wie  auf  einfache  Geschäfte  angewendet  werden  kann". 
Nur  ,,weil  ihr  die  Rechnung  des  reinen  Vermögens  fehlt,  welche 
die  d.  Bh.  vorteilhaft  auszeichnet",  konnte  die  kam.  Bh.  nicht 
zur  allgemeinen  Anwendung  gelangen.**) 

Gute  Beispiele  dafür,  daß  die  kam.  Bf.  hinsichtlich  der  Ge- 
schäftsführung der  d.  k.  Bf.  nicht  unterlegen  ist,  boten 
die  Tsingtauer  Werft  und  das  Elektrizitätswerk  im  Schutzgebiet 
Kiautschou.  Beides  waren  Reichsunternehmen  mit  ausge- 
sprochener Gewinnabsicht.  Die  Werft  hatte  einen  weit  aus- 
gedehnten Geschäftsverkehr,  außer  mit  deutschen  Kriegsschiffen 
und  Reichsbehörden,  mit  Kaufleuten  und  Privaten,  auch  mit 
Russen,  Japanern,  Chinesen,  bis  zur  Südsee  hin,  hatte  ferner 
im  großen  Umfange  die  Reparaturen  und  Dockungen  der  an- 
laufenden Handelsschiffe  auszuführen,  und  bedurfte  gerade  hier- 
für'") besonders  klarer  und  schneller  Geschäftsabwicklung.  Auch 
für  das  Tsingtauer  Elektrizitätswerk  war  insofern  besonders 
„prompte  Geschäftsführung"  erforderlich,  als  die  große  Menge 
kleinster  chinesischer  Abnehmer  und  Kunden,  und  die  leichte 
Möglichkeit,  durch  Entweichen  über  die  nahe  Grenze  sich  den 
Verpflichtungen  zu  entziehen,  dazu  zwang,  schnell  bei  der  Hand 
zu  sein,  um  Verluste  zu  vermeiden.  Die  kam.  Bf.  hat  sich  bei 
beiden  Betrieben  für  eine  schnelle  klare  Geschäftsabwicklung 
als  durchaus  günstig  erwiesen,  und  die  später  bei  der  Werft 
eingeführte  d.  k.  Bf.  hat  in  dieser  Hinsicht  durchaus  keine  Vor- 
teile gebracht.  Wenn  die  Werftleitung  sich  jahrelang  um  die 
Genehmigung  bemüht  hat,  zur  d.  k.  Bf.  überzugehen,  lagen  haupt- 
sächlich etatsrechtliche  Gründe  dafür  vor,  die  später'^)  dargelegt 
werden;  daneben  glaubte  man  auch,  wie  Barenthin,'^)  die  Wirt- 
schaftsführung mit  Hilfe  der  d.  k.  Bf.  fördern  zu  können. 

Die  Werft  hatte  ursprünglich  nur  die  summarische  Selbst- 
kostenrechnung, wie  sie  auf  den  heimischen  Marinewerften  üb- 
lich war.")    Eine  solche  war  als  unzulänglich  für  die  Verkaufs- 

S4)  S.  76. 
'5)  S.  89  ff. 

S.  37.  (Nur  hier  gesperrt  gedruckt.) 
")  S.  37.  (Nur  hier  gesperrt  gedruckt.) 
'S)  S.  3. 

89)   S  5 

*")  Vgl.'  Kiemann  S.  132. 
")  Vgl.  S.  10. 

*2  S.56.  Doch  sagt  Barenthin  an  anderen  Stellen  selbst,  daß  für  ..die 
Kontrolle  sparsamer  Wirtschaftsführung"  nicht  die  Buchführungsart  entschei- 
dend sei,  sondern  ,,die  Art  und  Weise,  wie  sie  gehandhabt  wird"  (S.  77), 
und  ,,daß  die  Gemeindeverwaltungen  Klarheit  in  ihre  Verhältnisse  nicht  ledig- 
lich durch  die  eine  oder  andere  Buchführungsart,  sondern  eine  genaue  Organi- 
sation der  Verwaltung  und  der  Betriebe  zu  bringen  vermögen"   (S.  83). 

*3)  Vgl.  Teil  IV.  und  Kiemann,  Anhang. 


rechnung  erkannt  worden.  Nebst  größerer  Klarheit  über  die 
Selbstkosten  erhoffte  man  von  der  d.  k.  Bf.  auch  einen  weit- 
gehenden Ueberblick  über  die  Wirtschaftlichkeit  der  verschiede- 
nen Betriebszweige  und  über  die  Entstehung  des  Jahresgewinnes 
im  einzelnen.  Als  man  nach  Einführung  der  d.  k.  Bf.  erkannt 
hatte,  daß  die  Bf.  allein  diese  Hoffnungen  nicht  erfüllen  konnte, 
arbeitete  ich  auf  der  Tsingtauer  Werft  eine  eingehende  Selbst- 
kostenrechnung aus,  und  allmählich  sah  man,  daß  eine  so  genaue 
Rechnung,  wie  sie  erforderlich  war,  der  d.  k.  Bf.  auch  gar  nicht 
zugemutet  werden  kann.  Man  erkannte,  daß  die  d.  k.  Bf.  ohne 
die  Hilfe  der  .Selbstkostenrechnung  weder  den  Gesamterfolg 
noch  die  Selbstkosten  der  Erzeugnisse,  noch  gar  die  genaue 
Gliederung  des  Jahresgewinnes  und  die  Wirtschaftlichkeit  der 
Betriebszweige  feststellen  kann.") 

Scheinbar  werden  die  Gewinne  von  den  verschiedenen 
Konten  ersichtlich  gemacht;  aber  nur  die  Selbstkostenrechnung 
ist  wirklich  imstande,  sie  zu,  erfassen,  die  Bf.  muß  die 
Ergebnisse  der  Selbstkostenrechnung  übernehmen,  und  kann 
sie  nur  systematisch  in  ihrem  Rahmen  darstellen.  Zwar 
muß  die  Selbstkostenrechnung  von  der  Bf.  manche  Angaben 
erhalten,  umgekehrt  aber  wichtige  Werte  der  Bf.  liefern,  die 
dann  ihrerseits  wieder  summarisch  die  Ergebnisse  der  Selbst- 
kostenrechnung bestätigen  kann.  Doch  schien  andererseits  auf 
der  Tsingtauer  Werft  zunächst  in  diesem  Zusammenarbeiten 
auch  die  Ueberlegenheit  der  d.  k.  über  die  kam.  Bf.  zu  liegen. 
Selbstkostenrechnung  und  d.  k.  Bf.  bildeten  zwei  getrennte 
Systeme,  die  aber  in  so  vielfache  Beziehungen  zu  einander  ge- 
setzt werden  konnten,  daß  sie  sich  sehr  zweckmäßig  gegenseitig 
ergänzten  und  überwachten. '')  Doch  liegt  hierin  kein  zwingen- 
der Grund  für  Einführung  der  d.  k.  Bf.  in  öffentlichen  Wirt- 
schaftsbetrieben. Als  die  Tsingtauer  Werft  wiederum  aus  etats- 
rechtlichen Gründen'")  nach  jahrelangen  Bemühungen  um  eine 
der  d.  k.  Bf.  angemessenen  Haushaltsplan,  die  d.  k.  Bf.  fallen 
ließ,  und  neben  der  kam.  Bf.  nur  ^^ermÖKenskonten  weiterführte, 
da  zeigte  sich,  daß  auch  diese  mit  der  Selbstkostenrechnung  gut 
im  Zusammenhang  und  Einklang  gebracht  werden  konnte.  Das 
Fehlen  der  d.  k.  Bf.  vermißte  man  in  keiner  Weise,  und  war  auch 
in  der  Lage,  in  derselben  Form  wie  bis  dahin,  die  jährlichen 
Bilanzen  und  Gewinn-  und  Verlustrechnungen'  aufzustellen.  Bei 
den  etatsrechtlich  einfachen  Verhältnissen  des  Elektrizitäts- 
werkes''') ist  man  überhaupt  nicht  zu  der  d.  k.  Bf.  übergegangen, 
und  hat  mit  der  den  Verhältnissen  angepaßten  kam.  Bf.  alle 
Ansprüche  erfüllt. 

4.    Buchführung  und  Rechenschaftspflicht.'*) 

In  den  öffentlichen  Verwaltungen  werden  sämtliche  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  nach  Kapiteln,  Titeln  und  Positionen 
unterteilt,  für  die  Haushaltungspläne  veranschlagt,  die  von  den 
Körperschaften  zu  bewilligen  sind.  Die  Uebereinstimmung  der 
sich  ergebenden  Istbeträge  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  dem 
Rechnungssoll  ist  dann  jährlich  nachzuweisen,  bzw.  sind  Ueber- 
schreitungen  zu  begründen.  Außerdem  aber  ist  über  die  sach- 
lich und  formell  richtige  Verwaltung  und  Verwendung  der 
Einzelbeträge  der  Einnahmen  und  Ausgaben  Rechnung  zu  legen. 

Das  geschieht,  indem  die  Bf.  sich  dem  Schema  des  Haus- 
haltsplanes anschließt,  die  Einzelbuchungen,  nach  der  Einteilung 
des  Haushaltsplanes  gegliedert,  zwsammen.stellt,  mit  fortlaufen- 
den Belegzahlen  versieht  und  entsprechend  die  zugehörigen  Be- 
lege ordnet.  Meist  wird  ohne  weiteres  die  kam.  Bf.  als  Jahres- 
geldrechnung zu  behandeln  möglich  sein;  sonst  muß  nach  Ab- 
schluß der  Bücher  eine  besondere  Jahresgeldrechnung  nach  der 
Planeinteilung  gelegt,  und  die  Belege  müssen  »entsprechend  ge- 
ordnet werden. 

Zur  Rechenschaftspflicht  im  einzelnen  gehört  dann  ferner 
die  Abrechnung  der  Kasse  und  die  vorgeschriebene  Führung 


Vgl.  auch  Kiemann,  Seite  174  ff. ;  dort  wird  die  .\nsicht  vertreten,  daß 
es  aus  organisatorischen  Gründen  nicht  einmal  zweckmäßig  ist,  den  Erfolg  der 
Teilbetriebe  buchmäßig  getrennt  zur  Darstellung  zu  bringen,  es  sei  denn,  daß 
die  getrennt  behandelten  Betriebe  vollkommen  verschiedene  Erzeugnisse  her- 
stellen und  möglichst  auch  örtlich  getrennt  sind.  Sonst  wird  das  gute  Zu- 
sammenarbeiten der  Betriebe,  die  doch  am  gleichen  Strange  ziehen  sollten,  zu 
leicht  gefährdet.  Auch  die  Selbstkostenrechnung  von  Nebenbetrieben,  die 
nicht  in  das  System  der  Selbstkostenrechnung  von  Hauptbetrieben  passen, 
darf  nicht  so  behandelt  werden,  als  wem  es  sich  um  fremde  Unternehmungen 
handelt,  die  sich  Verkaufspreise  berechnen.  Die  Gemeinsamkeit  der  Unter- 
nehmung muß  dadurch  zum  Ausdruck  kommen,  daß  die  getrennten  Selbst- 
kostenberechnimgen  mit  dem  System  derjenigen  der  Hauptbetriebe  durch  Ver- 
rechnung der  gegenseitigen  Lieferungen  zu  Selbstkosten  verknüpft  werden. 
Barenthin  (S.  91  ff.)  vertritt  dagegen  die  andere  Anschauung,  daß  man  die 
Betriebe,  soweit  möglich,  völlig  trennen  solle,  um  festzustellen,  aus  welchen 
Tätigkeitsteilen,  also,  aus  welchen  Abteilungen  Gewinn-  und  Verlust  des 
Unternehmens  herrühren."  Diese  Aufgabe  läßt  sich  aber  durch  Selbstkosten- 
und  Wirtschaftlichkeitsrechnungen  erfüllen,  die  das  Zusammenarbeiten  der  Be- 
triebe nicht  gefährden.  Uebereinstimmung  der  Ansichten  herrscht  in  dieser 
Hinsicht  vorläufig  nur  darin,  daß  es  zweckmäßig  ist,"  die  (veröffentlichten) 
Gewinn-  imd  Verlustrechnungen  im  Interesse  der  Gesellschaft  nicht  zu 
spezialisieren.  Einzelheiten  würden  in  vielen  Fällen  überflüssig  die  Interessen 
der  Gesellschaft  schädigen.  Deshalb  vermeiden  solche  Gesellschaften,  welche 
.  .  .  besondere  statistische  -Abteilungen  zur  genauen  Feststellung  der  Einzel- 
ergebnisse haben,  deren  Veröffentlichung  imd  werfen  das  Bruttofabrikerträffni» 
in  einer  Summe  aus"  (Simon.  S.  287  ff.). 
<5)  Vgl.  Kiemann,  S.   178  ff. 

Vgl.  später  .S.  14. 
«')  Vgl.  später  II.  2. 

Gesetzesvorschriften  über  die  Bf.  und  Rechenschaftspflicht  öffentlicher 
Wirtschaftsbetriebe  sind  im  Anhang  zusammengestellt. 
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von  Inventarien  und  von  Rechnungen  über  „Naturalien,  Vorräte, 
Materialien  und  überhaupt  das  gesamte  nicht  in  Geld  bestehende 
Eigentum  des  Staates".") 

Gerade  weil  es  möglich  ist,  die  kam.  Bf.  so  einzurichten,  daß 
sie  unmittelbar  ohne  weitere  Zusammenstellungen  die  Rechen- 
schaftspflicht gegen  den  Haushaltsplan  wie  im  einzelnen  er- 
füllt, ist  sie  für  diese  Zwecke,  soweit  die  Feststellung  eines 
kaufmännischen  Erfolges  nicht  in  Frage  kommt,  ohne  weiteres 
der  d.  k.  Bf.  vorzuziehen.  Wenn  Barenthin  behauptet,  daß  „die 
d.  k.  Bf.  die  Möglichkeit  bietet,  die  'Rechnungslegung  wesentlich 
zu  vereinfachen",^")  so  bleibt  er  den  Beweis  dieser  Behauptung 
schuldig.  Es  dürfte  auch  schwer  fallen,  überhaupt  ein  Buch- 
führungssystem auszubilden,  das  geeigneter  für  die  Rechnungs- 
legung wäre,  als  die  gerade  für  diesen  Zweck  geschaffene  und 
jahrhundertelang  entwickelte  kam.  Bf.  fianz  besonders  für  Be- 
triebe, die  vielfach  Arbeiten  für  andere  Staatsbetriebe  ausführen, 
ist,  für  eine  von  vornherein  zweckmäßig  unterteilte  Rechnungs- 
aufstellung für  die  Beantwortung,  auch  gegenseitige  Beant- 
wortung der  von  den  Prüfungsbehörden  gezogenen  „Rechnungs- 
notate"  die  kam.  Bf.  weitaus  überlegen.  Das  haben  auch  die 
Erfahrungen  der  Tsingtauer  Werft  deutlich  gezeigt. 

Jedoch  läßt  sich  die  Rechenschaftspflicht  dy  Einzel- 
buchungen mit  der  d.  k.  Bf.  leisten.  Die  Rechnungslegung  wird 
dann  am  besten  angeschlossen  an  das  nach  dem  Haushaltsplan 
unterteilte  Kassenhauptbuch.  Da  bei  der  d.  k.  Bf.  die  Anzahl 
der  Buchungen  größer  ist  als  bei  der  kam.  Bf.,  ist  die  Prüfungs- 


arbeit der  weiteren  Bücher,  und  die  Zahl  der  zu  belegenden  und 
aufzuklärenden  Buchungsposten  naturgemäß  ebenfalls  größer. 
Besondere  Schwierigkeiten  machen  den  Rechenschaft  legenden 
Betrieben  und  den  Prüfungsbehörden  die  Buchungen  zwischen 
den  Konten.  Hierfür  müssen  besonders  Belege  geschaffen,  z.  B. 
die  Verteilung  von  Unkosten  auf  verschiedene  Konten  nach- 
gewiesen, die  Verfahren  der  Bewertung  wenigstens  angedeutet 
werden.  Und  trotzdem  wird  es  hier  viele  Nachfragen  geben,  und 
je  mehr  der  Prüfungsbeamte  mit  Buchhaltung  und  Kostrechnung 
vertraut  ist,  desto  eher  wird  er  sich  verleiten  lassen,  über 
schwierige  Buchungen,  die  an  sich  schon  Doktorfragen  bilden 
könnten,  und  verschiedene  Ausführungen  zulassen,  eine  andere 
Ansicht  zu  vertreten  und  ihre  Befolgung  zu  erzwingen.  Damit 
ist  allerdings  der  Sache  nicht  gedient.  So  beabsichtigte  ein 
Prüfungsbeamter  für  die  Tsingtauer '  Werft,  zu  verlangen,  daß 
die  gesamte  Selbstkostenrechnung  der  Werft  mit  eingereicht 
würde,  um  sie  zur  Prüfung  zu  benutzen.  Aber  auch  abgesehen 
von  zu  weit  getriebener  Bevormundung  innerer  Organisation 
müssen  sich  die  Prüfungsbehörden  mit  den  Buchungen  der  d.  k. 
Bf.  beschäftigen,  und  es  wird  zu  Prüfungsbemerkungen  und 
Mehrarbeit  Anlaß  gegeben. 

Die  Rechenschaftspflicht  im  ganzen,  in  den  Abschluß- 
zahlen gegenüber  dem  Haushaltsplan,  ist  der  d.  k.  Bf.  als  solcher 
überhaupt  unmöglich.  Es  bedarf  dazu  neben  ihr  einer  be- 
sonders geführten,  der  kam.  Bf.  ähnlichen  Statistik.""-) 

(Fortsetzung  folgt) 


LEITSCHIENEN 

DER  GLEISBÖGEN  ALS  FEINDE  DER  WIRTSCHAFTLICHKEIT 

VON  REGIERUNGS-  UND  BAURAT  DR.  MÜLLER,  ÖLSNITZ  (VOGTL.) 


(Schluß) 


Den  wirtschaftlichen  Nachteilen  und  Schwächen  der  Leit- 
schienen, die  vorstehend  als  Posten  auf  der  Sollseite  der  Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung zusammengestellt  sind,  stehen  natur- 
gemäß auf  der  anderen  Seite,  der  Habenseite,  Vorteile  betrieb- 
licher und  wirtschaftlicher  Art  gegenüber,  die  die  weitverbreitete 
Anwendung  der  Leitschienen  teilweise  voll  rechtfertigen  und 
teilweise  den  bisherigen  Kenntnissen  und  Anschauungen  über 
Nutzen  und  Wert  der  Leitschienen  entsprechend  wenigstens  er- 
klärlich machen. 

Diese  Vorteile  sind  folgende: 

1.  Die  Leitschienen  sind  Mittel  zur  Erhöhung  der  Betriebs- 
sicherheit, indem  sie  Entgleisungen  erschweren  und  vermindern. 

Dieser  Vorteil  ist  ein  ideeller  —  kann  also  durch  Zahlen 
nicht  gefaßt  und  in  Geldwert  nicht  umgerechnet  werden  — ,  ist 
aber  für  die  Betriebsführung  von  so  .«rchwerwiegender  Bedeutung, 
.daß  er  in  manchen  Fällen,  unbeschadet  jeder  Wirtschaftlichkeits- 
berechnung einfach  ausschlaggebend  ist  für  die  Frage  der  An- 
wendung oder  Nichtanwendung  der  Leitschienen.  Diese  Eigen- 
schaft der  Leitschienen  kann  allerdings,  wie  schon  näher  ausge- 
führt worden  ist,  aufgehoben  oder  ins  Gegenteil  verkehrt  werden, 
wenn  die  Unterhaltung  der  Leitschienen  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Fahrkante  und  im  Winter  hinsichtlich  der  Freihaltung 
der  Spurkranzrinne  von  Schnee  und  Eis  nicht  sorgfältig  ausge- 
führt wird.  Der  technische  Ausschuß  des  Vereins  deutscher 
Eisenbahn-Verwaltungen  faßt  in  seinem  Gutachten  das  Urteil  in 
die  Worte: 

„Die  Anordnung  von  Leitschienen  ist  erfahrungsgemäß 
wesentlich    geeignet,    Entgleisungen    hintanzuhalten  und 
überdies    die  Abnutzung    und    Erneuerung    des  äußeren 
Schienenstranges  bedeutend  zu  verzögern." 
Die  zweite  Hälfte  des  vorstehenden  Satzes  gibt  damit  bereits 
Aufschluß  über  den  nächstwichtigen  Vorteil  der  Leitschienen. 

2.  Die  Leitschiene  ist  ein  Mittel  zur  Herabminderung  des 
seitlichen  Schienenkopfverschleises  im  Außenstrange. 

Dieser  Vorteil  ist,  nachdem  der  technische  Ausschuß  in 
seinem  Gutachten  zu  einem  abschließenden  Urteil  darüber,  ob 
und  inwieweit  die  seitliche  Schienenkopfabnutzung  zu  Englei- 
sungen  in  Bögen  führt,  nicht  gekommen  ist,  hauptsächlich  wirt- 
schaftlicher Art.  Auch  hier  kann  eine  zahlenmäßige  Feststel- 
lung des  Wertes  leider  nicht  erfolgen,  und  zwar  aus  nachstehen- 
den Gründen: 

a)  Wie  schon  erwähnt,  ist  die  Schonung  der  Fahrschiene 
durchaus  abhängig  davon,  inwieweit  Fahrschiene  und 
Leitschiene  jeweils  zur  zwangläufigen  Führung  der  Fahr- 
zeuge im  Bogengleise  herangezogen  werden.  Durch  ent- 
sprechende Wahl  des  Leitschienenabstandes  von  der  Fahr- 
schiene des  Außenstranges  (der  sogen.  „Leitweite")  kann 
die  Wirkung  der  Leitschiene  beliebig  beeinflußt  und  da- 
durch auf  die  Abnutzung  der  Fahrschiene  verschieden  ein- 
gewirkt werden. 


Nur  das  eine  soll  aber  hierbei  besonders  betont  wer- 
den: Beim  Lauf  von  Fahrzeugen  durch  scharfe  Bögen  tritt 
mit  der  Zeit  auf  jeden  Fall  ein  Verschleiß  von  Scnienen- 
material  ein,  mag  man  diesen  Verschleiß  mehr  der  Fanr- 
schiene  oder  mehr  der  Leitschiene  zuweisen.  Beides 
Material  kostet  Geld;  das  Fahrschienenmaterial  ist  kost- 
barer als  das  Leitschienenmaterial,  wird  dafür  aber  ver- 
hältnismäßig weniger  abgenutzt,  als  das  der  Leitschiene, 
da  der  Anlauf  der  Räder  an  die  Fahrschiene  unter  gün- 
stigeren Verhältnissen  stattfindet  wegen  der  zweckmäßi- 
geren Berührungsform  von  Rad  und  Fahrschiene  im 
Außenstrange.  Außerdem  ist  der  Anlaufwinkel  der  Räder 
an  die  Leitschiene  zufolge  der  Spießgangstellung  der 
Fahrzeuge  stets  etwas  größer  und  daher  ungünstiger  als 
der  Anlaufwinkel  zwischen  Rad  und  Fahrschienc  im 
Außenstrange. 

b)  Einwandfreie  Ergebnisse  über  die  Verschiedenheit  des 
Materialverschleises,  die  nur  durch  jahrelange  Beobach- 
tungen zweier  Versuchsstrecken  mit  durchaus  gleichen 
Verhältnissen,  und  zwar  einer  Strecke  mit  und  einer  ohne 
Leitschienen  genommen  werden  können,  liegen  zurzeit 
noch  nicht  vor. 

3.  Die  Leitschienen  begünstigen  die  Spurhaltung  der  Gleise. 
Jedes  Bogengleis  mit  scharfer  Krümmung  zeigt  das  Bestreben, 
die  Gleisspur  unter  der  Einwirkung  des  Betriebes  zu  vergrößern, 
und  zwar  dadurch,  daß  der  äußere  Bogenstrang  unter  dem 
scharfen  Anlauf  der  Räder  allmählich  nach  außen  ausweicht. 
Hierbei  tritt  im  Laufe  der  Zeit  eine  unzulässige  Spurerweiterung 
ein,  die  wieder  beseitigt  werden  muß.  Die  Zeiträume  hierfür  sind 
verschieden  je  nach  der  Betriebsdichte,  der  Art  der  Fahrzeuge, 
der  Oberbauform,  Art  und  Dichte  der  Unterschwellung,  Lage 
des  Gleises  in  Steigung  oder  Gefälle  usw.  Die  Leitschienen- 
anlagen wirken  hierbei  jedenfalls  durchaus  günstig,  da  sie  den 
Seitendruck  der  Räder  bei  richtiger  Leitweite,  d.  h.  derjenigen, 
die  der  Radleitweite  der  Fahrzeuge  entspricht,  auf  zwei  Schienen 
(Fahrschiene  und  Leitschiene)  verteilen.  Auch  hier  würde  der 
Wirkungsgrad  der  Leitschienen  jeweils,  d.  h.  für  jedes  der  vor- 
stehend angeführten,  die  Spurhaltung  beeinflussenden  Momente, 
nur  durch  langandauernde  Versuche  bestimmt  werden  können. 
In  diesen  könnte  alsdann  der  wirksame  Einfluß  der  Leitschienen 
auf  die  Spurhaltung  in  Zahlen  erfaßt  und  schließlich  in  Tage- 
werken und  Geldwerten  für  die  verminderten  Spurregulierungen 
umgerechnet  werden. 

4.  Die  Leitschienen  vermindern  nach  dem  Gutachten  des 
technischen  Ausschusses  die  Schienenwanderung. 

Dieser  Vorteil  wäre,  wenn  die  Leitschienen  das  Wandern 
der  Schienen  tatsächlich  in  ausgesprochenem  Maße  hintanzuhal- 
ten vermöchten,  für  die  Gleisunterhaltung  von  großer  Bedeutung. 
Leider  ist  dieser  Einfluß  der  Leitschienen  nach  den  Erfahrungen 
und  Beobachtungen  der  Praxis  nicht  so  groß,  was  auch  schon 


")  Vergl.  Anhang. 
»»)  S.  87. 


5')  Vgl.  später  Teil  II  und  Teil  III,  1.  sowie  oben  S.  5.  die  Erklärung 
des  Reichs-Marine-Amts. 
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daraus  ersichtlich  ist,  daß  in  Leitschienenstrecken  besondere 
Wanderschutzmittel  ebenso  angebracht  werden  wie  in  Gleisen 
ohne  Leitschienen,  nur  bereitet  die  Anbringung  und  Unterhal- 
tung der  Wanderschutzmittel  in  Leitschienenstrecken  eben  wegen 
der  vorhandenen  Leitschienen  wiederum  größere  Schwierig- 
keiten. 

Erfahrungsgemäß  wandert  in  Gleisbögen  der  Außenstrang 
wesentlich  stärker  als  der  Innenstrang.  Diese  Erscheinung  be- 
ruht darauf,  daß  die  Außenräder  größtenteils  —  das  Maß  der  vor- 
handenen Gleisüberhöhung  spielt  hierbei  eine  wesentliche  Rolle 
—  weniger  belastet  sind  als  die  Innenräder  und  daher  häufiger 
auf  dem  äußeren  Schienenstrange  gleiten  als  die  vertikal  stets 
stärker  belasteten  Innenräder,  zumal  ein  derartiges  Gleiten  in- 
folge der  starren  Verbindung  von  Rad  und  Achse  in  scharfen 
Bögen  vielfach  eintreten  muß,  um  die  Verschiedenheit  der  Wege- 
längen zwischen  Außen-  und  Innenstrang  auszugleichen,  soweit 
die  konische  Form  der  Radlaufflächen  hierzu  nicht  ausreicht. 
Das  häufige  Gleiten  der  Außenräder  wiederum  ruft  das  stärkere 
Wandern  des  äußeren  Schienenstranges  hervor.  Die  Leitschienen 
sind  auf  diesen  starken  Wanderdrang  des  äußeren  Schienenstran- 
ges vollständig  ohne  Einfluß,  vermögen  also  auf  den  Außen- 
strang weder  in  günstigem  noch  in  ungünstigem  Sinne  einzu- 
wirken. 

Nicht  wesentlich  wirksamer  ist  der  Einfluß  der  Leitschiene 
auf  den  Wanderschub  im  inneren  Schienenstrange.  Das  Wan- 
dern der  Schienen  kann,  wie  bekannt,  nur  hintangehalten  werden 
durch  eine  gute  Verbindung  zwischen  Schiene  und  Schwelle, 
die  den  von  den  Rädern  auf  die  Schienen  übertragenen  Längs- 
schub auf  die  Schwelle  und  durch  diese  wiederum  auf  die  Bet- 
tung und  den  Unterbau  weiterleitet  und  so  unschädlich  macht. 
Da  aber  bei  den  nichtsächsischen  Ausführungsformen  der  Leit- 
schienen eine  Verbindmig  zwischen  Fahrschiene  und  Leitschiene 
gar  nicht  vorhanden  ist  und  bei  der  sächsischen  Leitschienenbau- 
art wohl  eine  Verbindung  zwischen  Fahrschiene  und  Leitschiene 
besteht,  diejenige  zwischen  Leitschiene  und  Schwelle  aber  kaum 
als  solche  zur  Aufnahme  von  Längsschüben  in  der  Schiene  ange- 
sehen werden  kann  —  die  Leitschiene  wird  nur  auf  der  Außen- 
seite durch  einen  Schienennagel  mit  der  Schwelle  verbunden  — 
ist  auch  die  Leitschiene  nicht  befähigt,  sich  an  der  Unschädlich- 
machung des  Wanderschubs  wesentlich  zu  beteiligen.  Der  Ein- 
fluß der  Leitschienen  auf  die  Schienenwanderung  kann  nach  alle- 
dem nur  als  sehr  unwesentlich  angesehen  werden. 

Es  sind  also  folgende  Vorzüge  der  Leitschienen  festzu- 
stellen: - 

1.  Die  Leitschiene  vermindert  die  Entgleisungsgefahr, 

2.  Die  Leitschiene    ist    ein  Mittel    zur    Verringerung  der 
Schienenabnutzung, 

3.  Die  Leitschiene  begünstigt  die  Spurhaltung  der  Gleise  in 
Bögen, 

4.  Die  Leitschiene  trägt  in  geringem  Maße  zur  Verminde- 
rung der  Schienenwanderung  bei. 

Die  Auswertung  dieser  Nachteile  und  Vorzüge  der  Leit- 
schienen kann  in  folgenden  Leitsätzen  zusammengefaßt  werden: 

I.  Die  Leitschienen  sind  unbeschadet  ihrer  Schwächen  und 
Nachteile  als  hervorragendes  Mittel  zur  Erhöhung  der 
Betriebssicherheit,  da  sie  die  Entgleisungsgefahr  der  Fahr- 
zeuge wesentlich  verringern,  ohne  irgendwelche  Ein- 
schränkungen überall  da  anzuwenden,  wo  Entgleisungen 
unabsehbare  Folgen  hervorrufen  können,  wie  z.  ß.  auf 
hohen  Brücken,  an  Steilhängen,  in  Tunneln  in  Unter- 
führungen mit  Zwischenstützen  usw. 
II.  Leitschienen  werden  auf  Gefällstrecken  nur  talwärts 
befahrener  Gleise  in  scharfen  Bögen,  d,  s.  solche  mit 
H  <"  400  m  bei  Hauptbahnen  und  mit  H<  250  m  bei 
Nebenbahnen,  als  Mittel  zur  Verhütung  von  Entgleisun- 
gen, zur  Schonung  der  Fahrschiene  im  Außenstrange  und 
zur  Abbremsung  der  Züge  zweckmäßig  und  mit  Vorteil 
verwendet. 

III.  Auf  eingleisigen  Strecken,  die  also  bergwärts  und  tat- 
wärts  befahren  werden,  kommt  die  Anwendung  von  Leit- 
schienen nur  in  Frage  in  Bögen  mit  H  <L  300  m  bei  Haupt- 
bahnen und  mit  H  <L  200  m  bei  Nebenbahnen,  sofern  fol- 
gende \'oraussetzungen  erfüllt  sind: 

a)  die  Zahl  und  Schwere  der  talwärts  fahrenden  Züge 
muß  die  der  bergwärtsfahrenden  wesentlich  über- 
steigen; 

b)  Lokomotiven  mit  großen  Radständen,  die  sich  erfah- 
rungsgemäß mit  Leitschienen  nicht  vertragen,  dürfen 
nicht  oder  nur  ausnahmsweise  verkehren; 

c)  bei  der  Wahl  der  Leitschienen-Entfernung  von  der 
Fahrschiene  muß  besonderen  Bedingungen  genügt  wer- 

^  den,  die  noch  näher  festgelegt  werden  sollen. 

IV.  Auf  nur  in  Steigung  befahrenen  (mehrgleisigen  Strecken) 
sind,  sobald  die  Strecke  1  :  333  oder  steiler  ansteigt.  Leit- 
schienen unter  allen  Umständen  nicht  anzu- 
wenden. Ausnahmen  hiervon  kommen  höchstens  in  Frage 
für  Fall  I  mit  den  für  diesen  Fall  anzuwendenden  Lcit- 
weiten  (=  Entfernung  von  Fahrkante  und  Leitkante), 
für  die  in  folgendem  noch  einige  Richtlinien  gegeben  wer- 
den sollen. 


Die  Leitweite  als  senkrechte  Entfernung  der  Leitkante  der 
Leitschiene  von  der  Fahrkante  des  äußeren  Schienenstranges 
steht  in  ursächlichem  Zusamenhange  mit  der  Radleitweite  der 
Fahrzeuge  und  ist  von  ihr  abhängig.  Diese  Radleitweite  setzt 
sich  zusammen  aus  der  lichten  Entfernung,  der  Radinneren  des 
Räderpaares  einer  Achse  (=  1360  mm)  und  der  Stärke  des  Rad- 
flansches in  seinem  Neuzustande  (=  30  mm)  bzw.  dem  Zustande 
seiner  größten  zulässigen  Abnutzung  (=  20  mm).  Sie  wechselt 
je  nach  dem  Abnutzungszustande  des  Radflansches  von  1360  -|-  30 
=  1390  mm  bei  neuen  Radreifen  bis  zu  1360  -f  20  =  13S0  mm  bei 
scharfgeiaufenen  Rädern,  diese  beiden  Zahlen  stellen  demnach 
ihre  beiden  Grenzwerte  dar. 

Diese  Radleitweite  erfährt  aber,  was  in  der  Praxis  größten- 
teils nicht  berücksichtigt  wird,  beim  Durchgang  der  Fahrzeuge 
durch  scharfe  Bögen  eine  gewisse  Verkürzung,  die  dadurch  zu- 
stande kommt,  daß  bei  der  Quer-  oder  Spießgangstellung  der 
Fahrzeuge  die  Achse  um  die  Größe  des  Anlaufwinkels  von  der 
Richtung  des  zugehörigen  Bogenhalbmessers  im  Berührungs- 
oder  Anlaufpunkte  abweicht.  Hierdurch  tritt  in  gewissem  Sinne 
eine  mit  der  Größe  dieser  Abweichung  zunehmende  Verkürzung 
der  Radspur  gegenüber  der  Spurweite  des  Gleises  ein,  die. je 
nach  der  Länge  des  Radstandes  und  der  Größe  des  Bogenhalb- 
messers bei  steifachsigen  Fahrzeugen  bis  zu  6  mm  betragen 
kann  und  daher  bei  der  Anordnung  von  Leitschienen  nicht  vc- 
nachlässigt  werden  darf,  sobald  im  Interesse  eines  geringen  Koh- 
lenvcrbrauchs  und  Materialverschleises  eine  möglichste  Herab- 
minderung des  Leitschienenwiderstandes  erstrebt  werden  soll. 

In  der  Praxis  wird,  je  nachdem,  ob  man  den  seitlichen 
Schienenkopfverschleiß  mehr  auf  die  Fahrschiene  des  Außen- 
stranges oder  mehr  auf  die  Leitschiene  übertragen  will,  der  An- 
stand der  Leitschiene  von  der  Fahrkante  der  Außenschiene  ci  !- 
weder  mehr  der  Radleitweite  neuer  Radsätze  (1390  mm)  od  ■ 
aber  scharfgelaufener  Radreifen  (1380  mm)  angepaßt,  oder  ni:  : 
wählt  schließlich  als  Mittelweg  eine  Leitweite  von  1385  mm,  \-. ; 
das  beispielsweise  bei  der  vormals  sächsischen  Verwaltung  \'i>\- 
schrift  ist.  Die  durch  die  Querstellung  der  Fahrzeuge  eintre- 
tende \''erkürzung  der  Radspur  wird  hierbei  in  der  Praxis  nicht 
berücksichtigt. 

In  Anbetracht  des  großen  Einflusses,  den  die  Leitschienen 
nach  den  vorstehenden  Darlegungen  durch  die  beträchtliche  Stei- 
gerung des  Zugwiderstandes  auf  den  Betrieb  ausüben,  empfiebi: 
es  sich,  die  Leitweite  der  Leitschienen  nicht  starr,  d.  h.  mit  eine' 
einzigen  festen  Maße  für  alle  vorkommenden  Fälle  anzuwenden, 
sondern  sie,  da  der  Leitschienenwidersland  sich  zweifellos  mit 
der  Leitweite  selbst  verändert  —  in  welchem  Maße,  muß  durch 
Versuche  noch  genauer  ermittelt  werden  —  je  nachdem  der  Leit^ 
schienenwiderstand  in  dem  einen  oder  anderen  Falle  (Bergfahr- 
ten oder  Talfahrten)  sich  mehr  oder  weniger  schädlich  für  die 
Zugförderung  erweist,  den  ^'crhältnissen  innerhalb  gewisser 
Grenzen  anzupassen.  Auf  die  angeführten  Fälle  I  —  IV  angc- 
v/endet.  die  die  bei  der  Zugförderung  hauptsächlich  vorkommen- 
den betrieblichen  Verschiedenheiten  umfassen,  heißt  das,  für  d: 
einzelnen  Fälle  grundsätzlich  verschiedene  Leitweiten  anwende- 

Es  soll  hierbei  nicht  theoretischen  Millimetcrrechnereien  d  - 
Wort  geredet  werden.  Doch  handelt  es  sich  hier  um  wirtschaf;- 
lich  schwerwiegende  Tatsachen  und  —  was, die  praktische  Durch- 
führbarkeit anlangt  —  um  eine  nur  sehr  kleine  Anzahl  derartiger 
Verschiedenheiten  in  den  Leitweiten,  welche  die  praktische 
Durchführung  einer  gewissen  Abstufung  wohl  berechtigt  er- 
scheinen lassen. 

Nach  dem  Vorhergesagten  sollen  im  Falle  IV  (Bogenglei.'-e 
die  nur  in  starker  Stei.gung  befahren- werden)  Leitschienen  über- 
haupt nicht  angewendet  werden.  Es  bleiben  sonach  nur  noch 
die  Fälle  I — III  übrig,  für  die  folgende  3  verschiedenen  Leitweiten 
empfohlen  werden: 

Für  Fall  I:  Die  Leitschiene  hat  hier  nur  die  Aufgabe  einer 
Sicherheitsschiene,  indem  sie  das  Aufsteigen  der  Außenräder  über 
den  äußeren  Schienenstrang  verhindern  soll.  Sie  vermag  diese 
Aufgabe  mit  der  gleichen  Zuverlässigkeit  zu  erfüllen,  wenn  sie 
nur  soweit  von  der  zugehörigen  Außenschiene  abgerückt  wird, 
daß  sie  lediglich  von  scharfgelaufenen  Radreifen,  die  nach  den 
Erfahrungen  in  erster  Linie  die  Neigung  haben  aufzusteigen,  be- 
rührt wird,  nicht  aber  von  neuen  oder  weniger  abgefahrenen  Rad- 
reifen. Als  Entfernung  der  Leitkante  von  der  Außenschiene  wird 
sonach  für  diesen  Fall  durchweg  das  Maß  von  1380  m  anzu- 
wenden sein. 

Für  Fall  II:  Bei  Leitschienen  nur  im  Gefälle  befahrener 
Gleise  macht  sich  der  Leitschienenwiderstand  für  die  Zugförde- 
rung nicht  eigentlich  störend  bemerkbar.  Unwirtschaftlich  wirkt 
eine  verhältnismäßig  große  Leitweite  hier  nur  dadurch,  daß  sie 
vielfach  «. 

a)  einen  zu  starken  \'erschleiß  der  LeitscSiienen  —  die  hei 
Durchfahrt  mancher  Fahrzeuge,  insbesondere  großer 
Lokomotiven  unter  Funkenbildung  von  der  Leitschiene 
abspringenden  Späne  lassen  das  erkenfien  —  und 

b)  eine  Ueberanstrengung  ihrer  Befestigun,gsteile  hervorruft, 
wie  der  manchmal  geradezu  ungeheuerliche  Verbrauch  an 
Leitschie-nenbolzen  in  den  sächsischen  Leitschienenanlagen 
zeigt.    Bei  Leitschienen  nichtsächsischer  Bauart  wird  sich 
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diese  Ueberanstrengung  jedenfalls  in  dem  Bruch  der  Leit- 
schienenstühle und  im  raschen  Verbrauch  der  ihrer  Be- 
festigung dienenden  Schvvellenschrauben  äußern. 

Diesem  Uebelstand  kann  dadurch  begegnet  werden,  daß  man 
unter  teilweiser  Berücksichtigung  der  in  scharfen  Bögen  ein- 
tretenden Verkürzung  der  Radspur  (nach  dem  Vorhergesagten: 
0—6  mm)  die  Leitweite  zu  13  82  mm  wählt.  Das  von  vielen 
Verwaltungen  erstrebte  Ziel,  die  Außenschiene  und  die  Leit- 
schiene gleichmäßig  zur  zwangläufigen  Führung  der  Fahrzeuge 
heranzuziehen,  wird  hiedurch  erst  in  vollerem  Maße  erreicht. 

Für  Fall  III:  In  berg-  und  talwärts  befahrenen  Bogengleisen 
mi^  starker  Steigung  bietet  die  Bestimmung  einer  zweckrnäßig- 
sten  Leitweite  gewisse  Schwierigkeiten,  da  hier  die  günstigsten 
Bedingungen  für  die  Bergfahrten  —  geringster  Kohlenmehrver- 
brauch —  und  die  für  die  Talfahrten  —  geringster  Schienenver- 
schleiß —  einander  gegenseitig  ausschließen. 

Es  wird  also  einerseits  im  Interesse  der  Bergfahrten  die  Leit- 
weite mehr  verringert  werden  müssen,  als  sie  allein  das  Be- 
streben, Fahrscheine  und  Leitschiene  bei  den  Talfahrten  in  glei- 
chem Maße  zur  zwangläufigen  Führung  der  Fahrzeuge  heranzu- 
ziehen, zweckmäßig  und  geboten  erscheinen  läßt,  und  anderer- 
seits im  Interesse  der  Materialschonung  bei  den  Talfahrten  ein 
wenn  auch  verminderter  Leitschienenwiderstand  für  die  Berg- 
fahrten in  Kauf  genommen  werden  müssen. 

Beiden  Umständen  trägt  eine  Leitweite  von  1  37  7  mm  am 
besten  Rechnung.    Sie  bedeutet  unter  Berücksichtigung  der  in 


Boz-Dickens.  Ich  beehre  und  bewundere  das  deutsche 
Volk  mehr,  als  ich  ausdrücken  kann.  Ich  weiß,  daß  es 
mit  seinen  großen  geistigen  Fähigkeiten  und  der  Höhe 
seiner  Kultur  das  auserwählte  Volk  der  Erde  ist. 

(Nach  Moszkowsky,  Ewige  Worte) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

JSDer  beratende  und  technische  Ausschuß  für  Verkehr  und 
ransit  hat  am  1.  April  seine  2.  Tagung  in  Genf  beendet.  Füi 
en  Eisenbahnverkehr  wichtig  sind  seine  Beschlüsse, 
die  sich  auf  eine  Verständigung  unter  den  Regierungen  über  die 
Sommerzeit  und  über  Grenzformalitäten  beziehen.  Es  soll  eine 
allgemeine  Beratung  über  das  Eisenbahnwesen  stattfinden,  zu 
dem  auch  ein  Sachverständiger  aus  Deutschland,  Frankreich 
und  JuKOslawien  hinzugezogen  werden  soll.  In  der  Fluß-,  See- 
und  Luftschiffahrt  sollen  einheitliche  Regeln  über  den 
Tonnengehalt  und  eine  Vereinheitlichung  des  einschlägigen 
Privatrechts  angestrebt  werden.  Es  wurden  auch  die  Fragen: 
internationaler  Führerschein  für  Automobile,  internationale  Re- 
gelung des  Transits  von  elektrischer  Energie,  hydroelektrische 
Verwertung  der  internationalen  Wa#scr\\ege  und  Abgabe  von 
Energie  für  die  Elektrisierung  der  Eisenbahnen  erörtert. 

2"  Die  Sperren  im  Eisenbahnverkehr.  Das  von  der  Reichs- 
Lahnverwaltung  ergriffene  Mittel,  bei  Verkehrsstockun- 
Ken  Sperren  über  das  von  den  Betriebsschwierigkeiten  be- 
troffene Gebiet  zu  verhängen,  fordert  immer  wieder  den  schärf- 
sten Unwillen  der  Industrie  heraus.  Der  Weg  über  den  Reichs- 
tag ist  durch  das  Mittel  der  „Kleinen ~  Anfrage"  wiederholt  be- 
schritten worden.  Wegen  der  Mitte  März  über  das  R  u  h  r  - 
gebiet  verhängten  Sperre  richteten  die  Abgeordneten  Dr. 
Quaatz,  Dr.  Cremer,  Winnefeld,  Dr.  Becker  und  Westermann 
folgende  Anfrage  an  den  Reichstag: 

„Am  14.  März  ist  wieder  eine  allgemeine  Zulaufssperre  aus 
Deutschland  nach  dem  Eisenbahndirektionsbezirk  Essen  be- 
schlossen worden.  Diese  Gütersperren  bedrohen  das  gesamte 
deutsche  Wirtschaftsleben,  indem  sie  die  Kohlenförderung  zum 
Stocken  bringen  und  die  Brennstoffversorgung  gefährden.  Was 
gedenkt  die  Reichsregierung  zu  tun,  um  die  geradezu  unhalt- 
l)aren  Zustände  im  Güterverkehr  der  deutschen  Eisenbahnen  xu 
regeln  und  Vorsorge  zu  treffen,  daß  wenigstens  die  lebenswich- 
tigen Güter  Beförderung  finden?" 

Auf  diese  Anfrage  ist  vom  Reichsverkehrsministerium  fol- 
gende Antwort  erteilt  worden: 

„Es  ist  ohne  weiteres  zuzugeben,  daß  die  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsverhältnisse im  Ruhrgebiet  z.  Zt.  äußerst  schwierig  sind. 
Diese  Schwierigkeiten  sind  hauptsächlich  darauf  zurückzufüh- 
ren, daß  der  Wa^'-enumlauf  nach  dem  Norden  durch  die  Stok- 
kungen  in  den  Häfen  JFI  a  m  b  u  r  g  und  Bremen  behindert  und 
daß  dadurch  eine  Ueberfüllung  des  Bezirks  Essen  mit  beladencn 
Wahren  eingetreten  war. 

Um  eine  die  Kohlenabfuhr  schwer  beeinträchtigende  Ver- 
sandsperre aus  dem  Ruhrgebiet  zu  vermeiden,  wurde  es  nötig, 
den  Zulauf  sowohl  der  leeren  als  auch  der  beladenen  Wagen 
nach  dem  Ruhrbezirk  vorübergehend  zu  drosseln,  damit  zu- 
nächst die  beladenen  Wagen  abgefahren  werden  konnten.  Die 
Zulaufsperre  für  beladene  Wagen  nach  dem  Ruhrgebiet  hat  in- 
zwischen wieder  aufgehoben  werden  können;  der  Leerwagen- 
zulauf wird  langsam  wieder  verstärkt. 

Der  Zulauf  beladener  offener  Wagen  nach  dem  Ruhrgebiet 
i-t  nicht  so  erheblich,  daß  er  die  Wagengestellung  für  Brenn- 


den  scharfen  Bögen  eintretenden  Verkürzung  der  Radspur,  daß 
die  Leitschiene  nur  bei  den  mehr  oder  weniger  scharfgelaufenen 
Radreifen  als  Mittel  zur  Schonung  der  Fahrschiene  in  Tätigkeit 
tritt,  vermag  aber  andererseits  den  Leitschiencnwiderstand  für 
die  Bergfahrten  zweifellos  beträchtlich  zu  verringern. 

Der  Uebersichtlichkeit  wegen  sollen  die  vorstehenden  Vor- 
schläge zum  Schlüsse  nochmals  kurz  wie  folgt  zusammengefaßt 
werden: 

Fall  I:  Leitschienen  als  Sicherheitsschienen  an  besonders  ge- 
fährlichen Stellen  mit  einer  Leitweite  von  1380  m. 

Fall  II:  Leitschienen  in  nur  im  starken  Gefälle  befahrenen 
Gleisbögen  von  H  <  400  m  bei  Haupt-  und  von  H  <250  m  bei 
Nebenbahnen  mit  einer  Leitweite  von  1382  mm. 

Fall  III:  Leitschienen  in  starker  Neigung  bergwärts  und  tal- 
wärts befahrener  Gleisbögen  von  H  ^  300  m  bei  Haupt-  und 
H  ^  2t0  m  bei  Nebenbahnen  mit  einer  Leitweite  von  1377  mm. 

Fall  IV:  In  nur  bergwärts  befahrenen  und  1  :  333  oder  steiler 
ansteigenden    Gleisbögen   keine  Leitschienen! 

Aufgabe  weiterer  Beobachtungen  und  Versuche  wird  es  sein, 
alle  diejenigen  Lücken,  die  hinsichtlich  der  zahlenmäßig  genauen 
Bestimmung  des  Leitschienen-Einflusses  auf  die  Schonung  der 
Fahrschienen  sowie  hinsichtlich  der  Einwirkung  verschieden 
großer  Leitweiten  auf  den  Leitschienenwiderstand  zurzeit  noch 
vorhanden  sind,  durch  genauere  Ergebnisse  zu  beseitigen.  Der 
große  wirtschaftliche  Einfluß  der  Leitschienen  auf  Zugförderimg, 
Oberbau  und  Kohlenverbrauch  rechtfertigt  diese  Anregung. 


Eduard  Engel.  Viele  Mängel  des  Gesetzwesens  sind 
auf  eine  Krankheit  der  Bürokratie  zurückzuführen.  Diese 
Krankheit  ist  die  „Rabies  complicatoria"  (die  Wut,  ein- 
fache Gegenstände  zu  verwickeln). 

(Nach  Moszkowsky,  Ewige  Worte) 


Stoffe  wesentlich  ungünstig  beeinflussen  und  somit  die  Kohlen- 
förderung zum  St.icken  bringen  könnte." 

SI.  Die  Reichsbahn  im  Haushaltsausschuß..  Der  Ausschuß 
für  den  Reichshaushalt  hat  in  seiner  146.  bis  150.  Sitzung  Ende 
März  d.  J.  den  Haushalt  des  Reichsverkehrsministeriums  - — 
Verwaltung  der  deutschen  Reichsbahn  —  eingehend  beraten. 
Ein  Teil  der  Verhandlungsi)unkte  verdichtete  sich  zu  einer  Reihe 
von  Anträgen  und  Entschließungen,  von  denen  die  folgenden 
für  die  Stellung  der  höheren  Beamten  besonders  wesentlichen 
erwähnt  sein  mögen. 

Durch  die  Annahme  des  Antrages  641  (Stücklen  u.  Gen.) 
in  Verbindung  mit  Antrag  648  (Quaatz  u.  Gen.)  wurden 
für  das  Ministerium  (Kap.  1)  4  Stellen  in  B  3,  15  in  A  XIII, 
12  in  AXII,  8  in  A  XI  (je  die  Hälfte  für  Ministerialamtmänner 
und  Regierungsräte  usw.),  17  in  AX  (davon  16  Ministerial- 
amtmänner) und  33  in  A  IX — III  als  ,, künftig  wegfallend"  be- 
stimmt. Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  Direktionen  (Kap.  2) 
sind  56  Stellen  in  A  XIII— X,  812  in  X— VII  und  7Q67  in  VI— II 
,, künftig  wegfallend".  Der  Hilfsarbeiterfonds  (Kap.  1,  Tit.  5) 
wurde  von  4  795  000  M.  um  2  000  000  M.  herabgesetzt.  Bei  Kap.  2, 
Tit.  14  u.  15  (Unterhaltung,  Erneuerung  und  Ergänzung  der 
.\nlagen  und  Fahrzeuge)  wurden  je  200  Millionen  M.  gestrichen, 
was  bei  der  Gesamtsumme  der  Titel  von  28K>  Milliarden  Mark 
(ohne  Ergänzungshaushalt)  hauptsächlich  als  M  a  h  n  u  n  g  zur 
.Sparsamkeit  anzusprechen  sein  dürfte. 

Ein  Antrag  Wieland  auf  Wahrung  der  Parität 
zwischen  Technikern  und  Juristen  bezweckte  nach  den  Worten 
des  Antragstellers,  daß  die  Verwaltung  nicht  in  den  Lauf  der 
Dinge  bei  Streichungen  eingreifen  solle.  Dieser  Antrag,  Nr.  649, 
eingebracht  von  den  Abgeordneten  Wieland,  Klöckner,  Stücklen, 
Quaatz,  Schultz   (Bromberg),  Breunig,  Pachnicl  e,  lautete: 

Der  Ausschuß  wolle  beschließen: 

Der  Reichstag  wolle  beschließen,  folgende  Entschließung  an- 
zunehmen : 

Die  Reichsregierung  zu  ersuchen,  bei  der  Durchführung  der 
Streichungen  den  Grundsatz  der  Parität  gegenüber  den  Tech- 
nikern und  Juristen  der  Verwaltung  in  Uebereinstimmnng  mit 
dem  Beschlüsse  des  Reichstags  vom  22.  Oktober  1919  (Nummer 
1255  II  6  der  Drucksachen')  zu  wahren.  Diese  Entschließung 
soll  sich  nicht  nur  auf  die  Eisenbahnverwaltung,  sondern  auf 
sämtliche  Reichsverwaltungen  beziehen. 

Als  Standpunkt  der  Regierung  teilte  Staatssekretär  Stieler 
mit,  daß  er  dem  Antrage  Wieland  sympathisch  gegenüberstehe, 
aber  nicht  sehe,  wie  er  durchzuführen  sei.  Wenn  die  nächsten 
freiwerdenden  Stellen  nicht  mehr  besetzt  werden  sollten,  bis 
die  gewünschte  Zahl  erreicht  sei,  könne  man  einen  Ausgleich 
nicht  schaffen.  Das  gelte  sowohl  für  die  Zentralverwaltung 
als  auch  für  die  Betriebsverwaltungen.  Im  Ministerium  dürften 
die  15  freiwerdenden  Ministerialratsstellen  nicht  besetzt  wer- 
den. Gingen  nun  zufällig  mehr  administrative  Beamte  ab  als 
Techniker,  so  wäre  das  ein   Nachteil   der  administrativen  Be- 


1)  Abgedruckt  in  der  V.W.  1921,  Nr.  ö'i,  „Technik.  Parla- 
ment und  Regierung". 
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amten.  Die  Entschließung  wurde  entgegen  den  Bedenken  des 
Regierungsvertreters  angenommen.  Ebenfalls  angenom- 
men wurde  ein  Antrag  650,  Quaatz  u.  Gen.,  der  bei  Durchfüh- 
rung der  Streichung  von  Beamtenstellen  Rücksichtnahme  auf 
die  ungünstigeren  Verhältnisse  der  vormals  preußischen  Eisen- 
bahnbeamten gegenüber  den  Nichtpreußen  und  Weiterführung 
des  Ausgleichs  zwischen  den  verschiedenen  Netzen  verlangt. 

So  dankenswert  das  Interesse  des  Ausschusses  an  den  Sor- 
gen der  höheren  technischen  Beamten  und  der  früheren  preußi- 
schen Eisenbahnbeamten  auch  ist,  so  erscheint  es  doch  zweifel- 
haft, ob  mit  den  Streichungen  der  Beamtenstellen  der  Endzweck: 
Verbilligung  der  Verwaltung,  erreicht  wird.  Für  einen  großen 
Teil  aller  Beamten  verschwindet  jede  Aussicht  und  Möglichkeit 
auf  Weiterkommen  —  uiid  dabei  kommt  schon  unter  den  heuti- 
gen Verhältnissen  der  ji'ingste  preußische  Regierungsbaumeister  des 
Jahrgangs  1910  erst  in  einem  Lebensalter  von  etwa  48  Jahren 
(„achtundvierzig")  in  Gruppe  XI,  die  erste  Aufrückungsstelle 
fiir  die  wissenschaftlich   vorgebildeten  Beamten! 

Unter  solchen  Verhältnissen  muß  natürlich  jedes  gc- 
srnde  Streben  der  Beamten  nach  vorwärts  zum  Erliegen  kom- 
nien,  die  zwangsläufigen,  durchaus  menschlichen  Folgen:  Er- 
lahmen der  Arbeitsintensität  und  Initiative,  und  dadurch  Un- 
\\'irtschaf tlichkeit  des  Unternehmens  können  nicht  ausbleiben. 

5S  Eisenbahnverkehr  in  Osteuropa.  Die  Eisenbahn- 
konferenz in  Kowno,  an  der  Vertreter  Deutschlands, 
Rußlands,  Litauens,  Lettlands  und  Esthlands  teilgenommen 
haben,  hat  die  Aufnahme  von  direkten  Zugverbindungen  nach 
den  beteiligten  Ländern  beschlossen.  Die  Verbindung  Königs- 
berg—  Moskau  soll  besonders  gepflegt  werden.  Für  die 
Fahrpreiserhebung  ist  geplant,  eine  einheitliche  Valuta  zugrunde 
zu  legen,  jedoch  sollen  über  diese  Frage  auf  der  in  nächster 
Zeit  in  Riga  stattfindenden  Konferenz  weitere  Beschlüsse  ge- 
faßt werden.  —  Der  direkte  Verkehr  von  Prag  über  War- 
schau nach  Riga  und  Reval  mit  durchgehenden  Personen, 
(iepäck-  und  Warenverkehr  soll  nach  Bestätigung  der  Eisen- 
bahnkonvention durch  die  beteiligten  Regierungen  demnächst 
aufgenommen  werden.  Als  Umsteige-  und  Umladestation  wird 
die  lettische  Station  K  a  i  k  u  h  n  e  n  dienen,  über  die  auch  die 
oben  erwähnte  Verbindung  Königsberg — Moskau  läuft. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Oesterreichische  Lokomotivindustrie  und  rumänische 
Eisenbahnverwaltung.  Auf  den  toten  Gleisen  des  rumänischen 
Eisenbahnnetzes  stehen  etwa  500  reparaturbedürftige 
Lokomotiven  herum.  Die  Maschinenfabrik  War- 
schalovsky,  Wien,  hat  der  rumänischen  Regierung  das 
Angebot  unterbreitet,  diese  ungenutzten  Lokomotiven  wieder 
instand  zu  setzen,  um  sie  in  möglichst  kurzer  Zeit  der  rumäni- 
schen Staatsbahn  wieder  zur  Verfügung  zu  stellen.  Als  Be- 
zahlung fordert  die  Fabrik  —  ein  Kennzeichen  österreichi- 
scher Wirtschaftsverhältnisse  —  entsprechende  Lieferungen  von 
Getreide,  in  erster  Linie  Weizen. 

Rumänien  bestellt  Lokomotiven  in  England.  Die  zur  Zeit 
nur  gering  beschäftigte  englische  Lokomotivindustrie  hat  von 
der  rumänischen  Regierung  einen  Lokomotivauftrag  herein- 
bekommen, der  sich  auf  ungefähr  5  Mill.  Lstrl.  belaufen  soll. 
Es  handelt  sich  um  2  der  ersten  Fabriken  in  der  Gegend  von 
Glasgow. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Wärmeausstellung  Essen  1922.  Die  vom  17.  Juni  bis 
"16.  Juli  1Q22  in  Essen  stattfinden'.  Fachc.u'^stellung  „Die 
Wärme"  (Geschäftsstelle  Essen,  Nortjrtstr.  2)  wird  auch  für 
das  gesamte  Verkehrswesen  von  besonderer  Bedeutung  sein,  da 
hier  die  Fragen  der  Kraftwirtschaft  und  der  Betriebsüber- 
vvachung  in  Modellen,  natürlicher  Größe  und  zeichnerischen  Dar- 
stellungen aller  Art  zur  Ausstellung  gelangen.  Da  das  Eisen- 
bahnwesen und  die  Schiffahrt  gerade  an  der  Wärme-  und 
Brennstoffwirtschaft  und  den  Fortschritten  der  wärmetechni- 
schen Anlagen  besonders  interessiert  sind,  so  dürfte  die  Aus- 
stellung auch  in  diesen  Kreisen  viel  Beachtung  finden.  Die 
führenden  Verbände  und  Firmen  der  deutschen  Wärmewirtschaft 
stehen  hinter  dem  Unternehmen. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

SS  Auf  eine  kleine  Anfrage  im  Reichstag  wegen  unzureichen- 
der Wagengestellung  für  Baustoffe  hat  das  Reichsverkehrs- 
ministerium folgende  Antwort  erteilt:  Welche  Güter  in  Privat- 
wagen befördert  werden  dürfen,  ist  durch  den  Eisenbahn-Güter- 
tarif vorgeschrieben.  Es  ist  danach  nicht  ohne  weiteres  zulässig, 
beliebige  Güter  wie  z.  B.  Baustoffe,  in  Privatwagen  zu  iDefördern. 
Die  Eisenbahnverwaltung  hat  während  des  Krieges,  als  auf 
Veranlassung  der  militärischen  Stellen  Privatwagen  in  großem 
Umfange  eingestellt  worden  sind,  die  denkbar  schlechtesten  Er- 
fahrungen damit  gemacht.  Während  beladen  eingegangene  Wagen 
nach   Entladung  der  Eisenbahn  sofort  wieder  zur  Verfügung 


stehen  und  entweder  auf  demselben  Bahnhof  wieder  Verwen- 
dung finden  oder  aber  leer  nach  den  Bedarfsgebieten  abgefahren 
werden,  muß  ein  Privatwagen  stets  wieder  leer  nach  seinem  Aus- 
gangspunkte zurücklaufen.  Er  kann  infolgedessen  nicht  ■  aus- 
genutzt und  auch  nicht  in  Leergüterzüge  eingestellt  werden,  die 
die  Rangierbahnhöfe  durchlaufen,  ohne  dort  behandelt  zu  wer- 
den. Er  muß  vielmehr  in  Nahgüterzügen  befördert  und  meistens 
wiederholt  umrangiert  werden.  Es  werden  dadurch  also  betrieb- 
liche Leistungen  erforderlich,  die  bei  der  ohnehin  sehr  schwie- 
rigen Betriebslage  unbedingt  vermieden  werden  müssen.  Die 
Eisenbahnverwaltung  hat  nur  in  einzelnen  geeigneten  Fällen  die 
Verwendung  von  Privatwagen  zur  Beförderung  von  Zement  für 
die  Zeit  des  Wagenmangels  zugelassen,  wenn  die  Einsteller  auf 
jeden  Schadenersatzanspruch  verzichten,  falls  die  Wagen,  was 
häufiger  vorkommt,  im  Betriebe  verloren  gehen. 

SS  Keine  neuen  Wagendecken  bei  der  Reichsbahn.  Die 

schlechte  wirtschaftliche  Lage  verbietet  es  der  Reichsbahnver- 
waltung, Neuanschaffungen  in  Wagendecken  vorzunehmen.  An 
und  für  sich  bestand  von  jeher  auch  keine  Verpflichtung  für  die 
Verwaltung,  Decken  zu  liefern;  es  obliegt  vielmehr  den  Ver- 
kehrstreibenden, sich  die  benötigten  Decken  zu  beschaffen.  Es 
soll  ihnen  durch  Schalteraushang  erleichtert  werden,  auf  dem 
I'irmen,  die  Decken  vermieten,  angegeben  werden. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

5"  Rußland  über  die  Wiederherstellung  seiner  Eisenbahnen. 

In  der  Zeitschrift  „Der  Weg  zum  Osten"  bringt  der  russische 
.Sachverständige  Prof.  Lomonorsow  folgende  interessante  Aus- 
führungen über  das  russische  Eisenbahnverkehrswesen: 

In  Rußland  hat  man  das  ganze  System  der  Eisenbahnen 
in  drei  Kategorien  eingeteilt:  erstens  in  solche,  die  unbedingt 
in  Betrieb  gesetzt  werden  müssen,  zweitens  in  solche,  die  nach 
Möglichkeit  in  Betrieb  gesetzt  werden  sollen,  drittens  in  solche, 
die  dem  Verfall  anheim  gegeben  sind. 

Das  Jahr  1921  hat  den  Wiederaufbau  des  russischen  Eisen- 
bahnwesens eingeleitet.  Ueber  den  Umfang  der  Bestellungen 
gibt  folgende  Tabelle  Auskunft: 

Bestellungen  in  Schwed.  K. 

England  -v 

Oesterreich  I 

Dänemark  \   28  500  000 

Kanada  I 
Tschecho-Slowakei  / 

Dertschland    246  000  000 

Schweden   ■    240  000  000 

514  500  000 

Bei  dieser  Aufstellung  sind  folgende  Umrechnungskurse  ge- 
wählt:! Dollar  =  5  schwed.  K.,  1  Lst.  =  17  schwed.  K.,  1  deut- 
sche Mark  =  schwed.  K.,  100  österr.  K.  =  3,30  deutsche 
Mark,  1  tschechische  Krone  =  3  deutsche  Mark. 

In  Deutschland  wurden  bestellt:  700  Lokomotiven  im  Werte 
von  191  Millionen  schwed.  K.  Von  ihnen  sind  bis  ;/um  1.  Januar 
1922  nach  Rußland  verschickt  worden  und  angekommen  47  Loko- 
motiven, abgenommen  wurden  etwa  100.  Bestellt  wurden  ferner 
1000  Waggons  im  Betrage  von  12  750  000  schwed.  K.,  von  denen 
bis  zum  1.  Januar  1922  noch  keine  zur  Lieferung  gelangten,  Räder 
usw.  für  18  777  500  schwed.  K.,  die  voll  geliefert  wurden  und  für 
22  701254  schwed.  K.  anderes  Material,  das  zum  größten  Teil 
noch  geliefert  wird. 

Inl  Schweden  wurden  bestellt:  1000  Lokomotiven  für  2.50 
Millionen  Kronen,  von  denen  18  bis  zum  1.  Januar  1922  abgesandt 
wurden;  der  ganze  Rest  der  Bestellungen  bis  auf  Lokomotiv- 
zubehör kommt  noch  zur  Ablieferung. 

Können  Bestellungen  im  Umfange  wie  im  Jahre  1921  auch 
in  Zukunft  vorgenommen  werden,  so  würden  Ende  192.3  die 
Fiauptbahnen,  also  die  Bahnen  der  ersten  Klasse,  in  Stand  ge- 
setzt sein.  Besonders  dringlich  ist  der  Bedarf  an  Schwellen. 
An  rollendem  Material  besitzt  Rußland  19  000  Lokomotiven;  von 
diesen  sind  9000  einigermaßen  betriebsfähig,  10  000  sind  defekt 
und  von  diesen  10  000  sind  .3000  unbrauchbar.  Die  Reparatur  der 
verbleibenden  7000  kann  Rußlar.d  aus  eigenen  Kräften  nicht 
leisten.  Schon  vor  dem  Kriege  uonnten  die  russischen  Werk- 
stätten nur  75  Prozent  des  russischen  Reparaturbedarfs  bewerk- 
stelligen und  dafür  mußte  in  drei  Schichten  gearbeitet  werden. 
Heute  sind  die  W^erkstätten  zum  Teil  unbrauchbar,  die  Werk- 
stätten in  Omsk  sind  v  erbrannt,  andere  an  die  Randstaaten  ge- 
fallen. 

Die  d-'!i^cf  l.  te  Frage  ist,  ob  die  Reparaturen  durch  aus- 
ländisches ni;;i  ■  -.  Rußland  oder  in  den  Randstaaten  besorgt 
werden  sollen,  i  ;  i^eval  hat  deutsches  und  englisches  Kapital 
die  Aufgabe  in  die  Hand  genommen.  Zurzeit  wird  mit  deut- 
schem Kapital  über  den  Ausbau  der  \\'erkstättp  i  in  Dünaburg 
verhandelt. 

Es  war  fraglich,  ob  es  sich  lohne,  die  Maschinen  sämtlich 
zu  reparieren  oder  ob  es  zweckmäßig  sei,  neue  zu  kaufen.  Eme 
neue  Maschine  kostet  etwa  so  viel,  wie  die  Reparatur  von  drei 
allen,  aber  eine  neue  —  so  die  beste  deutsche  Lokomotive 
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ersetzt  an  Zugkraft  zwei  alte,  und  der  Brennstoffverbrauch  einer 
neuen  Maschine  ist  pro  Gewichtseinheit  nur  ein  Drittel  der 
alten,  ßeide  Punkte  fallen  schwer  ins  Gewicht,  der  erste  wegen 
der  finanziellen  Ersparnisse,  der  zweite  wegen  des  Brennstoff- 
niangels,  der  in  Rußland  herrscht.  So  hat  man  sich  zur  Be- 
stellung von  20Ü0  neuen  Maschinen  entschlossen  und  will  nur 
diejenigen  reparieren  lassen,  deren  Reparatur  sich  wirklich  lohnt. 

Als  Produktipnsländer  kommen  vor  allem  in  Betracht: 
Amerika  und  Deutschland.  Amerika  hat  die  größte  Produktion 
mit  6500  Lokomotiven,  während  Deutschland  nur  2400  herstellen 
kann.  Trotz  der  Valuta  kostet  die  amerikanische  Lokomotive 
heute  bereits  weniger  als  die  deutsche.  Allerdings  ist  qualitativ 
die  deutsche  Lokomotive  die  beste,  wenigstens  soweit  sie  von 
erstklassigen  Firmen  wie  Borsig  und  Hentschel,  hergestellt  wird. 

it  kleineren  Firmen  hat  man  zum  Teil  sehr  schlechte  Erfah- 
rungen gemacht.  Trotz  des  Qualitätsunterschieds  ist  man  je- 
doch in  Rußland  nicht  abgeneigt,  aus  rein  finanziellen  Gründen, 
in  dett  Vereinigten  Staaten  zu  kaufen,. 

Die  Bezahlung  der  deutschen  Lieferungen  erfolgte  bis  an- 
fangs 1922  in  bar.  Seitdem  ist  man  aber  zum  Geschäft  auf 
Kredit  übergegangen,  für  den  die  Schwerindustrie  am  leichte- 


Börne.  Als  Pythagoras  seinen  bekannten  Lehrsatz  ent- 
deckte, brachte  er  den  Göttern  eine  Hekatombe  dar.  Seit- 


Deutsche  Maschinentechnische  Gesellschaft.  In  der  Deut- 
schen Maschinentechnischen  Gesellschaft  sprach  in  der  April- 
versammlung Herr  Dr.  Rückle  über  das  Thema:  „Aus  dem 
Reich  der  Zahlen".  Den  zweistündigen  Vortrag,  der  allgemeinen 
Beifall  erweckte,  wird  man  in  zwei  Teile  zerlegen  müssen,  in  die 
allgemeinen  mathematischen  Darlegungen  der  Rückle'schen  Ar- 
beitsmethoden mit  Zahlen  und  die  meist  mit  Zeitmessung  eines 
der  Zuhörer  durchgeführten  Beispiele. 

Der  Vortragende  ist  seit  etwa  20  Jahren  in  der  mathemati- 
schen und  psychologischen  Welt  wohlbekannt  durch  seine  be- 
sonderen Leistungen  auf  dem  numerischen  Gebiet.  Sein  seit 
den  Jugendjahren  bestehendes  lebhaftes  Interesse  für  die  Zah- 
len nahm  mit  der  Zeit  immer  mehr  mathematische  Grundlagen 
.an.  Mit  21  Jahren  hat  Rückle  bei  Hilbert  in  Göttingen  mit 
einer  Arbeit  aus  dem  Gebiet  der  höheren  Arithmetik  promoviert, 
und  weiterhin  immer  das  Bestreben  gehabt,  die  exakten  Wahr- 
heiten der  Zahlentheorie  auf  das  Rechnen  mit  Zahlen  anzu- 
wenden. Das  ist  in  hohem  Grade  gelungen,  und  die  Erläuterung 
der  Beispiele  (Multiplikationen  3-,  4-  und  5-stelliger  beliebiger 
Zahlen,  Potenzierungen  mehrstelliger  Zahlen  mit  den  Exponen- 
ten 2,  3,  4,  5,  Bestimmung  beliebiger  Wurzeln  aus  vollständigen 
Potenzen  u.  a.  im  ersten  Teil  des  Vortrages)  zeigte  vieles  An- 
regende für  die  Zuhörer.  Vieles  wird  eben,  mit  den  richtigen 
-Hilfsmitteln  angepackt,  überraschend  einfach. 

Im  zweiten  Vortragsteil  wurden  schwierigere  Aufgaben  ge- 
löst, die  sonst  nur  mittels  der  Logarithmentafel  zu  bewältigen 
sind. 

1.  Beliebige  Wurzeln  aus  beliebigen  Zahlen,  2.  numerische 
.  Gleichungen,  3.  besondere  Divisionsmethoden  u.  a.-  Für  den 
Kenner  war  die  überraschend  schnelle  Zerlegung  6-stelliger  Zah- 
len in  Primfaktoren  eine  besondere  Leistung.  Belebt  wurden 
die  rechnerischen  Darbietungen  durch  zwei  Gedächtnisversuche. 
Eine  102-stellige  Zahl,  die  simultan  dargeboten  wurde,  lernte 
Rückle  in  2  Min.  36  Sek.  sicher  auswendig.  Seine  Auffassung 
der  Zahlenkomplexe  ist  natürlich  eine  mathematische,  die  mehr- 
stelligen Zahlen  wurden  durch  Eigenschaften  charakterisiert,  die 
im  Wesen  der  Zahl  liegen,  und  damit  individualisiert.  Diese 
Gedächtnisleistung  steht  etwa  als  Gegenpol  zu  dem,  was  man 
Memno-technik  nennt.  Der  Schlußversuch,  die  Reproduktion 
einer  81-stelligen  Zahl,  die  9  mal  9-stellig  in  Quadratform  anzu- 
ordnen war,  nach  einmaligem  Vorlesen,  zeigte  eine  der  nicht  an- 
nähernd erreicbten  Rekordleistungen  von  Dr.  Rückle. 

Die  Wiederholung  des  Ziffernmaterials  in  allen  möglichen 
räumlichen  Anordnungen  gab  eine  schöne  Probe  des  hervor- 
ragenden Anschauungsbild-Gedächtnisses  des  Vortragenden. 

Vieles  an  den  Leistungen  bleibt  unerklärlich,  ihre  Herleitung 
aus  den  grundlegenden  Faktoren  der  Begabung  bleibt  Sache  der 
Psychologen.  Es  wird  von  Interesse  sein,  daß  in  allernächster 
Zeit  ein  Buch  ,,Zur  Analyse  einer  hervorragenden  Begabung" 
von  dem  Göttinger  Psychologie-Privatdozenten  Dr.  Oswald 
Kroh  erscheint,  das  sich  mit  den  Grundlagen  der  Rückleschen 
Begabung  befaßt. 

Nach  einer  lebhaften  Besprechung  über  die  staunenswerten 
Leistungen  des  Vortragenden  hielt  Herr  Oberingenieur  Ziemert 
einen  Vortrag  über  „Kesselstein",  sein  Entstehen  und  Maßnah- 
men zur  Verhütung  und  Beseitigung,  insbesondere  in  Dampf- 
lokomotiven und  Kühlelementen".  Er  erklärte  die  Zusammen- 
setzung der  Betriebswässer,  die  sich  daraus  ergebende  Bildung 
des  Kesselsteines,  seine  nachteiligen  Wirkungen  auf  den  Wärme- 
durchgang und  Korrosionen  durch  freie  Gase  bzw.  Säuren.  Di^j 
Verschiedenartigkeit  der  Kesselsteinbildungen  wurde  an  Hand 


sten  zu  haben  ist;  kleinere  Unternehmungen  sind  naturgemäß 
schwerfälliger.  Die  Banken,  mit  denen  bisher  verhandelt  wurde, 
zeigten  sich  entgegenkomciul.  \'iel  hängt  von  der  allgemeinen 
deutschen  Wirtschaftslage  ab,  wie  das  Geschäft  sich  weiter  ent- 
wickeln wird. 

Zurzeit  beschäftigt  man  sich  lebhaft  mit  dem  Bau  neuer 
Lokomotivfabriken  in  Moskau  und  Samara.  Nach  den  Plänen 
würden  sie  die  größten  Werke  der  Welt  werden.  Man  denkt 
daran,  den  Bau  und  die  ganze  Ausrüstung  ausländischem  Kapital 
zu  übertragen,  den  Betrieb,  die  Exploiticrung  dann  aber  in  rein 
russische  Hände  zu  legen.  Dieser  Weg  scheint  der  geeignetste 
zu  sein.  Eine  andere  Tendenz  geht  dahin,  auch  die  Exploiticrung 
dem  ausländischen  Kapital  zu  überlassen,  dagegen  zur  Ueber- 
wachung  russische  Inspektoren  in  das  Werk  zu  setzen  und  die 
Reparaturen  zu  festen  Preisen  \ornehmen  zu  lassen.  Man  denkt 
offenbar  an  eine  Art  Preiskontrolle.  Den  Kapitalbedarf  ver- 
anschlagt man  mit  50  Millionen  GoldriAel. 

Für  den  Wiederaufbau  des  russischen  Verkehrswesens  liegen 
Pläne  ausländischer  Kapitalisten  vor,  die  erörtert  werden,  über 
deren  Natur  nähere  Angaben  zu  machen  zurzeit  aber  unzweck- 
mäßig ist. 


dem  zittern  die  Ochsen,  so  oft  eine  neue  Wahrheit  an 
das  Licht  kommt.       (Nach  Moszkowsky,  Ewige  Worte) 


einer  großen  Anzahl  von  Stein-  und  Rohrproben  gezeigt,  auch 
wurden  Beispiele  gegeben,  daß  selbst  mit  bewährten  Systemen 
durch  unsachgemäße  Bedienung  die  Kesselsteinbildung,  oft  unter 
schädlichsten  Nachwirkungen  auftreten  kann.  Der  Vortragende 
sprach  sich  dahin  aus,  daß  jede  mechanische  Reinigung  vermie- 
den werden  müßte  und  zwar  um  manChile  Arbeit  bzw.  Arbeits- 
löhne zu  ersparen,  Material-Beanspruchung  und  Beschädigung 
zu  vermeiden  und  Zeitersparnis  zu  erzielen.  Bei  stationären  An- 
lagen können  bei  Anwendung  guter  chemischer  Verfahren  die 
heute  fast  unerschwinglichen  .Anlagen  für  Wasserreinigung  ver- 
mieden und  korrosiven  Erscheinungen  vorgebeugt  werden,  bei 
Lokomotiven  etc.,  bei  denen  Reinigungsanlagen  überhaupt  nicht 
möglich  sind,  sei  zu  erreichen,  daß  jeder  Kesselsteinansatz  unter- 
bleibt, alter  Kesselstein  in  kürzester  Zeit  vollständig  pulverför- 
mig  abgelöst  und  jedwede  Korrosionsgefahr  aufgehoben  wird, 
sodaß  auch  beim  Ausbau  der  Rohrbündel  irgendwelche  Hinder- 
nisse, ein  Festgebackensein  etc.  nicht  auftreten.  Da  aber  die 
Rohre  und  Heizflächen  ständig  krustenfrei  sind,  werde  den  Zeit- 
nöten Rechnung  tragend  jedweder  dadurch  bedingte  Wärmever- 
lust vermieden.  Vorliegende  Steinproben  zeigten,  daß  durch  An- 
wendung von  ,,Lysogen",  einem  den  Chemischen  Werken  M.  D. 
Baumann,  G.  m.  b.  H.,  Düsseldorf-Unterrath,  durch  Patente  ge- 
schützten Verfahren,  die  vorstehend  genannten  Bedingungen  bei 
einfachster  Anwendungsweise  restlos  erfüllt  werden.  Besonders 
hob  der  Vortragende  noch  die  Eigenschaften  des  Kesselschutz- 
anstriches „Lysolith"  (D.  R.  P.)  hervor,  eines  Präparats,  dessen 
Siedetemperatur  bei  plus  270  °  liegt  und  so  gesundheitsschäd- 
liche Wirkungen  für  die  anstreichenden  Arbeiter,  ein  Fest- 
brennen und  Abbrennen  nicht  möglich  sei.  Für  kurzfristige 
Entfernungsdauer  (in  24  bis  48  Stunden)  erläuterte  er  die  An- 
wendungsweisc  des  „Sozonit"  (D.  R.  P.)  das  sich  im  Gegensatz 
zu  den  gebräuchlichen  Säureverfahren  dadurch  stellt,  indem  es, 
wie  auch  das  ,,Lysogeny  genau  den  Wasser-  und  Steinverhält- 
nissen entsprechend  zusammengesetzt  uiid  somit  individuell  an- 
gewendet wird,  daß  auch  durch  Einleitung  elektrolytischer  Er- 
scheinung jedwede  Materialanfassung  vermieden,  also  anti- 
korrosive Wirkungen  erreicht  werden.  Dringend  sei  zu  warnen 
vor  Mitteln,  die  der  „Klasse  der  Geheimmittel"  zuzustellen  sind 
und  besonders  zu  denen,  die  durch  unlösliche,  also  nicht 
chemische  Zusätze,  dem  Kessel  noch  weitere  Fremdlinge  zu- 
führen. Ein  Zusetzen  von  Graphit  usw.  gehöre  in  das  Zeitalter, 
bei  dem  die  Chemische  Wissenschaft  noch  in  den  Kinderschuhen 
steckte.  Heute  müßte  im  Sinne  höchster  Wirtschaftsausnutzung 
jeder  Weg  genommen  werden,  der  gewährleistet,  das  Arbeit, 
Betriebs-Zeit  und  Material  gespart  werden  kann. 

Der  Vortrag,  der  lebhaftes  Interesse  fand,  wird  ebenso  wie 
der  vorhergehende,  demnächst  in  Glasers  Annnlen,  Berlin  SW  68, 
Lindenstraße  99,  mit  der  anschließenden  Besprechung  erscheinen. 

Vereistech  —  Reichsvereistech.  Das  Bezirksnachrichten- 
blatt 21  ist  erschienen  und  den  Bezirken  in  der  angeforderten 
Anzahl  übersandt.  Es  enthält  einen  nochmaligen  Abdruck  der 
in  Nr.  9  mitgeteilten  Eingabe  an  den  Reichstag  und  die  Stel- 
lungnahme des  Hauptvorstandes  zu  der  durch  die  Auflösung  des 
Verbandes  der  oberen  Reichseisenbahnbeamten  sich  entwickeln- 
den Sachlage.  Bei  der  Wichtigkeit  des  Inhalt  wird  das  Blatt 
besonderer  Beachtung  empfohlen.  Es  steht  den  Mitgliedern  in 
einzelnen  Stücken,  soweit  der  Vorrat  reicht,  zur  Verfügung 
gegen  Einsendung  der  Druckkosten  von  3  M.  für  das  Stück, 
zuzüglich  Briefporto  einzuzahlen  auf  Postscheckkonto  Berlin 
18  045. 
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Preisausschreiben 

zur  Gewinnung  von  Vorschlägen  fürdie  Weiter- 
bildung der  Privatanschlußgleisbedingungen. 


Die  Reichsbahn  hat  einen  Entwurf  neuer  Privatanschluß- 
bedingungen zur  Erörterung  gestellt,  der  in  endgültiger  Fas- 
sung nach  Abschluß  der  Beratungen  an  Stelle  der  bisherigen 
Bedingungen  treten  soll. 

Die  Gesamtheit  der  Anschlußgleisinhaber  stellt  einen  so 
wesentlichen  Teil  der  Gesamtheit  aller  Verkehrstreibenden 
dar,  daß  es  wohl  angezeigt  erscheint,  nicht  nur  diesen  Be- 
ratungen die  größte  Beachtung  zu  schenken  und  etwaige  Ein- 
wendungen rechtzeitig  geltend  zu  machen,  sondern  auch  die 
Handhabung  der  Bedingungen  zum  Gegenstand  laufender 
Ueberwachung  durch  Zusammenschluß  der  Anschlußinhaber*) 
zu  machen,  um  Einheitlichkeit  und  Gleichmäßigkeit  sicher  zu 
stellen. 

Die  neuen  Bedingungen  enthalten  eine  Reihe  von  neu- 
zeitlichen Gedanken,  die  sehr  zu  begrüßen  sind;  namentlich 
gilt  dies  von  den  Bestimmungen  über  die  Festsetzung  der 
Gebühren,  soweit  dabei  von  der  Zugrundelegung  der  Selbst- 
kosten die  Rede  ist.  Gerade  bei  dieser  Selbstkostenermitt- 
lung muß  aber  ein  wesentlicher  Teil  der  gemeinsamen  Arbeit 
mit  den  Anschlußinhabern  einsetzen.  Auch  sonst  ist  an 
vielen  Stellen  die  I^glichkeit  gegeben,  die  Bedingungen 
durch  gemeinsame  Arbeit  für  beide  Teile  vorteilhafter  zu  ge- 
stalten. 

Durch  das  Vorhaben  gemeinsamer  Anschlußgleisbedin- 
gungen für  das  gesamte  Netz  der  Reichsbahn  ist  die  Verein- 
heitlichung eines  wichtigen  Gebietes  um  einen  großen  Schritt 
vorwärts  gekommen.  Es  fehlt  aber  eine  entsprechende  ge- 
setzliche Verankerung.  Zwar  ist  dem  sogenannten  Kleinbahn- 
gesetz preußischen  Ursprungs  vom  28.  Juni  1892  ein  Ab- 
schnitt über  Privatanschlußgleise  angegliedert,  aber  dieser 
Abschnitt  ist  einerseits  seiner  Rechtswirkung  nach  auf 
Preußen  beschränkt,  andererseits  behandelt  er  das  Anschluß- 
gleis gewissermaßen  als  Anhängsel  der  Kleinbahn,  mit  der  es 
seinem  Wesen  nach  gar  nicht  verwandt  ist.  Ferner  kommt 
hinzu,  daß  das  Kleinbahngesetz  vorwiegend  den  Zweck  hatte, 
die  ihm  durch  freie  Entschließung  des  früheren  preußischen 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  unterstellten  Bahnen  nicht 
nur  gesetzlich  und  aufsichtsmäßig  in  eine  bevorzugte  Stel- 
lung zu  bringen,  sondern  damit  gleichzeitig  diejenige  finan- 
zielle Ueberwachung  zu  ermöglichen,  deren  der  Staat  zum 
Ausgleich  der  gebotenen  finanziellen  Unterstützung  dieser 
Bahngattung  bedurfte.  Soweit  dem  preußischen  Staate  die 
Möglichkeit  hierzu  noch  gegeben  ist,  ging  die  Aus- 
übung dieser  Befugnisse  und  Verpflichtungen  auf  das 
preußische  Handelsministerium  über.  Damit  ist  für  die  An- 
schlußgleise in  gesetzlicher  Hinsicht  ein  Zustand  geschaffen, 
der  entschieden  einer  Umbildung  bedarf,  denn  es  geht  auf  die 
Dauer  nicht  an,  daß  die  Anschlußgleise  eisenbahntechnisch 
nach  Reichsbahjibedingungen  behandelt  werden,  während  sie 
rechtlich  für  ein  Teilgebiet  einem  Gesetz  unterstehen,  das 
nur  für  Preußen  gilt  und  zu  einem  wesentlichen  Teile  ganz 
andere  Dinge  behandelt.  Aus  Vorstehendem  ergeben  sich  drei 
wichtige  Zeitfragen,  zu  denen  Stellung  genommen  werden  muß: 

1.  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  der  gegenwärtig  zur 
Beratung  stehenden  Anschlußgleisbedingungen. 

2.  Schaffung  von  Richtlinien  für  deren  Weiterbildung, 
Auslegung  und  Anwendung. 

3.  Schaffung  eines  selbständigen  Anschlußgleisgesetzes 
für  das  gesamte  Reichsgebiet. 

Ohne  anderweiten  Versuchen  zur  Klärung  dieser  Fragen 
vorzugreifen,  glaubt  der  Verlag  einer  führenden  verkehrstech- 
nischen Zeitschrift,  an  den  Aufgaben  nicht  vorbeigehen  zu 
dürfen,  die  ihm  daraus  erwachsen.  Abgesehen  von  den  der 
Schriftleitung  hierfür  offenstehenden  Wegen  soll  dies  im 
Wege  eines  Preisausschreibens 

geschehen,  für  dessen  Durchführung  folgende  Bestimmungen 
gelten : 

*)    V  i  f;!.  h  R-rz.i  Nr.  15/19^2  der  Verkehrstechnischen  Woche,  Seite  153  oben 


1.  Um,  die  Mitarbeit  möglichst  weiter  Kreise  der  Ver- 
kehrstreibenden zu  sichern,  sollen  die  Arbeiten  sich  auf  ge- 
drängte Stellungnahme  zu  abgeschlossenen  Einzelfragen  be- 
schränken. Als  äußerer  Maßstab  dieser  Beschränkung  gilt 
eine  Länge  von  6  bis  8  Seiten  Maschinenschrift**)  Es  steht 
aber  jedem  Mitarbeiter  frei,  sich  zu  mehreren  Fragen  in  ge- 
trennten Arbeiten  zu  äußern.  Da  es  sich  einerseits  um  recht- 
liche und  wirtschaftliche,  andererseits  um  bau-,  betriebs-  und 
abfertigungstechnische  Fragen  handelt,  so  ist  zur  Vermeidung 
der  Unübersichtlichkeit  eine  Gliederung  der  Arbeiten  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  vorgesehen: 

I.  Rechtsfragen. 
II.  Bau-   und    betriebstechnische  Angelegenheiten  und 
Unterhaltung. 
III.  Tarif-,  Verkehrs-  und  Abfertigungsfragen. 

2.  Die  Bearbeiter  werden  daher  gebeten,  bei  der  Zu- 
ordnung des  gewählten  Stoffes  von  vornherein  auf  diese  Ein- 
teilung Rücksicht  zu  nehmen  und  mit  dem  Kennwort  (s.  Ab- 
satz 3)  gleichzeitig  die  Abteilung  durch  Angabe  einer  der  vor- 
stehenden Nummern  I — III  anzugeben,  weil  dies  für  den  Ge- 
schäftsgang des  Preisgerichtes  (s.  Absatz  4)  von  großer 
Wichtigkeit  ist. 

3.  Die  Arbeiten  sind  mit  Abteilungszeichen  und  Kenn- 
wort versehen  in  verschlossenem  Umschlage,  der  außen 
gleichfalls  Abteilungsjpichen  und  Kennwort  enthalten  muß, 
bis  zum  30.  Juni  1922  an  die  Schriftleitung  der  Verkehrstech- 
nischen Woche,  Berlin  W  35,  Potsdamer  Str.  28,  mit  der  Zu- 
satzanschrift: ,, Preisausschreiben  für  Anschlußgleise"  einzu- 
reichen. Der  Sendung  ist  ein  gleichfalls  verschlossener  Um- 
schlag mit  Abteilungszeichen  und  Kennwort  beizufügen,  der 
die  Anschrift  des  Verfassers  mit  genauer  Berufsbezeichnung 
und  Angabe  seines  Arbeitsgebietes  enthält. 

4.  Das  Preisgericht  setzt  sich  zusammen  aus  den  Herren: 
Oberbaurat  a.  D.  Lehmann-Berlin  als  Vorsitzenden,  Handels- 
gerichtsrat Buschmeyer-Berlin  und  Dr.-Ing.  Risch,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  Braunschweig,  als  Beisitzern. 

5.  Es  sind  9  Preise  im  Gesamtbetrage  von  8250  M.  aus- 
gesetzt, über  deren  Verteilung  das  Preisgericht  endgültig  ent- 
scheidet mit  der  Maßgabe,  daß  die  ersten  Preise  nicht  unter 
1500  und  die  niedrigsten  Preise  nicht  unter  500  M.  betragen 
dürfen. 

6.  Mit  der  Preiszuteilung  gehen  alle  Veröffentlichungs- 
rechte der  preisgekrönten  Arbeiten  auf  den  Verlag  über. 
Ferner  behält  sich  der  Verlag  das  Recht  vor,  eine  Auswahl 
der  nicht  mit  Preisen  ausgezeichneten  Arbeiten  gegen  den 
jeweilig  üblichen  Schriftsold  abzudrucken. 

7.  Die  Entscheidung  des  Preisgerichts  ist  endgültig  und 
gilt  durch  Einsendung  der  Arbeiten  als  anerkannt.  Die  Aus- 
wahl der  zu  veröffentlichenden  Arbeiten  steht  im  freien  Er- 
messen der  Schriftleitung  der  Verkehrstechnischen  Woche. 
Die  Urteile  werden  spätestens  am  15.  August  1922  gefällt  und 
in  der  darauf  erscheinenden  Nummer  der  Verkehrstechnischen 
Woche  bekanntgegeben.  Gleichzeitig  erhalten  die  Einsender 
derjenigen  Arbeiten  Nachricht,  die  der  Verlag  anderweit  zu 
veröffentlichen  gedenkt. 

8.  Alle  etwa  erforderlichen  Anfragen  sind  an  die  Schrift- 
leitung der  Verkehrstechnischen  Woche  in  Berlin  W  35, 
Potsdamer  Str.  28,  als  Geschäftsstelle  des  Preisgerichts  für 
Anschlußgleise  zu  richten.  Es  wird  als  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  daß  derartige  Anfragen,  wie  in  solchen  Fällen 
allgeinein  üblich,  nicht  durch  den  Bearbeiter  selbst,  sondern 
durch  einen  Träger  seines  Vertrauens  oder  unter  einer  Deck- 
anschrift erfolgen. 


**)  AUo  etwa  %vie  der  .Aufsalz  in  Nr.  ii.'igäa  der  Verkehrstechnischen 

Woclie,  Seite  107 


Berlin  8  14,  Stallschreiberstr.  34-35,  im  Mai  1922 

DER  VERLAG  DER  VERKEHRSTECHNISCHEN  WOCHE 
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ZUR  ORGANISATION  DER  REICHSBAHN 

Auszug  aus  der  gelegentlich  der  Beratungen  des  Reichsbahnhaushalts  am  11.  Mai  1922  gehaltenen  Rede  des  Geheimen 
Kommerzienrat  Dr.-Ing.  Philipp  Wieland  M.d.R.  mit  der  Antwort  des  Reichsverkehrsministers  Groener 


Eine  der  wichtigsten  Fragen,  die  meines  Wissens  von  keiner 
Seite  bestritten  worden  ist,  ist  die,  daß  unsere  Reichsbahn  einer 
grundlegenden  Neuorganisation  bedarf.  Der  Herr  Minister  hat 
uns  schon  im  Ausschuß  ein  Eisenbahnfinanzgesetz  und  ein 
Arbeitsgesetz  in  Aussicht  gestellt,  auch  hat  er  uns  darüber 
schon  heute  einiges  gesagt.  Das  Fiiianzgesetz  will  unsere 
Eisenbahn  auf  eine  neue  finanzielle  Grundlage  stellen.  Auf  dem 
(iebiete  der  organisatorischen  Maßnahmen  sind  behufs  endgül- 
tiger Organisation  der  Reichsbahn  umfangreiche  Arbeiten  in 
Aussicht  zu  nehmen,  von  denen  der  Herr  Minister  mit  Recht 
gesagt  hat,  daß  sie  nicht  übers  Knie  gebrochen  werden  dürfen. 
Er  hat  uns  im  Ausschuß  mitgeteilt,  daß  vier  Ausschüsse  tätig 
sind,  um  diese  Frage  zu  bewältigen. 

Nun  hat  er  heute  wieder  von  der  Aufteilung  des  Eisenbahn- 
zentralamtes gesprochen,  die  wir  im  Ausschuß  schon  behandelt 
haben.  Er  sprach  sich  dahin  aus,  daß  er  diesem  Vorschlage  des 
Eisenbahnzentralamtes  noch  nicht  seine  Zustimmung  gegeben 
habe.  Daran  hat  er,  glaube  ich,  sehr  gut  getan,  denn  die  Aus- 
führungen, die  im  Ausschuß  gemacht  wurden,  haben  nicht  klar 
erkennen  lassen,  ob  die  drei  neuen  Zentralämter  Ministerial- 
oder  Direktionsinstanz  werden  sollen.  Im  allgemeinen  war  man 
der  Ansicht,  daß  eine  erhebliche  Zurückhaltung  in  dieser  Rich- 
tung außerordentlich  wünschenswert  wäre;  denn  es  kann  nicht 
im  Interesse  der  Verwaltung  liegen,  eine  weitere  Instanz  zu 
■schaffen.  Von  den  unteren  Instanzen  wird  schon  jetzt  erheblich 
darüber  geklagt,  daß  sie  durch  den  Instanzenzug  mit  Schreib- 
arbeit außerordentlich  überlastet  seien.  Diesem  Umstände  soll 
in  erster  Linie  Rechnung  getragen  und  solche  Mißstände  be- 
seitigt werden. 

Was  nun  die  Frage  anlangt,  auf  welchem  Wege  die  Neu- 
organisation vorgenommen  werden  kann,  so  glaube  ich,  daß  das 
Ministerium  gut  daran  täte,  Organisationsänderungen  jetzt 
möglichst  so  lange  zurückzustellen,  bis  man  sich  über  die  Neu- 
organisation grundsätzlich  geeinigt  hat.  Ich  kann  mich  des 
Eindrucks  nicht  erwehren,  als  ob  bei  der  Neuorganisation  maß- 
gebende Kräfte  am  Werke  sind,  die  alle  Hebel  in  Bewegung 
setzen,  um  bei  den  im  Gange  befindlichen  Arbeiten  keine  Ele- 
mente mitwirken  zu  lassen,  die  grundsätzlich  anderer  Auf- 
fassung sind  als  der,  welche  in  dem  Entwurf  des  Finanzgesetzes 
vertreten  wird. 

,  ^'^r  Tatsachen  sind  es,  die  in  mir  diese  Meinung  gestärkt 
haben,  und  zwar  erstens  die  Ablehnung  des  Vorschlags  der 
Gewerkschaften  und  Berufung  verschiedener  Männer,  die  sich 
m  diesen  Dingen  schon  haben  vernehmen  lassen. 

Zweitens  ist  es  die  Broschüre  des  Geheimrats  v.  Kienitz 
ui- '"^  Hauptausschuß  schon  hingewiesen  habe,  die  haupt- 
sächlich in  Technikerkreisen  außerordentlich  viel  Staub  auf- 
gewirbelt hat,  denn  sie  besagt  nichts  mehr  und  nichts  weniger, 
als  daß  die  Juristen  allein  befähigt  seien  zu  verwalten,  und  daß 
l;achleute,  wie  Kaufleute  und  Techniker  überhaupt  nicht  objek- 
Uv,  -sondern  nur  subjektiv  zu  denken  in  der  Lage  seien  Das 
>nd  doch   außerordentlich  bedenkliche  Behauptungen,  zumal 


wenn  sie  von  einem  Manne  ausgesprochen  werden,  der  eine 
höhere  Stellung  im  Verkehrsministerium  bekleidet.  Drittens  ist 
mir  eine  Nachricht  aus  neuester  Zeit  sehr  aufgefallen,  die  in  der- 
selben Richtung  liegt  wie  das,  was  der  Herr  Kollege  Dr.  Höfle 
gestern  in  bezug  auf  die  Techniker  geäußert  hat.  Kürzlich  habe 
ich  im  „Stuttgarter  Neuen  Tageblatt"  gelesen,  daß  die  höheren 
Techniker  der  Reichseisenbahn  aus  dem  Verbände  höherer 
Reichseisenbahnbeamten  ausgeschieden  sind,  weil  sich  hier  große 
Meinungsverschiedenheiten  dadurch  herausgebildet  haben,  daß 
die  Techniker  durch  die  Juristen  fortgesetzt  erheblich  benach- 
teiligt werden. 

Viertens  ist  mir  in  der  Schrift  des  Verkehrsministeriums, 
betitelt  „Die  Reichsbahn"  in  Heft  1  das  abfällige  Urteil  auf- 
gefallen, welches  dort  über  gemischtwirtschaftliche  Betriebe  zu 
lesen  ist.  Wenn  man  diese  Dinge  zusammennimmt,  so  gewinnt 
man  doch  den  Eindruck,  als  ob  hier  nicht  gerade  besonders 
objektiv  gearbeitet  wird.  Ich  möchte  hier  nachdrücklichst  be- 
tonen, daß  die  gemischtwirtschaftlichen  Betriebe  nach  dem,  was 
ich  kürzlich  von  Senatsmitgliedern  in  Hamburg  gehört  habe, 
sich  dort  außerordentlich  bewährt  haben.  Man  kann  also  diese 
Einrichtung  nicht  einfach  mit  ein  paar  kurzen  Sätzen  abtun 
und  als  nicht  geeignet  bezeichnen;  sondern  ich  glaube  gerade, 
daß  ein  gemischtwirtschaftlicher  Betrieb  für  unsere  Reichsbahn 
sehr  erwägenswert  wäre. 

Bei  Schaffung  des  Reichsverkehrsministeriunis  habe  ich 
seinerzeit  meine  Bedenken  geltend  gemacht,  daß  der  Aufbau  ein 
rein  juristischer  sei  und  unter  völliger  Ausschaltung  des  tech- 
nischen Elementes  gemacht  würde.  Nach  dem,  was  ich  soeben 
vorgetragen  habe  und  was  man  in  der  Zwischenzeit  alles  er- 
tahren  hat,  ist  diese  Behauptung  unbedingt  richtig  gewesen.  Wir 
haben  eine  Ueberwucherung  des  Bürokratismus  erlebt,  der  der 
Reichseisenbahn  nichts  weniger  als  zuträglich  ist. 

Dem  Reichstag  fällt  deswegen  die  außerordentlich  wichtige 
Aufgabe,  ja  ich  möchte  sagen,  die  Pflicht  zu,  sich  über  die  Neu- 
ordnung der  Dinge  ein  absolut  objektives  Urteil  zu  verschaffen, 
indem  man  Männer  aus  den  verschiedensten  wirtschaftlichen 
Kreisen  zur  Lösung  dieser  Frage  beruft.  Mir  erscheint  deswegen 
in  dieser  Richtung  der  Vorschlag,  den  mein  Fraktionskollege 
V.  Siemens  im  Sozialisierungsausschuß  gemacht  hat,  außer- 
ordentlich beachtenswert. 

Wenn  man  an  die  Lösung  so  wichtiger  Fragen  herangeht, 
so  erscheint  es  mir  sehr  wertvoll,  auch  einmal  nachzusehen,  wie 
es  andere  große  Männer  der  Reorganisation  gemacht  haben. 
Ich  habe  in  der  Richtung  gesucht  und  habe  ein  sehr  wertvolles 
Beispiel  gefunden.  Es  ist  kein  geringerer  als  der  Freiherr  vom 
Stein,  auf  den  ich  hier  exemplifizieren  möchte.  In  der  52.  Haupt- 
versammlung des  Vereins  Deutscher  Ingenieure  hat  Professor 
Matschoß  einen  außerordentlich  interessanten  Vortrag  gehalten, 
der  damals  Aufsehen  erregte  und!  jetzt  noch  beim  Ingenieur- 
verein zu  haben  ist,  betitelt  ,, Staat  und  Technik";  in  demselben 
weist  er  nach,  daß  Herr  vom  Stein  durch  die  Schule  der  Technik 
gegangen  ist.    Er  hat  sich  zunächst  mit  dem  juristischen  Stu- 
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dium  befaßt  und  hat  eines  Tages  einem  Freund  geschrieben: 
„daß  durch  die  Masse  der  Begriffe,  womit  er  das  Gedächtnis 
belaste,  der  Geist  ermüdet  und  alle  Einbildungskraft  erstickt 
würde."  Damit  hat  er  sich  von  dem  Studium  der  Jurisprudenz 
ab-  und  der  Technik  zugewandt.  Er  ist  bekanntlich  mit  25  Jahren 
schon  Oberbergrat  geworden  und  hat  sich  nachher  durch  große 
Studienreisen  m  England  vervollkommnet.  Daraufhin  ist  er 
zum  Reorganisator  Preußens    berufen  worden. 

Interessant  ist,  wenn  man  den  Plan  für  die  Neuorganisation 
der  preußischen  Verwaltung  vom  Jahre  1807  vornimmt,  was  er 
dort  bezüglich  der  Einrichtung  von  technischen  und  wissen- 
schaftlichen Deputationen  sagt.  Er  verlangt  bei  dieser  Reorga- 
nisation nicht  weniger  als  7  solcher  Körperschaften  und  sagt: 
Beamte  und  Laien  sollten  sich  ergänzen  und  gemeinsam  für  das 
Wohl  des  Ganzen  arbeiten.  In  seinem  Bericht  weist  Stein  klar 
und  deutlich  auf  die  erheblichen  Nachteile  hin,  die  sich  ergeben 
würden,  wenn  man  ausschließlich  angestellten  Beamten  die  Ver- 
waltung überlassen  würde,  die  er  als  ,, Geschäftsmänner"  be- 
zeichnet. Stein  sagt,  es  sei  außerordentlich  notwendig,  daß  das 
Beamtentum  durch  das  im  Wirtschaftsleben  tätige  Laienelement 
befruchtet  würde.'  Ich  glaube,  wir  hätten  alle  Veranlassung, 
den  Erkenntnissen  dieses  erfahrenen  Reorganisators  zu  folgen 
und  sie  uns  für  die  Neuordnung  der  Dinge  in  der  Eisenbahn  zu 
Nutze  zu  machen. 

Der  Herr  Minister  hat  in  bczug  auf  den  Entwurf  des  Eisen- 
babnfinanzgesetzes  gesagt,  d:aß  er  ihm  seine  Zustimmung  noch 
nicht  erteilt  habe.  Es  will  mir  scheinen,  daß  er  auch  in  dieser 
Beziehung  vorsichtig  gehandelt  habe,  denn  ich  habe  die  Meinung, 
daß  dieses  Gesetz  in  der  F'assung,  wie  es  vorliegt,  nicht  geeignet 
wäre,  die  Dinge  in  der  richtigen  Weise  neu  zu  ordnen.  Es 
macht  den  Eindruck  eines  stark  bürokratischen  Produkts,  das 
von  den  Erfahrungen  in  Großbetrieben  wenig  befruchtet  ist. 
Ob  es  politisch,  staatsrechtlich  oder  gar  finanziell  brauchbar 
sein  wird,  möchte  ich  vorläufig  stark  bezweifeln,. 

Bei  der  Lösung  der  außerordentlich  wichtigen  Frage  müssen 
folgende  Gesichtspunkte  maßgebend  sein.  Die  Verwaltung  unse- 
rer Eisenbahn  muß  nach  privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  ge- 
schehen, das  heißt,  wir  müssen  los  von  der  Etatswirtschaft  mit 
der  kameralistischen  Buchführung  und,  wie  ich  im  Hauptaus- 
schuß schon  betont  habe,  zur  Bilanzwirtschaft  mit  kaufmänni- 
scher Buchführung  übergehen. 

Es  muß  hier  im  Reichstag  einmal  ganz  deutlich  und  grund- 
sätzlich ausgesprochen  werden,  daß  sich  die  Etatswirtschaft  nun 
und  nimmer  für  Staatsbetriebe  eignet.  Für  alle  Betriebe  ist  die 
kaufmännische  Verwaltung  unbedingt  die  richtigere,  denn  die 
Etatswirtschaft  ist  nichts  anderes  als  eine  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung, die  die  Einnahmen  überschlägt  und  danach  die  Aus- 
gaben ordnet.  Daß  aber  bei  den  Verhältnissen,  wie  wir  sie  jetzt 
haben,  die  Etatswirtschaft  vollständig  in  der  Luft  steht,  erleben 
wir  tagtäglich,  und  solche  Zustände  sind  für  Betriebe  einfach 
unerträglich.  Nur  mit  einer  Verwaltung  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen,  die  vermittels  einer  jährlichen  Bilanz  das  tatsäch- 
liche Ergebnis  feststellt  und  darauf  ihre  weiteren  Maßnahmen 
aufbaut,  konmien  die  Reichsbahnen  zur  Gesundung. 

Ich  möchte  nur  ganz  kurz  auf  die  Denkschrift  des  Reichs- 
verbandes der  Industrie  hinweisen.  Dieselbe  erscheint  mir,  ohne 
näher  auf  sie  eingehen  zu  wollen,  tatsächlich  außerordentlich  be- 
achtenswerte Vorschläge  zu  enthalten,  die  sich  in  der  Richtung 
bewegen,  die  ich  eben  gekennzeichnet  habe.  Aus  den  vorge- 
nannten Gründen  gehe  ich  nicht  näher  auf  den  Etat  selbst  ein, 
sondern  will  weiter  sagen,  daß  in  zweiter  Linie  die  neue  Form 
hauptsächlich  darauf  abgestellt  sein  muß,  daß  sie  auch  der 
Reichsbahn  die  nötige  Kreditfähigkeit  verschafft  und  daß  sie  als 
Ersatz  für  den  bürokratischen  Geist  in  zwangsläufiger  Weise 
den  kaufmännischen  einführt. 

Nach  den  Ausführungen  des  Herrn  Ministers  haben  wir  zur 
G.esundung  des  technischen  Zustandes  unserer  Bahn  noch  Milli- 
arden Ausgaben  zu  machen,  und  wenn  wir  diese  Milliarden  be- 
kommen wollen,  müssen  wir  hierzu  auch  einen  Geldgeber  finden, 
mit  anderen  Worten:  wir  müssen  die  Reichsbahn  auf  eine  kredit- 
fähige G,rundlage  stellen,  und  um  diese  Grundlage  zu  finden, 
müssen  Finanzleute  herangezogen  werden,  die  uns  beraten  und 
uns  sagen,  auf  welche  Grundlagen  man  die  Reichsbahn  stellen 
muß,  wenn  sie  kreditfähig  werden  soll.  Die  neue  Form  muß,  wie 
gesagt,  so  gestaltet  werden,  daß  ein  Ersatz  der  juristischen 
durch  eine  kaufmännische  Verwaltung  zwangsläufig  eingeführt 
wird.  Wie  in  den  Verwaltungen  der  großen  Betriebe,  muß  der 
Kaufmaim,  Techniker  und  Jurist  jeder  seine  sachgemäße  Ver- 
wendung finden.  Es  darf  nicht  so  weiter  gehen,  daß  ein  ein- 
zelner Stand  sozusagen  die  Verwaltung  als  seine  Hegemonie 
betrachtet. 

Der  dritte  (iesichtspunkt,  der  von  einigen  Vorrednern  auch 
schon  erwähnt  worden  ist,  ist  die  Notwendigkeit  der  Dezentrali- 
sation. Ich  habe  den  Eindruck,  daß  das  Reichsverkehrsministe- 
rium schon  ein  etwas  unbeholfener  Körper  geworden  ist,  der 
nicht  in  der  Weise  arbeitet,  wie  es  wünschenswert  wäre.  Es  ist 
dringend  zu  wünschen,  daß  sich  das  Ministerium  von  allen  Ge- 
sdiäften  befreit,  die  von  unteren  Organen  ausgeführt  werden 
können. 


Ei  ,  allzu  große  Anhäufung  von  Geschäften,  wie  sie  offen- 
sichtlich im  Reichsverkehrsministcrium  stattgefunden  hat, 
macht  die  Zentralleitung  unübersichtlich,  schwerfällig  und  hat 
einen  schleppenden  Geschäftsgang  zur  Folge. 

In  engem  Zusammenhang  mit  der  Dezentralisation  steht  die 
von  mir  im  Ausschuß  schon  verlangte  Loslösung  der  Werk- 
stätten vom  Verkehr.  Beide  gehören  nicht  notwendigerweise 
zusammen,  denn  die  Werkstätten  sind  eigentlich  mehr  ein  Fabri- 
kationsbetrieb und  belasten  das  Verkehrswesen  unnötigerweise. 
Ich  bin  der  Ueberzeugung,  daß  beide,  Verkehrswesen  und  Werk- 
stätten, viel  elastischer  arbeiten  können,  wenn  sie  voneinander 
getrennt  werden.  Man  kann  ja  durch  eine  Personalunion  in  der 
Spitze  den  nötigen,  Zusammenhang  wahren,  aber  die  Trennung 
muß  durchgeführt  werden,  damit  jeder  Teil  beweisen  kann,  ob 
er  wirtschaftlich  arbeitet.  Das  ist  zur  Zeit  nicht  möglich,  so- 
lange beide  Betriebe  zusammengeworfen  sind.  Das  Ministerium 
hat  uns  im  Ausschuß  erfreulicherweise  schon  eine  Denkschrift 
vorgelegt,  die  sich  in  dieser  Richtung  bewegt.  Es  muß  aber  da- 
für gesorgt  werden,  daß  diese  Trennung  vollständig  durchge- 
führt wird.  Man  kann  die  Werkstätten  ähnlich  wie  z.  B.  die 
Deutschen  Werke  und  die  Elektrowerke  als  Aktiengesellschaften 
aufziehen,  damit  sie  vollständig  für  sich  und  naclf  privatwirt- 
schaftlichen Grundsätzen  arbeiten. 

Zusammenfassend  möchte  ich  sagen,  daß  zur  Zeit  eine  der 
vornehmsten  Aufgaben  von  Regierung  und  Reichstag  die  sein 
muß,  alle  Mittel  zu  erschließen,  um  die  Reichsbahn  lebensfähig 
zu  erhalten,  d.  h.  sie  kredit-  und  ertragsfähig  zu  :"nachen,  sie 
nicht  als  Verwaltungsdomäne  einer  einzelnen,  Beamtenkategorie 
zu  betrachten  oder  zu  einer  Versorgungsanstalt  herabsinken  zu 
lassen.  Letzten  Endes  ist  eben  die  Eisenbahn,  das  \'erkehrs- 
institut  des  deutschen  Volkes  und  muß  uns  als  Rückgrat  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  erhalten  werden. 

Die  Antwort  des  Ministers  G  r  ö  n  e  r  auf  diese  Ausführun- 
gen des  Abgeordneten  Wieland  lautete: 

Was  das  Eisenbahnfinanzgesetz  anlangt,  so  möchte  ich  dem 
Herrn  Abgeordneten  Dr.  Wieland  doch  bitten,  daß  er  seine 
Ansicht  darüber  vielleicht  revidiert.  Ich  glaube,  die  vier  Punkte, 
die  er  erwähnt  hat,  treffen  nicht  zu.  Die  Ablehnung  der  Heran- 
ziehung weiterer  Sachverständiger  ist  ganz  anders  vor  sich  ge- 
gangen. Die  Vertreter  der  Gewerkschaften  sind  bei  der  Be- 
sprechung anwesend  gewesen,  die  ich  mit  einer  ganzen  Anzahl 
prominenter  Persönlichkeiten  des  Wirtschaftslebens  gehabt 
habe.  Es  sind  so  viele  Persönlichkeiten  gehört  worden,  daß  ich 
glaube,  daß  die  Zahl  eher  zu  groß  als  zu  klein  war.  Wir  haben 
auch  über  alles,  was  gesprochen  worden  ist,  eingehende  Steno- 
giamme  und  Niederschriften,  die  jedem  zugänglich  sind,  der  bei 
diesen  verschiedenen  Ausschüssen  tätig  ist. 

Dann  möchte  ich  doch  bitten,  dem  Aufsatz  des  Geheimrais 
von  Kienitz  in  dieser  Beziehung  keinerlei  Bedeutung  beizulegen. 
Der  Geheimrat  v.  Kienitz  hat  mit  den  organisatorischen  Arbei- 
ten auch  nicht  das  mindeste  zu  tun. 

(Abgeordneter  Dr.  Wieland:  Aber  er  hat  aus  der  Schule 
geplaudert!) 

Er  hat  auch  nicht  aus  der  Schule  geplaudert,  er  hat  das 
aus  sich  selbst  geschrieben. 

Der  Gegensatz  der  Techniker  und  Juristen  ist  einer  meiner 
größten  Schmerzen.  Ich  wollte,  ich  könnte  diesen  Gegensatz 
aus  der  Welt  schaffen.  Was  an  mir  liegt,  soll  alles  geschehen, 
um  die  Meinungen,  die  immer  wieder  aufeinanderplatzen,  aus- 
zugleichen, beziehungsweise  beiden  Teilen  möglichst  gerecht  zu 
werden.  Sie  wissen  ja  aus  meinen  früheren  Tätigkeiten,  daß  ich 
für  die  Techniker  ein  besonderes  warmes  Verständnis  jederzeit 
an  den  Tag  gelegt  habe. 

Was  dann  das  abfällige  Urteil  über  den  gemischtwirtschaft- 
lichen Betrieb  anlangt,  so  möchte  ich  auch  darauf  eingehen, 
damit  nicht  etwa  falsche  Meinungen  entstehen  können.  Ich 
glaube,  meine  Herren,  einer  der  ersten,  der  auf  die  Nützlichkeit 
gemischtwirtschaftlicher  Betriebe  auch  für  bestimmte  A'erkehrs- 
aufgaben  hingewiesen  hat,  bin  ich  selbst  gewesen.  Eine  der 
ersten  Anregungen,  wie  z.  B.  zur  Bildung  der  Neckargesellschaft, 
der  Donau-Main-Gesellschaft  gegeben  worden  'sind,  ist,  glaube 
ich,  von  mir  ausgegangen,  also  ich  bin  durchaus  ein  Freund  von 
gemischtwirtschaftlichen  Unternehmungeri  für  bestimmte  Auf- 
gaben. Ich  bin  mir  aber  noch  nicht  klar  über  die  Grenzen  dieser 
Aufgaben  im  volkswirtschaftlichen  wie  im  staatlichen  Interesse. 
Jede  Einrichtung,  jede  Organisation  hat  ihre  gewissen  natür- 
lichen Grenzen.  Geht  man  mit  der  Organisation  über  diese 
Grenze  hinaus,  so  erlebt  luan  Mißerfolge.  Nun  möchte  ich  die 
Sache  so  präzisieren:  Ich  bin  zur  Zeit  ein  voller  Anhänger  der 
gemischtwirtschaftlichen  Unternehmungen,  für  bestimmte  ört- 
lich oder  zeitlich  oder  in  beider  Richtung  begrenzte  Aufgaben- 
gebiete des  Verkehrswesens.  Ich  habe  nicht  nur  auf  dem  Gebiete 
der  süddeutschen  W'asserstraßen  die  Bildung  dieser  Gesellschaf- 
ten begünstigt.  Ich  habe  vor  kurzem  wieder  auf  demselben 
Gebiete  dahingehende  Anregungen  gegeben.  Ich  habe  auch  in 
meinem  eigenen  Betriebe,  im  Eisenbahnbetriebe,  solche  Gesell- 
schaften gebildet.  Wir  sind  dabei,  alle  diejenigen  Aufgaben,  die- 
nicht  mit  dem  eigentlichen  Eisenbahnbetrieb,  nicht  mit  d<n 
großen  Aufgaben  des  einheitlichen  Transportsystems  organisi^b 
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zusammenhängen,  in  anderer  Form  zu  organisieren.  Wie  weit 
wir  da  kommen  und  gehen  werden,  ist  eine  Frage  für  sich.  Das 
eine  aber  möchte  ich  bemerken:  wollen  Sie  sich  bitte  sehr  über- 
legen, ob  das  gemischtwirtschaftliche  System  gerade  für  die 
Reichsbahn  als  einheitliches  Transportsystem  in  Mitteleuropa 
eine  vorteilhafte  Lösung  darstellt!  Das  möchte  ich  doch  sehr  in 
Erwägung  stellen.  Denn  hier  handelt  es  sich  sofort  um  ganz 
andere  Aufgaben.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  zeitlich 
begrenzte  Aufgabe,  sondern  um  eine  zeitlich  unbegrenzte  und 
um  eine  räumlich  so  ausgedehnte  Aufgabe,  daß  bei  einem  an- 
dern Aufbau  die  Gefahr  besteht,  daß  gerade  das  Wesen  dieses 
einheitlichen  Systems,  wie  es  schon'  List  vor  hundert  Jahren 
\orgestellt  hat,  grundlegend  verändert  wird.  Darin  werde  ich 
eigentlich  bestärkt  durch  die  Erfahrungen,  die  gerade  in  den 
letzten  Jahren  während  des  Krieges  und  nach  dem  Kriege  in  den 
andern  Ländern  gemacht  worden  sind.  Ich  möchte  aber  heute 
nicht  näher  darauf  eingehen,  wollte  nur  nicht  verfehlen,  das  zur 
Aufklärung  zu  sagen. 

Der  Fall  der  Frachtberechnung,  den  der  Herr  Abgeordnete 
Dr.  Wieland  vorgebracht  hat,  scheint  sich  auf  eine  Zeit  zu  be- 
ziehen, wo  nur  eine  Hauptklasse  von  15  t  und  eine  Nebenklassc 
von  5  t  bestand.  Der  Tarif,  der  zurzeit  besteht,  hat  eine  Haupt- 
wagenklasse bei  Aufgabe  von  mindestens  15  t,  eine  Nebenklasse 
bei  Aufgabe  von  mindestens  10  t  und  eine  weitere  Nebenklasse 
bei  Aufgabe  von  mindestens  5  t.  Endlich  ist  in  neuerer  Zeit  die 
Bestimmung  wieder  eingeführt,  daß  bei  Gestellung  eines  10- 
Tonnen-Wagens  die  Fracht  nach  der  Hauptwagenklasse  nicht 
für  15,  sondern  nur  für  10  t  bezahlt  wird.  Vielleicht  darf  ich 
bitten,  daß  der  Herr  Abgeordnete  Dr.  \Vieland  mir  das  Material 
zukommen  läßt;  dann  lasse  ich  den  Fall  nachprüfen. 

Herr  Abgeordneter  Wieland  hat  eine  Reihe  von  Gesichts- 
punkten' für  die  Organisation  dargelegt,  denen  ich  zum  Teil  bei- 
pflichten kann.  Es  sind  die  Gesichtspunkte,  die  mich  bei  meiner 
.\rbeit  selber  bewegen.  Ich  würde  ganz  besonders  begrüßen, 
wenn  ich  in  der  Lage  wäre,  aus  meinem  Amte  eine  ganze  Reihe 
\  on  Geschäften,  die  uns  hier  in  der  Zentrale  im  Ministerium 
übermäßig  belasten,  zu  entfernen.  Aber  wie  steht  die  Sache? 
Die  Geschäfte  werden  von  uns  nicht  gesucht,  sondern  sie  werden 
an  uns  herangetragen.  Wir  können  uns  dieser  Geschäfte  heut- 
zutage noch  nicht  erwehren;  denn  niemand,  meine  Damen  und 
Herren,  der  irgend  etwas  auf  dem  Herzen  oder  irgend  eine  Be- 
schwerde oder  irgend  einen  Wunsch  hat,  begnügt  sich  mit  einer 
Entscheidung  draußen  bei  der  Direktion.  Er  traut  der  Direktion 
nicht  bzw.  er  hält  sie  für  bürokratisch  oder  bekommt  einmal 
t  ine  weniger  angenehme  Ablehnung  usw.  Kurz  und  gut,  das 
alles  läuft  heutzutage  bei  uns  zusammen.  Ich  bin  also  durchaus 
bereit,  im  weitesten  Maße  die  Geschäfte  hinauszulegen;  denn  ich 
halte  es  sachlich  und  in  jeder  Beziehung  für  unzweckmäßig,  alle 
diese  Dinge  an  der  Zentrale  im  Ministerium  zu  erledigen. 

Ich  dürfte  noch  eine  Bitte  an  den  Herrn  Abgeordneten  Dr. 
Wieland  aussprechen  und  stelle  diese  Bitte  auch  an  die  anderen 
Herren,  die  davon  Gebrauch  machen  wollen.    Es  kann  uns  nur 


nützlich  sein,  wenn  Persönlichkeiten-  aus  diesem  hohen  Hause, 
die  sich  für  die  eine  oder  andere  Frage  besonders  interessieren, 
sich  mit  uns  in  Verbindung  setzen,  sich  mit  der  betreffenden 
Abteilung,  in  diesem  Falle  also  mit  dem  Vorstande  der  Finanz- 
abteilung bzw.  mit  dem  technischen  Staatssekretär,  bezüglich 
des  Loslösens  der  Werkstätten  vom  Betrieb  eingehend  unter- 
halten und,  wenn  die  Herren  das  einmal  versuchen  wollen,  nach 
eingehender  Prüfung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  ihr  Urteil 
abgeben.  So  scheint  z.  B.  das  Loslösen  von  den  Werkstätten 
so  einfach  und  ist  so  riesig  schwer,  vielleicht  gar  nicht  durch- 
führbar; denn  nicht  die  Personalunion  an  der  obersten  Spitze 
ist  die  Hauptsache,  sondern  die  Werkstätte  hat  einen  dauernden, 
ununterbrochenen,  täglichen,  stündlichen  Verkehr  mit  dem  Be- 
trieb. Es  ist  kein  Fabrikationsbetrieb,  sondern  ein  reiner  Repa- 
raturbetrieb, und  die  Verbindungen  gehen  dauernd  hin'  und  her. 
Deshalb  gehen  wir  auf  diesem  Wege  so  vor,  daß  wir  die  V/erk- 
stätten  in  ihrer  Arbeit  selbständig  stellen,  in  allen  den  Fragen, 
für  die  sie  verantwortlich  zeichnen  müssen,  also  in  der  Tätigkeit 
der  großen  Reparaturstelle.  Im  übrigen  aber  möchte  ich  wider- 
raten, den  Zusammenhang  zwischen  Direktion,  Betrieb  und 
Werkstätten  völlig  zu  zerschneiden,  denn  auch  die  Personal- 
union an  der  Spitze  schafft  es  nicht.  Auf  die  kommt  es  gar 
nicht  wesentlich  an.  Der  Mann,  der  an  der  Spitae  steht,  wird 
sich  von  einer  ganzen  Masse  Arbeit,  die  mit  den  Werkstätten 
zusammenhängt,  später  entlasten  können,  wenn  die  Organisa- 
tion, wie  wir  sie  vorhaben,  bei  den  ^^'^erkstätten  erst  durch- 
geführt ist. 

Ich  kann'  Ihnen  also  auch  gerade  beim  Studium  des  Werk- 
stättenwesens nur  empfehlen,  sich  einmal  in  die  Werkstätten 
zu  begeben  und  eingehend  festzustellen,  ob  nun  tatsächlich  die 
Loslösung  der  Werkstätten  von  den,  Betrieben  nicht  unzweck- 
m.äßig  ist.  Bis  jetzt  sind  alle  Herren,  auch  die  Herren  in  der 
Technik  und  Industrie,  die  sich  mit  dieser  Frage  befaßt  haben, 
zu  der  Entschließung  gekommen:  die  Sache  bleibt  besser  so,  wie 
sie  ist,  und  man  beschränkt  sich  auf  eine  Selbständigmachung 
der  Werkstätten  als  solche.  Daß  das  Reichsverkehrsministerium 
ein  unbeholfener  Körper  wäre,  das  sieht  vielleicht  bloß  äußer- 
sich  so  aus. 

Ich  kann  aus  meiner  eigenen  Erfahrung  doch  wohl  sagen, 
daß  ich  bei  meinen  Mitarbeitern  das  größte  Verständnis  dafür 
finde,  daß  wir  alle  die  Dinge,  die  etwa  im  sogenannten  büro- 
kratischen System  begründet  sind  und  gewisse  Hemmungen  für 
schnelle  Erledigung  der  Geschäfte  usw.  darstellen',  beseitigen 
müssen.  Von  meinen  Mitarbeitern  geschieht  alles,  um  mich 
nach  dieser  Richtung  hin  zu  unterstützen. 

Zahlenmäßig  sind  wir  ja  auch  nicht  so  enorm  angewachsen, 
wie  es  vielleicht  den  Anschein  hat. 

Auch  in  dieser  Beziehung  ist  eine  eingehende  Prüfung  der 
Verhältnisse  durchaus  nützlich.  Ich  lade  die  Herren  ein,  bei 
uns  ihre  Studien'  zu  holen  und  dann  ihr  Urteil  endgültig 
zu  fällen. 


EIN  AUSSCHNITT  AUS  DER  DEUTSCHEN  ELEKTRIZITÄTSWIRTSCHAFT 
Das  Hochvoltnetz  und  die  Umspannwerke  für  die  Elektrizitäts- 
großversorgung der  Provinz  Sachsen  und  des  Staates  Anhalt 

VON    REGIERUNGS-   UND  BAURAT  KARL  MENTZEL,   HALLE  a.  S., 
mit  einem  Vorwort  von  Oberbaurat  B.  Heck,  Generaldirektor  der  Deutschen  Gontinental-Gas-Gesellschaft  in  Dessau 


(Foit-' 

Mit  dieser  Feststellung  war  erwiesen,  daß  weder  die  Kraft- 
(|uellen  noch  dieVerteilungsleitungen  für  die  weitere  Entwicklung 
.Ulf  dam  Gebiete  der  Ellektrizitätsversorgung  ausreichend  waren 
und  daß  sich  hier  noch  ein  weites  Feld  der  Tätigkeit  bot,  ganz 
abgesehen  von  dem  Umstände,  daß  die  jedes  einheitlichen  Planes 
'■:itbehrenden  zahlreichen  Einzelunternehmungen  schon  an  und 
tür  sich  eine  Zusammenfassung  als  dringend  notwendig  er- 
scheinen ließen. 

b)  Zweck  des  Unternehmens. 

So  entstand  das  Elektrizitätswerk  Sachsen-Anhalt,  A.-G.,  in 
Halle/S.  zur  Elektrizitätsgroßversorgung  der  Provinz  Sachsen 
und  des  Staates  Anhalt,  das  in  der  Fachwelt  unter  dem  Namen 
,.Esag"  bekannt  geworden  ist.  Die  Esag  bezieht  die  elektrische 
iMicrgie  auf  Grund  von  Strombezugsverträgen  in  der  Haupt- 
sache von  den  älteren  Kraftwerken  Harbke,  Nachterstedt,  Holz- 
weißig bei  Bitterfeld,  Gröbers  und  von  dem  im  Jahre  1915  bei 
Golpa  erbauten  Großkraftwerk  der  Elektrowerke  in'  Berlin  und 
\'in  dem  von  ihr  gepachteten  und  selbst  betriebenen  Kraftwerk 
Großkayna  bei  Merseburg.  Sie  leitet  den  Strom  auf  eigenen 
Hochvoltdrehstromleitungen  von  100  000,  50  000  und  .30  000  V- 
Spannung  weiter,  formt  den  Strom  in  meist  eigenen  Umspann- 
werken auf  die  Uebertragungsspannung  der  Städte  und  Ueber- 


zurg) 

landwerke  um  und  verkauft  ihn  dort.  Sie  verbindet  die  be- 
stehenden ( iroß-Kraftwerke  durch  eine  Ringleitung  zur  Ver- 
billigung  des  Stromes,  zur  Erhöhung  des  Ausnutzungsfaktors, 
zum  Ausgleich  und  zur  gegenseitigen  Unterstützung,  erschließt 
neue  Gebiete,  macht  der  Provinz  neue  Energiequellen  (Golpa, 
Großkayna)  zugänglich,  erhöht  dadurch  die  Sicherheit  der  Strom- 
lieferung und  ^'ermindert  gleichzeitig  den  Bedarf  an  Aushilfs- 
anlagen. Die  Notwendigkeit,  unwirtschaftlich  gewordene  Elek- 
trizitätswerke zu  erweitern,  entfällt.  Vielmehr  bietet  das 
neue  Unternehmen  die  Möglichkeit,  veraltete  Anlagen  allmäh- 
lich stillzulegen.  Bei  weiterem  Wachsen  des  Strombedarfcs 
können  neue  Groß-Kraf tquellen  leicht  an  das  Hochvoltnetz  an- 
geschlossen werden.  Erhebungen  und  Verhandlungen  zu  letzte- 
rem Zwecke  sind  eingeleitet. 

Diese  Leitgedanken  waren  bereits  in  dem  Gutachten  über 
die  Elektrizitätsversorgung  der  Provinz  Sachsen  enthalten,  das 
Professor  Dr.  G.  Rößlcr-Danzig  auf  Ersuchen  des  Provinzial- 
verbandes  im  Jahre  1917  erstattete.  Rößler  legte  seinen  Unter- 
suchungen zwei  verschiedene  Entwürfe  ausgedehnter  Hochvolt- 
leitungsnetze zugrunde.  Von  diesen  stützte  sich  der  eine  im 
wesentlichen  auf  das  damals  bei  Wittenberg  geplante  Groß- 
Kraftwerk  des  preußischen  .Staates,  der  andere  auf  die  vorhan- 
denen, auf  der  Braunkohle  gelegenen  Groß-Kraftwerke  der  Pro- 


227 


Ein  Ausschnitt  aus  der  deutschen  usw. 


16.  Jahrg.    Heft  22.    1.  Juni  1922. 


vinz,  wobei  er  deren  Erweiterung  und  bei  weiterer  Entwicklung 

den  Bau  eines  eigenen  Kraftwerkes  ins  Auge  faßte.  Die  Ge- 
samtkosten des  Netzes  waren  damals  zu  10,8  Mill.  M.,  der 
durchschnittliche  Preis  für  die  Abgabe  einer  KW-Std.  auf  3,5  Pfg- 
auf  der  Friedensgrundlage  von  1914  ermittelt.  Für  die  Verzin- 
sung des  Anlagekapitals  waren  5  %  und  für  Abschreibungen 
1,5  %  in  Aussicht  genommen.  Dabei  hatte  man  vorsichtiger- 
weise mit  einer  Gesamtfortleitung  in  dem  neuen  Verteilungsnetz 
von  nur  145  Mill.  KW-Std.  gerechnet.  Rößler  kam  zu  dem 
Ergebnis,  daß  das  Unternehmen  wirtschaftlich  sei  und  riet  zu 
seiner  Verwirklichung. 

c)  Umfang  der  Bauarbeiten. 

Die  in  der  Folgezeit  eintretenden  schwierigen  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  vor  allem  die  Preissteigerung  für  Stoffe 
und  Löhne  gaben  Veranlassung  zu  neuen  Untersuchungen.  Aber 
alle  Berechnungen,  die  man  später  über  die  Stromerzeugungs- 
und Fortleitungskosten  sowie  über  die  Wirtschaftlichkeit  des 
geplanten  Werkes  anstellte,  beruhten  mehr  oder  weniger  auf 
unsicheren  Annahmen,  so  daß  aus  ihnen  wirklich  brauchbare 
Schlüsse  nicht  gezogen  werden  konnten.  Andererseits  war  der 
Bedarf  an  elektrischer  Arbeit  bereits  im  letzten  Kriegsjahre 
und  besonders  nach  der  Staatsumwälzung  so  gestiegen,  daß 
trotz  des  für  die  Erstellung  derartig  umfangreicher  technischer 
Anlagen  ungünstigen  Zeitpunktes  im  Jahre  1919  mit  der  aus- 
fürlichen  Ausarbeitung  der  Bauentwürfe  durch  die  Elektro- 
technische Zentrale  Dessau  begonnen  wurde. 

Wenn  auch  von  einer  planmäßigen  und  vollen  Durch- 
führung der  Rößlerschen  Entwürfe  Abstand  genommen  werden 
mußte,  so  entschloß  man  sich  unter  Anlehnung  an  seine  Vor- 
schläge nach  sorgfältigen  Ueberlegungen  und  auf  Grund  der 
inzwischen  abgeschlossenen  Stromlieferungsverträge,  zunächst 
diejenigen  Leitungsbauten  in  Angriff  zu  nehmen,  die  zur  Be- 
seitigung der  Elektrizitätsnot  am  dringendsten  erschienen.  Da 
damals  ein  Neubau  bezw.  eine  wesentliche  Erweiterung  der  be- 
stehenden Großkraftwerke  nicht  in  Betracht  kam  und  der 
preußische  Staat  den  Bau  des  Groß-Kraftwerkes  bei  Wittenberg 
fallen  gelassen  hatte,  so  kam  es  neben  der  Verbindung  der  be- 
stehenden älteren  Kraftwerke  darauf  an,  auch  Golpa  und  das 
inzwischen  von  der  Esag  gepachtete  Kraftwerk  Großkayna  für 
die  Stromversorgung  Sachsens  mit  nutzbar  zu  machen.  Die 
aus  diesen  Erwägungen  bisher  hergestellten  bezw.  in  Angriff 
genommenen  Leitungen  sind  auf  der  beigegebenen  Karte  (Abb.  1) 
als  stark  ausgezogene  Linien  dargestellt.  Von  diesen  sind 
Crottorf— Oschersleben  und  die  zweite  Beseilung  Golpa— Magde- 
burg noch  nicht  fertiggestellt.  Die  gestrichelten  Linien 
bezeichnen  Leitungen,  die  für  den  weiteren  Ausbau  in  Aussicht 
genommen  sind.  Von  letzteren  werden  die  Leitungen  Groß- 
kayna—Osmünde, Amsdorf— Nachterstedt  und  Crottorf— Halber- 
stadt demnächst  ausgeführt  werden,  während  der  Zeit- 
punkt für  den  Bau  der  Leitung  Harbke — Salzwedel  und  der 
I.eitungen  nach  Bleicherode  und  Erfurt  noch  nicht  zu  übersehen 
ist  und  von  der  weiteren  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sowie  von  dem  Abschluß  günstiger  Stromlieferungs- 
verträge abhängt. *)F  r  e  m  d  e  Leitungen  sind  als  strichpunk- 
tierte Linien  gekennzeichnet.  Hierzu  sei  bemerkt,  daß  die  im 
Bau  begriffene  Leitunc  Stendal — Salzwedel  zwar  von  der  Land- 
elektrizität G.  m.  b.  H.,  Halle/S.,  erstellt  wird,  aber  mit  Esag- 
Strom  gespeist  werden  soll  und  daher  betrieblich  als  zum  Esag- 
netz  gehörig  zu  betrachten  ist.  Das  Esagnetz  wird  also  zu- 
künftig im  wesentlichen  aus  zwei  je  einmal  quer  geteilten  Ring- 
leitungen bestehen.  Der  eine  Ring  erstreckt  sich  in  nordsüd- 
licher Richtung  von  Großkayna  bis  Salzwedel  und  hat  die  Quer- 
verbindung Harbke— Magdeburg;  der  zweite  von  Großkayna  aus 
nach  Westen  zu  liegende  Ring  wird  durch  die  Orte  Eisleben — 
Bleicherode — Mühlhausen— Erfurt  und  Naumburg  begrenzt  und 
von  der  Leitung  Sangerhausen— Erfurt  durchquert.  Von  den 
ausgeführten  Leitungen  sind  Golpa— Magdeburg.  Harbke— Nach- 
terstedt und  Großkayna— Amsdorf  für  100  KV,  Crottorf— 
Oschersleben  für  30  KV,  alle  übrigen  Leitungen  für  50  KV- 
Spannung  gebaut. 

Die  für  das_  Esagnetz  als  Speisepunkte  dienenden  Groß- 
Kraftwerke  sowie  die  bereits  gebauten  bezw.  geplanten  Um- 
spannwerke sind  ebenfalls  aus  der  Karte  ersichtlich.  Letztere 
sind  dort  errichtet  worden,  wo  die  Abgabe  an  die  Unter- 
spannungsnetze bezw.  Einzelabnehmer  am  zweckmäßigsten  und 
wirtschaftlichsten  erschien. 

3.  Die  Hochvoltleitungen. 

a)  Linienführung. 

Bei  der  Entwurfsbearbeitung  der  Leitungen  wurde  eine  mög- 
lichst gerade  verlaufende  Linienführung  zwischen  den  Begren- 
zungspunkten der  Leitungen  angestrebt.  In  dem  fast  durchweg 
ebenen  Gelände  der  Provinz  waren  Geländeschwierigkeiten  kaum 
zu  überwinden.  Dagegen  mußte  mit  Rücksicht  auf  die  zum  Teil 
sehr  dicht  bevölkerten  Landstriche,  die  zahlreichen  Ortschaften, 
Eisenbahnen,  Straßen-  und  industriellen  Anlagen  von  der  geraden 


Linienführung  nicht  selten  abgewichen  werden.  Um  an  Lei- 
tungslänge und  damit  an  Kosten  zu  sparen,  hat  es  sich  nicht 
immer  vermeiden  lassen,  Kohlenfelder,  die  in  späteren  Jahren 
im  Bruchfeldbau  zum  Abbau  gelangen  sollen,  zu  überqueren. 
Hier  wird  sich,  wenn  auch  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren,  eine 
\erlegung  der  Leitungen  nicht  umgehen  lassen,  wobei  allerdings 
angenommen  wurde,  daß  sich  dann  die  Baukosten  wesentlich 
niedriger  als  heute  stellen  werden. 

Der  Grunderwerb  gestaltete  sich  zum  Teil  recht  schwierig, 
weil  die  Bedeutung  der  Elektrizitätsgroßvcrsorgung  leider  immer 
noch  nicht  überall  erkannt  wird  und  der  einzelne  glaubt,  augen- 
blickliche Eigenvorteile  dem  Gemeinwohle  voranstellen  zu  dür- 
fen, ohne  dabei  zu  berücksichtigen,  daß  auch  er  letzten  Endes 
aus  der  neuen  Anlage  früher  oder  später  in  irgendeiner  Form 
seinen  Nutzen  ziehen  kann,  auch  wenn  er  selbst  zurzeit  noch 
nicht  unmittelbarer  Stromverbraucher  ist.  Es  traten  beim  Bau 
der  Hochvoltleitungen  in  dieser  Beziehung  die  gleichen  Erschei- 
nungen auf,  die  dem  Planer  aus  der  Linienführung  von  Eisen- 
bahnen bekannt  sind.  Die  Schwierigkeiten  beim  Erwerb  des 
erforderlichen  Grund  und  Bodens  konnten  teilweise  nur  mittels 
des  von  den  einzelnen  Regierungen  dem  Elektrizitätswerk  Sach- 
sen-Anhalt, A.-G.,  bereitwilligst  verliehenen  Enteigungsrechtes 
mit  vereinfachtem  Enteignungsverfahren  überwunden  werden. 
Damit  wurde  die  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  auch 
öffentlich  anerkannt.  Die  für  jeden  Mast  sowie  für  die  Ueber- 
spannung  der  Leitungen  erforderlichen  Grundflächen  und  Ge- 
ländestreifen wurden  dem  neuen  Unternehmen  durch  Eintragung 
in  das  Grundbuch  in  Form  einer  dauernden  Dienstbarkeit 
sichergestellt. 

b)  Mäste. 

Um  die  Zahl  der  Mastarten  möglichst  zu  beschränken,  wo- 
durch eine  raschere  und  billigere  Herstellung  ermöglicht  wird, 
wurden  folgende  Regelentwürde  je  für  100  KV  und  50  KV 
aufgestellt: 

1.  Tragmast  der  geraden  Strecke, 

2.  Abspannmast   in  gerader  Strecke,  zugleich  Winkelmast 
für  Richtungsänderungen  bis  zu  140°, 

3.  Endmast  in  gerader  Strecke,  zugleich  Winkelmast  für 
Richtungsänderungen  bis  zu  120°, 

4.  Bahnkreuzungsmast. 

Die  Mäste  bestehen  sämtlich  aus  Flußeisen  mit  einer  vor- 
geschriebenen Festigkeit  von  mindestens  37  kg/mm^  und  sind 
nach  den  Vorschriften  des  VDE  und  —  soweit  deren  Belange 
berührt  werden  —  nach  den  Vorschriften  der  Reichspost  und 
der  Reichseisenbahnverwaltung  berechnet.  Hiernach  ergeben 
sich  folgende  zulässige  Stoffbeanspruchungen: 


Vorschi ift  der  VDE 

Post 

Eisenbahn 

Zulässige  Beanspr 
Flußeisen   1500 

uchung  \n  kg/cr 
1200  ! 

1000 

Niete  (Schub)  1200 

Niete  (Lochleibung)  2400 

1000 
2400 

800 
2000 

Schrauben  (Schub)  900 
Schrauben  (Lochleibung)  1800 

900 
1800 

900 
1800 

Knicksicherheit  nach 
Euler   3-facf 

Knicksicherheit  nach 

Tetmayer   2-fach 

3-fach 
2.5-fach 

4-fach 
3-fach 

Die  Belastungsannahmen  der  Mäste  sind: 


Nr. 

Gegenstand 

Belastung 

1 

Winddruck  auf  die  vordere  Mastfläche 

125  kg/mä 

2 

Winddruck  auf  die  hintere  Masifläche 

62,5  kg/m2 

3 

Winddruck  auf  die  Seile  und  Isolatoren 

0  5dl.  125  kg/m« 

4 

Leitungszug  auf  die  Abspannmaste  . . 

-  3  des  vollen  ein- 

seitigen Leitungs- 

zuges 

5 

Leitungszug  auf  die  Endmaste  

der  volle  ein- 

seitige Leitungs- 

zug 

*)  Inzwischen  hat  auch  der  Bau  eines  Teiles  der  letztgenannten 
Leitungen  greifbare  Gestalt  angenommen. 


Der  Querschnitt  der  Tragmaste  ist  rechteckig,  der  der  Ab- 
spannmaste gleichseitig  rechteckig.    Bei  den  Abspannmasten  ist 
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(Abb.  2)        Tragmast  100000  Volt  (Abb.  3)         Endmast  100000  Volt 
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(Abb.  4)  Tragmast  50000  Volt  (Abb.  5)  End masf  50000  Volt 
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der  Schwcllenfuß  so  berechnet,  daß  er  nach  Belieben  um  90°  ge- 
(htht  werden  kann,  je  nachdem  der  Mast  als  Abspannmast  in 
gerader  Strecke  oder  als  Winkelmast  Verwendung  finden  soll. 
Der  Regelabstand  der  100  KV-Maste  beträgt  250  m  und  der 
50  KV-Maste  230  m.    Der  Abstand  der  Seile  von  einander  wurde 

nach  d.r  bekannten  Formel  A  =  V  i  +  20  OOÖ  ^' "'^<J 
durch  SchwinRunpsbildcr  nachgeprüft,  denen  folgende  Abtricbs- 
und  Nacheilungswinkel  zugrunde  gelegt  sind: 


Bezeichnung  des  -  toß  s 

Größter  Abirieb 
in  Grad 

Nachei'ung 
in  Grad 

Aluminiumseil  

15 

Kupferseil  

50 

10 

St  .hlseil  

(iO 

15 

Die  Masthöhe  ergibt  sich  aus  dem  gewählten  Bodenabstand 
der  untersten  Leitung  (7.00  m),  dem  größten  Durchhang 
'!max  bei-|-40^  C)  und  der  Höhe  des  Mastkopfes.  Das  Gewicht 
'  ines  Tragmastes  der  geradtn  Strecke  beträgt  für  die  Spannung 
\on  100  KV  etwa  2800  kg  und  für  50  KV  etwa  2000  kg.  Die 


Mäste  wurden  von  den  Werken  in  drei  Schüssen  angeliefert. 
Jeder  Schuß  hat  an  beiden  Enden  wagerechte  Verstrebungen,  die 
zur  Aussteifung  bei  der  Beförderung  dienen  und  gleichzeitig 
verhindern  sollen,  daß  die  Schüsse  beim  Versand  ineinander  ge- 
schoben werden,  wodurch  beim  Abladen  und  Auseinanderzieheii 
auf  der  Baustelle  leicht  Beschädigungen  eintreten  können. 
Pfosten  und  Gitterwerk  bestehen  aus  gleichschenkligen  Winkel- 
eisen. Für  die  W'agercchteu  der  Seilträgcr  sind  U-Eisen  ge- 
wählt, die  durch  schräg  nach  oben'  gerichtete  Winkeleisen  ver- 
steift sind.  Hiernach  ergeben  sich  die  auf  Abb.  2 — 5  dar- 
gestellten 4  Regelformen  von  Trag-  und  Endmast  beider 
Spannungen. 

In  den  Abbildungen  fällt  auf,  daß  abweichend  von  der 
sonst  wohl  fast  allgemein  üblichen  Bauart  die  drei  Querträger 
für  die  Leiterseile  nicht  in  der  Reihenfolge  von  oben  nach  unten, 
sou'dern  von  unten  liach  oben  länger  werden.  I-'ür  diese  Wahl 
war  einmal  die  Erwägung  maßgebend,  daß  hierdurch  bei  Ketten- 
bruch ein  freies  Herabfallen  der  Leijungen  ohne  Berührung 
anderer  Seile  oder  der  Querträger  gewährleistet  wird  und  zwei- 
tens der  Umstand,  daß  jedes  Seil  zum  Zwecke  der  Prüfung  und 
Ausbesserung  ohne  gegenseitige  Behinderung  herabgelassen  und 
die  Isolatoren  bequem  ausgewechselt  werden  können.  Hierzu 
treten  noch  gewisse  elektrische  Vorteile,  die  darin  bestehen,  daß 
infolge  verringerter  Kapazität  gegen  Erde  der  Leerlaufstrom 
etwa  4  %  geringer  ist  als  bei  der  sonst  gebräuchlichen  umgc- 
kehrten  Anordnung.  (Fortsetzung  folgt) 


GEDANKEN  ÜBER  DIE  FORM  DES  SCHIENENKOPFES. 

VON  OBERBAURAT  PROFESSOR  FINDEIS,  WIEN. 


Es  will  scheinen,  daß  über  die  Gestaltung  des  iVhienenquer- 
ixhnittes  in  der  heutigen  Zeit  kein  Wort  mehr  zu  verlieren  ist, 
viele  Tausende  von  (jleiskilometern  gegenwärtig  auf  der  ganzen 
lelt  die  unzweifelhafte  Eignung  desselben  für  den  Zweck  einer 
'agfähigen  Fahrbahn  beweisen.    Es  erscheint  aber  doch  bemer- 
enswert,  festzustellen,  daß  sich  auch  selbst  in  dem  umfangreichen 
esestoff  über  Oberbauarten    und    Gleisformen    ein  unanfecht- 
arer  Beweis    für    die    unbedingte  Zweckmäßigkeit    der  heute 
üblichen  Schienenkopfform  nicht  findet.     Im  Gegenteil  nimmt 
man  heute  fast  allgemein  an,  daß  die  letztere  als  etwas  Erprobtes 
und     daher  Fest- 
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stehendes  zu  gehen 
hat.  Dies  war  in  den 
Jahren  der  Entwick- 
lung des  Eisenbahn- 
wesens indessen 
nicht  der  Fall  und 
hat  sich  insbesonders 
Eisendahndirektor  A. 
W  ö  h  1  e  r  mit  ein- 
gehenden .Studien') 
übej'die  Beziehungen 
zwischen  der  Form 
der  Radreifen  und 
der  Schiene  befaß'. 
Ebenso  finden  sich 
noch  Ende  der  acht- 
ziger Jahre  des 
vorigen  Jahrhun- 
derts einige  bemer- 
kenswerte Abhand- 
lungen''*) über  die- 
sen Gegenstand,  die 
.jedoch  leider  zu  einer  zielbewußt  hergeleiteten  Schlußfolgerung 
^ber  die  zweckmäßigste  Form  des  Schienenkopfes  nicht  führten, 
ann  geriet  aber  scheinbar  diese  Angelegenheit  überhaupt  in 
ergessenheit.  Die  einzelnen  Bahnverwaltungen  stellten  ihre  Nor- 
men für  die  anzuwendenden  Schienenformen  auf,  wobei  sie  sich 
meist  mehr  nach  bewährten  Vorbildern  als  nach  unabhängigen 
Gedankenschlüssen  richteten,  so  daß  wesentliche  Abänderungen 
nicht  zu  verzeichnen  sind.  Erst  in  neuester  Zeit  ist  die  Frage  der 
Schienenkopfgestalt  und  ihr  Einfluß  auf  den  Kurvenwiderstand 
und  die  Abnützung  von  Schienen  und  Radreifen  und  auf  die 
damit  zusammenhängende  .Sicherheit  gegen  Entgleisung  in 
Bögen  durch  die  Straßenbahningenieure^)  weiter  aufgerollt 
worden,  ohne  jedoch  vorläufig  auch  bei  den  Oberbautechnikern 
der  Hauptbahnen  allgemeine  Beachtung  zu  finden. 

')  ,,Ueber  den  Einfluß  der  Form  des  Scliienenkopfes  und  der  Radreifen 
auf  deren  gegenseitige  Abnutzung-  und  auf  die  Bewegung  der  Eisentiahnfahr- 
zeuge."  Zeitschrift  für  Bauwesen   1859  .S.  3öO. 

,,1,'eber  die  Bezieliungen  zwischen  Schienenkopf  und  Radreifenprofil."  Zen- 
tralblatt der  Bauverwaltung  1881,  S.   181  und  1884,  S.  177. 

2|  II  e  1  m  b  r>  t  h  ,  ,,Üie  Ursachen  der  Abnützung  von  Spurkränzen  und 
Schienen  in  Bahnkrümmungen."  Zeitschrift  des  Vereins  deutsclier 
Ingenieure  1888. 

Ing.  O.  Hausmann,  ,,Ueber  Radlaufflächen  bei  Straßenbahnen"  und 
„Beitrag  zur  Frage  rler  Beziehung  zwischen  Fahrzeug  und  Gleis  bei  .Straßen- 
bahnen."    Gablonz,  im  Selbstverlag  des  Verfassers. 


Im  Nachfolgenden  sollen  deshalb  die  bezüglichen  Verhält- 
nisse unter  Zusammenfassung  der  in  den  angegebenen  eisenbahn- 
wissenschaftlichen Arbeiten  niedergelegten  Gedanken  dargestellt 
werden,  um  so  durch  Erweckung  der  Aufmerksamkeit  eines 
größeren  Technikerkreises  vielleicht  zu  weiteren  wichtigen  Er- 
gebnissen zu  kommen. 

Um  zu  verhindern,  daß  die  Räder  der  Fahrzeuge  die  verhält- 
nismäßig schmale  Lauffläche  der  Schiene  verlassen,  versieht  man 
sie  allgemein  mit  Spurkränzen,  die  fast  in  allen  Fällen  innen- 
liegende sind.    Diese  sollen  durch  ihre  Gegenwirkung  auf  die 

Seitenflächen  der 
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eJbb3 
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Schienen,  die  man 
bisher  meist  lotrecht 
gestellt  hat,  das  Ver- 
bleiben des  Rades 
auf  der  Fahrfläche 
gewährleisten.  Für 
die  Ausübung  der 
führenden  Seiten- 
kräfte wären  nun 
wohl  lotrechte  Rad- 
üanschen  am  geeig- 
netsten, doch  hatman 
wegen  des  Befahrens 
der  Gleiskrümmun- 
V  gen  der  Spurkranz- 
fläche eine  Neigung 
gegen  die  Lotrechte 
gegeben,  so  daß  die- 
se, abgesehen  von 
den  Ausrundungen, 
eine  Kegelfläche  bil- 
det. Abb.  1  stellt  die 
so  gekennzeichnete  Radform  schematisch  im  Querschnitt  dar; 
Abb.  1  a  in  der  Seitenansicht  und  Abb.  Ib  im  Grundriß. 

Denkt  man  sich  durch  die  Fahrfläche  ff  eine  wagrechte 
Ebene  gelegt,  so  schneidet  diese  die  Kegelfläche  des  Spurkranzes 
in  der  mit  abc  bezeichneten  Linie,  welche  eine  Hyperbel  ist. 
Wählt  man  den  Neigungswinkel  des  Flansches  gegen  die  Lot- 
rechte kleiner  (steiler),  so  rücken  die  Punkte  bc  näher  an  die 
Fahrkante  ff,  d.  h.  die  Hyperbel  wird  flacher  (Abb.  2).  Bei  lot- 
rechtem Spurkranze  würde  sie  sich  gänzlich  zu  einer  Geraden 
strecken,  so  daß  das  Rad  in  diesem  äußersten  Fall  die  Fahr- 
kante ff  nicht  nur  im  Punkte  a,  sondern  theoretisch  in  allen 
Punkten  der  Linie  bac  berührt  (Abb.  3). 

Man  kann  sich  nun  leicht  vorstellen  und  auch  berechnen^), 
daß  bei  gekrümmter  Fahrschiene  auch  bei  geneigtem  Radflansche 
ebenso  eine  Berührung  des  Flansches  auf  der  ganzen  Länge  der 
Spurkranzführung  eintritt  (Abb.  4),  da  man  statt  des  Hyperbel- 
stückes ihren  Scheitelkreis  setzen  kann  und  daß  bei  noch 
schärferen  Bogen  des  Gleises  das  Rad  zwar  in  den  Punkten 
b  und  c,  nicht  aber  im  Punkte  a  die  Fahrkante  der  Schiene  be- 
rührt (Abb.  5).  Uebersteigt  nun  die  Reibung  zwischen  Spur- 
kranz und  Fahrschiene  (im  Punkte  c)  einen  gewissen  Wert,  so 

'0  Boedecker,  „kad  und  Schiene".    Hannover  1887,  S.  3o  und  07. 
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kippt  das  Rad  nicht  auf  der  Lauffläche  sondern  um  den  Punkt  c 
des  Spurkranzes,  d.  h.  es  „steigt  auf",  eine  Erscheinung,  die  dem 
praktischen  Eisenbahntechniker  leider  nur  zu  gut  bekannt  ist. 
Man  sieht  auch,  daß  ein  in  nächster  Nähe  von  c  befindlicher 
Punkt  d  (Abb.  la  und  5)  des  Spurkranzrandes  oberhalb  der 
Lauffläche  des  Rades  sich  befindet,  somit  bei  der  Abwälzung  des 
Rades,  wo  er  sich  wegen  der  gleichzeitigen  fortschreitenden  Be- 
wegung fast  lotrecht  auf  die  Lauffläche  herabsenkt,  leicht  auf 
den  Schienenkopf  gelangen  kann,  wodurch  sich  eben  das  Auf- 
steigen des  Rades  erklärt. 

Diese  wichtige  Erkenntnis  sollte  m.  E.  durch  eine  Vor- 
schreibung des  Neigungswinkels  des  Radflansches  zum  Ausdruck 
kommen,  sowie  ein  Zusammenhang  desselben  mit  der  kleinsten 
zulässigen  Krümmung  hergestellt  und  durch  verhältnismäßig  ein- 
fache theoretische  Rechnungen  und  praktische  Versuche  er- 
härtet werden^).  Tatsächlich  empfehlen  die  Technischen  Ver- 
einbarungen d.  V.  d.  E.  auch  ein  Radreifenprofil  mit  einer  Neigung 
des  Flansches  von  beiläufig  30°  gegen  die  Lotrechte,  doch  ist 
dieses  Maß  nur  mittelbar  aus  den  anderen  Abmessungen  abzu- 
leiten. Immerhin  scheint  man  schräge  Spurkranzflächen  fast 
bei  allen  Bahnverwaltungen  für  günstig  zu  halten,  so  daß  man  an- 
nehmen kann,  daß  der  Beweis  für  die  Notwendigkeit  der  Neigung 
der  führenden  Spurkranzfläche  als  erbracht  anzusehen  ist.  Trotz- 
dem findet  sich  mei- 
nes Wissens  in  kei-  ,^ 
nem  Lehr- oderHand- 
buch  des  Eisenbahn- 
oberbaues ein  Hin- 
weis auf  das  vor- 
stehend Erörterte^). 

Während  man  so 
—  vielleicht  eben 
nicht  ganz  des  dafür 
maßgebenden  Grun- 
des bewußt  —  all- 
gemein Spurkränze 
mit  geneigten  Füh- 
rungsflächen anwen- 
det, hat  man  die 
führenden  Seiten- 
flächen der  Schienen 
nach  älteren  Vor- 
bildern fast  aus- 
nahmslos lotrecht  ge- 
macht, ohne  daß  die 
Vorteile  und  Nach- 
teile solcher  Form- 
gebung ausführlich 
gegeneinander  abge- 
wogen worden  wä- 
ren. 

Ueber  die  gegen- 
seitige Abnüt'ung 
von  so  geform- 
ten Radreifen  und 
Schienen  hat  sich 
schon  W  ö  h  1  e  r 
1881  Gedanken  ge- 
macht. Die  dabei 
herrschenden  Vor- 
gänge können  etwa 
wie  folgt  erläutert  werden: 

Nachdem  bei  Abrollung  des  Rades  auf  der  Lauffläche  sämt- 
liche Punkte  des  Spurkranzes  größere  Kreise  beschreiben  als  der 
Laufkreis,  somit  längere  Wege  zurücklegen,  als  der  fortschrei- 
tenden Bewegung  entspricht,  müssen  alle  die  Fahrschiene  be- 
rührenden Punkte  des  Spurkranzes  an  der  Führungsfläche  der 
Laufschiene  gleiten,  somit  eine  größere  Abnützung  hervor- 
rufen. Ein  fortwährendes  Anliegen  des  Spurkranzes  an  der 
Schiene  findet  aber  nur  in  den  Außensträngen  der  Bogen  statt, 
wo  übereinstimmend  mit  dieser  Ueberlegung  tatsächlich  eine  sehr 
bemerkbare  seitliche  Schienenabnützung  stattfindet.  Abb.  6 
zeigt  an  einem  solchen  abgefahrenen  Querschnitt,  daß  hier  die 
seitliche  Führungsfläche  der  Neigung  des  Spurkranzes  ent- 
sprechend schief  abgenützt  ist. 

Andererseits  nützen  sich  auch  die  Radkränze  der  Räder  der- 
art ab,  daß  ihr  Querschnitt  im  ausgelaufenen  Zustande  mehr  der 
Form  des  Schienenkopfes  angepaßt  wird,  wodurch  sich  die 
Führungsfläche  des  Radflansches  versteilt,  oder  das  sogenannte 
„Scharflaufen  der  Räder"  eintritt.    (Abb.  7.) 

Die  Beobachtung  der  gegenseitigen  Abnützung  zwischen 
Rad  und  Schiene  ergibt  mit  Sicherheit  das  Bestreben  beider  Teile, 
ihre  Oberflächenform  einander  anzupassen.  Die  ursprüngliche 
Verschiedenheit  der  beiden  Oberflächenquerschnitte  ist  aber  auch 
augenscheinlich  die  Ursache  für  die  verhältnismäßig  große  Ab- 
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5)  Bei  der  Stubaitalbahn  in  Tirol  (1-m-Spur,  Kleinsthalbmesser  35  m) 
konnte  erst  mit  einem  durch  eine  Reihe  von  Versuchen  gefundenen  Radreifen- 
profil ein  sicheres  Befahren  der  Bogen  erzielt  werden. 

8)  Auch  die  1020  erschienenen  ,, Grundlagen  des  Gleisbaues"  von  Geh. 
Baurat  B  r  ä  u  n  i  n  g  ,  Berlin,  Verlag  W.  Ernst  &  Sohn,  gehen  hierauf  nicht 
näher  ein. 


nützung  der  Schienen  im  Bogen,  wo  fortwährendes  Anschneiden 
der  Räder  an  der  Fahrkante  erfolgt,  aber  auch  der  Radreifen, 
wo  eben  auch  die  Berührung  fast  ausschließlich  nur  in  der  Hohl- 
kehle nach  einer  der  Schienenachse  gleichlaufenden  Linie  und 
nicht  nach  einer  Fläche  erfolgt,  die  dem  Stoffverschleiß  be- 
deutend mehr  Widerstand  bietet. 

Man  kann  wohl  annehmen,  daß  die  geleistete  Reibungsarbeit 
mit  der  Raummenge  des  abgeschliffenen  Schienenstoffes  verhält- 
nisgleich ist.  Deshalb  wird  sich  bei  Berührung  zweier  reibender 
Teile  nach  einer  Linie  (Abb.  8),  wo  die  Verschleißfläche  (mnop) 
daher  ein  Rechteck  ist,  sich  theoretisch  nur  das  halbe  Ab- 
nützungsausmaß (a)  ergeben,  wie  bei  einer  dreieckigen  Ver- 
schleißfläche (mno)  in  Abb.  9. 

Umgekehrt  wird  das  Eindringen  einer  Kante  o  in  eine 
Fläche  ff  (Abb.  11)  doppelt  so  tief  oder  doppelt  so  rasch  vor  sich 
gehen,  als  das  Einarbeiten  einer  breiteren  Arbeitsfläche  mn 
(Abb.  10). 

Will  man  die  früher  ebene  Fläche  des  Körpers  B  wieder 
durch  Abdrehen  herstellen,  so  muß  man  bei  einer  Abnützung  nach 
Abb.  11  auf  viel  größere  Tiefe  und  viel  mehr  Baustoff  abdrehen, 
was  in  beiden  Hinsichten  unwirtschaftlich  ist. 

Diese  Hinweise  geben  vielleicht  einen  Fingerzeig,  wie  man 
einerseits  der  großen  Abnützung  der  Außenschienen  in  Gleis- 
bogen und  anderer- 
seits dem  mit  Recht 
gefürchteten  Scharf- 
laufen der  Lokomo- 
tiv-  und  Wagenräder 
etwas  abhelfen  kann, 
indem  man  Schienen- 
kopf- und  Radform 
bis  zu  einem  prak- 
tischen Maße  gleich- 
gestaltig  macht.  Dies 
kann  —  bei  Vor- 
aussetzung der 
Zweckmäßigkeit  der 
derzeit  gebräuchli- 
chen Radreifen  form 
mitschrägemFlansch 
—  wohl  nur  durch 
Neigung  der  Sei- 
tenfläche des 
Schienenkopfes 
gegen  die  Lotrechte 
um  einen  etwas  klei- 
neren Winkel  (etwa 
20  bis  250)  3)5  die 
Führungsfläche  des 
Spurkranzes  erreicht 
werden  (Abb.  12). 

So'che  Schienen- 
querschnitte wurden 
schon  ausgt  führtund 
derartiger  überbau 
verlegt'),  doch  beab- 
sichtigte man  durch 
diese  Form  lediglich 
die  Laschenanlage- 
flächen  unter  dem 
Schienenkopf  zu 

vergrößern,  was  bei  den  jetzt  gebräuchlichen  Kopfbreiten 
(bis  72  mm)  nicht  mehr  erforderlich  scheint. 

Man  könnte  gegen  die  Neigung  der  Seitenfläche  wohl  an- 
führen, daß  sie  beim  Zusammentreffen  widriger  Verhältnisse  das 
Aufsteigen  scharf  gelaufener  Räder  eher  gestatten  werden,  als 
lotrechte  Führungsflächen.  Insbesondere  könnte  vermutet 
werden,  daß  beim  Uebergang  vom  jetzigen  Schienenquerschnitt 
zum  vorgeschlagenen,  sich  die  Räder  an  den  lotrechten  Schieneu- 
flächen  noch  wie  früher  scharflaufen,  um  dann  auf  den  geneigten 
Seitenflächen  zum  Aufsteigen  zu  kommen.  Gegen  dieses  Be- 
denken kann  wohl  angeführt  werden,  daß  dies  zunächst  bei  neuen, 
räumlich  abgeschlossenen  Bahnen  (Neben-  und  Kleinbahnen)  mit 
nicht  auf  andere  Linien  übergehendem  Fahrpark  nicht  zutreffen 
würde,  so  daß  man  wenigstens  in  solchen  Fällen  —  ähnlich  wie 
es  die  Straßenbahnen  schon  gegenwärtig  tun  —  Versuche 
über  die  Zweckmäßigkeit  geneigter  Schienenkopf- 
Seitenflächen  machen  sollte.  Ferner  ist  es  wohl  Tatsache,  daß 
man  auch  heute  selbst  in  scharfen  Bögen  die  schief  abgelaufenen 
Schienen  noch  ziemlich  lang  beläßt  und  die  Gefahr  des  Auf- 
steigens der  aus  den  erörterten  Gründen  scharf  gelaufenen  Spur- 
kränze in  Kauf  nimmt,  so  daß  hier  wohl  noch  ein  ungünstigerer 
Zustand  entsteht,  als  bei  teilweiser  Einführung  geneigter 
Schienenkopf-Seitenflächen,  welche  ihrerseits  wieder  das  Scharf- 
laufen der  Räder  voraussichtlich  bedeutend  mildern  würden. 

Zumindest  wäre  diese  Frage  wohl  wert,  daß  sie  durch  weitere 
Erörterung  und  geeignete  Versuche  näher  geprüft  würde. 


/7 


7)  System  V  der  Oe.  N.  W.  B.  Normalblatt  VII  1894  und  Oberbau  der 
Reichseisenbahn  in  Elsaß-Lothringen. 
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Die  mit  so  großer  Spannung  und  Hoffnung  erwartete  Kon- 
ferenz von  Genua  ist  zu  Ende  gegangen  ohne  jähen  Bruch, 
wie  es  wiederholt  zu  befürchten  stand,  sondern  leise  hinüber- 
u'lcitend  zu  der  in  einem  ^lonat  beginnenden  Konferenz  im 
Haag.  Ist  Genua  mit  Recht  mit  einer  Wirtschaftskonferenz  be- 
zeichnet worden?  Hat  sie  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  einschnei- 
dende Verhandlungen  und  so  bedeutugsvolle  Folgewirkungen  her- 
vorgebracht, daß  man  Genua  als  einen  Markpfeiler  bei  dem  wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau  Europas  anzusehen  berechtigt  ist? 
1 'iese  Fragen  müssen  wohl  trotz  der  geringen  Augenblicksaus- 
wirkungen der  Konferenz  doch  bejaht  werden.  Sind  doch  zum 
1.  Mal  nach  dem  Völkerringen'  die  bisher  feindlichen  Nationen 
zusammen  zu  einer  friedlichen  Verständigung  an  den  Verhand- 
lungstisch getreten  und  die  liegt  heutzutage  mehr  denn  je  auf 
wirtschaftlichem  nicht  politischen  Gebiet. 

In  der  Wirtschaftskommission  der  Genueser 
Konferenz  sind  schwerwiegende  Entschließungen  gefaßt  worden, 
die  als  günstig  für  die  weitere  Entwicklung  des  deutschen 
Handels  und  der  deutschen  Wirtschaft  angesehen  werden 
können.  Nach  dem  Versailler  Diktat  besteht  für  Deutschland 
bei  Abschluß  von  Handelsverträgen  allen  Unterzeichnern  des 
Diktats  gegenüber  die  einseitige  Pflicht  der  Meistbegün- 
-tigung,  d.  h.  sie  muß  von  Deutschland  gewährt  werden, 
"hne  daß  es  selbst  sie  fordern  kann.  Das  hätte  zur  Folge,  daß 
die  deutsche  Einfuhr  nicht  dem  Mindesttarif,  sondern  dem 
( Icneraltarif  unterliegen  würde,  was  in  manchen  Fällen  einer 
Iti-fachen  Belastung  gleichkommt.  Das  bedeutet  Zollkrieg  gegen 
Deutschland.  Durch  die  Einführung  des  von  der  Wirtschafts- 
kommission empfohlenen  Grundsatzes  der  Meistbegünstigung 
würde  ein  weiterer  bedeutungsvoller  Schritt  getan  werden,  um 
die  zur  Zeit  herrschende  Wirtschaftskrise  zu  beseitigen.  Dem 
Grundsatz  der  Durchführung  der  allgemeinen  Gleichbegünsti- 
gung ist  der  hochentwickelte  Weltverkehr  und  die  gegenseitige 
wirtschaftliche  Durchdringung  der  Völker  vor  dem  Kriege  zu- 
zuschreiben, während  die  verkehrte  Wirtschaftspolitik  nach  dem 
Kriege  Absatzstockung  hervorgerufen  und  ein  Heer  von  10  Mill. 
Arbeitslosen  geschaffen  hat.  Es  wurde  von  der  Kommission 
der  Kompromißantrag  angenommen:  „Die  Konferenz  bestätigt 
den  Grundsatz  einer  gerechten  Regelung  des  Handels,  wie  er  im 
Artikel  23  des  Völkerbundsaktes  niedergelegt  ist.  Sie  empfiehlt 
dringend  die  Wiederaufnahme  der  Handelsbeziehungen  auf  der 
Grundlage  von  Handelsverträgen.  Diese  sollen  einerseits  auf 
dem  System  der  Gegenseitigkeit  beruhen,  das  den  besonderen 
Umständen  anzupassen  ist,  und  sollen  andererseits  in  einem 
möglichst  weitgehenden  Umfange  den  Grundsatz  der  Meist- 
begünstigung enthalten."  Diesem  Antrage  wurden  von 
englischer  Seite  2  Anmerkungen  hinzugefügt:  „1.  Die  Mehrheit 
der  in  der  Wirtschaftskommission  vertretenen  Staaten  erklärt, 
obwohl  sie  die  Schwierigkeiten  vorübergehender  Art  anerkennt, 
die  sich  der  allgemeinen  Aufnahme  der  Meistbegünsti- 
gung s  behandlung  entgegenstellen,  daß  diese  das  Ziel  ist,  das 
sie  verfolgen  muß.  2.  Die  Mehrzahl  der  vertretenen  Staaten 
konstatiert  ebenso,  daß  es  wünschenswert  ist,  daß  die  Staaten 
in  Handelsabmachungen,  die  sie  eventuell  mit  anderen  Staaten 
schließen  könnten,  sich  nicht  durch  irgendwelche  Abmachung 
binden,  die  darauf  abzielt,  zu  verhindern,  daß  die  Zollermäßigung 
oder  Zollerleichterung,  die  sie  gegenseitig  einführen  könnten, 
auf  andere  Staaten  angewandt  würde." 

Der  am  lf5.  April  zwischen  Deutschland  und  Rußland  ab- 
geschlossene Vertrag  von  R  a  p  o  11  o  wird  von  maßgebender 
Wirtschaftsseite  als  der  Beginn  eines  neuen  Kapitels  Welt- 
geschichte bezeichnet.  Er  schaffe  Deutschland  Rückendeckung 
und  reihe  es  wieder  unter  die  Zahl  der  ernstgenommenen  Groß- 
mächte mit  selbständiger  Politik  ein.  Der  Vertrag  enthält  im 
wesentlichen  gegenseitigen  Verzicht  auf  den  Ersatz  der  Kriegs- 
küsten  und  der  zivilen  Schäden  und  sagt  die  Rfeistbegünstigung 
in  Wirtschafts-  und  Handelsverkehr  zu.  Der  Artikel  V  kenn- 
zeichnet den  Geist,  von  dem  die  künftige  Zusammenarbeit  ge- 
tragen sein  soll:  „Die  beiden  Regierungen  werden  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  der  beiden  Länder  in  wohlwollendem  Geist 
entgegenkoriimen.  Bei  einer  grundsätzlichen  Regelung  dieser 
Frage  auf  internationaler  Basis  werden  sie  in  vorherigen  Ge- 
dankenaustausch eintreten.  Die  deutsche  Regierung  erklärt  sich 
bereit,  die  ihr  neuerdings  mitgeteilten  von  Privatfirmen  beab- 
sichtigten Unternehmungen  nach  Möglichkeit  zu  unterstützen 
und  ihre  Durchführung  zu  erleichtern." 

Man  muß  sich  allerdings  bei  dem  in  Aussicht 
stehenden  Handelsverkehr  mit  Rußland  nicht  zu  weit- 
gespannten Hoffnungen  hingeben.  Rußland  ist  ein  Land 
mit  gänzlich  zerrüttetem  Verkehrswesen.  Sein  Handel 
bewegt  sich  zurzeit  noch  mehr  auf  Bahnen  des  Handels  mit  Alt- 
material, d.  h.  des  Trödelhandel.  Eine  Neuproduktion  ist  wohl 
kaum  in  nennenswertem  Maße  in  die  Wege  geleitet.  Das  Land 
wird  von  einer  in  seiner  Auswirkung  nicht  auszudenkenden 
Hungerepidemie  heimgesucht.  Es  verhungern  buchstäblich  zur- 
zeit Hunderttausende,  wenn  nicht  Mdlionen.  Saatgetreide  steht 
nicht  in  genügender  Menge  zur  Verfügung,  und  wird  es  heran- 
transportiert, so  stürzen  sich  die  Hungerndeni  darauf  zur  Be- 


reitung von  Nahrungsmitteln.  Die  heutige  Hungerperiode  wird 
sich  noch  jahrelang  durch  den  Mangel  an  Produkten  auswirken. 
Ehe  nicht  gründliche  Pionierarbeit  in  Rußland,  von  unten  an- 
gefangen, geleistet  worden  ist,  können  sich  auch  die  wohl- 
gemeintesten Verträge  nicht  auswirken.  Daß  Deutschland  an 
erster  Stelle  berufen  ist,  diese  Pionierarbeit  zu  leisten,  ist  durch 
den  Vertrag  von  Rapollo  der  Welt  vor  Augen  geführt  worden. 

Bezüglich  der  im  Verkehrsausschuß  auf  der  Kon- 
lerenz in  Genua  gepflogenen  Beratungen  und  der  Entschließung 
(lieser  Kommission  sei  auf  die  Ausführungen  des  deutschen 
Sachverständigen  Herrn  Staatssekretär  Stiel  er  in  dieser  Zeit- 
schrift verwiesen  *). 

Die  Beratungen  der  Fin'anzkommission  gipfelten 
darin,  die  Lösung  der  heikelsten  finanziellen  Fragen  in  einer 
nach  London  zusammen  zu  berufenden  Konferenz  der 
Vertreter  der  Zentralnotenbanken  zu  überlassen.  Die 
von  der  Kommission  aufgestellten  Richtlinien  fordern  als  grund- 
legend für  die  Finanzgesundung  eines  Staates  die  Beseitigung  des 
Defizits  im  jährlichen  Haushalt.  Sie  erkennen  an,  daß  dies  bei  eini- 
gen Ländern  schwerlich  ohne  Hilfe  einer  auslädischen  Anleihe  er- 
reicht werden  könne.  Dann  erst  sei  die  Stabilisierung  der  Wäh- 
rung möglich  und  durch  internationale  Vereinbarung  dieRückkehr 
zu  einer  gemeinsamen  Wertbasis,  als  die  einzig  und  allein  das 
Gold  in  Betracht  käme.  Ob  die  alte  Parität  oder  eine  neue,  der 
Kaufkraft  des  Geldes  angepaßte,  zu  wählen  sei,  müßten  die  ein- 
zelnen Länder  nach  ihrer  Finanzlage  entscheiden. 

Die  grundlegende  Richtigkeit  dieser  Ausführungen  haben 
deutsche  Kreise  längst  erkannt,  und  sich  deswegen  mit  dem 
Reparations-  und  Anleiheproblem  seit  längerer 
Zeit  beschäftigt.  Es  ist  von  der  deutschen  Regierung  in  Aus- 
sicht genommen,  und  so  auch  der  Reparationskommission  vor- 
geschlagen worden,  die  gesamten  in  Papiermark  entstehenden 
Staatsaussaben  durch  Einnahmen  aus  Steuern  und  inneren 
Anleihen  ohne  Vermehrung  der  Geldinflation  zu  decken, 
während  zur  Erfüllung  der  finanziellen  Verpflichtungen  gegen- 
über dem  Ausland  auf  Auslandsanleihen  in  Anspruch 
genommen  werden  müssen.  Es  läuft  also  das  Bestreben 
unserer  Regierung  bei  den  in  Paris  stattfindenden 
Verhandlungen  darauf  hinaus,  die  Reparationszahlungen  durch 
langfristige  Auslandsanleihen  in  Höhe  von  etwa  6  Milliarden 
Goldmark  abzulösen.  Für  diese  wären  wiederum  die  jährlichen 
Zinsen  und  Amortisationen  zu  zahlen,  die  auf  mindestens  450 
Millionen  Goldmark  geschätzt  werden  können,  eine  Summe,  die 
noch  in  drückendster  Weise  unser  Wirtschaftsleben  belasten 
würde.  Man  muß  sich  klar  machen,  daß  bei  einer  Stabilisierung 
des  Dollar  auf  275  Mark  ein  Entwertungsfaktor  65  eingetreten 
wäre  und  jährlich  30  Milliarden  Papiermark  aufzubringen  sein 
würden,  um  den  Auslands-Zinsdienst  zu  befriedigen.  Und  doch 
k(')nnte  wohl  Deutschland,  wie  kein  Land  belastet  mit  gewaltigen 
Steuern  und  mit  der  neuen  Zwangsanleihe,  aus  seiner  Wirtschaft 
heraus  diese  Leistung  aufbringen,  wenn  die  Sicherheiten,  die  für 
die  Gewährung  der  Auslandsanleihe  zu  gewähren  sind,  nicht  all 
zu  drückend  auf  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  lasten  und  es 
zu  einer  Stabilisierung  der  Mark  auf  einen  solchen  Stand  kommt, 
daß  der  deutschen  Industrie  ihre  Wettbewerbsfähigkeit  erhalten 
bleibt.  Die  zu  leistenden  Sicherheiten  sind  z.  B.  denkbar  in  der 
Gestalt  des  Pfandrechts  auf  die  Zölle,  in  der  Verpfändung  der 
Eisenbahnen  oder  in  Garantien  durch  die  Schwerindustrie,  die 
sich  ihrerseits  wieder  an  Staatsbesitz  also  beispielsweise  an  die 
Reichsbahnen  halten  würde.  Welcher  Weg  beschritten  wird, 
muß  dem  Gang  der  Pariser  Verhandlnrgen,  zu  denen  aus  Amerika 
der  Finanzmann  Morgan  eingetroffen  ist,  vorbehalten  bleiben. 

Während  man  so  in  Verhandlungen  die  Theorie  für  eine 
Besserung  der  Weltwirtschaftslage  zu  finden  sucht,  leidet 
Deutschland  in  der  Praxis  mehr  wie  je  unter  den  unglückseligen 
Valutaverhältnissen'.  Das  Steigen  der  Preise  für  die 
Lebenshaltung  ist  unübersehbar.  Der  Großhandelsindex  betrug 
Anfang  Mai  583  gegen  543  Anfang  April.  Im  Vergleich  zur 
Vorkriegszeit  =  100  stellt  sich  die  Preissteigerung  auf  6572  (das 
GGfache).  Der  Notenumlauf  nähert  sich  1,50  Milliarden  Mark. 
Der  für  den  Sommer  zu  erwartende  gewaltige  Fremdenzustrom 
nach  Deutschland  gibt,  so  gewinnbringend  er  für  die  Verkehrs-, 
Gastwirtsgewerbe  und  einzelne  besondere  gewerbliche  Zweige 
auch  sein  mag,  in  Anbetracht  der  sicher  erfolgenden  Lebens- 
mittelsteigerung, zu  volkswirtschaftlichen  Bedenken  Anlaß.  Es 
wird  von  vielen  Seiten  vorgeschlagen,  von  jedem  Fremden  beim 
Passieren  der  Grenze  eine  Goldmarksteuer  bis  zu  10  Mark  zu 
erheben  und  die  sich  ergebende  erhebliche  Summe  zum  billigeren 
Lebensmitteleinkauf  für  Einheimische  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Im  deutschen  Geschäftsleben  macht  sich  die  Angleichung 
der  Inlandpreise  an  die  Weltmarktpreise  seit  dem  Fortfall  der 
Lebefismittelzuschüsse  seitens  des  Reichs  und  seit  der  verstärk- 
ten steuerlichen  und  zollmäßigen  Erfassung  der  Produkte  und 
Rohstoffe  immer  mehr  bemerkbar.  Die  Industrie  steht  noch 
unter  dem  Zeichen  der  vergangenen  Hochkonjunktur,  da  sie  von 

*)  Vgl.  Transportfragen  in  Genua  von  Staatssekretär  Stieler 
V.  W.  Heft  21. 
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den  festgemachten  Aufträgen  zehrt.  Im  Ausfuhrgeschäft  zei- 
gen sich  bereits  Auftragslücken  und  im  Kleinhandel  ist 
der  Umsatz  wegen  Mangel  an  Kaufkraft  der  Bevölkerung  be- 
deutend zurückgegangen.  In  der  deutschen  Eisengroßindu- 
strie hat  die  Ausfuhr  von  Walzfabrikaten  in  der  Zeit  von  No- 
vember 1921  bis  Februar  1922  um  mehr  als  ein  Drittel  abge- 
nommen. In  letzter  Zeit  sind  größere  Auslandsaufträge  den 
deutschen  W^erken  besonders  auf  dem  Gebiet  des  Eisenbahn- 
oberbaumaterials entgangen.  Französische,  belgische  und  luxem- 
burgische Firmen  sind  vermutlich  mit  staatlichen  Subventionen 
in  erfolgreichen  Wettbewerb  eingetreten.  Durch  die  unzuläng- 
liche Rohstoffzufuhr  und  die  ungenügende  Koksversorgung  wird 
die  restlose  Ausnutzung  der  Anlagen  verhindert.  Der  Ankauf 
englischer  Kohle  macht  immer  weitere  Fortschritte.  Es  ist  so- 
gar vorgekommen,  daß  diese  von  industrieller  Seite  der  Reichs- 
bahn ageboten  worden  ist,  um  über  die  Bahn-Kokslager 
für  Industriewerke  verfügen  zu  können.  Ueber  gänzlich  unzu- 
längliche Regelung  der  Roheisenbelieferung  durch  den  Roh- 
eisenverband treten  immer  wieder  Klagen  auf.  Der  Roheisen- 
kommissar hat  es  bis  jetzt  nicht  verstanden,  eine  befriedigende 
Regelung  zu  schaffen.  Die  Zukunftsaussichten  der  Eisenindustrie 
sind  auf  der  letzten  Versammlung  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
und  Stahlindustrieller  nicht  als  verlockend  geschildert  worden. 
Man  sieht  zurzeit  noch  einen  Schutz  gegen  ausländische  Kon- 
kurrenz in  den  Einfuhrverboten.,  fürchtet  aber  für  die  Zukunft 
das  Gespenst  der  Arbeitslosigkeit. 

In  der  industriellen  Konzentratio  nsbewegung  ist 
die  Fusion  von  drei  Kölner  Kabelgesellschaflen  be- 
merkenswert. Es  handelt  sich  um  die  Deutsch-A  1 1  a  n  t  i  s  c  h  e, 
um  die  Deutsch-Südamerikanische  und  um  die  Ost- 
europäische Telegraphengesellschaft.  Bekannt- 
lich sind  die  Kabelgesellschaften  durch  den  Friedensvertrag  ge- 
zwungen worden,  ihre  Ueberseekabel  an  die  Entente  abzutreten. 
Sie  sollen  dafür  vom  Reich  Entschädigung  in  Papiermark  er- 
halten. Durch  den  Zusammenschluß  der  drei  Gesellschaften 
soll  die  Vorbedingung  für  den  Abschluß  der  Verträge  geschaffen 
werden,  welche  seitens  der  Gesellschaften  mit  dem  Reich  über 
die  von  diesem  zu  gewährende  Entschädigung  zu  schließen  sind. 
Als  in  neuerer  Zeit  besonders  hervorgetretener  Industrieblock 
muß  der  Kanold-Konzern  hier  Erwähnung  finden.  Ka- 
nold,  ein  Deutsch-Schwede,  besitzt  die  Mehrheit  der  Aktien  der 
S  :•-  r  o  t  t  i  A.-G.,  der  er  durch  den  Besitz  der  I.-D.  Gross  A.-(j. 
nach  dem  Fabrikbrande  helfend  zur  Seite  trat.  Das  war  ihm  um 
so  eher  möglich,  als  er  die  Betriebe  für  Zuckerwaren  von  Ka- 
nold-Bröderna  in  Berlin,  Nürnberg  und  Essen  zu  seinem  Besitz 
zählt.  Auch  weite  Häuserkomplexe  nennt  Kanold  in  Berlin  sein 
Eigen,  so  den  im  Bezirk  Osten  gelegenen  Andreashof  und 
die  Handelsstätte  Belle-Alliance.  Die  Berliner  Litho- 
graphische Anstalt  Kühn  Söhne  finanziert  er,  bei  dem  Bank- 
haus Alfred  Fester  &  Co.  in  Berlin  und  Düsseldorf  besitzt  er 
die  Aktienmajorität,  ebenso  wie  an  der  L  i  n  g  n  e  r  .A..-G.  Eine 
maßgebende  Beteiligung  an  den  O  d  o  1  -  Werken  und  an  der 
Zigarettenfabrik  Nivel  A.-G.  in  Düsseldorf  wird  ihm  weiter- 
hin zugeschrieben.  Die  Kanoldschen  Engagements  in  Deutsch- 
land werden  auf  Vi  Milliarde  Mark  geschätzt.  Es  handelt  sich 
also  um  eine  beachtenswerte  Konzernbildung,  die  durch  aus- 
ländisches schwedisches  Kapital  in  Deutschland  erfolgt  ist.  Nicht 
zum  wenigsten  gibt  die  Unterbewertung  der  Industrieaktien  an 
der  Börse  so  dem  Ausland  Gelegenheit,  sich  in  den  Besitz  deut- 
scher Anlagen  zu  letzen. 

Zum  Zwecke  der  Schaffung  einer  Handelsorganisation  auf 
dem  Gebiete  des  Maschinenbaues  auf  breitester  Grundlage  hat 
die  Rheinische  M  e  t  a  1  1  w  a  r  e  n  -  und  Maschinen- 
fabrik  mit   der  Verkaufsorganisation   des   de   Fries-  Kon- 


zerns eine  Verkaufsgemeinschaft  Rheinischer 
Maschinenfabriken  gebildet.  Rheinmetall  ist  durch 
Uebernahme  der  einschlägigen  Abteilung  von  Lauchhammer 
auch  im  Bau  von  Hütten  und  Stahlwerken  leistungsfähig  ge- 
worden und  ergänzt  dadurch  das  sich  hauptsächlich  auf.  Werk- 
zeuge und  Werkzeugmaschinen  erstreckende  Arbeitsgebiet  von 
de  Fries. 

In  der  künftigen  Wirtschaftsform  der  staatlichen 
B  e  r  g  V  e  r  w  a  1  t  u  n  g  e  n  werden  ähnlich  wie  bei  der  Reichs- 
bahn Umstellungen  geplant.  Es  soll  die  Hoheitsverwaltung  von 
der  eigentlichen  Bergverwaltung  getrennt  werden.  Man  will  die 
Betriebsverwaltung  auf  eine  ertragfähigere  Grundlage  stellen, 
dadurch  daß  die  Verwaltung  der  Bergwerke,  Hütten  und  Salinen 
(es  handelt  sich  in  diesem  Fall  um  preußischen  Besitz)  einer  oder 
mehreren  staatlichen  Aktien-Gesellschaften  übertragen  werden, 
in  denen  die  Geschäfte  in  privatwirtschaftlichem  Cieist  geführt 
werden  sollen. 

Oberschlesien  steht  in'  seinem  Polen  zugesprochenen 
Teil  vor  der  Uebergabe  an  die  Fremdherrschaft.  Inzwischen  hat 
sich  die  oberschlesische  Industrie  an  die  Neuorientierung 
ihrer  Werke  gemacht.  Werke,  deren  Besitz  durch  die  neue 
Grenze  geteilt  wird,  sind  damit  beschäftigt  selbstverständliche 
Verwaltungen  für  den  deutschen  und  den  polnischen  Teil  zu 
schaffen.  Die  Frage  der  Verlegung  oberschlesischer  Hüttenwerke 
nach  Mittelschlesien  (seitens  der  Fürstl.  Pleßschen  Verwaltung 
wird  die  Anlage  einerKokerei  in  Breslau  geplant)  beschäftigt  die 
schlesischen  Industriekreise  in  steigendem  Maße. 

In  der  ausländischen  Industrie  dauert  zum  großen 
Teil  die  Krisen-Depression  an.  Die  hier  und  da  eintretende 
leichte  Erholung  bedeutet  keine  durchgreifende  Besserung,  in 
England  ist  nur  als  Fortschritt  die  verstärkte  Ausfuhr  von 
Kohle  zu  verzeichnen,  die  fast  an  die  \"orkriegSzahl  heran- 
reicht. Sie  betrug  1,3,2  Mill  t  (ohne  Bunkcrkohle)  im  1.  Viertel- 
jahr 1922  gegenüber  5,4  Mill.  t  in  derselben  Zeit  1921.  Ins- 
gesamt wurden  von  Januar  bis  April  1922  etwa  62  Mill.  t  eng- 
lische Kohle  gefördert  gegenüber  rund  54  Mill.  t  im  1.  Quartal 
1921.  Auch  die  englische  Roheisenerzeugung  hat  zuge- 
nommen. Sie  betrug  im  April  394  (XK)  t  gegen  855  000  im  Monats- 
durchschnitt vor  dem  Kriege.  Ende  April  waren  1120  Hochöfen 
gegen  107  Ende  März  und  einem  monatlichen  Durchschnitt  von 
284  im  Jahre  1921  im  Betrieb.  In  der  englischen  Maschinen- 
b  a  u  i  n  d  u  s  t  r  i  e  ist  seit  November  21  ein  schwerer  Kampf  zwi- 
schen Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  im  Gange,  der  sich  um 
das  Maß  der  zuläsigen  Ueberstunden  als  Streitpunkt  dreht.  Zur- 
zeit sind  800  000  Arbeiter  ausgesperrt. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
können  ebenfalls  von  einer  erhöhten  Tätigkeit  der  Eisen  und 
Stahlindustrie  berichten,  deren  Produktion  etwa  25  %  mehr  be- 
trägt, als  im  Vorjahr.  Immerhin  macht  sich  allmählich  stärker, 
als  man  erwartet  hatte,  die  Auswirkung  des  Bergarbciterstreiks 
bemerkbar.  Eine  Anzal  Koksöfen  mußte  bereits  still^ielegt  werden. 

Die  südamerikanischen  Staaten  stehen  im  Zeichen 
einer  wirtschaftlichen  Absatzkrisis.  Argentinien,  Bolivien,  Bra- 
silien, Chile,  Peru  und  Uruguay  leiden  alle  unter  der  Absatz- 
stockung für  ihre  Produkte.  Der  Weltverbrauch  für  Kolonial- 
waren ist  gesunken.  Die  Völker  sind  nicht  mehr  in  gleichem 
Maße  kaufkräftigt  wie  vor  dem  Kriege.  ^ 

Zusammengefaßtes  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  b  i  1  d  :  Durch 
Genua  ist  Deutschland  wieder  in  die  Reihe  der  Wirtschaft- 
Völker  eingetreten,  deren  Stimme  in  Weltwirtschaftsfragen  Gel- 
tung hat.  Ob  es  sein  W^irtschaftslebcn  wieder  in  geordnete 
Bahnen  zu  lenken  imstande  sein  wird,  ist  von  der  Regelung  d.r 
Reparations-,  Anleihe-  und  W' ährungsfrsge  abhängig. 

Dr.  Baumann. 


(Cicero):  Die  g:ut  zugehauenen  Steine  schließen  sich  ohne 
Mörtel  aneinander.      (Nach  Moszkowski.  Ewige  Worte) 


Vereinsnachrichten 


fRoyer  Collard) : 
Tatsache. 


Nichts   ist  so   hartnäckig  wif  eine 
(Nach  Moszkowski.  Ewi^e  Worte) 


vSl.  Der    Reichsbund    der    höheren    Technischen  Beamten 

(R.  h.  T.  B.),  früher:  Bund  höherer  Baubeamter,  Geschäftsstelle 
Berlin  W^  .35,  Potsdamer  Straße  28,  Vorsitzender  Postoberbaurat 
Echternach-Potsdam,  hat  beim  Gesamtvorstand  des  Reichs- 
bundes der  höheren  Beamten  (Berlin-Steglitz,  Grillparzerstr.  15, 
Vorsitzender  Reichsminister  a.  D.  Scholz),  die  Schaffung  eines 
Berufsverbandes  ,, Technik"  innerhalb  des  R.  h.  B.  am  2.  5.  1922 
beantragt.  Der  R.  h.  T.  B.  ist  ein  Zusammenschluß  der  sämt- 
lichen höheren  Technischen  Beamten  des  Reiches  und  der  Län- 
der. Er  ist  heute  schon  die  drittstärkste  geschlossene  Gruppe 
im  R.  h.  B.  Er  zählt  rund  8000  Mitglieder,  die  sich  auf  die 
folgenden  13  Verbände  verteilen:  j 

1.  Vereinigung    von    höheren    Technischen  Staatseisenbahn- 
beamten E.  V.  (Vereistech),  Berlin  W  .35,  Potsdamer  Str.  28. 

2.  Verband  der  höheren  Reichsbaubeamten,  Berlin  W  35,  Pots- 
damer Str.  28. 

3.  Berufsvereinigung  der   höheren  Postbaubeamten,  Potsdam, 
Jägerallee  40. 

4.  Verband  der  höheren  Baubeamten  der  Marine,  Charlotten- 
burg, Württemberg-Allee  8  (Oberregierungsbaurat  Ahnhudt). 


5.   Berufsverein  höherer  Staatsbaubeamter  in  Pr.:ußcn,  Berlin 

W  66,  Wilhelmstr.  89. 
0-   Verein  der  höheren  Technischen  Staatsbeamten  in  Bayern, 

München,  Ludwigstr.  16. 

7.  V^erband  der  höheren  Technischen  Staatsbeamten  Sachsens. 
Dresden-Blasowitz,  Deutsche  Kaiserallee  .38  (Regierungs- 
baurat Philipp). 

8.  Landesverband  der  höheren  Technischen  Beamten  Braun- 
schweigs.  Braunschweig,  Hageniing  5,  T. 

9.  \'erban'd  hessischer  akademischer  Staatsbaubeamter,  Darm- 
stadt, Ohlystr.  .31  (Oberbaurat  Becker). 

10.  Vereinigung  der  Bauräte  und  Baumeister  der  Stadt  Berlin, 
Berlin  NW  6,  Albrechtstr.  26  (Mag. -Baurat  Vogt). 

11.  Verein  der  Technischen  Oberbeamten  in  Bremen,  Bremen, 
Rembertistr.  56  (Gewerberat  Seiler). 

12.  Berufsverein  höherer  Staatsbaubeamter  in  Thüringen.  Mei- 
ningen (Oberbaurat  Ritze). 

1-3.   Deutscher   Verein   für   \''ermessun'gswesen,  Cliarlottenburg, 
Bleibtreustr.  14. 


erantwortüch  ftlr  die  .Schriftleitung;:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-lng.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Keg.-Baurat  Nordtnann  fnr  den  niavchinen- 
lechnibcheu  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  -Stallschreiberstr.  34-35.    Vcrbig  und  Druck:  Guido  Hackeheil  A.-G.  Buchdi uckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stallschreilierslr.  34-35. 
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DER  STREIT  UM  DIE  REICHSBAHN 

VOM  OBER-  UND  GEHEIMEN  REGIERUNGSRAT  GARNICH,  Vize-Präsident  des  preußischen  Landtages 


Das  Ziel  aller  aufbauenden  Kräfte  im  deutschen  Wirt- 
schaftsleben ist  und  muß  sein:  Möglichst  schnelle  Heilung 
der  tiefen  Wunden,  die  der  verlorene  Krieg  und  die  erste 
Zeit  der  Revolution  mit  ihren  gefährlichen  Experimenten 
auf  wirtschaftspolitischem  Gebiet  der  deutschen  Wirtschaft 
geschlagen  hat.  Das  große  Problem  läßt  sich  nur  lösen, 
wenn  sich  die  Erkenntnis  immer  mehr  Bahn  bricht,  daß 
einseitige  Interessen-  und  Parteipolitik 
die  schlimmsten  Feinde  einer  gesunden 
Wirtschaftspolitik  sind.  Solange  wir  allgemeine 
Wirtschaftsfragen  vom  Interessentenstandpunkt  oder  durch 
die  Parteibrille  ansehen,  ist  eine  einheitliche  Zusammen- 
fassung aller  für  den  Neuaufbau  notwendigen  Kräfte 
nicht  möglich.  Diese  Erkenntnis  dämmert,  aber  wir  sind 
noch  weit  vom  Ziele  entfernt.  Einen  schlagenden  Beweis 
hierfür  bildet  der  heftige  Streit,  der  innerhalb  der  ver- 
schiedenen Wirtschaftsgruppen  und  innerhalb  der  politischen 
Parteien  um  die  große  und  brennende  Frage  der 
Gesundung  des  deutschen  Verkehrswesens, 
insbesondere    der    Reichsbahnen    entfesselt  ist. 

Die  Entstehungsgeschichte  ist  bekannt.  Durch  den 
Krieg  heruntergewirtschaftet,  durch  Verlust  und  erzwungener 
Abgabe  riesiger  Mengen  an  rollendem  Material  geschwächt, 
durch  die  plötzliche  Einführung  des  Acht-Stunden-Tages  in 
den  erheblich  gestörten  Betrieb,  war  die  Leistungsfähigkeit 
der  deutschen  Bahnen  in  den  ersten  Nachkriegsjahren  so 
rapide  gesunken,  daß  der  völlige  Zusammenbruch  zu  be- 
fürchten stand.  Die  Beunruhigung  wurde  gesteigert  durch 
die  katastrophalen  Einwirkungen  der  allgemeinen  Erschei- 
nungen der  ersten  Revolutionszeit  auf  das  Verkehrsgebiet, 
ünbotmäßigkeit  und  häufige  Streiks  auf  der  einen  Seite, 
Schließung  von  Werkstätten  und  wochenlangen  Stillegungen 
des  Betriebs  auf  der  anderen  Seite,  dazu  ständige,  sprung- 
haft sich  steigernde  Tariferhöhungen,  alles  dies  ließ  es  be- 
greiflich erscheinen,  daß  in  allen  Kreisen  des  deutschen 
Volkes  die  Forderung  einer  radikalen  Besserung 
der  Verkehrsmisere  immer  dringlicher  erhoben 
wurde.  Die  inzwischen  erfolgte  Ueberführung  der  Landes- 
eisenbahnen in  den  Besitz  und  den  Betrieb  des  Reiches  hatte 
die  Unzufriedenheit  nicht  beschwichtigen  können,  da  sie  die 
allgemeine  Weiterentwicklung:  ständig  wachsende  Defizit- 
wirtschaft und  zugleich  Verschlechterung  imd  Verteuerung 
des  Verkehrs  nicht  aufzuhalten  vermochte. 

So  kam,  was  kommen  mußte.  Es  mehrten  sich  die 
Stimmen,  die  dem  Reiche  überhaupt  die  Fähig- 


keit absprachen,  Ordnung  in  die  Dinge  her- 
einbringen zu  können.  Die  wissenschaftliche  Be- 
triebsführung der  meisten  unserer  großen  Industrien  hatte 
in  der  gleichen  schweren  Zeit  bewiesen,  daß  sie  den  An- 
stürmen besser  gewachsen  war,  daß  sie  trotz  harter  Bedrän- 
g'ung  durch  die  neue  wirtschaftspolitische  Gesetzgebung  sich 
den  Neuforderungen  der  Zeit  besser  und  schneller  anzu- 
passen verstanden.  Es  ist  daher  zu  verstehen,  wenn  aus 
diesen  Kreisen  heraus  —  für  die  ja  Verkehrsfragen  Lebens- 
fragen sind  —  der  Meinung  Ausdruck  verliehen  wurde,  daß 
eine  Rettung  und  Gesundung  des  deutschen  Verkehrswesens 
nur  durch  eine  Ueberführung  des  staat- 
lichen Betriebes  in  den  Privatbetrieb  zu  er- 
hoffen sei. 

Es  ist  bekannt,  daß  diese  Forderung  erstmalig  bei  Ge- 
legenheit des  Kreditangebotes  des  Reichsver- 
bandes der  deutschen  Industrie  öffentlich  er- 
hoben wurde.  Es  war  das  nach  meinem  Dafürhalten  ein 
schwerer  politischer  und  taktischer  Fehler. 
Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Wert  dieses  Kreditangebotes 
durch  die  Belastung  mit  einer  so  weit  gehenden  und  eigen- 
nützig anmutenden  Gegenforderung  erheblich  herabgemin- 
dert erscheinen  mußte,  war  hierdurch  die  ganze  Frage  sofort 
auf  das  politische  Gebiet  hinübergespielt.  Die  politischen 
Gewerkschaften  und  die  politischen  Parteien  der  Linken 
faßten  die  Forderung  als  Kampfansage  auf  und  rüsteten  zur 
Abwehr  gegen  die  geplante  „Stinnesierung"  der  Reichs- 
bahnen. Ein  Gutes  allerdings  hatte  der  plötzliche  und  un- 
vermittelte Vorstoß.  Die  Frage  der  schleunigen  Sanierung 
des  deutschen  Verkehrswesens  war  in  den  Mittelpunkt  des 
Interesses  gerückt  und  alle  berufenen  Instanzen,  nicht  zu- 
letzt das  Reichsverkehrsministerium,  beeilten  sich,  nunmehr 
auch  ihrerseits  in  beschleunigtem  Tempo  Mittel  und  Wege 
zu  suchen  und  Vorschläge  auszuarbeiten,  wie  dem  Uebel  ab- 
geholfen werden  könnte.  Der  Reichsverkehrs- 
minister legte  das  viel  umstrittene  Reichsbahn- 
finanzgesetz und  das  noch  heftiger  bekämpfte  Ar- 
beitszeitgestz  vor  und  nahm  in  einer  Reihe  von 
„Schriften  und  Mitteilungen  aus  dem  Reichsverkehrsministe- 
rium" öffentlich  Stellung  zu  dem  Streite  der  Meinungen.  Die 
Sozialisierungskommission  erstattete  Gutachten 
über  die  Neuorganisation  der  Reichseisenbahnen;  der  deut- 
sche Gewerkschaftsbund  glaubte  in  der  Streitfrage 
Staatsbetrieb  oder  Privatbetrieb  den  Vermittlungsvorschlag 
eines   gemeinwirtschaftlichen   Betriebes  emp- 
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fehlen  zu  sollen;  die  Fachpresse  und  die  Tagespresse  be- 
grüßte oder  verwarf  —  je  nach  ihrer  Parteistellung  —  die 
gemachten  Vorschläge,  kurz,  die  Dinge  sind  im  Flusse  und 
werden  es  bleiben,  bis  das  große  Werk  der  Gesundung  des 
deutschen  Verkehrswesens  einer  erfolgversprechenden  T.ö- 
sung  entgegengeführt  sein  wird. 

Neuerdings  nimmt  nun  der  R  e  i  c  h  s  v  e  r  b  a  n  d  der 
deutschen  Industrie  in  einer  gutachtlichen  Denk- 
schrift „die  deutsche  Eisenbahnfrage"  nocii  einmal  Gelegen- 
heit, seinen  Standpunkt  zu  betonen.  Dieses  (iutachten  findet, 
wie  es  in  dem  Schlußwort  heißt  „  den  einzig  gangbaren  Weg 
zur  Erreichung  seiner  Ziele  in  der  Form  einer  gemeinwirt- 
schaftlichen Gesellschaft  mit  überwiegender  Beteiligung  der 
freien  Wirtschaft  und  unter  unbedingter  Ablehnung  des  aus- 
ländischen Einflusses  auf  unser  deutsches  Eisenbahnwesen." 
Daß  auch  dieses  Ciutachten  und  seine  Vorschläge,  insbeson- 
dere in  der  linksradikalen  Presse,  schärfste  Ablehnung  er- 
fahren hat,  bedarf  keiner  besonderen  Hervorhe!v.ing. 

Meine  persönliche  Stellungnahme  zu  dem  schwierigen 
Problem  ist  die  folgende. 

Die  Streitfrage  Staatsbetrieb  oder  Privat- 
betrieb wirft  zunächst  die  Frage  auf:  Ist  der  staatliche 
Betrieb  unserer  Bahnen  grundsätzlich  überhaupt 
in  der  Lage  und  befähigt,  das  große  Werk  der  Sani- 
rung  in  Angriff  zu  nehmen  und  erfolgreich  durchzuführen, 
oder  kann  dies  lediglich  die  privat  wirtschaft- 
liche Initiative  leisten  ?  Die  erstere  Frage  möchte  icn 
zugunsten  des  staatiichen  Betriebes  grundsätzlich  bejahen. 
Die  zweite  Frage  ist:  Kann  die  Reichseisenbahnverwaltung 
in  ihrer  jetzigen  Organisation  und  Zusam- 
mensetzung und  auf  den  bisher  beschrittenen  Wegen 
die  gewaltige  Aufgabe  lösen?  Diese  Frage  muß  ich  ver- 
neinen. Hier  muß  einmal  offen  ausgesprochen  werden : 
Solange  der  bürokratisch -  ad. 'ninistrative 
Geist  in  der  Verwaltung  vorherrscheind  ist, 
solange  alle  wichtigen  Entscheidungen  und 
alle  Reform  vorschlage  unter  üebergehung 
oder  bewußter  Ausschaltung  der  in  der  Ver- 
waltung tätigen  technisch  -  wirtschaft- 
lichen Kräfte  erfolgen,  solange  wird  alle 
aufgewandte  Mühe  vergebens  sein,  wird  das 
Werk,  das  die  Zusammenfassung  und  die 
Zusammenarbeit  aller  Kräfte  erfordert, 
nicht  gelingen  können.  Die  großen  und  gewaltigen 
Erfolge,  die  unsere  deutsche  Privatwirtschaft  vor  dem  Kriege 
aufzuweisen  hatte  und  die  sie  stark  und  fest  erhalten  hat  bi.-. 
auf  den  heutigen  Tag,  verdankt  sie  nicht  zuletzt  dem  ver- 
ständnisvollen Zusammenwirken  aller  an  der  Leitung  betei- 
ligten ßerufsgruppen,  insbesondere  des  Kaufmanns  und  des 
Technikers.  In  unseren  Staats-  und  Reichsverwaltungen 
ist  auch  heute  noch  der  administrativ  vorgebildete  Beamte 
durchweg  der  Ausschlaggebende,  die  Beamten  anderer  Fach- 
ausbildung mögen  die  Arbeit  leisten,  entscheiden  tut 
der  „A  d  m  i  n  i  s  t  r  a  t  i  v  e". 

An  dieser  grundsätzlichen  Tatsache  haben  alle  Bemü- 
hungen,  selbst    der   einmütig  ausgesprochene 


W  i  1 1  e  der  Parlamente  auf  Durchbrechung  des  Mono- 
pols des  .vdministrativus  wenig  oder  nichts  zu  ändern  ver- 
mocht. Es  bedarf  nicht  der  Plervorhebung,  daß  ein  solcher 
Zustand  bei  einer  Verwaltung,  die  wie  bei  den  Reichsbahnen, 
ganz  überwiegend  technisch- wirtschaftliche  Aufgaben  zu  er- 
füllen hat,  auf  die  Dauer  unhaltbar  ist.  Das  Wort  „freie 
I''ahn  dem  Tüchtigen"  scheint  für  den  Techniker  nur  gelten 
zu  sollen,  wenn  er  sich  der  Privatwirtschaft  zuwendet,  die 
seine  Fähigkeiten  ganz  anders  zu  bewerten  und  auszunutzen 
versteht ;  im  Staatsdienst  dagegen  wird  der  Techniker  nach 
wie  vor  niedergehallen.  Die  Parlamente  werden  gut  tun,  der 
offenen  Nichtbeachtung  ihres  einmütig  zum  Ausdruck  ge- 
brachten Willens  auf  Gleichstellung  der  Juristen  und  Tech- 
niker erneut  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Zur  Sache  selbst  will  es  mir  scheinen,  daß  unsere  höheren 
technischen  Eisenbahnbeamten  einer  etwaigen  Ueberführung 
der  Reichsbahnen  in  den  privatwirtschaftlichen  Betrieb,  für 
ihre  Person  mit  weit  größerer  Gelassenheit  entgegen- 
sehen, als  viele  ihrer  administrativen  Kollegen,  die  —  vor- 
sichtig ausgedrückt  —  der  neuen  Leitung  vielleicht  weniger 
unentbehrlich  erscheinen  könnten. 

Wo  man  wirklich  einmal  in  neuerer  Zeit  dem  Techniker 
in  der  Eisenbahnverwaltung  freieren  Spielraum  gelassen  hat, 
da  ist  von  ihm  nicht  nur  auf  technischem,  sondern  gerade 
auch  auf  organisatorischem  Gebiet  Ausgezeichnetes  geleistet 
>\"orden,  wie  z.  B.  in  der  neuerlichen  Umgestaltung 
des  W  e  r  k  s  t  ä  1 1  e  n  w  e  s  e  n  s. 

Eine  der  wichtigsten  Vorbedingungen  für  eine  aus  eige- 
ner Kraft  mögliche  Reform  der  Reichsbahnen,  sowie  für  die 
Hebung  ihrer  technischen  und  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit sehe  ich  daher  in  der  endlichen  Befreiung 
unserer  Eisenbahntechniker  von  der  Bevor- 
ni  u  n  d  u  n  g  durch  die  Administrative  n. 

Eine  weitere  Vorbedingung  für  die  Gesundung  ist  ferner 
die  E  n  t  p  ü  1  i  t  i  s  i  e  r  u  n  g  der  L  e  i  t  u  n  g  u  n  d  des  13  e  - 
t  r  i  e  b  e  s  der  Reichsbahnen.  Wie  immer  auch  die 
F.ntscheidung  fallen  mag,  der  verantwortliche  Leiter  des  \'ei- 
kehrswcsens  darf  in  seiner  Stellung  und  in  seiner  Amts- 
führung weder  von  der  Gunst  und  Laune  der  politischen 
Parteien  aidiängig  sein,  noch  darf  er  dem  politischen  Druck 
von  Gewerkschaften  oder  sonstiger  Arbeitnehmer-  und  In- 
teressentenverbände  ausgesetzt  sein.  Ebensowenig  dürfen 
Interessenpolitik  und  Parteipolitik  bei  dem  Betriebe  der 
Eisenbahnen  eine  maßgebende  Rolle  spielen.  Vv'ohin  das 
führt,  zeigen  die  letzten  Endes  lediglich  auf  politische  Ver- 
hetzung zurückzuführenden  Streiks  im  Eisenbahnbetriebe. 

Die  Forderung  der  sachlichen  wie  persön- 
lichen E  n  t  p  o  1  i  t  i  s  i  e  r  u  n  g  der  Eisenbahn  (und 
der  Post  ;  und  ihre  rein  wirtschaftliche  B  e  - 
Ii  a  n  d  1  u  n  g  unter  dem  C-  e  s  i  c  h  t  s  p  u  n  k  t  gesun- 
der Geschäftsgel)  arung,  bei  gleichzeitiger 
\\'  a  h  r  u  n  g  der  H  o  Ii  e  i  t  s  r  e  c  h  t  e  des  Reichs  wie 
der  Rechte  der  Beamten,  haben  sich  in  letzter  Zeit 
auch  große  politische  Parteien  zu  eigen  gemacht.  Ich  glaube, 
daß  wir  h  i  e  r  m  i  t  .\  u  f  dem  richtige  n        e  g  e  sind. 


ZWECKMÄSSIGSTE  BUCHFÜHRUNGSART  IN  ÖFFENTLICHEN 
WIRTSCHAFTSBETRIEBEN  UNTER  BERÜCKSICHTIGUNG  DER 

FINANZWIRTSCHAFT. 

VON  BAURAT  DR.-ING.  FRIEDRICH  KLEMANN,  BERLIN,*) 

(Fortsetzung) 


5.    Neuere  Buchführungsarten. 

In  den  vorgeschriebenen  (jesamtbuchungen  der  Staats- 
vei waltungen  sind  die  Grundlagen  zur  Aufstellung  der  Ver- 
mögens- und  Erfolgsberechnungen  vorhanden,  und  manchc 
.Sclbstverwaltungsbetriebe  (z.  B.  Kantinen)  haben  danach  seit 
langem  jährlich  Abschlüsse  zur  Feststellung  des  reinen  Ver- 
mögens und  Erfolges  vorgenommen.  Während  hierfür  jedoch 
nur  ein  Teil  der  Grundlagen  innerhalb  des  Systems  der  kam. 
Bf.  vorhanden  ist  und  die  Inventar-,  Natural-  und  Betriebs- 
rechnungen nebenher  laufen,  beseitigt  die  d.  K.  Bf.  diesen  for- 
malen Mangel.    Sie  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Buchung  der 


baren  Finnahmen  und  Ausgaben,  sondern  schließt  alle  Ver- 
mögensteile und  ihre  Veränderungen,  die  Inventarienwirtschaft, 
den  Warenverkehr  usw.,  soweit  sie  sich  geldmäßig  darstellen 
lassen,  in  ihr  System  ein.  Welche  Lücken  aber  ihr  System  auf- 
weist, und  wie  sie  mit  fremden  Stoff  künstlich  und  nachträglich 
gefüllt  werden  müssen,  um  zu  einer  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen entsprechenden  Vermögens-  und  Erfogsberechnung  zu 
gelangen,  wurde  früher''-)  dargestellt. 

Die  beiden  Buchführungsarten  verfolgen  im  allgemeinen 
auch   verschiedene   Ziele.     Die  kam.  Bf.   hat   die   Aufgabe,  die 
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Ausgaben  und  Einnahmen,  Forderungen  und  Schulden  nachzu- 
weisen und  die  Rechenschaftspflicht  im  einzelnen  und  gegen- 
über dem  Haushaltsplan  im  ganzen  zu  ermöglichen.  Nur  mit 
Hilfe  weiterer,  über  die  eigentliche  kam.  Bt.  hinausgehender 
Buchungen,  ist  es  möglich,  das  reine  Vermögen  und  den  Erfolg 
darzustellen.  Dagegen  hat  die  d.  k.  Bf.  gerade  die  Aufgabe,  das 
reine  \'ermögen  und  den  Gewinn  oder  Verlust  festzustellen; 
während  sie  aber  die  Rechenschaftspflicht  im  einzelnen  ermög- 
licht, könnten  bei  ihr  die  Einnahmen  und  Ausgaben  gegenüber 
einem  kameralistischen  Haushaltsplan  nur  mit  Hilfe  weiterer  zu- 
sammenfassender Buchungen  nachgewiesen  werden,  die  nicht 
eigentlich  zur  d.  k.  Bf.  gehören. 

Nun  sind  neuere  Buchführungsarten  entstanden,  die  die  Ziele 
der  d.  k.  und  kam.  Bf.,  die  systematische  Darstellung  des  reinen 
•Vermögens  und  Erfolges  und  die  Erfassung  und  Ueberwachung 
der  baren  Einnahmen  und  Ausgaben  gegenüber  dem  Haushalts- 
plan, zu  vereinigen  suchen. 

Hügli  behauptet,^')  in  der  von  ihm  erfundenen  konstanten 
Bh.  könne  die  Rechnung  des  reinen  Vermögens  „direkt,  klar 
und  vollständig"  dargestellt  werden,  bei  derselben  ,, Einfachheit 
der  Buchungen",  wie  bei  der  kam.  Bf.  Sie  ist,  sagt  er,  ,,wenn 
auch  nicht  in  ihrer  Bilanz,  ...  so  doch  in  den  Buchungen,  wo 
es  die  viel  zahlreicheren  Bucl  ungspobten  betriüt,  und  wo  zu 
den  Summen  auch  der  Text  der  Buchungskosten  kommt,  viel 
einfacher  als  die  d.  Bh.",  außerdem  aber  gebe  sie  ,,alle  Rech- 
nungennachweise der  doppelten  und  kameralistischen  Buch- 
haltung"; man  dürfe  die  konstante  Bh.  daher  ,,als  die  voll- 
kommenste Buchhaltungsform  bezeichnen". 

Eine  Zergliederung  der  konstanten  Bh.  zeigt,  daß  sie  es 
genau  wie  die  kam.  Bf.  ermöglicht,  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zu  überwachen,  und  sie  den  Erfordernissen  des  Haus- 
haltsplanes gemäß  zu  unterteilen  und  zur  Rechenschaftslegung 
zu  benutzen.  Sie  ist  in  ihren  Buchungen  auch  ebenso  einfach 
wie  die  kam.  Bf.,  soweit  es  sich  um  bare  Einnahmen  und  Aus- 
gaben handelt,  die  nicht  auf  besondere  Konten  übernommen 
werden  sollen.  Sie  erfordert  aber  naturgemäß  einen  größeren 
Buchungsaufwand,  wo  Vorgänge  innerhalb  der  Bh.  dar- 
gestellt werden,  die  bei  der  kam.  Bf.  nur  getrennt  in 
besonderen  Betriebsbuchführungen  behandelt  werden  können. 
Und  so  bald  es  sich  um  Veränderungen  innerhalb  des  Betriebes, 
um  Buchungen  zwischen  den  Konten  handelt,  bedarf  es  für  jeden 
Buchungsposten  mehrerer  Buchungen,  ebenso  wie  bei  der  d. 
k.  Bf. 

Die  konstante  Bh.  weist  auch  tatsächlich  die  systematische 
<  leschlossenheit  mit  denselben  Einschränkungen,  wie  sie  für  die 
d.  k.  Bf.  gelten,  also  nur  formale  Geschlossenheit,  auf.  Die  Er- 
sparnis an  Buchungen  gegenüber  der  d.  k.  Bf.  wird  bei  der 
konstanten  Bh.  folgendermaßen  erreicht.  Beim  Bezüge  von 
Waren  z.  B.  belastet  die  d.  k.  Bf.  das  Warenkonto,  und  erkennt 
das  Konto  des  Lieferanten;  die  konstante  Bh.  bucht  den  Ge- 
^chäftsvorfall  nur  einmal  auf  Warenkonto  (Soll),  und  sieht  diese 
Buchung  zugleich  als  Gegenbuchung  auf  einem  unsichtbaren 
Konto  ,, Passivreste"  (Haben)  an.  Bei  Zahlung  der  Waren- 
rechnung durch  die  Kasse  wird  dann  die  Kassenbuchung  (Haben) 
gleichzeitig  ohne  nochmalige  Buchung  als  Belastung  des  unsicht- 
baren Kontos  ,, Passivreste"  angesehen.  Umgekehrt  wird  bei 
Verkauf  von  Waren  gleichzeitig  mit  der  Erkennung  des  Waren- 
kontos, ohne  daß  eine  weitere  Buchung  nötig  wäre,  ein  unsicht- 
bares Konto  „Aktivreste"  belastet,  bei  Eingang  des  Betrages  mit 
der  Belastung  der  Kasse  zugleich  das  unsichtbare  Konto 
,, Aktivreste"  erkannt. 

Genau  wie  bei  der  kam.  Bf.  wird  durch  eine  Merkspalte  auf 
dem  Warenkonto  selbst  der  Eingang  oder  Ausgang  der  Zahlung 
überwacht.  Die  Konten  „Aktiv-  und  Passivreste"  umfassen 
;.ber  nur  soweit  die  Forderungen  und  Schulden,  als  diese  nicht 
auf  besondere  Konten  übertragen  werden.  Erforderlich  werden 
Einzelkonten,  sobald  die  Forderungs-  und  Schuldposten  nicht 
durch  eine  einzige  Zahlung,  sondern  in  Teilbeträgen  beglichen 
werden,  oder  sobald  regelrechter  Kontokö\crentverkehr  besteht. 
Dann  kommen  „gegenseitige  Skripturen"  zwischen  dem  Waren- 
konto beispielsweise  und  dem  Kontokorrentkonto  vor,  die  die 
Kasse  nicht  berühren.  In  der  Merkspalte  werden  die  Gegen- 
rechnungsposten zu  den  besonderen  Konten  eingetragen,  die  bei 
der  Bilanz  der  Restekonten  berücksichtigt  werden  müssen.  Hier 
ist  die  konstante  Bh.  durchaus  nicht  einfacher  als  die  d.  k.  Bf.; 
und  der  Zusammenhang  der  Buchungen  ist  bei  letzterer  klarer 
und  übersichtlicher  zu  erkennen  als  bei  der  konstanten  Bh.,  bei 
der  dann  die  künstlichen  unsichtbaren  Konten  der  ..Aktiv-  und 
Passivreste"  das  Verständnis  und  den  Ueberblick  erschweren. 
Ebenso  lassen  sich  die  Vermögens-  und  Erfolgsberechnungen 
auf  Grund  der  konstanten  Bh.  zwar  ohne  weiteres  vornehmen; 
die  Buchungsarbeit  beim  Abschluß  ist  aber  umständlicher  und 
künstlicher  und  daher  weniger  klar  und  übersichtlich  als  bei 
den  stets  sichtbaren  beiden  Kontenreihen  der  d.  k.  Bf. 

Zusammenfassend  muß  man  schließen,  daß  die  konstante  Bh. 
Kegenüber  der  kam.  Bf.  nur  den  Vorteil  der  systematischen  An- 
ordnung der  für  den  Buchungsabschluß  erforderlichen  Grund- 
lagen   bietet.     Da    diese    systematische   Geschlossenheit  aber 
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ebenso  wenig  vollkommen  ist  wie  bei  der  d.  k.  Bf.,  andererseits 
die  formale  Geschlossenheit  durch  künstliche,  nicht  klar  über- 
sichtliche und  gegenüber  der  kam.  Bf.  erheblich  vermehrte 
Buchungsarbeit  erkauft  wird,  kann  man  der  konstanten  Bh.  niciit 
solche  Vorzüge  zuerkennen,  daß  sie,  zumal  für  die  verwickelten 
X'erhältnisse  gütererzeugender  Betriebe,  als  Ersatz  der  kam.  Bf. 
allgemein  zur  Einführung  gelangen  könnte. 

Hügli  hat  jedenfalls  einen  selbständigen  Weg  eingeschlagen, 
um  zu  einer  Vereinigung  der  Vorzüge  beider  Buchführungsarten 
zu  gelangen.  Nach  ihm  haben  noch  viele  diesem  Ziel  zugestrebt, 
aber  auf  dem  Wege  der  Verbesserung  der  kam.  Bf. 

Diese  suchte  man  durch  Hineinziehung  eines  ihr  , .fremden 
Elementes"")  zum  Nachweis  des  Vermögens  und  Erfolges  ge- 
eignet zu  machen.  Werner  gibt  fünf  verschiedene  ,, Versuche 
zur  Verbesserung  der  kam.  Bf."^^)  wieder,  und  wird  gerade  durch 
sie  bestärkt  in  dem  Urteil:  Diese  Erfolgsnachweise  „sind  kunst- 
volle Gebilde,  die  selbst  Kameralisten  mit  großer  Mühe  erlernen. 
Sie  erheischten  bei  der  Etatsaufstellung  ungeheure  Vorarbeiten, 
viel  Hin-  und  Herziehen  von  Posten  beim  Abschluß,  die  ein 
Nichtkameralist  oder  ein  einfacher  Kameralist  nicht  versteht;^') 
und  bestenfalls  ist  durch  Aufstellung  kaufmännischer  Abschlüsse 
auf  kameralistischem  Unterbau  oder  durch  unübersichtliche 
Vermögensnachweise  .  .  .  die  mehr  oder  minder  genaue  Fest- 
stellung des  Gesamtgewinnes  möglich".''") 

Werner  kommt  dann  zu  dem  Schluß:^"*)  ,,Wenn'  alle  diese 
tüchtigen  Kameralisten  sich  die  Aufgabe  gestellt  hätten,  die  k. 
d.  Bf.  für  ihren  Betrieb  so  zu  gestalten,  daß  sie  mit  ihrer  für  die 
Aufwandswirtschaft  beigehaltenen  Kameralbuchhaltung  ein  har- 
monisches Ganzes  bildet,  dann  wären  wir  ein  gutes  Stück  weiter- 
gekommen". 

Schon  daß  auf  die  Fragestellung:  kam.  oder  d.  k.  Bf.,  sich  die 
Antworten  so  scharf  widersprechen,  kölnnte  die  Vermutung 
nahelegen,  daß  die  Fragestellung  falsch  sei,  daß  es  nicht  heißen 
dürfe:  die  eine  oder  die  andere,  sondern:  Ist  für  öffentliche 
Wirtschaftsbetriebe  vielleicht  eine  Verbindung  beider  erstrebens- 
wert? 

Auf  diesen  Weg  geriet,  ohne  zunächst  klar  das  Ziel  zu  sehen, 
die  Tsingtauer  Werft.  Die  im  folgenden  dargelegte  geschicht- 
liche Entwicklung  ihrer  Bf.  kann  daher  für  die  Zukunft  wert- 
volle Lehren  geben. 

II.  T  E  I  L. 

Die  Buchführung  in  ihren  Beziehungen  zu  der  Form  der 
Haushaltspläne. 
1.  Die  Erfahrungen  der  Tsingtauer  Werft. 

Die  Werft  und  das  Elektrizitätswerk  in  Tsingtau  bieten 
gute  Beispiele  zur  Beleuchtung  der  Beziehungen  zwischen  der 
Form  des  Haushaltsplanes  und  der  angewandten  Buch- 
führungsart. 

Ursprünglich  wurde  die  Werft  als  „Gouvernementswerkstatt" 
während  der  Chinawirren  1900  zu  dem  Zweck  geschaffen,  wenig- 
stens kleine  Reparaturen  an  den  in  Ostasien  befindlichen  Kriegs- 
schiffen vornehmen  zu  können.  Alsdann  wurde  sie  für  die  Be- 
dürfnisse der  Schutzgebietsverwaltung  und  des  Kreuzergeschwa- 
tlers  erweitert.  Es  gab  für  das  neue  Schutzgebiet  einen  Be- 
setzungsfonds, aus  dem  sämtliche  entstehenden  Ausgaben  be- 
stritten wurden;  ein  Haushaltsvoranschlag  konnte  natürlich  noch 
nicht  aufgestellt  werden.  Für  die  Werft  blieb  dieser  Zustand 
bis  zum  Jahre  1908  bestehen,  während  gleichzeitig  für  das 
Schutzgebiet  schon  ein  Haushaltsplan  vorlag.  Die  notwendigen 
-Ausgaben  wurden  von  der  Gouvernementskasse  geleistet,  die 
Einnahmen  flössen  ebendahin.  Die  Rechnungslegung  war  an 
keinen  Haushaltsplan  gebunden  und  demgemäß  nicht  gegliedert. 
Beschaffungen  von  Maschinen  und  Erweiterungen  der  Anlagen 
durften  ohne  planmäßige  Genehmigung  vorgenommen  werden. 
Es  geschah  dies  aber  nur  soweit,  als  die  Anforderungen  der 
(iouvernementsbehörden  und  Schiffe  Neuanschaffungen  erforder- 
lich machten,  zumal  die  Verlegung  der  Werft  nach  Fertigstellung 
des  Hafens  beabsichtigt  war,  wofür  einige  Einstellungen  unter 
der  einmaligen  Ausgabe  des  Kiautschou-Etats  erschienen.  Die 
baren  Ausgaben  waren  größer  als  die  Bareinnahmen,  somit  er- 
gaben sich  jährlich  Ausgabenüberschüsse,  die  bei  den  nächst- 
jährigen Ausgaben  vorgetragen  wurden.  Entsprechend  stieg  die 
Kassenschuld  der  Werft  bei  der  Gouvernementskasse. 

Da  eine  Ueberwachung  etwa  bewilligter  Mittel  nicht  in  Frage 
kam,  eine  Jahresgeldrechnung  gegenüber  einem  Haushaltsplan 
also  nicht  erforderlich  war,  hätte  damals  die  d.  k.  Bf.  ohne 
weiteres  angewendet  werden  können.  Doch  lag  ursprünglich  eine 
Gewinnabsicht  für  die  Werft  nicht  vor,  vielmehr  diente  sie  wie 
die  heimischen  Marinewerften  lediglich  öffentlichen  Zwecken. 
Daher  waren  die  kameralistischen  Formen  der  Aufwandswirt- 
schaft von  vornherein  die  gegebenen. 


")  Sulzberger,  S.  9. 
")  S.  24  ff. 

S.    51  ff.     Am    einfachsten    scheint     noch    Constantinis  Verwaltungs- 
doppelbuchführung (Constantini  S.  171  ff.). 
5')  Sul?berger,  S.  29. 
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Die  weitere  Behandlung  der  Erfahrungen  der  Tsingtauer 
Werft  ist  im  folgenden  gegliedert  in  drei  Teile:  Formen  der 
Haushaltspläne,  Behördliche  Anweisungen,  Buchungsverfahren 
der  Werft. 

A.  Die  Formen  der  Haushaltspläne  der  Tsingtauer  Werft. 

Nachdem  die  Verhandlungen  wegen  Uebertragung  der  Werft 
an  eine  Privatgesellschaft  gescheitert  waren,  wurde  die  Werft 
erst  1909  mit  einem  normalen  „Bruttoetat"^)  in  den  Haushalts- 
plan des  Schutzgebietes  eingestellt;  die  Einnahmen  flössen  einem 
besonderen  Titel  der  Schutzgebietseinnahnien  zu,  die  Ausgaben 
wurden  unter  einem  besonderen  Kapitel  der  Schutzgebietsaus- 
gaben' bewilligt.  Einnahmen  und  Ausgaben  waren  mit  gleichen 
Beträgen  eingestellt;  einmalige  Ausgaben  für  Erweiterungen 
waren  nicht  vorgesehen. 

Unter  heimischen  Verhältnissen  ist  es  unstatthaft,  wenn 
Ausgaben  z.  B.  für  Vorausbeschaffungen  für  das  nächste  Haus- 
haltsjahr auf  Vorschußkonto  geleistet  werden,  ohne  sie  am 
Jahresschluß  unter  die  Ausgaben  der  alten  Jahresgeldrechnung 
aufzunehmen.  Ein  solches  Verfahren  würde  die  Finanzverwal- 
tung zu  baren  Ausgaben  zwingen,  die  im  Voranschlag  nicht  be- 
rücksichtigt sind,  könnte  daher  plötzlich  Veranlassung  zur  Auf- 
nahme von  Anleihen  werden,  die  eine  geordnete  Finanzverwal- 
tung unmöglich  machen  würden. 

Im  Schutzgebiete  waren  unter  den  besonderen  Verhältnissen, 
z.  B.  der  Ausnutzung  der  für  das  Schutzgebiet  im  Januar  oder 
Februar  jeden  Jahres  ankommenden  Transportdampfer,  Vor- 
ausbeschaffungen für  das  am  1.  April  beginnende  neue  Haus- 
haltsjahr gestattet.  Davon  mußte  die  Werft  bald  mit  der  Zu- 
nahme des  Arbeitsumfanges  Gebrauch  machen,  wenn  sie  die 
Haushaltsvoranschläge  nicht  überschreiten  wollte.  Die  Arbeiten 
für  Behörden  und  Schiffe  des  Kreuzergeschwaders  beschäftigten 
die  Werft  nicht  gleichmäßig  das  ganze  Jahr  über.  Um  jedoch 
den  mühsam  herangebildeten  chinesischen  Arbeiterstamm  auf 
alle  Fälle  zu  halten,  ergab  sich  die  Notwendigkeit,  Arbeiten  für 
private  Rechnung  zu  übernehmen.  Man  sah  daher  voraus,  daß 
die  durch  planmäßige  Geldbewilligungen  nicht  gedeckte  Kassen- 
schuld weiter  anwachsen  mußte,  sobald  die  an  Umfang  zu- 
nehmenden Arbeiten  der  Werft  bedeutende  Vermehrungen  der 
Betriebsanlagen  und  der  Lagerhaltung  der  unfertigen  Arbeiten 
und  Außenstände  erforderlich  machen  würden,  da  den  dadurch 
entstehenden  Ausgaben  keine  Einnahmen  unmittelbar  gegen- 
überstanden. Um  daher,  wenn  ein  Einnahmeüberschuß  vor- 
handen war,  für  die  Werft  freiverfügbare  Mittel  anzusammeln, 
aus  denen  die  erforderlich  werdenden  Anlage-  und  Vorrats- 
vermehrungen bestritten  werden  sollten,  wurde  in  den  Haus- 
haltsplan für  1909  ein  Ausgabetitel  „zur  Bildung  eines  Rücklage- 
fonds" aufgenommen,  der  folgendes  bestimmte:  „Der  Rücklage- 
fonds dient  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  für  Neubeschaffungen 
und  Neuanlagen,  die  als  Bestandsverbesserungen  oder  -Vermeh- 
rungen anzusehen  sind.  .  .  .  Dem  Fonds  fließen  40  v.  H.  des 
Ueberschusses  der  Einnahmen  über  die  Gesamtausgaben  des  Be- 
triebes zu,  bis  ein  Bestand  von  500  000  Mark  erreicht  ist  oder 
wieder  erreicht  ist.  Der  Fonds  ist  zu  seinen  Gunsten  verzins- 
lich anzulegen.  Ueber  seine  Verwendung  ist  jährlich  nach  dem 
Jahresabschluß  Rechnung  zu  legen."   Zur  Begründung  hieß  es: 


„Die  Tsingtauer  Werft  nebst  Dock  hat  sich  so  weit  entwickelt, 
daß  für  die  Verwaltung  feste  Verhältnisse  geschaffen  werden  j 
können.  Die  Werft  soll  und  kann  die  Schiffe  des  Kreuzer-  • 
geschwaders  in  Ostasien  sachgemäß  für  Rechnung  des  Indienst- 
haltungsfonds  baulich  unterhalten,  sowie  Arbeiten  für  Privat- 
rechnung .  .  .  zwecks  Gewinnerzielung  ausführen.  Die  bis- 
herigen Erfahrungen  lassen  erwarten,  daß  von  außerordentlich 
ungünstigen  Verhältnissen  abgesehen,  vom  Rechnungsjahr  1909 
ab  sich  neben  der  Deckung  aller  persönlichen  und  sächlichen 
Betriebsausgaben  ein  Betriebsüberschuß  ergibt.  Zur  Verteilung 
von  Ausgaben  für  die  Neubeschaffung  und  Ergänzung  von  Ge- 
bäuden, wertvollen  Maschinen  usw.  ist  es  geboten,  aus  den  Be- 
triebsüberschüssen einen  Rücklagefonds  zu  bilden." 

Diese  im  Frühjahr  1908  bei  Aufstellung  des  Haushaltsplanes 
für  1909  ausgesprochenen  Erwartungen  haben  sich  nicht  be- 
stätigt; man  hatte  kaufmännischen  Gewinn  und  kam.  Einnahmen- 
überschuß verwechselt.  Es  ergab  sich  bei  der  Werft  in  den  fol- 
genden Jahren  sogar  überhaupt  kein  „Betriebsüberschuß",  viel- 
mehr überstiegen',  da  infolge  der  schnellen  Entwicklung  eine 
Vermehrung  der  Anlagen  und  Vorräte  erforderlich  wurde,  die 
baren  Ausgaben  weit  die  baren  Einnahmen;  auch  zeigte  es  sich, 
daß  trotz  Zugrundelegung  bedeutender  Entwicklung  der  Werft  ' 
und  demgemäß  hoher  Veranschlagung  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen in  den  Haushaltsvorschlägen,  der  Arbeitsumfang  so 
schnell  zunahm,  daß  die  planmäßig  bewilligten  Mittel  weit  über-  | 
schritten  wurden.  Dieser  Zustand  ist  aber  nicht  nur  für  die  ge-  | 
ordnete  Finanzwirtschaft  unzulässig,  er  bereitet  auch  dem  sich 
entwickelnden  Betriebe  viele  Schwierigkeiten  in  der  Rechen- 
schaftspflicht, und  führt  den  kameralistisch  denkenden  Beur- 
teiler zu  dem  Schluß,  daß  der  Betrieb  schlecht  wirtschafte  und 
sich  nicht  bezahlt  mache. 

Die  Tsingtauer  Werft  richtete  daher  in  eigener  Erkenntnis 
dieser  Unzulänglichkeit  der  Form  des  Bruttoetats  und  der  an 
ihn  gebundenen  kam.  Bf.  und  Jahresgeldrechnting,  unter  Be- 
nutzung der  für  die  Rechnungslegung  gegen  den  Haushaltsplan 
erforderlichen  kam.  Bf.  daneben  eine  d.  k.  Bf.  ein,  und  drängte  bei 
der  vorgesetzten  Behörde  darauf,  daß  für  sie  ein  „Nettoetat"*) 
genehmigt  würde,  der  ihr  die  Veranschlagung  der  Ausgaben 
und  Einnahmen  im  einzelnen  ersparen  sollte,  dadurch  daß  in  den 
Haushaltsvoranschlag  nur  in  einer  Summe  entweder  ein  Beitrag 
zu  den  Schutzgebietseinnahmen  oder  ein  Zuschuß  unter  den 
Ausgaben  eingestellt  würde. 

Die  Einführung  des  Nettoetats  fand  nicht  die  Zustimmung 
des  Reichstages,  der  nicht  auf  die  Bewilligung  der  Mittel  im 
einzelnen  verzichten  wollte.  Jedoch  fand  er  sich  bereit,  für  den 
Haushaltsplan'  1911  „etatsrechtlich  die  Ermächtigung  auszu- 
sprechen, auch  über  den  Etatsvoranschlag  hinaus  Ausgaben  im 
Interesse  der  Erwerbsbetriebe  zu  leisten,  sofern  sie  in  den  Mehr- 
einnahmen Deckung  finden".^) 

Gebunden  war  die  Werft  im  übrigen  nur  an  die  Gesamt- 
summe der  Ausgaben;  die  Einzelveranschlagungen  und  -bewilli- 
gungen  geschahen  nur  in  einem  dem  Haushaltsplan  beigegebenen 
„Voranschlag";  nicht  seine  Zahlen,  nur  sein  Schema  hatte  die 
Rechnungslegung  zu  berücksichtigen. 

(Fortsetzung  folgt) 


EIN  AUSSCHNITT  AUS  DER  DEUTSCHEN  ELEKTRIZITÄTSWIRTSCHAFT 
Das  Hochvoltnetz  und  die  Umspannwerke  für  die  Elektrizitäts- 
großversorgung der  Provinz  Sachsen  und  des  Staates  Anhalt 

VON    REGIERUNGS-   UND  BAURAT  KARL  MENTZEL,  HALLE  a.  S., 
mit  einem  Vorwort  von  Oberbaurat  B.  Heck,  Generaldirektor  der  Deutschen  Continental-Gas-Gesellschaft  in  Dessau 

(Fortsetzung) 


Die  Trag-  und  Abspannmaste  haben  Roste  aus  6  bezw.  8 
(Abb.  2  u.  4  Heft  22),  mit  Teeröl  getränkten,  kiefernen  Schwellen, 
die  End-,  Bahnkreuzungs-  und  sonstigen  besonders  beanspruchten 
Mäste  Grobmörtelgründungen  im  Mischungsverhältnis  1  : 9 
(Abb.  3  u.  5  Heft  22). 

Größter  Wert  wurde  auf  eine  sorgfältige  und  ausreichende 
Erdung  gelegt,  um  unter  allen  Umständen  bei  eintretenden  Erd- 
schlüssen den  Strom  sicher  zur  Erde  abzuleiten.  Deshalb  haben 
alle  Eck-  und  Abspannmaste  und  je  ein  Tragmast  in  etwa  1  km 
Abstand  Plattenerdung.  Sie  besteht  aus  einer  feuerverzinkten, 
etwa  1  qm  großen  Eisenplatte  von  3  mm  Stärke  mit  zwei  an- 
genieteten und  verlöteten  Eisenfahnen  von  3X40  mm  Quer- 
schnitt und  je  3  m  und  4,5  m  Länge.  Alle  übrigen  Mäste  sind 
mit  Banderdung  ausgerüstet.  Die  feuerverzinkten  Bandeisen 
von  3  X  40  mm  Querschnitt  haben  eine  Länge  von  je  15  m  und 
sind  in  einer  Tiefe  von  0,75 — 1,00  m  im  Zuge  der  Leitungs- 

')  Der  Bruttoetat  ,, enthält  sämtliche  Einnahmen  und  Ausgaben  in  ihrem 
ganzen  Umfange,  also  inkl.  der  Betriebs-,  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten" 
(Conrad  S.  256). 


führung  verlegt.  Die  Befestigung  der  Erdleitungen  geschieht 
vermittels  unter  die  Schrägen  des  Mastes  untergenieteter  Fahnen, 
um  jede  besondere  Anbohrung  und  damit  verbundene  Schwä- 
chung der  Masteckstiele  zu  vermeiden.  Aus  den  gleichen  Grün- 
den sind  keine  besonderen  Warnungsschilder  mit  dem  Blitzpfeil 
angebracht,  sondern  der  Pfeil  und  die  Beschriftung  auf  die 
Schenkel  der  Eckpfostenwinkel  aufgemalt. 

Der  Grobmörtel  ist  über  der  Erdoberfläche  geglättet  und 
ebenso  wie  der  untere  Teil  der  Mäste  (bis  zur  Höhe  der  Be- 
festigungsstellen der  Erdanschlußfahnen)  mit  einem  zweimaligen 
heißen  Teeranstrich  versehen. 


')  Bei  dem  „Nettoetat"  sind  ,,die  Betriebs-,  Verwaltungs-  und  Erhebungs- 
kosten ...  in  Abzug  gebracht,  so  daß  nur  die  Summen  eingestellt  sind, 
welche  der  Staatskasse  für  allgemeine  Zwecke  zur  Verfügung  bleiben  und 
eben  nur  diese  Ausgaben  angegeben  werden"  (Conrad,  S.  256). 

')  Aus  der  wenig  gut  durchdachten  Denkschrift  zum  Kiautschouetat  1911, 
in  der  es  z.  B.  von  einem  Aktivum,  dem  verzinslich  angelegten  Reservefonds 
heißt,  er  solle  ,,die  sonst  in  kaufmännischen  Betrieben  üblichen  Abschrei- 
bungen ersetzen",  die  nur  nachrichtlich  angeführt  werden". 


I 


Abb,  9.    Umspannwerk  Crottorf.    Gesamtansicht  mit 
Einfüiirungsmast. 


Abb.  8.    Saalekreuzungsmast  bei  Wispitz  nach  dem  Aufrichten. 
(Turmhöhe  =  50  m). 
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16.  Jahrg.    Heft  23.   8.  Juni  1922. 


Die  bedeutendsten  Ma^te  der  Leitungen  des  Esagnetzes  sind 
die  Saalekreuzungsmaste  bei  Wispitz  zwischen  Calbe  und  Nien- 
burg der  Strecke  Golpa — Magdeburg  (je  40  und  50  ni  hoch)  und 
die  Mäste  zur  Ueberkreuzung  der  Berliner-  und  Piesteritzer- 
Hochvoltleitungen  bei  Zschornewitz  (40  m  hoch).  (Abb.  6  bis 
8.)  Abb,  7  zeigt  zugleich  das  Hochrichten  eines  Saalekreuzungs- 
mastes. Besonders  bemerkenswert  ist  noch  der  auf  Abb.  Q 
dargestellte  Einführungsmast  vor  dem  Umspannwerk  Crottorf. 

c)  Ketten  und  Seile. 

Als  Isolationsstoff  für  die  Aufhängung  der  Leitungen  wur- 
den bisher  Kappenisolatoren  der  Porzellanfabriken  Hermsdorf, 
Sehomburg  &  Söhne  in  Margarethenhütte  und  Ph.  Rosen- 
thal &  Co.  in  Selb  in  Bayern  verwendet. 

Die  Prüfspannung  der  einzelnen  Isolatoren  betrug  75  KV 
für  die  Dauer  von  15  Minuten.  Prüfungen  auf  Durchschlag 
unter  Oel  in  neuerer  Zeit  ergaben  für  Abspannisolatoren  nach 
61  bis  62  Sekunden  eine  Durchschlagsfestigkeit  von  131  bis 
135  KV  und  für  Hängeisolatoren  nach  65  bis  73  Sekunden  eine 
solche  von  135  bis  144  KV.  (Beginn  der  Prüfung  mit  70  KV  und 
Steigerung  der  Spannung  von  5  zu  5  Sekunden  um  5  KV.)  Bei 


Kreuzungen  der  Postleitungen  wurden  je  nach  ihrer  Wichtigkeit 
teils  Schutznetze  über  dem  Postgestänge  angeordnet,  teils  die 
Postleitungeiv  gekabelt. 

Die  bei  allen  Leitungen  vorgenommene  Verdrillung  ist  nach 
dem  auf  Abb.  11  zur  Darstellung  gebrachten  Muster  ausgeführt. 
Abb.  12  zeigt  den  Kopf  eines  Verdrillungsmastes  mit  einer  Hilfs- 
kette, Abb.  13  einen  End-  und  Verdrillungsmast  am  LTmspann- 
wcrk  Wilhelmshall. 

d)  Leitungsbau. 

Die  Leitung  Harbke — Magdeburg  wurde  in  den  Jahren 
1917 — 18  von  den  Harbker  Kohlen  werken  gebaut  und  später  von 
der  Esag  erworben.  Den  Bau  der  Leitung  Großka.vna — Amsdorf 
übertrug  man  der  Firma  Brown,  Boveri  &  Co.,  Mannheim,  alle 
übrigen  Leitungsbauten  der  im  Oktober  1919  gegründeten  Elek- 
tro-Baugesellschaf t  m.  b.  H.,  Dessau,  und  zwar  unter  .A.usschluß 
der  Stofflieferung. 

Die  Elektro-Baugesellschaft  stellt  die  Mäste  mittels  von  ihr 
entworfener  Stellzcuge  und  baute  für  die  schweren  100  KV-Mastc 
ein  eisernes  Stellzcug,  das  größte  Sicherheit  gegen  Bruch  durch 
die  Beanspruchungen  sowohl  bei  der  Beförderung  über  die  .Becker 


Tafel  l 

Verzeichnis  der  Leitungs-  und  Erdseile 


Nr. 

Bezeichnung 
der  Leitungen 

Länge 
in  km 

Span- 
nung in 
Volt 

Kupfer 
oder 
Alum. 

Zahl 
der  Seile 

Zahl 
der 
Drähte 

Quer- 
schnitt 
in  qmm 

Bean- 
spru- 
chung 

kg/qmm 

Zahl  der 
Erdseile 

Ouer- 
schnitt 
des 
Lrdseiles 

Zahl  der 
Drähte 
des 
Erd  Seiles 

Bean- 
spru- 
chung d. 
Erdseiles 
kg/qmm 

1 

Golpa-Magdeburg  .... 

86,6 

100  000 

AI. 

6 

37 

120 

9 

2 

50 

7 

22 

2 

Magdeburg  -  Stendal . . 

61,4 

50  000 

Cu. 

6  * 

19 

50 

17,2 

1 

35 

5 

22 

3 

Magdeburg-Harbke  .  . 

36,0 

50  000 

Cu.  und 
Stahl-Al. 

50 

50 

4 

Harbke  -  Nachterstedt 

46,9 

100  000 

V 

AI. 
^ird  mit  5 

6  *  19 
0  000  Volt  betrieber 

120 

i! 

2 

7 

22 

5 

Crottorf- Wilhelmshall 

17  9 

50  000 

Cu. 

6  * 

7 

35 

17,2 

1 

35 

5 

17,5 

6 

Wilhelmshall- 
Wasserleben 

14,3 

50  000 

Cu. 

6  * 

.  7 

35 

16 

1 

35 

5 

17.6 

7 

Crottorf-  Oschersleben 

6,4 

30  000 

AI. 

6  * 

19 

95 

9 

1 

50 

7 

22 

8 

Ülnitz-Aderstedt  .... 

15,3 

50  000 

AI. 

3 

19 

95 

9 

1 

50 

7 

22 

9 

Gr.  Kayna-Amsdorf.  . 

25.4 

100  000 

AI. 

6 

37 

120 

9 

1 

50 

7 

22 

Bemerkung:  B':i  den  in  Spalte  6  mit  einem  *  versehenen  Leitungen  ist  voiiäufig  nur  ein  System  aufgelegt. 


vier  Wochen  alter  Kittung  betrug  die  Zerreißfestigkeit  etwa 
2400  kg  und  bei  sechs  Monate  alter  Kittung  etwa  .3700  kg. 

Die  Ketten  der  Tragmaste  für  100  KV  haben  7,  die  der  Ab- 
spannmaste  8  Glieder,  die  Ketten  für  50  KV  entsprechend  4  bis 
5  Glieder  des  gleichen  Musters.  Die  fertigen  Ketten  sind  durch 
feuerverzinkte,  schmiedeeiserne  Splinte  gegen  unbeabsichtigtes 
Lösen  gesichert.  Die  für  die  Bauart  der  Leitungs-  und  Erdungs- 
seile wichtigsten  Zahlen  sind  aus  dem  Verzeichnis  der 
Leitungs-  und  Erdseile  (Tafel  1)  zu  entnehmen.  Für 
das  Erdseil  ist  eine  Festigkeit  von  70  kg/mm-  gefordert. 

Alle  Hängeklemmen  sind  mit  Hörnerschutz  versehen.  Diese 
und  alle  übrigen  beim  Leitungsbau  verwendeten  Befestigungs- 
und Verbindungsteile  sind  Erzeugnisse  von  J.  Wilhelm  Hofmann 
in  Kötzschenbroda.  Um  die  überaus  lästigen  Rostbildungen  zu 
vermeiden,  werden  neuerdings  bei  dem  Klemmenmaterial  statt 
eiserner  Schrauben  und  Splinte  solche  aus  Bronze  bezw.  Messing 
verwendet.  Die  versuchsweise  Anwendung  von  Kerbverbindern 
der  SSW  hat  zu  dem  Entschluß  geführt,  zukünftig  für  die  Ver- 
bindung von  Leiter-  und  Erdseilen  nur  noch  Kerbverbinder  vor- 
zuschreiben. 

Die  Leiter-  und  Erdseile  der  Sa.ilekreuzung  und  der  Kreu- 
zung der  Berliner-  und  Piesteritzer-Leitungen  bestehen  aus 
Bronze  von  95  bezw.  .50  inm=  Querschnitt.  Sämtliche  Kreuzungen 
von  Bahnen  sind  bruchsicher  ausgeführt.    (Abb.  10.)    Bei  den 


als  auch  beim  Stellen  bietet.  Trotzdem  ist  das  Gewicht  durch 
zweckmäßige  Bauart  verhältnismäßig  niedrig  gehalten,  so  daß 
es  die  für  den  Arbeitsvorgang  erforderliche  Beweglichkeit  be- 
sitzt.   (Abb.  14  und  15.) 

Besonders  auf  der  Strecke  Golpa — Magdeburg,  die  durch 
das  LIeberschwemmungsgebiet  der  Mulde  und  durch  ein  altes 
Elbebett  führt,  traten  bei  den  Gründungen  der  Mäste  große 
Schwierigkeiten  infolge  Schwemmsand  auf.  die  nur  mit  Hilfe 
ständiger  Wasserhaltung  und  Aussteifung  der  Baugruben  mit 
Bühl-  oder  Spundwänden  bewältigt  werden  konnten.  Schon 
beim  Entwerfen  von  Leitungen  sollten  Ermittlungen  über  die 
Beschaffenheit  des  Baugrundes  angestellt  werden,  um  sich  vor 
Ueberraschungen  bezüglich  der  Kosten  zu  schützen.  Die  An- 
nahme, daß  derartige  L^mstände  im  Vergleich  zu  den  Stoffkosten 
nicht  ins  Gewicht  fallen,  ist  durchaus  irrig.  Soh  he  Nebenarbeiten 
werden  wegen  der  zahlreichen  und  oft  schwer  zugänglichen 
Baustellen  und  der  hierdurch  hervorgerufenen  Behinderung  des 
glatten  Fortschreitens  der  Bauarbeiten  gerade  bei  Leitungsbauten 
ganz  besonders  kostspielig. 

Die  Lei  er  eile  werden  üHc"  Roll.en  aiisge  ogen  (Abb.  16)- 
die  mittels  besonderer,  der  Elektro-Baugesellschaft  geschützter 
Auf hän.gevorrichtungen  an  den  Leitungsträgern  der  Mäste  be- 
festigt werden  und  deren  Rillen  mit  Holz  ausgefüttert  sind,  um 
Beschädigungen  des  Seiles  zu  verhüten.    Das  Spannen  der  Seile 
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Ahh.  10.    Bruchsichere  Bahnkreuzung^jbei  Förderstedt. 


Abb."  11. 


jAbb.  12.  Kopf  eines  Verdrillungs- 
'       mastes  mit  einer  Hilfskette     -  ■* 


Abb.  13. 

End-  und  Verdrillungsmast  am  Umspannwerk  Wilhelmshall. 


11  folgte  mittels  für 
Zugwinden,  welche 
riiid  somit  den  Arbe 

Die  Leitungen 
führen  strecken- 
weise durch  hoch- 
wertiges Kultur- 
land (Gurken-. 
Zwiebeln-  und 
Zuckerrübenfel- 
der). Trotzdem 
war es  durch  sorg- 
fältige Festset- 
zung der  Anfuhr- 
wege und  dauern- 
de Unterweisung 
der  Arbeiter  mög- 
lich, die  durch 
Flurschäden  ent- 
standenen Kosten 
auf  ein  verhältnis- 
mäßig geringes 
Maß  herunterzu- 
drücken. 

Gerade  beim 
Bau  von  Hoch- 
spannungsleitun- 
gen muß  größter 
Wert  auf  sorg- 
fältigste Ausfüh- 
rung gelegt  wer- 


diesen  Zweck  verfertigter,  dreiteiliger  Seil- 
gestattcn,  gleichzeitig  drei  Seile  auszuziehen 
itsvorgang  zeitlich  stark  zusammenzudrängen. 


Abb.  14.    Aufrichten  eines  100  KV-Abspnnmastes  mit  Hilfe ^eines  eisernen  Stellzeuges 
der  Elektro-Baugesellschaft  in  Dessau. 


den.  So  wichtig  es  ist,  daß  die  einzelnen  Bauabteilungen  unter  der 
Leitung  erfahrener  tatkräftiger  Ingenieure  stehen,  so  genügt  eine 
sorgfältige  Beaufsichtigung  der  Arbeiten  allein  rieht.  Beijder  räum- 
lichen Ausdeh- 
nung   der  Bau- 
stellen ist  wirklich 
einwandfreie  Ar- 
beit nur  dann  zu 
erwarten,  wenn 
die  Bauunterneh- 
mung über  einen 

guten  Stamm 
tüchtiger  Fachar- 
beiter und  sorg- 
fältig angelernter 
Hilfsarbeiter,  ver- 
fügt, so  daß  ein 

selbständiges 
und  zuverlässiges 
Arbeiten  der  ein- 
zelnen Abteilun- 
gen gewährleistet 
ist.  Dauernde  Er- 
folge im  Leitungs- 
bau wird  nur  die- 
jenige Bauunter- 
nehnning  haben, 
die  dem  erwähn- 
ten Umstände 
Rechnung  trägt. 
Der  Elektro-Bau- 


Abb.  17.     Umspannwerk  Förderstedt.     50  KV-Sammelschienenraum 


Abb.  18.    Umspannwerk  Förde^^tedt. 
Sammlerraum 
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gesellschaft  ist  es  geiungen,  ihre  Arbeitershhaft  mit  Hilfe  des 
Betriebsrates  zu  tätiger  Mitarbeit  bei  der  Verbesserung  der  einzelnen 
Arbeitsvorgänge  heranzuziehen  und  nach  überall  dort,  wo  die 
Art  der  Arbeit  dies  gestattete,  den  Akkordlohn  einzuführen. 

Um  einen  Begriff  von  dem  Umfange  des  Leitungsbaues  des 
Esagnetzes  zu  geben,  mögen  nachstehend  einige  Zahlen  genannt 
werden.  Ausschließlich  der  48  km  langen  Leitung  Magdeburg — 
Harbke  wurden  bisher  159,2  km  100  KV  und  115,2  km  50  KV- 
Leitungen,  zusammen  274,4  km  Leitungen  hergestellt.  Hierfür 
wurden  verwendet: 

Flußeisen  für  die  Mäste   3  400  t 

Aluminium    221  t 

Kupfer    118  t 

Stahlseil  ,    ,       174  t 

Kappenisolatoren    31600  Stück 

Grobmörtel  für  die  Gründungen   3  000  cbm 

Holzschwellen  für  die  Roste   7  600  Stück 

Oelfarbe  für  den  Mastanstrich   50  t 


Abb  19.    Umspannwerk  Wasserleben,  50  KV-Oelschalter 


stattet  die  Herstellung  von  Anschlußgleisen.  Bei  Magdeburg  und 
Crottorf  hat  man  zugunsten  anderer  Vorteile  auf  diese  Möglich- 
keit verzichtet.  In  voller  Würdigung  der  hierfür  maßgebend 
gewesenen  Gründe  und  ohne  die  Frage  entscheiden  zu  wollen, 
ob  im  vorliegenden  Falle  die  richtige  Wahl  getroffen  wurde, 
möge  doch  bei  dieser  Gelegenheit  ganz  allgemein  darauf  hin- 
gewiesen werden,  daß  gerade  bei  Umspannwerken  mit  größeren 


3.  Die  Umspannwerke, 
a)  Allgemeines.  (Abb.  17  bis  20.) 

Die  Zahl  der  fertiggestellten  b°zw.  im  Bau  begriffenen  Um- 
j^spannwerke  nebst  den  für  sie  wichtigsten  Angaben  und  Werten 
it  aus  dem  Verzeichnis  der  Umspannwerke  des 
isagnetzes  (Tafel  2)  ersichtlich.     Zur  Unterrichtung  über 
!ie  allgemeine  Anordnung  der  Umspannwerke,  ihre  Verbindung 
untereinander    und  mit  den  Netzen  der  Stromabnehmer  dient 
das  Schaltbild  (Abb  21). 

Einfachheit  in  der  Anordnung,  die  Möglichkeit  späterer  Er- 
weiterung, UebersicKaichkeit,  leichte  Betriebsführung,  größte 
Betriebssicherheit  und  Schutz  gegen  Störungen  aller  Art  waren 
die  bei  der  Entwurfsbearbeitung  leitenden  Gesichtspunkte.  Die 
während  der  Baujahre  fortschreitende  Entwertung  der  Mark 
ließ  die  Baukosten  fast  von  Monat  zu  Monat  weiter  anschwellen. 
Aus  Gründen  der  Wirtschaftlichkeit  mußte  durch  möglichste 
Sparsamkeit  diesem  Umstände  Rechnung  getragen  werden;  ihm 
ist  es  daher  zuzuschreiben,  wenn  hier  und  da  an  sich  berechtigte 
Wünsche  des  „Betriebsführers"  vorläufig  unerfüllt  bleiben 
mußten. 

Mit  Ausnahme  von  Magdeburg  und  Crottorf  haben  alle 
Umspannwerke  regelspurige  Anschlußgleise.  Auch  die  Lage  der 
geplanten  Umspannwerke  Amsdorf,  Halberstadt  und  Dessau  ge- 


Abb.  20.    Umspannwerk  Wasserleben,  11  KV-Oelschalter 

Leistungen  ein  Anschlußgleis  deshalb  von  großem  Vorteil  ist, 
weil  es  allein  die  Möglichkeit  bietet,  die  Transformatoren  in 
betriebsbereitem  Zustande  vom  Werk  nach  dem  Beti-iebsorte  zu 
befördern.  Das  nochmalige  Auseinandernehmen  auf  dem  Werke, 
die  Versendung  in  Einzelteilen,  die  Anfuhr  auf  womöglich  man- 
gelhaft befestigten  Straßen  und  der  Wiederzusammenbau  am 
Verwendungsorte  birgt  für  einen  Transformator  Gefahren  in 
sich,  die  man  möglichst  vermeiden  sollte. 

Ebenso  wichtig  ist  die  Feststellung,  ob  auf  dem  in  Aussicht 
genommenen  Bauplatze  genügende  Wassermengen  zum  Kühlen 
des  Transformatoröles  vorhanden  sind,  sofern  Transformatoren 
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so  großer  Leistungen  sogleich  oder 
zukünftig  aufgestellt  werden,  daß 
eine  Wasserkühlung  erforderlich  ist. 
Man  darf  dabei  nicht  außer  acht 
lassen,  daß  ganz  beträchtliche 
Wassermengen  notwendig  sind  und 
ein  Transformator  von  10  000  KVA- 
Leistung  ohne  Rückkühlanlage  be- 
reits 10 — 15  cbm  Kühlwasser  stünd- 
lich gebraucht.  Für  die  Umspann- 
werke Uellnitz,  Magdeburg,  Dessau 
und  Stendal,  deren  Transformatoren 
Wasserkühlung  haben,  liefern  Tief- 
brunnen das  Wasser. 

Bei  der  Herstellung  der  Transfor- 
matoren wurde  den  einzelnen  Wer- 
ken möglichste  Freiheit  gelassen,  um 
die  von  ihnen  gesammelten  Erfah- 
rungen und  angewendeten  Sonder- 
bauweisen zur  vollen  Auswirkung  ge- 
langen zu  lassen.  Infolgedessen  sind 
teils  Kern-,  teils  Mantel-Transforma- 
toren verwendet  worden.  Abgesehen 
von  den  üblichen  Vorschriften  bezgl. 
der  Kurzschlußspannung  für  die 
Wickelung-  und  Eisenverluste  usw. 
wurde  die  Bedingung  gestellt,  alle 
Transformatoren  mit  besonders  kurz- 
schlußsicherer Wickelungsabstützung 
auszurüsten.  Ferner  wurde  die  Mög- 
lichkeit des  Anschlusses  von  Peter- 
senspulen  durch  Herausführung  des 
Nullpunktes  vorgesehen.  Sämtliche 
Transformatoren  sind  mit  Quecksil- 
bergefahrmeldern von  Schäffer  &  Bu- 
denberg ausgerüstet,  die  bei  70°  C 
ein  Signal  ertönen  lassen,  und  bei 
80°  C  den  entsprechenden  Hochspan- 
nungsschalter selbsttätig  auslösen 
Die  Wicklungen  der  Transformatoren 
miissen  ebenso  wie  die  Schaltanlagen 
bei  der  Spannungsprobe  ohne  Scha- 
den eine  Minute  lang  die  doppelte  Be- 
triebsspannung aushalten  können. 

Es  würde  zu  weit  führen,  alle  Um- 
spannwerke im  einzelnen  zu  erläutern: 
deshalb  sei  es  gestattet,  im  folgenden 
nur  auf  die  drei  Umspannwerke 
Magdeburg,  Stendal  und  Crottorf 
näher  einzugehen,  die  voneinander 
abweichende  Anordnungen  zeigen. 

b)  Umspannwerke  Magdeburg. 

Magdeburg  ist  das  bisher  größte 
Umspannwerk  im  Esagnetz.  Es  hat 
zwei  Transformatoren  von  je  10  000 
KVA  in  Kernbauart  mit  hoch-  und 
niederspannungsseitig  herausgeführ- 
tem Nullpunkt.  Die  Raumab- 
messungen des  Gebäudes  gestatten 
die  spätere  Auswechselung  beider 
Transformatoren  gegen  zwei  andere 
von  je  20  000  KVA  ohne  bauliche  Er- 
weiterung. 

Seine  Lage  im  Westen  der  Stadt 
ist  mit  Rücksicht  auf  das  in  unmit- 
telbarer Nähe  liegende  städtisthe 
Umspannwerk  Diesdorf  gewählt. 

Der  von  Golpa  auf  Doppelleitunc 
mit  einer  Spannung  von  100  KV  an- 
kommende Strom  wird  auf  50  KV 
transformiert  und  in  die  Leitungen 
nach  Harbke  und  Stendal,  sowie  an 
Diesdorf  abgegeben.  Daraus  ergeben 
sich  2  Einführungen  von  100  KV  und 
6  Ausführungen  von  50  KV,  von 
denen  zunächst  nur  5  ausgebaut 
sind. 

Das  Umspannwerk  (Abb.  22  bis 
^5)  besteht  aus  zwei  doppelge- 
schössigen  Gebäuden.  An  dem 
100  KV-Haus  sind  die  Zellen  für  die 
Transformatoren,  für  die  Wasser- 
kühlung und  für  eine  Erdungsspule 
angebaut.  Zwischen  beiden  Gebäu- 
<'en  befindet  sich  das  Gleis  für  die 
Beförderung  der  Transformatoren 
nach  der  am  Giebel  liegenden  Werk- 
statt. Beide  Gebäude  bedecken  eine 
Grundfläche  von  1270  qm,  die  größte 
Höhe  beträgt  15,40  m. 
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Die  Freileitungen  für  beide  Spannungen  mußten  aus  örtlichen 
(Iründen  nach  derselben  Seite  ausgeführt  werden,  was  die  Auf- 
stellung einer  besonderen  Abspaniibrücke  vor  dem  Gebäude  be- 
dingte. Nur  die  Ausführungen  der  Leitungen  nach  Diesdorf  be- 
finden sich  an  einer  Giebelseite  neben  der  Werkstatt. 

Aus  diesem  Allgemeinaufbau  ergibt  sich  folgende  Leitungs- 
führung innerhalb  des  Gebäudes.  Die  100  KV-Freileitungen  ge- 
langen über  Trennschalter  zu  den  100  K\'-Oelschaltern  im  Erd- 
geschoß und  von  hier  zu  den  doppelt  angeordneten  Sammel- 
schienen im  Obergeschoß,  die  durch  Trennschalter  in  den  ein- 
zelnen Feldern  abgeschaltet  werden  können.  \'on  den  Trenn- 
schaltern der  Sammelschienen  führt  die  Leitung  über  Schutz- 
Schalter  zu  den  Transformatoren,  denen  Drosselspulen  vorge- 
-chaltet  sind.  Zwei  Verbindungsgänge  in  Höhe  der  Obergeschosse 
riienen  zur  Durchführung  der  .50  KV-Leitungen  zur  Nieder- 
^pannungsseite,  die  bezgl.  ihrer  .Anordnung  dem  Hochvolthause 


gleicht.  Die  Spannungwandler  zum  Messen  der  Spannung  sind 
in  einem  besonderen  Raum  des  Obergeschosses  des  50KV-Hauses 
untergebracht,  der  sich  aus  der  Grundrißanordnung  des  Unter- 
geschosses ergab. 

Die  Schalter  für  beide  Spannungen  sind  als  Dreikesselschalter 
ausgebildet  und  mit  vom  Strome  unabhängigen  Zeitrelais  aus- 
gerüstet.   Die  100  KV-Schalter  und  der  50  KV-Sammelschienen- 


kuppelungsschalter  haben  elektrischen  Antrieb,  die  übrigen 
."iO  KV-Schalter  werden  von  Hand  betätigt.  Für  den  elektrischen 
Antrieb  der  Schalter  sind  Sammler  von  110  Volt  vorgesehen, 
deren  Ladung  durch  einen  Gleichrichter  erfolgt,  der  seinerseits 
wiederum  durch  einen  Station-Transformator  von  10  000/220/127 
\'olt  gespeist  wird.  Die  beiden  Oelschalterreihen  können  auf  je 
einen  Gang  ausgefahren  und  mittels  Plattformwagen  zur  Werk- 
statt befördert  werden.  Je  drei  Schalter  sind  durch  feuersichere 
Wände  voneinander  getrennt  und  die  Zellen  der  100  KV-Schalter 
durch  eiserne  Tore  abgeschlossen.  Strommeßeinrichtungen  sind 
\'orläufig  nicht  eingebaut,  jedoch  ist  für  die  spätere  .Aufstellung 
der  hierfür  erforderlichen  Stromwandler  zwischen  den  einzelnen 
100  KV-Schaltern  der  notwendige  Platz  gelassen. 

Obgleich  die  in  dem  70  m  tiefen  Brunnen  vorhandene 
W'assermcngc  an  sich  für  eine  unmittelbare  Kühlung  des  Trans- 
foi matorenöls  der  beiden  10  000  KVA-Transformatoren  voraus- 


-u-hllich  ausreichen  würde,  —  es  würden  stündlich  etwa  25  cbm 
gebraucht  werden  —  so  hat  man  sich  doch  zu  einer  Rückkühl- 
.inlage  entschlossen,  weil  das  Wasser  nur  mittels  einer  Tief- 
pumpe aus  mehr  als  20  m  Tiefe  gefördert  werden  muß.  Ver- 
sagt die  Tiefpunipe,  deren  Instandsetzung  unter  ungünstigen 
[Jmständen  mehrere  Tage  in  Anspruch  nehmen  kann,  so  steht 
bei  einer  Anlage  ohne  Kühlturm  der  Betrieb  alsbald  still,  wäh- 


Schaltbild 
Esag-rietz. 


Abb.  -21. 
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rend  beim  Vorhandensein  eines  solchen  sich  genügend  Wasser- 
mengen im  Umlauf  befinden,  um  den  Betrieb  bis  zur  Beseitigung 
des  Pumpenschadens  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Kühlung  des 
Oeles  erfolgt  in  der  Weise,  daß  das  Oel  mittels  Oelpumpen  durch 
Zimmermann-Kühler  gepumpt  wird.  Für  jeden  Transformator 
ist  je  eine  Wasserumlauf-  und  eine  Oelumlaufpumpe  vorhanden, 


(Robert  Kirchhoff) :  Jede  wirkliche  Neuerkenntnis  in  der 
Wissenschaft  muß  so  beschaffen  vein,  da6  sie  zu  ihrer 
genauen  Darstellung  nicht  mehr  Raum  beansprucht  als  eine 
geschriebene  Quartseite.  (Xach  Moszkowski,  Ewige  Worte) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

SS  Das  vorläufige  Schicksal  des  Eisenbahnfinanzgesetzes. 

Nachdem  Ende  Januar  vor  dem  bekannten  Organisationsaus- 
schuß, der  unter  Vorsitz  des  Staatssekretärs  K  u  m  b  i  e  r  und 
Teilnahme  der  Gewerkschaften  im  Reichsverkehrs- 
ministerium tagte,  der  Minister  Dr.  P  r  e  u  ß  —  der  geistige  Vater 
der  neuen  Reichsverfassung — sein  Gutachten  über  den  sogenann- 
Konfliktsparagraphen  abgegeben  hat,  ist  man  allgemein  im  Aus- 
schuß zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  daß  das  Eisenbahnfinanz- 
gesetz in  der  bisherigen  Form  nicht  geeignet  ist,  in  Wirksamkeit 
zu  treten.  P  r  e  u  ß  äußerte  sich  gutachtlich  über  die  konkrete 
Frage  eines  etwaigen  Konflikts  zwischen  Minister  und  dem  im 
Gesetzentwurf  vorgesehenen  Verwaltungsrat.  Nach  der  Mei- 
nung Preuß'  müßte  die  Konfliktsfrage  zu  einem  Brennpunkt 
für  die  Organisation  überhaupt  werden.  Konflikte  seien  denk- 
bar 1)  durch  abweichende  Auffassung  zwischen  Minister  und 
Verwaltungsrat  über  spezielle  Eisenbahnfragen;  2)  durch  ent- 
gegenstehende Interessen  des  Reichs  gegenüber  den  Interessen 
des  neu  gebildeten  Eisenbahnstaates.  So  müsse  sich  der  Minister 
mit  zwei  Seelen  ausstatten,  da  er  als  Mitglied  der  Reichsregierung 
den  Standpunkt  der  politischen  Leitung  des  Reichs  zu  vertreten 
habe  und  gleichzeitig  als  Haupt  des  eigenartigen  Eisenbahn- 
reichs im  Reich  dessen  Belange  wahren  müsse. 

Der  aus  dem  Reichsverkehrsministerium  selbst 
gemachte  Vorschlag  zur  Lösung  der  Konfliktsfrage  sieht  eine 
Auflösung  des  Verwaltungsrats  durch  den  Reichspräsiden- 
ten auf  Antrag  der  Reichsregierung  und  eine  Neubildung  nach 
2  Monaten  vor.  Das  Mittel  der  Auflösung  ist  hier  nach  Auf- 
fassung Preuß  auf  ein  ungeeignetes  Objekt  übertragen.  Im  par- 
lamentarischen Leben  trete  nach  der  Auflösung  eine  wirksame 
Agitation  in  der  öffentlichen  Meinung  ein,  durch  die  eine  Um- 
bildung des  z.  B.  neu  zu  berufenden  Reichstags  erreicht  werden 
kann.  Hier  sei  diese  Agitation  ausgeschlossen.  Es  würden  der 
Reichstag,  der  Reichswirtschaftsrat,  der  Reichsrat  und  das  Per- 
sonal der  Reichsbahn  dieselben  Vertreter  schicken  und  die  vor 
dem  Konnflikt  bestehende  Mehrheit  wahrscheinlicherweise 
wiederhergestellt  werden.  Auch  den  an  diesen  Vorschlag  ange- 
schlossenen Satz:  „Der  Minister  muß  zurücktreten,  wenn  ihm  der 
V^erwaltungsrat  durch  einen  ausdrücklichen  Beschluß  das  Ver- 
trauen entzieht",  hält  Preuß  für  undurchführbar  in  der  Praxis. 
Es  sei  ein  Unding,  daß  ein  politisch  verantwortlicher  Minister 
durch  das  Votum  einer  außerhalb  des  Parlaments  stehenden 
Körperschaft  zum  Rüktritt  gezwungen  werden  soll.  Es  würde 
dadurch  die  Gefahr  heraufbeschworen,  daß  Industrieverbände 
oder  Gewerkschaften  sich  allmählich  das  Recht  des  Ministeriums 
anmaßten. 

Ein  zweiter  von  selten  der  Gewerkschaften  gemachter 
Vorschlag  läuft  darauf  hinaus,  bei  einem  Konflikt  zwischen  Ver- 
waltungsrat und  Minister  die  Entscheidung  des  Reichstages  an- 
zurufen und,  wenn  sich  diese  Entscheidung  nicht  mit  der  Auf- 
fassung des  Verwaltungsrats  deckt,  den  Staatsgerichts- 
hof zur  Entscheidung  aufzurufen.  Dr.  Preuß  erblickt  hierin  die 
Gefahr,  daß  auf  dem  Wege  über  den  Verwaltungsrat  ein  zweites 
parlamentarisches  System  eingeführt  wird.  Im  allgemeinen  hält 
Preuß  eine  Scheidung  von  Reich  und  Reichsbahnen  auf  den 
Grundlagen  des  Eisenbahnfinanzgesetzes  für  undurchführbar. 

Der  Organisationsausschuß  hat  von  weiteren  Beratungen 
über  das  Eisenbahnfinanzgesetz  Abstand  genommen.  Man  ist 
zu  der  Auffassung  gelangt,  daß  der  Gesetzentwurf  so  weitge- 
hende Mängel  aufweist,  daß  er  als  ungeeignet  erscheint,  der  ge- 
setzgebenden Körperschaft  in  dieser  Fassung  unterbreitet  zu 
werden.  Auch  der  Reichsverkehrsminister  hat  gele- 
gentlich der  Beratungen  des  Eisenbahnhaushalts  im  Reichs- 
tage öffentlich  erklärt,  daß  er  sich  nicht  mit  dem  Eisenbahn- 
finanzgesetz in  der  jetzigen  Fassung  einverstanden  erkläre.  Es 
sei  lediglich  ein  Referentenentwurf  gewesen,  der  den'  Zweck,  die 
Stellungnahme  der  Oeffentlichkeit  zu  dieser  Frage  herauszu- 
fordern, in  reichem  Maße  erreicht  habe.  Man  werde  nun  an 
eine  Neubearbeitung  des  gewonnenen  Materials  gehen. 

Auch  der  unseren  Lesern  bekannte  Geh.  O.  R.  R.  v. 
Kienitz  beschäftigt  sich  mit  dem  Referentenentwurf  in  der 
Deutschen  Wirtschafts-Zeitung  (ab  April-Heft).  Er  kritisiert 
das  Eisenbahnfinanzgesetz  dahin,  daß  es  durch  Zerreißen  der 


eine  dritte  Wasserumlaufpumpe  dient  als  Aushilfe.  Außerdem 
sind  die  Vorbindungsleitungen  so  angeordnet,  daß  die  Pumpen 
wechselsweise  auf  beide  Transformatoren  arbeiten  können.  Die 
Rückkühlanlage  mit  Kühlturm  reicht  auch  für  die  bei  späterer 
Erweiterung  vorgesehenen  Transformatoren  von  je  20  000  KVA 
aus.  (Fortsetzung  folgt) 


(Jean  Paul):  Lesen  heißt  in  die  Schulklasse  oder  in  den 
Armensückel  einsammeln.  Schreiben  heißt  eine  Münzstätte 
anlegen,  aber  der  Pragestock  macht  reicher  als  der 
Klingelbeutel.  (Nach  Moszkowski,  Ewige  Worte) 


einheitlichen  Gemeinwirtschaft  des  Reichs  sich  in  Widerspruch 
zu  den  Zielen  und  Interessen  der  Reichsregierung  setzt. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

—  Gl.  —  Französische  Eisenbahnstatistik.  Revue  generale 
des  Chemins  de  fer  1922,  Nr.  1  bringt  einen  statistischen  Be- 
richt über  die  Betriebsverhältnisse  und  -ergebnisse  im  Jahre 
192Ö  bei  den  fünf  großen  französischen  Bahngesellschaften: 
Nord,  Ost,  Orleans,  Paris-Lyon-Mediterranee  (P.  L.  M.)  und 
Midi.  Die  wichtigeren  Zahlen  sind  anschließend  zusammenge- 
stellt. Besonders  lehrreich  sind  die  Zeilen  11,  12,  18,  über  den 
bedeutenden  Fehlbetrag  bei  allen  Gesellschaften  und  die  Zeilen 
24 — 29  über  Verteilung  von  Reisenden  und  Einnahmen  auf  die 
einzelnen  Klassen  im  Hinblick  auf  die  bei  uns  noch  nicht  abge- 
schlossene Frage  des  Zweiklassensystems. 


Nord 

Ost 

Orleans 

P.  L.  M, 

Midi' 

.zu- 

sammen 

1)  Bctri^bslängc  km 

3807 

5027 

7784 

9795 

4096 

2)  Geplant  oder  im  Bau  km 

67 

73 

702 

392 

636 

1917 

3t  Genehmigt  km 

3907 

5771 

8497 

10187 

üfoö 

QQOOi; 

4)  A.nla.^ek api tSil,  insgesamt 
Mill.  Fr. 

3597,7 

3243  9 

3810  8 

7093  7 

2234  2 

1 QOfin  1 
i yyöu  ± 

5)  Anlagekapital. auf  1  kmF'r. 

920826 

562110 

449444 

oyüouu 

452917 

DUUlUl 

6)  Ausg'abeii  ftirBauarbeiten 

Mill  Fr. 

1462,6 

2156  9 

6444,6 

lutto.o 

14231.9 

7)  Ausgaben  für  Betriebs- 

iiiiiici                    iviui,  r  r. 

698  1 

732  7 

<if\t  Q 
aOL-O 

o49,u 

3984.1 

8)  Gesamtausgaben  f.  X  km 

Betriebsiänge  Fr. 
9)  Gesamteinnahmen, Be- 

567552 

507121 

450993 

814600 

474321 

597071 

trieb                   Mill.  Fr. 

8684 

722  3 

912.2 

1589,2 

367,9 

4459  9 

10)  Gesamtausgaben,  Betrieb 

Mill.  Fr. 

1216  5 

884  3 

12405 

18430 

546  7 

5730  9 

H)  Fehlbetrag          Mill.  Fr. 

3481 

162.0 

328  3 

253  8 

178  8 

12710 

12)  BetriebszifTer  % 

140.1 

121,7 

136,0 

116,0 

148,6 

1285 

Auf  1  km  Betriebslänge 

13)  Betriebseinnahmen  Fr. 

228096 

143675 

122313 

162241 

89824 

146181 

14)  Betriebsausgaben  Fr. 

319537 

174949 

166327 

188156 

133477 

187842 

15)  Fehlbetrag  Fr. 

91441 

31274 

44014 

25915 

43653 

41661 

Auf  1  Zugskilometer 

16)  Betriebseinnahmen  Fr. 

211 

18,5 

19  9 

230 

18  8 

21.01 

17)  Betriebsausgaben  Fr. 

29.6 

23  2 

27  0 

27  0 

27  9 

27  00 

18)  Fehlbetrag  Fr. 

85 

47 

7,1 

4,0 

91 

5  99 

19i  Zahl  der  Reisenden  Mill. 

108,2 

916 

63  7 

88  0 

27  7 

379  3 

20)  Personenkilometer  Mill. 

3847  4 

3148.3 

3557  6 

59119 

1506  0 

17971.2 

21)  Durchschnittl.  Reiseweg 

km. 

35  5 

34.4 

56  0 

67,0 

54,4 

47.30 

22)  Mittl.  Ertrag  von  1  Rei- 

senden Fr. 

214 

183 

3,57 

4,47 

3  58 

2,05 

23)  Mittl.  Ertrag  von  1  Per- 

sonenkilometer Fr. 

6  02 

533 

6,38 

7  00 

6  59 

623 

24)  1000  Reisen-  (  1.  Klasse 

25)  de  verteilen  {  2  Klasse 

26)  sich  auf      (  3.  Klasse 

25 

36 

23 

34 

28 

29 

77 

282 

75 

96 

91 

131 

898 

682 

902 

870 

881 

840 

27)  1000  Fr.  Ein-  /  1.  Klasse 

28)  nähme  vertei- <  2  Klasse 

158 

118 

150 

232 

127 

172 

230 

257 

213 

232 

199 

227 

29)  len  sich  auf  <  3.  Klasse 

612 

625 

637 

536 

674 

601 

30)  Beförderte  Gütermenge 

Mill.  t 

380 

28  46 

19  95 

33  86 

12  6 

132  88 

31)  Geleistete  tkm  Mill. 

4474.5 

3768  44 

4426  37 

8556  0 

1723,13 

22958.46 

32)  Geleistete  tkm  am  Dienst- 

gnt  Mill. 

253,6 

440  88 

584,44 

44,15 

122,09 

1445135 

33)  Mittl.  Beförderungsweg 

fit  km 

117,74 

13241 

192  0 

2530 

136  0 

17278 

34)  Zahl  der  Lokomotiven 

3802 

1980 

2700 

S'^OO 

1036 

13408 

351  Zahl  der  Personenwagen  ' 

4694 

4170 

4133 

6894 

2620 

22511 

36»  Zahl  der  Güterwagen 

64660 

66394 

56444 

111542 

32637 

331677 

37)  Geleistete  Zugskilometer 

Mill. 

41,1 

37,19 

45  88 

68,41 

16,6 

212,228 

38)  Geleistete  Wagenkilo- 

meter Mill. 

995  99 

968.74 

1085.4 

1830.61 

189  975 

5070,744 

39)  Geleistete  Lokomotiv- 

kilometer Mill. 

65.799 

52  0 

60,0 

80,27 

18,796 

276,91 

KRAFTFAHRWESEN 
Rennveranstaltungen  im  Juni  1922.  10.— 12.  Juni:  Nordd. 
Zuverlässigkeitsfahrt  (Nordd.  A.-C.  Hamburg,  Kolonnaden  17). 
11.  Juni:  Avus-Rennen  (A.  D.  A.  C.,  Sportbüro  Berlin,  Pots- 
damer Straße  10-3a).  16.— 20.  Juni:  Automobil-  und  Motorrad- 
Turnier,  Bad  Homburg  (Frankfurter  A.-C.,  Frankfurt  a.  M., 
Taunusstr.  1).  18.  Juni:  Bergprüfungsfahrt  nach  Schloß  „Soli- 
tüde"  bei  Stuttgart  (Gau  XII  Württemberg,  Stuttgart, 
Liststr.  26).  25.  Juni:  Rund  um  Beizig  1922  (Gau  I 
Berlin-Brandenburg,  Berlin  W  57,  Bülowstraße  3).  24.  bis 
25.  Juni:  Sachsenfahrt  1922  (Gau  XI,  Sachsen,  Dresden,  Gerichts- 
straße 15). 


VERSCHIEDENES 


Verantwortlich  fOr  die  Srhriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Xordmann  fur  den  maschinen- 
lechuischen  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreibcrstr.  34-35.    Verlag  und  Druck :  G  u  i  do  H  a  c  k  e  b  ei  1  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stallschreiberbtr.  34-35.  ' 
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IX 


Verdingungs-Anzeiger 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 
amtes, der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 


Tag  der 
Eröflnung 
der  Angebote 


Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 


Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.  von 


Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 


Die  Zuschlags 
frist  läuft  ab 


lo.  O.  1922 
vorm.  II  Vhi 


10.  6.  1922 
mittags  12  Uhr 


12.  6  1922 
vorm.  II  Uhr 


13.  6.  1922 
mittag;  12  Uhr 


14.  6.  1922 
vorm.  II  Uhr 


14.  6.  1922 
vorm.  II  Uhr 


li.  6.  1922 
mittags  12  Uhr 


15.  6.  1922 
vorm.  II  Uhr 


16.  6.  1922 
vorm.  10  Uhr 


17.  6.  1932 
vorm.  II  Uhr 

I9.  6.  1922 
vorm.  10  Uhr 


20.  6.  1922 
vorm.  TO  Uhr 

21.  6.  l922 

nachm.  12 '/j  Uhr 

21.  6.  1922 
vorm.  II  Uhr 


22.  6.  1922 
vorm.  II  Uhr 


22. 6.  1922 
vorm.  II  Uhr 

22.  6,  1922 
mittags  1 1  Uhr 


-Xeuanstrich  der  Hohenzollornbrilcke  in  Köln. 


Ausführung  der  Gleisarbeitcn  für  den  Gleisumbau  des  HauptgU  ises 
zwischen  den  Bahnhöfen  Helsa  und  Hessisch-Lichtenau  von  km 
29,200  bis  29,S=,o  und  km  30,155  bis  32,650  der  .Strecke  Kassel — 
Waldkappe  .    AusfOhrungsfrist  10  Wochen. 

Ausfuhrung  nachstehender  Erd;  und  Betoiiarbeiten  und  zwar  Uos  I: 
Für  die  Verbreiterung  der  Überführung  der  Brandenburgischen 
-Stadtebahn  au  Bahnhof  Neustadt  a.  d  Dosse  (rd.  245  cbm  Beton). 
Los  II:  Für  die  Wegeunterf Uhrung  auf  Bahnhof  Buchen  (rd.  375  ebm 
Betoni.  Los  III:  Für  die  Drehscheibenfundamente  auf  Bahnhof 
Hagenowland  (rd.  210  cbm  Beton).  Fertigstellungsfrist  ist  von  dem 
Anbieter  anzugeben. 

Anfertigung,  Lieferung  und  Aufstellung  der  Eisenbauteile  für  die 
Erweiterung  des  Lokomotivschuppens  und  der  Betriebswerkstatt 
auf  Bahnhof  Oebisfelde.  Die  Lieferung  umfaßt:  etwa  56t  ('lußeisen 
und  etwa  0.72  t  Gufleisen. 

Reinigung  und  Anstrich  der  BahnsteigUberdachung  des  Bahnsteigs  i 
auf  dem  Personenbahnhof  Stettin. 


Ausfuhrung  der  Erd-,  Beton-,  Maurer-  und  Asphaltarbeiten  (800  cbm 
teton)  für  die  Wegunterführungen  „Dingstiege"  und  „Dyck  urg- 
straße"  im  Zuge  der  Umgehungsbahn  bei  Münster. 

Ausführung  der  Erd-,  Maurer-  und  Wegearbeiten  zur  Verlegu  ig  der 
Seebergstraße  an  der  Talbrücke  auf  Bahnhof  Gotha  ausschließl. 
Lieferung  der  Baustoffe.  (3200  cbm  Bodenbewegung,  i3'o  cbm 
Beton  der  3 Stutzmauern  pp.  1700  qm  StraßenflUche  und  Entwässerung.) 
Erfüllungsfrist  19  Wochen. 

Ausführung  der  Tischler-  und  Anschlägerarbeit  fur  den  Bau  eines 
Achtfamilienhauses  in  Königszelt. 


Lieferung  von  Ausstattungsgegenständen  für  die  Diensträume  sowie 
für  die  Unterhaltung  der  Bahnanlagen  und  zwar:  Los  I,  Eisenwaren: 
wie  Beile,  Beitel,  Bohrer,  Richteisen,  Brechstangen,  Steinschlaggabeln, 
Stopfer  für  .Stopfhacken,  Kaffeekesscl,  Metall-  und  .Schienensäge- 
blätter. Schaufeln,  Schippen,  Scheren,  Meißel,  Signalhörner,  Zangen 
und  dergl.  Los  II,  Bürsten-,  Pinsel-,  Sattlerwaren:  wie  Besen, 
Schrubber,  Bürsten,  Pinsel  aller  Art,  Kokosfußmatten.  Signalfahnen, 
Handfeger,  Lineale,  Bandmaße,  Maßstabe,  Stahlbandmaße,  Tinten- 
fässer, Wasserwagen  und  dergl. 

Herstellung  eines  Überholungsgleises  auf  Bahnhof  Borgholz. 


Ausführung  der  Scheibenbachbeschleusung  auf  Werkstättenbahnhof 
Chemnitz.  Auszuführen  sind  2700  cbm  Erdarbeiten  600  cbm  Beton, 
800  cbm  Ziegelmauerwerk,  4300  qm  Plattenbelag.  Fertigstellungsfrist  6 
Monate  nach  Zuschlagsertciluog. 

Erd-  und  Maurerarbeiten  zum  Ervveitei  nngsbau  des  Empfangsgebäudes 
auf  Bahnhof  Schneidemühl. 


Ausführung  der  Erd-  und  Oberbauarbeiten  zur  Erweiterung 
Bahnhofs  Mülheim-Heißen. 


des 


Ausführung  der  Erdarbeiten  zur  Herstellung  des  Planums  für  die 
Verlegung  des  Zechenanschliißgleises  Wiesche  von  km  26,4  bis  27,4 
und  für  den  Betriebsbahnhof  in  Heißen  zwischen  km  27,0  -|-  50  und 
27,4  der  Strecke  Mülheim— Eppinghofen — Heißen. 

a)  Tischler-  und  Glaserabeiten,  b)  Klempnerarbeiten,  c)  Dachdecker- 
arbeiten zur  Erbauung  eines  Vierfamilienhauses  mit  fünftel  Wohnung 
im  Dachgeschoß  in  der  .Speicherstraße  in  Sangerhaijsen.  Aus- 
führungsfrist 6  Wochen. 

.Ausführung  der  Erd-,  Maurer-  und  Zimmerarbeiten  für  das  Stellerei- 
gebäude II  auf  Bahnhof  Regis-Breitingen. 


Verkauf  von  Altpapier  ungefähr  149247  kg  zur  \'ernichtung 
10661  kg  zur  freien  Verwendung. 


iHid 


4o,- 
für  jedes  Los 
in  bar 


27, —  mit,  15, — 
ohne  Zeichnung. 


80,- 


50, —  und 
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'  ■  A.  1  n  h  a  1  t. 

1.  Die  Feststellung  des  Begriffs  „Eisenbahnbetrieb"  stößt 
auf  gewisse  Schwierigkeiten,  weil  in  verschiedenen  Gegenden 
des  deutschen  Sprachgebiets  unter  „Betrieb"  nicht  das  Gleiche 
verstanden  wird.  Große  Unterschiede  in  der  Auffassung  sind 
zwischen  Deutschland  und  Deutsch-Oesterreich  vorhanden.  In 
Oesterreich  bezeichnete  man  bis  vor  kurzem  im  großen  und 
ganzen  das  als  Betrieb,  was  in  Deutschland  unter  Verkehr  ver- 
standen wird  und  umgekehrt**).  Kleinere  Unterschiede  sind  auch 
zwischen  Nord-  und  Süddeutschland  vorhanden.  In  Süddeutsch- 
land umfaßt  man  unter  dem  Ausdruck  ,, Verkehr"  auch  einen 
Teil  der  Tätigkeiten,  die  man  in  Norddeutschland  zu  dem  Be- 
triebe rechnet;  selbst  bei  den  ehemals  preußischen  Bahnen 
herrscht  keine  volle  Einheitlichkeit  im  Gebrauch  des  Ausdrucks 
Bei  rieb,  offenbar  weil  die  frühere  preußische  Zentralstelle  keine 
Vorschriften  über  den  Umfang  dieses  Begriffs  gegeben  hatte. 
Und  doch  ist  eine  solche  einheitliche  Begriflsbestinnnung  von 
großem  Werte,  weil  dadurch  viele  Mißverständnisse  und  über- 
flüssige Auseinandersetzungen  vermieden  werden  können.  Um 
zu  einer  Lösung  der  vorhandenen  Schwierigkeiten  zu  kommen, 
empfiehlt  es  sich,  zunächst  auf  die  weiteste  Bedeutung  zurück- 
zugehen, in  der  der  Ausdruck  Betrieb  gebraucht  wird. 

I^ine  Bahn  betreiben  heißt  dafür  sorgen,  daß  dauernd  Per- 
sonen, (}üter  und  Nachrichten  befördert  werden  können.  Zu 
diesem  Betriebe  im  weitesten  Sinne  haben  wir  demnach  nicht 
Tiur  die  Vorgänge  bei  der  eigentlichen  Beförderung  von  Per- 
sonen und  (iütern  zu  rechnen,  sondern  auch  die  (ieschäfte,  die 
sich  mit  der  Unterhaltung  und  Ergänzung  der  Bahnanlagen  und 
Betriebsmittel,  der  Beschaffung  und  Verwaltung  der  Bau-  und 
Betriebsstoffe,  der  Regelung  der  Em-  und  Ausgaben,  der  Fest- 
setzung der  Tarife,  der  Personalgebarung  usw.  befassen. 
Unter  Betrieb  im  weitesten  Sinne  kann  man  daher 
die  Instandhaltung  und  zweckmäßigste  Ausnutzung  aller  Bahn- 
anlagen verstehen.  In  diesem  weiten  Sinne  spricht  man  von 
der  l'lröffnung  und  der  l-'.instellung  des  Betriebes  einer  Bahn. 
In  diesem  Sinne  unterscheidet  man  den  Staatsbetrieb  vom 
Privatbetrieb,  je  nachdem  der  Staat  die  oben  angegebenen  Tätig- 
keiten ausübt  oder  eine  Privatgesellschaft,  oder  den  Eigen- 
betrieb von  Pachtbetrieb,  je  nachdem  der  Eigentümer  als  Be- 
triebsführer auftritt  oder  ein  Pächter. 

Wenn  man  die  vielen  verschiedenartigen  Geschäfte,  die  den 
Betrieb  im  weitesten  Sinne  ausmachen,  genauer  betrachtet,  so 
findet  man,  daß  sie  sich  in  einer  verhältnismäßig  geringen  Zahl 
von  Gruppen  von   Geschäften   zusammen  fassen   lassen;  dem- 

*)  Nach  Vorlesungen  üljer  ., Einführung  in  die  Eisenbahnbetriebswissenschaft. 
gehalten  im  Winter  1931-32  an  der  Verwaltungsakademie  in  Berlin. 

**)  In  neuerer  Zeit  scheint  man  sich  in  Oesterreich  dem  deutschen  Gebrauch 
anschlieBen  zu  wollen,  denn  durch  Verordnung  des  Bundesministers  für  das  Ver- 
kehrswesen vom  15.6.21  wurde  festgeseUt,  daß  das  Eisenbahnbetriebsreglement, 
das  die  verkehrlichen  Vorschriften  enthält,  in  Zukunft  Eisenbahnverkehrsordnung 
(E.  V.  O.)  heißen  soll. 
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entsprechend  kann  man  bei  der  Eisenbahn  folgende  Fachgebiete 
unterscheiden : 

1.  Das  Bauwesen. 

Die  baulichen  Anlagen  (Gleisanlagen,  Sicherungsanlagen, 
Brücken,  Hochbauten  usw.)  nutzen  sich  unter  den  rollenden 
Lasten  leicht  ab;  sie  müssen  daher  unterhalten  werden.  Die 
Gleisanlagen  mit  Zubehör  müssen  ferner  dem  Wachsen  des 
Verkehrs  entsprechend  ergänzt  werden.  Die  für  die  Unterhal- 
tung, Erneuerung  erforderlichen  Baustoffe,  Geräte  usw.  müssen 
beschafft  und  verwaltet  werden;  man  unterscheidet  danach,  ab- 
gesehen vom  Neubau,  drei  große  Arbeitsgebiete  im  Eisenbahn- 
bauwesen: die  Unterhaltung,  Erneuerung  und  Ergänzung  der 
Bahnanlagen. 

2.  Das  Maschinenwesen. 

In  ähnlicher  Weise  wie  beim  Bauwesen  müssen  die  auf 
maschinentechnischer  Grundlage  beruhenden  Werkzeuge  der 
Betriebsführung  erhalten,  erneuert  und  ergänzt  werden.  Es 
müssen  ferner  die  zu  letzteren  Arbeiten  erforderlichen  Bau-  und 
Betriebsstoffe  beschafft  und  verwaltet  werden.  Es  handelt  sich 
bei  den  Anlagen  maschinentechnischer  Natur  hauptsächlich  um 
Wasserstationen,  Gasanstalten,  Elektrizitätswerke,  Krane,  Auf- 
züge, Drehscheiben,  Schiebebühnen  und  vor  allen  Dingen  um  die 
Betriebsmittel,  die  Lokomotiven  und  Wagen. 

3.  Den  Betriebsdienst  im  engeren  Sinne. 

Er  übt  seine  Tätigkeit  durch  das  Betriebspersonal  mit  Hilfe 
der  vom  Bauwesen  und  Maschinenwesen  unterhaltenen  Anlagen 
und  Betriebsmittel  aus. 

a)  Die  Personenwagen  müssen  zu  Zügen  zusammengestellt, 
an  den  Bahnsteig  gebracht  und  nach  dem  Einsteigen  der  Reisen- 
den von  Ort  zu  Ort  gefahren  werden. 

b)  Die  Ciüterwagen  müssen  zum  Gebrauch  des  Publikums 
an  der  Ladestraße,  den  Cileisanschlüssen  oder  an  Güterschuppen 
zur  Beladung  bereitgestellt,  nach  Abholung  von  diesen  Ver- 
kehrsstellen zu  Zügen  zusammengesetzt  und  nach  den  Zielbahn- 
höfen befördert  werden,  von  denen  aus  die  Zustellung  nach  den 
\'erkehrsstellen  zum  Zwecke  der  Entladung  vorgenommen  wird. 

4.  Das  Verkehrswesen. 

Es  umfaßt  alle  Einrichtungen  und  Handhabungen,  die  mit 
der  Abfertigung  der  Personen  und  Güter  zusammenhängen. 

Bei  den  unteren  Eisenhahnstellen  erschöpfen  sich  alle  Ge- 
schäfte in  den  vorgenannten  4  Gruppen.  Bei  höheren  Stellen 
lassen  sich  noch  folgende  Geschäfte  unterscheiden: 

5.  Das  P  e  r  s  o  n  a  1  w  e  s  e  n. 

Wenn  auch  jedes  der  vorgenannten  4  Gebiete  die  mit  der 
/Kusübung  des  b~achdienstes  zusammenhängenden  Personal- 
angelegenheiten selbst  beharidelt,  so  bleiben  doch  noch  viele  das 
Personalwesen  betreffende  (ieschäfte  übrig,  die  alle  Fachgebiete 
in  gleicher  Weise  angehen.    So  die  grundsätzlichen  Bestimmun- 
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gen  für  die  Annahme,  Ausbildung^  Anstellung,  Beförderung,  Be- 
soldung, Arbeitszeit,  die  disziplinaren  Verhältnisse  usw. 
6.  Das  Finanzwesen. 

Es  umfaßt  alle  mit  der  Geldgebahrung  zusammenhängenden 
Angelegenheiten:  die  Buchung,  Vereinnahmung  und  Veraus- 
gabung aller  Wertbeträge,  die  allgemeine  Kontrolle  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  das  Etatswesen  und  die  Finanzpolitik. 

Gegenüber  diesen  4  oder  6  Fachgebieten  nehmen  die  Ge- 
schäfte allgemeiner  Natur,  die  zu  keiner  der  genannten  Gruppen 
gerechnet  werden  können,  einen  nur  geringen  Umfang  ein.  Man 
darf  daher  behaupten,  daß  alle  Fragen  und  alle  Vorgänge,  die 
bei  der  Eisenbahn  auftreten,  im  wesentlichen  unter  die  4  bzw. 
6  Fachgebiete  eingereiht  werden  können.  Falsch  wäre  es  zu 
glauben,  daß  jede  Geschäftssache  nur  einer  der  genannten  Grup- 
pen zugeteilt  werden  könne.  Das  ist  nicht  der  Fall,  denn  die 
Eisenbahn  ist  ein  sehr  verwickeltes  Räderwerk,  in  dem  sich 
viele  Teile  eng  berühren.  Besonders  eng  sind,  um  nur  einige 
Beispiele  herauszugreifen,  die  Beziehungen  zwischen  dem  Ma- 
schinenwesen und  dem  Betriebe,  da  die  Bildung  und  Beförderung 
der  Züge  wesentlich  von  den  vom  Maschinenwesen  gestellten 
Zugkräften  abhängen.  Der  Teil  des  Maschinendienstes,  der  sicn 
mit  der  Verteilung  und  zweckmäßigen  Verwendung  der  betriebs- 
fähigen Lokomotiven  befaßt,  muß  daher  dem  Betriebsoienst  zu- 
gerechnet werden.  Seh-  innige  Beziehungen  bestehen  auch 
zwischen  Betrieb  und  Verkehr.  Beide  Fachgebiete  hängen 
hauptsächlich  im  Wagenwesen  zusammen.  Nicht  minder 
eng  sind  die  Verbindungen  zwischen  Betrieb  und  Bahn- 
unterhaltung, da  z.  B.  der  größte  Teil  des  Betriebspersonals 
sich  aus  den  Rottenarbeitern  ergänzt,  und  bei  Schwankungen 
des  Verkehrs  das  Betriebsaushilfspersonal  dauernd  zwischen 
Station  und  Bahnmeisterei  hin  und  her  wechselt. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  häufig  nicht  leicht,  jeder  neuauf- 
tretenden Sache  von  vornherein  anzusehen,  welchem  Fachgebiet 
oder  welchen  verschiedenen  Gebieten  sie  zuzuteilen  ist.  Um  in 
diesen  etwas  verwickelten  Verhältnissen  Klarheit  zu  schaffen, 
ist  eine  gute  Organisation*)  erforderlich.  Sie  teilt  jeder 
Stelle  die  von  ihr  wahrzunehmenden  Geschäfte  zu,  so  daß  Ord- 
nung herrscht  und  alles  reibungslos  arbeitet. 

II.  Nach  diesen  einleitenden  Erörterungen  soll  auf  den  Be- 
trieb im  engeren  Sinne  und  seine  Stellung  zu  den  übrigen  Fach- 
gebieten eingegangen  werden.  Aus  den  im  vorigen  /-».../schnitt 
unter  Punkt  3  genauer  umschriebenen  Aufgaben  können  wir 
folgende  Begriffsbestimmung  für  den  Betrieb  im  engeren  Sinne 
ableiten: 

T)er  Eisenbahnbetrieb  umfaßt  alle  Vorgänge  und 
Tätigkeiten,  die  es  zur  Folge  haben,  daß  Züge  gebildet  und  durch 
motorische  Kraft  befördert  werden.  Im  Gegensatz  dazu  ver- 
steht man  unter  Verkehr  das,  was  von  selten  der  Bahn  ge- 
schieht, um  dem  Publikum  die  Benutzung  der  Beförderungs- 
gelegenhelten zu  vermitteln**).  Es  muß  hervorgehoben  wer- 
den, daß  der  Ausdruck  ,, Verkehr"  in  doppelter  Bedeutung  ge- 
braucht wird.  Er  bedeutet  einmal  den  Inbegriff  von  Vervval- 
tungstätigkeiten,  die  das  Verkehrswesen  betreffen  und  er  be- 
zeichnet zweitens  die  Menge  der  zu  befördernden  Sachen  oder 
den  Gegenstand  des  Beförderungsdienstes  der  Eisenbahn.  Im 
letzteren  Sinne  sagt  man:  der  Verkehr  ist  stark,  der  Verkehr  ist 
schwach,  der  Verkehr  ist  schwankend  usw.  Im  ersteren  Sinne 
stellt  man  den  „Verkehr"  neben  den  „Betrieb"  oder  den  ,, Ma- 
schinendienst" usw.  In  welchem  Sinne  der  Ausdruck  „Verkehr" 
jeweilig  gebraucht  wird,  ergibt  sich  leicht  aus  dem  Zusanimen- 
han.ge.  Als  Verwaltungsgrößen  sind  die  obengenannten  4  oder 
ö  Fachgebiete  als  gleichwertig  zu  bezeichnen,  dagegen  nicht 
hinsichtlich  ihrer  Zweckbestimmung.  Der  Zweck  der  Eisen- 
bahn ist  die  Bewältigung  des  Verkehrs  im  Rahmen 
der  gesamten  Volkswirtschaft;  das  Mittel  zur  Erreichung  des 
Zweckes  ist  der  Betrieb.  Der  Verkehr  (als  Verwaltungsgröße 
verstanden)  hält  die  Verbindung  mit  den  Verkehrstreibenden 
aufrecht  und  gibt  ihnen  zweckentsprechende  Ratschläge  für  die 
Beförderung.  Der  Verkehr  hat  zu  erkunden,  welche  größeren 
Verkehrsaufträge  dem  Betriebe  bevorstehen,  damit  dieser  in  der 
Lage  ist,  alle  Anforderungen  des  Verkehrs  (als  Verkehrsgröße 
verstanden)  auch  wirklich  zu  bewältigen.  Der  Verkehr  ist  also, 
kaufmännisch  gesprochen,  der  Beschaffer  der  Aufträge  für  das 
Eisenbahnunternehmen,  er  ist  der  Mittler  zwischen  den  Wün- 
schen der  Verkehrstreibenden  und  den  Leistungsmöglichkeiten 
des  Betriebes.  Die  von  den  Verkehrstreibenden  übernt)mmenen 
Aufträge  übergibt  er  dem  Betriebe  zur  Ausführung  der  Beförde- 
rung. Die  meisten  übrigen  Fachgebiete  des  Eisenbahnwesens 
(Bauwesen,  Maschinenwesen,  Personalwesen)  sind  als  die  W  e  r  k- 
zeuge  des  Betriebes  zu  bezeichnen.  Aus  dieser  verschiede- 
nen Bedeutung  hinsichtlich  der  Zweckbestinnnuivg  für  das  (ie- 
samtuntcrnehmen  darf  nicht  etwa  eine  verschiedene  Bewertung 
der  Bedeutung  der  einzelnen  I-'achRcbiete  abgeleitet  werden.  Zur 
Erreichung  der  Gesani tzwecke  des  Eisenbahnwesens  sind  alle 
Fachgebiete  als  gleichwertig  zu   betrachten.     Die  im  Verkenr 


')  V'ergl.  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahnvei  waltungen  1922,  Nr.  10  u  11 
'■*)  Cauer.  Betiieb  und  Verkehr  der  preußischen  Staatsbahnen,  .Seite  1. 


tätigen  Bediensteten  dürfen  nicht  etwa  denken,  daß  sie  die 
vornehmsten  seien,  weil  sie  der  unmittelbaren  Befriedigung  deä 
Zweckes  der  Eisenbahn  dienen.  Es  ist  aber  jedenfalls  notwenl 
dig,  sich  Klarheit  über  die  geschilderten  Zusammenhänge,  die 
mitunter  vergessen  und  häufiger  nicht  richtig  erkannt  werden', 
zu  verschaffen,  denn  nur  auf  diese  Weise  kann  man  ein  Be^ 
amtenpersonal  heranbilden,  das  in  voller  Erkenntnis  der  Zwecki 
des  Eisenbahnwesens  zusammenaroeitet. 

III.  Nachdem  in  großen  Zügen  festgelegt  ist,  was  uutei 
,,iCisenbahnbetrieb"  zu  verstehen  ist,  bietet  die  Bestimmung  des 
Begriffs  „Eisenbahnbetriebswissenschaft"  keine  Schwierigkeiten 
Da  man  unter  einer  Wissenschaft  eine  nach  gewissen  Haupt- 
gesichtspunkten (systematisch)  geordnete  Zusammenstellung  vor 
Erkenntnissen  versteht,  die  den  gleichen  Gegenstand  betreffen 
so  kann  man  unter  Eisenbahnbetriebs  Wissenschaft 
den  Inbegriff  systematisch  geordneter  Erkenntnisse  verstehen 
die  die  Bildung  und  die  Beförderung  von  Eisenbahnzügen  be- 
treffen. 

Im  ersten  Kapitel  der  Eisenbahnbetriebswissenschaft  werden 
als  Grundlage  der  Lehre  von  der  Zugbildung  und  Zugförderung 
die  Werkzeuge  der  Betriebsführung  zu  betrachten 
sein,  ohne  deren  eingehende  Kenntnis  eine  rationelle  Betriebs- 
wirtschaft nicht  möglich  ist.  Außer  den  schon  obengenannten 
Werkzeugen  üben  die  Gliederung  und  das  geschäftliche  Wirken 
des  betrieblichen  Behördenapparates,  ferner  die  zweckmäßige 
Gestaltung  der  betrieblichen  Gesetze  und  Vorschriften  einen 
wesentlichen  lünfluß  auf  die  Betriebsleistungen  aus.  Wir  müssen 
demnach  folgende  Werkzeuge  der  Betriebsführung  zum  Gegen- 
stande der  Forschungen  machen: 

Die    baulichen    Tirundlagen    (( ileisanlagen    mit  Zubehör, 
Bahnbewachung,  Sicherungsanlagen,  Fernverständigung). 
Die  Betriebsmittel  und  Betriebsstoffe  (Lokomotiven,  Wa- 
gen, Kohlen  usw.). 

Das  Betriebspersonal  und  seine  Heranbildung. 

Die  organisatorischen  Grundlagen. 

Die  betrieblichen  Gesetze  und  Vorschriften. 
Das  zweite  Hauptkapitel  wird  die  Lehre  von  der  Bildung  und 
der  Beförderung  der  Züge  selbst  enthalten.  In  ihm  werden  auch 
die  Maßnahmen,  die  bei  Unfällen  ergriffen  werden  müssen,  zu 
besprechen  sein;  ferner  werden,  auch  wegen  der  großen  Be- 
deutung für  die  Sicherheit  des  Zugdienstes,  die  Vorgänge  bei 
den  Fahrten  mit  Kleinwagen  genauer  zu  betrachten  sein.  Man 
faßt  die  geschilderten  Gegenstände  unter  dem  Ausdruck  „Fahr- 
dienst" zusammen.  Der  Fahrdienst  umfaßt  also: 
die  Bildung  der  Züge, 

die  Beförderung  der  Züge  (Fahrplanwesen  und  Bespan- 
nung). 
Unfälle, 

Kleinwagenfahrten. 

Das  Wagenmaterial,  aus  dem  auf  den  größeren  Güterbahn- 
höfen, den  Zugbildungsstationen,  die  Güterzüge  gebildet  werden, 
besteht  einmal  aus  beladenen  von  den  Verkehrstreibenden  oder 
der  Bahn  selbst  (für  Dienstzwecke)  nach  irgendwelchen  Emp- 
fangsstellen aufgegebenen  Wagen  und  den  leeren  durch  die  Bahn 
von  den  Entladeorten  nach  den  neuen  Beladestationen  oder  (bei 
Wagenüberfluß)  nach  Aufstellorten  verfügten  Wagen  (so- 
genannten Dispositionswagen).  Da  die  Leitung  der  vollen 
und  der  leeren  Wagen  die  Betriebsführung  wesentlich  beeinflußt, 
so  wird  ein  drittes  Kapitel  der  Verkehrsleitung  und 
Wagen  Verteilung  zu  widmen  sein. 

Zu  gewissen  Zeiten,  besonders  im  Herbst  und  Winter,  treten 
infolge  verschiedener  Ursachen  Behinderungen  in  der  Leistung 
der  Bahnen  ein,  durch  die  die  Zugbildung  und  Zugförderung 
erheblich  beeinflußt  werden  kann.  Das  vierte  Kapitel  wird  daher 
die  Betriebsschwierigkeiten  zu  behandeln  haben.  In 
dem  letzten  Kapitel  werden  die  Feststellungen  zusammen  zu 
fassen  sein,  die  die  Leitung  des  Betriebes  an  unteren, 
mittleren  und  höheren  Stellen  betreffen. 

lY.  Bei  Feststellung  der  Erkenntnisse  der  Betriebswissen- 
schaft muß  folgendes  beachtet  werden;  wenn  der  Betrieb  den  ihm 
\om  \'erkehr  gestellten  Beförderungsaufgaben  in  vollem  Um- 
fange gerecht  werden'  will,  so  muß  er  die  ihm  zur  Beförderune 
übergebenen  Personen  und  Güter  möglichst  sicher,  schnell  un(i 
billig  befördern  und  er  muß,  abgesehen  von  den  unten  anzugeben 
den  Ausnahmen,  alle  Mengen  bewältigen  können,  deren  Beförde- 
rung verlangt  wird.  Alle  Betriebsaufgaben  müssen  daher  nach 
den  drei  Richtungen  der 
Betriebssicherheit 

Leistungsfähigkeit  (Schnelligkeit  und  Menge) 

Wirtschaftlichkeit 
angefaßt  und  bearbeitet  werden.  Diese  3  Richtungen  luüsser. 
daher  auch  bei  der  Feststellung  der  Erkenntnisse  der  Betriebs 
Wissenschaft,  und  soweit  angängig,  auch  bei  der  Ordnung  be- 
achtet werden.  Da  bei  allen  Erörterungen  über  das  Eisenbahn- 
betriebswesen diese  drei  Begriffe  eine  große  Rolle  spielen,  s" 
scheint  es  erforderlich,  in  großen  Zügen  auszuführen,  was  dar- 
unter zu  verstehen  ist. 
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\'.  Betriebssicherheit. 

Da  die  Erklärung  des  Begriffes  im  Worte  liegt,  so  scheint 
eine  genauere  Bestimmung  des  Begriffs  nicht  erforderlich,  aber 
CS  ist  notwendig,  festzustellen,  worauf  die  Betriebssicherheit  be- 
ruht und  von  welchen  Einflüssen  sie  abhängig  ist.  Zur  schnellen 
Ableitung  dieser  Faktoren  wird  es  dienen,  wenn  an  einigen  Hei- 
spielen das  Entstehen  von  Unfällen  erläutert  wird. 

1.  Ein  Personenzug  werde  wegen  des  unruhigen  Ganges  von 
einem  Reisenden  durch  Ziehen  der  Notbremse  zum  Halten  ge- 
bracht. Die  Untersuchung  ergibt,  daß  zwei  Wagen  wegen 
schlecht  liegenden  Oberbaues  entgleist  sind. 

2.  Die  Entgleisung  eines  Zuges  auf  freier  Strecke  braucht 
nicht  im  Oberbau  zu  liegen,  sondern  sie  kann  z.  B.  auch  auf  die 
scharf  gefahrene  Achse  einer  Lokomotive  zurückzuführen  sein, 
die  in  einer  Kurve  auf  die  Schienen  aufgeklettert  und  über  sie- 
weggegangen  ist. 

3.  Ein  Güterwagen  möge  auf  freier  Strecke  zur  Entgleisung 
gekommen  sein,  trotzdem  der  Wagen  an  sich  einwandfrei  und 
der  Oberbau  tadellos  in  Ordnung  war.  Die  Ursache  kann  in  der 
\  crkehrten,  sehr  ungleichmäßigen  Beladung  liegen,  die  eine  starke 
.Schiefstellung  des  Wagens  verursachte. 

4.  Auf  zweigleisiger  Strecke  möge  ein  Zug  auf  einen  vor- 
iiL-genden  auffahren,  weil  der  Lokomotivfuarer  das  Haltsignal 
nicht  beachtet  hat.  In  einem  Bahnhof  kann  ein  Zug  in  ein  be- 
setztes Gleis  fahren,  weil  der  Fahrdienstleiter  das  Freisein  des 
( ileises  nicht  geprüft  hat,  oder  auf  eingleisiger  Strecke  können 
zwei  Züge  zusammenstoßen,  weil  auf  beiden  die  Strecke  be- 
s;renzenden  Stationen  grobe  \'erst6ße  gegen  das  Zugmcldcvcr- 
fahren  begangen  wurden. 

Wenn  man  an  Hand  solcher  Beispiele  die  verschiedenen  Un- 
fälle nach  Klassen  zu  ordnen  versucht,  so  findet  man,  daß  die 
Betriebssicherheit  im  Wesentlichen  von  3  Fakt(jren  abhängig  ist: 

a)  vom  Zustand  der  Bahnanlagen  und  ihrer  Bewachung, 

b)  vom  Zustand  der  Fahrzeuge, 

c)  von  der  Handhabung  des  Fahrdienstes  (von  der  Schulung 
des  Personals). 

l^ie  verschiedenen  Faktoren  sind  nicht  als  gleichwertig  zu 
betrachten.  Nach  der  Statistik  der  deutschen  Reichsbahn  ent- 
fielen in  dem  Zeitraum  vom  1.  April  bis  1.  Oktober  1421 


.luf  den  Zustand  der  Bahnanlagen 
auf  den  Zustand  der  P'ahrzeuge  . 
auf    die    Handhabung    des  Betriebs 

dienstes  

auf  sonstige  Ursachen  


43  Fälle  oder  10  % 
61      „        „  15% 
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63  % 
12% 
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■  416  Fälle  oder  100  % 

In  der  vorstehenden  Zusammenstellung  sind  alle  ]""älle  von 
Entgleisungen,  Zusammenstößen,  Ueberfahren  von  Fuhrwerken, 
•Anstoßen   an   feste   (iegenstände   berücksichtigt,   dagegen  nicht 
die   Fälle,  in   denen   es   sich   um   eigene   Unvorsichtigkeit  der 
Reisenden   oder   Bediensteten  handelt. 

Die  Zahl  der  Unfälle,  die  ineist  Schäden  an  Blut  und  Gut 
zur  Folge  haben,  möglichst  herabzumindern,  muß  eine  der 
Hauptaufgaben  der  Betriebspolitik  der  Eisenbahn  sein.  Nach 
den  Unfällen,  die  der  beste  Wertmesser  der  Betriebssicherheit 
sind,  wird  nicht  nur  das  Ansehen,  das  die  Eisenbahn  beim 
Publikum  Kcnicßt,  im  Wesentlichen  mitbestimmt,  sondern  die 
Unfälle  beeinflussen  wegen  der  Sperrungen  von  Gleisen  und 
Strecken  bei  starkem  Verkehr  in  erheblichem  Maße  die 
Leistungsfähigkeit  und  beeinträchtigen  wegen  der  teilweise  be- 
deutenden Wiederherstelhings-  und  Haftpflichtkosten  die  Wirt- 
schaftlichkeit. 

VI.  Leistungsfähigkeit. 

Sowohl  aus  der  großen  volkswirtschaftlichen  Bedeutinv^  der 
Eisenbahnen  heraus  als  auch  auf  Grund  der  Tatsache,  daß  die 
Reichseisenbahnen  Monopolstellung  haben,  also  durch  keine 
Konkurrenz  ersetzt  werden  können,  muß  man  die  Forderung 
ableiten,  daß  die  Reichsbahn  fähig  sein  muß,  den  Verkehr,  der 
ihr  zuströmt,  zu  bewältigen.  Selbstverständlich  müssen  diese 
Verkehrsanforderungen  in  vernünftigen  Grenzen  bleiben.  Auf 
einen  Verkehr,  der  etwa  nur  alle  10  Janre  eintritt,  kann  die 
Eisenbahn  billigerweise  ihren  ganzen  Apparat  nicht  einstellen; 
denn  die  für  solchen  seltenen  Verkehr  gemachten  Ausgaben 
würden  ein  nutzlos  brachliegendes  Kapital  darstellen.  Aber  zur 
Bewältigung  des  Verkehrs,  der  alljährlich  nach  allgemeinen  Er- 
fahrungen zu  erwarten  ist,  müssen  die  Eisenbahnen  geeignet 
sein,  wenn  auch  selbstverständlich  nicht  zu  verlangen  ist,  daß 
dabei  die  äußersten  Spitzen  des  Verkehrs  berücksichtigt  werden. 

Da  die  Leistungsfähigkeit  der  Eisenbahn  in  ausschlaggeben- 
der Weise  von  den  Werkzeugen  der  Betriebsführung  beeinflußt 
wird,   so   ist   zu   fordern,   daß   den   Leitern   des   Betriebes  ein 
genügender  Einfluß  auf  diese  Werkzeuge  eingeräumt  wird.  Bei 
ner  Beschaffung  oder  Ausbildung  der  Werkzeuge,  insbesondere 
bei    der   Ausgestaltung    der    Gleisanlagen    und  Betriebsmittel 
müssen  folgende  Tatsachen  berücksichtigt  werden: 
a)  im  Herbst   (je  nach  dem  Eintreten  der  Ernte  von  Ende 
Juli  oder  Mitte  August  an)  drängen  sich  viele  Transporte 
stark  zusammen.    Getreide,  Kartoffeln,  Obst  usw.  müssen 


gleichzeitig  mit  erhöhter  Kohlenförderung  abgefahren 
werden. 

b)  Die  Wasserstraßen  können  fast  in  jedem  Jahre  während 
eines  größeren  Zeitraumes  den  sonst  von  ihnen  bewältigten 
Verkehr  nicht  aufnehmen;  der  größere  'Feil  dieses  Verkehrs 
fällt  dann  den  Eisenbahnen  zu.  Nach  einer  mir  vorliegen- 
den, allerdings  aus  dem  vergangenen  Jahrhundert  stam- 
menden Statistik  sind  im  Durchschnitt  \  on  l'U  Jahren  (1S75 
bis  1895)  in  jedem  Jahre  folgende  Behinderungen  der 
Schiffahrt  (nach  Tagen)  bei  den  3  deutschen  Strömen  ein- 
getreten. 

vo.le  Ladung  -^  .-Ladung      ^  oLst 
ö     4  »  gesperrt 

Rhein   194  82  V 

lilbe    195  38  64 

Oder    127  108  81 

Nach  den  Jahresberichten  des  Hamburger  Vereins  für 
Flußschiffahrt  fanden  im  jährlichen  Durchschnitt  der  Ka- 
lenderjahre 1909 — 1921  an  rund  80  Tagen  wesentliche  Be- 
hinderungen der  l-21bschiffahrt  oberhalb  Hamburgs  durch 
Eis,  Hoch-  oder  Niedrigwasser  statt,  im  Jahre  1911  han- 
delte es  sich  um  218  Tage,  1917  um  203,  1921  um  123  Tage, 
mir  (las  Jahr  1916  n  ar  \-oii  wesentlichen  Behinderungen  frei. 

c)  Während  der  Dauer  der  starken  Beansjjruchung  nach  a) 
und  b)  tritt  eine  teilweise  recht  erhebliche  Schwächung 
der  Leistungsfähigkeit  der  lüsenbahnen  durch  die  Folgen 
des  Winters  ein  (Frost,  Schnee,  Nebel,  Stürme,  l'.rkältungs- 
krankheiten  des  Personals  usw.);  Verrin.Lieruiü^en  der  Lei- 
stungen der  Rangierbahnhöfv  um  10  Ins  20  %  sind  dann 
keine  Seltenheiten;  bei  anhaltendem  Nebel  wurden  rund 
•■iO  %  festgestellt*). 

Als  Maß  für  die  Leistungen  der  Eisenbahnen  werden  erstens 
die  Tonnen-Kilometer  (geförderte  Gütermenge  multipliziert  mit 
einer  von  Zeit  zu  Zeit  errechneten  Durchschnittsentfernung)  und 
zweitens  die  Zug-  und  Wagenachskilometer  benutzt.  Die  Tonnen- 
kilometer geben  allerdings  einen  Maßstab  für  die  Nutzleistungeii 
der  Eisenbahn  an,  doch  ist  bei  ihrer  Benutzung  wegen  der  nur 
angenäherten  Durchschnittsentfernung  eine  gewisse  Vorsicht  am 
l'latze**).  Sie  genÜKeu  auLierdeni  nicht  als  .Maklstnb  für  die  vom 
Betriebe  tatsächlich  ausgeführten  Leistungen;  denn  diese  be- 
stehen aus  Nutzleistungen  und  aus  Leerleistungen.  Durch  ge- 
schicktes Arbeiten  bei  der  Wagenverteilung  kann  die  Eisenbahn 
allerdings  dazu  beitragen,  das  Maß  der  Leerleistungen  zu  beein- 
flussen, aber  ein  großer  Teil  dieser  Leerleistungen  entzieht  sich 
vollständig  dem  Willen  der  Eisenbahn.  Wenn  z.  B.  wie  im 
Herbst  1921  die  Kartoffelernte  im  Südwesten  Deutschlands  sehr 
schlecht,  dagegen  im  Nordosten  sehr  gut  ist,  so  werden  natur- 
gemäß sehr  weite  Transporte  von  leeren  Wagen  eintreten, 
die  zu  verringern  nicht  in  der  Macht  der  Fisenbahn  steht:  dazu 
kommt  noch,  daß  die  Tonnenkilometer  nur  für  ein  größeres 
(lebiet  ( \'erkelirsk(inlr(  illbc/cirke)  feslKcstellt  werden  können, 
lüne  bessere  Benutzung  für  die  Zwecke  des  Betriebes  gestatten 
daher  die  Zug-  und  Wagenachskilometer,  weil  sie  Voll-  und 
Leerleistungen  umfassen,  auch  für  kleinere  Netzteile  (Direktions- 
bezirke) ermittelt  werden  können  und  zudem  schneller  als 
Tonnenkilometer  zu  erhalten  sind.  Beide  angeführten  Leistungs- 
maßstäbe genügen  aber  noch  nicht  für  die  Betriebsleitung.  Sie 
muß  auch  die  Leistungen  einzelner  Bahnhöfe  und  Strecken 
haben,  um  erfolgreich  wirken  zu  können.  Als  Leistungsmaß  für 
die  Beurteilung  der  (iüte  des  betrieblichen  Arbeitens  einer 
Strecke  wird  die  Anzahl  der  auf  der  Strecke  in  jeder  Richtung 
beförderten  Züge  festgestellt,  als  Maßstab  für  die  Güte  der 
Leistungen  eines  Bahnhofs  wird  die  .Anzahl  der  auf  dem  Bahn- 
hof verarbeiteten  Wagen  ermittelt.  Fk'i  der  Deutschen  Reichs- 
bahn wird  jeder  wirklich  bewegte  Wagen  nur  einmal  in  .Xus- 
gang  gezählt. 

VII.  Wirtschaftlichkeit. 

Wenn  ein  Unternehmen  mehr  einnimmt  als  es  ausgibt,  wenn 
es^  also  Ueberschüsse  liefert,  so  ist  man  im  allgemeinen  mit 
seiner  Wirtschaftlichkeit  zufrieden.  Trotzdein  ist  damit  noch 
nicht  gesagt,  daß  das  Unternehmen  in  jeder  Beziehung  auch 
wirklich  wirtschaftlich  arbeitet.  Die  tatsächliche  Wirtschaftlich- 
keit erkennt  man  am  besten,  wenn  man  die  Einnahmeseite  von 
der  Ausgabeseite  vollständig  trennt. 

Bei  der  Eisenbahn  werden  die  Eiiniahmen  im  Wesentlichen 
durch  die  Tarife  bedingt,  die  Ausgaben  dagegen  durch  die 
.Selbstkosten,  die  die  .Xusführung  der  betrieblichen  Leistungen 
erfordert.    Die  Selbstkosten  bestehen  hauptsächlich  aus: 

a)  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagckajiitals, 

b)  der  Unterhaltung  und  Erneuerung  der  baulichen  Anlagen, 

c)  Unterhaltung  und  Erneuerung  der  maschinellen  .Anlagen, 

d)  Kosten  für  das  Personal,  )    soweit  nicht  in  b)  und 

e)  Kosten  für  das  Material,  \    c)  schon  enthalten. 

*)  Vergt  ilhcr  Betriebsschwierigke^tfii  ,\]cliiv  Iflr  Kiscnb.lhnu-c-ien  iQig  und 
F^öll.s  Encyclopädie,  Band  lo,  Verkehrsstockungen, 

**)  Einwandfreie  Zahlen  ftlr  Tonnenkilomc  erkennen  wohl  nur  erhalten  werden, 
wenn  jede  Verkehrsmenge  mit  der  für  sie  In  Frage  kcimtnenden  Entfernung  verviel- 
fältigt wird.  Hoffentlich  gelingt  die  l.ftsmg  dieser  sehr  zeitraubenden  Aufgabe  mit 
Hilfe  des  HoUerithapparates. 


550 


Inhalt,  Grenzen  Und  Ziele  usw. 


16.  Jahrg.    Heft  24.    15.  Juni  1922 


Der  Betrieb  der  Eisenbahn  wird  dann  wirtschaftlich  zu 
nennen  sein,  wenn  die  Selbstkosten  möglichst  gering  sind.  Dies 
wird  dann  eintreten,  wenn  in  allen  Teilgebieten  des  Eisenbahn- 
wesens mit  einem  günstigen  Wirkungsgrad  (Nutz- 
effekt) gearbeitet  wird  oder  wenn  in  allen  Teilgebieten 
iiacii  jeder  Richtung  hin  der  gemachte  Aufwand  den 
erzielten  Leistungen  entspricht.  Man  kann  dies  auch 
folgendermaßen  ausdrücken:  Der  Betrieb  wird  wirtschaft- 
lich sein,  wenn  durch  zweckmäßige  Ausbildung  der 
Werkzeuge  der  Betriebsführung,  durch  Verwendung  vernünftiger 
Arbeitsmethoden  und  durch  Sparsamkeit  im  Verbrauch  der  Ma- 
terialien und  Personale  die  erforderlichen  Betriebsleistungen 
mit  einem  Mindestaufwand  an  Personal,  Material  und  Zeit  be- 
wältigt werden. 

Um  diese  Wirtschaftlichkeit  zu  erreichen,  muß  selbstver- 
ständlich an  allen  Stellen  größte  Sparsamkeit  herrschen.  Kein 
Kopf  darf  ohne  volle  Beschäftigung  vorhanden  sein.  Nicht  ein 
Kilogramm  eines  Materials  darf  nutzlos  verbraucht  werden;  aber 
die  Sparsamkeit  muß  geistvoll,  sie  darf  nicht  geistlos  ausgeübt 
werden.  Die  geistlose  Sparsamkeit  begnügt  sich  vielfach  mit 
einem  augenblicklichen  Erfolg,  ohne  an  die  Folgen,  die  erst  nach 
Jahren  eintreten  können,  zu  denken.  Ihr  wird  es  schwer,  ein- 
zusehen, daß  wirkliche,  geistvolle  Sparsamkeit  in  vielen  Fällen 
damit  anfängt,  daß  Mittel  zur  Verbesserung  der  Anlagen,  zur 
Hebung  der  geistigen  und  körperlichen  Höhe  des  Personals  auf  - 
gewendet werden  müssen.  Einige  Beispiele  mögen  das  Gesagte 
veranschaulichen. 

1.  Man  glaube  nicht,  daß  man  immer  spart,  wenn  man  dem 
Büro  eines  Bahnhofs  oder  eines  Amtes  gering  bewertete  Büro- 
kräfte gibt;  zwei  gute  Kräfte  arbeiten  häufig  mehr  als  3  schlechte 
oder  minderwertige.  Außerdem  werden  durch  die  Arbeiten  der- 
guten  Kräfte  weniger  Rückfragen  erforderlich,  so  daß  auch  an 
anderen  Stellen  weniger  Arbeit  als  durch  schlechte  Kräfte  ent- 
steht. 

2.  Man  spare  nicht  an  der  Güte  der  Kohle,  denn  bei  schlech- 
ter Kohle  muß  das  Feuer  der  Lokomotiven  häufig  ausgeschlackt 
werden;  es  tritt  ferner  leicht  Dampfmangel  ein,  und  durch  er- 
höhte Sorge  um  die  Feuerung  werden  Führer  und  Heizer  mehr 
beansprucht.  Die  Folge  schlechter  Kohle  wird  also  nicht  nur 
Mehrverbrauch,  sondern  auch  Unregelmäßigkeit  des  Zugdienstes 
und  erhöhter  Reparaturstand  der  Lokomotiven  sein.  Aehnliche 
Folgen  hat  schlechtes  Oel  und  übergroße  Sparsamkeit  im  Ver- 
brauch des  Oels.  Die  Folge  ist  hier  ferner  Verringerung  der 
Betriebssicherheit  durch  heißgelaufene  Achsen. 

3.  Sparsamkeit  in  der  Beschaffung  des  Speisewassers  füi 
Lokomotiven  kann  die  verhängnisvollsten  Folgen  haben,  da- 
durch, daß  der  Reparaturstand  der  Lokomotiven  sich  stark  er- 
höht und  damit  die  Zahl  der  betriebsfähigen  Lokomotiven  nicht 
mehr  ausreicht,  um  die  Betriebsleistungen  zu  bewältigen.  Bei 
sehr  schlechtem  Speisewasser  werden  daher  im  allgemeinen  auch 
große  Ausgaben,  die  zur  Verbesserung  des  Wassers  aufgewen- 
det werden,  zur  Sparsamkeit  führen. 

Die  geistvolle  Sparsamkeit  wird  vor  allen  Dingen  darauf 
hinarbeiten,  daß  die  Bahnanlagen  rechtzeitig  ausgebaut  werden. 
Ein  Bahnhof  mit  mangelhaften  Gleisanlagen  beeeinflußt  die  Be- 
triebsleistungen im  weiten  Umfange  in  empfindlichster  Weise. 
Ein  solcher  Bahnhof  bildet  einen  Pfropfen  im  flotten  Durchlauf 
der  Züge.  Ungeheure  Mengen  von  nutzlos  verwendeten  Loko- 
motiv-  und  Personalstunden  sind  die  Folgen;  stundenlange  Ver- 
spätungen untergraben  die  Dienstfreudigkeit  des  Personals  und 
schaffen  die  Vorbedingungen  für  Unfälle;  die  Umlaufszeit  der 
Wagen  wird  stark  vergrößert,  und  die  letzten  Auswirkungen 
der  mangelhaften  Bahnhofsanlagen  sind  schließlich  Ausfälle  in 
der  Wagengestellung,  Notwendigkeit  der  Verhängung  von  An- 
nahmesperren, und  damit  Verringerung  der  Verkehrseinnahmen. 

B.  Grenzen. 

VIII.  Die  Grenzen,  bis  zu  denen  die  Eisenbahnbetriebs- 
wissenschaft ihre  Forschungen  auszudehnen  hat,  werden  haupt- 
sächlich bedingt  durch  die  Grenzen,  die  zwischen  dem  Betriebs- 
dienst und  den  übrigen  Fachgebieten  des  Eisenbahnwesens  be- 
stehen. Da  diese  Grenzen  nicht  überall  scharf  zu  ziehen  sind, 
da  ferner  wegen  der  engen  Zusammenhänge  die  Betätigung  der 
verschiedenen  übrigen  Fachgebiete  den  Betriebsdienst  mehr  oder 
weniger  stark  beeinflußt,  so  wird  die  Betriebswissenschaft  an 
verschiedenen  Stellen  über  die  Grenzen  des  eigentlichen  Be- 
triebsdienstes hinaus  in  die  verschiedenen  Fachgebiete  hinein- 
leuchten müssen,  um  zur  Feststellung  richtiger  Erkenntnisse 
für  den  Betriebsdienst  zu  kommen. 

Wir  vollen  in  Folgendem  diese  Grenzen  des  Betriebes  gegen- 
über den  anderen  Fachgebieten  zu  bestimmen  versuchen.  An  der 
Hand  obiger  Begriffsbestimmung  werden  wir  die  Aufgabe  am 
schnellsten  durch  Betrachtung  einiger  Beispiele  lösen  können*). 

IX.  Grenze  gegen  den  Baudienst. 

Die  Beschaffung  und  Unterhaltung  der  Bahnanlagen,  ins- 
besondere der  Gleis-  und  Sicherungsanlagen  ist  zweifellos  Sache 

*)  nie  nachfoleendcn  Fpst'stellunKen  sollen  nicht  bindend  für  die  Aufstellung 
von  Geschäftsplänen  «ein.  sondern  si '  sollei  die  Gebiete  umschreiben,  die  die  Be- 
triebswissf-nsrhaft  zur  Hehiine  der  Betriebssicherheit,  der  Leistungsfähigkeit  und 
der  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  zu  erforschen  hat. 


des  Bauwesens,  dagegen  obliegt  die  Benutzung  der  Einrichtun- 
gen und  Apparate,  die  Aufstellung  der  Dienstanweisungen  für 

ihre  Benutzung  usw.  im  Wesentlichen  dem  Betriebsdienst.  Ein 
Bahnwärter  z.  B.  übt,  soweit  er  Laschen  und  Klemmplatten- 
bülzen  anzieht,  soweit  er  schlecht  entwässerte  Schienenstöße 
verbessert,  die  Reinigung  der  Bahngräben  vornimmt  usw.  Ge- 
schäfte des  Baudienstes  aus.  Soweit  er  einen  liegen  gebliebenen 
Zug  deckt,  oder  die  Fahrbahn  frei  von  Hindernissen  hält,  soweit 
er  die  Aufgaben  der  Bahnpolizei  wahrnimmt,  ist  er  im  Dienste 
des  Betriebes  tätig.  Der  Schrankenwärter,  der  mit  der 
Unterhaltung  der  Schranke,  mit  der  Reinigung  des  Ueberweges 
usw.  und  mit  der  Unterhaltung  der  Strecke  zu  beiden  Seiten  des 
Ueberweges  beschäftigt  ist,  arbeitet  für  das  Bauwesen;  die  den 
Vorschriften  entsprechende  Bedienung  der  Schranke  dagegen 
nimmt  er  als  Beauftragter  des  Betriebes  vor.  Die  Reinigung, 
Schmierung  und  Unterhaltung  der  Weiche  durch  den  Weichen- 
steller ist  eine  Tätigkeit  im  Dienste  des  Bauwesens.  Die 
Umstellung  der  Weiche  dagegen,  die  Sorge  dafür,  daß  sie  nicht 
unter  dem  Fahrzeuge  umgestellt  wird,  die  Sicherung  der  Zug- 
fahrt für  den  Fall,  daß  eine  Weiche  vom  Stellwerk  abgebunden 
ist  usw.,  ist  eine  Betriebshandlung.  Ebenso  gehört  die  Aus- 
wechselung eines  schadhaften  Weichen-  oder  Signalantriebes 
durch  den  Stellwerksschlosser  zum  Betätigungsfelde  des 
Baues,  dagegen  die  Beachtung  der  dabei  notwendigen  Sicherungs- 
vorschriften zum  Arbeitsbereiche  des  Betriebes.  Die  Dienst- 
vorschriften für  Bahnwärter,  Schrankenwärter,  Weichensteller, 
Stellwerksschlosser,  Rottenführer,  Bahnmeister  usw.  enthalten 
daher  außer  allgemeinen  Vorschriften  solche  für  das  Bauwesen 
und  solche  für  das  Betriebswesen.  Der  Ausbau  einer  Weiche, 
die  Auswechselung  des  Oberbaues,  die  im  Bezirke  jedes  größe- 
ren Betriebsamtes  jahrein,  jahraus  eine  große  Rolle  spielen, 
sind  Angelegenheiten  des  Bauwesens,  aber  die  Regelung  des 
Fahrdienses  während  solcher  baulichen  Aenderungen,  die  Fest- 
setzung der  Sicherheitsvorschriften  usw.  gehören  zur  Zuständig- 
keit des  Betriebes.  Für  Neubauten,  Ergänzungen  und  Erweite- 
rungen stellt  der  Betrieb  das  Programm  für  das  durch  die  Bau- 
arbeiten zu  Erreichende  auf.  Die  Aufstellung  des  Entwurfes 
und  die  Ausführung  des  Baues  ist  selbstverständlich  Sache  des 
Bauwesens.  Da  aber  der  Betrieb  mit  den  vom  ^au  geschaffenen 
Anlagen  nachher  zu  arbeiten  hat,  da  der  Betrieb  zur  \'erant- 
wortung  gezogen  wird,  wenn  die  Gleisanlagen  nicht  genügen 
und  Betriebsschwierigkeiten  entstehen,  so  muß  gefordert  werden, 
daß  der  Betrieb  an  der  Entwurfsgestaltung  für  größere  Bahn- 
anlagen maßgebend  beteiligt  wird  und  daß  die  Ausführung  von 
Umbauten,  die  unter  dem  rollenden  Rade  erfolgen,  in  engem 
Einvernehmen  mit  dem  Betriebe  zwecks  Aufrechterhaltung  des 
Fahrdienstes  stattfindet. 

X.  Grenze  gegen  den  Maschinendienst. 

Das  Maschinenwesen  gliedert  sich  in  den  maschinentech- 
nischen Baudienst  und  in  den  maschinentechnischen  Betriebs- 
dienst. Beide  Teile  greifen  hauptsächilch  hinsichtlich  der 
kleineren  Reparaturen  der  Lokomotiven  und  Wagen  so  eng  in- 
einander, daß  eine  Trennung  des  Maschinenbaudienstes  vom 
Maschinenbetriebsdienst  nicht  ratsam  ist.  Aehnlich  wie  bei  dem 
bautechnischen  Dienst  ist  die  Aufrechterhaltung  des  guten  bau- 
lichen Zustandes  der  Lokomotiven  und  Wagen,  die  Unterhaltung 
der  Gleiswagen,  Bahnanlagen,  Drehscheiben,  Schiebebühnen, 
Gasanstalten,  Elektrizitätswerke  usw.  Sache  des  maschinen- 
technischen Baudienstes.  Bei  den  Fahrzeugen  werden  die  kleine- 
ren Reparaturen  in  der  Betriebswerkstatt,  die  größeren  in  der 
Hauptwerkstatt  ausgeführt.  Dagegen  ist  die  zweckmäßige  Ver- 
teilung der  Lokomotiven  auf  das  Bahnnetz,  die  Aufstellung  und 
Ueberwachung  der  Vorschriften  für  die  Benutzung  der  Betriebs- 
mittel, die  Dienstregelung  des  Lokomotivpersonals  und  die  Auf- 
stellung der  Dienstplnäe  für  die  Lokomotiven  selbst,  die  \'er- 
sorgung  der  Lokomotiven  mit  Wasser,  Kohle  usw.,  das  zweck- 
entsprechende Ausschlacken  und  Reinigen  der  Lokomotiven 
Sache  des  Betriebsdienstes. 

Hinsichtlich  der  Aufstellung  des  Programms,  der  Entwurfs- 
gestaltung und  der  Ausführung  von  neuen  maschinentechnischen 
Anlagen  und  neuen  Betriebsmitteln  findet  das  beim  Bauwesen 
Entwickelte  sinngemäße  Anwendung. 

XI.  Grenzen  gegen  den  Verkehrsdienst. 

Wie  schon  im  Abschnitt  I  erwähnt,  hängen  Betrieb  und 
Verkehr  durch  die  Eisenbahnwagen,  in  denen  die  Beförderung 
stattfindet,  zusammen.  Beide  Fachgebiete  haben  in  ihrem 
Teile  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Wagen  zum  Wohle  der 
\'crkehrstreibenden  und  der  Bahn  selbst  möglichst  schnell 
umlaufen,  damit  man  mit  einer  möglichst  geringen 
Wagenzahl  auskommt  und  die  Lieferfristen  unbedingi 
innegehalten,  möglichst  aber  unterschritten  werden.  In-, 
übrigen  stimmen  die  Interessen  von  Betrieb  und  ^'erkehr  an 
Wagendienst  nicht  vollständig  überein.  Für  die  Beförderungs 
aufgaben  des  Betriebes  genügt  es  iin  allgemeinen,  Herkunft,  Ziei 
und  Gewicht  des  vollen  oder  leeren  Wagens  zu  wissen,  also  das. 
was  aus  Beklebezettel.  Wagenaufschrift  und  Güterwagenzettel 
hervorgeht.  Die  Frachtbriefe  —  die  ,, Papiere"  —  braucht  der 
Betrieb  im  allgemeinen  nicht.    Nur  in  einzelnen  Fällen  spielt 
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wegen  der  Beachtung  der  Bestimmungen  der  Betriebssicherheit 
auch  der  Inhalt  des  Wagens  eine  Rolle,  z.  B.  bei  Explosiv- 
stoffen, leicht  feuerfangenden  Gegenständen,  Vieh  usw.  Der 
Verkehr  hat  dagegen  stets,  vor  allem  wegen  der  Erhebung  der 
Gebühren  ein  Interesse  an  dem  Inhalt  des  Wagens,  weil  er 
die  aus  dem  Frachtvertrage  sich  ergebenden  Verpflichtungen  der 
Eisenbahn  wahrzunehmen  hat.  Da  bei  der  Zugbildung  und  Zug- 
förderung nicht  mit  einzelnen  Gütern,  sondern  nur  mit  ge- 
schlossenen Wagen  gearbeitet  wird,  so  können  die  bei  der  Be- 
handlung der  Stückgüter  in  Frage  kommenden  Geschäfte  nicht 
als  Betriebsaufgaben  angesprochen  werden.  Der  Betrieb  muß 
sich  diesen  Fragen  aber  insoweit  widmen,  als  sie  die  Durch- 
führung der  Züge  und  —  z.  B.  bei  Umladehallen  —  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahnhöfe  stark  berühren.  Im  Einzelnen  ist  Fol- 
gendes zu  beachten: 

1.  Im  Güterverkehr. 

Es  sei  ein  Wagen  mit  Kartoffeln  zu  versenden.  Die  Ent- 
gegennahme des  Auftrages  vom  Versender  auf  Gestellung  des 
Wagens,  die  Bestellung  des  Wagens  an  der  zuständigen  Stelle, 
nach  Ankunft  des  Wagens  die  Zuweisung  an  den  Verkehrs- 
treibenden, die  Sorge  für  sachgemäße  und  betriebs- 
sichere*) Verladung,  die  Entgegennahme  und  die  Bear- 
beitung der  Begleitpapiere  und  das  Abschließen  des 
Frachtvertrages  durch  Stempelung  des  Frachtbriefes,  die 
.\nbringung  des  Beklebezettels  an  dem  \\''agen  und 
seine  Plombierung,  soweit  G-Wagen  in  Frage  kommen,  alles 
dies  sind  Geschäfte  des  Verkehrsdienstes.  Die  Zustellung  des 
Wagens  aus  den  Einfahr-  und  Rangiergleisen  an  die  Ladestraßen, 
das  Anschlußgleis  oder  den  Güterschuppen,  ferner  nach  Be-  oder 
Entladung  die  Abholung  des  Wagens  von  der  Ladestraße,  die 
Einstellung  in  den  Zug  sind  Handlungen  des  Betriebsdienstes. 
Mit  der  Laderechtstellung  an  der  Ladestraße  (Güterschuppen, 
Privatanschlußgleis)  geht  der  Wagen  aus  den  Händen  des  Be- 
triebes in  die  Hände  des  Verkehrs  über.  Mit  der  Plombierung 
nnd  Bezettelung  des  Wagens  geht  er  aus  den  Händen  des  Ver- 
kehrs in  die  Hände  des  Betriebes  über. 

2.  Im  Personenverkehr. 

Die  Zusamenstellung  des  Zuges,  seine  Verbringung  an  den 
Bahnsteig,  und  nach  Einsteigen  der  Reisenden  die  Abholung  vom 
Bahnsteig  und  die  Beförderung  über  die  Zwischenstationen  zur 
Endstation  müssen  als  Betriebshandlung  angesprochen  werden. 
Dagegen  sind  der  Verkauf  der  Fahrkarten,  ihre  Prüfung  an 
der  Bahnsteigsperre  und  in  dem  Zuge,  die  Reklamation  von  Geld- 
beträgen bei  Unregelmäßigkeiten  in  der  Beförderung  eine  Ver- 
kehrshandlung. Es  bedarf  keiner  Erwähnung,  daß  die  Fest- 
setzung der  Tarife  zur  Zuständiirkeit  des  Verkehrs  gehört;  eine 
Mitwirkung  des  Betriebes  kommt  aber  hinsichtlich  der  Ermitte- 
hmg  der  Selbstkosten  in  Frage. 

Der  Betrieb  übernimmt  also  die  fertig  beladenen  oder  die 
leeren  Wagen  zur  Beförderung;  welche  Wege  er  auf  den 
Strecken  derselben  Verwaltung  im  Güterverkehr  zur  Erreichung 
des  Zielpunktes  wählt,  welche  Zusammenfassung  im  Interesse 
schneller,  sicherer  und  wirtschaftlicher  Beförderung  zu  Fern-, 
Nah-  und  Durchgangsgüterzügen  er  vornimmt,  muß  dem  Be- 
triebe im  Rahmen  des  §  67  der  Verkehrsordnung  überlassen 
bleiben.  Die  vorläufige  Verwaltungsordnung  der  Reichseisen- 
bahnen sieht  in  ihrem  §  3  dementsprechend  folgerichtig  die 
Grundsätze  für  die  Verkehrsleitung  auch  unter  dem  Abschnitte 
„Betrieb"  vor.  Daß  dem  Verkehr,  der  ja  der  Mittler  zwischen 
den  Wünschen  der  Verkehrstreibenden  und  den  Leistungsmög- 
lichkeiten des  Betriebes  sein  soll,  in  den  behandelten  Grenz- 
gebieten die  genügende  Mitwirkung  gesichert  werden  muß,  ist 
selbstverständlich. 

XI 1.  Grenze  gegen  das  Pcrsonalwesen. 

Alle  Personalangelegenheiten,  die  aus  der  Ausübung  des  be- 
trieblichen Fachdienstes  entstehen,  z.  B.  die  Festsetzung  des 
Personalbedarfs,  die  Verfolgung  von  Unregelmäßigkeiten  und 
Beschwerden,  die  aus  dem  Betriebsdienst  hervorgehen.  Ver- 
hängung von  Bestrafungen  usw.,  die  Sorge  dafür,  daß  in  den 
für  die  Betriebsleistungen  maßgebenden  Stellen  die  richtigen 
Männer  verwendet  werden,  die  Aufstellung  der  Grundsätze  für 
die  Eirrnung,  die  Erziehung  und  den  Unterricht  des  Personals 
sind  als  Angelegenheiten  des  Betriebsdienstes  anzusprechen. 
Dagegen  sind  die  unter  Abschnitt  I  aufgeführten  Angelegenheiten 
Hie  alle  Beamtenklassen  angehen,  die  die  Betriebsbeamten  als 
Staat'^biirger  betreffen,  Aufgaben  des  Personaldienstes.  Zu  sol- 
chen allgemeinen  Angelegenheiten  gehören  naturgemäß  die  Be- 
soldungsfragcn  allgemeiner  Natur,  doch  müssen  die  Neben- 
srebührcn.  die  zur  Hebung  der  betrieblichen  Leistungen  eingc- 
fnhrt  werden,  wie  Fahrzulaeen  der  Zuepersonale.  Rangiergelder 
des  Rangierpersonals  usw.  als  Betriebsangelegenheiten  betrach- 
tet werden. 

XTTT.    Grenze  gegen  das  Finanzwesen: 
Während  der  Betrieb  gegenüber  den  Fachgebieten,  die  als 
seine  Werkzeuge  zu  betrachten  sind,  gewissermaßen  als  For- 

*>  Nur  einfache,  allerdinirs  ,V,f-  Ueee]  bildende  Falle  kommen  hier  in  Frare- 
rril,"'-  ^•'^'""'«"''e".   hei  Oberschreitnn?en   des  Lademastes  usw.  muß  ein 

technischer  Beamter  die  betriebssichere  Verladung  überwachen 


dernder  auftreten  kann,  ist  seine  Rolle  gegenüber  dem  Finanz- 
wesen eine  andere.  Der  Betrieb  selbst  verrechnet  keine  Ein- 
nahmen, er  verursacht  nur  Ausgaben.  Die  Forderungen  der 
Finanzverwaltung  zur  Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  dürfen  daher  vom  Betriebe  nicht 
außer  Acht  gelassen  werden.  Wenn  der  Betrieb  seine  Stellung 
gegenüber  dem  Finanzwesen  stark  erhalten  will,  so  muß  er  von 
sich  aus  genaue  Rechenschaft  über  alle  Ausgaben  ablegen,  ohne 
sich  erst  dazu  drängen  zu  lassen.  Der  Betrieb  muß  daher  vor 
allen  Dingen  eine  möglichst  genaue  Ermittelung  der  Selbst- 
kosten vornehmen,  diese  Ermittelungen  dauernd  auf  dem  Lau- 
fenden halten,  damit  er  jederzeit  ersehen  kann,  wo  er  bei  der 
Verminderung  der  Ausgaben  angreifen  muß.  Er  muß  dauernd 
eine  genaue  Kontrolle  über  das  Personal  durchführen,  insbeson- 
dere gilt  es  hierbei  z.  B.,  die  Diensteinteilungen  für  Stations- 
und Zugpersonale  zweckmäßig  festzusetzen  und  den  Nutzdienst 
der  Bereitschaftspersonale  und  der  Einzelbereitschaften  genü- 
gend zu  überwachen.  Er  muß  dauernd  die  Auslastung  der 
Züge,  die  Nutzdienste  der  Zug-  und  Rangierlokomotiven  über- 
wachen, er  muß  den  Kohlen-  und  Oelverbrauch  wirtschaftlich 
gestalten,  er  muß  die  Zweckmäßigkeit  und  Wirtschaftlichkeit 
der  Fahrplangestaltung,  der  Zugbildung,  der  Leerwagendispo- 
sition und  der  Verkehrsleitung  in  gewissen  Zeiträumen  syste- 
matisch nachprüfen.  Ueberhaupt  muß  jeder  Arbeitsvorgang  ■ — 
ganz  gleich,  ob  die  Einnahmen  fallen  oder  sinken,  von  Zeit  zu 
Zeit  auf  Wirtschaftlichkeit  und  Zweckmäßigkeit  geprüft 
werden. 

C.    Z  i  e  1  e. 

XIV.  Wenn  man  die  Ziele  der  Eisenbahnbetriebswissen- 
schaft erkennen  will,  so  muß  man  sich  vor  allem  folgende  Tat- 
sachen vor  Augen  halten: 

a)  Das  Objekt  der  Beförderung,  der  Verkehr,  ist  erheblichen 
Schwankungen  unterworfen.  Die  Größe  des  Verkehrs  ist  nicht 
nur  in  den  Jahreszeiten  jeden  Jahres  sehr  verschieden,  sondern 
zeigt  auch  bei  Betrachtung  längerer  Zeiträume  bei  jedem  in- 
dustriell tätigen  Volke  größere  Veränderungen.  Diese  Aende- 
rungen  vollziehen  sich  nicht  nur  gradlinig  (der  Verkehr  wird 
stärker  oder  schwächer)  sondern  auch  sprunghaft.  (Neuer 
Verkehr  entsteht,  alter  Verkehr  nimmt  ab  oder  verschwindet 
unter  Umständen,  neue  Verkehrsschwerpunkte  treten  auf). 

b)  Die  Aufgabe  des  Betriebsdienstes  besteht  im  Wesent- 
lichen in  der  Bildung  und  Beförderung  von  Zügen  mit  allen  da- 
zu erforderlichen  Bewegungen  von  Lokomotiven,  einzelnen 
Wagen,  Wagengruppen  usw.;  es  handelt  sich  also  um  eine  Auf- 
gabe der  Bewegung  von  Massen,  um  eine  Aufgabe  der  Organi- 
sation des  Transports  von  Massen. 

c)  Die  Werkzeuf^e  zur  Lösung  dieser  Aufgabe  beruhen  zum 
großen  Teil  auf  technischer  Grundlaee,  und  die  Technik  ist 
dauernd  in  unaufhaltsamer  Entwicklung  und  Vorwärts- 
beweeung  begriffen. 

Entsprechend  diesen  drei  Vorbedingungen  herrscht  daher 
überall  bei  der  Eisenbahn,  insbesondere  aber  bei  der  Abwick- 
lung des  Betriebsdienstes  Leben,  Bewegung,  Entwicklung,  und 
Fortschritt.  Daraus  ist  zu  schließen,  daß  die  Erkenntnisse,  die 
objektiven  Wahrheiten,  zu  denen  die  Betriebsforschung  führt 
oder  geführt  hat,  nicht  als  dauernd  feststehende,  ewige  zu  be- 
zeichnen, sondern  daß  sie  einem  dauernden  Entwicklungsprozeß 
unterworfen  sind.  Dieienigen.  denen  die  Leitung  des  Betriehs- 
wesens  großer  selbständiger  Eisenbahnnetze  anvertraut  ist.  müs- 
sen infolgedessen  stets  auf  der  Wacht  bleiben,  daß  sie  das 
ihnen  anvertraute  Gut  auf  der  Höhe  halten*). 

XV.  Zur  Ableitung  des  ersten  Zieles  gehen  wir  auf  die 
Verkehrsschwankungen  zurück.  Der  Betrieb  wird  umso  eher 
in  der  Lage  sein,  den  Verkehr  zu  bewältitren,  je  besser  er  sich 
auf  die  kommenden  Verkehrsaufffaben  vorbereitet  hat  nnd  je 
weniger  er  durch  die  Anforderungen  der  Verkehrstreibenden 
überrascht  wird.  Der  Betrieb  wird  also  dahin  streben  müssen, 
rechtzeitung  und  ausreichend  Herkunft,  Ziel  und 
Größe  des  Verkehrs  zu  erfahren;  dabei  handelt  es  sich  einmal 
um  die  in  länsreren  Zeiträumen  vor  sich  gehenden  größeren 
Verkehrsveränderungen,  die  richtunggebend  für  die  Erweiterun- 
E'en  der  Bahnanlagen,  die  Vermehrung  des  Fuhrparks  und  die 
Ereänzung  des  Personals  sein  müssen,  und  sodann  um  solche 
nicht  immer  kleinen  Aenderungen,  die  im  allgemeinen  jedes 
fahr  periodisch  wiederkehren,  die  Anlaß  zu  Verschiebungen  von 
Personal  und  Betriebsmitteln,  zur  .Ausführung  kleinerer  Bau- 
anlap"en  usw.  sein  werden. 

Die  mit  der  Erforschune  und  Ermittlung  des  in  näherer  oder 
fernerer  Zukunft  der  Eisenbahn  zuströmenden  Verkehrs  Beauf- 
tragten müssen  daher  ihr  Wissen  sofort  und  erschönfend  den 
mit  der  eigentlichen  Transportaufeabe  betrauten  Betriebsbeam- 
ten übermitteln,  damit  diese  bei  Zeiten  ihre  Vorbereitungen  tref- 
fen können. 

Als  erstes  Hauptziel  der  Betriebs  Wissen- 
schaft können  wir  daher  bezeichnen:  die  aus  dem  beständi- 


*)  In  rirhtiger  W(1rdi?iine  der  angeführten  Tafsachen  muß  davor  pewamt 
werden,  in  der  weiteren  Ausee  '  '•n  I  'S  e. 'nischen  Betriebsapparates  etwa 
naclizula.ssen.  wenn  in  ab  ehbarer  Zeit  bei  der  deutschen  Reichsbahn  der  Zustand 
vor  dem  Kriege  erreicht  sein  sollte. 
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gen  Studium  des  Verkehrs  hervurgehende  möglichste  Beherr- 

^clinii^  der  Kenntnis  der  Aenderungen  des  Verkehrs  nach  (Iröße. 
Herkunft  und  Ziel  im  Interesse  der  rechtzeitigen  und  zweck- 
mäßigen Anpassung  der  Werkzeuge  der  Betriebsführung  und 
des  Betriebsdienstes  selbst  an  die  Forderungen  des  Verkehrs. 

Als  Beispiel  der  ersten  Art  der  Verkehrsänderungen  soll 
hier  angeführt  werden  die  vor  dem  Kriege  begonnene  und  wäh- 
rend des  Krieges  und  nach  dem  Kriege  gewaltig  gesteigerte 
Entwicklung  der  Braunkohlenindustrie  im  rheinischen  und  mit- 
teldeutschen Revier,  die  besonders  im  Kriege  erhebliche  Be- 
triebsschwierigkeiten hervorrief,  weil  die  zum  Teil  nicht 
rechtzeitig  unterrichtete  Eisenbahn  ihre  Anlagen  nicht  schnell 
genug  erweitern  konnte.  Ein  Beispiel  der  zweiten  Art  bietet 
üic  Kartoffelernte  des  Jahres  1921,  die  gut  in  Pommern  und  im 
wiileieii  Osten,  aber  schlecht  im  Südwesten  Deutschlands  war 
und  deren  Abtransport  einzelne  Punkte  des  Bahnnetzes  überaus 
stark  beanspruchte*). 

XVI.  Aus  den  N  orbedinuungen  zu  b  und  c  unter  Berück- 
sichtigung von  a  läßt  sich  unschwer  das  zweite  Haupt- 
ziel der  B  e  t  r  i  c  b  s  w  i  s  s  c  n  s  c  h  a  f  t  ableiten.  Es  be- 
steht darin,  daß  sich  der  Betrieb  über  die  lüitwicklung  der  ein- 
schla,uij;en  technischen  \\'issenschaf ten  ant  dem  EauUniKn  er- 
hält und  die  betrieblichen  Erkenntnisse  den  Furtschritten  der 
Technik  und  den  Veränderungen  des  Verkehrs  entsprechend 
fortbildet.  Diese  Anpassung  muß  möglichst  schnell  geschehen, 
sie  darf  den  Ereignissen  nicht  nachhinken. 

Auch  hier  sollen  einige  Beispiele  das  Gesagte  erläutern: 

1.  Die  Forderung  der  Nutzbarmachung  der  neueren  Er- 
rungenschaften der  Schwachstromtechnik  zur  Uebermittlung 
von  Nachrichten  für  die  flotte  Betriebsführung  (neuzeitliches 
E^rnsprechwescn,  Schnelltelegraph,  Hughesapparate,  Funken- 
telegraphie  usw.)  2.  Durch  Versuche  des  Zentralamts  wurde  in 
den  Jahren  1906  und  07  als  wirtschaftliche  Geschwindigkeit  der 
Güterzüge  30  km  ermittelt.  Da  die  Lokomotivgattungen,  die 
für  die  Versuche  benutzt  wurden,  inzwischen  durch  schwerere 
Typen  überholt  worden  sind,  so  muß  jetzt  festgestellt  werden, 
ob  diese  wirtschaftliche  Geschwindigkeit  nicht  zu  ändern  ist.  3. 
Nach  den  Deutschen  Fahrdienstvorschriften  sollen  Züge,  die 
mit  durchgehender  Bremse  gefahren  werden,  im  allgemeinen 
nur  60  Achsen  stark  sein.  Da  bei  den  mit  Kunzc-Knorr-Güter- 
zugbremse  ausgerüsteten  Zügen  anstandslos  150  Achsen  beför- 
dert werden,  so  wird  diese  Bestimmung  zu  ändern  sein. 
Ebenso  die  Bestimmung  über  die  Zahl  der  handgebremsten 
.\chsen,  die  an  durchgehend  gebremste  Achsen  angehängt 
werden  würden.  4.  Seit  dem  Jahre  1899  wurden  bei  den 
ehem.  ])reußischen  Hahnen,  einige  J;ihre  später  bei  allen  Deut- 
schen Staatsbahnen  die  (iüterzüüe  ni  h'crn-,  DurchtiaiiKs-  und 
Nahgüterzüge  eingeteilt  und  eingehende  Begriffsbestimmungen 
für  die  einzelnen  Klassen  festgelegt.  Die  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsverhältnisse und  die  Fortschritte  im  Bau  der  Rangierbahn- 
höfe führten  dahin,  daß  die  seinerzeit  festgelegten  Begriffs- 
bestimmungen nicht  mehr  zutreffend  sind.  Ihre  Aendcrung 
muß  daher  vorgenommen  werden. 

X\'tl.  Das  dritte  Ziel  behandelt  die  Beziehungen  zwischen 
Technik  und  Betriebswissenschaft  im  umgekehrten  Kausaizu- 
saninienh.ange  wie  das  zweite.  Der  Betrieb  erkennt  aus  der  Be- 
obachtung der  betrieblichen  Zusammenhänge,  an  welchen  Stel- 
len und  nach  welchen  Richtungen  hin  die  auf  technischer  Grund- 
lage beruhenden  Anlagen  der  F.isenbahn  Mängel  aufweisen,  und 
kann  daher  am  besten  beurteilen,  wo  Verbesserungen  erforder- 
lich sind,  sei  es  im  Bahnhofsbau,  in  der  Sicherungstechnik,  in 
der  I^okomotivkonstruktion,  in  der  Brennstoffwirtschaft  oder 
dergleichen.  Der  Eisenbahnbetriebsdienst  regt  solcher  Art  die 
Technik  an,  Fortschritte  und  Erfindungen  zu  machen  imd  gibt 
damit  .\nlaß  zu  einer  .Aufwärtsentwicklung  -  der  technischen 
Wissenschaften.  Während  beim  zweiten  Ziel  die  Betriebswis- 
senschaft als  Nutznießer  der  Technik  auftritt,  erscheint  sie 
gemäß  den  vorstehenden  Ausführungen  als  Schrittmacher 
der  technischen  Wissenschaft.  Man  kann  daher  als  drittes 
Hauptziel  der  B  c  t  r  i  e  b  s  w  i  s  s  e  ii  s  c  h  a  f  t  bezeichnen : 
die  eingehende  Erforschung  aller  bctriehlu  lien  Vor.sjätiKe,  die  auf 
technischer  Grundlage  beruhen,  zwecks  \'orwärts?ntwickhinR 
der  Technik  zum   Nutzen  der  E.iscnbalTu. 

1.  Beisjiicl:  lüitwicklung  der  Lokomotivbautechnik  im  all- 
gemeinen, F.rfindung  und  Entwicklung  des  Schmidt'scher. 
l't  herhitzers  und  der  Speisewasservorwärmer  ■  im  Beschilderen. 

2.  freispiel:  Entwicklung  des  Problems  des  Wagenantriebs 
und  der  Gleisbremse  zur  Verhütung  der  Unfälle  und  Sachschä- 
den beim  R anfrieren  und  zur  Verbesserung  der  Leistungsfähig- 
keit und  der  Wirtschaftlichkeit  der  Rangierbahnhöfe. 

Die  beiden  zuletzt  genannten  Ziele  stehen  häufig  in  enger 
Verbindung  miteinander,  indem  zuerst  aus  den  Erfordernissen 
des  Betriebes  heraus  die  technischen  Probleme  aufgerollt  wer- 
den, die  dann  nach  ihrer  Lösung  vielfach  zu  einer  Aenderung 


*)  Die  Ermittlung  lies  -r  Verk<^hrsändernns:en  stößt  bisher  auf  große  Schwierig 
keiten,  weil  die  betellig-ten  Verkehrstreibenden  aus  Konkurrenzrücksichten  rnit  der 
Auskunft  vielfach  zurückhalten. 


der  Erkenntnisse  des  Betriebswesens  führen.  Außer  der  schon 
erwähnten  Güterzugbremse  nach  Kunze-Kncjrr  muß  hier  die 
Frage  der  großräumigen  Wagen  und  der  schwersten  Lokomo- 
tiven (Lastenzug  N)  genannt  werden,  die  jetzt  bei  der  Deut- 
schen Reichsbahn  aus  dem  Stande  der  Erwägungen  in  den  Stand 
der  ])raktischen  Ausprobung  tritt. 

XVI II.  Um  zum  vierten  Hauptziel  zu  Kelangen.  nmß  man 
auf  die  oben  genauer  erläuterten  Begrieffe  der  Betriebssicherheit, 
der  Leistungsfähigkeit  und  der  Wirtschaftlichkeit  iurückgehen. 
Diese  drei  Begriffe  bilden  gewissermaßen  die  Brillen,  durch  die 
alle  betrieblichen  Vorgänge  betrachtet  werden  müssen.  \\  ir 
werden  noch  sehen,  daß  beim  Gebrauch  dieser  Brillen  große 
Vorsicht  geboten  ist;  man  darf  niemals  eine  allein  anwenden, 
sondern  muß  sich  immer  durch  das  Zusammenwirken  aller  drei 
ein  Bild  der  betrieblichen  Vorgänge  machen.  Praktisch 
muß  man  natürlich  in  den  meisten  Fällen  so  vorgehen,  daß  man 
die  einzelnen  betrieblichen  Fragen  nacheinander  unter  der  Ein- 
wirkung jedes  einzelnen  dieser  drei  Begriffe  betrachtet  und  zum 
Schluß  die  Angleichung  vornimmt.  Im  einzelnen  sind  folgende 
Ziele  zu  erstreben: 

Hinsichtlich  der  Betriebssicherheit.  Durch  «enauc  \'cr- 
fnlguuK  der  Einzelunfälle  und  durch  sorKfältiKC  .\us- 
bildung  der  Statistik  ist  zu  erstreben,  daß  die  Ursachen  der  Un- 
fälle in  ihrem  Zusammenhange  richtig  erkannt  werden  und  da- 
nach die  richtigen  Schlüsse  für  die  Ausbildung  der  Werkzeuge 
der  Betriebsführung  und  die  Handhabung  des  Betriebsdienstes 
gezogen  werden. 

Hinsichtlich  der  Leistungsfähigkeit:  die  Fakftoren.  die  die 
Lt  istuiiRsfähigkeit  beeinflussen  und  bestimmen,  —  im  \\^esent- 
lichcn  die  in  Abschnitt  III  Renauer  umschriebenen  Arbeitssebiete 
—  sind  unter  Benutzung  aller  Erforderlichen  statistischen  Unter- 
lagen eingehend  zu  studieren,  und  auf  ^rund  der  Ergebnisse 
dieses  Studiums  sind  Regeln  für  die  Erzielung  höchster 
Leistungen  aufzustellen. 

Hinsichtlich  der  Wirtschaftlichkeit:  Der  betriebliche  Pro- 
duktionsprozeß ist  unter  gehöriger  Auswertung  der  nötigen  sta- 
tistischen Aufzeichnungen  sorgfältig  in  seine  Einzelbestandteile 
zu  zerlegen;  durch  Anwendung  der  Betriebsbuchführung  sind 
die  Selbstkosten  jedes  Teilvorgangs  festzustellen  und  danach 
Richtlinien  aufzustellen,  wie  durch  zweckentsprechende  Ver- 
wendung von  Personal.  Material  und  guten  Arbeitsmethoden  der 
beste  Grad  der  Wirtschaftlichkeit  erreicht  werden  kann. 

Bei  allen  diesen  Untersuchungen  muß  man  sich  vor  .\ugen 
halten,  daß  der  Betriebsdienst  aus  einer  un.-ndlich  großen 
Menge  von  teils  großen,  teils  aber  auch  kleinen  Handhabuneen 
besteht,  die  in  ihrer  Gesamtheit  die  Betriebsführung  erheblich 
beeinflussen  können,  man  muß  ferner  beachten,  daß  jedes  Ge- 
biet nicht  für  sich  allein  betrachtet  werden  darf.  Denn  die  durch 
die  drei  Begriffe  verkörperten  Gebiete  stehen  in  harmonischem 
Verhältnis  zueinander;  mathematisch  gesprochen,  erreichen  alle 
drei  nicht  .eleichzeitig  ihr  Maximum.  Man  kann  die  Betriebs- 
sicherheit übertreiben,  dann  sinkt  unter  Umständen  die 
LristuiiKsfähigkcit  und  steigen  di^-  Betriebskosten.  Man 
kann  ferner  die  Leistung  in  den  ^'^orders:rund  stellen, 
dann  geschieht  es  unter  Umständen  auf  Kosten  der  Wirtschaft- 
lichkeit oder  der  Betriebssicherheit.  Man  kann  schließlich  die 
Wirtschaftlichkeit  zu  sehr  betonen  und  wird  sich  dann  damit  ab- 
finden müssen,  daß  die  Betriebssicherheit  und  die  Leistungsfähitr- 
keit  leiden.  Man  sieht  also,  daß  die  rücksichtslose  Betonung 
nur  eines  der  drei  Gebiete  ohne  sachgemäße  Fühlung  mit  den 
anderen  falsch  ist.  Man  kann  daher  das  vierte  H  a  n  n  t  z  i  e  1 
der  Eisenbahnbetriebs  wissen  Schaft  folgender- 
maßen festlegen: 

Alle  Betriebsvorgänge  sind  so  zu  erforschen,  alle  Betriebs- 
einrichtunsen  so  auszubilden,  daß  unter  Beachtuni^  der  drei 
Fi>rderuntren 

der  Betriebssicherhe't. 
der  Leistungsfähigkeit, 
der  Wirtschaftlichkeit 
der   denkbar  höchste  \\'irkungsgrad   im   Eisenbahnbetriebe  er- 
reicht wird. 

XIX.  Das  fünfte  Ziel  betrifft  die  reschichtliche  Ent- 
wicklung des  Betriebswesens  und  die  vergleichende  Betriebs- 
forschune.  Wenn  auch  bei  dem  jetzigen  hohen  Stande  der  Tech- 
nik und  angesichts  der  durch  die  Eisenbahn  im  Lauf  der  letzten 
vier  Jahrzehnte  verursachten  Verkehrsverschiebungen  die  Ver- 
mutung aufkommen  kann,  daß  aus  der  Geschichte  der  früheren 
Zeitläufe  für  die  jetzige  Betriebsgebahrung  vielleicht  nicht  all- 
zuviel zu  lernen  ist,  so  ist  es  dennoch  nach  \  erschiedenen  Rich- 
tungen hin  von  Vorteil,  die  Entwicklung  des  Betriebswesens 
in  der  Vergangenheit  zu  verfolgen,  weil  dadurch  wertvolle  .Auf- 
schlüsse für  die  jetzigen  Zustände  und  für  die  Begründunc 
mancher  jetzt  vorhandenen  Einrichtungen  gewonnen  werder 
können.  So  werden  alle  diejenigen,  die  im  Wesentlichen  die  bc 
triebliche  Rechtsprechung  auszuüben  haben,  —  die  A'orstände  de: 
Betriebsämter  (Betriebsdirektionen)  und  die  betriebstechnischer 
Mitglieder  der  Eisenbahndirektionen  (Generaldirektionen)  — 
jedenfalls  sehr  häufig  Veranlassung  haben,   über   das  Fehlen 
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eitles  Kommentars  zu  den  Fahrdienstvorschriften,  der  Betriebs- 
ordnung usw.  zu  klagen.  Ferner  wäre  in  bezug  auf  organisato- 
rische Einrichtungen  die  genaue  Kenntnis  des  Gewesenen  vor- 
teilhaft. Es  würden  dann  von  verschiedenen  Seiten  nicht  immer 
wieder  Einrichtungen  vorgeschlagen  werden,  die  sich  in  frühe- 
ren Zeiten  nicht  bewährt  haben. 

Da  sich  ferner  das  Eisciibahü  wesen  einzelner  Kroßer 
Staaten  wie  England  und  Amerika  ohne  Berührung  mit  dem  deut- 
schen Eisenbahnwesen  entwickelt  hat,  so  sind  wir  in  vielen  Be- 
ziehungen ohne  jede  eingehende  Kenntnis  des  Eisenoannwesens 
vieler  Länder.    Das  muß  als  Mangel  empfunden  werden,  da  wir 


\'ielleicht  manche  brauchbaren  Anhaltspunkte  zur  Verbesserung 
unserer  Betriebseinrichtungen  aus  dem  Studium  fremden  Eisen- 
bahnwesens erhalten  könnten. 

Als  fünftes  Hauptziel  der  Eisenbahn- 
betriebswissenschaft ergibt  sich  daher  folgendes:  Die 
eingehende  Erforschung  der  Geschichte  des  deutschen  Eisen- 
bahnwesens, um  aus  der  Beurteilung  der  Vergangenheit  Unter- 
lagen für  die  Weiterentwicklung  der  jetzigen  Zustände  zu  be- 
kommen, und  die  vergleichende  Erforschung  des  Betriebs- 
systems fremder  Länder,  um  hieraus  Anregungen  für  die  Ver- 
besserung der  deutschen  Betriebseinrichtungen  zu  erlangen. 


DER  FILM  ALS  ERZIEHER  ZUR  WÜRDIGUNG  DER  TECHNIK 


.\ngesichts  der  unbestrittenen  Bedeutung  des  Filmwesens 
darf  es  auffallen,  daß  die  Spielpläne  selbst  guter  Theater  im  all- 
gemeinen höheren  Geschmacksansprüchen  nicht  genügen.  Selbst 
großer  szenischer  Aufwand  und  Mitwirkung  hervorragender 
Schauspieler  hat  nicht  vermocht,  den  Film  über  den  Gipfel  des 
rein  Bühnentechnischen  hinaus  in  das  Gebiet  der  Kunst  empor- 
zuheben; es  scheint  sogar,  als  ob  dies  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  dem  Wesen  des  Films  widerspräche.  Im  Mittelpunkt  des 
Spielpl  ans  steht  ein  Drama  von  wechselndem,  oft  frag\^'ürdigenl 
\'>'erte,  bisweilen  den  ganzen  Abend  ausfüllend,  immer  aber  ihn 
wesentlich  beherrschend.  Selbst  kulturgeschichtliche  Zutaten 
sind  weiter  nichts  als  solche.  Es  kann  gar  keine  Rede  davon 
sein,  daß  im  Rahmen  einer  spannenden  Handlung,  die  sich  außer- 
dem mit  der  mehrfachen  Geschwindigkeit  des  tatsächlichen  (le- 
schehens  herunterhaspelt,  mehr  als  ein  allgemeiner  Stimmungs- 
eindruck der  Szenerie  erfaßtwird.  Auch  kunsthistorische  Studien 
des  Spielleiters  im  Dienste  der  Ausstattung  sind  zwar  dankens- 
wert, doch  geht  der  Erfolg  in  den  Einzelheiten  verloren.  Man 
kann  also  bei  diesen  Filmen  kaum  von  einer  erzieherischen  oder 
bildenden  Wirkung  sprechen. 

Lehrfilme  haben'  in  solchen  Spielplänen  erfahrungsgemäß 
nur  wenig  Raum;  landschaftliche,  besonders  solche  mit  Stim- 
mungsgehalt, werden  schon  eher  aufgenommen.  Am  dankbar- 
sten sind  neben  dem  Drama  und  derG'ote.ske  noch  die  sogenannten 
aktuellen  Aufnahmen,  die  aber  wegen  der  durch  die  Umstände 
gebotenen  Hast  in  bezug  auf  die  Bildwirkung  hinter  dem  Kunst- 
film zurückbleiben  und  vor  dem  kritischen  Auge  des  verwöhnten 

-  Filmpublikums  wenig  Gnade  finden.  Man  kann  also  nicht  be- 
haupten, daß  die  Erziehungs-  und  Bildungsmc'iglichkeiten,  die  der 
Film  enthält,  bisher  richtig  ausgewertet  wurden. 

Der  Film  ist  in  erster  Linie  Industrie-  oder  Anlagewert. 
Konjunktur-  und  Modesache.  Alle  Gattungen  haben  ihre  Zeit 
gehabt.  Wie  ein  geschickter  Schneider  die  Mode  scheinbar  aus 
dem  Geschmack  des  Käufers  herauswachsen  läßt,  während  er 
ihn  in  Wirklichkeit  am  fiängelband  oder  an  der  Nase  führt,  um 
ihm  die  Notwendigkeit  häufigen  Wechsels  mit  zwingender  Kraft 
zu  suggerieren,  so  ist  eine  vorbildlich  ausgebaute  Reklame  darauf 

■  bedacht,  durch  stets  neue  Reizmittel  dafür  zu  sorgen,  daß, 
..Ma  sse  Mensch"  nicht  kinomüde  wird.  T^arum  \'oIlzieht  sich  der 
Werdegang  eines  großen  Filmschlagers  in  breitester  Oeffentlich- 
kcit.  Die  Konjunktur  liegt  überwiegend  in  den  Händen  des 
Filmhandels,  der  den  Masseninstinkten  nachspürt,  zum  Teil  auch 
ihr  Vormund  ist,  ihnen  schmeichelt  und  ihnen  Zugeständnisse 
macht.  Die  Presse  fügt  sich  diesem  System  ein:  zunächst  gibt 
es  dank  der  finanziellen  Macht,  die  der  Film  darstellt,  eine  um- 
fangreiche Fachi)resse;  dann  aber  ist  der  Film  ein  machtvoller 
Inserent,  und  die  Filmbesprechung  ist  zwar  im  Ansatz  vorhan- 
den, aber  noch  bei  weitem  nicht  so  ausgebaut,  wie  die  Theater- 
oder Konzertkritik*),  Filmbesprechungen,  die  auf  darstellerische 
Mängel,  auf  Geschmacksverirrungen,  ästhetische  Verstöße 
usw.  hinweisen,  sind  selten  und  ihrem  Weseh  nach  auf  Blätter 
beschränkt,  die  von  der  Masse  nicht  gelesen  werden.  Das 
Theater  und  Konzertpublikum  hat  ein  gewisses  Bedürfnis,  sein 
Urteil  durch  die  Kritik  zu  stützen  und  zu  ergänzen,  das  Film- 
publikum urteilt  selbständig  und  überträgt  seine  Kritik 
von  Mund  zu  Mund.  Alles  dies  soll  für  niemanden  ein  Vorwurf 
sein,  sondern  nur  die  tatsächlichen  Verhältnisse  schildern,  weil 
nur  durch  deren  Kenntnis  Besserungsvorschläge  möglich  sind. 
Wenn  man  versucht,  die  Unsummen  vonTagewerken  zusammenzu- 
zahlen, die  in  solchen  Schaustellungen  vergessen  werden,  kommt 
man  zu  erschreckenden  wirtschaftlichen  Werten,  die  weder 
rezeptiv  noch  produktiv  nutzbringend  sind  und  daher  der  Allge- 
meinheit \erloren  gehen! 

Man  darf  auch  nicht  einwenden,  daß  das  Erholungsbedürfnis 
der  Massen  durch  den  Ernst  des  Lebens  und  das  erschöpfende 
Tagewerk  auf  solche  minderwertige  Kost  angewiesen  sei,  denn 
erstens  ist  der  Achtstundentag  nicht  so  erschöpfend,  daß  er  den 
„Ernst  des  Lebens"  spüren  läßt,  und  zweitens  soll  er  das  auch 


*)  „Kritisch"  wurde  z.  B.  das  Acht-Uhr-Abendblatt  nur  in  „eigner  Sache"  als  es 
Nr.  IOI-IQ2I  den  Film  „Miss  Bervll"  we^en  darin  enthaltener  Verspottung  der 
!sse  tadelte. 


nicht  sein,  deniv  seine  Anhänger  suchen  ihn  ja  gerade  damit  zu 
[entschuldigen,  daß  der  werktätigen  Masse  auf  diese  Weise  Zeit 
und  Kräfte  bleiben  sollen,  um  sich  höhere  geistige  Werte  im 
Wege  der  Erholung  zugänglich  zu  machen. 

Gegen  den  Lehrfilm  als  solchen  besteht  ein  tiefeingewurzel- 
tes Vorurteil,  wie  am  besten  daraus  erhellt,  daß  er  so  wenig  zum 
A^orschein  kommt.  Die  Masse  ist  mißtrauisch  gegen  alles,  was 
unter  der  Maske  des  Vergnügens  belehrend  oder  erziehend  wir- 
ken will,  vielleicht  noch  in  nachwirkender  Reaktion  gegen  früher 
.geübte  Bevormundungstechnik.  Diese  psychische  Hemmung 
kann  eben  nur  durch  psychologische  Mittel  überwunden  werden. 
Man  lasse  also  bei  der  Neugestaltung  keines  jener  Momente  aiis, 
die  dem  Film  von  heute  seine  Anziehungskraft  sichern,  man  be- 
halte also  das  Spannende,  das  ,,ans  Herz  gehende",  das  Drollige, 
den  landschaftlichen  Stimmungsgehalt  und  das  Aktuelle  sorg- 
sam bei,  aber  man  stelle  jene  Momente  in  den  Dienst  der  Sache, 
statt  sie  zu  ihrem  Gegenstande  zu  machen.  Vorsichtig  ziehe 
man  die  Scheinhandlung  kunstvoll  erdachter  Menschenschick- 
sale heraus  vmd  ersetze  sie  durch  den  kraftvollen  Inhalt  wirk- 
lichen Geschenhens  aus  Wissenschaft.  Kunst,  Technik  und  Wirt- 
schaft. Von  diesen  beiden  letzteren  soll  hier  vorzugsweise  die 
Rede  sein;  was  hier  gefolgert  wird,  kann  sinngemäß  auf  alle 
anderen  Gebiete  übertragen  werden.  Die  geschulten  Filmtech- 
niker (Regisseure,  Kurbier,  Beleuchter  usw.)  finden  dabei  reich- 
lich ebenso  dankbare  Aufgaben  wie  bisher.  Gilt  es  doch,  einen 
technisch-wirtschaftlichen  Werdegang  in  einzelne  bedeutsame 
Abschnitte  zu  zerlegen,  diese  nach  Anleitung  eines  Sachkenners 
genetisch*)  aneinanderzureihen  und,  soweit  sie  nicht  in  der 
Sache  selbst  liegen,  jene  Reizmittel  der  Spannung  und  Stimmung 
hineinzutragen,  die  zur  Belebung  und  Schmackhaftmachung  noch 
erforderlich  sind.  Ferner  müssen  filmspielerisch  nicht  geschulte 
.Arbeitskräfte  dazu  angelernt  werden,  sich  bei  dem  zu  filmenden 
Arbeitsvorgange  so  zu  halten,  daß  die  anschaulichste  Wirkung 
herauskommt,  daß  ungelenke  Stellungen  vermieden  werden,  daß 
gelegentlich  eine  Arbeitsstufe  durch  Vorweisen  des  Werkstückes 
vor  und  nach  dem  Arbeitsabschnitt  besonders  verdeutlicht  wird, 
daß  ferner  alles  dies  unbefangenen  Angesichts  und  ohne  Gedan- 
ken an  die  Wirkung  des  eignen  Ichs  geschieht,  eine  Forderung, 
gegen  die  selbst  leuchtende  Sterne  am  Filmhimmel  leicht  ver- 
stoßen, kurzum,  es  kommt  alles  vorhandene  Können  zu  seinem 
Rechte,  um  jenen  Vorgängen  filmtechnischen  Reiz  zu  verleihen. 
Aus  eben  jenem  Grunde  wird  man  geschulte  Filmspieler  nur  mit 
Maß  und  Unterschied  heranziehen,  es  sei  denn,  daß  sie  so  gut 
spielen,  daß  der  vorzuführende  Arbeitsvorgang  darunter  nicht 
leidet  und  die  Aufmerksamkeit  nicht  von  der  Sache  auf  die 
Person  zurückgleitet.  Die  Verhältnisse  beim  Werkfilm  liegen 
eben  gerade  umgekehrt  wie  beim  Kunstfilm  und  gerade  berufene 
Filmspieler  sind  es  sich  selbst  schuldig,  sich  nicht  in  unberu- 
fene Maskeraden  zu  drängen.  Aus  ähnlichen  Gründen  sind 
Szenen  und  Gruppierungen  zu  vermeiden,  die  an  Kunstfilme  an- 
klingen und  irgendwie  ,, dramatisch"  aufgemacht  sind,  denn  das 
geschulte  Filmpublikum  würde  solche  Szeneneffekte  unwillkür- 
lich an  den  ihm  bisher  geläufigen  messen  und  wegen  ihrer  wahr- 
scheinlich geringeren  ..Wirkung"  den  Film  als  minderwertig  ab- 
lehnen. Auch  dies  gibt  einen  Maßstab  dafür,  in  welchem  Um- 
fange das,  was  bisher  Selbstzweck  war,  ohne  Einbuße  an  innerem 
Wert  Mittel  zum  Zweck  werden  soll. 

Eine  Verdrängung  des  Kunstfilms  ist  damit  weder  beabsich- 
tigt noch  möglich,  wohl  aber  seine  rückwirkende  Bereicherung 
durch  den  Werkfilm,  denn  in  dem  Maße,  wie  dieser  an  Volks- 
tümlichkeit zunimmt,  wird  jener  sich  die  Merkmale  dieser  zu- 
nehmenden Beliebtheit  anzueignen  suchen.  Als  Endergebnis 
dieser  Entwicklungsreihe  dürfte  sich  ein  Film  ergeben,  der  ein 
großes  technisches  oder  wirtschaftliches  Geschehen  zum  Rück- 
grat der  Handlung  macht  und  die  Schicksale  der  Menschen  aus 
diesem  Geschehen  heraus  entwickelt,  so  daß  letzteres  immer  als 
die  führende  Notwendigkeit  betont  bleibt.  Mancher  vorhandene 
Film  kann  mit  wenig  Mühe  und  Aufwand  entsprechend  umge- 
staltet werden.    Technische  Stoffe  gibt  es  in  Fülle,  z.  B.  liegen 

*)  „Entwicklungsmäßig:"  würde  nicht  ganz  den  erjiieherischen  Pinn  jenes 
Wortes  treffen, 
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bei  Max  Eyth  noch  ungehobene  Schätze,  auch  Hans  Dominiks 
„Versunkenes  Land"  erscheint  in  diesem  Sinne  zur  Filmung 
geeisnct.  Auf  diesem  Gebiete  gibt  es  so  viel  Stoff,  daß  es  der 
Streckung  nicht  bedarf.  Gerade  hier  ist  auf  größte  Geschlossen- 
heit zu  halten,  um  die  Wirkung  nachhaltig  zu  machen.  Wohl 
läßt  sich  auch  beispielsweise  aus  dem  Werdegang  des  lüsens 
und  seiner  Nebenerzeugnisse  Stoff  für  mehr  als  einen  Abcna 
herausholen,  wohl  lassen  sich  auch  mehrere  solche  Abende  so 
zu  einander  in  Beziehung  bringen,  daß  sie  sich  gegenseitig  er- 
gänzen, immer  aber  sollten  sie  so  gehalten  sein,  daß  die  selb- 
ständige Wirkung  nicht  leidet.  Bei  näherer  Betrachtung  wird 
sich  fast  jedes  technisch  wirtschaftliche  Geschehen  als  film- 
würdig herausstellen,  es  sei  nur  hingewiesen  auf  die  Beziehungen 
zwischen  Kohle,  Wasserkraft  und  elektrischer  Energie,  ferner 
auf  die  fabrikatorischen  Vorgänge  der  Stoffveredelung.  (Papier- 
erzeugung, Häuteverwertung  usw.) 

.-Vuch  die  Bedeutung  der  Technik  selbst  kann  dem  Verständ- 
nis der  Massen  auf  ganz  andere  Weise  nahe  gebracht  werden. 
Warum  ergreift  der  konjunkturfrohe  Reichsverkehrsminister*) 
nicht  einmal  selbst  die  Initiative,  um  zu  zeigen,  welche  Zusam- 
menhänge zwischen  Technik  und  Organisation  bei  der  Eisen- 
bahn bestehen;  ist  im  Ernst  daran  zu  zweifeln,  daß  der  Weg  eines 
(intes  vom  Versender  bis  zum  Empfänger  oder  die  vollständige 
\  orführung  einer  Zugbildung  rom  Publikum  gern  aufgenonnnen 
würden?  Auch  ein  Fernsprechfilm  würde  manches  zur  Beleh- 
rung und  Aufklärung  beitragen  können.  Auch  geschichtliche 
Werdegänge  von  Entdeckungen  und  Erfindungen  gehören  in 
diesen  Kreis.  Hier  kann  bewährte  Maskenkunst  zünftiger  Film- 
spieler illustrationsteigernd  eingreifen,  um  berühmte  Forscher 
und  Ingenieure  am  Werke  zu  zeigen.  Hier  kann  der  Geschichts- 
unterricht ergänzt  werden  durch  wirkliche  Kulturbilder,  die  da 
zeigen,  was  neben  dem  kriegerischen  Geschehen  an  geistigem 
Leben  blühte.  Zum  Werkfilm  wird  auch  die  Arbeiterschaft  in 
einem  ganz  anderen  Verhältnis  stehen,  denn  der  Arbeiter,  der 
sich  und  seine  Arbeit  im  Film  gewürdigt  sieht,  fühlt  sich,  wenn 
nicht  als  Held,  so  doch  immerhin  als  Träger  des  Geschehens 
auf  der  Leinewand  und  bringt  dem  Gelingen  und  der  Vorführung 
solcher  Filme  erhöhtes  Interesse  entgegen,  das  sogar  eine  fühl- 
bare Reklamewirkung  einschließen  kann.  Gerade  dieses  Inter- 
esse der  breiten  Massen  aber  bedarf  es,  um  die  letzten  Auswir- 
kungen des  Lehrfilms  fruchtbar  werden  zu  lassen.  Schmackhaft 
und  unauffällig  lassen  sich  wirtschaftliche  Veranschaulichungen 
einflechten,  die  hier  viel  nachdrücklicher  haften  als  beim  Lesen 
von  Büchern  oder  Hören  von'  A'orträgen.  Das  Verhältnis  zwi- 
schen Löhnen  und  Materialkosten,  das  Gewinnanteilverhältnis 
zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber,  die  Wirkung  der  Löhne 
auf  die  Preise,  die  Wirkung  undisziplinierten  Verbrauchs  von 
Einfuhrartikeln  auf  unsere  Zahlungsbilanz,  alles  das  sind  nur 
Stichworte  ohne  Anspruch  auf  Vollständigkeit,  um  zu  zeigen, 
welche  Ausblicke  sich  bei  Verfolgung  dieses  Gedankens  eröffnen. 
Ihre  kulturelle  Note  werden  diese  Filme  erhalten  durch  den',  der 
sie  in  die  Hand  nimmt,  um  jene  Werte  in  sie  hineinzutragen, 
den  Filmgesellschaften**)  darf  es  nicht  überlassen  bleiben',  denn 
son^-t  kommt  nichts  weiter  heraus  als  ein  neues  Schlagwort  zur 
anreizenden  Bezeichnung  dieser  dem  neuesten  Geschmack  Rech- 
nung tragenden  ,, Richtung". 

Es  gibt  tatsächlich  schon  heute  Werkfilme  im  obigen  Siime, 
es  ist  aber  bezeichnend,  daß  sie  nicht  öffentlich  erscheinen,  son- 
dern als  leider  unterschätzte  Werbefilme  ihr  Dasein  fristen. 
Einen  solchen  bietet  die  S.  K.  F.  Norma-Kugellagerfabrik.  Ber- 
lin W.  8.  in  einer  ^'ollendung,  die  den  oben  aufgestellten  Richt- 
linien sehr  nahe  kommt.  Der  Werdegang  des  Eisens  mid  der 
Kohle  vom  Kohlenmeiler  und  vom  Erzbergwerk  durch  Hütte, 


Walzwerk  und  Fabrik  hindurch  bis  zur  fertigen  Stahlkugel  und 
ihrem  Lager,  alles  dies  wird  mit  einer  Anschaulichkeit  und  Ge- 
schicklichkeit im  Aufbau  vorgeführt,  die  tatsächlich  eine  gewisse 
Spanmmg  auslöst.  Groß  ist  der  Reichtum  an  landschaftlichen 
Stimniungswerten,  tlie  sich  bei  der  Verteilung  der  Werke  (Schwe- 
den und  .Süddeutschland)  zwanglos  einfügen.  Auch  das  „Genre" 
kommt  durch  kleine  Zwischenszenen  zur  Geltung,  kann  aber, 
um  den  Film  marktgünstiger  zu  machen,  etwas  mehr  ausgebaut 
werden,  ohne  ihm  zu  schaden.  Die  Einzelvorführung  der  Lager 
und  ihrer  Zusammensetzung  ist  nicht  nur  technisch,  sondern  vor 
allem  filmtechnisch  meisterhaft  gelöst.  Auch  Statistiken  über 
die  wirtschaftliche  Wirkung,  .A-nwendungsmöglichkeit  und  Vor- 
züge der  Lager  sind  am  rechten  Orte  in  filmgerechter  Weise  be- 
handelt, übrigens  auch  rein  verkehrstechnisch  wegen  der  vielseiti- 
gen Anwendbarkeit  dieser  Lager  von  Interesse.*)  Es  wäre  drin- 
gend zu  wünschen,  daß  der  hier  bereits  stattlich  sprießende 
Werkfilm  aus  dem  Werbefilm  bald  in  der  angedeuteten  Richtung 
weiterentwickelt  würde.  Jedenfalls  verdient  es  besondere  Be- 
achtung, daß  einem  Film,  der  doch  zu  Werbezwecken  ins  Leben 
trat,  schon  so  viele  bleibende  Werte  innewohnen,  die  der  Werk- 
film ohne  weiteres  übernehmen  kann.  Schon  hieran  läßt  sich 
ermessen,  welche  Ergiebigkeit  vom  Werkfilm  zu  erhoffen  ist. 
wcim  er  in  die  richtigen  Hände  kommt.  Ferner  hat  das  Messe- 
amt der  technischen  Mustermessen  in  Leipzig  die  Deutsche 
Lichtbild-Gesellschaft,  Berlin  SW.  19,  beauftragt,  einen  Vor- 
tragsfilm  herzustellen,  der  Einkäufer  des  In-  und  Auslandes  iii 
erhöhtem  Maße  zur  Leipziger  Messe  heranziehen  soll.  Der  Film 
wird  mit  Unterstützung  von  Trickzeichnungen  zunächst  die  Ent- 
wicklung der  Leipziger  Messe  aus  bescheidenen  Anfängen  zum 
größten  deutschen  Weltmarkt  und  dann  das  ganze,  dem  Messe- 
besuch dienenden  Verkehrswesen,  Wohnungsnachweis,  Messe- 
nmzüge,  (Geschäftsverkehr,  Messebüros  usw.  im  Bilde  vorführen. 
Im  Anschluß  daran  wird  dieser  Vortragsfilm  ausgewählte  cha- 
rakteristische Aufnahmen  aller  Hauptindustriegruppen  bringen, 
die  auf  der  Leipziger  Messe  vertreten  sind.  Es  ist  geplant,  neben 
besonderen  Neuaufnahmen  industrieller  Erzeugnisse  auch  geeig- 
nete, schon  vorhandene  Filmaufnahmen  von  Industriefirmen  in 
den  Film  aufzunehmen.  Im  letzteren  Falle  würden  sich  die 
Kosten  für  die  im  Film  berücksichtigten  Aussteller  wesentlich 
verringern.  Die  Verbreitung  des  Messefilms  in  Deutschland 
übernimmt  das  Messeamt  durch  besonders  verpflichtete  \'or- 
tragsredner  in  Anlehnung  an  die  Handels-  und  Gewerbekammern. 
Gewerbe-  und  kaufmännische  ^'^ereine  etc.  Außerdem  wird  das 
Messeamt  seine  sämtlichen  Vertreter  im  In-  und  Auslande,  die 
z.  T.  in  hervorragenden  Stellungen  ehrenamtlich  tätig  sind,  auf- 
fordern, den  Film  in  maßgebenden  Kreisen  vorzuführen.  Für 
das  Ausland  sind  besondere  .\bdrücke  mit  fremdsprachlichem 
Zwischentext  vorgesehen. 

Neu  und  bedeutsam  ist  ebenso  wie  beim  Werbefilm  der 
S.  K.  F.  Norma  das  Hinzutreten  des  Vortragsredners.  Es  bedarf 
sorgfältiger  Abwägung  zwischen  dem  \^'^erte  des  Films  und  dem 
Werte  des  Vortrags,  um  die  richtige  Wirkung  zu  erzielen.  Die 
persönliche  Einwirkung  des  im  Dunkeln  sprechenden  Redners 
geht  nahezu  verloren',  auch  bedarf  er  wesentlich  stärkerer  I^tim- 
mittel.  als  wenn  das  ablesende  Auge  das  Ohr  unterstützen  kann. 
Das  Zweckmäßigste  ist  eine  Zerlegung  in  kurze  Vortragsab- 
schnitte, die  mit  den  dadurch  verbreiteten  Filmabschnitten  in 
Wechsel  stehen.  Hierbei  bleibt  die  volle  persönliche  Wirkung 
des  Redners  ebenso  gewahrt,  wie  das  Interesse  der  Zuschauer, 
die  weniger  leicht  ermüden.  Ob  während  der  eigentlichen  Film- 
\orstellung  noch  erläuternde  ^Vortc  gesprochen  werden,  oder  ob 
man  diese  dem  projizierten  Filmfext  zuweist  ist  praktisch  uner- 
heblich, rein  spieltechnisch  wird  man  aber  der  letzteren  Form 
der  Vermittlung  den  Vorzug  geben.  Dr.  Boltz. 


ZWECKMÄSSIGSTE  BUCHFÜHRUNGSART  IN  ÖFFENTLICHEN 
WIRTSCHAFTSBETRIEBEN  UNTER  BERÜCKSICHTIGUNG  DER 

FINANZWIRTSCHAFT, 

VON  BAURAT  DR.-ING.  FRIEDRICH  KLEMANN,  BERLIN. 

(Fortsetzung) 

gaben  für  den  Haushaltsplan  im  \'orjahre  veranschlagt  werden, 
die  Bilanz,  der  Erfolg  der  Wirtschaftsführung,  aber  erst  in  dem 
Haushaltsplan  des  zweitfolgendcn  Jahres  erscheinen  kann.  Ka- 
meralistisch  mußte  die  Werft,  je  unerwartet  günstiger  und  be- 
deutender sich  ihre  Entwicklung  vollzog,  um  so  unwirtschaft- 
licher erscheinen'. 

Gut  wird  dies  durch  den  Abschluß  des  Rechnungsjahres  1911 
beleuchtet.  Da  die  Einnahmen  und  Ausgaben  bei  der  schnellen 
Entwicklung  der  Werft  auch  nicht  annähernd  richtig  im  voraus 
zu  übersehen  waren,  stellte  man  sie,  auch  beeinflußt  durch  die 
kaufmännisch  errechneten  Gewinne  der  \'orjahre,  so  in  den  Vor- 

*)  Verg;l.  .Luftschraubenantrieb  bei   Schienenfahl zeugeu"  V'erkehrstechnische 
Woche  38-1921, 


Mit  Hilfe  der  d.  k.  Bf.  konnte  nun  nachgewiesen  werden,  daß 
n.-ieh  kaufmännischen  Grundsätzen  die  Wirtschaft  der  Werft 
z\var  geringe,  aber  steigende  Gewinne  erzielt  hatte.  Doch  wurde 
dessen  unccachtet  die  Unzulänglichkeit  der  kameralistischen  Dar- 
stellung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  beseitigt,  und 
der  kameralistische  Beurteiler  blieb  infolge  der  dauernden  Aus- 
gabeüberschüsse unbefriedigt,  zumal  die  Einnahmen  und  Aus- 

*)  Vergl.  den  „Filmerlass",  der  die  Etsenliahndirektionen  ausdrücklich  anweist 
für  die  Mitwirkung  bei  Filmaufnahmen  hohe  Kosten  zu  berechnen,  weil  die  Film- 
fjesellschaften  hohen  Gewinn  damit  erzielen. 

**)  Ganz  .iblehnend  werden  s'ch  auch  die  Filmg^esellschaften  nicht  verhalten,  da 
die  Werkfilme  wesentlich  b  i  1 1  i  (;  p  r  herstellbar  sind  als  andere  Kunstfilme,  deren 
hohe  Kosten  doch  schon  manchmal  drückend  empfunden  wurden.  (Vergl.  „Millionen- 
Ülm  und  Filmmillionen"  in  der  „B.  Z.  am  Mittag"  ajö-iQSi.) 


Verkehrstechnische  Woche 
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anschlag  ein,  daß  sie  „balancierten".  Im  Jahre  1911  nun  wurde 
der  Panzerkreuzer  ..Gneisenau"  für  das  Kreuzergeschwader  her- 
ausgeschickt und  die  Zahl  der  kleinen  Kreuzer  um  einen  ver- 
mehrt. Die  hierdurch  hervorgerufene  Mehrbeschäftigung  der 
Werft  verursachte  unvorhergesehene  vergrößerte  Ausgaben  für 
Lohn  und  Baustoff  der  Arbeitsausführungen.  Und  wenn  auch 
die  Arbeiten  kaufmännisch  gewinnreich  waren,  kameralistisch 
erzeugten  sie  eine  ^'^ermehrung  der  Ausgaben;  das  Vorratslagcr 
mußte  vergrößert  werden;  außerdem  übernahm  die  Werft  für  das 
Kreuzergeschwader  die  Haltung  eines  Kohlenlagers.  Die  Ver- 
mehrung des  Baustoff-  und  Kohlenbestandes  und  der  Außen- 
stände verursachte  Ausgaben,  denen  nicht  unmittelbar  Ein- 
nahmen gegenüberstanden.  Das  Jahr  mußte  also  mit  einer 
,,kameralistischen  Untcrbilanz"  schließen.  Die  Ueberschreitung 
der  plaimiäßigen  Ausgaben  in  Höhe  von  über  einer  halben  Million 
Mark  führte  dazu,  daß  die  Lage  der  Werft  äußerst  ungünstig 
beurteilt  wurde.  Dabei  waren  sogar,  wie  in  den  Vorjahren,  er- 
hebliche Beträge  als  Vorausbeschaffungen  am  Jahresschluß  auf 
\'orschußkonto  übernommen,  und  so  zwar  auf  der  Gouvernc- 
nuiitskasse  der  Werft  belastet,  aber  planmäßig  unverrechnet  ge- 
lassen worden.  Die  Rechnung  gegen  den  Haushaltsplan  erschien 
dadurch  günstiger,  aber  der  Kassenvorschuß,  den  die  Werft  in 
.\nspruch  genommen  hatte,  und  damit  die  Beanspruchung  der 
Reichsfinanzen  ohne  planmäßige  Genehmigung  stieg  auf  rund 
1 V:  Millionen  Mark,  ein  Betrag,  der  bei  seiner  Höhe  die  Auf- 
merksamkeit auf  das  etatsrechtlich  Unzulässige  dieses  Ver- 
fahrens hinlenkte.  Trotz  eines  gleichzeitigen  kaufmännischen 
G.ewinircs  war  es  naturgemäß  schwer,  einen  in  kameralistischer 
Schule  aufgewachsenen  Beurteiler  zu  überzeugen,  daß  jene 
Unzuträglichkeiten  nicht  eine  Folge  schlechter  Wirtschafts- 
führung, sondern  sogar  einer  unvorhergesehenen  günstigen 
Entwicklung  der  Werft  und  einfach  eine  Folge  unzweckmäßiger 
Gestaltung  des  Haushaltplanes  waren.  Jedenfalls  mußte  Ab- 
hilfe geschaffen  werden,  um  einerseits  die  Schwierigkeiten  von 
Seiten  der  Volksvertretung  zu  vermeiden  und  um  den  Schutz- 
gebietshaushalt, in  dem  die  Werftausgaben  einen  bedeutenden 
Posten  ausmachten'),  überhaupt  einigermaßen  richtig  ver- 
anschlagen zu  können.  Andrerseits  wollte  man  den  Haus- 
haltsplan der  Werft  dem  anpassen,  was  wirtschaftlich  und 
finanziell  zum  Ausdruck  kommen  sollte,  nämlich:  1.  die 
X'eranschlagung  der  Bruttoeinnahmen,  und  -Ausgaben 
von  der  die  Budgetkommission  des  Reichstages  nicht  abgehen 
wollte;  2.  die  etatsrechtliche  Genehmigung  zu  Vorausbeschaf- 
fungen und  Mehrausgaben,  wenn  die  Entwicklung  der  Werft 
sie  erforderlich  machen  sollte;  3.  die  Bereitstellung  von  Mit- 
teln für  notwendige  Erweiterungen  und  ErsatzbeschafTungcn ; 
4.   die  wirtschaftliche  Lage  und  der  Erfolg  der  Werft. 

Inzwischen  hate  man  gesehen^),  daß  die  Ermächtigung  des 
Haushaltplanes  für  1911,  über  den  Voranschlag  hinaus  Aus- 
gaben zu  leisten,  sowie  die  Einstellung  eines  vom  kam.  Ueber- 
schuß  aufzufüllenden  Reservefonds  nicht  den  Zweck  erreichen 
konnte,  der  Werft  die  „erforderliche  Bewegungfreiheit"  zu 
gewähren. 

,,Da  dieser  Ueberschuß  sich  mit  dem  wirklichen  Gewinn 
nicht  deckt,  schon  weil  er  ausstehende  Forderungen  und 
etwaige  Schulden  des  Betriebes  ohne  Berücksichtigung 
läßt,  so  sollte*)  durch  entsprechende  Vorträge  und  Um- 
buchungen der  Zusammenhang  zwischen  dem  kam.  und  k.- 
Abschluß  vermittelt  werden.  Diese  Umbuchungen  haben 
sich  in  der  Praxis  als  umständlich  und  schwieriger  er- 
wiesen, als  zuvor  angenommen  werden  konnte.') 

Dazu  kommt,  daß  nach  geltendem  Etatsprinzip  die 
Bruttoeinnahmen  in  ihrem  Gesamtbetrag  und  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Entstehung  abgeführt  werden  müssen.  Sind 
in  den  Einnahmebeträgen  Verkaufserlöse  von  Beständen 
enthalten,  deren  Wiederauffüllung  an  sich  notwendig  ist, 
jedoch  vor  Ablauf  des  Rechnungsjahres  nicht  mehr  mög- 
lich war,  so  gehen  diese  Summen  dem  Betriebe  verloren.  .  . 

Die  im  Etatsvorschlag  für  1912  vorgesehene  Neuregelung 
bezweckt,  die  Etatisierung  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
anzupassen  und  an  Stelle  des  kam.  Einnahmeüberschusses 
den  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  zu  errechnenden 
Gewinn  zu  setzen,  und  nur  diesen  den  Abführungen  zu  den 
eigenen  Einnahmen  des  Schutzgebietes  bzw.  den  Reserve- 
fonds zugrunde  zu  legen. 

Dieser  Zweck  wird  durch  Einstellung  eines  besonderen 
.'Kusgleichsfonds  .  .  .  ereicht.  Derselbe  gibt  die  Möglich- 
keit, die  den  Erwerbsbetrieben  über  den  eigentlichen  Ge- 
win hinaus  entzogenen  .Summen  wieder  zuzuführen."*) 
Und  so  erscheint  unter  den  eigenen  Einnahmen  des  Schutz- 
gebietes 1912  außer  den  Bruttoeinnahmen  der  Werft  ein  Posten: 

„Bruttogewinn  der  Werft  aus  dem  Vorjahre  ohne  Be- 
rücksichtigung der  Abschreibungen." 


*"!  Rund  %  der  Gesamtausgaben  für  das  Schutzgebiet  im  Haushaltsplan 
für  1914. 

")  Vgl.  im  folgenden  die  Denkschrift  zum  Schutzgebietsetat  I9I2. 
*)  Bei  dem  ,, Etatsdispositiv"  1911. 

')  Unverbrämt  heißt  dies:  Die  Verquickung  von  kam.  u.  k.  Anschauungen 
1911  war  ein  Mißgriff  und  unmöglich  buchmäßig  darzustellen. 

')  Aus  der  dem  Kiautchouetat  1912  beigegebenen  Denkschrift. 


Wir  werden  gleich  sehen,  was  das  für  ein  „Bruttogewinn" 
ist.  Die  bewilligten  Ausgaben  der  Werft  dürfen  von  1912  ab 
überschritten  werden: 

„VorausbeschafTungen  dürfen  in  Grenzen  des  für  den 
gleichartigen  Bedarf  des  laufenden  Jahres  in  dem  Kosten- 
voranschlage der  Werft  (Anlage  zum  Etat)  vorgesehenen 
Betrags  zu  Lasten  der  Mittel  des  folgenden  Rechnungs- 
jahres statfinden." 

Ferner  sind  im  Haushaltsplan  1912  drei  Fonds  geschaffen: 
1.  Ausgleichsfonds.     Seine    Höhe    ergibt    sich  aus 
dem  Unterschied  der  kam.  Einnahmen  und  Ausgaben. 

„Der  Ausgleichsfonds  wird  zur  notwendigen  Wieder- 
auffüllung der  Vorräte  verwendet,  soweit  diese  gegen  das 
Vorjahr  verringert  worden  sind;  der  Restbetrag  wird  als 
Bruttogewinn   ohne   Berücksichtigung  von  Abschreibungen 

den  eigenen  Einnahmen  aus  den  Erwerbsbetrieben  

im  nächsten  Rechnungsjahr  zugeführt." 

Hiermit  erfahren  wir,  was  ,,als  Bruttogewinn"  unter  den 
Eigenen  Einnahmen  des  Schutzgebietes  steht.  Eine  merkwür- 
diges Gebilde  der  Verquickung  von  kam.  und  k.  Anschauungen. 

2.  Reservefonds.  Ihm  sollen  40  vom  Hundert  dieses 
,, Bruttogewinnes"  zufließen. 

„Er  dient  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  für  Neubeschaf- 
fungen und  Neuanlagen,  sowie  zur  Deckung  der  durch  den 
Betrieb  herbeigeführten  Verluste,  für  die  niemand  ersatz- 
pflichtig ist  oder  deren  Ersatz  nicht  zu  erlangen  war." 
3.  Fonds  zur  Schaffung  eines  Betriebskapi- 
t  a  1  s. 

Ihm  sollen  bis  zu  seiner  Auffüllung  60  vom  Hundert  des 
..Bruttogewinnes"  zufließen. 

„Der  Fonds  dient  gemeinschaftlich  mit  den  einmaligen 
Bewilligungen  für  diesen  Zweck  zur  Ansammlung  eines 
Betriebskapitals  von  insgesamt  1300  000  Mark,  das  zur 
Deckung  des  zu  Vorausbeschaffungen  aufgenommenen 
Kassenvorschusses  zu  verwenden  ist."  ^) 

Die  Denkschrift  zum  Haushaltsplan  1912  sagt  ferner  in 
weiser  Voraussicht,  daß  durch  diese  Zuführung  von  60  v  H. 
des  ,, Bruttogewinnes"  die  Schuld  der  Werft  bei  der  Gouverne- 
mentskasse nicht  zu  tilgen  sein  würde: 

,,Es  bleibt  also  vorbehalten,  zu  dem  gleichen  Zweck  auch 

einmalige  Bewilligungen  durch  den  Etat  anzufordern." 

,,Ueber  die  Verwendung"  aller  dieser  Fonds  war  ,, jährlich 
Rechnung  zu  legen".  Bescheiden  sagt  die  Denkschrift  zum 
Schluß: 

„Ob  die  nunmehr  vorgesehene  Form  der  Etatisierung 
sämtlichen  Erfordernissen  der  Erwerbsbetriebe  Rechnung 
trägt,  muß  erst  die  Praxis  ergeben.  Die  bisherigen  Erfah- 
rungen nach  dieser  Richtung  haben  gezeigt,  daß  die  An- 
forderungen der  Praxis  sich  vielfach  anders  gestalten,  als 
auf  Grund  rein  theoretischer  Erwägungen  im  voraus  an- 
nommen  werden  kann." 

Praktisch  war  die  Werft  mit  diesem  Gewirr  zu  errechnen- 
der Zahlen,  deren  Einfluß  auf  die  Gesamtfinanzwirtschaft  gar 
nicht  mehr  vorausgesagt  werden  konnte,  aus  dem  Haushalts- 
plan herausgehoben.    Es  war  ein  verschleierter  „Nettoetat". 

Darüber  war  sich  auch  die  Kommission  für  den  Reichs- 
haushaltsetat klar,  wenn  auch  nicht  über  die  Einzelheiten  ihrer 
Maßnahmen.  Hören  wir  einiges  aus  ihrer  18.  Sitzung  vom 
27.  3.  1912: 

Referent  Abgeordneter  Nacken:  Man  habe  das  System 
fallen  lassen,  daß  der  Ueberschuß  der  Bruttoeinnahmen 
über  die  Bruttoausgaben  als  Gewinn  zu  betrachten  sei. 
Man  sei  vielmehr  vom  Bruttoprinzip  zum  Nettoprinzip 
übergegangen.  Dabei  stelle  sich  eine  Schwierigkeit  her- 
aus, die  bereits  im  vorigen  Jahre  erörtert  sei,  daß  nämlich 
am  31.  März  die  Bilanz  noch  nicht  gezogen  sein  könne  und 
der  Bruttogewinn  sich  erst  später  feststellen  lasse.  Um 
dieser  Schwierigkeit  aus  dem  Wege  zu  gehen,  habe  man 
einen  Ausgleichsfonds  geschaffen,  in  den  der  Bruttoüber- 
schuß der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgab'en 
fließe.  So  werde  es  ermöglicht,  die  zur  Abführung  des 
Bruttogewinnes  und  zur  Wiederbeschaffung  veräußerter 
aber  nicht  entbehrlicher  Vorräte  erforderlichen  Mittel  bis 
zur  Feststellung  des  Betriebsergebnisses  verfügbar  zu 
haben. 

Abgeordneter  Dr.  Südekum:  Die  Konsequenz  der  rem 
k.  Bf.  sei  die,  daß  der  Reichstag  das  Etatsrecht  aus  der 
Hand  gebe.  Werde  nach  kam.  Grundsätzen  wie  jetzt  im 
Etat  verfahren,  so  sei  man  in  der  Lage,  jede  Einzelheit 
nachzuprüfen  und  zu  bewilligen  Von  den  Be- 
strebungen einer  k.  Bf.  verspreche  er  sich  wenig  Erfolg. 

Abgeordneter  Erzberger:  Wegen  der  Unwirtschaftlich- 
keit  der  kam.  Bf.  habe  man  vor  zwei  Jahren  mit  Absicht 


')  In  Wirklichkeit  war  der  Kassenvorschuß  rund  2  Millionen  Mark.  Es 
waren  aber  schon  die  Vorausbeschaffungen  am  Schluß  des  Rechnungsjahres 
1911  ab  als  solche  auf  Vorschußkonto  gebucht  worden,  um  die  ohne  plan- 
mäßige Genehmigung  verausgabten  Mittel  nicht  zu  groß  erscheinen  zu  lassen. 
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der  Marineverwaltung  freien  Spielraum  gelassen  und  ver- 
suchsweise auf  das  strenge  Etatsrecht  verzichtet.  An 
dessen  Stelle  habe  man  das  wichtigere  Kontrollrecht  ge- 
setzt. Für  dieses  sei  aber  eine  ordnungsmäßige  iJilanz  er- 
forderlich. Abgeordneter  Dr.  Südekum  tue  gut,  die  prinzi- 
pielcn  Bedenken  zurückzustellen  und  der  Verwaltung  für 
ein  paar  Jahre  größere  Bewegungsfreiheit  zu  lassen.  Be- 
währe sich  dies  nicht,  so  könne  man  ja  zum  alten  Etats- 
recht zurückkehren. 

Abgeordneter  Dr.  Paasche:  Er  könne  dem  Abgeordneten 
Dr.  Südekum  nicht  folgen,  das,  was  mit  Mühe  eingeführt 
sei,  wieder  abzureißen.  Er  habe  nichts  dagegen,  wenn  die 
Bilanz  der  Treuhandgesellschaft  zur  Begutachtung  vorge- 
legt werde.  Diese  Beurteilung  sei  insofern  noch  besser, 
als  die  durch  den  Rechnungshof,  als  dieser  nur  nach  For- 
malien prüfe,  während  die  Treuhandgesellschaft  bei  der 
Beurteilung  auch  wirtschaftliche  Grundsätze  in  Rücksicht 
ziehe. 

Abgeordneter  Nacken  schließt  sich  den  Ausführungen  des 
Abgeordneten  Erzberger  an,  daß  man  dem  Marineetat  einen 
großen  Spielraum  habe  geben  wollen.  Auch  heute  werde 
•  nicht  auf  das  Budgetrecht  verzichtet,  die  Bilanz  laufe 
daneben  her.  Freilich  sei  und  bleibe  es  wünschenswert, 
daß  man  zu  einer  rein  kaufmännischen  Verwaltung  ge- 
lange. 

Und  so  wurde  der  Spielraum  des  noch  künstlicheren  Haus- 
haltsplanes für  1913  noch  erweitert. 

Das  ,, Dispositiv"  zu  den  bewilligten  Ausgaben  der  Werft, 
das  1912  nur  Vorausbeschaffungen  gestattete,  wurde  ergänzt 
durch  ein  früher  vorhanden  gewesenes,  wonach  Mehrausgaben 
geleistet  werden  durften,  sofern  sie  in  den  Mehreinnahmen 
Deckung  finden.^") 

Ferner  wurde  bestimmt: 

„Aus  dem  Fonds  dürfen  zur  Ergänzung  der  Anlagen  und 
Betriebsmittel  bis  zu  40  000.—  Mark  aufgewendet  werden, 
solange  und  soweit  Mittel  des  Reservefonds  in  diesem  Um- 
fang nicht  vorhanden  sind,"") 

Gehälter  und  Erweiterungen  waren  in  Zukunft  die  einzigen 
Ausgaben,  an  die  durch  den  Haushaltsplan  die  Werft  gebun- 
den war. 

Ferner  gesellte  sich  i-)  zu  dem  unveränderten  „Ausgleichs- 
fonds", „Reservefonds"  und  ,, Fonds  zur  Schaffung  eines  Be- 
triebskapitals" im  Haushaltsplan  1913  ein  ,,E  r  n  e  u  e  r  u  n  g  s  - 
f  o  n  d  s  ". 

„Dem  Erneuerungsfonds  fließt  der  Betrag  der  nach  den 
kaufmännischen  Grundsätzen  für  das  Vorjahr  vorzuneh- 
menden Abschreibungen  zu,  sobald  der  Fonds  zur  Schaf- 
fung des  Betriebskapitals  aufgefüllt  ist." 

Auch  im  Haushaltsplan  für  1914  dasselbe  künstliche  Ge- 
bilde. Nur  hatte  man  das  Verkehrte  der  Fassung  des  „Aus- 
gleichsfonds" eingesehen  und  nur  die  Bestimmung  bestehen 
lassen,  daß  ihm  der  Unterschied  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
zufließen  sollte.  Damit  war  für  die  Zukunft  der  tatsächliche 
kaufmänische  Bruttogewinn  unter  den  „Eigenen  Einnahmen" 
des  Schutzgebietes  einzustellen  und  auf  den  „Reservefonds"  und 
„Fonds  zur  Schaffung  eines  Betriebskapitals"  i')  zu  verteilen 
und  nicht  mehr  ein  kameralistischer  Betrag  als  „Brutto- 
gewinn."") 

Am  Jahresschluß  waren  anzumelden:  Die  Gesamteinnah- 
men, die  Gesamtausgaben  (abzüglich  Vorausbeschaffungen)  und 
der  die  Differenz  beider  darstellende  Ausgleichsfonds,  der 
unter  den  Ausgaben  „in  Rückeinnahme  zu  stellen"  war,  und  der 
mit  seinem  Plus-  und  Minusbetrag  den  Ausgleich  schuf,  so  daß 
aus  Anlaß  des  Abschlusses  sich  jede  Kassenanweisung  er- 
übrigte. Die  etwa  gestiegene  Kassenschuld  hieß:  ,, Betriebs- 
kapital" oder  ,, Vorausbeschaffungen". 

Der  Ausgleichsfonds  wirkte  wie  das  Nettoprinzip,  wahrte 
aber  die  Bruttoform.  Die  Werft  wirkte  damit  nicht  mehr  auf 
den  Haushaltsabschluß  des  Schutzgebietes,  wohl  aber  durch 
Kreditbeanspruchung    auf    der    Gouvernementskasse    auf  den 


Die  Fassung-  ist  leere  Formel  geworden,  da  zu  den  ,, Mehreinnahmen" 
außerdem  zu  zählen  sind  die  ausstehenden  Forderungen  und  unfertigen 
Arbeiten, 

")  Eine  auf  Grund  dieses  Dispositivs  vorgenommene  Inventarvermehrung 
der  Werft  gab  Anlaß  zu  einem  längeren  Schriftwechsel  mit  dem  Reichs- 
Marine-Amt,  das  schließlich  entschied,  diese  Ausgaben  seien  ,,ohne  weiteres 
Betriebsverluste,  da  ihnen  Betriebseinnahmen  nicht  gegenüberstehen.  Weil 
aber  damit  Vermögenswerte  geschaffen  sind,  bleibt  nur  übrig,  das  Anlage- 
kapital um  diese  Werte  zu  erhöhen."  ( ,,.\nlagekapital"  hieß  das  Kapitalkonto 
ilcr  Werft.)  —  Dagegen  wurde  von  der  Behörde  anerkannt,  daß  etwa  aus 
einem  vorhandenen  Reservefonds  bezahlte  Inventarvermehrungen  keinen  Be- 
triebsverlust etatsrechtlich  darstellten.  Dieser  Verquickung  von  kam.  und  k,- 
Cirundsätzen  gegenüber  konnte  die  Werft  sich  nicht  anders  helfen,  als  daß 
die  Wertvermehrungen  in  <ler  Bilanz  als  Anlagen  unter  den  Aktiven  erschienen 
und  unter  den  Passiven  beim  ,, Anlagekapital"  als  Zugänge  aus  Vorausbeschaf- 
fungen, welcher  Passivposten  um  den  gleichen  Betrag  gekürzt  wurde. 

Auf  Anregung  der  Kommission  f,  d.  Reichshaushalts-Etat  (66.  Sitzung 
vom  1.  Februar  1911). 

'■')  Auch  über  diesen  Punkt  war  ein  umfangreicher  Schriftwechsel  zwischen 
Reichs-Marine-Amt  und  der  Werft  geführt  worden,  die  auch  darauf  hinwies, 
daß  bei  der  Gouvernementskasse  eine  Schuld  der  Werft  entstehen  würde, 
wenn  der  den  eigenen  Einnahmen  des  .Schutzgebietes  zuzuführende  Brutto- 
gewinn größer  sei  als  der  kam.  Ueberschuß  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben- 


Geldbedarf  der  Gesamtfinanzwirtschaft,  und  sie  mußte  sich  in 
ihrer  Rechnungslegung  an  die  Form  des  Voranschlages  halten. 

Zur  Vervollständigung  des  Gesamtbildes  bleibt  nachzu- 
tragen, daß  für  den  Haushaltsplan  1915  die  Einstellung  Ein- 
maliger Ausgaben  beabsichtigt  war. 

Eine  reiche  Sammlung  von  Formen  der  Haushaltspläne  hat 
somit  die  Werft  in  wenigen  Jahren  zu  verzeichnen  gehabt.  Ob 
die  schließliche  Fassung  mit  ihrer  Verquickung  von  kam.  und 
k.  Grundsätzen,  ein  Nettoetat  mit  Einstellung  eines  kaufmänni- 
schen Gewinnes  in  Form  eines  Bruttoetats,  der  Werft  über  die 
etatsrechtlichen  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Bf.  hätte  hin- 
weghelfen können,  darüber  wird  später^*)  zu  urteilen  sein; 
ferner  auch  darüber,  ob  diese  Form  im  Hinblick  auf  die  Ge- 
samtfinanzwirtschaft angängig  ist.  ^^) 

B.   Behördliche  Anweisungen  zur  Buchführung 
und  Rechnungslegung  der  Werft. 

Das  Reichsmarineamt  als  Zentralbehörde  für  das  Schutz- 
gebiet Kiautschou  befand  sich  in  einer  schwierigen  Lage.  Das 
Verlangen  der  Werft  nach  einem  Nettoetat  und  nach  der  k.  Bf. 
auf  der  einen  Seite,  dagegen  die  Verweigerung  des  Nettoetats 
seitens  des  Reichstages  und  daher  die  Notwendigkeit,  die 
Unzuträglichkeiten,  die  der  Bruttoetat  mit  sich  brachte,  dem 
Reichstag  gegenüber  zu  vertreten,  gestatteten  keinen  geraden 
Kurs.  Vielmehr  zeigen  die  im  folgenden  gegebenen  Auszüge 
aus  einigen  Verfügungen  des  Reichsmarineamts,  wie  sehr  es 
lavieren  mußte,  aber  auch,  wie  es  sich  von  den  Verhältnissen 
treiben  ließ. 

1.  )   18,  Februar  1909. 

,, Soweit  hier  festgestellt  werden  konnte,  bedarf  es  einer 
besonderen  k.  Bf.  neben  der  bei  den  Erwerbsbetrieben  not- 
wendigen kam.  Bf.  nicht,  vielmehr  wird  diese  ohne  Störung 
nur  einer  Ergänzung  durch  Nebenkonten  und  Kontrollen  be- 
dürfen." 

Diese  Feststellung  war  vom  Reichs-Kolonialamt  zusammen 
mit    der   Deutschen   Treuhandgesellschaft   gemacht  worden**). 
Dagegen  hate  die  Deutsche  Bank  (v.  Gwinner)  ausgeführt:*") 
„Wenn  eine  klare  Uebersicht  über  den  Betrieb  der  Werf- 
ten gewünscht  wird,  so  kann  dies  m.  E.  nur  dadurch  er- 
reicht werden,  daß  neben  der  durch  die  bestehenden  Etats- 
vorschriften  notwendigen    kam.   Bf.   noch   eine   auf  kauf- 
männischen Grundsätzen  aufgebaute  Bf.  eingereicht  wird."' 
Gleichzeitig  aber  empfahl  v.  Gwinner,  die  Deutsche  Treuhand- 
gesellschaft hinzuziehen. 

Der  Verfügung  vom  18.  Februar  1909  war  beigegeben  ein 
,, Auszug  aus  dem  Entwurf  der  Ausführungen  zum  Kiautschou- 
Etat  1909",  der  folgende  Ausführungen  enthielt: 

,,Die  Wirtschaftsnachweise  sollen  den  in  kaufmännischen 
Betrieben  üblichen  Bilanzen  und  Gewinn-  und  Verlustbe- 
rechnungen entsprechen.  .  .  .  Die  von  den  Erwerhsbetrie- 
ben  ihrer  Eigenart  entsprechend  zu  führenden  Abrech- 
nungsbücher, Kassenbücher  (Konten),  Rechnungen  und 
Kontrollen  sind  so  einzurichten  und  so  zu  gruppieren,  daß 
sie  sowohl  für  die  Einnahmen-  und  Ausgaben-Nachweise 
der  Etatsfonds  und  der  Jahresrechnung  als  auch  für  die 
Wirtschaftsnachweise  die  Unterlage  bilden." 
Die  im  vorstehenden  ausgelassene  Stelle  lautet: 

„Der  etwaige  Unterschied  zwischen  dem  Gewinn  oder 
Verlust,  der  sich  aus  dem  Rechnungsabschluß  (Jahres- 
rechnung, Haushaltsübersicht)  ergibt,  und  dem,  der  in  der 
Gewinn-  und  A'erlustrechnung  nachgewiesen  ist,  ist  in  den 
Bilanzen  als  Rest  zu  führen  und  im  folgenden  Rechnungs- 
jahr in  den  Konten  und  der  Geldrechnung  pp.  zu  ver- 
buchen." 

Dies  stellt  eine  unmögliche  Verquickung  von  kam.  und  k. 
Anschauungen  dar.  Dagegen  ist  die  Anschauung,  den  diese 
Verfügung  vertritt,  daß  die  kam.  Bf.  notwendig  sei  bei  der 
Plangestaltung,  und  daß  sie  nur  einer  Ergänzung  bedürfe  zur 
Aufstellung  der  Wirschaftsnachweise,  die,  zu  der  man  sich  nach 
einigem  Hin  und  Her  schließlich  wieder  bekannte  **) 

2.  )  9,  Oktober  1909. 

„Die  Wirtschaftsnachweise  der  Erwerbsbetriebe  .  ,  .  . 
müssen  inhaltlich  wie  formell  derartig  aufgestellt  sein,  daß 
der  Nachweis  eines  Zusammenhanges  mit  den  Etatsbe- 
willigungen bzw.  mit  den  Haushaltsübersichten  möglich  ist. 
Andererseits  müssen  die  \\'irtschaftsnachweise  auch  eine 
Beurteilung  des  Betriebes  nach  kaufmännischen  Grund- 
sätzen gestatten." 

„Eine  geordnete  Etatswirtschaft  verlangt,  daß  alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  durch  die  Rechnung  des  Jahres 
gehen,  in  dem  sie  vorgekommen  sind.  ...  In  den  fiskali- 
schen Erwerbsbetrieben  ist  es  daher  nicht  zulässig,  daß 
von  dem  Gewinne  die  Abschreibungen  für  Wertverminde- 
rung der  Anlagen  in  Abzug  gebracht  werden,  daß  also  die 


»<)  S.  später  S.  14. 
1^)  S.  später  III,  1. 

•6)  Schreiben  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Kolonial-.^mtes 
vom  14,  Dezember  1908, 

")  Schreiben  vom  12.  Januar  1909, 
>8)  Vgl,  S.  14  ff. 
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Abführung  der  flüssigen  Gewinne  teilweise  aufgeschoben 
wird.  .  .  .  Gleichwohl  sieht  das  Muster  zur  Bilanz  nach- 
richtliche Abschreibungen  vor.  ...  Im  übrigen  sind  Ab- 
schreibungen auch  in  Rücksicht  auf  die  Bildung  von  Rück- 
lagefonds nicht  angebracht." 

„Da  es  den  kaufmännischen  und  sonstigen  wirtschaft- 
lichen Grundsätzen  entspricht,  nur  die  flüssigen  Teile  und 
feststehende  Beträge  des  Gewinnes  auszukehren,  so  kommt 
lür  die  Abführung  zum  Etat  zunächst  nur  das  Kassengut- 
haben an  Behörden  in  Betracht." 

Der  erste  Absatz  vorstehender  Verfügung  zwängt  die  Bf. 
in  feste  Form.  Die  Bilanz  wird  nicht  nur  auf  kam.  Grundlage 
aufgebaut,  sondern  ihr  Zusammenhang  mit  dem  Etat  soll  klar 
entwickelt  werden. 

Der  zweite  und  dritte  Absatz  zeugt  nicht  gerade  von  klarer 
Beherrschung  kaufmännischer  Grundsätze. 

3.  )  7.  F  e  b  r  u  a  r  1911. 

,Da  das  kaufmännisch  geführte  Kassenkonto  die  kam.  Bf. 
umschließt,  so  bleibt  nur  übrig,  um  eine  Grundlage  für  die 
kam.  Rechnungslegung  zu  gewinnen,  das  kaufmännische 
Kassenkonto  durch  Teilung  nach  Maßgabe  der  Etatstitel 
derart  zu  gliedern,  daß  diese  Titel  in  dem  Konto  in  Spal- 
ten nebeneinander  und  neben  einer  letzten  Spalte  für  die 
Gesamtzahlen  erscheinen." 

„Solange  noch  eine  kam.  Rechnungslegung  stattfinden 
muß,  wird  diese  im  wesentlichen  nur  eine  durch  beigefügte 
Beläge  pp.  ergänzte  Abschrift  dieses   Kassenkontos  sein." 

„Das  „Kassenkonto"  nimmt  alle  den  Betrieb  angehenden, 
bei  der  Gouvernementskasse  für  Rechnung  der  Anstalt  ver- 
buchten Beträge  auf  und  muß  daher  jederzeit  mit  dem 
Abrechnungskonto  der  Kasse  übereinstimmen. 

Es  soll  hierbei  nachgegeben  werden,  daß  am  Jahresschluß 
die  ausstehenden  Forderungen  an  ,  .  .  .  Behörden  als  Ein- 
nah-nen  gebucht  und  bis  zur  Erstattung  außerhalb  des  Be- 
triel'skassenkontos  als  Vorschuß  geführt  werden,  soweit 
es  sich  um  von  den  ....  Behörden  bereits  anerkannte 
Rechnungsbeträge  handelt." 
Diese  Verfügung  wird  ergänzt  durch: 

4.  )  .U  Mai  1912. 

„Die  Geschäftsbücher  sind  nach  den  Grundsätzen  der 
k.  Bf.  einzurichten. 

Das  Kassenkonto  ist  nach  Maßgabe  der  Titeleinteilung 
des  Etats  bzw.  des  Voranschlages  und  zum  besonderen 
Nach  weis  der  sonstigen  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
gliedern. 

Als  Etatsrechnung  ist  eine  Ausfertigung  der  Etat-Titel- 
konten des  Kassenkontos  fortlaufend  zu  führen,  so  daß  die 
Rechnung  am  Ende  des  Rechnungsjahres  abgeschlossen 
werden  kann. 

Anerkannte  r'orderungen  an  den  Marinefiskus  und  dessen 
Forderungen  an  die  Werft,  die  wegen  des  in  der  Hfini.-it 
zu  veranlassenden  Kontoausgleichverfahrens  gestundet 
werden,  sind  bis  zur  Erledigung  des  Kontoausgleichs  auf 
ein  bei  der  Werft  und  Gouvernementskasse  zu  führendes 
Konto"  ,, Schuld  und  Guthaben  des  Marinefiskus"  zu  über- 
nehmen." 

Ausgehend  vermutlich  von  Berichten  der  Werft  Wilhelms- 
haven, die  von  der  Rechnungslegung  einfach  im  Anschluß  an 
die  Kassenbücher  sich  große  Erleichterung  versprach,  waren 
diese  Anweisungen  erlassen,  die  für  das  Schutzgebiet  unmög- 
lich zu  erfüllen  waren.  Ein  näheres  Eingehen  hierauf  wird 
uns  tiefer  hineinführen  in  die  Zusammenhänge  der  Plangcstal- 
tung  und  Bf. 

Im  Haushaltsplan  sind  die  Gebührnisse  in  Mark  ausge- 
worfen, gezahlt  wurden  sie  in  mex.  Dollars;  aber  sie  wurden 
nicht  voll  ausbezahlt,  weil  der  Umrechnungskurs  bei  der  Zah- 
lung noch  nicht  bekannt  war,  ferner  weil  auf  den  Konten  der 


f.alilei :  Das  Buch  der  Natur  liegt  aufgeschlagen  vor  uns, 
aber  es  ist  in  anderen  Lettern  geschrieben  als  unser 
Alphabet,  seine  Buchstaben  heißen  Dreiecke,  Vierecke, 
Kreise,  Kugeln.  (Nach  Mos/kowski,  Ewige  Worte.) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

S!  Pressestimmen  über  die  Reichsbahn.  Zu  dem  Gut- 
achten der  deutschen  Industrie  über  „Die  deutsche  Eisenbahn- 
frage" haben  weiter  außer  dem  bereits  hier  erwähnten  ehe- 
maligen Staatsminister  Hoff  *)  in  der  Zeitung  des  Vereins  deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  der  unseren  Lesern  bekannte 
Exz.  v.  d.  Leyen  im  Bank-Archiv  vom  2.  Mai  1922  und 
der  ehemalige  Staatsminister  von  Breitenbach  in  'Icr 
Deutschen  Tageszeitung  vom  30.  Mai  1922  (Nr.  248) 
Stellung  genommen. 

V.  d.  Leyen  kritisiert  das  Gutachten  der  Industrie  dahin, 
daß  es  ihm  nicht  gelungen  sei,  den  Nachweis  zu  erbringen,  daß 

*)  Vgl.  V.W.  Heft  19  vom  11.  .Mai  1923,  Seite  199, 


Angestellten  die  Forderungen  der  Gouvernementsbehörden  in 
Abzug  gebracht  wurden  und  schließlich,  um  die  ganze  Um- 
rechnungsarbeit zu  sparen.  Daher  erschienen  die  Gehälter 
im  Kassenkonto  mit  den  wirklich  gezahlten,  in  der  Haushalts- 
rechnung mit  den  zuständigen  Beträgen.  Die  beiden  Bücher 
konnten  also  nicht  identisch  sein. 

Auch  die  Form  des  Kontos  wäre  unzweckmäßig  gewesen. 
Für  die  Tsingtauer  Werft  hätten  allein  34  Spalten  für  die  Etats- 
positionen des  Voranschlages  nebeneinander  erscheinen  müssen, 
und  diese  Unterteilung  wäre  für  die  Rechnungsprüfung  und  Er- 
ledigung der  Rechnungsnotatc  sehr  unbequem  gewesen;  eine 
viel  weitergehende  Unterteilung  nach  zweckmäßigen  Gruppen 
war  erforderlich,  um  diese  Arbeiten  schnell  erledigen  zu  kön- 
nen. Die  erforderliche  Zahl  von  Spalten  wäre  nebeneinander 
aber  in  einem  Buche  nicht  unterzubringen  gewesen. 

Schließlich  ist  die  Nichtverbuchung  von  Rechnungen,  wenn 
nicht  die  Mitteilung  der  geschehenen  Ueberweisung  vorliegt, 
unter  kolonialen  Verhältnissen  sehr  schwierig  für  die  Kontrolle. 
Das  Konto  ,, Schuld  und  Guthaben  des  Marinefiskus"  wäre  nur 
ein  recht  unvollkommener  Ersatz  des  alten  Verfahrens  ge- 
wesen; denn  wenn  nur  anerkannte  Rechnungen  in  dem  Konto 
gebucht  werden  sollten,  wäre  diese  Anerkennung  nur  bei  am 
Ort  befindlichen  Auftraggebern  zu  erreichen  gewesen,  und 
dafür  wäre  folgender  Geschäftsgang  erforderlich  gewesen: 

Die  Rechnungen  gehen  an  den  Auftraggeber  zur  Aner- 
kennung; nach  Rückeingang  mit  dem  Anerkennungsvermerk 
dürfen  sie  auf  dem  Konto  ,, Schuld  und  Guthaben  des  Marine- 
liskus"  gebucht  werden;  nach  erfolgter  Geldüberweisung  müs- 
sen sie  ausgebucht  und  in  die  Einnahme  des  Kassenkimtos 
übertragen  werden. 

Das  Ganze  hatte  überhaupt  nur  .Sinn  bei  einer  Aufwand- 
wirtschaft wie  der  Werft  Wilhelmshaven.  Dort  war  die  ,, kauf- 
männische Buchführung"  nur  Maskerade;  nicht  Darstellung  des 
kaufmännischen  Gewinnes,  sondern  der  Nachweis  der  plan- 
mäßigen Kasseneinnahmen  und  -ausgaben  war  das  Ziel.  Das 
doppelte  Ziel  bei  der  Tsingtauer  Werft  wäre  bei  Befolgung  der 
Verfügung  nur  schwerfälliger  zu  erreichen  gewesen,  und  der 
Zusammenhang  der  zu  beiden  Zielen  führenden  Wege  wäre 
schwerer  nachzuweisen  gewesen  als  bei  dem  Verfahren  der 
Werft,  das  später  dargelegt  wird. 

Inzwischen   empfahl  die  M'erft  immer  erneut  die  Anwen- 
dung nur  der  d.  k.  Bf.  und  den  Nettoetat.  Das  Reichs-Marine- 
Amt  wandte  sich  endlich  am   16.  Januar  19  13  an  den  Rech- 
nungshof des  Deutschen   Reiches,  um   wenigstens  die  d.  k.  Bf. 
durchzusetzen,  da  der  Reichstag  einen  Nettoetat  verweigerte: 
„Die   Bilanzen  der  Werft   rechtfertigen  die  Wirtschafts- 
führung gegen  den  Etat.    Eine  kam.  Rechnungslegung  der 
Werft  dürfte  daher  nicht  mehr  in  Betracht  kommen." 
5.)  3.  J  a  n  u  a  r  1914. 

Das  Reichs-Marine-Amt  teilte  ein  Jahr  später  der  Werft 
mit,  daß  der  Rechnungshof  sich  damit  einverstanden  erklärt 
habe,  daß  versuchsweise  an  Stelle  der  Jahresgeldrechnungen 
die  Wirtschaftsnachweise  vorgelegt  würden.  Die  Verfügung 
enthält  aber  die  Sätze: 

,,Den  Wirtschaftsnachweisen  sind  zur  Erläuterung  beizu- 
fügen: 1.  Rohbilanzen,  in  denen  die  Etatskonten  vorange- 
stellt und  aufgerechnet  sowie  die  diese  Bf.  zu  einem  kauf- 
männischen System  ergänzenden  Konten  sachgemäß  ge- 
ordnet sind  " 

,, Hierbei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  der  Nachweis  gegen 
den   Etat    aus   Revisionsrücksichten    noch    nicht  entbehrt 
werden  kann." 
Das  heißt  mit  anderen  Worten: 

Die  Werft  hat  einen  Bruttoetat  und  muß  demnach  Rech- 
nung legen,  aber  sie  hat  außerdem  die  Wirtschaftsnachweise 
dem  Rechnungshof  vorzulegen. 

(Fortsetzung  folgt) 


Montaigne:  Den  "wirklich  gelehrten  Menschen  geht  es 
wie  den  Kornhalmen  auf  dem  Felde:  .Sie  wachsen  frisch 
auf  und  richten  den  Kopf  gerade  und  stolz  in  die  Luft, 
solange  die  .Behren  noch  leer  sind,  sobald  sie  an^e 
schwollen  voll  Korn  sind  und  reif  werden,  senken  sie 
demtltig  die  Hilupter.      (Nach  Moszkowski,  Ewige  Worte) 


eine  Verbesserung  der  Finanzlage  unter  der  Herrschaft  der 
jetzigen  Verwaltung  unmöglich  sei.  Es  habe  nicht  bewiesen, 
daß  die  in  Vorbereitung  befindlichen  organischen  Aenderungen 
ungeeignet  seien,  zu  einer  wirklich  dauernden  Besserung  zu 
führen  und  habe  nicht  die  unverkennbare  Besserung  im  Eisen- 
bahnwesen seit  Kriegsende  berücksichtigt.  Erst  wenn  ein  Be- 
weis für  die  Untauglichkeit  der  bisher  benutzten  Mittel  erbracht 
sei,  könne  man  eine  Abkehr  von  der  Staatsbahnpolitik  erwägen. 
Die  Ueberlieferung  des  gesamten  Staatseisenbahnbesitzes  an 
eine  private  Monopolgesellschaft  diene  nur  zum  Schaden  der 

")  Vgl.  S.  14  ff.    Die  Verfügung  vom  grünen  Tisch  wurde  von  der  Werft 

unbeachtet  gelassen.     Eine  x\useinandersetzung  mit  der  vorgesetzten  Behörde 

wäre  schriftlich  unmöglich  gewesen.  Mündlich  wurde  einem  Vertreter  des 
Reichs-Marine-Amts  das  Unmögliche  vorgeführt. 
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16.  Jahrg.   Heft  24.    15.  Juni  1922 


Allgemeinheit  und  entspräche  nicht  den  berechtigten  Forde- 
rungen des  heutigen  Wirtschaftslebens.  Man  könne  sich  dem 
Ciedanken  nicht  verschließen,  daß  die  Großindustrie  mit  der 
vorgeschlagenen  Neuordnung  nur  in  die  eigene  Tasche  wirt- 
schaften wolle. 

V.  B  r  e  i  t  e  n  b  a  c  h  beanstandet  ebenfalls  an  dem  Gutach- 
ten die  Nichtberücksichtigung  der  bereits  geplanten  Ersparni-- 
maßnahmen  des  Reichsverkehrsministers  und  hält  einen  gemein- 
wirtschaftlichen  Betrieb  für  das  Riesenunternehmen  der  Reichs- 
bahnen für  ungeeignet.  Es  scheitere  an  dem  vorgesehenen 
Unterbau,  an  dem  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel,  Hand- 
werk, Reich,  Länder,  Kommunen  und  Angestelltenschaft  teil- 
nehmen sollten.  Die  geplanten  Generaldirektionen,  als  selbst- 
ständige Wirtschaftskörper  gedacht,  würden  die  Reichseinheit 
der  Eisenbahnen  im  Keime  ersticken.  v.  Breitenbach  weist 
auf  ,,die  großen  lirrungenschaften  der  geltenden  Organisation" 
hin,  der  gegenüber  in  den  Vorschlägen  kein  vollwertiger  Ersatz 
zu  finden  sei.  Die  zu  erstrebende  „Entpolitisierung"  könne 
erreicht  werden,  wenn  dem  Reichsverkehrsminister  weitgehende 
Bewegungsfreiheit  unter  sachverständigem  Beirat  ohne  gänz- 
liche Ausschaltung  des  Reichstags  zugestanden  würde 

Über  die  Heineh^torm  der  deutschen  Eisenbahnen  hielt  der  ehe- 
malige Staatssekretär  Franke  im  Rahmen  der  akademischen 
Kurse  für  Handelswissenschaften  und  allgemeine  Fortbildung 
in  Essen  einen  Vortrag.  Er  stellte  sich  auf  den  Standpunkt, 
daß  der  staatliche  Eisenbahnbetrieb  die  Gefahr  der  Verquickung 
der  Politik  mit  dem  Verkehr  in  sich  berge,  während  der  Privat- 
betrieb im  Einzelfall  durch  Zuwiderhandeln  gegen  die  Handels- 
jiolitik  schädlich  sein  könne.  Als  die  einzig  richtige  Form  für 
die  deutschen  Eisenbahnen  bezeichnet  er  den  privaten  Aufbau, 
hjsgelöst  vom  Etat  und  der  Politik,  sowie  von  der  Schwcu- 
fälligkeit  der  zentralisierten  Verwaltung  unter  Ausmerzung  der 
Mängel  des  Privatbetriebes.  Diese  Form  könne  man  sich  nur 
in  der  Form  einer  A.-G.  denken.  Die  Träger  dieser  Gesell- 
schaft dürften  nur  die  Träger  der  Volkswirtschaft  sein,  weil 
die  Börse  ein  größeres  Interesse  an  der  Gemeinnützigkeit  hat 
als  an  dem  finanziellen  Gewinn. 

Bemerkenswert  ist  ein  Vortrag  des  Landesbaurats 
S  t  e  i  n  k  e  -  Bückeburg  über  die  Privatisierung  der  Staatsbe- 
triebe, der  in  der  „Wochenschrift  für  deutsche  Bahnmeister", 
Nr.  18  vom  30.  4.  1922,  veröffentlicht  worden  ist.  Ist  die  Lei- 
tung sachkundig  und  von  kaufmännischem  Geist  durchdrungen, 
so  wird  von  Steinke  auch  dem  Staatsbetrieb  die  Rentabilität 
nicht  bestritten.  Auf  die  Privatinitiative  des  einzelnen  käme  es 
an,  die  jedoch  nicht  durch  schlechte  Bezahlung  und  Hintan- 
setzung technischer  Beamtenkategorien  hinter  juristischen  un- 
terdrückt werden  dürfte.  Er  hält  den  bei  Kommunalverwaltun- 
gen heute  schon  üblichen  gemischtwirtschaftlichen  Betrieb  für 
am  vorteilhaftesten  und  erklärt  es  für  zweckmäßig,  daß  jeder 
Beamte,  ehe  ihm  eine  leitende  Staatsstellung  übertragen  wer- 
den dürfe,  den  Befähigungsnachweis  dadurch  zu  erbringen  habe, 
daß  er  ein  oder  zwei  Jahre  einen  Privatbetrieb  aus  eigener 
Tasche  und  Rechnung  geleitet  hat. 

Sl.  Der  internationale  Eisenbahnkongreß  hielt  vom  18.  bis 
28.  April  seine  neunte  Tagung  in  Rom  ab,  zu  der  über  500 
Delegierte  aller  Länder  —  Deutschland  war  nicht  zugelass'^n 
—  erschienen  waren.  Für  die  Verhandlungen  waren  fünf  Sek- 
tionen gebildet:  1.  Strecke  und  Kunstbauten,  2.  Lokomotiven 
und  Fahrzeuge,  3.  Betrieb,  4.  Allgemeines,  5.  Nebenbahnen. 
Es  waren  55  Berichte  vorgelegt  über  21  Themen.  Das  grö.iüte 
Interesse   beanspruchte   die   elektrische   Zugförderung,     die  in 

4  Sitzungen  behandelt  wurde.  Auf  Einladung  der  spanischen 
Regierung  wird  der  zehnte  Kongreß  in  Madrid  im  Jahre  1927 
abgehalten  werden.  Kurze  Berichte  über  die  Tagung  von  Rom 
bringt  u.  a.  Engineer  1922  v.  28.  4.  und  5.  5. 

Vereinigung  von  Nachrichtendiensten  für  den  deutschen 
Außenhandel.  Die  grundlegende  Umstellung  der  Weltwirtschaft 
durch  den  Krieg  hat  die  Schaffung  von  Organisationen  not- 
wendig gemacht,  die  es  sich  zur  besonderen  Aufgabe  setzen, 
die  deutschen  Wirtschaftskreise  über  das  neue  Bild  des  Welt- 
markts aufzuklären  und  dabei  insbesondere  das  denkbar  reich- 
haltigste Material  an  Nachrichten  zu  übermitteln,  welche  die 
neue  Lage  deutlich  illustrieren  und  Möglichkeiten  zu  Geschäfts- 
abschlüssen anbahnen.  Auf  diesem  ganzen,  so  überaus  wich- 
tigen Gebiet  hatte  man  schon  in  den  ersten  Kriegszeiten  mit 
dem  Aufbau  von  Nachrichteneinrichtungen  begonnen,  es  hatte 
sich  aber  inzwischen  hier  eine  große  und  in  der  heutigen  Zeit 
erst  recht  zu  vermeidende  Kräftezersplitterung  geltend  gemacht, 
indem  amtliche,  halbamtliche  und  private  Institute  sich  an  der 
im  Nachrichtendienst  zu  leistenden  Arbeit  beteiligten,  ohne  daß 
eine  gehörige  Abgrenzung  der  Tätigkeitsgebiete  zu  erkennen 
war.  Allmählich  aber  hat  die  Ueberzeugung  immer  mehr  Raum 
gewonnen,  daß  es  im  nationalen  Interesse  erforderlich  sei,  wenig- 
stens die  großen  und  besonders  leistungsfähigen  Institute  zu 
einer  Arbeitsgemeinschaft  zusammenzuführen,  in  deren  Rahmen 
eine  zweckmäßige  Arbeitsteilung  durchführbar  erscheinen 
konnte,  und  es  war  hier  besonders  der  führende  Vertreter  der 
privaten  Nachrichtenorganisationen,  der  „Deutsche  Ueber- 

5  e  e  d  i  e  n  s  t"  in  Berlin,  gewesen,  der  für  solche  Zusammen- 


schlußbestrebungen und  zwar  mit  dem  Ziele  der  Zusammen- 
fassung unter  privater  Leitung,  eingetreten  war.  Alle  diese 
Bestrebungen  sind  nun  zunächst  insofern  von  Erfolg  gewesen, 
als  es  im  März  d.  J.  gelang,  den  eben  genannten  „Deutschen 
Ueberseedicnst"  mit  der  „Eildienst  für  amtliche  und 
private  Handelsnachrichten-G.  m.  b.  H."  in  Berlin, 
die  in  der  Hauptsache  mit  amtlichem  Material  arbeitete,  zusam- 
menzuführen, und  zwar  in  der  Weise,  daß  man  zur  Gründung 
einer  neuen  privaten  Gesellschaft,  der  „Deutscher  Wirt- 
sc h  a  f  t  s  d  i  e  n  s  t  G.  m.  b.  H."  in  Berlin  schritt  und  dieser  neuen 
Unternehmung  den  Veröffentlichungs-  und  Auskunftsdienst  der 
beiden  genannten  Gründergesellschaften  übertrug.  Die  Beschaf- 
fung des  Nachrichtenstoffes  verbleibt  dabei  den  bisher  hier 
tätigen  Stellen  vorbehalten,  so  daß  also  der  Deutsche  Ueber- 
seedicnst vorwiegend  private  Quellen,  die  Eildienst-G.  m.  b.  H. 
meist  amtlich  gesammeltes  Material  benutzt. 

Außerhalb  des  Konzerns,  wie  er  sich  nunmehr  um  den  Deut- 
schen Wirtschaftsdienst  gruppiert  hatte,  standen  nun  von  den 
großen  Instituten  noch  das  „Hamburgische  Welt- 
Wirtschafts-Archiv"  und  das  „Institut  für  Welt- 
wirtschaft und  Seeverkehr"  an  der  Universität  in  Kiel. 
Die  letztgenannte  Anstalt  schien  sich  nach  Maßgabe  ihrer  bis- 
herigen Betätigung  für  einen  Anschluß  an  den  Deutschen  Wirt- 
schaftsdienst ganz  besonders  zu  eignen,  denn  sie  hatte  sich  seit 
einigen  Jahren  der  Vermittlung  von  aktuellen  Wirtschafts- 
nachrichten in  großem  Umfang  gewidmet,  nachdem  ursprünglich 
die  wirtschafts-w  i  s  s  e  n  s  c  h -T  f  1 1  i  c  h  e  Forschung  als  ihre 
eigentliche  Aufgabe  betrachtet  worden  war.  Das  in  dieser  For- 
schung liegende  Hauptziel  ihrer  Tätigkeit  hatte  sie  zwar  nicht 
aus  dem  Auge  verloren,  sie  hatte  aber  geglaubt,  dem  deutschen 
Wirtschaftsleben  dadurch  einen  großen  Dienst  erweisen  zu  kön- 
nen, daß  sie  die  Ergebnisse  ihrer  wissenschaftlichen  Tätigkeit, 
die  ja  auch  mit  der  Sammlung  eines  reichhaltigen  Einzelmate- 
rials verbunden  sein  mußte,  in  der  Form  von  praktisch  verwert- 
baren Wirtschaftsmeldungen  für  die  Allgemeinheit  nutzbar 
machte,  eine  Arbeit,  die  vor  allem  in  der  Wochenschrift  „Welt- 
wirtschaftliche Nachrichten"  zum  Ausdruck  kam.  Hier  fand  man 
außer  größeren  Aufsätzen  mit  wissenschaftlichem  Einschlag  eine 
Sammlung  von  Wirtschaftsmeldungen  aus  allen  Teilen  der  Erde 
Die  Doppelarbeit,  die  somit  gegenüber  der  gleichartig  einge- 
stellten Tätigkeit  der  anderen  Anstalten  bzw.  des  Deutschen 
Wirtschaftsdienstes  in  die  Erscheinung  trat,  hat  nun  die  Veran- 
lassung dazu  gegeben,  daß  sich  in  der  jüngsten  Zeit  auch  das 
Kieler  Institut  entschlossen  hat,  mit  dem  Deutschen  Wirtschafts- 
dienst zusammenzugehen  und  eine  Arbeitsteilung  zu  vereinbaren. 
Die  Kieler  Anstalt  wird  sich  in  Zukunft  auf  die  Pflege  ihres 
eigentlichen  Gebietes,  also  der  wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschung,  beschränken,  während  den  aktuellen  Nachrichten- 
dienst, d.  h.  den  über  die  Einzelvorgänge  des  internationalen 
Wirtschaftslebens  in  einer  von  der  Geschäftswelt  verwertbaren 
Form  unterrichtenden,  der  Deutsche  Wirtschaftsdienst  als 
seine  besondere  Aufgabe  betrachten  wird.  Eine  weitere  Folge 
dieser  Vereinbarung  war  die,  daß  die  Herausgabe  und  die 
Schriftleitung  der  ..Weltwirtschaftlichen  Nachrichten"  an 
den  Deutschen  Wirtschaf'sdienst  übergehen  soll  und 
man  hat  dabei  dieser  WochenschriTt  den  wirtschafts- 
wissenschaftlichen Teil,  dagegen  c\^-n  bi'-herieen  ,..\usland- 
nachrichten"  des  Deutschen  Wirtschaftsdienstes  den  praktisch- 
wirtschaftlichen Teil  der  Veröffentlichungen  übertragen,  um  eine 
klare  Arbeitsteilung  zu  erzielen.  Auch  darauf  darf  man  hin- 
weisen, daß  die  beteiligten  Unternehmungen  den  gesammelten 
Nachrichtenstoff  untereinander  austauschen  und  sich  auch  im 
übrigen  jede  Förderung  gegenseitig  zuteil  werden  lassen  wollen, 
um  es  jeder  Anstalt  zu  ermöglichen,  auf  ihrem  Sondergebiet 
bestmöglichste  Leistunsten  herauszubringen.  Man  wird  mit 
großem  Interesse  die  Haltung  verfolgen  dürfen,  die  das  ..Ham- 
burgische Welt-Wirtschafts-Archiv"  diesen  erweiterten  Zusani- 
menschlußerscheinungen   gegenüber  einnehmen  wird. 

Diplom-Kaufmannn  Runkel.  Bensberg  bei  Köln. 

SS  Der  Reichsverkehrsminister  hält  Ueberschichten  im 
Kohlenbergbau  für  erforderlich.  In  einem  an  den  Reichsarbeits- 
uiinistcr  Rcrichteten  Schreiben  äußert  sich  der  Reichsverkehrs- 
iiiinistcr  über  die  Kohlenversorgung  der  Eisenbahn,  die  er  tref- 
fend und  kurz  mit  dem  Ausdruck  Dienstkohlennot  kenn- 
zeichnet. Unliebsame  Folgen,  wie  z.  B.  die  Notwendigkeit  der 
Beschlagnahme  privater  Kohlensendungen  zur  Aufrechterhal- 
tung des  Dienstverkehrs,  seien  aus  der  unzureichenden  Beliefe- 
rung der  Eisenbahn  mit  Dienstkohlc  erwachsen  und  bedürften 
notwendig  einer  Beseitigung.  In  erster  Linie  sei  dazu  erforder- 
lich eine  bessere  \^crsorgung  der  Lager  mit  ^''orrat  durch  ver- 
stärkte Kohlenzuweisung  über  den  laufenden  Betriebsbedarf  hin- 
aus. Dieses  Ziel  könne  nur  erreicht  werden  durch  stärkere 
Kohlenanlieferung  in  den  verkehrsreichen  Sommer- 
monaten von  April  bis  September,  in  denen  erfahrungsgemäß 
wesentlich  höhere  Produktionsmengen  der  Bergbaureviere  glatt 
abgefahren  werden  könnten.  Wenn  sich  nun  auch  die  für  die 
Kohlenbewirtschaftung  verantwortlichen  Regierungsstellen  die- 
ser Auffassung  anseschlossen  und  höhere  Lieferungssollmengen 
für  die  Eisenbahn  in  den  genannten  Monaten  festgesetzt  hätten, 
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so  seien  diese  Lieferungen  bisher  niemals  erfüllt  worden,  viel- 
mehr seien  die  Lieferer,  und  zwar  besonders  das  Rheinisch- 
Westfälische  Kohlensyndikat,  hinter  dem  Soll  um  etwa  20  v.  H. 
monatlich  zurückgeblieben.  Die  letzte  Ursache  aber  dieser  un- 
genügenden Belieferung  liege  zweifellos  in  dem  Mangel  an  ge- 
eigneter Lokomotivkohle,  also  in  unzulänglicher  Kohlenerzeu- 
gung überhaupt.  Der  Reichsverkehrminister  hält  es  daher  für 
notwendig,  darauf  hinzuwirken,  daß  die  arbeitstägliche  Förder- 
leistung wenigstens  in  der  verkehrsschwachen  Zeit  wesentlich 
über  das  bisherige  Maß  gesteigert  wurde,  was  am  wirksamsten 
durch  eine  vorübergehende  Wiedereinführung  von  Ueberschich- 
len  im  Kohlenbergbau  ermöglicht  werden  könne.  Obwohl  ihm 
die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  und  Widerstände  wohl 
bekannt  seien,  bitte  er  dringend,  die  Angelegenheit  mit  Nach- 
druck weiterzuverfolgen.  Andernfalls  sähe  er  keine  Möglichkeit, 
die  folgenschwere  Kohlennot  der  Eisenbahnen  und  des  gesamten 
Wirtschaftslebens  für  die  Zukunft  zu  beseitigen  oder  wenigstens 
auf  ein  erträgliches  Maß  zurückzuführen.  Die  Verkehrsverwal- 
tung ihrerseits  sichere  zu,  alles  aufzubieten,  um  schon  von  Ende 
April  an,  mit  dem  Nachlassen  des  sonstigen  Verkehrs,  die  zur 
Abfuhr  erhöhter  Kohlenmengen  einschließlich  der  Halden- 
bestände erforderlichen  Wagen  und  Lokomotiven  regelmäßig 
und  restlos  zu  stellen. 

SS  Auf  der  am  27.  Mai  in  Würzburg  stattgefundenen  Tagung 
des  Centraiverbandes  der  elektrotechnischen  Industrie  machte 
Dr.  Passeravant  interessante  Ausführungen  über  die  Fort- 
schritte der  Elektrotechnik  im  Auslande  seit  Kriegsausbruch. 
Er  wies  besonders  auch  auf  die  Wahl  der  Stromart  bei  der 
Elektrisierung  von  Vollbahnen  hin.  Während  in 
Deutschland,  Schweden  und  in  der  Schweiz  der  Einphasen- 
Wechselstrom  gebraucht  wird,  hat  man  in  Frankreich  und  Nord- 
amerika dem  hochgespannten  Gleichstrom  den  Vorzug  gegeben. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Das  Handwerk  auf  der  Mitteldeutschen  Ausstellung  Magdeburg 

1922. 

Dem  Handwerk  fallen  bei  dem  Wiederaufbau  des  Wirtschaftt- 
iebens nicht  minder  wichtige  Aufgaben  zu,  wie  der  Industrie  und 
dem  Handel.  Der  gute  Ruf  der  deutschen  Erzeugnisse,  die  sich 
den  Weltmarkt  erobert  hatten,  lag  nicht  zum  wenigsten  in  der 
handwerkmäßigen  Gediegenheit  der  Ausführung,  denn  auf  den 
Erfolgen  des  Handwerks  blühten  unsere  Industrien  empor,  deren 
Qualitätsarbeiter  Handwerker  sind.  Trotz  der  schweren  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Verhältnisse  wird  sich  die  deutsche 
Qualitätsarbeit  den  alten  Platz  an  der  Sonne  im  Wettbewerbe 
der  Völker  wieder  erobern  und  sichern.  Aus  diesen  Erwägungen 
heraus  will  „Das  Handwerk"  auf  der  Miama  Anregungen  zur 
Belebung  der  Qualitätsarbeit  und  der  Produktion  bieten,  die  ein 
erneutes  Aufblühen  des  Gewerbes  zur  Folge  haben  sollen.  Die 
Handwerkskammern  stehen  diesem  Vorhaben  durchaus  sympa- 
thisch gegenüber.  Nach  dem  Gliedernngsplan  wird  auf  die 
einzelnen  Gewerbearten  ganz  allgemein,  auf  Zünfte,  Innungen 
und  Handwerkskammern,  auf  gewerbliches  Fürsorgewesen,  Be- 
rufsausbildung (gewerbliches  Unterrichtswesen)  und  die  verschie- 
denen Gewerbearten  insbesondere  eingegangen.  Es  werden  in 
Untergruppen  erscheinen  das  Eisen-  und  Metallgewerbe,  das  Bau- 
gewerbe, das  Holzgewerbe,  die  Bekleidungsindustrie,  Galanterie- 
waren und  anderes. 

Nach  vielstimmigen  Aeußerungen  aus  Handwerkerkreisen 
ist  der  dieser  Veranstaltung  zu  Grunde  liegende  Gedanke  äußerst 
'reudig  begrüßt  und  mit  großer  Sympathie  aufgenommen  worden. 

Leipziger  Messe. 

Da  für  den  Verein  Deutscher  Werkzeugmaschinenfabriken, 
der  bisher  auf  der  Leipziger  Technischen  Messe  in  der  großen 
Kuppelhalle  ausstellte,  noch  weitere  Ausstellungsmöglichkeiten 
erforderlich  sind,  schweben  Vorverhandlungen  über  den  B:iu 
einer  neuen  Werkzeugmaschinenhalle  von  10 — 12  000  qm  Aus- 
stellungsfläche. Es  sind  verschiedene  Projekte  in  Bearbeitung, 
um  die  für  den  großen  Verband  günstigste  Ausstellungsform  zu 
schaffen  und  Anlagen  zu  errichten,  die  einen  raschen  Auf-  und 
Abbau  und  eine  leichte  Bewegung  der  schweren  Lasten  ermög- 
lichen. 

Das  baugeschichtlich  berühmte  Gebäude  der  „Alten  Waage" 
in  Leipzig,  in  dem  das  Meßamt  untergebracht  ist,  wird  zurzeit 
einem  Umbau  unterzogen,  durch  den  unter  anderm  bedeutend 
erweiterte  Verkehrsräumlichkeiten  im  Erdgeschoß  geschaffen 
werden.  Die  Umbauarbeiten  werden  bis  zur  Herbstmesse 
(27.  August  bis  2.  September)  vollendet  sein. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

-Sl-    Die  Metropolitan-Distrikt-Eisenbahn,    die  älteste  der 
ondoner  Stadtbahnen,  hat  für  das  Jahr  1921  eine  Dividende  von 
%  verteilt.    Seit  1882  ist  überhaupt  keine  Dividende  mehr  ver- 
eilt worden,  der  Höchstsatz  überhaupt  gezahlter  Dividende  war 
\%%  \m  Jahre  1880. 

.SS  Elektrisierung  der  brasilianischen  Eisenbahnen.  Brasilien 
egibt  sich  voll  Eifer  an  den  elektrischen  Ausbau  seines  Bahn- 


netzes. Auf  die  Ausschreibung  für  diese  Arbeiten  haben  die 
amerikanischen  Firmen  „General  Electric"  und  „Westinghouse 
Co.",  von  englischer  Seite  die  Firma  „Vickers"  Angebote  einge- 
reicht. Es  handelt  sich  um  einen  Auftrag  von  rund  2  Millionen 
Pfund  Sterling,  also  ein  Milliardenobjekt  nach  deutscher  Wäh- 
rung.   Die  Arbeitsdauer  ist  auf  mindestens  2  Jahre  geschätzt. 

"  Ueber  die  Verbesserung  der  Eisenbahnverbindung 
Fiume — Triest  weiß  die  Ind.  u.  Hand.  Zeitg.  zu  berichten: 
Neben  dem  Projekt  der  Abkürzung  der  Eisenbahnverbindung 
zwischen  Fiume  und  Triest  durch  Bau  einer  Verbindungsstrecke 
der  bestehenden  Linien  Fiume — Mattuglie-Abbazia — St.  Peter — 
Triest  und  Pola — Lupoliano — Triest  zwischen  Mattuglie-Abbazia 
und  Lupoliano,  wodurch  schon  eine  wesentliche  Verbesserung 
erzielt  würde,  plant  die  für  die  Verbesserung  der  Verkehrsver- 
hältnisse in  der  Venezia-Giulia  eingesetzte  Kommission  die  An- 
lage einer  völlig  neuen  Strecke  zwischen  den  beiden  Häfen.  Den 
Erbauern  der  alten  Linien  schwebte  zwar  die  Verbindung  des 
Küstengebietes  mit  dem  österreichischen  Hinterland  vor;  die  be- 
stehenden Strecken  lassen  sich  deshalb  in  die  jetzt  gebotene  Ost- 
Westrichtung  nicht  leicht  gliedern.  Sie  sind  eingleisig  und  nach 
Gefälle  (uis  ;iU  v.  fl.).  Kurven  und  der  ganzen  Ausgestaltung  des 
Oberbaues  wenig  leistungsfähig.  Die  neue  Linienführung  soll 
den  höchsten  Anforderungen  genügen  und  doppeltes  Gleis,  Stei- 
gung nicht  über  12  v.  H.  und  Kurven  von  mindestens  500  Meter 
Radius  vorsehen.  Vom  Bahnhof  St.  Andrea  in  Triest  ausgehend, 
soll  die  vorgelagerte  Hügelkette  mit  kleineren  Tunnels  über- 
wunden, an  den  Karsthängen  entlang  und  dann  im  Tale  des 
Risano  durch  einen  8  Kilometer  langen  Tunnel  bei  200  Meter  die 
größte  Höhe  über  dem  Meere  erreicht  werden.  Weiter  längs  des 
Beckens  von  Pinguente  würde  sich  bei  Bivio  Fiumera  im  Hoch- 
tage des  Quieto  eine  nur  5  Kilometer  erfordernde  Verbindung 
mit  der  Linie  Divaccia — Pola  bei  einem  Höhenunterschiede  von 
100  Meter  ermöglichen  lassen.  Nach  Bivio  Fiumera  wäre  ein 
Tunnel  von  4  Kilometer  erforderlich,  um  im  Abstieg  das  Tal  der 
Arsa  zu  erreichen.  Den  Ausläufern  des  Monte  Maggiore  entlang 
würde  in  einer  Höhe  von  70  Meter  Villa  nuova  d'Arsa  berührt 
und  dann  in  einem  7  Kilometer  langen  Tunnel  der  Monte  Mag- 
giore unterfahren,  um  bei  Medea  an  das  Meer  und  über  Laurana, 
Abbazia  und  Cantrida  längs  der  Küste  nach  Fiume  zu  gelangen. 
Der  Durchlauf  Fiume — Triest  würde  nur  93  Kilometer  betragen 
und  in  gleichmäßiger  Steigung  200  Meter  Höhenunterschied  zu 
überwinden  haben,  gegen  125  Kilometer  Entfernung  und 
577  Meter  größter  Höhe  bei  vielem  Auf  und  Ab  auf  der  be- 
stehenden Strecke.  Es  würde  sich  also  der  Vorteil  von  32  Kilo- 
meter Abkürzung  und  einem  um  377  Meter  geringeren  Höhen- 
unterschied ergeben.  Verhältnismäßig  noch  größer  wäre  die  Ver- 
besserung zwischen  Fiume  und  Pola.  Der  Durchlauf  betrüge  nur 
115  Kilometer  bei  37  Meter  Höhenunterschied,  gegen  202  Kilo- 
meter und  577  Meter  seither,  mithin  ergäbe  sich  eine  Ersparnis 
von  87  Kilometer  und  376  Meter  Höhenunterschied.  Freilich 
würden  die  bedeutenden  Kunstbauten  durch  das  steinige,  wenig 
entwickelte  istrische  Gebiet  mit  den  dürftig  bevölkerten  Ortschaf- 
ten nach  gewöhnlicher  Rentabilitätsberechnung  kaum  zu  recht- 
fertigen sein  —  wovon  zunächst  nicht  die  Rede  ist  — ,  und 
deshalb  muß  man  wohl  damit  rechnen,  daß  die  Ausführung  des 
Planes  noch  lange  wird  auf  sich  warten  lassen,  wenn  auch  seine 
Anhänger,  abgesehen  von  seiner  großen  Bedeutung  für  Fiume, 
geiade  auch  die  dadurch  angebahnte  Erschließung  Istriens  hoch 
einschätzen. 

\m  Die  aus  Schweden  an  Rußland  gelieferten  Lokomotiven 

werden  von  der  Sowjetpresse  als  besonders  stark  und  leistungs- 
fähig geschildert.  Nur  die  Zughaken-Durchbildung  und  die 
Bremsvorrichtungen  werden  einer  abfälligen  Kritik  unterzogen. 
Der  schwedische  Lokomotivkonzern  betont  demgegenüber,  daß 
die  Zughaken  nach  eigenen  russischen  Angaben  ausgebildet 
worden  seien  und  nunmehr  ausgetauscht  würden.  Wegen  der 
Bremsvorrichtung  würden  auf  Grund  der  russischen  Kritik  ui 
Tiollhätta  Untersuchungen  angestellt.  —  Im  allgemeinen  wird 
ai'ch  von  der  mit  russischen  Lokomotivlieferungen  beauftragten 
deutschen  Firmen  hervorgehoben,  mit  welch  peinlicher  Genauig- 
keit die  Abnahme  der  vom  Ausland  an  Rußland  gelieferten 
Fabrikate  erfolgt. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

55  Englische  Kohlen  für  die  deutsche  Reichsbahn.  Durch 
den  dauernden  deutschen  Steinkohlenmangel  gezwungen  sind 
nicht  nur  die  deutsche  Privatindustrie,  sondern  auch  die  Staats- 
betriebe zur  Beschaffung  ausländischer  Kohle  übergegangen.  Die 
Reichsbahnverwaltung  soll  dem  Vernehmen  nach  Abschlüsse  mit 
englischen  Firmen  getätigt  haben,  die  den  Betrag  von  1  Mill.  t 
übersteigen.  Auch  die  Saarkohle  wird  zur  Bevorratung  des 
Eisenbahnbetriebsnetzes  angekauft. 

FERNSPRECH  WESEN 

Fernsprechanschluß  für  Meßaussteller.  Zur  kommenden 
Herbstmesse  (27.  Aug.  bis  2.  Sept.)  können  auf  dem  Ausstel- 
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lungsgelände  der  Techni.schen  Messe  und  Baumesse  in  Leipzig 
für  die  Meßaussteller  wiederum  Fernsprechanschlüsse  und  zwar 
sowohl  Dauer-  wie  Zeitanschlüsse  hergestellt  werden.  Die  erste- 
ren  haben  den  Vorteil,  daß  der  Anschlußinhaber  zu  jeder  Messe 
die  gleiche  AnschluBnummer  hat  imd  auf  den  Anschluß  zu  jeder 
Messe  bestimmt  rechnen  kann,  während  ein  Zeitanschluß  zu  jeder 
Messe  eine  andere  Nummer  erhält,  für  seine  Einrichtung  zu 
jeder  Messe  auch  keine  Gewährleistung  übernommen  wird.  Da- 
gegen ist  es  ein  Nachteil  für  den  Daueranschluß,  daß  er  das 
ganze  Jahr  hindurch,  also  auch  zur  Zeit  seiner  Nichtbenutzung, 
voll  bezahlt  werden  muß  und  nur  vierteljährlich  gekündigt  wer- 
den kann,  während  für  den  Zeitanschluß  an  laufenden  Gebühren 
nur  die  anteilmäßigen  Gebühren,  also  für  jeden  Tag  ein  Drei- 
hundertsechzigstel  der  Jahresgrundgebühr  zuzüglich  der  soge- 
nannten Gesprächsgebühren  bezahlt  zu  werden  brauchen,  wozu 
dann  nur  noch  die  wirklich  entstehenden  Herstellungs-  und 
Abbruchkosten  kommen.  Auch  fällt  bei  dem  Zeitanschluß  die 
übliche  Hinterlegungsgebühr  von  1000  M.  fort.  Im  allgemeinen 
kann  gesagt  werden,  daß  Zeitanschlüsse  im  Verhältnis  billiger 
zu  stehen  kommen  als  Daueranschlüsse.  Antragsvordrucke  für 
Fernsprechanschlüsse  können  nur  durch  die  Technische  Ab- 
teilung des  Meßamts  für  die  Mustermessen  in  Leipzig  G.  m. 
b.  H.  bezogen  werden.  Die  Anträge  müssen  spätestens  am 
15.  Juli  d.  J.  im  Besitze  des  Fernsprechamtes  in  Leipzig  sein. 

SIEDLUNGSWESEN 

Baustoffpreise.  Der  A.  Schaaffhausensche  Bankverein  A.-G. 
Köln  bringt  in  seinen  Mitteilungen  vom  1.  5.  1922  eine  gewil.i 
weite  Kreise  interessierende  Zusammenstellung  der  Preisent- 
wicklung der  Baustoffe  für  eine  Wohnung  von  70  qm  Wohn- 
lläche: 


Baustoffe 

Mauer- 

Dach- 

Fuß- 

Jahr 

insgesamt 

steine 

Zement 

steine 

Kantholz 

boden 

M 

M 

M' 

M 

M 

M 

Juli  1914  .... 

1584.50 

700,- 

60,  - 

243,— 

264,- 

152,50 

März  1921    .    .  . 

22740,- 

10500,— 

740,- 

3200,— 

3927,— 

2100,— 

Mai  1921  .... 

23948.- 

11832,  - 

680,10 

3628,25 

3749,- 

1834,— 

Juli  1921  .... 

22790  20 

11397,- 

091,50 

3275,50 

3600,— 

1806,— 

September  1921  . 

23335,- 

11600,- 

705,- 

3220,- 

3700,- 

1960,- 

November  1921  . 

28202,80 

12383,  - 

738,— 

3496,— 

5150,— 

2555,— 

Dezember  1921  . 

38654,2:! 

1.5998,19 

1267,- 

5405,— 

7938,85 

3189,90 

Januar  1922  .    .  . 

44915,57 

19236,17 

1206,  - 

5519,08 

10250,— 

4013,80 

Februar  1922    .  . 

51555,84 

23490,  - 

1351,05 

6394,  - 

10499,10 

4442,90 

März  1922  .... 

67248,43 

29957,- 

1897,50 

8546,80 

13925,— 

0099,10 

TARIFE  UND  VERKEHR 

■■  Zeitkarten  für  das  gesamte  Reichsbahngebiet  sollen  dem 
Vernehmen  nach  auf  wiederholte  Vorstellungen  von  Interessen- 
ten zur  Ausgabe  gelangen,  Sie  würden  auf  die  Dauer  von 
1  bis  2  Monaten  zu  der  Benutzung  aller  Reichsbahnlinien 
in  einer  bestimmten  Wagenklasse  in  Personen-  und  Schnellzügen 
berechtigen.  Als  Preis  soll  der  Tarif  für  eine  tägliche  Fahrt 
von  600  km  zu  Grunde  gelegt  werden, 

55  Eisenbahnbauten  durch  Deutschland  im  Ausland.  Für 

den  Ausbau  der  Eisenbahnlinie  von  Carmen  de  Patago- 
nes  nach  Puerto  San  Antonio  >oll  nach  einem  Beschluß 
der  argentinischen  Regierung  das  Material  aus  Deutsch- 
land bezogen  werden.  ■  Trotz  heftigem  Wettbewerb  von  Seiten 
der  feindlichen  Staaten  gelingt  es  der  deutschen  Eisenbahnbau- 
industrie allmählich  wieder  ihre  Vorkriegsgeltung  in  der  Welt 
herzustellen.  Kürzlich  erhielt  die  Gute  Hoffnungs-Hütte 
in  Oberhausen  den  Auftrag  auf  Lieferung  der  Eisenteile  für 
einen  Brückenbau  in  Argentinien,  der  einen  Wert  von  0,31  Mill, 
Papierpesos  darstellt.  Die  Fabrikate  derselben  Firma  wurden 
.lusdrücklich  bei  einer  Schienenlieferung  für  die  südmandschu- 
rische Eisenbahn  verlangt.  Die  Ausführung  dieser  Lieferung  ist 
der  Frankfurter  Metallgesellschaft  und  der  Firma  Wm.  H.  Mül- 
ler &  Co.,  Haag,  zugefallen. 

a5  In  einem  Schreiben  an  die  Industrie  hat  sich  der  Reichs- 
verkehrsminister zur  Frage  der  Tarifpolitik  im  Personen-  und 
Güterverkehr  geäußert:  Er  sagt  darin:  Trotz  der  erzielten  und 
noch  zu  erwartenden  Fortschritte  erscheint  es  an.gesichts  der 
zunehmenden  Geldentwertung  daher  unmöglich,  die  Angleichung 
der  Einnahmen  an  die  Ausgaben  ohne  Tariferhöhung  zu  er- 
reichen. Hierbei  bin  ich  zunächst  in  außerordentlich  behut- 
s:imer  Weise  vorgegangen  und  habe  die  Sätze  nur  langsam  dem 
Stande  der  Geldentwertung  angenähert.  Auf  dem  Gebiete  des 
Personenverkehrs,  der  hierbei  besonders  geschont  wurde,  ist 
dies  noch  lange  nicht  der  Fall.  Auch  beim  ( Güterverkehr  ist  die 
Tariferhöhung  stets  hinter  den  entsprechenden  Kennziffern  der 
allgemeinen  Teuerung  zurückgeblicljen,  wie  sich  aus  nachfolgen- 
der Uebersicht  ergibt: 


Zurückbleiben  der  Tariferhöhung  gegenüber  der 
allgemeinen  Verteuerung. 


- 

Rechnungsjahr 

iNacn 

Bezeichnung 

Wirk- 
lich- 

]  922 

Nach  dem 

Stand  der  Viel- 

dem 
Stand 
der 

Viel- 
faches 

keit 

Tarife 

faches 

I  arife 

1922 

1  01 

Lni  o 

am 

1922 

am 
LMai 

1922 

nrAO  An 

gegen 

1 ,  April 

1 922 

gegen 

1913 

1913 

Mark 

Mark 

Mark 

Personenverkehr: 

Einnahme    für    1  Per- 

sonenkm   

(X025 

0,354 

14.93 

0,354 

14,93 

Ivennziffer* 

für  die  Ernähru'ngs- 

kosten   

43,561) 

für    die  Lebenshal- 

tungskosten .  . ,  ,  , 

31,75') 

Gütprverk  phr" 

Einnahme  für  1  Güter- 

tonnenkm 

0,034 

1,568 

46,66 

1  876 

55,83 

Kennziffer: 

lür  den  Großhandel . 

63,582) 

für  der  Stoffbeschaf- 

fung der  Reichs- 

bahn   

79,75') 

91,92^) 

Daß  die  Tariferhöhungen  preissteigernd  wirken,  wird  von 
nicniandeni  bestritten.  Es  bedeutet  aber  eine  starke  Verkennung 
der  \  olksw  irtschaftlichen  Zusammenhänge,  wenn  angenommen 
wird,  dal.i  die  Erhöhung  der  Eiseribahntarife  die  Geldentwertung 
in  Deutschland  m  aßgebend  beeinflusse  und  so  für  den  Haus- 
halt der  Reichsi^ahn  selbst  völlig  wirkungslos  werde.  Wie  einer 
weiteren  l^rcjrteruiig  kaum  noch  bedarf,  wurde  das  Sinken  der 
Mark  durch  andere  Einflüsse,  insbesondere  durch  die  ungeheu- 
ren Reparationsleistungen  herbeigeführt.  Der  Reichsbahn  blieb 
infolgedessen  nichts  anderes  übrig,  als  denselben  Weg  der  Preis- 
erh()hung  zu  gehen,  den  die  Privatwirtschaft  ohne  irgendwelche 
Rücksichten  ständig  einschlägt. 

Die  volkswirtschaftliche  Richtigkeit  des  bisherigen  \'or- 
gehens  zeigt  sich  vor  allem  daraus,  daß  der  Verkehr  die  Tarif- 
erhöhungen voll  getragen  hat.  Die  unter  Berücksichtigung  der 
jeweiligen  ■  Steigerung  der  Beförderungsgebühren  veranschlagte 
Jahreseinnahme  für  das  Rechnungsjahr  1921  wird  durch  die  wirk- 
lich erzielten  Einnahmen  wesentlich  überschritten  und  das  Ge- 
samtjahresergebnis wird  sich  demgemäß  um  mehrere  Milliarden 
günstiger  stellen  als  bisher  vorgesehen  wurde. 

Die  Bewegung  der  Güterverkehrseinnahmen  im  Rechnungs- 
jahre 1921  im  ^'erglcich  mit  1920  zeigt  folgende  Uebersicht: 


Güterverkehrseinnahmen  und  Tariferhöhungen. 


Monat 

Tariferhöhungen 
gegen  den  gleichen  Monat 
des  Vorjahres 
mehr  "/q 

Mehreinnahme 
gegen  den  gleichen  Monat 
des  Vorjahres 

1921 

April  

+  89,8 

+  80,4 

Oktober  .... 

-f-  89,8 

+  118,8 

November  . . 

+  146.7 

+  183,3 

Dezember  . . 

-1-  221.8 

-f  240 

1922 

Januar  

-f-  221.8 

-1-  245  1 

Februar  *)  .  . 

+  318,3 

-f-  257.2 

März 

4-402 

-]-400 

VEREINSNACHRICHTEN 
Vereistech-Reichsvereistech.  Das  neue  Bezirksnachrichten- 
blatt Nr.  22  enthält  Ausführungen  über  politische  Mitarbeit; 
Beziehungen  zu  Nichtmitgliedern;  Versand  des  Bezirksnach- 
richtenblattes; Besoldungsdienstalter  der  Studierenden,  die 
Ostern  ihr  Studium  begonnen  haben;  Lokomotivführerprnfnng 
der  Regierungsbauführer. 

1)  Durchschnitt  Mouat  .April. 

')  Durchschnitt  Mitte  Monat  .\pril. 

3)  Durchschnitt  Monat  Mai. 

•i  Eisenbahnerstreik. 
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DIE  VERKEHRSLAGE  BREMENS 

VON  DR.-ING.  CONRAD  HERRMANN,  OSNABRÜCK 


Einleitung. 

„Die  geschichtliche  Rolle  der  Küstenvölker  liegt 
nach  der  Seite  der  Expansion,  welche  küstenweise 
und  über  das  Meer  weg  sehr  beträchtlich  werden 
kann,  nicht  selten  aber  wegen  Mangels  an  binnen- 
ländischem Rückhalt  ebenso  glänzend  wie  kurz  ist." 

Dieses  Wort  hat  Ratzel  in  seiner  „Anthropogeographie" 
(1882,  Band  I  Seite  250)  niedergelegt,  ohne  dabei  auf  die  deutsche 
Hansa  bezug  zu  nehmen,  auf  die  es  wörtlich  angewendet  werden 
könnte,  und  ohne  zu  ahnen,  daß  sich  die  Wahrheit  dieses  Wortes 
in  unseren  Tagen  und  für  unser  Vaterland  noch  einmal  in  furcht- 
barer Weise  wiederholen  sollte. 

Wohl  nirgends  trat  der  wirtschaftliche  Niedergang  Deutsch- 
lands so  greifbar  in  die  Erscheinung,  als  wenn  man  nach  dem 
Kriege  auf  die  verödeten  Welthäfen  blickte  und  sich  vergegen- 
wärtigte, von  welch'  blühendem  Leben  und  welch'  gewaltigem 
Verkehr  sie  noch  vor  wenigen  Jahren  durchflutet  waren.  Was 
früher  mit  allzugroßer  Selbstverständlichkeit  hingenommen 
wurde,  das  zeigt  jetzt  nach  seinem  Niedergang  mit  fast  schrek- 
kend  wirkender  Geste,  wie  dringend  das  „Navigare  necesse  est" 
zum  kategorischen  Imperativ  nicht  nur  unserer  Handelshäfen 
sondern  unserer  gesamten  Wirtschaft  geworden  ist.  Der  Welt- 
krieg und  der  Hand  in  Hand  mit  ihm  gehende  und  ihn  ablösende 
Wirtschaftskrieg  hat  wohl  jedem  gezeigt,  daß  ein  Kultur-  und 
Industriestaat  von  dem  Ausmaße  des  Deutschen  Reiches  nicht 
lebensfähig  ist,  wenn  ihm  die  Fäden,  durch  die  er  mit  der  übrigen 
Welt  verbunden  ist,  abgeschnitten  werden.  Die  Forderung,  diese 
Fäden  wieder  anzuknüpfen,  umschließt  daher  eine  unserer  vor- 
nehmsten und  wichtigsten  Aufgaben. 

Der  Weltverkehr  Deutschlands  spielte  sich  zum  weitaus 
größten  Teile  in  seinen  Häfen  und  unter  diesen  wieder  vorzugs- 
weise in  seinen  alten  Hansestädten  an  der  Nordseeküste  ab.  Von 
dem  deutschen  Außenhandel,  der  sich  von  7,7  Milliarden  Mark 
nach  dem  Werte  der  Ein-  und  Ausfuhr  im  Jahre  1893  auf  21,3 
Milliarden  M.  im  Jahre  1912  gehoben  hat,  entfallen  nicht  weniger 
als  7».  nämlich  14,3  Milliarden,  auf  den  Seehandel.  An  diesem 
haben  wiederum  die  beiden  alten  Hansestädte  Hamburg  und 
Bremen  den  bedeutendsten  Anteil,  nämlich  Hamburg  etwa  53  % 
und  Bremen  etwa  16  %.  Hamburg,  nur  noch  übertroffen  von 
New  York,  London  und  Liverpool-Birkenhead,  entwickelte  sich 
zum  viertgrößten  Hafen  der  Welt  und  zum  größten  Hafen  des 
europäischen  Festlandes.  Es  überstrahlte  mit  seinem  Glänze 
das  bei  weitem  kleinere  Bremen,  das  allerdings  mit  seinem  Han- 
del und  seiner  Flotte  noch  mehr  als  doppelt  so  groß  ist  wie  der 
nächstgroße  deutsche  Seehafen  Stettin,  das  aber,  selbst,  wenn 
man  es  nur  mit  nordeuropäischen  Häfen  vergleicht,  erst  an 
14.  Stelle  erscheint,  während  z.  B.  Antwerpen  unter  diesen  die 
fünfte  und  Rotterdam  die  siebente  Stelle  einnimmt,  wobei  aber  zu 
berücksichtigen  ist,  daß  diese  beiden  Häfen  schon  vor  dem  Welt- 
kriege Hamburg  zu  erreichen,  ja  zu  überflügeln  drohten.  Ist 
also  Hamburg  schon  durch  fremdländischen  Wettbewerb  ge- 
fährdet, so  ist  es  Bremen  umsomehr,  und  zwar  nicht  etwa  aus 
Mangel  an  eigener  Initiative  und  Rührigkeit,  was  man  am  besten 
aus  der  Gegenüberstellung  zweier  Zahlen  ersehen  kann.  Wäh- 
rend nämlich  Hamburgs  Anteil  am  deutschen  Außenhandel,  wie 


schon  erwähnt,  53  %  betrug,  derjenige  Bremens  aber  nur  16  %, 
entfiel  auf  die  hamburgische  Handelsflotte  ein  Anteil  von  57  %, 
auf  die  bremische  aber  sogar  ein  solcher  von  29  %  von  der  ge- 
samten Kauffahrteiflotte  Deutschlands.  Schon  diese  Ziffern 
können  gewiß  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  daß  die 
Bremer  Hanseaten  die  größten  Anstrengungen  gemacht  haben, 
um  ihre  Stellung  auf  dem  Weltmarkte  zu  behaupten.  Es  müssen 
also  andere  Gründe  dafür  maßgebend  sein,  daß  Bremen  gegen- 
über seinen  festländischen  Wettbewerbern  ins  Hintertreffen  zu 
geraten'  droht,  und  es  wird  die  Aufgabe  der  vorliegenden  Arbeit 
sein,  zu  prüfen,  inwieweit  diese  Gründe  in  der  verkehrsgeogra- 
phischen Lage  Bremens  und  in  der  verkehrstechnischen  Aus- 
nutzung derselben  zu  suchen  sind. 

Wird  diese  Arbeit  auch  —  zumal  in  statistischer  Beziehung 
—  zu  einem  großen  Teile  in  der  Vergangenheit  fußen  und  damit 
auf  Zeiten  zurückblicken,  die  uns  gegenüber  der  traurigen 
Gegenwart  als  freundlich  erscheinen,  wird  man  ihr  daher  auch 
vielleicht  den  Vorwurf  machen  können,  daß  sie  bei  den  jetzt  von 
Grund  auf  geänderten  Verhältnissen  nicht  zeitgemäß  ist,  so  wird 
man  doch  auf  der  anderen  Seite  bei  jeder  Aufgabe,  die  sich  — 
wenn  auch  nur  in  ihren  Voraussetzungen  und  Folgerungen  — 
mit  wirtschaftlichen  Problemen  befaßt,  doch  wenigstens  so  viel 
nationalen  Optimismus  voraussetzen  müssen,  daß  man  zum  min- 
desten an  eine  bessere  Zukunft  unseres  Vaterlandes  in  nicht 
allzu  weiter  Ferne  glaubt.  Es  wird  deshalb  nie  „zu  früh"  sein, 
sich  mit  den  Werkzeugen  zu  befassen,  mit  denen  man  Deutsch- 
lands Zukunft  wieder  aufbauen  wird.  Daß  unter  diesen  Werk- 
zeugen die  Seehäfen  eine  überragende  Rolle  spielen,  geht  aus 
ihrer  Bedeutung  für  den  Weltverkehr  hervor  und  daraus,  daß 
eben  der  Außenhandel  Deutschlands  einer  der  Hauptfaktoren  zu 
seiner  Größe  geworden  war  und  auch  wieder  werden  muß. 
Trotz  allem! 

Wenn  aus  den  schon  erwähnten  Gründen  Bremen  in  den 
folgenden  Ausführungen  besonders  berücksichtigt  werden  soll, 
so  sollen  doch  die  Vorschläge,  die  sich  etwa  mit  der  Verbesserung 
seiner  verkehrsgeographischen  Verhältnisse  befassen,  nicht  vom 
egozentrischen  Standpunkte  dieses  Hafenplatzes  aus  betrachtet 
werden,  sondern  sie  sollen  sich  nur  von  einem  möglichst  objek- 
tiv aufgefaßten  national-deutschen  Standpunkte  leiten  lassen. 
Aus  diesem  Grunde  wird  es  notwendig  sein,  die  Arbeit  nicht 
allein  auf  die  Weserstadt  und  ihr  Hinterland  zu  beschränken, 
sondern  zum  Vergleich  und  zur  Abwägung  ihres  Einflusses  und 
ihrer  Bedürfnisse  auch  die  benachbarten  größeren  Wirtschafts- 
gebiete mit  heranzuziehen. 

Die  Untersuchung  soll  entsprechend  den  nach  dem  heutigen 
Stande  der  Technik  maßgebenden  größeren  Verkehrsvorgängen: 
Seeverkehr,  Binnenverkehr  (Wasserstraßen  und  Eisenbahnen) 
gegliedert  werden.  Bei  jeder  dieser  Gruppen  wird  es  darauf 
ankommen,  zunächst  die  geographischen  Grundlagen  zu  be- 
tonen, dann  zu  zeigen,  wie  diese  von  der  Natur  gegebenen  Ver- 
hältnisse bisher  ausgenutzt  worden  sind  und  welche  Verbesse- 
rungen bzw.  Erweiterungen  die  Technik  etwa  ermöglichen  kann. 
Diese  Aufgabe  wird,  um  nach  Möglichkeit  Wiedernolungen  zu 
vermeiden,  für  jede  Gruppe  getrennt  durchgeführt  werden.  Im 
Anschluß  daran  sollen  auch  kurz  die  Einflüsse  der  Politik  be- 
rührt werden,  soweit  durch  sie  die  Verkehrslage  Bremens  beein- 
flußt worden  ist  oder  gefördert  werden  kann. 
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Die  Verkehrslage  Brementi 


16.  Jahrg.    Heft  2o.    22.  Ji 


I.  Die  Stellung  Bremens  im  Seeverkehr. 

a)  U  i  e  M  e  e  r  e  s  1  a  g  e. 
Der  Seeverkehr  ist,  unter  technischem  Gesichtswinkel  be- 
trachtet, die  mit  der  Natur  am  iuniRsten  verknüpfte  und  von  ihr 
am  meisten  erUicliUrtc  A'crkelirsart.  Der  Mensch  findet  auf 
dem  Meere  eine  fast  überall  fahrbare  Straße  geringen  Wider- 
standes, auf  die  er  allerdings  auch  nur  den  geringsten  Einfluß 
hat,  denn  er  kann  sie  weder  verbessern  noch  verschlechtern*). 
In  breiten  Bändern  überspannen  die  l'elieiseewasserstraßen  die 
Weltmeere  und  verbinden  Land  mit  f^and,  Weltteil  mit  Weltteil. 
\'on  den  drei  Kroßrn  Weltmeeren,  dem  Atlantischen,  dem  Großen 
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i>t    der   zuerst   genannte   zwar  der 
<i.hr   \\ichtiK>te.     l'-r   verbindet  die 
Diese  lufeit  Geireide,  P^leiseh,  Fett, 
Iii,  jene  tauscht  (laj^cgen  Kohle  und 
an  denen  sie  einen  gewissen  Ueber- 
ialb-  und  l-'ertiKf .djrikate  aller  Ait. 
Atlantischen   ()zeans  konzentrieren 
deren  besi  inderer  \'orteil  in  geo- 
.n  dadurch  begründet  ist,  daß  sie 
in  der  Mitte  der  ,,ErdlialbkuKel  (Ut  größten  l.andmasse"  liegt. 

wird  dadurch  zum  Zentralbecken  des  Welt\'erkehrs, 


und  dem  indischen  (Jzean 
kleinste,  aber  für  den  \'ei 
Alte  mit  der  Neuen  Welt. 
Häute,  Kaflec,  Tabak,  (iuni 
Kall,  die  einzigen  Rohstulfe 
fluß  hat,  un  übrigen   aber  Ii 

I  )ie   Wasserst  raßen    di  s 
sich  sänUiich  in  der  Noidsee 
graphischer  Hinsicht  am  niei 


ordsee 


Die  N 

\()n  dem  die  grdLn'u  Wel thandelsstraßcn  ausstrahlen:  die  nord- 
allantische  Linii'  nach  Nordamerika,  besonders  New  York,  die 
niiltelatlantische  nach  dem  Panama-Kanal,  den  Golfhäfen  und 
Westindien,  die  südatlantische  n;ich  .Siulainerik a,  lernor  die  Suez- 
Linien  üljer  die  .Straße  \on  (iibraltar,  Suez,  Port  Aden  nach 
Indien,  Xustralien  und  dem  fernen  Osten.  Ein  verhältnismäßig 
kleiner  Uaum  —  die  Ntirdsee  —  wird  also  durch  die  Lage  Euro- 
pas zur  übrigen  W'elt  zum  wichtigsten  Angelpunkt  des  Welt- 
\  erkehrs.  Die  Nutznießer  dieses  X'orteils  sind  die  .Staaten,  deren 
Küsleti  \oir  der  Nordsee  tiespiilt  werden,,  und  in  deren  Häfen 
schon  allein  ans  diesem  Grunde  die  l'ulse  des  Weltverkehrs 
schlagen.  Daß  sich  dabei  England  in  einer  besonders  be- 
\'urzugten  L;ige  befindet  und  dadurch  alle  kontiirjntalen,  Nord- 
seehäfen benachteiligt,  geht  d.iraus  lur\or,  daß  sich  seine  Häfen 
nach  zwei  .Seiten  offiLeii,  und  daß  es  sich  durch  seine  insulare 
Lage  im  atlantischen  (Jzean  gewissermaßen,  als  natürlicher 
Zwischenhändler  in  das  Konzent rat lonsbecken  des  Weltverkehrs 
einschiebt.  Diese  Stellung  hat  England  seit  den  Zeiten  der 
Königin  Elisabeth  in  planmäßiger  und  zielbewußter  ^W■ise  auch 
durch  seiire  Politik  gefestigt  und  ausgebeutet  und  dadurch  alle 
festländischen  Punkte  der  Nordseeküste  benachteiligt.  Seit  dem 
vorigen  Jahrhundert  wurde  Englands  Uebergewicht  besonders 
durch  das  Erstarken  der  deutschen  und  auch  der  amerikanischen 
Schiffahrt  geschmiilert.  Diese  Entwicklung  begann  mit  der  Uir- 
tibhängigkeitserklärung  der  \'ereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, die  bald  das  Bestreben  hatten,  sich  auch  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  \on  der  Bevormundung  durch  das  englische 
Mutterland  frei  zu  machen  und  infolgedessen,  danach  strebten, 
in  unmittelbare  X'erbindung  mit  dem  europäischen  Festlande  zu 
treten.  Eine  weitere  h'olge  des  nordamerikanischen  Befreiungs- 
krieges war  die,  daß  sich  auch  in  England  liberalere  Auffassun- 
gen geltend  machten  und  ilieses  mmmehr  auch  seine  übrigen 
Kolonien  dem  Ilanflel  des  nicht  britischen  europäischen  Fest- 
landes frei  gab.  Der  Zwang  fiir  die  .Schiffe,  die  den  Verkehr 
zwischen  Europa  und  der  ttlterseeischen  Welt  vermittelten,  Eng- 
l;md  anzulaufen,  wurde  daher  immer  geringer.  Dadurch  stieg 
auch  die  Bedeutung  und  der  Wrkehr  der  festländischen  Häfen 
Hamburg,  Bremen,  Rotterdam  und  Antwerpen. 

Man  wird  also,  wenn  man  die  weltgeographische  Lage  be- 
trachtet, sagen  können,  daß  diese  Häfen  in  fast  gleicher  Weise 
begünstigt  erscheinen,  ^\'enn  auch  nicht  ganz  außer  acht  ge- 
lassen werden  darf,  daß  Bremen  261  Seemeilen  **)  östlicher  als 
.Amsterdam,  2'.I(S  .Seemeilen  östlicher  als  Rotterdam  und  H.59  See- 
meilen östlicher  als  Atitwerpen,  also  auch  entspr.."chend  weiter 
von  den  Zielpunkten  der  von  der  Nordsee  ausstrahlenden  \'cr- 
k(. hrsstraßen  liegt,  so  erscheint  diese  Ungunst  der  geographi- 
schen Lage  doch  verhältnismäßig  gering  im  Vergleich  zu  der 
großen  Län.ge  dieser  Wrkehrsweg?  (z.  B.  Bremen — New  \or\< 
of>C..!,  Loiidoti  —  New  York  '4200  .Seemeilen).  Würde  man  an- 
nehmen, d.iß  die  mehr  oder  weniger  weite  östliche  Lage  \on' 
Bremen  und  Hamburg  eine  ausschlaggebende  Reelle  in  ihren 
überseeischen  \'erkehrsbeziehun.gen  spielte,  so  müßte  man  fol- 
gern, daß  sich  der  Verkehr  zwischeiV  England  und  Deutschland 
hauptsächlich  über  Bremen  abwickelte,  weil  bei  dieser  vcrhält- 
;nismäßig  gxringen  Entfernung  die  weniger  östliche  Lage 
Bremens  schon  i.iiien  .gewissen  \orliil  zu  x'ersprechen  sciu'int. 
-Andererseits  koiiiite'  iii.-in  glauben,  ('aß  Hamburg  im  \  erkehr 
-i.;ieh  Nord.imi-.  ik  i  l'e\</rzugt  würde,  weil  bei  (L-r  .großen  Eui- 
fernung  die  gelinge  örtlichere  Lage  Hamburgs  überhaupt  nicht 
-in  die  \\  ag--ehale  fällt     Beide  .\nnahmen  treffen  niciit  zu.  Aus 


■■')  \'oii  der  .SperiiiTif^  g.Tiizer  Meeresteile  durch  Minenversnicliung'  soll  alj^e- 
seheii  werden,  und  die  ■  er  IMenschenkraft  zugän(.;liche  \'crlTessoi  uns  der  Hüfer.- 
und  K fl.'iteiivci  liiiltiii ..se  'füllt  in  das  Ok  n/^Tbic  i  zw  isulien  .See-  und  Binnenverkehr 
und  Soll  dalu-r  spiiti  r  bfhandclt  winli  n. 

**)  Eh  sind  hier  die  „naiitiscbcii",  alsti  ilie  tatsürhlicli  nialSgel-enden  Schiffs* 
liniciientfenuing'cn  ange;^eljen. 


Verkehrsländer: 


EINFUHR 


Hamburg 


Bremen 


1000  t 

Mill.  M. 

1000  t 

Mill.  M. 

4698 

665,1 

322 

87,9 

Vereinigte  Staaten  

2096 

680,0 

1093 

820,5 

201 

250,6 

36 

33,0 

1177 

292,9 

200 

75,9 

Chile  

820 

188,6 

15 

6,3 

Ostindien   

130Ö 

409,4 

353 

71,4 

Verkehrsländer: 


AUSFUHR: 


Bremen 


lOOO  t 

Mill.  M. 

1000  t 

Mill  M 

1128 

522,4 

187 

153,3 

1159 

424,3 

409 

228,9 

370 

206,5 

48 

16,6 

194 

164,9 

82 

42,1 

184 

78,4 

55 

35,(J 

201 

92,9 

48 

16,3 

Großbritannien  .. . . 
Vereinigte  Staaten 

Brasilien   

Argentinien   

Chile  

Ostindien  


ergibt  sich  im  Gegenteil,  daß  das  Hauptverkehrsland  für  Ham- 
burg Großbritannien  ist,  während  für  Bremen  der  Verkehr  mit 
Nordamerika  die  größte  Bedeutung  hat.  Das  ist  darauf  zurück- 
zuführen, daß  Bremen  der  Hauptstapelplatz  für  die  von  Amerika 
bezogene  Baumwolle  ist,  für  die  es  die  besten  Lösch-  und  Lager- 
einrichtungen hat,  und  für  die  seine  Kaufleute  die  größte  Waren- 
kenntnis besitzen,  v.'ährend  Hamburg  seine  besonderen  Bezie- 
hungen zu  England  noch  aus  der  Zeit  des  hanseatischen  Stahl- 
hofes in  l^ondon  herleitet  und  im  Hamburger  Handel  die  eng- 
lische Kohle  eine  .große  Rolle  spielt.  Es  sind  also  im  Uebersee- 
handel  durchweg  andere  Ciründe  maßgebend  als  die  verhältnis- 
mäßi.g  .geringen  kilometrischen  Unterschiede  der  mehr  oder 
weniger  ostlichen  Lage.  Diese  treten  auch  aus  dem  Grunde 
praktisch  überhaupt  nicht  in  die  Erscheinung,  weil  der  inter- 
nationale Wettbewerb  bewirkt,  daß  die  Unterschiede  in  den  Secr 
frachten  zwischen  Nordsee  und  Uebersee  ganz  verschwindeil 
Die  Frachtkosten  sind  also  von  Hambur.g,  Bremen,  Rotterdam 
und  London  nach  New  ^'ork  oder  Ostindien  jeweils  gleich,  un§ 
wenn'  man  daraus  schließen  würde,  daß  dann  die  deutsche;^ 
Reedereien  weniger  verdienen  müßten  als  die  westlicheren,  s6 
würde  man  dabei  außer  acht  lassen,  daß  für  die  Ermittlung  der 
.Selbstkosten  einige  Seemeilen  Fahrleistung  viel  weniger  au^ 
schlaggebend  sind  als  hohe  wirtschaftliche  Ausnutzung  der 
Maschinen  und  andere  betriebstechnische  Umstände.  | 
Dagegen  ist  Hamburg  in  seiner  Meereslage  zweifellos  da- 
durch bevorzugt,  daß  es  im  tiefsten  Winkel  der  „deutschen 
Bucht"  liegt.  Diese  Lage  ist  für  Hamburg  im  großen  ebenso 
vorteilhaft,  wie  unter  den  kleineren  Verhältnissen  der  Küste 
selbst  die  ßuchtenlage  für  die  Hafenstadt  im  allg'^meinen  ihrf 
besonderen  X'orzüge  besitzt.  Dieser  \'orteil  wird  für  Hamburg 
von  der  Natur  noch  dadurch  betont,  daß  es  —  nur  durch  eint 
isthmusartige  Landzunge  getrennt  —  der  Kieler  und  Lübecke}- 
Bucht,  dem  südwestlichen  Zipfel  der  Ostsee  gegenüber  liegi 
mit  der  es  zudem  doppelt  durch  den  Kaiser  W^ilhelm-Kanal  unÄ 
den  Trave-Kanal  verbunden  ist.  Dadurch  wird  Lübeck  zuib 
Vorhafen  Hamburgs  und  Hamburg  selbst  zu  dem  von  der  Natui' 
gegebenen  Umschlageplatz  für  die  Ostseeländer  und  Skandium 
\  ien.  Dieser  Teil  seines  Geschäftes  (mit  Ausnahme  desjenigen 
nach  Norwegen,  das  ja  tatsächlich  wirtschaftlich  und  politisch 
stark  nach  England  hinneigt),  wird  Hamburg  um  so  weniger 
von  den  übrigen  Nordseehäfen  streitig  gemacht,  als  es  voji 
diesen  eben  weiter  entfernt  liegt  als  z.  B.  Bremen,  denn  bei  den 
kürzeren  W'cgen  der  Küstenschiffahrt  (Hamburg — Skandinaxieii 
—Ostsee)  sind  die  kilometrischen  Entfernungen  naturgemäß  be- 
deutungsvoller als  bei  der  großen  transozeanischen  Fahrt.  Da- 
gegen besteht  gerade  ein  weiterer  Nachteil  Bremens  darin,  dai- 
dieses  seinen  wiehtigsien  —  und  weil  es  sich  um  ausländisch! 
h.indelt  —  um  so  gefährlicheren  Wettbewerbern,  nämlich  der 
holländisch-belgischen  Häfen,  näher  liegt  als  Hamburg,  denn  es 
ist  selbstverständlich,  daß  eine  Konkurrenz  sich  um  so  schärfer 
bemerkbar  macht,  je  i;ähcr  die  konkurrierenden  Plätze  zu  ein- 
ander liegen. 

Nun  zeigt  aber  gerade  der  Vergleich  zwischen  Bremen  einer- 
seits und  Rotterdam  und  Antwerpen  andererseits,  daß  auch  in 
diesem    Falle  die  weltgeographische,   d.   h.   die  Meereslage,  in 
-  einem   verhältnismäßig    engen    Räumet    nämlich    der  Nordsee, 
weniger  Bedeutung  hat  als  die  Lage  zum  Binnenlande,  denn 
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Rctterdam  und  Antwerpen  sind  liauptsächliciT  aus  dem  Grunde 
so  gefährliche  Gegner  von  Bremen,  weil  sie  ihm  sein  wichtig- 
stes Hinterland  streitig  machen,  worauf  später  noch  näher  ein- 
gegangen wird.  Betrachtet  man  nur  die  weltgeographische  Lage 
Bremens  für  den  Seeverkehr,  so  wird  man  diese  also  trotz  der 
Vorher  gemachten  Einschränkungen  im  allgemeinen  als  günstig 
ansehen  köimen.  Nun  ist  diese  zwar  eine  wichtige  aber,  wie 
schon  aus  den  eben  angedeuteten  Umständeii  hervorgeht,  durch- 
aus nicht  allein  ausschlaggebende  \^oraussetzung  für  die  Ent- 
wicklung von  Handel  und  \'erkehr.  denn  der  Seeverkehr  ist  nie- 
mals Selbstzweck,  sondern  stets  nur  Mittel  zum  Zweck  des 
Güteraustausches,  er  ist  deshalb  ebenso  sehr  auf  die  Küste  und 
das  Binnenland  wie  auf  das  Meer  angewiesen. 

b)  Die  Küste  und  die  Häfen. 

Das  Binnenland  soll  späteren  Erörterungen  vorbehalten 
bleiben,  dejn  Wert  der  Küste  wird  man  sich  verdeutlichen 
köimeii,  wenn  man  von  dem  Gedanken  ausgeht,  daß  sich  der 
Seeverkehr  nur  selten  von  innen  heraus,  meistens  dagegen  von 
außen,  also  von  Uebersee  her,  entwickelt,  daß  er  sich  gewisser- 
maße an  der  seine  natürliche  Grenze  bildenden  Küste  entlani;: 
tastet,  und  sich  dort  die  Stelle***)  sucht,  wo  er  auch  beim  Ein- 
dringen ins  Festland  doch  noch  am  engsten  mit  seinem  Element, 
dem  Wasser,  verbunden  bleiben  kann.  Die  Küste  wird  auf  der 
Karte  als  scharfe  Trennungslinic  zwischen  Wasser  und  Land 
diirgestellt.  Aber  wie  diese  Linie  schon  von  der  Natur  durch 
Ebbe  und  Flut  verwischt  wird,  so  wird  sie,  wenn  inan  sie  vom 
vcrkchrstechnischen  Standpunkte  aus  als  Uebergang  der  bcickii 
Elemente  betrachtet,  zu  einem  breiten  Gürtel,  zu  dem  auf 
der  \\'asserseitc  die  Untiefen  und  die  vorgelagerten,  früher  zum 
Festland  gehörigen  Inseln  hinzuzurechnen  sind,  auf  der  Land- 
seile dagegen  diejenigen.  Gebiete,  die  zwischen  den  am  weitesten 
landeinwärts  liegenden  Seehäfen  und  der  geometrischen  Küsten- 
li)nc  liegen.  In  diesem  Sinne  reicht  die  Küstonzone  der  Nordsee 
mindestens  bis  zu  einer  Linie  Antwerpen — Rotterdam — Emden  - 
Bremen — Hamburg.  Betrachtet  man  diese  so  begrenzte  Fläche 
zunächst  in  ihrer  Beziehung  zur  See,  so  wird  man  finden,  daß 
die  belgischen  und  holländischen  Küsten  den  Vorzug  der 
Schwellen-  oder  Flurlage  gegenüber  der  deutschen  Küste  voraus 
haben.  Ein  weiterer  \'orteil  für  diese  besteht  in  der  großen 
Nähe  der  uimiittelbar  vorgelagerten  Gegcnküste  Groß-Britan- 
niens.  Dieser  Umstand  wird  besonders  von  Personenreisenden 
ausgenutzt,  die  zur  Ueberfahrt  nach  England  entweder  die  fran- 
Zfjsischen  Häfen  Boulogne  (191.3:  25  %  des  gesamten  Reisever- 
kehrs zwischen  England  und  denv  Festlande)  Calais  (22.ö%). 
den'  belgischen  Hafen  Ostende  (11,2%)  oder  die  holländischen 
Häfen  Vlissingen  (9,5%)  bzw.  Hoek  van  Holland  (6.8%)  be- 
nutzen. Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  daher  die  deutsche  Küste 
benachteiligt,  jedoch  ist  dieser  Nachteil  ebenso  wie  die  östlichere 
Lage  der  deutschen  Häfen  nicht  allzu  schwerwiegend,  da  der 
Passagierverkehr  nur  eine  untergeordnetere  Rolle  gegenüber 
dem  Güteraustausch  spielt.  Dasselbe  Bild  wiederholt  sich  ge- 
wissermaßen im  kleinen,  wenn  man'  die  deutschen  Hauiithäfen 
mit  ihren  Vorhäfen,  z.  B.  Hamburg  mit  Kuxhafen  vergleicht. 
Diese  werden  im  Personenverkehr,  bei  dem  es  auf  Schnelligkeit 
ankommt,  inmier  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  auch  wemi  es 
gelingt,  die  größten  Schiffe  nach  dem  Hauptliafen  zu  ziehen, 
während  es  im  Güterverkehr,  bei  dem  es  auf  Billigkeit  ankommt, 
von  größter  Bedeutung  ist,  daß  die  Seeschiffe  möglichst  tief 
landeinwärts   fahren  können. 

Wurde  eben-  darauf  hingewiesen,  daß  die  belgische  und 
holländische  Küste  durch  ihre  (Schwellen-)  Lage  gegenüber 
der  deutschen  Nordsceküste  bevorzugt  ist,  so  muß  doch  allge- 
mein betont  werden,  daß  verkehrstechnisch  die  Lage  der  Küste 
nicht  so  wichtig  ist  wie  die  Frage,  ob  und  welche  Schwierig- 
keiten sie  dem  Land-  und  Seeverkehr  entgegenstellt,  d.  h.,  ob 
sie  flach  oder  steil,  fest  oder  sumpfig  ist,  ob  ihr  Watte  oder 
Klippen  vorgelagert  sind,  ob  sie  durch  besonders  heftige 
Stürme  oder  häufigen  Nebel  heimgesucht  oder  durch  Treibeis 
und  die  Gefahr  des  Zufrierens  bedroht  wird.  In  diesen  Be- 
ziehungen weist  aber  die  Nordsecküste,  wie  das  bei  ihrer  ver- 
hältnismäßig geringen  Länge  auch  naturgemäß  ist,  keine  maß- 
gebenden Unterschiede  auf.  Sie  ist  gekennzeichnet  als  Flach- 
küste mit  vorgelagerten  Watten  und  Untiefen,  sie  ist  als,) 
technisch  für  die  Ausübung  der  Schiffahrt  durch  aus  nicht  be- 
vorzugt. 

Ucber  dem  technischen  steht  jedoch  der  wirtschaftliche 
Wert  einer  Küste,  der  von  der  Entwicklung  und  der  Zugäng- 
lichkeit des  Hinterlandes  abhängig  ist.  Die  für  Hafenanlagen 
j  von  der  Natur  in  hohem  Grade  bevorzugten  Fjordküsten 
Norwegens,  Grönlands  und  NW-Amerikas  werden  nieinals  zur 
Bildung  großer  Handelsplätze  führen,  nicht  allein  deshalb,  weil 
sie  abseits  von  den  Bahnen  des  Weltverkehrs  liegen,  sondern 
viir  allen   Dingen   auch,   weil   sie   über  kein   Verbrauchs-  mu! 

***)  Ein  Beispiel  for  diese  Entwicklung  ist  Bremen  selbst,  das  auf  einer 
Mlinialen  DUne  (altdeutsch  „Brim",  vergl.  das  heutige  Wort  „verbrämen")  von 
Missionaren  gegründet  worden  ist  die  von  der  britischen  Insel  herüberkamen,  an 
der  Küste  entlang  fuhren  und  in  der  Wesermündung  landeten. 


erzeugungsfähiges  Hinterland  verfügen.  LIngleich  wertvoller 
ist  ein  Gestade,  dessen  an  sich  weniger  günstige  Häfen  dank 
ihrer  besseren  Weltlage  von  einem  lebhaften  Verkehr  aufge- 
sucht werden,  und  die  sich  eines  dicht  bevölkerten  und  wirt- 
schaftlich hoch  etatwickelten  Hinterlandes  erfreuen.  Wenn 
diese  Voraussetzungen  gegeben  sind,  dann  wird  ein  zur  See 
strebendes  Volk  danach  trachten,  durch  Kunstbauten  die  Nach- 
teile der  Natur  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen.  In  dieser  Lage 
befindet  sich  unsere  Nordseeküste.  Ihre  einzelnen  Punkte  sind 
allerdings  in  geographischer  und  topographischer  Beziehung 
verschieden  geeignet  zur  Anlage  von  Hafenplätzen,  und  die 
Entwicklung  hat  selbstverständlich  diejenigen  Punkte  bevor- 
zugt, die  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  doch  topographisch 
am  geeignetsten  waren. 

In  jenen  Zeiten,  als  die  Seeschiffe  kleiner  waren  und  nur 
geringen  Tiefgang  hatten,  als  sie  die  hohe  See  noch  mieden 
und  nur  an  der  Küste  entlang  steuerten,  konnten  sie  sich  mit 
kleinen  Buchten  zufrieden  geben  und  das  Festland  an  vielen 
Punkten  anlaufen,  ähnlich  wie  das  heute  noch  bei  der  Küsten- 
fischerei der  Fall  ist.  Auch  die  Binnenverkehrsmittel  waren 
damals  wenig  trag-  und  leistungsfähig,  konnten  aber,  da  sie 
noch  nicht  an  Schienenwege  gebunden  waren,  die  einzelnen 
Küstenpunkte  leichter  und  vielfältiger  erreichen  als  heute.  Der 
Umschlagverkehr  vollzog  sich  auf  einfachste  Weise,  und  das 
Wort  „Zeit  ist  Geld"  hatte  noch  nicht  die  Bedeutung  wie  im 
mcjdernen  Verkehr.  Je  größer  und  anspruchsvoller  aber  die 
V^erkehrsmittel  wurden,  eine  umso  strengere  Wahl  mußten  sie 
auch  unter  den  sich  bietenden  Landungsmöglichkeiten  treffen, 
umso  schärfer  wurden  aber  auch  die  Anforderungen  an  die 
wenigen  übrig  bleibenden  Häfen  hinsichtlich  ausreichender 
Tiefe,  technischer  Ausgestaltung  und  .Anschlußmöglichkeiten 
an  binnenländische  Verkehrsmittel.  Gerade  in  dieser  Beziehung 
sind  diejenigen  Küstengebiete  von  der  Natur  bevorzugt,  die 
von  einem  Flusse  durchschnitten  werden.  Hier  dringt  der  beste 
und  billigste  Verkehrsträger,  das  W'asser,  am  tief'-'ten  in  das 
Land.  Je  weiter  und  tiefer  das  Flußbett  an  der  Mündung  ist, 
umso  günstiger  ist  es  für  den  Verkehr.  Je  tiefer  der  Hafen  — 
imter  Erfüllung  der  sonstigen  Erfordernisse  —  landeinwärts 
liegt,  umso  geschützter  ist  er  gegenüber  den  Naturgewalten 
und  gegenüber  feindlichen  Seeangriffen. 

Dieser  Kampf  ums  Dasein  führte  zur  Bildung  weniger, 
aber  umso  leistungsfähigerer  Hafenplätze.  Wo  Elbe  imd  Weser 
die  Nordseeküste  schneiden,  wurden  weit  landeinwärts  die 
größten  deutschen  Seehäfen  Hamburg  und  Bremen  gegründet. 
Es  sind  das  die  Stellen,  wo  der  Atemzug  des  Meeres,  wie  man 
die  Gezeiten  nannte,  noch  zu  verspüren  ist,  wo  die  einströ- 
mende Flut  die  Schiffe  mit  sich  ins  Land  trägt,  und  wo  der 
zurückflutende  Ebbestrom  zusammen  mit  der  Flußströmung 
die  auslaufenden  Schiffe  wieder  mit  auf  den  Ozean  herausneh- 
men kann.  So  entstand  Bremen  124  km  von  der  Wesermün- 
dung (Außenweserfeuerschiff )  und  Hamburg,  117  km  von  der 
Elbmündung  (Außenfeuerschiff  der  Elbe)  entfernt  landeinwärts. 

Bis  weit  über  das  Mittelalter  hinaus  brauchte  kaum  etwas 
dafür  getan  zu  werden,  um  die  Flußmündungen  zur  .'^oe  hin 
offen  zu  halten,  denn  die  Entwickhnig  der  Schiffbankun^t  war 
so  gering,  daß  sich  in  den  15  Jahrhunderten  von  Casars  Exiie- 
dition  bis  zur  Entdeckungsfahrt  des  Kolumbus  kaum  ein  Fort- 
schritt in  der  Vergrößerung  des  Raumgchaltes  und  des  Tief- 
ganges der  Fahrzeuge  erkennen  läßt. 

Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hatte  das  normale 
Segelschiff  etwa  eine  Größe  von  200 — 300  R cgistertdus,  ent- 
sprach also  ungefähr  dem  größten  Schiff  des  Kulunibus,  der 
,, Santa  Maria"  mit  300  Registertons,  und  imch  das  in  den 
Jahren  1847/48  gebaute  Segelschiff  ,, Deutschland",  ilas  erste 
Schiff  der  Hamburg-Amerika-Linie  und  der  Stuiz  der  Gesell- 
■ichaft,  hatte  nur  eine  firößc  von  417  R.  T.  Von  da  ab  setzte 
allerdings,  nachdem  sich  die  Schiffbaukunst  das  l''isen  als  Bau- 
stoff dienstbar  gemacht  hatte,  und  nachdem  die  Dampfkraft 
die  Möglichkeit  zum  Walzen  der  großen  Schiffsbleche  und  zum 
Schtnieden  der  Steven,  .Spanten  imd  Rahmen  gegeben  hatte  und 
selbst  als  Triebmittel  in  den  .Schiffbau  eingefüiirl  wurde,  eine- 
im  Vergleich  zu  den  früheren  J.ilirhundertcn  >tiirniische  l''nl- 
Wicklung  ein.  Innerhalb  ynu  kn.ipji  65  Jahren  wuchsen  die 
Seeschiffe  von  700  auf  60  000  l-teuistertonncn!  Das  größte  Schiff 
des  Norddeutsrhen  Lloyd  und  überhauin  das  größte  deutsche 
Schiff  bis  zum  Jahre  1013  war  der  im  Jahre  1909  fertiggestellte 
,, George  Washington",  der  dem  \\\-igemut  imd  der  Tatkraft 
seiner  Gesellschaft  ein  beredtes  Zeugnis  ausstellte.  Er  wurde 
von  dem  im  Jahre  1913  von  der  Hapag  in  Dienst  gestellten 
,, Imperator"  mit  52  077  Regts,  gleich  um  mehr  als  das  D(j])pelte 
übertroffen,  und  auch  das  neueste  Lloydschiff  ,,Columbus" 
(1914  mit  35  000  Regts.)  wurde  von  dem  neuesten  Hapagdampfer 
„Vaterland"  (1914  mit  58  000  Regts.)  in  den  Schatten  gestellt. 
Es  ist  das  aber  nicht  etwa  ein  Beweis  dafür,  daß  Wagemut 
und  Tatkraft  der  Bremer  Gesellschaft  nicht  in  demselben  Maße 
fortgeschritten  wäre  wie  bei  der  Hamburger  Reederei,  sondern 
es  ist  nur  ein  Zeichen  davon,  daß  man  bei  den  bei  weitem 
schlechteren   Schiffahrtsverhältnissen   der  Unter-   und  Außen- 
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weser  nicht  solche  Schiffsriesen  in  Dienst  stellen  konnte,  wie 
sie  die  Unterelbe  wegen  ihres  größeren  Tiefganges  noch  trug!*) 
Diese  Bemerkung,  die  hier  bei  der  Betrachtung  der  Fort- 
schritte im   Schiffbau   eingeschaltet   ist,     eilt   der  historischen 
Entwicklung    der   Schiffahrtsverhältnisse    der  Unterweser  und 
Unterelbe  allerdings  voraus.     Es  ist  weiter  oben  festgestellt 
worden,  daß  sich  erst  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts  größere   Schiffsförmen   entwickelten.       Man  wird  es 
daher  durchaus  verständlich  finden,  daß  Hamburg  in  den  Jahren 
1834  und   1838  die  ersten  Dampfbagger  auf  der  Unterelbe  in 
Betrieb  setzte,  um  seine  Reede  und  seinen  Hafen  zu  vertiefen, 
um  dort  einen  Flutwasserstand  von  6 — 6,3  m  zu  schaffen.  Wie 
ungünstig    demgegenüber    Bremen    gestellt    war,    geht  daraus 
hervor,   daß   es  schon  220  Jahre  früher,   also   zu   Beginn  des 
17.  Jahrhunderts,  überhaupt  darauf  verzichten  mußte,  größere 
Schiffe  bis  zur  Schlachte,  dem  alten  städtischen  Anlegeplatz, 
einlaufen  zu  lassen!      Schon  i.  J.  1618  mußten  sich  daher  die 
Bremer  zur  Anlegung  ihres  ersten  Vorhafens  entschließen.  Er 
erstand  in  Vegesack,  einer  kleinen,  17  km  unterhalb  Bremens 
gelegenen  Stadt.     Hatte  dieser  Hafen  wenigstens  den  Vorteil, 
daß  er  noch  auf  bremischem  Gebiete  lag,  so  wurden  die  Ver- 
hältnisse noch  unleidlicher,  als  sehr  bald  schon  auch  das  Fahr- 
wasser bis  dorthin  nicht  mehr  genügte,  nicht  weil  die  Schiffe 
größer  wurden,  sondern  weil  die  Weser  immer  mehr  versandete. 
Die  Schiffe  mußten  infolgedessen  schon  bei  Elsfleth  oder  bei 
Brake,  30  und  40  m  unterhalb  Bremens,  auf  oldenburgischem 
Gebiete,  vor  Anker  gehen  und  dort  ihre  Waren  in  Leichter  um- 
laden, um  sie  nach  Bremen  gelangen  zu  lassen.     Die  daraus 
entstehenden  Unkosten,  noch  vermehrt  durch  den  Schiffs-  und 
Warenzoll,  den  die  Bremer  den  oldenburgischen  Grafen  zahlen 
mußten,  trugen  nicht  wenig  dazu  bei,  den  bremischen  Handel 
zu  schädigen.     Zoll-  und  staatspolitische  Schwierigkeiten,  auf 
die   später  noch   eingegangen   werden   soll,   hinderten  Bremen 
lange  Zeit,  einen  geeigneten  Ausweg  aus  diesen  immer  fühlbarer 
werdenden  Schwierigkeiten  zu  finden.    Erst  nach  langwierigen 
Verhandlungen  wurde  im  Jahre  1827  ein  Vertrag  mit  dem  da- 
maligen Königreich   Hannover  abgeschlossen,   das   gegen  eine 
erhebliche  Geldentschädigung  die  Oberhoheit  über  das  der  Ge- 
meinde Lehe  gehörige  Gelände  an  der  Geestemündung  an  den 
Staat  Bremen  abtrat.     Hier  entstand  in  den  Jahren  1827 — 30 
der  sog.  Alte  Hafen,  dem  erst  in  den  Jahren  1847 — 51  der  Bau 
des  Neuen  Hafens  von  Bremerhaven  folgte.    Dann  war  die  Ent- 
wicklung wieder   gehemmt,   bis   es   schließlich   in   den  Jahren 
1861,  1868  und  1892  Bremen  gelang,  abermals  nach  Ueberwin- 
dung  hartnäckigen  Widerstandes,  von  Hannover  und  Preußen 
weitere  Gebiete  an  der  Wesermündung  zu  erwerben,  auf  denen 
sich  seine  Tochterstadt  Bremerhaven   den  Anforderungen  des 
modernen  Seeverkehrs  entsprechend  entwickeln  konnte.  Damit 
war  allerdings  zunächst  der  drohendsten  Gefahr  gesteuert,  Bre- 
men  besaß  wieder  einen   Hafen,  der  für  die   damals  größten 
Schiffe  zugänglich  war.    Aber  diese  Maßnahme  brachte  doch 
nur  halbe  Hilfe,  und  die  Zweiteiligkeit  des  Platzes  wurde  mit 
Recht  von  den  Bremer  Kaufleuten  immer  lästiger  empfunden. 
Die  Tatsache,     daß   sich  der  eigentliche  Umschlagverkehr  in 
Bremerhaven  vollzog,  während  Lagerhaus,  ,, Kontor"  und  Börse 
in  fast  70  km  Entfernung  in  der  Stadt  Bremen  verblieben,  ver- 
ursachte   die     größten    Schwierigkeiten     und  unvermeidliche 
Kosten,  der  Seeverkehr  endete  in  Bremerhaven,  der  Sitz  des 
Handels  und  der  Endpunkt  des  Binnenverkehrs  blieb  aber  Bre- 
men.    Die  Verbindung  beider  Plätze  wurde  durch  Flußkähne 
hergestellt.    Die  dadurch  entstehenden  Kosten  belasteten  jede 
Tonne  Kaufmannsgut  mit  2  bis  2,50  M.  und  schädigten  dadurch 
den  Bremer  Handel  um  mehr  als  2  Mill.  M.  jährlich.  Kein 
Wunder,   daß  Bremen   an   dem  Aufblühen  Deutschlands  nicht 
denselben  Anteil  nahm  wie  Hamburg!    In  den  Jahren  1971  bis 
1880  hob  sich  Hamburgs  Warenhandel  um  mehr  als  100%,  der- 
jenige Bremens  nur  um  knapp  50%.    Für  Bremen  ergab  sich 
die  immer  zwingender  auftretennde  Notwendigkeit,  den  neuen 
Verkehrsverhältnissen  und  den  Ansprüchen  des  neuen  Deutsch- 
lands Rechnung  zu  tragen:  Es  mußte  selbst  wieder  zur  See- 
stadt werden,  die  es  seit  2%  Jahrhunderten  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  nicht  mehr  war,  wenn  es  gegenüber  den  benach- 
barten Häfen,  die  immer  mehr  emporblühten,  wettbewerbsfähig 
bleiben  wollte. 

c.    Die  Unter-Weser. 

Bis  über  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  hinaus  befand 
sich  die  Unterweser  in  einem  traurig  verwilderten  Zustande. 
Zahllose  Sandbarren  sperrten  die  Fahrrinne.  Die  bis  zur  Grün- 
dung von  Bremerhaven  stellenweise  gebauten  Buhnen  hatten 
ausschließlich  den  Zweck  des  Uferschutzes  und  beförderten  nur 
noch  die  ohnehin  zunehmende  Verschlechterung  des  Stromzu- 
standes, da  sie  auf  die  Entwicklung  der  Flutwelle  bei  ein-  und 
ausgehender  Strömung  nachteilig  einwirkten.  Am  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  war  daher  die  Unterweser  in  der  Nähe  von 


*)  Die  Größe  der  Imperator-Klasse  hat  sich  im  Betriebe  nicht  als  wirtschaft- 
lich hemusgestellt.  Es  ist  daher  —  ganz  abgesehen  von  den  Deutschland  hinsichtlich 
der  Schiffbaugrößen  durch  den  Versailler  Vertrag  auferlegten  Zwangsvorschriften 
—  nicht  wahrscheinlich,  daß  Scl'iffe  mit  derartigen  Abmessungen  in  absehbarer  Zeit 
wieder  auf  Stapel  gelegt  werden. 


Bremen  kaum  besser  fahrbar  als  heutzutage  die  Werra  oder 
die  Fulda  oberhalb  Kassels.  Schiffe  mit  1/4  bremische  Fuß 
(43  cm)  Tiefgang  konnten  in  den  Jahren  1816 — 26  zwischen 
Warfleth — Rönnebeck  und  Farge  (etwa  22  km  unterhalb  Bre- 
men) bei  Ebbe  nicht  fahren,  noch  im  Jahre  1830  mußte  ein 
mit  10  Last,  etwa  20  t,  beladener  Kahn  von  der  Ochtummündung 
bis  Vegesack  dreimal  leichtern,  und  für  die  ganze  Fahrt  von 
Bremen  bis  Bremerhaven  waren  selbst  bei  günstigem  Winde 
oft  volle  14  Tage  notwendig! 

Bremen  unternahm  zwar  zahlreiche  Versuche,  um  die  Fahr- 
rinne nach  Bremerhaven  zu  vertiefen,  zum  Teil  waren  seine 
Maßnahmen  aber  unzulänglich  und  bewirkten  sogar  oft  das 
Gegenteil  des  beabsichtigten  Zwecks,  zum  Teil  machten  Ein- 
wendungen der  Uferstaaten  Oldenburg  und  Hannover  durch- 
greifende Verbesserungen  unmöglich.  So  betrug  noch  in  den 
70er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Fahrtiefe  in  Bremen 
nur  1  m,  und  bis  zum  Jahre  1875  war  nicht  mehr  erreicht,  als 
daß  Schiffe  mit  2,75  m  Tiefgang  in  Bremen  anlegen  konnten. 
Der  erste  Dampfer  des  Norddeutschen  Lloyd,  „Bremen",  ein 
für  seine  Zeit  hervorragendes  Schiff,  das  1858  in  Dienst  gestellt 
wurde,  hatte  aber  schon  einen  Tiefgang  von  7  m,  und  in  Ham- 
burg betrug  der  zulässige  Tiefgang  schon  in  den  70er  Jahren 
6—6,3,  im  Jahre  1879  schon  6,7  m! 

Die  Handelskammer  in  Bremen  klagte,  daß  von  allen  in 
die  Weser  einfahrenden  Schiffen  nur  5%  bis  Bremen  selbst  ge- 
langen konnten.  Man  erwog  daher  schon  in  den  60er  Jahren 
den  Plan,  die  Unterweser  durch  künstliche  Vertiefung  so  zu 
verbessern,  daß  wenigstens  mittelgroße  Seeschiffe  bis  nach  Bre- 
men gelangen  könnten.  Der  Unterlauf  der  Weser  war  aber 
so  verwildert,  daß  es  trotz  jährlich  wiederholter  Baggerungen, 
die  hohe  Kosten  verursachten,  nicht  möglich  war,  eine  größere 
Fahrtiefe  als  2,75  m  zu  schaffen.  Eine  auf  Veranlassung  Bre- 
mens i.  J.  1870  eingesetzte  Kommission,  in  der  die  Uferstaaten 
und  der  Norddeutsche  Lloyd  vertreten  waren,  erkannte  zwar 
an,  daß  Abhilfe  dringend  not  tue,  aber  erst,  als  i.  J.  1878  der 
Oberbaudirektor  Franzius  als  Leiter  der  bremischen  Bauver- 
waltung in  die  i.  Jr-  1874  durch  das  deutsche  Reich  eingesetzte 
neue  Kommission  eintrat,  erhielt  das  erstrebte  Ziel  die  erfor- 
derliche technische  Grundlage  und  eine  fest  umrissene  Ge- 
staltung. Die  Korrektion  der  Unterweser  begann  mit  dem  in 
d.  J.  1883 — 86  ausgeführten  Durchstich,  durch  den  das  stärkste 
Hindernis  für  den  Verkehr  großer  Schiffe,  die  sog.  „Lange 
Bucht",  unmittelbar  unterhalb  der  Stadt,  beseitigt  wurde.  Hier- 
durch konnte  die  Fahrtiefe  bereits  innerhalb  Bremens  auf  3  m 
gebracht  werden.  Die  weitere,  viel  schwierigere  Aufgabe  be- 
stand darin,  an  Stelle  eines  gekrümmten,  sich  vielfach  ver- 
zweigenden Flußlaufes  von  stark  wechselnden  Breitenab- 
messungen einen  einheitlichen,  kanalartigen  Lauf  mit  gesicher- 
tem Niedrigwasserstand  zu  schaffen.  Diese  Arbeit  wurde  im 
Sommer  1887  in  Angriff  genommen  und  hatte  schon  nach 
2  Jahren  das  Ergebnis,  daß  Schiffe  mit  4  m  Tiefgang  bis  nach 
Bremen  fahren  konnten.  Im  Jahre  1892  war  dann  das  zunächst 
gewünschte  Ziel  erreicht:  Die  Fahrtiefe  war  auf  5  m  gebracht. 
Der  Erfolg  der  Unterweserkorrektion  nach  den  genialen  Plänen 
von  Franzius  kann  daher  als  ein  für  seine  Zeit  vollkommener 
angesehen  werden. 

Außer  der  Hebung  des  Verkehrs,  der  sich  in  den  14  Jahren 
von  1895 — 1909  um  mehr  als  das  Dreifache  steigerte,  hatte 
Bremen  aber  noch  einen  weiteren  Vorteil  durch  die  Unterweser- 
korrektion. Der  große,  schon  oben  erwähnte  Vorzug  der 
Meereslage,  der  darin  besteht,  daß  der  Hafen  von  Ebbe  und 
Flut  erreicht  wird,  war  in  den  letzten  Jahrhunderten  verloren 
gegangen.  Durch  die  Korrektion  der  Unterweser  wurde  jedoch 
ein  Flutintervall  von  1,46  m  in  Bremen-Stadt  erreicht.  Wie 
hoch  gerade  dieser  Vorteil  geschätzt  wurde,  zeigen  die  Worte 
auf  dem  Denkmal,  das  die  dankbare  Stadt  ihrem  großen  In- 
genieur errichtete:  „Ludwig  Franzius  bahnt  der  Flut  den  Weg 
zur  Stadt  Bremen."  Die  Entwicklung  der  Seeschiffahrt,  die 
jahrhundertelang  fast  stillgestanden  hatte,  eilte  aber  um  die 
Wende  des  letzten  Jahrhunderts  mit  stürmischen  Schritten  vor- 
wärts. Franzius  hatte  seinem  Entwurf  vom  Jahre  1881  das 
damals  im  Seeverkehr  vorherrschende  2  bis  3000-Regts. -Schiff 
mit  5  m  Tiefgang  zugrunde  gelegt.  Der  transatlantische  Ver- 
kehr ging  aber  schnell  zu  noch  größeren  Abmessungen  über, 
und  das  Regelschiff  wies  schon  vor  1900  eine  Größe  von  5 — 6000 
Brutto-Reg.-Tons  mit  etwa  11000  Tons  Tragfähigkeit  auf 
Diese  Schiffe  besitzen  aber  eine  Tauchtiefe  von  reichlich  7  m 
Die  sehr  bedauerliche  Folge  für  Bremen  war  die,  daß  der  durch 
die  Korrektion  der  Unterweser  erreichte  Erfolg  mehr  und  mehr 
wieder  verloren  ging.  Im  Jahre  1903  wurde  daher  der  Entschluß 
gefaßt,  die  Weser  noch  weiter  zu  vertiefen.  Es  ist  ein  Zeicher 
davon,  wie  naturgemäß  und  weitschauend  das  Projekt  vor 
Franzius  angelegt  war,  daß  man  damit  rechnen  konnte,  diese 
neue  Vertiefung  lediglich  durch  Baggerungen  zu  erzielen.  Wenn 
diese  Arbeiten  nicht  gleich  in  Angriff  genommen  wurden,  so 
lag  das  daran,  daß  Preußen  eine  zu  starke  Absenkung  de.' 
Niedrig-  und  Grundwasserspiegels  der  Oberweser  und  infolge- 
dessen eine  Benachteiligung  der  anliegenden  Ländereien  befürch- 
tete (Fortsetzung  lolgt) 
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EIN  AUSSCHNITT  AUS  DER  DEUTSCHEN  ELEKTRIZITÄTSWIRTSCHAFT 
Das  Hochvoltnetz  und  die  Umspannwerke  für  die  Eiektrizitäts- 
großversorgung  der  Provinz  Sachsen  und  des  Staates  Anhalt 

VON   REGIERUNGS-   UND  BAURAT   KARL  MENTZEL,   HALLE  a.  S., 
mit  einem  Vorwort  von  Oberbaurat  B.  Heck,  Generaldirektor  der  Deutschen  Continental-Gas-Gesellschaft  in  Dessau 

(Fortsetzung) 


Bei  den  Transformatoren  und  Oelschaltern  ist  für  guten 
und  raschen  Oelabfluß  in  geschlossenen  Leitungen  Sorge  ge- 
tragen.   Das  Oel  wird  in  einer  besonderen,  außerhalb  des  Ge- 


schalter angeordnet,  während  die  einfachen  Trennschalter  der 
Niederspannungsseite  mit  Schaltstange  betätigt  werden.  Die 
100  KV-Isolatoren  bestehen  aus  Bituba,  einer  von  BBC  her- 
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Abb.  22 


(Jmspanntverk  Magdeburg  Quer^cbn. 


bäudes  liegenden  Oelgrube  aufgefangen,  deren  Grobmörtelwände 
mit  Zementputz  und  einem  Margalitanstrich  gedichtet  sind. 

Die  Werkstatt  ist  mit  einem  50  t-Kran  ausgerüstet,  dessen 
Ifub  elektrisch,  dessen  Katze  und  Eigenbewegung  von  Hand  be- 
tätigt wird. 

Die  Trennwände  der  beiden  Sammelschienenräume  bestehen 
aus  Streckmetall,  um  eine  gute  Gesamtübersicht  zu  ermöglichen. 
Auf  der  100  KV-Seite  sind  dreipolige,  fernbedienbare  Trenn- 


gestellten Papiermasse,  die  50  KV-Isolatoren  aus  Porzellan. 
Für  erstere  ist  Serie  VIII,  für  letztere  Serie  VI  und  VI  a  ver- 
wendet. 

Das  Gebäude  wird  mittels  einer  Niederdruckdampfheizung 
bei  einer  Außentemperatur  von  — 20°  auf  mindestens  +5°  er- 
wärmt. 

BBC  hatte  bei  Ausarbeitung  des  Entwurfes  vorgeschlagen, 
die  Freileitungen  nicht  mit  den  üblichen,  durch  ein  schräges 
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Abb.  24.    Gesamtansicht  des  Umspannwerkes  Magdeburg. 


Dach  geschützten  Durchführungsisolatoren,  sondern  mittels  von 
ihr  neu  entworiener,  senkrecht  stehender  Porzellanisolatoren 
vom  Dach  des  Gebäudes  aus  in  den  Hochspannungsraum  zu 
leiten.  Da  hierfür  Erfahrungen  noch  fehlten,  hat  man  zunächst 
die  anderen  Anordnungen  vor- 
gezogen, dem  Werk  indessen 
gestatlet,  mit  ihrem  Vorschlage 
einen  Versuch  zu  machen  (auf 
Abb.  23  dargestellt).  Die  Lei- 
tungen werden  an  einem  auf 
dem  Dach  angebrachten  Eisen- 
gerüst abgespannt  und  von  hier 
mit  den  Isolatoren  verbunden. 
Der  Vorteil  besteht,  falls  sich 
derVersuch  elektrisch  bewähren 
sollte,  einmal  darin,  daß  beson- 
dereSchutz  Jächer  fürdie  schräg 
nach  oben  gerichteten  Durch- 
führungsisolatoren fortfallen. 
Zweitens  wird  dadurch  die  Ge- 
bäudehöhe des  Hochvolthauses 
unabhängig  von  der  erforderli- 
chen Höhe  der  Leitungsführung 
außerhalb  des  Gebäudes,  da 
letztere  durch  die  Höhe  des  Ab- 
spanngerüstes auf  dem  Dache 
ausgeglichen  werden  kar.n,  wo 
durch  unter  Umständen  eine 
wesentlicheRaumersparnis  mög- 
lich wird,  Ein  dritter  Vorzug 
der  Dachdurchführung  ist  die 
größere  Bewegungsfreiheit  hin- 
sichtlich der  Fortführung  der 
Leitungen. 

c)  Umspannwerk  Stendal. 

Das  Umspannwerk  Stendal 
gekennzeichnet,  daß  sämtliche 
einem  Geschoß  untergebracht  sind  und  nur  für  die  Einführung 
der  Hochspannungsleitungen  ein  schmaler  turmartiger  Autbau 
erforderlich  wurde.  Es  liegt  in  unmittelbarer  Nähe  des  Bahn- 
hofes Stendal  und  ist  durch  einen  Nebenanschluß  an  das  An- 
schlußgleis der  Rütgerswerke  zugänglich  gemacht.  Zwei  Trans- 
formatoren von  je  5000  KVA  in  Kernbauweise  mit  niederspan- 
nungsseitig    herausgeführtem    Nullpunkt    transformieren  den 


Abb.  25. 


Umspannwerk  Ma 
für 


(Abb.  26  bis  30)  ist  dadurch 
elektrischen    Einrichtungen  m 


Strom,  von  50  KV  auf  15  KV.  Auf  der  Hochvoltseite  sind  zwei 
Leitungen  ausgebaut  (von  Magdeburg  und  nach  Salzwedel)  und 
ein  Platz  für  Erweiterung  vorgesehen,  für  die  Niederspatmungs- 
seite   waren    sieben   Ausführungen    erforderlich.     Ein  weiterer 

Platz  ist  auch  hier  für  späteren 
Ausbau  vorgesehen. 

Verfolgt  man  den  Quer- 
schnitt (Abb.  27)  von  links  nach 
rechts,  so  erkennt  man  zunächst 
das  in  die  Werkstatt  führende 
Transformatorengleis.  Hieran 
schließen  sich  die  beiden  Trans- 
formatorenzellen mit  einem  da- 
zwischrn  liegenden  Raum  für 
die  Olkühlanlage  und  der  Raum 
für  die  50  KV-Schalter.  Daneben 
liegt  der  Sammelschienenraum 
für  beide  Spannungen  mit  einem 
gemeinsamen  Schalterbedie- 
nungsgang und  diesem  folgend 
der  Raum  für  die  15 KV-Schalter 
mit  den  Ausführungen  der 
Niederspannungsseite. 

Die  50  KV- Freileitungen 
gelangen  zunächstin  den  Aufbau, 
in  dem  sich  auch  die  dreipoligen, 
vom  Schaltergang  aus  fernbe- 
dienbaren Trennschalter  befin- 
den.Ein  durch  eine  eiserneSteige- 
leit er  zugänglich  er. nnt  Schutzge- 
länder versehener  Gang  ermög- 
licht die  Prüfung  der  Trenn- 
schalter und  Durchführungen 
Ueber  Oelschutzschalter  und  ebenfalls  fernbedienbare  dreipolige. 
Trennschalter  führen  die  Leitungen  weiter  zu  den  an  beiden 
Seitenwänden  des  Raumes  angebrachten^  doppelt  ausgeführten 
Hochvoltsammelschienen,  von  diesen  wieder  über  Trennschalter 
zu  Oelschutzschaltern  und  von  letzteren  über  Schutzdrossel- 
spulen zu  den  Transformatoren.  Die  ^'erbindung  vom  Trans- 
formator zur  Niederspannungsanlage  erfolgt  über  Schutzdrossel- 
spulen durch  Kabel  und  ebenfalls  über  Oelschutzschalter  und 
Trennschalter.  Die  doppelt  ausgeführten  15  KV-Sammelschieneii 
liegen  senkrecht  übereinander  an  einer  Wand.  Die  15  KV-Schalt- 


gdeburg,  Sammelschienenraum 
50  KV. 
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Zeilen  sind  durch  Durowäiide  von  einander  getrennt.  Ucber 
Trennnschalter  gelangen  die  Leitungen  zu  den  Oelschaltern  und 
von  diesen  zu  den  Freileitungs-,  bezw.  Kabelausführungen.  In 
den  neben  den  15  KV-Schaltern  vorhandenen  freien  Zellen  sind 
der  Stationstransformator,  der  Sterndreieckschutz  und  die  Er- 
dungsdrosselspulen 
untergebracht.  Der 
spätere  Einbau  eines 
Reguliertrar  sforma- 
tors  ist  vorgesehen. 

Die  Oelkühlunger- 
folgt  wie  in  Magde- 
burg miti  eis  Zimmer- 
mannkühlern und  der 
gl  ichenPumpenzahl 
und  -Anordnung  je- 
doch ohneRückkühl- 
anlage.  da  hier  das 
erforderliche  Wasser 
mittels  einer  Saug- 
pumpe au  s.5—6mTie- 
i'e  gefördert  werden 
kann.  Durch  Probe- 
pumpen wurde  fest- 
gestellt, daß  der  35  m 
tiefeBrunnen  minde- 
stens 25cbm  Std.  lie- 
fert, während  die  bei- 
den 5000  KV  A-Trans- 
forniatoren  nur  20 
cbm  pro  .Stunde  ver- 
brauchen Utberdem 
Pumpenraum  befin- 
detsichein  Grobmör- 
tel-Wasserbehälter mit  Eisenein- 
lagen, dessen  Wassernienge 
für  eine  Stunde  Vollbetrieb  aus- 
reicht, falls  die  Wasserförder- 
pumpe einmal  versagen  sollte 

Die  50KV- Schalter  sind  alsDrei- 
kesselschalter,  die  15  KV-Schal- 
ter als  Einkesselschalter  aus- 
gebildet. Sie  werden  von  Hand 
bedient  und  sind  mit  vom  .Strom 
unabhängigen  Zeitrelais  ausge- 
rüstet Die  Isolatoren  bestehen 
aus  Porzellan.  Für  die  Hoch- 
spannungsseite ist  auf  den  Schal- 
tern Serie  Via,  im  übrigen  Serie 
VI.  auf  der  Niederspannnungs- 
seite  durchweg  Serie  IV  ver- 
wendet worden. Hochspann  ungs- 
seitig  wird  der  Strom  durch 
über  den  Olschaltern  in  die  Lei- 
tungen eingebaute  Stromzeiger 
gemessen.  Die  Messung  des  nie- 


Abb.  m 


ö  SOKi'Oe/Jcha/ffr 
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derspannungsscitig  abgegebenen 


Abb. 


Siromes  erfolgt  durch  eine  Summenzälilung,  wie  aus  dem  Schalt- 
bild (Abb.  21)  ersichtlich  ist. 

Die  Werkstätte  ist  mit  einem  25  t-Kran  ausgerüstet,  dessen 
Hub  elektrisch,  dessen  Katze  imd  Eigenbewegung  von 
fland  betätigt  wird. 

Auch  in  Stendal 
kann  das  Ol  durch 
Rohrleitungen  in  eine 
besondere  Grube  ab- 
fließen, die  in  der 
Werkstätte  unter 
dem  Fuliboden  ange- 
ordnet ist.  Daneben 
befindet  sich  eine 
zweite,  gleich  große 
Reinölgrube. 

d)  Umspannwerk 
Crottorf. 

Das  Umspann- 
werk Crottorf  wurde 
unter  Verzicht  auf  ein 
Anschlußgleis  in  un- 
mittelbarer Nähe  des 
Elektrizitätswerkes 
Crottorf  errichte  t.ein- 
mal,  weil  hier  der  er- 
Torderliche  Grund 
und  Boden  leicht  zu 
erwerben  war,  dann 
-    aber  auch,  weil  die 
Speiseleitungen  nach 
dem  Elektrizitäts- 
wcik  besonders  kurz 
wurden  und  ein  besseres  Zu- 
sammenarbeiten beider  Werke 
und  eine  leichtere  Bedienung 
des  Umspannwerkes  ermöglicht 
wurde. 

Der  Bau  ist  eine  zweige- 
schossige Anlage  (Abb.  31  bis 
.^6).  In  einem  mittleren  Haupt- 
bau sind  im  Erdgeschoß  die  50 
KV- Schaher  und  darüber  die 
Einführungen  dei  Freileitungen 
und  die  50  KV- Sammelschienen 
untergehracht.  In  einem  Seiten- 
bau mit  entsprechend  kleineren 
Abmessungen  befinden  sich  in 
ähnlicher  Anordnung  die  Ein- 
richtungen für  die  Niederspan- 
nung. Auf  d  r  anderen  Seite  des 
Gebäudes  liegen  die  beiden 
Transfurmatiiri  nzellen, dieZelle 
für  die  Erdschlußsijulc  und  ein 
verfügbarer  Raum.  An  einer 
Giebel'-cite   ist    die  \^'erkstatt 


Urnspann h^erk  Sfenda/ 
Quersdin/ff 


Abb.  28.    Uinspannwerk  Stendal,  Gesamtansicht 
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Abb.  29.    Umspannwerk  Stendal,  Schaltraum 
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Abb.  32 


Abb.  30.   Umspannwerk  Stendal,  Schaltzelle 


und  das  Treppenhaus  angebaut.    Die  Gleise  für  die  Transforma-  leitun 
toren  und  die  50  KV-Olschalter  sind  in  die  Werkstatt  geführt.  hall 
Die  Leitungsfüh- 


rung ist,  abgesehen 
von  der  räumlich  ver- 
schiedenen Anord- 
nung, ähnlich  wie  in 
Stendal;  insbesonde- 
re ist  auch  die  Ver- 
bindung vom  Trans- 
formator nach  der 
Niederspannungssei- 
te durch  Kabel  her- 
stellt. 

Die  Olschutz- 
schalter  für  die  50 
KV- Seite  sind  Drei- 
kesselschalter, für 
dieNiederspannungs- 
seite  Einkesselschal- 
ter. Sie  werden  von 
Hand  betätigt  und 
sind  vorläufig  mit 
vom  Strom  unabhän- 
gigen Zeitrelais  aus- 
gerüstet, bis  die  Fra- 
ge des  Überstrom- 
schutzes  endgültig 
geklärt  ist.  Die  San)- 
melschienen  für  50 
KV  und  für  15  KV 
sind  doppelt,  für  7 
KV  einfach  ausge- 
führt. Die  drei  aus- 
gebauten 50  KV-Frei- 


gen führen  nach  Nachterstedt,  nach  Harbke  und  Wilhelms- 
-  Wasserleben;  der  Platz  für  eine  weitere  Ausführung  ist 

vorgesehen.  Auf  der 

Umspannkverk  Croffor/^  Grunörhs 


Niederspannungssei- 
te sind  zunächst  nur 


eine  Freileitung  nach 
Oschersleben  und 
zwei  Kabel  nach  dem 

Elektrizitätswerk 
Crottorf  vorhanden ; 
indessen  ist  der  Aus- 
bau   von  weiteren 

Freileitungsausfüh  - 
rungen  möglich.  Die 
50  KV-Isolatoren  be- 
stehen aus  Repelit 
die  übrigen  aus  Por- 
zellan. Hochvoltsei- 
tig  wurde  Serie  VI. 
für  die  15  KV-Span- 
nung Serie  V  und  füi" 
die  7  KV- Spannung 
Serie  IV  verwendet. 
Die  Transforma- 
toren, die  infolge  des 
fehlenden  Anschluß- 
gleises und  der  man- 
gelhaft befestigten 
Straßen  in  Teilen  an- 
geliefert und  an  Ort 
und  Stelle  zusammen- 
gebaut werden  muß- 
ten,  sind  Drei%vick- 

lungstransformato- 
ren  für  die  Span- 


Abb.  36.    Umspannwerk  Crottorf,  50  KV  Oelschalter  Abb.  35.    Umspannwerk  Crottorf,  50  KV  Schalterbedienungsgang 
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Abb.  -AH 


Abb.         Uaispaniiwerk  \V a^-serieben,  Gesamtansicht 

nungen  50  KV  zu  15  KV  und  7  KV  mit  natürlicher  Luftkühlung.  Die 
warme  Kühlluft  wird  zur  Heizung,  der  HochvoUsammelschienen- 


räume  benutzt.  Bei  eintretendem  Trar,sformatorenbrand  kann  die 
Kinströnungsöffnung  in  den  Hochspannungsraum  durch  eine  fern 
bedienbare  Klappe  verschlossen  werden,  während  sich  gleich- 
zeitig eine  Klappe  in  dem  ins  Freie  führenden  Abzugskanal 
öffnet 

Auf  der  15  KV-Seite  ist  für  jede  Sammelschienengruppe  je 
eine  Erdungsdrosselspule  mit  Isolationsmessung  und  je  ein  Stern- 
dreieckschutz vorgesehen.  7000  voltseitig  ist  der  erforderliche 
Utberspanuungsschutz  in  dem  benachbarten  Schaltraum  des 
Elektrizitätswerkes  Crottorf  untergebracht.  Die  abgegebene 
Leistung  wird  mittels  Zählern  mit  viertelstündiger  Maximum- 
registrierung gemessen. 

Der  Kran  der  Werkstatt  hat  eine  Tragkraft  von  2.5  t.  Der 
Hub  wird  elektrisch,  die  Katze  und  die  Eigenbewegung  des 
Krans  von  Hand  betätigt. 

Der  Oelabfluß  der  Transformatoren  und  Schalter  führt  nach 
einer  außerhalb  des  Gebäudes  liegenden  Grobmörtelgrube. 

(Fortsetzung  folgt) 


Nicht  die  Sachen  oder  die  Erfindung:en,  sondern  die  sie 
begfleitendcn  Ideen,  die  Gedanken  sind  es,  welche  die 
Wandlunfr,  die  Neuerung  hervorgei  ufen  haben  müssen. 

Reuleaux 


VERSCHIEDENES 


Nietzsche :  Glaubt  ihr  denn,  daß  die  Wissenschaften  ent- 
standen und  groß  ge^^'orden  wärrn,  wenn  ihnen  nicht 
die  Zauberer,  Alchimisten,  Astrologen  und  Hexen  voran- 
gelaufen wären  als  die,  welche  Durst,  Hunger  und  Wohl- 
geschmack an  verborgenen  und  verbotenen  Mächten 
schaffen  mußten  (Nach  Moszkowski,  Ewige  Worte) 


AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Stückgutverladung  mittels  Elektroschleppzügen.  Zu  einem 
ähnlichen  System,  wie  es  von  mir  in  der  Verkehrstechnischen 
Woche  1922  Nr.  20  S.  708  von  der  Umladeanlage  Cedar  Hill, 
New  Häven,  Conn.,  beschrieben  worden  ist,  ist  die  Pennsyl- 


vania-Eisenbahn auf  ihrer  neuen  Stückgtitanlage  Polkstraße, 
Chikago,  und  zwar  mit  ausgezeichnetem  Erfolge,  übergegangen 
(Railway  Age  3/1922).  Die  Anlage  besteht  aus  einem  vierstök- 
kigen  Gebäude,  450  Fuß  breit,  745  Fuß  lang,  und  überdeckt  19 
Gleise  mit  einer  Aufnahmefähigkeit  von  insgesamt  375  Wagen. 
Im  ersten  Geschoß,  in  Straßenhöhe,  befindet  sich  der  eigent- 


Verkehrstechnische  Woche 


\'erschiedenes 
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üche  „Güterschuppen"  für  Empfangs-  und  Versandgut;  die  drei 
Geschosse  darüber  dienen  einer  Lagerhausgesellschaft  als 
Speicherräume;  Gleise  und  zugehörige  Karrstege  liegen  im 
Lntergescnoß.  Dem  Verkehr  zwischen  den  verschiedenen  Stock- 
werKen  und  den  Gleisen  dienen  32  Aufzüge,  von  denen  8  drei 
Tonnen,  Zi  fünf  und  2  zehn  Tonnen  tragen. 

Die  Anlage  wurde  Mitte  1918  mit  Hanabetrieb  eröffnet.  Die 
Ausrüstung  bestand  aus  den  üblichen  zweiräorigen  und  2b  vier- 
räarigen  Karren,  jeder  Karren  brachte  seine  Ladung  von  der 
Ladestelle  bis  zur  Bestimmungsstation.  Mittlerweile  ging  die 
Lagerbetriebsgesellschaft,  eine  Gründung  ier  Pennsylvania,  auf 
oen  oberen  drei  Stockwerken  zum  mechanischen  Schleppzug 
über  und  beschaffte  3  Schlepper  und  200  Anhänger.  Angeregt 
anrch  die  gunstigen  Erfahrungen  der  Gesellschaft  entschloß  sich 
die  Bahn,  auch  zum  Schleppzug  überzugehen,  der  heute  vcm 
6  Mercuryschleppern  ausgeführt  wird;  die  Zahl  der  Anhänger 
soll  auf  Üb  gebracht  werden.  Im  Betriebe  des  Schuppens  ist 
zwischen  der  Versand-  und  der  Empfangsabfertigung  zu  unter- 
scheiden. Das  V  e  r  s  a  n  d  g  u  t  wird  von  Straßenfuhrwerken 
an  einer  vun  33  Ladeluken  aufgeliefert.  Fuhrwerk  mit  geringer 
Stückgutzahl  oder  mit  verderblichem  Gut  werden  an  je  einer  be- 
sonderen Luke  abgefertigt.  Die  Abfertigung  geschieht  durch 
je  eine  Rotte  von  3  Mann,  dem  Abfertiger,  Karrer  und  Lade- 
arbeiter, die  durchschnittlich  zwei  Luken  zu  bedienen  haben.  Das 
Gut  wird  auf  leere  Anhänger  verladen,  die  durch  einen  Auf- 
sichtsbeamten verteilt  wt-rden.  Die  Verladung  erfolgt  derart, 
daß  auf  jeden  einzelnen  Karren  nur  das  für  einen  einzigen 
Eisenbahnwagen  bestimmte  Gut  gebracht  wird,  selbst  wenn  es 
r.ur  ein  einziges  Stück  ist.  Wenn  das  geschehen  ist,  werden  die 
Karren  zum  nächsten  Aufzug  geschoben,  deren  durchschnitt- 
liche Entfernung  40  Fuß  ist,  von  einem  Arbeiter  auf  Gleishöhe 
gesenkt  und  auf  die  dortigen  Ladesteige  geschoben.  Hier 
werden  sie  von  einem  Packmeister  so  geordnet,  daß  jedesmal 
die  Karren  für  ein  bestimmtes  Gleis  zusammengestellt  werden. 
Ein  Elektroschlepper  bildet  dann  einen  Zug  aus  ihnen  un;l 
schleppt  sie  zu  ihren  Bestimmungsorten.  Jeder  Anhänger  wird 
der  Reihe  nach  bei  dem  Wagen  abgehängt,  in  den  das  Gut,  das 
er  enthält,  verladen  werden  soll.  Hierzu  ist  außer  dem  Motor- 
führer  nur  ein  Mann  nötig.  In  ähnlicher  Weise  wird  das  Um- 
ladegut  behandelt.  Das  Empfangs  gut  w-ird  unter  Leitung 
genau  nach  einem  Plane  in  die  Anhängerkarren  geladen,  wobei 
auf  einen  Karren  nur  Gut  nach  einer  bestimmten  Hausstation 
—  die  mit  Buchstaben  bezeichnet  ist  —  geladen  wird.  Der  An- 
hänger wird  dan)i  mit  dem  nächsten  Aufzuge  nach  dem  ersten 
Stock  - —  Güterschuppen  — •  gebracht  und  dort  wieder  im 
Schleppzug  nach  seinen  Bühnenstation  gezogen.  Hier  wird  der 
Anhänger  vom  Zuge  losgekuppelt  und  seine  Ladung  entweder 
abgeladen  oder  aber  auch  auf  dem  Karren  belassen,  je  nach  deni 
augenblicklichen  Bedarf  an  Anhängern  und  der  Wahrscheinlich- 
keit ihres  Freiwerdens  innerhalb  der  nächsten  48  Stunden. 

Die  Schleppzüge  bestehen  aus  7  oder  8  Anhängern,  ihre 
Ladung  richtet  sich  fast  ganz  nach  Si)errigkeit  der  (iüter  und 
Ladegelegenheit,  mehr  als  nach  der  Schleppkraft. 

Der  Erfolg  des  mechanischen  Schlepjjzugbetriebes  zeigt 
sich  v(jr  allem  in  dem  Steigen  der  auf  den  Kopf  des  Arbeiters 
entfallenden  Tonnenleistung  und  der  dadurch  erzielten 
Personalersparnis.  Im  Handbetriebe  entfielen  im 
Durchschnitt  seines  letzten  halben  Jahres  — ■  nachdem  die  An- 
lage also  bereits  eingespielt  war  —  auf  den  Arbeiter  in  der 
Stunde  0,764  t;  im  ersten  Halbjahr  des  Schleppzugbetriebes  1,20 
Tonnen  und  im  letzten  Halbjahrsdurchschnitt  1921  —  nach  FAn- 
spielung  —  sogar  1,746  t.  Die  Leistung  hat  sich  also  mehr  als 
verdoppelt,  die  Arbeiterzahl  ist  auf  weniger  als  die  Hälfte  bei 
gleichem  Umschlag  zurückgegangen.  —  Daß  auch  für  deutsche 
Verhältnisse  ein  solcher  Schleppzugbetrieb  wirtschaftlich  ist 
und  deshalb  m.  E.  unbedingt  erprobt  werden  müßte,  und  daß 
den  scheinbar  hohen  Anschaffungskosten  der  ?31ektroschlepper 
Lohnersparnisse  gegenüberstehen,  ist  in  der  Fachpresse  letzt- 
hin mehrfach  dargelegt  worden.  (Der  Betrieb  4.  Jahrg.,  Heft  5, 
S.  156  und  deutsche  Straßen-  und  Kleinbahnzeitung  1922  vom 
22.  4.  22. j  Nach  einer  Vergleichsrechnung  auf  Grund  eines  be- 
triebsmäßigen Versuches  decken  die  Ersparnisse  eines 
Jahres  die  Anschaffungskosten  des  Schleppers  und  etwaige 
Einrichtung  der  Ladestation. 

Dr.-Ing.  Steuernagel. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Der  Weltverkehr  und  seine  Technik  im  20.  Jahrhundert.  \'oi\ 

Prof.  Dr.-Ing.  Otto  Blum.    2  Bände.    Deutsche  Verlagsanstalt 

Stuttgart  und  Berlin  1921. 

Der  deutschen  Technik  geht  es  wie  dem  Aschenbrödel.  Wir 
nehmen  die  Erzeugnisse  seiner  Arbeit  und  seiner  Intelligenz 
als  etwas  Selbstverständliches  hin,  ohne  uns  bewußt  zu  <;(in. 
was  alles  wir  den  uns  auf  Schritt  und  Tritt  begegnenden  icch- 
nischen  Einrichtungen  zu  danken  haben.  Daß  sich  die  Ein- 
wohnerzahl im  Gebiet  des  früheren  deutschen  Reiches  inner- 
halb der  letzten  100  Jahre  nahezu  \crdreifacht  hat.  daß  die  Zahl 
der  Todesfälle  seit  der  Gründung  des  deutschen  Reiches  relativ 


ständig  gesunken  ist  wie  auch  die  Zahl  der  überseeischen  Aus- 
wanderer, ist  vielfach  bekannt.  Daß  aber  erst  die  Technik  durch 
die  \'ervollkonunnung  der  Produktionsmittel  die  Grundlage  für 
die  Erhaltung  und  Mehrung  der  \  ulk.-^kraft  geschaffen  hat,  daß 
dies  auch  insbesondere  erst  durch  die  Entwicklung  der  Verkehrs- 
technik ermöglicht  worden  ist,  wissen  selbst  unter  den  Gebilde- 
ten nur  wenige. 

Diese  Unkenntnis  über  die  Bedeutung  und  die  Wirkungen 
unserer  vervollkommneten'  Wrkehrsniittel  für  Gesellschaft  und 
Staat  ist  in  der  Haui)tsaclu-  wohl  darauf  zurückzuführen,  daß 
es  an  einer  volkstümlichen  Darstellung  der  hier  angedeuteten 
Zusammenhänge  bisher  gefehlt  hat.  Diese  fühlbare  Lücke  wird 
nun  ausgefüllt  durch  das  aus  der  Feder  eines  bedeutenden  Ver- 
kehrsmannes stammende'  Werk  vom  Weltverkehr  und  seiner 
Technik.  Mit  seiner  Herausgabe  hat  sich  der  X'erlas  ein  großes' 
\  erdicnst  erw'orben.  Dadurch,  daß  der  Wrfasser  in  grob- 
/aigiger  Weise  sowohl  die  sozialen  und  die  wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten  als  auch  die  technischen  Hilfsmittel  für  di^ 
-Ausgestaltung  der  Vcrkchrscinrichtungcn  beleuchtet,  ist  jede 
Einseitigkeit  in  der  Behandlung  des  Stolics  \crniieden.  Weitet 
Kommt  hinzu,  daß  der  Verfasser  seine  Aufgabe  senr  weit  gefaßv 
nat,  er  behandelt  nicht  nur  die  großen  koiitnientalen  und  über- 
seeischen \'erkchrslinien,  die  sich  zu  Erdballiiiien  oder  Wegen 
des  Weltverkehrs  zusammenfügen,  sondern  er  dehnt  seine  Be- 
trachtungen auch  auf  die  Zubringerlinicn  und  die  Umsctilag- 
einrichtungen  aus,  die  die  (iüter  des  \\'elthandels  von  den  Ge- 
winnungs-  bis  zu  den  Absatzstätten  berühren.  vSo  zeigt  denn 
der  Inhalt  des  Werkes  ein  vielgestaltiges  Bilfl.  Im  ersten-  F>ande 
werden  die  verkehrsgeographischen  (irundlagen,  die  wichtigsten 
T;il Sachen  der  N'erkehrsgeschichte  und  die  Eisenbahnen  behan- 
delt. Der  zweite  Band  ist  der  Erörterung  des  Seeverkehrs,  der 
Binnenschiffahrt,  der  .Stellung  Deutschlands  im  X'crkehr,  der 
\'erkehrspolitik ,  den  Beziehungen  zwischen  Verkehr  und  .Siede- 
lung  und  den  Beziehungen  zwischen  Kultur,  Technik  und  Ver- 
kehr gewidinet. 

Die  weite  Auffassung  des  Begriffes  „Weltverkehr"  ist  dem 
Werke  von  anderer  Seite  als  Mangel  \'orgeworfen  worden.  Ich 
kann  aber  darin  keinen  Nachteil  erblicken,  wendet  sich  doch  der 
X'erfasser  nicht  an  den  Fachmann,  sondern  an  den  gebildeten 
i  aien!  Und  da  ist  die  Aufdeckung  der  Beziehungen  und  Zu- 
sammenhänge über  den  engeren  Begriff  ,,Wel  t\  erkehr"  hinaus 
durchaus  am  Platze.  Ebenso  wenig  wie  aus  dieser  Großzügig- 
keit der  Stoffbehandluiig  kann  dem  Werte  des  Werkes  dadurch 
Abbruch  geschehen,  daß  nicht  jeder  immer  wird  restlos  den  vom 
N'c.rfasser  vertretenen  Anschauungen  zustimmen  kouiw  ii,  bei  der 
X'erschiedenartigkeit  der  bestehenden  Anschauungen  ist  das 
::uch  ganz  erklärlich.  Auch  die  wenigen  Unrichtigkeiten,  die 
wohl  bei  der  Durchsicht  übersehen  worden  sind,  verblassen 
gegenüber  den  großen  \'orziigeii,  die  fias  Werk  auszeichnen. 
Besonders  verdient  auch  die  klare,  fesselnde  Sprache  hervor- 
gehoben zu  werden,  die  den  zum  Teil  recht  spröden  Stoff  glän- 
zend meistert  und  auch  denjenigen  in  den  Bannkreis  der  Ge- 
dankengänge des  Verfassers  zwingt,  der  nicht  aus  warmem  In- 
teresse für  den  behandelten  (iegenstand  zum  Buche  greift.  Aus 
ilim  spricht  ein  überlegener,  ideenreicher  Geist,  ein  Ton  froher 
Zuversicht,  der  nicht  besser  gekennzeichnet  werden  kann  als 
durch  die  Wiedergabe  des  einleitenden  Abschnittes  im  Vorwort: 

,,l)ie  nachstehenden  Zeilen  sind  vor  dem  W'eltkrieg  geschrie- 
ben. So  vieles,  was  in  ihnen  vom  stolzen  Aufstieg  unseres 
X'aterlandes,  vom  arbeitsfrohen,  erfolggeseg.ietcn  Schaffen,  von 
Hoffnungen  und  Zukunf tsmöglichk.i ten  gesagt  ist,  ist  nun  da- 
hin. Tr(jlzdem  ist  der  Ton  freudigen  Stolzes  nicht  abgeschwächt 
worden;  nur  an  wenigen  Stellen  ist  die  durch  den  Krieg  und 
seinen  unheilvollen  Ausgang  gegebene  Lage  kurz  gekennzeichnet 
worden,  meist  in  \\  rbindung  mit  .Vushiirkcn  auf  den  Wieder- 
anstieg, an  den  ich  trotz  allem  glaube.  Uieseu  Glauben  gibt  mir 
mein  Beruf  als  Ingenieur,  der  mir  die  «irol.itaten  der  Technik 
\  or  in  dem  Krieg  gezeigt  und  die  Uel)erzeu'4Uiig  gegeben  hat, 
daß  die  deutsche  wissenschaftliche  Technik  für  die  Wirtschaft 
und  Kultur  der  ganzen  Erde  uiunlbelivlich  i^t  und  das  Vater- 
land in  Verbindung  mit  den  anderen  im  deutschen  \"olk 
schlummernden  Kräften  durch  .Vrbeit  und  Fntbehrung  wieder 
zur  Höhe  führen  wird."  Dr.-Ing.  Risch. 

LUFTFAHRWESEN 

51  Eröffnung  des  Deutsch-Russischen  Luftverkehrs  durch  Flug- 
zeuge  der  Deutsch-Russischen   Luftverkehrs-Gesellschaft.  Ein 

weiterer  Schritt  zur  wirtschaftlichen  Annäherung  der  beiden 
Länder  Deutschland  und  Rußland  ist  durch  den  kürzlich  eröff- 
neten deutsch-russisehen  Luftverkehr  geschaffen  worden.  Wäh- 
rend man  bisher  \'(ui  llerliu  nach  Moskau  ca.  SVi  Tage  benö- 
tigte, nimmt  jetzt  die  Keise  lusgesanii  22  .Stunden  in  Anspruch. 
Man  fährt  milteK  l'.i-enbahn  \-on  Berlin  nach  Königsberg  und 
von  dort  mit  dem  h'lugzeug  über  Smolensk  nach  Moskau. 

Die  Ankunft  des  ersten  Flugzeuges  erfolgte  bereits  am 
30.  April  abend-.  L'eber  den  \'erlauf  der  ersten  Flüge  erfahren 
wir  ftdgende  Finzelheiten : 
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Das  große  Fokker-Verkehrsflugzeug  R  R  1  mit  360  PS-Motor 
landete  am  Sonntag  abend  auf  dem  Moskauer  Flugplatz  Cho- 
dynka.  Es  hatte  für  die  Strecke  Königsberg— Moskau  (1160  km) 
trotz  ungünstigster  Witterungsverhältnisse  nach  je  einer  Zwi- 
schenlandung in  Kowno  und  Smolensk  insgesamt  9  Flugstun- 
den benötigt.  Der  Vorstand  der  Russischen  Luftflotte  hielt 
eine  Ansprache  an  die  Besatzung  von  R  R  1,  die  von  den  russi- 
schen Fliegern  sehr  gefeiert  wurde. 

Am  1.  Mai,  morgens  9}4  Uhr,  fand  die  offizielle  Begrüßung 
durch  den  Chef  der  Luftflotte  sowie  durch  die  Vertreter  des 
Russischen  Auswärtigen  Amtes  und  den  Chef  der  Russischen 
Kurier-Abteilung  statt.  Kurz  darauf  unternahm  R  R  1  mit  den 
erwähnten  Herren  einen  Rundflug  über  Moskau.  Um  12  Uhr 
mittags  startete  dann  das  Flugzeug  im  Beisein  einer  riesigen 
Menschenmenge  zusammen  mit  den  Flugzeugen  der  russischen 
Luftflotte  zu  einem  Paradeflug  über  der  inneren  Stadt,  wo  ,  uf 
dem  „Roten  Platz"  um  diese  Zeit  eine  große  Feier  stattfand. 

Das  2.  Flugzeug  R  R  3,  mit  dem  Flieger  Joachim  Stollbrock 
am  Steuer,  landete  an  demselben  Abend  auf  dem  Flugplatz, 
und  wurde  im  Triumphzuge  zur  Halle  begleitet. 

Am  3.  Mai,  vormittags,  ging  das  erste  Kurierflugzeug  nit 
der  gesamten  Kurierpost  von  Moskau  ab  und  landete  abends 
5  Uhr  30  Min.  in  Königsberg.  Am  anderen  Morgen  war  man 
bereits  in  Berlin  im  Besitze  der  Kurierpost  und  der  Morgen- 
ausgaben der  Moskauer  Zeitungen  vom  3.  Mai. 

KRAFTFAHRWESEN 
■■  Der  Siegeszug  des  Kraftwagens.  Noch  vor  20  Jahren 
von  geringer  Verbreitung  und  überall,  wo  es  auftauchte,  als 
eine  Merkwürdigkeit  betrachtet,  hat  das  Automobü  eme  unge- 
ahnte Verbreitung  auf  der  Erde  erlangt.  Gegenwartig  werden 
11  Millionen  gezählt,  von  denen  etwa  9  Millionen  allem  auf  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  entfallen.  Deutschland 
hinkt  bisher  in  der  Verwendung  von  Kraftwagen  unter  den 
Völkern  noch  gewaltig  nach.       Es  entfällt  nach  den  letzten 


Zählungen  1  Kraftwagen 

in  Nord-Amerika 
in  Kanada 
in  Neu-Seeland 
in  Australien 
in  Kuba        .  . 
in  England 
in  Deutschland 


auf  11  Einwohner 
auf  21  Einwohner 
auf  41  Einwohner 
auf  64  Einwohner 
auf  94  Einwohner 
auf  110  EiuA'ohner 
auf  500  Einwohner 


Die  deutsche  Zahl  bezieht  sich  dabei  auf  die  Verkehrs- 
statistik vom  1.  Juli  1921,  die  nachwies: 

Personenkraftwagen  .  .  60  966  (60  876) 
Lastkraftwagen        .    ■    .    .    30  424  (  9  639) 

Motorräder    26  729  (22  557) 

Die  eingeklammerten  Zahlen  geben  den  Bestand  am  1.  Ja- 
nuar 1914  an. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 
_S1  —  Ueberalterung   der   Beamten  bei   der  Reichsbahn. 

Wie  das  „Deutsche  Beamtenarchiv"  1922,  Heft  7,  mitteilt,  be- 
trägt im  Bereich  der  deutschen  Reichsbahn  die  Zahl  der  mehr 
als  65  Jahre  alten  Beamten  rund  5000;  sie  ist  besonders  stark  im 
nnttleren  und  höheren  Dienst.  Nachdem  das  Reichsgericht  am 
14.  3.  22  die  preußische  Zwangspensionierung  als  rechtsgültig 
erklärt  hat,  erwägte  das  Reich  eine  ähnliche  gesetzliche  Rege- 
lung der  Altersgrenze  wie  Preußen.  —  Nun  besteht  neben  dieser 
absoluten  Ueberalterung  der  Reichsbahnbeamten  aber  auch  eine 
relative  Ueberalterung,  da  die  Beamten  mangels  angemesse- 
ner Aufstiegsmöglichkeit  in  ihren  unselbständigen  Anfangsstel- 
len überaltern  und  verkümmern:  namentlich  die  höheren  tech- 
nischen Beamten  aller  Fachrichtungen  dürften  davon  ein  Lied 
singen  können. 

Entlassung  von  Eisenbahnpersonal  bei  den  Saarbahnen. 
Dem  Vernehmen  nach  hat  die  Regierungskommission  für  das 
Saargebiet  beschlossen,  etwa  1100  Eisenbahnarbeiter  bis  zum 
1.  Oktober  zu  entlassen  und  78  Beamte  als  überzählig  bis  zum 
1  Juli  an  die  deutsche  Reichsbahnverwaltung  zurückzuuber- 
weisen.  Die  Entlassungen,  mit  denen  Massenentlassungen  in 
dem  Saarbergbau  gleichzeitig  vorgenommen  werden  sollen,  wer- 
den mit  dem  Absatzmangel  der  Saarindustrie  und  der  dadurch 
begründeten  Verkehrsverminderung  begründet. 

STRASSEN  BAHN  EN 
55  Die  Berliner  Straßenbahn.  Der  Berliner  Stadtbaurat  für 
das  Verkehrswesen  Dr.-Ing.  Adler  hielt  in  der  Deutschen 
Maschinentechnischen  Gesellschaft  einen  Vortrag  über  die  Ber- 
liner Straßenbahn.  Er  betonte,  daß  in  Zukunft  für  den_  inner- 
städtischen Betrieb  von  Straßenbahnen  nur  die  elektrische 
Bremse  in  Frage  käme,  da  sie  hier  wirtschaftlich  der  Luft- 
druckbremse weit  überlegen  sei.    Diese  sei  nur  bei  Vor- 


ort- und  Ueberlandbahustrecken  am  Platze.  Bezüglich  der 
Achszahl  der  Wagen  hätten  die  Untersuchungen  ergeben, 
daß  bei  Bahnen  mit  vielen  Haltestellen,  häufigem  Anfahren  und 
großen  Zuggewichlen  der  Zweiachser  dem  Vierachser  vor- 
zuziehen sei.  Als  Stromabnehmer  verdiene  der  Schleif- 
bügel gegenüber  dem  Rollenabnehmer  den  Vorzug.  Man  sei 
in  Berlin  daran  gegangen,  allmählich  ohne  Beeinträchtigung  der 
Wirtschaftlichkeit  den  Schleifbügel  allgemein  einzuführen.  Auf 
die  gründliche  Ausbildung  des  Fahrpersonals  sei  höchster  Wert 
zu  legen,  erst  dadurch  werde  eine  sorgfältige  Behandlung  des 
Wagenparks  und  Ersparnismöglichkeit  gewährleistet.  Nach 
Zusammenschluß  der  Einheitsgemeinde  Groß-Berlin  bestehenden 
Straßenbahngesellschaf  teil  war  die  Zahl  der  M  o  t  o  r  typen  von 
3  auf  35  gestiegen.  Die  verschiedenen  Wagengattungen  mußten 
auf  die  vorhandenen  35  Bahnhöfe  so  verteilt  werden,  daß  mög- 
lichst auf  gleichen  Bahnhöfen  gleiche  V\^agens<'ittungcn  vorhan- 
den sind.  Adler  hält  große  Kapitalien  für  erforderlich,  um  den 
Berliner  Straßenbahnbetrieb  zu  einer  (jesundung  zu  führen  und 
stellt  die  Umwandlung  der  jetzigen  Betriebsform  in  Aussicht. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Vereistech  —  Westvereistech.  Die  auf  den  20.  Juni  d.  Js. 
in  Köln-Deutz  anberaumte  West-Vereistech-Tagung  ist  auf 
Sonntag,  den  25.  Juni,  vorm.  10  Uhr,  im  Bismarckzimmer  des 
Hauptbahnhofes  Essen  verlegt  worden.  Nähere  Auskunft  der 
Tagesordnung  durch  den  Vorort  Köln  (Regierungsbaurat  Hesse, 
Köln,  Trankgasse  13).  Ferner  gibt  die  Bezirksvereinigung 
Essen  bekannt,  daß  sie  ihre  Bezirkstagung  mit  der  Westvereis- 
tech-Tagung verbunden  hat. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Eine  neue  eisenbahntechnische  Zeitschrift  „Das  Eisenbahnwerk", 

Zeitschrift  für  alle  Angehörigen  der  Werkstätten  der  deutschen 

Reichsbahnen,  Verlag  A  p  i  t  z  ,  Berlin  W  57. 

Schon  lange  war  in  Kreisen  unserer  Werkstättentechniker 
der  Wunsch  nach  einem  engeren  Zusammenarbeiten  und  gegen- 
seitigem Austausch  von  Gedanken  und  Erfahrungen  zwischen 
den  Angehörigen  der  Eisenbahnwerke  rege.  Diese  Zwecke  will 
die  neue  Zeitschrift  fördern  und  wird  dabei  wohl  als  willkom- 
mene Ergänzung  der  nach  wie  vor  durchaus  notwendigen  per- 
sönlichen Zusammenkünfte  der  Werkstättenleiter  dienen  können. 
Solche  Zusammenkünfte  können  nur  in  geraumen  Zeitabständen 
wahrgenommen  werden,  und  werden  selten  von  der  Gesamtheit 
der  daran  beteiligten  Kreise  besucht  werden  können,  da  diese 
durch  ihre  laufenden  Amtsgeschäfte  zu  sehr  in  Anspruch  ge- 
nommen sind.  Die  Zeitschrift  bietet  außerdem  jedem  Einzelnen 
eine  dauernde  Unterlage  über  die  behandelten  Gegenstände, 
besser  als  es  persönliche  Aufzeichnungen  aus  den  Besprechun- 
gen vielleicht  tun  können.  Sie  wird  sich  außerdem  der  Klein- 
arbeit annehmen,  die  in  die  großen  Zeitschriften  nicht  immer 
Eingang  findet.  Sie  bildet  einen  Austauschplatz  praktischer 
Winke  und  Verbesserungsvorschläge  nicht  nur  der  Leiter  son- 
dern auch  jedes  einzelnen  Mitarbeiters  an  den  Aufgaben  der 
Eisenbahnwerke  bis  zum  Lehrling  herab.  Nach  dem  Vorwort 
des  ersten  Heftes  ist  Vorsorge  getroffen,  daß  auch  der  weniger 
Federgewandte  bei  der  Darlegung  seiner  Gedanken  Unter- 
stützung findet  und  das,  was  er  Neues  zu  bieten  vermag,  in  nutz- 
bringender Weise  bekanntgeben  kann.  Die  Zeitschrift  lehnt 
sich  an  bewährte  Vorbilder  industrieller  Werkzeitschriften  an. 
Mit  mehreren  von  diesen  ist  ein  Austausch  des  Stoffes  verein- 
bart worden;  so  finden  wir  in  dem  ersten  Heft  Auszüge  aus  den 
„Hanomag-Nachrichten",  den  „Volkswirtschaftlichen  Mitteilun- 
gen der  A.  E.  G."  usw.  Auch  bei  der  Wahl  des  Stoffes  finden 
wir  die  bei  jenen  Werkzeitschriften  befolgten  Grundsätze  wie- 
der, indem  all  die  Dinge  ausgeschieden  sind,  welche  heutzutage 
in  reicher  Menge  durch  mehr  oder  weniger  fachmännisch  ge- 
führte Blätter  den  Werkangehörigen  über  Gehalts-,  Lohn-,  Ein- 
stufungsfragen usw.  vorgetragen  werden  und  das  Ziel  der  Werk- 
arbeit oft  zu  verdunkeln  scheinen.  Das  „Eisenbahnwerk"  stellt 
sich  als  eine  wirklich  technische  Fachzeitschrift  dar,  welche  in 
erster  Linie  den  sachlichen  Aufgaben  der  Eisenbahnwerke,  der 
Arbeit  selbst  und  erst  in  zweiter  Linie  ihren  persönlichen  Be- 
gleitumständen gewidmet  ist.  Für  die  allgemein  menschliche 
Seite  des  Werkstättendienstes  wird  in  dem  neuen  Blatte  man- 
cherlei in  unterhaltender  Form  geboten;  während  die  Kämpfe  um 
Fragen  der  Zeit  wohl  in  seine  Spalten  keinen  Eingang  finden 
dürften.  Die  Person  des  Schriftleiters,  Oberregierungsbaurats 
Dr.-Ing.  H.  A.  Martens  bürgt  für  eine  sachliche,  den  tech- 
nischen Interessen  und  dem  Besten  der  Allgemeinheit  dienende 
Führung  des  Blattes.  Wir  beschränken  uns  heute  auf  vor- 
stehende kurze  Kennzeichnung  der  Wesensart  des  „Eisenbahn- 
werks" und  behalten  uns  vor,  auch  fernerhin  unsere  Leser  auf 
die  Abhandlungen  und  den  Inhalt  der  Zeitschrift  in  geeigneter 
Form  hinzuweisen.  T  e  t  z  1  a  f  f. 
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DER  PERSONAL-  UND  STOFFVERBRAUCH  DER  ZUGFAHRT  ALS  VER- 
GLEICHSMASSTAB   FÜR    DIE    BETRIEBLICHE    BEWERTUNG  EINER 

BAHNLINIE 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN 


Inhaltsangabe: 
Der  Vergleich  von  Hahnlinien  mittels  virtueller  Längen 
liefert  unrichtige  Ergebnisse.  Diese  sind  zudem  von  den  stati- 
stisch ermittelten  Selbstkosten  der  Zugförderung  abhängig  und 
daher  bei  schwankendem  (ieldwert  unbeständig.  Ein  auf  den 
Personal-  und  Stoff  verbrauch  gestellter  Vergleich  vermeidet 
diese  Nachteile.  Es  wird  gezeigt,  daB  ein  aus  den  Zugkräften 
der  Lokomotiven  und  den  Widerständen  des  Zuges  aufgezeich- 
neter bildlicher  Fahrplan  eine  ausreichende  Unterlage  für  diese 
Vergieichsrechnung  sowie  für  die  Berechnung  der  Selbstkosten 
der  eigentlichen  Fahrleistung  ist.  Sodann  werden  Vereinfachun- 
gen für  die  schnelle  Herstellung  der  Fahrzeitlinie  angegeben. 
An  einem  Beispiel  ;ius  der  Praxis  wird  das  vereinfachte  Ver- 
fahren zur  Ermittelung  des  Personal-  und  Stoffverbrauchs  sowie 
zur  Bestimmung  des  günstigsten  Leitnngsweges  für  den  (lüter- 
verkehr  zwischen  zwei  Knotenpunkten  erläutert. 

L  Die  virtuellen  Längen. 
Die  Ermittelung  der  günstigsten  Linienführung  beim  Ent- 
werfen einer  Eisenbahn,  sowie  die  Wahl  des  wirtschaftlichsten 
Leitungsweges  für  die  Güterbeförderung  erfordern  Vergleichs- 
rechnungen der  für  die  Zugfahrten  aufzuwendenden  Selbstkosten. 
Diese  Kostenvergleiche  sind,  um  den  betriebstechnischen  Wert 
der  Linie  zuverlässig  erkennen  zu  können,  auf  eine  einheitliche 
(jrundlage  zu  stellen.  Man  kam  daher  schon  in  den  ersten 
Jahren  des  Eisenbahnwesens  auf  den  Gedanken,  jede  der  zu 
vergleichenden  Linien  durch  eine  hinsichtlich  des  Aufwandes  an 
mechanischer  Arbeit  gleichwertige  horizontale  Bahn  zu 
ersetzen,  deren  Länge  man  als  die  zugehörige  virtuelle 
Länge  bezeichnete.  Im  Laufe  der  Jahre  wurden  von  einer  Reihe 
von  Eisenbahnfachleuten  wie  Lindner,  Kreuter,  Jacquier,  Schüb- 
ler, Amiot  u.  a.  Gleichungen  zur  Berechnung  der  virtuellen 
Längen  aufgestellt,  die  über  die  vollständigen  oder  teilweisen 
Betriebskosten  sowie  die  Zugförderungskosten  Aufschluß  geben 
sollten.  Entweder  wurde  bei  diesen  Ermittelungen  von  den 
Ergebnissen  der  Statistik  oder  von  den  Zuglasten  ausgegangen. 
Diese  Berechnungen  fußen  auf  verschiedenartigen  Grundlagen, 
die  im  Laufe  der  Zeit  wesentlichen  Aenderungen  unterworfen 
sind.  Vor  Gebrauch  einer  Formel  ist  es  daher  stets  erforder- 
lich, sich  über  die  Bezugsgrundlagen  und  deren  Gültigkeit  für 
die  beabsichtigten  Untersuchungen  zu  unterrichten,  da  sonst  die 
Gefahr  besteht,  daß  diese  Berechnungen  unrichtige  Ergebnisse 
liefern. 

In  neuerer  Zeit  hat  Dr.  Mutzner*)  die  seitherigen  Berech- 
luingsweisen  der  virtuellen  Längen  kritisch  untersucht  und  unter 
der  Annahme,  daß  die  Zugförderungskosten  für  1  tkm  auf  einer 

*)  Die  virtuellen  Langen  der  Eiscnbalinen,  Zllrich  1914,  v)jl.  auch  Verkehrs- 
technik 1920,  Heft  4  und  b. 


Steigung  und  auf  der  geraden  wagerechteii  Strecke  bei  voller 
Auslastung  der  Lokomotive  sich  umgekehrt  verhalten,  wie  die 
auf  ihr  beförderten  Wagenlasten,  Beiwerte  ermittelt,  die  mit 
der  Länge  der  Steigung  vervielfältigt  die  virtuelle  Länge  er- 
geben. Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Reibungszugkraft  einer 
Lokomotive  durch  die  Beförderung  des  Wagenzuggewichts  auf 
der  maßgebenden  Steigung  der  Strecke  ausgenutzt  wird,  bildet 
Mutzner  den  Beiwert, 

_  Ql> 

«">  -  -q7 

Hier  bedeutet  das  Wagenzuggewicht  auf  der  maßgeben- 
den Steigung,  Qii  dasjenige,  das  die  Lokomotive  mit  der  Rei- 
bungszugkraft auf  der  Wagerechten  ziehen  kann.  Die  Reibungs- 
zugkraft wird  durch  die  Last  der  Triebachsen  der  Loko- 
motive vermöge  der  gleitenden  Reibung  zwischen  Rad  und 
Schiene  ausgeübt.  Hat  man  z.  B.  das  Wagenzuggewicht  für 
die  maßgebende  Steigung,  deren  Länge  3  km  beträgt,  zu  750  t 
und  dasjenige  auf  der  Wagerechten  zu  1500  t  berechnet,  so  ist 

der  Beiwert  nm=-^~~~=  2  und  die  virtuelle  Länge  Lv  =:  2  X  3= 

6  km.  Mutzner  führt  diese  Wagenzuggewichte  als  Funktionen 
der  Steigung  ein  um  einen  für  die  weiteren  Berechnungen  ge- 
eigneteren Ausdruck  zu  erhalten.  Sind  außer  der  maßgeben- 
den Steigung  noch  kleinere  Steigungen  in  der  Linienführung 
vorhanden,  so  ist  bei  der  Annahme  konstanter  Reibungszugkraft 
die  Zugförderung  nicht  so  wirtschaftlich,  als  wenn  die  geringere 
Steigung  für  sich  gesondert  betrachtet,  die  maßgebende  dar- 
stellen würde,  da  auf  solchen  Abschnitten  im  Verhältnis  zur 
beförderten  Last  ein  zu  großes  Lokomotivgewicht  mitzu- 
schleppen ist.  Hierbei  wird  die  Beförderung  der  aufkommen- 
den Gütermengen  um  so  mehr  verteuert,  je  stärker  die  maß- 
gebende Steigung  die  kleinere  Steigung  überwiegt.  Diese 
Ueberlegung  Mutzners  durch  die  Einführung  der  konstanten 
Reibungszugkraft  bedingt,  weisen  die  äheren  Berechnungsver- 
fahren nicht  auf.  Die  den  geringeren  Steigungen  zugeordneten 
virtuellen  Beiwerte  erhält  man,  indem  man  den  ersteren  mit 
Verkleinerungsziffern,  die  auf  den  statistisch  ermittelten  Beför- 
derungskosten für  1  tkm  beruhen,  vervielfältigt.  Diese  Produkte 
werden  sodann  mit  der  Länge  der  Steigungen  multipliziert  um 
die  entsprechenden  virtuellen  I^ängen  zu  erhalten.  Zum  Ver- 
gleich mehrerer  Linien  summiert  man  die  virtuellen  Längen  der 
einzelnen  Abschnitte  jeder  Bahnstrecke  und  dividiert  diese 
Summen  durcheinander. 

Diese  Berechnungen  erfordern  viel  Zeitaufwand,  der  um 
so  größer  ist,  je  häufiger  Neigungswechsel  im  Längenprofil 
vorkommen.  Wenn  auch  die  Mutznersche  Berechnungs- 
weise einen  Fortschritt    gegen   die  früheren  Verfahren  bedeu- 
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tet,  so  haftet  ihr  infolge  der  ausschließlichen  Anwendung  der 
Reibungszugkraft  bei  den  Formeln  ein  Mangel  an,  der  ihre 
Brauchbarkeit  stark  beeinträchtigt.  Es  wird  zwar  in  der  Regel 
bei  ausgelasteten  Güterzügen  das  Wagengewicht  aus  der  Rei- 
bungszugkraft für  die  maßgebende  Steigung  berechnet,  aber  für 
die  Wagenzuglast  auf  der  ebenen  Bahn,  auf  der  der  Zug  mit 
größerer  Geschwindigkeit  fährt,  ist  diese  Ermittlungsweise  nicht 
gerechtfertigt.  Auf  der  wagerechten  fährt  nämlich  der  Zug  wie 
auf  allen  Steigungen  die  kleiner  sind  als  die  maßgebende,  also 
auf  dem  größten  Teil  der  Strecke,  mit  der  Kessclzugkraft,  die 
mit  zunehmender  Geschwindigkeit  abnimmt.  Die  größere  kon- 
stante Reibungszugkraft  wird  dagegen,  abgesehen  von  der  maß- 
gebenden Steigung,  im  allgemeinen  nur  beim  Anfahren  auftreten. 

Die  Mutznersche  Annahme,  aus  der  konstanten  Reibungs- 
zugkraft auch  das  Wagenzuggewicht  auf  der  wagerechten  Bahn 
zu  berechnen,  liefert  daher  zu  große  Werte  für  diese  tlewichte 
und  somit  auch  für  die  virtuellen  Längen  (vgl.  auch  Risch,  Ver- 
kehrstechnik 1921,  Heft  13). 

Ein  weiterer  Nachteil,  der  allgemein  den  Verfahren,  die  sich 
beim  Vergleich  des  betriebstechnischen  Wertes  mehrerer 
Strecken  auf  die  Kosten  beziehen,  ist  der,  daß  sie  von  den 
Schwankungen  der  Löhne,  Gehälter  und  Stoffpreise  und 
des  Geldwertes  abhängen.  Die  Gültigkeit  dieser  umfang- 
reichen Berechnungen  ist  daher  besonders  bei  der  heutigen 
Unbeständigkeit  des  Wirtschaftslebens  von  kurzer  Dauer,  und 
der  Wert  dieser  Ermittelungen,  die  doch  die  Wirkung  der  zu 
treffenden  Maßnahmen  im  voraus  bestimmen  sollen,  ist  nicht 
allzu  hoch. 

Bezieht  man  dagegen  diese  Vergleichsrechnimgen  auf  den 
von  der  Linienführung  abhängigen  Personal  -  und  Stoff- 
verbrauch der  Zugkraft,  so  ist  hierdurch  eine  Grund- 
lage geschafffen,  die  weitaus  beständiger  ist.  Der  Wert  dieser 
Ermittelungen  wird  noch  dadurch  erhöht,  daß  sie  die  betriebs- 
technische Bedeutung  einer  Strecke  zutreffender  und  anschau- 
licher erfassen,  als  dies  mit  den  virtuellen  Längen,  die  selten 
berechnet,  aber  um  so  häufiger  als  Schlagwort  gebraucht  wer- 
den, möglich  ist. 

II.  Die  Ermittlung  des  Personal-  und  Stoff- 
verbrauchs einer  Zugfahrt. 

Da  die  Güterzugbeförderung  im  allgemeinen  für  die  wirt- 
schaftliche Bedeutung  einer  Strecke  wichtiger  ist  als  die  Per- 
sonenzugbeförderung, so  sollen  sich  diese  Ermittelungen  nur 
auf  die  Güterzüge  beziehen.  Derartige  Vergleichsrechnungen 
sind  zunächst  beim  Entwerfen  einer  Neubaustrecke  zur  Prüfung 
der  Bauwürdigkeit,  für  die  die  Bestimmung  der  für  die  Zug- 
förderung günstigsten  Linienführung  ein  notwendiger  Bestand- 
teil ist,  aufzustellen,  sodann  bei  bestehenden  Bahnen  zur  Er- 
mittelung des  wirtschaftlichsten  Leitungsweges  für  den  Güterver- 
kehr zwischen  zwei  Knotenpunkten,  die  durch  mehrere  Linien 
verbunden  sind.  Fernerhin  dienen  sie  zur  Beurteilung  der  vor- 
aussichtlichen Wirkungen  neuer  Maßnahmen  bezüglich  der  Be- 
spannung, der  Fahrplan-  und  Zugbildung  auf  ein  und  derselben 
Strecke. 

Da  es  bei  diesen  Untersuchungen  lediglich  auf  die  wirt- 
schaftliche Verwendung  des  Fahrpersonals,  der  Lokomotiven 
und  der  Wagen  im  Zugbetrieb  ankommt,  so  müssen  die  vor- 
handenen Bahnanlagen  und  Fahrzeuge  für  diese  Verkehrsauf- 
gaben ausreichen  und  im  betriebsfähigen  Zustande  sein.  Die 
Kosten  für  deren  Unterhaltung,  sowie  die  Aufwendungen  für 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Anlagewerte  können  bei  diesen 
Rechnungen  ebenso  ausgeschaltet  werden,  wie  diejenigen  für  das 
stationäre  Personal,  da  die  Höhe  dieser  Beträge  durch  die  zu 
vergleichenden  Fahrleistungen  kaum  geändert  wird.  Dabei  bleibt 
die  Möglichkeit  bestehen,  auch  die  Unterhaltungskosten  zu  be- 
rücksichtigen, falls  man  eine  solche  Berücksichtigung  für  nötig 
hält,  um  die  Vorteile  durch  die  Beschleunigung  des  Wagen- 
umlaufs zu  erfassen,  da  die  Elemente  hierfür  in  der  Rechnung 
gegeben  sind. 

Für  die  vorliegende  Untersuchung  ist  dieser  Vergleich  ledig- 
lich auf  den  durch  die  Zugförderung  bedingten  Personal- 
aufwand  in  bezug  auf  Kopfzahl  und  Zeit  sowie  auf  den 
Stoffverbrauch  zu  stellen,  der  für  die  Fortbewegung  des 
Zuges  und  seine  Instandhaltung  während  der  Fahrt  nötig  ist. 
Diese  Verbrauchszahlen  sind  sodann,  um  eine  gemeinsame 
Grundlage  für  den  Vergleich  zu  schaffen,  auf  die  Tonne  Wagen- 
zuggewicht zu  beziehen. 

Es  soll  nun  auf  die  Ermittlung  des  Personal-  und  Stoff- 
verbrauchs eingegangen  werden. 

An  Lokomotiv- Personal  ist  erforderlich  für  jede 
Lokomotive  ein  Lokomotivführer  und  ein  Heizer. 

An  Zugbegleitpersonal  die  durch  die  Wagenachs- 
zahl und  die  Bremsprozente  bedingte  Zahl,  in  der  der  Zugführer 
einbegriffen  ist. 

Für  die  Bestimmung  der  Achszahl  gibt  das  Wagenzug- 
gewicht einen  Anhalt.  Bei  gewöhnlichen  Güterzügen  kann  man 
auf  eine  Achse  8  bis  10  Tonnen  rechnen,  bei  Kohlen-  und  Erz- 
zügen  i.  M.  12  Tonnen.  Unbeladene  Güterwagenachsen  sind  als 
halbe   Achsen  zu  rechnen.     Die  Bremsprozente  sind  abhängig 


von  der  größten  Neigung  (Steigung  oder  Gefälle)  und  von  der 
auf  dieser  Neigung  gewählten  Fahrgeschwindigkeit.  Sie  kön- 
nen aus  der  Bremstafel  (§  55  der  Bau-  und  Betriebsordnung)  ab- 
gelesen werden. 

Der  Zeit  aufwand  des  Fahrpersonals  setzt  sich  zu- 
sammen 

1.  aus  der  Fahrzeit  zwischen  den  Haltestationen, 

2.  aus  den  Aufenthalten  auf  diesen, 

3.  aus  der  Zeit  für  den  Vorbereitungs-  und  Abschlußdienst. 
Zu  1.    Die  F  a  h  r  z  e  i  t  e  n  werden  angegeben  durch  die  so- 
genannten Zeit- Wege-Linien,  die  aus  den  Zugkräften  der  Loko- 
motive und  aus  dem  Lauf-  und  Streckenwiderständen  (Steigung 
und  Krümmung)   des  Zuges  aufgezeichnet  werden. 

Zu  2.  Die  Aufenthalte  auf  den  Stationen  sind  den  Ver- 
kehrs- und  Betriebsbedürfnissen  (Zeit  für  die  Abfertigung  des 
Zuges,  Aus-  und  Einsetzen  von  Wagen,  Bedienung  von  An- 
schlüssen sowie  für  Ueberholungen  und  Kreuzungen)  anzud 
passen. 

Zu  3.  Die  Dauer  des  Vorbereitungs-  und  Ah- 
se h  1  u  ß  d  i  e  n  s  t  e  s  ist  je  nach  der  Größe  der  Zuganfangs-  und 
Endstationen  und  der  Wege  verschieden.  Sie  ist  durch  örtliche 
Erhebungen  jeweils  festzusetzen.  Bei  großen  Bahnhöfen  kar 
man  für  das  Lokomotivpersonal  im  M.  je  %  bis  1  /4  Siv.. 
als  Vorbereitungs-  imd  als  Abschlußdienst,  bei  kleinen  je  K» 
Stunde  in  Ansatz  bringen.  Für  die  Wendezeit,  in  der  die  Loko- 
motiven in  der  Regel  feuerreinigen,  bekohlen,  wassernehmen 
und  drehen  müssen,  rechnet  man  l'A  bis  2  Std.  Bei  dem  Zug- 
begleitpersonal ist  die  Dauer  des  Vorbereitungs-  und  Ab- 
schlußdienstes etwas  kürzer.  Hier  kann  man  für  Güterzüge  den 
Vorbereitungsdienst  auf  %  bis  IVa  Std.  und  den  Abschlußdienst 
auf  20  bis  30  Minuten,  für  Personenzüge  auf  /4  Std.  bzw.  auf 
5  bis  10  Minuten  veranschlagen.  Die  Dauer  des  Vorbereitungs- 
und Abschlußdienstes  sowie  der  Wendezeit  sind  zu  den  Zeiten 
für  die  Fahrt  und  die  Unterwegsaufenthalte  der  während  der 
ganzen  Dienstschicht  zurückgelegten  Strecke  zu  addieren.  Füllt 
die  Beförderung  eines  Zuges  und  des  Gegenzuges  diese  Zeit  aus, 
so  ist  die  Dauer  für  Vorbereitungs-,  Abschluß-  und  Wendezeit 
je  zur  Hälfte  auf  jeden  Zug  anzurechnen.  P"inden  nach  der 
Diensteinteilung  in  einer  Schicht  mehrere  Zugfahrten  statt,  so 
ist  die  Gesamtdauer  des  Vorbereitungs-  und  Abschlußdienstes 
sowie  der  Wendezeiten  auf  die  einzelnen  Züge  ihrer  Fahrzeiten 
entsprechend  zu  verteilen. 

Für  den  Verbrauch  von  Kohlen  kommen  die  Mengen  in 
Betracht,  die 

1.  beim  Anheizen  und  auf  der  Fahrt  vom  Schuppen  zum  Zuge, 

2.  während  der  Fahrt  unter  Dampfdruck, 

3.  bei  abgestelltem  Dampf  unter  Feuer  während  der  vollen 
Fahrt  auf  längeren  Gefällen  sowie  beim  Halten  auf  den 
Llnterwegsstationen  verbrennen. 

Zu  1).  Der  Kohlenverbrauch  für  das  Anheizen  wird  nach 
Sauzin  (V.  W  1910  S.  725)  je  nach  der  Dauer  zu  Bf  =  500  bis 
yOO  kg  i.  M.  zu  700  kg  angenommen.  Der  Kohlenverbrauch  für 
die  Fahrt  vom  Schuppen  zum  Zuge  ist  in  diesen  Zahlen  mit- 
enthalten. 

Zu  2).  Fußend  auf  den  Arbeiten  von  Prof.  Obergethmann 
habe  ich  in  einem  Aufsatz  in  Nr.  12  der  \'.  W.  1922  nachge- 
wiesen, daß  die  Zeit-Wege-Linie  der  aus  dem  Kohlenaufwand 
für  die  Zugkraftarbeit  aufgezeichneten  Kohlenverbrauchslinie 
älmlich  ist,  und  diese  ersetzt,  wenn  man  die  Zeiten  durch  einen 
besonderen  Maßstab,  „den  Kohlen  verbrauchsstab" 
ausdrückt. 

Q  H 

Dieser  Maßstab  lautet  x  =  J^,  '^kg  Min.  und  stellt  den  Kohlen- 

oü  •  z 

Nirbrauch  in  einer  Minute  dar,  falls  der  Dampfruck  auf  die 
Zylinder  wirkt.  Es  ist  qkg  die  Wassermenge,  die  auf  1  qm 
wasserberührter  Heizfläche  Hw  in  der  Stunde  verdampft  wird 
und  z  ist  die  Verdampfungsziffer,  die  angibt,  wieviel  kg  W'asser 
von  einem  kg  Kohle  in  Dampf  verwandelt  werden  komien.  Die 
Ermittelung  der  Werte  für  q  und  z  sollen  in  folgendem  Ab- 
schnitt mitgeteilt  werden.  Mit  dem  Maßstab  x  ist  die  aus  der 
Zeit-Wege-Linie  zu  entnehmende  Fahrzeit  t  Minuten,  während 
der  der  Zug  unter  Dampf  fährt,  zu  vervielfältigen,  um  den  ent- 
sprechenden Kohlerverbrauch  B  =  2t  kg  zu  erhalten. 

Zu  3).  Ist  während  des  Bremsens  sowie  beim  Halten  auf 
Stationen  oder  nach  dem  Anfahren  bei  voller  Fahrt  in  län- 
Keren  Gefällen  (etwa  2  km  und  mehr)  der  Dampf  abgestellt,  so 
kann  man  nach  Sauzin  (V.  W.  1910  S.  726)  auf  1  qm  Rostfläche 
R  pro  Minute  einen  Kohlenverbrauch  von  durchschnittlich 
05  kg  annehmen.  In  diesen  Fällen  ist  der  Maßstab  für  den 
Kohlenverbrauch  bei  abgestelltem  Dampf  zo  =  0.5  R  kg,  und 
der  Kohlenverbrauch  selbst  ist  dann  Bo  =  xo  (to  -\-  ta  )  kg.  Es 
ist  to  Minuten  die  Fahrzeit  auf  der  mit  abgestelltem  Dampf  be- 
fahrenen Strecke  und  ta  Minuten  die  Zeit  für  alle  Aufenthalte. 
Der  Gesamtkohlenverbrauch  für  die  Fahrt  ist  demnach 

2  B  =  Bf  -f-  B       Bo  kg 
l^en   entsprechenden   Wasserverbrauch    erhält   man,  in- 
dem man  den  Wert     2    B  mit  der  ^'erdampfungsziffer  z  v^er- 
vielfältigt.     Diese  Verbrauchszahl  ist  noch  um  etwa   10  %  zu 
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erhöhen,  da  das  Wasser   des  Tenders  auch  noch   zu  anderen 
Zwecken  verwandt  wird. 

Während  der  Kohlen-  und  Wasserbedarf  aus  den  Zeiten  für 
Fahrt  und  Aufenthalte  bestimmt  wird,  ist  der  Mineralöl- 
verbrauch  aus  der  Länge  der  durchfahrenen  Strecke  und 
der  Zahl  der  Wagenachs'en  mit  nachfolgender  Angabe  zu  be- 
rechnen. Nach  statistischen  Erhebungen  der  Reichsbahn  be- 
trägt für  100  Lokomotiv/km  der  Oelverbrauch  1,7 — 2,1  kg,  i.  M. 
2,0  kg  und  für  100  Güterwagenachskm  30—43  gr,  i.  M.  also 
40  gr. 

Diese  Ausführungen  zeigen,  daß  abgesehen  von  den  Auf- 
enthalten, dem  Vorbereitungs-  und  Abschlußverdienst  die  aus 
der  Zugkraft,  sowie  den  Lauf-  und  Streckenwiderständen  er- 
mittelte Zeit-Wege-Linie  sowie  das  Längenprofil  die  Grund- 
lagen für  die  Berechnung  des  Personal-  und  Stoffverbrauchs 
der  eigentlichen  Zugfahrt  sind.  Der  bildliche  Fahr- 
plan, der  einschl.  der  Stationsaufenthalte 
nach  diesen  Zeit-Wege-Linien  für  ei  ne  b  e  - 
stimmte  Lokomotivgattung,  Zu  glast  und 
Bremsbesetzung  aufgestellt  ist,  ist  de  m  nach 
die  ausreichende  Unterlage  für  die  Berech- 
nung der  Selbstkosten  der  eigentlichen  Fahrt- 
leistung der  Dampfzüge. 

Wie  wertvoll  und  wichtig  die  Aufstellung  richtiger  Fahr- 
pläne ist,  ist  hiernach  zu  ermessen. 

Die  Aufzeichnung  der  Zeit-Wege-Linie  nach  einem  vom 
\'crfasser  erdachten  Verfahren  ist  in  einem  Aufsatz  in  Nr.  10 
der  V.  W.  1922  ,, Zeichnerische  Ermittlung  der  Fahrzeiten  und 
des  Kohlenverbrauchs  der  Dampfzüge"  zu  ersehen.*) 

Bei  diesen  Vergleichsrcchiiungen  wird  wie  folgt  verfahren: 
Für  die  zur  Verfügung  stehende  Lokomotive  ist  zunächst  das 
Wagenzuggewicht  zu  bestimmen,  das  auf  der  maßgebenden 
Steigung  mit  der  angenommenen  Mindestgeschwindigkeit  be- 
fördert werden  kann.  Maßgebend  ist  die  größte  längere 
Steigung,  über  die  der  Zug  ohne  Ausnutzung  der  lebendigen 
Kraft  gefahren  werden  kann.  Als  Mindestgeschwindigkeit  ist 
h(i  Güterzügen  die  Uebergangsgeschvvindigkeit  zu  wählen,  d.  i. 
die  größte  Geschwindigkeit,  die  mit  der  Reibungszugkraft  noch 
gefahren  werden  kann.  (Vgl.  Abschn.  3.)  Die  Höchst- 
geschwindigkeit ist  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  des 
Heißlaufens  der  Achsen  bei  Güterzügen  nicht  höher  als  35  bis 
40  km/Std.  anzunehmen. 

Nunmehr  ist  für  die  größte  Neigung  (Steigung  oder  Ge- 
fälle) des  Längenprofils  nach  §  55,^  der  Bau-  und  Betriebsord- 
nung (B.O.)  die  Anzahl  der  Bremsachsen  nach  der  Geschwindig- 
keit zu  bestimmen,  die  ein  Zug  bei  Einhaltung  der  kürzesten 
Fahrzeiten  erreichen  darf.  Es  ist  daher  die  auf  der  größten  Stei- 
gung gewählte  Mindestgeschwindigkeit  um  10%  zu  erhöhen,  und 
als  kleinste  Bremsgeschwindigkeit  zur  Ermittlung  der  Brems- 
prozente aus  der  Bremsstaffel  §  55,,  der  B.  O.  einzuführen.  Durch 
Wrvielfähigung  der  Bremsprozente  mit  der  aus  dem  Wagen- 
y.uggewicht  ermittelten  Achsenzahl  und  Teilung  durch  2  unter 
der  Voraussetzung,  daß  von'  jeder  Bremse  aus  2  Achsen  ge- 
bremst werden  können,  erhält  man  die  .Anzahl  der  Bremser. 
Die  Achsen  der  Leerwagen  sind  als  halbe  Bremsachsen  zu 
rechnen.  Für  die  berechneten  Bremsprozento  werden  inni 
mittels  der  Bremstafeln  für  die  schwächeren  Neigungen  die 
Bremsgeschwindigkeiten  bestimmt.  Damit  diese  Zahlen  bei  der 
Aufzeichnung  der  Zeit-Wcge-Linicn  nicht  überschritten,  son- 
dern für  die  planmäßige  Fahrzeit  bis  zu  10  %  unterschritten 
\verden.  werden  sie  an  die  betreffenden  Neigungsabschnittc  des 
Längenprofils  angeschrieben.  Bei  kleinerer  Belastung  und  Beibe- 
luiltung  der  Bremserzahl  erhöhen  sich  die  Bremsprozente,  der 
Zug  kann'  dann  auf  den  Neigungen  schneller  fahren.  Nunmehr 
sind  zur  Ermittelung  der  Fahrzeiten  die  Zeit-Wege-Linien  atis 
dem  schematischen  Längenprofil  aufzuzeichnen,  um  aus  diesen, 
den  .Aufenthalten.  Wendezeiten  und  der  Dauer  für  Vorberei- 
tungs- und  Abschlußdienst  den  Zeitaufwand  des  Lokomotiv- 
'-nd  Zugbegleitpersonals  sowie  den  ^''erbrauch  an  Kohlen, 
\\'asser  und  Mineralöl  auszuwerten. 

Für  den  Vergleich  sind  sodann  diese  Zahlen  für  jede 
Strecke  durch  das  Wagenzuggewicht,  d.  i.  das  um  das  Lok-  und 
Packwagengewicht  verminderte  Zuggewicht,  zu  teilen.  Sodann 
läßt  sich  leicht  feststellen,  um  wieviel  Prozent  die  Zugförderung 
auf  der  einen  Strecke  gegenüber  der  anderen  in  bezug  auf  das 
Lokomotiv-  und  Zugbegleitpersonal  sowie  auf  den  Stoffver- 
brauch günstiger  ist.  Der  von  der  Zeit  abhängige  Aufwand  an 
Kohlen  und  Wasser  verhält  sich  hierbei  ähnlich  wie  der  Zeit- 
verbrauch für  das  Personal,  abweichend  ist  jedoch  das  Verhält- 
nis des  durch  die  Streckenlänge  und  die  Achszahl  bedingten 
t^elverbrauchs. 

Da  die  Vergleichsstrecken  dieselbe  Zuganfangs-  und  End- 
station haben,  so  kann  man  aus  der  Beförderungszeit  (Fahrzeit-F 
.'\ufenthalte)  der  Züge  und  den  Achszahlen  die  Gütezahl 
des  Wagenumlaufs  der  einen  Strecke  gegenüber  der  an- 
deren berechnen,  indem  man  für  jede  Linie  die  Achszahl  durch 
die  Beförderungszeit  dividiert  und  sodann  den  größeren  Quotient 

*l  Von  den  Abhandlungen  in  Nr.  lo  und  12  der  V.W  sind  Sonderdrucke  beim 
Verlage  erhältlich. 


durch  den  kleineren  teilt.  Falls  diese  Aufwendungen  durch 
Geldwert  ausgedrückt  werden  sollen,  sind  die  Vordersätze,  also 
der  gesamte  Zeitaufwand  für  Lok-  und  Zugbegleitp.irsonal,  so- 
wie der  Stoffverbrauch  für  jede  Zugfahrt  mit  den  Kosten  für 
die  Dienststunde  und  die  Gewichteinheiten  der  Betriebsstoffe 
zu  vervielfältigen.  Da  nun  für  denselben  Zug  and  Fahrplan 
diese  Verbrauchswerte  gleichbleiben,  so  ist  es  bei  Verän- 
derung der  Gehälter,  Löhne  und  Stoffpreise 
nicht  erforderlich,  den  ganzen  Gang  der  Rech- 
nung zu  wiederholen,  sondern  es  ist  nur  das 
Endergebnis  auf  den  dem  Geldwerte  entspre- 
chenden Stand  zu  bringen. 

III.  Vereinfachte  Aufzeichnung  der  Zeit  -W  e  g  e  - 
I^inie    für    die    Ermittelung    des    Personal-  und 
Stoffverbrauchs. 

Da  für  Neubaulinien  bildliche  Fahrpläne  noch  nicht  vor- 
handen sind  und  diejenigen  für  die  bestehenden  Bahnen  zur 
Zeit  nicht  den  aus  der  Lok.-Kraft  und  den  Zugwiderständen 
ermittelten  Zeit-Wege-Linien  entsprechen,  es  aber  erwünscht 
ist,  schnell  im  voraus  ein  zahlenmäßiges  Bild  über  die  Wirkung 
der  zu  treffenden  betrieblichen  Maßnahmen  zu  erhalten,  so  habe 
ich  Vereinfachungen  für  die  Herstellung  dieser  Linie  ausgear- 
beitet, die  mit  geringem  Zeitaufwand  eine  zuverlässige  und  an- 
schauliche Unterlage  für  die  Berechnung  des  Personal-  und 
Stoffaufwands  der  Zugfahrt  liefern. 

Diese  Vereinfachungen  bestehen  zunächst  in  der  Zusammen- 
f;,ssung  benachbarter  Neigungsabschnitte  von  geringem  Unter- 
schiede, sodann  in  der  Einführung  einer  geradlinigen  Be- 
schleunigungskraftlinie, für  deren  Bestimmung  nur  2  Punkte  zu 
berechnen  sind  und  weiterhin  in  der  Aufzeichnung  der  Zeil- 
\Vege-Linie  mit  Hilfe  eines  Winkellineals. 

a)  Die  Mittelung  der  Neigungen. 
Benachbarte  Steigungsabschnitte  von  geringem  Unter- 
schiede können  zu  einer  mittleren  durchgehenden  Steigung  da- 
durch zusammengefaßt  werden,  daß  man  im  Längenprofil  -An- 
fang und  Ende  der  zu  mittelnden  Abschnitte  geradlinig  ver- 
bindet. Der  rechnerische  Ausdruck  für  die  mittlere  Steigung 
lautet:  (Abb.  1)  Sn,  =         +        +  -  ■  -IxS.  „^^^  ^^.^^ 

deuten  l).  L  •  -  Ix  die  Längen  und  Sj.  So  •  •  Sx  die  Steigungen 
im  o/og.  Diese  Mittelung  erfolgt  für  jede  Fahrrichtung  getrennt. 
l>ie  angegebene  Formel   ergibt  jedoch,  wie  ich  in  einem  Auf- 


satz in  Nr.  16/17  der  V.  W.  1922  nachgewiesen  habe,  eine  mitt- 
lere Neigungsstrecke,  auf  der  die  Fahrzeit  kleiner  ist,  als  die 
Summe  der  Fahrzeiten  auf  den  einzelnen  nichtgemittelten  Ab- 
schnitten. Um  diese  Fehler  in  geringen  Grenzen  zu  halten,  wird 
für  vorliegende  Zwecke  vorgeschlagen,  nur  bis  zu  einer  Ge- 
samtlänge von  L  =  3  km  zu  mittein,  bei  einem  Unterschied 
zwischen  der  kleinsten  und  größten  Steigung  von  nicht  mehr 
als  2,5  %>  Die  Gefällstrecken  sind  als  Wagerechte  in  die  Be- 
rechnung einzuführen.  Die  Widerstände  in  den  Bögen  von  einer 
Länge   größer   als   500   m   (Zuglänge)   und    einem  Halbmesser 
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kleiner  als  R  =  .500  m  werden  nach  der  I^ormel   Wr  =  ^  °/oo- 

berechnet  unJ  als  Zuschläge  zu  den  Steigungen  hinzugefügt,  da 
die  Steigungswiderstände  in  kg/To.  für  eine  To.  Zuggewicht 
gleich  den  Steigungen  in  "/qq  sind. 

Kurze  Abschnitte  mit  schwächerer  Steigung  oder  wage- 
rechter Gestaltung  können  an  längere  und  stärker  steigende 
angegliedert  werden.  Die  kurzen  Abschnitte  verschwinden 
dann.  Durch  die  A  n  g  1  i  e  d  e  r  u  n  g  tritt  eine  geringe  Verlänge- 
rung der  Fahrzeiten  ein,  im  Gegensatz  zu  der  vorher  beschriebe- 
nen Mittelung.  Um  diese  Ungenauigkeit  klein  zu  halten,  wird 
stets  die  schwächere  der  beiden  angrenzeiiden  Steigungen  ver- 
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längert.  Für  die  Angliederung  empfiehlt  Geibel  folgende  Gren- 
zen: (s..  Abb.  2a  und  b): 

1.  Liegt  der  Unterschied  Si  —  S2  oder  Sz — Sa  zwischen  0  und 
S^/oo,  so  darf  die  anzugliedernde  Strecke  nicht  größer 
sein  als  1  km. 

2.  Liegt  er  zwischen  5  und  15  "/oo  .  so  darf  der  Abschnitt  nicht 
größer  sein  als  0,75  km  und 

3.  von  15  7.10  bis  25  0/,n  nicht  größer  als  0,6  km. 

Bei  Gipfeln  und  Kehlen  sind  die  Neigungen  Si  —  s»  bis  zum 
Schnitt  zu  verlängern  (Abb.  2c).  Bei  Bahnhöfen  sind  die  Ab- 
schnitte beiderseits  der  Haltestelle  des  Zuges  (E.  G.)  innerhalb 
der  angegebenen  Grenzen  den  benachbarten  Neigungen  anzu- 
gliedern. 

b)  Die  geradlinige  do -  Linie. 

Die  do-Linie  gibt  für  die  einzelnen  Fahrgeschwindigkeiten 
die  Kraft  an,  mit  eine  To.  Zuggewicht  auf  der  wagerechten 
geraden  Bahn  beschleunigt  werden  kann.  Um  sie  zu  erhalten, 
teilt  man  den  Unterschied  der  Zugkräfte  und  der  Widerstände 
der  Lokomotiven  und  Wagen  auf  der  wagerechten  geraden 
Bahn  durch  das  Zuggewicht,  trägt  diese  Werte  von  der  wage- 
rechten Geschwindigkeitsachse  nach  oben  auf  und  verbindet 
die  Endpunkte.  Für  dieselbe  Lokomotivgattung  sind  daher 
diese  Linien  für  verschiedene  Wagengewichte  verschieden. 
Falls  ein  Zug  eine  Steigung  mit  gleichförmiger  Geschwindigkeit 
befährt,  so  sind  keine  Beschleunigungskräfte  vorhanden,  d.  h. 
die  do-Kräfte  der  wagerechten  geraden  Bahn  sind  durch  die 
Steigungswiderstände  für  eine  To.  Zuggewicht,  die  gleich  den 
Steigungen  in  "/no  sind,  aufgezehrt  worden.  Beschleunigungs- 
kraft  und  Steigungswiderstand  gleichen  sich  also  hier  aus  und  die 
do-Kräfte  können  ihrem  Absolutwerte  nach  als  Steigungen  auf- 
gefaßt werden.  Die  do-Linie  gibt  demnach  die  Beziehung  zwi- 
schen Steigung  und  Geschwindigkeit  an.  Bei  der  Ermittelung 
der  gen'auen  gekrümmten  do-Linie  sind  für  Geschwindigkeiten 
von  5  — 10  km/Std.  Unterschied  die  Zugkräfte  und'  Widerstände 
für  Lokomotiven  vmd  für  Wagen  zu  berechnen,  für  die  gerad- 
linige dagegen,  die  die  gekrümmte  ausgleicht,  und  durch  zwei 
Punkte  festgelegt  wird,  fallen  alle  diese  Berechnungen  bis  auf 
einen  kleinen  Teil  fort. 

In  Nr.  10  der  V.  W.  1922  ist  die  Berechnung  der  Zugkräfte 
und  W'iderstände  gezeigt  worden.  Hieran  anknüpfend  soll  nun 
die  Ermittelung  der  geradlinigen  do-Linie  dargelegt  werden. 

Eine  Lokomotive  verdampft  bei  guter  Dauerleistung  auf 
1  qm  Heizfläche  Hw  (ohne  Ueberhitzerfläche)  q=57  kg  Wasser 
in  einer  Std.  und  mithin  auf  der  ganzen  Heizfläche  Q  =  57  Hw 
kg/Std. 

Der  kleinste  Dampfverbrauch  für  eine  indizierte  Pferde- 
kraft/Std.  (PSi  st)  ist  nach  Metzeltin  (Hanomag-  Nachrichten 
Heft  8  Januar  1921. 

Di' =12    bis  11    kg  für  Naßdampf-Zwilling-Lokomotiven 

=  10    bis    9,5  kg  für  Zweizylinder-Naßdampf-Verbundlok. 

=  9,6  bis    9,2  kg  für  Vierzylinder- Naßdampf-Verbundlok. 

=  7    bis    6,5  kg  für  Heißdampf-Zwilling-  oder  Vierlinglok. 

=  6,4  bis    6,2  kg  für  Heißdampf- Verbund-Lok. 
Hiernach  ist  die  indizierte  Höchstleistung  der  Lokomotive 

Ni'=.=^  PSi  (indizierte  Pierdekräfte) 
U  i 

Diese  Höchstleistung  N  i '  wird  eine  Lokomotive  nur  hergeben, 
wenn  die  vom  Kessel  erzeugte  Höchstmenge  Dampf  möglichst 
wirtschaftlich  in  den  Zylindern  verarbeitet  wird,  d.  h.  mit  einem 
mittleren  Zylinderdruck  pi'  =  3,6  atm.  bei  Zwillings-  oder  Vier- 
ling-Heißdampf-Lokomotiven,  und  p  i '=  3,4  atm.  bei  Heißdampf- 
V  erbund-Lokomotiven. 

Für  Naßdampf-Maschinen  erhöhen  sich  diese  Werte  um  10 
bis  15  %.  Diese  wirtschaftliche  Ausnutzung  tritt  natürlich  für 
einen  bestimmten  Kessel  bei  gegebenen  Zylinderabmessuiigen 
nur  bei  einer  bestimmten  „vorteilhaften"  Geschwindigkeit  V* 
ein,  nämlich  bei  der  die  Höchstmenge  Dampf  von  einer  ent- 
sprechenden Anzahl  Zylinderfüllungen  gerade  aufgebraucht 
wird.  Der  Füllungsgrad  ist  bei  V*  am  kleinsten  und  beträgt 
etwa  20  %.  Die  Werte  3.6  und  3.4  atm.  gelten  für  12  atm.  Kesscl- 
druck.  Bei  höheren  Drücken  empfiehlt  Strahl  eine  Erhöhung 
von  pi'  um  3%  für  je  1  atm. 

Der  Dampfdruck  im  Lokomotivbetrieb  wird  stets  als  Ueber- 
druck  gerechnet. 

Zwischen  Leistung  Ni  und  Zugkraft  Zi  besteht  allgemein 
Z  ■   •  V 

die  Beziehung  Ni  =  "^270 — 

Für  Ni'  und  der  dieser  Höchstleistuig  ■.■ntsprcchcndcn 
Kessel-Zugkraft   Zi'    ist    die    vorteilhafteste  Geschwindigkeit 

270  .  Ni',     ,^  ,     ^    .     ^  , 
V*  =  —  km/Std.  EsistZi' 

  p  i '  •  d*  •  s 


D 


für  Zwillingslokomotiven 


D 

_  0,5  •  pi'  •  d^n 


D 

Pi'  •  d^n    •  S 

D 


für  Vierlings-Lokomotiven 
—  für  Zweizylinder-Vcrbund-Lükomotiven 


für  Vierzylinder-Verbund-Lokomotiven 


Hier  bedeutet  d  den  Zylinderdurchmesser 

dn    der  Durchmesser  des  Niederdruckzylinders    (größerer  Zyl. 

s  der  Kolbenhub 

D  der  Triebraddurchmesser. 

Diese  Abmessungen  sind  für  die  einzelnen  Lokomotivgattungen 
dem  „Merkbuch  für  Fahrzeuge"  zu  entnehmen. 

Mit  abnehmender  Geschwindigkeit  werden  von'  V*  an  nach 
einem  von  Obergcthmann  bestimmten  Gesetz  die  Leistungen 
kleiner,  dagegen  die  Kesselzugkräfte  größer.  Der  Höchstwert 
der  Kesselzugkräfte  Zi  wird  durch  die  Reibungszugkraft  Zr  be- 
grenzt. Mit  1  to  Reibungsgewicht  Gr  d.  i.  das  Gewicht  auf  den 
Triebachsen  kann  die  Lokomotive  bis  190  kg  des  gesamten  Zug- 
widerstandes, also  der  Lokomotive,  des  Tenders  und  der  Wagen, 
ohne  Betätigung  des  Sandstcucrs  überwinden,  wie  durch  Ver- 
suche von  Strahl  mit  dem  Indikator,  also  durch  Messungen  im 
Zylinder  festgestellt  worden  ist.  Diese  Zugkraft  Zr  =  190Gr 
ist  als  die  an  der  natürlichen  Reibungsgrenze  mit  Sicherheit  er- 
reichbare, auf  der  maßgebenden  Steigung  für  die  Berechnung 
des  Wagenzuggewichts  anzuwenden.  Für  das  Anfahren  auf 
Bahnhöfen  wählt  man  mit  Rücksicht  auf  die  ungünstigeren 
Reibungsverhältnisse  Zr  =  150  Gr  bis  165  Gr. 

Die  Zugkräfte  sind  von  den  Steigungen  unabhängig.  Die 
'jeschwindigkeit,  bei  der  die  Kesselzugkraft  auf  die  Reibungs- 
zugkraft übergeht,  heißt  die  Uebergangsgeschwindigkeit  Va,  die 
ebenso,  wie  die  vorteilhafteste  Geschwindigkeit  V*  von  dt-m 
Wagenzuggewicht  unabhängig  ist.  Daher  ist  das  Verhältnis 
Vü  :  V*  =  für  alle  do-Linicn  derselben  Lokomotivgattung  kon- 
stant. Um  eine  Beziehung  zwischen  den  Zugkräften  der  ein- 
zelnen Geschwindigkeiten  zu  erhalten,  kann  man  nach  dem  \'^or- 
schlage  von  .Strahl  bei  den  üblichen  Geschwindigkeiten  unbe- 
denklich  eine   mittlere  konstante  Grenzleistung  Nm  ainiehmcn 


und  da  nun  Nr 


_Za  Vü 
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Zi'  V*  .         .  Vü  Z'i 

^  =  V*= Zä 


setzen.  Bei  gleichförmiger  Geschwindigkeit  ist  die  Zugkraft 
Z  Widerstand  W.  Daher  ist  Z  i '=  G  (sx  +  Wo/).  Hier  bedeutet 
C'  das  Zuggewicht  in'  to,  Wox'  den  spezifischen  Zugwiderstand 
auf  der  wagerechten,  geraden  Bahn  bei  der  Geschwindigkeit  \'*. 
Da  die  gekrümmte  do-Linie  durch  eine  Gerade  ersetzt  werden 
soll,  so  nimmt  man  zur  Bestimmung  der  Richtung  dieser  Gera- 
den an,  daß  die  größte  Steigung  Sgr.  die  der  Zug  mit  der  Ueber- 
gangsgeschwindigkeit V(i  befahren  möge,  kleiner  ist  als  die 
Steigung  .Sr,  die  der  Reibungszugkraft  entspricht.  Es  ist  dann 
Zü  =  G  (s?r:  -f-  Wou')  die  Zugkraft  für  die  Steigung  .Ser  und  Wou' 
der    spezifische    Zugwiderstand    bei    der    (Geschwindigkeit  ^'ü. 

c    J  •  .  2;'i  Px   -f  Wox' 

Sodann   ist  y  =  =  ,  ,  (Gl.  a)/- 

Za  Sgr.  +  Wo« 

Nach  Abb.  3  ist     z=  JJ^  =  (Gl.  b).  Aus  Gleichung  a 

V  So  —  Sx 

Sx  =  /  (S(;r.  +  Wftu')  —  Wox'  in  Gleichung  b)  eingesetzt,  erhalt  man 


(1  +     ^W-  +  ( 


r  ■  woü') 


—  — — Pj_ — ^ — 5  für  Drillings-Lokomotiven 


Für  die  einzelnen  im  Betriebe  befindlichen  Dampflokomo- 

V  ü  1 

tivcn  kann  man  im  Mittel     =  =        setzen.    Da  es  für 

diese  Untersuchungen  zweckmäßig  ist.  den  spezifischen'  Wider- 
stand auf  den  ganzen  Zug  zu  beziehen,  so  sind  die  ^^'^idcr- 
standsformeln  der  Wagenzüge  mit  denen  der  Lokomotiven  zu 
einer  Formel  vereinigt,  so  daß  die  Formeln  des  spezifischen 
^^'iderstandes  für  den  ganzen  Zug  unter  Berücksichtigung  des 
Luftwiderstandse  lauten: 

für  GütcrzügcWo'  =  23-f  (0,007-f  2'^]  [^)%g/fo 
für  Personenzüge  Wo'=2,3-t- (0,007  +  ^]  feg/to 

für  Schnellzüge  Wo' =2,3  + (0,007+^^^]  {^0^' 

Nach  Berechnungen  für  eine  Anzahl  von  Lokomotivgattungen 
kann  man  im  Mittel   Wo«'  =  2,5  kg/to  und  wox'  =  5  kg/to  .setzen 

so  daß 

('^-ox'  -  r  •  Wou')  =  I  (5  -  J  2,5)  ^  2  und  Po  =  I  Sgr.  20/o3 

Die  gradlinige  do-Linie  ist  nun'  durch  2  Punkte  bestimmt 
und  zwar 

1    durch  den  Punkt  im  Abstand  Sn  auf  der  Ordinaten-Achse. 

2.   durch   den   Knickpunkt   der   do-Linie  bei   der  Ueber.gangs- 
geschwindigkeit  Ya 
Von  V=0  bis  Vo  verläuft  dann  die  do-Linie  im  .-Vbstand  Sirr  von 
der  V-Achse  wagerecht  und  von  Vo  ab  bis  zur  Höchstgeschwin- 
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digkeit  Vh  als  Verlängerung  der  Verbindungslinie  der  beiden 
genannten  Punkte. 

Da  Vu  =  -^ist,  kann  man  diesen  Wert  aus  Ni'  und  Zi'wie 
o 

vorher  angegeben,  berechnen. 

Bei  Personen-  und  Schnellzügen  auf  Hügelland  (sh^lO'*/,  n) 
und  Gebirgsbahnen,  sowie  bei  Güterzügen  ist  Sgrr.  gleich  der  maß- 
gebenden Steigung  sh  zu  wählen  und  hierfür  das  Wageugewicht 
aus  der  Reibungszugkraft  Zr  =  150  •  Gr  bis  165  ■  Gr  durch  die 
Gleichung  Zr  =  (  Gw  +  Gi  )  ( Sgr.  +  Wou')  zu  bestimmen. 

Bei  Personen-  und  Schnellzügen  der  Flachlandbahnen  ist 
meist  das  Wagengewicht  durch  das  Verkehrsbedürfnis  bestimmt 
oder  durch  die  Höchstachsenzahl  nach  der  Bau-  und  Betriebs- 
ordnung begrenzt,  so  daß  hier  Sgr.  größer  als  die  maßgebende 
Steigung  sh  ist.  Daher  ist  in  diesem  Falle  erst  -«gr.  aus  obiger 
Gleichung  für  das  gegebene  Zuggewicht  zu  berechnen  und  dieser 
Wert  in  die  fileichung  für  So  einzusetzen. 

Die  do-Linie  kann  nun  aufgetragen  werden,  indem  man  für 
die  wagerechte  Geschwindigkeitsachse  z.  B.  den  Maßstab 
1  cm  =  5  km/Std.  und  für  die  Steigungen  auf  der  senkrechten 
Achse  1  cm  =  2%i  wählt.  Wird  ein  Zug  mit  Vorspann-  oder 
Schiebelokmotive  gefahren,  so  sind  für  diese  Maschinen  ebenso 
die  geradlinigen  do-Linien  zu  ermitteln  und  deren  Ordinatcn  zu 
denen  der  eigentlichen  Zuglnkomotivc  für  die  gleiche  ( ;esch\viii- 
digkeiten  zu  addieren.  Mit  dieser  zweistöckigen  do-Linie  ist 
dann  auf  den  Steigungen,  auf  denen  die  2.  Lokomotive  erforder- 
lich ist,  die  Zeit-Wege-Linie  aufzuzeichnen. 

Bei  allen  diesen  Ermittelungen  ist  eine  gute  Dauerleistung 
des  Kessels  angenommen,  der  einer  stündlichen  Dampferzeu- 
gung von  q  =  57  kg/qm  auf  der  wasserberührten'  Heizfläche 
entspricht.  Soll  dagegen  ein  Zug  geschlossen,  d.  h.  mit  der 
gleichen  Zusammensetzung  und  derselben  Lokomotive  über  die 
Strecke  zwischen  der  Zugbildungs-  und  Endstation  gefahren 
werden,  von  der  ein  größerer  zusammenhängender  Teil  eine 
ausgesprochene  Flachbahn  ist  (sh  =5  —  6^,,,,),  die  übrigen 
Streckenabschnitte  dagegen  Hügel-  oder  Gebirgsbahn  sind,  so 
ist  das  Wagenzuggewicht  nach  der  maßgebenden 
Steigung  der  letzteren  Strecken  für  eine  Dampfcrzeugmig 
von  ci  —  57  kg/qm-Std.  zu  bestimmen.  Auf  dem  flacheren 
Teil  der  Bahnlinie  wird  dann  mit  einer  geringeren  Kessel- 
anstrcngung  gefahren. 

2 

Hier  gilt  etwa  bis  zu  qs  —  ~  ■  57=H8  kg/qm-Std.  die  Be- 
ziehung, daß  sich  die  Höchetlcistungen  Ni'  wie  die  Kesselanstren- 
gungen qx  also  auch  bei  gleichbleibenden  Zi '  wie  die  entsprechen- 
den \ortcilhaf  testen  Geschwindigkeiten  V*  verhalten.  Kennt 
man  nun  durch  den  Schnitt  der  geradlinigen  do-Linie  mit  der 
Geschwindigkeitsachse  die  Geschwindigkeit  V)/ bei  der  Kessel- 
anstrengung q  =  57  kg/qm-Std.,  die  aber  als  höchste  Fahr- 
geschwindigkeit zu  groß  ist,  und  daher  hier  nicht  in  Frage 
kommt,  und  will  man  nun  die  kleinere  Kesselanstr^ngung  qx  so 
bestimmen,  daß  die  entsprechende  geradlinige  dn-T^inic  die  Gc- 
schwindigkcitsachsc  im  Punkte  der  gewählten  Höchstgeschwin- 
digkeit des  Zuges,  z.  B.  .35  km/Std.  schneiden  soll  (Abb.  5),  so 
v  erhält  sich  qx  : 57  =  35 :Vh'.  Hieraus  ist  (\k  sowie  die  zugehörige 
xorteilhafteste  Geschwindigkeit  zu  bestimmen  und  die  do-Linie 
für  die  schwächere  Kesselanstrengung  aufzuzeichnen.  Um'  ans 
qx  den  entsprechenden  Kohlenvcrbrauch  zu  erhalten,  dividiert 
man  diesen  Wert  durch  die  ^^erdampfungsziffer  z.  die  angibt, 
^vicvieI  kg  Wasser  man  mit  einem  kg  Kohlen  verdampfen  kann. 
Diese  Ziffer  stellt  das  Verhältnis  des  auf  die  Dampferzeugung 
wirkenden  Wärmeinhaltes  von  1  kg  Kohle  zum  Wärmeinhalt 
\  nu  1  kg  Dampf  dar.  Der  Wärmeinhalt  eines  kg  Sattdampf  ist 
(iCiB.l  W.  E.  (Wärmeeinheiten)  d.  i.  die  Wärmemenge,  die  zu 
dessen'  Umwandlung  aus  einem  kg  Wasser  bei  dem  üblichen 
Druck  von  12  Atmosphären  und  einer  Temperatur  von  186"  er- 
forderlich ist.  Bei  Heißdampf  von  gleichem  Druck  und  einer 
Temperatur  von  i.  M.  .325°  ist  die  Wärmemenge  um  10  %  größer. 
Für  die  Dampferzeugung  beträgt  der  Wärmeinhalt  von  1  kg 
Kohle  %  ihres  Heizwertes  bei  vollkommener  Verbrennung,  % 
geht  auf  dem  Rost  und  auf  dem  Wege  zum  Kessel  verloren. 
Der  Heizwert  der  westfälischen  Kohle  beträgt  7500  —  8000 
Wärmeinheiten,  der  der  Saar-  und  schlesischen  Kohle  7000  bis 
7500  W.  E.    Für  westfälische  Kohle  vom  Heizwert  7500  W.  E. 

2  •  7500 

ist  die  Verdampfiuigsziffer  für  Sattdampf  Zs  =  — — ^^7;^,-  =7.5 

3  •  668.1 

und  für  HeißHampf  zh  =0,9  •  7.5  =  6,75.  Wegen  der  weniper  vvii  t. 
schafilichen  Dampfausnutzung  sind  für  die  Berechnung  des  Kohlen, 
fiedarfs  bei  dem  unteren  Grenzwerte  q  =  38  und  dem  oberen 
qh  =  65,  die  Verdampfungsziffern  bis  zu  5  %  y.u  erhöhen.  Für 
die  so  ermittelten  Werte  von  nx  kann  nunmehr  der  Kohlenver- 
Q  H 

brauchsmaßstab  x  =  — ^  kg/Min.    berechnet  werden.  Somit 

ist  für  die  Fahrzeitermittelung  ein  Weg  gezeigt 
zur  Erzielung  eines  wirtschaftlichen  Kohle  n- 
verbrauchs,  die  Kesselanstrengung,  den  Strek- 
kenverhältnissen   und    der   Zu  glast   sowie  dem 


Schnelligkeitsbedürfnis  des  Zuges  anzu- 
passen. 

c)  Vereinfachte  Aufzeichnung  der 
Z  e  i  t  -  W  e  g  e  -  L  i  n  i  e. 

Zur  \'ereinfachung  soll  bei  der  Aufzeichnung  der  Zeit-Wege- 
Linie  für  die  Ermittelung  des  Personal-  und  Stoffverbrauchs 
von  dem  Einfluß  der  Beschleunigung  und  Verzögerung  beim 
Wechsel  von  einer  Neigung  zur  anderen  abgesehen  und  ange- 
nommen werden,  daß  ein  Zug  auf  den  einzelnen  Steigungsab- 
schnitten mit  gleichmäßiger  (Geschwindigkeit  fährt. 

Diese  Vereinfachung  kann'  insofern  zugelassen  werden,  als 
bei  Güterzügen  die  Grenzen  zwischen  Höchst-  und  Mindest- 
geschwindigkeit enger  sind  als  bei  Personen-  und  Schnellzügen 
und  man  durch  die  Mittelung  und  Angliederung  Neigungsab- 
schnitte von  mindestens  1,5  bis  2  km  angestrebt  hat.  Auf  dieser 
I-änge  wird  meist  bei  Güterzügen  nach  einem  Neigungswechsel 
die  gleichmäßige  Cicschwindigkeit  erreicht  sein.  Auf  Hügel- 
und  (lebirgsbahnen,  auf  denen  die  Steigungsunterschiede  stärker 
sind,  sind  jedoch  die  Wagen/ngucwichte  kleiner  und  daher  die 
Beschleunigungs-  und  Verzi  i;.;ennigskräftc  größer,  so  daß  auch 
bei  größeren  Neigungsunti  rschieden  benachbarter  Abschnitte 
nach  erfolgter  Mittelung  auf  diesen  doch  die  gleichmäßige  Ge- 
schwindigkeit erreicht  wird. 

Die  do-Linie  gibt,  wie  gesagt,  die  Beziehung  zwischen 
Steigung  und  Geschwindigkeit  an.  Legt  man  also  von 
der  Geschwindigkeitsachse  im  Abstand  der  Steigungen 
Wagerechte  bis  zum  Schnitt  mit  der  do-Linie,  so  stellen 
die  Längen  dieser  Wagerechten  die  entsprechenden  gleich- 
mäßigen Geschwindigkeiten  der  Steigungsabschnitte  dar.  Aus 
diesen  Geschwindigkeiten  kaini  man  mittels  eines  Winkellineals 
die  Zeit-Wege-Linie  aufzeichnen.  Dieses  Winkellineal  hat  eine 
I^änge  von  40  cm.  (Abb.  4)  Vom  Nullpunkt  in  der  Mitte  der 
Mcßkantc  mit  Zentimetereinteilung  sind  nach  außen  beiderseits 
in  20  mm  Entfernung  die  Gieschwindigkeiten  von  10  zu  10  km/ 
Std.  bis  1(X)  km/Std.  angeschrieben.  Diese  beiderseitige 
Teilung  hat  den  Zweck,  die  Zeit-W^ege-Linien  für  die  Hin-  und 
Rückfahrt  aufzeichnen'  zu  können.  In  Abstand  60  mm  von  der 
Meßkante  senkrecht  vom  Nullpunkt  dreht  sich  ein  Messinglineal 
von  0,5  mm  Stärke  auf  der  Unterseite  des  hölzernen  Lineals. 
In  der  rechten  und  linken  unteren  Vxkc  der  Unterseite  sind  drei- 
eckige Bleche  von  der  Stärke  des  Drehlineals  angenietet,  damit 
letzteres  beim  Auflegen  auf  die  Zeichnung  ungehindert  bewegt 
werden  kann. 

Bei  der  Aufzeichnung  der  Z  e  i  t  -  W  e  g  c  -  E  i  n'  i  e  , 
die  zweckmäßig  auf  Millinieteri>,ii)ier  erfolgt,  verfährt  man  wie 
folgt:  Nachdem  das  Längenprofil,  bei  dem  man  die  Neigungen 
gemittelt  und  die  kurzen  .Strecken  sowie  die  Bahnhofsabschnitle 
beiderseits  der  Haltestelle  des  Zuges  an  die  benachbarten 
Sreckenncigungen  angegliedert  hat,  nach  Abb.  5  und  6  sche- 
matisch aufgetragen  ist.  errichtet  man  in  den  Neigungswechseln 
Senkrechte.  An  die  Neigungen  fle-.  T_^ängenprofils  sind  die 
Bremsgeschwindigkeiten  anzuschreiben  und  die  Gefälle,  auf 
denen  die  Lokomotive  mit  abgestelltem  Dampf  fährt,  durch 
punktierte  I-^inien'  zu  kennzeichnen.  Für  die  einzelnen  Steigun- 
gen zeichnet  man  nacheinander  in  der  do-Linie  die  entsprechen- 
den Wagerechten,  legt  an  diese  die  obere  Kante  des  Winkel- 
lineals mit  dem  Nullpunkt  auf  der  senkrechten  Achse  und  stellt 
den  Messingschenkel  so  ein,  daß  dessen  linke  Kante  durch  den 
Schnitt  der  Wagercchtcn  mit  der  do-Linie  geht.  Nun  zieht  man 
im  Punkte  B  (Abb.  5)  der  Senkrechten  im  Anfahrpunkt,  begin- 
nend von  Lotrechte  zu  Lotrechte  aneinandergereihten  Geraden 
bis  zur  nächsten  Haltestatitm.  Der  senkrechte  Abstand  des  Punk- 
tes B  von  der  Wegeachse  ist  der  Zeitzuschlag  für  das  Anfahren 
und  nach  den  weiter  unten  stehenden  Ausführungen  zu  bestim- 
men, sowie  vor  Aufzeichnung  dieses  Linienzuges  aufzutragen.  Da 
für  diese  Berechnungen  angenommen  wird,  daß  sich  der  Zug  auf 
jedem  Neigungsabschnitt  mit  gleichmäßiger  Geschwindigkeit 
bewegt  und  die  Neigung  jeder  Seite  des  Eini  .'iizuges  der  zuge- 
hörigen Geschwindigkeit  V  entspricht,  so  muß,  da  V  =  — ^  ist 

und  die  Projcktiou  jeder  Seite  auf  die  wagerechte  Wegachse 
die  Abschnittlänge  1  ist,  die  Projektion  auf  die  Lotrechte  die 
zugehörige  Fahrzeit  t  sein.  Es  stellt  also  dieser  Linienzug  die 
Zeit-Wege-Linie  des  Zuges  dar,  unter  der  Annahme,  daß  die 
einzelnen  Neigungsabschnitte  mit  gleichmäßigen  Geschwindig- 
keiten befahren  werden.  Bei  gleichmäßiger  Geschwindigkeit 
legt  der  Zug  in  einer  .Stunde  V  km  zurück.  Auf  dem  Neigun'gs- 
abschnitt  1  km  hat  der  bei  derselben  Geschwindigkeit  nur  t 
Stunden  Fahrzeit.  Es  ist  t  ein  Bruchteil  einer  Stunde.  In 
Minuten  ausgedrückt  beträgt  diese  Zeit  60  t  Minuten.    Es  ist 

also  V  =  oder  -y-  =  Diese  Beziehung  kann  an  zwei  ähn- 
lichen rechtwinkligen  Dreiecken  abgelesen  werden.  Das  eine 
ist  dasjenige  über  der  Seite  des  Linienzuges  mit  den  Katheten 

1  km  und  60  •  t  Minuten.  Hier  ist  1  km  durch  a  mm  und  t  Std. 

DU 

=  1  Minute  durch  b  mm  dargestellt.  Das  andere  rechtwinklige 
Dreieck  bildet  die  linke  Kante  des  Messingschenkels  als  Hypo- 
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thcnuse  und  die  MeBkaiitc  für  die  Geschwindigkeiten  sowie  der 
.\i)stand  1  des  Drehpunktes  von  dieser  als  die  beiden  Katheten. 
Nun  ist  für  die  Zentimetereinteilung      =  1  km  =  2  mm  und  der 

V  1 

Abstand  1=60  mm.    Das  Verhältnis        =        lautet  für  die  im 

1       ou  t 

Maßstabe  der  Zeichnung  ausgedrückten  Einheiten  von  V,  1  und 

1  2  a 

A  =  —  dann  £ — gQ  oder  a  =  2  b,  d.  h.  bei  den  gewählten  Ab- 
messungen des  Winkellineals  ist  in  der  Zeit-Wege-Linie  der 
Längenmaßstab  doppelt  so  groß  wie  der  Zeitmaßstab.  Bei  Ge- 
brauch des  Winkellineals  ist  nur  diese  Beziehung  bei  der 
Wahl  der  Maßstäbe  für  Weg  und  Zeit  zu  beachten.  Jegliche 
Berechnung  von  Maßstäben  wird  daher  vermieden.  Dieses 
Winkellineal  ist  auch  bei  den  in  Nr.  10  der  V.  W.  1922  be- 
schriebenen genauen  Verfahren  zur  Aufzeichnung  der  Zeit- 
■  Wege-Linie  mit  größerem  Vorteil  als  der  empfohlene  Winkel- 
integrant  zu  verwenden.  Für  das  Winkellineal,  das  von  der 
Firma  Gebr.  Wichmann,  Berlin,  angefertigt  wird,  ist  beim 
Reichspatentamt  Gebrauchsmusterschutz  beantragt.  Wählt  man 
also  z.  B.  1  km  =  .5  mm,  so  ist  t  =1  Minute  =  25  mm  anzu- 
nehmen. In  dem  gewählten  Zeitmaßstab  ist  vor  Aufzeichnung 
des  Linienzuges  der  Zeitzuschlag  für  das  Anfahren  auf  der 
Senkrechten  im  Anfahrpunkt  von  der  Wegachse  aus  anzu- 
tragen und  ebenso  ist  vom  Endpunkt  dieses  Linienzuges  aus 
auf  der  Schlußsenkrcchtcn  der  Zuschlag  für  das  Halten  anzu- 
tragen. Steht  das  Winkellineal  nicht  zur  Verfügung,  so  kann 
man  die  Schnittpunkte  der  Steigungswagerechten  mit  der  d»- 
Linie  auf  die  Geschwindigkeitsachsc,  auf  der  2  mm  =  1  km/Std. 
sind,  loten  und  die  Fußpunkte  mit  einem  Pol,  der  GO  mm  unter- 
halb des  Nullpunktes  liegt,  verbinden.  Zur  Aufzeichnung  der 
Zeit-Wege-Linie  zieht  man  dann  zu  diesen  Strahlen  in  der  be- 
schriebenen Weise  Parallelen'  (s.  Abb.  5  u.  6). 

Der    Zuschlag    für    das    Bremsen    ist    gleich  der 

Hälfte  der  Bremszcit  und  beträgt         =  ^       —   Min. 

2         2  •  d,6  •  60  •  Prb 

(Vgl.  von  Keßler  Anhang  1  der  Niederschrift  40  b  des  Fahr- 
dienstausschusses.) Hier  ist  Ye  km/Std.  die  Geschwindigkeit 
des  Zuges  beim  Beginn  des  Bremsens  und  prb  die  mittlere 
Bremsverzögerung.  Sie  liegt  bei  straffgekupp jlten  Zügen  mit 
durchgehender  Bremse  zwischen  prb  -  0,.T)  und  0,6  ni/Sck.-  Bei 
handgebremsten  Güterzügen  kann  man  nach  Versuchen  der 
Eisenbahndirektion  Halle    pri.  =0,1.5  m/Sek.-  annehmen,  so  daß 

•  für  die  Güterzüge  =  Min.  und  für  erstcrc  Züge  mit 

einem  mittleren  prb  =  0,465  ni/Sek.-  der  Bremszuschlag  — 

2  200 

Min.  ist.  Auf  den  Steigungswiderstand  ist  beim  Bremszuschlag, 
da  das  Halten  ja  in  der  Regel  auf  Stationen  erfolgt,  und  der 
Bremswiderstand  den  Steigungswiderstand  bedeutend  über- 
wiegt, keine  Rücksicht  zu  nehmen. 

Nimmt  man  ebenso  beim  Anfahren  eine  gleichmäßige 
mittlere  Beschleunigung  an,  so  ist  auch  hier  der  Zeitzuschlag 
gleich  der  halben  Anfahrzeit.  Bei  gleichmäßiger  Beschleuiii- 
gungskraft  ist  nämlich  die  Zeit-Wege-Linic  für  das  Anfahrrn 
nach  einem  Aufsatz  des  Verfassers:  ,, Widerstände,  Gleisbremsen 
und  Aufzeichnung  des  Bewegungsvorganges  der  vom  Ablauf- 
berg rollenden  Wagen"  in  Nr.  9  des  Zentralblattes  der  Bauver- 
waltung 1922  eine  Parabel,  die  nachdem  der  Zug  eine  gleich- 
tiiäßige  Geschwindigkeit  erreicht  hat,  in  eine  Gjerade  übergeht. 
Die  rückwärtige  Verlängerung  dieser  Geraden,  die  die  Tangente 
im  [Endpunkte  dieser  Parabel  ist,  schneidet  die  Scheitelsenk- 
rechte, d.  i.  die  Lotrechte  im  Anfahrpunkt  nach  genannter  Ah- 
handlung  so,  daß  der  Abstand  des  Schnittpunktes  von  der  Weg- 
nchse  gleich  der  halben  Anfahrzcit  ta  also  auch  gleich  dem 
'Zeitzuschlag  für  das  Anfahren  ist. 

Es  soll  nun  noch  ein  Ausdruck  für  die  mittlere  Beschleu- 
nigungskraft abgeleitet  werden,  mit  der  die  Formel  für  den  An- 
fahrzuschlag aufgestellt  werden  kann.  Hierbei  wird  vorausge- 
setzt, daß  der  Anfahrweg  vorher  zu  einer  durchgehenden  Nei- 
gimg gemittelt  worden  ist.  Zur  Ableitung  dieser  Ff)rmel  trätet 
man  zunächst  in  der  do-Linie  eine  Wagerechte  im  Abstand  der 
gemittelten  Steigung  Sm  von  der  Geschwindigkeitsachse  ein. 
(Abb.  5.)  Verwandelt  nun  das  Trapez  mit  den  parallelen  Seiten 
Vn  und  Vm,  die  der  mittleren  Steigung  sm  entspricht  und  der 
Höh'^  _  sp,  in  ein  Rechteck  von  der  Grundlinie  Vm.  =o  i-;t 
dessen  Höhe  die  mittlere  Beschleunigungskraft  dm  auf  der  Stei- 
gungsstrecke s-n  für  1  to.  Znggewicht.  Die  Beschleunigun-s- 
kraft  ist  aber  durch  die  Beschleunigung  ausgedrückt,  da  Kraft 


1000  .  1,07 


9  81 


Pva  k^'to. 


j' gleich  Masse  •  Beschleunigung  ist .  dm  = 

Die  Vervielfältigung  der  Massemit  1,07  geschieht  mit  Rücksicht 
auf  deren  Vergrößerung  durch  die  umdrehenden  Radniassen.  Es 

ist  dann  p^a -= ^  m/Sek  2.  Die  aUgemeineGleichunr  fürdeii 

Anfahrzeitzuschlag    ist    entsprechend    dem    des  Bremszeitzu- 

El  Schlages  -''^  Vm.l070  V, 


Min.  Zur  Ermittelung  der  mittleren  Beschleunigungskraft  dm 
zieht  man  von  der  spitzwinkligen  Trapezecke  aus  die  Diagonale 
und  zeichnet  zu  dieser  durch  die  Ecke  der  Uebergangsgeschwin- 
digkeit  eine  Parallele.  Dann  schneidet  diese  auf  der  senkrech- 
ten Achse  der  do-Linie  von  der  Grundlinie  des  Trapezes  ab  ge- 
rechnet 2  dm  ab.  (Abb.  5).  Mit  dem  Rechenschieber  kann  man  nun 

schnell         durch  diesen  Wert  dividieren,  um  den  Zeitzuschlag 

1a__ — Ym  eri". allen  Falls  die  durchgehende  Anfahrneigung 
2        4  dm 

so  schwach  ist,  daß  die  dieser  entsprechende  Steigungswage- 
rechte die  do-Linie  in  dem  durch  die  Höchstgeschwindigkeit  be- 
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grenzten  senkrechten  Teil  schneidet,  kann  man,  wenn  Sich  diesen 
Schnittpunkt  mit  dem  Knickpunkt  der  do-Linie  in  Vü  geradlinig 
\-erbunden  denkt,  die  beschriebene  Ermittlungsweise  von  Z  Um 
beibehalten.  Der  zu  kleine  Wert  von  Ji  dm  infolge  dieser  Un- 
genauigkeit  erhöht  den  genauen  Betrag  des  Anfahrtzeitzuschla- 
ges kaum  merklich. 

Wie  bereits  gesagt,  ist  bei  dieser  Ermittlung  vorausgesetzt, 
('aß  der  Anfahrweg  vorher  zu  einer  durchgehenden  Neigung  ge- 
mittelt worden  ist.    Für  diese  Mittelung  gelten  folgende  Regeln: 

1.  Schließt  an  den  Bahnhof  eine  Steigungsstrecke  an,  die  mit 
einer  Geschwindigkeit  gefahren  wird,  die  gleich  oder  nicht 
viel  größer  als  die  Uebergangsgeschwindigkeit  Vu  ist,  so 
ist  der  Bahnhofsabschnitt  bis  zu  1  km  Länge  von  der  An- 
fahrstelle des  Güterzuges  an  gerechnet,  an  die  Strecken- 
steigung anzugliedern.  Wegen  der  Fahrzeitverlängerung 
durch  die  Angliederung  ist  von  dem  geringen  Anfahrzeit- 
zuschlag abzusehen. 

2.  Wird  auf  der  den  Bahnhof  angrenzenden  Streckenneigung 
mit  einer  Geschwindigkeit  von  30  km/Std.  und  mehr  ge- 
fahren, so  ist  2  km  als  Mindestlänge  der  durchgehenden 
Steigung  für  das  Anfahren  vom  Anfahrpunkt  des  Güter- 
zuges an  gerechnet,  nicht  zu  unterschreiten.    Ist  der  Bahn- 
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hofsabschuitt  der  kleinere  Teil  dieses  gemittelten  Neigungs- 
abschnittes, (unter  1  km),  so  ist  er  anzugliedern,  sonst  mit 
der  ganzen  angrenzenden  Streckenneigung  zu  mittein. 
Hierauf  ist  der  Zeitzuschlag  zu  berechnen.  Gefälle  sind 
hierbei  als  Wagerechte  zu  betrachten. 
3.  Befährt  der  Zug  die  an  den  Bahnhof  angrenzende  Steigung 
mit  einer  Geschwindigkeit,  die  zwischen  Vu  und  30  km/ 
Std.  liegt,  ist  aber  das  Ende  der  Steigung  vom  Anfahr- 
punkt keine  2  km  entfernt,  so  ist  die  Länge  der  durch- 
gehenden Steigung  zwischen  0,5  und  2  km  entsprechend 
dem  Zwischenwerte  zwischen  V"  und  30  km/Std.  anzu- 
nehmen.   Durch  die  Hinzufügung  der  Werte  für— ^-  und 

Min.  im  Zeitmaßstab  ist  die  Zeit-Wege-Linie  vollständig 
und  kann  nunmehr  zur  Berechnung  des  Personal-  und 
Stoffverbrauchs  verwandelt  werden. 


IV.  Beispiel. 

Die  aus  dem  östlichen  Ruhrgebiet  über  die  Ruhr-Siegbahn 
nach  Hanau  gelangten  Güter  (hauptsächlich  Kohle)  für  den 
Uebcrgang  Lberbach  (Neckar)  können  zwischen  diesen  beiden 
Knotenpunkten  in  Ferngüterzügen  entweder  über  die  eingleisige 
Odenwaldbahn  Hanau— Eberbach  oder  über  die  Linie  Hanau- 
Babenhausen — Darmstadt — Heidelberg— Eberbach,  die  ab  Baben- 
hausen zweigleisig  ist,  befördert  werden.  Erstere  Strecke  hat  eine 
Länge  von  88,2  km,  ihre  höchste  Steigung  in  dieser  Fahrrichtung 
ist  PI,  =l.'{.4"/cio.  letztere  Linie  ist  141,4  km  lang  und  enthält  Stei- 
gungen bis  zu  Sil  =6.25%,,.  Lokomotiv-  und  l^ahrpersonal 
fahren  auf  der  Odenwaldbahn  bis  Eberbach  durch,  dagegen  fin- 
det auf  der  anderen  Strecke  in  Friedrichsfeld  Lokomotiv-  und 
Personalwechsel  statt.  Auf  beiden  Linien  sollen  die  Züge  mit 
fleißdampflokomotiven  Gm  befördert  werden. 

(Fortsetzung  folgt) 
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(Forts 

Das  Ziel,  auf  das  die  Werft  losgesteuert  hatte,  war  somit 
unerreichbar  geblieben.  Um  weiteren  Sch\\icrigkeiten  zu  ent- 
gehen, legte   sie   sofort   dem   RcichsMnrine-Amt   nahe,   daß  in 


Ergänzungskonten  zur 
.-") 

Bf.  bei  der  Tsingtauer 


Zukunft  nur  eine  kam.  Bf.  mit  einigen 
Aufstellung  der  Bilanzen  geführt  würde 
6.)  4.  M  a  i  1914. 

,,Die  Einführung  der  vereinfachten 
\\'erft  entspricht  den  .\bsichtcn  und  den  dem  Kaiserlichen  Gou- 
\  (.rnemcnt  erfolgten  AnweisiniKCiT." 

Tatsächlich  war  die  schließliclu'  Buchführungsart  der  Werft 
der  Sinn  der  Verfügung  vom  IS.  l'\hruar  IDOD,  bzw.  der  Rat- 
schläge der  deutschen  Trcuhan(l-(  icsriischaft  gewesen.  Die 
\crschiedcnartigen  Maßnahmen  der  Zwischenzeit  aber  zeigen, 
nie  schwierig  die  Bczichunticn  zwischen  Bf.,  Plangestaltung  und 
P'inanzwirtschaf t  auch  für  den  Fachmann  der  Zentralbehörden 
/-'A  übersehen  sind,  ziimti,  (lall  lluMinlischc  luwägungen  allein 
nicht  ausreichen,  und  flaLl  bei  Neuerunfirn'  erst  die  praktische 
Durchführung  fleii  richtiRen  Wen  weisen  kann.  Insofern  ist  die 
Fülle  der  Arbeit  nicht  \  ergeblicli  Kcwescn,  die  mit  den  Versuchen 
für  die  beteiligten  Stellen  verbunden  war. 

C.  Buchungsverfahren  der  Tsingtauer  Werft. 

Nachdem  die  Werft  in  den  Kiautchouctat  eingestellt  war,  - 
hatte  sie  gemäß  der  bei   den   ubrisen   Gr)u\  crnenicntsbehi  >rden 
vorgeschriebenen  kam.  Bf.  folgende   l'üeher  zu  führen: 

1.  Kasse  nkonto,  eigentlich  nur  das  ..Abrcchnunsskonto 
mit  der  Gouvernementskasse",  der  Zahlstelle  für  die  Werft,  die 
selbst  nur  eine  Vorschußkasse  führte.  Ilirrin  erscheinen'  fort- 
laufend chronologisch  alle  baren  Einnahmen  und  Ausgaben,  und 
getrennt  davon  in  besonderem  Buche  die  Uebervveisungen  (Aus- 
gleichskoiito). 

2.  E  t  a  t  s  r  e  c  h  n  u  n  g  s  k  o  n  t  o  ,  in  dem  im  wesentlichen 
die  Kassenberechnungen  wieder  erscheinen,  aber  nach  Etatstiteln 
und  -Positionen  unterteilt,  folgendermaßen: 

Ausgaben : 
Verfügungen,  Notate,  usw., 
(jehälter  und  Löhne  für  Europäer, 
Wohnungsgeld, 
Vergütungen, 

Löhne  für  chinesibche  Handwerker, 
Un  t  er  nehme  rl  ohne, 
Beschaffung  von  Material, 
Beschaffung  von  Inventar, 
Beschaffung  von  Kohlen, 

Ausgaben  für  elektrischen  Strom.  Wasser  und  dergleichen. 
Sonstige  Gebühren  (Porto  u.  dgl.), 
Unterhaltung  der  Anlagen, 

Unterhaltung  der  Kohlenschui)i)en  und  -leichter, 
Ergänzung  der  Anlage-  und  Betriebsmittel. 

E  i  n  n  a  h  m  c  n  : 
Zurückerstattete  Ausgaben, 
Produktion  der  Werft, 
Verkauf  von  Material, 
Verkauf  von  Kohlen, 
Dockgebühren, 

Abgabe  von  Wasser,  elektrischen  Strom  und  dergleichen. 
Sonstige  Einnahmen. 

Unter  den  Ausgaben   erscheinen   die   Gehälter  und  Löhne 


;etzung) 

nicht  mit  den  gezahlten,  sondern  den  plainnäßig  bewilligten  bzw. 
zuständigen  Beträgen. 

Es  war  das  Hilfskonto  der  J  a  h  r  e  s  g  e  1  d  r  e  c  h  n  u  n  g. 
Um  diese  aufzustellen,  wurden  sämtliche  Belege  der  Ausgaben 
und  Einnahmen  des  Etatsrechnungskontos,  die  schon  nach  Etats- 
titeln und  -Positionen  getrennt  sind,  nach  (iruppen  (.\bschnittcn). 
z.  B.  für  die  einzelnen  Behörden.  gelcRt,  durchnummcriert  und  in 
eine  Liste  eingetragen,  die  Jahrcsgcldrechnung.  Die  Endzahlen 
wurden  den  bewilligten  Etatszahlen  gegenübergestellt. 

3.  Gehalts-  und  Lohnkonto,  das  die  wirklich  ge- 
zahlten Beträge  belagmäßis  aufnimmt.  Die  darin  den  Ange- 
stellten verbleibenden  Guthaben  werden  übertragen  auf 

4.  \'  o  r  s  c  h  u  ß  k  o  n  t  o  ,  und  erscheinen  im  neuen  Jahr 
nach  erfolKter  Verausgabung  im  Etatsrechnungskonto.  I^as 
Vorschußkonto  nimmt  im  übrigen  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
auf,  die  noch  nicht  für  die  Einstellung  in  die  Jahresgeldrechnung 
reif  sind. 

5.  Depositenkonto. 

Zu  diesen  fünf  Büchern  kommen  noch  Nebenbücher  und 
Kontrollen:  ( iebäudebestandsnachweisung,  Inventarbestands- 
nachweis, Materialbcstandsnachweise  nebst  -lagerbüchcrn, 
Kohlenbestandsnachwcise  nebst  -lagerbuch,  Lohnbücher.  Kon- 
trollen über  elektrischen  Strom,  Wasser,  Dock,  Fahrzeuge  u.  dgl. 

Daneben  gab  es  zunächst  nur  eine  Selbstkostenrechnung  ent- 
sprechend der  auf  den  heimischen  Marinewerften  vorgeschriebe- 
nen.-') Sir  ueiiüüte  nicht.  ?vlan  glaubte  aber  eine  für  erwerbs- 
wirtschaflliehe  iMf.irdeinisse  geeignete  Selbstkostenrechnung  ivur 
aufstellen  zu  können,  mit  der  d.  k.  Bf.  Man  hoffte  ferner,  wenn 
erst  eine  solche  Kcschaffen  sei.  aus  den  Fesseln  des  Etats  her- 
nusziikonnncn.  (ianz  klare  Ucberlegungen  haben  somit  nicht 
dazu  geführt,  als  auf  der  oben  skizzierten  kam.  Unterlage  eine 
d.  k.  Bf.  aufgebaut  wurde.  Diese  betrachtete  das  kam.  Etats- 
rechnungskonto als  ihre  „unreine  Kasse",  aus  der  sie  monatlich 
die  Buchungen  für  ihre  „Kassenreinschrift",  das 

K  a  s  s  e  n  k  o  n  t  o  ,    zusammenstellte,    und    unter  Zuhdfe- 
nahme  der  Belege  die  ^^erteilungsbuchungen  auf  die  Konten  vor- 
ihm.     Sämtliche  Nichtkassenbuchungen,  auch'  aus  dem  Vor- 


Gehalts- und  Lohnkonto,  wurden  an  Hand 


nai 

Schuß-,  Depositen 
der  Belege  in  das 

K  o  n  t  o  k  o  r  r  e  n  t  k  o  n  t  o    und    M  e  m  o  r  i  a  1  ubertragen. 

Daneben  wurden  durch  Verteilungsbuchungen',  späterhin  mit 
Hilfe  der  von  mir  eingeführten  systematischen  Selbstkosten- 
rechnung,'--) die  inneren  Betriebsvorgänge  buchmäßig  dargestellt 
und  folgende  Konten  eingerichtet:  Anlagekonten.  Lohnkonto, 
Materialkonto.  Produktionskonten,  getrennt  nach  einzelnen  Be- 
trieben, Betriebsunküstenkonten,  getrennt  nach  einzelnen  Be- 
trieben und  Unkostenarten,  Maschineninstandhaltungskonten, 
getrennt  nach  einzelnen  Betrieben.  Tnventarinstandhaltungs- 
konten,  getrennt  nach  einzelnen  Betrieben,  Wcrkzeuginstand- 
haltung.skonten,  getrennt  nach  einzelnen  Betrieben,  Konten  für 
alle  Nebenbetriebe,  Handlungsunkostenkonten,  insgesamt 
02  Konten. 

Die  Memorialbuchungcn  wurden  monatlich  mit  Hilfe  be- 
sonderer Zusammenstellungen  übertragen  in  das 

Journal  und  Hauptbuch,  und  monatlich  wurde  eme 
Verkehrsbilanz  gezogen. 

An  Hand  dieser  d.  k.  Bf.  wurden  halbjährlich  Gewinn-  und 
Verlustrcchnungen,  Rohbilanzen   und   Bilanzen   aufgestellt,  die 
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Jahresschlußbilanzen  auf  Grund  von  Inventuren.  Dazu  wurden 
nach  festem  Schema  die  Bestände  aufgenommen:  Inventar,  Ma- 
terial, unfertise  Arbeiten,  Forderungen  und  Schulden. 

Aber  auch  auf  Grund  des  Abschlusses  der  kam.  Konten 
wurde  jährlich  eine  sog.  ..kameralistische  Rohbilanz"  oder  ,, Be- 
triebsgewinnberechnung nach  der  Einnahme-  und  Ausgaben- 
nachweisung  gegen  den  Etat"  aufgestellt.  Die  Schlußsummen 
der  A  u  s  g  a  b  e  n  auf  den  einzelnen  Titeln  werden  ergänzt  durch: 
\'orausbeschaffungen  zu   Lasten  der  Mittel   des  folgenden 

Rechnungsjahres ; 
Wert  der  Arbeiten  in  unfertigem  Zustand  (am  Anfang  des 

Rechnungsjahres); 
Wert  der  Material-  und  Kohlcnbestände  (am  Anfang  des 

Rechnungsjahres) ; 
Wert  der  Forderungen  (am  Anfang  des  Rechnungsjahres); 
Wert  der  Schulden  (am  Schluß  des  Rechnungsjahres); 
\^erminderung   der   Anlagewerte,   deren   Gegenwert   in  den 

Einnahmen  enthalten  ist; 
Beträge,  die  im  Einnahmenachweis  gegen  den  Etat  enthalten, 

aber  bei  der  Kasse  noch  nicht  eingegangen  sind. 
Entsprechend    erfuhren    die    Einnahmen    folgende  Er- 
gänzungen: 

Wert  der  Arbeiten  in  unfertigem  Zustand  (am  Schluß  des 

Rechnungsjahres); 
Wert   der   Material-  und  Kohlenbestände  (am   Schluß  des 

Rechnungsjahres); 
Wert  der  Forderungen  (am  Schluß  des  Rechnungsjahres); 
Wert  der  Schulden  (am  Anfang  des  Rechnungsjahres); 
Vermehrung  der  Aidagewerte,  die  aus  Betriebsmitteln  be- 
zahlt werden; 

Barbeträge  und  Wechsel,  die  in  dem  Einnahme-Nachweis 
gegen  den  Etat  nicht  enthalten  sind. 

Ferner  müssen  unter  Ausgaben  wie  Einnahmen  Beträge  auf- 
genommen werden,  die  in  der  Etatsrechnung  vorhanden  sind, 
aber  auf  Grund  von  Verfügungen  und  Rcchnungsnotaten  aus 
früheren  Jahren  stammen. 

Die  Differenz  der  so  ergänzten  Einnalimen  und  Ausgaben 
muß  gleich  sein  dem  durch  Abschluß  der  kaufmännischen 
Konten  sich  ergebenden  fiewinn. 

Mit  dieser  Aufstellung  wird  der  Zusammenhang  zwischen 
den  Abschlüssen  der  kam.  Bf.  und  d.  k.  Bf.  ersichtlich  gemacht 
uiid  zugleich  der  Beweis  erbracht,  daß  alle  Buchungen  der  kam. 
Bf.  in  die  d.  k.  Bf.  übernommen  worden  sind. 

Je  mehr  im  Lauf  der  Jahre  die  durch  die  Form  des  Haus- 
haltsplanes sich  ergebenden  Schwierigkeiten  für  die  Werft  wuch- 
sen', um  so  energischer  forderte  die  Werft  Nettoetat  und  d.  k.  Bf. 
mit  dem  Erfolg,  daß  die  Plangestaltung  in  finanzieller  Hinsicht 
(nicht  für  die  Rechnungslegung)  immer  lockerer  wurde,  aber  zu- 
gleich verwickelter  und  damit  auch  der  Aufbau  der  d.  k.  Bf.  auf 
dem  weiter  erforderlichen  kam.  Unterbau. 

Trotzdem  sah  auch  ich  im  Anfang,  beeinflußt  von  der 
Theorie  der  Bf.  und  angesteckt  von  der  Begeisterung  der  Lelir- 
meinung  über  die  d.  k.  Bf.  die  Anwendung  dieser  für  selbst- 
verständlich und  notwendig  an,  um  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse der  Werft  klar  erfassen'  und  darstellen  zu  können.  Erst 
im  Laufe  der  Zeit  kamen  mir  Bedenken  ob  der  Wissenschaftlich- 
keit, geschlossenen  Systematik  und  Notwendigkeit  der  vielge- 
rühmten Bf.  Zunächst  unmerklich,  dann,  als  die  Selbstkostcn- 
rechnung  systematisch  ausgebaut  war,  mit  Bewußtsein,  kam  ich 
nach  mehrjähriger  Arbeit  zu  einer  Aenderung  der  Buchungs- 
weise, mit  der  die  Ziele  einfacher  und  ohne  Nachteile  zu  er- 
reichen waren.-^) 

Auf  diesen  Weg  gedrängt  wurde  die  Werft  durch  die  oben-'') 
erwähnte  Verfügung  des  Reichs-Marine-Amtes  vom  3.  Januar 
1914. 

Welche  Schwierigkeiten  und  welcher  Schriftwechsel  der 
Werft  schon  mit  der  Zentralbehörde  über  grundsätzliche  Fragen 
und  Einzelheiten  der  d.  k.  Bf.  entstanden  waren,  wurde  in  einigen 
Fällen  dargelegt.^^^)  Auch  der  Reichstag  mischte  sich  schon  hin- 
em.  Nun  aber  sollte  die  d.  k.  Bf.  noch  dem  Rechnungshof  zur 
Prüfung  vorgelegt  werden.  Die  weitere  Folge  wäre  gewesen, 
daß  auch  die  zum  Verständnis  der  Verteilungsbuchungen  er- 
forderliche Selbstkostenrechnung  hätte  eingereicht  werden 
müssen.  Und  dann  hätte  sich  ein  unendliches  Hin  und  Her  von 
Notaten,  Berichten,  Verfügungen  ergeben,  über  Fragen  der  Bf. 
und  Selbstkostenrechnung,  für  die  es  keine  festen  kam.  Regeln 
gibt,  sondern  die  subjektiver  Anschauung  unterworfen,  jede  für 
sich  Gegenstand  einer  Doktorarbeit  werden  könnten. 

Es  handelte  sich  also  darum,  statt  die  nach  langen  Be- 
mühungen der  Zentralbehörde  verfügte  d.  k.  Bf.  vorzulegen  mit 

2;'>)  Erst  1Q14  ersah  ich  nachträglich  aus  Barenthins  ,, Kaufmann  und  Büro- 
krat daß  auch  an  anderer  Stelle,  unabhängig  und  teilweise  aus  anderen 
l.runden,  d.  k  Bf. „des  Nimbus  etwas  entkleidet"  und  erkannt  worden  war, 
"au  mit  Ihr  allzuviel  Wesens  getrieben  worden  sei,  Anschauunrren  die  nach 
Barenthms  Vorgang  auch  schon  in  der  Handelswissenschaft  vertreten  werden- 
so  Passow,  Bilanzen  TI,  S.  287,  wo  auch  anerkannt  wird,  daß  auf  Grundlage 
der  kam.  Bf.  ,, zutreffende  Vermögens-  und  Ertragsberechnung,  speziell  auch 
Bilanzen  genau  in  der  bei  privaten  Unternehmungen  üblichen  Form  aufge 
stellt  werden  können". 
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nebenher  geführter  kam.  ,, Nachweisung  gegen  den  Etat"  plötz- 
lich den  Sprung  zurückzutun  zur  kam.  Bf.  mit  uimiittelbar  darauf 
aufgebauter  Bilanz.  Lind  es  glückte  auf  Grund  des  Berichtes  vom 
19.  März  1914,  dessen   tieferer  Sinn  wohl  kaum  allen  Be- 
teiligten klar  wurde: 

„Nachdem    der   Rechnungshof    dem    Fortfall    der  Nach- 
weisung gegen  den  Etat  aus  Revisionsrücksichten  nicht  hat 
zustimmen  können,  wird  auf  Grund  der  nebenstehenden  Ver- 
fügung angenommen,  daß  die  Bf.  der  Tsingtauer  Werft  und 
des   Elektrizitätswerkes   im  Rahmen   der  neu  eingeführten 
Etatskonten  und  außer  diesen  nur  in  einer  möglichst  kleinen 
Zahl  von  Konten,  soweit  sie  zur  Bilanzaufstellung  notwendig 
sind,  mit  möglichster  Vereinfachung  gestaltet  werden  soll. 
Es  werden  daher  außer  den  Etatskonten  -*)......  nur  noch 

folgende  Konten  geführt  werden: 
Konto  Anlagekapital, 
Konto  Gebäude, 
Konto  Maschinen, 
Konto  Werkzeuge, 
Konto  Allgemeines  Inventar, 
Konto  Fahrzeuge, 
Konto  Anzahlungen, 
Konto  Wechselforderungcii, 
Konto  Verlust  und  Gewinn, 
Konto  \^nrausl)escli,if fuiigen, 
Konto  Ausgleiclisliiiuls, 
Konto  Erneueruiigsfonds,  -^) 
Konto  Reservefonds,  ") 

Konto  Fonds  zur  Schaffung  eitves  Betriebkai)itals. ") 
Daneben  werden  Skontren  über  die  Bestände  geführt 
werden.  Die  gemäß  nebenstehender  Verfügung  als  Erläute- 
rungen den  Wirtschaftsnachweisen  beizufügenden  Anlacen 
könnten  alsdann  sämtlich  aufgestellt  werden  bis  auf  die  Roh- 
l)ilanz,  die  in  der  bisherigen'  Form-**)  nicht  mehr  erscheinen 
würde  " 

Die  NN'erft  hat  die  neue  Buchungsweise  nur  noch  eingerichtet, 
ihre  Durchführung  bis  zur  Bilanz  wurde  durch  den  Krieg  un- 
miiglich.  Aber  daß  sie  allen  AnforcleninKen  gerecht  geworden 
wäre,  zeigt  das  Beispiel  des  Tsingtauer  I'llcktrizitätswerkes.  das 
in  gleicher  Weise  seit  1910  von  einer  Umarbeitung  der  Buchun- 
gen der  Etatskonten  auf  andere  kaufmännische  Konten  abge- 
sehen hatte. 

Die  Buchführungsart  wurde  von  vornherein  zwangläufig  fe- 
staltet;  alle  Vcrbnchungen  von  Geschäftsvorfälleii.  die  nicht  im 
lilatsrechmnigshuch  ersehe  inen  mußten,  sondern  die  l'.rganziitigs- 
konten  (Bestands-  und  Fondsknnten)  berührten  erliielten  ihren 
Weg  vorgeschrieben,  z.  B.  Im nilar.infertisung  im  eigenen  Be- 
trieb, Un'brauchbarwerden  von  Inventar.  Verarbeitung  von  In- 
ventar für  Werksauftriige  usw.  Fornndarmäßig  wurde  auch  der 
W  eg  ausgearbeitet,  .'uit  dem  jel/t  die  ."^elbstkostenrechnung  ihre 
Angaben  von  der  Bf.  erhielt.  Die  formale  Geschlossenheit  der 
Darstellungsweise  der  d.  k.  Bf.  fehlte  in  Zukunft,  aber  die  Zwang- 
läufigkeit  der  sehr  verminderten  Bnchunuen  war  ausreichend  für 
die  Aufstellung  der  Bilanzen.  Wichtig  für  die  eigene  Kontrolle 
des  Gesamtergebnisses  wurde  nebenher  die  zu  einem  System 
ausgestaltete  Selbstkostenrechnnng  der  W^crft.'-'") 

So  war  durch  die  Versuche  der  Tsingtauer  Werft  einmal 
klar  geworden',  daß  für  zweckmäßige  An  w  e  n  d  u  n  g  der 
d.  k.  B  f.  in  öffentlichen  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  b  e  t  r  i  e  b  e  u 
a  I  s  Gr  u  n  d  b  e  d  i  n  g  u  n  g  g  e  h  ö  r  t  ,  daß  nur  mit  dem 
kaufmännischen  f  I  e  w  i  n  n  gegen  den  G  e  s  a  m  t - 
haushält  abgerechnet  wird,  und  für  Erwerbsbetriebe 
von  Art  der  Werft  und  für  ihre  Haushalstform  war  die  zweck- 
mäßigste  B  u  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  s  a  r  t   gefunden  worden.-'"') 

Mit  dieser  Form  der  Bf.,  verbunden  mit  systematischer 
Selbstkostenrechnung,  ist  genau  wie  mit  der  d.  k.  Bf.  der  Neben- 
vorteil zu  erreichen,  daß  der  vorgeführte  Erfolg  und  die  Dar- 
stellung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  den  kaufmännischen 
Geist  der  Angestellten  hebt,  allcti  Beteiligten  größeres  Interesse 
und  größere  Genugtuung  über  Erfolge  und  Fortschritte  gibt  und 
der  vorgesetzten  Behende  tiefere  l'^inblicke  in  die  Betriebsver- 
hältnisse ermöglicht.  Die  Betriebsleitung  hat  daneben  mit  Hilfe 
der  Selbstkostenrechnnng  einen  laufenden'  Ueberbliek  über  die 
wirtschaftliche  Lage  und  den  voraussichtlichen  Erfolg,  mit  ge- 
nügender Genauigkeit  und  zeitlieh  früher,  als  ihn  die  d.  k.  Bf. 
geben  könnte,  die  erst  die  Ergebnisse  der  Selbstkostenrechnnng 
benutzen  muß.^*) 

2.  Die  Erfahrungen  des  Elektrizitätswerkes  in  Tsingtau. 

Das  Elektrizitätswerk  in  Tsingtau  wurde  190.3  vom  Reich 
aus  Privatbesitz  übernommen;  im  Haushaltsplan  für  1904  .er- 
schienen erstmalig  seine  „Erträgnisse"  unter  den  Einnahmen  des 
Schutzgebietes  und  ,,Zur  Erwerbung  und  Fertigstellung"  waren 

ssTVgl.  S.  280 

-■')  Sämtlich  Etatstitel,  über  die  besonders  Rechnung  zu  legen  war 

28)  mit  92  Konten. 

2»)  Vgl.   Kiemann,  S.    183  ff. 

«»)  Ueber   die   zweckmäßigste   Plangestaltung   und   ihren   Einfluß    auf  die 
tiesamtfinanzwirtschaft,  vgl.  III.  1. 
")  Vgl.  Kiemann,  S.  181  ff. 
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einmalige  Ausgaben  eingestellt.  Auch  weiterhin  erschien  es  nur 
mit  dem  Einnahmeüberschuß,  also  einem  „Nettoetat",  unter  „ver- 
schiedenen Verwaltungseinnahmen"  des  Schutzgebietes.  Erst 
1910  wurde  es  mit  seinen  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den 
Schutzgebietshaushalt  eingestellt. 

Das  Elektrizitätswerk  hat  nie  etalsrechtliche  Schwierigkeiten 
ergeben.  Es  war  stets  ein  Barüberschuß  vorhanden;  auch  wur- 
den einmalige  Ausgaben  für  Erweiterungen  schon  im  Haushalts- 
plan für  1912  vorgesehen.  Die  kam.  Bf.  ist  daher  nie  verlassen 
worden.  Nur  wurden  auf  Grund  der  kam.  Bf.  Bilanzen  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnungen  zu  genauerer  Erfassung  des 
wirtschaftlichen  Zustandes  aufgestellt.  Dabei  zeigte  es  sich,  daß 
ohne  Vornahme  von  Abschreibungen  der  Jahresgewinn  nicht 
sehr  verschieden  von  dem  kam.  Einnahmeüberschuß  war,  da  die 
F^innahmen  unmittelbar  eingingen,  keine  großen  Außenstände 
waren,  keine  bedeutenden  Vermehrungen  erforderlich  oder  durch 
einmalige  Mittel  des  Haushaltsplanes  gedeckt  wurden.  Der 
kaufmännische  Reingewinn  betrug  im  Jahre  1913  unter  Berück- 
sichtigung hoher  Abschreibungen  101 070  M.  oder  5,89  %  des 
Anlagekapitals. 

Auch  hier  ersah  man.  daß  die  von  der  Tsingtauer  Werft 
schließlich  angewandte  Buchführungsart,  die  kam.  Bf.  verbunden 
mit  einigen  Vermögenskonten,  alle  in  wirtschaftlicher  oder  finan- 
zieller Hinsicht  zu  stellenden  Anforderungen  in  einfacher,  zweck- 
mäßiger Weise  zu  erfüllen  geeignet  ist.  Barenthins  Ansicht, 
daß  in  ,,rein  oder  vorwiegend  zu  dem  Zwecke  der  Gewinn- 
erziehing"  unterhaltenen  öffentlichen  Wirtschaftsbetrieben  Ver- 
mögen und  Erfolg  ,,am  zweckmäßigsten"  ,, durch  die  d.  k.  Bf. 
aufgerechnet  werden"  müsse,^^)  betrachtet  die  Verhältnisse  zu 
einseitig  von  der  wirtschaftlichen  Seite  des  Betriebes  aus,  würdigt 
noch  nicht  genügend  den  Einfluß  der  Form  der  Haushaltspläne 
und  läßt  die  Erfordernisse  der  öffentlichen  Gesamtfinanzwirt- 
schaft außer  acht.^^)  Das  ist  aber  allgemein  um  so  weniger  an- 
gängig, als  z.  B.  unter  preußischen  Verhältnissen  vor  dem  K^riege 
etwa  zwei  Drittel  der  Gesamtstaatseinnahmen  durch  Staats- 
unternehmungen gedeckt  wurden. 

Auch  lassen  sich  die  Betriebe  nicht  so  einfach  nach  Zwecken 
scheiden,  wie  Barenthin  es  tut.  Finanzielle,  allgemein-wirt- 
schaftliche und  sozialpolitische  Absichten  treten  in  den  ver- 
schiedenartigsten Zusammensetzungen  auf.  Allgemeinwirt- 
-schaftliche  kamen  z.  B.  in  den  Anschauungen  des  Städtetages 
zuni  .Ausdruck,  nach  denen  „oftmals  die  gesamte  Stadtökonomie 
weit  besser  fahren  wird,  wenn  z.  B.  ein  Straßenbahnbetrieb  mehr 


unter  dem  Gesichtspunkt  der  Verkehrsförderung  als  unter  dem 
Gesichtspunkt  hoher  Dividenden  geleitet  wird".*')  Besonders 
sind  auch  sozialpolitische  Gründe  für  die  Unterhaltung  von 
öffentlichen  Wirtschaftsbetrieben  von  entscheidender  Bedeutung. 
So  wurde  bei  der  Erwerbung  der  „Hibernia"-Bergwerksgesell- 
schaft  der  dadurch  gesicherte  Einfluß  des  Staates  auf  dem 
Kühlenmarkt  und  das  Kohlensyndikat  von  der  Regierung  in  den 
\^ordergrund  gerückt  und  vor  dem  preußischen  Abgeordneten- 
h;:us  ausgeführt,  „daß  man  den  Mißbrauch  der  Macht  des  Syndi- 
kates zum  Schaden  der  allgemeinen  Interessen  sicher  verhüten" 
wolle.  Die  Erwerbung  der  ,,Hibernia"-Aktien  sei  „nicht  ledig- 
lich eine  Finanzfrage".  Aber  die  Erwerbung  legte  doch  so  große 
('cldmittel  fest,  daß  man  dieselbe  „wegen  der  Wirkung  auf  die 
Finanzen  des  Staates"  von  einer  eingehenden  Prüfung  der  zu 
crvi'artenden  Gewinne  mit  abhängig  machte.  Der  neue  sozial- 
politische Kurs  geht  auf  Verstaatlichung  der  Betriebe  mit  Mono- 
polstellung aus.  Man  sieht,  es  ist  schwer  zu  sagen,  welche 
Zwecke  schließlich  bei  dem  übernommenen  Betriebe  vorwiegen, 
flie  Buchführungsart  wird  sich  daher  von  den  Zwecken  des  Be- 
triebes aus  selten  bestimmen  lassen. 

So  urteilt  z.  B.  von  Gwinner:*^)  „Es  ist  für  das  Allgemein- 
wohl ganz  einerlei  oder  sehr  nebensächlich,  ob  die  Königliche 

Sichandlung  eine  halbe  oder  eine  Million  mehr  abwirft  

dagegen  ist  es  von  eminenter  Wichtigkeit,  ob  die  Regierung 
durch  eine  starke  Kasse  den  Geldmarkt  in  die  Hand  behält." 

Daß  man  die  „Gas-  und  Elektrizitätswerke"**)  nicht  ohne 
\vtiteres  zu  den'  Betrieben  rechnen  kann,  die  die  d.  k.  Bf.  haben 
müßten,  zeigt  das  Elektrizitätswerk  in  Tsingtau,  das  mit  ihr 
nachgewiesenermaßen  mehr  unproduktives  Buchhalterperso'nal  ge- 
braucht haben  würde,  als  bei  dem  gemischten  System  einer  kam. 
Bf.  nebst  Vermögenskonten,  ohne  praktische  Vorteile  zu  er- 
reichen. Eher  scheinen  solche  doch  meist  in  Monopolstellung 
befindlichen  Betriebe  zu  ,, denjenigen  staatlichen  und  kommu- 
nalen Wirtschaftsunternehmungen"  zu  gehören,  ,,  die  ihren  End- 
zwecken nach  öffentlichen  Interessen  dienen,  in  der  Art  ihrer 
Tätigkeit  aber  mehr  den  gewerblichen  Betrieben  gleichen,  deren 
X'erkaufspreise  ,, durch  die  Gesetzgebung,  durch  Gemeindebe- 
schluß usw.  festgelegt  werden".**)  Für  solche  öffentlichen  Be- 
triebe verlangt  auch  Barenthin  nicht  die  d.  k.  Bf.  Rechnet  man 
die  Gas-und  Elektrizitätswerke  zu  dieser  Klasse,  so  wird  die 
Zahl  der  öffentlichen  Wirtschaftsbetriebe,  die  nach  Barenthin 
,, selbstredend"  die  d.  k.  Bf.  anwenden  müßten,  sehr  beschränkt 
sein.  (Fortsetzung  folgt) 
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Das  deutsche  Wirtschaftsleben  bedarf  zur  Gesundung  einer 
Stabilisierung  der  Markwährung.  Dazu  ist  die  beim  Ausland 
wieder  herzustellende  Kreditfähigkeit  Deutschlands  nötig,  die  sn- 
hmge  unmöglich  ist,  als  die  geldgebenden  Kreise  keine  Sicher- 
heiten sehen,  daß  Deutschlands  Verpflichtungen,  so  wie  sie 
gegenwärtig  festgesetzt  sind  und  wie  sie  erzwungen  werden 
können,  innerhalb  seiner  Leistungsfähigkeit  liegen.  Diese  Un- 
sicherheit, verursacht  durch  die  Lasten  des  Versailler  Diktats, 
hrttten  in  der  Hauptsache  auch  das  unter  dem  amerikanischen 
F"inanzmann  Morgan  in  Paris  zusammengetretene  Anleihe- 
Komitee  veranlaßt,  der  Finanzwelt  zur  Zeit  nicht  zu  empfeh- 
len, eine  Anleihe  für  Deutschland  zu  begeben.  Das  Komitee  hat 
zwar  zugegeben,  daß  Deutschlands  finanzielle  Lage  von  ernster 
Gefahr  bedroht  ist,  hält  aber  eine  langfristige  Anleihe  nicht  für 
möglich  und  schließt  seinen  Schlußbericht  mit  der  Phrase,  daß 
es  sich  freuen  würde,  einer  begrenzten  Anleihe  unter  LTmständen 
seine  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen. 

Die  Rückwirkung  auf  die  deutsche  Währung  ist  nicht  aus- 
geblieben. Die  Mark  hat  zeitweise  den  jemals  höchsten  Stand 
von  330  M.  —  1  Dollar  überschritten  und  die  Preissteigerung  in 
Deutschland  scheint  ins  Uferlose  gehen  zu  wollen.  Deutsch- 
land droht  in  finanzieller  Hinsicht  den  Weg  Oesterreichs 
zu  gehen,  das  allerdings  in  der  Minder-Bewertung  der  Krone 
kaum  einzuholen  sein  wird.  Werden  doch  zur  Zeit  für  1  Dollar 
20  000  Kronen  und  für  1  M.  200  Kronen  bezahlt. 

Die  österreichisch-ungarische  Bank  hat  die  Goldparität  für 
Goldzahlungen  auf  3200  Papierkronen  für  eine  Goldkrone 
festgesetzt  und  der  Notenumlauf  beträgt  z.  Zt.  366  Milli- 
arden Kronen.  Wenn  auch  die  Erkenntnis  in  der  Welt 
gewachsen  ist,  daß  Deutschland  internationalen  Kredit 
braucht,  soll  seine  Wirtschaft  wieder  gesunden,  so  ist 
man  doch  nicht  reif  dazu,  Realpolitik  zu  treiben 
und  diese  Erkenntnis  in  die  Wirklichkeit  umzusetzen.  Bei  einer 
so  weitergehenden  Teuerung  wie  heute  ist  naturgemäß  das  Geld- 
bedürfnis ein  immer  größeres  und  an  ein  Stillegen  der  Noten- 
I)resse,  wie  es  von  der  Entente  gefordert  wird,  vorläufig  nicht 
zu  denken.  Unser  Umlauf  an  Noten  und  Kassenscheinen  hat 
160  Milliarden  erreicht,  ein  Zwanzig-Markstück  wird  von  der 
Reichsbank  mit  1250  Papiermark  bewertet.  Um  die  immer  mehr 
sich  entwertende  österreichische  Krone  zu  stützen,     sind  von 


(isterreichischer  Seite  in  jüngster  Zeit  Vorschläge  laut  geworden, 
c'en  Kurs  der  Krone  an  den  der  Mark  zu  binden.  Durch  eine 
sogenannte  Mark  - Kern  Währung  soll  jederzeit  ein  Um- 
lausch von  Kronen  in  Mark  zu  einem  gesetzlich  festgelegten 
Kurs  möglich  sein.  Eine  in  Deutsch-Oesterreich  zu  gründende 
Notenbank  soll  mit  einem  Papiermarkbestand  ausgestattet  wer- 
den, der  Deckung  für  die  im  Umlauf  befindlichen  Kronennoten 
bilden  soll.  Man  rechnet  mit  einem  Betrag  von  8  Milliarden 
Papiermark,  den  das  deutsche  Privatkapital  aufbringen  könnte. 
Es  soll  dafür  das  Privilegium  der  Notenausgabe  in  Deutsch- 
Oesterreich  erhalten,  das  als  ein  gutes  Geschäft  hingestellt  wird. 
Für  Oesterreich  mag  bei  Durchführung  dieses  Vorschlags  der 
Vorteil  herauskommen,  daß  die  Krone  ein  für  allemal  nicht  unter 
den  gesetzlich  festgelegten  Bruchteil  einer  Mark  sinken  würde. 
Der  Nachteil  für  das  Deutsche  Reich  besteht  jedoch  darin,  daß 
bei  Bindung  der  gewaltigen  Notenflut  an  die  deutsche  Währung 
diese  zu  einem  noch  größeren  Tiefstand  gelangen  würde  als 
bisher.  Inzwischen  ist  mit  Hilfe  französischen  und  schweize- 
rischen Kapitals  die  Gründung  einer  neuen  österreichischen  No- 
tinbank  vorgenommen  worden,  die  nach  Willen  der  Regierung 
durch  den  vorhandenen  Landbesitz  kreditiert  werden  soll,  ein 
Plan,  der  den  schärfsten  Widerspruch  der  betreffenden  Kreise 
hervorgerufen  hat. 

Die  Währungsfrage  wird  das  Hauptproblem  auf  den  kom- 
menden Konferenzen  sowohl  der  Notenbanken  in  Lon- 
don als  auch  der  Politiker  im  Haag  sein  müssen.  Will  man 
ernstlich  den  aus  dem  Gleise  geratenen  zwischenstaatlichen 
Wirtschaftsverkehr  wieder  in  gesunde  Bahnen  lenken,  so  muß 
zuvor  das  die  Weltverkehrswirtschaft  beherrschende  Tausch- 
mittel: „Geld"  geheilt  werden.  Die  Notenbanken  haben  das  ge- 
meinsame Interesse,  gleichartige  Grundsätze  für  den  Aufbau  der 
Notenbanken  —  u.  a.  auch  bei  dem  Ankauf  von  Wechseln  — 
aufzustellen  und  Vereinbarungen  über  die  Vorschüsse  zum  Aus- 
gleich allzu  plötzlicher  Schwankungen  auf  dem  Wechselmarkt 
zu  treffen.  Mit  Recht  wurde  von  Geheimrat  Bücher  dieser 
Punkt  auf  der  Mai-Tagung  des  R  e  i  c  h  s  v  e  r  b  a  n  d  e  s  der 
Deutschen  Industrie  in  Hamburg  in  den  Vordergrund 


")  S.  72. 

")  Vgl.  später  unter  III.  1. 


ä-i)  Hans   Luther.   ,,Das   Deutsche   Staatsbürgertum   und   seine  Leistungen 
in    der    Selbstverwaltung"    (in    Deutschland    und    der    Weltkrieg",  Leipzig, 
Teubner  lOie).    Vgl.  auch  Schiff.  ,, Staat  und  Stadt  als  Betriebsunternehmer 
(Technik  und  Wirtschaft'    1909,  Heft  10—12). 

36)  Herrenhaus,  17.  Mai  1912. 

'«)  Barenthin,  S.  72/73. 
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gestellt  Der  Weg  muß  letzten  Endes  die  Revision  des  Ver- 
sailler  Diktats  bilden.  Die  französischen  Politiker  wehren  sich 
wohl  heute  als  einzige  noch  gegen  diese  auch  allen  Auslands- 
Wirtschaftlern  klare  Erkenntnis. 

Die  deutsche  Eisen-Groß-lndustrie  leidet  wei- 
ter unter  der  mangelhaften  Koksbelieferung,  die  zur  Einschrän- 
kung des  Hüttenzechen-Kontingents  in  Koks  und  zum  vermehr- 
ten Ausblasen  von  Hochöfen  geführt  hat.  Der  Feinabund  bean- 
sprucht erhöhte  Ko  k  s -Reparationslieferungen,  die  von  275  000  t 
im  September  1921  auf  640  000  t  im  Januar  1922  gestiegen  sind. 
Das  macht  ein  Drittel  der  gesamten  Kokserzeugung  des  Ruhr- 
gebiets aus.  Die  Tauschgeschäfte,  die  mit  dem  Koks  der  Deut- 
schen Reichsbahn  betrieben  werden,  indem  dieser  englische 
Kohle  zur  Verfügung  gestellt  wird,  können  nicht  genügend  Ab- 
hilfe gegen  die  Koksnot  schaffen.  Sie  macht  sich  nicht  nur  in 
der  Einschränkung  der  Eisenproduktion  bemerkbar,  sondern 
wirkt  sich  auch  auf  die  von  Kokereien  abhängige  Gasfernver- 
sorgung aus,  wie  sie  im  Ruhrgebiet  in  weitgehendem  Maße 
durchgeführt  worden  ist.  Als  Abhilfmittel  kommen  Steigerung 
der  deutschen  Kohlenförderung,  Vergrößerung  der  Belegschaften 
oder  Einfuhr  ausländischer  Kohle,  besonders  der  englischen,  in 
Betracht.  Der  erste  Weg  könnte  mit  Steigerung  der  Kopf- 
leistung durch  Verfahren  von  Ueberschichten  und  durch  Ein- 
führung technischer  Verbesserungen  erreicht  werden.  XCni 
Reichsverkehrsminister  ist  jüngst  auf  Wiedereinführung  der 
Ueberschichten  verwiesen  worden,  um  den  Dienstkohlenbezug 
der  Reichsbahn  in  befriedigender  Menge  sicher  zu  stellen.  Je- 
doch stößt  sogar  der  vom  Reichsarbeitsminister  gemachte  Vor- 
schlag, 4  Ueberstunden  in  der  Woche  zu  leisten,  auf  den  heftig- 
sten Widerstand  der  Arbeitnehmerschaft.  Im  April  1922  ist 
die  arbeitstägliche  Kohlenförderung  im  Ruhrgebiet  auf  592  kg/ 
Kopf  zurückgegangen,  während  sie  zur  Zeit  des  Verfahrens  von 
Ueberschichten  z.  B.  im  Februar  1921  —  632  kg  betrug.  Im  Mai 
1922  ist  die  Kohlenförderung  noch  weiter  zurückgegangen. 

Die  Verstärkung  der  B^'e'g  s  c  h  a  f  t  e  n  in  den 
Kohlengruben  scheitert  an  dem  nicht  zu  wenigsten  im  Ruhr- 
gebiet vorhandenen  Wohnungsmangel.  Trotz  der  vt)rsürglichen 
großzügigen  Siedlungsbauten  ist  eine  Behebung  des  Wohnungs- 
mangels noch  nicht  zu  verspüren.  Es  liegt  dies  zum  Teil  an  dem 
durch  Baustoffmangel  verursachten  langsamen  Baufortschritt. 
Besonders  der  Zementmangel  macht  sich  störend  bemerkbar. 
Die  „Treuhandgesellschaft  zur  Errichtung  von  Bergmannswohn- 
stätten" konnte  von  den  begonnenen  14  385  Wohnungen  bis  An- 
fang 1922  nur  5766  fertigstellen. 

Der  Verbrauch  ausländischer  Kohle  nimmt  trotz  der 
hohen  Valutaschranke  nicht  nur  an  der  deutschen  Küste,  son- 
dern auch  im  Herzen  Deutschlands  ständig  zu.  Jedoch  wird 
durch  den  Ankauf  teuerer  ausländischer  Kohle  das  deutsche 
Nationalvermögen  in  volkswirtschaftlich  bedenklicher  Weise  in 
Nuspruch  genommen. 

Die  Eisenindustrie  Deutschlands  steht  entsprechend  der 
durch  die  Geldentwertung  gestiegenen  l-'rzeugungskosten  vor 
einer  neuen  Preiserhöhung,  die  etwa  700  M./t  Stabeisen  aus- 
machen wird.  Die  Roheisen])reise  bewegen  sich  zurzeit  je  nach 
der  Wertigkeit  des  Eisens  zwischen  5700  und  15  400  M./t  Bei 
letzterem  Preis  handelt  es  sich  um  80  prozentiges  Ferro-Mangan. 
Die  gefallene  Valuta  hat  die  Inlandspreise  wieder  etwas  von  den 
Weltmarktpreisen  sich  entfernen  lassen.    Die  Roheisenerzeugung 


stellte  sich  im  Mai  1922  auf  2,3  Mill  t  gegenüber  1,22  und  2,99 
im  gleichen  Monat  der  Jahre  1921  und  1920.  Sie  ist  also  gegen 
U.21  unter  Wirkung  der  Valuta-Tiefstandkonjunktur  ganz  erheb- 
lich gestiegen. 

Die  Zusammenschlußbewegung  in  der  deutschen 
Großindustrie  macht  weitere  Fortschritte;  die  bereits  bestehen- 
c^en  Interessengemeinschaften  kommen  zur  Auswirkung.  Linke- 
Hofmann  und  Lauchhammer  haben  in  den  Wi  Jahren  ihres  Zu- 
■■ammengehens  so  gute  I^rfahrungen  miteinander  gemacht,  daß 
sie  zu  einer  vollständigen  Verschmelzung  beider  Unter- 
nehmungen schreiten.  Das  Vermögen  der  A.-G.  Lauchhammer 
(30  Mill.  M.j  geht  als  Ganzes  unter  Ausschluß  der  Liquidation 
auf  die  Linke-Hofmann-Werke  A.  G.  über.  Die  Firma  nennt 
sich  fortan  L  i  n  k  e  -  H  o  f  m  a  n  n  -  L  a  u  c  h  h  a  m  m  e  r  A.-G.  in 
Breslau. 

Die  A.  E.  G.  Berlin  errichtet  zusammen  mit  der  A.  E.  G.  - 
Union  Wien  eine  neue  A.-G.  in  Wien  zum  Betriebe  des 
Fabrikationsunternehmens  der  Wiener  Gesellschaft,  während  sich 
die  Union  auf  das  Verkaufsgeschäft  beschränkt.  Dadurch  ebnet 
sich  die  A.  E.  G.  leichter  ein  Betätigung-sfeld  in  Oesterreich  und 
in  den  Balkanstaaten. 

Die  sächsische  Maschinenfabrik  vorm.  Richard 
II  artmann  A.-G.  in  Chemnitz  ist  eine  Fusion  mit  tler 
K  ö  n  i  g  -  F  r  i  e  d  r  i  c  h  -  A  u  g  u  s  t  -  H  ü  1 1  e  in  Potschappel  ein- 
gegangen, die  dem  auch  im  Lokomotivbau  bekannten  Werk  eine 
Rohstoffbasis  sicherstellt. 

Zwischen  der  R  h  e  i  n  -  N  a  s  s  a  u  i  s  c  h  e  n  Bergwerks- 
u  n  d  Hütten  A.-G.  und  der  A.-G.  für  Bergbau,  B  1  e  i  - 
und  Z  i  n  k  f  a  b  r  i  k  a  t  i  o  n  zu  S  t  o  1  b  e  r  g,  Aachen  und  in 
Westfalen  ist  ein  Interessengemeinschaftsvertrag  abgeschlossen 
worden  und  aus  dem  Bankgewerbe  wird  die  gegenseitige  kom- 
manditistische  Beteiligung  der  Berliner  Firmen  S.  Bleich- 
r  ö  d  e  r  und  S.  Schoen  berger  &  Co.  gemeldet. 

Alle  Meldungen  aus  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  stimmen  dahin  überein,  daß  die  wirtschaft- 
liche Lage  neuerdings  Zeichen  der  Besserung  zeigt.  Ein  beson- 
derer Aufschwung  macht  sich  im  Stahlgeschäft  bemerk- 
bar. Die  lusenerzeugung  beträgt  zurzeit  auf  das  Jahr  berechnet 
25,4  Mill  t,  während  im  Januar  dieses  Jahres  nur  mit  19,1  Mill.  t 
gerechnet  werden  konnte.  Zu  einem  guten  Teil  wirkt  dabei  der 
durch  die  regere  Bautätigkeit  erhöhte  Bedarf  an  Eisenfabrikaten 
mit.  Der  Neubau  für  Wohnungen  und  für  Geschäftszwecke  hat 
ganz  außerordentlich  zugenommen.  Von  Januar  bis  April  1922 
betrugen  die  Gesamtkostenanschläge  für  zu  errichtende  Bauten 
1  Milliarde  Dollar,  65  v.  H.  mehr  als  im  gleichen  Zeitraum  des 
Vorjahrs.  Auch  von  einer  starken  h>holung  der  Pafiier-  und 
der  Automobilindustrie  wird  berichtet. 

Bemerkenswert  ist  in  der  Industrie  der  Vereinigten  Staaten 
noch  der  Zusammenschluß  von  5  nicht  zum  Stahltrust  gehören- 
den Stahlwerken  zu  einem  Unternehmen  unter  einheitlicher  Ver- 
waltung. Diese  Werke  haben  eigenen  Minenbesitz  mit  Vorräten 
bis  30  Jahre.  Ihre  gemeinsame  Jahresleistung  beträgt  bis  8,3  Mill. 
Tonnen  Ingots  und  6,3  Mill  t  Fertigeisen  und  Fertigstahl. 

Zusammengefaßtes  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  b  i  1  d  :  Die  vor- 
läufige Ablehnung  einer  Anleihe  bedroht  die  deutsche  Wirt- 
schaft mit  einem  Hinabgleiten  zu  österreichischen  Zuständen, 
lirst  die  nächsten  Wochen  werden  das  innerdeutsche  Wirt- 
schaftsleben in  ganzer  Schwere  die  Unvernunft  gewisser  Feind- 
Inmdkreise  empfinden  lassen.  Dr.  B  a  u  m  a  n  n. 


(iroßes  läßt  sich  ohne  Begeisterung  für  das  Gewollte 
nicht  schaffen;  Großes  gelingt  nur,  wenn  Führer  und 
Mitarbeiter  mit  voller  Überzeugung  der  Sache  leben,  in 
der  Technik  wie  Uberall.      A.  Riedler  (Emil  Rathenau) 


VERSCHIEDENES 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

W  Lebensgefährliche  Kohlengase  in  Tunnels.  In  letzter 
Zeit  häufen  sich  die  Meldungen  über  gefahrbringende  Kohlen- 
gase beim  Durchfahren  von  Tunnels.  In  erster  Linie  wird  natur- 
gemäß davon  das  der  freien  Luft  ausgesetzte  Eisenbahnpersonal 
betroffen,  sei  es,  daß  es  auf  der  Lokomotive  selbst  oder  auf 
Güterzügen  an  den  Bremsplätzen  seinen  Dienst  versieht.  Mangel- 
hafter Entlüftung  der  Tunnel  und  der  durch  die  stärkere  Kon- 
struktion der  Lokomotiven  bedingte  vermehrten  Gasentwicklung 
wird  die  Schuld  an  dem  Uebelstand  zugeschoben.  Kürzlich 
wurde  von  einem  derartigen  Unfall  in  Frankreich  berichtet. 
Ein  Güterzug  war,  vermutlich  in  der  Steigung,  im  Tunnel  liegen 
geblieben  und  das  Personal  wurde  von  giftigen  Gasen  zum  Teil 
erstickt,  zum  Teil  betäubt  aufgefunden.  Von  der  belgischen 
Strecke  Hassel  t — M  o  n  t  z  e  n  wird  berichtet,  daß  die  Züge 
bei  der  Durchfahrt  durch  den  2100  m  langen  Tunnel  von  Venös 
nicht  mit  zwei  Lokomotiven  fahren  können,  weil  das  Personal 
der  zweiten  Lokomotive  nicht  die  Kohlengase  der  vordersten 
Maschine  ertragen  kann.  Zur  vorläufigen  Behebung  des  Uebel- 
standes  sind  Gasmasken  des  Militärs  zur  Verfügung  gestellt 
V  (irrlen. 


Wir  treiben  (ieschichte,  um  in  den  Gang  der  (ieschichte 
einzugreifen.  Nur  dieWissenschaft  hat  Recht  zu  existieren, 
die  ein  Werdendes  vorbereitet,  sonst  ist  sie  ein  über- 
flüssiger und  schädlicher  Lebensgenuß,  der  cer  notwen- 
digen Arbeit  edle  Kräfte  entzieht.  Zum  Handeln  ist  der 
Mensch  auf  der  Welt,  nicht  zum  Betrachten. 

Harnack  (Cirenzen  geschichtlicher  Ei  kenntnis) 


Auch  auf  deutschen  Bahnen  werden  gleiche  Klagen  ge- 
führt. Es  sind  Fälle  aus  dem  niederschlesischen  Steinkohlen- 
gebiet bekannt  geworden,  dessen  Eisenbahnstrecken  ja  bekannt- 
lich eine  große  Anzahl  schwieriger  Tunnelstrecken  besitzt,  die 
den  Dienst  des  Fahrpersonals  auf  diesen  Strecken  als  außer- 
ordentlich gefahrbringend  erscheinen  lassen.  Besonders  die  Fahrt 
auf  der  modernen  Güterzuglokomotive  G  12  durch  einen  schlecht 
entlüfteten  Tunnel  schafft  Atembeklemmung  und  Schwindel- 
gefühl. Da  die  Tunnel  in  Gebirgsgegenden  meist  noch  in 
starken  Steigungen  liegen,  ist  ein  Liegenbleiben  stark  aus- 
gelasteter Züge  im  Tunnel  nicht  ausgeschlossen  und  kann  zu 
Lebensgefährdungen  führen.  Die  Reichsbahnverwaltung  wird 
nicht  umhin  können,  diesen  Umständen  besondere  Aufmerksam- 
keit zu  schenken. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Wirtschaftsergebnisse  elektrischer  Bahnen  in  Amerika.  Daß 

die  Wirtschaftlichkeit,  die  von  der  Umstellung  des  Dampf- 
betriebes der  Eisenbahnen  auf  elektrische  Zugförderung  erwar- 
tet wird,  nicht  lediglich  auf  dem  Papier  steht,  sondern  in  Län- 
dern, die  bereits  eine  größere  Zahl  von  Eisenbahnen  elektrisch 


Verschiedenes 
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betreiben,  fühlbar  ist,  geht  aus  Berichten  über  amerikanische 
elektrische  Eisenbahnen  hervor.  (Engineering,  Bd.  113,  1922, 
S.  25/39.)  Die  Vorteile  der  elektrischen  Betriebsweise  zeig- 
ten sich: 

1.  In  der  Abnahme  der  Betriebs  untersuchu  n- 
gen  bei  den  elektrischen  Lokomotiven  und  in 
der  Vergrößerung  der  Leistungen  auf  die  Zug- 
einheit bezogen.  Die  elektrischen  Lokomotiven  der 
Chikago-,  Milwaukee-  und  St.  Paul-Bahnen  durchlaufen  eine 
Strecke  von  710  km  ohne  Untersuchung.  Nach  Ausbau  der 
Strecke  Harlowtown — Pazif  ische-Küstc  werden  die  Lokomo- 
tiven sogar  1.H70  km  ohne  eigentliche  Untersuchung  fahren.  Auf 
der  Norfolk-  und  Western-Bahn  betrug  die  durchlaufene  Strecke 
je  Lokomotive  6000  km  im  Monat,  während  die  Uampflokomo- 
tiven  auf  derselben  Strecke  höchstens  2750  km  im  Monat  er- 
reichten. Die  elektrischen  Lokomotiven  verbrachten  eine  täg- 
liche Dienstzeit  von  18  bis  20  Stunden.  Auf  der  Newport-Shil- 
don-Linie  steigerte  sich  die  Zahl  der  in  der  Stunde  geleisteten 
Zugkilometer  um  35  Prozent  beim  elektrischen  Betriebe.  Die 
Anzahl  der  Wagen  des  Zuges  war  um  20  Prozent  größer;  die 
Zahl  der  je  Lokomotive  und  Stunde  geleisteten  Wagenkilometer 
um  82  Prozent.  Die  täglich  durchlaufene  Streckenlänge  einer 
elektrischen  Lokomotive  betrug  1920  187  km,  gegenüber  88,5  km 
im  Dampfbetriebe  U)14.  Nicht  zu  verkennen  sind  Ersparnisse, 
die  daraus  entstanden,  daß  im  elektrischen  Betriebe  weniger 
handwerksmäßig  ausgebildetes,  und  daher  nicht  in  dem  Maße 
hochbezahltes  Personal  erforderlich  ist.  Auch  kann  bei  der 
Anlage  von  Ueberholungsgleisen  gespart  werden,  weil  durch  die 
größere  Anpassungsmöglichkeit  der  Geschwindigkeit  der  Güter- 
züge an  die  der  Personenzüge,  Uebcrholungen  der  Züge  viel 
häufiger  vermieden  werden. 

2.  In  der  besseren  Ausnutzung  des  Lokomo- 
tivbestandes, wie  dies  die  Zusammenstellung  1  zeigt. 


Missoula  und  Rockey 
Mountains  Div.  der 
Ch.  M.  Bahn 

Anzahl  der 
Lokomotiven 

Ungefähres 
Lokomotiv- 
Gewicht 

Gesamt- 
gewicht 

Dampf  lelektr. 

Dampf  [elektr 

Dampf 

elektr. 

Im  Personenverkehr 
„   Gütei  verkehr 
„  Versehiebedienst 

19 
8.5 
8 

J2 
30 
3 

150 
170 
90 

245 
235 
57 

2800 
14500 
770 

2930 
7020 
171 

Insgesamt 

112 

45 

— 

18070 

10121 

Diese  Strecke  ist  durch  den  elektrischen  Betrieb  um  32,5 
Prozent  für  den  Verkehr  aufnahmefähiger  geworden. 

3.  In  geringeren  .A  n  s  Ii  e  s  s  e  r  u  n  g  s  -  und  Unter- 
haltungskosten. In  (kr  Zusammenstellung  2  sind  die 
Ausbesserungskosten  für  die  L(  ikonn  itiven  der  verschiedenen 
Bahnen  aufgeführt. 


Betiieb.sjahr  1919 

New  York 
Central  Bahn 

Ch.  M.  und 
St.  Paul  Bahn 

Butte- 
Anaccia 
Bahn 

Anzahl  der  Lokomotiven 

73 

45 

2s 

Lokomotivgewicht  in  t  .  . 

110 

265 

76 

Jährliche  gesamte  Wtg- 

länge  in  km   

3  130  000 

3  740  000 

913  000 

Reparaturkosten  in  Gold- 

mark /  km 

0,17 

0,38 

0,17 

Zusammenstellung  2. 


Eine  „1  B  B  1"  Mallet-Dampflokomotive  kostet  an  Unter- 
haltung, ohne  Berücksichtigung  der  Ausgaben,  die  eine  elek- 
trische Lokomotive  nicht  erfordert,  0,16  Mark/km.  Auf  der 
N'ewportlinie  zeigte  ein  Vergleich  der  Rei)nraturkosten 
zwischen  beiden  Lokomotivarten  nach  Zusammenstellung  3,  daß 
dit  >e  für  die  elektrischen  Lokomotiven  etwa  4  mal  niedriger  sind. 


Nach  Goldmark 
beiechnet: 

Material 

,M 

Löhne 

Werk- 
stattaus- 
besse- 
rung 

,  // 

Ins- 
gesamt 
M 

Kosten 
auf  den 
km 

JL 

Dampf  D- Güter- 

zug- Lokomotive 

.5470 

9315 

6997 

21782 

0,43 

Dampt   C- Güter- 

zug- Lokomotive 

10916 

88f»5 

6630 

26411 

0,47 

Elektische  B-fB 

Lo'jomotive  .... 

2010 

5286 

3955 

11251 

M.ll 

Zusammenstellung  3. 


Hierbei  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  die  elektrischen  Lokomo- 
tiven etwa  die  doppelte  Strecke  zwischen  zwei  Ausbesserungen 
zurücklegten  als  die  Dampflokomotiven.  Kesselerneuerungs- 
arbeiten sind  in  der  Aufstellung  nicht  berücksichtigt.  Ersparnisse 


ergeben  sich  ferner  durch  geringere  Inanspruchnahme  der  Werk- 
stätten, wenn,  wie  auf  der  Ch.  M.  Bahn,  die  Lokomotiven  erst 
nach  ?i000 — 8000  km  gründlich  untersucht  werden. 

4.  In  der  günstigen  Brennstoffausnutzung. 
Ein  neuzeitliches  Dampfkraftwerk  liefert,  nach  Messungen  der 
Ch.  M.  Bahn  von  1915/16  das  3-  bis  3,5-fache  an  Energie  auf 
die  Brennstoff-,  Gewichts-  und  Wärmeeinheit  bezogen,  als  eine 
Damjjflokomotive.  Obwohl  sich  die  Vorteile  des  elektrischen 
Betriebes  ganz  besonders  bei  Gebirgsbahnen  geltend  machen, 
ergeben  sich  doch  auch  große  Ersparnisse  bei  Elachlandbahnen. 
Wenn  man  annimmt,  daß  das  Gewicht  der  in  den  Kraftwerken 
zu  verfeuernden  minderwertigen  Steinkcjhle  40  Prozent  des  Ge- 
wichtes hochwertiger  Lokomotivkohle  beträgt,  ergab  sich,  ab- 
gesehen davon,  daß  die  Kraftwerkskohle  billiger  als  Lokomotiv- 
kohle  ist,  eine  Ersparnis  von  0,55  Millionen  t  im  Jahre  bei  der 
North-Eastern-Bahn.  Die  nur  für  den  Bereitschaftsdienst  ver- 
brauchte Kohle,  die  beim  elektrischen  Betriebe  ganz  und  gar 
gespart  wird,  beläuft  sich  auf  27,5  Prozent  des  gesamten  Kohlen- 
bedarfs. Daneben  ist  die  h'rsjjarnis  infolge  Entlastung  der 
Strecke  und  des  Güterwagenbestandes  gut  zu  verspüren.  Einen 
guten  Vergleich  der  Betriebskosten  beider  Betriebsweisen  erhält 
man,  wenn  man  die  beim  Dampfbetriebe  entstehenden  Instand- 
haltungskosten zuzüglich  der  Gesamtaufwandskosten  für  Kohle 
und  Wasser  auf  die  Einheit  mit  den  i^etriebs-  und  Brennstoii- 
kosten  des  Kraftwerks  und  seinen  Ausgaben  für  laufende  Ar- 
beiten (an  den  Generatorsätzen,  Schaltanlagen  usw.,  Unterwerke, 
Eahrzeuge  und  Leitungen)  vergleicht.  Die  North-Eastern-Bahn 
errechnete  beide  Ausgaben  als  gleich. 

Die  in  dem  amerikanischen  Bericht  dargelegten  Ergebnisse 
müssen  als  recht  gute  angesprochen  werden.        Dr.  Feindler. 

LUFTFAHRWESEN 
Der  Deutschen  Luft-Reederei  Berlin  verdanken  wir  die  nach- 
stehende Abbildung  eines  Fokker-Verkehrsflugzeuges  für  6  Flug- 
gäste, wie  es  auf  der  Strecke  Königsberg — Smolensk — Moskau 


in  Betrieb  ist.  Die  Aufnahme  erfolgte  gelegentlich  einer  Be- 
sichtigung der  Reederei  durch  den  Ministerialrat  Bredow  aus 
der  Luft-  und  Kraftfahrabteilung  des  Reichsverkehrsministeriums. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Anzeigenwesen  und  Bekanntmachungen.  Die  Zeitschrift 
,, Bauamt  und  Gemeindebau"  bringt  eine  beachtenswerte  Notiz 
ütier  Reklame  und  Baupolizei  aus  der  Ortssatzung  der  Stadt 
Magdeburg:  „Die  Anbringung  von  Reklameschildern,  von 
Schaukasten,  von  Aufschriften  größeren  Uinfanges  und  von 
groLV-ren  Abbildungen  bedarf  der  baupolizeilichen  Genehmigung. 
J  )ie  Genehmigung  ist  zu  versagen,  wenn  durch  die  Anbringung 
Straljen  oder  Plätze  der  Orte  oder  das  Ortsbild  gröblich  verun- 
staltet werden  würden."  Diese  Bestimmung  ist  auch  verkehrs- 
techni^ch  nicht  ohne  Interesse.  Allerdings  ist  die  Gefahr  der 
ästhetischen  Beeinträchtigung  bei  Verkehrsmitteln  geringer,  als 
die  des  Ueberwuchcrns  der  Geschäftsanzeigen  über  die  amt- 
lichen Bekanntmachungen.  Schon  heute  kann  festgestellt  wer- 
den, daß  die  Geschäf tsanzeigen  erheblich  mehr  Fläche  einneh- 
men und  sehr  viel  wirksamer  angebracht  sind  als  die  dem  Ver- 
kehr dienenden  Bekanntmachungen.  Auch  auf  die  Ausstattung 
und  Anordnung  der  Geschäftsanzeigen  w-ird  sehr  viel  mehr 
Sorgfalt  verwendet,  weil  bei  ihnen  die  gefällige  Wirkung  ein  un- 
trennbarer Bestandteil  ihres  Wesens  ist.  Dadurch  fällt  die 
Formlosigkeit  und  Ungleichmäßigkeit  der  amtlichen  Bekannt- 
machungen umso  unangenehmer  auf.  Man  betrachte  nur  ein- 
mal die  sauber  aufgereihten  kleinen  Anzeigen  in  den  \'orort- 
wagen  und  die  durcheinander  hüpfenden  amtlichen  Verbote 
aller  Art,  in  jeder  Ausstattung  und  Größe,  die  sich  häufig  auf 
der  gegenüberliegenden  Seite  des  Abteils  befinden.  Die  An- 
schlagstechnik der  Verwaltung  kann  nur  Vorteile  davon  haben, 
wenn  das  oft  recht  gute  Beispiel  beachtet  und  nachgeahmt  wird, 
das  die  Geschäftsanzeigen  geben.  Ein  besonderer  Aufwand  von 
Mitteln  ist  dazu  nicht  erforderlich. 


\'erantwortlich  für  die  Schriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  II.tssc  licilin,  unter  Mitwirkung  von  l^eff. -Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
technisrhen  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck:  Guido  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stallschreiberstr  34-35. 
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UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  R  eic  h  s  eisen  bah  n-Be  am - 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Bearnten 

Mit   Ve  r  d  i  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  i  9  e  r    nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,   sowie    regelmäßigen  Nachricnten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRITFLEITUNG:  Dr.-Ing.  B  1  u  m,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Hannover   —  Dr.-Ing. 
Hasse,  Regierungsbaumeister  a.  D.,  Privatdozent 
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ELEKTRISCHE  KOHLENKIPPER  FÜR  GAS-  UND  ELEKTRIZITÄTSWERKE 

VON  INGENIEUR  KRAHNEN 


Unser  Wirtschaftsleben  stützt  sich  mehr  denn  je  auf  zwL-i 
Grundlagen:  Kohle  und  Eisenbahn.  Der  Mangel  an  Kohlen  und 
an  Eisenbahnwagen  droht  mit  den  schwersten  Krisen,  wenn  nicht 
bei  geregeltem  Wagenumlauf  die  Kohlenförderung  erhöht  und 
für  schnelles  Beladen  und  Entladen  der  Eisenbahnwagen  gesorgt 
wird.  Hierfür  sind  Kippvorrichtungen  verschiedener  Art  erfor- 
derlich, von  denen  hier  einige  in  neuerer  Zeit  ausgeführte  An- 


Abb.  1.  Kipper  mit  Zahnsegmentantrieb 

lagen  kurz  besprochen  werden  sollen,  um  den  Betriebsleiter  mit 
den  Verbesserungen  bekanntzumachen  und  ihm  die  Wahl  des 
für  seinen  Betrieb  günstigsten  W^agenkippers  zu  erleichtern. 

Vor  Einführung  des  elektrischen  Antriebes  wurden  die 
„S  t  i  r  n  kipper",  die  ein  Kippen  des  Wagens  nach  einer  seiner 
Stirnseiten  ermöglichen,  den  aus  dem  Hafenbetrieb  hervorge- 
gangenen Schwerkraft-Kippern    nachgebildet.     Hierbei    lag  die 


Abb.  2.    Kipper  mit  Windenantrieb  in  einem  Gerüst 

Drehachse  etwa  in  Meterhöhe  oberhalb  der  Plattform.  Die  Lage 
war  so  gewählt,  daß  der  Gesamtschwerpunkt  vor  der  Kippachse 
lag  und  der  über  der  Grube  liegende  Teil  daher  durch  den  be- 
ladenen  Wagen  schwerer  belastet  wurde.  Nach  Lösen  der 
Bremse,  die  die  Bühne  in  der  wagerechten  Lage  festhielt,  erfolgte 
das  Kippen  selbsttätig.  Nach  Entleerung  des  Wagens  lag  der 
Schwerpunkt  hinter  der  Kippachse,  und  so  mußte  die  Bühne 
von  selbst  in  ihre  Ruhelage  zurückkehren. 


Später  baute  man  zuweilen  ein  kleines  elektrisches  Windwerk 
ein,  das  den  Wagen  vollständig  kippte,  falls  er  bei  zu  langsamer 
Kippbevvegung  mit  einem  Teil  der  Ladung  stehen  geblieben  war. 


Abb.  3.    Kipper  mit  Seilzügen  unterhalb  der  Kippbühne 


i 


Abb.  4.    Doppelsternkipper  mit  Schraubcnspindelantrieb 

Das  Windwerk  diente  auch  zum  schnelleren  Wiederaufrichten  des 
Wagens  nach  erfolgtem  Kippen. 

Bei  Einführung  des  elektrischen  Antriebes  legte  man  die 
Kippachse  meist  in  den  vorderen  Teil  der  Kippbühne  und  er- 
zielte dadurch  Kippgruben  mit  geringerer  Tiefe.  Die  Bühne  wurde 
hierbei  durch  das  Windwerk  mittels  Seilen,  Gelenkketten,  Schrau- 
benspindeln oder  Zahnsegmenten  gehoben.  Der  Vorteil  liegt 
darin,  daß  in  der  gekippten  Stellung  kein  Teil  des  Wagens  unter 
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Schienenoberkante  kommt,  wodurch  sich  flachere  Gruben  ergebcii 
und  ein  Abfahren  des  geleerten  Wagens  über  den  Einwurfsirichtcr 
hinaus  ermöglicht  wird.  Der  größere  Kraftverbrauch  wird  r.i:rch 
die  erzielte  höhere  Leistungsfähigkeit  reichlich  aufgi'WOg;f  ;i 

Das  Triebwerk  des  in  Abb.  1  schematisch  dar^esteiiten  Klip- 
pers liegt  unterhalb  der  Bühne,  die  daher  Keine  hervor  Jteh -n  den 
Teile  aufweist  und  den  Verkehr  nicht  behindert,    l/ie  Bühne  wird 
mit  Hilfe  eines  Zahnsegments  gehoben,  dessen  Trichsto.  k  vcr"ah- 
nung  so  bemessen  ist,  daß  die  einzelnen  Bolzen  nur  -ehr  wenig 
beansprucht  werden  und  im  Notfalle  leiclit  dusgewcchselt  werdci. 
können.     Der  Vorzug   dieser   Verzahnung  ist  ihre  große  l'n 
empfindlichkeit  gegen  Verunreinigungen,  die  sich  bei  nicht  sorg 
fältiger  Wartung,  beim  Verladen  •.•on  staubigem  und  körnigem 
Gut  darin  ablagern  können 
Da    gegen    derartige  Ver- 
unreinigungen namentlicli 
Schraubenspindeln  sehr 
empfindlich    sind,    wird  in 
solchen  Betrieben  meist  das 
Zahnsegment  vorgezogen, 
obgleich  es  etwas  teurer  ist. 
Die     das     Segment  um- 
schließende   leicht  gebaute 
Grube  dient  nur  als  Schutz 
und  hat  außer  dem  Erddruck 
keine  Kräfte  aufzunehmen 

Verbieten  die  örtlichen 
Verhältnisse  oder  das  Grund- 
wasser die  Anlage  tieferer 
Fundamentgruben,  so  kann 
der  Antrieb  nach  Abb.  2  in 
ein  Gerüst  verlegt  werden. 
Die  Plattform  wird  dann 
durch  Winden  mittels  Hub 
seilen  gehoben,  die  am  Ende 
der  Bühne  angreifen.  Durch 
eine  selbsttätige  elektrische 
Ausschaltvorrichtung  und 
eine  elektromagnetische 
Handbremse  ist  das  Arbeiten 
der  Winde  zum  größten  Teil 
von  der  Aufmerksamkeit  des 
Führers  unabhängiggemacht, 
wodurch  die  Betriebssicher- 
heit erhöht  wird. 

Um  das  selbsttätige  Ab- 
laufen der  Wagen  nach  er- 
folgter Entleerung  zu  bewir- 
ken, ist  vor  der  Kippacbse 
ein    kleiner  hydraulischer 
Zylinder  eingebaut,  der  mit 
einem  Vorratsbehälter  durch 
eine  Rohrleitung  verbunden 
ist.    Beim  Heben  der  Platt- 
form wird  ein  mit  ihr  ge- 
lenkig   verbundener  Tauchkolben    ausgezogen,   der   sich  beim 
Senken    der    Bühne    auf    die    eingesogene    Flüssigkeit,  ein 
Glyzeringemisch,  abstützt,  da  ein  Rückschlagventil  den  Abfluß 
verhindert.    Auf  diese  Weise  wird  die  Bühne  in  einer  nach  hinten 
geneigten  Lage  festgehalten,  wodurch  der  Wagen  zum  Ablauf  ge- 
zwungen wird.  Nach  Oeffnen  des  Ventils  durch  einen  Handhebel 
strömt  die  Flüssigkeit  in  den  Vorratsbehälter  zurück,  worauf 


Abb.  3  zeigt  eine  elektrische  Kippvorrichtung,  bei  der  die 
Kippbühne  durch  Seilzüge,  die  am  unteren  Teil  der  Bühne  an 
greifen,  hoch  gerichtet  wird.    Bemerkenswert  ist  die  hochgelegte 
Kippgrube,  die  für  ein  unterhalb  der  Grube  anzulegendes  Becher 
werk  Raum  gewährt.    Ein  derartiger  Kipper  mit  einer  Stunden 
leistung  von  SO — 100  t  wurde  für  das  Gas-  und  Wasserwerk  Düs- 
seldorf ausgeführt.    Die  Plattform  ist  so  gebaut,  daß  Wagen  bis 
zu  50  t  Gewicht  darüber  hinwegfahren  können.    Durch  eine  selbst- 
tätig wirkende  hydraulische  Sperrvorrichtung  wird  die  Kippbühne 
in  jeder  Lage  sicher  abgestützt.    Der  Kipper  wird  von  einem  zu; 
ebener  Erde  aufgestellten  Führerhaus  gesteuert,  das  dem  Führer 
einen  guten  Ueberblick  über  die  ganze  Anlage  gestattet. 

Während  bei  diesen  Kippern  zur  Richtigstellung  der  Wagen 


Abb.  6.  Pendelkipper 

Tauchkolben  und  Bühne  in  ihre  Ruhelage  zurücksinken.  Es 
empfiehlt  sich,  in  den  Kipper  eine  motorisch  angetriebene  Dreh- 
scheibe einzubauen,  um  die  mit  Bremserhäuschen  versehenen 
Wagen,  die  bekanntlich  nur  eine  aufklappbare  Stirnwand  auf- 
weisen, ohne  weitere  Verschiebung  zum  Kippen  richtig  einstellen, 
zu  können. 


Abb. 


mit  Bremserhäuschen  eine  Drehscheibe  erforderlich  ist,  die  von 
der  Kipperbühne  getrennt  oder  darin  eingebaut  ist,  hat  man  zur 
X'ereinf achung  des  Betriebes  bei  den  sogenannten  Doppel- 
stirukippern  nach  Abb.  4  das  Kippen  der  Wagen  nach 
beiden  Seiten  ermöglicht.  Die  Bühne  ist  um  zwei  gegenseitig 
an  ihren  Enden  gelagerte  Achsen  kippbar,  von  denen  stets  eine 
\  erriegelt  ist.  Bei  der  Aufwärtsbewegung  des  in  der  Bühnenmitte 
angreifenden  Stempels  wird  das  nicht  verriegelte  Ende  der  Bühne 
angehoben  und  damit  das  Kippen  in  eine  der  beiden  Gruben  be- 
wirkt. Der  Stempel  kann  als  Zahnstange  oder  als  Schrauben- 
.spindel  ausgebildet  werden,  bevorzugt  wird  jedoch  aus  den  oben 
angegebenen  (iründcn  eine  Zahnstange  mit  Triebstockverzahnung. 
Bei  dieser  Bauart  wird  der  Verkehr  durch  keine  vorstehenden 
Teile  behindert,  und  die  Wagen  können  über  den  Kipper  hinaus- 
fahren, wodurch  ein  Entleeren  eines  ganzen  Wagenzuges  durch 
einfaches  Weiterschieben  der  Wagen  ermöglicht  wird. 

Beim  Kippen  wird  die  Bühne  zunächst  zu  einer  Neigung  von 
etwa  200  angehoben.  In  dieser  Stellung  wird  die  Stirnklappe  des 
Wagens  geöffnet,  worauf  die  Bühne  bis  45  oder  50  weiterge- 
hoben und  durch  einen  Endausschalter  stillgesetzt  wird.  Nach 
Entleerung  des  Wagens  ist  der  Motor  rückwärts  zu  steuern. 
Eine  besondere  Schaltung  bewirkt  ein  gleichmäßiges  Senken 
der  Bühne  bis  kurz  vor  die  Ruhelage,  wo  sie  ebenfalls  durch 
einen  Endausschalter  stillgesetzt  wird.  Um  die  Bühne  endgültig 
in  die  Ruhelage  senken  zu  können,  ist  erneut  Strom  zu  geben, 
was  nur  bei  Benutzung  eines  Umgehungsschalters  möglich  ist. 
Durch  diese  Schaltung  vermeidet  man  ein  zu  heftiges  Aufsetzen 
der  Bühne,  selbst  wenn  der  Führer  unachtsam  ist. 

Bei  dem  in  Abb.  4  dargestellten  Kipper  liegen  die  Kipp- 
gruben innerhalb  des  Gleises.  Es  kann  aber  auch  der  Fall  ein- 
treten, daß  die  Gruben  auf  den  Seiten  des  Gleises  anzuordnen 
sind.  Dann  muß  die  Kippbühne  quer  zum  Gleis  gestellt  und  eine 
Drehscheibe  innerhalb  der  Bühne  vorgesehen  werden,  um  die 
Wagen  einzustellen.  Die  Drehscheibe,  die  meist  elektrisch  ange- 
trieben   wird,    ermöglicht    gleichzeitig    das    Richtigstellen  von 
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W  agen  m;t  Bremshäuschen,  wenn  zeitweilig  nur  in  eine  Grube 
entleert  werden  soll.  Hierfür  hat  die  Demag-Duisburg  den 
Doppelstirnkipper  (Abb.  5)  für  die  A.-G.  Vulcan  Duis- 
burg gebaut.  Beim  Kippen  legt  sich  der  Wagen  gegen  einen 
der  an  den  Bühnenenden  angebrachten  Prellböcke,  wodurch 
Fanghakengeschirre  und  das  dafür  erforderliche  Steuergehänge 
entbehrlich  werden.  Das  Triebwerk  liegt  zum  Schutz  gegen  die 
Witterung  unterhalb  der  Bühne. 

Ein  einfacher,  häufig  gebauter  Doppelstirnkipper  ist  der 
Pendelkipper  nach  Abb.  6.  Zwar  liegen  bei  dieser  Bauart 
das  portalförmige  Gerüst  und  das  Triebwerk  oberhalb  der 
Bühne,  was  unter  Umständen  für  den  Verkehr  störend  sein  kann, 
andererseits  bedürfen  derartige  Kipper  nur  sehr  kleiner  Fiuida- 
mente,  die  höchstens  bis  800  mm  unter  Schienenoberkante 
reichen.  Die  Kippgrube  befindet  sich  unmittelbar  unter  der 
Bühne,  die  beim  Kippen  vor  oder  rückwärts  bewegt  wird.  In 


die  unterhalb  der  Bühne  verankerten  Triebstockschienen  grei- 
fen je  zwei  elektrisch  angetriebene,  an  den  Enden  der  Bühnen 
gelagerte  Ritzel  ein,  die  die  Bühne  je  nach  Wunsch  nach  beiden 
Seiten  bewegen  können.  Da  die  Bühnenenden  durch  Streben 
mit  einer  oben  im  Portalgerüst  gelagerten  Achse  verbunden 
sind,  beschreibt  das  beim  Ausschwingen  der  Bühne  voranschrei- 
tende Ende  einen  nach  oben  gerichteten  Kreisbogen,  wodurch 
die  Bühne  schräg  gestellt  wird.  Das  entgegengesetzte  Bühnen- 
ende bewegt  sich  auf  dem  Triebstockgleis.  Die  Enden  dieser 
Streben  beschreiben  dabei  eine  wagerechte  Linie,  wodurch  sie 
verkürzt  werden.  Da  die  Streben  einknickbar  sind,  kann  dieses 
ohne  weiteres  geschehen,  zumal  sie  in  dieser  Lage  unbelastet 
sind.  Pendelkipper  sind  etwas  billiger  als  die  erwähnten  Dop- 
pelstirnkipper für  Höchsleistungen  und  kommen  daher  auch  für 
kleinere  Betriebe  in  Frage. 

Die  hier  beschriebenen  verschiedenen  Bauarten  "on  Kohlen- 
kippern wurden  sämtlich  \on  der  Detnag-Duisburg  ausgeführt. 
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BAHNLINIE*) 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN 


(Schluß) 


Die  Abmessungen  dieser  Lokomolivgattung  sind  nach  dem 
M^rkbuch  für  Fahrzeuge  folgendende: 
Zylinderdurchmesser  d  =  63  cm, 
Kolbenhub  s  =  66  cm, 
Triebraddurchmesser  D  —  140  cm, 
Rostfläche  R  —  2,62  qm, 

Wasserberührte  Heizfläche  Hw  =  149,64  qm, 

Gewicht   der  Lokomotive  und   des  Tenders   Giok  =  71,4  f  44,5 

1 16,  to. 

Reibungsgewicht  —  71,4  to. 

Größte  Reibungszu?kraft  Zr  =  190  ■  71,4  =  1360O  kg. 

Mittlerer  Zylinderdruck  pi'r3  3,6  kg/cm^. 

Kleinster  Dampfverbrauch  für  1  PS-Std.  Di'  —  6,75  kg, 

Höchstgeschwindigkeit  Vh  =  35  km/Std. 

a)  O  d  e  n  w  a  1  d  h  a  h  n  (Hanau  —  E  b  e  r  b  a  c  h)  (Abb.  5.) 

.  ,     ^  Zr  „  13600 

V\  agengewicht  Gw=  ,  —  Giok  =       ,  ^ —  llH  =  740to 

Sh  +Woü  l.S,4-j-2,5 


Höchstleistung  Ni 


~  Di' 


P.S.    Es  wird  angenornmen,  daß  der 


Kessel  bei  guter  Dauerleistung  auf  der  hügeligen  Strecke  von 
oabenhausen  bis  Schöllenbach  auf  1  qm  wasserberührter  Heiz- 
fläche in  der  Stunde  q  =  57  kg  Wasser  verdampft.  Für  die 
Flachlandstrecke  Hanau — Babenhausen  wird  bei  gleichbleiben- 
dem Wagenzuggewicht  eine  geringere  Kesselbeanspruchung  an- 
genommen, die  unten  berechnet  wird.    Für  die  Strecke  Baben- 

57 . 149  64 

hausen — Schöllenbach  ist  die  Höchstleistung  Ni '  =  ■ — '- — =1260 

"  6.75 

pi^<L2^s  _  3,6  ■  632 .  66 
D  ~ 


140 


PS  und  die  entsprechende  Zugkraft  Zi': 

=  674  kg.     Die  vorteilhafteste  Geschwindigkeit  ist  dann  V*  — 

270Ni'      270-1260  .  ,.  „  ,  u    •  j- 

^      =  g^jTj  =  o0Kni/->td.  r  u  ■  die  Uebergangsge  chwindig- 

V* 

keit  V(i  —   —  —  16,5/Std.  ist  dann  die  zugehörige  Steigung  Sgr 

kleiner  als  die  maßgebende  Steigung  sh  =  13.40/^0  da  man  für  den 
Uebergang  der  Reibungs-  zur  Kesselzugkraft  nur  L.\i  —  160  G  r 
annimmt.  Diese  Zugkraft  wird  wegen  der  ungünstigen  Reibungs- 
verhältnisse   für    das    Anfahren    in  Bahnhöfe  zugrunde  gelegt. 

1^        ■  ,  160-71.4 

Dann  tst  s,.  =  -vvoa'=  -  2„5  =  10.9  0/,,. 

Die  geradlinige  do-Linie  ist  nunmehr  festgelegt    (s.  Abb.  5). 

1.  Durch  den  Punkt  Ü  mit  Sf^r  -  10,9"/o„und  Vü=  16,5  km/Std. 

2.  Durch  den  Punkt  S,  dem  Schnitt  der  verlängerten  do-Linie 
mit  der  senkrechten  Achse  der  vom  Nullpunkt  den  Abstand 

^"  =  I  'frr.  +  2  =  I  ■  10  9  +  2  =  16.6  o/  « 

Sie  verläuft  vom  Punkte  Ü  senkrecht  nach  oben  bis  zum  Punkte 
R,  für  den  sh  =  13.4  %o  gilt  und  dann  wagerecht  bis  Ro.  Die 
geradlinige  d„-Linie  schneidet  die  Geschwindigkeitsachse  bei 
Vh'rr  48  km/Std.  Da  jedoch  als  Höchstgeschwindigkeit  nur  35 
km/Std.  zugelassen  ist,  verläuft  sie  von  hier  ab  senkrecht  nach 
unten. 

Die  geradlinige  do-Linie  bei  der  schwächeren  Kesselbean- 
spruchung zwischen  Hanau  und  Babenhausen  ist  so  zu  bestim- 
rren,  daß  sie  die  V-Achse  bei  der  Höchstgeschwindigkeit  Vh  = 

*)  Von  dieser  Abhandlung  sind  Sonderdrucke  beim  Verlage  erhältlich. 


35  km/Std.  schneidet    Die  geringere  Kesselbeanspruchung  erhält 

67  -  35 

n  an  dann  aus  der  Beziehung  qx  :  57=:Vh  :  Vh  ' oder  qx  =  — —  = 

41,6  kg/qm  Std,  Da  sich  für  dieselben  Steigungen  die  Geschwin  - 
f^'gkeiten  beider  do-Linien  im  selben  Maße  verkleinern,  wie  48  auf 
35,  so  schneidet  die  Verlängerung,  der  geradlinigen  do-Linie  für 
die  Kesselbeansp-ruchung  qx  ~  41,6  kg  die  senkrechte  Achse 
ebenfalls  im  Abstand  s  o  =  16,6  ,„  vom  Nullpunkt  und  für  Sgr. 
=  10,9 ''/oo  ist  dann  die Uebergangsgeschwindigkeit  aus  der  Bezie- 
hung Vü  :  Vh  =  So  —  Sgr.  :  so  zu  bestimmen.        Daher  ist  Vo  = 

35  (16-6  —  lOj)  _  j2  km/Std.,  der  die  Reibungskraft  Zu    =  160 
16,6 

•  71,4  =  11  700  kg  entspricht. 

Hiermit  ist  auch  diese  do-Linie  festgelegt.  Die  beiden 
do-Linien  und  das  vermittelte  Längenprofil  sind  nun,  letz- 
teres schematisch,  aufzutragen  (s.  Abb.  5),  und  die  Ge- 
fälle, auf  denen  der  Dampf  abgestellt  wird,  durch  ge- 
strichelte Linien  kenntlich  zu  machen.  Zur  Bestimmung 
der  Bremsbesetzung  1 1»'  nimmt  man  an,  daß  das  Gewicht 
eines  Wagens   i.   M.   22,5  to   beträgt,     so   daß   also   der  Zug 

—  33  Wagen  =  66  Achsen  hat.  Das  größte  Gefälle  liegt  zwi- 
schen Schöllenbach  und  Eberbach  und  beträgt  14,3  "/m.  Sieht 
man  auf  dieser  eine  Geschwindigkeit  von  20  km/Std.  vor,  so 
sind  nach  den  Bremstafeln  handgebremste  Züge  der  Haupt 
bahnen  (§  66  der  B.  O.)  15  Bremsprozente  erforderlich,  das 
macht  bei  33  Wagen  5  Bremser.  In  dieser  Zahl  ist  der  Zug- 
führer mitenthalten.  Sodann  schreibt  man  für  15  Bremsprozente 
in  schematischem  Längenprofil  die  den  einzelnen  Neigungen  ent- 
sprechenden Bremsgeschwindigkeiten  an.  Nachdem  man  nun 
aus  betriebs-  und  verkehrstechnischen  Gründen  die  Haltestati- 
onen und  die  Aufenthalte  aus  diesem  bestimmt  hat,  rechnet  man 
nach  den  vorhergehenden  Ausführungen  die  Anfahr-  und  Brems- 
zeitzuschläge aus.  Letztere  können  auf  alle  Haltestationen 
gleich  angenommen  werden  und  sind  für  V  =  32,5  km/Std.  je 

tb  Ve 

-  —  =  0,5  Min.  Erstere  sollen  beispielsweise  für  die  An- 
l  65 

fahrt  auf  den  Bahnhof  Hanau  berechnet  werden  unter  Beachtung 
der  angegebenen  Mittelungsregel  für  den  Anfahrweg.  Die  durch- 
gehende Steigung  beim  Anfahren  ist  0,5''/on.  der  eine  gleichför- 
mige Geschwindigkeit  von  Vs  =  34,0  km/Std.  entspricht.  Hier- 
aus und  aus  sgr.  —  10,9%-)  wurde  zeichnerisch  2  dm  =  14%)  er- 

Vs 

mitte]t(Abb.5).  Also  ist  der  Zeitzuschlag  für  dasAnfahren   —  = 

34  °  2  •  2  dm 

204  =  ^'^  ^'"^ 

Mit  einem  Winkellineal  können  nun  die  Zeit -Wegelinien  von 
Haltestation  zu  Haltestation  aufgezeichnet  werden  (s.  Abb.  5). 

Hiernach  betragen  die  Fahrzeiten: 


unter 

Dampf 

Dampf 

q  =  41.6 

q  =57 

abgestellt 

Min. 

Min 

Min. 

Min 

Hanau-Babenhausen 

44 

40 

4 

Babenhaus.-Wiebelsbach 

43,5 

43,5 

Wiebelsbach-Erbach 

49 

40 

9 

Erbach-E^'erbach 

89,5 

41,5 

48 

226 

40 

125 

61 
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Der  Personal-  und  Stoffverbrauch  usw. 


16.  Jahrg.    Heft  27/28.    13.  Juli  1922 


Aufenthalte  bedingt  durch  Kreuzung  und  Ueber- 
holungen: 

Babenhausen   17  Min. 

Wiebelsbach   20  Min. 

Erbach   8  Min. 


45  Min. 

Für  das  Lokomotivpersonal  beträgt  der  Vorberei- 
tungsdienst in  Hanau  Std.  der  Abschlußdienst  in  Hanau  eben- 
falls Vi  Std.  und  die  Wendezeit  in  Eberbach  1 '<>  Std.  zusammen 
=  3  Std.  Für  die  Hinfahrt  ist  hiervon  die  Hälfte  —  1,5  Std. 
— .  90  Min.  anzurechnen,  also  beträgt  die  Dienstdauer  des  Loko- 
motivpersonals für  die  Hinfahrt  226 -|- 45  +  90 =  361  Min.  =  6  Std. 

Das  Zugbegleitpersonal  hat  in  Hanau  60  Min.  Vor- 
bereitungsdienst und  in  Eberbach  20  Min.  Abschlußdienst  und 
demnach  eine  Dienstdauer  für  die  Zugfahrt  von  226  +  45  +  80 
=  351  Min. 

Die  Kohlen  Verbrauchs  maßstäbe:  Da  für  diese 
Zugfahrt  westfälische  Kohlen  von  7500  W.  E.  verfeuert  werden 
soll,  so  beträgt  für  die  Heißdampflokomotive  nach  vorigem 
zh  =  6,75.    Es  ist  also 

41,6- 149,6  ■  1.04 

=  16kg/Min. 


1. 


Hanau  bis  Babenhausen  x  =- 


2.  von  Babenhausen  bis  Eberbach  x  = 


60 
57 


6,75 
149,6 


=  21,1  kg/ Min. 


60  •  6,75 

3.  für  abgestellten  Dampf  xo  =  0,5  R  =  0,5  ■  2,62  =  1,3  kg/Min. 
Demnach  ist  der  Kohlen  verbrauch  für  die  Fahrt 

1)  16-40  =    640  kg 

2)  21 1  •  125  =  2640  kg 

3)  1,3  •  61-{-45  =    140  kg 

4)  für  Anheizen  i/^  800  =    400  kg 

Zus.  =  38^0  kg  Kohle. 
Der  Wasserverbrauch  beträgt  bei  einer  Erhöhung  der 
Verdampfungsziffer  6,75  um  10  %,  demnach  6,75  .  1,1  .  3,82  = 
28,5  cbm. 

Der  Oelverbrauch  der  Lokomotive  ist  für  1000 
Lokkm  2  kg,  für  88,2  km  also  0,18  kg  Zylinderöl. 

Der  Achsölverbrauch"")  ist  demnach  bei  66  Wagen-,  5  Treib- 
und  3  Tenderachsen  auf  88,2  km  =  4,6  kg. 

b)    Die    Linie  Hanau  —  Babenhause  n — D  a  r  m  s  t  a  d  t 

—  Heidelberg  —  Eberbach  (Abb.  6) : 
Lokomotivgaltung  G  10,  Kesselbeanspruchung  q  =  57  kg/qra/Std., 
maßgebende  Steigung  sh=6,25''/oo 

Wagengewicht  Gw  =  ^  ,  —  Giok  =  |^^-r^^— 116=1430  to. 

sh-f-Woü  6,25  +  2,5 

Vorteilhafteste  Geschwindigkeit  wie  vorhin  V*  =  50  km/Std. 
Uebergangsgeschwindigkeit  Vü  =  16,5  km  Std. 

sgr  =  !!L",7;^  -  2,5  =  5  %o  und  So  =~  Sgr4-2=|-  .  5-f  2  =8,7  o/cq. 


1430-1-116 

Die  do-Linie  ist  nun  aufzuzeichnen,  ferner  das  gemittelte  Längen- 
profil unter  Kennzeichnung  der  Strecken,  die  mit  abgestelltem 
Dampf  befahren  werden.  Bei  dem  Wagenzuggewicht  1430  to. 
können  120  Achsen  befördert  werden.  Für  eine  mindeste  Brems- 
geschwindigkeit von  25  km/Std.  sind  bei  dem  Höchstgefälle 
ß. 250/00  8  Bremsprozente  erforderlich,  d.  h.  bei  120  Achsen  1  Zug- 
führer und  4  Bremser. 

Nun  werden  die  Haltestationen  und  die  Aufenthalte  auf 
diesen  bestimmt,  sowie  die  Anfahr-  und  Bremszeitzuschläge  be- 
rechnet. Letztere  können  wieder  zu  0,5  Min.  angenommen  wer- 
den.   Die  Zeit-Wege-Linie  ist  nunmehr  aufzuzeichnen. 


Fahrzeiten 

Auf- 

Min. 

unter 
Dampf 
Min. 

Dampf 
abgestellt 
Min. 

enthalt 
Min. 

Hanau  -  Babenhausen  

54 

50 

4 

12 

Babenhausen— Darmstadt  . . 

69,5 

47,5 

22 

10 

Darmstadt — Heppenheim  .  . . 

54 

36 

18 

11 

Heppenheim— Friedrichsfeld 

46,5 

41,5 

5 

20 

Friedtichsfeld — Eberbach  . . 

89 

89 

313 

264 

49 

53 

Für  das  Lokom  oti  vperson  al  in  Hanau  beträgt  der  Vorberei- 
tungs-  und  Abschlußdienst  je  %  Std.,  die  Wendezeit  in  Friedrich- 
feld 2  Std.  zusammen  3,5  Std.  Hiervon  entfällt  auf  diese  Zug- 
fahrt die  Hälfte,  also  1,75  Std.  =  105  Min. 


*)  Der  Achsölverbrauch  einschl.  Gewerk  für  looo  Lokkm.  kann  angenommen 
werden  zu  3  kg  für  eine  Laufachse  der  Lok.,  i  kg  für  eine  Tenderachse,  4,5  kg  für 
eine  Treibachse,  0,4  kg  für  eine  Goterwagenachse.  Der  Zylinderölverbrauch  für 
1000  Lokkm.  zu  2  kg  für  2  Zweizylinder-Lok.  und  zu  2,8  für  Dreizylinder-Lok. 


Dienstdauer  des  Hanauer  Lokpersonals  für  diese  Fahrt 
224  +  33  +  105  =  362  Min.  =  rd.  6  Std. 

In  Friedrichsfeld  übernimmt  Mannheimer  Personal  den  Zug. 
Mit  Rücksicht  auf  dem  Wege  vom  Lokschuppen  bis  zum  Bahn- 
hof Friedrichsfeld  sei  als  Vorbereitungs-  und  Abschlußdienst  je 
1  Vi  Std.  für  das  Lokpersonal  vorgesehen.  Das  Lokomotiv-  und 
Zugbegleitpersonal  soll  bis  Jagstfeid  durchfahren.  Die  Wende- 
zeit dort  ist  auf  2  Std.  festgesetzt.  Die  Fahrt  von  Friedrichsfeld 
bis  Eberbach  beträgt  89  Min.,  von  Eberbach  bis  Jagstfeid  unge- 
fähr 100  Min.  Erstere  ist  also  ungefähr  Yn  der  Gesamt- 
fahrzeit für  Hin-  und  Rückfahrt.  In  gleichem  Verhält- 
nis ist  auch  die  Summe  von  Vorbereitungs-,  Abschluß- 
dienst und  der  Wendezeit  (l%  +  l^+2  =  5^  Std.;  zu  teilen, 
und  daher  sind  83  Min.  auf  die  Fahrzeit  von  Friedrichsfeld  nach 
Eberbach  anzurechnen.  Die  Dienstdauer  des  Mannheimer  Loko- 
motivpersonals beträgt  demnach  für  diese  Fahrt  89+83=172  M. 
Gesamtdienstdauer  des  Lokpersonals  für  die  Fahrt 
von  Hanau  bis  Eberbach  362  +  172  =  534  Min. 

Für  das  Zugbegleitpersonal  von  Bahnhof  Mannheim  ;st  ein 
Vorbereitungsdienst  von  1K>  Std.  und  ein  Abschlußdienst  in 
Jagstfeid  von  Std.  vorgesehen.  Auf  die  Fahrt  von  Friedrichs- 
feld bis  Eberbach  ist  entsprechend  der  Fahrzeit  die  Hälfte  an- 
zurechnen, also  60  Min.,  so  daß  die  Gesamtdienstdauer  des  Mann- 
heimer Zugbegleitpersonals  für  diese  Fahrt  89  +  60  =  149  Min. 
beträgt.  Das  Hanauer  Zugbegleitpersonal  hat  60  Min.  Vorberei- 
tungs- und  20  Min.  Abschlußdienst:  Gesamtdienstdauer  des  Ha- 
nauer Personals  für  diese  Fahrt  224  +  33  +  80  =  337  Min.  Für 
beide  Zugbegleitpersonale  beträgt  die  Gesamtdienstdauer  337  + 
150  =  487  Min. 

Für  die  Ermittelung  des  Kohlen  Verbrauchs  gelten 
dieselben  Maßstäbe  wie  vorhin. 

57  ■  149.6       ^,  ,  , 

=  21,1  kg/Min. 


1.  Für  die  Fahrt  unter  Dampf  .. 

60  ■  6,75 

2.  Für  die  Fahrt  bei  abgestellten  Dampf  ko=0,5'2,61  =  l, 
so  daß  der  Kohlenverbrauch  für  1.  21,1  •  264 


für  2.    (33  -f  49)  •  1,3 
Für  Anheizen  der  Hanauer  Lok.  Vi  ■  800 
Für  Anheizen  der  Mannheimer  Lok.  K  •  800 


3  kg  'Min. 
5580  kg 
156  kg 
400  kg 
200  kg 


Gesamtverbrauch  6286  kg 

also  rund  6300  kg 

Der  Aufenthalt  in  Friedrichsfeld  kommt  für  den  Kohlen- 
verbrauch nicht  in  Betracht. 

Wasserverbrauch  6,3-  6,75  •  1,1  =  47  cbm. 

Oelverbrauch    a)    für  Lokomotiven  1,41-0,2  =  0,3  kg 
b)    für  120  Güterwagenachsen 
und  5  Treib-  und  3  Tender- 
achsen  =  10,4  kg 

Fahrdauer  von  Hanau  nach  Eberbach  über  den  Odenwald 
271  Min.,  bei  66  Achsen  über  Darmstadt  366  Min.,  bei  120  Achsen. 
Also   ist  der  Güter  wagen  Umlauf  über  letztere  Strecke 

— „^^^  =  1,35  mal  besser  als  über  die  hügelige  Strecke.  Da 
DO  •  Abb 

die  Züge  über  die  Odenwaldbdm  beinah  halb  so  groß  sind  wi^ 
die  über  Djrmstadt,  so  ist  für  dies'  Ibe  Verkehrsmenge  über 
erstere  Strecke  die  doppelte  Zu2;zahl  erforderlich  als  über  letz;ere. 

Die  Ergebnisse  dieser  Berechnungen  sind  in  nachstehender 
Zusammenstellung,  in  der  sie  auch  auf  die  Einheit  des  Wagen- 
zuggewichts bezogen,  miteinander  verglichen  sind,  gegenüber- 
gestellt. Für  diese  Ermittelungen  waren  nur  die  Längenprofile 
der  bildlichen  Fahrpläne  der  Vergleichsstrecken  sowie  das 
Merkbuch  für  Fahrzeuge  erforderlich. 

Zusammenstellung  des  Personal-  und  Stoffverbrauchs. 

Von  Harau  nach  Eberbach 


I 

II 

über 

über 

Wiebelsbach 

Darmsladt  — 

— Heubach 

He'delberg 

Streckenlängen  

Höchstgeschwindigkeit  . . 

88,2 

141,4 

35  km/Std. 

35  km  Std, 

Lokomotivgattung  

G  10 

G  10 

Wagenzuggewicht   

740  to 

1430  to 

Achszahl  

66 

120 

15 

8 

Zugbegleitpersonal  

iZugf  4Brms. 

IZugf.  4Brms 

Gesamtfahrzeit  (einschl. 

Aufenthalte)  

271  Min. 

366  Min. 

Dienstdauer  für  Lok- 

personal   

361  Min. 

534  Min. 

Dienstdauer   für  Zugbe 

351  Min.  - 

487  Min, 

3820  kg 

6300  kg 

28,5  cbm 

47  cbm 

0,18  und  4,6 

0,3  und  10,4 

Verkehrstechnische  Woche 


Ein  Ausschnitt  aus  der  deutschen  usw. 
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Von  Hanau  nach  Eberbach 
I  II 

über  über 
Wiebelsbach     Darmstadt-  - 
— Heubach  Heidelberg 


Obige  Verbrauchszahl  be- 
zogen auf  eine  to  Wa- 

genzuggewic*^  t  ohne  I  schlechter 

Packwagen   730  to  1420  to  als  II 

Lokomotivpersonal   0,5  Min./to  0,37  Min. /to  SS^/q 

Zugbegleitpersonal   0,48  Min./to  0,34  Min./to  41% 

Kohlenvcrbrauch   5,22  kg,  to  4,43  kg/to  18% 

Wasserverbrauch   39  lit./to  33  lit./to  18% 

Oelverbrauch   6.6  gr  'to  7,6  gr/to 


Der  Oelverbrauch  ist  für  Linie  II  17% 
sohlechter  als  für  L'nie  I. 
Drückt  man  den  Personal-  und  Stoffverbrauch  in  Geld  für 
Mai  1922  aus,  so  erhält  man 

1.   für  Personal 


Lokführer 
Gruppe  VI 

Zugfülirer 
Gruppe  V 

Heizer 
Gruppe  V 

Schaffner 
Gruppe  III 

Grundgeh  durchschn.  . . . 
Ortsziaschlag  A:  Mann- 
heim, Hanau  

Kinderzuschlag   

21 

5  600  „ 

6  000  „ 

20  000  Ji 

5  600  „ 

6  000  „ 

18  750 .  /i 

4  800  „ 
6  000  „ 

17  500,  // 

4  800  „ 
6  000  „ 

Teuerungszuschlag  65% 

-(-  fester  Kopfsatz  

Frauenzulage  

33  350./<r 

21  700  „ 
5  500  „ 
2  000  „ 

31  600  Ji 

20  550  „ 
5  500  „ 
2  000  „ 

29  550  Ji 

19  200  „ 
5  500  „ 
2  000  „ 

28  300 ,  // 

18  400  „ 
5  500  „ 
2  000  „ 

Zusammen  im  Jahr: 

„  Monat: 
Nebenbezüge   im  Monat 
für  Güterzugdienst . . 

62  550. /(^ 
5  210  „ 

288  „ 

59  650  Ji 
4  970  „ 

250  „ 

56  250  Ji 
4  680  „ 

258  „ 

54  200  Ji 
4  510  „ 

2-^5 

Zusammen  im  Monat  - 

208  Stunden   

In  1  Stunde   

5  498  J/- 
26.40  „ 

5  120.// 
24,65  „ 

4  938  Ji 
23,75  „ 

4  730  Ji 
22.75  „ 

I.  Odenwaldbahn 
Dienstdauer  Std. 

II.  über  Darm  Stadt  — 
Heidelberg 

Dienstdauer  Std. 

Kosten  

361 
60 
158,50 

534 
60 

235.-  Ji 

351 
60" 
144,30  Ji 

487 
60 
200,—  Ji 

361 
60 
U2,80Ji 

534 
60 
211,-  Ji 

4  •  351 
60 

532,—  M 

4  •  487 
60 

738  —  JC 

2.  Der  Preis  für  Kohle  bis  sie  auf  dem  Tender  liegt,  beträgt 
1500  M.  für  eine  Tonne. 

Kohlenkosten:  I.  Uebcr  Odenwaldbahn  3,82  ■  1500     5740  M. 

II   Ueber  Darmstadt-Hei  eli^erg  H,3  •  1500  =  9450  M. 

3.  Für  1  cbm  W  a  s  s  e  r  ist  2,50  M.  in  Ansatz  zu  bringen. 

I.  Odenwaldbahn  2,5  •  28,5:^71,20  M. 
II.  Ueber  Darmstadt- Heidelberg  2,5  •  47  =  117,50  M. 


4.  Für  O  e  1  ist  bei  einem  Preise  von  12  M.  für  1  Kilo  Achs- 
öl  und  35  M  für  1  kg  Zylinderöl  aufzuwenden. 

I.  Ode;.waldbahn  12  •  4,6  =  55  M  und  35  •  0,18  ==  6,5  M 
II.  Über  Darmstadt -Heidelberg   12  •  10,4   =    125   M  und 


35  ■  0,3  =  10  M. 

Zusammenstellung. 

I.  II.  über 

Odenwaldbahn  Dai  msladt — Heidelberg 

Lokführer                          158,50  Ji  235,—  Jt 

Heizer                               142  80  „  211,—  „ 

Zugführer                          144,30  „  200,—  „ 

Schaffner                           532,—  „  738,—  „ 

Kohlen                             5740,—   „  9450,—  „ 

Wasser                               71,20  „  117,50  „ 

Oel                                     61,50  „  135,—  „ 


Gesamtkosten  für  die 

Fahrleistung   6850,—  Ji  11  086,50  Ji 

Kosten  pro  to   =  9,36  Ji    ^"^^^  =  7,80  Ji 

9  36  7  80 

Kosten  pro  to/km  .  .  . =  10,6  9f.  r-^j-p  =  ^,5  ff. 

88,2  141,4 

Von  den  Gesamtkosten 
betragen  die  Aus- 
gaben für: 

Personal   14,23%  12,5  %  der  Gesamtkosten 

Kohlen   84.93%  85,4%  „ 

Walser   1,04  o/o  1,06%  „ 

Oel   0,73%  1,040/0  „ 


Der  Kohlenverbrauch  ist  demnach  der  überwiegende  Anteil 
des  Kostenaufwandes. 

V.  Schlußwort. 

Da  das  Kräftespiel  der  Zugbewegung  auf  jeder  Strecke  ver- 
schieden ist,  so  die  Statistik,  die  die  Verhältnisse  der  Bahnen 
hoch  entwickelter  Industriegebiete  und  ländlicher  Bezirke  mit 
schwachem  Verkehr  zusammenwirft  und  Mittelwerte  daraus 
bildet,  unzureichend,  um  der  Eigenart  einer  .Strecke  Rechnung 
zu  tragen,  die  auch  der  Betriebsweise  das  (iepiäa''  a  ifdrückt  Um 
also  die  Zugförderung  wirtschaftlich  zu  betreiben,  ist  sie  der 
Bahngestaltung  anzupassen.  Diese  Aufgabe  kann  aber  nur  der 
lösen,  der  die  Wechselwirkung  zwischen  Bahnanlagen  und  rollen- 
dem Material  kennt,  und  dessen  Denkweise  darauf  eingestellt  ist, 
mit  einem  Mindestaufwand  die  wirtschaftlichste  Ausnützung  der 
vorhandenen  Anlagen  und  Einrichtungen  zu  erzielen.  Das  ist 
der  Ingenieur.  Ihm  soll  daher  m  t  dem  be-chricbc  nen  Vt  rfahren 
ein  Weg  gewiesen  werden,  um  zuverlässig,  schnell  und 
anschaulich  die  wirtschaftlichste  Zugförderung  zu  bestini- 
U'en,  d.  h.  um  zahlenmäßigen  Aufschluß  über  die  getroffenen  Maß- 
nahmen und  A  regungen  zur  Verbesserung  der  ßetnebsführung 
zu  erhalten.  Derartige  B.  rechnungen  lohnen  s'ch  stets,  da 
Mathematik  billiger  als  Kohle  ist. 
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Das  Hochvoltnetz  und  die  Umspannwerke  für  die  Elektrizitäts- 
großversorgung der  Provinz  Sachsen  und  des  Staates  Anhalt 

VON    REGIERUNGS-   UND   BAURAT   KARL  MENTZEL,   HALLE  a.  S., 
mit  einem  Vorwort  von  Oberbaurat  B.  Heck,  Generaldirektor  der  Deutschen  Continental-Gas-Gesellschaft  in  Dessau 


(Schluß) 


e)  Hochbauten. 


Bei  den  für  die  Unterbringung  der  Transformatoren  und 
.Schaltanlagen  erforderlichen  Gebäuden  ging  das  Bestreben  dahm, 
den  heutigen  Zeitverhältnissen  entsprechend  zwar  einfache 
Zweckbauten  zu  errichten,  aber  doch  durch  geschickte  Raum- 
anordnung und  richtige  Verteilung  der  Massen  hochbaukünsl- 
lerische  Wirkung  zu  erzielen.  Gerade  Schaltanlagen  und  Um- 
spannwerke sind  in  dieser  Hinsicht  ein  schwer  zu  bewältigender 
Stoff,  weil  die  Eigenart  der  Anlage  eine  sehr  verwickelte  Grund- 
rißanordnung und  die  verschiedensten  Raumhöhen  der  einzelnen 
( iebäudetcile  bedingt. 

Die  auf  den  Abb.  37  bis  42  wiedergegebenen  Lichtbilder  und 
Zeichnungen  verschiedener  Umspannwerke  zeigen  indessen,  daß 
dem  Hochbauer  im  vorliegenden  Falle  die  Lösung  der  Aufgabe 


durchaus  gelungen  ist.  Trotz  der  Schlichtheit  und  des  bewußt 
ernsten  und  strengen  Charakters  befriedigen  die  Gebäude  durch 
das  Ebenmaß  der  Formen.  Insbesondere  beachte  man  die  ge- 
fällige Verbindung  des  Schaltwärterwohnhauses  mit  dem  Um- 
spannwerk selbst.  Der  Verbindungsgang  ist  nicht  etwa  künstle- 
risches Beiwerk,  sondern  soll  dem  Wärter  die  Möglichkeit  geben, 
auch  bei  Störungen  in  der  Nacht  in  nicht  völlig  bekleidetem  Zu- 
stande so  rasch  wie  möglich  zu  den  Schaltern  zu  eilen.  Grundsatz 
war  im  übrigen,  bei  aller  Sparsamkeit  die  Gebäude  feuersicher 
und  in  einer  möglichst  wenig  Unterhaltung  erfordernden  Bauart 
auszuführen,  da  Ausbesserungsarbeiten  an  Gebäuden  mit  Hoch- 
spannungsanlagen leicht  zu  Betriebsstörungen  Anlaß  geben 
können,  ganz  abgesehen  von  den  damit  verbundenen  Gefahren 
fu«-  die  Handwerker. 
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Mit  Ausnahme  des  mit  okergelbem  Terranova  verputzten 
Umspannwerkes  Wasserleben  sind  alle  übrigen  Gebäude  mit 
roten  Rathenower  Handstrichsteinen  verblendet  und  die  Fugen 
nach  holländischer  Art  weiß  verstrichen.  Das  Mauerwerk  ist 
abgesehen  von  besonders  beanspruchten  Bauteilen  in  reinem  Kalk- 
mörtel gemauert.  Für  die  Gründungen,  Fußböden,  Gruben  usw. 
wurde  Grobmörtel  im  Mischungsverhältnis  t:9  bis  1:7  ver- 
wendet. Die  Decken  sind  sämtlich,  die  Dachtragwerke  meist 
feuersicher,  teils  aus  Eiscngrobmört-jl,  teils  aus  Hohlsteinen  her- 
gestellt.    In  Crottorf  und  Wasser'ieben  besteht  der  Dachstubl 


des  Hauptbaues  zwar  aus  Holz,  indessen  sind  zur  Vermeidung 
von  Feuergefahr  im  Innern  Rabitz-Decken  eingezogen.  Der  Fuß- 
boden der  Werkstätten  besteht  aus  Holzklotzpflaster  mit 
/Xsphaltverguß,  die  Räume  der  Sammler  in  Oelnitz  und  Magde- 


Abb.  40.  ^Umspannwerk  Förderstedt,  Gesamtansicht 


Abb.  41.    Umspannwerk  Förderstedt,  Eingang  zu  den 
100  KV-Oelschaltern 


Abb.  42 


Abb.  43 


Wärter vohn^aus  am  UmsßanTivertf  Croffor^K 
Srundriss  da  ^rdge^'chirze: 


bürg  haben  säurefeste  Fußböden,  und  zwar  bei  ersterem  W'erk 
Gußasphalt,  bei  letzterem  Eisenklinker  mit  Asphaltverguß  der 
Fugen.  Die  übrigen  Fußböden  sind  mit  Zementstrich  versehen, 
Der  größte  Teil  der  Innenwände  ist  aus  Sparsamkeitsgründen 
nicht  geputzt,  sondern  roh  gelassen  und  weiß  geschlemmt.  _  Nur 
die  Schaltcrbedienungsgänge,  Sammlerräume  und  dergleichen  ' 
sind  geputzt.  Ob  man  hier  mit  der  Sparsamkeit  nicht  doch 
etwas  zu  weit  gegangen  ist,  wird  die  Erfahrung  lehren.  Jeden- 
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fall.-  sind  die  rauhen  Wandflächen  in  hohem  Maße  Staubfänger. 
Die  Bedachung  besteht  fast  überall  aus  doppellagiger  Pappe  mit 
starker  Bekiesung.  Wasserleben  allein  hat  ein  Doppeldach  aus 
roten  Biberschwänzen. 

Tore  und  Türen  sind  aus  gepreßten  Eisenblechen  hergestellt, 
die  Fenster  bestehen  aus  Schmiedeeisen,  sind  mit  Drahtglas  ver- 
glast und  abgesehen  von  den  auf  das  Notwendigste  beschränkten 
Lüftungsflügeln  nicht  offenbar.  Um  zu  verhindern,  daß  durch 
geöffnete  P'ensterflügel  Vögel  oder  andere  Tiere,  sowie  Gegen- 
stände in  die  Hochspannungsräume  gelangen  können,  sind  diese 
Liiftungsflügel  außen  mit  einem  gestanzten  eiserneu  Gitterwerk 
versehen.    Sämtliche  Gebäude  haben  Blitzableiter. 


in  Betrieb.  Uellnitz,  Stendal  und  Wasserleben  sind  inzwischen 
fertiggestellt,  Magdeburg  wird  im  Sommer  d.  J.  betriebsbereit 
sein.  — 

Wie  bereits  einleitend  erwähnt  wurde,  ist  mit  dem  ersten 
Ausbau  des  Esagnetzes  die  Elektrizitätsgroßversorgung  des 
mitteldeutschen  Wirtschaftsgebietes  nicht  abgeschlossen.  Mit 
dem  zweiten  Bauabschnitt  ist  begonnen.  Ein  Blick  auf  die 
Karte  zeigt  uns,  welche  Pläne  bestehen.  Es  ist  sicher,  daß 
darüber  hinaus  noch  eine  weitere  Ausdehnung  des  Netzes  in 
greifbare  Nähe  rückt,  wenn  nicht  die  wirtschaftlichen  Kräfte 
Deutschlands  durch  Maßnahmen  des  ehemaligen  Feindbundes 
gänzlich    gelähmt    werden.     Alle    Anzeichen    deuten  darauf 


-      lO  10  -A-    Tf  00 


9rundr:ss  des  ErdgciKhossei 
Abb.  45. 

Die  an  die  Umspannwerke  angebauten  Wohnunwen  für  das 
Schalt-  und  Streckenwärter-Personal  (Abb.  43  bis  45)  wurden 
räumlich  und  in  der  inneren  und  äußeren  Ausstattung  zwar  eben- 
falls einfach,  aber  so  hergerichtet,  daß  den  Bewohnern  ein  be- 
hagliches Heim  geboten  wird.  Denn  von  der  Zuverlässigkeit 
des  Schalt-  und  Streckenwärter-Personals  hängt  in  der  Elektrizi- 
tätsgroßversorgung sehr  viel  ab.  Nichts  aber  ist  bekanntlich 
und  ganz  besonders  in  der  heutigen  Zeit  der  allgemeinen  Woh- 
nungsnot  mehr   geeignet,   zuverlässiges   Personal    zu  erhalten. 


Abb.  46. 


hin',  daß  die  Esag  sich  in  gesunder  Entwickelung  befindet  und 
daß  die  Hoffnungen,  die  man  wagemutig  bei  der  Gründung  in 
das  Unternehmen  setzte,  sich  erfüllen  werden.  Das  beweist 
auch  die  Zunahme  des  Stromabsatzes,  der  von  17  Mill.  KW/Std. 
im  Jahre  1918  auf  10.5  Mill.  KW/Std.  im  Jahre  1921  gestiegen  ist. 
Der  Stromabsatz  wird  auch  19'22  eine  erhebliche  Steigerung  auf- 
weisen, da  allein  aus  dem  Kraftwerk  (jolpa  10  bis  15  Millionen 
KW/Std.  hinzukommen  und  der  weitere  Strombedarf  durch  das 
im  Ausbau  begriffene  Kraftwerk  Großkayna  gedeckt  werden'  soll. 


Abb.  47 


als  die  Schaffung  guter  Wohnungen.  Sämtliche  Wohnungen 
haben  Stallungen  und  Gartenland.  Bei  den  bisher  ausgeführten 
7  Umspannwerken  sind  11  Wohnungen  errichtet  worden.  Weitere 
Wohnungen,  und  zwar  ein  Direktor-Wohnhaus  und  drei  Vier- 
familien-Wohnhäuser wurden  in  der  Nähe  von  Großkayna  er- 
richtet.  (Abb.  46  und  47.) 

4.  Schluß. 

a)  Stand  der  Bauarbeiten  und  zukünftige  Entwickelung  der 
Esag. 

Der  Bau  der  auf  Abb.  1  als  stark  ausgezogene  Linien  dar- 
gestellten Hochvoltleitungen  begann  mit  der  Strecke  Golpa— 
Magdeburg  am  6.  März  1920.  Nach  und  nach  wurden  auch  die 
übrigen  Strecken  in  Angriff  genommen,  zuletzt  Uellnitz — Ader- 
stedt  am  5.  September  1921.  Mit  Ausnahme  der  Leitung  Crot- 
torf — Oschersleben  erfolgte  die  Fertigstellung  im  Dezember  1921. 

Das  Umspannwerk  Piesteritz  ist  seit  dem  11.  August  1920, 
Wilhelmshall  seit  September  1921,  Crottorf  seit  November  1921 


Wie  jedes  junge  Unternehmen,  hatte  auch  die  Esag  in  den 
ersten  Jahren  ihres  Bestehens  mit  Schwierigkeiten  zu  kämpfen, 
auf  die  bereits  Oberbaurat  Heck  in  seinem  Vorwort  hingewiesen 
hat.  Bei  der  Ueberwindung  der  sich  ihr  entgegenstellenden 
Widerstände  kam  als  erschwerend  der  Umstand  hinzu,  daß  die 
Bauarbeiten  aus  den  allgemein  bekannten  Ursachen  nicht  in  dem 
gewünschten  Maße  vorwärts  schritten  und  die  Löhne  und  Stoff- 
preise sich  in  ständiger  Aufwärtsbewegung  befanden  und  noch 
befinden.  (Abb.  48.)  Nachdem  jedoch  seit  dem  12.  März  1922  die 
Leitung  (iolpa— Magdeburg  mit  Strom  aus  (^olpa  gespeist  wird 
und  der  dringendste  Strombedarf  damit  befriedigt  :st,  wird  sich 
hoffentlich  immer  mehr  die  Erkenntnis  Bahn  brechen,  welch 
hervorragende  Bedeutung  das  Esag-Unternehmen  für  das  mittel- 
deutsche Wirtschaftsgebiet  hat. 

b)  Betriebsführung. 

Es  leuchtet  ein,  daß  mit  dem  Zusammenschluß  der  Elek- 
trizitätswirtschaft zu  Unternehmungen  mit  ausgedehnten  Hoch- 
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voltnetzen,  die  von  mehreren  ( iroßkraftwerken  gespeist  werden 
und  einen  größereu  Abnehmerkreis  besitzen,  auch  an  die  Be- 
triebsführung ganz  andere  und  höhere  Anforderungen  gestellt 
werden  müssen,  als  es  unter  den  früheren  weit  einfacheren 
Verhältnissen  der  Fall  war.  Auch  für  den  Betriebspraktiker 
wird  ein  viel  tieferes  wissenschaftliches  Eindringen  in  das 
Wesen  der  Elektrizität  erforderlich,  wenn  die  Elektrizitäts- 
großversorgung mit  allen  ihr  eigenen  Vorteilen  zur  vollen  wirt- 
schaftlichen Auswirkung  gelangen  soll. 

Ich  möchte  daher  meine  Ausführungen  nicht  schließen,  ohne 
in  diesem  Zusammenhange  wenigstens  auf  e  i  n  Haupterforder- 
nis der  einheitlicher.  Betriebsführung  und  der  sich  hieraus  von 
selbst  ergebenden  Möglichkeiten  hingewiesen  zu  haben.  Das 
ist  ein  rascher  und  zuverlässiger  Nachrichtendienst. 


P  h  o  n  i  e  ,  die,  ohne  ein  besonderes  Leitungsnetz  zu  erfordern, 
hochfrequente  Wellen  längs  den  Seilen  der  Hochspannungslei- 
tung entlang  leitet,  unabhängig  davon,  ob  die  Leitung  unter 
Spannung  steht  oder  nicht,  und  die  an  den  Empfangs-  und  \'er- 
sandorten  nach  und  von  den  .Sprechwerken  ohne  unmittelbare 
metallische  Verbindung  mittels  Kondensatoren  übertragen  wird. 

Denkt  man  sich  die  leitungsgerichtete  Telephonie  so  aus- 
gebaut, daß  sämtliche  Kraft-  und  Umspannwerke  mit  einer 
Hauptnachrichtenstelle,  die  zugleich  Befehlsstelle  ist,  sprechen 
können,  so  wäre  letztere  in  der  Lage,  im  Falle  irgend  einer 
Störung  in  der  Stromversorgung  sofort  die  erforderlichen  An- 
weisungen für  die  zutreffenden  Aushilfsmaßnahmen  zu  geben. 
.-Vber  die  Beseitigung  von  Einzelstörungen  würde  eine  derartige 
kostspielige  Anlage  und  die  dauernde  Besetzung  der  Hauptnach- 
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Abb.  48 


Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  bei  eintretenden  St(j- 
rungen  an  irgend  einer  Stelle  eines  Netzes  keines  der  öffent- 
lichen Nachrichtenmittel,  auch  nicht  ein  dringendes  Posttelc- 
phongespräch,  genügt  und  es  braucht  nicht  näher  erörtert  zu 
werden,  daß  sowohl  in  der  Licht-  wie  aucii  in'  der  Kraftversor- 
gung schon  .Ausfälle  von  Minuten  als  äußerst  störend  empfun- 
den werden  und  längere  Unterbrechungen  erheblichen  Schaden 
für  Stromliefcrer  und  .Strombezieher  bedeuten.  Man  hat  sich 
infolgedessen  bisher  im  allgemeinen  damit  geholfen,  daß  man 
besondere  telephonische  Verbindungen  zwischen  benachbar- 
ten Kraftwerken  oder  zwischen  Bezieher  und  Kraftquelle  her- 
!-astellt  hat;  sie  reichen  indessen  für  die  ( n-oßkraf  tversorgung 
ebenfalls  nicht  aus,  denn  solche  Einzclverständigungen,  die  un- 
abhängig von  einer  HauptbetricbsleiluuK  erfolgen,  führen  leicht 
zu  eigenmächtigen  und  ungeeigneten  Eingriffen  in  die  Gesamt- 
stromver.siM-uiniK  und  unter  Umständen  zur  vorzugsweisen  Be- 
friedigung Einzelner  zum  Schaden  der  Allgemeinheit.  \'ür 
allem  aber  kann  von  einer  auf  wirtschaftlicher  Grundlage  beru- 
henden Betriebsführung  bei  einem  derartigen  \'erfahren  keine 
Rede  sein.  Es  kommt  also  nur  eine  zwar  eigene,  von  anderen 
Benutzern  völlig  unabhängige,  zugleich  aber  auch  einheit- 
lich gestaltete  und  durchaus  betriebssichere  Nachrichtenüber- 
mittelung in  Betracht. 

Natürlich  kann  die  Verständigung  mittels  der  gewöhnlichen 
Telephonie,  sei  es  auf  besonderen  Leitungen  des  Postgestänges, 
sei  es  auf  einem  eigenen  Schwachstromnetz,  hergestellt  werden. 
Aber  abgesehen  von  den  hohen  Anlagekosten  und  den  oft  schwer 
zu  überwindenden  örtlichen  .Schwierigkeiten  einer  geeigneten 
Leitungsführung,  ist  auch  die  Betriebssicherheit  infolge  der 
durch  Witterungseinflüsse  und  sonstige  zufällige  Ereignisse  ein- 
tretenden Störungen  bekannntlich  nicht  sehr  groß.  Das  für  diese 
Zwecke  vollkommenere  Mittel  ist  heute  die  drahtlose  Telephonie 
in  ihrer  Sonderform  als  leituiigseingerichtete  Tele- 


richtenstelle  allein  nicht  rechtfertigen,  wenn  damit  nicht  zugleich 
in  denkbar  vollkommenster  W'eise  die  Möglichkeit  für  eine  ein- 
heitliche Betriebsführung  gegeben  wäre.  Denn  eine  richtige 
Lastverteilung,  d.  h.,  die  gesamte  Netzbelastung  nach  wissen- 
schaftlichen und  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  auf  die  ein- 
zelnen Kraftwerke  zu  \'erteilen,  ist  nur  mit  Hilfe  einer  solchen 
Befehlsstelle  möglich.  Einrichtungen  entsprechender  Art  be- 
stehen bekanntlich  schon  seit  Jahren  mit  dem  besten  Erfolge 
bei  den  deutschen  Eisenbahnen  in  den  Zugleitungs-  und  Ober- 
zugleitungsstellen,  die  sowohl  nach  ihrer  Entstehungsgeschichte 
als  auch  nach  ihrer  .Anwendung  und  Wirkungsweise  die  mannig- 
fachsten \'ergleichspunkte  mit  der  hier  erörterten  Frage  bieten.*) 
.\bgesehen  von  Sondermcldungen  über  unerwartete  Ereig- 
nisse gibt  jedes  Kraft-  und  L'^mspannwerk  zu  bestimmten  Tages- 
zeilen (am  vorteilhaftesten  zu  den  Stunden  starker  Laständerun- 
gen) regelmäßige  Meldungen  von  Zahlen  über  die  Belastung,  die 
Leistung,  den  Ausnutzungsfaktor  usw..  die  in  entsprechend  ein- 
gerichteten Listen  (zweckmäßig  in  zeichnerischer  Form)  einge- 
tragen werden.  Auf  Grund  dieser  Listen,  der  Kenntnis  der  ört- 
lichen \^erhältnisse  und  der  gesammelten  Betriebserfahrungen 
ergehen  kurze  Zeit  darauf  die  Befehl':,  wie  die  einzelnen  Kraft- 
werke zu  belasten,  wie  der  Strom  zu  leiten  und  wohin  und  in 
welcher  Menge  er  abzugeben  ist.  Dadurch  werden  nicht  nur  die 
Stromabnehmer  in  der  vorteilhaftesten  Weise  zufriedengestellt, 
soridern  auch  die  beste  .\usnutzung  der  Kraftquellen  und  des 
Netzes  gewährleistet  und  der  Leitungsfaktor  unter  Umständen 
erheblich  verbessert.  Gerade  über  den  letzten  Punkt  hat  auf  der 
am  11.  November  1921  in  Berlin  stattgefundenen  cos  a  -Tagung 
der  Vereinigung  der  Elektrizitätswerke  Dipl.-Ing.  Lommel  aus 
Halle  a.  S.  eingehend  berichtet  und  nachgewiesen,  wie  auf  Grund 

*)  A'ergl.  ,,Die  Zu«rleitung;en  im  Krie?e  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
Zugleitung  Rheydt  im  Direktionsbezirk  Köhl",  .Archiv  für  Eisenbahnwesen,  Jahr- 
gang 1920,  vom  gleichen  \'erfasser. 
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mehrmaliger  täglicher  telephonischer  Meldungen  und  mit  Hilfe 
der  von  ihm  zu  diesem  Zwecke  angefertigten  zeichnerischen 
Darstellungen,  sogenannter  Strombilder,  der  wirtschaftliche  Lei- 
stungsfaktor des  gesamten  Leitungsnetzes  von  einer  Befehls- 
stelle aus  günstig  beeinflußt  werden  kann.  Lommel  kommt,  ge- 
stützt durch  seine  Untersuchungen,  zu  der  Forderung,  daß  die 
Kraftwerke  unter  gar  keinen  Umständen  ihren  cos  'f  selb- 
stündig  regeln  dürfen,  und  will  deshalb  sogar  einen  unmittel- 
baren telephonischen  Verkehr  der  Kraftwerke  untereinande-r  in 
der  Regel  vermieden  wissen. 

Die  Befehlsstelle  hat  aber  darüber  hinaus  eine  weitere  nicht 
zu  unterschätzende  Bedeutung.  Sie  gibt  ein  feines  Werkzeug  ab, 
vorhandene  Mängel  aufzudecken  und  die  Notwendigkeit  vorzu- 
nehmender \'crbesserungen  (z.  B.  Phasenkompensationen)  und 
Erweiterungen  der  Anlagen  (wie  die  Verstärkung  zu  schwacher 
Netze)  rasch  und  sicher  zu  erkennen  und  liefert  schließlich  der 
Elektrizitätswissenschaft  ziffernmäßige  Unterlagen  von  größtem 
Wert  und  denkbar  höchster  \'olIkommenheit. 

Eine  gewisse  Befehlsgewalt  der  Hauptnachrichtenstelle  ist 
allerdings  unerläßlich  und  es  entsteht  die  berechtigte  Frage,  ob 
diese  sich  auch  dann  durchsetzen  läßt,  wenn  die  speisenden 
Kraftquellen  nicht  ausschließlich  im  Besitze  des  leitenden  Unter- 
nehmens sind.  Aber  man  sollte  meinen',  daß  in  der  Erkenntnis 
der  sich  bietenden  Vorteile  eine  Einigung  in  dieser  Beziehung 
auch  ohne  Sozialisierung  der  I^lektrizitätswirtschaft  sich  un- 
schwer erzielen  lassen  müßte,  und  daß  namentlich  dort,  wo  die 
öffentliche  Hand  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Elektrizi- 


(Hippolyte  Taino.)  Deut«cliland  liat  alle  Ideen  unsere'^ 
Zeitalters  hervorgebracht  und  not  h  für  ein  halbes,  viel- 
leicht für  ein  jran/.es  Jahrhundert  wird  es  unsere  Haupt- 
aufgabe sein,  diese  I  'cen  zu  verarbeiten. 

(Xach  M'-szkowski,  Ewige  Worte  ) 


ALLGEMEINE  VERKHERSANGELEGENHEITEN 

Ueber  die  psychotechnische  Prüfung  der  Fahrer  bei  den 
Berliner  Straßenbahnen  wird  von  der  Weltwirtschaftszeitung  be- 
richtet: Zur  Bestimmung  des  Augenmaßes,  d.  h.  der  Fähigkeit 
abzuschätzen,  in  welcher  Entfernung  von  einer  Haltestelle  (kr 
Fahrer  mit  der  Bremsung  beginnen  muß,  dienen  lange  Schienen, 
auf  denen  bewegliche  Marken  angebracht  sind,  die  auf  bestimmte 
Pmtfernung  eingestellt  werden  müssen,  oder  deren  gegenseitige^ 
Verhältnis  an  einem  daneben  am  Boden  liegenden  Maßstab  an- 
gezeigt werden  muß.  Die  Prüfung  auf  Farbenblindheit  erfolgt 
zunächst  in  der  Weise,  daß  der  Prüfling  aus  einer  Reihe  farbiger 
Wollproben  eine  bestimmte  Probe  und  aus  einer  größeren  Aus- 
wahl alle  Proben  der  gleichen  l<'arbe  herausnehmen  muß.  So- 
dann sind  auf  Tafeln  Punktbilder,  jedes  von  anderer  Farbe,  an- 
gebracht, auf  denen  sich  farbige  Zahlen  befinden.  Der  Farben- 
blinde ist  nicht  imstande,  die  Zahlen  zu  erkennen,  da  er  sie  nicht 
von  dem  farbigen  Grunde  zu  unterscheiden  vermag,  auf  dem 
sie  sich  befinden.  Weitere  Ermittlungen  bezichen  sich  auf  das 
Erkennungsvermögen  in  bezug  auf  die  Richtung  von  Schall - 
Wirkungen  und  auf  die  Unterscheidung  von  Geräuschen.  Um 
die  Sicherheit  der  Hände  zu  beurteilen,  muß  der  Prüfling  ein 
schweres  an  einer  Stange  hängendes  Gewicht  zehnmal  heben  und 
senken.  Des  weiteren  befinden  sich  an  einem  Gestell  zwei  senk- 
rechte Stangen,  die  in  Löcher  münden.  Der  Prüfling  hat  die 
an  diesen  Stangen  angebrachten  Griffe  zu  erfassen'  und  die 
Stangen  in  die  Mitte  der  Löcher  zu  stellen.  Jedes  von  Unsicher- 
heit der  Hände  zeugendes  Berühren  der  Lochränder  wird  durch 
ein  Klingelzeichen  angezeigt.  Andere  Apparate  haben  eine  ge- 
wisse .\ehiilichkeit  mit  den  Einrichtungen,  die  der  Fahrer 
wähend  der  Fahrt  bedienen  muß.  An  diesen  müssen  durch 
Klingelzeichen  kontrollierte  Bewegungen  zunächst  mit  der 
rechten  und  dann  mit  der  linken  Hand  ausgeführt  werden,  imi 
ein  Urteil  über  die  Sicherheit  beider  Hände  zu  ermöglichen. 
Andere  Vorrichtungen  dienen  dazu,  die  Fähigkeit  des  Fahrers, 
im  Notfalle  schnell  zuzugreifen,  zu  ermitteln.  Hier  wird  die 
sogenannte  „Reaktionszeit"  festgestellt,  d.  i.  diejenige  Zeit,  inner- 
halb welcher  nach  dem  Erscheinen  einer  Gefahr  oder  eines  Sig- 
nals die  erforderliche  Handlung  durch  den  Prüfling  ausgeführt 
wird.  Der  Ermittlung  der  Entschlossenheit  und  Kaltblütigkeit 
dienen  „Schreckreize",  und  es  wird  das  Verhalten  des  Fahrers 
diesen  Reizungen  gegenüber  beobachtet.  Weitere  Prüfungen  be- 
treffen das  Gedächtnis,  das  räumliche  Vorstellungen  vermögen, 
die  Aufmerksamkeit  und  die  technische  Begabung,  d.  h.  das  Ver- 
ständnis für  die  Wirkungsweise  von  Getrieben  und  sonstigen 
Mechanismen,  die  im  Straßenbahnbetriebe  Anwendung  finden. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Die  geographischen  Ursachen  des  Weltkrieges.  Von  Prof. 
Dr.  Georg  Wegener.  Verlag  Siegismund-Berlin.  Das  Werk  ist 
zwar  nicht  dem  Verkehr  gewidmet,  verdient  aber  trotzdem  die 
volle  Beachtung  der  Verkehrsmänner,  denn  es  geht  von  der  Geo- 
graphie aus,  der  einen  (leider  so  stark  unterschätzten)  Grundlage 
des  Verkehrs,  und  zwar  behandelt  es  hauptsächlich  Fragen  der 
polltischen  Geographie,    geht  aber  auch  auf  viele  wirt- 


tätsgroßversorgung  hat,  die  Schwierigkeiten  nicht  unüberwind- 
lich sein  können. 

Keine  technische  Einrichtung  ist  indessen  vollkommen  und 
keine  Betriebsführung  arbeitet  fehlerlos,  noch  vermag  sie  stets 
alle  Wünsche  restlos  zu  befriedigen.  Darum  würden  auch  bei 
einer  Befehlsstelle  für  Last\  ertcilung  Beschwerden  der  beteilig- 
ten Stellen  unausbleiblich  sein,  und  es  ergibt  sich  als  weitere 
Folge  fast  ganz  von  selbst  die  Schaffung  einer  Berufungsinstanz, 
die  aus  \'ertr(.tcrn  dir  Str(jnKrzin-;i')  uiul  Slrnmbezicher  unter 
dem  Vorsitze  dt>  <  irijli\  ers(.)rgiiiiK^tiiiu  rin  hniens  zu  bilden  und 
die  von  Zeit  zu  Zeit  einzuberufen  wiire,  um  die  vorgebrachten 
Klagen  zu  prüfen  und  die  I!L  lLhl>>f  eile  mit  entsprechenden 
Anweisungen  zu  \  ersehcn. 

Die  einheitliche  elektrische  Betriebsfülirung  für  durch  Hoch- 
vcltnetze  zusammengeschlossene  Kraft(|ucllen  befindet  sich  in 
Deutschland,  ebenso  wie.  die  Elektrizitätsgroln  ersorgung  selbst, 
noch  im  Entwicklungszustand.  Einrichtungen  der  angedeuteten 
Art  sind  bisher  nicht  bekannt  geworden.  \'on  Belang  dürfte  es 
jedc)ch  sein,  daß  das  Rheinisch-Westfälische  Elektrizitätswerk 
in  der  Elektrotechnischen  Zeitschrift  vor  kurzem  die  .Stelle  eines 
Leiters  einer  Kommandostclle  für  Last\'erteilung  in  ihrem  Netz 
öffentlich  ausgesehrieben  hat,  und  damit  scheinbar  zum  ersten 
Male  in  Deutschland  einen  Weg  beschreiten  will,  der  sicherlich 
zu  einer  weiteren  \\'r\ollkonimnung  der  Elektrizitätswirtschaft 
führt.  In  anderen  Ländern,  z.  B.  Amerika,  sollen  mit  der 
Hauptlastverteilung  in  Hochvoltnetzen  bereits  gute  Erfahrungen 
gemacht  worden  sein. 


(Ernst  Mach  )  Wer  .Mathematik  treibt,  den  kann  zu- 
weilen das  unbehagliche  Gcfdhl  überkommen,  als  ob 
seine  Wissenschaft,  ja  sein  Schreilistift,  ihn  selbst  an 
Klugheit  Uberträfe. 

(Xach  iVloszkowski,  Ewige  Worte.) 


Schafts-  inid  verkehrsgeographische  Ciebiete  ein.  Es  erörtert 
scheinbar  nur  die  geographischen  lUziehungen  des  Weltkriegs, 
ist  aber  in  Wirklichkeit  eine  umfas^emle  Darstellung  der  politi- 
schen Geographie,  und  als  solche  wird  es  gerade  dem  mit  der 
Geographie  weniger  Vertrauten  besonders  willkommen  sein,  weil 
es  für  bekannte  Tatsachen  die  w  e  n  i  g  bekannten  Zusam- 
menhänge aufklärt.  Es  ist  auch  für  das  Verständnis  der  außen- 
politischen Vorgän.';e  der  (Gegenwart  und  besonders  ihrer  Ver- 
kehrsfragen von  großem  Wert.  —  Im  Streben  nach  Objektivität 
ist  der  Verfasser  allerdings  zugunsten  unserer  Feinde  meiner 
lünpfindung  nach  stellenweise  zu  weit  gegangen. 

Blum. 

Die  Wiederherstellung  der  Eisenbahnen  auf  dem  westlichen 
Kriegsschauplatz.  Von  W.  Kretzschmann,  Mittler  u.  Sohn.  Der 
\'erfasser,  einer  der  wenigen  aus  der  lüsenbahntrup])e  hervor- 
gegangenen Generalstabsoffiziere,  hat  im  Weltkrieg  ständig  a.i 
maßgebender  Stelle  gestanden,  viui  der  aus  er  die  engen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  lüsenbahn  verkehr  und  den  militäri- 
schen Vorgängen  voll  überblicken  konnte.  E,s  ist  daher  sehr  zu 
begrüßen,  daß  er  die  Leistungen  der  Technik  in  dem  großen  Rin- 
.gen  des  Vaterlandes,  zunächst  an  dem  Sonderfall  der  Wieder- 
herstellung der  Eisenbahnen  in  Belgien  und  Frankreich,  darzu- 
stellen unternommen  hat,  umsomehr  aN  das  ganze  Buch  nicht 
nur  den  militärischen  l''(irniationen,  smidern  auch  den  Beamten 
und  den  Baufirnien  xolk-  ( lerechtigkeil  widerfahren  läßt. 

Das  Werk  umfaßt  in  der  Hauptsache  die  Organisation  und 
den  Einsatz  der  Eisenbahnformationen,  die  Tätigkeit  der  Privat- 
industrie, die  Grundlagen  für  die  Wiederherstellimg  (getrennt 
nach  Gleisen,  Betriebsanlagen,  Brücken  und  Tunneln)  und  dann 
die  Inbetriebnahme  der  wichtigsten  Straßen  und  den  Ausbau 
der  Verbindungen  zwischen  der  Heimat  und  dem  Feindesland; 
ferner  sorgfältig  durchgearbeitete  Zusammenstellungen  über  die 
Kunstbauten  inid  die  Tätigkeit  der  einzelnen  Formationen. 

Wenn  es  sich  inn  Kriegsmaßnahnien  handelt,  so  kann  man 
doch  auch  viel  für  die  Friedens  Wirtschaft,  besonders  für  uie 
Wiederherstellung  von  Brücken  und  Tunneln,  für  den  Bau  von 
Behelfs-  und  Notbrücken  und  allgemein  für  die  Verwendung 
von  Holz-  und  einfache  n  Eisenkonstruktionen  lernen.  Hier- 
durch wächst  die  Bedeutung  des  Werkes  weit  über  die  eines  nur 
geschichtlichen  Rückblicks  auf  eine  schwere  und  doch  so  stolze 
Zeit  hinaus.  Der  Verfasser  läßt  es  mit  Recht  nicht  an  Kritik 
fehlen;  sie  ist  aber  immer  maßvoll  und  streng  sachlich. 

Jedem,  der  den  Krieg  im  F.iseiibahndicnst  mitgemacht  hat, 
wird  das  Werk  h(jch\\  illkonimen  sein,  und  wir  nnichten  ihm  auch 
weite  Verbreitung  im  Ausland  wünschen,  damit  dies  lerne,  was 
auf  diesem  Gebiet  die  deutsche  Technik  geleistet  hat.  Wir  wün- 
schen dem  Werk  eine  baldige  Fortsetzung,  die  den  östlichen 
Kriegsschauplatz  behandelt,  auf  dem  insbesondere  die  Wieder- 
herstellung der  großen  Brücken  der  deutschen  Tüchtigkeit  noch 
glänzendere  Zeugnisse  ausgestellt  hat  und  möchten  an  die 
deutsche  Industrie  die  herzliche  Bitte  richten,  auch  ent- 
sprechende Fortsetzungen  des  Werkes  zu  unterstützen. 

Die  Ausstattung  insbesondere  an  Abbildungen  ist  vortrel't- 
lich.  Prof.  Blum. 
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Die  Julius  Berger  Tiefbau  A.-G.  zu  Berlin  hat  im  Selbst- 
\erlag  eine  umfassende  Denkschrift  ihrer  ausgeführten  Bau- 
arbeiten herausgegeben.  Das  durch  zahlreiche  hochwertige  Ab- 
bildungen bereicherte  Werk  läßt  die  Vielseitigkeit  der  Arbeiten 
dieser  Firma  auf  dem  Gebiete  des  Bahnbaues,  Tunnelbaues,  Was- 
serbaues, Brückenbaues,  Straßenbaues  und  Bergbaues  erkennen 
und  bietet  gleichzeitig  einen  anregenden  Streifzug  durch  die  Ge- 
biete des  Ingenieurbauwesens  in  allen  deutschen  Gauen  und 
vielen  außerdeutschen  Ländern.  Besonderes  Interesse  dürfen 
die  Ausführungen  und  Abbildungen  zum  Bau  des  Hauenstein - 
Basis-Tunnels  beanspruchen,  den  die  Herausgeberin  auch  noch 
zum  Gegenstand  einer  besonderen  Veröffentlichung  gemacht  hat. 

Dr.-Ing.  Hasse. 

BAHNBAU  UND  -BETRIEB 

—  Gl.  —  Seilschwebebahnen  als  öffentliches  Verkehrsmittel. 

Vor  dem  Kriege  wurden  Seilschwebebahnen  für  Personenver 
kehr  vorwiegend  als  Touristenbahnen  gebaut,  d.  h.  besaßen  im 
Durchschnitt  nur  verhältnismäßig  kurze  Längen.  Einige  von 
den  bekanntesten  neueren  Bahnen  sind  der  Wetterhornaufzug, 
die  Kohlenbahn  bei  Bozen,  die  Vigiljochbahn  bei  Meran  und  die 
durch  den  Krieg  im  Bau  unterbrochene  Montblancbahn.  Der 
Krieg  mit  seinen  außergewöhnlichen  Anforderungen  hinsichtlich 
der  Beförderung  von  Menschen  und  Gütern  in  unzulänglichen 
(rebieten  (italienische  Front,  Verdun)  hat  die  Leistungsfähigkeit 
der  Seilbahnen  ins  rechte  Licht  gerückt.  Zur  Ausführung  sind 
hauptsächlich  drei  Bauarten  gekommen:  Einseilbahnen, 
auch  Feldseilbahnen  genannt.  Tragseil  ist  zugleich  Zugseil. 
Die  Gehänge  bis  etwa  150  kg  Tragkraft  klammern  selbsttätig 
fest.  Tagesleistung  150 — 200  t  bei  20-stündigem  Betriebe. 
Z  w  e  i  s  e  i  1  b  a  h  n  e  n  ,  auch  als  deutsche  Bauart  bezeichnet. 
Trag-  und  Zugseil  getrennt.  Gehänge  4 — 500  kg.  Tagesleistung 
bis  1500  t,  Streckenlänge  6 — 8  km,  Geschwindigkeit  3 — 6  m-Sek., 
größte  Steigung  bis  1  :  1.  Stützenentfernungen  bis  1500  m  aus- 
führbar. In  Südtirol  bis  70  000  Mann  monatlich  befördert.  Auf- 
züge, Standseilbahnen  nach  Art  der  Bremsbange  mit  Ge- 
wichtsausgleich. Einzellast  bis  600  kg,  Tagesleistung  bis  100  t. 
Freie  Spannweite  zwischen  zwei  Stützen  bis  2600  m.  Die  um- 
fangreichen Kriegserfahrungen  haben  bewiesen,  daß  die 
Schwebebahn  auch  als  öffentliches  Verkehrsmittel  durchaus 
brauchbar  wäre.  Besonders  in  Oesterreich  sind  mehrere  ernst- 
hafte Projekte  herangereift:  Die  Seilbahnen  von  Kitzbühel  in 
Tirol  auf  den  Paß  Thurn,  in  das  Höllengebirge  am  Ostrand 
des  Gmundner  Sees  in  Oberösterreich  und  die  Glocknerseil- 
bahn, die  die  Strecke  Innsbruck — Wien  der  österreichischen 
Bundesbahnen  mit  der  südlichen  Alpenlängsbahn  Klagenfurt — 
Villach — Lienz  über  den  Großglockner  hinweg  verbinden  soll 
anstelle  einer  Schienenverbindung  in  diesem  wichtigen  Reise- 
gebiete, die  unter  heutigen  Verhältnissen  völlig  ausgeschlossen 
ist.  Der  kleinste  Abstand  zwischen  beiden  Bahnen  beträgt  bei- 
läufig  bemerkt    etwa   50  km     Luftlinie.      (N.  Zür.  Ztg.  1022.) 

KRAFTFAHRWFSEN 

Binnenschiffahrt,  Eisenbahn  und  Lastkraftwagen.*)  Jahr- 
hunderte, um  nicht  zu  sagen  Jahrtausende  war  die  Binnen- 
schiffahrt neben  dem  Reittier,  dem  Tragtier  und  dem  Fuhr- 
v\erk  das  einzige  Transportmittel  gewesen.  Da  kam  die  Eisen- 
bahn, und  ihr  Erscheinen  bedeutete  Kampf  und  Wettbewerb. 
Ihr  Siegeslauf  ließ  das  Interesse  an  der  Binnenschiffahrt  ein- 
schlafen und  hemmte  ihre  Entfaltung.  Erst  neuerdings  ist  das 
Verständnis  für  die  Binnenschiffahrt  wieder  erwacht,  und  sie 
kommt  wieder  vorwärts  oder  hat  wenigstens  Anlaß,  es  zu 
hoffen.  Aber  der  Kampf  ist  geblieben;  sie  muß  ihren  Platz 
neben  der  Eisenbahn  erkämpfen. 

Jetzt  ist  ein  neues  Transportmittel  auf  dem  Plan  er- 
schienen: der  Lastkraftwagen.  Vor  dem  Weltkrieg 
brauchte  man  auf  ihn  keine  Rücksicht  zu  nehmen,  denn  sein 
Auftreten  war  ein  recht  spärliches,  wenigstens  in  Deutschland. 
Aber  die  Zahl  der  Lastkraftwagen  ist  vom  1.  1.  14  bis  1.  7.  21 
von  9039  auf  30  414  gewachsen  („Groß-Berliner  A  u  t  o  b  ö  r  s  e" 
1922,  Heft  7/8).  Man  kann  nicht  umhin,  mit  ihm  zu  rechnen, 
man  muß  ihn  unter  die  älteren  Kollegen  einreihen,  und  die 
Frage  ist  die:  Soll  der  Kampf  weitergehen?  Soll  auch  er 
sich  seinen  Platz  erst  mühsam  erkämpfen?  Erwünscht  ist 
dies  auf  keinen  Fall.  In  jedem  Kriege  gibt  es  Verluste,  in  jedem 
leiden  beide  Teile.  Machen  sich  die  drei  Transportmittel  Wett- 
bewerb, so  gibt  es  Reibungen,  lüns  von  ihnen  wird  in  seiner 
Leistungsfähigkeit  herabgedrückt,  wenn  nicht  alle  drei,  und  die 
Volkswirtschaft  hat  den  Schaden  davon.  Offenbar  liegt  es  so, 
daß  die  Eisenbahn  der  Stärkste  von  ihnen  ist.  Sie  kann  in  der 
Preisbildung  die  anderen  unterbieten  und  sie  dadurch  beein- 
trächtigen. Sie  kann  das  vor  allem  deshalb,  weil  sie  mit  den 
Mitteln  des  Steuerzahlers  wirtschaftet,  wenigstens  war  das  bis- 
her so.  Auf  dessen  Kosten  konnte  sie  im  Wettbewerb  Tarife 
festsetzen,  mit  denen  die  anderen  nicht  mitkonnten.  Denn 
hinter  ihnen  steht  nicht  der  Steuerzahler,  sondern  die  Forderung 
der  Deckung  der  Selbstkosten. 

*)  Wir  biiagtn  diese  BemcrkuiigL n  obwohl  wir  iliiicii  nirhl  vollinlialtlirh  bei- 
pflichten können.    D.  Schrifll. 


Wenn  es  aber  der  Eisenbahn  gelingt,  die  anderen  vom 
Transportmarkt  zurückzudrängen,  so  brauchte  das  ja  für  das 
Wirtschaftsleben  noch  keine  Schädigung  zu  bedeuten,  jedoch 
nicht  Kampf,  nicht  Gegeneinanderarbeiten  ist  das  Richtige, 
sondern  nebeneinander  und  miteinander.  Ergänzen  sollen  sich 
die  drei  Transportmittel,  denn  was  das  eine  nicht  kann,  ist  die 
Stärke  des  anderen. 

Hier  sei  nur  von  Massengütern  die  Rede.  Gewiß,  die 
Eisenbahn  eignet  sich  für  deren  Uebernahme  durchaus,  aber  sie 
sollte  eine  Entlastung  nicht  scheel  ansehen,  sondern  begrüßen. 
Wo  der  Transport  von  Massengütern  nicht  eilig  ist,  z.  B.  wenn 
im  Sommer  oder  im  Herbst  ein  Händler  oder  eine  Stadtge- 
meinde sich  mit  Kohlen  für  den  Winter  eindeckt,  da  ist  die 
Binnenschiffahrt  das  gegebene  Mittel.  Wo  die  Transporte  aber 
eilig  sind,  wo  es  auf  einen  bestimmte  Termin  ankommt,  an  dem 
die  Ladung  eintreffen  soll,  da  stellt  sich  der  Lastkraftwagen 
als  der  Meister  dar.  Er  kann  ia  sofort  nach  der  Beladung  ab- 
fahren, in  wenigen  Stunden,  sein  Ziel  erreichen  und  sofort  nach 
der  Ankunft  entladen  werden.  So  glatt  kann  auch  die  Eisen- 
bahn nicht  arbeiten.  Und  dabei  fällt  für  den  Lastkraftwagen 
noch  ins  Gewicht,  daß  er  auf  dem  Hofe  des  Absenders  beladen, 
auf  dem  Hofe  des  Empfängers  entladen  werden  kann.  Er 
stellt  somit  direkt  das  ideale  Beförderungsmittel  dar.  nur  ist 
seine  Wirksamkeit  räumlich  begrenzt.  Während  Eisenbahn 
und  Binnenschiffahrt  gerade  auf  großen  Entfernungen  rentabel 
arbeiten,  so  kann  für  die  Lastkraftwagen  als  äußerster  Aktions- 
radius etwa  die  Strecke  angegeben  werden,  die  er  an  einem 
Tage  durchfahren  kann. 

Damit  ist  die  ihm  ztikommende  Rolle  im  großen  Trans- 
portwesen festgelegt.  Er  soll  weder  der  Schiffahrt  noch  der 
Eisenbahn  Transporte  wegnehmen,  die  in  ihrem  Wesen  liegen, 
sondern  nur  solche,  die  ihrem  weitreichenden  Können  weniger 
entsprechen,  und  er  soll  sie  ergänzen.  Wo  sie  aufhören,  an  der 
Eisenbahnstation,  an  der  Umschlagstelle,  soll  der  Lastkraft- 
wagen anfangen. 

Die  Schiffahrt  leidet  an  einer  großen  Unselbständigkeit. 
Nur  wenige  Ortschaften  liegen  an  einer  Wasserstraße,  also  ist 
für  die  meisten  Transporte  noch  ein  Vermittler  zwischen  dem 
Kahn  einerseits  und  dem  Verfrachter  und  Empfänger  anderer- 
seits notwendig.  Diesen  Vermittler  spielt  die  Eisenbahn  oder 
das  Fuhrwerk.  In  sehr  vielen  Fällen  aber  wird  diese  Aufgabe 
am  besten  dem  Kraftwagen  zugeteilt  werden. 

Das  muß  von  einer  Stelle  einheitlich  geregelt  werden.  Alles 
in  allem  brauchen  wir  alle  drei  Transportmittel,  jedes  hat  seine 
Eigenart,  und  die  größte  Leistung  wird  erreicht,  wenn  jedes 
dieser  Eigenart  gemäß  zur  Geltung  kommt.  Das  kann  aber  nur 
der  Fall  sein,  wenn  es  eine  Stelle  gibt,  die  mit  einem  Feder- 
zug jeden  Kampf,  jede  Konkurrenz  beiseite  schiebt,  die  einen 
Ueberblick  über  alle  Transportaufgaben  hat  und  sie  nach  ihrer 
Art  und  nach  den  sonst  zu  berücksichtigenden  Umständen,  der 
Eisenbahn  oder  der  Binnenschiffahrt  in  Verbindung  mit  den  Last- 
kraftwagen, oder  auch  letzterem  allein  zuweist.  Eine  derartige 
Aufgabe  ist  im  Kriege  wenigstens  im  Großen  und  Ganzen  ge- 
löst worden.  Sollte  es  im  Frieden  nicht  möglich  sein?  Ver- 
fassungsgemäß haben  wir  für  die  Regelung  des 
gesamten  Verkehrswesens  ein  Reichsverkehr  s- 
m  i  n  i  s  t  c  r  i  u  m  ! 

B  o  e  t  h  k  c  ,  Oberst  a.  D. 

OBERBAUFRAGEN 

Eisenbetonschwellen.  In  Nr.  18/1922  der  V.  W.  ist  mit  An- 
gabe meines  früheren  Referats  Nr.  39/1921  der  V.W.  auf 
sc  hlechte  Erfahrungen  mit  Asbestonsch  wellen  in 
kleinen  Versuchsstrecken  bei  den  württem- 
bergischen und  schwedischen  Staatsbahnen  hin- 
gewiesen worden,  worüber  bereits  K  r  ä  u  1 1  e  im  ,, Organ"  1921, 
Heft  1,  und  Salier  im  „Organ"  1921.  Heft  16.  berichteten.  Da- 
gegen wurde  das  von  mir  in  Nr.  724/1921  der  Köln.  Ztg.  ver- 
öffentlichte, ziemlich  günstige  Urteil  der  sächsischen 
Staatsbahnen  über  größere  Versuche  nicht  erwähnt.  Aus- 
zugsweise: ,,Die  Schwellen  haben  sich  im  allgemeinen  gut,  so- 
weit es  den  reinen  Eisenbeton  anbetrifft,  sogar  sehr  gut  gehalten, 
da  die  Vorbedingung  der  sachgemäßen  Stopfung  nur  unter  den 
Schienenlagern  und  dem  anschließenden  Teile  der  Schwelle  vom 
Unterhaltungspersonal  erfüllt  wurde.  Bei  einem  Teile  der 
Schwellen  ist  die  Oberfläche  der  Asbestoneinlagen  durch  die 
Hammerwirkung  der  Schienenunterlagplatten  bei  den  zahlreichen 
Befahruneen  mit  schweren  Fahrzeugen  zerstört  worden,  so  daß 
sich  die  Platten  in  die  Schwellen  zum  Teil  weit  eingedrückt 
haben.  Die  Firma  führt  dies  darauf  zurück,  daß  bei  diesen 
Schwellen,  die  in  einer  Zeit  hergestellt  worden  sind,  als  noch 
nicht  viel  Erfahrungen  vorlagen,  die  Einlage  nicht  hart  genug 
gemacht  worden  ist.  Diese  Vermutung  erscheint  berechtigt,  da 
dieser  Mangel  wie  bereits  erwähnt,  nur  an  einem  Teil  der 
Schwellen  auftritt.  Die  Mehrzahl  ist  in  gutem  Zustande.  Die 
in  die  Asbestonmasse  eingedrehten  Schwellenschrauben  sitzen 
noch  fest.  Die  Versuche  sind  noch  nicht  abgeschlossen  und  ein 
endgültiges  Urteil  daher  nicht  möglich.  Wir  sind  zurzeit  im 
Begriff,  neue  verbesserte  Schwellentypen  auszuprobieren,  die  die 
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beschriebenen  Nachteile  an  Asbestoneinlagen  in  Zukunft  ver- 
hüten sollen." 

Auf  anderen  Bahnen,  z.T.  solchen  mit  schwerem  Betrieb,  sind 
sogar  durchweg  gute  Erfahrungen  gemacht  worden.  So  schreibt 
z.  B.  die  Betriebsleitung  der  Gürtelbahn  Ruh- 
leben— Siemensstadt  am  6.  April  1920:  „Die  von  Ihnen 
bezogenen  Asbestonschwellen  von  2,70  m  Länge  für  Normalspur 
haben  seit  Juni  1914  in  einem  stark  beanspruchten 
Gleis  unserer  Anschlußbahn  teils  in  geradem  Gleis,^  teils  in 
einem  Gleisbogen  von  140  m  Halbmesser  Verwendung  gefunden. 
Die  Schwellen,  die  auf  gewöhnlicher  Kiesbettung  lagern,  haben 
^ich  zufriedenstellend  bewährt  und  sowohl  gute  bauliche  Festig- 
keit, als  auch  große  Widerstandsfähigkeit  der  Asbestonauf lager 
ergeben.  Die  Befestigung  der  Schienen  wird  durch  Schwellen- 
Schrauben  bewirkt,  die  im  Asbeston  unverrückbar  festsitzen; 
jedenfalls  haben  wir  seit  dem  Einbau  der  Schwellen  bis  Januar 
1918  —  als  wir  eine  Verschiebung  der  Gleisanlage  vornehmen 
mußten  —  bei  wiederholten  Messungen  keine  Veränderung  der 
Spurweite  feststellen  können.  Die  Schwellen  haben  seit  ihrem 
Einbau  keinerlei  Unterhaltungsarbeiten  wie  Nachstopfen  usw. 
erfordert.  Seitliches  Wandern  der  Schwellen  im  Gleisbogen  ist 
nicht  vorgekommen."  Es  fragt  sich  nun,  ob  man  bei  Eisenbeton- 
schwellen überhaupt  unbedingt  auf  Asbeston  angewiesen  ist 
oder  ob  nicht  ebensogut  ein  anderes  wetterbeständiges  und  halt- 
bares Bindemittel,  z.  B.  M  u  k  r  o  s  i  t  verwendet  werden  kann 
wie  Oberbaurat,  Prof.  R.  Findeis-Wien  im  „Organ"  1921,  Heft  16, 
vorschlägt.  Diese  Anregung  wäre  zwecklos,  wenn  Findeis  wie 
der  Berichterstatter  Ko.  in  Nr.  18/1922  der  V.W.  schon  die  Eisen- 
betonschvvelle  an  sich  für  unbrauchbar  halten  würde.  Er  sagt 
aber:  „Die  Masse  mit  den  geschilderten  Eigenschaften  stellt 
auch  die  Ve  rbesserung  der  Befestigung  der  Schie- 
nen auf  Querschwellen  aus  bewehrtem  Grob- 
mörtel in  einfacher  Weise  in  Aussicht,  wodurch  deren 
Verwendbarkeit  gegenüber  den  schwersten  ihrer  Mängel  geför- 
dert würde.    Darauf  bezügliche  Versuche  werden  eingeleitet." 

Der  Gegner  der  Eisenbetonschwelle  und  bekannte  Oberbau- 
statiker  Dr.  Salier  scheint  übrigens  auch  mit 
den  jetzigen  hölzernen  und  eisernen  Schwel- 
len nicht  zufrieden  zu  sein,  denn  am  Schlüsse  eines 
bemerkenswerten  Aufsatzes  „Die  Bewährung  hölzerner  und 
eiserner  Schwellen  im  Eisenbahn-Oberbau  der  wichtigsten  Län- 
der der  Welt",  der  im  ersten  Aprilheft  1919  der  Fachschrift  „Der 
Eisenbahnbau"  von  Dr.-Ing.  Biedermann-Charlottenburg  ver- 
öffentlicht wurde,  wird  folgende  Aeußerung  Sallers  angeführt: 
,,Die  Zukunft  wird  vielleicht  noch  einmal  ein  Oberbausystem  zei- 
tigen, in  dem  die  beiden  feindlichen  Baustoffe  sich  friedlich  zu 
einer  Verbundschwellenanordnung  die  Hand  reichen, 
und  die  natürlichen  Vorzüge  beider,  unter  Vermeidung  ihrer 
natürlichen  Nachteile,  den  gesteigerten  Verkehrs-  und  Wirt- 
schaftsanforderungen nutzbar  gemacht  werden."  Da  nun  Holz- 
und  Eisen  gemeinsam  die  schlechte  Natureigenschaft  der  Ver- 
gänglichkeit durch  Fäulnis  oder  Rost  besitzen  und  da  sie  ferner 
unter  heutigen  Verhältnissen  nur  schwer  in  großen  Mengen  zu 
beschaffen  sind,  so  muß  zur  Verbundschwellenanordnung  in 
erster  Linie  der  an  sich  unvergängliche  und  aus  unermeßlich 
großen  Gesceinsmengen  im  Rohstoff  zur  Verfügung  stehende 
Beton  mit  herangezogen  werden.  H  o  e  f  e  r. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 
Als  Privatdozent  an  der  Technischen  Hochschule  zu  Char- 
lottenburg für  das  Lehrgebiet:  Veranschlagungstechnik,  Preis- 
gestaltung und  Vergebung  von  Ingenieurbauten,  ist  der  Regie- 
rungsbaumeister a.  D.  Dr.-Ing.  Friedrich  Hasse  bei  der  aus 
den  bisherigen  Abteilungen  I  und  II  gebildeten  Bautenfakultät 
zugelassen  worden.  Die  Vorlesungen  beginnen  mit  dem  Winter- 
halbjahr 1922/23  und  sind  auf  einen  Jahreskurs  im  7.  und 
8.  Studienhalbjahr  bemessen. 

TARIFE  UND  VERKEHR 
Wochenendfahrkarten.  Der  vorjährige  Versuch  der  Eisen- 
bahndirektion Berlin,  an  Sonnabenden  und  Sonntagen  Ausflügler- 
Sonderzüge  mit  zum  Teil  nur  4.  Klasse  zu  ermäßigten  Preisen 
verkehren  zu  lassen,  hat  sich  nicht  bewährt,  hauptsächlich  des- 
halb, weil  den  Reisenden  mit  der  Festlegung  auf  bestimmte 
Züge  nicht  gedient  war.  Neuerdings  werden  Rückfahrkarten  zu 
ermäßigten  Preisen  nach  allen  Richtungen  und  nach  allen  be- 
kannten Ausflugsorten  ausgegeben  mit  Geltung  von  Sonnabend 
nachmittag  bis  Sonntag  nacht,  so  daß  die  Rückfahrt  Sonntags 
nachts  12  Uhr  angetreten  sein  muß.  Es  wäre  erwägenswert,  mit 
der  Geltungsdauer  noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen,  um  wirk- 
lich die  Uebereinstimmung  mit  dem  englischen  „week  end"  her- 
zustellen, das  bekanntlich  bis  Montag  mittag  reicht.  Der  gesund- 
heitliche Vorteil  liegt  darin,  daß  namentlich  solche  Ausflügler, 
die  in  den  Ausflugsorten  in  eigener  Siedlung  Unterkunft  haben, 
nicht  gezwungen  sind,  einen  Teil  der  Erholung  im  sonntäglichen 
leimkehrgedränge  wieder  daranzugeben,  sondern  am  Montag 
-rüh  mit  frischen  Kräften  die  Rückfahrt  zur  Arbeit  antreten 
können.  Die  tarifpolitischen  Merkmale  für  Fahrpreisermäßi- 
gungen, nämlich  die  Zusammendrängung  des  Verkehrs  auf  be- 


stimmte Zuggattungen  —  also  Möglichkeit  ausreichender  Be- 
messung der  Züge  — ,  der  werbende  Anreiz  und  das  soziale 
Moment  sind  in  gleicher  Weise  gegeben  wie  für  die  bisherigen 
Karten.  Außerdem  wird  auch  die  Entspannung  des  Sonntags- 
verkehrs angenehm  empfunden  werden.  Eine  gleichartige  Ein- 
richtung für  andere  Großstädte  dürfte  zu  erwägen  sein,  um 
nicht  wieder  den  Eindruck  aufkommen  zu  lassen,  daß  Berlin,  wie 
bei  den  \'ororttarifen,  allein  alle  Vorteile  genießt. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Staatliche  Beaufsichtigung  der  Kleinbahnen,  von  Hans 
Flaschner,  Frankfurt  a.  M.  (Aus:  „Der  Verkehr",  Nr.  25  vom 
24.  März  1922,  S.  360.)  Der  Aufsatz  sucht  eine  wesentliche  Ent- 
lastung der  Reichsbahnen  dadurch  herbeiführen,  daß  er  die 
Kleinbahnenbeaufsichtigung  abzuschaffen  strebt.  Er  verlangt 
Selbständigkeit  für  die  Kleinbahn,  namentlich  auf  dem  Gebiete 
des  Tarifwesens,  wo  die  Doppelbeaufsichtigung  durch  Eisenbahn 
und  Regierung  oft  mehr  Schaden  als  Nutzen  gestiftet  habe. 
Ferner  verlangt  er  die  Befreiung  von  Aufsichtslasten  in  rein 
formaler  Hinsicht.  Wer  Erfahrungen  in  Kleinbahnfragen  be- 
sitzt, wird  die  Berechtigung  des  Gedankenganges  nicht  verken- 
nen. Auch  die  Reichsbahn  selbst  kann  durch  Aufgreifen  dieser 
(iedanken  nicht  nur  Kleinbahnen,  sondern  auch  sich  selbst  er- 
hebliche Vorteile  verschaffen. 

=  G1.=  Kleinbahnen  in  England.  Nach  einem  Bericht  des 
englischen  Verkehrsministeriums  ist  die  finanzielle  Lage  der 
Schmalspurbahnen  des  Vereinigten  Königreichs  äußerst  ge- 
drückt. Obwohl  die  Verkehrsvcrhältiiisse  des  letzten  Jahres 
v,ieder  ganz  ähnlich  wie  vor  dem  Kriege  waren,  konnten  die 
meisten  Gesellschaften  keine  oder  nur  sehr  geringe  Dividende 
zahlen,  die  im  Mittel  nur  1,9  %  des  Anlagekapitals  betrug.  Auch 
die  irischen  Linien  konnten  durchschnittlich  nur  2  %  ausschüt- 
ten. Die  allgemeine  Annahme,  daß  die  ungünstige  geldliche 
Lage  der  Schmalspurbahnen  auf  den  großen  Anteil  der  Personal- 
kosten zurückzuführen  sei,  der  größer  wäre  als  bei  den  sonstigen 
Eisenbahnen,  hat  sich  als  falsch  erwiesen.  Die  betreffenden 
Zahlen  sind  für  beide  annähernd  gleich  ermittelt  worden,  zu 
()-^ — 67  %.  während  sie  in  Irland  sich  auf  80  %  stellten  —  gültig 
für  das  Jahr  1913,    (Civ.  Eng.,  Febr.  1922.) 

=G1.=  Ueber  einige  Vorteile  bei  elektrischer 
Zugbeförderung  lassen  sich  aus  Engineering  1922,  C  XIII, 
2923  mehrere  lehrreiche  Zahlen  über  englische  und  amerika- 
nische Bahnen  entnehmen.  Elektrische  Lokomotiven  können 
viel  länger  ohne  Unterbrechung  im  Dienst  sein  als  Dampf- 
lokomotiven. Auf  der  Chicago-,  Milwaukee-  und  St.  Paul-Bahn 
laufen  die  elektrischen  Maschinen  auf  410  Meilen  (1,6  km)  durch, 
nach  endgültiger  Fertigstellung  der  Linie  bis  zur  Küste  des 
Stillen  Ozeans  auf  850  Meilen  (=  1360  km).  Auf  der  Norfolk-  und 
Western-Bahn  betrug  die  Monatsleistung  schon  1918  -3700  Meilen 
für  elektrische,  15 — 1600  Meilen  für  Dampflokomotiven.  Die 
Tagesleistung  der  elektrischen  Maschinen  der  New  York-,  New 
Häven-  und  Hartford-Bahn  erreichte  1919  von  Personenzügen 
229,  von  (jüterzügen  104  und  im  Verschiebedienste  113  Meilen, 
während  es  die  North  Eastern  iir  England  bei  Dampfbetrieb  nur 
auf  92,62  und  101  Meilen -brachte. 

Im  Verschiebedienste  •  haben  elektrische  Lokomotiven  schon 
bis  zu  6  Tagen  ununterbrochen  gearbeitet.  Gegenüber  1914  ist 
die  Tagesleistung  der  Lokomotiven  durch  Ersetzung  des  Damp- 
fes durch  Elektrizität  um  rund  100  %  gestiegen.  Das  bringt 
eine  beachtliche  Ersparung  an  Maschinen  mit  sich.  Die  schon 
oben  genannte  Ch.  M.-  und  .St.  P.-Bahn  zeigt  für  die  .Strecke 
über  die  Rocky  Mountains  folgende  Zahlen: 


Lokomotiven 

Anzahl 

Durchschnitts- 
gewicht 

Gesamt- 
gewicht 

bei 
Dampf 

elektr. 

bei 
Dampf 

elektr. 

bei 
Dampf 

elektr. 

für  Personenzüge 
„  Güterzüge 
„  Verschiebedienst 

19 

85 

8 

12 
30 

3 

t 

164 
188 
106 

t 

269 
257 
63 

t 

3  120 
16  000 
848 

t 

3  230 
7  720 
190 

Zusammen 

112 

45 

19  968 

11  140 

Es  ist  dort  möglich  geworden,  etwa  30  %  mehr  Zuglast  in 
rund  80  %  der  früher  benötigten  Zeit  zu  bewältigen,  so  daß  die 
Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  Linie  auf  Grund  der  Elek- 
trisierung auf  33  %  veranschlagt  werden  kann. 


An  unsere  Leser! 

Infolge  des  Berliner  Buchdrucker-Streiks  konnten  die  Num- 
mern 27  und  28  nicht  rechtzeitig  erscheinen.  Wir  bringen  des- 
halb diese  Nummern  als  Doppelhefte  27/28  nach  dem  Streik  in 
vorliegendem  Umfange  heraus. 


Verantwortlich  fOr  die  ScbriftleitUDg:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg. -Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
IcriuiJschen  Teil;  fOr  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verlag  und  Druck:  G  ui do  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35. 
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veraingungs-Anzeiger 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichselsenbalinen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 
amtes,  der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

Tag  der 
Eröflnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Die  Bedingungen  liegen  aus 
und  sind  gegen  porto-  und 
bestellgeldfreie  Einsendung 
der  Bar-Gebühren 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.  von 

Die  Angebote  sind  verschlossen 
mit    entsprechender  Aufschrift 
versehen    und    postfrei  einzu- 
senden an 

Die  Zuschlags- 

frict   1  Sil  ff  aVt 

17.  7.  1922 

Abbruchs-,  Erd-,  Sclileusen-,  Beton-,  Maurer  ,  Zimmerer-  und  Ober- 
bauarbeiten fdr  den  Anbau  einer  Uackiererei  und  eines  Baderaumes 
an  die  VVagenvverkstatt  in  Engelsdorf  b.  Leipzig, 

II, — 

 V 

Eisenbahn-Neubauamt 
Leipzig,  Hauptbahnhof  (Ost) 

5  8.  1922 

17.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausführung  der  Erdari:)eiten  zur  Erbauung  des  neuen  Stückgut-Um- 
ladebahnhofes in  Bebra. 

12,40 

 >- 

Bauabteilung  Hersfeld 

4  Wochen 

18.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Auf  das  Drehereigebäude  in  der  Hauptwerkstätte  Crefeld-Oppum 
(55  m  lang  und  lo  m  breit)  soll  ein  Stockwerk  von  5  m  Höhe  auf- 
gebaut werden.  Die  Arbeiten  und  Lieferungen  zur  Ausführung  der 
Abbruch-,  Maurer-  und  Werksteinarbeiten  sollen  in  einem  Lose  ver- 
geben werden. 

20, — 
Zeichnungen 
werden  nicht 
verabfolgt 

Amtsgebäude 
Kanalstraße  87 
Zimmer  25 

Eisenbahn-Betriebsamt 
Crefeld 

4  Wochen 

18.  7.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  rd.  30000  kg  kupfernen  Feuerbuchsen-  und  Teilen, 
rd.  4000  kg  Kupferplatten,  25000  kg  Stangenkupfer,  hohlgewalzt. 
Vertragserfüllung  bis  Ende  Oktober  d.  Js. 

2,~  Frcs. 

Präsidial  üro 
Zimmer  128, 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 

28.  7.  1922 

iq.  7.  1922 

Lieferung  und  Aufstellung  eines  eisernen  Ueberbaues  zu  einer 
Brücke  von  4,5  m  Lichtweite  an  der  Neubaulinie  Rottleberode — 
Stolberg  iHarz), 

15 - 

 >- 

Eisenbahn-BetrieLsamt  1, 
Nordhausen 

19.  8  1922 

19.  7.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Erd-,  Maurer-,  Asphalt-,  Staker-,  Schmiede-  und  Eisenarbeiten  zum 
Bau  einer  Wohnhausgruppe  für  16  Beamte  am  Haltepunkt  Pfalzel. 

30  — 

Geschäftszimmer 
der  Bauabteilung 

Eisenbahn  -  Bauabteilung 
Trier,  Pfalzel 

14  Tage 

20,  7.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  27  800  Blatt  Schmirgelleinen  usw.,  1620  kg  Haarfilz 
und  Pappen,  128730  Stück  Hochdruck- Dichtungsringen  usw.  Ver- 
tragserfüllung bis  zum  31.  Oktober  d  Js. 

2  Frs.  in  bar 

Präsidialbüro 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion 
des  Saargebietes,  Saarbrücken 

31.  7.  1922 

20.  7.  1922 

Ausführung  der  Erd',  Wegbefestigungs-,  Schleusen-  und  Maurer- 
arbeiten im  Anschluß  an  die  Neuherstellung  der  Lindeustraße. 
Ueberführung  bei  Pfahl  192-4-63  O.W.  sowie  der  Verlängerung  der 
Kommunikationswege.  Unterführung  bei  Pfahl  188-I-40  O.W.  (Schützen- 
hausbrUcke). 

15- 

— ^ 

Eisenbahn-Neubauamt 
Ebersbach  (Sa.) 

17.  8.  1922 

20.  7  1922 
vorm.  II  Uhr 

Abbruchs-,  Erd-,  Maurer-  und  Zimmerarbeiten  für  die  Verbreiterung 
des  105  m  langen  Güterschuppens  auf  Bahnhof  Glauchau  um  4  m  in 
3  Abschnitten.  Teilung  der  Arbeit  in  Lose  entspr.  den  Abschnitten 
bleibt  vorbehalten.  Vollendungsfrist  6  Wochen  für  den  ersten, 
7  Wochen  für  den  zweiten  und  9  Wochen  für  den  dritten  Abschnitt. 

4ö° 

(nicht  in  Brief- 
marken) 

— y- 

Eisenbahn  -  Neubauamt 
Glauchau 

4  Wochen 

20.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Hauptgleise  der  Strecke  Magdeburg — Halle  rd.  9,0  km  Gleisbettung- 
Erneuerung  ohne  Stoft'lieferung,  rd.  6,5  km  Gleisumbau  ohne  Stoff- 
lieferung zwischen  Wulfen  und  Göthen  und  Niemberg  und  Zöberitz 

— >- 

Eisenbahn-Betriebsamt  4 
Magdeburg 

5  Wochen 

20.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Gleisunterhaltungsarbeiten 

Los  1  im  Bezirk  der  Bahnmeisterei  90  a  Crefeld  Hbf.  =  2,75  km 
Los  11  „  „  „  „  93  Uerdingen  =  1,93  km 
Lf>s  III    „         „         „              „             97     Trompet            6,066  km 

20, — 

Büro  des 
Betriebsamts  9 
Crefeld 
Zimmer  12 

Eiseubahn-Betriebsamt  9 
Crefeld 

-Aufschrift:    „Angebot  auf  Gleis- 
un te  rhaltungsarbeiten  C  ref eld 

14  Tage 

21.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Ausführung  der  Oberbauarbeiteu  für  die  Herstellung  des  Bauab- 
schnittes [  auf  Bhf.  Rheine  P  und  Gleis  38  auf  Bhf.  Rheine  R.  .Sie 
bestehen  aus  rd   10  km  Gleis  und  rd.  40  Stück  Weichen. 

24- 

 V 

Eisenbahn -Bauabteilung  Rheine 

Aufschrift:  „Angebot  auf  die 
Ausfuhrung  der  Oberbauarbeiten 
auf  Bahnhof  Rheine". 

3  Wochen 

- 

21.  7.  1922 
mittags  12  Uhr 

\'erlegung  des  Tarp  jnbeckbettes  von  der  Hamburgischen  Landes- 
grenze km  13,509  bis  13,870  und  von  km  14,097  bis  zur  Brücke 
Borsteler  Weg  in  Lokstedt  soll  nach  Maßgabe  der  jährlich  im  Reichs- 
anzeiger abgedruckten  „Bedingungen  für  die  Bewerbung  um  Arbeiten 
und  Lieferungen"  vergeben  werden. 

35  — 

Präsidialbüro 
Zimmer  115 

Eisenbahndirektion 
Altona 
Zimmer  213 

2  Wochen 

21.  7.  1922 
voim.  10  Uhr 

Erd-  und  Maurerarbeiten  ziir  Herstellung  des  Kohlenhansens  III  auf 
Abstellbahnhof  Trier, 

20,— 



Eisenbahnbauabteilung 
Trier,  Pfalzel 

14  Tage 

22.  7.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  rd.  16000  m  Siederohren  usw.,  4700  .Stück  Muffen  usw. 
Vertragserfüllung  bis  31.  Oktober  d.  Js. 

2  Frcs. 

PräsidialbUro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion 
des  Saargebietes,  Saarbrücken 

5.  8.  1922 

22.  7.  1922 

Gleisumbauarbeiten  2,7  km  im  Bezirk  der  Bahnmeisterei  Fürsten- 
berg (Oder). 

15- 

 >- 

Betriebsamt 
Frankfurt  (Oder) 

5.  8.  1922 

22.  7.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Zimmerarbeiten  für  das  Verwaltungs-  und  ,\ufenthaltsgc1)!lnde  des 
Betriebswerks  auf  Bahnhof  Gremberg. 

40,- 

Eisenbahn  -  Bauabteilung  i 
Köln  Nippes,  .Merheimer  Str.  220 
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SIGNALE  FÜR  KREUZUNGSWEICHEN 

VOM  GEH.  BAURAT  PROFESSOR  DR.-ING.  W.  CAUER,  BERLIN 


In  Deutschland  und  in  den  nach  deutschen  Grundsätzen 
verfahrenden  Ländern  werden  die  Umstellwege  (Rangierwege) 
nicht,  wie  in  üngland  und  manchen'  anderen  Ländern,  durch 
Gesamtsignale  gekennzeichnet.  Das  englische  Verfahren  gewährt 
zwar  den  Vorteil,  daß  das  erscheinende  Signal  alle  durch  eine 
ümstellfahrt  zu  berührenden  Weichen  im  voraus  gleichzeitig 
festlegt.  Es  bedingt  aber  eine  Signalhäufung  und  läßt  sich 
gleichwohl  nur  für  einen  Teil  aller  im  ganzen  möglichen  Um- 
stellwege durchführen.  Die  übrigen  Umstellwege  werden  über- 
haupt nicht  durch  Signale  angezeigt.  In  Deutschland  begnügt 
man  sich  deshalb  damit,  die  Stellung  der  einzelnen  Weichen 
durch  unmittelbar  daran  angebrachte  Signale  erkennbar  zu 
machen,  ein  Verfahren,  das  sich  restlos  durchführen  läßt. 

Der  großen  Wichtigkeit,  die  hiernach  eine  möglichst  ein- 
fache Gestaltung  und  möglichst  große  Deutlichkeit  der  Weichen- 
signale besitzt, '  entspricht  nicht  ganz  der  Grad  der  Aufmerke 
samkeit,  die  die  Fachwelt  bisher  im  allgemeinen  den  Weichen- 
signalen zugewandt  hat.  Insbesondere  sind  die  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  von  verschiedenen  Seiten  gemachten  Anstrengungen, 
um  die  Signale  der  Kreuzungsweichen  möglichst  einfach  und 
deutlich  zu  gestalten,  nur  in  einem  kleinen  Kreise  von  Fachleuten 
beachtet  worden.  Ist  es  mir  doch  wiederholt  begegnet,  daß 
es  Fachgenossen  noch  nicht  bewußt  geworden  war,  daß  hier 
zur  Beseitigung  des  bisherigen  mangelhaften  Zustandes  eine  Auf- 
gabe zu  lösen  war,  geschweige  denn,  daß  sie  davon  unterrichtet 
gewesen  wären,  welche  Lösungen  man  bisher  vorgeschlagen 
hatte.  Wenn  es  hiernach  wohl  anzuerkennen  ist,  daß  Herr  Dr. 
Ing.  Louis  Jänecke  in  dieser  Zeitschrift*)  es  unternommen  hat, 
die  Aufmerksamkeit  der  Fachgenossen  auf  diese  Frage  zu  lenken 
und  Vorschläge  zur  ,, Vereinfachung  der  Weichensignale"  für 
doppelte  und  einfache  Kreuzungsweichen  zu  machen,  so  zeigen 
doch  diese  Vorschläge  selbst,  daß  ihm  der  gegenwärtige  Stand 
der  Sache  unbekannt  ist.  Als  Mitarbeiter  auf  diesem  Gebiet 
halte  ich  es  deshalb  für  angezeigt,  den  Lesern  der  V.  W.  die 
bisherige  Entwicklung  und  den  gegenwärtigen  Stand  der  Frage 
der  Signalisierung  der  Kreuzungsweichen  darzulegen. 

Doppelte  Kreuzungsweichen  besitzen  an  jedem  ihrer  beiden 
Enden  zwei  Zungenpaare  und  gestatten  die  Einstellung  von 
vier  Fahrwegen,  nämlich  von  zwei  geraden  Fahrwegen,  die  auf 
je  einem  der  beiden  sich  kreuzenden  Gleise  verbleiben,  und 
zwei  Bogenwegen,  die  um  die  Ecke  aus  einem  der  beiden 
kreuzenden  Gleise  in  das  andere  übergehen.  Um  die  Einstellung 
dieser  vier  Wege  durch  die  für  Einzelweichen  vorgeschriebenen 
Signallaternen  zu  kennzeichnen,  braucht  man  für  jedes  Zungen- 
paar eine,  also  im  ganzen  vier  Weichenlaternen.  Eine  Vermin- 
derung dieser  Zahl  ergab  sich  leicht  bei  der  zurzeit  der  Hand- 
vveichenstellung  allgemein  üblichen  Kreuzschaltung  der  doppelten 
Kreuzungsweichen.  Da  die  an  jedem  Ende  vorhandenen  beiden 
Zungenpaare  mittels  gemeinsamen  Gestänges  so  verbunden  sind, 
daß  sie  beim  Umstellen  entweder  gegeneinander  oder  ausein- 
anderschlagcn,  besteht  die  Möglichkeit,  gleichzeitig  zwei  gerade 
Fahrwege  und  ebenso  gleichzeitig  zwei  krumme  Fahrwege  einzu- 
stellen, und  zwar  sogar  von  einem  Weichensignalbock  aus,  so 
daßdie  zweiFahrwegkombinationendurchzwei  um  90"  verschiedene 


Abb.  1. 


*)  Vgl.  V.  W.  Heft  14  vom  6.  April  1922  .S.  143. 


Stellungen  einer  Laterne  mit  geeigneten  Signalbildern  gekenn- 
zeichnet werden  können.  Im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen- 
Hessen  der  Reichsbahn  werden  die  beiden  geraden,  kreuzenden 
Fahrwege  durch  dasselbe  Signal  wie  die  Stellung  der  einfachen 
Weiche  auf  den  geraden  Strang  (Signal  12,  ein  weißes  Rechteck), 
die  beiden  krummen  Fahrten  durch  ein  besonderes  preußisch- 
hessisches Signal  13  c  angezeigt,  das  in  einem  weißen  Doppel- 
pfeil auf  schwarzem  Grunde  besteht.    (Abb.  1.) 

Die  Kreuzsci  altung  ist  aber  ungeeignet  für 
alle  doppelten  Kreuzungsweichen,  die  an  Stell- 
werke angeschlossen  sind.  Bei  solchen  erfordert 
vielmehr  die  Möglichkeit  der  Verwendung  der 
einzelnen  Zungenpaare  als  Schutzweichen,  daß  die 
sogenannte  Parallelschaltung  angewendet  wird. 
Bei  dieser  steht  von  den  beiden  an  einem  Ende  der 
doppelten  Kreuzungsvveiche  befindlichen  Zungen- 
paaren jedesmal  das  eine  auf  den  geraden,  das 
andere  auf  den  krummen  Strang.  'Hieraus  ergibt 
sich,  daß  von  den  vier  im  ganzen  möglichen 
Fahrwegen  stets  nur  einer  eingestellt  sein  kann. 
Ein  Signal  wie  nach  Abb,  1  war  für  die  Kennzeichnung 
der  vier  Fahrwege  nicht  verwendbar.  Man  hat  sich  des- 
halb bisher  im  allgemeinen  begnügt,  für  jedes  Zungen - 
paar  eine  besondere  Signallaterne  aufzustellen  (so  Ausführungs- 
bestimmung 61, a  Abs.  2  der  Zweigstelle  Preußen-Hessen  zur 
deutschen  Signalordnung). 

Der  Lokomotivführer,  der  sich  mit  seiner  Lokomotive  einer 
so  ausgerüsteten  doppelten  Kreuzungsweiche  nähert,  muß,  so- 
fern er  nicht  die  Zungenstellung  unmittelbar  erkennen  kann, 
durch  gleichzeitiges  Erfassen  von  vier  Signalbildern  sich  die 
Kenntnis  davon  verschaffen,  welcher  der  vier  Fahrwege  ein- 
gestellt ist,  und  ob  das.  der  für  ihn  richtige  ist,  auch  davon,  ob 
nicht  ein  solcher  Weg  eingestellt  ist,  der  beim  Befahren  der 
Kreuzungsweiche  durch  seine  Lokomotive  ein  Auffahren  (Auf- 
schneiden) einer  Zungenvorrichtung  bedingt.  Wenn,  wie  dies 
auf  großen  Bahnhöfen  häufig  vorkommt,  eine  Anzahl  von 
Kreuzungsweichen  hintereinander  liegen,  so  wird  dem  Loko- 
motivführer eine  Aufgabe  gestellt,  die  durch  ihre  Schwierigkeit 
leicht  die  Grenzen  des  menschlich  Möglichen  übersteigt.  Beson- 
ders wenn  bei  dicht  gedrängter  Weichenentwicklung  man  ge- 
nötigt gewesen  ist,  die  Weichenlaternen  nicht  dahin  zu  setzen, 
wohin  sie  gehören,  sondern,  um  für  sie  einen  Standplatz  zu 
gewinnen,  sie  mehr  oder  weniger  zu  verschieben,  u  U.  beide 
Laternen  zweier  zusammengehöriger  Zungenpaare  auf  eine  Seite 
und  dann  noch  in  der  Längsrichtung  verschoben  aufzustellen, 
so  ergibt  sich  bei  Aufeinanderfolge  mehrerer  solcher  mangel- 
haften Kennzeichnungen  ein  durchaus  undeutliches,  wenn  nicht 
verwirrendes  Gesamtbild.  Namentlich  bei  Dunkelheit  ist  solche 
Häufung  von  Signalen  nicht  unrichtig  mit  einem  Irrgarten  ver- 
glichen worden.  So  ist  es  verständlich,  wenn  schon  seit  Jahren 
Versuche  unternommen  sind,  die  vier  Laternen  einer  doppelten 
Kreuzungsweiche  mit  Parallelschaltung  durch  ein  einziges  Signal 
zu  ersetzen,  an  dem  nicht  mehr  die  Stellung  der  einzelnen 
W'eichenzungenpaare,  sondern  der  jeweils  durch  deren  Einstellung 
sich  ergebende  Fahrweg  durch  das  ganze  Gebilde  der  doppelten 
Kreuzungsweiche  hindurch  erkennbar  gemacht  wird.   Von  diesen 
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Versuchen  sollen  hier  nur  diejenigen  besprochen  werden,  die 
eine  mehr  oder  weniger  große  praktische  Bedeutung  erlangt  ;iaben. 

Das  Verdienst,  den  Gedanken  solcher  Signalausrüstung  nicht 
nur  zuerst  erfaßt,  sondern  auch  gleich  ein  sehr  brauchbares 
Signal  ersonnen  und  ausgeführt  zu  haben,  gebührt  dem  früheren 
Leiter  des  bayerischen  Eisenbahnsignalwesens,  dem  als  Eisen- 
bahndirektionspräsident in  Augsburg  verstorbenen  Jaeger.  Die 
Skizzen  Abb.  2  a — d  zeigen  die  grundsätzliche  Anordnung  dieses 


Abb.  2  a — d.    Bayerisches  Signal. 

Signals,  die  Schaubilder  Abb.  3  a— d  lassen  seine  Wirkung  er- 
kennen. An  einer  feststehenden  viereckigen  Kastenlaterne  sind 
die  beiden  aus  den  beiden  Fahrrichtungen  sichtbaren  Laternen- 
seiten mit  Milchglas  gefüllt;  links  und  rechts  jeder  dieser  recht- 
eckigen Milchglasflächen  sind  je  zwei  kleine  schwarz  gestrichene 
Blechbalken,  um  die  obere  und  untere  Laternenecke  drehbar,  an- 
geordnet. Diese  Balken  sind  durch  geeignete  Gestängeverbin- 
dungen an  die  an  den  beiden  Weichenenden  vorhandenen 
Zungenpaare  so  angeschlossen,  daß  sie  ihre  Stellung  entsprechend 
der  Umstellung  der  Weichenzungenpaare  verändern.  Indem  bei 
Dunkelheit  in  die  Laterne  eine  Lichtquelle  gestellt  wird,  er- 
geben sich  bei  Dunkelheit  dieselben  Bilder  wie  bei  Tage.  Ab- 
bildung 2  a  und  2  b  zeigen  die  Signale  für  die  beiden  geraden 
Fahrwege.  Die  Fahrt  durch  den  in  der  Bahnhofslängsrichtung 
liegenden  Gleisstrang  wird  durch  ein  volles  weißes  Rechteck 
(Abb.  2  a)),  die  Fahrt  durch  den  schräg  zu  dieser  Richtung 
durchkreuzenden  Strang  durch  ein  liegendes  schwarzes  Kreuz  auf 
weißem  Grunde  (Abb,  2  b)  angezeigt.  Die  beiden  Signalbilder 
nach  Abb.  2  c  und  2  d  dagegen  besagen,  daß  der  Weg  durch 
die  rechts  bzw.  links  herumschwingende  Gleiskrünimung  fahr- 
bar ist.  Entsprechend  den  auf  den  bayerischen  Bahnen  bei  ein- 
fachen Weichen  angewendeten  Signalen  stellen  nämlich  die  beiden 
in  Abb.  2  c  schräg  nach  der  Laternenmitte  zusammenlaufenden 
Bleclibalken  einen  nach  rechts  weisenden  Pfeil  dar,  ebenso  die 
beiden  schräg  stehenden  Blechbalken  in  Abb.  2  d  einen  nach 
links  weisenden  Pfeil. 

Dieses  Signal  hat  sich  nicht  nur  auf  den  vormaligen 
bayerischen  Staatsbahnen  gut  bewährt,  sondern  ist  auch  auf 
den  österreichischen  Staatsbahnen  und  auf  den  schweize- 
rischen Eisenbahnen  eingeführt,  obwohl  in  beiden  Bahngebieten 
die  übrigen  Weichensignale  ganz  abweichende  Formen  aufweisen. 


Abb.  3  a.  Fahrt  in  der 
Bahnhofslängsrichtung. 


Abb.  3b.  Schräg  zur  Bahnhofs- 
längsrichtung durchkreuzende 
Fahrt. 


Abb.  3  c.  Bogcnfahrt  rechts 
um  die  Ecke. 


Abb.  3d.    Bogenfahrt  links 
um  die  Ecke. 


Abb.  3  a — d     Bayerisches  Signal  aut  einem  Bahnhofe. 


Abb.  3  a — d,  dem  schweizerischen  Reglement  über  den  Signal- 
dienst entnommen,  zeigen  die  Wirkung  des  Signals  in  seiner 
Anwendung  auf  einem  Bahnhofe.  Wenn  man  die  Lage  aer 
Weichenzungen  in  Abb.  3  a — d  verfolgt,  so  kann  man  sich  leicht 
überzeugen,  daß  der  unter  jeder  der  vier  Abbildungen  angegebene 
Fahrweg  tatsächlich  eingestellt  ist.  Dem  Verdienste  des  Er- 
finders tritt  man  nicht  zu  nahe,  wenn  man  doch  auf  einen  Mangel 
hinweist,  wie  solcher  oft  in  Pioniercrfindungen  vorkommt:  es 
ist  nicht  einwandfrei,  daß  die  beiden  geraden  Fahrwege  durch 
verschiedenartige  Signalbilder  gekennzeichnet  werden.  Wenn 
hierfür  die  Begründung  gegeben  wird,  der  eine  Weg  liege  in  der 
Hauptrichtung  des  Bahnhofs,  der  andere  in  einer  die  Haupt- 
richtung schräg  durchkreuzenden  Richtung,  so  mag  diese  Be- 
gründung für  kleine  Bahnhöfe  zutreffen.  Auf  großen  Bahnhöfen 
aber  kommt  es  oft  vor,  daß  die  Richtung  der  Gleise  nicht  ein- 
heitlich ist.  Hier  muß  also  durch  besondere  Vorschrift  bei  jeder 
Kreuzungsweiche  festgesetzt  werden,  welche  Richtung  bei  ihr 
als  Hauptrichtung  anzusehen  ist.  Je  verwickelter  die  Gleis- 
anordnung eines  Bahnhofs  ist,  je  erwünschter  es  also  ist,  daß 
man  die  eingestellten  Fahrwege  möglichst  klar  aus  den  Signalen 
ablesen  kann,  desto  mehr  muß  man  sich  auf  die  Kenntnis  des 
Personals  von  den  besonderen  örtlichen  Vorschriften  verlassen. 
Wenn  das  bayerische  Signal  auf  den  übrigen  deutschen  Eisen- 
bahnen nicht  eingeführt  ist,  so  dürfte  außer  dem  eben  be- 
sprochenen Mangel  der  Umstand  mitgesprochen  haben,  daß  bei 
dem  bayerischen  Signal,  wie  bei  den  bayerischen  Weichen- 
signalen überhaupt,  die  Signalzeichen  schwarz  auf  weißem 
Grunde  erscheinen,  und  daß  sie  deshalb  zu  den  auf  den  übrigen 
deutschen  Bahnen  im  Gebrauch  befindlichen  Weichensignalen 
(weiß  auf  schwarzem  Grunde)   schlecht  passen  würden. 

Einen  wesentlichen  Fortschritt  in  beiden  Beziehungen  be- 
deutet das  Dittmannsche  Signal,  das  im  Bereich  der  vormaligen 
oldenburgischen  Staatsbahnen  eingeführt  ist.  Bei  diesem  be- 
finden sich  die  Signalbilder  auf  den  Seiten  einer  um  ihre  lot- 
recht stehende  Achse  drehbaren  sechsseitigen  Trommel.  (Abb.  4.) 

Von  den  SL-chs  Seiten  der  Trommel 
sind  4  Seiten  durch  zwei  Halb- 
kapseln umhüllt,  so  daß  nur  die 
beiden  den  zwei  Fahrrichtungen  zu- 
gekehrten Seiten  sichtbar  sind.  Bei 
drei  um  je  60^  verschiedenen 
Stellungen  ergeben  sich  aus  beiden 
Fahrrichtungen  drei  verschiedene 
Signalbilder.  Die  Umkehrung  einer 
dieser  drei  Stellungen  um  180  ^ 
ergibt  das  ertorderliche  vierte 
Signalbild.  Hier  ist  es  möglich 
(wenn  auch  auf  den  oldenburgi- 
schen Staatsbahnen  nicht  verwirk- 
licht) ebenso  wie  die  beiden 
krummen  auch  die  beiden 
geraden  Fahrwege  durch  symme- 
trische Signalbilder  zu  kennzeich- 
nen und  ferner  weiße  Signalzeichen 
auf  schwarzem  Grunde  zu  verwen- 
den. Die  Umstellungen  der  sechs- 
seitigenTrommel  werden  dadurch  bewerkstelligt,  daß  ihr  Antrieb  mit 
denZungenvorrichtungen  an  beidenWeichenenden  mittelsGestängen 
verbunden  ist,  deren  Zusammenwirken  jedesmal  die  richtige 
Trommelstellung  herbeiführt. 

So  sinnreich  auch  diese  Signalkonstruktion  ist,  so  hat  sich 
dfjch  bei  ihr  ein  Mangel  herausgestellt:  wenn  man  eine  Weichen- 
umstcUung  vornimmt,  die  eine  Drehung  der  Trommel  um  120' 
bedingt,  so  zeigt  sich  auf  halbem  Umstellwege  ein  vollständiges 
Signalbild.  Ein  Lokomotivführer,  der  auf  solche  Weiche  zu- 
fährt, kann  hierdurch  irregeführt  und  veranlaßt  werden,  sei  es 
in  eine  Weiche,  die  sich  im  Umstellen  befindet,  sei  es  in  eine 
solche,  bei  der  störungsweise  die  Zungenvorrichtungen  des  einen 
Endes  auf  Halb  stehen  geblieben  sind,  hineinzufahren.  Dieser 
Mangel  schließt  es  leider  aus,  daß  man  sich  zu  allgemeiner  Ein- 
führung dieses  Signals,  das  sich  im  Bereiche  der  vormaligen 
oldenburgischen  Staatsbahnen  gut  bewährt  hat,  entschließen 
könnte. 

Als  Vorstand  der  Bauabteilung  für  den  Umbau  des  Bahn- 
hofs Altona  war  mir  das  verwirrende  Gesamtbild,  das  hier  die 
Signale  einer  größeren  Anzahl  dicht  aufeinanderfolgenden 
doppelten  Ivreuzungsweichen  darboten,  ein  Dorn  im  Auge.  Daß 
das  bayerische  Signal  wegen  der  beiden  oben  angeführten  Um- 
stände nicht  in  Betracht  gezogen  werden  konnte,  wurde  mir  so- 
gleich klar.  Dagegen  stellte  ich  Versuche  an,  für  das  Ditt- 
mannsche Signal  Bilder  zu  finden,  die,  zu  je  zwei  symmetrisch, 
in  das  System  der  Signale  der  einfachen  Weichen  paßten,  aber 
sich  doch  von  ihnen  deutlich  unterschieden.  Dringendere  dienst- 
liche Pflichten  ließen  diese  Versuche  zum  Abbruch  kommen.  Erst 
mehrere  Jahre  später  brachte  mir  die  wiederholte  Beschäftigung 
mit  dem  Gegenstand  bei  meiner  Lehrtätigkeit  an  der  Berliner 
Technischen  Hochschule  die  Erkenntnis  einer  möglichen  Lösung, 
die  dann  nach  längerem  mühevollen  Zusammenarbeiten  mit  der 
Allgemeinen  Elektrizitätsgesellschaft  die  Gestaltung  angenommen 
hat,  wie  sie  in  den  Abb.  5  und  6  a — d  dargestellt  ist. 


Abb. 4.  Dittmann'sches  Signal 
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Bei  dem  bayerischen  Signal  gleichen  die  Signalbilder  2  a, 
c,  d  bzw.  3  d,  c,  d  den  Signalen  für  einfache  Weichen,  geben 
also  nur  die  Stellung  der  Weichenzungen  am  Einfahrende  der 
:4anzen  doppelten  Kreuzungsvveiche  wieder,  unter  der  still- 
schweigenden Voraussetzung,  daß  die  Weichen  am  Ausfahrende 
dazu  passend  eingestellt  sind.  Ein  einheitliches  Signal  für  eine 
doppelte  Kreuzungsweiche  hat  aber  die  Fahrbarkeit  des  Weges 
durch  die  ganze  Weiche  hindurch  anzuzeigen.  Das  konnte  in 
einwandfreier  Weise  nur  durch  ein  neuartiges  Signalbild  ge- 
schehen. Dieses  suchte  ich  so  zu  gestalten,  daß  das  jeweils  er- 
scheinende Signalzeichen  ein  möglichst  sinnfälliges  Bild  des 
ganzen  eingestellten  Fahrweges  geben  sollte.  In  dem  schwarz 
gestrichenen,  feststehenden  Laternenkasten  sind  deshalb  auf  jeder 
der  beiden  Bildseiten  vier  mit  Milchglas  gefüllte  Ausschnitte  in 
solcher  gegenseitigen  Stellung  angebracht  (Abb.  5),  daß  sie  zu- 
sammen ein  liegendes  weißes  Kreuz    auf    schwarzem  Grunue 


V 


Abb.  6a.  Gerade  Fahrt  von 
vorn  rechts  nach  hinten  links 
durchkreuzend. 


Abb.  5.    Laternenkasten  des  A.E.G.-Signales. 


Abb.  6  b.  Gerade  Fahrt  von 
vorn  links  nach  hinten  rechts 
durchkreuzend. 


bilden.  Dieses  ist  als  schematisches  Bild  der  vor  dem  Loko- 
motivführer liegenden  doppelten  Kreuzungsweiche  anzusehen. 
Durch  zwei  um  die  Mitte  des  weißen  Kreuzes  drehbare,  in  Abb.  5 
fortgelassene  schwarze  Blechblenden  werden  jeweils  zwei  der 
Milchglasbalken  ,und  zwar  ein  oberer  und  ein  unterer,  zugedeckt. 
Die  beiden  jeweils  sichtbar  bleibenden  Milchglasbalken  geben 
in  ihrem  Zusammenwirken  ein  Bild  des  fahrbaren  Weges,  wie 
dies  die  Unterschriften  der  Abbildungen  6  a — d  klarstellen.  In 


Abb.  6  c.    Bo^enfahrt  rechts 
um  die  Ecke. 


Abb.  6d.    Bogenfahrt  links 
um  die  Ecke. 


Abb.  6a— d  A.E.G.-Signal. 

Abb.  7  ist  die  Anwendung  auf  einem  Bahnhof  gezeigt.  Absicht- 
lich ist  hier  die  zu  der  mittleren  der  drei  auf  Abb.  7  sichtbaren 
Laternen  gehörende  Weiche  in  eine  Zwischenstellung  gebracht, 


Abb.  7.    A.E.G.-Signale  auf  einem  Bahnhofe. 
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um  zu  zeigen,  daß  in  solchem  Falle  drei  Lichtbalken  erscheinen 
und  so  ein  deutliches  Störungsbild  geben,  das  jeden  Lokomotiv- 
führer unverkennbar  warnt,  die  Weiche  zu  befahren.  Dieses  Sig- 
nal hat  sich,  soweit  bekannt  geworden,  überall  gut  bewährt.  Es 
ist  in  das  schwedische  Signalbuch  aufgenommen,  in  Dänemark 
hat  man  den  Hauptbahnhof  Kopenhagen  und  andere  Bahnhöfe 
damit  ausgerüstet  und  wendet  es  bei  Neuanlagen  jetzt  allgemein 
an.  Auch  die  norwegischen  Staatsbahnen  haben  sich  dafür  ent- 
schieden. Ferner  waren  vor  dem  Kriege  auch  auf  den  russischen 
Elisenbahnen  bereits  einige  Ausführungen  zu  verzeichnen.  In 
Deutschland  hatten  namentlich  die  vormaligen  preußisch- 
hessischen, sächsischen  und  oldenburgischen  Staatsbahnen  diesem 
Signal  ihre  Aufmerksamkeit  zugewendet.  Auf  den  sächsischen 
Staatsbahnen  ist  nicht  nur  die  sächsische  Hälfte  des  Bahnhofs 
Leipzig  damit  ausgerüstet,  sondern  es  ist  auch  sonst  wiederholt 
angewendet  und  jetzt  allgemein  vorgeschrieben.  Im  Bereiche 
der  vormals  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  (jetzt  Zweigstelle 
Preußen-Hessen  der  Reichsbahn)  haben  auf  Anordnung  des 
Ministeriums  und  unter  Leitung  des  Eisenbahnzentralamts,  das 
sich  um  die  Vervolkommnung  im  einzelnen  besondere  Verdienste 
erworben  hat,  in  einer  Anzahl  von  Direktionsbezirken  eingehende 
Versuche  mit  dem  Signal  stattgefunden.  Diese  waren  im  Jahre 
1912  soweit  abgeschlossen,  daß  über  die  praktische  Bewährung 
des  Signals  keine  Zweifel  mehr  bestehen  konnten.  Zur  all- 
gemeinen Einführung  kam  es  gleichwohl  nicht  wegen  gewisser 
theoretischer  Bedenken  an  der  Zentralstelle. 

Es  wurde  von  maßgebender  Stelle  als  unerwünscht  be- 
zeichnet, daß  die  Stellung  der  Weichenzungen  einer  doppelten 
Kreuzungsweiche  in  wesentlich  anderer  Weise  gekennzeichnet 
werde,  als  diejenige  der  einfachen  Weichen.  Diese  Erwägung 
führte  schließlich  zur  Ausbildung  noch  eines  anderen  Signals, 
das  von  Herrn  Geheimrat  Hoogen  angegeben  und  von  der 
Firma  Siemens  und  Halske  ausgeführt  wurde.  Dieses  Signal 
hat  mit  dem  eben  beschriebenen,  im  Gegensatz  zu  dem  baye- 
rischen Signal,  die  Eigenschaft  gemein,  daß  nicht  nur  die  beiden 
krummen,  sondern  auch  die  beiden  geraden  Fahrwege  durch 
gleichartige,  also  symmetrische,  Signalbilder  gekennzeichnet 
werden.  Im  übrigen  liegt  der  Signalausbildung  eine  entgegen- 
gesetzte Absicht  zugrunde:  die  Signale  der  Deutschen  Signal- 
ordnung für  einfache  Weichen  sollten  auch  für  die  doppelten 
Kreuzungsweichen  verwendet  werden,  d.  h.  für  die  gerade  Fahrt 


Abb.  8  a.   Gerade  Fahrt  von 
vorn  rechts  nach  hinten  links 
durchkreuzend. 


Abb.  8b.  Gerade  Fahrt  von 
vorn  links  nach  hinten  rechts 
durchkreuzend. 


Abb.  8c    Bogenfahrt  rechts 
um  die  Ecke. 


Abb.  8d.    Bogenfahrt  links 
um  die  Ecke 


Abb.  8a  — d  Signalbilder  des  S.  u.  H. -Signals. 


das  Signal  12,  eine  rechteckige  weiße  Scheibe,  und  für  die  ab- 
zweigende Fahrt  das  Signal  13,  ein  nach  der  Seite  der  Ab- 
zweigung weisender  schrägstehender  Pfeil.  Da  diese  Signale 
aber  doch  nur  über  die  Stellung  der  Zungen  der  Einfahrweichen 
Aufschluß  geben,  so  ist  jedesmal  zu  dem  Zeichen  der  einfachen 
Weiche  ein  daneben  stehender  weißer  Lichtpunkt  hinzugefügt. 
Das  Rechteck  bzw.  der  Pfeil  gibt  die  Stellung  eines  der  beiden 
am  Einfahrende  der  doppelten  Kreuzungsweiche  befindlichen 
Zungenpaare  an;  der  danebenstehende  Punkt  deutet  an,  für 
welches  der  beiden  am  Einfahrende  befindlichen  Zungenpaare 
das  Rechteck  oder  der  Pfeil  nicht  gilt. 

Hiernach  bedeuten  die  in  Abb.  8  a — d  dargestellten  Signal- 
bilder der  Reihe  nach,  wie  oben  bei  dem  bayerischen  Signal 
und  bei  dem  von  der  A.  E.  G.  hergestellten  Signal  des  Unter- 
zeichneten: „Gerade  Fahrt  von  vorne  rechts  nach  hinten  links 
durchkreuzend,  gerade  Fahrt  von  vorne  links  nach  hinten  rechts 
durchkreuzend,  Bogenfahrt  rechts  um  die  Ecke  und  Bogenfahrt 
links  um  die  Ecke".  Es  sollen  (wie  bei  drei  Fällen  des  baye- 
rischen Signals  geschieht)  grundsätzlich  nicht  die  ganzen  Fahr- 
wege durch  die  doppelte  Kreuzungsweiche  hindurch,  sondern  nur 
die  Stellungen  der  Weichenzungen  am  Einfahrende  gekenn- 
zeichnet werden.  Durch  die  Hinzufügung  des  Punktes  aber  ist 
dieser  Grundsatz,  ohne  daß  man  es  hat  eingestehen  wollen,  wie- 
der aufgegeben  und  nun  doch  ein  Signal  geschaffen,  dessen  Bild 
nicht  nur  von  dem  der  einfachen  Weiche  verschieden  ist,  son- 
dern nun  doch  den  ganzen  Weg  durch  die  doppelte  Kreuzungs- 
weiche hindurch  angibt.  Die 
praktische  Ausführung  der  hier 
beschriebenen  Signalgebung  ist 
durch  ein  sinnreiches  Zusam- 
menwirken von  Milchglasaus- 
schnitten in  der  schwarz  ge- 
strichenen Wand  der  feststehen- 
den Laterne  und  von  bewegli- 
chen Auschnittblenden  ermög- 
licht worden.  Aus  dem  Schaubild 
eines  solchen  Signals  in  Abb.  9 
dürfte  dieses  Zusammen ^\'irken 
annähernd  ersichtlich  sein  Die 
Anwendung  auf  einem  Bahnhof 
(in  einer  älteren  Ausführungs- 
form mit  runden  statt  quadra- 
tischen Punkten)  ist  in  Abb.  10 
wiedergegeben. 

Vergleichtman  dieses  Signal 
mit  dem  vorbeschriebenen,  in 
Abb.  5,  6,  a— d,  7,  dargestellten 
A. E.G. -Signal,  so  ist  der  angeb- 
liche Vorteil,  daß  es  keine  neuen 
Signalzeichen  anwende,  tatsäch- 
lich nicht  vorhanden,  indem 
durch  die  Hinzufügung  des  Licht- 
punktes nun  doch  je  ein  neues 
Signalbild  entsteht.  Die  Mitbe- 
nutzung der  Signalzeichen  für 
einfache  Signale  ist  allerdings 
nach  meiner  Auffassung,  die,  wie 
ich  weiß,  von  hervorragenden 
Signaltechnikern  geteilt  wird, 
kein  Vorzug,  sondern  ein  Nach- 
teil. Denn  für  zwei  verschiedene 
Dinge  (die  Stellung  einer  ein- 


Abb.  9.    S.  u.  H.- Signal. 


Abb.  10.    S.  u.  H.- Signale  auf  einem  Bahnhofe. 
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fachen  Weiche  und  die  Einstellung  eines  Fahrweges  durch  eine 
doppelte  Kreuzungsweiche  hindurch)  sollte  man  behufs  möglichst 
großer  Deutlichkeit  auch  verschiedene  Signalzeichen  verwenden. 
Die  neue  Signalzusammenstellung  hat  nun  aber  noch  die  Eigen- 
schaft, daß  das  Signalbild  weniger  deutlich  ausfällt,  als  bei  dem 
A.  E.  G.-Signal.  Es  ist  auf  erheblich  geringere  Entfernung  zu 
erkennen.  Wenn  zufällig  zwei  Signallaternen  dem  Auge  von 
weitem  als  nebeneinanderstehend  erscheinen,  so  kann  man  bei 
Dunkelheit  im  Zweifel  darüber  sein,  ob  der  Lichtpunkt  zu  dem 
rechtsstehenden  oder  zu  dem  linksstehenden  Signal  gehört.  Ein 
besonderer  Nachteil  des  S.  und  H. -Signals  ist  noch,  daß  es  kein 
einwandfreies  Störungsbild  bei  Zwischenstellungen  gibt.  Zwar 
wird  in  der  Druckschrift  von  S.  und  H.  ein  solches  Störungs- 
bild wiedergegeben.  (Abb.  11.)  Aber  dies  ist  offenbar  nur  ein 
Störungsbild,  für  das  maa  eine  möglichst 
geeignete  Zwischenstellung  der  Weichen 
ausprobiert  hat.  Es  ist  leicht  ersichtlich, 
daß  bei  der  verwickelten  Plendengestal- 
tunff  während  des  Um  tellens  nachem- 
ander  die  verschiedensten  Bilder  erschei- 
nen müssen,  daß  also  weder  überhaupt 
ein  einheitliches  Störungsbild  vorhanden, 
noch  die  Gewähr  dafür  besteht,  daß  bei 
jeder  beliebigen  Zwischenstellung  stets 
ein  deutlich  als  Störungsbild  anzuspre- 
chendes Signalbild  erscheint.  Es  kommt 
nicht  darauf  an,-  daß  ein  Weichensignal 
nur  in  irgendwelcher  einzelnen  Zw^'ischen- 
stellung  ein  deutliches  Störungsbild  auf- 
weist; vielmehr  muß  man  verlangen,  daß 
schon  bei  einer  geringen  Abweichung 
aus  einer  Endstellung  stets  ein  deutli- 
ches Störungsbild  sich  zeigt  und  daß 
dieses  während  der  ganzen  Umstellbewegung  erhalten  bleibt, 
wie  dies  bei  dem  vorbeschriebenen  Signal  durch  das  Erscheinen 
von  drei  Lichtbalken  (Abb.  7,  Mitte)  der  Fall  ist. 

Das  S.  und  H.-Signal  hat  nun  allerdings  bisher  einen  un- 
verkennbaren Vorzug  vor  allen  anderen  bisherigen  Anordnungen 
gehabt.  Es  läßt  sich  mit  sinngemäßer  Abänderung  auch  für  ein- 
fache Kreuzungsweichen  verwenden.  Bei  einfachen  Kreuzungs- 
weichen ist  es  in  der  Regel  geboten,  jedes  der  beiden  Zungen- 
paare unabhängig  von  dem  anderen  zu  stellen,  weil  man  sonst 
mit  Rücksicht  auf  erforderliche  Schutzstellungen  an  sich  ent- 
behrliche gegenseitige  Fahrtausschlüsse  erhält.  Die  Annahme 
von  Herrn  Dr.  Ing.  Jänecke  (S.  143  der  V.  W.),  die  beiden 
Zungenvorrichtungen  einer  einfachen  Kreuzungsweiche  würden 
immer  gleichzeitig  derart  umgestellt,  daß  entweder  die  beiden 
geraden  Stränge  fahrbar  sind  oder  die  eine  Bogenfahrt,  ist  also  un- 
zutreffend. Vielmehr  gibt  es  auch  hier,  wie  bei  den  doppelten 
Kreuzungsweichen,  zweimal  zwei  oder  vier  Kombinationen  von 
Weichenstellungen,  also  Bedarf  für  vier  verschiedene  Signal- 
bilder.   Wenn  man  nach  Abb.  12  a — d  von  der  Einstellung  für 


durchaus  dem  Sinn?  des  ganzen  bei  diesem  Signal  angewendeten 
Verfahrens  entsprechend,  durch  zwei  nebeneinanderstehende 
schmale  weiße  Rechtecke  gebildet.    (Abb.  13.)    Für  das  A.  E.  G.- 


Abb. 1 1.  Störungsbild 
des  S.  V.  H.  Signals. 


Abb.  12a  — d. 


Schematische  Darstellung  der  Einstellungen  einer 
einfachen  Kreuzungsweiche. 


die  einzige  Bogenfahrt,  die  nach  Abb.  12  a  links  herum  an- 
genommen sei,  ausgeht,  so  ergibt  sich  durch  Umstellen  des 
hinteren  Zungenpaars  die  von  rechts  vorn  nach  links  hinten 
durchkreuzende  Fahrt  (Abb.  12b),  durch  Umstellen  des  vorderen 
Zungenpaars  (aus  derselben  Anfangsstellung)  nach  Abb.  12  c 
die  von  links  vorn  nach  rechts  hinten  durchkreuzende  Fahrt. 
Für  die  beiden  Gegenfahrrichtungen  gilt  dasselbe.  Stellt  man 
aber  aus  der  Anf angsstellung  beide  Zungenpaare  um  (Abb.  12  d), 
so  erhält  man  statt  der  anderen  Bogenfahrt  der  doppelten 
Kreuzungsweiche,  die  hier  bei  der  einfachen  fehlt,  beide  geraden, 
miteinander  kreuzenden  Wege  gleichzeitig  fahrbar.  Um  ein 
Signal  für  doppelte  Kreuzungsweichen  auch  für  einfache  Kreu- 
zungsweichen verwendbar  zu  machen,  hat  man  also  das  Signal 
für  eine  der  beiden  Bogenfahrten  in  ein  solches  für  zwei  sich 
durchkreuzende  gerade  Fahrten  zu  verwandeln.  Die  anderen  drei 
Signalbilder  bleiben  unverändert.  Bei  der  S.  und  H. -Signal- 
laterne wird  das  Signalbild  für  die  beiden  kreuzenden  Fahrten, 


Abb.  13.    S.  u.  H.-Signal  für  einfache  Kreuzungsweichen  bei 
Einstellung  für  zwei  kreuzende  Fahrwege. 

Signal  fehlte  bisher  eine  entsprechende  Lösung.  Sie  ist  aber 
neuerdings  auch  vom  Verfasser  grundsätzlich  gefunden  und  von 
der  A.  E.  G.  in  sehr  einfacher  Weise  konstruktiv  gelöst.  Es 
handelt  sich  nur  darum,  daß  bei-  der  Zungenstellung  nach 
Abb.  12  d  die  beiden  Signalblenden  verhindert  werden,  nach 
links  hinüberzuschlagen  und  in  senkrechter  Mittelstellung  ver- 
harren,   wie  dies   (Abb.   14)   das    Schaubild    des  ausgeführten 


Abb.  14.    A. E.G.- Signal  für  einfache  Kreuzungsweichen  bei 
Einstellung  für  zwei  kreuzende  Fahrwege. 

Signals  zeigt.  Man  sieht  sofort,  daß  hier  beide  sich  kreuzenden 
Wege  fahrbar  sind.  Für  den  Anschluß  der  Blenden  an  die 
Zungen   ist   die   Einschaltung  federnder  Teile  von  Bedeutung. 

Die  Abb.  14  zeigt  neben  den  vier  ein  liegendes  Kreuz 
bildenden  Lichtbalken  auf  einer  Seite  einen  festen,  runden  Licht- 
punkt. Die  Hinzufügung  dieses  Punktes  hat  den  doppelten 
Zweck,  einmal  dem  Lokomotivführer  schon  von  weitem  erkenn- 
bar zu  machen,  daß  es  sich  um  ein  Signal  einer  einfachen 
Kreuzungsweiche  handelt,  und  ferner  noch,  anzuzeigen,  auf 
welcher  Seite  diese  einfache  Kreuzungsweiche  keine  Bogenver- 
bindung  besitzt.  Versuche  bei  Tage  und  bei  Dunkelheit  haben 
erwiesen,  daß  das  Signal  einschl.  des  besonderen  Lichtpunktes 
auf  große  Entfernungen  deutlich  zu  erkennen  ist. 

In  weiten  Kreisen  scheint  die  Ansicht  verbreitet  zu  sein, 
als  sei  bereits  das  Signal  von  Siemens  und  Halske  endgültig  ein- 
geführt. Das  ist  nicht  der  Fall.  Vielleicht  hat  zur  Erweckung 
dieser  Ansicht  der  Umstand  beigetragen,  daß  bei  der  Be- 
schreibung in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Eisenbahnsiche- 
rungswesen (das  Stellwerk  1916,  S.  153)  das  S.  und  H.-Signal 
nicht  ganz  glücklich  als  ,,das  neue  Probesigna]  der  preußisch- 
hessischen Staatsbahnen"  bezeichnet  wurde.  Auch  der  Umstand, 
daß,  nachdem  die  Versuche  mit  dem  A.  E.  G.-Signal  zu  einem 
durchaus  befriedigenden  Abschluß  geführt  hatten,  nunmehr  seit 
mehreren  Jahren  nur  noch  Versuchsausführungen  des  neueren 
Signals  stattfanden,  mag  irreführend  gewirkt  haben.  Tatsächlich 
ist  aber  bisher  noch  keine  endgültige  Entscheidung  herausgegeben, 
tmd  ich  weiß  aus  zuverlässigster  Quelle,  daß  die  Zentralstelle 
der  Reichsbahn  den  Willen  hat,  die  Entscheidung  nach  gutacht- 
licher Aeußerung  der  in  den  zuständigen  Ausschüssen  sitzenden 
Fachmänner  durchaus  objektiv  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Urteil  der  Praxis  zu  treffen,  was  ja  übrigens  auch  selbstverständ- 
lich ist.  Darum  bin  ich  davon  überzeugt,  daß  diese  meine  Aus- 
führungen, wenn  sie  auch  den  eigenen  Ansichten  der  Reichs- 
bahnzentralstelle vielleicht  zuwiderlaufen,  ihr  doch  erwünscht 
sein  müssen,  weil  sie  auf  eine  möglichste  Klärung  der  Anschau- 
ungen abzielen. 

Denn  darüber  kann  ja  doch  keine  Meinungsverschiedenheit 
herrschen,  daß  für  die  zu  treffende  Entscheidung  nicht  irgend- 
welche Theorie,  sondern  nur  die  Antwort  auf  die  Frage  maß- 
gebend sein  kann,  welches  der  beiden  Signale  von  dem  be- 
teiligten Personal  am  schnellsten  und  sichersten  erkannt  werden 
kann,  und  welches  folglich  die  größere  Gewähr  für  Vermeidung 
von  Betriebsgefahren  bietet.  In  dieser  Beziehung  heißt  es  in 
einem  Aufsatz  in  der  Lokomotivtechnik  (Neue  Folge  der  Zeit- 
schrift für  Lokomotivführer),  Heft  1  vom  April  1919:  „Das  von 
der  A.  E.  G.  gebaute  und  ebenfalls  erprobte  Versuchssignal  be- 
dient sich  keiner  besonderen  typischen  Signalzeichen.  Dem  im 
Signalbuch  festgelegten  System  paßt  es  sich  nur  insofern  an, 
als  es  auch  ein  weißes  Bild  auf  schwarzem  Grunde  gibt.  Von 
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dem  Versuchssignal  der  Staatsbahn  unterscheidet  es  sich  grund- 
sätzlich dadurch,  daß  es  dem  Führer  nicht  ein  für  jeden  Sonder- 
fall erfundenes  Bild  gibt,  das  er  sich  gedächtnismäßig  einprägen 
mu£,  sondern  daß  es,  auf  den  Grundgedanken  des  einfachen  Pfeil- 
signals zurückgreifend,  einen  eindeutigen  Wegweiser 
geben  will,  von  dem  man,  ohne  eine  besondere  Ueberlegung  an- 
stellen zu  müssen,  den  für  die  Durchfahrt  freien  Weg  ablesen 
kann.  Es  projiziert  gewissermaßen  das  Wirklichkeitsbild  der  mit- 
einander verbundenen  Gleisstränge  auf  die  Sichtwand  der  Laterne. 
—  Die  Bedingung  einer  V'ernieidnng  jeder  Verwechslungsmögl  ch- 
keit  mit  anderen  Signalen  ist  hier  bei  der  Verwendung  nur  einer 
Laterne  nicht  so  wesentlich,  wie  die  Verwechslungsmöglichkeit 
der  einzelnen  Laternenbilder  unter  sich,  oder  besser  gesagt,  die 
Möglichkeit  der  Fehldeutung  eines  Signalbildes.  Nach  dieser 
Richtung  scheint  das  Staatsbahnsignal  dem  der  A.  E.  G.  unter- 
legen zu  sein,  weil  es  mit  vier  verschiedenen  aus  denselben 
Grundelementen  zusammengesetzten  Bildern  arbeitet,  während 
das  A.  E.  G. -Signal  nur  zwei  verschiedene  Bilder,  eine  gerade 
Balkenkette  und  ein  Winkelbild  bietet,  die  durch  ihre  Lage  den 
wirklichen  Zustand  vollkommen  eindeutig  darstellen.    Die  Asso- 


ziationswirkung ist  beim  A.  E.  G.-Signal  eine  vollkommenere, 
weil  bei  ihm,  wie  vorhin  schon  gesagt  worden  ist,  nur  ein  Lesen 
des  aufgezeichneten  Weges  erforderlich  ist,  so  daß  sich  das  Er- 
kennen des  Zeichens  mit  der  Auslösung  des  entsprechenden 
Willensaktes  beim  Lokomotivführer  zeitlich  fast  absolut  deckt. 
Das  Staatsbahnsignal  arbeitet  dagegen  mit  unterschiedlichen 
Bildern,  die  dem  Gedächtnis  einverleibt  werden  müssen  und  da- 
her auch  vergessen  werden  können.  Nicht  die  Normalzustände, 
sondern  die  Ausnahmefälle  im  Seelenleben  des  auf  der  Maschine 
stehenden  Lokomotivführers  müssen  maßgebend  sein,  wenn  es 
sich  um  die  Verbesserung  von  an  sich  brauchbaren  Sicherungs- 
anlagen handelt."  In  Heft  3  (1919)  der  Lokomotivtechnik 
spricht  sich  dann  der  Lokomotivführer  Hüter  in  ähnlichem 
Sinne  aus. 

Da  meine  Ausführungen  als  nicht  unbefangen  erscheinen 
könnten,  habe  ich  diese  Aeußerungen  von  jedenfalls  nicht  be- 
fangenen Praktikern  angeführt.  Sehr  erwünscht  wäre  es,  wenn 
nun  auch  eine  Aeußerung  in  gegenteiligem  Sinne  in  dieser  Zeit- 
schrift erfolgte,  damit  deren  Leser  sich  über  das  Für  und  Wider 
selbst  ein  zutreffendes  Bild  machen  könnten. 


ZWECKMÄSSIGSTE  BUCHFÜHRUNGSART  IN  ÖFFENTLICHEN 
WIRTSCHAFTSBETRIEBEN  UNTER  BERÜCKSICHTIGUNG  DER 

FINANZWIRTSCHAFT. 

VON  BAURAT  DR.-ING.  FRIEDRICH  KLEMANN,  BERLIN. 


(Schluß) 


3.  Erfahrungen  anderer  öffentlicher  Wirtschaftsbetriebe. 


Bedeutungsvoll  ist,  daß  d  i  e  Städte,  die  bei  ihren  Wirt- 
schaftsbetrieben eine  aus  der  kam.  und  d.  k.  Bf.  gemischte  Buch- 
führungsart eingeführt  haben,  damit  sämtlich  die  besten  Er- 
fahrungen gemacht  haben.")    Die  Stadt  Berlin  z.  B.  führt  aus:^«) 

„Wir  halten  für  die  städtischen  Betriebe  die  kam.  Bf.  (neben' 
der  zur  Ermittlung  des  Jahresergebnisses  kaufmännische  Konten 
geführt  werden)  im  allgemeinen  für  zweckmäßig,  weil  sie  sich 
eng  an  den  Haushaltsplan  der  Gemeinde  anschließt,  die  Führung 
der  Kassenbücher  in  einfacher  Form  ermöglicht  und  das  Ver- 
waltungsergebnis am  Jahresschluß  zuverlässig  und  ausreichend 
klar  erkennen  läßt." 

Ueber  die  Bf.  der  Stadt  Charlottenburg  hat  ein  Bücher- 
revisor ein  Gutachten  ausgearbeitet,  in  dem  es  heißt:  ^^)  „Bei 
dieser  Sachlage  sind  die  beiden  Buchführungen  als  gesonderte 
Buchführungen  nicht  zu  betrachten,  sondern  lediglich  als  Teile 
einer  einzigen  Bf.";  und  er  bestätigt,*')  daß  sie  „alles  das  nach- 
weist, was  nachzuweisen  die  Aufgabe  einer  kaufmännischen 
Bf.  ist". 

Rixdorf  (Neukölln)  hat  ebenfalls  die  kam.  Bf.  als  Grund- 
lage; ,, durch  eingerichtete  Hilfskonten  findet  aber  dort  eine 
Ueberführung  in  die  Bf.  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  statt. 
Es  wird  dadurch  möglich,  eine  kaufmännische  Bilanz  zu  ziehen. 
Die  Rechnungslegung  erfolgt  auf  Grund  der  kam.  Bf.  Dieses 
gemischte  System  hat  sich  bewährt  und  soll  auch  bei  dem  neu 
zu  errichtenden  Elektrizitätswerk  eingeführt  werden".") 

Noch  bedeutsamer  aber  erscheint  die  Tatsache,  daß  eine 
Reihe  von  Städten  mit  Rücksicht  auf  den  Anschluß  an  die  Haus- 
haltspläne von  der  d.  k.  Bf.  zu  einem  gemischten  System,  ähn- 
lich wie  die  Tsingtauer  Werft,  übergingen,  zur  kam.  Bf.  unter 
Weiterführung  der  Vermögenskonten,  oder  wie  die  Stadt  Halle 
z.  B.  es  ausdrückt:'-)  „Die  kaufmännische  Bf.  blieb  nebenher 
bestehen,  aber  nur  in  einfachster  Form  als  Ergänzung  der  kam. 
Buchführung." 

Und  die  Stadt  Forst  i.  L.  führt  aus:")  „Nach  allen  Er- 
fahrungen, welche  hier  gemacht  worden  sind,  ist  man  zu  dem 
Ergebnis  gekommen,  daß  weder  die  rein  kameralistische  noch 
die  rein  kaufmännische  Bf.  für  die  Betriebswerke  das  Richtige 
ist,  sondern  daß  man  vermittelst  einer  gemischten  —  teils  kam., 
teils  k.  Bf.  —  suchen  muß,  die  Vorteile  beider  Arten  von  Bf. 
zu  vereinigen,  damit  es  einerseits  möglich  ist,  den  gesetzlichen 
und  behördlichen  Vorschriften  zu  genügen  und  nach  dem  auf- 
gestellten Etat  zu  arbeiten,  andererseits  die  Vorteile  der  kauf- 
männischen' Bf.  überall  da  zu  benutzen,  wo  die  kameralistische 
sich  teils  nicht  als  zweckmäßig  erweist,  teils  überhaupt  nicht 
anwendbar  ist.  Bei  einer  zweckentsprechenden  Vereinigung  ent- 
stehen auch  durch  die  Führung  zweier  Buchungsarten  keine 
wesentlichen  Mehrarbeiten." 

Der  Hauptgrund  für  die  Rückkehr  zur  kam.  Bf.  als  Grund- 
lage war  eben  die  Jahresgeldrechnung,  die  im  Anschluß  an  den 


")  Vgl.   Glaubach,  S.  48  ff. 

88)  Ebendort,  S.  49. 

»«)  Ebendort,  S.  51. 

*«)  Ebendort  S.  52. 

«•)  Glaubach,  S.  62. 

*2)  Ebendort,  S.  79. 

*»)  Ebendort,  S.  78. 


Haushaltsplan  zu  erfolgen  hat.  Darum  dringen  auch  die  Schrift- 
steller, die  für  die  d.  k.  Bf.  eintreten,  auf  Loslösung  der  Wirt- 
schaftsbetriebe aus  dem  allgemeienn  Haushalt  und  auf  Beseiti- 
gung des  Bruttoprinzips,  Marcus  führt  aus:")  „Mit  dieser  Selb- 
ständigmachung  hören  die  Eigentümlichkeiten  auf,  die  der  kam. 
Bf.  infolge  des  engen  Zusammenhanges  der  Wirtschaftsbetriebe 
mit  dem  allgemeinen  Staatshaushalte  anhaften;  gleichzeitig 
fallen  alle  die  Einwände  fort,  die  man  gegen  die  Einführung  der 
kaufmännischen  Bf.  aus  staatsrechtlichen  Bedenken  gemacht 
hat,"  und:  ,,Alle  Bedenken  gegen  diese  fallen  fort,  wenn  die 
staatlichen  und  kommunalen  Wirtschaftsbetriebe  als  selbständige 
juristische  Personen  dem  Staate  und  den  Kommunen  gegenüber- 
ständen, wodurch  es  sich  erübrigte,  nebenher  noch  eine  kame- 
ralistische Rechnung  zu  führen,  wie  das  augenblicklich  bei  den 
staatlichen  und  kommunalen  Werken  mit  kaufmännischer  Bf. 
geschieht."'^)  Bei  den  Wirtschaftsbetrieben'  der  Stadt  Wien 
,, erscheinen  nur  deren  Beiträge  zur  Verzinsung  und  Tilgung  von 
Anlehen  und  etwaige  neue  Investioncn  aus  Anlehen-  und  Ge- 
meindegeldern, wie  auch  die  abgelieferten  Ueberschüsse  im 
Rechnungsabschluß",  zitiert  Marcus;  '*)  und  nur  für  diesen  Fall, 
wo  der  Etat  zu  einer  rein  formellen  Institution  wird,'^)  glaubt 
er,  „daß  die  kaufmännische  Bf.  imstande  ist,  die  Anforderungen, 
die  eine  Etatsaufstellung  macht,  zu  erfüllen".") 

Sulzberger  sagt  geradezu:  ,,Die  bisherige  Uebung,  alljähr- 
lich in  einem  Voranschlag  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  fest- 
zusetzen und  deren  Einhaltung  von  den  Ausführungsorganen  zu 
fordern  und  im  Wege  der  Kameralbuchführung  zu  prüfen,  steht 
im  Widerspruch  mit  dem  Wesen  eines  modernen  Erwerbs- 
betriebes";'^)  er  möchte,  wie  Waldschmidt*'')  den'  Voranschlag 
an  Hand  einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung  vornehmen.  ,,Eine 
Konsequenz  dieser  vollständigen  Aufnahme  der  kaufmännischen 
Bf.  ist  allerdings  die  Preisgabe  der  ^'orteile  des  Bruttoetats- 
syste'ms".^")  Und  diese  Konsequenz  will  jetzt  die  sächsische  Re- 
gierung bei  ihren  gewerblichen  Betrieben  ziehen.") 

Auch  Reisch  vertritt  den  Standpunkt,  daß  die  Erwerbs- 
betriebe aus  dem  all.cemeinen  Haushalt  losgelöst  werden  müßten. 

Zu  diesem  Ergebnis  kam  auch  eine  Kommission  der  Stadt- 
verordneten in  Königsberg  i.  Pr.  Sie  war  eingesetzt  worden,  um 
die  Zweckmäßigkeit  ,,der  Einrichtung  einer  vollständigen  d.  k. 
Bf."  zu  prüfen,  als  während  des  Krieges  die  bis  dahin  gut- 
gehende Gasanstalt  mit  Verlust  abschnitt  und  „das  Publikum 
ein  Mißtrauen  gegen  die  kam.  Bf.  hegte".  Die  Kommission  konnte 
die  Ein'führung  der  d.  k.  Bf.  nur  empfehlen,  „wenn  die  Selbst- 
verwaltung der  Gasanstalt  vom  allgemeinen  Städtischen  Etat 
losgelöst  würde".^-) 


4^)  Marcus,  S.  61  ff. 

Ebendort,  S.  49. 
«)  Ebendort,  S.  62. 

Ebendort,  S.  63. 
*")  Seite  50. 

Seite  32  ff.,  sowie  z.   B.  in  einem  Aufsatz  ,, Buchführung  in  Staats- 
betrieben" in  der  Zeitschrift  ,, Glückauf"  vom  2.  Juli  1910. 
5")  Seite  50 

61)  Vergl.  Seite  sn+. 

62)  Nr.  551  der  Königsberger  Hartungscheh  Zeitung  vom  30.  November 
1916.  —  Daß  im  übrigen  in  der  Verwaltung  der  Gasanstalt  der  Verlust  erst 
nach  erfolgtem  kaufmännischem  Abschluß  erkannt  wurde,  zeigt,  daß  keine 
systematische  laufend  geführte  Selbstkostenrechnung  vorhanden  war,  mit  deren 
Hilfe  schon  während  des  Jahres  auf  notwendige  Tarifänderungen  hätte  ge- 
drungen werden  können. 
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Dasselbe  zeigt  auch  das  Beispiel  bei  Schmidt,^^)  der  im  übri- 
gen ohne  zu  bemerken,  wie  er  damit  seine  Forderung  der  d.  k. 
Bf.  gefährdet,  ausdrücklich  sagt,^')  daß  neben  der  vollständig 
durchgeführten  d.  k.  Bf.  das  Legen  einer  Jahresgeldrechnung 
,.sich  für  die  kommunalen  gewerblichen  Unternehmungen  doch 
als  eine  Notwendigkeit  erweisen  dürfte,  weil  anderenfalls  die 
Mitglieder  der  kommunalen  Körperschaften  gar  nicht  übersehen 
können,  ob  die  Verwaltung  nach  den  im  Haushaltungsplan  fest- 
gelegten Zahlen  gewirtschaftet  hat".  Hier  entsteht  also  tat- 
sächlich ein  ,,Dualismus",'^=)  der  unnötige  Arbeit  und  manche 
Schwierigkeiten  im  Gefolge  hat. 

Daß  die  alleinige  Anwendung  der  d.  k.  Bf.  neben  dem  Brutto- 
ftat  zu  Unklarheiten  führt,  beweisen  auch  die  Abschlüsse  der 
Preußisch  Staatlichen  Porzellanmanufaktur,  die  sich  gerade  ihre 
d.  k.  Bf.  zugute  hält."*«) 

Passow  schreibt:")  ,, Manche  ,, Bilanzen"  (öffentlicher  Wirt- 
schaftsbetriebe) haben  überhaupt  nicht  viel  mehr  als  die  Ueber- 
schrift  mit  geschäftlichen  Bilanzen  gemein  —  das  gilt  z.  B.  von 
der  ,, Bilanz"  der  Preußischen  Staatlichen  Porzellanmanufaktur, 
wie  sie  in  den  Anlagen  zum  Staatshaushaltsplan  regelmäßig  ver- 
öffentlicht wird."  Auch  ist  der  von  ihr  bewirkte  Zusammenhang 
mit  dem  Haushaltsplan  schwerfällig  und  bedenklich.  Sie  führt 
V..  B.  für  1912  an  die  Generalstaatskasse  rund  122  000  M.  ab, 
weist  aber  nur  einen  kaufmännischen  Gewinn  von  rund  49  000  M. 
nach,  verteilt  also  gleichsam  Kapitalvermögen  als  Dividende. 

Gewiß  kann  sich  die  d.  k.  Bf.  dem  Bruttoetat  anpassen,  aber 
es  w'iderspricht  dem  Wesen  dieser  Buchführungsart.  ^^ 

Bei  vorliegendem  Nettoetat,  wie  ihn  z.  B.  die  Preußische 
Staatsbank  (Seehandlung)  hat,  ist  die  Anwendung  der  d.  k.  Bf. 
stets  möglich.  Ob  es  aber  zweckmäßig  ist,  für  öffentliche  Wirt- 
.schaftsbetriebe  im  größeren  Umfange  zum  Nettoetat  überzugehen, 
also  die  Haushaltsform  der  Bf.  anzupassen,  das  wird  noch  ein- 
gehend zu  behandeln  sein.'^«)  Neben  dem  Bruttoetat  ist  die  d.  k. 
Bf.  unzweckmäßig,  vielmehr  am  geeignetsten  eine  gemischte 
Buchführungsart  aus  kam.  Bf.  und  laufend  geführten  Ver- 
mögenskonten nebst  systematischer  Selbstkostenrechnung.  Die 
Gestaltung  des  Haushaltsplanes  selbst  aber,  dem  sich  die  Bf, 
anschließen  muß,  ist  neben  den  ,, materiellen  Grundsätzen,  die  bei 
der  Aufstellung  der  Bilanz  .  .  .  befolgt  werden",«»)  entscheidend 
fiir  die  Klarheit  der  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  Betriebes.  In'  seiner  Gestaltung  darf  nicht  mit  der 
Finanzgebarung  die  Darstellung  der  Wirtschaftsführung  ver- 
quickt werden:  Unbekümmert  um  die  kaufmännischen  Ver- 
mögens- und  Erfolgsberechnungen  müssen  in  die  Haushaltspläne 
die  tatsächlichen  baren  Einnahmen  und  Ausgaben  eingestellt 
werden,  selbst  wenn  die  Ausgaben  höher  sind,  als  die  Einnahmen; 
'lem  kann  aber  insofern  vorgebeugt  werden,  als  man  grundsätz- 
lich einmalige  außerordentliche  Ausgaben  für  Vermehrung  der 
Anlagen  und  Betriebsgegenstände  vorsieht. 

III.  TEIL. 

Die  Buchführung  und  Plangestaltung  in  ihren  Beziehungen 
zur  Finanzwirtschaft. 
1.  Buchführung  und  laufende  Geldwirtschaft. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Haushaltsform  geradezu  ent- 
scheidend ist  für  die  Anwendbarkeit  einer  Buchführungsart. 
l'.he  wir  aber  ein  endgültiges  Urteil  darüber  fällen  können, 
welches  die  zweckmäßigste  Buchführungsart  für  öffentliche  Be- 
triebe ist,  müssen  wir  die  Grundsätze  der  Plangestaltung  unter- 
suchen, im  Besonderen  die  Frage,  ob  es  mit  Rücksicht  auf  die 
(.esamt-Fmanzwirtschaft  notwendig  ist,  für  die  Wirtschafts- 
betriebe den  Bruttoetat  der  Aufwandswirtschaft  anzuwenden, 
neben  dem  die  d.  k.  Bf.  als  unzweckmäßig  erkannt  ist,  oder  ob 
das  Nettoprinzip  in  größerem  Umfange  in  der  öffentlichen  Ver- 
waltung Anwendung  finden  kann. 

Sehr  zur  Klärung  der  Grundsätze  trugen  bei  die  Vorschläge 
von  Gwinners  und  die  sich  anschließenden  Verhandlungen 
im  Herrenhaus,  in  den  Jahren  1910  bis  1913.  Von  Gwinner  ging 
von  dem  Gesichtspunkte  aus,*)  daß  die  für  ein  Großunternehmen 
richtigen  Erwägungen  auch  für  den  Staat  zutreffen  müßten-  er 
glaubte,  statt  auf  Betriebskosten  der  Preußischen  Eisenbahnen 
(aus  dem  Extraordinarium)  die  Aniageerwaiterungen  der  Eisen- 
bahn zu  bestreiten  und  statt  gleichzeitig  zur  Balanzierung  des 
Gcsamthaushaltes  eine  Defizitanleihe  aufzunehmen,  sei  es  rich- 
tiger, durch  geringere  Einstellungen  von  außerordentlichen  Aus- 
gaben den  Haushalt  zu  balanzieren  und  für  die  werbenden  An- 
lagen eine  Eisenbahnanleihe  aufzunehmen;  und  er  wollte  ferner 
dem  Betnebe  größere  Bewegungsfreiheit  geben. 

ü?-?"''^ f'^''??™  aUgemein  „die  Bh.  für  die  gewerb- 

hohen  Betnebe  der  Geme.nden"  behandeln;  das  Thema  wird  im  Vorwort 
schon  eingeschränkt '  auf  „die  gewerblichen  auf  Gewinnerzielung  gerichteten 
Unternehmungen';  und  auch  ditb  wird  nicht  durchgeführt,  sondern  nur  im 
Vorwort  allgemein  behauptet,  das  für  diese  Betriebe  , .allein  die  d  k  Bh 
'Z.  A^^^  B"?!'  selbst  gibt  nichts   weiter  als  die  Darstellung 

der  d.  k.  Bf.  eines  Sonderfalles. 

.Seite  59. 
5')  Barenthin,  Seite  96. 

'«)  Ehendort  Seite  94  ff.  ' 
")  Bilanzen  II  Seite  284. 
")  Vgl.  Teil  III,  1. 

5»)  Passow,  Preuß.  Eisenbahnen  Seite  116. 
')  27.  Mai  1910. 


Aber  ein  anderer  Vertreter  der  Großfinanz,  Delbrück, 
gab  später  den  Gegenausführungen  des  Finanzministers  recht;  ^) 
er  schloß:  ,, Diese  größere  Bewegungsfreiheit  ist  gerade  das, 
was  ich  fürchte.  Wir  reißen  damit  den  Damm  ein,  den  wir 
weise  gegen  die  Zuguiffe  anderer  Ressorts  eingrichtet  haben  .... 
Der  Landtag  wird  die  Steuerzuschläge  nicht  mehr  bewilligen.  Es 
wird  die  Begehrlichkeit  der  anderen  Ressorts,  des  Landtages  und 
des  ganzen  Landes  ita  ungeahnter  Weise  gesteigert  werden,  und 
wenn  die  von  den  Herren  von  Gwinner  und  Kirchhoff  empfoh- 
lenen Grundsätze  sich  für  private  Unternehmungen  empfehlen 
mögen,  so  ist  dies  für  Staatsbetriebe  nicht  der  Fall",  und  er 
bitte,  ,, festzuhalten  an  den  altbewährten  Grundsätzen  der  Soli- 
dität und  Vorsicht." 

Und  diese  Grundsätze  sind  die,  daß  sämtliche  für  öffentliche 
Zwecke  erforderlichen  Ausgaben  eines  Rechnungsjahres  durch 
eingehende  Bareinnahmeh,  Steuern,  Gebühren,  aus  Staatsbesitz 
und  Staatsbetrieben  gedeckt  werden  müssen. 

Nur  im  Notfalle,  wenn  diese  nicht  ausreichen,  ist  die  Finanz- 
verwaltung gezwungen,  schwebende  oder  fundierte  Schulden 
aufzunehmen;  diese  sind  aber  möglichst  zu  vermeiden;  denn  ab- 
gesehen von  der  sich  ergebenden  Schuldenwirtschaft ')  sind 
stets  mit  solcher  Geldbeschaffung  Verluste  aus  den  Zinsen  und 
der  Begebung  der  Anleihen  verbunden. 

Die  Voranschläge  müssen  ferner  so  vorsichtig  aufgestellt 
sein,  daß  keine  Störung  infolge  unerwarteter  Mindereinnahmen 
oder  Mehrausgaben  des  Gesamthaushaltes  entstehen,  die  eine 
Begebung  von  Anleihen  erforderlich  machen.  Sonst  würde  die 
öffentliche  Schuldenwirtschaft  ungesund  und  der  Kurs-  und 
Zinssatz  der  vorhandenen  oder  unumgänglich  erforderlichen 
Anleihen  ungünstig  beeinflußt  werden.") 

Um  eine  so  geordnete  Finanzwirtschaft  zu  ermöglichen, 
sind  nun  verschiedene  Wege  gangbar,  die  im  Folgenden  be- 
sprochen und  daraufhin  untersucht  werden,  ob  und  für  welche 
öffentlichen  Wirtschaftsbetriebe  sie  sich  eignen. 

a)  Das  reine  Bruttoprinzip. 

Für  die  öffentliche  Finanzwirtschaft  hat  das  Bargeld  eine 
weit  höhere  Bedeutung  als  für  den  Kaufmann,  bei  dem  für  den 
Jahresabschluß  die  übrigen  Aktiva  eine  ebenbürtige  Rolle  spielen. 
Aber  auch  der  Kaufmann  macht  sich  einen  Ueberschlag  über 
die  voraussichtliche  Finanzlage  des  kommenden  Geschäftsjahres, 
den  voraussichtlichen  Geldbedarf,  Belastung  des  Bankkredits 
und  etwaige  notwendige  Geldaufnahmen;  und  je  größer  das 
Unternehmen  ist,  desto  eingehender  muß  der  Voranschlag  in 
einer  dem  öffentlichen  Haushalt  ähnlichen  Form  erfolgen.  Für 
den  Kaufmann  ist  aber  diese  Uebersicht  des  Bargeldverkehrs 
von  nachgeordneter  Bedeutung;  dagegen  ist  für  ihn  wesentlich 
die  Feststellung  des  kaufmännischen  Gewinnes  unter  Berück- 
sichtigung aller  Verhältnisse  und  Vorsorge  dafür,  daß  nicht 
Teile  des  Kapitals  als  Gewinn  zur  Verteilung  kommen. 

Die  öffentliche  Verwaltung  dagegen  mag  Betriebe  unter- 
halten, für  die  ausdrücklich  Gewinnabsicht  ausgesprochen  ist,  die 
sogar  im  freien  Wettbewerb  mit  der  Privatindustrie  stehen. 
Daß  Bilanzen  und  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  für  solche 
Betriebe  notwendig  sind,  darüber  ist  nur  noch  eine  Meinung 
vorhanden;  ,,denn  es  ist  vollkommen  verfehlt,  eine  Betriebs- 
wirtschaft, in  der  sich  Aufwand  und  Erfolg  bedingen,  lediglich 
nach  der  Höhe  der  Geldeinnahmen  und  Ausgaben  beurteilen  zu 
wollen.  Hierfür  kann  nur  der  wirtschaftliche  Gesamterfolg, 
d.  h.  der  Gewinn  und  Verlust  maßgebend  sein".'^)  Auch  ist  für 
die  Erzeugung  des  Willens  zum  Erfolg,  für  Durchdringung  eines 
Betriebes  mit  kaufmännischem  Geist  natürlich  Vorbedingung, 
daß  ihm  der  Erfolg  vor  Augen  geführt  wird.  Und  doch  ist  die 
Feststellung  des  kaufmännischen  Gewinnes  nur  von  nachgeord- 
neter Bedeutung  für  den  Staat.  Für  den  öffentlichen  Haushalt 
ist  sie  ohne  Bedeutung;  für  ihn  handelt  es  sich  letzten  Endes 
nur  um  die  baren  Einnahmenüberschüsse.  Ein  Betrieb  mag 
kaufmännisch  noch  so  gewinnbringend  arbeiten,  und  gleich- 
zeitig können  seine  kam.  Ausgaben  höher  sein  als  die  Ein- 
nahmen,*) also  planmäßige  Zuschüsse  erforderlich  machen. 
Für  die  Finanzverwaltung  bringt  ein  Betrieb  keinen  Nutzen, 
wenn  er  nicht  bare  Einnahmeüberschüsse  zur  Verwendung  für 
anderweitige  öffentliche  Ausgaben  liefert.  Daher  muß  die 
Finanzverwaltung  auf  eingehende  Veranschlagung  und  Ueber- 
wachung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  dringen.  Natürlich 
können  auch  bei  eingehend  aufgestelltem  Voranschlag  Rück- 
schläge erfolgen;  durch  besonders  ungünstige  und  vorher  nicht 
zu  übersehende  Verhältnisse  können  die  wirklichen  Ausgaben 
nicht  unerheblich  größer,  die  wirklichen  Einnahmen  kleiner  sein 
als  die  planmäßig  vorgesehenen.  Aber  der  Bruttoetat  im  Verein 
mit  der  kam.  Bf.  baut  solchen  Ueberraschungen  vor,  soweit  es 
überhaupt  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt. 


2)  8.  April  1911. 

^)  Deutschland  befindet  sich  in  einer  fast  hoffnungslosen  Schuldenwirt- 
schaft, aus  der  zur  Zeit  ein  Ausweg  nicht  sichtbar  ist.  Um  so  mehr  aber 
müssen  die  Grundsätze,  die  allein  zur  Gesundung  führen  können,  befolgt 
werden. 

*)  Conrad  III,  Seite  260. 

^)  Barenthin,  Seite  62. 

»)  Vergl.  II,  1.  Das  Beispiel  der  Tsingtauer  Weift. 


303 


Zweckmäßigste  Buchführungsart  usw. 


16.  Jahrg     Heft  29.    20.  Juli  1922 


Aus  diesem  Grunde  sind  eingehende  Haushaltsvoranschläge 
nach  sämtlichen  Einnahme  nund  Ausgaben  erforderlich,  und  „je 
größer  die  Wirtschaft  ist,  je  schwankender  sich  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  gestalten,  um  so  notwendiger  wird  der  Voran- 
schlag sein,  um  so  sorgfältiger  und  detaillierter  muß  er  durch- 
geführt werden".^)  Mit  Voranschlägen  nicht  bar  vorhandener 
kaufmännischer  Gewinne  wäre  dem  Staat  nicht  gedient. 

Und  so  führte  in  der  Zuschrift  an  Glaub  ach  die  Stadt 
Gnesen  aus:^)  „Unseres  Erachtens  könnte  das  kam.  Bf.-System 
allein  auch  für  die  werbenden  Betriebe  genügen  und  wäre  ihm 
der  Vorzug  zu  geben.  Der  nach  der  k.  Bf.  ermittelte  Reingewinn 
stellt  nicht  immer  den  für  die  Gemeinde  verfügbaren  Betrag  dar; 
er  besteht  vielmehr  zum  Teil  aus  Lagerbeständen,  Maschinen- 
und  Gebäudewerten,  die  für  die  Feststellung  der  Haushaltspläne 
bedeutungslos  sind. 

Bei  der  kam.  Bf.  dagegen  deckt  sich  der  ermittelte  Ueber- 
schuß  stets  mit  dem  verfügbaren  Bestand.  Dieser  große  Vorteil 
der  kam.  Bf.  kann  durch  alle  Vorzüge  der  k.  Bf.  nicht  aus- 
geglichen werden." 

Und  so  urteilt  auch  die  ,, Revision  Treuhand  Akt.  Ges.":«) 
„Unseres  Erachtens  wird  vielfach  das  Festhalten  an  den  kam. 
Bf.-System  wünschenswert  sein,  umsomehr,  als  die  durch  dieses 
System  ermöglichte  scharfe  unausgesetzte  Kontrolle  des  „Ist" 
und  „Soll"  für  staatliche  und  kommunale  Betriebe  unbedingt 
erforderlich  ist." 

Würde  man  aber  nach  dem  reinen  Bruttoprinzip  sämtliche 
Einnahmen  und  Ausgaben  öffentlicher  Wirtschaftsbetriebe  voll 
für  den  allgemeinen  Haushalt  zur  Verfügung  stellen,  so  zeigt 
einmal  der  Haushaltsplan  der  Preußischen  Porzellanmanufaktur 
für  1912,  daß  diese  Einstellung  dazu  führen  kann,  daß  Kapital- 
vermögen des  Wirtschaftsbetriebes  für  allgemeine  Ausgaben  ver- 
braucht wird;  oder  daß  die  Zuschüsse  für  die  allgemeine  Staats- 
verwaltung so  schwanken,  daß  die  Gleichmäßigkeit  der  Haus- 
haltswirtschaft gefährdet  wird,  wie  sich  das  bezüglich  der  Pr. 
Eisenbahnen  bis  zur  Neuregelung  des  Haushaltsplanes  1910  ge- 
zeigt hat;  oder  daß  trotz  gleichzeitig  geführter  Vermögens-  und 
Erfolgsberechnungen  sich  ein  unzutreffendes  Bild  über  die  Wirt- 
schaftslage des  Betriebes  ergibt,  wie  es  bei  der  Tsingtauer  Werft 
dargestellt  wurde.^") 

Die  geringsten  Schwierigkeiten  werden  sich  noch  bei  klei- 
neren Werken  ergeben,  bei  denen  die  Einnahmen  den  Leistungen 
unmittelbar  folgen,  wie  bei  Elektrizitäts-  und  Wasserwerken, 
geringe  Warenbestände  und  Außenstände  vorhanden  sind  und 
bei  denen  die  Schwankungen  der  Zuschüsse  zum  Gesamthaus- 
halt wegen  ihrer  Kleinheit  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fallen. 

b)  Das  eingeschränkte  Bruttoprinzip. 

Aber  auch  bei  diesen  Betrieben  ist  das  frühere  Verfahren 
der  Pr.  Eisenbahnen  zweckmäßiger,  nämlich  ihren  Zuschuß  mit 
einem  Durchschnitts  vom-Hundertsatz  des  Anlage- 
kapitals festzusetzen,  weiter  von  den  Einnahmen  einen  Vom- 
hundertsatz in  das  Extraordinarium  einzustellen,  um  daraus 
Betriebserweiterungen  zu  bestreiten,  einen  weiteren  durch  den 
Haushaltsplan  einem  Betriebsfonds  für  nicht  vorherzusehende 
Erfordernisse  zuzuweisen  und  den  Rest  der  Einnahmeüber- 
schüsse für  einen  Ausgleichsfonds  ^i)  zu  bestimmen  zur  Deckung 
von  Fehlbeträgen  des  regelmäßigen  Zuschusses  zu  den  Staats- 
einnahmen in  Zeiten  schlechter  Geschäftslage.  Gezeigt  hat  sich, 
daß  auch  der  Ausgleichsfonds  schon  durch  den  Haushaltsplan 
Zuweisungen  erhalten  muß;  es  genügt  nicht,  ihn  mit  etwa  in  der 
Jahresrechnung  sich  ergebenden  Ueberschüssen  zu  speisen,  und 
er  muß  möglichst  schnell  auf  eine  ausreichende  Höhe  gebracht 
und  darauf  erhalten  werden. 

Stets  wird  bei  dem  Bruttoetat  die  (jefahr  vorliegen,  daß  die 
gesetzgebenden  Körperschaften  in  Ueberspannung  ihres  Bewilli- 
gungsrechtes alle  Einzelheiten  festlegen  wollen  und  so  die 
Bewegungsfreiheit  des  Wirtschaftsbetriebes  allzusehr  ein- 
schnüren.") Die  Gliederung  darf  nicht  zu  weit  gehen  und  die 
Uebertragbarkeit  einzelner  Titel  und  Positionen  muß  gesichert 
sein,  sonst  wird  Bürokratismus  erzeugt  im  scharfen  Gegensatz 
zur  Beweglichkeit  des  Kaufmannes. 

Ist  aber  für  Beweglichkeit  gesorgt,  so  ist  obige  Gestaltung 
des  Bruttoetats  für  öffentliche  Wirtschaftsbetriebe  durchaus 
zweckmäßig.  Auszunehmen  wären  nur  die  herstellenden  Betriebe, 
wie  die  Tsingtauer  Werft  es  war.  Darauf  wird  noch  einzu- 
gehen sein. 

')  Conrad,  III,  Seite  255. 

Glaubach,  Seite  55.  Danner  (Seite  11  Anm.)  hat  in  seiner  Anmerkung 
zu  dieser  Stelle  die  Anforderungen  außer  Acht  gelassen,  die  der  öffentliche 
Gesamthaushalt  stellt. 

0)  Zitiert  nach  Pafsow,  Bilanzen  II,  Seite  284. 

1»)  Vergl.  Seite  -2 17. 

")  Bereitzuhalten  ,,Wie  der  Reservefonds  der  Industriegesellschaften  .  .  . 
in  liquiden  Werten,  und  zwar  in  diesf-m  Falle  in  Guthaben  bei  der  Königlichen 
Seehandlung"  (Bankier  Delbrück  im  Herrenhaus  8.  4.  1911).  —  Die  Milliarden- 
Zuschüsse,  die  Eisenbahn  und  Post  seit  Kriegsende  erforderten,  sind  nicht  auf 
Mängel  der  kam.  Bf.  und  Haushaltswirtschaft  zurückzuführen,  die  sie  sogar 
weit  im  voraus  veranschlagt  haben,  sondern  auf  hintangehaltene  Tarifänderungen. 

12)  Vgl.  Dix,  Seite  426  ff. 


c)  Lediglich  formeller  Bruttoetat. 

Vollständig  verfehlt  ist  die  für  die  Tsingtauer  Werft  zuletzt 
vorgenommene  Plangestaltung  i^),  die  sich  aus  dem  Widerstand 
des  Reichstages  gegen  Bewilligung  eines  Nettoetats  ergeben  hat. 
In  den  Ausgaben  und  Einnahmen  dieses  Bruttoetats  der  Werft 
wird  über  Teile  des  kaufmännisch  errechneten  Gewinnes  ver- 
fügt, ohne  Rücksicht  auf  verfügbare  Barmittel;  gleichzeitig  wer- 
den ein  Ausgleichsfonds,  Vorausbeschaffungen  und  sonstige 
Etatsbestimmungen  vorgesehen,  die  dem  Betriebe  zwar  die 
Bruttoetatsformen  aufzwingen,  also  die  d.  k.  Bf.  unzweckmäßig 
machen,  dabei  aber  ihn  tatsächlich  aus  dem  Gesamthaushalt  her- 
ausheben, die  ihm  alle  nur  denkbaren  Freiheiten  (eines  Netto- 
etats) geben  unter  allen  nur  denkbaren  Unklarheiten  und  for- 
mellem Zwange.  Diese  Form  nützt  nichts  bezüglich  Freiheit 
in  der  Bf.,  und  sie  macht  den  Betrieb  selbständig  auf  Kosten  der 
Klarheit  der  Gesamtfinanzwirtschaft.  Die  Staatsverwaltung 
kann  überhaupt  nicht  mehr  sagen,  ob  solche  Betriebe  ihr  Bar- 
einnahmen zuführen  oder  unvorhergesehene  Barausgaben  er- 
forderlich machen,  die  unerwartet  zur  Aufnahme  von  Schulden 
zwingen  können. 

d)  N  e  t  t  o  e  t  a  t. 

Will  man  einen  Betrieb  herauslösen  aus  dem  Schema  des 
allgemeinen  Haushaltsplanes,  so  geschieht  dies  zweckmäßig 
durch  den  Nettoetat.  Dann  aber  sollte  der  Betrieb  auch  nicht 
mit  einem  Ueberschuß  der  baren  Einnahmen  und  Ausgaben  ein- 
gestellt werden;  denn  dann  wäre  der  Betrieb  zweckmäßig  an  die 
kam.  Bf.  gebunden;  vielmehr  kommt  dann  die  Einstellung  wie 
bei  der  Preußischen  Staatsbank  (Seehandlung)  mit  dem  kauf- 
männischen Reingewinn  in  Frage  (also  unter  Absetzung  von 
Abschreibungen). 

Dann  ist  eine  Form  erreicht,  wie  W  a  1  d  s  c  h  m  i  d  t  ")  sie 
für  alle  ,, wirtschaftlichen  Betriebe"  wünscht,  bei  der  ,,die  Volks- 
vertretung sich  wird  beschränken  müssen  auf  die  Kontrolle  der 
gesamten  Geschäftsführung  bei  der  Prüfung  der  Bilanzen  nebst 
Gewinn-  und  Verlust-Konti,  auf  die  Verfügung  über  den  Rein- 
gewinn, auf  die  Festlegung  des  Besoldungsetats,  auf  Normierung 
der  Verkaufspreise  oder  Gebühren  und  auf  Beschlußfassung 
über  Vergrößerungen  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  für  neue 
Anlagen  und  Betriebserweiterung." 

Die  d.  k.  Bf.  wird  im  allgemeinen  dort  als  zweckmäßiger 
gelten  dürfen,  wo  Staat  oder  Gemeinde  einen  in  kaufmännischen 
Formen  wirtschaftenden  Betrieb  übernommen  haben,  bei  denen 
die  gesamte  Organisation  mit  der  d.  k.  Bf.  verwachsen  und  das 
Personal  eingearbeitet  ist.  Eine  Aenderung  der  Buchführungs- 
art würde  hier  den  Betrieb  erheblich  stören.  Es  lassen  sich  auch 
Fälle  denken,  wo  es  zweckmäßig  ist,  die  d.  k.  Bf.  anzuwenden, 
um  Uebereinstimmung  mit  den  bei  gleichartigen  Privatunter- 
nehmungen  angewandten  Formen  zu  schaffen. 

Die  d.  k.  Bf.  ist  aber,  allein,  nur  neben  dem  Nettoetat  an- 
wendbar. Die  gesetzgebenden  Körperschaften  können  um  so 
eher  einem  Nettoetat  zustimmen  und  damit  ihr  Geldbewilligungs- 
recht auf  summarische  Voranschläge  beschränken,  je  mehr  der 
finanzielle  Erfolg  des  Unternehmens  die  Abführung  barer  Mittel, 
ihren  Wünschen  entspricht  und  je  mehr  die  Bedeutung  des  Be- 
triebes für  den  Gesamthaushalt  zurücktritt. 

Die  Betriebe  dürfen  nicht  allzugroß,  ihr  Haushalts- 
plan darf  nicht  von  zu  großem  Einfluß  auf  die  öffentliche  Finanz- 
wirtschaft sein.  Wollte  man  z.  B.  den  Preußischen  Eisenbahnen 
oder  gar,  wie  Waldschmidt  i^)  vorschlägt,  allen  „Betriebs- 
verwaltungen" einen  Nettoetat  geben  und  somit  ,,etwa  X  der 
Rechnungsbeiträge  (des  Preußischen  Staates)  im  Wege  doppelter 
Bf.  verrechnen  ....",  würde  das  nicht  nur  nach  Ansicht  der 
Verwaltungsbeamten,  sondern  auch  der  z.  B.  Delbrücks  die 
,, Grundsätze  der  Solidität"  gefährden. 

Die  Betriebe  müssen  aber  auch  den  kaufmännischen 
G  ewinn  bar  aufweisen;  denn  es  nützt  nichts,  wenn  ein  kauf- 
männischer Gewinn  nachgewiesen  wird,  der  nicht  bar  abzu- 
führen ist.  ")  Das  wird  bei  Betrieben  der  Fall  sein,  bei  denen 
keine  großen  Außenstände  vorhanden  sind,  vielmehr  die  Ein- 
nahmen den  Ausgaben  in  der  Regel  unmittelbar  folgen:  außer- 
dem ist  erforderlich,  daß  für  Erweiterungen  besondere  Rück- 
stellungen gemacht  werden  und  daß  nur  der  kaufmännische 
Reingewinn  (also  nach  Absetzung  der  Abschreibungen)  einge- 
stellt wird,  um  nicht  Betriebsvermögen  abzuführen. 

Die  Betriebsergebnisse  dürfen  auch  nicht  allzu  starken 
Schwankungen  ausgesetzt  sein;  es  kann  sich  also  in  der  Regel 
nur  um  Monopolbetriebe  handeln;  und  es  muß  für  einen 
Ausgleichsfonds  Sorge  getragen  werden  zur  Sicherung  gleich- 
mäßiger Zuschüsse  zu  den  öffentlichen  Einnahmen. 


»s)  Vgl.  Seite  11  ff. 
")  Seite  33  f. 
'6)  Seite  28. 

1")  ,,Es  ist  gar  nichts  seltenes,  daß  sehr  gut  rentierende  und  solide  Ge- 
sellschaften sich  das  Geld  leihen  müssen,  um  ihre  Dividenden  zu  zahlen" 
(Haas,  Seite  151);  vergl.  auch  Paul,  Seite  10  und  59,  wo  nachgewiesen  wird, 
daß  die  Ausschüttung  des  vollen  Reingewinnes  die  Flüssigkeit  des  Ver- 
mögens ungünstig  beeinflußt. 
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Die  von  der  Sächsischen  Staatsverwaltung  unterhaltenen 
gewerblichen  Betriebe:  Bergbau,  Hütten-  und  Elektrizitätswerke, 
Porzellanmanufaktur  und  Blaufarbenwerk,  die  bisher  nach  dem 
Bruttoetatsprinzip  verwaltet  wurden,  sollen  jetzt  aus  dieser 
Form  des  Gesamthaushalts  herausgelöst  und  nur  mit  dem  kauf- 
männischen Gewinn  abzüglich  Abschreibung  und  Rücklagen  ein- 
gestellt werden.  Auch  die  Jahresrechnung  soll  nicht  mehr  durch 
die  staatlichen  Revisionsbehörden  nachgeprüft  werden,  sondern 
die  Betriebe  sollen  unter  Aufsicht  eines  Kuratoriums  treten,  ent- 
sprechend dem  Aufsichtsrat  der  Privatindustrie. 

Der  Vorschlag  ist  von  den  Betrieben  ausgegangen,  die  in 
den  Jahren  1919/20  der  Tatsache  gegenüberstanden,  daß  infolge 
der  Geldentwertung  jeder  Zusammenhang  mit  dem  Bruttoetat 
unmöglich  wurde.  Auch  waren  die  leitenden  Beamten  durch 
die  mit  den  Etatsfestsetzungen  verknüpften  Arbeiten,  Nach- 
fragen und  Rückfragen  der  vorgesetzten  Behörden  allzusehr  in 
Anspruch  genommen  und  ihre  Zeit  und  Arbeitskraft  der  produk- 
tiven Arbeit  entzogen.  —  Man  kann  diese  sächsischen  Betriebe, 
deren  Einnahmen  mit  zus.  rd.  58  Millionen  in  den  Haushaltsplan 
für  1920  eingestellt  sind,  vielleicht  als  nicht  allzu  große  Monopol- 
betriebe bezeichnen;  denn  zwar  stehen  Kohlenbergbau,  Braun- 
kohlen- und  Hüttenwerke  im  Wettbewerb  mit  der  Privat- 
industrie; doch  ist  ihre  Stellung  infolge  der  durch  die  Syndikate 
diktierten  Preise  und  die  Sicherheit  des  Absatzes  ihrer  Erzeug- 
nisse mehr  monopolartig;  und  die  Porzellanfabrik  Meißen  steht 
mit  ihrem  alten  Weltruf  gesichert  und  fast  außerhalb  des  Wett- 
bewerbes da.  Die  Betriebe  lassen  somit  nicht  allzu  großen 
Schwankungen  unterworfene  Barüberschüsse  mit  Sicherheit  er- 
warten, und  es  käme  auch  nach  den  hier  vertretenen  Anschau- 
ungen für  diese  Betriebe  der  Nettoetat  und  damit  die  d.  k.  Bf. 
in  Betracht. 

Bei  Herstellenden  Betrieben,  Maschinenfabriken 
und  dergleichen,  die  im  freien  Wettbewerb  mit  der  I'rivat- 
industrie  stehen,  sind  Zuschüsse  dagegen  überhaupt  nicht  mit 
Sicherheit  vorauszusagen.  Es  soll  hier  nicht  die  Frage  ange- 
schnitten werden,  ob  es  überhaupt  zweckmäßig  ist,  daß  die 
öffentliche  Verwaltung  im  Rahmen  ihrer  Finanzwirtschaft  solche 
Betriebe  im  größeren  Umfange  selbst  betreibt;  aber  sie  ist  eigent- 
lich schon  entschieden  mit  der  folgenden  Schlußkette:  Die  Brutto- 
etatsform  eignet  sich  nicht  für  herstellende  Wirtschaftsbetriebe, 
weil  sich  ihre  Bareinnahmen  und  Ausgaben  auch  nicht  annähernd 
übersehen  lassen;  mit  dem  Nettoetat  für  solche  Betriebe  kann  die 
Finanzverwaltung  sich  ebenfalls  nicht  einverstanden  erklären, 
weil  die  Zuschüsse  zu  denStaatseinnahmen  allzu  schwankend  und 
unsicher  sind.  Für  Fabrikationsbetriebe  in  öffentlichen  Besitz  ist 
man  daher  zu  der  einzig  möglichen  privatrechtlichen  Form  der 
Aktiengesellschaft  gekommen  (z.  B.  „Deutsche  Werke  A.  G.");  es 
handelt  sich  dann  aber  nicht  eigentlich  mehr  um  öffentliche  Be- 
triebe.") 

Nach  dem  Vorangehenden  sind  die  Fälle,  in  denen  die  An- 
wendung der  d.  k.  Bf.  zweckmäßig  ist,  sehr  beschränkt;  denn, 
wie  ausgeführt,  kommt  sie  allein  nur  neben  einem  Nettoetat  in 
Frage  und  selbst  dort  bietet  sie  im  allgemeinen  gegenüber  der 
kam.  Bf.  nur  den  Vorteil  formaler  Systematik,  wenn  sie  nicht 
aus  anderen  Gründen  erwünscht  ist,  z.  B.  wenn  der  in  kauf- 
männischen Formen  ausgestaltete  Betrieb  aus  Privatbesitz  über- 
nommen ist. 

In  der  Regel  wird  also  für  Betriebe  mit  Gewinnabsicht  die 
früher  vorgeschlagene  gemischte  Buchführungsart,  kam.  Bf.  nebst 
kaufmännischen  Konten  am  zweckmäßigsten  sein. 

2.  Buchführung  und  öffentliches  Vermögen. 

a)  Die  Nachweisung  des  öffentlichen 
Vermögens. 
Die  Notwendigkeit,  das  öffentliche  Vermögen  geordnet 
nachzuweisen,  wird  heutzutage  allgemein  anerkannt.  Zwar 
hängt  der  Kredit  eines  Staates  im  Frieden  wie  im  Kriege  mehr 
von  anderen  Bedingungen  ab  als  dem  öffentlichen  Vermögen, 
wenn  dies  auch  einen  gewissen  Einfluß  hat;  dies  gilt  auch 
ebenso  vom  Kurs-  und  Zinssatz  der  Staatspapiere  und  vom 
Wechseldiskont.^*)  Aber  ganz  abgesehen  von  solchen'  Erwägun- 
gen der  Finanzwissenschaft  hat  man  es  für  eine  geordnete 
Finanzwirtschaft  als  notwendig  erkannt,  das  öffentliche  Ver- 
mögen nach  einheitlichen  Berechnungsgrundsätzen  festzustellen 
und  vollständig  und  übersichtlich  nachzuweisen.  Der  Ver- 
mögensnachweis dient  „zur  Ueberwachung  des  Eigentums  und 
für  eine  gute  Nutzbarmachung  desselben".^*)  Diese  Zwecke  sieht 

")  Allgemein  bezüglich  der  Frage,  ob  Unternehmungen  als  öffentliche  zu 
betreiben  seien,  vergl.  u.  a.  Schiff,  Witt,  Herbig. 

Bemerkenswert  in  diesem  Zusammenhang  ist  die  Aeußerung  des  sächsi- 
schen Arbeitsministers,  der  sich  1Q19  zu  der  Frage  der  Umwandlung  der  ehe- 
maligen sächsischen  Heereswerkstätten  in  öffentlichen  Wirtschaftsbetrieben  da- 
hin aussprach,  man  dürfe  mit  der  Betreibung  solcher  Unternehmen  nicht  den 
sonst»  gesunden  Gedanken  der  Sozialisierung  gefährden.  Die  Betriebsanlagen 
werden  jetzt  vermietet,  nach  dem  einer  der  schönsten  modernen  Fabrikbetriebe, 
das  ehemalige  Feuerwerkslaboratorium  in  Radeberg,  zu  einem  Spottpreis  ver- 
kauft worden  ist. 

'")  Vergl.  Conrad  III,  Schär  (Zahlungsbilanz),  Seite  30  und  Schumacher 
,, Deutschlands  und  Englands  finanzielle  Kraft"  (Technik  und  Wirtschaft" 
April  1917). 

'»)  Barenthin,  Seite  87. 


Rarenthin  als  entscheidend  dafür  an,  daß  ,,vom  Standpunkt  der 
Volks-  und  Gemeindevertretungen  wohl  gefordert  werden  muß, 
daß  solche  Vermögensnachweise  umfassend  in  prüfungsfähiger 
Weise  zu  unterhalten  sind,  und  ihr  Ergebnis  zu  den  Jahresetats 
bekannt  zu  geben  ist.")  Aber  nur,  wenn  sämtliche  Vermögens- 
bestandteile mit  Wert  geführt  werden,  ist  es  möglich,  den  öffent- 
lichen Körperschaften  guten  Einblick  in  die  Wirtschaftsverlält- 
nisse  der  Betriebe  und  ihnen  Wirtschaftlichkeitsnachweise  im 
einzelnen  zu  geben,  die  zur  Beurteilung  der  Zweckmäßigkeit 
von  Geldbewilligungen  nötig  sind. 

Für  manche  Verwaltungszweige  ist  die  genaue  Erfassung 
der  fest  angelegten  Kapitalsaufwendungen  besonderes  gesetz- 
lichen Erfordernis.  So  enthält  z.  B.  das  Fr.  Kanalgesetz  die  Be- 
stimmung: „Auf  den  im  Interesse  der  Schiffahrt  regulierten 
Flüssen  sind  Schiffahrtsabgaben  zu  erheben.  Die  Abgaben  sind 
so  zu  bemessen,  daß  ihr  Ertrag  eine  angemessene  Verzinsung 
und  Tilgung  derjenigen  Aufwendungen  ermöglicht,  die  der  Staat 
zur  Verbesserung  oder  Vertiefung  jedes  dieser  Flüsse  über  das 
natürliche  Maß  hinaus  im  Interesse  der  Schiffahrt  gemacht  hat." 
Aehnliche  Grundsätze  enthält  das  Kommunalabgabengesetz  vom 
14.  Juli  1893.=") 

Und  noch  ein  weiterer  Grund  spricht  für  die  Ermittlung  und 
Darstellung  des  Staatsbesitzes  und  des  jährlich  fest  angelegten 
Kapitals.  Bei  der  Tsingtauer  Werft  gingen  wie  oben  erwähnt,") 
neben  kaufmännischen  Gewinnen  kameralistische  Ausgabenüber- 
schüsse einher,  hervorgerufen  vor  allen  durch  steigende  feste 
Kapitalsanlagen.  In  ähnlicher  Weise  wird  im  gesamten  öffent- 
lichen Haushalt  dauernd  das  Anlagekapital  höher;  und  wenn 
auch  die  steigenden,  laufenden  Ausgaben  durch  die  sich  natur- 
gemäß steigernden  Einnahmen  aus  denselben  Einnahmequellen 
gedeckt  werden  können,  werden  immer  wieder  von  Zeit  zu  Zeit 
aus  der  Instandhaltung  und  Erneuerung  der  gewachsenen  An- 
lagewerte sich  Ueberraschungen  ergeben  und  plötzlich  neue 
Quellen  erschlossen,  vielleicht  zu  ungünstiger  Zeit  Anleihen  auf- 
genommen werden  müssen,  wenn  nicht  die  Kapitalsanlagen  be- 
sonders erfaßt  und  dauernd  statistisch  verfolgt  und  berück- 
sichtigt werden.  Bisher  sind  Ausgaben,  die  eine  Erhöhung  des 
Anlagekapitals  bedeuten,  unter  die  ordentlichen,  sowohl  fort- 
dauernden, wie  einmaligen,  und  unter  die  außerordentlichen 
Ausgaben  eingestellt  worden,  und  wenn  man  sie  mit  Rücksicht 
auf  die  Deckungsgrundsätze  auch  weiterhin  wird  unterteilen 
müssen,  so  sollten  sie  doch  nach  einheitlichen  Grundsätzen  von 
den  übrigen  (Verlust-)Ausgaben  gesondert,  nicht  versteckt,  son- 
dern deutlich  ersichtlich  gemacht  werden.  Alsdann  wird  man 
auf  längere  Zeit  hinaus  die  Bedürfnisse  voraussehen,  und  hier- 
für rechtzeitig  die  zur  Balancierung  des  Haushaltes  notwendigen 
Maßnahmen  treffen  können.  Die  Erfassung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  der  jährlich  festgelegten  Mittel  ist  somit  für 
eine  geordnete,  klare  Finanzwirtschaft  unerläßlich.  Und  zwar 
muß  das  Staats-  und  Kommunalvermögen,  welches  lediglich 
öffentlichen  Zwecken  dient,  (Schulen,  Verwaltungsgebäude, 
Brücken  usw.),  ebenso  nachgewiesen  werden,  wie  das  rein  oder 
vorwiegend  zum  Zwecke  der  Gewinnerzielung  unterhaltene. 

In  der  Staatsverwaltung  ist  es,  abgesehen  von  Sonder- 
gesetzen, allgemein  gesetzlich  vorgeschrieben,  daß,  neben  den 
Geldrechnungen  gegenüber  dem  Haushaltsplan,  über  die  zum 
Gebrauch  bestimmten  Vermögensbestandteile  „genaue  Inven- 
tarien  geführt  werden"  und  „daß  über  diejenigen  Vermögens- 
bestandteile, welche  zum  Verbrauch,  zur  Verarbeitung  und  zur 
Veräußerung  bestimmt  sind",  „genaue  Natural-  und  Betriebs- 
rechnungen erforderlich  sind".==) 

Auf  Grund  dieser  läßt  sich  nicht  nur  der  Vermögensnach- 
weis führen,  sondern  sogar,  wie  Barenthin  eingehend  ausführt,^^) 
„ein  ständiger  buchmäßiger  Vermögensnachweis";  und  so  kommt 
Barenthin  zu  dem  Schluß,  daß  „der  Nachweis  und  die  Kontrolle 
des  Vermögens"  der  kam.  Bf.  „ein  gründlicherer  und  besserer 
ist",  als  bisher  in  der  d.  k.  Bf.  Barenthin  ist  der  Ansicht, 
nach  dem  Gesetz  (gemäß  Entscheidung  des  Reichsgerichts) 
würde  in  Zukunft  der  Kaufmann  ,,den  bisher  zumeist  unter- 
bliebenen Nachweis  über  die  zur  Verarbeitung  und  zum  Verkauf 
bestimmten  Materialien,  Waren  und  Erzeugnisbestände  buch- 
mäßig ebenfalls  erbringen"  müssen;  „da  aber  die  an  diesen  Ver- 
mögensteilen eines  Unternehmens  von  Tag  zu  Tag  eintretenden 

Veränderungen  sich  im  Rahmen  der  eigentlichen  k.  Bf  

nicht  darstellen  lassen,  so  wird  auch  der  Kaufmann  ....  zu 
einem  ständigen  buchmäßigen  Vermögensnachweis  kommen 
müssen,  ähnlich  wie  ihn  die  Staatsbetriebe  in  der  Natural-  und 
Betriebsbuchführung  haben". =') 

Barenthin  übersieht  aber,  daß  es  in  der  Staatsverwaltung  bis- 
her im  allgemeinen  nicht  verlangt  war,  die  Anlagen-  und  Be- 
triebsgegenstände mit  Wert  zu  führen  und  daß  erst  in  letzter 
Zeit  in  den  Staatsbetrieben  das  Bestreben  sich  geltend  machte, 
das  „investierte  Kapital"  genau  zu  erfassen  und  laufend  dar- 

2»)  §  3  und  §  9. 

")  Vergl.  Seite  2.37. 

'2)  Barenthin,  Seite  63. 

2')  Seite  65  ff.  und  110  ff. 

2*)  Seite  65  ff. 
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zustellen.  Jedenfalls  aber  ist  die  Darstelibarkcit  der  Kapitals- 
anlagen unabhängig  von  der  angewandten  Buchführungsart,  ob 
man  sie  nun  in  Form  von  Skontrenbüchern  oder  in  Karteiform 
nachweist. 

Dr.  Waldschmidt  ist  noch  der  Ansicht,  mit  der  kam.  Bf. 
wäre  Aufschluß  über  das  in  einem  Wirtschaftsbetrieb  investierte 
Kapital  nicht  zu  erlangen,  sondern  nur  mit  der  d.  k.  Bf.  Aber 
Barenthin")  hat  schon  ausgeführt,  daß  außer  unter  ganz  ein- 
fiichen  Verhältnissen  die  Bf.  selbsttätig  das  Vermögen  nicht 
feststellen  kann,  daß  sogar  „der  Gesetzgeber  zwischen  Bf.  und 
Vermögensfeststellung  grundsätzlich  unterscheidet".  Die  d.  k. 
Bf.  ermöglicht  nur,  das  außerhalb  der  Buchführung  ermittelte 
Vermögen  nachträglich  innerhalb  ihres  Systems  zur  Darstellung 
zu  bringen  und  besitzt  damit  nur  einen  formalen  Vorzug  vor 
der  kam.  Bf.,  die  das  Vermögen  nur  neben  dem  eigentlichen 
kam.  System  in  beliebiger  Form  darstellen  kann.  Von  dieser 
Darstellung  abgesehen,  ist  die  Erfaßbarkeit  des  öffentlichen  Ver- 
mögens unabhängig  von  der  Buchführungsart.-'')  Bei  den  Wirt- 
schaftsbetrieben mit  (^ewinnahsicht  ^\•CI•den  die  gesaniten  Ver- 
mögensbestandteile zweckmäßig  in  den  Bilanzen  aufzuführen 
sein;  denn  in  ihnen  hat  man  alsdann  an  geeignetster  Stelle  das 
festangelegte  Kapital  zusammengefaßt.  Es  ist  nicht  ersichtlich, 
warum  bei  Betrieben  wie  die  Preußische  Porzellanmanufaktur 
die  Anlagewerte  aus  den  Bilanzen  ausscheiden  sollen.  Barenthin 
begründet  dies  mit  „dem  Doppelcharakter  des  Instituts",  das 
,, seinem  Endzwecke  nach  für  den  öffentlichen  Dienst  be- 
stimmt" sei.  Demgegenüber  erscheint  es  richtiger  und  zweck- 
mäßiger, in  den  Bilanzen  von  den  betreffenden  Aktivposten,  die 
in  öffentlichem  (z.  B.  militärischem)  Interesse  vorhandenen  Ver- 
mögensteile als  lediglich  für  diesen  Zweck  aufgewendet  aufzu- 
führen oder  überhaupt  nur  zu  dem  kaufmänniscen  Gewinn  eine 
Bemerkung  aufzunehmen  derart,  daß  er  einer  so  und  so  großen 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  entspräche  unter  Absetzung  der 
und  der  Teile  dieser  Anlagen,  die  in  lediglich  öffentlichem  Inter- 
esse vorhanden  seien.  Ganz  unabhängig  von  dieser  Gesamtver- 
mc'gensdarstellung  in  den'  Bilanzen  kann  unter  besonderen  Um- 
ständen von  einem  Wirtschaftsbetriebe  auch  die  Verzinsung  der 
Anlagen  gefordert  und  in  den  Unkosten  verrechnet  werden.^") 

Auch  diese  Darstellung  des  öffentlichen  Vermögens  in  den 
Bilanzen  ist,  wie  früher  ausgeführt,^')  auf  Grund  der  kam.  Bf. 
mit  daneben  laufend  geführten  Vermögenskonten  einwandfrei 
aufzustellen  möglich. 

b)    Die  Darstellung  von  Abschreibungen  und 
Rücklagen. 

Auch  die  Beziehungen  zwischen  der  Buchführungsart  und 
der  Darstellung  von  Abschreibungen  bedürfen  der  Untersuchung. 
Abschreibungen  dienen  zunächst  zur  richtigen  Bewertung  der 
Vermögensbestandteile.  Der  Kaufmann  hat  ..sämtliche  Ver- 
mögensgegenstände und  Schulden  nach  dem  Werte  anzusetzen, 
der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Auf- 
stellung stattfindet",^^)  oder  die  Vermögensbestandteile  „dürfen 
ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren  Wert  zu  dem  Anschaffungs- 
wert oder  Herstellungpreis  angesetzt  werden,  sofern  ein  der 
Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht  oder 
ein  ihr  entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht 
wird.ä*)  Schmidt  3«)  sagt  dazu:  ,,Tn  der  bei  der  k.  Bf.  üblichen 
Abschreibung  liegt  der  fundamentale  Unterschied  gegenüber  der 
kam.  Bf.  und  der  große  wirtschaftliche  Vorteil  der  erstcren." 
Daß  diese  Anschauung  irrtümlich  ist,  geht  schon  aus  der  Mög- 
lichkeit der  Aufstellung  von  Vermögens-  und  Erfolgsberechnung- 
gen auf  Grund  der  kam.  Bf.  hervor.  Daß  man  in  Bilanzen  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnungen,  soweit  man  solche  für  öffent- 
liche Wirtschaftsbetriebe  für  erforderlich  hält,  die  Abschreibun- 
gen berücksichtigen  kann  und  es  muß,  wenn'  man  die  Wirt- 
schaftlichkeit der  Betriebe  richtig  erfassen  will,  bedarf  keiner 
weiteren  Begründung.  Die  d.  k.  Bf.  hat  auch  hier  nur  den  for- 
malen Vorteil  der  systematischen  Darstellung  innerhalb  ihres 
Systems.  Die  finanziellen  Absichten  aber,  die  man  mit  Abschrei- 
bungen in  öffentlichen  Wirtschaftsbetrieben  erreichen  will,  lassen 
sich  überhaupt  nicht  mit  der  Bf.  allein,  sondern  nur  mit  Hilfe 
der  Haushaltswirtschaft  durchführen. 

Der  Kaufmann  soll  durch  Vornahme  der  gesetzlichen  Ab- 
schreibungen bei  den  in  Frage  kommenden  Aktivposten  oder 
durch  Einstellung  eines  entsprechenden  ,, Erneuerungsfonds" 
unter  die  Passiva,  die  Verhältnisse  den  Tatsachen  entsprechend, 
darstellen,  um  zu  verhüten,  daß  durch  zu  hohe  Bewertung  der 
Aktiva  Teile  des  Kapitals  als  Gewinn  verteilt  werden.  Dem 

25)  VergiTz.  B.  Griill  g  31. 

2«)  Seite  as7. 

2')  Seite  55  und  58. 

28)  Vergleiche   Passow,   Bilanzen   II,   Seite  278  sowie  Passow,  Preußische 
Eisenbahnen,  Seite  116,  und  Schaer,  Buchhaltung  und  Bilanz,  Seite  6  und  48. 
20)  Seite  75  ff. 

'")  Daß  die  Preußische  Porzellanmanufaktur  sich  ,,als  Pächterin  des 
Etablissements  betrachtet"  (Barenthin,  Seite  86)  ist  also  kein  Grund,  für 
Nichtaufführung  der  Anlagewerte  in  den  Bilanzen 

")  Vergl.  Seite  281  ff. 

»2)  §  4-  H.  G.  B. 

")  §  261,  H.  G.  B. 
Seite  41. 


„Erneuerungsfonds"  kommt  nur  die  Bedeutung  eines  „Bewer- 
tungskontos" ^s)  zu;  er  bindet  Aktiva  in  irgendwelcher  Form; 
aber  er  trifft  nicht  Vorsorge  dafür,  daß  nach  vollkommener 
Abnutzung  der  Anlagen  ausreichende  Barmittel  zur  Ersatz- 
beschaffung vorhanden  sind.  Das  geschieht  auch  dann  nicht, 
wenn  der  Kaufmann  seine  Aktiva  so  weit  abschreibt,  daß  er  sie 
unterbewertet,  z.  B.  Vermögensgegenstände  ganz  abschreibt  oder 
sie  mit  1  M.  zu  Buche  hat.  Damit  schafft  er  stille  Reserven, 
die  der  Sicherheit  des  Unternehmens  dienen,  sorgt  damit  aber 
nicht  für  Barmittel.  Solche  könnten  nur  dadurch  bereitgestellt 
werden,  daß  für  Ersatzbeschaffungen  etwa  Wertpapiere  in  Höhe 
der  Abschreibungen  angeschafft  oder  Barmittel  flüssig  gehalten 
werden.  Ob  es  zweckmäßig  ist,  auf  diese  Weise  dem  Unter- 
nehmen Barmittel  zu  entziehen,  muß  von  Fall  zu  Fall  entschieden 
v;erdcn,  nur  wenige  Betriebe  werden  es  sich  überhaupt  leisten 
können.  Aber  nur  aus  solchen  Aktiven  lassen  sich  Ersatz- 
beschaffungen vornehmen:  ,,da  der  Erneuerungsfonds,  ebenso 
wie  die  Abschreibung  nur  die  Aufgabe  hat,  den  bilanzmäßig  an- 
gemessenen Wert  für  Betriebsgegenstände  durch  Berücksichti- 
gung der  Abnutzung  zum  Ausdruck  zu  bringen,  so  ist  es  auch 
begrifflich  unrichtig,  wenn  gesagt  wird,  der  Erneuerungsfonds 
müsse  zu  bestimmten  Zwecken  verwandt  werden  ....  Wird 
ein  solcher  einmal  gebildet,  so  sollte  man  ihn  niemals  herab- 
setzen', solange  der  zu  bewertende  Gegenstand  in  den  Aktiven 
steht  .  .  .  Verwandt  werden  für  Erweiterungen  usw.  nur  Ak- 
tiven; daß  solche  flüssig  vorhanden  sind,  hat  bisweilen  aller- 
dings seine  Ursache  darin,  daß  infolge  des  geringeren,  durch  den 
Erneuerungsfonds  oder  durch  Abschreibungen  zum  Ausdruck  ge- 
langenden Wertansatzes  von  Betriebsgegenständen  Betriebsüber- 
schüsse nicht  zur  Verteilung  gelangen  können.  Die  statutari- 
schen Vorschriften  über  die  Verwendung  des  Erneuerungsfonds 
betreffen  in  Wahrheit  nur  Aktiven,  falls  solche  in  diesem  Falle 
vorhanden  sein  dürfen".^^  — 

Für  Staat  und  Gemeinde  kom.men  ganz  ähnliche  Ueber- 
legungen  in  Frage.  Auch  sie  müssen  in  die  Bilanzen  der  Er- 
werbsbetriebe die  Aktiva  zu  dem  tatsächlichen  Wert  oder  statt 
dessen  ein  Bewertungskonto  (Erneuerungsfonds)  unter  den 
Passiven  aufführen.  Aber  die  Abführung  der  Barmittelüber- 
schüsse ist  unabhängig  von  den  wirtschaftlicher  Beurteilung  die- 
nenden Bilanzen.  Es  können  daher  ebensowenig  wie  beim  Kauf- 
mann ..aus"  einem  bilanzmäßigen  Erneue"ungsfonds  Ersatz- 
beschaffungen geleistet  werden.  Es  wird  sogar  nicht  einmal 
durch  solchen  nur  wirtschaftlicher  Beurteilung  dienenden  Er- 
neuerungsfonds sichergestellt,  daß  nicht  durch  die  Haushalts- 
rechnung  Teile  des  Anlagekapitals  zu  den  allgerneinen  Ein- 
n.nhmen  abgeführt  werden,  wenn  nicht  zugleich  durch  den  Haus- 
haltsplan ein  Erneuerungsfonds  festgelegt  wird,  dem  jährlich 
bestimmte  Ausgabebeträge  zufließen.  Solche  planmäßigen  Er- 
neuerungsfonds, für  die  besonders  Rechnung  gelegt  werden  muß. 
können  auf  zweifache  Weise  behandelt  werden.  Entweder  kann 
etatsrechtlich  festgelegt  werden,  daß  einem  besonders  kassen- 
mäßig zu  führenden  oder  verzinslich  anzulegenden  Erneue- 
rungsfonds jährlich  Gelder  in  Höhe  der  erforderlichen  Ab- 
schreibung tatsächlich  zufließen,  dann  hat  man  die  Möglichkeit, 
aus  diesen  vorhandenen  Geldern  nach  vollkommener  Abnutzung 
von  Betriebsgegenständen  die  Ersatzbeschaffungen  zu  leisten. 
Oder  es  kann  ein  Erneuerungsfonds  nur  buchmäßig  als  Leertitel 
oder  mit  Festsetzung  eines  Höchstsatzes  im  Haushaltsplan  auf- 
geführt werden,  ohne  daß  dafür  tatsächlich  Mittel  ausgesetzt 
würden;  dann  werden  die  wahren  Betriebsüberschüsse  voll  den 
allgemeinen  Einnahmen  zugeführt.  Solche  nur  buchmäßigen 
Erneuerungsfonds  können  z.  B.  den  Zweck  haben,  die  Betriebe 
einer  besonderen  Anforderung  der  Mittel  für  Ersatzbeschaffun- 
gen zu  überheben  und  ein  für  allemal  damit  die  etatsrechtliche 
Genehmigung  zu  Ausgaben  für  Erneuerungen  zu  geben.  Nur 
insofern  kann  man  bei  diesem  Verfahren  davon  sprechen,  daß 
„aus  dem  Erneuerungsfonds"  Ersatzbeschaffungen  vorzunehmen 
seien.  Bei  dem  ersteren  Verfahren  kann  es  vorkommen,  daß  bei 
einem  Betriebe  Mittel  regelmäßig  angesammelt  und  verzinslich 
angelegt  werden  und  daß  gleichzeitig,  und  vielleicht  dadurch 
veranlaßt,  für  andere  Zwecke  des  Gesamthaushalts  die  Aufnahme 
von  Anleihen  erforderlich  wird.  Durch  nur  buchmäßigen  Er- 
neuerungsfonds dagegen  wird  die  finanzielle  Lage  von  Staat  oder 
Gemeinde  nicht  berührt,  solange  noch  keine  Ersatzbeschaffun- 
gen' vorgenommen  werden  müssen;  und  solange  kann,  weil 


35)  Simon,  §  37,  Seite  130:  „Der  Emeuerungsfonds  unterscheidet  sich  von 
den  bisher  erwähnten  Passivkonten  (Schulden  und  Kapitalkonto)  dadurch, 
daß  er  lediglich  ein  der  Bewertung  dienender,  den  auf  der  Aktivseite  vorge- 
nommenen Wertansatz  eines  Vermögensgegenstandes  beschränkender  Posten 
ist.  Wir  können  ihn  daher  als  ein  Bewertungskonto  bezeichnen" ;  und  Simon, 
§  103  S.  396:  „Der  Name  Erneuerungsfonds"  ist  daher  nicht  präzise  gewählt; 
man  sollte  dies  Passivum  Abnutzungskonto  nennen." 

"»)  Ergänzend  Simon  §  101.  S.  386:  „Selbst  wenn  die  infolge  von  Ab- 
schreibungen aufgesammelten  Kapitalien  besonders  angelegt  und  verwaltet 
werden,  gehören  die  Zinsen  dieser  Kapitalien  nach  allgemeinen  Bilanzgrund- 
sätzen zum  Jahresgewinn  und  vermehren  n~icht  etwa  die  Höhe  der  Ab- 
nutzungsbeträge." Das  hat  auch  für  verzinslich  angelegte  Erneuerungsfonds 
der  öffentlichen  Wirtschaft  Geltung;  die  Zinsen  sind  mit  dem  Einnahme- 
Ueberschuß  abzuführen,  falls  nicht  ausdrücklich  der  Haushaltungsplan  anderes 
bestimmt. 

8')  Simon  —  §  104.    S.  397  ff. 
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man  die  vollen  Einnahmeüberschüsse  des  nur  buchmäßig  ab- 
schreibenden Betriebes  einzieht,  leicht  vermieden  werden,  daß 
für  andere  öffentliche  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  werden 
müssen.  Aber  sobald  Ersatzbeschaffungen  erforderlich  werden, 
vermehren  sich  die  Ausgaben,  ohne  daß  dafür  irgendwelche 
Barmittel  bereit  gestellt  wären. 

Beide  Möglichkeiten,  bar  vorhandene  und  nur  buchmäßig  ge- 
führte Erneuerungsfonds,  kommen  im  öffentlichen  Leben  vor 
und  haben  ihre  Berechtigung.  Finanziell  günstig  gestellte  Ge- 
meinden, die  ihren  Haushalt  auch  unter  Verzicht  auf  Teile 
der  Einnahmeüberschüsse  aus  ihren  Erwerbsbetrieben  in  Höhe 
der  Abschreibungen  (oder  genauer  unter  Vergrößerung  der 
regelmäßigen  Ausgaben  in  Höhe  der  Abschreibungen)  durch- 
lühren  können,  werden  bei  den  im  allgemeinen  wachsenden 
öffentlichen  Ausgaben  und  Steuerlasten'*)  gut  tun,  für  spätere 
Jahre  vorzusorgen  und  für  Ersatzbeschaffungen  Mittel  bereit- 
zustellen. Aber  es  wird  stets  zu  prüfen  sein,  ob  Erneuerungs- 
fonds nur  für  Erwerbsbetriebe  zur  Erhaltung  ihres  besonderen 
.Anlagekapitals  vorzusehen  sind  oder  nicht  auch,  im  Hinblick 
auf  die  Steuerpolitik  und  die  allgemeine  Finanzlage,  mit  gleichem 
Recht  für  andere  öffentliche  Anlagen  und  Gebäude  für  Ver- 
waltungszwecke. Wenn  man  überhaupt  grundsätzlich  Unter- 
schiede zugeben  wollte,  könnte  man  sogar  eher  auf  Vorsehung 
von  Mitteln  für  Erneuerungen  werbender  Anlagen  verzichten, 
da  diese  erst  späteren  Generationen  voll  zugute  kommen  und 
deren  Einnahmen  erhöhen. 

Wird  aber  bei  günstiger  Finanzlage  Vorsorge  für  Erneue- 
rung getroffen,  so  würden  die  Abschreibungsbeträge  für  Er- 
werbsbetriebe zweckmäßig  gesondert  unter  den  Ausgaben  dieser 
Betriebe  zu  erscheinen  haben,  also  nur  die  um  sie  verminderten 
Einnahmen  als  Nettoerträge  der  Betriebe  anzusehen  sein. 

Günstig  gestellte  Gemeinden  könnten  auch  in  Fällen,  wo  die 
eigenen  Einnahmeüberschüsse  eines  Wirtschaftsbetriebes  dafür 
nicht  ausreichen,  dem  verzinslich  anzulegenden  Erneuerungs- 
fonds alljährlich  die  Mittel  in  Höhe  der  Abschreibung  zufließen 
lassen,  andere  die  Bestimmung  aufnehmen,  daß  nur  bis  zur  Höhe 
der  Einnahmenüberschüsse  dem  Erneuerungsfonds  eines  Be- 
triebes planrnäßig  Ausgabenbeträge  überschrieben  werden  dür- 
fen. Schließlich  kann  man  noch  im  Haushaltungsplan  festlegen, 
daß  die  Einnahmeüberschüsse  späterer  Jahre  zur  Auffüllung  des 
E-neucrungsfonds  verwendet  werden  dürfen,  wenn  sie  in  einem 
Jahre  die  Höhe  der  Abschreibungen  nicht  erreichen. 

_  Aber  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  schwer  kämpfende  Ge- 
meinden die  Last  großer  Ersatzbeschaffungen  nicht  zum  Teil 
auf  spätere  Generationen'  abwälzen  sollen,  besonders  wenn  die 
Rückstellung  von  Mitteln  dafür  nicht  möglich  wäre,  ohne  zu  un- 
günstiger Zeit  Anleihen  aufzunehmen,  oder  ohne  die  Steuern 
zeitweise  außerordentlich  zu  erhöhen,  was  zu  Störungen  im  Wirt- 
schaftsleben führen  würde.  Das  Gesetz  macht  den  Gemeinden 
hierin  keine  Vorschriften.  Sie  mögen  sogar  ihre  Erwerbsbetriebe 
in  kaufmännischer  Form  verwalten  und  in  den  Bilanzen  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnungen  sowie  der  Selbstkostenrech- 
i-nng  die  Abschreibungen  einstellen,  um  die  Wirtschaftlichkeit 
iler  Betriebe  einwandfrei  übersehen  zu  können;  die  finanzielle 
Behandlung  der  Abschreibungen  ist  davon  unabhängig.  Sie  ist 
überhaupt  unabhängig  von  der  Buchführungsart.  Man  kann  alle 
finanziellen  Möglichkeiten  mit  Hilfe  der  Haushaltspläne  und 
zwar  auf  recht  einfache  Weise  darstellen.  Wenn  Schmidt  =») 
meint,  den  Fall,  daß  die  Betriebsüberschüsse  ausreichen,  um  die 
Abschreibungen  eines  Betriebes  zu  decken,  würde  die  kam.  Bf. 
nur  darstellen  können,  „wenn  sie  gewandte  und  dem  Laien 
schwer  verständliche  Buchungskunststücke  vollführte",  so  ist 
in  Wirklichkeit  nur  eine  zweckmäßige  Fassung  des  Haushalts- 
planes erforderlich  um  alle  finanziellen  Absichten  ohne  Schwie- 
rigkeiten durchführen  und  buchmäßig  darstellen  zu  können.  Die 
verschiedenen  Formen  der  Planaufstellung  der  Tsingtauer  Werft 
sind  gute  Belege  dafür. 

Betrachten  wir  die  finanziellen  Folgen  der  planmäßigen  Be- 
handlung der  Abschreibung  im  Haushalte  des  Staates  oder 
großer  Gemeinden,  so  wäre  einmal'  eine  übersichtliche  Haus- 
haltswirtschaft  überhaupt  nicht  durchführbar,  werm  auf  Grund 
buchmäßiger  Erneuerungsfonds  jeder  öffentliche  Betrieb  ohne 
besondere  Genehmigung  Ersatzbeschaffungen  vornehmen  dürfte. 
Das  kann  die  Finanzverwaltung  bei  einzelnen  Betrieben  zu- 
lassen, deren  Ausgaben  für  Erneuerung  die  Barmittel  nicht 
plötzlich  in  bedenklicher  Weise  beanspruchen  können,  aber  nicht 
durchgangig  für  sämtliche  oder  sehr  große  Betriebe.  Ersatz- 
beschaffungen müssen  hier  vielmehr  wie  Neubeschaffungen  in 
den  Ausgabenvoranschlag  eingeschlossen  werden.  Andererseits 
Ware  es  auch  nicht  zweckmäßig,  allgemein  für  sämtliche  Betriebe 
verzinslich  angelegte  Erneuerungsfonds  einzuführen,  wenn  man 
gleichzeitig  genötigt  wäre,  für  andere  Zwecke  in'  erhöhtem 
Maße  Anleihen  aufzunehmen.*") 


38)  Vergl.  Conrad,  Seite  254. 
'»)  Seite  45. 

*")  Aus  ähnlichen  Gründen  ist  man  von  der  Ansammlung  verzinslicher  Til- 
gungsfonds abgegangen  (vgl.  Conrad,  S.  241 :  „Man  erkannte  das  Unprak- 
tische, ein  bedeutendes  Kapital  liegen  zu  haben,  während  man  genötigt  war, 
neue  Anleihen  zu  machen"). 


Auch  bleiben  sich  die  jährlich  erforderlichen  Ersatz- 
beschaffungen bei  der  Fülle  verschiedenartiger  Betriebe  unge- 
fähr gleich  oder  vielmehr  sind  gleichmäßig  und  langsam  steigend. 
Die  finanzielle  Belastung  ist  dann  aber  bei  der  Veranschlagung 
der  jedesmal  erforderlichen  Ersatzbeschaffung  im  einzelnen 
etwa  dieselbe,  als  wenn  jährlich  durchschnittliche  Beträge  für 
Erneuerungsfonds  angesammelt  würden.  Die  Führung  von  sol- 
chen würde  dann  nur  unnötig  die  Buchungsarbeit  vermehren. 
Ein  entsprechendes  Verfahren  kann  auch  für  besonders  umfang- 
reiche Privatunternehmungen  Anwendung  finden,  wie  es  Cole 
für  amerikanische  Eisenbahnen  angibt,''^)  wo  sich  bei  der  Fülle 
-\crschiedenartiger  Anlagen  und  Betriebsgegenstände  die  jähr- 
lichen Ersatzkosten  ziemlich  gleich  bleiben. 

Die  planmäßige  Behandlung  der  Ersatzbeschaffungen  darf 
also  nicht  einseitig  vom  Standpunkte  des  Einzelbetriebes  aus 
erfolgen.  Von  ihm  aus  gesehen,  müßten  unter  allen  Umständen 
für  große  Ersatzbeschaffungen  besondere  finanzielle  Vorkehrun- 
gen getroffen  werden;  vom  Standpunkt  der  Gesamt-Staatsver- 
waltung  gehören  aber  Ersatzbeschaffungen  zu  den  laufenden 
Ausgaben,  die  Jahr  für  Jahr  bald  in'  diesem,  bald  in  jenem  Ver- 
waltungszweige in  erhöhtem  Maße  notwendig  werden,'^)  und 
daher  wird  die  Staatsverwaltung  vielleicht  zweckmäßig  auf  die 
Einstellung  von  verzinslichen  Erneuerungsfonds  verzichten 
können.  Doch  erscheint  bei  finanziell  günstig  gestellten  Ge- 
meinden ihre  gesonderte  und  eingehende  Erfassung  unter  den 
ordentlichen  Ausgaben  zweckmäßig,  wenn  man  rechzeitig  diese 
mit  dem  steigenden  Anlagekapital  anwachsenden  Angaben  be- 
rücksichtigt und  nicht  unnötigerweise  plötzlich  gezwungen  sein 
will,  für  Deckung  dieses  ordentlichen  Bedarfes  Anleihen  auf- 
zunehmen. 

Scheidet  man  die  wirtschaftlichen  von  den  finanziellen 
Zwecken,  die  man  mit  Abschreibungen  zu  erreichen  sucht,  so 
kann  man  zusammenfassend  zu  der  Frage  der  Darstellung  von 
Abschreibungen  in  der  Bf.  sagen:  Die  wirtschaftliche  Seite  der 
Abschreibungen,  ihre  Darstellung  in  den  Vermögens-,  Erfolgs- 
tind  Selbstkostenberechnungen  zwecks  wirtschaftlicher  Beurtei- 
lung der  Einzelbetriebe,  kann  in  der  öffentlichen  Verwaltung  so- 
wohl mit  Hilfe  der  d.  k.,  wie  kam.  Bf.  erfaßt  werden,  besonders 
wenn  neben'  der  kam.  Bf.  Vermögenskonten  laufend  geführt 
werden.  Die  verschiedenartigen  finanziellen  Zwecke-  dagegen, 
die  man  unter  Berücksichtigung  des  Gesamthaushaltes  mit  Ab- 
schreibungen erfüllen  kann,  lassen  sich  nicht  mit  der  Buch- 
führung erreichen;  sie  können  nur  mit  Hilfe  der  Haushaltspläne 
erreicht  werden  und  lassen  sich  daher  zweckmäßiger  von  der  auf 
die  Haushaltswirtschaft  zugeschnittenen  kam.  Bf.  darstellen, 
falls  nicht  im  besonderen  Falle  die  Nettoetatsform  vorliegt.  — 

Aehnlichc  Ueberlegungen,  wie  hinsichtlich  der  finanziellen 
Zwecke  der  Abschreibungen,  gelten  für  Reservefonds  und  son- 
stige Rücklagen.")  Sie  dürfen  ebenfalls  nicht  einseitig  den  Ein- 
zelbetrieb, sondern  müssen  die  Gesamtfinanzlage  des  öffentlichen 
Gemeinwesens  berücksichtigen.  Die  Rückstellungen  kommen 
weniger  für  die  freie  Verwendung  des  einzelnen  Wirtschafts- 
betriebes als  zum  Ausgleich  der  Schwankungen  der  allgemeinen 
Einnahmen  aus  Erwerbsbetrieben  in  Betracht.  Besonders  klar 
kommt  diese  Bedeutung  der  Rücklagen  in  dem  Ausgleichsfonds 
des  Pr.  Eisenbahn-Haushaltes  zum  Ausdruck.  Vor  dem  Kriege 
bildeten  die  Bruttoeinnahmen  der  Eisenbahnen  über  die  Hälfte 
der  preußischen  Gesamteinnahmen.  Ihre  Schwankungen  mußten 
daher  „sehr  empfindlich  auf  die  Staatsfinanzen  einwirken".  Um 
sie  abzuschwächen,  sollte  durch  das  Gesetz  über  die  Bildung 
eines  Ausgleichsfonds  für  die  Eisenbahnverwaltung  vom  3.  Mai 
1903  Vorsorge  getroffen  werden."')  Es  wies  ,,die  nach  der  Jahres- 
rechnung im  Staatshaushaltsetat  sich  ergebenden  Ueberschüsse 
der  Bildung  oder  Ergänzung  eines  Ausgleichfonds"  zu,  und  zwar 
bis  die  Höhe  von  200  Millionen  M.  erreicht  sein  würde.  Aber 
eine  neue  Regelung  wurde  schon  1910  notwendig,  da  „die  mit 
dep  Ausgleichsfonds  angestrebten  Ziele  nicht  erreicht '  worden" 
seien.  Seitdem  ist  „die  Auffüllung  des  Ausgleichfonds  nicht  mehr 
auf  die  Ueberschüsse  beschränkt,  [die  sich  in  der  Rechnung, 
über  die  in  den  Haushaltsvoranschlag  eingesetzten  Ueber- 
schüsse hinaus,  wirklich  ergeben],  sondern  ihm  wird  bereits 
durch  den  Etat  der  Teil  der  Ueberschüsse  zugeführt",  der  den 
auf  2,10  %  des  statistischen  Anlagekapitals  normierten  Zuschuß 
der  Eisenbahnverwaltung  zu  den  allgemeinen  Staatsfinanzen 
übersteigt.  Die  Gleichmäßigkeit  des  Zuschusses  zu  den  Staats- 
einnahmen ist  somit  sichergestellt,  solange  ein  Ueberschuß  von 
2,10  %  des  statistischen  Anlagekapitals  in  den  Haushaltsplan 
eingesetzt  werden  kann.    Erst  darüber  hinaus  wird  der  Aus- 


S.  98,  vgl.  aber  Passow,  Pr.  Eisenbahnen  S.  36  ff. 
■•2)  So  werden  auch  größere  Privatbetriebe  nicht  dazu  übergehen,  sich 
Fonds  für  Instandhaltungen  zu  schaffen,  da  sich  diese  bei  der  Fülle  der  Be- 
triebsanlagen jährlich  etwa  gleich  bleiben  werden;  kleinere  Beträge  dagegen 
können  sehr  wohl  solchen  von  West  (,, Technik  und  Wirtschaft"  1910,  S.  331) 
vorgeschlagenen  Fonds  jährlich  für  jeden  Gegenstand  eine  bestimmte  Summe 
zuweisen,  um   spätere  größere  Instandhaltungsarbeiten  bezahlen   zu  können. 

Vgl.  Simon,  §§  63 — 96  (Erweiterungsfonds,  Dispositions-,  Versiche- 
rungs-,  Dividendenfonds,  Pensionskassen)  und  Paul,  sowie  das  Gesetz  über  den 
Ausgleichsfonds  bei  den  staatlichen  Bergwerken. 

Vgl.  Conrad,  Seite  219  ff.  und  Passow,  Pr.  Eisenbahnen,  S.  III  ff. 
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gleichsfonds  aufgefüllt,  der  seinerseits  wiederum  zur  Ergänzung 
des  Beitrages  der  Eisenbahnen  zu  den  Staatseinnahmen  dienen 
soll,  wenn  ein  Jahresüberschuß  nicht  die  2,10  %  erreichen  sollte. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  z.  B.  in  Württemberg  dem  „Haupt- 
finanzetat" jährlich  ein  bestimmter  Betrag  der  Eisenbahnein- 
nahmen (in  Höhe  des  durchschnittlichen  Ueberschusses  der 
letzten  10  Jahre)  zugewiesen,  der  Mehrertrag  war  für  die  Bildung 
eines  Reservefonds  zum  Ausgleich  von  Einnahmeschwankungen 
des  Gesamthaushalts  bestimmt. 

Der  Preußischen  Eisenbahnverwaltung  steht  dagegen  ein 
anderer  Fonds,  der  ,, Allgemeine  Dispositionsfonds"  zur  freien 
Verfügung.  Auch  solche  Rückstellungen  werden,  zumal  bei 
großen  Betrieben,  notwendig  sein'.  „Denn  wie  kann  man  ein 
Geschäft,  das  mit  2  Milliarden  abschließt,  führen,  wenn  man 
\%  Jahre  vorher  schon  für  jede  Möglichkeit  Vorsorge  treffen 
muß,  jeden  Pfennig  festlegen  soll.?"''^)  Auch  dieser  Fonds  dient 
aber  mittelbar  der  Gleichmäßigkeit  der  Finanzwirtschaft.  Un- 
vorhergesehenes, das  bei  einem  großen  Betriebe  stets  auftreten 
wird,  würde  ohne  solche  planmäßigen  Rückstellungen  dazu  füh- 
ren, dfß  der  Haus' alt-plan  nicht  inncgel  alien  werden  ka^^n 

Noch  andere  Rücklagen  kommen  in  der  öffentlichen  Ver- 
waltung vor.  Welchen  besonderen  Zweck  die  Rücklagen  mit 
Ausnahme  der  für  Erneuerung  aber  auch  haben  mögen,  sie  wer- 
den nur  aus  finanziellen  Gründen  bereitgestellt,  dienen  nicht  zur 
wirtschaftlichen  Beurteilung  der  Betriebe;  die  finanziellen  Ab- 
sichten sind  aber  nur  mit  Hilfe  der  Haushaltspläne  durchzu- 
führen, und  daher  verdient  auch  für  ihre  buchmäßige  Darstellung 
die  kam.  Bf.  als  die  hierfür  geschaffene  und  geeignete  den  Vorzug. 

c)  Die  Darstellung  von  Tilgungen.''*) 
Unter  den  stetig  wachsenden  Ausgaben  der  öffentlichen  Ge- 
meinwesen sind  auch  die  in  dauernden  Anlagen'  festgelegten 
Gelder  in  schnellem  Zunehmen  begriffen.  Abgesehen  von  den 
Kriegsanleihen,  haben  s  i  e  vor  allem  zu  der  bedeutenden  Ver- 
schuldung des  Staates  wie  der  Gemeinden  geführt.  Nimmt  man 
an,  daß  unter  den  fest  angelegten  Kapitalien  auch  weiterhin  die 
für  allgemeine,  nicht  werbende  Zwecke  verwendeten 
(Schul-  und  Gesundheitswesen,  Straßen,  Brücken  usw.)  in  wach- 
sendem Maße  steigen  werden,  so  ergäbe  sich  daraus  die  grund- 
sätzliche Forderung,  daß  solche  Aufwendungen  aus  laufenden 
Einnahmen  gedeckt  werden  sollten,  um  nicht  spätere  Genera- 
tionen', die  selbst  höhere  Ausgaben  für  solche  allgemeinen  An- 
lagen zu  leisten  haben  werden,  mit  der  Verzinsung  und  Tilgung 
von  Anlagewerten  früherer  Zeit  zu  belasten.  In  der  Praxis  ist 
dieser  Grundsatz  nicht  durchgeführt  worden,  ist  auch  nicht 
immer  durchzuführen  möglich  (z.  B.  im  Kriegsfalle),  wohl  aber 
wird  nach  neueren  Gesetzen  in  Preußen  zur  Tilgung  des  vom 
1.  Oktober  1910  ab  begebenen  Schuldkapitals  für  die  zu  allge- 
meinen Zwecken  bewilligten  Anleihen  ein  höherer  Tilgungssatz 
als  für  die  zu  werbenden  Zwecken  verwendeten  vorgeschrieben.") 
Zur  Schaffung  oder  Uebernahme  von  werbenden  An- 
lagen durch  öffentliche  Körperschaften  ist  man  sowohl  aus  mili- 
tärischen, sozialpolitischen  und  allgemein  wirtschaftlichen  wie 
auch  in  steigendem  Maße  aus  finanziellen  Gründen'  geschritten. 
,,Bei  den  großen  Anforderungen  an  die  Staatskasse  und  die 
Steuerzahler  der  Bevölkerung  ist  es  von  größter  Bedeutung,  die 
Steuererhebung  selbst  möglichst  zu  vermindern  und  durch 
Selbsterwerb  des  Staates  zu  ergänzen."  ''*)  Bei  weiterem  Fort- 
schreiten auf  diesem  Wege  wird  es  in  Zukunft  vielleicht  möglich 
werden,  die  für  nicht  werbende  Zwecke  geschaffenen  Anlagen  aus 
laufenden  Einnahmen  zu  decken.  Da  die  Erträgnisse  aus  wer- 
benden Anlagen  im  Laufe  der  Jahre  wachsen  und  voll  erst  späte- 
ren Generationen  zugute  kommen,  ist  es  aber  auch  berechtigt, 
sie  durch  feste  Anleihen  zu  decken  und  die  Tilgung  derselben 
teilweise  auf  spätere  Generationen  abzuwälzen. 

Im  Preußischen  Kommunalabgabengesetz  heißt  es:  ,, Gewerb- 
liche Unternehmungen  der  Gemeinden  sind  grundsätzlich  so  zu 
verwalten,  daß  durch  die  Einnahmen  mindestens  die  gesamten 
durch  die  Unternehmung  der  Gemeinde  erwachsenden  Ausgaben 
einschließlich  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals 
aufgebracht  werden".  Wird  ferner  der  Grundsatz  befolgt,  die 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  erforderlichen  Beträge  jährlich 
durch  den  Haushaltsplan  bereit  zu  stellen  und  zwar  die  für 
werbende  Anlagen  von  deren  Einnahmen  planmäßig  zu  bestreiten, 
dann  wird  eine  übersichtliche  Schuldenwirtschaft  ermöglicht. 
Es  sind  dann  von  den  Wirtschaftsbetrieben  die  Ausgaben  zu 
leisten,  die  ihnen  wirtschaftlich  zur  Last  fallen;  und  dem  all- 
gemeinen Schuldendienst  verbleibt  nur  die  Verzinsung  und 
Tilgung  der  für  nichtwerbende  Betriebe  und  Anlagen  begebenen 
Anleihen.  Aus  den  einzelnen  Haushaltsplänen  ergibt  sich,  daß 
bisher  diese  Klarheit  noch  nicht  geschaffen  ist;  erst  in  letzter 
Zeit  sind  überhaupt  die  aufgestellten  Grundsätze  als  zweckmäßig 
erkannt  worden. 


V.  Gwinner  im  Herrenhaus,  8.  April  1911.    Er  schlägt  vor,  diesen  Fonds 
auf  eine  Höhe  von  150  Millionen  zu  bringen  und  ihn  darauf  zu  erhalten. 

Die  Fragen  der  Tilgung  sind  sehr  eingehend  behandelt  bei  Paul.  Vergl. 
auch  u.  a.  Marcus,  Seite  49  ff. 

Vergl.  Conrad,  S.  248. 

Conrad,  S.  214. 
49)  Vergl.   Conrad,  Seite  248. 


Welche  Maßnahmen  aber  auch  für  Tilgungen  getroffen  wer- 
den mögen,  ob  ein  Tilgungsfonds  angesammelt  oder  Anleihen  mit 
oder  ohne  festen  Tilgungsplan  aufgenommen,  ob  Serien-Obliga- 
tionen angewendet  werden,  die  wirtschaftliche  Beurteilung  der 
Betriebe  bleibt  von  den  Maßnahmen  für  Tilgung  unabhängig,  nur 
die  allgemeinen  finanziellen  Verhältnisse  werden  betroffen.  Die 
Schuldenwirtschaft  läßt  sich  nur  mit  Hilfe  der  Haushaltspläne 
erfassen  und  im  Anschluß  an  diese  von  der  kam.  Bf.  einfacher 
und  zweckmäßiger  darstellen  als  von  der  d.  k.  Bf.,^")  wenn  nicht 
in  Ausnahmefällen  die  Nettoctatsform  vorliegt. 

IV.  TEIL. 

Zur  Planaufstellung  und  Buchführung  in  öffentlichen  Aufwands- 
wirtschaften. 

Unter  öffentlichen  Aufwandswirtschaften  mögen  solche 
öffentlichen  Wirtschaftsbetriebe  verstanden  sein,  welche  keiner- 
lei Gewinnabsichten  haben,  rein  öffentlichen  Zwecken  dienen  und 
für  diese  die,  ihnen  zugewiesenen  Mittel  lediglich  verwalten, 
aufbrauchen.  Als  Beispiel  zur  Beleuchtung  der  Planaufstellung 
und  Bf.  solcher  Betriebe  können  die  früheren  Verhältnisse  der 
heimischen  Marinewerften  dienen,  deren  rein  militärischer  Zweck 
allein  rechtfertigt,  daß  überhaupt  derartige  Fabrikationsbetriebe 
in  der  Form  von  Aufwandswirtschaften  geführt  werden.  Der 
Haushaltsplan  von  1912  ist  hier  zugrundegelegt. 

Unter  Kapitel  60,  Titel  8  des  ,, Etats  für  die  Verwaltung  der 
Kaiserlichen  Marine"  erscheinen  die  Ausgaben  für  „Allgemeinen 
Werftbetrieb,  Instandhaltung  der  Schiffe  und  ihres  Inventars". 
.\us  diesen  Mitteln  wird  auch  die  Instandhaltung  der  Werften 
bestritten,  mit  Ausnahme  der  „Land-  und  Wasserbauten",  die  im 
Titel  7  bewilligt  sind.  Auch  Neubauten  werden  aus  diesen  Titeln 
geleistet,  bis  zum  Höchstwert  von  5000  M.  für  Gebäude,  von 
100  000  M.  für  Betriebfahrzeuge  im  einzelnen.  Die  übrigen  Neu- 
bauten und  Erweiterungen  gehen  zu  Lasten  der  ,, Einmaligen 
Ausgaben",  Kapital  6,  Titel  1—1.32.  Die  auf  den  Werften  be- 
schäftigten Beamten,  Offiziere  und  Mannschaften  werden  nach 
Kategorien  getrennt,  aus  einer  Reihe  von  Kapiteln  bezahlt, 
(Kapitel  48,  Titel  1;  Kapitel  51,  Titel  1,  3,  5;  Kapitel  57,  Titel 
1,  2;  Kapitel  61,  Titel  1,  2,  10.  11;  Kapitel  60,  Titel  1,  3,  6),  ver- 
traglich Angestellte  und  Arbeiter  aus  Kapitel  60,  Titel  8.  Ferner 
werden  besondere  Vergütungen  und  Zulagen  aus  Kapitel  64 
sowie  80,  Titel  4,  5  bestritten. 

Mit  diesen  Ausgaben  werden  die  Mittel  bewilligt,  die  zur 
Erfüllung  der  Aufgaben  der  Werften  erforderlich  sind,  nämlich 
für  die  laufende  Instandhaltung  und  Erweiterung  der  Werften, 
Instandhaltung  der  im  Dienst  und  außer  Dienst  befindlichen 
Schiffe,  sowie  die  Mittel  für  den  Bau  neuer  Schiffe.  Die  Werften 
veranschlagen,  getrennt  nach  Herstellungsabteilungen  (Schiff- 
bau-, Maschinenbau,  Artillerie-  Ressorts  usw.)  jährlich  die  Aus- 
gaben an  Gehältern,  Löhnen,  Baustoffen  und  an  Unkosten,  die 
nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  mit  den  Instandhaltun- 
gen der  Werften  und  Schiffe  und  den  Neubauten  verbunden  sind, 
und  gliedern  sie  in  Gruppen  (Fonds).  Danach  werden  z.  B.  die 
für  Instandhaltung  der  Schiffe  vorgesehenen  Mittel  für  jedes 
Schiff  festgesetzt  und  den  einzelnen  Werften  und  Ressorts  zu- 
gewiesen. ,  Diese  Mittel  werden  von  Werften  und  Schiffen  ge- 
meinsam verwaltet,  d.  h.  die  Werften  geben  den  Schiffen  die 
entstehenden  Kostenbeträge  laufend  an,  die  in  ihrer  Summe  die 
jährlich  bewilligten  Mittel  nicht  überschreiten  sollen.^  Die  im 
Laufe  des  Jahres  durch  die  Arbeiten  entstehenden  Ausgaben 
werden  auf  den  Werften,  nach  Arbeitsnummern,  möglichst  syste- 
matisch und  gleichmäßig  unterteilt,  festgestellt,  nach  Fonds  zu- 
sammengefaßt und  in  ihrer  Höhe  dauernd  überwacht,  damit  am 
Jahresschluß  die  Summe  der  in  den  verschiedenen  Fonds  nach- 
gewiesenen Ausgaben  die  durch  die  planmäßigen  Ausgaben  be- 
willigten Mittel  (die  Einnahmen  der  Werften)  nicht  überschreiten. 


5")  Ein  Einblick  in  die  Umständlichkeit  des  Verfahrens  bei  der  d.  k.  Bf. 
gewinnt  man  bei  Schmidt,  Seite  49  ff. 

')  Die  Ausgaben  der  Werften  für  Instandhaltung  der  Schiffe  sind  in  den 
Ausgaben  des  Marineetats  nur  einmal  enthalten.  Es  findet  im  Haushaltsplan 
selbst  keine  Verrechnung  zwischen  Schiffen  und  Werften  statt.  Dagegen 
waren  z.  B.  im  Haushaltsplan  des  Schutzgebiets  Kiautschou  die  von  der  Tsing- 
tauer  Werft  für  Gouvemementsbehörden  geleisteten  Ausgaben  sowohl  in  der 
Ausgabensumme  der  Werft  enthalten,  als  auch  in  den  Titeln  für  die  einzelnen 
Gouvernementsbehörden.  Dem  standen  die  Einnahmen  des  Tsingtauer  Werkes 
gegenüber,  die  die  Kosten  der  für  Gouvernementsbehörden  geleisteten  Arbeiten 
enthielten.  Es  erschienen  also  die  Gesamteinnahmen  und  -ausgaben  des 
Schutzgebietes-Haushalts  um  die  Beträge  der  Leistungen  der  VVerft  für  Schutz- 
gebietsbehörden erhöht.  Dies  Verfahren  war  im  Schutzgebietshaushalt  zum 
Zweck  sparsamer  Wirtschaftsführung  gewählt  worden.  Die  Werft  als  Er- 
werbsbetrieb sollte  nicht  einfach  die  Mittel  der  Gouvernementsbehörden  ver- 
walten, sondern  diese  sollten  die  Möglichkeit  haben,  die  Lieferungen  und  Preise 
der  Werft  gegebenenfalls  durch  vorherige  Preisanfrage  und  Vergleichung  mit 
anderen  Beschaffungsstellen  auf  ihre  Angemessenheit  zu  prüfen  und  etwa  atis 
der  Heimat  zu  beschaffen,  was  die  Werft  nicht  preiswert  liefern  könnte.  — 
Außerdem  hätte  es  unnötige  und  große  Schwierigkeiten  gemacht,  die  im  vor- 
aus nicht  genau  zu  erfassenden  Beträge  der  Arbeiten  für  Gouvemements- 
behörden zu  veranschlagen  und  herauszuziehen.  Die  Leistungen  des  Tsing- 
tauer Werkes  für  die  Schiffe  des  Kreuzergeschwaders  müssen  dagegen  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Schutzgebietshaushaltes  erhöhen,  da  die  Mittel 
für  Instandhaltung  dieser  Schiffe  durch  den  Marineetat  bewilligt  werden. 
Solche  gegenseitigen  Leistungen  öffentlicher  Wirtschaftsbetriebe  und  Be- 
hörden, die  zu  verschiedenen  Haushaltsplänen  gehören,  finden  vielfach  statt 
(z.  B.  Leistungen  der  heimischen  Marinewerften  für  außerhalb  stehende  Be- 
hörden). Die  hierdurch  erhöhte  Schwierigkeit  der  Vergleichung  von  Staats- 
haushaltungen verschiedener  Länder  (vgl.  Conrad,  S.  256)  ist  bisher  in  der 
Finanzwissenschaft  noch  nicht  berücksichtigt  worden. 
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Die  im  Kapitel  60,  Titel  8,  enthaltenen  Unkosten  werden 
nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  und  nach  der  voraus- 
sichtlichen Beschäftigung  der  einzelnen  Ressorts  vom  Hundert 
der  Lohnkosten  ausgedrückt  und  für  das  kommende  Jahr  für  jedes 
Ressort  besonders  festgesetzt.  Die  entstehenden  Kosten  für 
Einzelarbeiten  werden  dann  als  Summe  der  verausgabten  Bau- 
stoff- und  Lohnkosten  und  der  vom  Hundert  zugeschlagenen  Un- 
kosten errechnet  und  dürfen  in  ihrer  Gesamtsumme  die  bewillig- 
ten Mittel  nicht  überschreiten. 

Die  im  Kapitel  60,  8,  enthaltenen  Ausgaben  umfassen  aber 
nicht  alle  in  der  Privatwirtschaft  als  Unkosten  bezeichneten 
Ausgaben;  sie  liegen  etwa  2)  zwischen  dem,  was  man  in  der 
Selbstkostenrechnung  als  Herstellungkosten  und  dem,  was  man 
als  Herstellungsselbstkosten  ^)  bezeichnen  kann;  sie  schließen 
persönliche  Unkosten  für  nicht  beamtete  Angestellte  des  Be- 
triebes und  der  Verwaltung  (Monatslöhne  und  Renumerationen) 
ein,  enthalten  dagegen  keine  Abschreibungen  und  keinerlei  Ge- 
hälter von  Beamten,  auch  nicht  von  Betriebsbeamten;  diese  sind 
im  Kapitel  60,  1,  2,  aufgeführt;  Feuerwerks-  und  Torpeder-Off i- 
ziere  und  Personal,  die  ebenfalls  zum  Teil  als  Betriebsbeamte 
anzusehen  sind,  werden  zu  Lasten  anderer  Kapitel  bezahlt. 

Von  privatwirtschaftlichem  Standpunkt  aus  betrachtet,  ist 
die  Zusammensetzung  der  Unkosten  unlogisch.  Es  fragt  sich 
nun,  ob  es  sich  überhaupt  durchführen  ließe,  theoretisch  ein- 
wandfrei und  wirtschaftlich  richtig  zusammengesetzte  Selbst- 
kosten zu  verrechnen,  und  ferner,  ob  eine  solche  X'errechnung 
zweckmäßig  wäre. 

Für  eine  solche  Verrechnung  müßte  der  Haushaltsplan  eine 
vollständige  Umgestaltung  erfahren.  Die  unter  anderen  Haus- 
haltskapiteln veranschlagten  Gehälter  müßten  unter  Kapitel  60,  8, 
eingestellt  werden;  und  wollte  man  z.  B.  die  Herstellungsselbst- 
kosten') verrechnen,  so  müßten  die  Gehälter  unterteilt  werden 
in  solche  der  Betriebs-  und  Verwaltungsbeamten. ^)  Außerdem 
müßten  aus  den  sächlichen  Kosten  und  den  persönlichen  Aus- 
gaben für  nichtbeamtete  .Angestellte  die  Kosten  herausgezogen 
werden,  soweit  sie  nicht  Betriebsunkosten  darstellen,  sondern 
der  Verwaltung  zukommen.  Schließlich  müßten  Abschreibungen 
einbezogen  und  demnach  im  Haushaltsplan  vorgesehen  werden. 
Letzteres  würde  bedeutende  Arbeit  machen,  ohne  daß  besondere 
Vorteile  erreicht  würden,  und  gegen  die  Verquickung  von  persön- 
lichen Ausgaben  für  Beamte  mit  den  sächlichen  Ausgaben  spre- 
chen etatsrechtliche  Grundsätze.  Der  Hauptzweck  des  Haus- 
haltsplanes, die  klare  Ausgabenveranschlagung  und  Ueber- 
wachung  würde  leiden.  Bei  einem  Erwerbsbetriebe  werden  z.  B. 
die  Kosten  der  Verwaltung  durch  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung bis  zu  gewissem  Grade  überwacht.  Hier  aber  ließe  sich 
die  Verrechnung  zu  theoretisch  einwandfrei  zusammengesetzten 
Selbstkosten  nur  auf  Kosten  klarer  Erfassung  und  Ueber- 
wachung  des  Haushaltes  durchführen.  Nun  dient  aber  die 
Kostenverrechnung  in  der  öffentlichen  Verwaltung  vor  allem 
diesen  finanziellen  Zwecken  in  Beziehung  auf  besonders  schwer 
zu  übersehende  Ausgabebeträge;  die  wirtschaftliche  Bedeutung, 
wie  sie  der  Kostenrechnung  in  privatwirtschaftlichen  Betrieben 
zur  Festsetzung  der  Verkaufspreise  und  zur  Vermögens-  und 
Erfolgsberechnung  zukommt,  tritt  gegenüber  der  finanziellen 
zurück.  Für  die  in  rein  öffentlichem  Interesse  vorhandenen 
M  arinewerften  lagen  keinerlei  privatwirtschaftliche  Aufgaben 
oder  Gewinnabsichten  vor,  die  eine  theoretisch  einwandfreie  Er- 
fassung der  Selbstkosten  wirtschaftlich  erforderlich  machen 
würden.  Geheimhaltung  der  Erprobungen,  Vorbereitung  für 
den  Ernstfall  ohne  Rücksicht  auf  die  Kosten  würden  auch  eine 
Vergleichung  wirtschaftlich  richtig  zusammengesetzter  Her- 
stellungsselbstkosten, mit  denen  der  Privatwerften  zu  keinem 
praktischen  Ergebnis  führen;  denn  die  Marinewerften  müssen 
selbst  ohne  Rücksicht  auf  Notwendigkeit  oder  Wirtschaftlich- 
keit im  Frieden,  mit  Rücksicht  auf  den  Kriegsfall  eine  so  große 
Zahl  von  Betriebsbeamten  und  zeitsparenden  Anlagen  und  Ma- 
schinen unterhalten,  daß  eine  Vergleichung  nur  zu  Ungunsten 
der  Marinewerften  ausfallen  könnte,  ohne  Rückschlüsse  auf  die 
Wirtschaftlichkeit  der  Betriebsführung  oder  auf  mögliche  Ab- 
änderungen zu  gestatten.  Man  könnte  zwar,  wenn  die  errech- 
iieten  Selbstkosten  nur  wirtschaftlicher  Beurteilung  dienten,  jähr- 
lich die  im  militärischen  Interesse  notwendigen  Ausgaben  ab- 
setzen; aber  da  die  Selbstkosten  zur  Verrechnung  der  Geldmittel 
dienen,  ließe  sich  ein  Absetzen  des  in  militärischem  Interesse 
Erforderlichen  nicht  oder  nur  so  schwer  erreichen,  daß  der  durch 
seine  Größe  an  sich  schon  mit  Notwendigkeit  verwickelte  Marine- 
haushalt unübersehbar,  der  Hauptzweck  der  Verrechnung,  die 
klare  Veranschlagung  und  Ueberwachung  der  Mittel,  geschädigt 
würde.*) 


it       c"^  genaue  Zusammensetzung,  vgl.  Kiemann,  Anhang.     An  jener 

Melle  (S.  197)  konnte  auf  die  nähere  Erklärung  nicht  eingegangen  werden, 
nie  sich  im  Zusammenhang  der  vorliegenden  Arbeit  ergibt 

»)  Vgl.   Kiemann,   S.  2—3. 

*)  Vgl.  Kiemann,  S.  3. 

'-)  Und  zwar  nach  der  Verwendung  der  Beamten  für  Betrieb  oder  Ver- 
waltung nicht  nach  der  Beamtenkategorie.  Auch  die  Kosten  des  für  Verwal- 
tung tätigen   Personals  sind  in  den  verschiedensten  Kapiteln  eingestellt. 

')  Es  soll  hier  aber  nicht  etwa  der  Marineetat  als  Ideal  bezeichnet  wer- 
den; vielmehr  wird  nicht  verkannt,  daß  aus  Gründen  der  Durchbringung  des 
Euts  im  Reichstag  absichtlich  manche  sonst  unnötigen  Unklarheiten  getroffen  sind. 


Weiter  fragt  es  sich,  ob  es  Wert  hat,  daß  überhaupt  zwischen 
Werften  und  Schiffen  verrechnet  und  daß  in  diese  Verrechnung 
die  Unkosten  vom  Hundert  der  Löhne  eingeschlossen  werden. 
Eine  Verrechnung  spielt  auf  sparsame  Wirtschaft  ab,  insofern, 
als  die  Schiffe  die  Instandhaltungskosten  im  einzelnen  und  die 
knapp  gehaltenen  Mittel  kennen,  mit  denen  sie  auskommen 
müssen,  und  sich  dadurch  eine  gegenseitige  Ueberwachung  von 
Schiffen  und  Werften  von  selbst  ergibt.  Und  die  Werften  wer- 
den zur  Sparsamkeit  dadurch  angehalten,  daß  sie  gezwungen 
werden,  ihre  Unkosten  in  Beziehung  zu  den  Arbeitsleistungen 
dauernd  zu  überwachen,  und  daß  der  Zentralbehörde  eine  Ver- 
gleichung zum  Beispiel  der  durchschnittlichen  Instandhaltungs- 
kosten gleicher  Schiffstypen  auf  verschiedenen  Werften  ermög- 
licht wird.  Auch  lassen  sich  die  Kosten  von  Neubauten  und  die 
Vomhundertsätze  der  Unkosten  auf  den  verschiedenen  Werften 
im  einzelnen  vergleichen. 

Die  Vergleichung  wird  immer  noch,  besonders  wegen  der 
nicht  überall  ähnlichen  und  sich  ändernden  Ausstattung  mit 
Betriebsanlagen,  vorsichtig  ausgewertet  werden  müssen;  sie 
darf  aber  nicht  noch  schwieriger  gemacht  werden  durch  Buchun- 
gen, die  zwecks  günstigen  Abschneidens  bei  dieser  Vergleichung 
„frisiert"  sind.  Es  ist  z.  B.  verkehrt,  für  ,, kaufmännisch"  oder 
für  ein  Zeichen  guter  Wirtschaftsführung  anzusehen,  wenn  die 
Vomhundertsätze  der  Unkosten  möglichst  niedrig  dargestellt 
werden,  wenn  zu  dem  Zwecke  z.  B.  angeordnet  wird,  nach  Mög- 
lichkeit die  Unkosten  allgemeiner  Betriebslöhne  oder  Hilfsstoffe 
auf  die  Arbeitskosten  für  Instandhaltung  der  Schiffe  oder  auf 
Neubauten  zu  verrechnen,  damit  sie  nicht  die  Unkostensätze  er- 
höhen. Und  falsch  ist  es,  die  Wirtschaftsführung  der  Werften 
einfach  nach  der  Höhe  der  Unkostensätze  zu  beurteilen.  Eine 
Erhöhung  derselbeii  ist  mit  sogar  größerer  Wirtschaftlichkeit 
durchaus  vereinbar.  Wenn  z.  B.  pneumatische  Anlagen  geschaffen 
werden,  die  Lohnkosten  sparen,  und  die  Unkosten  für  Instand- 
haltung und  Betrieb  vermehren,  müssen  naturgemäß  die  Un- 
kostensätze steigen.  Eine  richtige  Vergleichung  der  Unkosten 
ist  nur  zu  erreichen,  wenn  (ohne  Rücksicht  auf  unsachgemäße 
Beurteiler)  sämtliche  Unkosten  sowie  sie  sich  ergeben,  auch  als 
solche  gebucht  werden.  Die  Zweckmäßigkeit  der  Maßnahmen 
kann  in  Erläuterungen  nebenher  nachgewiesen  werden.  Dazu 
können  die  bei  Neuerungen'  vorher  angestellten  Wirtschaftlich- 
keitsrechnungen dienen,  die  nötigenfalls  nach  privatwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  unter  Berücksichtigung  von  Abschreibung 
und  Verzinsung  durchzuführen  wären.  Auch  für  solche  Zwecke 
ist  es  erforderlich,  daß  sämtliche  Anlagen  und  Betriebsgegen- 
stände mit  Wert  geführt  werden. 

Schließlich  darf,  was  auch  Cole ')  für  amerikanische  Ver- 
hältnisse beanstandet,  keine  Rücksicht  genommen  werden  auf 
die  gesetzgebenden  Körperschaften;  die  Einteilung  und  Ver- 
waltung der  Fonds  muß  vielmehr  allein,  die  finanzielle  Zweck- 
mäßigkeit der  Plangestaltung  im  Auge  behalten. 

Mit  Hilfe  des  für  den  Kriegsfall  reichlicher  vorhandenen 
Betriebspersonals  läßt  sich  auf  den  Reichswerften  in  höherem 
Maße  als  in  der  Privatindustrie  eine  Vergleichung  der  Kosten- 
vcranschlagung  mit  den  wirklich  entstehenden  Kosten  durch- 
führen. Wie  sich  eingehende  Voranschläge  produktiv  verwerten 
lassen,  hat  das  Taylor-System  gezeigt;  aber  ohne  soweit  zu 
gehen  wie  Taylor,  ist  allein  schon  eine  systematisch  durch- 
geführte Veranschlagung  der  Lohnkosten  von  hohem  wirtschaft- 
lichem Nutzen.  Sie  wurde  seit  einer  Reihe  von  Jahren  auf  den 
Marinewerften  schon  in  großem  Umfange  ausgeübt. 

Wenn  auf  den  Marinewerften  aber  für  den  Kriegsfall  reich- 
lich Betriebspersonal  vorhanden  sein  muß,  läßt  sich  dasselbe 
nicht  von  dem  Buchführungs-  und  Rechnungspersonal  behaup- 
ten. Die  kam.  Bf.  erfordert,  wie  durch  jahrelange  Versuche  der 
Werft  Wilhelmshaven  erwiesen  ist,  erheblich  weniger  Beamte 
als  die  d.  k.  Bf.,  die  sich  nicht  so  einfach  den  hauptsächlich 
finanziellen  Zwecken  anpassen  läßt.  Auch  die  Werkstattbuch- 
führung muß  mit  Rücksicht  auf  möglichste  Einschränkung  des 
Buchführungs-  und  Rechnungspersonals  augestaltet  sein.  In 
dieser  Beziehung  ließe  sich,  besonders  durch  Fortfall  der  un- 
zweckmäßigen Blattnummern  und  Ersatz  der  Werkführertage- 
bücher s),  vielleicht  noch  manches  erreichen. 

Die  dargelegten  Schwierigkeiten  und  Unzulänglichkeiten  der 
Kostenverrechnung  haben  nichts  mit  der  kam.  Bf.  zu  tun.  Auch 
die  d.  k.  Bf.  könnte  an  diesen  Verhältnissen  nichts  ändern,  da 
sie  außerhalb  der  Bf.  in  den  Zusammenhängen  der  Haushalts- 
wirtschaft, der  Werkstattsbuchführung  und  Selbstkostenrech- 
nung begründet  sind.  Seit  der  Versuch  der  Werft  Wilhelms- 
haven durchgeführt  ist,  wird  auch  die  d.  k.  Bf.  von  niemandem 
mehr  als  Allheilmittel  auch  für  Aufwandswirtschaften  angeprie- 
sen werden. 

Man  kann  aber,  gerade  auch  von  selten  der  Staatsbeamten', 
vielfach  hören,  die  preußische  Ober-Rechnungskammer  (Rech- 
nungshof des  Deutschen  Reiches)  mit  ihren  Ansprüchen  er- 
schwere die  Wirtschafts-  und  Geschäftsführung  und  verhindere 
manche    wirtschaftlich    zweckmäßigen    Maßnahmen.     Daß  in 


')  S.  328  ff.   Dieser  Teil  des  Werkes  (,, Principal  in  Municipal  Accounting") 
hat  auch  für  deutsche  Kommunalbehörden  manches  bemerkenswerte. 
»)  Vgl.  Kiemann  S.  50  ff. 
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öffentlichen  Wirtschaftsbetrieben  manch  wirtschaftliche  Schritte 
unterbleiben  müssen,  daß  der  Kaufmann  manche  Unterneh- 
mungen anders  anfassen  würde,  als  die  öffentliche  Verwaltung 
CS  tun  muß,  ist  fraglos.  Der  Grund  liegt  aber  in  der  Finanz- 
\virtschaft,  in  der  Nnotwendigkeit,  den  Gesamthaushaltsplan 
durchzuführen.  Für  die  öffentlichen  Gemeinwesen  ist  es  wich- 
tiger, das  Gesamtfinanzgebaren  in  klarer  Ordnung  zu  unter- 
halten, als  die  Wirtschaftlichkeit  einzelner  Stellen  voransetzen. 
Meist  aber  sind  die  Vorwürfe  auf  unklare  Vorstellungen  über 
den  Machtbereich  und  Einfluß  der  Prüfungsbehörden  und  über 
die  Zusammenhänge  der  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Fragen 
zurückzuführen,  sowie  auf  Verwechslung  der  Erfordernisse  der 
Fiüfungsbehörden  mit  kleinlicher  unsachlicher  Bevormundung 
seitens  anderer  Stellen,  die  allerdings  bis  zur  Lahmlegung 
schöpferischer  Kräfte  und  Untergrabung  der  Selbstachtung 
gehen  kann  ^). 

Die  Zweckmäßigkeit  des  inneren  organisatorischen  Aufbaues 
der  öffentlichen  Wirtschaftsbetriebe  dürfte  durch  Maßnahmen 
der  Prüfungsbehörden  kaum  je  behindert  werden,  und  durch 
rechtzeitige,  wohl  begründete  Haushaltsvoranschläge  werden  die 
einzelnen  Behörden  für  die  Wirtschaftlichkeit  ihrer  Betriebe 
manches  erreichen  können.  Ist  aber  der  Haushaltsplan  festge- 
legt, so  müssen  die  Prüfungsbehörden  darauf  sehen,  daß  er 
durchgeführt  wird.  Das  mag  dem  einzelnen  unbequem  sein,  es 
erschwert  aber  bei  zweckmäßiger  Plangestaltung  die  Betriebs-, 
Geschäfts-  und  Buchführung  nicht  mehr,  als  überhaupt  irgend- 
eine Rücksichtnahme  auf  regelmäßige  Nachprüfung  es  auch 
beim  Kaufmann  tut.  Der  Nutzen  der  Nachprüfung  aber  läßt 
sich  überhaupt  nicht  überschätzen.  Fast  200  Jahre  sind  seit  der 
im  Jahre  172-3  erfolgten  Einsetzung  der  obersten  preußischen 
Prüfungsbehörde  vergangen,  und  ganz  abgesehen  von  der  Ord- 
nung der  Staatsfinanzen,  verdankte  Deutschland  neben  anderen 
Vorbedingungen  der  bis  zur  Engherzigkeit  rücksichtslosen 
Durchführung  dieser  Einrichtung  sein  uneigennütziges,  pflicht- 
gemäß handelndes  Beamtentum.  Das  wird  durch  unsere  eigene, 
wie  durch  die  Geschichte  ausländischer  Staaten  erhärtet.  Der 
Elinblick  in  chinesische  und  russische  Zustände  sowie  in  deutsche 
Kriegs-  und  Revolutionsverhältnisse  zeigen,  daß  ohne  schärfste 
gesetzliche  Ueberwachung  sich  Ordnung  und  Ehrlichkeit  nicht 
erreichen  oder  erhalten  lassen.  Die  Rücksicht  auf  die  Finanz- 
wirtschaft, auf  die  erforderliche  Innehaltung  und  gesetzmäßig 
vorgeschriebene  Verwendung  der  Mittel,  auch  auf  sparsame 
Wirtschaftsführung  und  auf  Erhaltung  des  Pflichtgefühls,  der 
.Selbstlosigkeit,  Ehrlichkeit  und  Unbestechlichkeit  der  Beamten 
ergibt  auch  für  Deutschland  die  Notwendigkeit,  daß  der  Zwang 
der  Prüfungsbehörden  dauernd  fühlbar  bleibt,  selbst  wenn  wirk- 
lich dadurch  hie  und  da  die  Wirtschaftlichkeit  ungünstig  beein- 
flußt werden  sollte. 

S  C  H  L  U  S  S. 

Zusammenfassung. 

Auf  der  gewonnenen  breiteren  Unterlage  können  wir  nun- 
mehr die  Einzelergebnisse  der  Untersuchung  zusammenfassend 
überblicken. 

Lediglich  in  öffentlichem  Interesse  vorhandene  Aufwands- 
wirtschaften wenden  am  zweckmäßigsten  die  kam.  Bf.  an,  die 
sich  am  einfachsten  den  finanziellen  Anforderungen  der  Haus- 
haltswirtschaft anpaßt.  Darüber  hinausgehend  wurde  hier  dar- 
gelegt, daß  allgemein  in  den  werbenden  öffentlichen  Wirtschafts- 
betrieben allein  angewandt,  sowohl  die  kam.  wie  die  d.  k.  Bf.  im 
Rahmen  der  Gesamthaushaltswirtschaft  zu  Unzulänglichkeiten 
führt,  daß  auf  Grund  der  kam.  Bf.,  verbunden  mit  systematischer 
Selbstkostenrechnung  und  laufender  Führung  von  Vermögens- 
konten, sich  in  einfacher  sachgemäßer  Weise  Vermögens-  und 
Erfolgsberechnungen  aufbauen  lassen. 

Daher  kann  die  kam.  Bf.  in  allen  öffentlichen  Wirtschafts- 
betrieben auch  in  solchen  mit  Gewinnabsicht,  die  zu  ihrer  wirt- 
schaftlich richtigen  Beurteilung  Bilanzen  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnungen aufstellen  müssen,  zweckmäßig  zu  Grunde  gelegt 
werden,  und  ihre  Anwendung  wird  um  so  zwcekmäßiger,  je  größer 

")  Solche  Bevormundung  wird  noch  in  rückständigster,  vielfach  ent- 
mutigender Weise  in  Deutschland  von  lediglich  formal  geschulter  juristischer 
Leitung  geübt;  vollkommen  frei  davon  war  bisher  nur  der  preußische  Berg- 
bau, dessen  Verhältnisse  sowohl  der  Regierung  als  Muster  für  Reformen  in 
dieser  Richtung  dienen  könnten,  wie  auch  den  Technikern  als  Ziel  für  be- 
freiende Bestrebungen  und  als  Anhalt  für  ihre  Ausbildung. 


Nach  dem  Bekenntnis  des  Ph\'sikprofessors  Wiener  sehen 
wir  Uberall  dort  außerordentliche  Leistungen  entstehen, 
wo  sich  wissenschaftliche  Einsicht  mit  technischer  Kunst 
verbindet.  (Zschimmer:  Philosophie  der  Technik) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

55  Pressestimmen  über  die  Reichsbahn.  Nachdem  das 
Gutachten  des  Reichsverbandes  der  deutschen 
Industrie  über  die  deutsche  Eisenbahnfrage  die  bereits  hier 
erwähnte  Kritik  maßgebender  Fachmänner  —  u.  a.  Breitenbach, 


der  Betrieb  ist  und  je  schwerer  sein  Erfolg  vorauszusehen  ist,  je 
größere  Bedeutung  er  also  für  die  öffentliche  Finanzwirtschaft 
hat.  Denn  zur  geordneten  Durchführung  eines  öffentlichen 
Gesamthaushaltes  müssen  für  solche  Betriebe  eingehende  ßrutto- 
etats  aufgestellt  werden,  deren  Veranschlagung  und  Innehaltung 
mit  der  d.  k.  Bf.  allein  nicht  dargestellt  werden  kann;  vielmehr 
muß  bei  der  d.  k.  Bf.  eine  der  kam.  Bf.  verwandte  Statistik 
nebenher  geführt  werden. 

Ist  dagegen  der  Betrieb  so  klein,  daß  er  den  Gesamthaus- 
halt nicht  wesentlich  beeinflußt,  oder  führt  er  den  öffentlichen 
Gesamteinnahmen  regelmäßig  einen  sich  nahezu  gleichbleibenden 
Barüberschuß  zu,  so  wird  ihm  ein  Nettoetat  zugestanden  werden 
können.  Dann  aber  steht  der  Anwendung  der  d.  k.  Bf.  nichts 
im  Wege,  die  der  kam.  Bf.  gegenüber  zwar  nicht  den  Vorteil 
vollkommen  systematischer  Geschlossenheit,  aber  den  formalen 
Vorteil  systematischer  Darstellung  aufweist. 

Die  d.  k.  Bf.  wird  man  aber  auch  neben  dem  Nettoetat  ohne 
Rücksicht  auf  regelmäßige  Betriebsüberschüsse,  sogar  neben  dem 
Bruttoetat  ohne  Rücksicht  auf  Mehrarbeit  zum  Beispiel  in  dem 
Falle  anwenden,  wenn  der  Wirtschaftsbetrieb  aus  Privathand 
übernommen  ist  und  man  den  in  kaufmännischen  Formen  gut 
laufenden  Betrieb  durch  eine  Aenderung  nicht  unnütz  stören 
will;  oder  auch  wenn  zwingende  Gründe  vorliegen,  überein- 
stimmende Verhältnisse,  wie  bei  gleichartigen  Privatunterneh- 
mungen zu  schaffen.  Wenn  aber  aus  solchen  Gründen  die  d.  k. 
Bf.  angewendet  wird,  so  wird  zweckmäßig  zu  prüfen  sein,  ob 
nicht  einem  Nettoetat  für  solche  Betriebe  zugestimmt  werdeii 
kann.  Erst  dann  werden  Verhältnisse  geschaffen,  die  denen  bei 
dem  vorgeschlagenen  gemischten  Buchführungssystem  an  Ein- 
fachheit nahekommen. 

Weiter  wurde  dargelegt,  daß  ohne  Rücksicht  auf  die  Art 
des  Betriebes  stets  sämtliche  Anlagen  und  Betriebsgegenstände 
mit  Wert  geführt,  daß  in  den  Haushaltsplänen  nach  einheit- 
lichen, klaren  Bestimmungen  die  laufenden  (Verlust-)Ausgaben 
von  den  Kapitalfestlegungen  für  dauernde  Anlagen  und  Betriebs- 
gegenstände (Aktiva)  deutlich  getrennt  werden  und  daß  in  Bilan- 
zen zweckmäßig  die  vollen  Anlagewerte  ersichtlich  gemacht  wer- 
den sollen.  Die  Erfüllung  dieser  Anforderungen  aber  ist  unab- 
hängig von  der  Buchführungsart. 

Bezüglich  der  Abschreibungen  wurde  unterschieden, 
ob  solche  nur  der  wirtschaftlichen  Beurteilung  in  den  Bilanzen, 
Gewinn-  und  Verlustrechnungen  und  in  der  Selbstkostenrechnung 
der  öffentlichen  Betriebe  dienen  oder  auch  unmittelbar  finan- 
zielle Folgen  durch  Einstellung  in  die  Haushaltspläne  haben 
sollen.  Dabei  wurde  als  notwendig  zur  richtigen  Erfassune  der 
Wirtschaftlichkeit  angesehen,  in  den  Bilanzen,  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnungen und  in  der  Selbstkostenrechnung  werbender 
öffentlicher  Wirtschaftsbetriebe  die  Abschreibung  zu  berück- 
sichtigen. Diese  wirtschaftlichen  Erfordernisse  lassen  sich  bei 
dem  gemischten  Buchführungssystem  ebensogut  erfüllen,  wie 
bei  der  d.  k.  Bf. 

Hinsichtlich  der  Frage,  ob  in  finanzieller  Absicht  Erneue- 
rn n  g  s  -  und  Rücklagefonds  in  den  Haushalts- 
plänen vorzusehen  sind,  wurde  kein  grundsätzlicher  Unter- 
schied gemacht  zwischen  den  lediglich  in  öffentlichem  Interesse 
\orhandenen  Aufwandswirtschaften  und  Wirtschaftsbetrieben  mit 
Gewinnabsicht.  In  den  Haushaltsplänen  des  Staates  ist  die  Ein- 
stellung von  Ausgaben  für  Erneuerungen  nicht  zweckmäßig;  in 
denen  der  Gemeinden  und  kleinen  Gemeinwesen  wird  von  Fall 
zu  Fall  je  nach  der  finanziellen  Lage  der  betreffenden  Gemein- 
wesen Entscheidung  zu  treffen  sein.  Wo  aus  finanziellen  Ab- 
sichten in  den  Haushaltsplänen  Mittel  für  Rücklagen  werbender 
Betriebe  vorgesehen  werden,  sind  sie  zweckmäßig  von  deren 
Einnahme  zu  bestreiten. 

Die  Tilgung  der  Verschuldungen  dient  nur 
finanziellen  Zwecken;  sie  kann  bei  denen  für  werbende  Anlagen 
niedriger  gehalten  werden  als  den  Verschuldungen  für  nicht 
werbende  Anlagen.  Verzinsung  und  Tilgung  der  Verschuldung 
von  Erwerbsbetrieben  sind  in  den  Haushaltsplänen  zweck- 
mäßig bei  den  Ausgaben  der  Erwerbsbetriebe  einzustellen. 

Alle  finanziellen  Absichten  für  Abschreibung,  Rückstellun- 
gen, Verzinsung  und  Tilgung  lassen  sich  aber  nur  durch  klare 
Fassung  der  Haushaltspläne  erreichen  und  mit  der  kam.  Bf.  im 
Anschluß  an  die  Haushaltspläne,  wenn  nicht  in  Ausnahmefällen 
die  Nettoetatsform  vorliegt,  einfacher  und  zweckmäßiger  dar- 
stellen, als  mit  der  d.  k.  Bf. 


Die  schönste  Poesie  de:  Technik  wird  nur  der  entdecken, 
der  selber  technisch  mitscbaffend  tätig  ist. 

(Carl  Weihe:  .Max  Eyth) 


Hoff,  v.  d.  Leyen  —  gefunden  hat,  die  sich  zumeist  dem  Vor- 
schlag der  Ueberführung  der  Reichsbahn  in  die  Hände  des  Pri- 
vatkapitals ablehnend  gegenüberstellen,  nachdem  weiterhin  der 
Organisationsausschuß  im  Reichsverkehrsministerium,  in  dem 
die  Gewerkschaften  vertreten  sind,  ebenfalls  zu  einer  Ablehnung 
des  Vorschlags  der  Industrie  als  ungeeignet  für  die  Gesundung 
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des  Eisenbahnverkehrsunternehmens  gekommen  ist,  hat  der 
Mitverfasser  des  Gutachtens  Unterstaatssekretär  a.  D.  Franke 
am  15.  Juni  1922  in  Stahl  und  Eisen  noch  einmal  das  Wort 
zu  einer  Erwiderung  auf  die  ablehnende  Stellungnahme  in  der 
Presse  ergriffen.  Er  vermißt  in  der  Kritik  die  Berührung  der 
das  Gutachten  durchziehenden  Kernfragen,  ob  es  möglich  ist, 
daß  unsere  Volkswirtschaft  die  gegen  früher  verdoppelten 
Selbstkosten  der  Reichsbahn  tragen  kann,  mit  welchen  Mitteln 
diese  Selbstkosten  gedeckt  und  woher  diese  Mittel  genommen 
werden  sollen.  Diese  Fragen  müßten  zur  Prüfung  führen,  „ob 
nicht  eine  außerordentliche  Steigerung  der  Leistung  nötig  ist 
und,  bejahendenfalls,  ob  diese  außergewöhnliche  Steigerung  der 
Leistung  einen  neuen  Aufbau  in  privatwirtschaftlicher  Form  be- 
dingt und  ob  dieser  neue  Aufbau  nur  in  Form  einer  privatwirt- 
^chaftlich  geführten  Gesellschaft  oder  auch  im  Staatsbetrieb 
möglich  ist."  Franke  bestreitet  der  Reichsbahnverwaltung  nicht 
die  Absicht,  sich  das  Ziel  gesetzt  zu  haben,  eine  Gesundung 
herbeizuführen.  Nur  gingen  das  Gutachten  und  die  Meinung 
der  Eisenbahnverwaltung  in  der  Frage  über  die  Mittel  und  in 
der  Beurteilung  des  Ernstes  der  gegenwärtigen  Lage  und  der 
Dringlichkeit,  die  Gesundung  herbeizuführen,  auseinander.  Er 
bezeichnet  den  von  der  Reichsbahnverwaltung  in  ihrem  Gelb- 
buch „Zur  LagederReichsbahn"  vom  März  1922  immer 
wieder  hervorgehobenen  Gedanken,  daß  ,,das  Bild  der  betrieb- 
lichen Leistungen  im  allgemeinen  befriedigend  ist,  weil  gegen- 
über dem  Jahre  1919  eine  erhebliche  und  ständige  Steigerung 
/.u  verzeichnen  sei  und  daß  in  der  Kopf-Leistung  eine  fort- 
>chreitende  Besserung  nicht  zu  verkennen  sei,  als  nebensächlich. 
Vielmehr  müsse  als  entscheidend  angesehen  werden,  ob  die  ge- 
wohnte Verkehrsbedienung  und  der  durchschnittliche  Selbst- 
kostenstand wie  vor  dem  Kriege  wieder  erreicht  sei.  Weil  die 
Lage  von  beiden  Seiten  so  verschieden  beurteilt  würde,  gingen 
auch  die  Wahl  der  Mittel  zur  Wiedergesundung  so  weit  aus- 
einander. Während  die  Verwaltung  wohl  bestrebt  sei,  u.  a.  den 
Betrieb,  den  Ausbesserungsstand  der  Lokomotiven,  den 
Leistungsgrad  des  Personals  zu  heben  und  doch  auf  diesem 
Wege  nicht  zu  einem  höheren  Gelderfolg  im  Vergleich  mit  den 
Ausgaben  gelange,  müsse  es  besonders  hervorgehoben  werden, 
daß  der  Schwerpunkt  der  Gesundungsmaßnahmen  in  den  Tarif- 
irhöhungen  liege.  Ziel  der  Verkehrspolitik  müsse  es  sein,  das 
( ileichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  herzustellen. 
Dabei  müßten  die  Selbstkosten,  also  die  Ausgaben,  so  gering 
wie  möglich  gemacht  werden  und  eine  kaufmännische  Tarif- 
politik getrieben  werden.  Es  ginge  nicht  an,  daß,  wie  es  heute 
der  Fall  sei,  der  an  sich  geschwächte  Güterverkehr  auch  noch 
für  den  nicht  gedeckten  Teil  der  Kosten  des  Personenverkehrs 
aufzukommen  habe.  Ein  großer  Fehler  liege  bei  der  Eisenbahn- 
\erwaltung,  daß  bei  Vergleichen  des  jetzigen  Zustandes  mit  dem 
früheren  lediglich  die  prozentuale  Erhöhung  der  Tarife  einge- 
setzt würde.  Sie  käme  so  zu  der  Behauptung,  daß  nach  dem 
Stande  vom  Mai  erst  eine  55-fache  Erhöhung  des  Gütertrans- 
portes stattgefunden  habe,  in  Wirklichkeit  hätten  sich  aber 
durch  Aufhebung  von  Ausnahmetarifen  und  Verschärfung  von 
Tarifvorschriften  die  Vergleichsgrundlagen  derart  verschoben, 
daß  bei  Berücksichtigung  der  wirklichen  Einnahmen  von  1913 
und  der  Solleinnahmen  von  1922  eine  Mehrbelastung  des  Güter- 
verkehrs um  das  67-fache  im  Mai  1922  (um  das  84-fache  im 
Juni  1922)  gegenüber  1913  erfolgt  sei.  Man  müsse  dabei  be- 
denken, daß  die  Einnahmen  von  1922  von  einem  geminderten 
Verkehr  aufgebracht  werden  mußten,  der  aus  etwa  70  v.  H.  der 
Gütermenge  des  Jahres  1913  entspringe.  Daß  die  Personenver- 
kehrspolitik im  Vergleich  mit  der  Güterverkehrspolitik  falsch 
>ei,  könne  man  an  einem  Beispiel  sehen.  In  der  4.  Klasse  kann 
man  einen  Boten  mit  einer  Kiste  von  Berlin  nach  Hamburg 
schicken  und  ihm  ein  Zehrgeld  von  30  M.  geben,  dann  wird  man 
mit  Hin-  und  Rückfahrt  immer  noch  billiger  fortkommen,  als 
wenn  man  die  Kiste  als  Frachtgut  von  Berlin  nach  Hamburg 
schickt". 

Franke  stellt  die  Verkehrspolitik  der  Reichsbahn  die  der 
Lübeck-Büchener  Privat-Bahn  gegenüber  —  in 
einer  besonderen  Abhandlung  tut  er  dies  auch  in  der  Morgen- 
ausgabe der  Vossischen  Zeitung  vom  14.  Juni  — ,  die  durch  ziel- 
bewußte Wirtschaftsführung  ihr  Unternehmen  wieder  zu  einem 
gewinnbringenden  gestaltet  habe.  Er  stellt  auch  zur  Vertei- 
digung des  reinen  Privatbetriebes  neben  die  gewinnabwerfende 
Berliner  Hoch-  und  Untergrundbahn  die  gemeinwirtschaftlich 
verlustbringende  Berliner  Straßenbahn,  die  ebenso  wie  die 
Hamburger  Hoch-  und  Untergrundbahn  wirtschaftshemmenden 
politischen  Einflüssen  ausgesetzt  sei.  Aus  alledem  folgert 
Franke,  daß  allein  ein  Privatbetrieb  der  Reichsbahn  die  Gesun- 
dung bringen  könne,  da  der  Staatsbetrieb  dem  Privatbetrieb 
stets  an  Wirtschaftlichkeit  unterlegen  sein  müsse.  Seine  eine 
gewisse  Schwerfälligkeit  bedingende  Zusammenfassung  ergebe 
eine  geringe  Verantwortungsfreudigkeit,  Hemmungen  in  der 
Verwendung  tüchtigen  Personals  an  richtiger  Stelle  und  in  der 
Einordnung  in  Rang  und  Gehaltverhältnisse  des  gesamten 
Staatspersonals.  Es  ermangele  den  nachgeordneten  Stellen  die 
Uebersicht  über  Wirtschaftsgebarung  und  durch  den  Haushalt 
werde  die  Bewegungsfreiheit  eingeschränkt,  außerdem  fehle  der 


die  Privatwirtschaft  beherrschende  Zwang,  keine  Ausgabe  ohne 
Deckung  vorzunehmen,  da  Steuerzahler  und  Notenpresse  im 
Hintergrund  ständen. 

Franke  betont  zum  Schluß  seiner  beachtenswerten  Aus- 
führungen, daß  das  Gutachten  versucht  habe,  einen  aufbauenden 
Plan  aufzustellen,  mit  dem  sich  zu  beschäftigen  die  Kritik  das 
unbestrittene  Recht  habe,  daß  nun  aber  die  Eisenbahnverwal- 
tung an  der  Reihe  sei,  von  sich  aus  einen  Aufbauplan  kundzu- 
geben. 

Ueber  fehlerhafte  Eisenbahn-  und  Verkehrs- 
statistik spricht  Dr.  Wolfgang  Derz,  Berlin  in  der  Deut- 
schen Allg.  Ztg.,  Abendausgabe  vom  24.  Juni  (Nr.  288).  Er 
greift  zurück  auf  eine  in  der  Nr.  9  des  Jahrgangs  1922  der  amt- 
lichen Zeitschrift  „Wirtschaft  und  Statistik"  erschienene  Ab- 
handlung über  Verkehrsleistungen  der  Eisenbahn, 
in  der  Betriebsleistungen  und  Verkehrsleistungen  durcheinan- 
der geworfen  würden.  Die  Angaben  ständen  nicht  nur  im  Miß- 
klang mit  der  ,, Statistik  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisen- 
bahnen" sondern  auch  mit  den  vom  Reichs  verkehrs- 
minister im  Reichstag  gemachten  statistischen  Angaben.  Es 
wird  errechnet,  daß  die  Tonne  eines  Gütertransports  vom 
I.  Juli  ab  entgegen  den  amtlichen  Ausführungen  mit  dem  130- 
fachen  des  Jahres  1913  belastet  sein  würde  und  eine  Aufklärung 
über  die  rätselhaften  Angaben  der  „statistischen 
Sphinx"  des  Reichsverkehrsministeriums  erwartet. 

Ueber  die  durch  den  Friedensvertrag  und  die  veränderten 
IV irtschaftlichen  Verhältnisse  erfolgte  Veränderung  der 
Verkehrsbeziehungen  handelt  eine  Abhandlung  „Eisen- 
bahnverkehr und  Wirtschaftsleben"  des  Regierungsbaurats  Dr. 
rer.  pol.  Bapmann  in  der  Nr.  428  der  Frankfurter  Zeitung 
vom  11.  6.  22.  Der  Verfasser  weist  darauf  hin,  daß  die  notwen- 
dig gewordene  Umstellung  der  Verkehrswirtschaft  in  ihrer  tech- 
nischen Durchführung  von  der  technischen  Ausgestaltung  der 
vermehrt  in  Anspruch  genommenen  Verkehrswege  abhängig  sei, 
daß  aber  die  von  der  Verwaltung  betriebene  Durchführung  der 
erforderlichen  Maßnahmen  eine  gewisse  Zeit  erfordere, 
ein  Umstand,  der  in  der  kritiklustigen  Oeffentlichkeit  zu  wenig 
Beachtung  findet. 

Einen  bayerischen  Vorstoß  gegen  die  Reichs- 
bahn enthält  eine  der  letzten  Juni-Nummern  des  Bayeri- 
schen Courier.  Es  wird  an  Hand  von  ausschließlich  aus 
amtlicher  Stelle  stammenden  Zahlenmaterials  nachzuweisen  ver- 
sucht, daß  Bayern  bei  der  für  seine  Bahnen  festgesetzten  Ab- 
findungssumme wirtschaftlichen  Schaden  erlitten  habe,  zumal 
noch  nicht  einmal  die  vereinbarten  Zinsen  bezahlt  würden.  Es 
v\  ird  aufs  dringendste  eine  Revision  der  Abfindungsverträge 
verlangt. 

Im  Berliner  Tageblatt  vom  9.  Juni  (Morgenausgabe)  äußert 
sich  der  Ministerialrat  Prins  aus  dem  Reichsverkehrsministe- 
rium über  Kohlennot  und  Verkehrsnot.  Unter  Beto- 
nung, daß  Ueberschichten  zur  Hebung  der  Kohlenförderung 
wieder  eingeführt  werden  müßten,  gibt  er  die  Schuld  an  der 
jetzigen  Kohlennot,  abgesehen  von  den  Feindbundverpflich- 
tungen, der  zu  geringen  Förderung  und  der  Minderleistung  des 
Bergbaus  im  Sommer.  Nicht  die  Verkehrsnot  sei  für  die  Koh- 
lennot verantwortlich  zu  machen. 

BAHNBAU  UND  -BETRIEB 

Elektrischer   Antrieb   für   Ablaufsignale   der   AEG.  Die 

häufigere  Verwendung  der  dreistelligen  Ablaufsignale  auf  Ran- 
gierbergen gab  Veranlassung,  dafür  einen  besonderen  Antrieb 
zu  bauen,  da  die  frühere  Art  der  Stellung  durch  zwei  Antriebe 
unwirtschaftlich  war.  Die  AEG  hat  für  diesen  Zweck  einen 
Antrieb  mit  nur  einem  Motor  gewählt,  wodurch  einfachste 
Bauform  möglich  wird.  Der  Antrieb  entspricht  in  seinen  Tei- 
len dem  kleinen  Antrieb  für  die  Signale  14/14a  und  unterschei- 
det sich  von  diesem  nur  durch  die  Ausbildung  des  Schalt- 
kranzes, der  den  drei  Stellungen  entsprechende  Ausschnitte  be- 
sitzt. Als  Motor  wird  ebenfalls  der  für  Signalantriebe  verwen- 
dete Zweifeldmotor  von  etwa  ^/g  PS  benutzt,  der  über  ein  Zahn- 
radvorgelege und  eine  Schnecke  das  Schneckenrad  antreibt,  das 
als  Kranz  einer  Reibungskupplung  ausgebildet  ist.  Ueber  diese 
Kupplung  wird  der  gleichachsig  außerhalb  des  Antriebes  sit- 
zende Antriebhebel  bewegt,  der  sich  um  180«  bewegt,  und  zwar 
von  der  einen  Totpunktlage  bis  zur  90  "-Lage  für  die  eine  und 
von  da  bis  zur  anderen  Totpunktlage  für  die  zweite  Stell- 
bewegung. Der  Schalter  zum  Ablaufsignal  besteht  in  einem 
kleinen  abgeschlossenen  Kästchen,  das  an  der  Wand  der  Bude 
des  Rangiermeisters  befestigt  wird.  Aus  der  Stellung  des  Be- 
tätigungsgriffes geht  die  Betätigungsweise  und  Stellung  des 
Signales  hervor.  Eine  Farbscheibe  hinter  einem  Fensterchen 
zeigt  in  der  Grundstellung  rot.  Da  in  den  meisten  Fällen  der 
Zustimmungsschalter  im  Stellwerk  geschlossen  sein  wird,  auch 
wenn  nicht  rangiert  wird,  ist  zur  Vermeidung  unnötigen  Strom- 
verbrauchs die  Einrichtung  so  getroffen,  daß  der  Freigabe- 
stromkreis erst  geschlossen  wird,  wenn  zum  Zwecke  der  Signal- 
betätigung der  Griff  des  Signalschalters  hineingedrückt  und  da- 
mit aus  der  als  Handfalle  wirkenden  Sperrlage  gebracht  wird. 
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Zeigt  die  Farbscheibe  dann  weiß,  so  kann  der  Griff  gedreht  und 
d^s  Signal  gestellt  werden.  Ist  kein  Freigabestrom  vorhanden, 
so  bleibt  das  Fenster  rot  und  der  Griff  gegen  Drehung  gesperrt. 
Wird  bei  auf  Fahrt  stehendem  Signal  der  Freigabestrumkreis 
unterbrochen,  so  springt  der  Schalter  zurück,  und  das  Signal 
wird  zwangläufig  durch  Strom  in  die  Haltlage  gebracht. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

"  Ueber  die  Einführung  der  elektrischen  Zugförderung  auf 
den  österreichischen  Staatsbahnen  und  den  Ausbau  der  öster- 
reichischen Wasserkräfte  schreibt  im  Zentralblatt  der  Bauver- 
waltung Kegierungs-  und  Baurat  R.  Seifert.  Wir  entneh- 
men seinen  Ausführungen  folgende  Punkte:  Der  Kohlenbedarf 
des  verkleinerten  Oesterreich  beträgt  z.  Zt.  13,7  Mill.  t  im  Jahre, 
von  denen  6,^  MiU.  t  von  den  österreichischen  Bundes- 
bahnen verbiaucht  werden.  Durch  die  geplante  Nutz- 
barmachung der  Wasserkräfte  des  Staates  hat  man  eine  Erspar- 
nis von  7  Mill.  t  errechnet.  Da  nur  etwa  2,3  Mill.  t  im  Lande  selbst 
gefördert  werden,  wäre  man  dann  noch  auf  die  Einfuhr  von  etwa 
4,7  Mill.  t  angewiesen. 

Die  Wasserkräfte  sollen  bis  Ende  Juni  1925  folgende  Bahn- 
strecken mit  elektrischer  Kraft  versehen; 

1.  Arlbergbahn     (Strecke:     Innsbruck  —  Landeck  — 
Bludenz  —  Lindau). 

2.  Salzkammergutbahn    (Strecke:    Steinach   —  Jrd- 
ning  —  Altnang  —  Puchheim). 

3.  We  s  t  b  a  h  n  (Strecken:  Salzburg  —  Schwarzach-St.  Veit 
— -  Schwarzach  —  Wörgl). 

4.  T  a  u  e  r  n  b  a  h  n  (Schwarzach  -  St.   Veit  —  Spittal— Mill- 
stätter-Sce. 

5.  Südbahn  (Spittal  Millstätter  See  —  Villach). 

Als  Stromspender  werden  2  Werke  ausgebaut:  Steeg  a.  d. 
Traun  am  Hallstätter  See,  Kraftwerk  der  Mittenwaldbahn  am 
Rutzbach. 

Die  Ausführung  von  Bahnkraftwerken  wird  sich  zunächst 
auf  folgende  3  Werke  erstrecken: 

1.  Das    Spullerseewerk  mit    einer  Leistung  von    25,2  Mill. 
k.  W.  h. 

2.  Das  Stubachwerk  mit  einer  Leistung  von  34  Mill.  k.  W.  h. 

3.  Das  Mallnitzwerk  mit  einer  Leistung  von  34  Mill.  k.  W.  h. 

FERNSPRECHWESEN 

■*  Ueber  drahtlosen  Telephonverkehr  zwischen  Peking  und 

Tientsin  berichtet  die  Ind.  u.  Hand. -Zeitung.  Danach  hat  die 
amerikanische  „China  Electric  Company"  am  7.  März  d.  J.  einen 
drahtlosen  Telephondienst  zwischen  Peking  und  Tientsin  auf 
eine  Entfernung  von  etwa  100  englischen  Meilen  eröffnet,  der 
vom  chinesischen  Verkehrsministerium  übernommen  werden 
soll.  Die  technische  Lösung  ist  in  der  Weise  gefunden  worden, 
daß  die  Sende-  und  Empfangsstation  der  elektrischen  Wellen 
in  den  Telephonämtern  untergebracht  worden  sind  und  der 
Teilnehmer  sich  wie  bisher  mit  dem  Amt  verbinden  läßt,  wo  der 
Strom  durch  besondere  Umformer  als  Wellen  an  den  Draht- 
leitungen entlang  weitergeleitet  wird.  Die  Stationen,  Umfor- 
mer und  sonstigen  Apparate  sind  von  der  amerikanischen  „In- 
ternational Western  Electric  Company"  geliefert  worden.  Wie 
aus  den  Reden  hervorgeht,  die  anläßlich  der  Eröffnung,  an  der, 
Beamte  des  Verkehrsministeriums,  Mitglieder  des  Tientsiner 
Konsularkorps  und  Vertreter  der  Presse  teilgenommen  haben, 
gehalten  worden  sind,  soll  die  drahtlose  Telephonie  keineswegs 
den  gewöhnlichen  Telephonverkehr  ersetzen,  sondern  nur  ent- 
lasten. Damit  stimmt  die  Ansicht  deutscher  Sachverständiger 
überein.  Diese  erklären,  daß  die  Leitungen  Peking — Tientsin 
zur  Zeit  in  der  Tat  stark  in  Anspruch  genommen  sind.  Durch 
die  drahtlosen  Stationen,  die  mit  drei  verschiedenen  Wellen- 
längen arbeiten,  sei  es  jetzt  möglich  geworden,  vier  Gespräche 
gleichzeitig  über  denselben  Draht  zu  leiten.  Im  übrigen  sei  die 
Anlage  als  ein  Versuch  der  Markoni-Gesellschaft  zu  bewerten, 
die  während  des  Krieges  ein  Monopol  für  die  Einrichtung  der 
drahtlosen  Telephonie  in  China  erlangt  habe.  Die  Tientsiner 
Presse  widmet  der  Angelegenheit  ausführliche  Artikel  und  sieht 
teilweise  durch  den  Ausbau  der  drahtlosen  Telephonie  eine  Um- 
wälzung des  politischen,  sozialen  und  kaufmännischen  Lebens 
in  China  voraus.  Ein  derartiger  Ausbau,  etwa  Peking — Tient- 
sin— Tsinanfu — Nanking^ — Futschau — Canton  oder  Schanghai — 
Hankau  —  wie  er  vorgeschlagen  wird  —  ist  jedoch  gegenwärtig 
ausgeschlossen,  da  die  grundlegenden  Versuche  noch  nicht  ab- 
geschlossen sind  und  die  Pekinger  Zentralregierung  sich  in 
starker  Geldnot  befindet. 

=  Sl  =  Drahtlose  Telegraphie  im  Eisenbahnwesen.  Die 
Nashville-,  Chattanoga-  und  St. -Louis-Eisenbahn  ist  nunmehr 
dazu  übergegangen,  zunächst  zwei  Stationen  durch  drahtlose 
Telegraphie  zu  verbinden.  Bei  der  Auswahl  dieser  beiden  ersten 


Stationen  hat,  wie  Railway  Age  4,  1922  berichtet,  die  Kosten- 
frage den  Ausschlag  geben,  da  der  eineVerbindung  auf  dem  Land- 
wege wegen  der  zu  kreuzenden  Wasserläufe  schätzungsweise 
25  000  Dollar  gekostet  haben  würde  gegenüber  nur  2000  Dollar 
für  die  jetzige  drahtlose  Einrichtung.  Es  ist  in  Aussicht  ge- 
nommen ein  drahtloses  Netz  für  den  Eisenbahnbetrieb  auszu- 
bauen und  zunächst  nur  die  Zentralleitung  mit  den  verschie- 
denen Bezirksstellen  drahtlos  zu  verbinden.  Man  will  hier- 
durch den  Störungen  der  Gestängeleitungen  durch  Wind, 
Hagel,  Ueberschwemmungen  usw.  entgehen,  anderseits  kann 
man  das  Netz  lediglich  durch  Verstärkung  der  Sendeenergie 
vergrößern.  Durch  die  Sicherung  steter  Verbindung  zwischen 
den  einzelnen  Betriebsstellen  erwartet  man  eine  sparsamere 
imd  verläßlichere  Betriebsführung. 

Diese  Beweggründe  der  amerikanischen  Eisenbahngesell- 
schaft scheinen  bei  der  deutschen  Reichsbahn  noch  nicht  ge- 
nügend gewürdigt  zu  werden.  Was  nützen  die  besten  Anord- 
nungen, wenn  sie  nicht  genügend  schnell  und  sicher  durch- 
dringen, was  nützen  Meldungen,  wenn  sie  verspätet  eintreffen 
und  meist  nur  noch  registraturmäßigen,  historischen  Wert 
haben?  Allerdings  ist  der  Ausbau  des  Eisenbahnfernsprech- 
netzes nunmehr  endlich  in  erfreulichem  Fortschreiten,  aber  was 
nützen  beispielsweise  Kabel-  und  Freileitungen,  wenn  die  lei- 
tenden Stellen  bei  einem  Streike  ohne  viele  Mühe  abgeschnitten, 
kaltgestellt  werden  können?  Sollte  auch  die  Ausrüstung  einiger 
Hilfszüge  mit  drahtloser  Telegraphie  nicht  aus  naheliegenden 
Giünden  m  Betracht  zu  ziehen  sein?  Alle  diese  Fragen  können 
natürlich  nicht  auf  dem  Papier,  sondern  nur  durch  einen  nicht 
kleinlichen  Versuch  gelöst  werden. 

POSTWESEN 

SS  Ueber  gepanzerte  Postwagen  berichtet  die  Weltwirt- 
schaftszeitung: In  den  Vereinigten  Staaten  sind  zur  Sicherung 
der  Postsendungen  gegen  Diebstahl  gepanzerte  Wagen  in  Be- 
nutzung. Ein  solcher  Spezialwagen  mit  zwei  dreiachsigen  Dreh- 
gestellen und  schwerer  Plattform  trägt,  frei  aufgesetzt,  eine  An- 
zahl würfelförmiger  Tresore,  die  etwa  so  angeordnet  sind,  wie 
die  Müllkästen  auf  einem  Wagen  der  großstädtischen  Müll- 
abfuhr. Das  Gewicht  eines  Tresors  ist  so  bemessen,  daß  dieser 
auf  einem  kräftigen  Lastautomobil  transportiert  werden  kann. 
Es  ist  aber  andererseits  so  groß,  daß  das  Herunternehmen  eines 
Tresors  von  dem  Eisenbahnwagen  nur  mit  Hilfe  eines  kräftigen 
Spezialkranes  erfolgen  kann.  Die  Schlüssel  zu  den  Tresoren  be- 
finden sich  in  doppelter  Anzahl  auf  den  betreffenden  Postämtern. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

Der  Einfluß  der  Kohlenpreise  auf  die  Tarifentwicklung 
der  Reichsbahn  ist  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 
Im  Jahre  1921  belief  sich  der  Verbrauch  der  Reichsbahn  an 
Lok. -Kohlen  auf  15,36  Mill.  t,  das  sind  11  v.  H.  der  gesamten 
deutschen  Steinkohlenförderung  (135,96  Mill.  t).  Die  für  die 
Kohle  aufzuwendenden  Ausgaben  betrugen  im  letzten  Haus- 
haltentwurf 16,8  Milliarden  Mark,  mit  anderen  Worten  %  aller 
sachlichen  Ausgaben  und  i/g  der  Gesamtausgaben  der  Reichs- 
bahn. Die  letzten  Kohlenpreiserhöhungen,  die  die  Kohle  um 
das  100-fache  gegenüber  der  Vorfriedenszeit  verteuert  haben, 
werden  die  Aufwendungen  für  Lok. -Kohle  entsprechend  beein- 
flussen und  auch  eine  weitere  Erhöhung  der  Tarife  nicht  ver- 
meiden lassen. 

SS  Eine  Verbilligung  von  Eisenbahntarifen  bedeutet  die 
Neuordnung  der  Gepäcktarife  seit  dem  1.  April  1922. 
Bei  ihnen  ist  an  Stelle  des  Zonentarifs  der  Kilometertarif 
getreten  dergestalt,  daß  für  die  Beförderung  von  10  kg  auf  1  km 
G  Pf.  erhoben  werden,  während  bisher  die  Berechnung  der  Ge- 
packfracht nach  einem  50-km-Zonentarif  erfolgte.  Dadurch,  daß 
bei  51  km  Entfernung  die  100-km-Zone,  bei  101  km  die  150-km- 
Zone  in  Wirksamkeit  trat,  entstanden  große  Härten.  Nach  dem 
neuen  Tarif  kann  außerdem  jeder  die  Höhe  seiner  Gepäckfracht 
selbst  berechnen.  Die  Aenderung  ist  wohl  nicht  zum  wenigsten 
auf  die  wiederholten  Eingaben  zurückzuführen,  die  vom  Ver- 
band reisender  Kaufleute  än  das  Reichsverkehrsministerium  ge- 
richtet worden  sind. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

53  Russische  Unterhandlungen  mit  den  Skodawerken.  W^ie 
berichtet  wird,  soll  der  allrussische  Gewerkschaftsverband  mit 
den  Skodawerken  ein  Abkommen  getroffen  haben,  nach  dem 
die  Skodawerke  das  bisher  nationalisierte  Donawerk  zum  Bau 
landwirtschaftlicher  Maschinen  in  Odessa  übernehmen  soll.  In 
Odessa  soll  eine  besondere  Tochtergesellschaft  der  Skodawerke 
gegründet  werden. 


Verantwortlich  für  die  Schriftleitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-lng.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  für  den  maschinen- 
icrJinischen  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  Willi  Wal'er,  Berlin  S  14,  .St.illschreiberstr.  34-35.    Verla?  und  Druck:  Guido  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlaf, 

Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35- 


Iferkehrstechnische  Woche 


UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichselsen  bah  n-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  ng  u  n  g  s  -  A  n  ze  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mittellungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachricntan 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRiTFLEiTUNG:  Dr.-Ing.  Blum,  Professor  an  der 
Technischen  Hoch-^chule  zu  Hannover   —  Dr.-Ing. 
Hasse,  Regierungsbaumeistar  a.  D.,  Privatdozent 
an  der  Technischen  Hochscnule  zu  Charlottenburg, 
Rer.lerungsbaurat  Nordmann,  Mitglied  des  Eisen- 
bahn zentral  am  ts  zu  Berlin  —  Dr.  rer.  pol.  B  a  u  m  a  n  n, 
Regierungsbaurat  im  Reichsverkehrsministerium  zu 
Berlin  -  Sendungen  für  die  Schrift  eitung  erbeten  an 
Regierungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse  zu 
Berlin  W  35,  Potsdamer  Straße  28 

VERLAG:  Guido  Hackebell  Akt.-Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschrelber 
Straße    34-35     —      Fernsprecher;     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis  :  Vierteljährlich  M.  30,— ,  Einzel- 
hefte M.  5  -.    Ausland  Valutazuschlag   —  Anzeigen 
die  einzelne  Mllllmeterhöhe  M.  4,—,  1/1  Seite  M.  3000,— , 
1/2  Seite  M.1600,—  1/4  Seite  M.  880—,  1/8  Seite  M.480,— , 
1/16Seite  M.260,— .    Vorzugsplätze  besondere  Preise. 
Wiederholungen  mit  Rabatt 

HEFT  30  BERLIN,    DEN    27.    JULI   1922  XVI.  JAHRGANG 


I       N       HALTS-VERZEI       GH       N       I  S 

Die  Verkehrslage  Bremens  von  Dr.-Ing.  Conrad  Herrmann,  Osnabrück  Seite  312.     Die  Eisenbahnanlagen  für  die  Er- 
weiterung des  Hafens  Trellebor'g.  Vortrag  des  Professors  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  Seite  314,    Die  Wirtschaftslage  Ende 
Juli  1922  von  Regierungsbaurat  Dr.  rer.  pol.  Hans  Baumann,  Berlin  Seite  322.    Verschiedenes  Seite  323. 

Nachdruck     des     gesamten     Inhalts     dieser      Zeitschrift      ist  verboten 


DIE  VERKEHRSLAGE  BREMENS 

VON   DR.-ING.  CONRAD  HERRMANN,  OSNABRÜCK 

(Fortsetzung) 


Bremen  mußte  sich  daher  erst  i.  J.  1006  verpflichten,  eine 
Wehr-  und  Schleusenanlage  bei  Hemelingen,  6  km  oberhalb,  zu 
bauen,  um  den  Niedrigwasserspiegel  der  Oberweser  zu  sichern. 
Hie  Schleusen  wurden  1909,  die  beiden  Wehranlagen  im  Winter 
1'j10/H  in  Betrieb  genommen.  Trotzdem  gelangte  der  Staats- 
\frtrag  ,,Ueber  die  weitere  Vertiefung  und  Verbreitung  der 
Unterweser"  erst  am  13.  Februar  1913  zum  Abschluß,  weil  in- 
zwischen Oldenburg  für  die  angebliche  Benachteiligung  seiner 
Häfen  Nordenham  und  Brake  entschädigt  sein  wollte.  (Hierauf 
^oll  später  noch  im  politischen  Teil  zurückgekommen  werden.) 
Nach  Anerkennung  des  Vertrages  wurden  die  Arbeiten,  für  die 
^chon  alle  Vorbereitungen  getroffen  waren,  mit  großer  Be- 
schleunigung in  Angriff  genommen,  und  zwar  mit  dem  Erfolge, 
daß  schon  Ende  1913  bei  gutem  Wind  und  günstigem  Wasser- 
stande ein  Getreidedampfer  mit  6,8  m  Tiefgang  unmittelbar  von 
.'^ee  nach  Bremen-Stadt  gelangen  konnte. 

Im  Vertrage  mit  Oldenburg  vom  13.  Februar  1913  war  für 
die  Vertiefungsarbeiten  mit  einer  Bauzeit  von  drei  Jahren  ge- 
rechnet worden.  Durch  den  Krieg  trat  jedoch  eine  erhebliche 
X'erzögerung  ein. 

Die  augenblickliche  Tiefe  der  Unterweser  ist  derart,  daß 
etwa  6,5  m  tiefgehende  Fahrzeuge  in  einer  Tide  von  Bremen 
nach  See  fahren  können.  Die  Baggerarbeiten  sind  jetzt  wieder 
energisch  aufgenommen  worden,  so  daß  in  einiger  Zeit  das  v(}r- 
b'ufige  Ziel  erreicht  werden  wird,  daß  Schiffe  mit  einem  Tief- 
gang von  7  m  von  Bremen  in  einer  Tide  bis  zum  offenen  Meere 
gelangen  können. 

Das  weitere  Ziel  der  Unterweserkorrektion  geht  dahin,  die 
jetzige  Fahrrinne  von  80  auf  150  m  zu  verbreitern  und  die 
Tiefenverhältnisse  so  zu  gestalten,  daß  die  jeweils  maßgebenden 
Normalschiffe  des  Seeverkehrs  (nicht  die  größten  Ozeanriesen) 
bis  Bremen  gelangen  können.  Grundsätzlich  ist  vom  Reiche 
bei  der  Uebernahme  der  Wasserstraßen  dieses  Ziel  als  berech- 
tigt anerkannt  worden,  so  daß  anzunehmen  ist,  daß  es  zum 
Nutzen  nicht  nur  Bremens,  sondern  des  ganzen  deutschen  See- 
\crkehrs  und  Außenhandels  auch  durchgesetzt  wird. 

d)  Die  Außen-Weser. 

Die  Verbindung  Bremens  mit  dem  Meere  wird  aber  nicht 
nur  durch  die  Unterweser  vermittelt.  Diese  Bezeichnung  trägt 
das  Mündungsgebiet  der  Weser  nur  von  Brem.en  abwärts  bis 
Bremerhaven,  während  die  offene  See  erst  später  beim  Rotesand- 
leuchtturm  beginnt.  Diesen  unteren  Teil  des  Mündungsgebietes 
bezeichnet  man  mit  dem  Namen  „Außenweser".  Diese  hat  erst 
\  rrhältnisniäßig  spät  die  Aufmerksamkeit  des  Ingenieurs  auf 
>ich  gezogen  und  künstliche  Eingriffe  notwendig  gemacht,  denn 
ihre  Tiefenverhältnisse,  die  zwar  —  soweit  die  Beobachtungen 
zurückreichen  —  mannigfachen  Veränderungen  unterworfen 
waren,  genügten  doch  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
den  Ansprüchen  der  Schiffahrt.  Erst  als  die  neuen  Riesen- 
damjtfer  in  den  Dienst  nach  Nordamerika  eingestellt  wurden, 

Diese  Nummer  enthält  den  Vortrag  des  Herrn  Professors 
Dr.-Ing.  Blum,  über  „Die  Eisenbahnanlagen  für  die  Erweiterung 
des  Hafens  Trelleborg",  der  aus  satztechnischen  Gründen  (wegen 
der  Abbildungen)  auf  Seite  314  beginnt.  Der  Verlag. 


begann  auch  der  Zustand  der  Außenweser  die  ernsteste  Sorge 

der  Schiffahrttreibenden  zu  erregen,  so  daß  mau  sich  entschließen 
mußte,  sich  auch  mit  der  Korrektion  dieses  äußersten  Mündungs- 
teiles zu  befassen. 

Die  Aufgabe  war  und  ist  noch  heute  hier  viel  schwieriger  als 
bei  der  Unterweser,  weil  man  sich  beinahe  im  offenen  Meere  be- 
findet, dessen  Naturgewalt  dem  Menschenwerk  sehr  enge  Gren- 
zen zieht.  Es  ist  deshalb  nicht  zu  verwundern,  daß  man  zu- 
nächst die  empfindlichsten  Fehlschläge  ernten  und  große  Kosten 
erfolglos  aufbringen  mußte.  Es  muß  zwar  vorweg  bemerkt  wer- 
den, daß  die  Korrektion  der  Außenweser  im  Gegensatz  zu  der 
der  Unterweser  ein  gemeinsames  Unternehmen  der  drei  Ufer- 
staaten Preußen,  Bremen  und  Oldenburg  ist,  aber  die  Leitung 
und  Ausfühl  ung  des  Unternehmens  lag  ebenfalls  in  den  Händen 
der  bremischen  Bauverwaltung. 

Im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts  war  die  tiefste  Fahrrinne 
des  Mündungsgebietes  vom  linken  zum  rechten  Ufer  der  Außen- 
weser gewandert.  Die  beiden  in  der  Mündung  hintereinander 
liegenden  großen  Sandbänke,  der  Langlütjensand  und  die  Rob- 
benplate hatten  unter  der  Wirkung  von  Ebbe  und  Flut  dauernd 
ihre  Form  und  ihre  Höhe  geändert.  Im  Jahre  1912  zog  sich  das 
Fahrwasser  westlich  vom  Langlütjensand  hart  am  linken  Ufer 
bei  Fedderwarden  hin.  Durch  eine  am  südlichen  Zipfel  des 
Langlütjensandes  entstehende  Querversandung,  die  wahrschein- 
lich dadurch  begründet  ist,  daß  die  Weser  nicht  stark  genug 
war,  um  sich  ihre  F"ahrrinne  selbst  rein  zu  spülen,  wurde  der 
Hauptstrom  im  Jahre  1870  auf  die  andere,  rechte  (östliche) 
Seite  des  Langlütjensandes  abgelenkt  und  führte  nunmehr 
zwischen  diesem  und  der  Robbenplate  durch  das  sogenannte 
Bremer  Tief.  Aber  schon  im  Jahre  1880  verlegte  sich  der  Mün- 
dungsstrom noch  weiter  östlich  an  das  rechte  Ufer  in  das  sog. 
Wurster  Fahrwasser  und  Dwarsgat  zwischen  der  Robbenplate 
und  dem  Ost-  und  West-Everssand,  einem  wattenähnlichen 
Küstengebiet.  Acht  Jahre  später  verschlechterte  sich  aber  schon 
wieder  das  Dwarsgat,  und  tiefergehende  Schiffe  mußten,  wie  im 
Jahre  1870,  über  das  Bremer  Tief  in  die  Außenweser  einfahren. 
Bei  de.n  fortwährenden  Tiefenwechsel  dieser  beiden  Mündungs- 
arme befürchtete  man  naturgemäß,  daß  einmal  der  Zeitpunkt 
kommen  könnte,  an  dem  beide  für  die  Großschiffahrt  nicht  mehr 
brauchbar  sein  würden.  Dann  wäre  trotz  der  gewaltigen  An- 
strengungen, die  Bremen  an  der  Unterw  eser  gemacht  hatte  und 
trotz  der  Gründung  von  Bremerhaven  das  Schicksal  Bremens 
als  Seehafen  besiegelt  gewesen! 

Im  Jahre  1889  stellte  Franzius  ein  Projekt  auf,  in  dem  er 
unter  anderem  durch  Erbauung  eines  8  km  langen  Leitdammes 
vor  Langlütjensand  und  eines  kürzeren  am  rechten  Ufer  bei 
Imsun  die  Stromführung  regeln  wollte.  Drei  Millionen  Mark 
wurden  zu  diesem  Zwecke  i.  J.  1891  von  den  Uferstaaten  bewil- 
ligt. Die  Arbeiten  hatten  aber  leider  nicht  den  gewünschten  Er- 
folg, so  daß  i.  J.  1896  abermals  5  Millionen  Mark  bewilligt  wur- 
den, um  die  zahlreichen  Stromverästelungen  zwischen  Ost-  und 
Westeverssand  zu  schließen.  Die  Mittel  wurden  bis  Ende  1899 
verbraucht.  Das  gesteckte  Ziel  konnte  jedoch  abermals  nicht 
erreicl.t  werden,  die  Gewalt  des  Meeres  erwies  sich  stärker  als 
alle  Menschenkraft.  Im  Jahre  1900  mußten  infolgedessen  wieder- 
um 5  Millionen  Mark  zur  Verfügung  gestellt  werden.    Die  ge- 
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sammelten  Erfahrungen  ließen  es  als  zwecklos  erscheinen,  eine 
künstliche  Abschließung  der  Seitenarme  zu  versuchen.  Es  wurde 
daher  von  der  Hochführung  der  Abdämmungen  Abstand  genom- 
men und  statt  dessen  auf  eine  Ablenkung  der  Strömung  von  den 
Seitenarmen  durch  Errichtung  entsprechend  langer  Buhnen  hin- 
gearbeitet. Diese  Arbeiten  waren  endlich  erfolgreich,  zumal  sie 
schon  seit  1896  durch  erhebliche  Baggerungen  unterstützt 
wurden. 

Im  Jahre  1907  war  in  der  Außenweser  eine  durchgehende 
Mindestfahrtiefe  von  8  m  unter  Niedrigwasser  und  damit  das 
gesteckte  Ziel  bis  auf  das  untere  Dwarsgatt,  in  dem  10  m  unter 
Niedrigwasser  angestrebt  wurden,  erreicht.  Die  Notwendigkeit, 
das  Geschaffene  zu  erhalten  und  ferner  eine  größere  Tiefe  als 
8  m  unter  Niedrigwasser  herzustellen,  um  den  fortwährend  sich 
steigernden  Ansprüchen  der  Groß-Schiffahrt  zu  genügen,  führte 
dazu,  daß  die  drei  Uferstaaten  für  die  Zeit  von  1907  bis  1913 
weitere  sechs  Millionen  Mark  bereitstellten. 

Für  die  Zukunft  handelt  es  sich  nunmehr  in  der  Hauptsache 
darum,  die  Tiefen  in  der  Fahrrinne  durch  dauernde  Baggerungen 
zu  erhalten  und  zu  vergrößern.  Bauten  erheblichen  Umfanges 
kamen  nicht  mehr  in  Betracht,  nur  einige  Buhnen  wurden  ausge- 
führt, um  die  Konkave  im  Dwarsgatt  möglichst  festzulegen  und 
den  Strom  noch  mehr  als  bisher  von  den  allmählich  zurück- 
gehenden Abzweigungen  am  Everssand  abzulenken. 

Wenn  auch  nicht  von  einem  uneingeschränkten  Erfolg  bei 
den  Arbeiten  in  der  Außenweser  gesprochen  werden  kann,  da 
die  ursprünglich  veranschlagten  Mittel  nicht  ausreichten  und  die 
zunächst  vorgesehenen  Abdämmungen  nicht  zur  Durchführung 
gebracht  werden  konnten,  so  ist  doch  die  Aufgabe,  eine  bei 
Niedrigwasser  8  m  tiefe  Fahrrinne  herzustellen,  im  allgemeinen 
erfüllt. 

Heute  scheint  es  allerdings,  als  ob  das  Dwarsgat  nicht  end- 
gültig gehalten  werden  könnte  und  man  doch  zum  Fedderwarder- 
Fahrwasser  zurückkehren  müsse.  Sollten  daraus  auch  neue 
Schwierigkeiten  entstehen,  so  bleibt  das  Ziel  doch  dasselbe,  daß 
nämlich  von  Bremerhaven  an  abwärts  eine  durchgehende  Fahr- 
rinne von  10  m  Tiefe  geschaffen  und  erhalten  werden  muß.  (Bei 
Hochwasser  würden  im  Durchschnitt  ?>  m  mehr  zur  Verfügung 
stehen.) 

Das  Deutsche  Reich  hat  sich  bei  der  Uebernahme  der  Was- 
serstraßen Bremen  gegenüber  verpflichtet,  dieses  Ziel  mit  allen 
Mitteln  anzustreben. 

e)  Vergleich  und  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  des 
Abschnittes  I. 

Faßt  man  zurückblickend  die  gewaltige  Arbeit  zusammen, 
die  Bremen  allein  aus  dem  Grunde  leisten  mußte,  um  sich  den 
doch  scheinbar  von  der  Natur  gegebenen  Weg  zum  Meere  offen 
zu  halten,  so  wird  man  den  nie  versagenden  Mut  und  die  rast- 
lose Tatkraft  der  Brejner  Hanseaten  bewundern  müssen.  Das 
Ziel  mußte  allerdings  erreicht  werden,  denn  es  war  das  lebens- 
wichtigste, das  es  für  eine  Hafenstadt  überhaupt  gibt.  Der  Kampf 
gegen  die  Ungunst  der  Natur  mußte  durchgefochten  werden, 
wenn  Bremen  nicht  gegen  seine  glücklicheren  Mitbewerber 
unterliegen  wollte. 

Diese  waren  von  der  Natur  bei  weitem  mehr  begünstigt.  Der 
Kampf,  den  Bremen  führen  mußte,  war  also  schon  aus  diesem 
Grunde  ein  Kampf  mit  ungleichen  Mitteln. 

Hamburgs  Vorteil  im  Zugang  zum  Meere  liegt  darin  be- 
gründet, daß  die  Elbe  mit  einem  Niederschlagsgebiet  von 
146  900  qkm  gegenüber  demjenigen  der  Weser  mit  nur  45  900  qk.m 
Fläche  eine  ungleich  stärkere  Kraft  besitzt  und  sich  infolge- 
dessen schon  durch  ihre  eigene  Strömung  ein  tieferes  Mündungs- 
bett graben  kann  als  ihr  kleinerer  Nachbarstrom. 

Es  war  schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  erst  i.  J.  1834 
der  erste  Dampfbagger  auf  der  Elbe  in  Tätigkeit  gesetzt  zu 
werden  brauchte,  und  auch  dabei  handelte  es  sich  zunächst  nur 
um  eine  Vertiefung  der  Reede  und  des  Hamburger  Hafens. 
60  Jahre  lang  konnte  man  sich  dann  lediglich  mit  Baggerungen 
begnügen  und  erreichte  allein  dadurch  eine  Fahrrinne  von  7  m 
Tiefe.  In  den  Jahren  von  1897 — 1900  mußte  dann  allerdings 
auch  die  Elbe  auf  der  Strecke  von  Altona  bis  Finkenwärder 
reguliert  werden.  Die  Arbeiten  wurden  nach  dem  Muster  der 
Unterweserkorrektion  durchgeführt  und  hatten  den  Erfolg,  daß 
8  m  tiefgehende  Schiffe  bei  Hochwasser  bis  Hamburg  gelangen 
konnten.  Das  war  i.  J.  1900,  also  zu  einer  Zeit,  wo  selbst  in 
Bremerhaven  erst  Schiffe  von  9  m  Tiefgang  einlaufen  konnten! 
Für  die  Hamburger  Amerikafahrer  mußte  allerdings  zur  glei- 
chen Zeit  ein  besonderes  Hafenbecken,  der  sog.  „Neue  Hafen" 
in  Kuxhaven  angelegt  werden.  Bis  dahin  war  aber  Kuxhaven 
als  Vorhafen  für  Hamburg  überhaupt  nicht  notwendig  geworden. 
Es  war  vielmehr  zunächst  nur  eine  für  den  Seedienst  (Lotsen- 
dienst) bestimmte  Gründung  gewesen  und  diente  weiterhin  ledig- 
lich als  Fischereihafen  ähnlich  wie  Geestemünde. 

Bis  zum  Jahre  1906  wurde  dann  in  der  Unterelbe  bis  Ham- 
burg —  wiederum  fast  lediglich  durch  Baggerungen  —  eine  Fahr- 
liefe von  10  m  erreicht.  Damit  war  Hamburg  sünsti^xr  gestellt 
als  selbst  Bremerhaven  zu  gleicher  Zeit,  ein  Beweis  dafür,  in 
wieviel  höherem  Maße  Bremen  von  seinem  Vorhafen  abhängig 


ist  als  Hamburg.  Das  Ziel  dieser  Stadt  geht  aber  noch  weiter. 
Nachdem  sie  sich  durch  den  neuen  Köhlbrandvertrag  vom 
14.  November  1908  die  Zustimmung  Preußens  gesichert  hat,  ist 
sie  dazu  übergegangen,  die  Fahrwassertiefe  der  Unterelbe  bis 
auf  12  Meter  unter  Hochwasser  zu  senken. 

Man  darf  dabei  nicht  verkennen,  daß  auch  Hamburg  gewal- 
tige Opfer  bringen  mußte,  um  diesen  Erfolg  zu  erreichen,  aber 
der  Unterschied  zwischen  Hamburg  und  Bremen  beruht  darin, 
daß  der  gewaltige  Elbstrom  es  überhaupt  erst  ermöglicht,  das 
Ziel  so  weit  zu  stecken,  wie  es  Hamburg  getan  hat.  Hamburg 
kann  seinen  Ehrgeiz  dahin  richten,  auch  die  größten  Seeschiffe 
bis  zu  seinem  Hafen  zu  ziehen,  Bremen  muß  sich  damit  be- 
gnügen, die  Regelschiffe  der  transozeanischen  Fahrt  bedienen 
zu  können,  die  größeren  aber  in  Bremerhaven  abzufertigen. 


Mit  weit  geringeren  Schwierigkeiten  als  unsere  deutschen 
Nordseehäfen  hatten  ihre  ausländischen  Wettbewerber  um  die 
Vorteile  ihrer  Meeresanlage  zu  kämpfen.  Antwerpen  blickt 
zwar  ebenfalls  auf  eine  etwa  tausendjährige  Geschichte  als  See- 
stadt zurück,  aber  bis  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
biauchte  es  noch  keinerlei  künstliche  Mittel  anzuwenden,  um 
seine  Stellung  als  Hafenplatz  zu  behaupten.  Erst  Napoleon 
legte  1807  zwei  künstliche  Hafenbecken  an,  die  aber  nicht  für 
die  Handelsflotte  dienen  sollten,  sondern  die  den  Zweck  hatten, 
die  französischen  Kriegsschiffe  für  die  beabsichtigte  Invasion 
nach  England  zu  sammeln.  Auch  die  späteren  baulichen  .An- 
lagen in  Antwerpen  hatten  in  der  Hauptsache  nicht  die  Aufgabe, 
den  Seeverkehr  zu  erleichtern,  sondern  sie  hatten  den  Zweck, 
den  Umschlagverkehr  —  in  diesem  Falle  vom  Schiff  auf  die 
Eisenbahn  —  zu  verbilligen.  Es  waren  also  hier  Forderungen 
des  Hafenverkehrs,  die  erfüllt  werden  mußten,  während  die  Vor- 
züge der  Meereslage  fast  kampflos  von  der  Natur  gegeben 
waren 

Noch  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  für  Rotterdam  am 
Mündungsdelta  von  Rhein  und  Maas.  Dieser  große  Vorzug  der 
geographischen  Lage  wurde  von  der  holländischen  Regierung 
allerdings  erst  im  Anfang  des  vorigen  jahrhundert  erkannt,  dann 
allerdings  mit  großer  Entschlossenheit  nutzbar  gemacht.  Mit- 
tels einer  Durchstechung  des  Hook  van  Holland  erhielt  Rotter- 
dam einen  jederzeit  zugänglichen  Wasserweg  zum   Meere  und 


Verkehrstechnische  Woche 


Die  Eisenbahnanlagen  usw. 


314 


liegt  hinter  dem  Hook  so  geschützt  wie  hinter  einer  Riesenmole, 
die  ihm  aber  die  Natur  kostenlos  zur  Verfügung  gestellt  hat. 

Ist  also  Rotterdam  auch  der  jüngste  der  vorstehend  betrach- 
teten Nordseehäfen,  so  ist  doch  sein  Wachstum  ein  ganz  außer- 
gewöhnlich rasches. 

Vergleicht  man  die  Entwicklung  des  Seeschiffverkehrs  in 
Hamburg,  Bremen,  Rotterdam  und  Antwerpen  (siehe  Abb.  1), 
so  erkennt  man,  daß  Rotterdam  schon  in  den  Zeiten  vor  dem 
Kriege  ein  sefährlicher  Konkurrent  Hamburgs  gewesen  ist.  Das- 
selbe gilt  für  Antwerpen,  während  Bremen  in  bedeutendem  Ab- 
stand hinter  seinen  glücklicheren  Nebenbuhlern  folgt.  Man  er- 
kennt bei  der  für  Bremen  maßgebenden  Kurve  allerdings  den 
Einfluß  der  Unterweserkorrektion,  die  sich  seit  dem  Jahre  1894 
geltend  macht,  und  man  kann  wohl  annehmen,  daß  sich  diese 
Kurve  ohne  Verbesserung  der  Unter-  und  Außenweser  sehr 
.schnell  dem  Nullpunkt  zugeneigt  hätte,  aber  man  ,vird  anderer- 
seits nicht  behaupten  dürfen,  daß  sich  die  bessere  und  raschere 
Entwicklung  der  übrigen  Häfen  lediglich  oder  auch  nur  zum 
übcrwieRcnden  Teil  daraus  ableiten  ließe,  daß  ihre  Verbinduns 
mit  dem  Meere  von  der  Natur  mehr  begünstigt  war  als  bei 
Bremen.  Die  gute  Meereslage  ist  eine,  aber  nicht  die  alleinige 
Voraussetzung  für  die  Verkehrsentwicklung  eines  Seehafens. 

Solange  die  einzelnen  Länder  in  ihren  Lebensnotwendig- 
keiten sich  selbst  zu  genügen  vermochten,  war  die  Menge  der 
im  Welthandel  ausgetauschten  Güter  gering.    Als  aber  in  der 


zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  den  gewaltigen 
Fortschritten  der  Technik  die  Industrialisierung  Europas  unge- 
heure Fortschritte  machte,  als  Hand  in  Hand  damit  die  Volks- 
dichte in  den  von  der  Industrie  bevorzugten  Gegenden  in  einein 
bis  dahin  unbekannten  Maße  stieg,  und  sich  gleichzeitig  immer 
größere  Teile  der  Bevölkerung  von  der  Bewirtschaftung  des 
Bodens  abwandten,  da  entstand  mit  dem  Hunger  nach  Roh- 
stoffen, mit  dem  Hunger  nach  ausländischen  Lebensmitteln  und 
mit  dem  Wunsche,  die  industrielle  Ueberproduktion  des  eigenen 
Landes  im  Auslände  zu  verwerten,  die  nach  dem  „Wi  ltma  kt" 
strebende  Expansion.  Der  sich  entwickelnde  Weltverkehr  be- 
nutzte die  Häfen  als  Ein-  und  Ausfalltore  nach  dem  Meere,  aber 
die  Ziele  des  Weltverkehrs  endeten  nicht  mehr  in  den  Häfen, 
sondern  sie  griffen  weit  darüber  hinaus  ins  Binnenland  hinein, 
ebenso  wie  umgekehrt  jede  menschliche  Siedelung  in  den  Kul- 
turländern Anspruch  darauf  erhob,  in  möglichst  vielseitiger  und 
vollkommener  Weise  mit  dem  Weltverkehr  in  Verbindung  zu 
kommen.  Das  Binnenland  stellte  infolgedessen  jetzt  Ansprüche 
an  die  Häfen  und  übte  auf  die  Entwicklung  ihres  Verkehrs  maß- 
gebenden Einfluß  aus.  Damit  büßte  aber  die  mehr  oder  weniger 
gute  Meeresanlage  ihre  frühere  Bedeutung  für  die  Auswahl  der 
Häfen  zum  Teil  ein,  und  diejenigen  Häfen  werden  bevorzugt, 
deren  Hinterland  den  stärksten  Transportbedarf  nach  und  vom 
Meere  hat.  Die  Landlage  bildet  für  die  Wahl  des  Verkehrs  ein 
wichtigeres  Kriterium  als  die  Meereslage.  (Forts,  folgt) 
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FÜR  DIE  ERWEITERUNG  DES  HAFENS  TRELLEBORG. 
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Einleitung. 

Die  Stadt  Trelleborg  hatte  im  Dezember  1920  einen  Inter- 
nationalen Wettbewerb  ausgeschrieben,  der  die  Erweiterung  des 
Hafens  zum  Ziel  hatte.  Die  Aufgabe  umfaßte  die  Neuanlage 
eines  großen  Hafens  im  Anschluß  an  den  kleinen  vorhandenen 
Hafen  nebst  den  für  den  Hafenbetrieb  notwendigen  Nebenein- 
richtungen, die  Erweiterung  des  Bahnhofs  und  die  Erschließung 
\  on  Industriegelände,  und  da  die  Eisenbahnen  städtebaulich  teil- 
weise sehr  ungünstig  verlaufen,  stellte  das  Preisausschreiben 
den  Bearbeitern  anheim,  für  ihre  Verlegung  Vorschläge  zu 
machen  und  die  dadurch  erzielbaren  Verbesserungen  für  die 
Stadtanlage  zu  ermitteln.  —  Da  der  zu  entwerfende  neue  Hafen 
und  der  neue  Bahnhof  je  für  sich  größere  Flächen  einnehmen 
als  das  bebaute  Stadtgebiet  gegenwärtig  umfaßt,  und  da  die 
\'crlegung  der  Eisenbahnanlagen  auch  gerade  den  Stadtteil 
berührt,  der  nicht  am  Hafen  liegt,  so  lief  der  Wettbewerb 
auf  eine  städtebauliche  Gesamtaufgabe  hinaus,  wie  man  sie  sich 
als  Verkehrstechniker  kaum  geschlossener  denken  und  reizvoller 
wünschen  kann. 

Es  waren  ein  erster  Preis  von  20  000  Kronen,  ein  zweiter 
von  15  000  und  ein  dritter  von  8000  und  vier  Belohnungen  von 
je  2500  Kronen  ausgesetzt.  Das  Preisgericht  bestand  aus  den 
Herren:  Technischer  Bürgermeister  M  ö  1  1  e  r  -  Kopenhagen, 
Bürochef  (etwa:  Ministerialdirektor)  der  Königlichen  Wage-  und 
^^'asserbaudirektion  E  n  b  1  o  m  -  Stockholm  und  Bürochef  des 
Bauamtes  der  Königlichen  Eisenbahndircktion  Törjeson- 
Scliweden. 

Die  Preise  wurden  zuerkannt  den  Arbeiten: 

Erster  Preis:  Siemens  Bauunion  G.  m.  b.  H.,  Berlin, 
Professoren  F  r  a  n  z  i  u  s  und  Blum,  Hannover. 

Zweiter  Preis:  Zivilingenieure  Gunnar  Ekelöf,  Ernst 
H  e  d  s  t  r  ö  m  und  Per  Sv  anström,  Stockholm. 

Dritter  Preis:  Ing.-Büro  H.  G.  Torulf  (Zivilingenieure 
Torulf,  Molin  und  S  a  n  d  s  t  r  ö  ni).  Stockholm. 

Unter  den  angekauften  Entwürfen  befindet  sich  der  der 
Professoren  Schnitze  und  d  e  J  onge,  Danzig.  Die  übrigen 
Auszeichnungen  erhielten  nordische  Ingenieure. 

Nachstehend  sollen  die  E  i  s  e  n  b  a  h  n  f  r  a  g  e  n  des  Wett- 
bewerbs erläutert  werden.  Dagegen  soll  der  Entwurf  für  die 
Hafenanlagcii  und  die  Vorschläge  für  die  Art  der  Bauausfüh- 
rung nur  insoweit  berührt  werden,  als  dies  zum  Verständnis 
der  Eisenbahnanlagen  erforderlich  ist;  bezüglich  des  wasserbau- 
technischen Teils  sei  auf  einen  Aufsatz  von  Geheimrat  Professor 
de  Thierry  in  der  „Zeilschrift  des  Vereins  Deutscher  Ingeni- 
cure", bezüglich  der  Bauausführung  auf  den  Aufsatz  des 
Regierungsbaumeisters  (jünthel  im  „Bauingenieur"  verwiesen. 

Die  Eisenbahnanlagen  sollen  an  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stand, dem  Entwurf  der  Schwedischen  Staatsbahnsn  und  dem 
Entwurf  ,,Torrgräfning"  von  Siemens  Bauunion  —  Franzius- 
Blum  erläutert  werden.  In  dieser  Beschränkung  möge  kein 
„Herausstreichen"  der  eigenen  Arbeit  zum  Nachteil  der  anderen 
Bewerber  erblickt  werden;  denn  Beschränkung  ist  wegen  Raum- 
mangel notwendig,  und  es  kommt  ja  auch  nicht  auf  Einzelheiten 
'ler  verschiedenen   Entwürfe,  sondern   lediglich   darauf  an,  die 


Anforderungen  klar  herauszuarbeiten,  die  der  Hafenbetrieb  all- 
gemein an  die  Eisenbahn  stellt,  und  klarzulegen,  wie  in  diesem 
Sonderfall  den  Anforderungen  durch  den  Bahnhofentwurf  ent- 
sprochen werden  kann. 

I.    Die  Stellung  Trelleborgs  im  Verkehr. 

Um  die  verkehrsgeographische  Stellung  Trelleborgs  und  da 
mit  die  Stellung  seines  Hafens  im  Verkehrs  zu  würdigen,  geht 
man  zweckmäßigerweise  von  den  bekannten  Verkehrsgesetzen 
aus,  daß  für  den  Hauptteil  der  Güter  die  Billigkeit,  für 
die  Reisenden,  die  Post  und  eilige  und  hochwertige  Güter 
dagegen  die  Schnelligkeit  der  Beförderung  am  wichtig- 
sten ist,  und  daß  demgemäß  die  H  a  u  p  t  -  Seehäfen,  nämlich  die 
für  den  Umschlag  der  Massengüter  dienenden,  in  den  tief- 
sten Buchten  des  Meeres  liegen,  damit  der  billige 
Seeweg  so  lang  wie  möglich  ausgenutzt  wird,  während  die  für 
den  Personen-  utid  Post-  usw.  Verkehr  dienenden  Häfen 
auf  den  äußersten  Vorsprüngen  des  Landes  liegen 
müssen',  um  den  schnellen  E  i  s  e  n  b  a  h  n  weg  so  lang  Vv'ie 
möglich  auszunutzen.  So  liegt  z.  B.  Hamburg  als  wichtigster 
Hafen  Mitteleuropas  im  tiefsten  Winkel  der  deutschen  Bucht, 
der  Haupthafen  wird  aber  für  den  Personen-  und  Post-Verkehr 
durch  die  ,, vorgeschobenen"  Häfen  ergänzt,  nämlich  durch 
Cuxhaven,  Cherbourg  und  Southampton  für  die  nordatlantische, 
durch  Lissabon  für  die  südatlantische  und  durch  Neapel  und 
Brindisi  für  die  Suez-Fahrt. 

Diese  Gesetze  auf  Trelleborg  angewendet,  weisen  ihm  die 
Stellung  eines  auf  dem  äußersten  V  orsprung  des  Lan- 
des liegenden  Hafens  an,  dessen  Bedeutung  demgemäß  weniger 
im  Verkehr  von  Massengütern  als  \iclmehr  von  Per- 
sonen, Post,  hochwertigen  und  eiligen  Gütern 
bestehen  muß.  Die  Wirkung  der  Gesetze  wird  aber  für  Trelle- 
borg abgeschwächt,  denn  die  verkehrsgeographische  Stellung 
von  Schweden-Norwegen  als  einer  Halbinsel  zwischen,  dem  offe- 
nen Ozean  und  dem  ,, Binnenmeer"  der  Ostsee  und  die  klimati- 
schen, politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  zeigen  Be- 
sonderheiten, die  für  Trelleborg  teils  günstig,  teils  ungünstig  sind. 

Die  für  den  Seeverkehr  wichtigste  Küste  von  Norwegen- 
Schweden  ist  naturgemäß  die  nach  dem  offenen  Weltmeer  ge- 
wandte Westküste.  Ihre  Bedeutung  wird  durch  die  Bucht  des 
Skagerraks  gesteigert,  das  als  Fjord  bis  Kristiania  vorstößt. 
Hierdurch  wird  Süd-Skandinavien  in  zwei  große  Halbinseln  ge- 
teilt, und  es  ist  im  tiefsten  Winkel  der  wichtigste  Hafen  und  die 
größte  Stadt  Norwegens  Kristiania  mit  240  000  Einwohnern  ent- 
standen; jedoch  macht  Kristiania  den  schwedischen  Häfen  kei- 
nen Wettbewerb,  denn  Schweden  und  Norwegen  wenden  sich 
wirtschaftlich  den  Rücken  zu,  da  die  Gleichartigkeit  der  Erzeug- 
nisse beider  Länder  rege  Handelsbeziehungen  untereinander 
nicht  aufkommen  läßt. 

Die  schwedische  Küste  am  ,,o  f  f  e  n  e  n"  Ozean  (d.  h.  an  der 
\'on  England  absperrbaren  Nordsee!.)  reicht  von  Frederickshaid 
bis  Heisingborg;  hinter  ihr  liegt  der  reichste  und  dichtest  be- 
siedelte Teil  des  Landes,  hier  erstreckt  sich  außerdem  "die 
S  c  h  w  edische  Senke  mit  der  Seenreihe  des  Wener-,  Wet- 


316 


Die  Eisenbahnanlagen  usw. 


16.  Jahrg    Heft  30.    27.  Juli  1922 


ter-,  Hjelmer-  tmd  Mälar-Sees  quer  durch  das  Land,  die  zum 
Kau  des  durchgehenden  Götakanals  (420  km  lang,  Schcitel- 
li.iltuiig  rund  +  90  m)  ausgenutzt  ist.  An  dieser  Küste  liegt 
dfiher  auch  neben  einer  großen  Zahl  kleiner  Häfen  Schwedens 
wichtigster  H.'f.Mi-  und  Handelsplatz  Gothenburg,  mit 
17,")  000  Einwohnern  die  zweit-größte  Stadt  des  Landes,  Aus- 
gangspunkt des  Götakanals  und  einer  der  bedeutendsten  Knoten 
punkte  des  Eisenbahnnetzes. 

Der  weiter  südlich  gelegene  Teil  der  Westküste  liegt  \<iii 
Heisingborg  ab  nicht  mehr  am  offenen  Meer,  sondern  schon  an 
der  Ostsee,  hat  aber  trotzdem  und  trotz  des  schmaler  werdenden 
Hinterlandes  nebst  Heisingborg  (.34  000  Einwohner)  die  wichtige 
Handels-  und  Industriestadt  M  a  1  m  ö  mit  9.5  000  Einwohnern 
entstehen  lassen. 

Die  Süd-  und  Ostküste  Schwedens  erhält  ihre  ver- 
kehrsgeographische Hauptbedeutung  dadurch,  daß  sie  „G  e  g  e  n- 
k  ü  s  t  e"  gegenüber  den  Ländern  südlich  und  ostlich  der  Ostsee 
ist.  Abgesehen  von'  den  den  Norden  befruchtenden  Eisenerz- 
lagern, wird  das  Hinterland  umso  wertvoller,  je  weiter  es  nach 
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Süden  liegt;  das  ist  für  Schweden  im  Klima,  für  die  Gegenküste 
im  Klima  und  den  politischen  Verhältnissen  begründet.  Ins- 
besondere ist  für  Schweden  die  deutsche  Gegenküste  von 
höchster  Bedeutung,  denn  vor  dem  Krieg  betrug  vom  gesamten 
Außenhandel  Schwedens  der  auf  das  Deutsche  Reich  kommende 
Anteil  mehr  als  20  %  (1912  betrug  die  Ausfuhr  Schwedens  nach 
Deutschland  214  000  000,  die  Einfuhr  aus  Deutschland  197  000  000 
Goldmark,  jene  bestand  hauptsächlich  in  Erzen.  Holz  und  Holz- 
waren, Steinen  und  Fischen,  diese  in  Geweben.  Metallwaren  und 
Getreide).  Trotz  der  regen  Handelsbeziehungen  mit  Deutsch- 
land liegt  der  wichtigste  Punkt  der  Süd-Ost-Küste  Stock- 
holm (.350000  Einwohner)  Rußland  gegenüber,  für  Schweden 
ziemlich  zentral  gelegen,  an  dem  Punkt,  wo  sich  die  Süd-Nord- 
Senke  Ostsee-Bottnischer  Busen  mit  der  West-Ost-Senkc  Skager- 
rak-Scwedische  Senke-Finnischer  Busen  schneidet. 

Die  Stellung  Trelleborgs  im  Verkehr  ist  in  erster  Linie  aus 
den  Beziehungen  zu  der  deutschen  und  dänischen  Gegenküste 
abzuleiten.  Im  Verkehr  mit  Dänemark  haben  Heisingborg  und 
besonders  Malmö  einen  unverkennbaren  Vorsprung;  im  Verkehr 
mit  Deutschland  liegt  Trelleborg  dagegen  zu  den  beiden  maß- 
gebenden Häfen  Stettin  und  Lübeck  günstiger  als  Malmö,  vor 
allem  aber  ist  es  der  gegebene  Punkt  für  die  kürzeste  Verbindung 
mit  Deutschland,  da  der  Abstand  zwischen  Trelleborg  und  dem 
Kap  Arcona  auf  Rügen  nur  75  km  beträgt,  so  daß  hier  auch  die 
Fährverbindung   Deutschland— Schweden    über  Saßnitz— 


Trelleborg  mit  rund  100  km  Seefahrt  geschaffen  werden  konnte. 
Hierdurch  wird  Trelleborg  durch  den  Mittel-  und  Ostdeutsch- 
land und  Ost-  und  Nord-Europa  beherrschenden  Knotenpunkt 
Derlin  unmittelbar  befruchtet;  es  liegt  als  ein  wichtiger  Zwi- 
schenpunkt an  der  durchgehenden  Eisenbahnlinie  von  Berlin 
nach  Stockholm  und  Gothenburg— Kristiania,  gleichzeitig  aber 
an  dem  Treffpunkt  der  West-  und  Ostküste  Schwedens.  Trelle- 
borg hat  also  treffliche  Eisenbahnverbindungen  nach  Skandi- 
navien und  nach  Deutschland  und  gleichzeitig  gute  Seeverbin- 
dungen nach  allen  Küstengebieten  der  Ost-  und  Nordsee.  Es 
ist  eine  typische  „Kapstadt"  am  äußersten  Vorsprung  des  Lan- 
des und  eine  „Meerengensiadf  an  der  schmalen  Verbindung 
zweier  Meere.  Die  Zukunft  muß  lehren,  inwieweit  es  einem  kraft- 
vollen und  zielbewußten  Unternehmungsgeist  gelingen  wird,  die 
geographische  Gunst  auszunutzen  und  die  geographische  Ungunst 
zu  überwinden.  Hierbei  ist  der  allgemeine  Aufstieg  des  Wirt- 
schaftslebens der  nordischen  Länder  zu  beachten,  der  sich  auf 
die  Bodenschätze  (Erze),  die  Wasserkräfte  und  die  Tatkraft  und 
den  Fleiß  seiner  Bewohner  stützt;  ferner  wird  das  Wieder- 
erstarken der 
ehemals  russi- 
schen „Rand- 
staaten" 
Schweden  und 
insbesondere 
•  eine  an  der 
Verbindung 
der  Ostsee  mit 
der  Nordsee 
gelegenen  Hä- 
fen befruch- 
tet: schließ 
lieh  gewährt 

die  Nähe 
Deutschlands 
günstige  Aus- 
sichten für  die 

Erstarkung 
der  Industrien 
in  Südschwe- 
den, wobei  ge- 
rade auf  die 
Unterschie- 
dein den  Roh- 
stoffen und 
Erzeugnissen 
der  beiden 
Länder  hinzu- 
weisen ist. 

Allerdings 
kann  Trelle- 
borg nicht  da- 
rauf ausgehen, 
den  Massen- 
verkehr ge- 
ringwertiger 
Güter  auf  sich 
ziehen  zu  wol- 
len, denn  hier- 
für liegen  Go- 
thenburg und 
,  - ,  die  schwedi- 

-     ,7  ■    ■'  sehen  Aus- 

fuhrhäfen für 

Holz,  Steine  |und  Erze  günstiger:  Trelleborg 
muß  sich  vielmehr  auf  den  Verkehr  in  mittelwertigen  Gütern 
(darunter  auch  Kohle  und  Petroleum)  und  besonders  auf  den  in 
hochwertigen  und  leichtverderblichen  Gütern  ((~ie- 
werbeerzeugnisse,  Fische)  einstellen,  also  auf  Güter,  für  die 
neben  guten  Seeverbindungen  der  schnelle,  wenn  auch  kost- 
spieligere Eisenbahnweg  von  Bedeutung  ist,  und  für  solche  Gü- 
ter darf  Trelleborg  nicht  nur  Handels-,  sondern  muß  vor 
allem  auch  Industrie  hafen  werden  wollen. 

II.  Gegenwärtiger  Zustand.  (Abbildung  1). 
Die  Küste  verläuft  bei  Trelleborg  fast  genau  von  West 
nach  Ost  und  ist  ziemlich  gradlinig.  Dieser  Linie  entsprechend 
ist  die  Stadt  \\\  Form  eines  unregelmäßigen  Schachbretts  mit 
W — O-  und  N — S-Straßenzügen  und  entsprechenden  Baublocks 
ausgelegt;  nach  Süden  grenzt  eine  der  Küste  parallel  laufende 
„Strandstraße"  das  eigentliche  Stadtgebiet  gegen  die  Hafen-  und 
Eisenbahnanlagen  ab,  in  der  Mitte  der  Stadt  betont  die  Neben- 
bahn Malmö — Rydsgard  mit  der  ..Oberen'  Station"  die  W — O- 
Richtung. 

Der  jetzige  Hafen  liegt  als  ein  ungefähr  trapezförmiges 
Kecken  ,,vor  Kopf"  der  Stadt.  Auch -in  ihm  kommen  die  ange- 
gebenen Haui)tlinien  zum  Ausdruck:  der  Nordkai  führt  von  W 
nach  O,  von  ihm  springt  ein  Mittelkai  in  nord-südlicher  Rich- 
tung in  das  Becken  vor,  derselben  Richtung  folgen  die  west- 
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liehe  und  östliche  Begrenzung  des  Beckens,  die  Zufahrt  führt 
\c)ni  tiefen  Wasser  als  gebaggerte  Rinne  in  Richtung  S — N  zum 
llafen,  sie  wird  durch  zwei  Molen  geschützt.  Auf  dem  west- 
lichen Ufer  liegen  eine  Werft  und  Kohlenlagerplätze,  auf  dem 
nördlichen  die  Anlagen  für  den  allgemeinen,  den  Fischerei-  und 
Industrie-Verkehr  mit  Lagerhäusern  und  einer  Mühle,  auf  dem 
östlichen  die  Eisenbahn-Fähre  und  daran  anschließend  die  Bahn- 
hofanlagen. 

Das  Eisenbahnnetz  Trelleborgs  umfaßt  zwei  Staatsbahnen 
und  eine  Privatbahn.  Die  Staats  bahnlinien,  nämlich  nach 
M  a  1  m  ö  und  L  u  n  d  beginnen  in  dem  im  Südosten  der  Stadt, 
der  Nordost-Ecke  des  alten  Hafens  gegenüberliegenden  Bahn- 
hof und  umklammern,  in  Straßenhöfe  liegend,  die  Stadt  im 
Osten.  Die  Privat  bahn  tritt  von  M  a  1  m  ö  kommend  im 
Westen  in'  die  Stadt  ein,  hat  inmitten  der  Altstadt  die  in  Stra- 
ßenhöhe liegende  und  daher  städtebaulich  sehr  ungünstig  wir- 
kende „Obere  Station"  und  führt  von  hier,  die  Baublocks 
recht  unglücklich  durchschneidend,  mit  einer  Rückwärtsbewe- 
gung zur  ,,U  n  t  e  r  e  n  S  t  a  t  i  o  n",  die  der  Anfangspunkt  der 
von  hier  nach 
Osten,  nach 
Rydsgard 

führenden 
Bahn  ist.  Die 
Gleisanlagen 
der  Neben- 
bahn ent- 
sprechen etwa 
mittleren  Be- 
triebsbahnhö- 
fen einer  deut- 
schen Neben- 
bahn, die  der 
Staatsbahnen 
sind  dagegen 
dem  Hafen- 
verkehr ent- 
sprechend 
weiter  ausge- 
baut; sie  er- 
halten ihr  be- 
sonderes Ge- 
präge durch 
die  Anlege- 
stellen und 
den  Zollver- 
kehr. Sie  sind 
auch  ohne 
eine  wesent- 
liche Erweite- 
rung des'  Ha- 
fens umbau- 
reif, weil  sie 
dem  Verkehr 
nicht  mehr  ge- 
wachsen sind 
und  infolge 
der  allmähli- 
chen stück- 
weisen ent- 
stehung  be- 

triebstech- 
nich  ungün- 
stig und  dem- 
gemäß teuer  arbeiten:  insbesondere  ist  der  durch  Drehscheiben 
vermittelte  Anschluß  der  meisten  Hafengleise  bedenklich. 

III.    Richtlinien  für  die  Anordnung  der  Gesamtanlage. 

Für  den  Entwurf  war  selbstverständlich  der  Wasserbau- 
technischc  Teil  der  maßgebende;  ihm  mußte  sich  alles  andere, 
insbesondere  auch  die  Eisenbahn  unterordnen.  Immerhin  war 
aber  doch  schon  für  das  Entwerfen  der  ( iesamtdisposition  die 
Eisenbahn  wesentlich  mitbestimmend.  Hier  war  nämlich  die 
Lage  des  neuen  zum  alten  Hafen,  nämlich  ob  im 
W  e  s  t  e  n  oder  Osten  desselben  von  grundlegendem  Einfluß. 
Die  Westseite  hat  drei  große  Vorzüge,  die  im  Entwurf  Torr- 
gräfning  in  folgender  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  sind: 

1.  Das  Hinterland  ist  frei  und  nicht  wie  auf  der  Ostseite 
durch  umfangreiche  Eisenbahiianlagen  gesperrt.  Eine  Durch- 
brechung der  Eisenbahnanlagen  im  Osten  durch  Zufahrtstraßen 
zwischen  Stadt  und  neuem  Hafen  würde  ohne  Betriebsstörungen 
nicht  durchführbar  und  sehr  kostspielig  sein;  eine  Verschiebung 
des  neuen  Hafens  noch  weiter  nach  Osten  würde  ihn  zu  weit 
von  der  Stadt  abrücken  und  eine  unbequeme  und  unwirtschaft- 
liche Trennung  des  alten  und  neuen  Hafens  zur  Folge  haben. 

2.  Zieht  man  durch  die  beiden  bestehenden  Molenköpfe  eine 
Linie  auf  gleicher  Wassertiefe  (ungefähr  parallel  zum  Ufer), 
'^o  ist  westlich  des  alten  Hafens  der  Abstand  bis  zum  Ufer 
■  iwa  600  m,  östlich  dagegen  nur  etwa  400  m.  Demgemäß 


müßte  der  Hafen  unter  sonst  gleichen  Voraussetzungen  auf  der 
Ostseite  200  m  weiter  ins  tiefere  Wasser  reichen,  würde  also 
teurer  werden.  Ein  westlich  liegender  Hafen  kann  somit  bei 
gleichem  Kostenaufwand  größer  sein  als  ein  östlich  liegender. 

3-  Die  Erfahrungen  im  Betrieb  größerer  Häfen  und  die  hier- 
aus, besonders  von  C  a  u  e  r  *)  entwickelten  Grundsätze  für  di^ 
Durchbildung  und  den  Anschluß  von  Hafenbahnhöfen  an  'dfe 
Häfen  verlangen,  daß  der  Hauptbedienungsbahnhof  nicht  seit- 
lich neben  den  Hafenanlagen,  sondern  ,,vor  Kopf"  in  ihrer 
Verlängerung  liegen  soll.  Ein  östlich  gelegener  Hafen 
würde  aber  die  wichtigsten  Eisenbahnanlagen'  in  ganzer  Länge 
seitlich  neben  sich  haben. 

Hieraus  ergab  sich,  daß  die  neuen  Hafenanlagen  westlich 
des  alten  Hafens  angeordnet  werden  mußten,  ein  grundlegender 
(.ledankc,  der  für  die  meisten  Wettbewerbarbeiten  richtung- 
gebend war.  p'ür  den  Entwurf  waren  u.  a.  folgende  Gesichts- 
punkte maßgebend: 

Für  den  feststehenden  Betrag  von  10  000  000  Kronen  mußte 
als  ,,c  r  s  t  e  r  A  u  s  b  a  u"  nicht  nur  die  betrieblich  vorteilhafteste. 


Abbildung  2 

sondern  auch  die  umfangreichste  Anlage  erzielt  werden.  Zu 
diesem  Zweck  mußten  die  bestehenden  Anlagen  so  weit  wie 
irgend  möglich  beibehalten  bleiben;  ferner  mußten  alle  Bauten 
und  Aenderungen  umsomehr  vermieden  werden,  in  je  tiefe- 
res Wasser  sie  zu  stehen  kamen;  sodann  mußte  der  „Massen- 
ausgleich" zwischen  dem  gewoimenen  (gebaggerten)  Boden  und 
dem  zur  Auffüllung  erforderlichen  erzielt  werden  (was  nur  mit- 
tels zahlreicher  Versuchsberechnungen  erfolgen  konnte);  schließ- 
lich war  es  von  großer  Bedeutung,  für  die  Bauausführung  einen 
Weg  zu  finden,  bei  dem  der  Aushub  der  Massen  und  der  Bau 
der  Kaimauern  im  Trocknen  erfolgen  kann,  da  hierdurch 
die  Baukosten  wesentlich  herabgedrückt  werden  koiniten.  Dann 
aber  mußte  dieser  ,, erste  Ausbau"  so  entworfen  werden,  daß 
künftige  Erweiterungen  ohne  Störung  des  Hafen- 
betriebs und  ohne  Zerstörung  wertvoller  Bauten  angegliedert 
werden  können. 

Da,  wie  oben  gesagt,  Einzelheiten  über  die  Gestaltung  des 
Hafen-Entwurfs  nicht  in  diesen  Aufsatz  gehören,  sei  nur  das 
zum  Verständnis  der  Gesamtanlage  und  des  Eisenbahn- 
anschlusses Erforderliche  an  Hand  der  Lösung  Torrgräfning 
kurz  mitgeteilt: 

*)  C  a  u  e  r,  Eisenbahnausrüstung  von  Häfen,  Verkehrstech- 
nische Woche  1921.  Erweiterter  Sonderdruck  Springer  1921. 
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Die  von  See  kommenden  Schiffe  laufen  über  den  Vorsteven 
durch  die  auf  8  m  zu  vertiefende  alte  Rinne  in  das  neue  Hafen- 
becken unmittelbar  ein.  Bei  der  Ausfahrt  werden  die  Schiffe 
aus  dem  neuen  Hafen  in  den  alten  über  den  Achtersteven  ver- 
kohlt, gelaagQu  so  „ganz  von  selbst"  zur  Bekohlungsstation  und 
i;iufen  mit  eigener  Kraft  aus.  Durch  Anordnung  dieser  „Ypsilon- 
Fahrt"  (vgl.  die  z.  B.  für  Abstellbahnhöfe  u.  U.  vorteilhafte  /An- 
lage des  Bahnhofes  in  Dreieckform  und  die  „Y-tracks")  wird  der 
Zeitverlust  auf  ein  Mindestmaß  herabgedrückt  und  es  wird  ein 
besonderer  Wendeplatz  erspart,  der  viel  Geld  kosten  würde.  — 
Die  Eisenbahn-Fährschiffe  müssen,  weil  die  Gleisverbindung  mit 
dem  Land  nur  über  das  Heck  möglich  ist,  mit  dem  Heck  gegen 
die  Landebrücken  stoßen;  das  ist  am  einfachsten  zu  erzielen, 
weim  das  von  See  kommende  Fährschiff  vor  der  Einfahrt  in 
die  Rinne  dreht  und  über  den  Achtersteven  einfährt;  bei  schwe- 
rer See  müssen  sie  aber  über  den  Vorsteven  einlaufen,  brauchen 
nun  aber  nicht  mehr  im  alten  Hafen  zu  drehen,  sondern 
laufen  über  den  Vorsteven  in  den  neuen  Hafen  ein  und  gehen 
von  diesem  über  den  Achtersteven  an  die  Brücken. 

Der  neue  Hafen  besteht  im  „ersten  Ausbau"  aus  dem  Hafen- 
becken 1,  das  nur  an  der  Nordostseite  mit  einer  Mauer  ver- 
sehen werden  soll,  während  die  Ufer  an  der  Westseite  geböscht 
sind.  Das  Becken  erhält  7,5  m  Tiefe  und  vorläufig  90  m  Breite, 
die  später  (beim  Ersatz  der  Böschung  durch  eine  Mauer)  auf 
100  m  vergrößert  wird.  Der  Kai  erhält  zwei  Schuppen  von 
100X30  m  Grundfläche.  Ein  Speicher  von  60X20  m  Fläche  ist 
nicht  neben  die  Schuppen  (etwa  wie  in  Bremen  und  Stettin), 
sondern  an  das  nördliche  Hafenende  gelegt,  weil  die  Schiffe 
doch  stets  an  d  e  m  Schuppen  anlegen  werden,  der  gerade  frei 
ist  und  weil,  die  Menge  der  Güter,  die  durch  die  Schuppen 
gehen,  ein  Vielfaches  der  Mengen  ist,  die  im  Speicher  längere 
Zeit  lagern;  —  man  kann  einen  etwas  längeren  Weg  zwischen 
Schuppen  und  Speicher  gut  in  Kauf  nehmen,  wenn  durch  Ver- 
meiden von  Wartezeit  das  Löschen  der  Schiffe  beschleunigt 
werden  kann.  (Abbildung  2) 

Der  Fischerei  hafen  wird  an  der  Westmole  angeordnet, 
die  für  die  Einfahrt  auf  rund  15  m  durchbrochen  wird.  Er  er- 
hält reichliche  Landflächen  als  Trockenplatz  für  die  Netze,  als 
Bootslagerplatz  und  für  das  Verladen  von  frischen  Fischen  und 
für  die  Fischindustrie. 

Die  Werft  bleibt  an  der  jetzigen  Stelle  bestehen,  wird  aber 
vergrößert.  Das  Dock  wird  dort  vorgesehen,  wo  bereits  tiefes 
Wasser  vorhanden  ist,  so  daß  besonderer  Aushub  gespart  wird. 

Während  diese  Hauptteile  des  neuen  Hafens  auf  die  künftige 
H  a  u  p  t  Seite,  also  auf  die  Westseite  gelegt  sind,  sind  die  im 
Programm  geforderten  Sonder  anlagen,  nämlich  die  Kohlen- 
st.'ilion,  die  Petroleumtanks  und  die  Quarantäne-Stallungen  ab- 
sichtlich auf  die  O  s  t  seite  gelegt.  Für  die  beiden  letztgenann- 
ten Einrichtungen  ist  die  Absonderung  ohne  weiteres  verständ- 
lich, sie  liegen  hier  fern  dem  übrigen  Verkehr,  den  sie  also  nicht 
behindern  und  gefährden  können,  sie  stehen  außerdem  mit  dem 
Betriebsbahnhof  iia  unmittelbarer  Verbindung,  so  daß  auch  bei 
den  Ueberführungsfahrten  keine  unerwünschten  Berührungen 
anderer  Hafenteile  vorkommen;  die  Petroleumtanks  sind  außer- 
dem so  gelegt,  daß  sie  nach  der  offenen  See  Gefälle  haben, 
so  daß  das  Petroleum  beim  Bruch  eines  Behälters  unmittelbar 
ins  Meer  abfließen  kann,  wodurch  die  Brandgefahr  stark  ver- 
mindert wird. 

Für  die  Kohlen  Station  war  die  Anordnung  auf  der  Ost- 
seite einerseits  deswegen  die  naturgemäße,  weil  dann  die  Schiffe, 
wie  oben  erörtert,  bei  der  Ausfahrt  ohne  Umweg  bunkern  kön- 
nen; andrerseits  war  sie  hier  erwünscht,  weil  die  Eisenbahn  für 
ihren  Betrieb  große  Mengen  von  Kohle  bezieht  und  weil  die 
Umschlagstelle  für  Eisenbahn-Betriebskohle  natürlich  in  mög- 
lichst unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Betriebsbahnhof  anzu- 
ordnen war.  Die  Zusammenlegung  des  Kohlenumschlags  von 
Bunker-  und  Eisenbahnkohle  war  aber  erwünscht,  weil  man  sich 
dann  im  Notfall  gegenseitig  aushelfen  kann  und  mit  einer  ein- 
heitlichen Verladeanlage  auskommen  kann. 

Bei  der  Erweiterung  können  auf  der  O  s  t  seite  die 
Fähren  vermehrt,  die  Kohlen-  und  Petroleum-Anlagen  erweitert 
werden,  ohne  daß  dabei  vorhandene  Anlagen  zerstört  zu  werden 
brauchen.  (Abbildung  3  auf  Seite  319'320) 

Auf  der  West  seite  sind  bei  Vollausbau  insgesamt  drei 
Becken  vorgesehen,  von  denen  die  mit  Kaimauern  eingefaßten 
Becken  I  und  H  dem  Handel,  das  mit  geböschten  Ufern  ver- 
sehene Becken  III  für  die  Industrie  bestimmt  sind.  Wenn,  dann 
Werft  und  Fischereihafen  sich  gegenseitig  zu  behindern  be- 
ginnen, soll  der  Fischereihafen  zur  Werft  zugeschlagen  werden, 
wobei  sein  Hafenbecken  B  a  u  h  a  f  e  n  für  die  Werft  wird.  Hierzu 
reicht  der  dann  ,,alte  Fischereihafen"  nämlich  trotz  seiner  ge- 
ringeren Tiefe  von  nur  4  m  aus,  ohne  daß  eine  kostspielige  Ver- 
tiefung erforderlich  wird,  weil  auch  die  größten  in  Trellcborg 
verkehrenden  Schiffe  für  die  Ausrüstung  keinen  größeren  Tief- 
gang haben.  Der  Fischverkehr  wird  alsdann  geteilt:  für  den 
Bedarf  der  Stadt  Trellcborg  an  frischen  Fischen  wird  der  jetzige 
Nordkai  (Kontinent  Kajen)  als  Fischmarkt  eingerichtet,  der  zur 
Stadt  sehr  günstig  liegt,  und  für  den  Hauptverkehr  wird  am 
\^'estrande  der  gesamten  Hafenanlage  ein  neuer  Fischereihafen 
angelegt,  der  auch  eine  neue  Einfahrt  von  der  See  erhält. 


IV.    Die  Eisenbahnanlagen.    (Abbildung  4  auf  Seife  31S/320) 

Erst  durch  die  Eisenbahn  wird  ein  Hafen  zu  einer  wirt- 
schaftlich wertvollen  Verkehrsanlage.  Die  Leistungsfähigkeit 
der  Eisenbahnanlage  muß  der  Leistungsfähigkeit  der  Lösch- 
und  Ladeeinrichtungen  des  Hafens  entsprechen,  nur  dann 
können  alle  Anlagen  voll  ausgenutzt,  nur  dann  kann  die  Höchst- 
leistung erzielt,  die  Liegezeit  der  zinsenfressenden  Schiffe  auf 
das  Mindestmaß  herabgedrückt,  der  Aufenthalt  der  Güter  in  den 
Schuppen  abgekürzt,  kurzum  jeglicher  schädlicher  „Stau"  des 
Verkehrs  vermieden  werden. 

Daß  in  vielen  Häfen  die  Eisenbahnanlagen  diesen  Forde- 
rungen nicht  genügen,  liegt  an  der  geschichtlichen  Entwicklung: 
Schiffahrt  und  Häfen  gab  es  schon  vor  Jahrtausenden,  die 
Eisenbahnen  sind  noch  nicht  hundert  Jahre  alt;  sie  mußten 
sich  den  vorhandenen  Hafenformen  anpassen,  außerdem  hatten 
sie  selbst  ihre  „Kinderkrankheiten"  durchzumachen,  so  daß  auch 
in  die  Hafenbahnhöfe  manche  betriebstechnisch  verfehlte  Ein- 
richtung hineingeriet  (z.  B.  Verbindung  mittels  Drehscheiben), 
die  wegen  der  Hafenform  nicht  notwendig  gewesen  wäre,  die 
man  aber  früher  allgemein  auch  für  andere  Bahnhöfe  für 
zweckmäßig  angesehen  hat. 

Die  Bedeutung  bester  Eisenbahnanlagen  für  den  Hafen  ist 
in  dem  Preisausschreiben  klar  erkannt.  Auch  die  Zusammen- 
setzung des  Preisgerichtes  (1  Wasserbauer,  1  Reeder,  1  Eisen- 
bahner) brachte  zum  Ausdruck,  welcher  Wert  auf  die  sorg- 
fältige Durchbildung  der  Eisenbahn  gelegt  wurde.  Für 
Trellcborg  ist  aber  die  Eisenbahn  noch  wichtiger  als  für  die 
meisten  anderen  Häfen,  weil  hier  der  Verkehr  der  Personen- 
und  Güter  fä  h  r  e  n  besondere  Aufgaben  stellt  und  weil  der  Um- 
schlag in  eiligen,  hochwertigen  (jütern  eine  besondere  Rolle 
spielt. 

Der  Bedeutung  Trelleborgs  entsprechend  hatte  die  Eisen- 
bahndirektion bereits  einen  Entwurf  für  die  Erweiterung  der 
Eisenbahnanlagen  aufgestellt,  als  deren  Verfasser  man  wohl 
das  Mitglied  des  Preisgerichts  ansprechen  darf.  Dieser  Ent- 
wurf war,  frei  von  einer  anderwärts  gelegentlich  zu  beobach- 
tenden Geheimniskrämerei,  in  höchst  dankenswerter  Weise  den 
Wettbewerb-Unterlagen  beigefügt;  er  ist  so  umfangreich  und 
sieht  die  Beseitigung  so  vieler  veralteter  Anlagen  vor,  daß  er 
in  Wirklichkeit  keine  Erweiterung,  sondern  eine  Neuanlage  dar- 
stellt. Er  ist  in  Gesamtanordnung  und  Einzelheiten  so  sorg- 
fältig durchgearbeitet,  daß  eine  innige  Anlehnung  an  ihn  über- 
all geboten  war.  wo  nicht  die  Rücksicht  auf  die  neuen  Hafen- 
ar.lagen  Abweichungen  bedingte. 

Der  dem  Ausschreiben  beigefügt  Staatsbahnentwurf  legt  den 

—  bereits  teilweise  ausgeführten  —  P  e  r  s  o  n  e  n  b  a  h  n  h  o  f  als 
Kopfbahnhof  an  die  Nordoststrecke  des  Alten  Hafens  und 
rückt  ihn  damit  einerseits  so  dicht  an  die  Stadt  heran,  wie  das 
überhaupt  noch  möglich  ist,  andrerseits  stellt  er  eine  sehr  kurze 
Verbindung  zwischen  den  Personenfähren  und  dem  Personen- 
bahnhof her.  Aus  dem  Personenbahnhof,  der  vier  Bahnsteig- 
gleise für  die  Staatsbahn  enthält,  führen  die  beiden  zweigleisigen 
Hauptlinien  nach  Malmö  und  Lund  zunächst  etwa  1400  m  lang 
gradlinig  nach  Osten,  erst  dann  erfolgt  die  Abschwenkung  in 
einem  Bogen  nach  Nordwesten  (Malmö)  und  Norden  (Lund). 
Gegenüber  der  bisherigen  Lage  bedeutet  das  eine  Hinausschie- 
bung des  Bogens  um  rund  800  m,  womit  allerdings  eine  Ver- 
längerung der  Linien  verbunden  ist,  doch  werden  dadurch  die 
großen  Vorteile  gewonnen,  daß  einerseits  die  Stadt  \'on  der  ein- 
engenden Eisenbahn-Umschnürung  befreit  wird  und  daß  andrer- 
seits ausreichende  Länge  für  die  Entwicklung  der  Gütergleise 
gewonnen  wird. 

Die  Nordseite  des  Personenbahnhofs  nimmt  das  Bahnsteig- 
gleis der  Privat-Nebenbahn  nach  Rydsgard  auf.  das  auf  etwa 
800  m  Länge  neben  den  Personengleisen  der  Staatsbahn  verläuft, 
dann  aber  etwas  nach  NO  abschwenkt  und  unter  der  Staats- 
bahn  unterführt  wird.  In  das  Privatbahngleis  mündet  die  Yer- 
bindung  der  Privat-Nebenbahn  von  Malmö  ein,  das  von  der 
„Oberen  Station"  in  der  alten  Lage  durch  die  Stadt  führt.  — 
Nördlich  von  den  Personengleisen  sind  noch  Bedienungsgleise 
für  schon  vorhandene  Industrieanschlüsse  vorgesehen,  die  eine 

—  unvermeidliche  —  Kreuzung  der  Personenzüge  durch  die  Be- 
dienungsfahrten' bedingen. 

Der  A  b  s  t  e  1 1  bahnhof  ist  zwischen  den  beiden  Gleis- 
paaren der  Staatsbahn  angeordnet  und  mußte,  um  an  Breite 
zu  sparen,  in  zwei  hintereinander  geschalteten  Gruppen  nach 
der  Länge  entwickelt  werden;  sein  Ausziehgleis  gerät  damit  in 
die  Weichenstraßen  für  die  Abspaltung  der  Gütergleise  aus  den 
Streckengleisen  hinein. 

Unmittelbar  südlich  des  Personenbahnhofs  liegt  ein  V  e  r  - 
bindungsgleispaar.  das  in  die  auf  dem  Nordkai  dos 
alten  Hafens  liegenden  Hafengleise  übergeht  und  von  da  aus 
nach  dem  westlichen  Hafengebiet  weitergeführt  werden  könnte. 

Südlich  des  Verbindungsgleispaares  liegt  der  Ortsgüter- 
bahnhof mit  Güterschuppen  und-  Zollschuppen,  beide  mit 
sägeförmiger  Durchbildung  der  Ladegleise  und  Ladesteige,  ferner 
mit  Rampen  und  vergleichsweise  kleinen  Freiladeanlagen.  Der 
Ortsgüterbahnhof  ist  mit  Abstellgleisen  gut  ausgestattet  und 
hat  ein  eigenes  Anziehgleis.    Seine  ganze  Durchbildung  zeigt. 
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daß  die  Verkehrs-  und  betriebstechnischen  Forderungen  genau 
ci wogen  worden  sind.  Da  der  hier  verfügbare  Raum  die  An- 
lage von  größeren,  auch  für  eine  spätere  Zukunft  ausreichenden 
Freiladestraßen  nicht  zuläßt,  ist  ganz  am  Ostende  des  Betriebs- 
bahnhofs, in  die  Nähe  des  Lokomotivschuppens,  ein  weiterer 
Freiladebahnhof  vorgesehen,  der  allerdings  von  der  Stadt  ziem- 
lich weit  entfernt  ist  und  daher  hauptsächlich  für  die  im  Osten 
der  Stadt  sich  ansiedelnden  Gewerbe  usw.  dienen  soll. 

Südlich  von  den'  Personenfähren  liegen  die  beiden  schon  vor- 
handenen L  a  n' d  e  s  t  e  1 1  e  n  für  die  P  e  r  s  o  n  e  n  f  ä  h  r  e  n. 
.\ußer  den  zu  den  Fähren  führenden  beiden  Gleisen  sind  noch 
zwei  Bahnsteiggleise  vorgesehen,  die  einen  Inselbahnsteig  ein- 
schließen. Die  vom  Landesinnern  kommenden  ,,Kontin'entzügc" 
werden  mit  derselben  Weichenstraße  wie  die  Güterzüge  abge- 
zweigt; das  Aufsetzen  auf  die  Fähre  erfolgt  in  zwei  Gängen,  — 
entsprechend  der  Ausstattung  der  Fährschiffe  mit  zwei  Gleisen. 

Südlich  von  den  Personen  fähren  sollen  die  beiden  beson- 
deren Güterfähren  angeordnet  werden. 

Die  Anordnung  des  „Betriebsbahnhofs"  ist  aus 
Abb.  5  zu  entnehmen.  Zu  erwähnen  ist  hier  vor  allem  die 
umfangreiche  Gruppe  für  die  Zollbehandlung  und  die  Anlage 
zahlreicher  Ordnungs-  und  Abstellgleise. 

Wie  aus  dem  Programm  hervorging,  konnte  der  Staats- 
bahnentwurf als  Richtschnur  genommen  werden,  er  war  »aber 
nicht  verbindlich  und  konnte  dies  auch  nicht  sein,  weil  sich  eben 
der  Bahnhof  nach  den  Hafenanlagen  zu  richten  hat.  Ferner 
gab  das  Programm  und  der  Staatsbahnentwurf  Aufschluß 
über  die  für  die  Entwurfbearbeitung  maßgebenden  zulässigen 
Steigungen  und  Krümmungen  notwendigen  (Heislängen  usw., 
es  war  besonders  darauf  hingewiesen',  daß  Drehscheiben- 
anschluß sich  auch  in  Trelleborg  nicht  bewährt  hat  und  daher 
zu  vermeiden'  war. 

Der  Entwurf  für  die  Eiscnbahnanlagcn  in  der  Arbeit 
..Torrgräfning"  ging  von  folgenden  allgemeinen  Ge- 
danken aus : 

Hafen,  Stadt  und  Eisenbahn  sind  eine  städtebauliche  und 
wirtschaftliche  Einheit  und  müssen  als  solche  entwickelt 
werden;  das  gilt  insbesondere  auch  von  den  noch  zu  erörternden 
Industriegebieten  und  der  Stadterweiterung.  Der  Entwurf  muß 
so  großzügig  aufgestellt  werden,  daß  er  der  Entwicklung  auf 
Jahrzehnte  hinaus  Rechnung  trägt,  er  muß  demgemäß  auch  über 
den  Staatsbahnentwurf  hinausgehen,  er  muß  aber  stückweise 
der  Zunahme  des  Verkehrs  entsprechend  ausgeführt  werden 
könn'en,  derart,  daß  sich  hierbei  zwanglos  Stück  an  Stück  reiht. 
Alle  zusammenhängenden  Gleisgruppen.  sollen  gradlinig  sein, 
damit  man  durch  die  ganzen  Wagenreihen  von  vorn  bis  hinten 
durchsehen  kann,  —  ein  Grundsatz,  gegen  den  leider  so  oft 
verstoßen  wird,  wodurch  so  manche  Stockung  im  Betrieb  und 
so  mancher  Unfall  verursacht  wird  und  u.U.  eine  Mehreinstcllung 
von  Beamten  erforderlich  wird.  Die  Gleise  sollen  im  allge- 
meinen zwei  seitig  angeschlossen,  d.  h.  an  beiden  Enden  durch 
Weichen  verbunden  sein;  stumpf  sollen  nur  die  Gleise  endigen, 
bei  denen  der  stumpfe  Abschluß  bestimmt  nicht  zu  Betriebs- 
schwierigkeiten führt,  also  nur  die  Ausziehgleise,  die  Ladegleise 
und  die  weniger  wichtigen  Aufstellgleise.  Es  sind  grundsätz- 
lich viele  Durchlauf  gleise  vorzusehen,  da  kein  Mittel  so 
sehr  an  Lokomotiven  spart  und  den  Betrieb  beschleunigt  und 
verbilligt  wie  eine  reichliche  Zahl  von  Durchlaufgleisen;  —  wie 
oft  ist  bei  einem  nicht  mehr  genügend  leistungsfähigen  Bahnhof 
oder  bei  einer  nicht  mehr  ausreichenden  Lokomotivstation  durch 
Einbauen  eines  Durchlaufgleises  ein  überraschender  Erfolg  er- 
zielt worden !  Ebenso  sind  viele  Auszieh  gleise  vorzusehen, 
aber  nicht  etwa  in  der  Absicht,  jedes  Ausziehgleis  dauernd  mit 
einer  Verschiebelokomotive  zu  besetzen,  sondern  um  auch  in 
den  verkehrsstärksten  Zeiten  für  die  Stunden  des  stärksten  Ver- 
kehrs gerüstet  zu  sein  und  jede  Stockung  im  Betrieb  zu  ver- 
meiden; man  kann  ja  behaupten,  daß  in  einem  Bahnhof  umso- 
weniger  Vorschiebelokomotiven  erforderlich  sind,  je  mehr  Loko- 
motiven gleichzeitig  ohne  gegenseitige  Behinderung  arbeiten 
können.  Für  das  Rangieren  soll  die  Schwerkraft  ausge- 
nutzt werden;  es  sind  daher  für  die  beiden  wichtigsten  Stellen 
Ablaufrücken  vorgesehen.  Ihre  Anwendung  in  dem  ,, nordischen" 
Schweden  ist  für  Trelleborg  sicher  noch  nicht  bedenklich,  da 
hier  noch  ein  mildes  Seeklima  herrscht;  —  übrigens  erhält  auch 
der  neue  Verschiebebahnhof  Hallsberg  einen  Ablaufberg. 

An  Abweichungen  und  Ergänzungen  gegen- 
über dem  Staatsbahn  entwurf  waren  hauptsächlich 
folgende  geboten: 

vSobald  man  sich  entschlossen  hatte,  die  Hafenerweiterung 
auf  der  Westseite  anzulegen,  mußte  man  einerseits  die  Ost- 
seite voll  für  Eisenbahnanlagen  ausnutzen;  andrerseits  für  eine 
esonders  gute  Verbindung  zwischen  dem  Bedienungsbahnhof 
nd  der  Westseite  sorgen;  zum  dritten  mußte  man  dann  aber 
uch  auf  der  West  seite  größere  Bahnanlagen  vorsehen,  nämlich 
ie  weiter  unten  erörterten  ,, Bezirksbahnhöfe"  für  die  unmittcl- 
are  Bedienung  der  einzelnen  Hafenladegleise, 


Man  kam  also  folgerichtig  zu  einer  Zweiteilung  der 
Eisenbahnanlagen,  zu  einem  Bahnhof  Ost,  dea  man  als 
Alutterstation,  und  zu  einem  Bahnhof  West,  den  man  als 
Tochterstation  bezeichnen  könnte. 

Nun  ist  die  V  e  r  b  i  u' d  u  n  g  zwischen  beiden  besonders 
wichtig,  aber  auch  besonders  schwierig.  Die  Ostseite  ist  nämlich 
\  on  der  Westseite  durch  den  alten  Hafen  und  die  an  dessen 
Nordk  ai  unmittelbar  anstoßende  wertvolle  Bebaiumg  getrennt, 
und  es  bleibt  zur  Verbindung  nur  der  Nordkai  selbst  übrig. 
Auf  diesem  liegen  jetzt  drei  (Heise.  13a  nun  die  Bedeutung  des 
Nordkais  im  allgemeinen  und  die  seines  Gleisanschlusses  im 
btsori'deren  umsomehr  sinkt,  je  weiter  der  Hafen  ausgebaut 
wird  und  je  besser  der  Gleisanschluß  der  neuen  Hafenteile  wird, 
war  es  zulässig,  nur  das  eine  der  drei  Kaigleise  jnd  zwar  das 
wasserseitige,  also  südlichste  für  den  Ladeverkehr  zu  bestimmen, 
die  beiden  nördlichen  dagegen  als  V  e  r  b  i  n  d  u  n  g  s  g  1  e  i  s  - 
paar  zwischen  Bahnhof  West  und  Bahnhof  Ost  auszugestalten. 
Dann  mußte  dieses  Gleispaar  aber  entsprechend  leistungsfähig 
und  sorgfältig  in'  die  beiden  Bahnhöfe  eingeführt  werden.  Das 
war  im  Westen  nicht  schwierig,  weil  hier  alle  Gleisanlagen  auf 
freiem  (iclände  vollständig  neu  ,,aus  einem  Guß"  entworfen 
werden  konnten,  im  Osten  mußten  aber  die  Kreuzungen  mit 
anderen  Gleisen  und  mit  der  hier  nicht  vermeidlichen  Zufahr- 
straße  sorgfältig  so  durchgebildet  werden,  daß  das  Mindestmaß  von 
Behinderungen  entstand.  Hier  muß  nun  das  Verbindungsgleis- 
paar zwangläufig  zwischen  dem  nördlich  festliegenden  Per- 
.'■'Onenbahnhof  und  den  südlich  festliegenden  Fähren  hin- 
durch; dagegen  besteht  Freiheit  bezüglich  der  Lage  des  Gleis- 
paares zu  dem  Ortsgüterbahnhof.  N'ergleichcnde  Entwürfe  er- 
gaben, daß  es  wesentlich  günstiger  war,  den  Ortsgüterbahnhof 
n  (')  r  d  1  i  c  h  des  Gleispaares  anzuordnen,  d.  h.  dieses  so  stark 
wie  möglich  nach  Süden  herunter  und  dicht  an  die  Fährgleise 
heranzudrücken.  Hierdurch  wird  nicht  nur  die  Zufahrt  zum 
Ortsgüterbahnhof  von  der  Kreuzung  mit  dem  Verbindungsgleis- 
paar befreit,  sondern  es  wachsen  auch  Personen-  und  Ortsgüter- 
bahnhof  zu  einer  einheitlichen  Anlage  zusammen,  und  das  ist 
bei  Bahnhöfen  mittleren'  Umfangs  an  und  für  sich  allgemein 
günstig,  in  diesem  Fall  aber  von  bcsf)nderem  Wert,  weil  bei 
dem  für  Trelleborg  so  wichtigen  Verkehr  in  hochwertigen  und 
leichtverderblichen  (Gütern  zwischen  Personen-  und  Güterverkehr 
besonders  innige  Wechselbeziehungen  bestehen;  —  aus  diesem 
('•runde  ist  insbesondere  der  Güterschuppen  so  an  den'  Personen- 
bahnhof herangeschoben,  daß  seine  Lage  der  der  Gepäckabfer- 
tigung eines  großen  Bahnhofs  oder  der  Expreßcut=chuppen  gut 
durchgebildeter  amerikanischer  Bahnhöfe  entspricht*). 

Die  Zusammenfassung  von  Personen-  und  (uiterbahnhof 
führte  zu  einer  weiteren  Abweichung  von  dem  Staatsbahnent- 
wurf. Bei  diesen  liegt  nämlich,  wie  oben  erwähnt,  der 
.\  b  s  t  e  1  1  b  a  h  n  h  o  f  zwischen  den  Hauptgleisen,  eine 
theoretisch  richtige  Anordnung,  die  aber  hier  die  oben  an- 
gedeuteten Nachteile  hat.  Um  diese  zu  vermeiden,  legt  der 
Entwurf  ,, Torrgräfning"  den  Abstellbahnhof  südlich  neben 
die  Hauptgleise  und  erhält  damit  eine  ganz  einheitliche  Anlage 
(Personen-,  Abstell-  und  Ortsgüterbahnhof),  die  von  einem 
gemeinsamen  Ausziehgleis  —  Z3  —  beherrscht  wird.  Man 
kommt  also  mit  einem  Ausziehgleis  und  damit  einer  Rangier- 
lokomotive aus,  während  bei  Zwischenlage  zwei  Ausziehgleise 
erforderlich  sind  und  damit  u.  U.  höhere  Rangierkosten  ent- 
stehen. Da  einerseits  das  eine  Ausziehgleis  den  Verkehrsan- 
sprüchen voll  gewachsen  ist  und  da  andrerseits  zwischen  den 
Fähren  und  dem  Personen-  und  Ortsgüterbahnhof  starke  Be- 
ziehungen bestehen,  so  ist  das  Ausziegleis  Z3  mit  allen  Fähr- 
gleisen und  den  dazu  gehörigen  Ncben,gleisen  so  verbunden,  daß 
es  auch  diese  beherrscht;  —  Z3  beherrscht  also  die  Gruppen  A, 
B.  C  und  D,  er  dient  aber  vornehmlich  nur  den  Gruppen  A 
und  B.  während  die  Gruppen  C  und  D  außerdem  ihr  eigenes 
Ausziehgleis  —  7.^  —  haben,  das  außerdem  die  Gruppe  E 
bedient  und  mit  einer  großen  Aufstell-  und  Ordn'ungsgruppe 
ausgestattet  ist. 

Im  einzelnen  ist  sonst  der  Staatsbahnentwurf  beibehalten, 
insbesondere  die  sorgfältige  Durchbildung  des  Güter-  und  Zoll- 
schuppens mit  vielen  kurzen  Ladegleisen  und  die  Anord- 
nung zahlreicher  Abstellgleise**).  Der  Umfang  der  Anlagen 
konnte  gegenüber   dem    Staatsbahnetvtwurf  vergrößert  werden. 


*i  Verfasser  i^t  überhaupt  der  Ansicht,  class  auf  di»  gute  Verbindung  zwischen 
Emp'angsg'bä''de  und  Güterschuppen  bei  miU'eren  Bahnhöfen  nicht  genügend  Wert 
gelegt  wird.  Sie  ist  bei  kleinen  Bahnhöfen  im  ailg'me'nen  selbstverständlich, 
bei  grossen  nicht  möglich  und  ni'  ht  nötig,  bei  mittlerf-n  dagegen  sehr  erwünscht, 
damit  Gepäck,  Expressgut,  Eilgut  und  Stücks-nt  möglichst  einheitlich  /usammen- 
gefasst  werden.    —   Diese  ganze  Frage  müsste  einmal  genaufir  untersucht  werden. 

**)  Verfasser  steht  auf  dem  Standpunkt,  dass  ganz,  allgemein  jedes  Ladegleis 
d  irch  ein  Abstellgleis  von  mindestens  gleicher  Länge  ergänzt  werden  muss  und 
dass  so  mancher  Güterbahnhof  nur  deshalb  versagt,  weil  nicht  genügend  Abstell- 
gleise vorhanden  sind,  dass  man  also  der  Schaffung  vieler  günstig  gelegener  Ab- 
stellgleise mehr  Aufmerksamkeit  schenken  muss. als  es  bisher  geschieht.  L  adegleise 
sind  teuer  und  oft  sehr  schwer  unterzubringen,  Abstellgleise  sind  billig  und 
fast  immer  leicht  unterzubringen;  —  wo  im  Kriege  Güterbahnhöfe  nicht  ausreichten, 
haben  wir  fast  immer  überraschend  gute  Erfolge  erzielt,  wenn  wir  nicht  etwa  die 
Ladegleise  vermehrten  (oder  gar  verlängerten),  sondern  Abstellgleise  anlegten. 
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Die  Fähren  (Gruppe  C  und  D)  sind  für  die  Ein-  und 
Ausfahrt  der  Fährzüge  nicht  mit  dem  Personen-  sondern  mit 
(iem  Betriebsbahnhof  verbunden.  Diese  Lösung  entspricht  dem 
Staatsbahnentwurf  und  ergibt  die  einfachsten  Weichenentwick- 
lungeii  und  Siolierungsanlagen  für  die  Hauptgleise.  Die  vom 
Landesinnern  kommenden  Fährzüge  fahren  also  auf  einem  der 
(iüterzug-Einfahrtgleise  ein  und  die  von  den  Fähren  kommenden 
Züge  fahren  über  eines  der  Güter-Ausfahrtgleise  aus.  Da  von 
den  entsprechenden  Gruppen  (C  und  D  einerseits  und  Gi  und 
G.2  andererseits)  an  dem  Weichen- 
kreuz X  alle  Gleise  unterein- 
ander verbunden  sind,  ergaben 
sich  sehr  einfache,  klare  und 
sichere  Betriebsverhältnisse,  die 
gerade  hier  von  großer  Bedeu- 
tung sind,  weil  jeder  Zug  Um- 
setzbewegungen erfordert.  Als 
Ausziehgleis  für  die  Fährzüge 
dient  aber  das  ganz  auf  der 
Süd  Seite  des  Betriebsbahnhofs 
liegende  Ausziehgleis  Z5  das 
durch  diese  Lage  den  gesamten 
Rangierdienst  der  Gruppen  C 
und  D  (und  E)  vom  Betriebs- 
bahnhof unabhängig  macht;  Z.r, 
greift  außerdem  noch  in  so  viele 
Gleise  des  Ortsgüterbahnhofs  ein, 
daß  auch  von  ihm  aus  der 
Wechselverkehr  zwischen  den 
Gruppen  C  und  D  einerseits  und 
B  (und  A)  andererseits  bewältigt 
werden  kann  —  Z5  bildet  also  in 
diesem  Sinn  das  Gegenstück  ZUZ3. 

Der  eigentliche  Hafenbe- 
triebsbahnhof  besteht  aus 
den  Gruppen  G,  G2,  H,  I,  Jod*) 
und  K. 

Er  ist  so  entworfen,  daß  die 
Wagen  in  einem  möglichst  ge- 
schlossenen „Kreislauf"  den  gan- 
zen Hafen  durchlaufen  müssen. 
Der  „Kreislauf  besteht  aus  zwei 
Hauptbewegungen : 

a)  Zulaufaus  dem  Lan- 
desinnern    zum  Hafen. 

b)  Auslauf  aus  dem  H  a- 
fen  nach  dem  Landes- 
innern. 

Es  ist  aber  ein  vollkommener 
Kreislauf  nicht  möglich,  weil  die 
Ladegleise  (auf  den  Kais  usw.) 
stumpf  endigen,  so  daß  hier 
Rückwärtsbewegungen  unver- 
meidlich sind  ;  solche  sind  im  vorliegenden  Fall  aber 
auch  noch  an  anderen  Stellen  erforderlich  (aber 
durchaus  nicht  zu  beanstanden!),  weil  eine  „Längen- 
entwicklung nicht  möglich  ist  (und  nicht  einmal 
vorteilhaft  wäre). 

Der  Kreislauf  erfolgt  in  folgender  Weise; 
A.Zulauf  zum  Hafen. 

1.  Die  aus  dem  Landesinnern  kommenden  Güter- 
züge fahren  in  Gruppe  G2  ein.  Die  Zuglokomotive 
fährt  mit  dem  Packwagen  soweit  in  das  Auszieh- 
gleis Z4  vor,  daß  sie  dann  über  das  Durchlaufgleis 
D2  zurücklaufen  kann  (zum  Lokomotivschuppen). 

2.  Der  Zug  wird  aus  Gg  auf  das  Ausziehgleis  Z^ 
vorgezogen,  das  zum  Ordnen  der  Wagen  zum 
Hafen  dienf 

8.  Der  Zug  wird  von  Zi  aus  über  den  Ablauf- 
berg in  die  Gruppe  H  abrangiert,  nämlich  in  die 
Ordnungs-  und  Aufstellgruppe  zum  Hafen. 

4.  Die  geordneten  Wagengruppen  werden  aus 
Gruppe  H  den  einzelnen  Hafenteilen  zugeführt 
(nach  Hafen  „West"  über  Dg)  und  ihren  Lade- 
stellen zugestellt. 

B.  Ablauf  vom  Hafen. 

5.  Die  Wagen  werden  von  ihren  Ladestellen 
abgeholt  und  der  Gruppe  J,  der  Sammelgruppe 
vom  Hafen,  zugeführt  (vom  Hafen  „West" 
über  Dß). 

6.  Von  J  werden  die  Wagen  entweder  durch  die  Gruppe 
Jod  (Zollgruppe)  oder  unmittelbar  über  Dg  nach  dem  Auszieh- 
gleis Z2  vorgezogen,  das  zum  Ordnen  der  nach  dem  Landesinnern 
bestimmten  Züge  dient. 

7.  Die  Wagen  laufen  von  Z2  über  den  Ablaufberg  nach 
der  Ordnungsgruppe  K  und  werden  von  dieser  aus 

8.  in  der  Gruppe       zur  Ausfahrt  bereitgestellt. 

*)  Jod  ist  im  Schwedischen  'ein  selbständiger!  Buchstabe  und  konnte  daher 
nicht  weggelassen  werden, 


Dieser  „Kreislauf"  ergibt  in  streng  folgerichtiger  Durch- 
führung die  Merkwürdigkeit,  daß  das  Verbindungsgleispaar  zum 
Hafen  „West"  rechts  betrieben  werden  muß,  während  der 
Bahnhof  sonst  natürlich  links  betrieben  wird. 

Dieser  Wechsel  ist  nicht  schädlich,  sondern  er  ist  innerlich 
begründet  und  zweckmäßig,  denn  dadurch  werden  Kreuzungen 
vermieden,  die  entstehen  würden,  wenn  man  den  Linksbetrieb 
erzwingen  wollte;  —  es  handelt  sich  hier  um  die  bekannte  in 
jedem  „Kopfbahnhof"  auftretende  Erscheinung. 


Im  einzelnen  sei  zu  den  Gleisgruppen  noch  erwähnt: 
Die   Einfahrgleise    (Gruppe   G2)    münden   an  ihrem 
Westende  in  das  Weichenkreuz  X  und  außerdem  in  das  Aus- 
ziehgleis Z4.     Der  eingefahrene    Zug    ist    also    von  beiden 
Seiten  zugänglich.    Im  allgemeinen  wird  er  geschlossen  auf  Zi 
\orgezogen  und  von  dort  abrangiert.   "Es  ist  aber  auch  möglich: 
a)  unmittelbares   Vorschieben   des   Zuges   nach   den  Fähren, 
der  Kohlenstation,  der  Petroleum-Ladestelle  und  der  Qua- 
rantänestation, also  nach  den  Gruppen  C  bis  E; 
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b)  Umsetzen  eiliger  Wagen,  die  an  der  Spitze  des  Zuges 
eingestellt  waren,  über        nach  Gruppe  B,  H  und  J;  — 
dies  Umsetzen  kann  sofort  nach  der  Einfahrt  von  der  Zug- 
lokomotive ausgeführt  werden. 
Die  Aufstell-  und  Ordnungsgruppe  zum  Hafen  (Gruppe  H; 
besteht   aus  7  zwei  seitig  angeschlossenen  Gleisen,  die  nach 
Westen  zu  mit  allen  Hafenteilen  und  außerdem  mit  dem  Orts- 
fiüter-  und  Personenbahnhof  ((iruppe  B  und  A)  über  Z^  ver- 
bunden sind.    Außerdem  sind  an  ihrem  Ostende,  und  zwar  hier 


vor  und  hinter  dem  Ablaufberg,  zahlreiche  Stumpf  gleise 
vorgesehen,  die  den  ,, besonderen"  Verkehrsbeziehungen  dienen 
(eilige  und  schadhafte  Wagen,  solche  nach  den  Industrie- 
anschlüssen und  solche,  über  die  noch  nicht  verfügt  ist);  solche 
Stumpfgleise  sind  grade  in  einem  Hafenbahnhof  mit  seinem 
vielen  „Klein"-Verkehr  von  großer  Bedeutung,  die  aber  leider 
oft  nicht  genügend  gewürdigt  wird. 

Die  Aufstellgruppe  vom  Hafen  steht  von  Westen  her  mit 
allen  Hafenteilen  in  Verbindung;  es  können  aber  Wagen  mit 


Massengütern  (Kohlen),  Vieh,  Petroleum,  ferner  leere  Wagen 
und  die  mit  den  Fähren  ankommenden  Güterwagen  auch  un- 
mittelbar in  die  Ausfahrgruppe  (tii)  überführt  werden. 

Die  Ordnungsgruppe  für  ausfahrende  Züge  besteht  aus  neun 
zweiseitig  angeschlossenen  Gleisen  und  ist  ebenfalls  durch  zahl- 
reiche Stumpfgleise  verstärkt 

Die  Ausfahrgruppe  (Gi)  ist  an  ihrem  Westende  mit  Gruppe 
C  bis  E  unmittelbar  verbunden  und  außerdem  an  das  Auszieh- 
gleis Z4  angeschlossen,  welches  den  Verkehr  mit  Gruppe  A  und 

B  vermittelt  und  zum  Ansetzen 
eiliger  Wagen  an  den  Zugschluß 
dient. 

Der  Zollbahnhof,  die  Loko- 
niotivstation  und  der  östliche 
Preiladebahnhof  entsprechen 
dem  Staatsbahnentwurf. 

Der  Bahnhof  West. 
Der  Bahnhof  West  ist  „Toch- 
terstation" des  Bahnhofs  Ost. 
Er  ist  mit  ihm  durch  das  Verbin- 
dunssgleispaar  D5  und  D«  ver- 
bunden, das,  wie  oben  begründet, 
rechts  betrieben  wird  und 
sich  aus  den  ebenfalls  in  Rechts- 
betrieb zueinanderliegenden 
Gruppen  H  und  J  entwickelt. 

Das  Verbindungsgleis|)aar 
fühlt  —  bei  Vollausbau  —  zur 
Gruppe  L,  der  Ein  -  und  Aus- 
fahrgruppe für  die  Ueber- 
tuhrungszüge  nach  und  von  Bahn- 
hof West.  .S  e  besteht  au« 
acht  zweiseitig  angeschlossenen 
Gleisen  von  460  bis  600  m  Nutz- 
länge, wird  auf  beiden  Seiten 
vo  1  je  einem  Durchlaufgleis  (D7 
und  Dg)  begleitet  und  mündet 
nach  Westen  zu  in  das  Haupt- 
a  u  s  z  i  e  h  g  1  e  i  s  Zg,  das  den 
ganzen  Bahnhof  West  beherrscht. 

Es  sollen  aber  von  Z„  aus 
die  einzelnen  Hafenteile  n  i  c  h  t 
unmittelbar  bedient  werden,  da 
^\ch      dies  bei  größeren  Häfen 
als  falsch  erwiesen  hat,  denn  in 
einem  Hafen  muß  im  Rangieren 
so  viel  Kleinarbeit  geleistet  wer- 
den, daß  man  mit  einem  Aus- 
ziehgleis nicht  auskommt.  In  Hä- 
fen darf  an  Gleisen  und  Rangier- 
arbeiten nicht  gespart  werden; 
vielmehr    müssen   die  Rangier- 
möglichkeiten so  groß  sein,  daß 
das  Zustellen.  Umstellen  und  Abholen  der  Wagen 
an  den  Schiffsluken,  den  Speichertoren,  den  Schup- 
pen, kurzum  an  jeder  scheinbar  noch  so  kleinen 
Einzelstelle  bequem,  pünktlich,  schnell  und  sicher 
möglich  ist;  denn   nur   Hann   können   die  teuren 
Schiffe  und  Ladeeinrichtungen  und  die  noch  teure- 
ren Arbeitskräfte  wirklich  gut   ausgenutzt  werden. 

Diese  kleinlich  aussehende  und  oft  für  unwich- 
tig angesehene  Arbeit  läßt  sich  nur  bewältigen, 
wenn  der  Hafen  eisenbahntechnisch  in  mehrere 
..Bezirke"  geteilt  und  für  jeden  Bezirk  je  ein 
„B  e  z  i  r  k  s  b  a  h  n  h  o  f"  angelegt  wird,  der  für  den 
Rangierdienst  in  sich  selbständig  ist. 

Es  sind  drei  Bezirke  für  ausreichend  er- 
achtet worden.  Jeder  Bezirksbahnhof  (Gruppe  M, 
N  und  O)  besteht  aus: 

einer  Gruppe  von  5  zweiseitig  angeschlossenen 
Gleisen,  davon  2  Gleise  für  den  Verkehr  zum 
Hafen,  2  für  den  Verkehr  vom  Hafen,  ein  Durch- 
laufgleis, 

einem  Ausziehgleis  (Z-,  Zg  und  Z»),  das  aber 
nur  geringe  Länge  zu  haben  braucht, 

einer  größeren  Zahl  von  Stumpfgleisen  zum 
Ordnen  und  Aufstellen  der  Wagen, 
den  Ladegleisen. 
Städtebauliches.     (Abb.   5   auf   Seite  321) 
Vorstehend  ist  die  Verteilung  und  der  Anschluß  der  In- 
dustriegebiete und  die  unmittelbare  Verbindung  des  Bahn- 
hofs  West   mit   der   Nebenbahn   von    Malmö   im   Westen  der 
Stadt  noch  nicht  besprochen  worden,  obwohl  diese  Fragen  un- 
mittelbar aus  der  Disposition  des  Hafens  und  der  Eisenbahnen 
gelöst  werden  müssen.    Es  ist  nämlich  für  diese  Abhandlung 
zweckmäßiger,  diese  Fragen  gleichzeitig  im  Zusammenhang  mit 
den  städtebaulichen  Verbesserungen    zu    erörtern,    deren  Be- 
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arbeitung  gemäß  dem  Programm  zwar  nicht  gefordert,  aber  doch 
nahegelegt  war  und  zwar  mit  Recht,  denn  die  Nebenbahn  Malmö 
— Trelleborg — Rydsgard  durchschneidet  die  Stadt,  wie  oben  an- 
gedeutet, so  ungünstig,  daß  eine  befriedigende  Gesamtlösung  nur 
gefunden  werden  kann,  wenn  ein  „G  eneral-Bebauungs- 
p  1  a  n"  wenigstens  skizzenhaft  entworfen  wird. 

Zwischen  der  Nebenbahn  von  Malmö  und  dem  Hafen-Bahn- 
hof West  wird  am  Westrand  der  Stadt  eine  Verbindung  her- 
gestellt, welche  den  unmittelbaren  Verkehr  von  Zügen  zwischen 
Malmö  und  Bahnhof  West  (Gruppe  L)  ermöglicht.  Die  Ver- 
bindung erhält  auch  einen  Abzweig  zu  einem  neuen  „O  r  t  s  - 
güterbahnhof  Nordwes  t",  der  noch  gut  außerhalb  der 
jetzigen  Bebauung  angelegt  werden  kann.  Vom  Ostende  dieses 
Bahnhofs,  also  von  Punkt  a  ab,  führt  in  die  Stadt  die  alte 
Nebenbahn  nur  noch  als  Anschlußgleis  weiter  und  zwar  nur 
bis  Punkt  b,  von  dem  aus  das  Industriegebiet  D  (Zuckerfabrik) 
angeschlossen  wird;  zwischen  Punkt  a  und  b  kann  das  An- 
schlußgleis unbedenklich  in  Straßenhöhe  (auf  eigenem  ein- 
gezäunten Bahnkörper)  liegen  bleiben.  Von  Punkt  b  ab  werden 
alle  in  der  Stadt  liegenden  Bahnanlagen,  also  vor  allem  die 
„Obere  Station"  aufgehoben.  Die  Nebenbahn  wird  von  Punkt  a 
ab  nach  ONO  außerhalb  der  jetzigen  Bebauung  auf  einem 
Damm  geführt  und  erhält  im  Norden  der  Stadt  in  guter  kurzer 
Straßenverbindung  mit  der  Innenstadt  einen  neuen  Personen- 
bahnhof als  Ersatz  für  die  ,, Obere  Station".  Von  da  ab  fihrt 
sie  auf  einem  Damm  nach  Osten  weiter  und  legt  sich  dann  un- 


mittelbar neben  den,  dem  Staatsbahnentwurf  im  wesentlichen 
entsprechenden  großen  Bogen  der  beiden  Hauptbahnen,  denen 
sie  bis  zum  neuen  Kopfbahnhof  im  Hafen  folgt.  Die  Neben- 
bahn von  Rydsgard  wird  von  Osten  kommend  unter  der  anderen 
Bahnen  durchgeführt  und  dann  an  diese  herangeschwenkt,  so 
daß  also  auch  hier  die  Stadt  von  der  Bahndurchschneidung 
(Strecke  c — d)  befreit  wird.  Die  Güterzüge  der  Nebenbahnen 
können  dann  also  auch  unmittelbar  in  Gruppe  G^  und  G2  ein- 
und  ausfahren. 

Durch  diesen  so  geschlossenen  Eisenbahnring  wird  ein 
Stadtgebiet  von  etwa  1  km  Breite  und  4,5  km  Länge  gebildet, 
das  an  seiner  Südseite  durchweg  von  Hafen-  und  Eisenbahn- 
anlagen begleitet  wird.  Für  das  Stadtgebiet  braucht  nach 
Westen  und  Osten  keine  Vergrößerung  über  die  Eisenbahnen 
hinaus  vorgesehen  zu  werden,  es  sind  hier  vielmehr  nur  die  nach 
den  Nachbarorten  führenden  Landstraßen  scnienenfrei  durchzu- 
führen. Nach  Norden  zu  muß  der  Stadt  dagegen  die  Möglich- 
keit gegeben  werden,  über  die  Bahnanlagen  hinauszuwachsen, 
besonders  mit  Wohnvierteln,  und  dieser  Forderung  ist  auch 
Genüge  getan,  da  die  Bahnanlagen  auf  einem  Damm  liegen.  Die 
Zahl  der  entsprechenden  Querverkehrsstraßen  ist  aber  klein 
gehalten,  wie  überhaupt  in  dem  ganzen  Plan  die  Zahl  der  V  e  r  - 
k  e  h  r  s  Straßen  möglichst  eingeschränkt  ist,  denn  sie  sind  teuer 
und  stören  nur  die  Ruhe  der  Wohngebiete  und  Freiflächen.  Die 
meisten  Straßen  sind  als  Wohn  straßen  ausgebildet  und  so  ge- 
führt, daß  sie  dem  durchgehenden  Verkehr  entzogen  sind. 
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Die  im  Junibericht  ausgesprochene  A'ermutung,  daß  in  den 
nächsten  Wochen  das  innerdeutsche  Wirtschaftsleben  schweren 
Erschütterungen  ausgesetzt  sein  wird,  hat  sich  leider  in  noch 
weiterem  Umfang  bestätigt,  als  man  jemals  hätte  voraussehen 
k()nnen.  Unter  der  Wirkung  des  Scheiterns  der  Anleihever- 
handlungen und  der  nach  dem  Abkommen  von  Cannes  von 
Deutschland  monatlich  zu  zahlenden  ,50  Milliarden  Goldmark 
war  die  Kreditgrundlage  der  deut-,chen  Wirtschaft,  die  sich  in 
der  Bewertung  der  Valuta  ausprägt,  so  geschwächt,  daß  eine 
Tat  wie  die  Ermordung  des  Außenministers  und  anerkannt  be- 
deutenden Wirtschaftspolitikers  Rathen  au  den  Anstoß 
bilden  konnte,  den  Valutasturz  soweit  zu  treiben,  daß  von  einer 
Vernichtung  deutscher  Währung  gesprochen  wer- 
den muß.  Die  durch  diese  unselige  Tat  blitzartig  beleuchtete 
polltische  Unsicherheit  in  Deutschland,  die  scharf  zu  Tage  ge- 
tretenen, unversöhnlich  scheinenden  Gegensätze  politischer 
Parteien  haben,  begünstigt  durch  das  zufällig  in  diese  Zeit  fal- 
lende Nichterscheinen  Berliner  Zeitungen,  das 
wilden  Gerüchten  Tür  und  Tor  öffnete,  dem  Ausland  und  eige- 
nen Wirtschaftskreisen  ein  solches  Mißtrauen  gegen  Deutsch- 
lands Wirtschaftsleben  einzuflößen  vermocht,  daß  der  Dol- 
lar zeitweise  mit  5-30  Mark  bewertet  wurde:  das  heißt  die 
Mark  ist  keinen  Goldpfennig  mehr  wert.  (Ein  20-Markstück 
wird  z.  Zt.  mit  1900  Papiermark  bezahlt.)  Schrecken  vor  neuer 
Erschütterung  des  Staates  durch  Putsche  radikaler  Kreise,  vor 
neuen  Parlamentswahlen  und  vor  unberechenbaren  Krisen  haben 
eine  panikartige  Flucht  aus  der  Mark  veranlaßt.  In  ungeheurem 
Ausmaße  erfolgten  zur  Sicherstellung  des  Rohstoffeinkaufs 
Devisenkaufe  seitens  der  Industrie,  die  auch  in  vermehrtem 
Maße  dazu  uberging,  Ausfuhr-Erlöse  im  Ausland  stehen  zu 
lassen.  Reich.sbank  und  Regierung  haben  dadurch,  daß  sie 
Hrndert-Millionen-Beträge  von  Devisen  auf  den  Markt  warfen 
nicht  vermocht,  den  Kurssturz  aufzuhalten. 

Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  bildete  für  die  deut- 
'^che  Regierung  von  neuem  die  Veranlassung,  wiederum  das 
Reparationsproblem  dem  Feindbund  gegenüber  aufzu- 
rollen. Unter  Hinweis  auf  die  katastrophale  Markentwertung 
die  den  Wert  der  Barleistungen  und  Devisenverpflichtungen  am' 
-)ollarwert  gemessen,  auf  etwa  146  Milliarden  Papiermark  jähr- 
lich erhöht  haben,  ist  der  Reparationskommission  ein  Stun- 
dungsgesuch unterbreitet  worden,  das  um  Erlaß  der  Bar- 
zahlungen nicht  nur  für  das  Jahr  1922.  sondern  auch  für  die 
.Tahre  192.3  und  1924  nachsucht.  Die  Regierung  weist  in  der 
Begründung  auf  die  weiterhin  drohende  Erschütterung  des  wirt- 
T  [  "  ""'^  sozialen  Lebens  in  Deutschland  hin  wenn 
fliirch  die  bestehenden  Verbindlichkeiten  gezwungen  di'e  Be- 
schaffung ausländischer  Zahlungsmittel  weiter  gehen  müsse  die 
eme  weitere  Verminderung  des  schon  so  stark  gesunkenen  Mark- 
wertes notwendig  zur  Folge  haben  werde. 

Trotzdem  eindringlich  in  dem  Sfundun?sgesuch  betont 
worden  war  däß  die  zum  15.  Juli  fällige  und  auch 
bereitgestellte  Rate  von  .32  Mill.  Goldmark  in  gewissem  Umfange 
dazu  beitragen  konnte,  den  Devisenmarkt  nicht  neu  zu  belasten 
hat  (he  Reparati'onskommission,  offensichtlich  unter  dem  Druck 
von  Frankreich  doch  auf  Zahlung  der  Rate  bestanden.  So  fehlt 
der  deutschen  Regierung  das  notwendigste  Devisenmaterial  zur 


Bezahlung  der  gerade  in  den  nächsten  Wochen  für  die  deutsche 
Ernährung  benötigten  Getreidemengen,  und  eine  weitere  Be- 
lastung des  Devisenmarktes  mit  der  Folge  einer  weiteren  Ent- 
wertung der  Mark  wird  die  Folge  sein.  Der  Wirtschaft  fehlen 
die  aus  der  Wirtschaft  entnommenen  Devisen  zur  Bezahlung 
lebenswichtiger  Einfuhren. 

Es  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  bei  sinkender  Währung 
die  Finanzen  eines  Staates  zur  Gesundung  zu  bringen,  das  ist 
auf  der  Konferenz  von  Genua  von  allen  Finanzsachverständigen 
anerkannt  worden.  Die  Hilfe  dazu  muß  der  deutschen  Wirt- 
schaft vom  Ausland  durch  Nachlaß  unsinniger  Forderungen 
kommen.  Ein  Wirtschaftskörper,  dem  die  Einnahmequellen 
aus  Kolonien,  Auslandsunternehmungen,,  Kapitalien  im  Ausland 
und  aus  der  Handelsflotte  zur  Bezahlung  der  zum  Leben  nöti- 
gen Einfuhrprodukte  verstopft  worden  sind,  dem  industriell 
und  landwirtschaftlich  ergiebige  Ueberschußgebiete  abge- 
schnitten worden  sind,  braucht  fremde  Hilfe,  um  sich  wieder  auf- 
richten zu  können.  Ob  die  von  der  Garantiekommission  geplante 
Finanzkontrolle  das  geeignete  Gesundungsmittel  sein 
wird,  dürfte  bezweifelt  werden. 

Eine  das  innere  deutsche  Wirtschaftsleben  ungemein  be- 
lastende Erscheinung  ist  die  zur  Zeit  bestehende  Geldknapp- 
heit und  K  r  e  d  i  t  n  o  t.  Trotz  der  dauernd  stärker  werdenden 
Inflation  —  der  Notenumlauf  ist  auf  über  180  Milliarden  Mark 
gestiegen  —  steh'^n  den  deutschen  Wirtschaftsunternehmungen 
nicht  genügend  Geld  und  Kredit  zur  Verfügung,  um  ihre  Be- 
triebe lebenskräftig  zu  erhalten.  Die  Angleichung  der  Inlands- 
an  die  Weltmarktpreise  hat  einen  so  starken  Kapitalbedarf 
verursacht,  daß  bei  der  außerordentlichen  Verschlechterung  der 
Währung  trotz  der  unausgesetzten  Tätigkeit  der  Notenpresse 
das  Geldbedürfnis  der  Wirtschaft  nicht  befriedigt  werden  kann. 
Man  muß  dabei  berücksichtigen,  daß  der  Geldumlauf  gegen 
Friedenszeit  nur  auf  das  30  fache  gestiegen  ist  (etwa  6  Milliarden 
Banknoten  und  Gold  liefen  1913  um),  während  die  Preise  um 
das  60-  bis  100  fache  geklettert  sind.  Als  Mittel  zur  Abhilfe  der 
Geldknappheit  ist  allgemein  in  Bank-  und  Handelskreisen  der 
Ruf  nach  dem  Warenwechsel  laut  geworden.  Diese  außer 
Uebung  geratene  Kreditbeschaffung  durch  Diskontierung  von 
Waren  ist  auch  vom  Reichsbankpräsidenten  als  geeignetes  Hilfs- 
mittel empfohlen  worden. 

Die  Geldknappheit  hat  die  Zurückhaltung  der  Spekulation 
und  des  Publikums  an  der  Börse  zur  Folge,  die  die  Effekten- 
kurse auf  einem  Stande  stehen  läßt,  der  es  dem  Ausland  in  volks- 
wirtschaftlich bedenklichem  Maße  ermöglicht,  durch  Aufkauf 
immer  noch  hochwertiger  Industrieaktien  in  aller  Stille  Besitz 
von  deutschen  Industrieunternehmungen  zu  ergreifen.  Das, 
was  Frankreich  jetzt  schon  offen  und  unverblümt  als  Garantie 
für  die  Gewährung  eines  Moratoriums  zum  Ausdruck  bringt, 
durch  Verpfändung  industrieller  Werte  die  Enteignung  deut- 
scher Werke  herbeizuführen,  ist  vielleicht  schon  in  weitgehen- 
derem Maße,  als  sich  die  Unternehmungen  selbst  bewußt  sind, 
dern  ausländischen  Privatbesitz  durch  Aufkauf  deutscher  Indu- 
strieaktien gelungen. 

Der  deutsche  Handel  und  die  deutsche  Indu- 
strie stehen  zwar  äußerlich  immer  noch  in  dem  Zeichen  der 
Scheinblüte,  Jedoch  machen  Deviseiikauf  zur  Rohstoffbeschaf- 
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luiig  und  Herbeiführung  der  zur  Fabrikation  benötigten  Kohlen- 
niengen  den  Wirtschaftsführern  nicht  mehr  zu  bannende  Sorgen. 
Die  in  letzter  Zeit  veröffentlichten  Berichte  der  deut- 
schen Großbanken  beleuchten  ungeschminkt  die  Lüge  in 
der  Konjunktur  des  letzten  ( icschäfts.iahres.  Eine  Umrechmmg 
der  riesenhaft  erscheinenden  Papierunisätze  in  Goldmark  ergibt 
einen  bei  weitem  hinter  dem  Frirdensumsatz  zurückbleibendenWert. 

Die  Kohlenbeschaffung  bildet  nach  wie  vor  ein 
Haupthemmnis  für  die  ( iroß-Industrie,  die  Produktion  ent- 
sprechend der  immer  noch  vorliegenden  Konjunktur  zu  steigern 
Durch  die  nunmehr  erfolgte  Ucbergabe  von  75  v.  H.  aller 
oberschlesischen  Kohlenschätze  an  Polen  hat 
das  Deutsche  Reich  20  v.  H.  seiner  Gesamt-Kohlcnförderung 
eingebüßt.  Der  in  allen  Kohlenre\  ieren  zu  verzeichnende 
Rückgang  in  der  Kohlenförderung  in  den  letzten 
Monaten  bildet  einen  weiteren  Grund,  die  Kohlenzuteilung  zu 
\tiniindcrn.  Während  die  Förderung  von  Ruhrsteinkohle  im 
Tagesdurchschnitt  im  Marz  1922  die  Höhe  von  ;i31  500  t  erreicht 
hatte,  ging  sie  im  April  auf  .324  200  t  und  im  Mai  auf  .308  274  t 
zurück,  um  im  Juni  sogar  auf  etwa  290  000  t  zu  sinken.  Diese 
Zahlen,  umgerechnet  auf  den  Monat,  ergeben: 

im  März  1922    8  950  000  t 

im  April  1922    7  4.56  000  t 

im  Mai  1922    8  018  000  t 

im  Juni  1922  etwa      .    .    .    6  900  000  t 
während   gefördert   wurden:   in  1   Monat   des   Jahres  191-3  im 
Durchschnitt  9  445  000  t. 

Auch  die  deutsche  B  r  a  u  n  k  o  h  1  e  n  f  ö  r  d  e  r  u  n  g  ist 
gegenüber  dem  März  zurückgegangen.    Sie  betrug: 

im  März  1922   H  801  000  t 

im  April   1922        ....    10  173000  t 

im  Mai  1922    10  99GOOO  t 

Ein  weiterer  Grund  für  die  wenig  zufriedenstellende 
Kf.hlenvci  sorgung  der  Industrie,  besonders  in  letzter  Zeit,  bildet 
die  infolge  der  Forderungen  des  Garantiekomitees  von  der  Re- 
gierung angeordnete  Lieferung  der  Reparations- 
Pflicht  mengen'  und  der  Nachlieferung  der  noch  am 
Programm  fehlenden  Kohle.  Das  macht  eine  Aufwendung  von 
850  000  t  Koks  zum  1.  Juli.  Es  steht,  durch  diese  Brennstoffnot 
\eranlaßt,  eine  nur  teilweise  Befriedigung  des  Bedarfs  der  Gas- 
anstalten, der  Elektrizitätswerke  und  der  gesamten  Industrie  zu 
befürchten,  so  daß  diese  immer  mehr  auf  den  Bezug  der  jetzt 
wieder  stark  verteuerten  Auslandskohle  verwiesen  werden,  zu 
der  nunmehr  auch  in  gewissem  Sinne  die  oberschlesische  Kohle 
zu  rechnen  ist. 

Die  durch  die  übrige  Wirtschaftsgestaltung  bedingte  Ver- 
teuerung der  Kohle  —  sie  hat  das  100  fache  des  Yor- 
kriegsprei'ses  erreicht  —  ist  nicht  zum  geringsten  Teil  durch  die 
neuen  Bergarbeiter-Tarife  veraidaßt  worden,  die  sei- 
tens der  Gewerkschaften  in  Verhandlungen  mit  dem  Reichs- 
arbeitsminister durchgesetzt  worden  sind.  Der  Mindestlohn 
eines  Hauers  stellt  sich  nach  diesen  auf  227  Mark  den  Tag,  dazu 
konmien  noch  einige  besondere  A^ergünstigungen.  Diese  Vcr- 
handlungen  bildeten  den  Abschluß  eines  das  deutsche  Wirt- 
schaftsleben in  nicht  auszudenkender  Folgewirkung  bedrohen- 
den Kampfes  der  Bergarbeiterschaft,  die  mit  der  Arbeitsnieder- 
legung zum  1.  August  gedroht  hatte.  Entfesselt  war  der  Streit 
dadurch  worden,  daß  der  Bergarbeiter  sich  durch  die  besonders 
im  Bau-  und  im  Metallgewerbe  gezahlten  höheren  Löhne  be- 
nachteiligt fühlte.  Es  hatte  infolgedessen  bereits  eine  starke 
Abwanderung  aus  der  Bergarbeiterschaft  ins  Baugewerbe  statt- 
gefunden, besonders  seitens  der  Elemente,  die  seinerzeit  als 
gelernte  Bauhandwerker  wegen  Darniederliegen  ihres  Hand- 
werks Zuflucht  im  Schacht  gesucht  hatten. 

In  der  Eisenindustrie  ist  infolge  der  oben  geschilder- 
ten Kohlennot  die  Stillegung  von  Walzenstraßen  und  Hochöfen 
zu  befürchten.  Am  Roheisen  markt  ermöglichte  bisher 
noch  der  verstärkte  Bezug  englischer  Kohle  eine  Steigerung  der 
Produktion.  Die  Nachfrage  nach  Walzerzeugnissen  ist  unver- 
mindert lebhaft,  wenn  auch  die  Konkurrenz  ausländischer  \\^erke 
immer  mehr  in  Erscheinung  tritt. 

Die  Kaliindustrie  kann  eine  bedeutende  Besserung 
ihrer  Absatzverhältnisse  melden.  Für  das  erste  Halbjahr  1922 
ist  der  Absatz  auf  6%  Mill.  dz.  Reinkali  geschätzt  worden,  wo- 


Es  ist  ein  anziehendes  .Schauspiel,  den  menschlichen  Er- 
findergeist mit  einem  mächtigen  Elemente  im  Kampfe  zu 
erblicken  und  Schwierigkeiten,  welche  gemeinen  Fähig- 
^  keiten  unObersteiglich  sind,  durch  Klugheit,  Entschlossen- 
heit und  einem  standhaften  Willen  bestegt  zu  sehen. 

(Schiller) 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Sl.  Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika.   Einen  interessanten  Ueberblick  gibt  ein  Aufsatz  in 


bei  allerdings  zu  berücksichtigen  bleibt,  daß  in  dieser  Zeit  sich 
die  Landwirtschaft  unter  Ausnutzung  des  weniger  beanspruchten 
Eisenbahnwagenparks  für  den  Herbstverbrauch  eingedeckt  hat. 

Die  Z  e  m  e  n  t  i  n  d  u  s  t  r  i  e  ist  in  ihrer  Preisgestaltung  ab- 
hängig von  der  Höhe  der  Kohlenpreise.  Der  vom  20.  Juni  ab 
gültige  Preis  für  10  t  Zement  bewegt  sich  um  15  000  Mark  gegen- 
über einem  Friedenspreis  von  350  Mark. 

Die  K  o  n  z  e  n  t  r  a  t  i  o  n  s  b  e  w  e  g  u  n  g  in  der  deutschen 
Industrie  ninmit  ihren  sicheren  Fortgang  zur  Ausbildung  ge- 
waltiger Industriegebilde.  Von  der  Rhein-Elbe-Union  wird 
der  Bau  eines  großen  Eisenwerks  im  .Anschluß  an  die  D  o  r  l  - 
m  u  n' d  e  r  Union  in  der  Umgebung  von  Dortmund  geplant. 
Zur  Verbindung  der  alten  Anlagen  der  Dortmunder  Union  soll 
in  Dortmund-Huckalde  ein  großer  Rangierbahnhof  an- 
gelegt werden.  Auch  Siedelungsbauten  sollen  in  dieser  Gegend 
in  großem  Umfange  errichtet  werden.  .Außerdem  baut  die 
Slinnesgruppe  eine  umfassende  Zentralkokerei  zwischen 
(^elsenkirchen  und  Bochum. 

Die  durch  die  Zeitungen  laufende  Aleldung  eines  Zusammen- 
schlusses zwischen  Phönix  und  M  a  n  n  c  s  m  a  n  n  ist  wider- 
rufen worden.   Die  weitere  Entwicklung  bleibt  hierin  abzuwarten. 

Die  Fusion  der  Maschinenfabrik  H  a  r  t  m  a  n  n  mit  der 
Friedrich-August-Hütte  ist  in  die  Tat  umgeset7t  worden. 

Eine  schwedisch-deutsche  Industrievereinigung 
stellt  das  neugebildete  Konsortium  dar,  das  sich  zwischen  der 
Berliner  Maschinenbauanstalt  Schwarzkopff,  den  Hahn- 
schen  Werken,  der  Commerzbank  und  der  zum  Telefon- 
Berliner-Konzern  gehörigen  A.-G.  für  Technik  einerseits 
mit  der  Stockholmer  A  k  t.-B  o  1.  Area  Regulatorer 
andererseits,  gebildet  hat.  Die  letztere  hat  sich  wiederum  an 
einer  von  der  deutschen  Gruppe  ins  Leben  gerufenen  Area 
Regler  A.-G.  in  Berlin  beteiligt.  Es  handelt  sich  bei  die- 
sem Zusammengehen  insbesondere  um  den  Vertrieb  der  C  a  r  1  - 
stedt  sehen  Paten  te  für  die  Herstellung  eines  .\pparat>. 
der  für  die  Regulierung  technischer  Prozesse  in  der  Chemie,  in 
der  elektrischen  Stromanwendung  sowie  bei  Gas-  und  Dampf- 
drucken Unregelmäßigkeiten  anzeigt. 

Im  Verkehrswesen  ist  die  Großindustrie  in  den  letz- 
ten Monaten  mit  keinen  Klagen  wegen  mangelnder  W^agenge- 
stellung  hervorgetreten;  über  die  Heraufsetzung  der  Gütertarife 
glaubt  sie  dauernd  Beschwerde  führen  zu  müssen.  Der  Ab- 
schluß der  Reichsbahn  für  das  Rechnungsjahr  1921 
stellt  sich  mit  6,9  Milliarden  Fehlbetrag  weniger  ungünstig  dar. 
als  man  geschätzt  hatte  (angesetzt  waren  im  Haushalt  10.8 
MilliardenV  Für  das  erste  Vierteljahr  1922  wird  sogar  ein  Ueber- 
schuß  von  2,5  Milliarden  Mark  gemeldet  Eine  erfrc  liehe  Ge- 
sundung unseres  größten  Verkekrsunternehmens.  während  die 
Post  nach  wie  vor  steigende  Fehlbeträge  aufweist. 

In  Frankreich  scheint  die  Textilindustrie,  die  Maschi- 
nenbauindustrie und  auch  die  chemische  Industrie  die  wirt- 
schaftliche Krisis  überwunden'  zu  haben,  während  sich  die  Lage 
der  Schwerindustrie  noch  schwierig  gestaltet.  Es  wird 
berichtet,  daß  viele  Betriebe  nur  eine  Leistungsfähigkeit  von 
10  V.  H.  der  Friedensleistung  besäßen.  Der  A^erringcrung  der 
Selbstkosten  stehen  die  um  210  v.  H.  erhöhten  Eisenbahntaritc 
entgegen.  Für  Eisenfabrikate  beträgt  die  Erhöhung  sogar  100 
V.  H.  und  mehr.  Der  Lohnabbau  konnte  in  Frankreich  nicht  in 
dem  Maße  durchgeführt  werden,  wie  in  England  und  .\merika, 
da  die  Inflation  und  die  .A.ufgabe  des  Wiederaufbaus  der  zer- 
störten Gebiete  hemmend  im  Wege  stehen.  Er  beträgt  immer- 
hin bis  zu  20  V.  H.,  in  England  und  Amerika  jedoch  das  Dop- 
pelte. Die  französischen  Eisenbahnen  weisen  insge- 
samt eine  Verminderung  ihres  Fehlbetrages  auf.  Während  er 
1920  etwa  3  Milliarden  Fr.  betrug  und  1921  sich  auf  2  Milliarden 
Fr.  verringerte,  wird  in  diesem  Jahr  das  Defizit  schätzungs- 
weise sich  unter  1  Milliarde  Fr.  halten.  (Die  Zahlen  beziehen 
sich  auf  die  fi  großen  französischen  Bahnnetze.) 

Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild. 

Die  auf  Deutschland  lastenden  Reparationszahlungen  drohen 
sein  Finanzwesen  in  ein  so'ches  Chaos  zu  stürzen,  daß  sich  bald 
wirtschaftliche  Einsicht  von  selten  des  Feindbunde?  in  die  Tat 
umsetzen  muß,  wenn  die  A'crnichtung  deutschen  Wirtschafts- 
lebens nicht  Europa  mitreißen  soll.  Dr.  Baumann. 


Technik  ist  alles,  was  dem  niensclilichcn  Willen  eine 
körperliche  Form  gibt.  L"nd  da  das  menschliche  Wollen 
mit  dem  menschlichen  Geist  fast  zusammenfällt  und  dieser 
eine  Unendlichkeit  von  Lebensäusserungen  und  Lebens- 
möglichkeiten einschließt,  so  hat  auch  die  Technik,  trotz 
ihres  Gebundenseins  an  die  stoflfHche  Welt,  etwas  von 
der  Grenzenlosigkeit  des  reinen  Geisteslebens  über- 
kommen. (^^ax  Eyth) 


Engineering  vom  6. 1.  22.  der  die  Lage  der  amerikanischen  Eisen- 
bahnen recht  düster  malt.  Die  Zahl  der  Angestellten,  die  900 
Dollar  und  mehr  im  Jahre  verdienen,  ist  in  5  Jahren  um  68% 
gewachsen,  während  die  Gesamtsumme  ihrer  Gehälter  sogar  um 
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gestiegen  ist.  Nach  einer  Berechnung  des  Eisenbahn- 
"atistischen  Büros  Chikago,  III.,  für  das  Kalenderjahr  1920, 
-^tieg  der  Betriebs-Koeffizient,  der  sich  früher  um  64 — 66%  her- 
um bewegte,  auf  99,44%.  Man  klagt  über  die  Wirkung  des 
-chematischen  Achtstundentages  und  die  Forderungen  der  Ge- 
werkschaften, namentlich  hinsichtlich  der  Bezahlung  von  Ueber- 
-uinden,  die  von  den  Arbeitnehmern  damit  begründet  werden, 
(laß  die  Arbeitgeber  angehalten  werden  sollten,  genügend  Kräfte 
einzustellen  und  dadurch  die  Arbeitslosigkeit  zu  vermindern. 
Die  Länge  der  Bahnstrecken  betrug  Ende  1920  252  500  Meilen. 
In  den  letzten  vier  Jahren  sind  nahezu  4000  Meilen  als  unren- 
tabel aufgegeben  worden.  Auch  der  Wettbewerb  des  Automo- 
bils auf  kurzen  Transportstrecken  sprach  hierbei  mit.  Die  un- 
günstige finanzielle  Lage  wirkte  wesentlich  auf  die  Beschaf- 
iungstätigkeit  der  Eisenbahnen  ein:  während  früher  im  Jahre 
rund  3000  Lokomotiven,  2000  Personenwagen  und  100  000  Güter- 
wagen neu  beschafft  wurden  —  Zahlen,  die  sich  in  Zeiten  der 
Hochkonjunktur  noch  verdoppelten  —  konnten  1920  nur  2022 
L(jkomotiven,  1272  Personen-  und  60  955  Güterwagen  beschafft 
werden.  Das  durchschnittliche  Ladegewicht  der  vorhandenen 
Güterwagen  hat  infolge  weiterer  Beschaffung  von  80  und  100  t 
Wagen  weiter  zugenommen,  und  zwar  vom  Jahre  1902  zum 
Jahre  1920  bei  gedeckten  Wagen  von  27  t  auf  37,1  t,  bei  Kohlen- 
wagen von  31  t  auf  47,4  t.  Die  Woge  wirtschaftlichen  Nieder- 
gangs zeitigte  im  Februar  beispielsweise  einen  Wagenüberschuß 
von  300  000,  dem  im  Jahre  vorher  eine  Fehlziffer  von  150\)00 
-egenüberstand.  —  Die  Zahl  der  Angestellten  auf  100  Meilen 
Strecke  stieg  von  681  im  Jahre  1916  auf  826  im  Jahre  1920;  an 
.Vrbeitsstunden  wurden  1916  5,1  Milliarden,  1920  5,6  Milliarden 
.Stunden  geleistet,  die  jjersönlichen  Aufwendungen  hierfür  stie- 
gen aber  von  1,5  Milliarden  Dollar  auf  3,8  Milliarden  an.  Wenn 
man  1917  mit  1920  vergleicht,  findet  man,  daß  1920  17%  mehr 
Angestellte  nötig  sind  um  1%  Mehrarbeit  zu  leisten.  Der  durch- 
schnittliche Jahresverdienst  eines  Mannes  ist  von  1916  bis  1920 
um  110  %,  der  Stundenverdienst  um  140  %  durch  den  Einfluß  der 
Geberstunden  gestiegen.  1920  wurden  rund  47  Milliarden  Per- 
-cmenmeilen  und  411  Milliarden  Tonnenmeilen  geleistet.  Die 
üetriebseinnahmen  betrugen  6,3,  die  Ausgaben  6,27  Milliarden 
Dollar,  ohne  Zinsendienst.  Das  Gesamtdefizit  beträgt  rund 
0,622  Milliarden  Dollar.  In  den  Bruttoeinnahmen  entfielen 
auf: 


1917 

1920 

Transportkosten  •  

37,85 

46,81  "U 

17  «/. 

25,6  »/. 

11,08  °/, 

16,7  "/o 

Persönliche  Ausgaben  

Lokomotivkosten   

'  43,71  »/o 
9.85  »/o 

59,74  »/„ 
10,95  » '„ 

Beim  Vergleich  mit  der  deutschen  Reichsbahn  fällt  hin- 
sichtlich des  Verhältnisses  der  persönlichen  zu  den  sachlichen 
Ausgaben  die  gerade  entgegengesetzte  Entwicklung  auf. 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Zur  Neuorganisation  der  Reichsbahn.  Bei  der  Neuordnung 
(!er  Reichsbahnverwaltung  spielt  die  künftige  Ausgestaltung  der 
I '.isenbahn-Betriebsämter  eine  große  Rolle.  Insbesondere  ist  die 
Frage  brennend  geworden,  ob  wie  bisher  die  Lösung  der  Bau- 
und  Retriebsfragen  gemeinschaftlich  dem  Betriebsamt  zufallen 
soll. 

Bisherige  Gliederung  von  Bau,  Betrieb,  Verkehr 
luid  Maschinendienst  in  der  Organisation  der  ehemaligen  deut- 
schen Staatseisenbahnen  bei  den  Bczirksstellen  ist  folgende: 

I  II  III 

Preußen:           Bau  und  Betrieb  Verkehr  Maschinendienst 

Bayern:                    Bau'O  Betrieb  u.  „ 

Verkehr 

Sachseo:                     „  „  „ 

Württemberg*^):  „ 

Baden:                       „  „ 

Zu  der  Frage,  ob  Bau  und  Betrieb  weiter  einer  gemeinsamen 
Leitung  unterliegen  sollen,  haben  die  verschiedensten  Fach- 
männer Stellung  genommen.  Die  wichtigsten  Aeußerungen 
^eien  hier  angeführt: 

(kh.  Rcg.-Rat  Prof.  Dr.-Ing.  Cauer  (Berlin):  „Zum 
D' ebergang  der  deutschen  Eisenbahnen  auf  das 
Reich",  Verkehrstechnische  Woche  1920,  S.  66.  Verbindung 
')n  Bau  'und  Betrieb  hat  den  großen  Vorteil,  daß  die  Vorstände 
'1er  Betriebsämter  aus  den  Erfahrungen  des  Dienstbetriebes 
nicht  nur  erkennen  können,  wo  Mängel  vorliegen,  sondern  auch 
zu  beurteilen  verstehen,  durch  welche  technischen  Mittel  ihnen 
abgeholfen  werden  kann.  Vor  allem  wäre  im  Kriege  ein 
leistungsfähiger  Betrieb   auf  den  unzulänglichen  Bahnanlagen, 


*)  Bei  Aemterii  kleineren  Umfanges  ist  Bau,  Betrieb  und  Verkehr  in  einem 
Amt  (Betriebs-  und  Bauinspektion)  zusammenp;efatit. 

**)  Drei  Betriebsamter  nach  preußischem  Muster  eing-erichtet. 


die  ständig  technisches  Eingreifen  erforderten,  ohne  die  preu- 
ßische Organisation  nicht  möglich  gewesen. 

Geh.  Reg.-Rat  Quaatz  (Berlin):  „Einrichtung  der 
Betriebsverwaltung  bei  den  künftigen  Reichs- 
bahnen". Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen 1919,  S.  379. 

Einrichtungen  von  Bahnämtern  für  Betrieb,  Verkehr,  Ma- 
schinendienst und  von  Bauämtern  für  Bau  und  Bahnunterhal- 
tung. Zersplitterung  von  Dienststellen  nach  Fachrichtungen  ist 
zu  beseitigen. 

Geh.  Baurat  R  ei  nicke  (Berlin):  „Betrachtungen 
zur  Frage  der  Organisation  der  künftigen 
Reichseisen  bah  n".  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher 
F.isenbahnverwaltungen.  1919,  S.  481  und  491. 

Die  jetzige  preußische  Gliederung  gibt  beste  Gewähr  für 
eine  wirkliche  Aufsicht  über  die  örtliche  Betriebsführung,  den 
Betriebssicherheitsdienst,  den  Fahrdienst,  die  Ausbildung  des 
Nachwuchses,  Ausnutzung  des  technischen  Fortschritts  usw. 
Allerdings  ist  Entlastung  der  Betriebsämter  von  größeren  Bau- 
arbeiten notwendig,  doch  müssen  Betrieb  und  Bahnunterhaltung 
/.usamnienbleiben. 

Oberregierungsbaurat  Götze  (Sachsen)  „Norddeutsch 
oder  Süddeutsch?"  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen  1919.    S.  521. 

Vorschlag  Quaatz  entspricht  ungefähr  der  sächsischen  Or- 
ganisation, die  nicht  als  zweckmäßig  angesehen  werden  kann. 
Trennung  der  Bahnbewachung  und  Bahnunterhaltung  vom  Be- 
tt ieb  hat  sich  nicht  bewährt,  die  preeußische  Einteilung  erscheint 
besser  durchdacht  und  glücklicher.  Es  ist  erwägenswert,  unter 
Vergrößerung  der  preußischen  Betriebsamtsbezirke  den  Betrieb 
und  Bahnunterhaltung  sowie  Verkehr  unter  eine  Spitze  zu  ver- 
einigen. 

Oberregierungsbaurat  Hinkelbein  (München):  „Vor- 
schläge zur  Verreichlichungder  Eisenbah  n". 
Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  1919. 
S.  723. 

Stimmt  allgemein  der  Entgegnung  Reinickes  auf  die  Quaatz- 
schen  Vorschläge  bezüglich  der  Bahnäinter  zu  .  Schärfste  Tren- 
nung der  Geschäftsaufgaben  nach  Fachrichtungen  von  der 
untersten  .Stelle  bis  zur  höchsten  Spitze,  nicht  allein  bei  den 
Aemtern,  sondern  auch  bei  der  Direktion  und  dem  Ministerium 
sind  notwendig.  Drei  Fachabteilungen:  Maschinenwesen,,  Bau- 
und  Betriebsdienst,  Verwaltungsdienst.  Bezirksstellen  sind  not- 
wendig. 

Regierungsrat  Kraus  (Baden):  „Die  Einrichtung 
der  Betriebsverwaltung  bei  den  neuen  Reichs- 
bahnen". Zeitschrift  des  V^ereins  Deutscher  Eisenbahnver- 
waltungen. 1919,  S.  798. 

Vertritt  Ansicht  von  Quaatz  bezüglich  des  Neuaufbaues  der 
Betriebsverwaltung.  Technische  Kenntnisse  sind  für  den  Be- 
triebsbeamten nicht  notwendig.  Betrieb  und  Verkehr  gehören 
zusammen. 

Prof.  Dr.-Ing.  Blum  (Hannover):  „Die  Einrichtung 
der  Betriebsverwaltung  bei  den  neuen  Reichs- 
eisenbahne  n".  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen.   1919  S.  947. 

Trennung  von  Bau  und  Betrieb  beeinträchtigt  die  Aus- 
nutzung der  Bahnhöfe,  die  Ausgestaltung  ihrer  Anlagen  usw. 
Bester  Beweis  hierfür  sind  die  Kriegserfahrungen.  Im  Eisen- 
bahnwesen sind  die  Anlagen  nicht  starr,  sie  müssen  ständig  um- 
gebaut, erweitert  und  verbessert  werden.  Dies  ist  ohne  Einheit 
im  Bau  und  Betrieb  nicht  möglich,  jedenfalls  bei  schwierigen 
Verhältnissen  wie  in  Preußen.  Allerdings  muß  eine  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  preußischen  Betriebsämter  in  bezug 
auf  die  Betriebsführung  gefordert  werden. 

Regierungsbaurat  R  u  c  k  w  i  e  d  (Württemberg)  :  „W  a  s 
wird  aus  den  Betriebsämtern?"  Verkehrstechnische 
Woche  1920.    Nr.  9. 

Behandlungen  der  Gleisanlagen  sind  ohne  Betriebserfah- 
rung nicht  möglich.  Bau  und  Betrieb  deshalb  in  einer  Hand  und 
Betriebsämter  nach  preußischem  Muster. 

Dr.  Gab  er  (Baden):  „Die  Einrichtungen  der 
Betriebsverwaltung  bei  den  neuen  Reichsbah- 
n  e  n."  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltun- 
gen.   1920  S.  178. 

Die  Trennung  zwischen  Bau  und  Betrieb,  wie  sie  in  Baden 
üblich  ist,  erschwert  sehr  den  Geschäftsgang,  da  organisch  Zu- 
sammenhängendes wie  Bau  und  Betrieb  zwei  Amtsstellen  zuge- 
wiesen wird.  Wer  die  Entwürfe  bearbeitet,  muß  auch  die  Be- 
dürfnisse des  Betriebes  beherrschen,  da  die  Bahnanlagen  in 
dauernder  Fortentwicklung  sind.  Vereinigung  von  Bau  und  Be- 
trieb wie  in  Preußen  entspricht  dieser  Forderung.  Ein  Vergleich 
zwischen  dem  Personalbedarf  der  preußischen  und  süddeutschen 
Bahnverwaltungen  ergibt  eine  erhebliche  Personalersparnis  bei 
den  preußischen  Bahnen  infolge  der  Vereinigung  von  Bau  und 
Betrieb. 

Oberregierungsbaurat  Semmel  mann  (Bayern):  „Baye- 
rische B e t r i e b s i n s p e kt i o n e n  oder  preußisches 
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B  e  t  r  i  e  b  s  a  m  t."  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen.   1920  S.  73. 

Die  Kriegserfahrungen  haben  die  Vorzüge  der  Vereinigung 
vun  Bau  und  Betrieb  im  Gegensatz  zu  der  hauptsächlich  in  Süd- 
deutschland vorliegenden  Trennung  dargetan.  Reibereien 
zwischen  Bahnhöfen  und  Bahnmeistereien  bei  Personalausgleich 
und  hei  Arbeiten  an  Betriebsgleisen  können  in  Preußen  durch 
eine  Spitze,  den  Amtsvorstand,  ausgeglichen  werden.  Das  not- 
wendige Zusammenarbeiten  zwischen  Bau  und 
Betrieb  ist  entschieden  bedeutungsvoller  als 
zwischen  Betrieb  und  Verkehr,  die  beide  für  die 
Bezirksstellen  weniger  Berührungspunkte  haben.  Erfahrungen 
im  Betrieb  müssen  die  Entwurfsbearbeitung  bestimmen,  dazu 
gehört  aber,  daß  der  Techniker  beides  beherrscht  und  beurteilen 
kann.  In  Bayern  sind  die  Bauentwürfe  zu  sehr  vom  bautech- 
nischen Gesichtswinkel  behandelt  worden. 

Geh.  Baurat  Heinrich  (Berlin):  „Beiträge  zur 
Frage  der  Organisation  der  Reichseisenbah- 
n  e  n."  Zeitschrift  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen.   1920  S.  271. 

Das  Gebiet  des  Betriebes  zerfällt  in  zwei  Hauptteile:  in  das 
Gebiet  des  betrieblichen  Sicherungswesens  und  in  das  Gebiet 
des  betrieblichen  Beförderungsdienstes.  Zu  ersterem  gehört  die 
betriebssichere  Unterhaltung  des  Oberbaues  der  Sicherungsan- 
lagen, Heranbildung  des  Personals,  Ueberwachung  der  richtigen 
Ausführung  der  Sicherheitsvorschriften,  Unfälle  und  Besei- 
tigung von  Störungen  im  Zugverkehr.  Dies  wäre  Sache  der 
Betriebsämter.  Zum  betrieblichen  Beförderungsdienst  gehört 
die  Zugbildung  und  der  Fahrplan.  Er  gehört  in  der  Hauptsache 
zur  Direktion.  Betrieb  und  Unterhaltung  des  Oberbaues  und 
der  Sicherungsanlagen  hängen  ursächlich  mit  der  Verantwort- 
lichkeit für  eine  gesicherte  Betriebsführung  zusammen  und  müs- 
sen in  einer  Hand  liegen. 

Verein  der  preußisch-hessischen  Verkehrs- 
amtsvorstände: „Zur  Reichsorganisation  der 
deutschen  Eisenbahne  n."  Zeitschrift  des  Vereins 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen.    1920.  S.  298. 

Der  Zusammenhang  zwischen  Betriebshandhabung  und 
technischen  Mitteln,  wie  Stellwerken,  Blocks,  Sicherungsan- 
lagen, Schienenweg  ist  so  untrennbar,  daß  eine  Trennung  von 
Bau  und  Betrieb  unratsam  ist.  Sie  würde  auch  zu  Schwierig- 
keiten im  Personalaustausch  der  ausführenden  Dienststellen 
führen.  Der  Bau,  der  gewissermaßen  unter  den  Rädern  erfolgt, 
ist  vom  Betrieb  nicht  zu  trennen.  Bei  einer  Zusammenlegung 
von  B.  A.  V.  A.  und  M.  A.  muß  die  sachliche  Selbständigkeit 
vollkommen  gewahrt  bleiben,  die  Spitze  kann  nur  der  älteste 
Amtsvorstand  sein. 

Oberregierungsbaurat  Rosenfeld  (Berlin) :  „Betrieb 
und  T  e  c  h  n  i  k",  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen 1921.  S.  403. 

Es  genügt  nicht,  die  Betriebsvorschrift  zu  beherrschen,  um 
den  Betrieb  zu  regeln  und  weiter  entwickeln  zu  können,  nur  im 
innigsten  Zusammenhang  und  im  Verständnis  mit  den  techni- 
schen Anlagen  kann  dies  geschehen.  Der  Betrieb  ist  eine  tech- 
nische Wissenschaft,  von  Technikern  stammen  alle  grundlegen- 
den wissenschaftlichen  Abhandlungen  über  Eisenbahnbau  und 
Betriebsführung.  Nur  wenn  Bau  und  Betrieb  vom  Amtsvor- 
stande beherrscht  werden,  können  mit  dem  richtigen  Erkennen 
von  Mängeln  an  den  baulichen  Anlagen  praktisch  ausführbare 
Vorschläge  zur  Abhilfe  gemacht  werden.  Die  Wissenschaft 
vom  Entwerfen  von  Bahnanlagen  ist  für  den  leitenden  Betriebs- 
mann unentbehrlich,  sie  baut  sich  auf  der  Kenntnis  von  Bau 
und  Betrieb  auf.  Ihre  Trennung  würde  Zusammengehörendes 
zum  Schaden  des  Unternehmens  künstlich  von  einander  scheiden 
und  zu  unwirtschaftlicher  Arbeitszersplitterung  führen. 

Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Müller  (Sachsen):  „Die 
Neuordnung  der  Reichseisenbah  n."  Verkehrstech- 
nische Woche.    1921,  Heft  32. 

Die  Fachleute  sämtlicher  Einzelstaaten  haben  sich  einmütig 
für  Zusammenlegung  von  Bau  und  Betrieb  bekannt.  Diese  Be- 
triebslorm  hat  s  ch  in  lansren  Fried'-nsjahron  und  im  Kriege  bewährt. 

Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Jan  icke  (Hannover):  ,,  I  s  t 
es  vorteilhaft,  Ingenieure  zur  Leitung  und  Be- 
aufsichtigung des  Eisenbahnbetriebes  zu  wäh- 
len?"   Verkehrstechnische  Woche  1921.    Heft  30. 

Bezüglich  der  Organisation  ist  Einheitsamt  mit  Bau  und 
Betrieb,  Verkehr,  Maschinenbetrieb  zweckmäßig.  Aus  der  Ge- 
schichte der  Organisation  der  preußischen  Bahnen  heraus  wird 
eine  Bewährung  der  Vereinigung  von  Bau  und  Betrieb  in  techni- 
scher Hand  nachgewiesen.  Im  Kriege  haben  süddeutsche  Be- 
triebsleute im  Erfahrungsaustausch  das  preußische  System  ken- 
nen und  durchweg  schätzen  gelernt.  Wenn  Bahnhof  und  Bahn- 
meisterei nicht  unter  einer  Spitze  stehen,  wird  Arbeiten  an  Be- 
triebsgleisen und  richtige  Ausnutzung  des  Personals  erschwert. 
Rangierdienst,  Fahrdienst,  Lokomotiv-  und  Personalwechsel 
müssen  dem  Bearbeiter  von  Entwürfen  von  Bahnen  und  Bahn- 
höfen in  jeder  Weise  geläufig  sein.  Die  Ueberwachung  des  Be- 
triebes setzt  eine  eingehende  Kenntnis  der  technischen 
Leistungsfähigkeit  der  Bahnanlagen  voraus. 


Regierungsrat  Kraus  (Baden):  „Organisation  der 
Reichseisenbahne  n".  Wirtschaftliche  Nachrichten  aus 
aem  Ruhrbezirk  1921.    Nr.  31. 

Vom  Verkehrsstandpunkte  ist  eine  Vereinigung  von  Bau 
und  Betrieb  nicht  wünschenswert,  vielmehr  müssen  Betrieb  und 
Verkehr  in  engere  Beziehungen  gebracht  werden.  Die  allzu 
wissenschaftliche  Behandlung  der  Betriebstechnik,  wie  sie  vom 
Bautechniker  geübt  worden  ist  und  wird,  führt  zu  schematischen 
Grundsätzen,  die  die  Anpassung  an  den  Wechsel  der  Betriebs- 
verhältnisse erschweren.  Verfasser  glaubt,  daß  die  Bautechniker 
den  Betrieb  als  Schule  für  den  Bau  auffassen.  Soll  Betrieb  nicht 
mit  dem  Verkehr  vereinigt  werden,  dann  Arbeitsteilung  bei  den 
Aemtern,  in  Verkehr,  reiner  Betrieb,  Bau  und  Bahnunterhaltung, 
Maschinen-  und  Werkstättendienst. 

Es  hat  sich  also  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Eisenbahn- 
fachmänner für  eine  Vereinigung  von  Bau  und  Betrieb  ausge- 
sprochen, und  zwar  in  der  Form,  wie  sie  in  der  ehemals  preu- 
ßisch-hessischen Staatsbahnverwaltung  bei  den  Betriebsämtern 
üblich  war.  Besonders  bemerkenswert  ist  hierbei,  daß  auch  die 
Mehrzahl  der  süddeutschen  Fachkundigen  für  diese  Lösung  ein- 
getreten ist.  Sie  haben  offenbar  aus  dem  bisherigen  süddeut- 
schen System  heraus  mit  seiner  Trennung  von  Bau  und  Betrieb 
der  preußischen  Betriebsamtsform  den  Vorzug  gegeben. 

Die  Unterlagen  sind  einer  von  der  Reichs-Vereinigung  der 
höheren  technischen  Eisenbahnbeamten  an  den  Reichsverkehrs- 
minister am  1.  Juni  1922  gerichteten  Eingabe  zugrunde  gelegt 
worden,  in  der  für  die  Beibehaltung  bzw.  Einführung  der  bei 
den  ehemals  preußisch-hessischen  Betriebsämtern  üblichen  Ver- 
einigung von  Bau  und  Betrieb  eingetreten  worden  ist. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Zum  Dr.-Ing.  Ehrenhalber  ernannt  wurde  von  der  technischen 
Hochschule  Darinstadt  der  Geheime  Baurat  Schaper,  Ministerial- 
rat im  Reichsverkehrsmir.isterinm.  wegen  seiner  hervo  ragenden 
Wrdienste  auf  dem  Gebiete  des  Brücken-  und  Eisenbauer. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

"Ueber  einen  Trust  von  Maschinenfabriken  in  Rußland  wird 
in  Zeitungen  berichtet.  Es  handelt  sich  um  den  Zusammenschluß 
von  12  Fabriken  im  Moskauer  Gouvernement,  deren  Erzeugung 
für  das  Jahr  1922  mit  47  v.  H.  der  Vorkriegserzeugung  veran- 
schlagt ist.  Das  Aktienkapital  wird  auf  10  Mill.  Goldrubel  an- 
gegeben. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Ueber  die  geplante  Thüringer  Hochschule  in  Eisenach  äußert 
sich  Dipl.-Ing.  Steinmetz  in  ,, Technik  und  Kultur",  Heft  7, 
13.  Jahrgangs  mit  entschiedener  Warnung,  weil  das  Programm 
der  Hochschule  zwar  sehr  umfassend  ist,  aber  keine  Gewähr 
für  eine  wirkliche  Durchführung  nach  akademischen  Gesichts- 
punkten bietet.  Ferner  bemängelt  er  mit  Recht,  daß  die  nam- 
haften Lehrkräfte  tatsächlich  nicht  namhaft  gemacht  werden 
und  weist  darauf  hin,  daß  schon  die  vorhandenen  Hochschulen 
so  notleidend  sind,  daß  es  viel  richtiger  wäre,  die  für  solche 
Zwecke  verfügbaren  Mittel  eben  diesen  Anstalten  zuzuführen, 
um  ihren  Bestand  und  ihre  Weiterentwicklung  zu  sichern,  statt 
Geld  und  Kräfte  mit  einer  anscheinend  sehr  unfertigen  Neu- 
gründung zu  verzetteln.  Auch  die  Bewertung  der  vor  der  Eise- 
nacher  Hochschule  in  Aussicht  genommenen  akademischen 
Grade  gibt  Steinmetz  zu  ernsthaften  Bedenken  Anlaß,  mit  denen 
er  wohl  nicht  allein  stehen  wird. 

In  ähnlicher  Richtung  bewegt  sich  die  Kundgebung  des 
deutschen  Verbandes  technisch-wissenschaftlicher  Vereine,  die 
von  der  Gründung  der  Thüringischen  Hochschule  Eisenach 
berichtet,  deren  Vorstand  der  Eisenacher  Oberbürgermeister  und 
zwei  Eisennacher  Industrielle  bilden,  während  in  dem  Werbe- 
leiter, Dr.  Paul  Posener- Wolfkehl  wohl  ..zugleich  der  Aus- 
arbeiter des  Planes  und  Leiter  der  Hochschule"  zu  vermuten  ist. 
Der  Verband  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  ..jedes  Bedürfnis 
nach  einer  solchen  neuen  Bildungsanstalt  unbedingt  zu  ver- 
neinen ist.  Die  vorhandenen  Universitäten,  Technischen  Hoch- 
schulen und  Handelshochschulen  reichen  mit  ihrer  zum  Teil 
noch  nicht  einmal  ausgebauten  Bildungsmöglichkeit  vollständig 
aus,  jedem  berechtigten  Bildungsbedürfnis  gerecht  zu  werden. 
Auf  die  vorhandenen  Bildungsstätten  sind  in  Uebereinstimmung 
mit  den  großen,  führenden  Wirtschaftsverbänden  alle  nur  irgend- 
wie verfügbaren  Mittel  unserer  Erwerbsstände  zu  konzentrieren. 
Solange  diese  Mittel  noch  nicht  einmal  entfernt  genügen,  um 
das  Notwendigste  für  unsere  wissenschaftlichen  Hochschulstätten 
zu  beschaffen,  bedeutet  die  Neugründung  einer  Hochschule,  für 
die  jedes  Bedürfnis  verneint  werden  muß,  eine  unverantwortliche 
Schädigung  der  großen  wissenschaftlichen  Aufgaben."  Wer  die 
Pressenachrichten  über  diese  Hochschulgründung  verfolgt  hat, 
wird  hiernach  nicht  mehr  darüber  im  Zweifel  sein  dürfen,  in 
welcher  Richtung  sich  die  Aufmerksamkeit  zu  bewegen  hat,  mit 
der  dieses  Unternehmen  verfolgt  werden  muß. 


Verantwortlich  fOr  die  Schrlfüeitung:  Professor  Dr.-Ing.  Blum,  Hannover  und  Dr.-Ing.  Hasse  Berlin,  unter  Mitwirkung  von  Reg.-Baurat  Nordmann  fOr  den  maschinen- 
terhnlsclien  Teil;  für  den  geschäftlichen  Teil:  WlUl  Walter,  Berlin  S  14,  Stallschreiberstr.  34-35.    Verla?  und  Druck:  Guido  Hackebeil  A.-G.  Buchdruckerei  und  Verlag, 

Berlin  S  14,  Stall<!chreihcr<5tr.  35. 


lerkehrstechnische  Woche 


UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höhe  en  technischen  Reich selsenbahn-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  r  d  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  i  g  e  r    nach    amtlichen  Mittellungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRITFLEITUNG:  Dr.-Ing.  B  1  u  m,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Hannover   —  Dr.-Ing. 
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Reqierungsbaurat  Nordmann,  Mitglied  des  Eisen- 
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Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis  :  Vierteljährlich  M.  30,— ,  Einzel- 
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VERSCHIEBEBAHNHOF  MIT  DOPPELABLAUF 

VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  DR.-ING.  GEORG  MUNKE,  MANNHEIM 


In  letzter  Zeit  wird  der  Verbesserung  des  Ablaufbetriebes 
erhöhte  Beachtung  geschenkt,  weil  durch  das  stete  Anwachsen 
des  Eisenbahngüterverkehrs  die  Verschiebebahnhöfe  von  Jahr 
zu  Jahr  an  Bedeutung  gewinnen.  Aus  kleinen  Anfängen  heraus 
haben  sich  diese  Anlagen  zu  den  bedeutendsten  Verkehrseinrich- 
tungen entwickelt,  und  immer  mehr  sucht  die  Wissenschaft  die 
Leistung  dieser  zu  riesigen  Abmessungen  angewachsenen  Ver- 
kehrsknoten zu  steigern.  Die  Ansicht,  daß  die  Leistungsfähig- 
keit einer  Eisenbahnlinie  in  der  Hauptsache  von  der  Beschaffen- 
heit der  Linie  selbst  abhängig  sei,  ist  längst  verlassen.  Ein 
einziger  zweckmäßig  angelegter  Verschiebebahnhof  kann  die 
Leistungen  einer  Verkehrslinie  günstiger  beeinflussen,  als  es 
beispielsweise  eine  Entlastungslinie  vermag.  Denn  je  um- 
fassender die  Ordnung  der  Züge  eines  Verkehrsgebietes  erfolgt, 
um  so  besser  und  schneller  kann  der  Güt^erverkehr  nach  allen 
Richtungen  abfließen.  Durch  eingehende  Ordnung  in  Fern-, 
Durchgangs-  und  Nahgüterzüge  kann  die  Leistungsfähigkeit 
einer  Verkehrslinie  um  ein  Vielfaches  gehoben  werden,  da  die 
Zugfolge  außerordentlich  gesteigert  werden  kann.  Aus  dieser 
Erkenntnis  heraus  ist  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Reihe 
bedeutender  Verschiebebahnhöfe  erbaut  worden.  Durch  ge- 
schickte Einordnung  dieser  Knotenpunkte  des  Güterverkehrs  in 
ein  geschlossenes  Verkehrsnetz  wurde  ermöglicht,  daß  Strecken, 
die  bereits  an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt 
waren,  heute  noch  einen  bedeutenden  Verkehrszuwachs  gestatten, 
trotzdem  der  Verkehr  auf  allen  Bahnen  gewaltig  gestiegen  ist. 
Dagegen  sind  die  Verschiebebahnhöfe  in  ihren  Leistungen  be- 
grenzt Die  Mehrzahl  aller  Verschiebebahnhöfe  sind  sogenannte 
Flachbahnhöfe,  d.  h.  die  einzelnen  Gleisgruppen  liegen  annähernd 
wagerecht.  Die  zum  Ordnen  der  Wagen  erforderlichen  Ver- 
schiebebewegungen müssen  daher  mit  Maschinen  ausgeführt 
werden.  Das  heute  fast  uligemein  angewandte  Verfahren  der 
Wagenordnung  besteht  in  der  Verwendung  von  Ablaufbergen. 
So  außerordentlich  zweckmäßig  die  Verwendung  dieser  im  Ver- 
schiebebetrieb unentbehrlichen  Anlage  ist,  ebenso  wünschens- 
wert wäre  es,  wenn  sie  vermieden  werden  könnte.  Durch  das 
Hindurchzwingen  des  gesamten  Verkehrs  durch  diesen  Engpaß 
wird  ein  Punkt  geschaffen,  dessen  Leistung  eng  begrenzt  ist  und 
von  dem  damit  die  Leistungsfähigkeit  des  gesamten  Bahnhofs 
abhängig  ist.  Je  zweckmäßiger  der  Hauptablaufberg  zwischen 
Einfahr-  und  Richtungsgruppe  durchgebildet  wird,  eine  um  so 
größere  Anzahl  Züge  wird  der  Bahnhof  zu  ordnen  gestatten. 
Vorbedingung  hierfür  ist  natürlich,  daß  die  übrigen  Bahnhofs- 
teile groß  genug  sind,  um  die  ablaufenden  Wagen  zu  verarbeiten. 
Immerhin  gibt  es  für  den  Wagenablauf  über  einen  Berg  selbst 
bei  der  zweckmäßigsten  Durchbildung  der  Anlage  eine  obere 
Grenze. 

Von  der  preußischen  Staatsbahn  werden  seit  dem  1.  März 
l<jl7  genaue  Aufschreibungen  nach  einheitlichen  Grundsätzen 
über  die  über  Hauptablaufberge  abrollenden  Wagen  vor- 
genommen. Hierbei  hat  sich  gezeigt,  daß  sich  mit  unseren 
heutigen  Anlagen  derart  hohe  Leistungen,  wie  sie  theoretisch 
vielfach  ermittelt  wurden,  im  Dauerbetrieb  niemals  erzielen 
lassen.  Als  Höchstleistung  ergab  sich  für  einen  zweiseitigen 
Verschiebebahnhüf  die  Zahl  von  6560  Wagen  also  für  jede  der 
beiden  Richtungen  3280  Wagen  für  jeden  Hauptablaufberg.  Seit 
Anfang  1920  haben  auch  die  außerpreußischen  Bahnen  Aufzeich- 
nungen nach  den  gleichen  Gesichtspunkten  geführt  und  auch 


hier  ist  das  gleiche  Ergebnis  von  6564  Wagen  als  Gesamtleistung 
eines  zweiseitigen  Verschiebebahnhofes  ermittelt.  Auf  dem  Ver- 
schiebebahnhof Mannheim  sollen  in  früheren  Jahren  teilweise 
höhere  Leistungen  erzielt  worden  sein.  Baumann  gibt  in  seiner 
Abhandlung  über:  Einfluß  der  Zugstärke  auf  Leistungsfähigkeit 
und  Arbeitsaufwand  der  Verschiebebahnhöfe  für  den  Ablauf- 
rücken A  auf  Bahnhof  Mannheim  eine  am  16.  August  1916  be- 
obachtete Ablaufziffer  von  106  Zügen  mit  4785  Wagen  für  einen 
Berg  an.  Hieraus  ergibt  sich  eine  Abiaufzeit  von  9  Sek.  für 
eine  Achse.  Eine  derartig  hohe  Leistung  ist  jedoch  nur  bei 
tadellosen  Bau-  und  Betriebseinrichtungen  und  vorzüglich  ein- 
gearbeitetem Personal  möglich.  Beide  Faktoren  treffen  für  den 
Mannheimer  Rücken  A  zu. 

Trotzdem  müssen  Leistungen  über  6000  Achsen  für  einen 
Berg  als  Spitzenleistungen  angesprochen  werden,  da  es  mit 
unseren  heutigen  Bau-  und  Betriebseinrichtungen  kaum  möglich 
sein  dürfte,  höhere  Ablaufziffern  im  Dauerbetrieb  zu  erzielen. 

Theoretisch  ist  der  Nachweis  leicht  zu  erbringen,  daß  nur 
die  Bau-  und  Betriebseinrichtungen  die  Ursache  dieser  Minder- 
leistimg  sein  können.  Wird  die  Auurückgeschwindigkeit  mit 
0,8  m/Sek.  und  die  Länge  einer  Achse  zu  4,5  m  angenommen, 
so  ergibt  sich  als  Abdrückzeit  für  jede  Achse  5,6  Sek.  Bei  un- 
unterbrochenem Ablaufbetrieb  würden  somit  in  24  Stunden 
24  X  60  X  60 

 =  zirka  15  000  Achsen  ablaufen  können.    Wird  mit 

einer  Abdrückgeschwindigkeit  von  0,5  m/Sek.  gerechnet,  so  er- 
fordert der  Ablauf  einer  Achse  9  Sek.  und  es  können  zirka  9500 
Achsen  in  24  Stunden  ablaufen.  Auf  oahnhof  Gleiwitz  ist  als 
Betriebsleistung  eine  Abiaufzeit  von  3,75  m/Sek.  für  eine  Achse 
festgestellt,  was  einer  Abdrückgeschwindigkeit  von  1,2  m/Sek. 
entsprechen  würde.  (Verk.  Techn.  Woche  1909,  S.  782.)  Dieser 
Wert  kann  jedoch  nicht  allgemeinen  Betrachtungen  zu  Grunde 
gelegt  werden,  weil  in  diesem  Falle  eine  umfassende  Verordnung 
stattfindet,  so  daß  immer  größere  Wagengruppen  ablaufen  kön- 
nen. Die  obere  Grenze  liegt  etwa  bei  1,0  m/Sek.  Mit  noch 
größerer  Abdrückgeschwindigkeit  wird  kein  Vorteil  mehr  erzielt, 
da  die  Zahl  der  Fehlläufe  sich  erhöht,  verursacht  einmal  durch 
die  zu  schnelle  Wagenfolge,  vor  allem  aber  durch  den  ungleich- 
m.äßigen  Lauf  der  Wagen  infolge  ihres  verschiedenen  Lauf- 
widerstandes. 

In  Heft  9  dieser  Zeitschrift  vom  2.  März  1922  gibt  Pro- 
fessor Dr.  Ing.  Ammann  eine  Zustellung  aller  bisher  gemachten 
Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Ablaufbetriebes.  Die  einzelnen 
Vorschläge  sind  hier  zur  Genüge  erläutert  und  können  somit  für 
die  weiteren  Betrachtungen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden. 
Prof.  Ammann  kommt  auf  Grund  seiner  Darlegungen  zu  dem 
Schluß,  daß  eine  mit  den  vorgeschlagenen  Verbesserungen  ein- 
gerichtete Berganlage  nicht  nur  bei  jedem  Wetter  mit  Sicher- 
heit und  Regelmäßigkeit  arbeiten,  sondern  auch  ein  Mehr- 
faches der  heutigen  Ablaufanlagen  leisten  würde. 

Dieser  Schluß  ist  irrig,  denn  die  Zahl  der  ablaufenden  Wagen 
ist  in  erster  Linie  von  der  Abdrückgeschwindigkeit  abhängig  wie 
im  Vorstehenden  bereits  festgestellt  wurde.  Da  Herr  Prof. 
Ammann  die  Anordnung  Baeseler  wegen  ihrer  entschiedenen 
Vorzüge  besonders  hervorhebt,  so  soll  kurz  bewiesen  werden, 
daß  sich  mit  dieser  wie  mit  keiner  anderen  Verbesserung  ein 
Mehrfaches  der  jetzigen  Durchschnittsleistung  nicht  er- 
reichen läßt.    Dr.  Baeseler  legt  seiner  Anlage  eine  während  des 
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ganzen  Verschiebeweges  sich  gleichbleibende  Laufgeschwindig- 
keit von  2 — 3  m/Sek.  zu  Grunde.  Es  soll  eine  Abdrückgeschwin- 
digkeit von  V  —  1  m/Sek.  angenommen  werden,  um  ein  möglichst 
günstiges  Ergebnis  für  die  Anlage  Baeseler  zu  erzielen,  obwohl 
jeder  Fachmann  von  vornherein  zugeben  wird,  daß  bei  einer  so 
hohen  Abdrückgeschwindigkeit  das  Kuppeln  des  Seilbahn- 
antriebes mit  dem  mit  1  m  Sekundengeschwindigkeit  sich  be- 
wegenden Eisenbahnwagens  mit  Hand  nicht  ausführbar  ist.  Der 
Laufwiderstand  des  Wagens  einschließlich  der  Widerstände  aus 
Witterungseinflüssen  sei  10  »/oo-  Damit  die  ablaufenden  Wagen 
sich  schnell  beschleunigen  und  in  kurzer  Zeit  die  gewünschte 
Laufgeschwindigkeit  Va  —  3  m/Sek.  erreichen,  soll  die  Ablauf- 
rampe möglichst  steil  und  zwar  33.3  "/oo  angenommen  werden. 
^  .iH  b  h) 

Die  Beschleunigung  des  ablaufenden  Wagens  ist  p  =  9,81-  — 

=  0,23  m/Sek.  Da  die  Länge  eines  gewöhnlichen  Güterwagens 
mit  9  m  und  die  Abdrückgeschvvindigkeit  mit  1  m/Sek.  an- 
genommen wurde,  so  rollt  jede  9.  Sekunde  ein  Wagen  über  den 
Bergscheitel.      In    dieser    Zeit    legt     der    vorlaufende  Wagen 

1  .  9  H-  - —  .  9-  =  18,3  m  Weg  zurück  und  hat  alsdann  eine 
2 

Geschwindigkeit  von  1  +  0,23  .  9  —  3,07  m.  Mit  dieser  Ge- 
schwindigkeit soll  sich  der  Wagen  alsdann  mit  gleichbleibender 
Geschwindigkeit  durch  die  zwangsläufige  Kupplung  mit  der  Seil- 
bahn fortbewegen.  Der  größte  Abstand  zweier  Wagen  beträgt 
somit  27  m.  Bei  Verwendung  von  Weichen  1  :  8  beträgt  bei 
4,5  m  Gleisabstand  die  Entfernung  zwischen  zwei  Weichen  in 
gerader  Weichenstraße  36  m,  bei  1:9  sogar  40,5  m.  Um  noch 
ein  Umstellen  der  Weichen  bei  Verwendung  von"  automatischen 
Verschiebestellwerken  zu  ermöglichen,  wird  der  Wagenabstand 
mindestens  50  m  betragen  müssen,  weil  der  voranlaufende  Wagen 
durch  Betätigen  von  Schienenkontakten  die  rückliegende  zuletzt 
befahrene  Weiche  in  die  Grundstellung  zurücklegt  und  die  vor- 
liegende Weiche  für  seine  Fahrt  richtig  stellt,  also  seine  Fahr- 
straße selbst  einstellt  und  selbst  auflöst.  Ein  Wagenabstand 
von  50  m  läßt  sich  aber  nur  erreichen  entweder  durch  Erhöhen 

der  Seilgeschwindigkeit  auf       —  ca.  5,5  m/Sek.  oder  aber  durch 

"  ')  .  H 

Verminderung  der  Abdrückgeschwindigkeit  auf  vi  =  J         =  ca. 

öü 

0,5  m/Sek.  Da  die  Erhöhung  der  Seilgeschwindigkeit  auf 
534  m/Sek.  wegen  der  starken  Stöße  beim  Fassen  der  Seilklemme 
das  Seil  leicht  beschädigen  kann,  so  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Unmöglichkeit  der  Herstellung  der  Kupplung  zwischen  Seil- 
antrieb und  Wagen  bei  zu  großer  Abdrückgeschwindigkeit  wie 
bereits  erwähnt,  die  Abdrückgeschwindigkeit  auf  0,5  m/Sek.  er- 
mäßigt werden  müssen.  Damit  muß  aber  auch  die  Bergleistung 
notgedrungen  sinken  und  zwar  auf  rund  10  000  Achsen  in 
24  Stunden.  Durch  die  Verbesserung  des  Ablaufbetriebes  wird 
sich  also  bestenfalls  eine  Erhöhung  von  6000  auf  10  000  Achsen, 
also  rund  60  Prozent  für  einen  Hauptablaufberg  in  24  Stunden 
erzielen  lassen.  Sobald  an  einen  Ablaufberg  noch  höhere  An- 
forderungen gestellt  werden,  muß  eine  Verdoppelung  des  Ab- 
laufs Platz  greifen,  d.  h.  es  müssen  von  demselben  Berg  gleich- 
zeitig zwei  Züge  nach  gleichen  Richtungen  ablaufen. 

In  dem  vorliegenden  Entwurf  ist  versucht,  einen  zweiseitigen 
Verschiebebahnhof  mit  Doppelablauf  darzustellen  für  eine  Durch- 
schnittsleistung von  20  000  Achsen  täglich.  In  der  Praxis  sind 
bereits  in  zwei  Fällen  Verschiebebahnhöfe  mit  Doppelablauf  aus- 
geführt, und  zwar  in  Hamm  und  Hohenbudberg.  In  beiden 
Fällen  ist  die  Verdoppelung  in  einfachster  Weise  durch  Neben- 
einanderschalten zweier  Richtungsgruppen  erreicht  worden.  Da 
abschließende  Ergebnisse  über  die  Bewährung  dieser  Anlagen 
zurzeit  noch  nicht  vorhanden  sind,  so  konnten  die  Betriebs- 
erfahrungen für  den  vorliegenden  Fall  noch  nicht  verwertet  wer- 
den. In  Hamm  und  Hohenbudberg  ist  auf  die  Anordnung  be- 
sonderer Ausfahrgruppen  verzichtet.  Sämtliche  Züge  müssen 
also  aus  den  Richtungsgleisen  ausfahren.  Das  Fehlen  einer 
besonderen  Ausfahrgruppe  muß  aber  notgedrungen  die  Leistung 
des  Bahnhofs  beeinträchtigen,  da  Störungen  in  der  Zugfolge  auf 
der  freien  Strecke  sich  unmittelbar  auf  den  Ablauf  übertragen 
müssen.  Jedoch  wird  sich  das  Fehlen  der  Ausfahrgruppen  bei 
diesen  beiden  Bahnhöfen  weniger  bemerkbar  machen,  als  es  bei- 
spielsweise beim  Bahnhof  Mannheim  in  Erscheinung  treten 
würde,  da  jene  vornehmlich  Fern-  und  Durchgangszü^c  ver- 
arbeiten, während  dieser  außerdem  sehr  viel  Nahgut  zu  ordnen 
hat.  Für  den  vorliegenden  Fall  sollen  als  betriebserschwerend 
die  Verhältnisse  des  Bahnhofs  Mannheim  zugrunde  gelegt  wer- 
den. Von  den  20  000  Achsen,  die  in  jeder  Richtung  täglich  ver- 
arbeitet werden,  sind  angenommen  50  %  —  10  000  Achsen  Fern- 
gut, 30  %  -  6000  Achsen  Durchgangsgut  und  20  %  -  4000 
Achsen  Nahgut. 

Die  Einfuhrgruppe  (1)  wurde  für  den  täglichen  Einlauf  von 
20000  Achsen  auf  20  Gleise  bemessen,  von  denen  jedes  Zug- 
länge erhielt.  Im  normalen  Betriebe  kann  mit  einer  Gleis- 
besetzung von  30  Minuten  pro  Zug  und  Gleis  gerechnet  werden. 
Unter  der  Annahme  einer  durchschnittlichen  Zugstärke  von 
80  Achsen  würde  der  tägliche  Zulauf  250  Züge  betragen.  Mit 
diesen  Werten  ergibt  sich  rechnerisch  die  Zahl  der  erforderlichen 


Einfahrgleise  zu     ^  =  5,2  Gleise.    Da  die  Einfahrgleise 

jedoch  zugleich  Abdrückgleise  sind  und  erfahrungsgemäß  ihre 
Zahl  in  diesem  Falle  reichlich  zu  bemessen  ist,  so  wurden 
20  Einfahrgleise  vorgesehen.  Diese  Zahl  kann  selbst  bei  dem 
unregelmäßigsten  Einlauf  als  ausreichend  angesehen  werden.  In 
besonderen  Fällen  muß  die  Anzahl  der  erforderlichen  Einfahr- 
gleise an  Hand  eines  dem  größten  zu  erwartenden  Verkehr  ent- 
sprechenden (ileisbelegungsplans  bestimmt  werden.  Dabei  ist 
jedoch  zu  berücksichtigen,  daß  die  Gruppe  gewissermaßen  als 
Ausgleichsbecken  für  alle  Unregelmäßigkeiten  im  Einlauf  und 
der  Weiterbehandlung  der  Züge  dienen  muß. 

Nach  der  Bergseite  zu  wurden  die  Einfahrgleise  zu  vier 
Gruppen  von  je  fünf  Gleisen  zusammengefaßt.  Jeder  dieser 
Gruppen  entspricht  ein  Ablaufberg,  von  denen  je  zwei  stets 
wechselseitig  benutzt  werden  (2).  Das  Zusammenziehen  sämt- 
licher Einfahrgleise  auf  ein  Weichenkreuz,  wie  es  bei  dem 
Hauptablaufberg  der  Richtung  Osten-Westen  (20)  zur  Dar- 
stellung gelangte,  ist  nicht  zweckmäßig.  Einmal  behindert  es 
die  wechselseitige  Benutzung  der  Ablaufgleise  und  vermindert 
somit  die  Zahl  der  ablaufenden  Wagen,  zum  andern  aber  er- 
schwert es  den  raschen  Ablauf  der  einrückenden  Zugmaschinen. 
Deshalb  ist  der  Berganordnung  Westen-Osten  (2)  entschieden! 
der  Vorzug  zu  geben.  Um  den  aus  der  südlichen  Hälfte  derf 
Einfahrgruppe  einrückenden  Lokomotiven  eine  schnelle  Abfahrt 
zu  ermöglichen,  wurde  eine  schienenfreie  Kreuzung  mit  den 
Berggleisen  vorgesehen.  Auf  die  Anordnung  besonderer  Winter- 
berge wurde  verzichtet,  dagegen  wurde  die  Berghöhe  so  gewählt, 
daß  ein  Wagen  mit  großem  Laufwiderstand  das  Gleis  des  größten 
Widerstandes  mindestens  bis  über  die  letzte  Verteilungsweiche 
durchläuft,  also  frühestens  hinter  dieser  Weiche  zum  Stehen 
kommt.  Mit  Hilfe  einer  Rangierbrücke  sollen  diese  Wagen 
in  die  Richtungsgleise  vorgezogen  werden.  Auf  diese  Weise 
läßt  sich  ein  übermäßig  hoher  Berg  und  damit  das  unwirtschaft- 
liche Abbremsen  von  für  Gleise  mit  geringerem  Widerstand  be- 
stimmte Wagen  vermeiden.  Der  Einbau  besonderer  Gleisbremsen 
am  Fuße  der  Ablaufberge  erübrigt  sich  daher.  Die  Annahme  ist 
berechtigt,  daß  bei  dieser  Anordnung  Beschädigungen  der  Be- 
triebsmittel einmal  durch  das  scharfe  Anhalten  der  Wagen  in 
den  Gleisbremsen,  zum  andern  durch  das  heftige  Aufeinander- 
prallen der  Wagen  in  den  Richtungsgleisen  zu  einem  großen 
Teile  vermieden  werden  können.  Wie  außerordentlich  umfang- 
reich die  Schäden  sind,  die  auf  Verschiebebahnhöfen  durch  den 
Ablauf  verursacht  werden,  zeigt  die  Tatsache,  daß  beispielsweise 
die  beiden  großen  Wagenwerkstätten  in  Frankfurt  a.  O.  und 
Guben  ausschließlich  Schäden  ausbessern,  die  beim  Ablauf  auf 
dem  einen  Verschiebebahnhof  Frankfurt  a.  O.  verursacht  sind.' 

Durch  den  Doppelablauf  ist  eine  Verdoppelung  des  Systems 
bedingt.  Bei  einer  Zerlegung  in  Fern-,  Durchgangs-  und  Nah- 
güterzüge muß  für  jede  dieser  Zugarten  eine  Doppelgruppe  vor- 
gesehen werden.  Die  zweckmäßigste  Gruppierung  ergibt  sich 
bereits  aus  der  Forderung,  daß  für  Fern-  und  Durchgangsgüter- 
züge eine  unmittelbare  Ausfahrt  aus  den  Richtungsgleisen  vor- 
zusehen ist.  Da  außerdem  für  die  Durchgangsgüterzüge  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  eine  Ordnung  nach  Untergruppen  erforder- 
lich ist,  so  müssen  die  Ferngüterzüge,  um  unnötige  Kreuzungen 
bei  der  unmittelbaren  Ausfahrt  zu  vermeiden,  nach  außen  gelegt 
werden.  Daher  ergibt  sich  als  zweckmäßigste  Gruppen-Anord- 
nung die  folgende:  In  der  Mitte  eine  geschlossene  Doppelgruppe 
für  Nahgüterzüge  (3).  Daran  anschließend  symetrisch  nach 
beiden  Seiten  je  eine  Gruppe  für  Eckverkehr  (4),  Durchgangs- 
güterzüge (5),  Ferngüterzüge  (6).  Ob  die  Gruppen  für  Eck- 
verkehr oder  die  für  Nahgüterzüge  zusammengefaßt  in  die  Mitte 
gelegt  werden,  ist  gleichgültig  und  kann  jeweils  den  örtlichen 
Verhältnissen  angepaßt  werden. 

Für  die  Zahl  der  Gleise  der  einzelnen  Zuggruppen  wurde 
die  Richtungsgruppe  A  des  Mannheimer  Verschiebebahnhofs  als 
Muster  gewählt.  Mit  Hilfe  der  in  den  Vorworten  erwähnten 
Verbesserungen  muß  es  möglich  sein,  mit  der  gewählten  Anzahl 
der  Gleise  den  auf  20  000  Achsen  erhöhten  \'erkehr  zu  be- 
wältigen.   Es  wurden  vorgesehen  für: 

Ferngüterzüge  2  X  11  =    .    .    •    •    22  Gleise 
Durchgangsgüterzüge  2  X  10  =  .20 

Eckverkehr  2X6  =  12  „ 

Nahgüterzüge  2X9  =  18 


72  Gleise 

Angenommen  wurde,  daß  von  dem  Bahnhof  das  neben- 
stehendeVerkehrsnetz  zu  versorgen  ist,  und  zwar  sollen  die  fünf 
Richtungen  ai,  bi,  hi,  d>  und  e-j  mit  Ferngüterzügen  belastet  \yer- 
den.  Zur  Bewältigung  dieses  Fernverkehrs  würden  rechnerisch 
fünf  Richtungsgleise  genügen.  Da  jedoch  die  Ferngüterzüge  aus 
den  Richtungsgleisen  direkt  ausfahren  sollen,  wurde  für  jede 
Richtung  ein  Wechselgleis  vorgesehen,  um  Störungen  des  Ab- 
laufes durch  die  Zugzusammenstellung  zu  verhindern  und  diese 
nicht  zu  gefährden.  Außerdem  wurde  noch  ein  Reservegleis  an- 
geordnet. Treten  Störungen  in  der  Zugfolge  der  freien  Strecke 
auf  oder  wird  durch  irgendwelche  Umstände  die  direkte  Abfahrt 
aus  den  Richtungsgleisen  verzögert,  so  können  die  Fernzüge  ir 
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den  für  sie  bestimmten  Teil  der  Aiisfahrgruppe  vorgezogen  und 
dort  bis  zur  Abfahrt  abgestellt  werden.  Außerdem  wurde  die 
Möglichkeit  vorgesehen,  erforderlichenfalls  auch  Ferngüterzüge 
nach  Untergruppen  ordnen  zu  können.  Wenn  ein  derartiger  Fall 
im  normalen  Betriebe  auch  zur  Seltenheit  gehört,  wurde  diese 
Möglichkeit  dennoch  vorgesehen,  um  eine  große  Anpassungs- 
fähigkeit an  die  Erfordernisse  des  Betriebs  zu  erzielen. 

Für  Durchgangsgüterzüge  wurden  die  Richtungen  ai,  aa,  bi, 
bs,  dl,  d2,  ei,  Ca  angenommen.  Diesen  acht  Richtungen  ent- 
sprechen acht  Richtungsgleise.  Außerdem  sind  zwei  Reserve- 
gleise angeordnet,  um  im  Falle  der  direkten  Ausfahrt  der  Durch- 
gangsgüterzüge aus  den  Richtungsgleisen  Wechselgleise  zur  Ver- 
fügung zu  haben.  Da  40  %  =  6000  Achsen  der  Gesamtbelastung 
Durchgangsgut  sein  sollen,  so  müssen  von  jeder  Gruppenhälfte 
3000  Achsen  täglich  bewältigt  werden.    Der    ungünstigte  Fall 


würde  nun  eintreten,  wenn  die  gesamten  3000  Achsen  nach 
Untergruppn  eingehend  geordnet  werden  müßten.  Im  allgemeinen 
ist  eine  Ordnung  der  Durchgangsgüterzüge  nach  vier  bis  fünf 
Untergruppen  üblich.  Im  vorliegenden  Falle  wurde  jedoch  eine 
Umordnung  nach  10  Gruppen  angenommen,  um  zu  beweisen,  daß 
die  Anlage  den  höchsten  Anforderungen  gewachsen  ist.  Die 
durchschnittliche  Zugstärke  wird  auf  80  Achsen  bemessen.  Es 

sind  alsdann  =  ca.  38  Züge  nach  je  10  Untergruppen  zu 

ordnen.  Ein  Hintereinanderschalten  von  Richtungs-  und  Ord- 
nungsgruppen kommt  bei  neueren  Anlagen  nicht  mehr  in  Frage, 
da  eine  derartige  Anordnung  in  betrieblicher  Hinsicht  zu  ver- 
werfen ist,  einmal,  weil  es  den  Ablaufbetrieb  des  Hauptberges 
durch  das  erforderliche  Durchdrücken  der  Züge  störend  beein- 
flußt, zum  andern,  weil  es  die  Längenausdehnung  der  gesamten 
Bahnhofsanlage  unnötig  vergrößert.  Aus  diesen  Gründen  vyird 
heute  die  Untergruppenordnung  in  den  Zwickel  zwischen  Rich- 
äungs-  und  A'usfahrgruppe  gelegt.  Hierdurch  sind  rückläufige 
^Bewegungen  unvermeidlich.  Sie  müssen  aber  als  das  kleinere 
Uebel  mit  in  Kauf  genommen  werden.  Die  Umordnung  erfolgt 
dergestalt,  daß  die  Züge  aus  den  Richtungsgleisen  in  der  Rich- 
tung der  Bahnhofsentwicklung  in  ein  besonderes  Ausziehgleis 
vorgezogen  werden.  Aus  diesem  werden  sie  über  einen  Ablauf- 
berg rückläufig  in   die  Ordnungsgruppe  (7)  gedrückt   und  aus 


dieser  ebenfalls  rückläufig  in  ein  Sammelgleis  abgezogen.  V^on 
hier  aus  wird  der  nun  fertige  Zug  in  die  Ausfahrgruppe  über- 
führt. Nach  Animann  erfordert  eine  derartige  eingehende  Um- 
ordnung eines  Zuges  von  100  Achsen  60  Minuten.  In  der  Ord- 
nungsgruppe C  des  Mannheimer  Verschiebebahnhofs  erfordert 
die  eingehende  Umordnung  eines  Zuges  von  durchschnittlich 
60  Achsen  50  Minuten.  Davon  entfallen  20  Minuten  auf  Schlepp- 
und  Ueberführungsfahrten  usw.  Die  Gruppe  selbst  ist  rund 
30  Minuten  belegt.  In  diesen  30  Minuten  werden  durchschnitt- 
lich 60  Achsen  behandelt,  so  daß  also  bei  ununterbrochenem  Ab- 
laufbetrieb       •      •  ^0  _  2280  Achsen  in  24  Stunden  eingehend 

■60  ^ 
geordnet  werden  können.  Dieser  ununterbrochene  Betrieb  wird 
sich  jedoch  kaum  durchführen  lassen,  da  der  Verkehr  sich  keines- 
wegs gleichmäßig  abwickelt.  Die  Annahme  ist  somit  berechtigt, 
daß  der  errechnete  Wert  selbst  bei  bester  Gruppenanlage  niemals 
als  durchschnittliche  Tagesleistung,  sondern  als  Spitzen- 
leistung angesehen  werden  muß.  Im  vorliegenden  Falle 
wurde  nun  aber  eine  durchschnittliche  Tagesleistung  von 
3000  Achsen  verlangt.  Es  muß  deshalb  ein  Mittel  ge- 
sucht werden,  die  Leistung  der  Ordnungsgruppe  wesentlich  zu 
erhöhen.  Dieses  Ziel  kann  nur  durch  Zeitersparnis  beim  Sam- 
meln der  Zuggruppen  erreicht  werden,  denn  die  Abiaufzeit,  die 
mit  10  Minuten  eingesetzt  wurde,  ist  schwerlich  noch  zu  ver- 
kürzen. Es  wurde  der  von  Ammann  vorgeschlagene  Weg,  die 
Ordnungsgruppen  in  durchgehendes  Gefälle  zu  verlegen,  ver- 
wertet. Zu  diesem  Zwecke  wurde  das  Schleppgleis  zwischen 
Richtungsgruppe  und  Ablaufgleis  in  eine  Steigung  von  1  :  130 
gelegt.  Das  Ablaufgleis  liegt  2,30  m  über  Bahnhofsnull.  Von 
dem  Ablaufgleis  werden  die  Züge  über  einen  Berg  mit  3,30  m 
Scheitelhöhe  gedrückt  und  laufen  in  die  in  durchgehendes  Ge- 
fälle gelegte  Ordnungsgruppe  ab.  Der  dem  Abiaufberg  zunächst 
liegende  vordere  Teil  der  Ordnungsgruppe  erhielt  nur  schwaches 
Gefälle,  um  die  schnell  ablaufenden  Wagen  im  Lauf  zu  ver- 
zögern, damit  sie  mit  nicht  zu  großer  Geschwindigkeit  auf  die 
Sperrkeile  am  Ende  der  Gruppengleise  auflaufen.  Der  hintere 
Teil  der  Gruppe  wurde  in  ein  Gefälle  von  1  :  150  gelegt,  um 
nach  Beseitigung  der  Sperrkeile  ein  schnelles  und  sicheres  Ab- 
laufen der  Wagengruppen  zu  gewährleisten.  Dieses  starke  Ge- 
fälle wurde  durch  die  ganze  Weichenstraße  durchgeführt  bis 
hinter  die  letzte  Sammelweiche.  Das  Sammelgleis  erhielt  in  der 
vorderen  Hälfte  ein  Gefälle  von  1  :  200  und  liegt  in  der  zweiten 
Hälfte  bis  zum  Gleisende  horizontal.  Dieser  letzte  Teil  des 
Sammelgleises  liegt  2,60  m  unter  Bahnhofsnull.  Der  gesamte 
Höhenunterschied  zwischen  Ablauf  und  Sammelgleis  beträgt 
2,30  +  2,60  m  =  4,90  m.  Der  Betrieb  ist  folgenderweise  gedacht. 
Die  mit  Hilfe  der  Rangierbrücke  in  den  Richtungsgleisen  fertig- 
gekuppelten Züge  werden  von  einer  Rangiermaschine  über  das 
Schleppgleis  in  das  zwischen  den  Gleisen  der  Ausfahrgruppe 
liegende  Ablaufgleis  gezogen  und  aus  diesem  über  den  Ablauf- 
berg in  die  Ordnungsgruppe  gedrückt.  Die  ablaufenden  Wagen 
kommen  an  den  Sperrkeilen,  die  jedes  Gleis  der  Ordnungsgruppe 
gegen  das  Sammelgleis  abschließen,  zum  Stehen.  Ist  der  ganze 
Zug  in  die  Gruppe  abgelaufen,  so  werden  die  Sperrkeile  nachein- 
ander entfernt  und  die  Wagengruppen  laufen  selbsttätig  nach 
Gruppen  geordnet  in  das  Sammelgleis  und  können  hier  infolge 
des  Gefälles  bequem  gekuppelt  werden.  Der  nun  fertiggestellte 
Zug  wird  durch  eine  Rangiermaschine  nach  der  Ausfahrgruppe 
überführt.  Während  der  Zeit,  in  der  die  Gruppen  in  das  Sammel- 
gleis laufen,  kann  bereits  der  folgende  Zug  in  das  Ablaufgleis 
geschleppt  werden.  Deshalb  wurde  bei  der  Berechnung  des  Zeit- 
bedarfs die  Zeit  der  Schleppfahrt  nicht  berücksichtigt.  Der  Vor- 
teil, der  durch  die  Verlegung  der  Ordnungsgruppen  in  durch- 
gehendes Gefälle  erzielt  wird,  ist  ein  doppelter:  es  wird  Zeit  und 
Arbeit  gespart.  Die  Zeitersparnis  ist  sehr  bedeutend.  Während 
bei'  dem  sonst  üblichen  Verfahren  eine  Maschine  Gruppe  für 
Gruppe  in  das  Sammelgleis  ziehen  oder  drücken  muß,  so  fallen 
jetzt  diese  zeitraubenden  Rangierbewegungen  gänzlich  fort.  Das 
Fortschrauben  der  Sperrkeile  erfordert  wenig  Zeit.  Außerdem 
kommt  noch  das  Umstellen  der  Weichen  in  Fortfall,  da  diese 
keine  Zungenvorrichtung  benötigen.  Auf  dem  \'erschiebebahn- 
hof  Kaiserslautern,  dessen  übrige  Anlagen  keineswegs  als  Muster 
gelten  dürfen,  ist  eine  derartige  Gruppenanlage  mit  durchgehen- 
dem Gefälle  im  Betrieb  und  hat  sich  bewährt.  Nach  den  dort 
gemachten  Erfahrungen  kann  mit  50  Prozent  Zeitersparnis  beim 
Sammeln  der  Züge  gerechnet  werden.  Zur  eingehenden  Ordnung 
eines  Zuges  von  60  Achsen  ist  demnach  an  Zeit  erforderlich: 

Ablauf     ...    10  Minuten 

Sammeln      .    .    10  Minuten 

20  Minuten 

Die  Ordnungsgruppe  ist  somit  nur  20  Minuten  besetzt  gegen 
30  Minuten  im  Vorfalle.    Sie  kann  somit    ^'^    =  4320 

Achsen  täglich  verarbeiten.  Mit  dieser  Leistungsziffer  wird  die 
Gruppe  allen  Verkehrsschwankungen  gewachsen  sein  und  zeit- 
weilige Belastungen  bis  zur  errechneten  Höchstgrenze  bewältigen 
können.  Die  Entscheidung  für  diese  mit  immerhin  erheblichen 
Anlagekosten  auszuführende  Gruppendurchbildung  erscheint  im 


Verkehrstechnische  Woche 


Verschiebebahnhof  mit  Doppelablauf 


330 


1 


vorliegenden  Falle  besonders  gerechtfertigt,  wenn  berücksichtigt 
wird,  daß  in  verkehrsarmen  Zeiten,  in  denen  die  Doppelgruppen 
nicht  voll  ausgelastet  werden  können,  nur  mit  einfachen  Gruppen 
gearbeitet  werden  soll. 

Dieselben  Gesichtspunkte  waren  bei  der  Ausgestaltung  der 
Gruppen  für  die  Nahgüterzüge  maßgebend.  Es  waren  20  %  = 
4O0O  Achsen  des  gesamten  Verkehrs  als  Nahgüterzüge  an- 
genommen. Diese  4000  Achsen  sollen  von  der  aus  2X9  Rich- 
tungsgleisen bestehenden  Doppelgruppe  aufgenommen  werden. 
Nach  dem  Verteilungsplan  sollen  die  Strecken  A,  as,  B,  C,  D, 
E,  es  mit  Nahgüterzügen  versorgt  werden.  Für  jede  dieser 
sieben  Strecken  wurde  ein  Gleis  gewählt,  außerdem  sind  zwei 
Reservegleise  vorhanden.  Die  Anordnung  von  zwei  Gleisen  für 
eine  Richtung  war  hier  nicht  erforderlich,  da  eine  unmittelbare 
.\usfahrt  aus  den  Richtungsgleisen  nicht  in  Frage  kommt,  weil 
sämtliche  Züge  noch  einer  Umordnung  nach  Stationen  unter- 
zogen werden  sollen.  Für  diese  Stationsordnung  reicht  eine 
Ordnungsgruppe  nach  den  in  vorstehenden  Untersuchungen  dar- 
u'elegten  Gründen  nicht  aus.  Daher  wurden  zwei  Stations- 
Kruppen  (8)  mit  je  14  Gleisen  von  mindestens  120  m  Gleislänge 
\orgesehen.  Beide  Gruppen  wurden  genau  wie  die  Ordnungs- 
gruppen für  Durchgangsgüterzüge  in  durchgehendes  Gefälle 
gelegt.  Trotzdem  bei  2000  Achsen  für  jede  Gruppe  bisher  dieser 
Mehraufwand  von  Anlagekosten  nicht  gerechtfertigt  erscheint, 
da  bereits  die  horizontale  Ordnungsgruppe  eine  tägliche  Leistung 
von  2800  Achsen  aufweist,  so  verdient  auch  im  vorliegenden 
Falle  die  Ordnungsgruppe  mit  durchgehendem  Gefälle  den  Vor- 
zug, weil  die  Ersparnis  an  Zeit  und  Betriebsmitteln  die  Mehrauf- 
wendungen bei  weitem  aufwiegen.  Nach  Mitteilungen  des 
maschinentechnischen  Büros  der  Eisenbahngeneraldirektion 
Karlsruhe  betrugen  Ende  1920  die  Selbstkosten  für  die  Betriebs- 
stunde einer  Rangierlokomotive  120  Mark.  Wird  mit  der  Er- 
sparung von  nur  einer  halben  Maschine  gerechnet,  so  bedeutet 
das  demnach  eine  Ersparnis  von  jährlich  500  000  Mark.  Hinzu 
kommen  noch  die  Ersparnisse  durch  den  beschleunigten  Wagen- 
umlauf, die  ebenfalls  sehr  bedeutend  sind.  Die  Selbstkosten  für 
die  Unterhaltung  eines  gewöhnlichen  Güterwagens  betrugen 
Ende  1920  jährlich  6600  Mark.  Jeder  stillstehende  Wagen  kostet 
somit  die  Verwaltung  stündlich  0,75  Mark,  täglich  also  18  Mark. 
Bei  vollausgelasteter  Gruppe  leistet  die.  Anlage  mit  durchgehen- 
dem Gefälle  täglich  rund  1000  Achsen  mehr,  erspart  somit  täg- 
lich 9000  Mark  oder  9000  X  360  =  3  240  000  Mark  jährlich. 
Gegenüber  diesen  großen  Ersparnissen  erscheinen  die  Mehr- 
kosten für  die  Herstellung  einer  Gruppe  mit  durchgehendem 
Gefälle  recht  unbedeutend.  Da  es  im  vorliegenden  Falle  sich 
nicht  um  eine  bestimmte  Anlage,  sondern  um  einen  allgemeinen 
Fall  handelt,  bei  dem  lediglich  der  Nachweis  der  Ausführbarkeit 
erbracht  werden  soll,  so  wurde  die  technisch  bessere  Lösung  dar- 
gestellt ohne  eingehende  Untersuchung  der  Wirtschaftlichkeit. 

Bei  der  Durchbildung  eines  Entwurfsfalles  erscheint  die 
Untersuchung  der  Frage  besonders  zweckmäßig,  ob  es  nicht  an- 
gebracht ist,  auf  die  Ordnung  von  Nahgüterzügen  auf  großen 
Verschiebebahnhöfen  überhaupt  zu  verzichten  und  diese  ge- 
eigneten Streckenbahnhöfen  zuzuweisen.  Diese  Entlastung  würde 
die  schwierige  Betriebsweise  der  Verschiebebahnhöfe  wesentlich 
vereinfachen  und  ihre  Größe  verringern.  Dem  Ordnungsbahnhof 
würde  untergeordnetes  Gut  für  den  zu  bedienenden  Strecken- 
abschnitt zufließen,  d.  h.  also,  im  Verschiebebahnhof  würden  die 
Nahgüterzüge  nur  nach  Richtungen  verarbeitet  werden.  Diese 
Anordnung  hat  außerdem  noch  den  Vorteil,  daß  die  Ausfahr- 
gruppe wesentlich  verkleinert  werden,  bei  ausreichender  Zahl 
von  Richtungsglcisen  sogar  ganz  in  Fortfall  kommen  kann,  da 
die  Züge  aus  den  Richtungsgleisen  unmittelbar  ausfahren,  die 
.\usfahrgruppe  also  nur  noch  zum  Ausgleich  für  unregelmäßigen 
Zuglauf  zu  dienen  hat. 

Die  Gruppen  für  den  Eckverkehr  (4)  liegen  aus  Zweckmäßig- 
keitsgründen zwischen  den  Nahgüterzügen  und  Durchgangs- 
güterzügen. Sie  bestehen  für  jedes  System  aus  sechs  Gleisen, 
zwei  davon  für  Eckverkehr,  je  eins  für  Betriehsgut,  Ortsgut, 
Werkstatt  und  Umladeverkehr.  Für  das  Abziehen  dieses  Ver- 
kehrs aus  den  Richtungsglcisen  kommen  zwei  Möglichkeiten  in 
Frage.  Erstens:  die  Züge  werden  auf  Verkehrsgleisen  durch  die 
Ausfahrgruppe  hindurchgeschleppt  und  kreuzen  am  Bahnhofs- 
ende die  Zugausfahrten  entweder  schienenfrei  oder  in  Schienen- 
höhe, um  dann  von  einem  Ausziehgleis  rückläufig  der  östlichen 
Einfahrgruppe,  beziehungsweise  den  übrigen  Bedarfsstellen  zu- 
geführt zu  werden.  Zweitens:  die  Züge  kreuzen  kurz  hinter  der 
Richtungsgruppe  schienenfrei  die  gesamte  Bahnhofsanlage  bis 
zu  den  mittleren  Verkehrsgleisen,  von  denen  aus  eine  bequeme 
Verteilung  an  die  Bedarfsstellen  erfolgen  kann.  Der  letzten  Aus- 
iiihrungsart  wurde  bei  vorstehendem  Entwurf  der  Vorzug  ge- 
geben, da  sie  betriebstechnisch  die  beste  Lösung  ist.  Eine  Durch- 
kreuzung der  Ausfahrten  in  Schienenhöhe  am  Bahnhofsende  ist 
nur  bei  kleinem  Verkehr  durchführbar,  weil  sie  die  unmittelbaren 
Ausfahrten  der  Fern-  und  Durchgangsgüterzüge  gefährdet.  Die 
schienenfreie  Kreuzung  an  dieser  Stelle  hat  den  Nachteil,  daß 
sie  den  Zusammenhang  der  Ausfahrgruppe,  die  ohnehin  durch 
die  hochliegenden  Ablaufgleise  der  Ordnungsgruppen  schon 
stark  gegliedert  ist,  noch  mehr  zerreißt.  Bezüglich  der  Bau- 
kosten würde  diese  Lösung  gegenüber  der  gewählten  sich  nur 


wenig  günstiger  stellen.    Die  zur  Ausführung  gekommene  An-  ■ 

Ordnung  ist  folgende:  Kurz  hinter  der  Richtungsgruppe  (4)  fällt  '. 

das  Ueberführungsgleis  in  einer  Steilrampe  von  1  :  60  beziehungs-  j 

weise  1  :  75,  unterfährt  die  dazwischen  liegenden  Gleisgruppen,  ; 

gewinnt  auf  einer  Steilrampe  von  1  :  60  wieder   das    Bahnhofs-  , 

planum  und  mündet  in  eine  Uebergabegruppe  (19).    Von  hier  aus  j 

erfolgt  die  Verteilung  an    die  Bedarfsstellen    in    einwandfreier  \ 

Weise,  da  die  mittleren  Verkehrsgleise  unmittelbare  Verbindung  ] 

mit  der  Gruppe  haben.    Der  Ortsgüterbahnhof  ist  ebenfalls  mit  ! 

der  Uebergabegruppe  durch  eine  eingleisige  Strecke  verbunden,  ^ 
so  daß  die  Ortsgüterzüge  in  dieser  Gruppe  (19)  beginnen  und 

endigen.    Das  Eckgut  wird  in  dem  Ueberführungsgleis  für  Orts-  c 

gut  ausgezogen  und  rückläufig  der  östlichen  Einfahrgruppe  (16)  J 

zugestellt.    Die  Güterzüge  vom  Ortsgüterbahnhof  können,  falls  " 
auf  diesem  eine  Vorordnung  des  Gutes  für  Westen,  Osten  und 
Umladegruppe  nicht  möglich  ist,  in  der  Uebergabegruppe  (19) 
nach  diesen  drei  Richtungen    vorgeordnet    werden.  Hierdurch 

werden  unnötige  Abläufe  erspart,   weil   das  Gut  nach  Westen,  ^ 

nach  Osten  und  für  die  Umladegruppe   unmittelbar  zugestellt  ] 

werden  kann.  ■ 

Die  Ausfahrgruppe  erfährt  durch  das  Doppelsystem  not- 
wendigerweise eine  Zergliederung.  In  der  Mitte  liegt  die  Aus- 
fahrgruppe für  Nahgüterzüge  (10),  die  durch  die  hochliegenden 

Ablaufgleise  für  die  Ordnungsgruppen  halbiert  wird.  Die  Ueber-  ; 
sichtlichkeit  in  der  Gruppe  wird  durch  den  dazwischenliegenden 

Damm  allerdings  beeinträchtigt  und  es  ist  zweckmäßig,  diesen  ! 

in  Zwischenräumen  für  den  Verkehr   der    Beamten    zu    unter-  j 

tunneln,  da  ein  Ueberschreiten  der  Ablaufgleise  stets  mit  Gefahr  j 

verbunden  ist.    Die  Ausfahrgruppe  für  Nahgüterzüge  wurde  auf  " 

2  X  8  =  16  Gleise  bemessen,  so  daß  jedes  Gleis  bei  4000  Achsen  ; 

Nahgut  etwa  acht  Stunden  von  einem  Nahgüterzuge  besetzt  sein  j 

darf.    Eine  längere  Gleisbesetzung  kommt  niemals  in  Frage.    Die  l 

Größe  der  Gruppe  ist  so  reichlich  gewählt,  damit  die  Richtungs-  ! 

gruppen  niemals  überlastet  zu  werden  brauchen,  sondern  stets  ! 

ein  gleichmäßiger  Abfluß  in  die  Ausfahrgruppe    erfolgen  kann.  ^ 

Außerdem  werden  Störungen  in  der  Zugfolge  der  freien  Strecke  i 

ohne  weiteres  durch  die  Ausfahrgruppe  ausgeglichen,  der  Ab-  | 

lauf-  und  Ordnungsbetrieb  im  Bahnhof   also    in    keiner  Weiäe  i 

nachteilig  beeinflußt.  \ 

Zu  beiden  Seiten  der  Ausfahrgruppen    für  Nahgüterzüge, 

wiederum  getrennt  durch  die  auf  Dämmen    liegenden    Ablauf-  ! 

gleise  der  Ordnungsgruppen    für    Durchgangsgüterzüge,  liegen  j 

die  Ausfahrgruppen  für  Fern  und  Durchgangsgüterzüge  (9).  Die  ■ 

nördliche  Gruppe  erhielt  12,  die  südliche  14  Gleise.  Es  wurde  j 
angenommen,  daß  75  Prozent  der  Ferngüterzüge  und  20  Prozent 

der  Durchgangsgüterzüge  aus  den  Richtungsgleisen  unmittelbar  ! 

ausfahren.    Somit  müssen  etwa  noch  8000  Achsen  von  den  Aus-  j 

fahrgruppen  aufgenommen  werden.    Dies  entspricht  wiederum  ■ 

einer  etwa  achtstündigen  Gleisbesetzung  für  einen  Zug.    Bei  der  j 

Größenbemessung  dieser  Gruppe  waren  dieselben  Gesichtspunkte  ■ 

maßgebend,  wie  bei  der    für  die  Nahgüterzüge.    Die  Ausfahr-  i 

gruppe  läuft  in  drei  Streckengleise  aus.    Die  Auskreuzungen  der  j 

ausfahrenden   Züge  erfolgen    sämtlich    in    Schienenhöhe.     Für  j 

kleinere  Berichtigungen  sowie  zum  Umsetzen  ganzer  Züge  wur-  i 

den  an  der  östlichen  Gruppenspitze  zwei  Ausziehgleise  von  Zug-  \ 

länge  vorgesehen.  i 

Die  Umladeanlage  (11)  wurde  zwischen  die  mittleren  Ver- 
kehrsgleise  geschaltet  und  beiderseitig  angeschlossen,  um  ein  be- 
quemes Ausrangieren  zu  ermöglichen.  Es  wurden  3600  m  Rampen- 
gleislänge vorgesehen,  so  daß  gleichzeitig  etwa  400  Wagen  be-  ] 
handelt  werden  können.    Die  Umladehalle  selbst  ist  300  m  lang  ■ 
und  bietet  Platz  für  gleichzeitig  270  Wagen.    Bei  viermaligem  j 
täglichen  Wechsel  können  also  1600  Wagen  umgeladen  werden.  ■ 
Die  Leistungsfähigkeit  der  Umladeanlage  wird  erhöht  durch  eine  I 
hinreichende  Zahl  von  Abstellgleisen.                               _  ] 

Nördlich  der  Umladeanlage,  ebenfalls  zwischen  die  mittleren  i 

Verkehrgleise  geschaltet,    wurde    die    Wagenwäsche   (12)    an-  • 

geordnet,  die  auch  beiderseits  angeschlossen  ist.  ' 

Am  westlichen  Bahnhofsende  liegt  zwischen  Einfahrgruppe  ] 

von  Westen  und  Ausfahrgruppe  nach  Westen  der  umfangreiche  ,i 

Lokomotivbahnhof.    Die  Größenverhältnisse  dieser  Anlage  wur-  i 

den  der  Größe  des  Verkehrs  entsprechend  gewählt.    Der  Loko-  \ 

motivschuppen  (13)  bietet  Platz  für  etwa  400  Lokomotiven,  was  j 

etwa  75  v.  H.  des  Bedarfs  entspricht.    Die  Bekohlungsanlagen.  ] 

wie  auch  die  Werkstätten  für  Lokomotiven  (15)  und  Wagen  (12)  ; 

wurden  ebenfalls  den    Größenverhältnissen    des    Bahnhofs    an-  ■ 

gepaßt.  I 

Am  östlichen  und  westlichen  Ende  des  Lokomotivbahnhofes  j 

wurden  die  Packwagengruppen  (17  und  18)  so  angeordnet,  daß  ] 

zum    Absetzen    und    Aufnehmen    des    Packwagens    möglichst  [ 

geringe  Wege  erforderlich  sind.    Die  östliche  Packwagengruppe  , 

(18)   dient  dem  Verkehr  von  und  nach  Westen,  während  die  " 
westliche  Gruppe  (17)   für  den  Verkehr  von  und  nach  Osten 
bestimmt  ist.    Die  zur  Aufnahme  und  zum  Absatz  erforderlichen 

Lokomotivfahrten  sind  unter  Berücksichtigung  des  vorstehenden  ^ 
ohne  weiteres  ersichtlich. 

Die  gesamte  Bahnhofsanlage  wird  von  einem  in  sich  ge- 
schlossenen   Netz    von    Verkehrsgleisen    durchzogen,    das  der 

Uebersichtlichkeit   halber   im  Entwurfsplan  gestrichelt   hervor-  ^ 

gehoben  wurde.    Wie  ersichtlich,    ist    der  Entwurf  so  durch-  j 
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geführt,  daß  alle  Punkte,  zu  denen  die  Lokomotiven  gelangen 
müssen,  ohne  umständliche  und  zeitraubende  Rangierbewegungen 
erreicht  werden  können.  Auf  diesen  Vorteil  wurde  ganz  beson- 
ders Wert  gelegt,  weil  ein  gut  durchgebildetes  Netz  von  Ver- 
kehrsgleisen die  Leistungen  der  gesamten  Bahnhofsanlage  in 
hohem  Maße  günstig  beeinflußt. 

Die  Umfahrgleise,  die  den  Bahnhof  richtungsweise  um- 
schließen, sind  zur  Umleitung  derjenigen  Züge  bestimmt,  die  im 
Bahnhof  nicht  umbehandelt  werden  sollen.  Für  diese  Züge 
wurden  in  Höhe  der  Richtungsgruppe  drei  Ueberholungs- 
gleise  (21)  angelegt.  Außerdem  wurde  durch  Einbau  einer 
Weichenstraße  berücksichtigt,  daß  diese  Züge  aus  der  Richtungs- 
gruppe für  Ferngüterzüge  Verstärkungen  aufnehmen  oder  auch 
Gruppen  absetzen  können.  Eine  Hilfsbekohlungsanlage  (22)  er- 
möglicht den  Zugmaschinen  die  Ergänzung  ihrer  Betriebsstoffe. 
Außerdem  kann  Lokomotivwechsel  stattfinden. 

Die  Vorteile,  die  die  vorstehenden  Vorschläge  in  wirtschaft- 
licher wie  auch  in  betriebstechnischer  Beziehung  bieten,  sind 
ohne  weiteres  ersichtlich.  In  wirtschaftlicher  Hinsicht  ist  be- 
sonders hervorzuheben,  daß  durch  die  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahnhofsanlage  durch  den  beschleunigten  Wagen- 
umlauf und  die  Ersparnis  von  Maschinen  beträchtliche  Summen 
erspart  werden.  Außerdem  gestattet  der  Doppelablauf  eine  Er- 
weiterungsmöglichkeit bestehender  Anlagen  in  einem  solchen 
Umfange,  daß  die  vorhandenen  Bahnhöfe  bei  entsprechendem 
Ausbau  noch  gewaltige  Verkehrssteigerungen  zulassen.  Hierbei 
ist  besonders  zu  beachten,  daß  ein  großer  Bahnhof  stets  wirt- 
schaftlicher arbeitet  als  zwei  mittlere,  weil  der  Bedarf  an 
Personal  geringer  ist  und  die  Nebenanlagen  nicht  doppelt  er- 
stellt zu  werden    brauchen.     In    betriebstechnischer  Hinsicht 


bietet  der  Doppelablauf  den  großen  Vorteil,  daß  die  Leistung 
verdoppelt  wird,  ohne  daß  der  Bahnhof  an  Längenausdehnung 
zunimmt.  Jeder  Versuch,  die  Leistung  eines  Verschiebebahnhofs 
durch  Vergrößerung  der  Länge  zu  erreichen,  muß  als  un- 
geschickt bezeichnet  werden.  Dagegen  ist  eine  Vergrößerung 
der  Breitenabmessung  durchaus  unbedenklich,  da  hierdurch  die 
Uebersichtlichkeit  in  keiner  Weise  beeinträchtigt  wird.  Als 
Nachteil  der  Verdoppelung  macht  Geheimrat  Heinrich  im  Zentral- 
blatt der  Bauverwaltung  geltend,  daß  die  Auslastung  der  aus  den 
beiden  gleichgerichteten  Systemen  hervorgehenden  Güterzüge 
mit  demselben  Ziel  und  der  gleichen  Zusammensetzung  dann 
Schwierigkeiten  bereitet,  wenn  der  Verkehr  nachläßt,  aber  noch 
so  groß  ist,  daß  man  ein  System  nicht  völlig  außer  Betrieb 
setzen  kann,  dieser  Nachteil  ist  besonders  unangenehm  bei  den 
Zügen,  die  eine  eingehende  Ordnung  nach  Untergruppen  er- 
fordern, wie  bei  Durchgangs-  und  Nahgüterzügen.  Die  Fern- 
güterzüge lassen  sich  mit  verhältnismäßig  geringem  Aufwand 
an  Verschiebearbeit  im  Bedarfsfalle  noch  in  der  Ausfahrgruppe 
aus  der  Süd-  und  Nordgruppe  zu  ausgelasteten  Zügen  zusammen- 
stellen. Schwieriger  ist  es  mit  den  Nah-  und  Durchgangsgüter- 
zügen. Für  die  Nahgüterzüge  entfällt  bei  der  gewählten  An- 
ordnung diese  Schwierigkeit  völlig,  da  sie  in  einer  geschlossenen 
mittleren  Gruppe  beliebig  gebildet  werden  können.  Lediglich 
für  die  Durchgangsgüterzüge  könnte  somit  im  obigen  Falle  ein 
Nachteil  entstehen.  Diesem  ist  dadurch  begegnet,  daß  die  beiden 
Teilgruppen  für  Durchgangsgüterzüge  besonders  hochwertig 
durchgebildet  wurden,  wie  es  bei  der  Beschreibung  der  Anlagen 
bereits  erwähnt  wurde.  Besonders  der  Einbau  einer  Ordnungs- 
gruppe mit  durchgehendem  Gefälle  ermöglicht  eine  so  starke 
Ueberlastung  jedes  Systems,  daß  der  befürchtete  Nachteil  nicht 
in  Erscheinung  treten  wird. 
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Will  man  also  die  Gründe  feststellen,  aus  denen  die  Ent- 
wicklung Bremens  so  beträchtlich  hinter  derjenigen  von  Ham- 
burg, R'  tterdam  und  Antwerpen  zurückblieb,  so  wird  man  vor 
allen  Dingen  das  Hinterland  Bremens  und  die  verkehrsgeogra- 
phischen Bedingungen  desselben  untersuchen  müssen. 

II.  Das  natürliche  Hinterland  Bremens. 

a.     Allgemeine    geographische  Charakteri- 
sierung. 

Es  ist  schon  im  vorhergehenden  Abschnitt  verschiedentlich 
darauf  hingewiesen  worden,  daß  der  Wert  eines  Hafens  durch- 
aus nicht  allein  von  seiner  Lage  im  Weltverkehr  und  noch 
weniger  davon  abhängt,  inwieweit  er  schon  von  Natur  dazu 
geeignet  ist,  als  Ankerplatz  und  Ladestelle  für  die  Schiffahrt 
zu  dienen.  Gerade  die  letzte  Bedingung  ist  um  so  weniger  aus- 
schlaggebend, je  weiter  sich  die  Technik  entwickelt  hat.  Es 
gibt  daher  eine  Reihe  von  Häfen,  die  dort,  wo  ein  geeignetes 
Hinterland  gebieterisch  den  Zugang  zur  See  forderte,  lediglich 
durch  Menschenwerk  und  Kunstbauten  entstanden  sind,  wie  es 
andererseits  bei  den  Anforderungen  des  modernen  Verkehrs 
überhaupt  wohl  kaum  einen  Seehafen  gibt,  der  nicht  in  erheb- 
lichem Maße  auf  die  Hilfe  der  Technik  angewiesen  wäre. 
Allerdings  setzt  die  Gewalt  des  Meeres  auch  der  fortgeschritte- 
nen Technik  noch  enge  Grenzen.  Daß  diese  Einschränkungen 
nicht  vergessen  werden  dürfen,  zeigt  das  Beispiel  Zeebrügges. 

Jeder  Hafen  —  mit  Ausnahme  der  Kriegshäfen  —  hat  die 
Aufgabe,  ein  Mittler  zwischen  Binnen-  und  .Seeverkehr  zu  sein. 
Ein  Verkehr  entsteht  aber  nur  dort,  wo  ein  Bedürfnis  dazu 
vorliegt,  Waren  zu  empfangen  und  zu  versenden.  Dieses  Be- 
dürfnis und  der  dadurch  hervorgerufene  Verkehr  wird  um  so 
umfangreicher  sein,  je  größer,  je  verbrauchsfähiger  und  je  er- 
zeugungskräftiger das  Hinterland  des  betreffenden  Hafens  ist. 
Verbrauchsbedürfnis  und  Erzeugungsmöglichkeiten  hängen  nun 
wesentlich  von  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  und  der  Höhe 
ihrer  Kulturstufe  ab.  Der  nordwestliche  Teil  Europas,  in  dem 
auch  das  Hinterland  Bremens  liegt,  fällt  in  den  sogenannten 
„höchsten  Kulturkreis  der  Welt",  als  dessen  Mittelpunkt  Köln 
und  als  dessen  Radius  eine  Strecke  von  etwa  1000  km  gedacht 
werden  kann.  Er  bildet  ferner  den  Hauptteil  des  europäischen 
Dichtegebietes,  das,  von  den  drei  großen  Dichtegebieten  der 
Welt  (dem  chinesisch-japanischen,  dem  amerikanischen  und  dem 
europäischen)  das  wirtschaftlich  unselbständigste  ist,  so  daß 
ei  am  meisten  auf  starke  Zufuhr  von  Lebensmitteln  und  Roh- 
stoffen angewiesen  ist,  denen  wieder  eine  entsprechende  Aus- 
fuhr von  industriellen  Erzeugnissen  und  auch  Bodenschätzen 
(z.  B.  Kohle  und  Kali)  gegenübersteht.  Daß  in  einem  solchen 
volkreichen  und  kulturell  oder  wenigstens  zivilisatorisch  hoch- 
stehenden Gebiete  Industrie  und  Handel  außerordentlich  stark 
entwickelt  sein  müssen,  liegt  auf  der  Hand.  Diese  beiden 
Betätigungen  werden  aber  erst  ermöglicht  durch  den  Verkehr, 


an  den  sie  mit  wachsendem  Umfang  immer  stärkere  Ansprüche 
stellen. 

Verkehrsgeographisch  kann  man  sich  Europa  in  drei  Teile 
gegliedert  denken:  den  Nordwesten,  der  dem  Einflüsse  des 
Atlantischen  Ozeans  unterliegt,  den  Süden,  der  vom  Mittel- 
ländischen Meer  erschlossen  wird  und  den  Osten,  der  in  weiter 
Landfläche  mit  Asien  verbunden  ist,  nur  Berührung  mit  weniger 
bedeutenden  „Binnenmeeren"  hat  und  infolgedessen  verkehrs- 
technisch am  wenigsten  entwickelt  ist.  Der  nordwestliche  oder 
atlantische  Teil  Europas  ist  kulturell  und  wirtschaftlich  das 
wichtigste  Gebiet  unseres  Weltteils,  es  umschließt  die  durch 
Bodenschätze  am  meisten  gesegneten,  industriereichsten  und  am 
dichtesten  besiedelten  Gegenden. 

In  dieser  bevorzugten  Fläche  bildet  N W.-Deutschland  .«ge- 
wissermaßen das  Herzstück,  gleichzeitig  aber  auch  das  Mittel- 
stück der  großen  Tieflandebene,  die  sich  fast  ununterbrochen 
von  den  Pyrenäen  bis  zum  Ural  an  der  Küste  des  Atlantischen 
Ozeans  und  der  Ostsee  entlang  hinzieht.  Die  südliche  Grenze 
dieses  ,, Nordwestdeutsche  Tiefebene"  genannten  Mittelstückes 
wird  durch  die  deutschen  Mittelgebirge  gebildet,  die  in  ihrer 
Entstehung  älter  als  die  Alpen,  aber  durch  starke  Denudation 
abgetragen  und  abgeflacht,  sowie  durch  Erosionen  vielfa.:h 
durchbrochen  und  reich  gegliedert  sind.  Infolge  dieser  Eigen- 
schaften sind  sie  durchaus  nicht  verkehrsfeindlich,  sondern 
lassen  zahlreiche  Wege  in  sich  ein  und  durch  sich  hindurch- 
dringen. Ihre  verkehrsgeographische  Bedeutung  im  nordwest- 
deutschen Flachland  kann  man  sich  am  besten  dadurch  ver- 
deutlichen, daß  man  sich  das  Verhältnis  der  Tiefebene  zum 
Berglande  ebenso  vorstellt,  wie  das  \'erhältnis  vom  Meere  zur 
Küste.  Aehnlich  wie  das  Meer  mit  geringstem  Widerstände 
zwischen  Verkehrsmittel  und  Verkehrsträger  bei  dem  heutigen 
Stande  der  Technik  nach  allen  Richtungen  befahrbar  ist. 
ist  auch  die  Tiefebene  zwar  mit  größerem  Widerstande, 
aber  doch  ebenfalls  fast  nach  allen  Richtungen  passierbar.  Der 
Verkehr  des  Flachlandes  nmstreicht  den  Gebirgsrand  wie  der 
Schiffsverkehr  die  Küste,  und  er  wird  genau  wie  dieser  nach 
Buchten  und  natürlichen  Vertiefungen  im  Berglande  suchen,  um 
in  dieses  einzudringen.  Man  spricht  in  diesem  Sinne  daher  mit 
Recht  von  einer  Tieflandküste  und  von  Tieflandbuchten. 

Von  diesen  unterscheidet  man  in  Norddeutschland  die 
4  großen  Buchten  von  Köln,  Münster,  Leipzig  und  Oberschle- 
sien, daneben  die  kleineren  Buchten  von  Hannover  und  Dres- 
den. (Vergl.  Abb.  2.)  Betrachtet  man  diese  Tieflandbuchten 
in  ihrer  Lage  zu  den  Seehäfen,  so  wird  man  ohne  weiteres  er- 
kennen, daß  diejenige  von  Köln  durch  den  Rhein  mit  den  i  -  der- 
ländischen  Häfen  verbunden  wird.  Der  Rhein  verbindet  außer- 
dem durch  einen  verhältnismäßig  sehr  kurzen  Durchbruch  durch 
das  Rheinische  Schiefergebirge,  den  Hunsrück  und  Taunus  das 
Niederrheinische  Tiefland  mit  der  Oberrheinischen  Tiefebene,  s j 
daß  verkehrsgeographisch  die  Kölner  Bucht  bis  nach  Basel  yer- 
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längert  wird.  Die  Tieflandbucht  von  Leipzig-Halle  wird  von 
der  Saale  erschlossen  und  gehört  infolgedessen  zum  Stromge- 
biet der  Elbe  und  damit  zum  Nordseehafen  Hamburg.  Die 
kleine  Dresdener  Bucht  gehört  naturgemäß  ebenfalls  zur  Elbe. 
Die  Oberschlesische  Bucht  wird  von  der  Oder  durchströmt. 
Man  würde  also  als  ihren  günstigsten  Hafen  Stettin  an  der 
Odermündung  und  Ostseeküste  betrachten  müssen,  wenn  nicht 
infolge  der  Lage  der  Urstromtäler,  die  später  noch  näher  be- 
handelt werden  sollen,  Hamburg  seinen  Einfluß  bis  in  diesen 
südöstlichen   Tieflandszipfel    geltend   machen  würde. 

So  sin'd  die  größten  und  tiefsten  Tieflandbuchten  den  großen 
Stromsystemen  von  Rhein  und  Elbe  Untertan',  und  man  erkennt, 
daß  für  die  zwischen  diesen  beiden  Strömen  fließende  Weser  und 
ihren  Mündungshafen  Bremen  nicht  mehr  viel  übrig  bleiben 
kann.  Allerdings  ist  die  große  Bucht  von  Münster  und  die 
kleine  von  Hannover  noch  nicht  betrachtet  worden,  so  daß  zu 
untersuchen  bleibt,  wie  diese  im  Verhältnis  zur  Meeresküste 
liegen.  Die  Münstersche  Bucht  ist  die  geographisch  am  klar- 
sten begrenzte.  Sie  hat  die  Gestalt  eines  gleichschenkligen  Drei- 
ecks, dessen  Scheitelpunkt  etwa  im  Eggegebirge  an  der  Quelle 
der  Ems  liegt,  und  dessen  einer  Schenkel  vom  Teutoburger 
Wald,  dessen  anderer  Schenkel  vom  Haargebirge  gebildet  wird. 
Die  Basis  dieses  Dreiecks  ist  nicht  geschlossen,  so  daß  sich  die 
Bucht  nach  der  Niederrheinischen  Tiefebene  hin  öffnet.  Außer- 
dem geht  der  wichtigste  südwestliche  Teil  der  Münsterschen 
Bucht  in  das  Industriegebiet  über  und  unterliegt  auch  dadurch 
dem  stark  verkehrsanziehend  wirkenden  Rhein.  Die  Stadt 
Münster,  der  die  Bucht  den  Namen  verdankt,  liegt  zwar  in  der 
Luftlinienentfernung  günstig  zu  Bremen,  denn  dieses  ist  der  ihr 
am  nächsten  gelegene  Nordseehafen.  Emden  liegt  etwas,  Rotter- 
dam beträchtlich  weiter  entfernt.  Aber  der  gradlinige  Weg 
Münster — Bremen  wird  durch  den  Teutoburger  Wald,  den  Sün- 
tel  und  das  Wiehengebirge  versperrt.  Der  diese  Bergzüge 
durchbrechende  Sattel  von  Bielefeld-Minden  bildet  zwar  einen 
vorzüglichen  Durchgang  für  den  großen  W-O-Verkehr  der 
„innersten  Küstenbahn"  Paris— Jeumont— Herbesthal— Köln.— 
FTannover— Berlin,  lenkt  aber  naturgemäß  diesen  Verkehr  nicht 
nach  Bremen  hin,  sondern  an  Bremen  vorbei.  Die  Weser  hat 
diesem  Hauptverkehrswege  wohl  die  Porta-Westfalika  geöffnet, 
aber  sie  hat  sich  als  vollkommen  uneigennütziger  Torwart  oder 
als  zu  schwach  erwiesen,  um  einen  nennenswerten  Teil  dieses 
Verkehrs  zu  sich  herabzuziehen,  denn  der  Mittellandkanal  und 
eine  viergleisige  Eisenbahn  überbrücken  sie,  um  die  starken  Er- 
zeugungs-  und  Verbrauchsgebiete  Rheinland-Westfalen  und  Ber- 
lin zu  verbinden.  Ein  weiterer  Nachteil  der  Münsterschen 
Bucht  ist,  daß  sie  im  Gegensatz  zur  Kölner,  Leipziger,  Dres- 
dener un'd  Oberschlesischen  Bucht  nicht  von  einem  starken 
Strome  durchflössen  wird.  Nur  Flüsse  untergeordneter  Bedeu- 
tung, die  Lippe  und  die  Ems,  durchziehen  sie.  Diese  sind'  aller- 
dings durch  künstliche  Maßnahmen  verstärkt  und  in  ihrer 
Bedeutung  gehoben  worden,  aber  ebenfalls  nicht  zugunsten 
Bremens:  die  kanalisierte  Lippe  trägt  den  Verkehr  zum  Rhein, 
die  durch  den  Dortmund — Ems-Kanal  verstärkte  Ems  ver- 
bindet das  Lrdustriegebiet  mit  Emden.  So  zeigt  sich  die  Mün- 
stersche Bucht  teils  infolge  der  durch  die  Natur  geschaffenen 
Bedingungen,  teils  infolge  künstlicher  Maßnahmen  in  ihrer  ver- 
kehrsgeographischen Lage  von  Bremen  abgewandt. 

Verkehrstechnisch  bei  weitem  günstiger  für  Bremen  liegt 
dagegen  die  Bucht  von  Hannover.  Sie  wird  von  der  Leine, 
einem  Nebenfluß  der  Weser,  geöffnet  und  gehört  dadurch  zu 
deren  natürlichem  Einflußgebiet  und  zum  Hinterlande  Bremens. 
Nachteilig  ist  aber,  daß  die  Leinie  nur  ein  sehr  schwacher  Fluß 
ist  und  in  ihrem  heutigen  Zustand  als  Verkehrsträger  überhaupt 
nicht  mehr  in  Betracht  kommt.  Infolgedessen  hat  auch  die  von 
ihr  gebildete  Bucht  eine  nur  mehr  topographische  Bedeutung, 
während  das  geographische  Kennzeichen  des  Raumes  Hannover 
darin  bcRründet  ist,  daß  in  ihm  das  ,, Nordkap"  der  deutschen 
Mittelgebirge  liegt,  also  der  Schnittpunkt  der  beiden  Dach- 
flächen, die  sich  von  SW  und  SO  ansteigend  in  diesem  Räume 
treffen.  Der  Verkehr  dringt  hier  also  nicht  so  sehr  von  Nord 
nach  Süd  in  das  mittels  der  Leinesenke  buchtenförmig  aus- 
weichende Gebirge  ein,  sondern  er  brandet  von  West  nach  Ost 
um  den  Gebirgsvorsprung  herum.  Infolgedessen  hat  auch  Bre- 
men von  der  Hannoverschen  Bucht  nicht  etwa  den,  gleichen  Vor- 
teil wie  beispielsweise  die  Rheinhäfen  von  der  Kölner  oder  Ham- 
burg von  der  Leipziger  und  Dresdener  Bucht. 

Die  Bedeutung  der  Strome  als  richtun.gsebende  Wege  ist 
schon  mehrfach  berührt  worden.  Man  wird  dabei  im  allgemeinen 
zunächst  an  die  schiffbaren  Ströme  denken.  Neben  diesen  spie- 
len aber  auch  die  alten,  vom  Wasser  läncst  verlassenen  Fluß- 
bette eine  wichtige  Rolle,  und  es  ist  ein  Vorteil  der  nordwest- 
deutschen Tiefebene,  daß  sie  mit  solchen  tiefer  lieeenden  trocke- 
nen Tälern  reich  ausgestattet  ist.  Ihre  Entstehung  verdanken 
sie  dem  Zurückweichen  der  skandinavischen  Gletscher,  die  ihre 
Spuren  in  Form  von  Endmoränen  und  Urstromtälern  zurück- 
gelassen haben.  Jene  bilden  wegen  ihrer  geringen  Höhe  keine 
starken  Hindernisse,  diese  dagegen  vorzüglich  geeignete  Wege 


für  den  Verkehr,  besonders  —  wegen  ihrer  tiefen  Einsenkungen 
—  für  die  Wasserstraßen.  Unsere  heutigen  Ströme  benutzen 
die  alten  Urstromtäler  allerdings  immer  nur  für  einen  Teil 
ihres  jetzigen  Laufes,  in  ihrer  Hauptrichtung  von  SO  nach  NW 
stimmen  sie  aber  mit  ihnen  überein.  Dadurch,  daß  sie  von  die- 
ser Linie  teilweise  abweichen,  haben  sie  viel  zur  besseren  Glie- 
derung und  Aufschließung  ihres  Stromgebietes  beigetragen. 
Dort,  wo  die  Hauptströme  die  Urtäler  verlass:n  haben,  werden 
sie  durch  Nebenflüsse  ersetzt,  die  mit  ihrem  Anteil  i-n  den  Ur- 
stromtälern vielfach  zu  künstlichen  Wasserverbindungen  zwi- 
schen den  Hauptströmen  ausgenutzt  werden  konnten.  Das 
beste  Beispiel  dafür  bildet  die  teils  natürliche,  teils  künstliche 
Verbindung  von  Elbe  und  Oder,  die  das  oberschlesische  Kohlen- 
und  Industriegebiet  über  Kosel,  Breslau,  Glogau  und  Berlin  in 
fast  gerader  Linie  mit  Hamburg  verbindet.  Dieser  Weg  stützt 
sich  in  seinem  Oberlauf  bis  in  die  Gegend  von  Liegnitz  auf  das 
Bremen' — Breslauer  Urstromtal,  das  bis  dahin  von  der  Oder 
durchflössen  wird;  in  seinem  Mittellauf  auf  das  Warschau — 
Berliner  Urstormtal,  bis  in  die  Gegend  von  Havelberg,  das  vom 
Oder — Spreekanal,  der  Spree,  dem  Havelländischen  Hauptkanal 
und  der  Havel  benutzt  wird;  und  in  seinem  Unterlauf  auf  das 
alte,  noch  jetzt  vom  Unterlauf  der  Elbe  durchströmte  Elbur- 
stromtal von  Havelberg  bis  zur  Elbmündung.  Im  Mittelstück 
dieses  Weges  liegen  von  Süden  nach  Norden  mehrere  Urstrom- 
täler dicht  nebeneinander  und  erzeugen  dadurch  die  wasser-  und 
seenreiche  Spree-  und  Havelländische  Niederung,  die  es  ermög- 
lichte, unter  Benutzung  des  Thorn — Eberswalder  Urstromtales 
eine  zweite  nördlichere  Verbindung  von  Elbe  und  Oder  durch 
den  Großschiffahrtsweg  Berlin — Hohensathen  herzustellen.  Die 
Elbe  selbst  benutzt  für  ihren  Lauf  von  Riesa  bis  Magdeburg 
den  Südrand  des  Bremen — Breslauer  Urstromtales,  von  da  bis 
zur  Havelmündung  oberhalb  Wittenberge  ein  Quertal  und  von 
dort  bis  zur  Mündung,  wie  schon  erwähnt,  das  Elburtal.  Also 
unmittelbar  nach  ihrem  Durchbruch  durch  das  Elbsandstein- 
gebirge richtet  sich  ihr  Lauf  im  allgemeinen  nach  den  vorhan- 
denen Urstromtälern.  Diesem  Umstände  ist  es  zu  verdanken, 
daß  ihr  Strombett  schon  von  Natur  ziemlich  gleichmäßig  ist 
und  wenig  Gefälle  hat.  Ihr  Oberlauf  erfreut  sich  außerdem 
eines  großen  Niederschlaggebietes,  denn  das  böhmisch-mäh- 
rische Gesenke  bildet  ein  riesiges  Sammelbecken,  das  alle  seine 
größeren  Entwässerungen,  die  Moldau,  die  Eger  und  zahlreiche 
Nebenflüsse,  der  Elbe  zusendet,  so  daß  diese  schon  vor  ihrem 
Durchbruch  durch  das  Elbsandsteingebirge  schiffbar  wird. 

Der  Lauf  der  Weser  ist  nicht  so  glücklich  von  der  Natur 
vorbereitet.  Die  schon  wiederholt  gebrauchte  Bezeichnung: 
,, Bremen — Breslauer"  Urstromtal  könnte  die  ^'ermutung  auf- 
kommen lassen,  als  ob  auch  eine  Verbindung  Bremens  mit 
Schlesien  durch  die  natürlichen  Verhältnisse  ebenso  gegeben 
sei  wie  für  Hamburg  durch  die  Elbe.  Tatsächlich  ist  das  aber 
nicht  der  Fall,  denn  dieses  Tal  wird  nur  von  der  Aller  etwa  von 
Oebisfelde  ab,  von  der  Weser  selbst  nur  in  ihrem  Unterlaufe  von 
der  Allermündung  (Verden)  ab  benutzt.  Schon  die  Ohre,  ein 
kleines  Elüßchen,  das  nur  wenige  Kilometer  nördlich  der  Aller 
entspringt  und  von  dieser  nur  durch  den  flachen  und  sumpfart'- 
gen  Drömling  C+  56  m  über  N  N)  getrennt  ist,  fließt  zwar  eine 
ganze  Strecke  parallel  zur  Aller,  aber  in  umgekehrter  Richtung 
und  ensendet  ihr  Wasser  bei  Wolmirstedt  unterhalb  Magde- 
burg in  die  Elbe.  Die  Wasserscheide  des  Drömling  ist  von  der 
Natur  so  wenig  ausgebildet,  daß  sie  bereits  unter  Friedrich  dem 
Großen  durch  Dämme  künstlich  festgelegt  werden'  -nußte.  Diese 
scheiden  aber  das  Ohre-  und  Allergebiet  nicht  reinlich  vonein- 
ander, sondern  der  sog.  Kiefholzdamm  wird  5  km  nordwestlich 
von  Oebisfelde  durchbrochen,  der  einen  Teil  des  Allerhoch- 
wassers zur  Ohre  ableitet,  dadurch  also  die  entsprechende 
W^assermenge  dem  Wesergebiet  zugunsten  des  schon  reichlich 
gesegneten  Elbegebietes  entzieht!  (Diese  Regelung  erfolgte 
durch  einen  1859  zwischen  Preußen.  Hannover  und  Braun- 
schweig abgeschlossenen  Staatsvertrag.) 

Eine  Verbindungslinie  Weserunterlauf  bis  ^'erden.  Aller  bis 
Oebisfelde.  Ohre  bis  Magdeburg.  Elbe  bis  Wittenberg  und 
Schwarze  Elster,  verlängert  bis  Liegnitz — Breslau,  kennzeichnet 
etwa  die  Tiefpunkte  des  Bremen — Breslauer  L^rstromtales.  Die- 
ses ..hätte"  die  größte  Bedeutung  als  \'erkehrsweg  erhalten 
können,  „wenn"  die  Elbe  nicht  hinter  Magdeburg  dieses  Tal 
verlassen  und  ein  tiefer  gelegenes  Quertal  in  nödlicher  Rich- 
tung benutzt  hätte.  Dadurch  hat  die  Elbe  unter  Beibehaltung 
ihrer  Hauptrichtung  ihren  Lauf  um  etwa  90  km  nach  N  ver- 
setzt. Wäre  sie  dem  Bremen — Breslauer  Urstromtal  in  der  ein- 
mal eingenommenen  Richtung  Wittenberg — Magdeburg  treu  ge- 
blieben, so  würde  sie  bei  Bremen  in  die  Nordsee  münden,  und 
das  wäre  wahrscheinlich  schon  Grund  genug  dafür  gewesen, 
daß  Bremens  und  Hamburgs  Bedeutung  sich  vertauscht  hätten. 

Solche  Betrachtungen  erscheinen  allerdings  ziemlich  müßig, 
sie  können  aber  eine  gewisse  Bedeutung  erhalten,  wenn  es 
sich  um  die  Anlage  künstlicher  Wasserstraßen  handelt. 

Die  Nord-  und  Mittellinie  des  Hannover — Elbe-Kanals  folgt 
z.  B.  von  Wolmirstedt  bis  ö.  Fallersleben  dem  Tale  der  Ohre 
und  dem  Quellauf  der  Aller,  und  der  Ingenieur  Best  hat  bei 
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der  von  ihm  vorgeschlagenen  Trace  für  den  Mittellandkanal  die 
X'erlängerung  dieses  Weges  am  Allertal  entlang  mit  einer  Ver- 
bindung bis  Celle  zur  kanalisierten  Aller  vorgeschlagen.  Es 
wäre  also  auf  diese  Weise  eine  verhältnismäßig  kurze  und  grad- 
linige Verbindung  zwischen  Bremen  und  Oberschlesien  ge- 
schaffen worden.  Technisch  war  dieser  Vorschlag  aus  dem 
Grunde  günstig,  weil  der  Schiffahrtsweg  zwischen  Elbe  und 
Aller  in  diesem  Falle  nur  den  Bau  einer  Einzigen  Schleuse,  ab- 
gesehen von  den  Allcr-Schleusen,  erforderlich  gemacht  hätte. 
Dieser  Vorteil  beruhte  eben  darauf,  daß  die  Linie  Elbe — Ohre— 
Aller — Weser  genau  dem  alten  Breslau— Bremer  Urstromtal 
folgte.  Maßgebende  wirtschaftliche  Erwägungen  führten  jedoch 
zur  Ablehnung  dieses  Entwairfes,  denn  die  nach  ihm  hergestellte 
Linie  hätte  nur  schwach  besiedelte  Gegenden  berührt  und  außer- 
dem die  Landwirtschaft  durch  zu  starke  Bodenentwässerung 
geschädigt. 

Für  Bremen  ist  es  bei  dem  Mangel  an  geographischen  Be- 
günstigungen seines  Hinterlandes  ein  erheblicher  Nachteil,  daß 
einer  der  wenigen  natürlichen  Vorzüge,  nämlich  der  Lauf  des 
Bremen — Breslauer  Urstromtales,  verkehrstechnisch  nicht  aus- 
genutzt werden  kann.  Dieser  Nachteil  ist  um  so  bedeutungs- 
voller, als  die  Weser  selbst  eine  Tieflandbucht  nicht  öffnet.  Ihr 
kurzer  Lauf  in  der  Ebene  und  die  geringe  Benutzung  von  dilu- 
vialen Urstromtälern  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  sie  sich 
erst  in  geologisch  jüngerer  Zeit  durch  das  Urgestein  des  Mhtel- 
erebirges  durchgenagt  und  ihren  Weg  in  der  Ebene  gebahnt  hat. 
Dem  durch  zahlreiche  Windungen  gequälten  Laufe  der  Weser 
sieht  man  es  an,  welche  jahrhundertelange  Arbeit  sie  leisten 
mußte,  bis  sie  ihren  Strom  endlich  bei  Minden  ins  Licht  der 
Ebene  entsenden  konnte.  Sie  war  daher  nur  in  ganz  geringem 
Maße  für  die  größeren  Verkehrswege  richtunggebend. 

In  der  mühsam  erkämpften  Ebene  ist  dann  die  Weser 
keineswegs  Herrscherin,  sie  muß  ihr  Einflußgebiet  im  Gegenteil 
mit  ihren  viel  stärkeren  Nachbarn,  der  F^lbe  auf  der  einen  und 
dem  Rhein  auf  der  anderen  Seite,  teilen. 

Die  Elbe  verdankt  ihre  Verkehrsbedeutung  dem  Llmstande, 
daß  sie  die  nordwestdeutsche  Tiefebene  in  weitem  Laufe  durch- 
strömt, und  daß  sie  durch  Fluß-  und  Lirstromtäler  ihr  Netz 
weit  nach  Osten  hin  ausdehnt.  Diese  Vorzüge  der  Elbe  sind 
schon  in  den  vorstehenden  geologischen  Betrachtungen  ge- 
würdigt, es  muß  aber  noch  des  anderen  Hauptstromes  unserer 
griißten  Tiefebene,  des  Rheins,  kurz  gedacht  werden. 

Der  Rhein  unterscheidet  sich  in  seiner  Entstehung  durchaus 
von  seinen  anderen  deutschen  Brüdern.  Er  hat  mit  der  Weser 
nur  gemein,  daß  auch  sein  Lauf  in  der  nordwestdeutschen  Tief- 
ebene verhältnismäßig  kurz,  rnd  daß  er  in  seinem  oberen  Lauf 
bis  zur  Mainmündung  ebenfalls  ein  geologisch  junger  Strom  ist. 
denn  das  oberrheinische  Tiefland  mit  seiner  nördlichen  Fort- 
setzung, der  Wetterau,  ist  erst  zur  Oligozänzeit  zwischen  den 
umrahmenden  Gebirsrshöhen  eingesunken.  Gerade  diese  Ver- 
binduntj  zwischen  oberrheinischer  und  niederrheinischer  Tief- 
ebene macht  den  Rhein  zu  dem  wichtigsten  Verkehrswege 
/wischen  Süd-  und  Alitteldeutschland  einerseits  und  Nord-  und 
Westdeutschland  andererseits,  zumal  er  in  der  Erschließung  jener 
Gebiete  durch  bedeutende  Nebenflüsse  unterstützt  wird. 

Durch  die  burgundische  Pforte  zwischen  Vogesen  und 
Schweizer  Jura  hat  die  oberrheinische  Tiefebene  mit  dem  Meere 
in  Verbindung  gestanden,  das  in  der  Vorzeit  Teile  des  heutitjen 
Frankreichs  bedeckte.  Alluviale  Schottermassen  und  feine  Sink- 
sfoffe,  die  diese  Bodensenke  füllen,  erinnern  noch  an  den  frühe- 
ren feuchten  Zusamenhang  und  führten  dazu,  daß  sich  der  Rhein 
in  diesem  Teil  seines  Laufes  vielfach  verzweigte  und  seine  lifcr 
auf  weite  Flächen  hin  versumpften,  so  daß  erst  die  in  den 
Jahren  1840 — 18Q5  von  Basel  bis  zur  Neckarmündun'^  durch- 
geführte Regulierung  eine  den  heutigen  Forderungen  ent- 
sprechende Schiffahrt  zunächst  bis  Slr;ißburg-Keh1  snäter  bis 
Basel,  ermöglichte.  Nach  Norden  bricht  der  Rhein  in  einein 
Erosionstale  durch  das  rheinische  .Schiefergebirge  durch  und 
erreicht  bei  Bonn  die  niederrheinische  Ebene,  die  .ce  jgranhisch 
zum  westlichsten  Teil  des  großen  Norddetitschen  i  ieflandes 
gehört.  Hier  befindet  er  sich  in  alluvialem  Schwemmland,  das 
er  an  'einer  Mündung  vielfach  zernagt  und  durchbrochen  hat. 
Fr  zers()litterte  dadurch  seine  Kraft  in  mehrere  kleine,  trä'.^e 
durchflossene  und  zur  Versandnu'r  neigende  Arme.  .Sein  Unter- 
lauf war  daher  von  vornherein  keineswegs  günstig  für  die  Schiff- 
lahrt.  .\ndererseits  waren  aber  die  von  der  Natur  n-eschaffenen 
Män<rel  verhältnismäßig  leicht  durch  technische  Eingriffe  zu 
beseitigen.  .Schon  Drusus  leiste  hier  die  ersten  Kanäle  an,  und 
Holland  wurdo  an  den  Aufgaben,  die  ihm  der  Rhein  mit  «ciii^n 
vielfachen  Verästelungen  stellte  zum  Altmeister  der  Wasser- 
bMiknnst.     B'^i  ihren   rfichen'  Verschicd,:'nheiten   haben  die 

rei  Flüsse:  Rhein.  Weser.  F.lbe.  doch  mindp'Jten';  eins  iremein- 
sam.  nämlich  ihr  Ziel:  die  Nordsee.  Die  Gemeinsamkeit  de^ 
Zieles  bedingt  aber  auch  eine  —  wenigstens  teilweise  —  Ge- 
meinsamkeit des  Hinterlandes,  und  diese  führt  dazu,  daß  diese 
Ströme  gewissermaßen  um  dieses  Hinterland  miteinander  ringen 
und  in  ihm  zu  gegenseitigen  Wettbewerbern  werden. 


Es  ist  schon  früher  gesagt  worden,  daß  das  Hinterland  in 
vielfacher  Beziehung  bestimmend  für  die  Küste  ist.  Dieser  Satz 
bleibt  aber  im  großen  und  ganzen  auch  gültig,  wenn  man  ihn 
umkehrt,  insbesondere  wird  man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  das 
Hinterland  nach  der  Küste,  vor  allen  Dingen  nach  ihren  für  don 
Verkehr  wichtigsten  Punkten,  den  Häfen,  einteilt.  Man  kann 
auf  diese  Weise  für  Deutschland  drei  Zonen  unterscheiden,  die 
unter  dem  Einflüsse: 

1.  der  belgisch-niederländischen  Häfen, 

2.  der  deutschen  Häfen  von  Emden  bis  Lübeck, 

3.  der  weiter  östlich  gelegenen  Ostseehäfen 
stehen. 

Die  erste  Gruppe  mit  den  Häfen  Rotterdam,  Amsterdam  und 
AiUwerpen  wird  beherrscht  vom  Rhein;  die  zweite  mit  Emden, 
Bremen,  Hamburg  und  Lübeck  von  Ems,  Weser  und  Elbe; 
die  dritte  Gruppe  von  der  unteren  Oder,  der  Weichsel  und 
Memel. 

Wägt  man  diese  Gruppen  gegeneinander  ab,  so  wird  man 
finden,  daß  sie  um  so  umfangreicher  sind,  je  tiefer  die  Ströme, 
unter  deren  Einfluß  sie  stehen,  in  das  Land  eindringen,  je  besser 
sie  von  Natur  oder  durch  künstliche  Regelungen  für  die  Schiff- 
fahrt geeignet  sind,  und  je  ausgebreiteter  ihre  Zubringer  (sowohl 
Wasserstraßen  wie  Eisenbahnen)  für  den  Binnenlandverkehr 
sind.  Daß  diese  Bedingungen  von  den  einzelnen  Strömen  in 
sehr  verschiedem  Maße  erfüllt  werden,  geht  schon  aus  ihrer 
bereits  erfolgten  geologischen  und  geographischen  Betrachtung 
hervor. 

Für  die  vorliegende  Aufgabe  ist  es  vor  ;dlcn  Dingen  von 
Wichtigkeit,  das  Verkehrsgebiet  der  Weser  und  damit  das  natür- 
liche Hinterland  Bremens  festzustellen.  Man  wird  dieser  Auf- 
gabe aber  nicht  gerecht  werden  können,  wenn  man  nicht  unter- 
sucht, welche  Momente  geeignet  oder  bestrebt  sind,  dieses  Ge- 
biet gewissermaßen  von  außen  her  einzuengen,  und  welche 
Kräfte  von  innen  her  danach  streben,  diese  Grenzen  wieder  zu 
erweitern.  Ein  Gleichgewicht  zwischen  diesen  äußeren  und  inne- 
ren Kräften  wird  allerdings  nie  eintreten,  denn  im  Spiel  der 
wirtschaftlichen  und  politischen  Kräfte  wird  es  immer  Gebiete 
territorialer  und  merkantiler  Art  geben,  die  bald  nach  dem 
einen,  bald  nach  dem  anderen  Pol  hinneigen.  Aus  diesem 
Grunde  wird  man'  auch  für  ein  natürliches  Vtrkchrsgebiet  fast 
niemals  feste  Grenzen  angeben  können,  aber  soviel  wird  man 
auch  ohne  nähere  Prüfung  von  dem  Einflußgebiet  der  Weser 
sagen  können,  daß  es  von  den  beiden  benachbarten  großen  Ver- 
kehrswegen des  Rheins  und  der  Elbe  stets  stark  beeinträchtigt 
werden  wird. 

Stellt  man  die  drei  Strtjme.  Rhein,  Elbe,  Weser,  ihrer  Größe 
und  ihrem  Tiefgange  nach  nebeneinander,  wie  das  in  der  bei- 
liegenden Abbildung  3  geschehen  ist,  so  ergibt  sich  schon 
daraus,  daß  das  Verkehrsgebiet  der  Weser  ein  wesentlich  ge- 
ringeres sein  muß  als  das  ihrer  beiden  Nachbarflüsse.  Der  Ein- 
fluß des  Rheins  erstreckt  sich  denn  auch  nach  Süden  bis  in  die 
Schweiz,  ja  durch  die  burgundische  Pforte  und  das  Rlionctal  bis 
zum  Mittelmeer,  nach  Osten  bis  zur  oberen  Donau,  und  im 
Industriegebiet  bis  in  die  Gegend  von  Dortmund.  Das  l^infhiß- 
gebiet  der  Elbe  umfaßt  beinahe  das  ganze  deutsche  Reich,  soweit 
es  östlich  von  einer  Linie  liegt,  die  zunächst  in  nicht  näher  be- 
stimmter Lage  zwischen  Weser  und  Elbe  angenommen  werden 
soll.  Eingeschränkt  wird  dieses  Gebiet  nur  durch  da-^  Hinter- 
land der  ostlicheren  Ostseehäfen  .Stettin.  Danzi.t;  und  'v<Miigsbcrg, 
die  aber  nur  von  dem  Unterlauf  der  Oder  und  ('er  Weiches!, 
sowie  von  der  Memel  befruchtet  werden.  Das  natürliche  Hinter- 
land dieser  Ostseehäfen  wird  nach  Süden  unterfangen  von  der 
Elbe,  die  sich  durch  künstliche  \A'asserstraßcn,  _ind  durch 
Vermitthmg  von  Havel  und  Spree  auch  den  Ober-  imd  Mittel- 
lauf der  Oder  bis  Küstrin  dienstbar  macht.  .Außerdem  erstreckt 
sie  ihren  Einfluß  durch  die  Warthe  und  Netze  nach  Ptden  und 
Rußland,  sowie  über  die  (  )(ler — Donanlinie  nach  Unga.Mi  und  über 
ihren  Nebenfluß,  die  Moldau,  nach  Böhmen. 

b)  Das  Verkehrsgebiet  der  Weser. 
Zwischen  diesen  gewaltigen  Landflächen  ist  also  das  Ver- 
kehrsgebiet der  Weser  zu  suchen.  Will  man  die  Grenzen  des- 
selben feststellen,  so  wird  man  diejenigen  Punkte  ermitteln 
müssen,  die  von  der  Weser  und  ihrem  jeweiligen  Nachbarstr(>m 
(bleich  weit  entfernt  '^ind  wobei  man  naturgeniäl.i  nicht  vom  Luft- 
linienabstand ausgehen  darf,  sondern  von  den  Entfernungen  der 
vorhandenen  Verkehrswege.  Maßgebend  sind  also  für  eine 
solche  Untersuchung  diejenigen  Vcrkchrswc<''c,  die  den  Fluß 
schneiden,  aber  auch  dann  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß 
sich  an  diesem  Schnittpunkt  ein  T ^mschlagplatz  befindet,  denn 
nur  dann  kann  die  vi^rhandene  Wasserstraße  an  dieser  Stelle 
überhaupt  eine  Anziehungskraft  besitzen.  Man  muß  aber  noch 
eine  weitere  V(Traussctzung  machen:  Für  die  Wahl  eines  Ver- 
kehrsweges sind  nämlich  die  kilometrischen  Entfernungen  nur 
dnnn  maßgeheiul,  wenn  d;is  zu  befördernde  Gut  zwischen  dem 
Anfangs-  und  Endininkt  dasselbe  Verkehrsmittel  benutzt.  Am 
einwandfreiesten  trifft  diese  Annahme  beim  Luftverkehr  zu.  Bei 
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diesem  Hegen  die  Verhältnisse  auch 
insofern  am  einfachsten,  als  der  Ver- 
kehrsweg zwischen  zwei  Punkten 
mit  der  kürzesten  Verbindung  der- 
selben, der  geraden  Linie,  zusammen- 
fällt, eine  Wahl  zwischen  zwei  Ver- 
kehrswegen also  überhaupt  nicht 
notwendig  ist,  und  weil  es  sich  beim 
Luftverkehr  in  der  Hauptsache  (ab- 
gesehen von  der  Postbeförderung) 
um  die  Bewegung  von  Personen, 
ohne  Berücksichtigung  verschiedener 
Klassen,  handelt,  also  neben  der  Ein- 
heitlichkeit des  Verkehrsmittels  und 
-weges  auch  eine  solche  des  Ver- 
kehrsobjektes besteht.  Bei  der  Eisen- 
bahnbeförderung muß  schon  voraus- 
gesetzt werden,  daß  es  sich  um  das- 
selbe Gut  handelt,  denn  bekannthch 
sind  die  Gütertarife  um  so  höher,  je 
hochwertiger  das  zu  bewegende  Gut 
ist.  Am  verwickeisten  werden  aber 
die  Verhältnisse,  wenn  das  Transport- 
objekt sowohl  den  Verkehrsweg  als 
auch  das  Verkehrsmittel  wechselt, 
wenn  es  also  vom  Güterwagen  und 
Schienenwege  auf  das  Schiff  und  die 
Wasserstraße  übergeht.  Diesen  Fall 
muß  man  aber  gerade  voraussetzen, 
wenn  man  das  Verkehrsgebiet  eines 
Flusses  bestimmen  will. 

Als  Beförderungsendpunkt  muß  im 
vorliegenden  Fall  der  Mündungshafen 
unseres  Flusses,  der  Weser,  angesehen 
werden,  also  Bremen.  Gesucht  werden 
die  Beförderungs-Anfangspunkte,  für 
die  es  eben  noch  vorteilhaft  ist,  ihr 
Verkehrsbedürfnis  durch  Güteraus- 
tausch mit  dem  festgestellten  Verkehrs- 
endpunkt zu  befriedigen,  natürlich 
unter  der  Voraussetzung,  daß  dieser 
Endpunkt  das  gewünschte  Verkehrs- 
ziel ist,  in  diesem  Falle  also  die  Stadt 
Bremen  selbst  oder  das  in  Bremen 
nach  Ubersee  bestimmte  Schiff.  Die 
Grenze  des  Verkehrsgebietes  der 
Weser  kann  man  also  als  den  geo- 
metrischen Ort  aller  Punkte  auffassen, 
die  von  Bremen  und  einem  konkur- 
rierenden Nachbarhafen  tarifarisch 
gleichweit  entfernt  sind.  Bei  der 
Verschiedenheit  der  Tarife  wird  sich 
letzten  Endes  jede  Tarifklasse  ihr  be- 
sonderes Verkehrsgebiet  bilden.  (Die- 
se Tatsache  wird  besonders  bei  den 
später  noch  zu  behandelnden  See- 
hafenausnahmetarifen ausgenutzt.)  Es 
wird  jedoch,  wenn  man  die  Eisen- 
bahn als  Verkehrsträger  zweiter  Ord- 
nung auffaßt,  also  als  Zubringer  für 
den  Wasserstraßenverkehr,  wie  das 
bei  der  Beurteilung  des  Verkehrsge- 
bietes eines  Flusses  notwendig  ist, 
genügen,  die  Tarife  derjenigen  Güter 
zu  berücksichtigen,  für  die  der  Wasser- 
weg überhaupt  in  Frage  kommt,  und 
bei  denen  der  Übergang  vom  Güter- 
wagen auf  das  Flußschilf  Vorteile 
bringt.  Es  sind  das  in  der  Haupt- 
sache die  nach  den  Spezialtarifen  I 
und  III  und  nach  dem  Rohstofftarif 
behandelten  Güter. 

Die  Gesamt  -  Beförderungskosten 
einer  bestimmten  Gütermenge 
zwischen  dem  gesuchten  Anfangspunkt 
„X"  und  zwei  konkurrierenden  End- 
punkten, z.  B.  Bremen  und  Rotterdam, 
sollen  gleich  sein  Für  den  Punkt 
X  müßte  also  die  Gleichung  erfüllt 
werden: 

A,-M  +  M-Xi-t  +  U,-f  M-Yi-Wi-f  Hi= 
A., ■  M  +  M  •  xg •  t  -f  Ua  +  M -yg.  Wä  +  Hg 
Hierin  ist: 

A  die  Eisenbahnabfertigungsge- 
gebühr, 

M  das  Gewicht  des  zu  befördern- 
des Gutes, 

X  die  Zahl  der  auf  dem  Schienen- 
wege, 
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y  die  Zahl  der  auf  dem  Wasserwege  zurckgelegten  km, 

t  der  Beförderungspreis  für  den  Schienenweg  für  je  1  tkm, 

w  desgl.  für  den  Wasserweg, 

U  die  Umschlaggebühr  vom  Waggoiv  ins  Binnenschiff , 
H  desgl.  vom  Binnenschiff  ins  Seeschiff  einschl.  der  Hafen- 
gebühren. 

Die  Indexziffer  „1"  weist  auf  die  Beziehungen  zur  Weser  und  zu 
Bremen,  die  Indexziffer  „2"  auf  die  Beziehung  zu  dem  konkur- 
rierenden Fluß  und  Hafen,  also  z.  B.  zum  Rhein  und  Rotterdam 
hin.  Die  Eisenbahnabfertigungsgebühren  A  sind  zwar  nicht  ver- 
schieden, je  nachdem  ob  das  betreffende  Gut  zur  Weser  oder 
.  zum  Rhein  geht,  aber  sie  sind  verschieden  je  nach  der  Entfer- 
nung, die  auf  der  Bahn  zurückgelegt  werden  soll. 


Tarif  bezeichnung '. 

Abfertigungsgebühr  für  eine 
Tonne  bei  Entfernungen  von: 

fifi  b-      \        ^'^  1  über 

ÖU    Km            JQQ    J^j^^    j     ^QQ  y.^^ 

Strecken- 
satz für 
1  t  km 

60 

90 

120 

4t, O 

Spezialtarif  III  

60 

90 

120 

bis  100  km  

2,6 

2,2 

Rohstofftarif  

70 

70 

70 

bis  350  km  

Q  2 

für  jedes  km  mehr. . 

Das  Verkehrsgebiet- 
.wu^      der  Weser. 


o    10  20  30      50  eo  70  M  30  iookm 

'lull«*      I      I  I      I      I     ■      I      I  ij 


Sympher  nimmt  nun  in  seinem  Aufsatz  ,,l)as  Verkehr-, 
gebiet  der  Weser"  (Z.  d.  B.  1903  v.  15.  Juli),  dem  auch  die  Grund- 
lagen für  die  nachfolgende  Berechnung  entnorr^men  sind,  an,  daB 
die  Binnenhafenumschlaggebühren  Ui  und  U2  im  allgemeinen 
gleich  sind,  .so  daß  diese  beiden  Größen  aus  den  Gleichungen 
fonfallen  können.  Er  nimmt  ferner  an,  daß-  auch  die  GröSen 
'  H'i  und  Ha,  also  die  Seehafen-Umschlag-  und  sonstigin  Gebühren 
gleich,  sind.  Das  tiifft  zwar,  wie  später  noch  gezeigt  werf  t  n 
soll,  nicht  zu,  beeinträchtigt  jedoch  die  Rechnung  wenig,  so  daß 
\v,,.n  also  auch  auf  die  Berücksichtigung  dieser  Werte  verzichteri 
kann.  Die  übrigbleibende  Gleichung  kann  dann  noch  um  fJ 
kürzt  werden,  so  daß  man  erhält: 

^1  +  x,t  -f-  y,  •  w'i  =  Ag  +  xjt  4-  \.,  ■  Wj 
1    Die  bekannten  Größen  Ai,  Aa  und  t  sind  in  folgender  THhellc 
I     zusammengestellt  und  zwar  sämtliche  Werte  in  Pfennigen; 


Die  Ermittlung  der  Werte  Wi  und  W2,  also  der  strecken- 
kilometrischen  Gebühren  für  die  Wasserstraßen,  ist  schwierig. 
Sie  sind  nämlich  für  jeden  Fluß  andere,  i'iid  außerdem  auch  für 
ein  und  denselben  ortlich  und  zeitlirh  ii  nach  dem  Stand  von 
Angebot  und  Nachfrage  verschieden,  außerdem  bestehen  oft  noch 
Unterschiede  lur  BurK-  und  Talfahrt.  \i>  huiidelt  sich  eben  bei 
den  Schiffahrtsbetrieben  um  Privatunternehmungen,  die  ihre 
Forderungen  den  Bedürfnissen  des  Tages  oft  in  raschem  Wech- 
sel anpassen  müssen,  und  die  nicht  so  sehr  wie  der  einheitliche 
Staatsbetrieb  der  Eisenbahnen  gezwungen  sind,  jedes  Gut  einer 
bestimmten  Gattung  und  jeden  Versender  mit  gleichem  Maße  zu 
messen. 

Die  Ermittlung  der  Wasserstraßen-Streckenkilometer  yi  und 
y->  bedarf  ebenfalls  einer  besonderen  Erklärung.  Muß  das  Bin- 
nenschiff nämlich  Schleusen  durchlaufen,  so  erleidet  es  dadurch 
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eine  Betriebsverzögerung  und  infolge  Belastung  mit  Schleusen- 
gebühren auch  eine  Betriebsverteuerung.  Beide  Umstände  wer- 
den durch  gewisse  Zuschläge  zu  der  tatsächlich  durchfahrcneii 
Kilometerzahl  zum  Ausdruck  gebracht.  Die  Größe  dieser  Zu- 
schläge ist  z.  B.  für  die  Schleusen  des  Dortmund — Ems-Kanals 
zu  je  5  km,  für  diejenigen  des  kanalisierten  Mains  zu  je  3,5  km, 
für  die  der  kanalisierten  Fulda  einschließlich  Münden  zu  je  6  km 
und  für  die  veraltete  Weserschleuse  in  Hameln  zu  8  km  er- 
mittelt. 

Es  ist  ferner  zu  berücksichtigen,  daß  die  Wasserstraßen  nie- 
mals wie  die  Eisenbahnen  das  ganze  Jahr  über  ausgenutzt  wer- 
den, sondern  daß  sie  infolge  zu  niedrigen  Wasserstandes,  Hoch- 
wassers oder  Eisführung  teilweise  nicht  schiffbar  sind.  Die 
duichschnittliche  Betriebsdauer  beträgt  daher  nur  270  Tage  im 
Jahr.  Aber  während  dieser  Zeit  können  die  Kähne  auch  nicht 
immer  voll  ausgenutzt  werden,  abgesehen  davon,  daß  ihre  Grö?e 
und  Ladefähigkeit  auf  den  verschiedenen  Wasserstrecken  auch 
eine  verschiedene  ist.  Auf  der  Weser  kann  z.  B.  der  450-t-Nor 
malkahn  nur  während  je  eines  Viertels  der  Betriebszeit  v  m 
270  Tagen  vollbeladen  werden.  Unter  Berücksichtigung  aller 
dieser  Umstände  hat  Sympher  für  die  einzelnen  Wasserstraßen 
Durchschnittswerte  ermittelt,  die,  soweit  sie  für  die  Beurteilung 
des  Verkehrsgebietes  der  Weser  in  Frage  kommen,  aus  der  nach- 
stehenden Zusammenstellung  ersichtlich  sind: 


Güter  des 

Weser 

Rhein 
bis 

Elbe 

Dort- 
mund— 

Ems- 

Koblenz 

Frankfurt 

Kanal 

Spezialtarifs  I . . 

f+OßO 

^  +  0,« 

^  +  0.50 
n 

^  +  0,60 
n 

l^-f0,45 

Spezialtarift  II.. 

152+0,60 

^+o,.s 

^  +  0,.S7 
n 

-^  +  0,48 
n 

^  +  0,30 
n 

RohstoiTtarifs  . 

^  +  0.55 
n 

n 

^  +  0,35 
n 

^  +  0,40 
n 

80  , 

 hO,25 

n 

Licht  und  Wärme  sind  die  Grundbedingung  alles 
irdischen  Lebens.  Die  Erkenntnis  des  Wesens  von 
Licht  und  Wärme  vermehren,  heißt  nicht  niK  der 
Wissenschaft  dienen,  sondern  dem  Leben,  insbesondere 
unserer  Industrie.  (Friedrich  Siemens  ) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Pressestimmen  über  die  Reichsbahn.  Die  deutsche  Eisen- 
bahnfrage beschäftigt  fortlaufend  die  Oeffentlichkeit.  Ver- 
schiedentlich knüpfen  die  Artikel  immer  noch  an  das  bekannte 
Gutachten  der  Industrie  an  wie  zum  Beispiel  am  9.  Juni  Prof. 
Dr.-Ing.  Helm  in  der  Verkehrstechnik  in  seiner  Abhandlung: 
Die  deutsche  Eisenbahnfrage.  Er  sucht  nachzu- 
weisen, daß  der  Wirkungsgrad  in  der  Eisenbahn  bei  richtiger 
Schätzung  größer  sei  als  in  der  Privatindustrie  im  Gegensatz  zu 
den  Feststellungen  des  Gutachtens.  Auch  die  Behauptung,  der 
Umsatz  sei  zu  gering,  halte  einer  gerechten  Prüfung  nicht  stand, 
ebenso  wie  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Selbstkosten  zu  hoch  seien, 
nicht  geliefert  werde.  Der  Grund  für  die  fehlerhafte  Tarifpolitik 
sei  nicht  zum  mindesten  bei  der  Niedrigkeit  der  Tarife  in  dem 
eigensüchtigen  Einfluß  industrieller  Kreise  zu  suchen.  Helm 
kommt  im  Interesse  des  deutschen  Verkehrs  und  der  deutschen 
Wirtschaft  zu  einer  Ablehnung  des  Vorschlags. 

Im  Anschluß  an  die  Helmschen  Ausführungen  bringt  die- 
selbe Zeitschrift  am  16.  Juni  1922  einen  Aufsatz  des  Baurats 
S  o  b  e  r  s  k  i  über  „Den  wirtschaftlichen  Nieder- 
gang der  deutschen  Eisenbahnen  und  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Gesund  un  g",  in  dem  für  das  Gutachten 
der  Industrie  eingetreten  wird. 

Die  demnächst  zu  erwartende  Veröffentlichung  der  Stellung- 
nahme des  unter  d'^m  Vorsitz  des  Staatssekretärs  Kumbier 
tagenden  Organisationsausschusses  zu  dem  Gutachten  der  In- 
dustrie wird,  wie  schon  früher  an  dieser  Stelle  betont,  einen 
ablehnenden  Standpunkt  zeigen.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  die 
Gründe  ausführlich  klargelegt  werden. 

Die  Tarifentwicklung  bei  der  Reichsbahn  bc- 
bandelt  Geh.  Reg.-Rat  Dr.  S  a  r  t  e  r,  Ministerialrat  im  Reichsver- 
kehrsministerium, am  24.  Juni  1922  in  einem  Aufsatz  in  der  Leip- 
ziger Mustermesse,  der  amtlichen  Zeitung  des  Leipziger 
Meßamts.  Er  betont,  daß  die  Entwicklung  der  Tarife  bei  der 
Reichsbahn  mit  der  allgemeinen  Preisentwicklung  Schritt  halten 
müsse  nach  oben  imd  nach  unten,  sonst  sei  an  ein  wirtschaft- 
liches Arbeiten  nicht  zu  denken.  Eine  ausschließliche  Berück- 
sichtigung  volkswirtschaftlicher    Gesichtspunkte   in   der  Tarif- 


Diese  Werte  sind  die  Beförderung-Einheitssätze  w  für  Je 
1  tkm.    Der  Nenner  n  ist  durch  die  Zahl  der  auf  freier  Strecke 

zurück>;cleKten  Kilometer  zu  ersetzten. 

Nebenbei  sei  bemerkt,  daß  die  vorstehende  Zusammenstellung 
ausweist,  wie  sehr  die  Weser  infolfic  ihrer  ungünstigen  Schiff- 
fahrtsvcrhältnisse  auch  hinsichtlich  der  Beförderungskosten 
gegenüber  den  mit  ihr  im  Wettbewerb  stehenden  Wasserstraßen 
benachteiligt  ist. 

Auf  Grund  dieser  Daten  sind  sämtliche  Querverbindungen, 
die  die  W^eser  in  ihren  Umschlagplätzen  schneiden  (als  solche 
kommen  außer  Minden  noch  in  Betracht:  Cassel,  Münden,  Karls- 
hafen, Höxter,  Holzminden,  Hameln,  Rinteln,  Celle  und  Bremen), 
durchgerechnet,  und  es  ist  auf  diese  Weise  das  auf  der  Karte  4 
abgegrenzte  Verkehrsgebiet  der  Weser  ermittelt. 

Das  Einflußgebiet  der  Weser  erstreckt  sich  also  nach  Westen 
bis  Ocholt,  Melle,  Gütersloh,  Paderborn  und  Brilon,  nach  Süden 
bis  in  die  Gegend  von  Marburg,  Hünfeld  und  Meiningen,  nach 
Osten  bis  Fröttstädt,  Mühlhausen,  Leinefelde,  Oker,  Ringelheini. 
Braunschweifi  (dieses  ausgenommen),  Leiferde,  Brockhöfe,  Sol- 
tau und  Lauenbrück. 

Es  ist  gleichzeitig  das  „natürliche"  Hinterland  Bremen-., 
denn  die  Weser  ist  der  natürliche  Verkehrsträger  ihres  Mün- 
dungshafens Alle  Nachbarsebiete  in  W,  O  und  S  gehören  zum 
natürlichen  Hinterland  von  Rhein,  Ems  und  Elbe.  Das  kleine 
Gebiet,  das  die  Weser  erschließt,  umfaßt  etwa  40  000  qkm. 

Das  Verkehrsgebiet  der  Weser  umfaßt  rund  3,5  Millionen  Ein- 
wohner. Seine  Bevölkerungsdichte  beträgt  daher  nur  87,5,  also 
fast  ein  Drittel  weniger  als  der  Reichsdurchschnitt  (120  auf  den 
rikm)!  Der  Grund  liegt  darin,  daß  das  ^^'eserKebiet  außer 
Bremen,  Hannover  und  in  letzter  Zeit  Cassel  überhaupt  keine 
Großstadt  hervorgebracht  hat,  und  ferner  darin,  daß  diejenigen 
Provinzen,  die  den  Hauptanteil  an  diesem  Gebiete  haben,  noch 
heute  diejenigen  sind,  die  die  größten  unfruchtbaren,  oder  wenig- 
stens landwirtschaftlich  unkultivierten  Flächen  —  Heide,  Moor 
—  aufweisen.  In  Oldenburg  bestehen  z.  B.  noch  18  %,  in  Han 
nover  14,6  %  der  Landfläche  aus  Moor,  während  in  den  sonst 
m.oorreichsten  Gegenden  Deutschlands  Pommern  erst  mit  10,6  9( , 
Schleswig-Holstein  mit  9,3  %,  Brandenburg  mit  8,7  %,  Posen  mit 
7  %  und  Ostpreußen  mit  5,1  %  folgen.  Im  Gebiet  des  Rheins  gibt 
es  überhaupt  keine  größeren  Moore  und  im  Gebiete  der  Elbe  nur 
wenige  (Brandenburg).  (Fortsetzung  folgt) 


Was  der  Mensch  erreicht  hat  in  der  Großartigkeit  der 
Technik.,  die  unser  ganzes  Dasein  bestimmt,  hat  er  nur 
aus  dem  persönlichen  Selbstgefühl  errungen ;  dieses 
aber  ist  das  Macht-Recht-Pflichtgefühl,  als  kosmetischer 
Mittelpunkt  zu  wirken,  verantwortlich  nnr  den  aller- 
höchsten Ideen.     (E.  von  Mayer:  Technik  und  Kultur.) 


Politik  sei  den  Eisenbahnen  aller  Länder  heute  mehr  als  vor 
dem   Kriege  verwehrt. 

Der  in  der  Industrie  weit  verbreiteten  Mißstimmung  gegen 
die  Tariferhöhungen  gibt  Kommerzienrat  Dr.  Guggen- 
heimer von  der  M.A.N.  in  einem  am  14.  Juli  1922  (Nr.  300) 
der  Deutschen  Allg.  Zeitung  erschienenen  Artikel  Eisen- 
bahntariferhöhungen  Ausdruck.  Er  verlangt  energisch, 
die  Verminderung  der  Selbstkosten  in  die  Hand  zu  nehmen,  an- 
statt das  Eisenbahnverkehrsunternehmen  durch  Preissteigerung 
der  Leistung  rentierlich  gestalten  zu  wollen.  Ausschaltung  un- 
geeigneten Personals,  Einreihung"  geeigneter  Personen  auf  ge- 
eignete Plätze  nicht  der  Hausnummer  nach  werde  die  Passiv- 
seite der  Bilanz  bald  mildern.  Er  schildert,  wie  durch  hohe 
Tarife  der  Kaufmann  in  der  Ausübung  seiner  Geschäfte  be- 
schränkt und  das  Publikum  von  Erholungsreisen  abgehalten  wird 
und  verlangt,  daß  der  Verkehrsbetrieb  in  die  Hände  von  Leuten 
gelegt  wird,  die,  wirtschaftlich  denkend  und  kaufmännisch  rech- 
nend, in  der  Lage  sind,  ohne  künstliche  Mittel  ein  Unternehmen 
zu  leiten,  das  ergebnisreich  gearbeitet  hat  und  auch  ergebnis- 
reich wird  arbeiten  können. 

Das  III.  Heft  der  vom  Reichsvcrkehrsministcrium  heraus- 
gegebenen Reichsbahn  bringt  umfangreiches  Material  über 
interessante  Fragen  aus  dem  Gebiet  der  Eisenbahn.  Staats- 
sekretär S  t  i  e  1  e  r  äußert  sich  über  Internationale  \'  e  r  - 
kehrsfragen  auf  der  Konferenz  in  Genua  und  weist 
auf  den  Erfolg  der  Verhandlungen  hin,  daß  die  Regelung  der 
internationalen  Eisenbahnverkehrsbeziehungen  der  politischen 
Behandhmg  entzogen  und  den  Eisenbahnvcrwaltungen  und  ihren 
Fachleuten  übertragen  werden  soll. 

Den  Verfall  und  das  Wiederansteigen  der  Nutzleistung  bei 
der  Reichsbahn  behandelt  Ministerialrat  Dr.-Ing.  Tecklen- 
burg. Er  weist  darauf  hin,  daß  man  die  Lage  des  Reichs- 
bahnunternehmens nur  richtig  beurteilen  kann,  wenn  man 
•Aufwand  und  Leistung  gegenüberstellt.  Durch  die  Nach- 
kriegsverhältnisse bedingt,  sind  Personalaufwand  und 
S  a  c  h  a  u  f  w  a  n  d  ,  in  Beziehung  gesetzt  zum  Rückgang 
der  Verkehrsleistungen,  gestiegen.  Achtstundentag,  soziale 
Zugeständnisse  und  Nachlassen  der  Arbeitsintensität  be- 
dingten     das      Steigen      des      ersteren,  Kriegsverschleiß, 
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Reparationsverpflichtungeii  und  Rückgang  in  der  Güte  der  Ver- 
brauchsstoffe  das  Steigen  des  zweiten.  So  erklärt  sich  auch  der 
Mehrverbrauch  an  Kohle  um  31  v.  H. 

Bei  dem  Ziel,  den  Mehraufwand  möglichst  herabzudrücken, 
ist  man  durch  die  vergleichende  Erforschung  der  Einzelvor- 
gänge des  Eisenbahndienstes  und  der  Einführung  zeitersparen- 
der Arbeitsweisen  ein  gutes  Stück  vorangekommen.  Durch 
Eignungsprüfungen  trifft  man  Auswahl  des  geeigneten  Perso- 
nals und  Schaffung  von  Auftragsmöglichkeiten  hat  die  Arbeits- 
intensität angeregt.  Der  Verteuerung  der  Einzelleistung  ist 
man  durch  Betriebs-  und  Verkehrsvereinfachungen  begegnet. 

Besondere  Sorgfalt  verwendet  man  auf  die  Ueberwachung 
des  Verhältnisses  von  Betriebs-  und  Verkehrsnutzleistungen. 
All  dies  führt  Tecklenburg  an,  um  nachzuweisen,  daß  die  Reichs- 
bahn mit  allen  Kräften  bemüht  ist,  den  Wirkungsgrad  ihrer 
Leistungen  zu  verbessern. 

Aus  dem  reichhaltigen  Material  der  Schrift  sei  noch  weiter 
das  von  Regierungsrat  Dr.  Spieß  behandelte  Selbst- 
kostenprinzip  in  der  Tarifpolitik.  Er  weist  darauf 
hin,  daß  die  absoluten  Selbstkosten  ein  nach  der  Verkehrsstärke 
veränderliches  Moment  in  der  Tarifkalkulation  bilden,  während 
das  Verhältnis  zwischen  Verkehr  und  relativen  Selbstkosten 
annähernd  konstant  sei.  Heutzutage  ständen  sich  beide  Selbst- 
Kostenarten  in  gleicher  Höhe  gegenüber,  während  vor  (\,em 
Kriege  die  absoluten  2  Drittel  ausmachten,  wodurch  das  Streben 
nach  möglichst  billigen  Tarifen  vorherrschte,  um  durch  Verkehrs- 
steigerung die  hohe  ohnehin  zu  tragende  Selbstkostenquote 
möglichst  auszunutzen. 

Interesse  verdienen  weiter  noch  die  Ausführungen  des  Reg.- 
Rats  Dr.  Schlütter  über  die  oberschlesischen  Eisenbahnen 
im  deutsch-polnischen  Abkommen  und  die  gegen  den  unzu- 
lässigen Vergleich  der  unter  besonders  günstigen  Verhältnissen 
arbeitenden,  nur  ein  kleines  Gebiet  umfassenden  gewinnbringen- 
den Lübeck-Büchner  Privatbahn  mit  dem  gesamten 
Reichsbahnnetz,  wie  er  propagandamäßig  in  Zeitungen  und  in 
Zeitschriften  in  letzter  Zeit  angebracht  wurde. 

Die  ganze  Ausstattung  und  Verteilung  des  Stoffes  verrät 
eine  geschickte  und  geübte  Hand. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Eisenbahnwirtschaft  des  Auslandes.  Nicht  allein  die  deut- 
schen Reichsbahnen  weisen  in  den  Nachkriegsjahren  eine 
schlechte  Finanzlage  auf.  Fast  sämtliche  europäischen  Bahnen, 
selbst  die  amerikanischen  Eisenbahnen,  die  unter  dem  Kriege 
und  den  Kriegsfolgen  viel  weniger  gelitten  haben,  arbeiten  in 
den  letzten  Jahren  mit  erheblichen  Fehlbeträgen  und  Staats- 
zuschüssen. Bei  den  Bahnen  Englands  betrug  der  reine  Betriebs- 
überschuß im  Jahre  1920  2  Millionen  Pfund,  womit  die  Dividen- 
den nicht  gedeckt  werden  konnten.  46  Millionen  Pfund  waren 
auf  Staatskosten  zuzuzahlen.  Die  englische  Regierung  soll  sich 
bereit  erklärt  haben,  für  die  Jahre  1922/23  60  Millionen  Pfund 
zuzahlen  zu  wollen,  um  die  Forderungen  für  rückständige  Unter- 
haltung aus  der  Kriegszeit  auszugleichen. 

Die  Fehlbeträge  im  Eisenbahnhaushalt  der  einzelnen  Länder 
gibt  die  beistehende  Zusammenstellung  wieder. 


1000  Km 

Land 

Jahr 

Fehlbetrag 

Betriebs- 

länge 

England 

/  1920 
\  1922/23 

46  Millionen  Pfund  Zuschuß 

1  37,3 

Holland 

1921 

20  Millionen  Gulden 

3,42 

Frankreich 

1920 

3    Milliarden  Franken 

48,1 

Dänemark 

1920 

54,2  Millionen  Kronen 

3,5 

Schweden 

/  Jan.  bis 
\Okt  1921 

5,34  Millionen  Kronen 

13,6 

Belgien 

1920 

400  Millionen  Franken 

8,1 

Jugusiavien 

1922 

952  Millionen  Dinar  (geschätzt) 

8,17 

Luxemburg) 

Prinz  Hch.[ 

1920 

10  Millionen  Franken 

0,23 

Bahn.  j 

Schweiz 
B.  B 

r  1920 

92,7  Millionen  Franken 

'  1921 

80,0  Millionen  Fianken 

j  3,0 

[  1922 

30.4MillionenFranken(geschätzt) 

Italien 

1920/21 

1,05  Millionen  Lire 

16,72 

(  900  Millionen  Dollar  Zuschuß 

Amerika 

)  gezahlt,  eine  weitere  Anleihe 

1  376,6 

Ver.  St. 

1  von  500  Millionen  Dollar  ist 
'  in  Vorbereitung 

Deutschland 

1920 

13,08  Milliarden  Mark 

52,76 

Nach  Presseberichten  wird  die  Balanzierung  des  franzö- 
sischen Eisenbahnhaushaltes  im  Jahre  1927  erwartet,  während 
dies  in  Belgien  schon  in  diesem  Jahre  der  Fall  sein  soll.  Selbst 
bei  den  amerikanischen  Bahnen  waren  erhebliche  Zuschüsse 
nicht  zu  umgehen.  Dr.  Feindler. 


BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Das  im  vorigen  Jahre  vom  Geh.  Regierungsrat  Dr.  Sarter 
herausgegebene  Jahrbuch  des  deutschen  Verkehrs- 
wesens liegt  in  dem  ersten  Band  des  Jahrgangs  1922  vor.  In 
Anbetracht  der  Bedeutung  und  Mannigfaltigkeit  dieses  Werkes 
werden  wir  nach  Erscheinen  des  2.  Bandes  noch  ausführlicher 
darauf  zurückkommen. 

SS  Ausnutzung  und  Veredelung  deutscher  Rohstoffe.  3.  Auf- 
lage des  Buches  ,, Rohstoffersatz",  herausgegeben  von  Prof.  Dr. 
A.  Keßner,  im  Verlag  des  Vereins  deutscher  Ingenieure,  1921. 
Preis:  kart.  60  M.,  geb.  65  M.  Das  Buch  bildet,  wie  das  Vorwort 
es  treffend  kennzeichnet,  ein  wertvolles  historisches  Denkmal 
deutscher  Erfindertätigkeit  im  erfolgreichen  Kampf  gegen  die 
englische  Blockade  während  des  Weltkrieges.  Zwar  ist  manch 
ein  Ersatzstoff  mit  wieder  beginnender  Teilnahme  Deutschlands 
am  Weltwirtschaftsverkehr  vom  deutschen  Markt  als  Notbehelf 
verschwunden,  jedoch  bildet  die  in  dem  Buche  zusammen- 
getragene praktische  Erfahrung  mit  Metallen,  Betriebsstoffen, 
Papier-  und  Faserstoffen  u.  a.  die  geeignete  Grundlage  für  weit- 
gehende Neuverwendung  dieser  Stoffe.  Sehr  ausführlich  wird  die 
Abhandlung  über  Metalle  behandelt,  die,  von  der  Metall- 
versorgung Deutschlands  ausgehend,  die  Bewirtschaftung  der 
Metalle  und  die  Verwendung  von  Ersatzmetallen  in  den  einzelnen 
Industrien  behandelt.  Der  Metallersatz  bei  chemi- 
schen Vorgängen  wird  besonders  geschildert.  Die  übrigen 
Abhandlungen  befassen  sich  mit  dem  Rohstoffersatz  im  Motor- 
wagen- und  Flugmotorenbau,  mit  Treibriemen  und  deren  Ersatz, 
mit  Faserstoffen  und  deren  Ersatz,  mit  Gummi,  Graphit,  Schmier- 
mitteln und  Kalziumkarbid.  Die  Namen  der  von  Prof.  Keßner 
ausgesuchten  fachmännischen  Mitarbeiter  gewährleisten  schon 
allein  eine  gründliche  und  für  die  deutsche  Wirtschaft  wertvolle 
Behandlung  der  einzelnen  Gebiete.  In  einer  Zeit,  in  der  Deutsch- 
land vor  die  Aufgabe  der  äußersten  Anspannung  seiner  wirt- 
schaftlichen Kräfte  gestellt  ist,  bildet  dieses  Buch  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Hilfsquelle. 

Geschäftserfolg  und  Lebenserfolg.  Von  Dr.  h.  c.  Paul 
L  e  c  h  1  e  r  ,  7.  Auflage,  Deutsche  Verlags-Anstalt,  Stuttgart  1921. 
In  dem  jetzt  schon  in  siebenter  Auflage  erscheinenden  Buch 
spricht  ein  Mann  von  der  Flöhe  eines  überaus  erfolgreichen 
Lebens  zur  Jugend,  insbesondere  zu  den  angehenden  Kaufleuten 
und  Industriellen.  Eine  Fülle  inhaltsschwerer  Erfahrungen  sind 
hier  äußerst  fesselnd  und  anregend  niedergelegt,  so  daß  von  dem 
Buch  eine  tiefgehende  Wirkung  ausgehen  muß.  Das  Buch  nimmt 
jeden  in  seinen  Bann,  der  für  eine  höhere  Auffassung  der  ge- 
werblichen und  kaufmännischen  Berufe  überhaupt  fähig  ist; 
dabei  atmet  es  allenthalben  treu-deutsche  Gesinnung.  Das  Buch 
eignet  sich  besonders  gut  zu  Geschenken  an  angehende  Eisen- 
bahner aller  Grade.  Prof.  Blum. 

FERNSPRECHWESEN 

_  22  Deutscher  Ueberseekabelverkehr.  Der  an  anderer  Stelle 
in  diesem  Blatt  bereits  berichtete  Zusammenschluß  von  drei 
deutschen  Telegraphengesellschaften  findet  eine  nähere  Er- 
klärung in  dem  Geschäftsbericht  der  Deutsch-Atlantischen  Te- 
legraphen-Gesellschaft für  die  Jahre  1918  bis  1921,  der  auch  all- 
gemein interessierenden  Aufschluß  über  das  Schicksal  der  deut- 
schen Ueberseekabel  nach  dem  Versailler  Vertrag  gibt.  Es 
heißt  da: 

„Im  Vertrag  von  Versailles  hat  Deutschland  im  eigenen 
Namen  und  im  Namen  seiner  Angehörigen  zugunsten  der  alliier- 
ten Hauptmächte  auf  alle  Rechte,  Ansprüche  oder  Vorrechte 
jeder  Art  auf  eine  Anzahl  einzeln  bezeichneter  überseeischer 
Kabelstrecken  unter  Zwang  verzichtet.  Zu  den  abgetretenen 
Kabelstrecken  gehört  auch  der  größte  Teil  —  7361  Sm.  —  unserer 
beiden  Kabel  Borkum — Fayal — New  York  und  —  860  Sm.  — 
des  Kabels  Emden  —  Vigo;  die  abgetretenen  Kabelstücke  befin- 
den sich  gegenwärtig  in  den  Händen  von  England  und  Frank- 
reich. Es  verbleiben  unserer  Gesellschaft  die  3  Stücke  von 
Borkum  bis  zur  Straße  von  Calais  sowie  2  Stücke  an  der  ameri- 
kanischen und  der  spanischen  Küste  in  der  Gesamtlänge  von 
1335  Sm. 

Auch  unser  sonstiges  Eigentum  im  feindlichen  Auslande  — 
Stationseinrichtungen,  Vorratskabel  in  Tanks,  Beamtenhäuser 
in  Horta  • —  sind  im  Krieg  der  Beschlagnahme  verfallen.  Das 
Mobiliar  unserer  Beamtenhäuser  in  Horta  ist  bereits  im  Liqui- 
dationsverfahren verkauft  worden.  Ob  das  übrige  beschlag- 
nahmte Eigentum  liquidiert  werden  wird,  ist  noch  nicht  ent- 
schieden. 

Für  die  abgetretenen  Kabelteile  und  das  sonstige  liqui- 
dierte Eigentum  steht  der  Gesellschaft  ein  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung gegen  das  Reich  zu.  Die  Frage,  nach  welchen 
Grundsätzen  die  Entschädigung  durch  das  Reich  zu  bemessen 
und  in  welcher  Weise  Bezahlung  der  Entschädigung  zu  be- 
wirken ist,  hat  eine  abschließende  gesetzliche  Regelung  noch 
nicht  erfahren.  Es  schweben  deshalb  seit  längerer  Zeit  Ver- 
handlungen  mit   den   beteiligten   Ministerien,   um  unabhängig 
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vun  der  gesetzlichen  Regelung  eine  Vereinbarung  über  die  \ini- 
^chädif^ung  zu  treffen.  Die  Verhandlungen  werden  auf  der 
(irundlage  gefiihrt,  «uil.l  der  Deutsch-Atlantischen  Telei;' ''iphen- 
gesellschaf  t,  der  JJeutsch-Südamerikanischen  'relegra])hen- 
geseilschaft  und  der  Osteuropäischen  Telegraphengesellschafi 
mit  der  Bedingung,  daß  sie  sich  zu  einer  Gesellschaft  vereini- 
gen, gemeinsam  zu  W'iederaufbauzwecken  eine  Pauschalsumme 
als  Entschädigung  gezahlt  w  ird  und  daß  hierdurch  die  gesamten 
l'mtschädigungsansprüche  der  Gesellschaften  an  da--  Reich  ab- 
gegolten  werden.  Der  Abschluß  der  Verhandlungen  wird  fin- 
die  nächste  Zeit  erwartet. 

Es  wird  beabsichtigt,  unter  Mitverwendung  der  l^ntschädi- 
gungssumme  zunächst  ein  Kabel  \i>ii  lündeii  nach  Horta 
(Azoren)  herzustellen,  das  in  Horta  Ant^chluß  an  ein  neues 
Kabel  Horta — New  York  der  Commercial  Cable  Company,  New 
York,  finden  soll.  Eine  Verständigung  mit  dieser  Gesellschaft, 
mit  der  wir  schon  seit  dem  Jahre  1900  in  Geschäfts\erbindung 
.gestanden  haben,  ist   bereits  erzielt  worden." 

SCHIFFAHRT 

=Glr::  Verkehr  im  Suezkanal  im  Jahre  1921.  In  der  Nach- 
kriegszeit zeigt  der  Verkehr  durch  den  Suezkanal  ein  stetiges 
Anwachsen  und  dürfte  den  Friedensstand  in  kurzem  wieder  er- 
reichen.   Er  betrug 

im  Jahre  1913       .    .    .    20,0  Mill.  t 
im  Jahre  1918       ...     9,3  Mill.  t 
im  Jahre  1919       .    .    .    16,0  Mill.  t 
im  Jahre  1920      .    .    .    17,6  Mill.  t 
im  Jahre  1921       .    .    .    18,1  Mill.  t 
An  erster  Stelle  steht  England  mit  11,4  Mill.  t  oder  63  %  des 
Gesamtverkehrs,  dann  folgen  die  Niederlande,   Italien,  Frank- 
reich.   Der  Anteil  des  deutschen  Verkehrs  hat  sich  von  15  000  t 
i.  J.  1920  auf  171000  f  gehoben.     Eine  starke  Zunahme  zeigen 
der  Verkehr  nach  Australien  und  dem  Persischen  (_iolf,  dagegen 
ist    Indien    gegen    die    Vorkriegszeit    erheblich  abgeschwächt, 
China  und  Japan  sind  etwa  auf  dem  gleichen  Stande  geblieben. 
Auffallend    ist    der    Unterschied    im    gegenseitigen  \^erhältnis 
zwischen  Warenverkehr  und  Schiffsraumverkehr.    Dieses  stellte 
sich  (in  Millionen  t): 

1913  auf  25,8  :  20,0 
1915  auf  15,1  : 15,3 

1919  auf  14,0  : 16,0 

1920  auf  17,1  : 17,6 

1921  auf  17,5  : 18,1 

Der  Schiffsraumverkehr  hat  also  den  Vorkriegsstand  nahe- 
zu wieder  erreicht,  während  der  Warenverkehr  noch  um  etwa 
ein  Drittel  zurückgeblieben  ist. 

Lehrreich  sind  noch  einige  Zahlen  über  die  Hauptdurchfuhr- 
güter, die  zugleich  den  Unterschied  in  der  Zusammensetzujig 
des  Verkehrs  in  beiden  Richtungen  beleuchten: 


Nord  —  Süd  -  Verkehr: 


Metalle  und  Maschinen 

Kohlen   

Eisenbahnmaterial  .... 

Salze   

C,  evvebe   . 

Baustoffe   (Zement)   216  000 

Uebrige  Waren  '   3  807  000 


1920 

t 

921 000 
118  000 
423  000 
518  000 
315  000 


1921 
t 

1  127  000 

1  120  000- 

554  000 
341  000 
251  000 
214  000 

2  967  000 


Süd  —  Nord  -  Verkehr: 


6.318000 

1920 
t 

^'etreide   1  587  000 

Oele    1686  000 

Masut,  Benzin  u.  dgl.    ....  787000 

Textilrohstoffe    1.307  000- 

Mineralien    1015  000 

Zucker      _   993  000 

Tee     .   ,312  000 

Kautschuk    279  000 

Kohlen   450  000 

Uebrige  Waren   2-313  000 


6  576  000 

1921 
t 

2  957  000 
1  659  000 
1  313  000 
1  174  000 
849  000 
:188  000 
338  000 
288  000 
205  000 
1  762  000 


10  729  000        10  933  000 
(Aus    dem   Jahresbericht    der    „Compagnie   Universelle  du 
Canal  Maritime  de  Suez"  für  das  Jahr  1921  nach  der  Neuen 
Züricher  Zeitung  1922,  Nr.  555.) 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 
=  S1=  Erzeugung  und  Verteilung  der  elektrischen  Energie 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Das  erste  Heft 
1922  der  berühmten  Zweimonatsschrift  ,, Annales  des  Ponts  et 
Chaussees"  bringt  in  seinem  technischen  Teile  einen  bemerkens- 
werten Reisebericht    über    eine    Reise    nach    den  Vereinigten 


Staaten  zum  Studium  der  obigen  Frage  (53  Seiten).  Die  Reise 
ist  veranlaßt  durch  die  umfangreichen  Elektrizitätsversorgungs- 
jdäne  der  französischen  Regierung  vorzugsweise  in  der  Wieder- 
aufbauzone, die  eine  Verwertung  der  Erfahrungen  des  Auslan- 
des und  vorzugsweise  der  Weststaaten  der  Vereinigten  Staaten 
in  der  Ausnutzung  von  Wasserkräften  und  Hochspannungsfern- 
leitungen angezeigt  erscheinen  ließen.  Im  Einzelnen  sind  be- 
bai:delt  Dampfkraft-  und  Dampf turbinenwerke,  Wasserkraft- 
wirki-,  Stromerzeuger,  Unterw^-rk,  Umformer,  Schalter,  Blitz- 
schutz, Leitungsgestänge,  Linienführung,  Isolatoren,  Betrieb 
der  Hochspannungsnetze.  Einen  weiteren  Aufsatz  des  gleichen 
Hefte--  der  Annalen  bildet  der  Bericht  einer  von  der  Paris — 
L>i)ii-  Mittelmeer-Risenbahn  nach  den  Vereinigten  Staaten 
/Uli;  .^Indium  der  großen  Stauanlagen  gesandten  Kommission. 
Zeigen  diese  Berichte  einerseits,  welches  Interesse  man  in 
l-'rankreich  den  technischen  Problemen  entgegenbringt  und 
welebi  f'cdeutung  man  dem  Studium  des  Auslandes  beimißt,  so 
zeigen  sie  anderseits  die  bedauerliche  und  gefährliche  Lage 
Deutschlands,  dessen  Ingenieure  von  den  hochvalutarischen 
Ländern  abgeschlossen  bleiben.  Möge  das  Beispiel  des  durch- 
aus nicht  international  eingestellten  Frankreichs  der  Reichs- 
regierung und  vor  allem  den  Reichsx'erkehrsminister  zu  be- 
.  denken  geben,  ob  es  nicht  trotz  hoher  Kosten  nunmehr  ange- 
bracht ist,  das  .'^tudium  der  technischen  Fortsehritte  des  Aus- 
landes nicht  mehr  lediglich  aus  Zeitungen  und  Zeitschriften 
zu  betreiben,  sondern  durch  Reisen  und  Studienaufenthalt  ge- 
eigneter Persönlichkeiten  fremden  Fortschritt  dem  Reich  untl 
der  Reichsbahn  dienstbar  zu  machen  versuchen. 

Gl.  Ueber  einige  Vorteile  bei  elektrischer  Zugförderung 

lassen  sich  aus  Engineering  1922,  C  XIII,  2923  mehrere  lehr- 
reiche Zahlen  über  englische  und  amerikanische  Bahnen  ent- 
nehmen. Elektrische  Lokomotiven  kemnen  viel  länger  ohne 
I.biterf)rLcluni>i  im  1  )ienst  sein  als  Dampflokomotiven.  Auf  der 
Cb.ika}j,(),  Milwaukee  &  St.  Paul-Bahn  laufen  die  elektrischen 
?\laschiiu'n  auf  440  Meilen  (1,6  km)  durch,  nach  end.gültiger  Fer- 
tigstellung der  Linie  bis  zur  Küste  des  Stillen  Ozeans  auf  850 
Meilen  (=  1.360  kin).  '  Auf  der  Norfolk  &  Western-Bahn  betrug 
die  Monatsleistung  schon  1918  3700  Meilen  für  elektrische,  15  bis 
1600  Meilen  für  Dampflokonioti\en.  Die  Tagesleistung  der 
elektrischen  Maschinen  der  New  York,  New  Häven  &  Hart- 
ford-Bahn erreichte  1919  von  Personenzügen  229,  von  Güter- 
zügen 104  und  im  Verschiebedienste  113  Meilen,  während  es  die 
North  Eastern  in  England  bei  Dampfbetrieb  nur  auf  92.62  und 
101  Meilen  brachte. 

Im  Verschiebedienste  haben  elektrische  Lokomotiven  schon 
bis  zu  6  Tagen  ununterbrochen  gearbeitet.  Gegenüber  1914  ist 
die  Tagesleistung  der  Lokomotiven  durch  Ersetzung  des  Damp- 
fes durch  Elektrizität  um  rund  100  %  gestiegen.  Das  bringt 
eine  beachtliche  Ersparung  an  Maschinen'  mit  sich.  Die  schon 
oben  genannte  Ch.  M.  &  St.  P.-Bahn  zeigt  für  die  Strecke  über 
die  Rocky  Mountains  folgende  Zahlen: 


Lokomotiven 

Anzahl 

Durchschnitts- 
gewicht 

Gesamtgewicht 

bei 

elekt. 

bei 

elekt. 

bei 

elekt. 

Dampf 

Dampf 

Dampf 

Für  Personen- 

t 

t 

t 

züge   

„  Güterzüge  . 

19 

12 

164 

269 

3120 

3  230 

85 

30 

188 

257 

16  000 

7  720 

„  Verschiebe- 

dienst   . . . .  1 

•  8 

3 

106 

63 

848 

190 

Zusammen 

112 

45 

19  968 

11  140 

Es'  ist  dort  möglich  geworden,  etwa  30  %  mehr  Zugslast  in 
rund  80  %  der  früher  benötigten  Zeit  zu  bewältigen,  so  daß  die 
.Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der  Linie  auf  Grund  der  Elek- 
trisierung auf  33  %  veranschlagt  werden  kann. 

Ueber  den  Sturz  von  Rädern  und  Achsen  macht  Regierungs- 
baurat Konsehak  in  Nr.  3/4,  XXV.  Jahrgangs  von  ,, Technik  und 
Wehrmacht"  interessante  Ausführungen,  die  auch  für  den  Ver- 
kehrstechniker und  zw^ar  sowohl  für  den  Fahrzeug-  wie  für  den 
We.uebauer  von  Bedeutung  sind.  Er  weist  nach,  daß  der  Sturz 
der  Speichen  und  des  Achsschenkels  nicht  willkürlich  und  nach 
handwerksmäßiger  Ueberlieferung  ausgeführt  werden  darf,  wenn 
er  seinen  Zweck  erfüllen  soll,  sondern  in  richtige  Beziehung  zum 
Zweck  des  Fahrzeuges  und  zur  Bauart  der  vorzugsweise  befah- 
renen Straßen  gebracht  werden  muß.  Beachtenswert  ist  die 
Warnung  vor  sehräggestellten  Rädern,  bei  denen  der  Radreifen 
nur  einkantig  auf  die  Fahrbahn  drückt  und  dadurch  Rad  und 
Fahrbahn  besonders  ungünstig  beansprucht. 
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VOLKSWIRTSCHAFTLICHE  AUFGABEN 
DER  EISENBAHNGÜTERTAFIFPOLITIK 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  GOTTSCHALK,  BERLIN 


Einleitung: 

Gute  Verkehrsverhältnisse  sind  die  Vorbedingungen  für  ein 
hoch  entwickeltes  Wirtschaftsleben;  denn  mit  der  Vervollkomni- 
nung  des  Verkehrs  steigt  die  Möglichkeit  der  Ausnutzung  ge- 
gebener Produktionsgelegenheiten  und  wächst  der  Absatzmarkt 
für  die  Produkte.  Aus  dieser  hervorragenden  Bedeutung  der 
Verkehrsunternehmungen  erwächst  für  jede  Eisenbahn  die  Ver- 
pflichtung, sich  nicht  unter  dem  ( lesichtswinkel  eines  auf  Ge- 
winn gerichteten  Unternehmens  anzusehen,  sondern  als  oberstes 
Gesetz  ihres  Handelns  den  Grundsatz  zu  wählen':  Ich  bin  Die- 
nerin der  allgemeinen  Wohlfahrt;  die  Förderung  der  gesamten 
Volkswirtschaft  ist  meine  Aufgabe. 

Ein  weites  Feld  für  die  Betätigung  dieses  Grundsatzes  bie- 
tet sich  in  ihrer  Gütertarif  politik.  Der  Gütertarif  bildet 
einen  wirtschaftlichen  Machtfaktor  und  seine  Bedeutung  für  das 
wirtschaftliche  und  kulturelle  Leben  kann  kaum  überschätzt 
werden.  Die  Gewinnung  der  Rohstoffe  und  ihre  Verwertung, 
die  Herstellung  der  Halb-  und  Fertigwaren  und  ihr  Absatz,  der 
Sitz  der  Industrien  und  der  ihrer  Handelsniederlassungen  wer- 
den durch  sie  beeinflußt.  Man  geht  nicht  zu  weit,  wenn  man  be- 
hauptet, die  Eisenbahngütertarife  könnten  einzelnen  Landestei- 
len zu  einer  wirtschaftlichen  Blüte  verhelfen  und  andere  durch 
Auflösung  lang  gepflegter  wirtschaftlicher  Zusammenhänge  und 
durch  die  Aufhebung  ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  veröden  lassen. 
Die  ?2rrichtung  von  Zollgrenzen  und  selbst  die  Verschiebung  po- 
litischer Grenzen  können  unter  Umständen  für  das  Wirtschafts- 
leben weniger  nachteilig  sein,  als  die  Verschiebung  tarifarischer 
Grenzen. 

Die  Tarifpolitik  muß  also  —  wenn  sie  ihren  die  Gemein- 
wirtschaft fördernden  Charakter  erfolgreich  betätigen  soll  — 
mit  aller  Sorgfalt  eingestellt  werden  und  der  fortschreitenden 
Entwicklung  des  leichtbeweglichen  Wirtschaftslebens  ent- 
sprechen und  sich  ihr  anpassen.  Das  ist  natürlich  sehr  schwer; 
denn  mannigfaltig  und  vielfach  widersprechend  sind  die  wirt- 
schaftlichen Aeußerungen  des  Verkehrsbedürfnisses,  der  Zusam- 
menhang ist  oft  schwer  erkennbar,  und  die  Mannigfaltigkeit  der 
bedingenden  Größen  gestattet  keinen  eindeutigen  Schluß.  Aber 
erstes  Erfordernis  für  eine  feinfühlige  Einstellung  der  Güterpoli- 
tik auf  die  Belange  des  Wirtschaftslebens  ist  die  Erkenntnis 
ihrer  volkswirtschaftlichen  Aufgaben,  der  Bedeutung  jeder  ein- 
zelneu in  bezug  auf  die  übrigen  und  des  Maß:s  ihrer  Erfüllbar- 
keit. In  manchen  Fällen  wird  die  Aufgabe  allein  durch  die  Ta- 
rife lösbar  sein,  in  anderen  wird  sie  nur  eine  fördernde  Unter- 
stützung durch  die  Tarifbildung  erfahren  können. 

Wir  werden  uns  im  folgenden  ausschließlich  mit  den  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  der  Tarifpolitik  beschäftigen  und,  um 
das  Bild  nicht  zu  verwirren,  alle  anderen  Tariffragen  aber  aus 
dem  Kreise  unserer  Betrachtungen  ausschalten. 

Verkehrs-Politik: 

Es  ist  das  Ziel  einer  gesunden  Verkehrspolitik,  die  Verkehrs- 
einrichtungen und  ihre  Bedienung  so  zu  gestalten,  daß  sie  den 
an  sie  herantretenden  vernünftigen  Verkehrsbedürfnissen  ent- 
sprechen. Die  Menge  der  Wagenausfälle,  die  Zahl,  räumliche 
Ausdehnung  und  Zeitdauer  der  Verkehrssperren  sind  proportio- 


nal der  Wegstrecke,  welche  die  Reichsbahn  noch  von  diesem 
Ziele  trennt,  und  die  Verkehrsnot  des  letzten  Winterhalbjah- 
res mit  ihren  schweren  wirtschaftlichen  Schädigungen  zeigt  uns, 
daß  wir  noch  mit  einer  langen  Wanderung  rechnen  müssen.  Die 
Gründe  sind  bekannt.  Die  Eisenbahnen  haben  ihren  technischen 
Apparat  während  des  Krieges  vollständig  heruntergewirtschaftet 
(ohne  Reserven  zu  bilden!  D.  Schrif tltg.),  und  die  Verkehrs- 
beziehungen haben  in  wesentlichen  Teilen  eine  völlige  Verände- 
rung erfahren.  An  der  Wiederherstellung  und  Ergänzung  der 
Betriebsmittel  und  der  Streckenausrüstung  wird  mit  allen  Mit- 
teln (?  ?  Die  Schriftl.)  gearbeitet,  aber  der  Anpassung  an  die 
neuen  Verkehrsbedürfnisse  —  d.  h.  den  ungesäumten  Ausbau  der 
Bahnanlagen  —  stehen  starke  Hemmungen  entgegen.  Die  Fi- 
nanzlage des  Reiches  und  die  wirtschaftliche  Lage  Deutschlands 
machen  es  unmöglich,  einen  verstärkten  Verkehr  und  damit  die 
wirtschaftliche  Ausnutzung  neuer  Anlagen  mit  Sicherheit  vor- 
auszusehen. Unsere  Verkehrspolitik  muß  sich  also  vorläufig 
darauf  einstellen,  die  vorhandenen  Verkehrsmittel,  soweit  wie 
irgend  möglich,  auszunutzen,  um  dadurch  den  größten  Nutzen 
für  die  Volkswirtschaft  zu  erzielen.  Für  die  Unterstützung 
einer  solchen  notwendigen  Verkehrspolitik  kann  die  Gütertarif- 
bildung ein  wichtiger  Faktor  werden.  Hier  liegt  ein  weites,  noch 
wenig  bebautes  Feld  der  praktischen  Tarifpolitik.  Nicht  eine 
neue  Zwangswirtschaft  —  jeder  Zwang  hemmt  die  Produktion, 
er  ist  ultima  ratio,  wenn  die  Wirtschaft  krank  bis  auf  das  Mark 
ist,  aber  niemals  ein  Stärkungsmittel  —  bringt  sie  der  Gesun- 
dung entgegen,  sondern  der  Tarif  muß  der  Regulator  für  die 
Einhaltung  einer  Planverkehrswirtschaft  werden.  Die  großen 
Grundsätze  der  Verkehrspolitik  bilden  also  eine  Bestimmungs- 
größe der  Tarifbildung.  . 

Durch  welche  Mittel  kann  der  Tarif  zur  Lösung  dieser  für 
die  nächsten  Jahre  so  wichtigen  Aufgabe  herangezogen  werden? 
Die  Beantwortung  ergibt  sich  von  selbst  aus  der  Darlegung  der 
\'erkehrsunzulänglichkeit.  Während  im  Sommerhalbjahr  ein 
großer  Teil  des  Wagenparkes  unbenutzt  die  Abstellgleise  be- 
lastet, herrscht  im  Winterhalbjahr  eine  Verkehrsnot,  die  zahl- 
reiche Industrien  zur  Einschränkung  und  oft  sogar  zur  Still- 
legung  ihrer  Betriebe  verurteilt.  Die  Grundregel  lautet  also 
ganz  allgemein  gesprochen: 

Der  Tarif  muß  so  gestaltet  sein,  daß  für  den  Verfrachter  ein 
finanzieller  Anreiz  besteht,  die  verkehrsarme  Zeit  für  seine  Ver- 
ladungen auszunutzen.  Wir  kommen  in  diesem  Gedankengang 
zwangsläufig  zur  Einrichtung  von  Saison-Tarifen.  Ent- 
weder man  ermäßigt  die  Tarife  für  die  verkehrsarme  Zeit,  oder 
man  fordert  Zuschläge  für  Zeiten  großen  Wagenmangels  oder  — 
wenn  wir  den  kaufmännischen  Grundsatz,  die  Preise  nach  An- 
gebot und  Nachfrage  zu  stellen,  gelten  lassen  wollen  —  man  tut 
das  eine,  ohne  das  andere  zu  lassen.  Es  braucht  wohl  kaum  be- 
tont zu  werden,  daß  es  sich  nicht  um  eine  schematische  Er- 
höhung oder  Ermäßigung  handeln  darf.  Die  Auswahl  der  Güter 
für  die  Sommer-Saisontarife  ist  zu  beschränken  auf  solche,  die 
ihrer  Natur  nach  ohne  Erschwernis  oder  sonstigen  Nachteil 
während  der  verkehrsstillen  Zeit  wirtschaftlich  transportfähig 
sind  (Zement,  Soda,  Kalk,  Kohle,  künstliche  Düngemittel  usw.) 
und  die  im  wesentlichen  im  Herbst  den  Wagenraum  mit  Be- 
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schlag  belegen,  der  für  den  Abtransport  der  Herbstgüter  (Kar- 
toffeln, Rüben  usw.),  benötigt  wird.  Ferner  muß  verlangt  wer- 
den, daß  solche  Saison-Tarife  längere  Zeit  vorher  bekanntgege- 
ben werden;  denn  der  Kaufmann  muß  mit  ihnen  kalkulieren; 
man  darf  nicht  vergessen,  daß  der  Tarif  ein  wichtiger  Faktor  der 
Selbstkostenberechnung  ist,  der  seinen  Einfluß  auf  die  Preis- 
bildung ausübt.  Der  Erfolg  der  Saison-Tarife  wird  zweifellos 
der  sein,  daß  in  vielen  Fällen  eine  rechtzeitige  Bevorratung  der 
Verbraucherkreise  eintritt,  die  es  ihnen  ermöglicht,  die  schweren 
Herbstmonate  leichter  zu  überstehen. 

Neben  dem  Hauptmittel  der  Saison-Tarife  gibt  es  noch  eine 
Reihe  kleinerer  Mittel,  die  —  wenn  auch  bescheiden  in  ihrer 
Wirkung  —  nicht  außer  Acht  gelassen  werden  dürfen.  Der 
Achtstundentag  läßt  wertvolle  Tagesstunden  unbenutzt  ver- 
streichen. Die  Ladegleise  liegen  somit  einen  Teil  des  Tages 
brach,  und  der  Wagenumlauf  verschlechtert  sich  automatisch. 
Man  wird  also  in  Zeiten  großer  VVagemiot  die  Ladefristen  herab- 
setzen und  die  Standgelder  erhöhen.  Daneben  wird  man  er- 
wägen müssen,  ob  man  nicht  zweckmäßig  für  diese  Monate  eine 
Erhöhung  der  Nebenklassensätze  eintreten  läßt,  um  einen  er- 
höhten Anreiz  für  die  wirtschaftliche  Ausnutzung  des  gestellten 
Wagenraumes  zu  geben;  denn  vorherzusehende  Spitzenbelastun- 
gen müssen  im  Interesse  des  Ganzen  tarifwirtschaftlich  ausge- 
wertet werden. 

Mit  diesen  Mitteln  ist  die  Hilfe  des  Tarifes  zur  möglichst 
reibungslosen  Bewältigung  der  Verkehrsaufgaben  nicht  er- 
schöpft. Neben  den  Eisenbahnen  besitzen  wir  noch  ein  zweites 
großes  Verkehrsmittel:  die  Binnenschiffahrt.  Zwischen 
beiden  besteht  ein  enger  Zusammenhang,  ein  Verhältnis  gegen- 
seitiger Abhängigkeit  und  Bedingtheit.  Ohne  in  den  Streit  „Ka- 
nal oder  Eisenbahn"  eingreifen  zu  wollen,  darf  doch  betont 
werden,  daß  die  vorhandenen  Wasserstraßen  unentbehrliche 
Verkehrsadern  unseres  Wirtschaftlebens  sind.  Die  beklagens- 
werten Zustände  dieses  Winters  mit  ihrem  großen  Verkehrs- 
elend, haben  den  Beweis  geliefert,  daß  die  Eisenbahn  allein  die 
Verkehrsaufgaben  nicht  erfüllen  kann.  Mit  dieser  Erkenntnis 
gewinnen  wir  eine  weitere  Richtschnur  für  die  Einstellung  einer 
gesunden  Verkehrspolitik:  Nicht  gegenseitige  Entziehung  des 
Verkehrs,  sondern  planmäßige  Aufteilung  der  Verkehrsgebiete. 

Erinnert  man  sich  nur  dann  der  Wasserstraßen,  wenn  der 
Verkehr  auf  der  Eisenbahn  dickflüssig  wird,  und  die  Wagen- 
bureaus der  Eisenbahndirektionen  umlagert  werden  wie  in  Hun- 
gersnot die  Bäckertüren,  dann  wird  die  Binnenschiffahrt  nicht 
zu  einem  brauchbaren  Helfer  erzogen;  eine  dauernde  Beschäf- 
tigung ist  notwendig,  damit  sie  ein  brauchbares  Verkehrsinstru- 
ment wird.  Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  gibt  es  kaum  ein  bes- 
seres Mittel,  als  eine  vernünftige  Eisenbahntarifpolitik.  Es  ist 
ohne  weiteres  klar,  daß  ein  stark  gestaffelter  Tarif  mit  hohen 
Nah-  und  niedrigen  Weittarifsätzen  einen  gebrochenen  Versand- 
weg, bei  welchem  sich  an  den  Beginn  und  das  Ende  des  Wasser- 
straßentransportes ein  Bahntransport  anschließt,  erdrosseln 
muß;  denn  der  gebrochene  Versandweg  hat  zweimal  die  hohen 
Nahfrachtsätze  der  Eisenbahn  und  doppelte  Abfertigungsgebüh- 
ren zu  tragen.  Ein  Beispiel  besonders  starker  Staffelung  bietet 
der  Kohlenfrachttarif.  Von  350  km  ab  fällt  der  Frachtsatz  so 
stark,  daß  der  Einheitssatz  bei  einer  Entfernung  über  600  km 
nur  noch  den  siebzehnten  Teil  der  Spitzenfracht  ausmacht.  Daß 
eine  solche  Staffelung  nicht  auf  dem  Selbstkostenprinzip  aufge- 
baut ist,  sei  nur  nebenbei  erwähnt.  (Die  Selbstkosten  hat  man  ia 
bei  der  Tarifbildung  in  Deutschland  immer  als  quantite  negli- 
geable  behandelt!  D.  Schriftl.)  Die  Schiffahrt  ist  auf  den  ge- 
brochenen Versandweg  angewiesen.  Wenn  man  also  aus  schwer- 
wiegenden Gründen  anderer  Art  —  wir  kommen  später  noch  da- 
rauf zurück  —  glaubt,  auf  eine  starke  Staffelung  nicht  verzichten 
zu  können,  so  wird  man,  wenn  eine  gesunde  Verkehrs- 
politik einen  billigen  Ausgleich  zwischen  Schiffahrt  und  Eisen- 
bahn verlangt,  besondere  Umschlagtarife  schaffen  müssen.  Daß 
Bindungen  des  Friedensvertrages  bei  der  Behandlung  dieser 
wichtigen  Frage  mitsprechen,  erschwert  zwar  die  Lösung  der 
Aufgabe,  dürfte  sie  aber  nicht  unmöglich  machen.  Artikel  365 
des  Friedensvertrages  zieht  nämlich  der  Tarifpolitik  der  Reichs- 
bahn gewisse  Grenzen,  insofern,  als  bestehende  Frachtver- 
günstigungen unter  bestimmten  Voraussetzungen  den  Sendungen 
der  anderen  Vertragsmächte  gewährt  werden  müssen. 

Während  der  Transport  der  Massengüter  auf  weite  Ent- 
fernungen das  eigentliche  Gebiet  der  Binnenschiffahrt  ist,  ist 
ein  anderes  Verkehrsmittel  im  Begriff,  sich  den  Transport  der 
hochwertigen  Güter  auf  nähere  Entfernungen  zu  sichern.  Es  ist 
dies  der  Kraftwagen.  Er  stellt  der  Verkehrspolitik  eine 
neue  Aufgabe.  Zweifellos  hat  dieses  moderne  Verkehrsmittel 
vor  der  Eisenbahn  manchen  Vorteil  voraus.  Die  Beförderung 
ist  erheblich  schneller,  und  sie  geht  ohne  Umladung  vom  Hof 
des  Absenders  bis  an  den  Schuppen  des  Empfängers.  Auch  für 
das  Verhältnis  von  Kraftwagengüterverkehr  zur  Eisenbahn 
sollte  daher  der  Grundsatz  Geltung  haben: 

Nicht  Wettbewerb,  der  die  Ausschaltung  des  anderen  Ver- 
kehrmittels zum  Ziele  hat,  sondern  planmäßige  Aufteilung  der 
Verkehrsgebiete.    Zwischen  Kraftverkehr    und  Eisenbahn  be- 


sieht ebenfalls  ein  inniger  Zusammenhang.  Besonders  als  Zu- 
bringer und  Vorläufer  kann  der  Kraftwagenverkehr  für  die 
Eisenbahn  eine  große  Bedeutung  gewinnen.  Der  Kraftwagen- 
verkehr strebt  jedoch  noch  nach  größeren  Aufgaben  und  er- 
scheint vielfach  als  Wettbewerber  gegen  die  Eisenbahn.  So 
ist  z.  B.  zwischen  Leipzig  und  Berlin  ein  Kraftwagenbetrieb 
eingerichtet,  der  es  ermöglicht,  ein  Frachtgut  binnen  12  Stunden 
an  Ort  und  Stelle  zu  bringen.  Es  gibt  also  schon  Beförderungen 
auf  ziemlich  weite  Entfernungen,  die  sich  mit  dem  Kraftwagen 
wirtschaftlicher  stellen,  als  mit  der  Eisenbahn.  Die  Wirtschaft- 
lichkeit kann  auch  darin  liegen,  daß  geringere  Verpackungs- 
spesen und  ein  geringeres  Verlustrisiko  vorhanden  sind.  Das 
gibt  zu  denken.  Auch  hier  spielt  die  Tarifpolitik  eine  aus- 
schlaggebende Rolle.  Die  Eisenbahn  kann  nicht  ihre  Nahtarife 
beliebig  über  Selbstkosten  erhöhen,  um  etwa  einen  Ausgleich 
für  unter  Selbstkosten  gefahrene  Transporte  auf  weitere  Ent- 
fernungen zu  finden;  damit  würde  sie  eine  Abwanderung,  die 
weder  im  Interesse  der  Eisenbahn,  noch  im  allgemeinen  volks- 
wirtschaftlichen Interesse  liegt,  an  dem  Kraftverkehr  befürchten 
müssen.  Doch  ist  diese  Frage  nicht  brennend,  der  Kraftwagen- 
güterverkehr ist  noch  in  den  Kinderjahren,  aber  es  wird  er- 
forderlich, dieses  Problem  in  den  Kreis  der  Verkehrsaufgaticn 
zu  stellen;  denn  nichts  könnte  volkswirtschaftlich  verderblicher 
sein,  als  diesem  Verkehrsmittel  durch  eine  falsche  Tarifpolitik 
eine  gewaltige  Entwicklung  zu  geben,  um  dann  plötzlich  mit 
einer  entsprechenden  Umstellung  der  Tarife  den  Nebenbuhler 
zu  erdrosseln.  Die  Verkehrspolitik  muß  schon  jetzt  dem  Em- 
porkömmling gegenüber  eine  klare  Stellungnahme  einnehmen, 
damit  der  Verkehr  in  die  von  ihr  gewollten  Bahnen  gelenkt 
wird.  (Bei  den  Kraftwagen  wird  aber  meist  die  sehr  kost- 
spielige Unterhaltung  der  Straßen  vergessen.    D.  Schriftl.) 

In  mancher  Beziehung  muß  jedoch  eine  nationale  Verkehrs- 
politik auf  unmittelbarenWettbewerb  eingestellt  sein.  Deutschland 
liegt  im  Herzen  Europas,  ist  daher  ein  natürliches  Durchgangs- 
land und  vermittelt  zum  großen  Teil  den  Verkehr  der  Nachbar- 
länder untereinander.  Verkehr  wirkt  in  jedem  Falle  wirtschaft- 
lich befruchtend.  Um  eine  Abwanderung  zu  verhindern,  muß 
der  Transitverkehr  besonders  pfleglich  behandelt  werden.  Zur 
Zeit  ist  zwar  unsere  schlechte  \"aluta  der  beste  Anreiz  für  das 
Ausland,  die  Transporte  möglichst  über  deutsche  Linien  zu 
leiten,  aber  wir  dürfen  doch  hoffen,  daß  das  Valutaelend  ein- 
mal besseren  Zeiten  Platz  machen  wird,  und  dann  muß  Deutsch- 
land gerüstet  sei,  den  internationalen  Wettbewerb  erfolgreich 
aufzunehmen.  Die  Nachbarn  sind  bereits  dabei,  sich  zum  ver- 
kehrs-wirtschaf fliehen  Kampfe  zu  rüsten.  Um  nur  einige  will- 
kürlich herausgegriffene  Beispiele  zu  nennen,  sei  erwähnt, 
daß  Frankreich  große  Anstrengungen  macht,  seine  Verkehrs- 
wege von  Elsaß-Lothringen  und  dem  Saargebiet  nach  seinen 
Mitteimeer-  und  Nordseehäfen  zu  verbessern,  und  daß  die 
Südländer  große  Pläne  mit  Triest  haben,  um  es  zum  Haupt- 
Ei'n-  und  Ausgangshafen  der  Tschechoslowakei  zu  machen. 
Auch  der  Verkehr  der  Schweiz  zu  den  Seehäfen  kann  uns  leicht 
eines  Tages  verloren  gehen,  wenn  wir  die  besonderen  Belange 
dieses  Landes  bei  der  Verkehrspolitik  nicht  berücksichtigen. 
Wir  dürfen  nicht  vergessen,  daß  hier  wertvolle  Früchte  einer 
auf  weiter  Sicht  eingestellten  Verkehrspolitik  zu  erlangen  sind. 
Der  Wettbewerb  gegen  die  Verkehrslinien  anderer  Staaten 
erfolgt  durch  unmittelbares  Anlocken  des  Verkehrs  auf  die 
eigenen  Verkehrsmittel.  Neben  guten  Verkehrsanlagen  und 
guter  Betriebshandhabung  sind  das  wichtigste  Mittel  billige 
Tarife. 

Fassen  wir  die  Gesichtspunkte  einer  auf  volkswirtschaft- 
lichen Erwägungen  ruhenden  Verkehrspolitik  zusammen:  Die 
vornehmste  Aufgabe  eines  Wirtschafts-  und  Verkehrspolitikers 
ist  einerseits  die  Ausschaltung  eines  übertrie- 
benen, unproduktiven  Wettbewerbs  zwischen  den 
A'erkehrsmitteln  des  eigenen  Landes,  um  dadurch  volle  Aus- 
nutzung der  in  ihnen  liegenden  Verkehrsmöglichkeiten  zu  er- 
zielen, andererseits  ein  scharfer  Wettbewerb  gegen 
Parallellinien  der  Nachbarstaaten  und  Förde- 
rung des  internationalen  Transitverkehrs.  Der 
Schlüssel  für  eine  solche  Verkehrspolitik  ist  u.  a.  der  Eisen- 
bahngütertarif. 

Handelspolitik. 

Eine  weitere  große  Aufgabe  fällt  der  Tarifbildung  in  der 
Unterstützung  der  Außenhandelspolitik  zu.  Hatte  eine  auf  das 
Wohl  der  Volkswirtschaft  gerichtete  Handelspolitik  bereits  vor 
dem  Kriege  eine  ständig  wachsende  Bedeutung  —  unser  Anteil 
an  der  \'ersorgung  des  Weltmarktes  war  ein  Siegeszug  ohne- 
gleichen — ,  so  ist  nach  dem  unglücklichen  Ausgange  des  Völker- 
ringens eine  gesunde  äußere  Handelspolitik  die  Voraussetzung 
für  eine  Gesundung  der  deutschen  Volkswirtschaft;  denn  alle 
unsere  Leistungen  für  die  Feindbundstaaten  müssen  durch  er- 
höhte Ausfuhr  ausgeglichen  werden.  Deutschland  ist  ein  Land 
der  Lohnarbeit;  abgesehen  von  Kohle  und  Kali,  ist  es  arm  an 
Rohstoffen  und  kann  nur  mit  Arbeit  bezahlen.  Die  außer- 
ordentlichen Lasten  des  „Friedens"-Vertrages,  dazu  die  Abgabe 
unserer  Handelsflotte  haben  ein  wesentlich  erhöhtes  Ausfuhr- 
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bedürfnis  geschaffen.  Nur  durch  eine  aktive  Handels-  und 
Zahlungsbilanz  können  wir  vor  völligem  Zusammenbruch  be- 
wahrt werden. 

Die  Schwankungen  unserer  Valuta  erschweren  die  Ein- 
haltung der  .Stetigkeit  in  der  Handelspolitik  und  sind  daher 
für  die  Entwicklung  und  Befestigung  unserer  ausländischen 
Beziehungen  ein  schweres  Hemmnis.  Während  im  allgemeinen 
die  Handelspolitik  exportfreundlich  ist,  können  bei  einer  sehr 
tief  stehenden  \^aluta,  welche  zwischen  ^^''eltma^ktpreis  und 
Inlandswert  eine  große  Kluft  läßt  und  den  Export  über  das 
erträgliche  und  \-olkswirtschaf tlich  günstige  Maß  hinaus  fördert, 
.\usfuhrdrosselungen  (strenge  Handelskontrollen,  hohe  Abgaben- 
sätze, Ausfuhrverbote  usw.)  notwendig  werden,  um  ein  Verschleu- 
dern unserer  Sachwerte  an  das  Ausland  zu  verhindern'.  Eine  nur 
auf  einer  tieferstehenden  Valuta  aufgebaute  Ausfuhrpolitik  ist 
nichts  anderes  als  eine  Fiebererscheinung,  die  zwar  ein  gesundes, 
blühendes  Aussehen  unserer  Volkswirtschaft  vortäuscht,  an 
dercm  Ende  aber  eine  um  so  größere  Verarmung  unseres  Volkes 
steht.  Wir  wollen  aber  die  Hoffnung  nicht  aufgeben,  daß 
dies  nur  vorübergehende  Erscheinungen  sind  und  daß  mit  einer 
Besserung  der  Weltwirtschaftslage  auch  eine  gewisse  Stabili- 
sierung unseres  Geldwertes  erreicht  wird.  Dann  werden  die 
(Grundsätze  einer  gesunden  Handelspolitik  in  die  Erscheinung 
treten:  Förderung  der  inländischen  Produktion,  Erleichterung 
des  Absatzes  der  Fertigwaren  und  Begünstigung  des  eigenen 
Handels.  (Leider  verhindert  vorläufig  der  Versailler  Vertrag 
eine  selbständige  deutsche  Handelspolitik.    Die  .Schriftl.) 

Die  Handelsvvelt  muß  eine  vielseitige  Durchdringung  der 
Handelsbeziehungen  Deutschlands  mit  dem  Auslande  anstreben. 
Der  Austausch  der  Waren  setzt  dabei  leistungsfähige  Verkehrs- 
wege voraus  —  mit  Beförderungsbedingungen,  die  es  gestatten, 
die  Güter  absatzfähig  auf  den  Weltmarkt  zu  bringen.  Neben 
der  pfleglichen  Ausgestaltung  der  Hauptverkehrswege  des  Ein- 
und  Ausfuhrhandels  ist  es  besonders  die  Gütertarifpolitik, 
welche  die  Handelsbeziehungen  der  einzelnen  Länder  beein- 
flußt. Ganz  besondere  Berücksichtigung  dürften  dabei  die  Ver- 
kehrsbeziehungen zu  unseren  großen  Seehäfenstädten  als  Brenn- 
punkten des  Außenhandels,  als  Grundlagen  und  Ausgangs- 
punkten neu  deutscher  See-  und  Weltgeltung  verdienen.  Die 
Frachtsätze  müssen  so  gehalten  sein,  daß  die  deutschen  Häfen 
im  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  den  ausländischen  treten  kön- 
neti  und  daß  ihnen  ein  entsprechendes  ?Iinterland  gesichert 
bleibt.  Man  wird  also  vom  volkswirtschaftlichen  und  handels- 
politischen Standpunkt  aus  Seehafentarife  als  eine  Notwendig- 
keit erklären  müssen.  \\'enn  auch  bei  dem  augenblicklichen 
Stand  der  \'aluta  die  Erstellung  von  .Sondertarifen  nicht  vor- 
dringlich erscheint,  wird  man  doch  die  Vorarbeiten  bereits  jetzt 
in  Angriff  nehmen  müssen,  um  bei  einer  Besserung  der  Mark 
der  dadurch  bedingten  Exporterschwerung  beschleunigt  mit 
Tarifausnahmen  entgegen  treten  zu  können.  Bei  der  Lösung 
dieser  Frage  werden  manche  Schwierigkeiten  zu  überwinden' 
'^ein.  Es  sei  hier  auf  die  Bestimmungen  des  Friedensvertrages 
hingewiesen,  die  nur  wenig  Spielraum  für  die  Schaffung  von 
.\usnahmetarifen  lassen;  ferner  auf  die  Benachteiligung  der  in 
der  Nähe  der  Hafenstädte  gelegenen  Industrien,  die  sich  bei 
Tariferleichterungen  auf  größere  Entfernungen  um  einen  ge- 
wissen Vorsprung  verkürzt  sehen  werden,  den  sie  bis  dahin' 
infolge  ihrer  örtlichen  Lage  vor  der  inländischen  Industrie  vor- 
aus hatten.  Ein  solches  Problem  ist  eben  rein  schematisch 
nicht  zu  lösen.  Bei  der  .Schwierigkeit  der  Fra.ge  können  be- 
sondere Tarifmaßnahmen  auch  nur  auf  solche  Ein-  und  Ausfuhr- 
güter Anwendung  finden,  die  eine  ausschlaggebende  Bedeutung 
haben. 

Ganz  allgemein  wird  man'  folgende  Richtlinien  aufstellen 
können : 

Bei  der  Einfuhr-  sind  zur  Förderung  der  inländischen 
Produktion  niedrige  Tarife  erwünscht  für  Roh-  und  Hilfsstoffe, 
die  unsere  heimische  Industrie  zur  Herstellung  ihrer  Erzeug- 
nisse notwendig  gebraucht,  und  dann  ganz  besonders,  wenn  die 
Fertigwaren  wieder  dem  Export  dienen,  die  eingeführten  Stoffe 
also  einen  gcwinnbringen'den  Veredelungsprozeß  durchmachen. 
I)agegen  wird  man  zur  Abwehr  fremden  Wettbewerbs  hohe 
Tarife  für  die  Einfuhr  solcher  Halb-  und'  Fertigwaren  anstreben, 
die  auch  im  Inlande  in  ausreichender  Menge  hergestellt  werden 
können.  Im  letzteren  Falle  unterstützt  die  Tarifpolitik  die 
Schutzzollpolitik. 

Bei  der  Ausfuhr  wird  man  zur  Erweiterung  des  Absatz- 
marktes auf  möglichst  günstige  Tarife  sehen  für  inländische 
Halb-  und  Fertigerzeugnisse,  in  denen  hochwertige  deutsche 
Arbeit  steckt;  denn  wir  müssen  vor  allen  Dingen  unsere  Arbeit 
ins  Ausland  bringen.  Dagegen  wird  man  zur  Stärkung  der 
heimischen  Industrie  Wert  auf  hohe  Tarife  legen  müssen  bei 
der  Ausfuhr  heimischer  Roh-  und  Hilfsstoffe,  die  wir  selbst 
verarbeiten  können;  wir  haben  ein  Interesse  daran,  dem  uns 
Wettbewerb  machenden  Auslande  den  Bezug  von  Roh-  und 
Hilfsstoffen  zu  erschweren.  Auf  die  Frage,  ob  die  Anwendung 
der  genannten  Grundsätze,  deren  Vielgestaltigkeit  und  Mannig- 
faltigkeit für  jede  Ware  eine  sorgfältige  Prüfung  notwendig 


machen,  im  Einzelfalle  zweckmäßig  durch  einfache  Einreihung 
in  die  Normalgüterklassifikation  oder  durch  besondere  Ausnah- 
metarife erfolgt,  soll  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen 
v;erden.  Bei  Ausnahmetarifen  sind  neben  den  Bindungen  des 
Friedensvertrages  auch  die  bestehenden  Handelsverträge  zu  be- 
achten, die  oft  die  Bestimmung  enthalten,  daß  die  Frachttarife 
und  Frachtermäßigungen,  die  dem  Erzeugnis  des  eigenen  Lan- 
des zustehen,  bei  der  Beförderung  auf  derselben  Strecke  und  in' 
derselben  Verkehrsrichtung  auch  den  gleichartigen  Transporten 
des  Vertragsgegners  zu  gewähren  sind.  Zwischen  Handelspolitik 
und  Tarifpolitik  besteht  ein  enges  Abhängigkeitsverhältnis,  und 
letztere  muß  sich  in  den  Rahmen  einer  großzügigen,  einheit- 
lichen Handelspolitik  des  Reiches  einfügen,  wenn  sie  ihre  volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben  zum  Wohle  des  Ganzen  erfüllen  will. 

Innere  Wirtschaftspolitik. 

Eine  auf  erhöhten  Export  gerichtete  Handelspolitik  hat 
als  logische  Voraussetzung  eine  auf  gesteigerte  Produktion 
unserer  Industrie  gerichtete  innere  Wirtschaftspolitik.  Ohne 
\ermehrte  Erzeugung  keine  erhöhte  Ausfuhr.  Die  Folgen  des 
Weltkrieges  zwingen  unserer  Wirtschaftspolitik  noch  eine 
zweite,  ebenso  bedeutende  Aufgabe  auf:  Höchste  .Steigerung 
der  landwirtschaftlichen  Erzeugung.  Ihr  Ziel  ist,  die  Ernäh- 
rung des  deutschen  Volkes  aus  inländischem  Boden  soweit  wie 
möglich  zu  sichern,  einen'  möglichst  großen  Teil  der  Gold- 
milliarden zu  sparen,  die  jährlich  für  Lebensmittel  ins  Ausland 
wandern.  Einem  erhöhten  Export  der  Industrie  muß  zugleich 
ein  vermiinderter  ■  Import  alles  nicht  dringend  Notwendigen 
gegenüberstehen.  Erreichen  wir  nicht  beides,  so  werden  wir 
niemals  zu  einer  aktiven  Handels-  und  Zahlungsbilanz  gelangen. 

Die  Hauptaufgaben  und  großen  Richtlinien  unserer  Wirt- 
schaft-^politik  ergeben  sich  demnach  mit  zwingender  Notwendig- 
keit aus  unserer  Lage  und  heißen:  Fördenmg  der  industriellen 
Produktion  imd  höchste  Steigerung  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugimg. 

Wie  kann  die  Eisenbahngütertarifpolitik  diesen'  volkswirt- 
schaftlichen Aufgaben  nutzbar  gciiiacht  werden?  Die  Antwort 
Lautet  ganz  allgemein:  Die  Tarife  nuisscn  so  gestaltet  sein,  daß 
die  Beförderung  der  für  die  Erreichung  jener  Ziele  wichtigen 
Güter  zu  Frachtsätzen  ausgeführt  wird,  welche  geeignet 
sind,  die  Erzeugung  der  Industrie  und  Landwirtschaft  zu  för- 
dern. Das  Maß  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  eines  Gutes 
wird  von  dem  Anteil  bestimmt,  den  es  selbst  an  der  Hebung 
und  Förderuu'g  der  Produktion  hat. 

Die  wichtigsten  Transporte  für  die  industrielle  Produktion 
sind  die  der  Roh-  und  Hilfsstoffe;  in  zweiter  Linie  stehen  die 
Transporte  der  Halbfabrikate  zu  der  weiterverarbeitenden  In- 
dustrie und  schließlich  die  Beförderungen  der  Fertigerzeugnisse 
zu  den  Absatzgebieten.  Wir  haben  also  im  wesentlichen  eine 
ziemlich  scharfe  Dreiteilung  der  für  die  Förderung  der  indu- 
striellen Produktion  wichtigen  Güter,  und  diese  Dreiteilung 
muß  für  die  Bildung  eines  Tarifschemas  von  grundlegender 
Bedeutung  sein. 

Man  wird  es  gerechtfertigt  finden,  wenn  die  Transporte  der 
Roh-  und  Hilfsstoffe  besonders  günstigen  Beförderungsbedin- 
gungen unterworfen  sind',  denn  die  Lirstoffe  ermöglichen  erst 
die  Aufnahme  einer  Produktion'. 

Hierbei  wird  man  von  dem  Grundsätze  ausgehen  dürfen, 
daß  es  volkswirtschaftlich  richtig  ist,  wenn  die  Industrien  sich 
nach  Möglichkeit  dort  ansiedeln,  wo  sie  in  erster  Reihe  den  für 
ihre  Produktion  wichtigsten  Rohstoff  finden.  Unsere  Lage 
zwiingt  uns  zur  Sparsamkeit  bei  der  inneren  Wirtschaft  und  zur 
gewissenhaften  Verwertung  unserer  Substanz.  Bei  aller  Förde- 
rung des  Verkehrs  dürfen  wir  uns  keinen  Transportluxus  ge- 
statten. Aus  dieser  Erkenntnis  gewiiuien  wir  einen  weiteren 
wichtigen  Grundsatz,  nämlich  die  Vermeidung  aller  unwirt- 
schaftlichen Transporte  oder  tarifpolitisch  ausgedrückt:  Der 
Tarif  darf  durch  allzu  niedrige  Sätze  keinen  Anreiz  zu  unwirt- 
schaftlichen Transporten  .geben.  Ein  Rohstoff,  der  überall  zu 
haben  ist,  braucht  keinen  niedrigen  Tarifsatz  auf  weite  Entfer- 
nun'gen;  umgekehrt  wird  man  für  einen  Stoff,  der  nur  an  weni- 
gen Stellen  vorhanden  ist,  aber  von  den  verschiedensten  Indu- 
strien in  allen  Landesteilen  notwendig  gebraucht  wird,  billige 
Frachtsätze  für  alle  Entfernungen  anstreben. 

Ganz  besonders  schwierig  ist  die  Tariffrage  für  Rohstoffe, 
die  an  mehreren  Stellen  aber  in  verschiedener  Qualität  vor- 
kommen, z.  B.  für  Kohle.  Wünschenswert  wäre  es  dann,  wenn 
die  Frachtsätze  so  bemessen  werden  könnten,  daß  jedes  Erzeu- 
gungsgebiet auf  sein  natürliches  Absatzgebiet  beschränkt  bliebe. 
Eine  gewisse  Beweglichkeit  für  die  Aufrechterhaltung  eines 
Wettbewerbs  in  den  Grenzzonen  ist  naturgemäß  zur  Erhaltung 
des  Strebens  nach  technischem  Fortschritt  notwendig.  Ein 
typisches  Beispiel,  wie  man  es  nicht  machen  soll,  bietet  die 
Staffelung  des  schon  erwähnten  Kohlentarifs.  Er  ist  so  auf- 
gebaut, daß  von  einer  Entfernung  von  500  km  ab  die  Kohle 
annähernd  umsonst  befördert  wird.  Die  Frachtenhöhe  bildet  da- 
her für  ein  Kohlcnbedarfsgebiet,  das  mindestens  500  km  von 
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den  nächstgelegenen  Kohlengruben  entfernt  liegt,  keinen  aus- 
schlaggebenden Faktor,  die  Kohlen  nun  auch  von  den  nächsten 
Kohlengruben  zu  beziehen.  Ist  bei  gleichen  Preisen  die  Quali- 
tät der  Kohlen  einer  weiter  entfernt  liegenden  (jrube  nur  um 
ein  Weniges  besser,  oder  ist  der  Preis  ab  Zeche  nur  um  ein 
('. cringes  niedriger,  so  wird  das  nächstgelegene  Kohlenrevier 
für  das  genannte  Absatzgebiet  wettbewerbsunfähig,  obgleich 
dieses  zu  seinem  natürlichen  Absatzgebiet  gehört.  Mit  solchen 
Tarifen'  öffnet  man  unwirtschaftlichen  Transporten  Tor 
und  Tür. 

Im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Vermeidung  unwirt- 
schaftlicher Transporte  steht  die  Pflicht  einer  möglichst  wirl- 
schaftlichen  Ausnutzung  des  vorhandenen  Wagenmaterials.  Der 
Tarif  muß  so  gestaltet  sein,  daß  für  den  Verfrachter  ein  geld- 
licher Vorteil  entsteht,  wenn  er  den  ihm  gestellten  Wagen  so- 
weit wie  möglich  bis  zur  Grenze  seiner  Tragfähigkeit  auslastet. 

In  zweiter  Linie  ist  die  Beförderung  der  Halbfabrikate  zu 
der  weiterverarbeitenden'  Industrie  bedeutungsvoll.  Da  in  diesen 
Erzeugnissen  bereits  eine  erhöhte  Summe  Arbeit  enthalten  ist, 
ihre  Stoffe  gewissermaßen  einen  Extrakt  der  wertvolleren  Teile 
der  Rohstoffe  darstellen  und  die  weiterverarbeitende  Industrie 
in  der  Wahl  ihrer  Niederlassungen  freier  ist,  erscheint  es  ge- 
rechtfertigt, die  Frachtsätze  für  die  Halbfabrikate  relativ  höher 
festzusetzen,  als  für  die  Rohstoffe. 

Zur  Vermeidung  unwirtschaftlicher  Transporte  wird  man 
es  begrüßen  können,  wenn  sich  die  weiterverarbeitenden  Indu- 
strien ebenfalls  möglichst  um  die  Rohstofflager  konzentrieren; 
dabei  wird  man  aber  eine  Berücksichtigung  der  kulturellen  und 
sozialen  Gesichtspunkte  für  berechtigt  halten  müssen,  die  eine 
vernünftige  Verteilung  der  Bevölkerung  im  Lande  erstreben, 
damit  die  unerwünschten  Zusammenballungen  der  Industrie- 
arbeiter auf  kleinem  Raum  mit  ihren  wenig  erfreulichen  Neben- 
erscheinungen vermieden  werden. 

Mäßige  Frachtsätze  für  Halbfabrikate,  vor  allem  auf  nahe 
und  mittlere  Entfernungen,  also  mäßige  Staffelung  der  Ent- 
fernungs-Einheitssätze erscheinen  hiernach  den  volkswirtschaft- 
lichen Forderungen  im  großen  und'  ganzen  am  zweckmäßigsten 
zu  entsprechen. 

Der  Standort  der  weitervernrbeitcnden  Industrie  wird  also 
ganz  wesentlich  von  den  Frachtsätzen  beeinflußt,  und  daher 
wird  diese  Industrie  den  größten  Wert  auf  eine  Stetigkeit  des 
Tarifsystems  legen  müssen.  Ein  Systemwechsel  wird  stets  eine 
Umwälzung  in  den  Standortverhältnissen  hervorrufen.  Leider 
läßt  unsere  Tarifpolitik  diese  Stetigkeit  vermissen.  Wäh- 
rend wir  bis  zum  1.  Dezember  1920  für  alle  Tarifklassen 
mit  einer  einzigen  Ausnahme  gleichbleibende  Streckensätze 
hatten',  wurde  von  diesem  Zeitpunkt  ab  der  Staffeltarif  einge- 
führt, welcher  den  Bahnversand  auf  weite  Entfernungen  begün- 
stigte. Es  wurde  dabei  als  erwiesen  angesehen,  daß  der  Grund- 
satz der  Einrechnung  eines  mit  wechselnder  Entfernung  fallen- 
den Streckensatzes  wirtschaftlich  mehr  gerechtfertigt  ist,  als 
die  Anwendung  eines  auf  allen  Entfernungen  gleichbleibenden 
Satzes.  Im  Hinblick  auf  die  bestehenden  Wettbewerbsverhält- 
nisse, die  Interessen  der  Privatbahnen  und  der  Schiffahrt  und 
schließlich  auch  das  finanzielle  Bedürfnis  der  Eisenbahn  gab 
man  einer  schwachen  Staffelung  den  Vorzug  vor  einer  starken. 
Dabei  wurden  die  teuren  Wagenklassen  schwächer,  die  billigen 
stärk  er  gestaffelt.  Am  1.  Februar  1922  trat  ein  neuer  Tarif  in 
Kraft,  der  bei  allen  Klassen,  namentlich  bei  den  oberen,  eine 
wesentlich  schärfere  Staffelung  vorsah,  die  in  den  niedrigen 
Klassen  kaum  noch  zu  überbieten  ist.  Während  bei  dem  Tarif 
vom  1.  Dezember  1920  sich  die  Sätze  derart  ermäßigten,  daß  sie 
bei  der  Endentfernung  gesunken  waren  in  Klasse 
A  um  rund  20  % 
E  um  rund  70  % 
sind  sie  seit  dem  1.  Februar  1922  gesenkt  worden  bei  der  Klasse 
A  um  rund  50  % 
E  um  rund  90  % 

Eine  noch  größere  Unruhe  und  Unsicherheit  trugen  die 
dauernden  Aenderungen  der  horizontalen  Staffelungen,  die  bei 
den  ständigen  Tariferhöhungen  einem  öfteren  Wechsel  unter- 
lagen, in  das  Wirtschaftsleben  hinein.  Das  neue  Tarifsystem 
am  1.  Dezember  1920  wurde  nach  dem  Grundsatze  der  Schonung 
der  unteren  Klassen  gegenüber  den  tragfähigen  höheren  Klassen 
aufgebaut.  Die  Klassen  A  bis  E  wurden  unter  Einrechnung 
der  Kriegs-  und  Teuerungszuschläge  abgestuft  belastet  im  Ver- 
hältnis von  10.5  bis  85.  Am  1.  April  1921  wurden  die  Tarife  um 
durchschnittlich  65  %  erhöht.  Die  Erhöhung  traf  aber  die 
Klassen  in  verschieden  starkem  Ausmaß:  von  80  %  für  Klasse 
A  bis  50  %  für  Klasse  E.  Bald  mußte  man  jedoch  erkennen, 
daß  hiernach  die  Spannungen  zu  groß  geworden  waren.  Bei 
der  „organischen  Umgestaltung"  am  1.  Februar  1922  trat  man 
dann'  einen  kleinen  Rückzug  an.  Die  Spannungen  zwischen  den 
Klassen  wurden  trotz  der  sehr  erheblichen  Tariferhöhungen 
wieder  etwas  gemildert. 

Daneben  hat  die  Aufhebung  der  Liste  A  (Liste  der  Güter, 
bei  denen  die  Fracht  nach  den  Hauptklassen'  ohne  Rücksicht 


auf  das  Ladegewicht  der  verwendeten  Wagen  für  das  wirkliche 
abgerundete  Gewicht,  mindestens  jedoch  für  10  t  zu  berechnen 
ist)  und  des  Verzeichnisses  II  (Verzeichnis  der  Wagenladungs- 
güter, die  ohne  Gewichtszuschlag  in  bedeckten  Wagen 
befördert  werden)  außerordentlich  große  Unruhe  in  die  Kreise 
dei  davon  betroffenen  Verfrachter  getragen;  es  ist  auch  nicht 
recht  ersichtlich,  warum  man  am  1.  Dezember  1921  solche 
Listen  einführte,  die  man  XYi  Jahr  später  wieder  aufhob,  ohne 
daß  sich  die  dafür  maßgebenden  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
in  dieser  kurzen  Spanne  geändert  hätten.  Diese  kurzen  Angaben 
mögen  genügen,  um  zu  zeigen,  daß  unsere  Tarifpolitik  der  Stetig- 
keit entbehrt;  solche  Aenderungen  sind  keine  Anpassung  an  die 
wechselnden  Bedürfnisse  desWirtschaftslebens,  sondern  tastende 
Versuche  nach  der  einen  oder  der  andern  Richtung.  Es  ist 
aber  dringend  notwendig,  daß  die  großen  Richtlinien  der  Tarif- 
politik erkannt  und  mit  unbeirrbarer  Zielbewußtigkeit  und  Klar- 
heit durchgeführt  werden. 

Jedoch  wird  die  Förderung  der  industriellen  Produktion 
durch  noch  so  niedrige  und  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
auf  das  beste  angepaßte  Tarife  für  Rohstoffe  und  Halbfabrikate 
ihren  Zweck  verfehlen,  wenn  nicht  auch  der  Absatz  der  Fer- 
tigprodukte durch  günstige  Tarife  unterstützt  wird  .  Ob- 
gleich die  fertige  Ware  ihrer  Natur  nach  noch  höher  tarifiert 
werden  kann  als  das  Halbfabrikat,  muß  doch  vor  einer  zu  gro- 
ßen tariflichen  Belastung  gewarnt  werden;  denn  ohne  genügen- 
den Absatz  muß  die  Produktion  bald  ersticken.  Hinsichtlich 
der  allgemeinen  Tendenz  der  Staffelung  der  Entfernungsein- 
heitssätze für  Fertigwaren  erscheint  es  zweckmäßig,  die  Fracht- 
sätze so  festzustellen,  daß  der  Transport  des  Fertigerzeugnisses 
überallhin  ermöglicht  wird.  Das  führt  zu  der  Forderung  einer 
starken'  Staffelung.  Die  Sätze  für  die  Nahentfernungen  können 
zum  Ausgleich  für  die  ..Fernsendnngen  mit  niedrigen  Fracht- 
einheiten" etwas  stärker,  als  vielleicht  den  Selbstkosten  ent- 
spricht, belastet  werden.  Für  die  Nahentfernungen  wird  selbst 
bei  verhältnismäßig  hohen  Sätzen  die  Fracht  kein  Hemmnis  für 
den  Absatz  bedeuten.  Die  Nahtransporte  werden  immer  noch 
im  Vorteil  sein  gegenüber  den  Fernsendungen.  Die  Gefahr, 
daß  die  großen,  kapitalkräftigen  Werke  den  Wettbewerb  der  auf 
das  ganze  Reich  verteilten  kleineren  Werke  unterbinden  und 
ihre  Entwicklung  hemmen  könnten,  ist  nicht  zu  befürchten. 
Die  zahlreichen  Klagen  über  die  unerträglich  hohen  Fracht- 
sätze der  oberen  Tarifklassen  beweisen,  daß  eine  zu  geringe 
Staffelung  zu  schweren  Absatzkrisen  führen  muß. 

Auch  die  rein  logische  Betrachtungsweise  führt  zu  dem 
Ergebnis,  daß  es  volkswirtschaftlich  richtiger  ist,  das  Fertig- 
produkt nach  dem  Gebrauchsort  zu  versenden  als  die  Stoffe, 
die  zu  seiner  Herstellung  erforderlich  sind.  Ersteres  benötigt 
nämlich  zu  seiner  Beförderung  nur  einen  Bruchteil  des  Wagen- 
raumes, den  die  entsprechenden  Rohstoffe  beanspruchen.  Bei 
starker  Staff'elung  der  Rohstoffklassen  und  geringer  Staffelun.!^ 
für  Fertigwaren  tritt  —  ganz  generell  gesprochen  —  von  einer 
bestimmten  Entfernung  ab  der  Fall  ein,  daß  der  Transport  der 
Rohstoffe  trotz  größerer  Nutzlast  billiger  wird,  als  der  des 
Fertigproduktes.  Die  Eisenbahn  hat  alsdann  ein  ^'ielfaches  an 
Transportleistung  gegenüber  der  \^ersendung  der  Fertigwaren 
zu  vollbringen  und  erhält  dafür  —  infolge  ihrer  Tarifpolitik  — 
weniger  Entgelt.  Das  ist  die  Wirkung  einer  falschen  Staffelun.g 
in  ihren  äußersten  Folgerungen.  Wir  möchten  daher  glauben, 
daß  das  jetzige  System  der  Staffelung  (die  teuren  Wagenladungs- 
klassen' schwächer,  die  billigeren  stärker)  —  soweit  industrielle 
Rohstoffe  und  Erzeugnisse  in  Frage  kommen  —  einer  Nach- 
piüfung  bedarf. 

Hinsichtlich  der  Landwirtschaft  stehen  wir  vor  ähnlichen 
Aufgaben.  Sinn  und  Zweck  sind:  Hcbun.g  der  gegen  ^^orkriegs- 
zeit  in  Rückstand  befindlichen  landwirtschaftlichen  Produktion. 
Das  ist  nur  möglich  durch  stärkste  Intensivierung  der  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  und  höchste  Ausnutzung  der  Anbau- 
flächen. Die  Beschaffung  und  Anwendung  künstlicher  Düncc- 
mittel  sind  also  von  hervorragender  volkswirtschaftlicher  Be- 
deutung, und  das  Streben  muß  darauf  gerichtet  sein,  für  die 
ausgiebigste  Verwendung  künstlicher  Düngemittel  soweit  wie 
möglich  zu  werben.  Es  muß  W'ert  darauf  gelegt  werden,-  daß 
die  den  Ertrag  wesentlich  steigernden  Rohstoffe  überall,  auf 
den  größten  Gütern  wie  auf  dem  kleinsten  Bauernhof,  gebraucht 
werden.  Das  ist  aber  nur  möglich,  wenn  die  Preise,  die  ganz 
wesentlich  von  den  Frachten  abhängen,  angemessen  sind.  Der 
Landmann,  dem  die  Preise  für  die  künstlichen  Düngemittel 
zu  hoch  erscheinen,  verzichtet  einfach  auf  ihre  Anwendung.  Er 
wird  zwar  persönlich  kaum  einen  Nachteil  haben,  denn  dem 
geringeren  Ernteertrag  stehen  geringere  Ausgaben  gegenüber. 
Aber  den  Schaden  hat  die  Allgemeinheit,  die  nun  das  Fehlende 
für  teueres  Geld  aus  dem  Auslande  beziehen  muß.  Die  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  der  künstlichen  Düngemittel  ist  all- 
gemein erkannt.  Sie  erfreuen  sich  seit  längerer  Zeit  einer  be- 
sonders günstigen  Tarifisierung.  Aber  einer  noch  stärkeren 
Staffelung  der  Entfernungseinheitssätze  wird  man  nur  zu- 
stimmen können  denn  es  ist  wichtig,  daß  die  Stoffe  auch  den 
entferntesten  Winkeln  unseres  Landes  zugeführt  werden.  Es 
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ist  eine  Lebensfrage  für  das  deutsche  Volk,  daß  es  einen  rnög- 
lichst  großen  Teil  seines  Bedarfs  an  Getreide  und  sonstigen 
Lebensmitteln  im  eigenen  Lande  erzeugt. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Forderung  der  Pro- 
duktion steht  die  Frage  der  Volksernährung.  Die  Volksgesund- 
heit hat  während  des  Krieges  infolge  der  Hungerblockade  des 
Feindbundes  außerordentlichen,  zahlenmäßig  nicht  zu  fassenden 
Schaden  erlitten.  Noch  heute  leidet  die  Hauptmasse  der  Be- 
\('.lkerung  unter  den  Folgen  der  langjährigen  Unterernährung. 
Zur  Stärkung  der  Volkskraft  ist  es  dringend  notwendig,  eine 
ausreichende  Ernährung  des  Volkes  sicherzustellen.  Wie  man 
einen  von  schwerer  Krankheit  aufgestandenen,  der  Genesung 
entgegengehenden  Menschen  besonders  gute  und  kräftige  Nah- 
rung gibt,  damit  er  wieder  zu  Kräften  kommt,  so  müssen  wir 
auch  unserem  Volke  nach  langen  Hungerjqhren  gute,  kräftige 
und  ausreichende  Kost  zuführen.  Neben  einer  Hebung  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  ist  also  die  Zuführung  billiger 
Nahrungsmittel,  die  es  jedem  Deutschen  ermöglicht,  sich  satt 
zu  essen,  eine  unbedingte  Notwendigkeit.  Ein  vvohlgenährtcr 
Mensch  wird  auch  politischen  Hetzrednern  kühler  gegenüber- 
stehen, er  wird  auch  eher  zu  einer  erhöhten  Arbeit  geneigt 
sein,  als  ein  unterernährter.  Es  kann  daher  vom  volkswirt- 
schaftlichen und  sozialen  Gesichtspunkt  aus  nur  zugestimmt 
werden,  wenn  die  wichtigsten  Lebensmittel  sich  weitgehender 
Frachtermäßigung  erfreuen.  Besonders  wichtig  ist  solche 
P'rachtvergünstigung  für  Nahrungsmittel  wie  z.  B.  Seefis*che, 
die  bei  zu  hohen  Frachten  der  Volksernährung  verloren  gehen 
würden.  In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Sachlage  sind  dann 
anch  den  wichtigsten  \'olksnahrungsmitteln  sehr  bedeutende 
Fracht\'ergünstigungen  zugestanden  worden. 

Neben  der  Befolgung  dieser  allgemeinen  Richtlinien'  der 
inneren  deutschen  Wirtschaftspolitik  ist  es  die  Aufgabe  eines 
Wirtschaftspolitikers  —  ohne  die  natürlichen  Zusammenhänge 
zu  zerstören  oder  die  \'orteile,  die  auf  der  geographischen  Lage 
für  manche  Industrie  beruht,  aufzuheben  —  für  einen  gewissen 
Ausgleich  der  \'erschiedensten  Wirtschaftsgebiete  zu  sorgen. 
Hierzu  gehört  die  Fürsorge  für  solche  Gebiete,  die  abseits  von 
den  Hauptrohstoffqucllcn  und  Hauptabsatzgebieten  liegen,  z.  B. 
-Süddcutschland  und  Ostpreußen.  Hohe  Frachten  für  weite 
F.ntferiiungen  würden  zweifellos  eine  Gefahr  für  die  weitere 
.\ufrechterhaltung  der  Gütererzeugung  in  diesen  geographisch 
ungünstig  gelegenen  Teilen'  des  Reiches  bilden. 

Besondere  Fürsorge  dürfte  Ostpreußen,  als  losgelöster  deut- 
scher Vorposten,  verdienen.  Zurzeit  ist  die  Tariflage  mit  Ost- 
preußen die  folgende: 

Für  die  Gesamtstrecke  wird  bei  direkter  Abfertigung  stcst 
nur  die  deutsche  Frachttabelle  benutzt.  Der  polnische  Tarif 
\'ird  für  den  Durchlauf  durch  Polen  nicht  angewendet.  Die 
Fracht  wird  also  so  berechnet,  als  ob  die  ganze  Strecke  von 
jeder  .Station  Ostpreußens  nach  jeder  Station  des  übrigen 
Deutschlands  eine  durchgehende  deutsche  .Strecke  wäre.  Den 
im  Korridor  entstehenden  Mehrbetrag  infolge  höherer  pol- 
nischer Sätze  trägt  das  Deutsche  Reich. 

Grundsätzlich  wird  man  auf  dem  Standpunkt  stehen  können, 
daß  es  sich  hier  um  eine  Sonderaufgabe  handelt,  die  am  besten 
durch  die  Gewährung  von  Ausnahmetarifen  für  einige  wenige 
Güter,  welche  eine  besonders  hohe  Bedeutung  für  das  Wirt- 
schaftsleben des  abseits  gelegenen  Gebietes  haben,  gelöst  werden 
kann.  Dies  um  so  mehr,  als  es  sich  im  allgemeinen  auch  um 
wenige  Verkehrsbeziehungen  handelt,  die  am  zweckmäßigsten 
durch  den  der  Eigenart  des  Beförderungsgutes  angepaßten  ;\us- 
nnhmetarif  gefaßt  werden  können.  Es  erscheint  nicht  ange- 
bracht, daß  auf  Grund  solcher  Sonderaufgaben  der  Wirtschafts- 
politik das  allgetneine  Schema  des  Normaltarifes  aufgebaut 
wird.  Andererseits  soll  nicht  verkannt  werden,  daß  der  schon 
früher    genannte  Artikel  des  Friedensvertrages  besondere 

Schwierigkeiten  schafft,  die  aber  nicht  dazu  fühen  dürfen,  daß 
ans  einer  Augenblickspolitik  heraus  die  großen  Richtlinien  in 
X'ergessenheil  geraten. 

Verkehrs-  und  Handelswert. 

Mit  der  Unterstützung  der  großen  Richtlinien  einer  ge- 
sunden \'erkehrs-,  Handels-  und  Wirtschaftspolitik  sind  die 
volkswirtschaftlichen  Aufgaben  der  Gütertarifpolitik  nicht  er- 
schöpft. Weitere  wichtige  Merkmale  der  Tarifbildung  liegen 
in  deni  Beförderungsgute  selbst  und  zwar  in  seinem  Werte. 
Hierbei  müssen  wir  streng  den  Verkehrs-  und'  Handelswert 
unterscheiden. 

Unter  Verkehrswert  wollen  wir  den  Mehrwert  verstehen, 
welchen  das  Gut  durch  eine  bestimmte  Förderung  nach  einem 
anderen  Orte  —  ohne  Abzug  der  wirklichen  Beförderungskosten 
—  gewinnt;  im  allgemeinen  wird  der  Verkehrswert  eines  Gutes 
gleich  sein  der  Differenz  zwischen  den  Kosten  der  Ilerstellung 
und  dem  Marktpreis  des  Absatzortes. 

Die  Ahsatzfähigkeit  einer  Ware  erleidet  keine  Eitrbuße,  so- 
lange der  Beförderungspreis  unter  dem  Verkehrswert  liegt;  man 
wird  also  darauf  zu  achten  haben,  daß  bei  volkswirtschaftlich 


wichtigen  Gütern  die  absolute  Frachtenhöhe  den  Verkehrswert 
in  ihren  wesentlichen  Absatzgebieten  nicht  übersteigt,  wobei 
jedoch  der  allgemeine  Grundsatz  Gültigkeit  hat,  daß,  je  größer 
der  Verkehrswert  eines  Gutes  ist,  um  so  höher  —  direkt  pro- 
portional —  sein  Beförderungspreis  sein  kann. 

Bei  Gütern,  für  die  eine  starke  Nachfrage  am  Erzeugungs- 
orte besteht,  wird  man  im  allgemeinen  keinen  Anlaß  haben, 
den  Absatzmarkt  zu  vergrößern,  und  ebenso  liegen  selten  wich- 
tige Gründe  vor,  für  Waren,  welche  überall  in.  ausreichender 
Menge  vorkommen,  Absatzmärkte  in  weit  von  den  Erzeugungs- 
orten entfernt  liegenden  Gegenden  zu  sichern.  Im  Gegenteil: 
Zur  Vermeidung  unwirtschaftlicher  Transporte  wird  man  sich 
hüten  müssen,  durch  allzu  billige  Tarife  den  Anreiz  zu  solcher 
Beförderung  zu  geben.  In  wichtigen  Fällen  wird  man  sogar 
den  Tarif  als  Mittel  zum  Zweck  wählen  dürfen,  den  Absatz 
einer  Ware  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  zu  beschränken.  In 
diesem  Falle  wird  man  die  absolute  Frachtenhöhe  so  festsetzen, 
daß  sie  höher  ist  als  der  Verkehrswert  für  die  Märkte,  die 
der  Ware  verschlossen  bleiben  sollen. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  Untersuchungen  um  so 
sorgfältiger  und  ausgedehnter  sein  müssen,  je  wichtiger  die 
Beförderung  eines  Gutes  ist. 

Bei  den  vergleichenden  Feststellungen  ist  noch  ein  wichtiger 
Punkt  zu  beachten;  das  ist  das  Verhältnis  zwischen  Verkehrs- 
wert und  Beförderungspreis.  Der  Verkehrswert  ist  fast  immer 
eine  mehr  oder  weniger  von  dem  Befördeungspeise  abhängige 
Größe.  Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  also  nur  be- 
dingte Gültigkeit.  Sie  werden  iTur  dann  in  vollem  Umfange 
anwendbar  sein,  wenn  der  Verkehrswert  gar  nicht  oder  nicht 
ausschlaggebend  von  der  Frachtenhöhe  beeinflußt  wird. 

Bei  ienen  Gütern,  für  welche  der  Verkehrswert  durch  die 
Beförderungskosten  derart  bestimmt  wird,  daß  ersterer  eine 
direkte  Funktion  von  den  Tarifsätzen  ist,  kann  natürlich  der 
X'erkehrswert  nicht  als  tarifbildendes  Merkmal  in  Frage  kommen. 
Für  diese  Waren  ist  man  in  der  Tarifgestaltung  freier,  und 
man  wird  sich,  um  zu  einem  angemessenen  Frachtsatze  zu  ge- 
langen, nach  anderen  Maßstäben  umsehen  müssen. 

Wir  kommen  damit  zu  einem  weiteren  wichtigen'  Faktor 
der  Tarifbildung,  das  ist  der  Handelswert  einer  Ware.  Hier 
gehen  wir  nur  von  dem  Beförderungsgute  aus  und  setzen  einen 
Teil  der  Frachtpreise  in  Beziehung  zu  seinem  Handelswert  nach 
dem  Grundsatz:  je  teurer  die  Ware  um  so  größere  Belastungs- 
fähigkeit, je  höher  der  Wert  um  so  größer  die  Fracht.  Wir 
differenzieren  wie  ein  Kaufmann.  Diese  Berechiumgsmethodc 
findet  eine  Stütze  in  der  Tatsache,  daß  das  Versicherungsrisiko 
dazu  zwingt,  bei  Bemessung  der  Frachten  auf  den  Handelswert 
des  Gutes  eine  gewisse  Rücksicht  zu  nehmen. 

Als  Handelswert  eines  Gutes  wird  man  den  Handelswert 
ansehen,  d'er  im  gewöhnlichen  Geschäftsverkehr,  also  unter 
Außerachtlassung  der  ungewöhnlich  gelagerten  oder  lediglich 
itidividuellen  Verhältnisse,  nach  der  Beschaffenheit  des  Gegen- 
standes bezahlt  wird.  Der  individuelle  Wert  einer  Ware, 
welcher  auf  rein  subjektiven  Erwägungen  beruht,  oder  welchen 
die  Ware  nur  für  den  Verfrachter  hat  unter  der  Voraussetzung, 
daß  die  Beförderung  richtig  ausgeführt  wird,  scheidet  hier  aus. 

Bei  der  Frage,  ob  im  Einzelfalle  der  Verkehrswert  oder 
der  Handelswert  einen  stärkeren  Einfluß  auf  die  Tarifbildung 
ausüben  soll,  dürfen  wir  die  Grundregel  .aufstellen,  daß  das 
Tarifmerkmal  des  Verkehrswertes  einer  Ware  in  ihren  wich- 
tigsten Verkehrsbeziehungen  um  so  mehr  zu  berücksichtigen 
ist,  je  volkswirtschaftlich  wichtiger  die  Ware  imd  je  unab- 
hängiger ihr  \^erkehrswert  von  dem  Befc')rderunc:spreise  ist. 
Dagegen  ist  dem  Handelswert  das  Merkmal  der  Tarifbildung 
um  so  mehr  Gewicht  beizumessen,  je  volkswirtschaftlich  be- 
deutungsloser die  Ware  ist  und  je  mehr  ihr  Verkehrswert  von 
der  Frachtenhöhe  bestimmt  wird. 

Schluß. 

Die  gewaltige  Bedeutung  der  Eisenbahn  für  unser  gesamtes 
Wirtschaftsleben,  die  notwendige  Einstellung  dieses  riesenhaften 
Verkehrsapparates  auf  den  Gedanken  höchster  volkswirtschaft- 
licher Zweckmäßigkeit  zwingt  dazu,  die  Frage  der  Tarifbildung 
mit  Ernst  und  Sachkenntnis  zu  prüfen  und  die  Fortbildun,g  des 
Tarifes  unter  Würdigung  der  geschichlichen  Entwicklung  nach 
festen  Grundsätzen  und  maßgebenden  Richtlinien  anzustreben. 
Als  Unterlage  und  Gerüst  benötigen  wir  ein  klares,  durchsich- 
tiges, nach  strengsten  logischen  Gesetzen  systematisch  aufge- 
bautes, vielgliedriges  System,  das  trotz  aller  Differenzierungen 
leicht  zu  übersehen  ist;  denn  nur  ein  solches  System  kann 
den'  vielseitigen  Anforderungen,  die  wir  mit  Fug  und  Recht 
an  eine  gesunde  Tarifbildung  stellen  können,  genügen.  Die 
Vielgestaltigkcit  des  Wirtschaftslebens  und  die  oft  widerstrei- 
tenden Interessen  der  Verkehrtreibenden  bedingen  die  tatkräftige 
Mitarbeit  hervorragender  Wirtschaftspolitiker  und  eine  tief- 
greifende Einflußnahme  der  für  die  Wirtschaftspolitik  verant- 
wortlichen Stellen. 
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DIE  VERKEHRSLAGE  BREMENS 

VON  DR.-ING.  CONRAD  HERRMANN,  OSNABRÜCK 

(Fortsetzung) 


Wenn  auch  diese  von  der  Natur  geschaffenen  Mängel  durch 
die  fortschreitende  Bodenkultivierung  mit  der  Zeit  vielleicht  aus- 
geglichen werden,  so  findet  sich  doch  keinerlei  Grund  für  die 
Amiahme,  daß  dieses  (iebiet  etwa  industriell  in  größcrem  Maße 
belebt  werden  würde,  vielleicht  wie  Rheinland-Westfalen  oder 
Sachsen.  Es  werden  sich  also  auch  die  in  ihm  liegenden  Klein- 
und  Mittelstädte  kaum  jemals  zu  Großstädten  auswachsen,  und 
die  wenigen  Großstädte  werden  kaum  zu  Weltstädten  empcjr- 
blühen,  abgesehen  vielleicht  von  Hannover  (wenn  dessen  ver- 
kehrsgeographisch günstige  Lage  von  der  "\'erkehrstechnik  ent- 
spiechend  ausgenützt  wird).  Vom  sozialen  Standpunkte  betrach- 
tet, ist  das  sicherlich  kein  Nachteil,  für  den  Verkehr  bilden  aoer 
die  Häufungen  menschlicher  Siedelungen  eine  außerordentlich 
staike  Anziehungskraft. 

Man  darf  sich  aber  durch  die  bisherigen  Ausführungen  nichi: 
etwa  dazu  verleiten  lassen,  das  Verkehrsgebiet  der  Weser  etwa 
als  allein  maßgebend  für  den  Verkehr  anzusehen,  dessen  Ein- 
und  Ausfalltor  Bremen  als  Mündungshafen  der  Weser  ist.  Ks 
müßte  dann  traurig  um  Bremens  Aufgabe  als  Mittlerin  zwischen 
Binnen-  und  Seeverkehr  bestellt  sein!  Wohl  ist  es  richtig,  dieses 
Gebiet  als  das  „natürliche  Hinterland"  Bremens  anzusehen,  d.  h. 
als  ein  Gebiet,  das  infolge  seiner  geographischen  Lage  schon 
von  der  Natur  darauf  hingewiesen  ist,  seinen  Verkehr  mit  den 
L^eberseeländern  über  Bremen  zu  leiten.  Man  wird  in  diesem 
Sinne  den  Begriff  des  „natürlichen  Hinterlandes"  mit  demjenigen 
des  „unbestrittenen"  Hinterlandes  gleichstellen  können,  indem  in 
diesem  Gebiete  auch  die  überstarken  Einflüsse  von  Rhein  und 
Elbe  ihre  natürliche  Anziehungskraft  verlieren.  Immerhin  wird 
man  auch  den  Begriff  „Grenze"  cum  grano  salis  verstehen  und 
richtiger  von  Grenzzonen  oder  Grenzbändern  als  von  Grenzlinien 
reden  müssen,  denn  gerade  die  in  unmittelbarer  Nähe  dieser 
Grenze  liegenden  Punkte  oder  Teilflächen  werden  immer  —  auch 
bei  Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Vorteile  ■ —  zwischen  zwei 
Hauptverkehrsträgern  wählen  können,  und  es  wird  dann  natur- 
gemäß oft  der  stärkere  Verkehrsträger  mit  seiner  größeren  An- 
ziehungskraft den  Ausschlag  geben,  im  vorliegenden  Falle  also 
Rhein  und  Elbe  zuungunsten  der  Weser. 

Alle  diese  Erwägungen  würden  aber  nur  dann  absolut  richtig 
und  ausschlaggebend  sein,  wenn  die  Flüsse  in  der  Lage  wären, 
jeden  Verkehr  auf  sich  zu  ziehen,  wenn  also  das  zur  Beförde- 
rung stehende  Gut  den  Landweg  wegen  wesentlich  höherer  Kosten 
oder  sonstiger  Nachteile  scheuen  und  auf  alle  Fälle  danach  stre- 
ben würde,  eine  möglichst  lange  Strecke  auf  dem  Flusse  zurück- 
zulegen. Die  Landwege  würden  dann  also  möglichst  senkrecht 
auf  die  Flüsse  stoßen  müssen,  sie  wären  Verkehrsträger  zweiter 
Ordnung  (sekundäre  Zubringer),  während  die  Flüsse  Verkehrs- 
träger erster  Ordnung  (primäre  oder  Hauptverkehrsträger)  sein 
würden.  Für  manche  Massengüter  ist  dieses  gewaltige  Hin- 
streben zum  Wasser  in  der  Tat  noch  heute  vorhanden,  allein 
maßgebend  ist  es  aber  in  zivilisierten  und  von  Eisenbahnen  er- 
schlossenen Gebieten  nirgends  mehr.  Schon  gute  Landstraßen 
waren  oft  mit  Leichtigkeit  imstande,  einen  bis  dahin  dominieren- 
den Flußweg  auszuschalten.  (Es  wird  Gelegenheit  sein,  die 
Richtigkeit  dieser  Behauptung  an  einigen  Beispielen  des  Weser- 
gebietes  nachzuweisen.)  Als  aber  die  Eisenbahnen  mit  ihren 
feinmaschigen  Schienennetzen  die  Ebene  überspannten,  als  sie  die 
Gebirge  durchdrangen  und  durch  ihre  Geschwindigkeit  die  Ent- 
fernungen in  ungeahntem  Maße  verkürzten,  da  erhielt  auch  der 
Begriff  des  Hinterlandes  eine  ganz  andere,  viel  umfassendere 
Bedeutung.  In  die  gleiche  Zeit  fällt,  wie  schon  gezeigt  ist,  die 
Entwicklung  des  Weltverkehrs,  in  der  gleichen  Zeit  beginnt  auch 
recht  eigentlich  der  Kampf  der  Seehäfen  um  ihr  Hinterland.  Es 
wäre  also  verfehlt,  den  Umfang  eines  Seehafen-Hinterlandes  nach 
Verhältnissen  beurteilen  zu  wollen,  die  heute  nicht  mehr  maB- 
Kcbend  sind,  und  vor  allen  Dingen  dann  nicht  maßgebend  sind, 
wenn  der  Fluß,  auf  den  sich  dieses  Hinterland  stützt,  keine 
große  Anziehungskraft  besitzt. 

Es  ist  zwar  schon  mehrfach  darauf  hingewiesen  worden,  daß 
die  Weser  zu  diesen  von  der  Natur  wenig  bevorzugten  Flüssen 
gehört.  Der  Nachweis  dafür  soll  aber  erst  im  folgenden  Ab- 
schnitt geführt  werden,  bevor  gezeigt  wird,  wie  sehr  die  künst- 
lichen Verkehrsmittel,  insbesondere  die  Eisenbahnen,  den  Be- 
griff des  Hinterlandes  umgestaltet  haben. 

III.  Die  Verkehrsmittel  des  Binnenlandes, 
a)  Die  Binnenwasserstraßen. 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege. 
Nachdem  im  vorhergehenden  Abschnitt  untersucht  worden 
ist,  welche  geographischen  und  geologischen  Verhältnisse  für 
die  Bestimmung  des  natürlichen  Hinterlandes  von  Bremen 
maßgebend  sind,  und  nachdernder  Versuch  gemacht  worden  ist, 
unter  Auswertung  dieser  Bedingungen  und  unter  Heranziehung 
der  Transportkosten  die  Grenzen  dieses  Hinterlandes  wenigstens 
annähernd  zu  bestimmen,  soll  in  den  folgenden  Zeilen  geschildert 


werden,  über  welche  Verkehrsmittel  dieses  Gebiet  verfügt  und 
wie  dieselben  weiter  ausgestaltet  werden  können,  um  die  Grenzen 
des  Einflusses  von  Bremen  ins  Binnenland  hinein  zu  erweitern. 

Man  wird  dabei  zunächst  bei  den  natürlichsten  Verkehrs- 
trägern des  Binnenlandes,  den  Flüssen,  verweilen  müssen,  um 
dann  zu  den  künstlicheren,  den  Kanälen  und  den  künstlichsten, 
den  Eisenbahnen  überzugehen.  Es  kann  dagegen  davon  Abstand 
genommen  werden,  die  Verkehrsmittel  der  Luft  in  den  Kreis 
dieser  Betrachtungen  cinzubeziehcn,  weil  diese  vorläufig  für  den 
Güterverkehr  noch  nicht  in  Frage  kommen.  Auch  die  Verkehrs- 
mittel der  Landstraßen  können  vernachlässigt  werden,  da  sie 
heutzutage  nur  noch  eine  mehr  örtliche  Bedeutung  haben.  Ferner 
scheidet  das  Nachrichtenwesen,  dessen  Träger  ebenfalls  zu  den 
Verkehrsmitteln  gehören,  aus  dem  Grunde  aus,  weil  es  dem 
Güterverkehr  nur  mittelbar  dient. 

Kann  man  den  Seehafen  Bremen  als  Haupt  des  auf  der 
Karte  4  dargestellten  Verkehrsgebietes  bezeichnen,  so  wird  man 
die  Weser  das  Rückgrat  desselben  nennen  können.  Sie  ist  von 
Keller  mit  Recht  der  „deutscheste  Strom"  genannt  worden,  denn 
sie  ist  der  einzige  größere  Fluß  unseres  Vaterlandes,  der  in 
seinem  ganzen'  Lauf  imr  deutschen  Boden  berührt,  und  dessen 
Quelle  sowohl  wie  die  Mündung  ganz  Deutschland  angehört. 

Die  Weser  entsteht  durch  den  bei  Hannoversch-^lünden  er- 
folgenden Zusammenfluß  der  Werra  und  Fulda,  durchbricht  die 
deutschen  Mittelgebirge  und  ergießt  ihr  Wasser  nach  einem  ver- 
hältnismäßig kurzen  Laufe  durch  die  nordwestdeutsche  Tief- 
ebene bei  Bremerhaven  in  die  Nordsee. 

Die  W  e  r  r  a  entspringt  am  Südwesthange  des  Thüringer 
Waldes  in  der  Nähe  der  Stadt  Eisfeld  als  die  sog.  ,, trockne 
Werra".  Sic  vereinigt  sich  oberhalb  des  Dorfes  Schwarzenbrunn 
mit  der  ,, nassen  Werra",  umzieht  sodann  in  vielfachen  Win- 
dungen die  Höhen  dieses  Gebirges  und  wendet  sich  zuletzt  in 
nordwestlicher  Richtung  nach  Hannoversch-Münden.  Sie  emp- 
fängt auf  ihrem  Lauf  zahlreiche  und  wasserreiche  Nebenflüsse, 
zum  Teil  reißende  Gebirgsbäche  (rechtsseitig:  die  Schleuse, 
Hasel,  Schmalkalde  und  Hörsei;  linksseitig:  die  Fulda,  Ulster 
und  Wehre). 

Für  die  Schiffahrt  wird  die  Werra,  mit  Ausnahme  eines 
geringfügigen  Ortsverkehrs  von  Sand  und  Steinen,  seit  Anfang 
der  1870  iger  Jahre  nicht  mehr  benutzt,  zur  Flößerei  nur  auf  der 
211  km  langen  Flußstrecke  von  der  Mündung  der  Schmalkalde 
bis  zum  Zusammenfluß  mit  der  Fulda. 

Die  Fulda  entspringt  in  855  m  Höhe,  1/i  km  nordöstlich 
von  Gersfeld  am  Südwestabhange  der  „Großen  Wasserkuppe", 
der  höchsten  Erhebung  der  Hohen  Rhön.  Diese  besteht  haupt- 
sächlich aus  Trias  und  Tertiärformationen,  unter  denen  Basalt 
und  Phonolit  vorherrschen.  Der  Quellbach  wird  bald  durch  zahl- 
reiche Bäche  verstärkt  und  nimmt  bis  zur  Einmündung  der 
Fliede,  die  vom  Schlüchternen  Landrücken  kommt,  eine  vor- 
wiegend westliche,  von  da  ab  eine  nördliche  Richtung  ein,  um 
dann  in  ihrem  Unterlauf  etwa  von  Guntershausen  ab  nach  Nord- 
westen umzubiegen,  bis  sie  sich  bei  Hannoversch-Münden  mit 
der  Werra  vereinigt.  Das  Fuldatal  ist  fast  ganz  in  die  Tertiär- 
formation des  Buntsandsteins  eingeschnitten  und  als  Erosions- 
tal anzusehen,  worauf  die  zahlreichen,  scharfen  Mäander- 
windungen hinweisen.  Die  schärfsten  Krümmungen  haben  z.  B. 
nur  einen  Halbmesser  von  100—120  Meter.  Das  Gefälle  ist  im 
Oberlauf  beträchtlich,  läßt  jedoch  im  Mittel-  und  Unterlauf 
erheblich  nach,  so  daß  sich  für  den  160  km  langen  Flußlauf  doch 
nur  ein  durchschnittliches  Gefälle  von  1  :  410  ergibt.  Unter  den 
zahlreichen  Wasserläufen,  die  die  Fulda  aufnimmt,  sind  besonders 
die  Eder,  die  vom  Ederkopf  kommt,  und  die  in  sie  einmündende 
Schwalm  vom  Vogelsberge  zu  erwähnen. 

Die  Spiegelbreite  des  Flusses  bewegt  sich  zwischen  12  und 
15  Metern  im  Linterlauf.  Die  im  allgemeinen  wenig  widerstands- 
fähigen Ufer  sind  durchgängig  gut  befestigt.  Zum  Ziehen  der 
kleinen,  zwischen  Guntershausen  und  Kassel  verkehrenden 
wenigen  Stein-  und  Sandschiffe  befindet  sich  längs  des  Flusses 
ein  Leinpfad.  Die  Flußstrecke  oberhalb  Kassels  weist  zahlreiche 
Stauwehre  auf,  die  mit  Schiffsschleusen  versehen  sind,  so  bei 
Rothenburg,  Neumorschen,  Weisungen,  Guxhagen,  Ncuemühle 
und  Kassel. 

Werra  und  Fulda  vereinigen  sich  bei  Hannoversch- 
Münden  zur  Weser.  Diese  nimmt  ihren  Weg  zunächst  in 
nordnordwestlicher  Richtung  durch  ein  zwischen  Bram  und 
Reinhardswald  scharf  eingeschnittenes  Erosiunstal  bis  zum 
Solling,  nahe  bei  Karlshafen,  wo  von  links  die  wasserreiche 
Diemel  einmündet.  Die  vorherrschende  Bodenformation  ist 
wiederum  der  Buntsandstein.  Die  Weser  nmgeht  sodann  in 
einem  scharfem  Knicke  nach  Westen  den  Solling,  nacht  einen 
kurzen  Bogen  nach  Norden  nnd  wendet  sich  rechts  von  den 
sanften  Hängen  des  Solling,  links  von  dem  steil  aufsteigenden 
Paderborn-Höxterschen  Hochlande  begleitet,  in  einem  weiteren 
Bogen  allmählich  nach  Westen  und  durchbricht    die  genannte 
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Hochebene  in  vielen  Krümmungen  bei  Holzminden.  Auf  dieser 
Stromstrecke  ist  das  Tal  fast  durchgehend  in  Muschelkalk  ein- 
geschnitten. Der  nach  Westen  gerichtete  Bogen  des  Stromes, 
der  nunmehr  rechts  von  dem  ziemlich  schroff  abfallenden  Weser- 
gebirge, links'-von  dem  sich  allmählich  zum  Strombett  senken- 
den lippischen  Hügellande  eingefaßt  wird,  endigt  kurz  vor  der 
^^'eserscharte,  der  Porta-Westfalica,  wo  der  Strom  das  Weser- 
urbirge  durchschneidet.  Das  Flußtal  hat  sich  jetzt  verbreitert 
und  ist  flacher  geworden.  Keuper  zur  Linken,  Jura  zur  Rechten 
ist  die  vorherrschende  Gesteinsart.  Die  Weser  tritt  nunmehr  in 
das  nordwestdeutsche  Flachland  ein,  das  sie  in  nordnordwest- 
licher Richtung  bis  Hoj'a  durchfließt.  Sie  biegt  hier  nach  Nord- 
westen um,  wendet  sich  aber  bald  scharf  nördlich,  bis  sie  in 
«las  alte  Bremen — Brcslauer  Urstromtal  einmündet,  das  schon 
vorher  von  der  Aller,  von  deren  Quelle  bis  Oebisfelde  ab  benutzt 
worden  ist.  Diesem  Tal  folgend  schlägt  die  Weser  eine  nord- 
westliche Richtung  ein,  die  sie  über  Bremen  hinaus  bis  Elsfleth 
beibehält,  um  dann  in  nördlicher  Richtung  in  einem  durch  Ebbe 
und  Flut  mächtig  erweiterten  Bett  der  Nordsee  zuzufließen. 

Das  Gefälle  der  Weser  ist  in  ihrem  Oberlauf  bis  Karishafen 
einerseits  von  der  Enge  des  canonartig  eingeschnittenen  Bettes, 
andererseits  von  den  sich  trotz  aller  Regulierungen  und  Bagge- 
rungen noch  immer  vorfindenden  Köpfen  und  Pfuhlen  beein- 
flußt. Jene  sind  hauptsächlich  durch  große  ( iesteinsabbrüche 
entstanden,  diese  sind  durch  Hochwasser  ausgewaschen  worden. 
Unterhalb  Karlshafen  nimmt  das  Strombett,  mit  dem all- 
mählichen Zurücktreten  der  begleitenden  Höhenzüge,  nach  und 
nach  eine  größere  Breite  an.  Dadurch  verringert  sich  langsam 
das  flefälle,  das  kurz  oberhalb  Hameln  noch  durch  den  dort 
befindlichen,  4  km  zurückreichenden  Stau  beeinflußt  wird.  Von 
der  Weserscharte  ab  nimmt  das  Gefälle  des  Stromes  naturgemäß 
stetig  ab  und  verringert  sich  weiter  bedeutend  durch  die  Ein- 
mündung der  Aller. 

Der  wichtigste  Nebenfluß  der  Weser  ist  die  Aller,  weil 
sie  zusammen  mit  der  Leine  der  einzige  von  Natur  schiffbare 
Nebenfluß  ist.  Sie  entspringt  im  Dorfe  Eggenstedt  bei  den 
Helmstedter  Höhen  und  folgt  in  ihrem  nordwestlich  gerichteten 
f,;iufe  genau  dem  Bremen — Breslaucr  Urstromtal  bis  zu  ihrer 
Mündung  in  die  Weser  bei  Allerort,  4/4  km  unterhalb  der  Stadt 
Verden.  Ihr  Flußtal  ist  im  oberen  Teil  ziemlich  eng,  ohne  daß 
jedoch  die  Talwände  steil  abfallen.  Es  ist  in  leichtem  Lehin- 
"der  Sandboden  eingebettet.  Die  Sohle  des  Flusses  besteht  meist 
ms  Sand.  Schon  nach  kurzem  Lauf  tritt  sie  in  das  Flachland 
(in,  durchfließt  zuerst  den  moorigen  Drömling,  alsdann  bis  zu 
ihrer  Mündung  die  Lüneburger  Heide.  Im  Hügellande  empfängt 
sie  irgendwelche  bedeutende  Zuflüsse  nicht.  Erst  in  der  Tief- 
c  bene  nimmt  sie  an  bedeutenderen  Gewässern  von  rechts  die 
Ise,  Oertze,  Böhme,  von  links  die  Oker,  Fuse  und  Leine  auf. 

Die  Oker  kommt  vom  Okersteine  westlich  vom  Brocken, 
flurchbricht  in  engen  Tälern  den  Harz  uufl  verläßt  ihn'  bei  (ioslar. 
Nach  kurzem  Lauf  in  der  Ebene  trifft  sie  sodann  die  Aller  bei 
Müden.  Der  Wasserabfluß  im  oberen  Laufe  der  Oker  ist  wegen 
des  starken  Gefälles  der  steilen  Hänge  und  des  undurchlässigen 
Bodens  sowie  wegen  der  erheblichen  Niederschläge  im  Gebirge 
oft  außerordentlich  ungestüm. 

Die  Leine  entspringt  auf  dem  Leinefelde.  Sie  steigt  in 
scharf  geschnittenem  Tale  zunächst  den  steilen  Nordabhang  der 
Thüringer  Hochebene  hinab  und  wendet  sich  dann  nach  Norden, 
lierührt  auf  ihrem  Laufe  Göttingen  und  tritt  bei  Elze  in  das 
Flachland  ein.  Sie  empfängt  in  diesem  Teile  als  bedeutendsten 
Mcbenfluß  die  vom  Oberharz  kommende  Innerste  und  wendet 
sich  dann  über  Hannover  nach  Norden,  bis  sie  nach  einem  etwa 
100  km  langen  Lauf  die  Aller  bei  Bothmer  trifft.  Die  Leine 
entwässert  allein  6512  (|km,  von  dem  insgesamt  15  594  qkm  be- 
tragenden Niederschlagsgebiet  der  Aller. 

Die  Weser  entwässert  mit  ihren  sämtlichen  Zuflüssen  ein 
tiebiet  von  45  548  qkm  ("dagegen  beträgt  z.  B.  das  Niederschlags- 
gebiet der  Elbe  146  900  qkm).  Trägt  man  ihr  Niederschlags- 
gcbiet  in  die  Karte  4  ein,  so  ergibt  sich  eine  auffallende  Ueber- 
cinstinimung  mit  dem  Verkehrsgebiet.  Aber  man  muß  doch  fest- 
stellen, daß  die  Grenzen  beider  Gebiete  nicht  zusammenfallen, 
sondern  daß  teilweise  das  Verkehrsgebiet  mit  etwa  40  000  qkm 
Flächeninhalt  nicht  unbeträchtlich  hinter  dem  Niederschlags- 
gebiet zurückbleibt.  Das  ist  ein  Beweis  dafür,  daß  die  Befahr- 
barkeit der  Weser  und  besonders  ihrer  Nebenflüsse  nicht  stark 
genug  ist,  um  die  von  ihr  berührten  Gebiete  auch  in  verkehr- 
licher Beziehung  an  sich  heranzuziehen.  Besonders  deutlich 
zeigt  sich  das  an  dem  Braunschvvciger  Gebiet,  das  von  der  Oker, 
dem  Nebenflusse  der  Aller,  durchzogen  wird.  Diese  ist  aber 
viel  zu  schwach,  um  den  Verkehr  aus  ihrem  Durchfluß-  und 
Niederschlagsgebiet  dem  Hauptstrom  zuzuführen.  Außerdem 
weist  sie  in  ihrem  nordsüdlichen  Laufe  den  Weg  eher  nach 
Hamburg  als  nach  Bremen.  Infolgedessen  muß  Braunschweig, 
obgleich  es  an  einem  zum  Stromgebiet  der  Weser  gehörenden 
Flusse  liegt,  doch  überwiegend  zum  Verkehrsgebiet  der  Elbe 
gerechnet  werden. 

Schon  aus  dieser  Bemerkung  dürfte  hervorgehen,  wie  wichtig 
für  die  Beurteilung  des  Verkehrsgebietes  der  Grad  der  Schiff- 
barkeit  seiner  natürlichen  Wasserstraßen  ist. 


Die  obere  Weser  ist  als  Schiffahrtsstraße  zwar  schon  im 
Altertum  benutzt  worden,  und  aus  dem  Mittelalter  ist  bekannt, 
daß  Karl  der  Große  in  seinen  Feldzügen  gegen  die  Franken  die 
Oberweser  hinauffuhr.  Unter  den  Karolingern  begann  auch  die 
Gründung  von  Städten  an  der  Weser.  Ein  Handelsverkehr  auf 
diesem  Strome  scheint  sich  dagegen  erst  später  entwickelt  zu 
haben.  Eine  Urkunde  lautet  darüber  vom  Jahre  1271,  wo  Graf 
Heinrich  von  Hoya  allen  Schiffern,  die  ihre  Güter  auf  dem 
Strome  durch  sein  (iebiet  bringen  würden,  seinen  Schutz  ver- 
heißt. Etwa  um  dieselbe  Zeit  wird  auch  die  Schiffahrt  auf  der 
Aller,  Leine  und  Oker  erwähnt,  wie  aus  dem  Stadtrechte  der 
Stadt  Braunschweig  vom  Jahre  1227  hervorgeht.  Es  heißt  darin, 
daß  die  Schiffe  von  Bremen  bis  Braunschweig  immer  freie  und 
ungehinderte  Auffahrt  haben  sollen,  und  ohne  jedes  Hindernis 
von  Braunschweig  nach  Celle  und  von  dort  nach  Bremen  herab- 
fahren dürften.  Diese  Urkunde  ist  ein  interessanter  Beleg  dafür, 
daß  in  damaliger  Zeit  ein  unmittelbarer  Wasserverkehr  zwischen 
Bremen  und  Braunschweig  bestanden  haben  muß.  Gleichzeitig 
bildet  sie  einen  Bweis  dafür,  daß  die  Bewertung  der  Schiffbar- 
keit eines  Flusses  immer  nur  eine  relative  zu  den  Ansprüchen 
des  jeweiligen  Verkehrs  sein  kann.  Noch  im  13.  Jahrhundert 
konnten  die  damaligen  kleinen  Flußschiffe  bis  nach  Braun- 
schweig herauffahren,  das  dadurch  ein  wichtiger  Stapel-  und 
Umschlagplatz  für  den  Verkehr  mit  dem  östlichen  Hinterlande 
wurde.  Indessen  ging  die  Schiffahrt  infolge  der  ungünstigen 
Flußverhältnisse  mehr  und  mehr  zurück.  Ein  im  15.  Jahrhundert 
unternommener  Versuch,  sie  durch  Aufräumen  des  Flußbettes 
und  durch  Beseitigung  der  inzwischen  eingebauten  Mühlen  zu 
heben,  schlug  fehl.  Infolgedessen  hat  schon  damals  der  Schiffs- 
verkehr auf  der  Oker  gänzlich  aufgehört. 

Die  Schiffahrt  auf  der  Leine,  also  von  Bremen  nach 
Hannover,  war  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ganz  unter- 
brochen. Erst  als  die  Bürger  von  Hannover  von  den  Herzögen 
von  Braunschweig-Lüneburg  in  den  Jahren  1376  und  1389  das 
Privileg  erhielten,  einen  Wasserzins  auf  der  Leine  erheben  zu 
dürfen,  stellten  sie  eine  tiefere  Fahrrinne  her,  so  daß  sich  der 
Verkehr  auf  der  Leine  um  1400  wieder  etwas  belebte. 

Auf  der  Werra  ist  Schfifahrt  schon  um  das  Jahr  990  nach- 
weisbar, auf  der  Fulda  dagegen  erst  im  Jahre  1229.  Auf  beiden 
Flüssen  beschränkte  sie  sich  jedoch  auf  geringen  Lokal-  und 
Floß- Verkehr.  Der  geringe  Durchgangsverkehr  zur  Weser  wurde 
fast  vollkommen  unterbunden,  als  die  Stadt  Münden  in  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  die  Werra  und  Fulda  gegen  die  Weser  durch 
Wehre  abschloß,  nicht  etwa,  um  durch  den  dadurch  hervor- 
gerufenen Stau  die  Schiffbarkeit  dieser  Flüsse  zu  erhöhen,  son- 
dern lediglich  aus  dem  Grunde,  um  die  berg-  und  talwärts  an- 
kommenden Schiffe  zu  zwingen,  ihre  Güter  in  Münden  zu  löschen 
und  umzuladen.  Dadurch  verfielen  dieselben  dem  recht  erheb- 
lichen Stapelzoll  des  Mündener  Rates,  der  sich  sogar  das  Vor- 
kaufsrecht für  alle  Waren  vorbehielt,  die  auf  diese  Weise 
Mündener  Boden  berühren  mußten.  Dieses  Vorgehen,  das  nach 
unseren  heutigen  Begriffen  vom  Straßenraub  nicht  weit  entfernt 
ist,  ließ  sich  Münden  sogar  noch  durch  Privileg  vom  Jahre  1246 
durch  den  Weifenherzog  Otto  das  Kind  „gesetzlich  schützen", 
und  sogar  Kaiser  Rudolf  von  Habsburg  erneuerte  und  bestätigte 
diese  wohlerworbenen  Rechte  durch  Patent  vom  12.  November 
1597.  — 

In  ähnlich  verkehrsfreundlicher  Weise  hütete  die  Stadt 
Hameln  ein  berüchtigtes  Schiffahrtshindernis,  „das  Hamelschc 
Loch".  Dieses  zwang  die  Schiffer,  ihre  Kähne  vor  der  Stadt  zu 
leichtern  und  hinter  der  Stadt  wieder  zu  beladen.  Davon  hatten 
die  Hamelner  Fuhr-  und  Kaufleute  ihren  Nutzen,  die  Schiffer 
behielten  aber  trotzdem  noch  oft  das  Nachsehen,  denn  zahlreiche 
Fahrzeuge  gingen  trotz  des  Leichterns  im  Loch  zu  Bruch,  und 
nach  gutem  altdeutschem  Recht  gehörte  alles  Gut,  das  strandete, 
dem  Landesherrn.  Eifersüchtig  wachte  der  Herzog  von  Braun- 
schweig darüber,  daß  ihm  das  so  erworbene  Einkommen  nicht 
etwa  geschmälert  wurde,  während  andererseits  die  Bürger  von 
Hameln  diese  Einnahmequelle,  da  sie  in  ihrer  Stadt  lag,  so  recht 
als  die  ihrige  betrachteten.  Es  müssen  deshalb  ernstliche  Aus- 
einandersetzungen zwischen  dem  landesherrlichen  und  dem 
städtischen  „Strandhüter"  stattgefunden  haben,  die  damit  endeten, 
daß  jener  in  einem  feierlichen  Privileg  vom  Jahre  1277  —  natür- 
lich gegen  entsprechende  Entschädigung  —  auf  das  Strandrecht 
verzichtete  und  dieses  der  Stadt  Hameln  verlieh,  die  nun  selbst- 
verständlich erst  recht  nicht  daran  dachte,  irsendetwas  zur  Be- 
seitigung des  Hamclner  Loches  zu  tun.  Noch  im  17.  Jahrhundert 
lehnte  Hameln  ein  von  Bremen  und  Münden  gemachtes  Aner- 
bieten ab,  auf  eigene  Kosten  eine  Schiffsschleuse  zu  erbauen. 

Die  natürlichen  Schiffahrtshindernisse  —  außer  den  bereits 
erwähnten  waren  noch  die  Stromschnellen  bei  Porta  und  Münden, 
die  „Vlothoer  Gasse"  und  die  „Latferder  Klippen"  besonders  be- 
rüchtigt —  vereinigten  sich  also  mit  den  selbstsüchtigen  Machen- 
schaften der  Uferstaaten  und  -Städte,  um  einen  Durchgangs- 
verkehr auf  der  Weser  so  sehr  wie  möglich  hintanzuhalten.  In 
der  Tat  kann  derselbe  auch  nicht  bedeutend  gewesen  sein,  denn 
die  Schiffer  suchten  lieber  von  Bremen  auf  den  schon  erwähnten 
Wegen  über  die  Aller  und  Leine  nach  Hannover,  und  über  die 
Oker  nach  Braunschweig  zu  kommen,  als  daß  sie  ihre  Fahrzeuge 
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und  Waren  durch  die  Stromschnellen  der  Porta  und  die  weiter 
stromaufwärts  liegenden  Hindernisse  gefährdeten. 

Nur  Minden,  das  ja  insofern  günstiger  lag,  als  die  Schiff- 
fahrt unterhalb  der  Westfälischen  Pforte  weniger  gefährlich  war, 
machte  große  Anstrengungen,  seine  Handelsbeziehungen  durch 
die  Weser  zu  erweitern.  Die  Stadt  besaß  ebenso  wie  Münden 
ein  Stapelrecht,  und  erwarb  im  Jahre  1552  von  Karl  V.  für 
40  Goldgulden  ein  Privileg,  durch  das  ihre  Einwohner  zur  freien 
Schiffahrt  auf  der  oberen  Weser,  sogar  über  Bremen  hinaus, 
berechtigt  waren.  Aber  schon  bald  wurde  dem  daraufhin  auf- 
blühenden Handel  und  Verkehr,  von  dem  auch  Bremen  Nutzen 
hatte,  durch  Ausbruch  des  30jährigen  Krieges  ein  jähes  Ende 
gemacht. 

Auf  der  Werra,  die  wohl  am  ersten  von  allen  Weserflüssen 
befahren  worden  ist,  hörte  die  Schiffahrt  schon  vom  15.  Jahr- 
hundert ab  fast  vollständig  auf,  da  die  Anlieger  kein  Gelände  für 
den  Leinpfad  (Treidelweg)  hergeben  wollten,  und  da  auch  sonst 
nichts  für  die  Instandhaltung  der  Ufer  geschah.  Dieser  Zustand 
dauerte  noch  über  den  30jährigen  Krieg  hinaus,  denn  im  Jahre 
1659  scheiterten  noch  Versuche  Herzog  Ernst  des  Frommen  von 
Sachsen-Gotha,  der  die  Werra  mit  zwei  kleinen  Schiffen  befahren 
wollte.  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  wurden  dann,  hauptsäch- 
lich um  Wasserkraft  für  den  Mühlenbetrieb  zu  gewinnen.  Wehre 
und  Schleusen  bei  Eschwege  und  Allendorf  erbaut,  und  endlich 
unter  Preußens  Herrschaft  die  Schleuse  bei  Münden,  da  nach  der 
Annektion  von  1866  die  Werraschiffahrt  aufblühte.  Im  Jahre 
1872  wurden  von  Wanfried  bis  Münden  97  Schiffe  mit  annähernd 
50  000  Zenter  Ladung  auf  der  Werra  befördert.  Dieser  Auf- 
schwung dauerte  jedoch  nur  kurze  Zeit.  Er  wurde  durch  die 
übermächtige  Konkurrenz  der  aufkommenden  Eisenbahn  schnell 
unterbrochen,  und  von  1877  ab  bis  auf  den  heutigen  Tag  ist  von 
einer  Schiffahrt  auf  diesem  Flusse,  abgesehen  von  dem  Floß- 
holz- und  dem  unbedeutenden  Lokalverkehr  von  Steinen  und 
Sand,  nicht  mehr  die  Rede. 

Auch  auf  der  Fulda  hatte  sich  im  Mittelalter  keine  Schiff- 
fahrt entwickeln  können.  Die  Mündener  Schiffer  nahmen  zwar 
das  Recht,  die  Fulda  für  sich  zu  benutzen,  eigensüchtig  in  An- 
spruch, taten  aber  nichts  für  die  Instandhaltung  der  Ufer.  Und 
auch  die  Bmühungen  des  Landgrafen  Moritz  von  Hessen  um  das 
Jahr  1600  hatten  in  dieser  Beziehung  keinen  Erfolg.  Jahr- 
hundertelang besserte  sich  kaum  etwas  an  diesem  Zustande,  denn 
noch  im  Jahre  1840  berichtet  Pfister  in  seiner  Landeskunde  von 
Westfalen: 

„Im  ganzen  ist  das  Bett  der  Fulda  seicht,  das  Gefälle  stark, 
die  Schiffahrt  beschwerlich  und  eines  ansehnlichen  Vorspanns 
bedürftig.  3  Tage  dauert  die  Fahrt  von  Hersfeld  nach  Kassel 
mit  200 — 250  Zentner  Last  bei  vollem  Wasser,  7  Schleusen  sind 
von  Hersfeld  bis  Münden  zu  passieren.  Von  Kassel  abwärts 
wächst  die  Ladung  auf  600  Zentner,  doch  heraufwärts  von  Kassel 
müssen  20  sog.  Bockzieher  das  Schiff  bewegen." 

Um  diesen  mühsamen  Schiffsverkehr  vollständig  ver- 
schwinden zu  lassen,  genügte  schon  der  Bau  der  Kunststraße 
Kassel — Minden,  und  in  den  siebziger  Jahren  gab  es  auf  der 
ganzen  Fulda  nur  noch  einen  einzigen  kleinen  Frachtkahn,  der 
bei  günstigen  Wasserständen  Holz  und  Steine  von  Speie  nach 
Kassel  beförderte.  Erst  die  in  den  Jahren  1893 — 1895  erfolgte 
Kanalisierung  der  Fulda  brachte  eine  durchgreifende  Aenderung. 

Auf  der  Weser  änderten  sich  die  durch  den  Dreißigjährigen 
Krieg  und  die  Folgezeit  geradezu  trostlos  gewordenen  Schiff- 
fahrtsverhältnisse erst,  als  die  Hamelner  Bürger  nach  hart- 
näckigem Sträuben  und  endlosen  Verhandlungen  mit  den  Ufer- 
stnaten  einwilligten,  das  Hamelcr  Loch  zu  regulieren.  Die  Besei- 
tigung dieses  Schiffahrtshindernisses,  das  jahrhundertelang  eine 
vom  Besitzer  sorgfältig  gehütete  Einnahmequelle  gewesen  war, 


Ideen  an  und  für  sich  haben  nur  einen  sehr  geringen 
Wert.  Der  Werl  einer  Erfindung  liegt  in  ihrer  pr.-ilc- 
tischen  Durchführung,  in  der  auf  sie  verwendeten  geisti- 
g:en  Arbeit,  den  auf  sie  verwendeten  Arbeits-  und  Geld- 
summen. (Werner  von  .Siemens) 


BÜCHERBESPRECHUNG 

Papiermark  oder  Goldmark  von  Ober-Reg. -Baurat  R  i  n  t  e  1  e  n 
(Köln).    Preuß.  Jahrbücher  1922,  Heft  l. 

Bei  der  unser  Wirtschaftsleben  allseitig  berührenden  Wäh- 
rungsfrage dürfte  der  obige  Aufsatz  auch  bei  der  gesamten 
Technik  und  den  Verkehrtreibenden  Reachtimg  verdienen.  Der 
Verfasser  hat,  wie  schon  an  anderer  Stelle  in  diesem  Blatt  er- 
wähnt worden  ist,*)  dem  Hinfluß  der  Geldentwertimg  bei  Ab- 
schluß von  Verträgen  durch  Einführung  einer  Goldklausel  seine 
besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt. 

Er  geht  in  der  vorliegenden  Abhandlung  darauf  hinaus,  einen 
Weg  zu  zeigen,  die  Goldmark  wieder  in  ihre  Rechte  als  Wert- 
n'esser  einzusetzen  und  der  Papiermark  nur  den  Rang  eines 
vom  Kurse  abhängigen  Umlaufmittels  mit  Annahmezwang  zu- 


*  Vgl.  Verkehrstechnische  Woche  19:2,  Heft  20,  .S.  211  (Berücksichtig-uug  der 
Schwankung  des  Geldwertes  bei  Verdingungen  der  Eisenbahn. 


erfolgte  erst  in  den  Jahren  17.32/.3.3  durch  die  Erbauung  der  Hamcl- 
ner  Kammerschleuse,  die  am  25.  September  1730  feierlich  dem 
Betrieb  übergeben  wurde.  Die  früheren,  durch  das  Strandrecht 
gewährleisteten  Einnahmen  erhielten  jetzt  eine  legalere,  aber 
ebenfalls  stark  spürbare  Form  durch  die  Erhebung  erheblicher 
Abgaben,  die  unter  den  verschiedensten  Namen:  als  Zölle, 
Zeichen-,  Treib-,  Fahrlinien-,  Bollwerks-,  Kommandantengelder 
und  Zugklappengebühren  erhoben  wurden.  Trotzdem,  und  ob- 
gleich auch  nach  der  Beseitigung  des  Hamelner  Loches  noch  eine 
große  Menge  von  Schiffahrts-Hindernissen  in  Gestalt  von  Fels- 
riffen, Kies-  und  Sandbänken  bestand,  entwickelte  sich  doch  ein 
recht  lohnender  Wassertransport,  der  sich  nach  dem  west- 
fälischen Magazin  zur  Geographie,  Historie  und  Statistik  vom 
Jahre  1787  auf  jährlich  etwa  360  Mastschiffe  mit  „Hinterhang 
und  Bullen",  d.  h.  mit  2 — 3  angehängten  Kähnen  belief.  Berg- 
wärts  wurden  vor  allen  Dingen  über  See  eingeführte  Güter  wie: 
französische,  spanische  und  portugiesische  Weine,  Oele,  Tran, 
Lichte,  Kaffee,  Tee  und  Leinsaat  befördert.  Talwärts  besonders 
Salz  aus  der  Königlichen  Koktur  in  Rehme,  Getreide,  Holz  und 
hölzerne  Gerätschaften  sowie  Mühlsteine  aus  Münden,  ferner 
Sandstein  und  eiserne  Oefen.  Besonders  bemerkenswert  ist 
auch,  daß  hessische  Töpfer-  und  thüringische  Glaswaren  ihren 
Weg  über  Bremen,  die  Nord-  und  Ostseeküste  entlang  bis  nach 
Ost-  und  Westpreußen  und  sogar  nach  Polen  fanden,  ein  Beweis 
dafür,  daß  bei  primitiven  Verkehrsverhältnissen  selbst  ein  mangel- 
haft entwickelter  Strom  doch  ein  sehr  großes  Einflußgebiet 
haben  kann. 

Um  den  Verkehr  auf  der  Weser,  insbesondere  nach  Bremen, 
planmäßig  zu  fördern,  hat  schon  Friedrich  der  Große  eine  sog. 
Boerd-  oder  Markt-Schiffahrt  mit  je  einem  Schiffe  wöchentlich 
von  Minden  nach  Bremen  und  umgekehrt  eingerichtet,  und  über- 
ließ deren  Betrieb  durch  Marktschiffsordnung  vom  16.  November 
1770  an  Mindener  Schiffer.  Die  Zahl  derselben  betrug  gegen 
Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  etwa  54  mit  zusammen  etwa 
100  Schiffen.  Als  zu  dieser  Zeit  infolge  des  englisch-holländischen 
Krieges  die  Rheinhäfen  blockiert  wurden,  belebte  sich  der  Ver- 
kehr auf  der  Weser  trotz  des  schlechten  Zustandes  des  Fahr- 
wassers, denn  er  übernahm  zum  Teil  außer  der  \'ersorgung  von 
Thüringen  auch  noch  die  Verbindung  nach  Süddeutschland  und 
der  Schweiz.  Die  Schiff ahrt  ging  im  wesentlichen  nur  bis  Münden, 
so  daß  dieses  damals  fast  der  wichtigste  Umschlagplatz  \\'est- 
deutschlands  mit  einem  Handel  von  jährlich  knapp  %  Millionen 
Zentnern  wurde.  Dieser  Aufschwung  war  künstlich,  deim  er  be- 
ruhte auf  der  Ausschaltung  des  wichtigsten  Wettbewerbers  der 
Weser,  nämlich  des  Rheins.  Die  Blütezeit  dauerte  denn  auch  nur 
bis  zur  Verhängung  der  Kontinentalsperre  durch  Napoleon  im 
Jahre  1807,  die  einen  jähen  Rückschlag  brachte  und  die  Weser- 
schiffahrt fast  vollständig  ruinierte.  Dagegen  setzte  sehr  schnell 
nach  Abschüttlung  des  französischen  Joches  durch  die  Befrei- 
ungskriege eine  Besserung  ein,  zumal  durch  die  Wiener  Kongreß- 
akte vom  9.  Juni  1815  die  Zollstellen  wesentlich  vermindert 
wurden  und  die  meisten  Uferstaaten  sich  seitdem  um  die  Er- 
haltung des  Fahrwassers  mehr  kümmerten.  So  verkehrten  in  der 
Zeit  vom  März  bis  Dezember  1823  in  Minden  93  Bockschiffe, 
250  Hinterhänge,  567  Bullen,  50  Dielenschiffe  und  94  Flöße,  was 
bei  Abnahme  halber  Ladung  einer  \'erkehrsmenge  von  rund 
100  000  Tonnen  entsprechen  würde.  Im  Jahre  1838  wurde  durch 
eine  Weser-Schiffahrts-Revisions-Kommission,  die  von  den  be- 
teiligten Staaten  ins  Leben  gerufen  wurde,  eine  Minimaltiefe 
des  Fahrwassers  von  0,47  m  als  erstrebenswert  bezeichnet  und 
im  Laufe  der  nächsten  Jahre  im  allgemeinen  auch  erreicht.  Der 
Schiffahrtsbetrieb  wurde  dadurch  gehoben,  daß  für  den  Treidel- 
betrieb immer  mehr  neben  der  Menschenkraft  auch  noch  Pferde 
benutzt  wurden.  (Fortsetzung  folgt) 


Selbst  ei  finden  ist  schön,  doch  glücklich  von  andern 
Gefundenes  fröhlich  erkannt  und  geschätzt,  nennst  Du 
das  weniger  dein? 


zubilligen.  Dazu  unterzieht  er  zunächst  die  finanzpolitischen 
Maßnahmen  und  Unterlassungen  Deutschlands  bei  Beginn  des 
Krieges  einer  Kritik.  Die  dadurch  hervorgerufene  Papiergeld- 
entwertung und  Verelendung  unserer  Wirtschaft  und  Bevölke- 
rung hätte  nach  Rintelens  Meinung  vermieden  werden  können 
und  zwar  wären  folgende  Anordnungen  in  Betracht  gekommen: 

1.  Aufrechterhaltung  des  §  1  des  Münz- 
gesetzes: „Im  Deutschen  Reiche  gilt  die  Goldwährung.' 
Dadurch  wäre  die  Goldmark  der  Wertmesser  geblieben  und 
das  Papiergeld  lediglich  als  ITmlaufmittel  Zahlungsmittel  zum 
Tageskurs  geworden. 

2.  Einlösung  der  bei  Kriegsausbruch  im  Umlauf  befind- 
lichen Reichskassenscheine  und  Noten  durch  neues 
Papiergeld  zum  Kurswert,  um  den  Goldwert  des  umlaufen- 
den älteren  Papiergelds  in  voller  Höhe  zu  sichern. 

3.  Regelnder  Eingriff  von  Verwaltung  und  Gesetz- 
gebung, um  die  Goldwährung  aufrecht  zu  erhalten,  wo- 
durch Treu  und   Glauben  bei   abgeschlossenen  Verträgen  und 
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eingegangenen  Verpflichtungen  gewahrt  geblieben  wäre.  (Dar- 
unter fallen  auch  Sparkassenguthaben,  Kriegsanleihen,  Mündel- 
papiere.) 

Dadurch,  daß  nichts  von  dem  geschah  und  die  Papier- 
mark  Wertmesser  wurde,  sind  tiefgreifende  Mißstände 
im  Wirtschaftsleben  hervorgerufen  worden. 

Es  werden  verschiedene  Beispiele  aufgezählt.  Der 
Mittelstand,  als  hauptsächlichster  Besitzer  von  Staats- 
papieren, sei  verelendet,  Mündel  seien  wegen  der  Entwertung 
ihres  in  sogenannten  mündelsicheren  Papieren  angelegten  Ver- 
mögens dem  sicheren  Hungertode  preisgegeben,  der  gesunde 
S  p  a  r  s  i  n  n  sei  wegen  der  Entwertung  der  Sparkassenguthaben 
dem  Volke  ausgetrieben  worden  und  die  Lebensversicherungs- 
prämien gäben  nicht  mehr  der  Witwe  die  erhoffte  Unterstützung. 
Der  Verfasser  weist  weiter  auf  die  Entrechtung  des  H  a  u  s  - 
b  e  s  i  t  z  e  s  infolge  des  Mieterschutzgesetzes  hin,  das  auf  der 
Papiermark  als  Wertmesser  bei  Festsetzung  der  Mieten  fuße. 
Außerdem  hätten  die  im  Großgeschäftsverkehr  durch 
Papiergeldwertmaßstab  notwendig  gewordenen  Aufschläge  auf 
Verbindlichkeiten  gegenüber  dem  Auslande  das  Vertrauen  in 
deutsche  Redlichkeit  erschüttert  und  vielfach  bestehende  Ge- 
schäftsfreundschaften verscherzt.  Der  Kleinhandel  sei 
wilden  Ausverkäufen  an  Aus-  und  Inland  ausgeliefert  worden, 
wodurch  er  sich  infolge  der  immer  weiter  fortschreitenden  Geld- 
entwertung vielfach  der  Unmöglichkeit  gegenübersähe,  die 
Reproduktionskosten  einzubringen.  Endlich  betont  Rintelen 
die  Verelendung  besonders  der  geistigen  Arbeiter,  nicht 
zum  wenigsten  des  höheren  Staatsbeamten  und  des  Rentner- 
tums,  dadurch,  daß  Gehälter  und  Zinsen  nicht  auf  dem  Fuße 
der  Goldmark  aufgebaut  seien.  Auch  sei  der  Staatshaus- 
halt unberechenbaren  Schwankungen  ausgesetzt  worden,  weil 
er  sich  eines  von  äußerer  Gewalt  beeinflußbaren  Wertmessers 
bediene.  Die  Unstetigkeit  der  wirtschaftschädigenden  Tarif- 
Politik  der  Verkehrsanstalten  sei  auf  dieselbe  Ursache  zu- 
rückzuführen. 

Diesen  Beispielen  gegenüber,  die  Mißstände  hervorheben, 
dadurch  hervorgerufen,  daß  die  Goldmark  nicht  als  Wertmesser 
beibehalten  worden  war,  sucht  der  Verfasser  weiterhin  E  i  n  - 
\\  ä  n  d  e  zu  entkräftigen,  die  gegen  diesen  Vorschlag  sprechen 
könnten. 

Dem  Entwurf,  daß  die  auf  der  Valutaentwertung  beruhende 
\V  e  1 1  b  e  w  e  r  b  s  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  der  Industrie  gebrochen  werde, 
wird  entgegengehalten,  daß  diese  nur  auf  dem  Nachhinken  der 
inneren  Kaufkraft  der  Mark  gegenüber  der  im  Ausland  beruhe. 
Werde  erst  einmal  die  innere  Kaufkraft  der  Mark  kleiner  als 
die  äußere  und  fielen  die  Devisen,  so  stände  der  Zusammen- 
bruch der  Wettbewerbsfähigkeit,  Notlage  der  Industrie  und 
Ausverkauf  ans  Ausland  bevor. 

Die  Schwierigkeiten,  die  eine  P  a  r  a  1 1  e  1  w  ä  h  r  u  n  g  ver- 
ursacht, wie  sie  beim  Vorschlag  Rintelens  dadurch  eintritt,  daß 
(in  stetes  Umrechnen  der  Kurse  notwendig  ist,  werden  vom 
\'erfasser  nicht  verkannt.  Jedoch  glaubt  er,  daß  sie  dadurch 
gemildert  werden  können,  daß  für  Handkäufe  und  Zug  um  Zug 
zu  erfüllenden  Zahlungsverpflichtungen  von  der  Reichsbank 
festzusetzende  Durchschnittstageskurse  und  für  langfristige 
oder  periodisch  wiederkehrende  Verbindlichkeiten  gemitteltc 
Wochenkurse  festgesetzt  werden. 

Zum  Schluß  kommt  der  Verfasser  zu  seinem  Vorschlag, 
um  bei  der  bestehenden  Lage  Besserung  zu  schaffen.  An  irgend- 
einem überraschenden,  von  der  Reichsbank  durch  kluge  Politik 
beeinflußten  Stichtag  soll  plötzlich  nach  dem  Stand  des  Dollar- 
kurses von  der  Papiermark  zur  Goldmark  übergegangen  werden. 
Rei  steigenden  Devisen  brächte  diese  Maßnahme  keinerlei 
Schaden,  bei  fallendem  Devisenkurs  fände  schlimmstenfalls  der- 
selbe Ausverkauf  wie  heute  auch  statt. 

Aus  den  Ausführungen  des  Verfassers  geht  eingehendes 
Studium  der  Quellen  der  bestehenden  wirtschaftlichen  Not  her- 
vor. Hätte  man  bei  Beginn  des  Krieges  eine  Entwicklung  der 
Dinge  voraussehen  können,  wäre  man  zweifellos  von  vornherein 
an  eine  andere  Handhabung  unserer  Finanzwirtschaft  heran- 
gegangen. Es  waren  eben  alle  Gedanken  auf  einen  siegreichen 
Krieg  eingestellt.  Der  von  Rintelen  gemachte  Vorschlag,  heute 
noch  plötzlich  zur  Goldmark  überzugehen,  dürfte  kaum  in  die 
Praxis  umgesetzt  werden  können.  Die  Durchführung  würde 
trotz  aller  vorgefaßten  Pläne  vom  Ausland  falsch  verstanden 
werden  und  sich  infolge  der  notwendigen  plötzlichen  weiteren 
lawinenartigen  Inflation  dahin  auswirken,  daß  infolge  Unter- 
bewertung der  Mark  ein  Kredit  zum  Einkauf  von  Rohstoffen 
der  Industrie  überhaupt  nicht  mehr  gegeben  wird. 

Dr.  Baumann. 

VERWALTUNGSFRAGEN 

Zuständigkeiten  bei  der  Planfeststellung. 

Das  Planfeststellungsverfahren  nebst  seinen  Auswirkungen 
i>-t  in  der  letzten  Zeit  wiederholt  Gegenstand  von  Erörterungen  in 
der  Fachpresse  gewesen.  Der  letzte  Beitrag  zu  dieser  Frage  aus 
der  Feder  des  Aachener  Professors  Dr. -Ing.  Wentzel 
erschien  in  den  „Wirtschaftlichen  Nachrichten  aus  dem  Ruhr- 


bezirk", Nr.  16/1922  und  ist  so  bedeutsam,  daß  wir  ihm  in  seinem 
wichtigsten  Teile  hier  Raum  gewähren  möchten.  Wentzel  formt 
den  angehäuften  Streitstoff  zu  der  Frage:  An  welche  oberste 
Instanz  können  sich  Vertreter  allgemeiner  und  sonstiger  größe- 
rer Interessen  wenden,  wenn  durch  einen  von  der  Reichsbahn 
geplanten  Eisenbahnbau  diese  Interessen  geschädigt  werden? 
und  knüpft  daran  folgende  Betrachtungen: 

,,Ist  der  Reichsverkehrsminister,  obwohl  er  gleichzeitig  gewissermaßen 
Generaldirektor  der  Reichsbahn  ist,  als  oberste  Entscheidungsbehörde  zustän- 
dig, wenn  ein  Eisenbahnbauplan  einen  Stadterweiterungsplan  und  damit  die 
künftige  Entwicklung  der  Stadt  oder  sonst  einer  Siedlung  beeinträchtigt? 

Der  Verfasser  des  Handbuchs  der  Eisenbahngesetzgebung  (Verl.  Springer 
1912)  Wirkl.  Geh.  Rat  Fritsch,  bestätigt  diese  Zuständigkeit  auf  Grund  des 
§  90  der  Reichsverfassung  von  1919,  wonach  das  Reich  mit  der  Uebernahme 
der  Eisenbahnen  der  Länder  die  Enteignungsbefugnis  und  die  staatlichen 
Hoheitsrechte  der  Länder  betr.  des  Eisenbahnwesens  übernimmt,  und  nacli 
S  12  des  Staatsvertrages  über  den  Uebergang  der  Eisenbahnen  auf  das  Reich, 
welcher  den  Reichseisenbahnbehörden  alle  Befugnisse  öffentlich-rechtlicher  Art 
zuweist,    die   bisher   den    Eisenbahnbehörden   der   Länder   zugestanden  haben. 

Zu  diesen  Befugnissen  rechnet  Fritsch  auch  die  Zuständigkeit  des  frühe- 
ren Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Preußen  als  oberste  Instanz  für 
Feststellung  der  Eisenbahnbaupläne,  welche  Feststellung  bekanntlich  im  Streit- 
fall die  Vorbedingung  für  die  Enteignung  von  Grundeigentum  für  den  Bau 
der  Bahn  ist.  Die  Feststellung  von  Eisenbahnbauplänen  sei  eine  Eisenbahn- 
angelegenheit, habe  deshalb  auch  stets  und  ausschließlich  zur  Zuständigkeit 
des  preußischen  Eisenbahnministers  gehört  und  sei  somit  auf  den  Reichsver- 
kehrsminister übergegangen. 

Demgegenüber  vertritt  Prof.  Dr. -Ing.  Blum  den  Standpunkt,  daß  die  Plan- 
feststellung für  Eisenbahnanlagen  nur  dann  eine  reine,  in  die  alleinige  Zu- 
ständigkeit der  Eisenbahnbehörde  fallende  Eisenbahnangelegenheit  ist,  wenn 
dabei  in  keiner  Weise  in  andere  Belange  und  Interessen  (Wege,  Vorflut, 
-Städtebau  u.  a.)  eingegriffen  wird.  Sei  dies  aber  der  Fall,  dann  handele  es 
sich  um  eine  Allgemeinangelegenheit,  von  der  die  Eisenbahnfrage  nur  einen 
Teil  —  wenn  auch  einen  sehr  wichtigen  —  bilde.  Für  die  endgültige  Plan- 
feststellung in  Preußen  sei  deshalb  auch  nie  eine  Eisenbahnbehörde,  son- 
dern stets  die  allgemeine  Staatsbehörde,  und  zwar  der  Minister  der 
öffentlichen     Arbeiten,     zuständig     gewesen.  Daß       derselbe  zugleich 

Leiter  der  preußischen  Staatsbahnen  war  und  ,, Eisenbahrminister"  ge- 
nannt wurde,  habe  die  Rechtslage  allerdings  etwas  getrübt,  und  habe  ja 
auch  schon  wiederholt  Anlaß  gegeben,  eine  von  Interessen  des  eignen  Ver- 
waltungsgebietes freie  und  unparteiische  Zuständigkeit  in  Preußen  zu  suchen. 
Blum  fordert  daher,  daß  eine  derartige  Vereinigung  von  Zuständigkeiten,  die 
man  schon  bei  dem  preußischen  Minister  als  nicht  ganz  richtig  empfunden  hat, 
nicht  auch  in  das  Reichsverkehrsministerium  übernommen  werde,  sondern  daß 
in  Fragen  der  Planfeststellung  eine  wirklich  über  den  Parteien  stehende  Stelle 
die  endgültige   Entscheidung   haben  soll. 

Fritsch  verschließt  sich  zwar  nicht  ganz  dagegen,  daß  für  besonders 
schwerwiegende  Interessen,  wie  z.  B.  die  des  Städtebaues,  das  Bedürfnis  nach 
einer  andern  Ordnung  eintreten  könne,  hält  aber  an  seiner  Auffassung  fest, 
daß  die  Planfeststellungsbefugnis  als  ein  Ausfluß  der  staatlichen  Eisenbahn- 
hoheit vom  preußischen  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  dessen  ganzer 
Machtvollkommenheit  gemäß  §  90  der  R.  V.  auf  das  Reich  übergegangen  sei, 
und  zwar  nach  §  12  des  Staatsvertrages  auf  die  Reichseisenbahnbehörde. 

Wer  von  beiden  hat  recht? 

Ohne  Zweifel  ist  vom  Stindpunkt  der  Allgemeinheit  Herrn  Professor 
Blum  zuzustimmen.  Das  natürliche  Rechtsempfinden  versteht  es  nicht,  daß 
Einsprüche  gegen  Pläne  einer  Verwaltung  endgültig  von  einer  Instanz  die 
zugleich  deren  Chef  ist  —  und  sei  es  auch  der  Reichsminister  —  entschieden 
werden  sollen.  Denn  das  wäre  allemal  ein  Richtertum  in  eigner  Sache.  Eine 
solche  Vereinigung  von  Zuständigkeiten  hatte  beim  preußischen  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  immerhin  noch  ihre  geschichtliche  Erklärung  und  z.  T. 
Begründung  in  der  früheren  neutralen  Stellung  dieses  Ministers  vor  Verstaat- 
lichung der  Privatbahnen,  denen  gegenüber  er  reine  landespolizeiliche  Auf- 
sichtsbehörde war.  Nachdem  aber  die  spätere  gleichzeitige  Eigenschaft  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  als  Chef  der  Verwaltung  der  preußischen 
Staatsbahnen  wiederholt  zu  Bedenken  hinsichtlich  seiner  Eignung  zu  einer 
unparteiischen  .■\ufsichts-  und  Entscheidungsbehörde  u.  a.  auch  für  die  Plan- 
feststellung geführt  hat,  sollte  dies  doch  gewiß  eine  Warnung  sein,  eine  der- 
artige Vereinigung  von  Zuständigkeiten  nicht  ohne  zwingenden  Grund  nun- 
mehr auf  den  Reichsverkehrsminister  zu  übernehmen,  wenigstens  nicht  als 
letzte  Instanz. 

Aber  auch  die  formale  Auslegung  der  eingangs  genannten  Gesetzesbestim- 
mungen ist  m.  E.  nicht  zwingend  für  den  von  Exz.  Fritsch  gezogenen  Schluß. 
Zunächst  läßt  die  Reichsverfassung  §  90  und  94  noch  die  Frage  offen,  ob  die 
Planfeststellungsbefugnis  in  ganzem  Umfange  in  den  Bereich  der  staatlichen 
Eisenbahnhoheitsrechte  fällt,  die  nach  §  90  auf  das  Reich  übergegangen  sind.  Zur 
Zeit  ist  ja  auch  nach  einer  Mitteilung  der  Kölnischen  Zeitung  vom  22.  Fe- 
liruar  d.  J.  ein  Streit  zwischen  Preußen  und  dem  Reich  vor  den  Staats- 
gerichtshof anhängig  über  die  Frage  des  Enteignungsrechtes  und  Planfest- 
stellungsbefugnis auf  das  Reich.  Da  die  Planfeststellung  nicht  nur  ein  Akt 
der  Landeseisenbahnbehörde,  sondern  auch  der  Landespolizei  war,  die  Aus- 
übung der  Landespolizei  aber  bei  den  Ländern  verbleiben  muß  und  verblieben 
ist,  ist  diese  wesentliche  Frage  zum  mindesten  strittig.  Aber  auch  wenn  sie 
zugunsten  des  Reiches  entschieden  werden  sollte,  so  ist  damit  noch  keines- 
wegs gesagt,  daß  nun  auch  der  Reichsverkehrsminister,  womöglich  allein  und 
in  letzter  Instanz,  zur  Planfeststellung  zuständig  sein  soll,  wie  Fritsch  dies 
annimmt. 

Selbstverständlich  müssen  die  großen  Interessen  der  Reichsbahnverwal- 
tung gebührend  berücksichtigt  werden,  der  Reichsverkehrsminister  also  aus- 
reichenden Einfluß  zur  Wahrung  derselben  erhalten.  Aber  aus  dem  §  12  des 
Staatsvertrages  schließen,  daß  der  Minister  mit  den  Befugnissen  der  Landes- 
eisenbahnbehörden  nun  auch  die  Planfeststellungsbefugnis  übernommen  habe, 
heißt  die  eisenbahnbehördlichen  Befugnisse  zu  weit  fassen.  Aus  eigener 
Machtvollkommenheit  hatte  die  Eisenbahnbehörde  in  Preußen  gar  keine  Plan- 
feststellungsbefugnis, sondern  nur  eine  Mitwirkung  bei  der  dazu  nötigen  Prü- 
fung zusammen  und  koordiniert  mit  der  Landespolizei,  und  der  Staatsminister, 
nicht  der  Chef  der  Eisenbahnbehörde,  entschied.  Dies  muß  klar  unterschieden 
werden. 

Heute  sind  nun  die  zur  Planfeststellung  erforderlichen  Aufgaben  getrennt 
worden.  Die  Landespolizei  ist  bei  den  Ländern  geblieben  und  mit  Recht ; 
denn  keine  Landesregierung  kann  sich  die  Wahrnehmung  der  besonders  be- 
rührten örtlichen  Interessen  nehmen  lassen.  Daraus  ergibt  sich  aber,  daß  der 
Reichsverkehrsminister  nach  dem  §  12  nur  die  eigentlichen  eisenbahnbehörd- 
lichen Rechte  übernommen  hat,  nicht  aber  die  ganze  Machtvollkommenheit 
des  preußischen  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  zur  Planfeststellung,  wie 
Exz.  Fritsch  dies  betont. 

Also,  wer  die  Planfeststellung  im  Reiche  ausüben  soll,  ist  erst  noch  zu 
bestimmen.  Und  da  diese  wichtige  Bestimmung  spätestens  mit  dem  Erlaß 
des  noch  ausstehenden  Reichsenteignungsgesetzes,  vielleicht  auch  schon  mit 
dem  Reichsbahnfinanzgesetz  demnächst  zu  treffen  ist,  gilt  es  für  alle  Vertreter 
allgemeiner  und  größerer  Interessen,  sich  für  die  Einrichtung  einer 
wirklich  unparteiischen  obersten  Instanz  im  Sinne  des  Blumschen  Vorschlages 
einzusetzen. 

Beim  Reichsverkehrsminister  kann  aber  diese  Instanz  um  so  weniger  dann 
liegen,  wenn  derselbe   wirklich  nach  dem  Vorschlag  des  Reichsbahnfinanz- 
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gesetzentwürfs  in  aller  Form  Vorstand  der  Reichsbahn  als  eines  selbständigen 
wirtschaftlichen  Unternehmens  werden  sollte,  so  daß  die  Oeffentlichkeit  von 
ihm  die  ganz  besondere  Vertretung  der  Reichsbahninteressen  erwartet.  Dieser 
Vorschlag  hat  ja  nicht  allseitige  Zustimmung  gefunden.  Mit  Recht  hat  Exz. 
Kirsthhoff  — ■  siehe  Verkehrstechnik  Heft  5  und  7  —  darauf  hingewiesen,  daß 
die  für  ein  wirtschaftliches  Unternehmen  erforderliche  .Stetigkeit  der  fach- 
männischen Leitung  unter  den  politischen  Einflüssen  und  Wechselfällen  leiden 
müßte,   denen  der  Reichsniinister  ausgesetzt  ist. 

Aber  noch  ein  anderes  spricht  dagegen:  Die  gleichzeitige  Vorstandschaft 
in  einem  bis  zur  Grenze  der  volkswirtschaftlichen  Rücksichten  —  wo  liegt 
diese  Grenze?  —  auszunutzenden  Unternehmen  verträgt  sich  nicht  recht  mit 
den  sonstigen  Aufgaben  und  Zuständigkeiten  des  Reichsverkehrsministers  auf 
dem  Gebiet  der  allgemeinen  Verkehrspolitik,  des  Wasserstraßenverkehrs,  des 
Kraftfahrwesens,  der  Konzessionierung  bzw.  Ablehnung  von  nicht  reichs- 
eigenen Bahnbetrieben  und  deren  Beaufsichtigung.  Einerseits  soll  sich  der 
\'orstand  der  Reichsbahn  mit  ganzer  Seele  und  mit  ganzer  Kraft  für  die 
Reichsbahninteressen  einsetzen,  andererseits  soll  der  Reichsverkehrsminister  zwi- 
schen den  wettstreitenden  Interessen  von  überragender  Warte  aus  nacli  Maßgabe 
des  .\llgemeinwohl  ausgleichend  und  abwägend,  u.  a.  auch  während,  entscheiden. 
Eine  solche  Vereinigung  von  nicht  immer  parallellaufenden  Interessen  und  Auf- 
gaben an  einer  Stelle  aber  birgt  die  Quelle  für  Interessenkonflikte  in  sich. 
Gewiß  läßt  sich  geltend  machen,  daß  auch  für  die  Leitung  des  Reichsbahn- 
unternehmens, oiich  wenn  es  als  selbständiges  wirtschaftliches  Unternehmen 
betrieben  wird,  die  Interessen  des  allgemeinen  Wohls  oberste  Richtschnur 
bleiben,  so  daß  der  Minister  durch  die  gleichzeitige  Vorstandschaft  in  dem- 
selben nicht  notwendigerweise  zu  einseitigen  Entscheidungen  gedrängt  zu 
werden  braucht.  L'nd  gewiß  soll  dem  Reichsverkehrsminister  deswegen  keines- 
wegs der  gute  Wille  zu  unparteiischer  Beurteilung  abgesprochen  werden.  Aber 
nicht  immer  läßt  sich  allen  wider-  und  wettstreitenden  Interessen  zur  allge- 
meinen Befriedigung  Rechnung  tragen,  nicht  immer  werden  die  Ansichten 
über  die  zweckmäßigsten  Wege  der  allgemeinen  Verkehrspolitik  zusammen- 
gehen. Und  dann  ist  es  bei  einem  Widerstreit  der  Meinungen  doch  nur  zu 
natürlich,  daß  die  Oeffentlichkeit  auf  selten  des  Reichsverkehrsministers  eine 
gewisse  Voreingenommenheit  für  die  Reichsbahninteressen  vermutet.  Die 
Reichsregierung  braucht  aber  für  ihre  Entscheidungen  die  nötige  Achtung  nnd 
,\utorität  und  nur,  wenn  der  Reichsverkehrsminister  wirklich  als  oberste 
Spitze  über  den  Parteien  mit  ihren  verschiedenen  Interessen  stehen  bleibt, 
wird  die  Regierung  für  seine  Entscheidungen  das  Ansehen  einer  vollkommen 
unparteiischen  Instanz  in  Anspruch  nehmen  können,  das  zur  Ausübung  der 
dem  Minister  anvertrauten  Hoheitsrechte  inibedingt  erforderlich  ist.  Und  das 
gilt  besonders  auch  für  die  an  das  Privateigentum  rührenden  Entscheidungen 
bei  der  Planfeststellung.  Darum  ist  in  Ergänzung  der  Ansicht  von  Exzellenz 
Kirchhoff,  daß  der  Reichsverkehrsminister  nicht  zugleich  Vorstand  des 
Keichsbahnunternehmens  sein  darf,  zu  sagen,  daß  unter  allen  Umständen  eine 
solche  Vorstandschaft  streng  zu  trennen  ist  von  der  Ausübung  der  Planfest- 
stellung." 

Der  Verfasser  ergänzt  seine  Ausführungen  noch  durch  fol- 
gende uns  freundlichst  zur  Verfügung  gestellte  Hinweise  auf 
einige  Aeußerungen  Bismarcks  über  die  Ausübung  der  staat- 
lichen Eisenbahnhoheit,  nachzulesen  bei  v.  d.  Leven:  „Die  Eisen- 
bahnpolitik des  Fürsten  Bismarck",  Seite  56,  60  und  61  und 
165/166  (Verlag  Springer-Berlin  1914).  Bismarck  schreibt  unter 
dem  1.  März  1873  über  die  preußische  Eisenbahnpolitik  an  das 
Preuß.  Staatsministerium  wie  folgt: 

,,  Die  zweite  Aufgabe  aber  ist  die  der  Aufsicht  über  die  nicht  im 

staatlichen  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen.  In  dieser  Beziehung  ist  die 
bisherige  Stellung  der  Eisenbahnabteilung  (im  damaligen  Preuß.  Handels- 
ministerium) m.  E.  schon  um  deswillen  eine  falsche,  weil  dieselbe  Behörde 
zugleich  Konkurrent  und  Aufsichtsinstanz  für  die  Privatbahnen  ist.  Dieses 
Verhältnis  verhindert  es,  daß  die  Entscheidungen  der  Aufsichtsbehörde  jeder- 
zeit für  unparteiische  gehalten  werden.  Ich  halte  die  beiden  Aufgaben  der 
Verwaltung  des  großen  Netzes  der  im  staatlichen  Betrieb  befindlichen  Bahnen 
einerseits  und  andererseits  die  Ausübung  des  staatlichen  Aufsichtsrechts  über 
die  übrigen  Bahnen  für  unverträglich  miteinander,  und  halte  es  für  ein  staat- 
liches Bedürfnis,  daß  für  die  Ausübung  des  Aufsichtsrechts  eine  besondere, 
mit  den  für  Ausübung  einer  ^'erwaltungsjustiz  notwendigen  Bürgschaften 
umgebene  Behörde  geschaffen  werde," 

Und  in  der  Reichstagssitzung  vom  17.  Mai  1873  antwortete 
Bismarck  auf  eine  Beschwerde  eines  badischen  Abgeordneten 
über  den  Wettbewerb  der  elsaß-lothrin,gischen  gegen  die  ba- 
dischen Eisenbahnen: 

,,  Der  einzige  Weg,  dieses  Verhältnis  in  einer  billigen  Weise  zu 

regulieren,  auch  nur  eine  Beschwerdemöglichkeit  herzustellen,  besteht  dncli 
darin,  daß  eine  Reichsbehörde  geschaffen  wird,  bei  der  man  sich  beschweren 
kann,  selbst  über  die  Reichsverwaltung.  Mir  schwebt  diese  Behörde  nicht  so 
vor,  daß  ihre  Entscheidungen  der  Weisung  desselben  höchsten  Beamten  unter- 
worfen sein  würden,  über  dessen  Anordnungen  etwa  eine  Beschwerde  statt- 
gefunden hat,  sondern  mir  schwebt  eine  Kommission  mit  wesentlich  verwal- 
tungsrichterlichen Garantien  der  Unabhängigkeit  und  mit  mehr  oder  weniger 
öffentlichen  Verfahren  vor,  wo  eine  Reichsbehörde,  also  die  beabsichtigte 
Reichsbeschwerdebehörde    über    die    Reichseisenbahn- Verwaltungsbehörde  sehr 

gut  ein  maßgebendes  Urteil  fällen  kann.  Ich  bin  im  wesentlichen  schon 

in  meinem  Gewissen  beruhigt  und  dankbar,  ohne  abgefunden  zu  sein,  wenn 
ich  nur  eine  Beschwerdeinstanz  bekomme  für  die  Klagen,  die  das  Publikum 
hat,  auch  gegen  Staats-  und  Reichseisenbalinen  —  die  Klagen  können  auch 
von  den   Regierungen   ausgehen  " 

Der  Verfasser  knüpft  hieran  folgende  Schlußbemerkung: 
Gewiß  soll  man  im  allgeineinen  nicht  einzelne  Aeußerungen  aus 
dem  Zusammenhang,  in  den  sie  gehören  und  der  zu  ihrem  rich- 
tigen Verständnis  erforderlich  ist,  herausnehmen.  Aber  die  Zu- 
sammenhänge von  damals  und  heute  sind  so  verwandt,  daß  ein 
Vergleich  nur  zu  nahe  liegt. 

Bismarck  zielte  auf  eine  Trennung  des  staatlichen  Aufsichts- 
rechts von  der  Verwaltung  der  staatlichen  Bahnen  und  Ein- 
richtung einer  unparteiischen  höheren  Stelle,  nämlich  des  \-on 
ihm  erstrebten  Reichseisenbahnamtes  als  Aufsichtsbehörde  und 
Beschwerdeinstanz  hin.  Heute  haben  wir  die  Reichseisenbahn- 
behörde; aber  diese  ist  nun  selbst  auch  Bahneigentümerin  und 
Betriebsführerin,  also  auch  wieder  Partei.  Könnte  nicht  die 
Rede  Bismarcks  —  als  Ausdruck  des  natürlichen  Rechtsempfin- 
dens —  mit  geringen  Aenderungen  heute  nochmals  gehalten 
werden? 


WIRTSCHAFTSLEBEN 

■■  Wirtschaft  und  Technik.  Prof.  Schuhmacher,  Berlin, 
hielt  auf  der  30.  Mitgliederversammlung  des  Vereins  deutscher 
Maschinenbau-Anstalten  einen  bemerkenswerten  Vortrag  über 
die  Beziehungen  von  Wirtschaft  und  Technik,  über  den  der 
Vossischen  Zeitung  folgendes  berichtet  wird: 

Den  Streit  darüber,  ob  Wirtschaft  oder  Technik  höheren 
Kulturwert  besitze,  hält  Prof.  Schumacher  für  müßig.  Beide 
sind  mit  schweren  Schattenseiten  allerdings  behaftet,  die  Technik 
macht  man  besonders  für  die  Entindividualisierung  unserer  Kul- 
tur verantwortlich.  Aber  jedenfalls  ist  hochentwickelte  Technik 
Voraussetzung  aller  höheren  Kultur.  Vor  der  Wissenschaft  sind 
beide  gleichberechtigt.  Gemeinsame  Eigenart  beider  Schaffens- 
gebiete ist,  daß  sie  von  der  Güterknappheit  beherrscht  werden. 
Für  Wirtschaft  und  Technik  gilt  daher  das  Prinzip  der  Wirt- 
schaftlichkeit: größten  Nutzen  mit  kleinstem  Aufwand  zu  er- 
reichen. Die  Durchführbarkeit  dieser  Sparsamkeitsregel  ist 
nicht  überall  gleich.  In  der  Technik  ist  sie  viel  häufiger  als  in 
der  Wirtschaft  anzutreffen.  In  der  Technik  ist  sie  eine  erfüll- 
bare Pflicht,  in  der  Wirtschaft  ein  Ideal.  Die  Wirtschaft  muß 
von  der  Natur  des  Menschen  ausgehen,  die  Technik  ist  ver- 
wissenschaftlicht. Daraus  ergibt  sich  die  Gegensätzlichkeit 
beider:  Im  einen  Fall  handelt  es  sich  um  das  Ob  und  Wozu,  in 
andern  um  das  Wie.  Die  Technik  arbeitet  mit  gegeben  Zwecken 
und  wählt  die  Mittel  aus,  die  Wirtschaft  arbeitet  mit  gegebenen 
Mitteln  und  verteilt  sie  auf  die  verschiedenen  Zwecke. 

Gerade  weil  Technik  und  Wirtschaft  von  entgegengesetzten 
Betrachtungsweisen  beherrscht  werden,  sind  sie  regelmäßig  auf- 
einander angewiesen.  Den  Mangel  an  richtiger  wirtschaftlicher 
Einfügung  kann  keine  noch  so  vollkommene  Technik  ersetzen. 
Produktion  ohne  zahlungsfähige  und  zahlungsbereite  Nachfrage 
— •  die  größte  Sorge  des  Wirtschaftlers  —  ist  nutzlos.  Dabei  hat 
der  Auslandabsatz  stets  eine  besondere  Rolle  gespielt;  er  ist 
heute  wichtiger  denn  je,  um  unsere  Zahlungsfähigkeit  ans  Aus- 
land herzustellen  —  Kredite  schaffen  nicht  Lösungen,  sondern 
erleichtern  sie  höchstens.  Da  aber  die  Kaufkraft  des  Welt- 
markts stark  vermindert  und  ein  Defizit  im  Weltbedarf  vorhan- 
den ist,  müssen  wir  den  Wünschen  unserer  ausländischen  Kund- 
schaft, sogar  den  unberechtigten,  Beachtung  schenken  und  uns 
ein  hohes  Maß  von  Anpassungskraft  schaffen.  Wir  sind  im 
Außenhandel  auf  eine  frühere  Stufe  der  Entwicklung  zurückge- 
worfen. Als  Auftragsindustrie  hat  die  deutsche  Industrie  ihre 
Weltmarktsstellung  errungen,  heute  müssen  wir  den  einst  zu- 
rückgelegten Weg  zum  Teil  von  neuem  machen.  Die  Maschinen- 
industrie hat  dabei  mehrere  Forderungen  zu  beachten: 

Das  Mehr,  das  wir  zu  leisten  haben,  um  die  Gleichberechti- 
gung zurückzuerobern,  darf  nicht  ausschließlich  in  der  Quantität 
bestehen  und  darf  nicht  zu  Preisunterbietungen  führen.  Das 
gilt  auch  von  den  Bestrebungen  der  Typisierung  und  Normali- 
sierung. Gewiß  ist  der  Normalisierung  der  industrielle  Auf- 
schwung seit  1890  vor  allem  zu  danken.  Aber  in  einer  Zeit 
wachsender  Absatznot  muß  der  Schatz  an  elastischer  Beweg- 
lichkeit im  Konstruieren  und  im  Betrieb  erhalten  bleiben.  So- 
dann gilt  es,  den  technischen  Apparat  zu  einer  so  wirksamen  und 
handlichen  Einheit  zu  gestalten,  daß  wir  schneller  und  pünkt- 
licher als  unsere  Wettbewerber  liefern  können  (Lieferfristen!). 
Schließlich  können  technische  Neuerungen  auch  bei  gesichertem 
Absatz  nur  durchgeführt  werden,  wenn  das  nötige  Kapital  zur 
Verfügung  steht.  Bei  unserer  allgemeinen  Kapital-  und  Kredit- 
verarmung, die  täglich  weitergeht,  ist  dies  eine  der  schwierigsten 
Aufgaben;  sie  kann  nur  durch  verständnisvolles  Abwägen  der 
widerstreitenden  Gesichtspunkte  von  Technik  und  Wirtschaft 
gelöst  werden. 

Unter  den  Formen  der  Zusammenarbeit  von  Wirtschaft  und 
Technik  spielt  ihre  arbeitsteilige  Vereinigung  in  den  Führerper- 
sönlichkeiten der  Unternehmungen  die  vornehmste  Rolle.  Ge- 
wiß ist  sie  nur  bei  einer  nicht  ganz  geringen  Mindestgröße  des 
Betriebes  denkbar,  aber  die  Entwicklung  geht  deutlich  dahin, 
daß  zum  Techniker,  Kaufmann  und  Juristen  sich  in  den  Betriebs- 
leitungen der  Volkswirt  gesellt.  Die  Grenze  zwischen  Dilettan- 
tentum und  Wissenschaftlichkeit  ist  hier  allerdings  für  den  Laien 
oft  schwer  erkennbar.  Prof.  Schumacher  erörterte  dann  ein- 
gehend die  Erfordernisse  allseitiger  Ausbildung  der  \^olkswirte, 
deren  Befähigungsnachweis  aber  endgültig  nicht  durch  Examina, 
sondern  trotz  der  Examina  zu  erbringen  sei. 

Zu  dem  fessenlden  Vortrag  äußerte  sich  der  vorgerückten 
Stunde  wegen  in  der  Aussprache  nur  Prof.  Aumund  von  der 
Danziger  Technischen  Hochschule.  Er  beschränkte  sich  auf  die 
Erziehungsprobleme  des  volkswirtschaftlichen  Nachwuchses 
(Prof.  Aumund  bearbeitet  bekanntlich  zurzeit  im  Kultus- 
ministerium die  Reform  des  technischen  Hochschulwesens),  wo- 
bei er  in  manchen  Punkten  dem  Referenten  nicht  folgen  konnte. 
Es  taten  sich  da  komplizierte  Fragen  auf,  deren  gründliche 
Erörterung  weder  im  Rahmen  des  Vortragsthemas  noch  der  zur 
Verfügung  stehenden  Zeit  möglich  war. 
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UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  derhöhe  en  technischen  Relchselsenbahn-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  r  d  i  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  I  g  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverw/altung,  sowie    regelmäßigen  Nachriciten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRITFLEITUNG:  Dr.-Ing.  B  1  u  m,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Hannover   —  Dr.-Ing. 
Hasse,   Regierungsbaunnelster  a.  D.,  Privatdozent 
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Zur  Arbeitsaufspeicherung  für  die  verschiedenartigsten 
Zwecke  werden  vielfach  P'edern  verwandt,  und  zwar  mit  nur 
geringen  Ausnahmen  Stahlfedern,  weil  das  elastische  Arbeits- 
vermögen des  gehärteten  Stahls  in  bezug  auf  sein  Gewicht  von 
keinem  anderen  Material  übertrotfen  wird.  Der  Form  nach 
unterscheidet  man  Biegungs-  und  Torsionsfedern;  unter  erstere 
Gattung  fallen  auch  die  Scheibenledern.  Die  Biegungsfedern 
werden  vornehmlich  als  Blattfedern  aus  Stahl  von  Rechteck- 
querschnitt hergestellt  und  ihr  Verhältnis  von  Arbeitsfähigkeit 
A  zu  Volumen  V  rechnet  sich  zu 
A  ^    kb  ^ 

V  ~"    6  F.  • 

wenn  kb   die  Höchstanspruchung    bedeutet.     Für    eine  Feder, 
welche  rein  auf  Zug  oder  Druck  bzw.  Zug  und  Druck  bean- 
sprucht wäre,  würde  sich  dieses  Verhältnis  zu 
A  ^   kz  " 

V  ~    2  F  ' 

d.  h.  die  reine  Zug-  und  Druckfeder  ist  der  Biegungsfeder  um 
das  dreifache  an  Arbeitsvermögen  überlegen.  Tatsächlich  ver- 
schiebt sich  aber  dieses  Verhältnis  noch  weiter  zuungimsten 
der  Biegungsfeder,  da  letztere  infolge  ihrer  Abweichung  von 
der  theoretischen  Form  und  durch  den  Federbund  bedeutend 
schwerer  wird  als  das  theoretisch  erforderliche  Stahlvolumcn. 

Das  gleiche  gilt  für  die  bekannten  Torsionsfedern,  bei  wel- 
chen das  Verhältnis  von  Arbeitsfähigkeit  zu  Gewicht  ebenso 
bzw.  noch  ungünstiger  ist  als  bei  Biegungsfedern  aus  Blattstahl. 

.  Es  lag  deshalb  nahe,  die  bekannten  Federformen  durch 
solche  zu  ersetzen,  welche  nur  rein  auf  Zug  oder  Druck  bzw. 
Zug  und  Druck  arbeiten.  Eine  derartige  Feder  nach  Patent 
Leist  (P.-Nr.  192  017)  ist  in  Figur  1  schematisch  dargestellt. 
Dieselbe  besteht  aus  einem  gezogenen  Stab  a  und  2  gedrückten 
Stäben  b,  welche  in  Form  eines  gleichschenkligen  Dreiecks  an- 
geordnet sind.  Es  ist  aber  auch  ohne  Beeinträchtigung  des 
Wertes  der  Feder  möglich,  die  Längen  der  Stäbe  b  verschieden 
zu  wählen,  so  daß  das  Dreieck  unregelmäßig  wird. 

Die  Eckpunkte  des  Dreiecks  sind  die  Belastungspunkte. 
Unter  dem  Einfluß  der  Belastungskräfte  treten  in  dem  oberen 
Stab  a  Zug-  und  in  den  Stäben  b  Druckbeanspruchungen  ein, 
unter  deren  Einfluß  sich  die  Stäbe  verlängern  bzw.  verkürzen. 
Die  Folge  hiervon  ist  eine  Verringerung  des  Maßes  h,  d.  h. 
das  System  federt.  Bemerkenswert  ist  aber,  daß  trotz  der 
Proportionalität  der  Längenänderung  der  einzelnen  Stäbe  die 
Federung  nicht  proportional  der  Belastung  wächst,  da  sich  mit 
zunehmender  Federung  das  Maß  h  verringert,  wodurch  sich  das 
Verhältnis  zwischen  Belastung  und  Strebenkräften  ändert.  Diese 
Besonderheit  der  Feder  läßt  sich  am  besten  aus  der  Rechnung 
erkennen. 

Bezeichnet  f  den  Querschnitt  der  Zugstrebe,  f  i  den  Quer- 
schnitt der  Druckstreben,  2^1  die  Verlängerung  der  Zugstrebe 
un  I  /Ij  die  Verkürzung  einer  Druckstrebe  der  Belastung  2  P,i 
der  Feder,  so  gilt 


F'crner  wird 


bzw. 


A  = 


2/1:21 

P  1 
f  E 


f 

=  P, 


E. 


Weiter  wird 


und 


yl,  :Ii  = 
P.  Ii 


Pl 

=  Po 


'  '        t\E       "  tiE  (h—x) 
Aus  Figur  2  ergibt  sich  weiter 

(h^xf  =  Ol -.Ii)'  -  + 
h'-2hy.  +  x'  =  \i'  —  2iiA-Jr  ^1,-  —  \'  —  2lA  —  A^^ 
pa     —  li^  —  1-  ist  und  Ai^  —  A^  ohne  praktische  Beeinflussung 
des  Resultats  gleich  0  gesetzt  werden  kann,  so  ergibt  sich 
X  {2h-x)  =  2  Ci  /I,  +  L1) 


X  (h  — z)  (2h  —  x) 


f,  E  (h  -  .) 

2  Po 


'  f  E  (h 
f,  f 


I) 


für 


Der  Ausdruck   x  (h — x)   (2h  — x)   und  somit  auch  P,,  wird 
0,423  h  ein  Maximum  und  für  x  —  1,577  h  ein  Minimum. 
Für  X  ==  0,  z  =  h  und  x  =  2h  Wird  P^  ■=  i>. 

Das  Diagramm  der  Feder  hat  die  in  Figur  3  dargestellte 
Form,  woraus  zu  ersehen  ist,  daß  die  Feder  im  Anfang  hart 
federt,  bei  zunehmender  Federung  aber  weicher  wird,  bis  sie 
nach  der  Federung  I  =0.423 h  eine  unendlich  große  spezifische 
F^'ederung  aufweist,  d.  h.  schon  unendlich  kleine  Mehrbelastun- 
gen vermögen  alsdann  endliche  Zusatzfederungen  hervorrufen. 

Praktisch  interessiert  vor  allem  bei  alleiniger  Verwendung 
einer  solchen  Feder  nur  der  auf  die  Federung  f  entfallende  Teil 
der  Charakteristik,  da  bei  jeder  größeren  Senkung  der  Feder 
diese  an  Reaktionskraft  einbüßt,  und  somit  als  alleiniges  Organ 
der  Abfederung  seinen  Wert  verliert.  Lediglich  in  Verbindung 
mit  anderen  Federn  kann  sie  über  die  Federung  f  hinaus  zur 
nutzbaren  Federarbeit  herangezogen  werden. 

Die  Höhe  h  der  Feder  ist  nicht  willkürlich,  da  die  Feder 
bei  den  größten  Dehnungen  der  Stäbe  nicht  überansprucht  wer- 
den darf.  Die  Höhe  h  errechnet  sich  folgendermaßen.  Denkt 
man  sich  die  Feder  soweit  zusammengedrückt,  daß  sich  alle 
Stäbe  decken,  und  bezeichnet  man  dann  die  halbe  Federlänge 
mit  1',    so  hat  sich  der  untere  Druckstab  um  den  Betrag  v  ver- 

k 

kürzt.    Bezeichnet  man  den  Verkürzungsfaktor  — r-  mit  c,  wobei 


E 


k  die  Beanspruchungsgrenze  bedeutet,'  so  ist 

l'c 

(T  -f  v)  C  =r  V  bzw.  V  =r 


1  — c 

für    die   Verlängerung    vt  des 


(1  —  Vi)  c  =  Vi  bzw.  Vi 


Gleicherweise  ergibt  sich 
halben  Zugstabes 

Vc 
1  +  c 

Im  ungespannten  Zustand  der  Feder  gilt  alsdann 
(l'-f  V)  *-  (F  — Vi)  ''  =  h- 

y  y 

und  r  —  Vi  =        —    ist,  so 
1'2 


und  da  1'      v  = 


1 


-  c 
Vi 


ö  fE  (h-z) 


1+c 

(l  — c)^  c)^  ^" 

1'2  (1      e)ä  —  1'2  (1  —  c)-''  =  h-'  (1  —  c- 
4cl''!  =  h^  (l  —  c'^p 
_  2l'V"  c 


wird 
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Da  der 
1  Prozent, 
Resultates 


Wert  c  selbst  für  den  besten  Federstahl  weit  unter 
so  kann   man   ohne   praktische   Beeinflussung  des 
deh  Nenner  (1  — c^)  vernachlässigen  und  erhält  dann 


dem  man  die  spezifische  Federung  mehr  oder  weniger  variieren 
will.  Es  ergibt  sich  die  Federungsformel  für  diese  Feder  nach 
der  gleichen  Entwickelung  wie  Formel  1  zu 

y.  (h  +  .)  (2h  +  y.)  =  (  >  +  -^--)  \\) 


f:    \  f,  '  f 

Dies  entspriclit  einem  Ft derdiagramm  nach 
Figur  r> 

Je  nach  dem  Verwenduhgszweck  der  Feiern 
wird  man  die  eine  oder  andere  Federart  be\or- 
zugen,  es  läßt  sich  indes  auch  eine  Kombination 
beider  Federarten  sehr  vorteilhaft  ausnützen. 
Kuppelt  man  die  Federn  nach  F.gur  1  und  4, 
so  erhält  u;an  je  nach  der  Vorspannung  der 
einzelnen  Federn  Diagramme  entsprechend  der 
Figur  (i,  welche  infolge  verschiedenartiger  Be- 
messung der  Vorspannung  sehr  verschiedene 
Gestaltung  annehmen  körnen.  Da  sich  z.  B 
bei  Tiagfedern  die  Federung  im  Bet  iebe  inner- 
halb eines  bestimmten  Federungsintei  walles  ab- 
spielt, so  könnte  man  dasselbe  zwischen  die 
Punkte  a,  b  legen  und  erhält  dann  Ftderwirkun- 
gen  welche  weit  über  die  der  bekannien  Feder- 
arten hinausgehen,  sofern  dieVerhältni  se,  insbe- 
sondere das  verfügbare  Federspiel  und  das  Ver- 
hältnis von  Leer!ast  zu  Nutzlast,  die  vorteilhaf- 
teste Ausnutzung  dieses  Fedei  Systems  zulassen. 


h  =  21'        =  2F  t  E 

Für  V  gilt  dann  1'  =  ~2^'  ^^rt  mit  sehr  guter 

Annäherung  durch  den  Wert  1  ersetzt  werden  kann. 

Umgekehrt  läßt  sich  auf  die  gleiche  Weise  eine  Feder  her- 
stellen, welche  mit  zunehmender  Belastung  härter  wird.  Eine 
solche  Feder  ist  schematisch  in  Figur  4  dargestellt.  Die  Höhe 
h  derselben  ist  nun  nicht  von  der  Federlänge  abhängig  wie 
im  vorhergehenden  Falle,  sondern  vollkommen  beliebig,  je  nach- 


Außer  den  Federn  nach  Figur  1  und  4  lassen  sich  reine  Zug- 
und  Drucktedern  in  verschiedenartigsten  Fachwerkkonstruktio- 
nen projektieren,  jedoch  stößt  die  praktische  Ausführung  der- 
selben auf  sehr  große  Schwierigkeiten.  Insbesondere  bietet  die 
Ausgestaltung  der  Gelenkpunkte  und  der  Knickstreben  große 
Schwierigkeiten,  und  ist  m.  W.  bis  heute  keine  derartige  Feder 
im  Betriebe. 

Die  besonderen  Federwirkungen  der  Federn  nach  Figur  1 
und  4  lassen  sich  für  geringe  Arbeitseinheiten  durch  ähnliche 
Ivonstruktionen  erreichen,  bei  welchen  die  Elastizität  der  Zug- 
und  Druckstreben  durch  eingeschaltete  Federn  bekannter  Bau- 
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art  erreicht  wird.  Die  Berechnung  erfolgt  dann  in  ähnlicher 
W  eise  wie  bei  den  vorbesprochenen  Konstruktionen. 

Neuerdings  wird  nun  von  der  Waggonfabrik  A.-G.  Uer- 
dingen eine  neue  Zug-  und  Druckfeder  vornehmlich  für  Zug- 
und  Stoßvorrichtungen  auf  den  Markt  gebracht.  Die  Kon- 
struktion ist  durch   In-  und  Auslandspatente  geschützt. 

W.p  aus  Figur  7  ersichtlich,  besteht  die  Feder  aus  inneren 
und  äußeren  ungespaltenen  Ringen  a  und  b,  welche  mit  kegel- 
förmigen Flächen  derart  ineinandergreifen,  daß  bei  achsialem 
Druck  die  äußeren  Ringe  eine  Dehnung  nach  außen  und  die 
inneren  Ringe  eine  Stauchung  nach  innen  erfahren  und  zwar 
nur  innerhalb  der  Elastizitätsgrenze.  Infolge  dieser  Defor- 
mationen schieben  sich  die  Ringe  zusammen,  d.  h.  die  Feder 
federt  in  Achsialrichtung.  Wesentlich  ist  hierbei,  daß  bei  der 
Bewegung  der  Ringe  gegeneinander  Reibung  zwischen  den 
Kegelflächen  eintritt,  welche  eine  bedeutende  Vergrößerung 
der  Federaktionskraft  bedingt,  während  der  Rücklauf  der 
Feder  wirksam  abgebremst  wird.  Diese  Besonderheit  der 
Ringfeder  ist  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  für  ihre  Ver- 
wendung als  Pufferfeder  bzw.  Zugapparatfeder.  Die  steigenden 
Anforderungen  an  den  Verkehr  lassen  eine  Vergrößerung  des 
elastischen  Aufnahmevermögens  der  Puffer  erwünscht  er- 
scheinen, jedoch  ist  die  gleichzeitige  Steigerung  der  Rücklauf- 
energie sehr  unerwünscht.  Es  kann  daher  die  Steigerung  der 
Arbeitsfähigkeit  der  Puffer  nur  unter  gleichzeitiger  Abbremsung 
des  Rücklaufs  erfolgen,  was  in  sehr  wirksamer  Weise  durch 
die  innere  Reibung  der  Ringfeder  erfolgt.  Außerdem  hat  sie 
die  charakteristische  Ueberlegenheit  der  reinen  Zug-  und  Druck- 
federn an  sich,  die  große  Arbeitsfähigkeit,  in  erhöhtem  Maße, 
da  sie  reibungslos  den  bekannten  P'ederarten  dreimal,  mit  Ein- 
schluß der  Reibung  sogar  fünfmal  überlegen  ist.  Durch  In- 
einanderschachteln mehrerer  Federn  läßt  sich  auf  geringstem 
Räume  ein  gewaltiger  Arbeitsakkumulator  schaffen;  so  z.  B. 
lassen  sich  bei  einem  Hülsenpuffer  normaler  Bauart  bis  zirka 
50'  bei  80  mm  Hub  der  Feder  unterbringen.  Die  Berechnung 
der  Feder  gestaltet  sich  recht  einfach,  wenn  man  von  der  Ar- 
beitsfähigkeit ausgeht. 

Bezeichnet  A  die  Arbeitsfähigkeit  der  Feder,  P  die  End- 
kraft der  reibungslos  arbeitenden  Feder,  Po  die  Endkraft  der 
reibenden  l'^eder,  V  das  Federvolumen,  k2  die  höchszulässige 
Zug-  und  Druckbeanspruchung,  E  den  Elastizitätsmodul  und  f 
die  gesamte  Federung  der  Feder,  so  wird. 

Pf  Vkz' 

/\ 


bzw. 


y  = 


2  ~    2  E 
2  AE 


I) 


Bezeichnet  ferner  1  die  Höhe  der  ganz  zusammengedrück- 
ten Feder,  D  ihren  Außendurchmesser,  d  ihren  Innendurch- 
messer und  d  n  den  mittleren  Durchmesser,  so  wird 


V  =  ^  (D'-d^) 


IV) 


woraus  sich  d  einfach  bestimmen  läßt,  wenn  D  und  1  bekannt 
^ind.    Letztere  Maße  ergeben  sich  aus  dem  verfügbaren  Raum. 

D  +  d 

c'o  = 

Beträgt  der  Halbmesser  des  Schwerpunktkreises  eines  Außen- 
ringes -|- z  und  der  eines  Innenringes  -^^r  —  z  so  beträgt  die 
radiale  Dehnung  des  Halbmessers  eines  Außenringes 

und  die   eines  Innenringes 

/dn  \  k  7. 
[  2     -  ')  E 

Die  diesen  Dehnungen  entsprechende  radiale  Spaltbreite  s 
zwischen  einem  Außen-  und  Innenring  beträgt  dann 

Ist  ß  der  Neigungswinkel  der  Kegelerzeugenden  gegen  die 
Drehachse,  so  beträgt  der  achsiale  Vorschub  v  pro  Element 
bzw.  i)ro  Kegelfläche 

^■  =  igl-E;-to-^ 

und  die  Anzahl  n  der  Kegelflächen 

"=7  =  -ir.~d7 
bzw.  die  Länge  >.  einer  Kegelfläche 

>■=  —  l^t",  viin 

n      iE.  tg,3 

Nunmehr  lassen  sich  alle  Dimensionen  der  Ringe  ent- 
sprechend Figur  8  ermitteln,  und  zwar  ist  Figur  8 

vv  =  /t'sß  IX) 
D-d^    •/■■  igß 

V     =   A     ^ 

4  z 

Die  errechneten  Werte  gelten  für  eine  der  Achsialkraft  P 
entsprechende  reibungslose  Federung.  Infolge  der  Reibung  er- 
höht sich  die  Kraft  P  auf  den  Wert  Po. 


Bezeichnet  »  den  Reibungskoeffizienten  und  N  den  radialen 
Druck  zwischen  den  Reibflächen,  so  gilt  nach  Figur  9 
P,)  cos  ß  =  Nsm         (N  co^  ß  -)-  Psiii  ß)  w 
sin 

Po  =  N 


+  ?  cos  ?  _      tgß  + 


XI) 


cos  (o  —  'S,  sin  <s       ■    1  —  tg^ 
Für  Ä  —  0  geht  Po   in  P  über  und  es  wird 

P 

P  =  N  tg^,  bzw.  N  =  ,  , 
tg,J 

Letzteren  Wert  in  Gl.  XI  eingesetzt  ergibt 

tgß   -|-  'S 

Der  Reibungskoeffizient  <o   wurde  zu  ea  0,16  ermittelt.  Als 
günstigste  Kegelschräge  wurde  ein  Winkel  tg  ß  =  0,25  ermittelt. 
Beispiel: 

Es  soll  eine  Feder  von  einer  Endkraft  28  000  kg  bei  8  cm 
Federung  zahlenmäßig  errechnet  werden.  Die  Platzverhältnisse 
gestatten  eine  ungespannte  Länge  der  Feder  von  51,5  cm  und 
einen  Außendurchmesser  von  20  cm.  Außer  der  Federung  von 
8  cm  soll  noch  eine  Federungsreserve  von  2  cm  bis  zum  voll- 
ständigen Setzen  der  Feder  vorhanden  sein,  so  daß 

1  =  51,5  —  (8  +  2)  =  41,5  cm 
Für  D  =  20,  tgß  =  0,25  'f  =  0  Ki  und  kz  =  10000  kg/cm^  wird  nach 

0,25  +  0,16 


Pn  =  P, 


=  1,71  P 


bzw 


0.25  (1-0,16.0,25) 
Po       28  000 
P  =  JJI  =  ~Yjl-  =  16  350  kg 

Ferner  wird  nach  Gl.  III 

,   Pf  ^ 


V  = 


V  = 


2  AE 


bzw. 


kz-^  ■  kz'^ 

16  350  •  8  ■  2  200  ÖOO 


100  000  000 


PfE 


2880  cm^' 


Nach  Gl.  IV  wird 


2880  =  —  (202  —  d2)  •  41,5 
4 


woraus  sich  d  zu  17,6  cm  ergibt. 

.  2  1-+-  17.H 
d„  -   2  

Nach  Gl.  VII  wird 

8  •  2  200  000  •  0.25 

n  = 


10  000  ■  18,8 
und   nach  Gl.  VIII 

41.5 

=  = 

Weiterhin  wird  nach  Gl.  IX 
w  =  1.8  •  0.25 
und  nach  Gl.  X 

20  —  17  6  0.45 

y  -  — 4  ^ 


Weiterhin  wird 
=  18,8  cm 


^  23 


1,8  cm 


0,45  cni 


-   0,375  cm 


Hiermit  sind  die  Querschnitte  der  Feder  eindeutig  bestimmt. 
Durch  die  Zusatzspannungen  erfahren  sie  noch  eine  geringe 
Korrektur.  Die  Durchmesser  D  =  20  cm  und  d  —  17,6  cm  gel- 
ten für  die  ganz  zusammengedrückte  Feder.  Die  Dehnung  des 
mittleren  Durchmessers  d  e  beträgt 

d,  Iz         18  8  •  10  000 

-  '       =    =  0.0855  cm 

E  2  200  000 

Ist  D  der  Außendurchmesser  der  ungespannten  Außenringe 
und  d'  der  Innendurchmesser  der  ungespannten  Innenringe,  so 
wird  mit  genügender  Genauigkeit 

D'  =  I>'  —  0.0855  =  19.9145  cm 
d'  =  d  -1-  0.0855  =  17.6855  cm 
Infolge  der  Dehnung  der  Ringe  treten  zu  den  Hauptspan- 
nungen noch  Nebenspannungen  infolge  Biegungs-  und  Druck- 
wirkung. Bezeichnet  R  den  Radius  der  Schwerlinie  eines 
Ringes,  J  das  Trägheitsmoment  des  Ringquerschnittes,  e  den 
Abstand  der  stärkst  gespanntesten  Faser  von  der  neutralen 
Achse,  so  ergibt  sich  bei  Biegung  des  Stabes  'von  r  =  -tv^  bis 
R  =  r  bzw.  r' 

IE,         ,  JE 
,  =  ^^-^  bzw.  r 

und  daraus  wiederum 

/  1         1  \  r'  —  r 

M-M—  Je(^,  je—,- 

für  M  =  0  wird  das  Zusatzmoment 

r'  —  r 

-  M'  =  IE   r- 

r  r 

bzw.  die  Zusatzbeanspruchung  kz 

e  r  r' 

r  k 

und  da  i'  —  r  =  ist.  wird 

k,,  =  Ee  =  ^  Gl.  XIII. 

d.  h.  die  Zusatzbeanspruchung  infolge  Biegung  ist  gleich  der 


um 
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Hauptbeanspruchung  multipliziert  mit  dem  Faktor  —.  wofür  man 

r 

e 

mit  genügender  Genauigkeit  ^  setzen  kann.  Für  das  vor- 
liegende Zahlenbeispiel  wird  e  =  0,5,  r  =  9,7  für  den  Zugring 
und  r  =    9,1  für  den  Druckring.    Folglich  wird 

^  =  =  0,052  bzw.  ^  =  ^  =  0.055, 

r         9.7  r  9.1 

d.  h.  die  Hauptbeanspruchung  erfährt  im  vorliegenden  Falle 
eine  Zusatzbeanspruchung  von  5,2  bis  5,5  Prozent,  da  beide  Be- 
anspruchungen in  gleicher  Richtung  wirken. 

Weiterhin  erfahren  die  Ringe  in  achsialer  Richtung  eine 
Druckbeanspruchung  kd    welche  sich  zu 

28  000 


bestimmt,  wenn  F  die  achsiale  Projektion  einer  Kegelfläche 
bedeutet.    Dies  ergibt  für  den  vorliegenden  Fall 

F  ^  34  cm^  kd  =  =823  kg/cm^ 

Von  dieser  Druckkraft  wirkt  die  Querkontraktion  mit  0,3  X 
823  =  247  kg/cm '  auf  die  Beanspruchung  der  Zugringe  ver- 
stärkend, so  daß  dieselbe  um  weitere  2,5  Prozent  wächst.  Somit 
ergibt  sich  in  den  Zugringen    eine    Zusatzbeanspruchung  von 

5,2  -|-  2,5  —  7,7  Prozent  der  Hauptbeanspruchung, 
und  in  den  Druckringen  eine  solche  von 
5,5  —  2,5  =  3  Prozent. 
Es  müssen  sich  daher  die  Flächen  der  Zug-  und  Druckringe 
zueinander  wie  i  q7  7 

stellen. 

Sollen  die  Ringe  einschließlich  der  Nebenspannungen  nicht 
über  10  000  kg/cm-  beansprucht  werden,  so  muß  die  Fläche 
der  Druckringe  im  Verhältnis  103  :  100  und  die  der  Zugringe 
im  Verhältnis   107,7  :  100  vergrößert  werden. 

Es  wird  dann  für  die  Druckringe  y  =  0,393  cm  und  für  die 
Zugringe  y  =  0,421  cm. 

Es  lassen  sich  die  Innenringe  aus  anderem  Material  her- 
stellen als  die  Außenringe.  Der  Rechnungsgang  ist  dann  ähn- 
lich dem  entwickelten,  nur  ist  zu  beachten,  daß  alsdann  die 
Querschnittsflächen  der  Ringe  umgekehrt  proportional  zu  den 
Beanspruchungsgrenzen     der     entsprechenden     Materialien  zu 


wählen  sind.  Die  im  Beispiel  errechnete  Feder,  welche  für 
normale  Hülsenpuffer  gedacht  ist,  wurde  vom  Krefelder  Stahl- 
werk in  mehreren  E.xcmplaren  ausgeführt,  durch  das  Bremsen- 
Versuchsamt  (Grunewald  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen, 
und  zwar  einmal  am  Luftprüfstand,  zum  zweiten  unter  dem 
Fallwcrk  und  weiterhin  am  Wagen  selbst.  In  letzterem  Falle 
wurden  Auflaufversuche  gemacht.  Sämtliche  Versuche  er- 
gaben vollständige  Uebereinstimmung  mit  der  Rechnung,  und 
zwar  wurden  28000  kg  Enddruck  bei  8  cm  Federung  erreicht. 
Genaue  Messungen  der  Umfangsdehnungen  der  Ringe  ergaben 
gleichfalls  die  errechnete  Dehnung.  Die  Arbeitsfähigkeit  der 
Feder  war  am  Fallwerk  ungefähr  die  gleiche  wie  am  Luftprüf- 
stand, und  ebenso  ergaben  die  Ablaufversuche  eine  mehrfache 
Ueberlegcnheit  der  Feder  gegenüber  der  bekannten  Pufferfeder. 

Selbstverständlich  läßt  sich  die  Feder  auch  für  andere 
Zwecke  verwenden,  wenn  es  gilt,  große  Lasten  federnd  abzu- 
fangen und  die  Federschwingungen  energisch  zu  dämpfen. 

Bei  dem  Winkel  /?  —  0,25  wurde  nach  eingehenden  Ver- 
suchen nie  ein  Klemmen  beobachtet,  ebenso  war  die  Abnutzun.g 
der  Reibflächen  nur  in  Spuren  festzustellen,  was  jedenfalls  auf 
die   intensive   Oberflächenhärtung   zurückzuführen  ist. 

Es  wurden  Bedenken  geäußert,  daß  die  Wirkungsweise  der 
Feder  unter  Rostansatz  leiden  könnte,  jedoch  ist  diese  Befürch- 
tung grundlos,  wenn  eine  geeignete  Schmiere  gewählt  wird. 
Das  Innere  der  Ringe,  sowie  die  aufeinanderliegenden  Flächen 
derselben  werden  durch  die  Vorspannung  der  Feder  hermetisch 
gegen  Luft-  und  Wasserzutritt  abgeschlossen  und  lediglich  die 
schmale  freiliegende  Kegelfläche  der  Innenringe  kann  durch 
sachgemäßes  Einfetten  leicht  rostfrei  gehalten  werden.  Alle 
anderen  frei  nach  außen  liegenden  Teile  können  gestrichen  wer- 
den. Außerdem  schadet  ein  leichter  Rostansatz  nicht,  da  bei 
den  hohen  Flächendrücken,  welche  hier  in  Betracht  kommen, 
Kost  schmierend  wirkt  Zum  Versuche  wurde  eine  Feder  stark 
angerostet  und  alsdann  unter  der  Presse  geprobt.  Es  ergab  sich 
ein  einwandfreies  Arbeiten  und  die  gleichen  Enddrücke  und 
Federungen  wie  bei  der  geschmiedeten  Feder  ohne  Rostansatz. 

Ein  ganz  besonderer  Vorteil  der  Feder  liegt  in  der  Aus- 
tauschbarkeit der  Ringe,  wodurch  bei  Defektwerden  eines  sol-- 
chen,  ein  Austausch  desselben  erfolgen  kann,  so  daß  die  Fedei 
erhalten  bleibt.  Ebenso  kann  die  Feder  durch  Wegnahme  oder 
Hinzufügen  von  Ringen  je  nach  Raum  und  Bedürfnis  härter 
oder  weicher  gemacht  werden 
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Von  einschneidendster  Bedeutung  für  die  Weserschiffahrt  Avar 
naturgemäß  die  Einführung  des  Dampfbetriebes,  obgleich  dieser 
gerade  auf  der  Weser  zunächst  nur  langsam  Fuß  faßte  und  in 
den  ersten  Jahrzehnten  nicht  über  das  Stadium  des  Versuches 
hinausging.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  das  erste  Dampfschiff 
der  Welt,  dessen  Erfindung  dem  Marburger  Universitätsprofessor 
Papin  zugeschrieben  wird,  schon  im  Jahre  1707  eine  Versuchs- 
reise von  Kassel  die  Fulda  abwärts  nach  Münden  unternahm. 
Allerdings  war  sein  Schicksal  traurig,  denn  es  wurde  von  Mün- 
dener  Schiffern  zerstört,  weil  diese  eine  Konkurrenz  für  ihre 
eigenen  Kähne  befürchteten.  Reichlich  100  Jahre  später  wurde 
dann  von  "dem  bremischen  Kaufmann  Friedrich  Schroeder  das 
auf  der  Werft  von  Johann  Lange  in  Vegesack  gebaute  Dampf- 
schiff ,, Weser"  in  Dienst  gestellt,  das  die  Unterweser  bis  zum 
Jahre  1833  befuhr.  Ein  zweites  Dampfschiff,  das  auf  derselben 
Werft  erbaut  war,  und  das  bestimmt  war.  den  Verkehr  von 
Bremen  nach  Münden  zu  vermitteln,  konnte  diese  Aufgabe  nicht 
lösen,  da  es  wegen  der  schlechten  Fahrwasserverhältnisse  für 
die  Bergfahrt  12  und  für  die  Talfahrt  4  Tage  gebravichte.  Infolge- 
dessen hielt  man  im  allgemeinen  am  Treidelbetriebe  fest,  zumal 
derselbe  durch  Einführung  des  Pferdezuges  leistungsfähiger  ge- 
worden war  und  die  Verwendung  von  Fahrzeugen  von  160  bis 
170  Tonnen  Tragfähigkeit  gestattete,  während  man  sich  bis  zum 
Jahre  1838  nur  mit  Kähnen  von  etwa  60  Tonnen  Tragfähigkeit 
behelfen  mußte.  Aber  der  Treidelbetrieb  durch  Pferdekraft  ver- 
ursachte für  die  damalige  Zeit  ungeheure  Kosten,  die  sich  für  den 
einmaligen  Transport  eines  Schiffszuges  von  Bremen  nach  Mün- 
den bei  mittlerem  Wasserstande  auf  etwa  .360  Reichstaler  beliefen, 
so  daß  die  Schiffahrt  mit  den  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts aufkommenden  Schienenwegen  nicht  mehr  wettbewerbs- 
fähig war.  Diese  Entwicklung  läßt  sich  aus  den  Aufzeichnungen 
der  Jahre  1847 — 1852  nachweisen. 
Im  Jahre  1847  betrug: 

der  Talvcrkehr  ...    1  935  155  Zentner 
,.    Bergverkehr     .    .    1  318  094 

Zusammen:    3  253  249  Zentner 
im  Jahre  1852  dagegen  nur  noch: 

der  Talverkehr  .    .    .    1  823  320  Zentner 
„    Bergverkehr    ■    ■      874  930 

Zusammen:    2  698  250  Zentner 


Besonders  auffällig  ist  der  starke  Rückgang  der  Berg- 
transporte, was  eben  durch  die  immer  höher  steigenden  Kosten 
des  Treidelbetriebes  erklärt  wird.  Diese  rückläufige  Entwicklung 
schadete  naturgemäß  allen  Weserstädten,  und  öffnete  auch  den 
bis  dahin  sehr  zurückhaltenden  Schiffern  die  Augen  für  die  Not- 
wendigkeit der  Dampfschiffahrt.  Nachdem  die  Vereinte  Weser- 
Dampfschiffahrts-Gesellschaft  schon  in  den  Jahren  1843  und  1844 
einen  regelmäßigen  Personen-Dampfer-Verkehr  von  Münden  nach 
Bremen  eingerichtet  hatte,  der  vor  allen  Dingen  infolge  des 
Mangels  einer  Weserbahn  gute  Erträge  abwarf,  trat  im  Jahre 
1853  die  Weser-Dampfschlepp-Schiffahrts-Aktiengesellschaft  mit 
zwei  Schleppdampfern  ins  Leben. 

Aber  auch  die  Dampfschifferei  hatte  auf  der  Weser  zunächst 
schwere  Jahre,  sogar  Jahrzehnte  durchzumachen.  Von  einer 
durchgehenden  Regulierung  des  Stromes  war  eben  noch  nicht  die 
Rede.  Lokale  Bemühungen  hatten  zwar  die  gröbsten  Schiff- 
fahrts-Hindernisse  beseitigt  oder  wenigstens  gemildert,  aber  es 
fehlte  an  einem  Zusammenfassen  aller  Kräfte.  Erst  nachdem 
Preußen  nach  Einverleibung  der  beiden  wichti.gen  Weserufer- 
staaten Kurhessen  und  Hannover  im  Jahre  1866  zum  Herrn  des 
weitaus  größten  Teiles  des  Ufergebietes  geworden  war,  setzte 
eine  systematische  und  energische  Regulierung  ein.  Die  schon 
in  den  Jahren  1732/33  erbaute  Hamelner  Schleuse  mit  nur  5.85  m 
Torbreite  hatte  sich  allmählich  zu  einem  Schiffahrts-Hindernis 
ersten  Ran.ges  entwickelt.  Es  war  deshalb  eine  der  ersten  von 
Preußen  unternommenen  Aufgaben,  hier  in  den  Jahren  1868/71 
mit  einem  Kostenaufwande  von  fast  3  Millionen  Mark  einen 
Neubau  von  11,4  m  Breite  und  46.6  m  Länge  auszuführen.  Für 
die  Verbesserung  des  Strombettes  wurden  im  Jahre  1875 
600  000  Mark  ausgegeben,  aber  alle  Bemühungen  verhinderten 
doch  nicht,  daß  die  Weserschiffahrt  mit  dem  zunehmenden  Aus- 
bau des  Eisenbahnnetzes  und  der  Verbilligung  der  Eisenbahn- 
tarife in  den  1860er  und  70er  Jahren  innner  mehr  zurückging, 
zumal  sie  gleichzeitig  in  derselben  Zeit  unter  wiederholter 
Wasserarmut  des  Stromes  stark  zu  leiden  hatte.  So  sank  die 
Zahl  der  die  Weser  befahrenden  Fahrzeuge  von  263  im  Jahre  1845 
auf  188  im  Jahre  1863.  Im  Jahre  1866  gah  es  sogar  nur  noch  119. 
und  im  Jahre  1879  nur  noch  105  Lastschiffe,  von  denen  sogar 
etwa  17  Prozent  noch  dazu  lediglich  als  Lagerschiffe  benutzt 
werden  konnten.    Im  ganzen  gab  es  zu  jener  Zeit  auf  der  oberen 
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Weser  nur  15  Schiffe  mit  200  Tonnen  Tragfähigkeit,  während  die 
meisten  nur  20 — 30  Tonnen  laden  konnten. 

Ein  im  Jahre  1878  aufgenommener  Längsschnitt  der  Weser 
von  Münden  nach  Karlshafen  schien  nach  einer  Bemerkung  des 
Geh.  Baurats  Keller  „eher  die  Kaskaden  eines  Wildbaches  als 
die  Gefällelinie  eines  schiffbaren  Stromes  darzustellen".  So  dicht 
folgten  sich  damals  noch  Köpfe  und  Pfuhle  in  der  Fahrrinne. 

Sollte  daher  die  Weser  ihre  Bedeutung  als  Verkehrsweg  nicht 
völlig  verlieren,  so  mußte  eine  durchgreifende  Regulierung  des 
Stromes  zur  Erzielung  einer  größeren  und  stetigen  Fahrtiefe 
Platz  .greifen.  In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Notwendigkeit  l)c- 
willigte  denn  auch  der  preußische  Landtag  im  Jahre  1879  2^  Mil- 
lionen Mark  und  im  Jahre  1884  weitere  1400  000  Mark.  Vor- 
gesehen war  die  Erzielung  einer  Mindestfahrtiefe  von  0,80  m  für 
die  Strecke  Münden  bis  Karlshafen,  von  1  m  für  die  Strecke  von 
Karlshafen  bis  Minden,  und  von  1,25  m  für  die  Strecke  von 
^künden  bis  Bremen.  Die  Arbeiten  wurden  in  den  Jahren  1880 
bis  1893  ausgeführt.  Das  gesteckte  Ziel  wurde  im  allgemeinen 
erreicht,  und  zwar  teils  durch  Baggerungen  an  den  zu  flachen, 
teils  durch  Einbau  von  Grundschwellen  an  den  zu  tiefen  Stellen. 
Außerdem  wurden  Buhnen  und  zum  Teil  auch  Parallel-Werke  ver- 
legt. Die  vielfachen  gefährlichen  Schiffahrtshindernisse  im 
Strombett  unterhalb  Karlshafen  bis  Hameln  wurden  bei  der 
Korrektion  größtenteils  beseitigt,  allein  für  die  Uebcrwindung  der 
Latferder  Klippen  oberhalb  Hameln  mußten  in  den  Jahren  1893 
bis  1896  Kosten  in  Höhe  von  200  000  Mark  aufgewandt  werden. 

Dauernde  Unterhaltungsarbeiten,  die  seit  dem  1.  April  1896 
von  der  neu  geschaffenen  Wcserstrombaudirektion  in  Hannover 
vorgenommen  wurden,  sorgten  zwar  für  die  Offenhaltung  der 
Fahrrinne,  aber  an  einer  wirklichen  und  durchgreifenden  Regu- 
lierung der  Oberweser  fehlt  es  noch  heute. 

Die  im  Regulierungsplan  von  1879  vorgesehenen  Mindest- 
tiefen waren  zwar  im  allgemeinen  erreicht,  aber  was  wollte  das 
gegenüber  den  Anforderungen  bedeuten,  die  seit  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  auch  in  der  Binnenschiffahrt  ganz  gewaltig  ge- 
stiegen waren.  In  einer  Zeit,  als  auf  Rhein  und  Elbe  längst 
1000-Tonnen-Kähnc  an  über  320  Betriebstagen  im  Jahre  un- 
gehindert fahren  konnten,  konnte  im  Jahre  19J9  eins  der  wenigen 
(iOO-Toncn-Schiffe  der  Weser  nur  an: 

100  Tagen  auf  der  Strecke  Minden — Schlüsselburg, 
127  Tagen  auf  der  Strecke  Schlüsselburg — Hoya, 
183  Tagen  auf  der  Strecke  ^loya — Allermündung,  und 
206  Tagen  auf  der  Strecke  Allermündung — Bremen 
die  erforderliche  Fahrwassertiefe  von  2  m  finden  und  mit  xolkr 
Ladung  fahren.    An  mehr  als  70,  auf  der  oberen  Strecke  sogar  an 
mehr  als  ]()()  Betriebstagen  mußte  von  (iOO  auf  475,  ja  sogar  bis 
auf  190  Tonnen  heruntergeleichtert  werden,  um  die  Kähne  flott 
zu   halten.     Selbstverständlich  war  das   für  eine  durchgehende 
Schiffahrt  im  allerhöchsten  Grade  ungünstig. 

Wie  sehr  in  dieser  Beziehung  die  Weser  gegenüber  Rhein 
und  Elbe  benachteiligt  ist,  geht  aus  der  graphischen  Zusammen- 
stellung der  Niedrig- Wassertiefen  in  Karte  Nr.  3  hervor.  Diese 
bedarf  zwar  keiner  besonderen  Erläuterung,  aber  es  sei  doch 
erwähnt,  daß  ähnlich  ungünstige  Schiffahrtsverhältnisse,  wie  sie 
in  dem  kurzen  Weser-Stromlauf  (von  Bremen  nach  Minden  nur 
162,4  km)  vorhanden  sind,  im  Rhein  erst  etwa  bei  der  Mündung 
der  Murg  zwischen  Karlsruhe  und  Straßburg,  687,9  km  oberhalb 
der  Rheinmündung,  und  in  der  Elbe  erst  etwa  in  der  Gegend  von 
Dresden.  700  km  oberhalb  der  Mündung,  eintreten!  Der  normale 
Elbkahn  hat  eine  Tragfähigkeit  von  1000  Tonnen,  der  größte 
eme  solche  von  1434  Tonnen.  Das  größte  Rheinschiff  trägt 
auf  der  Strecke  Rotterdam — Mannheim  3583  Tonnen,  auf  der 
Strecke  Mannheim — Straßburg  2505  Tonnen,  während  auf  der 
Weser  schon  im  Unterlaufe  ein  Kahn  von  600  Tonnen  nicht  an- 
nähernd voll  ausgenutzt  werden  kann! 

Eine  geringe  Hebung,  vor  allen  Dingen  aber  eine  bessere 
Sicherung  des  Niedrigwasserstandes,  trat  gewissermaßen  ,, neben- 
bei" durch  die  für  die  Wasserversorgung  des  Mittellandkanals 
getroffenen  Maßnahmen  ein.  Es  wird  Gelegenheit  sein,  bei  Be- 
sprechung dieses  Wasserweges  darauf  zurückzukommen,  vorher 
soll  jedoch  noch  kurz  die  Entwicklung  der  Schiffahrt  auf  den 
Quell-  und  Nebenflüssen  der  Weser  besprochen  werden,  ins- 
besondere soweit  deren  Schiffbarkeit  durch  Kanalisierungs- 
arbeiten  gefördert  worden  ist. 

2.  Verbesserung  der  natürlichen  Wasserwege  durch 
Kanalisierung. 

V^jn  der  Werra  war  bereits  berichtet  worden,  daß  sie  seit 
Anfang  der  1870er  Jahre  —  abgesehen  von  geringem  Orts-  und 
Floßverkehr  —  für  die  Schiffahrt  nicht  mehr  benutzt  worden  ist. 
Die  Fulda  dagegen  wurde  durch  ihre  in  den  Jahren  1893 — 1895 
erfolgte  Kanalisierung  in  die  Reihe  der  deutschen  Schiffahrt- 
straßen aufgenommen.  Die  Anregung  zu  diesen  Arbeiten  ging 
von  Kassel  aus,  einer  aufblühenden  Großstadt,  auf  deren  Anträge 
sich  Preußen  entschloß,  die  für  die  Kanalisierung  der  28  km 
langen  Strecke  erforderlichen  Mittel  in  Höhe  von  rund  4  Mil- 
lionen Mark  zu  bewilligen.  Das  Einflußgebiet  der  Weser  wurde 
dadurch  bis  in  das  Herz  der  Provinz  Hessen-Nassau  vergrößert, 
und  die  Entwicklung  Kassels  von  einer  stillen  Residenzstadt  zu 
einem  bedeutenden  Handels-  und  Industrieplatz  ist  wohl  wenig- 


stens teilweise  diesem  Anschluß  an  das  Wasserstraßennetz  zuzu- 
schreiben. Die  Wasserhaltung  wurde  durch  den  Einbau  von 
sieben  Staustufen  mit  Kanimerschleusen  erreicht,  die  insgesamt 
ein  Gefälle  von  17,35  m  überwinden.  Bei  mittlerem  Niedrig- 
wasser bildet  der  Fluß  einen  1,5  m  tiefen  Kanal  mit  20  bis  30  m 
Spiegelbreite,  auf  dem  während  des  größten  Teiles  des  Jahres 
Schiffe  mit  300  Tonnen  Ladung  ungehindert  verkehren  können. 
Im  Winter,  besonders  im  Februar  und  März,  müssen  allerdings 
die  Wehre  oft  wochenlang  niedergelegt  werden,  um  den  durch 
die  Schneeschmelze  hervorgerufenen  Hochwassermengen  den 
Abfluß  zu  gestatten.  Die  dadurch  bedingte  Stillegung  der 
Schiffahrt  dauerte  z.  H.  in  den  Jahren  l!HHi  und  1907  je  77,  im 
Jahre  1!K)8  78  und  im  Jahre  1909  49  Taue. 

Im  allgemeinen  wird  man  sagen  ktinnen,  daß  die  mit  der 
Kanalisierung  der  Fulda  verfolgte  Absicht  zwar  erreicht  ist,  daß 
sie  aber,  nach  der  auf  ihr  bewältigten  Verkehrsmenge  zu 
schließen,  nur  eine  mehr  örtliche  Bedeutung  hat,  aber  nicht  aus- 
schlaggebend für  das  Wohl  und  Wehe  der  Hafenstadt  Bremen 
ist.  Bremen  hatte  diesen  verhältnismäßig  geringen  Erfolg  der 
Fulda-Kanalisierung  vorausgesehen  und  war  infolgedessen  s.  Zt. 
dafür  eingetreten,  die  erforderlichen  Mittel  lieber  für  die  Ver- 
besserung der  Weser  zu  verwenden,  ohne  jedoch  Preußen  für 
diese  Ansicht  gewinnen  zu  können,  das  wohl  hauptsächlich  aus 
politischen  Gründen  Wert  darauf  legte,  den  ,, annektierten"  Ge- 
bieten etwas  zugute  kommen  zu  lassen. 

Eine  größere  Bedeutung  für  Bremen  wird  die  künstliche  Ver- 
längerung der  Weser  nach  Süden  erst  erhalten,  wenn  einer  der 
Pläne  zur  Ausführung  kommt,  der  die  Verbindung  der  Weser 
mit  dem  Main  erstrebt.  Hierbei  hat  aber  wahrscheinlich  die 
Werra  eher  Aussicht  und  Beruf,  das  Bindeglied  zu  werden  als 
die  Fulda.  Im  übrigen  soll  auf  diese  Pläne  später  noch  besonders 
eingegangen  werden. 

Von  den  eigentlichen  Nebenflüssen  der  Weser  war  schon 
gesagt  worden,  daß  als  schiffbar  nur  die  Aller  mit  der  Leine  in 
IBetracht  kommt.  Von  der  Oker  war  bereits  erwähnt,  daß  sie  im 
Mittelalter,  besonders  im  13.  Jahrhundert,  einen  nicht  unbeträcht- 
lichen Schiffsverkehr  nti [zuweisen  hatte,  so  daß  damals  Braun- 
schweig mit  Bremen  in  unmittelbarer  Wasserverbindung  ge- 
standen hat  und  jene  Stadt  ein  Haupt-Stapel-  und  Umschlagplatz 
für  den  Handel  Bremens  mit  seinem  (istlichen  Hinterlande  war. 
Wegen  der  ungünstigen  Flußverhältnisse  ging  die  Schiffahrt 
aber  schon  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  zurück. 
Ein  im  15.  Jahrhundert  unternoninuMu-r  Versuch,  sie  durch  Auf- 
räumen des  Flußbettes  und  Be^eiti.uiiiig  der  inzwischen  einge- 
bauten Wassermühlen  wieder  zu  beleben,  schlug  fehl,  so  daß 
schon  damals  der  Schiffsverkehr  auf  der  Oker  vollständig  auf- 
hörte. 

Einem  ähnlichen  Schicksal  scheint  die  Leine  entgegenzu- 
gehen. Die  Schiffahrt,  die  auch  auf  ihr  schon  seit  mehreren 
Jahrhunderten  au>Kiül)t  wurde,  hielt  sich  zwar  unterhalb  von 
Hannover  bis  auf  die  Neuzeit.  Sogar  auf  den  letzten  Wasser- 
straßenkarten wird  sie  noch  aN  schiffbar  angegeben,  allerdings 
wird  sie  in  die  unterste  Wasserstralk-nklasse  VII  eingereiht, 
d.  h.  die  auf  ihr  fahrenden  Schiffe  dürfen  noch  nicht  einmal  das 
sog.  ,,Finow"-Maß  mit  einer  Tragfähigkeit  von  170  Tonnen  halten. 
Sie  wird  dadurch  mit  der  Werra  und  mit  der  Fulda  oberhalb 
Kassel  auf  eine  Stufe  gestellt.  Es  ist  also  verständlich,  daß  auch 
sie  nur  einem  beschränkten  Ortsverkehr  dienen  kann,  daß  sie 
aber  für  den  Durchgangsverkehr  nicht  wettbewerbsfähig  mit  den 
Eisenbahnen  ist.  Die  Schiffahrt  hörte  denn  auch  in  den  1870er 
Jahren  auf  ihr  fast  gänzlich  auf,  nur  auf  der  untersten  Strecke 
\'on  Bothmer  ab  koiuitc  sich  ein  etwas  lebhafterer  A^erkehr 
mit  kleinen  Fahrzeugen  halten.  Man  hatte  allerdings  den. 
Wunsch,  die  Leine  schiffbar  zu  erhalten,  und  versuchte  daher 
im  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhiuulerts  durch  Einbau  von 
Buhnen  die  Spülkraft  des  Flusses  für  seine  Vertiefung  nutzbar 
zu  machen.  Diese  Bemühungen  wurden  zwar  gleichzeitig  durch 
Baggerungen,  besonders  kurz  unterhalb  von  Hannover,  unter- 
stützt, aber  der  Erfolg  blieb  doch  zu  gering,  so  daß  sich  der 
Verkehr  doch  gänzlich  von  der  Leine  abwandte. 

Im  Jahre  1890  wurden  daher  von  der  preußischen  Regierung 
genauere  Untersuchungen  darüber  angeordnet,  wie  eine  bessere 
Schiffbarkeit  dieses  IHusses  zu  erreichen  sei.  Im  Jahre  1893 
wurde  ein  Entwurf  vorgelegt,  in  dem  eine  vollständige  Kanali- 
sierung der  Leine  vorgeschlagen  wurde.  Das  Ziel  ging  dahin, 
auch  bei  niedrigstem  Wasserstande  eine  Tauchtiefe  von  minde- 
stens 1,25  m  zu  schaffen.  Zu  diesem  Zwecke  sollten  von 
Schwarmstedt  aufwärts  bis  Hannover  13  Staustufen  mit  Kammer- 
schleusen nach  den  Abmessungen  des  Dortmund— Ems-Kanals 
geschaffen  werden.  SelbsUerständlich  wäre  eine  derartige  Ver- 
bindung von  der  Leine  über  die  Aller  zum  Unterlauf  der  Weser 
ein  außerordentlicher  Vorteil  für  Bremen  gewesen.  Aber  der 
Kostenvoranschlag  für  diesen  Entwurf,  der  mit  10  127  000  Mark 
-ibschloß,  schreckte  doch  die  Regierung,  zumal  es  zweifelhaft 
schien,  ob  die  Steigerung  des  Verkehrs  derartig  sein  würde,  daß 
sich  diese  Aufwendung  rechtfertigen  ließe.  Man  bsechloß  daher, 
von  einer  weiteren  Verfolgung  des  Entwurfes  zunächst  abzu- 
sehen und  vorläufig  abzuwarten,  ob  nicht  durch  den  Mittelland- 
kanal eine  ausreichende  Verbindung  Hannovers  mit  Bremen  her- 
gestellt würde.     Nur  dieser  abwartenden  Haltung  hat  es "  die 
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Leine  zu  verdanken,  daß  sie  noch  nicht  aus  der  Liste  der  schiff- 
baren Ströme  gestrichen  ist. 

Die  Frage,  ob  der  Mittellandkanal  eine  genügende  Ver- 
bindung zwischen  Hannover  und  Bremen  darstellt,  wird  nach 
den  bisherigen  Erfahrungen,  über  die  weiter  unten  näheres  mit- 
geteilt werden  soll,  allerdings  verneint  werden  müssen.  Man 
wird  infolgedessen  vielleicht  doch  später  auf  den  Plan  einer 
Leinc-Kanalisierung  (z.  B.  nach  dem  Entwurf  von  Prof.  O.  Fran- 
zius)  zurückgreifen.  Andererseits  hat  man  auch  schon  daran 
gedacht,  eine  kürzere  Verbindung  zwischen  Bremen  und 
Hannover  dadurch  zu  schaffen,  daß  man  den  spitzen  Winkel,  den 
der  Mittellandkanal  mit  der  Weser  bei  Minden  bildet,  durch 
einen  kurzen  Bogen  abschneidet.  Dieser  Gedanke  liegt  dem 
sog.  Nienburger  Kanal  zugrunde.  Beide  Projekte  sollen  später 
in  dem  Abschnitt  über  die  Kanalpläne  noch  näher  erörtert 
werden. 

Die  Schiffbarkeit  der  Aller  hat  sich  schon  in  früheren  Jahr- 
hunderten —  ebenso  wie  heute  noch  —  in  der  Hauptsache  nur 
bis  Celle  erstreckt.  Im  18.  Jahrhundert  war  allerdings  der  Ver- 
such gemacht  worden,  die  Schiffahrtsgrenze  weiter  aufwärts  bis 
nach  Gifhorn  auszudehnen,  aber  der  Versuch  schlug  fehl.  In 
den  1860  er  Jahren  schlief  aber  auch  unterhalb  Celle  der  Verkehr 
fast  vollständig  ein  und  zwar  ebenfalls  infolge  des  Wettbewerbs 
der  Eisenbahnen.  Immerhin  muß  zu  jener  Zeit  der  Verkehr  der 
Aller  noch  so  lebhaft  gewesen  sein,  daß  er  der  erst  in  der  Ent- 
wicklung begriffenen  Eisenbahn  gefährlich  zu  werden  drohte, 
denn  der  damalige  Hannoversche  Finanzminister  soll  geäußert 
haben:  „Die  Allerschiffahrt  muß  vernichtet  werden,  eher  rentieren 
unsere  Staatsbahnen  nicht."  Dieses  Ziel  wurde  denn  auch  durch 
Unterbietung  der  Tarife  durch  die  Eisenbahnen  sehr  schnell  er- 
reicht, und  die  Folge  war  für  Bremen,  daß  Celle  vorläufig  aus 
seinem  Hinterlande  ausschied  und  durch  die  Hannover-Ham- 
burger Bahn  mit  Hamburg  verbunden  wurde.  Dieser  ziemlich 
unnatürliche  Zustand  blieb  nur  wenige  Jahrzehnte  bestehen. 
Neben  Bremen  hatte  vor  allen  Dingen  die  längs  der  Aller, 
namentlich  in  den  Kreisen  Celle  und  Fallingsbostel  aufblühende 
Kali-  und  Rohölindustrie,  ebenso  aber  auch  die  auf  den  Bezug 
von  Futtermitteln  angewiesene  Landwirtschaft  der  Lüneburger 
Heide  den  Wunsch,  daß  die  Allerschiffahrt  nicht  in  Vergessen- 
heit geriet.  Infolgedessen  entschloß  sich  die  preußische  Regie- 
rung im  Jahre  1908,  die  Aller  durch  Einbau  von  vier  Staustufen 
mit  Schleusen  von  je  165  m  Länge  und  10  m  Torweite  zu  ver- 
bessern. Die  Fahrrinne  sollte  bei  mittlerem  Niedrigwasser  eine 
Tiefe  von  1,5  m  erhalten.  Ueber  den  Erfolg  der  am  1.  Januar  1918 
offiziell  abgeschlossenen  Arbeiten  sagt  die  Regierung  in  der 
„Ergänzung  zum  Entwürfe  des  Haushalts  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums —  Abteilung  Wasserstraßen  —  für  das  Rechnungs- 
jahr 1921"  folgendes: 

„Das  durch  die  Kanalisierung  angestrebte  Ziel,  eine  durch- 
gängige Fahrtiefe  von  1,5  m  bei  mittlerem  Niedrigwasser  her- 
zustellen, wurde  bis  jetzt  nicht  erreicht,  weil  während  der 
Kriegsjahre  die  noch  erforderlichen  Baggerarbeiten  wegen 
Personal-  und  Kohlcnmangels  nur  zum  Teil  ausgeführt  werden 
konnten,  und  weil  der  Stau  in  einzelnen  Haltungen  wegen  der 
Gefahr  der  Grundstücksverwässerung  nicht  auf  der  plan- 
mäßigen Höhe  gehalten  werden  konnte.  —  Infolge  der 

außerordentlichen  Preissteigerung  ist  für  die  noch  auszu- 
führenden Restarbeiten  der  außergewöhnlich  hoch  erscheinende 
Betrag  von  schätzungsweise  3  bis  4  Millionen  Mark  er- 
forderlich." 

2  000  000  Mark  sind  in  den  Etat  für  1921  eingestellt.  Die 
früheren  Kanalisierungsarbeiten  an  der  Aller  haben  in  den  Jahren 
1908—1917  rund  6  000  000  Mark  gegenüber  einem  Voranschlag 
von  3  200  000  Mark  gekostet.  Durch  einen  Vertrag  mit  dem 
preußischen  Staate  vom  28./30.  Januar  1908  mußte  sich  die  Stadt 
Celle  verpflichten,  die  Gewähr  von  66  000  Mark  für  Betriebs- 
und Unterhaltungskosten  und  38  010  Mark  für  Verzinsung  des 
Baukapitals,  also  von  zusammen  104  010  Mark  für  jedes  Betriebs- 
jahr zu  übernehmen. 

Celle  sicherte  sich  durch  Rückbürgschaft  bei  Bremen,  das 
bis  zur  halben  Höhe  des  Garantiebetrages  in  die  Verpflichtungen 
von  Celle  eintrat.  Außerdem  hatte  Celle  Verhandlungen  mit 
Braunschweig  angeknüpft,  um  zu  erreichen,  daß  dieses  sich  eben- 
falls an  der '  Rückbürgschaft  beteiligte.  Diese  Verhandlungen 
scheiterten  jedoch  daran,  daß  die  Braunschweiger  Regierung  ihre 
Zustimmung  davon  abhängig  machte,  daß  die  Stadt  Braunschweig 
mit  Celle  durch  eine  direkte  Vollbahnlinie  verbunden  würde. 

Die  Berechnungen,  die  aufgestellt  wurden,  um  das  Vcrkchrs- 
Kcbict  der  Weser  zu  begrenzen,  haben  gezeigt,  das  der  Schiffahrts- 
betrieb auf  dieser  teurer  ist  als  z.  B.  auf  dem  Dortmund— Ems- 
Kanal,  obgleich  der  Betrieb  auf  diesem  besonders  durch  die  zahl- 
reichen Schleusen  doch  sehr  reichlich  mit  Abgaben  belastet 
ist.  Die  Erklärung  für  diesen,  auf  den  ersten  Blick  sonderbaren 
Zustand,  findet  man,  abgesehen  von  tarifpolitischen  Maßnahmen, 
in  der  bereits  erwähnten  Tatsache,  daß  die  Betriebsmittel,  also 
die  Kähne,  auf  der  Weser  nur  in  einem  unverhältnismäßig 
geringem  Umfange  ausgenutzt   werden   können.    Während  der 


durchschnittlichen  Betriebszeit  von  270  Tagen  im  Jahr  kann  auf 
der  Weser  ein  400-Tonnen-Kahn  nur  wie  folgt  beladen  werden: 


Betriebsdauer 

an  Tagen 

im  Jahr 

67 

67 

68 

68 


Lade- 
möglichkeit 
t 

400 
300 
200 
100 


Tatsächliche 
Ausnutzung 
Tages-Tonnen 
268  000 
20  100 
13  600 
6  80r) 


Unausgenut/t 

bleiben 
Tages-Tonnen 

6  700 
13  600 
20  400 


270 


67  300 


40  700 


108  000 


62  3» 


10 


37,70/0 


Die  Ausnutzungsmöglichkeit  eines  bescheidenen  400-Tonnen- 
Kahnes  beträgt  also  noch  nicht  ganz  Zweidrittel  der  Leistungs- 
fähigkeit. Selbstverständlich  muß  die  Arbeitseinheit  unter 
solchen  Umständen  höher  bezahlt  werden,  als  wenn  das  Fahr- 
zeug während  der  ganzen  Betriebsdauer  voll  ausgelastet  werden 
könnte.  Andererseits  könnte  ein  solcher  Kahn  im  Verhältnis 
seiner  besseren  Ausnutzbarkeit  auch  diejenigen  Kosten  über- 
nehmen, die  durch  die  infolge  einer  Kanalisierung  hervor- 
gerufenen Schiffahrtsabgaben  erforderlich  würden.  Der  Gedanke, 
die  Weser  in  diesem  Sinne  zu  verbessern,  ist  natürlich  nicht  neu 
und  er  liegt  um  so  näher,  als  jetzt  der  eigentümliche  Zustand 
besteht,  daß  ein  Quellfluß  der  Weser,  die  Fulda,  und  ein  Neben- 
fluß, die  Aller,  seit  ihrer  Kanalisierung  bessere  und  zuverlässigere 
Schiffahrtsverhältnisse  aufweisen,  als  der  Hauptstrom  selbst.  Da 
auch  für  den  Verkehrsweg  der  Satz  gilt,  daß  eine  Kette  nie  stärker 
ist  als  ihr  schwächstes  Glied,  so  ergibt  sich,  daß  die  Weser 
als  W^asserweg  nur  eine  sehr  unzulängliche  ^'erbindung  zwischen 
Bremen  und  dessen  entfernterem  Hinterland  darstellt.  Schon 
um  die  bereits  kanalisierten  Strecken  der  Fulda  und  Aller  voll 
ausnutzen  zu  können,  empfiehlt  es  sich  daher,  auch  die  Weser 
in  ein  künstliches  Strombett  zu  zwingen  und  ihren  Wasserstand 
durch  Staustufen  zu  regeln. 

In  der  ,, Wasserwirtschaftlichen  Vorlage  von  1901"  hatte  die 
preußische  Regierung  den  Plan  aufgestellt,  die  Weser  von 
Hameln  bis  Bremen  zu  kanalisieren,  um  auf  diese  Weise  eine 
vollwertige  Verbindung  zwischen  der  Weser  und  dem  in  der 
gleichen  Vorlage  als  Hauptstück  vorgesehenen  Mittellandkanal 
zu  ermöglichen.  Nach  dem  Entwurf  sollten  auf  der  61,1  km 
langen  Strecke  zwischen  Hameln  und  Minden  10  und  auf  der 
letzten  Strecke  von  Minden  bis  Bremen  (149,3  km)  15  Schleusen 
und  Wehre  eingebaut  werden.  Die  Kosten  für  diesen  Teil  der 
Weserkanalisierung  in  Höhe  von  42  628  000  Mark  sollte  Bremen 
allein  übernehmn.  Es  war  auch  ursprünglich  bereit  dazu,  aber 
die  ganze  Vorlage  von  1901  scheiterte  ja  bekanntlich  an  dem 
Widerstande  der  Konservativen,  und  der  neue  Gesetzentwurf 
von  1904  ließ  absichtlich,  um  diesen  Widerstand  zu  beseitigen, 
die  ursprünglich  vorgesehene  W-O-Wasserverbindung  unvoll- 
kommen. Weser  und  Elbe  sollten  auch  weiterhin  von  einander 
getrennt  bleiben.  Infolgedessen  konnte  sich  Bremen  auch  nicht 
mehr  dazu  bereit  erklären,  die  Weser  auf  eigene  Kosten  kanali- 
sieren zu  lassen,  denn  gerade  der  erwartete  starke  Durchgangs- 
verkehr von  der  Elbe  nach  Bremen  hatte  das  mit  der  großen 
Ausgabe  verbundene  Wagnis  lohnend  erscheinen  lassen.  Mit 
dem  Reststück  des  Mittellandkanals  fiel  infolgedessen  auch  der 
Plan  zum  Ausbau  der  Weser-Wasserstraße. 

Legt  man  sich  die  Frage  vor,  welchen  Nutzen  eine  Kanali- 
sierung der  Weser  haben  würde,  so  wird  man  ohne  weiteres 
zugeben  müssen,  daß  dieselbe  den  Schiffahrtsbetrieben  unter 
allen  Umständen  zum  Vorteil  gereichen  würde,  unter  der 
alleinigen,  aber  wichtigen  Voraussetzung,  daß  sich  die  Schiff- 
fahrtsangaben in  etwa  dem  gleichen  Rahmen  wei  beim  Dortmund — 
Ems-Kanal  hielten.  Die  Beantwortung  der  weiteren  Frage, 
welchen  Nutzen  Bremen  von  der  Kanalisierung  der  Weser  haben 
würde,  wird  davon  abhängig  sein,  in  welchem  Maße  das  Hinter- 
land Bremens  dadurch  verstärkt  wird.  Daß  eine  Verbreiterung 
und  Vertiefung  des  Verkehrsgebietes  der  Weser  eintritt,  dürfte 
selbstverständlich  sein,  denn  die  Anziehungskraft  dieses  Stromes 
auf  den  Verkehr  müßte  größer  werden,  wenn  die  ganze  Arbeit 
überhaupt  einen  Zweck  haben  sollte.  Das  auf  der  Karte  4  dar- 
gestellte Gleichgewicht  müßte  also  zugunsten  der  Weser  gestört 
werden.  Um  nun  den  Umfang  dieser  Glcichgewichtsverschiebung 
festzustellen,  soll  zunächst  unterstellt  werden,  daß  die  Weser 
durch  die  Kanalisierung  genau  so  leistungsfähig  wird  wie  der 
Dortmund— Ems-Kanal  und  auch  denselben  Schiffahrtsangaben 
unterworfen  wird  wie  dieser. 

Die  betriebskilometrische  Entfernung  zwischen  Bremen  und 
Minden  würde  auf  der  kanalisierten  Strecke  150  km  statt  bisher 
163  km  betragen,  dazu  kämen  aber  15  Schleusen  mit  je  5.  zu- 
sammen 75  km.  Mithin  betrüge  die  Gesamtentfernung  150  plus 
75  =  225  km.  Die  Betriebskosten  ergäben  sich  nach  den  Sätzen 
des  Dortmund— Ems-Kanals  für  die  drei  Tarifklassen: 

Spezialtarif  I:  120  +  0,45  X  225  =  M.  2,21  (2,65) 
Spezialtarif  II:    90  +  0,3    X  225  =  M.  1,57  (1.98) 
RohstofTtarif:    80  +  0,25  X  225  =  M.  1,36  (1,79) 
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In  Klammern  sind  die  Betriebskosten  für  die  unkanalisierte 
\A'eser  beigefügt.  Trotz  der  ziffernmäßigen  Erhöhung  der  Be- 
triebskilometer infolge  der  Schleusen  ergibt  sich  also  eine  Ver- 
ringerung der  Betriebskosten.  Vergleicht  man  die  Höhe  der 
Wasserfrachten  auf  den  beiden  miteinander  im  Wettbewerb 
stehenden  Wegen  Emden — Münster  und  Bremen — Minden,  so 
ergibt  sich: 


Weg: 

Spezialtarif  I 

Spezialtarif  II 

Rohstofftfirif 

1.  Emden- 

Münster 

2,53 

1.79 

1,54 

2.  Bremen — 

Minden 

2.21 

1.57 

1.3H 

Unterschied ; 

0.32 

0,22 

O.IS 

Der  zweite  Wasserweg  würde  also  nach  der  Weserkanalisierung 
bevorzugt  sein.  Der  (irad  der  Bevorzugung  wird  durch  den 
Frachtunterschied  gekennzeichnet.  Um  die  neue  Grenze  des 
Verkehrsgebietes  festzustellen,  braucht  man  sich  nur  klar  zu 
machen,  daß  der  neutrale  Punkt  so  weit  aus  üer  Mitte  der  Land- 
verbindung Münster — Minden  über  Rheda  hinaus  nach  Westen, 
also  nach  der  Ems  zu,  rücken  würde,  als  die  Eisenbahn'  Betricb-- 
kilometer  im  Werte  der  Wasserfrachtbevorzugung  leisten  würde, 
also  für  32,  22  oder  18  Pfennige.  Nach  der  Eisenbahntarif- 
Äusammenstellung  auf  Seite  67  wären  das  etwa  7  km.  Der 
Schienenweg  Münster — Minden  hat  eine  (iesamtlänge  von  122  km. 
die  Mitte  liegt  also  bei  61  km  und  die  (Frenze  des  Verkehrs- 
gebietes 7  km  weiter  westlich,  also  68  km  von  Minden  entfernt. 
Sie  würde  also  immer  noch  nicht  Rheda  einschließen,  das  72  km 
von  Minden  entfernt  ist.  Es  war  festgestellt  \\orden,  daß  der 
tarifarisch  von  Bremen  und  Emden  gleich  weit  entfernte  Punkt 
auf  der  Strecke  Münster — Minden  die  Station  Isselhorst  ist. 
Diese  liegt  .58  km  von  Minden  entfernt.  Die  Crcnzc  des  neutn 
Verkehrsgebietes  würde  also  mit  68  km  Streckenabstand  von 
Minden  zwischen  Gütersloh  (63  km  ab  Minden)  und  Rheda 
(72  km  ab  Minden)  liegen.  Die  Verbreiterung  des  Verkehrs- 
Kcbictes  würde  also  an  dieser  Stelle  10  km  betragen. 

Es  dürfte  genügen,  die  Berechnung  für  dieses  eine  Beispiel 
durchgeführt  zu  haben.  Im  übrigen  wird  eine  einfache  Uebcr- 
legung  und  Schätzung  folgendes  Ergebnis  haben: 

1.  Das  für  die  Querverbindung  Alünster — Minden  gewählte 
Beispiel  ist  insofern  sehr  günstig  für  die  Weser  gegriffen,  weil 
für  diesen  Weg  die  Weser  nur  mit  einer  doch  größtenteils  künst- 
lichen Wasserstraße  in  Wettbewerb  zu  treten  hat. 

2.  Die  Verhältnisse  werden  für  die  Weser  selbstverständlich 
wesentlich  ungünstiger,  wenn  sie  mit  einem  von  Schiffahrts- 
ahgaben freien  Strom,  wie  dem  Rhein,  oder  mit  einem  nur  wenig 
belasteten,  wie  der  Elbe,  konkurrieren  muß. 

3.  Auf  der  überwiegenden  Strecke  der  Verkehrsgebietsgrenze 
wird  also  keineswegs  eine  Verschiebung  von  10  km  zugunsten 
der  Weser  eintreten,  sondern  eine  wesentlich  geringere. 

4.  Dort,  wo  die  Weser  durch  die  Kanalisierung  nicht  \er- 
bessert  zu  werden  braucht,  weil  sie  schon  jetzt  für  die  Schiffahrt 
genügt,  oder  dort,  wo  sie  von  den  auf  sie  stoßenden  Querverbin- 
dungen überhaupt  nicht  benutzt  wird,  weil  der  Schnittpunkt  der- 
-iihcn  schon  so  nahe  an  der  Flnf.imündung  also  an  Bremen,  licRt, 
daß  sich  ein  Umschlag  vom  Schienen-  auf  den  Wasserweg  über- 
haupt nicht  mehr  lohnt,  wird  sich  die  Grenze  ihres  Verkehrs- 
gebietes naturgemäß  auch  durch  die  beste  Kanalisierung  nicht 
erweitern  lassen.  Diese  Gründe  treffen  nicht  nur  für  das  ganze 
Küstengebiet  zu,  sondern  darüber  hinaus  noch  für  alle  Orte,  die 
im  Westen  etwa  nördlich  von  Bramsche  (nordwestlich  Osna- 
brück) und  im  Osten  nördlich  von  Leiferde  liegen. 

Selbstverständlich  ähneln  sich  diese  Verhältnisse  bei  allen 
.Strömen,  denn  diese  werden  in  der  Nähe  ihrer  Mündung  immer 
nur  eine  geringe  Anziehungskraft  als  Wasserstraßen  haben,  da 
der  Mündungshafen  wegen  seiner  überragenden  Bedeutung  stets 
alle  in  seiner  Nähe  liegenden  Querverbindungen  unmittelbar  an 
sich  heranzuziehen  suchen  wird,  und  weil  der  überhaupt  mög- 
liche Wasserweg  um  so  weniger  lohnend  ist.  je  kürzer  die  auf 
ihm  zurücklegbare  Wegstrecke  im  Vergleich  zur  Länge  der 
Querverbindung  ist.  Die  Umschlagkosten  und  der  Zeitverlust 
würden  dabei  zu  sehr  ins  Gewicht  fallen.  Grundsätzlich  besteht 
also  in  dieser  Beziehung  kein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
den  ins  Meer  mündenden  Strömen.  Tatsächlich  wird  aber  die 
Weser  doch  härter  dadurch  getroffen  als  ihre  Nachbarn  da  >-ie 
bei  einer  im  Vergleich  zur  Gesamtlänge  ihrer  Einfliißgrenzc 
fetwa  890  km)  sehr  großen  Strecke  (im  Westen  etwa  150,  im 
Osten  etwa  200  km)  von  vornherein  auf  jede  Erweiterungs- 
möglichkeit verzichten  muß.  Die  Verhältniszahl,  die  demnach 
lici  der  Weser  fast  40  Prozent  beträgt,  würde  sich  bei  jedem 
L'rößeren  Strom  selbstverständlich  günstiger  stellen.  Faßt  man 
kurz  zusammen  welche  Wirkung  die  Kanalisierung  der  Weser 
iiif  den  Umfang  des  Hinterlandes  haben  würde,  so  kommt  man 
/n  dem  Ergebnis,  daß  im  Westen  nur  auf  einer  kurzen  .Strecke, 
( twa  zwischen  Bramsche  und    Brilon    eine    Ausbuchtung  um 


höchstens  10  km  erreicht  würde,  wichtigere  Plätze  aber  dabei 
nicht  gewonnen  würden.  Die  einzige  etwas  bedeutendere  Stadt, 
die  vielleicht  in  Betracht  käme,  Osnabrück,  würde  jedenfalls 
nicht  einwandfrei  in  das  neue  Verkehrsgbiet  fallen.  Im  Süd- 
westen und  Süden  würde  die  Grenze  näher  an  Marburg  und 
Fulda  herangerückt  werden,  ohne  diese  Städte  zu  erreichen,  im 
Osten  würde  insbesondere  Braunschweig  nicht  einbezogen  wer- 
den, da  der  von  dort  ausgehende  Wasserstraßenverkehr  die 
schon  jetzt  kanalisierte  Aller  mit  Umschlag  in  Celle  benutzen 
würde.  Dieser  Weg  wird  aber  durch  die  Weserkanalisierung 
nicht  wesentlich  verbessert  werden,  wobei  allerdings  voraus- 
gesetzt wird,  daß  die  im  Kriege  vernachlässigte  Unterhaltung 
des  Aller-Strombettes  nachgeholt  wird.  Das  Verkehrsgebiet  der 
Weser  würde  also  nur  um  verhältnismäßig  unbedeutende  und 
verkehrsschwache  Gebiete  vergrößert  werden. 

Es  könnten  aber  noch  andere  Gründe  maßgebend  sein,  trotz- 
dem an  die  Ausführung  dieser  umfangreichen  Arbeiten  heran- 
zutreten. Sobald  nämlich  das  bis  jetzt  noch  fehlende  Endstück 
des  Mittellandkanals  zwischen  Hannover  und  der  Elbe  voll- 
endet sein  wird,  was  jetzt  nach  Bewilligung  der  Mittel  doch 
nur  noch  eine  Frage  von  wenigen  Jahren  ist,  werden  verkehrs- 
starke Orte  wie  Hannover,  Linden,  Misburg,  Peine,  die  bislang 
zum  unbestrittenen  Hinterland  Bremens  gehörten,  eine  aus- 
gezeichnete Wasserverbindung  mit  der  Elbe  bekommen.  Die 
strcckenkilometrische  Entfernung  dieser  Plätze  nach  Hamburg 
wird  zwar  länger  sein  als  über  Bremen  nach  Minden.  Wenn 
aber  die  Schiffahrtsverhältnisse  auf  der  Weser  so  ungünstig 
bleiben  wie  bisher,  so  kann  trotzdem  der  längere  Weg  der 
billigere  sein.  Diese  Gefahr  wäre  für  Bremen  um  so  größer,  als 
es  damit  die  größte  Stadt  und  den  wichtigsten  Industriebezirk 
seines  Hinterlandes  —  wenigstens  soweit  sich  der  Verkehr  aus 
und  nach  demselben  auf  dem  Wasserwege  abspielt  —  verlieren 
könnte. 

Eine  einfache  Berechnung  auf  Grund  der  schon  früher  auf- 
gestellten Unterlagen  zeigt,  daß  eine  solche  Gefahr  für  Bremen 
tatsächlich  begründet  ist.  Für  den  Vergleich  der  betriebs- 
kilometrischen  Kosten  Hannover — Bremen  und  Hannover — Ham- 
burg können  die  beiden  .\bstiegc  des  Mittellandkanals  zur  ^^'t'ser 
und  zur  Elbe  außer  Ansatz  gelassen  werden,  weil  man  beide 
als  gleichwertig  betrachten  kann.  Für  die  Frachten  des  Mittel- 
landkanals sollen  die  Einheitssätze  des  Dortmund-Ems-Kanals 
angenommen  werden,  weil  die  Frachtbildung,  die  nach  Voll- 
endung des  Mittellandkanals  Platz  greifen  wird,  noch  nicht  be- 
kannt ist,  und  weil  ohnehin  alle  Frachtsätze,  um  einen  zuver- 
lässigen Vergleichsmaßstab  zu  erhalten,  auf  den  Friedenswert 
zurückgeführt  werden  müssen.  Benutzt  man  der  Einfachheit 
halber  nur  den  Rohstofftarif,  so  erhält  man  an  Frachtkosten  für 
die  Tonne: 

a)  Bremen — Hannover    über    Weser — Mittellandkanal 
2,74  Mark; 

b)  H  a  m  b  u  r  g — H  a  n  n  o  v  e  r   über   Elbe — Mittellandkanal 
2,99  Mark. 

Der  Frachtvorsprung  Mremens  betrüge  also  in  Hannover  nur 
noch  25  Pfennige.  Eine  geringere,  weitere  Verschlechterung 
der  Weser  oder  eine  nur  wenig  erhöhte  Anstrengung  der  Elb- 
schiffahrt, die  z.  B.  mit  Tarifunterbietungen  kämpfen  könnte, 
würde  genügen,  um  diesen  rechnungsniäßigen  Vorteil  Bremens 
ganz  verschwinden  zu  lassen.  Wäre  dagegen  die  Weser  kanali- 
siert, so  würde  man  bei  a)  statt  2,74  Mark  einen  Betrag  von 
2,31  Mark  einsetzen.  Der  Frachtvorsprung  Bremens  würde  also 
dann  auf  0,68  Mark  für  je  1  Tonne  im  Rohstofftarif  steigen, 
also  wahrscheinlich  bedeutend  genug  sein,  um  einen  Wettbewerb 
der  Elbe  im  wichtigsten  Teil  des  Wesergebietes  zum  mindesten 
sehr  zu  erschweren. 

Die  Verbesserung  der  Weser  wird  also  nicht  den  Erfolg 
haben,  das  Hinterland  dieses  Stromes  wesentlich  zu  vergrößern, 
sie  wird  aber  notwendig  sein,  um  die  bisherigen  Grenzen  des 
Hinterlandes,  insbesondere  nach  Osten,  zu  wahren.  Die  Not- 
wendigkeit wird  zu  einer  driiiRcnden  sobald  das  bisUnis  n'och 
fehlende  Reststück  des  Mittellandkanals  vollendet  ist.  Der  Plan, 
die  Weser  durch  Kanalisicrung  zu  verbessern,  ist  jedoch  in  den 
letzten  Jahren  in  den  Hintergrund  getreten.  Man  erhofft  eine 
Verbesserung  der  Schiffbarkeit  jetzt  mehr  von  der  Anlage  von 
Talsperren,  deren  Betrieb  eine  Sicherung  und  Aufhöhung  des 
Flußwasserspiegels  ermöglicht.  Die  Edertalsperre  hat  diesen 
Erwartungen  bereits  zum  Teil  entsjirochen,  die  Diemel-Talsperre 
wird  das  Ergebnis  noch  verbessern.  Zusammen  mit  diesen 
sollen  die  für'dic  Schaffung  des  Werra- Main-Kanals*)  geplanten 
Talsperren  für  die  Verbesserung  der  Schiffahrt  das  gleiche  Er- 
gebnis haben,  wie  es  früher  von  der  Kanalisierung  erwartet 
wurde.  Trifft  das  zu.  so  wäre  der  verkehrstechnische  Erfolg 
für  die  Weser  urößer,  als  er  bei  einer  Kanalisierung  erhofft 
werden  könnte,  da  dann  auf  die  zahlreichen  Schleusen  verzichtet 
werden  könnte  und  die  betriebskilometrische  Entfernung  z.  B. 
zwischen  Minden  und  Bremen  die  gleiche  wäre  wie  die  Strecken- 
kilometrische. 

(Fortsetzung  fol^t) 


*)  Hierauf  wird  später  uocli  näher  eingegangen  werden. 
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Verschiedenes 


16.  Jahrg.    Heft  33.    17,  August  1922 


Es  ist  keine  Schande,  wenn  es  nicht  gelingen  will,  mit 
einem  Besen  das  Wasser  den  Berg  hinauf  zu  treiben, 
aber  es  ist  (ine,  wenn  man  allzulange  versucht,  es  zu 
tun.  (Max  Eyth.) 


VERSCHIEDENES 


Das  schönste  GlUrk  des  denkenden  Menschen  ist,  das 
PMorschliche  erforscht  zu  haben  und  das  Unerforsch- 
liche  ruhig  zu  verehren. 

(Goethe  I 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

SS  Abbau  im  Reichsverkehrsministerium.  Nach  Verüffent- 
lichung  im  Reichsverkehrsblatt  ist  die  besondere  Eisenbahnauf- 
sichtsabteihmg  (Abt.  I£  A)  des  R.  V.  M.  aufgelöst  worden.  Ihre 
Geschäfte  sind  auf  die  übrigen  Abteilungen  übergegangen.  Ebenso 
ist  die  Organisations-  und  Verwaltungsabteilung  (Abt.  E  1}  des 
R.  V.  M.  aufgelöst  worden.  Ihre  Geschäfte  werden  fortan,  so- 
\  eit  sie  nicht  auf  andere  Abteilungen  übergegangen  sind,  un- 
mittelbar unter  dem  administrativen  Staatssekretär  in  einer 
Urganisationsgruppe  (E  O)  bearbeitet. 

AUSBILDUNGSFRAGEN. 

Die  Hanomag  (Hannoversche  Maschinenbau-Aktien-Gesell- 
schaft), die  durch  ihre  rührige  und  belehrende  Werbetätigkeit 
(vergl  die  Hanomag-Nachrichten)  bekannt  ist,  hat  durch  Her- 
ausgabe weiterer  Veröffentlichungen  einen  bemerkenswerten 
Schritt  vorwärts  getan.  Die  wichtigsten  Bauformen  ihrer  Lok(j- 
motiven  sind  teils  in  farbigem  Druck,  teils  in  Holzschnitt  in 
handlicher  und  anschaulicher  Größe  und  ansprechender  Aus- 
stattung als  Wandschmuck  herausgegeben  worden.  Besonders 
hervorzuheben  ist  die  geschickte  Art  der  zeichnerischen  Dar- 
stellung bei  den  Holzschnitten,  die  eine  künstlerische  Wirkung 
erzielt,  ohne  auf  Anschaulichkeit  und  Genauigkeit  zu  verzich- 
ten. Auch  die  Lehrpostkarten,  die  den  Herstellungsgang  von 
Zylindern,  Treibstangen  usw.  durch  wohlgelungene,  planmäßig 
geordnete  Aufnahmereihen  veranschaulichen,  verdienen  beson- 
dere Beachtung.  Das  Abbildungsmaterial  dieser  Postkarten  ist 
auch  in  Form  von  Aushangbogen  erschienen,  die  sich  für  Lehr- 
zwecke und  zur  Vorbereitung  von  Besichtigungen  besonders 
eignen. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

53  Ueber  Eisenbahn-Elektrisierungen  in  Tirol  und  Italien  be- 
richtet die  Frankfurter  Zeitung:  Zur  Zeit  wird  darüber  ver- 
handelt, daß  die  Südbahn  mit  finanzieller  Hilfe  Italiens  in  Inns- 
bruck eine  große  Personen-  und  Rangierbahnhofanlage  errichtet, 
die  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Brennerlinie  im  internationalen 
Verkehr  erheblich  und  zwar  umsomehr  steigern  würde,  als 
gleichzeitig  die  Elektrisierung  der  Linie  Innsbruck — Verona  in 
Aussicht  genommen  ist.  Da  die  Elektrisierungsarbeiten  der  Linie 
Genua — Mailand  ziemlich  weit  fortgeschritten  sind  und  für  die 
Elektrisierung  Mailand — Verona — Venedig  die  Pläne  vorliegen, 
ist  damit  zu  rechnen,  daß  die  ganze  Strecke  Innsbruck — Genua 
in  absehbarer  Zeit  elektrisch  betrieben  werden  kann.  Durch  die 
Herstellung  der  direkten  Linie  Genua — Verona,  für  welche  die 
Pläne  z.  Zt.  ausgearbeitet  werden,  wird  sich  die  Konkurrenz  der 
Brennerroute  gegenüber  der  schweizerischen  Alpenbahn,  insbe- 
sondere der  Gotthardlinie  \ermutlich  verschärfen. 

=  gl  =  Neue  belgische  Personenwagen.  Die  Verwaltung 
der  belgischen  Staatsbahnen  hat  zwei  neue  Personeiiwagentypen 
im  Bau,  die  nur  auf  belgischen  Linien'  verkehren  sollen.  Der 
eine  Wagen  hat  einen  Mittelgang  mit  Abteilen  2.  Klasse  und 
Abort,  sowie  ein  Abteil  1.  Klasse  mit  Abort,  der  andere  Wagen 
hat  durchweg  3.  Klasse,  Mittelgang  und  Abort.  Die  Verwaltung 
will  weitere  Wagen  dieser  Art  bauen  lassen.  Außerdem  w^erden 
die  entsprechenden  Wagen    aber  mit  Seiten  gang  gebaut. 

=  gl  =  Schwedische  Eisenbahnstatistik.  Der  Ueberschuß 
der  Schwedischen  Staatsbahnen  betrug  1921  rund  7  230  000  Kr,; 
die  Privatbahnen  hatten  dagegen  einen  Verlust  von  3  820  000  Kr. 
Auch  in  diesem  Jahre  hat  sich  die  Betriebslage  der  Staatsbahnen 
sehr  günstig  entwickelt  und  läßt  auf  einen  guten  Jahresabschluß 
hoffen. 

=  gl  =  Die  südafrikanischen  Eisenbahnen  rechnen  für  das 
abgelaufene  Betriebsjahr  (bis  :-)l.  März  1922)  mit  einem  b'ehl- 
betrage  von  1,8  Mill.  £  gegenüber  einem  auf  693  000  £  ver- 
anschlagten Verlust.  Streiks  im  1.  Vierteljahr  1922  haben  rund 
(iOOOOO  £  Ausfall  verursacht.  Die  bisherigen  Fehlbeträge  zu- 
sammengerechnet ergeben  4  649  000  £,  woran  das  südwest- 
afrikanische Betriebsnetz  mit  250  000  £  beteiligt  ist.  Der  \'nr- 
anschlag  für  das  neue  Rechnungsjahr  setzt  nur  geringe  Mehr- 
einnahmen gegen  1921  an,  rechnet  aber  mit  einem  Rückgang  der 
Ausgaben  von  über  1,5  Mill.  £.  Trotzdem  wird  ein  gewisser 
Fehlbetrag  wiederum  entstehen.  Einer  der  (n-ünde  für  den 
ungünstigen'  Rechnungsabschluß  w;ir  eiri  Rückgang  in  der  Be- 
förderung hochwertiger  Einfuhrgüter  und  dafür  eine  Zunahme 
des  Wrkehrs  mit  einheimischen  (iütcrn  zu  niedrigen  Fracht- 
sätzen.   (Mod.  Transp,  v.  15.  5.  22.) 

=  gl  =  Unglücksfälle  auf  englischen  Eisenbahnen  (Ur- 
sachen). Das  englische  Verkehrsministerium  hat  kürzlich  Un- 
tersuchungen veröffentlicht  über  die  Ursachen  der  Eisenbahn- 


Unglücksfälle.  Berücksichtigt  wurden  dabei  alle  schwereren 
Unfälle  aus  den  letzten  10  Jahren,  über  200  an  der  Zahl;  ferner 
alle  Arten  von  Unfällen,  so  daß  die  Ergebnisse  eine  allgemeine 
Gültigkeit  für  England  besitzen  dürften.  Als  Haupterkenntnis 
zeiKt  sieh,  daß  etwa  nur  20  %  durch  Mängel  oder  Versagen 
der  mechanischen  Betriebseinrichtungen  verursacht,  wahrend 
80  %  unmittelbar  Schuld  der  Bedientesten  sind.  Hieraus  ergibt 
sich  die  dringende  Notwendigkeit,  in  erster  Linie  Maßnahmen 
gegen  die  menschlichen  Schwächen  zu  treffen. 

Die  erste  Gruppe  der  Unfälle,  aus  mechanischen  Ursachen 
herrührend,  lassen  sich  teilen,  1)  in  Unfälle,  denen  kaum  in 
irKendeiner  Weise  wird  vorgebeugt  werden  können,  wie  Ent- 
gleisungen durch  Achsbrüchc,  Kuppelungen,  Schäden  an  Glei_sen 
und  Brücken  durch  Witterunsseinflüsse,  mit  25  %,  oder  5  % 
der  (iesamtzahl,  2)  in  Unfälle,  die  durch  bessere  Prüfung  und 
Untersuchung  der  Betriebsmittel  hätten  verhütet  werden  können, 
mit  50  %,  oder  10  %  der  Gesamtzahl,  3)  in  Unfälle,  bei  denen 
die  Warnsignale  (Knallkapseln)  nicht  genügend  wirkungsvoll 
gewesen  sind. 

Die  zweite  Gruppe  der  Unfälle,  durch  Schuld  von  Bedien- 
stelen, verteilt  sich  mit  6  %  auf  eingleisige,  mit  74  %  der  Ge, 
samtzahl  auf  zweigleisige  Strecken.  Die  \'erhältnisse  auf  ein- 
gleisigen Bahnen  können  demnach  vor  der  Hand  als  befriedigend 
angeschen  werden.  Die  74  %  umfassen  148  Fälle,  die  sich 
wieder  trennen  lassen  in 
.0  Fehler  der  Bedientesten  im  Sicherungsdienste,  49  Fälle  oder 
25  %  der  Gesamtzahl, 

b)  Fehler   der   Lokomotivführer   und    Heizer,   65   Fälle  oder 

.33  %  der  Gesamtzahl, 

c)  Fehler  anderer,  .34  Fälle  oder  16  %  der  Gesamtzahl. 
Dreiviertel  aller  Fälle  unter  a)  gehen  auf  Sorglosigkeit.  Un- 
achtsamkeit, Flüchtigkeit  und  Hast  bei  außerf ahrplanmkßigcn 
Bewesuntieii  (\'erschieben)  auf  Bahnhöfen  zurück.  Die  Mehr- 
zahl aller  Fehler  unter  b)  ergab  sich  durch  Nichtbeachtung 
oder  falsche  Deutung  von  Hauptsignaletr.  Fehler  anderer  Be- 
diensteten oder  technische  Män.£;el  können  öfters  durch  einen 
aufmeiksamen  Führer  unschädlich  gemacht  werden.  Begeht 
dieser  aber  selbst  einen  derartigen  Fehler,  so  i'^t  gewöhnlich 
keine  Hilfe  mehr  möglich.  Deshalb  erscheint  hier  —  nach  eng- 
lischer  Ansicht   —   der    einzige   Weg    zur   Besserung    in  der 

'  selbsttätigen'  Bremsung  der  Züge  zu  liegen,  mit  welcher  Frage 
man  sich  in  England  eifri«  befaßt.  —  In  Deutschland  versucht 
man  dasselbe  Ziel  bekanntlich  auf  anderem  \\'egc  zu  erreichen, 
nämlich  durch  Aus\vahl  der  Anwärter  für  den  Fahrdienst  nach 
psychotechnischen  ( iesiehtspunkten  und  sor.gfältige  Ausbildung 
und  Erziehung.  (Modern  Transport,  v.  27.  5.  22.) 

=  gl  =  Für  die  Eisenbahnen  in  Irland  ist  —  dem  gleichen 
Vorgange  in  Großbritannien  entsprechend  —  durch  das  Irische 
Eisenbahngesetz  vom  19.  .August  1921  --ine  Summe  von  3  Mill-  £ 
bereitgestellt  worden,  um  alle  .Ansurüche  der  Eisenbahnen  air 
die  Regierung  aus  der  Zeit  der  Staatsaufsicht  während  der 
4'A  Kriegsiahre  end.Ejültis  abzulösen.  Die  Bahngcsellschaften 
sind  gehalten,  den  A'crtcilungsschlüssel  unter  sich  zu_  verein- 
baren und  geeip:nete  A'orschläge  zu  machen.  Findet  keine  frei- 
willige Einigung  statt,  so  tritt  ein  Schiedsgericht  in  Tätigkeit. 
(Railw.  Gazette  v.  16-  6,  22.) 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Der  Rhein-Rhone-Kanal  und  der  Schiffzug  mit  Motor- 
lokomotiven. Von  Dr.-Ing.  May,  Regierungs-Baumeister  bei  der 
Eisenbahn-Direktion  Köln.  Die  Schrift,  die  als  „Forschungs- 
arbeit des  Vereins  deutscher  Ingenieure"  herausgegeben  ist,  er- 
läutert die  Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse  des  Rhein-Rhone- 
Kanals  und  die  Betriebsschwierigkeiten  während  des  Weltkriegs; 
sie  stellt  außerdem  die  Arbeiten  des  \'crfassers  zur  Einfuhrung 
des  Schiffszuges  dar.  Der  Rhein-Rhone-Kanal  ist  ja  allerdings 
eine  Wasserstraße  mit  recht  bescheidenen  Abmessungen,  trotz- 
dem sind  die  Untersuchun,a;cn  und  ihre  Ergebnisse,  insbesondere 
auch  die  objektive  Darstellung  der  eigenen  Tätigkeit  de?  er- 
fassers,  von  hohem,  allgemeinem  Wert  für  die  Binnenschiffahrt. 

Kommentar  zum  Gesetz,  betr.  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung.  Nebst  Anhang:  Das  österreichische  Gesetz  über  die 
(iesellschaften  m.  b.  H.  Von  Justizrat  Dr.  Liebmann.  Frank- 
furt a,  M.  Sechste,  gänzlich  neubearbeitete  und  vermehrte 
Auflage,    \"erlag  Otto  Liebmann,  Berlin  W  57.    384  Seiten. 

Geb.  70  ^I.  .    ,      ,   ..  , 

Dieser  in  der  Praxis  der  Gesellschaften  mit  beschrankter 
Haftung,  dem  Wirtschaftsleben,  bei  Juristen  und  Gerichten  längst 
eingebürgerte  Kommentar  war  lange  Jahre  vergriffen.  Es  ist 
sehr  zu  begrüßen,  daß  er  nunmehr  in  sechster,  gänzlich  neu- 
bearbeiteter und  nahezu   den   doppelten  Umfang  erreichender 
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Auflage  soeben  neu  erschienen  ist.  Der  Kommentar  löst  er- 
schöpfend alle  Zweifelsfragen  des  Gesetits  unter  völliger  Be- 
herrschung der  wissenschaftlichen  Lehre  und  restloser  Erfassung 
der  Rechtsprechung.  Aus  der  Praxis  für  die  Praxis  geschöpft, 
wird  er  jedem  Interessenten  als  maßgebender  Führer  willkommen 
sein,  zumal  eine  andere  neue  gründliche  Bearbeitung  des  Gesetzes 
zurzeit  überhaupt  nicht  vorliegt.  Da  das  österreichische  Gesetz 
dem  deutschen  völlig  nachgebildet  ist,  dient  das  Buch  zugleich  als 
ein  Kommentar  für  die  österreichische  Praxis.  Klare  Druck- 
anordnung und  ein  sehr  eingehendes  Sachregister  erleichtern 
auch  dem  Laien  den  Gebrauch.  Der  Liebmannsche  Konnnentar 
wird  daher  vom  Wirtschaftsleben,  wie  von  Juristen  und  Ge- 
richten als  unentbehrlicher  Ratgeber  willkommen  geheißen 
werden.  Er  ist  besonders  auch  für  Neugründungen  und  Um- 
wandlungen gerade  in  der  gegenwärtigen  Zeit  unentbehrlich. 

Wunder  in  uns,  ein  Buch  vom  menschlichen  Körper  für  jeder- 
mann, unter  Mitwirkung  von  Dr.  Herrn.  Dekkcr,  Dr.  Fritz 
Kahn,  Dr.  Ad.  Koelsch,  Prof.  Dr.  C.  L.  Schleich.  Heraus- 
gegeben von  Hanns  Günther.  —  Rascher  &  Co..  Zürich  1921. 
—  380  S.  8°,  16  Tafeln,  60  Texttabellen.  —  In  Halbleinen  140, 
in  Ganzleinen  180  Mark. 

Eine  aufeinander  abgestimmte  (jruppe  von  Aufsätzen  über 
neuzeitliche  Auffassung  biologischer  und  psychologischer  Fragen, 
besonders  interessant  für  den  Techniker,  der  in  der  Schilderung 
der  organischen  \'orgänge  bedeutsame  Anklänge  an 
die  Organisation  der  Technik  findet.  Am  überzeugendsten 
zeigt  sie  sich  bei  der  Veranschaulichung  des  Stoff- 
wechsels und  der  (jehirnfunktionen.  Neue  Beziehungen 
zwischen  Technik  und  Heilkunde  tun  sich  auf,  über- 
raschend wirkt  die  vollendete  Arbeitsweise  des  Elektro- 
kardiographen,  die  auf  galvanoelektrischem  Wege  die  Charak- 
teristik des  Herzschlages  aufzeichnet.  Das  größte  Interesse 
aber  beanspruchen  die  Beiträge  des  sonst  schwer  zugänglichen 
Carl  Ludwig  Schleich,  dessen  universaler  Geist  sich  hier  in  einer 
Sprache  offenbart,  die  auch  dem  Ungcschulten  Einblicke  in  die 
tiefsten  Geheimnisse  des  Zellenstaates  ermöglicht.  Die  mit  ganz 
neuartigen  Anschauungsmitteln  ausgestatteten  Aufsätze  werden 
jeden,  der  überhaupt  für  solche  Fragen  Interesse  hat,  um  vieles 
reicher  machen.  Die  philosophisch-technische  Durchdringung  ph>  - 
^il (logischer  Probleme  deckt  bisher  ungekannte  Zusammenhänge 
zwischen  den  verschiedenen  Wissenschaften  auf  und  reicht  be- 
sonders dem  Techniker  die  führende  Hand,  der  sonst  von  der 
psychotechnischen  Seite  in  dieses  Gebiet  einzudringen  sucht. 

Dr.  Hasse. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

55  Luxemburgs  Elektrisierung.  \'(jn  der  lu.xeinburgischen 
Regierung  ist  die  Elektrisierung  des  ganzen  Staates  ausgeschrie- 
ben W'orden.  Unter  den  15  Bewerbern  belinden  sich  auch  zwei 
deutsche  Firmen.  Es  handelt  sich  bei  dem  Objekt  um  die 
Licht-  und  Kraftiieferung  für  das  ganze  Land,  Straßen-  und 
Vizinalbahnen.  In  Aussicht  genonnnen  ist  auch  die  Versorgung 
der  VoU-Eisenbahnen,  der  Industrie  und  des  Handwerks.  Ende 
1Ü2-'^  soll  bereits  von  dem  Unternehmen  Strom  an  die  Stadt 
Luxemburg  geliefert  werden. 

55  Bahnelektrisierung  auf  den  österreichischen  Bundes- 
bahnen. Die  Wirtschaftslage  Deutschösterreichs  erfordert 
Nutzbarmachung  aller  verfügbaren  Energien',  um  den  Staats- 
haushalt von  dem  kostspieligen  Einkauf  ausländischer  Kohlen 
zu  entlasten.  Die  gefällreicheii  Gebirgsbäche  und  (iebirgsflüsse 
bieten  eine  reiche  Quelle,  Kraft  zum  elektrischen  Betrieb  des 
Bahnnetzes  zu  gewinnen.  Die  Vorarlbergbahnstrecke 
von  Innsbruck  bis  B  r  e  g  e  n  z  wird  zur  Zeit  zur  elektri- 
schen Inbetriebnahme  vorbereitet.  Zum  größten  Teil  sind  die 
Masten  für  die  Aufnahme  des  Leitungsdahtes  bereits  gestellt 
und  streckenweise  ist  auch  bereits  die  Oberleitung  angebracht. 
Man  hofft  die  elektrische  Inbetriebnahme  dieser  Strecke  im 
l.i'ufe  des  nächsten  Jahres  bewerkstelligen  zu  köimen. 

=  (il  =  Für  die  Kosten  des  elektrischen  Betriebes  hat  der 

\'ertreter  der  Great  \\'estern  auf  der  Jahresversammlung  des 
Institute  of  Transport  im  Mai  1922  in  London  u.  a.  folgende 
Zahlen  genannt: 

Die  jährlichen  Gesamtkosten  einer  Lokomotive  (einschließ- 
lich Ueberwachung,  Löhne  für  Bemannung,  Kohlen,  \\'asser. 
Oel,  Ausbesserung,  Tilgung  und  Verzinsung)  stellten  >ieli  Ini 
einer  großen  Bahngesellschaft  im  Jahre  191:5  auf  1240  £  für  eine 
Personenzugs-,  auf  1020  £  bei  einer  Güterzugslokomoti\  e.  Be- 
zogen auf  die  geleisteten  Zugsmeilen  verhielten  sich  diese  bei- 
den Zahlen  jedoch  beinahe  wie  1  :  1  und  sind  vc;n  1913  bis  1919 
um  reichlich  100  %  gestiegen. 

Nach  der  vom  englischen  Verkehrsministeriuin  neu  bearbei- 
teten Eisenbahnstatistik  für  1920  entfallen  im  Durchschnitt  für 
ganz  (Großbritannien  auf  eine  Dampflokomotive  im  Personen- 
zugsdienste 9,6  Zugsmeilen  pro  Stunde,  im  Güterzugsdienste 
nur  3,18  —  eingerechnet  allen  Verschiebedienst.  Die  Gesamt- 
betriebskosten für  1  Lokomotive  stiegen  im  Jahres-Durchschnilt 
auf  .3088  £  im  Jahre  1920. 


Die  jährlichen  Betriebskosten  für  Zugkraft  auf  einem  Be- 
triebsnetz von  400  Meilen  (1,6  km)  werden  unter  derzeitigen 
X'erhältnissen  zu  3200  £  für  1  Dampflokomotive  und  zu  5700  £ 
für  eine  elektrische  Lokomotive  veranschlagt.  Da  man  ^ber 
mit  einer  elektrischen  etwa  dasselbe  leisten  kann  wie  mit 
zwei  Dampflokomotiven,  würde  man  bei  jeder  ersetzten  Dampf- 
Irjkomotive  350  £,  d.  i.  rund  10  %  des  Jahres -lufwandes  ersparen. 
(Modern  Transport  v.  13.  5.  1922.) 

FE  RNSPRECH  WESEN 

Drahtbrüche  als  Störungsursachen.  Bekanntlich  sind  die 
meisten  Vermittlungsanstalten  so  eingerichtet,  daß  das  Schluß- 
zeichen erscheint,  sobald  die  Sprechstromleitung  stromlos  ist. 
Dies  tritt  entweder  planmäßig  ein,  wenn  einer  der  beiden  Teil- 
nehmer den  Hörer  anhängt,  oder  aber  unbeabsichtigt,  wenn  sich 
im  Stromkreis  eine  schadhafte  Stelle  befindet,  die  zu  zeitweiligen 
Unterbrechungen  führen  kann.  Am  häufigsten  finden  sich  solche 
schadhaften  Stellen  bei  den  Teilnehmeranschlüssen  selbst  in  der 
Zuleitung  des  Hörers  der  Tisehapparate.  Sorgfältige  Beobach- 
tung ermöglicht  oft  die  Feststellung,  daß  der  Spreehstrom  durch 
Hin-  und  Herbewegen  einer  derartig  gestörten  Leitung  sogar 
willkürlich  unterbrochen  und  geschlossen  werden  kann.  Diese 
Hörerschnüre  sind  oft  der  denkbar  schlechtesten  Behandlung 
ausgesetzt,  namentlich  wird  beim  Auflegen  fast  nie  darauf  ge- 
achtet, die  Leitung  vor  unnötiger  Verknotung  zu  bewahren.  Ge- 
rade diese  X^erknotungen  sind  aber  die  Ursache  des  vorzeitigen 
Drahtbruchs.  Man  kann  durch  Beobachtung  und  Versuch  nach- 
weisen, daß  Leitungen,  die  in  dieser  Hinsicht  pfleglieh  behandelt 
werden,  eine  ungleich  längere  Lebensdauer  aufweisen  als  solche, 
bei  denen  darauf  nicht  geachtet  wird.  Allen  Teilnehmern,  die 
häufig  unter  vorzeitiger  Trennung  ihrer  Verbindungen  zu  leiden 
haben,  kann  daher  nur  empfohlen  werden,  zunächst  einmal  ihre 
eigenen  Leitungen  gründlich  nachzuprüfen,  bevor  sie  an  das 
Amt  herantreten  mit  einer  Besehwerde,  die  zur  Erfolßlnsigkeit 
verurteilt  ist,  wenn  der  Sehaden  im  Bereich  des  Teilnehmers 
liegt. 

KRAFTFAHRWESEN 

W  Kraftwagen  und  Eisenbahn.  Um  dem  steigenden  Wett- 
bewerb des  Kraftvvagenverkehrs  zu  begegnen,  der  sich  besonders 
im  Nahverkehr  bemerkbar  macht,  haben  die  holländischen 
Bahnen  die  Bestimmung  getroffen,  Bestellgüter  bis  zu  einem 
Gewicht  von  50  kg  in  lulgrter-  und  Personenzügen  zu  befördern. 
Es  kommen  für  die  Neuerung  hauptsächlich  die  Strecken 
-Amsterdam — Haag — Rotterdam   und  Utrecht   in  Betracht. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Geheimer  Baurat  Ernst  Schwartz  f.  Am  S  nnabend,  den 
27.  Mai,  verschied  nach  kurzem  Leiden  in  Berlin-t  . ifirlottenburg 
ein  altpreußischcr  Beamter  und  verdienstvoller  Architekt,  der 
Geheime  Baurat  Ernst  Schwartz,  im  nahezu  vollendeten  71.  Le- 
bensjahr. Geboren  in  Stralsund  am  29.  Juli  1851,  verbrachte  er 
seine  Jugendjahre  in  l'"lberfeld,  wo  sein  Vater,  Geheimer  Regie- 
rnngsrat  Schwartz,  Direktor  der  Reichsbank  war.  Nach  Ab- 
Icgung  der  Reifei)rüfung  auf  dem  dortigen  Gymnasium  im  Okto- 
ber 1870  widmete  er  sich  dem  Baufach,  für  dessen  künstlerische 
P'achriehtung  seine  hervorragende  Veranla'iung  alsbald  zutaee 
trat.  Nach  Ablauf  des  praktischen  Jahres  als  Baueleve  im  Bezirk 
f'er  Königl-ehen  lüsenbahn-Direktion  Elberfeld  bezog  er  im 
Oktober  1871  die  damalige  Königliche  Bauakademie  in  Berlin, 
legte  nach  dreijährigem  Studium  die  erste  Staatsprüfung  als 
Bauführer  ab  und  trat  darnach  in  den  Dienst  der  Königlichen 
Retiierun','-  in  Koblenz,  bei  der  er  als  sein  erstes  Werk  eine  Turn- 
halle in  Boppard  zur  Ausführung  brachte,  dann  wurde  ihm  der 
Bau  der  neuen  Kunstakademie  in  Düsseldorf  übertragen,  den  er 
vortrefflich  durchführte.  Nach  Berlin  zurückgekehrt,  bestand  er 
im  Jahre  1881  d^c  zweite  Staatsprüfung  für  das  Hoehbaufach 
und  trat  als  Architekt  in  den  Dienst  der  preußischen  Staatseisen- 
bahnverwaltung. Zunächst  bei  der  Eisenbahn-Direktion  Elber- 
feld angestellt,  entwarf  er  verschiedene  Hochbauten  der  Eisen- 
bahn und  erbaute  den  neuen  Hauptbahnhof  in  Düsseldorf.  Nach- 
dem er  diese  Aufgabe  aufs  beste  gelöst  hatte,  wurde  er  Äur 
F^isenbahn-Direktion  Altona  versetzt,  wo  er  die  Empfangsge- 
bäude in  Altona,  Kiel  und  mehrere  der  neuen  Empfangsgebäude 
in  Hamburg  großenteils  nach  eigenen  Entwürfen  zur  Ausführung 
brachte.  Sein  letztes  langjähriges  Tätigkeitsfeld  war  die  Eisen- 
bahn-Direktion Berlin,  in  deren  Bezirk  er  neben  mehreren 
Empfangsgebäuden  der  Ring-  und  Vorortbahnen  den  Umbau 
des  Bahnhofs  Friedrichstraße,  des  Bau-  und  Verkehrsmuseums, 
sowie  den  Neubau  des  Eisenbahn-Zentralamtes  entwarf  und  als 
oberster  Architekt  leitete. 

In  seiner  ganzen  42jährigen  Tätigkeit  hat  Ernst  Schwartz 
als  pflichttreuer  Beamter  gearbeitet  und  stets  die  Interessen  der 
preußischen  Staatsbahn  imd  damit  des  Vaterlandes  mit  großer 
Gewissenhaftigkeit  und  nie  versagendem  Fleiße  wahrgenommen. 
In  Anerkennun;;  seiner  hervorragenden  Verdienste  sind  ihm 
mehrere  hohe  Orden  und  andere  Auszeichnungen  verliehen 
worden. 
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TARIFE  UND  VERKEHR 

Die  unwirtschaftlichen  Privatwagen.  Im  letzten  Jahre  sind 
auf  den  englischen  Eisenbahnen  288  Millionen  GüterzuKsnieilen 
(1,6  km)  geleistet  worden.  .50  %  davon,  also  1)4  Mill.  wurden 
als  Frachten  vergütet.  Von  den  anderen  50  %  sind  nicht  weni- 
ger als  117  Mill.  im  Verschiebedienste  geleistet  worden.  Dabei 
wird  1  Stunde  Verschiebedienst  gleich  5  Meilen  gesetzt  und 
darunter  alles  Bewegen  von  Wagen  außerhalb  des  fahrplan- 
mäBigen  Zugsverkehres  verstanden.  Man  muß  also  rechnen, 
daß  20  %  aller  Maschinenbetriebskosten  durch  den  Rangier- 
dienst entstehen.  Die  Hälfte  aller  (lüterwagen  in  England  sind 
Privatwagen.  Die  schließliche  Einführung  des  Eigentums  der 
Bahnen  selbst  an  allen  Wagen  würde  ciiren  großen  Teil  dieser 
Aufwendungen  beseitigen,  indem  sich  die  Bahnen  nicht  mehr 
nach  den  vielen  Wünschen  der  6450  Eigentümer  für  ihre  614127 
l^rivatwagen  richten  müßten',  simdern  nach  eigenem  Bedarf  frei 
darüber  verfü.gen  könnten,  (lelingt  es,  die  Privatwagen  abzu- 
schaffen, so  kann-  die  Ersparnis  an  Eokomotivkostcn  auf 
20 — 25  %  des  derzeitigen  Betrages  veranschlagt  werden.  Es 
würde  möglich  sein,  jährlich  26  000— .'W  000  Wagen  in  das  Eigen- 
tum der  Bahngesellschaften  überzuführen  und  damit  die  all- 
seitig so  schwer  emi'fniKlcne,  wirtschaftlich  schlechte  T.agc  der 
Bahnen  bessern  zu  helfen.  Das  neue  Eist  nbahn.^esetz  gibt  auch 
den  Bahnen  tatsächlich  alle  Handhaben  zu  einem  tatkräftigen 
^''orgehen  in  dieser  Frage. 

Für  die  deutsche  Reichsbahn  lieüe  sich  hieraus  die  Eehrc 
ziehen,  mit  der  Einstellung  von  f^rivatwagen  recht  zurück- 
haltend zu  sein.    (Modern  Transport  v.  6.  5.  1922.)  Gl. 

SCHIFFAHRT 

=  (il=  Der  frühere  deutsche  Ueberseedampfer  Branden- 
burg, der  unter  dem  Vertrage  \-on  A  ersailles  mit  abgeliefert 
werden  mußte,  ist  in  den  Besitz  der  englischen  Firma  Alfred 
Holt  &  Co.  übergegangen,  die  ihn  für  ihren  Dienst  nach  Austra- 
lien verwenden  und  ausstatten  will.  Die  Brandenburg  war  vom 
^''ulcan  in  Bremen  für  den  Norddeutschen  Llo.\'d  gebaut  worden 
und  besitzt  rund  130  m  Länge  und  7540  Tonnen.  (Modern 
Transport  v.  10,  6.  1!)2'2.) 

SOZIALES 

"  Welche  Einwirkung  der  Achtstundentag  auf  die  tägliche 
Dienstdauer,  die  sich  in  geleisteten  und  Bereitschaftsdienst  teilt, 
gehabt  hat,  zeigen  folgende  Angaben  von  französischen  Eisen- 
bahnen: 

Staatsbahn  netz.  1914  1920         ak"^u"^*^  + 

Abnahme  — 

Lokomotivpersonale : 

a)  Zahl    +  ai  "/() 

b)  Tägliche  Leistung 
einer  Mannschaft  in 

Kilometern    124  89  —  28  »  „ 

c)  Täglii  he  Dienstdauer  h  .St.  46  Min.   7  St.  1  Min.      —  20  o/^ 
Paris — Mittelmeerl  ahn. 

Zugbegleitpei  sonale : 

a)  Zahl  planmäßig   •■69H  «ISti  +  24% 

Bereitschaft   17H0  H139  -[-"'''^"/o 

zusammen         6456  9325  -f-  44 "/o 

b)  Tägliche Dienstdauer 

planmäßig   8  St.  4  )  Min.  5  St.  51  Min.     —  34% 

Bereitschaft   7  St.  49  Min    6  St  43  Min.     —  15  0/o 

Es  wäre  zu  begrüßen,  wenn  auch  von  selten  der  deutschen 
Reichsbahnen  entsprechende  Mitteilungen  an  die  Oeffentlichkeit 
gelangten. 

"Arbeiteraktien.  Die  seinerzeit  von  den  Kruppschen 
Werken  ergriffene  Maßnahme,  den  eigenen  Arbeitern  eine  ge- 
wisse Anteilnahme  am  Werkbesitz  und  ein  Mitbestimmungs- 
recht im  Aufsichtsrat  zu  sichern,  ist  durch  die  Ausgabe  von 
kleinteiligen,  sogenannten  Arbeiteraktien,  versucht  worden. 
Während  bei  Krupp  dieser  Versuch  verhältnismäßig  günstig 
ausgefallen  ist,  —  es  sind  nach  Berichten  für  über  30  Mill.  M. 
Aktien  gezeichnet  worden  —  haben  die  Rheinisch-West- 
fälischen Elektrizitäts-Werke  mit  der  gleichen 
Maßnahme  wenig  Glück  gehabt.  Es  handelt  sich  bekanntlich 
bei  diesen  Werken  um  ein  gemischtwirtschaftliches  Unter- 
nehmen, an  dem  die  Städte  des  Ruhrgebiets  und  die  großen  Be- 
triebe beteiligt  sind.  Der  Betriebsrat  hat  die  der  Arbeiter- 
schaft angebotene  25  Mill.  M.  Aktien  unter  Zustimmung  sowohl 
der  freien  als  der  christlichen  Gewerkschaftsvertreter 
mit  folgender  Begründung  abgelehnt: 


„Die  Arbeitnehmerschaft  glaubt,  daß  den  Arbeitgebern  zahl- 
reiche andere  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  Leistungssteigerun-^ 
gen  zu  erzielen,  sowie  überhaupt  die  Arbeitnehmer  in  höherem 
Maße  an  dem  Betriebe  zu  interessieren.  Sie  erblickt  solche 
Mittel  besonders  in  der  Förderung  der  Betriebsdemokratie  durch 
loyale  Anwendung  des  Betriebsrätegesetzes.  Darüber  hinaus 
war  für  die  Stellung  der  Arbeitnehmerschaft  die  Tatsache  ent-| 
scheidend,  daß  ein  Elektrizitätserzeugungs-  und  -Versorgungs-1 
unternehmen  nur  in  gemeinwirtschaftlichem  Geiste  zu  führen  ist, 
d.  h.  daß  es  nicht  auf  hohe  Dividende  ankommt,  sondern  darauf, 
die  Allgemeinheit  in  ausreichendem  Maße  und  möglichst  billig, 
selbstverständlich  unter  Wahrung  der  Wirtschaftlichkeit  des  Be- 
tiiehcs,  mit  elektrischer  Energie  zu  versorgen.  Dieses  Ziel  kann 
aber  nur  dann  erreicht  werden,  wenn  die  privatwirtschaftlichen 
Relange  den  gemeinwirtschaftlichen  untergeordnet  werden  und 
die  Regelung  der  Elektrizitätswirtschaft  nach  dem  Gesetz  vom 
31.  12.  1Q19  schnellstens  durchgeführt  wird.  Eine  Beteiligung 
der  Arbeitnehmer  auf  kapitalistischer  Grundlage  ist  mit  dieser 
Auffassung  nicht  vereinbar.  Die  Arbeitnehmerschaft  erwartet 
aus  diesem  Grunde  von  den  Vertretern  der  Kommunal-Verbände 
im  Aufsichtsrat,  die  ja  die  Aktienmehrheit  in  Händen  haben,  daß 
sie  in  der  nächsten  Generalversammlung,  nachdem  sie  nunmehr 
die  ablehnende  Stellung  der  Arbeiter  und  Angestellten  kennen, 
den  Vorschlag  auf  Ausgabe  von  Namensaktien  an  die  Arbeit- 
nehmer ablehnen  werden." 

VEREINSNACHRICHTEN 

Die  47.  Abgeordneten-Versammlung  des  Verbandes  Deut- 
scher Architekten-  und  Ingenieur-Vereine  findet  am  25.  und 
26.  August  d.  J.  in  Lübeck  statt.  Am  Vorabend  der  Versamm- 
lung ist  eine  zwanglose  Begrüßung  im  ,, Schabbeihaus",  während 
der  Tagung  sind  Besichtigungen  architektonischer  Sehenswürdig- 
keiten, der  Siedelungen,  des  Dräger-  und  Hochofenwerkes  nach 
Wahl,  und  im  Anschluß  an  diese  am  27.  August  ein  Ausflug 
nach  Travemünde  vorgesehen.  Aus  den  Verhandlungsgegenstän- 
den sind,  abgesehen  von  inneren  Angelegenheiten,  unter  denen 
die  h'inanzfrage,  wie  heute  bei  allen  Verbänden,  eine  wichtige 
Rolle  spielt,  Beratungen  über  verschiedene  Fragen  der  Neu- 
organisation in  Staat  und  Gemeinden,  Stellungnahme  zu  der 
neuen  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  und 
eine  Aussprache  über  die  Notwendigkeit  des  Zusammenarbeitens 
von  Architekt  und  Bauingenieur,  auf  der  ja  auch  die  Existenz- 
berechtigung des  Verbandes  in  hohem  Maße  beruht,  hervorzu- 
heben. Ebenso  werden  Beschlüsse  über  die  Herausgabe  weiterer 
Hefte  des  Bürgerhauswerkes,  von  dem  bisher  nur  Heft  1 
Schlesien  im  Druck  erschienen  ist,  gefaßt  werden  können. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

In  der  Technischen  Rundschau  des  Berliner  Tageblatts  be- 
schreibt der  durch  vielfache  \'cröff entlichungen  auf  dem  Gebiete 
der  Kriminaltcchnik  bekannte  Ingenieur  Nelken  in  Char- 
lottenburg ein  neues  Reiseschloß,  eine  Yale-Konstruktion  mit 
auswechselbarem  Schließzylinder,  der  entweder  vom  Reisenden 
mitgebracht  oder  aus  sicherem  (Gewahrsam  des  Gasthofes  leih- 
weise entnommen  werden  kann,  so  daß  grundsätzlich  jedes  der- 
artig gesicherte  Schloß  einen  ständig  wechselnden  \'crschluC 
aufweist,  der  beispielsweise  das  bisher  vielfach  geübte  Verfahren 
luimöglich  macht,  durch  ^\'ohnen  in  einem  Hotel  die  Schlüssel- 
abdrücke bestimmter  Zimmer  zu  erlangen,  um  zu  einer  spälerei: 
Zeil,  wenn  solche  von  Eigentümern  großer  Kostbarkeiten  be- 
\vohnt  werden,  mit  dem  erlangten  Nachschlüssel  einen  verhält- 
nismäßig gefahrlosen  Beutezug  zu  unternehmen.  Bei  dem  ständig 
zunehmenden  Streben  nach  Teilung  des  \\^agnisscs  in  allen  Haf- 
^ungsfragen  wird  man  diesem  ^'orschlage  Beachtung  schenken 
■  uüssen.') 

Der  Schutz  gegen  Einbruch  spielt  auch  anderweit  in  das 
■Gebiet  des  Verkehrswesens  hinein,  namentlich  hinsichtlich  des 
Wühnungsschutzes  während  der  Reisezeit.  Es  ist  deshalb  zu 
De,grüßen,  wenn  die  ,,G  r  o  ß  e  Berliner  Illustrierte"^)  hierüber 
einen  Aufsatz  aus  der  Feder  eines  ersten  Fachmannes  bringt, 
erläutert  durch  Zeichnungen  von  Arthur  Regelsky,  dem  bekann- 
ten Maler  und  Zeichner,  der  sich  dabei  auf  persönliche  Erfah- 
/ungen  stützen  kann,  die  er  bei  Einbrecherstreifen  erworben 
hat. 


')  Beispielsweise  beschränken  die  Gasthöfe  .letzt  die  ihnen  sonst  obliegende 
inibeschrä  kte  Haftung  fdr  das  eingebrachte  Gut  durch  eine  vom  Reisinden  mit  der 
.•Xnmeldung  zu  vollziehenden  Erklärung  anf  bestimmte  Summen  während  es  dem 
Reisenden  freisteht,  für  d.irUber  hinausgehende  Beträge  eine  Zusatzversicherucj 
aufzunehmen.  Eine  ähnliche  W.Tgnisteilung  hat  die  Eisen bahnverwaltung  durch  An- 
lehnung an  eine  Gruppe  Versicherungsgesellschaften  hinsichtlich  des  Au'- 
bewahrungsgutes  und  des  aufgegebenen  Gepäckes  vorgenommen.  Die  bisher  vor- 
liegenden Erfahrungen  über  die  Bewährung  im  Schadenfalle  lassen  noch  kein 
abschl  eßendes  Urteil  zu.  .\eufierungen  aus  dem  Kreise  der  Verkehrstreibenden  2u 
dieser  Frage  würden  wertvolle  Unterlagen  fllr  die  Weiterbildung  dieses  Ver- 
fahrens bilden. 

■-)  Berlin  S  u,  Stallsclirelbor-tr. 
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dieser      Zeitschrift      ist  verboten 


ZUR  BERECHNUNG  VON  ABLAUFANLAGEN  IN  VERSCHIEBEBAHNHÖFEN. 

VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D.  K.  E.  WENZEL,  HAMBORN/RH. 


I. 

Betrifft  die  Ausführungen  von  Dr.-Ing.  und  rer.  pol.  W'affen- 
schinidt,  Karlsruhe  in  Nr.  10/17  d.  Z. 
A.  W'affeiischniidt  führt  unter  den  Größen,  die  der  Berecii- 
iiiing  zugrunde  zu  legen  sind,  ,  eine  Höchstgeschwindigkeit  für 
Wagen  auf  (Punkt  Ij,  die  er  für  Abschubanlagen  mit  5.5—6.5 
m/sek.  (Sammet  5,  Ammann  7  m/sek.)  angibt.  Die  Größen- 
bemessuiig  fußt  auf  der  Leistungsfähigkeit  der  Heiiimschuh- 
bremsung.  Die  betriebssichere  Arbeitsweise  der  Hemmschuhe  ist 
aber,  von  allzuvie  en  Faktoren  abhängig,  al  daß  sie  einwandfrei 
zu  begrenzen  wäre;  tatsächlich  schwanken  auch  die  Angaben 
stark,  ihre  Bemessung  muß  mehr  oder  weniger  subjektiv  sein 
und  jede  kann  Ans])ruch  auf  (ieltung  erheben.  Der  (irenzwert  ist 
aber  von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  Leistung  einer 
l^ampe;  unterschiedliche  Schätzung  bedingt  stark  unterschied- 
liche Leistungsergebnisse.  Bei  der  Bedeutung  dieser  erscheint 
mir  daher  die  Berechnungsgrundlage  zu  zweifelhaft  und  nach- 
giebig. Noch  ein  anderer  Cirund  spricht  gegen  eine  solche  Fest- 
legung. Fiir  die  Aufgabe  Laufweiten  zu  schaffen,  ist  nur  die 
Cjesamtgefällhöhe  maßgeblich.  Der  Einfluß  der  Profilausbildung 
ist  unwesentlich,  somit  letztere  variable.  (Nachweis  erfolgt 
später.)  Einer  (ieschwindigkeitsbegrenzung  stände  in  dieser  Hin- 
sicht nichts  im  Wege;  doch  grundsätzlich  anders  gestaltet  sich 
dieses,  wenn  die  Forderung  nach  Leistung  zu  erheben  ist.  Sie 
schränkt  nicht  nur  die  Vielheit  der  Profilausbildungen  ein,  son- 
dern verlangt  ganz  grundsätzlich  klar  umrissene  Formen,  die  ins- 
besondere hohe  Geschwindigkeiten  —  wie  sie  nur  Steilrampen 
erzeugen  —  als  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  Leistung  ein- 
schließen. Soll  hierin  ein  Optimum  erzielt  werden,  so  ist  jenen 
(iesetzen  zu  folgen;  eine  Geschwindigkeitsbegrenzung  kann  dahei 
nicht  zugegeben  werden.  Es  ist  Sache  des  Betriebes  sich  damit 
abzufinden,  daß  leistungsfähige  Anlagen  Geschwindigkeiten 
haben,  die  nicht  in  einen  Ralimcn  hineinzupressen  sind;  natürlich 
nur  insofern,  als  die  Technik  dem  Betrieb  ein  Mittel  an  Hand 
geben  muß,  diesen  Geschwindigkeiten  und  Laufenergieen  Herr  zu 
werden;  gemäß  der  Aufgaben  also:  ein  betriebssicheres,  leistungs- 
fähiges Bremsmittel.  Als  solches  können  weder  Hemmschuhe 
noch  Gleisbremsen,  die  sich  .des  Hemmschuhprinzips  bedienen, 
angesehen  werden;  dagegen  aber  Gleisbremsen  von  der  Art  der 
Lohse'schen  und  Frölich'schen  Bremsen  (siehe  Z.  d.  B.  1912 
S.  337  und  Organ  1918,  Heft  5).  Die  Notwendigkeit  der  Einfüh- 
rung solcher  fernsteuerbaren,  zweiseitig  wirkenden  Gleisbremsen 
ist  nachgerade  Allgemcinerkenntnis  fast  aller  Fachkreise  gewor- 
den. Der  von  W'.  der  Hemmschuhbremse  mit  Recht  zu  machende 
Vorwurf  erhöhter  Materialbeanspruchung  entfällt  für  jene.  Es 
erscheint  hier  ebensowenig  wie  auf  anderen  Gebieten  nötig,  ein 
Versagen  in  Rechnung  zu  stellen;  z.  B.  fällt  es  niemandem  ein, 
den  Schnellzügen  nur  dc'-halb  niedrigere  Geschwindigkeiten  zu 
konzedieren,  weil  etwa  die  durchgehende  Luftdruckbremse  ver- 
sagen kcinnte.  Beurteilt  man  z.  B.  Prinzip  und  Konstruktion  der 
hochv^■ertigen  Frölichschen  Gleisbremse  —  erfahrungsgemäß  ist 
ihie  elastische  Bremswirkung  deiV  schwersten  V^agen  gewachsen 
—  und  ihres  Antriebes,  so  besagnschon  dessen  Aufbau  aus  ein- 
fachen Maschinenaggregaten,  daßyVersagerquel  en  hierin  nicht 
enthalten  sind  (Z.  d.  B.  1922,  S.  49\  Dr.-Ing.  W.  Müller).  Es  sei 
W.  zugegeben,  daß  es  eine  kleinii  Einschräntung  in  der  Be- 
wegungsfreiheit der  ProjektbcarbiVung  bedeutet,  wenn  Gleis- 


bremsen vorzusehen  sind;  jedoch  ist  —  abgesehen  von  der  Not- 
wendigkeit solcher  —  diese  kleine  Unfreiheit  gegenüber  den  satt- 
sam bekannten  Vorteilen  einer  betriebssicheren  Vorbremsung  un- 
bedenklich hinzunehmen. 

B.  In  Punkt  2  gibt  Waffenschmidt  die  von  Ammann  aufge- 
stellten Widerstandsziffern  für  einen  guten  Läufer  auf  2  v.  T., 
für  einen  schlechten  Läufer  auf  6  v.  T.  an;  diese  Widerstands- 
ziffern stellen  nicht  den  reinen  Laufwiderstand  dar,  sondern  ent- 
halten noch  den  PLinfluß  des  Windes  und  sind  als  konstant  an- 
genommen. Dagegen  weist  Frölich  in  seiner  Doktor-Ingenieur- 
Arbeit  ,, Rangieranlagen  und  ihre  Bedeutung  für  den  Eisenbahn- 
betrieb" (C.  W.  Kreideis  Verlag,  Berlin  W.  9)  nach,  daß  für  die 
Lauf-  und  Windwiderstände  feste  Werte  nicht  angegeben  werden 
können,  daß  sie  vielmehr  einem  ständigen  Wechsel  un- 
terworfen seien.  Ferner  gestatten  die  von  Ammann  angegebenen 
konstanten  Widerstandszahlen  weder  den  unterschied- 
lichen W  i  t  t  e  r  u  n  g  s  V  e  r  h  ä  1  t  n  i  s  s  e  n  (  Rücken-,  Ciegen- 
wind,  Frost)  noch  den  unterschiedlichen  W  a  g  e  n  v  e  r  - 
h  ä  1  t  n  i  s  s  e  n  eines  Bahnhofs  ( W'agengattung,  Beladung,  Einzel- 
oder Grupiienablauf )  Rechnung  zu  tragen.  Zweifellos  aber  bil- 
det die  Erkennung  dieser  ungleichen  Verhältnisse  und  die  da- 
durch bedingte  unterschiedliche  h'ixierung  der  W'iderstandszahlen 
die  erste  Voraussetzung  eint'r  Untersuchung,  sofern  sie  Anspruch 
auf  Richtigkeit  erhebt.  l'",s  ist  das  V^erdienst  von  h'rölich,  diese 
unterschiedlichen  I{iiiflüsse  erfaßt  und  an  Hand  zahlreicher  Ver- 
suchsergebnisse Werte  aufgestellt  zu  haben,  die  es  ermöglichen 
den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechende  Widerstandszahlen 
einer  Untersuchung  zu  Grunde  legen  zu  können.  Frölich  ergänzt 
seine  Ausführungen  durch  die  Wiedergabe  von  namentlich  aus- 
ländischen Versuchsergebnissen  (Zugwiderstände),  wonach  über- 
einstimmend die  reinen  Laufwiderstände,  bedingt  durch  Bauart, 
Baustoff  und  Schmierung  der  Lager,  Achsstand  und  Lagerung 
der  Achsen  sowie  Spiel  zwischen  Spurkranz  und  Schienen  von 
folgenden  Faktoren  beeinflußt  werden: 

1.  niedere  Temperatur;  (vor  allem  bei  Beginn  der  Bewegung; 
auch  •  bei  normaler  Temperatur  infolge  der  durch  die 
Reibimg  noch  nicht  erhiihten  Temperatur  des  Schmier- 
materials; nach  Schmidt,  (Iron  Age  1910,  S.  448)  Lauf- 
widerstand erst  nach  16  km  konstant; 

2.  Wagengewicht;  (bei  zunehmendem  Wagengewicht  si.k: 
der  Laufwiderstand). 

3.  Geschwindigkeit:  jedoch  nur  minimal  innerhalb  bestimmter 
Grenzen;  (Reibungswiderstand  fällt  bei  wachsender  Ge- 
schwindigkeit). 

4.  Dagegen  wird  ühereinstimmcnd  der  lünfluß  von  Oberbau 
und  Bettung  auf  die  Wagenwiderstände  als  unwesentlich 
bezeichnet. 

Für  die  Lauf-  und  Windwiderstände  der  offenen  und  gedeck- 
ten Wagen,  einzeln,  und  in  Gruppen,  hat  Dr.-Ing.  Frölich  für 
normale  und  tiefe  Temperatur  sowie  für  verschiedene  Geschwin- 
digkeiten der  Außenluft  durch  Versuche  Grundwerte  ermittelt, 
die  sich  mit  der  Laufweite  und  der  Relativgeschwindigkeit  der 
Wagen  zum  Winde  nach  bestimmten  Gesetzen  ändern.  Die  Ta- 
belle I  gibt  diese  Grundwerte  wieder.  Zur  LTnterstützung  der 
Tabellenwerte  (insbes.  z.  B.  der  Zahlen  für  C,  unbel.  =  4.5  und  0 
bei.  =  2.8  V.  T. )  sei  kurz  auf  die  in  Glasers  Annalen,  Bd.  86 
Heft    82    veröffentlichten    Auslaufversuche    der  schwedischen 
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Staatsbahnen  mit  Erzwagcn  auf  einer  Abiaufstrecke  von  etwa 
2.5  km  hingewiesen.  Die  nach  Abzug  verbleibenden  reinen  Lauf- 
vviderstände  sind  danach  für  beladene  Wagen  in  Mittel  2.1  v.  T., 
für  leere  Wagen  im  Mittel  4.3  v.  T.;  eine  ausgezeichnete  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Frölich'schen  Werten,  wenn  man  bedenkt, 
daß  sich  am  Ende  dieser  Strecke  die  Laufwiderstände  schon  den- 
jenigen des  Bewegungszustandes  nähern.  Verfasser  hat  eine 
Reihe  von  Ablaufanlagen  mit  Frölichschen  Werten  untersucht 
und  dabei  eine  gute  Uebereinstimmung  der  Rechnungswerte  mit 
der  Praxis  festgestellt.  Den  großen  Einfluß  der  Temperatur  auf 
den  Grundwert  —  maßgebend  ist  die  Schenkelwärme  der  Achsen, 
die  während  der  Fahrt  infolge  der  Reibung  namentlich  bei  tiefer 
Außentemperatur  erheblich  über  dieser  liegt,  bei  Stillager  aber 
bald  auf  die  Außentemperatur  sinkt  —  drückt  Frölich  durch  einen 
Faktor  aus,  der  bei  normaler  Temperatur  1  und  bei  sehr  tiefen 
Temperaturen  3  beträgt;  es  ist  also  ein  Wagen,  der  bei  normaler 
Temperatur  4.5  kg/t  reinen  Laufwiderstand  als  Grundwert  hat, 
bei  beginnendem  Frost  mit  9  kg/t,  bei  scharfem  Frost  mit  13  kg/t 
reinem  Laufwiderstand  als  Grundwert  in  An.satz  zu  bringen, 
vorausgesetzt  daß  seine  Schenkelwärme  nicht  erheblich  höher  ist 
als  die  Außentemperatur. 

Bei  tiefer  Temperatur  ankommende  Züge  sollen  daher  zweck- 
mäßig spätestens  %  Stunde  nach  Ankunft  zum  Ablauf  kommen. 
Stehen  sie  länger,  so  sind  die  J  tp -Werte  aus  der  Tabelle  II  noch 
größer  anzusetzen. 

Der  Laufwiderstand  tp  beginnt  nach  einer  Laufweite  von 
etwa  250  m  abzunehmen  und  zwar  umsomehr,  je  länger  die 
Wagen  vor  dem  Ablauf  gestanden  haben  bzw.  je  tiefer  die  Außen- 
temperatur war.  Diese  Erscheinung  findet  ohne  Schwierigkeit 
ihre  Erklärung  in  der  Schmierfähigkeit  des  Oeles,  die  bei  tiefer 
Temperatur  geringer  ist.  Die  Tabelle  II  gibt  die  Werte  J  (p  kg/t 
an,  um  die  die  Grundwerte  der  Laufwiderstände  kleiner  werden. 
]5ie  Anlaufwiderstände  stellte  Aspinall  für  Drehgestellwagen,  die 
etwa  um  ein  viertel  geringere  Laufwiderstände  haben,  auf  rund 
7.5  v.  T.  fest;  bei  festgelagerten  Achsen  betrügen  sie  danach 
10  V.  T.  Allgemein  kann  der  Anlaufwiderstand  mit  dem  2 — 3- 
fachen  reinen  Laufwiderstand  angesetzt  werden  (Neigung  einer 
Gefällanlage  somit  1  :  120  bis  1  :  85,  nach  den  jeweiligen  Wagcn- 
verhältnissen  des  Bahnhofs). 

Tabelle  I. 

Verschiedenheiten  der  Windwiderstände  und  der  Lauf-  und 
Windwiderstnäde  bei  verschiedenen  Wind-  und  Temperaturver- 
hältnissen. (Eigengeschwindigkeit  unberücksichtigt,  Vwa  — 
Geschwindigkeit  der  Außenluft.) 


Vwa  = 

=  0  m/Sek. 

Vwa= 

=  -6m/Sek. 

Vwa= 

=  -f-6m/Sek. 

?  + 

w 

9?  -f-  w 

©  -|-  w 

W 

Temperatur 

W 

Temperatur 

W 

Temperatur 

norm 

tief 

norm 

tief 

norm. 

tief 

vT 

vT 

vT 

vT 

vT 

vT 

vT 

vT 

vT 

1  leerer  G 

0.5 

5.0 

9.5 

4.4 

89 

13  4 

-0.5 

4.0 

8.5 

1  belad.  O 

0 

2.8 

5.6 

0.9 

3.7 

65 

0 

2.8 

56 

2  leere  G 

0.3 

45 

8.7 

2.9 

7.1 

11.3 

-0.3 

39 

8.1 

2  belad.  O 

0 

2.5 

5.0 

0.6 

3.1 

56 

0 

2.5 

50 

3  leere  G 

0.1 

4.2 

8.3 

2.5 

6.1 

iO.2 

-0.1 

4.1 

8.1 

3  belad.  O 

0 

2.4 

4.8 

04 

2.8 

5.2 

0 

24 

48 

5  leere  G 

0 

3.9 

7.8 

1.1 

5.0 

8.9 

0 

3.9 

7.8 

5  belad.  O 

0 

2.2 

4.4 

0.3 

2.5 

4.7 

0 

2.2 

4.4 

10  leere  G 

0 

3.3 

66 

0.9 

4.1 

7.4 

0 

33 

6.6 

10  belad.  O 

0 

1.6 

3.2 

0.2 

1.8 

3.4 

0 

1.1 

3.2 

Tabelle  II. 

Abnahme  der  Laufwiderstände  mit  der  Laufweite. 


Meter 

250 

300 

350 

400 

450 

500 

550 

600 

Bemerkungen' 

A  f  kg/t 
J  h  '5  m 

n 

0 
0 
0 
0 

04 

0.8 
0.02 
0  04 

0.4 
08 
0.035 
0.07 

0.48 
0.96 
0.07 
0.14 

0  56 
1.12 
0  105 
0.21 

0.64 
1.28 
0.16 
0  32 

0.72 
1.44 
0.215 
0.43 

08 
1.6 
0.275 
0.55 

normal 

lange  gestanden 
normal 

lange  gestanden 

Die  Windwiderstände  w,  deren  Grundwerte  in  der  Tabelle  I 
angegeben  sind,  hängen  ab  von  der  Windgeschwindigkeit  Vw 
m/Sek.  relativ  zum  Fahrzeug,  und  von  der  Form  des  Wagens. 
Das  Aenderungsgesetz   des  Windwiderstandes   wird  durch  die 

Formel  Ww  ==  ^^^kg/t  ausgedrückt.    Hierin  ist  die  unver- 

änderliche C  =  0.0052,  nach  Versuchen  der  Studiengesellschaft 
für  elektrische  Schnellbahnen  (Glasers  Annalen  1906,  S.  226). 
G  ist  das  Wagengewicht  und  F,,  =  F  +  F  die  Aquivalcnt- 
f'äche,  die  sich  aus  F,  dem  größten  vv  agenqucrschnitt  emschließ- 
lich  der  Ladung  und  einem  Zusatzwert  A  F  zusammensetzt,  der 
für  Wagen  mit  durchbrochenen  Wänden  bis  zu  0.3  F  beträgt.  Es 
kann  für  einen  G- Wagen  Fy  =  F  -f  J  F  =  7  qm  und  für  einen 
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O-'Wagen  Fq  =  F  +  ^  F  =  3  bis  5.8  qm  je  nach  Größe  und 
Köhe  der  Ladung  gesetzt  werden.  Bei  Wagengruppen  ist  nach 
Prof.  Goß  (The  Engenner,  1898,  Seite  164)  zu  obigen  Werten  von 
Fq  des  Einzelwagens  für  den  letzten  Wagen  und  für  jeden 
mittleren  Wagen  ^/lo  seiner  Stirnfläche  hinzuzufügen.  Dieses  Ver- 
b.ältnis  bleibt  für  alle  Geschwindigkeiten  dasselbe.  Zur  Bestim- 
H'ung  der  Windgeschwindigkeit  relativ  zum  Fahrzeug  ist  die  je- 
weilige Laufgeschwindigkeit  des  Wagens  zu  ermitteln.  Zu  dieser 
ist  bei  Gegenwind  die  Geschwindigkeit  der  Außenluft  zuzuzählen, 
bei  Rückenwind  sind  diese  Geschwindigkeiten  voneinander  ab- 
zuziehen. 

In  Deutschland  kann  für  die  Geschwindigkeiten  der  Außen- 
luft V  wa  4  bis  8  m/sek.  angenommen  werden,  deren  oberer 
Grenzwert  schon  recht  erheblich  ist. 

In  Abb.  1  sind  die  Windwiderstände  von  Einzelwagen  und 
Gruppen  für  die  Windgeschwindigkeiten  relativ  zum  Fahrzeug 
dargestellt. 

Der  größere  Genauigkeitsgrad,  der  in  diesen  Unterlagen  ge- 
genüber den  seither  bekannten  ohne  Zweifel  steckt,  berechtigt 
nicht  nur,  sondern  verlangt  auch  die  Inrechnungstellung  des  Ein- 
flusses der  drehenden  Massen,  da  seine  Vernachlässigung  einen 
Fehler  bis  zu  15%  (nach  W.)  bedeutet.  Die  Bewegung  der  ab- 
laufenden Fahrzeuge  ist  keine  rein  fortschreitende.  Der  Einfluß 
der  drehenden  Radkränze  macht  sich  während  des  Beschleu- 
nigungszustandes des  Wagens  hemmend,  bei  dem  Verzögerungs- 
zustand treibend  bemerkbar.  (Siehe  Föppl,  Vorlesungen  über 
technische  Mechanik  2.  Auflage  1.  Bd.,  3.  Abschnitt,  19.  Auf- 
gabe). 

Er  läßt  sich  dadurch  berücksichtigen,  daß  die  drehende  Be- 
wegung der  Radkränze,  die  das  Gewicht  G'  von  etwa  1  t  haben, 
in  die  Berechnung  der  bewegten  Masse,  als  fortschreitende  Be- 
wegung eingeführt  werden,  wodurcch  sich  die  Gesamtmasse  des 
G' 

Fahrzeuges  um  ^  (G  das  Gewicht  des  Fahrzeugs)  erhöht.  Die 
G 

erhöhte  Masse  ist  dann  W  =  ^      ^  =  ^^-^wog=  9.81  m/Sek.2 

^    G'  ^ 
die  Erdbeschleunigung  und  /?=  1  -f-^-  ist. 


Tabelle  IIL 


Für  G  = 

8 

10 

12 

16 

20 

24  t 

ist  ß  = 

1.125 

LI 

1.083 

.1.06 

1.05 

1.04 

8'  =  ^  = 

8.8 

8.9 

9.05 

9.25 

9.34 

9  44  m/Sek.2 

Abb;  1. 

C.  Was  '(.11  von  VV.  vorgeschlagenen  interessanten  Kecn- 
nungsgang  ani  elangt,  so  führt  dieser  —  bei  dem  gewätiUtn  ein- 
fachen Beispirl  —  relativ  schiell  zum  Ziel  und  liefert  auc.i 
Werte,  die  einen  Vergleich  e  möglichen.  Um-ständlicher  und 
zeitraubender  wird  diese  Methode  der  Zeitgeschwindigkeitslinie-.i, 
Y^cnn  —  neben  (Berücksichtiginp  der  drehenden  Massen  —  das 
Profil  gegliederter  ist  und  W-ichen  berücksichtigt  werden  müs- 
sen; letzteres  wird  immer  der  Fall  sein,  da  die  Untersuchung  für 
die  widerstandsteirhste  Bahi  anzustellen  ist.  Noch  schwieriger 
gestaltet  sich  dieses,  wenn  —  dem  wirklichen  Bevvegungsvor- 
gang  entsprechend  —  nich  mit  einem  konstanten  Lauf-  und 
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Figa 
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j   Fi^sf  iinaf  liTina/sM/e  fSJ emscMitis- 
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Vv'indwiderstand  gerechnet  wird,  sondern  mit  den  sich  stets  in- 
folge der  Geschwindigkeiten  ändernden  Werten;  d.  h.  wenn  die 
Widerstandsh(")henlinie  nicht  eine  gerade,  sondern  eine  zweiseitig 
gekrümmte  Linie  (gestreckte  S  Kurve)  ist.  Dann  ist  auch  die 
Zcitgeschwin(iigl<eit^liiiie  ein  vielfach  gebrochener  Linienzug  und 
die  Bestimmung  der  gesuchten  (inißcn  infolge  der  stark  vermehr- 
ten Anzahl  von  Flächenauswertungen  umständlich  und  zeitrau- 
hend. Der  Methode  wird  die  Basis  entzogen,  sobald  sich  den 
Ausführungen  unter  Pmikt  A  nicht  mehr  verschlossen  wird,  wo- 
nach eine  Begrenzung  der  (ieschwindigkeit  willkürlich  und  unan  - 
gebracht ef^cheint.  Sodann  ist  m.  K.  nach  die  Zeitgcschw  indig- 
l  eitslinie  hinsichtlich  Aufbau  und  Auswertung  wenig  anschaulich 
im  Gegensatz  zur  Zeitbeweglinie,  die  —  in  den  meisten  Fällen, 
sicherlich  hier  —  die  anschaulichste  und  überzeugendste  Dar- 
stellung eines  Bewegungsvorganges  verkörpert.  Ihre  Auswer- 
tung geschieht  zweckmäßig  durch  die  einfache  und  instruktive 
F^)rm.  die  Fnilich  in  Heft  4/1922  der  Verk. -Woche  gibt.  Die 
Methdde  >ei  kurz  charakterisiert:  Mit  Hilfe  der  Frölichscheu 
Grundwerte  der  reinen  Lauf-  und  Windwiderstände  eines  guten 
Läufers  und  eines  schlechten  Läufers  gemäß  der  maßgebenden, 
örtlichen  Verhältnisse  werden  die  Widerstands-  bzw.  Geschwin- 
digkeitshöhenlinien für  einen  gegebenen  Profil-  und  Gleisplan  so- 
wie für  verschiedene  jeweils  gültige  Witterungsverhältnisse  auf- 
gezeichnet (Fig.  b).  Nach  Umwertung  in  Zeitwegelinien  (F'ig.  c) 
werden  mit  Hilfe  der  Lauf  zeitiniterschied^werte  ( A  t)  die  Linie 
der  Laufzeitunterschiedswerte  und  die  Linie  der  Zeitwerte  (t ,) 
gebildet,  die  zum  Durchlaufen  der  eigenen  Wagenlänge  ver- 
braucht werden.  (Fig.  d.)  Nach  der  Gleichung  tp  =  7"o  — 
(At  +  t  o)  bzw.  7o  =  tp  -f  A  t  +  fo  ist  die  Ablaufzeitfolge  zu 
ermitteln,  aus  der  sich  die  entsprechende  Zuführungsgeschwindig- 

keit  Vo  = -y-  m/sek.  (1  =  Wagenlänge),  als  eindeutig  mathe- 
matischer Maßstab  der  Leistung  ergibt  bzw.  bei  zu  fordernder 
Leistung  und  somit  gegebener  Zuführungsgeschwindigkeit  die 
Lage  der  ersten  und  letzten  Weiche  sowie  die  Pufferzeitabstände 
für  jeden  Punkt  der  Bahn  (l'"ig.  d).  Zu  beachten  ist  die  genaue 
Bestimmung  der  Ablaufpunkte  der  Wagen  sowie  die  der  Zu- 
führungsgeschwindigkeit entsprechende  Höhenverschiebung  der 

/         V  ^  \ 

Geschwindigkeitshöhenlinie  am  Gipfel  (h  =  -^^  j-    Die  Bildung 

der  Zeitwegelinicn  erldlgt  einfach  und  schnell,  ohne  Zwischen- 
hildung  der  Zeitgeschwindigkeitslinien,  nach  dem  Müller'schen 
Verfahren.  (Z.  d.  B.  1421  S.  355  und  Z.  d.  B.  1922  Seite  47.)  Das 
letztere  liefert  trotz  seiner  Schnelligkeit  genaue  W'erte.  Das 
erstere  (Eiriflußlinien\trf ahren)  ist  etwas  zeitraubender,  dafür 
aber  instruktiver  hni^iclitlich  des  Aufbaues  der  Beschleunigungs- 
und Verzögerungskräfte  und  zu  empfehlen,  weil  für  Wagen,  die 
zum  Halten  kommen,  eine  Konstruktionsprobe  (die  Summe 
der  Beschleunigungskräfte  muß  gleich  der  Summe  der 
Verzögerungskräfte  sein)  eingeschlossen  ist;  bei  Unter- 
suchung von  ( ;  r  u  p  p  e  n  a  b  1  ä  u  f  e  n  ist  dieses  Verfahren 
wegen  der  Möglichkeit,  den  Einfluß  der  schlep- 
penden Achsen  zu  erfassen,  stets  zu  wählen.  Die 
Z.  W'.-I^inien  werden  zweckmäßig  für  die  W^agenschwerpunkte 
aufgestellt;  den  t  o  Werten  sind  die  ermittelten  Geschwindig- 
keiten des  guten  und  schlechten  Läufers  zu  Grunde  zu  legen.  Zu 
den  angezogenen  Ausführungen  vtin  Frölich  sei  ergänzend  noch 
Folgendes  vermerkt: 

D.  l.  Die  Trennung  der  Puffer  beginnt  in  dem  Augenblick, 
wo  die  Gefällkräfte  die  Neigungskräfte  überwinden,  d.  h.  wenr. 
der  Wagen  zum  Ablaufen  kommt.  Dieser  Punkt  liegt  vom  Ab- 
laufpunkt des  .Schweri)unktes  um  die  halbe  Wagenlänge  zurück; 
die  t(i  Werte  sind  daher  für  die  Hinterpuffer  aufzutragen;  das 
gilt  auch  für  den  verzögerten  Wagen.  Nach  Inrechnungstellunu 
der  auf  die  nutzbaren  Pufferzeitabstände  ausgleichend  wirkenden 
Ablaufverzögerung  eines  Wagens,  besteht  die  untersuchte  Doji- 
i:elfolge  nunmehr  aus  2  Schlechtläufern  und  aus  dem  ablaufver- 
zögerten Gutläufer.  Die  ^^t  Werte  sind  nicht  mehr  zwischen  dem 
G  und  dem  unbeeinflußten  O-Wagen  zu  bilden  bzw.  beizubehal- 
ten, sondern  zwischen  G  und  dem  ablaufverzögerten  O,  für  der. 
somit  eine  weitere  Z.  W. -Linie  aufzustellen  ist.  Werden  nun  die 
Werte  At  G/O  verz.  an  der  Mittellinie  der  Ablaufzeitfolgefigur 
aufgetragen,  so  ergeben  sich  zur  alten  Laufzeitunterschiedslinie 
Zeitunterschiede  Ai  A^-  (Fig.  i.)  Diese  Zeitwerte  gleichen  die 
nutzbaren  Pufferzeitabstände  aus  und  zwar  verkleinern  sie  die 
der  ersten  Folge  G/O  verz.  und  vergrößern  die  der  zweiten  Folge 
O  verz./G.  Die  A  (a  t)  sind  am  größten  atif  der  Steilrampe 
und  nehmen  bis  zur  letzten  Weiche  stetig  ab;  sie  wirken  also 
dort  am  stärksten,  wo  der  größte  Ausgleich  zu  fordern  ist.  Das 
eirechnete  Zeitmaß  A  um  das  die  Laufzeit  des  Gutläufers  zu 
verlängern  ist,  muß  bewirkt  werden  durch  eine  Verzögerung  am 
Kampenkopf,  die  jiraktisch  meist  gleich  dem  zu  fordernden  \tn- 
an  der  letzten  Weiche  ist.  h'igur  k  gibt  die  Linie  der  Laufzeit- 
unterschiede zwischen  dem  norm.  O  und  dem  ablaufverzögerteri 
O-Wagen  an,  s  —  V,/  ■  tw  ergibt  den  vorverlegten  Ablaufpunkt. 

2.  An  Hand  der  dynamischen  Untersuchungen  der  Be- 
wegungsvorgänge auf  den  Profilen  I  und  II  (Fig.  b)  seien  noch 


einige  Punkte  be^iirochcn,  die  bei  Untersuchungen  gelegentlich 
aufkommen. 

Für  den  gegebenen  Gleis-  (Fig.  a)  und  Pr(jfilj)!an  (Fig.  b/II) 
bestimmt  sich  die  Leistung  zu  0.9  m/sek.  (Ablaufzeitfolge  10.2". 
(Ffg.  d)  bei  günstigem  Wetter;  der  Berg  arbeitet  auch  noch  bei 
leichtem  F^rost,  da  der  schlechte  Läufer  die  Weichenzone  noch 
freimacht.  Die  Gesamtgefällhöhe  hierfür  beträgt  3.30  m.  Ohne 
dieses  Vorteils  verlustig  zu  gehen,  könnte  Profil  II  durch  Pro- 
fil I  mit  einer  um  0.7  m  niedrigeren  Ges.-Gefällhöhe  und  einer 
Leistung  von  1.0  m/sek.  (Fig.  g)  ersetzt  werden;  Profil  I  somit 
leistungsfähiger  wie  II.  Ein  Leistungsvergleich  beider  Profile 
bei  eingerichteter  Ablaufverzögerung  ergibt  ein  umgekehrtes 
Wertverhältnis;  Profil  II  wird  mit  \„'  =  1.29  m/sek.  gegen  Vo' 
gleich  1.2  m/sek.  (Profil  I)  leistungsfähiger  infolge  der  weiteren 
l''ntfernung  der  ersten  Weiche  vom  Brechpunkt  und  des  dadurch 
bedingten  größeren  At-Wertes.  ICs  erweist  sich  somit,  daß  die 
Lage  der  ersten  Weiche  zum  Brechpunkt  nicht  allein  von  der 
für  eine  erste  Folge  G/O  notwendigen  Minimalpufferzeit  ab- 
hängig ist,  sondern  daß  sie  mit  Rücksicht  auf  eine  zweite  Folge 
noch  entgegengesetzt  gerichteten  lirwägungen  unterworfen  sein 
kann,  (linksseitig  der  Fig.  g.)  F~s  dürfte  auffallen,  daß  zur  Er- 
rechnung von  Tn'  andere  als  in  der  Zeichnung  ermittelte  Werte 
für  To  eingesetzt  sind;  wie  erklärt  sich  dieses?  Die  leistungs- 
steigernde  Ablaufverzögerung  läßt  kleinere  Ablaufzeitfolgen  als 
Tq  erwarten;  die  Zuf.-(ie>^ch\\indigkeit  wird  dementsprech- 

end größer:  d.imit  ändern  sich  auch  die  Z.  W. -Linien  und  die  sich 
daraus  ergehenden  Laufzeitunterschiede.  Letztere  werden  klei- 
ner, da  sich  die  Laufcnergieen  infolge  der  schnelleren  Zuführung 
\'ergTÖßern.  Innerhalb  der  normalen  (Frenzen  für  ZiüühTun<z>- 
geschwindigkeiten  beeinflussen  diese  zwar  merkbar  die  Lauf- 
zeiten, doch  nur  unwesentlich  gering  die  Laufzeitunterschiede. 
(Laufzeiten  für  Profil  II  :  O  =  37.51",  G  =  42"  mit  vo'  gegen- 
über O  =  38.82"  und  G  =  43.5  (A  t  =  4.68)  Fig.  c)  vo'  läßt  sich 
mit  genügender  Genauigkeit  aus  den  vorhandenen  Werten  der 
Figurcn  d  und  g  bestimmen.  Die  Z.  W.-Linien  sind  wegen  Platz- 
niangel  weggelassen.  Für  die  Ablauf zeitfolgebestimnning  er- 
i'bri'/t  sich  meist  eine  erneute  Aufzeichnung  der  Z.  W.-Linien  mit 
Vo'  als  Grundwert;  bei  größeren  Unterschieden  von  und  T,' 
(bei  größeren  A^w  Werten  also)  ist  es  jedoch  für  genaue  Unter- 
suchungen ratsam. 

Wird  die  Gesanxt-Ablaufhöhe  danach  bemessen,  daß  auch 
Schlechtläufer  bei  sehr  ungünstigem  Wetter  noch  weit  genug 
laufen,  so  erzielen  bei  günstigem  Wetter  die  Gutläufer  Lauf- 
veiten, die  oft  größer  sind  als  die  Richtungsgleisläneen.  Eine 
gute  Vorbremsung  reduziert  ihre  Laufcnergieen  auf  die  jeweils  ge- 
forderte Laufweite,  der  Besetzung  der  Richtungsgleise  ent- 
sprechend; dies  hat  Verhältnisse  zur  Folge,  die  skh  bezü.glich  der 
Ablaufzeitfolue  ähnlich  auswirken,  wie  die  von  Frölich  in  Heft  4 
der  Verk. -Woche  angezogenen  seltenen  Bremsungen  vori 
Schlechtläufern.  (Vergl.  4  b).  Der  Einfluß  der  Vorbremsen,  der 
normalerweise  auf  die  Laufzeiten  —  infolge  ihrer  Lage  —  nur 
relativ  gering  ist,  kann  dann  unter  besonderen  Verhältnissen  und 
bei  hohen  Bremsmaßen  von  Bedeutung  für  die  Ablaufzeitfolge 
sein.  Fig.  e  gibt  solche  Verhältnisse  wieder:  der  O-Wagen  ist 
auf  die  kürzeste  Laufweite  (an  Wegpunkt  270  nur  noch  3  m/sek. 
Geschw.)  gebremst;  der  G  läuft  unbeeinflußt.  Infolge  der  star- 
ken Energieverminderung  (Geschwindigkeitshöhen verlust  1.70  m; 
wird  der  O-Wagen  zum  Schlechtläufer  im  Sinne  dei  läneeren 
I-aufzeit;  anormalerweise  aber  der  G  für  eine  Folge  O'G'O  zum 
Gutläufer.  Die  Leistung  verschlechtert  sich  (siehe  Fig.  e).  Da- 
bei ist  beachtlich,  daß  die  A  t-W>rte,  die  sich  nach  der  Bremse 
stärker  wie  gewöhnlich  entwickeln,  nunmehr  teils  positiv,  teils 
negativ  und  in  Anpassung  an  die  normalen  Figuren  der  Ablauf- 
zeitfolücermittlung  umgekehrt  aufzutragen  sind;  auch  hier  wer- 
den die  to-W^erte  aus  dem  ablaufverzö,gerten  G  und  dem  ae- 
biemsten  O-Wagen  gebildet;  Bestimmung  von  T'  wie  gewöhn- 
lich. Die  Ablaufzeitfolge,  die  sich  in  diesem  Falle  der  weit- 
gehendsten .Anwendung  der  Vorbremsung  und  völliiien  Be- 
wegimgsfreiheit  des  Bremsers  ergibt,  bedeutet  die  schlechteste 
Leistuncr.  Es  ist  natürlich  nicht  zweckmäßig,  die  Leistung  nach 
diesem  Fall  zu  bemessen,  da  seine  vier  Voraussetzungen  (un- 
günstigste \\'agenfolge,  Trennung  durch  die  letzte  ^^"eiche. 
Gleis  9  unbesetzt  imd  Gleis  10  hochstehend)  nur  äußerst  selten 
alle  zusammentreffen;  die  Zuführungsgeschwindigkeit  ist  prak- 
tisch nicht  nach  ihr  einzustellen,  sendern  flotter  abzudrücken. 
Die  Folge  davon  wird  sein,  daß  die  \^orbremsung  in  solchen  sel- 
ten ungünstigen  Fällen  mit  Rücksicht  auf  den  Zeitabstand  nur 
unvollkommen  erfolgen  darf.  Bei  diesen  uneenügcnd  vor- 
gebremsten Wagen  müssen  dann  die  Hemmschuhleger  eine 
größere  Bremsarbeit  leisten  als  gewöhnlich;  dies  ist  aber  um  so 
weniger  bedenklich,  je  besser  die  Verständigungsmittel  zwischen 
Eremsv^'ärter  und  Hemmschuhleger  sind,  um  diese  auf  solch  un- 
genügend vorgebremste  Wacen  aufmerksam  zu  machen.  Soll 
tiotz  nahezu  ungehinderter  Vorbremsung  mö.glichst  flott  abge- 
drückt werden,  so  gleicht  die  einzurichtende  Ablaufverzögerung 
die  zusätzlichen  Laufzeitu'iterschiedswerte  bei  ungünstiger 
Wagenfolge  und  ungünstigem  Laufziel  wieder  aus,  indem  sie  die 
Leistung  stark  verbessert  (um  rund  3314%  auf  To'  —  10.85"  mit 
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Vfi'  —  0.83  m/sek;  Fig.  e).  Figur  m  stellt  mittels  Z.  W.-Linien 
für  Vorder-  und  Hinterpuffer  der  Wagen  den  Bewegungsvorgang 
einer  Doppelfolge  G/Overz./G  dar;  aus  ihr  und  der  Figur  n 
( Pufferzeitabstandslinien)  ist  der  leistungsverbessernde  und  auf 
<Ac  tp-Werte  ausgleichende  Einfluß  der  Ablaufverzögerung  in- 
-truktiv  erkennbar.  Die  Ausführungen  erhellen,  daß  für  die  Be- 
rechnung von  Ablauframpen,  für  die  die  Beziehungen  zwischen 
Bauform  und  Betrieb  von  vielen  Faktoren  beeinflußt  werden 
und  von  wechselseitiger  Abhängigkeit  sind,  es  nicht  angängig  cr  - 
.scheint  eine  Schcmatabelle  als  Berechnungsersatz  aufzustelkn, 
wie  es  Waffenschmidt  versucht;   es   sei   denn,   daß  sie  zu  einer 


überschläglichen  Dimcnsionicrung  gebraucht  werde,  der  aber 
stets  eine  eingehende  Untersuchung  nachfolgen  sollte. 

In  Vorstehendem  wurden  vcrhcliicdt  iitlich  schon  Zusammen- 
hänge zwischen  Bau,  Betrieb  und  Alechanisierung  von  Abiauf- 
anlagen gestreift  sowie  Konstruktionseinzelheileii  der  kurz  cha- 
rakterisierten Untersuchung^methode  zur  l'.rfa^^ung  besonderer 
betrieblicher  Vorgänge  erläutert. 

Es  lohnt  sich  dieses  (iebiet  in  einen  größeren  Rahmen  zu 
stellen  und  Richtlinien  für  Bau  und  Betrieb  der  Ablaufram|)en 
unter  besonderer  Berücksichtigung  des  Einbaus  technischer 
Hilfsmittel  zu  entwickeln  und  zusammenzustellen. 
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(Fortsetzung) 


3.  Die  künstlichen  Wasserstraßen. 


Mit  der  Erwähnung  des  Mittellandkanals  und  der  Heran- 
ziehung des  Dortmund — Ems-Kanals  zur  Bestimmung  des  Hinter- 
landes Bremens  ist  bereits  das  Gebiet  der  künstlichen  Wasser- 
^traßen  berührt  worden.  Im  folgenden  sollen  diese  ztmächst 
einer  kurzen  historischen  Betrachtung  unterworfen  und  dann, 
soweit  sie  bereits  gebaut  oder  soweit  ihre  Ausführung  schon 
genehmigt  ist,  nach  dem  Gesichtspunkt  beurteilt  werden,  ob  sie 
dem  Verkehr  Bremens  abträglich  oder  nützlich  sind.  Es  wird 
dann  die  weitere  Frage  behandelt  werden  müssen,  ob  der  Ver- 
kehr Bremens  durch  neue  künstliche  Wasserstraßen  gefördert 
werden  kann. 

In  der  Entwicklung  der  Wasserstraßen  Norddeutschlands 
lassen  sich  deutlich  zwei  verschiedene  Gebiete  unterscheiden; 
der  Osten  erwies  sich  in  dieser  Beziehung  fortschrittlicher  als 
der  Westen.  Der  Grund  dafür  ist  in  der  politischen  Zersplitte- 
rung des  Deutschen  Reiches  links  der  Elbe  zu  suchen,  während 
das  unter  einem  starken  Herrscherhause  frühzeitig  zusammen- 
gefaßte „Ostelbien"  eher  das  Bedürfnis  und  vor  allen  Dingen 
die  Möglichkeit  hatte,  eine  großzügigere  Verkehrspolitik  ohne 
Rücksicht  auf  partikularistische  Einwände  zu  treiben.  Schon  im 
Jahre  1609  wurde  durch  den  erstmaligen  Ausbau  des  Finow- 
Kanals  von  Preußen  planmäßig  der  Gedanke  verfolgt,  eine  W — O- 
Wasserverbindung  zur  Ergänzung  der  überwiegend  nord-südlich 
laufenden  Richtung  der  natürlichen  Ströme  der  norddeutschen 
Tiefbene  zu  schaffen.  Der  große  Plan,  der  dieser  ersten  Arbeit 
zugrunde  lag,  wurde  folgerichtig  fortgesetzt,  so  daß  Preußen 
schon  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  eine  von  der  Elbe  bis  zum 
Pregel  und  zur  Memel  reichende,  durchgehende  Wasserstraße 
besaß.  Schon  der  Große  Kurfürst  trug  nach  dem  Erwerb  Cleves 
den  (bedanken  einer  Wasserstraßen-Querverbindung  auch  nach 
dem  Westen,  indem  er  beabsichtigte,  als  ersten  Teil  dieses 
großen  Weges  die  Ruhr  schiffbar  zu  machen.  Allerdings  blieb 
es  bei  der  Absicht,  und  erst  Friedrich  der  (jroße  griff  den  Ge- 
danken, allerdings  in  etwas  anderer  Form,  wieder  auf.  Er  plante 
die  Schaffung  einer  deutschen  Maas-  und  Rheinmündung  unter 
Benutzung  der  Lippe  und  Ems.  Ein  im  Jahre  1764  vorgelegter 
Entwurf  kam  jedoch  nicht  zur  Ausführung,  da  nach  dem  Sieben- 
jährigen Kriege  der  Staatssäckel  geschont  werden  mußte.  Die 
Pläne  zur  Kanalisierung  der  Ems  und  Schiffbarmachung  von 
Ruhr  und  Lippe  tauchten  seitdem  zwar  immer  wieder  auf,  ohne 
jedoch  greifbare  (Jestalt  zu  gewinnen.  Erst  Napoleon  I.  griff 
die  deutschen  Kanalpläne  wieder  auf  und  ließ  über  ein  Jahrzehnt 
lang  Entwürfe  für  eine  Rhein — Elbe-Verbindung,  den  canal  de  la 
Baltique,  bearbeiten.  Mit  der  Beseitigung  der  politischen  Vor- 
machtstellung Frankreichs  in  Deutschland  fielen  auch  diese 
Kanalpläne,  um  im  Zeitalter  der  ersten  Eisenbahnen  fast  ganz 
in  Vergessenheit  zu  geraten.  Erst  in  den  50  er  J,ahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  wurden  diese  Pläne  von  dem  Industriellen 
b'riedrich  Harkot  und  dem  preußischen  Baumeister  v.  Hartmann 
w  ieder  aufgenommen  und  mit  großem  Eifer  verfolgt.  Der  Zwic- 
slialt  der  Interessenten  über  die  Linienführung  und  die  Kriege, 
in  die  Preußen  und  Deutschland  in  den  Jahren  1864 — 1871  ver- 
wickelt waren,  machten  eine  Ausführung  dieser  Absichten  zu- 
nächst jedoch  unmöglich. 

Der  wirtschaftliche  Aufschwung  Deutschlands  in  den  sieb- 
ziger Jahren  und  die  neuen  Anforderungen,  die  die  aufblühende 
Industrie  und  die  stark  wachsenden  Großstädte  an  den  Massen- 
verkehr stellten,  lenkten  die  Aufmerksamkeit  wieder  auf  den 
mangelhaften  Zustand  unserer  Flüsse  und  auf  die  Notwendigkeit 
zur  Anlegung  künstlicher  Wasserstraßen.  Eine  im  Jahre  1877 
von  der  preußischen  Regierung  dem  Landtage  vorgelegte  ,, Denk- 
schrift, betreffend  die  im  preußischen  Staate  vorhandenen 
Wasserstraßen,  deren  Verbesserung  und  Vermehrung"  befaßte 
^ich  mit  der  Notwendigkeit  der  Regulierung  der  Weichsel,  Oder, 
l'.lbe,  Weser  und  des  Rheins  und  behandelte  auch  den  Rhein- 
Weser — Elbe-Kanal  und  als  Teilstück  desselben  die  Kanalisierung 


der  Ems.  Die  Vorlage,  die  .illerdin^^-,  die  l!ewilligun,L;  gew^ilti.uer 
Mittel  forderte,  war  großzügig  entworfen  aber  sie  scheiterte  an 
zum  Teil  kleinlichen  Bedenken  des  preußischen  Landtages.  Auch 
das  persönliche  Eingreifen  Bismarcks  hatte  so  wenig  Erfolg, 
daß  selbst  ein  neuer,  lediglich  auf  den  Dortmund — Ems-Kanal  be- 
schränkter Gesetzentwurf  vom  27.  März  1882  zwar  nach  heftigsten 
Aussprachen  am  9.  Juni  1883  vom  Landtage  angenommen  wurde, 
aber  drei  Wochen  später  am  Widerstande  des  Herrenhauses 
scheiterte.  Erst  am  13.  März  1886  wurde  der  Dortmund — Ems- 
Kanal,  und  zwar  ausdrücklich  als  Teilstück  des  künftigen  Rhein — 
Elbe-Kanals  bewilligt.  Um  dem  Osten  diese  Vorlage  schmack- 
hafter zu  machen,  hatte  die  Regierung  gleichzeitig  die  Mittel  für 
die  Erbauung  des  Oder — Spree-Kanals  beantragt,  die  ebenfalls 
bereitgestellt  wurden.  Der  Dortmund — Ems-Kanal  wurde  in  den 
Jahren  1892—1899  erbaut.  Ein  während  des  Baus  im  Jahre  1894 
vorgelegter  „Gesetzentwurf  betreffend  den  Bau  eines  Schiffahrts- 
kanals vom  Dortmund — Ems-Kanal  nach  dem  Rhein"  (Süd- 
Emscher-Linie)  wurde  wiederum  (am  18.  Mai  1894)  vom  Ab- 
geordnetenhause abgelehnt.  Dasselbe  Schicksal  hatte  trotz  der 
früher  dem  Osten  seitens  der  Regierung  gemachten  Zugeständ- 
nisse ein  neuer,  groß  angelegter  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1899 
„betreffend  den  Bau  eines  Schiffahrtskanals  vom  Rhein  bis  zur 
Elbe".  Die  konservative  Mehrheit  des  Landtages,  die  eine 
Schädigung  der  Landwirtschaft  im  Osten,  eine  Benachteiligu.ig 
der  Eisenbahnen  und  eine  Gefährdung  der  schlesischcn  Montan- 
industrie infolge  Stärkung  der  westfälischen  durch  den  neuen 
Kanal  befürchtete,  lehnte  die  Vorlage  ab.  Diese  Hartnäckig- 
keit führte  damals  zu  erregten  innerpolitischen  Auseinander- 
setzungen, es  bildete  sich  das  Schlagwort  von  den  „Kanal- 
rebellen". 

Um  den  ostelbischen  Wünschen  entgegen  zu  kommen,  er- 
weiterte die  Regierung  das  Mitlellandkanalprojckt  zu  der  be- 
deutsamen wasserwirtschaftlichen  \'(n-lagc  von'  1901,  die  neben 
der  \'erbindnn}4  \()n  Rhein  und  VAbc  den  Großschiffahrtsweg 
Berlin — .Stettin,  die  \'erbcsserung  der  Schif fahrstvcrhältnissc  auf 
den  schon  bestehenden  östlichen  Kanälen  und  wertvolle  Meli- 
orationen im  Interesse  der  Landeskultur  \  ersprach.  Selbst  diese 
weitgehenden  Zugeständnisse  veraidaßten  die  G.eKner  nicht  zum 
Nachgeben,  so  daß  schließlich  der  Lairdtai;  aus  diesem  Grunde 
im  Mai  1901  geschlossen  wurde.  J^rst  nach  einer  Ruhepause 
\on  mehreren  Jahren  leKte  die  ReKiern.n-j,  i.  J.  1901  dem  Hanse 
der  Abgeordneten  einen  neuen  l'jitwnrf  ,J)etreffend  Herstellung 
eines  Schiffahrtskanals  \()in  Rhein  nach  Itanno\er  im  beider- 
seitigen Anschluß  an  den  Dortmund — l-jus-Kanal"  vor.  Das 
.Schlußstück  HaniTover — Magdcbur«  hatte  die  Regierung  vor- 
läufig fallen  gelassen,  um  nicht  wieder  die  G e^;ncrschaft  des 
Ostens  auf  den  Plan  zu  rufen.  Diese  Vorlajie  wurde  endlich 
am  1.  April  190:")  Gesetz,  und  die  I>auarbcitcn  wurden  in  den 
Jahren  1905— 19(l(;  fertiKKestellt.  Aber  erst  im  März  1918  fai.'.te 
das  Abgeordnetenhaus  die  En  tschlii  InniiJ, :  ,,Dic  Staatsrej^iernng 
zu  ersuchen,  dem  Landtage  alsbald  einen  Entwurf  zu  unter- 
breiten für  die  Herstellung  einer  dtii  chf^ehenden  leistuiiRsfähiKen 
W'asserstraße  von  der  westlichen'  Grenze  Preußens  bis  zu  seiiu'r 
Ostgrenze."  Bis  zum  Jahre  1921  wurde  dann  der  Kampf  um 
•  die  Linienführung  des  Reststückes  des  Mittellandkanals  aus- 
gcfochten,  ein  Kampf,  der  ebenso  alt  ist  wie  der  Gedanke  der 
großen  W — O-Verbindung,  und  der  damit  endete,  daß  man  sich 
für  die  von  Professor  O.  Franzius  vorgeschlajiene  Mittellinie 
entschied.  Die  gesamte,  jahrzehntelange  ^^erschlel)pllnK  des 
Ausbaus  des  Mittellandkanals  und  besonders  das  Fcntlassen'  des 
Schlußstückes  \  on  TTanno\-er  zur  Elbe  hatte  sich  während  des 
Krieges  als  j-iroller  Mansel  erwiesen.  Die  starke  Ueberlastung 
der  Richtuimsbahnen  nach  dem  Osten  und  Westen  zeigte  so 
recht,  xon  wie  unschätzliarcm  Werte  eine  starke  Wasserver- 
bindung zur  EntlastnuR  der  Eisenbahnen  hätte  sciiv  können. 

Diese  kurze  historische  Entwicklung  mußte  eingeschaltet 
werden,  nicht  um  zu  zeigen,  was  geschah,  um  das  von  der 
Natur  mit  Wasserstraßen  nur  mäßig  gesegnete  Hinterland  Bre- 
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mens  auf  künstliche  Weise  zu  befruchten,  sondern  um  zu  zeigen, 
daß  in  dieser  Beziehung  fast  gar  nichts  getan  wurde,  jedenfalls 
kaum  etwas,  um  der  Weser  oder  um  Bremens  willen. 

Der  Grund  dafür  lag  nicht  etwa  darin,  daß  es  an  Köpfen 
gefehlt  hiiltc,  die  erkannten,  daß  es  notwendig  sei,  die  Weser 
aus  ihrer  isolierten  Stellung  zu  befreien,  sondern  er  ist  darin  zu 
suchen,  daß  es  in  dem  politisch  zerrissenen  West-  und  Mittel- 
deutschland unmöglich  war,  alle  Kräfte  zu  einheitlichem  Han- 
deln zusammenzufassen.  Schon  Herzog  Julius  von  Braunschweig 
(1568  bis  1589)  hatte  beabsichtigt,  eine  Verbindung  der  Weser 
mit  der  Elbe  herzustellen.  Er  wollte  zu  dlLseui  Zwecke  die 
Aller  und  Oker  bis  Börssum  südlich  Wolfcnbüttel  regulieren 
und  von  dort  unter  Benutzung  des  sog.  ,, Großen  Grabens"  einen 
Kanal  über  Oschersleben  bauen,  der  oberhalb  Magdeburgs  in 
die  Elbe  einmünden  sollte.  Den  großzügigen  Plänen  ihres 
Landesherrn  waren  aber  Bürgermeister  und  Rat  der  „Erb-  und 
Landesstadt"  Braunschweig  nicht  hold.  Sie  erhoben  beim 
Kaiser  Rudolf  IL  gegen  die  „Grabciiwerksunternehmungen",  wie 
sie  es  höhnisch  nannten,  Einspruch:  „Wir  halten  dafür,  daß  der 
Fürst  nicht  befugt  ist,  zweifelhafte  und  ungewisse  Dinge,  die 
sowohl  zum  Schaden  und  Nachteil  als  zu  Nutz  und  Froninien 
auslaufen  und  gedeihen  ninclitin,  im  Fürstentum  zu  unter- 
nehmen. Das  Reichskammergericht  entschied  gegen  die  weit- 
schauenden Absichten  des  Herzogs*). 

Ungefähr  zu  gleicher  Zeit  wurde  von  Bremen  aus  ein  an- 
derer Versuch  unternommen,  Elbe  und  Weser  zu  verbinden,  und 
zwar  unmittelbar  an  der  Küste  entlang.  Es  war  der  unter  dem 
Namen  „Bederkesa-Kanalprojekt"  bekannte  Plan,  der  einen  Weg 
etwa  zwischen  den  späteren  \'orh;ifen  Brenierhafen  und  Cux- 
haven schaffen  sollte  und  den  Charakter  eines  Seekanals  ge- 
habt hätte. 

Jahrhundertelang  herrschte  dann  Ruhe  rings  um  die  Weser, 
es  war  dieselbe  Zeit,  in  der  Bremen  fast  ganz  die  Eigenschaft 
des  Seehafens  Ncrlor  und  zum  mittelgroßen  Landstädtchen  her- 
absank. Der  Wrfall  der  Llansa,  der  30jährige  Krieg  und  die 
Ohnmacht  des  heiligen'  römischen  Reiches  deutscher  Nation 
senkte  den  Schleier  lebentötender  Negation  auch  auf  alle  Ver- 
kehrspläne, die  über  den  Rahmen  eines  der  kleinen  Duodcz- 
stäätchen  hinausgingen. 

Noch  bis  zum  Jahre  1866  war  die  kurze  Weserstrecke  von 
Münden  bis  Bremen  von  6  verschiedenen  Uferstaaten  beherrscht. 
Aber  die  Weser  war  nicht  etwa  Grenzfluß,  sondern  die  An- 
liegerstaaten v^'echselten  über  den  Strom  weg  21  mal  die  Grenze! 
Erst  als  im  Jahre  1866  die  Weser  ein  in  der  Hauptsache  preu- 
ßischer Strom  wurde,  war  wenigstens  die  politiscne  Grund- 
lage geschaffen,  auf  der  man  an  die  Verwirklichung  ver- 
kehrstechnischer Pläne  denken  konnte.  Die  Ausführung  der- 
selben ließ  aber  unverhältnismäßig  lange  auf  sich  warten  und 
hielt  sich  bis  zur  Gegenwart  in  bescheidenen  Grenzen  gegenüber 
den  Aufwendungen,  die  für  andere  deutsche  Stromgebiete  ge- 
macht wurden.  Es  sei  daran  erinnert,  daß  die  notwendigsten 
Regulierungsarbeiten  an  der  Weser  selbst  erst  in  den  Jahren 
1880 — 1893  vorgenommen  wurden,  und  daß  die  Kanalisierung 
der  Fulda  erst  in  den  Jahren  1893 — 95  folgte  und  die  der  Aller 
sogar  erst  i.  J.  1908  beschlossen  wurde  und  heute  noch  nicht  als 
abgeschlossen  betrachtet  werden  kann.  Man  darf  sich  nicht 
verhehlen,  daß  diese  Maßnahmen,  besonders  die  beiden  zuletzt 
genannten,  mehr  der  Befriedigung  örtlich  beschränkter  Ver- 
kehrsbedürfnisse dienten,  und  daß  künstlich  verstärkte  Glieder 
an  einen  schwach  bleibenden  natürlichen  Rumpf  angeheftet 
wurden;  es  spricht  auch  keineswegs  für  eine  im  nationalen  Sinne 
großzügig  denkende  Auffassung  Preußens,  wenn  es  die  Stärkung 
dieses  Rumpfes,  nämlich  die  Kanalisierung  der  Weser,  allein 
dem  schwachen  Bremen  aufbürden  wollte,  während  niemand  in 
Preußen  daran  gedacht  hätte,  etwa  Hamburg  an  den  Regulie- 
rungskosten der  Elbe  teilnehmen  zu  lassen**),  und  während  es 
selbstverständlich  unmöglich  gewesen  wäre,  den  ausländischen 
Hafen  Rotterdam  irgendwie  mit  den  Kosten  der  Rhein-Ver- 
besserung zu  belasten. 

Und  trotzdem  ist  für  die  beiden  Stromsysteme  der  Elbe  und 
des  Rheins  ungleich  mehr  geschehen,  um  ihre  ohnehin  starke 
Anziehungskraft  durch  künstliche  Wasserstraßen  noch  erheb- 
lich zu  erhöhen.  Nach  den  vorhergegangenen  Ausführungen 
über  das  Verkehrsgebiet  dieser  Ströme  und  die  historische  Ent- 
wicklung der  deutschen  Wasserstraßen  wird  es  genügen,  die 
Endpunkte  und  die  zu  ihnen  führenden  Wege  kurz  aufzuzählen, 
die  ein  von  Hamburg  und  Rotterdam  ins  Binnenland  fahrendes 
Schiff  erreichen  kann. 


a)  Wasserstrassen  ab  Hamburg 


*)  34°  Jahre  später  hat  sich  dann  dieselbe  „Erb-  und  Landtsstadt"  dio  erdenk- 
lichste Muhe  gegeben,  gerade  diesen  Plan,  der  von  Braunschweig  ab  fast  genau  mit 
der  SQdlinie  des  Mittellandkanals  zusammenfällt,  durchzusetzen. 

**)  Die  Schwierigkeiten,  die  Hamburg  bezüglich  <der  beiden' sog.  Köhlbrandver- 
träge hatte,  betreffen  die  Hafenverhaltnisse  Hamburgs,  Harbui^gs  und  Altonas,  nicht 
aber  die  Schiffsverhältnisse  auf  der  eigentlichen  Elbe. 
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Dazu  kommen  noch  die  weiteren'  von  der  Oder  ausgehenden 
Wasserwege  über  Bromberg  bis  Warschau  und  von  Bromberg 
bis  Königsberg  und  Memel,  die  sämtlich  auch  von  der  Elbe  aus 
erreichbar  sind. 

b)  Wasserstrassen  ab  Rotterdam 
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Außer  acht  gelassen  sind  dabei  die  Verbindun.gen  des  Rheins 
mit  dem  elsässischen  und  französischen  Kanalnetz,  sowie  die 
allerdings  bislang  mangelhafte  Verbindung  über  den  kanalisier- 
ten Main,  die  schiffbare  Regnitz  und  den  Ludwig-Kanal  mit 
der  Donau. 

Zum  besseren  Vergleich  seien  die  von  Bremen  aus  zu 
Wasser  erreichbaren  Punkte  ebenfalls  in  gleicher  Weise  zu- 
sammengestellt. 
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Berücksichtigt  man,  daß  bis  vor  kurzem  Bremen  nur  die  beiden 
erstgenannten  Wasserstraßen  zur  Verfügung  standen,  daß  ferner 
die  Verbindung   Bremen — Celle  wegen   des  mangelhaften  Zu- 
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Standes  der  Aller-Kanalisiernng  gegenwärtig  kaum  befahrbar 
ist,  und  daß  auch  auf  der  Irlauptstrecke  Weser/Fulda  selbst  der 
bescheidene  400-t-Kahn  nur  zu  K  ausgenutzt  werden  kann,  so 
L-rkennt  man  wiederum  mit  aller  Deutlichkeit,  wie  schwach  die 
Binnenwasserstraßen  der  Weser  sind,  und  wie  wenig  bislang  ge- 
schehen ist,  um  sie  durch  künstliche  Mittel  zu  verstärken. 

]\Ian  wird  im  Gegenteil  zu  der  Uebcrzeugung  komnun 
müssen,  daß  manche  der  gerade  in  letzter  Zeit  ausgeführten 
ivanäle  geradezu  das  Ergebnis  hatten,  das  Hinterland  Bremens 
zu  schmälern. 


biet  der  Lippe  dem  holländischen  Seehafen  Rotterdam  näher 
gebracht  wurde. 

Die  Wirkung  des  Mittellandkanals  auf  die  Nordseehäfen  ist 
eine  sehr  verschiedene.  Der  Mittellandkanal  soll  das  Schluß- 
stück einer  durch  ganz  Deutschland  von  Westen  nach  Osten 
durchgehenden  Wasscrstraßcn-Qucrverbuidung  werden.  Seine 
Hauptbeanspruchung  Avird  voraussichtlich  durch  den  Güteraus- 
tausch zwischen  den  beiden  großen  Verbrauchs-  und  Erzeu- 
gungszentren  Rheinhin,d-\\'estf alen  und  Berlin  erfolgen.  Ins- 
besondere wird  er  die  Aufgabe  haben,  die  Ruhrkohle  in  Berlin 
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Norddeutsche  Kanalkarte 
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Zweifellos  ist  das  bei  der  Kanalisierung  der  Lippe  und  beim 
Dortmund — Ems-Kanal  der  Fall.  Lippstadt  gehörte  bislang  zum 
unbestrittenen  Hinterland  Bremens,  von  dem  es  auf  dem  Schie- 
enwege  211  km  entfernt  ist,  während  die  Eisenbahnstrecke  Lipp- 
adt— Rotterdam  318  km  beträgt.  Durch  die  Lippe-Kanalisie- 
ng  ist  ein  fast  gradliniger  Wasserweg  zwischen  Lippstadt  und 
acm  holländischen  Hafen  von  369,6  km  Länge  geschaffen  wor- 
den, während  der  Wasserweg  nach  Bremen  über  den  Mittelland- 
kanal und  die  viel  weniger  leistungsfähige  Oberweser  4-30  km 
zählt*). 

Daß  der  Dortmund — Ems-Kanal  eine  einseitige  Bevorzugung 
Emdens  zum  Nachteil  Bremens  bedeutet,  lehrt  schon  ein  Blick 
auf  die  Karte.  Ohne  die  Erbauung  dieses  Kanals  und  die  Schiff- 
b;irmachung  der  Lippe  würde  sich  das  Hinterland  Bremens 
zweifellos  bedeutend  weiter  nach  Westen  erstrecken  und  die 
verkehrswichtigen  Gebiete  von  Münster,  Osnabrück  und  Rheine 
umfassen.  Immerhin  sind  diese  Städte  dem  Hinterland  eines 
deutschen  Nordseehafens  erhalten  geblieben,  während  das  Ce- 


*)  Vgl.  hierzu  und  zu  den  nachstehenden  Ausfuhrungen  die  anliegende  Karte  5. 


mit  der  englischen  Kohle  wettbewerbsfähig  zu  machen,  während 
sich  bislang  die  Einilußkreise  der  oberschlesischen  und  eng- 
lischen Kohle  in  der  Reichshauptstadt  berührten.  Beide  wurden 
vorzugsweise  auf  dem  Wasserwege  nach  Berlin  gebracht,  die 
englische  Kohle  über  die  Elbe.  Hamburgs  Kohlenempfang  be- 
trug vor  dem  Kriege  rund  10  Millionen  t  jährlich.  Davon  waren 
etwa  44  %  auf  dem  Schienenwege  beförderte  Ruhrkohlen,  der 
Rest  von  56  %  bestand  aus  englischer  Kohle.  Von  dieser  gingen 
1912  fast  2  Millionen  t  ins  Binnenland,  vorwiegend  nach  Berlin, 
außerdem  noch  über  3^  Millionen  t  von  Harburg  aus.  Erfüllt 
der  Mittellandkanal  den  beabsichtigten  Zweck,  so  wird  er  diesen 
Verkehr  von  der  Elbe  abziehen,  wodurch  Hamburg  allein  den 
Versand  von  etwa  .3300  Elbkähnen  im  Jahre  verlieren  würde, 
fm  volkswirtschaftlichen  Interesse  wird  man  die  \'erdrängung 
der  englischen  Kohle  vom  deutschen  Markte  naturgemäß  be- 
grüßen können,  für  den  Handel  Hamburgs  bedeutet  sie  zweifel- 
los einen  Nachteil.  Wie  weit  auch  noch  für  andere  Waren  das 
Hinterland  Hamburgs  durch  den  Mittellandkanal  eingeschränkt 
werden  wird,  läßt  sich  naturgemäß  noch  nicht  übersehen,  so 
lange  der  Mittellandkanal' noch  unvollständig  ist.    Aber  allein 
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die  Tatsache,  daß  der  über  die  Havel  und  Spree  nach  Westen 
gehende  Verkehr  in  Zukunft  zvvi.schcn  zwei  Wegen,- der  Elbe 
und  dem  Kanal,  wählen  kann,  bietet  naturp,  :-niäLi  die  Möglichkeit 
einer  Beeinträchtigung  des  Hamburger  Verkehrs. 

Aus  diesen  Umständen  erklärt  sich  zur  Genüge  die  ableh- 
nende Haltung,  die  Hamburg  gegenüber  dem  Mittellandkanal- 
projekt eingenommen  hat,  wenn  es  auch  —  ebenso  wie  die  Kon- 
servativen —  andere  (iründc  dafür  angab,  nändich  die  Befürch- 
tung, daß  durch  den  Kanal  die  Erträgnisse  der  damaligen'  preu- 
ßisch-hessischen  Staatseisenbahn   geschmälert   werden  könnten. 

Bremens  Stellungnahme  war  eine  gegenteilige.  Es  setzte 
große,  vielleicht  zu  große  Hoffnungen  auf  die  Verbindung  der 
Weser  mit  der  Elbe  und  war  gewillt,  erhebliche  Opfer  zu  brin- 
gen, um  die  Weser  endlich  aus  ihrer  vereinsamten  Stellung  zu 
befreien.  Daß  die  Hoffnungen  Bremens  in  dieser  Hinsicht  viel- 
leicht zu  weit  gespannt  waren,  zei.gen  die  früheren  Betrachtun- 
gen, aus  denen  hervorgeht,  daß  der  Mittellandkanal  an  sich  nicht 
geeignet  ist,  das  natürliche  Hinterland  Bremens  zu  erweitern, 
sondern  daß  er  im  (iegenteil  dieses  (iebiet  einzuschränken  droht, 
wenn  die  Weser  nicht  durch  Kanalisierung  leistungsfähiger  ge- 
staltet wird.  Preußen  war  aber  nicht  bereit,  diese  Kosten  zu 
übernehmen,  sondern  überließ  die  Kanalisierung  der  preußischen 
Oberweser  dem  kleinen  Staat  Bremen,  der  sie  auch  bezahlen 
wollte.  Es  war  eine  bittere  Enttäuschung  für  Bremen,  als  die 
rreußische  Regierung  im  Jahre  1904  die  Strecke  von  Hannover 
bis  zur  Elbe  fallen  ließ  und  der  Landtag  den  Mittell  uulkanal  nur 
in  seiner  bisherigen  verstünnnel ten  Form  genehmigte. 

Die  besondere  Hoffnung  Bremens  auf  eine  leistungsfähige 
Wasserstraßenverbindung  mit  dem  Osten  war  damit  vorläufig 
zunichte  gemacht.  Daß  der  1004  genehmigte  Teilkanal  Rhein— 
Hannover  keinen  wesentlichen  Vorteil  für  ihre  Stadt  bringen 
konnte,  hatten  die  Bremer  von,  \ornherein  eingesehen.  Das 
wichtigste  Gebiet,  das  es  für  sie  zu  erobern  galt,  war  Rhcinland- 
\\'estfalen.  Für  dessen  Erschließung  kam  aber  das  erste  Teil- 
stück des  Mittellandkanals  nicht  in  Frage,  beträgt  doch  die  Ent- 
fernung auf  dem  Wasserwege  von  Ruhrort  u'ach  Rotterdam 
L'-iO  km  (auf  dem  abgabefreien  Rhein!),  nach  Emden  291  km, 
nach  Bremen  aber  sogar  415  km.  Abgesehen  von  den  Längen- 
unterschieden und  der  ^^erkehrsfreiheit  des  Rheins  besteht  ein 
A\eiterer  bedeutender  Nachteil  für  die  deutschen  Nordscehäfen 
darin,  daß  auf  dem  Rhein  .SOOO-tons-,  auf  dem  Dortmund— Ems- 
k.-inal  nur  800-tons-,  auf  der  Weser  sogar  nur  400— 500-tons- 
Schiffe  verkehren  können.  Für  den  Verkehr  mit  dem  Ruhr- 
gebict  kann  der  Mittellandkanal  Bremen,  also  kaum  einen  Vor- 
teil bringen.  I^s  besteht  im  Gegenteil  die  Gefahr,  daß  der  Kanal 
mehr  den  ausländischen  Häfen  Rotterdam  und  Antwerpen  zu- 
gute kommen  könne,  als  den  deutschen  Nordseehäfen.  Diese 
Möglichkeit  hat  auch  die  preußische  Regierung  zugegeben  und 
besondere  tarifarische  Maßnahmen  zum  Schutze  Bremens  und 
Emdens  in  Aussicht  gestellt.  Der  Verkehr  auf  dem  Kanal  wird 
dadurch  in  zwei  Arten  geteilt,  einen  westlichen  und  einen  öst- 
lichen. Der  Grenzpunkt  für  beide  Verkehrsarten  soll  Bevergern 
sein,  wo  der  Mittellandkanal  vom  Dortnumd — Ems-Kanal  ab- 
zweigt. Jeder  Verkehr,  der  sich  westlich  von  Bc\  er£rern  bewegt, 
soll  mit  den  doppelten  Sätzen  belastet  werden  im  Vergleich  zu 
dem  Verkehr,  der  westlich  und  nördlich  über  Bevergern,  also  m 
Richtung  auf  Bremen  und  Emden,  hinausgeht,  oder  von  dort 
kommt.  Es  handelt  sich  bei  dieser  Maßnahme  also  am  den  Ver- 
such, das  Hinterland  der  deutschen'  Häfen  durch  .;inc  yVrt  See- 
hafenausnahmetarif für  Wasserstraßen  zu  schützen.  Im  übrigen 
hat  diese  Maßnahme  nur  einen  grundsätzlichen  Wert,  praktische 
Bedeutung  hat  sie  nicht  erhalten,  da  sie  während  des  Krieges 
nicht  zur  Durchführung  gelangte. 

Für  seinen  Verkehr  nach  dem  Osten  erhielt  Bremen  durch 
den  Teilkanal  eine  Wasserverbindung  mit  Hannover,  die  seit  der 
\"erwilderung  der  Leine  nicht  mehr  bestanden  hatte.  Das  ist 
wohl  der  einzige  nennenswerte  Vorteil,  den  Bremen  in  bezug  auf 
M-in  Hinterland  durch  (]cn  neuen  Kanal  errungen  hat,  aber  auch 
dieser  darf  nicht  zu  hoch  angeschlagen  werden,  denn  erstens  hat 
Bremen  dadurch  keine  neuen  Eroberungen  gemaclit,  zweitens 
ist  dieser  Vorteil  nur  ausnutzbar,  wenn  die  .Schif fl);irkeit  der 
A\'.e.ser  wesentlich  verbessert  wird,  und  drittens  .nußtc-  Bremen 
auch  schon  diesen  Vorteil  teuer  genug  bezahL-n.  Tm  §  2  .\  des 
Wasserstraßengesetzes  \()n  1905  heißt  es:  ..Die  W-rbiiuhuig  zwi- 
schen der  Weser  und  dem  Kanal  bei  Minden  ist  erst  herzu- 
stellen, wenn  der  Bremische  Staat  sich  verpflichtet  hat,  in  die 
Weser  bei  Bremen  ein  Wehr  mit  Schiffahrtskanal  zu  bauen  und 
%  der  Kosten  der  Talsperre  im  oberen  Quellgebiet  der  Weser  so- 
wie der  unterhalb  Hamelns  auszuführenden  Regulierungsarbeiteii 
in  Höhe  von  6,6  Millionen  Mark  zu  übern  ;hmen."  Bremen 
wurde  also  von  Preußen  in  ziendich  rigoroser  \\'eise  in  eine 
drückende  Zwangslage  versetzt,  ^^'ollte  es  nicht  zugeben,  daß 
Emden  und  Rotterdam  eine  höchst  leistungsfähige  \\'asser\er- 
bindung  quer  durch  sein  ganzes  Hinterland  erhielten,  während 
es  selbst  ganz  davon  ausgeschaltet  würde,  so  mußte  es  wold 
oder  übel  nachgeben.  Tatsächlich  nuißte  es  dann  sng;ir  über 
die  im  Gesetz  festgelegten  Forderungen  Preußens  noch  hitiaus- 
gehen  und  eine  erheblich  höhere  Summe  bezahlen.  (\^gl.  später 
Abschnitt  IV.)    Der  Schleusenabstieg  -bei  Minden  wurde  gebaut 


und  damit  die  Verbindung  beider  W"asserstraßen  hergestellt. 
Die  Statistik  des  Kreuzungsverkehrs  an  dieser  Stelle  gibt  Kennt- 
ins davon,  inwieweit  der  Verkehr  auf  der  Weser  durch  den 
Kanal  beeinflußt  worden  ist.  Die  bisher  vorliegenden  Aufzeich- 
nungen sind  in  Abb.  6  zusammengestellt. 
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Die  Befruchtung  des  Weserverkehrs  durch  den  ]\Iittelland- 
k;mal  ist  also  keineswegs  bedeutend,  aber  einen  Vorteil  hat  die 
\\'eser  durch  die  wasserbautechnischen  .\rbeiten,  die  in  Ver- 
bii'dung  mit  dem  Mittellandkanal  ausgeführt  wurden,  doch  ge- 
habt. Um  nämlich  die  Wasserspeisung  des  Kanals  sicherzustellen, 
wurde  die  gewaltige  Edertalsperrc  mit  einem  Fassungsvermögen 
von  202  Millionen  cbm  errichtet,  die  bedeutend  kleinere  Diemel- 
talsperre  mit  nur  20  Millionen  cbm  Inhalt  befindet  sich  noch  im 
Bau.  Der  Wasserzuschuß,  den  allein  die  Edertalsperre  an  die 
Weser  abgeben  kann,  ist  dreimal  so  groß,  wie  zur  Speisung  des 
Kanals  erforderlich  ist.  Es  kann  dadurch  eine  künstliche  Er- 
höhung des  Wasserstandes  der  Weser  um  etwa  ?,0  cm  (bei 
Minden)  erreicht  werden,  während  ferner  die  Talsperren  noch 
die  .\ufgabe  erfüllen,  die  Flochwasserfluten  der  Eder  and  Diemel 
aufzunehmen  und  von  einem  plötzlichen  Einbrechen  in  das 
Weserstrombett  abzuhalten.  In  beiden  Richtungen  sollen  also 
die  Talsperren  die  Schiffbarkeit  der  Weser  erhöhen.  Daß  sie 
dieses  Ziel  —  besonders  in  langen  Trockenperioden  —  nicht 
restlos  erfüllen,  ist  erwiesen.  Die  Talsperren  sind  auch  nicht 
nur  Speicher  zur  Regelung  der  Flußwasserstände,  sondern  sie 
müssen  eine  bestimmte  A\'asscrmenge  zum  Betrieb  der  Wasser- 
turbinen für  die  Krafterzeugung  dauernd  abgeben,  auch  wenn 
es  für  die  Schiffahrt  vorteilhafter  wäre,  dieses  Wasser  aufzu- 
sammeln. 

Daß  Bremen  gkichwohl  für  diesen  z.  T.  bestrittenen  Vorteil 
Opfer  bringen  mußte,  giirg  schon  aus  dem  eben  angeführten  Aus- 
zug des  \\'asscrstraßengesetzes  von  1905  hervor:  Ueber  dessen 
h^orderung  hinaus  verpflichtete  sich  Bremen,  die  Kosten  für  die 
i';rrichtung  der  Talsperren  zu  einem.  Drittel,  jedoch  bis  zum 
Höeh^tbetrage  von  10  Millionen  Mark  zu  übernehmen.  Infolge- 
dessen konnten  die  Talsperren  in  größerem  Umfang,  als  zu- 
nächst geplant  war,  gebaut  werden.     Es  wurde   aber  auf  die 
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Regulierung  der  Weser  von  Hameln  bis  Minden  verzichtet,  zu- 
mal auch  Bremen  auf  diese  Teilarbeit  keinen  großen  Wert  legte, 
solange  nicht  auch  die  Oberweser  von  Minden  bis  Bremen  ver- 
bessert, d'.  h.  kanalisiert  werden  konnte. 

\'on  der  Sorge,  eine  bessere  Schiffbarmachung  der  Weser 
zu  erreichen,  wird  Bremen  auch  durch  die  mit  dem  Bau  der  Tal- 
sperren verknüpften  Erfolge  nicht  befreit.  Im  (jegenteil  wird 
diese  Frage  mit  der  \^ollendung  des  Mittellandkanals  und  bei 
einer  Verwirklichung  der  Pläne  für  den  Hansa-  und  Wcrra — 
Alain-Kanal  wieder  dringend  werden. 

Betrachtet  man  zurückblickend  die  Wasserstraß'.:!!,  die  bi.~- 
hing  Bremen  für  den  Verkehr  mit  seinem  Hinterland  zur  Ver- 
fügung stehen,  so  wird  man  —  selbst  wenn  die  Vollendung  des 
Mittellandkanals  schon  als  gegeben  angesehen  wird,  zu  dem  Er- 
gebnis gelangen  müssen,  daß  die  Weser  immer  noch  der  am 
stiefmütterlichsten  behandelte  deutsche  Strom  ist.  Der  Rhein — 
Elbe-Kanal  wird  sie  zwar  nach  seiner  Vollendung  aus  ihrer 
isolierten  Stellung  befreien,  indem  er  sie  mit  den  beiden  mäch- 
tigen Stromsystemen  von  Rhein'  und  Elbe  in  Verbindung  bringt, 
in  der  Hauptsache  wird  aber  auch  von  dieseni  Wege  gelten,  was 
bereits  über  die  große  W — O-Eisenbahnlinie  Paris  —  Jeumont  — 
Herbesthal  —  Köln  —  Hannover  —  Berlin  gesagt  ist:  er  wird 
den  \'erkehr  an  Bremen  vorbei  leiten,  ohne  diesen  Hafen  in 
großem  Maßstabe  zu  befruchten.  Wesentlich  ist  ferner,  daß  der 
Mittellandkanal  eine  Aufgabe,  die  heute  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft wichtiger  ist  als  je,  nicht  erfüllen  wird:  Er  wird, 
nämlich   nicht  dazu   beitragen,  die   deutschet!   Ausfuhrgüter  in 


Der  Weise  des  Altertums  ?ali  das  Glück  in  der  ab- 
strakten Betrachtung  der  Welt,  der  Weise  des  Mittel- 
alters in  dem  Vorgefühl  himmlischer  Freuden,  der 
Weise  der  Neuzeit  in  der  geistigen  Leitung  mechanischer 
Arbeitskraft. 

{Wendt:  Die  Technik  als  Kulturmacht.) 


AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Eine  Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft 
in  Nürnberg  von!  15.  August  bis  zum  30.  September,  veranstaltet 
^  on  dem  Main-Donau-Stromverbande,  dem  bayerischen  Eiiergie- 
\\  irtschafts-Verbande,  der  bayerischen  Landeskcjhlenstelle  und 
einer  Reihe  mit  der  Wasserstraßen-,  Wasserkraft-  und  Wärme- 
Wirtschaft  in  unmittelbarem  und  mittelbarem  Zusamnienhan;,:: 
-tehender  Behörden  unter  starker  industrieller  Beteiligung, 
wird  die  letzte  der  gleichartigen  Unternehmungen  in  diesem 
Jahre  sein.  Eine  besondere  Note  erhält  sie  dadurch,  daß  vor 
allem  auch  die  Anschlüsse  der  Rhein — Main — Donau-Großschiff- 
fahrtsstraße,  mit  deren  Ausbau  begonnen  worden  ist,  nach  den 
r.ordischen  Strömen  und  Kanälen  sowie  deren  Verzweigungen 
durch  technische  Pläne  und  wirtschaftswissenschaftliche  Dar- 
>lcllungen  veranschaulicht  werden  sollen.  Die  künftige  Bcdeu- 
timg  des  gewaltigen  bayerischen  Werkes  beschränkt  sich  nicht 
etwa  auf  das  rheinische  Gebiet,  Bayern  und  die  Donauländer  — 
Oesterreich  und  Ungarn  werden  mit  ausstellen  — ,  sonc'ern  e-^ 
wird  auch  die  Basis  für  wichtige  Verbindungen  mit  dem  gesam- 
ten niitleren  Deutschland  —  Thüringen,  Hannover,  Oldenburg, 
Sachsen,  Brandenburg  —  und  hinauf  bis  nach  Bremen,  Hamburg, 
Lübeck  und  Stettin  bilden.  Auch  auf  diesem  Wege,  n!it  dessen 
näherer  Prüfung  ein  staatliches  Vorarbeitenamt  in  Eisenach  be- 
faßt ist,  werden  ausgiebige  Wasserkräfte  zur  Finanzierung  des 
( iesamtunternehmens  gewonnen  werden  können.  Eine  weitere 
besondere  Note  der  bevorstehenden  Nürnberger  Ausstellung,  die 
iH  dem  prächtigen  Luitpoldhaine  stattfinden  wird,  wird  daher 
die  Darstellung  der  unlösbaren  Verbindung  des  Kraftgewin- 
nungs-  mit  dem  Verkehrszwecke  der  neuen  Großschiffahrts- 
straßen bilden. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

-gl  —  Die  indischen  Eisenbahnen  haben  im  Jahre  1920/21 
zu  der  vorhandenen  Betriebslänge  von  37  029  Meilen  (1,6  km) 
nur  29H  Meilen  hinzugebaut,  hauptsächlich  n!it  Rücksicht  auf  die 
finanzielle  Lage  und  die  Knappheit  an  Baustoffen.  Sechs 
Siebentel  der  Betriebslänge  sind  im  Besitze  der  Regierung  und 
der  Staaten,  der  Rest  in  Privathand'.  Die  Gesamtzahl  der  Be- 
diensteten betrug  am  Ende  des  Berichtsjahres  751  752  Köpfe. 
Davon  waren  6901  Europäer,  11699  Anglo-Indier  und  7-331:52 
Indier.  Die  Gesamteinnahme  hat  sich  gegen  das  Vorjahr  um 
rund  ein  Drittel  gehoben.    (Modern  Transport,  v.  10.  6.  22.) 

=  gl  =  Sahara-Bahn.  Unter  Mitwirkung  der  französi- 
fchen  Kolonialvereinigungcn  hat  am  1.  Juni  dieses  Jahres  in 
der  Sorbonne  in  Paris  eine  viel  beachtete  Versammlung  statt- 
gefunden mit  dem  Zwecke,  den  Plan  einer  vorgeschlagenen 
Trans-Sahara-Bahn  zu  fördern.  General  Mangin  führte  den 
Vorsitz.  Anwesend  waren  u.  a.  Marschall  Foch  und  Loucheur 
L'ie  Versammlung  war  der  Meinung,  daß  die  zurzeit  in  ganz 
Französich-Afrika  vorhandenen  6000  km   Bahnen  schleuniger 


stärkerem  Maße  nach  deutschen  Häfen  zu  lenken,  und  die  Ein- 
fuhr, auf  die  Deutschland  nach  dem  Verlust  wichtiger  Rohstoff- 
gebiete und  dem  starken  Rückgang  der  Produktitjn  in  i!ohem 
Grade  angewiesen  ist,  wird  er  nicht  über  deutsche  Häfen  ins 
deutsche  Binnenland  ziehen  können. 

Deutschland  besitzt  zwei  von  der  Natur  gegebene  starke 
Erzeugungs-  und  Rohstoffgebiete:  Rheinland-Westfalen  und 
Oberschlesien,  daneben  eine  Reihe  n!ehr  oder  weniger  künstlich 
entstandener  Plätze  mit  großen  Verkehrsbedürf r!issen,  von  denen 
wohl  das  künstlichste  Berlin  ist.  Mit  dieser  übergroßen  Milli- 
onenstadt und  mit  dem  obcrschlesischen  Kohlen-  und  Industrie- 
gebiet ist  Hamburg  durch  Wasserstraßen  verbunden.  Rhein- 
land-Westfalen, das  wichtigste  deutsche  Erzeugungs-  und  Vcr- 
brauchsgebiet  besitzt  keinen  natürlichen  Wasserweg  zur  deut- 
schen Küste.  Der  vielbesungene  deutsche  Rhein  mündet  auf 
holländischem  Boden  in  die  Nordsee.  Auf  seinem  starken 
l'Jücken  trägt  er  die  Schätze  deutscher  Erde  zum  fremden 
Hafen.  Rotterdam,  durch  diesen  besten  eur()i)äischen  Wasser- 
weg, Antweriien,  durch  die  kurze  Eisenbahnentfernung  bevor- 
zugt, eroberten  sich  für  ihren  A^erkchr  das  wichtigste  deutsche 
Industriezentrum.  Mit  den!  gewaltigen  Aufblühen  des  deut- 
schen Hinterlandes  wuchsen  diese  Häfen  zu  gewaltiger  Größe. 
(\'gl.  Karte  1.)  Rotterdam,  der  Emporkömmling  unter  den 
euiopäischen  Seehäfen,  wurde  zum  Welthafen  und  Welthandels- 
plr.tz.  J^er  Erfolg  fiel  den  holländischen  und  belgischen  Küsten- 
städten ziemlich  mühelos  in  den  Schoß:  der  Deutsche  arbeitete 
für  sie.  (Fortsetzung  fo'gt) 


Die  Geschichte  zeigt  uns  den  Fortschritt  in  der  Entfaltung 
einer  immer  größeren  Reichweite  des  einen  G.iund- 
godankens:  Freiheiten  zu  entdecken,  die  die  Natur  dem 
Menschengeschlecht  bei  seiner  Geburt  nicht  als  I'aten- 
geschenk  verliehen  bat,  sondern  die  wir  Tecliniker  ihr 
abtrotzen  müssen,  kraft  der  Ueberlegenheit  der  schöp- 
ferischen Intuition  und  der  Logik  über  die  blinden 
Tatsachen,       (Zschimmcr:  Philosophie  und  Technik.) 


N'ermehrung  bedürfen,  daß  die  Sahara-Linie  beim  Bau  keine 
besonderen  Schwierigkeiten  bieten  und  sich  durch  Erschließung 
des  (jebietes  bald  verzinsen  würde.  Die  militärischen  Rück- 
sichten wurden  ebenfalls  stark  in  Vordergrund  geschoben.  (Mo- 
dern Transport  v.  10.  6.  22.) 


—  Gl=  Eisenbahnunfälle  in  England  und  Irland.  Abnahme 
für  1921. 


1920 

1921 

Abnahme 

121 

89 

32 

2675 

2095 

580 

Bedienstete  getötet  

376 

231 

145 

4414 

2892 

1.522 

Andere  Personen  getötet   

409 

406 

3 

286 

168 

118 

906 

72« 

180 

Zusammen  verletzt  

7375 

51.55 

2220 

Unfälle  durch  Mängel  an  den  Be- 

triebseinrichtungen   

13675 

9408 

4267 

Zusammenstöße    zwischen  Per- 

39 

14 

25 

Zusammenstöße     zwischen  Per- 

62 

49 

13 

Zusammenstöße  zwischen  Güter- 

187 

85 

102 

153(33%) 

(Modern.  Transport,  v.  24  6.  22.) 

=  gl  =  Schwellen- Normung  in  Amerika.  Die  Vereinigung 
amerikanischer  Eisenbahningenieure  und  die  Forstverwaltung 
der  Vereinigten  Staaten  sind  vom  Normenausschuß  der  ameri- 
kanischen Ingenieure  angerufen  worden,  als  Sachverständige  bei 
Normung  der  hölzernen  Schwellen  aller  Art  für  Gleise  und 
Weichen.  Besondere  Rücksicht  soll  die  Frage  der  Schutz- 
tränkung und  der  Unterhaltung  iiri  Gleise  erfahren.  Die  An- 
regung zu  diesem  Vorgehen  für  Normung  der  Schwellen  geht 
von  einer  Versammlung  zwischen  den  Vertretern  der  Vereini- 
gung amerikanischer  elektrischer  Straßenbahnen  und  anderer 
interessierter  Transportgesellschaften  aus. 

=  gl  =    Drahtlose    Verständigung   mit   fahrenden  Zügen. 

Auf  der  Strecke  I'aris — Greil  der  französischen  Nordbahn  sind 
erfolgreiche  Versuche  über  Verständigung  mit  fahrenden  Zügen 
auf  drahtlosem  Wege  gemacht  worden.  Ein  Personenwagen  ge- 
wöhnlicher Art  wurde  niit  einer  Antenne,  eins  seiner  Abteile 
als  Sende-  und  Empfangsstation  ausgerüstet.  An  gewissen 
Stellen  wurden  zwischen  Tclegraphenstangcn  wagerechte  An.- 
feniven  gespannt,  so  daß  die  gewöhnlich  .^■n  Telegraphcnkitungeii 
zur  Induktion  benutzt  werden  konnten.  Auf  diese  Weise  zeigten 
sich  44  Watt  statt  -3 — 4000  ausreichend.    Bei  gleicher  Wellen- 
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länge  war  eine  klare  tclephonischc  Vcrständigunc;  mit  dem 
Gare  du  Nord  von  jedem  l'unkte  der  Strecke  (Länge  54  km) 
nK'Rlich,  auch  l)ei  Rroßter  h'ahrKeschvvindiskeit  (80  km).  Die 
\''crsuche  sollen  bald  auf  I'aris — Calais  fortResctzt  werden.  Man 
hofft  soRar,  später  alle  Züse  für  drahtlose  telephonische  Nach- 
richtenüberniittluiiR  ausnisten  zu  können,  um  sie  in  den  Stand 
zu  setzen,  sich  1)ei  N.acht  oder  bei  Nebel  mit  SiRualstellcn,  Bahn- 
höfen oder  anderen  ZÜRcn  zu  verständiRen  und  auf  diesem  WcRe 
die  Sicherheit  des  Betriebes  zu  erhöhen.    (Cio.  EnR.  II./1922.) 

=  gl  =    Ueber  die  polnischen  Eisenbahnen  im  Jahre  1931 

äußert  sich  das  IMitslied  für  \'olkswirtschaftsf ragen  l)ei  der 
englischen'  ( iesandtschaft  in  Warschau  u.  a.;  Her  Eisenbahn- 
betrieb hat  sich  1921  merklich  Rebessert,  vorwiegend  durch 
bessere  Verwaltung.  Die  Beendigung  des  Krieges  gegen  die 
Bolschewisten  hat  \\'esentlich  dazu,  beigetrauen,  daß  die  Eisen- 
bahn Avieder  Rücksicht  auf  die  W'ünsclie  und  Bedürfnisse  von 
Elandel  und  Industrie  nahm  und  sich  uni  die  Hebung  des  Per- 
sonenverkehrs kümmern  konnte. 

Der  Personenzugsverkehr  war  regelmäßig  un'd  ziemlich 
pünktlich.  Die  Zahl  der  Personenzüge  wurde  stark  vermehrt. 
Der  (iüter\'erkehr  war  schneller  und  -weniger  \erlustreich  durch 
Diebstahl. 

Tariferhöhungen  mußten  mehrfach  \orgenommen  werden  im 
Laufe  des  Jahres.  Nach  Ansicht  mancher  Kreise  sind  die 
Taife  jetzt  sogar  zu  hoch  und  schädigen  einige  Zweige  der 
Industrie  und  den  .\usfuhrhan'del.  Die  Besserung  der  Betriebs- 
verhältnisse wurde  besonders  begü.istigt  durch  die  Ablieferung 
von  deutschen  Betriebsmitteln,  Lokomotiven  imd  (niterwagen 
auf  Grund  des  Vertrages  von  Versailles  und  die  Beschaffung  von 
4600  Stück  30-t-Wagen  auf  langfristigen  Kredit  von  einer  ame- 
rikanischen Firma.  Die  polnische  Regierung  kaufte  ferner  50 
Lokomotiven  in  Oesterreich.  Von  den  nach  Deutschland  gege- 
benen Aufträgen  kam  jedoch  keiner  infolge  der  deutschen  Grenz- 
sperre zur  Ausführung.  Arbeitsverhältnisse  blieben  jedoch  un- 
befriedigend, besonders  zeigte  sich  unter  den  Werkstättenar- 
beitern große  Unruhe.  Tm  .\ugust  kam  es  zu  einem  mehrtägi'gen' 
Streik  gegen  die  Lebensmittelteuerung  namentlich  in  den 
ehemals  deutschen  Teilen  von  Polen.  Die  Bestellungen  der 
Regieru^rg  auf  Betriebsmittel  im  eigenen  Lande  waren  d'ie 
heimischen  Werke  nicht  in  der  Lage  auszuführen.  Keine  Lo- 
komotive ist  bis  jetzt  geliefert  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  das 
\'or  Ende  1923  geschehen  wird.  Die  wenigen  1921  gelieferten 
Wagen'  kommen  kaum  in  Betracht.  —  Für  die  ausländischen 
Hersteller  von  Betriebsmitteln  ist  demnach  auf  die  nächsten 
Jahre  hinaus  voraussichtlich  ein  gutes  Geschäft  in  Polen  zu 
erwarten.  England  steht  infolge  der  Valuta  in  scharfem  Wett- 
bewerb mit  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Tschechei. 

■  Große  Fortschritte  sind  ferner  gemacht  worden  mit  der 
Wiederherstellung  der  im  Kriege  zerstörten  Brücken  und  Hoch- 
bauten. Auch  der  Oberbau'  ist  zum  großen  Teil  wieder  in 
Ordnung  gebracht,  so  daß  in'  K^ürze  die  Fahrgeschwindigkeiten 
wieder  gesteigert  werden  können. 

Trotz  mancher  Verbesserungen  im  Betriebe  und  der  Tarif- 
erhöhungen arbeiten  die  Eisenbahnen  in  Polen  mit  schwerem 
Verlust,  der  schon  im  Haushalt  für  1921  mit  15,953  Milliarden 
polnische  Mark  beziffert  wurde  (1  deutsche  Mark  rund  7  pol- 
nische Mark),  wahrscheinlach  aber  aus  Anlaß  des  Auguststreiks 
noch  größer  geworden  sein  dürfte.    (Railway  Gazette  v.  16.  6.  22.) 

BAHNBAU  UND  -BETRIEB 

=  Ko=  Der  Verkehr  mit  Großgüterwagen  von  der  Ruhr 
nach  Hamburg  bildete  unter  Vorsitz  des  Präsidenten  der  Reichs- 
bahndirektion in  Altona  am  21.  Juni  d.  J.  Gegenstand  einer  Be- 
sprechimg zwischen  Vertretern  der  Senatskommission,  der  Was- 
serbaudirektion, der  Handelskammer  Hamburg,  des  Kohlensyn- 
dikats, des  Westfälischen  Kohlenkontors,  von  Arenberg-Rhein- 
metall und  des  Bergbauvereins,  der  Reichsbahndirektionen 
Altona,  Essen,  Münster,  Hannover  und  des  Eisenbahnzentral- 
amts in  Berlin.  Zweck  der  Zusammenkunft  war,  die  Voraus- 
setzungen für  den  Verkehr  geschlossener  Kohlenzüge  in  Groß- 
güterwagen von  der  Ruhr  nach  Hamburg  in  baulicher,  betriebs- 
und  verkehrstechnischer  Hinsicht  zu  erörtern.  Die  Vertreter 
der  Reichsbahn  entwickelten  zunächst  die  Pläne  für  die  Neu- 
organisation des  Massenverkehrs  und  legten  an  der  Hand  von 
Zeichnungen  die  Einrichtung  der  Großgüterwagen  von  50  t 
Ladegewicht  als  Selbstentlader  und  ihre  Vorteile  für  den  Ver- 
sender und  den  Empfänger  näher  dar.  Während  jetzt  der  größte 
Teil  der  Kohlen  von  der  Ruhr  nach  Hamburg  in  20-t-Wagen  in 
gewöhnlichen  Güterzügen  befördert  wird,  wobei  das  Einrangie- 
ren der  Kohlenwagen  im  Ruhrgebiet  und  das  Ausrangieren  in 
Hamburg  eine  große  kostspielige  Verschiebearbeit  erfordert, 
fällt  nach  Einrichtung  geschlossener  Pendelzüge  aus  Großgüter- 
wagen von  der  Zeche  bis  zur  Entladestelle  und  zurück  die  Ran- 
gierarbeit fort.  Dies  bedeutet  eine  große  Entlastung  der  Ver- 
schiebebahnhöfe und  eine  wesentliche  Beschleunigung  des 
Wagenumlaufs  und  damit  eine  Herabminderung  des  Waeen- 
mangels,  da  geplant  ist,  die  Großgüterwagenzüge,  (deren  Ent- 
ladung bei  vorläufig  1000  t  Kohlen  nur  ^  Stunde  in  Anspruch 


nehmen  wird),  innerhalb  24  Stunden  von  der  Ruhr  nach  Ham- 
burg und  leer  zurück  zur  Ausgangszeche  zu  befördern.  Im 
V  e  r  s  a  n  d  g  e  b  i  e  t  —  in  diesem  Fall  der  Ruhr  —  ist  die  wich- 
tigste Voraussetzung  eine  vollständig  neue  Umstellung  in  der 
Disposition  der  Kohlen.  Die  Vertreter  des  Kohlensyndikats  und 
von  Arenberg-Rheinmetall  erklärten,  daß  in  dieser  Richtung 
wohl  keine  besonderen  Schwierigkeiten  entstehen  dürften.  Im 
Empfangsgebiet  —  Hamburg  —  seien,  so  erklärten  die 
Vertreter  der  Handelskammer  die  vorhandenen  Anlagen  am 
Kirchenpauerkai,  Hofekanal  usw.  unzureichend,  und  es  bestand 
lünmütigkeit,  daß  es  unbedingt  notwendig  ist,  neue  großzügige 
Anlagen  bei  Walthershof  zu  bauen,  die  so  beschaffen  sein  müs- 
sen, daß  geschlossene  Züge  von  Großgüterwagen  ohne  jede  Ran- 
gierarbeit in  Bunker  entladen  werden  können.  Von  diesen  aus 
soll  die  Kohle  in  Flußschiffe  unmittelbar  abgezapft  werden. 
Aber  auch  die  Bekohlung  der  Seeschiffe  muß  aus  den  Bunkern 
möglich  sein,  ohne  daß  eine  Umladung  von  Hand  in  Frage 
kommt. 

Seitens  der  Vertreter  der  Reichsbahn  wird  erklärt,  daß  zu- 
vor große  Aufwendungen  für  Brückenverstärkungen  gemacht 
werden  müssen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Einführung 
von  Großgüterwagen,  da  \'iele  Brücken  ihres  Alters  und  ihres 
Unterhaltungszustands  wegen  ausgewechselt  werden  müssen. 
Die  Reichsbahn  hoffe,  daß  auch  die  Industrie  Opfer  bringe,  da- 
mit das  Ziel,  Beseitigung  des  ständigen  Wagenmangels  erreicht 
werde..  Die  eingehenden  Erörterungen  ergaben,  daß  die  Interes- 
senten volles  Verständnis  für  die  Bedeutung  der  Großgüterwagen 
für  den  Massenverkehr  zeigten  und  daß  allerseits  der  feste  Wille 
besteht,  möglichst  bald  die  Voraussetzungen  für  den  Verkehr 
von  Großgüterwagenzügen  von  der  Ruhr  nach  Hamburg  zu 
schaffen.  Zu  diesem  ^weck  wird  unter  Führung  der  Reichsbahn- 
direktion Altona  eine  Studienkommission  eingesetzt  werden,  die 
die  wichtigsten  Fragen  klären  soll. 

Zur  Verminderung    der  Betriebskosten    an  Ablaufbergen. 

Zerlegt  man  die  täglichen  Betriebskosten  eines  großen  Rangier- 
bahnhofs mit  2  Ablaufssystemen  in  ihre  einzelnen  Teile,  so 
komm.en  etwa  auf: 

1.  Personalkosten  35%, 

2.  Lokomotivkosten  33%, 

3.  Unterhaltungskosten  19%, 

4.  Unfallkosten  13%. 

Die  Kosten  zu  1  bis  3  werden  sich  selbst  bei  sehr  guter 
Leitung  jetzt  nur  auch  für  die  nächste  Zukunft  kaum  verringern 
lassen.  Es  fragt  sich  jedoch,  ob  nicht  die  Unfallkosten  beim  Ab- 
laufbetrieb ermäßigt  werden  können.  Im  Direktionsbezirk  Köln 
gingen  im  Monat  Februar  d.  J.  täglich  über  die  Rangierberge 
etwa  48  000  Wafen.  Rechnet  man  nun  auf  3000  dieser  Wagen 
einen  Rangierunfall,  so  würde  mit  16  kleinen  Unfällen  auf  den 
Rangierbahnhöfen  des  Direktionsbezirks  durchschnittlich  täglich 
zu  rechnen  sein.  Den  3.  bis  4.  Teil  hiervon  kann  man  wohl  ohne 
erheblichen  Fehler  auf  das  Versagen  eines  Hemmschuhes  zu- 
rückführen. Bei  einem  derartigen  Unfall  wird  man  jedoch,  da 
meist  mehrere  Wagen  zusammen  ablaufen,  mit  mehr  als  einem 
aufzugleisenden  und  beschädigten  Wagen  zu  rechnen  haben.  In 
die  nachfolgende  Berechnung  sollen  1%  Wagen  eingesetzt 
werden.  Das  Aufgleisen  eines  Wagens  einschl.  der  Kosten  für 
Umladen,  Regulieren  der  Ladung,  Entschädigung  an  die  Ver- 
frachter usw.  wird  bei  den  augenblicklichen  Materialpreisen  und 
Löhnen  mit  4500  M.  für  den  Wagen  nicht  zu  hoch  veranschlagt 

sein,  so  daß  mit^^ — 1^,5    45(X)  _  ^^^^^  30  800  Mark  Unkosten  täg- 
3.5 

lieh  durch  diese  kleinen  Unfälle  zu  rechnen  sein  wird,  die  auf  den 
Umfang  der  ehemalig  preußisch-hessischen  Staatsbahnen  be- 
zogen auf  täglich  etwa  10  •  30  800  =  308  000  M.  ansteigen  werden. 
Bei  einer  derartigen  Summe  lohnt  es  sich  wohl,  Verbesserungen 
an  dem  gebräuchlichen  Hemmschuh  einer  eingehenden  Prüfung 
zu  unterziehen.  Ein  verbesserter  Hemmschuh  für  Ablaufgleise, 
der  sich  von  den  hauptsächlich  im  Gebrauch  befindlichen  Hemm- 
schuhen durch  2  Backen,  die  den  Schienenkopf  hinten  umklam- 
mern, unterscheidet,  ist  neuerdings  auf  einigen  Bahnhöfen  des 
Betriebsamtes  in  Krefeld  ausprobiert.  Letzteres  kann  über  die 
in  seinem  Bezirk  angestellten  Versuche  Auskunft  geben.  Her- 
gestellt wird  er  von  der  Firma  Siebert  u.  Möller,  Krefeld.  Linn- 
Rheinhafen.  Es  wäre  erwünscht  wenn  auch  in  anderen  Be- 
zirken Versuche  mit  ihm  angestellt  würden  da  die  Einführung 
eines  verbesserten  Hemmschuhes,  wie  eingangs  nachgewiesen, 
für  die  Eisenbahnverwaltung  von  großer  wirtschaftlicher  Be- 
deutung ist.  Kullmann. 

STÄDTEBAU 

Wettbewerb  Belgrad.  Der  internationale  Wettbewerb  zur 
Erlangung  eines  Planes  für  den  Wiederaufbau  und  die  Ver- 
größerung der  Stadt  Belgrad  hat  die  gesamte  Technikerschaft 
Europas  auf  das  lebhafteste  beschäftigt.  Die  gestellte  Aufgabe 
war  verlockend,  sie  setzte  ein  Zusammenarbeiten  des  Architek- 
ten mit  dem  Eisenbahn-  und  Wasserbauer  voraus.  Umfangreiche 
Mittel  für  die  Auszeichnung  und  für  den  Ankauf  der  Entwürfe 
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waren  bereitgestellt,    sie    betrugen    etwa  Millionen  Mark. 

Neben  der  Umgestaltung  der  Stadt  Belgrad  einschließlich  der 
gegenüberliegenden  früher  ungarischen  Stadt  Semlin,  die  durch 
den  Friedensvertrag  an  Jugoslawien  gekommen  ist,  wurde  auch 
die  Umgestaltung  der  Eisenbahnanlagen,  Vorortsbahnen, 
Straßenbahnen,  Untergrundbahnen,  sowie  die  Schaffung  von 
Häfen  aller  Art  an  der  Save  und  an  der  Donau  verlangt.  Der 
Architekt  hatte  Platzfragen,  Straßendurchbrüche,  Anlagen  von 
Parks,  botanischen  und  zoologischen  Gärten  zu  lösen,  daneben 
i)ffentliche  Gebäude,  Ministerien,  Universität,  Rathaus,  Schloß, 
< Jewerkschaftshaus,  Museen,  Theater,  Erziehungsanstalten  und 
tine  Kathedrale  unterzubringen.  Bei  der  Bearbeitung  der  Eisen- 
bahnanlagen waren  gleichfalls  schwierige  Aufgaben  zu  lösen. 
Der  tiefliegende  Hauptbahnhof  in  der  Nähe  der  Save  war  den 
Verkehrsbedürfnissen  nicht  mehr  gewachsen,  er  mußte  erweitert 
und  hochgelegt  werden.  Ein  neuer  Bahnhof  an  cer  Donau  in 
Verbindung  mit  dem  Hauptbahnhof  wurde  verlangt  und  eine 
Stadtringbahn,  die  wiederum  Verbindung  mit  beiden  Bahnhöfen 
haben  mußte,  sollte  auch  die  hochliegenden  Stadtteile  für  den 
Güter-  und  Personenverkehr  erschließen.  Industrie-  und  Lager- 
plätze an  der  Donau  und  an  der  Save  und  Verbindungen  mit 
3  großen  Häfen  bestimmten  die  Lage  der  verschiedenen  Güter- 
und Aufstellungsbahnhöfe.  Der  große  Verschiebebahnhof  für 
die  gesamten  Hafen-  und  Eisenbahnanlagen  war  den  Wett- 
bewerbsbedingungen gemäß  nördlich  von  Semlin  anzule^'.en. 
Auch  eine  Vorortbahn  über  die  Donau  nach  Pantchewo  war 
\erlangt,  und  im  Anschluß  an  den  Donaubahnhof  wurde  eine 
elektrische  Außenbahn  zur  Aufschließung  der  landschaftlich 
weit  verzweigten  Gebiete  geplant,  die  bis  in  die  Nähe  des  Avala- 
berges,  eines  beliebten  Ausflugsortes,  geführt  wurde.  Ab- 
zweigend von  der  Stadtringbahn  wurde  auch  eine  Eisenbahn 
nach  den  militärischen  Anlagen  in  der  Nähe  der  Stadt  geführt. 
Das  Netz  der  Straßenbahn  mußte  erweitert  und  verbessert  und 
eine  Untergrundbahn  im  Zuge  der  Hauptverkehrsausfallstraße 
\cm  Stadtinnern  bis  zum  Stadion  angelegt  werden.  Mit  der  Um- 
gestaltung der  Eisenbahnanlagen  war  auch  ein  Neubau  der  ein- 
gleisigen Eisenbahnbrücke  über  die  Save  nötig  und  zur  Ver- 
mittlung des  Stadtverkehrs  mit  den  Häfen  eine  Straßenbrücke 
über  die  Save  vorgesehen.  Auch  die  Donau  wurde  durch  eine 
zweigleisige  Eisenbahnbrücke  und  eine  daneben  liegende 
Straßenbahnbrücke  überquert.  Der  Wasserbauer  hatte  an  Stelle 
der  unzureichenden  Hafen-  und  Landungsanlage  großzügige 
Neuanlagen  zu  schaffen.  Unter  Einbeziehung  der  Kriegsinsel 
südlich  von  Semlin  an  der  Einmündung  der  Save  in  die  Donau 
wurde  der  internationale  Hafen  gewünscht,  der  Ortshafen  der 
Stadt  Belgrad  an  der  Save  verbessert  und  zwischen  der  lang- 
gestreckten Zigeunerinsel  in  der  Save  und  dem  Belgrader  Ufer 
em  Winterhafen  für  1000  Schiffe  geplant.  An  der  Donau  wurde 
der  Petroleumhafen,  Zollhafen,  Holzhafen  und  Industriehafen 
stromabwärts  von  Belgrad  verlangt.  Die  Hafenanlagen  beding- 
ten eine  Verbesserung  des  Fkißlaufes  der  Save  und  der  Donau. 
Der  südlich  von  Belgrad  liegende  Strom  konnte  eingeengt  und 
die  Insel  Huja  in  das  Industriegebiet  einbezogen  werden. 

Der  von  deutschen  Bearbeitern  stammende  mit  dem  dritten 
Preis  ausgezeichnete  Entwurf  ist  gemeinsam  bearbeitet  worden 
von  den  Architekten  Regierungsbaumeister  B  1  o  h  m  und 
Okert.  Die  Eisenbahnanlagen  wurden  bearbeitet  vom  Inge- 
nieurbüro für  Eisenbahnanlagen,  Inhaber  Ingenieur  Weich- 
hold  und  Dipl.-Ing.  R  a  m  h  o  r  s  t.  Den  wasserbaulichen  Teil 
bearbeitete  Baurat  T  h  e  i  n,  die  verkehrstechnischen  Anregungen 
gab  Regierungsbaumeister  Dr.-Ing.  D  e  m  p  f  w  o  1  f  f  von  der 
Firma  Hugo  Stinnes  A.-G.,  sämtliche  in  Hamburg.  Der  Ent- 
wurf bestand  aus  22  Lageplänen,  Höhenplänen  und  Schaubildern. 
Am  9.  Mai  hatte  das  Preisgericht,  dem  außer  Serben  nur  ein 
Schweizer  und  ein  Franzose  angehörten,  das  Urteil  abgegeben. 
Der  erste  Preis  wurde  niemandem  zuerkannt,  dafür  wurden  drei 
zweite  Preise,  zwei  dritte  Preise  und  drei  vierte  Preise  zuer- 
kannt und  4  Pläne  angekauft.  Außerdem  wurden  noch  mehrere 
Entwürfe  mit  kleineren  Preisen  für  genaue  Arbeiten  bedacht 
Ein  zweiter  Preis  fiel  an  deutsche  Techniker  nach  Wien,  ein 
zweiter  Preis  an  Slawen  nach  Paris,  ein  zweiter  Preis  an  unga- 
rische Architekten  und  Ingenieure  nach  Budapest,  einen  dritten 
Irrels  erhielt  Professor  Brix  aus  Berlin,  gemeinsam  mit  Baurat 
Bart  aus  Merseburg,  ein  weiterer  dritter  Preis  fiel  an  die  oben 
angeführten  Hamburger  Fachleute.  Soweit  festgestellt  werden 
konnte,  haben  sich  am  Wettbewerb  Schweizer,  Holländer  Tsche- 
chen und  Franzosen  beteiligt. 

Paul  W  e  i  c  h  h  o  1  d. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Zeitgemäßes  Verdingungswesen,  von  Professor  Dr  J  Koll- 
niann.    Technik  und  Wirtschaft  1921,  Heft  12. 

Die  Mißstände  des  Verdingungswesens,  besonders  auch  seine 
(gefahren  für  die  Gewerbetreibenden,  drängte  immer  mehr  dazu, 
von  Grund  auf  bessernde  Hand  anzulegen.    Auch  der  R  e  i  c  h  s  - 


tag  hat  am  9.  2.  21  beschlossen,  einen  Sach\ erständigenaus- 
scnuß  mit  Oer  irage  zu  belassen.  Es  ist  aber  vor  einseitiger, 
etwa  vorwiegend  lurmal-juristischer  Zusammensetzung  dieses 
Ausschusses  zu  warnen.  Geraae  oer  entscheidende  Einfluß  der 
formal-juristischen  Beamten  anstatt  der  Techniker  trägt 
einen  großen  Teil  der  Schuld  an  den  mangelhaften  Er- 
gebnissen der  ötfentlichen  Verdingungen,  besonders  an  der 
last  völligen  Ausschaltung  des  Begrittes  der  Qualitätsarbeit, 
der  in  der  Privatwirtschaft  meist  etwas  Selbstverständliches  ist. 

Unter  den  zahlreichen  Gebieten,  auf  denen  es  der  „Verwal- 
tung" zur  Zeit  noch  an  aem  sogenannten  „kaufmännischen  wirt- 
schaftlichen Geist"  mangelt,  ist  dies  eins  aer  bedeutungsvollsten, 
das  imstande  ist,  dem  Staatsbetriebe  ebenso  wie  dessen  Lieferern 
unabsehbaren  sachlichen  und  finanziellen  Schaden  einzutragen. 
Vorbedingung  aer  Qualitätslieferung  ist  ein  vertrauensvolles 
Zusammenarbeiten  von  Besteller  und  Lieferer  schon  bei  der 
Aufstellung  der  Ausschreibungsbedingungen.  Kollmann  erör- 
tert die  Frage,  auf  welchem  organisatiorischen  Wege  diese  Zu- 
sammenarbeit verwirklicht  werden  kann.  Er  warnt  vor  Sche- 
matisierung des  Verfahrens,  das  den  Eigenheiten  der  einzelnen 
Länder  Spielraum  lassen  und  daher  im  einzelnen  der  Landes- 
hoheit vorbehalten  bleiben  muß,  während  das  Reich  nur  allge- 
meine Rahmenvorschriften  zu  erlassen  hat. 

Er  weist  dann  auf  die  Schrift  von  Rothacker  hin  „D  i  e 
Lösung  der  Verdi  ngungsfrage"  (Julius  Springer-Ber- 
lin 1921),  welche  sich  hauptsächlich  mit  dem  öffentlichen  Bau- 
wesen beschäftigt,  in  dieser  Schrift  wird  dargelegt,  daß  die 
technischen  Beamten  im  öffentlichen  Verdingungswesen  unter 
dem  maßgebenden  Einfluß  der  kameralistischen  Oberleitung  den 
Boden  ihrer  technisch-wissenschaftlichen,  in  den  Kern  der  ein- 
zelnen Sache  eindringenden  Arbeitsweise  unter  den  Füßen  ver- 
lieren und  ebenfalls  in  starre  formalistische  „Verwaltungs- 
inethoden"  hineingeraten.  Es  fehlt  die  Freiheit  der  persönlichen, 
auf  die  Sache  gerichteten  Verantwortung,  an  deren  Stelle  die 
Sorge  um  Verletzung  von  Vorschriften  tritt.  Rothacker  hat 
dabei  auch  gerade  das  eben  stark  unter  die  Lupe  genommene 
Eisenbahnwesen  im  Auge.  Es  wäre  zu  hoffen,  daß  die  Lupe 
gerade  auch  auf  dem  Gebiete  der  Verdingungen  den  Blick  der 
Kritiker  schärfen  möchte. 

Zur  Herstellung  des  Vertrauensverhältnisses  zwischen  Bau- 
beamten und  Liefereren  ist  nach  Rothacker  die  selbstän- 
dige Behandlung  des  Verdingungswesens  durch  die  Baubeam- 
ten Voraussetzung.  Die  Gemeinschaftsarbeit  beider  Parteien 
soll  durch  Selbstverwaltungskörperschaften  ständig  ausgeübt 
werden.  Rothacker  schlägt  dazu  „Landesverdingungsämter" 
vor.  Unter  einem  technischen,  beamteten  Vorsitzenden  sollen 
Vertreter  der  verschiedenen  vergebenden  Verwaltungen  und  der 
wichtigsten  Gewerbestände  vereint  werden.  Sie  sollen  hauptsäch- 
lich Muster  für  die  Verdingungsunterlagen  und  für  die  Preis- 
ermittlungen schaffen  oder  sammeln  sowie  statistisch  technische 
Fortschritte  und  Erfahrungen  an  der  geeigneten  Stelle  nutzbar 
machen,  sowie  die  Markt-,  Lohn-  und  Kalkulationsverhältnisse 
verfolgen.  Zuschlagserteilung,  Bauüberwachung  und  Abnahme 
sollen  von  den  Verdingsämtern  gestellt  werden,  wenn 
sie  außer  dem  Baufach  auch  die  Metallindustrie  und 
den  Maschinenbau  in  ihren  Wirkungsbereich  zögen.  Koll- 
mann weist  hier  nur  auf  die  notwendige  Klärung 
von  Fragen  wie  Abnahme,  Probebetrieb,  Gewährleistung 
usw.  hin,  für  welche  die  erfahrensten  Maschinentechniker 
hier  Hand  anlegen  müßten,  um  auf  diesem  Gebiete  im 
Verdingungswesen  eine  volkswirtschaftliche  Gesundung  herbei- 
zuführen. Zur  Austragung  von  Streitigkeiten  werden  Schieds- 
gerichte vorgeschlagen,  die  den  Verdingungsämtern  anzugliedern 
wären. 

In  einem  weiteren  Aufsatz  in  Heft  1  von  Technik  und  Wirt- 
schaft 1922  geht  Kollmann  noch  besonders  auf  einige  Fragen 
der  „Verträge  mit  öffentlichen  Verwaltungen  über  Lieferung 
von  Maschinen"  ein.  Bis  ins  kleinste  werden  die  „besonderen 
Bedingungen"  oft  einseitig  von  der  Behörde  aufgestellt,  wobei 
eine  Menge  nicht  ganz  feststehender  Begriffe,  u.  a.  „die  Liefe- 
rung nach  dem  neuesten  Stande  der  Technik",  ins  Feld  geführt 
werden.  Die  von  Kollmann  und  Ki)ihacker  verlangte  Gemein- 
schaftsarbeit zwischen  der  vergebenden  Verwaltung  und  den 
Liefererkreisen  ist  an  vielen  Stellen  der  Eisenbahnver- 
w  a  1  t  u  n  g  heutzutage  wohl  schon  zu  finden.  Lehrreich  ist  ein 
vom  Verfasser  angezogenes  Beispiel  aus  der  k  o  m  m  u  n  a  1  e  n 
Vergebung  von  Maschinenlieferungen,  in  dem  besonders  Forin- 
fragen  einen  dem  Lieferer  wohl  keineswegs  immer  gegenwär- 
tigen bedenklichen  Einfluß  auf  die  Rechtsgültigkeit  der  vertrag- 
lichen Abmachungen  ausüben.  Der  vergebende  Teil  ist  in  dem 
Beispielsfall  lediglich  durch  formal  geschulte  Verwaltungs- 
beamte vertreten.  Es  lohnt  sich,  die  dabei  wiedergegebene  Ge- 
schichte dieser  Lieferung  und  die  äußerst  verwickelte  Rechts- 
lage an  erwähnter  Stelle  nachzulesen.  Ein  Schiedsgericht  machte 
in  einer  einzigen  Sitzung  der  jahrelang  hingezogenen  Sache  ein 
all  gemein  befriedigendes  Ende.  Tetzlaff. 


rJ^:  ^,^r'.'P,>       <^«'"  maschinentechnischeti  Teil:  Rep.-Baurat  N  o  r  d  m  a  n  n,  Berlin- 
O  u  i  d  o  H  a  c  .  e  b  e  i  1  A  IC,  Bu^hdVUd^^^i^ünä  V^L^bI^U^I.'::  slalSi^.^k^;^^^:'     ' " 
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16.  Jahrg.    Heft  34.    24.  August  1922 


veraingungs-Anzeiger 

Verdingungen  und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen  nach  amtlichen  Mitteilungen  des  Eisenbahnzentral- 
amtes, der  Bauabteilungen  und  der  Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 

1 

Tag  der 
Eröfinung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Bedingungen 
porto-  und  bestellgeldfrei 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.  von 

Angebote  verschlossen  mit  | 
entsprech.  Aufschrift  postfrei  an  i 

i 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

26.  8  1922 

Die  Verlegung  von  300  m  des  Gleises  Mödrath— Oberbohlheim  durch 
das  nene  UnterfUhrungsbauwerk  auf  Bahnhof  Mödrath  (Bez.  Köln) 

25- 

Bauabteilung 

Horrem 
(Bez.  Köln) 

Eisenbahn  StreckenbaubUro 
Mödrath  (Bez.  Köln) 

9    9.  1922 

26.  8.  IQ22 

vorm.  11^4  Uhr 

Ausführnng  der  Erd-  und  Betonarbeiten  zur  Herstellung  der  Wege 
Uberführung  in  Teilpunkt  231  -(-  50  der  slldlichen  Umgehungsbahn. 

12, — 
ohne  Zeichnung. 

32  — 
mit  Zeichnungen 

 V 

Eisenbahnbauabteilung 
.Michendorf 
Aufschrift:    „Angebot  für  Erd- 
und  Betonarljeiten  zur  Herstell- 
ung   der    Wegeüberführung  in 
Teilpunkt  231  -|-  50" 

- 

26.  8.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Für  den  Neubau  von  Beamtenwohngebauden  an  der  Sängerstraße 
die  Erdarbeiten  (Abheben  des  Bauplatzes),  die  Grab-,  Betonier-  und 
Maurerarbeiten  sowie  der  Zimmerarbeiten, 

Kanzlei  des 
Bezirksbauamts, 
Schloßstr.  36  III, 
Zimmer  i 

Bezirksbauamt 
Stuttgart 

14  Tage 

26.  8.  1922 
vorm.  10  Uhr 

Ausführung  der  Erd-  und  Maurerarbeiten  für  einen  Erweiterungs- 
bau in  der  Wagenwerkstatt  Schneidemtlhl. 

60,— 

 >- 

Betriebsamt  i, 
Schneidemühl 

9.  9.  1922 

26.  8.  1922 
vorm.  II  Uhr 

5500  qm  .Schiefer  von  den  GOterschuppendächern  6  u.  7  in  Bremen-G. 
einschl.  abnehmen  u.  kostenlose  Ueberlassung  von  5000  Stck.  an  die 
Eisenbahn  Verwaltung. 

10, — 

Eisenbahn- 
lietriehsamt  I, 
Bremen 

„.Angebot  auf  den  Erwerb  des 
Si  hiefers  von  d.  Güterschuppen 
6  und  7  Bremen. 

2  Wochen 

28.  8.  1922 
vorm.  1 1  Uhr 

Dachdeckerarbeiten  einschl.  Materiallieferung.    5500  qm  Pappdach. 

15- 

— y 

Eisenbahn-Betriebsamt  i 
Bremen 

15.  9.  1922 

28.  8.  1922 
vorm.  IG  Uhr 

Ausführung  der  Maurerarbeiten  ohne  Materiallieferung  zum  Bau  des 
zweistöckigen  31,0  X  9,60  m  großen  Doppelwohnhauses  für  8  Unter- 
beamte auf  Bahnhof  Weißenfels.    P'ertigstellungsfrist :  22  Wochen. 

14,40 

— > 

Eisenbahnbauabteilung 
Weißenfels 

19.  9.  1922 

29.  8.  1922 
vorrn.  lo  Uhr 

Ausfuhrung  ('er  Arbeiten  zum  Umbau  von  Gleisen  mit  Bettungs- 
erneuerung auf  dem  Verschiebebahnhof  Rummelsburg  bei  Berlin 
auf  tirund  der  Vorschriften  fUr  die  Bewerbung  um  Arbeiten  und 
Lieferungen. 

6,— 

Eisenbahn-Betriebsamt  4 
Aufschrift:  „Gleisumbau  auf 
Verschiebebhf.  Rummelsburg 

30.  8.  1922 
vorm.  10  Uhr 

I^ieferung  und  Herstellung  der  Wasserleitung  und  Aufstellung  einer 
Waschanlage  in  der  Wagenausbesserung>halle  mit  Werkstatt  auf 
Bahnhof  Weißenfcls  (rd.  120  m  gußeiserne  asphaltierte  Muffenrohre 
von  50  und  80  mm  1.  W.,  80  m  verzinkte  Eisenrohre  von  13  bis 
30  mm  1.  W.  einschl.  Arma  urenstUckei.  Fertigstellungsfrist  5 
Wochen. 

7,20  in  bar 

'■ — >- 

Eisenbahn  -  Bauabteilung 
Weißenfels 

3  Wochen 

31.  8.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Liefe  ung  und  Einbau  von  rd.  19,6  t  flußeiserner  I-Träger  (N.  P.  55 
und  Diff.  oder  Peiuer  I  P.  55).  6,40  t  Kranbahnschienen  1  nd  384  t 
gußeiserner  Unierlagsplatten  zur  Herstellung  der  Kranbahn  im  neu- 
erbauten 3.  Schiff  der  Kesselschmiede  bei  der  Erweiterung  der 
Hauptwerkstätte  Paderborn-Hbf.     Ausfuhrungsfrisc    19  Wochen. 

28,50  in  bar 

— >- 

Eisenbahn-Werkstättenamt  1 
Paderborn 

4  Wochen 

31.  8.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Zimmer-  und  Dachdeckerarbeiten  ftlr  die  Erweiterung  des  Lock- 
schuppens II  auf  Bahnhof  Doitmund-SOd  sollen  in  einem  Lo^e 
in  öffentlicher  Ausschreibung  vergeben  werden 

50, —  in  bar 

BUrokasse 
Zimmer  28 

Eisenbahn-Betriebsamt  8 
Dortmund 

4  Wochen 

1. 9. 1922 
vorm.  II  Ulir 

Beton,  Maurer  und  Asphaltarbeiten  zur  Herstellung  des  Empfangs- 
gebäuJes  (mit  Betriebsgebäude)  fUr  Bahnhof  Gütersloh  und  zwar 
etwa  i6jo  cbm  Beton,  1000  cbm  Mauerwerk  und  1000  qm  Isolierungen. 
Fertigstellungsfrist  35  Wochen 

85- 
u.  4, —  für  Porto 

 >- 

Eisenbahn-Bauabteilung 
Gütersloh 

4  Wochen 

I.  9  1922 

Erd-Rodungs  und  Böschungsarbeiten  zwischen  km  13,4  und  18,1 
der  Nordbahn. 

»5.— 

 V 

Bauabteilung  Birkenwerder 
Garien-.\llee  10 

4  Wochen 

1.  9  1922 

Lieferu  g  von  696000  hartgebrannter  I lintermauerungssteine  znm 
Bau  eines  Lokomotivschuppens  auf  Hahnhof  Arnswalde, 

6  — 

 V 

Retriebsamt  i 
Stargard  i.  P. 

21.  9.  1922 

PI  ci s  - F e  L4 e <^  Sehl  e    - G  e  S eil  s cktcxff  rra  b- ß.- 


Iferkehrstechnische  Woche 


UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisenbahn-Beam- 
ten und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  ze  Ig  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachricoten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRITFLEITUNG:  Dr.-Ing.  Blum,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  zu  Hannover   —  Dr.-Ing. 
Hasse,  Regierungsbaumeister  a.  D.,  Privatdozent 
an  der  Technischen  Hochschule  zu  Charlottenburg, 
Recjlerungsbaurat  Nordmann, iVlitgiieddes  Eisen- 
bahn Zentralamts  zu  Berlin  —  Dr.  rer.  pol.  B  a  u  m  an  n, 
Regierungsbaurat  im  Reichsverkehrsministerium  zu 
Berlin  -  Sendungen  für  die  Schrift  eitung  erbeten  an 
Regierungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse  zu 
Berlin  W  35,  Potsdamer  Straße  28 

VERLAG:  Guido  Hackebeil  Akt. -Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschreiber 
Straße    34-35     —     Fernsprecher;     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354-  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis  ;  Vierteljährlich  M.60, — ,  Einzel- 
hefte M.  10— .    Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
die  einzelne  MillimeterhöheM.  6, 50, 1/1  Seit eM.  4800,— , 
1/2    Seite   M.  2500,— ,  1/4  Seite   M.  1440,— ,  1/8  Seite 
M.  750,—  ,  1/16  Seite  M.  400,—. Vorzugsplätze  besondere 
Preise.  Wiederholungen  mit  Rabatt 
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Zur  Berechnung  von  Ablauframpen  in  Verschiebebahnhufen  von  Regierungsbaumeister  a.D.  K.E.Wenzel,  Hamborn/Rh., 
Seite  370.     Die  Verkehrslage  Bremens  von  Dr.-Ing.  Conrad  Herrmann,  Osnabrück,  Seite  377.    Die  Wirtschaftslage  Ende 
August  1922  von  Regierungsbaurat  Dr.  rer.  pol.  Hans  ßaumann,  Berlin  Seite  379.     Verschiedenes  Seite  381. 
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ZUR  BERECHNUNG  VON  ABLAUFRAMPEN  IN  VERSCHIEBEBAHNHÖFEN. 

VON  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D.  K.  E.  WENZEL,  HAMBORN/RH. 


II. 

Bau  und  Betrieb  von  Ablauframpen 

Die  Störungen  und  Stockungen  im  Güterverkehr  gehen  in 
('en  meisten  Fällen  von  den  Rangieranlagen  aus.  Der  Grund 
liegt  in  ihrer  einseitigen  Entwicklung  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte, die  weder  einen  organischen  Ausbau  des  Netzes  noch 
eine  Verbesserung  der  Rangiertechnik  schuf.  Die  durch  die 
Entwicklung  unserer  Volkswirtschaft  bedingte  Verkehrs- 
steigerung belastete  die  bestehenden  Eisenbahnanlagen  im- 
mer mehr.  Während  im  allgemeinen  die  Entlastung  der  Strek- 
ken  ohne  Schwierigkeiten  durch  den  Bau  von  Parallel  s  t  r  e  k  - 
ken  möglich  war,  gilt  dieses  nicht  ohne  weiteres  für  die 
Bahnhöfe,  insbesondere  die  Rangierbahnhöfe.  Hier  schaffen 
l'arallelbahnhöfe  im  allgemeinen  keine  Abhilfe,  da  die 
Aufgaben  des  Stammbahnhufes  von  denen  der  Parallelbahn- 
höfe nicht  scharf  zu  trennen  sind.  Im  Gegenteil  vermehren  diese 
die  Zahl  der  Rangierungen  unverhältnismäßig,  die  Liege- 
dauer der  Güterwagen  wächst  an,  der  Betrieb  wird  dickflüssig 
und  empfindlich.  Bei  wachsendem  Verkehr  werden  diese  Krank- 
heitserscheinungen des  Rangierbetriebes,  zu  denen  noch  Unzu- 
verlässigkeit  infolge  ungünstiger  Witterung  hinzukommt,  immer 
bedrohlicher.  Die  Heilung  liegt  nicht  in  der  Vermehrung 
der  Rangierbahnhöfe,  sondern  in  der  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit bestehender  Bahnhöfe;  nicht  zuletzt  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen,  sinken  doch  die  Gestehungskosten  mit  der 
Größe  der  Produktion.  .Die  Rangierkosten  eines  Wagens  betra- 
gen auf  großen  Bahnhöfen  6  M.,  auf  kleinen  das  Doppelte  und 
Dreifache.  Je  mehr  Wagen  in  einem  Rangierbahnhof  zusammen- 
kommen, desto  früher  ist  auch  ein  neuer  Zug  gebildet  oder  eine 
um  so  größere  Zahl  von  Ferngüterzügen  kann  gebildet  werden. 

Die  Leistungsfähigkeit  einer  Rangieranlage  hängt  im 
wesentlichen  von -der  Leistungsfähigkeit  der  A  b  1  a  u  f  rampe  ab. 
Die  Aufgabe,  die  Leistungsfähigkeit  einer  Rangieranlage  zu 
steigern,  geht  somit  im  wesentlichen  in  die  Aufgabe  über,  die 
Rampen  leistungsfähig  zu  machen.  Die  Betriebssicherheit  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Rampen  sind  stark  unterschiedlich; 
wie  eine  örtliche  Beobachtung  bestehender  Anlagen  zeigt,  sind 
auch  die  Bauformen  der  Rampen  verschieden,  je  nach  der  Zeit- 
epoche, in  der  sie  entstanden  oder  umgeändert  wurden.  Einheit- 
liche Ansichten  hierüber  bestanden  bis  in  die  jüngste  Zeit  noch 
nicht,  was  in  Folgendem  begründet  liegt: 

Die  Bewegungswiderstände  der  Fahrzeuge,  die  durch  die  Ge- 
fällhöhe der  Ablauframpen  überwunden  werden  sollen,  sind 
äußerst  verschieden.  Sind  die  Ablauframpen  so  hoch,  daß  auch 
schlechtlaufende  Wagen  genügend  weit  laufen,  so  erreichen  die 
gutlaufenden  vVagen  Geschwindigkeiten, denen  mit  Hemmschuhen 
nicht  mehr  betriebssicher  zu  begegnen  ist;  hierdurch  sind  die 
Unfälle  an  Fahrzeug,  Ladung  und  Personal  bedingt. 
Sind  aber  die  Ablauframpen  nur  so  hoch  bemessen,  daß  die 
Wagen  im  allgemeinen  mit  Hemmschuhen  betriebssicher  auf- 
gefangen werden  können,  so  bleiben  weniger  gutlaufende  Wagen, 
namentlich  bei  ungünstiger  Witterung,  vorzeitig  stehen.  Sie 
müssen  also  mit  Hand  oder  Lokomotivkraft  weitergedrückt  wer- 
den, wodurch  sich  die  Betriebskosten  erhöhen  und  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Anlage  vermindert  wird.    Diese  Zeitverluste  be- 


tragen bei  guten  Anla  gen  im  Mittel  ebensoviel  wie  die  reine 
Zerlegezeit;  bei  ungünstiger  Witterung  noch  mehr.  Durch  die 
Einführung  hochtonniger  Wagen  werden  diese  Verhältnisse  noch 
schwieriger.  Da  die  leichten  Wagen  erheblich  größere  Ablauf- 
höhen erfordern  als  die  hochtonnigen  Wagen,  erlangen  diese,  die 
an  und  für  sich  schon  schlecht  mit  Hemmschulen  aufzufangen 
sind,  Geschwindigkeiten,  denen  die  Hemmschuhtechnik  nicht 
mehr  gewachsen  ist.  Wie  maßgebend  dieses  ist,  zeigt 
Amerika,  das  bei  seinen  hochtonnigen  Wagen  wegen  Mangel 
an  geeigneten  Bremsmitteln  von  der  Schwerkraftrangierung  ab- 
sehen und  sich  weiterhin  mit  dem  unwirtschaftlicheren  Rangier- 
stoßverfahren begnügen  mußte.  Für  europäische  Länder  wird 
diese  Frage  nach  Einstellung  hochtonniger  Wagen  deshalb  noch 
brennender,  da  dann  in  diesen  ein  nach  Gewichten  noch  unter- 
schiedlicherer Wagenpark  läuft  als  in  Amerika. 

An  diesem  Zwiespalt  zwischen  Leistungsfähigkeit  und  Be- 
triebssicherheit, zwischen  hoher  und  niedriger  Ablaufhöhe,  lei- 
den fast  alle  Rangierrampen.  Das  vorhin  erwähnte  Verfahren 
der  örtlichen  Beobachtung  hat  zwar  Teilresultate  erkennen  las- 
sen, aber  weder  Klarheit  über  Ursache  und  Wirkung  noch  über 
die  Wechselbeziehungen  zwischen  Leistung,  Betriebssicherheit, 
Bauform  etc.  zu  schaffen  vermocht,  die  allein  zu  erwarten  steht 
von  dem  Uebergang  aus  dieser  subjektiven  Beobachtungsweise 
zu  einer  objektiven  Untersuchungsmethode. 

A.  Ein  objektives  Urteil  über  Bau  und  Betrieb  von  Ablauf- 
rampen setzt  vor  allem  Klarheit  über  die  Bewegungsvorgänge 
voraus,  wozu  erst  die  Kenntnis  über  die  Bewegungswiderstände 
der  ablaufenden  Fahrzeuge  befähigt. 

Abb.  1  zeigt,  wie  sich  die  Bewegungswiderstände  aufbauen. 
Der  Bewegungszustand  eines  Massenpunktes  ist  durch  diejenige 
Höhe  gekennzeichnet,  die  ihm  als  Fallhöhe  dieselbe  Geschwin- 
digkeit erteilen  würde;  sie  drückt  das  Arbeitsvermögen  der  Be- 
wegung aus.  Die  durch  die  Widerstände  verzehrte  Arbeit  ist 
von  der  zur  Verfügung  stehenden  Gefällhöhe  abzuziehen  und 
zwar  getrennt  nach  Laufwiderstand,  Krümmungswiderstand  und 
Windwiderstand. 

Die  Lauf  widerstände  sind  von  der  Geschwindigkeit 
unabhängig  und  bewegen  sich  zwischen  2.4"/,i,j  für  schwereWagen 
und  4.8o/uo  für  leichte  Wagen;  bei  tiefer  Temperatur  100—200 
Prozent  mehr.  Sie  nehmen  während  des  Abiaufens  infolge  des 
Einflu  sses  des  Schmieröls  nach  einem  empirisch  gefundenen  Ge- 
setz ab. 

Die  Krümmungswiderstände  sind  nach  Rockel  be- 
sonders zu  berechnen  und  den  Laufwiderständen  zuzuzählen. 

Die  Wind  widerstände  hängen  von  der  Luftgeschwin- 
digkeit, von  der  Eigengeschwindigkeit  des  Fahrzeuges  und  von 
der  Wagenform  ab;  sie  sind  ziemlich  genau  bestimmbar.  (Siehe 
Teil  I.) 

Auf  diesem  Wege  läßt  sich  die  Laufweite  eines  Fahrzeuges 
und  seine  Geschwindigkeit  während  des  Ablaufs  finden;  letztere 
wird  zweckmäßig  ausgedrückt  in  Geschwindigkeitshöhe.  Aen- 
dern  sich  die  zugrunde  gelegten,  bestimmten  Verhältnisse,  (wie 
Profil,  Gleisplan,  Wagengattung,  Witterung)  so  ändert  sich  auch 
die  Geschwindigkeitshöhenlinie. 

B.  Die  so  berechnete  Geschwindigkeitshöhenlinie  ermög- 
licht ein  Urteil  über  die  Laufweite  der  Wagen  bei  gegebenem 
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Profil  bzw.  aus  der  verlangten  Laufweite  ein  Urteil  über  dieses. 
Es  ist  um  so  zutreffender,  je  genauer  die  Witterungs-  und 
W'agenverhältnisse  eines  Bahnhofs  erkannt  sind. 

In  der  Forderung  nach  Leistung  ist  die  nach  Laufweite  ein- 
-eschlüssen,  da  diese  die  bereits  erwähnten  Verlustzeiten 
zum  Beidrücken  der  Wagen  bedingen.  Abb.  b  und  e 
(  Steil- bzw.  Flachrampe)  *)  machen  ersichtlich,  daß  für  die  Lauf- 
\  oite  die  Ausbildung  des  Profils  nur  insofern  von  Bedeutung  ist, 
.ils  der  lünfluß  des  Windes  bei  kleinen  Geschwindigkeits- 
b.öhen  geringer  ist  als  bei  großen;  für  schwachgeneigte 
Kämpen  ist  somit  die  Widerstandshöhenlinie  eines  Wagens 
flacher  geneigt,  die  Laufweite  größer.  Wie  gering  jedoch  dieser 
Unterschied  ist,  besagt  Abb.  1.  Die  Ausbildung  des  Profils  ist 
-i  mit  ohne  nennenswerten  Einfluß  auf  die  L  a  u  f  w  e  i  t  e;  bestim- 
r>cnd  allein  ist  die  G  e  s  a  m  t  g  e  f  ä  1  1  h  ö  h  e.  Die  Bemessun  ^  der 
Minimallaufweite  ist  abhängig  von  den  geographischen  und  kli- 
matischen Verhältnissen  eines  Bahnhofs  und  von  seinem  Wagen- 
material. Es  wäre  z.  B.  unzweckmäßig  und  unwirtschaftlich  für 
einen  im  Südwesten  Deutschlands  gelegenen  Bahnhof  zu  ver- 
hingen,  daß  auch  bei  starkem  Frost  Schlechtläufer  noch  die 
Weichenzone  freimachen,  während  diese  Forderung  für  einen 
auf  dem  oberschlesischen  Hochplateau  liegenden  Bahnhof  ange- 
bracht ist.  Bezüglich  der  Wagengattung  ist  es  unangebracht 
(.ine  bestimmte  Minimallaufweite  für  widerstandsreiche  Wagen 
(.Schlechtläufer)  zu  verlangen,  wenn  der  Bahnhof  nur  wider- 
-■tandsarme  Wagen  ((iutläufer)  wie  z.  B.  der  Bahnhof  Rulir- 
ort-Hafen-Neu  zu  verarbeiten  hat. 

Die  Untersuchungen  über  eine  genügende  Laufweite  beein- 
flussen die  Leistungsfähigkeit  nur  mittelbar  und  nur  insofern, 
als  bei  ungenügenden  Laufweiten  Zeitverluste  zum  Zusammen- 
drücken vorzeitig  stehengebliebener  Wagen  entstehen.  Im  Fol- 
genden wird  die  Leistung   unmittelbar  erörtert. 

C.  1.  Zum  Rangieren  muß  die  für  das  Umstellen  der  Weichen 
notwendige  Zeit  zwischen  zwei  Wagen  vorhanden  sein.  Diese 
^ctzt  sich  zusammen  aus  der  eigentlichen  Umstellzeit  und  einem 
Zeitzuschlag,  der  in  Rechnung  zu  stellen  ist  für  B  e  o  b  a  c  h  - 
t  V.  n  g  ,  Entschlußfassung  usw.,  sie  kann  nach  A  m  m  a  n  n 
mit  4  Sek.  angenommen  werden.  Der  für  das  Umstellen  der 
Weichen  zur  Verfügung  stehende  Zeitabstand,  der  ,,n  u  t  z  b  a  r  e 
1 '  u  f  f  c  r  a  b  s  t  a  n  d"  muß  somit  stets  gleich  oder  größer  wie  4 
^ck.  sein.  Werden  zwei  Wagen  von  gleichen  Widerständen  vw] 
konstanter  Zuführungsgeschwindigkeit  v,  zum  Ablauf  gebracht, 
^11  bewegen  sie  sich  mit  gleichen  Laufzeiten  für  gleiche  Lauf- 
wege; die  Zeitfolge  ist  für  jeden  Punkt  ihres  Ablaufs  konstant 

und  gleich          wenn  I  die  Wagenlänge  ist;  nicht  aber  ihre  nutz- 

baren  Pufferzeitabständc,  da  jeweilig  diese  um  dasjenige  Zeit- 
maß t  ,  kleiner  als  die  Zeitfolge  T^i  sind,  das  der  vordere  Wagen 
/nm  Uebcrfahren  des  Meßpunktes  nötig  hat;  alsi  tp  =  Tn  —  to- 
ll aben  die  Wagen  verschiedene  Widerstände,  so  sind  auch  ihre 
Laufzeiten  verschieden.  Es  än.dert  .sich  der  nutzbare  Pufferzcit- 
.ih>>tand  (bei  gleicher  Zeitfolge  T^  und  gleicher  Zuführungsgc- 
^chwindigkeit  ^'..)  noch  um  das  Maß  dieser  Laufzeitdifferenzen 
J  t;  er  vergrößert  sich  um  diesen  durch  die  Widerstände  be- 
dingten zwangsläufigen  Wert,  wenn  der  vordere  Wagen  kleinere 
Widerstände  hat  als  der  nachfolgende  und  verkleinert  sich  im 
umgekehrten  Falle:  tp  =  7,,  —  t,,  ±  J  t  (Frölich:  V.  W.  Heft 
4/22  und  Rangieranlagen).  Abb  2  bringt  für  eine  ungünstigste 
Wagenfolgc  (ein  truler  Läufer  fuhrt  einem  schlechten  I^äufei  ) 
das  charakteristische  Bild  einer  Pufferzeitabstandskurve,  die  mit 
f-lilfe  von  Z.  W. -Linien  aus  den  Geschwindigkeitshöhenlinien 
entwickelt  wird.  Sie  zeigt,  wie  die  Wagen  anfangs  durch  die 
.Stcilramjte  stark  auseinander  gezogen  werden,  sich  aber 
später  einholen.  Die  kritischen  Punkte  sind  .Anfang  und 
Ende  der  Weichenzone.  Ist  für  diese  Endweichen  die  Umstel- 
lung gesichert,  so  ,. arbeitet  der  Bcry;".  Die  Ablaufzcitfolge  ergibt 
sich  aus  der  oben  aufgestellten  Gleichung,  nach  Umstellung  zu 
Tl.  =  dt  t,i  +  tD.  welche  besagt,  daß  die  Zeitfolge  nach 
Einführung  des  Grenzwertes  tp  —  4''  für  die  letzte  Weiche  von 
zwei  Faktoren  abhängig  ist.  Damit  ist  aber  auch  die  Abhängig- 
keit der  Leistung  gegeben,  da  die  in  Zufrhrungsgeschwindigkcit 

ausgedrückte  Ablaufzciifo'g  ■  (v ,  —  ^    m/^ek.)   einen  eindeutig 

bestimmten,  mathematischen  Maßstab  für  die  Leistung  darstellt, 
wenn  der  Ablaufzeitff)lge  die  jeweils  ungünstigste  Wagenfolge 
sowie  die  erste  und  die  letzte  Weiche  zugrunde  celegt  sind. 
Je  kleiner  also  die  beiden  Summanden  sind,  um  so  kleiner  wird 
die  Ablaufzeitfolge  und  um  so  größer  die  Zuführungsgeschwin- 
digkeit und  damit  die  Leistung.  Ausschlaggebend  sind  die  J  - 
Werte,  die  (wie  bereits  oben  erwähnt)  zwangsläufig  durch  die 
unterschiedlichen  Widerstände  der  Wagen  bedingt  sind;  es  be- 
steht somit  die  Aufgabe,  diesen  schädlichen  Einfluß  der  imter- 
schiedlichen  Widerstände  möglichst  abzuschwächen  und  zwar 
durch  bauliche  und  betriebliche  Maßnahmen.  Folgende  Be- 
trachtungen, die  sich  einstweilen  nur  auf  erstere,  (Profil-  und 
Gleisi)lan)  beschränken  sollen,  gestatten  grundsätzliche  Folge- 
nmgen. 


*)  Die  mit  kleinen  BuchstabTi  bezeichneten  Abbildungen  beziehen  sich  auf  die 
im  Teil  I  dieses  Aufsatzes  gebrachte  Zeichnung. 


II.  Aus  Abb.  1  ist  ersichtlich,  daß  die  Laufweite  im  wesent- 
lichen eine  lineare  Funktion  von  h  ist  und  damit  im  Quadrat  der 
Geschwindigkeit  wächst,  ^o  daß  Geschwindigkeit  und  Laufweite 
in  parabolischem  Verhältnis  zueinander  stehen.  Die  Laufzeit 
steht  aber  zur  Geschwindigkeit  im  hyperbolischen  Verhältnis: 
je  geringer  die  Geschwindigkeit,  um  so  größer  die  Laufzeit  zur 
Zurücklegung  eines  bestimmten  Weges.  (Abb.  4.)  Die  Bedeutung 
dieses  für  den  in  Abb.  3  dargestellten  Fall  erhellt  aus  Folgen- 
dem: 

In  Abb.  3  sind  die  Geschwindigkeilshöhenlinien  für  einen 
guten  Läufer  und  für  einea  schlechten  Läufer  aufgetragen;  fer- 
ner sei  ausnahmsweise  der  schlechte  Läufer  in  der  Vorbremse 
soweit  abgebremst  worden,  daß  die  Hcmmschuhleger  ihn  am 
Anfang  der  Richtungsgleise  bequem  auffangen  können;  diese 
3  Laufvorgänge  sind  sowohl  für  Profil  a  (Profil  mit  paraboli- 
scher Ausrundung)  als  auch  für  Profil  h  (Steilrampe  mit  an- 
schließender Horizontalen)  aufgetragen.  Es  kann  dabei  mit 
einiger  Annäherung  angenommen  werden,  daß  die  Widerstände 
auf  beiden  Profilen  einander  gleichen. 

Der  beladene  O-  und  der  unbeladene  G-Wagen  haben  infolge 
t'er  Verschiedenheit  ihrer  Widerstände  innerhalb  der  Weichenzone 
unterschiedliche  Geschwindigkeiten  {•  .(^chwindigkeitsunter- 
^  hiede  Jv)  und  ferner  auf  Profil  a  kleine,  auf  Profil  b  große 
Laufgeschwindigkeiten.  Bei  den  kleinen  Laufgeschwindigkeiten 
ruft  die  Verschiedenheit  ihrer  Geschwindigkeiten  eine  erhebliche 
Lanfdiff'frenz  J  t  hervor,  wie  Ab'i.  4  erweist:  bei  den 
,t;roßen  Laufgeschwindigkeiten  nur  eine  kleine  Laufzeitdifferenz 
d.  h.  auf  dem  Profil  a  holt  ein  guter  einen  schlechten  I^äufer 
früher  ein  als  auf  b.  Dies  besagt,  daß  Profil  b  leistungsfähiger 
ist  als  a  und  vor  allem  dann,  wenn  bei  eingerichteter  Vor- 
bremsung Schlechtläufer  abzubremsen  sind,  da  durch  die  Vor- 
bremsung die  Geschwindigkeiten  kleiner  und  die  Geschwindig- 
keitsdifferenzen größer  werden. 

Es  folgt  daher  aus  Abb.  2,  3  und  4  grundsätzlich: 

1.  Je  größer  die  Geschwindigkeiten  der  h'ahrzeugc  innerliail» 
der  Weichenzonc  sind,  um  so  geringer  sind  die  Laufzeitunter- 
schiede gut-  und  schlechtlaufender  Wagen;  auch  der  zweite 
.Snmmand  der  Zeitfolgegleichuu';  wird  kleiner,  ie  größer  die 
Geschwindigkeiten  sind;  somit  auch  die  .Summe.  Je  kleiner  aber 
die  Ablaufzeitfolge  ist,  desto  größer  ist  die  Zuführungsgeschwin- 
digkeit und  damit  die  Leistung  der  Rampe,  Während  also  die 
l<"ordcrung  auf  Laufweite  der  Profilausbildtmg  noch  völlig  freie 
fland  ließ,  verlangt  die  Forderunsf  auf  Leistung  Profile  von 
grundsätzlich  bestimmter  Form,  nämlich  solche,  die  große  Ge- 
schwindigkeiten erzeugen;  also  S  t  e  i  1  g  e  f  ä  1  1  e.  Das  besagt, 
daß  die  auf  Grund  der  Laufweite  geforderte  Gesamtgefällhöhc 
möglichst  restlos  in  eine  Steilrampe  zusammenzufassen  ist;  so- 
mit horizontale  oder  schwach  .geneigte  Lage  der  Weichenzone, 
an  die  die  Richtungsgleise  mit  schwachem  (iefälle  von  1  '4  bis 
2y>  v.  T.  anschließen (  v(ni  der  Steilrampe  in  Abzug  zu  bringen), 
um  das  Weiterdrücken  der  Wagen  mit  Hand  zu  erleichtern  und 
um  das  Kuppeln  beim  Stauchen  des  Zuges  durch  die  Lokonn)tive 
von  der  Talseitc  aus  zu  erleichtern  und  zu  beschleuni.ucn.  P.iraho 
lische  Ausrundung  des  Rampenfußes  ist  somit  vom  .Staiulpnnk l 
der  Abiauftechnik  aus  zu  verwerfen;  vor  allem  auch  dann,  wenn 
Vorbremsung  eingerichtet  wird. 

2.  Bei  ungünstiger  Witterung  (Gegenwind  oder  Frost) 
werden  die  A  t  infolge  der  größeren  Unterschiede  der  Wider- 
stände erheblich  größer;  Abb.  o  und  p*)  beweisen,  daß  der  schäd- 
liche Einfluß  ungünstiger  Witterung  auf  dem  Steil- 
rampenprofil von  geringerer  Einwirkung  ist  als  auf  der  Flach- 
neigung. Im  wesentlichen  macht  sich  der  Einfluß  ungünstiger 
Witterung  darin  geltend,  daß  die  Fahrzeuge  sich  früher  eir-- 
holen  und  infolgedessen  die  zulässige  Zuführungs-Gcschwindi.L'- 
Iceit  und  damit  die  Leistung  kleiner  wird, 

3.  Ein,  mittels  Pufferzeitabstandslinien  der  Einzelwagen  G/O 
angestellter  Vergleich  von  Profilen,  die  nur  hinsichtlich  ihrer 
Zu  laufstreck  en  sich  unterscheiden,  beweist,  daß  der  Ein- 
fluT!  einer  steigenden  Zulaufstrecke  (Gegenneigung)  und  der 
einer  h()riz(mtalen  fast  einander  .bleichen:  daregen  weist  eine 
fallende  Zulaufstrecke  erheblich  günstigere  Pufferzeitabstands- 
linien auf,  infolge  der  fehlenden  Verzöirerung  beim  Ablauf  (Abb.  o 
und  p).  Für  Bahnhöfe,  auf  denen  Gruppenabläufe,  die  eine 
noch  größere  Verzögerung  bedingen,  überwiegen,  ist  die  Profil- 
ausbildung der  Zulaufstrecke  von  noch  wesentlicherer  Bedeutung. 
.Abgesehen  von  diesen  Gesichtspunkten  ist  die  .Anordnung  von 
steigenden  oder  fallenden  Zuführungsclcisen  eine  Fra'je  der  (in- 
liehen  Verhältnisse:  ergeben  diese  die  letztere  Anordnung,  so 
wird  mit  dem  Wegfall  der  Drucklokomotiven  ein  nicht  zu  unter- 
schätzender wirtschaftlicher  Vorteil  erreicht.  Die  angezweifelte 
Betriebssicherheit  von  fallenden  Zuführungsgleisen  ist  nur  als 
eine  Frage  der  Bremstechnik  anzusehen.  (Siehe  später, 
Punkt  D,  3.) 

4.  Der  Einfluß  eines  kleinen  Ausrundungshalb- 
messers gegenüber  einem  größeren  ist  zwar  günstig,  aber 
nicht  so  wesentlich,  als  daß  hierfür  die  darin  liegenden  Nach- 

*)  Zunahme  der  Jt  der  Folge  G/O  bei  Gegenwind  (h)  geeenüber Windstille  (-f) 
auf  Profil  I  (Flachrampe)  größer  als  auf  Profil  II  (Steilrampe). 
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beeinflußt,  daß  die  Widerstände  der  Fahrwege  und  wenn  mög- 
lich, die  kürzesten  Laufwege  annähernd  einander  gleichen  und 
klein  gehalten  sind.  Um  nicht  zu  allzu  gewaltsamen  Gleis- 
plänen zu  kommen,  werden  sich  oft  Ungleichheiten  der  Gleis- 
widerstände nicht  ganz  vermeiden  lassen.  Daher  sind  diese 
baulichen  Ziele  durch  zweckentsprechende  betriebliche  Maß- 
nahmen zu  unterstützen,  wenn  für  die  eine  oder  andere  Richtung 
eine  Unterscheidung  des  Wagenparks  nach  überwiegender  Wa- 
gengattung annähernd  möglich  ist,  indem  z.  B.  in  Gleise  mit  hohen 
Widerständen  oder  weiten  Wegen  (Merkzeichen)  möglichst  nur 
Wagen  geringer  Laufwiderstände  ablaufen  sollten. 

7.  Hinsichtlich  der  Gleisentwicklung  beweist  wei- 
terhin Abb.  2  und  p,  daß  die  Weichenzone  möglichst  kurz  ge- 
halten werden  muß.  Wie  die  Pufferzeitabstandskurven  ergeben, 
kann  die  Zuführungsgeschwindigkeit  um  so  größer  sein,  je 
kürzer  die  Weichenzone  ist,  wobei  die  erste  Weiche  möglichst 
nahe  an  den  Ablaufpunkt  heranzuziehen  ist,  damit  auch  die 
letzte  näher  rückt.  Es  ist  daher  vom  Standpunkt  der  Abiauf- 
technik aus  im  allgemeinen  zu  verwerfen,  die  Vereinigungs- 
weichen der  Zerlegungsgleise  in  die  Ablauframpe  hinüber  zu 
ziehen.     Zur  Aufnahme  der  Gefahrwagen  ist  ein  besonderes 


Fig.  6 


teile,  wie  Entgleisungen,  Zapfenbrüche  bei  Wagen  und  Loko- 
motiven in  Kauf  zu  nehmen  sind.  (Z.  d.  Bl.  21,  S.  360.) 

5.  Ueber  Anlage  und  Profilausbildung  der 
Einfahrgruppe  bei  einer  Eselsrückenanlage  läßt  sich 
grundsätzlich  sagen,  daß  bei  aller  Würdigung  der  örtlichen  Ge- 
ländeverhältnisse und  der  dadurch  bedingten  Baukosten,  diesen 
die  Betriebskosten  gegenüber  zu  stellen  sind,  um  eine  wirt- 
schaftliche Entscheidung  treffen  zu  können.  Die  Bemessung 
der  Gesamtgefällhöhe  erfährt  —  neben  der  Notwendigkeit, 
Bremsarbeit  soweit  als  möglich  einzuschränken  —  eine  Be- 
gtenzung  durch  die  zur  Verfügung  stehende  Höchstleistung  der 
nrucklokomotive,  wobei  anzustreben  ist  mit  Rangierlokomo- 
tiven auszukommen,  um  nicht  dem  Zugverkehr  notwendige 
Maschinen  zu  entziehen;  dies  kann  durch  zweckmäßige  Ausbil- 
dung des  Profils  geschehen.  Kann  das  Profil  so  ausgebildet 
werden,  daß  der  einfahrende  Zug  erst  nahe  der  Üergspitze  zum 
Stillstand  kommt,  so  ergibt  sich  ein  wirtschaftlicher  Vorteil,  da 
wegen  der  besseren  Dampfausnutzung  der  Kohlenverbrauch 
(siehe  W'.  Müller,  Verk.  Woche  2/22)  während  der  Zug- 
fahrt geringer  ist  als  bei  der  Rangierbewegung,  und  eine 
Leistungssteigerung,    da    die    Zuführungszeit    des   Zuges  zum 


Gipfel  geringer  ist.  (Betriebskostenaufstellung.)  Dieser  Profil- 
nusbildung  entgegen  steht  die  Notwendigkeit,  eine  unmittelbare 
Verbindung  der  Zerlegungsgleise  mit  den  in  gleicher  Höhe  lie- 
genden Bahnhofsgleisen  zu  ermöglichen,  w  as  als  ein  wesentlicher 
Vorteil  der  Eselsrückenanlage  anzusprechen  und  nicht  ohne 
zwingenden  Grund  aufzugeben  ist:  zwischen  diesen  widerstrei- 
tenden Interessen  ist  für  verschiedene  Projekte  durch  Ver- 
gleichsaufstellung der  Betriebskonten  ein  Optimum  zu  erzielen. 
Höchstverkehr  (Gleisbelegungsi)lan)  und  Zeitbedarf  für  die 
Weiterbehandlung  der  Züge,  bestimmen  neben  der  Rücksicht  auf 
Ausgleich  von  Unregelmäßigkeiten  im  Einlauf  die  Anzahl  der 
erforderlichen  Einfahr-  und  Zerlegungsgleise.  Sonach  kann 
diese  um  so  kleiner  sein,  je  größer  die  Leistungsfähigkeit  der 
Ablaufanlage  ist. 

6.  Ein  einziges  Ablaufgleis  mit  fester  Ablaufhöhe  als  ein- 
fachste Form  einer  Ablauframpe  ist  zu  wählen,  wenn  die  Un- 
tersuchung der  Widerstände  ergibt,  daß  die  Widerstands- 
arbeiten für  die  •  jeweils  fraglichen  Witterungsverhältnisse 
nur  wenig  verschieden  sind  und  die  Wirtschaftlichkeit  ge- 
wahrt bleibt,  d.  h.  wenn  der  während  der  günstigen  Witte- 
nmgsperiode  zu  leistende  Mehraufwand  an  Druckarbeit  und 
die  Mehrersparnisse  an  Lokomotiwcrschiebedienststunden 
infolge  noch  stärker  verminderter  Verlustzeiten  zum  Wagen- 
beidrücken sich  annähernd  ausgleichen.  Ergeben  sich  große 
Unterschiedswerte  (und  das  wird  bei  den  meisten  größeren  An- 
lagen der  Fall  sein,  Abb.  5)  so  wird  der  Einfluß  der  Witterung 
durch  verschiedene  Ablaufhöhen  —  womit  neben  Ersparnis  an 
Druckarbeit  gleichzeitig  eine  Verminderung  an  Bremsarbeit  er- 
zielt ist  —  auszugleichen  sein.  (Winter-  und  Sommerberg.) 
Noch  besser  werden  diese  Gesichtspunkte  gewahrt  bei  Gefäll- 
anlagen, wo  die  Möglichkeit  wechselnde  Ablaufpunkte  vorzu- 
sehen, vorliegt.  Desgleichen  werden  Druckarbeit  und  Brems- 
arbeit (Energieerzeugung  und  Vernichtung)  wesentlich  dadurch 


Gleis  —  möglichst  unmittelbar  und  widerstandslos  an  die  \'er- 
teilweiche  —  anzuschließen,  in  das  auch  versehentlich  zu  scharf 
abgebremste  Wagen  zu  leiten  sind,  um  das  Ablaufgeschäft  nicht 
zu  behindern  (Abb.  a)  Die  sachgemäße  Auflösung  der  Weichen- 
zone in  Stellwerksbezirke  und  deren  Lage  ist  für  den  Betrieb 
nicht  unwichtig*).  Grundsätzlich  sind  die  Stellwerke  nicht  in 
die  Zone  der  großen  Pufferzeitabstände  zu  legen,  sondern  mög- 
lichst nahe  den  Endweichen.  Da  natürlicherweise  die  ersten 
Weichen  häufiger  zu  bedienen  sind,  ist  es  zweckmäßig,  das 
Stellwerk  —  bei  gedrängter  Weichenzone  genügt  ein  Stellwerk 
—  in  deren  Nähe  zu  legen.  Reiterstellwerke  haben  den  Vorzug, 
daß  sie,  abgesehen  von  ihrer  Nähe  zu  den  ersten  Verteilweichen, 
von  jedem  Bedienungspunkt  auf  Weichenzone  und  Richtvmgs- 
gleise  eine  gute  Uebersicht  gestatten  und  vor  allem,  daß  der 
ganze  Bewegungsvorgang  sich  ständig  im  gleichgerichteten  Ge- 
sichtsfeld des  Weichenstellers  abspielt.  Die  lichte  Durch- 
fahrtshöhe ist  größer  als  die  Profilhöhe  vorzusehen,  um  etwaige 
Höhenänderungen  am  Gipfel  nicht  zu  behindern. 

8.  Die  Ausbildung  der  S  a  m  m  e  1  s  t  r  e  c  k  e  ist  in  erster 
Linie  von  der  Art  und  Weise  abhängig,  wie  gesammelt 
wird.  Da  das  Sammeln  im  allgemeinen  keine  • —  im  Sinne 
der  Leistung  —  zeitbelastende  Betriebshandlung  ist,  wie 
z.  B.  das  Zerlegegeschäft,  liegt  der  Schwerpunkt  dieser  Frage 
weniger  auf  dem  Gebiet  der  Leistungsfähigkeit  als  auf  dem 
Gebiet  der  Kosten,  für  die  der  Zeitbedarf  einen  bestimmenden 
Faktor  darstellt.  Zum  Sammeln  gehört  a)  die  Vereinigung 
der  in  ein  Gleis  zusammengekommenen  Abläufe  zum  Zwecke 
ihrer  Weiterverarbeitung  und  b)  ihre  W^eiterbeförderung  über 
die  Vereinigungsstrecke  hinaus.  (Ausziehgleis.)  Es  ist  er- 
sichtlich, daß  der  Zeitbedarf,  der  —  außer  der  Zeit  für  das- 
Kuppeln  —  für  Handhmg  a)  notwendig  ist.  um  so  kleiner  ist. 


*)  (s.  u.  a.  A.  Blum.  Verk.  Woche  09.  Xr.  49;  Amraann.  Verk.  Woche  1919  Nr.28-34) 
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je  dichter  die  Abläufe  aufgereiht  sind.  Diese  Verhältnisse 
sind  weniger  von  der  Profilgestaltung  abhängig,  als  von  den 
durch  die  Gefällhöhe  gewährleisteten,  genügenden  Laufweiten  und 
einer  zweckentsprechenden  Vorbremsung.  (Zeitverluste  zum  Bei- 
drücken.) Bezüglich  der  Frage  b)  weist  Frölich  in  seiner  Dok- 
tor-Ing. -Arbeit  nach,  daß  das  Ausziehen  aus  fallenden  Sammel- 
gleisen infolge  Schwerkraft  nur  etwa  ein  Halb  bis  ein  Drittel  des 
entsprechenden  Zeitaufwandes  für  horizontale  Sammelgleise 
mittels  Lokomotivkraft  erfordert.  Dieser  Unterschied  fällt  bei 
längeren  Rangiergruppen  weniger  ins  Gewicht  als  bei  kürzeren, 
da  stets  der  auf  den  Wagen  umgerechnete  Zeitbedarf  maßgebend 
ist.  Daraus  ist  zu  folgern,  daß  für  Sammelgleise,  in  denen  ganze 
Züge  angesammelt  werden  und  womöglich  aus  dem  Sammel- 
gleis unmittelbar  ausfahren  (Ferngüterzugbildung  in  Richtungs- 
gleiscn)  Gefälle  keine  nennenswerte  Zeitersparnis  bringt.  Sie 
dürften  daher  stets  im  wesentlichen  horizontal  anzuordnen 
>ein.  Sammelgleise  hingegen,  in  denen  weiter  zu  unterteilende 
Züge  angesammelt  werden  und  die  für  diese  Unterteilung  zu- 
gleich als  Zerlegungsgleise  dienen,  ferner  Sammelgleise,  in 
denen  mir  kurze  Zuggruppen  zur  Aufstellung  kommen,  die  iiv 
bestimmter  Ordnung  zu  einem  ganzen  Zug  zusammengestellt 
werden  sollen  —  z.  B.  Nebenablaufanlagen  —  sind  als  fallende 
.Sammelgleise  um  so  leistungsfähiger,  je  größer  die  Zahl  der 
Rangiergruppen  ist.  Das  hierzu  benötigte  Gefälle  wird 
meistens  nur  auf  Kosten  des  Steilrampcngefällcs  aufzubringen 
sein.  Für  Bahnhöfe  mit  solch  flacheren  Steilrampen  kann  die 
hierin  liegende  Leistungsminderung  durch  ständige  Zwischen- 
hemmung —  zwecks  Begrenzung  der  A  t  Werte  —  wieder 
ausgeglicheti  werden  (z.  B.  Dresden-Friedrichstadt),  allerdings 
auf  Kosten  eines  erhöhten  Personalbedarfs. 

Diese  grundsätzlichen  Ueberlegungen  werden  zwar  für  den 
F'iitwurf  von  Ablaufanlagen  wertvolle  Dienste  bieten,  genügen 
aber  nicht.  Wie  im  Brückenbau  trotz  grundsätzlicher  Klar- 
iieit  über  die  Gesichtspunkte,  nach  denen  eine  Brücke  zu  ent- 
\Nerfen  ist,  eine  genaue  statische  Untersuchung  als  selbstve.'- 
sti\ndlich  erachtet  wird,  so  sollte  es  auch  vor  dem  Bau  einer 
.\blauframpe  selbstverständlich  sein,  die  verschiedenen  Entwürfe 
dynamisch  zu  untersuchen.  Hierbei  spielen  die  Einschätzungen 
der  Widerstände  dieselbe  Rolle,  wie  die  Festigkeitszahlen  bei 
statischen  Untersuchungen;  je  sinngemäßer  die  Schätzungen 
sich  den  Verhältnissen  jeweils  anpassen,  desto  zuverlässiger 
wird  das  Untersuchungsergebnis  sein.  Neben  Vermittlung  der 
bereits  aufgeführten  baulichen  Erkenntnisse,  gibt  die  dyna- 
mische Untersuchung  Aufschluß  über  die  Wechselbe- 
ziehungen zwischen  Bau  und  Betrieb  sowie  über  die  Mög- 
lichkeit, die  leistungsbestimmenden  Faktoren  einzeln  zu  er- 
f;;ssen  imd  zu  beeinflussen.  Außerdem  liefert  sie  noch  genaue 
\'erhältniszahlen,  um  wieviel  ein  Entwurf  —  unter  sonst 
gleichen  Umständen  —  leistungsfähiger  und  wirtschaftlicher  ist 
als  der  andere. 

D.  Die  seitherigen  Ausführungen  lassen  noch  nicht  er- 
kennen, wie  der  eingangs  erwähnte,  bestehende  Zwiespalt 
zwischen  Leistungsfähigkeit  und  Betriebssicherheit  zu  lösen 
ist.  Letztere  ist  verbürgt,  wenn  auf  den  gesamten  Ablaufbetrieb 
zu  jedern  Zeit-  und  Wegpunkt  eine  Einwirkung  möglich  ist. 
Diese  wird  durch  Bremsung  ausgeübt  auf  die  mittels  Schwer- 
kraft erzeugten  Geschwindigkeiten.  Das  einzige,  seither  ge- 
brauchte Mittel  hierzu  ist  der  Hemmschuh,  in  dessen  Form 
und  Handhabung  es  begründet  liegt,  daß  er  hauptsächlich  nur 
zurn  zwangsläufigen  Auffangen  der  Fahrzeuge  und  in  weit 
geringerem  Maße  zur  willkürlichen  Geschwindigkeitsvermin- 
derung (Büssing'sche  Gleisbremse)  dient*).  Die  Brem.s- 
wirkung  auf  den  Hemmschuh  ergibt  sich  durch  Auf- 
lauf eines  Wagenrades  auf  den  Hemmschuh  und  dessen 
Gileiten  auf  der  Schiene.  Die  rollende  Bewegung  der  ersten 
Fahrzeugachse  wird  durch  den  Auflauf  in  eine  gleitende 
umgewandelt.  Das  kennzeichnende  Merkmal  der  Hemmschuli- 
bremsung,  der  exzentrische  Auflaufstoß,  der  um  so  größer 
ist,  je  größer  die  Geschwindigkeit  des  Wagens  ist,  hat  eine 
starke  äußerst  ungünstige,  rechnerisch  unfaßbare  Bean- 
spruchung des  rollenden  Materials  zur  Folge.  Läger,  Schalen 
und  Führungen,  sowie  Tragfedern  (Sacken  des  Wagenkastens) 
und  das  ganze  Gefüge  des  Wagens  leiden  stark,  kommen  früh- 
zeitiger zu  Bruch  und  bedingen  Betriebserschwernisse.  Ferner 
entstehen  durch  das  Gleiten  des  anderen  Rades  auf  der  Schiene 
Flachstellen  auf  der  Radlauffläche;  durch  die  häufige  Hemm- 
schuhbehandlung geht  mit  der  Zeit  die  Radrundung  verloren 
und  in  ein  Vieleck  über,  was  dann  neben  unruhigem,  stoßendem 
T..auf  die  Läger  ungebührlich  beansprucht  und  die  Wirkung 
der  feinmechanischen,  kostspieligen  Luftdruckbremse  in  Frage 
stellt.  Abgesehen  von  der  Notwendigkeit,  die  Gleise  der 
Sanimelgruppe  —  wegen  der  sonst  hierin  liegenden  Vcrsagcr- 
quelle  für  Hemmschuhbremsung  —  besonders  gut  zu  unter- 
halten, ist  der  Schienenverschleiß  in  der  Hauptbremszone  un- 
vergleichlich höher  gegen  andere  Bahnhofsgleise,  was  eine 
häufige  Erneuerung  bedingt.    Es  ist  augenfällig,  daß  die  Sicher- 


Die  nachstehenden  Ausführungen  über  die  Milngel  der  Hemmschuhbremsung- 
sind  zwar  bcltannt.  doch  hält  der  Vertas.ser  der  Vollständigkeit  der  Ausführungen 
wegen,  ihre  Aufzählung  in  diesem  Zusammenhang  für  angebracht. 


heit  der  Bremswirkung,  die  von  allzu  vielen  unfaßbaren  Faktoren 
abhängig  ist,  als  daß  sie  gut  abschätzbar  und  begrenzbar  sei, 
um  so  mehr  sinkt  (bis  zum  Versagen  oder  Abschleudern  der 
Hemmschuhe),  je  größer  die  Geschwindigkeit  des  ablaufenden 
Fahrzeuges  ist.  Außer  diesen  organischen  .bremstechnischen 
Mängeln  des  Hemmschuhs  wirkt  noch  die  Art  der  Handhabung 
auf  die  Verwendungsmöglichkeit  des  Hemmschuhs  nachteilig. 
Je  schneller  die  Wagen  herankommen,  um  so  kürzer  ist  die 
Zeit,  die  dem  Hemmschuhlcger  für  seine  Arbeit  zur  Verfügung 
steht.  Die  oft  erheblichen  Wege  vom  Ort  der  alten  zur  neuen 
Bremsung  gestatten  ihm  häufig  nicht  den  Hemmschuh  ord- 
nungsgemäß aufzulegen;  ganz  abgesehen  davon,  daß  er  sich 
häufig  in  der  notwendigen  Bremslänge  verschätzt.  Dies  hat 
zur  Folge,  daß  namentlich  schnellaufcnde,  niith'in  schwere 
Wagen,  bei  ungenügender  oder  versagender  Bremswirkung  mit 
nur  schwach  oder  gar  nicht  geminderter  Geschwindigkeit  auf 
stehende  Fahrzeuge  auflaufen,  wodurch  ebenso  wie  beim 
Hemmschuhauflauf  aber  noch  in  weit  stärkerem  Maße  durch 
die  Stöße  Beschädigungen  an  Fahrzeug  und  Ladung  wie  Ge- 
fährdung der  Hemmschuhleger  entstehen.  Welch  weiten 
Rahmen  diese  Beschädi.gungen  umspannen,  ist  aus  S.  37,  Heft  4 
Verkehrst.  Woche  1922  ersichtlich.  Um  diesen  Zusammenstößen 
zu  entgehen,  die  für  sie  Vernehmungen,  Bestrafungen  und  ge- 
legentlich geldliche  Einbußen  nach  sich  ziehen,  trachten  die 
Hemmschuhleger  die  Wagen  nicht  erst  kurz  vor  ihren  Ziel- 
punkten, sondern  schon  in  den  Spitzen  der  Richtungsgleise 
aufzufangen,  um  so  mehr,  als  sie  dadurch  Wege  und  Zeit  er- 
sparen. Hierin  eingeschlossen  liegen  aber  die  bereits  erwähnten 
Verlustzeiten  im  Zerlegegeschäft  und  der  unwirtschftliche 
Kostenaufwand  zum  Beidrücken  dieser  vorzeitig  stehengeblie- 
benen Wagen. 

Diese  schweren  Nachteile  der  Hemmschuhbremsung 
wurden  seither  als  ein  notwendiges  Uebel  empfunden,  mit 
dem  man  sich  abfand.  Es  wurde  versucht,  diese  dadurch 
abzuschwächen,  daß  man  die  Ablaufhöhen  niedrig  hielt. 
Abgesehen  davon,  daß  hierdurch  den  Nachteilen,  die 
durch  die  organischen  Mängel  der  Hemmschuhbremsung 
bedingt  sind,  nur  teilweise  zu  entgehen  war  und  nur  .lie 
in  der  Handhabung  liegenden  Nachteile  nennenswert  vermin- 
dert werden  konnten,  wurden  die  mit  ungenügenden  Ablauf- 
höhen verbundenen  meist  schwereren  Nachteile  wie  ungenügende 
Leistungen,  Unwirtschaftlichkeit  und  Betriebsschwierigkeiten 
in  Kauf  genommen.  Im  höchsten  Maße  unbefriedigend  sind  sie 
beide,  zumal  die  Notwendigkeit  hoher  Leistungen,  auch  solcher 
bei  ungünstiger  Witterung,  nachgerade  dringlich  genug  ge- 
worden ist  (siehe  Einleitung).  Abhilfe  kann  somit  nur  durch 
eine  verbesserte,  allen  Anforderungen  genügende  Bremstechnik 
geschaffen  werden,  die  die  Hemmschuhbremsung  verdrängt  bzw. 
diese  auf  ein  ihr  zukonnnendes,  kurz  gespannntes  Arbeitsmaß 
herabsetzt.  Diese  verbesserte  Bremstechnik  —  in  Gestalt  von 
Gleisbremsen  —  muß  folgende  Ansprüche  befriedigen: 

a)  stoßlos-elastische,  also   allmählich   ansteigende  und  lang- 
sam wieder  fallende  Bremswirkung; 

b)  weitgehendste   .Schonung   der   Wagen,   insbesondere  kein 
Verschleiß  der  Radlaufflächen  (Radreifen); 

c)  abstufbare    oder    steuerbare    Bremswirkung    von  hoher 
Leistung; 

d)  Betriebssicherheit. 

Der  innige  Zusammenhang  zwischen  den  Bewegungsvor- 
gängen und  der  Bremstätigkeit  macht  es  erklärlich,  daß  der  Ein- 
bau der  ortsfesten  Gleisbremsen  nicht  willkürlich  sein  kann, 
sondern  grundsätzlichen  Betrachtungen  unterworfen  sein  muß, 
um  die  rationellste  Auswirkung  zu  verbürgen. 

T.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  ( Icschwinf'igkeit  und 
Weg  einerseits  sowie  Geschwindigkeit  und  Zeit  andererseits, 
wie  sie  in  Abb.  4  dargestellt  sind,  machen  ersichtlich,  daß  zwei 
Wagen,  deren  Geschwindigkeiten  um  das  geringe  Maß  /\  V  ver- 
schieden sitvd,  bei  geringen  Geschwindigkeiten  erhebliche  Lauf- 
zeitdifferenzen, dafür  aber  geringe  Unterschiede  an  Laufver- 
mögen, bei  großen  Geschwindigkeiten  jedoch,  geringe  Laufzeit- 
differenzen, aber  erhebliche  Unterschiede  an  Laufvermögeti 
haben.  Soll  somit  eine  äußere  Krafteinwirkung  zu  dem  Zwecke 
erfolgen,  Laufvermögen  von  Wagen  zu  verändern,  so  muß  sie  im 
Räume  der  großen  Geschwindigkeiten  ausgeübt  werden;  in  die- 
sem Falle  ist  selbst  bei  starker  Geschwindigkeitsveränderung 
der  Einfluß  auf  die  Laufzeit  gering.  Damit  ist  die  Lage  der 
ortsfesten  Gleisbremsen  (V  o  r  b  r  e  ni  s  c  n),  die  ihrem  Zweck 
entsprechend  auf  Laufvermögen  (Laufweiten)  wirken  sollen, 
eindeutig  bestimmt:  am  Fuße  der  Steilrampe  (vgl.  Blum, 
Verkehrst.  Woche  1009,  S.  753).  Die  Ausführungen  unter 
Punkt  C  I  haben  bewiesen,  wie  mit  Rücksicht  auf  die  Leistung 
angestrebt  werden  muß,  die  unwillkürlichen  At-Werte  klein  zu 
halten  und  daß  dieses  u.  a.  mittels  hoher  Geschwindigkeiten,  wie 
sie  nur  Steilrampen  erzeugen,  zu  erreichen  ist;  vor  allem 
aber  auch  bei  Einrichtung  von  V  o  r  b  r  e  m  s  u  n  g  ,  weil 
hierdurch  die  Geschwindigkeiten  verringert  und  damit  die  Lauf- 
zeitunterschiedswerte größer  werden.  Obwohl  die  Vorbremsen 
ihrer  Lage  wgen  nur  geringen  Einfluß  auf  die  Laufzeiten  aus- 
üben, können  sie  unter  gewissen,  allerdings  meist  seltenen  Vor- 
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iiussctzungcu  —  wie  z.  B.  Abbrcnisung  cities  Schlcchtläufcrs  bei 
kurzer  \\'egstrccl<c,  während  der  (nitläufer  bei  weitem  Laufziel 
uniiceinflußt  bleibt  —  und  bei  hohen  Brem.smaßen  nachteilis.;  auf 
(!eii  Zcitabstaiid  wirken,  l^ie  Zusatzwerte  an  Laufzeitunterschicden, 
die  dann  bedingt  sind,  entwickeln  sich  erst  langsam  hinter  den 
J^renisen.  Die  darin  begründete  Rücksichtnahme  auf  den  Zeit- 
;ibstan(l  kann  durch  die  Profilausbildung  gemindert  werden;  die 
lüilferiumg  V'orbrcmse  bis  zur  letzten  Weiche  ist  dabei  möglichst 
kurz  zu  halten.  Damit  die  Bremsmaße  tunlichst  niedrig  ge- 
halten werden  können,  ist  nach  der  Bremse  nur  schwaches  (ic- 
lälle  vorzusehen,  das  den  Wagen  keine  nachtrcägliche  Be- 
schleunigung erteilt.  Die  Stcilrami)e  erweist  sich  hierin  wieder 
günstiger  als  die  Flachramuc.  Aus  Zweekiiial.iigkeitsgründeii 
ist  die  Vorbremse  in  ein  (Gefälle  zu  verlegen,  auf  dem  versehent- 
lich zu  stark  a  bgebremste  Wagen  wieder  anlaufen;  ihre  Gefäll- 
höhe muß  so  groß  sein,  daß  die  erste  Verteil  weiche  freigemacht 
wird.  Solche  Wagen  sind  in  ein  Gleis  zu  leiten,  das  unmittelbar 
hinter  der  ersten  Weiche  anschließt  und  zur  Aufnahme  von  Ge- 
fahr- und  Vorsichtswagen  dient,  wodurch  der  Ablaufbetrieb 
keine  Behinderung  mehr  erfährt.  (Die  Gefahrwagengleise  am 
Gipfel  fallen  dann  weg.)  Der  Laufweg  ist  möglichst  kurz  und 
widerstandslos  vorzusehen,  damit  durch  die  Einschaltung  der 
Zwischenneigung  am  Rampenfuß  der  Einfluß  auf  die  Leistung 
gering  bleibt.  Der  Einhau  der  liremsen  erfolgt  in  die  Muttcr- 
siränge  der  (deisbundel.  I);is  dringeiide  Heflürfiiis  nach  \'nr- 
bremsung  mit  betriebssicheren  lirenismitteln  beweise  nochmals 
Ahl).  .").  Erst  die  Mi n rieh I  ii ii-  i  iiu  r  solchen  X'orl )rem su iig  vr- 
inöglicht  die  Ablau fhiihe  auch  den  ungünstigsten  Witterungs- 
\  crhältnissen  anzupassen.  Wie  die  Erfahrung  z.  B.  mit  der 
hochwertigen  Frölich'schcn  Gleisbremse*)  lehrt,  beherrscht 
ein  geschickter  Bremswärtcr  .iedwede  Laufenergie  und  ist  in 
fler  Lage,  nach  einiger  Uebun.g  auf  Cirund  des  auf  dem 
.'\blaufzcltel  oder  durch  einen  registrierenden  Manometer  über- 
schläglich vermerkten  Wagen^ewichts  sowie  aus  der  Beobach- 
tung der  Wagenform,  der  Wagenzahl,  der  Witterung,  der  Be- 
setzung der  Richtungsgleise  und  der  Lauffähigkeit  der  Wagen 
auf  dem  Wege  yn\u  Gipfel  bis  zur  Bremse  das  Brenis- 
mati  (als  Funktion  der  Zeit)  abzuschätzen  und  den  Ab- 
lanl  auf  Ziclweite  i)raktisch  genau  abzubremsen.  Ein 
w  eiterer  \'orteil  solcher  zweiseitigen  ( ileisbremsen  gegen- 
über der  Hemmscliuhbremsung  besteht  in  der  Möglichkeit, 
das  Bremsmaß  noch  während  der  Bremsung  zu  ver- 
ändern. Damit  erhellt,  daß  nach  FZinrichtung  der  Vorbremsung 
—  zweckmäßige  Profilausbildung  vorausgesetzt  • —  neben  Per- 
sonal- und  Hemmschuhkostenersparnis  (die  Rückenbremser 
können  in  Wegfall  kommen  und  die  Zahl  der  Hemmschuhlcger 
stark  vermindert  werden)  sehr  erhebliche  wirtschaftliche  Vor- 
teile infolge  starker  Verminderung  der  Unfälle  an  Wagen,  T^ri- 
dung  und  Personal  erzielt  werden;  damit  sinkt  der  Reparatur- 
bestand an  Wagen;  die  hierin  liegende  günstige  Rückwirkung 
auf  den  Wagenmangel  ist  nicht  zu  verkennen. 

II.  Unter  Punkt  C  H  wurde  schon  arif  die  Notwendigkeit  hin- 
ge\viesen,  die  zwangsläufigen  durch  die  Verschiedenheit  der 
Widerstände  bedingten  Laufzeitunterschiede  auszugleichen  und 
.ils  Mittel  hierzu  eine  besondere  Profilausbildun.g  sowie  Wider- 
stands- und  längengleiehe  LatifNvege  angetrcben.  In  nnch  \\!-it 
wirkungsvollerer  Weise  kann  die  Lösung  dieser  Aufgabe  da- 
«inieh  angestrebt  werden,  daß  die  Ungleichheiten  dieser  zwanes- 
läufigen  Laufzeitunterschiede  \  t  w  durch  willkürliche 
laufzeit  unterschiede  A"-  vveiter  ausgeglichen  werden 
und  zwar  dadurch,  daß  die  Laufzeit  derjenigen  Wagen,  die 
schneller  laufen  als  die  normalen  schlechten  Läufer,  durch 
Bremsung  um  ein  Maß^'wzu  verlängern  ist.  Gemäß  des  eingangs 
Punkt  D  I  angezogenen  Satzes  hat  die  Einwirkung  dort  statt- 
zufinden, wo  kleine  Geschwindigkeiten  sind,  wenn  die  Laufzeit 
beeinflußt  werden  soll;  also  zu  Beginn  der  Bewegung.  Hier, 
also  am  Gipfel,  vorgesehene  vSchubeinrichtungen,  wie  sie  zur 
l'"rh<"diung  des  L;nifvcrmögciis  \-on  verschiedener  Seite  vorge- 
sehlagen werden,  begegnen  grundsätzlichen  Bedeid'cen.  Diese 
( lipfcl-Schubcinrichlungen  kininen  nach  Punkt  DT  wegen  ihrer 
T^age  im  Räume  der  kleinen  Gicschwindigkeitcr,'  kaum  auf  Lauf- 
weite  wirken,  somit  die  ihnen  zugedachte  Aufgabe  im  allge- 
meinen nicht  erfüllen,  zumal  dieses  Schubeinrichtungen,  da  sie 
in  erster  Linie  die  Laufzeiten  beeinflussen,  durch  die  Rück- 
sichtnahme auf  die  Pufferzeitabstände  in  ihrer  Anwendung 
stark  behindert  sind.  Die  Verwendung  solcher  Einrichtungen 
für  das  Zcrlcgegcschäft  ist  nur  in  \'erbir.dung  mit  der  Schwer- 
kraft —  wie  auch  \orgesehen  —  deidcbar.  Statt  eine  Ent- 
wicklung in  der  Richtung  solcher  mechanischen  Antriebe  zu 
suchen,  deren  Wirkung  und  Betriebssicherheit  selbst  unter  \'or- 
.•^ussetzung  einwandfreier  Technik  äußerst  fraglich  ist.  sollte 
die  stets  vorhanden.e  und  billiger  erzeugbare  Schwerkraft  in 
ausgiebigem  Maße  als  Arbeitskraft  herangezogen  werden  und 
lechnische   Hilfsmittel    nur    insofern,    als   das   du^-ch   d'e  .'\b- 


*^  Die  l>berlep;en1i<»it  der  Fniliclisclieii  ffpgfenOber  der  Lohse'schen  Biemsc 
hestehl  u.  a  darin,  daß  die  Bremswirkung  eine  Funktion  des  Wa?enpe\vichts  ist. 
Kn'eleisune'en  infolfre  der  Klemmwirl- i"'s'  vnmit  .an^gesch'ossen  sind,  nnd  daß  bei 
crsterrr  die  Bremsschienen  die  Räder  liOlier  fassen,  wodurch  eine  ungleich 
größere  Bremswirkung  erzielt  wird. 


laufhöhe  gegebene  Laufvermögen'  der  Widerstandsarbeit  anzu- 
passen ist.  Den  von  Frölich  aufgestellten  Gedanken,  die 
Ungleichheiten  der  zwangsläufigen  oder  unwillkürlichen 
Laiifzeilunterschiede  At  durch  willkürliche  Laufzeitunter- 
schiedswerte A  iw  —  dessen  sich  geschickte  Rangierer  (wenn 
auch  unbewußt)  mit  primitiven  Mitteln  seither  schon  bedienten 
—  auszugleichen,  hat  dieser  in  seinem  Verfahren  der  Ablauf- 
verzögerung vcrv/ertet  und  damit  den  von  Ammann  emp- 
fohlenen Weg  der  Mechanisierung  von  Ablaufanlagen  erfolg- 
reich weiter  beschritten.  Es  beruht  darin,  den  Ablauf  der 
Wagen  am  Brechpunkt  proportional  den  Zeitwerten  zu  ver- 
zögern, um  die  sie  schneller  laufen  als  der  jeweilige  Schlecht- 
läufer. (Abb.  h  u.  ni).  Da  die  Laufzeitunierschiede  aber  im 
wesentlichen  vom  Gewicht  der  Wagen  abhängen,  kommt  im 
allgemeinen  das  Verfahren  darauf  hinaus,,  leichte  Wagen  ohne 
Verzögerung  ablaufen  zu  lassen  und  den  Ablauf  der  anderen 
Wagen  umsomehr  zu  verzögern,  je  schwerer  sie  sind.  Das  kann 
automatisch  durch  eine  gewichtsautomatische  Ablaufverzögc- 
rungsbremse  geschehen;  jedoch  vor  allem  nur  dann,  wenn  das 
F'rinzi])  der  Bremse,  wie  z.  B.  bei  der  Erölich'schen.  die  Brems- 
wirkung in  selbsttätiger  Abhängigkeit  von  dem  Wagengewicht 
bringt.  Außerdem  muß  eine  zweckmäßige  Ablaufverzögerungs- 
bremse auch  fernsteuerbar  sein  und  auch  auf  leichte  Wagen  ein- 
wirken können,  um  einerseits  willkürliche  Verzögerungen  von 
schweren  Wagen  und  andererseits  auch  solche  von  leichten 
Wagen  bewirken  zu  können,  wie  sie  aus  der  Beobachtung  des 
Ablaufgeschäftes  und  der  Anpassung  an  die  jeweiligen  Verhält- 
nisse zweckmäßig  erscheinen  (Abb.  c).  Der  ausgleichende  Ein- 
fluß der  Ablaufverzögervmg  —  wobei  nur  geringe  Bremsmaße 
auszuüben  sind  —  auf  die  Pufferzeitabstandskurven  ist  klar  er- 
sichtlich aus  Abb.  m  und  die  dadurch  bedingte  Leistungs- 
steigerung aus  Abb.  n.  Die  Lage  der  dicht  unterhalb  des  Gipfel- 
einzubauenden Verzögerungsbremse  ergibt  sich  aus  den  A  ^ 
Werten,  um  die  die  Ablaufpunkte,  der  jeweiligen  Verzö.gerr u  ' 
ents])rcchend,  vorzuverlegen  sind.     (A  s=  Vo  '.  tw). 

3.  Eine  weitere  Leistungssteigerung  —  die  allerdings  nur 
für  Gefällanlagen  in'  Frage  kommt,  dafür  aber  doppelte  Be- 
deutung gewinnt  —  kann  durch  Regelung  der  Zufüh- 
rung s  g  e  s  c  h  w  i  n  d  i  g  k  c  i  t  und  der  dadurch  ermöglichten 
Ani)assung  an  das  Ablaufgeschäft  erzielt  werden. 

Der  reine  Schwerkraftbetrieb  leidet  ebenso  wie  der 
l\selsrückenbetrieb  an  der  schlechten  S  i  g  n  a  1  ü  b  e  r  m  i  t  t - 
1  u  n  g  vom  Rangierleiter  zu  den  Handbremsern  bzw.  zur 
1  >rucklokomotive,  wodurch  die  I^eistung  und  Betriebssicher- 
htit  stark  beeinträchtigt  wird.  Wenn  ein  auszurangierender 
Zug  ivur  gleich  große  Rangiergänge  hätte,  etwa  nur 
einzelne  Wagen,  würde  die  Signalübermittlung  vielleicht 
genügen.  Tatsächlich  wechselt  aber  in  fast  iedem  Zug 
die  Länge  der  Rangiergänge.  Da  aber  die  Zuführungs- 
geschwindigkeit und  damit  die  f^eistungsfähigkeit  um  so 
größer  sein  kann,  je  länger  der  Rangiergang  ist.  kommt  es 
darauf  an,  die  Zuführungsgeschwindigkeit  der  Länge  der 
Rangiergänge,  kurz  dem  Ablaufgeschäft  anzupassen.  Je  fein- 
fühliger und  sicherer  diese  Anpassung  möglich  ist,  um  so 
größer  wird  die  Leistungsfähigkeit  der  Ablauframpe.  Die  Lösung' 
ist  zu  sehen  in  der  Zulauf-Fernsteuerung  des  zu  zer- 
legenden Zuges  mittels  einer  Bremse,  durch  den  das  Ablauf- 
p'eschäft  übersehenden  Bremser  oder  Rangierleiter.  Nach  Ein- 
fahrt des  zu  zerlegenden  Zuges  in  das  in  Gefälle  liegende  Zer- 
legungsgleis, wird  dieser  durch  die  Bremse  (Zulaufbrenise)  fest- 
gehalten und  die  Lokomotive  spannt  ab.  Durch  \'eränderun 
der  Bremswirkung  wird  der  Zug  alsdann  (infolge  der  in  ihm 
wohnenden  Beschleunigungskräfte)  in  Bewegung  gesetzt  und 
durch  stärkere  oder  geringere  Bremsung  mehr  oder  weniger  ccr- 
zögert.  seine  Geschwindigkeit  gesteuert.  Das  Entkuppeln  der 
Wagen  kann  entweder  kurz  vor  dem  Ablauf  mit  Hilfe  der  Ab- 
laufvcrz(")gerungsbremse  oder  schon  mittels  der  Zulaufhremse 
geschehen.  Die  hierin  lie.gende  Leistungssteigerung  ist  nicht  zu 
verkennen;  nicht  minder  an  Bedeutung  ist  die  dadurch  zu  er- 
reichende erhöhte  Betriebssicherheit.  Tn  der  Frage,  ob  der  reine 
Schwerkraftbetrieb  oder  der  Eselsrückenbetrieb  unter  sonst  glei- 
chen Verhältnissen  die  höhere  Leistung  zu  erzielen  vermag  -  — 
auch  der  'icfällanlage  ist  grundsätzlich  eine  Stei1r;inipc  im  Hin- 
blick auf  ihre  Leistungsfähickeit  zuzubilligen  —  und  welcher  der 
zweckmäßigere  sei.  spielt  von  al'em  anderen  abgesehen  diese 
Eraae  der  Betriebssicherheit  auf  Gefällanlagen  eine  Hauptrolle. 
.\.  Blum  ■/..  B.  meint,  daß  Bedenken  beslehen  ..in  der  wechselnden 
.\hlaufhöhe  und  der  daraus  entspringenden  sehr  verschiedenen 
.Nblauftrcschwindigkeit  der  Fahrzeuge,  weiter  darin,  daß  ein  s(d- 
ches  durchgehendes  Gefälle  ^•<m  nahezu  1  :  100  in  viel  ausgec'ehn- 
terem  Umfano'c  besondere  .Sicherheitsmaßnahmen  gegen  das  un- 
beahsichti  -te  R'dlcn  der  A\'agen  erforderlich  macht  als  andere 
Verschiebearten."  Auch  Ammann  schließt  sich  diesen  Bc 
denken  nn  und  glaubt  ;in  Hand  des  Beispiels  Nürnber'-; 
für  Berechnung  der  I,eistun,gsfähigkeit  solcher  Anlagen 
keinesfalls  über  eine  im  Dauerbetrieb  zulässige  Ablauf- 
gesch\\'indigkeit  von  0.8  m/sek.  hinausgehen  zu  sollen  und  sa^rt. 
daß  dies  ..die  mit  Rücksicht  auf  die  Sicherheit  des  HerabI^*=sp-  -= 
der  Züge  in  starkem  Gefälle  gegebene  obere    Grenze  für  die 
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Zerlegungsgeschwindigkeit  auf  einem  durchgehend  geneigten  Ab- 
li'ufgleis"  wäre.  Zweifellos  besaßen  diese  Bedenken,  als  sie 
niedergeschrieben  wurden,  ihre  volle  Ciültigkcit ;  man  konnte 
sich  ihnen  nicht  verschließen.  Andererseits  dürfte  die 
verbesserte  Bremstechnik  in  Cicstalt  der  heute  vorliegenden 
leinsteuerbaren,  zweiseitig  wirkenden'  ( ileisbreaiscn  wohl 
dazu  berechtigen,  die  volle  dültiKkeit  vorstehender  Be- 
denken anzuzweifeln.  Mit  Recht  sieht  daher  Frölich  die  \  on 
Blum  und  Ammann  u.  a.  betonte  mangelhafte  Verzögerungs 
möglichkeit  der  auf  fallenden  Zerlegungsgleisen  zum  Ablauf  ge- 
brachten Rangiergruppen  lediglich  als  eine  Fräse  der  Technik 
der  Brcmsmittel  an,  zu  deren  Lösung  die  ^Ausbildung  der  Zcr- 
legungsstrecke  erst  dann  herangezogen  werden  dürfte,  wenn  die 
Schaffung    geeigneter  Bremsmittcl    nicht  möglich  sein  sollte. 


Klarheit  und  Beweis  schafft  nur  der  Versuch;  es  .väre  eine 
dankenswerte  Aufgabe  der  Verwaltung,  durch  Bau  einer  solchen 
Biemsanlage  hierin  Klarheit  zu  bringen;  e--  sieht  zu  erwarten, 
daß  dieser  seither  vorliegende  Mangel  der  ( lefällanlagen  behoben 
wird. 

Mit  der  Einführung  solcher  technischen  Hilfsmittel  wäre  der 
Weg  zur  Mechanisierung  des  Ablaufbetriebes  erfolgverheißend 
beschritten,  wie  ihn  Animaiui  (Verkehrst.  Woche  22,  Heft  9) 
aus  der  Erkenntnis  heraus  vorschlägt,  daß  die  Seele  unseres 
gesamten  riütcrverkehrs  der  Rangierbetrieb  und  insonderheit 
.iener  auf  Ablaufanlagen  der  X'erschiebebahnhöfe  seiner  zu  Tage 
liegenden  Mängel  wegen  stark  reformbedürftig  ist.  Ob  hierin 
noch  weiter  gegangen  wird,  muß  dem  luitscheid  durch  grund- 
sätzliche   Untersuchungen    und  Versuche    vorbehalten  bleiben. 
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Bedenkt  man,  in  welchem  Maße  die  deutschen  Nordsee- 
häfen dadurch  benachteiligt  werden,  daß  der  Verkehr  an  ihnen 
\  orbei  nach  Westen  abgelenkt  wird,  bedenkt  mau  aber  auch  die 
Nachteile,  die  dadurch  dem  Absatz  der  deutschen  Ruhrkohle 
KCRcnüber  der  britischen  Kohle  erwachsen,  so  wird  man  die  Not- 
wendigkeit einsehen,  das  bisherige  deutsche  Wasserstraßennetz 
durch  eine  starke  Verbindung  zwischen  Rheinland-Westfalen 
und  der  deutscheu  Küste  zu  ergänzen. 

Der  (iedanke  der  ,, deutschen  Rheinmünduug",  der  \-on 
pliantasiex  ollen  Köpfen  bisweilen  so  weit  ausgesiionnen  worden 
ist,  als  ob  der  Verkehr  nach  Rottcrdani  abserieuelt  und  nach 
Norden  weitcrgeleitet  werden  könnte,  ist  natürlich  in  diesem 
Ausmaße  weder  mit  technischen  noch  politischen  Mitteln  aus- 
liihrbar,  deim  der  alte  Satz:  „naturam  expellas  furca,  tamen 
uscjue  recurret"  trifft  wohl  nirgends  so  sehr  zu,  wie  für  starke 
natürliche  Verkehrsträger.  Man  wird  sich  also  von  vornherein 
in  seinen  Zielen  so  weit  beschränken  müssen,  daß  mau  z.  B.,  um 
nur  eine  der  wichtigsten  Waren  herauszugreifen,  die  deutsche 
Kohle  für  deutsche  Häfen  ausfuhrfähig  macht  und  ausländisciie 
Kuhle  dort  verdrängt.  Ist  dieses  Ziel  erreicht,  so  ergibt  sich  von 
•-elbst  die  Stärkung  der  deutschen  Häfen  für  die  Einfuhr  ins 
Hiiuicnland,  denn  jedes  Transi)ortgef äß.  das  \  nm  Inland  be- 
bidcn  im  Hafen  ankommt  und  dort  gelöscht  wird,  wird  nach 
Rückfracht  lechzen. 

Schon  Bismarck  hatte  durch  die  Vorlage  von'  1882  auf  die 
Notwendigkeit  eines  voiu  westfälischen  IndustrieKebiet  bis 
Bremen  und  Hamburg  gehenden  „Küstenkanals"  hiuHewicsen. 
I 'ie  A^orlace  scheiterte  damals  bekanntlich  am  Widerstande  des 
!'ieußischen  Herrenhauses,  und  erst  im  Jahre  188ß  wurde  nur 
ein  Teilstück,  der  Dortmund — Ems-Kanal,  bewilligt.  Dieser 
stellt  also,  gemessen  an  den  ursiirünglichen  Absichten,  ebenso 
ein  Torso  dar  wie  bisher  der  Rhein — Hannover-Kanal,  und  zwar 
ebenso  wie  bei  diesem  zum  Nachteil  Bremens,  das  infolgedessen 
bis  heute  die  unmittelbare  Wasserverbindung  nach  Westfalen 
entbehren  muß.  Es  lassen  sich  aber  noch  weitere  Vcrgleichs- 
momente  mit  dem  Mittelland-Kanal  finden:  wie  bei  diesem 
Jahrzehntelang  durch  den  Kampf  um  die  Linienf 'ihrung  die 
X'ollendung  des  Reststückes  gehemmt  wurde,  so  drohte  bis  in 
die  jüngste  (iegenwart  dasselbe  Schicksal  auch  der  Vollendung 
des  Küstenkanals. 

Der  von  Herzberg  und  Taaks  stammende,  durch  den  Namen 
.  Deutsche  Rheimnündung"  gekennzeichnete  Plan  einer  unnrittel- 
baren  Verlängerung  des  Rheins  nach  Norden  von  Wesel  unter- 
halb der  Lippemündung  ab,  dann  die  holländische  Grenze  tan- 
gierend bis  zur  Einmündung  in  die  Unter-Ems  bei  Aschendorf, 
konunt  wohl  heute  nach  Vollendung  des  Dortmund— Ems- 
Kanals  für  die  Ausführung  nicht  mehr  in  Betracht,  so  daß  sich 
ein  weiteres  Eingehen  auf  dieses  Projekt  um  so  mehr  erübri^-t, 
als  es  gegetiüber  dem  großen  Ccdanken  eines  deutschen  Küsteii- 
kanals  ebenso  nur  ein  Torso  bliebe,  wie  der  Dortnumd— Ems- 
Kanal  selbst  es  ist. 

An  zukunftsreichen  Plänen  blieben  daher  bis  in  die  letzte 
Zeit  nur  die  beiden  Linien  Kampe — Dörpen  und  Bramsche — 
Stade  übriK.  Beide  wollen  den  Dortmund— Emska.ial  benutzjii. 
I  'ie  erste  Linie  will  von  Dörpen  ab,  also  weit  unterhalb,  von  der 
l-.ms  iir  westlicher  Richtung  abzweiffen  und  die  Weser  über 
K.-uiipc  und  Oldenburg  beim  oldenburgischcn  Hafen  Elsfleth 
erreichen.  Die  zweite  Linie  soll  dagenen  schon  bei  Bevergern 
den  Dortmiind— Ems-Kanal  verlassen,  dann  den  Mittellandkanal 
i)is  in  die  (ieRend  von  Bramsche  benutzen  und  dann  in  gerader 
Linie  und  fast  genau  nordwestlicher  Richtung  in  die  Unter- 
Weser  kurz  unterhalb  von  Bremen  einmünden.  Darüber  hinaus 
soll  dieser  zweite  Kanal  durch  den  sog.  Stader  Kanal  verlängert 
werden,  der  die  Unter-Weser  oberhalb  Vegesack  verlassen  und 
in  Fortsetzung  der  nordwestlichen  Richtung  über  Bremervörde 
zur  Elbe  streben  soll,  die  er  bei  Stade  erreichen  würde,  während 


ein  Zweigkanal  die  unmittelbare  \'erl)indunR  nach  Hamburg 
herstellen'  soll.    (\'gl.  Karte  5.) 

Für  den  Kampe— Dörpen-Kanal  tritt  besonder^-  Oldenburg 
ein,  das  ja  schon  seit  Jahrhunderten  den  Ehrgeiz  besitzt,  seine 
Häfen  Elsfleth,  Brake  und  in  letzter  Zeit  besonders  Nordenham 
zu  fördern  und  wcnigster.s  diesen  letztgenannten  zum  Welthafen 
zu  machen. 

Bremen  ist  ursprünglich  ebenfalls  für  den  K-uniie  — I  >örpen- 
Kanal  eingetreten  bzw.  für  den  nicht  \  iel  \'on-  dieser  Linien- 
führung abweichenden  Kanal,  der  dem  Entwurf  der  preußischen 
Regierung  \on  1882  zu  (Irunde  las.  Es  hatte  sich  sogar  durch 
einen  Staatsvertrag  mit  Oldenburg  verpflichtet,  die  Hälfte  der 
Kosten  auf  seine  Schultern  zu  nehmen. 

Erst  neuerdings  hat  Bremen  das  Bramsche — Stader-Projekt, 
das  überhaupt  erst  IfllG  auf  (iriind  eines  \'orsehlages  \  ()n  S\ui- 
pher  auftauchte,  in  den  \'orderKrund  Kcsicllt. 

Der  kürzesten  (Luftlinien-)  Verbiiuiunp  Gclsenkirchcn — 
Bremen  paßt  sich  nun  zweifellos  der  Branischer  Kanal  wesent- 
lich besser  an  als  der  Dortmund — l'!nis — 1  )ör]ien — Kam])e-Kanal. 

Abgesehen  davon  sind  auf  dem  Wege  von  Bevergern  über 
Dörpen  nach  l'~lsfleth  neben  der  größeren  Strecke  auch  erheb- 
lich mehr  Staustufen  zu  überwinden,  als  auf  dem  Wege  von 
Bevergern  über  Bramsche  nach  Bremen,  nämlich  13  Schleusen 
auf  dem  Dortmund — Ems-  und  2  auf  dem  Kampe — Dörpen- 
Kanal,  zusammen  15  gegenüber  5  Schleusen  auf  dem  Bramsche — 
Stader-Kanal. 

Lübeck  trat  gegenüber  dem  Bramsche — Stader-Kanal  für 
den  sog.  Nord — Süd-Kanal  (Entwurf  Obcrbaudircktor  Rehder- 
Lübeck)  ein,  der  im  Anschluß  an  den  Elb— Trave-Kanal  die 
Elbe  bei  Lauenburg  verlassen,  dann  einen  Zweigkanal  \-on  Ham- 
burg her  «aufnehmen  und  über  Liineburg  und  ITclzen  gegenüber 
von  Braunsehweig  auf  den  Mittelland-Kanal  stoßen  sollte.  Für 
die  Weserhäfen  wäre  eine  solche  Verbindung  ohne  jeden  Wert, 
man  kann  sogar  annehmen,  daß  sie  für  Bremen  nachteilig  wer- 
den könnte,  weil  sie  in  der  Laee  wäre,  das  Gebiet  westlich  von 
Braunschweig  dem  Verkehrgebict  der  Weser  zu  entfremden  und 
den  Elbhäfen  zuzuführen.  Abgesehen  davon  wäre  aber  auch 
der  fi'r  Hambur'i'  erzielbare  Vorteil  nur  gering,  so  daß  dieses 
Projekt  auch  in  Hamburg  selbst  nur  vereinzeltes  lnteres--e  fin- 
den konnte. 

Die  Elbhäfen  traten  vielmehr  für  den  sok.  Hoya-Kanal 
nach  dem  Entwurf  von  Oberbaurat  Hoch  ein,  der  etwa  an  der 
pic'chon  Stelle  wie  der  Br^Mii'-elnc — .St;irl  •:'  K  "n;il  aus  dem  Mit- 
tellandkanal abzweigen  und  auf  möglichst  kurzein  Weee  nach 
Hamburcr  führen  soll.  Durch  den  Hannover-Kanal  sollte  die 
diesem  Namen  entsprechende  Verbindung  Hannovers  mit  Ham- 
burg hergestellt  werden.  Den  Interessen  Bremens  sollte  durch 
einen  Seitenkanal  von  Hoya  nach  Dreye  an  der  Weser  Rech- 
nung getragen  werden.  Die  Weser  und  Aller  sollten  durch 
Kanalbrücken,  die  Niederinieen  beider  Flüsse  durch  einen  Damm 
von  18  km  LäuTe  und  23  m  Höhe  überschritten  werden.  Für 
den  Durcheangsverkehr  wäre  diese  Lösung  infolge  Vermeidung 
von  Spiegelkreuzungen  vorteilhaft  eewesen.  Die  Ausführung 
hätte  iedoch  bedeutende  Kosten  erfordert,  die  noch  durch  die 
an  anderer  Stelle  erforderlich  gewesenen  Euischnitte  von  20  bis 
26  m  Tiefe  erheblich  vermehrt  worden  wären.  Der  für  Ham- 
burg durch  den  Hoya-Kanal  erreichbare  Vorteil  hätte  in  e'ner 
WegeverkiirzuuT  von  25  km  gegenüber  der  Vcrbindum^  liber  den 
Bramsche — Sta'^er-KanaI  bestanden,  Bremen  dagegen  wäre  um 
21  km  benachte'liet  frewesen.  Der  Umwee  für  Bremen  hätte 
sich  aber  auf  50  I  m  erhöht,  wenn  man  sieh  bei  Hoya  mit  einem 
.Sehleusenal"stie"  naeh  der  Weser  an  .Sirlle  dos  .Siiehkanals  nach 
D'reye  be.miüpt  hätte   was  wahrscheinlich  eew  -s.mi  wäre 

So  verfochten  Oldenburg,  Bremen,  Hamburg  und  Lübeck 
ihre  verschiedenen  Kanalpläne,  die  fast  unvereinbar  schienen, 
bis  im  Januar  1922  doch  noch  eine  Einigung  zustande  kam.  Der 
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Erfolg  wurde  dadurch  erzielt,  daß  man  zunächst  den  von  Olden- 
burg verfolgten  Plan*les  Küstenkanals  beiseiteschob.  Die  Fach- 
leute von  Rheinland-Westfalen,  Hamburg  und  Bremen  stellten 
r.ach  eingehenden  Prüfungen  nochmals  fest,  daß  ein  solcher 
Kanal  niemals  .ihren  Verkehrsbedürfnissen  gerecht  werden 
könnte.  Auf  Anregung  der  Interessenten  vom  Ruhrgebiet  er- 
folgte dann  zunächst  mit  Hamburg  eine  Verständigung  auf  eine 
mittlere  Linie  über  Achim,  den  sog.  Hansa-Kanal.  Bremen  und 
Hannover  schlössen  sich  diesem  Plane,  dessen  technischer 
Urheber  Oberbaurat  L.  Plate-Bremen  ist,  an.  Für  Bremen  wird 
der  Hansa-Kanal  allerdings  nicht  gleich  große  Vorteile  bringen 
wie  der  Bramsche — Stader-Kanal,  aber  trotzdem  war  Bremen 
einsichtig  genug,  lieber  geringe  Vorteile  zu  opfern,  als  den  großen 
Gedanken  durch  unübersehbar  sich  hinziehende  Kämpfe  zu  ge- 
fährden. 

Der  Hansa-Kanal  soll  an  der  gleichen  .Stelle  wie  ^dcr 
Bramsche-Kanal  aus  dem  Mittellandkanal  abzweigen,  dann  die 
weiten  Niederungen  südlich  und  östlich  des  Dümmersees  durch- 
queren und  das  Hügelland  von  Bassum  und  Syke  in  mäßigen 
Einschnitten  überwinden,  bis  er  den  Rand  der  Weserniederung 
beim  Dorfe  Okel  erreicht.  Dort  soll  ein  Abstieg  zur  Weser 
zur  Verbindung  mit  Bremen  und  den  Unterweserhäfen  errichtet 
werden.  Der  Kanal  erhält  bis  dahin  eine  Baulänge  von  92  km 
mit  nur  drei  Schleusen.  Der  Hauptkanal  überschreitet  dann 
die  Weserniederung  auf  einem  9 — 10  m  hohen  Damm  und  die 
Weser  selbst  auf  einer  Kanalbrücke  bei  Achim.  Eine  Aufstieg- 
schleuse auf  dem  rechten  Weserufer  bildet  das  Bindeglied 
zwischen  Weser,  Kanal  und  Elbe.  Die  Linie  führt  dann  weiter 
über  Ottersberg,  Zeven  und  Harsefeld  nach  Hornburg,  von  wo 
der  eine  Arm  zum  Hafengebiet  von  Hamburg  und  Harburg  führt 
und  gleichzeitig  den  Verkehr  mit  dem  Elb — Trave-Kanal  ver- 
mittelt, während  der  zweite,  19  km  lange  Arm  bei  Stade  in  die 
Schwinge  geleitet  werden  soll,  um  die  Verbindung  mit  der 
Unterelbe  und  dem  Kaiser-Wilhelm-Kanal  herzustellen.  Die 
gesamte  Kanallänge  bis  zur  Süderelbe  beträgt  190  km  mit  nur 
vier  Schleusen. 

Stellt  sich  seiner  Entstehung  nach  der  Hansakanal  auch 
als  eine  Kompromißlinie  dar,  so  kann  die  mit  ihm  erreichte 
Lösung  doch  als  eine  sehr  glückliche  angesehen  werden,  wie 
aus  der  nebenstehenden  Zusammenstellung  über  die  betriebs- 
kilnmctrischen  Entfernungen  der  wichtigsten  Empfangs-  und 
\' crsandplätze  ersichtlich  ist. 

Wird  (kr  Hansa-Kanal  gebaut,  so  rückt  auch  die  Notwendig- 
keit der  Kanalisierung  der  Weser  in  ein  neues  Licht,  denn  diese 
wäre  dann,  wenigstens  in  ihrem  nördlichen  Teil,  dazu  berufen, 
ein  wichtiges  Bindeglied  zwischen  Hannover  (Weser — Elbe- 
Kanal)  einerseits  und  Bremen  und  Hamburg  andererseits  zu 
werden.  Eine  beträchtliche  Verkürzung  dieses  Weges  und  eine 
Vermeidung  des  Schleusenabstieges  bei  Minden  würde  durch 
das  jetzt  wieder  aufgegriffene  Projekt  des  sog.  Nienburger 
Kanals  erzielt  werden  können.  Dieser  Kanal  soll  bei  Nienburg 
von  der  Weser  abzweigen  und  bei  Sachsenhagen  (westlich 
Haste)  in  den  Mittellandkanal  einmünden.  Er  würde  bei  einer 
Länge  v(m  35  km  ein  Gefälle  von  rund  30  m  in  drei  Staustufen 
überwinden  müssen.  Die  Entfernungsverkürzung  für  die  Ver- 
bindung Bremen — Sachsenhagen  und  östlich  davon  würde  64  km 
und  mit  Berücksichtigung  der  Schleusen  (eine  bei  Minden  fällt 
fort,  drei  im  Kanal  kommen  hinzu,  Differenz  also  zwei  Schleusen 
zu  je  3,5  km)  57  km  betragen. 


gefährlich  werden,  wenn  nur  die  Pläne  zur  Verwirklichung  kom- 
men, die  in  erster  Linie  dem  Auslande  nutzen,  wenn  aber  andere 
Pläne  dagegen  vernachlässigt  werden. 

Im  sogenannten  Friedensvertrag  von  Versailles*)  ist 
Deutschland  gezwungen  worden,  auf  Verlangen  von  Belgien  eine 
unmittelbare  Wasserstraße  vom  Rhein  nach  Antwerpen  zu 
bauen.  Daß  diese  Verbindung  in  fast  ausschließlicher  Weise  dem 
belgischen  Hafen  zugute  kommen  wird,  geht  schon  daraus  her- 
vor, daß  es  eben  Belgien  war,  das  die  Aufnahme  dieser  Bedin- 
gung in  den  Friedensvertrag  verlangt  hat.  Nach  den  Namen 
der  verschiedenen  Urheber  unterscheidet  man  für  die  Entwürfe 
dieses  Rhein — Maas — Scheide-Kanals  drei  verschiedene  Linien: 
Hentrich  will  bei  Krefeld  aus  dem  Rhein  abzweigen  und  in 
fast  genau  westöstlicher  Richtung  den  Scheide — Maas-Kanal  er- 
reichen an  der  Stelle,  wo  der  Süd-Wilhelms-Kanal  nach  Rotter- 
dam und  Amsterdam  abzweigt.  Valentin,  der  Stadtingenieur 
von  München-Gladbach,  will  den  Kanal  von  Düsseldorf-Neuß 
aus  dem  Rhein  ableiten,  dann  an  seiner  Stadt  vorbei  über 
Maastricht  in  den  Scheide — Maas-Kanal  führen.  (Einen  Ent- 
wurf darüber,  in  dem  kein  einziges  deutsches  Wort  zu  finden 
ist,  hat  Valentin  an  die  belgische  Regierung  eingereicht,  sogar 
der  deutschen  Regierung  ist  dieses  „Expose"  in  französischer 
Sprache  übermittelt  worden.  Das  dürfte  an  sich  schon  eine 
Antwort  auf  die  im  Hinblick  auf  diesen  Kanal  zu  stellende  Frage 
cui  bono?  sein.)  Nach  dem  dritten  Entwurf  von  Schneiders 
soll  der  Kanal  zwischen  Köln  und  Bonn  bei  Wesseling  aus  dem 
Rhein  abzweigen  und  ebenfalls  nach  Maastricht  gehen. 

Daß  Antwerpen  über  die  Hentrich-Linie  eine  fast  ebenso 
gute  Wasserverbindung  mit  Gelsenkirchen  erhält  wie  Rotter- 
dam, geht  schon  aus  der  oben  angegebenen  Entfernungstafel 
hervor.  Deutschland  steht  dem  Bau  der  Scheide — Rhein-Ver- 
bindung ohnmächtig  gegenüber,  ja  es  muß  diesen  Kanal,  soweit 
er  auf  deutschem  Boden  liegt,  sogar  kostenlos  für  Belgien  aus- 
führen lassen.  Müssen  auf  diese  Weise  die  ausländischen  Häfen 
—  wenn  auch  unfreiwillig  —  durch  Deutschland  gestärkt  wer- 
den, so  muß  das  doch  um  so  mehr  eine  Mahnung  für  die  deut- 
sche Regierung  sein,  die  deutschen  Nordseehäfen  freiwillig  in 
möglichst  großzügiger  Weise  in  ihren  Verkehrsbedürfnissen  mit 
dem  Binnenland  zu  unterstützen. 

Daß  diese  Forderung  nicht  für  jeden  der  vielen  in  Umlauf 
befindlichen  Pläne  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  selbst 
wenn  sie  in  der  einen  oder  anderen  Weise  einem  deutschen 
Hafen  nützen  könnten,  dürfte  selbstverständlich  sein. 

Man  wird  in  dieser  Beziehung  ganz  allgemein  sagen  dürfen, 
daß  es  nicht  zu  den  naheliegenden  Aufgaben  des  deutschen  Ver- 
kehrswesens gehören  wird,  künstliche  Großschiffahrtswege  in 
nordsüdlicher  Richtung  zu  schaffen.  Unsere  großen  Ströme 
haben  diese  Richtung  ganz  überwiegend  schon  von  der  Natur 
erhalten  und  schließen  dadurch  unser  Vaterland,  wenigstens  bis 
zum  Rande  der  Mittelgebirge,  in  ziemlich  reichhaltiger  Weise  auf. 
Die  mannigfachen  Kanalpläne  werden  sich  also  in  erster  Linie 
darauf  beschränken  müssen,  leistungsfähige  Querverbindungen 
zwischen  diesen  großen  natürlichen  Strömen  herzustellen,  z.  B. 
Mittellandkanal  zwischen  Rhein  und  Weser,  Hansa-Kanal  zwi- 
schen Rhein  (Mittellandkanal),  Weser  und  Elbe.  Im  Deutschland 
östlich  der  Elbe  bestehen  solche  Querverbindungen  bereits  in 
ausreichendem  Maße. 

Will  man  von  dieser  Regel  eine  Ausnahme  machen,  so  wird 
man  sie  allerdings  am  ehesten  der  Weser  zubilligen  müssen, 


Wasserstraßen-Entfernungen  von  Gelsenkirchen  nach 


über 

Hamburg 

Bremen 

Emden 

Lübeck 

Rotterdam 

Amsterdam 
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b 
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a 

b 

c 
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b 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

a 

b 

c 

Mittellandkanal  . . . 
Kampe-Dörpen- 
Kanal  

716 

442 

361 
510 
352 

8-flX 

21-f2 

11+2 
7+2  H 
8+1 

748 

521 

407 
546 
382 

880 
335 
253 
265 

7 
19 
9 
8 

405 
402 
285 
293 

558 

28 

657 

Bramsche-Stade- 
Kanal   

Nord-Süd-Kanal  .. 
Hansa-Kanal  

545 
473 

14+2H 
15 

606 
525 

Dortmund-Ems- 
Kanal   

Rhein  

275 

21 

349 

243 

4 

257 

287 

4 

291 

Rhein  -  Maas-Schel- 
de-Kanal  

223 

11 

262 

Bemerkung:    a)  =  Entfernung  in  Streckenkilometern, 
_  b)  =  Zahl  der  Schleusen 
c)  =  Entfernung  in  Betriebskilometern  =  a  +  3,5  •  b 
X)  =  Sperrschleusen  im  Hamburger  Hafen,  zu  je  2  km  gerechnet 
H)  =  Hebewerke. 


Die  Wichtigkeit  einer  guten  Wasserstraßenverbindung  zwi- 
schen dem  erzeugungskräftigsten  und  bedürfnisreichsten  Gebiete 
Deutschlands  —  Rheinland-Westfalen  —  und  den  deutschen  See- 
häfen ergibt  sich  aus  dem  Kampfe  der  holländischen,  belgischen 
und  deutschen  Häfen  um  dieses  gemeinsame  Hinterland.  Dieser 
Kampf  kann  für  das  ohnehin  am  Boden  liegende  Deutsche  Reich 


da  sie  von  Natur  der  kürzeste  deutsche  Strom  ist,  der  sich  also 


*)  Artikel  361  Absatz  l:  ..Falls  im  Verlaufe  von  2.i  Jahren  nach  dem  Inkraft- 
treten des  vorliegenden  Vertrages  Belgien  sich  e'ntschliel3t,  einen  Großschiffahrts- 
weg Rhein— Maas  in  Höhe  von  Ruhrort  zu  schaffen,  ist  Deutschland  verpflichtet, 
den  auf  seinem  Gebiet  gelegenen  Teil  dieses  Schiffahrtsweges  nach  den  ihm  von 
der  belgischen  Regierung  mitgeteilten  Plänen  und  nach  Zustimmung  der  Zentral- 
kommission zu  bauen." 
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am  wenigstens  weit  nach  Süden  erstreckt,  und  der  infolgedessen 
eine  künstliche  Verlängerung  in  dieser  Richtung  am  meisten  als 
gerechtfertigt  erscheinen  lassen  würde. 

Die  Pläne,  die  Weser  mit  dem  Main  zu  verbinden,  haben 
dieses  Ziel. 

Aus  dem  ursprünglichen  Plan,  die  Werra  bis  Wernshausen, 
etwa  80  km  oberhalb  Hannoversch-Münden  zu  kanalisieren,  ent- 
wickelte sich  das  großzügige  Projekt  einer  Verbindung  der 
Werra  über  das  Gebirge  hinweg  mit  dem  Main.  Der  Nutzen 
und  der  Zweck  dieses  Entwurfes  kann  nicht  besser  verdeutlicht 
werden  als  durch  die  Worte  des  Prinzen  Ludwig  von  Bayern 
;'uf  der  Tagung  des  Deutschen  Schulschiff  Vereins  am  23.  August 
lOOS:  „Es  ist  eine  unglaubliche  Sache,  daß  der  ganze  .Südosten 
von  Deutschland  aus  dem  großen  Weltverkehr  mit  der  Nordsee 
und  Ostsee  ganz  abgeschlossen  ist.  Ich  bitte  recht  sehr,  daß 
die  Herren  aus  dem  Norden  uns  unterstützen,  daß  endlich  ein- 
mal dieser  Zustand,  den  wir  nicht  schön  finden,  beseitigt  wird", 
und  durch  die  Rede  desselben  Fürsten  in  Regensburg  vom 
7.  Juni  1910:  ,, Sorgen  wir  dafür,  daß  wir  in  Zukunft  noch  einen 
weiteren  Anschluß  im  Norden  bekommen  können.  Der  Werra- 
V'erein  strebt  an,  die  Werra  bis  Wernshausen  hinauf  zu  kanali- 
sieren. Von  da  ist  es  nicht  mehr  weit  an  die  Wasserscheide 
und  an  den  Main  hinüber.  Und  diese  Wasserscheide  ist  die 
tiefste  auf  der  ganzen  langen  Strecke  des  deutschen  Mittel- 
gebirges vom  Durchbruch  des  Rheins  bis  zum  Durchbruch  der 
Elbe  und  liegt  so  ziemlich  in  der  Mitte  dieser  Strecke.  Die 
Weser  ist  jetzt  ein  ganz  isolierter  Fluß  und  sie  hat  keinerlei 
.Vnschluß  an  andere  Flußgebiete,  und  die  Folge  von  dieser  Lage 
der  W^escr,  besonders  für  die  Stadt  an  deren  Ende,  ist  klar 
imd  deutlich." 

Die  technischen  Vorarbeiten  für  den  Werra — Main-Kanal, 
bei  denen  Preußen  und  Bayern  Hand  in  Hand  gehen,  sind  schon 


ziemlich  weit  gediehen.  Die  Linienführung  soll  von  Hannoversch- 
Münden  im  Tale  der  Werra  bis  Ritschenhausen  verlaufen,  von 
dort  in  der  Richtung  der  Jüchse  die  Wasserscheide  in  310  m 
Höhe  mit  einem  etwa  9  km  langen  Tunnel  durchstoßen  und  im 
südlichen  Abstieg  den  Tälern  der  Milz,  des  Kreckbach,  der 
Rodach  und  der  Itz  folgen.  Der  Kanal  soll  dann  den  Main 
überschreiten  und  im  Bamberger  Hafen  endigen.  Die  Städte 
Eisenach  und  Koburg  sollen  durch  je  einen  6  und  24  km  langen 
Stichkanal  angeschlossen  werden.  Abgesehen  von  diesen  Ab- 
zweigungen würde  der  Kanal  eine  Gesamtlänge  von  272  bis 
290  km  erhalten  müssen.  !3er  nördliche  Aufstieg  von  190  m 
Höhenunterschied  (Hanni)versch-Münden  +  120  m,  Scheitel- 
haltung des  Kanals  +  310  m)  soll  nach  dcii  Entwürfen  von 
Havestadt  und  Contag  durch  rund  50  Schleusen,  der  südliche 
Abstieg  von  80  m  (Bamberger  Hafen  -f  230  m)  durch  sieben 
Schleusen  überwunden  werden.  Die  betriebskilometrische  Ent- 
fernung Hannoversch-Münden — lirer.ien  würde  also  272  bis 
•290  +  .57  :  .3,5  =  471,5  bis  489,5  km  bctrascn. 

Der  Ausführung  des  Kanaltunnels  stehen  genid.uische  und 
technische  Bedenken  nicht  im  Wege,  andererseits  ist  als  sicher 
anzunehmen,  daß  seine  Herstellung  außerordentlich  hohe  Geld- 
aufwendungcn  erfordern  wird.  Auch  der  übrige  Kanal  wird  mit 
seinen  57  Schleusen  gewisse  Bedenken  hinsichtlich  seiner  Wirt- 
schaftlichkeit nicht  als  unbegründet  erscheinen  lassen. 

Allerdings  darf  man  die  Bedeutung  der  vom  Kanal  durch- 
schnittenen Gebiete  nicht  unterschätzen.  Thüringen  kommt  mit 
seinen  300000  gewerblichen  Arbeitern  dem  oberschlcsischen  In- 
dustriegebiet ungefähr  gleich.  Seine  Produktion  im  Werte  von 
K'  Milliarde  (1913)  ging  zur  Hälfte  ins  Ausland.  Im  Werra- 
gebicte  wurden  (ebenfalls  1913)  in  22  Schächten  IV-  Millionen  t 
Kali  gefördert,  und  im  Gebiete  von  Bamberg  harren  noch  große 
Eisenerzlager  der  Erschließung.  (Fo:  tsetzung  folgt) 
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Das  Deutsche  Reich  befindet  sich  w<iiil  seit  Menschen- 
gedenken heute  politisch  und  wirtschaftlich  in  der  bedrücktesten 
Lage,  die  man  nie  zuvor  einem  Staate  ohne  jede  Zivilisation  ge- 
wünscht hätte.  Ohne  politische  Macht  und  wehrlos  ist  es  der 
Willkür  der  Staatsmänner  der  heutigen  Weltmächte  preisge- 
geben. Da  diese  auf  weltwirtschaftliche  Zusammenhänge  im 
Völkerverkehr  keine  Rücksicht  zu  nehmen  gewohnt  sind,  sondern 
auf  den  zahlreichen,  nach  Beendigung  des  Krieges  zusammen- 
berufenen Konferenzen  einseitig  die  Belange  ihrer  eigenen  Staa- 
ten vertreten  haben,  ist  Deutschland  immer  wieder  der  Icidtra- 
Kcndc  Teil  gewesen.  Nach  der  Konferenz  von'  G  e  ,i  n  a  sah  es 
so  aus  —  wohl  nicht  zum  seriuRsten  veranlaßt  durch  das  Wirken 
des  Wirtschaftlers  Rathenau  — ,  als  ob  die  auch  in  den  Feind- 
staaten vorhandenen,  zur  \'(Tnunft  ratenden  Stinnnen  der  Wirt- 
schaftssachverständigen Einfluß  erhalten  würden  und  Europas 
Wirtschaftsleben  einer  Gesundung  entgegengeführt  werden 
könnte. 

Die  Haager  Konferenz,  auf  der  Deutschland  nicht  vertreten 
war,  hat  mit  einem  Fiasko  geendet,  da  eine  Anbahnung  des  Wirt- 
schaftsverkehrs mit  dem  kommunistisch  eingestellten  Rußland 
'kn  kaiiitalistisch  orientierten  Feindbundstaaten  als  eine  Unmög- 
lichkeit erschien. 

Die  vom  7.  bis  14.  August  1922  in  London  zusammen- 
berufene Konferenz,  zu  der  Deutschland  ebenfalls  keinen  Zutritt 
erhielt,  hat  den  Macht-  und  Vernichtungswillen  Frankreichs 
gegenüber  Deutschland  so  brutal  in  die  Erscheinung  treten  las- 
sen, daß  sogar  das  von  Natur  durch  seine  Insellage  auf  imperia- 
listische Politik  eingestellte  England  in  der  Mäßigung  seiner 
Forderungen  Nicht-Sachkennern  als  ein  Freund  Deutschlands  er- 
scheinen konnte.  Man  hat  sich  nicht  anders  zu  helfen  gewußt, 
als  die  Entscheidung  über  die  maßlosen  Forderungen  Frankreichs 
der  Reparationskommission  zu  überlassen  und  die 
Welt  auf  die  nächste  Konferenz  zu  vertrösten.  Die  zutage  ge- 
tietene  Spannung  zwischen  England  und  Frankreich,  das  mit  der 
Auffrischung  der  napoleonischen  Kontinentalpolitik  drohte,  kann 
bin  der  heutigen  wirtschaftlichen  und  politischen  Einstellung  nur 
zum  Unsegen  Deutschlands  ausschlagen.  Frankreich  ist  ver- 
u'öge  seiner  Landtruppenmacht  imstande,  seinen  Drohungen  mit 
wirtschaftlichen  Erpressungen  die  Tat  folgen  zu  lassen.  Zwar 
ist  zuzugeben,  daß  England . durch  seine  Seeflotte  Frankreich  die 
Seezufuhr  abzuschneiden  in  der  Lage  ist  tmd  daß  es  im  Besitz 
der  wichtigsten  Oel-  und  Petroleumquellen,  die  Zufuhr  aus  diesen 
nach  Frankreich  in  kurzer  Zeit  zu  unterbinden  vermag.  Das  ist 
aber  schon  der  äußerste  Fall,  der  eine  heute  unwahrscheinliche 
Kriegführung  zwischen  beiden  Ländern  zur  Voraussetzung  haben 
würde  und  dieser  würde  sich  danij  auf  jeden  Fall  auf  deutschem 
Boden  abspielen. 

Die  Unterhandlungen  auf  der  Londoner  Konferenz 
drehten  sich  um  folgende  französische  Forderungen: 

1.  Kontrolle  der  Ein-  und  Ausfuhrlizenzen  durch  das  alliierte 
Ein-  und  Ausfuhramt  in  Ems. 


2.  Zollgrenze  am  Rhein  unter  Einschluß  des  Ruhrgebiets. 

3.  Besondere  Steuer  auf  die  Ausfuhr  aus  dem  Ruhrgebiet. 

4.  Kontrolle  über  die  staatlichen  Bergwerke  und  Wälder  im 
besetzten  Gebiet  (auf  60  Mill.  Goldmark  im  Jahr  ge- 
schätzt). 

5.  65])rozentige  Beteiligung  an  der  chemischen  Iiuhisitie  im 
besetzten  Gebiet  (auf  600  Mill.  Goldmark  im  Jahr  ge- 
schätzt). 

6.  26prozentige  Ausfuhrabgabc  (auf  1250  Mill.  Goldmark  im 
Jahr  abgeschätzt). 

7.  Beschlagnahme  der  deutschen  Zölle. 

Diese  ,, produktiven  Pfänder",  die  von  Deutschlan  l  verlangt 
wurden,  haben  nicht  die  T5illigtuig  Englands  gefunden.  Beson- 
ders lehnt  England  die  neue  Zollschranke  ab,  die  nur  noch  mehr 
Papiermark  einbrächte.  Es  wurde  demgegenüber  ein  eng- 
lischer Vorschlag  der  Konferenz  unterbreitet,  der  10  Ar- 
tikel umfaßte: 

1.  AutoncHuie  der  Reichsbank. 

2.  Begrenzung  der  schwebenden  Schuld. 

3.  26prozentige  Ausfuhrabgabe. 

4.  Beschlagnahme  der  Zolleinnahmen. 

5.  Kontrolle  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches. 

6.  Maßnahmen  gegen  die  Kapitalflucht. 

7.  Ueberwachung  der  staatlichen  Bergwerke  im  besetzten 
Gebiet. 

8.  Ueberwachung  der  staatlichen  Wälder  im  besetzten  Ge- 
biet. 

9.  Kontrolle  des  deutschen  Budgets. 
10.  Die  Frage  des  Moratoriums. 

Ueber  die  26prozentige  Ausfuhrabgabe  und  die  Beschlag- 
nahme der  Zolleinnahmen  hat  also  Einigkeit  bestanden.  Bezüg- 
lich der  staatlichen  Bergwerke  und  Wälder  beabsichtigt  Frank- 
reich eine  Ausbeutung,  England  lediglich  eine  Ueberwachung, 
um  in  Auslegung  des  Art.  248  des  Friedensvertrages  die  besten 
Wege  zu  finden,  die  nötigen  Mengen  aus  den  staatlichen  Berg- 
werken und  Wäldern  zur  Deckung  der  Fehlmengen  zu  finden. 

Das  einzige  positive  Ergebnis  der  Londoner  Konferenz  für 
Deutschland  ist  die  vierwöchige  Fristhinausschiebung  der  am 
15.  August  fälligen  Rate  der  Ausgleichszahlungen. 

Unter  dem  Einfluß  dieses  Londoner  Geistes  ist  auch  von 
dem  Spruch  der  Reparationskommission  ein  für  Deutschland 
günstiges  Ergebnis  nicht  zu  erwarten.  Wenn  auch  ein  Mora- 
torium gewährt  werden  sollte,  so  werden  die  produktiven  Pfän- 
der oder  der  Ersatz  dieser,  um  die  sich  die  Reparationskommis- 
sion in  Vermittlung  der  englischen  und  fran7Ösischen  Auffassung 
bemüht,  sich  wie  ein  hemmender  Alp  auf  das  Wirtschaftsleben 
Deutschlands  legen  und  die  deutsche  Währung  noch  immer  wei- 
ter erschüttern. 

Das  geringe  Vertrauen,  das  ausländische  Wirtschaftskreise 
angesichts  der  durch  den  Feindbund  angedrohten  Gewaltmaßnah- 
men zu  der  Erhaltung  des  deutschen  Wirtschaftskörpers  haben, 
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drückt  sich  in  der  katastroiihalen  Entwertung  des  M  a  r  k  - 
kurses  aus.  Eine  Bewertunj;  der  Mark,  die  die  CeltunK  der 
Krone  vor  Jahresfrist  bei  weitem  übersteigt,  hat  man  noch  vor 
einem  Monat  für  unmöglich  gehalten.  Wenn  heute  der  Dollar 
mit  etwa  2000  M.  bezahlt  werden  muß,  so  klingt  das  grotesk. 
Als  Oesterreichs  Krone  nur  noch  den  80.  Teil  des  Friedenswertes 
galt,  befreite  der  Feindbund,  nicht  zum  wenigsten  auf  Betreiben 
Frankreichs,  das  Land  auf  20  Jahre  von  den  Zahlungen,  die  ihm 
durch  den  Frieden  von  St.  Germain  auferlegt  worden  waren. 
Heute  gilt  die  deutsche  Mark  nur  noch  c'en  etwa  fjüO.  Teil  des 
Friedenswertes  und  der  Feindbund,  besonders  Frankreich,  denkt 
nicht  daran,  die  Reparationslasten  Deutschlands  zu  mildern.  Es 
geht  eben  für  Frankreich  um  die  Beseitigung  deutschen  Wett- 
bewerbs in  der  Eisen-  und  Metall-Großindustrie.  Wenn  gleich 
nach  dem  Scheitern  der  Londoner  Konferenz  französische  Zei- 
tungen plötzlich  den  Weg  friedlicher  Verständigung  Frankreichs 
mit  Deutschland  vorschlugen,  so  stehen  dahinter  wohl  fran- 
zösische Großindustriekreise,  die  ihre  Hand  nach  der  Eisen- 
industrie des  Ruhrgebiets  ausstrecken  und  sich  sagen,  daß  eine 
gewaltsame  Besetzung  ihnen  nicht  den  erhofften  wirtschaftlichen 
l-'ifolg  bringen  dürfte.  Die  Besetzung  des  Saarbeckens  ist 
für  Frankreich  nicht  von  dem  gehofften  k>folg  für  seine  Eisen- 
industrie begleitet  gewesen.  .  Es  fehlt  die  zur  Verkokung  geeig- 
nete Kohle,  die  in  bester  Güte  allein  das  Ruhrgebiet  zu  liefern 
imstande  ist.  Die  Dienstbarmachnn  ;  de  s  deutschen  Ruhrgebiets 
ist  der  Angelpunkt  f ranz<')sischeu  Kontinentalimperialismus. 

1  .'er  ganze  Jammer  unserer  Geldverhältnisse  stellt  sich  in  dem 
.\usweis  der  Reichsbank  dar,  der  den  Umlauf  an  Ranknoten  und 
Darlehnskassenscheinen  am  15.  August  in  Höhe  von  222  Mil- 
liarden Mark  angab.  Die  schwebende  Schuld  des  Reichs  betrug 
312  Milliarden  Mark.  Das  goldene  Zehnmarkstück  wird  offiziell 
mit  1750  Papiermark  bezahlt.  Das  Goldzollaufgeld  beträgt  zur 
Zr-M  i'l  !)()()  v(  m  Hundert  wodurch  d;is  Niveau  der  Warenpreise 
erheblich  heraufgesetzt  wird.  Diese  Zahlen  sprechen  eine  leben- 
dige Sprache  von  dem  Ruin  der  deutschen  1^'inanzen. 

Die  deutsche  Reichsbank  hat  den  seit  1914  unverändert 
bestehenden  Diskontsatz  von  5  v.  H.  auf  6  v.  H.,  den  Lombard- 
satz von  6  auf  7  v.  H.  erhöht.  Zu  dieser  Maßregel  ist  das  Institut 
dadurch  veranlaßt  w(>rden,  daß  einiual  sich  der  .\bsatz  vcn 
ReichsschatzanwcisunKcn  innner  schwieriger  gestaltete  und  dann, 
weil  das  Geschäft  in  Handelswechseln  einen  immer  größeren 
Umfang  anzunehmen  heRann.  Die  ( "ieldknappheit  bildet  also 
den   eiKenllielieii   (irund    für   diese  Maßnahme. 

Die  Flucht  vor  der  Mark  hat  panikartig  eingesetzt;  und  zwar 
stürzen  sich  Spekulationskreise,  Privatpublikum  und  das  Aus- 
land auf  den  deutschen  1-'  f  f  e  k  t  e  n  m  a  r  k  t  ,  wodurch  eine  ganz 
erhebliche  _  Steigerung  der  Börsenkurse  veranlaßt  worden  ist. 
Trotz  Kapitalverwässerungen  haben  diese  sich  immer  noch  nicht 
der  Geldentwertung  anpassen  können,  so  daß  der  weitgehendsten 
Kapitalbeteiligung  des  Auslandes  am  deutschen  Industrieniarkt 
Tür  und  Tor  geöffnet  ist. 

Unsere  deutsche  Industrie  ist  unter  der  Wirkung  der  ge- 
schilderten Markentwertung  dem  Ausverkauf  seiner  Erzeugnisse 
an  das  Ausland  ausgeliefert  ohne  die  nötigen  umfangreichen  Mit- 
tel zum  Einkauf  der  immer  mehr  im  Preise  steigenden  Rohstoffe 
zur  Hand  zu  haben.  Die  Geschäftslage  der  deutschen  Export- 
i '1  d  u  s  t  r  i  e  :  der  Maschinenindustrie,  der  Spielwarenbranche, 
der  Elektrizitätsindustrie,  der  Holzindustrie  und  der  chemischen 
Industrie  erscheint  zufriedenstellend,  iedoch  ist  diese  Scheinkon- 
junktur nur  relativ  zu  werten.  Die  Kaliindustrie  klagt  über  die 
außerordentlich  hohen  Ausfuhrabgaben,  die  die  hohen  Herstel- 
lungskosten noch  mehr  emportrieben.  Der  K  a  p  i  t  a  1  b  e  d  a  r  t 
der  Industrie  wächst  naturgemäß  immer  mehr.  Fr  betrug  in 
('en  Monaten  Tanuar  bis  Juli  1Q22  ]«,3  Milliarden  Mark  ge  ren- 
über  11,4  Milliarden  Mark  in  den  gleichen  Monaten  des  Vor- 
lahrs.  Der  Markt  weist  eine  imiuer  geringere  Aufnahmefähigkeit 
für  diese  Aktienflut  auf. 

Die  Eisen-  und  Stahlindustrie  im  Hagener,  So- 
linger. Remscheider.  Velberter  und  süddeutschen  Bezirk  hat  zwar 
überall  wie  die  andere  Industrie,  einen  befriedigenden  Beschäfti- 
gungsgrad und  y\bsatz,  jedoch  steht  die  künftige  Rohstoff-,  Koh- 
len- und  Koksbeschaffung  wie  ein  drohendes  Gespenst  hinter 
jeder  Kalkulation  und  die  durch  Verteuerung  der  Materialien. 
Lohn-  und  Gehaltserhöhungen  bedingte  Heraufsetzunc:  der  Preise 
wird  der  Absatzsteigerung  im  Inland  hemmend  im  Wege  stehen. 
Die  Preise  für  Roheisen  bewegen  sich  zwischen  16  548  und 
18  454  M.  (im  Juni  1922  betrugen  sie  noch  6724  bis  7750).  Halb- 
zeuge und  Walzfabrikate  (Thomasfabrikat)  müssen  mit 
17800  bis  34.620  M/t  bezahlt  werden  (sie  kosteten  im  Juni  1<)-'-> 
7%0  bis  1.5  060  M/t.  Man  braucht  immer  nur  Zahlen  der  jähen 
Preissteigerung  angeben,  um  die  \\'irtschaf  tsentwicklunK  in 
Deutschland  in  rechter  Weise  zu  kennzeichnen. 

Die  deutsche  Kohlenwirtschaft  krankt  in  immer 
mehr  zunehmendem  Maße  an  den  Raparationslieferuneren  tmd  an 
dem  Verlust  der  Kohlenbezirke  Saar  und  Oberschlesien.  Wenn 
auch  die  Förderung  im  Ruhrgebiet  im  Juli  eine  Steigerung  gegen- 
über dem  Vormonat  auf  etwa  7,8  Mill.  t  aufweist,  so  ist  doch 
Industrie,  Hausbrand  und  Reichsbahn  in  ständig  erhöhten  Men 
gen  auf  den  Bezug  der  bald  unerschwinglich    teueren    e  n  g  - 
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1  i  s  c  h  e  n  Kohle  angewiesen.  Nach  der  amtlichen  englischen 
Statistik  betrug  die  Kohlenausfuhr: 


nach  Deutschland 

räch  Holland 

9  000  000  t 

2  000  000  t 

191.0  im  iVlonat 
durchschnittlich  : 

746  000  t 

168  200  t 

lanuar  1922   

247  313  t 

294  534  t 

Februar  1922   

359  889  t 

336  725  t 

März  1922   

467  718  t 

597  248  t 

April  1922   

256  618  t 

302  267  t 

Mai  1922   

601473  t 

433  652  t 

Juni  1922   

889  644  t 

568  081  t 

Es  ist  ein  wachsendes  Ansteigen  der  Einfuhrziffern  zu  ver- 
zeichnen, die  im  Juni  den  Monatsdurchschnitt  der  Vorkriegszeit 
überschritten  haben.  Zu  berücksichtigen  bleibt  dabei,  daß  die 
h  infuhr  nach  Holland  zum  guten  Teil  nach  Deutschland  weiter- 
lließt.  Für  den  Juli  wird  die  l^linfuhr  englischer  Kohle  direkt  nach 
Deutschland  auf  etwa  1,5  Mill.  t  geschätzt.  Der  Reichsbahn 
waren  bis  Mitte  Juli  etwa  5C0  000  t  englische  Kohle  zugeführt 
■worden  und  man  wird  diese  teuere  Kohlenbeschaffung  immer 
noch  weiter  steigern  müssen,  falls  eine  Aufrechterhaltung  des  Be- 
triebes und  eine  d:'e  geringsten  Ansprüche  befriedigende  Bevor 
ratung  der  Kohlenlager  der  Reichsbahn  erzielt  werden  soll.  Wa>; 
nottut  ist,  eine  vermehrte  Förderung  in  den  Kohlengebieten  durch 
Wiedereinführung  von  Ueberschichten.  Dieser  wirtschaftlich 
.uercchtf ertigtcn  Forderung  hat  sich  die  deutsche  BerRarbeiter- 
schaft  auch  nicht  länger  verschlossen.  Sie  ist  fortan  gewillt, 
dreimal  je  2  .Stunden  Ueberschichten  in  der  Woche  zu  leisten. 

Des  al)Kesch'()Ssencn  Tntcrcssengemeinschaf tsvertrages  zwi- 
schen den  l-irauereien  .Schul  t  h  e  i  s  s  -  P  a  t  z  e  n  h  o  f  e  r  und 
P  s  c  h  o  r  r  sei  an  dieser  .Stelle  ebenfalls  Erwähiuin«  Retan. 

1  n  der  industriellen  Z  u  s  a  m  m  e  n  s  c  h  1  u  ß  b  e  w  e 
g  u  n  g  dürfte  das  größte  Interesse  die  geplante  Verbindung  de- 
S  a  c  h  s  e  n  w  e  r  k  ,  Licht-  und  Kraft-A.-G.  in  Dresden  mit  der 
P  h  ö  n  i  .X  -  Bergbau-A.-G.  beanspruchen,  die  über  größere  bare 
Reserven  verfügt.  Diesem  Konzern  soll  sich  nach  Zeitungsmel- 
dungen die  Elektrotechnische  Fabrik  Rheydt  Max 
Schorch  &  Co.  A.-(r.  in  Rheydt  anschließen,  die  wiederum  der 
Industriegruppe  Otto  Wolff  —  Haniel  —  Dessauer 
G  a  s  g  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  nahesteht.  Es  käme  damit  ein  zweiter 
I'" lektro-Montan-Trust  zustande,  der  der  Siemens-Rhein-Elbe- 
Union-Schuckert  an  die  Seite  träte. 

Eine  weitere  einschneidende  Fusion  hat  sich  in  der  Jute-In- 
dustrie vollzogen.  Unter  der  Firma:  Verciniofte  Jute 
S  ])  i  n  n  e  r  e  i  e  n  und  Webereien  A.-G.  in  H  a  m  b  u  r  g 
haben  sich  5  Jutespinnereien  und  Webere'en  zusammengeschlos- 
si  n.  Die  neue  Gesellschaft  wird  {  her  rund  45  COO  Spindeln  und 
2500  Webstühle  verfügen,  so  daß  die  Fabrikanten  von  etwa  'A 
der  gesamten  Jutewaren  Deutschlan 's  auf  herizcntaler  Basis 
arbeiten  werden. 

Die  französischen  Eisen  industriellen  sind 
voller  Erwartung  bezüglich  der  weiteren  Wirtschaftsentwickluncr 
in  Deutschland.  Sie  streben  nach  der  Vorherrschaft  auf  dem 
Kontinent  und  brauchen,  wie  schon  betont  worden  ist.  dazu  das 
Ruhrbeckeii.  Die  Förderung  französischer  Erze  ist  in  ständiger 
Zunahme  begriffen,  ebenso  wie  die  Erzeugung  von  Roheisen.  Die 
finanzielle  Lage  Frankreichs  ist  durchuas  nicht  be- 
neidenswert. Der  Finanzminister  veröffentlicht  die  Schuldenlast 
nach  dem  Stande  vom  1.  April  1922,  die  das  dauernde  Sinken 
des  Franken  zum  guten  Teil  erklärt.    Danach  betrugen: 

Milliarden 
Francs 

Konsolidierte  Schuld  (ewige  Renten  und  langfristige 

Anleihen)    155,1 

Schwebende  innere  Schidd  87 

Verschuldung  an  das  Ausland 

Laii'ifristitre  \'erbin'^lichi'eiten   41.4 

KiHvfri'^tigc  Wrbindlichkeiten   33,4  74,8 

316.9 

Der  Siegerstaat  Frankreich  hat  in  den  4  Jahren  nach  dem 
Kriege  einen  Fehlbetrasr  von  etwa  137  Milliarden  Francs  in  seinem 
Haushalt  aufzuweisen.  Der  Franzose  Lachapelle  geißelt  die  finan- 
zielle franz(")sische  MiBwirfschaf t  in  seiner  .Schrift:  La  \erite  sur 
niitre  Situation  financiere  folgendermaßen: 

.,So  groß  auch  der  Ernst  unserer  Finanzlage  im  Augenblick 
des  Waffenstillstandes  bereits  war,  gerade  damals  war  der  Zeit- 
punkt für  einen  allmählichen  Abbau  gekommen.  Die  \'oraus- 
setzung  dafür  wäre  allerdings  .gewesen,  daß  die  verantwortlichen 
Steilen  den  Mut  gehabt  hätten,  dem  unablässigen  Steigen  der 
Ausgaben  des  Staates  unverzüglich  Einhalt  zu  tun  und  die  Balan- 
cierung des  Budgets  durch  die  Erschließung  neuer  Einnahmequel- 
len vorzubereiten.  Dieser  Mut  war  leider  nicht  vorhanden.  Das 
Gegenteil  ist  geschehen.    Der  Tanz  der  Milliarden  hat  nach  dem 
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Sieg  des  Marschall  Foch  eine  Steigerung  bis  zur  Raserei  erfahren. 
\'om  Waffenstillstand  bis  zu  den  Neuwahlen  gab  es  in  der 
Schamlosigkeit  der  Verschwendung  keinerlei  Halt  mehr.  MU- 
iiarden  wurden  vergeudet  für  Wahlpfriinden,  in  der  Form  von 
f'rämien  für  entlassene  Soldaten,  von  Unterstützungen  an  alle 
Familien,  die  einen  Sohn  im  Kriege  verloren  hatten  und  von 
denen  sehr  viele  nichts  weniger  als  bedürftig  waren,  an  die 
I'lüchtlnige  aus  den  Kriegsgebieten,  und  schließlich  an  alle  die- 
jenigen, die  einige  Zeit  nur  in  der  Nähe  der  Fcuerlinie  zugebracht 
und  dort  womöglich  Vermögen  verdient  hatten  bei  der  Ausbeu- 
tung der  Frontsoldaten.  Die  Niedrighaltung  des  Brotpreises  ge- 
schah auf  Kosten  des  Staates.  Beamtengehälter  und  Pensionen 
wurden  erhöht  und  der  während  des  Krieges  geschaffene,  nun- 
mehr überflüssig  gewordene  Beamtenapparat  unverändert  beibe- 
halten." 


Die  Finanzleute  dieses  Landes  dürften  sich  eines  Urteil? 
über  deutsche  Finanzwirtschaft  besser  enthalten. 

Zusammengefaßtes  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  b  i  I  d  : 

Mögen  auch  Sanktionen  und  Retorsionen,  Finanzkontrolle 
und  Devisenbeschlagnahme,  produktive  Pfänder  und  sonstige  Er-' 
findungen  verblendeter  Machtpolitik  am  kranken  deutschen  Wirt- 
schaftskörper angewendet  werden,  der  drohende  Zusammenbruch 
der  deutschen  Volkswirtschaft  scheint  unausbleiblich,  wenn  nicht 
endlich  eine  Abkehr  von  der  Versailler  Politik,  eine  Verständi- 
gung auf  lebensfähiger  Grundlage  für  Deutschland  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland  und  das  lang  erhoffte  Zusammen- 
wirken der  wirtschaftlichen  Kräfte  Europas  und  Amerikas  zur 
Tat  wird.  Dr.  Bau  m  a  n  n. 


Die  Technik  folgt  dem  Prinzip  der  Oekonomio,  dem 
Prinzip  des  kleinsten  Kraftmaßes,  des  kürzesten  Weges 
und  der  kleinsten  Zeit  —  es  gilt  der  energetische  Im- 
perativ: ,, Vergeude  keine  Energie,  verwerte  sie!' 

(Zchimmer:  Philosophie  der  Technik) 
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Nützliche  und  brauchbare  Ei  findungen  werden  nicht 
auf  dem  beschriebenen  Wege  gemacht,  sondern  sind  das 
nicht  gesuchte,  sondern  sich  selbst  aufdrängende  Ke 
sultat  reifer  Erfahrungen  und  rastloser  Arbeit  auf  dem 
siiheren  Boden  des  Betragens  der  Natur  durch  dasExperi 
ment  bei  Kenntnis  ihrer  Gesetze,    (Werner  v.  Siemens) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

"  Pressestimmen  zur  Reichsbahn.  In  der  Haltung  der  Presse 
ist  im  allgemeinen  eine  un\  erkennbare  W  andlung  in  der  Beurtei- 
lung des  Reichsbahnunternehmens  zu  vermerken.  Es  treten  in 
vermehrtem  Maße  Stimmen  auf,  die  die  Reichsbahnverwaltung 
m  Schutz  nehmen  und  ihre  Maßregeln  der  Allgemeinheit  zum 
Verständnis  zu  bringen  suchen.  So  schreibt  in  der  finanzpoliti- 
schen Rundschau  (Jahrgang  ill.  Nr.  30)  der  bekannte  Direktor 
des  Statistischen  Reichsamts  Dr.  R.  Kuczinsky  über  „Die 
arme  Reichsbahn".  l'_r  weist  auf  die  Merkwüraigkeit  hin,  daß 
für  üie  Verringerung  des  W irkungbgrades,  aie  bei  i!,isenbatinen. 
liergbau  und  Banken  in  gleicher  Weise  zu  verzeichnen  sei,  immer 
.ineeie  Ursachen  angegeben  werden.  ]£inmal  sei  eie  Verwaltung, 
i..as  andere  ivial  sma  üie  Arbeiter  daran  schuld  r.nd  bei  Banl  en 
vverüen  nie  Verhaltnisse  ins  Treffen  geführt.  Kuczinsky 
V.  irft  die  Frage  auf,  warum  denn  bei  dem  Staatsbetrieb  stets  dem 
A.rbeitgeber,  beim  Privatbetrieb  'aber  dem  Arbeitnehmer  die 
Schuld  gegeben  werde.  Er  bezeichnet  es  als  Ungerechtigkeit, 
daß  an  die  Reichsbahn  vom  Publikum  sehr  weitgehende  An- 
si-ii'.che  gestellt  werden,  während  es  Privatbetriebe  gegenüber 
(wie  Banken)  bescheiden  auftritt.  Man  beweise  Kein  Verständ- 
nis der  Arbeiterschaft  gegenüber,  die  mit  dem  Bahnbetriebe  iiot- 
vendigerweise  \erbunden  sei.  Kuczinsky  will  die  Reichsbahn 
gerechter  beurteilt  wissen,  unter  Berücksichtigung,  daß  unwirl- 
sc  haftliche  Mehrausgaben  der  Zechen  und  Banken  letzten  Endes 
ebenso  von  der  tiesamtheit  getragen  werden  müssen  wie  die  der 
Reichsbahn. 

Seine  schon  wiederholt  vorgetragenen  Gedanken  über  die 
Reichsbahn  erörtert  in  ausführlicher  Weise  Dr.  Q  u  a  a  t  z  in 
einem  Artikel  des  Augusthefts  der  Deutschen  Rundschau:  Was 
wird  aus  den  deutschen  Eisenbahnen?  V_r  gellt  auf 
die  allgemeine  bedrückte  Lage  des  Reichshaushalt  ein,  weist 
darauf  hin,  daß  wir  durch  (ielciverschlechterung  unser  Vermögen 
aufgezehrt  haben.  Unsere  Wirtschaftsentwicklung  hänge  von 
der  Entwicklung  der  großen  Betriebsverwaltungen  ab.  Quaalz 
unterzieht  die  Finanzwirtschaft  der  Reichsbahn  einer  eingehen- 
den Kritik  unter  l-'ingehen  auf  ihre  Kreditnot  und  ihr  wachsen- 
des Kapitalbedüifnis.  Er  bringt  das  Kreditproblem  der  Reichs- 
bahn in  Zusammenhang  mit  dem  Verkehrsproblem  Mitteleuro- 
lias  und  geht  in  diesem  Zusammenhang  auch  auf  das  noch  schwe- 
bende Eisenbahnfinanzgesetz  ein.  Eine  Besserung  der  Zukunft 
der  deutschen  Eisenbahnen  verspricht  er  sich  \-on  der  Befolgung 
der  in  dem  bekannten  Gutachten  der  Industrie  (Verfasser: 
Quaatz,  Franke,  Martiny,  v.  Schacwcn)  gemachten  Vorschläge. 

In  dem  gleichen  Heft  der  Deutschen  Rundschau  befindet 
sich  noch  ein  kurzer  Aufsatz  des  Unterstaatssekretärs  a.  D. 
Franke  über  den  Wiederaufbau  des  europäischen 
Verkehrswesens.  Er  bezeicnnet  die  verworrene  Lage  des 
europäischen  Verkehrswesens  als  ein  Spiegelbild  des  euro- 
Iiäischen  Wirtschaftslebens.  Das  Unglück  p:uropas  sei  es,  daß 
die  Politik  sich  erkühnt  habe,  die  Wirtschaft  ungeachtet  der  na- 
türlichen Wirtschaftsgesetze  durch  Gewalt  regeln  zu  wollen.  Die 
Politik  dürfe  nie  Selbstzweck  sein,  sondern  müsse  der  Wirtschaft 
dienen  Nur  durch  eine  freie,  von  der  Politik  unbehinderte  Ent- 
faltung der  wirtschaftlichen  Krise  könne  die  europäische  Wirt- 
schaft und  mit  ihr  das  ein  Hilfsmittel  dieser  Wirtschaft  bildende 
Verkehrswesen  wieder  genesen. 

"  In  der  Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fort- 
bildung in  Berlin  hielt  kürzlich  der  Geh.  Regierungsrat  Dr.  S  a  r- 
tcr,  Ministerialrat  im  Reichsverkehrsministerium  einen  bemer- 
kenswerten Vortrag  über  die  gegenwärtige  Lage  und 
Z  n  k  ii  n  f  t  d  e  r  R  e  i  c  h  s  b  a  h  n.  Er  wies  auf  die  Bedeutung  der 


Reichsbahn  im  deutschen  Wirtschaftsleben  hin,  da  sie  K  des  deut- 
schen Güterverkehrs  zu  bewältigen  habe  und  gab  einen  Ueberblick 
über  die  Schwierigkeiten,  mit  denen  die  Reichsbahn  besonders 
in  der  Nachkriegszeit  zu  kämpfen  hatte.  Die  Personalfrage,  das 
heruntergewirtschaftete  Material,  die  Kohlennot  und  die  Geld- 
entwertung hätten  die  Verwaltung  vor  riesenhafte  Aufgaben  ge- 
stellt. Jedoch  hätten  die  gebesserten  Personalleistungen  und  das 
intensive  Arbeiten  an  Verbesserungen  bewirkt,  daß  bereits  die 
geleisteten  Zugkm.  sich  erhöht  und  die  Wagengestellung  sich 
gebessert  habe.  Eine  Herbeiführung  des  Gleichgewichts  im 
F.isenbahnhaushalt  sei  zu  erwarten.  Ueber  die  Beibehaltung  des 
Staatsbetriebs  äußerte  sich  der  Vortragende  dahin,  daß  die  Zeit 
nicht  dazu  angetan  sei,  den  Privatbetrieb  einzuführen. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

2J  Ueber  automatische  Zugkontrolle  in  England  weiß  die 
Times  zu  berichten:  Der  Ausschuß,  den  der  Verkehrsminister 
im  Oktober  1920  zur  Prüfung  der  Frage  der  hl  i  n  f  ü  h  r  u  n  g 
automatischer  Zughaltevorrichtungen  einge- 
setzt hat,  hat  nunmehr  einen  Bericht  über  seine  Untersuchungen 
vorgelegt.  Er  sieht  in  der  Einführung  dieser  Vorrichtungen  das 
einzige  Mittel,  die  Sicherheit  des  Betriebes  zu  fördern.  Die  auto- 
matische Zugkontrolle  soll  in  Ergänzung  der  bestehenden  Siche- 
rungsanlagen umfassen;  a)  Zughaltevorrichtungen,  die  den  Zug 
zum  Halten  bringen,  falls  Haltesignale  überfahren  werden,  b) 
Warnsignale,  falls  Gefahr  von  zu  hoher  Zuggeschwindigkeit 
zu  befürchten  ist.  Die  einmaligen  Kosten  der  lunführung  der 
automatischen  Zugkontrolle  werden  auf  4  6t 0  000  Pfund,  die 
Kosten  der  Unterhaltung  auf  jährlich  407  003  Pfund  geschätzt. 
Der  Ausschuß  empfiehlt  den  k-inbau  nach  und  nach  vorzuneh- 
men, vor  allem  aber  auch  Normen  für  die  Gleisanlagen  und 
Fahrzeuge  zu  vereinbaren.  Nach  den  Untersuchungen  des  Aus- 
schusses können  etwa  36,8%  der  Unfälle  durch  die  automatische 
Zugkontrolle  vermieden  werden. 

J2  Sparmaßnahmen  bei  der  dänischen  Staatsbahn.  Auch  die 
dänischen  Staatsbahnen  sind  darangegangen,  Sparmaßnahmen 
zu  ergreifen,  die  sich  besonders  auf  die  Verringerung  der  Selbst- 
kosten richten.  Besondere  Sparkommissionen  bereisen  das 
Bahnnetz,  um  den  wirklichen  Personalbedarf  festzustellen,  und 
die  Personalverhältnisse  im  Betriebs-,  Abfertigungs-  und  Fahr- 
dienst nachzuprüfen.'  Von  Interesse  ist  dabei,  daß  diesen  Maß- 
nahmen deutsche  Vorschläge  zugrunde  gelegt  werden,  wie  sie 
von  Regierungs-  und  Baurat  Holtermann,  Paderborn,  in  der 
Nr.  43,  Jahrgang  1921  der  Zeitung  des  Vereins  deutscher  Eisen- 
bahnverwaltungen in  der  Abhandlung:  ,, Wirtschaftliche  .\iis- 
nutzung  des  Personals  und  Prüfung  des  Kopfbedarfs  bei  den 
Eisenbahndienststellen  und  Büros"  aufgestellt  worden  sind. 
Man  ist  schon  jetzt  zu  einer  rücksichtslosen  Verminderung  der 
Personalbesetzung  gelangt  und  stellt  bei  der  Besetzung  der 
Dienststellen  die  Frage  der  Tüchtigkeit,  nicht  des  Alters,  in  den 
Vordergrund.  Diese  Maßnahmen  der  dänischen  Staatsbahnver- 
waltung sind  um  so  bemerkenswerter,  als  die  Bahn  zurzeit  mit 
Gewinn  arbeitet.  Der  Mai  1922  hat  1,3  Millionen  Kronen  Ueber- 
schuß  ergeben,  während  der  gleiche  Monat  des  Vorjahres  noch 
einen  Fehlbetrag  von  4,3  Millionen  Kronen  aufwies. 


An  unsere  Leser!  Reklamationen  wegen  unpünktlicher  Zu- 
 1  Stellung  und  wegen  Ausbleiben  der  Zeit- 
schrift sind  stets  an  die  Postanstalt  (Briefträger)  zu  richten.  Ihre 
Postanstalt  ist  zur  Nachlieferung  verpflichtet.  —  Wir  können 
Nachlieferungen  nur  vornehmen  gegen  Vorauszahlung  von  Mk.  5,— 
für  das  Heft,  zuzüglich  M.  5,— für  Porto  und  Spesen.        Der  Verlag. 
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DIE  GRAPHISCHE  DYNAMIK  DER  VOM 
ABLAUFBERG  ABROLLENDEN  WAGEN 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN 


Einleitung.  ,,\\'ie  im  Brückenbau  trotz  grundsätzlicher 
Klarheit  über  die  Gesichtspunkte,  nach  denen  eine  Brücke  zu 
entwerfen  ist,  eine  genaue  statische  Untersuchung  als  selbst- 
verständlich erachtet  wird,  so  sollte  es  auch  vor  dem  Bau  einer 
Ablauframpe  selbstverständlich  sein,  die  verschiedenen  Ent- 
würfe dynamisch  zu  untersuchen.  Hierbei  spielen  die  Ein- 
schätzungen der  Widerstände  dieselbe  Rolle,  wie  die  Festigkeits- 
zahlen bei  den  statischen  Untersuchungen."  Mit  diesen  Worten 
vergleicht  in  Nr.  34, 35  der  VW.  Regierungsbaumeister  Wenzel 
in  seinem  beachtenswerten  Aufsatz:  ,,Zur  Berechnung  von  Ab- 
laufanlagen in  \'erschiebebahnhöfcn"  treffend  die  Statik  der  Bau- 
konstruktionen mit  der  Dynamik  der  von  der  Ablauframpe 
rollenden  Wagen.  Diese  Analogie  legt  den  Gedanken  nahe,  ob 
nicht  auf  ähnliche  Weise  wie  bei  einer  Brücke  die  S  p  a  n  - 
nungszu  stände  infolge  der  Belastung  auch  bei  einer  A  b- 
lauframpe  die  durch  die  Schwerkraft  und  die  Widerstände 
hervorgerufenen  Bewegungsvorgänge  der  abrollenden 
Fahrzeuge  im  einzelnen  und  in  ihrer  zeitlichen  und  räumlichen 
Folge  graphisch  ermittelt  werden  können,  um  mit  geringem 
Zeitaufwand  ein  zuverlässiges,  anschauliches  und  vollständiges 
Bild  von  dem  wechselvollen  Spiel  zwischen  Kraft  und  Bewegung 
zu  erhalten. 

Die  Aufzeichnung  des  Bewegungsvorganges  eines  Einzel- 
wagens und  einer  Gruppe  nach  Zeit  und  Weg  habe  ich  bereits 
in  zwei  Aufsätzen  des  Zentralblatts  der  Bauverwaltung  ,, Ein- 
flußlinien zur  Ermittlung  der  Ablaufpunkte  und  Zeit-Wege- 
Linien  der  vom  Ablaufberg  rollenden  Wagen"  (1921  Nr.  57)  und 
„Widerstände,  Gleisbremsen  und  Aufzeichnung  des  Bewegungs- 
vorganges der  vom  Ablaufberg  rollenden  Wagen"  (1922  Nr.  9) 
gezeigt,  ohne  jedoch  näher  auf  die  zeitliche  und  räumliche  Folge 
der  Fahrzeuge  einzugehen.     Im  folgenden  soll  daher  für  einen 


gegebenen  Gleisplan  die  Höhe  des  Ablaufberges  und  die  Zeit- 
folge der  abrollenden  Wagen  zeichnerisch  so  bestimmt  werden, 
daß  der  Ablaufbetrieb  ohne  Störung  vor  sich  gehen  kann.  Außer- 
dem soll  dargelegt  werden,  wie  bei  gleichen  Voraussetzungen, 
falls  die  Wagenfolge  zu  langsam  ist,  die  Leistungsfähigkeit  der 
Anlage  gesteigert  werden  kann. 

I.  Die  Aufzeichnung  der  Bewegung  eines  ab- 
laufenden Wagens. 

Die  Arbeit,  die  ein  aus  der  Ruhelage  von  der  Bergspitze 
I  rollender  Wagen  vom  Gewicht  G  to  leistet,  ist  A=ZG(s— w)- 


,\  x  =  G2-s-Ax  —  G  S  w-Ax.  Nach  Abbildung  1  ist 
GXs-/\jX  =  G-  s-  x  =  G-h.  Es  ist  s  die  Neigung  pro 
Tausend  und  h  der  senkrechte  sowie  x  der  wagerechte  Abstand 
f  ines  Punktes  der  Fahrbahn  von  der  Bergspitze,  w  kg/to 
ist  der  Wagenwiderstand  für  eine  to  und  kann  als  Tangente  des 
Winkels  der  geneigten  Widerstandslinie  mit  der  Wagerechten  auf- 
gefaßt werden,  so  daß  nach  Abb.  1  G2C-w-/\x  =  G-wx  = 
G  •  hw  und  daher  A  =  G  (h— Ii  w)  =  G  •  h'  ist.  Die«  ist  die  Arbeit 
die  das  Wagengewicht  G  leistet,  wenn  es  um  eine  Höhe  nach 
unten  fällt,  die  gleich  der  durch  den  Laufwiderstand  verminderten 
Höhe  des  freien  Falles  ist.  Die  durch  die  oberen  Punkte  dieser 
verkleinerten  Fallhöhen  gelegte  Linie  heißt  w-Linie.  Die  Arbeit 
A     G  •  h'  ist  gleich  der  lebendigen  Kraft  des  Wagens  im  Punkte 

x  der  Laufstrecke  L  =— — =^^-^  wobei  s'  =  ^  aus  der  Ta- 

g  2        2  g'  ß 
belle  III  des  erwähnten  Aufsatzes   in  Nr.  34  der  V  W.  zu  ent- 
nelimen  ist. 

Es  ist  g  —  9,81  m/Sek.2  die  Erdbeschleunigung  und  ß  —  1,04 
bis  1.125  eine  unbenannte  Zahl,  die  die  Erhöhung  der  Masse  des 
Wagens  infolge  Umrechnung  der  lebendigen  Kraft  der  umdrehen- 
den Radkränze  in  lebendige  Kraft  der  fortschreitenden  Masse 
berücksichtigt.    Ferner  ist  v  m/Sek.  die  Laufgeschwindigkeit  des 

Wagens.    Da  A  =  L  ist,  so  ist    G  ■  h' =  — ^  oder  die  Lauf- 

^  g   

geschwindigkeit  des  Wagens  im  Punkie  x  ist  v  =  ^  2  g'  ■  h' 
Nun  laufen  aber  die  Wagen  von  der  Spitze  des  Ablaiifberees  nnht 
aus  derRuhelageab.  sondern  dieFahrzeugewerden von  d^-rRangier- 
lokomotive  dem  Gipfel  des  Berges  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
Vo  =  0,6  bis  1,2  m/Sek.  zugeführt  und  rollen,  vorher  abgehängt, 
nachdem  die  erste  Achse  die  ausgerundete  Spitze  überschritten, 
durch  die  Schwerkraft  die  Steilrampe  herunter.  Der  Punkt,  in 
dem  sich  die  Puffer  der  vorderen  Wagen  von  denen  der  nach- 
folgenden entfernen,  ist  der  Ablaufpunkt.  Seine  genaue  Bestim- 
mung für  einen  Einzelwagen  sowie  für  eine  Gruppe  von  Fahr- 
zeugen verschiedenen  Gewichts  habe  ich  in  dem  zuerst  genannten 
Aufsatze  des  Zentralblatts  der  Bauverwaltung  angegeben.  Für 
einen  Einzelwagen  liegt  der  Ablaufpunkt  nach  den  Einfahrgleisen 
zu  eine  halbe  Wagenlänge  vom  Berührungspunkte  der  mit  der 
Neigung  der  w-Linie  an  dem  ausgerundeten  Gipfel  gezeichneten 
Tangente.  Falls  der  Wagen  mit  der  Geschwindigkeit  Vq  m/Sek. 
der  Spitze  des  Ablaufbergs  zugeführt  wird,  verschiebt  sich  die 


W-Linie  um  den  Betrag  ho 


2  g' 


Meter  nach  oben,  so  daß  für 


einen  Punkt  im  Abstand  x  von  der  Spitze  die  Beziehung  zwischen 
Geschwindigkeit  und  verkleinerter  Fallhöhe  v=V  2  g'  (h-fho  —  h  « )' 
=:l/2  g'H  ist. 

Die  Höhen  H  werden  die  Geschwindigkeitshöhen 
genannt  und  sind  durch  die  w-Linie,  die  ihre  Neigung  mit  der 
Größe  des  Widerstands  ändert,  begrenzt.  Sie  schneidet  das 
Längenprofil  in  einer  Entfernung  von  der  Bergspitze,  die  gleich 
der  Lauf  weite  des  Wagens  ist. 
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Während  auf  diese  von  Engesser  im  Zentralblatt  d.  Bauver- 
waltiing  1912,  S.  378,  angegebene  Weise  die  Lauf  weiten  und 
Geschwindigkeiten  einfach  zu  ermitteln  sind,  ist  die 
Bestimmung  der  Laufzeiten,  durch  die  das  Bewegungs- 
bild erst  vollständig  wird,  nach  den  dortigen  Ausführungen  ver- 
hältnismäßig zeitraubend.  Es  soll  daher  nachstehend  ein 
kürzeres  Verfahren  zur  Aufzeichnung  des  Bewegungsvor- 
ganges nach  Zeit  und  Weg  angegeben  werden. 


Die  Gleichung  H 


Für  v 


ist  H 


2g' 

_  g' 
~  2' 


stellt  eine  Parabel  dar.  (Abb.  2) 

Diesen  Wert  für  H  trägt  man  als 

Ordinate  vom  Nullpunkt  der  wagerechteu  Geschwindigkeitsachse 
lach  unten  im  Maßstab  der  Geschvvindigkeitshöhen  ab  und  so- 
dann die  gleiche  Strecke  als  Abszisse  v  —  g'  in  der  Laufrichtung 
der  Wagen  auf  und  erhält  so  außer  dem  Scheitelpunkt  einen 
Punkt  Q  der  Parabel,  dt-sst-u  W-rbiiulung  mit  dem  .Xlittelpuiikt  K 
der  Abszisse  v  =  g',  wie  nachstehend  bewiesen  werden  soll,  die 
Tangente  an  die  Parabel  ist. 

Dmerentiert  man  H  =  -  ,,  so  ist -, —  =  — ,.      Verbmdet  man 

nach  Abb.  2  einen  Punkt  mit  der  Mitte  der  Abszisse  v 


in  dem  rechtwinkeligen  Dreieck  mit  der  Höhe  H  und 


so  ist 
'  als 


Grundlinie  tg«  = 


2H„,,  dH.  „  ,2 

 .  l-alls  tga  =— — ist,  mülöteauch 

u  au 


sein.    Dann  ist  aber  H  = 


Demnach  muß  die  Verbindungs- 


linie eines  Parabelpunktes  mit  der  Mitte  der  zugehörigen  Abs- 
zisse Tangente  an  diesen  Punkt  sein.  Die  Tangente  an  den 
Scheitelpunkt  der  Parabel  ist  die  wagerechte  Geschwindigkeits- 
achse. An  diese  beiden  Tangenten  läßt  sich  die  zugehörige 
Parabel  nach  folgendem  Satz  der  Geometrie  der  Lage  schnell 
aufzeichnen:  Verbindet  man  die  zugehörigen  Punkte  zweier 
Punktreihen,  die  nicht  perspektivisch  liegen,  so  sind  diese  Ver- 
bindungslinien Tangenten  einer  Parabel.  Man  stellt  nunmehr  die 
Punktreiheii  auf  den  beiden  Tangenten,  von  deren  Schnittpunkt  R 
bis  zum  Scheitel  und  bis  Punkt  Q  dadurch  her,  daß  man  jede  die- 
ser Strecken  in  dieselbe  beliebige  Anzahl  gleicher  Teile  teilt  und 
mit  den  dem  Scheitelpunkt  und  dem  Schnittpunkt  der  Tangenten 
zunächst  liegenden  beginnend,  der  Reihe  nach  die  zugehörigen 
Punkte  miteinander  verbindet.  Sodann  kann  man  bequem  die 
Parabel  an  die  einhüllenden  Tangenten  zeichnen.    (Abb.  2.) 

Um  ein  vollständiges  Bild  des  Bewegungsvorganges  zu  er- 
halten, ist  noch  für  jeden  Punkt  der  Laufstrecke  des  Wagens 
die  Zeit  zu  bestimmen,  die  seit  Beginn  des  Abrollens  ver- 
strichen ist.  Auf  rechnerischem  Wege  würde  diese  Arbeit  selbst 
bei  den  einfachsten  Verhältnissen  recht  umfangreich  werden, 
zeichnerisch  wird  diese  Aufgabe  durch  Auftragen  der  Z  e  i  t  - 
W  e  g  e  -  L  i  n  i  e,  wie  nachstehend  gezeigt  werden  soll,  schnell 
und  anschaulich  gelöst.  Diese  Linie  bestimmt  den  Bewegungs- 
vorgang für  alle  Punkte  der  vom  Wagen  durchlaufenden  Strecke 
nach  Ort  und  Zeit  eindeutig.  Aus^jehend  von  der  Bewegungs- 
Weg 

gleichung:  Geschwindigkeit  —    ^       läßt  sich  diese  Beziehung 

Zeit 

u    X 

1  "  A 

V  m/Sek.  die  Geschwindigkeit  und/^^Xder  Weg,  den  der  Wagen 
in  der  Zeit  \  t  Sekunden  durchläuft.  Die  Zahl  1  wird  durch 
eine  Strecke  O  P  =  p  mm,  deren  Größe  weiter  unten  angegeben 
wird,  dargestellt,  die  man  vom  Nullpunkt  0  der  Parabel  senk- 
recht nach  oben  anlegt.  Teilt  man  nun  die  Laufweite  des 
Wagens  in  Abschnitte  von  ^,  .\  m  und  überträgt  die  zugehöri- 
gen mittleren  Geschwindigkeitshöhen  H  mit  dem  Zirkel  in  die 


wie  folgt  anschreiben: 


Es  ist,  wie  bereits  gesagt, 


Parabel  H 


2  a" 


verbindet  die  entsprechenden  Geschwindig- 


keiten auf  der  v-Achse  mit  dem  Punkte  P,  zieht  ferner  zu  diesen 
Strahlen  senkrecht  unter  den  zugehörigen  Laufweiten  A  -'^  an- 
einandergereiht Parallelen,  so  erhält  man  die  Zeit-Wege-Linie. 
Der  Beweis  kann  leicht  aus  der  Aehnlichkeit  der  rechtwinkligen 
Dreiecke  über  den  Polstrahlen  mit  den  Katheten  v  und  1  und 
über  den  entsprechenden  Seiten  der  Zeit-Wege-Linie  mit  den 
Seiten  A^  und  /\t  geführt  werden.  Um  bei  der  Aufzeichnung 
der  Z-W-Linie  die  Seiten  parallel  zu  den  Polstrahlen  zeichnen 
zu  können,  wird  die  Verwendung  des  in  Nr..  26  Seite  278  der 
V.  W.  1922  abgebildeten  W  i  n  k  e  1 1  i  n  e  a  1  s  empfohlen,  das  für 
diese  Aufgabe  bei  den  in  den  Abb.  2,  3,  4  und  5  angegebenen 
Maßstäben  auch  zu  gebrauchen  ist,  da  es  neuerdings  von  der 
Firma  Gebr.  Wichmann,  Berlin,  so  hergestellt  wird,  daß  in  der 
Linealmitte  im  Abstand  4  cm  von  der  Meßkante  (Polabstand) 
ein  zweites  Loch  für  die  Achse  des  drehbaren  Messingschenkels 
vorgesehen  ist.  Bei  Gebrauch  des  Winkellineals  zeichnet  man 
v~ 

die  Parabel  H  =  — ,  zweckmäßig  180  "  um  den  Nullpunkt  ge- 
dreht auf.    Abb.  2. 

Ueber  die  anzuwendenden  Maßstäbe  sei  folgendes  bemerkt: 
Falls  in  der  Zeichnung  die  Gesch\vindigkeitshöhe  H  =  1  m  zu 


2  a  mm  angenommen  ist,  ist  v  =  1  m/Sek.  —  a  mm,  A  ^  =  1  m 
=z  b  mm,  und        z=i  l  Sek.  .    c  mm  gewählt  worden.    Man  er- 


hält dann,  da  1  = 


ist.  p 


_  AX  b 
Da  die  Z-W-Linien  bei  dem  Beginn  der  Bewegung  des  Fahr- 
zeuges, also  bei  kleinen  Geschwindigkeiten,  stärker  gekrümmt 
sind,  als  bei  höheren,  so  sind  die  Abschnitte  ;  x,  um  sich  den 
Krümmungen  der  Linie  besser  anzupassen,  bei  den  kleineren  Ge- 
schwindigkeitshöhen, also  in  der  Nähe  des  Gipfels,  sowie  des 
Haltpunkts  des  Wagens  kleiner  etwa  bis  zu  2— -4  m  zu  wählen. 
Hierdurch  wird  auch  die  Ausrundung  der  Bergspitze  genügend 
berücksichtigt.  In  der  Nähe  des  Fußes  der  Ablauframpe,  wo 
die  Geschwindigkeiten  am  größten  sind  und  daher  die  Z-W- 
Linie  flach  ist,  kann  man  '  .\  auch  größer,  etwa  bis  zu  50  m, 
wählen. 

Die  w-Linie,  die,  wie  bereits  gesagt,  durch  die  Vergrößerung 
der  Widerstände  in  den  Gleis-  und  Weichenkrümmungen  sowie 
infolge  des  Gegen-  und  Seitenwindes  je  nach  der  Größe  der 
hemmenden  Kräfte  stärker  geneigt  ist,  und  zu  Beginn  und  Ende 
der  Gleiskrümmungen  Knicke  aufweist,  verläuft  außerhalb  dieser 
Zone,  also  auf  der  Steilrampe  und  in  den  Richtungsgleisen  flacher 
und  bei  gleichbleibendem  Widerstand  geradlinig.  In  der  Wei- 
chenzi)ne  wählt  man  zweckmäßig  die  Weglänge  A  —  dem 
wagerechten  Abstand  dieser  Knicke.  Bei  geradlinigem  Verlauf 
der  w-Linie  ist  die  Z-W-Linie  parabolisch  geformt,  wie  aus  fol- 
gender Ableitung  hervorgeht:  Nach  der  dynamischen  Grund- 
Kleichuug:  Kraft  =  Masse  •  Beschleunigung  ist  die  Neigungs- 
kraft eines  durch  die  Schwerkraft  abrollenden  Wagens  G(s-w)  = 

G  d';     ,         •     ,  ■  ,  ,      •         d'j        ,  ,        ,         ,  , 

,    ,    oder  es  ist  die  Beschleunigung  ^  =  g  (s — w)    und  nach 

Integration  dieser  Gleichung  die  Geschwindigkeit  ij—\  g'{s — vv)dt 
=  g'  (s — w)  t  -j-  Cj.  Für  die  Lautzeit  t  =  o  ist  die  Kon- 
stante C|  =  Vo  .  Das  ist  die  Zuführungsgeschwindigkeii  des 
\\'agens.    Durch  nochmalige  Integration  der  Gleichung  erhält 


man  den  Weg  x  =  j  g'  (s— w)  t  •  dt  -|-  J  uo 
o  und  t  =  o  ist  = 


dt  = 


g'(s— w) 


f-  -H  Uo  t 


Für  t>o  =  o  ist  X: 


C,,    Für  X 

a'  (s — vv)  t^ 

5— — —       die  Scheitelgleichung  der  Parabel,  die  der  Gestalt  der 

Z-W-Linie  des  aus  der  Ruhelage  abrollenden  oder  des  zum  Halten 
kommenden  Wagens  entspricht,  falls  (s — w)  kg  to  positiv,  die  Be- 
schleunigungskraft auf  der  Steilrampe  ist  oder  falls  s — w  nega- 
ti^.  die  \'erzögcrungskraf  t  in  dem  flachgeneig:en  Richtungs- 
gleisen ist,  in  denen  der  Laufwiderstand  die  Gefällkraft  über- 
wiegt.    Erstere  Parabel  ist  rechtswendig,  letztere  linkswendig, 

rj- 

deren  Zeitachsen  der  Geschwindigkeitsachse  der  Parabel  H  =  , 

2g 

«ntsprechen. 

Die  Anwendung  des  vorher  bewiesenen  Tangentensatzes  auf 
die  parabolischen  Zeit- Wege-Linien  liefert  folgende  Konstruk- 
tionen zur  Ermittelung  des  Scheitels  und  eines  beliebigen  Punk- 
tes der  Parabel,  die  mit  Vorteil  bei  der  Aufzeichnung  dieser 
Linien  verwendet  werden  können. 

U" 

1.  Ermittelt  man  an  der  Parabel  H  =     ,  für  die  Geschwin- 

digkeitshöhe  am  Ende  des  parabolischen  Teils  der  Z-W-Linie 
die  zugehörige  Geschwindigkeit,  so  ist  der  entsprechende  Pol- 
strahl durch  P  zur  Tangente  an  dem  Parabelendpunkt  parallel, 
tj'berträgt  man  diesen  Punkt  wagerecht  auf  die  Scheitelsenk- 
rechte  bis  Punkt  Fs]  (Abb.  4  c),  so  erhält  man  den  Scheitelpunkt 
Gsi ,  wenn  man  auf  dieser  Senkrechten  den  Abstand  L?.,  Hs,  vom 
Tangentenschnittpunkt  Es,    aus  nach  oben  abträgt. 

2.  Schneidet  der  geradlinige  Teil  der  w-Linie  die  Steilrampe 
oder  das  durchgehende  Gefälle  der  Richtungsgleise  und  ermittelt 
man  für  eine  Geschwindigkeitshöhe  auf  diesen  Strecken  die  Ge- 
schwindigkeit, so  ist  deren  Polstrahl  von  Punkt  P'aus,  der  von 
(>  den  doppelten  Abstand  wie  P  hat,  parallel  zu  der  Sehne,  die 
man  in  der  parabolischen  Z-W-Linie  vom  Scheitelpunkt  bis  zu 
dem  Punkt  senkrecht  unter  der  genannten  Geschwindigkeitshöhe 
gezogen  hat.  Ist  also  der  Parabelscheitel  Ggb  bekannt,  so 
schneidet  eine  Parallele  zum  Strahl  mit  dem  Pol  P '  auf  der 
VerlängeAing  der  Geschwindigkeitshöhe  den  zugehörigen  Punkt 
der  parabolischen  Z-\\'-Linie  N^i)  (in  Abb.  4  c)  aus. 

Die  von  Dr.-lng,  Frölich  aufgestellten  Grundwerte  für  die 
W  a  g  e  n  w  i  d  e  r  s  t  ä  n  d  e  und  deren  Veränderungen  durch 
Laufweite,  Temperatur,  Windstärke  und  Windrichtung,  sollen 
hier  nicht  mehr  wiedergegeben  werden,  da  sie  aus  dem  Wenzel- 
schen  Aufsatz  oder  aus  meiner  Abhandlung  in  Xr.  9  des  Zentral- 
blatts der  Bauverwaltung  1922  entnommen  werden  können.  Die 
Krümmungswiderstände  sind  bei  einem  Halbmesser  R  m  nach 

der  von  Röckl'schen  Formel  Wr  =:  _        kg'to  zu  berechnen. 

K-oo 

Beispiel:  Ein  Beispiel  möge  die  vorstehenden  Ausfüh- 
rungen erläutern.  (Abb.  3.)  Ein  beladener  O-Wagen  mit  den 
( ■rniuhverteu  für  Lauf-  und  Windw-iderstand  Wo Ww  =4.5-}- 
0,9  rr  5,4  kg/to,  der  längere  Zeit  gestanden  hat,  läuft  bei  etwa  4" 
W'ärme  und  bei  Gegenwind  von  v«^  =  — fim  Sek.  ab.  Der  Lauf- 
weg ist  durch  eine  stärker  ausgezogene  Linie  gekennzeichnet. 
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Ausrundungshalbmesser  der  Bergspitze  =:  200  m,  ß  =  1,07,  g'  =  Wagens.    Als  Zuführungsgeschwindigkeit  sei  Vo  z=  1  m/Sek.  ge- 

o=  9,2  m/Sek  .2  Man  zeichnet  zunächst  eine  Tangente  unter  der  wählt.    Durch  den  Punkt  A  im  senkrechten  Abstand  ho  =  — 
■  2"g' 

Neigung  Wo  =  "i.ö  "/.»,  an  die  Gipfelausrundung  und  bestimmt  den  im  Höhenmaßstab  oberhalb  A'  zieht  man  eine  Parallele  zu  dieser 

Anfangspunkt  A'  der  Z-W-Linie  für   den   Schwerpunkt    des  Tangente  bis  Punkt  E,  den  Beginn  der  Krümmung  der  ersten 
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16.  Jahrg.  Heft  36.  7.  September  1922 


Weiche.    Die  anschließende  Linie  für  den  Krümmungswiderstaad 

ist  in  den  beidenWeiclien  umwr  ="J^^^.  -    5,2  "/oostärkergcneigt 

Außerhalb  der  Weichenkrümmung  verläuft  die  Linie  mit  der 
Neigung  4,5  "/oo  weiter  (gestrichelte  Linie).  Mit  Hilfe  der  A  h 
Werte  der  Tabelle  11  des  Wenzelschen  Aufsatzes  auf  Seite  361 
zieht  man  sodann  vom  Punkte  F  an,  der  250  m  vom  Ablaufpunkt 
entfernt  ist,  die  Linie  F  C  für  den  mit  zunehmender  Laufweite 

kleiner  werdenden  Widerstand.  An  der  Parabel  H  =  bestimmt 

2  8 

man  aus  den  Höhen  der  Linien  A  F  C  in  Abständen  von  100  m 
die  Laufgeschwindigkeiten,  zählt  zu  diesen  hinzu  die  Geschwin- 
digkeit des  Gegenwindes  Vwg  =  6m/Sek.  und  entnimmt  für  dit 
(.iesanitgeschwindigkeit  aus  Abb.  1  des  Wenzelschen  Aufsatzes 
den  Windwiderstand  in  "/oo.  Mit  den  Höhenabnahmen  100  •  Ww  m 
erhält  man  dann  aus  der  Lmie  A  F  C  die  endgültige  Widerstands- 
linie AD  (ausgezogene  Linie).  Die  mittleren  Höhen,  —  z.  B. 
J  K  —  der  einzelnen  Strecken,  auf  denen  die  w-Linie  geradlinig 
verläuft,  überträgt  man  mit  dem  Zirkel  als  Ordinaten  in  die 

Parabel  H  =  /   deren  Fußpunkte  die  Geschwindigkeiten  v 

(O  J)  ergeben.  Aneinandergereihte  Parallelen  zu  den  zugehöri- 
gen Polstrahlen  (P  J)  senkrecht  unter  den  entsprechenden 
Streckenabschnitten  liefern  die  Z-W-Linie.  In  den  Richtungs- 
gleisen außerhalb  der  Weichenzonen,  wo  die  w-Linie  und  das 
Gleisgefälle  geradlinig  verläuft,  ist  das  parabelförmige  Ende  der 
Z-W-Linie  bis  senkrecht  unter  den  Haltpunkt  des  Wagens  mit- 
tels der  einhüllenden  Tangenten  aufgezeichnet. 

II.  Die  Pufferabstandslinien, 

1.  Allgemeines. 
(Vgl.  Abb.  m  des  Wenzelschen  Aufsatzes.) 

Folgen  auf  einer  Strecke  Züge  verschiedener  Gattung  und 
Geschwindigkeit  in  einer  Reihenfolge,  wie  sie  die  Verkehrsanforde- 
rungen bedingen,  so  ist  es  für  die  wirtschaftliche  Fahrplangestal- 
tung von  Wert,  unter  Berücksichtigung  der  Grundsätze  für  eine 
betriebssichere  Zugfolge  den  kleinsten  Raum-  und  Zeitabstand 
der  Züge  zu  bestimmen.  Diese  Aufgabe  ist  mittels  den  Gesetzen 
der  Mechanik  und  der  geometrischen  Beziehung  zu  lösen,  daß 
der  von  einem  Zug  besetzte  Gleisabschnitt  während  eines  ge- 
wissen Zeitraums  und  in  einem  bestimmten  Umfange  von  an- 
dern Zügen  freibleiben  muß.  Die  matliemat  s  :he  Behandlung 
schließt  jedoch  nicht  aus,  daß  daneben  die  Erfahrung  zur  Liefe- 
rung der  notwendigen  durch  zuverlässige  Beobachtung  geschaf- 
fenen Festwerte  und  zur  Bestätigung  der  Ergebnisse  nicht  ent- 
behrt werden  kann. 

Aehnlich  liegen    die  Verhältnisse    bei    der  Zerlegung  eines 
Güterzuges    über    einen  Ablaufberg.      Hier    rollen    durch  die 
Schwerkraft  Wagen  einzeln  und  gruppenweise  mit  verschiedenen 
Geschwindigkeiten  in  einer  durch  die  Verkehrsbeziehungen  be- 
dingten Reihenfolge  in  die  Richtungsgleise.    Auch  hier  sind  für 
einen  störungsfreien  und  leistungsfähigen.  Betrieb  Mindestmaße 
für  Raum-  und  Zeitabstände  der  Wagenfolge  zu  erfüllen,  deren 
Bestimmung  bei  Wagen    mit    gleichen  Bewegungsverhältnissen 
zwar  einfach,  bei  Fahrzeugen    mit  verschiedenen  Geschwindig- 
keiten aber  verwickelter  ist  und  daher  vorteilhaft  nur  durch  Me- 
thoden, wie  sie  die  auf  die  Mechanik   angewandte  Geometrie 
lehrt,  erfolgen  kann.    Die  geometrischen  Gebilde,  die  das  Ver- 
hältnis der  Wagenabläufe    zueinander    anschaulich    vor  Augen 
führen,  sind  die  Pufferabstandslinien,    die  die  räum- 
liche und  zeitliche  Entfernung  der  hinteren  Puffer  des  voranlau- 
fenden Wagens  von  den  vorderen   des   nachfolgenden  angeben. 
Die    senkrecht    übereinanderliegenden  Punkte 
der  Pufferabstandslinien  stellen  die  Zeitabstände  der  Puffer 
für  gleiche  Punkte  des  Laufweges,  die  wagerecht  gegen- 
überliegenden die  Raum  abstände  der  Puffer  für  die 
gleichen  Ablaufszeiten  des  Wagens  dar.    Diese  Linien  sind  den 
Puffer  z  e  i  t  abstandslinien    (vgl.    V.    \V.    1922    Nr.    4    S.  32) 
vorzuziehen,     da     sie     gleichzeitig     auch     über     die  Raum- 
abstände, deren  Untersuchung  vor  allem  dann  geboten  ist,  wenn 
die  erste  Verteilungsweiche  sehr  nahe  am  Ablaufgipfel  liegt,  Aus- 
sagen machen.    Die  Pufferstandslinien  sind  die  der  Zeitfolge  nach 
aufgetragenen  Z-W-Linien  der  Wagenschwerpunkte,  die  je  um 
die     halbe     Wagenlänge     gegeneinander     verschoben  sind. 
Der  Anfangspunkt  liegt  senkrecht  unter  dem  Punkte,  in  den 
sich   die   Puffer   der   vorher   abgehängten   Wagen   infolge  der 
verschiedenen  Geschwindigkeiten  voneinander  entfernen.  Die 
Z-W-Linien  der  Wagenschwerpunkte  liegen  der  Zeitfolge  nach 
so,   daß  der  Anfangspunkt  der  Linien   für   den  voranlaufenden 
Wagen  senkrecht  unter  dem  Berührungspunkt  der  entsprechen- 
den W-Linie  auf  dem  Ablaufgipfel  ist  und  derjenige  des  nachfol- 
genden Läufers  von  ersterem  um  den  Abstand  der  Wagenschwer- 
punkte gegen  die  Laufrichtung  entfernt  ist  (siehe  Abb.  m  des 
Wenzelschen  Aufsatzes).    Letztere  Z-W-Linie  verläuft  vom  Ab- 
r(7llpunkt  auf  die  Länge  dieses  Schwerpunktabstandes  geradlinig 
mit  einer  Neigung,  die  der  Zuführungsgeschwindigkeit  der  Loko- 
motive  entspricht,   und    sodann    infolge    der   Schwerkraft  ge- 
krümmt weiter. 


Für  die  Untersuchung  des  Ablaufbetriebes  werden  die  Puffer- 
abstandslinien für  einen  voranlaufenden  Schlechtläufer  (leerer 
(i-WagenJ  und  einen  nachfolgenden  (iutläufer  (beladener  O- 
Wagen)  aufgetragen.  Soll  sich  der  Betrieb  ohne  Störung 
abwickeln,  so  muß  nicht  nur  der  Schlechtläufer  über  die  am 
weitesten  liegende  Weiche  hinausgelangen,  sondern  es  muß  auch 
innerhalb  der  Weichenzone  soviel  Zeit  zwischen  diesen  und  dem 
nachfolgenden  Gutläufer  vorhanden  sein,  daß  die  Weichen  umge- 
stellt werden  können.  Nach  Angabe  von  Ammann  (V.  W.  1911) 
muß  der  Pufferzeitabstand  an  der  Spitze  einer  Weiche  mindestens 
4  Sek.  betragen.  Die  Leistungsfähigkeit  eines  Ablauf- 
berges wird  —  störungsfreies  Abrollen  der  Wagen  vorausgesetzt 
—  durch  die  Zeitfolge  bestimmt,  mit  der  die  Fahrzeuge  vom 
Gipfel  ablaufen.  Wie  bereits  gesagt,  wird  daher  eine  Zuführungs- 
geschwindigkeit der  Wagen  von  0,ö — 1,2  m/Sek.  gewählt.  Ergibt 
sich  bei  Erfüllung  der  genannten  Bedingung  eine  Zuführungs- 
geschwindigkeit kleiner  als  0,6  m/Sek.,  so  ist  zur  Beschleunigung 
der  Wagenfülge  entweder  der  Berg  zu  erhöhen  und  die  Gutläufer 
abzubremsen  oder  es  ist  dem  Schlechtläufer  durch  einen  Wagen- 
antrieb eine  Zusatzgeschwindigkeit  zu  geben. 

2.  Dichau  licheGestaltungderAblaufanlagen. 

Die  Gesichtspunkte,  nach  denen  ein  Ablaufberg  anzulegen  ist, 
sind  bereits  von  O.  Blum  (V.  W.  1909,  S.  T-'i!)  und  Cauer  (Ztg.  d. 
Ver.  Dtsch.  Eisenbahnverwaltungen  1912  Nr.  18  u.  19)  in  der 
Hauptsache  veröffentlicht  worden,  sollen  aber  hier  nochmals  kurz 
zusammengefaßt  werden: 

Die  vorhin  gestellte  Forderung  des  Mindestpufferabstandes 
wird  um  so  eher  mehr  erfülb,  je  näher  die  letzte  Weiche  am  Ab- 
laufpunkte liegt.  Die  Richtunsisgleipe  sind  daher  mit  möglichst 
punkte  liegt.  Die  Richtungsgleise  sind  daher  mit  möglichst 
kurzen  Weichenstraßen  aus  dem  Ablaufgleis,  in  dem 
die  erste  Verteilungs  weiche  möglichst  dicht  an  den 
Gipfel  herangerückt  ist,  zu  entwickeln. 

Länge  und  Zahl  der  Richtungsgleise  sind  durch 
die  gegebenen  Verkehrsanforderungen  bedingt.  Diese  Gleise  sind 
in  ein  Gefälle  von  nicht  mehr  als  2,5 "/oo  zu  legen,  damit  zum 
Halt  gekommene  Wagen  nicht  wieder  in  Bewegung  geraten. 
Cauer  empfiehlt  ein  Gefälle  von  2  "/oo  (Zeitung  des  Vereins  Deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen  1912  Nr.  18).  Gegen  das  Ende  zu 
können  die  Richtungsgleisc  wagerecht  oder  leicht  anstei- 
gend sein. 

Die  Anordnung  von  Zwischenneigungen  zwischen 
Gefälle  der  Richtungsgleise  und  der  Stedrampe  inncrhnlb  der 
Weichenzone  erscheint  unzweckmäßig,  weil  hierdurch  die  Puffer- 
abstände infolge  der  Verminderung  der  Geschwindigkeiten  klei- 
ner werden.  (Vgl.  auch  den  genannten  Aufsatz  von  Cauer.)  Eine 
Zwischenneigung  ist  höchstens  bei  der  Anlage  einer  Gleisbremse 
gerechtfertigt,  damit  die  zu  stark  abgebremsten  Wagen  noch  ge- 
nügend Gefälle  haben,  tmi  in  das  tileis  für  Gefahrwagen  zu  laufen 
(vgl.  den  Aufsatz  von  Wenzel). 

Das  Gefälle  der  Steilrampe  ist  möglichst  groß 
anzulegen.  In  dem  erwähnten  Aufsatz  (S.  753)  hat  O.  Blum 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Ungleichheiten  im  Lauf- 
widerstande der  Wagen  in  der  Wirkung  auf  deren  Beschleunigung 
um  so  weniger  zur  Geltung  kommen,  je  steiler  das  Anfangsgefälle 
ist.  Mit  dieser  Tatsache  hängt  aber  zusammen,  daß  der  Unter- 
schied im  Zeitaufwand  zweier  Wagen  bis  zu  einem  Punkte  der 
Bahn  um  so  geringer  ist,  je  mehr  das  bis  zu  diesem  Punkte  vor- 
handene Gefälle  in  den  ersten  Teil  des  Weges  zusammengelegt 
wird. 

Man  wählt  daher  meist  Neigungen  von  33  bis  50°/oo.  Je 
steiler  diese  Rampen  sind,  um  so  kürzer  ist  die  Abiaufzeit  auf 
ihnen.  Die  Stärke  der  Neigung  richtet  sich  nach  der  Höhe  des 
Berges  und  den  Ausrundungshalbmessern  auf  dem  Gipfel  und  am 
Fuße  der  Steilrampe.  Die  Steilrampe  muß  mindestens  so  lang 
sein,  daß  diese  Ausrundungshalbmesser  sich  nicht  überschneiden. 
Ist  also  die  Ablaufhöhe  klein,  so  wählt  man  die  Ablauframpe 
nicht  so  steil  wie  bei  größeren  Höhen. 

Es  wurde  bisher  empfohlen,  die  Spitze  der  Abi  auf- 
berge mit  einem  kleinen  Halbmesser  (etwa  100  m)  auszu- 
runden,  um  die  zugeführten  Wagen  schnell  ins  Rollen  zu  brin- 
gen. Infolge  der  scharfen  Ausrundung  brechen  aber  häufig  bei 
Wagen  mit  Drehgestellen  die  Drehzapfen  ab.  Diese  \\'agen- 
beschädigungen  werden  bei  flacheren  Ausrundungen  vermieden. 
In  Nr.  57  des  Zentralblatts  der  Bauverwaltung  1921  habe  ich  den 
Nachweis  erbracht,  daß  eine  Vergrößerung  des  Ausrundungshalb- 
messers auf  den  Wagenablauf  keinen  nennenswerten  Einfluß  hat. 
Es  wird  empfohlen,  auf  dem  Gipfel  eine  kurze  Wagerechte  einzu- 
schalten und  die  Ecken  mit  einem  Halbmesser  von  200 — 400  m 
auszurunden.  Für  die  Ausrundung  am  LTebergang  von  der  Steil- 
rampe zu  dem  Gefälle  der  Richtungsgleise  sind  Halbmesser  von 
1000—2000  m  zu  wählen. 

Der  Bestimmung  der  Höhe  des  Ablaufberges  haben  Erhebun- 
gen über  die  Windstärke-  und  Richtung  sowie  über  die  Tempe- 
raturverhältnisse vorauszugehen.  Ferner  sollen  Angaben  vor- 
liegen über  Zahl  und  Art  der  zu  bearbeitenden  Wagen,  den  Pro- 
zentsatz der  Leerwagen,  der  Einzelabläufe,  der  vorsichtig  zu  be- 
handelnden Wagen  und  über  die  Zahl  der  zu  bildenden  Gruppen 
zur  Ermittlung  der  Zahl  der  Richtungsgleise. 
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3.  Das  Aufzeichnen  der  Pufferabstandslinien. 

Nachdem  der  Gleisplan  und  die  Neigungen  der  Ablaufanlage 
aufgetragen  sind,  ist  für  den  Laufweg  mit  den  meisten  Gleis-  und 
Weichenkrümmungen  (weit  entfernteste  Weiche)  sowie  für  die 
ungünstigsten  Windverhältnisse  die  w-Linie  eines  Schlecht- 
läufers, der  bei  tiefer  Temperatur  längere  Zeit  gestanden  hat,  von 
dessen  Haltpunkt  S  etwa  1 — 5  Wagenlängen  hinter  den  Merk- 
zeichen der  letzten  Weiche  aufzutragen,  wenn  nicht  andere 
Gründe  für  einen  größeren  Abstand  sprechen.  Der  Schnittpunkt 
dieser  Linie  mit  der  Neigung  der  Steilrampe  liefert  für  die  ge- 
ringst zulässige  Ablaufhöhe  den  theoretischen  Gipfel  Ai 
des   Ablaufberges,   der   noch   um   das  der  Zuführungs- 

geschwindigkeit  entsprechende  Maß  ho,  =^ — 7  zu  erniedrigen  und 

dann  auszurunden  ist.  Nach  oben  ist  die  Ablaufhöhe  durch  die 
Forderung  begrenzt,  die  Wagen  betriebssicher  abbremsen  zu 
können.  Dieses  Maß  hängt  von  der  konstruktiven  Durchbildung 
lier  Bremsmittel  ab. 

Es  wird  vorgeschlagen,  zum  Vergleich  mit  dieser  Mindest- 
höhe noch  die  Ablaufhöhe  für  den  Fall  zu  bestimmen,  daß  ein 
Schlechtläufer  bei  der  im  Herbst  vorherrschenden  ungünstigen 
Witterung  noch  bis  in  das  hintere  Drittel  der  Richtungsgleise  ge- 
langt. Außerdem  ist  für  die  gleiche  Laufweite  eines  schlechten 
Läufers  bei  nicht  zu  günstigem  Sommerwetter  die  Ablaufhöhe 
zu  ermitteln,  um  sodann  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  mit  einer 
Ablaufhöhe  auszukommen  oder  ob  Sommer  -  und  Winter- 
berg vorzusehen  ist. 

Bei     den    ungünstigsten    Verhältnissen'    wurde    für  den 
Schlechtläufer     (unbeladener     G-Wagen     ein  Laufwiderstand 
bei     tiefer     Temperatur     von     Wo     —   9  "/oo     und     für  die 
Berechnung     der     Windwiderstände      ein      Gegenwind  von 
— ■  6  m/Sek.  angenommen.    Die  Krümmungswiderstände  wurden 

nach  der  Formel  Wr  =  tS"?^"/«»  berechnet.   Dem  Gutläufer  (be- 

ladener  O-Wagen)  soll  ein  Laufwiderstand  von  5,6  "/oo  zugrunde 
gelegt  werden. 

Mit  der  Aufzeichnung  der  w-Linie  des  Schlechtläufers  geht 
man  wie  folgt  vor:  Man  legt  durch  Punkt  S  entsprechend  dem 
Rcstrichelten  Linienzug  A  E  F  B  des  Beispiels  (Abb.  :\)  die 
W-Linie  für  den  Grundwert  des  Laufwiderstands  Wo  =  Q^o  und 
für  die  Krümmungswiderstände  Wr  "/oo.  Sodann  trägt  man  unter- 
halb dieser  Linie  von  S  aus,  falls  dieser  Punkt  über  2(X)  m  vom 
Fuße  der  Steilrampe  liegt,  für  deren  Länge  etwa  50  m  hier  ange- 
nommen ist,  die  /\  h-Werte  nach  der  Tabelle  II  des  Wenzelschen 
Aufsatzes  auf,  um  die  Verminderung  der  Laufwiderstände  infolge 
der  Erwärmung  der  Achsen  zu  berücksichtigen.  Für  den  ent- 
sprechenden Linienzug,  der  vom  Ablaufpunkt  auf  250  m  dem 
orsteren  in  einem  Abstand  Ah  parallel  läuft,  und  der  Laufweite 
bis  S  entspricht,  sind  aus  den  Geschwindigkeitshöhen  in  Abstän- 
den von  100  m  die  Laufgeschwindigkeiten  aus  der  Parabel  H  = 

zu  bestimmen,  die  man  zu  der  Geschwindigkeit  des  Gegen- 
windes hinzuzählt.  Für  diese  Gesamtgeschwindigkeit  entnimmt 
man  aus  der  Abb.  1  des  \Venzelschcn  Aufsatzes  die  Windwider- 
stände Ww  "/oo,  um  die  die  endgültige  w-Linie  des  Schlechtläufers 
vom  Punkt  S  aus  bis  zum  Schnittjiunkt  Aj  mit  der  Steilrampe 
steiler  als  der  untere  Linienzug  verläuft. 

Durch  den  Schnittpunkt  A.  der  w-Linie  des  Schlechtläufers 
ist  nun  für  dieselben  Temperatur-  und  Windverhältnisse  die  ent- 
sprechende W-Linie  des  Gutläufers,  der  bis  zur  letzten  Vertei- 
lungsweiche denselben  Weg  wie  der  Schlechtläufer  hat,  aufzutra- 
gen. Für  diese  beiden  Läufer  sind  nun  nach  folgendem  Verfahren 
die  Pufferabstandslinien  vom  Ablaufi)unkt  bis  an  die  Spitze  der 
letzten  Weiche  aufzuzeichnen.  Man  legt  zunächst  durch  die 
Knickpunkte  der  w-Linien  und  des  Längenprofils  Senkrechte  und 
sodann  ebensolche  eine  halbe  Wagenlänge  davor  und  dahinter 
für  die  Knickpunkte  der  Z-W-Linien  der  hinteren  Puffer  des 
voranlaufenden  Schlechtläufers  und  der  vorderen  Puffer  des  nach- 
folgenden Gutläufers.  In  der  Abb.  4  ist  nach  dem  Vorschlag  von 
Dr.-Ing.  Frölich  ein  Abstand  der  Wagenmitten  von  10  m  ange- 
nommen, bei  Gruppenabläufen  ist  dieses  Maß  entsprechend  zu 
vergrößern.  Die  Aufzeichnung  der  Pufferabstandslinien 
crfolKt  in  der  Weise,  daß  man  für  den  schlechten 
und  guten  Läufer  aus  den  mittleren  Geschwindig- 
keitshöhen'    zwischen     je     zwei      Knickpunkten      aus  der 

Parabel  H  bei  der  als  Mittelwert  g'  =  9,2  m/Sek.^  für 

beide  Läufer  angenommen  wird,  die  Laufgeschwindigkeiten  und 
darauf,  wie  beschrieben,  die  Z-W-Linien  von  der  Spitze  der  zuletzt 
befahrenen  Weiche  aus,  der  Laufrichtung  entgegen,  aufträgt,  und 
zwar  zuerst  durch  die  Senkrechten  links  vor  den  Knickpunkten  die- 
jenigen für  den  Schlechtläufer,  im  Punkte  Ms  beginnend  und  dann 
durch  den  Punkt  Mg  der  im  Maßstab  der  Zeichnung  4  Sek.  tiefer 
als  Ms  liegt,  durch  die  Lotrechte  rechts  hinter  den  Knickpunkten 
die  Z-W-Linien  für  den  Gutläufer.  Die  Indizes  s  und  g  sollen 
den  Schlechtläufer  und  Gutläufer  und  die  Ziffern  die  Wagenfolge 
bezeichnen.  Diese  Z-W-Linien  sind  zunächst  nur  bis  zum  Fuße 
der  Steilrampe   Ns,   und  Ng^  oder  wenn,  auf  dieser  die  beiden 


Wagen  durch  den  krummen  Strang  der  ersten  Weiche  rollen,  bis 
zu  deren  Spitze  aufzutragen.  Bis  zu  diesem  Punkte  sind  vom 
theoretischen  Gipfel  Ai  an  die  Z-W-Linien  Parabeln,  von  denen 
aber  zunächst  nur  die  Scheitelpunkte  bestimmt  werden  sollen. 
Der  Neigung  der  Verbindungslinie  der  Scheitelpunkte  Gs,  und 
Gg.,  entspricht  die  Zuführungsgeschwindigkeit.  Um  diese  zu  er- 
halten, zeichnet  man  für  die  Geschwindigkeitshöhe  am  Fuße  der 
Steilrampe  bzw.  an  der  Spitze  der  ersten  Verteilungsweiche  von 
Nsi  und  Ng2  aus  die  Seiten  NsjEsi  und  Ng^Eg,  und  die  Wage- 
e.hte  NsjFs,  und  Ng„Fg2,  trägt  FsiEs,  und 
und  Eg,  bis  Gs,  und  Gg,  ab,  verbindet  hierauf  Gs,  mit  Gg^  und 
zieht  durch  den  Pol  P  hierzu    eine   Parallele,    die    auf  der 

Geschwindigkeitsachse  der  Parabel  H  die  Zuführungs- 

geschwindigkeit  Vo,  abschneidet.  Lotet  man  diesen  Punkt  auf 
die  Parabel  Kqi,  so  erhält  man  die  entsprechende  Geschwindig- 
keit hoi  um  die  der  theoretische  Gipfel  Ai  tiefer  zu  legen  ist, 
falls  die  Wagen  mit  Vo,  zugeführt  werden.  Man  legt  nun  an  die 
Steilrampe  die  Ausrundung  so,  daß  sie  durch  den  Punkt  Ai  im 
Abstand  hoi  unterhalb  Ai  geht.  Durch  diese  Bestimmung  der  Zu- 
führungsgeschwindigkeit, die  in  dem  Beispiel  nach  Abb.  4  voj  = 
0,45  m/Sek.  beträgt,  wird  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  ge- 
kennzeichnet. Für  einen  durch  Einzelabläufe  zu  zerlegenden  Zug 

vonSOOmLänge  werden  hier  mindestens^^-^=z  1110  Sek.  =  18,5  Min. 

erforderlich.  Bei  dieser  Zerlegungsdauer  würde  die  Leistungs- 
fähigkeit des  Ablaufberges  zu  gering  sein. 

4.  Mittel  zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit 
derAblaufanlagen, 

a)  Gleisbremsen. 

Zur  Erhöhung  der  Leistungsfähigkeit  wählt  man  nun  eine  Zu- 
führungsgeschwindigkeit zwischen  0,6  und  1,2  m/Sek.,  in  vorlie- 
gendem Beispiel  Vo  =  0.9  m/Sek.,  dann  würde  unter  Beibehaltung 
der  Ablaufhöhe,  da  die  Vergrößerung  der  Zuführungsgeschwin- 
digkeit die  Pufferabstände  verkleinert,  der  Schlechtläufer  vom 
Gutläufer  schon  vor  der  letzten  Verteilungsweiche  eingeholt 
werden  (gestrichelte  Z-W-Linie  Abb.  4  c).  Damit  nun  der  Min- 
destpufferabstand  an  der  Spitze  der  letzten  Verteilungsweiche 
4  Sek.  beträgt,  ist  der  Gutläufer  mittels  einer  regelbaren  Gleis- 
bremse zu  verzögern.  Das  Maß  dieser  Abbremsung 
wird  wie  folgt  bestimmt:  Man  errichtet  zunächst  am  Anfang  und 
Ende  sowie  in  der  Mitte  der  Gleisbremse  die  Geschwindigkeits- 
hühen  und  eine  halbe  Wagenlänge  rechts  neben  den  erstcrcn  die 
Senkrechten  für  die  Knickpunktc  der  Z-\\'-Li:iien  des  (jutläufers 
(S.  Abb.  4).  Da  in  diesem  Falle  die  Wagen  mit  der  Geschwindig- 
keit Vo  =  0,9  m/Sek.  zugeführt  werden,  so  ist  der  Scheitelpunkt 
der  Parabel  nicht  mehr  der  Anfangspunkt  der  Z-W-Linie.  Um 
letzteren  zu  erhalten,  trägt  man  zunächst  von  Ao  nach  oben,  das 
v  =  0,9  m/Sek.  entsprechende  ho,  ab  und  legt  in  diesem  Ab- 
stände von  Ao  die  w-Linien  des  Gut-  und  Schlechtläufers  durch 
Aj  parallel  zu  dem  vorher  gezeiehneten.  Wegen  der  geringfügi- 
gen Aenderung  der  Geschwindigkeitshöhen  erübrigt  sich  eine  er- 
neute Aufzeichnung  der  Z-W-Linien  des  Schlechtläufers.  Der 
Schnitt  der  Ws  -Linie  des  Schlechtläufers  mit  der  Verlängerung 
der  Steilrampe  ist  der  entsprechende  theoretische  Ablaufgipfel, 
der  mit  dem  des  zugehörigen  Gutläufers  praktisch  zusammenfällt. 
Im  wagerechten  Abstand  der  Punkte  A2  und  Ao  zieht  man  rechts 
von  den  Punkten  Gs,  und  Gh-,  Senkrechten,  auf  denen  die  An- 
fangspunkte der  Z-W-Linien  liegen.  Da  die  Wagen  infolge  der 
Schwerkraft  erst  bei  einer  Geschwindigkeit  von  0,9  m/Sek.  abrol- 
len, so  beginnen  die  Z-W-Linien  des  Gut-  und  Schlechtläufers  in 
einem  Punkte,  der  dieser  Geschwindigkeit  entspricht.  Diesen 
Parabelpunkt  des  Schlechtläufers  erhält  man  nach  den  früheren 
Ausführungen,  indem  man  auf  der  v-Achse  den  Punkt  V02  für  die 
Geschwindigkeit  0,9  m/Sek.  mit  P',  das  im  doppelten  Polabstand 
vom  Nullpunkt  entfernt  ist,  verbindet  und  hierzu  durch  Gs,  eine 
Parallele  zieht,  die  die  linke  der  zuletzt  gezeichneten  Senkrechten 
in  Js,  trifft.  Von  Js,  zieht  man  nun  eine  Parallele  zu  den  Pol- 
strahl P  V02,  die  die  Senkrechte  in  der  Entfernung  der  Wagen- 
schwerpunkte in  Jgb,  dem  Anfangspunkt  der  Z-W-Linie  des  guten 
Läufers    schneidet.     Eine    Parallele    durch    diesen  Punkt  zu 

Gsjjs,  bis  zur  Senkrechten  durch  Gg,  liefert  in  Ggb  den  Scheitel- 
punkt der  Parabel.  Ermittelt  man  nun  aus  der  Geschwindigkeits- 
höhe am  Fuße  der  Steilrampe  die  zugehörige  Geschwindigkeit 
(Punkt  vh  auf  der  v-Achse),  verbindet  vh  mit  P' und  zieht  durch 
Ggb  eine  Parallele,  so  erhält  man  auf  der  Senkrechten  des  Gut- 
läufers den  Punkt  Ngb.  Eine  Parallele  durch  diesen  Punkt  zu 
dem  Polstrahl  P  Vh  liefert  die  Endtangente  NgbEeb  an  die 
parabolische  Z-W-Linie  für  die  Steilrampe.  Man  verlängert  nun 
F-gbNgb  bis  Bgb  und  Eg„Ng,,  bis  Bg,,  auf  der  dem  Anfang  der 
Gleisbremse  entsprechenden  Senkrechten  für  den  Gutläufer,  ver- 
bindet Bgb  und  Bg-,  mit  Mg  und  zieht  zu  diesen  Linien  die  paral- 
lelen Polstrahlen  P  Vgb  und  P  Vg  sowie  die  zugehörigen  mitt- 
leren Geschwindigkeitshöhen  VgbKgS  und  VgKg  des  ge- 
bremsten und  ungebremsten  Gutläufers  vom  Anfang  der  Gleis- 
bremse bis  zur  Spitze  der  zuletzt  durchfahrenen  Weiche.   Auf  der 
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Senkrechten  durch  den  Anfang  der  Gleisbremse  setzt  maji  nun 
vom  Punkte  Hg  der  oberen  w-Linie  des  Gutläufers  Hg  Hgbi  = 
Kg-K'gb  ab.  Man  erhält  Kgi/  durch  wagerechte  Uebertragung 
des  Punkte'S  Kgb  auf  Vg  Kg.  Durch  Hg^^  lea,t  >'  au  nun  parallel 
zu  der  w-Linie  des  Gutläufers  diejenige  für  den  abgebremsten 
Wagen,  die  auf  die  Länge  der  Bremsen  von  Hg  bis  Hgb,  ver- 
läuft, und  zeichnet  für  die  mittleren  Geschwindigkeitshöhen  zwi- 
schen den  Knickpunkten  der  tief  gelegenen  w-Linie  von  Punkt 
Bgb  aus  die  Z-W-Linie,  die  durch  den  Punkt  Mg  geht. 

Da  bei  den  Gutläufern  die  Unterschiede  der  Geschwindig- 
keitshöhen am  Fuße  der  Steilrampe  und  an  der  Spitze  der  weit- 
entferntesten Weiche  nicht  so  groß  ist,  wie  bei  den  Schlecht- 
läufern, und  daher  die  Zeit-Wege-Linien  der  Gutläufer  in  dieser 
Zone  flacher  sind,  so  führt  dieses  einfache  Verfahren  zur  Be- 
stimmung des  Maßes  der  Abbremsung  in  der  Regel  zum  Ziel. 
Sollte  die  mittels  der  Wgb-Linie  des  abgebremsten  Gutläufers  auf- 
getragene Seillinie  nicht  durch  den  Punkt  Mg  gehen,  so  ist  die 
genaue  Lage  dieser  w-Linie  nach  einem  in  den  nachfolgenden 
Ausführungen  bekanntgegebenen  Verfahren  zu  bestimmen. 

Nunmehr  ist  noch  zwischen  den  Punkten  Js,  und  Ns,  und  Jgb 
und  Ngb  wie  vorher  beschrieben,  die  parabolischen  Z-W-Linien 
einzutragen,  um  somit  die  vollständigen  Pufferabstandslinien  zwi- 
schen Ablaufpunkt  und  Spitze  der  letzten  Weichen  zu  erhalten. 
Um  noch  festzustellen,  ob  der  dem  abgebremsten  Gutläufer  nach- 
folgende Schlechtläufer  genügend  Pufferabstand  hat,  zieht  man 
von  G'gb  aus  Parallelen  zu  der  Z-W-Linie  des  abgebremsten  Gut- 
läufers, der  in  diesem  Falle  der  voranlaufende  Wagen  ist,  durch 
die  Senkrechten,  die  eine  halbe  Wagenlänge  links  vor  den  Knick- 
punkten liegen,  die  entsprechende  Z-W-Linie.  Hierauf  ermittelt 
man,  wie  vorher  beschrieben,  die  Punkte  r.s,  und  Nsj  und  legt 
zu  der  Z-W-Linie  des  Schlechtläufers  durch  die  Senkrechten  eine 
halbe  Wagenlänge  hinter  den  Knickpunkten  der  w-Linie  die  ent- 
sprechende parallele  Z-W-Linie.  Im  vorliegenden  Falle  ist 
bei  dieser  Wagenfolge  der  Pufferabstand  überall  größer  als  4  Sek. 
Andernfalls  müßte  zur  Erreichung  des  Mindestabstandes  der 
nachfolgende  Schlechtläufer  auch  abgebremst  werden.  Diese 
zeichnerische  Ermittelung  wäre  genau  so,  wie  vorher  beschrieben, 
auszuführen. 

Bei  der  Ablaufverzögerungsbremse  (Abb.  a 
des  Wenzelschen  Aufsatzes),  bei  der  der  Bremsdruck  propor- 
tional dem  Wagengewicht  G  ist,  ist  die  entsprechende  Senkung 
der  w-Linie  l\h  b=G  -  1  b  •  w  b  Meter,  wo  Ib  die  Länge  der  Bremse 
u-  d  wb  '  glto  der  durch  Messungen  zu  bestimmende  Bremsdruck 
für  1  to  ist. 

In  vorstehenden  Ausführungen  wurde  gezeigt,  wie  bei  einer 
angenommenen  Zuführungsgeschwindigkeit  der  Gutläufer  durch 
eine  regelbare  Gleisbremse  so  zu  verzögern  ist,  daß  er  in  der 
Weichenzone  von  dem  vorherlaufenden  Schlechtläufer  noch  einen 
Mindestpufferabstand  von  4  Sek.  hat.  Durch  den  Einbau  dieser 
Gleisbremse  können  die  Wagen,  wie  aus  dem  Wenzelschen  Auf- 
satz zu  ersehen  ist,  auf  Laufweiten  abgebremst  und  die  Hemm- 
schuhleger nahezu  erspart  werden,  bei  den  heutigen  Arbeitsver- 
hältnissen ein  beträchtlicher  wif tschaftlicher  Vorteil,  der  durch 
die  Verringerung  der  Wagenbeschädigungen  infolge  der  symme- 
trischen und  stoßfreien  Bremswirkung  der  Frölichschen  Gleis- 
bremse noch  bedeutend  erhöht  wird. 

b)  Wagenantrieb  (Abb.  5). 

Während  bei  der  nach  Dr.-Ing.  Frölich  ausgeführten  Ablauf- 
anlagen die  Höhe  des  Berges  so  bemessen  ist,  daß  die  Schlecht- 
läufer genügend  Laufweite  infolge  der  Schwerkraft  haben,  bei 
den  Gutläufern  dagegen  die  überschüssige  Schwerkraft  abzu- 
bremsen ist,  erhalten  nach  einem  Vorschlage  des  Geheimen  Bau- 
rats Heinrich  (Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tung 1921  Heft  10)  die  Schlechtläufer  bei  geringerer  Ablaufhöhe 
durch  einen  Wagenantrieb  eine  Zusatzgeschwindig- 
keit, damit  sie  weit  genug  in  die  Richtungsgleise  gelangen  kön- 
nen. Die  Gutläufer  rollen  hier  lediglich  durch  die  Schwerkraft  ab. 
Bei  der  ersteren  Anlage  steht  also  für  die  ungünstigsten  Ablauf- 
verhältnisse genügend  Schwerkraft  zur  Verfügung,  bei  letzterer 
nicht.  Hier  muß  durch  eine  motorische  Kraft  die  zu  nie- 
drige Gipfelhöhe  ersetzt  werden. 

Es  soll  nun  auch  bei  dieser  Anlage  für  die  vorgenannten  Be- 
dingungen der  Wagenfolge  die  Zusatzgeschwindigkeit  der 
Schlechtläufer  und  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlagen  unter  Zu- 
grundelegung des  Gleisplanes  und  Längenprofils,  in  dem  jedoch 
die  Zwischenneigung  fortfällt,  sowie  unter  Beibehaltung  der 
Widerstände  für  den  Gut-  und  Schlechtläufer  der  vorigen  Auf- 
gabe zeichnerisch  ermittelt  werden.  Da  an  der  Spitze  der  weit- 
entferntesten Weiche  ein  Pufferabstand  von  4  Sekunden  vorhan- 
den sein  soll,  so  muß  der  Schlechtläufer  ohne  Antrieb  mindestens 
bis  zu  dieser  Stelle,  besser  aber  weiter  laufen.  Erstere  Annahme,  bei 
der  der  nachfolgende  Wagen,  falls  kein  Antrieb  auf  den  Schlecht- 
läufer wirkt,  auf  letzteren  in  der  Weiche  auflaufen  würde,  ist  des- 
halb gemacht  worden,  um  für  den  ungünstigsten  Fall  (Grenzfal!) 
die  Zusatzgeschwindigkeit  zu  bestimmen.  In  der  Regel  wird  man 
jedoch  wie  beim  Beispiel  der  Gleisbremse  annehmen,  daß  der  un- 
günstigste Schlechtläufer  infolge  der  Schwerkraft  über  das  Merk- 
zeichen der  letzten  Weiche  hinausrollt.  In  der  zeichnerischen  Be- 
handlung sind  beide  Annahmen  gleich. 


Für  den  Grenzfall  wurde  die  Ws  -Linie  des  Schlechtläufers  auf- 
getragen. Ob  diese  Laufweiten  lediglich  durch  die  Schwerkraft 
oder  bei  niedrigerer  Berghöhe  durch  eine  Zusatzgeschwindigkeit 
erreicht  werden,  ist  hierbei  nicht  von  Belang,  da  ja  die  Berg- 
erhöhung ho  aus  der  Zusatzgeschwindigkeit  durch  die  Beziehung 

ho  =        stets  ermittelt  werden  kann. 
2g 

Man  zeichnet  nun  in  der  beschriebenen  Weise  vom  Punkte 
Sp  (Spitze  der  letzten  Weiche)  aus,  die  ws -Linie  des  Schlecht- 
läufers, die  die  Steilrampe  in  Ai,  dem  theoretischen  Ablaufgipfel 
schneiden  möge.    Durch  Ai  legt  man  sodann  die  Wg -Linie  des 

guten  Läufers  und  trägt  mittels  der  Parabel  H  —        von  den 

2  g' 

Punkten  Ms  und  Mg  aus,  die  einen  senkrechten  Abstand  von 
4  Sekunden  haben,  die  Z-W-Linien  für  die  hinteren  Puffer  des 
Schlechtläufers  und  die  vorderen  des  nachfolgenden  Gutläufers 
auf.  Der  Endstrecke  TSp  entspricht  ein  parabelförmiger  Schluß 
der  Z-W-Linie,  für  die  man  die  Sehne  mittels  einer  Parallelen  zu 
dem  Polstrahl  durch  den  Pol  P'  (OP'r^  2p)  nach  den  vorigen 
Ausführungen  erhält.  Für  die  Steilrampe  sind  wieder  die  Tan- 
genten der  Parabel  für  den  Scheitel  und  für  den  Fußpunkt  zu 
zeichnen,  die  Endpunkte  Gs,  <md  Gg.^  der  parabolischen  Z-W- 
Linie  zu  bestimmen  und  miteinander  zu  verbinden.  Eine  Paral- 
lele zu  dieser  Verbindungslinie  durch  den  Pol  P  der  Parabel  H  = 

schneidet  auf  der  Geschwindigkeitsachse  Vo  =  0,25  m/Sek, 

ab.  Bei  dieser  Zuführungsgeschwindigkeit  beträgt  die  Mindest- 
ablaufzeit  eines  500  m  langen  Zuges  2000  Sekunden  —  333^ 
Minuten. 

Um  die  Leistungsfähigkeit  der  Anlage  zu  heben,  ist  auf  den 
Höchstpunkt  des  Berges  und  12  m  unterhalb  1,8  m  von  der  Gleis- 
niitte  entfernt,  je  ein  elektrisch  anzutreibendes  Spill  gedacht, 
um  die  ein  Drahtseil  gelegt  ist,  an  dem  ein  Haken  befestigt  ist. 
Der  Haken  faßt  hinter  den  Wagen  und  erteilt  diesem  eine  Be- 
schleunigung, so  daß  der  Wagen  den  Antrieb  mit  der  gewünschten 
Zusatzgeschwindigkeit  verläßt. 

Zur  Bestimmung  dieser  Zusatzgeschwindig- 
keit legt  man  durch  die  Punkte  Qs  und  Ms  die  4  Sekunden 
senkrecht  über  den  Punkten  Qg  un  t  Mg  der  Z-W-Lmie  des 
Gutläufers  liegen,  eine  Gerade  bis  Punkt  Nsz  (für  den  Fuß- 
punkt der  Steilrampe).  Damit  an  der  Weichenspitze  auf  der 
Steilrampe  noch  ein  ausreichender  Pufferabstand  vorhanden  ist, 
empfiehlt  es  sich  NszQs  etwa  ein  Drittel  der  Entfernung  M  s 
N«z  anzunehmen.  Sodann  verlängert  man  nach  den  Einfahr- 
gleisen zu  von  Ai  aus  die  Ws -Linie  und  vom  Fuße  der  Steil- 
rampe aus  die  Neigung  S2''/oo  sowie  für  die  so  entstandenen 
Geschwindigkeitshöhen  die  Z-W-Linie  des  Schlechtläufers  etwa 
bis  R.  Man  zeichnet  nun  an  diese  Z-W-Linie  eine  Sehne  parallel 
zu  Nsz  Ms  von  der  gleichen  Länge  dieser  Geraden.  Dies  geschieht 
auf  folgende  Weise:  Nachdem  man  den  mittleren  Teil  dieser 
Z-W-Linie  ausgerundet  hat,  legt  man  an  die  .A.usrundung  eine 
Tangente  parallel  zur  Linie  Nsz  Ms  zieht  durch  den  Berüh- 
rungspunkt Zo  eine  Senkrechte  und  legt  durch  den  beliebigen 
Punkt  Z'  auf  dieser  im  geringen  Abstand  von  Zo  eine  Sehne 
parallel  zur  Tangente.  Die  Schnittpunkte  dieser  Sehne  mit  der 
Z-W-Linie  seien  K'  und  L'.  Im  Verhältnis  der  Strecken  K'  Z' 
und  Z'L'  bestimmt  man  beiderseits  von  Zo  die  Abschnitte  Ko  Zo 
und  Zo  Lo,  so  daß  Ko  Zo  -f-  Zo  Lo  =  Nsz  Ms  ist  und  zieht  von 
Ko  und  Lo  Senkrechte  bis  zu  den  Schnittpunkten  K  und  L  mit 
der  Z-W-Linie.  Dann  ist  die  Verbindungslinie  KL.  die  zu  NszMs 
parallele  Sehne  gleicher  Länge,  falls  KKo  =  LLo  i«t.  Der  Punkt  L 
entspricht  nun  den  Punkten  Ms  und  Punkt  K  dem  Punkt  Nsz 
Die  Geschwindigkeitshöhen  gleicher  Größe,  also  auch  die  mitt- 
leren (gestrichelt)  der  Ws -Linie  sind  demnach  um  den  wage- 
rechten Abstand  LMso  =  a  nach  rechts  gegen  die  ws  -Linie 
verschoben.  Die  Seilseite  Ns,  P.»,  der  Z-W-Linie  des  Schlecht- 
läufers hat  die  Mittelhöhe  Hs  Hso  Um  die  entsprechende  Ws- 
Linie  zu  erhalten,  zieht  man  im  Abstand  a  von  Hs  Hso  eine 
Senkrechte  und  durch  Hs  zur  Neigung  Sj^/oo  eine  Parallele,  die 
diese  Senkrechte  in  Hsz  schneidet.  I3urch  Hsz  legt  man  parallel 
zur  Ws- Linie  die  Ws7-L'nie,  für  die  man  von  Punkt  Ms  aus  in 
der  beschriebenen  Weise  die  Z-W-Linie  des  Schlechtläufers  bei 
Zusatzgeschwindigkeit  legt,  die  durch  den  Punkt  Nsz  (Fuß  der 
Steilrampe  geht).  Um  die  höher  gelegene  Wsz-Linie  zu  erhalten, 
wählt  man  zweckmäßig  die  mittlere  Geschwindigkeitshöhe  einer 
unverkürzten  Seilseite  zwischen  den  Endpunkten  K  und  L  der 
Sehne  hier  also  die  Seite  Ns,  und  Ps,.  Je  größer  die  Geschwin- 
digkeitshöhen sind,  umso  unempfindlicher  ist  die  Z-W-Linie 
gegen  die  Einwirkung  der  Krümmunes-  und  Windwiderstände. 
Eine  Berichtigung  der  Wsz-Linie  bezüglich  des  erhöhten  Wind- 
widerstandes infolge  der  größeren  Laufgeschwindigkeiten  ist 
nicht  erforderlich,  da  diese  Zunahmen  verhältnismäßig  gering 
sind. 

Sodann  zeichnet  man  aus  den  mittleren  Geschwindigkeits- 
höhen der  Wsz-Linie  die  Z-W-Linien  vom  Fuß  der  Steilrampe 
bis  an  das  Ende  des  Wagenantriebs  (12  m  von  der  Spitze).  Die 
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Z-W-Linie  auf  die  Länge  des  Wagenantriebs  erhält  man  da- 
durch, daß  man  für  die  Geschwindigkeitshöhe  CvBo  am  Ende  des 
Wagenantriebs  nach  den  vorherigen  Ausführungen  von  D  aus 
die  Tangente  bis  und  die  Sehne  bis   Gsz  des  parabolischen 

Anfangs  der  Z-W-Linie  zieht  und  an  diese  die  Parabel  legt. 
Sodann  zeichnet  man  an  die  Z-W-Linien  des  Schlecht-  und  des 
Gutläufers  die  gemeinsame  Tangente.  Die  Berührungspunkte 
Is/  und  J;;,  sind  die  Anfangspunkte  der  Pufferabstandslinien. 
Der  wagerechte  Abstand  beider  Pimkte  ist  gleich  dem  Wagen- 


Beschleunigung  ist  daher  p 


=        =  L15  m/Sek.'.  Nach 


Vm  _  3,63 
T  3,17 

diesen  Angaben  und  nach  dem  Gewicht  des  Wagens  wäre  die 
Größe  des  elektrischen  Antriebes  bei  einer  V^crwirklichung 
dieses  \'orsch!ag'es  zu  bemessen. 

c)  Erhöhung  des  Berges. 
In  ähnlicher  Weise  wie  die  Zusatzgeschwindigkeit  wird  auch 
das  Maß  der  Erhöhung  eines  zu  niedrigen  Berges  bestimmt. 


Chwerpunktsabstand  10  m  angenommen.  Die  Parallele  zu  dieser 


gemeinsamen  Tangente  durch  den  Pol  P  der  Parabel  H  = 


2  g' 


schneidet  auf  deren  Geschwindigkeitsachse  die  Zuführungsge- 
schwindigkeit Vo  ab.  In  diesem  Falle  ist  Vo  =  1,75  m/Sek.,  mit 
der  der  Wagenantrieb  bei  Bi  Ci  einsetzt.  Der  Geschwindigkeits- 
höhe Bs  Ca  entspricht  eine  Geschwindigkeit  V/  =r  4,5  m/Sek.  Der 
Elektromotor  hätte  also  auf  einem  Wege  von  Bi  B2  11.5m  den 
Schlechtläufer  von   Vo   —  1,75  m/Sek.  bis  V/  —  4,5  m/Sek.  zu 

beschleunigen.    Die  mittlere  Geschwindigkeit  ist  Vm  =  '^-iL'*'/' 

s       1  15 

=  3,63  m/Sek.  und  die  Zeit  ist  t  =—=  '-„-=  3,17Sekunden.  Die 

Um  d,Dd 


Man  zeichnet  zunächst  für  den  niedrigen  Gipfel  die  Puffer- 
abstandslinien des  Gut-  und  Schlechtläufers  so,  daß  der  Zeitab- 
stand an  der  Spitze  der  zuletzt  befahrenen  Weiche  4  Sekunden 
beträgt.  Die  Neigung  der  \'erbindungslinie  der  Parabelscheitel- 
punkte der  Z-W-Linien  bestimmt  die  Zuführungsgeschwindigkeit. 
Im  Beispiel  Abb.  5  wurde  sodann  die  Erhöhung  des  Berges  wie- 
der wie  vorhin  durch  die  Gerade  durch  Ms  und  Ns  die  in  den 
Punkten  Ms  und  Qs  von  der  Z-W-Linie  des  Gutläufers  bei 
niedrigem  Berge  4  Sekunden  Abstand  haben  und  durch  die  hierzu 
parallele  Sehne  gleicher  Länge  in  der  Z-W-Linie  des  entsprechen- 
den Schlechtläufers  bestim.mt.  Man  erhält  so  wieder  den  Schnitt- 
punkt Aj  der  erhöhten  Wsh-Linie,  durch  den  man  die  Wgh-Linie 
des  Gutläufers  parallel  zu  der  tiefergelegenen  W'iderstandslinie 
des  Gutläufers  legt.    Hierauf  zeichnet  man  für  die  beiden  w- 
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Linien  die  Pufferabstandslinien  zunächst  zwischen  den  Fußpunkt 
der  Steilrampe  und  der  Spitze  der  letzten  Weiche.  Diejenige 
des  Schlechtläufers  geht  durch  die  Punkte  Ms  und  Nsz,  die  des 
Gutläufers  verläuft  von  an  unterhalb  der  entsprechenden  bei 
niedrigem  Gipfel,  da  im  Gegensatz  zu  dem  kleineren  Berg 
mit  Wagen  antrieb,  durch  den  nur  die  w  s -Linie  des 
Schlechtläufers  erhöht  wird,  bei  erhöhtem  Gipfel 
beide  w-Linien  gehoben  werden.  Sodann  zeichnet  man  von 
Nsh  unU-  Ng  aus  die-. Endtangente  der  parabolischen  Z-W-Linien 
derSteilrampe  bestimmt  dieScheitelpunkteunderhältdurch  die  Ver- 
bindung die  Zuführungsgeschwindigkeit,  die  hier  Vo  =0,7  m/Sek. 
also  mehr  als  0,6  m/Sek.  ist.  Eine  etwas  höhere  Zuführu'-g':- 
geschwindigkeit  (vo  —  0,8)  würde  erzielt  werden,  wenn  man 
durch  Punkt  Nsz  ebenso  wie  Ms,  beide  im  Abstand  4  Sekunden 


von  der  Z-W-Linie  des  Gutläufers,  bei  niedrigem  Berge  die 
Z-W-Linie  des  Schlechtläufers  legen  würde.  Der  Berg  würde 
dann  etwas  höher  werden.  Infolgedessen  sind  auch  die  zuge- 
hörigen Pufferabstandslinien  durch  Ms  und  etwas  flacher  und 
verlaufen  unterhalb  der  vorher  aufgezeichneten. 

Nach  dieser  Ermittlung  ist  der  Berg  noch  daraufhin  nachzu- 
prüfen, ob  er  nicht  so  hoch  ist,  daß  die  schnellsten  Gutläufer  bei 
einer  Laufgeschwindigkeit  von  mehr  als  6  m/Sek.  nicht  mehr  mit 
Sicherheit  in  den  Richtungsgleisen  aufgefangen  werden  können 
Gegebenenfalls  ist  nach  denselben  Gesichtspunkten  ein  Sommer 
berg  anzulegen.  Hierbei  sind  die  Widerstandszahlen  für  den 
guten  und  schlechten  Läufer  nach  den  ungünstigsten  Witterungs- 
verhältnissen dieser  Jahreszeit  anzunehmen. 

(Fortsetzung  folgt.) 


DIE  VERKEHRSLAGE  BREMENS 


VOIsr  DR.-ING.  CONRAD  HERRMANN,  OSNABRÜCK 

(Fortsetzung) 


Die  Kosten  des  Kanals  sind  unter  Zugrundelegung  von  Vor- 
kriegspreisen auf  rund  224  Millionen  und  die  jährlichen  Auf- 
wendungen für  Verzinsung,  Abschreibung  und  Unterhaltung  auf 
etwa  14,5  Millionen  M.  veranschlagt.  Die  jährlichen  Aufwen- 
dungen sollen  allerdings  etwa  zur  Hälfte  aus  dem  Erlös  der 
elektrischen  Kraft  gedeckt  werden,  die  die  im  Entwurf  vorge- 
sehenen Talsperren  *)  in  Höhe  von  230  bis  350  Millionen  Kwh. 
liefern  sollen.  Unter  diesen  Voraussetzungen  haben  Sympher 
und  Helmershausen  berechnet,  daß  der  Kanal  mit  der  Eisenbahn 
wettbewerbsfähig  wäre,  da  der  Tarif  auf  dem  Wasserwege  sich 
etwa  20  %  billiger  stellen"  würde  als  die  Eisenbahnfracht. 

In  verkehrlicher'  Beziehung  würde  der  Kanal  eine  besondere 
Bedeutung  dadurch  gewinnen,  daß  er  südlich  unter  Benutzung 
des  schon  vorhandenen,  aber  sehr  veralteten  Ludwig-Kanals  bis 
zur  Donau  (bei  Kehlheim)  verlängert  werden  kann. 

Betrachtet  man  den  Kanalentwurf  vom  bremischen  Stand- 
punkte aus,  so  wird  man  sagen  müssen,  daß  eine  Angliederung 
des  industriereichen  Thüringen  und  des  kalireichen  Werragebie- 
tes  dem  Weserhafen  zweifellos  großen  Nutzen  bringen  wird, 
andererseits  wird  dieser  Vorteil  aber  dadurch  eine  gewisse  Ein- 
schränkung erfahren,  daß  der  Rhein  mit  dem  kanalisierten  Main 
in  gewissem  Umfange  verkehrsabziehend  auf  das  für  Bremen 
neu  erschlossene  Hinterland  wirken  wird.  Der  eigentliche  Grund, 
weshalb  Bremen  gleichwohl  für  die  Kanalisierung  der  Werra 
eingetreten  ist  und  sich  auch  finanziell  an  den  Kosten  für  die 
Vorarbeiten  beteiligt  hat,  ist,  wie  der  „Syndikus  des  Norddeut- 
schen Lloyd,  Assessor  Hermann  Michelau,  in  einem  Vortrage 
erwähnte,  ,, darin  zu  suchen,  daß  Vorbedingung  für  die  Durch- 
führung sowohl  der  Werra-Kanalisierung  wie  des  Werra-Main- 
Kanals  die  Anlage  weiterer  großer  Talsperren  in  den  Quell- 
gebieten der  Werra  und  Fulda  ist.  Man  hofft  in  diesen  neuen 
Talsperren  rund  700  Millionen  Kubikmeter  Wasser  aufspeichern 
zu  können  und  dadurch  den  Wasserstand  der  Weser  oberhalb 
Minden  um  etwa  80  cm,  unterhalb  Minden  um  etwa  50  cm  auf- 
zubessern. Trotzdem  das  Fahrwasser  der  Weser  selbst  dann 
nicht  genügen  wird,  um  den  Uebergang  vollbeladener  Kanal- 
kähne auf  die  Weser  jederzeit  sicherzustellen,  so  ist  doch  jede, 
auch  die  geringste  Erhöhung  ihrer  Wasserführung  freudig  zu  be- 
grüßen, da  jede  10  cm  Fahrtiefe  mehr  eine  Mehrladung  von 
etwa  40  t  für  den  Weser-  oder  Kanalkahn  bedeuten." 

Man  erkennt  aus  dieser  Aeußerung,  die  als  autoritativ  ange- 
sehen werden  kann,  daß  Bremen  vom  verkehrstechnischen 
Standpunkt  größeren  Wert  auf  die  Verbesserung  der  Weser  als 
auf  eine  Wasserstraßenverbindung  mit  Main  und  Donau  legt. 
Man  wird  diese  Auffassung  begreifen,  denn  tatsächlich  müßte 
der  Betrieb  auf  dem  Werra-Main-Kanal  fast  ganz  abgabefrei 
sein,  wenn  verhindert  werden  sollte,  daß  Rhein  und  Main  ver- 
kehrsentziehend auf  das  Hinterland  Bremen  einwirken. 

Ein  anderer  Plan,  die  Weser  unter  Benutzung  der  kanali- 
sierten Fulda  über  Cassel,  Marburg,  Gießen  und  Frankfurt  mit 
dem  Main  zu  verbinden  (Fulda-Main-Kanal),  kann  i:n  Vergleich 
mit  dem  Werra-Main-Kanal  sowohl  aus  rein  technischen  wie 
auch  aus  verkehrstechnischen  Gründen  nur  weniger  günstig  be- 
urteilt werden.  Technisch  ist  die  Ausführungsmöglichkeit  durch 
die  Natur  noch  mehr  erschwert  als  beim  Wcrra-Main,-Kan;il.  Eine 
endgültige  Linienführung  ist  zwar  noch  nicht  projektiert,  aber 
es  ist  sicher,  daß  die  Scheitelhaltung  noch  höher  zu  liegen  käme 
als  bei  dem  eben  besprochenen  Plane,  und  daß  also  auch  die 
Zahl  der  Schleusen  eine  erheblich  größere  werden  müßte.  (Der 
südliche  Abstieg  würde  auch,  abgesehen  v(ni  der  höheren 
Scheitelhaltung,  stärker  sein  müssen,  denn  Frankfurt  a.  M.  liegt 
tiefer  als  Bamberg.)     Verkehrstechnisch   ist  einzuwenden,  daß 

*)  Vorgesehen  sind  im  ganzen  9  Talsperren  und  zwar  in  der  Itz  (Main- 
Gebiet),  in  der  Werra,  Schleuse,  Hasel,  Felda,  Ulster  (Werra-Gebiet)  und  in  der 
Fulda,  Schwaliii  und  Orke  (Fulda-Gebiet)  'mit  einem  Stauinhalt  von  zusammen 
10  Millionen  cbm. 


der  Fulda-Main-Kanal  industrielle  bedeutsame  (iebiete  nicht  er- 
schließen könnte,  jedenfalls  keine,  die  mit  Thüringen  zu  verglei- 
chen wären.  Das  wichtigste  Gelände  in  dieser  Hinsicht  wird 
dasjenige  westlich  und  nördlich  von  Gießen  sein  (Wetzlar  bis 
Lollar),  das  ist  aber  durch  die  Lahn  bereits  fest  mit  dem  Rhein 
verknüpft.  Betrachtet  man  es  ferner  als  die  Aufgabe  einer 
Weser-Main-Verbindung  mit  dem  Rhein  und  damit  den  auslän- 
dischen Nordseehäfen  in  Wettbewerb  zu  treten,  so  erscheint  es 
selbstverständlich,  daß  diese  Aufgabe  um  so  eher  erfülbar  sein 
wird,  je  weiter  östlich  eine  von  Norden  kommende  Wasserstraße 
den  Main  treffen  wird.  Auch  in  dieser  Beziehung  würde  also 
der  Werra-Main-Kanal  den  Vorzug  verdienen,  zumal  er  außer- 
dem den  Anschluß  an  die  Donau  erleichtern  würde. 

Beide  Pläne  haben  gemeinsam,  daß  der  W^eser  in  ihrem  Ran- 
zen Laufe  von  Hann. -Münden  bis  zur  Nordsee  eine  wesentliche 
Aufgabe  als  nördliches  Teilstück  der  großen  N.-S. -Verbindung,' 
zugedacht  ist.  Aus  der  .Verwirklichung  dieser  Entwürfe  würde 
also  Bremen  als  Seehafenendpunkt  auf  alle  Fälle  gewisse  Vor- 
teile ziehen.  Dieser  Nutzen  für  Bremen  würde  mehr  oder  weni- 
ger in  Frage  gestellt  werden,  wenn  die  W^eser  als  Bindeglied 
eines  großen  N-S-Wasserweges  ausgeschaltet  wird,  wie  das  bei 
zwei  Entwürfen  aus  neuerer  Zeit  der  Fall  ist. 

Oberbaudirektor  Dr.-Ing.  Rehder  schlägt  in  seinem  Ent- 
wurf für  ein  mitteldeutsches  Wasserstraßennetz  vor,  die  Leine 
etwa  von  Eichenberg  ab  bis  zur  Mündung  der  Innerste  bei 
Sarstedt  zu  kanalisieren.  Nach  Süden  würde  dieser  Leinelianal 
ein  Verbindungsstück  bis  Witzenhausen  an  die  Werra  erhalten 
und  seine  Fortsetzung  dann  im  Werra-Main-Kanal  durch  eine 
Verbindung  zwischen  Sarstedt  und  Lehrte  an  den  Mittelland- 
kanal angeschlossen  werden.  Der  Weg  zu  den  deutschen  Nord- 
seehäfen sollte  dann  durch  den  schon  erwähnten  Nord-Süd- 
Kanal,  der  das  Kernstück  des  Rehderschen  Entwurfes  bildet, 
geschaffen  werden. 

Prof.  O.  Franzius-Hannover  hat  den  Rehderschen  Entwurf 
insofern  verbessert,  als  er  die  wenig  begründete  Knotenpunkt- 
zersplitterung Hannover — Lehrte — Ohof  (nördlich  von  Braun- 
schweig) beseitigt  und  einen  einheitlich  zusammengefaßten 
Knotenpunkt  in  unmittelbarer  Nähe  von  Hannover  schafft.  D.'e 
Kanalisierung  der  Leine  würde  dann  also  nicht  nur  bis  Sarstedt, 
sondern  bis  Hannover  selbst  durchgeführt  werden.  Die  nörd- 
liche Fortsetzung  würde  dann  ein  neuer  Nord-Süd-Kanal  bilden, 
der  nach  dem  Entwurf  von  Franzius  wpiter  westlich  als  der 
Rehdersche  Nord-Süd-Kanal  über  Celle  und  Munster  die  Elbe 
unmittelbar  oberhalb  Hamburgs  erreichen  würde.  An  derselben 
Stelle  wie  dieser  Nord-Südkanal  soll  nach  Prof.  O.  Franzius  ein 
neuer  Kanal  in  fast  genau  nördlicher  Richtung  den  Mittelland- 
kanal verlassen,  etwa  dem  Tal  der  Wietze  (linker  Nebenfluß 
der  Aller)  folgen,  die  Aller  selbst  überschreiten  und  dann  in 
nordwestlicher  Richtung  auf  den  von  Oberbaurat  Höch  entwor- 
fenen sog.  Hoyaer-Kanal  bei  Armsen  stoßen.  Von  hier  aus 
würde  der  Weg  nach  Bremen  dadurch  gefunden  werden,  daß  die 
Schiffe  von  Armsen  ab  den  Hoyaer  Kanal  gewissermaßen  in 
Gegen-Ziel-Richtung  bis  Hoya  und  von  hier  den  gleichfalls  von 
Höch  entworfenen  Abstiegkanal  bis  Bremen  benutzen. 

Beide  Entwürfe  —  von  Rehder  und  Franzius  —  weisen  den 
allgemeinen  verkehrlichen  Vorteil  auf,  daß  die  Schiffe,  die  den 
gidßen  Nord-Süd-\\' eg  benutzen,  zwischen  zwei  großen  Seehäfen 
w  ä  h  1  e  11  können.  Für  Bremen  selbst  wandelt  sich  dieser  \'or- 
zug  naturgemäß  in  das  Ge.erenteil  um.  denn  es  wird  Bremen  dr- 
durch  mit  seinem  mächtigsten  deutschen  Nebenbuhler  Hamburg 
ein  Wettbewerbskampf  aufgenötigt,  der  ihm  erspart  bliebe,  wenn 
es  selbst  als  natürlicher  Endpunkt  die  große  Nord-Süd-\\'asser- 
straße  beherrschen  würde.  Der  Wasserweg  von  Hannover  nach 
Hamburg  würde  voraussichtlich  (wenn  die  Tarifbildung  dem 
nicht  entgegenwirkt)  günstiger  sein  als  der  umständlichere  und 
schleusenreichere  Weg  nach  Bremen.    Es  bestände  also  die  Ge- 
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fahr,  daß  der  Verkehr  Bremens  mit  seiner  wichtigsten  Hinter- 
landsstadt Hannover  eine  nicht  unerhebliche  Einbuße  erleiden 
könnte. 

Im  allgemeinen  scheint  der  Kampf  um  die  verschiedenen 
Linien  des  großen  Nord-Süd-Wasserweges  noch  wenig  geklärt 
zu  sein,  zumal  die  letzten  Vorschläge  erst  neueren  Datums  sind. 
Schon  aus  diesem  Grunde  wird  der  alte  Plan  einer  Weser-Werra- 
Main-Verbindung  mehr  Aussicht  auf  Erfolg  haben,  da  die  Vor- 
arbeiten hierfür  schon  ziemlich  weit  gediehen  sind.  Seit  Oktober 
1920  hat  das  Reichsverkehrsministerium  die  vom  Werra-Kanal- 
Verein  eingeleiteten  Vorarbeiten  übernommen  und  sich  bereit 
erklärt,  %  der  Kosten  dafür  zu  tragen.  Die  Gefahr  für  Bremen, 
unter  Umständen  einen  weniger  günstigen  Weg  nach  dem  Süden 
zu  erhalten  als  Hamburg,  wird  daher  nicht  allzu  hoch  einge- 
schätz  werden  dürfen.  Nachdem  sich  ferner  die  verschiedenen 
Interessenten,  u.  a.  auch  Hannover,  auf  den  Hansa-Kanal 
geeinigt  haben,  wird  man  zunächst  die  weiteren  Projekte  für 
eine  Nord-Süd-Verbindung  nördlich  des  Mittellandkanals  zu- 
rückstellen. Dadurch  wird  voraussichtlich  die  Weser  von  selbst 
mehr  in  den  Vordergrund  treten,  und  man  wird  endlich  dazu 
übergehen,  auch  diesen  Strom  durch  Kanalisierung  für  die  Groß- 
schiffahrt geeignet  zu  machen. 

Im  Interesse  des  bisher  so  stark  vernachlässigten  Bremen 
wäre  eine  Erfüllung  dieser  alten  Forderung  sehr  zu  begrüßen. 

III  b.  Die  Eisenbahnen. 

1.    Die    geschichtliche    Entwicklung    der  deut- 
schen  Eisenbahnen    in   bezug    auf    die   in-  und 
ausländischen  Nordseehäfen. 

Wenn  früher  (S.  46)  die  Ebene  in  verkehrlicher  Beziehung 
mit  dem  Meere  verglichen  und  als  tertium  comparationis  die 
Behauptung  aufgestellt  wurde,  daß  sich  auch  in  der  Ebene  der 
Verkehr  fast  ungehindert  nach  allen  Seiten  hin  ausdehnen  kann, 
so  konnte  dabei  selbstverständlch  nicht  in  erster  Linie  an  die 
W'asserstraßen  gedacht  werden,  die  doch,  ob  sie  nun  von  der 
Natur  gegeben  oder  durch  die  Technik  hergestellt  sein  mögen 
—  immer  stark  an  die  geographischen  Gegebenheiten  gebunden 
sind;  das  Bild  trifft  vielmehr  erst  dann  in  größerem  Maße  zu, 
wenn  man  an  das  stark  verzweigte,  engmaschige  Eisenbahnnetz 
denkt,  von  dem  heute  die  Kulturländer  der  alten  Welt  so  dicht 
übersponnen  werden,  weil  die  Schienenwege  eben  die  ihr  von  der 
Xatur  entgeRengcstelltcn'  Hindernisse  viel  eher  und  viclfältiRcr 
überwinden  können,  als  das  den  Wasserstraßen  möglich  ist. 

Vermöge  der  von  ihr  entwickelten  Geschwindigkeit  hat  es 
die  Eisenbahn  erreicht,  die  Entfernung  zweier  Orte  in  ihrer 
Relativität  auf  die  Bcfördcrungszeit  zu  verkürzen,  diese  beiden 
Orte  also  in  verkehrlicher  Beziehung  einander  näher  zu  bringen. 
Betrachtet  man  die  Seehäfen  als  Anfangs-  und  Endpunkte  des 
binnenländischen  Verkehrs,  was  sie  für  den  Güteraustausch  mit 
Uebersee  auch  tatsächlich  sind,  so  ergibt  sich  für  sie  die  Folge- 
rung, daß  sie  vermöge  der  Eisenbahnen  in  der  Lage  sind,  ihre 
Verkehrsbeziehungen  fast  unbegrenzt  tief  ins  Binnenland  hinein, 
bis  in  früher  für  den  Verkehr  kaum  erschlossene  Gebiete,  ja  so- 
gar bis  hoch  in  die  Gebirge  hinauf  auszudehnen,  während  an- 
dererseits selbst  die  kleinsten  menschlichen  Siedelungen  die 
Möglichkeit  haben,  an  den  Vorteilen  des  Weltverkehrs  teilzu- 
nehmen. In  Deutschland  ist  z.  B.  das  Eisenbahnnetz  so  dicht, 
daß  es  keinen  bewohnten  Ort  gibt,  der  mehr  als  30  km  von 
einem  Schienenwege  entfernt  liegt.*) 

Die  gegenseitige  Förderung  von  Seehäfen  und  Eisenbahnen 
scheint  sich  also  schon  aus  diesen  Fähigkeiten  der  Esenbahn  fast 
mit  Naturnoiwendigkeit  zu  ergeben,  wenn  auch  der  Grad  des 
Aufeinander-Angewiesenseins  für  die  einzelnen  Seehäfen  sehr 
verschieden  ist.  Rotterdam,  dessen  Umschlagvcrkehr  sich  zu 
etwa  90  %  zwischen  See-  und  Binnenschiff  vollzieht,  ist  natur- 
gemäß bedeutend  weniger  auf  die  Eisenbahnen  angewiesen  als 
z.  B.  Hamburg,  an  dessen  Binnenverkehr  die  Eisenbahnen  unge- 
fähr den  gleichen  Anteil  haben  wie  die  Binnenwasserstraßen, 
während  Bremen  sogar  für  etwa  80  %  seines  Verkehrs  mit  dem 
Hinterlande  auf  die  Eisenbahnen  angewiesen  ist.  Die  Ursache 
dafür,  daß  die  von  und  nach  den  Weserhäfen  gehenden  Güter, 
auch  die  Massengüter,  vorzugsweise  den  Schienenweg  benutzen, 
ist  nur  darin  zu  suchen,  daß  Bremen,  wie  im  vorhergehenden  Ab- 
schnitt gezeigt  ist,  über  ausreichende  Wasserstraßen  nicht  ver- 
fügt. Dagegen  ist  bei  Bremen  das  Ueberwiegen  des  Seehafen- 
Eisenbahn-Verkehrs  nicht  etwa  —  wie  das  bei  Antwerpen  der 
Fall  ist  —  darin  begründet,  daß  die  Eisenbahnen  planmäßig 
daraufhin  angelegt  sind,  den  natürlichen  Anfangs-  und  Endpunkt 
des  Seehafenverkehrs  zu  bilden. 

Das  deutsche  Eisenbahnwesen  hat  in  den  Aufänsen  seiner 
Kntstehung  überhaupt  wenig  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der 
deutschen  Seehäfen  genommen,  was  schon  darin  begründet  ist, 
daß  es  sich  zentral  aus  der  Mitte  heraus  entwickelt  hat,  nicht 
peripherisch  von  der  Küste  her  oder  wenigstens  an  der  Küste 
entlang  wie  die  großen  Landwege  in  Westdeutschland.  An  sich 
hätte  jene  Entwcklung  für  die  deutschen  Nordseehäfen  noch 
nicht  nachteilig  zu  sein  brauchen,  sie  wurde  es  aber  dadurch, 

*)  Langenbeck:    „Geschichte  des  deutschen  Handels"  Teubner,  Berlin  1909. 


daß  man  die  Ineressen  von  Bremen  und  Hamburg  teils  plan- 
mäßig, teils  aus  Mangel  an  rechtzeitiger  und  besserer  Erkenntnis 
der  Bedeutung  der  Seehäfen,  zurücksetzte.  Der  große  Gedanke 
eines  Friedrich  List,  der  ein  nationales  Transportsystem  für 
ganz  Deutschland  entwickeln  wollte,  blieb  den  meisten  fremd, 
viele  standen  diesen  Plänen  sogar  mit  unverhohlener  Feindselig- 
keit gegenüber.  Man  fürchtete  von  den  Eisenbahnen  das,  was 
was  man  späer  auf  ihr  Erfolgkonto  anrechnete,  daß  sie  nämlich 
vermöge  ihrer  Fähigkeit,  große  Entfernungen  schnell  zu  über- 
winden, die  einzelnen  Staaten  einander  näher  bringen  könnten, 
daß  sie  die  Grenzen  der  Einzelländer  zusammenschrumpfen  las- 
sen würden,  und  daß  sie,  was  besonders  gefährlich  erschien,  am 
linde  gar  die  Aufrechterhaltung  der  Zollschranken  erschweren 
und  dadurch  die  Hoheitsgewalt  der  vielen  Duodezfürsten  und 
ihre  Einnahmen  schmälern  könnten.  Jedes  ,,Stäätchen"  mußte 
seine  eigenen  ,,Bähnchen"  haben,  durchgehende  Strecken  konnten 
meist  nur  ganz  allmählich  und  stückweise  zusammengeflickt  wer- 
den. Bei  jeder  neuen  Linie  wurde  ängstlich  gefragt  und  unter- 
sucht, ob  sie  auch  ja  nicht  etwa  dem  bösen  Nachbarn  mehr 
nützen  könnte  als  dem  eigenen  Ländchen.  Daß  bei  einer  der- 
aitigen  Auffassung  die  Hansestädte  schon  grundsätzlich  in  einer 
schwierigen  Lage  sein  mußten,  erscheint  selbstverständlich,  denn 
sie  waren  selbständige  Staaten,  die  aber  im  \'ergleich  zu  ihrer 
Bedeutung  nur  über  ganz  geringe  Landflächen  verfügten.  Ueber- 
schritten  die  von  ihnen  ausgehenden  Verkehrswege  die  hansea- 
tischen Landesgrenzen,  so  befanden  sie  sich  eben  auf  fremdem 
Boden  und  waren  von  fremder  Macht  abhängig. 

Die  Stellung  der  einzelnen  Staaten  zu  den  großen  Verkehrs- 
fragen war  allerdings  verschieden.  Am  engherzigsten  und  kurz- 
sichtigsten erwies  sich  aber  Hannover,  und  gerade  durch  dieses 
damalige  Königreich  mußten  ja  die  großen  Nordsüdwege  von 
den  Hansestädten  ins  deutsche  Hinterland  gehen.  Erinnert  man 
sich  aus  der  früheren  geographischen  Darstellung  der  norddeut- 
deutschen  Tiefebene,  daß  die  Gegend  von  Hannover  (an  einen 
einzelnen  Punkt  darf  dabei  allerdings  nicht  gedacht  werden)  ge- 
wissermaßen das  Nordkap  der  deutschen  Alittclstbirge  dar- 
stellte, so  ergibt  sich  daraus,  daß  die  große,  am  Rand  der  Mittel- 
gebirge entlang  streichende  W-O-Verbindung,  die  „innerste 
Küstenbahn"  Hannover  berühren  muß.  Betrachtet  man  ferner 
die  Lage  Hannovers  vor  der  von  der  Leine  erschlossenen  han- 
noverschen Bucht,  so  ergibt  sich,  daß  Hannover  auch  der  Sam- 
melpunkt für  die  großen  von  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  aus- 
gehenden N-S-Verbindungen  hätte  werden  müssen,  denn  diese 
konnten,  wenn  sie  nicht  große  Umwege  östlich  um  den  Harz 
oder  westlich  um  das  W^esergebirge  machen'  wollten,  nur  das 
Leinetal  über  Hannover  in  der  Richtung  auf  Cassel — Frankfurt — 
Basel  benutzen.  Diese  großen  Wege  fanden  sich  bereits  auf  der 
von  List  im  Jahre  1833  aufgestellten  Karte,  die  allerdings  nur 
schematisch  die  wichtigsten  Eisenbahnverbindungen  in  geraden 
Strichen  aufweist,  unter  anderem  den  W-O-Weg  Cöln — Minden 
—  Hannover — Braunschweig — Magdeburg — Berlin,  ferner  den 
N  -  S  -  Weg  Lübeck — Bremen — Hannover — Cassel — Frankfurt — 
Karlsruhe — Basel.  iMne  unmittelbare  Verbindung  Hannover — ■ 
Hamburg  fehlt  dagegen  bei  List,  und  es  mag  dahingestellt  blei- 
ben, ob  der  Grund  für  diese  Lücke  darin  zu  suchen  ist,  daß  List 
das  östliche  Hinterland  des  Deutschen  Reiches  an  Hamburg,  das 
westliche  dagegen  einschließlich  Hannover  an  Bremen  verweisen 
wollte,  oder  ob  er  bei  der  bekannten  Verkehrsfeindlichkeit  Han- 
novers damit  rechnete,  daß  eine  unmittelbare  Verbindung  Hanno- 
ver— Hamburg  in  absehbarer  Zeit  doch  nicht  hergestellt  würde. 
Der  Listsche  Plan  wäre  also  auf  alle  Fälle  für  Bremen  vorteilhaft 
gewesen,  wenn  er  auch  selbsvcrständlich  init  wachsendem  Ver- 
kehr hätte  sinngemäß  weiter  ausgebildet  werden  müssen. 

Die  tatsächliche  Entwicklung  wurde  aber  eine  andere.  Schon 
die  erste  größere  Eisenbahnlinie,  die  in  Westdeutschland  gebaut 
wurde,  diente  einem  fremden  Hafen:  Antwerpen. 

Belgien  hatte  sch(jn  im  Jahre  1839,  nicht  lange  nach  seiner 
politischen  Trennung  von  den  Niederlanden  (1830)  damit  be- 
gonnen, seinen  eigenen  Hafen  gegenüber  den  holländischen  Häfen 
Amsterdam  und  Rotterdam  zu  fordern.  Ein  \\'ettbewerb  auf  dem 
Wasserwege  war  gegeiuiber  diesen  Rheinhäfen  naturgemäß 
kaum  möglich.  Daher  iniil'ite  Antwerpen  einen  leistungsfähigen 
Schienenweg  in  sein  wichtigstes  Hinterland  West-Deutsch- 
land erhalten.  BelKieii  h.iiite  aus  diesem  wohl-durchdachten 
(irundedie  \^erbiiv(luiiK  Aii'^^'^^rpen-Herbcsthal  (Deutsche  frrcnze). 
Hier  stieß  dann  die  ivheinische  Eisenbahn  von  Köln  riber  Aachen 
an  das  belgische  Netz.  Die  durchgehende  Strecke  Antwerpen — 
Köln  wurde  bereits  am  1.5.  Oktol)er  \^\'\  in  Betrieb  genommen.  Sie 
fand  später  ihre  Fortsetzung  auf  der  rechten  Rheinseite  in  der 
erst  im  Jahre  1843  konzessionierten  Köln-Mindener  Bahn,  die  ihre 
Teilstrecken  Deutz — Düsseldorf  i.  J.  1845,  Düsseldorf — Duisburg 
1846  und  Duisburg — Hannover — Minden  1847  eröffnete.  Daß  diese 
Bahnen  den  Einfluß  Antwerpens  auf  das  rechtsrheinische 
deutsche  Hinterland  wesentlich  verstärkten,  wird  nicht  ohne  wei- 
teres angenommen  werden  können,  denn  sie  wurden  ja  von  der 
rheinischen  und  belgischen  Bahn  (Köln-.A.ntwerpen)  durch  den 
Rhein  getrennt,  eine  Rheinbrücke  bei  Köln  gab  es  ja  noch  nicht. 
Dieser  Umstand  kam  naturgemäß  der  Rheinschiffahrt  zu  gute, 
die  den  sowieso  notwendigen  Trajektumschlag  benutzte,  um  die 
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Waren  auch  gleich  auf  ihre  Schiffe  zu  ziehen.  Den  Vorteil  davon 
hatten  für  die  Ausfuhrgüter  die  holländischen  Rheinhäfen. 

Andererseits  ist  es  mit  auf  diese  geschickte  und  tatkräftige 
V'erkehrspolitik  Belgiens,  die  in  Deutschland  kein  Gegengewicht 
fand,  zurückzuführen,  daß  die  Köln-Mindener  Bahn  eine  ihrer 
ursprünglichsten  Aufgaben,  niunlich  Bremen  zum  Kin-  und  Aus- 
fuhrhafen Westdeutschlands  zu  erheben,  nicht  erfüllen  konnte. 
Die  Bahn  endete  in  Minden  Der  Zustand  der  Weser  war  viel 
zu  schlecht,  als  daß  der  Wasserweg  eine  vollwertige  Verlängerung 
des  Schienenweges  bis  zum  Seehafen  hätte  bilden  können,  die 
Eisenbahnverbindung  Minden — Bremen  fehlte,  und  der  Rhein 
übte  auf  die  sowieso  näher  liegenden  Plätze  Rheinland-West- 
falens eine  stärkere  Anziehungskraft  aus  als  die  Weser. 

Ein  weiterer  Nachteil  für  Bremen  kam  dazu,  als  die  Köln- 
Mindener  Bahn  im  Jahre  1856  in  eine  Art  Interessengemeinschaft 
mit  der  Niederländischen  Rheineisenbahn-Gesellschaft  eingetre- 
ten war.  Sie  baute  in  diesem  Jahre  die  Strecke  Oberhausen — 
Dinslaken — Emmerich — Elten  (holländische  Grenze)  und  verpach- 
tete den  Betrieb  auf  dem  Schlußstück  Emmerich — Elten  an  die 
niederländische  Gesellschaft.  Die  Köln-Mindener  Bahn  verfolgte 
dabei  den  Zweck,  den  großen  Rotterdamer  Durchgangsverkehr 
auf  ihre  Schienen  zu  ziehen.  Das  ursprüngliche  Bestreben,  Bre- 
men zu  fördern,  war  also  schon  sehr  bald  in  den  Hintergrund 
getreten. 

Einige  Jahre  später,  1859,  verband  dann  die  Köln-Mindener 
Bahn  ihr  Netz  unmittelbar  mit  der  Rheinischen  Bahn,  indem  sie 
die  Deutz-Kölner  Rheinbrücke  baute  und  damit  einen  durch- 
gehenden Eisenbahnverkehr  von  Rheinland-Westfalen  nach  dem 
belgischen  Hafen  ermöglichte.  Daß  der  westfälische  Industrie- 
bezirk jetzt  auch  für  die  reine  Eisenbahnbeförderung  strecken- 
kilometrisch  günstiger  zu  Antwerpen  als  zu  Bremen  lag,  war 
jedoch  weniger  Schuld  der  Köln-Mindener  Eisenbahn,  als  Han- 
novers, das  mit  allen  Mitteln  die  Herstellung  des  kürzeren 
Weges  Minden-Bremen  verhinderte,  der  z.  B.  von  Preußen  vorge- 
schlagen war.  Die  Königlich  Hannoversche  Staatsregierung  be- 
fürchtete aber,  daß  der  Verkehr  von  Bremen  nach  Cassel-Frank- 
furt die  Königliche  Residenzstadt  umgehen  und  seinen  Weg  über 
Minden  wählen  könnte,  wenn  eine  unmittelbare  Verbindung  Bre- 
men— Minden  geschaffen  würde.  Logischerweise  hätte  sie  dann 
wenigstens  die  neue  Linie  unmittelbar  von  Bremen  über  Hanno- 
ver ins  Leinetal  legen  müssen.  Bremen  hätte  dann  wenigstens 
eine  einwandfreie  N-S-Verbindung  erhalten,  wenn  die  Verbindung 
nach  Westfalen  dadurch  allerdings  auch  nicht  verkürzt  worden 
wäre.  Aber  der  Königlich  Hannoversche  Hof  duldete  es  nicht, 
daß  solche  Schmutz,  Qualm  und  Lärm  verbreitenden  Ungetüme, 
wie  es  die  Eisenbahnen  waren,  durch  die  Residenz  geführt  wur- 
den. Sie  mußten  sich  möglichst  weit  davon  entfernt  halten,  und 
so  entstanden  die  unglücklichen  Knotenpunkte  Wunstorf  und 
Lehrte  westlich  und  östlich  neben  Hannover.  Der  Verkehr  aus 
Rheinland-Westfalen  nach  Bremen  mußte  infolgedessen  den  LTm- 
weg  über  Wunstorf  machen.  Selbstverständlich  ging  die  hanno- 
versche Regierung  auch  nicht  auf  den  Vorschlag  der  Köln- 
Mindener  Bahn  ein,  durch  Tariferleichterungcn  die  Uneunst  der 
Linienführung  zum  Vorteil  Bremens  wenigstens  in  etwas  aus- 
zugleichen. Was  lag  ihr  schließlich  an  Bremen!  Die  Rheinische 
Eisenbahngesellschaft  hatte  dagegen  frühzeitig  Tarifermäßigun- 
gen für  durchgehende  Züge  mit  dem  belgischen  Staate  vereinbart 
zugunsten  Antwerpens!  Es  ist  nicht  zu  verwundern,  daß  unter 
diesen  Umständen  die  Köln-Mindener  Eisenbahn  schließlich 
größeren  Wert  auf  den  Verkehr  mit  Holland  als  auf  den  Güter- 
austausch mit  Bremen  unter  Vermittlung  der  schwerfälligen 
hannoverschen  Staatsbahn  legte. 

So  kam  es,  daß  das  Verhältnis  der  Beförderungskosten  zwi- 
schen dem  Rheinisch-Westfälischen  Verkehrsgebiete  und  den 
deutschen  Nordseehäfen  einerseits  und  den  belgisch-holländischen 
Plätzen  andererseits  bedeutend  ungünstiger  wurde,  als  es  von 
Natur  notwendig  gewesen  wäre.  Ja,  man  kann  wohl  sagen,  daß 
jahrzehntelang,  mindestens  bis  1873,  ein  Wettbewerb  der  deut- 
schen Seeplätze  mit  diesen  ausländischen  Häfen  im  wichtigsten 
deutschen  Hinterlande  —  Rheinland-Westfalen  —  überhaupt  un- 
möglich war.  Dieser  unglückliche  Zustand  verbesserte  sich  erst, 
als  die  Köln-Mindener  Eisenbahn  in  den  Jahren  1870/73  die  Ver- 
bindung Wanne — Bremen  über  Münster  und  Osnabrück  und  im 
At;schluß  daran  die  Strecke  Bremen — Harburg  baute,  die  am 
1.  Juni  1874  in  Betrieb  genommen  und  mit  der  bereits  1872 
gebauten  Linie  Harburg — Hamburg  zusammengestoßen  wurde. 

Also  erst  im  Jahre  1874  besaßen  die  deutschen  Nordseehäfen 
eine  wettbewerbsfähige  Verbindung  mit  dem  westlichen  Indu- 
striegebiet, während  Antwerpen  schon  31,  Rotterdam  und 
Amsterdam  18  Jahre  früher  über  eine  solche  verfügten,  wobei 
zu  berücksichtigen  ist,  daß  gerade  die  holländischen  Häfen  auf 
den  Schienenweg  ins  deutsche  Industriegebiet  gar  nicht  so  sehr 
angewiesen  waren,  stand  ihnen  doch  der  als  Verkehrsträger  un- 
übertreffliche Rhein  zur  Verfügung,  während  die  deutschen 
Nordseehäfen  keinerlei  Wasserstraßenverbindungen  nach  Rhein- 
land-Westfalen hatten.  Der  Mangel  an  einer  einheitlichen  deut- 
schen Eisenbahnpolitik  hat  es  also  lange  verhindert,  daß  die 
fehlenden  Wasserstraßen  wenigstens  durch  wettbewerbsfähige 
Schienenwege  ersetzt  wurden. 


Bremen  hatte  darunter  mehr  zu  leiden  als  Hamburg,  das  sich 
wenigstens  auf  die  Elbe  stützen  konnte,  umsomehr,  als  sein 
Verkehr  noch  bis  in  die  siebziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhun- 
derts ganz  überwiegend  und  ziemlich  einseitig  auf  Mittel-  und 
Ostdeutschland  eingestellt  war.  Der  schon  erwähnte  späte  Aus- 
bau der  Verbindungsbahn  Hamburg — Harburg,  der  erst  im  Jahre 
1872  erfolgte  und  die  Lücken  im  Eisenbahnanschluß  Hamburgs 
nach  Süden  und  Westen  ausfüllte,  kann  als  Beweis  dafür  ange- 
sehen werden. 

Konnten  die  Fehler,  die  bei  den  westlich  gerichteten  Ver- 
bindungen der  deutschen  Seehäfen  begangen  waren,  später  wenig- 
stens wieder  gut  gemacht  werden,  so  kranken  die  Südlinien  noch 
heute  an  der  kurzsichtigen  Verkehrspolitik  der  Könige  von  Han- 
nover und  der  Herzöge  von  Braunschweig-Lüneburg.  Auf  jene 
ist  die  Entstehung  des  Knotenpunktes  Wunstorf,  auf  beide  ge- 
meinsam die  Entstehung  des  Knotenpunktes  Lehrte  zurückzu- 
führen. Statt  eines  großen,  leistungsfähig  ausgebauten  Knoten- 
punktes Hannover  wurden  deren  drei:  Wunstorf,  Hannover  und 
Lehrte  geschaffen  und  zwischen  ihnen  eine  verkehrshindernde, 
engpaßartige  Einschnürung  von  37  km  Länge.  Infolgedessen 
mußte  Bremen  auf  eine  unmittelbare  Verbindung  nach  Hannover 
verzichten  und  den  Umweg  über  Wunstorf  in  Kauf  nehmen, 
ebenso  wie  Hamburg  den  Umweg  über  Lehrte. 

Die  Bahn  Hannover-Lehrte  war  die  erste  von  der  hannover- 
schen Staatsregierung  ausgebaute  Strecke.  Sie  wurde  im  Jahre 
1843  eröffnet  und  im  folgenden  Jahre  über  Peine  bis  Braun- 
schweig verlängert.  Anschließend  an  diese  Strecke  wurde  die 
Linie  Lehrte-Celle  1845  gebaut  und  im  Jahre  1847  bis  Harburg 
verlängert,  während  das  Schlußstück  Harburg — Hamburg,  wie 
schon  erwähnt,  erst  im  Jahre  1872  eingelegt  wurde.  Bremen 
war  mit  Hannover  also  wesentlich  früher  verbunden  als  Ham- 
burg, denn  die  Bahn  Wunstoif — Bremen  wurde  im  Anschluß  an 
die  Strecke  Hannover — Minden  im  Jahre  1848  erbaut. 

Die  Verlängerung  beider  von  Harburg  (Hamburg)  und 
Bremen  in  Richtung  auf  Hannover  laufenden  Linien  nach  Süden 
erfolgte  durch  die  „Hannoversche  Südbahn",  die  in  den  Jahren 
1853/56  über  Alfeld — Göttingen  und  Münden  bis  Cassel  gebaut 
wurde  und  hier  mit  der  Main-Weserbahn;  Cassel — Gießen- 
Frankfurt  a.  M.  zusammenstieß,  die  bereits  in  den  Jahren  1849/52 
dem  Betrieb  übergeben  war.  Bremen  verfügte  also  ziemlich 
zeitig  über  eine  ausgedehnte  N-S-Verbindung,  an  der  Hamburg 
erst  vom  Jahre  1872  ab  teilnahm. 

Die  organisatorische  Zusammenfassung  des  N-S-Verkehrs 
brachte  der  im  Jahre  1857  gegründete  Westdeutsche  Tarifver- 
band, der  für  den  Durchgangsverkehr  von  Bremen  und  Harburg 
nach  Mannheim,  Straßburg  und  den  württembergischen  und 
badischen  Grenzstationen  mit  der  Schweiz  wesentliche  Erleich- 
terungen, auch  hinsichtlich  der  Beförderungskosten  bewirkte.  Im 
Verkehr  mit  dem  Süden  und  Südwesten  Deutschlands  lagen  also 
die  Verhältnisse  für  Bremen  günstiger  als  im  Verkehr  nach  dem 
Westen,  zumal  den  Konkurrenzhäfen  Antwerpen  und  Rotterdam 
zunächst  eine  Schienenverbindung  nach  Süddeutschland  fehlte. 

Aber  dieser  Vorteil  währte  nicht  lange:  Die  Rheinische 
Eisenbahngesellschaft  hatte  im  Jahre  1859  die  Strecke  Cöln- 
Bingerbrück  eröffnet  und  war  in  den  Verkehr  mit  Süddeutsch- 
land eingetreten.  Als  nun  die  Cöln-Mindener  Bahn  im  Jahre 
1862  durch  Inbetriebnahme  der  Strecke  Deutz— Gießen  den  ersten 
Schritt  in  gleicher  Richtung  tat,  fühlte  sich  die  Rheinische  Eisen- 
bahngesellschaft in  ihrem  Einflußgebiet  bedroht  und  schloß,  um 
sich  ihren  Verkehr  zu  sichern,  ebenfalls  im  Jahre  1862  eine  enge 
Interesengemeinschaft  mit  der  Niederländischen  Eisenbahn-Ge- 
sellschaft, angeblich  zum  Schutz  gegen  die  Rheinschiffahrt,  haupt- 
sächliph  aber  gegen  die  Cöln-Mindener  Eisenbahn-Gesellschaft. 
Der  Wettbewerb  der  beiden  feindlichen  Gesellschaften  tobte  sich 
in  der  Form  zügelloser  Preisunterbietungen  aus,  und  wenn  er  sich 
auch  nicht  absichtlich  gegen  die  deutschen  Nordseehäfen  richtete, 
so  wurden  diese  doch  dadurch  stark  in  Mitleidenschaft  gezogen. 
Denn  je  billiger  infolge  des  Konkurrenzkampfes  die  Tarife  nach 
Rotterdam,  an  dessen  Verkehr  die  Köln-Mindener  Bahn,  und  nach 
Antwerpen,  an  dessen  Verkehr  die  Rheinische  Eisenbahngesell- 
schaft interessiert  war,  wurden,  desto  mehr  waren  diese  Plätze 
gegenüber  den  deutschen  Häfen  bevorzugt.  zu  denen  nicht 
mehrere  im  Wettbewerb  miteinander  stehende  Linien  führten,  zu 
deren  Gunsten  sich  also  auch  ein -solches  Spiel  der  Kräfte  nicht 
wiederholte.  Tatsächlich  hat  infolgedessen  auch  aus  diesem 
Grunde  von  Anfang  der  sechziger  bis  Mitte  der  siebziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  ein  nennenswerter  Massentransport  in 
südlicher  und  westlicher  Richtung  von  den  deutschen  Häfen  nach 
dem  Binnenlande  und  umgekehrt  nicht  bestanden.  Eine  Ver- 
besserung dieses  Zustandes  trat  zwar  schon  durch  die  Bahn 
Wanne — Bremen,  wenigstens  für  den  westlichen  Verkehr,  ein. 
eine  grundsätzliche  Aenderung  jedoch  erst  nach  der  Verstaat- 
lichung der  deutschen  Eisenbahnen,  die  den  Preiskämpfen  zwi- 
schen den  einzelnen  Linien  naturgemäß  ein  Ende  machte. 

Eine  unmittelbare  Verbindung  mit  der  Reichshauptstadt  hat 
Bremen  erst  sehr  spät  erhalten.  Hamburg,  dem  gerade  an  der 
östlichen  Verbindung  viel  gelegen  war,  befand  sich  in  dieser  Be- 
ziehung im  Vorteil,  denn  die  Berlin-Hamburger  Eisenbahngesell- 
schaft hatte  schon  im  Jahre  1846  die  Linie  Berlin— Wittenberge- 
Boitzenburg  bis  Bergedorf  gebaut  und  hier  mit  der  schon  1842 
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eröffneten  Bahn  Hamburg — Bergedorf  zusammengestoßen.  In 
den  Jahren  1870/73  wurde  nun  von  der  Magdeburg-Halberstädter 
Eisenbahngesellschaft  eine  zweite  Verbindung  Berlin — Hamburg 
hergestellt,  bestehend  aus  den  Teilstrecken;  Stendal — Salzwedel 
(1870),  Stendal— Spandau— Berlin  (1871)  und  Salzwedel— Uelzen 
(1873).  In  Uelzen  vereinigte  sich  diese  Linie  also  mit  der  Hanno- 
verschen Bahn  Lehrte — Hamburg,  und  dieser  Hafenplatz  trat 
jetzt  in  den  Vorteil  ein,  durch  zwei  konkurrierende  Linien  mit 
einem  wichtigen  Erzeugungs-  und  Verbrauchsgebiet,  nämlich 
Berlin,  verbunden  zu  sein,  während  Bremen  bis  dahin  überhaupt 
noch  keine  Verbindung  mit  der  Hauptstadt  des  Reiches  hatte. 
Infolgedessen  mußte  sich  Bremen,  um  nicht  ganz  vom  Verkehr 
mit  dem  Osten  abgeschnitten  zu  werden,  entschließen,  das  von 
der  Linie  Wunstorf — Bremen  bei  Langwedel  abzweigende  97,8  km 
lange  Zwischenstück:  Salzwedel — Soltau — Uelzen,  auf  eigene 
Kosten  zu  bauen.  Diese  Bahn  wurde  1873  eröffnet,  ihr  Betrieb 
jedoch  der  Magdeburg-Halberstädter  Eisenbahngesellschaft  über- 
lassen. 

Die  Bahn  Langwedel — Uelzen  bildete  das  Hauptstück  der 
früheren  „Freistädtisch-Bremischen  Staatseisenbahn",  zu  der 
außerdem  noch  folgende  Strecken  gehörten: 

Geeste — Bremerhaven  (1863)  2,6  km; 

Bremen — Oldenburg,  Teilstrecke  bis  zur  oldenburgischen 
Grenze  (1867),  2,7  km; 

Bremen — Weserbahnhof,  2,1  km. 

Ferner  im  gemeinschaftlichen  Besitz  mit  dem  hannoverschen, 
später  preußischen  Staate: 

Bremen — Geestemünde  (1862)  61,8  km: 

Geestemünde — Bremerhaven  (1863)  3,7  km; 

Burg— Lesum— Vegesack  (1862)  5,9  km. 
Das  Netz  der  Bremischen  Staatsbahn  war  also,  was  bei  der  ge- 
ringen, territorialen  Ausdehnung  des  Freistaates  nicht  Wunder 
nimmt,  außerordentlich  klein,  außerdem  aber  auch  nicht  organisch 
zusammenhängend  und  auch  verwaltungstechnisch  und  betrieb- 
lich zerstückelt. 

Jedenfalls  befand  sich  Bremen,  auch  nach  der  in  den  siebziger 
Jahren  allmählich  erfolgenden  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen, 
in  einer  ungünstigen  Lage  zwischen  dem  bedeutend  größeren 
Eisenbahnnetz  Oldenburgs  und  dem  gewaltigen  Schienensystem 
Preußens. 

Das  Großherzogtum  Oldenburg  marschierte  allerdings  mit 
seinen  Staatseisenbahnen  so  ziemlich  an  letzter  Stelle  von  allen 
deutschen  Bundesstaaten.  Die  erste  Bahn,  die  es  baute,  war  die 
von  seiner  Residenzstadt  nach  Bremen,  die  1867  in  Betrieb  kam, 
während  es  seine  Weserhäfen  Brake  und  Nordenham  erst  im 
Jahre  1875  mit  Bahnanschuß  versorgte  und  auch  die  Verbindung 
mit  dem  Industriegebiet  erst  1876  durch  die  Strecke  Oldenburg — 
Quakenbrück — Eversburg  (Osnabrück)  herstellte. 

In  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  waren  die 
Hauptlinien  des  deutschen  Eisenbahnsystems  in  ihrer  heutigen 
Gestaltung  fast  durchweg  vorhanden,  darunter  befanden  sich 
auch  alle  die  gegenwärtig  von  Bremen  ausgehenden  Linien. 

Würdigt  man  diese  nach  ihrer  technischen  Ausgestaltung  und 
ihrer  Bedeutung  für  Bremen,  so  wird  man  zu  folgendem  Ergebnis 
kommen; 

1.  Bremen  —  Oldenburg. 

Diese  Verbindung  wird  hauptsächlich  den  oldenburgischen 
Interessen  dienen,  denn  Oldenburg  wird  Wert  darauf  legen,  seine 
Waren  seinem  Schienennetz  zu  erhalten  und,  soweit  sie  zur  Aus- 
fuhr bestimmt  sind,  den  oldenburgischen  Häfen  zuzuführen.  Eine 
Ausnahme  in  der  Beziehung  wird  man  für  die  beiden  wichtigen 
oldenburgischen  Industrieplätze  Hemelingen  und  Delmenhorst 
machen  können,  da  sie  ihrer  Entstehung  nach  als  bremische 
Tochterstädte  anzusprechen  sind  und  hinsichtlich  des  in  ihnen 
arbeitenden  Kapitals  und  ihrer  Verkehrsbeziehungen  stark  von 
Bremen  abhängig  sind. 

2.  B  r  e  m  e  n-O  s  n  a  b  r  ü  c  k-M  ünster,  Industriegebiet. 

Die  Bahn  hat  Bremen  durch  ihre  verhältnismäßig  günstige 
Linienführung  erhebliche  Vorteile  gebracht.  Sie  war  allerdings 
in  den  letzten  Friedensjahren  —  besonders  wegen  des  starken 
Durchgangsverkehrs  von  und  nach  Hamburg  —  überlastet,  so 
daß  man  sich  mit  dem  Gedanken  trug,  sie  viergleisig  auszubauen. 
Die  Hauptmängel  der  Verbindung  scheinen  jedoch  weniger  auf 
der  Strecke  selbst  zu  suchen  zu  sein  als  in  einigen  schwachen 
Punkten  derselben.  Zu  diesen  gehört  z.  B.  der  Lengericher 
Tunnel,  der  wegen  seiner  Baufälligkeit  häufig  ausgebessert  wer- 
den mußte  und  dann  nur  eingleisig  befahren  werden  konnte. 
Dieser  Mangel  wird  jetzt  durch  einen  bereits  im  Bau  befindlichen 
Paralleltunnel  behoben. 

Ein  weiteres  Verkehrshindernis  bedeutet  für  die  Strecke 
Münster — Bremen  der  Bahnhof  Osnabrück,  allerdings  weniger 
fui  den  durchgehenden  Verkehr  als  für  die  Stückgüterzüge  und 
die  aus  Richtung  Rheine  (Holland)  und  Löhne  (Hannover)  kom- 
menden und  nach  Norden  weitergehenden  Sammelzüge,  die  auf 
dem  Osnabrücker  Güter-(Fledder-)Bahnhof  behandelt  werden 
müssen.^  Obgleich  es  sich  dabei  um  eine  neuzeitliche,  erst  1912/13 
in  Betrieb  genommene  Anlage  handelt,  so  ist  sie  doch  außer- 


ordentlich ungünstig  angelegt.  Schuld  daran  trägt  allerdings  zum 
Teil  die  Ausgestaltung  des  Osnabrücker  Personen-(Haupt-) 
Bahnhofs  als  Kreuzungsstation,  aber  es  wäre  früher  mit  verhält- 
nismäßig leichten  Mitteln  möglich  gewesen,  diesen  Fehler  zu 
beseitigen,  und  es  hätte  auch  keine  zwingende  Notwendigkeit  be- 
standen, sich  mit  dem  Verschiebebahnhof  nach  der  Anlage  des 
Personenbahnhofes  zu  richten.  Das  geht  schon  daraus  hervor, 
daß  man  sich  gerade  wegen  der  Unzulänglichkeit  des  Güterbahn- 
hofes später  doch  dazu  entschließen  mußte,  besondere  umfang- 
reiche .A.bstellgleise  zwischen  Osnabrück  und  Block  Hörne  (Bahn- 
hof Hörne  in  Richtung  Münster)  anzulegen,  die  besser  von 
vornherein  zu  einem  leistungsfähigen  Verschiebebahnhof  hätten 
ausgebaut  werden  können.  In  letzter  Zeit  ist  man  wieder  dem 
Gedanken  näher  getreten,  die  Strecke  Münster — Osnabrück- 
Bremen — Hamburg  viergleisig  auszubauen.  Daß  die  viergleisige 
Strecke  erst  in  Münster  beginnen  soll,  darf  nicht  Wunder  neh- 
men, denn  bis  dahin  bestehen  jetzt  schon  zwei,  allerdings  ge- 
trennte Hauptbahnen  nach  dem  Industriegebiet,  nämlich  die 
Strecken  Münster — Hamm  und  Münster — Wanne. 

3.  Bremen  —  Hamburg. 

Die  Verbindung  Bremen — Hamburg  bildet  die  Fortsetzung 
der  eben  behandelten  Strecke  Osnabrück — Bremen.  Beide  Linien 
treffen  sich  in  Bremen  in  einem  stumpfen  Winkel,  dessen  Schen- 
kel jedoch  vor  dem  Schnittpunkt  durch  einen  kurzen  Verbindungs- 
bogen  zwischen  Kirchweyhe  und  Sagehorn  kurzgeschlossen  sind. 
Der  Güterzug-Durchgangsverkehr  Münster — Hamburg  und  umge- 
kehrt geht  also  an  Bremen  vorbei.  Die  Linienführung  kenn- 
zeichnet also  den  Zustand,  daß  die  beiden  wichtigsten  Verbin- 
dungen Bremen — Wanne  und  Bremen — Hamburg  nicht  von  Bre- 
men selbst  ausstrahlen,  sondern  vor  Bremen  zusammenstoßen 
und  die  Stadt  gewissermaßen  nur  tangential  berühren.  Betrieb- 
lich kommt  das  darin  zum  Ausdruck,  daß  der  Verschiebebahnhof 
Kirchweyhe  auch  für  den  nach  Bremen  selbst  gehenden  Güter- 
verkehr Endpunkt  ist  und  die  Vermittlung  zwischen  Kirchweyhe 
und  Bremen  durch  Pendelverkehr  erfolgt. 

4.  Bremen  —  Hannover  —  Cassel  —  Frankfurt. 

Auf  die  ungünstige  Verbindung  Bremen — Hannover  infolge 
der  verfehlten  Anlage  des  Knotenpunktes  Wunstorf  ist  bereits 
hingewiesen  worden.  In  neuerer  Zeit  ist  allerdings  durch  die 
Umgestaltung  der  Bahnhofsanlagen  um  Hannover  manches  ge- 
schehen, um  die  Fehler  der  Vergangenheit  soweit  wie  möglich 
wieder  gutzumachen.  Die  Güterumgehungsbahn  Seelze — Linden — 
Fischerhof,  Misburg  ermöglicht  einen  durchgehenden  Güterzug- 
verkehr unter  Umgehung  von  Stadt  und  Personenbahnhof  Han- 
nover. Die  von  Bremen  kommenden  Güterzüge  kreuzen  jetzt 
die  Bahnlinie  Hannover — Cöln  bei  Wunstorf  und  gehen  nach 
Seelze  vor  Hannover,  wo  sie  weiter  behandelt  werden.  Der 
Uebergang  nach  Richtung  Cassel  erfolgt  von  Seelze  über  Lin- 
den— Fischerhof  mit  Einmündung  in  die  Hauptstrecke  Hanno- 
ver— Cassel  durch  die  Kurve  bei  Döhren.  Betrieblich  ist  durch 
diese  Lösung  viel  gewonnen,  streckenkilometrisch  konnte  aber 
dadurch  die  ungünstige  Linienführung  Bremen— Hannover  natur- 
gemäß nicht  verbessert  werden.  Unter  diesem  Fehler  wird  also 
der  von  Bremen  ausgehende  N-S-Verkehr  dauernd  zu  leiden 
haben. 

Von  Hannover  ab  folgt  dann  die  Südlinie  dem  Leinetal  bis 
Göttingen,  später  der  allgemeinen  Richtung  der  Werra  und 
Fulda.  Vom  Fuldatal  aus  strebt  sie  dem  Maintale  zu.  Die 
Wasserscheide  zwischen  beiden  Flüssen  wurde  bis  vor  wenigen 
Jahren  durch  die  verkehrstechnisch  sehr  ungünstige  Spitzkehre 
bei  Elm  überwunden.  Diese  wurde  aber  durch  einen  am  1.  Mai 
1914  eröffneten  Tunnel  ersetzt,  der  eine  Entfernungsverkürzung 
von  fast  7  km  und  eine  Ersparnis  an  Steigung  von  etwa  36  m 
bewirkte.  Dieses  natürliche  Hindernis  konnte  also  von  der  fort- 
schreitenden Technik  mit  für  heutige  Anschauungen  verhältnis- 
mäßig einfachen  Mitteln  beseitigt  werden,  während  die  auf  poli- 
tische Kurzsichtigkeit  zurückzuführenden  Fehler  der  Verbinduner 
Bremen — Hannover  als  fast  tmüberwindbar  gelten  können.  Daß 
diese  Linie  ,, verpfuscht"  ist,  ist  für  Bremen  um  so  bedauerlicher, 
als  sie  die  Hauptverbindung  in  seinem  ,, natürlichen  Hinterland" 
darstellt. 

5.  Bremen  —  Stendal. 

Als  technisch  am  besten  bezüglich  der  Linienführung  kann 
trotz  ihrer  stückweisen  Entstehung  die  Strecke  Bremen — Lang- 
wedel— Uelzen — Salzwedel— Stendal  mit  Anstoß  nach  Berlin  gel- 
ten. Wirtschaftlich  hat  dieser  Weg  für  Bremen  jedoch  den  Nach- 
teil, daß  er  fast  auf  seiner  ganzen  Länge  durch  die  verkehrsarme, 
schwach  bevölkerte  Lüneburger  Heide  führt,  und  daß  er  ferner 
schon  bei  Soltau  in  das  Verkehrsgebiet  der  Elbe  gerät.  Nach 
diesem  Gesichtspunkt  ist  auch  der  Wert  der  durch  die  Strecke 
Bremen — Stendal  geschaffenen  Verbindung  Bremen — Berlin  zu 
beurteilen.  Der  Seehafenverkehr  Berlins  geht,  soweit  er  von 
transozeanischen  Beziehungen  und  nicht  von  der  Ostsee  abhängt, 
ganz  überwiegend  nach  Hamburg.  Für  Bremen  ist  die  Verbin- 
dung mit  Berlin  hauptsächlich  für  diejenigen  Güter  maßgebend 
die  in  Bremen  einen  bestimmten  Markt  besitzen,  also  hauptsäch- 
lich für  Baumwolle  und  Tabak. 

(Fortsetzung  folgt) 
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Den  wirklich  gelehrten  Menschen  geht  es  wie  den  Korn-  Das  Buch  der  Natur  liegt  aufgeschlagen  vor  uns,  aber 

halmen  auf  dem  Felde:  Sie  wachsen  frisch  auf  und  ■     •        j  » 

richten  den  Kopf  gerade  und  stolz  in  die  Luft,  solange  \/P  D  Q/^  1— 1 1  P  P\  P  N  P  Q            es  ist  in  andern  Lettern  geschrieben  als  unser  Alphabet, 

die  Aehren  noch  leer  sind,  sobald  sie  angeschwollen,  V  ClnO^  Fl  I  C.LJ  ClIN  QO            seine   Buchstaben   heißen  Dreiecke,  Vierecke,  Kreise, 

voll  Korn  sind,  und  reif  werden,  senken  sie  demütig  ' 

die  Häupter.                                          (Montaigne)  Kugeln.  (Galilei) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

2m  Der  Ausschuß  für  die  Vereinheitlichung  der  Bauarten  der 

Personen-  und  Gepäckwagen  bei  der  Deutschen  Reichs- 
bahn hat  unter  anderem  die  Aufgabe,  für  eine  Umnumerierung 
der  6 — 700  000  Güterwagen  nach  besonderem  Plan  zu  sorgen. 
Bei  dieser  Gelegenheit  soll  gleichzeitig  die  neue  Bezeichnung 
,, Deutsche  Reichsbahn"  und  das  im  Zusammenarbeiten  mit  dem 
Reichskunstwart  entworfene  Adlerschild  angebracht  werden. 
Auch  Lokomotiven,  Personen-  und  Gepäckwagen  sollen  in  näch- 
ster Zeit  mit  diesem  neuen  Adlerschild  geschmückt  werden. 

i"  Fahrplanvereinfachung.  Der  von  dem  Eisenbahn- 
inspektor Zart  mann  in  Bad  Mergentheim,  durch  Gebrauchs- 
muster geschützte  und  von  der  Deutschen  Verlagsgesellschaft 
Union  in  Stuttgart  vertriebene  Fahrplan  stellt  eine  zu  be- 
grüßende Neuerung  auf  dem  Gebiete  des  Fahrplanwesens  dar, 
die  das  schwierige  und  zeitraubende  Suchen  nach  zweck- 
mäßigen Zugverbindungen  in  den  Streckenkursbüchern  er- 
übrigt. Dadurch,  daß  für  jede  Station  Abfahrtzeiten,  Reise- 
weg und  in  tabellenartiger  Darstellung  Ankunftszeiten  auf  den 
wichtigsten  größten  Stationen  auf  einer  Tafel  angegeben  wer- 
den, kann  der  Reisende  in  kürzester  Zeit  alles  Wissenswerte 
herauslesen  und  braucht  kein  Personal  durch  sich  erübrigende 
Fragen  belästigen.  Außerdem  können  auch  kleine  Stationen 
ohne  große  Kursbücher  leichte  Orientierung  gewinnen  und 
geben.  Der  Fahrplan  ist  bisher  nur  für  Württemberg 
hergestellt.  Es  wird  aber  daran  gearbeitet,  ihn  für  die  ganze 
Reichsbahn  zu  bearbeiten  und  so  große  I^rleichterungen  für 
das   reisende  Publikum  zu  schaffen. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Ueber  Tätigkeit  und  Erträge  der  italienischen  Eisenbahnen 

Hegen  neuere  Daten  noch  nicht  vor.  Die  Staatseisen- 
bahnen arbeiten  an  der  Ausgleichung  der  Kriegsfolgen,  beson- 
ders an  der  Erpänzung  des  Materials.  Für  sie  Stent  das  Problem 
des  Bezugs  über  Reparationskonto  und  das  Problem  der  lang- 
sam fortschreitenden,  nach  dem  grundlegenden  Gesetz  auf  acht 
Jahre  verteilten  Elektrifikation  im  X'^ordergrund.  Am  1.  Januar 
d.  J.  ist  ein  neuer  Tarif  in  Kraft  getreten,  der  die  Transport- 
bestimmungen vereinfacht,  die  Tarifklassen  reduziert,  den 
50prozentigen  Zuschlag  für  Sperrgut  beseitigt  und  eine  Reihe 
anderer,  überwiegend  eisenbahntechnischer  Aenderungen 
enthält. 

AUSSTELLUNGEN  UND  MESSEN 

Ausstellung  für  Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  in 
Nürnberg.  Teilweise  als  Wiederholung  der  vorjährigen  stark 
besuchten  Münchener  Veranstaltung  und  unter  reger  Beteiligung 
der  ortsansässigen  und  auswärtigen  Industrie  findet  vom 
15.  August  bis  30.  September  in  Nürnberg  eine  Ausstellung  für 
Wasserstraßen  und  Energiewirtschaft  statt,  der  als  drittes,  heute 
gleich  wichtiges  Gebiet  die  Wärmewirtschaft  angegliedert  ist. 
Eine  reiche  Fülle  grundlege'nder  Darstellungen,  Schaubilder  und 
Sammulngen  der  amtlichen  Stellen  und  Körperschaften,  wie  auch 
technisch  vollendete  einschlägige  Erzeugnisse  der  beteiligten 
Firmen  geben  ein  umfassendes  und  erhebendes  Bild  von  dem 
Bienenfleiß,  mit  dem  heute  die  Ingenieurwelt  trotz  bergehoher 
Schwierigkeiten  und  Knebelungen  an  dem  Wiederaufbau  der 
Volkswirtschaft  arbeitet,  und  daher  sollte  keiner,  insbesondere 
aus  den  Kreisen  der  Fachwelt,  der  die  Zeit  hierfür  erübrigen 
kann,  oder  den  eine  Erholungsreise  ohnehin  in  die  Nähe  der 
alten  sehenswürdigen  Noris  führt,  es  versäumen,  diese  tief 
durchdachte  und  vorzüglich  angeordnete  Ausstellung  zu  be- 
suchen. 

Das  Verkehrswesen  auf  der  Mitteldeutschen  Ausstellung 
1922  in  Magdeburg.*)  In  dankenswerter  Weise  hatten  sich,  als 
der  Plan  der  Miama  1922,  der  großen  Ausstellung  des  Wieder- 
aufbaues, feste  Form  zu  gewinnen  begann,  die  einschlägigen 
Ministerien  und  Behörden  zur  Förderung  und  Untcrstütziing  des 
Unternehmens  bereit  erklärt.  Das  Reichsverkehrsministerium  ist 
sowohl  in  der  Gruppe  Binnenschiffahrt,  als  auch  in  der  Gruppe 
Eisenbahnwesen  in  vorbildlicher  Weise  vertreten.  Das  gesamte 
Verkehrswesen  ist  in  allumfassender  Form  in  Binnenschiffahrt, 
Eisenbahn-  und  Straßenbahnwesen,  Kraft-,  Luft  und  Postverkehr 
in  Erscheinung  getreten.  Obwohl  Mitteldeutschland,  das  jüngste 
Industriezentrum,  bereits  über  gute  Verkehrswege  verfügt,  ist 


*)  Wir  bringen  diese  Vornotiz  mit  dem  Hinwtls  daß  In  einer  der  nächsten 
Nummern  in  einem  besonderen  Aufsalz  zur  Miama  Stellung  genommen  werden  wird. 

Die  Schriftleitung. 


CS  doch  notwendig,  um  allen  wirtschaftlichen  Anforderungen  ge- 
recht werden  zu  können,  neue  und  weitere  zu  schaffen.  Mit  dem 
Bau  des  Mittellandkanals  und  anderer  Wassertraßen,  sowie  mit 
der  Elektrisierung  der  Bahnen  finden  die  wichtigsten  verkehrs- 
technischen Probleme  ihre  Lösung.  Die  Binnenschiffahrt  ist  als 
ein  bedeutsames  Moment  für  das  ganze  Verkehrsleben  Deutsch- 
lands anzusprechen  und  wird  nicht  nur  dem  Güter-  und  Frach- 
tenverkehr, sondern  auch  dem  Personenverkehr  in  gewissem  Um- 
fange dienstbar  zu  machen  sein.  Für  den  in  nicht  mehr  allzu 
ferner  Zeit  wieder  aufzunehmenden  Ueberseeverkehr  wird  gerade 
die  Binnenschiffahrt  in  erster  Linie  als  Zubringerin  zu  dienen 
haben.  Um  produktiv  arbeiten  zu  können,  muß  ferner  auf  die 
Nutzung  modernster  postalischer  Einrichtungen,  auf  Schaffung 
günstiger  Kraftverkehrslinien  und  auf  Anschluß  an  die  deutschen 
und  internationalen  Luftverkehrslinien  Wert  gelegt  werden.  Auch 
diese  Probleme  werden  in  der  Miama  durch  wissenschaftliche 
und  industrielle  Abteilungen  anschaulich  beleuchtet. 

AUSBILDUNGSFRAGEN, 

Der  vom  Institut  für  Verkehrswissenschaft  an  der  Universi- 
tät Köln  vom  3. — 15.  Juli  1922  veranstaltete  Lehrgang  für 
Spedition  ist  zu  Ende.    Es  war  der  erste  seiner  Art,  ohne 
Vorbild  und  war  trotz  einiger  unvermeidlicher  Kinderkrankheiten 
ein  voller  Erfolg.    Die  Hörerzahl  betrug  140,  davon  hatten  110 
den  ganzen  Lehrgang  belegt,  30  besuchten  Einzelvorlesungen. 
Die  Zahl  muß  in  ihrer  Höhe  überraschen.    Man  hatte  immer  da- 
von gesprochen,  daß  im  Speditionsgewerbe  das  Bedürfnis  nach 
wissenschaftlicher  Ausbildung  nicht  vorhanden  sei.    \'or  allem 
die  alten  Spediteure,  die  in  und  mit  ihren  Betrieben  groß  ge- 
worden waren,  sahen  etwas  geringschätzig  auf  die  Theoretiker, 
die  Praxis  erschien  ihnen  als  das  allein  Ausschlaggebende,  Der 
Speditionskursus  hat  bewiesen,  daß  dem  nicht  so  ist,  daß  auch 
im  Speditionsgewerbe  ein  lebhafter  Drang  nach  theoretischer 
Vertiefung  des  in  der  Praxis  Erlernten  vorhanden  ist,  daß  auch 
das  Speditionsgewerbe  in  die  Reihe  der  Wirtschaftszweige  treten 
will,  die  sich  in  der  Erforschung  ihrer  Grundprobleme  gleichbe- 
rechtigt neben  die  alten  Wissenszweige  gestellt  haben.  Wenn 
diese  Gedanken  durch  den  Lehrgang  gefestigt  worden  sind,  so 
würde  dies  schon  allein  die  Veranstaltung  lohnen.    Erfreulich  ist, 
daß  nicht  nur  mehrere    Kursteilnehmer    den  Entschluß  gefaßt 
haben,  demnächst  zu  Studienzwecken  die  Kölner  Universität  und 
das  Institut  für  Verkehrswissenschaft  zu  beziehen,  sondern  daß 
auch  andere  Teilnehmer  erklärten,  ihren  Kollegen  im  Reich  an- 
zuraten, ihre  Söhne  nach  Köln    zu    schicken.     18  Teilnehmer 
kamen  aus  dem  Auslande,  und  zwar  9  aus  der  Tschechoslowakei, 
4  aus  Deutsch-Oesterreich,    je   1   aus    Schweden.  Jugoslawien. 
Italien,  Schweiz  und  Luxemburg.    Von  deutschen  Firmen  waren 
Vertreter  aus  allen  bedeutenden  Städten  erschienen.    Die  Vor- 
bildung und  berufliche  Stellung  der  Teilnehmer  war  eine  sehr 
verschiedene,  jüngere  Angestellte  saßen  neben  dem  gereiften  Ge- 
schäftsinhaber, große  und  kleine  Betriebe  fanden  sich  einträchtig 
zusammen.     Mehrere   Eisenbahnbeamte,     höhere   und  mittlere, 
waren  seitens  des  Reichsverkehrsministeriums     und  einzelner 
Eisenbahndirektionen    entsandt    worden,    ein    Zeichen    für  den 
anzuerkennenden      Willen      der      Eisenbahnverwaltung,  nicht 
nur    die    Arbeiten    des    Instituts    zu    unterstützen,  sondern 
auch     die    Verbindung     mit    dem    Speditionsgewerbe  prak- 
tisch   aufzunehmen.     Die    verschiedenartige    Vorbildung  und 
Stellung    der    Kursteilnehmer    hat    aber    auch    ein  Bedenken 
ausgelöst.    Die    Redner    wußten    vielfach    nicht,    auf  welche 
Vorkenntnisse  sie  ihre  Vorträge  einzustellen  hatten,  sie  mußten 
damit  rechnen,  dem  einen  etwas  Wissensnotwendiges,  gleich- 
zeitig aber  dem  andern  etwas  Bekanntes    mitzuteilen.  Diesem 
Mangel  soll  in  Zukunft  dadurch  abgeholfen  werden,  daß  für  die 
Teilnehmer  eine  gewisse  Vorbildung  verlangt  wird,  sodann  durch 
stärkere  Betonung  der  freien  Aussprache,  in  der  das  in  den  Vor- 
trägen Gehörte  vertieft  und  erweitert,  insbesondere  auf  wichtige 
Einzelfragen  ausgedehnt  werden  kann.    Der  Aufbau  des  Lehr- 
ganges ist  aus  den  früheren  Veröffentlichungen   bekannt.  Es 
war  Wert  darauf  gelegt  worden,  nicht  nur  das  Fachgebiet  der 
Spedition  in  volkswirtschaftlicher,  betriebswirtschaftlicher  und 
juristischer  Beziehung  darzustellen,  sondern  auch  die  Grenzge- 
biete, die  Beziehungen  zur  Eisenbahn,  zur  Schiffahrt,  zum  N'ach- 
richtenve  rkehr  und  zur  Weltwirtschaft  zu  berühren.  Besichti- 
gungen in  Verkehrsbetrieben  ergänzten  das  Gehörte.  Besichtigt 
wurde  die  Rhein-  und  See-Speditionsgesellschaft,  die  Alltrans- 
Aktien-Gesellschaft,  der  Kölner  Hafen,  der  Duisburg-Ruhrorter 
Hafen  und  die  Deutzer  Gasmotorenfabrik.    Tvlehrere  gesellige  Zu- 
sammenkünfte gaben  den  Teilnehmern  Gelegenheit,  persönliche 
und  geschäftliche  Beziehungen  anzuknüpfen.    Das  Institut  wird 
die  gehaltenen  Vorträge  in  einer  Sammlung  veröffentlichen  und 
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bestrebt  sein,  die  Erfahrungen  des  ersten  Speditionslehrganges 
für  die  folgenden  nutzbringend  zu  verwenden,  im  kommenden 
Winter  bereits  in  den  vorgesehenen  Lehrgängen  für  Binnenschiff- 
fahrt und  für  Eisenbahnwesen.  Des  weiteren  wird  das  Institut 
Anregungen  folgen,  auch  an  andern  Plätzen  des  Reiches  Lehr- 
gänge abzuhalten.  Es  hofft,  damit  dem  deutschen  Wirtschafts- 
leben einen  Dienst  zu  erweisen. 

Privatdozent  Dr.  Ernst  Esch  -  Köln. 

i  5  Statistischer  Lehrgang  bei  der  Reichsbahn.  In  Anerken- 
nung des  hohen  Wertes  der  Statistik  als  Hilfswissenschaft  und 
ihrer  Bedeutung  für  die  wirtschaftliche  Betriebsführung  wird 
von  der  Reichsbahnverwaltung  im  Monat  September  ein  zwei- 
wöchiger Lehrgang  abgehalten,  der  theoretische  und  praktische 
Statistik  und  spezielle  wirtschaftliche  Fragen  den  Teilnehmern 
vermitteln  soll.  Als  solche  werden  von  jeder  Reichsbahndirektion 
zwei  Dezernenten  oder  Hilfsdezernenten  abgeordnet,  von 
denen  der  eine  fortan  das  Gebiet  der  Statistik  auf  der  Direktion 
zur  Bearbeitung  übernimmt.  Die  Vorträge  auf  dem  Lehrgang 
werden  teils  von  den  Vorständen  der  Statistischen  Aemter  Ber- 
lins, teils  von  Reichsbahnbeamten  gehalten  werden. 

BETRIEBSMITTEL 

Der  Normalwagen  der  Eisenbahn.  Noch  immer  tauchen  in 
Kreisen  der  Industrie  Wünsche  auf,  den  Zehntonnenwagen  aus 
Gründen  der  Frachtersparnis  als  Normalwagen  wieder  erstehen 
zu  lassen.  Im  Anfang  des  Eisenbahnwesens,  wo  die  Mengen  der 
zu  verfrachtenden  Güter  verhältnismäßig  gering  waren  und  die 
Zugkraft  einem  Massentransport  noch  nicht  gewachsen  war,  galt 
als  Normalwagen  der  fünf  tonnige  Wagen.  Mit  den  Fort- 
schritten des  Eisenbahnbaues  und  der  Entwicklung  des  Verkehrs 
kam  man  zum  Bau  des  Zehn  tonne  nwagens,  der  sich 
einige  Jahrzehnte  lang  als  normaler  Wagen  gehalten  hat,  bis  er, 
'-;edrängt  durch  ein  verstärktes  Verkehrsbedürfnis,  schließlich 
dem  F  ü  n  f  z  e  h  n  t  o  n  n  e  n  w  a  g  e  n  Platz  machen  mußte.  Da 
aber  diese  großräumigen  Wagen  zunächst  nur  für  den  eigent- 
lichen Massentransport  in  Frage  kamen,  wurden  die  10-t-Wagen 
nach  Abnutzung  immer  wieder  von  neuem  ersetzt,  so  daß  in  der 
Folgezeit  diese  beiden  Wagenarten  den  Hauptbestandteil  des 
Wagenparkes  der  Eisenbahnen  bildeten.  Die  Entwicklung  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  um  die  Wende  des  zwanzigsten 
Jahrhunderts  ließ  aber  den  10-t-Wagen  immer  mehr  in  den  Hin- 
tergrund treten,  weil  die  größeren  15-tonnigen  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  annähernd  ausgelastet  werden  konnten.  Schließ- 
lich gingen  die  Eisenbahnen  dazu  über,  neue  Zehntonnen-Wagen 
überhaupt  nicht  mehr  zu  bauen,  und  so  ist  heute  die  Tatsache 
festzustellen,  daß  die  W\ngen  mit  10  t  Ladegewicht  nur  noch  einen 
geringen  Bruchteil  des  Gesamtwagenbestandes  ausmachen.  Bei 
dieser  Entwicklung  des  Eisenbahntransportwesens  konnte  natür- 
lich nicht  vorausgesehen  werden,  daß  einmal  in  der  deutschen 
Wirtschaft  die  Zeit  kommen  würde,  in  der  die  hauptsächlichsten 
^"lüter  nur  noch  in  verhältnismäßig  geringen  Mengen  greifbar  sein 
f)der  infolge  der  hohen  Preise  bei  gesunkener  Nachfrage  nur 
noch  in  kleineren  Mengen  als  15  t  bezogen  werden  würden.  Diese 
Verhältnisse  hat  der  Krieg  mit  sich  gebracht.  Infolgdessen 
stehen  wir  heute  vor  der  Tatsache,  daß  die  Wirtschaft  zur  Zeit 
gewissermaßen  in  das  zu  weit  gewordene  Transjxjrtmittelvvesen 
der  Eisenbahn  nicht  mehr  recht  hineinpaßt.  Auf  der  anderen 
Seite  ließ  es  aber  der  verminderte  Lokomotivbestand  bei  ver- 
hältnismäßig starkem  Güterverkehr  nicht  mehr  zu,  daß  die  Eisen- 
bahn nur  halb  ausgelastete  Güterwagen  befördern  konnte, 
während  Güter  in  großen  Mengen  der  Verfrachtung  harrten.  In- 
folgedessen mußte  die  Eisenbahn  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
und  im  Interesse  der  Gesamtheit  den  Versuch  machen,  mit  ver- 
hältnismäßig stark  verminderter  Zugkraft  möglichst  große  Güter- 
mengen zu  befördern.  Dies  konnte  nur  auf  dem  Wege  des 
Zwangs  geschehen.  Als  einziges  wirksames  Mittel  stand  der 
Eisenbahnverwaltung  nur  der  Tarif  zur  Verfügung.  Die  Tarif- 
kommission stellte  sich  daher  im  Einvernehmen  mit  den  Eisen- 
bahnbeiräten auf  den  Standpunkt,  daß  zu  einer  wirksamen  Wagen- 
ausnutzung die  Aufstellung  des  Grundsatzes  Voraussetzung  sei, 
die  Frachtberechnung  an  das  Ladegewicht  des  jeweilig  verwen- 
deten Wagens  zu  binden,  mit  der  Wirkung,  daß  der  voll  aus- 
genutzte Wagen  eine  verhältnismäßig  billige  Fracht  bezahlen 
sollte.  Dabei  wurde,  entsprechend  dem  hohen  Bestände  an 
15-t-Wagen  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  daß  die  Fracht- 
berechnung nach  den  billigeren  Hauptklassen  nur  Anwendvmg  zu 
finden  habe,  wenn  das  Ladegewicht  des  verwendeten  Wagens  voll 
ausgenutzt  oder  bei  geringeren  Gewichten  die  Fracht  für  min- 
destens 15  t  bezahlt  wird.  Gewisse  Variationen  für  bestimmte 
Fälle  interessieren  hier  nicht.  Da  aber  nun  infolge  der  Wirt- 
schaftslage eine  ganze  Reihe  von  Gütern  nicht  in  so  großen 
Mengen  mehr  verfrachte  wurden,  ergab  sich  die  Notwendigkeit, 
für  diese  Güter  Ausnahmen  zu  schaffen.  Sie  wurden  in  eine  beson- 
dere Liste  —  die  Liste  A  —  eingereiht  und  genossen  die  Fracht- 
berechnung nach  den  Hauptklassen  bereits  bei  Mengenverladun- 
gen von  mindestens  10  t.  Dagegen  wurde  bei  den  eigentlichen 
Massengütern  —  eingereiht  in  die  Liste  B  —  die  Frachtberech- 
nung nach  den  Hauptklassen  von  der  Ausnutzung  des  Lade- 


gewichts, gleichviel  wie  hoch  es  sich  im  Einzelfall  stellte,  ab- 
hängig gemacht.  Durch  diese  tarifarischen  Maßnahmen  wurde 
eine  intensivere  Ausnutzung  des  Wagenparks  und  eine  größere 
Wirtschaftlichkeit  der  Betriebsführung  der  Eisenbahn  erreicht. 
Sie  hatten  aber  nur  zur  Folge,  daß  gewissermaßen  ein  Wett- 
rennen derjenigen  Verfrachter  um  Aufnahme  ihrer  Güter  in  die 
Liste  A  einsetzte,  die  außerhalb  dieser  Begünstigung  standen. 
Da  eine  Erweiterung  der  Liste  A  aber  den  Grundsatz  der  Wagen- 
ausnutzung durchbrochen  haben  würde,  sah  sich  die  Eisenbahn- 
verwaltung gezwungen,  sie  überhaupt  zu  streichen.  Als  Ersatz 
dafür  wurde  mit  Wirkung  vom  1.  Februar  1Q22  eine  10-t-K  lasse 
für  sämtliche  Tarifklassen  geschaffen,  deren  Sätze  sich  im  Mittel 
derjenigen  der  15-  bzw.  5-t-Klasse  halten.  Auf  diese  Weise  kön- 
nen nunmehr  auch  Mengen  von  10  t  in  15-tonnigen  Wagen  ver- 
frachtet werden,  ohne  daß  die  Fracht  für  15  t  bezahlt  zu  werden 
braucht.  Eine  Ausnahme  bilden  auch  weiterhin  die  Massengüter 
der  Liste  B,  die  bestehen  geblieben  ist.  Es  liegt  sonach  in 
tarifarischer  Hinsicht  gar  kein  Grund  mehr  vor,  der  Wiederein- 
führung von  Zehntonnenwagen  das  Wort  zu  reden.  Denn  davon 
darf  man  überzeugt  sein,  daß  selbst  bei  verstärkter  Einstellung 
von  zehntonnigen  Wagen  die  Fracht  nicht  unter  die  Sätze  der 
jetzigen  Nebenklassen  für  10  t  herabgesetzt  werden  würde.  Ab- 
gesehen aber  hiervon,  würde  der  zehntonnige  Normalwagen  die 
Betriebsschwierigkeiten  der  Eisenbahn  noch  mehr  als  dies  schon 
jetzt  der  Fall  ist,  erhöhen,  denn  die  Anlagen  der  Eisenbahn  und 
der  Lokomotivbestand  würden  den  Verkehr  überhaupt  nicht  be- 
wältigen können.  Der  Gesamtbetrieb  ist  eben  auf  den  15-t-Wagen 
als  Normalwagen  zugeschnitten.  Zudem  ist  noch  zu  bedenken, 
daß  sich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  doch  wieder  einmal 
zum  Bessern  wenden  müssen,  und  dann  wird  der  15-t-Wagen  im 
Eisenbahnwesen  doch  wieder  die  Hauptrolle  spielen.  In  richtiger 
Würdigung  der  Sachlage,  hat  sich  daher  auch  der  Verkehrsaus- 
schuß des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie  gegen  den 
Bau  von  Zehntonnenwagen  ausgesprochen. 

R.  Leskow  -  Leipzig. 

BAHNBAU  UND  -BETRIEB 

"  Taylorsystem  bei  der  Reichsbahn.  Der  Reichsverkehrs- 
minister ist  bereit,  praktischen  Vorschlägen  zur  Anwendung  des 
Taylorsystems  auf  das  Gebiet  des  Eisenbahnwesens  nachzu- 
gehen! Er  will  namhaften  Vertretern  der  wissenschaftlichen  Be- 
triebsführung Gelegenheit  geben,  sich  Kenntnis  der  Betriebs- 
vorgänge im  Eisenbahnwesen  zu  verschaffen.  Zunächst  sollen 
die  Professoren  R  o  e  s  1  e  r  in  München  und  G  a  b  e  r  in  Karls- 
ruhe für  diese  Frage  interessiert  werden. 

55  Ueber  eine  Eisenbahnschranke  aus  Drahtseil-Flechtwerk 

wird  aus  Amerika  berichtet,  die  in  Chicago  an  Brücken  und 
Bahnübergängen  verschiedentlich  angebracht  worden  ist.  Sie 
ist  nur  lose  gespannt  und  dadurch  in  der  Lage,  den  Stoß  des  da- 
gegen fahrenden  Wagens  allmählich  aufzunehmen  aber  so  fest 
gefügt,  daß  sie  einen  rasch  fahrenden  Wagen  anhält,  ohne  zu 
reißen.  Zieht  man  in  Betracht,  daß  sich  vielfach  Eisenbahn- 
unfälle infolge  Durchbrechens  der  Ueberweg-Schranken  ereig- 
nen (in  Amerika  wurden  im  Jahre  1Q21  über  1500  Personen 
durch  Unfälle  an  Kreuzungen  von  Bahn  und  Straße  getötet), 
so  ist  die  Neuerung  nur  zu  begrüßen. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Lexikon  des  Geld-,  Bank-  und  Börseuwesens  von  Landes- 
bankdirektor  Bastian,  (ieh.  Finanzrat.  —  140  S.  8°.  —  Muth'sche 
Verlagsbuchhandlung,  Stuttgart,  2.  Aufl.  1Q22. 

Begriffsbestimmung  aller  vorkommenden  Fachausdrücke  in 
einer  Form,  die  sie  auch  dem  Nichtfachmann  verständlich 
macht,  ohne  dadurch  weitschweifig  oder  unsachlich  zu  werden, 
ist  das  Ziel,  das  sich  der  Verfasser  gesteckt  hat.  Die  zweite 
Auflage  läßt  fortschreitende  Entwicklung  in  dieser  Richtung  er- 
kennen. Die  ABC-Folge  und  die  knappgehaltenen  Artikel  er- 
leichtern schnelles  Auffinden  auch  dem,  der  nicht  regelmäßig 
mit  solchen  Dingen  zu  tun  hat.  Der  Kreis  der  Benutzer  wird 
deshalb  weit  über  das  eigentliche  Hankfach  hinausgehen. 

Dr.  Hasse. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

Die  Ausnutzung  der  Energie  von  Ebbe  und  Flut  wird 
vom  Chefingenieur  M.  B  o  i  s  n  e  r  in  den  A  n  n  a  1  e  s  des 
ponts  et  chaussees,  1921,  Heft  III,  S.  297  bis  396,  behan- 
delt. Der  Verfasser  geht  ein  auf  die  Mittel,  die  zur  Nutzbar- 
machung der  Gezeitenströmungen  in  Betracht  kommen,  schil- 
dert die  Brauchbarkeit  der  dafür  in  Betracht  kommenden  Bau- 
werke und  die  Schwierigkeiten  im  Bau  geeigneter  Turbinen 
zur  Aufnahme  der  starken  Kraftschwankungen.  Die  praktische 
Anwendung  wird  vom  Verfasser  auf  das  Gebiet  der  franzö- 
sischen Küste  versucht  und  dabei  auch  auf  die  finanzielle  Frage 
eingegangen.  Die  Verwendungsmöglichkeit  der  gewonnenen 
elektrischen  Kraft  für  die  französischen  Eisenbahnen  wird  ge- 
streift. 


aaö  Verschiedenes 


■J  Verkehrsnot  und  Kohlennot.  Vielfach  wird  der  Reichs- 
bahnverwaltung ein  großer  Teil  der  deutschen  Kohlennot  wegen 
der  mangelhaften  Wagengestellung  zugeschoben.  Von  Seiten 
des  Reichsverkehrsministeriums  wird  dem  entgegengetreten  und 
nachgewiesen,  daß  von  den  im  Kalenderjahr  1921  im  Ruhrkohlen- 
bezirk eingelegten  14  Millionen  Feierschichten  nur  60  000  durch 
Wagenmangel  hervorgerufen  worden  seien.  (Die  Gesamtzahl 
der  verfahrenen  Schichten  betrug  161  Mill.)  Da  die  Förderung 
auf  den  Kopf  und  die  Arbeitsschicht  im  Durchschnitt  mit  0,6  t 
zu  berechnen  sei,  so  sei  durch  Wagenmangel  lediglich  ein 
Förderausfall  von  36  000  t  entstanden,  das  sind  rund  ein  Zehntei 
einer  einzigen  etwa  310  000  t  betragenden  Tagesförderung. 

FERNSPRECHWESEN 

Währungssturz  und  Auslandsgebühren  für  Fernsprech-  und 
Fernschreibeverkehr.  Das  Postnachrichtenblatt  56  vom  15.  Juli 
bringt  die  Meldung,  daß  der  deutsche  Gegenwert  des  Gold- 
franken im  Auslandsverkehr  auf  100  M.  festgesetzt  worden  sei. 
Wir  erkennen  hier  die  ungehemmte  Auswirkung  des  neuesten 
Marksturzes.  Besonders  deutlich  tritt  die  darin  liegende  un- 
geheuerliche weitere  Belastung  unserer  Geschäftswelt  auf  dem 
Gebiet  des  Fernschreib-  und  Fernsprechverkehrs  hervor,  dies  ist 
um  so  bedauerlicher,  als  wir  zur  Aufrechterhaltung  unserer  Be- 
ziehungen angesichts  der  starken  Schwankungen  auf  dem  Welt- 
markt die  telegraphische  Verständigung  nicht  entbehren  können. 
Die  nachfolgende  Uebersicht  veranschaulicht  die  Verschiebung 
der  Wortgebühr  gegenüber  der  Vorkriegszeit: 


vor  dem 

vom 

Kriege 

10.  7.  2Z  an 

Spanien   

.    .    .    M.  0.20 

M.  25 

.    .    .    .  0.15 

21 

.    .    .    .  0.15 

18 

.    .    .    .  0.10 

15 

Großbritannien       .    .  . 

.    .    .    .  0.15 

31 

Aegypten  (1.  Zone)  .  . 

.    .    .    .  1.05 

125 

Südafrikanischer  Bund 

.    .    .    .  2.60 

250 

Vereinigte  Staaten  (New 

York)  1.05 

150 

Argentinien  .... 

.    .    .    .  2.85 

370 

Brasilien  

.    .    .    .  2.70 

350 

Chile   

.    .    .    .  2.85 

370 

China  

.    .    .    .  3.65 

680 

Japan   

.    .    .    .  4.05 

695 

Im  Verkehr  mit  einer  Anzahl  überseeischer  Länder  ist,  und 
zwar  auf  dem  Wege  über  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
neben  dem  Drahtweg  auch  ein  F  u  n  k  w  e  g  benutzbar,  und  zwar 
sind  hier  die  Gebühren  durchweg  etwas  niedriger.  Allerdings 
ist  die  Gebührenersparnis  nicht  derart,  daß  sie  die  immerhin 
noch  vorhandene  geringere  Betriebssicherheit  der  drahtlosen 
Telegraphie  aufwiegt.  Man  wird  deshalb  bei  besonders  wichti- 
gen Telegrammen  auf  den  Drahtweg  nicht  verzichten.  Vor  allen 
Dingen  sei  aber  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nochmals  an  eine 
möglichst  weitgehende  Anwendung  der  Telegramm-Co- 
des erinnert,  die  sowohl  bei  der  drahtlichen  wie  auch  der  draht- 
losen Nachrichten-Uebermittlung  anwendbar  sind.  —  Im  Fern- 
sprechverkehr macht  sich  der  Marksturz  nicht  weniger 
verhängnisvoll  bemerkbar;  die  Handelserschwerung  ist  um  so 
drückender,  als  hier  eine  Gebührenersparnis  mit  Hilfe  von  Ein- 
richtungen, wie  sie  etwa  die  Codes  an  die  Hand  geben,  nicht 
möglich  ist.  Wie  sich  inzwischen  die  Verhältnisse  entwickelt 
haben,  möge  die  nachstehende  Aufstellung  zeigen: 

Es  beträgt  die  Gebühr  für  Tagesgespräche: 

im  deutsch-dänischen  Verkehr  (1.  Zone)        375  M. 

im  deutsch-litauischen  Verkehr  (1.  Zone)        25  „ 

im  deutsch-luxemburgisch.  Verkehr  (1.  Zone)  75  „ 

im  deutsch-niederländisch.  Verkehr  (1.  Zone)163  „ 

im  deutsch-schweizerisch.  Verkehr  (1.  Zone)  150  „ 

im  deutsch-belgischen  Verkehr  (1.  Zone)        94  „ 
im  deutsch-französischen  Verkehr  (1.  Zone) 

im  deutsch-italienisch.  Verkehr  (1.  Zone)       475  ,, 
im  deutsch-norwegischen  Verkehr  (1.  Zone) 

a)  über  Stralsund-Malmö                        638  „ 

b)  über  Kopenhagen                               788  „ 
im  deutsch-schwedischen  Verkehr  (1.  Zone)   338  „ 

Die  Tarife  für  die  weiteren  Zonen  zeigen  eine  sehr  scharfe  Er- 
höhung, die  z.  B.  für  den  deutsch-niederländischen  Verkehr  einen 
Höchstsatz  von  350  M.,  für  den  deutsch-schweizerischen  einen 
solchen  von  363  M.,  für  den  deutsch-französischen  von  600  M. 
und  für  den  deutsch-schwedischen  von  1013  M.  bringt. 

Dipl. -Kaufmann  Runkel,  Bensberg  bei  Köln. 

KRAFTFAHRWESEN 

55  Drei-  und  mehrachsige  Autobusse  kommen  nach  der 
,, Allgemeinen  Automobil-Zeitung"  in  steigendem  Maße  in  Auf- 
nahme. Kürzlich  durchfuhr  ein  sechsrädrigcr  Lastwagen  die 
Straße  Los  Angeles — Neuyork:  3507  Meilen  (5600  km)  in  sechs 
Tagen  15  Stunden  und  28  Minuten  wirklicher  Fahrzeit.  Das 
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Gesamtgewicht  des  Wagens  betrug  98(X)  kg.  Die  vier  Hinter- 
räder sind  angetrieben  und  mit  8"  Luftreifen  versehen,  die 
billiger  sind  als  ein  Paar  12"  Reifen.  Der  Lastwagen  dient  zum 
Studium  der  Transportbedingungen  und  zur  Lösung  der  Frage 
größere  Lasten  bei  höherer  Geschwindigkeit  ohne  Beschädigung 
der  Straßen  zu  befördern.  Nach  offiziellen  Versuchen  ist  die 
Einwirkung  von  Luftreifen  auf  die  Straße  unter  gleichen  Ge- 
wichtsbedingungen nur  ein  Viertel  der  von  Vollreifen.  Für  be- 
sonders schwere  Wagen  kommen  acht  Räder  zur  Anwendung. 
Ein  achträdriger  großer  Omnibus  versieht  in  einer  Stadt  Kali- 
forniens den  täglichen  Dienst.  Er  ist  mit  einer  vorzüglichen 
Federung  ausgestattet,  die  ein  sehr  angenehmes  Fahren  gewähr- 
leistet. Der  Fassungsraum  ist  für  20  Personen  berechnet.  Eine 
umfangreiche  Unterbringung  von  Gepäck  ist  im  Hinterteil  des 
Wagens  vorgesehen. 

LUFTFAHRWESEN 

Das  neue  Luft-Kursbuch.  Das  von  der  Deutschen  Luft- 
Reederei,  Berlin  NW  7,  Sommerstr.  4,  für  1922  im  Selbstverlag 
zum  Preise  von  20  M.  herausgegebene  Luft-Kursbuch  ist  soeben 
eischienen.  Es  enthält  alle  regelmäßig  beflogenen  Linien  Euro 
pas  und  gibt  bei  genauer  Durchsicht  ein  anschauliches  Bild  von 
der  Entwicklung  dieses  neuartigen  Verkehrs.  Besonders  bedeut- 
sam ist  es,  wie  sich  die  großen  europäischen  Luftverkehrsadern 
aus  der  Menge  früher  geflogener,  kleinerer  Strecken  heraus- 
schälen und  wie  diese  großen  Linien  bereits  durch  mehrere  Län- 
der führen  aufeinander  anschlußmäßig  Rücksicht  nehmen,  viel- 
fach sogar,  in  einer  Art  von  Gemeinschaftsbetrieb  miteinander 
stehen.  Für  Deutschland  ist  besonders  die  seit  dem  1.  Mai  zwei- 
mal wöchentlich  geflogene  neue  Linie  nach  Moskau  in  die  Augen 
springend.  Wie  wir  hören,  ist  jetzt  auch  der  Privatverkehr  auf 
dieser  Linie  zugelassen  worden.  Man  kann  nur  hoffen,  daß  die 
fortgeschrittene  Verständigung  der  verschiedenen  Staaten  und 
Gesellschaften  auf  dem  Gebiete  des  Luftverkehrs  mit  dazu  bei- 
trägt, die  für  das  gesamte  Wirtschaftsleben  erforderlichen  Aus- 
gleiche und  Verbindungen  zu  fördern  und  zu  bessern.  Außer 
den  Luftverkehrsstrecken  und  Flugplänen  enthält  das  Büchlein 
alle  notwendigen  Angaben  bezüglich  Luftpost-  und  Güterdienst, 
Paß-  und  Zollfragen,  sowie  für  Anschlußzwecke  und  Vergleiche, 
die  wichtigsten  Schnellzugverbindungen. 

NEUHEITEN  UND  PATENTE 

SS  Der    Reichsverkehrsminister    über   die  Wünschelrute. 

Versuche  mit  einer  Benutzung  der  Wünschelrute  beim  Auf- 
suchen von  unterirdischen  Wasservorkommen  waren  von  der 
Eisenbahnverwaltung  schon  im  Januar  v.  J.  angeordnet  worden. 
Der  Reichsverkehrsminister  weist  jetzt  in  einer  Verfügung  an 
die  Reichsbahndirektionen  darauf  hin,  daß  das  ungünstige  Er- 
gebnis vom  Dezember  1920  an  sich  noch  kein  Anlaß  sein  könne, 
von  weiteren  Versuchen  mit  der  Wünschelrute  abzusehen.  Da- 
mals hatte  die  Preußische  Geologische  Landesanstalt  Versuche 
mit  Rutengängern  angestellt.  Die  widerstreitenden  Anschau- 
ungen über  den  Wert  der  Wünschelrute  beim  Aufsuchen  von 
Wasservorkommen  könnten  nur  durch  praktische  Versuche  ge- 
klärt werden.  Nach  einer  Anregung  innerhalb  der  Bauver- 
waltung kann  in  geeigneten  Fällen  außer  der  Geologischen  auch 
die  Landesanstalt  für  Gewässerkunde  gutachtlich  gehört  werden. 
Bei  etwaigen  Versuchen  müssen  Niederschriften  gefertigt  und 
diese  durch  die  beteiligten  Beamten  unterzeichnet  werden. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Die  Allgemeine  Deutsche  Kleinbahn-Gesellschaft,  Akt.-Ges., 
Berlin,  hat  den  Heimgang  ihres  langjährigen  Vorstandsmitglie- 
des, des  Direktors  Richard  G  r  a  b  b  e  zu  beklagen,  der  mehr  als 
20  Jahre  in  den  Diensten  der  Gesellschaft  gestanden  hat. 

SS  Beauftragte  des  Reichsverkehrsministeriums  bei  Deut- 
schen Gesandtschaften  im  Auslande  bestehen  z.  Zt.  in  Wien,  im 
Haag,  in  Kopenhagen,  in  Prag  und  in  Bern.  Auffällig  ist  bei 
den  dort  bestellten  Vertretern,  daß  kein  einziger  eine  technische 
Vorbildung  aufzuweisen  hat,  trotzdem  gerade  für  solche  Posten 
eine  technische  Durchbildung  und  auf  Grund  dieser  ein  tieferes 
Verständnis  für  die  Wirtschaft  des  betreffenden  Landes  geeig- 
net sein  dürfte. 


Infolge  der  jede  Voraussicht  übersteigenden  Erhöhung  der 
Gestehungskosten,  insbesondere  des  Papiers,  haben  wir  uns,  um 
das  Blatt  im  übrigen  keine  Einbusse  erleiden  zu  lassen,  ent- 
schließen müssen,  die  Herstellungskosten  wenigstens  dadurch 
etwas  zu  mindern,  daß  wir  die  Verkehrstechnische  Woche  von 
jetzt  ab  in  vierzehntägigen  Doppelheften  herausbringen.  Wir 
bitten  unsere  Leser  um  Nachsicht  wegen  dieser  durch  die  Not 
der  Zeit  gebotenen  Maßnahme,  von  der  wir  hoffen,  daß  sie  nur 
vorübergehend  sein  wird.  Der  Verlag. 
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UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnl<unde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisenbahn-Beam- 
ten und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  I  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  I  g  e  r   nach    amtlichen  IVIitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,   sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

S  C  H  R  1  FT  L  E  1  T  U  N  G  :  Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen   Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.-Ing.    Hasse,    Regierungshaumeister    a.    D. , 
Privatdozent  an   der  Technischen   Hochscnule  zu 
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DIE  VERKEHRSGEOGRAPHISCHE  BEDEUTUNG  MAGDEBURGS 

VON  PROFESSOR  DR-ING.  BLUM,  HANNOVER 


Die  Lage  und  Bedeutung  Magdeburgs  vom  verkehrs- 
geographischen Standpunkt  zu  würdigen,  ist  nicht  einfach,  denn 
die  Gegebenheiten  der  physikalischen  Geographie, 
die  selbstverständlich  die  grundlegenden  sind,  müssen  durch 
die  Betrachtung  der  geologischen  Verhältnisse  und  der 
geschichtlichen  Entwicklung  und  damit  der  poli- 
tischen Geographie  ergänzt  werden. 

A.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Bei  verkehrsgeographischen  Untersuchungen  ist  eine 
Vuranstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  fast 
immer  zweckmäßig,  denn  geschichtliche  Vorgänge  lassen  sich 
leichter  erzählen  als  sich  geographische  Zusammenhänge  erläu- 
tern lassen;  außerdem  kann  man  beim  Leser  geschichtliche 
Kenntnisse  voraussetzen,  geographische  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  —  ein  recht  hartes  Urteil,  jedoch  nicht  über  den  Leser 
sondern  über  das  Gymnasium  und  die  sog.  „allgemeine  Bildung". 
Wir  beschränken  uns  bei  der  nachstehenden  geschichtlichen 
Skizze  selbstverständlich  auf  das  für  die  Verkehrsent- 
wicklung wesentlichste^). 

Zu  den  Zeiten  der  Frankenkaiser  ging  durch  unser  heutiges 
Vaterland  eine  starke  Grenze,  die  in  fast  gerader  Linie  von  SO 
nach  NW  von  Linz  an  der  Donau  nach  Osnabrück  über  den 
Gebirg  skamm  läuft.  Sie  wird  also  vom  Bayrischen-,  Böh- 
mer-, Franken-  und  Thüringer  Wald,  dann  von  den  Weser- 
gebirgen und  dem  Teutoburger  Wald  gebildet  und  findet  ihre 
Flankendeckung  im  SO  an  den  Alpen,  im  NW  an  den  Mooren 
Oldenburgs.  Sie  ist  im  SO  früher  die  Grenze  zwischen  Deut- 
schen und  Slawen  gewesen,  im  NW  sind  die  Slawen  immer 
wieder  gegen  die  natürliche  Schranke  angerannt,  aber  wackere 
deutsche  Stämme,  Sachsen  und  Thüringer,  hatten  das  östliche 
Vorland  als  Glacis  besetzt  und  hielten  es  unter  schweren  Kämp- 
fen, wobei  die  Flüsse  (z.  B.  die  Saale)  die  ,, Hauptwiderstands- 
linien" bildeten,  die  im  Allgemeinen  gehalten  wurden,  während 
vorgeschobene  Posten  zeitweise  aufgegeben  werden  mußten. 

Der  große  Gebirgswall  weicht  in  seiner  Mitte,  im  Raum  der 
mittleren  Weser,  zwischen  Eisenach  und  Hannover,  nach  Westen 
zurück  und  diese  für  den  deutschen  Verteidiger  ungünstige  Er- 
scheinung  wird  noch  dadurch  verschlechtert,  daß  gerade  hier  das 
Gebirge  am  wenigsten  als  ,,WaH"  ausgebildet  und  teilweise  zer- 
trümmert ist.  Hier  ist  die  natürliche  Einbruchsteile  für  den  von 
Osten  vordringenden  Gegner,  oder  vielmehr  hier  wäre  sie, 
wenn  die  Natur  nicht  gerade  hier  die  gewaltige  Bastion  des 
Harzes  der  Hauptstellung  vorgelagert  hätte.    Der  Harz  ist 


')  Vgl.  hierzu:  Albert  von  Hofmann  „Das  deutsche  Land  und  die  deut- 
sche Geschichte",  Deutsche  Verlagsanstalt,  Stuttgart. 


nämlich  so  stark  gewesen,  daß  er  sich  nicht  auf  die  Verteidigung 
beschränkt  hat;  vielmehr  sind  in  seinem  Schutz  die  Geschlechter 
herangewachsen,  die  gegen  den  alten  Feind  die  beste  Ver- 
teidigung im  Angriff  sahen  und  die  deutsche  K.olonisation 
nach  Osten  vorgetragen  haben.  Das  Harzland  kann  in  diesem 
Sinne  als  eine  natürliche  Festung  angesehen  werden  und 
zwar  mit  einem  Innenkern,  nämlich  dem  eigentlichen  Wald- 
gebirge des  Harzes  und  einem  breiten  Gürtel  flachen  (und  teil- 
weise sehr  fruchtbarem)  Vorlandes,  das  nach  Norden  und 
Süden  durch  die  Täler  von  Bruchgraben — Bode  und  Helme,  nach 
Osten  sogar  durch  eine  vierfache  Flußkette  gesichert,  nach 
Westen  zu  aber  im  alten  germanischen  Land  verankert  war. 
Bei  Würdigung  dieser  ,, Festung"  muß  man  sich  die  für  unsere 
ganze  Betrachtung  wichtige  Erscheinung  vor  Augen  halten,  daß 
die  Flußtäler  Norddeutschland  in  jenen  Zeiten  versumpft 
waren  und  nur  an  wenigen  Stellen  überschritten  werden 
konnten.2) 

Bei  der  Ausbreitung  der  Kultur  und  der  Einführung  des 
Christentums  haben  die  Franken  allerdings  die  beiden  die  Tor- 
wacht haltenden  Völker  (Sachsen  und  Thüringen),  politisch  stark 
geschwächt,  indem  sie  ihnen  die  militärisch  wichtigsten  Stütz- 
punkte nahmen  und  diese  an  Gewalten  gaben,  denen  sie 
glaubten  besonders  trauen  zu  dürfen,  nämlich  an  Klöster, 
Bischöfe  und  Grafen.  Hierbei  muß  man  als  Verkehrstechniker 
den  Scharfblick  bewundern,  mit  dem  die  Bedeutung  der  einzel- 
nen Punkte  für  den  Verkehr  und  damit  für  die  Strategie  erkannt 
wurde;  alle  die  Burgen,  Bischofsitze  und  Klöster  (außer  den  in 
„Schutzlage"  weiter  zurückliegenden  Frauenklöstern)  liegen  an 
„Pässe  n",  nämlich  richtigen  Pässen  im  Gebirge,  an  Brücken- 
stellen und  besonders  an  den  „Festland-Isthmen"  zwischen  den 
Sümpfen.  Man  möchte  sogar  vermuten,  daß  bei  der  Vergebung 
dieser  Stützpunkte  an  die  kirchliche  und  weltliche  Gewalt  der 
strategisch-politische  Gesichtspunkt  in  d  e  m  Sinne  eine  Rolle  ge- 
spielt hat,  daß  die  Kaiser  die  wichtigsten  Pässe  an  die  z  u- 
verlässigste  (oder  vielmehr  für  besonders  zuverlässig  ge- 
haltene) Gewalt,  nämlich  die  Kirche  verliehen,  während  die 
weltliche  Gewalt  auf  die  weniger  wichtigen  beschränkt 
wurde.  Ob  das  richtig  und  in  bestimmten  Fällen  nachweisbar 
ist,  möge  die  Geschichte  klären;  jedenfalls  müssen  wir  uns  aber 

Der  „Harzfrstiing"  entsprechen  zwei  weitere  ,, Festungen",  die  sich 
ebenfalls  an  den  Gebirgswall  anlehnen,  die  W^serfestung  und  das  böhmische 
Massiv,  und  ,,in  diesen  drei  Festungen  ist  die  deutsche  Geschichte  beschlossen 
gewesen"  (c.  Hofmann  a  a.  O.  S.  338).  In  der  ,,  W  e  s  e  r  festung  "  (dem 
Land  zwischen  dem  Teutoburger  Wald  und  den  Wesergebirgen)  haben  die 
Germanen  gegen  die  Römer,  die  Sachsen  gegen  die  Franken  gerungen,  vom 
Harz  aus  haben  die  Deutschen  die  Kultur  nach  Osten  getragen  und  damit 
Brandenburg-Preußen  geschaffen,  Böhmen  ist  das  Bollwerk  gewesen,  von 
dem  aus  das  ,,Haus  Habsburg"  das  Deutschtum  bedroht  hat. 
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-^uch  die  Männer  der  Kirche  dahin  vorstellen,  daß  sie  neben 
rhrem  Hauptberuf  auch  noch  den  von  Kolonisatoren,  Wasser- 
und  Wegebauern  und  Soldaten  hatten. 

Gedeckt  gegen  Norden  durch  den  Harz  wurde  vom  Mit- 
t  e  1  r  h  e  1  n  her  über  T  h  ü  r  i  n  g  e  n  die  Kolonisation  von  P  luß 
zu  h'luß  (Gera,  Unstrut,  Ilm,  Saale,  Elster,  Elbe)  vorgetragen, 
d  e  in  de  Gründung  der  Bistümer  Erfurt,  Merseburg,  Zei 
Naumburg)  und  Meißen  und  dem  Bau  der  fielen  Burgen  zum 
Vusdruck  kommt.  Aber  hier  zeigt  sich  schon  das  Uebtrgewicht 
de  Harzes  und  damit  Magdeburgs:  die  vier  letztgenann  en  Bis- 
tümer waren  der  Metropolitangewalt  Magdeburgs  unterstellt, 
während  der  Einfluß  von  Mittelrhein  und  Kurmamz  im  west- 
Sen  Thüringen  stecken  blieb.  Die  Kolonisation  folgte  also 
nicht  den  heutigen  Eisenbahnlinien  Frankfurt  —  Erfurt  —  i^eip- 
'Breslau  ■  sondern  das  östliche  Thüringen  wurde  vom 
wfstlichen  losgerissen;  es  wurde  vom  Harz  aus  durchdrungen 
und  ist  für  den  Harz  die  Etappe  geworden,  durch  welche  er 
nach  Kursachsen-Schlesien  vorstieß.  Halle  wurde  groß,  mch 
von  Thüringen,  sondern  von  Magdeburg  aus,  es  ist 
manchesmal  Sitz  des  Erzbischofs  von  Magdeburg  gewesen;  der 
Sibichenstein  gehörte  schon  vor  Gründung  des  Erzbistums  der 
Magdeburger  Moritzkirche,  und  die  Wettiner  sind  als  magde- 
buräche  Burggrafen  hochgekommen.  Am  Nord-  "nd  Ostrand 
des  Harzes  sind  die  Kräfte  gewachsen,  die  sich  m  Magdeburg 
verdichteten  und  von  dort  Kultur  und  Christentum  nach  Oste 
und  Südosten  vortrieben,  also  den  heutigen  Eisenbahnen  von 
Magdeburg  (und  Halberstadt)  nach  Halle-Dresden  und  t  al- 
kenberg — Breslau  folgend. 

Betrachten  wir  nun  Magdeburg,  so  trat  dies  uni  800 
in  die  Geschichte  ein  als  ein  weit  nach  Osten  vorgeschobener 
deutscher  Handelsplatz,  nach  dem  die  von  den  Leine-  und  Oker- 
pässen kommenden  Straßen  von  Westen  heranführten,  um  von 
dort  die  Weiterführung  in  das  Land  der  Slawen  zu  imden. 
Westlich  von  Magdeburg  wurde  die  Führung  der  Straßen 
durch  die  ausgedehnten  Sumpfgebiete  der  Aller  und  des  Bruch- 
grabens bestimmt;  die  Wege  mußten  auf  den  trockenen  Hohen 
gebahnt  werden.  Der  wichtigste  von  ihnen  kam  von  Hildes- 
heim  (dem  von  der  Leine  fortverlegten  Bischofsitz  Elze)  her 
in  die  Gegend  des  heutigen  Börßum,  wo  die  königliche  Pfalz 
Werla  die  wichtige  Straßengabelung  deckte:  der  nördliche 
Zweig  lief  nördlich  des  Bruchgrabens  über  die  Hohen  des  Elm 
und  Lappwalds  über  Helmstedt,  das  den  Paß  durch  die  Aller- 
sümpfe deckte  und  bezeichnenderweise  weit  von  Westen  her 
nämlich  als  Kloster    von  Werden  a.  d.  Ruhr    aus  gegründet 

^'  "'^Der 'südliche  Zweig  lief,  den  Sumpf  meidend,  über  die  Aus- 
läufer des  Harzes  nach  Halberstadt,  wo  er  sich  mehrfach  ver- 
zweigte (nach  Magdeburg,  Bernburg,  Mansfeld). 

Den  beiden  Wegen  entsprachen  die  heutigen  Eisenbahnen: 

(  (Braunschweig)  —  Helmstedt  —  Magdeburg, 
Hildesheim  —  {  ^    ,  „  lu^.ctaHt        *  Magdeburg 

(  Goslar  —  Halberstadt  —  Halle; 

beide  wegen  der  Höhen  durch  ungünstige  Steigungen  in  ihrer 
Bedeutung  herabgesetzt,  die  eine  nördlich  nach  Braunschweig 
(durch  Politik),  die  andere  südlich  nach  Goslar  (durch  Berg- 
bau) abgelenkt,  beide  heute  nach  Entsumpfung  der  Niederung 
durch  die  in  dieser  liegende  Eisenbahn  Börßum  —  Magdeburg 
ergänzt  und  teilweise  ersetzt. 

Das  Ziel  der  von  Westen,  vom  Land  der  Franken,  von  Kur- 
köln und  Westfalen  kommenden  Wege  und  nach  Osten  streben- 
den Kolonisatoren  waren  die  „E  1  b  e  p  ä  s  s  e".  Unter  ihnen 
zeichnet  sich  Magdeburg  einerseits  durch  die  Güte  seiner  Bruk- 
kenstelle  (hohe  Ufer  und  Inseln),  andrerseits  durch  seine  Lage 
zum  Fläming  aus.  Denn  auch  das  Land  östlich  Magde- 
burgs war  in  den  Niederungen  versumpft,  der  Fläming  aber 
war  die  feste  Landbrücke  zwischen  den  Sümpfen  m  Elbe-  und 
Havelgebiet  und  damit  die  Marschstraße  in  das  Wendenland; 
die  auf  trockenem,  felsigen  Boden  stehenden  Bruckenkopfe 
Magdeburgs  auf  dem  rechten  Elbeufer  waren  der  Versamm- 
lungsraum für  die  Heere;  heute  ist  der  Fläming  tot,  denn  auch 
hier  führen  die  Bahnen  heute  durch  die  entsumpften  laier 
(Magdeburg  —  Wittenberg;  und  Magdeburg  —  Berlin),  sodaß 
hier  folgerichtig  aus  dem  einen  alten  H  ö  h  e  n  weg  z  w  e  i 
Talwege  entstanden  sind;  Wittenberg  und  Belzig  waren  damals 
die  seitwärts  liegenden  Flankendeckungen  des  Verkehrswegs, 
heute  sind  sie  die  Eisenbahnstationen,  von  denen  der  Wanderer 
(zu  Fuß!)  den  Weg  erreichen  mag,  auf  dem  einst  deutsche  Kul- 
tur nach  der  Mark,  Lausitz  und  Schlesien  vorgerückt  ist. 

Die  Erschließung  „Ostelbiens"  erfolgte  allerdings  nicht  nur 
von  Magdeburg  aus;  nördlich  von  ihm  stießen  die  niedersachsi- 
schen  Großen  über  die  Elbe-  und  Havelpässe  (Werben,  Havel- 
berg, Tangermünde,  Rathenow)  nach  der  Priegnitz  und  dem 
Havelland,  südlich  von  ihm  die  Askanier  nach  Brandenburg 
vor;  aber  wie  groß  die  Bedeutung  Magdeburgs  gewesen  ist,  er- 
hellt z.  B.  daraus,  daß  das  Magdeburger  Recht  das  der  meisten 
neuen  Stadtgründungen  wurde,  und  daß  die  Bistümer  Havel- 
berg, Brandenburg,  Posen  und  Meißen  dem  Erzstift  Magdeburg 
unterstanden.  Magdeburg  war  ein  wichtiges  Glied  der  Hansa 
und  zählte  1618  etwa  40  000  Einwohner,  eine  für  die  damalige 


Zeit  sehr  hohe  Zahl;  hatten  damals  doch  die  beiden  grüßten 
deutschen  Städte  und  Häupter  der  großen  Städtebunce,  Köln 
und  Lübeck,  nicht  mehr  als  iOOÖO,  bzw.  4U0LU  Einwohner. 

Mit  dem  dreißigjährigen  Krieg  wendete  sich  Gas  Ge- 
schick Magdeburgs;  1631  wurde  es  von  den  Kaiserlicften  zer- 
stört, wobei  die  Bevölkerung  bis  auf  wenige  Tausend  nieder- 
gemetzelt wurde,  1648  kam  es  an  Brandenburg,  doch  wurce  die 
Vereinigung  erst  1660  vollzogen.  In  diesem  Uebergang  spiegelt 
sich  der  W  endepunkt  der  deutschen  Gescftichie. 
bis  zur  l'Lrstarkung  Brandenburgs  schaute  die  Geschichte  Noru- 
eeutschlands  nach  Osten,  auch  Brandenburg  fühlte  sich  cst- 
wärtsstrebend  als  „Oderstadt",  die  Oderpässe  (Oderberg  — 
Neumark,  Frankfurt  —  Land  Sternberg,  Krossen  —  Schlesien) 
waren  das  politische  Ziel;  Frankfurt  a.  d.  Oder  war  der  wich- 
tigste Verkehrspunkt,  Kölln — Berlin  war  die  Brückenstadt  über 
eie  versumpften  Spreeniederungen  für  den  Nord-Sud-Verkehr 
Uber  den  Höhenrucken  Barnim-Teltow  und  gleichzeitig  Tren- 
nungspunkt für  die  beiden  großen  Wege,  von  denen  der  eine  über 
Oderberg  in  das  Land  nördlich  des  Warte-Netze- 
Bruches,  der  andere  über  Frankfurt  in  das  Land  südlich 
dieses  Bruchs  führt;  man  muß  gerade  hier  beachten,  daß  die 
Versumpfung  eine  fast  undurchdringliche  Barrikade  bildete.  Der 
Scharfblick  Gustav  Adolfs  entdeckte  das  „D  oppelgesicht 
der  Mark";  für  ihn  war  sie  allerdings  zunächst  auch  nur 
„Oderstaat"  und  das  natürliche  Aufmarschgebiet  von  seinen 
Rückhalten  von  Ostsee  (Schweden)  und  Polen  her  und  er  be- 
mächtigte sich  Frankfurts  und  Krossens,  um  von  dort  nach 
Süden  vorzustoßen.  Aber  die  Not  Magdeburgs  zwang  ihn  zur 
Teilung  seiner  Kräfte;  der  eine  Teil  blieb  im  Osten  (bei  Kros- 
sen) stehen,  der  andere  wendete  sich  gegen  Westen  und  er- 
zwang den  Uebergang  über  die  Elbepässe;  zum  ersten  Mal  sind 
L.eit  der  Völkerwanderung  hier  Germanen  nach  Westen  ge- 
zogen, es  war  der  Anfang  der  großen  Bewegung,  welche  von 
der  Mark  aus  die  westdeutschen  Stämme  für  das  einheitliche 
große  Vaterland  gewann:  eine  der  ersten  Auslösungen  war  die 
Erwerbung  Magdeburgs  und  des  Saalekreises  durch  den  Großen 
Kurfürsten,  den  Neffen  und  Schüler  des  großen  Schweden- 
königs. Von  hier  ab  datiert  auch  die  immer  fühlbarer  werdende 
Abhängigkeit  Magdeburgs  von  Berlin,  denn  so  sehr  auch  z.  B. 
Friedrich  der  Große  Magdeburg  förderte,  so  waren  für  Bran- 
denburg doch  die  Oder  und  die  Märkischen  Wasserstraßen 
wichtiger  als  die  nur  auf  kurze  Strecke  beherrschte  Elbe,  und 
mit  dem  Ausbau  der  Wasserstraßen  wuchs  seit  jenen  Tagen  der 
große  Verkehrsweg  heran,  der  von  Schlesien  über  Berlin 
nach  Hamburg  führt,  der  aber  an  Magdeburg  und  seinem 
Gegenstück  an  der  Oder,  Frankfurt,  vorbeigleitet;  seit 
jener  Zeit  erstarkte  Brandenburg  als  der  Staat  und  damit  Ber- 
lin als  die  Stadt,  von  der  aus  Nordsee  und  Ostsee  be- 
herrscht werden,  während  Magdeburg  heute  im  Gegensatz  zu 
den  Zeiten  der  Hansa  fast  nur  im  Hinterland  der  Nordsee, 
Frankfurt  nur  in  dem  der  Ostsee  liegt;  —  die  Eisenbahn  von 
Frankfurt  a.  d.  Oder  nach  Hamburg  führt  über  Berlin,  desgl. 
die  von  Magdeburg  nach  Stettin. 

B.  Der  „Raum  Magdeburg". 

Gemäß  der  vorstehenden  geschichtlichen  Skizze  ist  der  Raum 
Magdeburg  ein  Durchgangsland  gewesen  zuerst  für  die 
von  West  nach  Ost  vordringende  Kultur,  dann  für  die  von  Ost 
nach  West  fortschreitende  Bildung  des  Großstaates  Preußen. 
Wenden  wir  uns  nun  von  der  Geschichte  ab  und  den  ver- 
kehrsgeographischen Fragen  zu,  so  müssen  wir  zu- 
nächst folgenden  Unterschied  in  der  Bedeutung  der  wirt- 
schaftlichen und  der  politischen  Verhältnisse  betonen : 
Für  die  Vergangenheit  waren  die  politischen  (völkischen, 
militärischen,  religiösen)  Kräfte  die  maßgebenden,  für  die 
Gegenwart  sind  es  dagegen  die  die  Wirtschaft  beeinflussen- 
den Naturkräfte,  und  dieser  Unterschied  ist  umso  größer,  als  für 
die  Wirtschaft  gerade  in  diesem  Gebiet  in  der  Form  von  Kali  und 
Braunkohle  neue  Kräfte  aufgetreten  sind,  von  denen  die  Ge- 
schichte überhaupt  nicht  beeinflußt  worden  ist.  Trotz  dieses 
starken  Unterschiedes  war  es  notwendig,  für  die  Erklärung  der 
Wirtschafts-  und  Verkehrsgeographie  der  Gegenwart  auch  die 
Geschichte  heranzuziehen  und  wir  möchten  kurz  zusammen- 
fassend folgende  Gliederung  der  geschichtlichen  Entwicklung 
andeuten: 

1.  Vordringen  der  deutschen  Kultur  nach  Osten  bis  zum 
30jährigen  Krieg,  aber  noch  nachwirkend  bis  zum  Weltkrieg. 

2.  Bildung  des  Großstaates  in  der  norddeutschen  Tiefebene 
seit  1648  und  des  einheitlichen  W^irtschaftskörpers  Deutschland, 
—  im  wesentlichen  abgeschlossen  1831  (Zollverein),  1866  (Nordd. 
Bund)  und  1871  (Deutsches  Reich) ,  aber  noch  nicht  vollendet, 
da  die  den  Wirtschaftsgrundlagen  widerstreitenden  politischen 
Grenzen  der  Bundesstaaten  noch  nicht  beseitigt  sind. 

3.  Zurückdrängen  der  politischen  und  Hochkommen  der  wirt- 
schaftlichen Kräfte  im  Dampfzeitalter,  also  seit  1830,  gegliedert 
in  die  Abschnitte:  Bau  der  Eisenbahnen  1840 — 1870,  Bau  der  neu- 
zeitlichen Binnenwasserstraßen  (seit  1880),  Entstehen  der  Groß- 
industrie in  Zucker  — •  Kali  —  Braunkohle  —  Chemikalien,  — 
Beginn  des  „elektrischen"  Zeitalters. 
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Den  größten  Gegensatz  zur  geschichtlichen  Entwicklung  er- 
hält man,  wenn  man  nach  rein  wirtschafts-  und  verkehrs- 
geographischen Rücksichten,  also  unbekümmert  um  politische 
Grenzen,  die  Gebietseinheiten  festlegt.  Für  Magdeburg  stoßen 
wir  hierbei  auf  den  „M  itteldeutschen  Wirtschafts- 
bezirk". Er  ist  von  Regierungsbaurat  Dr.  rer.  pol.  Bau- 
ni  a  n  n  als  das  in  Abb.  1  dargestellte  Gebiet  festgelegt  worden, 


9cF 

iWrttenberj 


Ah\  1. 

das  sich  in  seiner  Energiewirtschaft  auf  der  Braunkohle 
Mitteldeutschlands  (links  der  Elbe)  aufbaut.^) 

Gemäß  Abb.  1  bildet  der  Raum  Magdeburg  die  Nordecke 
dieser  „Braunkohlen-Provinz"  und  man  darf  behaupten,  daß 
Magdeburg  immer  mehr  in  die  Bedeutung  der  nördlichen  Bastion 
dieser  Provinz  hineinwachsen  wird. 

Indem  wir  diese  für  die  Gegenwart  wichtigste  Bedeutung 
kurz  vorweggenommen  haben,  wollen  wir  nun  den  „Raum  Mag- 
deburg" näher  erklären,  indem  wir  den  Punkt  Magdeburg  zu 
seiner  Umgebung  in  Beziehung  setzen.  Als  die  „Umgebung" 
hat  hierbei  je  nach  der  Betrachtungsweise  zu  gelten:  der  engste 
Raum  Magdeburg,  die  Nachbarschaft  bis  zum  Harz,  das  Elbe- 
gebiet, der  Rand  der  Mittelgebirge  und  Mitteleuropa. 

1.  Im  engsten  („topographischen")  Raum  ist  Magdeburg 
wie  oben  erwähnt,  ausgezeichnet  als  eine  gute  Brücken- 
stelle,  also  als  V  e  r  k  e  h  r  s  Stadt  zu  würdigen.  In  die  ver- 
sumpfte Niederung  stoßen  von  beiden  Ufern  her  die  Höhen  der 
Börde  und  des  Fläming  vor,  engen  das  Flußbett  ein  und  bilden 
Inseln;  aber  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  eine  nur-g  e  o  g  r  a - 
phische,  sondern  vcr  allem  um  eine  geologische  Er- 
scheinung; hier  treten  nämlich  aus  der  vom  Diluvium  bedeckten 
Tiefe  als  letzte  Ausläufer  des  Harzes  alte  geologische  For- 
mationen an  die  Oberfläche;  sie  bilden  den  Domfelsen,  der 
den  ältesten  Stadtkern  trägt,  zwar  steil  zum  Wasser  abfällt,  aber 
im  Elbebett  doch  so  hoch  ansteht,  daß  hier  die  Schiffahrt  bei 
Niederwasser  stark  behindert  ist;  an  dieser  Stelle  führt  auch  die 
alte  Eisenbahnbrücke  über  den  Fluß  (und  zwar  schräg,  weil  die 
Eisenbahnlinie  den  Festungswällen  ausweichen  mußte)  —  und 
ganz  in  der  Nähe  hat  die  eigenartige  geologische  Natur  des  Un- 
tergrunds beim  Bau  der  neuen  Straßenbrücke  böse  Ueber- 
raschungen  bereitet.^) 

Heute  ist  die  eine  Brückenstelle  in  mehrere  Straßen-  und 
zwei  Eisenbahnbrücken  aufgelöst,  zu  denen  sich  künftig  rd.  12  km 
stromab  bei  Hohenwarthe  (man  beachte  den  Namen,  der  wieder 
auf  das  hohe  Ufer  deutet)  die  Brücke  gesellen  wird,  auf  der  der 
Mittellandkanal  die  Elbe  überschreiten    soll.  —  Die  nächsten 


')  „Energiewirtschaft  auf  der  Braunkohle  Mitteldeutschlands",  veröffent- 
hcht  m  der  Verkehrstechnischen  Woche,   1922  S.  —  ff.  und  als  Sonderdruck. 

"*)  Geh.  Bergrat  Prof.  Dr.  K  e  i  1  h  a  c  k  schreibt  über  den  Untergrund 
Magdeburgs:  „Und  wenn  wir  von  rein  geologischem  Standpunkte  aus  die  Lage 
der  Stadt  betrachten,  so  werden  wir  bekennen,  daß  sie  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  eine  Sonderstellung  unter  den  Städten  Norddeutschlands  ein- 
nimmt. Hier  ist  zuerst  zu  betonen,  daß  Magdeburg  die  am  weitesten  nach 
Nordosten  vorgeschobene  Felsenstadt  Norddeutschlands  ist,  deren  stolze 
Türme  sich  auf  von  der  Elbe  bespülten  paläozoischen  Gesteinen  erheben.  Wir 
können  uns-  nach  Norden  bis  Skandinavien,  nach  Oster.  bis  tief  ins  russische 
Reich  hineinbegeben,  ohne  Städte  in  ähnlicher  Lage  anzutreffen.  Sodann  liegt 
die  Stadt  in  jenem  Grenzgebiete,  wo  die  bis  mehrere  hundert  Meter  mächtigen 
losen  Bildungen  des  Quartärs  (Alluvium)  und  des  Tertiärs  (Diluvium)  des 
norddeutschen  Flachlandes  an  eine  Landschaft  anstoßen,  die  unter  einer  ge- 
ringmächtigen oder  auch  ganz  fehlenden  Decke  loser,  jüngerer  Bildungen 
durch  äußerst  mannigfach  entwickelte  Gesteine  älterer  Formationen  (Zech- 
stein, Rotliegendes,  Kulmgrauwacke)  aufgebaut  ist.  Ferner  läuft  durch  die 
Stadt  die  äußerste  Nordostgrenze  der  Verbreitung  des  Löß  in  unserem  Ge- 
biete, und  in  eben  diesem  Gebiete  bezeichnet  sie  die  (irenze  zwischen  den  Ab- 
lagerungen zweier  Eiszeiten.  Magdeburg  ist  daher  eine  geologische  Grenz- 
stadt ersten  Ranges." 


Elbebrücken  liegen  an  den  alten  „Elbepässen",  bei  Barby  und  bei 
Tangermünde,  hier  aber  durch  den  Knotenpunkt  Stendal  etwas 
nach  Norden  verschoben. 

2  Als  die  Nachbarschaft  Magdeburgs  ist  in  unserem 
Zusammenhang  vor  allem  das  Gebiet  auf  dem  linken  Ufer  der 
Elbe  zu  nennen,  denn  von  hier  hat  Magdeburg  seine  Hauptkratt 
gezogen  und  zieht  sie  noch  heute.  Es  handelt  sich  also  um  den 
Harz  und  sein  Vorland.  Auch  hier  gilt  der  Satz:  Die 
Städte  des  Gebirges  liegen  in  der  E  b  e  n  e  :  Wo  die 
Flüßchen  aus  dem  Gebirge  treten,  liegen  die  kleinen  Städte 
(Goslar  Harzburg,  Wernigerode),  wo  sich  die  Flußchen  zusam- 
menfinden, liegen  die  größeren  Orte  b^^- ^senbahnknotenpunkte 
(Halberstadt,  Börßum,  Oschersleben),  schließlich  fließt  der  Ver- 
kehr in  einen  oder  wenige  Punkte  zusammen  (Magdeburg). 
Tedoch  ist  diese  Erscheinung  am  Harz  nicht  so  eindeutig,  wie  bei 
den  meisten  anderen  Gebirgen;  sie  ist  am  reinsten  ausgeprägt 
bei  langen,  konkav  geschwungenen  Gebirgen,  und  so  bilden 
Mailand  und  besonders  Turin  die  klarsten  Beispiele  für  die  m 
der  Ebene  liegende  Verkehrsstadt  des  Gebirges.  Der  Harz  da- 
gegen ist  kurz  und  sendet  seine  Wasser  nach  allen  Richtungen 
Auseinander  (man  betrachte  das  Gegenbeispiel  der  Westalpen - 
Turin),  und  so  sind  hier  an  der  Leine  Hannover,  an  der  Oker 
B?aTnschweig,  an  der  Saale  und  ihrer  Fortsetzung  Halle  und 
Seburg  entstanden.  -  aber  nicht  etwa  nur  als  Harzstadte  , 
sondern  auch  aus  andern  und  zwar  stärkeren  Kräften  heraus. 
Diese  für  Magdeburg  nicht  besonders  günstige  Gestaltung  der 
FWsse  und  Täler  wird  durch  die  große  Entfernung  zwischen  der 
Saa  e  und  der  Ohre-  und  besonders  der  Havel-Mundung  noch 
verschlechtert.  Für  die  g  e  o  g  r  a  p  h  i  s  c  h  e  n  Mangel  wird 
MT-debiirg  aber  durch  die  g  e  o  1  o  g  i  s  c  he  n  Vorzuge  seiner 
Nachbarschaft  entschädigt:  hier  liegen  mit  d.e  fruchtbarste^^ 
Zuckerböden  Deutschlands,  die  einen  großen  Teil  von  Magde 
burgs  Handel  und  Industrie  begründet  haben  (die  Magdeburger 
Zuckerbörse  ist  die  maßgebende  des  Festlands)  und  hier  hat  die 
Stte  Natur  in  reicher  Fülle  Steine,  Erze,  Sa  ze  und  Braun- 
kohlen beschert,  -  Schätze,  die  eine  starke  Verdichtung  der 
BevölLrung  und  der  Eisenbahnen  hervorgerufen  haben,  die  vor 
?em  Krieg  noih  nicht  einmal  in  ihrer  vollen  Bedeutung  erkannt 
waTeit  heute  aber  kaum  hoch  gemig^ewertet  werden  können  - 
In  diesem  Sinne  ist  Magdeburg  also  m  v\  rVe  h  r  l - 
und  Handelsstadt,  und  erst  hierdurch    auch  Verkehrs 

Stadt.  .      .      T-  1  t,         u  ■  ^  + 

3  Die  Lage  Magdeburgs  an  der  Elbe,  im  Elbe  gebiet, 
läßt  wiSerdk  Bedeutung  als  V  e  r  k  e  h  r  s  stadt  in  den  Vorder- 
grund treten  Wir  haben  in  der  geschichtlichen  Skizze  die  Elbe 
fast  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Elbe  p  ä  s  s  e  betrachtet 
al  o   den   Fluß    (und   besonders    seine   versumpfte  Niederung 

n  s  Verkehrs  h  i  n  d  e  r  n  i  s  gewürdigt.  Das  war  auch  m  jenem 
SsamSang  richtig,  denn  die  Elbe  war  für  die  Kolonisation 
Sht  W  e  g!  sondern  Schranke  (bzw.  Sprungbrett  ,  und  für 
den  topogr;phischen"  Raum  ist  daher  oben  die  Elbe  als  Hmder- 
^fs  gewiS?  worden.  Aber  für  den  weiteren  Rahmen  gilt 
^uch'  hier  die  allgemeine  geographische  Regel    die  Flusse  s  nd 

:^a^Ve^Träge^"  d^;  Lärgste^kets,  d^er^ich  eine 
weitere  ^lir'nfügen  wollen':   der  Fluß  ist  ein  W  e  g  v  o  n 
Wasser  und  eine  Rinne  im  Boden,  d  h^ 
mittelbar  den  W  a  s  s  e  r  verkehr,  sofern  der  Fluß  schiffbar  i.t, 
und  er  weist  dem  L  a  n  d  verkehr  (den  Eisenbahnen)  durch  die 
Talbildungen  die  Richtung;    und    dann    sei    noch    eine  Rege 
genannt:    die    Flüsse    sind    die    V  e  r  1  a  n  g  e  r  u  n  g  e  n    d  e 
Meeres  in  das  Landesinnere  hinein.    Voni  Meer  aus 
fehenS,  müssen  wir  mit  der  N  o  r  d  s  e  e  beginnen.    Sie  ist  nebs 
dem  anschließenden  Kanal    das  „Zentralbecken    des    \\  e  tver 
J  "rs"    von  dem  aus  alle    Hochstraßen  ^des  Ueberseeverkehrs 
ausstrählen-  in  ihr  bildet  die  untere  Elbe  den  am  t  efsten  in 
da!  Land  einspringenden  Winkel,  und  hier  ist  demgemäß  Ham- 
burg als  de?  für  das  europäische  Festland  wichtigste  Hafen 
entstanden.    Von  ihm  aus  führt  die  Elbe,  als  Verlängerung  des 
Meeres,  nach  Südosten  und  gabelt  sich  in  drei  Zweige. 

f  Havel— Berlin— Ob.    Oder— Schlesien 
Unterelbe-Havelberg-  ^  |  Dresden-Böhmen 

(  Magdeburg—     Saale  —  Halle  —  Thu- 
(  ringen 

Von  diesen  drei  Zweigen  hat  Magdeburg  also  nur  an  zweien 
Teil,  während  der  wichtige  Strom  Hamburg— Berlin— Schlesien 
in  großer  Entfernung  an  ihm  vorbeiführt.  Andererseits  er- 
schließt die  obere  Elbe  (infolge  ihres  dem  Gebirgsaufbau  wider- 
sprechenden Durchbruchs  durch  das  Elbsandsteingebirge)  den 
ganzen  böhmischen  Kessel,  also  das  durch  Fruchtbarkeit  und 
Bodenschätze  (Kohle,  Heilquellen)  und  demgemäß  durch 
Industrie  und  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  am  stärksten  aus- 
gezeichnete Gebiet  der  ehemals  Habsburgischen  Länder;  und 
die  Saale  durchströmt  mit  ihren  Nebenflüssen  das  an  Erzen, 
Salzen  und  Kohle  so  reiche  mitteldeutsche  Industriegebiet  mit 
seiner  von  altersher  starken  und  tatkräftigen  Bevölkerung  und 
seinen  vielen  rührigen  Städten. 

Vom  Meer  ausgehend  muß  aber  auch  noch  darauf  aufmerk- 
sam gemacht  werden,  daß  auch  von  Bremen,  Deutschlands 
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zweitgrößtem  Hafen,  ein  gerader  Wasserweg  über  die  Aller — 
Ohre  nach  Magdeburg  führt,  der  allerdings  durch  die  Wasser- 
scheide zwischen  diesen  beiden  Flüssen  zerrissen  ist;  jedoch 
ist  die  Wasserscheide  sehr  jungen  Alters  und  daher  nur  schwach 
ausgebildet;  ferner  führt  von  der  Ostsee,  Lübeck,  der  Elbe — 
Trave-Kanal  in  das  Eibegebiet  und  damit  auch  in  den  Raum 
Magdeburg  hinein. 

4.  Eine  vierte  „Umgebung"  Magdeburgs,  bei  der  sich  die 
Vorzüge  der  Verkehrslage  mit  denen  geologischer  Art  (Frucht- 
barkeit und  Bodenschätze)  vereinigen,  ist  der  Streifen,  das 
Band,  das  sich  in  der  Richtung  von  WNW  nach  OSO  von  Han- 
nover über  das  Harzvorland  und  Sachsen-Böhmen  nach  Schlesien 
zieht  und  von  da  noch  nach  Galizien  und  bis  Odessa  reicht. 
Es  ist  der  Nordrand  der  deutschen  Mittelgebirge 
oder  die  Südküste  der  norddeutsch-russischen 
Tiefebene,  die  zu  den  geologisch  und  verkehrs- 
geographisch am  besten  bedachten  Gebieten  Europas  ge- 
hört, —  verkehrsgeographisch,  denn  an  dieser  Küste  fließt  ein 
großer  Teil  des  Ost-West-Verkehrs  Europas  entlang  und  bildet 
hier  in  den  Buchten  der  Tiefebene  große  Verkehrszentren 
Halle-Leipzig,  Dresden,  Breslau) ;  —  geologisch,  denn  hier 
folgen  in  der  Richtung  W — O  aufeinander:  Oel,  Salze,  Erze, 
Braunkohle,  Heilquellen,  Steinkohle,  Erze,  Oel. 

Diese  so  gesegnete  Tieflandküste  Deutschlands  hätte  eine 
der  wichtigsten  Eisenbahnlinien  Europas  hervorrufen  müssen, 
nämlich:  Hannover  —  Braunschweig  —  Halberstadt  —  Halle  — 
Leipzig  — •  Dresden  (oder  Meißen)  —  Breslau  —  Krakau  usw. 
Magdeburg  würde  also  nicht  auf  dieser  Linie  liegen,  wie  es  ja 
auch  nicht  mehr  unmittelbar  auf  Bodenschätzen  liegt,  sondern 
aus  den  Salz-  und  Kohle-Linien  nach  Nordosten  verschoben  ist. 
Der  Gebirgsrand  ist  aber  verkehrsgeographisch  und  wirtschaft- 
lich so  stark,  daß  er  außer  der  genannten  ,, Stammlinie"  noch 
andere  ihr  parallel  laufende  ,,G  e  b  i  r  g  s  r  a  n  d  1  i  n  i  e  n"  her- 
vorrufen mußte,  teils  näher  am  Gebirge,  also  mit  ent- 
sprechend u  n  günstigen  Steigungsverhältnissen  (vgl.  Hildes- 
heim —  Börßum  —  Oschersleben  und  Goslar  —  Vienenburg  — 
Halberstadt  und  Goslar  —  Harzburg  —  Wernigerode  —  Halber- 
stadt), teils  weiter  vom  Gebirge,  also  mit  entsprechend 
günstigen  Steigungsverhältnissen;  an  dieser  äußersten  Ge- 
birgsrandlinie  Hannover  —  Braunschweig  —  Magdeburu:  — 
Wittenberg  —  Breslau  wäre  Magdeburg  der  wichtigste  mittlere 
Knotenpunkt  geworden;  —  aber  die  Politik  hat,  wie  sich  aus 
dem  folgenden  ergibt,  die  Vollausnutzung  der  geographischen 
Gunst  verhindert. 

5.  Die  Lage  Magdeburgs  in  Mitteleuropa  ist  fast  nur 
nach  Verkehrs  geographischen  Beziehungen  zu  erklären.  Man 
kann  hierbei  zunächst  von  der  Mark  Brandenburg  ausgehen, 
die  gleichzeitig  nach  Ost  und  West  schauend  das  Mittelland 
zwischen  dem  Osten  und  Westen  Europas  darstellt:  die  große 
russisch-polnisch-ostdeutsche  Tiefebene  schiebt  sich  von  Osten 
(vom  Ural)  her  als  ein  ungeheures  Dreieck  nach  Westen  vor, 
die  Nordwest-Seite  fällt  vom  Weißen  Meer  her  über  Peters- 
burg —  Riga  —  Königsberg  —  Stettin  schwach  einwärts  ge- 
krümmt nach  SW;  die  Süd-Seite  steigt  in  der  Richtung  des 
(einheitlichen?)  Gebirgszuges  Kaukasus  —  Jaila  —  Karpathen 
—  Sudeten  ( — Harz)  gradlinig  nach  WNW  an.  Die  Verlänge- 
rungen' der  beiden  Seiten  schneiden  sich  im  Raum  Hannover, 
also  an  der  charakteristischen  Stelle,  dem  ,, Nordkap"  der 
deutschen  Mittelgebirge,  von  dem  ab  der  südliche  Gebirgsrand 
nach  WSW  gradlinig  über  Bielefeld  —  Duisburg  —  Brüssel 
nach  Möns  (Paris)  führt.  Demgemäß  tritt  für  den  von  Osten 
kommenden  Verkehr  im  Raum  der  westlichen  Dreieckspitze 
eine  Verdichtung  des  Verkehrs  ein.  Die  große  Ebene  war 
berufen,  drei  Hauptlinien  zu  schaffen,  nämlich: 

eine  nördliche  Rand  linie  (an  der  Ostsee  entlang) 
(Hannover  — )  Stettin  —  Danzig  ■ —  Riga  —  Petersburg. 

eine  südliche  R  a  n  d  linie  (am  Gebirgsrand  entlang), 
die  schon  genannte  Linie  Hannover  —  Leipzig  —  Breslau  — 
Krakau  — •  Odessa 

und  eine  Mittel  linie  Hannover  —  Magdeburg  —  Frank- 
furt a.  d.  O.  —  Posen  —  Warschau  —  Brest  —  Gomel.^) 

Davon  wären  die  beiden  Randlinien  wichtiger  gewesen  als 
die  Mittellinie;  die  nördliche,  weil  sie  aus  den  großen  russischen 
Knotenpunkten  Petersburg  und  Moskau  und  besonders  durch 
die  Ostsee  und  Skandinavien  gespeist  wird,  die  andere,  weil 
sie  aus  dem  Land  der  schwarzen  Erde  durch  das  oben  gekenn- 
zeichnete Band  führt  und  die  reichen  Verkehrsströme  ans 
Ungarn  und  Böhmen  aufnimmt:  wohingegen  die  Mittellinie  nur 
durch  landwirtschaftlich  genutzte  Gebiete  führt,  in  denen  außer- 
('em  die  Landwirtschaft  je  weiter  nach  Osten  um  so  exten- 
siver Vv'ird. 

Das  Verkehrsschema  des  ,,D  r  e  i  e  c  k  s"  wird  aber  durch  eine? 
geop-ranhische  Beziehung  gestört:  die  Spitze  des  Dreiecks  ist 
n;!mlich  in  der  I>inie  Stettin  —  Falkenberg  „abgebrochen",  denn 
l^ier  öffnet  sich  das  Dreieck  nach  NW  in  der  Linie  Stettin  • — 
Hamburg  und  nach  SW  in  der  thüringischen  und  hessischen 


Ks  ist  ein  merkwürdiger  geographischer  Zufall,  daß  diese  wichtigen 
Rrückenstellen  über  die  großen  Ströme  Elbe,  Oder.  Warthe,  Weichsel,  Bug, 
Dnjpr  in  einer  geraden  Linie  liegen. 


Senke,  in  der  die  Eisenbahn  Leipzig  —  Frankfurt  a.  M.  die 
nach  diesen  Städten  genannten  Sammelbecken  verbindet  (vgl. 
den  oben  skizzierten  Marsch  der  Kolonisation  von  Mainz  nach 
Thüringen).  Außerdem  ist  hier  westlich  der  Bastion  des  Harzes 
der  große  Gebirgswall,  wie  oben  erwähnt,  „zertrümmert",  so- 
daß  sich  zahlreiche  Eisenbahnlinien  (über  Elze,  Kreiensen,  Nort- 
heim, Eichenberg)  durch  das  Gebirge  durchwinden  können;  — 
es  gibt  kaum  ein  Gebiet,  in  dem  man  so  viel  und  noch  dazu 
an  so  kleinen  Orten  umsteigen  muß,  wie  den  Raum  Hildes- 
heim— Bebra! 

Das  Abbrechen  der  Spitze  und  das  Aufreißen  des  Dreiecks 
nach  NW  und  SW  und  zwar  nach  so  wichtigen  Punkten  wie 
Hamburg  und  Frankfurt  a.  M.  erzeugt  einen  „Doppel- 
trichte r",  eine  liegende  „S  a  n  d  u  h  r"  mit  dem  „Mund"  in 
der  rd.  250  km  langen  Linie  Stettin  —  Falkenberg.  Dieser 
Mund  ist  s  c  h  m.  a  1 ,  am  Maßstab  Europa  gemessen,  er  ist 
weit,  am  Maßstab  der  Bildung  von  Eisenbahnknotenpunkten 
gemessen.  Er  hätte  drei  einander  ungefähr  gleichwertige 
Knotenpunkte  schaffen  müssen:  Stettin,  Berlin  und  Leipzig 
(nicht  Falkenberg,  weil  die  nahe  Leipziger  Bucht  schon  für 
sich  sehr  verkehrsstark  ist). 

C.  Das  heutige  Verkehrsnetz  Magdeburgs. 

Aus  den  vorstehend  erläuterten  geographischen  und  geo- 
logischen (man  könnte  auch  sagen  Verkehrs-  und  wirtschafts- 
geographischen) Gegebenheiten  müßte  sich  —  ohne  störende 
politische  Einflüsse  —  etwa  das  folgende  Verkehrsnetz  ent- 
wickelt haben: 

1.  Wasserstraßen. 

Am  wichtigsten  ist  die  NW — SO-Linie,  nämlich  die  „Ver- 
längerung des  Meeres",  die  Elbe  und  zwar  mit: 

zwei  Zubringern  vom  Meer,  nämlich  von  Hamburg  (Elbe) 
und  Lübeck  (Elbe-Trave-Kanal)  her,  zu  denen  sich  noch  ein 
Kanal  durch  Mecklenburg  gesellen  dürfte, 

und  mit  drei  Verzweigungen  in  das  Binnenland,  nämlich 
nach  Berlin  —  Oder  —  Schlesien  (also  Magdeburg  nicht  be- 
rührend), nach  Dresden  —  Böhmen  und  nach  Halle,  Leipzig 
und  Thüringen. 

Hierzu  kommen  die  W — O-Linien,  nämlich:  der  Mittelland- 
kanal von  dem  Ruhrgebiet  über  Hannover  —  Braunschweig 
mit  einem  Zubringer  von  Bremen  (über  die  Aller)  her,  weiter- 
führend nach  Osten  in  die  eben  genannte  ..Verzweigung"  Untere 
Elbe  —  Berlin  —  Oder;  außerdem  vielleicht  noch  ein  Stichkanal 
Börßum  —  Oschersleben  ■ —  Magdeburg,  der  etwa  der  „Süd- 
linie" des  Mittellandkanals  entsprechen  würde,  als  durch- 
gehende Wasserstraße  aber  verfehlt  gewesen  wäre. 

In  diesem  Wasserstraßennetz  bildet  Magdeburg  zwar  nicht 
ausgesprochen  den  Mittelpunkt,  verfügt  aber  doch  über  eine 
gute  Mittellaee.  Das  Netz  ist  aber  erst  zum  kleineren  Teil 
ausgebaut  und  zwar  infolge  von  Verzögerungen,  die  auf  poli- 
tische (geschichtliche)  Einflüsse  zurückzuführen  sind.  In  der 
ersten  Periode  des  Ausbaus  der  Binnenwasserstraßen,  die  nach 
dem  Dreißigjährigen  Kriege  mit  dem  Zeitalter  der  Merkantilisten 
anhob,  standen  nämlich  der  geographisch  stärkeren,  aber  poli- 
tisch zerstückelten  und  daher  schwächeren  Elbe  die  geographisch 
schwächeren,  aber  politisch  geeinten  und  daher  stärkeren  Mär- 
kischen Wasserstraßen  gegenüber,  und  wenn  auch  ^la.srdeburg 
und  Halberstadt  1648  dem  Kurfürsten  zugesprochen  wurden, 
so  mußte  Brandenburg  in  seiner  Verkehrspolitik  doch  sein 
Zentralgebiet,  die  Mark,  bevorzugen,  während  es  für  die  vor- 
springende Ecke  Magdeburg — Halberstadt  tatsächlich  nur  wenig 
leisten  konnte.  So  ist  in  dieser  ersten  Periode  des  Kanalbaus 
Berlin  emporgestiegen,  Magdeburg  aber  zurückgeblieben,  und 
es  ist  zweifelhaft,  ob  in  der  gegenwärtigen  zweiten  Periode  des 
Ausbaus  der  Binnenwasserstraßen  die  Schäden  für  die  Elbe  und 
Magdeburg  noch  wettgemacht  werden  können. 

2.  Die  Eisenbahnen. 
Die  für  Magdeburg  so  ungünstigen  politischen  Verhältnisse 
bestanden  aber  auch  noch  zu  Beginn  des  Eisenbahnzeitalters. 
Hätten  die  Deutschen  damals  deutsche  Eisenbahnpolitik 
getrieben,  wie  sie  ihnen  List  vorgezeichnet  hat,  so  wäre  das 
Eisenbahnnetz  so  ausgefallen,  wie  es  der  Natur  und  damit  den 
wirtschaftlichen  Bedürfnissen  entsprochen  haben  würde.  In 
Abb.  2  ist  der  Versuch  gemacht,  ein  solches  Netz,  das  aber  nur 
die  wichtigsten  Linien  enthält,  zu  entwerfen,  soweit  es  zur 
Beurteilung  der  Verkehrslage  Magdeburgs  von  Bedeutung  ist. 
Es  vereinigt  die  von  Bremen,  Holland  und  dem  Ruhrgebiet 
kommenden  Linien  in  (Minden)  Hannover  (heute  in  Wunstorf 
und  Löhne),  gabelt  sie  hier  in  die  beiden  „R  a  n  d  linien"  nach 
S  t  e  1 1  i  n— O  stseeküste  und  Braunschwei  g — T  i  e  f  - 
landküste  und  zweigt  von  dieser  in  Braunschweig  die 
„Mittel  linie"  ab,  die  über  Berlin  nach  Frankfurt  a.  d.  O.  führt 
und  sich  hier  in  die  Richtungen  Posen  und  Schlesien  teilt.  Für 
Magdeburg  kommt  noch  als  H  a  u  p  t  linie  hinzu:  die  Elbelinie 
von  Hamburg  und  Lübeck  über  Magdeburg  nach  Leipzig  und 
Dresden— Böhmen — Wien.  Außerdem  sind  als  Magdeburg  beein- 
flussend  zu   nennen   die   Linien:   Leipzig  —  Berlin  —  Stettin 
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und  Hamburg  —  Wittenberge  —  Berlin  —  Frankfurt  —  Schle- 
sien, ferner  die  ,, Fehmarnlinie"  Stockholm  —  Kopenhagen  — 
Fehmarn  —  Lübeck  —  Hamburg.*) 

Aber  dieses  Netz,  über  dessen  Einzelheiten  man  streiten 
mag,  ist  leider  nicht  zustande  gekommen,  denn  auch  damals 
noch  standen  sich  in  Mitteldeutschland  die  zwei  Kräfte  gegen- 
über: der  Großstaat  Preußen  und  die  ganze  übrige  Klein- 
staaterei, wobei  die  Worte  ,,groß"  und  „klein"  nicht  etwa  nur 
räumlich  zu  nehmen  sind.  Eine  deutsche  Eisenbahnpolitik 
duldeten  die  vielen  Grenzpfähle  und  die  Maulwurfshügel- 
politik nicht.'') 

Das  starke  Preußen  trieb  eine  zielbewußte  Eisenbahnpolitik 
und  zwar  unter  einer  bis  1866  berechtigten  Bevorzugung  seiner 
Hauptstadt.  Hierbei  war  es  für  Berlin  besonders  vorteilhaft, 
daß  die  ,, Taille"  Preußens,  zwischen  Mecklenburg  und  Sachsen, 
noch  schmaler  ist  als  der  ,,Trichtcrniund",  nämlich  nur  180  km, 
und  daß  die  starken  natürlichen  Linien  Stettin — Hamburg  und 
Breslau — Leipzig — Frankfurt  a.  M.  wegen  der  politischen  Zer- 
rissenheit nicht  als  einheitliche  Durchgangslinien  geschaffen 
werden  konnten,  —  vgl.  z.  B.  die  Kopfstationen  Dresden, 
Leipzig,  Bebra,  Elm  —  letzteres  allerdings  entschuldbar  und 
jetzt  beseitigt. 

Magdeburg  gehörte  damals  allerdings  schon  zu  Preußen, 
und  als  eine  der  ersten  preußischen  Bahnen  ist  ja  auch  die 
Linie  Berlin  —  Potsdam — Magdeburg  —  Halberstadt  geschaffen 
worden,  und  Preußen  war  immer  bestrebt,  von  diesem  Sprung- 
brett aus  durch  die  mitteldeutsche  Kleinstaaterei  und  den  zer- 
trümmerten Bergwall  nach  seinen  westlichen  Provinzen  .vorzu- 
stoßen, aber  die  ganze  Entwicklung  hat  doch  schließlich  dazu 
geführt,  daß  Magdeburg  und  Frankfurt  a.  d.  O.  ihre  natürliche 
Stärke  nicht  ausnutzen  konnten,  denn  sie  hätten  die  Sammel- 
punkte für  den  Verkehr 

Hannover  /^ir    ^  o 

Elze  Börßum  [  -  Magdeburg  -  Berlin  -  f  S^ül'"'''"'^^" 
Kreiensen  —  Goslar  |  Frankfurt  — 

westlich.  TTarzrand  ) 
werden  müssen,  es  ist  aber  die  in  der  Natur  nicht  begründete 
Linie  Hannover  —  Stendal  —  Berlin  —  Küstrin  entstanden, 
durch  welche  Magdeburg  und  Frankfurt  umgangen  werden;  — 
man  beachte,  daß  die  „Ostbahn"  nicht  dem  oben  erwähnten 
Naturweg  Berlin — Oderberg  folgt.  Die  Linie  Hannover  —  Sten- 
dal —  Berlin,  also  eine  der  heute  wichtigsten  Strecken  Deutsch- 
lands, als  ,, nicht  naturgemäß"  anzusprechen,  klingt  sonderbar, 
aber  es  ist  richtig,  denn  eine  gute  Linie  Hannover  —  Braun- 
schweig —  Magdeburg  —  Berlin  würde  dem  Verkehr  voll- 
kommen gewachsen  sein,  wenn  nicht  die  beiden  großen  von 
Osten  kommenden  „Randlinien"  aus  ihrem  natürlichen  Lauf  in 
Stettin  und  Breslau  abgeknickt  und  auf  Berlin  geleitet  wären, 
indem  die  Linie  Stettin — Hannover  überhaupt  nicht  geschaffen 
und  die  Linie  Breslau  —  Leipzig  —  Braunschweig  verkümmert 
worden  ist.^) 

Wir  haben  es  oben  als  berechtigt  bezeichnet,  daß  Preußen 
bis  1866  seine  Hauptstadt  bevorzugt  hat.  Nach  1866  hätte  aber 
diese  Bevorzugung  mindestens  nicht  mehr  auf  Kosten  anderer 
Landesteile  erfolgen  dürfen,  Preußen  hätte  in  Verbindung  mit 
Mecklenburg  und  Sachsen  die  Mängel  im  Eisenbahnsystem  be- 
seitigen müssen,  wobei  für  Magdeburg  die  planmäßige  Ver- 
besserung der  Knotenpunkte  Lehrte,  Braunschweig,  Magdeburg 
und  Leipzig  und  der  Bau  einer  guten  Linie  BraunschweifT — 
Magdeburg  von  besonderer  Bedeutung  gewesen  wäre.  Hier 
stehen  den  Reichs  bahnen  noch  große  Aufgaben  bevor,  wo- 
bei die  Gegenwart  allerdings  nur  Gerechtigkeit  im  Betrieb 
(Fahrplan)  verlangen  kann,  die  Zukunft  aber  auch  Gerechtig- 
keit im  B  a  u  verlangen  muß.*) 

D.    Die  geologische  Begründung  der  Verkehrsbedeutung 
Magdeburgs. 

Wir  haben  bereits  mehrfach  die  Geolosrie  zu  Hilfe  nehmen 
müssen,  um  die  Stellung  Magdeburgs  im  Verkehr  zu  erklären, 
denn  es  zeigt  sich  auch  hier,  daß  geographische  und  geschicht- 


Posen 
Schlesien 


" )  In  .\bb.  2  ist  das  Städtepaar  Halle-Leozig  als  e  i  n  Punkt  dargestellt, 
um  das  Xetz  möglichst  klar  hervortreten  zu  lassen. 

')  Man  ilarf  hier  nicht  sagen.  ,, Kirchturmpolitik",  denn  von  Kirchtürmen 
kann  man  weiter  sehen,  als  die  damalgen  Staatsmänner  gesehen  haben,  und 
für  ihre  Politik,  teils  gegen  die  Eisenbahnen  im  allgemeinen,  teils  gegen  (b" 
Eisenbahnen  der  Nachbarn,  ist  der  Vergleich  mit  unterirdischen  Wühlern  auch 
nicht  unzutreffend. 

•*)  Wie  stark  die  Linie  Hannover — Stendal — Perlin  dadurch  ..befrucliti  i " 
1 '1  'Iril'i  (k  r  \'crkehr  aus  »einen  natürlichen  Betten  herausgerissen  und  unt' r 
'  '  I  mi  I 'mw  cgcn  in  die  Stendaler  T.inie  hineingepreßt  wird,  ergibt  sich  z.  ^>. 
:n  i  b'r.'gcn''em-  Von  Hannover  nach  Stralsund — .Saßnitz — Schweden  führt  der 
Weg  über  P.erlin  (Umweg  140  km  oder  rund  50%!),  desgleichen  von  Hanno- 
ver nach  Warnemünde — Dänemark  CUmweg  200  km  oder  rund  80 'yf!),  von 
Hannover  nach  Nürnberg  (  !  !)  führte  die  Nachtverbindung  über  Stendal,  imil 
wenn  man  in  Stendal  war  und  dafür  rund  100  M,  bezahlt  hatte,  war  man  ve- 
ter von  Nürnberg  entfernt,  als  man  in  Hannover  war!!! 

')  Unverzeihlich  war  es  aber,  daß  man  —  den  Warnungen  der  FacbK-uie 
zum  Trotz  —  den  Hauptknotenpunkt  im  wichtigsten  Sammelbecken  Mittcl- 
deutschl.nnds,  nämlich  den  Bahnhof  Leipzig  so  verschandelte,  wie  es  eben  dun  h 
dieses  Monstrum  von  Kopfbahnhof  geschehen  ist.  Man  fragt  sich,  wem  die 
\'erantwortung  für  diesen  Hohn  auf  unsere  sonst  an  der  Spitze  marschierende 
Pühnhofwissenschaft  zuzuschreiben  ist.  Auch  die  Verzögerung  des  Umliaus 
Braunschweig  (Anlage  eines  Durchgangsbahnhofs)  ist  unentschuldbar,  beson- 
ders, wo  er  nunmehr  mit  stark  gesteigerten  Kosten  doch  erfolgen  soll. 


liehe  Begründungen  u.  U.  nicht  ausreichen,  zumal  nicht  für  ein 
Gebiet,  das  geologisch  so  verwickelt  und  in  so  rascher  Um- 
gestaltung begriffen  ist   wie  Mitteleuropa. 

Wir  haben  eigentlich  schon  einen  geologischen  Vorgang 
dargestellt,  als  wir  die  geschichtliche  Entwicklung  skizzierten, 
denn  wenn  es  sich  dabei  auch  nur  um  wenig  mehr  als  1000  Jahre, 
also  um  eine  geologisch  winzig  kleine  Zeitspanne  handelt,  so 
hat  sich  in  ihr  die  Natur  doch  so  stark  verändert,  daß  wir  nicht 
mehr  von  einer  nur-geographischen,  sondern  von  einer  geo- 
logischen Aenderung  sprechen  sollten.  Wir  meinen  die  Ent- 
sumpfung  der  Niederungen,  die  allerdings  von  Menschengeist 
bewirkt  ist,  aber  trotzdem  eine  so  tiefgehende  Umgestaltung 
hervorgerufen  hat,  daß  dem  Pfadfinder  heute  die  Natur  ganz 
anders  entgegentritt  als  zu  Beginn  jener  „winzig  kleinen  Zeit- 
spanne". 

Wesentlich  größere  Umänderungen  hat  aber  die  Natur  in 
den  letzten  geologischen  Zeiträumen  vorgenommen,  und  wenn 
wir  uns  diese  vor  Augen  stellen,  dann  steht  die  scheinbar  so 
verwickelte  Verkehrsgeographie  Norddeutschlands,  durch  die 
Geologie  erklärt,  als  eine  einfache,  leicht  verständliche  Er- 
scheinung scharf  und  klar  vor  uns,  wobei  vor  allem  der  Ge- 
danke fruchtbar  ist,  daß  wir  mit  dem  heutigen  Verkehr  die 
Bildungen  verschiedener  geologischer  Zeiträume 
ausnutzen. 

Bis  zu  welchem  geologischen  Zeitalter  wir  zurückgehen 
inüssen,  bleibe  dahingestellt.  Für  uns  genügt  es  von  einer  Zeit 
auszugehen,  in  der  Norddeutschland  etwa  folgendermaßen  aus- 
sah: Die  Nordsee  und  die  Ostsee  bestanden  noch  nicht,  der 
Ozean  bespülte  Nordwesteuropa  in  der  Linie  Nordschottland  — 
Shetland-Inseln  —  Norwegen  (der  strategischen  Absperrungslinie 
Englands  gegen  Deutschland!).  Durch  Europa  zog  sich  das 
große  Halbrund  des  sog.  varistischen  Gebirges  von  Cette  am 
Löwengolf  über  Cevennen  —  Hunsrück  —  Taunus  —  Sudeten 
—  Karpathen,  das  heute  sehr  stark  abgewaschen,  aber  in  vielen 
Teilstrecken  noch  zu  erkennen  ist  und  für  viele  Flüsse  (Maas, 
Mosel,  Weser,  Saale,  Oder,  Weichsel)  noch  heute  ungefähr  die 
Wasserscheide  bildet.  Diesem  Gebirge,  das  also  nach  Norden 
gebogen  war  und  im  weiteren  Raum  Magdeburg  am  weitesten 
nach  Norden  vorgewölbt  war,  entsprach  als  Gegenstück  ein 
Gebirge,  das  über  Jütland  —  Schleswig  —  Mecklenburg  — 
Pommern  —  Preußen  nach  Litauen  hineinführte,  also  nach 
Süden  gebogen  war,  wodurch  die  ., Taille"  der  Ebene  gegeben 
war.  Das  Gebirge  tritt  uns  heute  als  Seenplatte  entgegen  und 
bildet  die  Wasserscheide  für  die  vielen  kleineren  Flüsse,  die 
von  ihm  nach  Süden  (Brahe,  Küdow,  Drage,  Havel,  Dosse, 
Eide)  bzw.  nach  Norden  (Leba,  Stolpe,  Rega,  Warnow)  fließen. 
Der  Hauptrichtung  dieser  beiden  Gebirge  entsprechend  floß  durch 
die  russisch-polnisch-deutsche  Tiefebene  ein  großer  Strom  von 
Ost  nach  West,  die  ,,Urweichser',  sie  mag  in  den  heutigen 
Pripetsümpfen  entsprungen  sein  und  strömte  über  Teile  der 
Warthe  und  Havel  und  über  die  Ohre  —  Aller  —  Weser  und 
durch  die  Tiefebene,  die  heute  als  Nordsee  abgesunken  ist,  zum 
Ozean;  sie  mag  bei  den  Shetlandinseln  gemündet  sein,  das  ., er- 
trunkene Elußtal"  des  LTnterlaufs  ist,  ebenso  wie  das  des  Rheins, 
als  ,, Rinne"  in  der  Nordsee  festgestellt.  Wir  haben  hier  also 
die  Ost — W  e  s  t  -  Richtung  der  oben  erwähnten  ,, Mittellinie", 
der  Eisenbahn  Magdeburg — Brest  Litowsk  und  der  sie  be- 
gleitenden ,, durchgehenden"  Wasserstraße. 

In  die  Urweichsel  flössen  von  Norden  in  mehr  oder  weni'r 
scharf  ausgeprägter  N — S-Richtung  Nebenflüsse,  z.  B.  Havel  und 
Dosse.  desgleichen  von  Süden  Nebenflüsse,  wie  die  Spree  und 
Saale  und  z.  B.  auch  die  ,,Urelbe",  die  aber  nicht  in  Böhmen, 
sondern  natürlich  nördlich  des  varistischen  Gebirgskamms, 
also  im  Raum  Dresden  entsprang.  Wir  haben  hier  also  die 
Nord-Süd-Verkehrslinien,  die  ■  aber  recht  kurz  sind,  denn  sie 
sind  im  Norden  und  Süden  den  Gebirgswällen  entsprechend 
blockiert,  und  zwar  im  Süden  stark,  vgl.  die  Eisenbahn 
Magdeburg  —  Halle  —  Saalfeld  —  Probstzella  mit  ihrer  steilen 
Gebiresstrecke,  im  Norden  schwach,  vgl.  die  „Wasserstraße" 
Alagdeburg  —  Schwerin  —  Wismar,  die  den  sehr  niedrigen 
Höhenrücken  unschwer  überwindet. 

Nun  stießen  in  den  Eiszeiten  die  Gletscher  von  Norden 
liber  das  schon  stark  abgetraeene  Gebirge  vor,  sie  weiteten  da- 
bei die  kleinen  Flußtälchen  aus  und  srniben  in  die  Höhen  Hie 
Mulden  ein,  die  ietzt  als  ,. Förden"  die  vielen  trefflichen  Häfen 
abgeben;  sie  mögen  dabei  auch  an  der  L"becker  Bucht  mit- 
eearbeitet  haben,  an  der  als  dem  tiefsten  Vorstoß  der  Ostsee 
nach  Südwesten  dann  die  Führerin  der  Hansa  emporwuchs,  und 
nn  dieser  hat  sich,  wie  oben  erwähnt,  auch  Magdeburg  zum 
Teil  emporgerankt. 

Es  müssen  dann  große  Senkuno'en  stattgefunden  haben. 
Als  solche  sind  festgestellt  das  Einsinken  der  Nord-  und  Ost- 
see, das  in  sreschichtlicher  Zeit  noch  angedauert  hat  und  zum 
Teil  w'>hl  noch  andatiert.  Damit  wurde  die  Mündung  der 
Urweichsel  nach  Südost  in  den  Raum  Helfroland  zuriickverleet, 
Maedeburg  wurde  dem  Meer  nähere=en"'ckt;  das  Afeer  dran^r 
aber  nicht  nur  von  Norden,  von  den  Shetlandinseln  her,  vor. 
sondern  es  erzwang  sich  auch  den  Weg  durch  den  heutieen 
„Kanal",  also   durch  das   Gebirge,    das    heute    in  Frankreich 
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„Hügel  von  Artois",  in  England  (südlich  von  London)  „Nord- 
Downs"  heißt  (vgl.  das  Einheitliche  dieses  Gebirgszuges  in 
einer  geologischen  Karte!).  So  entstand  die  „Deutsche 
Bucht"  mit  ihrer  für  den  Verkehr  so  glücklichen  Lage.  — 
Im  Kanal  und  an  der  holländischen  Küste  soll  das  Absinken 
noch  heute  im  Gange  sein,  vgl.  die  Felsstürze  an  der  englischen 
Südküste. 

Das  Absinken  der  Ostsee  lud  nun  die  „Urweichsel"  ein, 
den  weiten  Weg  von  Brest  nach  Hamburg  oder  Bremen  zu 
vermeiden  und  schon  weiter  östlich  zu  dem  nun  dort  rauschen- 
den Meer  zu  strömen,  also  nach  Norden  durchzubrechen;  und 
hierbei  fanden  sich  Wege  in  den  vielen  Nord-Süd-Tälern  der 
oben  erwähnten  Flüßchen,  die  noch  dazu  von  den  Gletscher- 
zungen vertieft  und  verbreitert  worden  waren.  Es  ist  aber  nicht 
nur  die  Urweichsel  und  auch  diese  nicht  an  nur  einer  Stelle 
durchgebrochen,  sondern  allenthalben  haben  sich  die  Flüsse 
bemüht,  nach  Norden  durchzubrechen,  und  so  sind  einerseits 
die  Süd-Nord-Teilstrecken  im  Binnenland,  wie  z.  B.  die  der 
heutigen  Elbe  zwischen  der  Saale-  und  der  Havelmündung, 
andererseits  die  Süd-Nord-Unterläufe  der  Oder  und  Weichsel 
entstanden. 

Die  Ostsee  ist  in  einer  für  den  Verkehr  sehr  glücklichen 
Weise  gerade  so  weit  abgesunken,  daß  sie  einerseits  für  große 
Seeschiffe  fahrbar  ist  und  mit  dem  Ozean  in  Verbindung  steht, 
daß  aber  andererseits  „Landbrücken"  stehen  geblieben  sind  und 
zwar  in  der  charakteristischen  Form  Halbinsel-Insel,  über  die 
der  Landverkehr  unschwer  hinübergeleitet  werden  kann,  vgl. 
Wagrien — Fehmarn  und  Vorpommern — Rügen,  beide  für  den 
Verkehr  Magdeburg — Skandinavien  von  Natur  sehr  günstig, 
aber  noch  nicht  voll  ausgenutzt. 

Mit  dem  Absinken  des  Ostseegebietes  allein  kann  man  aber 
das  so  vielfältige  Durchbrechen  der  Flüsse  nach  Norden  und 
überhaupt  das  ganze  System  der  norddeutschen  Flüsse  meiner 
Ansicht  nach  nicht  voll  erklären.  Es  muß  hier  wohl  noch  eine 
weitere  geologische  Umgestaltung  vor  sich  gegangen  sein:  da 
die  „Urweichsel"  von  den  Pripetsümpfen  nach  Westen  floß,  muß 
dort  ein  durchgehendes  Gefälle  von  Ost  gegen  West 
bestanden  haben.  Heute  ist  dies  natürlich  nicht  mehr  vorhanden, 
d'^nn  die  Flüsse  sind  nach  Norden  durchgebrochen  und  dadurch 
zu  selbständigen  Strömen  geworden.  Aber  die  neuen  Süd — ■ 
Nord-Täler  sind  von  diesen  Flüssen  allein  nicht  geschaffen 
worden,  sie  sind  auch  nicht  dadurch  voll  zu  erklären,  daß  man 
die  gewaltige  Kraft  der  Gletscher  zu  Hilfe  nimmt,  vielmehr 
zeigt  der  West — Ost-Längenschnitt  von  der  Ems  bis  zum  Pripet 
nicht  die  in  Abb.  3a  dargestellte  Gestalt,  die  hätte  entstehen 


müssen,  wenn  nur  Flüsse  und  Gletscher  gearbeitet  hätten,  son- 
dern der  Längenschnitt  entspricht  der  Abb.  3  b,  es  ist  ein  Säge- 
schnitt mit  langen,  ganz  schwachen  Steigungen  gegen  Osten 
und  steilen,  kurzen  Aufstiegen  gegen  Westen.  Hieraus  ergeben 
bich  folgende  für  den  Verkehr  wichtige  Teilerscheinungen:  die 
Wasserscheiden  verlaufen  n  a  h  e  dem  W  e  s  t  ufer  der  Haupt- 
ströme, aber  f  e  r  n  ab  vom  Ost  ufer  (die  Wasserscheide 
zwischen  Weser  und  Elbe  liegt  nur  20  km  von  Magdeburg  ent- 
fernt, die  gegen  die  Oder  dagegen  200  km) ;  hierdurch  erhält 
Jeder  Fluß  ein  nach  Westen  beschränktes,  nach  Osten 
weites  Einflußgebiet  (der  Westharz  gravitiert  schon  nach  der 
Weser,  die  Oberlausitz  dagegen  nach  Magdeburg).  Die  Flüsse 
haben  auf  der  Westseite  mehr  hohe  Ufer  als  auf  der  Ost- 
seite, die  Westufer  bieten  also  mehr  günstige  Stadtlagen  als  die 
Ostufer;  das  war  für  die  Kolonisation  bedeutungsvoll,  weil  das 
Westufer  das  naturgemäße  vom  Standpunkt  der  Schutzlage 
gewesen  ist  (vgl.  die  deutschen  Stadtgründungen  an  Elbe,  Saale, 
Oder  usw.).  Am  charakteristischsten  ist  diese  Erscheinung  in 
Rußland;  die  Wolga  hat  ein  westliches  „Bergufer"  und  ein  öst- 
liches „Wiesenufer";  wir  hielten  am  Stochod  das  hohe  Ufer  mit 
ganz  schwachen  Kräften  gegen  die  gewaltige  Uebermacht  der 
Russen,  die  aber  über  das  flache  Ufer  anlaufen  mußten.  Die 
Verkehrswege  steigen  von  Westen  langsam  in  meist  kaum  merk- 
lichen Steigungen  an,  von  Osten  her  haben  sie  dagegen  kurze 
Steilanstiege  zu  überwinden,  vgl.  die  Eisenbahn  von  Magdeburg 
nach  Eilsleben — Helmstedt,  aber  das  trefflichste  Beispiel  ist  in 
dieser  Beziehung  der  Mittellandkanal,  der  von  der  Ems  bis 
Misburg  überhaupt  nicht,  dann  in  langen  Haltungen  bis  zur 
Wasserscheide  ansteigt,  um  von  ihr  ab  in  einer  Treppe  zur  Elbe 
abzufallen;  —  ähnlich  ist  der  Längenschnitt  der  Kanäle  zwischen 
Berlin  und  der  Oder. 


Zum  Schluß  muß  noch  folgender  geologischer  Vorgang  er- 
wähnt werden,  der  für  unser  Vaterland  besonders  glückhaft 
gewesen  ist:  das  oben  erwähnte  varistische  Gebirge  wies  dem 
Wasser  und  dem  Verkehr  von  seinem .  Kamm  Hunsrück  — 
Taunus  —  Sudeten  die  Wege  nach  Süden,  so  floß  z.  B.  der 
„Rhein"  von  seinen  am  Südhang  von  Hunsrück  —  Taunus  ent- 
springenden Quellflüssen  aus  durch  den  oberrheinischen  Graben, 
die  burgundische  Pforte  und  die  Rhonesenke  zum  Mittelmeer, 
und  der  böhmische  Kessel  entwässerte  nach  dem  ungarischen 
Senkungsfeld  hin.  Nun  haben  sich  aber  Rhein  und  Elbe  durch 
die  varistische  Wasserscheide  durchgenagt  (vgl.  die  engen 
Strombetten  zwischen  Bingen  und  Koblenz  und  Tetschen  und 
Pirna)  und  haben  damit  Süddeutschland,  die  Schweiz  und 
Böhmen — Oesterreich  dem  deutschen  Norden  und  der  Nordsee 
geöffnet,  sie  haben  hierdurch  auch  einen  beträchtlichen  Wasser- 
züschuß  erhalten  und  sind  damit  zu  den  wichtigsten  Strömen 
Deutschlands  geworden. 

Die  Elbe  wird  durch  die  böhmischen  Wasser  gewissermaßen 
dafür  entschädigt,  daß  der  frühere  Zufluß  aus  dem  heutigen 
Oder — Weichsel-Gebiet  ihr  durch  die  Süd— Nord-Durchbrüche 
zur  Ostsee  verlorengegangen  ist. 

Aus  dieser  Entwicklungsgeschichte  ergibt  sich  auch  ganz 
folgerichtig,  daß  die  Wasserscheiden  zwischen  Rhein  und 
Rhone  und  Elbe  und  Donau  sehr  niedrig  sein  müssen,  denn  sie 
sind  ja  nur  dadurch  entstanden,  daß  die  früher  einheitlich  nach 
Süden  fließenden  Ströme  an  mäßig  hohen  Rücken  „zerrissen" 
sind,  der  ,, Rhein"  in  der  burgundischen  Pforte,  die  Elbe — March 
in  den  mährischen  Höhen,  daher  auch  die  bequeme  Ueber- 
windung  dieser  Wasserscheiden  durch  die  Eisenbahn  (ohne 
Scheiteltunnel)  und  durch  Kanäle  (vgl.  den  Rhein — Rhone- 
Kanal  und  den  geplanten  Elbe — March — Donau-Kanal).  Wir 
finden  hier  also  ein  Gegenstück  zu  dem  Zerreißen  der  Urweichsel 
und  den  so  flächenhaften,  also  bequemen  Wasserscheiden 
Aller — Ohre  und  Spree — Oder.  —  Die  Verstärkung  des  Rheines 
und  der  Elbe  durch  ihre  neuen  Oberläufe  hat  außerdem  den 
Vorzug  der  Vergrößerung  der  mitgeführten  Sinkstoffe,  diese 
bilden  nämlich  das  Gegengewicht  gegen  das  Einsinken  der 
Nordsee,  insbesondere  wandern  die  Sinkstoffe  des  Rheines  in 
das  Mündungsgebiet  der  Elbe  und  helfen  hier  die  so  schwer 
bedrohten  Inseln  und  Küsten  schützen. 

Wir  haben  mit  vorstehenden  Andeutungen  vor  allem  Richt- 
linien geben  wollen,  wie  man  sich  die  Verkehrs  g  e  o  g  r  a  p  h  i - 
sehen  Verhältnisse  der  Gegenwart  aus  der  geologi- 
schen Entstehung  erklären  kann;  ob  unsere  Betrachtungsweise 
geologisch  ganz  richtig  ist,  mag  bezweifelt  werden,  ist  aber  für 
unsere  Frage  belanglos. 

E.  Ausblick. 

Aus  unsern  Darlegungen  dürfte  hervorgehen,  daß  Magde- 
burg eine  sehr  gute  Verkehrslage  hat,  daß  die  geo- 
graphische Gunst  aber  infolge  geschichtlicher 
Ungunst  bisher  nicht  voll  ausgenutzt  worden  ist.  Das  ist, 
ebenso  wie  bei  Stettin,  Frankfurt  a.  d.  O.  und  Leipzig  hauptsäch- 
lich auf  die  Begünstigung  Berlins  zurückzuführen.  Wer  also 
in  der  Mehr-Millionen-Stadt  die  höchste  Stufe  der  kulturellen 
Entwicklung  sieht,  wird  zwar  Magdeburg  bedauern,  daß  es 
hinter  Berlin  zurückstehen  mußte,  den  Gesamtvorgang  aber  als 
gut  ansehen;  wer  in  der  Riesenstadt  dagegen  das  „Grab  der 
Kultur"  sieht,  wird  Magdeburg  glücklich  preisen. 

Wir  möchten  hierzu  in  folgender  Weise  Stellung  nehmen: 
Es  gibt  heute  wohl  keine  Deutschen  mehr  (abgesehen  von  den 
im  Trüben  der  Riesenstadt  fischenden  unsauberen  Elementen), 
die  das  Hochzüchten  der  Riesenstädte  für  einen  Segen  für  unser 
Vaterland  halten.  Wir  wollen  es  ruhig  unsern  Feinden  über- 
lassen, sich  an  der  Größe  von  Paris  und  London  zu  berauschen, 
wollen  uns  als  Deutsche  aber  klar  machen,  daß  solche  Gebilde 
kulturell  und  völkisch  gefährlich  sind  imd  daß  sie  vom  Ver- 
kehrs- und  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  unnötig  sind. 
Wir  können  hierauf  nicht  näher  eingehen,  möchten  nur  der 
immer  behaupteten,  aber  nie  bewiesenen  Redensart  entgegen- 
treten, daß  die  „moderne"  Riesenstadt  eine  selbstverständliche 
Folge  des  „modernen"  Verkehrs  wäre.  Es  gibt  keine  wirt- 
schaftliche, kulturelle  oder  politische  Beziehung,  mit  der 
man  Städte  von  mehr  als  vielleicht  400  000  bis  500  000  Ein- 
wohnern begründen  könnte,  und  in  Deutschland  sind  auch  die 
verkehrsgeographischen  Voraussetzungen  derart  auf 
D  e  Zentralisation  gerichtet,  daß  wir  (glücklicherweise!)  keine 
Millionenstadt  brauchen,  außer  Hamburg. 

Wenn  nun  Berlin  so  stark  emporgestiegen  ist,  so  liegt  das 
hauptsächlich  an  der  verfehlten  Eiseubahnpolitik,  die  u.  a.  vor 
allem  zwei  große  Wanderungen  künstlich  auf  diesen  einen 
Punkt  geleitet  .hat:  der  Bevölkerungsüberschuß  der 
östlichen  Provinzen,  der  (zum  Teil  wegen  der  falschen 
Agrarpolitik)  nicht  auf  heimischer  Scholle  bleiben  konnte, 
wanderte  nach  Westen,  der  Industrie  entgegen  und  ballte  sich 
in  Berlin  zusammen,  da  ja,  wie  oben  gezeigt,  alle  Eisenbahnen 
künstlich  dorthin  abgeknickt  worden  waren.  Die  Industrie 
dehnte  sich  vor  dem  Weltkrieg  von  Westen  kommend  nach 
Osten  aus  und  übersprang  dabei  das  Saale — Elbe-Gebiet,  weil 
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>ie  in  Berlin  gute  Wasserstraßen,  den  beherrschenden  Eisen- 
bahnknotenpunkt und  die  aus  dem  Osten  stammenden  arbeits- 
willigen Massen  sah.  So  ist  Berlin  eine  große  Industriestadt 
geworden,  obwohl  sie  keine  natürlichen  Voraussetzungen  hierzu 
besitzt. 

Ohne  die  einseitige  Eisenbahnpolitik  würde  die  Industrie 
sich  dort  niedergelassen  haben,  wo  ihr  die  Natur  die  Stätten 
angewiesen  hat,  nämlich  in  der  mitteldeutschen  „B  r  a  u  n  - 
k  o  h  1  e  n  p  r  o  V  i  n  z",  also  im  Saale — Elbe-Gebiet,  im  Raum 
Magdeburg — Leipzig,  wo  es  aber,  wie  oben  erwähnt,  nicht  etwa 
nur  Kohle,  sondern  auch  noch  Salze  und  Erze  und  Böden 
liüchster  Fruchtbarkeit  gibt,  wo  aber  leider  die  Verkehrswege 
noch  nicht  so  ausgebaut  sind,  wie  sie  seit  Jahrz-ehnten  ausgebaut 
sein  müßten.  ^ 

Es  kann  auch  keinem  Sweifel  unterliegen,  und  die  Ent- 
wicklung im  Krieg  und  nach  dem  Krieg  beweist  dies,  daß  die 
Industrie,  nachdem  sie  den  Fehler  gemacht  hat,  zu  weit  nach 
Osten  zu  springen,  sich  teilweise  wieder  zurückzieht  und  die  Po- 
sition an  der  Spree  zugunsten  der  an  der  Elbe  wieder  aufgibt, 
so  wie  früher  die  zu  weit  nach  Osten  vorgeschobenen  Bischof- 
sitze wieder  nach  Westen  zurückverlegt  worden  sind;  Ansätze 
in  dieser  Richtung  sind  bereits  vorhanden.  Gleichzeitig  ist  aber 
mit  einer  neuen  industriellen  „Kolonisationswelle"  von  Westen 
her  zu  rechnen,  weil  die  Industrie  im  Westen  politisch  zu  stark 
gefährdet  ist.  Wir  müssen  hier  mit  dem  Heranwachsen  eines 
Industriebezirks  rechnen,  der  dem  an  der  Ruhr  an  Bedeutung 
und  Bevölkerungsmasse  nicht  nachstehen  wird.  Aber  wir  wollen 
uns  nicht  an  den  künftigen  großen  Zahlen  berauschen,  sondern 
müssen  im  Gegenteil  darauf  bedacht  sein,  daß  aus  der  Zusammen- 
ballung der  Menschenmassen  nicht  auch  wieder  solche  Schäden 
entstehen,  wie  sie  leider  in  Berlin  und  an  der  Ruhr  entstanden 
sind.  Glücklicherweise  i.,t  die  mitteldeutsche  Industrieprovinz 
räumlich  wesentlich  weiter  ausgedehnt  als  der  rheinisch-west- 
fälische Indaistriebezirk;  bei  einer  planmäßigen  Verkehrspolitik, 
bei  der  neben  der  Eisenbahn  und  der  Wasserstraße  auch  die 
Kleinbahn  und  der  Kraftwagen  nicht  vernachlässigt  werden 
dürfen,  kann  es  also  nicht  schwer  fallen,  das  gesamte  Siedlungs- 
wesen in  gesunde  Bahnen  zu  lenken.  Der  Bevölkerungsmasse 
nach  stehen  wir  hier  vor  keiner  kleineren  Aufgabe  als  in  Ober- 
schlesien, Berlin,  an  der  Ruhr  und  der  Saar.  Aber  wir  können 
ihr  mit  mehr  Vertrauen  entgegensehen,  denn  einerseits  haben 
wir  inzwischen  in  Städtebau,  Siedlungswesen  und  Verkehr  viel 
gelernt,  andrerseits  ist  das  Gebiet  nicht  nur  wegen  seiner  Größe, 
sondern  auch  wegen  seiner  geographischen  und  geologischen 
Verhältnisse  von  Natur  zur  D  e  Zentralisation  geneigt.  Die  geo- 
logischen und  die  Verkehrs-Kräfte  decken  sich  nämlich  räumlich 
glücklicherweise  nicht  und  jedes  dieser  Kraftsysteme  ist  außer- 
dem in  sich  in  gewisse  Gruppen  aufgelöst. 

Das  Schwergewicht  der  geologischen  Kräfte  liegt 
nahe  dem  G  e  b  i  r  g  s  rand  und  teilweise  sogar  im  Gebirge,  das 
der  Verkehrskräfte  dagegen  in  der  E  b  e  n  e  ;  es  ergibt  sich 
damit  eine  natürliche  Zweiteilung  des  großen  NW — SO-Bandes: 
auf  dem  südwestlichen  Streifen  liegen  die  geologischen,  auf  dem 
nordöstlichen  die  Verkehrs-Kräfte. 

Im  Gebirge  finden  sich  die  Rohstoffe  Steine,  Holz  und 
Erze,  am   Gebirgsrand    die  Rohstoffe    Salz  und  Kohle,  doch 
reichen  diese  bis  in  die  Ebene  hinein.    Hieraus  ergibt  sich  natur- 
gemäß eine  Teilung  der  Produktionsstätten,  weil  für  viele  Roh- 
stoffe die  Verarbeitung  nicht  unmittelbar  an  den  Gewinnungs- 
stätten, sondern  in  der  Ebene  vorteilhaft  ist.    Die  Rohstoffe  wer- 
den also  zweckmäßigerweise  zu  Tal  transportiert    werden  und 
zwar  im  Allgemeinen  in  der  Richtung  von  S  nach  N  (z.  B.  West- 
harz-Braunschweig),    von  SW  nach  NO     (z.  B.  ?21bingerode — 
Halberstadt — Magdeburg)  und  von  W  nach  O  (z.  B.  Ostharz— 
Saale— Elbe).    Diese  für  die  Rohstoffe  notwendigen  Transport- 
wege   müssen   den    Höhenunterschied    zwischen    Gebirge  und 
Ebene  überwinden,  die  Schienenwege  haben  also  starke  Steigun- 
gen, oder  vielmehr  starke  Gefälle,  denn  die  Hauptmasse  der 
Güter  geht  zu  Tal;  bei  dieser  geographischen  Gestaltung  ver- 
schlägt   es  aber  nichts,    wenn  man  den  Eisenbahnzug    in  der 
Ebene  noch  etwas  weiterrollen  läßt,  man  kann  die  Rohstoffe 
also  ohne  eine  nennenswerte  Erhöhung  der  Kosten  bis  zu  den 
Stellen  in  der  Ebene  laufen  lassen,  wo  die  Voraussetzungen  für 
die  Verarbeitung  und  den  Absatz  am  günstigsten  sind; 
mit  anderen  Worten:  man  wird  die  Rohstoffe,  die  wir  zur  Ver- 
arbeitung großer  Kohlenmengen  bedürfen,  auf  die  Braunkohlen- 
felder leiten,  die  anderen  Rohstoffe  dagegen  nach  den  verkehrs- 
technisch    ausgezeichneten  Punkten,    d.  h.  nach  den  Wasser- 
straßen und  den  Zentren  der  Tieflandeisenbahnen;  dabei  ist  aber 
noch  zu  prüfen,  ob  die  Verarbeitung  mit  Braunkohle  möglich  ist. 
ob  nicht  etwa  Steinkohle  erforderlich  ist  und  ob  etwa  auf  das 
Heranführen  ausländischer  Rohstoffe  Rücksicht,  zu  nehmen  ist. 
Ein  Beispiel  möge  dies  erläutern:    Es  sei  angenommen,  daß  die 
Eisenerze  der  Gegend  Elbingerode  abbauwürdig  sind,  dann  müs- 
sen sie   unter   allen   Umständen    mindestens   bis  Blankenburg 
herabbefördert  werden,  denn  bis  dahin  kann  man  (vielleicht) 
die  Steinkohle  (bzw.  den  Koks)  aus  Westfalen  hinauffahren  (wie 
ja  auch  in  früherer  Zeit  in  Blankenburg  Hochöfen  tätig  gewesen 
sind);  besser  aber  wird  es  sein,  die  Erzzüge  durch  die  Ebene  noch 


weiter  bergab  rollen  zu  lassen,  und  dann  winkt  z.  B.  in  Magde- 
burg das  große  Eisenbahnzentrum,  der  große  Knotenpunkt  der 
Wasserstraßen  und  das  Bedürfnis  der  Großstadt  nach  Licht  und 
Kraft,  sodaß  wahrscheinlich  das  gesamte  Transport-  und  V'er- 
hüttungsproblem  am  günstigsten  in  folgender  Weise  gelöst  wer- 
den wird:  Die  Erze  gehen  in  geschlossenen  Pcndelzügen  in  groß- 
räumigen Trichterwagen  nach  Magdeburg  und  zwar  zu  einem 
Punkt,  der  vom  Mittellandkanal  und  von  der  Elbe  her  guten  un- 
mittelbaren Wasseranschluß  hat;  voraussichtlich  wird  das  am 
besten  in  dem  Hafen-  und  Industriegebiet  im  Norden  Magde- 
burgs der  Fall  sein.  Die  Kohle  wird  auf  dem  Mittellandkanal 
von  Westfalen  bezogen  (von  Zechen,  die  unmittelbar  auf  Schiffe 
laden  können)  und  zwar  als  Kohle,  nicht  als  Koks.  Die  Ver- 
kokung findet  in  Magdeburg  in  dem  Hüttenwerk  statt,  S(jdaß  die 
hierbei  gewon.nenen  und  die  aus  den  Hochöfen  stammenden  Gase 
die  große  Stadt  als  Absatzgebiet  haben.  Zuschläge  können  in 
Magdeburg  mittels  Eisenbahn  und  Schiff  bequem  hcrangefahren 
werden,  auf  der  Elbe  können  ausländische  Erze  billig  heran- 
geführt werden,  falls  solche  als  Zusatz  erwünscht  sein  sollten, 
desgl.  englische  Kohle,  falls  diese  zeitweise  erforderlich  sein 
sollte.  Der  Absatz  des  Roheisens  usw.  ist  von  dem  starken  Ver- 
kehrszentrum aus  nach  allen  Richtungen  hin  bequem  und  billig 
möglich. 

Der  die  Verkehrs  kräfte  enthaltende,  nordöstliche 
Streifen  des  mitteldeutschen  Industriebezirks  zeigt  glücklicher- 
weise ebenfalls  starke  Dezentralisationstendenzen.  Von  den 
Wasserstraßen  ist  die  Hauptader  die  Elbe;  sie  durchfließt 
den  Bezirk  mit  ihrer  hier  maßgebenden  von  Dresden  bis  Magde- 
burg reichenden  Strecke  in  rund  200  km  Länge,  das  ist  rund  2,5 
mal  so  viel  wie  die  Strecke  von  Hamm  zum  Rhein.  Außerdem 
wird  der  Bezirk  noch  von  der  Saale  durchströmt,  und  zwar  liegt 
diese  verkehrstechnisch  schwächere  Ader  weiter  nach 
Westen,  also  den  geologischen  Kräften  näher  als  die  Hauptader, 
außerdem  folgt  sie  einer  anderen  Richtung  (S — N,  während  die 
Elbe  von  SO  nach  NW  fließt),  und  sie  findet  ihre  Haupt-Fort- 
setzung nach  oben  in  der  Richtung  nach  Westen,  allerdings  nicht 
in  Wasserstraßen,  wohl  aber  in  sehr  wegsamen  Tälern,  durch 
die  eine  Fülle  trefflicher  Eisenbahnlinien  in  das  Gebiet  der  Leine 
und  Werra  vorstoßen. 

Noch   stärker  d  e  zentralisierend   wirkt   das   Eisenbahn - 
netz.    Begründet  ist  dies  hauptsächlich  in  einer  grundlegenden 
Verschiedenheit,  die  der  Bezirk  bezüglich  der  für  den  Wasser- 
und   den   Eisenbahnverkehr  maßgebenden   natürlichen  Voraus- 
setzungen aufweist.    Die  Wasserstraßen,  natürliche  und  künst- 
liche, sind  nämlich  ihrer  Natur  nach  von  der  Höhen  gliederung 
viel    abhängiger  als  die    Eisenbahnen,    sie    werden    von  den 
schwächsten  Hebungen  abgeschreckt  und  von  den  schwächsten 
Senkungen  angezogen,  für  die  Eisenbahn  sind  dagegen  Steigun- 
gen bis  1  : 250  belanglos.    Der  Schienenweg    folgt  daher  den 
Flüssen  nur  dort,  wo  die  Täler  eng  und  die  Höhen  steil  sind; 
eine  solche  Bindung  an  die  Natur  findet  sich  aber  für  den  mittel- 
deutschen  Industriebezirk   nur   an   seinen  Ausläufern,   es  sind 
nämlich  nur  die  Eisenbahnen  Merseburg — Probstzella  und  Dres- 
den— Prag  an  die  Saale  bzw.  Elbe  gebunden,  sonst  aber  suchen 
sich  die  Eisenbahnen  ihre  eigenen  Wege  (sehr  charakteristisch 
die  Eisenbahn  Magdeburg — Halle).    Sodann  liegt  das  wichtigste 
Sammelbecken    für    den  Verkehr,    nämlich  die  Leipziger 
Bucht,  gerade  nicht  an  dem  Haupt  fluß,  sondern  abseits  von 
ihm.    Das  ist  eine  geographische  Merkwürdigkeit,  ein  Wider- 
spruch in  sich,  wie  sich  solche  nur  selten  finden  und  stets  durch 
besondere,   eigenartige   Verhältnisse    begründet    sind  (Bombay 
nicht  am  Indus,  New  York  nicht  am  St.  Lorenzstrom,  Marseille 
nicht  an  der  Rhone);     im  Fall  Leipzig  liegt  die  Begründung 
darin,  daß  für  den  Raum  Mitteleuropa  der  Gebirgsrand  —  die 
..Tieflandküste"    —    verkehrsgeographisch  stärker    ist  als  die 
großen    Ströme     und    daß    daher    die    „Tieflandbuchten"  den 
Verkehr  stärker  anziehen  als  es  Flüsse  und  daran  wichtigste 
Punkte  tun  können.    Die  Leipziger  Bucht  aber  bildet  so  recht 
das  Herz  Mitteleuropas,  und  es  war  daher  ganz  richtig,  daß  List 
Leipzig  als  das   Zentrum    des  deutschen  Eisenbahnnetzes  an- 
sah.   Daß  es  anders  gekommen  ist,  liegt  eben  an  der  unleidigen 
Politik;  immerhin  fließen  in  Leipzig  acht  Hauptbahnen  zusam- 
men, eine  Zahl,  die  in  Mitteleuropa  nur  von  Köln,  Wien  und  Mai- 
land erreicht,  von  Berlin  überschritten  wird.  Nun  ist  aber  glück- 
licherweise auch  die  Leipziger  Bucht  kein  Punkt,  sondern  ein 
Raum,  und  zwar  von  rund  50  km  Durchmesser,  sodaß  also 
auch    hier  die    Zusammenballung    der    Bevölkerung    in  einem 
„Wasserkopf"  verhindert  werden  kann,  und  es  ist  ja  auch  hier 
schon   das   Städtepaar  Leipzig-Halle   entstanden,   das  den 
geographischen   Verhältnissen  entsprechend  von   einem  Kranz 
von  unmittelbar  am   Gebirgsrand  liegenden  Mittelstädten  um- 
geben ist. 

Das  Becken  der  Leipziger  Bucht  findet  seine  Ergänzung 
in  der  Linie  der  Elbe  mit  den  beiden  Flankenstellun- 
gen Magdeburg  und  Dresden,  Magdeburg  nach  Norden 
und  an  das  Meer,  Dresden  nach  Süden,  Böhmen  und  die  Donau 
weisend,  Magdeburg  verkehrspolitisch  schon  stark  ozeanisch, 
Dresden  rein  kontinentale  Züge  zeigend,  Magdeburg  verkehrspoli- 
tisch rein-deutsch,  Dresden  schon  stark  nach  slawisch-magya- 
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rischem  Gebiet  weisend.  Daß  Dresden  mit  rund  560  000  Einwoh- 
nern wesentlich  schneller  aufgestiegen  ist  als  Magdeburg,  ist 
nicht  geographisch,  sondern  politisch  begründet.  Dresden  ist 
als  Hauptstadt  Sachsens  planmäßig  begünstigt,  Magdeburg,  weil 
zu  lange  von  der  Kleinst-Staaterei  umfangen,  benachteiligt 
worden.  Es  sei  hier  angedeutet:  Sachsen,  ein  mittelbarer  Bundes- 
staat, mit  rund  4  800  000  Einwohnern  hat  (bei  allerdings  380  Be- 
wohnern auf  den  qkm)  zwei  Riesenstädte  mit  560  000  +  650  000 
gleich  rund  1200  000  Einwohnern;  es  hat  also  25%  der  Gesamt- 
bevülkerung  auf  zwei  Punkte  konzentriert,  das  dürfte  wohl  nur 
dadurch  zu  erklären  sein,  daß  Dresden  durch  die  Politik,  Leipzig 
aber  durch  die  Natur  begünstigt  worden  sind,  Dresden  ist  auf- 
gestiegen trotz  Leipzig,  weil  es  die  politische  Hauptstadt  des 


Staates  war;  Leipzig  ist  aufgestiegen  trotz  Dresden,  weil  ei 
die  natürliche  Hauptstadt  von  Sachsen-Thüringen  ist. 

Aber  auch  die  Zeit  Magdeburgs  ist  gekommen.  Im  einheit- 
lichen Deutschen  Reich,  in  dem  sich  eine  gesunde  deutscht 
Verkehrs-  und  Wirtschaftspolitik  durchsetzen  wird,  werden  sich 
die  geographischen  und  geologischen  Kräfte,  frei  von  den  Fesseln 
politischer  Gunst  und  Ungunst  entwickeln  und  werden  den  Land 
Schäften  und  Städten,  die  ihnen  von  der  Natur  gegebenen  Vor- 
züge nicht  länger  verkümmern. 

Möge  die  Stadt  der  künftigen  Größe  durch  weitschauende 
städtebauliche  und  Verkehrs-Maßnahmen  vorarbeiten  und  hier- 
bei insbesondere  den  sozialen  Gefahren  entgegenarbeiten,  die  mit 
der  Großstadtentwicklung  leider  fast  überall  verbunden  sind. 


MAGDEBURG  ALS  HANDELS-  UNDINDUSTRIESTADT 

VON  DR.  K.  OESTERHELD,  MAGDEBURG. 


Wer  sich  mit  der  ruhmvollen  Geschichte  des  altehrwürdigen 
Magdeburg  etwas  eingehender  beschäftigt  hat,  weiß,  daß  Magde- 
burg schon  früh  als  Handelsplatz  erwähnt  wird.  Trotz  aller 
Unbilden,  unter  denen  die  Stadt  im  Laufe  der  Zeiten  schwer 
zu  leiden  hatte,  ist  es  dank  dem  regen  Erwerbssinn  der  Be- 
wohner möglich  gewesen,  Handel  und  Gewerbe  zu  immer  neuer 
Blüte  zu  verhelfen.  Es  wäre  gewiß  interessant,  einen  kurzen 
Ueberblick  über  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Stadt  in  ihrer 
historischen  Entwicklung  zu  geben  —  wir  erinnern  hier  nur  an 
die  Verleihung  des  Marktrechts  durch  Otto  I.,  an  den  Eintritt 
Magdeburgs  in  die  Hanse  um  die  Wende  des  13.  Jahrhunderts, 
an  den  Fortschritt,  welchen  die  Verleihung  des  Stapel-  und 
Umschlagsrechts  für  die  Binnenschiffahrt  und  den  gesamten 
Handel  brachte,  an  das  Magdeburger  Recht,  das  bis  weit  nach 
Osten,  sogar 
bis  nachRuß- 
land hinein 
Geltung  er- 
langte indes 
ist    dies  im 

Rahmen 
einer  kurzen 
Abhandlung 
nicht  mög- 
lich. Wir 
müssen  uns 
daher  darauf 

beschrän- 
ken, im  fol- 
genden die 

einzelnen 
Gebiete  kurz 
zu  streifen, 
die  Magde- 
burg das  Ge- 
präge einer 
Handels-  und 
Industrie- 
stadt ver- 
leihen. 
Außer  a'- 
lem  Zweifel 

hätte     sich     Magdeburg     nicht     zu     der  jetzig 
tung      emporschwingen      können,      wenn  ihm 
Gun>t    seiner    natürlichen     geographischen  Lage 
breiten    Elbstrom   inmitten   einer  fruchtbaren  und 


Abbildung  1.    Das  Krupp-Grusonwerk  in  Magdeburg 


n  Bedeu- 
nicht  die 
an  dem 
an  Boden- 
schätzen reichen  (hegend  fördernd  zur  Seite  gestanden  hätte. 
Mit  der  Entwicklung  des  modernen  Verkehrswesens,  insbeson- 
dere mit  der  Ausnutzung  der  Dampfkraft  für  die  Binnenschiff- 
fahrt, wuchs  Magdeburg  zu  einem  der  bedeutendsten  Binnen- 
umschlagsplätze heran. 

Die  Stadt  dehnt  sich  zu  beiden  Seiten  des  Elbstroms  von 
Süden  (Salbke,  Westerhüsen)  nach  Norden  (Rothensee)  in  einer 
Länge  von  ca.  20  km  aus.  Ihr  Flächeninhalt  beträgt  nach  der 
Emgemeindung  der  ländlichen  Vororte  am  1.  Dezember 
1910  msgesamt  10  803  ha.  Von  der  jetzt  rd.  290  000  Ein- 
wohner zählenden  Bevölkerung  ist  der  größte  Teil  in 
der  Industrie  sowie  im  Handel  und  Verkehr  beschäftigt. 
Die  Zahl  der  in  diesen  Wirtschaftszweigen  festgestellten 
Betriebe  belief  sich  nach  der  letzten  Berufs-  und  Be- 
triebszählung vom  12.  Juni  1907  auf  insgesamt  16  466  mit  82  293 
beschäftigten  Personen.  Die  Ziffern  dürften  jetzt  weit  überholt 
sein,  indes  liegt  einwandfreies  Zahlenmaterial  hierüber  gegen- 
wärtig noch  nicht  vor,  so  daß  wir  uns  die  Angabe  auch  nur 
geschätzter  Zahlen  versagen  wollen.  Von  der  im  Jahre  1907 
festgestellten  Zahl  der  Beschäftigten  entfällt  der  größte  Anteil 
auf  die  Industrie  mit  58  961  Beschäftigten  und  auf  Handel  und 
Verkehr  mit  23 '^32.     In  der  Industrie    steht  die  Metall-  und 


Maschinen-Industrie  sowie  die  Industrie  der  Nahrungs-  und 
Genußmittel  an  hervorragender  Stelle. 

Magdeburgs  Handel  wird  in  erster  Linie  charakterisiert 
durch  den  Zuckerhandel,  der  der  Stadt  einen  weit  über 
die  Grenzen  Mitteldeutschlands  hinausgehenden  Ruf  eingebracht 
hat.  Der  fruchtbare  Boden  der  „Magdeburger  Börde",  die  einen 
großen  Teil  der  Kreise  Neuhaidensleben,  Wolmirstedt,  Wanz- 
leben, Calbe  sowie  kleinere  Gebietsteile  an  der  Bode  umfaßt, 
ist  für  den  Zuckerrübenanbau  in  hervorragender  Weise  geeignet. 
Dieser  ist  daher  neben  dem  Anbau  von  Weizen  und  Gerste  in 
besonderem  Maße  betrieben  worden  und  hat  früh  große  Be- 
deutung erlangt,  die  die  Stadt  Magdeburg  zu  einem  der  be- 
kanntesten Binnenzuckerhandelsplätze  hat  emporkommen  lassen. 
Die  Magdeburger  Zuckerbörse,  die  vor  dem  Kriege  besonders 

seit  Einfüh- 
^     rung  des  Ter- 
minhandels 
eine  große 
Rolle  ge- 
spielt hat, 
konnte  sich 
zwar  infolge 
der  Zwangs- 
wirtschaft 
und  der  nach 
Einführung 
der  freien 
Wirtschaft 
von  der  Zuk- 

kervertei- 
lungsstelle  in 
Berlin  über- 
nommenen 
Funktionen 
noch  nicht 
wieder  frei 
entfalten;  in- 
dessen wird 

auch  hier, 
wenn  die  sich 
besonders  in 
der  letzten 

Zeit  im  Zuckerhandel  ergebenen  Mißstände  künftig  vermieden 
werden  sollen,  der  Handel  von  den  ihn  lahmlt  gendenFesseln  befreit 
werden  müssen,  so  daß  sich  dann  auch  die  Zuckerbörse  allmählich 
wieder  die  inr  vor  dem  Kriege  eigene  Geltung  verschaffen  wird. 

Neben  dem  Zuckerhandel  ist  der  Handel  mit  Getreide 
in  Magdeburg  schon  früh  zu  besonderem  Ansehen  gelangt.  Be- 
günstigt wurde  dieser  Handelszweig  durch  die  reichen  Erträg- 
nisse des  fruchtbaren  Hinterlandes  der  Börde,  die  VVeizen  und 
Gerste  lieferte,  während  die  Jerichower  Lande  sowie  die  Alt- 
mark den  auf  ihren  Sandböden  gut  gedeihenden  Roggen  auf 
den  Markt  brachten.  Es  ist  bekannt,  daß  von  Magdeburg  große 
Mengen  Weizen  ausgeführt  worden  sind.  Der  Magdeburger 
Getreidehandel  hat  es  aber  auch  verstanden,  sich  die  Einfuhr 
ausländischer  Getreidearten  wie  Hafer,  Gerste,  Mais  usw.,  die 
in  Magdeburg  in  großen  Mengen  umgeschlagen  wurden,  zu- 
nutze zu  machen.  Unter  der  seit  1915  eingeführten  öffentlichen 
Bewirtschaftung  des  Getreides  und  Mehles  hat  der  Getreide- 
handel in  besonderem  Maße  zu  leiden  gehabt,  wenn  er  sich 
auch  hier  und  da  in  den  Dienst  der  öffentlichen  Bewirtschaftung 
gestellt  hat.  Trotzdem  jetzt  zwar  ein  Teil  der  Inlandsernte 
freigegeben  ist,  wird  der  Getreidehandel  bei  der  Ungunst  der 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erst  langsam  seine 
volle  Betätigung  in  dem  früher  gewohnten  Umfange  wieder  auf- 
nehmen können.  Meist  hat  der  Getreidehandel  auch  den  Handel 
mit  Futtermitteln  betrieben.  Besonders  die  ausländischen 
Futtermittel,  wie   Kleie,   russische  Gerste,  Baumwollsaatmehl, 
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fanden  bei  den  intensiven  Wirtschaften  der  Magdeburger  Börde, 
die  auf  den  Zukauf  ausländischer  Kraftfuttermittel  angewiesen 
waren,  reichlichen  Absatz,  so  daß  der  Futtermittelhandel  hier 
ebenfalls  ein  reiches  Feld  der  Betätigung  hatte.  Die  intensiven 
Wirtschaften  erfordern  aber  auch  die  Bearbeitung  des  Bodens  mit 
künstlichen  Düngemitteln.  Es  ist  daher  selbstverständlich,  daß 
auch  der  D  ü  n  g  e  m  i  1 1  e  I  h  a  n  d  e  1  in  Magdeburg  anzutreffen 
ist.  Außer  den  genannten  Handelszweigen  ist  noch  der  Groß- 
handel mit  Nahrungsmitteln  aller  Art  (Mühlen- 
fabrikaten, Hülsenfrüchten,  Zichorie,  Salz,  Oelen  und  Fetten, 
Kolonialwaren  usw.)  zu  nennen.  Infolge  der  ständigen  Zunahme 
der  industriellen  Betriebe  entwickelte  sich  auch  schon  frühzeitig 
ein  angesehener  Kohlen  -  und  Holzhandel,  dem  sich  bei 
den  steigenden  Bedürfnissen  der  Eisen-  und  Maschinenindustrie 
ein  günstiges  Absatzgebiet  eröffnete. 


Bei  dieser  Gelegenheit  wollen  wir  gleich  das  Magdeburger 
Versicherungsgewerbe,  das  seinen  Ruf  über  ganz  Deutschland 
ausgebreitet  hat,  erwähnen.  Wir  nennen  hier  insbesondere  die 
Magdeburger  Feuerversicherungsgesellschaft,  die  1844  gegründet 
wurde  und  hauptsächlich  die  Versicherung  gegen  Schäden  durch 
Brand,  Blitzschlag  oder  Explosion,  seit  1901  auch  die  Versiche- 
rung gegen  Schäden  durch  Einbruchsdiebstahl  betreibt,  ferner 
die  Magdeburger  Hagelversicherungsgesellschaft  (1854),  die 
Magdeburger  Rückversicherungs-Aktiengesellschaft  (1862),  die 
1872  gegründete  Allgemeine  Versicherungs-Aktien-Gesellschaft, 
jetzige  „Wilhelma  in  Magdeburg"  sowie  die  Magdeburger 
Lebens  Versicherungsgesellschaft. 

Wie  wir  oben  gesehen  haben,  sind  die  meisten  P2rwerbs- 
tätigen  der  Magdeburger  Bevölkerung  in  der  Industrie  beschäf- 
tigt.   An  der  Spitze  steht  die  Metall  -  und  Maschinen- 


Der  weit  verzweigte  Handel  brachte  es  mit  sich,  daß  sich 
in  Magdeburg  eine  große  Anzahl  Speditionsbetriebe 
ansiedelten,  die  in  der  Bewältigung  des  ständig  zunehmenden 
Güterverkehrs  genügend  Beschäftigung  fanden.  Neben  der 
Eisenbahn  ist  es  der  Wasserweg,  der  für  Magdeburg,  besonders 
seit  Einführung  der  Dampfschiffahrt,  von  außerordentlicher  Be- 
deutung geworden  ist.  So  werden  Magdeburg  einerseits  die 
wichtigsten  Rohstoffe  von  verschiedenen  Seiten  auf  dem  Wasser- 
wege zugeführt;  anderseits  ist  Magdeburg  Haupt-Ausfuhr-  und 
Umschlagplatz  für  die  Produkte  und  Bodenschätze  seiner 
nächsten  Umgebung.  Es  sind  daher  im  Laufe  der  Zeit  eine 
große  Anzahl  Schiffahrtsbetriebe  erstanden,  von  denen 
hier  nur  die  Vereinigten  Elbeschiffahrtsgesellschaften  A.-G.,  die 
Elblagerhaus  A.-G.  mit  großen  modern  eingerichteten  Speichern, 
und  Julius  Krümling  genannt  werden  sollen. 

Dem  steigenden  Kreditbedürfnis  werden  zahlreiche  B  .a  n  k  e  n 
gerecht.  Außer  der  Reichsbank  und  einer  großen  Anzahl  Privat- 
banken haben  sämtliche  Großbanken  Deutschlands  Filialen  in 
Magdeburg.  Besonders  in  den  letzten  Jahren  sind  die  Banken, 
die  man  mit  Recht  als  wirtschaftlichen  Barometer  bezeichnet, 
in  Magdeburg  wie  Pilze  aus  der  Erde  gewachsen,  ein  Zeichen 
dafür,  daß  man  der  künftigen  wirtschaftlichen  Entwicklung  der 
Stadt  Magdeburg  besondere  Bedeutung  beimißt. 


Industrie,  die  besonders  in  den  Vorstädten  Buckau,  Suden- 
burg, Neustadt,  neuerdings  auch  im  Industriegelände  vertreten 
ist.  Hier  muß  in  erster  Linie  das  Grusonwerk  in  Magde- 
burg-Buckau (Abbildung  1)  genannt  werden,  das  aus  der  im 
Jahre  1855  von  Hermann  Gruson  in  Buckau  angelegten  be- 
scheidenen Maschinenfabrik  und  Eisengießerei  hervorgegangen 
ist,  im  Jahre  1886  in  die  Aktiengesellschaft  Grusonwerk  um- 
gewandelt wurde  und  im  Jahre  1893  durch  Ankauf  in  den  Besitz 
der  Firma  Krupp  in  Essen  überging.  Seit  1903  führt  das  Werk, 
das  als  eins  der  größten  Unternehmen  Deutschlands  in  der 
Metallindustrie  bezeichnet  werden  muß,  den  Namen  Fried.  Krupp 
Aktiengesellschaft  Gruson\\erk.  Die  Entwicklung  des  LTnter- 
nehmens  ist  hauptsächlich  auf  die  Erfolge  seiner  Gießereien, 
insbesondere  des  Grusonschen  Schalenhartgusses  zurückzu- 
führen, der  in  erster  Linie  zur  Anfertigung  von  Bahnwagen- 
rädern, Gleisteilen  sowie  zur  Herstellung  von  Zerkleinerungs- 
maschinen Verwendung  fand.  (Abb.  2.)  So  haben  die  Krupp- 
schen Walzen  aus  Schalenhartguß,  die  Steinbrecher,  Walzen- 
mühlen, Kugel-  und  Schrotmühlen  überall  weiteste  Verbreitung 
und  größte  Anerkennung  gefunden.  Außer  Maschinen  für  Erzauf- 
bereitung, zur  Verarbeitung  der  Kalisalze,  für  Oelgewinnung 
usw.  werden  auch  ganze  Einrichtungen  für  Chlorkaliumfabriken, 
Zementfabriken    sowie    vollständige    Hütteneinrichtungen  aus- 
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geführt.  Außer  den  Roll-  und  Laufkränen  sowie  Ent-  und 
Umladevorrichtungen  für  Schüttgut,  die  nach  zahlreichen  Hafen- 
plätzen des  In-  und  Auslandes  geliefert  worden  sind,  verdienen 
öie  mannigfaltigen  Ausführungen  von  Kippern  und  Spillen  Er- 
wähnung. Im  Jahre  1919  wurde  dem  Werk  eine  neue  Abteilung 
angegliedert,  in  der  maschinelle  Einrichtungen  für  Schleusen 
ond  andere  Zweige  der  Wasserwirtschaft  gebaut  werden.  Schließ- 
lich müssen  noch  die  in  neuester  Zeit  besondere  Beachtung  ge- 
fundenen elektro-magnetischen  Scheider  zur  Rückgewinnung 
von  Eisen  aus  Gießereischutt  sowie  von  Koks  und  Kohle  aus 
Feuerungsrückständen  genannt  werden  (Abbildung  3).  Das 
Fabrikgelände  umfaßt  jetzt  ca.  43  ha,  von  denen  22  ha  bebaut 
sind.  Beschäftigt  werden  gegenwärtig  ca.  5000  Arbeiter  und 
1100  Angestellte. 

Es  können  an  dieser  Stelle  auch  nicht  annähernd  alle  Be- 
triebe genannt  werden,  die  einer  besonderen  Beschreibung 
würdig  wären.  Erwähnen  wollen  wir  noch  die  Eisen-  und 
Stahlgießerei  Otto  Gruson  &  Co.,  die  durch  die  Herstellung  von 
Zahnrädern  bekannt  ist;  die  Maschinenfabrik  Buckau,  die  sich 
mit  der  Herstellung  von  Dampfkesseln  und  dem  Bau  von  An- 
lagen für  die  Braunkohlen-  und  Brikettindustrie,  für  Zucker- 
und Kalksandsteinfabriken  beschäftigt;  die  Maschinenfabrik 
R.  Wolf,  die  neben  ihren  weltberühmten  Lokomobilen  noch 
Dreschmaschinen,  Strohpressen,  Dampfpflüge,  Rübenernte- 
maschinen, Kreiselpumpen,  Apparate  für  die  chemische  Industrie 
und  Lokomotiven  baut;  die  Armaturenfabrik  Schäffer  &  Buden- 
berg, bekannt  durch  ihre  Manometer;  die  Magdeburger  Werkzeug- 
maschinenfabrik; die  Grade-Motorwerke;  die  Nähmaschinen- 
fabrik Mundlos  Akt. -Ges.;  die  Rexwerke  (Schraubenfabrik)  u. 
a.  m.  Vor  allem  sei  hier  noch  der  im  Elbindustriegelände  ge- 
legenen Maschinenfabrik  und  Eisengießerei  A.  W.  Mackensen 
gedacht,  die  durch  die  monumentale  Ausführung  des  Ver- 
waltungsgebäudes geradezu  wie  eine  Ueberraschung  wirkt  und 
den  Bau  dadurch  zu  einer  der  bemerkenswertesten  Fabrikbauten 
Magdeburgs  macht  (Abbildung  4).  Das  Unternehmen  zählt  zu 
den  jüngsten  unter  den  größeren  Alagdeburger  Industriefirmen, 
da  es  erst  im  vorigen  Jahre  den  größten  Teil  seiner  Betriebe 
nebst  der  Zentralverwaltung  von  Schöningen  nach  Magdeburg 
verlegt  hat.  Die  Haupttätigkeit  der  Firma  liegt  in  der  Her- 
stellung von  Einrichtungen  für  die  Beförderung  von  Rohstc)ffen 
und  Massengütern  (Drahtseilbahnen,  Ketten-  und  Seilförde- 
rungen, Elevatoren,  Schnecken,  Becherwerken,  Bandförderern, 
Stapcleinrichtungen  und  dergl.).    Sie  findet  hier  reichlichen  Ab- 


in  der  Nähe  des  städtischen  Hafens  zu  nennen  sind. 
Nicht  unerwähnt  dürfen  bleiben  zwei  bedeutende  Betriebe 
der  Oelindustrie  (Farenholtz  und  Gustav  Hubbe)  sowie 
mehrere  Brauereien.  Magdeburg  besitzt  auch  zur  Ver-- 
sorgung  der  städtischen  Bevölkerung  mit  Milch  eine  großzügig 
angelegte  Molkerei,  die  als  milchwirtschaftlicher  Großbetrieb 
anzusprechen  ist  und  den  Betrieben  in  Berlin  und  Dresden  nicht 
viel  nachsteht. 


Abbildung  3.    Fahrbarer  Aschenscheider. 


In  neuerer  Zeit  hat  auch  die  chemische  Industrie 
gewaltig  an  Umfang  zugenommen.  Die  nach  der  letzten  Berufs- 
und Betriebszählung  für  die  chemische  Industrie  ermittelten 
Zahlen  der  Beschäftigten  entsprechen  auch  nicht  annähernd  den 
tatsächlichen  Verhältnissen,  so  daß  wir  von  einer  zahlenmäßigen 


Abbildung  4.    Fassade  des  Verwaltungsgebäudes  der  Maschinenfabrik  A.  W,  Mackensen 


satz  in  der  Zuckerindustrie,  im  Braunkohlenbergbau,  in  der 
Kaliindustrie,  in  Ziegeleien,  Steinbrüchen  und  dergl. 

An  zweiter  Stelle  ist  die  Industrie  der  Nahrungs- 
ind Genußmittel  zu  nennen.    Magdeburg  hat  drei  Zucker- 
affinerien von  bedeutendem  Ruf,  fünf  Schokoladenfabriken,  von 
denen  hier  die  bekannte  Hauswaldtsche  erwähnt  werden  soll, 
ine  Reihe  Keksfabriken  sowie  mehrere  Zichorienfabriken.  In 
diesem   Zusammenhang    sollen    auch   Kathreiners  Malzkaffee- 
abriken  G.  m.  b.  H.  genannt    werden.    Die  Marmeladen-, 
_bst-     und     Konserven  Industrie     ist     ebenfalls  durch 
verschiedene     größere     Betriebe     vertreten.      Besondere  Er- 
wähnung   verdient     auch     die     Mühlenindustrie,  als 
deren   bedeutendster    Betrieb    die    Magdeburger  Mühlenwerke 


Angabe  absehen  müssen.  Als  bedeutendster  Betrieb  muß  hier 
die  Saccharinfabrik  vorm.  Fahlberg,  List  &  Co.  erwähnt  werden, 
die  allein  über  20OO  Arbeiter  beschäftigt.  Außer  Sacharin  wer- 
den hier  pharmazeutische  Artikel  aller  Art  sowie  Präparate  für 
Konservierung  und  Desinfektion,  für  Pflanzenschutz  und  Schäd- 
lingsbekämpfung, Mineralsäuren  usw.  in  großem  Umfange  her- 
gestellt. Die  Saccharinfabrik  hat  erst  in  jüngster  Zeit  ihren  Be- 
trieb durch  Ankauf  benachbarter  Grundstücke  wesentlich  er- 
weitert, so  daß  es  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein  kann,  daß 
Magdeburg  auch  durch  die  Entwicklung  seiner  chemischen 
Industrie  allenthalben  bekannt  sein  wird.  Im  Zusammenhang 
hiermit  seien  die  verschiedenen  Lack-  und  Farben- 
fabriken erwähnt,  die   durch   die  jüngste  Richtung  in  der 
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Ausgestaltung  des  Städtebildes,  die  der  neue  Stadtbaurat  Taut 
in  dem  Buntanstrich  der  Häuser  gegeben  hat,  besondere  Be- 
deutung erlangt  haben. 

Vertreten  ist  in  Magdeburg  ferner  das  Baugewerbe, 
die  Industrie  der  Steine  und  Erden,  das  Ver- 
vielfältigungsgewerbe, das  Holz  -  und  Schnitt- 
stoffgewerbe sowie  die  Papier-  und  Leder- 
industrie. 

Wenn  auch  die  kurze  Schilderung  der  wichtigsten  Handels- 
und Industriezweige,  die  Magdeburgs  Besonderheit  bilden, 
keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben  kann,  so  dürfte 
doch  daraus  hervorgehen,  daß  Magdeburg  im  deutschen  Wirt- 
schaftsleben eine  bedeutende  Rolle  spielt.  Diese  Erkenntnis 
hat  auch  die  städtischen  Körperschaften  in  den  80  er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  dazu  geführt,  in  Magdeburg  eine 
große  Hafenanlage  mit  den  erforderlichen  Einrichtungen 
(Speichern  usw.)  zu  schaffen.  Wenn  auch  dieser  Plan  erst  ver- 
hältnismäßig spät  zur  Vollendung  gelangte  —  der  neue  Hafen 
ist  erst  1893  dem  Verkehr  übergeben  worden  —  und  wenn 
auch  noch  manche  Verbesserungen  in  der  äußeren  wie  inneren 
Einrichtung  unbedingt  erforderlich  sind,  so  ist  doch  damit 
wenigstens  der  Anfang  gemacht  worden,  eine  bis  dahin  schwer 
empfundene  Lücke,  die  Magdeburgs  Handel  hätte  verhängnis- 
voll werden  können,  zu  beseitigen.  Das  Hafenbecken  liegt  nörd- 
lich der  Altstadt  am  linken  Ufer  der  Elbe  und  ist  durch  eine 
600  m  lange  Einfahrt  mit  dem  Elbstrom  verbunden.  Zur  Be- 
wältigung des  Güterverkehrs  verfügt  der  Hafen  über  eine  eigene 
Hafenbahn,  die  auf  einem  Schienennetz  von  ca.  40 — 45  km  Länge 
die  Verbindung  zwischen  den  einzelnen  Ladestellen  und  dem 
bei  Rothensee  gelegenen  Rangierbahnhof  der  Reichsbahn  her- 
stellt. Besondere  Erwähnung  verdienen  die  drei  großen  Speicher 
auf  der  Westseite  des  Hafenbeckens,  die  hauptsächlich  der  losen 
Lagerung  von  Getreide  dienen.  Der  Umschlag  im  Magdeburger 
Handelshafen  hat  sich  vor  dem  Kriege  auf  jährlich  ca.  13  bis 
15  Millionen  Zentner  beziffert.  Weiter  nördlich  vom  Handels- 
hafen in  unmittelbarer  Nähe  des  großen  Rangierbahnhofs 
Rothensee  befindet  sich  das  städtische  Industrie- 
g  e  1  ä  n  d  e.  Aus  der  Erkenntnis  heraus,  daß  es  im  Hinblick 
auf  den  Wettbewerb  anderer  Städte  für  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  Magdeburgs  unbedingt  erforderlich  ist,  für 
die  Ansiedlung  wichtiger  Industrien  billiges  Gelände  mit 
Bahn-  und  Wasseranschluß  in  möglichst  großem  Umfange  zur 
Verfügung  zu  stellen,  haben  die  städtischen  Körperschaften  im 
Jahre  1906  beschlossen,  das  im  Norden  des  Handelshafens 
gelegene,  zum  größten  Teil  der  Stadt  gehörige  Gelände  für  diese 
Zwecke  zu  verwerten.  Die  Arbeiten  wurden  im  Jahre  1908 
begonnen  und  1911  vollendet,  so  daß  am  30.  September  1911 
der  erste  Verkauf  zur  Anlage  einer  Fabrik  abgeschlossen  wer- 
den konnte.  Der  erforderliche  Wasseranschluß  wird  durch  ein 
parallel  zum  Elbstrom  angelegtes  Hafenbecken  hergestellt,  an 
das  sich  ein  etwa  6  ha  großer  Winterschutzhafen  angliedert. 
Im  übrigen  ist  Anschluß  an  das  Schienennetz  der  Reichsbahn 
durch  Vermittlung  der  städtischen  Hafenbahn  vorhanden.  Von 
den  im  Industriegelände  befindlichen  Unternehmungen  seien 
genannt:  Maschinenfabrik  A.  W.  Mackensen,  Kohle  A.-G.,  Mar- 
meladen- und  Kunsthonigfabrik  von  Carl  Freytag  &  Söhne, 
Sauerkohlfabrik  Walter  Boye,  Portola  -  Schokoladenfabrik, 
Deutsch-Amerikanische  Petroleum-Gesellschaft  und  andere. 

Das  Gelände,  das  neuerdings  durch  die  Straßenbahn  mit 
dem  Stadtinnern  verbunden  ist,  reicht  nicht  annähernd  aus,  um 


der  infolge  Verlegung  der  Industrien  von  den  Grenzen  nach 
Mitteldeutschland  in  verschärftem  Maße  einsetzenden  Nachfrage 
auch  nur  einigermaßen  gerecht  zu  werden.  Es  sind  daher  Er- 
wägungen im  Gange,  um  eine  großzügige  Erweiterung  des  ge- 
samten Geländes,  besonders  auch  der  Industriehafenanlage  zu 
schaffen. 

Daß  bei  der  zunehmenden  Ansiedlung  der  Industrie  in 
Mitteldeutschland  gerade  Magdeburg  in  hervorragender  Weise 
bevorzugt  wird,  ist  verständlich,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  an 
und  für  sich  schon  außerordentlich  günstige  geographische  Lage 
nach  Vollendung  des  Mittellandkanals,  insbesondere  durch  die 
beschlossene  Mittellinie,  die  nördlich  von  Magdeburg  bei  Hohen- 
warthe die  Elbe  erreicht,  noch  bedeutend  gewinnen  wird  (Ab- 
bildung 5).    Konnte  Magdeburg  sich  bisher  schon  seiner  Lage 


Abbildung  5.    Der  Mittellandkanal. 


an  der  Elbe  und  der  dadurch  bedingten  günstigen  Verbindungen 
nach  Süden,  Norden  und  Osten  erfreuen,  so  wird  es  dann  erst 
recht  als  bedeutendster  Knotenpunkt  in  dem  Wasserstraßen- 
netz gelten,  wenn  erst  der  Wasserweg  nach  dem  Westen  er- 
schlossen ist.  Gerade  der  Wasserweg  wird  bei  der  außerordent- 
lichen Belastung  der  Eisenbahn  in  Zukunft  mehr  und  mehr  aus- 
genutzt werden  müssen.  Voraussetzung  dafür  ist  allerdings, 
daß  die  maßgebenden  Stellen  in  Reich  und  Staat  der  Bedeutung 
der  Binnenschiffahrt  die  ihr  gebührende  Beachtung  schenken 
und  ihr  besonderes  Augenmerk  darauf  richten,  daß  Erschwer- 
nisse, die  z.  T.  durch  die  ungünstige  Tarifpolitik  der  Eisenbahn 
eingetreten  sind,  vermieden  werden.  Magdeburg  wird  zweifellos 
lediglich  durch  die  Gunst  seiner  Lage  künftig  noch  mehr  denn 
je  einen  nicht  zu  bestreitenden  Vorzug  vor  anderen  Gebieten 
haben,  der  es  für  die  Ansiedlung  von  Handel  und  Industrie 
besonders  geeignet  erscheinen  läßt.  Für  die  Behörden  in  Reich 
und  Staat  muß  aber  diese  Tatsache  gleichzeitig  als  Mahnruf 
gelten,  den  Mittellandkanal  so  schnell  als  möglich  der  Voll- 
endung zuzuführen,  damit  die  ungeheure  Lücke  in  dem  deutschen 
Wasserstraßensystem  beseitigt  und  eine  unmittelbare  Verbindung 
der  westlichen  mit  den  östlichen  Wasserstraßen  hergestellt  wird, 
was  für  den  Wiederaufbau  der  deutschen  Wirtschaft,  besonders 
in  dem  aufstrebenden  Mitteldeutschland,  unbedingt  erforder- 
lich ist. 


DIE  MITTELDEUTSCHE  AUSSTELLUNG  MAGDEBURG. 

VON  DR.  RER.  POL.  CONRAD  SCHMIDT,  MAGDEBURG. 


Die  Zusammcnzichung  di-r  Industrie  nach  Mitteldeutschland 
bringt  ein  Aufblühen  der  mitteldeutschen  Städte  mit  sich.  Auch 
die  .Stadt  MaKdcburg  ist  infolge  der  wirtschaftlichen  Wrhält- 
nissc,  die  der  Krieg  mit  sich  brachte,  zu  neujm  Leben  erwacht. 
..Berlins  Vorstadt  an  der  Elbe"  trat  selbstbewußt  in  diesen 
Wettbewerb  der  mitteldeutschen  Städte  ein.  Trotz  der  großen 
Schwierigkeiten,  die  durch  die  Zeitverhältnisse  bedingt  waren, 
ist  das  Werk  KcluiiKcn  und  eine  .Ausstellung  geschaffen  worden, 
die  an  Umfang  und  AusdehnunK  alle  gleichwertigen  ^^eran- 
staltungen  der  Gegenwart  übertrifft. 

Der  große  fiedanke,  der  der  mitteldeutschen  Ausstellung 
zu  Grunde  liegt,  ist  das  Bestreben,  über  alle  Probleme,  welche 
mit  dem  Wiederaufbau  unseres  deutschen  Vaterlandes  zu- 
sammenhängen, einen  umfassenden  Uuberblick  zu  geben.  Dies 
bedingt  sowohl  ein  Eingehen  auf  die  neueren  industriellen  Er- 
zeugnisse als  auch  auf  die  zahlreichen  Verbesserungen,  die 
Kriegs-  und  Nachkriegszeit  hervorgebracht  haben.  Wie  der 
Krieg  auf  industriellem  Gebiete  ein  unerbittlicher  Lehrmeister 
war,  so  hat  er  in  seinen  Nachwirkungen  auch  auf  anderen  Ge- 
bieten manchen  Umschwung  bewirkt. 


In  den  drei  großen  Abteilungen:  Siedlung,  Sozialfürsorge 
und  Arbeit  versucht  die  AusstelkuiK,  über  die  Fortschritte,  die 
der  Wiederaufbau  nach  dieser  Richtung  gemacht  hat,  Rechen- 
schaft abzulesen.  Die  Wirkung  der  Ausstellung  wird  durch 
ihre  Lage  außerordentlich  bcgünsti.sjt,  wie  auch  der  beigefügte 
Lagcplan  erkennen  läßt.  Die  Stadt  vcrfüst  in  ihrer  Alitte  über 
einen  bequem  erreichbaren  und  landschaftlich  schön  gelegenen 
Stadtpark  auf  dem  Roten  Horn,  einer  Elbinsel,  deren  Mittelpunkt 
der  Adolf-Mittag-See  bildet.  Um  diesen  See  henmi  hat  sich  die  Aus- 
stellunK  in  Form  einer  wohlgeglicdertcn  Stadt  entwickelt.  Acht 
große  Haupthallen  mit  30000  qm  Nutzfläche  dienen  den  plan- 
mäßigen Ausstellunssgruppen.  Zahlreiche  Einzelaussteller  sind 
in  besonderen  Pavillons  vertreten,  die  in  ihrer  Buntheit  das 
Farbenspiel  weiterspinnen,  durch  das  die  Stadt  Magdeburg 
neuerdings  besondere  Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt  hat. 

Durch  einen  der  schönsten  Straßenzüge  Deutschlands  ge- 
langt man  über  die  neuerbaute  und -erst  kurz  vor  der  Aus- 
stellung eröffnete  Sternbrücke  zum  Ausstellungsgelände.  Für 
bequeme  Straßenbahnverbindungen  vom  und  zum  H.iuptbahn- 
hof  ist  in  weitgehender  Weise  gesorgt,  so  daß  auch  solche  Be- 
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Sucher,  die  der  Ausstellung  nur  einen  Tag  oder  einige  Stunden 
widmen  können,  unter  allen  Umständen  auf  ihre  Rechnung' 
kommen  werden. 

Die  Einteilung  der  Ausstellungsgegenstände  ist  nach  den 
angedeuteten  Gruppen  planmäßig  durchgeführt.  Die  Siedlungs- 
abtcilung  gibt  einen  Ueberblick  über  die  Bautätigkeit,  die  kurz 
nach  dem  Kriege  einsetzte.  Zahlreiche  Siedlungsgesellschaften 
und  Kommunahrerbände  zeigen  hier  mit  Plänen,  Karten  und 
Modellen,  was  auf  diesem  (iebiete  geleistet  und  geplant  ist. 
Besonderes  Interesse  beanspruchen  die  Erzeugnisse  der  Schlak- 
kenverwertungsgesellschaft  und  die  Ausstellungsgegenstände  der 
Siedlungsämter  der  Stadt  Berlin  und  der  Stadt  Essen.  Das 
Kcichsarchiv  für  Siedlungswesen  gibt  einen  lehi-reichen  Ueber- 
blick über  das  Luftbild  im  Dienst  der  Siedlung.  Die  diese 
Abteilung  ausschmückende!!  (iartenanlagen  sind  als  Siedlungs- 
bestandteile 
selbst  Gegen- 
stand der  Aus- 
stellung. 

Baumaschi- 
nen und  Bau- 
stoffe s-ind  in  ei- 
ner besonderen 
Gruppe  unterge- 
bracht, ebenso 
in  einer  anderen 
die  Gegenstände 
des  inneren  Aus- 
baues und  der 
Einrichtung,  wie 
Tapeten,  Tep- 
piche Garten- 
möbel,  Beleuch- 
tungsgegenstän- 
de   usw.  Der 

vollständige 
Ueberblick  über 
alle  diese  Ge- 
biete ist  durch 
die  Beteiligung 
der  Mitteldeut- 
schen Heimstät- 
te geschaffen 
worden.  , 

Tn  der  Ab- 
teilung Sozial- 
fürsorge, deren 

planmäßiger 
Aufbau  der  Mag- 
deburger Arzte- 
schaftzu  danken 
ist, wird  ein  voll- 
ständiger llber- 
biick  über  fol- 
gende Gebiete 
der  Hygiene  ge- 
geben: a)  Mut- 
ter undSäugling; 
b)  Tuberkulose, 
Krebs,  Alkoho- 
lismus; c)  Seu- 
chenbekäm- 
pfung, Ge- 
schlechtskrank- 
heiten; d)  Krüp- 
pel-, BImden-, 

Schwerhörigenfürsorge;  e)  Gewerbekrankheiten;  f)  Zahn-  und 
Kieferkrankheiten,  Mundpflege. 

Die  Abteilung  Arbeit  ist  in  zwei  großen  Doppelhalleii  von 
je  mehr  als  5000  qm  untergebracht.  In  der  Unterabteilung  Ar- 
beitswesen smd  die  verschiedenen  Arbeitgeber-  und  Arbeit- 
r.ehmer-Organisationen  vertreten.  Die  vier  größten  Magdeburger 
i^'irmen,  das  Krupp-Gruson-Werk,  die  Magdeburger  Wcrkzeug- 
.Maschinenfabrik,  die  Firma  Schäffer  und  Budenberg  und  die 
Firma  Eisenmathes  nehmen  allein  den  größten  Teil  einer  Hallo 
ein.  Die  bekannte  Maschinenfabrik  R.  Wolf  ist  im  Freien  unter- 
gebracht. 

In  der  Unterabteilung  Rohstoffwirtschaft  sind  Bergbau-, 
Hüttenwesen  und  Salinenbetrieb  vertreten.  Diese  Unterabtei- 
lung erhält  ein  besonderes  Gepräge  durch  die  Beteiligung  der 
Preußischen  Geologischen  Landesanstalt  und  des  Mitteldeutschen 
Braunkohlensyndikats,  das  zu  diesem  Zwecke  besonders  angefcr- 
ligte  einzigartige  Modelle  gewidmet  hat. 

An  der  Unterabteilung  Land-  und  Forstwirtschaft  sind  be- 
sonders die  Deutsche  Gesellschaft  zur  Förderung  der  Pflanzen- 
zucht, die  .Landwirtschaftskammer  zu  Halle  und  verschiedene 
andere  landwirtschaftliche  Institute  hervorragend  beteiligt. 
Für  den  Praktiker  erfährt  diese  Abteilung  eine  wertvolle  Be- 
lebung   durch    zahlreiche    landwirtschaftliche    Maschinen,  die 


größtenteils  in  Betrieb  vorgeführt  werden  und  auch  die  Tech- 
niker anderer  Fachrichtungen  erkennen  lassen,  welche  Bedeu- 
tung der  Maschinenbau  für  die  neuzeitliche  Entwicklung  der 
Landwirtschaft  gewonnen  hat. 

Die  chemische  Indiistrie  reiht  sich  in  diesem  Rahmen  den 
benachbarten  Ausstellungsgebieten  würdig  an. 

Eine  besondere  Halle  ist  der  Wirtschaft  der  Kommunalver- 
bände gewidmet.  Es  sind  alle  wirtschaftlichen  Arbeitsgebiete 
der  Städte  vertreten,  die  Gas-,  Wasser-  and  Elektrizitätsver- 
sorgung nnd  die  Bewirtschaftung  der  Lebens-  und  Genußmittel. 
In  diesem  Znsan-.menhange  sei  auch  die  reichhaltige  Webstoff- 
ausstellung erwähnt,  sowie  diejenige  für  Sport  und  Spiel  und 
für  Bürobedarfs-  und  Druckereiwcseii. 

Einen  besonderen  Anziehungspunkt  bildet  die  A'erkehrshallc, 
in  der  auf  einer  Fläche  von  mehr  als  .S200  cim  sämtliche  Ver- 
kehrsgebiete 
vertreten  sind. 
Die  Abtei- 
lung Binnen- 
schiflfahrt  istvon 
allen  in  Betracht 
kommenden  Be- 
hörden und 
sämtlichen  Ka- 
nalvereinen 
Deutschlands 
beschickt.  Die 
Pläne  und  son- 
stigen Zusam- 
menstellungen 
sind  durch  lehr- 
reiche Modelle 
von  Schiffen  und 
Wasserbauten 
wirksam  ergänzt 
und  bereichert. 

Das  Reichs- 
verkehrsmini- 
sterium gibt  ei- 
nen umfassen- 
den Ueberblick 
über  alle  Strom- 
gebiete Deutsch- 
lands, insbeson- 
dere über  dieBe- 
deutung  des  Mit- 
tellandkanals, 
der  stromab- 
wärts unweit 
Magdeburg  die 
Elbe  durch  ein 
großes  Schifts- 
hebewerk  über- 
brücken wird. 
Auch  die  preu- 
ßische Landes- 
anstalt für  Ge- 
wässerkunde 
darf  in  diesem 

Zusammen- 
hange ebenso- 
wenigfehlen wie 
die  Verwaltun- 
gen derjenigen 
Städte,  die  durch 
ihren  Zusam- 
menhang mit  der  Schiffahrt  ihr  besonderes  Gepräge  er- 
halten, beispielsweise  Berlin,  Lübeck,  Emden,  Stettin,  Königs- 
berg usw.  Der  Main-Donau-Stromverband  gibt  einen  Ueber- 
blick über  die  Energieausnutzung  der  südlichen  Wasserläufe. 

Der  Weserbund  mit  seinen  zahlreichen  Kanalvereinen,  der 
Oderbund  und  die  Gesamtvertretung  der  Oderinteressenten  sind 
ebenfalls  stattlich  vertreten. 

Auch  hier  dienen  die  Ausstellungsgegenstände  der  ein- 
schlägigen Firmen  zur  Bereicherung  und  Ergänzung.  Beson- 
ders hervorzuheben  sind  in  diesem  Zusammenhange  die  Firma 
Krupp  in  Verbindung  mit  der  Germania-Werft,  die  Demag  in 
Düsseldorf  mit  dem  Modell  eines  Schiffshebewerkes,  ferner  die 
Werften  Sachsenberg,  Cäsar  Wollheim,  Uebigau  u.  a.  m.  Von  den 
hier  vertretenen  Baufirmen  seien  ohne  -\nspruch  auf  Vollstän- 
digkeit erwähnt:  Philipp  Holzmann  zu  Frankfurt  a.  Main,  F,i- 
lers,  Hannover  und  Bauwens,  Köln. 

Auch  in  der  Abteilung  Eisenbahn-  und  Straßenwesen  ist  das 
Reichsverkehrsministerium  durch  seine  Eisenbahnausstellung 
Hauptaussteller  mit  Plänen  vorbildlicher  Siedlungsanlagen  für 
Beamte  und  Arbeiter  sowie  verschiedener  bedeutsamer  Hoch- 
und  Tiefbauten.  Das  Sicherungswesen,  das  bekanntlich  in 
Deutschland  auf  vorbildlicher  Höhe  steht,    kommt  durch  be- 
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tiiebsfertige  Modelle  von  Stellwerks-  und  Blockeinrichtunpen 
wirksam  zur  Geltung.  Die  Betriebsmittel  sind  durch  den  bei 
Unfällen  stets  bereiten  Hilfsgerätcwagen  und  durch  den  neuer- 
dings zu  größerer  Bedeutung  gelangten  Schlafwagen  III.  Klasse 
vertreten. 

Das  Postwesen  ist  durch  mehrere  einschlägige  Firmen  ver- 
treten. Auch  die  Abteilung  Kraftwagenverkehr  ist  gut  besciiickt. 
Der  Luftverkehr  hat  einige  Modelle  beigesteuert.  Die  Interessen 
der  Verkehrstreibenden  kommen  durch  eine  Gesamtausstellung 
der  Verkehrsvereine  besonders  wirksam  zur  Geltung. 

Nachwort  der  Schriftleitung:  Wir  haben  uns  gefreut, 
hier  Limn  berufenen   Kenner   der  Mitteldeutschen  Ausstellung 


sprechen  lassen  zu  können,  um  unsern  Leserkreis  auf  die  Be- 
deutung dieses  Unternehmens  hinzuweisen.  Die  Ziele,  die  diese 
Ausstellung  verfolgt,  gehen  weit  über  den  Rahmen  dessen  .Kin- 
aus,  was  sonst  mit  solchen  Veranstaltungen  erstrebt  und  er- 
reicht zu  werden  pflegt.  Ihr  besonderes  Gepräge  erhält  diese 
Ausstellung  aber  durch  ihren  Rahmen  und  ihre  Lage  im  Her- 
zen einer  betriebsamen  Großstadt  im  wirtschaftlichen  Mittel- 
punkte Norddeutschlands.  Wir  haben  uns  deshalb  veranlaßt 
gesehen,  der  Veranstalterin  dieser  Ausstellung,  der  Stadt 
Magdeburg,  die  bisher  nicht  immer  die  ihrer  Lage  und  Bedeu- 
tung entsprechende  Würdigung  gefunden  hat,  diese  Sondernum- 
mer zu  widmen. 


DIE  ENTWICKLUNG  DER  MAGDEBURGER  BAHNHOFSANLAGEN 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  LOUIS  JÄNECKE,  REGIERUNGSBAURAT. 


Magdeburg  hatte  schon  im  Mittelalter  große  wirtschaftliche 
Bedeutung.  Dies  verdankte  es  seiner  schon  von  Otto  dem  Großen 
erkannten  günstigen  Lage  an  der  Elbe  und  den  sich  hier  kreu- 
zenden wichtigen  Handelsstraßen  von  Köln  über  Braunschweig — 
Magdeburg  nach  dem  Osten  und  von  Leipzig  nach  der  Nordsee. 
Durch  den  Unternehmungsgeist  seines  hervorragenden  Ober- 
bürgermeisters Franke  büßte  es  diese  Stellung  auch  nicht  ein,  als 
die  Eisenbahn  dem  Verkehr  neue  Wege  eröffnete. 

In  der  ersten  Entwicklung  der  Bahnen,  die  wir  bis  zum 
Jahre  1853  rechnen  wollen  wurde  Magdeburg  (s.  Abbildung  1 
und  2)  beim  Beginn  des  Zeitalters  des  Dampfes  als  Kreuzungs- 
punkt der  Bahn  von  Hamburg  nach  Leipzig  und  Süddeutschland 
mit  der  Linie  von  Berlin  nach  Köln  einer  der  wichtigsten  Bahn- 
knoten und  Handelspunkte  Deutschlands.  Sein  Wohlstand 
blühte  unter  den  neuen  Verhältnissen  auf.    Werfen  wir  einen 


zähligen  kleinen  Zollgrenzen  der  bunten  deutschen  Vaterländer 
verwischen  und  so  jedem  einzelnen  Land  „den  Ruin  bringen". 
Den  Kannegießereien  des  Spießbürgers  schlössen  sich  die  Be- 
denken der  Landwirte  an.  „Wenn  wir  mit  Dampf  fahren,  werden 
die  Pferde  außer  Kurs  kommen:  so  werden  die  Landwirte  keinen 
Hafer  mehr  bauen  und  an  Hafer,  Streu  und  Stroh  einen  wesent- 
lichen Verlust  erleiden."  Die  Schiffer,  Frachtfuhrleute,  Krämer 
hatten  dieselben  Bedenken.  Die  Geldleute  wiesen  darauf  hin, 
daß  unser  gegen  die  anderen  Länder  nur  armes  Preußen  kein 
Geld  übrig  habe  für  dergleichen  tragikomische  Wagnisse.  Auch 
würde  das  neue,  Engländern  und  Amerikanern  nachgeäffte  Unter- 
nehmen in  Deutschland  weder  im  Personen-  noch  im  Güterver- 
kehr Ertrag  haben. 

Und  die  Bedenken  setzten  sich  bis  in  höchste  und  aller- 
höchste Kreise  fort.     Der  Provinzial-Steuerdirektor,  Geh.  Rat 


ä\  fibb  Z 


.  Zustand  1922 
.ZuslawJlSJiO 


kurzen  Rückblick  an  Hand  einiger  geschichtlicher  Daten  auf  die 
Entwicklung  der  Magdeburger  Bahnen  in  der  Zeit  von  183Q— 1853. 

1839  29.  Juni  erste  Bahnstrecke  Magdeburg — Schönebeck  (15  km) 
eröffnet. 

1840  18.  August  Eröffnung  der  Gesamtstrecke  Magdeburg — 
Halle — Leipzig  für  den  Personenverkehr  (120  km).  1.  No- 
vember auch  für  den  Güterverkehr. 

1843  10.  Juli  Eröffnung  der  Eisenbahnstrecke  Magdeburg — 
Halberstadt. 

1846  7.  August  Inbetriebnahme  der  Potsdamer  Bahnstrecke  bis 
Friedrichstadt. 

1848  19.  August  Verbindung  der  Berliner  Bahn  durch  die  Elb- 
brücke mit  den  Bahnstrecken  am  Fürstenwall. 

1849  7.  Juli  Eröffnung  der  Eisenbahnstrecke  Magdeburg— Witten- 
berge.   Bahnhof  am  alten  Fischerufer. 

1853  Verbindung  der  Bahnhöfe  am  alten  Fischerufer  durch  einen 
Schienenstrang. 

Die  Geschichte  der  ersten  Bahnen  ist  eng  verknüpft  mit  den 
Namen  einzelner  weitsehender  Männer,  die  nicht  von  den  Vorur- 
teilen ihrer  Zeit  befangen  waren.  Im  Volke  spottete  man  der 
Tollkühnen,  die,  gleichsam  ein  Eliaswunder  heraufbeschwörend, 
ihr  Leben  einem  dampfenden  Feuerwagen  anvertrauen  wollten, 
^lan  huldigte  der  Ansicht,  daß  Eisenbahnen  den  Schmuggel  be- 
fördern, durch  unnütze  Wettbewerbe  die  Schiffahrt  benachteilig- 
ten, durch  leichte  und  schnelle  Zugänglichkeit  der  Festungen  das 
Land  dem  Feinde  offen  legen  werden.    Auch  sollten  sie  die  un- 


Sack votierte  z.  B.  11.  Dezember  1829,  daß  durch  eine  Eisenbahn 
nach  Leipzig  zwar  der  Speditionshandel  von  Magdeburg  gewin- 
nen, aber  der  eigene  Handel  verlieren  und  wieder  in  die  iiände 
der  Leipziger  Handlungshäuser  zurückfallen  würde.  Das 
Festungs-Kommando  hielt  die  mutwillig  geschaffenen  Gefahren 
für  unberechenbar.  Die  Post  fürchtete  durch  die  dreifache  Kon- 
kurrenz in  Personen-,  Brief-  und  Güterverkehr,  den  Ruin.  Der 
Chef  des  Handelsdepartements  Rother  berichtet  an  den  König 
noch  am  16.  August  1835,  die  Mitteilungen  über  Rentabilität  von 
Eisenbahnen  erschienen  ihm  nicht  zuverlässig.  Auch  habe  bis- 
her der  Continent  eine  gelungene,  einem  gefühlten  Bedürfnis  ab- 
helfende Eisenbahnanlage  nicht  aufzuweisen.  Friedrich  Wil- 
helm III.  selber  zeigte  sich  nicht  geneigt,  durch  unerprobte  ^^'ag- 
nisse  den  Staat  Geld  und  Kredit  verlieren  zu  lassen. 

List  erst  hat  diesen  Bann  gebrochen.  Die  Leipzig — Dresd- 
ner Bahn  ist  das  Werk  dieses  genialen  Volkswirtes.  \Me  List 
in  Leipzig,  so  war  der  Oberbürgermeister  Franke  die  Seele  der 
ersten  Magdeburger  Bahnen.  Ohne  Magistrat  und  ohne  Komitee 
hat  er  allein,  frei  von  den  Vorurteilen  seiner  Zeit  am  14.  Mai  1835, 
dem  Geburtstage  der  deutschen  Eisenbahnen, i)  an  dem  die  Zeich- 
nungen für  die  erste  größere  deutsche  Eisenbahn  von  Leipzig 
nach  Dresden  stattfanden  und  auch  500  000  Taler  • —  eine  für  da- 
malige Zeit  ungeheure  Summe  —  in  7  Stunden  gezeichnet  wurden, 


1)  Erste  deutsche  Eisenbahn  Nürnberg: — Fürth  am  7  De/ember  1835  in  Betrieb 
eenommen  (6  kmV  Leipzig — Athen,  erster  feil  der  Strecke  nach  Dresden,  24.  April 
1837  in  Betrieb  genommen. 
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an  den  Wirkl.  Geh.  Rat  Rother  die  Bitte  um  Erlaubnis  zur  An- 
lage der  Leipzig — Magdeburger  Bahn  gerichtet.  Von  der  Leyen 
bespricht  in  einem  vorzüglich  geschilderten  Aufsatz  im  Archiv 
fiir  Eisenbahnkunde  löäb  Seite  2U7  die  Entstehung  der  Leipzig- 
Magdeburger  Bahn.  Der  Aufsatz  zeigt  die  Bedeutung  Lists  für 
die  Entwicklung  der  Bahnen  in  Deutschland  und  t  rankes  für 
die  Bahn  von  Magdeburg  nach  Leipzig  sowie  die  Schwierigkeiten, 
mit  denen  die  Bahnen  damals  zu  kämpfen  hatten.  Ich  rfiöchte  aut 
die  Entwicklung  dieser  Bahn  nicht  weiter  eingehen,  sondern  auf 
jene  Schrift  verweisen,  ihr  erster  Teil,  Magdeburg — Schönebeck, 
konnte  bereits  am  29.  Juni  1639  in  Betrieb  genommen  werden. 
75  70Ü  Menschen  wurden  in  den  ersten  2/4  Monaten  auf  der  Bahn 
befördert.  Am  13.  iS'ovember  1637  wurde  der  Bau  des  preußi- 
schen Teiles  und  am  2.  September  1840  der  Bau  und  Betrieb  für 
das  Anhaltische  Gebiet  genehmigt.  Von  der  säcnsischen  Grenze 
bis  Leipzig  wurde  die  Bahn  auf  Kosten  der  Leipzig — Dresdner 
Bahn  erbaut.  Am  18.  August  1840  wurde  die  ganze  Bahn  für  den 
Personenverkehr  und  am  1.  November  für  den  Güterverkehr  er- 
öffnet. Franke-)  hatte  die  große  Aufgabe,  die  er  sich  fünf  Jahre 
vorher  gestellt  hatte,  glänzend  gelöst,  dabei  war  es  die  erste  Bahn, 
welche  die  Grenzen  verschiedener  Staaten  überschritt. 

Dieselbe  Energie  und  Uneigennützigkeit  bewies  Franke  beim 
Bau  der  beiden  anderen  Eisenbahnen,  durch  die  Magdeburg  mit 
dem  Weltverkehr  verbunden  wurde,  der  Westbahn  Magdeburg  — 
Halberstadt  (Richtung  Köln)  und  der  Nordbahn  Stendal  —  Wit- 
tenberge • —  Hamburg.  Die  Magdeburg  —  Halberstädter  Eisen- 
bahn hatte  sich  am  13.  September  1841  gebildet,  um  eine  Eisen- 
bahn von  Magdeburg  über  Groß-Oschersleben  nach  Halberstadt 
zu  bauen.  Nachdem  in  dem  Vertrage  vom  10.  April  1841  zwischen 
Preußen,  Hannover  und  Braunschweig  Bestimmung  über  die 
Durchführung  von  Schienenverbindungen  durch  die  benachbar- 
ten Staatsgebiete  bzw.  Anschlüsse  der  Bahnen  aneinander  getrof- 
fen war,  wurde  am  14.  Januar  1842  die  Bahn  von  Magdeburg  nach 
Halberstadt  genehmigt. 3)  Die  Bauarbeiten  wurden  so  beschleu- 
nigt, daß  die  58,5  km  lange  Strecke  Magdeburg  —  Halberstadt 
schon  am  J8.  Juli  1853  dem  Verkehr  übergeben  werden  konnte. 
Sie  erhielt  durch  die  Fortführung  über  Braunschweig  —  Hanno- 
ver nach  Köln  besondere  Bedeutung. 

Zeitlich  die  nächste  Bahn,  die  Magdeburg  erhielt,  war  die 
Berlin  —  Potsdamer.  Am  17.  August  1845  wurde  die  Geneh- 
migung zum  l-2rwerb  der  Berlin  —  Potsdamer  und  zum  Bau  und 
Betrieb  einer  daran  anschließenden  über  Brandenburg  —  Genthin 
—  Burg  nach  Magdeburg  Eisenbahn  erteilt.  Schon  am  7.  August 
1848  konnte  die  Strecke  Potsdam  —  Magdeburg  —  Friedrich- 
^tadt  (117  km)  dem  Verkehr  übergeben  werden.  Der  vollständige 
Betrieb  zwischen  Berlin  und  Magdeburg  konnte  aber  erst  zwei 
Jahre  später  nach  Vollendung  der  Elbbrücke  am  19.  August  1848 
eröffnet  werden.  Die  Bahn  benutzte  den  der  Magdeburg  —  Leip- 
ziger und  Magdeburg  —  Halberstädter  Bahn  gehörenden  Bahn- 
hof Unterwelt.  Die  Berliner  Züge  mußten  dabei  Kopf  machen 
(s.  Abbildung  3).  Der  Erfolg  dieser  Bahn  war  in  den  ersten 
Jahren  nur  gering,  bald  stiegen  aber  die  Erträgnisse  sehr  bedeu- 
tend. 

Der  Bau  der  bereits  erwähnten  Magdeburg  —  Wittenberger 
Bahn  wurde  am  31.  Januar  1847  genehmigt  und  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1849  fertiggestellt.  Der  Anschluß  an  die  Ber- 
lin —  Hamburger  Bahn  und  die  Fertigstellung  der  Brücke  bei 
Wittenberge  erfolgte  am  14.  Oktober  1851.  Der  Bahnhof  der  Wit- 
tenberger Bahn  lag  am  alten  Fischerufer  und  hatte  zunächst  keine 
Verbindung  mit  den  drei  am  Fürstenwall  beginnenden  Linien 
(Magdeburg  —  Leipziger,  Magdeburg  —  Halberstädter,  Berlin  — 
Potsdamer  Bahn).  Der  Einführung  der  Wittenberger  Bahn  in 
Magdeburg  stellten  sich  durch  die  Schiffahrt,  die  das  Fischcr- 
ufer  als  Umschlagplatz  nicht  missen  wollte,  und  durch  das 
Festungsgelände  manche  Schwierigkeiten  entgegen.  Bezeichnend 
ist  eine  Zeitungsnotiz  der  König],  privilegierten  Berlinischen 
Zeitung  vom  8.  Mai  1851:  Magdeburg,  den  8.  Mai.  (Itisenbahncn) . 
,,Die  Magdeburg  —  Wittenbergische  Bahn  endigte  bis  jetzt  außer- 
halb der  Festung.  Die  Bahnstrecke  durch  die  Festungswerke  bis 
in  die  Stadt  ist  nunmehr  fertig,  darf  aber  nicht  eher  mit  geheiz- 
ten Lokomotiven  befahren  werden,  bis  zwei  in  der  Nähe  der 
Bahn  belegene  Pulvermagazine  geräumt  sein  werden.  Der  Ober- 
bau, welcher  nach  dem  System  des  Amerikaners  Howe  ausgeführt 
ist,  wurde  heute  durch  I^efahren  mit  drei  Lokomotiven  von  zu- 
sammen über  2000  Ztr.  Gewicht  amtlich  geprüft  und  bewährte 
sich  vollkommen.  Es  kam  dabei  ein  interessanter  Versuch  vor. 
Um  die  Lokomotiven  bewegen  zu  können  und  doch  jede  Feuer- 
gefahr für  die  Pulvermagazine  zu  vermeiden,  wurde  alles  Feuer- 
material außerhalb  der  Festung  aus  den  Maschinen  entfernt;  den- 
noch reichte  der  einmal  in  den  Kesseln  vorhandene  Dampf  hin, 
um  die  nötigen  Fahrten  während  der  IMJ  stündigen  Versuche  aus- 
zuführen. Auch  die  Schienenverbindung  mit  der  Magdeburg  — 
Leipziger  und  den  anderen  hier  mündenden  Bahnen  wird  binnen 
kurzem  beendigt  sein."  So  schnell  wie  hier  angegeben,  wurde 
diese  Verbindung  aber  nicht  gebaut.    Schon  1845  bei  der  Einfüh- 

2)  Vgl.  Ocsrhiclitsblätter  für  Stadt  und  Land  Magdeburg  1884  Seite  225. 26 
Aufust  Wilhelm  Franke  von  Tollin.  Piedi?er  in  Mag-deburg. 

Vgl.  Geschichtsblätter  für  Stadt  und  Land  Magdeburg  1884  Seite  242.  Vgl. 
Kahne:    Die  historische  Entwicklung  des  deutschen  Eisenbahnnetzes. 


rung  der  Wittenberger  Bahn  war  diese  Verbindung  vom  Fischer- 
ufer mit  den  drei  anderen  Bahngesellschaften  am  Fürstenwall 
geplant.  Sie  scheiterte  aber  damals  an  dem  für  jene  Zeit  bezeich- 
nenden Einspruch  der  Handelsdeputation  in  Magdeburg.  Diese 
fürchtete,  daß  der  für  Magdeburg  „gänzlich  sterile  Durchgangs- 
verkehr" von  Sachsen  nach  Hamburg  ohne  weiteren  Aufenthalt 
in  Magdeburg  durchlaufen  und  den  Magdeburger  Spediteuren  da- 
durch eine  Erwerbsquelle  entziehen  würde.  Auch  könnten  durch 
die  direkte  Verbindung  der  Städte  Halle,  Halberstadt,  Leipzig 
mit  Bremen  und  Hamburg  direkte  Geschäftsverbindungen  ge- 
schlossen werden,  die  für  die  Magdeburger  Kaufleute  ungünstig 
seien.  Dieser  Ansicht  der  Handelsdeputation  entsprechend 
wurde  die  direkte  Schienenverbindung  der  Magdeburger  Bahn  mit 
den  anderen  Bahnen  1845  abgelehnt.  Auf  die  Dauer  ließ  sich  aber 
die  Natur  nicht  in  Fesseln  schlagen.  1851  wurde  der  Durchgangs- 
verkehr genehmigt  und  1853  das  Verbindungsgleis  zwischen  den 
Bahnhöfen  am  Fürstenwall  und  am  Fischerufer  für  den  Verkehr 
von  Leipzig  —  Halberstadt  nach  Hamburg  in  Betrieb  genommen. 
(Abb.  3.) 

Hiermit  und  infolge  der  ungünstigen  Wirtschaftslage  der  da- 
maligen Zeiten  hatten  die  Magdeburger  Bahnbauten  zunächst  ein 
Ende  erreicht.  Magdeburg  war  durch  die  Großzügigkeit  seines 
Oberbürgermeisters  Franke  ein  bedeutender  Bahnknotenpunkt, 
wichtiger  z.  B.  als  Hannover,  geworden.  Die  Bahnen  brachten 
einen  starken  Ortsverkehr  von  Leipzig  und  Hamburg,  aber  auch 
einen  großen  Durchgangsverkehr  von  Berlin  und  den  Ostprovin- 
zen über  Braunschweig  —  Hannover  nach  Köln,  und  von  Leipzig 
nach  Hamburg.  Interessant  ist  die  Zahl  der  Züge,  die  damals 
(1853)  gefahren  wurden: 

von  Berlin  (1853)  5  Per.sone  nziige  (1922  —  15) 

nach  Berlin  (185.3)  5  Personenzüge  (1922  —  15) 

von  Richtung  Oschersleben  (1853)  7  Personenzüge  (1922  —  13) 
n  .ch  Richtung  Oschersleben  (1853)  S  Personenzüge-  (1922  —  13) 
von  RichtungLeipzig(Schöne- 

beck)   (1853)  6  Personenzüge  (1922  —  26) 

nach  Richtung  Leipzig  (Schö- 
nebeck) (1853)   6  Personenzüge  (1922  —  26) 

zusammen  (1853)36  Personenzüge  (1922  —  108) 

Zu  den  36  Personenzügen  kamen  noch  24  Güterzüge,  so  daß 
also  60  Züge  von  Magdeburg  ausgingen.    1922  liefen  auf  diesen 
Linien  (ohne  die  Züge  nach  Braunschweig)   108  Personenzüge 
und  74  Güterzüge,  zusammen  182  Züge.    Dazu  kamen  noch  die 
Züge  vom  Bahnhof  Fischerul'er  nach  Hamburg.    Von  1843  bis 
1853  war  der  Personen-  und  der  Güterverkehr  bedeutend  gestie- 
gen, wie  einige  Zahlen  aus  jener  Zeit  zeigen: 
Im  Jahre  1841  wurden    auf    der    Hamburg  —   Leipziger  Bahn 
rund  510  000  Personen  und    28  000  Tonnen 
1853  rund  821  000  Personen  und  270  000  Tonnen 
im  Jahre  1844  wurden  auf  der  Magdeburg  —  Halberstädter  Bahn 
rund  220  000  Personen  und    28  000  Tonnen 
1853  rund  380  000  Personen  und  260  000  Tonnen 
im  Jahre  1849  wurden  auf  der  Berlin  — •  Potsdamer-Bahn 
rund  680  000  Personen  und    51  000  Tonnen 
1853  rund  640  000  Personen  und  110  000  Tonnen 
befördert,  der  Personenverkehr  hat  sich  also   verdoppelt,  der 
Crüterverkehr  aber,  was  keiner  gedacht  hätte,  in  wenigen  Jahren 
verzehnfacht. 

Der  Personenbahnhof  lag  für  damalige  Zeiten  (siehe  Abb.  3) 
sehr  günstig  an  der  Elbe  und  gleichzeitig  auch  in  der  Mitte  der 
damaligen  Stadt.  In  dem  jetzigen  Eisenbahndirektionsgebäude 
waren  damals  (heute  Fürstenwall)  im  Erdgeschoß  die  Wartesäle, 
Gepäck-  und  Fahrkartenabfertigung  und  der  Durchgang  zu  den 
Bahnsteigen  der  Magdeburg  —  Leipziger  Eisenbahn.  Bis  auf 
einen  kleinen  Aufbau  ist  das  Gebäude  noch  im  damaligen  Zu- 
stande erhalten.  In  den  hieran  anschließenden  Kasematten  der 
Festungswälle,  die  das  Königl.  Gouvernement  mit  Kündigungs- 
frist zur  Verfügung  stellte  und  aus  deren  Gewölben  oft  das  Was- 
ser auf  die  Köpfe  der  Reisenden  tropfte,  waren  die  Warteräume 
der  Berlin  —  Potsdamer-  und  der  lyiagdeburg  —  Halberstädter- 
ßahn  untergebracht.  Die  Züge  von  Berlin  mußten  in  Magdeburg 
im  Güterbahnhof  Unterwelt  umsetzen  und  Kopf  machen.  Die 
Züge  der  Hamburg  —  Wittenberger-Bahn  fuhren  vom  alten 
Fischerufer  (Petriföhrde)  ab.  Dort  erinnert  noch  ein  Schuppen 
aus  damaliger  Zeit  an  die  alte  Herrlichkeit.  Der  damalige  Bahn- 
hofswirt Lösche  erfreute  sich  besonderer  Beliebtheit.  Der  Güter- 
bahnhof der  drei  ersten  Linien  lag  im  Anschluß  an  den  Per- 
sonenbahnhof in  der  sogenannten  Unterwelt  (jetzt  Elbbahnhof). 
Für  die  Hamburg-Wittenberger  Bahn  war  ein  Güterbahnhof  in 
der  Neustadt  errichtet.  Durch  die  großen  Verkehrssteigerungen 
stellten  sich  bald  erhebliche  Betriebsschwierigkeiten  ein.  Auf 
dem  engen  Räume  zwischen  dem  Fürstenwall  und  der  Elbe  war 
1839  die  Magdeburg  —  Leipziger  Bahn  angelegt;  dazu  kam  1843 
die  Magdeburg  —  Halberstädter  und  1848  die  Berlin  —  Pots- 
damer, die  nicht  nur  örtlichen  Verkehr  brachten,  sondern  Magde- 
burg auch  starken  Durchgangsverkehr  nach  Köln  zuführten. 

Die  damaligen  Bahnhofseinrichtungen  entsprachen  weder  den 
allgemeinen  Verkehrsbedürfnissen    noch  genügten  sie    den  maß- 
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gebenden  polizeilichen  Errichtungen  für  die  Sicherheit  der  Per- 
sonen und  die  Beseitigung  von  Betriebsstörungen.  Beim  Durch- 
gangsverkehr nach  Köln  mußten  die  Züge  zweimal  Kopf  machen 
und  die  Lokomotiven,  Post-  und  Gepäckwagen  umgesetzt  werden. 
Diesem  Verkehr  waren  die  damaligen  Anlagen  nicht  gewachsen, 
und  es  entstanden  bei  der  bedeutenden  Verkehrssteigerung  große 
Schwierigkeiten.  Die  Unfälle  häuften  sich.  Wie  ein  Bericht  aus 
jener  Zeit  sagt,  waren  auf  keinem  Punkte  der  preußischen  Bahnen 
so  viel  Unfälle  und  Beschädigungen  von  Beamten  und  Arbeitern 
vorgekommen,  wie  auf  den  Bahnhöfen  in  Magdeburg.  1853  ord- 
nete der  Minister  an,  die  Bahnen  sollten  einen  Entwurf  vorlegen, 
in  dem  unter  Beibehaltung  des  Fürstenwalls  die  Bahnhöfe  so  ein- 
gerichtet wären,  daß  sie  allen  Sicherheits-  und  polizeilichen  Be- 
stimmungen genügten.  Zur  Besserung  wurde  auch  unter  Bei- 
behaltung dieser 
Bahnhöfe  von  der 
Regierung  ein 
neuer  Durch- 
gangsbahnhof im 

Friedrich  Wil- 
helm-Garten vor- 
geschlagen, bei 
dem  die  Bastion 
Cleve  beseitigt 
und  die  übrigen 
Fortifikationsan- 
lagen  so  geändert 
wurden,  daß  das 
lästige  Kopfma- 
chen der  Berliner 

Züge  für  den 
Durchgangsver- 
kehr fortfiel.  In 
dem  neuen  Bahn- 
hof im  Friedrich 
Wilhelm  -  Garten 
sollten    die  von 
Berlin  undLepzIg 
nach  Köln  durch- 
fahrenden Züge 
halten.    Um  den 

von  Hamburg 
kommenden  Per- 
sonenverkehr 
Magdeburgs  auf- 
zunehmen bzw. 
abzusetzen,  sollte 
ein  Übergabever- 
kehr   nach  den 
alten  Bahnhöfen 
eingerichtet  wer- 
den,   so  daß  der 
Verkehr  von  Ber- 
lin nach  Köln  und 
Leipzig — Köln  , 
von  dem  Magde- 
burger Verkehr 
getrennt  wird. 
Die  Stadt  Magde- 
burg erhob  gegen 
die     Lage  des 
Bahnhofes  außer- 
halb   der  Stadt 
und    die  daraus 
erwachsenden 
Unbequemlich- 
keiten   für  den 
Ortsverkehr  ent- 
schieden Ein- 
spruch und  wollte 
den  Bahnhof 


unter  alle 


len  Umständen  unm'.felbar  m 
der  Nähe  der  Stadt  und  des"  Fürstenwalls  behalten.  Sie  stellte 
dann  selbst  einen  Umbau-Entwurf  auf,  bei  dem  die  Anlagen  am 
Fürstenwall  geändert  wurden.  Hierbei  war  auch  der  Abbruch 
der  alten  Strombrücke  (  s.  Abbildung  3),  die  den  Ausbau  und  die 
Verlängerung  der  Gleise  am  Fürstenwall  behinderte,  vorgesehen. 
Diese  kleinen  Aenderungen  wurden  auch  ausgeführt  und  in  Ver- 
bindung hiermit  1855  die  neuen  Strombrücke  an  ihrer  jetzigen 
Stelle  in  Betrieb  genommen.  Auf  die  Dauer  konnten  aber  die 
Uebelstände  durch  diese  kleinere  Maßnahme  nicht  beseitigt  wer- 
den. 1856  wurde  daher  eine  Kommission  eingesetzt  zur  Ausarbei- 
tung eines  Planes  für  die  Erweiterung  der  Stadt  Magdeburg  nach 
der  Südseite  unter  gleichzeitiger  Rücksichtnahme  auf  Anlage 
eines  Zentralbahnhofes  für  die  Magdeburg  —  Halberstadt,  Magde- 
burg —  Leipzig  und  Berlin  —  Potsdamer  Bahnen.  Es  wurden 
längere  Verhandlungen  in  diesem  Sinne  geführt.  In  dem  Erlaß 
des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  vom  6.  Januar  1856,  der 
dies  anordnete,  heißt  es: 

„Bei  der  über  alle  Erwartungen  großen,  in  stetem  Fort- 
schreiten begriffenen  Entwicklung  des  Verkehrs  auf  den  in 


Magdeburg  sich  vereinigenden  Eisenbahnen  habe  ich  nun- 
mehr die  Ueberzeugung  gewonnen,  daß  die  früher  in  Aussicht 
genommene  Erweiterung  des  Bahnhofes  in  der  Stadt  für  den 
Gesamtverkehr  die  Uebelstände  und  Gefahren  beim  Betriebe 
nicht  beseitigen  und  den  verschiedenen  Bedürfnissen  umso- 
weniger  genügen  kann,  als  bei  einer  solchen  Einrichtung  der 
große  durchgehende  Verkehr  dauernd  durch  einen  Umweg 
von  700  Ruthen  in  einer  doppelten  Kopfstation  belastet  blei- 
ben würde.  Auch  würde  sich  die  Erweiterung  des  Bahnhofs 
in  der  Stadt  nicht  in  dem  Umfange  ausführen  lassen,  da  des 
Königs  Majestät  einen  großen  Wert  auf  die  Erhaltung  des 
Fürstenwalls  legen. 

Das  Königliche  Eisenbahn-Commissariat  beauftrage  ich 
daher,  das  Direktorium  der  Berlin  —  Potsdam  —  Magde- 
burger und  der 
Magdeburg— Hal- 
berstädter Eisen- 
bahn-Gesellschaft 
zu  veranlassen, 
schleunigst  ein 
Projekt  ausarbei- 
ten zu  lassen,  da- 
mit   so  bald  als 

möglich  den 
durchaus  unstatt- 
haften   und  ge- 
fährlichen Zu- 
ständen auf  dem 

Magdeburger 
Bahnhofe  abge- 
holfen werden". 

Die  Verhand- 
lungen zogen  sich 
bei  der  ungünsti- 
gen Wirtschafts- 
lagejahrelang hin. 
Die  Stadt  wollte 
die  Bahn  an  der 
alten  Stelle  im 
Mittelpunkte  der 
damaligen  Stadt 
behalten.  Es  gin- 
gen Eingaben  der 
in  Frage  kommen- 
den örtlichen 
Kaufmannschaf- 
ten ein,  die  durch 
eine  Verlegung 
geschädigt  wur- 
den. Um  das  läs- 
tige Kopfmachen 
der  Berliner  Züge 

zu  vermeiden, 
wurde  eine  neue 
Elbbrücke  in  der 
Nähe  der  Zita- 
delle geplant.  Die 
von    der  Stadt 

versuchten  Er- 
weiterungen an 
Ort  und  Stelle  im 
Sterngelände  er- 
forderten große 
Mittel,  ohne  die 
Schwierigkeiten 
zu  beheben.  Das 
Gebiet  für  die 
Gleisanlagen  der 
drei  Gesellschaf- 
ten    war  eben 

zu  eng.  Außerdem  (nach  1866)  schwebte  noch  die  Einführung 
neuer  Bahnen  von  Helmstedt  und  Oebisfelde.  Die  Bahnen  gingen 
deshalb  1869  selbständig  vor  und  die  Berlin  —  Potsdamer  Bahn 
tiat,  nachdem  sie  schon  mit  dem  Kriegsministerium  verhandelt 
hatte,  mit  einem  Entwurf  für  einen  neuen  Zentralbahnhof  vor 
dem  damaligen  Ullrichstor  an  die  Oeffentlichkeit,  bei  dem  die  da- 
maligen Festungswälle  für  den  Bahnbau  und  die  Stadterweiterung 
geschleift  und  neue,  zum  Teil  jetzt  noch  erhaltene,  gebaut  wer- 
den mußten.  Entscheidend  für  den  Bau  war  die  Einführung  der 
neuen  Bahn  nach  Helmstedt  und  die  Unmöglichkeit,  am  Fürsten- 
wall die  Bahnanlagen  auf  dem  engen  Gebiete  zwischen  der  Elbe 
und  der  Stadt  auszubauen.  Bei  dem  Entwurf  mußten  aus 
militärischen  Gründen  die  Bahnhöfe  Neustadt,  Sudenburg  „an 
niveau"  liegen,  wie  der  damalige  Ausdruck  lautete,  damit  der 
Bahnkörper  von  den  Geschützen  der  Festung  vollständig  be- 
strichen werden  konnte.  Aus  dem  gleichen  Grunde  lag  auch 
die  neue,  vorübergehend  einzubauende  Verbindungskurve  Buckau 
bis  Sudenburg  für  den  Helmstedter  Bahnhof  in  Geländehöhe. 
Sie  wurde  am  1.  Juli  1872  in  Betrieb  genommen  und  1877  in 
eine  Verbindung  der  Bahnhöfe  Sudenburg  —  Buckau  an  Stelle 
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der   Verbindung    Friedrich   Wilhelm  -  Garten  -  Sudenburg  um- 
gebaut. 

Magdeburg  blieb  Festung  und  es  mußten  1870  die  zum  Teil 
jetzt  noch  erhaltenen  und  von  französischen  Gefangenen  errichte- 
ten neuen  Wälle  gebaut  werden.  Die  Bahnen  bezahlten  9500  Taler 
für  den  Morgen  an  den  Militär-Fiskus  für  das  alte  Festungs- 
gelände.   Für  den  neuen  Zentralbahnhof  waren  152  Morgen  nötig, 
davon  erhielt  die  Potsdam  —  Magdeburger  Bahn  50,  die  Magde- 
burg —  Leipziger  43,  die  Magdeburg  —  Halberstädter  59  Morgen. 
Die  Stadtkarte  (Abbildung  4)  zeigt,  welche  tiefeinschneidende 
Bedeutung  jener  Umbau  für  die  gesamte  Stadtentwicklung  hatte 
Die  Stadt  erhob  Einspruch  gegen  jenen  Entwurf,  vor  allem, 
weil  die  Bahnhöfe  in  Geländehöhe  lagen  und  die  Beseitigung  der 
Ueberwege  bei 
dieser  Lage  aus 
fortifikatorischen 
Gründen  nicht 
durchgeführtwar, 
ferner    weil  die 
Entwässerung  der 
Bahnanlagen  in 
die  städtischen 
Anlagen  erfolgen 
mußte    und  die 
lichte  Höhe  und 
das    Gefälle  der 

Ulrichstraßen- 
Unterführung  un- 
günstigwurde, die 
Bahn  zuviel  Ge- 
lände erhielt  und 
für  die  Stadter- 
weiterung zu  we- 
nig übrig  blieb. 
Der  Polizeipräsi- 
dent sprach  sich 
gegen  die  zwei 
Empfangsgebäu- 
de für  den  Perso- 
nenbahnhof aus, 
die  für  den  Per- 
sonenverkehr lä- 
stig und  unbe- 
quem wären. 
Zahlreiche  Ver- 
handlungen wa- 
ren nötig,  bis  mit 
dem  Bau  begon- 
nen werden  kon- 
te.  Die  Stadt  er- 
reichte, daß  die 
Bahn  1 1/2  Fuß 
gehoben  wurde 
und  die  für  die 
Stadterweiterung 
so  außerordent- 
lich wichtige  Ul- 
richstraße eine 
günstigere  Lage 
erhielt. 

Es  ist  zu  be- 
dauern, daß  Mag- 
deburgdamalskei- 
nen  Städtebauer 
hatte,  der  die 
Stadterweiterung 
z.  B.  wie  Laves  in 
Hannover  muster- 
gültig ausgeführt 
hätte.  Es  soll  aller- 
dings nicht  verkannt  werden,  daß  der  Ums'and,  daß  Magdeburg  Fe- 
stung bl  eb,  der  Entwicklung  der  Stadt  besondere  Schwieligkeiten 
bereitete.  Auch  wurde  zwar  ein  Zentralbahnhof  errichtet,  aber  die 
Trennung  der  3  Gesellschaften  Magdeburg-Leipzig,  Magdeburg-Hal- 
berstadt und  Berlin-Potsdam  blieb  bestehen.  Die  Wittenberger  Bahn 
war  1863  von  der  Magdeburg — Halberstädter  Bahn  erworben.  Jede 
dieser  Gesellschaften  hatte  nicht  nur  eigene  Gleisanlagen,  z.  B. 
je  zwei  Bahnsteiggleise  und  ein  Verkehrsgleis  und  getrennte  Gü- 
ter- und  Eilgutabfertigungen,  sondern  es  wurden  auch  unab- 
hängige Empfangsgebäude  mit  allen  für  den  Verkehr  nötigenAn- 
lagen,  Wartesälen,  Gepäckabfertigungs-  und  Fahrkartenschalter 
errichtet  (s.  Abbildung  5).  Das  stadtseitige  Gebäude,  die  heutige 
Eingangshalle,  gehörte  der  Magdeburg  —  Leipziger  Bahn  und  das 
mittlere  Empfangsgebäude  der  Berlin-Potsdamer  Bahn  und 
Magdeburg-Halberstädter  Bahn.  Im  alten  Leipziger  Empfangs- 
gebäude sind  heute  die  Fahrkartenschalter  und  Gepäckabfertigun- 
gen, während  die  früheren  Wartesäle  bei  der  Verstaatlichung  der 
Bahnen  im  Jahre  1880  eingezogen  wurden.  Im  mittleren  Gebäude! 
sind  die  Wartesäle  in  Betrieb  geblieben  und  die  Gepäck-  und 
Fahrkartenschalter  fortgefallen. 


Am  15.  Mai  1873  wurde  der  neue  Zentralbahnhof  dem  Ver- 
kehr übergeben.  Hierbei  wurde  auch  (s.  Abbildung  4)  die  Strecke 
Burg  —  Hohenwarte  — •  Magdeburg  durch  die  kürzere  Linie 
Burg  —  Möser  —  Gerbisch  —  Neustadt  —  Zentralbahnhof  mit 
einer  neuen  Ueberbrückung  der  Elbe  unterhalb  Magdeburgs  er- 
setzt. Die  Hauptstrecke  Berlin  —  Magdeburg  wurde  dadurch 
4,9  km,  die  Magdeburg  —  Helmstedter  Bahn  1,5  km  kürzer,  da 
die  Verbindung  nach  dem  Fürstenwall  fortfiel.  Noch  jetzt  liegen 
4  Gleise  zwischen  Buckau  und  dem  jetzigen  Elbbahnhof  und  er- 
iimern  an  jene  Zeit,  in  der  von  den  dort  liegenden  3  Bahnhöfen 
der  gesamte  Zugverkehr  ausging.  Im  Jahre  nach  dem  Neubau 
(1874)  wurde  die  Zerbster  und  Oebisfelder  Bahn  durch  Einmün- 
dung in  die  alten  Stammlinien  von  Berlin  bzw.  Stendal  nach 

Magdeburg  einge- 
führt. Es  war 
höchste  Zeit  für 

Magdeburg  ge- 
wesen,   daß  es 
wieder  eiren  lei- 
stungsfähigen 
Bahnhof  erhielt, 
denn  sonst  wäre 
es  im  Verkehrs- 
netz beiseite  lie- 
gen geblieben. 
Großen  Abbruch 
hatte  Magdeburg 
schon    die  1871 
gebaute  neue  50 

km  kürzere 
Strecke  von  Ber- 
lin nach  Köln 
über  Lehrte,  die 
zudem  auch  noch 
günstigere  Stei- 
gungen hatte,  ge- 
bracht. In  den 
Jahren  nach  dem 

Kriege  setzte 
überhaupt  eine 
Bautätigkeit  ein. 
187lBerlin  Sten- 
dal -Hannover; 
]872Magdeburg— 
Helmstedt ; 

1873  Zentralbahn- 
hof neue  Strecke 
von  Burg; 

1874  Zerbt  —  Oe- 
bisfelde. 
Hierzu  kamen 

noch  die  Lmien 
nach  Staßfurt— 
Berlin,  Sanger- 
hausen—Magde- 
burg—  Bitterfeld. 
Die  damals  ent- 
standenen Linien 
sind  aus  Abb  6 
zu  ersehen.  Dei 

Vollständigkeit 
halber    sei  noch 
erwähnt,  daß  im 
Jahre    1876  die 

Magdeburg — 
Leipziger  Bahn 
durch  die  Magde- 
burg— H-ilber- 
städter  Bahn  auf- 
gekauft wurde,  so 
nur    noch  zwei 
d  e  Magdeburg 


1880 
und 


daß  bei  der  Verstaatlichung  im  Jahre 
Gesellschaften,  die  Berlin  —  Potsdamer 
—  Halberstädter  Bahn  vorhanden  waren.  Bei  der  Verstaatlich- 
ung wurde,  wie  schon  erwähnt,  die  Beibehaltung  der  Gepäck-  und 
Fahrkartenschalter  in  das  alte  Berlin  —  Potsdamer  Gebäude  und 
der  Wartesäle  in  das  stadtseitige  Gebäude  beschlossen.  Im  übri- 
ixen  blieben  die  Gleisanlagen  und  die  Gleisbenutzungen  im  allge- 
meinen dieselben. 

Nach  der  Verstaatlichung  sind  an  wichtigeren  Bauten  zu  er- 
\\  ahnen: 

1885  der  Umbau  des  Bahnhofs  Unterwelt  in  den  jetzigen  Elb- 
bahnhof und  damit  zusammenhängend  die  Durchführung 
der  hinter  der  Eisenbahndirektion  liegenden  Fürstenufer- 
straße. 

1893  der  Neubau  des  Neustädter  Hafens  und  entsprechen- 
der Gleisanlagen. 

1896  usw.  die  Erweiterung  und  Hebung  des  Bahnhofs  Neu- 
stadt und  die  Beseitigung  des  Schienenüberganges  der 
vier  Gleise  von  Magdeburg  nach  Neustadt  über  den  Brei- 
ten Weg  und  die  Lüneburger  Straße. 


i 
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Die  Entwicklung  der  Magdeburger  usw. 
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1904  —  1910  der  Bau  des  Rangierbahnhofs  Rothensee  für  die 
Berlin  —  Braunschweiger  Ost-West-Richtung. 
1905  der  Bau  des  5.  und  6.  Gleises  zwischen  Magdeburg  Haupt- 
bahnhof und  Rothensee  (Gütergleise). 
Werfen  wir  zum  Schluß  noch    einen  kurzen  Blick  auf  die 
jetzigen  Bahnhofsanlagen  (1922)   (s.  Abbildung  4  u.  7).  Neben 
dem  Hauptbahnhof  hat  Magdeburg  noch  die  Personenbahnhöfe 
Magdeburg  —  Sudenburg,  Magdeburg  ■ —  Buckau,  Südost,  Neu- 
stadt und  Rothensee.   Ein  Vorortverkehr  hat  sich  jedoch  —  abge- 
sehen von  einigen  Arbeiterzügen  —  nicht  entwickelt.    Er  wird 
im  allgemeinen  von  der  Straßenbahn  bewältigt.    In  den  Haupt- 
bahnhüf  münden  (Abbildung  4  u.  7)  1.  Wittenberge  —  Stendal  — 


la  von  Stendal  —  Wittenberge  oder  Stendal  —  Uelzen  nach 
Magdeburg; 

Ib  von  Hannover  —  Braunschweig  nach  Halle  —  Leipzig; 

2.  von  Magdeburg  nach  Güsten  —  Sangerhausen; 

3.  von  Oebisfelde  nach  Magdeburg; 

4.  von  Halberstadt  nach  Magdeburg; 

5.  von  Staßfurt  —  Blumenberg  nach  Magdeburg. 
Bahnsteig  III  die  Züge: 

1.  von  Berlin  nach  Halberstadt; 
la  von  Magdeburg  nach  Halberstadt; 

2.  von  Magdeburg  nach  Blumenberg  —  Staßfurt; 

3.  von  Oebisfelde  nach  Magdeburg. 
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Magdeburg  —  Halle  —  Leipziger  (Nordsüd-)  Bahn,  2.  die  Ber- 
lin —  Magdeburg  —  Braunschweig  • —  Hannover  (Ost-West-) - 
Linien  und  3.  die  Berlin  —  Magdeburg  —  Halberstadt  —  Thale 
und  außerdem  4.  eine  Reihe  einzelner  Linien:  Magdeburg  —  Staß- 
furt, Magdeburg  ■ —  Oebisfeld,  Magdeburg  —  Zerbst  ein.  Die  Ab- 
bildung 7  zeigt  die  Belastung  (1922)  der  einzelnen  Linien.  Es  soll; 
hierauf  jedoch  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Die  einzelnen 
Bahnsteige  sind  im  Hauptbahnhofe  wie  folgt  belastet: 


Bahnsteig  IV  die  Züge: 

1.  von  Hannover  —  Braunschweig  nach  Berlin; 
la  von  Halberstadt  nach  Berlin; 

Ib  von  Magdeburg  nach  Berlin; 

2.  von  Magdeburg  nach  Zerbst  —  Dessau  —  Bitterfeld  — 
Leipzig; 

3.  von  Magdeburg  nach  Loburg; 

4.  von  Braunschweig  nach  Magdeburg. 


Obersi chf 
iibar  dia       gdzb urg e.r  Bahnhof a 


Bahnsteig  I: 

1.  von  Halle  (Leipzig)  nach  Stendal-Wittenberge 

oder  Stendal-Uelzen; 
la  von  Magdeburg  nach  Stendal  —  Wittenberge  oder  Sten- 
dal —  Uelzen; 

Ib  von  Wolmirstedt  (Richtung  Stendal  )  nach  Magdeburg; 

2.  von  Sangerhausen  —  Güsten  nach  Magdeburg; 

3.  von  Magdeburg  nach  Oebisfelde, 
n  s  t  e  i  g  I  I  die  Züge: 

1.  von  Stendal  —  Wittenberge  oder  Stendal  —  Uelzen 
nach  Halle  —  Leipzig; 


Bah 


Bahnsteig  V  die  Züge: 

1.  von  Berlin  nach  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  i  g — Hannover; 
la  von  Leipzig — Halle  nach  Braunschweig — Hannover; 
Ib  von  Magdeburg  nach  Braunschweig — Hannover; 

2.  von  Berlin  nach  Magdeburg; 

3.  von  Leipzig  —  Bitterfeld  —  Dessau  —  Zerbst  nach 
Magdeburg; 

4.  von  Loburg  nach  Magdeburg; 

5.  von  Staßfurt — Blumenberg  nach  Magdeburg. 

An  Güterbahnhöfen  ist  Magdeburg  sehr  reich.  Zu  dem  bei 
den  Personenbahnhöfen  liegenden  Güterbahnhof  kommen  noch 
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die  Güterbahnhöfe  Elbbahnhof  an  der  Stelle  der  früheren 
Leipzig — Berliner  Bahn,  die  Güterladestelle  Friedrichstadt  und 
die  Hafenanlagen  Alt-  und  Neustadt.  Die  großen  industriellen 
Anlagen  haben  in  den  verschiedensten  Teilen  der  Stadt  Gleis- 
anschlüsse. Zu  diesen  großen  Privatanschlüssen  (Wolff,  Krupp, 
Gruson,  Städt.  Viehhof)  kommen  noch  die  beiden  Eisenbahn- 
Hauptwerkstätten  in  Buckau  für  Lokomotiven  und  in  Salbke 
(Südost)  für  Personen-  und  Güterwagen.  Der  Zugbildung  der 
Güterzüge  dienen  zwei  große  Verschiebebahnhöfe,  in  Magde- 
burg-Buckau für  die  Züge  von  Norden  nach  Süden,  Hamburg — 
Stendal — Magdeburg — Halle — Leipzig,  und  in  Rothensee  für  die 
Ost — West-Richtung  Berlin — Braunschweig  an  der  Stendaler 
Bahn.  Die  in  Rothensee  zu  behandelnden  Züge  müssen  also 
Kopf  machen.  Zur  Orientierung  über  die  Leistung  der  beiden 
Rangierbahnhöfe  sei  erwähnt,  daß  auf  dem  Buckauer  Bahnhof 
in  gewöhnlichen  Zeiten  täglich  2000  Wagen  und  auf  dem  Rothen- 
seer  Bahnhof  täglich  18C0  Wagen  behandelt  werden. 

Wir  wollen  hiermit  diesen  kurzen  Rückblick  auf  die  Ent- 
wicklung der  Magdeburger  Bahnhofsanlagen  schließen.  Auf  die 
Mängel  der  jetzigen  Verhältnisse  und  deren  Beseitigung,  die 
zum  Teil  schon  vor  dem  Kriege  geplant  war,  einzugehen,  möchte 
ich  mir  versagen,  da  es  bei  der  heutigen  Wirtschaftslage  der 


Reichsbahnen  unbestimmt  ist,  wann  sie  beseitigt  werden  können. 
Wir  haben  gesehen,  daß  durch  den  Bürgermeister  Franke 
in  den  50  er  Jahren  Magdeburg  einen  Mittelpunkt  des  Bahn- 
netzes in  Deutschland  bildete.  Seine  weitere  Entwicklung  hatte 
unter  der  Einschränkung  der  Festungswälle  zu  leiden.  Auch 
bildet  der  Harz  für  die  Ost — West-Richtung  ein  natürliches 
Hemmnis.  Bei  den  reichen  Naturschätzen  des  Hinterlandes  von 
Magdeburg  an  Braunkohle  und  Kali  und  dem  wertvollen  Boden 
(Börde)  und  seiner  günstigen  Lage  an  der  Elbe,  die  durch  den 
Rhein-Weser-Elbe-Kanal  noch  gehoben  wird,  wird  Magdeburg 
mit  seiner  wichtigen  Industrie  auch  fernerhin  ein  bedeutender 
Bahnknotenpunkt  bleiben. 
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DIE 

ENTWICKLUNG  DES  MAGDEBURGER  VERKEHRSLEBENS 

VON  DR.  VESTER,  MAGDEBURG 


Durch  den  Kriegsausgang  hat  ganz  Mitteldeutschland  eine 
Bedeutung  für  unser  Wirtschaftsleben  bekommen,  die  man  vor- 
her in  keiner  Weise  absehen  konnte.  Während  des  Krieges 
machte  sich  dies  bemerkbar,  indem  ein  großer  Teil  der  Kriegs- 
industrie aus  den  bedrohten  Grenzgebieten  nach  den  sicheren 
mittleren  Landesteilen  übersiedelte  und  hier  eine  Reihe  von  Neu- 
anlagen entstanden.  Dieser  Vorgang  hat  sich  in  den  letzten 
Jahren  verstärkt,  neue  Industrien  sind  mächtig  empor  ge- 
wachsen, und  die  Stadt  Magdeburg  ist  kaum  in  der  Lage,  alle 
an  sie  herantretenden  Wünsche  auf  Gelände,  bes.  solchen  mit 
Bahn-  und  Wasseranschluß,  zu  befriedigen. 

Es  ist  natürlich,  daß  ein  Gebiet  schnell  fortschreitender 
wirtschaftlicher  Entwicklung  auch  seine  Verkehrseinrichtungen 
ausbauen  und  überall  da,  wo  Mängel  auftauchen,  diese  beheben 
muß.  Die  Stadt  —  im  weiteren  Sinne  der  ganze  Regierungsbe- 
zirk —  nebst  Anhalt  und  Braunschweig  —  sind  vor  dem  Kriege 
Stiefkinder  des  Verkehrs  gewesen.  Es  ist  dies  umso  unerfind- 
licher, als  gerade  in  diesen  Gebieten  die  ersten  großzügigen 
Bahnbauten  Deutschlands  entstanden.  Mit  Magdeburger  Geld 
wurde  1836  der  Bahnbau  Magdeburg  —  Göthen  —  Leipzig  unter- 
nommen, der  drei  Jahre  später  zur  Eröffnung  der  Linie  bis 
Schönebeck,  im  folgenden  Jahre  der  ganzen  Strecke  führte.  1836 
hatte  der  Braunschweigische  Staat  die  erste  Staatsbahn  nach 
Bad  Harzburg  gebaut,  1841  war  die  Berlin-Anhalter  Bahn  ent- 
standen. Nicht  lange  danach  folgten  die  Bahnen,  die  Magde- 
burg mit  Halberstadt  bzw.  Braunschweig,  mit  Berlin  und  mit 
Wittenberge-Hamburg  verbanden.  Mit  dem  Uebergang  der 
Privatbahnen  in  die  Hände  des  preußischen  Staates  und  vor- 
nehmlich seit  der  Neueinteilung  der  Direktionen  1895,  die  die 
bisher  den  Strecken  nach  sehr  bedeutende  Magdeburger  Direk- 
tion zu  einer  der  kleinsten  machte,  trat  ein  Stillstand  ein,  der 
mit  geringer  Unterbrechung  bis  1907  anhielt.  In  der  ganzen 
Zeit  ist  nur  ein  Fernzugpaar  von  Bedeutung  von  Berlin  über 
Magdeburg  und  nur  infolge  des  tatkräftigen  Eintretens  des 
Eisenbahn-Präsidenten  Täger  eingerichtet  worden,  die  Nacht- 
schnellzüge 9/10  Berlin  —  Essen  —  Köln.  In  der  letzten  Zeit 
vor  dem  Kriege  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  im  Bahnver- 
kehr günstiger,  obwohl  die  wirklich  großen  Fernzüge  fast  aus- 
schließlich auf  der  Flachlandbahn  Berlin — Lehrte  verkehrten 
und  die  Provinz  Sachsen  entweder  überhaupt  ohne  Aufenthalt 
oder  nur  mit  einem  solchen  in  Stendal  durchfuhren:  Der  Ver- 
kehr nach  Süddeutschland  wurde  von  Berlin  fast  nur  über 
Halle  —  Erfurt  geführt  und  berührte  kleine  Gebiete  im  Süden 
der  Provinz,  nachdem  man  die  Strecke  Berlin  —  Beizig  —  Mag- 
deburg —  Güsten  aus  dem  Verkehr  Berlin  —  Frankfurt  fast 
ganz  herausgezogen  hatte.  Auch  der  Nord-Südverkehr  von 
Hamburg  oder  Bremen  nach  Sachsen,  Böhmen,  Oesterreich  oder 
Süddeutschland — Italien  ging  teils  über  Berlin,  teils  über  Elm  — 
Gmünden  trotz  vielfach  weiterer  Strecke.  Besonders  der  Bahn- 
hof in  Halle  wurde  als  ein  Hindernis  bezeichnet,  dessen  Anlagen 
nicht  in  der  Lage  sein  sollten,  direkte  Züge  von  Norden,  von 
Hamburg  oder  Warnemünde  her,  nach  dem  Süden  nach  Thü- 
ringen, Bayern,  Württemberg  zu  befördern. 

Auch  die  ersten  Jahre  nach  dem  Kriege  ließen  sich  trotz 
der  gänzlich  veränderten  Verhältnisse  wenig  hoffnungsreich  aa. 


Das  System  der  preußischen  Staatsbahnen,  die  „großen"  Strck- 
ken,  also  hier  Berlin  —  Lehrte  und  Berlin  —  Halle  —  Bebra 
auf  Kosten  anderer  Linien  und  Gebiete  ausschließlich  zu  för- 
dern, schien  in  die  Reichseisenbahnverwaltung  mit  übernommen 
zu  sein.  Die  Fahrplanbildung  des  Jahres  1^20  und  auch  noch 
1921  ließ  erkennen,  daß  man  der  Bedeutung  Mitteldeutschlands 
nur  wenig  Rechnung  trug.  Es  mußten  deshalb  endlich 
Maßnahmen  ergriffen  werden,  um  eine  Berücksichtigung  Magde- 
burgs und  seines  gesamten  Hinterlandes  zu  erreichen;  es  ist 
dieses  teilweise  gelungen,  wie  die  Rückleitung  der  den  Städten 
Magdeburg  und  Braunschweig  1920  entzogenen  Nachtschnell- 
züge D  9/10  Berlin  —  Köln,  die  Einrichtung  direkter  Züge  von 
Magdeburg  nach  Schlesien  sowie  die  Aufnahme  eines  beschleu- 
nigten Personenzuges  Berlin  —  Magdeburg  —  Halberstadt  — 
Aachen  erkennen  lassen.  Auch  sonst  ist  vielerlei  geschehen,  und 
gerade  der  Direktion  Magdeburg  wird  man  weitgehendes  Ver- 
ständnis für  die  verkehrswirtschaftliche  Notlage  unseres  Bezir- 
kes nicht  versagen  dürfen.  Die  Schwierigkeiten  nehmen  erst 
dann  zu,  wenn  andere  Direktionen  mitzubefinden  haben,  und 
f-erade  die  Nachbardirektion  Halle,  scheint  wenig  geneigt  zu 
sein,  der  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse,  wie  sie  sich  gegen- 
über 1914  verschoben  haben,  Rechnung  zu  tragen;  es  hat  eben 
manche  Linie,  z.  B.  Halle  —  Sagau,  an  Bedeutung  eingebüßt, 
sei  es  wegen  der  politischen  Aenderungen  im  Osten  oder  weil 
freundnachbarliche  Konkurrenz  im  Zeichen  der  Reichsbahn 
fortgefallen  ist.  Wir  wollen  hoffen,  daß  der  Bezirkseisenbahn- 
rat Magdeburg,  dem  die  Direktion  Halle  nunmehr  zugeteilt  ist, 
einen  Ausbau  des  Verkehrs  nach  dem  Süden  über  Halle  hinaus 
und  besonders  nach  dem  Südosten  nach  Schlesien  durchsetzen 
wird. 

Die  Wünsche  unseres  Bahnverkehrs  müssen  nach  verschie- 
den Seiten  gesehen  werden,  wobei  voranzustellen  ist:  Magde- 
burg will  keine  Sondervorteile  auf  Kosten  anderer,  es  will  in 
verkehrswirtschaftlicher  Hinsicht  als  der  kommerzielle  und  in- 
dustrielle Hauptort  Mitteldeutschlands  in  zentraler  Lage  an 
einem  der  Hauptströme  und  im  Schnittpunkt  bedeutendster  Ka- 
nalsysteme so  behandelt  sein,  daß  es  über  günstige  Bahnver- 
bindungen nach  allen  Richtungen  verfügt.  Magdeburg  weiß,  daß 
eine  Reihe  kürzester,  bisher  vernachlässigter  Verbindungen  sei- 
nen Bahnhof  berühren  und  i.st  der  Ueberzeugunsr,  wenn  diese 
Strecken  planmäßig  ausgebaut  werden,  dem  Verkehr  ganz 
Deutschlands  zu  dienen.  Daher  ist  es  eine  der  Hauptforderuns-en 
Magdeburgs,  die  auch  die  Bahn  aus  fiskalischen  Gründen  sich 
aneignen  müßte,  nicht  Anschlußzüge  an  die  im  Norden  und 
Süden  entlang  führenden  Strecken  zu  fahren,  sondern  Durch- 
gangszüge einzurichten.  Im  Verkehr  von  Berlin  nach  dem  Rhein- 
land und  seinem  Zentralpunkt  Köln  müssen  die  L-nien  über 
Magdeburg  mehr  als  bisher  Berücksichtigung  finden,  die  Strek- 
ken  über  Braunschweig  —  Hildesheim  —  Altenbeken,  mit  575 
Kilometer  die  kürzeste  zwischen  Berlin  und  Köln,  wird  nur 
durch  ein  Nachtzugpaar  gefahren,  während  die  früheren  Tag- 
züge (D  31/32)  durch  Umlegung  nach  Düsseldorf  —  Aachen  denj 
großen  Fernverkehr  entzogen  sind;  es  sind  zwei  Tagschnellzug- 
paare zu  verlangen  die  zugleich  dem  Verkehr  von  Leipzig  — 
Halle  und  dem  Harzgebiet  nach  Westfalen  durch  Anschluß  in 
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Magdeburg,  Braunschweig  oder  Hildesheim  dienen.  Zweck- 
n-.äßig  sind  sie  im  Interesse  des  reisenden  Publikums  von  der 
Berliner  Stadtbahn  zu  befördern,  wobei  zu  erinnern  ist,  daß  vjn 
1882  bis  Anfang  der  90er  Jahre  zeitweilig  sämtliche  Schnellzüge 
der  Strecke  Magdeburg  —  Berlin  über  die  Stadtbahn  liefen.  Seit 
1909  besteht  übrigens  bei  Neubabelsberg  eine  besondere 
Weichenanlage  zur  Aufnahme  der  Fernzüge  der  Potsdamer 
Bahn  auf  die  Bahnstrecke  Güsten  —  Wannsee. 

Nach  Süddeutschland  müsset?  die  Strecken  über  Güsten  sowie 
Kreiensen  —  Kassel  stärker  in  den  Fernverkehr  einbezogen 
werden,  zwei  Nachtschnellzugsverbindungen  steht  eine  Verbin- 
dung am  Tage  zur  Seite,  die  nur  für  Juni  bis  August  vorgesehe- 
nen Bäderzüge  D  27/28.  Die  Strecke  Berlin  —  Beizig  —  Güsten 
Sangerhausen,  an  der  infolge  des  sehr  regelmäßigen  Verkehrs 
Magdeburg  —  Güsten  jederzeit  Uebergänge  unschwer  sich  her- 
stellen lassen,  könnte  ihren  meist  sehr  schwach  besetzten  Zügen 
wesentlich  Verkehr  zuführen,  wenn  sie  diese  über  Erfurt  hin- 
aus nach  Eisenach  —  Bebra  oder  Meinigen  —  Ritschenhausen 
durchleitete.  Die  vollgestopften  und  mit  starkem  Lokalverkehr 
versehenen  Züge  Berlin  —  Halle  —  Bebra  würden  nicht  nur 
ohne  Neueinlegungen  entlastet,  die  Züge  könnten  infolge  der 
Vermeidung  von  Zugüberholungen  wesentlich  schneller  ver- 
kehren. 

Von  Westfalen,  von  den  Bezirken  Münster,  Oldenburg,  Bre- 
men führt  die  kürzeste  Verbindung  nach  Schlesien  über  Han- 
nover —  Magdeburg  —  Rosslau  —  Kohlfurt.  In  ihrem  Grün- 
dungsaufruf vom  November  1871  weist  die  Oberlausitzer  Bahn- 
gesellschaft auf  diese  Tatsache  hin,  die  nach  menschlichem  Er- 
m.essen  eine  große  Bedeutung  hätte  gewinnen  müssen,  aber  aus 
verschiedenen  Gründen  wurde  der  Verkehr  mit  Schlesien  ent- 
weder über  Berlin  oder  über  Halle  —  Sagan  gezwungen;  daß 
auch  die  Verbindung  Hannover  —  Dresden  über  Roßlau  —  Fal- 
kenberg näher  als  über  Leipzig  ist,  sei  bemerkt. 

Zu  diesen  Forderungen  im  Ost-Westverkehr  tritt  der  für 
Magdeburg  ganz  besonders  wichtige  Nord-Südverkehr.  Es  ist 
das  Verhängnis  geworden,  daß  man  1849  in  kurzsichtiger  Ver- 
kennung aus  Sparsamkeitsrücksichten  eine  Bahn  nach  Witten- 
berge baute,  weil  die  Berlin  —  Hamburger  Eisenbahn-Gesell- 
schaft ihre  dortigen  Anlagen  zur  Mitbenutzung  zur  Verfügung 
stellte.  Schon  die  Gesellschaft  hat  diese  Abhängigkeit  schwer 
büßen  müssen:  durch  die  hohen  Kosten  der  Wittenberger  Elb- 
brücke und  den  Verzicht  auf  die  Gütertransporte  jenseits  einer 
von  Chemnitz  nach  Riesa  laufenden  Linie  zu  gunsten  der  Ber- 
lin —  Hamburger  Bahn,  wurde  eine  Rentabalität  unmöglich; 
nur  einmal  vor  ihrem  Aufgehen  in  die  Magdeburg  —  Halber- 
städter Bahn  konnte  sie  —  —  Dividende  verteilen.  Ganz 
Mitteldeutschland  hat  aber  die  Abhängigkeit  schwer  büßen  müs- 
sen, die  es  bisher  so  gut  wie  ausschloß,  den  Fernverkehr  Leip- 
zig —  Hamburg  auszubauen.  Die  1913/14  erfolgten  Ansätze, 
wenigstens  die  Schnellzüge  direkt  durchzuleiten,  wurden  mit 
Kriegsbeginn  sofort  aufgegeben,  und  bisher  ist  nur  die  Ein- 
richtung eines  Zugpaares  —  und  zwar  über  Stendal  —  Uelzen  — 
zu  erreichen  gewesen.  Die  Eisenbahn-Direktion  Altona  vertritt 
die  Auffassung,  daß  ihre  Anlagen  in  Wittenberge  den  Verkehr 
aus  Mitteldeutschland  keineswegs  mehr  übernehmen  können  und 
sich  alle  Wünsche  versagen  müsse,  wodurch  nicht  nur  der 
Verkehr  mit  Hamburg,  sondern  auch  mit  Holstein,  Lübeck,  Kiel, 
Rostock  und  der  Fähre  in  Warnemünde  geradezu  in  Frage  ge- 
stellt ist;  meist  bleibt  dem  Reisenden  nur  der  kostspielige  Um- 
weg über  Berlin.  Hier  ist  dringend  Abhilfe  nötig;  durchlaufende 
Schnellzüge  und  beschleunigte  Personenzüge  Leipzig  —  Ham- 
burg mit  Anschlüssen  von  Dresden  sowie     Wien  —  Eger   

Plauen  und  München  —  Nürnberg,  ferner  von  Zürich  über  Stutt- 
gart —  Würzburg  —  Erfurt  nach  Warnemünde  müssen  gefor- 
dert werden.  Beiläufig  sei  bemerkt,  daß  die  Reichsbahn  sich 
entschließen  muß,  an  Stelle  der  infolge  Wegfalls  der  Linie 
Basel  —  Straßburg  —  Frankfurt  völlig  überlasteten  Strecke 
Basel  —  Heidelberg  —  Frankfurt  dem  Wege  Zürich  —  Stutt- 
gart —  Erfurt  mehr  Beachtung  zu  widmen.  Es  handelt  sich 
hierbei  nicht  nur  um  Fragen  des  Personenverkehrs,  sondern 
ebenso  der  Gütertransporte.  Es  ist  ein  unerträglicher  Zustand, 
wenn,  wie  seit  Dezember  1921,  der  Güterverkehr  Leipzig  — 
Magdeburg  —  Hamburg  fast  vier  Monate  ganz  oder  teilweise 
ge.-.perrt  ist  oder  wenn  wegen  Ueberlastung  der  Strecke  Magde- 
burg —  Wittenberge  mit  Güterverkehr  und  des  Bahnhofs  Wit- 
tenberge die  Eisenbahn-Direktion  Altona  die  Durchleitung  von 
Personenzügen  ablehnt.  Die  Bedeutung  des  Nordsüdverkehrs, 
auch  im  Güterverkehr,  ist  gegenüber  der  Vorkriegszeit  derart 
verändert,  daß  Vergleiche  völlig  hinfällig  sind. 

Es  ist  klar,  daß  die  steigende  Verkehrsentwicklung  auch 
einen  Ausbau  der  Verkehrsanlagen  bedingt.  Ueber  die  Erweite- 
rung des  Magdeburger  Hauptbahnhofes  möchte  ich  hier  nur  an- 
deutungsweise sprechen:  die  Versuche  zu  seinem  Umbau  gehen 
auf  zwei  Jahrzehnte  zurück,  immerhin  ist  es  erfreulich,  daß  west- 
lich des  gegenwärtigen  Bahnkörpers  noch  Terrain  zur  Erweite- 
rung vorhanden  ist.    Ebenso  wichtig  ist  für  den  ganzen  mittel- 


deutschen Bezirk  der  Bahnhofsneubau  in  Braunschweig,  da  die 
Durchleitung  der  Fernzüge  jetzt  außerordentlich  schwer  ist  und 
durch  die  lange  Ein-  und  Ausfahrt  einschließlich  des  Maschinen- 
wechsels große  Hemmnisse  und  Zeitverluste  erwachsen. 

In  der  engeren  Umgebung  Magdeburgs  wird  der  Mittelland- 
kanal nicht  ohne  Bedeutung  für  die  Eisenbahn  bleiben.  Abge- 
sehen von  einer  Erweiterung  der  Bahnanlagen  an  dem  Hafen- 
gelände in  der  Nähe  der  Einmündung  des  Kanals  bei  Rothensee 
wird  die  Strecke  Magdeburg — Oebisfelde,  eine  eingleisige  Voll- 
bahn, auf  der  aber  früher  bereits  Schnellzüge  fuhren,  wieder 
stärker  in  den  Verkehr  einbezogen  werden.  Jenseits  der  Elbe 
wird  der  Kanal  zwischen  Hohenwarte  und  Niegripp  den  Strom 
überschreiten.  Dort  ist  altes  Bahngelände  vorhanden,  da  die 
Berlin — Magdeburger  Bahn  bis  zum  Neubau  des  Magdeburger 
Zentralbahnhofes  von  Burg  ab  westlicher  als  jetzt  auf  Niegripp 
führte,  in  Hohenwarte  einen  Haltepunkt  besaß,  dann,  umbiegend 
nach  Südosten  kurz  hinter  Bahnhof  Gerwisch  den  jetzigen 
Bahnkörper  schnitt,  um  bei  dem  Vorort  Friedrichstadt  in  den 
Stadtbezirk  Magdeburg  einzutreten.  Der  alte  Bahnkörper 
scheint  noch  restlos  im  Besitz  der  Eisenbahn  zu  sein,  vom 
Bahnhof  Biederitz  führt  ein  Gleis  zur  alten  Strecke  hinüber, 
die  Brücken  über  Ehle  und  Elbe  sind  1913  ausgewechselt,  die 
Linie  im  Umleitungsfahrplan  aufgeführt.  Die  alte  Strecke  kann 
beim  Bau  des  Mittellandkanals  von  Bedeutung  werden  für  die 
Beförderung  von  Arbeitern  und  Materialien,  auch  würden  ab- 
seits gelegene  Gebiete  dem  Ausflugs-  und  Siedlungsverkehr  er- 
schlossen, im  Güterverkehr  würde  es  möglich  werden,  Teile 
desselben  statt  auf  Bahnhof  Rothensee  oder  Hauptbahnhof 
sofort  in  den  Bahnanlagen  Buckau — Fermersleben  einzuführen. 
—  An  den  Ausbau  einiger  anderer  Strecken  nimmt  Magdeburg 
Interesse,  wenn  es  auch  einen  Wunsch,  wie  die  Fortführung 
der  Strecke  Magdeburg — Loburg  bis  Wiesenburg  (14  km)  vor- 
läufig wird  zurückstellen  müssen.  Das  märkische  Städtchen 
Wiesenburg  ist  aber  in  anderer  Hinsicht  von  Bedeutung,  als 
nach  bestimmten  Versicherungen  die  Strecke  Wiesenburg — 
Roßlau  als  eingleisige  Vollbahn  zum  Sommerfahrplan  1923 
fertiggestellt  sein  soll.  Da  als  sicher  mit  direkten  Personen- 
zügen Leipzig — Dessau — Rosslau — Wiesenburg — Berlin  (Stadt- 
bahn) und  auch  mit  dem  einen  oder  anderen  Schnellzuge  zu  rech- 
nen ist,  wird  die  Linie  Magdeburg — Dessau — Leipzig  noch  mehr 
als  bisher  im  direkten  Verkehr  dieser  beiden  Städte  zu  gunsten 
der  Strecke  über  Göthen  —  Halle  zurücktreten.  Hierin  ist 
aber  kein  Schade  zu  erblicken,  sondern  es  kann  zum  Vorteil 
aller  beteiligten  Städte  werden,  wenn  die  Bahnverwaltungen 
einen  Teil  der  von  Magdeburg  kommenden  Züge  unter  Wah- 
rung der  Anschlüsse  nach  Dessau  direkt  ab  Roßlau  auf  Witten- 
berg —  Kohlfurt  leiten.  Im  Nordsüdverkehr  dürfen  die  Bahn- 
höfe in  Halle  und  Erfurt  für  den  mitteldeutschen,  nach  Thü- 
ringen flutenden  Verkehr  keine  Endpunkte  mehr  sein,  man  muß 
sich  entschließen,  direkte  Züge  vom  Norden  nach  Naumburg  — 
Saalfeld  bzw.  nach  Eisenach  —  Bebra  oder  Meiningen  durch- 
zuleiten. In  Halle  werden  sich  einige  Weichenverlegungen  nicht 
vermeiden  lassen,  obwohl  festzustellen  ist,  daß  Sonderzüge 
Magdeburg  —  München  von  jeher  direkt  den  Halleschen  Haupt- 
bahnhof durchfuhren  und  verschiedentlich  Kurswagen  von  der 
Thüringen-Kasseler  Seite  auf  die  Magdeburg-Leipziger  Seite 
umgesetzt  wurden. 

Welche  Maßnahmen  ergriffen  werden  müssen,  um  die  un- 
haltbaren Zustände  des  Verkehrs  nach  dem  Norden  zu  bessern, 
ist  schwer  zu  sagen.  Werden  nicht  energische  Schritte  er- 
griffen, so  wird  in  diesem  Herbst  sich  der  Zustand  vom  letzten 
Winter  wiederholen.  Im  Personenverkehr  muß  damit  ge- 
brochen werd'en,  Mitteldeutschland  vom  Verkehr  mit  dem 
Norden  abzuriegeln  und  den  Durchgangsverkehr  um  dies  Ge- 
biet herumzuleiten.  Die  Eisenbahnverwaltung  wird  erwägen 
müssen,  eine  mögliche  Abtrennung  der  Berliner  Züge  von 
denen  aus  Mitteldeutschland  anzustreben,  in  der  W^eise.  daß 
sie  in  Wittenberge  zu  Zeiten,  wo  die  dortigen  Bahnanlagen 
nicht  in  Anspruch  genommen  sind,  durchgebracht  werden.  Sie 
wird  andere  Strecken  zu  erschließen  haben,  wobei  die  Durch- 
führung des  Güterverkehrs  auch  über  Oebisfelde  —  Isenbüttel 
bzw.  der  Nebenbahn  Oebisfelde  —  Wittingen  —  Wieren  — 
Uelzen  zu  prüfen  ist.  Es  muß  als  eine  arge  Unterlassungs- 
sünde der  preußischen  Staatsbahn  bezeichnet  werden,  daß  sie 
sich  1902  weigerte,  den  Bahnbau  Oebisfelde  —  Wittingen  mit 
nur  4.3  km  auszuführen,  wodurch  die  Strecke  Magdeburg  — 
Hamburg  auf  217  km  gekürzt  und  die  in  betrieblicher  Hinsicht 
schon  damals  wünschenswerte  Entlastung  der  Stationen  Stendal 
und  Wittenberge  erreicht  wäre. 

X\e\  Arbeit  ist  noch  zu  tun.  aber  wie  die  Magdeburger  in 
der  Vergangenheit  sich  nicht  haben  erschrecken  lassen,  die 
Ideen  eines  Friedrich  List  in  die  Praxis  umzusetzen  und  zu 
Pionieren  auf  dem -Gebiete  des  Verkehrs  im  besten  Sinne  des 
Wortes  zu  werden,  so  wird  auch  die  gegenwärtige  Generation 
trotz  der  Schwere  der  Zeit  nicht  verzagen  und  in  Verkehr 
und  Wirtschaft  dem  vorgesteckten  Ziel  nachstreben,  wozu  die 
geographische  Lage  und  eine  ruhmreiche  historische  Vergan- 
genheit anspornen. 
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DAS  MAGDEBURGER  VERKEHRSUNTERNEHMEN  UND  SEINE 

ENTWICKLUNG 

VON  STRASSENBAHN-DIREKTOR  WOLFF,  MAGDEBURG. 


Wie  die  Wasserstraßen  die  durchzogenen  Landstriche  be- 
fruchten und  ihnen  wirtschaftliches  Blühen  und  Gedeihen 
bringen,  so  gibt  auch  die  Straßenbahn  dem  großstädtischen 
Leben  Ausdruck  und  pulsierendes  Leben.  Ohne  den  Straßen- 
bahnbetrieb ist  heutzutage  das  Gepräge  einer  Großstadt  unvoll- 
ständig. Gegen  die  Straßenbahn  treten  alle  übrigen  Verkehrs- 
mittel: Droschke,  Omnibus  und  Kraftfahrzeuge  aller  Art  zurück, 
ohne  daß  sie  durch  die  Straßenbahn  gänzlich  verdrängt  werden 
können.  Die  Unabhängigkeit  von  einer  Gleisanlage  in  der  Fahr- 
straße ermöglichen  es  der  Droschke  und  dem  Auto,  jeden  be- 
liebigen Weg  einzuschlagen,  so  daß  sie  hierdurch  ihre  Bedeutung 
beibehalten  werden.  Auch  die  mit  Pferden  betriebenen  Omni- 
busse, die  gleislosen  Bahnen  und  Kraftfahrzeuge  haben  sich 
zur  Ergänzung  des  Straßenbahnbetriebes  und  als  Verkehrszu- 
bringer erhalten.  Ihr  Bestehen  rechtfertigt  sich  überall  da,  wo 
eine  Erweiterung  der 
Straßenbahn  aus  finan- 
ziellen Gründen  nicht 
möglich  ist  und  gute 
Straßenzüge  zur  Ver- 
fügung stehen.  Immer- 
hin können  diese  Trans- 
portmittel nur  eine  ver- 
hältnismäßig geringeAn- 
zahl  von  Personen  be- 
fördern, wohingegen  die 
Straßenbahn  Tag  für 
Tag  gewaltige  Men- 
schenmassen zwischen 
bestimmten  Zielen  trans- 
portieren kann. 

Eine  der  größeren 
Straßenbahnen  Deutsch- 
lands ist  die  Magdebur- 
ger Straßen-Eisenbahn- 
Gesellschaft.  Sie  wurde 
im  Jahre  1877  gegründet 
und  bis  zum  Jahre  1899 
als  Pferdebahn  betrie- 
ben. Im  Jahre  1884  er- 
hielt sie  durch  die  Mag- 
deburger Trambahn-Ge- 
sellschaft, eine  englische 
Firma,  eine  Konkurrenz. 

Als  Pferdebahnen 
wurden  im  Jahre  1899 
folgende  Linien  betrie- 
ben : 

a)  von  der  Straßenbahn 

1.  Sudenburg  —  Altstadt,  Betriebseröffnung  1877, 

2.  Buckau  —  Altstadt  —  Neustadt,  Betriebseröffnung  1877, 

3.  Verlängerung  der  Linie  bis  zur  Bergstraße  in  Suden- 

burg, Betriebseröffnung  1881, 

4.  Südfriedhof  —  Sonne,  Betriebseröffnung  1886, 
Verlängerung  bis  zur  Zschokkestraße,  Betriebseröffnung 

1887, 

Verlängerung  bis  zur  Krankenanstalt,  Leipziger  Straße, 
Betriebseröffnung  1894; 

b)  von  der  Trambahn 

1.  Friedrichstadt  —  Ulrichstraße  —  Gr. -Diesdorfer  Straße, 

Betriebseröffnung  1884, 

2.  Gr.-Werder  —  Ulrichstraße  —  Olvenstedter  Straße,  Be- 

triebseröffnung 1884, 

3.  Hasselbachplatz   —   Kaiserstraße  —  Thränsberg,  Be- 

triebseröffnung 1886, 

4.  Verlängerung  der  Linie  zu  3  durch  die  Hohe-Pforte- 

Straße  —  Stendaler  Straße  —  Rogätzer  Straße,  Be- 
triebseröffnung 1890. 

Außerdem  baute  die  Trambahn  im  Jahre  1886  eine  Dampf- 
bahn, welche  die  Friedrichstadt  mit  der  Lunge  Magdeburgs, 
dem  wundervollen  Herrenkrugpark,  verband. 

Das  Liniennetz  der  beiden  Gesellschaften  in  den  Jahren 
1894  bis  1899  veranschaulicht  der  obenstehende  Uebersichtsplan. 

Die  Trambahn-Gesellschaft  stand  in  den  ersten  zehn  Jahren 
wirtschaftlich  auf  schwachen  Füßen.  Erst  die  letzten  Jahre 
ihres  Bestehens  ermöglichten  es  ihr,  die  Ausgaben  geringer  zu 
gestalten  als  die  Einnahmen.  Die  Ursache  der  Ertragsunfähig- 
keit ist  im  wesentlichen  auf  die  Linienführung  zurückzuführen. 
Die  Ost — West-Führung  der  Trambahn  brachte  es  mit  sich,  daß 
sie  hauptsächlich  durch  Gelände  fuhr,  dessen  Bebauung  erst  in 
der  Entwicklung  stand;  die  Erschließung  des  außerhalb  des 
Festungsgürtels  im  Westen  liegenden  ,, Stadtfeldes",  der  jetzigen 
Wilhelmstadt,  erfolgte  zu  spät.  Die  Verbindung  nach  der 
Friedrichstadt  führt  noch  heute  zum  größten  Teil  durch  nicht 


bebauungsfähiges  Gelände,  über  die  Brücken  der  drei  Elbarme. 
Die  Linienführung  der  Straßenbahn  hatte  der  Trambahn  gegen- 
über gewaltige  Vorzüge;  sie  durchkreuzte  nicht  nur  die  Haupt- 
verkehrsader, den  Breiten  Weg,  sondern  durchfuhr  auch  die 
großen  verkehrsreichen  Vorstädte:  Sudenburg,  Buckau  und  Neu- 
stadt mit  den  hauptsächlichsten  Industriezweigen  Magdeburgs. 

Es  ist  natürlich,  daß  die  Straßenbahn  von  Anfang  an  ein 
gutes  gesundes  Unternehmen  war,  wohingegen  die  Trambahn 
stets  um  ihr  gedeihliches  Bestehen  zu  kämpfen  hatte.  Erst  in 
den  neunziger  Jahren  trat  ein  Verkehrsbedürfnis,  namentlich 
nach  der  Wilhelmstadt,  ein,  das  der  Trambahn  in  den  letzten 
Lebensjahren  einen  Umschwung  zur  Besserung  ihrer  finanziellen 
Lage  gebracht  hat. 

Im  August  des  Jahres  1896  ging  die  Trambahn  durch  Kauf 
in  den  Besitz  der  Union-Elektrizitäts-Gesellschaft  in  Berlin  über. 

Der  Kaufpreis  betrug 
seinerzeit  1  749  970  Mk. 

Die  Erkenntnis  der 
großen  Vorzüge  des 
elektrischen  Betriebes 
gegenüber  dem  Pferde- 
bahnbetrieb und  allen 
anderen  in  Betracht 
kommenden  Beförde- 
rungsarten gab  der 
Straßenbahn  schon  im 
Jahre  1892/93  Veran- 
lassung, auf  die  Ein- 
führung dieses  moder- 
nen Verkehrsmittels 
hinzuwirken.  Diedieser- 
halb  auf  Grund  des 
Gesetzes  über  Klein- 
bahnen und  Privatan- 
schlußbahnen vom  28. 
Juli  1892  mit  der  Stadt- 
gemeinde Magdeburg 
getätigten  Unterhand- 
lungen führten  zunächst 
zu  keinem  Ergebnis.  Erst 
im  Jahre  1896  wurden 
die  abgebrochenen  Ver- 
handlungen wieder  auf- 
genommen; sie  kamen 
Ende  1897  durch  einen 
Vertrag  mit  der  Stadtge- 
meinde Magdeburg  zum 
endgültigen  Abschluß. 
Der  Vertrag  mit  der  Stadt  Magdeburg  verlangte  u.  a.: 

a)  die  Vereinigung  der  bislang  selbständig  betriebenen  beiden 
Verkehrsunternehmungen, 

b)  die  Erweiterung  des  bestehenden  Liniennetzes, 

c)  die  Einführung  des  10-Pfg. -Einheitsfahrpreises  mit  der  Be- 
rechtigung des  einmaligen  Umsteigens, 

d)  die  einmalige  Zahlung  einer  Abfindung  von  M.  1200  000 
für  die  Unterhaltung,  Erneuerung  und  Reinigung  des 
Pflasters. 

Die  Magdeburger  Straßen-Eisenbahn-Gesellschaft  erwirbt  im 
Jahre  1898  das  Trambahn-Unternehmen  von  der  Union-Elektri- 
zitäts-Gesellschaft gegen  Gewährung  von  1200  000  M.  eigener 
Aktien  und  wandelte  den  bisherigen  Pferdebahn-  und  Dampf- 
bahnbetrieb in  einen  elektrischen  Betrieb  um  und  erweiterte 
gleichzeitig  ihr  Netz. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  für  die  elektrische  Anlage  zu 
wählende  Bauart  konnte  von  vornherein  nur  das  System  mit 
oberirdischer  Stromzuführung  ernstlich  in  Erwägung  gezogen 
werden,  da  die  örtlichen  Bodenverhältnisse  die  Verwendung  einer 
unterirdischen  Stromzuführung  ausschlössen.  Gegen  die  Ein- 
führung der  unterirdischen  Stromzuführung  lagen  aber  auch 
technische  und  wirtschaftliche  Bedenken  vor.  Aus  gleichen  Er- 
wägungen heraus  wurde  der  Akkumulatorenbetrieb  mit  seiner 
zweifelhaften  Betriebssicherheit  und  seinen  hohen  Betriebskosten 
nicht  gewählt. 

Nach  sorgfältiger  Erwägung  aller  in  Betracht  kommenden 
Gesichtspunkte  wurde  im  Einvernehmen  mit  der  Stadtverwal- 
tung Magdeburg  die  oberirdische  Stromzuführung  nach  dem 
System  Thomson-Houston  gewählt  und  von  der  Aufsichts- 
behörde unterm  24.  April  1899  genehmigt. 

Die  ziemlich  umfangreichen  Bauarbeiten,  die  sorgfältig  vor- 
bereitet waren,  wurden  sofort  unter  Aufrechterhaltung  der  be- 
stehenden Betriebe  begonnen  und  der  elektrische  Betrieb  nach 
einer  Bauzeit  von  kaum  1K>  Jahren  im  ganzen  Umfanee  eröffnet, 
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Das  Netz  bestand  nach  der  Eröffnung  des  elektrischen  Be- 
triebes aus  folgenden  Linien: 

Linie  1  Sudenburg— Neue  Neustadt         Betriebseröfih.  15.  9.1899 
„    2  Buckau— Alte  Neustadt  „  20.12. 1899 

,.    3  Gr.  Diesdorfer  Str.— Friedrichstadt         „  27.  7.  1899 

„    4  Olvenstedter  Str.— Werder  „  18.  7.  1899 

,,    5  Leipziger  Str.— Neue  Neustadt  „  22.10. 1899 

,.    6  Rathaus— Herrenkrug  „  23.3.1900 

„    7  Ringlinie  .,  1.12.1899 

Die  Linien  sind  in  den  folgenden  Jahren  verschiedentlich  geän- 
dert und  zum  Teil  ergänzt  worden. 

Die  für  die  Straßenbahn-Gesellschaft  ungünstigen  Vertrags- 
verhältnisse mit  der  Stadtverwaltung,  namentlich  der  10  Pfg-- 
ICinheitstarit  mitUmstei- 


die  Stromliefeiung  wurden  zunächst  besondere  Gleichstrom- 
maschinen für  550  Volt  Spannung  aufgestellt.  Die  Weiterfüh- 
rung des  Stromes  und  die  Verteilung  auf  das  Straßenbahnnetz 
erfolgt  über  eine  Vcrteilungsschalttafelanlage  im  Werk  und  durch 
unterirdisch  verlegte  Kabel.  Die  Kabel  haben  z.  Zt.  eine  Länge 
von  über  40  km.  Bei  einer  Erweiterung  des  Ekktrizitätswerkes 
wurden  später  die  Gleichstrommaschinen  durch  Drehstrom- 
Gleichstrom-Umformer  ersetzt.  Die  zuerst  für  die  Straßenbahn 
aufgestellten  Maschinen  dienen  auch  heute  noch  zum  Teil  als 
Reserve.  Das  Netz  der  oberirdischen  Leitung  ist  in  eine  Anzahl 
Bezirke  geteilt.  Jeder  dieser  Bezirke  wird  durch  ein  besonde- 
res Kabel  gespeist. 

Die  Rückleitung  des  Stromes  erfolgt  durch  die  Schienen,  die 

an  den  Stöß-*n  zusam- 


Sudenbup 


geberechtigung,  verhin- 
derten für  lange  Zeit 
einen  weiteren  Ausbau 
des  Netzes.  Obgleich 
schon  im  Jahre  1903 
langwierige  Verhand- 
lungen mit  dem  Magi- 
strat über  Erweiterung 
des  Netzes  nach  dem 
Schlachthofe,  der  Insel 
und  später  1910  und 
1913/14  die  Vorortbah- 
nen betreffend,  gepflo- 
gen wurden,  gelangte 
erst  1906  nach  Vollen- 
dung der  Königsbrücke, 
die  erste  wesentliche 
Ergänzung  zur  Durch- 
führung: der  Stadtteil 
Werder  wurde  mit  der 
Alten  und  Neuen  Neu- 
stadt durch  die  Verlän- 
gerung der  Linie  4  ver- 
bunden. 

Nach  dem  Abschluß 
neuer  Verträge  mit  der 
Stadt  wurde  1920  eine 
Straßenbahnlinie  nach 
dem  Industrie  -  Gelände 
und  1922  eine  solche 
nach  dem  Ausstellungs- 
gelände der  Miama,  dem 
Rotehorn,  gebaut. 

Für  den  Ausbau 
von  Vorort  -  Bahnen 
gründete      die  Stadt 

Magdeburg  im  Jahre  1912  am  27.  August  eine  besondere  Gesell- 
schaft, die  unter  der  Firma  Magdeburger  Vorortbahnen  Aktien- 
Gesellschaft  den  Ausbau  einer  Reihe  Bahnprojekte  in  die  dicht- 
besiedelte Umgebung  Magdeburgs  plante.  Bisher  ist  aber  nur 
eine  Linie  nach  den  eingemeindeten  Vororten:  Fermersleben — 
Salbke — Westerhüsen  ausgebaut  worden  und  seit  dem  16.  Sep- 
tember 1921  im  Betriebe.  Ein  weiterer  Ausbau  der  Projekte  wird 
infolge  der  unerschwinglichen  Baukosten  z.  Zt.  unterbleiben 
müssen. 

Die  z.  Zt.  bestehenden  Linien  sind  aus  dem  Uebersichts- 
plan  2  ersichtlich. 

Die  für  die  Linien  erforderliche  elektrische  Kraft  wird  dem 
städtischen  Elektrizitätswerk  im  Handelshafen  entnommen.  Für 


Abb.2 
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mengescbweißtsind  und 
weiter  durch  Kabel,  die 
im  städtischen  Elektrizi- 
tätswerk, an  der  Vertei- 
lungstafel der  Straßen- 
bahn, angeschlossen 
sind.  Die  Rückleitungs- 
kabel  sind  unter  Beach- 
tung der  Erdstrom-Vor- 
schriften, des  Fahrplans 
und  dessen  Erweiterung 
so  gewählt,  daß  unter 
Aufwendung  möglichst 
geringer  Mittel  derEner- 
gieverbrauch  den  Ver- 
hältnissen entsprechend 
gering  verbleibt. 

Die  verwendeten 
Rillenmaschinensind  im 
Profil  Phönix  25  mit 
verstärktem  Steg  ge- 
walzt. Das  ltdm.  Gleis 
wiegt  rd.  103  kg.  Al  e 
Weichen  sind  Doppel- 
zungenweichen. Auf 
der  Strecke  Friedrich- 
stadt— Herrenkrug  und 
nach  dem  Ind. -Gelände 
sind  7um  Teil  Vignol- 
Schienen,  Profil  6  b.  auf 
Eisenschwellen  verlegt 
worden. 

Die  vorhandenen 
Betriebsmittel ,  deren 
Fassungsvermögen  und 
Aurüstungen    sind  aus 
der    nachstehenden    Tabelle    I    zu  ersehen. 

Die  Beiwagen  sind  zum  großen  Teil  nach  einem  Umbau  und 
Ergänzung  für  den  elektrischen  Betrieb  aus  dem  'Pferde-  und 
Dampfbahnbetriebe  übernommen,  weitere  30  Stück  wurden  in 
den  Jahren  1911  und  1914  beschafft.  Die  Wagen  werden  in  den 
Betriebsbahnhöfen  Sudenburg,  Buckau,  Wilhelmstädt  und  Neue 
Neustadt  untergebracht.  Die  Hauptrevisionen  und  Instand- 
setzungsarbeiten erfolgen  in  der  Hauptreparatur  -  Werkstätte 
Friedrichstadt. 

Daß  die  wirtschaftlichen  Einflüsse  der  Straßenbahn  auf 
Magdeburg  nicht  unbedeutend  gewesen  sind,  ergibt  sich  aus  der 
Tabelle  II  hinsichtlich  der  Zunahme  der  Personenbeförderung 
und  der  Fahrleistungen. 
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Tabelle  I. 


Fassunss-Vermösen 

Elektrische  Ausrüstung 

Wagen  Nr. 

Anzahl 

Baujahr 

Im  Innern 

Plattform 

zu- 

Sitz- 
plätze 

Steh- 
plätze 

Vorder- 

Hinter- 

sammen 

Motoren  Fahrschi. 

a) 

Triebwage 

n 

1—  13 

13    2  achs. 

1898/9 

20 

6 

7 

33 

2  G.  E.  1200      B.  3. 

14—100 

87    2  „ 

II 

20 

6 

7 

33 

2  G.  E.  52A6     B.  8. 

101—120 

20    4  „ 

28 

6 

7 

41 

2  U  158             B.  F. 

121—130 

10    2  „ 

1900 

20 

6 

7 

33 

2  G.  E.  52A4     B.  8. 

131—138 

8    2  „ 

1914/5 

18 

6 

10 

11 

45 

2  U  158            B.  F. 

139-142 

4    2  „ 

1921 

18 

6 

10 

11 

45 

2  U  351             B.  F. 

zusammen 

142  Stück 

b)  Beiwagen 

201—260 

60    2  achs. 

1878/92 

14 

7 

6 

27 

261—264 

4    2  „ 

)) 

12 

96 

5 

23 

265—272 

8    4  „ 

I) 

36 

8 

53 

273—277 

5    4  „ 

1911 

32 

11 

10 

53 

278—302 

25    2  „ 

1911  =  15  St. 

1914  =  10  St. 

18 

6 

11 

10 

4  5 

351—404 

54    2  „ 

1878/92 

18 

2 

7 

6 

33 

zusammen 

156  Stück 

Verkehrstechnische  Woche 
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Tabelle  II. 


Ein- 

Bahn 

änge 

auf  10  000 

Jah 

res-Verkeh 
I.  km- 

rs-Zifferi 
f.  d. 

1 

Fahrten 

Betrieh 

sdichte 
f.  d.  km 

Gleis- 
länge 
km 

Zahl  der 

An- 
gestellten 

Jahr 

wohner 

im 
ganzen 

Ein- 
wohner 

im  ganzen 
Personen 

Bahnlänge, 
Personen 

AÄ/o  pr*s  n. 

V  V  Clg  C  11 

km 

fc  A  n  n 

f.  d.  Ein- 
wohner 

Wagen- 

1  

km 

Bahn- 
länge 

xoOV 

1  000 

2  963  154 

22 

14,39 

101 

lööO 

1  fiO  000 

4  800  241 

30 

16  46 

150 

1 RQO 

902  200 

7  375  202 

36 

20^87 

239 

214  400 

7  633  273 

36 

23,43 

246 

1  QOO 

999  000 

26  328  448 

110 

74^43 

627 

loxJO 

9J.0  000 

36,34 

1,51 

30  687  934 

844  467 

4  46 

128 

6  882  602 

189  395 

81,61 

570 

1  Ql  0 

9^8  000 

36,82 

1^32 

31  221  824 

847  958 

3,94 

112 

7  922  190 

215  160 

82^12 

685 

^  Ql '? 

284  000 

36,82 

1^39 

34  836  162 

946  121 

3.95 

132 

8  815  795 

239  430 

82^09 

748 

1  QIJ. 

Xi/X"!: 

9QH  7fi8 

36  88 

1,26 

36  566  845 

991  509 

3  92 

124 

9  326  7l9 

252  894 

82^11 

721 

1915 

36,89 

38  539  156 

1  044  988 

4',50 

8  560  070 

232  043 

82*04 

878 

1916 

285  507 

36,94 

1,29 

46  571  323 

1  260  729 

4,88 

163 

9  547  446 

258  458 

82,18 

984 

1917 

278  093 

36,94 

1,33 

62  468  449 

1  691  079 

6,88 

225 

9  791  370 

265  061 

82,18 

991 

1918 

37,19 

68  318  715 

1  837  018 

7,56 

9  041  627 

243  120 

82,41 

1157 

1919 

286  041 

37,18 

1,30 

67  919  912 

1  826  786 

6,82 

237 

9  953  382 

267  708 

82,34 

1179 

1920 

294  840 

37,18 

1,26 

49  109  645 

1  310  862 

6,65 

167 

8  696  931 

233  914 

82,31 

1034 

1921 

300  145 

40,08 

1,34 

30  972  763 

772  774 

4,33 

103 

7  148  507 

178  356 

85,80 

903 

Während  die  Einwohnerzahl  in  den  Jahren  1880  bis  1900  um 
rund  70%  wuchs,  stieg  die  Zahl  der  beförderten  Personen  um 
rd.  Ö00%.  Von  1900  bis  1914  wuchs  die  Einwohnerzahl  um  rd. 
28%  während  die  Verkehrsziffer  um  rd.  74%  stieg.  Die  anormale 
Verkehrssteigerung  in  den  Jahren  1914  bis  1918  ist  durch  die  in- 
folge des  Krieges  verschobenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
sowie  die  lebhafte  Beschäftigung  der  Industrie  hervorgerufen 
worden.  Das  Fallen  der  Verkehrsziffer  in  der  Nachkriegszeit 
von  1918  bis  1921  ist  bei  allen  Straßenbahnen  zu  beobachten;  es 
ist  sowohl  durch  die  Umstellung  auf  den  Friedensbetrieb  in  der 
Magdeburger  Industrie  als  auch  durch  die  Teuerungswellen,  die 
ein  heftiges  Anziehen  der  Fahrpreise  bedingten  und  eine  Be- 
triebseinschränkung für  die  Straßenbahn  nötig  machten,  hervor- 
gerufen worden.  Trotz  der  nicht  unbedeuteten  Betriebsein- 
schränkung von  rd.  16,5%  ist  die  Besetzung  der  Wagen  im  Jahre 
1921  unter  den  Stand  von  1915,  um  etwa  23%  gegen  das  Jahr 
1920  zurückgegangen.  Zum  Teil  ist  dieser  erhebliche  Verkehrs- 
rrckgang  auf  das  Konto  Fahrpreiserhöhung,  wie  dies  die  ab- 
steigende Kurve  der  Fahrten,  bezogen  auf  die  Einwohnerzahl, 
vermuten  läßt,  zurückzuführen,  andernteils  auf  die  Betriebsein- 
schränkung. Hierzu  kommt  noch  der  Umstand,  daß  die  im 
Kriege  fast  gänzlich  ausgeschalteten  Fahrräder  wieder  in  Be- 
nutzung genommen  werden  konnten.  Immerhin  ist  die  Be- 
nutzung der  Wagen  noch  stärker  als  in  den  Jahren  unmittelbar 
vor  dem  Kriege.  Der  Abfall  der  Verkehrsziffer  ist  also  zum 
großen  Teil  auf  den  anormalen  Aufstieg  in  den  Jahren  1915  bis 
1V20  zurückzuführen. 

Am  deutlichsten  zeigt  sich  der  Einfluß  der  Straßenbahn  auf 
die  Entwicklung  der  Stadt  durch  die  verhältnismäßig  große  Be- 
förderung der  in  den  Industrie-Unternehmungen  Magdeburgs 
tätigen  Arbeiter,  die  in  den  Vorstädten  und  Vororten  ihren 
Wohnsitz  haben.  Auf  allen  Linien  fahren  zu  ihrer  Beförderung 
Frühzüge,  während  sich  die  Rückbeförderung  auf  einen  größeren 
Zeitraum  verteilt.  Die  Frühzüge  sind  stets  gut  besetzt  und  er- 
weisen sich  von  Jahr  zu  Jahr  als  notwendiger.  Die  Straßenbahn 
überbrückt  durch  ihren  Betrieb  die  großen  Entfernungen  und 
biingt  die  Gebiete  der  Stadtgrenzen  dem  Mittelpunkt  näher;  sie 
gleicht  somit  die  Nachteile  der  Zentralisation  aus,  die  sich  durch 
das  enge  Zusammenwohnen  der  Bevölkerung  im  Innern  der 
Großstadt  ergeben. 

Die  schnelle  Verbindung  mit  dem  Stadtinnern  betrifft  aber 
nicht  nur  allein  die  Arbeiterschaft,  sie  kommt  auch  den  Beamten 
und  Angestellten  in  steigendem  Maße,  wie  die  schnelle  Entwick- 
Irng  der  Wilhelmstadt  und  das  steigende  Verkehrsbedürfnis  die- 
ser Vorstadt  deutlich  erkennen  läßt,  zu  Gute. 

Die  Straßenbahn  hat  auch  durch  die  Verbindung  mit  dem 
Herrenkrug  und  den  anderen  Sportplätzen  in  der  Friedrichstadt 
eine  volkshygienische  Bedeutung  erhalten.  Durch  sie  war  es 
möglich,  einen  der  schönsten  Rennplätze  Deutschlands  zu  schaf- 
fen. Der  Massenverkehr  an  den  Renntagen  zeigt,  wie  beliebt 
die  Magdeburger  Rennen  sind.  Zu  Beginn  und  nach  Schluß  der 
Rennen  wickelt  sich  innerhalb  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit 
ein  Straßenbahnbetrieb  ab,  der  kaum  noch  zu  übertreffen  ist.  Die 
Züge  folgen  sich  in  Zeitabständen  bis  zu  50  Sekunden. 

Tarif.  Eine  der  wichtigsten  Fragen  eines  jeden  Verkehrs- 
unternehmens ist  die  Tarifgestaltung.  Unumstritten  steht  fest, 
daß  jede  Verbilligung  eines  bestehenden  Tarifes  den  Verkehr 
.  hebt,  jede  Verteuerung  den  Verkehr  schwächt.  Beide  Maßnah- 
men haben  aber  eine  engumschriebene  Grenze.  Bei  ihrer  Ueber- 
schreitung  können  leicht  die  Ausgaben  nicht  mehr  im  richtigen 
Verhältnis  zu  den  Einnahmen  stehen.  Eine  sorgfältige  Be- 
obachtung, namentlich  in  der  Zeit  ständig  zunehmender  Material- 
und  Lohnerhöhungen,  macht  es  dringend  notwendig,  die  Tarife 
so  zu  gestalten  und  rechtzeitig  abzuändern,  daß  die  Einnahmen 


immer  entsprechend  höher  bleiben  als  die  notwendigen  Aus- 
gaben. Es  soll  sich  aber  der  Tarif  nicht  nur  nach  dem  wirt- 
schaftlichen Bedürfnis  allein  richten,  er  soll  auch  von  den  Fahr- 
gästen und  den  Bediensteten  möglichst  einfach  gehandhabt 
werden  können. 

Man  hielt  bis  vor  einigen  Jahren  den  10  Pfg.-Einheitstanf 
als  die  allein  richtige  Tarifform.  Dieser  nahm  soziale  Rücksich- 
ten, stellte  auch  für  die  Fahrgäste  und  die  Schaffner  eine  recht 
einfache  Form  dar,  ohne  aber  die  gebotene  Leistung  mit  den  Un- 
kosten des  Unternehmers  in  Uebereinstimmung  zu  bringen.  Die 
Folge  des  10  Pfg.-Tarifes  war  aber  auch  die  feindliche  Wirkung 
auf  den  weiteren  Ausbau  des  Netzes.  Jede  Erweiterung  brachte 
erhebliche  Betriebsausgaben,  ohne  hierdurch  das  erforderliche 
Aequivalent  durch  entsprechende  Mehreinnahmen  zu  schaffen. 
Wenngleich  der  mit  der  Stadtgemeinde  Magdeburg  geschlossene 
Vertrag  einen  Ausbau  des  Netzes,  und  zwar  von  5  zu  5  Jahren 
um  je  3  km,  vorsah,  so  war  diese  Leistung  doch  nicht  allein 
von  dem  vorhandenen  Verkehrsbedürfnis,  sondern  auch  von 
der  angemessenen  Ertragsfähigkeit  des  für  den  Ausbau  anzu- 
legenden Kapitals  abhängig. 

Als  im  Jahre  1917  die  Verkehrssteuer  in  Kraft  trat,  wurde 
die  Steuer  in  Höhe  von  5,66%  zwar  dem  Fahrgaste  auferlegt;  die 
Straßenbahn  ist  aber  verpflichtet,  die  Steuer  zu  erheben  und  ab- 
zuführen. Die  Erhebung  dieser  Steuer  in  der  gesetzlichen  Höhe 
ist  aber  undurchführbar;  denn  sie  ergibt  Teile  von  Pfennigen, 
deren  Einziehung  von  einzelnen  Fahrgästen  umöglich  ist.  Zu 
einem  nach  oben  abgerundeten  Zuschlag  zum  vertraglich  verein- 
barten Fahrpreis  lehnte  aber  die  Stadt  ihre  Zustimmung  ab. 
Andererseits  war  es  für  die  Stadt  notwendig,  Linien  nach  neu 
erschlossenen  Geländen  zu  erhalten,  die  ihr  vertraglich  nicht  zu- 
standen, da  die  Linien  weder  durch  ein  vorhandenes  Verkehrs- 
bedürfnis zu  rechtfertigen  waren,  noch  mit  einer  Verzinsung  des 
aufgewendeten  Kapitals  zu  rechnen  war.  Daher  wurde  in  den 
Jahren  1917  und  1918  ein  Uebereinkommen  getroffen,  das  beiden 
Vertragsteilen  gerecht  wurde.  Der  10  Pfg.-Tarif  wurde  durch 
einen  15  Pfg. -Einheitstarif  ersetzt  und  die  Straßenbahn  verpflich- 
tete sich,  eine  ganze  Reihe  der  Stadt  wünschenswerter  Linien  zu 
bauen.  Das  für  den  Ausbau  der  Linien  erforderliche  Kapital 
sollte  durch  Schaffung  eines  Erweiterungsfonds,  der  durch  Rück- 
lagen (IK-  Pfg.  für  den  Fahrschein)  gespeist  wurde,  erhalten 
werden. 

Hierdurch  wurde  es  zunächst  möglich,  die  Linien  nach  dem 
Industriegelände  und  nach  dem  Rotenhorn-Park,  dem  Ausstel- 
lungsgelände der  Miama,  zu  bauen. 

Am  1.  August  1918  wurde  nach  20jährigem  Bestehen  der  sehr 
beliebte  10  Pfg.-Einheitstarif  verlassen  und  durch  den  15  Pfg.- 
Einheitstarif  ersetzt. 

Die  durch  die  Nachkriegszeit  geschaffenen  widrigen  Ver- 
hältnisse im  ganzen  Reiche  brachten  es  bald  mit  sich,  daß  auch 
dieser  Tarif  nur  für  eine  verhältnismäßig  kurze  Zeit  das  Unter- 
nehmen über  Wasser  halten  konnte.  Im  April/Mai  des  Jahres 
1920  und  abermals  im  Dezember  desselben  Jahres  wurden  mit 
der  Stadtverwaltung  neue  Verträge  geschlossen,  die  der  Stadt 
durch  Sitz  und  Stimme  im  Aufsichtsrat  und  Beteiligung  an  Ak- 
tienkapital einen  großen  Einfluß  auf  das  Verkehrsunternehmen 
einräumten  und  der  Gesellschaft  ein  gedeihliches  Bestehen 
sicherten. 

Die  sprunghaft  einsetzende  Teuerung  aller  Lebensmittel  und 
aller  zur  Lebensunterhaltung  dienenden  Stoffe  brachten  höhere 
Löhne  und  höhere  Materialkosten  mit  sich.  Die  Fahrpreise 
mußten  in  kurzen  Fristen  immer  wieder  den  neuen  Verhältnissen 
angepaßt  werden,  und  es  ergab  sich  somit  die  in  der  Tabelle  III 
zusammengestellte  Kette  von  Tariferhöhungen. 
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Tabelle  III.    Fahrpreis-Erhöhung  und  Verkehr-Rückgang. 


Bis  X 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

Ab 

31.  7. 

1.  8. 

1.  3. 

5.  2. 

1.  3. 

29.  4. 

1.  6. 

1 

.  9. 

1.  11. 

1.  1. 

1.  2. 

1.  6. 

1.  10. 

1.  1. 

15.  3. 

1.  5 

1918 

1918 

1919 

1920 

1920 

1920 

1920 

1920 

1920 

1921 

1921 

1921 

1921 

1922 

1922 

1922 

Jl 

Jt 

JC 

M 

M 

JL 

J6 

Ji 

Jl 

t/ft 

.'U 

Jt 

JL 

Jt 

0,10 

0,15 

0,20 

0,25 

0,25 

0,40 

0,50 

0,60 

0,60 

0,60 

0,75 

\  — 

1,25 

1,50 

2,— 

2,50 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,75 

1 - 

— 

— 

2,— 

2,— 

2,50 

1,20 

1,20 

1,20 

1,50 

1,50 

2,— 

2,50 

3- 

P,50 

5,70 

7,10 

9,50 

12,50 

15,— 

16  — 

2-',— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

24,— 

30,— 

30,— 

37.50 

50,— 

50,— 

m  — 

4- 

6,— 

8,— 

8,— 

12,— 

19,20 

24,— 

28,80 

34,50 

5  — 

7,50 

10,— 

10,— 

15,— 

24,— 

30,— 

36, — 

43,20 

6,— 

9,— 

12,— 

12  — 

18,— 

28,80 

36,— 

43,20 

51,80 

7,— 

10,50 

14,— 

14,— 

21,— 

33,60 

42,— 

50,40 

60,40 

8,— 

12,— 

16,— 

16,— 

24,— 

38,40 

48,— 

57,60 

69,10 

9- 

13,50 

18,— 

18.— 

27,—  - 

43,20 

54,— 

64,80 

77,70 

10- 

15,— 

20,— 

20,— 

30,— 

48,— 

60,— 

72,— 

86,40 

4  — 

5- 

6,65 

6,65 

10,— 

16,- 

20,— 

22,— 

24,- 

— 

1,20 

1,60 

2,40 

2,40 

3,85 

4,80 

5,30 

5,75 

6,— 

7,50 

10,— 

12  50 

15,— 

18,— 

22,50 

17197 

22744 

29501 

33502 

38906 

46485 

56248 

60501 

61486 

58928 

65086 

77482 

89095 

121208 

145551 

— 

+  32% 

+  30% 

+  13% 

+16% 

+  19% 

4-  21% 

+  7% 

+  2% 

—  4% 

+  10% 

+  19% 

+  15% 

+  36% 

+  20% 

189587 

184231 

1oo4d(J 

lö5öU4 

VoOlll 

115518 

OQK.ni 

ö220U 

7  /  914 

—  7% 

—  3% 

—  0,4% 

1      1  0/ 

+  1% 

—  27% 

—  0% 

10% 

—  2% 

—  13% 

—  14% 

A  iV 

1  Ofl/ 

+  3% 

—  2% 

—  5% 

26358 

24641 

27661 

27483 

27415 

25918 

25961 

22164 

21661 

22369 

20331 

18837 

18665 

19101 

19277 

8,46 

12,— 

16,01 

18,26 

20,94 

34,36 

43,73 

52,37 

54,27 

59,77 

76,36 

95,08 

107,12 

147,45 

186,81 

65,24 

92,30 

106,65 

121,90 

141,91 

179,35 

216,67 

i72,97 

283,86 

263,44 

320,13 

411,33 

477,34 

634,56 

755,05 

7,72 

7,69 

6,66 

6,68 

6,78 

5,22 

4,95 

5,21 

5,23 

4,41 

4,19 

4,33 

3,51 

4,30 

4,04 

Fahrpreise: 
Fahrscheine  -Tages  . . . . 

-Abend   

„  -Nacht   

Fahrscheinhefte  (10  St.) 

Schülerhefte       (60  „) 

Monatskarten: 
Friedrichstadt   


Vorstadt  

Vorstädte  oder  Magde- 
burg oder  Herrenkrug 

Vorstädte  oder  Magde- 
burg u.  1  Vorstadt  . . 

Vorstädte  oder  Magde- 
burg u.  2  Vorstadt  . . 

Vorstädte  oder  Magde- 
burg u.  3  Vorstadt  .. 


Sämthche  Linien 


Schülerkarten: 
Magdeburg  u.  1  Vorstadt 
oder  Herrenkrug  .... 

Arbeiter- 
wochenkarten: 

Einnahme  f  d.  Tag   

Zuwachs  gegen  die  vor- 
hergehende Tarifperio  de 

Personen  f.  d.  Tag  *  . . . . 
Zuwachs  gegen  die  vor- 
hergehende Tarifperiode 

Wagenkra  f.  d.  Tag 
(Nutz-km)  

Fahrpreis  f.  eine  be- 
förderte Person . ...  ff. 

Es  werden  f.  1  Wagenkm 
eingenommen  9f. 

Die  Besetzung  f.  1  Wagen- 
km betrug  Personen  . . 

*  Umsteigefahrscheine  einfach  gerechnet,  Zeitkarten  geschätzt 
X  Für  die  Berechnung  haben  die  Monate  Juni  und  Juli  als  Unterlage  gedient. 


Während  die  durchschnittliche  Tageseinnahme  vom  Juli  1918 
bis  zum  Januar  1922  um  rd.  575%  stieg,  fiel  die  Anzahl  der  beför- 
derten Personen  um  rd.  60%.  Die  täglich  geleisteten  Wagen- 
Nutz-km  sind  während  dieser  Zeit  um  rd.  28%  eingeschränkt 
worden;  die  Besetzung  der  Wagen  ist  um  etwa  45%  gefallen, 
während  die  Einnahme  für  das  Wagen-km  um  rd.  832%  stieg. 

Da  der  fahrplanmäßige  Betrieb  um  11  Uhr  abends  aufhört, 
der  Wunsch  eines  Teils  der  Bevölkerung  aber  dahin  geht,  vom 
Innern  der  Stadt  nach  allen  Vorstädten  noch  nach  11  Uhr  abends 
die  Straßenbahn  benutzen  zu  können,  so  wurde  im  Hinblick  dar- 
auf, daß  dieser  Betrieb  fast  ausschließlich  dem  Vergnügen  ge- 
widmet ist,  der  Fahrpreis  für  Nachtverkehr  ab  1.  April  1920  er- 
höht. Versuchsweise  wurde  auch  der  Abendverkehr  ab  1.  No- 
vember 1920  bis  1.  Februar  1921  höher  als  der  Tagesverkehr  be- 
lastet. Die  Mehreinnahmen  durch  die  Tariferhöhung  für  den 
Abendverkehr  waren  jedoch  verhältnismäßig  gering,  sodaß  dieser 
Versuch,  die  Einnahmen  zu  verbessern,  nach  kurzem  Bestehen 
wieder  aufgegeben  wurde. 

D  urch  den  Vertrag  mit  der  Stadt  vom  25.  Juli  1918  war  die 
Straßenbahn  auch  verpflichtet,  Arbeiterwochenkarten  auszu- 
geben, die  auf  den  Namen  des  Benutzers  ausgestellt  werden  und 
für  Hin-  und  Rückfahrt  von  der  Wohnung  zur  Arbeitsstelle  an 
6  Wochentagen  einer  Kalenderwoche  gelten.  Die  Umsteige- 
berechtigung ist  die  gleiche  wie  bei  Einzelfahrscheinen.  Die 


Berechtigung  zur  Lösung  dieser  Arbeiterkarten  ergab  sich  aus 
den  Bestimmungen  der  Preußisch-Hessischen  Staatsbahnen. 

Die  Preise  der  Arbeiterwochenkarten  und  deren  Steigerung 
bei  den  Fahrpreiserhöhungen  für  Einzelfahrten  veranschaulicht 
die  Tabelle  HL 

Zu  den  weiteren  tariflichen  Verpflichtungen  der  Straßenbahn 
gehört  die  Ausgabe  von  Zeitkarten  und  Schulzeitkarten  zu  er- 
mäßigten Preisen.  Der  Wegfall  dieser  Zeitkarten  oder  eine  Aen- 
derung  der  Bedingungen  zum  Nachteil  der  Fahrgäste  dürfte  ver 
tragsmäßig  nur  erfolgen,  wenn  2  Jahre  hindurch  eine  Durch- 
schnittseinnahme von  35  Pfg.  für  das  gefahrene  Wagen-km  nicht 
erreicht  worden  ist.  Die  Ausgabe  dieser  Karten  mußte  aber 
wieder  aufgenommen  werden,  sobald  2  Jahre  hindurch  die  Durch- 
schnittseinnahme von  35  Pfg.  wieder  erreicht  ist. 

Obwohl  die  Einnahme  von  35  Pfg.  für  das  Wagen-km  viele 
Jahre  hindurch  nicht  erreicht  wurde,  so  machte  die  Gesellschaft 
von  dem  ihr  zustehenden  Rechte  der  Aufhebung  der  Zeitkarten 
keinen  Gebrauch;  denn  die  Zeitkarten  waren  in  der  Form,  in  der 
sie  zur  Ausgabe  gelangten,  beim  Publikum  äußerst  beliebt.  Nur 
sehr  schwer  und  nur  der  äußersten  Not  gehorchend  hat  die 
Straßenbahn  in  Uebereinstimmung  mit  der  Stadtverwaltung  die 
Zeitkarten  für  Erwachsene  mit  üem  1.  Januar  1921  aufgehoben. 
Die  Zeitkarten  wurden  für  die  Dauer  eines  Monats  oder  auch 
für  ein  Vierteljahr  ausgestellt.    Sie  berechtigten  zur  Fahrt  inner- 
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halb  der  Stadtteile,  für  die  sie  gelöst  waren  und  zwar  für  eine 
unbeschränkte  Anzahl  von  Fahrten. 

Der  untenstehendf  Stadtplan  zeiet  die  Einteilung  für  di»»  Aus- 
gabe der  Zeitkarten.  Die  Preise  der  Karten  sind  aus  Tabelle  III 
ersichtlich. 

Die  Benutzung  der  Zeitkarten  war  eine  so  ausgiebige,  daß 
zeitweise   besondere   Einsatzzüge  gestellt  werden   mußten,  um 
dem  Andränge,  nament- 
zu   den  Geschäftsstun- 
den,     Rechnung  zu 
tragen. 

Die  Aufhebung  der 
Zei  karten  erfolgte  zu 
einer  Zeit,  in  der  die 
Gesellschaft  äußerst 
schwer  um  ihre  Lebens- 
fähigkeit zu  kämpfen 
hatte.  Es  war  ihr  nicht 
mehr  möglich,  diese 
Fahrgäste  weiter  zu 
befördern,  die  ihr  beson- 
dere Unkosten  bereite- 
ten und  nicht  einmal 
die  Selbstkosten  ein- 
brachten   (Tabelle  IV.) 

Als  Ersatz  für  die 
Zeitkarten  wurden  Fahr- 
scheinhefte mit  je  10 
Fahrscheinen  ab  1.  Ja- 
nuar 1922  ausgegeben. 
Auf  den  10-fachen  Fahr- 
preis eines  Einzelfahr 
Scheines  wurde  ein  Ra- 
batt von  5%  gewährt.  Die 
Benutzung  dieser  Fahr- 
scheinhefte wurde  von 
Monat  zu  Monat  gerin- 
ger, so  daß  die  Auf- 
hebung des  Rabattsatzes 
im  Oktoberl921  erfo'gte. 

Erst  ab  15  März  1922  wurde  gelegentlich  der  Fahrpreiserhöhung 
des  Einzelfahrscheine«  auf  2  VI  der  Rabattsatz  auf  20"i,  festgesetzt. 

An  Stelle  der  Schulzeitkarten  erfolgte  ab  1.  Januar  1921,  die 
Ausgabe  von  Schüler-Fahrscheinheften  mit  hohem  Rabattäit.i, 
der  aus  der  Tabelle  III  näher  ersichtlich  ist. 

Die  allgemeine  Fahrpreiserhöhung  und  die  Aufhebung  der 
Zeitkarten  mußte  natürlich  eine  geringere  uesetzung  der  Wagen 
ergeben.  Vom  Juli  1918  bis  zum  1.  Januar  1922  ist  trotz  Ein- 
schränkung des  Betriebes  die  Wagenbenutzung  um  rd.  45%  ge- 
fallen; die  Einahme  für  eine  beförderte  Person  aber  um  rd.  1590 
Prozent  gestiegen. 


trieb  auf  den  ihr  gehörigen  Straßenbahnen  zu  verpachten  und 
sich  an  gleichartigen  Unternehmungen  aller  Art  zu  beteiligen. 

Das  Grundkapital  der  Gesellschaft  beträgt  9  Millionen  Mark 
und  besteht 

a)  aus  dem  ursprünglichen  Stammkapital  der  Gesellschaft  von 

1  200  OOO  M.,  eingeteilt  in  2400  Aktien  zu  500  M. 

b)  aus  den  Aktien  zweiter  und  dritter  Ausgabe  im  Betrage 

von   7  800  000  M.,  ein- 


Abb.3. 


geteilt  in  7800  Stück  zu 
1000  M. 

Sämtliche  Aktien  lauten 
auf  den  Inhaber.  Sie 
sind  in  Serien  mit  fort- 
laufenden Nummern 
ausgefertigt,  und  zwar 
Serie  A  Nr.  1  bis  2400, 
Serie  B  Nr.  1  bis  7800. 
Von  den  jüngsten  Ak- 
tien Serie  B  Nr.  4801 
bis  7800,  sind  unter  teil- 
weisem Ausschluß  des 
gesetzlichen  Bezugs- 
rechtes  der  Aktionäre 

a)  2  000  000  M.  zum 
Kurse  von  130%  in 
den  Besitz  der  Stadt 
Magdeburg  über- 
gegangen, 

b)  die  restlichen 
1  000  000  M.  zum 
Kurse  von  107%  den 
alten  Aktionären 
zum  Bezug  ange- 
boten worden. 

Außerdem  hat  die  Ge- 
sellschaft 4  500  000  M. 
Schuldverschreibungen 
ausgegeben.  Diese 
waren  ursprüglich  mit 
4  1/2  "^0  verzinsen. 
1906  wurden  sie  zwecks  Konvertierung  gekündigt  und  ab 
1.  Oktober  d.  J.  mit  4%  verzinst.  Die  Aktien  werden  im  Hinblick 
darauf,  daß  nach  Ablauf  des  Vertrages  mit  der  Stadt  das  ganze 
Unternehmen  mit  Ausnahme  der  Bahngrundstücke  und  der  in 
den  letzten  5  Jahren  beschafften  Wagen  unentgeltlich  der  Stadt 
Magdeburg  anheimfällt,  mit  0,9%  getilgt,  sodaß  durch  Ansamm- 
lung der  Tilgungsbeträge  zuzüglich  der  auflaufenden  mit  min- 
destens 3%  zu  berechnenden  Zinsen  am  Ende  der  Konzession  das 
ganze  ursprünglich  bei  der  Elektrisierung  aufgenommene  Aktien- 
kapital von  6000  000  M.  zur  Verfügung  steht.  Das  1920  auf- 
genommene Aktien-Kapital  von  3  000  000  M.  wird  ebenfalls  mit 
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000 
,59  •/. 
)7  Mill. 
,37  •/. 


1914 


388  000  M 
10.39  »/o 

7,8.57  Mi  I. 
21,49  •/. 


1915 


418  000  .// 
12,20  «/o 

8,478  Mill. 
22,-  •/. 


1916 


540  000  Ji 
13,19  »/o 

10,975  Mill. 
23,57  »/o 


1917 


770  000  . 

14,11  "/o 
15,662  Mill. 

25,07  »/. 


1918 


1  024  000 
14,94  »/, 

19,508  Mill 
28,55 


1919 


1  614  000^/ 
15,49  «/o 

21.220  Mill. 
31,24  «'„ 


1920 


2  313  000 
1-^13  »/„ 

12,823  Mill 
26,11  Vo 


1921 


Zeitkarten  brachten   210 

Das  ist  •/»  ^61"  Einnahme....  10 

Fahrten  der  Zeitkarten-Inhaber  4,2E 
/o  der  Fahrgäste  auf  Zeitkarten  19 

Die  Tariferhöhungen  haben  bei  den  Fahrgästen  begreif- 
l'cherweise  starken  Unwillen  erregt.  Sie  sind  aber,  sofern  man 
die  Verhältnisse  der  Vorkriegszeit  mit  den  jetzigen  vergleicht, 
durchaus  gerechtfertigt.  Sie  lassen  sogar  erkennen,  daß  die  z.  Zt. 
eihobenen  Fahrpreise  noch  nicht  ausreichten,  um  die  Rücklagen 
für  Erneuerungen  so  zu  gestalten,  daß  sie  der  Geldentwertung 
ciitsprechen. 

Leider  gibt  es  aber  außer  der  Tariferhöhung  und  der  Be- 
ti  iebseinschränkung  kein  zweckdienliches  Mittel,  um  ein  Straßen- 
bahn-Unternehmen lebensfähig  zu  erhalten.  Bei  anderen,  eben- 
falls der  Allgemeinheit  dienenden  Unternehmungen,  wie  z.  B.  den 
Elektrizitätswerken,  hat  man  sich  längst  schon  damit  abgefun- 
den, das  30fache  der  Vorkriegszeit  und  mehr  zu  zahlen,  wohin- 
gegen man  bei  den  Straßenbahnen,  selbst  bei  kleinen  Erhöhungen 
auf  Schwierigkeiten  stößt. 

Finanzielle  Entwicklung. 

Die  Magdeburger  Straßen-Eisenbahn-Gesellschaft  in  Magde- 
burg wurde  durch  Notariats-Akte  vom  15.  Dezember  1876  ge- 
gründet und  am  13.  Februar  1877  in  das  Handels-Register  ein- 
getragen.   Ihr  Sitz  ist  Magdeburg. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist,  die  Einrichtung,  Erwerb  und 
der  Betrieb  von  Straßenbahnen  für  Personen-  und  Güter-Beför- 
derung sowie  die  Erlangung  von  Konzcssionen  für  Straßenbah- 
nen und  die  Herstelluntr  und  Verarbeitung  des  hierzu  erforder- 
lichen Materials.    Die  Gesellschaft  ist  auch  berechtigt,  den  ße- 


0,9%  getilgt.  Soweit  dieses  Kapital  bei  Ablauf  des  Konzessions- 
Vertrages  noch  nicht  getilgt  ist,  hat  die  Stadt  es  der  Gesellschaft 
zurückzuerstatten. 

Die  Rückzahlung  der  Schuldverschreibungen  erfolgt  nach 
einem  Verlosungsplan  dergestalt,  daß  auch  diese  Beträge  vor 
Ablauf  der  Konzession  zurückgezahlt  sind.  Die  Zurückzahlung 
erfolgt  zum  Kurse  von  103%. 

Nach  dem  mit  der  Stadt  abgeschlossenen  Vertrage  läuft  die  . 
Konzession  bis  31.  Dezember  1949.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  gilt 
der  Vertrag  stillschweigend  auf  weitere  5  Jahre  verlängert,  wenn 
nicht  1  Jahr  vor  Ablauf  die  Genehmigung  seitens  eines  Vertrag- 
schließenden gekündigt  wird.  Der  Stadt  Magdeburg  steht  ferner 
das  Recht  zu,  von  5  zu  5  Jahren  die  ganze  Anlage  mit  Zubehör 
käuflich  zu  erwerben.  Der  Uebernahmepreis  ist  aus  dem  Mittel 
des  Tax-  und  Nutzungswertes  zu  finden. 

Ist  der  so  ermittelte  Preis  so  hoch,  daß  aus  diesem  unter 
Hinzurechnung  der  sonst  noch  vorhandenen  Mittel  der  Gesell- 
schaft nach  Berichtigung  aller  Verbindlichkeiten  mehr  als  180% 
des  Nennwertes  der  Aktien  an  die  Aktionäre  verteilt  werden 
kann,  so-  ermäßigt  sich  der  Kaufpreis  um  den  überschießenden 
Betrag.  Ist  dieser  Uebernahmepreis  so  niedrig,  daß  aus  diesem 
weniger  als  130%  des  Nenwertes  verteilt  werden  können,  so  er- 
höht sich  der  Kaufpreis  um  den  an  130%  fehlenden  Betrag.  Der 
bis  zur  Uebernahme  der  Anlage  durch  die  Stadt  noch  vorhandene 
Ernenerunesfonds  bis  zum  Betrage  von  1055  667,36  M.  bleibt 
neben  dem  den  Aktionären  zufallenden  Uebernahmepreis  der  Ge- 
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Seilschaft,  während  der  darüber  hinausgehende  Betrag  des  Er- 
neuerungsfonds zwischen  Stadt  und  Straßenbahn  geteilt  wird. 
Das  Geschäftsjahr  ist  das  Kalenderjahr. 

In  der  Generalversammlung  gewähren  je  500  M.  Aktien- 
besitz eine  Stimme. 

Von  dem  durch  die  Bilanz  nach  Vornahme  der  Abschreibun- 
gen und  Rücklagen  festgestellten  Reingewinn  werden: 

1.  5%  dem  gesetzlichen  Reservefonds  überwiesen,  solange 
dieser  den  zehnten  Teil  des  Grundkapitals  nicht  über- 
steigt, 

2.  von  dem  alsdann  verbleibenden  Reingewinn  4%  vom  ein- 
gezahlten Grundkapital  an  die  Aktionäre  verteilt  und 

3.  von  dem  nach  Abzug  der  Verwendungen  zu  1  und  2  ver- 
bleibenden Reingewinn  10%  als  Tantieme  für  den  Auf- 
sichtsrat verwendet, 


pflichtungen  zur  Zahlung  der  der  Stadt  zustehenden  Abgabe  und 
weiterer  angemessener  Erhöhung  des  Fahrpreises  waren  ergeb- 
nislos, sodaß  Klage  gegen  die  Stadtgemeinde  erhoben  wurde. 

Im  Laufe  des  Prozesses  ist  es  möglich  geworden,  die  man- 
nigfache Meinungsverschiedenheit  auszugleichen,  eine  gütliche 
Verständigung  herbeizuführen  und  zu  einer  Vereinbarung  mit  der 
Stadt  zu  kommen,  die  es  auf  die  Dauer  ermöglicht,  die  Einnah- 
men mit  den  Ausgaben  in  Einklang  zu  bringen. 

Der  wesentliche  Punkt  dieses  Vertrages  liegt  in  der  end- 
gültigen, den  neuen  Verhältnissen  Rechnung  tragenden  Regelung 
der  Abgabepflicht  an  die  Stadt  und  in  dem  Zugeständnis  der 
Tariffreiheit,  unter  Mitwirkung  der  Stadt  bei  der  Festsetzung  der 
Höhe  der  Fahrpreise  in  gewissem  Umfange. 

Die  Abgabepflicht  wurde  in  der  Weise  geregelt,  daß  die 
Stadt  eine  feste  Abgabe  von  5%  der  Brutto-Einnahme  erhält, 


Tabelle  V. 


Aktien- 
kapital 
in  1000  M. 

Obliga- 
tion 
in  1000  M. 

Ver- 
mögens- 
wert 

Reserve 

fonds 

Erneu- 
erungs- 
fonds- 
bestand 

Aktien- 
kapital 
Tilgungs- 
fonds 

Gesamt- 

TT«;  

Lm- 
nahme 

Betriebs- 

Betriebs- 
Über- 
schuß 

Rein- 

p'pwin  n 

&  t  VV  Iii  n 

Betriebs- 
koeffi- 
zient 

Abgabe 
an  die 
Stadt 

Divi- 
dende in 
Prozent 

1879 

1200 

— 

1  325  842 

9  655 

^(  33  529 

— 

343  951 

244  541 

99  410 

87  399 

72,1 

— 

7 

1887 

1200 

— 

1  418132 

57  980 

i    40  967 

— 

643  001 

486  550 

156^781 

132  998 

75,6 

483 

10 

rt 

1897 

1200 

— 

1  509  989 

114  161 

1  162  206 

— 

879  934 

721  725 

157  064 

134  905 

83  0 

1  146 

9 

n 

1898 

4800 

— 

6  397  917 

930  000 

1|169  495 

— 

1  036  105 

742  413 

292  523 

277  078 

71,2 

1  169 

9 

n 

Xouu 

Q  qq7  QOft 

O   .7.7  1  OUO 

934  224 

**  1 1  ^0  nno 

\  1  0\J  \J\J\J 

VO</  0<f± 

OOO  OU'J 

10 

n 

1900 

6000 

3000 

11  y99  863 

934  234 

300  000 

54  000 

2  097  668 

1  143  571 

954  097 

571  875 

57,8 

69  125 

9 

1901 

6000 

^500 

12  578  058 

934  224 

460  000 

109  834 

2  005  483 

1  196  583 

808  901 

375  494 

61,1 

68  468 

6 

n 

1902 

6000 

4500 

12  747  450 

1  018  264 

568  343 

168  834 

1  957  034 

1  198  568 

758  465 

310  016 

62.1 

66  950 

5 

190.3 

6000 

4500 

12  991  117 

» 

676  782 

229  966 

2  033  987 

1  204  350 

829  637 

378  755 

60,3 

69  382 

6 

1904 

6000 

4500 

13  266  858 

798  129 

292  687 

2  190  579 

1  253  688 

936  891 

455  870 

59.0 

74  521 

7 

rt 

1905 

6000 

4500 

13  612  874 

908  423 

358  255 

2  365  087 

1  287  256 

1  077  831 

541  086 

56,2 

80  245 

8 

n 

1906 

6000 

4464 

13  362  410 

635  586 

417  110 

2  508  376 

1  358  522 

1  149  853 

564  013 

55,9 

85  007 

8'. 2 

n 

1907 

6000 

4426,5 

13  227  572 

413  263 

472  066 

2  580  775 

1  450  830 

1  129  945 

571  875 

56,5 

88  265 

8'/, 

1908 

6000 

4389,5 

13  099  870 

» 

313  008 

544  618 

2  611  678 

1  519  480 

1  092  197 

582  513 

57,9 

88  845 

8'/. 

n 

1909 

6000 

4347 

13  204  750 

334  627 

619  739 

2  661  916 

1  567  142 

1  094  774 

583  580 

58,2 

90  384 

n 

1910 

6000 

4305 

13  428  293 

}i 

383  214 

696  530 

2  850  347 

1  631  168 

1  199  179 

586  565 

57,8 

96  894 

8I/5 

r 

1911 

6000 

4261,5 

13  466  035 

JT 

413  965 

772  450 

3  039  693 

1  863  649 

1  176  044 

616  947 

61,6 

103  528 

9 

n 

1913 

6(100 

4216,5 

13  539  941 

» 

438  328 

842  051 

3  154  640 

1  944  239 

1  210  402 

647  111 

61,6 

107  931 

9V2 

n 

1913 

6000 

4169 

13  626  501 

Y) 

473  890 

908  416 

3  287  117 

2  036  315 

1  250  802 

657  001 

61,8 

112  691 

n 

1914 

6000 

4119 

13  720  886 

n 

533  161 

1  000  726 

3  341  816 

2  152  946 

1  188  900 

593  049 

64,5 

114  091 

« 

1915 

6000 

4066,5 

13  977  239 

n 

673  682 

1  098  085 

3  519  031 

2  272  980 

1  246  051 

601  158 

64.8 

154  083 

9 

n 

1916 

6000 

4011,5 

14  261  351 

n 

631  011 

1  134  349 

4  167  607 

2  533  809 

1  624  798 

660  001 

60,5 

205  037 

91/2 

n 

1917 

6000 

3954 

14  963  197 

« 

968  256 

1  239  804 

5  571  293 

3  382  190 

2  189  104 

736  839 

61,0 

450  259 

10 

T) 

1918 

6000 

3894 

16  028  737 

» 

1  055  667 

1  323  925 

7  015  070 

4  355  711 

2  659  359 

523  718 

60,5 

921444 

7 

n 

1919 

6000 

3831,5 

16  571  960 

866  498 

1  403  757 

10  570  395 

8  050  675 

2  519  720 

267  408 

77,3 

778  306 

4 

n 

1920 

9000 

3766,5 

21  271  454 

0 

775  788 

1  523  237 

19  786  109 

16  334  579 

Verlust 

000 

92,2 

1  048  726 

0 

1921 

9000 

3698,5 

28  929  618 

31  334 

3  507  035 

1  656  033 

28  456  538 

20  857  857 

7  598  681 

626  681 

73,3 

1  867  420 

6 

v 

4.  aus  dem  danach  verbleibenden  Ueberschuß  erhalten  die 
Aktionäre  eine  Unterdividende  von  2/'j%.  Von  dem  sich 
ergebenden  weiteren  Ueberschuß  erhält  die  Stadt  Magde- 
burg die  eine  Hälfte;  die  andere  Hälfte  wird  als  weitere 
Unterdividende  auf  die  Aktien  verwendet,  soweit  nicht 
etwa  die  Generalversammlung  auf  Vorschlag  des  Auf- 
sichtsrates eine  andere  Verwendung  oder  den  Vortrag  auf 
neue  Rechnung  beschließt. 
Der  finanzielle  Aufbau  und  die  Entwicklung  des  Unterneh- 
mens ist  in  der  Tabelle  V  näher  veranschaulicht. 

Bis  zum  Jahre  1918  hatte  die  Gesellschaft,  abgesehen  von 
einigen  Konjunkturschwankungen,  die  ein  geringeres  r^rträgnis 
bi  achten,  nie  ernsthaft  mit  finanziellen  Schwierigkeiten  zu  kämp- 
fen. Erst  der  Nachkriegszeit  war  es  vorbehalten,  dem  Unter- 
nehmen Schwierigkeiten  zu  bereiten.  Zu  den  steuergesetzlichen 
Maßnahmen,  der  sprungweisen  Steigerung  der  Löhne  und  Mat  e- 
rialien, trat  Ende  des  Jahres  1918  die  politische  Umwälzung  ein, 
clie  alles  Bestehende  stürzte,  ohne  neues  auf  gesunder  Grundlage 
ctufzubauen. 

Während  in  der  Industrie  der  fortgesetzten  Verteuerung 
aller  Lebensmittel  und  aller  zur  Lebenshaltung  dienenden  Gegen- 
stände und  der  hierdurch  bedingten  Lohnerhöhung  dadur  ;h 
Rechnung  getragen  wird,  daß  die  Preise  ihrer  Erzeugnisse  ent- 
sprechend erhöht  werden,  ist  dies  bei  Straßenbahn-Unterneh- 
mungen nur  in  sehr  beschränktem  Umfange  möglich,  da  deren 
Tarif  von  der  Zustimmung  der  Gemeinde  abhängt. 

Aus  der  mit  der  Stadtgemeinde  1918  vereinbarten  Tarif- 
erhöhung flössen  dem  Unternehmen  jedoch  nicht  annähernd  die 
Einnahmen  zu,  die  es  brauchte,  um  die  Aufwendung  aus 
Anlaß  des  8-Stunden-Tages  und  der  dem  Personal  zugebilligte'! 
Lohnerhöhungen  auch  nur  einigermaßen  auszugleichen.  Die 
Straßenbahn  mußte  erneut  mit  der  Stadt  wegen  Erhöhung  des 
Tarifes  in  Verhandlungen  treten.  Diese  Verhandlungen  hatten 
keinen  genügenden  Erfolg,  obgleich  der  Einheitstarif  abermals 
um  5  Pfg.  erhöht  werden  durfte.  Weitere  Verhandlungen  mit 
der  Stadt  wegen  sachgemäßer  Regelung  der  vertraglichen  Ver- 


Vi  ährend  nach  dem  früheren  Vertrage  mit  der  Stadt  je  nach  dem 
Steigen  der  durchschnittlichen  Einnahme  für  das  Wagen-km  die 
Abgabe  wuchs. 

Die  Aufwärtsbewegung  aller  Preise,  die  nach  kurzer  Unter- 
brechung gegen  Ende  des  Jahres  1920  erneut  und  mit  verstärkter 
Gewalt  einsetzte,  zwangen  die  Straßenbahn  zur  Herabsetzung  der 
Fahrleistungen,  ohne  daß  es  trotz  der  Fahrpreiserhöhungen  ge- 
lang, die  Einnahmen  mit  den  Erfordernissen  des  Betriebes  und 
der  Instandhaltung  in  Einklang  zu  bringen. 

Das  Jahr  1920  brachte  den  Aktionären  der  Straßenbahn  das 
erste  Mal  seit  dem  Bestehen  keine  Verzinsung  ihres  Kapitals. 
Es  schloß  sogar  noch  mit  einem  recht  erheblichen  Fehlbetrag  ab. 
Der  Grund  dieser  Unterbilanz  ist  darin  zu  suchen,  daß  die  stadt- 
seitig  bewilligten  Tariferhöhungen  immer  erst  erfolgreich  durch- 
geführt werden  konnten,  nachdem  in  der  Zwischenzeit  eine  wei- 
tere erhebliche  Erhöhung  der  Unkosten  eingetreten  war.  Nach- 
dem dieser  Uebelstand  durch  die  Tariffreiheit  zum  großen  Teil 
beseitigt  war,  war  es  der  Gesellschaft  1921  möglich,  den  aus  dem 
Jahre  1920  übernommenen  Fehlbetrag  von  722  648,22  M.  zu  dek- 
ken  und  eine  Dividende  zur  Ausschüttung  zu  bringen.  Der  Re- 
servefonds, der  1920  vollständig  aufgebraucht  wurde,  konnte 
allerdings  noch  nicht  auf  die  ursprüngliche  Höhe  gebracht  wer- 
den; er  wurde  aber  dem  Reingewinn  des  Jahres  1921  entsprechend 
in  der  gesetzlichen  Höhe  dotiert.  Im  Hinblick  auf  die  Geldent- 
wertung wurde  dem  Frneuerungsfonds  ein  höherer  als  der  ver- 
traglich mit  der  Stadt  vereinbarte  Betrag  zugeführt.  Das  Jahr 
1021  zeigt  somit  wieder  eine  gesunde  Entwicklung  und  läßt  für 
die  Zukunft  wieder  bessere  Hoffnungen  erstehen. 

Möge  dieser  in  Umrissen  gegebene  Ueberblick  genügen,  um 
über  das  Werden  und  Sein,  über  den  Umfang  und  die  Bedeutung 
des  Magdeburger  VerkehrsunternehmeTis  zu  unterrichten  und 
Aufschluß  darüber  geben,  welche  Rolle  eine  großstädtische  Ver- 
kehrsanstalt für  das  gesamte  Erwerbsleben,  ganz  besonders  für 
die  Entwicklung  und  das  Erblühen  einer  Großstadt,  besitzt. 


Verkehrstechnische  Woche 


Die  Technik  in  der  Landeskultur 
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DIE  TECHNIK  IN   DER  LANDESKULTUR  IM 
REGIERUNGSBEZIRK  MAGDEBURG 

VON  REGIERUNGS-  UND  BAURAT  BREY,  MAGDEBURG. 


Siehe,  voll  Hoffnung  vertraust  du  der 
Erde  den  goldenen  Samen, 

Und  erwartest  im  Lenz  fröhlich  die 
keimende  Saat. 

(Schiller). 

Steigerung  der  Produktion  ist  die  Hauptaufgabe  der  Land- 
wirtschaft. Mehr  Futter,  mehr  Getreide,  mehr  Nahrungsmittel 
produzieren!  wird  heute  fast  schlagwortartig  in  allen  Volksver- 
sammlungen dem  Landwirt  zugerufen.  Stets  ist  es  der  Wille 
der  deutschen  Landwirtschaft  gewesen,  diesen  ihr  gestellten 
Aufgaben  unter  Aufwendung  aller  verfügbaren  Mittel  gerecht 
zu  werden.  Heute  ist  sie  mehr  denn  je  darauf  angewiesen,  wenn 
sie  diese  wichtigen  Forderungen  erfüllen  will,  sich  der  neuesten 
Errungenschaften  der  Technik  zu  bedienen.  Die  Bestrebungen, 
die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  durch  die  Technik  zu  ver- 
bessern und  zu  vermehren,  um  dadurch  der  Volksernährung  zu 
dienen,  lassen  sich  im  allgemeinen  nach  zwei  Gesichtspunkten 
ordnen.     Erstens   stellt   die  Produktionssteigerung   auf  bereits 


Eine  kurze  Uebersicht  über  die  in  den  letzten  zwei  Jahr- 
zehnten entfaltete  Tätigkeit  der  staatlichen  und  kommunalen 
(Kreis-)  Kulturbauverwaltung,  die  wohl  an  allen  wichtigeren 
Meliorationen  im  Regierungsbezirk  Magdeburg  beteiligt  war, 
möge  dartun,  was  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  Technik  bisher 
geleistet  hat.  Die  kleineren  im  Zusammenhang  mit  Zusammen- 
legungen, sowie  die  von  der  kulturtechnischen  Abteilung  der 
Landwirtschaftskammer  und  die  von  Einzelbesitzern  ausgeführten 
Meliorationen  sind  hierin  nicht  eingeschlossen.    (Tabelle  I  u.  IL) 

Diese  Meliorationen  sind  fast  durchweg  gut  gelungen  und 
haben  sich  überall  da,  wo  von  den  Landwirten  die  Folgeein- 
richtungen sachgemäß  durchgeführt  worden  sind,  reichlich  be- 
zahlt gemacht.  Ausgedehnte  Niederungen  sind  entsumpft  und 
vor  unzeitiger  Ueberschwemmung  geschützt  worden,  so  daß  sie 
besserer  Gras-  und  Weiccwirtschaft  zugeführt  werden  können. 
Große  Ertragssteigerungen  und  Wirtschaftserleichterungen  sind 
durch  gute  Dränungen,  diese  dankbarste  und  am  schnellsten 
von  allen  wirkende  Melioration,  herbeigeführt  worden.     In  23 


Tabelle  I 

Ubersicht  über  die  in  den  letzten  20  Jahren  im  Regierungsbezirk  Magdeburg  von  der  staatlichen  und  kommunalen 

Kulturbauverwaltung  ausgeführten  Meliorationen.') 


Zahl  der 
Unter- 
nehmun- 
gen 

Größe 
nach 
ha 

Zahl  der 
beteiligt 

Ge- 
meinden 

Kosten 
M. 

Zahl  der 
Unter- 
nehmun- 
gen 

Größe 
nach 
ha 

Zahl  der 
beteiligt. 
Gemeind. 

Kosten 
M. 

Z^hl der 
Unter- 
nehmun- 
gen 

Größe 
nach 
ha 

Zahl  der 
beteiligt. 
Ge- 
1  meinden 

Kosten 
M. 

1.  Ent-  und  Bewässerungsgenossenschaften 

2.  Dränungsgenossenschaften 

3.  Genossenschaftliche  Fluß- 
regulierungen 

aus- 
geführt 

38 

54  566 

313 

12  049  125 

21 

8  681 

49 

2  514  134 

4 

20 

278  821 

ge- 
plant 

14 

14  303 

114 

4  268  360 

7 

3  378 

14 

527  800 

4.  Deichverbände 

5.  Hebewerke 

6.  Wasserleitungen 

aus- 
geführt 

1 

435 

2 

17  030 

1 

1  220 

5 

128  000 

2 

2 

71  055 

ge- 
plant 

2 

1388 

16 

503  000 

3 

+  1 

4  828 
1  910 

21 
4 

447  500  3. 
36  000 

3 

4 

349  005 

1)  Die  Tabelle  ist  zusammengestellt  auf  Grund  der  für  die  Leipziger  Landwirschaftliche  Ausstellung  für  die  Provinz  Sachsen 
zusamniengestellten  Tabelle. 

2)  Auch  für  die  geplanten  Unternehmungen  sind  zum  besseren  Vergleich  Vorkriegspreise  eingeführt. 

3)  Es  handelt  sich  um  das  Hebewerk  für  das  Geestgottberger  Polder,  dessen  Binnenentwässerung  bereits  ausgeführt  ist. 


vorhandenem  Kulturlande  große  Anforderungen  an  die  Technik 
und  zweitens  erfordert  die  Gewinnung  von  Neuland  eine  weit- 
gehende Anwendung  der  Technik. 

Bei  der  Erschließung  von  Neuland  muß  die  Kulturtechnik 
durch  eine  sachgemäße  Wasserreglung,  Anlage  von  Wegen  usw. 
die  ersten  Pionierdienste  leisten,  dann  sehen  wir  die  Maschinen- 
technik der  Landwirtschaft  die  weiteren  W-^ge  bahnen  durch 
Lieferung  brauchbarer  Arbeitsgeräte.  Im  kultivierten  Lande 
müssen  Kultur-  und  Maschinentechniker  bei  Aufrechterhaltung 
der  Vorflut  mitwirken:  jener  in  Wasserbau-  und  kulturtechnischer 
Hinsicht,  dieser  bei  der  Beschaffung  brauchbarer  Krautungs- 
geräte, die  heute  noch  sehr  entwicklungsbedürftig  sind.  Für 
sie  einen  brauchbaren  motorischen  Antrieb  zu  schaffen,  ist  eine 
dankbare  Aufgabe,  die  noch  der  Lösung  harrt.  Der  Maschinen- 
techniker muß  dann  ferner  bei  der  Konstruktion  und  Lieferung 
brauchbarer  Bodenbearbeitungsmaschinen  mitwirken.  Daß  heute 
die  Maschinentechnik  noch  eine  besonders  gesteigerte  Bedeutung 
für  die  ganze  Landwirtschaft  hat,  bedarf  keiner  besonderen  Be- 
tonung. Die  immer  zunehmende  Knappheit  und  Verteuerung 
aller  menschlichen  und  tierischen  Arbeitskräfte  weisen  auch  den 
Landwirt  dauernd  mehr  auf  die  Zuhilfenahme  von  Maschinen 
bin.  Es  wird  deshalb  in  Zukunft  noch  mehr  eines  regen  Ge- 
dankenaustausches zwischen  Technikern  und  Landwirten  be- 
dürfen, um  möglichst  wirtschaftliche,  den  verschiedensten 
Bodenverhältnissen  angepaßte  Maschinen  herzustellen.  Diesem 
Gedanken  trägt  auch  der  Verein  deutscher  Ingenieure  bereits 
dadurch  Rechnung,  daß  er  in  seinen  neugegründeten  landwirt- 
schaftlichen Abteilungen  sowie  in  der  von  ihm  herausgegebenen 
Zeitschrift  „Technik  und  Landwirtschaft"  einen  regen  Gedanken- 
austausch zwischen  Technikern  und  Landwirten  herbeiführt. 


dieser  Genossenschaften  in  den  Kreisen  Salzwedel,  Osterburg, 
Stendal,  Jerichow  II  sind  an  Kulturgeräten  beschafft  worden: 
7  Bültenpflüge  von  Uhlig, 
59  Wiesenpflüge  verschiedener  Marken, 
31  Tellereggen  verschiedener  Marken, 
24  Wieseneggen  verschiedener  Marken, 
28  Walzen, 
5  Wiesenritzer  Drillmaschinen. 
Mehrere    unter    mangelhafter    Wasserversorgung  leidende 
Gemeinden  haben  gutes  Trink-  und  Wirtschaftswasser  erhalten. 
Welch'  große  volkswirtschaftliche  Werte  durch  die  Ausführung 
dieser  unter  Mithilfe   der  Technik  geschaffenen  Meliorationen 
gewonnen  werden,  sei  an  einigen  Beispielen  erläutert.  Gleich- 
zeitig soll  durch  diese  Beispiele  der  Beweis  erbracht  werden, 
wie  gerade  in  der  heutigen  Zeit    bei    der  Ausführung  großer 
landeskultureller    Unternehmungen    Kultur-    und  Maschinen- 
ingenieur die  Landwirtschaft  in  weitestgehendem  Maße  unter- 
stützen müssen.     Eine  Tatsache,    die    bereits    von  Max  Eyth, 
dem  Begründer  der  deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft  und 
Urheber  der  alljährlich  wiederkehrenden  großen  landwirtschaft- 
lichen Ausstellungen,  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  richtig 
erkannt  wurde. 

Als  eine  der  am  besten  gelungenen  Meliorationen  des 
Bezirks  kann  die  Milde-Biese-Regulierung  in  den  Kreisen 
Salzwedeh  Stendal,  Gardelegen  und  Osterburg  bezeichnet 
werden.  Hier  sind  bei  der  Umwandlung  der  sauren 
Seggen  in  Süßgraswiesen  und  Weiden  überraschende  Erfolge 
erzielt  worden,  die  die  hohe  Anerkennung  der  Zentral-Moor- 
Kommission  gefunden  haben.  Beteiligt  an  der  Genossenschaft 
sind  56  Gemeinden  mit  rd.  2000  Interessenten  und  6956  ha 
'.Vgl.  die  beigefügte  Uebersichtskarte   1  :  100(XK).) 
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Die  Entsumpfung  der  Milde-Biese-Niederung  ist  ein  Lan- 
deskulturunternehmen, das  bereits  in  den  Jahren  17b2/83  durch 
Friedrich  den  Großen  begonnen  wurde,  später  aber  nur  stück- 
weise weitergeführt  wurde  und  schließlich  wieder  ganz  verfiel. 
Von  der  ungewöhnlichen  Versumpfung  der  (iegend  noch  zur 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  kann  man  sich  ungefähr  ein 
Bild  machen,  wenn  man  erfährt,  daß  das  Ackerbürgerstädtchen 
Calbe  a.  Milde,  das  gleichsam  auf  einer  Insel  in  dem  weiten 
Sumpfgebiet  zu  liegen  schien,  derartig  unter  den  schlechten 
Grundwasserverhältnissen  zu  leiden  hatte,  daß  noch  im  Jahre 
1866  der  Typhus  zahlreiche  Einwohner  dahinraffte. 

Seit  mehr  als  50  Jahren  hatte  man  wiederholt,  besonders 
von  selten  der  Generalkommission,  eine  durchgreifende  \'er- 
besserung  der  traurigen  Vorflutverhältnisse  angestrebt.  Die 
Durchführung  scheiterte  aber  immer  wieder  an  unzureichenden 
Entwürfen  und  zu  großen  Kosten.  Erst  im  Jahre  1Q04  gelang 
es  auf  Grund  des  Entwurf  des  Regierungsbaumeisters  Rogge, 
die  Beteiligten  zu  einer  öffentlichen  Wassergenossenschaft  zu- 
sammenzuschließen. In  den  Jahren  1905 — 1909  wurde  die  Wasser- 
reglung,  die  'mmer  die  Grundlage  für  eine  durchgreifende  Besse- 
rung der  landeskulturellen  Verhältnisse  bildet,  erfolgreich  durch- 
geführt. Dem  Kulturingenieur  bot  sich  hier  ein  großes  und 
dankbares  Feld  für  seine  Tätigkeit. 

Es  wurden  rd.  200  000  lfd.  m  Wasserläufe  reguliert,  2  Mühlen- 
staue  umgebaut,  7  Stauwerke  neu  errichtet  und  zahlreiche 
Brücken  und  Durchlässe  erweitert. 

Durch  die  Wasserregelung  wurde  erreicht,  daß 

1.  das  Sommermittelwasser  40 — 60  cm  unter  Gelände  ge- 
senkt wurde, 

2.  das  Sommerhochwasser  bordvoll  abgeführt  wurde, 

3.  die  Möglichkeit  gegeben  wurde,  das  Wasser  zur  Er- 
haltung der  Bodenfrische  zurückzuhalten. 

Die  Wasserregelung  wurde  so  weit  ausgedehnt,  daß  jedes  be- 
teiligte Grundstück  unmittelbar  Anschluß  an  die  verbesserte 
Vorflut  erhalten  konnte.  Die  Ausführungskosten  betrugen 
1  100  000  Mark,  hiervon  sind  zwei  Drittel  durch  Beihilfen  des 
Staates  und  der  Provinz  gedeckt  worden.  Die  Verteilung  der 
Kosten  ist  durch  ein  sorgfältig  von  unparteiischen  landwirt- 
schaftlichen Sachverständigen  abgeschätztes  Beitragskataster  in 
vier  Abstufungen  geregelt.  Vor  dem  Kriege  betrugen  die  jähr- 
lichen Abgaben  der  am  meisten  zahlenden  Vorteilsklasse  für 
den  Morgen  nicht  über  3  Mark. 

Nachdem  die  Arbeiten  des  Ingenieurs  beendet  waren,  galt 
es  die  landwirtschaftlichen  Kulturarbeiten  aufs  schnellste  zu 
fördern.  Denn  erst  durch  die  sachgemäße  Ausführung  der  land- 
wirtschaftlichen Folgeeinrichtungen  werden  Mehrwerte  erzielt. 
Der  Landwirt  muß  die  schlechte  Grasnarbe  der  Wiesen  und 
Weiden  beseitigen,  die  schlechten  sauren  Gräser  durch  gute 
Süßgräser  ersetzen.  Hierzu  mußte  der  altmärkische  Landwirt 
aber  erst  erzogen  werden.  Zu  diesem  Zwecke  gab  der  Vor- 
stand des  zuständigen  Kulturbauamts,  der  unermüdliche  Vor- 
kämpfer für  die  Kultivierung  der  Niederungsmoore  in  der  Pro- 
vinz Sachsen,  Herr  Baurat  Mierau,  einen  besonderen  Leitfaden 
heraus,  in  dem  er  den  Landwirten  praktische  Winke  für  die 
Ausführung  der  Folgeeinrichtungen  gab.  Gestützt  auf  die 
Bodenuntersuchungen  der  Moorversuchsstation  zu  Bremen, 
durch  die  hauptsächlich  vier  Bodenarten:  1.  Niederungsmoor, 
2.  sandiges  Moor,  3.  humoser  Sand  und  Schlicksand  und  4.  Torf 
und  Schlick,  festgestellt  waren,  sowie  auf  die  Erfahrungen,  wie 
sie  bei  der  Kultivierung  ähnlicher  Böden  gemacht  worden  sind, 
brachte  der  Leitfaden  in  kurzen  klaren  Worten  nur  das,  was 
sich  als  sicher  wirksam  bei  den  Kultivierungen  erwiesen  hatte. 

Nach  technischen  Ausführungen  über  die  im  Anschluß  an 
das  genossenschaftliche  Vorflutnetz  vorzunehmende  Binnen- 
entwässerung wurde  die  Auswahl  des  zweckmäßigsten  Kultur- 
verfahrens besprochen.  Nach  dem  Rat  der  Moorversuchsstation 
sollte  die  Kultivierung  ohne  Besandung  zur  Ausführung  kom- 
men, die  nicht  nur  bei  torfigen  und  moorigen  Böden,  sondern 
auch  bei  anmoorigen-humos-sandigen  Böden  vorteilhaft,  zur  An- 
wendung gebracht  wird.  Dann  wurde  die  Frage  erörtert,  ob 
mit  oder  ohne  Umbruch  kultiviert  werden  sollte,  und  der  Rat 
erteilt,  daß  völliger  Umbruch  da  am  Platze  sei,  wo  fast 
nur  saure  und  schlechte  Gräser  vorhanden  sind,  damit  die  neue 
Grasnarbe  nicht  von  den  zähen  alten  Gräsern  verdrängt  werde, 
daß  ferner  das  Verwundungsverfahren  mittels  Schwarzeggen 
überall  r'a  am  Platze  sei,  wo  bereits  bessere  Gräser  überwiegen. 
Das  Umbruchverfahren,  die  anzuwendenden  Pflüge,  die  Düngung, 
die  Bearbeitung  der  Scholle,  die  hierbei  am  zweckmäßigsten 
anzuwendenden  Geräte,  die  Neuansaat  wurden  eingehend  behan- 
delt. Es  wurde  dann  das  Verwundsverfahren,  die  dazu  erforder- 
lichen Geräte  und  eingehend  die  Pflege  der  Wiesen  und  Weiden 
und  die  Nachdüngung  besprochen.  Der  Leitfaden  hat  seinen 
Zweck  erreicht,  er  ist,  nachdem  die  erste  Scheu  überwunden 
war,  eifrig  von  den  Landwirten  als  getreuer  und  zuverlässiger 
Ratgeber  benutzt  worden. 

Eine  weitere  Belehrung  wurde  den  Landwirten  durch  be- 
sondere Lehrvorträge  sowie  dadurch  zuteil,  daß  zunächst  auf 
den  Niederungsmoorböden  die  gegeignetsten  Moorkulturgeräte 
ausprobiert  wurden.    Für  das  wpitp  Gebiet  der  Genossenschaft 


wurden  5  Geräteleihstellen  eingerichtet,  in  denen  je  2 — 4  Kultur- 
pflüge, 2  Scheibeneggen,  1  Wiesenwalze  und  1  Wiesenegge  ein- 
gestellt wurden.  Heute  besteht  der  Gerätepark  der  Milde-Biese- 
Genossenschaft  aus 

1  Uhligschen  Bültenpflug, 

9  Evenschen  Kulturpflügen, 

1  Löhnertschen  Kuiturpflug  (Prairie  Breaker), 
10  Külonisten-Stahlpflügen  der  Firma  Flöther, 

6  vollen  und  3  ausgelappten  Scheibeneggen, 

2  Suck'schen,  1  Auras-  und  1  Großschen  Wiesenegge, 
5  Löhnertschen,    10  Barthschen  Wiesenwalzen. 

Die  Schaffung  besonderer  Gerätestationen  für  große  Genossen- 
schaften ist  dringend  erforderlich,  die  gute  Unterhaltung  und 
Wartung  der  Geräte  eine  bei  den  heutigen  Gerätepreisen  immer 
brennender  werdende  Frage.  Für  große  Güter,  für  Kreise  mit 
großer  Landwirtschaft  und  kleinbäuerlichem  Besitz,  für  große 
Kultivierungsgenossenschaften  ist  daher  nicht  mit  Unrecht  die 
Frage  der  Anstellung  eines  Maschineningenieurs,  der  eine 
gründliche  landwirtschaftliche  Durchbildung  erfahren  haben 
n'uß,  erwogen  worden.  Durch  die  Anstellung  eines  solchen 
Beamten  könnte  den  einzelnen  Korporationen  viel  Geld  und 
Zeit  erspart  werden.  Bei  der  Milde-Biese-Genossenschaft  unter- 
steht der  Gerätepark  der  Aufsicht  des  Genossenschaftstechnikers. 
Um  den  Kultureifer  der  Landwirte  noch  mehr  anzuspannen, 
sollten  zuverlässigen  Landwirten,  die  sich  dazu  verpflichten, 
Musterkulturen  vorschriftsmäßig  anzulegen  und  nachzubehan- 
deln,  Düngemittel  und  Sämereien  geschenkweise  überlassen  wer- 
den, auch  sollten  Prämien  für  die  Ausführung  von  Binnen- 
entwässerung ausgesetzt  werden.*)  In  den  ersten  Jahren  wurden 
Prämien  für  gut  gelungene  Neukulturen  ausgezahlt.  Der  Kultur- 
eifer war  bis  zum  Beginn  des  Krieges  und  in  den  ersten  Kriegs- 
jahren ein  recht  reger;  vom  dritten  Kriegsjahr  ab,  in  dem  sich 
schon  das  Fehlen  der  künstlichen  Düngemittel  bemerkbar  zu 
machen  begann,  erlahmte  er.  Es  wurden  an  Neukulturen  ge- 
schaffen im  Jahre 


1909: 

16  Stück  mit 

einer  Größe 

von  20,39  ha. 

1910: 

20  „ 

jt  )) 

„    47,79  ha. 

1911: 

18  „ 

>>  Ii 

„    55,63  ha, 

1912: 

36  „ 

»»  it 

„    61,41  ha. 

1913: 

18     »  » 

„    46,92  ha, 

1914: 

keine. 

1915: 

55  „ 

„    74,31  ha. 

1916: 

27  „ 

„    34,22  ha. 

1917: 

15  „ 

„    19,20  ha. 

Die  Erfolge  waren  auf  den  vorschriftsmäßig  bearbeiteten  Um- 
bruchkulturen überraschende.  Auf  zwei  Wiesen  wurden  für  das 
ha  240  Zentner  gut  getrocknetes  Kleeheu  geerntet.  Auf  zwei 
weiteren  Wiesen  über  200  Zentner  Heu  für  das  ha.  Die  Schwarz- 
eggkulturen zeigten  wohl  auch  befriedigende  Resultate,  standen 
jedoch  den  Umbruchkulturen  erheblich  nach.  Die  einmaligen 
Ausgaben  für  Moorkultivierungen  ohne  Sanddeckungen  betrugen 
vor  dem  Kriege  durchschnittlich  für  das  ha:  für  die  genossen- 
schaftliche Entwässerung,  die  Binnenentwässerung,  den  Lem- 
bruch, die  Bodenbearbeitung,  die  Grunddüngung  und  die  erst- 
malige Einsaat  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  450 — 550  M.'ha. 
Die  jährlichen  Ausgaben  für  Verzinsung,  Tilgung,  Ersatz- 
düngung, Nachsaat,  vermehrte  Pflege  der  Wiesen  80 — 120  M./ha. 
Die  Neukulturen  wurden  im  Jahre  1912  von  der  Zentral-Moor- 
kommission  besucht  und  begutachtet,  sie  fanden  durchweg  deren 
uneingeschränktes  Lob. 

Hier  seien  nur  vier  der  Neukulturen  angeführt  (aus  dem 
Reiseführer   für   die  Zentral-Moorkommission) : 

1.  Die  zum  Rittergut  Calbe  I  gehörige  Kreuzwiese  (Xr.  1 
der  Uebersichtskarte)  von  rd.  140  Morgen  Größe  war  an  zwei 
bäuerliche  Besitzer  mit  je  100  Morgen  und  40  Morgen  verpachtet. 
Sie  war  im  Herbst  1910  und  im  Frühjahr  1911  umgeptlügt  worden. 
Im  Jahre  1911  erfolgte  Grasansaat  mit  Haferdeckfrucht.  Der 
Ertrag  der  100  Morgen  großen  Teilfläche  betrug: 

1035  Zentner  Hafer  zu  10  M   10  350  M. 

Strohverkauf   3  000  .. 


Zus.    13  350  M. 

Der  Erlös  hat  also  im  ersten  Jahr  sämtliche  Kultur-  und  Neben- 
kosten gedeckt  und  noch  einen  Reinertrag  gebracht. 

2.  Zeigt  eine  Kulturfläche  (Nr.  2  der  Uebersichtskarte),  auf 
der  nach  der  Kultivierung  Hopfen  und  Tabak  angebaut  wurde. 

3.  Beispielskultur  des  Landwirts  Erich  Krüger  aus  Xeuen- 
dorf  am  Damm,  angelegt  1910  und  1911  ohne  Deckfrucht.  Er- 
trag 1911  trotz  Dürre  und  Frostschäden   144  Zentner/ha  Heu. 

4.  Neukultur  des  Ackermanns  Brunau  mit  Deckfrucht  (Nr.  4 
der  Uebersichtskarte).    Er  erntete  im  Jahre 

1909:  68  Zentner  Hafer  für  das  ha. 
1910:    56       „  .,       „     ,.  ., 

1911:    48       ,.        Gerste   .,     „  .. 
Noch  im  Kriege  wurde  bei  der  Abnahme  durch  den  Kulturbau- 
beamten im  Mai  1915  festgestellt,  daß  ein  Landwirt  aus  Wustrewe 
im  ersten  Folgejahr  rd,  2C0  Zentner  Heu  für  das  ha  zu  5  M.  = 


*)         dem  Leitfaden  für  die  Milde-Biesereeulieruiie  von  Hieran. 
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1000  M.  geerntet  hatte,  während  auf  einer  gleich  danebenliegen- 
den unkultivierten  Fläche  40  Zentner  Streu/ha  zu  2  M.  =:  80  M. 
geerntet  wurden. 

Schon  aus  diesen  wenigen  Zahlen  kann  man  ersehen,  welcli 
großer  volkswirtschaftlicher  Wert  in  diesen  Kultivierungen 
liegt  und  wie  erheblich  das  Nationalvermögen  dadurch  vermehrt 
wird.  Hierzu  nicht  am  wenigsten  beigetragen  zu  haben,  darauf 
darf  der  Kultur-  und  Maschinentechniker  stolz  sein.  t-biehu 
Uebersichtskarte  auf  Seite  42').) 

Als  ein  weiteres  Beispiel  für  die  Tätigkeit  des  Technikers 
im  Dienste  der  Landeskultur  des  Regierungsbezirks  Magdeburg 
sei  eine  künstliche  Entwässerung  besprochen. 

Während  die  Milde-Biese  auf  natürlichem  Wege  Vorflut 
findet,  ist  dies  nicht  bei  allen  anderen  versumpften  Flächen 
des  Bezirks  der  Fall.  Hier  kommen  in  erster  Linie  die  ein- 
gedeichten Polder  an  der  Elbe  und  zwischen  Elbe  und  Aland 
in  Betracht,  die  bei  Hochwasser  stark  einsumpfen,  und 
die  auf  künstliche  Art  mit  Hilfe  von  Hebewerken  ent- 
wässert werden.  Im  Regierungsbezirk  Magdeburg  harren 
zurzeit  vier  Hebewerksentwürfe  der  Ausführung,  ein  fünftes  ist 
im  Jahre  1Q20  fertiggestellt  worden  und  bereits  einmal  in  Tätig- 
keit getreten.  Es  handelt  sich  um  die  folgenden  fünf  Hebe- 
werke, die  mit  ihren  Hauptdaten  in  der  vom  Verfasser 
aufgestellten  Tabelle  hierunter  angeführt  sind.  Bei  der 
Kostenberechnung  sind  nur  die  Kosten  für  das  Hebe- 
werk, nicht  aber  diejenigen  der  Binnenentwässerung 
in  Rechnung  gestellt.    (Siehe  Tabelle  II  auf  Seite  427) 

Bei  all  diesen  Hebewerken  ist  für  den  Techniker  die  schwie- 
rigste Frage  die  Bestimmung  des  außer  dem  Niederschlag  und 
Schmelzwasser  zu  hebenden  Qualmwassers.  Dies  ist  abhängig 
von  der  Höhe  und  der  Dauer  der  Außenwasserstände,  von  der 
Durchlässigkeit  der  Deiche  und  des  Bodens  in  deren  Nähe  und 
von  der  Länge  der  Deiche.  Man  kann  einen  ungefähren  Anhalt 
dafür  aus  längeren  Beobachtungen  und  Berechnungen  über  den 
Wasserinhalt  des  Polders  bei  gewissen  Außenwasserstandsver- 
hältnissen  gewinnen,  in  dem  man  den  aus  den  Niederschlägen 
stammenden  Anteil  abzieht.  Hierbei  darf  man  indessen  nicht 
vergessen,  daß  die  Menge  des  Qualmwassers  gegen  den  ursprüng- 
lichen Zustand  vermehrt  wird,  wenn  man  durch  Schöpfarbeit 
den  Binnenwasserstand  senkt.  Bei  der  langsamen  Bewegung 
des  Qualmwassers  im  Boden  gelangt  es,  wie  alle  bisher  ge- 
machten Erfahrungen  bestätigen,  erst  wesentlich  später  in  den 
Polder,  als  die  erzeugende  Hochwasserwelle  außen  neben  diesem 
erscheint.  Die  größte  Qualmwassermenge  trifft  also  zeitlich 
nicht  mit  dem  höchsten  Außenwasserstande  zusammen,  ver- 
mehrt also  nicht  die  Höchstleistung  des  Schöpfwerks,  sondern 
nur  die  Dauer  der  Schöpfzeit, 

Es  sei  etwas  näher  auf  die  künstliche  Wasserhebung  des 
Geestgottberger  Polders  eingegangen.  Es  handelt  sich  hier  um 
die  Errichtung  eines  Hebewerks  für  ein  Polder,  dessen  Binnen- 
entwässerung bereits  ausgeführt  ist. 

Das  Geestgottberger  Polder  liegt,  wie  aus  der  beigefügten 
Uebersichtskarte  ersichtlich  ist,  zwischen  der  Elbe  und  dem 
.Aland  im  rechtsseitigen  unteren  Teil  des  altmärkischen  Wische- 
deichverbandes;  es  wird  von  der  Eisenbahnlinie  und  der  Chaussee 
Magdeburg — Wittenberge  durchschnitten.  Es  wird  begrenzt  im 
Norden  durch  den  Elbqualmgrabendeich  und  das  Höhengelände 
bei  Eickerhöfe,  im  Osten  durch  den  Weg  Lossenrade — Steinfelde, 
ferner  durch  die  Wasserscheide  zwischen  den  hier  in  Betracht 
kommenden  und  nach  dem  Deichschlosse  entwässernden  Gräben, 
sowie  durch  den  rechtsseitigen  Deich  am  Tauben  Aland,  end- 
lich im  Westen  durch  den  Ueterdyck.  (Siehe  nebenstehende 
Uebersichtskarten.) 

Im  ganzen  sind  21  km  Wasserläufe  so  ausgebaut  worden, 
daß  sie  aus  dem  16,12  qkm  großen  Niederschlagsgebiete  35  sl 
vom  qkm  und  von  einer  qualmenden  Deichlänge  von  16,9  km 
50  sl  vom  km  Deich,  oder  umgerechnet  87  sl/qkm  bordvoll  ab- 
zuführen vermögen.  Die  Gräben  sind  zur  Zurückhaltung  des 
Qualmwassers,  wie  zur  Anfeuchtung  in  trockenen  Zeiten,  vor 
allem  in  der  Vegef ationszeit,  mit  Stauschützen  versehen.  Der 
Hauptvorfluter  des  Polders,  die  große  Wässerung,  führt  durch 
ein  mit  verschließbaren  Außentoren  versehenes  Siel  im  Aland- 
deich nach  dem  Aland  hin.  Weiter  erhält  der  Riedgraben  seine 
Vorflut  durch  ein  besonderes  Siel  im  Ueterdeich.  Der  Elb- 
nualmgraben  findet  seine  Vorflut  durch  ein  Siel  im  Ueterdeich, 
mündet  dann  in  den  Ueterdeichgraben,  der  wiederum  durch  ein 
Siel  im  Alanddeich  seine  Vorflut  nach  dem  Aland  hin  findet. 
Der  Küstergraben  mündet  in  den  Grr ndelgraben.  Nicht  ein- 
geschlossen in  diese  Entwässerung  sind  die  beiden  Deichschlösser 
Ischraffierte  Flächen  der  Uebersichtskarte),  die  durch  den 
''^Ibqualmgraben  und  den  Küstergraben  entwässert  werden.  Bei 
Hochwasser  im  Aland  und  zwar  wenn  das  Rückstauwasser  aus 
diesem  nach  der  großen  Wässerung  zurückflutet,  wird  bei  einer 
Höhe  von  1,21  m  über  Sielsohle  =  18,%  NN  des  Siel,  dessen 
Türen  bis  zu  dieser  Wasserstandshöhe  durch  Festklammern 
offen'T'ehalten  werden,  geschlossen. 

Bei  diesem  Wasserstand  liegt  der  Wasserspiegel  der  großen 
Wässerung  rd.  50 — 60  cm  unter  der  Krone  der  sich  an  ihren 
Ufern  hinziehenden  deichartigen  Verwallung  und  in  der  Höhe 
des  anschließenden  Wiesengeländes.    Bei  dem  Wasserstand  von 
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Moorkultur  mit  Kleingerät 


18,96  NN  wird  auch  das  Siel  des  Ueterdeichgrabens  im  Aland- 
deich geschlossen.  Dann  folgt  die  Schließung  des  Siels  im  Faulen 
Riedgraben.  Das  Siel  im  Zuge  des  Elbqualmgrabens  im  Ueter- 
dyck  wird  8—10  Stunden  später  als  das  Siel  im  Zuge  der  großen 
Wässerung  geschlossen,  und  zwar  dann,  wenn  der  Ueterdeich- 
graben,  der  die  Fortsetzung  des  Elbqualmgrabens  bildet,  bord- 
voll steht.  Hiernach  werden  die  Schütze  im  Polder  und  die 
Siele  in  den  Deichschlössern  geschlossen.  Nach 
Schluß  aller  Siele  steigt  im  weiteren  Verlauf  des 
Hochwassers  das  in  den  einzelnen  Staustufen  der 
Deichschlösser  sich  ansammelnde  Wasser,  das 
sich  aus  Niederschlags-  und  Qualmwasser  zusam- 
mensetzt, nachdem  der  Grundwasserstand  bis 
Geländehöhe  angereichert  ist,  allmählich  über 
Gelände  bis  in  Höhe  der  Krone  der  Querdämme 
und  überströmt  diese  teilweise.  Auch  hinter  den 
Sielen,  im  Zuge  des  Ueterdeichgrabens,  der  großen 
Wässerung,  des  Riedgrabens  und  des  Elbqualm- 
grabens steigt  das  ankommende  Wasser  allmählich 
an  und  erreicht  Geländehöhe  und  mehr.  Nun  tritt 
der  schon  seit  Jahrzehnten  währende  Kampf  der  „ 
Oberheger  mit  den  Unterliegern  ein.  Die  Insassen  :  ^' 

der  Deichschlösser  in  den  Gemarkungen  Groß-  1' 
Beuster,  Steinfelde  und  Lossenrade  sowie  die  Ober- 
lieger  im  Geestgottberger  Polder  wünschen  nun, 
das  sich  in  den  Staustufen  ansammelnde  Wasser 
so  früh  wie  möglich  los  zu  werden,  die  Unter- 
lieger in  Geestgottberg  wollen  das  solange  ver- 
hindern,   als    ihren    Ländereien    daraus    Nachteile  erwachsen. 

Das  Polder  sumpft  nach  Schließung  der  Deichsiele  ganz 
allmählich  ein.  Bei  dem  großen  Hochwasser  Ende  Januar  und 
Anfang  Februar  1920  wurde  durch  örtliche  Aufnahmen  fest- 
gestellt, daß  100  ha  durchschnittlich  0,60  m  überschwemmt 
waren,  während  bei  530  ha  das  Wasser  in  den  Ackerfurchen 
während  des  mehrwöchigen  Sielschlusses  stand.  Durch  diese 
mehrwöchige  Einsumpfung  sind  fast  100  ha  mit  Winterung  be- 
standener Flächen  vollständig,  weitere  großenteils  vernichtet 
worden,  auf  anderen  wurde  die  Frühjahrsbestellung  hinaus- 
gezögert. Der  ganze  Ausfall  ist  nach  den  heutigen 
Werten  (im  April  dieses  Jahres)  auf  rund  2  Millionen 
Mark  geschätzt  worden.  Nach  Erbauung  des  Hebewerks 
werden  diese  Schäden  vermieden  werden.  Die  Gesamt- 
kosten des  Hebewerks  (dessen  Hauptdaten  der  beige- 
gebenen Tabelle  zu  entnehmen  sinoy  betragen  einschließlich 
der  Kosten  für  den  neu  herzustellenden  Verbindungsgraben 
(vgl.  die  Trace  in  der  Uebersichtskarte),  der  nach  Schluß 
der  Siele  im  Aland-  und  Ueberdeich  dem  Elbqualmgraben  als 
Vorfluter  dient,  550  000—600  000  Mark.*)  Der  bei  einem  Hoch- 
wasser vermiedene  Ausfall  deckt  also  mehrfach  die  gesamten 
Anlagekosten. 

Aus  den  langjährigen  Pegelbeobachtungen  am  Pegel  zu  Len- 
zen hat  sich  ergeben,  daß  in  der  Wische  im  Durchschnitt  jedes 
5.  Jahr  ein  solches  Schadensjahr  ist.  Die  Ausführung  des  Hebe- 
werks kann  also  den  Interessenten  rückhaltlos  empfohlen  wer- 
den, da  hierdurch  der  Volkswirtschaft  große  Werte  erhalten 
bleiben.  Die  Leistungen  der  Hebewerke  bringen  einen  augenfäl- 
ligen Beweis  dafür,  wie  auch  hier  wiederum  die  Technik  die 
Landwirtschaft  vor  Schaden  bewahrt  und  unmittelbar  zur  Pro- 
duktionssteigerung beiträgt. 

Als  äußerst  wichtige  und  sehr  dankbare  Melioration,  die 
gleich  in  den  ersten  Jahren  greifbare  Erträge  liefert,  kommt  im 
hiesigen  Regierungsbezirk  vor  allem  die  Kultivierung  bereits  ge- 
nügend entwässerter  Niederungsmoore  und  anmooriger  Flächen 
in  Betracht.  Gerade  die  Niederungsmoore,  die  reich  an  Stick- 
stoff und  Kalk  sind  und  sich  dadurch  nicht  unwesentlich  von 
den  Hochmooren  unterscheiden,  eignen  sich  vorzüglich  zur  An- 
lage von  Süßgraswiesen  und  Weiden.  Ein  ha  Niederungsmoor 
enthält  bis  zu  einer  Tiefe  von  20  cm  im  Durchschnitt  12  500  ke 


Stickstoff  und  20  000  kg  Kalk.  Für  die  Kultivierung  der  Niede- 
rungsmoore kommt  je  nach  dem  Besitz  die  Kultivierung  mit  Klein- 
oder Großkraftgerät  in  Betracht.  Hier  sind  es  vor  allem  wieder 
die  Leistungen  des  Maschinentechnikers,  die  die  Arbeit  des  Land- 
wirts unterstützen  müssen.  Nach  dem  die  Binnenentwässerung 
ausgeführt  ist,  müssen  zunächst  die  Bülten  und  Kupsten  beseitigt 
werden,  weil  sonst  eine  gute  Pflugarbeit  unmöglich  ist,  dann 


Bültenpflug  von  G.  Uhlig 

muß  der  Umbruch  mit  allergrößter  Sorgfalt  vollzogen  werden, 
dann  erfolgt  die  Düngung,  hierauf  das  Walzen,  dann  die  Fein- 
bearbeitung der  Scholle  mit  der  Telleregge,  dann  die  Einsaat 


*)  Preise  im  April  dieses  Jahres.  Jetzt  sind  die  Preise  das  4 — 5  fache. 


Moorpflug  „Unicum"  der  Firma  Gebrüder  Eberhard 

mit  Deckfrucht,  hierauf  die  Grasansaat,  dann  das  Festwalzen. 

Der  Vorgang  des  Kultivierens  mit  Kleingerät  ist  oben  auf 
dieser  Seite  schematisch  dargestellt. 

Als  brauchbares  Kleingerät  zur  Zerstörung  der  Kupsten 
(Bülten)  hat  sich  nach  langjähriger  Erfahrung,  der  von  dem 
Schmiedemeister  G.  Uhlig  in  Hohenau  bei  Rathenow  hergestellte 
Bültenpflug  (der  auch  von  der  Bremer  Moorversuchsstation 
empfohlen  wird)  bewährt, 
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Zum  Umbruch  für  unkultivierte  Niederungsmoorböden  sind 
die  gewöhnlichen  Ackerpflüge  vollständig  ungeeignet,  hier  müs- 
sen stark  gebaute  Karrenpflüge  verwandt  werden.    Die  hier  zu 


Landbaumotor  von  Lanz, 

verwendenden  Pflüge   müssen  in  ihrer  Konstruktion  folgenden 

Grundbedingungen  genügen: 

a)  Die  Streichbretter  müssen  so  geschweift  sein,  daß  sie  die 
Scholle  glatt  wenden.  Durch  einen  verstellbaren  Streich- 
stock läßt  sich  ein  völliges  Umlegen  der  Scholle  er- 
zwingen. 


Prinzip  eines  2  Maschinen-PflugsystenT- 


b)  Die  Messer  (Kolter)  müssen  scharf  gehalten  und  hoch 
hinauf  bis  zum  Baum  (Gründel)  geschärft  sein. 

c)  Der  Gründel  muß  länger  als  bei    gewöhnlichen  Acker- 
pflügen sein,  weil  sonst  der  Pflug  leicht  aussetzt. 

Als  guter  Moorpflug  hat  sich  der  schmiedestählerne  Moor- 
pflug ,,Unicum"  der  Firma  Gebrüder  Eberhard,  Ulm  a.  d.  Donau, 
bewährt,  durch  den  die  Schollen  vollständig  glatt  umgelegt  wer- 
den. Das  Gewicht  des  Pfluges  beträgt  1Q5  kg,  er  hat  einen  ein- 
stellbaren Tiefgang  von  6 — 25  cm  und  eine  Furchenbreite  von 
30  cm  und  bedarf  auf  moorigem  Boden  eines  Angespanns  von 


Fräskultur 

3 — 4  Pferden.  Das  Vordergestell  des  Pfluges  ist  mit  Spindel- 
vorrichtung für  das  Landrad  und  mit  Seitenzug  versehen*). 

Als  ausreichende  erstmalige  Düngung  werden  im  hiesigen  Be- 
zirk für  ein  mittleres  Niederungsmoor  160 — 200  kg  40%  Kali  und 
80 — 100  kg  P2  O5  pro  ha  gegeben.  Bei  Neukulturen  kann  die 
Düngung  im  Herbst  als  Regel  gelten.   Das  Ausstreuen  des  künst- 

*)  Vergl,  Leitfaden  für  die  Milde-Bieseniederung. 


liehen  Düngers  soll  in  die  rauhe  Furche  und  nur  bei  windstillem 
Wetter  erfolgen,  weil  sonst  viel  verloren  geht,  auch  keine  gleich- 
mäßige Verteilung  möglich  ist.  Um  möglichst  große  vjieichmäßig- 
keit  zu  erzielen,  wird  die  Düngerstreumaschine  angewandt.  Nach 
der  Düngerstreuung  folgt  das  Anwalzen  und  dann  die  Feinbear- 
beitung mit  der  Telleregge,  um  ein  krümeliges  Keimbett  zu 
schaffen.  Auf  Niederungsmoorboden  hat  sich  die  ausgelappte  Tel- 
leregge gut  bewährt.  Die  nun  folgende  Neuansaat  soll  eine  völlig 
neue  und  andauernde  Grasnarbe  erzielen,  die  entweder  mit  oder 
ohne  Deckfrucht  erfolgt.  Die  Deckfrucht  bezweckt  die  zarten 
Keime  der  Grasansaat  zu  beschatten  und  sie  vor  dem  Austrock- 
nen zu  schützen,  auch  bringt  sie  den  Vorteil,  daß  der  Ertrag  der 
Deckfrucht  nahezu  die  ersten  Kulturkosten  deckt,  sie  darf  aber 
niemals  so  dicht  werden,  daß  sie  die  Gräser  erstickt.  Für  1  ha 
Niederungsmoor  rechnet  man  durchschnittlich  40  kg  Hafer.  Die 
Graseinsaat,  die  in  einer  bestimmten  Mischung  von  Ober-  und 
Untergräsern  und  Klee  zu  erfolgen  hat,  genügt  mit  50kg/ha. 
Nach  Einbringung  der  Ansaat  ist  die  neu  kultivierte  Fläche  mehr- 
mals mit  einer  kräftigen  Wiesenwalze  einzuwalzen. 

Schon  durch  die  Anwendung  nützlicher  Kleingeräte  lassen 
sich  die  Niederungsmoore  aufschließen.  Da  es  sich  jedoch  meist 
um  recht  große  Flächen  von  tausend  und  mehr  ha  handelt,  wirkt 
schneller  und  rationeller  die  Erschließung  durch  Großkraftgerät. 
Als  hervorragendes  Großkraftgerät  für  Niederungsmoorflächen 
hat  sich  bisher  der  von  der  Firma  Heinrich  Lanz  in  Mannheim 

gebaute  „Landbaumotor" 
bewährt. 

Der  Landbaumotor  be- 
seitigt zunächst  alle  Kupsten 
.und  Bülten  anstandslos, 
dann  vereinigt  er  in  einem 
Arbeitsgang  mit  einem 
einzigen  Bedienungsmann 
alle  die  Arbeiten,  wie  sie 
bei  der  „Pflugkultur"  ent- 
stehen und  weiter  oben 
schematisch  für  Kieingerät 
dargestellt  wurden. 

Er  stellt  ein  gartenbeet- 
artiges, krümliges  Keimbett 
dar.  Er  schneidet  im  Gegen- 
satz zur  Pflugschaar  keine 
Schollen  aus  dem  Boden 
heraus,  sondern  er  zer- 
häckselt,  lockert  und  bringt 
vermittels  maschinell  be- 
triebener, rottierender  „frä- 
sender" Werkzeuge  die  ge- 
samte zu  bearbeitende 
Ackerkrume  vollständig 
durcheinander. 

Im  Gegensalz  zur  „Pflug- 
Kultur''  nennt  man  diese  neue  Art  der  Bodenbearbeitung  die 
,, Fräskultur". 

Diese  gründliche  Lockerung  und  gleichmäßige  Lagerung  der 
fast  gleichmäßig  großen  Krümel  beeinflußt  den  Pflanzenwuchs 
auf  das  günstigste  und  muß  darum  zu  höheren  Ernten  führen. 
Herr  Domänenpächter  Schurig,  der  diesen  Landbaumotor  unter 
besonders  schwierigen  Umständen  im  havelländischen  Luch  ver- 
wandte und  der  in  134  Jahren  1500  Morgen  mit  ihm  umpflügte 
und  gute  Ernten  an  Kartoffeln  und  Kohl  auf  diesem  Oedland 
erzielte,  nennt  ihn  geradezu  den  Idealpflug  auf  Niederungs- 
moor. Hier  hat  deutscher  technischer  Geist  nicht  eher  geruht, 
bis  ein  Kultivierungsgerät  geschaffen  wurde,  auf  das  der  Maschi- 
neningenieur wie  auch  der  Landwirt  mit  Recht  stolz  sein  können. 

Auf  weniger  stark  mit  Kupsten  und  Bülten  bestandenem 
Niederungsmour  bewahien  sich  die  Kemnaschen  und  die  nach 
dem  Fowler-Zweilokomotivsystera  arbeitenden  Heißdampfpflüge 
von  R.  Wolf,  IVIagdeburg-Buckau. 

Die  neuzeitlichen  Heißdampfpflüge  ersparen  gegenüber  den 
früheren  Maschinen  bei  gleicher  Leistung  etwa  35  %  Brennstoff 
und  Speisewasser. 

Neben  den  Wendepflügen  können  mit  Heißdampfpflugloko- 
motiven auch  die  zur  Moorkultur  dienenden  anderen  Bodenbear- 
beitungsgeräte, wie  Eggen,  Kultivatoren,  Grubber  usw.,  mit 
gutem  Erfolg  in  wirtschaftlicher  Weise  betrieben  werden.  Eine 
Drillmaschine  und  eine  Ergomobilwalze  vollenden  die  Reihe  der 
zur  Kultivierung  von  Niederungsmoor  nötigen  Großkraftgeräte." 

Ein  großes  landeskulturelles  Werk,  das  in  der  Ueber- 
sichtstafel  der  ausgeführten  und  geplanten  Melioration  tn 
nicht  mit  aufgenommen  ist,  und  bei  dem  alle  Errun- 
genschaften und  Erfahrungen  auf  technischem  und  land 
wirtschaftlichem  Gebiet  verwertet  werden  sollen,  geht 
seiner  Ausführung  entgegen,  es  ist  dies  die  Wieder-Kultivierung  . 
des  7000  ha  umfassenden  Fiener  Bruches.  Möge  die  Ausführung 
dieses  gewaltigen,  einst  von  Preußens  größtem  König  unternom- 
menen Werkes,  wohl  gelingen,  zum  Preise  des  deutschen  Inge- 
nieurs und  Landwirts,  zum  Segen  unserer  Provinz. 
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Für  die  Entwicklung  der  Stadt  Magdeburg  ist  ihre  Lage 
am  Elbstrom  schon  seit  Jahrhunderten  von  ausschlaggeben- 
der Bedeutung  gewesen.  Uie  Stadt  ist  an  einer  üer  wenigen 
Stellen  entstanden,  wu  ein  Hiigelgelände  an  das  eine  Strom- 
ufer, und  zwar  an  aas  linke,  dient  herantritt,  uie  Elbe  wird 
sonst  im  allgemeinen  an  beiden  Ufern  von  weiten  Ebenen  be- 
gleitet, die  heute  durch  Eindeichung  und  Entwässerung  zu 
fruchtbaren  Ivulturflächen  geworden  sind,  früher  aber  sumpfig 
und  unwegsam  waren.  Eur  die  Lage  uer  Stadt  ist  also  ein 
Platz  gewählt  worden,  von  dem  aus  Landstraßen  für  die  An- 
und  Abfuhr  der  auf  dem  Strom  beförderten  Waren  leicht  an- 
gelegt werden  konnten.  Auch  der  Uebergang  über  das  Elb- 
tal, das  an  dieser  Stelle  schmaler  ist  als  in  der  Nachbarschaft, 
konnte  von  hier  aus  leichter  ermöglicht  werden.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  noch,  daß  die  Elbe  sich  hier  vorübergehend  in 
zwei  Arme  teilt,  heute  Stromelbe  und  Alte  Elbe  genannt,  die 
eine  große  Insel  umschließen.  Diese  Insel  bot  Gelegenheit  zur 
Herstellung  von  Verteidigungsanlagen  und  gestattete,  den  Elb- 
verkehr leicht  zu  überwachen  und  nötigenfalls  zu  sperren. 

Durch  die  Entwässerung  und  Kultivierung  der  Niederungen 
und  durch  den  Fortschritt  der  Verkehrstechnik  hat  der  topo- 
graphische Charakter  der  Umgebung  für  die  Zufahrtsstraßen  an 
Bedeutung  verloren;  die  Wichtigkeit  des  Elbstromes,  besonders 
als  Schiffahrtsstraße,  ist  aber  geblieben. 

Das  einstmals  in  zahlreiche  Arme  geteilte  Strombett  der 
Elbe  ist  durch  Regulierurig  im  allgemeinen  zu  einem  gleich- 
mäßigen Mittelwasserbett  umgestaltet  worden.  Im  Weichbilde 
der  Stadt  ist  jedoch  die  Teilung  in  Stromelbe  und  Alte  Elbe 
bestehen  geblieben,  weil  die  städtische  Bebauung  die  Herstellung 
eines  einheitlichen,  für  alle  Wasserstände  genügend  breiten 
Strombettes  nicht  mehr  zuließ.  Die  Teilung  erfolgt  bei  Strom- 
kilometer 323,0  unterhalb  des  Vorortes  Prester;  die  Wieder- 
vereinigung findet  bei  Stromkilometer  329,3  an  der  neuen  Ber- 
liner Eisenbahnbrücke  statt.  Schiffbar  ist  nur  die  Stromelbe; 
in  die  Alte  Elbe  ist  bei  dem  Vorort  Crakau  ein  festes  Wehr 
eingebaut,  das  bei  niedrigen  Wasserständen  den  Abfluß  durch 
die  Alte  Elbe  fast  ganz  sperrt,  während  es  bei  höheren  Wasser- 
ständen überströmt  wird.  Hierdurch  ist  erreicht,  daß  bei 
niedrigen  Wasserständen  die  ganze  Wasserführung  des  Stromes 
zur  Vergrößerung  der  Fahrtiefen  in  die  Stromelbe  ver- 
wiesen wird. 

Die  Wasserstände  der  Elbe  wechseln  zwischen  0,13 
Meter  a.  Pegel  und  +  5,57  m  a.  Pegel.  Die  höchsten  Wasser- 
stände smd  selten  und  pflegen  verhältnismäßig  schnell  vorüber- 
zugehen; die  niedrigsten  Wasserstände  sind  häufiger  (Jahre  1904, 
1911,  1921;  und  pflegen  viele  Wochen,  bisweilen  monatelang,  an- 
zuhalten. Bei  höchstem  Hochwasser  führt  der  Strom  4320  cbm 
Sek.,  bei  niedrigstem  Niedrigwasser  etwa  95  cbm/sek.  Von  der 
Hochwassermenge  wird  der  dritte  Teil  durch  die  Elbumflut  ab- 
geführt, sodaß  bei  Magdeburg  nur  2885  cbm  abfließen:  Die 
Menge  des  Mittelwassers  beträgt  475  cbm  bei  einem  Pegelstande 
von  1,70  m. 

Die  Ausdehnung  der  bei  Hochwasser  überschwemmten  Vor- 
länder ist  in  der  Umgebung  von  Magdeburg  ziemlich  verschie- 
den, da  ein  gleichmäßiges  Hochwasserbett  nicht  ausgebaut  ist. 
Die  Deiche,  die  das  Ueberschwemmungsgebiet  abgrenzen,  sind 
zum  Teil  durch  allmähliche  Aufhöhung  älterer  Schutzdämmc 
entstanden,  die  ursprünglich  von  einzelnen  Interessenten  zur  Ab- 
kehrung höherer  Sommerwasserstände  von  tiefgelegenen  Wie- 
sen und  Aeckern,  ohne  Rücksicht  auf  einen  gemeinsamen  Plan, 
angelegt  waren.  Nur  einzelne  Deichstrecken  sind  später  zur 
Verbesserung  des  Hochwasserabflusses  verlegt  worden. 

Während  an  vielen  Stellen  die  Vorländer  zu  weit  sind,  ist 
das  Ueberschwemmungsgebiet  im  Weichbilde  der  Stadt  durch 
planlose  Bebauung  in  früherer  Zeit  zu  stark  eingeschränkt  wor- 
den. Die  dadurch  entstandenen  Mißstände  sind  in  großzügiger 
Weise  durch  die  Herstellung  der  sogenannten  Elbumflut  ab- 
gestellt worden. 

Das  eingedeichte  Umflutgerinne  zweigt  etwa  28  km  ober- 
halb der  Stadt,  in  der  Nähe  des  bekannten  früher  herzoglich 
anhaltischen  Schlosses  Dornburg,  aus  der  Elbe  ab,  folgt  zu- 
nächst einem  früheren  Nebenarm,  der  „Randauer  Alten  Elbe", 
bis  unterhalb  des  Dorfes  Plötzky,  führt  dann  unter  Abschnei- 
dung der  Windungen  dieses  Armes  an  dem  Dorfe  Pechau  und 
dem  Gute  Zipkeleben  vorbei  in  den  Lauf  des  Ehleflusses,  um 
mit  diesem  in  der  Nähe  von  Biederitz  das  dort  sehr  breite 
Ueberschwemmungsgebiet  der  Elbe  zu  erreichen.  Außer  der 
Hochwasserabführung  dient  die  Umflut  durch  besondere  An- 
lagen auch  den  Zwecken  der  Landesmelioration. 

Das  Umflutgerinne  ist  so  ausgebildet,  daß  es  den  dritten 
Teil  der  Hochwassermenge  der  Elbe  abführen  kann.  Es  wird 
jedoch  nur  bei  großen  Hochwassern  in  Anspruch  genommen, 
nämlich  wenn  ein  Wasserstand  von  etwa  4,70  m.  a.  Pegel  zu 
Magdeburg  überschritten  wird.  Für  gewöhnlich  ist  es  gegen 
die  Elbe  abgeschlossen,  um  dieser  kein  Wasser  zu  entziehen. 


Der  Abschluß  erfolgt  in  der  Nähe  des  Dorfes  Pretzin  durch  das 
berühmte  Pretziner  Wehr,  ein  Schützenwehr  dessen  an 
Drahtseilen  aufgehängte  Schütztafeln  sich  gegen  bewegliche 
eiserne  Ständer  (Losständerj  stutzen.  Die  bei  geschlossenem 
Wehr  senkrechten  Ständer  sind  am  oberen  Ende  drehbar  an  dem 
Ueberbau  einer  festen  eisernen  Brücke  gelagert,  während  das 
untere  Ende  sich  gegen  eine  von  oben  jederzeit  lösbare  Ver- 
riegelung stützt.  Nach  Aufziehen  der  Schütztafeln  und  nach 
Auslösung  dieser  Verriegelung  können  die  Losständer  strom- 
abwärts ausschwingen  und  durch  Ketten  in  eine  wagerechte 
Lage  unter  die  Brückenfahrbahn  aufgezogen  werden,  so  daß  die 
Wehröffnungen  zwischen  den  Pfeilern  bis  über  den  höchsten 
Wasserstand  vollständig  frei  sind.  Andererseits  können  sie  durch 
Gegenketten  wieder  in  die  senkrechte  Lage  gegen  den  Strom 
zurückgeholt  und  verriegelt  werden.  Durch  diese  Bauart  ist  es 
ermöglicht,  das  Wehr  erst  bei  Eintritt  des  für  die  Inanspruch- 
nahme des  Umflutgerinnes  maßgebenden  Wasserstandes  zu  öff- 
nen und  bei  fallendem  Hochwasser  bereits  bei  Wiedereintritt 
dieses  Wasserstandes  zu  schließen.  Da  die  Losständer  strom- 
ab ausschwingen,  kann  auch  eine  Eisversetzung  des  Obergrabens 
das  Oeffnen  des  Wehres  nicht  verhindern.  Der  Untergraben  liegt 
bei  geschlossenem  Wehr  an  den  meisten  Stellen  nahezu  trocken; 
er  dient  für  die  Entwässerung  der  umliegenden  Ländereien.  Der 
dagegen  stets  mit  Wasser  gefüllte  Obergraben  ist  schiffbar  und 
dient  besonders  für  den  Wasseranschluß  der  in  der  Gegend  von 
Pretzin  gelegenen  Steinbrüche. 

Das  Mittelwasserbett  der  Elbe  ist  im  wesentlichen 
im  19.  Jahrhundert  durch  Stromregulierung  festgelegt  worden. 
Neben  Zwecken  der  Landesmelioration  ist  dadurch  besonders 
die  Verbesserung  der  Fahrtiefen  für  die  Schiffahrt  erstrebt 
worden.  Die  regulierte  Strombreite  beträgt  zwischen  Saale- 
mündung und  Havelmündung  170  m  zwischen  den  Streichlinien; 
im  Weichbilde  der  Stadt  Magdeburg  geht  die  Breite  jedoch  in- 
folge der  Stromteilung  und  infolge  Einengung  durch  Uferanla- 
gen stellenweise  bis  auf  120  m  herab.  Ueber  das  Ziel  des  Aus- 
baues hinsichtlich  der  Fahrtiefen  sind  bereits  auf  dem  Wie- 
ner Kongreß  Verhandlungen  zwischen  den  Elbuferstaaten  be- 
gonnen worden,  die  schließlich  zur  Aufstellung  der  sogenannten 
Elbschiffahrtsakte  vom  23.  Juni  1821  und  einer  später  noch  zu- 
gefügten Additionalakte  vom  13.  April  1844  geführt  haben. 
Durch  letztere  ist  als  Ziel  der  Regulierung  eine  Mindesttiefe 
von  3  rheinischen  Fuß  (0,94  m)  bei  einem  Wasserstand,  der  um 
6  Zoll  (0,16  m)  höher  ist  als  das  Niedrigwasser  von  1842,  fest- 
gesetzt worden.  Unter  Berücksichtigung  der  seitdem  einge- 
tretenen Veränderungen  in  der  Höhenlage  des  Niedrigwasser- 
spiegels und  der  Stromsohle  geht  diese  Festsetzung  dahin,  daß 
in  der  Strecke  bei  Magdeburg  bei  einem  niedrigsten  Wasser- 
stand von  —  0,13  m  a.  Pegel  die  Sohle  auf  wenigstens  —  0,68  m 
a.  Pegel  liegen  muß,  was  einer  Mindestfahrtiefe  von  0,55  m  ent- 
spricht. Dieses  Ziel,  das  allerdings  den  Bedürfnissen  der  mo- 
dernen Schiffahrt  bei  weitem  nicht  mehr  entspricht,  ist  durch 
die  bestehende  Regulierung  erreicht  worden.  An  den  un- 
günstigsten Stellen,  die  im  Stadtgebiet  liegen,  betrug  die  ge- 
ringste Wassertiefe  in  den  besonders  trockenen  Sommern  1904, 
1911,  und  1921  noch  gegen  60  cm,  zwischen  Saalemündung  und 
Prester  betrug  sie  im  allgemeinen  nicht  unter  75  cm  und  unter- 
halb Herrenkrug  im  allgemeinen  nicht  unter  90  cm. 

Zur  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  der  Elbe  als  Schiff- 
fahrtsstraße in  ihrem  jetzigen  Zustande  muß  man  die  Häufig- 
keit der  Wasserstände  berücksichtigen.  Nach  einer  vom  Ver- 
fasser aufgestellten  Statistik  über  den  25-jährigen  Zeitraum  von 
1896  bis  1920  ergibt  sich  folgende  Zusammenstellung: 


Wasserstand  am 
Pegel  zu  Magde- 
burg m 

Geringste  Fahr- 
tiefe annähernd 
m 

Im  Jahresdurch- 
schnitt unterschrit- 
ten an  Tagen 

0,13 

0,55 

0 

0 

0,70 

4 

0,10 

0,80 

8 

0,20 

0,90 

12 

0,40 

1,00 

24 

0,60 

1,20 

44 

0,80 

1,50 

80 

1,00 

1,70 

123 

1,20 

1,90 

168 

1,40 

2,00 

198 

Die  geringste  Fahrtiefe  wächst  bei  zunehmendem  Wasser- 
stande etwas  langsamer  als  dieser,  weil  die  beim  niedrigsten 
Wasserstande  am  tiefsten  ausgespülten  Uebergänge  wieder  ver- 
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Banden.  Die  Fahrtiefe  muß  im  allgemeinen  wenigstens  20  cm 
größer  sein  als  der  Tiefgang  eines  verkehrenden  Fahrzeuges. 
Die  großen  Elbschiffe  erfordern  voll  beladen  bei  einem  Tief- 
gang von  1,80  m  also  eine  Fahrtiefe  von  wenigstens  2  m.  Sie 
können  daher  im  Jahresdurchschnitt  nur  an  167  Tagen  mit  vol- 
lem Tiefgang  verkehren,  an  34  Tagen  reicht  die  Fahrtiefe  auch 
für  den  halben  Tiefgang  nicht  aus.  Bei  Fahrtiefen  unter  1,20  m, 
also  an  44  Tagen,  wird  der  regelrechte  Schleppverkehr  aber 
schon  deswegen  sehr  erschwert,  weil  die  meisten  Schlepp- 
dampfer im  allgemeinen  1,0  bis  1,10  m  tief  gehen.  Wegen  Hoch- 
wasser wird  die  Schiffahrt  im  allgemeinen  eingestellt,  wenn  ein 
Wasserstand  von  4,20  m  a.  Pegel  überschritten  wird;  im  Jahres- 
durchschnitt tritt  dieser  Fall  nur  an  2  Tagen  ein. 

Die  Behinderungen  der  Schiffahrt  durch  ungenügende  Fahr- 
tiefe sind  tatsächlich  noch  empfindlicher,  als  es  nach  den  vor- 
stehenden Angaben  erscheinen  mag  weil  die  niedrigen  Wasser- 
stände meistens  in  der  verkehrsreichsten  Zeit,  und  zwar  in  den 
Herbstmonaten,  eintreten.  Tn  besonders  trockenen  Jahren  kön- 
nen die  Niedrigwasserstände  sehr  lange  andauern;  im  Sommer 
1Q04  blieb  der  Pegelstand  etwa  63  Tage  unter  Null,  der  Sommer 
1921  war  noch  ungünstiger. 

Trotz  dieser  Unzulänglichkeit  hatte  Magdeburg  vor  dem 
Kriege  einen  bedeutenden  Binnenschiffahrtsverkehr.  Der  Orts- 
verkehr betrug  nach  einer  im  Jahre  1907  aufgenommenen  Sta- 
tistik rd.  1,5  Millionen  Tonnen  angekommener  und  rd.  0,7  Mil- 
lionen Tonnen  abgegangener  Güter,  zusammen  2.2  Mill.  Tonnen. 
Für  den  Durchgangsverkehr  fehlen  statistische  Angaben,  doch 
wird  die  Zahl  der  vor  dem  Kriege  verkehrenden  Fahrzeuge  auf 
ji'hrlich  mindestens  10  000  nach  jeder  Richtung  geschätzt.  Rech- 
net man  eine  mittlere  Tragfähigkeit  von  etwa  600  t  und  nimmt 
man  an,  daß  nur  die  Hälfte  der  Fahrzeuge  beladen  war,  so  kann 
man  auf  einen  Durchgangsverkehr  von  6  bis  7  Mill.  t  schließen. 

Der  Umschlag  vollzieht  sich  zum  großen  Teil  an  den  Flb- 
ufern,  besonders  am  linken  Ufer,  wo  große  Strecken  mit  Kai- 
gleisen und  Kränen  ausgestattet  sind,  sowie  an  der  sogenannten 
Zollelbe,  die  die  Zufahrt  zum  fiskalischen  Winterhafen  bildet. 
Ferner  besteht  ein  städtischer  Handelshafen  und  ein  Industrie- 
hafen. Während  jener  dem  Umschlag  auf  die  Eisenbahn  dient, 
ist  dieser  in  erster  Linie  für  die  Ansiedhing  von  Industrien  an 
schiffbarer  Wasserfläche  bestimmt.  Alle  genannten  Häfen  sind 
aus  der  Uebcrsichtskarte  ersichtlich. 

Aus  den  vorstehenden  Angaben  über  die  Fahrtiefen  geht 
hervor,  daß  die  Fahrstraße  der  Elbe  dringend  der  Verbesserung 
bedarf,  wenn  sie  den  Ansprüchen  der  Gegenwart  genügen  soll. 
Die  Reichsvcrkehrsverwaltung  hat  dies  wohl  erkannt  und  hat 
schon  wiederholt  Untersuchungen  über  die  Möglichkeit  und  den 
Erfolg  einer  Niedrigwasserregulierung  angestellt. 
Bereits  durch  das  Reichsgesetz  vom  24.  Dezember  1911  ist  fest- 
gesetzt, daß  die  Elbe  unterhalb  der  Saalemündung  auf  1,25  m 
Tiefe  ausgebaut  werden  soll.  Daß  seitdem  sehr  zum  Schaden 
des  mitteldeutschen  Wirtschaftslebens  noch  nichts  eeschehen 
ist,  licet  einerseits  an  den  Hemmungen  durch  den  Krieg  und 
die  Kriegsfolgen.  andererseits  aber  auch  daran,  daß  schon  vor 
dem  Kriege  der  leidige  Streit  um  die  Aufbringung  der  Kosten 
durch  .Schiffahrtsabgaben  die  Bereitstellung  von  Geldmitteln 
durch  den  Staatshaushalt  verhindert  hatte. 

Die  Tiefe  der  Fahrrinne  läßt  sich  wesentlich  nur  durch  Ein- 
schränkung der  Breite  vergrößern.  Eingehende  Untersuchun<zen 
haben  ergeben,  daß  bei  der  geringsten  bisher  beobachteten  Was- 
serführung der  Elbe  (etwa  95  cbm/sek)  zwischen  Saale-  und 
Havelmündung)  sich  durch  verschärfte  Recrulierung  eine  Fahr- 
tiefe von  1,60  m  erreichen  läßt,  wenn  die  Sohlenbreite  auf  das 
äußerste  für  den  Schiffahrtsbetrieb  noch  zulässige  Maß  von 
50  m  eingeschränkt  wird.  Die  Einschränkung  soll  durch  Grund- 
schwellen mit  flacher  Neigung  (1  :  20)  erfolgen,  derart,  daß  mit 
steigenden  Wasserständen  die  nutzbnre  Breite  der  Fahrrinne 
schnell  zunimmt,  nämlich  mit  je  10  cm  Wasserwuchs  um  4  m. 
Ob  wohl  nach  den  Krfahruno^en  auf  anderen  Wasserstraßen  mit 
jrrößerem  Verkehr  (Main.  We  ser,  obere  Oder)  eine  Breite  von 
50  m  als  ausreichend  gelten  kann,  scheinen  sich  viele  Elbschiff- 
fnhrtsinteressenten  mit  dem  Gedanken  an  eine  so  weitgehende 
Einengung  noch  nicht  befreunden  zu  können.  Es  ist  aber  zu 
beachten,  daß  bei  Niedrigwasser  auch  schon  jetzt  die  viel 
flachere  und  unregelmäßisrere  Fahrrinne  an  vielen  Stellen  kei- 
neswegs breiter  ist  und  daß  die  Einengung  bis  auf  50  m  nur 
vorübergehend  praktisch  in  Erscheinune;  tritt;  dafür  ist  der 
Vorteil  einer  ausreichenden  Fahrtiefe  für  die  bessere  Ausnutzung 
der  Schiffsgefäße  von  größter  Bedeutung. 

Wen  n  man  sich  vorläufig  mit  einer  Vertiefung  im  Sinne 
des  Reichsgesetzes  vom  24.  Dezember  1911,  also  auf  nur  1,25  m 
bei  _  nicdricrstem  Wasserstande,  beenügt,  so  kann  die  Sohlen- 
breite etwa  90  m  betrasjen;  es  können  dann  auch  Schiffe  von 
80  m  Länge  noch  an  jeder  Stelle  wenden,  während  sie  dies  bei 
50  m  Sohlenbrcite  nur  an  besonders  geeiErneten  Stellen,  wo  zwi- 
schen den  Grundschwellen  genügende  Wassertiefe  vorhanden 
ist,  tun  könnten.  Derartige  Stellen  werden  jedoch  in  ausreichen- 
der Zahl  vorhanden  sein.  Ein  Vergleich  des  Nutzens  einer  Ver- 
tiefung auf  1,60  m  und  einer  solchen  auf  nur  1,25  m  für  die  Aus- 


nutzung der  Schiffsgefäße  ergibt  sich  aus  der  nachstehenden  Zu- 
sammenstellung. 

Als  ein  weiteres  Mittel  zur  Verbesserung  der  Fahrtiefen 
kommt  noch  die  Aufhöhung  des  Niedrigwassers 
durch  Wasserzuschuß  aus  den  im  Oberlauf  der  Saale  zu  erbau- 
enden Talsperren  in  Frage.  Wenn  diese  Talsperren  in  dem  für 
die  Wasserwirtschaft  der  Elbe  günstigstem  Sinne  ausgeführt 
und  betrieben  werden,  so  kann  darauf  gerechnet  werden,  daß  die 
Wasserführung  der  Elbe  unterhalb  der  Saalemündung  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  unter  150  cbm/sek.  sinkt.  Alsdann  würden  die 
geringsten  Fahrwassertiefen  der  auf  Niedrigwasser  regulierten 
Elbstrecke  von  1,60  m  auf  2,05  m  oder  bei  geringerer  Breiten- 
einschränkung von  1,25  m  auf  1,60  m  gesteigert  werden.  Es 
läßt  sich  jedoch  noch  nicht  übersehen,  ob  die  Wasserwirtschaft 
der  Talsperren,  die  auch  noch  anderen  Interessen  dienen  soll,  so 
eingerichtet  werden  wird,  daß  die  volle  Aufhöhung  des  Elb- 
niedrigwassers auf  150  cbm/sek  jederzeit  gewährleistet  ist. 

Die  durch  die  beiden  verschiedenen  Grade  des  Ausbaues  für 
die  Schiffahrt  zu  erwartenden  Verbessenmgen  sind  aus  nach- 
stehender Zusammenstellung  zu  ersehen. 
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Der  verschärfte  Ausbau  würde  also  die  Ausnutzung  des 
\  ollen  Tiefganges  19  Tage  länger  ermöglichen  als  der  vorläu- 
fige Ausbau.  Es  ist  eine  wirtschaftliche  Erwägung,  ob  es  sich 
lohnt,  dafür  die  erheblichen  Mehrkosten  aufzuwenden.  Zu  be- 
ri'cksichtigen  ist  auch,  daß  die  aus  dem  Mittellandkanal  auf  die 
Elbe  übergehenden  Kanalschiffe  im  voll  beladenen  Zustande  im 
allgemeinen  eine  Fahrtiefe  von  2,20  m  erfordern. 

Die  Durchführung  der  Niedrigwasserregulierung  führt  in- 
nerhalb des  Weichbildes  der  Stadt  Magdeburg  zu  Schwierig- 
keiten. Die  durch  die  Teilung  in  zwei  Arme  bereits  ver- 
ringerte Strombreite  war  für  den  vor  dem  Kriege  außerordent- 
lich lebhaften  Verkehr  an  den  zahlreichen  am  Strom  gelegenen 
Umschlag-  und  Liegestellen  schon  im  jetzigen  Zustande  nicht 
ausreichend,  so  daß  eine  weitere  Einschränkung  durchaus  nach- 
teilig wäre.  Dazu  kommt  noch,  daß  die  Gefälleverhältnisse  in- 
nerhalb der  Stadt  sehr  ungünstig  sind.  Es  kreuzen  hier  näm- 
lich mehrere  Felsbänke  das  Strombett  der  Elbe  und  verursachen 
von  Stromkm.  325  bis  328  bei  niedrigen  Wasserständen  ein 
starkes  Gefälle.  Am  deutlichsten  tritt  bei  Stromkm  325,7  der  so- 
nannte  Domfelsen  in  b>scheinung,  der  wie  ein  Grundwehr  wirkt, 
sodaß  bei  geringer  Wasserführung  oberhalb  ein  Stau,  unterhalb 
ein  Steilgefälle  entsteht.  Zur  planmäßigen  Durchführung  der 
Niedrigwasserregulierung  wäre  ein  weitgehender  Gefälleaus- 
i'leich  mit  Senkung  des  Niedrigwasserspiegels  oberhalb  und 
Hebung  unterhalb  der  Felsstrecke  nicht  zu  vermeiden.  Da- 
durch würden  kostspielige  Felsarbeiten  und  Grundschwellen- 
bauten erforderlich,  und  die  Grundwasserstände  in  der  Nachbar- 
schaft könnten  schädlich  geändert  werden.  Auch  bei  weitgehen- 
f'em  Gefälleausgleich  würde  aber  diese  Strecke  doch  noch  stei- 
ler bleiben  als  die  anschließenden  Stromstrecken  oberhalb  und 
unterhalb,  daher  müßte,  wenn  die  gleiche  Fahrtiefe  erreicht  wer- 
den soll,  die  Strombreite  jedenfalls  stärker  eingeschränkt  wer- 
den, was  mit  Rücksicht  auf  die  jetzt  schon  empfundene  Enge 
des  Fahrwassers  sehr  unerwünscht  ist. 

Aus  diesen  Gründen  plant  man  seit  längerer  Zeit,  für  die 
durchfahrende  Schiffahrt  einen  besonderen  Kanal  anzulegen,  der 
die  schwieriee  Stadtstrecke  umgeht.  Dieser  sogenannte  U  m  - 
srehungskanal  soll  bei  Stromkm  321,  kurz  oberhalb  de.s 
Vorortes  Prester,  die  Elbe  verlassen,  soll  dann  die  Niederung 
östlich  der  Vororte  Crakau  und  Friedrichstadt  durchschneiden 
und  unterhalb  des  Herrenkrugs  wieder  in  die  Elbe  einmünden 
(vel.  den  Lageplan).  Mit  Rücksicht  auf  den  Verkehr  von  Elb- 
schleppzügen und  auf  die  Begegnung  der  16  bis  18  m  breiten 
Schleppdampfer  wird  der  Kanal  erheblich  breiter  als  der  Mittel- 
landkanal; seine  Spiegelbreite  beträgt  bei  niedrigstem  Wasser- 
stand noch  55  m,  die  geringste  Wassertiefe  3,0  m.  Bemerkens- 
wert ist,  daß  die  obere  Miuiduncr  gegen  den  Strom  gerichtet 
werden  soll.  Dadurch  wird  die  Leistungsfähigkeit  erheblich  ver- 
.crrößert,  weil  die  ein-  und  ausfahrenden  Fahrzeuge  nicht  einzeln 
zu  wenden  brauchen.  Die  Einfahrt  mit  dem  Strome  wird  nach 
eingehenden  Untersuchuneen  für  gefahrlos  gehalten,  wenn  Last- 
kähne nur  mit  Schlepperhilfe  einlaufen  und  wenn  die  Anzahl  der 
geschleppten  Staffeln  auf  2,  bei  höheren  Wasserständen  auf  1, 
beschränkt  wird. 

Der  Kanal  erhält  am  oberen  und  am  unteren  Ende  Schleu- 
sen, jedoch  wird  nur  eine   Mündung  abgeschlossen,  während 
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die  andere  offen  steht.  Bei  höheren  Wasserständen,  und  zwar 
von  1,20  m  a.  Pegel  an,  wird  die  obere  Schleuse  geschlossen  und 
die  untere  bleibt  offen,  bei  Wasserständen  unter  1,20  m.  a.  Pegel 
findet  das  Umgekehrte  statt.  Dadurch  wird,  ohne  daß  die 
Schiffahrt  durch  zweimaliges  Schleusen  gehindert  wird,  ein  zu 
großer  Wasserstandwechsel  im  Kanal  vermieden  und  die  Erd- 
arbeiten für  die  Herstellung  des  Kanalbettes  werden  einge- 
schränkt; vor  allem  werden  aber  die  Wasserstandsverhältnisse 
in  landwirtschaftlicher  Hinsicht  für  die  durchschnittene  Niede- 
rung verbessert,  weil  in  nassen  Zeiten,  in  denen  fast  immer  auch 
höhere  Elbwasserstände  vorhanden  sind,  das  Grundwasser  ge- 
senkt, in  trockenen  Zeiter  aber  gehoben  wird.  Bei  einem  Was- 
serstande von  mehr  als  4,20  m  a.  Pegel  hört  der  Schiffahrtsver- 
kehr auf  der  Elbe  auf.  Der  Umgehungskanal  wird  dann  auch 
am  unteren  Ende  abgeschleust.  Die  Kanalstrecke  zwischen  den 
beiderseitigen  Schleusenanlagen  bleibt  also  hochwasserfrei.  Da- 
durch können  die  Kanaldämme  entsprechend  niedriger  gehalten 
werden,  sodaß  eine  etwaige  spätere  Bebauung  der  Kanalufer  er- 
leichtert wird. 

Die  Schleusen  sollen  als  Schleppzugschleusen  von  25  m 
nutzbarer  Breite  und  325  m  nutzbarer  Länge  ausgebildet  wer- 
den. Es  können  daher  4  Staffeln  von  je  2  nebeneinander  liegen- 
den größten  Elbschiffen  (80  m  lang  und  11  bis  12  m  breit),  also 
8  größte  Fahrzeuge  oder  ein  breiter  Schleppdampfer  und  6 
größte  Fahrzeuge  oder  12  mittlere  Fahrzeuge,  gleichzeitig  ge- 
schleust werden.  Die  große  Schleusenbreite  ermöglicht  auch 
die  leichtere  Durchfahrung  der  offenstehenden  Schleuse.  Vor- 
läufig sollen  nur  einfache  Schleuse  gebaut  werden,  jedoch  wird 
bei  der  Ausgestaltung  des  Grundrisses  und  beim  Grunderwerb 
bereits  auf  die  spätere  Ausführung  je  einer  zweiten  Schleuse 
Rücksicht  genommen. 

Die  Kanalbrücken  sollen  den  Kanal  in  einer  Oeffnung  über- 
spannen und  an  beiden  Seiten  noch  Raum  für  einen  Leinpfad 
frei  lassen.  Die  lichte  Durchfahrtshöhe  soll  4  m  über  dem 
höchsten  schiffbaren  Wasserstand  betragen. 

Endlich  wird  noch  untersucht,  ob  es  sich  empfiehlt,  das  an 
den  Schleusen  vorhandene  Gefälle  zur  Kraftgewinnung  auszu- 
nutzen. Nach  vorläufiger  Berechnung  könnten  ohne  Beein- 
trächtigung des  Schiffahrtsbetriebes  jährlich  etwa  4,5  Mill.  Kilo- 


wattstunden gewonnen  werden.  Die  wirtschaftlichen  Bedingun- 
gen für  die  Kraftgewinnung  scheinen  günstig  zu  sein. 

Durch  die  in  Aussicht  genommene  Fertigstellung  des  M  i  t- 
tellandkanals  erhält  Magdeburg  zu  seiner  Elbwasser- 
straße noch  einen  neuen  Verkehrsweg,  dessen  Bedeutung  für  die 
Weiterentwicklung  der  Stadt  als  Binnenschiffahrtsplatz  sehr  er- 
heblich ist.  Bekanntlich  ist  die  sogenannte  „Mittellinie"  des 
Mittellandkanals  zur  Ausführung  bestimmt;  diese  führt  nördlich 
an  der  Stadt  vorüber  und  kreuzt  die  Elbe  dicht  unterhalb  des 
Dorfes  Hohenwarthe,  bei  Stromkm  339,7,  wo  sie  mittels  einer 
Kanalbrücke  über  den  Strom  geführt  wird.  Die  hohe  Lage  des 
Kanalspiegels,  der  von  der  Schleuse  bei  Fallersleben  aus  auf 
gleicher  Höhe  von  56  m  über  N.  N.  gehalten  wird,  läßt  dies  zu. 
Das  an  der  linken  Stromseite  ziemlich  breite  Elbtal  wird  mittels 
einer  langen  Dammstrecke  überschritten;  an  der  rechten  Seite 
tritt  hohes  Ufergelände  dicht  an  den  Strom  heran,  der  Kanal 
liegt  dort  wieder  im  Einschnitt.  Er  mündet  zwischen  Niegripp 
und  Burg  in  den  bestehenden  Ihlekanal,  der  bereits  entsprechend 
erweitert  wird.  Beim  Abstieg  zum  Ihlekanal  ist  ein  Gefälle  von 
etwa  18,6  m  zu  überwinden. 

Die  Kanalbrücke  über  die  Elbe  erhält  eine  Hauptöffnung 
von  100  m  lichter  Weite  und  mehrere  Nebenöffnungen;  sie  liegt 
so  hoch,  daß  auch  bei  höchsten  Wasserständen  die  Elbeschiffe 
unter  ihr  hindurchfahren  können.  Der  Kanalverkehr  bleibt  also 
vom  Elbverkehr  vollkommen  getrennt;  dies  ist  ein  großer  Vor- 
teil für  den  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  beiden  Wasserstraßen. 

Zur  Verbindung  des  Kanals  mit  der  Elbe  sind  zwei  Zweig- 
kanäle in  Aussicht  genommen.  Der  eine  zweigt  auf  dem  lin- 
ken Elbufer  in  der  Nähe  des  Dorfes  Glindenberg  vom  Haupt- 
kanal ab  und  mündet  in  der  Nähe  von  Rothensee  in  die  Elbe. 
Dabei  ist  ein  Gefälle  von  10,8  bis  17,4  m,  je  nach  dem  Wasser- 
stande der  Elbe,  zu  überwinden.  Diese  Verbindung  vermittelte 
den  Verkehr  von  und  nach  Magdeburg  und  der  oberen  Elbe  und 
Saale.  Die  Stadt  Magdeburg  plant  in  der  Nähe  der  Mündung 
dieses  Zweigkanals  größere  Hafenanlagen.  Die  andere  Verbin- 
dung mit  der  Elbe  erfolgt  auf  dem  rechten  Ufer  aus  der  bereits 
auf  der  Höhe  des  Ihlekanals  liegenden  Haltung,  sie  mündet  etwa 
bei  Stromkm  346,6  in  die  Elbe  und  ist  hauptsächlich  für  den 
Verkehr  zwischen  Berlin  und  der  unteren  Elbe,  insbesondere 
Hamburg,  bestimmt. 


AUSBESSERUNGSARBEITEN  AN  KUPFERNEN  LOKOMOTIV- 
FEUERBÜCHSEN 

VON  REGIERUNGS-  UND  BAURAT  WEESE,  MAGDEBURG-BUCKAU. 


Als  Baustoff  für  die  Feuerbüchsen  der  Lokomotiven  der 
Reichsbahn  wird  Kupfer  verwendet.  Die  Auswechslung  der 
aus  der  Kriegszeit  noch  vorhandenen  eisernen  Feuerbüchsen 
durch  kupferne  wird  etwa  am  Schlüsse  des  nächsten  Jahres 
beendet  sein.  Die  Feuerbüchse  ist  derjenige  Teil  der  Loko- 
motive, der  die  Häufigkeit  und  Dauer  der  Außerbetriebsteilung 
der  Lokomotive  zur  Vornahme  von  Ausbesserungen  in  erster 
Linie  bestimmt.  Da  eine  Lokomotive  heute  über  6  Millionen 
Mark  kosten   dürfte,   so  bedeutet  jeder  Ausbesserungsarbeits- 

.      ,   .  K  ft,  7-  .        v         ,    ,         ..,       6  000  000  •  5  1 
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=  1000  Mk.  Die  Verzinsung  des  Lokomotivstandes  und 
der  zugehörigen  Einrichtungen  erfordert  eine  ähnliche  Summe, 
so  daß  mit  einem  Gesamtzinsverlust  von  mindestens  2000  M. 
zu  rechnen  ist.  Durch  Verminderung  der  Zahl  und  der  Dauer 
der  Ausbesserungen  können  also  sehr  große  Summen  erspart 
werden,  und  daher  muß  es  Sache  des  Eisenbahnmaschinen- 
technikers sein,  der  schnellen  und  dauerhaften  Ausbesserung  der 
Feuerbüchsen  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Die  Feuerbüchsen  werden  ausbesserungsbedürftig  infolge 
Verzehren  des  Baustoffes  der  Büchse  durch  die  Flamme,  infolge 
Bildung  von  Rissen  unter  der  durch  die  verschiedene  Erwär- 
mung wechselnden  Spannung  sowie  infolge  Vergrößerung  der 
Löcher  für  die  Rauchrohre,  Heizrohre  und  Stehbolzen'  durch 
die  mehrfache  Auswechslung  der  Rohre  und  Bolzen.  Die 
Ausbesserung  geschah  bisher  durch  Aufsetzen  oder  Unter- 
schieben von  Flicken,  durch  Einziehen  von  Buchsen  oder 
durch  Erneuerung  eines  oder  mehrerer  der  drei  Teile  der  Feuer- 
büchse —  Rohrwand,  Mantel,  Rückwand  —  oder  schließlich 
durch  Erneuerung  der  ganzen  Feuerbüchse. 

Flicken  werden  durch  Niete  oder  bei  Unzugänglichkeit 
der  Rückseite  durch  Flickschrauben  befestigt.  Die  Berüh- 
rungsflächen zwischen  Flicken  und  Feuerbüchswand  einerseits 
und  zwischen  Flicken  oder  Wand  und  Niet  oder  Flickschrauben 
andererseits  sind  die  Quellen  ständiger  Undichtigkeiten,  nament- 
lich infolge  der  verminderten  Wasserkühlung  an  den  Ueber- 
lappungsflächen.  Die  Flicken  müssen  daher  in  den  Betriebs- 
werken häufig  nachgestemmt  werden,  und  bei  zu  großen  Un- 
dichtigkeiten und  stark  abgebrannten  Flicken  werden  die  Lo- 
komotiven   zur   Erneuerung    der  Flicken  den  Ausbesserungs- 


werken wieder  zugeführt.  Es  entstehen  also  zins^fressende 
Ausbesserungstage  sowohl  in  den  Bahnbetriebswerken  als  auch 
in  den  Ausbesserungswerken. 

Auf  Tafel  1  sind  die  bei  der  deutschen  Reichsbahn  üb- 
lichen hauptsächlichsten  Ausbesserungsarten  dargestellt.  Die 
Abbildungen  sind  dem  Merkblatt  über  Ausbesserungsarbeiten 
an  kupfernen  Feuerbüchsen  entnommen,  welches  kürzlich  unter 
Mitwirkung  des  Verfassers  aufgestellt  worden  ist. 

Abb.  1  und  Abb.  2  zeigen  einen  Winkelflicken  im  seitlichen 
und  oberen  Umbug  der  Rohrwand.  Rohrwand  und  Seiten- 
wand bzw.  Rohrwand  und  Decke  müssen  hinter  dem  Flicken 
ausgekreuzt  werden,  um  so  infolge  besserer  Wasserkühlung  eine 
möglichst  lange  Haltbarkeit  des  Flickens  zu  erreichen.  Einige 
Rohrlöcher  müssen  zugepfropft  werden,  um  den  Flicken  ge- 
nügend breit  herstellen  und  befestigen  zu  können. 

Die  Befestigung  geschieht  am  besten  mit  Nieten,  nicht  mit 
Flickschrauben,  da  die  Nietung  eine  längere  Dauer  der  Dich- 
tung bewirkt.  Allerdings  muß  vor  der  Ausführung  der  Nietung 
ein  Teil  der  Heizrohre  entfernt  sein,  auch  erfordert  die  Nietung 
von  Flicken  ausreichende  Erfahrung  und  Geschicklichkeit  der 
Arbeiter.  Man  findet  noch  mehrfach  Werkstätten,  die  nicht  nur 
sämtliche  Flicken,  sondern  auch  Rohrwände  und  Rückwände 
mit  Flickschrauben  befestigen,  und  denen  die  \'erwendung  von 
gekrümmten  und  nach  Bedarf  auch  verjüngten  Nieten,  die 
dort  einzubringen  sind,  wo  gerade  Nieten  nicht  zugeführt  wer- 
den können,  unbekannt  ist. 

Flicken  nach  Abb.  1  und  Abb.  2  werden  in  den  sehr  häufigen 
Fällen  verwendet,  in  denen  Risse  in  den  Umbügen  von  größerer 
Tiefe  als  etwa  ein  Drittel  der  Wandstärke  auftreten.  Kleinere 
Anrisse  erscheinen  unttetährüch.  Ferner  bei  Rissen  an  den  Niet- 
löchern oder  bei  geringer  Flanschstärke  oder  bei  abgezehrten 
Stemmkanten.  In  letzteren  Fällen  kann  man  allerdings  auch 
einen  Laschenflicken  nach  Abb.  3  oder  einen  Keilflicken  nach 
Abb.  4  anbringen.  Beide  Flicken  sind  aber  von  kurzer  Lebens- 
dauer, da  hier  infolge  der  dreifachen  Blechlagen  ein  schnelles 
Verbrennen  eintritt.  Sie  dürfen  daher  nur  verwendet  werden, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Lokomotive  auf  kürzere  Zeit 
noch  betriebsfähig  zu  halten,  und  wenn  nach  Abzehrung  des 
Flickens  die  Lokomotive  aus  anderen  Gründen  ohnehin  wieder 
zum  Ausbesserungswerk  kommen  muß. 
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Ist  bei  Heißdampflokomotiven  der  obere  Flansch  oder  der 
obere  Umbug  der  Rohtwand  schadhaft,  so  ist  fast  überall  bis- 
her die  Rohrwand  ausgewechselt  worden.  Nur  in  wenigen 
Ausbesserungswerken  sind  Winkelflicken  nach  Abb.  5  aus- 
geführt worden,  die  sich  bis  über  die  oberste  Reihe  der 
Rauchrohre  erstrecken,  Die  Ausführung  solch  großer  gebo- 
gener Flicken  erfordert  aber  ganz  zuverlässige  und  besonders 
geschickte  Arbeiter,  so  daß  eine  Ausbesserung  auf  diese  Art 
nur  selten  erfolgen  kann. 


Auch  müssen  bei  Beseitigung  des  Risses  durch  Schrauben  die 
angrenzenden  Heizrohrlöcher  durch  Stopfen  geschlossen  wer- 
den, da  beim  Wiedereinziehen  von  Heizrohren  infolge  des 
Walzens  eine  dauernde  Dichtung  an  den  Schrauben  nicht  er- 
reicht werden  kann.  Es  ist  also  mit  dieser  Ausbesserungsart 
durch  den  Fortfall  einiger  Heizrohre  der  Nachteil  einer  Ver- 
minderung der  Dampfentwicklung  verbunden. 

Sind  die  Löcher  der  Heizrohre  und  Rauchrohre  infolge 
mehrfacher    Auswechslung    der    Rohre    und  jedesmaliger  Be- 


ßbb.l 


fibb.Z 


flbb.3 


l/i/ifieltliefien  |y] 


T 

°\ 

■Sei  Itnniand  1 

\    Mofirmanä  \  Jiohrivanc 


feuerbüeXimanJ ' 


OopoOoOoO.opp 


SchniilÄ: 


/fbbö 


mm 


/Tbd.d 


Schnitt  a  b 

S  t  e/r  Aesse! rüc/rwana 


Zofsciienfi  ickei% 


Eine  weitere  häufige  Beschädigung  der  Rohrwand  sind 
Risse  in  den  Stegen.  Diese  treten  namentlich  dann  auf,  wenn 
die  Stege  infolge  mehrfacher  Erneuerung  der  Heizrohre  schwach 
geworden  sind.  Als  beste  Ausbesserungsart  hat  sich  das  Hin- 
terlegen eines  2 — 3  mm  starken  Kupferbleches  nach  Abb.  6  auf 
der  Wasserseite  erwiesen.  In  die  Rohrlöcher  werden  Buchsen 
mit  Gewinde  eingezogen,  deren  Flansch  das  Blech  fest  an  die 
Rohrwand  preßt.  Auf  der  Feuerseite  werden  die  Buchsen  um- 
gebördelt. 

Von  geringerer  Haltbarkeit  sind  Klammerplatten  oder  eine 
oder  mehrere  Schrauben,  die  in  den  Riß  eingesenkt  werden. 


arbeitung  der  infolge  des  Walzens  im  Betriebe  unrund  gewor- 
denen Löcher  zu  kreisrunden  Löchern  so  groß  geworden,  daß 
die  Rohre  nicht  mehr  die  genügende  Brustanlagefläche  an  der 
Rohrwand  haben  würden,  so  müssen  kupferne  Buchsen  in  die 
Rohrwand  eingezogen  werden.  Diese  sind  mit  Gewinde  zu 
versehen,  da  glatte  Buchsen  nicht  dauernd  dicht  halten. 

Die  Beseitigung  von  Schäden  an  den  Flanschen  der  Rück- 
wand geschieht  ebenso  wie  bei  der  Rohrwand.  Solche  Be- 
schädigungen treten  an  der  Rückwand  seltener  auf,  dagegen 
ist  die  Umgebung  des  Feuerloches  besonders  häufig  schadhaft. 
Bei  Rissen  an  den  Nietlöchern  oder  geringer  Wandstärke  der 
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Rückwand  unmittelbar  am  Feuerloch  wird  ein  Laschenflicken 
nach  Abb.  8  angebracht,  der  entweder  um  das  ganze  Feuerloch 
oder  um  einen  Teil  des  Loches  herumgeht. 

Häufig  ist  auch  die  Rückwand  oberhalb  oder  unterhalb 
des  Feuerloches  zwischen  den  Stehbolzenfeldern  stark  abgenutzt, 
weil  die  Reinigung  von  Kesselstein  an  diesen  Stellen  schwierig 
ist.  In  diesen  Fällen  wird  ein  Flicken  angebracht,  der  sich 
über  die  Stehbolzenfelder  in  der  Nähe  des  Feuerloches  erstreckt. 
Ein  solcher  Flicken,  der  die  schadhaften  Stellen  zugleich  über 
und  unter  dem  Feuerloch  beseitigt,  ist  in  Abb.  9  dargestellt. 

Treten  Schäden  in  den  weit  vom  Feuerloch  abliegenden 
Stehbolzenfeldern  der  Rückwand  oder  in  den  Stehbolzenfeldern 
der  Seitenwand  oder  der  Rohrwand  auf  —  geringe  Wandstärke, 
Risse  zwischen  den  Stehbolzcn,  zu  große  Stehbolzenlöcher  — , 
so  ist  ein  Flicken  nach  Abb.  7  anzubringen,  der  im  allge- 
meinen mit  Flickschrauben  befestigt  wird,  da  ein  Nieten  meist 
schwer  möglich  ist  und  ein'  solcher  Flicken  auch  ohnehin 
wegen  des  Abbrennens  nur  als  Notbehelf  für  kurze  Zeit  gelten 
kann. 

Ist  ein  größerer  Teil  der  Stehbolzenfelder  der  Seitenwand 
schadhaft,  so  wird  ein  durchgehender  Seitenwandflicken  nach 
Abb.  10  angebracht,  der  nach  Herausnahme  des  Bodenringes 
mit  Nieten  befestigt  werden  kann.  Senkrechte  Nähte  sind 
hier  vermieden  und  die  wagerechte  Naht  ist  außerhalb  der 
P'euerzone  —  über  die  4.  oder  5.  Stehbolzenreihe  oberhalb 
des  höchsten  Bolzens  des  Feuerschirmträgers  —  gelegt,  so 
daß  bei  guter  Arbeit  Undichtigkeiten  seltener  auftreten. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  die  Schwierigkeiten 
und  Nachteile  gezeigt,  die  mit  der  mechanischen  Ausbesserung 
der  kupfernen  Feuerbüchsen  verbunden  sind  und  lassen  daher 
die  Bedeutung  des  in  der  Hauptwerkstätte  Magdeburg-Buckau 
durchgebildeten  Arbeitsverfahrens  erkennen,  nach  welchem  alle 
schadhaften  Stellen  der  Feuerbüchse  durch  autogene  Schweißung 
in  ihre  ursprüngliche  Form  zurückgeführt  werden.  Seit  Jah- 
resfrist sind  im  genannten  Werk  Flicken  überhaupt  nicht  mehr 
aufgesetzt  worden,  abgesehen  von  durchgehenden  Seitenwand- 
flicken. 

Während  das  autogene  Schweißen  von  Eisen  schon  seit 
langer  Zeit  immer  mehr  vervollkommnet  worden  ist,  ist  die 
Kupferschweißung  in  den  ersten  Anfängen  stecken  geblieben, 
da  man  bisher  die  besonderen  chemischen  und  physikalischen 
Eigenschaften  nicht  ausreichend  berücksichtigt  hat.  Die  aus 
diesen  besonderen  Eigenschaften  des  Kupfers  sich  ergebenden 
Methoden  des  Schweißverfahrens  sollen  in  Folgendem  besprochen 
werden. 

Kupfer  nimmt  im  erhitzten  Zustande  begierig  Sauerstoff 
auf  und  geht  mit  ihm  die  chemische  Verbindung  Kupferoxydul 
ein.  Das  Kupferoxydul,  welches  einen  geringeren  Schmelzpunkt 
als  Kupfer  hat,  löst  sich  im  Kupfer  und  verschlechtert  seine  phy- 
sikalischen Eigenschaften.  Festigkeit  und  Dehnung  werden 
äußerst  gering.  Solches  Kupfer  wird  in  der  Praxis  als  ver- 
brannt bezeichnet.  Es  hat  eine  purpurrote  Farbe,  während 
reines  Kupfer  im  Bruch  rosarot  bis  gelbrot  aussieht. 

Die  Aufnahme  von  Sauerstoff  muß  also  verhindert  oder 
aufgenommener  Sauerstoff  entfernt  werden.  Dies  kann  zu- 
nächst durch  Beifügung  von  Stoffen  geschehen,  welche  sich 
ihrerseits  mit  dem  Sauerstoff  verbinden.  Solche  Stoffe  können 
am  besten  in  dem  Füllmaterial  für  die  Schweißnaht,  dem 
Schweißstab,  beigebracht  werden,  da  auf  diese  Weise  eine  gleich- 
mäßige Hin'zufügung  während  des  ganzen  Schweißprozesses  er- 
reicht wird,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  der  Schweißstab  eine 
gleichmäßige  Legierung  in  allen  seinen  Teilen  enthält.  In  der 
Hauptwerkstätte  Magdeburg-Buckau  wird  Canzler-Draht  be- 
nutzt (Hersteller  Carl  Canzler  in  Düren.  D.  R.  P.  284  840),  der 
außer  Kupfer  Phosphor  und  Silber  enthält.  Der  Phosphor  ver- 
bindet sich  mit  dem  Sauerstoff  des  Kupferoxyduls  zu  Phos- 
phorsäure, welche  zum  größten  Teil  verdampft. 

Neuerdings  sollen  in'  Frankreich  besondere  Erfolge  mit 
vanadiumhaltigen  Stäben  erzielt  sein.  Bei  Anwendung  dieser 
Stäbe,  die  bis  0,4  v.  H.  Vanadium  enthalten,  soll  nach  der 
Patentbeschreibung  des  Franzosen  Raoul  Amedeo  (D.  R.  P. 
345  986)  das  grobkristallinische  Gefüge  der  Schweißstelle,  das 
sonst  als  Folge  der  Ueberhitzung  entstände,  vermieden  werden. 
Das  zugeführte  Vanadium  soll  nicht  ntir  als  Flußmittel  dienen, 
sondern  es  soll  auch  die  Oberflächenspannung  des  schmelzenden 
Metalls  verringert  werden,  so  daß  sich  dieses  ausbreitet  und 
schnell  zu  alle  zu  verschweißenden  Stellen  gelangt. 

Neben  dem  besonderen  Schweißstab  wird  neuerdings  in 
Buckau  noch  eine  Paste  verwendet,  mit  der  die  Schweißstelle 
und  die  n'ähere  Umgebung  vor  Beginn  des  Schweißens  be- 
strichen wird.  Sie  soll  vornehmlich  dazu  dienen,  beim  Er- 
hitzen eine  schützende  Haut  an  der  Oberfläche  des  Metalls 
zu  bilden,  so  daß  kein  Sauerstoff  zu  den  erhitzten  Partien 
zutreten  kann. 

Zur  Verhinderung  der  Aufnahme  von  Sauerstoff  darf  fer- 
ner der  innere  weiße  stäbchenförmige  Teil  der  Schweißflamme, 
in  dem  unmittelbar  nach  dem  Ausströmen  aus  dem  Brenner 
noch  Sauerstoff  und  Acetylen  im  mechanischen  Gemisch  vor- 


handen sind,  die  Schweißstelle  oder  den  Schweißstab  nicht 
berühren. 

Auch  muß  sehr  darauf  acht  gegeben  werden,  daß  die 
Schweißflamme  keinen  Ueberschuß  an  Sauerstoff  hat,  da  sonst 
gleichfalls  der  überschüssige  freie  Sauerstoff  sich  mit  dem 
Kupfer  zu  Kupferoxydul  verbinden  würde.  Erkennbar  ist  ein 
solcher  Ueberfluß  an  der  Verkürzung  und  violetten  Färbung 
des  inneren  stäbchenförmigen  Kernes. 

Schließlich  muß  die  Aufnahme  von  SauerstofT  an  den  er- 
hitzten Stellen  auch  noch  vermieden  bzw.  bereits  aufgenommener 
Sauerstoff  wieder  entfernt  werden  durch  Bestreichen  mit  dem 
äußeren  reduzierenden  Mantel  der  Schweißflamme.  Der  Schweiß- 
brenner muß  also  so  geneigt  werden,  daß  die  Flamme  immer 
die  unmittelbar  vorher  geschweißten  Stellen  deckt. 

Als  zweite  Eigenschaft  des  Kupfers  ist  zu  beachten,  daß 
es  in  flüssigem  Zustande  große  Mengen  von  Gasen  aufnimmt, 
die  sich  beim  Erstarren  wieder  vom  Kupfer  trennen  und  unter 
Schäumen  in  Bläschen  zur  Oberfläche  steigen.  Ein  Teil  dieser 
Bläschen  wird  nicht  rechtzeitig  vor  dem  Erstarren  die  Ober- 
fläche rreichen  und  so  werden  —  namentlich  bei  senkrechten 
Nähten  —  sich  Hohlräume  bilden;  das  Kupfer  wird  porös.  Die 
Gefahr  der  Aufnahme  von  Gas  liegt  vor  bei  einer  Schweiß- 
flamme, die  Acetylen  im  Ueberschuß  führt.  Das  Acetylen  und 
der  durch  die  Sauerstoffflasche  zugeführte  Sauerstoff  verbinden 
sich  nach  der  Formel  C2  Ha  +  2  0  =  2  C  0  -f  Hj  zu  Kohlen- 
oxyd und  Wasserstoff.  Darauf  entsteht  durch  Zuführung  des 
Sauerstoffes  der  Luft  nach  der  Formel  2CO-fH2-f30  = 
2  C  O2  +  H2  O  Kohlensäure  und  Wasser. 

Ist  nun  in  dem  inneren  Kern  ein  Ueberschuß  von  Acetylen 
vorhanden,  so  zersetzt  sich  dies  in  Kohlenstoff  und  Wasser- 
stoff. Der  Wasserstoff  wird  begierig  von  dem  Kupfer  aufgesogen 
und  das  Kupfer  wird   daher  beim  Erstarren  porös. 

Aus  der  großen  Wichtigkeit,  die  einer  richtig  eingestellten 
Flamme  beim  Kupferschweißen  beizumessen  ist,  folgt  die  Not- 
wendigkeit der  Verwendung  solcher  Brenner,  bei  denen  das 
einmal  eingestellte  Verhältnis  von  Sauerstoff  und  Acetylen  un- 
verändert bestehen  bleibt.  Bei  den  meisten  Bauarten  der 
Brenner  tritt  durch  die  Erwärmung  an  der  Austrittsöflfnung  und 
die  von  dort  ausgehende  Wärmeleitung  allmählich  eine  Ver- 
änderung des  Mischverhältnisses  ein,  indem  meist  das  am 
äußeren  Umfang  zugeführte  Acetylen  stärker  erwärmt  wird  als 
der  innen  zuströmende  Sauerstoff.  Die  starke  Erwärmung  be- 
wirkt größere  Ausdehnung  und  damit  geringere  Zuführung  von 
Acetylen,  also  entsteht  eine  Flamme  mit  Sauerstoffüberschuß. 
Die  Brenner  werden  daher  vorteilhaft  so  gebaut  sein,  daß  einer- 
seits die  Zuführung  beider  Gase  möglichst  wenig  von  der  Er- 
wärmung der  Spitze  beeinflußt  wird,  die  Mischkammer  also  weit 
entfernt  von  der  Spitze  liegt,  andererseits  die  doch  noch  vor- 
handene Wärmebeeinflussung  durch  geeignete  Führung  der  Gase 
in  gleichmäßigem  Maße  auf  Acetylen  und  Sauerstoff  erfolgt. 
In  Buckau  haben  sich  die  Brenner  der  Autogen-Gasaccumulator- 
Werke  gut  bewährt,  die  auch  den  Vorzug  geringen  Gewichts 
haben,  der  bei  der  durch  die  große  Hitze  recht  anstrengenden 
Arbeit  der  Schweißer  nicht  gering  anzuschlagen  ist. 

Als  weitere  Eigenschaften  des  Kupfers  sind  ganz  besonders 
zu  berücksichtigen  die  große  Wärmeleitfähigkeit,  die  320  gegen- 
über 56  bei  Eisen  beträgt  und  die  geringe  Festigkeit  bei  höherer 
Temperatur.  Bei  556°  hat  nämlich  Kupfer  schon  nur  33  v.  H. 
der  bei  10°  vorhandenen  Festigkeit.  Die  Festigkeit  beim  Ueber- 
gang  vom  flüssigen  Zustand  (1083°)  in  den  festen  ist  daher 
außerordentlich  gering. 

Beim  Zusammenschweißen  frei  beweglicher  Kupferstücke 
bereiten  diese  beiden  Eigenschaften  keine  großen  Schwierig- 
keiten, dagegen  muß  beim  Schweißen  eingespannter  Stücke  große 
Vorsicht  beobachtet  werden.  Um  letzteren  Fall  handelt  es  sich 
aber  bei  Schweißarbeiten  an  Feuerbüchsen  fast  immer. 

Wird  z.  B.  in  einem  allseitig  eingespannten  Stück  ein  Riß 
zugeschweißt,  so  erwärmen  sich  die  zu  beiden  Seiten  des  Risses 
liegenden  Zonen.  Es  tritt  also  eine  Ausdehnung  des  Kupfers 
ein,  so  daß  sich  die  Ränder  der  Schweißnaht  einander  nähern, 
da  ja  eine  Ausdehnung  nach  den  anderen  Seiten  nicht  erfolgen 
kann.  Ist  die  Schweißung  vollzogen,  so  erfolgt  eine  Abkühlung 
sowohl  der  Schweißnaht  als  auch  der  anliegenden  Zonen  und  da- 
mit eine  Schrumpfung,  die  zu  einem  Risse  führen  muß,  wenn  an 
irgendeiner  Stelle  die  Festigkeit  geringer  ist  als  die  Zugspannung. 
Der  Bildung  von  Rissen  kann  entgegengewirkt  werden  durch 
Hämmern  der  Schweißnaht  während  des  Erkaltens,  wodurch 
ein  Strecken  des  Baustoffes  in  mit  der  Schrumpfung  gleich- 
mäßigen Schritt  haltendem  Maße  erfolgen  kann.  Die  Schweiß- 
naht muß  etwas  stärker  als  die  Blechstärke  ausgeführt  werden, 
um  nach  dem  Hämmern  eine  Naht  von  der  Blechstärke  zu  er- 
halten. Es  empfiehlt  sich,  darüber  hinaus  die  Schw-eißnaht  zu 
verstärken,  um  einen  Ersatz  für  die  etwas  geringere  spezifische 
Festigkeit  der  geschweißten  Stelle  zu  erhalten. 

Das  Hämmern  muß  möglichst  schon  unmittelbar  nach  dem 
Schweißen  geschehen.  Dies  ist  aber  nur  möglich,  w-enn  man 
von  beiden  Seiten  an  die  Schweißstelle  heran  kann,  da  sonst 
infolge  des  einseitigen  Hämmerns  ein  Durchbiegen  der  Schweiß- 
stelle eintreten  würde.    Bei  Zugänglichkeit  beider  Seiten  kann 
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entweder  von  beiden  Seiten  zugleich  mit  je  einem  leichten 
Hammer  geschlagen  werden,  wobei  auf  genaues  Takthalten  der 
beiden  Hämmernden  zu  achten  ist,  um  Verbiegungen  zu  ver- 
meiden, oder  es  wird  auf  der  einen  Seite  vorgehalten  und  auf 
der  anderen  Seite  gehämmert.  In  Buckau  wird  auf  jeder  Seite 
ein  Hammer  bedient,  da  befürchtet  wird,  daß  der  schwere  Vor- 
schlaghammer die  Schweißstelle  zu  sehr  abkühlt  und  daß  bei 
einseitigem  Hämmern  die  Streckung  auf  der  Hammerseite 
größer  wird  als  auf  der  Vorhalteseite. 

Ein  anderes  Mittel,  die  Zugspannung  beim  Erkalten  zu  ver- 
rjigern,  ist  die  Abkühlung  der  neben  der  Schweißnaht  liegenden 
Stellen  mittels  nasser  Tücher,  kalter  Luft  oder  anderer  Kühl- 
mittel. Es  wird  dadurch  die  Ausdehnung  vermieden,  ja  es  kann 
sogar  durch  geeignete  Kühlung  unter  die  Normaltemperatur  eine 
Schrumpfung  erzeugt  werden,  die  der  Ausdehnung  der  unmittel- 
bar der  Schweißstelle  benachbarten  Teile,  deren  Erhitzung  nicht 
vermieden  werden  kann,  genau  das  Gleichgewicht  hält.  In 
einem  solchen  Falle  würde  eine  Zugspannung  in  der  Schweiß- 
stelle beim  Erkalten  gänzlich  vermieden  werden  können,  die 
praktische  Ausführung  in  dem  engen  Raum  einer  Feuerbüchse 
bereitet  jedoch  kaum  zu  überwindende  Schwierigkeiten. 

Um  die  Erwärmung  der  umgebenden  Zonen  möglichst  gering 
zu  halten,  muß  ferner  die  Schweißung  möglichst  rasch  erfolgen, 
d.  h.  es  müssen  einerseits  genügend  große  Brenner  gewählt 
werden,  andererseits  ein  möglichst  reiner  Sauerstoff  und  Acetylen 
verwendet  werden,  um  eine  möglichst  hohe  Temperatur  hervor- 
zubringen. 

Im  allgemeinen  werden  bei  Kupferschweißüngen  Brenner 
der  gleichen  Größe  verwendet  wie  bei  Eisenschweißungen,  nur 
werden  stets  zwei  Brenner  benutzt.  Wenn  die  Schweißungen 
von  beiden  Seiten  erfolgen,  wird  mit  beiden  Brennern  ge- 
schweißt, bei  einseitiger  Schweißung  dagegen  wird  mit  einem 
Brenner  vorgewärmt  und  mit  dem  anderen  geschweißt.  Es  wird 
also  in  beiden  Fällen  die  doppelte  Wärmemenge  wie  bei  Eisen 
zugeführt. 

Die  Lieferung  möglichst  reinen  Sauerstoffs  wird  durch 
Nachprüfung  eifizelner  Flaschen  jeder  Lieferung  und  Zurück- 
weisung solcher  von  ungenügender  Reinheit  erzielt. 

Die  Forderung  reinen  Acetylens  bedingt  die  Verwendung 
von  Gaserzeugern,  bei  denen  eine  Zersetzung  bei  der  Bildung 
des  Gases  infolge  zu  großer  Erhitzung  nicht  stattfinden  kann. 
Schubladenapparate,  bei  denen  kleine  Mengen  Wasser  einer 
großen  Menge  Carbid  zugeführt  werden,  sind  daher  nicht  geeignet 
für  Kupferschweißüngen. 

Bei  voller  Beachtung  aller  genannten  Erfordernisse  können 
Kupferschweißüngen  mit  Sicherheit  einwandsfrei  ausgeführt 
werden.  Als  Beispiel  sind  in  Tafel  2  einige  der  in  der  Haupt- 
werkstätte Magdeburg-Buckau  im  Jahre  1921  ausgeführten 
größeren  Kupferschweißüngen  dargestellt.  Alle  Schweißungen 
haben  bei  im  Kessel  eingebauter  Feuerbüchse  stattgefunden,  mit 
Ausnahme  der  in  Abb.  1,  2  und  13  dargestellten.  Aber  auch 
letztere  können  bei  eingebauter  Feuerbüchse  erfolgen,  ohne  auch 
nur  den  Kessel  aus  dem  Rahmen  der  Lokomotive  herausnehmen 
zu  müssen. 

Bezüglich  der  näheren  Ausführung  der  einzelnen  Schwei- 
ßungen wird  auf  den  Aufsatz  des  Verfassers  in  der  Zeitschrift 
des  Vereins  deutscher  Ingenieure,  Jahrgang  1921  Nr.  36  S.  945 
„Autogenschweißung  von  kupfernen  Lokomotiv-Feuerbüchsen  in 
der  Eisenbahn-Hauptwerkstätte  Magdeburg-Buckau"  verwiesen. 

Den  auf  Tafel  1,  Abb.  1,  2,  5  dargestellten  Flicken  ent- 
sprechen die  auf  Tafel  2,  Abb.  1,  8,  9,  11,  13,  14  wiedergegebenen 
Einschweißungen  von  Kupferstücken  in  die  Flanschen  der  Rohr- 
und Türwände,  wenn  Schäden  in  den  Flanschen  zu  beseitigen 
waren.  Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beseitigung  von  Rissen 
in  den  Umbügen  dieser  Wände,  so  können  diese  in  einfachster 
Weise  einseitig  oder,  wenn  zugänglich,  beiderseitig  zugeschweißt 
'werden.  Diese  häufig  vorkommenden  Schweißungen  sind  in 
Tafel  2  nicht  besonders  dargestellt.  Im  Falle  der  Flicken  in 
Abb.  3  und  4  der  Tafel  1  würde  bei  Ausbesserung  durch 
Schweißen  ein  einfaches  Aufschweißen  von  Kupfer  auf  die 
Stemmkanten  erfolgen. 

Den  Flicken  in  Abb.  6  der  Tafel  1  entsprechen  die  Stegriß- 
schweißungen  in  Abb.  3,  4,  5,  6,  7,  12  der  Tafel  2.  In  die  den 
Rissen  benachbarten  Rohrlöcher  werden  Stopfen  eingeschweißt, 
die  nachher  aufgebohrt  werden,  so  daß  die  Löcher  und  damit 
auch  die  Stege  wieder  die  Regelgröße  erhalten.  Zur  Vornahme 
der  Schweißungen  müssen  allerdings  ebenso  wie  bei  der  mecha- 
nischen Ausbesserung  die  Rohre  so  weit  entfernt  werden,  daß 
ein  Schweißer  im  Innern  des  Kessels  stehen  kann.  Die 
Schweißung  eines  Risses  einschließlich  eines  Stopfens  dauert 
jedoch  nur  etwa  7  Minuten. 

Flicken  nach  Tafel  1,  Abb.  7  werden  zum  Teil  angebracht, 
um  Risse  zu  verdecken,  die  zuweilen  zwischen  Stehbolzenlöchern 
auftreten.  Solche  Risse  können  einseitig  zugeschweißt  werden, 
indem  die  angrenzenden  Stehbolzenlöcher  mit  zugeschweißt 
werden.  Schweißung  und  Vorwärmung  erfolgt  von  der  Feuer- 
seite aus.  Hierdurch  tritt  eine  stärkere  Erwärmung  und  damit 
größere  Dehnung  der  Wand  auf  der  Feuerseite  ein  und  die  Wand 
biegt  sich  nach  der  Feuerseite  aus.    Der  Riß  öffnet  sich  also,  es 


kann  mehr  Material  eingeschweißt  werden,  als  der  Länge  in  der 
Ebene  entspricht,  und  beim  folgenden  Schrumpfen  geht  die  Wand 
ohne  oder  mit  geringen  Spannungen  in  die  ebene  Lage  über.  Vor 
dem  Schweißen  müssen  genügend  Stahlbolzen  entfernt  werden, 
um  die  Ausbeulung  zu  ermöglichen. 

Die  nen  dagegen  die  Flicken  als  Ersatz  zu  dünner  Wand- 
stellen, so  kann  die  Ausbesserung  durch  Schweißen  nur  dadurch 
erfolgen,  daß  man  Flicken  nach  Abb.  15,  16  oder  17  einschweißt. 
Flicken  auf  vier  Seiten  in  eine  ebene  Wand  einzuschweißen,  ist 
bisher  nicht  gelungen,  dürfte  bei  einseitiger  Schweißung  auch 
kaum  ausführbar  sein.  Im  allgemeinen  empfiehlt  es  sich  auch, 
bei  zu  dünnen  Stellen  in  den  Seitenwänden,  um  die  es  sich  ja 
meist  handelt,  einen  durchgehenden  Vorschuh  nach  Abb.  10  auf 
Tafel  1  oder  Abb.  15  auf  Tafel  2  anzubringen,  da  sonst  bald 
die  Lokomotive  wegen  zu  dünner  anderer  benachbarter  Stellen 
wieder  zur  Ausbesserung  kommt.  Bei  der  in  Abb.  16  dargestellten 
Feuerbüchse  der  Lokomotive  642  mußte  ausnahmsweise  ein  Eck- 
flicken angebracht  werden,  weil  nach  noch  nicht  einjährigem 
Betriebe  der  neu  eingebauten  Feuerbüchse  eine  Durchbeulung 
an  dieser  Stelle  eintrat,  die  auf  einen  Walzfehler  des  Bleches 
zurückzuführen  war. 

An  die  Stelle  der  Türloch-Flicken  nach  Tafel  1,  Abb.  8 
treten  einfache  Aufschweißungen  von  Kupfer  und  an  Stelle 
der  Flicken  nach  Tafel  1,  Abb.  9  Schweißungen  nach  Tafel  2, 
Abb.  2,  13,  15,  18. 

Ueber  alle  im  Jahre  1921  ausgeführten  Schweißungen  sind 
genaue  Aufschreibungen  gemacht  und  Anfragen  über  die  Be- 
währung im  Betriebe  eingeholt  worden.  Anstände  haben  sich 
nicht  ergeben,  außer  bei  Lokomotive  2430  Magdeburg,  die  einen 
Flicken  nach  Abb.  17  erhalten  hatte.  Hier  war  das  benachbarte 
untere  Stück  der  Seitenwand  so  dünn,  daß  ein  Riß  in  der  Nähe 
der  senkrechten  Schweißnaht  aufgetreten  war.  In  diesem  Falle 
hätte  daher  besser  statt  des  Eckflickens  ein  durchgehender 
Flicken  nach  Abb.   15  eingeschweißt  werden  sollen. 

Zur  Feststellung  der  Festigkeit  und  Dehnung  wurden  kürz- 
lich 4  in  Buckau  geschweißte  Probestäbe  von  33  X  14  mm  Quer- 
schnitt durch  die  Material-Versuchsanstalt  des  Eisenbahn-Zen- 
tralamts zerrissen.    Das  Ergebnis  war: 

21.1  kg/qmm  Festigkeit  bei  35,5  %  Dehnung 

21.2  kg/qmm  Festigkeit  bei  36,5  %  Dehnung 
20,9  kg/qmm  Festigkeit  bei  28,0  %  Dehnung 

17.3  kg/qmm  Festigkeit  bei  14,5  %  Dehnung 

Die  letzteren  Ergebnisse  wurden  mit  Canzler-Stäben,  die 
ersteren  mit  Phosphorstäben  einer  anderen  Firma  erzielt.  Ob 
die  besseren  Ergebnisse  der  ersteren  Versuche  auf  günstigere 
Eigenschaften  dieser  Stäbe  zurückzuführen  sind,  soll  durch 
weitere  Versuche  festgestellt  werden.  Die  Probestäbe  waren  nach 
dem  Schweißen  in  Wasser  getaucht  worden. 

Ueber  die  Wirtschaftlichkeit  der  Ausbesserung  durch 
Schweißung  gibt  folgende  Rechnung  einen  ungefähren  Anhalt. 

Für  die  auf  Tafel  2  dargestellten  Schweißungen  wurden 
aufgewendet  647  Stunden  in  45  Arbeitstagen,  während 
bei  mechanischer  Bearbeitung  etwa  2747  Stunden  in  230  Arbeits- 
tagen gebraucht  worden  wären,  wobei  nur  die  unmittelbar  für 
beide  Ausbesserungen  erforderlichen  Stunden  in  Rechnung  ge- 
stellt sind.  Bei  einem  Lohn  für  Kesselschmiede  für  die  Stunde 
von  32  Mark,  200  %  Generalkosten  und  V^erzinzungskosten  einer 


Lokomotive  für  den  Arbeitstag  von 


6  000  000  •  5 


;  =  1000  Mark 


100  300" 

und  ebenso  hohen  Verzinsungskosten  für  den  Lokomotivstand, 
zusammen  also  2000  Mark,    ergibt    sich    eine    Ersparnis  von 

(2747  —  647)  32  •  ^^^^^q^^^  +  (230  —  45)  •  2000  =  201  000  -f- 

370  000  =  571  000  Mark. 

Da  im  Jahre  1921  insgesamt  2400  Stunden  für  Kupfer- 
schweißüngen aufgewendet  wurden,  so  hat  die  gesamte  Jahres- 

.      ,      571  000  •  2400       „  „    ,  ^ 

ersparnis  etwa  2  120  000  Mark  betragen. 

Berücksichtigt  man,  daß  jetzt  infolge  des  Auswechseins  der 
eisernen  Feuerbüchsen  durch  kupferne  verhältnismäßig  wenig 
Gelegenheit  zum  Kupferschweißen  geboten  ist,  und  schätzt  man 
die  zukünftige  Gelegenheit  auf  das  dreifache,  so  ergibt  sich  eine 
künftige  Ersparnis  für  das  Jahr  von  6  360  000  Mark  oder  bei 
einem  angenommenen  Bestände  von  35  000  Lokomotiven  im 
Reich  und  bei  etwa  400  in  der  Hauptwerkstätte  Buckau  zu 
unterhaltenden  Lokomotiven  (nach  Abzug  der  in  Privatwerken 
ausgebesserten)  eine  jährliche  Ersparnis  im  Reich  von 
35  000 

-  •  6  360  000  =  560  Millionen  Mark. 

400 

Zu  diesen  Ersparnissen  tritt  hinzu  die  durch  \'erringerung 
der  Ausbesserungskosten  und  namentlich  der  Stillstandstaee  im 
Betriebe  sowie  die  durch  weniger  häufige  Zuführung  der  Loko- 
motiven zur  Hauptwerkstätte  erzielte  Ersparnis.  Es  dürfte  daher 
bei  voller  Einführung  der  Kupferschweißung  in  dem  Gesamt- 
betriebe des  Reichs  die  Ersparnis  mit  1  Milliarde  jähr- 
lich nicht  zu  hoch  angegeben  sein. 

Neuerdings  wird  erwogen,  versuchsweise  bei  einigen  Loko- 
n?otiven  nicht    genietete,    sondern    geschweißte  Feuerbüchsen 
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einzusetzen.  Die  Herstellung  einer  solchen  Feuerbüchse,  bei 
der  also  die  Rohrwand  und  die  Türwand  durch  Schweißung  mit 
df.m  Mantel  verbunden  sind,  wird  zweifellos  gelingen,  dagegen 
bereitet  die  spätere  Auswechslung  einer  Rohrwand  oder  Tür- 
wand einige  Schwierigkeiten.  Führt  man  den  Mantel  in  der 
Regelbauart  und  Rohrwand  sowie  Türwand  um  die  Wandstärke 
des  Mantels  größer  als  nach  der  Regelbauart  aus,  so  läßt  sich 
bei  einer  erforderlichen  Erneuerung  der  Rohrwand,  des  am 
schnellsten  abgenutzten  Teiles  der  Feuerbüchse,  entweder  eine 
neue  Rohrwand  der  Regelgröße  einnieten  oder  einschweißen 
oder  es  wird  nur  der  schadhafte  Teil  der  Rohrwand  heraus- 
geschnitten und  ein  neuer  Teil  eingeschweißt.  Die  Erfahrung 
muß  lehren,  ob  auch  diese  großen  Schweißarbeiten,  bei  denen 
erhebliche  Spannungen  auftreten,  mit  voller  Gewähr  der 
dauernden  Haltbarkeit  ausgeführt  werden  können. 

Auf  elektrischem  Wege  wurden  Kupferschweißungen  bisher 
nicht  ausgeführt.  Verfasser  hat  kürzlich  im  Prüffeld  der  Allge- 
meinen Elektrizitäts-Gesellschaft  an  Versuchen  mit  Lichtbogen- 
schweißung  teilgenommen,  bei  denen  zum  Teil  ein  Kohlestab, 
zum  Teil  ein  Kupferschweißstab  als  Pol  diente.    Es  steht  zu  er- 


warten, daß  es  gelingen  wird,  das  Verfahren  weiter  auszubilden, 
so  daß  für  die  Praxis  brauchbare  Ergebnisse  erzielt  werden. 

In  der  Erkenntnis  der  außerordentlichen  Vorteile  der  Aus- 
besserung der  Feuerbüchsen  durch  Schweißen  hat  die  Reichs- 
bahnverwaltung vor  kurzem  eine  Schweißschule  für  Kupfer- 
schweißen in  der  Hauptwerkstätte  Magdeburg-Buckau  ein- 
gerichtet, wohin  von  fast  allen  Hauptwerkstätten  der  Reichs- 
bahn je  2  Schweißer  auf  10  Arbeitstage  entsandt  werden.  Hier 
erhalten  in  jedem  Lehrgang  16  Schweißer  täglich  einen  münd- 
lichen Unterricht  von  l'A  Stunden  und  einen  praktischen  Unter- 
richt von  t'A  Stunden.  Außerdem  werden  größere  Schweißungen 
an  eingebauten  Feuerbüchsen,  wozu  nicht  immer  genügend  Ge- 
legenheit während  des  Unterrichts  in  Buckau  vorhanden  ist, 
unter  Leitung  der  Hauptwerkstätten  ausgeführt,  und  hierzu  die 
bereits  ausgebildeten  Schweißer  benachbarter  Werkstätten  her- 
angezogen. Auf  diese  Weise  ist  zu  hoffen,  daß  die  vorstehend 
berechneten  Ersparnisse  bald  in  die  Tat  umgesetzt  werden,  und 
damit  zur  Erhöhung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Lokomotivaus- 
besserung, auf  welche  tatkräftige  Bestrebungen  innerhalb  der 
Reichsbahn  hinzielen,  ein  gewichtiger  oeitrag  geliefert  wird. 


DIE  NÜRNBERGER  AUSSTELLUNG 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  HASSE,  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D. 


Die  vorjährige  Münchener  Ausstellung  für  Wasserstraßen 
und  Energiewirtschaft,  die  jetzt  in  Nürnberg  auf  breiterer 
Grundlage  wiederholt  wird,  zeigt  in  vieler  Hinsicht  gegenüber 
anderen  Ausstellungen  ein  so  abweichendes  Gepräge,  daß  es 
angebracht  erscheint,  ihr  eine  besondere  Betrachtung  zu  wid- 
men, auch  wenn  diese  nicht  mehr  rechtzeitig  erscheinen  sollte, 
um  Besucher  zu  werben. 

Man  kann  die  Beobachtung  machen,  daß  Ausstellungen,  die 
bestimmt  örtlich  oder  sachlich  abgegrenzte  Gebiete  behandeln, 
umso  besser  gelingen,  je  einheitlicher  ihr  leitender  Gesichts- 
purikt  ist.  Infolgedessen  ist  den  größeren  nichtpreußischen 
Bundesstaaten  oft  ein  besserer  Erfolg  beschieden  gewesen, 
als  ähnlichen  Unternehmungen  auf  preußisch-norddeutschem 
Boden.  Während  hier  Umfang  und  Zuständigkeit  oft  unsicher 
abgegrenzt  sind,  ist  dort  ein  solches  Unternehmen  immer  mehr 
eine  Angelegenheit  des  ganzen  Landes;  auch  die  engere  ver- 
waltungstechnische Geschlossenheit  erleichtert  von  vornherein 
das  Zusammenarbeiten  der  beteiligten  Behörden,  öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften   und  Interessenten. 

Ferner  ist  die  Wahl  des  Ausstellungsortes  nicht  gleich- 
gültig. Große  Städte  verzehren  zu  viel  anderweites  Interesse, 
•kleine  haben  zu  wenig  allgemeinen  Verkehr.  Mittlere  Groß- 
städte, die  den  Pflichten  des  Gastgebers  ohne  Schwierigkeiten 
gewachsen  sind  und  auch  sonst  vielseitigen  Anreiz  zum  Kom- 
men und  Verweilen  bieten  und  gute  Verbindungen  aufweisen, 
sind  deshalb  der  geeignetste  Boden  zu  solchen  Veranstaltungen. 

Auch  die  Bedeutung  der  landschaftlichen  Umrahmung  und 
der  Lage  zur  Stadt  darf  nicht  unterschätzt  werden.  Eine  ge- 
wisse Entfernung  von  der  Stadtmitte  wird  immer  in  Kauf  ge- 
nommen werden  müssen,  da  größere  Freiflächen  erforderlich 
sind.  Umsomehr  Beachtung  verdient  die  Ausbildung  der  er- 
'  forderlichen  Nahverkehrsmittel,  die  erleichtert  wird,  wenn  das 
Ausstellungsgelände  an  sich  schon  ein  beliebtes  Ausflugsziel 
darstellt  oder  solchem  benachbart  ist. 

Die   angegebenen   Voraussetzungen   und   Bedingungen  ver- 
,  einigen  sich  für  die  Nürnberger  Ausstellung  in  günstigster 
Weise*).    Eine  mittlere  Großstadt  in  bester  Lage  zu  allen  Ver- 
kehrswegen, reich  an  Industrie  und  an  Anziehungspunkten  für 
'   Studium  und  Unterhaltung,  an  strömenden  Fremdenverkehr  ge- 
,   wöhnt,  bietet  im  Süden,  in  10  Minuten  Straßenbahnfahrt  vom 
Hauptbahnhof  erreichbar,     im  Luitpoldhain,     in  unmittelbarer 
Nachbarschaft     der  stattlichen  Seenflächen    des  Dutzenteiches 
und  des  nach   Hagenbeckschen  Grundsätzen    malerisch  aufge- 
bauten Tierparkes,     Anziehungspunkte   genug,     um   nicht  nur 
Fachleute  zum  Besuch  der  Ausstellung  zu  veranlassen,  sondern 
diese  auch     in  weiteren  Kreisen     wahrhaft     volkstümlich  zu 
machen. 

Die  sonst  für  Ausstellungen  dieser  Art  nicht  übliche  An- 
ordnung in  einer  einzigen  geschlossenen  Halle  ohne  Gelegen- 
^  heit  zum  Austritt  ins  Freie  rechtfertigt  sich,  abgesehen  von  der 
gebotenen  Verwendung  eines  vorhandenen  Bauwerkes,  durch 
den  besonderen  Zweck  und  bringt  gleichzeitig  die  sachliche  und 
territoriale  Geschlossenheit  wirksam  zum  Ausdruck.  Ist  die 
Ausstellung  auch  nicht  ausdrücklich  als  bayrische  bezeichnet. 


*)  In  gleicher  Weise  übrigens  auch  für  die  Miama  in  Magdeburg,  wo  die  Lage 
zur  Stadt  sogar  noch  günstiger  und  die  Ausstellung  selbst  ganz  hervorragend  in  das 
]  Landschaftsbild  hineingearbeitet  ist.  Die  Schriftleitung. 


SO  trägt  sie  doch  berechtigtermaßen  ein  bayrisches  Gepräge  und 
zeigt  alle  Vorzüge  einer  Veranstaltung,  die  in  weitestem  Um- 
fange von  staatlichen  Gesichtspunkten  beeinflußt  wird.  Dadurch 
wirkt  auch  die  Geschlossenheit  des  Ausstellungsraumes  nicht 
ermüdend,  sondern  fördernd  und  zusammenfassend  auf  die  Ein- 
drücke ein,  die  den  Besuchern  vermittelt  werden  sollen. 

Die  scheinbar  auseinanderstrebende  Abgrenzung  des 
Ausstellungsrahmens  erweist  sich  bei  näherer  Betrach- 
tung als  wohl  durchdachte  und  geglückte  Verbindung,  wenn  man 
in  eine  gewisse  Zweiseitigkeit  des  Begriffes  der  Energiewirt- 
schaft eingedrungen  ist.  Energiewirtschaft  bedeutet  heute  ganz 
allgemein  die  Ausnutzung  kinetischen  und  kalorischen  oder 
chemischen  Energiegefälles.  Diese  beiden  Formen  —  Wasser- 
kraft und  Verbrennungswärme  —  sind  also  die  ursprünglichen, 
während  die  aus  beiden  hervorgehende  elektrische  Energie,  die 
man  gewohnheitsmäßig  mit  in  die  gleiche  Reihe  stellt,  bereits 
etwas  Abgeleitetes  darstellt.  Während  man  aber  das  Gebiet  der 
Wärmeenergie  als  etwas  in  sich  Geschlossenes  behandeln  kann, 
wie  dies  auch  in  der  Ausstellung  geschehen  ist,  tritt  bei  der 
Auswertung  kinetischer  (hydraulischer)  Energie  ein  Gesichts- 
punkt hinzu,  der  umso  größere  Bedeutung  erlangt,  je  größer  die 
erfaßten  Energieeinheiten  sind. 

Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  einen  mittleren  Flußlauf, 
dessen  Schiffbarkeit  stromaufwärts  allmählich  und  stufenweise 
abnimmt,  läßt  erkennen,  worum  es  sich  hierbei  handelt.  Die 
eirgebauten  Staustufen  sind  im  unteren  Teile  überwiegend  oder 
ausschließlich  Schleusenwehre,  im  oberen  entsprechend  Mühlen- 
wehre, im  mittleren  kommen  beide  Formen  teils  im  Wechsel 
unabhängig  voneinander,  teils  in  engster  zum  Teil  sogar  plan- 
mäßig konstruktiver  Verbindung  vor.  Schiffbarkeit  und  Ener- 
giegefälle eines  Wasserlaufes  bedingen  sich  also  gegenseitig,  aber 
nicht  rein  funktionell,  sondern  nach  mannigfachen  zum  Teil 
ge'genläufigen  Bedingungen,  die  überwiegend  durch  äußere 
Natureinflüsse  (Niederschläge,  Abflußziffer,  Bodenbeschaffen- 
heit, Kulturstand,  Längsgefälle  usw.)  gegeben  sind,  und  zwar 
gilt  dies  ganz  allgemein  sowohl  für  natürliche  wie  für  künstliche 
Wasserläufe  (Kanäle).  Erfordert  schon  die  geringste  bauliche 
Aenderung  eines  bescheidenen  Gebirgswasserlaufes  oft  die  pein- 
lichste Rücksicht  auf  die  Stauverhältnisse  benachbarter  Mühlen, 
so  wird  solche  Rücksicht  zum  volkswirtschaftlichen  Zwange, 
wenn  nicht  einzelne  zufällig  gegebene  Energiestufen,  sondern 
ganzt  Flußläufe  oder,  wie  in  Bayern,  ganze  Systeme  von  solcher 
erergiewirtschaftlicher  Ausnutzung  durchzogen  werden  sollen. 
Raubbau  und  Vergeudung  müssen  in  gleicher  Weise  vermieden 
werden,  letztere  besonders  bei  denjenigen  künstlichen  Wasser- 
straßen, die  eine  Paßhöhe  überschreiten  und  einer  Scheitelspei- 
sung bedürfen. 

Dieser  enge  Zusammenhang  zwischen  den  Verkehrswegen 
und  der  Energiewirtschaft  des  Wassers  rechtfertigt  und  fordert 
also  die  zusammenfassende  Lösung  der  sich  daraus  ergebenden 
technisch-wirtschaftlichen  Probleme,  also  auch  deren  zusam- 
menfassende Vorführung  in  einer  solchen  Zwecken  dienen- 
den Ausstellung. 

Bayern  als  das  bevorzugte  Land  alpiner  Wasserkräfte  größ- 
ten Stiles  und  als  Zuflußgebiet  der  beiden  wichtigsten  Wasser- 
straßen des  europäischen  Festlandes  ist  hier  zu  führender  Stel- 
lung berufen.  Die  Verbindung  jener  beiden  Wasserstraßen,  des 
Rheins  und  der  Donau,  ist  der  eine,  das  Speicherenergieproblem 
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des  Kochel-  und  Walchensees  der  andere  Endpunkt  in  der  Reihe 
der  hieraus  erwachsenden  Aufgaben. 

So  alt  die  Wasserstraßenfrage  der  Rhein-Donauverbindung,  so 
neu  ist  der  Energiegedanke  des  Walchensees,  aber  bezeichnend 
für  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  Wasserstraßenpulitik 
und  Energiewirtschaft  ist  die  Tatsache,  daß  das  Rheindonau- 
problem,  das  in  dem  ehrwürdigen  Ludwigskanal  seinen  ersten 
technischen  Ausdruck  fand,  erst  in  Verbindung  mit  dem  Energie- 
gedanken praktisch  und  großzügig  ins  Leben  treten  konnte.  Nicht 
genug  damit,  daß  der  alte  Begriff  des  Mühlen-  und  Schleusen- 
wehrs innerhalb  des  regelmäßigen  Flußlaufes  in  größtem  Stile 
neu  belebt  wird,  auch  das  Problem  der  Scheitelspeisung  zeigt 
hier  seine  energiewirtschaftlichen  Zusammenhänge.  Ein  unge- 
berdiger  Sohn  der  Alpen  soll  seinen  Ueberschuß  an  ungebändigter 
Energie  als  Speisung  für  die  Scheitelstrecke  der  größten  Binnen- 
schiffahrtsstraße hergeben  und  in  seinem  weiteren  Ueberschuß 
durch  das  künstliche  System  zweier  Stauweiher,  zwischen  denen 
ein  Spitzenbelastungen  ausgleichendes  Kraftwerk  liegt,  energie- 
wirtschaftlich nutzbar  gemacht  werden.  Es  wird  also  hier  auf 
künstlichem  Wege  in  Angliederung  an  den  Kanal  in  bescheidenem 
Maßstabe  wiederholt,  was  die  Natur  im  gewaltigsten  Ausmaß 
zwischen  Kochel-  und  Walchensee  vorzeichnete,  wo  die  In- 
genieurbaukunst nun  die  allerdings  gewaltige  Aufgabe  löst,  die 
Verbindung  der  beiden  natürlichen  Stauweiher  als  Energiegefälle 
nutzbar  zu  machen. 

Nach  Kennzeichnung  dieser  großen  Gedanken,  deren  Vor- 
und  Durchführung  die  Ausstellung  dienen  soll,  bleibt  über  diese 
selbst  nur  einiges  rein  A  u  s  s  t  e  1  1  u  n  g  s  t  e  c  h  n  i  s  c  h  e  zu 
sagen.  Die  durch  Oberlicht  vorzüglich  beleuchtete  Halle  ist  in 
ihrer  Längsrichtung  dreiteilig  gegliedert;  die  Mitte  gehört  dem 
Großschiffahrtskanal,  das  rechte  Seitenschiff  der  Wärmewirt- 
schaft, das  linke  der  hydraulisch-elektrischen  Energiewirtschaft. 
Diese  Teilung  gestattet  geschlossene  Rundgänge  zur  Gewinnung 
einheitlicher  Eindrücke,  gestattet  aber  auch  den  Uebergang  zur 
zusammenfassenden  Betrachtung  nachbarlicher  Zusammenhänge. 
Die  maßgebenden  Teile  der  drei  Gruppen  sind  vom  bayrischen 
Ministerium  des  Innern  beschickt  oder  überwacht,  nur  im  letzten 
Teil  der  Halle,  wo  die  einzelnen  Industrien  selbst  ausstellen,  ver- 
wischen sich  die  Grenzen,  marktschreierisches  Vordrängen  ein- 
zelner ist  ebenso  glücklich  vermieden  wie  das  Eindringen  von 
Jahrmarktsware,  die  man  sonst  bei  Ausstellungen  jeder  Art  als 
typisch  in  Kauf  zu  nehmen  pflegt. 

Die  Veranschaulichung  der  gekennzeichneten  großen  Leitge- 
danken und  Zusammenhänge  ist  mustergültig  durchgeführt. 
Namentlich  ist  das  sonst  so  trockene  Gebiet  der  Statistik  mit  be- 
sonderem Geschick  belebt  und  veranschaulicht,  so  daß  technisch- 
wirtschaftliche Probleme  hier  zum  ersten  Male  volkstümliches 
Gewand  tragen,  ohne  an  wissenschaftlichem  Ernst  einzubüßen. 
Die  zeichnerische  und  plakattechnische  Durcharbeitung  der  Bild- 
werke ist  mustergültig,  der  Lauf  des  Großschiffahrtsweges  wird 


begleitet  und  umrahmt  von  großen  photographischen  Aufnahmen 
der  berührten  Ortschaften,  die  bei  der  Anmut  und  Mannigfaltig- 
keit des  bayerischen  Landschaftsbildes  schon  rein  ästhetisch  von 
hoher  Wirkung  sind. 

Der  wärmewirtschaftliche  Teil  bietet  anschauliche 
und  lehrreiche  Darstellungen  über  den  wirtschaftlichen  Wirkungs- 
grad der  Wärme  und  zeigt  Mittel  zu  seiner  Erhöhung.  Der  mit 
dem  Heizstoffproblem  ringende  Hausbesitzer  und  die  brennstoff- 
sparende Hausfrau  kommen  hier  ebenso  auf  ihre  Rechnung  wie 
der  industrielle  Feuerungstechniker,  der  den  Wirkungsgrad  einer 
Kesselanlage  steigern  will. 

Von  den  Einzelausstellungsgegenständen  der 
beteiligten  Industrien  sind  besonders  die  Schiffshebezeuge  der 
Maschinenfabrik  Augsburg-Nürnberg  zu  erwähnen.  Am  meisten 
Aussicht  auf  praktische  Durchführung  hat  von  diesen  der  Trog, 
der  auf  schiefer  Ebene  zwischen  parallel  gelegtem  Ober-  und 
Unterwasser  auf  und  nieder  gezogen  werden  und  in  das  Ober- 
und  Unterwasserbett  eingeschaltet  werden  kann. 

Besondere  Hervorhebung  verdient  auch  der  amtliche 
Führer,  der  in  einer  Reihe  von  Aufsätzen  aus  berufener  Feder 
in  die  Grundgedanken  der  Ausstellung  einführt,  wie  dies  oben 
wegen  des  knappen  Raumes  nur  andeutungsweise  versucht  wer- 
den konnte.  Dadurch  wird  die  ganze  Ausstellung  von  vornherein 
in  ein  übersichtliches  System  gebracht,  das  dem  Beschauer  auch 
die  nachträgliche  Einordnung  der  empfangenen  Eindrücke  we- 
sentlich erleichtert.  Außerdem  ist  dieser  Führer  über  den  Aus- 
stellungszweck hinaus  als  Programmschrift  der  baj'erischen 
Energiepläne  zu  werten  und  wird  als  solche  dauernde  Bedeu- 
tung behalten. 

Die  Ausstellung  läßt  deutlich  erkennen,  daß  hydraulische 
Energiewirtschaft  nach  großen  Gesichtspunkten  zusammen- 
fassend betrieben  werden  muß.  Zum  Teil  reichen  die  Systeme 
bereits  jetzt  über  Bayern  hinaus.  Es  wäre  daher  zu  wünschen, 
daß  auch  andere  Bundesstaaten,  wenn  sie  auch  nicht  so  mit 
Wasser-Energieschätzen  gesegnet  sind  wie  Bayern,  die  gleiche 
Planmäßigkeit  entwickelten,  damit  auch  hier  bei  einem  Problem, 
das  nicht  an  innerstaatliche  Landesgrenzen  gebunden  ist,  all- 
mählich die  wirtschaftlichste  Form  des  Austausches  und  des 
Zusammenarbeitens  heranreift.  Bei  den  Kanalbauplänen  wirkt 
sich  dieser  Gedanke  von  selbst  aus,  denn  einerseits  hat  der  Groß- 
schiffahrtsweg an  sich  schon  internationale  Bedeutung,  außerdem 
erscheint  er  auch  bereits  jetzt  innerhalb  Deutschlands  als  Teil 
eines  größeren  Ganzen,  wie  die  Pläne  des  Anschlusses  nach  dem 
Wesergebiet  usw.  erkennen  lassen. 

Dem  Wiederaufbau  dienen  auch  die  hier  verfolgten 
Pläne.  Ihre  soziale  Auswirkung  liegt  in  der  Schaffung  reicher 
Arbeitsgelegenheit.  Das  Verdienst  der  Ausstellung  ist  es,  der  an 
solcher  Arbeit  interessierten  Bevölkerung  zu  zeigen,  welche 
Menge  geistiger  Arbeit  aufgewandt  werden  muß,  bis  die 
Möglichkeit  für  körperliche  zustande  kommt. 


LANDESEISENBAHNRÄTE  UND  REICHSEISENBAHNRAT 

VON  REGIERUNGSBAURAT  DR.  RER.  POL.  BAUMANN,  BERLIN 


Zur  beratenden  Mitwirkung  in  Angelegenheiten  des  Ver- 
kehrs und  der  Tarife  sind  für  das  Gebiet  der  Deutschen  Reichs- 
bahn durch  Verordnung  vom  24.  April  1922  Landeseisenbahnräte 
und  ein  Reichseisenbahnrat  errichtet  worden. 

Der  Gedanke,  Wirtschaftskreise  an  Fragen  der  Eisenbahn 
mitwirken  zu  lassen,  ist  nicht  neu.  Bereits  durch  Gesetz  vom 
Jahre  1882  waren  Bezirkseisenbahnräte  geschaffen  worden,  in 
denen  sich  Vertreter  des  Handelsstandes,  der  Industrie,  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  befanden.  In  den  jetzt  neu  geschaf- 
fenen Landeseisenbahn  räten  haben  neben  den  staatlich 
organisierten  Wirtschaftskörpern  (Handelskammern,  Gewerbe- 
kammern, Handwerkskammern,  Land-  und  Forstwirtschafts- 
kammern) die  gewerkschaftlichen  Organisationen  der  Arbeit- 
nehmer Sitz  und  Stimme.  Außerdem  haben  die  beteiligten 
Landerregierungen  das  Recht,  Mitglieder  zum  Landeseisenbahn- 
rat  zu  ernennen.  Um  die  Verbindung  mit  den  Schiffahrtsver- 
kehrsinteressenten zu  wahren,  soll  sich  in  der  Regel  in  jedem 
Landeseisenbahnrat  ein  Vertreter  der  Binnenschiffahrt  be- 
finden. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  durch  die  Verordnung  bestimmte 
Zahl  der  einzelnen  ( irujjpenvertreter  unter  die  beteiligten  Kör- 
perschaften verteilt  werden  soll,  ist  besonders  festgelegt.  Die 
Vertreter  der  gewerkschaftlichen  Arbeitnehmerorganisationen 
werden  von  den  Zentralverbänden  gewählt,  die  als  solche  vom 
Reichsverkehrsminister  nach  Anhören  des  Reichswirtschafts- 
rats gekennzeichnet  werden.  Der  jährlich  mindestens  zweimal  er- 
folgende Zusammentritt  der  Landeseisenbahnräte  kann  stets  auf 


Antrag  von  ein  Drittel  der  Mitglieder  herbeigeführt  werden.  Be- 
merkenswert dabei  ist,  daß  die  Stimmen  so  verteilt  sind,  daß  die 
der  Gewerkschaften  oder  die  von  der  Regierung  Ernannten  je  für 
sich  nicht  genügen,  eine  Tagung  zu  veranlassen.  Die  13  neuen 
Landeseisenbahnräte  sind  nach  langwierigen  Verhandlungen 
zwischen  Wirtschaftskörpern,  Reichsverkehrsministerium  und 
Reichsrat  unter  weitgehendem  Eingehen  auf  die  partikularisti- 
schen  Sonderwünsche  der  Länder  in  folgender  Weise  festgelegt 
worden; 


ein  Eisenbahnrat 

für  die  Eisenbahn-Direktionen 

1. 

Breslau,  Kattowitz,  Osten  (ehem.  Brom- 

berg) 

2. 

Königsberg  .... 

Königsberg 

3. 

Berlm  

Berlin.  Stettin 

4. 

Hamburg  

Altona,  Schwerin 

5. 

Hannover   

Hannover,  Oldenburg,  Münster 

6. 

Magdeburg  

Magdeburg,  Halle 

7. 

Erfurt  

Erfurt 

8. 

Dresden   

Dresden 

9. 

Frankfurt  

Frankfurt,  Cassel,  Mainz 

10. 

Köln  

Köln,  Essen,  Elberfeld,  Trier 

11. 

Stuttgart  

Stuttgart 

12. 

Karlsruhe 

13. 

München   

München,  Ausgsburg,  Nürnberg.  Regens- 

burg, Würzburg,  Ludwigshafen 
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Der  1.  Reichseisenbahnrat  setzt  sich  folgendermaßen  zusammen:       (Die  Namen  in   Klammern  bezeichnen  die  Stellvertreter.) 

Vorsitzender:  Staatssekretär  Stieler  (Ministerialdirektor  Pape). 


Entsandt 
vom 

aus  der 

Gruppe 

Landes- 
eisenbahnrat 

Industrie  und  Gewerbe 

Handel  und  Schiffahrt 

Land-  und  Forstwirtschaft 

Arbeitnehmer 

Berlin  

Vielmetter  (Zielenziger) 

X  XDr.  Manasse 

XGraf  V.  d.  Schulenburg 
(Blume) 

XGutsche  (Katte) 

(Dr.  Toepffer) 

Dr.  Weil  (Stähler) 
Dr.  Niethammer  (Solf ) 
Dr.  Sachse  (May) 

Mendelssohn  (Thielecke) 
X  Gleisberg  (Bolte) 
— 

X  Xvon  Klitzing(v.Websky) 
Dr.  Andrae  (Thalheim) 
Frhr.  v.  Seckendorlf 

XXVoigt  (Timm) 
Tempel  (SchiUing) 
Schreyer  (Riedel) 

Dresden   

F  rf nrt 

(Lüttich) 

P'ranlrf'iiT't"  (  !^^n^ 
1  ictiiiviuiL  yuHaiHj  •  . 

Dr.  Haeuser  (Raab) 

(Silbermann) 

X  XBaehr 

(Fürst  von  Isenburg) 

Misbach  (Lumb) 

r-T  Q  m  ni  1  T*or 

Gaetcke  (Andersen) 

Heye  (xDr.  Schlinck) 

Frhr.  v.  Maltzan 
(Dr.  Engelbrecht) 

XXKluss  (Fiehler) 

y  Dr  Vi'nkenwiriVi 

L.'l  •  i    llll^^llWll  III 

(Dr.  Stahmer) 

V  Vvnn  HnP''n 

(Frhr.  von  Kerckering- Borg) 

Rock  CHanehnth^ 

XXLenel  (Gsell) 

X  XDr.  Aengenheister 
(Schoen) 

Koppen  (Schneider) 

Köln 

X  xDr.  Silverberg 
X  Dr  Dr.  Beukenberg 
(Kleine) 

Dr.  Hagen  (xDr.  Ott) 

XDr.  Müller  (Weslermann) 

Meyer  (Walz) 

Königsberg  (Pr.)  .  , 

Schroeter  (Anders) 

XBorbstädt  (Papendieck) 

Schikorr  (Zeck) 

Magdeburg  

Tietsche  (Karow) 

Zuckschwerdt 

Braune  (Pönicke) 

Drechsler  (Jänisch) 

(Dr.  Curschmann) 

München  

X  X  Berthold  (Ludowici) 
Frankel  (Diesel) 

XHeld  (Würz) 

XFrhr.  von  Pfetten 
(Mittermeyer) 

XXZwosta  (Kaufmann) 

Stuttgart   

Dr.  Kneher  (Zeiner) 

Nörpel  (xDr.  Zöppritz) 

Hanusch  (Schmidt) 

Die  20  Vertreter  des  Reichswirtschaftsrat  setzen  sich  fol 
gendermaßen  zusammen: 


Gruppe 


I 

Arbeitgeber 


II 

Arbeitnehmer 


1.  Land-  und 
Forstwirt- 
schaft   

2.  Gärtnerei  ■ 
und  Försterei 

3.  Industrie    . . 


4.  Handel, 
Banken,  Ver- 
sicherungs- 
wesen   

5.  Verkehr  und 
öffentliche 
Unter- 
nehmungen . . 

6.  Handwerk . . 


7.  Verbraucher 


8.  Freie  Berufe 


9.  Vom  Reichs- 
rat ernannt  . 
10.  Von  der 
Reichs- 
regierung er- 
nannt   


Johannssen 
(Dr.  Maier) 


X  XForthmann 
(Dr.  Schumann) 


Gribel 

(Hartmann) 

XArnold 

(Valentin) 

X  XD  .Wussow 

(v.  Bredow) 

X  xDr.  Schmitz 

(Lindeck) 

X  Derlien 

(Bartschat) 


xWissmann 
(Effert) 
Schweitzer 
(Leisten- 
schneider) 
Schumann 
(Köhler) 


X  XRiedel 

(Rathmann) 

X  Rudolph 

(Döring) 

X  Brunner 

(Horter) 

Kühn 

(Blaschnek) 


III 


Blüher 

(Dr.  Belian) 

Bästlein 

(Hoffmann) 

Dahl  (Härtung) 

Schulz 

(Lehmann) 

Dr.  Arnoldi 

(Vögele) 

Dr.  Endres 

(Dr.Stegemann) 


16  Vertreter  der  Gesamtmitgliederzahl  sind  zu  einem  stän- 
digen Ausschuß  gewählt.  Sie  sind  in  der  Zusammenstellung 
mit  X  bezeichnet,  ihre  Vertreter  mit  XX. 


Die  Art  der  Abgrenzung  der  neuen  Eisenbahnratsbezirke 
hat  den  lebhaften  Widerspruch  besonders  mitteldeutscher 
Bezirke  hervorgerufen.  Auch  die  Stimmenverteilung  auf  die  ein- 
zelnen Handelskammern  ist  der  Gegenstand  lebhafter  Erörterun- 
gen besonders  im  Ruhrgebiet  geworden,  wo  besonders  hervor- 
gehoben wurde,  daß  auf  26  bedeutende  Handelskammern  des 
Industriegebiets  nur  18  Stimmen  im  Landeseisenbahnrat  Köln 
entfielen,  während  z.  B.  im  Landeseisenbahnrat  Berlin  5  Han- 
delskammern mit  zusammen  13  Stimmen  vertreten  seien,  darun- 
ter eine  weniger  bedeutende  Kammer  wie  Stolp. 

Eine  gewisse  Verflechtung  der  gemeinsamen  Wirtschafts- 
interessen benachbarter  Eisenbahnratsbezirke  ist  dadurch  ver- 
sucht worden,  daß  staatlich  organisierte  Wirtschaftsorganisatio- 
nen und  die  Länderregierungen  gegenseitig  in  den  Eisenbahn- 
räten angrenzender  Bezirke  vertreten  sind. 

Die  Landeseisenbahnräte  sind  bereits  gewählt  und  haben 
sämtlich  ihre  ersten  Tagungen  abgehalten.  Zu  bemerkenswerter 
positiver  Arbeit  sind  sie  noch  nicht  gelangt. 

Die  1.  Tagung  des  Reichseisenbahnrats,  der  an  die 
Stelle  des  früheren  Eisenbahnbeirats  des  Reichsverkehrsministe- 
riums getreten  ist,  hat  am  17.  August  1922  in  Berlin  stattgefun- 
den. Ihm  obliegt  die  Aufgabe,  in  wichtigen,  die  Interessen  des 
gesamten  Reichs  berührenden  Fragen  des  Verkehrs  und  der 
Tarife  der  Deutschen  Reichsbahn  Gutachten  abzugeben.  In  die- 
sem Sinne  wies  auch  Staatssekretär  S  t  i  e  1  e  r  vom  Reichsver- 
kehrsministerium bei  der  Eröffnung  der  ersten  Sitzung  auf  die 
Aufgaben  des  Reichseisenbahnrats  hin,  unter  dem  Bedauern,  daß 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsverhältnissen  ein  vorheriges 
Durchberaten  von  Tariferhöhungen,  die  in  kürzester  Frist  in 
die  Wirklichkeit  umgesetzt  werden  müßten,  schon  aus  rein 
technischen  Gründen  nicht  angängig  sei. 

Der  Reichseisenbahnrat  besteht  aus  1  Vorsitzenden,  50  von 
den  Landeseisenbahnräten  und  20  vom  Reichswirtschaftsrat  er- 
nannten Mitgliedern,  für  die  Stellvertreter  zu  bestellen  sind.  Je 
ein  Mitglied  der  Vertreter  eines  Landeseisenbahnrats  muß  den 
Kreisen  von;  Industrie  und  Gewerbe,  Handel  und  Schiffahrt, 
Landwirtschaft  und  Forstwirtschaft  angehören.  Mindestens  ein 
Arbeitgeber  und  ein  Arbeitnehmer  ist  bestimmungsgemäß  vom 
Landeseisenbahnrat  zu  entsenden.  Der  Vorsitzende  wird  vom 
K  eichspräsidenten  ernannt.  Unter  den  Vertretern  des  Reichs- 
■vvirtschaftsrats  müssen  sich  Mitglieder  der  Gruppen:  Arbeit- 
geber, Arbeitnehmer,  Privateisenbahnen,  Binnenschiffahrt,  See- 
schiffahrt, Handwerk  und  Bergbau  befinden. 

Der  ständige  Ausschuß  des  Reichseisenbahnrats  hatte  am 
16.  September  Gelegenheit,  bei  der  Neufestsetzung  der  Güter- 
und Personentarife  der  Reichsbahn  mitzuwirken. 
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16.  Jahrg.    Heft  37/38.    21.  September  1922 


Heute  ist  das  Erfinden  wissenschaftlicher  geworden. 
Die  Menschheit  tritt  mit  einer  Reihe  klarer  Begriffe  an 
die  Aufgaben  heran,  die  die  Zeit  ihr  stellt  und  baut 
zielbewußter  an  dem  wundervollen  Werk  weiter,  dessen 
Höhepunkt  heute  niemand  zu  ahnen  vermag. 

(Max  Eyth:    Zur  Philosophie  des  Erfindens.) 


VERSCHIEDENES 


.Sobald  die  Frage  auftaucht,  zu  wissen,  was  geht,  lacht 
jedes  Jahrhundert  immer  wieder  Ober  die  Beschränkt 
heit  des  vorhergegangenen.    Wir  wissen  eben  nichts. 

(Zschimmer:  Philosophie  der  Technik.) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Die  Reichsbahn  braucht  pro  Kalendertag  45  000  t  Kohle. 

Das  August  soll  ist  fördertäglich:  von  der  Ruhr  39  000  t, 
von  Oberschlesien  9  000  t,  von  Niederschlesien,  Sachsen  usw. 
3000  t,  zusammen  51000  t. 

Die  Ruhrkohle  wird  nur  zu  "A,  die  oberschlesische  nur  zu  % 

des  Solls  angeliefert.  Es  gehen  fördertäglich  demnach  rund 
31  000  t  ein,  also  ein  Fehlbetrag  von  20  000  t  fördertäglich,  der 
durch  ausländische  Kohle  gedeckt  werden  muß.  Die  Reichs- 
bahn braucht  also  bei  der  jetzigen  schlechten  Lieferung  im 
Monat  2.5  Fördertage  mal  20  000  t  =  K  Million  t  fremde  Kohle. 
Mit  dieser  K'  Million  t  kann  sie  ihre  Bestände  nur  halten,  nicht 
anreichern,  wie  das  für  den  Herbstverkehr  nötig  wäre.  Augen- 
blicklich verbraucht  also  die  Reichsbahn  .35  %  ausländischer 
Kohle,  nur  um  ihren  Betrieb  aufrechterhalten  zu  können. 

Rechnet  man  z.  B.,  daß  die  Reichsbahn  2  Millioaen  Tonnen 
fremde  Kohlen  kaufen  muß,  so  entspricht  dies  einem  Mehr- 
aufwand von  über  6  Milliarden  Mark,  der  "vermieden  worden 
\\'äre,  wenn  die  Kohlenförderung  im  Frühjahr  gesteigert  wor- 
den wäre,  e\entuell  durch  Ueberschichtenabkommen. 

Das  Reichsverkehrsministerium  hat  unter  dem  24.  Juli  1922 
die  Eisenbahn-Verkehrsordnung  dahin  ergänzt,  daß  die  Eisen- 
bahn berechtigt  ist,  den  Inhalt  von  Gepäcksendungen  in  (iegen- 
wart  des  Verfügungsberechtigten  zu  prüfen. 

Die  Bekanntmachung  ist  im  Reichs-Gesetzblatt  II  Nr.  20 
vom  8.  August  1922  veröffentlicht. 

Es  wird  dazu  folgende  Begründung  gegeben: 

Nach  §  30  (1)  der  Eisenbahnverkehrsordnung  können  die 
Reisenden  als  Reisegepäck  nur  Gegenstände,  deren  sie  zur  Reise 
bedürfen,  und  zwar  unter  Vorlage  der  Fahrkarte  aufgeben.  Mit 
Rücksicht  auf  die  Beschränkung  der  als  Gepäck  zugelassenen 
Gegenstände,  und  damit  jeder  ( jcpäckbeförderung  auch  Fahr- 
geldeinnahmen erwachsen,  sind  die  Sätze  des  Gepäcktarifs  im 
Vergleich  zu  den  Expreß-  und  Eilguttarifen  sehr  niedrig  be- 
messen. Die  große  Spaniumg  zwischen  dem  Gepäcktarife  und 
dem  Expreßguttarif  wird  zwar  durch  eine  zum  1.  Oktober  1922 
in  Aussicht  genommene  Erhöhung  der  (iepäckfracht  vermindert, 
aiich  wird  eine  k>mäßigung  des  Expreßguttarifs  erwogen,  trotz- 
dem wird  aber  auch  ferner  eine  erhebliche  Spannung  bestehen 
bleiben,  weil  der  Expreßguttarif  wegen  der  (iefahr  des  Ab- 
wanderns  vom  Stückgutvcrkelir  zum  Expreßgut  verkehr  den 
Gütertarifen  angepaßt  werden  muß,  die  vielmehr  als  die  Per- 
sonen- und  Gepäcktarife  erhöht  worden  sind.  Der  Gepäcktarif 
k;;nn  mit  Rücksicht  auf  den  normalen  Reiseverkehr  .tuch  künf- 
tig nicht  in  dem  Maße  erhöht  werden,  daß  die  an  sich  erwünschte 
Angleichung  der  Gepäck-  und   Expreßgutfracht   erzielt  würde. 

Die  Spannung  zwischen  der  Gepäckfracht  einerseits  und  der 
Eilgut-  und  k'.xpreßgutfracht  andererseits  erweckt  bei  den  Rei- 
senden immer  mehr  die  Neigung,  sich  bei  Beförderung  von 
(iegenständen,  die  nicht  zum  Reisebedarf  gehören,  die  bedeutend 
billigere  Gepäckfracht  zunutze  zu  machen.  Besonders  ist  in 
letzter  Zeit  festgestellt  worden,  daß  Ausländer  die  von  ihnen  in 
größeren  Mengen  gekauften  Waren  (Garne,  Stoffe  usw.)  in 
Koffer,  die  sie  eigens  zu  dem  Zwecke  angeschafft  haben,  ver- 
packen und  auf  eine  Fahrkarte  als  Reisegepäck  aufgeben.  Es 
kommt  nicht  selten  vor,  daß  eine  Fahrkarte  4.  Klasse  oder  eine 
Kinderfahrkarte  4.  Klasse  nur  gelöst  wird,  um  die  Auflieferung 
eines  Stückes  als  Reisegepäck  zu  erreichen. 

Zurzeit  hat  die  Eisenbahn  keine  ausreichende  Handhabe, 
den  immer  mehr  überhandnehmenden  Mißbräuchen  zu  steuern, 
denn  der  Aufgeber  hat  jetzt  nur  zu  befürchten',  daß  er  die 
ordentliche  Expreßgutfracht  nachzahlen  muß,  wenn  festgestellt 
wird,  daß  der  Inhalt  nicht  unter  den  Begriff  des  Reisegepäcks 
fällt.  Dieser  Zustand  bedarf  zur  Vermeidung  erheblicher  Fracht- 
einbuße dringend  einer  Aenderung. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Herabsetzung  der  Frachten  in  England.  Am  12.  Juli  haben 
die  Eisenbahngesellschaften  in  England  und  Wales  mit  deiv 
Vertretern  von  Flandel,  Verkehr  und  Landwirtschaft  Herab- 
setzung der  Frachten  \ereinbart  und  zwar: 

1.  Allgemeine  1  Um  ahsctzung  der  Gütertarife  auf  75  statt 
100%  wie  jetzt  tilni  (hm  Stande  vom  14.  Januar  1920,  gültig 
für  alle  Arten  Tarife.  Schon  vorhandene  weitere  Herabsetzun- 
gen in  bestimmten  Fällen  bleiben  in  Kraft. 

2.  Bei   den  Flächensätzen   soll   die   entsprechende  Herab- 
setzung im  Durchschnitt  50  %  betragen. 

3.  Die  Frachten  für  Stückgüter  werden  von  1.50  auf  100  % 
über  dem  Stande  vom  14.  Januar  1920  festgesetzt. 


4.  Die  Abmachungen  gelten  nicht  für  Güterbeförderungen 
mit  Personenzügen.  Auch  bei  künftigen  Verhandlungen  soll 
dieser  Punkt  ausgesetzt  bleiben. 

5.  Die  Herabsetzungen  treten  am  1.  August  d.  J.  in  Kraft 
und  sollen  bis  31.  Juli  1923  gelten.  Beide  Parteien  verpflichten 
sich,  keine  allgemeine  Aenderung  der  neuen  Sätze  vor  diesem 
Zeitpunkt  zu  beantragen.  (Modern  Transport  v.  15.7.22.)  Gd. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Richtlinien  für  den  Abschluß  von  Lieferungsverträgen  unter 
Berücksichtigung  der  neuesten  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts für  die  kaufmännische  Praxis,  dargestellt  von  Dr.  jur. 
S  i  e  b  e  r  g.  Industrieverlag  Spaeth  &  Linde,  Berlin  C  2. 
2.  Aufl.  1922;  104  S.  8°;  geh.  25  M. 

In  einer  Zeit,  wo  dickleibige  Kommentare  des  sich  über- 
stürzenden Gesetzesstoffes  wie  Pilze  aus  dem  Boden  schießen, 
berühren  diese  gedrängten  ,, Richtlinien"  doppelt  angenehm. 
Das  Bestreben,  dem  Praktiker  ohne  besondere  juristische 
vSchulung  einen  leicht  faßlichen  Leitfaden  dessen  zu  geben,  wo- 
rauf er  bei  Verträgen  und  dann  deren  Durchführung  zu  achten 
hat,  geht  keineswegs  auf  Kosten  juristischer  .Schärfe  iind  Sach- 
lichkeit; vielmehr  ist  überall  von  einer  genauen  Begriff sbestini- 
mung  ausgegangen,  die  den  Leser  erkennen  .  läßt,  wieweit  er 
sich  selbst  helfen  kann  und  wo  er  des  Anwaltes  bedarf.  Der 
Mann  der  Praxis  ist  nicht  ohne  weiteres  geneigt,  vor  .Abschluß 
eines  (ieschäftes  rechtlichen  Rat  einzuholen.  Rechtlicher  Rat 
besteht  aber  wirtschaftlich  gesehen  weit  mehr  in  der  \'erhütung 
als  —  selbst  erfolgreichster  —  Durchführung  von  Prozessen. 
Infolgedessen  ist  jedes  Werk,  das  diesem  Zwecke  dient,  grund- 
sätzlich zu  begrüßen.  Besonderen  Wert  erhält  das  vorliegende 
dadurch,  daß  es  jeder  Tatsache,  jeder  Begriffsbestimmung  und 
jedem  Urteil  eine  Quelle  beifügt,  die  auch  dem  juristisch  ge- 
schulten Bearbeiter  derartiger  Fragen  wertvolle  Fingerzeige  gibt, 
die  es  ihm  erleichtern,  seinen  Mandanten  zu  geschultem  Ein- 
dringen in  seine  rechtlichen  Belange  zu  erziehen.  Die  titelmäßige 
Beschränkung  auf  die  kaufmännische  Praxis  engt  den  Rahmen 
des  ^^'erkes  unnötig  ein,  die  bewuBten  Fragen  sind  Gemeingut 
aller,  die  mit  Abschluß,  Durchführung  und  Abwicklung  von 
Leistungs-  und  Lieferungsverträgen  aller  Art  verantwortlich  zu 
tun  haben.  Infolgedessen  wird  dieses  Werk  gerade  der  Tech- 
niker begrüßen,  der  innerhalb  seiner  \'erwaltung  oft  die  Ein- 
holung rechtlichen  Rates  mit  Aufgabe  seiner  sachlichen  Zustän- 
digkeit bezahlen  muß.  Dr.  Hasse. 

ENERGIEWIRTSCHAFT 

Mitteldeutschlands  100  000- Volt-Netz.  Am  7.  August  d.  J. 
fand  bei  der  h^  1  e  k  t  r  o  w  e  r  k  e  A.  -  G.  in  Berlin  eine  Aussprache 
der  an  das  mitteldeutsche  100  000-Volt-Netz  angeschlossenen 
Stromerzeuger  und  -Verbraucher  statt.  Das  Netz  umfaßt  zur- 
zeit bereits  etv.'a  1500  km  Drehstromleitung,  ist  also  etwa  um 
die  Hälfte  größer  als  der  geplante  Ausbau  des  100  000- Volt- 
Netzes  des  Bayernwerkes.  Der  an  das  Netz  angeschlossene 
Energiewert  beläuft  sich  auf  etwa  700  000  Kilowatt  im  Betriebe. 
.Weitere  Ausbauten  des  Netzes  und  der  Maschinenanlagen 
stehen  bevor.  Durch  diese  Anlagen  werden  im  wesentlichen 
die  Provinz  Brandenburg  mit  Berlin,  die  Provinz  Sachsen  und 
die  Freistaaten  Sachsen  und  Anhalt  versorgt.  Die  hierbei  ge- 
wonnenen technischen  Erfahrungen  dürften  für  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Elektrizitätsversorgung  von  großer  Bedeutung 
sein.  In  der  Versammlung  wurden  von  sämtlichen  anwesenden 
43  Ingenieuren  u.  a.  einstimmig  folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

1.  Die  allgemeine  Verwendung  von  Vorkontaktschaltern  ist 
zweckmäßig,  aber  im  Notfalle  entbehrlich.  —  2.  Spannimgs- 
regelung in  100  OOO-X'olt-Netzen  soll  grundsätzlich  durch 
Phasenschiebung  erfolgen.  Soweit  die  Leitungen  noch  nicht 
ausgenutzt  sind,  bleibt  die  Entscheidung,  ob  Phasenschiebung 
nötig  ist,  von  der  Wirtschaftlichkeit  abhängig,  die  Spannungs- 
regelung kann  bei  schlecht  belasteten  Leitungen  vorübergehend 
auch  durch  andere  Mittel  erfolgen.  Die  Regelung  durch  Zusatz-, 
Anzapf-,  Drehtransformatoren  usw.  bleibt  den  Mittelspannungs- 
netzen vorbehalten.  Hand-in-Handarbeiten  der  Betriebe  ist 
natürlich  Voraussetzung.  —  3.  Als  Ueberspannungsschutz  ge- 
nügt für  100  OOO-Voltleitungen,  abgesehen  von  Drosselspulen  für 
Transformatoren,  die  Verwendung  von  Erdseilen.  Ob  ein  Seil 
oder  zwei  Seile  verwendet  werden,  hängt  neben  der  Bauart  der 
Masten  davon  ab,  ob  man  ein  auf  der  Mastspitze  liegendes 
Seil  im  Betriebe  auswechseln  kann,  wenn  bei  Doppelleitungen 
ein  Drehstromsystem  in  Betrieb  bleibt,  oder  ob  das  nicht  mög- 
lich ist.  In  letzterem  Falle  sind  zwei  Seile  vorzuziehen.  Eine 
zuverlässige  Erdung  aller  Eisenmaste  wird  unter  allen  Um- 
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ständen  als  notwendig  erachtet.  —  4.  Die  bisher  vorliegenden 
Erfahrungen  lassen  den  Anschluß  bereits  vorhandener  Petersen- 
Spulen  in  lOÜOOO-Voltnetzen  und  die  vorsorgliche  Bereitstellung 
weiterer  Petersen-Spulen  in  neu  anzuschließenden  Netzteilen 
nicht  gerechtfertigt  erscheinen.  —  5.  Die  Anfangskurzschluß- 
Stromstärke  im  mitteldeutschen  100  000-Volt-Netz  steigt  rech- 
nungsmäßig am  gefährlichsten  Punkte  bis  auf  122  000  Ampere, 
die  Dauerkurzschluß-Stärke  bis  auf  23  600  Ampere;  beides  bei 
6000  Volt.  Die  verfügbaren  Schaltertypen  liegen  angeblich 
dicht  unterhalb  dieser  Leistungen,  sind  hierfür  aber  noch  nicht 
versucht.  —  6.  Als  Relais  werden  indirekt  wirkende,  unab- 
hängige Maximal-Zeitrelais,  nur  an  Endstationen  direkt  wir- 
kende, empfohlen.  Es  ist  dabei  besonders  auf  beste  mecha- 
nische  Bauweise   der  Relais   zu  achten. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 
Hochschulnachrichten. 
Das  der  Universität  in  Köln  angegliederte  Institut  für  Ver- 
kehrswissenschaft hat  ein  Preisausschreiben  über  folgende  drei 
Themen  erlassen: 

1.  Die  Eisenbahntarife  in  ihrer  Einwirkung  auf  die  Wasser- 
straßen. 

2.  Der  Kraftwagen  zur  Beförderung  von  Lasten  in  Unter- 
nehmungen der  Spedition,  Lagerei,  des  Möbeltransportgeschäftes 
und  des  Lastfuhrbetriebes  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  Rentabilität  unter  Gegenüberstellung  des  Pferdefuhrbetriebes, 
betriebswirtschaftlich  dargestellt. 

Die  Arbeiten  müssen  bis  zum  31.  Dezember  1922  beim 
Institut  eingegangen  sein.  Alle  näheren  Angaben  sind  aus  der 
vom  Institut  herausgegebenen  Zeitschrift  für  Verkehrswissen- 
schaft ersichtlich. 

MASCHINENTECHNISCHES 
"  Reibungslokomotiven  für  eine  Steigung  von  1  :  16,6.  Der 

Direktor  der  Halbcrsladt — Blankenburger  Eisenbahn-Gesell- 
schaft, Regierungsbaumeister  Steinhoff,  hat  in  Gemeinschaft 
mit  der  Lokomotivenbauanstalt  Borsig  eine  Reibungslokomotivc 
geschaffen,  die  den  sonst  imr  mit  Hilfe  von  Zahnradlokomotivcn 
möglichen  Betrieb  auf  eine  Steigung  von  1  :  16,6  anstandsl()'> 
bewältigt.  Die  Lokomtive  ist  fünffach  gekuppelt  und  hat  vorn 
und  hinten  je  eine  Laufachsc.  Die  wichtigsten  Abmessungen 
sind:  Zylinderdurchmesser  700  mm,  Kolbenhub  550  mm,  Durch- 
messer der  Treibräder  1100  mm,  Durchmesser  der  Laufräder 
850  mm,  Dampfüberdruck  14  Atmosphären,  Rostfläche  3,963  qni, 
gesamte  feuerberührte  Heizfläche  235  qm,  Wasserrauminhalt  des 
Kessels  7,69  cbm,  Dampfrauminhalt  des  Kessels  3,9  cbm,  Ver- 
dampfungsoberfläche 10  qm,  Wasservorrat  8,8  cbm,  Kohlenvor- 
rat 3  t,  Reibungsgewicht  75  t,  Leergewicht  80  t,  Dienstgewicht 
100  t.  Seitens  des  Reichsverkehrsministeriums  sind  10  derartige 
Heißdampf-Tcnderlokomotiven  der  Firma  A.  Borsig  in  Auftrag 
gegeben,  die  sich  den  Anforderungen  an  die  Streckenverhältnissc 
der  Reichsbahn  anpassen. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

47.  Abgeordneten-Versammlung  des  Verbandes  Deutscher 
Architekten-  und  Ingenieur- Vereine  in  Lübeck.  Während  die 
Versammlungen  der  letzten  Jahre  mehrfach  eine  gewisse  Ver- 
bandsmüdigkeit erkennen  ließen,  und  sogar  die  Frage  aufge- 
worfen wurde,  ob  der  Verband  neben  den  großen  neuen  Ver- 
bänden mit  zum  Teil  ähnlichen  Zielen  noch  Daseinsberechtigung 
haben,  bedeutet  die  diesjährige  Versammlung  in  Lübeck  ein 
einmütiges  Bekenntnis  zum  Verbandsgedanken. 

Einige  70  Abgeordnete  waren  aus  allen  Teilen  Deutschlands, 
auch  aus  Danzig  und  Saarbrücken,  zusammengekommen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  schwierigen  Verhältnisse  wurde  der 
bisherige  Vorsitzende  Geheimrat  Dr.  Schmick-München,  dessen 
Amtszeit  abgelaufen  war,  einstimmig  auf  zwei  Jahre  wiederge- 
wählt; auch  der  übrige  Vorstand  wurde  neu  bestätigt,  bis  auf 
den  auf  seinen  Wunsch  ausscheidenden  Danziger  Professor 
K  o  h  n  k  c  ,  an  dessen  Stelle  der  Danzipcr  Senator  Leske  trat. 

Der  Geheime  Oberbaurat  Saran-Berlin,  früher  vortragender 
Rat  im  preußischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  wurde 
zum  Ehrenmitglied  ernannt.  Es  wurde  beschlossen,  im 
nächsten  Jahre  einer  Einladung  der  Stadt  Essen  folgend  dort 
im  Zusammenhange  mit  einer  großen  geplanten  Siedlungsaus- 
stellung  eine  Wanderversammlung  abzuhalten.  Für  1924 
wurde  eine  Abgeordneten-Versammlung  in  Danzig  vorgesehen, 
um  den  Zusammenhang  mit  den  dortigen  deutschen  Fachge- 
nossen zu  betonen. 

Eingehend  wurde  die  besondere  Aufgabe 
lies  Verbandes  besprochen,  dessen  Zusammensetzung  aus 
beamteten  und  im  freien  Berufsleben  stehenden  Architekten  und 
Bauingenieuren  als  ein  besonderer  Vorzug  hervorgehoben  wurde. 
Die  Notwendigkeit  des  engen  Zusammenschlusses  von  Architekt 
und  Bauingenieur,  der  gegenseitigen  Unterstützung  von  Bau- 
beamten und  im  Privatleben  stehenden  Fachgenossen  wurde  in 
einer  Reihe  von  Berichten  der  Herren  Ministerialrat  Dantscher- 
München,  Geh.  Reg.-Oberbaurat  Saran-Berlin,  Baudirektor 


Leo-  Hamburg,  Oberbaurat  G  u  t  h  -  Berlin,  Oberregierungs- 
baurat  M  a  y  e  r  -  Stuttgart  u.  a.  vom  technisch-wirtschaftlichen, 
baukünstlerischen,  verwaltungstechnischen  und  berufsständischen 
Standpunkte  beleuchtet.  Gefordert  wurde  eine  Gleichstellung  der 
höheren  Techniker  mit  den  V^erwaltungsbeamten  in  leitenden  Stel- 
lungen, eine  bessere  Ausnützung  der  technischen  Intelligenzbei  der 
Verwaltung,  eine  Festlegung  der  Heranziehung  der  Techniker  in 
der  Verwaltung  schon  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen.  Im 
besonderen  wurde  bei  der  seinerzeit  zur  Beratung  stehenden 
preußischen  Städteordnung  für  größere  Städte  gefordert,  daß 
nicht  nur  der  juristisch,  sondern  auch  der  technisch  vorgebildete 
Verwaltungsbeamte  ausdrücklich  im  Gesetz  genannt  wird.  Die 
Versammlung  nahm  ferner  Stellung  zum  Wohnungsproblem, 
namentlich  zu  den  neuen  Gesetzen  auf  diesem  Gebiete,  nachdem 
die  Herren  Magistratsbaurat  de  Jonge-Hannover  und  Ober- 
regierungsrat Schenk-Frankfurt  a.  M.  hierzu  Bericht  erstattet 
hatten.  Nach  der  Aussprache  wurden  die  in  Heidelberg  vom 
Verbände  aufgestellten  Leitsätze  auch  heute  noch  als  zutreffend 
bezeichnet.  Nachdrücklich  wurde  eine  stärkere  Heranziehung 
technischer  Sachverständiger  bei  Fragen  dieser  Art  besonders 
im  zuständigen  Reichstagsausschuß  gefordert.  Unter  den  Vor- 
lagen, über  die  die  Versammlung  Beschluß  zu  fassen  hatte,  sind 
noch  die  in  Gemeinschaft  mit  dem  Bund  Deutscher  Architekten 
und  dem  Deutschen  Wirtschaftsbund  für  das  Baugewerbe  und 
dem  Innungsverband  Deutscher  Baugewerksmeister  aufgestellten 
Reichsbedingungen  für  das  Baugewerbe  (Sonderbestimmungen 
für  Erd-,  Maurer-  und  Zimmerarbeiten) ;  der  mit  dem  Bund 
Deutscher  Architekten  gemeinsam  aufgestellte  Vertrag  zwischen 
Bauherrn  und  Architekt,  Gebührenordnungsfragen 
usw.  hervorzuheben. 

Der  Reichsverkehrsminister  gibt  bekannt:  1.  Regierungs- 
bauführern aller  Fachrichtun<;(.-ii,  —  gleichgültig,  ob 
mit  oder  ohne  Anwartschaft  —  die  im  In- 
teresse der  Verwaltung  eine  volle  Arbeits- 
kraft ausfüllen  (Tätigkeit  bei  einer  örtlichen 
Bauleitung),  kann  für  die  Dauer  einer  solchen  Beschäfti- 
gung ein  Unterhaltsznschuß  in  Höhe  der  für  ,, Beamte  mit  Fach- 
ausbildung" vorgesehenen  Vergütung  gewährt  werden  (d.  i. 
85  V.  H.  des  Anfangsgrundgehalts  der  Besol- 
dungsgruppe VII  nebst  Orts-  und  Teuerungs- 
zuschlägen). 

2.  Während  der  übrigen  Zeit  des  Vorbereitungsdienstes  er- 
halten nur  die  mit  Anwartschaft  angenommenen  Regierungsbau- 
führer nach  Abgabe  der  verlangten  l'^rklärung  einen  Unterhalts- 
zuschuß und  zwar  nach  den  für  Zivilan\'\'ärter  bestimmten  Sätzen. 

Gebührenordnungen   der  Architekten   und  Ingenieure  1922. 

Teuerungszuschläge  zu  den  Gebührentafeln  der  Architekten  und 
Ingenieure  von:  1.  Oktober  1921.  Die  bevollmächtigte  Ver- 
treter-Versammlung des  Ago  hat  in  ihrer  Sitzung  vom  14.  Juli 
1922  in  Berlin  fol.utniK'  Tcucrungszuschläge  mit  Wirkung  vom 
1.  August  d.  J.  fcstKcsotzt: 

1.  Gebührentafel  der  Architekten  §  28  25%;  2.  Gebüh- 
rentafel für  Siedlungsi)!äne  §  33  100%;  3.  Gebührentafel  für 
Stadt-  und  Ortserweiterungspläne  §  37  70%;  4.  Gebührentafel 
für  städtebauliche  Einzelarbeiten  §  40  50%;  5.  Gebührentafel 
der  I  n  g  e  n  i  e  u  r  e  §  29,  B  a  u  i  n  g  e  n  i  e  u  r  e  25  % ,  Maschi- 
neningenieure und   Elektrotechniker  50  %. 

STÄDTEBAHNEN 

Städtebahnen  Rheydt — Neuß.  Die  ,, Kölnische  Zeitung" 
schreibt  in  Nr.  593,  erste  Morgenausgabe  vom  Mittwoch,  den 
23.  August  1922:  Die  Interessenten  des  seinerzeit  von  dem 
früheren  Beigeordneten  der  Stadt  Rheydt,  Oberbaurat  Keck, 
aufgestellten  Planes  einer  normalspurigen  elektrischen  Eisen- 
bahn von  dem  Rheydt-M. -Gladbacher  Industriebezirk  über 
Glehn  nach  Neuß,  mit  einer  Abzweiglinie  über  Schelsen,  Bed- 
burdyk  nach  Grevenbroich  und  Wevelinghoven  zur  Er- 
schließung der  bisher  nicht  vom  Verkehr  berührten  Teile  der 
Kreise  Grevenbroich,  M. -Gladbach  und  Neuß,  haben  sich  nun- 
mehr über  alle  schwebenden  Punkte  \'erständit;t,  die  vor  der 
Erteilung  der  Genehmigung  noch  zu  klären  \\  aren.  Zur  Ueber- 
nahme  der  Konzession  ist  am  15.  August  1922  eine  hcsnndere 
Aktiengesellschaft  unter  der  Firma  „Niederrheinische  PZisen- 
bahngesellschaft,  Aktien-Gesellschaft"  mit  dem  Sitz  in  Rheydt 
"ud  einem  Aktienkapital  von  400  000  Mark  begründet  worden. 
Die  Gründer  sind  die  Stadt  Rheydt,  die  Stadt  Neuß,  die  Kreise 
Grevenbroich,  M. -Gladbach  und  Neuß,  die  Rheinische  Bahnge- 
scllschaft  Aktien-Gesellschaft  zu  Düsseldorf-Oberkassel  und  die 
Niederrheinischen  Licht-  und  Kraftwerke  Aktien-Gesellschaft  zu 
Rheydt.  Bei  der  weittragenden  Bedeutung  des  Planes  für  das 
linksrheinische  Gebiet  hoffen  die  Gründer  die  Genehmigung,  die 
im  Grundsatz  durch  den  Minister  bereits  erfolgt  ist,  bald  er- 
teilt zu  bekommen,  um  die  nötigen  Schritte  für  die  Finanzierung 
und  Durchführung  des  Unternehmens  tun  zu  können.  Sie  wollen 
dabei  gleichfalls  versuchen,  eine  Verständigung  mit  den  nach- 
träglich aufgetauchten  Bestrebungen  nach  einer  neuen  reinen 
Schnellpersonenbahn  herbeizuführen,  dergestalt,  daß  die  Haupt- 
strecke M. -Gladbach — Rheydt — Neuß    der    Städtebahn  so  aus- 
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gestaltet  wird,  daß  sie  auch  Schnellverkehr  aufnehmen  kann 
und  in  der  Nähe  von  Neuß  Anschluß  an  die  große  Rheinschnell- 
bahn Köln — Düsseldorf — Dortmund  erhält.  Die  beteiligten 
Städte  und  Kreise  glauben,  daß  ihr  gemeinsames  Vorgehen  die 
Bestrebungen  der  Schnellbahngesellschaft  nicht  gefährdet;  sie 
sind  aber  der  Ansicht,  daß  ihre  eignen  Verkehrsinteressen,  die 
durch  eine  ausschließlich  dem  Personenschnellverkehr  die- 
nende Bahn  nicht  befriedigt  werden  können,  für  die  gesamte 
Volkswirtschaft  wichtiger  sind  und  nicht  wegen  dieser  reinen 
Schnellbahninteressen  zurückgestellt  werden  dürfen.  Neben  der 
Herstellung  von  schnellen  Verbindungen  durch  elektrischen 
Verkehr  mit  Neuß,  Düsseldorf  und  Köln  soll  die  Nieder- 
rheinische Eisenbahngesellschaft  das  gesamte  Verkehrsgebiet 
für  allen  Personen-  und  Güterverkehr  erschließen  und  zugleich 
der  Industrie  des  M. -Gladbach-Rheydter  Bezirks  die  lang- 
erstrebte unmittelbare  Beziehung  mit  der  großen  Wasserstraße 
des  Rheins  durch  Anschluß  an  den  Hafen  in  Neuß  verschaffen. 
Um  diese  wichtigen  wirtschaftlichen  Interessen  nicht  in  den 
Hintergrund  treten  zu  lassen,  wollen  die  beteiligten  Städte  und 
Kreise  den  Plan  weiter  verfolgen;  sie  stehen  dem  Schnellbahn- 
plan nicht  ablehnend  gegenüber,  sondern  wollen  denselben,  so- 
weit es  im  Rahmen  des  eigenen  Planes  möglich  ist,  verwirk- 
lichen helfen  und  die  verschiedenen  Verkehrsinteressen  in  einem 
einheitlichen  gemeinsamen  Unternehmen  vereinigen,  damit  kein 
Widerstreit  zwischen  den  Interessen  der  Stadt  und  des  Landes 
entsteht  und  bei  den  schwierigen  finanziellen  Verhältnissen 
keine  Zersplitterung  der  Kräfte  auftritt. 

SIEDLUNGSWESEN 

Wohnungsnot  und  Siedlung.  Die  Sehnsuchtsschreie  nach  dem 
Eigenheim,  dem  Einfamilienhaus  und  dem  eigenen  Garten  ist 
ein  Kennzeichen  der  Nachkriegszeit.  Im  Zeitalter  der  Woh- 
nungsnot fanden  diese  Wünsche  Ausdruck  in  der  Siedlungsbe- 
wegung Siedlungsgesellschaften  schössen  wie  Pilze  aus  der 
Erde.  Die  Regierung  nahm  sich  der  Sache  an.  Der  Wille  war 
da,  aber  der  Weg  führte  nicht  selten  abseits.  Wohl  kann  man 
sich  heute  im  ganzen  Reiche  einer  großen  Zahl  freundlicher  und 
vorbildlich  angelegter  Kolonien  und  beschaulicher  selbst  errich- 
teter Wohnstätten  erfreuen;  viele  Siedler  aber  wurden  bisher 
enttäuscht  und  sahen  sich  vorzeitig  am  Ende  ihrer  Mittel,  da 
tmfachmännische  Anschläge  gewissenlose  Ueberteuerung  und 
unerwartete  bureaukratische  Hindernisse  ihre  Pläne  über  den 
Haufen  warfen.  Die  „Große  Berliner  Illustrierte"  bringt  Ende 
d.  M.  eine  Siedlungsnummer  heraus,  in  der  sie  auf  persönliche 
Erfahrungen  gestützte  Einsendungen  von  Siedlern  und  solchen, 
die  es  werden  wollen,  gern  berücksichtigt.  Von  dem  durch 
eigener  Hände  Arbeit  errichteten  Lehm-  oder  Holzhaus  bis  zur 
Siedlungsarbeit  des  Staates  und  der  Gemeinden  soll  das  ganze 
Gebiet  des  Siedlungswesens  beleuchtet  werden.  Die  „Große  Ber- 
liner" will  durch  ihre  Anregungen  der  Wiederholung  von  Feh- 
lern und  Mißerfolgen  vorbeugen  und  dem  Siedler  Fingerzeige 
geben,  wie  er  sein  unter  Mühen  und  Opfern  geschaffenes  Heim 
erhalten  und  ausbauen  kann.  Bekämpfung  der  Mißstände,  Vor- 
schläge für  Besserung  und  Hilfe  im  Siedlungswesen  sind  die 
Leitworte,  unter  denen  die  „Große  Berliner"  im  Interesse  des 
Volkswohls  zu  tatkräftiger  Mitarbeit  und  Einsendung  von  Wün- 
schen und  Beschwerden  auffordert.  Die  Anschrift  für  Anfragen 
und  Beschwerden  lautet:  Schriftleitung  der  „Großen  Berliner 
Illustrierten",  Berlin  S.  14,  Stallschreiberstr.  34/35. 

SOZIALES 

Die  Arbeitszeit  bei  der  Reichsbahn.  Der  Reichs- 
verkehrsminister hat  die  neuen  Dienstdauervor- 
schriften (DDV.)  in  Kraft  gesetzt.  Sie  bringen 
eine  Reihe  grundsätzlicher  Neuerungen,  insbesondere  im 
Bereich  der  ehemaligen  preußischen  Staatseisenbahnen,  und  die 
Verwaltung  erwartet  eine  wesentliche  Hebung  der  Wirtschaft- 
lichkeit durch  den  neuen  Zustand.  Es  wird  künftig  grundsätz- 
lich unterschieden  zwischen  wirklich  geleisteter  Arbeit,  Aufent- 
halt am  Dienstplatz  ohne  Leistung  von  Arbeit  (Dienstbereit- 
schaft) und  Pausen,  d.  h.  Zeiten,  während  deren  eine  Entfernung 
vom  Dienstplatz  erlaubt  ist.  Diese  Unterscheidung  ermöglicht 
es  nicht  nur,  den  achtstündigen  Arbeitstag  völlig  unangetastet 
zu  lassen,  sie  verwendet  ihn  sogar  als  allein  gültigen  Normal- 
maßstab für  alle  Bewertungen.  Jeder  Dienstvorgang  erfährt  eine 
durchschnittliche  Bewertung,  und  die  Summe  der  Dienstvorgänge 
während  einer  Dienstschicht  ergibt  das  Maß  der  in  dieser  Schicht 
enthaltenen  wirklichen  Arbeit.  Um  nicht  endlose  Reibereien  zu 
schaffen,  werden  hierbei  Zeitsplitter  bis  zu  fünf  Minuten  als 
geleistete  Arbeit  angesehen.  Dienstbereitschaft  wird  verschieden 
bewertet,  z.  B.  wird  sie  beim  Lokomotivpersonal  mit  Lokomotive 
mit  80  V.  H.,  beim  Bahnhofs-  und  Zugbegleitpersonal  mit  50  v.  H. 
und  beim  Bahnbewachungspersonal  mit  3314  v.  H.  als  Arbeit 
angerechnet.  Die  Länge  der  Dienstschichten  ist  nach  oben  be- 
grenzt und  richtet  sich  im  übrigen  nach  ihrem  Gehalt  an  wirk- 
lich geleisteter  Arbeit.  Das  Personal  hat  im  Jahre  Anspruch 
auf  wenigsten?  52  Ruhetage  von  32  Stunden  Mindestlänge, 
17  hiervon  sollen  auf  Sonntage  entfallen. 


Wenn  man  überlegt,  welche  Schwierigkeiten  es  bereitet,  die 
unendlich  verschiedenartigen  Einzelheiten  des  Dienstes  durch 
kurze  und  klare  Vorschriften  sicher  und  unzweideutig  zu  regeln, 
dvnn  wird  die  Verhandlungsdauer  sehr  verständlich,  um  so  mehr, 
als  zum  erstenmal  unter  den  neuen  Verhältnissen  in  Deutsch- 
land ein  Ausgleich  gefunden  werden  mußte  zwischen  der  abso- 
luten Unmöglichkeit,  bloße  Anwesenheit  als  Leistung  zu  werten 
und  dem  Verlangen  nach  sechzehn  völlig  freien  Stunden  im  Lauf 
des  vierundzwanzigstündigen  Tages.  Gerade  der  Zwang,  Theorie 
und  Praxis  in  der  Menschenökonomie  der  Reichsbahn  in  Ein- 
klang zu  bringen,  ließ  schon  im  Februar  dieses  Jahres  erkennen, 
daß  der  zunächst  vorgesehene  Weg  eines  Arbeitszeitgesetzes 
für  die  Verkehrsbetriebe  wohl  zu  vielerlei  parlamentarischen 
Verhandlungen  und  grundsätzlichen  Meinungsverschiedenheiten, 
schwerlich  aber  zu  einem  raschen  und  beide  Teile  befriedigenden 
Ergebnis  führen  werde.  Darum  faßte  man  im  Verkehrsministe- 
rium die  Aufgabe  von  einer  anderen  Seite  an,  nahm  die  grund- 
sätzlichen Teile  des  vielgenannten  Referentenentwurfes  und  be- 
gann mit  den  Vertretern  der  gewerkschaftlichen  Spitzenverbände 
die  Verständigungsarbeit  am  Verhandlungstisch,  wobei  die 
Eisenbahnergewerkschaften  durch  besondere  Vertreter  als  Sach- 
verständige beteiligt  waren.  Dieser  Weg  hat  sich  als  richtig  er- 
wiesen, denn  er  hat  zum  Ziel  geführt.  Freilich  hat  am  Schluß 
die  formelle  Zustimmung  der  beiden  Beamtenverbände  nicht  er- 
zielt werden  können. 

VERWÄLTUNGSFRAGEN 

SS  Aus  der  neuen  Reichstags-Geschäftsordnung,  deren  Be- 
ratung durch  den  eingesetzten  Ausschuß  zu  Ende  geführt  wor- 
den ist,  verdienen  Bestimmungen  über  die  kleinen  An- 
fragen und  über  die  Disziplin  und  Mittel  zur  Aus- 
schließung Abgeordneter  von  Sitzunsen  Beachtung.  Eine 
kleine  Anfrage  bedarf  jetzt  30  Unterschriften.  Wird  sie  inner- 
halb 14  Tage  schriftlich  beantwortet,  so  kommt  sie  nicht  auf  die 
Tagesordnung.  Der  Weg  der  kleinen  Anfraee  konnte  bisher  bei 
den  geringsten  Nebensächlichkeiten  von  einem  Abgeordneten 
allein  beschritten  werden.  Es  hat  dies  zu  einem  Wust  bedruckter 
Zettel  geführt,  die  meist  kaum  noch  Beachtung  fanden  und 
außerdem  ungeheure  Kosten  verursachten.  Die  Neuregelung  soll 
darin  Wandel  schaffen.  —  Die  Redezeit  der  Abgeordneten  ist 
auf  %  Stunden  beschränkt  worden.  Ein  Abeeordneter  der  nach 
Aufforderung  des  Präsidenten  den  Saal  nicht  verläßt,  und  da- 
durch die  Unterbrechung  der  Sitzung  erzwingt,  bleibt  dadurch 
auf  die  Dauer  von  8  Sitzuneen  von  den  Beratungen  ausgeschlos- 
sen. Wie  sich  diese  Geschäftsordnung  in  der  Handhabung  aus- 
nehmen wird,  bleibt  abzuwarten. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 
Der  Reichsverband  des  deutschen  Tiefbaugewerbes  gibt  als 
Ergebnis  seiner  Bemühuneen  um  die  vorteilhaftere  Gestaltung 
von  Bauverträgen  mit  gleitenden  Preisen  den  nachfolgenden 
Erlaß  E  VI.  67  D  6913  des  Reichsverkehrsministeriuras  vom 
11.  April  ds.  Js  bekannt: 

Ueber  die  Fragen  der  Vergebung  von  Bauarbeiten  zti  testen  oder  gleitenden 
Preisen  und  der  Beteiligung  der  Unternehmer  an  den  Mehr-  oder  Minderauf- 
wendungen bei  Veränderung  der  Löhne  und  Stoffpreise  während  der  Bauzeit 
«ind  mit  der  Fachgruppe  Bauindustrie,  der  sämtliche  zentralen  wirtschaft- 
lichen Verbände  des  Baugewerbes,  umfassend  alle  Groß-  und  Kleinbetriehe 
des  Hoch-,  Beton-  und  Tiefbaugewerbes,  angeschlossen  sind.  Verhandlungen 
geführt  worden.  Im  Hinblick  auf  die  unter  den  heutigen  Verhältnissen  stark 
.schwankenden  Löhne   und   Preise  handelte   es   sich   insbesondere  darum: 

I.  die  Vergebung  von  Bauarbeiten  zu  fesien  Preisen  auf  eine  Zeitdauer 
zu  beschränken,  für  die  der  Unternehmer  die  voraussichtliche  Ge- 
staltung der  Löhne  und  Stoffpreise  einigermaßen  zutreffend  beur- 
teilen kann ; 

II.  die  in  vielen  Bauverträgen  auf  Grund  der  Erlasse  des  früheren 
preußischen  Herrn  Ministers  der  öffentlichen  .\rbeiten  vom  11.  August 
1919  _  V.  54.  D.  4866  — ,  E.  N.  Bl.  S.  108  u.  f.  und  des  Reichsver- 
kehrsministeriums, Zweigstelle  Preußen-Hessen,  vom  9.  August  1920 
—  V.  54.  D.  10  513  —  vorgesehene  -Anteilnahme  des  Unternehmens 
an  den  Veränderungen  der  Löhne  und  Stoffpreise  ganz  zu  besei- 
tigen und 

III.  bei  Mehraiifwendungen  Zuschläge  für  die  allgemeinen  Geschäfts- 
unkosten zu  gewähren. 

Als  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  gebe  ich  Richtlinien  bekannt,  die  bei 
der  Vergebung  von   Bauarbeiten  künftig  allgemein  anzuwenden  sind : 

Zu  1.  Bauarbeiten,  die  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  acht  Kalenderwochen 
bei  Verdingungen  vom  Tage  der  Eröffnung  der  Angebote,  sonst  vom  Tage  des 
Eingangs  der  Angebote  ab  gerechnet,  fertigzustellen  sind,  sind  zu  festen 
Preisen  zu  vergeben.  Wird  die  Fertigstellungsfrist  infolge  von  Maßnahmen 
der  bauausführenden  Stelle  überschritten,  so  sind  die  nach  dieser  Frist  nach- 
weislich entstandenen  Mehraufwendungen  dem  Unternehmer  nach  den  unter  II 
gegebenen  Richtlinien  zu  erstatten.  Auf  §  8  der  allgemeinen  Vertragsbedin- 
gungen für  die  Ausführung  von  Staatsbauten  wird  hierbei  besonders  hinge- 
wiesen. Die  unter  II  aufgeführten  Unterlagen  für  die  Berechnung  der  Mehr- 
aufwendungen sind  zweckmäßig  für  diesen  Fall  vom  Unternehmer  zu  fordern. 

Damit  diese  Vergebungsforra  in  möglichst  vielen  Fällen  angewendet  wer- 
den kann,  ist  die  Zuschlagsfrist  auf  die  zur  Prüfung  der  Angebote 
unbedingt  nötige  Zeit  zu  beschränken  und  di*  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  selbst 
so  vorzubereiten,  daß  nach  der  Erteilung  des  Zuschlags  sofort  mit  den 
Arbeiten  begonnen  werden  kann. 

Die  Fristen  für  die  Ausführung  der  Bauarbeiten  sind,  soweit  nicht  aus 
besonderen  Gründen  eine  Beschleunigung  geboten  ist,  tunlichst  auf  das 
übliche  Maß  festzusetzen;  auch  ist  es  zu  vermeiden,  eine  weitgehende  und 
durch  die  Art  der  Ausführung  nicht  bedingte  Unterstellung  von  Arbeiten  nur 
dazu   vorzunehmen,  um  die  Arbeiten   zu  festen  Preisen  vergeben  zu  können. 

Zu  II.  Die  Beteiligung  der  Unternehmer  an  den  Mehr-  oder  Minder- 
aufwendungen, die  durch  den  Erlaß  des  früheren  prußischen  Herrn  Ministers 
der  öffentlichen  Arbeiten  vom  11.  August  1919  —  V.  54.  D.  4866  —  für  Löhne 
auf  etwa  10  v.  H.  festgesetzt  worden  ist  und  nach  dem  Erlaß  des  Reichs- 
verkehrsministeriums,   Zweigstelle   Preußen-Hessen   vom   9.    August    1920  — 
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\'.   54.    D.    10  513   —   unter   besonderen   Umstanden   aut   eni   geringeres  Maß 
'■    herabgesetzt   werden   kann,   ist   künitig  nicht   mehr  vorzusehen.     Das  gleiche 
'.    gilt  lur  die  Beteiligung  der  Unternehmer  an  den  Mehr-  oder  Minderaulwen- 
I    düngen  für  Bau-  und  Betriebsstoffe.     Es  sind  jedoch  die  Unternehmer,  die 
I    aen  .Nachweis  erbringen,  daU  sie  üie  Bau-  und  Betriebsstoffe  lür  die  Bauaua- 
,    führung  ganz  oder  zum  größten  Teil  vorrätig  haben,   und  die   mithin  diese 
Stoffe  zu  festen  Preisen  anbieten,  bei  sonst  gleichwertigen  Angeboten  bei  der 
Zuschlagserteilung  vorzugsweise   zu   berücksichtigen.     Von   den  Unternehmern 
muß   demgegenüber  verlangt   werden,   daß   sie  in  ihren  Angeooten  nicht  nur 
die  Lohnsatze  und  die  Preise  der  hauptsächlichsten  Bau-  und  Betriebsstoffe, 
auf  die  sich  ihr  Angebot  aufbaut,  angeben,   sondern  daß   sie  auch  über  die 
Leistungen  und   die   btofimengen,    mit   denen    sie   für  die  Einheit  gerechnet 
haben,  Auskunft  geben.    Diese  letzteren  Angaben  müssen  die  feste  Grundlage 
iur   uie   Berechnung    der  durch   Lohn-   und   Preisschwankungen  verursachten 
Mehr-   oder  Minderauiwendungen  bilden. 

Zu  III.  \  on  der  Vereinbarung  von  Zuschlägen  für  die.  allgemeinen  Ge- 
schäftsunkosten bei  Steigerungen  der  Löhne  und  Stoffpreise  ist  grundsätzlicli 
abzusehen.  L>ie  Höhe  der  Geschäftsunkosten  ist  je  nach  der  Art  und  dem 
Umfang  des  Unternehmens  und  auch  der  Bauausführung  sehr  verschieden; 
einen  einheitlichen  Zuschlag  hierfür  festzusetzen,  ist  nicht  möglich.  Dasselbe 
gilt  für  das  eingebrachte  Gerät,  dessen  Wert  wahrend  der  Bauzeit  als  gleich- 
bleibend betrachtet  werden  muß.  Es  muß  den  Unternehmern  überlassen  blei- 
ben, bei  der  üemessung  der  Preise  auch  unvorherzusehenden  Anforderungen 
Rechnung  zu  tragen.  ■     on  »i 

Dieser  Erlaß  geht  allen  in  der  Anschrift  genannten  Stellen  in  JO  Ab- 
drucken zu;  weitere  Abdrucke  können  von  der  Jvanzlei  A  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums bis   zum  1.   Mai  d.  J.  angefordert  werden. 

Zu  begrüßen  ist  der  Versuch  einer  Rüclikehr  zu  Vertragen 
uÄt  festen  Einheitspreisen,  soweit  es  sich  um  kurze  Fristen 
handelt.  Bei  kurzfristigen  Verträgen,  die  in  der  Ausführungs- 
dauer von  nur  einer  oder  höchstens  zwei  Lohnerhöhungen  be- 
troffen werden,  kann  ein  vorsichtig  veranschlagender  Unter- 
nehmer das  Wagnis  wohl  mit  hineinrechnen,  allerdings  gehört 
dazu  auch  eine  Vorbereitung  der  Verdingung  von  seifen  der 
Verwaltung,  die  es  ermöglicht,  die  Entscheidung  sofort  zu 
treffen,  gegebenenfalls  unter  entsprechender  Erweiterung  der 
Befugnisse  der  ausschreibenden  Stellen. 

Der  Wegfall  der  Beteiligung  des  Unternehmers  an  den 
Lohnsteigerungen,  die  während  der  Vertragsdauer  eintreten,  ist 
gleichfalls  als  Fortschritt  zu  buchen.  Die  Bevorzugung  der 
Unternehmer,  die  die  zu  Verdingung  stehenden  Bau-  und  Be- 
triebsstoffe als  vorrätig  anbieten  und  deshalb  die  angebotenen 
Preise  bestimmt  halten  können,  ist  berechtigt,  aber  auch  nur 
dann,  wenn  sofortige  Entscheidung  erfolgt,  weil  diese  Firmen 
andernfalls  eine  Bindung  eingehen,  die  im  heutigen  Geschäfts- 
leben sonst  nirgends  mehr  üblich  ist.  Eine  längere  bestimmte 
Bindung  an  einen  festen  Preis  ist  bei  der  heutigen  Preis- 
bewegung einem  unmittelbaren  Schaden  gleichzusetzen,  den  der 
Bieter  nicht  auf  sich  nehmen  kann. 

Das  geforderte  Eindringen  in  die  Grundlagen  der  Veran- 
schlagung, Tagewerke,  Stoffmengen  usw.  bedeutet  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  und  wird  auch  dazu  beitragen,  die  Unter- 
nehmer zu  sorgfältigerem  Veranschlagen  zu  erziehen. 

Nicht  verständlich  ist  die  ablehnende  Stellung  zur  Ge- 
währung von  Zuschlägen  für  allgemeine  Geschäftsunkosten  und 
zwar  zunächst  begrifflich: 

Löhne  und  Baustoffkosten  sind  nur  Teile  der  gesamten 
Gestehungskosten,  die  mit  den  Unkosten  gar  nichts  zu 
tun  haben.  Zu  den  Gestehungskosten  gehören  insbesondere 
die  sozialen  Lasten,  die  Gerätevorhaltung  und  grundsätzlich 
alle  örtlichen  zur  Durchführung  des  Bauvorhabens  notwendigen 
Aufwendungen.  Die  Löhne  und  die  Mehrkosten  der  Baustoffe 
können  also  nicht  als  Grundlage,  sondern  nur  als  Maß- 
stab für  etwaige  Erstattungen  dienen.  Die  Schwierigkeit  liegt 
■darin,  daß  die  sonstigen  Gestehungskosten  nicht  in  einem  festen 
Verhältnis  zu  den  Löhnen  oder  Baustoffkosten  stehen,  sondern 
schon  von  Bauwerk  zu  Bauwerk  verschieden  sind.  Ein  tieferes 
Eindringen  in  diese  Frage  und  eine  endgültige  begriffliche  Fest- 
legung der  Bezeichnung  „Unkosten"  dürfte  daher  im  Interesse 
der  Unternehmer  und  auch  der  Verwaltung  zu  fordern  sein. 
Beispielsweise  erscheint  es  nicht  angängig,  wenn-  eine  aus- 
schreibende Stelle  den  Unternehmer  verpflichten  will,  mit  dem 
Angebot  anzugeben,  wieviel  von  der  Endsumme  auf  Löhne,  wie- 
I  viel  auf  General  (?)  Unkosten  und  wieviel  auf  Gewinn  entfällt. 
Diese  Gliederung  widerspricht  dem  Begriff  der  Unkosten  und 
auch  der  Veranschlagungstechnik. 

In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  auf  das  Bestreben  des 
Reichsverbandes  des  deutschen  Tiefbaugewerbes  hingewiesen, 
•  die  Zahlungsgepflogenheiten  der  vergebenden  Behörden  so  um- 
zugestalten, daß  sie  der  Wirtschaftslage  der  Unternehmer  Rech- 
nung tragen.  Der  Unternehmer  muß  alles,  was  er  liefert  und 
leistet,  vorausbezahlen  und  wird  für  verzögerte  Zahlungen  der 
Verwaltung  in  keiner  Weise  entschädigt,  obwohl  der  Zinsen- 
dienst des  vorgehaltenen  Betriebskapitals  doch  auch  sehr  wesent- 
lich zur  Erhöhung  seiner  Gestehungskosten  beiträgt,  ohne  daß 
,  ihm  dafür  ein  Ausgleich  gewährt  wird.  Der  Begriff  der  Ver- 
I  Zugszinsen  hat  sich  neuerdings  bei  einigen  Verwaltungen  ein- 
gebürgert,  wo  sie  selbst  Geld  zu  empfangen  haben.  Daß  der  . 
Unternehmer  ähnliche  Ansprüche  zu  stellen  berechtigt  ist, 
scheint  leider  noch  nicht  genügend  bekannt  zu  sein.  Die 
Hemmung  liegt  vielfach  nicht  bei  den  vergebenden  und  bau- 
leitenden Behörden,  sondern  im  Geschäftsgang  des  Kassen- 
\vesens.*)     Es  ist  unbedingt  erforderlich  die  Gewährung  von 


')  Vgl.  den  Aufsatz  „Unkosten"  in  Nr.  14/1921  S.  118  des  Blattes. 
')  Vgl.  den  Aufsatz  „Bargeldloser  Zahlungsverkehr"  in  der  Zeitschrift 
Organisation"  .Nr.  21/1920. 


•  Die 


Vorauszahlungen  bei  der  Bestellung,  namentlich,  soweit  es  sich 
um  Lieferungen  handelt,  zur  Vorschrift  zu  machen  und,  wo  der 
gegenwärtige  Geschäftsgang  bei  den  Zahlungen  zu  schleppend 
ist  und  auch  die  Verwaltung  zu  schädigen  droht,  entsprechende 
.\enderungen  herbeizuführen. 

ROHSTOFFE 

55  Eisenbeton  bei  Explosions-Katastrophen.  Die  beklagens- 
werte Explosion  des  O  p  p  a  u  e  r  Werks  der  Badischen  Anilin- 
und  Sodafabrik  hat  Gelegenheit  gegeben,  das  Verhalten  von 
Eisenbetonbauwerken  gegenüber  gewaltsamen  Einwirkungen  zu 
untersuchen.  Professor  Dr.  Ing.  P  r  o  b  s  t-Karlsruhe  berichtet 
darüber:  An  den  herausgerissenen  Eisen  der  Eisenbetonbauten 
war  nirgends  ein  inniges  Haften  am  Beton  zu  erkennet),  vielmehr 
hafteten  die  Eisen  nur  mechanisch,  wobei  die  Haken  und  Ver- 
ankerungen eine  ausschlaggebende  Rolle  spielen.  Als  schwache 
Teile  der  Konstruktionen  erwiesen  sich  überall  diejenigen  Stel- 
len, wo  eine  stärkere  Bewehrung  in  eine  schwächere  übergeht. 
Hier  trat  überall  ein  Bruch  ein.  Eine  große  Bedeutung  kommt 
den  Bügeln  zu.  Dort,  wo  diese  fehlten  oder  zu  weit  auseinander 
lagen,  trat  ein  Ausknicken  der  Läfigseisen  ein.  Solche  Bauten, 
welche  Explosionsstoffe  enthalten,  müssen  in  ihren  Umfassungs- 
mauern möglichst  stark  ausgeführt  werden.  Dagegen  muß  das 
Dach  möglichst  leicht  hergestellt  werden.  Solche  Bauten,  die 
durch  die  Explosionswellen  lediglich  von  außen  getroffen  werden, 
müssen  außer  starken  Umfassungsmauern  auch  ein  kräftiges 
Dach  erhalten,  das  von  herabfallenden  Steinen  nicht  durchschla- 
gen wird.  Allgemein  müssen  Bauten,  die  Explosionsgefahren 
ausgesetzt  sind,  eine  hohe  Quersteifigkeit  besitzen. 

TARIFE  UND  VERKEHR 

■5  Reichsbahnnetzkarten.  Seit  dem  1.  Juli  1922  werden  bei  den 
größeren  Fahrkartenausgaben,  den  Ausgabestellen  des  Mittel- 
europäischen Reisebüros,  teilweise  auch  an  Bord  der  Schiffe 
deutscher  Schiffahrtsgesellschaften  Reichsbahnnetz- 
karten für  30  und  45  Tage  ausgegeben,  die  auf  allen  Eisen- 
bahnstrecken der  Deutschen  Reichsbahn  und  auf  gewissen  Fähr- 
strecken gelten.  Die  Reichsbahnnetzkarten  werden  für  die  1., 
2.  und  3.  Klasse  ausgegeben  und  gelten  für  alle  fahrplanmäßigen 
Schnell-  und  Personenzüge;  für  Expreß-  und  Luxuszüge  gelten 
sie  nur  gegen  Lösung  der  tarifmäßigen  Zuschlagkarten.  Der 
Preis  einer  Reichsbahnnetzkarte  beträgt: 

für  30  Tage       für  45  Tage 

in  I.Klasse   24  500  M.  36  500  M. 

in  2.  Klasse   14000  „  20  500  „ 

in  3.  Klasse   8  500  „  12  500  „ 

In  diesen  Preis  ist  eine  Sicherheit  von  500  M.  eingerechnet,  die 
bei  rechtzeitiger  Rückgabe  der  Karte  erstattet  wird.  Die  Reichs- 
hahnnetzkarten sind  nicht  übertragbar.  Umtausch  gegen  Karten 
anderer  Klassen  oder  Verlängern- g  der  Geltungsdauer  ist  aus- 
geschlossen. Der  Inhaber  kann  die  Karte  vor  Ablauf  der 
Geltungsdauer  zurückgeben.  In  diesem  Falle  werden  außer  der 
Sicherheit  %  desjenigen  Fahrpreises  erstattet,  der  auf  die  Tage 
nach  der  Zurückgabe  entfällt.  Ist  die  Karte  nur  an  den  drei 
letzten  Tagen  der  Geltungsdauer  nicht  benutzt,  so  wird  nur  die 
Sicherheit  zurückgezahlt.  Die  Reichsbahnnetzkarten  sind  nach 
Ablauf  der  Geltungsdauer  zurückzugeben.  Alles  nähere  ist  bei 
den  Ausgabestellen  zu  erfahren. 

J  J  Für  die  Eisenbahnpersonentarife  gelten  vom  1.  Oktober  1922 
ab  folgende  Kilometersätze:  4.  Kl.  45  Pfg.,  3.  Kl.  67,5  Pfg.  (Militär 
20  Pfg.),  2.  Kl.  112,5  Pfg.,  1.  Kl.  202,5  Pfg.  Die  Schnellzug- 
zuschläge werden  betragen:  für  1 — 75  km  3.  Kl.  15  M.,  I.  und 
2.  Kl.  30  M.,  für  76—150  km  3.  Kl.  30  M.,  1.  und  2.  Kl.  60  M. 
für  mehr  als  150  km  3..  Kl.  45  M.,  1.  und  2.  Kl.  90  M.  Der 
Gepäcksatz  wird  10  Pfg.  für  10  kg  und  1  km  und  mindestens 
5  (bisher  10)  M.  betragen.  Bei  der  Berechnung  der  Monats- 
und  Wochenkarten  behält  der  sogenannte  Notstandstarif 
Wirkung;  er  erfährt  sogar  eine  relative  Verbilligung,  indem 
den  Monatskartenpreisen  statt  bisher  16  nur  14  Einzelfahrten 
und  den  Wochenkartenpreisen  statt  4  nur  3K>  Einzelfahrten  zu- 
grunde gelegt  werden. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Vereistech  Preußen-Hessen.  Den  Bezirken  ist  als  Bezirks- 
nachrichtenblatt 24  die  Mitteilung  zugegangen,  daß  für  den 
Rest  des  Kalenderjahres  1922  eine  weitere  Ueberteuerungszu- 
lage  von  120  M.  erhoben  werden  muß.  Mit  der  Einziehung  des 
Betrages  und  der  noch  rückständigen  Reste  sind  die  Bezirke 
betraut.  Die  Mitglieder  werden  gebeten,  die  Zahlungen  nach 
den  Weisungen  der  Bezirksvorstände  baldigst  zu  leisten,  damit 
der  Geschäftsführung  des  Hauptvorstandes  keine  finanziellen 
Schwierigkeiten  entstehen. 

Der  Hauptvorstand. 


Schkiß  des  redaktionellen  Teiles. 


Die  amtlichen  Verdingungen  beginnen  auf  Seite  XXXI 
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Trockenmagnetische  Aschenaufbereitung 


Aua  den  in  den  meisten  Kohlensorten  voi  h  md-jnen  Eisen- 
schvvefelverbindungen  entstehen  bei  der  Verbrennung  Eisen- 
sauerstoffverbindiuik'eii,  die  magnetisch  sind  und  durch  Vereini- 
gung mit  den  un\erljrennbaren  Bestandteilen  der  Kohle  auch 
der  Schlack-e  magiKti^ciic  JCiucnscliaften  \  eihih':u.  Diese  Eigen- 
schaft der  Feueruny-sschlacke  liegt  dem  \'crfahren  des  Krupp- 
(j  r  u  s  o  n  w  e  r  k  e  s  zugrunde,  aus  den  J'  euerungsrückständen 
durch  Anwendung  starker  Magnetfelder  die  imverbrennlichen 
Sclihu  kt  iilii,  siandteile  \vn  den  ul)ri.ul)leilieii(len  anvcrbrannten' 
l\nliK-  und  K(.>ksteilen  zu  trennen: 

Die  besonderen  N'orzüge  der  magnetischen  Aschenauf- 
bereitung bestehen  darin,  daß  sich  sowohl  die  im  Feinkorn  als 
auch  im  (indikum  bis  zu  SD  nnii  Keirngruße  enthaltenen  brenn- 
baren Bestandteüe  gewinnen  lassen,  und  d;il.l  unangenehme  Be- 
gleitumstände, wie  sie  insbesondere  das  naßmechanische 
Scheideverfahren  luit  sieh  bringt,  \  erniieden  werden.  Vom 
Ivrupp-drusonweik  sind  bereits  mehr  als  ]{){)  nach  dem  magne- 
tischen \  erlahren  arlniieiide  .\nlagen  lür  eine  tägliche  (jesamt- 
leistung  vun  rund  8()0U  Tonnen  l\Mliasche  geliefert  worden. 

Nach  der  Menge  der  täglich  /u  \  erarbeitenden  k\-uerungs- 
riickständi'  ricliti  l  sich  die  (irdße  der  einzelnen  .Scheidean.lage. 
Jede  .Vnlagc  hi  sti,  ht  ,ins  einem  oder  mehreren  Magnetscheidern, 
zu  denen  nebiu  dei  eigenllielien  magnetischen  Scheidctromniel 
die  Siebeinrichtung  und  die  Anfgabevorrichtung  gehören.  Der 
wichtigste  Teil  des  Selieiders  ist  die  auf  Kugellagern'  laufende, 
durch  Riemen  angetriebene  .M issuigtrommel,  die  zur  Verminde- 
rung der  Abiuitzmi'-;  mit  answeehscdbaren  Verschleißbändern 
aus  Stahl  \er^iluii  ist.  .Sie  (belli  sieh  um  einen,  dem  beson- 
deren Zweck  entsprechend  gebauten,  feststehenden  Elektro- 
magneten mit  2  oder  4  starken  Magnetfeldern.  Die  zu  schei- 
denden Feueruirgsriickstimde  werden  in  der  Regel  einem  Einwurf- 
trichter aufgegeben  und  j^ilaiigen  \'on  dort  aus  unmittelbar  oder 
mittels  Becherwerk  auf  eine  .Siebvorrichtung,  die  sie  in  ver- 
schiedene Kornkl.'issen  zerlegt  und  so  getrennt  den  Magnet- 
feldern eines  Scheiders  zuführt. 

Beim  Uebergang  über  die  Magnettrommel  werden  die  mag- 
netischen Schlackenteile  festgehalten  und  erst  nach  einer  hal- 


ben Umdrehung  auf  der  Unter.seite  der  Trommel  wieder  frei- 
gegeben. Sie  lallen  dann  hinter  einem  verstellbaren  Abfang- 
Idech  nieder,  während  die  Koks-  und  Kohleteile,  die  der  An- 
ziehungskraft des  Magneten  nicht  unterliegen,  sofort  beim 
Auftreffen  von  der  Trommel  abgeschleudert  werden  und  vor 
dem  Abfangblech  niederfallen. 

Auf  diese  Weise  ist  die  Scheidung  vollzogen,  Koks  und 
Kohle  einerseits  und  Schlacke  andererseits  können  in  Wagen 
abgezogen  und  auf  andere  Weise  weiterbefördert  werden. 

Wenn  die  gewonnenen  Brennstoffanteile  durch  .Steine  oder 
Schiefer  verunreinigt  sind,  lohnt  es  sich  vielfach,  hinter  den 
Scheider  noch  ein  Leseband  zum  Auslesen  der  mitgerissenen 
Steine  usw.  einzuschalten. 

In  der  einfachsten  Ausführung  ist  die  Scheideeinrichtung 
so  gebaut,  daß  sie  unmittelbar  da,  wo  die  Schlacke  fällt,  auf- 
gestellt werden  kann,  ohne  besondere  Baulichkeiten  zu  bean- 
spruchen. 

Bei  größeren  Anlagen  finden  die  Magnetscheider  in  be- 
sonderen Gebäuden  Aufstellung,  wobei  zugleich  für  Zufuhr  des 
Rohgutes  und  zum  Weiterleiten  der  gewonnenen  Kohle  und 
.Schlacke  geeignete  Fcirder-  und  Verladeeinrichtungen  vorgesehen 
werden. 

Handelt  es  sich  um  die  Aufbereitung  von  Schlackenhalden 
oder  um  Schlacket!  aus  weit  voneiriander  entfernt  liegenden 
Feuerungsstellen,  dann  leistet  eine  fahrbare  Anlage  gute  Dienste. 

Das  Grusonwerk  baut  kleine  und  größere  fahrbare  Scheide- 
einrichtungen für  Normal-  und  Schmalspur  sowie  für  Straßen- 
f ahren. 

Mit  einer  Magnettrommel  können  stündlich  bei  zwei  Magnet- 
feldern etwa  1  t  Rohasche, bei  vier  Magnetfeldern  etwa  2  t 
Rohasche  geschieden  werden.  Zum  Erregen  der  Zweifeld- 
trommel sind  etwa  1,  der  A'ierfeldtrommel  etwa  2  KW  Gleich- 
strom erforderlich.  Für  den  mechani.schen  -A.ntrieb  braucht  die 
einfache  Scheideeinrichtung  bei  1 — 1.25  t  Stundeideistung  etwa 
1.5  PS.,  bei  2 — 2,5  t  Stundenleistung  etwa  2  PS.  Anlagen  mit 
Becherwerk  oder  anderen  Aufgabevorrichtungen  iiaben'  einen 
entsprechend  höheren  Kraftbedarf. 


Neuzeitliche  Verlade-,  Umschlag-  und  Transportanlagen  von 

A.  W.  Mackensen,  Magdeburg 


Um  das  Eisenbahnwesen  für  die  wirtschaftliche  Güterer- 
zeugung und  den  Warenumschlag  nutzbar  zu  machen,  sind 
zweckentsprechende  Umschlag-,  Verlade-  und  Transport-An- 
lagen notwendig.    Dazu  gehören  in  erster  Linie  die  unter  Gruppe 


förderungen,  Hängebahnen  mit  Hand-  oder  mechanischem  Be- 
trieb. Diese  Fernfördermittel  benötigen  oft  kleine  Zubringer- 
Transportanlagen;  daher  kommen  im  Anschluß  an  erstere  häufig 
noch  Gurt-Förderanlagen,  Elevatoren,  Schnecken,  Becherwerke, 


"  »  Sil» 

um 


Beförderung  von  Kohle  und  Grubenholz  mittels  Drahtseilbahn 


„Fernfördermittel"  zusammengefaßten  Anlagen,  welche  die  Auf- 
gabe haben,  die  abseits  der  Bahnlinie  belegenen  Kohlenschätze 
und  Erzeugungsstätten  von  Waren  an  die  Verladestation  der 
Eisenbahn  heranzuschaffen  bzw.  umgekehrt  die  Abfuhr  der 
Güter  von  der  Station  nach  der  Verarbeitungsstätte  zu  ermög- 
lichen.     Hierzu  gehören  Drahtseilbahnen,  Kettenbahnen,  Seil- 


Kratzer-Transporteure  und  ähnliche  Kleintransportmittel  zur 
Verwendung.  Der  Uebergang  aller  dieser  Transportsysteme  auf 
die  Eisenbahnwaggons,  verbunden  mit  der  meist  erforderlichen 
Aufstapelung  und  Lagerung,  bedingt-  ferner  Bunker-  und  Ver- 
ladeanlage, deren  Ausführung  sich  ganz  nach  der  Beschaffenheit 
und  Masse  der  zu  befördernden  Güter  sowie  nach  den  örtlichen 
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Verhältnissen  richtet.      Im  Zusammenhang  mit  der  Massenbe- 
förderung stehen  Eisenbahn-Rangieranlagen  mit  endlosem  Seil 
oder  Winde,  die  für  jeden  größeren  Fabrikbetrieb  mit  Anschluß- 
gleis eine  wesentliche  Erleichte- 
rung   des    Rangierverfcehrs  be- 
deuten. 

Die  Frage,  welches  der  vor- 
genannten Transportmittel  jeweils 
zur  Anwendung  kommt,  hängt 
natürlich  ganz  von  den  örtlichen 
Verhältnissen  und  von  den  An- 
sprüchen ab,  welche  an  die  Fö:- 
deranlage  gestellt  sind.  Sie  er- 
orfordert  daher  eine  große  prak- 
tische Erfahrung,  da  durch  die 
Wahl  der  von  Fall  zu  Fall  am 
besten  geeigneten  Fördermittel  den 
Interessenten  —  je  nach  der  glück- 
lichen oder  minder  vorteilhatten 
Lösung  — durch  den  Unternehmer 
dauernde  Vor-  oder  Nachteile  er- 
wachsen können.  Eine  Beratung 
durch  den  Spezialfachmann  ist  da- 
her in  jedem  Falle  erforderhch 
Einige  allgemeine  Gesichtspunkte 
seien  nachstehend  erwähnt: 

Das  Anwendungsgebiet  der 
Drahtseilbahnen   beruht  auf  der 

Möglichkeit,  mit  dieser  Einrichtung  jedes  Gelände  zur  Förderung 
zu  benutzen;  auch  dasjenige,  welches  sich  für  bodenständige 
Förderung  nicht  eignet.  Auch  kommt  noch  der  Umstand  zur 
Geltung,  daß  schon  die  Kosten  des  Grunderwerbs  die  boden- 
ständige Beförderung 
auf  lange  Strecken 
ausschließen,  während 
bei  der  Drahtseilbahn 
alledieseSchwierigkei- 
ten  wegfallen.  Draht- 
seilbahnen eignen  sich 
nicht  nur  für  ebene 

Gelände,  sondern 
passen  sich,  wie  kein 
anderes  Fördermittel, 
allen  Schwierigkeiten 
der  geologischen  Lage 
an,  sie  überschreiten 
Schluchten,  Flüsse, 
Moore,  Steigungen 
oder  Gefälle  selbst be- 
trächthchen  Grades, 
werden   leicht  über- 
wunden, ohne  daß  kost- 
spielige Hilfsbauten 
und  Erdbewegungen 
erforderlich  werden. 
Die  Seilstützen  einer 

Drahtseilbahn  benötigen  nur  kleine  Grundflächen,  so  daß  sich 
nur  ganz  geringfügige  Grunderwerbs-  oder  Pachtkosten  not- 
wendig machen.  In  technischer  und  wirtschaftlicher  Hinsicht 
ist  also  die  Drahtseilbahn  das  gegebene  Fördermittel  für 
Massengüter  und  Rohstoffe  auf  kürzere  oder  weitere  Ent- 
fernung. 

Das  Förderorgan  einer  Drahtseilbahn  ist  ein  feindrähtiges 
Stahlseil,  das  Zugseil,  durch  das  die  Wagen  über  die  Strecke 
gezogen  werden.  Die  Laufbahn  der  Fahrzeuge,  die  Gleisan- 
lage, besteht  aus  zwei  freigespannten,  in  bestimmten  Zwischen- 
räumen  durch   Stützen  getragenen  grobdrähtigen  Drahtseilen, 


Kohleförderung  mittelst  Fördcrljand  und  Verladeschurren 


Kohle  Verladung  mittelst  Kettenbahn  und  Bunker 


die  an  einem  Ende  fest  verankert,  am  anderen  über  Rollen  ge- 
führt und  durch  Gewichte  belastet  sind,  so  daß  sie  stets  gleiche 
Spannung  beibehalten.    Das  eine  Seil  dient  als  Laufbahn  für 

die  vollen,  das  andere  lür  den 
Rückgang  der  leeren  Wagen.  In 
den  Stationen  schließen  an  die 
Seile  starre  Hängebahnschienen  an, 
auf  welche  die  Wagen  durch 
Ueberleitungsschuhe  übergeführt 
werden.  Dadurch  entsteht  eine 
vollständig  in  sich  geschlossene 
Bahn,  auf  der  die  Wagen  je  nach 
der  Leistung  in  größeren  oder  ge- 
ringeren Abständen  einander  folgen 
und  stets  im  gleichen  Sinne  fahren. 
DieBeladung  geschieht  beiMassen- 
gütern in  der  Regel  durch  OefTnen 
des  Verschlusses  eines  Hoch- 
behälters. Der  Wagen  wird  darauf 
der  Anschlagsstelle  zugeschoben, 
kuppelt  sich  hier  selbsttätig  an  das 
Zugseil  und  wird  von  diesem  bis 
zur  Entladestation  geschleppt,  wo 
er  sich  selbsttätig  abkuppelt,  um 
wieder  von  einem  Arbeiter  in 
Empfang  genommen  und  an  der 
gewünschten  Stelle  entleert  zu  wer- 
den. Der  Rücktransport  der  leeren 
Wagengehtgenau  in  der  entsprechenden  Weise  vorsieh.  Dereigent- 
liche  Bahnbetrieb  vollzieht  sich  demnach  vollkommen  automatisch, 
unabhängig  von  der  Aufmerksamkeit  und  der  Geschicklichkeit 
der  Arbeiter,  die  lediglich  mit  dem  Verkehr  der  Wagen  in  den 

Stationen  zu  tun  haben. 

In  allen  denjenigen 
Fällen,  in  denen  eine 
bodenständige  Förde- 
rung möglich  ist,  wer- 
den mit  Vorteil  Seil- 
förderungen oder 
Kettenbahnen  ange- 
wendet. Ein  Hauptan- 
wendungsgebiet sind 
die  Bergbaubetriebe 
und  zwar  diejenigen, 
die  im  Tagebau  ab- 
gebaut werden.  Sie 
kommen  hier  zumeist 
zum    Transport  der 

Rohkohle  aus  der 
Grube  zur  Verladung, 
oder  zur  Weiterverar- 
beitung in  den  Brikett- 
labriken  in  Anwen- 
dung. Auch  die  Ton- 
förderung inZiegeleien 
von  der  Grube  nach 

den  Mahlanlagen  vollzieht  sich  durchweg  mit  Kettenbahn  oder 
Seilförderung. 

Um  die  vorgenannten  Fern-  bzw.  Massenfördermittel  grup- 
pieren sich  nun  noch  eine  ganze  Reihe  von  Nah-  oder  Klein- 
fördermittel, welche  die  Zubringung  der  Fördergüter  bzw.  die 
Verteilung  in  den  einzelnen  Fabrikräumei}  vermitteln.  Wie 
schon  vorerwähnt,  gehört  zur  zweckmäßigen  Lösung  einer  ge- 
stellten Förderaufgabe  große  Erfahrung.  Die  Maschinenfabrik 
und  Eisengießerei  A.  W.  Mackensen,  Magdeburg,  verfügt  über 
einen  Stab  von  langjährigen  Fachleuten  und  stellt  dieselben 
Interessenten  gern  zur  Verfügung. 


Grade-Motorwerke,  Aktiengesellschaft,  Magdeburg 


Größtmöglichste  Einfachheit  ist  namentlich  bei  den  Explo- 
sionsmotoren ein  Vorzug,  der  nicht  hoch  genug  eingeschätzt 
werden  kann,  aber  allerdings  nur  dann,  wenn  die  Verein- 
fachung nicht  wieder  durch  mangelhafte  Leistungen,  erhöhten 
Verbrauch  an  Brennstoff  oder  unzuverlässiges  Funktionieren 
aufgehoben  wird.  Die  meisten  der  heute  im  Betriebe  befind- 
lichen Gas-,  Petroleum-,  Benzin-  und  Spiritus-Motoren  arbeiten 
im  Viertakt,  d.  h.  auf  vier  Kolbenbewegungen,  bzw.  zwei  volle 
Umdrehungen  der  Motorwelle  trifft  nur  eine  krafterzeugende 
Explosion,  während  die  übrigen  Hübe  zum  Ansaugen  des  Gas- 
gemisches, zur  Kompression  des  letzteren  und  zum  Verdrängen 
der  Verbrennungsprodukte  dienen.  Die  Eigenart  dieses  Systems 
bedingt  wieder  die  Anordnung  mehrerer  Ventile,  die  wieder 
durch  einen  besonderen  Mechanismus  gesteuert  werden  müssen 


und  die  erfahrungsgemäß  sehr  häufig  zu  Störungen  Anlaß  geben. 
Seit  vielen  Jahren  war  man  daher  bestrebt,  einfache  Explosions- 
Motoren  zu  bauen  und  zwar  suchte  man,  um  dieses  zu 
erreichen,  Zweitaktmaschinen  zu  konstruieren,  bei  welchen  sich 
bei  jeder  Umdrehung  der  Motorwelle  die  gleichen  Vorgänge 
abspielen.  Diese  Aufgabe  wurde  in  der  denkbar  vollkommen- 
sten Weise  unter  anderen  durch  den  Grade-Motor  gelöst,  bei 
welchem  alle  Nachteile  früherer  Motoren  dieser  Bauart  voll- 
kommen beseitigt  sind. 

Der  Kolben  allein  bewirkt  ohne  Hebel  und  sonstige  Mecha- 
nismen das  Oeffnen  und  Schließen  des  Eintritts-Ventils,  sowie 
auch  das  Freiwerden  der  Auspufföffnung.  In  seinen  Leistungen 
muß  daher  ein  derartiger  einzylindriger  Motor  jedem  zwei- 
zylindrigen  Viertakt-Motor  von  gleichen  Zylinder-Dimensionen 
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Speditions-  und 
Elbschiffahrts- Kontor 

Aktiengesellschaft  zu   Schönebeck  vorm.  C.  Pritsche 

Schönebeck  a.d.E. 

Filialen  in  Hamburg  und  Mlagdeburg 

Vorzügliche  Speicher  zur  Lagerung  von  Zucker-, 
Dünge-  und  Futtermitteln  und  allen  anderen  Gütern 

Eigene  Zoll-  und  Zu  c  ke  r-P  r  i  vat  n  i  ed  e  r  I  ag  e  n. 

Eigene  Elbhäfen  nebst  Zweigbahnen  von  über  12  km  Länge. 

Günstigster  Umschlagsplatz  für  die  Provinz  Sachsen,  Thüringen  u.  Bayern 

Produkten-Abteilung,  Kohlen-GroBhandlung 

Kohlenstaubmühle  Magdeburg  ■  Südost 


Hauptkontor  und  Kohlenkontor: 
Telephon  Nr.  210-213  und  101 
Telegrammadresse: 
Wanckel  Schönebeckelbe 


Produkten-Abteilung : 
Telephon  Nr.  205  und  206 
Telegrammadr.:  Kornfritsche 


Kohlenstaubmühle  Südost: 
Telephon  Nr.  11 

Filiale  Magdeburg: 
Telephon  Nr.  2004 

Filiale  Hamburg: 
Telephon  Gruppe  Elbe  Nr.  591 
Telegrammadresse: 
Umschlag  wanckel 


Oscar  Wanckel,  Schönebeck  a.  d.  E. 

Großschiffahrt,  Getreide-,  Futter-,  Holz-  und  Kohlengroßhandlung 

Filiale  Burg  b.  Magdeburg 

Telephon:    Burg  Nr.  41  Telephon:    Schönebeck  Nr.  210-213 

H  e  rnn  a  n  n  Wrede,  G.  nn.  b.  H.,  Magdeburg 

Telephon  Nr.  924  Koh leng roßhand I U ng  Telephon  Nr.  924 


B  r  i  k  e  t  V  e  rt  r  i  e  b  S  a  c  h  s  e  n  -  A  n  h  a  1 1  G.m.b.H. 

Telegr.-Adr.  Briketvertrieb  Schönebeck  a.  d.  E.  Telephon  210-213  und  101 

Direkte  Werksvertretung,  Großversand  in  Briket  und  Rohkohle 
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und  gleichem  Kolbenhub  ebenbürtig  sein;  ebenso  ersetzen  die 
zweizylindrigen  Motoren  dieser  Konstruktion  einen  vierzylind- 
rigen Viertakt-Motor  voll  und  ganz. 

Da  bei  der  beschriebenen  Konstruktion,  die  besonders  für 
Boots-,  stationären  sowie  fahrbaren  Betrieb  geeignet  ist,  alle 
komplizierten  Teile  wegfallen  und  da  ferner  jeder  einzelne  Teil 
dieser  Kraftmaschinen  aus  bestgeeignetem  Material  aufs  sorg- 
fältigste hergestellt  ist,  so  wird  die  sicherste  Gewähr  dafür  ge- 
boten, daß  Betriebsstörungen  und  kostspielige  Reparaturen  auf 
Jahre  hinaus  bei  sachgemäßer  Behandlung  so  gut  wie  ausge- 
schlossen sind. 


sachgemäße  Ausführung.  Auch  in  stationären  Anlagen  sind  die 
Grade-Motorwerke  leistungsfähig.  Rohölmotoren  nehmen  er- 
folgreich mit  jeder  anderen  Kraftmaschinenart  in  bezug  auf  Be- 
triebssicherheit und  Wirtschaftlichkeit  den  Wettbewerb  auf.  Ein 
Spezialzweig,  der  großen  Anklang  gefunden  hat,  ist  die  Fabri- 
kation von  Außenbord-  und  Innenbootsmotoren  für  Benzolbe- 


Stationärer  1  Zyl.  Rohöl-Motor. 


Rohöl-Boots-Motoren  werden  von  den  Grade-Motorwerken 
in  den  Leistungen  bis  zu  200  PS  in  ein-  bis  vierzylindriger  Aus- 
führung mit  niedrigen  Tourenzahlen  (300 — 400)  gebaut.  Diese 
eignen  sich  besonders  für  Schlepper,  Motorkähne,  Fischerkutter 
und  sonstige  Gebrauchsfahrzeuge.  Für  Radschlepper  werden 
diese  Motoren  mit  direkter  Umsteuerung  ausgeführt.  Motor- 
fahrzeuge zeichnen  sich  besonders  ihrer  großen  Wirtschaftlich- 
keit wegen  aus.  Insbesondere  ist  der  geringe  Tiefgang  dieser 
Fahrzeuge  häufig  von  ausschlaggebender  Bedeutung.  Die  Mo- 
toren werden  schablonenmäßig  und  nach  dem  Toleranzsystem 
hergestellt.  Die  große  Lieferungszahl  der  bisher  für  seegehende 
und  Flußfahrzeuge   hergestellten   Maschinenanlagen    bürgt  für 


ECylinder-Rohöl- Bootsmotor 


trieb.  Vor  dem  Kriege  mehr  oder  minder  als  Spielerei  betrach- 
tet, haben  die  Motore  i  im  Kriege  ihre  Feuerprobe  bestanden. 
Sie  dienten  als  Antriebskraft  für  die  „Dingo",  von  denen  jedes 
U-Boot  mehrere  mit  sich  führte.  Der  Außenbord-  und  Innen- 
bootsmotor der  Grademotorwerke  stellt  heute  einen  beachtens- 
werten Kraftfaktor  dar.  Mit  diesen  Motoren  ausgerüstete  Boote 
erzielen  Stundengeschwindigkeiten  von  14  bis  20  km  je  nach 
Bootsform  und  Motorleistung.  So  werden  wegen  ihrer  leichten 
Handhabung  Tausende  von  Exemplaren  allein  in  Deutschland 
verwendet.  Selbstverständlich  kann  jeder  Ruder-  und  Segelkahn 
mit  einem  solchen  Motor  ausgerüstet  werden.  Neuerdings  haben 
sich  die  Grade-Motorwerke  auch  dem  Bau  von  Fahrrad-Hilfs- 
motoren zugewandt.  Mit  solchen  Motoren  ausgerüstete  Fahr- 
räder benutzt  heute,  wo  Zeit  viel  Geld  bedeutet,  jede  namhafte 
Firma  für  ihre  Boten,  Monteure  und  sonstigen  Schnelldienste. 
Sie  finden  ferner  gern  Anwendung  an  Gepäckrädern  und  Trans- 
portkarren. Ganz  besonders  darf  bei  den  heutigen  Verkehrs- 
nöten und  Preisen  darauf  hingewiesen  werden,  daß  jeder  Arbeiter 
und  Geschäftsmann  sich  noch  mehr  als  bisher  eines  solchen 
Hilfsmotorrades  bedienen  sollte,  der  nennenswerte  Entfernungen 
zwischen  Wohnung  und  Geschäftslokal  täglich  mehrmals  durch- 
eilen muß.  Die  Fabrik  ist  jederzeit  bereit,  Interessenten  ihre 
Fabrikanlagen  zu  zeigen  und  ihre  Motoren  auf  ihrem  Prüffeld 
vorzuführen.  Während  der  Dauer  der  ,,Miama"  sind  in  der  Ver- 
kehrshalle 8,  Stand  712/15,  einige  Motoren  jeden  Fabrikations- 
zvveiges  ausgestellt. 


Wärme-  und  Kälteschutz 


Der  Schandvertrag  von  Versailles  hat  sich  wohl  nirgends 
katastrophaler  ausgewirkt  als  auf  dem  Gebiete  der  Kohlenver- 
sorgung. Wenn  schon  die  Kohlenlieferungs-Klauseln  des  Ver- 
trages eine  kaum  erträgliche  Belastung  des  deutschen  Wirt- 
schaftslebens mit  sich  gebracht  haben,  so  hat  die  an  sich  schon 
trostlose  Lage  durch  die  Abtrennung  wichtiger  Kohlenzentren 
eine  weitere  Ueberspannung  erfahren.  Das  einzige  Sicherheits- 
ventil in  dieser  unheilgeschwängerten  Atmosphäre  ist  der 
deutsche  Wille  zur  Arbeit  und  (bestimmt  wenigstens  in  den 
produzierenden  Kreisen)  zur  Wirtschaftlichkeit  und  Sparsam- 
keit. — ■  Unsere  Kohlenschätze,  insbesondere  die  des  Ruhr- 
gebietes, bleiben  nach  wie  vor  von  unseren  sogenannten  früheren 
Feinden  umlauert,  wodurch  erst  neben  den  am  eigenen  Leibe 
gespürten  wirtschaftlichen  Nöten  vielen  Deutschen  die  Augen 
geöffnet  worden  sind  über  die  Wichtigkeit  dieses  unseres 
Nationalvermögens.  Wo  es  auch  sei,  erscheint  uns  beim  Kohlen- 
verbrauch das  Menetekel  ,, Kohlen  sparen!"  Von  diesem  Mahn- 
wort geleitet,  hat  die  deutsche  Technik  ihren  Weg  der  wissen- 
schaftlichen Eroberungen  fortgesetzt  und  besonders  auf  dem  Ge- 
biete der  Wärmewirtschaft  alte  Errungenschaften  verbessert  und 
neue  ausgedacht.  Das  Reich  ist  auf  diesem  Wege  führend  voran- 
gegangen und  hat  durch  die  Einrichtung  der  Wärmestellen  bei 
den  Kohlenämtern  viel  zur  Ersparung  unserer  Vorräte  erreicht. 
Vor  wenigen  Monaten  ist  man  in  Mitteldeutschland  speziell 
darangegangen,  den  Erfolgen  der  Wärmetechnik  weiteren  Ein- 


gang in  die  Industrie  zu  verschaffen.  Die  Mitteldeutschen 
Dampfkessel-Ueberwachungsvereine  haben  mit  dem  Sitz  in 
Magdeburg  eine  Wärmestelle  errichtet,  an  deren  Gründung  die 
Vereine  in  Braunschweig,  Halberstadt,  Halle,  Hannover  und 
Magdeburg,  außerdem  das  Mitteldeutsche  Braunkohlen-Syndikat, 
Leipzig,  beteiligt  sind.  Diese  Wärmestellen  erstreben  neben  der 
allgemeinen  Einführung  der  regelmäßigen  wärmetechnischen 
Tätigkeit  über  das  bisher  übliche  Maß  auch  die  Sammlung  und 
sorgfältige  Verarbeitung  der  wärmetechnischen  Erfahrungen  dc^ 
mitteldeutschen  Wirtschaftsgebietes  an  einer  Stelle. 

Neben  diesen  erfolgversprechenden  Arbeiten  der  Wärme- 
wirtschaftsstellen des  Reiches,  der  Privatindustrie  und  der  neu- 
gegründeten Wärmestellen  der  Dampfkessel-Ueberwachung?- 
vereine  sind  es  vor  allem  auch  die  Isolierfirmen,  welche  sich  auf 
dem  Gebiete  der  Wärmewirtschaft  erfolgreich  betätigen.  In 
Magdeburg  und  damit  auch  in  Mitteldeutschland  ist  es  die 
Deutsche  Isoliergesellschaft  m.  b.  H.  in  Magdeburg, 
Breiteweg  193/94,  welche  sich  im  Bereiche  ihres  Arbeitsfeldes, 
des  Wärme-  und  Kälteschutzes,  eine  führende  Stellung  verschafft 
hat.  Die  D.  I.  G.  ist  in  den  überaus  meisten  Industriezweigen 
Mitteldeutschlands  und  auch  darüber  hinaus  für  die  Güte  ihrer 
Arbeiten  und  insbesondere  für  gewissenhafte  Ausführungen 
bestens  bekannt,  wovon  die  ihr  übertragenen  umfangreichen 
Arbeiten  beredtes  Zeugnis  ablegen. 
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Regelmässige  Eilschiffahrt 
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Umschlag  von  Massengütern 
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Moderne  nnassive  Speicher 

in  Hamburg;  Hamburg  -  Magdeburger 
Eilschiffahrtsges.  m.  b.  H.,  Stadtdeich  112, 
Telefon:    Alster  26   und  Vulkan  6409 
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ELBLAGERHAUS 

Aktiengesellschaft  Magdeburg 

Tel.:  1265,  1506,  2404    —   Drahtadr:  Elblagerhaus 

Schroten   und   Zerkleinern   vön  Futtermitteln 
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Aktiengesellschaft 

Magdeburg 


Geschäftshaus:    Kaiserstrasse  47        «  ^        Fernruf:  7814—18,5303,8322 


Rohbraunkohlen 

Braunkohlenbriketts 

Brikettspäne 


Naßpreßsteine 
Grudekoks 

Technische  Oele  und  Fette 


Braunschweig 

Brabantstr.il  (Handelskammer) 
Fernsprechrr:  Nr.  546-7 


Zweigniederlassungen 

Haiherstadt 

Magdeburger  Straße  Nr.  49 
Fernsprecher:  Nr.  1431-33 


Salzwedel 

Hoyersburger  Straße  Nr.  3 
Fernsprecher  5  J 


Hannover  Hamburg 

Georgstraße  20  (Haus  Continental)  Mönckebergstraße  7  (Levantehaus) 

Fernsprecher:  Nord  1969  und  1979  Fernspr.:Alsterl431u.l439,Vulkan8461 
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Speditions-  und  Elbschiffahrtskontor,  Aktiengesellschaft  vorm. 

C.  Pritsche,  zu  Schönebeck  a.  d.  E. 


Das  Speditions-  und  Elbschiffahrts-Kontcr  besteht  als 
Aktiengesellschaft  seit  1872.  Im  Jahre  1866  erwarb  Carl  Pritsche, 
Schönebeck  a.  d.  E.,  das  früher  Schätzeische  Magazin,  das  vom 
anhaltischen  Staat  zwecks  Lagerung  von  Staßfurt-Leopolds- 
haller  Salzprodukten  erbaut  war,  und  eröffnete  ein  Speditions- 
geschäft, dessen  Umwandlung  in  eine .  Aktiengesellschaft  1872 
erfolgte.  Zum  Direktor  der  Gesellschaft  wurde  der  1868  in  das 
Geschäft  eingetretene  Prokurist  Oskar  Wanckel  ernannt.  Unter 
seiner  Leitung  wuchs  das  Unternehmen  unter  großen  Pähr- 
nissen  und  Schwierigkeiten  allmählich  zu  einem  der  bedeutend- 
sten Geschäfte  für  Schiffahrt  und  Spedition  an  der  Mittel- 
elbe heran. 

Die  geographische  Lage  war  für  die  Entwicklung  des 
Unternehmens  außerordentlich  günstig.  Die  Staßfurter  Bahn 
traf  mit  der  Magdeburg-Leipziger  Bahn  in  Schönebeck  a.  d.  E. 


der  für  etwa  40  Kähne  Platz  gewährt,  schließt  sich  ein 
umfangreiches  Industriegelände  an.  Der  Hafen,  der  in- 
folge des  Krieges  noch  nicht  in  Betrieb  genommen  wer- 
den konnte,  soll  in  erster  Linie  für  den  Umschlag  von  Massen- 
gütern Verwendung  finden. 

Zur  Bewältigung  des  Güterverkehrs  auf  dem  Gelände  des 
Unternehmens  verfügt  die  Pirma  über  ein  eigenes  Schienennetz 
von  ca.  15  Kilometern,  ferner  über  drei  eigene  Lokomotiven 
und  einen  eigenen  Waggonpark.  Für  die  Ausführung  von  Re- 
paraturen sind  besondere  Werkstätten  errichtet. 

Der  Pirma  gehört  ein  Wasserwerk,  welches  unter  anderem 
zur  Versorgung  der  Eisenbahn  und  industrieller  Betriebe  dient. 

Nicht  unwesentlich  ist  es,  daß  mit  dem  Unternehmen  eine 
Reihe  anderer  Pirmen  liiert  sind,  so  daß  ihm  auf  diese  Weise 
ein  Kahnpark  von  18  Kähnen  auf  der  Elbe  zur  Verfügung  steht. 


zusammen;  später  kam  die  Blumenberger  Bahn  dazu.  Das 
ganze  Hinterland  bis  weit  nach  Thüringen  hinein  benutzte  in 
erster  Linie  das  Speditions-  und  Elbschiffahrts-Kontor  als  Zu- 
bringer. Noch  ehe  Magdeburg  seine  umfangreichen  Hafen- 
anlagen ausbaute  (der  neue  Handelshafen  wurde  1893  dem  Ver- 
kehr übergeben),  war  das  Unternehmen  als  bedeutender  Um- 
schlagsplatz bekannt.  Der  Verkehr  ging  elbaufwärts  bis  Außig 
und  darüber  hinaus  nach  Oesterreich  hinein,  elbabwärts  bis 
Hamburg,  ferner  durch  die  Kanäle  nach  Berlin,  zur  Oder, 
Weichsel,  und  später  durch  den  Elbc-Travc-Kanal  .lach  Lübeck. 

Das  Unternehmen'  beschäftigt  sich  in  der  Hauptsache  mit 
dem  Speditions-  und  Umschlagsgeschäft,  den  Verladungen,  vom 
Kahn  in  den  Waggon  und  umgekehrt;  daneben  betreibt  es  den 
Großhandel  mit  Kohlen  und  Holz,  sowie  mit  Getreide,  Putter- 
und Düngeniittcln. 

Während  des  Krieges  hat  die  Pirma  im  Auftrage  der 
Reichsstellen  die  Lagerung  und  den  Umschlag  von  Getreide, 
Holz,  Eisen,  Wolle,  Chemikalien,  Kunstsalpeter  und  dergleichen 
mehr  ausgeführt.  Die  Getreideabteilung  stand  vollkommen  im 
Dienste  des  Kreises  Calbe  a.  d.  S.  und  zeitweilig  des  Kreises 
Jerichow. 

Für  die  Schiffahrts-  und  Speditions-Abteilung  besitzt  die 
Firma  in  Schönebeck  a.  d.  E.  drei  eigene  Hafenbecken  mit  ca. 
15 — 20  Kahnladestellen,  die  mit  sieben  Dampfkranen  und  zwei 
l)ampfbaggern  bedient  werden.  Diese  Anlage  (siehe  Abbildung) 
ist  durch  den  Bau  eines  neuen  Hafens  in  Prohse  bei  Schöne- 
beck a.  d.  E.,  der  im  Jahre  1913  begonnen  ist,  wesentlich  er- 
weitert worden.    An  den  neuen  Hafen  (Oskar-Wanckel-Hafen), 


Für  die  Unterbringung  der  Güter  besitzt  die  Pirma  eigene 
Lagerhäuser  mit  ca.  27  000  Quadratmeter  Flächeninhalt  in 
Schöne'beck  a.  d.  E.  sowie  eigene  Speicher  mit  Gleisanschluß 
in  Magdeburg.  Erwähnt  seien  vor  allem  die  umfangreichen 
Getreide-Etagen-Speicher  in  Schönebeck  a.  d.  E.,  die  einen  be- 
sonderen Bahnanschluß  (Anschlußgleis  Pritsche)  haben.  In  die- 
sen Speichern  können  ca.  60  000  Zentner  Getreide  gelagert 
werden. 

Die  Hafenanlagen,  Speicher  und  sonstigen  Gebäude  sind 
von  der  Pirma  ohne  jeden  Staatszuschuß  aus  eigenen  Mitteln 
erbaut. 

Die  verschiedensten  Massengüter,  wie  Salze  aller  Art, 
Zucker,  Getreide,  Heringe,  Dünge-  und  Futtermittel,  Roheisen, 
Holz,  Schlemmkreide,  Petroleum  und  andere  Güter,  die  als 
Massengüter  auf  der  Elbe  in  Frage  kommen,  wurden  im  Laufe 
der  Jahre  umgeschlagen  und  gelagert.  Der  Umschlag  betrug 
im  Jahre  1872  bei  Errichtung  der  Aktiengesellschaft  ca.  1,5  Mil- 
lionen Zentner  und  stieg  bis  auf  19  Millionen  Zentner  im  Jahre 
1913.  Der  Krieg  hat  natürlich  sehr  viel  Abbruch  getan;  immer- 
hin ist  nach  Beendigung  der  Feindseligkeiten  eine  erfreuliche 
Steigerung  zu  verzeichnen,  so  daß  im  Jahre  1920  scnon  wieder 
ca.  10  Millionen  Zentner  umgeschlagen  worden  sind. 

Bei  regelmäßigem  Betrieb  w-erden  in  sämtlichen  Abteilungen 
des  Unternehmens  3  Direktoren,  7  Prolairistcn,  85  Beamte  und 
Angestellte  und  ca.  200  Arbeiter  beschäftigt. 

Die  Firma  hat  Filialen  in  Magdeburg,  Alagdeburg-Südost 
(Kohlenstaubmühle,  Holz-  und  Kohlenhandlung  mit  eigenem 
Elbgelände)  und  in  Hamburg. 


Iferkehrstechnische  Woche 


UND  EISENBAH 
MIT     DER  BEILAGE 


NTECHNISCHE  ZE 
„ELEKTROTECHNISCHE 


T  S  C  H  R  I  F  T 
RUNDSCHAU" 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  Inöheren  technischen  Reichselsen  bah  n-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

S  C  H  R  1  FT  L  E  1  T  U  N  G  :   Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  zu   Hannover  — 
Dr.-  Ing.    Hasse,    Regierungsbaumelster    a.    D. , 
Privatdozent  an   der  Technischen   Hochscnule  zu 
Charlottenburg    —    Dr.  rer.   pol.  Hans    Bau  mann, 
Regierungsbaurat    Im  Reichsverkehrsministerium 
zu    Berlin     —     Sendungen    für    die  Schriftleitung 
sind   an    Reglerungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse 
zu    Berlin    W   35,    Potsdamer    Straße  28 
zu  richten 

VERLAG:  Guido  Hackebeil  Akt. -Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschreiber- 
straße    34-35     —      Fernsprecher;     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis:  Vierteljährlich  M.60,— ,  Einzel- 
hefte M.  10— .    Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
die  einzelne  Millimeter  höhe  M.10,  — ,  1/1  Seite  M.  7  50O,— , 
1/2   Seite  M.  4000,— ,  1/4  Seite  M.  2250,-,  1/8  Seite 
M.1250,-,1/16  Seite  M.  650,— .Vorzugsplätze  besondere 
Preise.  Wiederholungen  mit  Rabatt 
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DIE  GRAPHISCHE  DYNAMIK  DER  VOM 
ABLAUFBERG  ABROLLENDEN  WAGEN 

VON  PRIVATDOZENT  DR.-ING.  MÜLLER,  REGIERUNGSBAURAT,  BERLIN 


-ING.  MULL 
(Sehl 

5.  Der  Ablauf  einer  Wagengruppe. 

Zum  Schluß  soll  noch  ein  Verfahren  zur  Aufzeichnung  des 
Ablaufs  einer  Wagengruppe  und  der  Pufferabstandslinien,  falls 
die  Gruppe  einem  schlechtlaufenden  Einzelwagen  folgt,  angegeben 
werden.  Nach  Versuchen  ton  Dr.  Frölich  (Tabelle  I  des 
Wenzel'schen  Aufsatzes  in  Nr.  34)  ist  der  Laufwiderstand  einer 
Gruppe  gering.  Für  eine  Steigerung  der  Leistungsfähigkeit  der 
Anlage  durch  Eingriff  in  den  Gruppenablauf  käme  daher  nur 
eine  regelbare  Gleisbremse  (Bauart  Frölich)  in  Frage. 

Bei  der  Aufzeichnung  der  Z-W-Linie  einer  abrollenden 
Gruppe  wird  angenommen,  daß  sich  deren  Gewicht  G  auf  die 
Länge  L  von  den  vorderen  Puffern  des  ersten  Wagens  bis  zu 

Q 

den  hinteren  des  letzten  gleichmäßig  verteilt,  so  daß      —  ^  t/™ 
das  Gewicht  für  die  Längeneinheit  ist. 

Die  Ableitung  der  Bewegungsgleichung  beruht 
auf  demselben  Gedankengange,  wie  das  von  mir  für  die 
Ermittlung  der  Fahrzeiten  angegebene  Verfahren,  das  von  der 
dynamischen  Grundgleichung:  Kraft  =  Masse  •  Beschleunigung 
ausgeht.     Bezeichnet  man  die  Bewegungskraft  mit  D  kg,  die 

■  AV 

Masse  mit  M  und  die  Beschleunigung  mit        ,  so  lautet  diese 


Gleichung  D  =  M 


At 

Es  ist  AV  km/Std  die  Geschwindig- 
keitsänderung in  der  Zeit  A*^-  die  ein  Bruchteil  einer  Stunde  ist. 

1000  •  G  •  3  kg  •  Sek2  ^. 

Für  ß 


AV 
At 


Die  Masse  ist  M  = 


dessen  Be- 


g  m 

deutung  zu  Anfang  des  Aufsatzes  mitgeteilt  worden  ist,  soll  ein 
Mittelwert  1,07  eingeführt  werden,  Drückt  man  die  Erdbe- 
schleunigung g  ebenso  wie  die  Geschwindigkeit  V  in  km  und 
c-,  ,  .  9,81  •  36002  km  1000  •  G  •  1,07  •  1000 

btd  aus,  so  ist  s  =  — —  ^— r.  und  M  =  n  

^  1000       Std^  9,81  •  3600^ 


=  0,0084  G 
0,0167  Std, 


kg  Std2 


so 


km 

erhält  man 


Wählt  man  A  t 
M 


=  1  Min  = 


60 


Std  = 


a  Sek  = 


a 

60 


Min  ist 


At 

M  _G  •  60  kg 


0^084  G 
0^167 
•  Std 


1 


At 

wegungsgleichung  ±  D  = 
9  •  Z  •  60 


2  •  a 
G  .  60 


km 

AV 

2 


—  =  G  und  für  A  t  = 
Dann  lautet   die  Bt- 


kg.    Für  a  =  L  •  q  to  isi 


db  D  = 


AV. 


Drückt  man  dagegen,  wie  in  den 


Ausführungen  zu  Anfang  der  Abhandlung  die  Geschwindigkeit 

in  m/Sek  aus,  so  ist,  da  3,6  v  m/Sek  =  V  km/Std  ist  Gl  I)  ±  D  .= 

3.6  •  q  •  L  ■  60    Av     „.    ,    .  .      .       „„         ,60     M  kg. Sek 

 3  .  — Hierbei  ist  dann  3,6  •  q  •  L  •  — =--  

a  2  '     ^         a    At  m 

,        ,    ,  ,  1        •  .       .     M     3,6  •  q  •  L  •  60  to  •  Sek 

oder,  da  1  kg  =    — —  to  ist,  so  ist       =  ^  

1000  A  t        1000  •  a  m 

Bei  der  Bestimmung  der  Kraft  D  geht  man  zweck- 
mäßig von  der  Gruppenstellung  aus.  bei  der  der  Ablauf  durch 


uß) 

die  Schwerkraft  beginnt.  Bei  dieser  Stellung  ist  die  Gefällkraft 
Z  des  auf  der  Steilrampe  o/q,  befindlichen  Teiles  der  Gruppe 
gleich  dem  Widerstand  W  auf  der  Zuführungssteigung  So  ^Ioq. 
Da  diese  Neigungen  in  Wirklichkeit  gering  sind  —  s  =  40  o/n 
entspricht  etwa  einem  Winkel  von  2,5°  —  so  sollen  alle  Längen 
in  der  Wagerechten  gemessen  werden.  Es  ist  nun, 
gleicher  Laufwiderstand  w  auf  die  Länge  der  Gruppe  vorausge- 
setzt, die  Gefällkraft  Z  ==  q  V  (s^ — w)  und  der  Widerstand 
W  =  q  (L— 1')  (so  4"  w).  Da  Z  =  W  sein  soll,  so  ist  auch 
F  (si— w)  =  (L— r)  (so  +  w)Abb.  7a.  Zieht  man  durch  die  Spitze 
Ao  eine  Gerade  unter  der  Neigung  w  ^/qq.  so  ist  die  Senkrechte 
durch  den  Anfangspunkt  der  Gruppe  bis  zur  w — Linie  h^  = 
F  (s^— w)  und  diejenige  durch  den  Endpunkt  der  Gruppe  ist  bis  zu 
dieser  Linie  hj  =  (L — 1')  (so  +  w).  Da  nun  bei  Gleichgewicht 
von  Z  =  W  die  Höhe  hi  =  b.j  sein  muß,  so  erhält  man  diese 
und  daher  die  Anfangsstellung  der  Gruppe,  wenn  man 
deren  Länge  auf  die  w— Linie  projiziert  und  um  diese  Projektion 
L'  das  Längenprofil  auf  der  w  — Linie  vom  theoretischen  Ablauf- 
punkt Ao  nach  A'o  verschiebt.  Dann  schneidet  die  parallel  ver- 
schobene Zuführungssteigung  So  die  Steilrampe  Sj  im  Anfangs- 
punkte Co  f^er  Gruppe.  Eine  Parallele  zur  w  — Linie  durch  Co 
schneidet  die  Zuführungssteigung  So  in  Bo  dem  Endpunkt  der 
Gruppe.  Die  Senkrechten  hj  und  hj  durch  Bo  und  Co  bis  zur 
w — Linie  sind  dann  einander  gleich.  Da  die  Wagengruppe  ein 
Gutläufer  ist,  so  soll  der  Einfachheit  halber  die  Wg — ^  Linie  der 
Abb.  4  beibehalten  werden. 

Rückt  die  Gruppe  weiter  vor,  dann  wird  die  Gefällkraft  Z 
größer  als  der  Widerstand  W,  also  auch  h^  >  hi.  Bei  der 
Stellung  nach  Abb.  6  würden  sich  auf  den  Strecken  von  B,  bis 
Cj  und  von  B^  bis  Cj  nach  vorigem  die  Gefäll-  und  Wider- 
standskräfte ausgleichen  und  die  Bewegungskraft  wäre  dann 
Dl  =  Z  —  W  =  q  •  Ahl-  Man  erhält  Ahi  =  B'i  C,  indem 
man  im  Anfangspunkte  C.^  der  Gruppe  eine  Senkrechte  errichtet 
und  durch  den  Endpunkt  eine  Parallele  zur  w — Linie  zieht. 
Der  Schnittpunkt  beider  Linien  ist  B/.  Der  Verlauf  des  Längen- 
profils zwischen  B^  und  C.j  hat  auf  die  Größe  von  B/  C2  =  A^i 
keinen  Einfluß.  Liegt  Ahi  oberhalb  der  Linie  des  Längenprofiis, 
so  entspiicht  es  einer  Beschleunigungf kraft.  Ueberschneidet 
das  um  L'  verschobene  LängenprofiL  das  ursprüngliche,  so  ent- 
sprechen vom  Schnittpunkt  ab  die  Senkrechten  A^i  unterhalb 
des  Längenprofils  den  Verzögerungskräften. 

Rückt  die  Gruppe  von  der  Stellung  gemäß  Abb.  6  in  der  Zeit 
a  Sek.  um  die  Strecke  ^  1  vor,  so  verkleinert  sich  der  Wider- 
stand um  q  A  1  (se  +  w(,  während  sich  die  Beweguneskraft  auf 
den  Abiaufneigungen  um  q  A  ^  (^a  —  vermehrt.  Die  Bewe- 
gungskraft der  Gruppe  ist  dann  D2  =  [Z  -f  q  A  '  —  w)]  —  [W  — 
q  A  1  (se  4-  w)|  oder  Do  =  q  A  h2  =  q  [  A  hi  +  A,  1  (Sa  +  Se  )  ] 
Das  Minuszeichen  gilt  falls  Se  Gefälle,  das  Pluszeichen  falls  Se 
Steigung  ist.  Da  nun  in  der  Gleichung  I)  D  die  Mittelkraft  während 

der  Zeit  a  Sek.  ist,  so  ist  D  ^J^+l!^  =  ^LA^J}L+_AJhl  = 
qfA  h,  -f  Ai(!a.^^e) 


Nun  ist  aber 


AI 


¥) 


a 


1 


U6 


Die  graphische  Dynamik  usw. 
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wo  v'm/Sek.  die  Geschwindigkeit  der  Gruppe  bei  der  Stellung     der  Geschwindigkeitsachse  nach  unten  abzutragen  und  der  End- 

^  —  vm  die  mittlere  Ge^rh^vinHio-tpit     P""*^'  ^       "''^  ^^"^  Nullpunkt  dieser  Achse  geradUnig  zu  ver- 
2    _  vm  die  mittlere  Geschwindigkeit     bj^jg^.   Die  Längen  der  Senkrechten  zwischen  der  Geschwindig 


nach  Abb.  6  und  o' 

auf  der  Strecke  A  1  ist.    Es  ist  dann  ±  D  =  q        hi  +  (sa 
Se)|--  ü'=t-~^(sa  =F  Se)-|J  Setzt  man  diese  Werte  in  Gleichungl     v'  =  Im/Sek.  ist  diese  Höhe  l'l  =^  (Abb.  7  b) 


keittachse  und  dieser  Linie  sind  dann  die  Werte    und  für 


•Abb.7^ 
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Zähler  und  Nenner  sind  im  Höhenmaßstab  der  Zeichnung  dar- 


zustellen.   Mit  Gl.  II  und  der  Gl. 


AI  ,  ,   A  y     Vm  , 


man  die  Z  -  W  -  Linie  aufzeichnen.  Es  ist  1  wieder  der  vor- 
her angegebene  Polabstand  p  mm.  Vorher  soll  noch  der  Ausdruck 

^^"^  gewähltes  a  hier,  z.  B.  a  =  5  Sek.  zeichnerisch 

bestimmt  werden.    Für  eine  Geschwindigkeit  z.  B.  v'  =  6  m/Sek. 

ist  --—^  =  15  m  im  Längenmaßstab  vom  entsprechenden  Punkte 


Zur  Umwandlung  der  Bewegungskräfte  (Höhen)  in  die  Ge- 
schwindigkeitsänderungen       ist  ein  Maßstab  zu  zeichnen,  in 

L  •  3  6  *  60 

dem  man  nach  Abb.  7  c  auf  einer  Senkrechten  N,  Nu  =   ,  ^  '  m 

'    "       1000  •  a 

im  Höhenmaßstab  und  von  Ng  aus  wagerecht  im  Maßstabe  der 
Geschwindigkeiten  Ny  Qo  =  1  m/Sek  abträgt  und  einen  Strahl 

von  Ni  durch  Qq  legt.    Das  zweite  Glied  des  Nenners  |-(sa  =FSe) 

ist  von  Qii  nach  unten  abzusetzen.  Durch  diese  Endpunkte  O,, 
Oo  sind  ebenfalls  Strahlen  von  Nj  aus  zu  legen.  Die  Ermittelung 

von  |-  (sa  ±  Se)  wird  weiter  unten  angegeben.    Der  senkrechte 

Abstand  N,  Qi  stellt  den  Nenner  der  Gleichung  II  dar. 

Da,  wie  bereits  gesagt,  die  Wagenfolge  —  Schlechtläufer 
und  Gruppe  —  am  ungünstigsten  ist,  käme  für  die  Pufferabstands- 
linie  die  Z — W — Linie  für  die  vorderen  Puffer  der  Wagengruppe 
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in  Fjage.  Die  Ablaufstellung  ist  bereits  nach  dem  Vorhergehenden 
ermittelt.  Der  Anfangspunkt  Jg  der  Z—W— Linie  infolge  der 
Schwerkraft  liegt  also  senkrecht  unter  dem  Punkte  Co  Da  das 
Abdrücken  der  Gruppen  in  der  Regel  schneller  erfolgt,  als  das 
der  Einzelwagen,  so  wird  angenommen,  daß  erstere  mit  einer 
Geschwindigkeit  von  Vo  =  1,5  m/:;ek.  über  den  Gipfel  läuft. 

ZurAufzeichnungderZ—VV— Linie  zieht  man  von  vo  =1,5  m/Sek. 
der  Geschwindigkeitsachse  (Abb.  7  b)  bis  zur  Geraden  RO  die 
Senkrechte  und  überträgt  diese  Strecke  wagerecht  vom  Anfangs- 
punkt Jg  der  Z—W— Linie  bis  1'  (Abb.  7  a),  sodann  lotet  man 
diesen  Punkt  nach  oben  bis  zum  Schnitt  mit  dem  um  W  ver- 
schobenen Längenprofil.  Die  Höhe  zwischen  diesem  und  dem 
ur^prünglichen  Längenprofil  ist  dann  der  Zähler  A  H  der 
Gleichung  II.  Da  bei  der  Bewegung  der  Gruppe  aus  der  An- 
fangsstellung A  hl  =  0  ist,  so  ist  A  Hl  =  tio  •  1^  (sa  +  Se).  Die 

Vergrößerung  von  A  hi  um  den  Höhenzuw'.ichs  o'  •  ^  {sa  =F  Se  j 

ei  folgt  also  lediglich  durch  Vorschieben  des  Punktes  Jg  der  Z  —  W — 
Linie  bis  Punkt  1'.  Dies  gilt  auch  für  die  anderen  Punkte  der  Z — W— 


Linie.  Das  zweite  Glied  des  Nenners     ^  ' 


Se)  erhält  man  da- 


durch, daß  man  von  A'o  (Abb.  7a)  die  Senkrechten  1 '  1  der  Abb.  7b 
vvagerecht  bis  z  abträgt  und  in  z  eine  Senkrechte  Uj  n2  errichtet. 

Sodann  macht  man  im  Maßstab  für^die  Strecken  Qo  Q,  =  n^  Uj 

=|-(sa  =i=  Sej.    Diese  Werte  sind  neu  zu  bestimmen,  falls  beim 

Vorrücken  der  Gruppe  sich  die  Neigungen  Sa  und  Se,  auf  denen  si>  h 
Anfangs-  und  Endpunkt  befinden,  ändern.    Man  trägt  nun  mit 

dem  Zirkel  im  Maßstabe  für  von    Nj   aus   A  Hi   ab  und 

greift  vom  oberen  Endpunkt  wagerecht  bis  zum  Strahl  durch 

das  entsprechende  Ajii  ab,  das   man  von  Vo  der  Geschwindig- 

keitfachse  zwei  mal  bis  I  und  V  überträgt.  Sodann  zieht  man  zum 
Polstrahl  I  P  rurch  Jg  eine  Parallele  bis  zum  Punkte  1  auf  der 
Wagerechten  im  Abstand  a  =  5  Sek.  von  Jg,  Hierauf  lotet  man 
r  auf  die  Gerade  O  R  und  überträgt  diese  Strecke  wagcrecht 
vom  Punkt  1  der  Z—W— Linie  bis  2'.  Das  Verfahren  wiederholt 
sich  für  die  Aufzeichnung  der  folgenden  Seilen  der  Z— W  — 
Linie  bis  die  Gruppe  auf  Steigungen  gelangt,  deren  gegenseitiger 
Unterschied  gering  ist.  Dann  ist  zu  dem  im  Anfang  der  Ab- 
handlung lür  einen  Einzelv\agen  beschriebenen  Vei  fahren  über- 
zugehen. 

Für  die  P  u  f  f  e  r  a  b  s  t  a  n  d  s  1  i  n  i  e  n  für  den  schlecht- 
laufenden Einzel\\agen  und  die  nachfolgende  Gruppe  zeichnet 
man  vom  Punkte  Ms  aus,  der  der  Spitze  der  weitestenifernten 
Weiche  entspricht,  mittels  der  Ws  —  Linie  für  die  hinteren 
Puffer  des  EinzeKvagens  die  Z  -W— Linie,  erhält  den  Scheitel- 
punkt Gs  der  parabelförmigen  Z  — W — Linie  und  deren  Anfangs- 
punkt Js  in  der  bekannten  Weise.  Vom  Punkte  Mg  aus,  der 
4  Sek.  tiefer  gelegen  ist,  zeichnet  man  sodann  aus  der  Wg  —  Linie 
die  Z— W — Linie  für  die  vorderen  Puffer  der  ungebremsten 
(iruppe  bis  Ng,  den  Beginn  der  Gleisbremse.  Hierauf  zieht  man 
von  Jg  aus  eine  Parallele  zu  Vo  P,  die  die  Senkrechte  im  Abstand 

\^  -f- 1'  von  Js  in  Jg  schneidet.    Es  ist  ^  + 1'  der  Weg,  den  die 

vorderen  Pufier  der  Gruppe  vom  Ablauf  des  Einzelwagens  bis 


zum  Abrollen  der  Gruppen  zurücklegen,  wo  L  die  Länge  des 
Schlechtläufers  ist.  Von  Jg-  aus  beginnt  dann  die  vorher  be- 
schriebene Z—W — Linie  für  die  Gruppe  als  ausgezogene  Linie 
bis  Ngb,  den  Beginn  der  Gleisbremse,  und  von  dort  ab  gestrichelt, 
für  die  der  Puflerabstand  Ms  M'g  an  der  letzten  Weichenspitze  zu 
klein  ist.  Um  das  Maß  der  Abbremsung  zu  erhalten, 
verbindet  man   Ng  und   Ngb  mit  Mg.    Mittels  der  Poktrahlen 

parallel  zu  diesen  Geraden  erhält  man  in  der  Parabel  H  ==  — , 

^  O  er' 

die  abzubremsende  Geschwindigkeitshöhe  Kg  K'gb,  die  man 
vom  Ende  der  Gleisbremse  nach  oben  abträgt.  Den  Endpunkt 
Hgb  verbindet  man  mit  dem  Anfangspunkt  der  Bremse  Hgi  und 
legt  von  Hgb  aus  Parallelen  zu  den  Neigungen  S2  und  an- 
schließend zu  S3.  Die  Bremswirkung  kann  man  sich  also 
durch  eine  Steigung  auf  di;  Länge  der  Gleisbremse  und 
durch  die  um  Hgb  Hg,  verkürzten  Geschwindigkeitshöhen  der 
Wg  —  Linie  entstanden  denken.  Von  Ngb  aus  zeichnet  ma  i  nun 
für  das  Bremslängenprofil  bis  Punkt  5  die  Z — W — Linie  der 
Gruppe  nach  dem  letzten  Verfahren  und  von  dort  ab  bis  Punkt 
Mg  nach  dem  Verfahren  für  den  Einzelwagen. 

Es  sei  noch  bei  dem  Gruppenablauf  auf  die  wir  tsc  haft- 
liche Ueberlegenheit  derFrölich'schen  Gleis- 
bremse hingewiesen.  Während  bei  Gruppen  von  mehr  als 
drei  Wagen  das  Auffangen  mit  Hemmschuhen  nicht  angängig  ist, 
und  die  Wagen  daher  mit  Bremsern  zur  Regelung  des  Anlaufs 
besetzt  werden  müssen,  können  beim  Abbremsen  der  Gruppen 
durch  eine  Gleisbremse  nach  der  Bauart  Frölich  die  Bremser 
erspart  werden. 

Die  Verminderung  der  Geschwindigkeitshöhe  hängt  von  der 
Größe  des  Bremsdrucks  ab.  Dieser  wird  bei  der  regelbaren  Gleis- 
bremse „Bauart  Frölich"  willkürlich  durch  Bedienung  eines  Hebels 
und  gleichzeitig  selbsttätig  durch  das  Wagengewicht  G  hervorge- 
rufen. Die  Abnahme  der  Geschwindigkeitshöhe  Ahß  wäre  nach 
der  Gleichung  AhB=:lbi  (wb  •  G  +  Wb)  zu  berecfinen.  Hierbei 
ist  Ibrdie  Länge  der  Bremse,  wb  kg/tg  der  selbsttätige  Bremsdruck 
für  die  Gewichtseinheit  des  Wagens  und  Wb  kg  der  Bremsdruck 
durch  Bedienung  des  Hebels.  Die  Größen  innerhalb  der  Klammer 
sind  als  Winkeltangenten  darzustellen.  Bei  einer  Wagengruppe 
ist  statt  G  der  Wert  q  •  Ibi  einzusetzen. 

Schluß:  Durch  die^e  Darlegungen  kann  mittels  der 
Geschwindigkeitshöhenlinie  und  der  Pufferabstandslinien  —  das 
i  s  t  ein  bildlicher  Fahrplan  —  sowohl  die  wirtschaft- 
lichste Betriebsweise  einer  bestehenden  An- 
lage ermittelt  als  auch  die  Ausgestaltung  einer 
Neuanlage  für  eine  gewählte  Betriebsweise  be- 
stimmt werden.  Darüber  hinaus  sollen  diese  Ausfüh- 
rungen eine  Anregung  geben,  die  überaus  wichtige  Frage  des 
Ordnens  der  Güterzüge  auf  Verschiebebahnhöfen  und  die  An- 
wendung mechanischer  Hilfsmittel  zur  Vergrößerung  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  Ablaufanlagen  weiter  zu  untersuchen.  Hier- 
bei ist  aber  vor  allem  der  Zusammenhang  mit  den  andern  An- 
lagen und  Arbeitsvorgängen  des  Bahnhofs  im  Auge  zu  behalten, 
um  durch  richtiges  Abwägen  des  Erstrebenswerten  mit  dem  Mög- 
lichen dem  günstigsten  Wirkungsgrad  der  Gesamt- 
anlage zu  erhalten.  Es  sei  hier  nur  beispielsweise  erinnert  an 
die  Ausgestaltung  der  Neigungen  der  Einfahrgleise  bis  zum  Ab- 
laufgipfel, um  den  Kohlenverbrauch  beim  Zerlegen  der  Güterzüge 
gering  zu  halten.  (Vgl.  V.  W.  1922,  Heft  2).  Für  die  Klärung 
aller  dieser  Fragen  ist  die  graphische  Dynamik  in  be- 
sonderem Maße  geeignet. 


DIE  VERKEHRSLAGE  BREMENS 

VON   DR.-ING.  CONRAD   HERRMANN,  OSNABRÜCK 

(Fortsetzung) 


Betrachtet  man  zusammenfassend,  wie  die  für  die  Trassie- 
rung von  Eisenbahnen  im  allgemeinen  günstige  gecjgraphische 
Lage  Bremens  von  der  Verkehrstechnik  ausgenutzt  worden  ist, 
-n  wird  man  dem  Urteil  folgen  müssen,  das  Prof.  Dr.  Ing.  Blum 
hierüber  gefällt  hat*):  „Die  Fehler  in  der  Gestaltung  des  von 
Bremen  ausgehenden  Eisenbahnnetzes  sind  wohl  größtenteils 
darin  begründet,  daß  der  Gedanke  vom  Zusammenarbeiten  des 
See-  und  Eisenbahnverkehrs  auch  heute  noch  nicht  genügend  ge- 
würdigt wird.  Es  ist  eigenartig,  daß  Bremen  kein  Strahlen- 
punkt für  Eisenbahnen  ist,  wie  sie  von  diesem  bedeutenden  See- 
hafen nach  dem  Landesinnern  ausgehen  müßten,  sondern  mehr 
die  Bedeutung  eines  kontinentalen  Knotenpunktes  dritter  oder 
vierter  Ordnung  hat,  der  zufällig  am  Meer  liegt.  Wären  die 
Eisenbahnen  von  Bremen  aus  ,, peripherisch"  entwickelt  worden, 
so  würden  sie  wohl  eine  ganz  andere  Gestalt  angenommen  haben, 
es  würden  dann  nicht  solche  Fehler  vorhanden  sein,  wie  sie  in 


*)  Vortrag  „Das  Zusammenwirken  von  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen-,  ge- 
halten in  der  Gründungsversammlung  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Bauingenieur- 
wesen, veröffentlicht  in  der  Z.  d.  V.  d.  I.  Band  64  Nr.  39  v.  25.  9.  1920. 


die  Linie  Bremen — Hannover  durch  allerlei  kleinliche  Rücksich- 
ten hineingekommen  sind,  und  vor  allem  würden  nicht  so  wich- 
tige Linien  fehlen,  wie  das  jetzt  tatsächlich  der  Fall  ist." 

2.  Verbesserungsmöglichkeiten   im  vorhandenen  Eisenbahnnetz 
zugunsten  Bremens. 

Geht  man  nach  dieser  Behandlung  der  vorhandenen  Eisen- 
bahnverbindungen Bremens  zu  der  Frage  über,  welche  Schieneii- 
wege  noch  geschaffen  werden  könnten,  um  die  Verkehrslage  des 
Weserhafens  auch  in  dieser  Beziehung  zu  verbessern,  so  wird 
man  zunächst  auf  den  schon  erwähnten  Mangel  stoßen,  daß  es 
eine  durchgehende  Weserbahn  nicht  gibt.  Die  Elbe,  ganz  be- 
sonders aber  der  Rhein,  sind  Wegebereiter  auch  für  die  lusen- 
bahnen  gewesen.  Daß  die  Weser  nicht  die  gleiche  Aufgabe  er- 
füllte, liegt  zum  Teil  an  politischen,  zum  Teil  an  geographischen 
Gründen.  Jene  waren  allein  dafür  maßgebend,  daß  selbst  die 
kurze,  vollständig  in  der  Ebene  gelegene  Strecke  Bremen — Min- 
den erst  in  unseren  Tagen  —  und  auch  dann  noch  unvollkommen 
—  gebaut  wurde.    Daß  ohne  diese  Verbindung  eine  nach  Süden 
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gerichtete  Fortsetzung  im  Zuge  der  Weser,  wenigstens  für  den 
bremischen  Durchgangsverkehr,  zwecklos  gewesen  wäre,  liegt  auf 
der  Hand.  Immerhin  könnten  für  das  Fehlen  dieser  südlichen 
Linie  Gründe  angeführt  werden,  die  auf  der  geographischen  Be- 
schaffenheit des  Geländes  beruhen.  Der  „verkehrsfeindliche  Vor- 
stoß der  deutschen  Mittelgebirge  nach  Norden"  bewirkt,  daß 
gerade  in  der  Linie  Bremen — Minden  die  schmälste  Stelle 
der  verkehrsfreundlichen  Ebene,  dagegen  in  der  südlichen 
Verlängerung  dieser  Linie  die  breiteste  Stelle  der  verkehrs- 
feindlichen Mittelgebirge  liegt. 

Während  nun  Rhein  und  Elbe  diese  Gebirgszüge  durchgenagt 
haben  und  dadurch  die  südlich  angrenzenden  Gebiete  dem  Verkehr 
erschließen,  erfüllt  die  Weser  diese  Aufgabe  in  viel  geringerem 
Maße  und  steht  in  dieser  Beziehung  sogar  hinter  ihrem  weit 
schwächeren  Nebenfluß  (2.  Ordnung),  der  Leine,  zurück.  Wohl 
gebührt  ihr  das  Verdienst,  die  Weserpforte  geschaffen  zu  haben, 
aber  diese  hat  bislang  nur  dem  W-O-Verkehr,  nicht  aber  dem 
N-S-Verkehr  gedient.  Sie  selbst  hat  auf  ihrem  langen  Laufe  im 
Gebirgsland,  mit  ihren  schmalen,  oft  abschüssigen  Ufern,  mit 
ihren  vielen  Krümmungen  und  vor  dem  Bau  der  Talsperren 
häufigen  Hochwassern  keineswegs  zum  Bau  von  Uferbahnen  ein- 
geladen. Immerhin  sind  die  Gründe,  die  früher  eine  weniger  ent- 
wickelte Technik  vielleicht  schrecken  konnten,  heute  nicht  mehr 
maßgebend.  Wird  daher  die  Herstellung  einer  Weserbahn  als 
notwendig  erkannt,  so  bleibt  nur  die  Frage  zu  prüfen,  w  i  e  die 
technische  Lösung  dieser  Aufgabe  beschaffen  sein  muß,  damit 
f'er  erwartete  Nutzen  für  den  Durchgangsverkehr  erzielt  wird. 

Es  ist  schon  erwähnt  worden,  daß  Bremen  erst  jetzt  durch 
den  Bau  der  Bahn  Minden-Nienburg  die  schon  seit  den  1850  er 
Jahren  erstrebte  unmittelbare  Verbindung  mit  Minden  erhalten 
hat.  (Vgl.  hierzu  und  zu  den  folgenden  Ausführungen  die  an- 
liegende Karte  7.)  In  ihrer  Wirkung  könnte  die  Bahn  gewisser- 
maßen das  dritte  und  vierte  Gleispaar  zwischen  dem  Industrie- 
gebiet und  Bremen  darstellen,  wenn  sie  als  Hauptbahn  ausgebaut 
und  betrieben  würde.  Die  Entfernung  von  Hamm  über  Minden- 
Nienburg  nach  Bremen  beträgt  225  km,  ist  also  nur  16  km 
länger  als  die  Entfernung  Hamm — Münster — Bremen.  Die  An- 
näherung Mindens  an  Bremen  beträgt  gegenüber  dem  bisherigen 
Zustand: 

Minden — Wunstorf  43  km 

Wunstorf — Nienburg      ....    31  „ 
zusammen    74  km 

Minden — Nienburg  53  „ 

Unterschied    21  km 

Es  ist  nun  schwer,  keine  Satire  zu  schreiben,  wenn  man  er- 
fährt, daß  Bremen  auch  um  den  bescheidenen  Erfolg  dieser  Weg- 
verkürzung nach  Minden  gebracht  werden  soll.  Die  vormals 
preußisch-hessische  Staatseisenbahn  beabsichtigte  nämlich  ■ —  und 
ihre  Rechtsnachfolgerin,  die  Reichseisenbahn,  hält  an  dieser  Ab- 
sicht fest  — ,  für  die  Frachtberechnung  Minden — ^Bremen  nicht 
die  neue  streckenkilometrische  Entfernung  zugrunde  zu  legen, 
sondern  eine  „virtuelle"  Entfernung,  deren  Länge  gleich  dem  Um- 
weg über  Wunstorf  ist.  Die  neue  Verbindung  würde  also  für  die 
Eisenbahnverwaltung  einen  erheblichen  betrieblichen  und  wirt- 
schaftlichen Vorteil  haben,  während  Bremen  keinerlei  Nutzen 
von  dem  langersehnten  Schienenwege  hätte.  Ihren  Standpunkt 
begründet  die  Eisenbahnverwaltung  damit,  daß  sie  die  Bahn 
Minden — Nienburg  als  Nebenbahn,  also  als  Interessentenbahn, 
klassifiziert.  Sie  hat  dadurch  einerseits  den  Vorteil  gehabt,  daß 
ihr  seitens  der  „Interessenten"  der  Grund  und  Boden  für  den 
Bahnkörper  kostenlos  zur  Verfügung  gestellt  werden  mußte,  und 
andererseits  hat  sie  dadurch  das  gesetzliche  Recht  erworben,  die 
Frachten  nicht  nach  streckenkilometrischen,  sondern  nach  „vir- 
tuellen" Entfernungen  bemessen  zu  dürfen.  Die  Benachteiligung 
Bremens  ist  um  so  größer,  als  durch  die  im  Bau  befindliche  Ver- 
bindungsbahn Rothenburg — Verden  der  bisher  von  Wunstorf — 
Nienburg  über  Bremen  nach  Hamburg  führende  Weg  um  fast 
50  km  verkürzt  wird,  aber  zugunsten  Hamburgs.  Und  Hamburg 
wird  auch  tarifarisch  dieser  Vorteil  zugute  kommen,  denn  diese 
Strecke  wird  als  eine  dem  „öffentlichen  Verkehr"  dienende  Haupt- 
bahn behandelt  werden.  Man  sollte  meinen,  daß  das,  was  dem 
einen  recht  ist,  dem  anderen  billig  sein  muß.  Es  ist  auch  anzu- 
nehmen, daß  Bremen  versuchen  wird,  die  jetzige  unterschiedliche 
Behandlung  zu  seinen  Gunsten  zu  ändern,  und  es  ist  zu  hoffen, 
daß  sich  die  Verkehrspolitik  des  Reiches  nicht  allzusehr  von 
finanzpolitischer  Engherzigkeit  beeinflussen  läßt. 

Von  Minden  aufwärts  wird  das  Wesertal  nur  ein  kurzes 
Stück  bis  Oeynhausen  (an  der  Werra,  einem  linken  Nebenfluß  der 
Weser)  benutzt  und  weiter  von  Oeynhausen-Süd  bis  Hameln 
durch  die  Strecke  Osnabrück — Hildesheim.  Beide  Strecken  Oeyn- 
hausen-Süd— Hameln  sind  jedoch  Teile  von  Querverbindungen, 
die  die  Weser  ausnutzen,  ohne  ihrem  Endhafen  Vorteile  zu  brin- 
gen. Als  Teilstücke  einer  durchgehenden  Weserbahn  können  sie 
also  nicht  angesprochen  werden. 

Von  Hameln  bis  Münden  fehlt  aber  überhaupt  jede  Weser- 
Uferbahn.  Will  man  von  Hameln  nach  Hann. -Münden  oder  Cas- 
sel gelangen,  so  muß  man,  wenn  nicht  über  Hannover,  so  doch 
wenigstens  über  Elze  ins  Leinetal  fahren,  dieses  bis  Göttingen  be- 


nutzen und  von  dort  bis  Münden  über  das  untere  Werra-  ins 
Fuldatal  hinüberwechseln.  Der  Eisenbahnweg  ist  trotz  des  gro- 
ßen Umweges   nur  4  km   länger    (Hameln — Elze — Göttingen— 

H  ann. -Münden  (138  km)  als  die  Flußstrecke  Hameln  Münden 

(134  km).  Der  Grund  liegt  eben  in  den  zahlreichen  Windungen 
der  Weser.  Daraus  ergibt  sich  aber  auch,  daß  man  durch  eine 
Weserbahn,  die  sich  eng  an  die  Flußufer  anschmiegen  würde, 
keine  Verbesserung  für  den  großen  Durchgangsverkehr  schaffen 
könnte.  Die  natürlichen  Verhältnisse  liegen  eben  bei  der  Weser 
nicht  so  bequem  wie  beim  Rhein,  wenn  sie  auch  vielleicht  nicht 
so  schwierig  sind  wie  beispielsweise  bei  der  Mosel,  deren  Tal 


erst  durch  eine  geniale  Trassierung  dem  Schienenweg  geöffnet 
werden  konnte.  Gerade  dieses  Beispiel  zeigt,  daß  sich  die 
moderne  Eisenbahntechnik  nicht  damit  begnügt,  den  von  der 
Natur  vorgezeichneten  Wegen  nachzugehen,  sondern  daß  sie 
dort,  wo  die  Natur  ihr  Schwierigkeiten  entgegenstellt,  die  Hin- 
dernisse kühn  und  planmäßig  überwindet. 

Gerade  diese  Kühnheit  des  Entwurfes  muß  man  aber  an  den 
bisherigen,  unter  dem  Namen  „Oberwesertalbahnen"  bekannten 
Plänen,  die  teilweise  schon  über  50  Jahre  alt  sind,  vermissen. 
Sie  befassen  sich  sämtlich  damit,  die  Lücken  der  Schienennetze 
zwischen  Hameln— Holzminden  und  Bodenfelde— Hann.-Münden 
auszufüllen,  und  man  merkt  es  ihnen  an,  daß  sie  von  den  an  der 
Weser  selbst  liegenden  dörflichen  Gemeinden  und  Städten  aus- 
gegangen sind,  denn  sie  sind  dadurch  gekennzeichnet,  daß  jede 
kleine  Siedelung  von  der  Bahn  möglichst  unmittelbar  berührt 
sein  will.  LTin  die  Trassierung  zu  erleichtern,  wurde  bei  einigen 
dieser  Entwürfe  ernsthaft  vorgeschlagen,  jede  Kurve  der  Weser 
mit  der  Bahn  auszufahren  und  z.  B.  kilometerlang  die  am  Ufer 
entlang  führenden  Landstraßen  mit  als  Bahnkörper  zu  benutze)!. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  eine  solche  Bahn  nur  einem  be- 
schränkten Lokalverkehr  dienen  könnte,  und  es  wird  kaum 
Wunder  nehmen,  daß  das  Ministerium  selbst  die  Inangriffnahme 
von  Vorarbeiten  abgelehnt  hat,  da  eine  Rentabilität  durchaus 
zweifelhaft  erschien.     Für  den  großen  N-S-Durchgangsverkehr 
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Bremen — Cassel  mit  Uebergang  nach  Frankfurt  und  Nürnberg 
hätten  solche  reinen  Uferbahnen  gar  keinen  Wert. 

Untersucht  man,  ob  bei  einer  freieren  Trassierung  eine 
Wesertalbahn  geschaffen  werden  könnte,  die  auch  für  den  Durch- 
gangsverkehr Vorteil  bringt,  so  könnte  man  daran  denken,  die 
südliche  Oberwesertalbahn  von  Karlshafen  nach  Münden  fallen 
zu  lassen.  Diese  Linie  müßte  in  einem  verhältnismäßig  großen, 
nach  Westen  offenen  Bogen  an  der  Weser  entlang  und  östlich 
am  Rheinhards-Wald  vorbeigeführt  werden,  während  bereits  am 
westlichen  Fuß  des  Reinhardswaldes  ein  zusammenhängender 
Schienenweg  von  Karlshafen  nach  Kassel  besteht,  der  nur  be- 
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trieblich  zusammengefaßt  werden  müßte,  um  mit  verhältnismäßig 
geringen  Mitteln  eine  zufriedenstellende  Verbindung  zwischen 
Karlshafen  und  Cassel   zu  ermöglichen.     Nördlich   von  Karls- 

1  hafen  könnte  dann  bis  Holzminden  die  vorhandene  Linie  Nord- 
hausen— Holzminden  über  Ottbergen  benutzt  werden,  während 
von  Holzminden  nördlich  über  Heinsen  unter  Abschneidung  der 
-tarken  Weserkrümmungen  eine  neue  Linie  gebaut  werden 
müßte,  die  von  Bodenwerder  ab  bis  Hameln  der  Trasse  der  Vor- 
\vi)hle-Emmerthal-Bahn  folgen  könnte. 

Verfolgt  man  dann  weiter  die  Eisenbahnlinie  von  Hameln 
nach  Bremen  an  der  Weser  entlang,  so  wird  vor-  allen  Dingen 
der  große  Umweg  von  Rinteln  über  Vlotho — Löhne — Oeynhausen 
nach  Minden  auffallen.  Daß  man  nicht  wenigstens  schon  bei 
Vlotho  eine  unmittelbare  Verbindung  durch  die  Westfälische 
Pforte  nach  Minden  hergestellt  hat,  zeigt  am  besten,  in  welchem 

'  Maße  die  Vorteile  einer  durchgehenden  Weserbahn  unterschätzt 
worden  sind.  Man  wird  aber  mit  einer  neuen  Weserbahn  gar 
nicht  so  weit  nach  Westen  zu  gehen  brauchen,  um  die  Porta- 
Westfalica  zu  benutzen,  sondern  man  wird  bestrebt  sein  müssen. 

I    den  starken  Bogen,  den  die  Weser  zwischen  Minden  und  Hameln 

j  ■  beschreibt,  abzukürzen.  Man  wird  zu  diesem  Zwecke  die  Bahn 
Hameln — Löhne    schon    hinter  Hess.  Oldendorf   beim  Bahnhof 

^  Deckbergen  verlassen  und  dann  am  Paß  von  Steinbergen  die 
Weserkette  durch  Untertunnelung    der  von  der  Arensburg  ge- 


krönten Hirschkuppe  durchbrechen.  Die  Eisenbahn  würde  also 
die  verkehrsfreundliche  Ebene  wesentlich  früher  erreichen,  als 
das  bei  der  Weser  der  Fall  ist.  Es  stände  technisch  nichts  im 
Wege,  diesen.Vorteil  so  weit  auszunutzen,  daß  man  vom  Arens- 
burg-Tunnel ab  ziemlich  gradlinig  in  Richtung  Bremen  tras- 
sierte. Immerhin  wird  man  aber  eine  gewisse  Rücksicht  auf  die 
Stadt  Minden  i.  W.  nehmen  müssen,  und  man  wird  den  Raum 
Bückeburg — Minden  zur  Anlage  eines  größeren  Verschiebebahn- 
hofes ausnutzen,  der  den  neuen  N-S-Verkehr  der  Weserbahn  mit 
dem  Verkehr  der  alten  W-O-Verbindung  Cöln — Minden — Han- 
nover vermittelt.  Von  Minden  ab  wird  man  dagegen  den  Schie- 
nenweg möglichst  gradlinig  nach  Bremen  vorstrecken,  und  zwar 
zunächst  über  die  Haller  Heide  bis  Uchte,  von  dort  zwischen 
dem  Großen-  und  Darlatenmoor  (westlich)  und  dem  Hohen- 
und  Aller-Moor  (östlich)  über  die  sog.  Böhrde,  die  beide  Moore 
voneinander  trennt,  bis  Sulingen.  Von  dort  aus  würde  dann  die 
neue  Bahn  in  die  vorhandene  Linie  Osnabrück — Bremen  bei 
Kirchwe^'he  einmünden.  Auf  dem  Verschiebebahnhof  Kirch- 
weyhe könnte  dann  wie  bisher  die  Trennung  des  nach  Bremen 
und  (über  Sagehorn)  nach  Hamburg  gehenden  Verkehrs  er- 
folgen. 

Die  Länge  der  neuen  Weserbahn  Bremen — Cassel  würde  be- 
tragen: 

Bremen  —  Sulingen  —  Minden  —  Deck- 

b    r  Ii  c  n  U  2  km 

Deckbergen — Hameln   H  „ 

Hameln  —  H  o  1  z  m  i  n  d  e  n  40  „ 

Holzminden — Ottbergen  Carlshafen — Hümme  .  .  52  „ 
Hümme — Cassel  27  ,, 

zusammen    242  km 

Gegenüber  der  jetzigen  Verbindung  Bremen — Langwedel — 
Nienburg — Wunstorf — Linden — Göttingen — Cassel  mit  einer 
Länge  von  288  km  ergibt  sich  also  eine  Entfernungsverkürzung 
von  46  km.  Neben  diesem  Gewinn,  der  naturgemäß  den  Ver- 
frachtern zugute  kommen  müßte,  wenn  Bremen  gefördert  werden 
soll,  ergäbe  sich  der  weitere  Vorteil,  daß  durch  diese  Weserbahn 
die  vorhandene,  sehr  stark  beanspruchte  Strecke  über  Wunstorf 
entlastet  würde. 

Der  Eisenbahnverbindung  Bremens  mit  dem  rheinisch-west- 
fälischen Industriegebiet  ist  schon  gedacht  worden,  und  es  konnte 
festgestellt  werden,  daß  die  dorthin  führenden  Schienenwege  im 
allgemeinen  befriedigend  sind.  Es  darf  aber  nicht  vergessen  wer- 
den, daß  Bremen  gerade  in  seinem  wichtigsten  Hinterlande 
Rheinland-Westfalen  am  meisten  unter  dem  Wettbewerb  der  aus- 
ländischen Nordseehäfen  zu  leiden  hat.  Diesem  Wettbewerb 
wird  Bremen  naturgemäß  am  leichtesten  am  Ostrande  des  um- 
strittenen Gebietes  begegnen  können,  weil  dieser  weiter  entfernt 
von  der  holländischen  und  insbesondere  der  belgischen  Küste 
liegt.  Als  äußerster  Ostrand  des  Industriegebietes  oder  als  öst- 
liche Verlängerung  desselben  kann  das  zwischen  Ruhr  und  Sieg 
gelegene  Sauerland  angesehen  werden.  Bei  der  hohen  in- 
dustriellen Bedeutung  dieses  Gebietes,  das  mit  seinen  zahlreichen 
Hammer-  und  Gensenkschmieden,  Schrauben-,  Nagel-,  Feilen- 
fabriken, Drahtziehereien  und  Feinwalzwerken  einen  erheblichen 
Anteil  an  der  deutschen  Ausfuhr  hat,  den  es  mit  seinen  Entwick- 
lungsmöglichkeiten (Eisenerze)  noch  steigern  wird,  lohnt  sich 
wohl  eine  Untersuchung  über  die  Schienenwege,  die  Bremen  mit 
diesem  Gebiete  verbinden. 

Die  vorhandene  Linie  Bremen — Münster — W^anne  kommt  für 
die  Erschließung  des  Sauerlandes  überhaupt  nicht  in  Frage,  weil 
sie  zu  weit  westlich  liegt.  Der  östlichere  Weg  Bremen — Münster 
— Hamm  ist  aber  in  Hamm  blockiert,  eine  unmittelbare  Verlän- 
gerung nach  Süden  fehlt.  (Vgl.  Karte  8.)  Man  kann  das  ge- 
waltige Schienennetz,  von  dem  das  Industriegebiet  überzogen 
wird,  gewissermaßen  als  einen  riesigen  Verschiebebahnhof  zwi- 
schen den  Punkten  Duisburg  und  Hamm  auffassen.  Die  Haupt- 
verkehrsrichtung ist  die  west-östliche.  Der  in  Hamm  von  Nor- 
den einmündende  Verkehr  wird  nach  Westen  abgelenkt,  ebenso 
mündet  auch  die  von  Süden  kommende  Ruhr-Siegbahn  in  west- 
licher Richtung  in  das  Industriegebiet  ein.  Der  Schnittpunkt 
beider  Richtungen  verschwimmt  in  dem  großen  Schienennetze. 
Auf  dem  kürzesten  Wege  könnte  der  Richtungswechsel  in  Hagen 
1.  W.  stattfinden,  wo  die  Ruhr-Sieg-Bahn  endet,  und  von  wo 
eine  Schienenstrecke  nach  Hamm  über  Unna  besteht.  Natur- 
gemäß bedeutet  diese  Verbindung  einen  erheblichen  Umweg  für 
den  Verkehr  zwischen  dem  Sauerlande  und  Bremen. 

Die  Ruhr-Sieg-Bahn  von  Betzdorf  nach  Hagen  bildet  einen 
weiten,  nach  Westen  offenen  Bogen.  Um  die  kürzeste  '^'^er- 
bindung  des  Bahnhofs  Hamm  mit  dieser  Linie  zu  ermitteln, 
kann  man  sich  von  Hamm  aus  eine  Tangente  an  die  durch  die 
Bahnstrecke  gebildete  Kurve  gelegt  denken.  Als  Berührungs- 
punkt würde  sich  etwa  der  Bahnhof  Finnentrop  der  Ruhr-Sieg- 
bahn zwischen  Siegen  und  Altena  ergeben. 

Man  könnte,  um  eine  neue  Verbindung  Hamm — Finnentrop 
niit  möglichst  geringen  Mitteln  herzustellen,  in  Erwägung 
ziehen,  bereits  vorhandene  Nebenbahnlinien  in  weitgehendem 
Maße  auszunutzen,  indem  man  z.  B.  von  Werdohl  aus  ein  nur 
etwa  5,5  km  langes  Verbindungsstück  bis  Neuenrade  baute.  Der 
Weg  Finnentrop  —  Werdohl  —  Neuenrade  —  Menden  —  Frön- 
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denberg  —  Unna  —  Hamm  (85,1  km)  wäre  bereits  24,2  km 
kürzer  als  die  jetzige  Verbindung  Finnentrop — Hagen — Hamm 
(109,3  km)-  Man  würde  jedoch  auf  diesem  Wege  Steigungen 
von  1  :  40  in  Kauf  nehmen  müssen  (Werdohl  185  +*NN,  Neuen- 
rade 276  +  NN,  Höhenunterschied  91  m),  eine  leistungsfähige 
Vollbahn  also  nicht  erhalten,  abgesehen  davon,  daß  auch  die 
Nebenbahnstrecken  Neuenrade — Unna  zur  Vollbahn  ausgebaut 
werden  müßten. 

Es  kommt  auch  nicht  allein  darauf  an,  daß  Bremen  über- 
haupt eine  unmittelbare  Verbindung  über  Hamm  nach  dem 
Sauerlande  erhält,  sondern  es  ist  mit  Rücksicht  auf  den  Wettbe- 
werb Antwerpens  von  besonderer  Wichtigkeit,  daß  diese  Ver- 
bmdung  möglichst  kurz  wird.  In  der  Luftlinienentfcrnung  liegt 
Bremen  mit  220  km  Abstand  günstiger  zu  Finnentrop  als 
Antwerpen  mit  250  km  Abstand.  Streckenkilometrisch  ist  aber 
Antwerpen  bevorzugt,  denn  die  Schienenlänge  von  Finnentrop 


über  München-Gladbach  nach  dem  belgischen  Hafen  beträgt 
303  km,  dagegen  über  Hagen — Hamm — Münster  zum  deutschen 
Nordseehafen  327,9  km.  ]*line  Entfernungsverkürzung  von 
24,2  km  nach  dem  eben  angedeuteten  Entwurf  (Neuenrade — 
Werdohl)  würde  also  den  Vorsprung  Antwerpens  gerade  knapj) 
ausgleichen,  ohne  Bremen  Vorteile  zu  bringen.  Es  ist  dabei 
noch  besonders  zu  berücksichtigen,  daß  sich  die  belgischen 
Staatsbahnen  durch  ihr  Transitbareme  sowieso  eme  Vorzugs- 
stellung im  deutschen  Hinterland  verschaffen,  und  daß  die  durch 
diese  Ausnahmetarifierung  erreichte  Wegeverkürzung  für  die 
verschiedenen  Güterklassen  bis  zu  104  km  betrug  (vgl.  nächstes 
Kapitel).  Gerade  weil  Deutschland  jetzt  der  belgischen  Tarif- 
pclitik  ohnmächtig  gegenübersteht,  ist  es  verpflichtet,  die  Be- 
nachteiligung der  deutschen  Nordseehäfen  durch  Streckenkilo- 
metrische  Wegeverkürzungen  nach  Möglichkeit  auszugleichen, 
was  nur  durch  eine  großzügigere  Trassierung  möglich  ist. 

(FortseiZ'  ng  fo'gt) 


DIE  WIRTSCHAFTSLAGE  ENDE  SEPTEMBER  1922 


Die  Lösung  der  der  Re])arationskommission  von  der  Lon- 
doner Konferenz  zur  Behandlung  überantworteten  Frage  der 
Gewährung  cino  M  o  r  a  t  o  r  i  u  m  s  an  Deutschland  ist  von  der 
Kommission  wieder  einmal  auf  später  vertagt  worden.  In  einer 
Note,  in  der  zum  erstenmal  von  amtlicher  Seite  des  Feind- 
bundes die  Kreditunwürdigkeit  und  Zahlungsunfähigkeit 
Deutschlands  anerkannt  wird,  ist  die  Beschlußfassung  über  das 
eingereichte  Moratoriumsgesuch  hinausgeschoben  worden,  bis 
der  Entwurf  einer  durchgreifenden  Reform  der  öffentlichen 
deutschen  F  i  n  a  n  z  e  n  fertiggestellt  ist.   Diese  soll  bringen: 

1.  das  Gleichgewicht  des  Budgets; 

2.  falls  die  in  der  Reparationskommission  vertretenen  Regie- 
rungen ihre  vorherige  Zustimmung  geben,  die  etwaige  Er- 
mäßigung der  äußeren  Lasten  Deutschlands  in  dem  Maße,  das 
zur  Wiederherstellung  seines  Kredits  für  notwendig  erachtet 
werden  sollte; 

3.  die  Währungsreform; 

4.  die  Ausgabe  äußerer  und  innerer  Anleihen  zwecks  Be- 
festigung der  Finanzlage. 

Trotzdem  man  sich  der  Zahlungsunfähigkeit  Deutschlands 
nicht  verschließt,  ist  doch  die  Ausstellung  von  Schuld- 
schein e  n  an  die  belgische  Regierung  in  Höhe  von 
270  Mill.  Goldmark  an  Stelle  der  bis  zum  15.  Dezember  1922 
fälligen  Zahlungen  unter  Leistung  entsprechender  Garantien  ver- 
langt wordL-n.  Die  Verhandlungen  zwischen  Deutschland  und 
Belgien  haben  dann  nach  Verständigung  der  deutschen 
R  e  i  c  h  s  b  a  n  k  mit  der  Bank  von  England  zu  dem  Er- 
gebnis geführt,  daß  am  15.  Juni  1923  die  letzten  an  Belgien  vor- 
läufig zu  übergebenden  Schatzwechsel  eingelöst  werden.  Die 
Einlösung  soll  in  folgender  Weise  erfolgen: 

Die  ersten  beiden  Raten  am  15.  Januar  und  15.  Februar  1923 
kann  die  Reichsbank  auf  Grund  der  von  der  Bank  von  England 
garantierten  oder  gelieferten  100  Millionen  Goldmark  bezahlen 
(für  die  neben  der  Unterschrift  der  Reichsbank  das  englische 
Depot  der  Reichsbank  von  50  Millionen  Goldmark  als  Sicher- 
heit gilt).  Die  weiteren  Raten  von  50,  60  und  60  Millionen 
Goldmark  kann  die  Reichsbank  bis  15.  Juni  1923  auf  Grund  der 
bis  dahin  durch  die  Zahlungen  des  Reichs  aufgesammelten  elf 
Monatsraten  von  je  15  Millionen  Goldmark  bis  auf  einen  kleinen 
Rest  von  5  Millionen  Goldmark  einlösen.  Alle  weiteren  vom 
Reich  an  die  Reichsbank  erfolgenden  Goldzahlungen  der 
nächsten  acht  Monate  dienen  dann  der  Reichsbank  dazu,  der 
Bank  von  England  die  geschuldeten  100  Millionen  Goldmark 
wieder  zurückzuzahlen. 

Neben  diesem  reinen  Zahlungsplan  steht  als  weitere  Aktion 
der  Reichsbank  bei  der  Bank  von  England  die  Tatsache,  daß 
die  Bank  von  England  wahrscheinlich  die  beiden  ersten  mit 
dem  Datum  des  15.  August  und  15.  September  1922  an  Belgien 
zu  gebenden  Schatzwechsel  diskontiert,  so  daß  Belgien  schon 
jetzt  in  den  Besitz  des  baren  Geldes  gelangt  und  die  deutschen 
Schatzwechsel  bei  der  Bank  von  England  ruhen.  Am  15.  Januar 
und  15.  Februar  werden  dann  diese  an  sich  abgelaufenen  Schatz- 
scheine in  Höhe  von  je  50  Millionen  Goldmark  von  der  Bank 
von  England  gestundet. 

Dadurch,  daß  die  Reichsbank  den  Schatzwechseln  ihre 
Unterschrift  gibt  und  mit  einem  Teil  unseres  geringen  Gold- 
deckungsrestes eine  Sicherheitsleistung  übernimmt,  besteht  die 
Gefahr,  daß  die  Bewertung  der  deutschen  Mark  einen 
immer  weiter  hinabgleitenden  Stand  erreicht.  Nur  die  Stellung 
der  Reparatinnsleistimgen,  an  die  uns  nun  einmal  vorläufig  das 
Versailler  Diktat  bindet,  auf  Sachleistungen  und  damit  auf 
Arbeit,  läßt  einen  gangbaren  Weg  aus  diesem  Wirtschaftswirrsal 
erhoffen. 

Dieser  Weg  ist,  unabhängig  von  allen  Regierungsvercin- 
barungen  über  die  Reparationsfrage,  in  aller  Stille  von  Hugo 


S  t  i  n  n  e  s  beschritten  worden.  Noch  während  die  Verhand- 
hmgen  mit  Belgien  im  Fluß  waren,  kamen  die  Meldungen  vom 
Abschluß  des  Wiederaafbauvertrages  Stinnes  mit  dem  Präsi- 
denten des  Generalverbandes  der  Kooperativen  des  zerstörten 
Gebiets  deLubersac.  Er  baut  das  von  Rathenau  begonnene 
Werk,  die  Reparationszahlungen  auf  Sachleistungen  zu  stellen, 
aus  und  gibt  ihm  ])raktische  Gestalt.  Der  neue  Vertrag  gründet 
sich  auf  die  Abkommen  von  Wiesbaden  (Rathenau)  und  Berlin 
(Gillet).  Als  Vermittlungsstelle  für  die  Ausführung  der  Sach- 
lieferungen ist  die  Stinnessche  A.  -G.  für  Hoch  -  und  Tief- 
bauten in  Essen  bestimmt  worden,  ,,die  verpflichtet  ist, 
Bestelkuigen  an  s(jlche  deutschen  Firmen  zu  geben,  die  die 
Confederation  präsentieren  wird  unter  dem  Vorbehalt  der 
Prüfung  und  Abnahme  bezüglich  Beschaffenheit  und  Preis.  In 
Anbetracht  des  außerordentlichen  Umfanges  der  Lieferunsen 
behält  sich  die  ..Hoch  und  Tief"  das  Recht  vor,  sich  unter  ihrer 
Verantwortung  mit  anderen  deutschen  Firmen  zusammenzutun, 
die  im  Wiederaufbauwesen  besonders  erfahren  sind."  Der 
Stinnesschen  Gesellschaft  soll  eine  6  prozentige  Provision  vom 
Gesamtpreis  der  Lieferungen  zugebilligt  werden,  denen  die 
französischen  Mindestzölle  zugesagt  sind.  Zollerhöhungen  w^äh- 
rend  laufender  Verträge  sollen  durch  die  Confederation  getragen 
werden.  Die  Preise  sollen  nicht  über  die  französischen  Markt- 
preise hinausgehen,  können  sich  aber  in  beliebiger  Höhe  über 
den  deutschen  Inlandspreisen  halten.  Diese  letzte  Bestimmung 
ist  um  so  weniger  bedenklich,  als  vorgesehen  ist,  daß  die  Waren- 
lieferungen auf  das  Wiedergutmachungskonto  angerechnet  wer- 
den. Allerdings  ist  dann  eine  um  so  höhere  Zahlung  seitens 
der  deutschen  Regierung  an  die  Lieferanten  zu  leisten.  Die 
für  die  gesamte  Reparationsfrage  wohl  wichtigste  Auswirkung 
kann  die  im  Vertrage  vorgesehene  Möglichkeit  der  Freigabe 
von  Reparationskohle  haben:  ,,Herr  Stinnes  erklärt,  daß  es 
zur  verstärkten  Lieferung  von  Baumaterialien  wie  Zement.  Ziegel- 
steinen, Kalk,  Dachziegeln  usw.  nötig  sei,  daß  ein  bestimmtet 
Prozentsatz  der  monatlich  von  Deutschland  an  Frankreich  zu 
liefernden  Kohlenmengen  freigegeben  werde,  ein  Prozentsatz, 
der  dem  für  die  Fabrikation  dieser  Materialien  unbedingt  nötigen 
Verbrauche  entspricht.  Die  Verteilung  dieser  Kohlen  auf  die 
verschiedenen  Betriebe  wird  Sache  der  Firma  Hugo  Stinnes  in 
Verbindung  mit  dem  Rheinisch-Westfälischen  Kohlensyndikat 
sein.  Herr  Hugo  Stinnes  verpflichtet  sich,  gemeinsam  mit 
diesem  Syndikat  darüber  zu  wachen,  daß  die  freigegebene 
Kohlenmenge  ausschließlich  für  die  Verstärkung  der  Erzeugung 
der  Sachlieferungen  \'erwendung  finde.  Eine  Kommission  wird 
gemeinschaftlich  die  Kohlenverbrauchsziffern  für  die  Erzeugung 
der  Materialien  festsetzen." 

Diese  Anbahnung  einer  wirtschaftlichen  \'erständigung,  wie 
es  das  S  t  i  n  n  e  s  -  L  u  b  e  r  s  a  c  -  Abkommen  darstellt,  steht 
nicht  vereinzelt  dar.  Der  Sichel-Konzern  hat  mit  fran- 
zösisctien  Montan  und  Bauunternehmungen  Abreden  getroffen, 
die  unter  Leitung  der  Westdeutschen  Bau-  und 
1  n  d  u  s  t  r  i  e  -  G  r  u  p  p  e  .  G.  m.  b.  H.  den  Wiederaufbau  fran- 
zösischer Gebiete  bezwecken.  Im  Gegensatz  zum  Stinnesvertrag, 
durch  den  150  000  deutsche  Arbeiter  Verwendung  finden  sollen, 
ist  hier  eine  Beteiligung  deutscher  Arbeiter  bei  den  Arbeiten  in 
Frankreich  nicht  vorgesehen.  Auch  eine  Wiederaufbau- 
gruppe  Bayern,  G.  m.  b.  H..  ist  unter  Anteilnahme  be- 
deutender süddeutscher  Werke  der  Ton-,  Metall-,  Eisen-,  Holz-, 
Maschinen-  und  Automobilbranche,  darunter  der  Daimler-Werke, 
begründet  worden.  Es  ist  anzunehmen,  daß  alle  sich  bildenden 
Wiederaufbaugruppen  der  Industrie  eine  einheitliche  Zusammen- 
fassung finden  werden. 

Das  innerdeutsche  Wirtschaftsleben  wurde 
trotz    Notenflut   (Ende  September    liefen    rund    330  Milliarden 
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Papierniark  um)  durch  empfindlichen  N  o  t  e  n  m  a  n  g  e  1  be- 
drückt, der  sich  soweit  verschärfte,  daß  zeitweise  in  industriellen 
Betrieben  am  Wochenende  nicht  die  nötigen  Bargeldmif tel  zur 
Auszahlung  der  Löhne  zusammengetrieben  werden  konnten. 
Dies  liegt  in  der  weiter  zunehmenden  Entwertung  der  inneren 
Kaufkraft  der  Mark  begründet  (1  Zehnmarkstück  wird  mit 
2500  Papiermark  bezahlt),  die  Löhne  und  Gehälter  so  in  die 
Höhe  treibt,  daß  die  Notenpresse  nicht  gleichen  Schritt  mit 
dem  Druck  neuer  Papiernoten  halten  kann,  wenn  sie  auch  seit 
Ende  August  durchschnittlich  3  Milliarden  neue  Papiermark 
am  Tage  dem  Verkehr  zur  Verfügung  gestellt  hat.  So  absurd 
es  auch  klingt,  kann  bei  dem  zeitigen  Stand  des  Papiergeld- 
umlaufs nicht  mehr  von  einer  Inflation  gesprochen  werden,  wenn 
man  bedenkt,  daß  Ende  August  1922  die  Mark  etwa  den  270sten 
Teil  des  Friedenswertes  galt,  daß  die  Preise  um  das  ISOfache 
gestiegen  waren,  der  Notenumlauf  aber  nur  das  56fache  betrug. 
Der  Geldumlauf  hinkt  um  mehr  als  %  hinter  der  Summe  nach, 
die  nötig  ist,  um  die  in  Deutschland  vorhandenen  Güter  er- 
fahrungsgemäß umzusetzen.  Vor  dem  Kriege  waren  dazu  etwa 
4,5  Milliarden  Mark  notwendig;  bei  180f acher  Verteuerung 
würde  man  über  800  Milliarden  benötigen,  während  sich  Ende 
August  etwa  250  Milliarden  Mark  im  Umlauf  befanden.  In- 
folge der  verstärkten  Nachfrage  nach  Geld  und  Kredit  ist  die 
Reichsbank  einer  solch  starken  Beanspruchung  ausgesetzt  ge- 
wesen, daß  sie  den  Diskontsatz  zunächst  auf  7  und  dann  auf 
8  Prozent   heraufzusetzen   gezwungen  war. 

Die  außerordentlich  schnelle  Anpassung  des  Preisniveaus 
an  den  in  die  Höhe  kletternden  Dollarstand  hat  eine  sinkende 
Absatzkonjunktur  verursacht.  Die  große  Masse  der  Käufer- 
schaft in  Deutschland  leidet  unter  sinkender  Kauf- 
kraft. Allgemein  macht  sich  in  der  Industrie  unter  dem 
Druck  der  erschwerten  Kapitalbeschaffung  und  der  unsicheren 
Kalkulation  die  Anzeichen  eines  Konjunktur  Um- 
schwungs nach  der  bisherigen  Scheinblüte  bemerkbar.  Die 
!•  rage,  ob  Wiederbeschaf,  fungs  preis  oder  Geste- 
hungskosten beim  Verkauf  der  Ware  maßgebend  sein  soll, 
stößt  in  ihrer  Lösung  auf  den  Gegensatz  in  den  Anschauungen  des 
Produzenten  und  des  Konsumenten.  Wenn  auch  für  schnell  sich  ab- 
setzende Ware  die  Gestehungskosten  den  Ausschlag  bei  der 
Preisbemessung  einer  Ware  geben  können,  so  ist  doch  zu  be- 
achten, daß  in  Zeiten  fortschreitender  Teuerung  bei  Nichtbe- 
rücksichtigung der  für  die  Wiederbeschaffimg  benötigten  Mit- 
tel in  der  Festsetzung  des  Verkaufspreises  die  Produktion  not- 
wendigerweise zurückgehen  muß  und  dadurch  die  gesamte 
Volkswirtschaft  Schaden  erleidet.  Einer  wucherischen  Preis- 
festsetzung muß  ungeachtet  dessen  aufs  schärfste  entgegenge- 
treten werden. 

Die  durch  die  Teuerung  unabsehbar  erschwerten  Lebens- 
bedingungen haben  die  Gewerkschaften  veranlaßt,  der 
Regierung  Maßnahmen  nahe  zu  legen,  die  sich  auf  Einschrän- 
kung der  Ausfuhr,  Erhöhung  der  Ausfuhrabgaben,  Kontrolle 
des  Devisenhandels,  raschere  Einziehung  der  Einkommen- 
steuer, Kreditbewilligung  zur  Durchführung  intensiver  land- 
wirtschaftlicher Arbeit  beziehen.  Auch  die  Goldanleihe  und  die 
Fixierung  der  deutschen  Währung  wurde  gefordert.  Letztere 
Forderimg  würde  die  Regierung  ebenso  wie  jede  andere  Stelle 
in  Deutschland  als  erste  in  die  Tat  umsetzen,  wenn  sie  dazu 
mächtig  wäre.  Von  den  innerpolitischen  und  wirtschaftlichen 
Maßnahmen,  die  das  Gewerkschaftsprogramm  enthielt,  sind  be- 
reits einige,  wie  Einschränkung  der  Bierbrauerei,  Maßnahmen 
gegen  Schlemmerei,  Einschränkung  in  der  Verwendung  des 
Zuckers  imd  eine  allgemeine  Sicherstellung  der  Volksernährung 
in  die  Tat  umgesetzt  worden.  Auch  der  Reichswirt- 
-^chaftsrat  hat  Forderungen  aufgestellt,  die  sich  auf  han- 
delspolitische, finanzpolitische  und  produktionstechnische  Maß- 
nahmen beziehen.  Es  bleibt  da  viel  zu  tun,  jedoch  sollte  eine 
Rückkehr  zur  berüchtigten,  unfruchtbaren  Zwangswirtschaft 
besser  vermieden  werden.  ,, Arbeit  und  wenn  es  sein  muß  Mehr- 
arbeit" wird,  wie  es  der  Reichskanzler  auf  dem  Industrie- 
nnd  Handelstage  ausdrückte,  allen  Deutschen  zur  Pflicht 
gemacht  werden  müssen.  Das  Ueberschichtenabko  m- 
m  e  n  im  Ruhrkohlenbergbau,  das  im  sächsischen  Revier  Nach- 
ahmung gefunden  hat,  ist  ein  schwacher  Anfang  auf  diesem 
Wege.  Die  Bergleute  des  Waldenburger  Kohlengebiets  haben 
f)hne  Einsicht  für  die  Wirtschaftslage  für  gut  befunden,  sich 
gegen  das  Verfahren  von  Ueberschichtcn   zu  wehren. 

Das  bei  der  Reichsbahn  bevorstehende  Arbeitszeit- 
g  e  s  e  tz  wird  eine  Anpassung  der  Arbeitsqualität  an  die  Arbeits- 
zeit bringen  und  so  zu  der  wirtschaftlichen  Betriebsführung  der 
Reichsbahn  wesentlich  beitragen. 

Die  vom  1.  Oktober  bei  der  Re  i  c  h  s  b  a  h  n  notwendig 
werdende  erhebliche  Tariferhöhung,  besonders  im  Güter- 
verkehr, ist  durch  die  geschilderte  Preisgestaltung  bedingt.  Sie 
ist  noch  längst  nicht  der  Preisbewegung  industrieller  Erzeugnisse 
angepaßt  und  deshalb  bleibt  es  unverständlich,  daß  die  von  der 
Verwaltung  bereits  zum  1.  Oktober  in  Aussicht  genommene 
kräftigere  Erhöhung  der  Gütertarife  gerade  von  den  Vertretern 
der  Industrie  im  Reichseisenbahnrat  abgelehnt  worden 


ist.  Wenn  man  die  Kohlenpreisfestsetzung  im  Reichskohlenrat 
dagegen  hält,  so  kann  das  Messen  mit  zweierlei  Maß  nicht  recht 
verstanden  werden.  Es  ist  doch  gerade,  nicht  zum  wenigsten 
aus  den  Reihen  der  Industrie,  immer  wieder  die  Forderung  er- 
hoben worden,  die  Reichsbahnverwaltung  nach  privatwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  zu  leiten  und  dazu  gehört  zum  wenig- 
sten die  Deckung  der  Selbstkosten,  eine  Forderung,  die  bei  den 
heutigen  Tarifen  kaum  ihre  Erfüllung  finden  dürfte. 

In  der  Preisentwickelung  auf  dem  Eisenmarkt  drückt 
^ich  die  Schwierigkeit  der  Stoffbeschaffung  für  unsere  weiter- 
\  erarbeitende  Industrie  und  ihr  ungeheures  Kapitalbedürfnis  aus. 

l^s  bewegten  sich  die  Preise  für  Roheisen: 

ab  21.  8.  22  zwischen  13  567  und  18  454  M./t 
ab  16.  9.  22  zwischen  26  172  und  33  621  M./t 

für  , Walz  werkerzeugnisse: 
ab  19.  8.  22  zwischen  17  800  und  34  620  M./t 
ab  10.  9.  22  zwischen  36  430  und  69  750  M./t 

für  Schrott: 
ab  2.  8.  22  zwischen    8  500  und    9  800  M./t 
ab  8.  9.  22  zwischen  19000  und  24  500  M./t 

Der  neue  Elektro  - Montan-Trust,  Phönix-Otto 
Wolff-Rheydt-Sachsenwerk-Dessauer  Gas,  hat  eine  weitere  Aus- 
dehnung durch  Einflußnahme  auf  den  Norddeutschen 
Lloyd  auf  dem  Umweg  über  die  Argo  Dampfschiffahrtsge- 
sellschaft und  die  Bremer  Roland-Linie  erlangt.  Otto  Wolff 
wird  nach  entsprechender  finanzieller  Beteiligung  in  den  Auf- 
sichtsrat des  Norddeutschen  Lloyd  eintreten,  der  an  der  Roland- 
Linie  maßgebend  beteiligt  ist.  Zwischen  Lloyd  und  der 
United  States  Lines  befindet  sich  ein  neues  Abkommen 
in  Vorbereitung,  so  daß  der  neue  Konzern  nunmehr  ein  leistungs- 
fähiges Ueberseeverkehrsunternehmen  sich  angegliedert  hat. 

Die  Beziehungen  Deutschlands  zu  Amerika  haben  durch 
den  deutsch-amerikanischen  Vertrag  über  die  Frage  des  deut- 
schen Eigentums  in  den  Vereinigten  Staaten  ein  neues  Bild  be- 
kommen. Es  ist  eine  Kommission  zur  Feststellung  der  amerika- 
nischen Schadenersatzforderungen  in  Aussicht  genommen  wor- 
den. Bei  dem  in  Amerika  in  Aussicht  genommenen  neuen 
Zolltarif  (die  Fordney  Bill)  hat  das  Repräsentantenhaus  da- 
für gestimmt,  die  Bestimmungen  über  das  Farbeneinfuhrverbot 
und  den  Zoll  auf  Kali  zu  entfernen.  Das  würde  eine  Nieder- 
lage der  Gruppe  bedeuten,  die  Nord-Amerika  als  ein  autokrates 
Wirtschaftsgebiet  betrachten  und  es  durch  Zollmauern  von  der 
TMnfuhr  abschließen  wollen.  Deutschland  würde  auch  aus  dieser 
.'Xenderung  der  Zollpolitik  in  seinem  Handel  Nutzen  ziehen. 

Die  Niederlande  leiden  unter  starker  wirtschaftlicher 
Depression  infolge  des  hohen  Guldenstandes,  der  die  Absatz- 
fähigkeit ihrer  Produkte,  unterbindet.  Auch  bei  den  niederlän- 
dischen Eisenbahnen  kommt  diese  Wirtschaftslage  zur  Aus- 
wirkung. Die  seit  1921  unter  Staatskontrolle  stehenden  beiden 
größten  holländischen  Eisenbahnen,  die  „Staatsspoor"  und 
die  „Yzeren  Spoor",  sind  zu  Gehalt-,  Lohnkürzungen  und  zu 
F.ntlassungen  gezwungen,  um  bei  den  ungünstigen  Betriebser- 
gebnissen ihre  Rentabilität  wieder  herzustellen. 

Die  Handelsbeziehungen  Deutschlands  zu  Rußland  wer- 
den durch  den  bevorstehenden  Abschluß  eines  Handelsvertrages 
wehr  Klarheit  erfahren. 

Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild: 

Trotz  der  Deutschland  gewährten  Atempause  in  der  Leistung 
der  Reparationszahlungen  will  erklärlicherweise  das  Vertrauen 
zur  Festigung  der  Wirtschaftsverhältnisse  in  Deutschland  nicht 
wiederkehren.  Die  Kernfragen,  um  gesunde  Währungsverhält- 
nisse herbeizuführen,  sind  immer  noch  peinlichst  in  der  Erör- 
terung der  Ententekommissionen  und  Konferenzen  vermieden 
worden.  Wie  der  schwedische  Prof.  Cassel  auf  der  gelegent- 
lich der  Leipziger  Messe  abgehaltenen  Weltwirtschaftskonferenz 
wieder  betonte,  kann  nur  durch  Regelung  der  internationalen 
Verschuldung  und  Revision  der  deutschen  Zahlungsverpflich- 
tungen wieder  zu  gesunden  Währungsverhältnissen  gelangt 
werden.  Der  Engländer  Keynes  ging  auf  dem  Hamburger 
Weltwirtschaftskongreß  noch  weiter.  Er  verlangt:  Streichung 
der  Sachleistungen,  Auflösung  der  Reparationskommission  und 
Beendigung  der  Besatzung  im  Rheinlande.  Das  sind  die  Stim- 
men wirtschaftsverständiger  Ausländer,  die  dem  Feindbund  zu 
denken  gehen  sollten.  Doch  in  Anspruch  genommen  mit  poli- 
tischen Verwicklungen  im  Orient,  ist  zur  Zeit  die  deutsche  Frage 
für  die  Entente  in  den  Hintergrund  gerückt,  um  hoffentlich  nicht 
erst  wieder  am  Horizont  zu  erscheinen,  wenn  es  für  Deutsch- 
land und  damit  für  liuropa  zu  spät  ist. 

Dr.  B  a  u  m  a  n  n. 
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MITTELLANDKANAL  UND  HANSAKANAL 

VON  DIPLOM-INGENIEUR  HANS  MANGOLD-DARMSTADT. 


Schon  lange  Jahre  vor  dem  Kriege  bestand  das  Projekt, 
das  Wasserstraßennetz  zwischen  Rhein  und  Ems  mit  dem  öst- 
lich der  Elbe  zu  verbinden. 

Heute  geht  der  Plan  seiner  Verwirklichung  entgegen:  der 
Bau  des  Mittellandkanales  nähert  sich  bald  seiner  Vollendung. 

Der  Mittellandkanal  beginnt  bei  Bevergern  am  Dortmund- 
Ems-Kanal,  der  eine  Fortsetzung  des  bei  Duisburg-Ruhrort  an- 
fangenden Rhein-Herne-Kanal  ist,  verläuft  über  Minden,  wo  er 
die  Weser  in  einer  Kanalbrücke  überschreitet,  nach  Hannover. 
Osnabrück  sowie  der  Hafen  Hannover-Linden  sind  durch  Stich- 
kanäle angeschlossen.  Bei  Minden  ist  mittels  einer  Schacht- 
schleuse ein  Abstieg  zur  Weser.  Wegen  des  starken  Verkehrs 
ist  eine  zweite  Schleuse  hier  zur  Zeit  im  Bau.  Bis  Hannover  ist 
der  Kanal  seit  1916  fertig  und  im  Betrieb.  Der  Teil  von  Hanno- 
ver bis  Peine  mit  Anschlußkanal  nach  Hildesheim  ist  seit  bald 
diei  Jahren  im  Bau  und  dürfte  in  längstens  ebensoviel  Jahren 
vollendet  sein  und  dem  Betrieb  übergeben  werden  können. 

Ueber  die  Linienführung  des  letzten  Teiles  von  Peine  bis 
nach  Magdeburg  waren  lange  Verhandlungen  zwischen  den  be- 
teiligten Staaten.  Es  war  die  Frage,  ob  der  Kanal  nördlich 
an  Braunschweig  vorbei  zur  Elbe  gehen  und  diese  in  einer 
Brücke  überschreiten  sollte,  oder  ob  nicht  eine  Linienführung 
südlich  an  Braunschweig  vorbei  durch  das  Okertal  zur  Elbe  die 
bessere  sei. 

Erstere  ist  kürzer,  hatte  weniger  Schleusen  und  konnte  die 
Elbe  in  einer  Brücke  überschreiten,  bedarf  aber  einen  längeren 
Anschlußkanal  nach  Bernburg  und  dem  Kali-Industriegebiet  um 
Staßfurt. 

Letztere  ist  zwar  länger,  geht  aber  durch  industriereichere 
Gegenden,  und  hat  mehr  Schleusen. 

Man  entschloß  sich  für  eine  Mittellinie,  behielt  aber  die 
Linienführung  nördlich  an  Braunschweig  vorbei  bei,  das  durch 
einen  Stichkanal  angeschlossen  ist.  Das  Schlußglied  des  Mittel- 
landkanals, dessen  Vorbereitung  in  vollem  Gange  ist,  und  von 
dem  der  Teil  Peine — Braunschweig  noch  dieses  Frühjahr  mit  dem 
Bau  begonnen  wird,  hat  folgende  Linienführung; 

Peine  —  Hallersleben  —  Oebisfelde  —  Neuhaidensieben  — 
Wolmirstedt  —  Elbe.  Um  die  Elbschiffahrt  nicht  zu  behindern, 
wird  der  Kanal  in  einer  gewaltigen  Brücke  von  mindestens 
100  m  Mittelöffnung  über  die  Elbe  geführt  und  findet  dann  An- 
schluß an  das  Kanalsystem  der  Provinz  Brandenburg  (Ihle- 
Kanal),  das  auch  teilweise  noch  für  das  1000-t-Schiff  ausgebaut 
werden  muß. 

In  4 — 5  Jahren  hofft  man  den  ganzen  Mittellandkanal 
vollendet  zu  haben. 

Hiermit  ist  dann  ein  Großschiffahrtsweg  zwischen  dem 
Industriegebiet  des  Westens  und  den  'landwirtschaftlichen  Er- 
zeugungsgebieten im  Osten  Deutschlands  geschaffen.  Gleich- 
zeitig ist  durch  Ausbau  der  Elbe  und  Saale  eine  Verbindung 
mit  Mitteldeutschland  und  Leipzig  vorhanden.  Dies  ist  für  die 
wirtschaftliche  und  industrielle  Entwicklung  Deutschlands  von 
größter  Bedeutung.  Ein  Kahn  von  1000  t  faßt  den  Inhalt  von  drei 
Güterzügen!  Bei  Merseburg  a.  d.  Saale  entstand  während  des 
Krieges  das  Ammoniakwerk  Merseburg,  das  jährlich  100  000  t 
Düngemittel  herstellt  und  hierzu  der  Lieferung  von  530  000  t 
Koks  und  18  000  t  Steinkohle  bedarf.  Diese  Beschaffung  ist 
dann  auf  dem  besseren  und  billigeren  Wasserweg  möglich. 

Von  Merseburg  aus  kann  auch  Leipzig  durch  einen  Zweig- 
kanal Anschluß  finden. 

Nach  den  Erfahrungen  am  Dortmund — Ems-Kanal  und  Ems — 
Weser-Kanal  (bisher  fertiger  Teil  des  Mittellandkanales)  er- 
fordern die  Wasserverluste  durch  Verdunstung  und  Versicke- 
rung eine  größte  Zuleitungsmöglichkeit  an  Speisewasser  von 
8  1/Sek.  pro  Kilometer  Kanal.  Hierzu  tritt  noch  die  für  die 
Schleusen  erforderliche  Wassermenge. 

Wenn  es  auch  wohl  vielleicht  am  billigsten  wäre,  das  Speise- 
wasser aus  der  Weser  und  Elbe  und  durch  Pumpwerke  an  den 
Schleusen  der  Kanalhaltung  zuzupumpen,  so  ist  doch  aus  all- 
gemeinwirtschaftlichen Gründen  die  Anlage  von  fünf  Talsperren 
im  Harz  vorgesehen,  aus  denen  das  Wasser  zugeleitet  wird. 
Auch  hier  sind  die  Bauarbeiten  teilweise  schon  in  Angriff  ge- 
nommen. Neben  der  Beseitigung  der  Hochwassergefahr  werden 
außerdem  aus  den  Talsperren  noch  beinahe  70  Millionen  Kilo- 
wattstunden elektrische  Kraft  gewonnen.  Ein  bei  den  heutigen 
Verhältnissen  gewiß  zu  beachtender  Umstand. 

In  dem  im  Bau  begriffenen  Abschnitt  von  Hannover  bis 
Peine  befinden  sich  zwei  Schleusen.  Eine  im  Hauptkanal  bei 
Anderten  bei  Hannover  von  15  m  Gefälle  und  eine  bei  Sehnde 
zum  Aufstieg  zu  dem  Anschlußkana!  nach  Hildesheim  mit  8  m 
Gefälle.  Beide  Schleusen  sind  Schachtschleusen  mit  Sparbecken, 
um  den  größten  Teil  des  zur  Schleusung  verwendeten  Wassers 
bei  der  folgenden  Schleusung  wieder  verwenden  zu  können.  Die 
.\nderter-Schleuse  ist  der  zu  Minden  nachgebildet.    Die  Spar- 


kammern liegen  übereinander  neben  der  Schleuse.  (Abb.  1.)  Die 
Schleusen  des  Hauptkanals  erhalten  eine  Länge  von  225  m  und 
eine  Breite  von  12  m,  so  daß  zwei  80  m  lange  oder  drei  67  m  lange 
Kähne  mit  Schlepper  darin  Platz  finden.  Sie  werden  sofort  als 
Doppelschleusen  gebaut,  und  für  spätere  Erweiterung  ist  der 
Bau  einer  dritten  vorgesehen.  Bei  der  Schleuse  zum  Aufstieg 
nach  dem  Hildesheimer  Stichkanal  liegen  zu  beiden  Seiten  der 
Schleuse  zwei  offene  Sparbecken  in  verschiedener  Höhe.  (Abb.  2.) 
Muster  hierzu  war  die  Schachtschleuse  zu  Linden  bei  Hannover. 
Beide  Schleusen  werden  zum  Teil  in  Eisenbeton  hergestellt. 
Der  Wasserspiegel  des  Kanales  hat  eine  Breite  von  34  m  und 
eine  Wassertiefe  von  3,00  m,  die  aber  auf  3,50  m  gesteigert  werden 
kann. 


Abb.l 

Sparschleuse  mit  Slufen -Sparbecken 
(Schema  Minden) 
Schleusung  zu  Berg       Schleusung  zu  Tal 


Abb.2. 

Sparschleuse  mif-offnen  Sparbecken 

(Lindenj 


IVasserersparnis  ungefähr  70% 


Das  Kanalbett  liegt  zum  kleineren  Teil  im  Auftrage  über 
Gelände  in  gewaltigen  Dämmen,  zum  größten  Teil  in  Ein- 
schnitten, die  bis  zu  15  m  Tiefe  erreichen. 

Der  Aushub  dieser  ungeheuren  Bodenmassen,  die  von  Han- 
nover bis  Peine  allein  über  10  Millionen  Kubikmeter  betragen, 
geschieht  durch  Löffel-  und  Eimerkettenbagger  je  nach  der  an- 
geschnittenen Bodenart.  Bei  Anderten  greift  das  Kanalbett  tief 
in  den  Kreidemergel  der  norddeutschen  Tiefebene  ein.  (Abb.  3.) 

Die  tägliche  Normalleistung  eines  Löffelbaggers  beträgt 
600  cbm,  die  eines  Eimerkettenbaggers  1(X)0  cbm  Aushub  bei 
achtstündiger  Arbeitszeit  und  guten  Bodenverhältnissen. 

In  der  Schleusenbaugrube  bei  Anderten  sind  in  größerer 
Tiefe  umfangreiche  Sprengungen  nötig. 

Bei  dem  wertvollen  Gelände  ist  eine  unmittelbare  Seitenab- 
lagerung der  Erdmassen  nicht  möglich,  sie  werden  mit  Kipp- 
wagen nach  Stellen  gefahren,  wo  eine  Ablagerung  in  bis  zu 
15  m  hohen  Dämmen  möglich  ist  und  dort  gekippt. 

Die  Ausführung  der  Erdarbeiten  ist  folgenden  Firmen  gegen 
Erstattung  der  Selbstkosten  und  Gewinn-Zuschlag  für  jeden 
Kubikmeter  Aushub  übertragen: 

Büscher  in  Münster,  Dyckeroff  &  Widmann  A.  G.,  Biebrich 
am  Rhein,  Bauwens-Köln,  Rheinische  Bauindustrie,  Düsseldorf, 
Holzmann  &  Co,,  Frankfurt  a.  M.,  Stöcker.  Mülheim  (Ruhr». 
Grün  &  Bilfinger  A.  G.,  Mannheim. 

Die  Ueberführung  der  den  Kanal  kreuzenden  Eisenbahnen  ge- 
schieht durch  eiserne  Balkenbrücken.  Straßen  und  Wege  werden, 
wenn  möglich,  durch  Betonbogenbrücken  oder  Eisenbetonbogen- 
brücke  mit  aufgehängter  Fahrbahn  über  den  Kanal  geleitet,  durch 
eiserne  Fachwerkbrücken  der  hohen  Kosten  halber  nur  dann, 
wenn  die  erforderliche  Bauhöhe  für  eine  Massivbrücke  nicht  zur 
Verfügung  steht. 

Um  die  Vorflutverhältnisse  nicht  zu  ändern,  müssen  in  vielen 
Fällen  Bäche  unterdückert  werden.  Beim  Dücker  wird  bekannt- 
lich nach  dem  Prinzip  der  kommunizierenden  Röhre  das  Wasser 
des  Baches  unter  dem  Kanal  hindurchgeführt. 

Wenn  auch  durch  den  Mittellandkanal  über  die  Weser  und 
Elbe  eine  Kanalverbindung  zwischen  dem  rheinisch-westfälischen 
Kohlengebiet  und  den  Hansastädten  geschaffen  wird,  so  ist  der 
Weg  über  die  Weser  und  Elbe  doch  noch  ein  großer,  frachten- 
verteuernder Umweg.    Deshalb  bestand  schon  lange  neben  dem 
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Mittellandkanal  der  Plan,  zwischen  den  Hansastädten  und  dem 
Kohlengebiet  einen  unmittelbaren  direkten  Wasserweg  zu  schaf- 
fen. Dieser  Plan  hat  vor  kurzem  dadurch  festere  Form  erhalten, 
daß  sich  die  an  dem  Kanal  interessierten  Kreise  auf   eine  be- 


dem  Elbe — Travekanal,  andererseits  nach  Stade  an  der  Elbe  und 
durch  den  Nord-Ostseekanal  nach  Kiel. 

Die  früher  geplanten  Linien  des  Bram'schen  und  Hoya- 
Kanales  werden  damit  hinfällig. 


Abb.  3 


stimmte  Linie  geeinigt  haben  und  diese  nun  zur  Ausführung  in 
\' erschlag  bringen. 

Der  neue  Kanal  • —  Hansa-Kanal  genannt  —  soll  bei  Venne 
am  Mittellandkanal  abzweigen  und  über  Syke  nach  Achim  an  der 
Weser  führen,  wo  er  die  Weser  in  einer  Kanalbrücke  über- 
schreitet. Gleichzeitig  ist  hier  durch  einen  Schleusenabstieg  zur 
Weser  eine  Verbindung  mit  Bremen  vorhanden.  Die  Ausführung 
hier  wird  mit  der  bei  Minden  weseroberhalb  am  Mittellandkanal 
große  Aehnlichkeit  haben. 

Dann  geht  der  Hansa-Kanal  über  Zeven  nach  Hornberg  in 
der  Nähe  der  Elbe.  Hier  tritt  eine  Gabelung  ein,  einerseits  nach 
Hamburg  selbst  mit  Anschluß  nach  Lübeck  über  die  Elbe  und 


Die  Gesamtlänge  des  Hansakanals  beträgt  rund  190  km,  die 
des  Mittellandkanals  rund  300  km.  Fertig  sind  davon  150  km 
bis  Hannover. 

Wie  die  Wege  vom  Ruhrgebiet  nach  Bremen  und  Hamburg 
durch  den  Hansäkanal  abgekürzt  werden,  zeigt  folgende  Zu- 
bammenstellung: 

Von  Gelsenkirchen  über  Mittellandkanal  und  Elbe  sind  es 
700  km,  durch  den  Hansa-Kanal  aber  nur  400  km. 

Von  Gelsenkirchen  über  den  Mittellandkanal  und  M'eser 
nach  Bremen  sind  es  400  km,  durch  den  Hansa-Kanal  tritt  eine 
Verringerung  auf  300  km  ein. 


Es  wird  vollkommen  verkannt,  daii  der  Unternehmer  als 
solcher  kein  Kapitalist  ist,  sondern  ein  Kopfarbeiter, 
der  durch  die  hohe  Anspannung  seiner  Willens-  und 
Verstandeskräfte  Unternehmunfjen  begründet  und  leitet. 

(Professor  Ehrenberg,  Rostock) 


VERSCHIEDENES 


Wär  halb  so  leicht  die  Tat  wie  der  Gedanke, 
Wir  hätten  eine  halbe  Welt  voll  Meisterstücke. 

(Raupach) 


PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Tag  der  Technik.  Gelegentlich  der  nächsten  Frankfurter 
Messe  findet  ein  Tag  der  Technik  statt,  um  dessen  Zustande- 
kommen sich  die  führenden  technischen  Vereinigungen  Frank- 
furts bemühen.  Für  den  9.  und  10.  Oktober  sind  Vorträge  und 
Besichtigungen  vorgesehen.  Die  Bezirksgruppe  Frankfurt  a.  M. 
der  Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisenbahnbeam- 
ten hat  die  westlichen  und  südlichen  Bezirksgruppen  ihrer  Ver- 
einigung zu  einem  am  10.  Oktober,  nachmittags  4  Uhr  in  der 
Universität  stattfindenden  gemeinsamen  Sitzung  (West-  und 
Südvereistech)  eingeladen.  Zu  etwaigen  Auskünften  ist  der 
.\usschuß  zur  Vorbereitung  des  „Tages  der  Technik"  während 
der  Frankfurter  Herbstmesse  1922,  Frankfurt  a.  M.,  Haus  Offen- 
bach, gern  bereit.  (Vgl.  hierzu  auch  die  Notiz  unter  ,, Vereins- 
nachrichten" in  dieser  Nummer.) 


VERWALTUNGSFRAGEN 

Einrichtung  von  Abteilungen  bei  den  Reichsbahndirektionen 

der  Zweigstelle  Preußen-Hessen.  Durch  Erlaß  des  Reichsver- 
kehrsministers vom  8.  9.  22  —  E.  Ö.  1.  2151/22  —  ist  mit  Wir- 
kung vom  1.  Oktober  1922  die  Einrichtung  von  Abteilungen  bei 
den  Reichsbahndirektionen .   der    ehemals  preußisch-hessischen 


Staatsbahnverwaltung  angeordnet  worden.  Bei  ('en  jetzigen 
süddeutschen  Reichsbahndirektionen  war,  soweit  sie  an  Bedeu- 
tung und  Zuständigkeiten  den  Reichsbahndirektionen  der  Zweig- 
stelle Preußen-Hessen  ungefähr  gleichkommen,  das  Abteilungs- 
system mit  durchweg  4 — 6  Abteilungen  bereits  vor  der  Verreich- 
lichung  der  Staatsbahnen  vorhanden.  Die  Abteilungsverfassung 
für  die  Direktionen  der  Zweigstelle  Preußen-Hessen  geht  jedoch 
neue  Wege,  sowohl  bezüglich  der  Zahl  wie  der  Zusammen- 
setzung der  Abteilungen. 

Die  Zahl  und  Gliederung  der  für  die  einzelnen  Reich*sbahn- 
direktionen  vorgesehenen  neuen  Abteilungen  ergibt  sich  aus  den 
beiden  nachfolgenden  Uebersichten  1  und  2.  in  denen  Abwei- 
chungen von  der  vorwiegenden  Regelung  (Spalte  1)  für  die  ein- 
zelnen Direktionen  durch  Zu-  und  Absetzen  der  berührten  De- 
zernate gekennzeichnet  sind.  Grundsätzlich  haben  entsprechend 
dem  Arbeitsumfang  -die  größeren  Direktionen  3,  die  kleineren 
2  Abteilungen  erhalten,  auf  die  das  in  11 — 12  Haupfgruppen 
geteilte  Geschäftsgebiet  der  Direktion  verteilt  ist. 

Anlaß  zu  dieser  für  die  organisatorische  Gestaltung  der 
Direktionen  im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen-Hessen  ein- 
schneidenden Maßnahme  gab  im  Rahmen  der  Neuorganisation  der 
Reichsbahn  die  Sorge  um  die  glatte  Erledigung  des  Aufgaben- 
kreises, wie  er  vor  allem  in  der  Nachkriegszeit  für  die  Direktio- 
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nen  sich  herausgebildet  hatte.  Die  vielfache  Veränderung  der 
Verkehrsverhältnisse,  die  Umstellung  in  der  Arbeitszeit,  die  Aus- 
bildung des  Personals,  moderne  Arbeitsmethoden  in  Betrieb  und 
Werkstätten  sowie  die  Abgabe  bisheriger  Ministerialgeschäfte 
an  die  Direktionen  haben  neue  Aufgaben  zu  den  laufenden  Ge- 
schäften gebracht,  deren  Gesamtumfang  bei  den  meisten  Direk- 
tionen vom  Präsidenten  nicht  mehr  genügend  übersehen  werden 
konnte. 


leiter,  persönlich  der  Präsident  vorgesetzt.  Der  Abteilungsleiter 
darf  durch  den  grundsätzlich  zuzulassenden  unmittelbaren  Ver- 
kehr zwischen  dem  Präsidenten  und  den  Dezernenten  nicht  aus- 
geschaltet werden. 

Es  ist  damit  eine  Entwickelung  in  der  Organisation  der 
Reichsbahndirektionen  im  Bereich  der  Zweigstelle  Preußen- 
Hessen  zu  einem  vorläufigen  Abschluß  gekommen,  deren  Vor- 
läufer seit  1907  die  Einrichtung  von  -f-Oberräten  zur  Entlastung 


Uebersicht  1.  Reichsbahndirektionen  mit  3  Abteilungen. 


3 


Vorwiegende  Gliederung  der  Abteilungen 

Geschäfte  D.z  rna'e 


Gliederung  nach  Spalte  1  liegt 
vor  bei  den  Direktionen: 


Abweichungen  von  der 
Gliederung  nachSpalte  1 
bei  Direktion  Berlin 


Abteilung  I 

Haushalt,  Finanzwesen  

Personal,  Wohlfahrt  

Tarife  

Administrative  Strcckenangelegenheiten  . . . . 
Abteilung  II 

Beförderungsdienst   

Betrieb  

Betriebsmaschinendienst  

Sicherungs-  und  Fernmeldewesen  

Abteilung  III 

Werkstätten,  maschinelle  Anlagen  

Stoffe  

Elektrische  Anlagen   

Bau-  uud  Hochbauangelegenheiten,  Oberbau, 

Brücken  


1,  10 

2,  3,  4,  20 
8 

11  bis  14 


31  bis  34 
21 

39,  40 

22,  23 

24 

25 

41  bis  52 


Altona, 

Breslau, 

Elberfeld, 

Essen, 

Frankfurt, 

Halle, 

Hannover, 

Köln, 

Königsberg 


+  7 

—  11  bis  14 


-f  41  bis  52 
—  7,  21,  3P,  40 


+  21,  39.  40 
+  11  bis  14 
—  41  bis  52 


Uebersicht  2.    Reichsbahndirektionen  mit  2  Abteilungen. 
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Vorwiegende  Gliederung  der  Abteilungen 

Geschäfte  Dezernate 


Gliederung  räch 
Spalte  1  liegt 
vor  bei  den 
Direktionen 


Kassel 


Abweichungen  von  der  Gliederung  nach 
Spalte  1  bei  den  Direktionen 
Mainz      I    Münster    1  Oppeln 


Stettin 


Abteilung  I 

Haushalt,  Finanzwesen  

Personal,  Wohlfahrt  

Tarife  

Beförder.  Dienst  

Administrative  Streckenangelegen- 
heiten   

Abteilung  II 

Betrieb  

Betriebsmaschinendienst   

Sicherungs-  und  Fernmeldewesen 

Werkstätten  

Stoffe  

Elektrische  Anlagen   

Bau-  und  Hochbauangelegenheiten, 
Oberbau,  Brücken  


1,  10 

2,  3,  4,  5,  20 


11  bis  14 

31  bis  84 
21 

39,  40 
23 
24 
25 

41  bis  51 


Erfurt 
Magdeburg 
Berlin  Osten, 
Trier 


Durch  die  Bildung  von  Abteilungen  soll  organisch  eine  Dele- 
gierung von  Geschäften  des  Präsidenten  auf  die  Abteilungsleiter 
unter  Sicherung  der  Einheitlichkeit  auf  bestimmten  Sachgebieten 
erfolgen. 

Nach  der  vorgesehenen  Arbeitsweise  der  Abteilungen  soll 
den  Dezernenten  auf  ihren  Fachgebieten  die  volle  Selbständig- 
keit erhalten  bleiben  und  eine  fachliche  Ueberordnung,  wie  sie 
zum  Teil  das  bisherige  Oberratssystem  darstellte,  fortfallen.  Die 
Mitwirkung  einer  Abteilung  erfolgt  nicht  durch  den  Abteilungs- 
leiter, sondern  durch  einen  Codezernenten  unmittelbar.  Als 
Leiter  der  Abteilung  sind  Dezernenten  zu  berufen,  die  in  der 
Regel  einer  der  in  den  Abteilungen  vertretenen  Fachrichtungen 
angehören  sollen.  Nach  der  jetzigen  Besetzung  wird  die  Ab- 
teilung I  von  juristisch  vorgebildeten,  die  Abteilung  II  und  III 
von  technisch  vorgebildeten  Herren  geleitet.  Der  Abteilungs- 
leiter hat  grundsätzlich  ein  Dezernat  zu  führen,  seine  Vertretung 
übernimmt  in  erster  Linie  der  dienstälteste  bisherige  +-Oberrat 
der  Abteilung.  Vertreter  des  Präsidenten  ist  der  dienstälteste 
Abteilungsleiter.    Den  Dezernenten  ist  dienstlich  der  Abteilungs- 


+  23,  24 


-f  23,  24 


23,  24 


—  23  24 


+  23.  24 


20 


23,  24       +  20 


-f  41  bis  51 
—2,3,4,7,20 


+2,3,4,7,20 
—  41  bis  51 


der  Präsidenten  gewesen  ist.  Der  Rücklauf  zur  Direktionsver- 
fassung aus  der  Zeit  vor  1895,  in  der  der  Geschäftskreis  der 
Direktionen  erheblich  größer  war  als  lange  Zeit  nach  der  Neu- 
organisation von  1895,  ist  damit  wenn  auch  mit  anderen  Vor- 
aussetzungen und  anderer  Einstellung  der  Form  nach  vollzogen. 
Durch  Verteilung  der  bisher  5  Oberräten  angegliederten  Arbeits- 
gebiete auf  2  bis  3  Abteilungen  ist  das  Arbeitsfeld  des  Abteilungs- 
leiters recht  umfangreich  geworden.  Es  ist  anzunehmen,  daß 
hierdurch  die  auch  in  der  bekannten  Eingabe  von  Vereistech  zur 
Fra.ge  der  Einrichtung  von  Abteilungen  hervorgehobenen  Be- 
denken in  gewisser  Richtung  entkräftet  werden.  Dem  Abteilungs- 
leiter wird  es  kaum  möglich  sein,  neben  seinem  Dezernat  sich 
mit  der  Einzelüberwachung  der  Arbeit  seiner  Abteilung  zu  be- 
fassen ohne  schwerwiegende  Vernachlässigung  der  heute  mehr 
als  je  zutage  tretenden  grundsätzlichen  Fragen.  Es  wird  hier 
wie  bei  allen  leitenden  Stellen  größeren  Unternehmungen  der 
Privatindustrie  eine  wesentliche  Vorbedingung  für  die  nutzbrin- 
gende Arbeit  innerhalb  der  Abteilungen  sein,  daß  der  Leiter  nach 
seiner  persönlichen  Eignung     den  ihm  unterstellten  Beamten 
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fachlich  in  keiner  Form  die  Selbständigkeit  und  Arbeitsfreude 
verkümmert.  Bei  dem  großen  Arbeitsgebiet  und  der  Verant- 
wortung des  Abteilungsleiters  muß  es  allerdings  als  notwendig 
angesehen  werden,  daß  seinen  Leistungen  entsprechend  auch 
seine  Einstufung  erfolgt,  was  vom  Reichsverkehrsminister  zwar 
schon  lange  angestrebt  wird  aber  nach  dem  jetzigen  Stande  nur 
bei  40%  der  Fall  ist. 

IJie  sachliche  Gliederung  der  Abteilungen  läßt  im  allgemei- 
nen der  bewährten  Methode,  aus  Erfahrungen  das  Beste  zu 
formen,  alle  Möglichkeiten  offen.  In  den  Fragen  der  Organi- 
sation eines  so  großen  Unternehmens  wie  der  Reichsbahn  werden 
die  Anschauungen  über  das  relativ  Zweckmäßigste  nie  zusam- 
menkommen. Immerhin  ist  eine  gewisse  grundlegende  und  vor 
allem  bei  den  Direktionen  mit  3  Abteilungen  als  zweckmäßig  an- 
zusprechende Richtung  gegeben  in  der  in  den  Uebersichten  1 
und  2  als  „vorwiegende  Gliederung"  bezeichnete  Zusammen- 
setzung der  Abteilungen,  der  gegenüber  die  Abweichungen  be- 
sonders bei  den  Direktionen  mit  2  Abteilungen  Versuche  von 
weniger  tief  gehender  Bedeutung  darstellen.  In  diesen  Ab- 
weichungen und  auch  in  der  Besetzung  der  Abteilungen  II  und 
III  liegt  offenbar  ebenfalls  eine  Konzession  an  die  von  manchen 
Seiten  gehegten  Befürchtungen  einer  Beeinträchtigung  der 
Selbständigkeit  der  Dezernenten. 

Die  zum  Teil  weitgehende  Ablösung  in  der  fachlichen  Sach- 
kenntnis der  Abteilungsspitze  dürfte  in  dem  alle  Arbeiten  eini- 
genden Ziel  der  möglichst  wirtschaftlichsten  Einstelluuf,  des 
Reichsbahnunternehmens  einen  genügenden  Ausgleich  finden. 
Dies  Ziel  dürfte  auch  richtunggebend  sein,  wenn  bei  der  zwei- 
fellos einsetzenden  Kritik  der  neuen  Maßnahmen  leidenschaftslos 
das  Für  und  Wider  zu  einer  endgültigen  Form  der  AbteilunL'cn 
ausgewertet  werden  soll.  Und  noch  eins  dürfte  von  der  viel- 
fach vorgesehenen  Verbindung  aller  Fachgebiete  in  einer  Abtei- 
iung  zu  erwarten  sein,  daß  sich  nämlich  bei  den  Vertretern  der 
verschiedenen  Fachrichtungen  ein  größeres  gegenseitiges  \'cr- 
st^ndnis  für  die  Arbeitsweise  und  Denkweise  des  anderen  durch- 
setzen wird  und  Gegensätze  und  Ungleichheiten,  die  bisher  nicht 
immer  zum  Nutzen  des  Ganzen  sich  herausgebildet  haben,  le 
seitigt  werden. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Einrichtung  der  Abteiliin,,cn  i^t 
durch  einen  besonderen  Erlaß  bestimmt,  daß  die  Leitung  einer 
Generalbetriebsleitung  und  einer  Abteilung  der  Reichsbahn- 
direktion in  jeder  Hinsicht  als  gleichwertig  anzusehen  sind 

Dr.  Pirat  h. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Hauptversammlung  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Metall- 
kunde. Am  14.  bis  17.  Oktober  findet  in  Essen  die  Hauptver- 
sammlung der  Deutschen  Gesellschaft  für  Metallkunde  statt. 
An  Vorträgen  werden  gehalten:  „Die  elektrischen  Schmelzöfen 
für  Nichteisen-Metalle"  von  Obering.  Th.  Metzger,  Düsseldorf: 
„Das  Pressen  von  Metallen"  von  Dr.-Ing.  A.  Peter,  Berlin;  „Die 
Korrosion  der  Nichteisen-Metalle"  von  Prof.  Dr.  W.  Fraenkel, 
Frankfurt  a.  M.;  „Die  Verfahren  zur  Untersuchung  der  Metall- 
struktur mit  Röntgenstrahlen"  von  Dr.  Schiebold,  Berlin.  Fer- 
ner werden  eine  Anzahl  von  Metallwerken  (voraussichtlich  Th. 
Güldschmidt  A.-G.,  Essen;  Berzelius  Metallhütten  A.-G.,  Duis- 
burg und  das  Metallographische  Institut  der  Friedr.  Krupp 
A.-G.,  Essen)  besichtigt  werden.  Am  Schluß  der  Tagung  findet 
ein  gemeinsamer  Ausflug  nach  Hagen  (Accumulatorenfabrik 
A.-G.  Hagen)  und  nach  Altena  (Anlagen  von  Basse  &  Selve) 
statt. 

Westvereistechtag  in  Frankfurt  a.  M.  am  Dienstag,  den 
10.  Oktober  1922,  nachmittags  4  Uhr.  Ort  der  Tagung:  Uni- 
versität. Anmeldungen  werden  erbeten  an:  Regierungsbaurat 
Ackermann,  Reichsbahndirektion  Frankfurt  a.  M.  (Vgl.  auch 
die  Notiz  unter  Personal-  und  Standesfragen  in  dieser  Nummer.) 

Vereistech  Preußen — Hessen.  Bezug  des  Organs  (V.  W.) 
Die  Mitglieder  werden  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die 
Zustellung  aus  verlagstechnischen  Gründen  demnächst  nicht 
mehr  durch  die  Post,  sondern  durch  die  Bezirksvorstände  erfol- 
gen wird.  Ueber  die  Einzelheiten  wird  ein  demnächst  er- 
scheinendes Bezirksnachrichtenblatt  Auskunft  geben. 

Die  Monatsschrift  des  Reichsbundes  der  höheren  Beamtc:i 
enthält  laufend  ausführliche  Nachrichten  über  die  Arbeiten 
dieses  Bundes  und  wird  zum  Bezüge  empfohlen. 

Der  Hauptvorstand. 

Reichsbund  der  höheren  Beamten.  (R.  h.  B.)  Unter  dem 
Druck  der  furchtbaren  Teuerung  der  letzten  Augustwochen 
hatte  die  Reichsregierung  von  sich  aus  zum  4.  September  neue 
Verhandlungen  über  die  Erhöhung  der  Beamtenbezüge  anbe- 
Von  den  Gewerkschaften,  besonders  von  selten  des  Allg. 
Dtsch.  Gewerkschaftsbund,  Dtsch.  Gewerkschaftsbund,  Afa- 
Bund,  Gewerkschaftsring)  sowie  Deutscher  Beamtenbund,  Allg. 
Deutscher  Beamtenbund  und  Reichsbund  der  höheren  Beamten. 
Von  den  Gewerkschaften,  besonders  von  selten  des  Ahhg. 
Deutschen  Beamtenbundes  (Völter)  wurde  die  K  o  p  f  - 
Zuschlagsfrage  in  den  Vordergrund  gestellt.  Es  wurde 
betont,  daß  durch  die  dauernde  Erhöhung  des  prozentualen 
Teuerungszuschlages  ohne  gleichzeitige  Erhöhung  des  Kopf- 
Zuschlages   (z.  Zt.  55  Prozent  auf  den  ersten  Gehaltsteil  von 


10000  M.)  die  bestehenden  Spannungen  zwischen  den  Be- 
soldungsgruppen ständig  vergrößert  würden.  Als  Sprecher  des 
Reichsbundes  wandte  sich  der  Vorsitzende,  Reichsminister  Dr. 
Scholz,  gegen  die  Völterschen  Ausführungen;  er  wies  darauf  hin, 
daß  die  höhere  Beamtenschaft  sich  nicht  nur  mit  aller  Ent- 
schiedenheit gegen  jede  weitere  mit  einer  Erhöhung  des  Kopi- 
zuschlages verbundene  Einebnung  der  Gehälter  wenden,  sondern 
darüber  hinaus  den  Abbau  der  nivellierenden,  sogenannten 
sozialen  Gehaltsbestandteile  fordern  müsse.  Nach  längeren  Ver- 
handlungen, in  denen  seitens  des  R.  h.  B.  immer  wieder  den 
Nivellierungsbestrebungen  entgegengetreten  werden  mußte, 
fanden  sich  auch  die  übrigen  Organisationen  bereit,  einen  Re- 
gierungsvorschlag, lediglich  den  allgemeinen  prozentualen  Teue- 
rungszuschlag um  132  Prozent,  also  auf  437  Prozent,  zu  erhöhen, 
anzunehmen.  Im  Laufe  der  Verhandlungen  war  deutlich  zu  er- 
sehen, daß  der  nun  bereits  seit  längerer  Zeit  gegen  die  Erhöhung 
des  Kopfzuschlages  von  Seiten  des  Reichsbundes  geführte  Kampf 
auf  Regierung  und  Organisationen  nicht  ohne  Einwirkung  ge- 
wesen ist.  Die  feste  Haltung  der  Reichsregierung  in  dieser  Frage 
sowohl  als  auch  die  veränderte  Stellungnahme  der  Gewerk- 
schaften ist  lediglich  auf  die  energische  Vertretung  der  Inter- 
essen der  höheren  Beamten  durch  den  Reichsbund  zurück- 
zuführen. Inzwischen  ist  die  Vereinbarung  zwischen  Regierung 
und  Organisationen  auch  vom  LIeberwachungsausschuß  des 
Reichstags  gebilligt  worden. 

Altersgrenz  engesetz  im  Reich.  Nachdem  das 
Reichsgericht  das  I'ruuß,  AltersKrenzcngcsetz  als  nicht  \  rrfas- 
sungswidrig  erklärt  hat,  beabsichtigt  nunmehr  das  Reich,  sich 
dem  Vorgehen  Preußens  anzuschließen.  Der  Reichsbund  war  . 
zusammen  mit  den  übrigen  Spitzenorganisationen  zum  25.  August 
zu  einer  Verhandlung  im  Reichsministerium  des  Innern  über  den 
Entwurf  eines  .Altcrsgrcivzengesctzes  für  Rcichsl^^amtc  einge- 
laden. Von  seilen  des  Reichsbundes  wurde  ausgeführt,  daß  man 
den  Zeitpunkt  für  die  Vorlage  des  (iesetzes  als  außerordentlich 
ungeeignet  empfinden  müsse.  Insbesondere  stellte  der  R.  h.  B. 
folgende  Forderungen: 

1.  die  zwangspensionierten  Beamten  müssen  beim  Uebertritt 
in  den  Ruhestand  ihre  Höchstpension  erhalten,  auch  wenn  sie 
diese  nach  der  Zahl  ihrer  Dienstjahre  noch  nicht  erdient  haben, 

2.  besonders  ungünstige  Familienverhältnisse  müssen  Be- 
rücksichtigung finden  und  bei  nichtrichterlichen  Beamten  eine 
Heraufsetzung  der  Altersgrenze  bis  zum  68.  Lebensjahre  er- 
möglichen, 

3.  den  Beamten  muß  gestattet  sein,  mit  60  Jahren  ohne  die 
im  Entwurf  vorgesehenen  Einschränkungen  freiwillig  in  den 
Ruhestand  zu  treten, 

4.  ein  Altersgrenzengesetz  bedingt  Rückwirkungen  auf  die 
Pensionsgesetzgebung  des  Reichs;  es  müßten  künftig  den  Ruhe- 
ständlern z.  B.  sämtliche  T  e  u  e  r  u  n  g  s  z  u  s  c  h  1  ä  g  e  und 
der  Durchschnittssatz  des  Ortszuschlags  als  Mindestsatz  in 
den  Fällen  gewährt  werden,  wo  die  Ruheständler  nicht  durch  die 
Wohnungsnot  zum  Aufenthalt  an  einem  Orte  mit  höherem  Orts- 
zuschlag gezwungen  sind, 

5.  die  unterschiedliche  Behandlung  von  richterlichen  und 
nichtrichterlichen  Beamten  wurde  bemängelt, 

6.  die  Forderung  einer  genauen  Umgrenzung  des  Begriffs  der 
richterlichen  Beamten  wurde  erhoben. 

Nachdem  sich  die  übrigen  Organisationen  den  Forderungen 
des  Reichsbundes  angeschlossen  hatten,  erklärte  die  Regierung 
in  der  Frage  der  Erreichung  der  H  ö  c  h  s  t  p  e  n  s  i  o  n  ihr  Ent- 
gegenkommen, auch  hinsichtlich  der  anderen  Wünsche  wurde 
Prüfung  zugesagt.  Der  R.  h.  B.  soll  bestimmte  Vorschlage 
machen. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

Fühlung  zwischen  Handelskammern  und  Reichsbahn.  Bei 

den  mannigfachen  Beziehungen,  die  Handel  und  Industrie  mit 
der  deutschen  Reichsbahn  verbinden,  liegt  es  im  Interesse  beider 
Teile  daß  Anregungen  und  Wünsche  der  Handelskammern  nicht 
erst  durch  schriftliche  Eingaben  zur  Kenntnis  der  Reichsbahn- 
behörden gelangen.  Der  Reichsverkehrsminister  hat  deshalb  an- 
geregt daß  die  Handelskammern  zu  ihren  Sitzungen  (auch  Aus- 
schußsitzungen), in  denen  Fragen  des  Reichsbahnverkehrs  be- 
handelt werden,  regelmäßig  auch  die  örtlich  zuständigen  Keichs- 
bahndirektionen  einladen  möchten.  Er  hat  die  Reichsbahn- 
direktionen angewiesen,  daß  sie  soweit  es  die  Geschäfts- 
lage irgend  gestattet,  zu  solchen  Sitzungen  einen  Ver- 
tieter  abordnen. 


ZEITSCHRIFTENSCHAU 


-Gt=  Die  Papiermark  in  der  Zuwachssteuer.  Das  Ober- 
verwaltungsgericht hat  in  einer  Berufungssache  des  Bezirksaus- 
schusses in  Aachen  (Aktenz.  B.  A.  Nr.  968)  zu  entscheiden,  ob 
ein  nach  Maßgabe  des  Zuwachssteuergesetzes  vom  14.  i"ebruar 
1911  steuerpflichtiecr  Wertzuwachs  vorhanden  ist,  wenn  Gold- 
und  Papiermark  unterschiedslos  gegenübergestellt  werden  und 
sich  dadurch  ein  zahlenmäßiger  Mehrwert  in  Papiermark  ergibt. 
Der  Bezirksausschuß  hatte  die  Frage  verneint.  Auf  den  Aus- 
gang der  Sache  darf  man  gespannt  sein.  („Bauwelt".) 


Energiewirtschafftliche  Rundschau 

N  E  U  N  U  N  D  D  R  E  I  SS  I  G  STE  R  J  AH  RG  AN  G    DER   ELEKTROTECHNISCHEN  RUNDSCHAU 
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PHASENVERSCHIEBUNG  IN  DREHSTROMÄNLAGEN 

VON  DIREKTOR  PAUL  SCHUSTER,  MÜNCHEN 


Die  ungeheure  Umgestaltung  unserer  Wirtschaft  hat  natür- 
lich auch  auf  dem  Arbeitsfeld  der  Elektrizitätswerke  tiefe  Spu- 
ren zurijckgelassen.  Das  daraus  hervorgehende  erhöhte  wirt- 
schaftliche Streben  zwingt  die  Elektrizitätswerke  ebenso  wie 
die  Industrie  zu  erhöhter  Ausnützung  der  vorhandenen  An- 
lagen, wie  Generatoren,  Transformatoren  und  Leitungen,  bevor 
man  neue  Anlageteile  projektiert  oder  ausführt. 

Bei  diesem  erhöhten  wirtschaftlichen  Streben  mußten  sich 
die  höchst  nachteiligen  Wirkungnn  des  cos  ^,  der  Phasen vcrschie- . 
bung,  natürlich  mehr  wie  früher  bemerkbar  machen  und  ver- 
schärft wurden  seine  Begleiterscheinungen  durch  die  plötzliche, 
nie  erwartete  Anschlußzunahme,  die  nicht  nur  durch  die  völlige 
Veränderung  unserer  Fabrikationsverhältnisse,  sondern  auch 
durch  die  Schwierigkeiten  in  der  Betriebsstoffbeschaffung  ein- 
trat. Infolgedessen  beschäftigt  man  sich  heute  mit  dem  cos  (p 
mehr  denn  je  und  die  überaus  stark  besuchte  Sonderversamm- 
lung der  Vereinigung  der  Elektrizitätswerke  in  Berlin  hat  das 
bestehende  große  Interesse  für  diese  Frage  bewiesen. 

Trotzdem  sind  manche  Kreise,  welche  bei  der  Lösung  die- 
ser, für  die  Volkswirtschaft  höchst  bedeutungsvollen  Frage  mit- 
zuwirken haben,  in  diese  Materie  noch  nicht  derart  weit  einge- 
drungen, daß  auch  von  dieser  Seite  eine  erfolgreiche  Unter- 
stützung erwartet  werden  kann. 

Die  Ursache  hierfür  mag  einerseits  in  der  an  und  für  sich 
sehr  umfangreichen  und  spröden  Materie  und  andererseits  in 
dem  Umstände  liegen,  als  die  früher  hierüber  erschienene 
Literatur  eigentlich  recht  arm  an  Beispielen  für  den  für  Stu- 
dienzwecke über  wenig  Zeit  verfügenden  und  vorwiegend  durch 
Verwaltungsgeschäfte  in  Anspruch  genommenen  Praktiker  ist, 
dem  die  wissenschaftlichen  Grundlagen  des  cos  <p  und  seiner 
Zusammenhänge  vielfach  nicht  mehr  so  geläufig  wie  demjeni- 
gen Kollegenkreis  sind,  der  sich  infolge  einer  besonderen  Eigen- 
art seines  Wirkens  dauernd  auf  dem  Tummelplatz  höherer  ma- 
thematischer Künste  bewegt. 

Die  folgenden,  leicht  verständlichen  Beispiele  sollen  nun 
dem  Praktikus  der  vorbeschriebenen  Art  in  einfacher,  für  die 
alltägliche  Praxis  ausreichender  Weise  zeigen,  wie  dem  cos  (p 
Rechnung  zu  tragen  ist  und  was  unternommen  werden  kann, 
um  seine  unheilvollen  Einflüsse  mildern  oder  beseitigen  zu 
können. 

In  den  folgenden  Beispielen  mußten  natürlich  mehrere 
Formeln  verwandt  werden.  Infolgedessen  konnte  auf  Zeichen 
hierfür,  auf  Abkürzungen  für  bekannte  Begriffe,  oder  Größen, 
nicht  verzichtet  werden  und  diese  seien  dem  Ganzen  vorausge- 
schickt. Der  Verfasser  hat  sich  dabei  in  erster  Linie  an  die 
derzeit  gebräuchlichen  Grundzeichen  gehalten,  so,  wie  sie  die 
Praxis  kennt  und  vom  A.  E.  F.  bereits  übernahm.  Was  die 
Unterzeichen,  die  ebenso  notwendig  sind,  anbelangt,  war  der 
Verfasser  auf  sich  angewiesen,  nachdem  diese  noch  nicht  all- 
gemein festgelegt  sind.  Wenn  der  Leser  ab  und  zu  Zeichen  be- 
gegnet, die  bisher  noch  nicht  allgemein  verwendet  wurden,  so 
geschah  das  mit  Absicht,  weil  auch  der  Verfasser  an  der  Beseiti- 
gung falscher,  physikalisch  undefinierbarer  Größen  mitarbeiten 
will.*) 


Evi2p 
Evßpl 


a)  Formelzeichen 


E 

Ea 

Ee 

Eap 

Eep 

Evi2 


=  verkettete  Spannung,  Volt, 
=  verkettete  Spannung  am  Lei'ungsanfang  Volt, 
=  verkettete  Spannung  am  Leitunesende,  Volt, 
—  Phasen^pannung  am  Leifungsanfang,  Volt, 
=  Phasenspannung  am  Le  tungsende,  Volt, 
=  wirklicher,  verkettete-,  Ohm'scher  Spannungiverlust 
in  Volt, 

Evßl       =  scheinbarer,  verketteter,   Ohm  scher  Span  jungver- 
lust  in  Volt, 


=  wirklicher,  Ohm'scher  Phasenspannungsverlust  i.  Volt. 
=  scheinbarer,  Ohm'scher  Phasenspannungsverlust  in 
Volt, 

Evsp  =:  Fcheinbarer  Phasenspannungsverlust  durch  Selbst- 
induktion in  Volt, 

")  Ev  =  wirklicher,  verketteter  Spannungsverlust  überhaupt 
in  Volt, 

•'■)Eip  =  wirklicher  Phasenspannungsverlust  in  Volt,  überhaupt, 
■■'■)  Ev'7ii    =  wirklicher,   verketteter   Spannungverlust  überhaupt 

in  Prozenten,  (Volt), 
*'-)I         —  Gesamtstrom  in  einer  Phase,  Ampere, 
Iv\'  —  Wirk-(Nutz)-strom  in  einer  Phase,  Ampere, 

Ib  =  Blindstrom  in  einer  Phase.  Ampere, 

N  =■  Leistung  (Wirkleistung)  kW, 

Na  =:  Leistung  am  Leitungsanfang.  kW, 

Ne  =  Leistung  am  Leitungsence,  kW, 

NvO/y       =  Prozentualer  Leistungsverlust,  bezogen  auf  die  Ab- 
nahme, (kW) 
NvkW     =  Leistungsverlust  in  kW, 
Nb  =  Blindlast  (bkVA), 

Ns  =  Scheinlast  (kVA), 

A  =  elektrische  Arbeit  (N.t  =  kWh), 

Ab  =  Blindverbrauch  (bkVAh), 

As  =  Scheinverbrauch  (kVAh), 

Av  =  Arbeitsverlust  (kWh), 

Tj  —  Ausnutzungsfaktor, 

<p  —  Phasenverschiebungswinkel, 

cos  (p  —  Leistungsfaktor,  mit  dem  der  Abnehmer  elektrische 
Arbeit  bezieht,  (Verhältnis  der  scheinbaren  zur 
wirklichen  Leistung), 

f  =  Perioden/Sekunde,  (Frequenz), 

u)  —  Winkelgeschwindigkeit  bei  x  f  (2. 

L  =  Selbstinduktion  in  Henry/km 

1  =  einfache  Leitungslänge  in  m. 

q  =  Querschnitt  eines  Leiters  in  rnm^, 

l  —  Leitfähigkeit  de-;  verwendeten  Leitermaterials, 

R  =  Widerstand  eines  Leiters  in  Ohm  (ß), 

b)   Zusammensetzung  einiger  vorstehender 
Formelzeichen: 


0 


I 

Iw 
Ib 

cos  <p 

N 

Na 

Ne 

NvkW 

Nb 

Ns 

A 

Ab 

As 

Evi2 
Evßp 


=:  +  Ib2 

—  I  •  cos  <p 
=  I  •  sin  ^ 

N        ^  Iw 
=:  -,r^  auch  =  ^f- 
Ns  I 

zz:  V  3  •  E  •  I  •  OOS  ^Z) 

=         Ea  •  la  •  cos  55  a  (a  =  Leitungsanfang) 

—  \  W-  Ee  •  le  •  CO«  ^0  e  (e  =  Leitungsende) 

^  •    12  .  I 

=z  3  •  1-  •  Rl  =^^^  kW  (Rl=:  Reiner  Leitungslänge) 

X  -  q 

—  \  3  ■  E  ■  l  •  sin  ^ 

—  \  W-  E  •  I 

=  {/  3  ■  E  •  l  •  cos  <p  ■  t 

—  \  3  •  E  -  l  •  sin  9?  •  t 
=  J  3  .  E  •  I  •  t 

=  .  l  ¥•  COS  c>  (Volt) 

X  ■  q 

=  }- — ^-  •  COS  a  (Volt) 
/  •  q 


*)    ^Vnmerkung  der  Schriftieitung:    Wir   vermögen^ dem   Verfasser  in 
der  Frage  der  Bezeichnungen  nicht  überall  zu  folgen,  wenn  wir  auch  um  die  Druck- 
leitung' zu  ermöglichen,  ausnahmsweise  imgewfihnliche  Bezeichnungen  durchg"elassen 
aben.    Die  einheitlichen  Bezeichnungen  werden  vorn  Ausschuss  ftlr  Einheiten  und 
rmelgrössen  (A.  E  F.)  festgesetzt,  soweit  das  bereits  der  Fall  ist,  müssen  sie  im 
■  resie  der  F.inheitUchlceit  auch  aigewan  dt  werden 


*)  ..Wirklich  '  ist  hier  nicht  absolut  aufzufassen.  Unter  ,,wirk.licher''Spaiinungs- 
verlust  sei  hier  ein  Verlust  verstanden,  der  für  die  Praxis  völlig  ausreichende 
Genauigkeit  besitzt.  Die  Abweichune  vom  absolutem  Wert  beträgt  Bruchteile  eines 
Prozentes.  Man  darf  also  vom  praktischen  Standpunkt  aus,  wohl  von  einem  .  wirk- 
lichen'' Wert  sprechen. 

**)  In  der  Regel  wird  man  den  Strom  I,  der  effektiven  Wert  besitzt,  nicht  als 
Gesamtstrom,  sondern  als  ..Strom''  bezeichnen.  Hier  wurde  ihm  diese  Bezeichnung 
des  besseren  Verständnisses  halber  gegeben,  weil  sein  Zusammenhang  mit  der  Phasen- 
verschiebung erläutert  werden  soll. 


I 
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c)    Verschiedene  cos  ^  mit  Gradangaben  und 
dazu  gehörigen  tinus  und  tg  ^ 


cos  ^ 

Winkel- 
grade 

sin  ^ 

cos  <p 

Winkel- 
grrade 

sin  <p 

1.00 

0" 

0,000 

0,UUÜ(J 

0.5o 

56040' 

0,835 

1,5204 

0,95 

18010- 

0  312 

0,3281 

0  50 

60» 

0,866 

1  7321 

0,90 

25"50' 

0,436 

0  4841 

0,45 

6310' 

0,892 

1,9768 

0  85 

31"50' 

0,527 

0  6208 

0  40 

66*'20' 

0,916 

2,2817 

0,80 

36"50' 

0,600 

0,7490 

0,35 

69030' 

0,937 

2.6746 

0,75 

41020' 

0  661 

0.8795 

0,30 

72030' 

0,954 

3  1716 

0,70 

45"30' 

0,713 

1,0176 

0,65 

49''30' 

0,760 

1,1708 

0,60 

53010' 

0,800 

1.3351 

d)  Leitfähigkeit  verschiedener  Metalle  bei  150  C 


Material 

Spezifischer 
Widerstand  =  c 

Leitfähigkeit 
1 

c 

Kupfer 

0.0175 

57 

Aluminium 

0.03 

33 

Zink 

0,061 

16,5 

Eisen  ■ 

0,14 

7,3 

E  = 


R  = 


I  •  R 

E_ 

R 

E^ 

I 


e)Ohm'sches  Gesetz. 
E  =  Spannung  in  einem  beliebigen  Zweige 
I  =  Strom  in  diesem  Zweige 
R  z=  Widerstand  des  Zweiges  in  Ohm  (i2) 


flVerschiedeneSelbstinduktionskoeffizienten. 

Die  Induktivität  L  einer  Drehstromfreileitung  kann  durch 
die  folgende  Formel  bestimmt  werden: 
Arm 

L  =  (2  •  log.  nat.  +  0,5)  •  10  — «  Henry/km 

Hiermit  wird  die  Induktivität  nur  eines  Leiters  ermittelt, 
lieber  die  weitere  Verwendung  des  Ergebnisses  dieser  Formel 
siehe  Formel  19. 

Arm.  =  Armierungsabstand  =  mittlerer,  geometrischer 


Abstand  der  drei  Leitungen  untereinander  in  cm  =  [^a  •  b  •  c 
(a,  b  und  c  =  Abstände  der  Leitungen  von  einander  in  cm), 
r  —  Radius  eines  Leiters  in  cm. 

Hiernach  ergeben  sich  für  folgende  Leitungsquerschnitte  und 
Armierungsweiten  Induktivitäten  von  Henry/km: 


Quer- 
schnitt. 

eines 
Leiters 

Durch- 
messer 
in  cm 

Radius 
in  cm 

L  in  Henry/km  bei  einem  mittleren, 
geometrischen  Leiterstand  von 

80  cm 

90  cm 

100  cm 

110  cm 

16 

0.452 

0,226 

0,001224 

0,001247 

0,001268 

0,001288 

25 

0,64 

0,320 

0,001154 

0,001178 

0,001199 

0  001218 

35 

0,770 

0,385 

0,001118 

0,001141 

0,001162 

0,001181 

50 

0,92 

0.460 

0,001082 

0,001105 

0,001127 

0,001145 

70 

1.09 

0,545 

0,001048 

0,001071 

0,001093 

0,001112 

lieber  die  Anwendung  dieser  Werte  siehe  weiter  unten. 

g)   Ermittlung  d  e  s  Q  u  e  r  s  c  h  n  i  1 1  e  s  und  des  Leis- 
tungsverlustes,des  Ohm'schen,  des  induktiven 
und  des  gesamten  Spannungsverlustes. 

Durchrechnung   eines  Beispieles. 

Thema:  An  einer  10  km  von  einem  Elektrizitätswerke 
entfernten  Stelle  sollen  als  Ne  =  1500  kW  hochspannungsseitig 
als  mittlere  Dauerabgabe  bereitzustellen  sein,  die  Spannung  Ee  soll 
an  der  Einbaustelle  des  Zählers  bei  Vollast  und  bei  cos 
9?  =  0,8  =  20000  Volt  bei  50  ^  =  f  betragen.  Als  Leistungs- 
verlust in  der  Zuleitung  sind  =  5  0/q  (Nv)  in  Aussicht  genommen 
und  als  Leitungsmaterial  ist  Kupfer  (Freileitung)  mit  einer 
Ltiifahigkeit  von  =  57  vorgesehen.  Die  an  das  Elek'r - 
zitäiswerk  angeschlossenen  Einrichtungen  de-;  Abnehmers  hal>  n 
nachei  enden  ßlindverbrauch  und  der  Leistungsfaktor  ist  =  OS. 
Ks  soll  der  geringe  Unterschied  zwi  chen  dem  Leistungsfaktoi 
am  Leitung-at  fang  und  dem  am  Leitungsende  unberücks  chtigt 
bleiben:  dericlbe  ist  in  diesem  Falle  zu  gering,  un  praktisch 
von  Be  eutung  zu  sein. 


1)  We 


eher  Leite rquerschnitt  q 
wendet  werden? 


m  u  (5  nun    \  e  r 


in  der  nachfnl. 
Zahlen  VL'rstehe  de 


;enHen  Gleichung 
,  Themas. 


verwenden    wir  nun  die 


=      100  •  I  •  Ne  1000 

^  ~  Nv  o/o  •  /l  ■  Ee2  .  cosV  ' 

und  Nv  "/(i  daraus  hervorgehend 

„,         100  •  1  •  Ne  •  1000 
Nv  o/„  = 


Es  ist  also 


100 


q  •  /l  •  Ee-2 
10000  •  1500 


cos 
1000 


(1) 


(2) 


5  ■  57    20000  •  20000  ■  0,8  •  0,8  (3) 
In  der  Praxis  wird  man  den  nächst  höheren  Nor/nalquer- 
schnitt  von  25  mm^  wählen,  da  der  nächst  untere  zu  klein  wäre. 
Trotzdem  soll  aber  mit  dem  errechneten  weiter  operiert  werden. 
Nv^/o  ist  also  folgerichtig 

100  •  10000  •  1500  ■  1000 


Nv»/o  = 


20,5  •  57  •  20000  •  20000  •  0,8  •  0,8 


=  5  0/„ 


(4) 


2)  Welche  Leistung  Na  muß  am  Leitungsanfang 
zurVerfügung  stehen,  damit  am  Leitungsende 
als  N  e  =1 50O  kW  entnommen  werden  können? 


Na  =  Ne  H- 


Daher  ist 


Na  =  1500  + 


Ne 
100 

a500 


5 


und 

NvkW  =  Na  —  Ne  =  1575 
oder  nach  der  Gleichung 

3  •  P  .  1 


3  ■  F  •  Rl 


q  -  X-  1000 

dasselbe.    (Auswertung  siehe  weiter  unten) 


Nv  o/„ 

=  1575  k'W 
1500  =  75  kW 
kW 


(5) 

(6) 
(7) 

(8) 


h)  Welche  Spannung  Ea  muß  amLeitungsanfang 
gehalten  werden,    damit  am   Leitungsende  bei 
1500  kW    und    bei    cos<ff=:0,8    als    Ee:=:  20000  Volt 
vorhanden  sind? 

Der  gesamte  Spannungsverlust  in  der  Freileitung  setzt  sich 
aus  dem  Ohm'schen  Spannungsverlust  und  aus  dem  Spannungs- 
verlust durch  Selbstinduktion  zusammen.  (Andere  Einflüsse,  wie 
der  der  Kapazität  der  Leitung  u.  s.  w  interessieren  uns  hier 
nicht;  das  tritt  erst  bei  etwa  60  kV  ein.) 

Zunächst  soll  der  Ohmsche  Spannungsverlust  Evi2  nach 
l  •  R  ermittelt  werden. 

Es  muß  nun  zuerst  der  Wert  I  (Gesamtstrom  in  einer  Phase) 
ermittelt  werden: 

Ne  •  1000 

I  -   r=   Amp.  (9) 


es  ist  also 


l 


Ee  •  V'  3  • 
1500  •  1000 


cos  <p 


=  54.2  Amp. 


(10) 

können  wir 


20000  •  1,73  •  0,8 
Jetzt,  nachdem  wir  auch  I  festgestellt  haben. 
Formel  8  auf  ihre  Richtigkeit  hin  untersuchen,  also  feststellen, 
ob  wir  mit  ihr  auf  denselben  Wert  NvkW  kommen,   den  wir 
mit  Formel  7  ermittelten. 
Nach  Formel  8  ist 

NvkW  =  -AliL'J^  kW 


Also: 


NvkW  = 


q  •  A  •  1000 
54,2^  •  10000 


=  75  kW 


20,5  •  57  •  1000 
Nun  wieder  weiter.  — 
Evß  bei  Gleich-  wie  bei  einphasigem  Wechselstrom  =  2  •  I«R.  cosj»; 


Evi2  bei  Drehstrom  =:  I 

Infolgedessen  ist 
Evß 


R 

R 


cos  95 


1 


A.q 


I  •  1  •  /3  •  cos 


i?  Volt 


oder 


Und 


Evß  = 


54,2  •  10000 


■  ■  q 
1.73 


0,8 


640  Volt 


(11) 


(12) 


(13) 


EvP.p  wird  -— =  — —  =  370  Vo  t 


(14) 


640 

1/3- -1,73 

Mit  Evß  un  i  Evßp     ird  nach  dem  Zeichenindex  zu  a)  Fonnel- 
zeichen  der  wi  r  k  I  i  c  h  e  Ohm'scheSpannui  gs Verlust  ausgedrückt. 
Da  Ii  er  beträgt 

I  ■  1  •  l  H  .  cos« 

Ea  =  Ee  H-   j—~   Volt  (15) 

/  .  q 

oder  es  ist 

54.2  •  10000  •  1,73  •  0.8 

Ea  =  20000  4-  =  20640  Vo:t  (16) 


Na  h  den 
Leitung  =  20640 
Le  tungsende  die 


57  •  20,5 

bisherigen  Feslslellungen  müßten  am  Anfang  der 


Volt  verkettet,  vorhanden  sein,  damit  am 
verkittete  Spannung  =  20000  -Volt  beträgt. 
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Bisher  haben  wir  nur  den  Spannungsverlust  nach  dem  Gesetz 
I  •  R,  hier  =  Evß,  festgesteÜt  und  wir  dürfen  damit  unsere 
Rechnung,  wie  sofort  gezeigt  wi  d,  noch  nicht  abschließen. 

Nachdem  in  Wechselstromleitungen  bekanntlich  auch 
Spannungsverluste,  hervorgerufen  durch  Selbstinduktion,  auf- 
treten, die  sich  mit  wachsender  Stromstärke  (schlechter  werdenden 
ros  p).  wachsendem  Leiterabstand  und  zunehmender  Strecken- 
länge erhöhen,  müssen  natürlich  auch  diese  ermittelt  und  in  der 
erforderlichen  Weise  berücksichtigt  werden. 

Der  durch  die  Selbstinduktion  her\ orgerufene  Spannungs- 
verlust =  Evsp  und  der  Spannungsverlust  aus  I  •  R  =  Evflpi 
addieren  sich  zu  Eep  nicht  arithmetisch,  sondern  geometrisch. 

Wie  später  mit  einem  Diagramm  gezeigt  wird,  crmiitelt  man 
Eap  dadurch,  als  man  zu  Eep,  die  man  vermittels  eines  geeigneten 
Krältemaßstabes  aufträgt,  Evßp^  urd  Evsp  geometrisch 
addiert. 


zur  Endspannung  Ee,  um  so  Ea,  Ea  in  diesem  Falle  nur  be 
zogen  auf  den  Ohm'schen  Spannungsverlust,  zu  erhalten, 
vorgenommen;  denn  würde  man  denOnm  schon  Spannungsverlust 
ohne  Berücksichtigung  des  vorhandenen  cos  errechnen  und  ihn 
so  zu  Ee  auf  arithmetischem  Wege  addieren,  so  würde  der 
Ohm'sche  Spannungsverlust  um  die  Differenz  aus  Evß'  —  Evß 
nach  Formel  13  —  640  Volt)  zu  groß  werden  also  im  vor- 
,.        j      TT  ,,  /o4,2  •  10000. 1,73 \ 

liegenden  Falle  um   :_j  _  640  =  163  Volt. 

Evi2i  ist  hier  der  Wert,  der  entsteht,  wenn  man  die  Phasen- 
verschiebung unbei  ücksichiigt  läßt,  also 

1  •  1  •  j  T         54,2  •  10  000  •  1,73 

=  — r-7, —   =   K-,    of. ' — —  =  803  Volt 

/  ■  q  57  •  20,0 

Wir  haben  durch  die  Ermitrlung  des  wirklichen  Ohm'schen 

Spannungsverlustes  (Siehe  Formel  13)  den  Rechnungsgang  insofern 

et^A-as  verlassen,  als  der  Ohm'sche  Spannungsverlust  zu  Eep  nicht 


3i  sind- 


beim  jttneAmer  '  coiy^O>0'i(>'^^  > 


Abbildung  1 


i)  Wie  hoch  ist  nun  der  Spannungsverlust  durch 
Selbstinduktion,  wenn  wir  mit  dem  gewählten 
Beispiel  weiter  rechnen? 
Unter  f)  wurde  dargelegt,  w.e  die  Induktivität  einer  Frei- 
leitung ermittelt  werden  kann. 

Nehmen  wir  nun  an,  unsere  Leitung  .«^ei  mit  einem  mittleren 
geometrischen  Abstand  (mittlerer,  geometrischer  Abstand 
.<i  

=  l/abc;  hierin  sind  a,  b  und  c  die  Abstände  der  einzelnen 
Leiter  irn  Dreieck,  in  Zentimeter)  von  100  cm  montiert.  Wir 
wissen  bereits,  daß  der  Querschnitt  unserer  Leitung  =  20,.5  mm 
beträgt;  der  Durchmesser  beträgt  also  =  0,510  cm  und  r  (Radius) 
wird  liaher  =  0,255  cm. 

Daher  beträgt  die  Induktivität  unserer 
L  e  i  t  u  n  g  s  a  n  1  a  g  e  pro  km 

L  =  (2  log.  rat.  -f  0,.5)  •  10-*  =  0,001244  Henry/km  (17) 

Nachdem  die  Leitungslänge  10  km  beträgt,  besitzt  die 
gesamte  Leitungsstrecke  eine  Induktivität  von 

L=  10  •  0,001244  =  0,01244  Henry  (18) 

Es  muß  nun  der  Spannungsverlust,  den  die  Induktiviiät  unserer 
Leitung  verursacht,  ermittelt  werden  und  zwar  zunächst  für  eine 
Phasfc*);wir  bezeichneten  diesen  Spannungsverlust  bereits  mit  Evsp. 

Nach  dem  Induktionsgesetz  ergibt  sich  Evsp  aus  folgender 
Formel: 

Evsp  =  2  •  ;r  •  f  •  I  •  L  Volt  (19) 

oder  es  ist 

Evsp  =  2  •  3.14  •  60  •  54,2  •  0,01244  =  212  Volt  (20) 

Der  Spannungsverlust  Evsp,  den  dij  Selbstinduktion  der 
Freileitung  verursacht,  wird  von  vornel.erein  zweckmässig  nur 
für  eine  Phase  bestimmt.    Daher  dt  r  Index  p  =  Phase. 

Dieser  Spannunssverlust  Evsp  entspricht  noch  nicht  dem 
wirklichen  Wert  und  wird  kleiner,  weil  er  sich  zu  Evßpi,  der 
zu  Eep  geometrisch  zu  addieren  ist,  ebenso  addiert. 

Nun  zur  Bestimmung  des  gesamten  Spannungs- 
verlustes, der  sich  bekanntlich  aus  Ohm'schen  und 
induktiven  Verlusten  zusammensetzt: 

Um  den  gesamten  Spannungsverlust  zu  ermitteln,  müssen 
wir,  wenn  die  Materie  eingehend  behandelt  werden  soll,  ein 
Diagramm  kon-truieren,  das  mit  Abbildung  1  wiedergegeben  ist. 

Hier  muß  des  besseren  Ve.  ständn  sses  halber  eine  Erläuterung 
gegeben  werden: 

Mit  der  Formel  (13)  haben  wir  den  wirklichen  Ohm'schen. 
verketteten  Spannungsverlust  (Evi2)  ermittelt.  In  dieser  Formel 
wurde  durch  Einsetzen  der  Phasenverschiebung  (cos  <p)  bereits 
die  geometrische  Addition  des  Ohm'schen  Spannungsverlustes 


alleine  geometrisch  addiert  werden  darf  Der  gesamte,  wirk, 
liehe  Spannungsverlust,  ergibt  sich,  wie  schon  angedeutet  wurde, 
durch  die  geometrische  Addition  von  Evßp^  und  Evsp  zu  Eep 
Der  Verfasser  hielt  diese  Abweichung  besseren  Verständnisses 
halber  für  zweckmäßig.  — 

Um  das  mit  Abbildung  1  wiedergegebene  Diagram  konstru- 
ieren zu  können,  müssen  wir  erst  Evßp^  ermitteln. 

Evßp.  = 

13 

Da  F.vßp  (Formel  14)  einen  wirkhchen  Wen  darstellt,  müssen 
wir  Evßp  auf  den  scheinbaren  Wert  zurückführen,  um  unser 
Diagramm  entwerfen  zu  können.  Versehen  wir  diesen  schein- 
baren Wert  ebenfalls  mit  dem  Index  \  schreiben  wir  also  Evl2pi, 
wie  bereits  geschehen. 

Es  ist 

Evi2pi  =  ._  Volt. 


Daher 


Evi2pi  = 


cos  (p 
640 


V  3 


464  Volt. 


(21) 


(22) 


0,8  •  1,73 

Schreiben  wir  nochmals  die  Formel  13,  ohne  daß  wir  den 
Leistungsfaktors  0  8  berücksichtigen,  so  daß  wir  also  den 
scheinbaren  Ohm'schen  Spannuassverlust  Evß^  erhalten :  dann 
ei halten  wir  als  Evß^  (scheinbar) 

54,2  ■  10000  •  1.73 


~        k  -  (\  57  •  -Idji 

oder  auf  die  Phasenspannung  bezogen, 

TT  n  1  /  u  •  K  A  Evfli  803 
Evßpi  (scheinbar)  = 


V  3 


1,73 


_  803  Volt, 


464  Volt 


wie  vorher. 

Weiter  ist  Eep  zu  ermitteln;  Eep  = 

20000 


Es  ist  nun 


Eep  = 


1,78 


(23) 


(24) 


(25) 


*)  Bei  Drehstromleitungen  stellt  man  den  Selbstindulitionskoeffizienten  nur  fOr 
einen  Leiter  fest. 


Ee  ist  ja  mit  20000  Volt  bekannt. 

Ee  und  Eep  sind  bekanntlich  wirkliche  Werte. 

Wir  können  jetzt  zur  Konstruktion  des  mit  Abbildung  1 
wiedergegebenen  Diagramms  schreiten,  wobei  zu  berücksichtigen 
ist,  daß  Evsp  senkrecht  zum  Strome  I  liegt,  also  gegen  Evßp» 
um  90  Grad  verschoben  ist.  während  Evßpi  in  Gegenphase  zum 
Strom,  also  parallel  zur  Stromnchtung  liegt. 

Werden  nun  die  Ergebnisse  der  Formeln  25,  22  und  20  im 
vorstehenden  Sinne  aufgetragen,  so  kommen  wir  zu  dem  Dai- 
gramm  nach  Abbildung  1. 

(Fortsetzung  folgt) 
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BÜCHERBESPRECHUNG 
Zum  25jährigen  Jubiläum  der  Funkentelegraphie  bringt  uns 
Artur  Fürst  ein  neues  Werk.  „Im  Bannkreis  von  Nauen",  kein 
Lehrbuch  der  Wellentelegraphie,  sondern  ein  Buch  für  jeden 
Laien  verständlich  und  spannend  zu  lesen.  Wir  müssen  uns  über 
jedes  Ruhmesblatt  freuen,  das  unserer  deutschen  Technik  gezollt 
wird,  die  ein  unseliger  Kriegsabschluß  mit  seinen  erniedrigend ?ii 
Fesseln  besonders  schwer  getroffen  hat. 

In  anschaulicher  Weise,  immer  wieder  auf  treffende  Bei 
spiele  des  täglichen  Lebens  zurückgreifend,  ein  Meister  in  der 
Darstellung,  wenn  es  gilt,  den  Leser  an  eine  nicht  alltägliche 
Materie  zu  fesseln,  versteht  es  Fürst,  den  Laien,  wie  auch  den 
Mann  der  Taste,  in  den  Bannkreis  der  elektrischen  Welle  zu 
ziehen  und  gleichsam  mit  ihrer  Geschwindigkeit  das  alles  zu 
zeigen,  was  wir  ihr  innerhalb  25  Jahren  ihrer  Entwicklung  vom 
ersten  praktischen  Versuch  Merkurs  bis  zum  Länder  umfassen- 
den Rundruf  der  Großstationen  zu  verdanken  haben.  Wir  lernen 
in  volkstümlicher  Darstellung  die  verschiedenen  Arten  der  Ein- 
richtung der  drahtlosen  Kunst  kennen,  wir  sehen,  in  welchen 
Formen  sich  der  menschliche  Erfindergeist  die  elektrischen 
Wellen  dienstbar  gemacht  hat,  neben  ihrem  Zweck  als  Nach- 
richtenübertragungsmittel, zur  Ortsbestimmung  auf  See  und  in 
der  Luft,  zur  Rettung  aus  Seenot  und  an  vielen  anderen  Stellen, 
Wo  andere  Nachrichtenmittel  versagten,  haben  sie  unmittelbar 
und  zuverlässig  ihre  Meldungen  an  ihren  Bestimmungsort  ge- 
tragen. 

Wir  dürfen  mit  Bestimmtheit  den  Zeitpunkt  voraussehen,  wo 
wir  mit  Hilfe  der  drahtlosen  Telefonie  aus  dem  fahrenden  Eisen- 
bahnzuge mühelos  und  genau  so  zuverlässig  als  auf  der  Draht- 
leitung unsere  Ferngespräche  erledigen  und  die  sonst  nicht  ver- 
wendbare Zeit  einer  langen  Bahnfahrt  dabei  nutzbringend  unter- 
bringen. Die  Anfänge  sind  bereits  gemacht.  Die  ersten  prak- 
tischen Versuche  lassen  auf  gute  Erfolge  hoffen.  Welche  Per- 
spektive tut  sich  uns  auf,  wenn  wir  uns  vorzustellen  versuchen, 
was  weitere  75  Jahre  uns  an  Ueberraschungen  auf  drahtlosem 
Gebiete  bringen  werden!  Dürfen  wir  es  nicht  als  selbstver- 
ständlich hinnehmen,  daß  die  noch  schwebenden  Probleme  der 
drahtlosen  Energieübertragung,  der  Geheimhaltung  und  der  ge- 
richteten Wellentelegraphie  restlos  gelöst  werden? 

Kann  es  uns  noch  besonders  wundern,  wenn  eines  schönen 
Tages  unsere  Großstation  Nauen  Taste  drückt,  um  das  Ver- 
standenzeichen eines  uns  unbekannten  Weltkörpers  zu 
quittieren? 

Was  wir  deutschem  Fleiß  und  deutscher  Energie  für  die 
Entwickelung  der  drahtlosen  Nachrichtenmittel  zu  verdanken 
haben,  dafür  liefert  uns  den  schönsten  Beweis  unsere  Groß- 
station Nauen,  dieses  Meisterstück  deutscher  Technik,  das 
monatlich  über  eine  Million  Telegramme  in  den  Aether  funkt. 

Wir  lassen  uns  von  Fürst  durch  unser  Nauen  führen  und 
uns  zeigen,  wie  aus  der  Laboratoriumsstation,  die  alle  Ent- 
wickelungsstufen  der  drahtlosen  Technik  durchgemacht  hat,  all- 
mählich die  transozeanische  Sendestelle  wurde. 

Dabei  werden  uns  die  3  Entwickelungsstufen  gezeigt,  die 
Nauen  durchgemacht  hat,  vom  alten  Knallfunkensender  mit 
seiner  verhältnismäßig  kleinen  Reichweite  beginnend  über  der 
Tcnfunkenanlage  mit  einer  Reichweite  bis  Nord-  und  Mittel- 
amerika bis  zur  Hochfrequenzeinrichtung,  mit  der  sich  Nauen 
bei  einer  Reichweite  von  halber  Aequatorlänge  endgültig  den 
Erdball  eroberte. 

Deutsche  Männer,  wie  Slaby,  Graf  Arko,  Braun,  Emil  Rathe- 
nau und  Wilhelm  v.  Siemens  haben  durch  ihre  zielbewußte  und 
folgerichtige  Arbeit  dazu  beigetragen,  daß  die  Funkentelegraphie 
diese  ungeahnte  Entwickelung  nehmen  konnte  und  unser  Nauen 
mit  seinem  deutschen  System  ein  „Störer"  gegenüber  den  Mono- 
polisierungsbestrebungen der  Markoni-Gesellschaft  wurde,  auf 
den  wir  stolz  sein  dürfen. 

Wer  sich  über  all  die  interessanten  Probleme  der  Wellen- 
telegraphie, der  zweifellos  eine  unabsehbare  Entwickelung  be- 
vorsteht, eingehend  informieren  will,  der  nehme  Fürst's  Buch  zur 
Hand,  es  wird  ihn  nicht  gereuen.  Braumann. 

FERNSPRECH-  UND  FERNSCHREI3WESEN 

SS  Wirtschaftlicher  Nachrichtendienst.  Während  im  Jahre 
1020  noch  Berlin  in  der  Nachrichtenübermittlung  der  New- 
Yorker  Börsenmeldungen  hinter  London  und  Paris  zurückstand, 
da  es  die  Kurse  erst  am  Vormittage  des  nächsten  Tages  erhielt, 
während  England  und  Frankreich  bereits  innerhalb  weniger 
Minuten  im  Besitz  der  Meldungen  waren,  ist  durch  ein  neu  ge- 
schlossenes Abkommen  mit  der  Radio-Corporation  in  New  York 
eine  wesentliche  Beschleunigung  in  der  Funkspruchübermitte- 
lung erfolgt.  Es  wird  von  New  York  alle  halbe  Stunde  eine 
Fcrnmeldung  herübergegeben,  die  10  Minuten  braucht,  und  von 
der  10  Minuten  später  alle  größeren  Banken  und  Werke  Kenntnis 
haben.    Es  werden  nicht  nur  Devisenmeldungen,  sondern  auch 


Effekten-  und  Produktennotierungen  übermittelt,  die  in  Königs- 
wusterhausen aufgefangen  und  an  zahlreiche  Empfangsstationen 
weitergegeben  werden.  Das  Reichspostministerium  ist  dabei, 
die  drahtlosen  Empfangsstationen  auf  1000  zu  erhöhen. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Gebührenordnung  für  Taxen  industrieller  Betriebseinrich- 
tungen. Für  die  Bewertung  von  Taxen  industrieller  Betriebsein- 
richtungen bestand  bisher  kein  fester,  allgemein  anerkannter 
Maßstab.  Da  das  Bedürfnis  nach  einem  solchen  Maßstab  bei 
den  vielfachen  Erweiterungen,  Umgestaltungen,  Veräußerungen 
industrieller  Betriebseinrichtungen  aber  heute  besonders  groß 
ist,  hat  sich  der  Ago-Ausschuß  für  die  Gebührenordnung  der 
Architekten  und  Ingenieure  veranlaßt  gesehen,  einen  solchen 
Maßstab  zu  Suchen  und  hat  jetzt  eine  ,,G.  O."  für  Taxen  indu- 
strieller Betriebseinrichtungen  im  Verlag  Julius  Springer,  Berlin 
(Preis  1,50  M.)  erscheinen  lassen,  die  eine  Bewertung  in  Pro- 
millen des  Taxwertes  vorsieht.  Es  werden  dabei  2  Stufen  unter- 
schieden, je  nach  der  Schwierigkeit  der  örtlichen  Aufnahme  und 
der  Wertermittlung,  sowie  nach  der  Art  der  abzuschätzenden 
Betriebseinrichtung  hinsichtlich  Größe  und  Vielheit  gleicher 
Maschinen-  und  Apparate-Einheiten,  denn  es  ist  klar,  daß  diese 
Umstände  die  vom  Taxator  zu  liefernde  Arbeit  im  hohen  Maße 
beeinflussen.  Im  übrigen  gilt  die  G.  O.  nur  für  spezifizierte 
Taxen  unter  örtlicher  Neuaufnahme  und)  Einzelbewertung  aller 
Maschinen-Apparate  usw.  Für  Erneuerung  früherer  Taxen  des- 
selben Sachverständigen  sind  entsprechende  Ermäßigungen  vor- 
gesehen. Hilfskräfte  bei  der  Aufnahme  hat  der  Auftraggeber 
zu  stellen,  Zeichnungen  in  neuer  Ausführung  sind  besonders  zu 
vergüten,  ebenso  Reisen. 

Der  G.  O.  ist  eine  Gebührentabelle  beigegeben,  die,  mit 
10  000  M.  anfangend  und  mit  10  Millionen  aufhörend,  in  den 
beiden  Stufen  die  Gebühren  in  Promillen  und  ausgerechnet  an- 
gibt. Die  Gebühr  beträgt  z.  B.  für  den  untersten  Wert  von 
10  000  M.  in  der  unteren  Stufe  50  für  1000  M.,  insgesamt  500  M., 
in  der  höheren  Stufe  70  bzw.  700  M.  Für  29  Millionen  ist  der 
in  der  höheren  Stufe  70  bzw.  700  M.  Für  90  Millioneft  ist  der 
Promillesatz  auf  1,7  bzw.  2,3  M.  gesunken,  so  daß  die  Gesamt- 
darüber  gilt  ein  Promillesatz  von  1,6  bzw.  2,2  M. 

Die  Gebührenordnung  soll,  da  es  sich  um  einen  ersten  Ver- 
such handelt,  zunächst  für  die  Dauer  eines  Jahres  gelten  und 
dann  nach  den  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  einer  Durch- 
sicht unterzogen  werden. 

STADTBAHNEN 

S*  Die  Berliner  Nordsüd-Untergrundbahn.  Die  Fertigstellung 
der  Nordsüdbahn  ist  bekanntlich  durch  den  Krieg  jahrelang  ver- 
zögert worden,  trotzdem  sie  ein  dringendes  Verkehrsbedürfnis  in 
Berlin  zu  befriedigen  bestimmt  ist.  Sie  ist  anfänglich  auf 
städtische  Kosten  erbaut  worden,  mußte  aber  bei  der  schlechten 
Finanzlage  der  Stadt  industrielles  Kapital  zu  Hilfe  nehmen.  Auch 
die  Führung  des  Betriebes,  dessen  Eröffnung  für  den  1.  Januar 
1923  in  Aussicht  genommen  worden  ist,  wird  durch  die  schon  be- 
stehende Hochbahngesellschaft  ausgeübt  werden.  Der 
Betriebsvertrag  hat  kürzlich  die  Billigung  des  eingesetzten  Stadt- 
verordnetenausschusses gefunden.  Danach  wird  die  Hochbahn- 
gesellschaft der  Nordsüdbahn  auf  die  Dauer  von  12  Jahren 
12  Vierwagenzüge  der  Hochbahnform  und  4  Dreiwagenzüge  der 
Nordsüdbahnform  zur  Verfügung  stellen.  Sie  ist  ferner  eine 
Verpflichtung  eingegangen,  bei  Verlängerung  der  Linie  nach 
Neukölln  auf  Verlangen  neue  Wagen  der  Nordsüdbah.iform  bis 
zum  Betrage  von  60  Mill.  M.  zu  beschaffen.  Die  Betriebsführung 
soll  durch  Hochbahnpersonal  erfolgen.  Finanziell  wird  die  Hoch- 
bahn mit  12  V.  H.  an  dem  Bruttoüberschuß  der  Nordsüdbahn 
beteiligt. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

=GI=  Die  Lage  der  elektrischen  Bahnen  in  England  zu  An- 
fang dieses  Jahres  wird  im  Electric  Railway  Journal  folgender- 
maßen kurz  gekennzeichnet:  Die  Einführung  des  elektrischen  Be- 
triebes auf  Dampfbahnen  ist  eine  Notwendigkeit  und  die  Bahn- 
gesellschaften haben  die  Pläne  dafür  bereits  fertig.  Aber  die 
Ausführung  wird  durch  den  gegenwärtigen  hohen  Zinsfuß  für 
Anleihegelder  aufgehalten.  Einige  Schnellbahnbauten  sind  im 
Gange.  Straßenbahnen  bauen  vorläufig  so  gut  wie  nichts,  bis  die 
Preise  für  Arbeit  und  Baustoffe  fallen.  Neue  Verkehrslinien  wer- 
den mit  Autoomnibussen  betrieben.  Bei  den  Fahrpreisen  sind 
verschiedene  Ermäßigungen  im  Gange.  Zurzeit  schweben  Ver- 
handlungen mit  der  Angestelltenschaft  um  die  schematische 
Durchführung  der  48-Stunden-Woche  zu  beseitigen.  (E.  R.  J. 
7. 1.  22.)  

Schluß  des  redaktionellen  Teiles. 


16.  Jahrg.    Heft  39/40    5  Oktober  192? 


Amtliche  Verdingunge 

und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen,  des  Eisenbahnzentralamtes,  der  Bauabteilungen  und  der 

Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 


Tag  der 
Eröflnung 
der  Angebote 


Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 


Bedingungen 
porto-  und  bestellgeldfrei 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.  von 


Angebote  verschlossen  mit 
entsprech.  Aufschrift  postfrei  an 


Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 


7.  10.  1922 
vorm.  iiä/j  Uhr 


7.  10. 1922 
vorm.  10  Vs  Uhr 

7.  10.  1922 
vorm.  II  Uhr 


9.  10.  1922 
vorm.  10  Uhr 


9. 10. 1922 
vorm.  II  Uhr 

10.  10.  1922 
vorm.  10  Uhr 

10.  10.  1922 
vorm.  II  Uhr 

10.  10  1922 
vorm.  II  Uhr 

10.  10  1922 
vorm.  II  Uh  r 


10.  10.  1922 
vorm.  II  Uhr 


10.  10.  1022 
vorm.  II  Uhr 


II.  10.  1922 
vorm.  II  Uhr 


12.  10.  1922 
vorm.  10  Uhr 


12.  IG.  1922 
vorm.  II  Uhr 


13.  10.  1922 
vorm.  9  Uhr 


13.  10.  1922 
vorm.  lo  Uhr 


14.  10.  1922 
vorm.  II  Uhr! 


14.  10.  1922 
vorm.  iiV,  Uhr 


Ausführung  der  Erd-  und  Betonarbeiten  zur  Herstellung  der  Wege- 
tlberführung  in  Teilpunkt  238  und  70  der  südlichen  Umgehungs- 
bahn. 


Gleisumbauarbeiten  der  Strecke  B  Born—Winterhageh,  km  17,4  bis 
20,3  im  Amtsbezirk  Lennep. 

Lieferung  von  etwa  50  000  Vormauer-  und  etwa  200  000  Hintermauer- 
steinen für  den  Neubau  des  Finanzamtfgebäudes  in  Oldenburg  in 
Holstein. 

Lieferung  von  2450  kg  Kupferrohre,  756  kg  Kupferblech,  Draht  und 
Kupferschweißdraht,  980  kg.  Messing,  rund  und  sechskant,  520  kg 
.Messingblech,  Draht  und  Messingschweißdraht,  600  kg  Vor- 
wärmerohre. Vertragserfüllung  bis  Ende  Dezember  1922. 

Anstreicherarbeilen  für  unser  Vierzehnfamilienwohnaus  an  der 
Sauerbreystraße. 

Lieferung  von  60000  kg  Putzwolle  und  200  Putzledern.  Vertrags- 
erfüllung bis  Ende  Dezember. 

Maurerarbeiten  (Empfangsgebüude)  in  Geestgottberg  i.  Altm. 


Zimmerei  arbeiten  in  Geestgottberg  i.  Altm. 


Erd-  und  Oberbauarbeiten  für  die  Erweiterung  des  VVestkopfes  der 
Hafengleise  im  neuen  Risaer  Hafen.  Hauptsächlicher  Umfang  der 
Arbeiten :  3000  cbm  Massenbewegung,  2,5  km  Gleisauslegen  imd 
30  Weichen  einbauen. 

Ausbesserung  des  Putzes  und  das  Ueberreiben  der  Putzflächen  in 
den  .Stuben  der  ehem.  Leibgrenadierkaseme  zu  Frankfurt  a.  O  sollen 
in  3  Losen  vergeben  werden. 

Gleisumbauarbeiten.  Los  i  Umbau  des  Gleises  Crefeld-Willich  von 
km  1,35  bis  450.  Los  II  Umbau  des  Gleises  Ti  ompet— Homberg 
von  km  7,18 — 12.57 


Bauarbeiten  für  das  Geschäftsgebäude  einschl.  Lieferung  der  Bau- 
stoffe. Diese  .Arbeiten  umfassen:  rd.  1400  cbm  Eisenbeton  der 
tieferen  Gründung,  rd.  6800  com  Erdbewegung,  rd.  7500  cbm  Ziegel- 
mauerwerk, rd  10800  qm  Zementfußböden  und  Estriche,  rd.  41300  qm 
Putz  usw. 

Lieferung  von  30000  Glühkörpern  für  hängendes  Gasglühlicht  zur 
Personenwagen-  und  Lokomotivbeleuchtung.  Vertragserfüllung  bis 
Ende  Dezember  1922. 

Neubau  von  3  Offiziershiiusern  an  der  Schorlemerstraße  sind  die 
Anstreicherarbeiten  zu  vergeben.  Auskunft  erteilt  Architekt  B. 
D.  A.  Ingerfeld,  Neuß-Nordkanalallee,  wo  die  Zeichnungen  einzu- 
sehen und  die  Unterlagen  gegen  Erstattung  der  Umdruckkosten  er- 
hältlich sind. 


Abbruch-,  Erd  ,  Beton-,  Eisenbeton-,  Maurer-  und  Zimmererarbeiten 
für  den  Aufbau  auf  die  Klempnerei  der  Wagenwerkstätte  auf  Werk- 
stättenbahnhohof  Dresden-Fr.,  unter  anderem:  300  cbm  Massen- 
bewegungen, 400  cbm  Ziegelm'uierwerk,  930  qm  Eisenbetondecke, 
390  qm  Holzstöokelpflaster,  2500  lld.  m  Hölzer,  3600  qm  Putzarbeiten. 

Lieferung  von  8050  qm  Dachpappe,  geteert  und  teerfrei,  12600  kg 
Klebemasse,  2000  kg  Kittmasse  für  Linoleum,  noo  kg  Karbolineum 
und  Holzteer.   Vertragserfüllung  bis  Ende  Dezember  1922. 

Lieferung  und  Aufstellung  einer  Dachkonstruktion  aus  Holz  für  die 
Erweiterung  des  Oberbaustoffschuppens  auf  Bahnhof  Köln-Nippes. 


Lösen  und  Aufladen  von  rd.  23000  cbm  Boden  bei  Hameln  sowie 
das  Abladen  bei  der  Talbrücke  in  Himmighausen  einschl.  Neben- 
arbeiten   .»Vusführung :    Herbst  1922  und  Frühjahr  1923. 
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mit  Zeichnungen 


25, —  in  bar 


180, —  in  bar 
(nicht  in  Brief- 
marken) 

2  Frs.  in  bar 


15- 
2  Frcs.  in  bar 


45  — 
u.  10, —  für  Porto 

,  18,— 
u.  10, —  für  Porto 

15, —  in  bar 
(nicht  Nachn.) 
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5oo, —  in  bar 


2  Frcs.  in  bar 


30, —  in  bar 


2  Frs.  in  bar 
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(nicht  Briefmrk.) 

90, —  in  bar 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Präsidialböro, 
Zimmer  128 
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Baubüro, 
Blücherstr.  39 


PräsidialbQro 
Zimmer  128 


Reichsbahn-Bauabteilung 
Michendorf  (Mark) 
Aufschrift:  Angebot  für  die 
Erd-  und  Betonar  eiten  zur  Her- 
stellung   der  Wegeüberführung 
in  Teilpunkt  238  und  70 

Eisenbahn-Betricbsamt 
Lennep 

Reichsbauamt  1  Kiel 
•■Xdolfstraße  14-20 


Eisenbahndirektion 
des  Saargebieies,  .Saarbrücken 


Staatliche  Berginspektion 
Staßfurt 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebictes,  Saarbrücken 

Eisenbahn-Bauabteilung 
Salzwedel 

Eisenbahnbauabteilung 
Salzwedel 

Reichsbahn-Neubauamt 
Riesa /Elbe 


Eisenbahnbauabtei  lung 
Frankfurt  (Oder) 


Reichsbahn-Betriebsamt 
Crefeld 
Anfschrift:    Angebot  auf 
Gleisumbauarbeiten" 

Der  Bauleitende  für  die 
Justizneubauten  Hagen  i.  W. 


Eisenbahndirektion 
des  Saargebietes,  .Saarbrücken 


Städtisches  Hochbauamt  .\ejß 


Eisenbahn-Neubauamt 
Dresden-Friedrichstadt, 
Waltherstraße  31.  (Zimmer  41I 
Aufschr. :     „Angebote  für  den 
Aufbau  auf  die  Klempnerei  der 
Wagenwerkstitt  Dresden  P'i. 

Eisenbahndirektion 
des  Saargebietes,  Saarbrücken 


Eisenbahn  Bauabteilung 
Köln-Nippes,  .Merheimer  Str.  220 


Eisenbahn-Betriebsamt 
Hameln 


3  Wochen 
14.  10.  1922 

19.  10.  1922 


24.  10. 1922 


31.  10.  1922 

5  Tage 
14  Tage 

4  Wochen 

26  10  1922 
14  Tage 


21.  10.  1922 


2  Wochen 
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Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Relchselsenbahn-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 


Mit  Ve  rd  I  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  I  g  e  r  nach  amtlichen  Mittellungen 
der  Elsenbahnverwaltung,  sowie  regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 


SCHRIFTLEITUNG:  Dr.- Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.- Ing.  Hasse,  Reglerungsbaumeister  a.  D., 
Privatdozent  an  der  Technischen  Hochschule  zu 
Charlottenburg  —  Dr.  rer.  pol.  Hans  Bau  mann, 
Regierungsbaurat  Im  Reichsverkehrsministerium 
zu  Berlin  —  Sendungen  für  die  Schriftleitung 
sind  an  Reglerungsbaumeister  Dr.- Ing.  Hasse 
zu  Berlin  W  35,  Potsdamer  Straße  28 
zu  richten 


VERLAG:  Guido  Hackebell  Akt, -Ges.,  Buch- 
druckerei und  Verlag,  Berlin  S  14,  Stallschrelber- 
straße  34-35  —  Fernsprecher:  Amt  Dönhoff 
Nr.  3354  —  3357  —  Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis:  Vierteljährlich  M.120,— ,  Einzel- 
hefte M.  25, — .  Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
die  einzelne  Milllmeterhöhe  M.15,-,  1/1  Seite  M.i  2  OOO,— , 
1/2  Seite  M.  6000,— ,  1/4  Seite  M.  3200,— ,  1/8  Seite 
M.1800,— ,  1/1 6  Seite  M.  950,— .Vorzugsplätze  besondere 
Preise.  Wiederholungen  mit  Rabatt 
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Die  wirtschaftliche  Bedeutung  von  Flachbauten  bei  weiträumiger  Stadtplanung  von  Stadtbaurat  Jentsch,  Berlin, 
Seite  461.  Einiges  über  Organisation  und  Geschäftsgebahren  der  Canadian  Pacific  Railway  von  Regierungsbaurat 
Semmler,  Rheda,  Seite  463.    Die  Verkehrslage  Bremens  von  Dr.-Ing.  C.  Herrmann,  Osnabrück,  Seite  465.    Verschiedenes  Seite  469. 


Nachdruck     des     gesamten     Inhalts     dieser     Zeitschrift      ist  verboten 


DIE  WIRTSCHAFTLICHE  BEDEUTUNG  VON  FLACHBAUTEN 
BEI  WEITRÄUMIGER  STADTPLANUNG 

VON  STADTBAURAT  JENTSCH-BERLIN 


Die  bauliche  Gliederung  von  Städten  und  größeren  Land- 
gemeinden ist  bekanntlich  von  hoher  wirtschaftlicher  Bedeutung 
und  beeinflußt  einschneidend  die  Lebenshaltung  breiter  Bevölke- 
rungsschichten. Für  die  wirtschaftliche  Stadtplanung  und  die 
verkehrstechnische  Erschließung  von  Sadtgebieten  spielen  die 
ausschlaggebende  Rolle 

die  an  die  Wohnform  und  Wohnungsgröße  durchschnittlich 
gestellten  Anforderungen, 

die  Zahl  der  zulässigen  oder  vorhandenen  Geschosse, 

der  Grad  der  Ueberbauung  des  zur  Verfügung  stehenden 
Landes  unter  Berücksichtigung  der  Vorgärten, 

Zahl,  Art  und  Gliederung  der  Straßen, 

die  Einlagerung  von  Erholungs-  und  Freiflächen,  sowie 
endlich 

die  technische  Durchbildung  der  Wohnstraßen  und  des  Ver- 
kehrsnetzes überhaupt  unter  Berücksichtigung  der  Ver- 
sorgungs-,  Entwässerungsleitungen  und  aller  tiefbau- 
technischen Anlagen. 

In  bezug  auf  die  Wohnungsgröße  und  Zimmerzahl  hat  sich 
bekanntlich  die  Auffassung  durchgesetzt,  daß  beides  mit  Rück- 
sicht auf  die  Wohnungsnot  und  wirtschaftliche  Gesamtlage  wei- 
testgehend einzuschränken  ist.  Dafür  macht  sich  die  Forderung 
nach  Flachbauweise  d.  h.  nach  Einbau  von  Wohnungen  in  höch- 
stens zweigeschossigen,  möglichst  freistehenden  Einfamilien- 
häusern, immer  noch  gebieterisch  geltend.  Diese  zum  Teil  aus 
gefühlsmäßigen  Erwägungen  getragene  Auffassung  wird  unter 
der  Herrschaft  des  Reichsmietengesetzes  noch  dadurch  unter- 
stützt, daß  sich  mit  Rücksicht  auf  die  Mietspreise  und  Mietsver- 
hältnisse in  alten  Häusern  für  mehrgeschossige  Neu  bauten 
schwer  Lastenträger  zur  Uebernahme  des  damit  verbundenen 
Risikos  finden  lassen.  Doch  machen  sich  auch  hier  schon  An- 
sätze geltend,  um  besonders  wohlhabendere  Kreise  in  der  von 
diesen  vielfach  bevorzugten  Wohnform  der  Etagenwohnung  in 
einem  mehrgeschossigen  Hause  unterzubriiigen. 

Selbst  wenn  man  die  Herstellungskosten  —  bezogen  auf  die 
Wohnung  eines  sogenannten  Flachbaues,  d.  h.  eines  Wohnhauses 
mit  höchstens  2  Stockwerken,  nicht  höher  veranschlagt  als  die- 
jenigen eines  mehrgeschossigen  Reihenhauses,  so  ist  meines  Er- 
achtens (wenn  man  die  Summe  aus  den  gesamten  Erfahrungen, 
besonders  der  letzten  Jahre  zieht)  die  überwiegende  Mehrzahl 

'  der  wirtschaftlich  Sachverständigen  jetzt  der  Auffassung,  daß 
doch  der  Flachbau  wirtschaftlich  dem  mehrge- 
schossigen Reihenbau  unterlegen  ist,  wenn 
man  die  kapitalisierten  U  n  t  e  r  h  a  1 1  u  n  g  s  -  und 
Betriebskosten  berücksichtigt.  Es  ist  ein  zwar 
verständlicher,  aber  zur  eingetretenen  Verarmung  Deutschlands 
in  eigenartigem  Gegensatz  stehender  Zug  der  Entwicklung,  daß 

.  man  ziemlich  plötzlich  von  einer  vielleicht  übertrieben  spar- 
samen und  vielfach  ungesunden  Bauweise  in  Gestalt  sogenannter 


Mietskasernen  in  das  andere  Extrem  des  weiträumigen  Flach- 
baues übergegangen  ist.  Hierbei  muß  neben  der  Minderung  der 
Stockwerkszahl  noch  dem  Umstand  Rechnung  getragen  werden, 
daß  die  Mehrzahl  —  z.  B.  der  Berliner  Bauordnungen  —  wenig 
folgerichtig  bei  hoher  Stockwerkszahl  eine  bis  über  70  v.  H. 
hmausgehende  Ueberbauung  zuläßt,  während  bei  niedriger  Stock- 
werkszahl die  Ueberbauung  30,  an  Ecken  höchstens  40  v.  H.  be- 
tragen darf. 

Der  Widerwillen  gegen  mehrgeschossige  enge  großstädtische 
Bebauung  ist  in  allen  Kreisen  ein  derartig  großer,  daß  man  sich 
nicht  bemüht,  den  Ursachen  und  Beweggründen,  aus  denen  eine 
derartige  Bebauung  entstanden  ist,  nachzuforschen;  man  be- 
gnügt sich  in  den  meisten  Fällen  mit  einer  abfälligen  aber  ober- 
flächlichen Kritik  gegen  einzelne  vermeintliche  Urheber.  Bei 
gerechter  Würdigung  der  an  sich  zweifellos  vielfach  unhygieni- 
schen Wohnform  der  Mietskasernen  muß  doch  anerkannt  wer- 
den, daß  sie  starke  wirtschaftliche  Kräfte  zur  Verwendung  an 
anderer  Stelle  freigemacht  hat.  Wenn  also  die  große  Masse  und 
der  deutsche  Mittelstand  sich  vor  dem  Kriege  eines  steigenden 
Wohlstandes  erfreuten  und  besonders  hinsichtlich  Ernährung 
inid  Bekleidung  ihre  Ansprüche  erheblich  steigern  konnten,  so 
ist  eine  nicht  zu  unterschätzende  Ursache  die  unsoziale  aber 
volkswirtschaftlich  und  kommunalwirtschaftlich  sehr  sparsame 
Wohnform  des  alten  Berlin  und  der  Großstädte  überhaupt.  Da 
Deutschland  vor  dem  Kriege  einen  starken  Ueberschuß  der  Pro- 
duktion gegenüber  dem  Verbrauch  hatte,  so  wäre  es  voraussicht- 
fich  auf  dem  Wege  allmählicher  Entwicklung  möglich  gewesen, 
die  erwähnte  unsoziale  Wohnform  überzuführen  in  eine  bessere, 
ohne  den  sonstigen  Bedürfnissen  der  Lebenshaltung  Abbruch  zu 
tun.  Man  täusche  sich  aber  nach  der  eingetretenen  Verarmung 
Deutschlands  nicht  über  die  letzten  Auswirkungen  der  jetzt  be- 
liebten Flachbauweise  in  weiträumigster  Stadtplanung.  Ohne 
eine  erhebliche  Umstellung  der  Vorkriegsbedürfnisse,  ohne  Opfer 
also  an  Ernährung  und  Bekleidung,  wird  sich  diese  Wohnform 
nicht  durchführen  lassen,  wobei  auch  nicht  verschwiegen  werden 
darf,  daß  gesundheitswidrige  und  ekelerregende  Zustände  auch 
in  der  flachen  Wohnform  zutage  treten,  wenn  es  besonders  bei 
fehlender  Kanalisation  an  Kraft  und  Zeit  bei  den  Einwohnern 
mangelt,  diese  anspruchsvolle  Besiedlungsform  pfleglich  zu  be- 
handeln. 

Es  muß  zugegeben  werden,  daß  sich  der  Flachbau  und  der 
mehrgeschossige  Bau  wirtschaftlich  schwer  vergleichen  lassen, 
was  die  Herstellungskosten  anbetrifft,  denn  die  Lebensweise, 
möglicherweise  sogar  die  Empfindlichkeit  gegen  Hitze  oder 
Kälte  bei  einem  Gartenstadtbewohner  ist  naturgemäß  eine  an- 
dere als  bei  dem  Inhaber  einer  Hochbauwohnung.  Vergleicht 
man  aber  die  Hochbauwohnung,  wie  sie  im  großen  Durchschnitt 
nach  praktischen  Erfahrungen  ausgeführt  wird,  mit  derjenigen 
Flachbauwohnung,  die  etwa  für  die  wirtschaftlich  gleich  starke 
Bevölkerungsschicht  hergestellt  ist,  so  dürfte  sich  feststellen 
lassen,  daß  die  relativen  Ansprüche  an  die  Wandstärke  und  an 
die  Größe  und  Höhe  der  Zimmer  beim  Flachbau  geringer  sind, 
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liillige  Ersatzbauweisen  von  oft  zweifelhafter  Güte  haben  eher 
bei  der  niedrigen  als  bei  der  hohen  Bauweise  Eingang  gefunden. 

Außerordentlich  lästig  und  für  die  Herstellung  von  Flach- 
bauten als  wirtschaftliche  Erschwernis  empfunden  wird  von 
Baulustigen  die  Notwendigkeit,  Anschlüsse  für  Gas,  Wasser, 
Elektrizität,  Brauch-  und  Schmutzwasserabführung  zum  Teil  auf 
eigene  Kosten  herzustellen  und  unter  Umständen  zu  unterhalten. 
Dazu  tritt  natürlich  noch  der  Straßenbau,  der  nach  der  Rechts- 
lage und  nach  der  jetzigen  Praxis  der  Städte  ebenfalls  vor 
Ausführung  des  Hauses  in  vollem  Umfange  vom  Anlieger  ge- 
leistet oder  unbedingt  sichergestellt  werden  muß,  falls  das 
Grundstück  nicht  an  bereits  anbaufähiger  Straße  belegen  ist. 
Es  bedarf  außerdem  keiner  Frage,  daß  die  Hauswirtschaft  in 
einem  Flachhause  mit  Keller,  Erdgeschoß,  Obergeschoß  und 
Boden,  also  unter  Umständen  in  vier  verschiedenen  Wirtschafts- 
ebenen, mehr  Aufwand  an  Zeit  und  Kraft  erfordert  als  eine 
Wohnung  im  Hochbau.  Bei  kinderreichen  Familien  und  bei 
geistigen  Arbeitern  ist  dieser  Mehraufwand  an  Kraft  für  die 
Bewirtschaftung  der  Wohnung  mit  Rücksicht  auf  den  Garten 
bekanntlich  unter  gewissen  Voraussetzungen  eine  Art  gewollter 
Beigabe  beim  Bau  von  Flachhäusern,  weil  der  geistige  Arbeiter 
ein  Gegengewicht  zu  seiner  hauptberuflichen  Tätigkeit  in  der 
Bewirtschaftung  der  Wohnung  und  in  der  Kultur  des  Gartens 
sucht.  Dies  schließt  naturgemäß  nicht  aus,  daß  beim  Wegfall 
dieses  Anlasses  die  vermehrte  Betriebskraft  für  die  Bewirtschaf- 
tung der  W'ohnung  einem  anders  eingestellten  Wohnungsinhaber 
z.  B.  vermehrte  Unkosten  \  erursacht,  die  in  kapitalisierter  Form 
den  gesamten  Aufwand  für  das  Haus  naturgemäß  erheblich  ver- 
größern. 

Ganz  abgesehen  von  den  pri\  atwirtschaftlichen  Sicherheiten 
der  einzelnen  Haustypen,  die  vor  der  Herstellung  von  Flach- 
bauten wohl  erwogen  werden  müssen,  um  den  Besitzer  später 
nicht  zu  enttäuschen,  haben  Reich,  Staat  und  Gemeinde  meines 
Erachtens  die  Verpflichtung,  sich  die  letzten  öffentlich-wirt- 
schaftlichen Auswirkungen  des  Flachbaues  stärker  zu  Bewußt- 
sein zu  führen  als  bisher.  Dabei  soll  nachdrücklich  vorausge- 
setzt werden,  daß  der  Flachbau  bzw.  die  gartenstadtmäßige  Auf- 
schließung bevölkerungspolitisch  oft  von  hohem  Wert  ist,  d.  h., 
daß  die  Volkskraft  durch  Unterbringung  von  Großstadtbevölke- 
rung in  der  Form  der  Gartenstadt  gegenüber  dem  Hochbau  be- 
sonders bei  mangelhafter  Lichtzufuhr  erheblich  erhöht  wird.  Der 
Wert  der  sogenannten  Kleingartenbewegung  im  Hinblick  auf  die 
Ernährungswirtschaft  und  Volksgesundheit  darf  nicht  unter- 
schätzt werden  und  muß  auch  in  diesem  Zusammenhange  in 
Rechnung  gestellt  werden.  Ein  nicht  gerniger  Teil  dieser  ver- 
mehrten Volkskraft,  wenn  nicht  gar  mehr  als  der  überhaupt  er- 
zielte Gewinn,  muß  allerdings  zur  Verfügung  gestellt  werden 
zur  Ueberwindung  der  durch  die  gartenstadtmäßige  Aufteilung 
städtischen  Geländes  entstehenden  volkswirtschaftlichen  und 
kommunalwirtschaftlichen  Mehrlasten.  Um  einige  Beispiele 
herauszugreifen,  braucht  z.  B.  eine  Gartenstadt  das  Mehrfache 
an  Briefträgern,  an  Zählern  für  den  Gas-,  Wasser-  und  Elek- 
trizitätsverbrauch, für  die  Reinigung  und  Unterhaltung  der 
Straßen,  für  Müllabfuhr  und  vor  allen  Dnigen  für  die  Schaffung, 
den  Betrieb  und  die  Unterhaltung  der  Verkehrsmittel  für  Per- 
sonen und  Güter.  Bekanntlich  ist  für  die  Garten- 
städte, insbesondere  für  neu  angelegte,  in  den 
meisten  Fällen  eine  rentierliche  Verkehrs - 
anläge  kaum  noch  durchführbar,  wenn  die  Bewohner 
nicht  Angehörige  eines  Unternehmens  sind,  die  mehrfach  täglich 
denselben  Berufsweg  haben.  Je  geringer  der  Bruchteil  des  mit 
Häusern  bebauten  Landes  zur  Gesamtfläche  ist,  um  so  stärker 
werden  die  angedeuten  volkswirtschaftlichen  und  kommunal- 
wirtschaftlichen Kosten  sowie  die  Schwierigkeiten  für  den  \'er- 
kehr  wachsen.  Es  muß  daher  von  diesem  Gesichtspunkic  aus 
in  der  Tat  bei  der  Planung  von  Stadtteilen  und  bei  der  Flucht- 
linienfestsetzung"  ernstlich  erwogen  werden,  ob  die  Einlagerung 
von  Freiflächen  in  einer  gartenstadtmäßig  aufgeschlossenen 
Gegend  angemessen  verkehrstechnisch  oder  wirtschaftlich  zur 
Zeit  erträglich  ist.  Die  Frage  muß  sogar  entschieden  verneint 
werden,  was  das  Bedürfnis  und  den  Anspruch  der  Gartenstadt- 
bewohner auf  diese  Freiflächen  angeht.  Die  Festsetzung  von 
Frei-  und  Erholungsflächen  in  einem  Gartenstadtgebiet  hat  in- 
dessen unter  Umständen  Berechtigung,  wenn  ein  benachbartes 
eng-  und  hochgebaute-^  Gebiet  wenig  oder  gar  keine  Frei- 
flächen hat. 

Eine  noch  mehr  umstrittene  Frage  ist  die  Anlage  und  tech- 
nische Durchführung  von  Straßen  durch  weiträumig  erschlos- 
sene Stadtteile.  Man  gewinnt  den  Eindruck,  daß  der  Abstand 
der  Straßenfluchten  und  insbesondere  die  Breite  des  Fahrdam- 
mes bei  den  .Stadt-  und  Straßenplimungen  vor  dem  Kriege  viel- 
fach größer  angenommen  worden  ist  als  für  den  Verkehr  unum- 
gänglich erforderlich.  Man  ist  daher  unter  Berücksichtigung  der 
Ciesamtlage  mit  Recht  dazu  übergeg.ingen,  für  Wohnstraßen  im 
allgemeinen  einen  sogenannten  zweispurigen  l-'ahrdamm  von 
2  X  2,5  =  5  m,  für  Verkehxsstraßen  ohne  Straßenbahn  ein  Drei- 
bis  Vierfaches  der  Spureinheit  von  2,5  m  anzunehmen;  die  für 
den  Straßenbahnkörper  aufzuwendende  Breite  käme  nach  Bedarf 


hinzu.  Nicht  rechtfertigen  läßt  sich  indessen  der  Vorschlag,  im 
Rahmen  einer  (iroßstadt  mit  einem  ausgebauten  Verkehrsnetz, 
mit  Schmutz-  und  Regenentwässerung  und  mit  X'erso'-gung  für 
Cias,  Wasser  und  J*-lektrizität  die  technische  Durchbildung  de- 
Straßenbaues bei  Flachbauten  so  zu  beschränken,  daß  ein  ge- 
wisses Flachbaugebiet  mit  dörflichem  Charakter  aus  dem  Rah- 
men der  großstadtmäßigen  I^ntwicklung  gewissermaßen  heraus- 
fällt. Wer  sich  in  der  (iroßstadt  ansiedelt,  macht  im  allge- 
meinen, und  man  darf  in  diesem  Zusammenhange  wohl  anneh- 
men ausnahmslos,  Anspruch  auf  gewisse  Vorteile,  welche  die 
Clroßstadt  bietet.  Dies  beweisen  die  erheblichen  Klagen  und 
weitgehenden  Forderungen  v^on  Siedlungsbewohnern  in  Berlin 
in  bezug  auf  den  J^isenbahn-,  Straßenbahn-  und  sonstigen  Ver- 
kehr, l^rfahrungsgeinäß  wird  vielfach  von  den  Unternehmern 
einer  im  Flachbau  auszuführenden  Wohnungsgruppe  scharfe 
Kritik  an  der  mangelhaften  Ausbildung  der  Zufahrtswege  zu 
der  Siedlung  geübt.  Dieselben  L'^nternehmer  lehnen  es  aber  bei 
den  Verhandlungen  mit  der  Tiefbauverwaltung  ihres  Bezirks  ab, 
für  den  Straßenbau  mehr  als  Schlacke  hinsichtlich  des  Fahr- 
dammes zu  bewiligen. 

Da  der  Verkehr  in  einer  solchen  Siedlung  bei  wachsender 
Zahl  der  Anbauten  vielfach  größer  wird,  als  bei  der  Anlage  vor- 
ausgesetzt, da  ferner  die  Großstadtbewohner  im  Winter  bei  an- 
dauerndem starken  Regen  den  Zustand  einer  mangelhaft  ange- 
legten Straße  äußerst  lästig,  häufig  sogar  als  unerträglich  empfin- 
den, und  da  endlich  nach  der  Rechtslage  die  Stadtgemeinde  in 
den  meisten  Fällen  zur  Unterhaltung  und  Reinigung  —  wenig- 
st<.-ns  des  Straßeirdainmcs  —  verpflichtet  ist,  so  läßt  sich  vom 
Standpunkte  einer  gesunden  Kommunalwirt- 
schaft vielfach  wohl  eine  schmale  Straße,  nicht 
aber  eine  stofflich  und  technisch  minderwertig 
ausgeführte  Straßen  an  läge  rechtfertigen.  Die 
von  der  Stadt  zu  tragenden  kapitalisierten  Reinigungs-  und 
Unterhaltungskosten  einer  minderwerticen  Anlage  übersteigen  in 
den  meisten  Fällen  bei  weitem  diejenigen  Kosten,  die  bei  der 
gleichen  Kapitalsanwendung  bei  einer  gut  angelegten  Straße  ent- 
stehen. Privatwirtschaftlich  und  volkswirtschaftlich  muß  hier- 
bei noch  berücksichtigt  werden,  daß  bei  Schmutzwetter  eine  min- 
derwertige Straße  in  sehr  vielen  Fällen  die  Verschmutzung  der 
ganzen  Siedlung  zur  Folge  hat,  daß  in  solchen  Fällen  die  Rein- 
haltung des  \'orgartens  sehr  viel  mehr  kostet  als  bei  der  Straßen- 
anlage gespart  wird,  und  daß  bei  schlechter  straßenmäßiger 
(irundlage  die  Gegensätze  des  täglichen  \'erbrauchs  schneller  ver- 
schleißen. 

Auch  was  die  Brauchwasserabführung  anbetrifft,  wird  nicht 
selten,  selbst  bei  kleinem  Hausgarten,  der  Antrag  gestellt,  die 
Stadt  solle  vom  Anschluß  des  Hauses  an  die  Kanalisation  ab- 
sehen. Man  wird  diesen  Wünschen  folgen  können,  wenn  der 
Hausgarten  mindestens  500  bis  1000  qm  Fläche  hat  und  das 
Grundstück  nicht  in  der  Nähe  von  Entwässerungsleitungen  sich 
befindet,  die  Anschlußkosten,  also  die  Hauskosten,  unter  Um- 
ständen verdoppeln  können.  Man  muß  aber  auch  hierbei  die 
Erfahrung  in  verschiedenen  Gebietsteilen,  z.  B.  von  Berlin,  be- 
rücksichtigen, wo  später  die  Gartenbesitzer  selber  den  Antrag 
gestellt  haben,  an  die  Kanalisation  angeschlossen  zu  werden,  da 
die  Nachteile  der  privaten  Fäkalienbeseitigung,  z.  B.  die  Jauche- 
abfuhr, grölk'r  Kcwesen  sind  als  die  Ersparnis  bei  der  .\nlage 
rechtfertigen  ließ. 

Zusammenfassend  lassen  sich  etwa  folgende  Plrfahrungssätze 
zum  Ausdruck  bringen: 

L  ]3er  Flachbau  fordert  privatwirtschaftlich  einen  größeren, 
volkswirtschaftlich  und  kommunalwirtschaftlich  einen 
erheblich  größeren  Aufwand  als  der  Hoch-Reihenbau 
ohne  Hintergebäude  und  Seitenflügel. 

2.  Der  Flachbau  in  gartenstadtmäßiger  Anlage  ist  bevölke- 
rungspolitisch dem  Hochbau  überlegen,  rechtfertigt  also 
zu  seinen  Gunsten  gewisse  volkswirtschaftliche  Mehr- 
leistungen. 

3.  Die  Einlagerung  größerer  Freiflächen  bei  gartenstadt- 
mäßiger Aufschließung  ist  wirtschaftlich  schwer  zu  recht- 
fertigen. Sie  ist  unter  Umständen  aus  Mangel  an  Frei- 
flächen in  einer  benachbarten  Hochbaustadt  unver- 
meidlich. 

4.  Die  früheren  Anft)rderungen  bei  der  straßenmäßigen  Ein- 
teilung sind  einzuschränken.  Bei  Wohnstraßen  genügt 
im  allgemeinen  eine  zweispurige  Dammbreite,  bei  Ver- 
kehrsstraßen eine  drei-  und  in  besonderen  Ausnahmefäl- 
len mehrspurige  Dammbreite  zuzüglich  des  Straßenbahn- 
körpers. 

5.  IDie  W' ohnstraßen,  insbesondere  aber  die  Verkehrsstraßen 
bei  einer  Großstadtsiedlung  sind  aus  dauerhaftem  Ma- 
terial herzustellen,  um  die  Uhterhaltungs-  und  Reini- 
gungskosten einzuschränken  und  die  Bewirtschaftung  des 
Hauses  zu  erleichtern. 


Verkehrstechnische  Woche 
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EINIGES  UBER  ORGANISATION 
UND  GESCHÄFTSGEBAHREN  DER  CANADIAN  PACIFIC  RAILWAY 

VON  REGIERUNGSBAURAT  SEMMLER,  RHEDA 


Staatliche  Aufsichtsbehörde  für  sämtliche  kanadischen 
Eisenbahnen  ist  der  „Board  of  railway  Commissioners  of 
Canada"  in  der  Landeshauptstadt  Ottowa,  der  durch  Gesetz 
vom  22.  Mai  1888  eingesetzt  ist.  Der  board  o.  r.  C.  besteht 
aus  4  Abteilungen,  und  zwar  für  Verkehr,  Ingenieurwesen, 
Betrieb,  zu  dem  auch  der  Wagendienst  gehört,  und,  für  ameri- 
kanische Verhältnisse  besonders  wichtig,  für  Brandwesen.  Der 
board  genehmigt  die  Tarife,  führt  die  Aufsicht  über  allgemeine 
Sicherheitsmaßnahmen  und  genehmigt  die  Betriebsvorschrifter.. 
Die  Tätigkeit  des  board  ist  eine  recht  umfangreiche,  so  fanderi 
im  Geschäftsjahr  1912  (1.  4.  12—31.  3.  13)  nicht  weniger  als 
102  öffentliche  Sitzungen  statt,  in  denen  695  einzelne  Verhand- 
lungspunkte erledigt  wurden.  Die  öffentlichen  Sitzungen  des 
board  werden  mit  Rücksicht  auf  die  großen  räumlichen  Ent- 
fernungen nicht  nur  in  Ottowa  abgehalten,  sondern  nach  Bedarf 
auch  in  den  betretfenden  Provinzen.  Bei  den  \\'eisungen  des 
board  unterscheidet  man  3  Arten:  1.  „Allgemeine  Anordnungen" 
(1012:  7  Stück),  2.  ,, Allgemeine  Rundschreiben  an  die  unter- 
stellten Bahngescllschaften"  (1912:  14  Stück),  :i  gewöhnliche 
„Orders"'  (1912  nicht  weniger  als  2785  Stück),  l^cr  größte  Teil 
dieser  Orders  sind  sogenannte  traffic  Orders  und  behandeln  ciii- 
2:  eine  Tarif  angelegen  heilen. 

Die  Canadian  Pacific  Railwa.v,  kurz  C.  P.  R.  genatnit.  ist  die 
größte  Privatbahn  Kanadas,  deren  Hauptbedeutung  darin  liegt, 
daß  sie  als  erste  und  zunächst  einzige  Gesellschaft  eine  durch- 
wehende Linie  von  Küste  zu  Küste  besaß.  An  der  Spitze  der 
C.F.  R.  (1914  rund  20  000  km  Betriebslänge)  steht  ein  Präsident, 
dessen  Stellung  etwa  der  eines  (ieneraldircktors  eines  großen 
Industriekonzern.s  zu  vergleichen  ist,  denn  die  C.  P.  R.  besitzt 
und  betreibt  außer  dem  eigentlichen  Eisenbahnunternehnien  noch 
Kohlenbergwerke,  öffentlichen  Telegraph,  große,  sehr  umfang- 
reiche Hotelanlagen,  Paketpost,  Besicdelung  und  Landverwal- 
tung, Meliorationen,  Lager-  und  Silogeschäft,  Binnen-  und  aus- 
gedehnte Ueberseeschiff  ahrt. 

Dem  Präsidenten  zur  Seite  steht  der  Aufsichtsrat  der  Ge- 
sellschaft (board  of  directors),  der  bei  wichtigen  FinanzfraRen 
zuzustimmen  hat.  Sonst  entscheidet  der  Präsident  selb- 
ständig. 

Sitz  des  Präsidenten  ist  die  Handelshauptstadt  des  Landes, 
Montreal,  unter  ihm  stehen  5  \'icepräsidentcn  an  der  Spitze 
\  on  Abteilungen  wie  folgt: 

1.  Finanzen. 

2.  Eisenbahn-  und  Dampferverkehr,  Tarife, 

o.   Materialbeschaffung,  Aufstellung  \'on  Normen. 
(1 — 3  gemeinsam  für  das  ganze  Netz). 

4.    Bau,  Unterhaltung  und  Betrieb  der  östlichen  Linien,  mit 
1 — :]  in  Montreal. 

.").   Bau,  Unterhaltung  und  Betrieb  rler  westlichen  Linien  in 
Winnipeg. 

Die  weitere  Organisation  ist  in  Abb.  1  dargestellt. 

Unter  den  Vizepräsidenten  4  und  5  stehen  je  3  Abteilungen, 
an  deren  Spitze  als  Abteilungschefs  der  Chefingenieur  für  Bau- 
wesen, für  Maschinenwesen,  und  der  Oberste  Betriebsleiter, 
jeder  natürlich  mit  einem  großen  Büro  und  weiteren  (auch 
hc.heren)  Beamten.  Unter  dem  Chefingenieur  stehen  außer 
Spezialgebieten  wie  Signalwesen  einmal  die  Neubauverwaltung 
mit  dem  Büro  des  Neubauingenieurs  und  den  ihm  unmittelbar 
ohne  Vermittlung  der  nachher  erwähnten  ,,divisions"  (Direk- 
tionen) unterstellten  Bauabteilungen,  und  dann  die  ßahnunter- 
lialtung. 

Für  Betrieb,  Verkehr  und  BahnunterhaltuuR  sind  die  Be- 
zirke der  Vizepräsidenten  in  Divisionen  eingeteilt,  die  je  etwa 
2Ö00  km  Betriebslänge  haben  und  ungefähr  mit  den  politischen 
firenzeu  der  Provinzen  zusammenfallen.  Sie  entspreclen  zum 
Teil  den  preußischen  Eisenbahndirektionen,  soweit  die  Auf- 
nähen des  Betriebes,  des  Verkehrs  und  der  Bahnunterhaltung  in 
Frage  kommen.  An  der  Spitze  einer  Division  steht  ein  ,,gencral 
Superintendent".  Unter  ihm  steht  für  die  Bahnunterhaltung  ein 
..division  engineer",  der  aber  insofern  eine  Doppelstellung  hat, 
als  er  auch  gleichzeitig  dem  Chefingenieur  für  Bahnunterhaltung 
im  Büro  des  Chefingenieurs  beim  \'^izepräsidentcn  unterstellt  ist. 
Zum  Büro  des  General-Superintendanten  gehören  dann  weiter 
höhere  und  andere  Beamte  des  Betrieb-,  \'erkehrs-,  Wagen- 
dienstes, sowie  des  Maschinen-  und  Wtrkslättenbetriebsdienstes. 

Die  Divisionen  sind  örtlich  unterteilt  in  sogenannte  districts, 
welche  an  Art  und  Umfang  der  Geschäfte  auffälliR  den  preußi- 
schen B.  A.,  jedoch  zusammen  mit  Aufgaben  des  V.  A.  ähneln, 
l'.inige  große  Endbahnhöfe  mit  anschließenden  Rangierbahnhöfen 
l)ilden  z.  B.  districts  von  nur  40  km  Betriebslänge,  während  in 
den  dünn  besiedelten  Präriegegenden  die  Betriebslänge  bis  auf 


über  1000  km  steigt.  An  der  Spitze  eines  districts  (Anites^  steht 
ein  ,,division  Superintendent",  dem  für  die  Bahnunterhaltung 
wieder  ein  ,, resident  engineer"  beigeordnet  ist,  der  wieder  gleich- 
zeitig dem  di\'ision  engineer  unterstellt  ist.  Linter  den  Aenitern 
stehen  für  'Betriebs-  und  \'erk(_'hrsaufgabt'n  die  Bahnhofe,  für 
die  Bahnunterhaltung  die  ..roadniaster"  (Bahnmeister),  deren  Be- 
zirk eine  subdivision'  umfaßt,  die  wieder  in  Sektionen  unter 
tinem  ,,foreman"  (selbständiger  Rottenführer)  eingeteilt  sind. 
Für  die  Leitung  des  Betriebes  sind  dem  Divisions-Superinten- 
denten die  ,,train  dispatcher"  und  ,,chief  train  dispatcher"  unter- 
stellt. Es  sei  hier  gleich  darauf  hingewiesen,  daß  die  großen 
Zugbildungsbahnhöfe  nicht  zum  Bereich  der  dispatcher  gehören. 
Auf  ihnen  sorgt  der  ,, Station  master"  für  rechtzeitige  Fertig- 
stellung und  Abfahrt  der  Züge. 

Die  Hauptwagenverteilung  erfolgt  in  Montreal  durch  den 
General-Superintendanten  für  Wagenverteilung,  dem  für  die 
westlichen  und  östlichen  Linien  in  Montreal  und  Winnipeg  je 
ein  Superintendent  für  die  Wagen\erteilung  untersteht,  die  wie- 
der die  Wagenmeldungen  durch  die  VVaccnverteiler  bei  den 
einzelnen  l)i\isionen  erhalten.  .Außerdem  hat  der  chief  train 
(lispatcher  das  Recht,  in  seinem  Bezirk  selbst  Verteilungen  zu 
verfügen,  da  er  schnellere  und  häufigere  Nachrichten  bekommt. 

Zum  \'ergleich  mit  der  C.  P.  R.  ist  in  Abb.  2  noch  eine 
Darstellung  des  Büros  in  Montreal  des  entsprechenden  Vize- 
])räsidenten  der  Grand  Trmik,  der  zweitgrößten  Eisenbahngesell- 
schaft in  Kanada,  daruistell t.  Die  F.iuteilunc  ist  durchaus  ähn- 
lich. Hier  sind  5  Abteilungen  vt)rhanden,  an  deren  Spitze  der 
Chefingenieur  und  der  Oberste  Betrielisleiter  (hier  general  Supe- 
rintendent genannt),  dami  der  .Supernitendent  für  Maschinen- 
wesen, für  \\'agenbau  und  Linterhaltung  und  zuletzt  der  Gene- 
ralsuperintendent für  den  Wagendienst.  Unter  jedem  stehen 
wieder  zahlreiche  Beamte.  Un.tei*  dem  Chefingenieur  bestehen 
wieder  Abteilungen  für  Neubau  und  Bahnuntcrhaltung,  dem 
( lencralbetriebsleiter  sind  gleichfalls  wieder  Ingenieure  für  die 
Bahnunterhaltung  unterstellt. 

Sehr  gut  durchgearbeitet  sind  durchweg  alle  formularmäßi- 
Ken  Vordrucke,  die  in  großem  Ausmaß  verwandt  werden.  So 
umfaßt  z.  B.  die  Anforderung  der  Kosten  für  die  „besondere 
Unterhaltung"  irgend  einer  Anlage  stets  eine  einzige  \'ordruck- 
seite,  die  vom  Amtsvorstand  ausgefüllt  wird,  wobei  Kosten  für 
Arbeit  und  Material  grundsätzlich  getrennt  anzugeben  sind. 
Nach  Vollziehung  des  gleichfalls  vorgedruckten  Prüfungsver- 
merks durch  Chefingenieur  und  ( ieneralbetriebsleiter  werden 
die-  Kosten  durch  den  Vizepräsidenten  genehmigt.  .\uf  dem- 
selben Formular  werden  nach  Beendigung  der  Arbeit  Datum 
der  Ausführung  und  tatsächlich  entstandene  Kosten  vermerkt. 
.Außerdem  muß  auf  dem  Formular  kurz  die  Notwendigkeit  der 
.\ufwendung  angegeben  sein  unter  Angabe  der  durch  die  An- 
lage eintretenden  Ersparnisse  an  Zugkm,  Zeit,  Arbeit  oder 
Material.  Bei  Ergänzungen  und  Erneuerungen  ist  auf  dem  An- 
torderungs-  und  Genehmigungsformular  auch  noch  anzugeben, 
welcher  Teil  der  angeforderten  Sunniie  dem  Anlagekapita!  hin- 
zuzurechnen ist,  und  welcher  Teil  aus  laufenden  Mitteln  zu 
nehmen  ist.  Es  ist  zweifellos,  daß  durch  diese  stets  ganz  gleichen, 
übersichtlichen,  kurzen  Formulare  ein  späterer  Vergleich  auf- 
gewandter Kosten  oder  dergl.  außerordentlich  erleichtert  wird. 
.\uch  die  Form  des  Hauptkostenanschlages  für  größere  Neu- 
bauten, die  inhaltlich  unseren  Hauptkostenanschlägen  ähnelt,  ist 
sehr  übersichtlich.  Handschriftlicher  Text  ist  mir  wenig  \ur- 
handen,  der  größte  Teil  der  Titel  und  Positionen  zeigt  Druck- 
schrift unter  Fortlassung  jedes  überflüssigen  Wortes.  Wichtig 
ist  es,  daß  der  Baufonds  mit  den  Bauzinsen  belastet  wird'.  Hier- 
durch wird  der  bauleitende  Beamte  zu  schnellem  Baufortschritt 
angehalten.  Auch  der  Baufortschritt  wird  durch  übersichtliche 
Vordrucke  überwacht,  die  naturgemäß  viel  leichter  zw  führen 
sind,  als  wenn  man  im  Einzelfalle  immer  wieder  neue,  auch  in 
der  Anordnung  neu  zu  erfindende  Uebersichten  handschriftlich 
herstellen  muß. 

Zahlreich  sind  die  Normalentwürfe,  die  im  Büro  des  Chef- 
ingenieurs aufgestellt  werden.  Ihre  \'erwendung  ist  naturgemäß 
in  einem  dünn  besiedelten  Lande,  w(.)  in  großen  (.lebieten  keiner- 
Ic'  Rücksicht  auf  bestehende  AnhiKen  zu  nehmen  ist,  recht  an- 
gebracht. Durch  Verwendung  der  Normalien  werden  einmal  die 
örtlichen  Bauleitungen  entlastet,  dann  wird  (l;idurch  der  Einfluß 
des  Chefingenieurs  auf  die  Bahnunterhaltung  trotz  der  Mitunter- 
stellung derselben  unter  die  Betriebssuperintendenten  gestärkt. 

Neue  Ergänzungsbaiiten  werden  stets  yni\  den  i^esident-In- 
Kcnieuren  beim  Amt  ;uifKestellt,  die  ganz  anders  Rücksicht  auf 
die  örtlichen  Verhältnisse  nehmen  können,  als  eine  entferntere 
.Stelle.  Die  Entwürfe  werden  dar.n  durch  das  Amt  an  die 
Livisioit  weiternereicht,  und  von  dort  aus  an  den  Chefingenieur 
und  den  Obersten  Betriebsleiter. 
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Zur  Kennzeichnung  der  Bedeutung  einzelner  Stellen  seien 
noch  einige  mittlere  Gehaltsangaben  nach  dem  Stande  des  Jahres 
1914  gemacht.    Es. erhielten  in  Dollar: 

division  Superintendent  (Amtsvorstand)  .  Doli.  1000  jährlich 

division   engineer  Doli.  3500  jährlich 

resident    engineer    der  Bahnunter- 
haltung     ,   Doli.  125—130  monatl. 

Bahnmeister      ,   Doli.      1.35  monatl. 

Zugführer  Doli.  1.35-150  monatl. 

Neubauingenieur      (Dezernent  bei 
Chefing.)   Doli.  500-600  monatl. 

assistant  engineer  (Vorstand  Bau-A.)    Doli.  150—250  monatl. 

resident  engineer  (Neubau)  ....  Doli.  125  monatl. 
L>azu  kommen  reichliche  Reisekostenvergütungen. 

Abb.  1 
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a)  je  I  Division  in  jeder  Provinz  Manitoba,  Saakatchevan, 
Alberta,  British  Columbia 

b)  Division  Superintendent  haben  keine  Division  (Direk- 
tion) unter  sich,  sondern  nur  einen  Distrikt  (Amtsbezirk) 

Eine  so  festgefügte  Eisenbahiibeanitenschaf t  wie  Deutsch- 
land kennt  die  C.  P.  R.  nicht,  aber  jeder  „C.  P.  R.-Mann"  ist 
sich  wohl  bewußt  und  bringt  es  auch  stets  zum  Ausdruck,  welch 
überragende  Bedeutung  die  C.  P.  R.  für  das  Leben  Kanadas  hat 
und  welche  Stellung  sie  dadurch  ihren  Angestellten  im  öffent- 
lichen Leben  gibt.  Die  jüngeren  Angestellten  wechseln  häufig, 
was  ja  bei  den  verschiedenen  Bahngesellschaften  ohne  weiteres 
möglich  ist.  Die  Disziplin  ist  sehr  streng.  (lewandtheit  und 
energisches  Auftreten  ist  für  jeden  Vorgesetzten  unerläßlich. 
Der  Begriff  der  ,, höheren  Beamten"  im  früheren  preußischen 
Sinne  ist  auf  amerikanische  Verhältnisse  durchaus  übertragbar. 
Im  Betriebsdienst  beginnt  er  beim  Superintendenten  (Amtsvor- 
stand) und  dessen  Vertreter,  beim  Bau-  und  maschinentechni- 
schen Dienst  beim  assistant  engineer  (Baumeister),  von  denen 
allgemein  Hochschulbildung  verlangt  wird.  Die  höheren  Be- 
amten des  Betriebsdienstes  gingen  früher  aus  der  Praxis  hervor. 
Laufbahnen,  wie  Schaffner — Zugführer — Bürobeamter  beim  Amt, 
Assistant, Superintendent  oder  Telegraph  ist — Hilf  szugleiter — Zug- 
leiter — Oberzugleiter — Superintendent  kamen  vor.  Seit  einiger 
Zeit  werden  jedoch  mehr  und  mehr  für  diese  Stellen  junge  Leute 
mit  Hochschulbildung  erzogen. 

Auf  der  Hochschule  besteht  das  Studium  in  Statistik,  Volks- 
wirtschaft, Verkehrswesen,  Handelslehre.  Eisenbahntechnik, 
Bau-  und  Maschinenlehre.  Danach  und  in  den  Ferien  wird  eine 
Art  dreijähriger  Bauführerzeit  abgeleistet.  Während  dieser  Zeit 
arbeitet  der  Anwärter  praktisch  als  Telcgraphist,  Zugleiter, 
Wagenverteiler,  am  Lokomotivschuppen  usw.  und  wird  dann  im 
Büro  des  Superintendenten  angestellt.  Reine  Bauingenieure 
kommen  selten  in. den  Betriebsdienst.  Sie  kommen  hauptsächlich 
in  der  Neubauverwaltung  weiter  und  wechseln  auch  bisweilen  in 
jüngeren  Jahren  zwischen  Eisenbahnbau  und  Wasserbau.  Die 
Pennsylvania-Eisenbahn  besetzt  (nach  preußischem  Muster)  die 
höheren  Betriebsbcamtenstellen  grundsätzlich  mit  akademisch 
gebildeten  Ingenieuren,  was  von  vielen  Seiten  als  foi-tschrittlich 
anerkannt  wurde. 

Besonders  fiel  es  auf,  wie  bis  in  die  untersten  Stellen  hinein 
der  Wert  der  vergleichenden  Statistik  und  der  damit  zusammen- 
hängenden wirtschaftlichen  Fragen  erkannt  war.  Formularmäßige 
Führung  vergleichender  Kostenübersichten  für  Betriebs-  und 
x'erkehrsausgaben  sind  auch  bei  den  Aemtern  und  Außenstellen 
ic'lfach  vorgeschrieben  Die  Angestellten  wissen  stets  über  die 
Wirtschaftlichkeit  ihres  besonderen  Amtsbezirks  unter  Angabc 
selbst  ermittelter  statistischer  Zahlen  gut  Bescheid. 

Es  sei  nun  noch  auf  einige  mehr  oder  minder  wichtige  Punkte 
hingewiesen,  in  denen  das  Geschäf  tsgebahren  der  C.  P.  R.  sich 
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von  dem  der  deutschen  Bahnen  unterscheidet.  \'on  der  größten 
Bedeutung  für  die  ganze  Organisation  der  C.  P.  R. -Gesellschaf  t 
ist  die  Tatsache,  daß  die  C.  P.  R.  als  reine  Privatgesellschaft 
weit  über  den  Rahmen  einer  reinen  Eisenbahngesellschaft  oder 
sogar  eines  bloßen  Verkehrsunternehmens  hat  hinauswachsen 
können.  Außer  dem  eigentlichen  Eisenbahnunternehmen  betreibt 
sie,  wie  schon  Anfangs  erwähnt,  Binnen-  und  Seeschiffahrt, 
Lokomotiv-  und  Wagenbau,  Kohlenbergwerke,  Ueberlandprivat- 
telegraph,  Hotelbetriebe,  Expreßgeschäft,  Meliorationen,  Land- 
besiedelung,  Musterfarmen,  Lagergeschäft  und  Silobetrieb  u.  dgl. 
Alle  diese  Betriebe,  die  natürlich  in  sich  wieder  privatwirtschaft- 
lich selbständig  geleitet  sind,  stützen  die  \'erkehrsunternehmen 
des  Schiffahrt-  und  Eisenbahnbetriebes.  Möglich  ist  eine  der- 
artige Zusammenfassung  von  im  Zusammenhang  arbeitenden  und 
damit  die  ( iesamtwirtschaftlichkeit  hebenden  Betriebe  nur  da- 
durch, daß  die  C.  P.  R.  als  privatgescllschaf tlich  geleitet  freie 
Hand  hat  in  der  Gründung  von  Nebenbetrieben  oder  der  Beteili- 
gung an  fremden  Unternehmungen.  Irgend  welche  Bindung  durch 
finanziell  unwirtschaftliche  Grundsätze  der  Art.  daß  eine  staat- 
liche Eisenbahn  nicht  einem  Privatunter- 
nehmer auf  nicht  rein  c  i  s  e  n  b  a  h  n  t  e  c  h  n  i  s  c  h  e  m 
Gebiet  Konkurrenz  machen  darf,  gibt  es  für  sie  nicht. 
Soweit  mir  bekannt,  untersteht  dem  board  of  railway  Commis- 
sioners  auch  nur  das  eisenbahntechnische  Unternehmen  der 
C.  P.  R. 

Die  vorgenannten  Betriebe  sind  zum  Teil  sehr  umfangreich. 
Sic  werden  meist  durch  besondere  Abteilungen  von  Montreal 
aus  fachmännisch  geleitet,  gelten  also  nicht  etwa  als  Anhängsel 
des  Eisenbahnunternehmens,  die  nur  verwaltet  werden,  indem 
sie  an  Unterunternehmer  verpachtet  werden.  Die  Uebersec- 
schiffahrt  umfaßt  Dampferverkehr  bis  nach  England  und  Asien. 
Imc  C.  P.  R. -Hotels  smd  meist  die  besten  Hotels  der  kanadischen 
Städte;  sie  liegen  oft  an  bexorzugter  Eage  und  stehen  durchaus 
nicht  immer  im  Zusammenhang  mit  den  Bahnhöfen.  Das  Silo 
und  Lagergeschäft  ist  von  größter  Bedeutung  für  das  wirtschaft- 
liche Leben  Kanadas.  Fast  alle  ( ieireidesilos  des  großen  Ueber- 
see- Ausfuhrweizen-(jebietes  der  Prärie  westlich  Winnipeg  ge- 
hören der  C.  P.  R.,  ja  oft  ist  der  Bau  \-on  Silos  durch  die 
C.  P.  R.  erst  der  Anlaß  zum  Bau  eines  Bahnhofs,  einer  neuen 
Linie,  selbst  zur  Gründung  einer  neuen  Stadt.  Ebenso  unterhält 
die  CJesellschaft,  ähnlich  wie  englische  Bahnen,  umfangreiche 
Lagerhausräumc.  Für  die  Leitung  der  großen  Meliorations- 
anlagen bei  Calgary  am  Fuße  des  Felsengebirges  xerbunden  mit 
dem  Betrieb  einer  Musterfarm  unrl  dem  \'erkauf  fertig  gcmachivr 


Farmen  (im  Gegensatz  zum  unbearbeiteten  Prärieboden)  besteht 
in  Calgary  das  Departement  oE  natural  rcsources  unter  einem  be- 
sonderen \^izepräsidentcn. 

Daß  der  Besitz  oder  die  Beteiligung  an  Kohlenbergwerken, 
Sägemühlen,  Lokomotiv-  und  Wagenbauanstalten  das  Be- 
schaffungswesen der  C.  P.  R.  günstig  beeinflussen  kami,  bedarf 
keiner  weiteren  Erläuterung. 

Auch  bei  kleineren  Dingen  zeigt  sich  das  Bestreben  der 
C.  P.  R.,  sich  yon  fremden  Lfiiternehiiu  rn  unabhängig  zu  machen 
und  Zwischengewinne  selbst  zu  \  crdic  lu-n.  So  sind  z.  B.  für  die 
\-ielfachen  Bodenbew'egungcn  nornialspurige  Löffelbagger  im 
l'esitz  der  C.  P.  R.,  die  auf  einem  x  ierachsigfn  Plattformwagen 
montiert  sind  und  .  da  nonnalspurig,  leicht  iilierall  hingesandt 
werden  können.  Beim  Baggerbetriebe  wiiden  ^ic  durch  seitliche 
Stützen  gegen  Kippen  abgestützt.  Dann  wiid  z,  l-I.  in  Winnipeg 
\  on  der  C.  P.  R.  eine  große  eigene  Wa^clu  rei  l)etrieben,  in  der 
sämtliche,  zwischen  Toronto  und  \  aneom  er  ,in  IkomnieiHle 
^\'äschc  der  C.  P.  R.  gewaschen  wird. 

W'eiter  ist  zweifellos  die  Frage  der  P  e  r  s  o  n  1  i  c  h  k  e  i  t  in 
Kanada  erheblich  wichtiger,  als  in'  Deutschland.  Die  Autorität 
haftet  nur  wenig  am  Amt  oder  gar  am  Titel,  sondern  persön- 
liche (iewandtheit  und  energisches  Auftreten  ist  für  jeden  \'or- 
gesetzten  unbedingt  erforderlich.  Man  spricht  auch  selten  oder 
nie  vom  Vorstand  des  Amtes,  der  Baua,  vom  Chefingenieur,  vom 
\'izepräsidenten,  sondern  nennt  fast  stets  den  Namen  der  be- 
ireffenden Persönlichkeit.  yKugcffehene  Zeitschriften  bringen  m 
eincin  hier  gänzlich  unbekannten,  Maße  iier^cinliche  Angaben  über 
höhere  Eisenbahnpersönlichkeiten.  Hierin  liegt  mehr,  als  eine 
bloße  amerikanische  Sitte,  hierdurch  wird  durchaus  die  Art 
amerikanischer  Geschäftsführung  gekennzeichnet,  die  nie  die 
persönliche  Eigenart  zugunsten  einer  Gleichmäßigkeit  unter- 
drückt, die  im  Gegenteil  alle  Perse)nlichkeiten  schärfer  in  die 
C  )effentlichkeit  hineinstellt,  damit  aber  auch  eine  lebhafte  Füh- 
lung mit  der  Oeffentlichkeit  behält,  wie  es  bei  ein 'r  mehr  ab- 
geschlossenen Beamtenschaft  nicht  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Da- 
mit hängt  es  auch  wohl  znsaiunien,  dali  die  .\ngestellten  der 
C.  P.  R.  in  so  großem  Umfange  .stets  ül)er  die  w'irtschaftlichen 
Ergebnisse  ihres  Bereiches  und  auch  des  der  ganzen  C.  P.  R. 
unterrichtet  waren. 

Die  gemachten  Ausführungei\  beruhen  auf  Plrfahrungcn  ge- 
legentlich einer  Studienreise  nach  Kanada  im  Jahre  1914  unter 
Mitbenutzung  des  von  Herrn  Dr.-Tng  Demnwolff  über  diese 
Studienreise  \' er  faßten  Erläuterungsberichtes. 
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(Schluß) 


Einer  direkten  Verbindung  Finnentrop — Hamm  stellt  sich 
unmittelbar  nördlich  von  Finnentrop  am  rechten  Ufer  der  Lenne 
das  sog.  Lehnscheid  und  weiter  nördlich  am  rechten  Ufer  der 
Ruhr  der  Haarstrang  in  den  Weg.  Beide  Bergzüge  müßten 
untertunnelt  werden.  Die  neue  Bahn  würde  dann  (wie  auf 
Karte  8  dargestellt)  von  Finnentrop  durch  den  etwa  3  km  langen 
Lehnscheid-Tunnel  in  nördlicher  Trasse  auf  Neheim — Hüsten 
zu  führen  sein,  dann  die  Ruhr  bis  zum  Dorfe  Waltringen  be- 
gleiten, um  von  dort  durch  den  etwa  1,2  km  langen  Haarstrang- 
Tunnel  westlich  an  Werl  vorbei  in  das  südliche  Ende  des  Ver- 
schiebebahnhüfes  Hamm  beim  Dorfe  Wiescherhöfen  einzu- 
münden. 

Die  Länge  dieser  neuen  Linie  betrüge  64  kn  brächte  also 
gegenüber  der  vorhandenen  Verbindung  über  Hagen  (109,3  km), 
die  für  den  kleinen  Raum  beträchtliche  Wegeverkürzung  von 
45,3  km.  Ein  besonderer  Vorteil  der  neuen  Linie  bestände 
darin,  daß  man  mit  einer  größten  Steigung  von  1  :  110  au->- 
kommen  würde. 

Die  vorgeschlagene  Verbesserung  der  Linienführung  würde 
naturgemäß  nicht  allein  dem  engen  Räume  von  Finnentrop  oder 
auch  nur  dem  Sauerlande  zu  gute  kommen,  sondern  darüber 
hinaus  auch  den  südlicheren  Gebieten  bis  in  den  Maingau  hinein, 
besonders,  nachdem  noch  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriei^c 
die  neue  Verbindungsbahn  Dillenburg — Siegen  hergestellt  i--t, 
die  für  den  südlichen  und  östlichen  Verkehr  zwischen  der  Köln- 
Gießener  und  der  Ruhr-Sieg-Bahn  eine  erhebliche  Wegever- 
kürzung gebracht  hat.  Gerade  diese  Linie  hat  unter  den  heuti- 
gen Verhältnissen  eine  erhöhte  Bedeutung  erhalten,  da  sie  nicht 
wie  der  sonst  übliche  Weg  zwischen  Frankfurt  und  Rheinland- 
Westfalen  über  Cöln  durch  das  besetzte  Gebiet  führt,  sondern 
von  den  dort  maßgebenden  Einflüssen  (Zöllen,  Ein-  und  Durch- 
fnhrschikanen,  Paßzwang)  verschont  ist. 

Die  letzten  Untersuchungen  haben  gezeigt,  daß  der  Verkehr 
der  deutschen  Seehäfen  unter  Umständen  durch  Maßnahmen  be- 
einflußt werden  kann,  die  sich  weit  innen  im  Binnenlande  an- 
spielen, und  die  in  ihrer  Wirkung  auf  den  deutschen  Ueberscc- 
handel  wohl  vielfach  unterschätzt  werden. 


Die  Beeinflussung  der  deutschen  Hafenstädte  geht  deutlicher 
vhervor  aus  einer  bisher  noch  fehlenden  Linie,  auf  die  in  letzter 
Zeit  wiederholt  hingewiesen  wurde.  Es  handelt  sich  um  die 
sog.  F  e  h  m  a  r  n  -  L  i  n  i  e,  die  im  Gegensatz  zu  der  mehrfach 
erwähnten  ,, innersten  Küstenbahn"  Paris — Jeumont — Herbesthal- 
(Köln) — Hannover — Berlin  als  ,, äußere  Küstenbahn"  ange- 
sprochen werden  kann,  da  sie  die  wichtigsten  Häfen  unmittelbar 
berühren  würde.  Prof.  Dr.-Lig.  Blum  sagt  darüber:  .,Es  fehlt 
nicht  nur  Bremen,  sondern  allen  drei  H  an--e-~tä(iten  eine  Linie, 
die  so  recht  zum  .Ausdruck  liringer.  würdt'.  wie  der  Ingenieur 
die  yerschiedenen  W'r!;ehrsniittel  zu  einheitlichem  Wirken  zu- 
sammenfassen muß,  um  damit  \'erkehrsbeziehungen  zu  befriedi- 
gen, die  ebenso  wichtig  wie  verschiedenartig  sind.  Die  Linie, 
die  hier  fehlt,  ist  die  sogenannte  Fehmarn-Hahn.  Von  Pa."-^ 
her  führt,  in  Belgien  den  englischen  Verkehr  aufnehmend,  eine 
fast  schnurgerade  Linie  über  Aachen — Münster — Bremen — Ham- 
burg— Lübeck  zur  Ostsee,  und  zwar  gerade  nach  dem  Punkt, 
nach  dem  am  weitesten  gegen  Südwesten,  also  gegen  das  reiche 
Nordwest-Europa,  einerseits  die  Ostsee  und  damit  ihre  Schiff- 
fahrt, andererseits  von  Skandina\ien  her  die  Landbrücke  und 
damit  die  Eisenbahnen  vorstoßen.  F.s  ist  der  alte  Weg-  an  dem 
entlang  Karl  der  Große  ninl  X.iixileon  ihre  I'dappenstraße  gegen 
die  Nordmark  und  die  <)st^er  \ urue-chnhen  haben.  Es  könnte 
hier  mit  nur  18  km  Fähr\ erhindiing  eine  Linie  geschaffen  wc'- 
den,  die  Skandinavien  mit  den  Hansestädten,  die  das  landwirt- 
schaftlich st)  reiche  Däiieni,-irk  mit  dem  westfälischen  Industric- 
bccken,  die  das  ganze  Ostseebecken  mit  der  ,, Werkstatt  der 
Welt",  dem  nordwestlichen  luiropa  verbinden  würde,  und  zwar 
durch  unsere  deutsche  Heimat  hindurch." 

Der  preußische  Kisenbahnminister  hat  die-  Fehmarn-Linie 
systematisch  bekämpft,  vermutlich  weil  sonst  eine  wichtige  Ver- 
bindung entstanden  wäre,  die  nicht  über  Berlin  ging.  Es  ist  zu 
wünschen,  daß  das  Deutsche  Reichsverkehrsministerium  die 
Gründe,  die  für  die  Herstelluni;  dieses  Schienenweges  sprechen, 
sachlicher  würdigt,  denn  die  Wichtigkeit  der  Fehmarn-Linie  tritt 
heute  noch  deutlicher  hervor  als  früher,  nachdem  die  deutsche 
Industrie  nach  dem  Verluste  von  Lothringen  immer  mehr  dazu 
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übergegangen  ist,  schwedische  Erze  zu  verhütten.  Ueberhaupt 
sind  die  Verkehrsbeziehungen  zu  den  skandinavischen  Plätzen 
gegenwärtig  wohl  zu  den  wichtigsten  zu  zählen,  über  die  der 
wiederaufbauende  deutsche  Außenhandel  zur  Zeit  verfügt. 

3.  Einfluß  der  Eisenbahnen  auf  das  Hinterland. 

Fragt  man  nun,  welchen  Einfluß  die  Eisenbahnen  auf  das 
Hinterland  von  Seehäfen  ausüben,  so  ist  zwar  schon  ganz  allge- 
mein gesagt  worden,  daß  sie  ohne  weiteres  die  Fähigkeit  haben, 
die  Entfernung  aller  binnenländischer  Plätze  \on  der  Küste  zu 
verkürzen  und  jeden  mit  einem  Bahnhofe  au^Kcrüsteten  Punkt 
nur  durch  Vermittlung  des  Schienenweges,  im  übrigen  aber  un- 
mittelbar an  den  überseeischen  Weltverkehr  anzuschließen.  (Das- 
selbe gilt  selbstverständlich  auch  für  den  kontinentalen  Welt- 
verkehr innerhalb  Europas  und  für  den  transkontinentalen  Ver- 
kehr, z.  B.  zwischen  Europa  und  Asien.  Dieser  rein  binnenlän- 
dische \'erkehr  spielt  jedoch  für  die  vorli;-c;ende  Aufgabe  keine 
Rolle  und  hat  auch  wirtschaftlich  nicht  dieselbe  Bedeutung  wie 
der  Seehafenverkehr,  denn,  wie  in  der  Einleitung  bereits  gesagt 
ist,  bewegt  sich  der  deutsche  Welthandel  zu  etwa  %  dem  Werte 
nach  über  die  Seehäfen.) 

Diese  allgemeine  Fähigkeit  der  Entfernungsverkürzung  und 
Erweiterung  der  Hinterlandbeziehungen  wohnt  selbstverständ- 
lich jeder  Eisenbahn  inne.  Ob  ihr  End-  oder  Anfangspunkt  in 
einem  in-  oder  ausländischen  Hafen  liegt,  ist  dabei  zunächst 
gleichgültig.  Da  aber  die  Eisenbahnen  die  Eigenschaft  haben, 
politische  Grenzen  leichter  zu  überbrücken  als  jedes  andere 
Land-Verkehrsmittel,  und  infolgedessen  auch  internationale 
Wechselbeziehungen  zu  erleichtern,  so  verstärken  sie  in  den 
Fällen,  wo  mehrere  Seehäfen  verschiedener  Nationalität  um  das- 
selbe Hinterland  ringen,  die  Gefahr,  daß  sich  der  Verkehr  dieses 
Hinterlandes  den  Auslandshäfen  zuneigt,  wenn  diese  strecken- 
kilometrisch  günstiger  liegen.  Derartige  Verhältnisse  liegen  bei 
den  Nordseehäfen  Antwerpen,  Rotterdam,  Bremen  und  Hamburg 
in  bezug  auf  West-  und  Süddeutschland  vor.  Schon  aus  diesem 
Grunde  muß  also  gerade  bei  den  Verbindungswegen  nach  den 
deutschen  Seehäfen  die  Technik  dafür  sorgen,  daß  die  von  diesen 
ausgehenden  Linien  so  kurz  und  für  den  Betrieb  so  günstig  wie 
nur  möglich  geführt  werden.  Die  Fehler,  die  in  dieser  Beziehung 
von  der  Vergangenheit  gemacht  sind,  sind  bereits  dargestellt. 

In  dem  Wettbewerb  zweier  Häfen  um  einen  und  denselben 
Binnenplatz  wird  jedoch  die  streckenkilometrische  Entfernung 
nicht  allein  ausschlaggebend  sein,  denn  der  Kaufmann  bezahlt 
ja  nicht  nach  Kilometern  und  Metern  sondern  nach  Mark  und 
Pfennigen.  Das  Ausschlaggebende  ist  daher  die  Fracht  oder  die 
sogenannte  tarifarische  Entfernung.  Aus  der  früheren  geschicht- 
lichen Entwicklung  ist  bekannt,  daß  z.  B.  die  Rheinische  Eisen- 
bahngesellschaft durch  Vereinbarungen  mit  dem  belgischen 
Staate  Vorzugstarife  für  Antwerpen  schuf.  Ebenso  wurden 
durch  Abmachungen  der  Köln-Mindener  Plisenbahngesellschaft 
mit  der  Niederländischen  Rheineisenbahn  wesentliche  Fracht- 
erleichterungen für  den  holländischen  Hafen  Rotterdam  geschaf- 
fen. Diese  Tarife  nutzten  natürlich  den  ausländischen  Häfen  und 
schadeten  aus  diesem  Grunde  den  deutschen.  Das  war  zwar  nicht 
der  Zweck  dieser  Maßnahmen,  aber  es  war  die  Folge  davon,  daß 
die  Bahnen  den  Massengüterverkehr  auf  ihre  Schienen  locken 
wollten  und  diese  Massengüter  am  leichtesten  im  Verkehr  mit 
den  großen  Seehäfen  fanden.  Der  erste  Eisenbahn-Differential- 
Tarif,  der  überhaupt  bekannt  ist,  kam  allerdings  einem  deutschen 
Seehafen  zusute.  Allerditiss  wirkte  er  nur  cins^-itiR  zugunsten 
Hamburgs,  dagegen  zum  Schaden  von  Bremen.  Es  handelt  sich 
um  einen  Tarif  des  im  Jahre  1848  gegründeten  Norddeutschen 
V^erbandes,  der  die  wichtigeren  nord-  und  mitteldeutschen  Han- 
delsplätze wie  Berlin,  Magdeburg,  Dresden,  Leipzig  und  eine 
Anzahl  braunschweigischcr,  hannoverscher  und  rheinisch-west- 
fälischer Plätze  in  unmittelbare  Beziehungen  mit  Hamburg 
brachte.  Der  Tarif  hatte  den  Zweck,  die  Bahnzufuhr  des  über 
Hamburg  den  rheinisch-westfälischen  Raffinerien  zugeführten 
Rohzuckers  zu  verbilligen.  Der  Frachtsatz  wurde  so  gestellt, 
daß  er  geringer  wurde  als  die  Beförderungskosten  des  von 
Bremen  im  Weserumschlag  über  Minden  kommenden  Roh- 
materials. Es  handelt  sich  also  bei  diesem  Tarif  keineswegs  um 
eine  generelle  Bevorzugung  eines  deutschen  Seehafens,  sondern 
die  Begünstigung  der  längeren  Eisenbahnstrecke  im  Gegensatz 
zu  der  zusammengesetzten  Beförderung  auf  dem  Wasser-  und 
Schienenwege  war  das  Ziel  dieser  Tarifmaßnahme,  die,  wie  schon 
gesagt,  infolgedessen  für  Bremen  ungünstig,  für  Hamburg 
günstig  war. 

Es  war  schon  erwähnt  worden,  daß  erst  durch  die  im  Jahre 
1873  eröffnete  Strecke  Wanne — Bremen  mit  Fortsetzung  nach 
Harburg  eine  leistungsfähige  Verbindung  der  deutschen  See- 
häfen nach  Rheinland-Westfalen  geschaffen  war.  Die  Köln — 
Mindener  Bahn,  deren  Verdienst  die  Herstellung  dieses  Weges 
ist,  begnügte  sich  nicht  mit  der  erzielten  streckenkilometrischen 
Verkürzung,  sondern  nutzte  die  dadurch  gegebene  Möglichkeit 
auch  dazu  aus,  um  die  deutschen  Nordseehäfen  tarifpolitisch  zu 
Nährquellen  für  ihr  Netz  auszubauen.  Schon  zu  Beginn  des 
Jahres  J875  wurde  von  dieser  Gesellschaft  ein  Sonderzugtarif  für 
Kohle  eingeführt,  denn  das  Bedürfnis  eines  verbilligten  Massen- 
güteraustausches mit  Rheinland- Westfalen  machte  sich  für  die 


deutschen  Häfen  um  so  mehr  bemerkbar,  als  zu  gleicher  Zeit 
das  Reedereigewerbe  und  die  damit  verbundene  Industrie  in  den 
Hafenplätzen  erwachte  und  einen  außerordentlich  raschen  Auf- 
schwung nahm.  Der  Eisenbahnverwaltung  war  aber  naturgemäß 
nicht  damit  gedient,  lediglich  genügend  Frachten  für  den  Weg 
nach  den  Hafenplätzen  zu  haben,  denn  sie  hätte  sich  damit  der 
Gefahr  ausgesetzt,  daß  die  an  der  Küste  ankommenden  Kohlen- 
wagen leer  zurückfahren  müßten.  Infolgedessen  wurde  der  erste 
Tarif  schon  nach  wenigen  Monaten  (am  1.  Juli  1875)  durch  den 
sog.  Köln-Mindener  Importtarif  ergänzt,  der  in  5  verschiedenen 
Klassen  wesentliche  Frachterleichterungen  für  die  wichtigsten 
Einfuhrgüter  (Getreide,  Baumwolle,  Petroleum,  Schmalz,  Kaffee, 
außereuropäisches  Holz  usw.)  brachte. 

Diese  Tariferleichterungen  waren  also  alle  einer  privatwirt- 
schaftlichen Erwägung  des  betreffenden  Transportunternehmers, 
also  der  Privateisenbahngesellschaften,  entsprungen,  hatten  da- 
gegen nicht  den  Zweck,  etwa  planmäßig  die  deutschen  Seehäfen 
zu  unterstützen.  Auch  nach  der  Verstaätlichung  der  Eisenbahn 
blieben,  wenn  auch  nicht  mehr  privatwirtschaftliche,  so  doch  be- 
triebliche Gründe  maßgebend  für  die  Aufrechterhaltung  und  Er- 
weiterung der  Seehäfen-Ausnahmetarife.  Das  Bestreben  war  das 
gleiche,  nämlich  den  Verkehr  möglichst  lange  auf  dem  eigenen 
Schienennetz,  in  diesem  Falle  also  vorzugsweise  auf  dem  preu- 
ßisch-hessichen,  zu  halten  und  möglichst  wenig  von  diesem  Ver- 
kehr an  ausländische  Bahnen  zu  verlieren. 

Es  kommt  jedoch  weniger  darauf  an,  den  Zweck  dieser  Tarif- 
maßnahmen zu  ergründen,  als  die  Wirkung  derselben  zu  verfol- 
gen. In  dieser  Beziehung  muß  zunächst  festgestellt  werden,  daß 
die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  keineswegs  durchweg  eine 
Tarifermäßigung  brachte.  Dagegen  hatte  sie  den  großen  Vorteil, 
daß  das  Tarifsystem  innerhalb  einer  sehr  großen  Fläche  auf  ein- 
heitlichen Grundsätzen  aufgebaut  wurde,  und  daß  weiterhin  dem 
Seehafenverkehr  neue  Versand- und  Empfangsgebiete  angegliedert 
wurden,  die  den  schon  vorher  tarifarisch  begünstigten  Landes- 
teilen gleichgestellt  wurden.  Außerdem  wurde  das  Verzeichnis 
derjenigen  Güter,  die  die  Frachterleichterungen  genießen  sollten, 
im  Interesse  einer  einheitlichen  staatlichen  Wirtschaftspolitik  neu 
zusammengestellt  und  ebenfalls  teilweise  erweitert.  Entschei- 
dend für  die  Auswahl  der  tariflich  bevorzugten  oder  benachteilig- 
ten Güter  war  insbesondere  der  Umstand,  daß  sich  damals  in 
Deutschland  in  der  politischen  Auffassung  der  Uebergang  vom 
F'reihandel  zum  Schutzzoll  vollzog.  Bismarck  hat  verschiedent- 
lich darauf  hingewiesen,  daß  die  Eisenbahn-Tarifpolitik  die  all- 
gemeine Außenhandelspolitik  des  Reiches  unterstützen  und  sich 
ihr  unterordnen  müßte. 

Je  weiter  die  preußisch-hessische  Eisenbahnverwaltung  das  i 
Seehafentarifsystem  im  Laufe  der  Jahre  ausbaute,  um  so  mehr  I 
handelte  sie  einerseits  im  Einklang  mit  ihren  eigenen  betriebs- 
wirtschaftlichen Interessen,  andererseits  nutzte  sie  aber  dadurch 
in  gleichem  Maße  der  Entwicklung  der  Seehäfen  selbst.  Die  Inter- 
essen der  Eisenbahn  und  der  Seehäfen  laufen  also  einander 
parallel,  denn  eine  Vermehruns  des  LImschlages  in  den  Häfen 
kommt  dem  Bahntransport  ebenso  zugute,  wie  die  Seehäfen 
und  Reedereien  ihrerseits  aus  dem  durch  eine  Tarifermäßigung 
erzielten  Verkehrszuwachs  der  Eisenbahnen  münzbaren  Nutzen 
ziehen. 

Die  Bedeutung  der  Ausnahmetarife  im  allgemeinen  ergibt 
sich  daraus,  daß  in  Deutschland  vom  gesamten  (jüterverkehr  im 
Jahre  1913  nur  40,7Q  %  aller  Güter  nach  dem  normalen  Tarif  be- 
fördert wurden,  dagegen  56,44  %  nach  Ausnahmetarifen.  Linter 
diesen  bilden  die  Seehafentarife  eine  besondere  Gruppe.    Die-  ; 
selben  stellen  sich  sowohl  nach  ihrer  örtlichen  W'irksamkeit  als  i 
auch  nach  ihrer  Klasseneinteilung    als    Wettbewerbstarife    dar.  j 
Oertlich  gelten  sie  nur  für  das  sogenannte  Seehafengebiet,  d.  h.  | 
für  das  streckenkilometrische  Vorzugsgebiet  der  belgisch-hollän- 
dischen Häfen.    Hierfür  kamen  in  Deutschland  folgende  Landes-  \ 
teile  in  Betracht:  Westfalen,  Rheinprovinz,  Hessen-Nassau,  das  1 
Saargebiet,  Großherzogtum  Hessen,  Lothringen,  Elsaß,  Bayern,  f 
Baden  und  Württemberg.    Nach  Klassen  ist  die  Wirksamkeit  der  1 
Seehafentarife  insofern  beschränkt,  als  sie  sich  nur  auf  diejeni- 
gen Güter  erstreckte,  deren  Ausfuhr  und  Einfuhr  den  Tendenzen 
der  Schutzzollpolitik  entsprach.    Der  Wettbewerb  richtete  sich  , 
gegen  die  Einfuhrwege  von  Rotterdam  und  Antwerpen,  jedoch 
wurde  immer  nur  der  kürzeste  Schienenweg  als  tarifbildend  zu- 
grunde gelegt,   dagegen   (mit   ganz  geringfügigen  Ausnahmen) 
wurde  niemals  der  Wasserweg  mit  berücksichtigt. 

Im  einzelnen  erfolgte  die  Tarifbildung  folgendermaßen:  nur 
für  die  Nordseehäfen  Emden  und  Bremen  war  eine  selbständige 
Tarifierung  angenommen  worden,  die  Sätze  der  übrigen  Häfen  .' 
wurden  von  jenen  abhängig  gemacht.    Als  Tarifpunkt  galt  z.  B. 
im  nordwestdeutschen  Seehafengebiet  Oberhausen,  d.  h.  für  Ober-  J 
hausen  sollte  Tarifgleichheit  im  Verkehr  nach  Emden  und  Rotter-  ' 
dam  bestehen;  z.  B.  kostete  der  Transport  von  100  kg  Kaffee  von 
Rotterdam  nach  Oberhausen  0.93  M.  und  derselbe  Satz  wurde 
von  den  preußischen  Staatsbahnen  auch  für  Emden  angesetzt, 
obwohl  die    kilometrische    Entfernung   Rotterdam— Oberhausen  ; 
203  km,    Emden— Oberhausen    dagegen  244   km    beträgt.  Aus 
diesem  Satze  Emden— Oberhausen  ergab  sich   dann   ein  neuer 
kilometrischer  Beförderungspreis,  der  auch  für  die  weiter  ent- 
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fernt  liegenden  Häfen,  z.  B.  Bremen  und  Hamburg,  zugrunde  ge- 
legt wurde.  Für  den  südwestlichsten  Abschnitt  des  deutschen 
Seehafengebietes  wurden  die  Frachten  Rotterdam — Mannheim, 
Rotterdam — Straßburg  und  Rotterdam — Basel  in  demselben  Sinne 
umgerechnet. 

Daß  Bremen  als  Tarifpunkt  (außer  Emden)  gewählt  war,  ist 
natürlich  keine  Bevorzugung  für  Bremen.  Die  Wahl  Hamburgs 
wäre  für  Bremen  günstiger  gewesen.  Dann  hätte  Frachtgleich- 
heit Oberhausen — Antwerpen  und  Oberhausen — Hamburg  be- 
standen, kilometrische  Einheit  der  Beförderungskosten  und  die 
ganze  Fracht  Oberhausen — Bremen  wären  niedriger  geworden. 
Die  Grenzscheide  hätte  sich  dann  für  Bremen  weiter  westlich 
von  Oberhausen  verschoben. 

Die  Wirkung  der  deutschen  Seehafentarife  wurde  einge- 
schränkt : 

1.  durch  Gegenmaßnahmen  der  konkurrierenden   Häfen  bzw. 
Länder, 

2.  durch  die  Wirkung  der  natürlichen  Verkehrsträger. 
Belgien  hatte,  wie  schon  aus  der  historischen  Entwicklung 

hervorgeht,  frühzeitig  damit  begonnen,  die  Eisenbahnen  zwischen 
seinem  Hafen  Antwerpen  und  dem  deutschen  Hinterlande  plan- 
mäßig auszugestalten.  Auch  die  belgische  Eisenbahntarifpolitik 
hat  ihren  Ursprung  im  Kampfe  um  das  deutsche  Hinterland. 
Wie  lebenswichtig  der  Verkehr  mit  Deutschland  für  Antwerpen 
ist,  geht  daraus  hervor,  das  82  %  des  über  Antwerpen  gehenden 
Gesamtdurchgangsverkehrs,  soweit  er  sich  auf  der  Bahn  ab- 
spielte, aus  dem  deutschen  Hinterlande  gespeist  wurde.  Gegner 
in  diesem  Kampfe  war  zunächst  nicht  Deutschland  selbst,  denn 
die  deutschen  Eisenbahnen  betrieben  ja  ursprünglich  keine  See- 
hafenpolitik, sondern  es  war  zunächst  Holland,  gegen  dessen 
guten,  natürlichen  Verbindungsweg  mit  Deutschland,  den  Rhein, 
sich  die  Politik  der  belgischen  Staatsbahn  wendete.  Das  Mittel 
Belgiens  in  diesem  Kampfe  war  zunächst  im  Inland  eine  Staffel- 
tarifierung,  die  so  gut  durchgeführt  wurde  wie  sonst  nirgends 
in  Europa,  und  ferner  darüber  hinaus  die  Festsetzung  von  Aus- 
nahmetarifen für  den  Transitverkehr.  Um  den  natürlichen  Ver- 
kehrszubringer Hollands  zu  bekämpfen,  war  eine  außerordent- 
lich starke  Ermäßigung  der  Eisenbahnfrachten  notwendig.  So 
betrug  in  Belgien  die  niedrigste  Tarifeinheit  0,81  Pfennig,  in 
Holland  dagegen  1,69  Pf. 

Der  Kampf  Belgiens  gegen  den  Rhein  war  nicht  aussichtslos, 
weil  Antwerpen  mit  Rheinland- Westfalen  sehr  kurze  und  gün- 
stige Bahnverbindungen  hatte.  Der  Wasserweg  nach  Rotterdam 
dagegen  war  mit  verhältnismäßig  hohen  Umschlagkosten,  nicht 
allein  in  Holland,  sondern  auch  in  den  deutschen  Häfen,  be- 
lastet. Der  Bahnweg  nach  Rotterdam  kam  als  Wettbewerb 
lange  nicht  in  Frage,  denn  die  Verbindung  des  holländischen 
Hafens  mit  dem  deutschen  Hinterlande  wurde  erst  wesentlich 
später  hergestellt  als  der  Weg  Antwerpen — Herbesthal — Köln, 
und  auch  nach  der  Herstellung  des  Schienenweges  Rotterdam — 
Emmerich — Oberhausen  blieb  das  Entfernungsverhältnis  Ant- 
werpens zu  Rheinland-Westfalen  günstiger,  mit  Ausnahme  des 
nördlichen  Teiles  des  deutschen  Industriegebietes. 

Da  es  sich  bei  den  belgischen  Tarifen  um  einen  Kampf  gegen 
Was.serstraßen  handelte,  mußte  Belgien  in  seinem  sogenannten 
,,Transitbareme"  die  gleichen  Grundsätze  annehmen,  wie  sie  für 
die  Wasserbeförderung  schon  lange  maßgebend  waren.  Auf  dem 
Rhein  waren  die  Tarife  für  alle  Güter  mit  mehr  als  1  Zentner 
Ladegewicht  gleich,  daher  macht  auch  das  Transitbareme  keinen 
Unterschied,  ob  Güter  mehr  oder  weniger  Fracht  „vertragen" 
können.  Eine  Tonne  Kautschuk  kostet  also  z.  B.  dieselbe  Fracht 
wie  eine  Tonne  Schrott  oder  Steine.  Ebenso  ist  die  Unterschei- 
dtmg  zwischen  Stückgut-  und  Wagenladung  fast  ganz  aufge- 
hoben. Im  Transitverkehr  Antwerpen — Herbesthal  gab  es  nur 
2  Frachtsätze,  den  grundlegenden  Satz  für  Frachtgut  und  den 
nur  um  .5  Cts.  für  100  kg  höheren  Satz  für  Stückgut.  Die  bel- 
gischen Eisenbahnen  hatten  also  infolge  des  Wettbewerbs  mit 
einer  großen  natürlichen  Wasserstraße  den  privat-  vmd  betriebs- 
wirtschaftlich sonst  für  Eisenbahnen  maßgebenden  Grundsatz, 
Massengüter  und  auch  diese  hauptsächlich  auf  weite  Entfernun- 
gen zu  bevorzugen,  gänzlich  verlassen.  Trotzdem  war  das 
Transitbareme  für  Belgien  teilweise  wirkungslos,  z.  B.  für  alle 
Güter,  die  nach  dem  deutschen  Spezialtarif  III  befördert  wurden 
fz.  B.  Ton,  Schiefer,  Spat,  Pappe,  Dextrin  und  Abfallstoffe). 

Ebenso  suchte  Deutschland  auch  den  Versand  von  Kohle, 
Stahl  und  Eisen  von  Belgien  abzulenken,  und  zwar  durch 
Giewichtsausnahmetarife  in  Form  von  Gruppentarifen  für  45  Ton- 
nen oder  von  Sonderzugtarifen  (diese  kamen  hauptsächlich 
für  Richtung  Emden  in  Frage).  Doch  blieb  die  Wirkung 
des  Transitbaremes  noch  so  groß  genug,  denn  sie  erstreckte 
sich  ohne  weiteres  auf  alle  Güter,  die  in  Deutschland  nach  den 
Spezialtarifen  I  und  II  (Baumwolle,  Jute,  Felle,  Wolle,  Ge- 
treide, Oelsaatcn  und  Erdöl)  und  den  noch  höheren  Tarifen  der 
Wagenladungsklassc  und  der  allgemeinen  .Stückgntklnsse  be- 
zahlt werden  mußten.  Dadurch,  daß  bei  dem  belgischen  Transit- 
bareme der  Unterschied  zwischen  Stückgut-  und  Wagenladung 
fast  ganz  verwischt  wurde,  zog  Antwerpen  gerade  das  hoch- 
wertige Ladungsgut  nicht  nur  Rheinland-Westfalens,  sondern 
auch  Süd-,  Südwest-  und  Mitteldeutschlands  an  sich,  z.  B.  Fertig- 
fabrikate der  Metall-,  Textil-,  Leder-  und  chemischen  Industrie, 


und  zwar  in  um  so  größerem  Umfange,  als  diese  Güter  wegen 
ihrer  Hochwertigkeit  sowieso  dem  schnelleren  Schienenwege 
gegenüber  dem  Wasserwege  den  Vorzug  geben. 

Eine  10-t-Ladung  von  Witten  nach  Bremen  (255  km)  kostete 
z.  B.  nach  den  Sätzen  der  allgemeinen  Wagenklasse  165  M.;  da- 
gegen nach  Antwerpen  (245  km),  in  Deutschland  nach  der  all- 
gemeinen Wagenklasse,  in  Belgien  nach  dem  Transitbareme  an- 
stoßend berechnet,  nur  118  M. 

Zusammenfassend  ergibt  durchschnittlich  im  deutschen  See- 
hafengebiet das  belgische  Transitbareme  bei  der  Stückgutklasse 
eine  Ermäßigung  von  56  %,  bei  der  Wagenlagungsklassf  A  I  von 
51,4  %,  beim  Spezialtarif  II  von  10,2%  und  beim  Spezialtarif  III 
von'  0  %  gegenüber  dem  belgischen  Binnentarif.  Die  kilo- 
metrische Annäherung,  die  durch  die  belgische  Tarifpolitik  zu- 
gunsten von  Antwerpen  erreicht  wird,  läßt  sich  leicht  finden, 
wenn  man  davon  ausgeht,  daß  die  Entfernung  Herbestal— Ant- 
werpen 160  km  beträgt,  und  daß  der  belgische  Transitsatz  auf 
56  Pfennig  für  Stückgut  und  auf  52  Pf.  für  Wagenladungsgut 
für  je  100  kg  festgelegt  ist.  Berechnet  man  das  Produkt  aus 
160  und  0,56  bzw.  aus  160  und  0,52  und  dividiert  dasselbe  durch 
die  für  die  einzelnen  deutschen  Tarifklassen  maßgebenden  Ein- 
heitssätze, so  erhält  mit  diejenige  Kilometerzahl,  die  in  Deutsch- 
land für  die  betreffenden  Tarifklassen  gezahlt  würden.  (Spalte  I 
der  nachstehenden  Zusammenstellung.)  Die  Differenz  dieser 
ivilometerzahl  mit  160,  also  der  tatsächlichen  kilometrischen  Ent- 
fc'  nung  Herbestal — Antwerpen,  ergibt  dann  diejenige  Kilometer- 
leistung der  belgischen  Staatsbahn,  die  gegenüber  der  deutschen 
Bahn  ,, umsonst"  gefahren  werden,  d.  h.  sie  ergeben  die  Grfiße 
dri  künstlichen  Annäherung,  die  das  Transitbareme  erreicht: 


Spalte  I    '    Spalte  II 


Allgemeine  Stückgutklasse    .  . 

56  km 

104 

Wagenladungsklasse 

AI  

77  ,. 

83 

B   

86 

74 

All  

104  ,. 

56 

115  „ 

45 

148  „ 

12 

Trotz  der  relativ  kurzen  Entfernung  Antwerpen — Herbestal 
wird  alst)  das  Transitbareme  für  die  Stückgut-  und  allgemeine 
Wagenklasse  weit  ins  deutsche  Hinterland  eingreifen.  Das  schon 
üben  erwähnte  Beispiel  für  Witten  zeigt,  wie  sehr  dadurch  die 
deutschen  Seehäfen  geschädigt  werden,  vor  allen  Dingen  natür- 
lich Bremen,  denn  es  würde  ohne  diese  Verhältnisse  im  reinjn 
Eisenbahnverkehr  mit  Rheinland- Westfalen  mehr  beteiligt  sein 
können  als  Hamburg,  weil  seine  geographische  Entfernung  kür- 
zer ist.  Außerdem  ist  der  Nachteil  für  Bremen  natürlich  auch 
schon  aus  dem  Grunde  größer,  weil  es  sowieso  mehr  auf  den 
Eibcnliahnverkehr  angewicjen  ist  als  Hamburg. 

Wie  schon  erwähnt,  richtete  sich  die  belgische  Tarifpolitik 
nicht  allein  gegen  die  zu  den  deutschen  Häfen  führenden  Ver- 
kehrswege, sondern  auch  gegen  Holland.  Es  ist  deshalb  nicht 
zu  verwundern,  daß  auch  die  Niederlande  diesen  Kampf  auf- 
nahmen, denn  auch  der  holländische  Außenhandel  hat  seine 
kräftig';;en  Wuizeln  in  deutscher  Erde.  Die  holländischen  Eisen- 
bahnen bekämpften  jedoch  nicht  allein  die  nach  Antwer])en  füh- 
renden Schienenwege,  sondern,  da  es  sich  bei  ihnen  noch  heute 
um  privatv/irtschaftliche  Unternehmungen  handelt,  auch  die 
Rheinschiffahl t.  Schon  im  Jahre  1883  wurde  von  den  holländi- 
scher. Eisenbahnen  das  belgische  Transitbareme  für  die  Strecke 
Rotterdam — Venlo  angenommen,  ursprünglich  nur  für  den  Ver- 
kehr mit  dem  deutschen  SeehafengeUiCt,  seit  1898  jedoch  für 
das  ges.am'o  deutsche  Eisenbahnnetz.  Darüber  hinaus  mußten 
aber  die  holländischen  Eisenbahnen,  um  mit  den  belgischen  kon- 
kurrieren zu  können,  noch  besondere  Vorteile  einräumen.  Dies 
geschah  in  der  Form  von  Rückvergütungen  (Prämien,  Rabatte), 
die  überhaupt  für  den  Privatbahnbetrieb  charakteristisch  si  id 
und  früher  auch  in  Deutschland  vielfach  von  Privateisenbahnen 
gewährt  wurden.  Die  Rückvergütungen  sind  gewöhnlich  an  eine 
bestimmte  jährliche  Mindestauflieferung  gebunden.  Sie  betrugen 
bei  der  holländischen  Eisenbahngesellschaft  je  nach  der  Menge 
gestaffelt,  15  bis  20  %,  bei  der  niederländischen  Eisenbahngesell- 
schaft hatten  sie  einen  festen  Satz  von  10%.  Gerade  die  Ab- 
hängigkeit der  Rückvergütung  von  der  aufgelieferten  Jahres- 
menge zeigt,  wie  sehr  in  Holland  die  Tarifpolitik  von  dem 
durch  den  Rhein  bewältigten  Massenverkehr  abhängig  war. 

Die  Wirkung  der  holländischen  Ausnahmetarife  war  dort 
am  größten,  wo  die  Entfernung  zwischen  dem  deutschen  Hinter- 
lande einerseits  und  Antwerpen  bzw.  Rotterdam  andererseits 
ungefähr  gleich  war,  da  dann  Rotterdam  infolge  der  Rückver- 
gütung einen  Vorzug  gegenüber  dem  belgischen  Hafen  besaß. 
Das  traf  z.  B.  in  Deutschland  für  das  Gebiet  um  Essen  an  der 
Ruhr  zu  und  war  noch  in  Köln  spürbar,  das  von  Rotterdam 
32  km  weiter  entfernt  liegt  als  von  Antwerpen. 

Als  Gegengewicht  gegen  das  holländische,  besonders  aber 
das  belgische  Transitbareme,  führte  auch  Deutschland  im  Jahre 
1889  einen  Seehafenausnahmetarif  für  Stückgut  ein.  Dieser 
kam    nachweislich    den  Häfen  Hamburg   und    Bremen  zugute. 
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Wenn  auch  der  Prozentsatz,  der  auf  Grund  dieser  Tarife  beför- 
derten Güter,  bei  Hamburg  nur  3,2  %  (127  948  t)  und  bei  Bremen 
nur  0,4%  (12  522  t)  vom  gesamten  Einfuhrversand  des  Jahres 
1913  betrug,  so  wären  diese  Güter  doch  ohne  weiteres  über  Ant- 
werpen und  Rotterdam  gegangen,  wenn  die  preußisch-hessische 
Staatsbahn  diese  besonderen  Stückgutausnahmetarife  nicht  ein- 
geführt hätte. 

Der  heutige  Zustand  ist  der,  daß  für  Deutschland  durch  den 
Versailler  Friedensvertrag  eine  Aufrechterhaltung  der  Seehafen- 
ausnahmetarife unmöglich  geworden  ist.  Tatsächlich  sind  die- 
selben auch  aufgehoben  worden,  und  es  kann  dem  Reiche  nicht 
zugemutet  werden,  sie  unter  den  heutigen  Verhältnissen  wieder 
in  Kraft  zu  setzen,  denn  es  wäre  dann  gezwungen,  die  gleichen 
Vorteile  auch  dem  internationalen  Verkehr  zuzuwenden.  Es 
würde  sich  dann  also  überhaupt  nicht  mehr  um  „Seehafen- 
ausnähme  tarife"  handeln,  sondern  um  eine  allgemeine  Tarif- 
ermäßigung, die  sich  die  Reichseisenbahnen  natürlich  nicht 
leisten  können. 

Dagegen  hat  Belgien  schon  wieder  damit  begonnen,  sein 
altes  Transitbareme  zugunsten  Antwerpens,  das  während  des 
Krieges  aufgehoben  war,  wieder  einzuführen.  Die  holländischen 
Eisenbahnen  sind  zu  Tarifermäßigungen  allerdings  noch  nicht 
übergegangen.  Es  ist  jedoch  zu  erwarten,  daß  sie  mit  derartigen 
Maßnahmen  nicht  lange  werden  auf  sich  warten  lassen,  zumal 
der  interne  Konkurrenzkampf  zwischen  den  beiden  großen  hol- 
ländischen Eisenbahngesellschaften  infolge  einer  Anfang  1921 
erfolgten  Fusionierung  aufgehört  hat  und  die  holländische  Eisen- 
bahn seitdem  finanziell  sehr  erstarkt  ist. 

Daß  diese  ungleichen  Verhältnisse  bisher  für  den  deutschen 
Seehandel  noch  nicht  in  vollem  Ausmaße  in  Erscheinung  ge- 
treten sind,  liegt  in  der  Hauptsache  an  der  schlechten  deutschen 
Valuta,  die  auf  die  Beförderungspreise  bezogen,  für  das  Ausland 
wie  ein  gewaltiger,  für  das  ganze  deutsche  Schienennetz  gültiger 
Ausnahmetarif  wirkt.  Dadurch,  daß  von  dieser  finanziellen  Er- 
leichterung jeder  Schienenweg  betroffen  wird,  tritt  jetzt  die 
streckenkilometrische,  also  die  tatsächliche  Entfernung  eines 
Punktes  von  einem  Seehafen  wieder  mehr  in  Erscheinung,  als 
das  früher  der  Fall  war.  Es  müßte  also,  wenn  die  allgemeine 
Geldknappheit  dem  nicht  im  Wege  stände,  mehr  als  früher  darauf 
gesehen  werden,  ungünstige  Linienführungen  durch  Einlegung 
von  Verbindungsstrecken  und  ähnliche  Maßnahmen  abzukürzen. 

Die  bisherigen  Betrachtungen  der  für  Bremen  in  Frage 
kommenden  Wettbewerbshäfen  haben  sich  auf  die  ausländischen 
Nordseehäfen  beschränkt.  Bei  dem  großen  Wirkungskreis,  den 
die  Eisenbahnen  für  ihre  Seehäfen  erobern,  genügt  diese  Be- 
schränkung jedoch  nicht.  Es  mag  auf  den  ersten  Blick  eigen- 
artig erscheinen,  daß  auf  dem  Schienenwege  auch  der  Mittel- 
meerhafen Triest  als  Wettbewerber  der  deutschen  Nordseehäfen 
auftritt.  Tatsächlich  ist  das  aber  der  Fall.  Früher  spielte  Triest, 
das  für  den  Verkehr  mit  seinem  Hinterlande  nur  auf  den  Schie- 
nenweg angewiesen  ist,  keine  bedeutende  Rolle,  da  die  öster- 
reichische Südbahn  ,,mehr  dem  Gebirge  auszuweichen,  als  in  das- 
selbe einzudringen  suchte."  Die  Verhältnisse  änderten  sich  je- 
doch, als  nach  der  Eröffnung  der  Tauernbahn  (1909)  die  Stadt 
Salzburg  z.  B.  um  253  km  oder  38%  der  früheren  Weglänge  an 
Triest  herangerückt  wurde.  Das  Entfernungsverhältnis  zwischen 
dem  Adriahafen  und  den  deutschen  Nordseehäfen  wurde  infolge- 
dessen durch  die  Tauernbahn  für  Oesterreich  und  Südbayern  er- 
heblich verschoben.  Früher  lag  die  Entfernungsgleichheit  zwi- 
schen Triest  und  Bremen  in  Höhe  der  Strecke  München-Augs- 
burg. Jetzt  ist  die  Linie  überall  mindestens  bis  zur  Donau  vor- 
gerückt. Dagegen  erstreckt  sich  der  Einfluß  Triests  nicht  über 
Ulm  hinaus,  und  auch  nicht  westlich  nach  Württemberg  hinein, 
da  dort  der  italienische  Hafen  Genua  mittels  der  Gotthardtbahn 
über  kürzere  Entfernungen  verfügt.  Ulm  ist  für  diese  Betrach- 
tung ein  besonders  interessanter  Punkt,  denn  es  liegt  ungefähr 
gleich  weit  von  Bremen  (706  km),  von  Triest  (708  km)  und  von 
Genua  (686  km)  entfernt.  Im  übrigen  ergibt  die  nachstehende 
Zusammenstellung,  wie  sich  für  einzelne  Punkte  Süddeutschlands 
die  Entfernungsverhältnisse  nach  Eröffnung  der  Tauernbahn  zu- 
gunsten Triests  verschoben  haben: 


Von  T 

r  i  e  s  t 

Von 

Von 

über 

Hamburg 

Brem  n 

Nach: 

Südbahn 

Tauern- 
bahn 

km 

km 

km 

km 

Augsburg  

731 

626 

748 

696 

Blaichach   

827 

721 

869 

817 

758 

652 

808 

75h 

Neu-Ulm  

814 

708 

758 

706 

Regensburg   

747 

604 

683 

697 

München-Hauptbhf   

674 

568 

809 

757 

Tarifarisch  ist  die  heutige  Lage  für  Triest  noch  günstiger  wegen 
des    außerordentlich    niedrigen  Standes    der  österreichischen 


Valuta,  die  ihrerseits  ebenfalls  als  allgemeiner  Ausnahmetarif 
wirken  und  den  Verkehr  aus  Deutschland  nach  Süden  auf  das 
österreichische  Bahnnetz  locken  müßte.  Daß  dieser  Zustand 
augenblicklich  praktisch  weniger  in  Erscheinung  tritt,  liegt  an 
dem  außerordentlich  mangelhaften  Betriebszustande  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen.  Diese  Verhältnisse  könnten  sich  jedoch 
ändern,  und  es  müßten  dann  Mittel  und  Wege  gesucht  werden, 
um  die  Interessen  der  deutschen  Seehäfen  zu  schützen. 

Eine  weitere  tarifarische  Bevorzugung  der  österreichischen 
Bahnen  zugunsten  der  deutschen,  ist  auf  die  Entente  zurück- 
zuführen. Während  nämlich  Deutschland  durch  den  Versailler 
Friedensvertrag  die  Aufrechterhaltung  der  Seehafenausnahme- 
tarife praktisch  unmöglich  gemacht  worden  ist,  ist  im  Frieden 
von  St.  Germain  Oesterreich  ausdrücklich  verpflichtet  worden, 
die  zugunsten  seines  Seehafens  Triest  geschaffene  Ausnahme- 
tarife aufrechtzuerhalten.  Durch  diese  Maßnahme  sollte  u.  a. 
mit  großer  Absichtlichkeit  der  Verkehr  aus  Süddeutschland  von 
den  deutschen  Nordseehäfen  abgeleitet  werden,  und  Süddeutsch- 
land selbst  sollte  auf  dem  Wege  der  Verkehrs-  und  wirtschafts- 
politischen Abtrennung  auch  staatspolitisch  von  Norddeutschland 
abgezogen  werden. 

Da  z.  Zt.  die  streckenkilometrische  Entfernung  für  das  Vor- 
zugsgebiet der  deutschen  Seehäfen  bezüglich  ihres  Eisenbahnver- 
kehrs maßgebend  ist,  so  läßt  sich  verhältnismäßig  leicht  eine 
Linie  konstruieren,  die  diejenigen  Orte  von  einander  trennt,  die 
hinsichtlich  ihrer  Entfernung  günstiger  zu  Bremen  oder  günsti- 
ger zu  Hamburg  liegen.  Diese  Linie  würde  etwa  von  Cuxhafen 
aus  in  südwestlicher  Richtung  über  Soltau,  Helmstedt,  Plauen, 
Eger  und  an  der  östlichen  Grenze  von  Bayern  entlang  laufen, 
dieses  und  ganz  Süddeutschland  umfassend.  Daß  eine  solche 
Verkehrsteilung,  insbesondere  für  Bremen,  eine  große  Bedeutung 
hätte,  darf  nicht  bezweifelt  werden,  aber  der  praktische  Wert 
einer  solchen  Grenzscheide  wird  in  stärkstem  Maße  durch  das 
Dazwischentreten  der  großen  Ströme  beeinträchtigt.  In  welchem 
Maße  das  sogar  für  die  Stückgüter  der  Fall  ist,  zeigt  ein  Bei- 
spiel, das  beweist,  wie  sehr  der  Rhein  mit  seinen  billigen  Be- 
förd'erungspreiscn  zugunsten  Antwerpens  und  Rotterdams  im 
Sinne  einer  ungeheuren  Entfernungsverkürzung  wirkt.  Die  Fracht 
von  Antwerpen  nach  Mannheim  kostete  auf  dem  Rhein  (Strecken- 
entfernung 677  km)  für  Massengüter  0,31  M.  und  für  besonders 
häufige  Massengüter  (Getreide,  Kohlen,  Roheisen,  Holz,  Erze 
und  Erde)  nur  0.28  M.  für  je  100  kg.  Auf  der  Bahn  konnten 
dagegen  100  kg  nur  auf  folgende  Entfernungen  befördert  werden: 
.  1.  für  die  Fracht  v.  0,31  M.  +  0,12  Umschlagskosten  in  Mannheim 

a)  für  Wagenladungsgut  der  Klasse  A  I  43  km 

b)  für  Wagenladungsgut  der  Klasse  B  52  km 

2.  für  die  Fracht  v.  0,28  M.  +  0,12  Umschlagskosten  in  Mannheim 

a)  nach  Spezialtarif  1  68  km 

b)  nach  Spezialtarif  II  88  km 

c)  nach  Spezialtarif  III  125  km. 

Die  Schienenentfernung  Antwerpen — Mannheim  beträgt  461  km. 
Die  Annäherung  zwischen  Antwerpen  und  Mannheim  durch  den 
Rhein  schwankt  also  je  nach  der  Tarifklasse  zwischen  336  und 
418  km! 

Infolge  der  außerordentlichen  Billigkeit  der  Rheinfrachten 
ist  die  Einflußzone  der  Rheinhäfen  längs  des  Stromes  viel  breiter 
als  bei  anderen  Flüssen.  Die  Grenzlinie  zwischen  Rhein  und 
Weser  ist  daher  weit  nach  Osten  vorgeschoben.  Für  das  Gebiet 
zwischen  Rhein  und  Weser  ist  Duisburg  der  gegebene  Umschlag- 
hafen, während  bei  der  Weser  mehrere  Unischlagplätze  zur  \'cr- 
fügung  stehen,  die  jedoch  trotz  der  Preisbildung  nach  fallender 
Skala,  die  im  Bergverkehr  Platz  greift,  wegen  des  stark  ge- 
krümmten Flußlaufes  verhältnismäßig  hohe  Frachtunterschiede 
zueinander  aufweisen.  Im  Talverkehr  auf  der  Weser  erfolgt  die 
Frachtbildung  immer  von  Fall  zu  Fall,  je  nach  Angebot  und 
Nachfrage. 

Die  Tabelle  auf  Seite  469  ist  für  hochwertige  Güter  der  all- 
gemeinen Wagenklasse  A  I  und  für  die  minderwertigsten  Massen- 
güter des  Spezialtarifs  III  zusammengestellt. 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  für  die  genannten  Versandplätze  die  zu- 
sammengestoßene Fracht:  Schienenweg  und  Wasserweg  auf  der 
Weser  im  Versand  nach  Bremen  für  Massengüter  (Spezial- 
tarif III)  überhaupt  nicht  wettbewerbsfähig  ist,  sondern  höch- 
stens für  Güter  der  allgemeinen  Wagenklasse  A  I.  Dieser  Vor- 
zug ist  aber  mehr  oder  weniger  problematisch,  da  aus  den 
Grenzplätzen  des  Verkehrsgebietes  nur  wenige  Güter  dieser 
KI;:sse  die  Verzögerung  des  Weserumschlags  in  den  Kauf  neh- 
men und  lieber  den  durchgehenden  Eisenbahnweg  wählen.  Im 
allgemeinen  ergibt  sich  aus  dem  Vergleich  von  Spalte  I  und  III, 
daß  die  Eisenbahn  zugunsten  Bremens  im  Wettbewerb  mit 
Rotterdam  in  der  Lage  ist,  das  Einflußgebiet  Bremens,  wenig- 
.-.ti  ns  für  Massengüter,  in  höherem  Grade  zu  erweitern,  als  das 
der  Weser  selbst  möglich  ist. 

Andererseits  ist  aus  der  Zusammenstellung  durch  Vergleich 
der  Spalte  II  und  III  zu  ersehen,  daß  die  kombinierte  Verfrach- 
tung: Schienenweg-Wasserweg  nach  Bremen  in  keinem  Falle 
wettbewerbsfähig  ist  mit  der  kombinierten  Verfrachtung  Schie- 
nenweg-Rhein nach  Rotterdam,  obgleich  für  jenen  Weg  der  je- 
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AI 

270 

2,01 

72 

1,35  III 

153 

1,40 

III 

270 

0,71 

72 

0,93 

153 

0,63 

AI 

364 

2,64 

105 

1,65  IV 

248 

2,03 

III 

364 

0,92 

105 

1,05 

248 

0,84 

Münster  i.  W. 

A  I 

173 

1,36 

93 

1,10 

III 

173 

0,50 

93 

0,62 

I  Umschlag  in  Minden, 
i!    Umschlag  in  Hameln, 

III  Umschlag  in  Bevergern, 

IV  Umschlag  in  Kassel. 


wfils  günstigste  \\'cserunischlagsplatz  zugrundf  sclogt  ist,  i\ir 
diesen  dagegen  nur  der  eine  Umschlagsplatz  Duisburg,  der  für 
einige  Verbindungen  ungünstig  liegt.  Diese  Ermittlungen  sind 
hauptsächlich  insofern  von  Wert,  als  sie  zeigen',  daß  die  Weser 


Unsere  \  ielbcwundcrten  technischen  Fortschritte  der 
letzten  Jahrzehnte  verdanken  wir  wohl  einerseits 
einem  gewaltsamen  I^osrcißen  vom  alten  römischen 
Scholastizismus  deutscher  Nation,  andererseits  aber 
auch  der  wissenschaftlichen  Schulung,  die  sich  sofort 
des  neu-n  Gebiets  bemächtigte  und  auf  demselben 
anerkannte,  glänzende  Erfolge  gezeitigt  hat. 

(Max  Eyth:  Wort  und  Werkzeug.) 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Auskunftserteilung.  Es  ist  sehr  zu  begrüßen,  daß  der 
Reichsverkehrsminister  die  Auskunftserteilung  an  Reisende  er- 
neut zum  Gegenstand  seiner  Fürsorge  gemacht  hat.  Es  findet 
sich  jetzt  auch  der  Hinweis  auf  bestimmte  Anforderungen,  die 
an  die  auskunfterteilenden  Beamten  zu  stellen  sind.  Außerdem 
sind  Beamte,  die  die  gewünschte  Auskunft  nicht  erteilen  können, 
verpflichtet,  den  Auskunftsuchenden  an  diejenige  Stelle  zu  ver- 
weisen, die  ihm  helfen  kann. 

Auskünfte  werden  bekanntlich  nach  bestem  Wissen,  aber 
ohne  Gewähr  erteilt.  Während  des  Krieges  und  in  der  Nach- 
kriegszeit mit  ihren  großen  Betriebs-  und  Personalschwierig- 
keiten hatte  sich  infolgedessen  ein  Gefühl  der  Verantwortungs- 
losigkeit eingeschlichen,  durch  das  die  Reisenden  oft  schwer  ge- 
schädigt wurden,  weil  falsche  Auskünfte  in  keiner  Weise  ver- 
ffdgbar  sind.  Es  ist  deshalb  sehr  wertvoll,  daß  der  Reichsver- 
kehrsminister auch  hierin  wieder  Ordnung  zu  schaffen  be- 
müht ist. 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Eisenbahnen  in  Jugoslavien.  Das  Parlament  in  Jugo- 
slavien  hat  ein  Gesetz  angenommen,  durch  das  eine  Anleihe 
v(jn  100  000  000  Dollar  von  Amerika  für  den  Bau  einer  Eisen- 
bahnverbindung nach  dem  Adriatischen  Meere  genehmigt  wird. 
Die  Gesetzesvorlage  umfaßt  die  Linie  von  Belgrad  nach  Visegrad 
imd  der  Bucht  von  Cattaro  nebst  Anschlüssen  und  die  Linien  von 
Belgrad  nach  Sarajewo  und  einigen  anderen  Plätzen.  (Mod. 
Transp.  v.  29.  7.  22.) 

-Gl-  Selbsttätige  Zugssicherung.  Im  Oktober  1920  hatte  das 
englische  Verkehrsministerium  einen  Ausschuß  gebildet,  der  die 
Frage  der  selbsttätigen  Zugssicherung  studieren  und  Vorschläge 
für  eine  etwaige  Einführung  in  England  machen  sollte.  Die 
Arbeiten  sind  beendet  und  kürzlich  in  einem  umfangreichen  Be- 


vvohl  der  einzige  Strom  ist,  der  in  seinem  heutigen  Zustande 
nicht  in  der  Lage  ist,  durch  Einschaltung  einer  Wasserwegver- 
bmdung  sein  Verkehrsgebiet  mit  Hilfe  von  Eisenbahn-Querver- 
bindungen zu  erweitern,  daß  im  Gegenteil  die  unmittelbare  Eisen- 
t)ahnverbindung  nach  Bremen  in  den  meisten  Fällen  günstiger 
ist  als  die  kombinierte  Verfrachtung  über  einen  Weser-Um- 
schlagsplatz. 

Aus  diesen  Tatsachen  ergibt  sich  von  selbst  die  Antwort 
auf  die  Frage,  was  in  technischer  Beziehung  geschehen  muß, 
um  den  Verkehr  mehr  als  bisher  an  den  deutschen  Hafen  Bre- 
men zu  fesseln.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  allein  darum,  einen 
neuen  Verkehr  zu  schaffen,  sondern  auch  darum,  von  der  ge- 
waltigen \'erkehrsflnt,  die  vom  deutschen  Hinterland  über  aus- 
ländische Häfen  geht,  einen  möglichst  starken  Arm  abzuzwei- 
gen. Aus  der  Doppelgestaltigkeit  der  Aufgabe  ergibt  sich  auch 
die  Doppelgestaltigkeit  der  Lösung.  Die  Eisenbahnen  werden, 
unterstützt  von  einer  vernünftigen  Tarifpolitik,  insbesondere 
d  s  entferntere  Hinterland,  das  Sauerland,  den  Maingau  und 
darüber  hinaus  die  südlich  und  westlich  anschließenden  Gebiete 
an  Bremen  heranziehen  müssen,  während  eine  künstliche 
Wüsserstraße  den  Austausch  von  Massengütern  mit  dem  west- 
fälischen Industriegebiet  ermöglichen  sidl,  imd  die  Weser  selbst 
durch  Kanalisierung  in  einen  solchen  Zustand  versetzt  werden 
muß,  daß  sie  überhaupt  in  der  Lage  ist,  Güter  im  gebrochenen 
Verkelir,  also  mit  Umschlag  zwischen  Waggon  und  Binnen- 
sei iff,  an  sich  zu  ziehen. 

Das  Problem  „Eisenbahn  oder  Wasserstraßen",  da«  z  B. 
in  Amerika  und  England  einseitig  zugunsten  der  ersteren 
entschieden  war,  wird,  nachdem  sich  in  unserer  Heimat  in 
gleichem  Kampfe  die  Ansichten  geklärt  haben,  durch  die  For- 
mel entschieden  werden  können:  ,, Eisenbahnen  und  Wasser- 
straßen'', nämlich  in  den  Fällen,  wo  ein  starker  Verkehr  die 
Ai.lage  von  Großschiffahrtswegen  wirklich  lohnend  erscheinen 
i<.£t.  L'aß  diese  Voraussetzung  gerade  vom  Seehafenverkc'  r 
am  ehesten  erfüllt  wird,  ist  bekannt. 

Im  allgemeinen  wird  auch  bei  der  Sonderaufgabe,  die  Ver- 
kehrsbeziehungen Bremens  mit  seinem  Hinterlande  zu  stärken, 
dieEisenbahn-  u  n  d  Wasserbautechnik  Hand  in  Hand  arbeiten 
müssen,  damit  jede  auf  ihrem  Gebiete  und  beide  zusammen  für 
das  gesamte  Verkehrswesen  das  Höchste,  d.  h.  das  Notwendige 
im  Rahmen  der  Wirtschaftlichkeit,  erreichen. 


Unser  äußeres  Leben  ist,  was  es  ist,  durch  die  Technik 
geworden.  Die  Technik  erlaubt  dem  einzelnen,  in 
unabhängiger  Bewegung  sich  ein  Tätigkeitsfeld  zu 
suchen,  und  einem  Volke,  sich  unbegrenzt  zu  ver- 
mehren, weil  sie  unbegrenzte  Lebensmöglichkeiten 
schuf.  Sie,  die  so  ganz  praktisches  AlJtagsltben, 
Nüchternheit  und  Ideenlosigkeit  scheint,  ist  ein  Weg 
zur  Überwindung  der  AIltags-Rohnatur 

(E-  von  Mayfr:  Technik  und  Kultur.) 


rieht  veröffentlicht  worden.  Im  allgemeinen  hält  der  Ausschuß 
von  dieser  Einrichtung  nicht  allzu  viel  und  kommt  zu  folgendem 
Urteil:  Die  selbsttätige  Zugsicherung  (automatic  train  control) 
wird  nur  diejenigen  Unglücksfälle  vermindern  helfen,  an  denen 
der  Lokomotivführer  Schuld  hat.  Die  neue'  I^inrichtung  hätte 
die  vorhandenen  Blocksicherungseinrichtungen  nur  zu  ergänzen, 
nicht  zu  ersetzen.  In  Frage  kämen  a)  selbstwirkende  Zugs- 
sperren bei  Hauptsignalen,  die  den  Zug  bei  Haltstellung  des 
Signals  von  selbst  zum  Halten  bringen,  6)  selbsttätige  Warn- 
einrichtungen an  sehr  entfernt  liegenden  Signalen  und  an  solchen 
Stellen,  wo  zu  große  Geschwindigkeit  eine  Gefährdung  des  Zuges 
herbeiführen  würde.  Die  technische  Ausführung  der  Einrichtung 
ist  erst  eine  Frage  zweiter  Bedeutung.  Die  Einführung  auf 
allen  zwei-  und  mehrgleisigen  Linien  wird  auf  4i4  Mill.  £ 
geschätzt.  Zum  Schluß  wird  die  allmähliche  Einführung  der 
neuen  Sicherungsart  empfohlen,  beginnend  bei  besonders  wich- 
tigen Signalen,  und  ein  einheitliches  Vorgehen  aller  Eisenbahn- 
gesellschaften angeregt,  um  die  ,, Einheit  im  Eisenbahnwesen" 
auch  in  dieser  Frage  durchzuführen.  (Civ.  Eng.,  Aug.  1922.) 

-Gl-  Neue  Privatbahnen  in  Japan.  In  Japan  gibt  es  zur 
Zeit  152  Privatbahnen  mit  3450  km  Betriebslänge  und  316  000  000 
Yen  Aktienkapital  (1  Yen  —  2,09  M.  im  Frieden).  Ihre  Zahl 
wird  sich  bald  sehr  vergrößern.  Die  Regierung  hat  bereits  87 
Genehmigungen  gegeben.  Diese  umfassen  1650  km  Neubauten 
für  109  000  000  Yen.  102  weitere  Gesuche  liegen  vor,  die  etwa 
2180  km  und  336  000  000  Yen  Anlagekosten  ergeben  würden.  Mit 
den  bis  jetzt  genehmigten  Bahnen  wird  Japan  249  Privatbahnen 
mit  rd.  7290  km  Betriebslänge  haben.  (Mod.  Transp.  v.  22.  7.  22.) 

JJ  Verkehrsstatistik  in  England.  Das  Verkehrsministeriuni 
hat  eine  Denkt,chrift  veröffentlicht,  welche  die  durchschnittlichen 
Einnahmen  —  durchgeführt  auf  eine  Tonnenmeile  —  und  die 
durchschnittliche  Transportlänge  für  verschiedene  Güter  (rund 
91%  der  Gesamttonnage)  enthält,  und  als  Unterlage  für  die 
künftige  Gestaltung  der  Tarife  dienen  soll. 
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BÜCHERBESPRECHUNG 
Albinmüller,  Holzhäuser,  Verlag  von  Julius  Hoffmann,  Stutt- 
gart. —  74  S.  gr.  8°,  50  ganzseitige  Abbildungen. 

Das  Streben  nach  sparsamster  Bauweise  hat  in  der  Zeit 
der  Wohnungsnot  und  Geldknappheit  zu  ein'em  Kreislauf  von 
Versuchen  in  Bauweisen  und  Baustoffen  geführt,  der  sich  mit 
einer  für  unsere  raschlebige  Zeit  charakteristischen  Schnellig- 
keit abgespielt  hat.  Es  war  also  eine  Zwangläufigkeit,  daß 
dabei  auch  der  Holzbau  wieder  zur  Erörterung  kam.  Freunde 
hat  er  immer  gehabt,  in  nordischen  Ländern  und  in  Wald- 
gegenden ist  er  Kulturbestandteil.  Es  ist  deshalb  zu  begrüßen, 
wenn  ihm  hier  ein  Förderer  erstanden  ist,  der  die  Bedingungen, 
unter  denen  er  möglich  ist,  von  neuem  zusammenfaßt  und  in 
einer  Reihe  von  Entwürfen  seine  ästhetischen  und  konstruktiven 
Besonderheiten  entwickelt.  Die  eigene  und  freie  Formensprache, 
die  dem  Holzbau  eigen  ist,  kommt  hier  überzeugend  zur  Geltung. 
Wer  bei  Siedlungs-  und  Neubaufragen  den  Holzbau  in  wirt- 
schaftlichem Wettbewerb  mit  anderen'  Bauweisen  stehen  sieht, 
wird  daher  gern  zu  diesem  Buche  meifcu.  um  sowohl  für  das 
kleinste  Sommerhäuschen  wie  für  das  stattliche  Haus  anregende 
und  vielseitige  Beispiele  zu  finden.  Dr.  Hasse.' 

SCHIFFAHRT 

Weitere  französische  Kanalpläne  —  der  „französische  Rhein" 
mit  Lille  als  Seehafen.  In  der  französischen  Zeitung  Le  Petit 
Parisien  wird  über  den  weiteren  .Ausbau  des  nordfranzösischen 
Kanalnetzes  geschrieben.  —  Der  Gedanke  ,, Lille  als  Seehafen" 
sei  während  des  Krieges  entstanden.  Auch  hätten  sich  im  letzten 
Vierteljahrhundert  die  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  sehr 
verändert.  Die  Produktion  der  Kohlenbecken  im  Nord-Departe- 
ment hätte  sich  seither  vervierfacht.  Die  französisch-lothrin- 
gischen Erzgebiete  seien  nun  vollständig  ausgebaut.  Außerdem 
seien  sie  dtirch  den  Sieg  nahezu  verdoppelt  worden.  Die 
Schwerindustrie  müsse  sich  daher  neue  Transportwege  schaffen. 
Die  Anlage  eines  Kanals  von  Lille — Roubaix — Tourcoing  zum 
Meer  sei  bei  der  Verwirklichung  der  Baupläne  von  Lille  in  Be- 
tracht zu  ziehen. 

Es  sei  möglich,  einen  100  m  breiten  Kanal  von  8  bis  10  m 
Tiefe  anzulegen,  der  Schiffe  von  3000  bis  4000  Tonnen  Gehalt 
aufnehmen  könne.  Der  Höhenunterschied  zwischen  Lille  und 
Saint  Omer  betrage  15  bis  20  m  und  etwa  5  bis  8  m  von  Saint 
Omer  bis  Dünkirchen.  Die  auf  dem  Kanal  verkehrenden  Schiffe 
können  die  eingeführte  Baumwolle  nach  Lille,  Roubaix  und 
Tourcoing  vorbringen  und  von  dort  Maschinen  und  die  übrigen 
Produkte  der  Schwerindustrie  mitnehmen. 

Würde  gleichzeitig  der  Meerkanal  durch  einen  Binnenkanal 
ergänzt,  der  Lille  mit  Valenciennes  verbinde,  und  damit  den 
Anschluß  an  das  vorhandene  Kanalnetz  bilde,  so  würde  ein 
Wasserweg  ersten  Ranges  Lothringen,  Ost-  und  Nordfrankreich 
miteinander  verbinden  und  gegen  das  Meer  in  einem  100  km 
langen  Kanal  seinen  Abschluß  finden.  Damit  sei  ein  neuer 
,, französischer  Rhein"  geschaffen. 

Der  Meerkanal  käme  etliche  Kilometer  nördlich  vom  Nord- 
rand des  Steinkohlenreviers  zu  liegen.  Für  die  Bergwerke  von 
Courrieres,  Lens,  Bruay,  Bethune,  Maries  könnte  ein  Seehafen 
angelegt  werden,  den  die  Hochseefrachtdampfer  wie  die  neuen 
Seehäfen  von  Lille,  Roubaix  und  Tourcoing  aufsuchen  könnten. 

Die  technischen  Durchführungsbedingungen  seien  einfach. 
Viel  größere  Schwierigkeiten  bieten  die  anderen  größeren  öffent- 
lichen Arbeiten  wie  die  Schiffbarmachung  der  Rhone  mit  der 
Elektrizitätsversorgung  der  Gegend  zwischen  Lyon  und  Mar- 
seille; die  Schiffbarmachung  der  Loire;  die  Wasser-,  Gas-  und 
Elektrizitätsversorgving  der  Stadt  Paris;  der  Kanal  von  Basel 
nach  Straßburg;  die  Versorgung  der  französischen .  Eisenbahnen 
mit  Elektrizität;  die  Erfassung  der  Energie  der  weißen  Kohle 
(Meerflut);  die  Einrichtung  eines  allgemeinen  elektrischen  FIt)ch- 
spannungsnetzes. 

Wenn  Frankreich  für  größere  öffentliche  Arbeiten  20  Milli- 
arden Francs  atifwenden  müsse,  so  würde  die  Verbindung 
zwischen  Valenciennes  und  dem  Meer  nur  ein  Zehntel  dieses 
Betrages  erfordern.  Brodersen,  Regierungsbaurat. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Aus  dem  Reichsbund  der  höheren  Beamten. 
Die  2.  Besoldungsaktion  im  September.  Daß  die  für  Sep- 
tember ursprünglich  bewilligten  Gehalts=^ätze  vö'lig  unzu- 
reichend seien  und  der  Teuerungslsge  keineswegs  ent- 
sprechen würden,  war  von  den  Oraanisationon  über- 
einstimmend bereits  am  4.  September  betont  worden.  So  halte 
denn  die  Reichsregierung,  ohne  einen  neuen  Schritt  der  Organi- 
sationen abzuwarten,  zum  21.  September  zu  neuen  Besoldungs- 
verhandlungen eingeladen.  Die  Verhandlungen  gestalteten  sich 
deswegen  besonders  schwierig,  weil  die  Organisationen  nach 
Ablehnung  der  ursprün.^lich  geforderten,  für  alle  Beamten 
gleichen  Wirtschaf  tsbeihilfe  durch  die  Regierung  mit 
besonderer  Zähigkeit  die  alte  Forderung  der  Erhöhung  des 
K  o  p  f  z  u  s  c  h  1  a  g  s  wieder  aufnahmen.  Die  damit  verbundenen 


Gefahren  waren  um  so  größer,  weil  eine  der  Regierung  ange- 
hörige  einflußreiche  Reichstagspartei  die  Erhöhung  des  Kopf- 
zuschlags zur  Parteiforderung  erhoben  und  kein  Mittel  unver- 
sucht gelassen  hatte,  um  für  den  Fall  der  Ablehnung  die 
schlimmsten  Folgen  in  Aussicht  zu  stellen.  Wenn  es  trotzdem 
auch  bei  der  zweiten  Septemberaktion  gelungen  ist,  eine  erheb- 
liche Erhöhung  des  prozentualen  Teuerungszuschlages  zu 
erzielen  und  den  Kopfzuschlag  in  geringfügigen  Grenzen  zu 
halten,  so  gebührt  das  Verdienst  dafür  wiederum  ausschließlich 
dem  Reichsbund.  Nur  um  die  Verhandlungen  nicht  scheitern  zu 
lassen,  fand  sich  die  Regierung  schließlich  bereit,  außer  der  an- 
gebotenen Erhöhung  des  prozentualen  Teuerungszuschlags  auch 
eine  Erhöhung  des  Kopfzuschlags  um  45  Prozent  zu  gewähren. 
Sie  betonte  dabei,  daß  sie  diesen  Zuschlag  nach  wie  vor  be- 
soldungs-  und  beamtenpolitisch  für  untragbar  halte.  Der  Reichs- 
bund erklärte,  im  Interesse  der  Einheitsfront  der  Organisationen 
unter  Protest  zustimmen  zu  wollen;  er  erwarte  jedoch,  daß  durch 
diese  Regelung  für  die  bevorstehende  Neuordnung  der  Grund- 
gehälter kein  Präjudiz  geschaffen  würde,  was  die  Regierung 
zusagte.  Somit  beläuft  sich  der  prozentuale  Teuerungszuschlag 
ab  1.  September  auf  677  Prozent,  der  Kopfzuschlag  für  die  ersten 
10  000  M.  auf  100  Prozent. 

Die    Neuregelung    der  Grundgehälter. 

Die  Verhandlungen  über  den  Umbau  des  Besoldungssystems 
begannen  am  28.  September.  Die  Beratungen  verliefen  außer- 
ordentlich schwierig;  sie  dauerten  bis  zum  4.  Oktober,  um  dann 
noch  an  einer  verhältnismäßig  geringfügigen  Frage  zu  scheitern. 
Während  nämlich  über  die  neuen  Grundgehälter  im 
wesentlichen  eine  Einigung  zu  erzielen  war,  wurde  der  Wunsch 
der  Regierung  nach  Einführung  einer  prozentualen  Frauen- 
zulage von  den  Organisationen  mit  Ausnahme  des  Reichsbundes 
abgelehnt,  worauf  die  Regierung  weitere  Verhandlungen  als  aus- 
sichtslos bezeichnete.  Wir  versagen  es  uns.  die  Phasen  der 
langwierigen  Verhandlung,  bei  der  der  Reichsbund  die  Belange 
der  höheren  Beamtenschaft  tatkräftig  und  mit  Erfolg  vertrat,  im 
einzelnen  darzustellen;  wir  begnügen  uns  vielmehr,  im  folgen- 
den den  schließlichen  Regierungsvorschlag  aufzuführen, 
der  mit  nur  geringfügigen  Abänderungen  nunmehr  dem  Reichs- 
tag unterbreitet  werden  wird. 


Neue 

1)  8  700 

2)  9  600 

3)  10  600 

4)  11  700 

5)  12  800 

6)  14  100 

7)  1.5  800 

8)  17  600 

9)  19  300 

10)  22  000 

11)  25  000 

12)  29  500 

13)  37  300 


G  r  u  n 
9  100 

10  000 

11  100 

12  200 

13  400 

14  700 
16  500 
18  500 
20  300 
23  .300 
26  600 
31  800 
42  000 


d  g  e  h 

9  500 

10  400 

11  600 

12  700 

14  000 

15  300 
17  200 
19  400 
21  300 
24  600 
28  200 
34  100 
46  700 


älter 

9  900 
10  800 

12  000 

13  200 

14  500 

15  900 
17  900 
20  200 
22  300 
25  900 
29  800 
36  400 
51  400 


(in 

10  300 

11  200 

12  400 

13  700 

15  000 

16  500 
18  600 
21  000 
23  .300 
27  100 
31  300 
38  600 
56  000 


Monats  beträgen): 

11  .500 

12  700 
15  000 
15  600 

17  000 

18  700 
21  000 


10  600 

11  600 

12  800 

14  200 

15  500 
17  100 
19  200 
21  800 
24  300 
28  300 
32  800 
40  800 


10  900 

12  000 

13  200 

14  700 

16  000 

17  700 
19  800 
22  600 
25  300 
29  500 
34  300 
43  000 


11  200 

12  400 

13  600 

15  200 

16  500 
18  200 
20  400 
23  400 
26  300 
30  700 
35  800 


Schlagssätze 

(in 

Monatsbetr 

A 

B 

C 

D 

E 

1) 

2  240 

1  680 

1  300 

1  040 

780 

2) 

2  800 

2  100 

1  625 

1  300 

975 

3) 

3  360 

2  520 

1  950 

1  560 

1  170 

4) 

3  020 

2  940 

2  275 

1  820 

1  365 

5) 

4  480 

3  360 

2  600 

2  030 

1  560 

6) 

5  040 

3  780 

2  925 

2  840 

1  755 

V 

5  600 

4  200 

3  250 

2  600 

1  950 

K 

i  n  d  e  r  b 

e  i  h  i 

Ifen; 

Monatlich  2000,  2500  und  3000  M. 
Außer  diesen  Sätzen  soll  ein  prozentualer  Teuerungs- 
zuschlag von  3  Prozent  zü  Grundgehalt,  Ortszuschlag  und 
Kinderbeihilfen,  sowie  ein  Kopfzuschlag  von  lOOO  M.  monatlich 
gewährt  werden ;  Verheiratete  erhalten  außerdem 
einen  Zuschlag  von  3  Prozent  zu  Grundgehalt 
und  Ortszuschlag.  Die  bisherigen  Wirtschaftsbei- 
hilfen werden  beseitigt,  um  als  prozentuale  Zuschläge,  die  für 
besonders  teure  Bezirke  entsprechend  der  Teuerungslage  be- 
sonders festgesetzt  werden,  neu  zu  erstehen;  die  bisher  gezahlte 
gleichmäßige  Frauenzulage  von  2500  M.  fällt  natürlich  fort. 
Das  Ergebnis  der  Verhandlungen,  an  dem  trotz  des  formalen 
Scheiterns  hinsichtlich  der  Festsetzung  der  Bezüge  für  die 
oberen  Gruppen  sowie  hinsichtlich  des  prozentualen  Frauen- 
zuschlags auch  im  Reichstag  nichts  geändert  werden  dürfte, 
stellen  einen  bedeutsamen  Erfolg  des  Reichsbundes  dar.  Es  ist 
gelungen,  das  Verhältnis  der  Bezüge  der  oberen  Grupnen  zu  aen 
mittleren  erheblich  zu  verbessern.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  es,  daß  es  gelang,  die  auf  eine  starke  Schädigung  der  oberen 
Gruppen  gedachten  Vorschläge  des  Deutschen  Beamtenbundes 
wie  des  Allg.  Deutschen  Beamtenbundes  zum  Scheitern  -<u 
bringen.  

Scl'.lul,)  des  redaktionellen  Teiles. 


Verkehrstechnische  Woche 


UND  EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 
MIT    DER     BEI  LA  GE     „ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE  RUNDSCHAU" 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisenbahn-Beam- 
ten und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  r  d  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,   sowie    regelmäßigen  Nachricnten 
von    Reichs-    und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

S  C  H  R  1  FT  L  E  1  T  U  N  G  :    Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen   Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.-Ing.    Hasse,    Regierungsbaumeister    a.  D., 
Privatdozent   an    der  Technischen    Hochscnule  zu 
Chariottenburg    —     Dr.    rer.    pol.   Hans  Baumann, 
Regierungsbaurat    Im  Reichsverkehrsministerium 
zu    Berlin     —     Sendungen    für    die  Schriftleitung 
sind   an    Reglerungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse 
zu    Berlin    W   35,    Potsdamer    Straße  28 
zu  richten 

VERLAG:  Guido  Hackebell  Akt.-Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschreiber- 
straße    34.-35     —      Fernsprecher:     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis:  Vierteljährlich  IVl.  150,— ,  Einzel- 
hefte M.  40, -.    Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
die  einzelne  Millimeterhöhe  IVI.1 5,  —  ,  1/1  Seite  M.'QOOO,— , 
12    Seite   M.  6000,— ,  1/4  Seite   M.  3200,-,  1/8  Seite 
M.1800,— ,  1/16  Seite  M.  9 50,-. Vorzugsplätze  besondere 
Preise.  Wiederholungen  mit  Rabatt 
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DIE  INTERNATIONALE  EISEN  BAH  N  KON  PER  ENZ  IN 

VON  STAATSSEKRETÄR  STIELER,  BERLIN 


PARIS 


In  meinem  Bericht  über  die  Behandlung  der  Eisenbahn- 
fragen auf  der  Wirtschaftskonferenz  in  Genua  *)  hatte  ich 
hervorzuheben,  daß  der  Schwerpunkt  der  dort  gefaßten  Be- 
schlüsse in  der  Einberufung  einer  Konferenz  der  Eisenbahn- 
vervvaltungen  nach  Paris-  beruhe,  wo  über  die  Gründung  eines 
,. Europäischen  Eisenbahn-Vereins"  befunden  werden  solle. 
Die  Aussichten  für  das  Zustandekommen  eines  solchen  Ver- 
eins, für  den  die  deutsche  Regierung  in  Genua  aufs  wärmste 
eingetreten  ist,  durfte  ich  auf  Grund  der  dort  gemachten 
Wahrnehmungen  als  günstig  bezeichnen. 

In  den  Tagen  vom  17.  bis  21.  Oktober  hat  nun  diese 
Pariser  Konferenz  stattgefunden,  und  ich  glaube  heute  fest- 
stellen zu  dürfen,  daß  mein  am  Schlüsse  jenes  Berichts  aus- 
gesprochener Wunsch:  „Möge  über  der  Pariser  Konferenz 
ein  guter  Stern  walten!"  in  Erfüllung  gegangen  ist. 

Mit  bemerkenswertem  Eifer  und  großem  Geschick  haben 
die  französischen  Eisenbahnverwaltungen  alsbald  nach  der 
Genueser  Konferenz  den  Entwurf  einer  Satzung  für  eine 
Union  Internationale  des  Chcmins  de  Per 
(U.  I.  C.)  aufgestellt,  der,  vielfach  sich  anlehnend  an  die 
„Satzungen  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen", 
ohne  weiteres  als  geeignete  Grundlage  für  die  Beratungen 
anzuerkennen  war.  In  den  wenigen  sehr  geschickt  geleiteten 
Sitzungen  der  Pariser  Konferenz  konnte  dank  dem  guten 
Willen  aller  Beteiligten  der  Entwurf  durchberaten  und  mit 
unwesentlichen  Aenderungen  gutgeheißen  werden.  Es  be- 
steht darüber  kein  Zweifel,  daß  die  formellen  Beitritts- 
erklärungen alsbald  abgegeben  werden  und  daß  der  Verein 
am  1.  Dezember  d.  Js.  ins  Leben  treten  kann. 

Die  U.  I.  C.  stellt  sich  zur  Aufgabe,  die  Anlage  und 
den  Betrieb  der  zum  Verein  zusammengeschlossenen  Bahnen 
zu  vereinheitlichen  und  zu  verbessern  für  die  Zwecke  des 
internationalen  europäischen  Verkehrs.  Danach 
müßte  die  Mitgliedschaft,  so  sollte  man  denken,  auf  den  Kreis 
der  europäischen  Verwaltungen  beschränkt  sein.  In  Genua, 
wo  eben  nicht  die  Verwaltungen,  sondern  die  Regierungen 
vertreten  waren,  wurde  aber  anerkannt,  daß  die  asiatischen 
Piahnen,  die  über  Rußland  eine  Schienenverbindung  mit 
Europa  haben,  an  der  Aufgabe  mit  beteiligt  seien.  Dement- 
sprechend waren  sie  auch  nach  Paris  eingeladen,  während 
Rußland  heute  noch  ferne  steht.  Die  Bahnen  Japans  und 
Chinas  sind  aber  „bis  zur  Wiederaufnahme  des  transsibiri- 

*)  Heft  21  dieses  Jahrgangs  vom  25.  Mai  1922 


sehen  \'erkchrs"  bei  der  Bildung  der  Arbeitsorgane  des  Ver- 
eins unberücksichtigt  geblieben.  Grundsätzlich  sind  als  Mit- 
glieder nur  Verwaltungen  zugelassen,  deren  Netz  mindestens 
1000  km  umfaßt  und  die  dem  öffentlichen  Personen-  und 
Güterverkehr  dienen.  Kleinere  Verwaltungen  können  auf- 
genommen werden,  wenn  ihre  Linien  für  den  europäischen 
Verkehr  von  Bedeutung  sind.  Anderen  Transportunterneh- 
mungen ist  der  Beitritt  als  „angeschlossene  Verwaltungen" 
ermöglicht. 

Die  Organe  des  Vereins  sind:  die  Vereinsversamm- 
lung, die  regelmäßig  alle  fünf  Jahre  zusammentreten  soll, 
ein  auf  zehn  Jahre  gewähltes  geschäftsführendes  Komitee 
und  fünf  auf  je  fünf  Jahre  gewählte  Ausschüsse.  Das  ge- 
schäftsführende Komitee  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Prä- 
sidenten, drei  Vizepräsidenten  und  neun  anderen  Mitgliedern. 
Der  Präsident  und  die  drei  Vizepräsidenten  bilden  das  Büro, 
d.  h.  die  Geschäftsleitung,  deren  Aufgabe  ungefähr  dieselbe 
ist,  wie  sie  im  Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  von 
der  geschäftsführenden  Verwaltung  (Eisenbahndirektion 
Berlin)  wahrgenommen  wird.  Ein  Generalsekretariat  hat 
die  Arbeiten  des  Vereins  vorzubereiten  und  den  Schriftver- 
kehr zu  vermitteln.  Die  fünf  Ausschüsse,  zu  denen  im  Be- 
darfsfalle noch  zeitweilig  andere  treten  können,  sind  ge- 
schaffen für  den  Personenverkehr,  den  Güterverkehr,  das 
Abrechnungswesen,  die  wechselseitige  Fahrzeugbenutzung 
und  für  technische  Fragen.  Die  Verwaltungen  sind  grund- 
sätzlich nach  Ländern  zusammengefaßt,  kleinere  Länder  zu 
Gruppen.  Die  Gruppenbildung  hat  einige  Schwierigkeiten 
bereitet,  ui\d  es  sind  die  Verwaltungen  einzelner  Länder 
—  Ungarn,  Griechenland,  Litauen  —  außerhalb  der  Gruppen 
geblieben.  Im  geschäftsführenden  Komitee  sind  sie  also  auch 
nicht  unmittelbar  vertreten,  dagegen  haben  sie  ihre  Wähl- 
barkeit in  die  Ausschüsse  damit  nicht  verloren.  Für  die 
Generalversammlung  ist  das  Stimmverhältnis  derart  geregelt, 
daß  jede  Verwaltung  mindestens  eine  Stimme  erhält.  Die 
Zahl  der  Stimmen  wächst  mit  der  Größe  des  Netzes  jedoch 
zum  Schutze  der  kleineren  Verwaltungen  derart,  daß  die 
größeren  sich  Einschränkungen  gefallen  lassen  müssen.  In 
den  Ausschüssen  wird  nach  ähnlichen  Grundsätzen  abge- 
stimmt. Ein  Beschluß  der  Generalversammlung  ist  in  der 
Regel  nur  dann  durchführbar,  wenn  er  mit  einer  Mehrheit 
von  mindestens  '/s  der  in  der  Versammlung  vertretenen 
Stimmen  gefaßt  und  wenn  nicht  mehr  als  ^/lo  der  im  Verein 
vertretenen  Stimmen  dagegen  abgegeben  worden  sind. 
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Dies  eine  kurze  Inhaltsangabe  der  Satzungen.  Ihre  Er- 
gänzung finden  sie  in  den  jetzt  auszuarbeitenden  inneren 
Dienstvorschriften. 

Vom  Standpunkt  der  Reichsbahn  ist  folgendes  hervor- 
zuheben : 

Die   französischen  Verwaltungen   haben  sich,   auf  den 
Beschlüssen   von   Genua  aufbauend,  in   dem   neuen  Verein 
einen  sehr  weitgehenden  Einfluß  gesichert:    Der  Sitz  des 
Vereins    ist  Paris,    ebenso  der  Sitz  des  geschäftsführenden 
Komitees.     Der  Präsident  wie  der  Generalsekretär  ist  aus 
den     französischen    Verwaltungen     entnommen.     Als  Ge- 
schäftssprache sah  der  Entwurf  ausschließlich  die  französi- 
sche vor.    Auf  deutschen  Antrag  wurde  aber  hinzugesetzt, 
daß  alle  Veröffentlichungen  usw.  des  Vereins,  die  für  die 
Länder  deutscher  Zunge  von  Belang  sind,  auch  ins  Deutsche 
übersetzt  und  in  beiden  Sprachen  gedruckt  werden  müssen. 
Nur  soll  im  Fall  von  Auslegungsschwierigkeiten  der  franzö- 
sische Text  als  maßgebend  gelten.    Eine  der  Vizepräsidenten- 
stellen wird  von   Deutschland,   die   beiden   anderen  werden 
von  Groß  -  Britannien  und  Italien  besetzt.     In  allen  Aus- 
schüssen  ist  Deutschland  vertreten.     Die    auf  Deutschland 
fallende  Stimmenzahl  in  der  Generalversammlung  ist  13,  d.  i. 
die  Höchstzahl.    Sie  kann  auch  künftig  von  keiner  anderen 
Verwaltung  oder  von  der  Gesamtheit  der  Verwaltungen  eines 
anderen  Landes  überboten  werden.    Wie  groß  die  Stimmen- 
zahl des  gesamten  Vereins  sein  wird,  läßt  sich  heute  nicht 
übersehen,  jedenfalls  steht  aber  fest,  daß  eine  Majorisierung 
Deutschlands  kaum  wird  vorkommen  können. 

Wenn  ich  von  Genua  berichten  konnte,  daß  die  Ver- 
handlungen des  Verkehrsausschusses  in  rein  sachlicher, 
leidenschaftsloser  Weise  geleitet  und  geführt  worden  seien, 
so  gilt  das  noch  in  viel  stärkerem  Maße  von  der  Pariser 
Konferenz.  Dem  Vorsitzenden  der  Vollversammlung,  ebenso 
wie  dem  des  Ausschusses  und  dem  Generalsekretär  gebührt 


für  ihre  Tätigkeit  rückhaltlose  Anerkennung.  Sie  haben  alle 
Teilnehmer  zu  williger  Mitarbeit  veranlaßt  und  wohl  überall 
das  Gefühl  erweckt,  daß  man  sich  unter  Fachgenossen  be- 
wege, denen  ein  einziges  Ziel  vorzuschweben  habe,  der 
Wiederaufbau  des  internationalen  Verkehrs 
imInteressederWirtschaftunddesFriedens. 

Die  äußeren  Formen,  in  denen  sich  der  Kongreß  ab- 
spielte, trugen  sehr  wesentlich  bei  zu  dessem  glatten 
Verlauf.  Wenn  ich  hier  keine  Einzelheiten  erwähne,  so 
will  ich  doch  nicht  versäumen  auszusprechen,  daß  der  Ver- 
treter der  französischen  Regierung,  der  Herr  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten,  Herr  Yves  Le  Trocquer,  durch 
die  beiden  Ansprachen,  die  er  an  die  Kongreßteilnehmer 
richtete,  wie  im  persöhnlichen  Verkehr  mit  ihnen  diesen 
guten  Geist  wesentlich  gefördert  hat. 

Die  Deutsche  Reichsbahn  wird,  das  durfte  ich  in  Paris  er- 
klären, mit  allen  Kräften  im  neuen  Vereine  mitarbeiten.  Die 
Stellung  Deutschlands  im  Verein  ist  derart,  daß  wir  uns 
von  unserer  Mitarbeit  Erfolg  versprechen  können. 

Am  Schlüsse  meines  Berichts  über  Genua  habe  ich  er- 
wähnt, daß  man  es  verstehen  werde,  wenn  die  dem  Verein 
Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  angehörigen  Bahnen 
dessen  Einrichtungen  festhalten  bis  zu  dem  Augenblick,  wo 
Gewähr  dafür  besteht,  daß  der  neue  Verein  'nach  allen  Rich- 
tungen gleich  Gutes  leiste.  In  Paris  wurde  vom  Vorsitzenden 
der  Versammlung  ausdrücklich  bestätigt,  daß  die  U.  I.  C.  den 
bestehenden  internationalen  Verbänden  in  keiner  Weise  zu 
nahe  treten  wolle.  Es  werde  sich  erst  zeigen  müssen,  inwie- 
weit die  Leistungen  des  neuen  Vereins  solche  Verbände  oder 
deren  Einrichtungen  überflüssig  machen.  Dieser  Stand- 
punkt wird  in  unseren  Kreisen  sicher  geteilt  werden  können. 
Er  erleichtert  uns  die  rückhaltlose  Unterstützung  der  neuen 
Vereinigung. 


EINRICHTUNG  VON  BEKOHLUNGS- 
ANLAGEN FÜR  DIE  SELBSTENTLADUNG  VON  GROSS-GÜTERWAGEN 

VON  DR.-ING.  KOMMERELL,  OBERREGIERUNGSBAURAT  IM  EISENBAHNZENTRALAMT  BERLIN 


Unsere  Bekohlungsanlagen  kranken  daran,  daß  sich  für  die 
schmutzige  Arbeit  des  Kohlenladens  nur  schwer  Arbeiter  finden; 
dazu  kommt,  daß  die  Wagen  durch  ihr  langsames  Entladen  oft 
lange  über  die  Entladefrist  hinaus  dem  Verkehr  entzogen  wer- 
den, und  daß  häufig  umfangreiche  und  kostspielige  Verschiebe- 
arbeiten notwendig  sind,  um  die  Wagen,  die  meist  in  gewöhn- 
lichen Zügen  anrollen,  an  die  Bekohlungsanlagen  heranzu- 
bringen. Da  die  Kohlenwagen  auf  vielen  Bahnhöfen  nur  mit 
bestimmten  Zügen  und  oft  unregelmäßig  ankommen,  so  ergibt 
sich  namentlich  da,  wo  das  Entladen  von  Hand  erfolgt,  ein 
stoßweises  Heranziehen  von  Arbeitskräften.  In  vielen  Fällen 
müssen  die  Bahnmeistereien  diese  Arbeitskräfte  stellen.  Die 
Rotten  werden  dadurch  so  geschwächt,  daß  ihre  eigentliche 
Aufgabe,  nämlich  die  Gleisunterhaltung,  nicht  mehr  ordnungs- 
mäßig erfüllt  werden  kann;  zudem  geht  außerordentlich  viel 
Zeit  durch  die  zurückzulegenden  Wege  verloren,  auch  kann 
die  Aufsicht  nicht  so  ausgeübt  werden,  wie  es  im  Interesse  der 
Wirtschaftlichkeit  notwendig  wäre. 

Die  Reichsbahn  ist  im  Begriff,  Groß-Güterwagen  von  50  t 
Ladegewicht  einzuführen.  Diese  Wagen  werden  als  Selbst- 
entlader eingerichtet.  Abb.  1  zeigt  einen  solchen  Großgüter- 
wagen (vgl.  Gewerbe-Ausstellung  in  München,  wo  dieser  Wagen 
ausgestellt  ist).  Es  handelt  sich  nun  darum,  den  Vorteil  der 
Selbstentlader  in  erster  Linie  auch  für  die  Reichsbahn  bei  ihren 
eigenen  Bekohlungsanlagen'  nutzbar  zu  machen,  um  hierdurch 
die  oben  erwähnten  Mißstände  größtenteils  zu  beseitigen.  In 
welcher  Weise  dies  geschehen  könnte,  soll  im  Folgenden  näher 
erläutert  werden. 

I.  Bekohlungsanlagen  mit  fahrbarem  Greiferkran 
Als  Beispiel  soll  die  Bekohlungsanlage  auf  dem  Haupt- 
bahnhof in  Dortmund  gewählt  werden.  Diese  Anlage 
besteht  aus  einem  Greiferkran  (s.  Abb.  2),  der  sich  auf  den 
Längswänden  der  rund  75  m  langen ,  Kohlenbansen  bewegen 
kann.  Auf  der  linken  Seite  der  Bansen  ist  das  jetzige  Kohlcn- 
zufuhrgleis,  auf  der  rechten  Seite  sind  Bunker  angeordnet,  in 
welche  der  Greifer   im  allgemeinen   die   aus   den  Wagen  ent- 


nommenen Kohlen  unmittelbar  abgibt.     Auf  den  ersten  Blick 
erscheint  diese  Betriebsweise  wirtschaftlich,  berücksichtigt  man 
aber,   daß  die   Greifer   nur  voll   ausgelastet   sind,   solange  der 
Kohlenzufuhrwagen  voll  ist  und  daß  bei  fortschreitender  Ent- 
leerung   ein   Zusammenschaufeln   der   Kohlen   nach   der  Mitte 
des  Wagens  zu  notwendig  wird,  daß  ferner  erfahrungsgemäß  die 
Wagen  unter  den  niederfallenden  Greifern  außerordentlich  stark 
leiden  und  daß  trotz  des  Zusammenschaufeins  der  Kohlen  gegen 
den  Schluß  der  Entladung  die  Greifer  ihr  Spiel  oft  nur  halbgefüllt 
ausführen,  so  erkennt  man,  daß  es  wesentlich  wirtschaftlicher 
ist,  die  Kohlen  durch  Selbstentlader  in  die  Bansen  zu  bringen. 
Dann  können  die  Greifer  stets  aus  dem  \'ollen  schöpfen,  und 
besondere   Kohlenlader    zum   Zusammenschaufeln    der  Kohlen 
sind  nicht  notwendig    Dazu  kommt  noch,  daß  die  Entladung 
einer  Kohlenmenge  von  300  t,  die  in  6  Großgüterwagen  von 
50   t  Lad'  gewicht  herangeführt  werden   können,   in   etwa  20 
Minuten  beendet  ist,  während  die  Entladung  eines  10-t-Wagens 
in  die  Bunker  42 — 50  Minuten  Zeit  in  Anspruch  nimmt.  Für 
die  Entladung  von  300  t  werden  also,  abgesehen  von  der  Zeit 
für  die  Rangierbewegungen,  ca.  50  X  30  =  1500  Minuten  oder  25 
Stunden   erforderlich.     Der   Wagenumlauf    könnte    also  ganz 
außerordentlich  beschleunigt  werden.    Die  täglich  erforderliche 
Kohleninenge  für  den   Hauptbahnhof   Dortmund  beträgt  rund 
150  t;    etwa    dieselbe  Menge  benötigt   der  Verschiebebahnhof 
Dortmund.    Im  Bahnhof  Hamm  werden  täglich  rund  300  t  ge- 
braucht.    In   zwei  Tagen  sind   also   für   diese   drei  Bahnhöfe 
zusammen  1200  t  erforderlich.     Statt  des  Zulaufs  der  Kohlen 
in  Einzclwagen  in  gewöhnlichen  Güterwagen  würde  sich  der 
Betrieb    mit   Großgüterwagen    etwa    so    abspielen,   daß  jeden 
zweiten  Tag   ein   geschlossener   Zug  von   1200   t   Kohlen  von 
einer  bestimmten  Zeche  ausgehend  zunächst  zum  Verschiebe- 
bahnhof  in  Dortmund,  wo  er  sechs  Wagen  über  den  Kohlen- 
bansen  abstellt,   fährt.     Der   Zug  fährt   alsdann   zum  Haupt- 
bahnhof  Dortmund,   stellt    dort   wieder   sechs   Wagen   an  die 
Bekohlungsanlage  ab  und  bringt   die  übrigen  12  Wagen  zum 
Bahnhof   Hamm.     Nach   Entladen   der   Kohlen  in   Hamm  {% 
Stunde)  fährt  der  Zug  wieder  zurück  nach  Dortmund  Haupt- 
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bahiihof,  nimmt  die  dort  inzwischen  entleerten  sechs  Großgüter- 
wagen auf,  fährt  weiter  nach  Dortmund  Verschiebebahnhof, 
übernimmt  dort  die  sechs  entleerten  Großgüterwagen  und  fährt 
geschlossen  wieder  zu  der  Ausgangszeche  zurück.  In  gleicher 
Weise  könnte  der  Zug  am  nächsten  Tage  andere  hierzu  geeig- 
nete und  getiügend  vorbereitete  Bahnhöfe  bedienen.  Auf  diese 
Weise  könnte  derselbe  Zugpark  am  ersten  Tage  im  Fahrplan  I, 
am  zweiten  Tage  im  Fahrplan  II,  am  dritten  Tage  im  Fahr- 
plan I.  am  vierten  Tage  im  Fahrplan  II  usw.  verkehren.  Auf 
diese  Weise  ließe  sich  der  Massenverkehr  der  Dienstkohlen  der- 
art organisieren,  daß  ein  großer  Teil  der  Dicnstkohlcnwagen 
aus  den  Rangierbahnhöfen  verschwinden  würde  und  in  ge- 
schlossenen Zügen  den  Bekohlungsanlagen  unmittelbar  zugeführt 
und  als  Leerzüge  wieder  zurück  zur  Zeche  gebracht  werden 
könnte.  Voraussetzung  wäre  allerdings,  daß  die  für  jeden 
Zug  erforderlichen  Kohlen  tunlichst  nur  einer,  höchstens  aber 
zwei  benachbarten  Zechen  entnommen  würden.  Es  ist  ja  auch 
nicht  notwendig,  daß  die  für  eine  Bekohlungsanlage  bestimmten 
Kohlen  allen  möglichen  Zechen  entstammen.  Die  Hauptsache 
ist,  daß  eine  Verständigung  zwischen  dem  Kohlensyndikat  und 
der  Reichsbahn  bezüglich  der  Disposition  der  Dienstkohlen 
herbeigeführt  wird  derart,  daß  bestimmte  Zechen  den  regel- 
mäßigen Tagesbedarf  an  Dicnstkohlen  zu  decken  haben. 

Wie  aus  der  Abbildung  ersichtlich,  ist,  wäre  für  die  Be- 
dienung mit  Großgüterwagen  erforderlich,  in  der  Mitte  der 
Bansen  ein  Gleis  auszuführen.  Dieses  Gleis  wird  so  hoch  ge- 
legt, daß  bis  zum  Greiferkrangerüst  das  Normalprofil,  also 
eine  lichte  Höhe  von  4  80  m  frei  ist.  Dies  bedingt  im  vor- 
liegenden Falle  ein  Heben  der  Schienenoberkante  um  rund  2  m. 
Es  kann  dies  unbedenklich  mit  einer  Rampe  1  :  20  oder  1  : 30 
erreicht  werden,  denn'  bei  einer  Gesamtlänge  der  Bansen  von 
75  m  handelt  es  sich  um  das  gleichzeitige  Verschieben  von 
höchstens  sechs  Wagen.  Die  Schienen  sollen  auf  den  Mauern 
ohne  Querschwellen  befestigt  werden.  Auch  soll  absichtlich 
neben  dem  Gleis  kein  Laufsteg  angebracht  werden,  damit  ein 


solcher  nicht  durch  den  Greifer  beschädigt  wird;  vielmehr 
soll  der  Raum  zwischen  den  Mauern  bis  1,5  m  unter  Schienen- 
überkante  für  einen  Gehweg  freigehalten  werden,  damit  man 
von  diesem  aus  unter  Zuhilfenahme  der  Mauerabsätze  an  die 
an  den  Stirnwänden  angebrachten  Hebel  zum  Entleeren  der 
Wagen  herankommen  kann.  Da  der  Raum  in  Bansenmitte 
unter  dem  Gleis  doch  nicht  vom  Greiferkran  bestrichen  werden 
kann,  so  ist  es  unbedenklich,  eine  massive  Mauer  anzuordnen, 
die  zudem  ermöglicht,  daß  bei  fortschreitender  Entleerung  die 
Kohlen  nach  der  Mitte  zwischen  dieser  Mauer  und  den  Bansen- 
wänden fallen,  wo  die  Kohlen  bequem  vom  Greifer  erfaßt  werden 
können.  Da  die  Entnahme  aus  den  Bansen  hiernach  stets  an 
denselben  Stellen  (rechts  und  links  der  Mauer)  erfolgt,  so  kann 
zur  Erleichterung  des  Kranführers  durch  einfache  Vorrichtun- 
gen die  Laufkatze  in  ihrer  Endstellung  festgelegt  werden.  Da- 
mit der  durch  Einbau  der  Mauer  für  das  Gleis  verloren  gehende 
Bansenraum  wieder  anderweit  gewonnen  wird,  soll  die  Sohle 
zwischen  dieser  Mauer  und  den  Umfassungswänden  derart  ver- 
tieft werden,  daß  die  Kohle  höchstens  .3/4  m  hoch  gelagert 
wird.  Die  Kosten  für  die  Mauer  sind  nach  Friedenspreisen 
überschläglich  auf  rund  3000Ü  Mark  veranschla:;t.  An  der  An- 
lage werden  vier  Kohlenlader  beschäf  igt,  die  nach  Einrichtung 
des  Pend'=lve'kehrs  mit  Großgüterwagen  entbehrlich  sind,  da,  wie 
oben  ausgeführt,  der  Greifer  stets  aus  den  Bansen  schöpit  und 
ein  Züsamme  ischaufeln  der  Koh'e  nicht  notwendig  ist. 
Die  Ersparni-se  an  Löhnen  für  die  Kohlenarbeiter  einschließlich 
Ablösung  hättet  in  Fried-'nszeiten  rd  7500  Mark  im  Jahre  betragen. 
Die  Kosten  lür  die  Herrichtung  des  Gleises  wäien  also  in  vier 
Jahren  bereits  bezahlt,  gan'  abgesehen  von  den  Ersparnissen  an 
Rangierkosten,  die  recht  erheblich  sind. 

Das  seitherige  Kohlenzufuhrgleis  neben  den  Bansen  würde 
für  andere  Zwecke  frei  werden.  Auch  könnten  die  Großgüter- 
wagen zur  Abfuhr  von  Lösche  und  Schlacke  verwendet  werden. 

(Fortsetzung  folgt) 


DIE  WIRTSCHAFTSLAGE  ENDE  OKTOBER  1922 


Trotzdem  die  gemäß  dem  Versailler  Diktat  Deutschland 
auferlegten  Zahlungsverpflichtungen  eine  Abmilderung  und 
einen  Aufschub  erfahren  haben,  nimmt  die  Entwertung  der 
deutschen  Währung  ein  immer  stürmerisches  Tempo  an.  Ihre 
Bewertung  führt  an  die  polnische  Markgeltung  heran  und  läßt 
die  österreichische  Krone  relativ  steigen.  Es  macht  den  Ein- 
druck, als  ob  sich  der  Führer  der  deutschen  Staatswirtschaft 
stumpfe  Resignation  bemächtigt  hat,  die  sich  gegen  die  Ein- 
flüsse, die  die  deutsche  Währungskatastrophe  herbeiführen, 
ohnmächtig  fühlen.  Seit  dem  Tode  Rathenaus  hat  auf  die 
deutsche  innere  und  äußere  W'irtschaftspolitik  kaum  noch  ein 
Fachmann  Einfluß,  so  daß  nur  von  diesem  Gesichtpunkt  aus 
der  Erlaß  der  neuen  Devisen  Ordnung  erklärt  werden 
kann,  auf  die  die  Börse  mit  der  Bewertung  des  Dollar  auf  über 
4000  Mark  antwortete.  Wenn  auch  der  private  Notenhandel 
zu  Spekulationszwecken  durch  die  Verordnung  zunächst  unter- 
bunden worden  ist,  so  hat  sie  doch  zu  starken  Markrealisationen 
aus  ausländischem  Besitz  geführt.  Es  mag  sein,  daß  das  poli- 
tische Ausland  den  Willen  der  Reichsregierung  anerkennt,  dem 
Währungsverfall  durch  die  Verordnung  zu  steuern,  die  die 
Valutaf akturierung  im  Kleinhandel  verbietet,  den  Erwerb  aus- 
ländischer Zahlungsmittel  von  vorheriger  amtlicher  Genehmi- 
gung abhängig  macht  und  die  \^erwendung  von  Devisen  nur  für 
volkswirtschaftlich  notwendige  Geschäfte  gestattet.  Die  auslän- 
dischen Wirtschaftskreise  empfinden  jedoch  die  Devisenordnung 
als  eine  Störung  des  Marktes  in  deutsche  Mark  und  sind  zu  weit- 
gehenden Abgaben  der  Mark  geschritten,  die  das  Sinken  des 
Kurses  beschleunigten.  Für  das  innerdeutsche  Wirtschaftsleben 
wäre  es  zweckmäßiger  gewesen,  den  Devisenhandel  einzig  und 
allein  durch  die  Reichsbank  zu  leiten  und  nicht  Banken  und 
Bankiers  die  Devisengeschäfte  weiter  frei  zu  stellen.  Jedenfalls 
hätte  es  eingehender  Beratung  der  auch  in  Deutschland  noch 
vorhandenen "  Fachmänner  bedurft,  um  einen  Weg  zu  finden, 
der  nicht  derartig  beunruhigende  Folgen  zeitigte. 

In  der  Schwebe  befindet  sich  noch  die  von  der  Regierung 
erwogene  Ausgabe  von  G  o  1  d  m  a  r  k  -  S  c  h  a  t  z  a  n  w  e  i  s  u  n  - 
gen.  Sie  sollen  als  wertbeständige  inländische  Papiere  für 
Zahlungs-  und  Sicherungszwecke  mit  kurzer  Laufzeit  ausge- 
geben werden.  Ihr  kleinster  Wert  soll  dem  Wert  von  25  Dollar 
entsprechen;  die  Ausgabe  höherer  Werte  soll  den  Bedürfnissen 
des  Wirtschaftslebens  angepaßt  werden.  Als  Deckung  und  Gold- 
tilgung ist  bisher  erwogen  worden,  die  Erträge  der  Ausfuhr- 
abgabe und  den  Goldvorrat  der  Reichsbank  heranzuziehen. 

Das  Steigen  der  Preise  des  Groß-  und  Kleinhandels  im  ein- 
zelnen anzuführen  ist  müßig,  schon  allein  aus  dem  Grunde,  weil 
sie  sich  von  Woche  zu  Woche,  ja  von  Tag  zu  Tag  überstürzen. 
Der  Großhandelsindex  (Basis:  Juli  1914  =  100)  stieg  von  etwa 


30  000  Anfang  September  1922  auf  44  000  Anfang  Oktober  und 
hat  Ende  Oktober  50  000  überschritten.  Das  Zehnmarkstück 
wird  mit  3600  Papiermark  bezahlt,  das  Goldzollaufgeld  betrug 
am  25.  Oktober  53  900  M.  gegenüber  4400  am  1.  März  1922  und 
die  schwebende  Schuld  des  Reichs  hat  den  Betrag  von  450  Alilli- 
arden  überschritten.  Das  Publikum  sucht  nach  Anlagewerten 
der  in  seinem  Besitz  befindlichen  Papiermark  und,  da  eine  ge- 
wisse Geldflüssigkeit  eingetreten  ist,  werden  die  an  der  Börse 
gehandelten  Papiere  in  vermehrtem  Maße  gekauft,  so  daß  sich 
die  zurückgebliebenen  Kurse  der  Geldentwertung  anzupassen 
beginnen.  Man  rechnet  zum  Ende  des  Jahres  mit  einer  1000- 
fachen  Entwertung  der  Mark  im  innerdeutschen  \'erkehr  und 
weiß  keinen  Ausweg  aus  diesem  Elend. 

Demgegenüber  glaubt  der  Engländer  Sir  John  B  r  a  d  b  u  r  y  , 
ein  Mitglied  der  Reparationskommission,  die  nach  dem  Aus- 
scheiden Dubois  unter  den  \'orsitz  von  Barthou  getreten  ist, 
einen  Weg  zu  wissen,  wie  die  Reparationsfrage  gelöst  werden 
kam  und  ha^  folgenden  V'  rschla^  der  Kommission  un  e  breitet. 

1.  Das  deutsche  Budget  solle  nahezu  völlig  von  den  äußeren 
Verpflichtungen  aus  dem  Friedensvertrag  entlastet  wer- 
den, eventuell  bis  zu  einer  Dauer  von  vier  Jahren.  Da- 
durch solle  Deutschland  die  ]\Iö.glichkeit  gegeben  wer- 
den, Kredite  zu  erhalten. 

2.  Der  Markkurs  soll  stabilisiert  werden  durch  eine  Rege- 
lung, wonach  die  Reichsbank  ermächtigt  wird.  Gold  gegen 
Papiermark  zu  einem  von  einer  gemischten  Kommission 
festgesetzten  Preise  zu  verkaufen. 

3.  Die  Reparationskommission  soll  reorganisiert  und  ihr 
Sitz  nach.  Berlin  verlegt  werden. 

Damit  schlägt  Bradbury  vor,  die  Gesamtfrage  der  deut- 
schen Zahlungsverpflichtungen  auf  Grund  des  Friedensvertrages 
einer  Prüfung  zu  unterziehen,  um  sie  dauernd  der  deutschen 
Zahlungsfähigkeit  anzupassen  und  ihre  Liquidierung  mit  Hilfe 
einer  Reihe  von  ausländischen  Zahlungsmitteln  in  die  Wege 
zu  leiten. 

Er  begründet  seinen  Vorschlag  mit  folgenden  beachtens- 
werten Ausführungen: 

,, Angesichts  der  fortschreitenden  \'erschlechterung  der 
finanziellen  Situation  Deutschlands,  deren  Gradmesser  der  un- 
aufhörliche Fall  der  Mark  sei,  und  angesichts  des  völligen  Zu- 
sammenbruchs des  deutschen  Kredits  müsse  sofort  etwas  ge- 
schehen. Selbst  wenn  die  in  Aussicht  genommene  alliierte 
Konferenz  zum  denkbar  frühesten  Termin,  d.  h.  gegen  Ende 
November  zusammentreten  würde,  so  müßte,  falls  nicht  vorher 
schon  etwas  geschehen  sei,  um  dem  Unheil  in  Deutschland 
Einhalt  zu  tun,  die  Situation  sich  bis  dahin  derart  verschlimmert 
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haben,  daß  für  eine  Festsetzung  der  deutschen  X'erpflichtungen 
und  damit  auch  für  die  Prüfung  der  Frage  eines  Ausgleichs 
der  interalliierten  Schulden  jede  Basis  fehlte.  Wenn  im  Sommer 
dieses  Jahres,  als  das  Bankie'"komitee  zusammentrat,  die  alliier- 
ten Regierungen  sich  entschlossen  hätten,  den  von  den  zuständi- 
gen Keimern  der  internationalen  Finanzprobleme  als  für  die 
Wiederherstellung  des  deutschen  Kredits  unerläßlich  bezeichneten 
Anpassung  der  deutschen  Verpflichtungen  an  die  realen  Ver- 
hältnisse ihre  Zustimmung  zu  geben,  meint  Bradbury.  dann 
hätte  nicht  nur  Deutschland  finanziell  gerettet  werden  können 
—  man  würde  auch  den  Weg  zur  Lösung  des  Reparations- 
problems durch  große  internationale  Kreditoperationen  ge- 
funden haben.  Bei  einem  Kursstand  von  1  Dollar  =  2000  M. 
sei  die  Möglichkeit  einer  Stabilisierung  des  deutschen  Budgets, 
selbst  wenn  Deutschland  von  allen  Zahlungen  für  einen  ge- 
wissen Zeitraum  entbunden  werden  sollte,  in  sehr  weite  Ferne 
gerückt.  Das  Gelingen  einer  internationalen  Anleihe  aber  sei  heute 
selbst  daim  zweifelhaft,  wenn  sämtliche  Alliierten  in  eine  Reduk- 
tion ihrer  Guthaben  einwilligen  würden,  wie  sie  sie  noch  vor 
wenigen  Monaten,,  auch  die  gemäßigten  unter  ihnen,  ins  Auge 
zu  fassen  nicht  gewagt  haben  würden.  Wenn  die  Zustände 
sich  nur  noch  zwei  Monate  in'  dem  gleichen  Tempo  wie  bis- 
her verschlinmierten,  dann  werde  die  Situation  schon  vor  dem 
Zusammentritt  der  Konferenz  rettungslos  geworden  sein.  Um 
für  diese  eine  günstige  Atmosphäre  zu  schaffen,  müsse  man 
zunächst  die  Ungewißheit  hinsichtlich  der  deutschen'  Zahlungs- 
verpflichtungen für  192."3  und  1924  beseitigen  und  deshalb  müsse 
sich  die  Reparationskommission  ohne  .Aufschub  mit  der  Frage 
eines  Moratoriums  befassen,  um  das  Deutschland  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  binnen  kurzem  nachsuchen  werde.  Ein 
Beschluß  dieser  Art  werde  der  Lösung  der  I'robleme  der 
Brüsseler  Konferenz  nicht  nur  \'orgreifen,  er  stelle  im  Gegen- 
teil eine  unerläßliche  Vorarbeit  für  diese  Konferenz  dar. 

Die  französischen  Vertreter  in  der  Reparationskommission 
haben  diesem  Vorschlag  Bradburys  ein  Memorandum  gegen- 
übergestellt, das  ein  Hcilmfttel  gegen  das  weitere  Sinken  der 
Mark  und  eine  Sanierung  der  deutschen  Finanzen  in  einer  sehr 
weitgehenden  Verschärfung  der  alliierten  Kontrolle  über  die 
deutsche  Finanzgebarung  in  Verbindung  mit  der  Forderung 
nach  materiellen'  Garantien  und  Pfändern  erblickt.  Es  soll 
eine  vollständige  diktatorische  Finanzkontrolle  über  Deutsch- 
land geschaffen  werden.  Gewaltsam  soll  das  deutsche  Budget 
ins  Gleichgewicht  gebracht  werden  —  das  nach  Berlin  verlegte 
Garantiekomitee  soll  dafür  sorgen  — ,  der  Reichsbank  soll 
verboten  werden,  Schatzanweisungen  unterzubringen.  Eine 
Währungssanierung  soll  diktiert  werden.  Leider  ist  die, Macht 
Frankreichs  besonders  nach  dem  Sturz  Lloyd  fieorges  so  ge- 
wachsen,  daß  es   seine   Gewaltmaßregeln   durchzusetzen  droht. 

Frankreich  befürchtet,  daß  von  England  eine  Hinauszögerung 
der  Brüsseler  Konferenz  betrieben  wird,  auf  der  auch  das 
Problem  der  internationalen'  S  c  h  u  1  d  e  n  r  e  g  e  1  u  n  g 
behandelt  w'erden  soll,  an  der  Frankreich  mit  seinen  etwa 
40  Milliarden  Franks  Schulden  aufs  lebhafteste  interessiert  ist. 
Es  ist  angebracht,  sich  einmal  das  Bild  der,  Weltverschuldung 
vor  Augen  zu  führen,  um  zu  ermessen,  welche  Geldmacht  die 
Vereinigten  Staaten'  von  Nord-Amerika  darstellen  und  welchen 
Einfluß  sie  durch  Finanzhilfe  und  Finanzversagung  auf  das 
Wohl  und  Wehe  der  europäischen  Völker  auszuüben  vermögen. 


Schuldner 

( 

Amerika 

n.illar.  narh  dem 
Stairlf  vom  Juli 
iQ2r   Die  Zinsen 
seitdem  kommen 
noch  hinzu) 

Gläubiger: 
England 

(Pfund, 
Stand  am 
IS.  pebrnar  1922) 

l^rankreich 

CG  td'rank,  narh 
df'm  Stande  vom 

Dezember  to2i 
nach  Kapital 

nehst  Zinsen) 

Belsien  

Frankreich   

Groß  -rit^nnien   

Gri-"chenland  

Portugal  

Rußland  

Serbien   

409  280  147 
.S  R,S4  76-2  988 
4  57.3  318  358 
15  000  000 
1  809  034  05 1 

38  fi28  495 
21 1  601  297 
51655 160 

103  000  000 
572  524  500 

502  074  952 
18  4"2  000 
22  112  500 

567  892  000 

3  221  000  000 

540  000  000 
900  000  000 

1  174  000  000 
5  479  000  000 
1  378  000  000 

10  746  278  496     1  786  075  952   12  692  000  000 

Danach  handelt  es  sich,  die  Dollar-  und  Pfundsummen  in 
Franks  umgerechnet,  um  die  gewaltige  Gesamtsumme  von  fast 
240  Milliarden  Franks. 

In  der  deutschen  Kohlenproduktion  hat  das  Ueber- 
schichtenabkommen  nicht  den  erwarteten  Erfolg  gebracht  (man 
rechnete  mit  etwa  45  000  t  Mehrförderung).  Im  Monat  Septem- 
ber sind  im  Ruhrbezirk  etwa  8300  t  mehr  gefördert  worden, 
wobei  zu  berücksichten  bleibt,  daß  eine  starke  Belegschafts- 
erhöhung stattgefunden  hat.  Besonders  auffallend  ist  diese 
geringe  Zahl,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  das  Ueberschichten- 
abkommen  im  Winter  1920/21  etwa  -36  000  t  Mehrförderung 
erzielt  hat. 


Förderung  von  317  000  t 


von   309  769  t 


Im  mitteldeutschen 
Im  September  1922  die 


Die  Förderung  stellte  sich: 
Im  Ruhr  gebiet: 

im  September  1922  auf  8,2  Mill.  t  bei  26  Arbeitstagen 
gegenüber  August  1922   „    8,3     .,       „  27 
und  September  1921   „    7,9     „       „  26 
sodaß  sich  ergibt: 
für  September  1922 

eine  arbeitstägliche 
gegenüber  August  1922 

eine  arbeitstägliche  Förderung 
und  September  1921 

eine  arbeitstägliche  Förderung  von  302  072  t 
Die     B  r  a  u  k  o  h  1  e  n  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n    hat     im  September 
gegenüber  dem  Vormonat  nachgelassen,  trotz  gesteigerter  Nach- 
frage, hervorgerufen  durch  die  ständig  drohenden  Kohlcnpreis- 
und  Frachterhöhungen. 

Revier  betrug: 
Rohkohlenförderung   8  074  105  t 
1922     .,     Briketlherstellung        1  852  890  t 
.,    August         1922     „     Rohkohlenförderung   8  367  957  t 
1922     „     Brikettherstellung        1  937  456  t 
Es    weist    also    die    Rohkohlenförderung    einen  Rückgang 
von  3,51  V.   H.,  die  Brikcttherstellung  einen  solchen  von  4  36 
V.  H.  auf. 

Eine  neue,  auf  50  Jahre  abgeschlossene,  Interessengemein- 
schaft in  der  Montanindustrie  stellt  das  nunmehrige  Zusanmieu'- 
gehen  der  Rheinischen  Stahlwerke  A.  -  G.  und  der 
A.-G.  Ver.  Stahlwerke  van  der  Z  y  p  e  n  und  W  i  s  s  e  n  e  r 
Eisenhütten  dar.  Beide  Firmen  stehen  in  Verbindung  mit  der 
Eisenfirma  Otto  W  o  1  f  f ,  die  sich  neuerdings  in  der  Kon- 
zernbildung  in  bemerkenswerter  Weise  betätigt.  Zu  beachten 
bleibt  bei  dieser  Vereinigung  besonders  die  breite  Kohlenbasis, 
mit  der  die  Rheinischen  Stahlwerke  nach  Angliederung  der 
Arenbergscheii  A.-G.   für  Bergbau   und  Hüttenbetrieb  arbeitet. 

Im  Klöckner-Konzern',  der  zurzeit  folgende  Werke 
umfaßt : 

Lothringer  Hütten-  und  Bergwerks\crein, 
Hasper  Eisen-  und  Stahlwerk, 
Düsseldorfer  Eisen-  und  Dralilindustrie, 
Königsborn  A.-G., 

Georgs-Marien-Bergwerks-  und  Hüttenverein, 

FaQoneisenwalzwerk  L.  Mannstacdt  &  Cie., 
wies  gelegentlich  der  Generalversamndung  der  Kommerzienrat 
Klöckner   auf   die    zeitige    Lage    der   Kohlen-    und  lüsen- 
industric  mit  folgenden  treffenden  XN^ortcn  hin: 

,, Zurzeit  ist  die  Kohlen-  und  Eisenindustrie  noch  vollauf 
beschäftigt.  Das  Ausland  ist  noch  aufnahmefähig.  Die  neu- 
tralen Länder  leiden  zwar  auch  durch  die  Folgen  des  Krieges, 
der  Handel  und  \'erkehr  liegt  dort  sehr  darnieder  und  alle 
Betriebe  sind  eingeschränkt.  Das  überseeische  Geschäft  ist  aber 
noch  recht  lebhaft.  Aus  Indien,  China  und  Japan,  auch  aus 
.-Argentinien  und  Brasilien  kommen  laufend  Aufträge  herein. 
Auch  England  ist  ständig  unter  den  Bestellern.  Es  ist  heute 
überhaupt  noch  mehr  Arbeit  vorhanden,  als  geleistet  werden 
kann,  wobei  aber  nicht  übersehen  werden  darf,  daß  die  meisten 
Betriebe  aus  Mangel  an  Kohlen  und  Koks  nur  mit  großer  Ein- 
schränkung arbeiten  können. 

Innner  stärker  macht  sich  im  Ausland  die  Konkurrenz  von 
Belgien  und  Frankreich  bemerkbar,  deren  Industrien  durch 
Export-  und  Fracht  -  Bonifikationen  verständnisvolle  Unter- 
stützung haben,  während  unsere  Werke  durch  .\usfuhr-Ueber- 
wachungen  und  -Abgaben  stark  belastet  sind. 

Im  Inland  herrscht  auch  noch  starke  Nachfrage,  besonders 
nach  Stabeisen,  Draht,  Mittel-  und  Feinblechen.  Schwere 
Bleche  sind  weniger  begehrt  wegen  des  Nachlassens  der  Be- 
schäftigung auf  den  Werften.  Bei  den  Maschinenfabriken  macht 
sich  ein  starkes  Zurückgehen  der  Inlandsauf träge  bemerkbar. 
Viele  der  Wirtschaftsbetriebe  werden  durch  die  durchaus  not- 
wendigen Erneuerungen  stark  in  Anspruch  genommen.  Die 
Geldentwertung  hat  hier  so  stark  eingewirkt,  daß,  um  ein  Bei- 
spiel anzuführen,  allein  die  Erneuerung  der  Koksöfen  im  Berg- 
bau, welche  alle  8 — 10  Jahre  vorgenommen  werden  muß,  so 
große  Summen  erfordert,  daß  zur  Amortisation  derselben  monat- 
lich 1000  M.  pro  Tonne  gerechnet  werden  müssen.  Aehnliche, 
vielleicht  noch  schlimmere  Zustände  liegen  bei  den  Walz- 
werken vor." 

Immer  größere  Ausdehnung  ninunt  in  der  Brauerei-Indu- 
strie der  Engelhardt-Brauerei-Kotvzern  an.  Nach- 
dem ein  Zusammenschluß  einer  großen  Anzahl  von  Brauereien 
stattgefunden  hat,  geht  die  Leitung  daran,  den  Konzern  vertikal 
auszubauen.  Zu  dem  Bestreben  der  Beschaffung  der  Dampf- 
und Kesselanlagen  in  eigener  Hand  zu  behalten,  ist  ein  Arbeits- 
gemeinschaftsvertrag mit  der  Maschinenbau  A.-G.  vormals 
Starke  &  Hoffmann  in  Hirschberg  (Schlesien)  abgeschlossen 
worden.     Das    gleiche    Bestreben    bezüglich     der  benötigten 
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Gummiartikel  und  Autoreifen  liegt  dem  Vertragsabschluß  mit 
der  Gummi  Warenfabrik  A.-G.  M.  u.  W.  Polack  in  Merse- 
burg zugrunde. 

S  t  i  n  n  e  s  hat  nunmehr  auch  in  das  Großbankgewerbe 
Eingang  gefunden.  Er  hat  ein  beträchtliches  Paket  der  Anteile 
der  Berliner  Handelsgesellschaft  m  seinen  Besitz  gebracht, 
die  ihrer  juristischen  Form  nach  eine  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  ist.  Da  bei  einer  solchen  Gesellschaftsform  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  für  die  Geschäftsführung  aus- 
schlaggebend sind,  kommt  eine  Majorisierung  der  Generalver- 
sammlung nicht  in  Frage.  Es  ist  nur  anzunehmen,  daß  Stinnes 
in  den  Verwaltungsrat  der  Gesellschaft  eintreten  wird,  womit 
er  dem  54.  Aufsichtsrat  von  Großunternehmungen'  angehören 
würde. 

Für  die  Wiederanbahnung  internationaler  Verkehrs- 
beziehungen wird  die  kürzlich  in  Paris  abgehaltene  inter- 
nationale Eisenbahnkonferenz  einen  guten  Schritt  vorwärts  be- 
deuten. Die  Konferenz  nahm  Vorschläge  an,  die  eine  dauernde 
Einrichtung  zum  Studium  und  zur  Wiederaufnahme  des  inter- 
nationalen Verkehrs  unter  dem  Namen  Internationale 
Eisenbahn-Union  vorsehen.  Bezweckt  wird  die  Verein- 
fachung und  Verbesserung  der  Bedingungen  zur  Durchführung 
des  internationalen  europäischen  Reiseverkehrs.  An  der  Spitze 
der  Verwaltung  der  Union  steht  ein  aus  12  Verwaltungsmit- 
gliedern bestehendes  Komitee,  dessen  Vorsitzenden  Frankreich, 
und  dessen  drei  Vizepräsidenten  Deutschland,  England  und 
Italien  stellen.    Von  deutscher  Seite  gehört  dem  Komitee  der 


Wer  die  ^pra'^he  richtig-  gebrauchen  will,  muß  die 
Rüder  sehen,  die  er  verwendet,  dadurch  g;ewinnt  seine 
Ausdrurksweise  Kraft,  Leben  und  Farbe  .  .  .  auch  zum 
Neuschöpfer  kann  er  werden.  Penn  das  ist  der  Weg;  auf 
dem  die  Sprache  immer  wieder  bereichert  werden  kann. 
Und  die  .Sprache  ist  es  wert,  daß  man  sich  um  sie 
mühe.    Sie  ist  eins  der  köstlichsten  Güter,  die  wir  be- 


ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Lastkraftwagen  und  Straßenunterhaltung. 

Bei  der  Eisenbahn  gehören  Bau,  Instandhaltung  und  Betrieb 
eng  zusammen.  Der  Versuch,  diese  durch  Einführung  der 
„freien  Schiene"  zu  trennen,  der  ja  tatsächlich  in  England  ge- 
macht worden  ist,  mußte  fehlschlagen,  wie  eine  unbefangene 
Ueberlegung  schon  vor  dem  Versuch  dargetan  haben  würde. 
Heute  denkt  niemand  mehr  an  derartiges.  Alle  3  Tätigkeiten 
gehören  zusammen  in  die  Hand  einer  und  derselben  Behörde; 
durch  deren  Hand  müssen  die  Mittel  für  den  Betrieb,  wie  für  den 
Bau  und  die  Unterhaltung  gehen,  und  bei  gesunder  Entwicklung 
von  Personen-  und  Güterverkehr  muß  jede  Eisenbahn  ihre  ge- 
samten Selbstkosten,  einschließlich  Verzinsung  und  Tilgung  des 
Anlagekapitals  und  Erneuerung,  Aufbringung;  —  die  Eisenbahn 
tnuß  sich  selbst  erhalten. 

Beim  Lastkraftwagen  ergab  sich  naturgemäß  eine 
andere  Entwicklung,  die  „freie  Schiene"  bot  sich  von  selber.  Als 
der  erste  Lastkraftwagen  sein  Geburtshaus  verließ,  fand  er  das 
Straßennetz  vor  und  benutzte  es,  ohne  viel  zu  fragen,  und  ohne 
daß  Jemand  daran  Anstoß  nahm,  und  ebenso  handelten  seine 
Nachfolger.  Das  gab  vor  dem  Kriege  bei  der  geringen  Zahl  der 
Kraftfahrzeuge  keinen  Anstand,  aber  jetzt  sind  über  30  000  Last- 
kraftwagen in  Deutschland  zugelassen,  und  ihre  Zihl  wächst 
unaufhaltsam.  Daß  sie  die  Straßendecke  mehr  angreifen,  als  die 
Pferdefuhrwerke,  die  den  gleichen  Verkehr  leisten  könnten 
und  auf  annähernd  150  000  zu  veranschlagen  wären,  scheint  mir 
noch  nicht  erwiesen;  aber  unzweifelhaft  ist,  daß  unsere  Straßen 
dieser  Mehrbelastung  nicht  gewachsen  sind. 

Vielleicht  erweist  sich  die  Bauart  unserer  für  das  Pferde- 
fuhrwerk geschaffenen  Straßen  überhaupt  als  nicht  kräftig  genug 
für  den  gesamten  Kraftwagenverkehr,  —  denn  der  dahin- 
sausende  Personenkraftwagen  saugt  weit  gieriger  an  der  Straßen- 
decke, als  der  Lastkraftwagen;  —  jedenfalls  benötigen  die 
Straßen  für  ihre  Unterhaltung  eines  erheblichen  Zuschusses  zu 
den  früher  auskömmlichen  Instandhaltungskosten,  und  da  in 
unserm  finanziellen  Elend  niemand  einen  solchen  den  Wegebau- 
behörden und  Gemeinden  gibt,  so  stehen  diese  ratlos  vor  dem 
Verfall  unserer  einst  so  stolzen  Straßen  und  fassen  ganz  natur- 
gemäß einen  bitteren  Groll  gegen  den  Kraftwagenverkehr. 

Hier  muß  etwas  geschehen  und  zwar  bald!  Wir  haben  es 
im  Kriege  oft  genug  erlebt,  daß  große  Straßen,  Lebensadern  der 
Kampffront,  vollständig  zusammenbrachen,  in  einer  Weise,  wie 
es  niemand  sich  ausmalen  kann,  der  es  nicht  selbst  gesehen  hat, 
weil  man  kurzsichtig  versäumt  hatte,  rechtzeitig  die  unbedingt 
nötigen  Mittel  zu  schaffen  und  auf  der  Straße  zu  geben,  was  sie 
brauchte.  Schon  an  anderer  Stelle  habe  ich  es  ausgesprochen, 
daß  man  den  Bau  und  die  Unterhaltung  der  Straßen  und  den 
auf  ihnen  sich  abwickelnden  Verkehr  in  eine  Hand  legen  soll; 
diese  Stelle  wird  diese  3  Elemente  mit  gleicher  Liebe  umfassen 
und  einen  Weg  finden,  die  sich  entgegenstehenden  Belange  unter 
einen  Hut  zu  bringen.  Auch  diese  Erfahrung  haben  wir  mehr 
wie  einmal  im  Kriege  gemacht. 


Staatssekretär  Stieler  an,  der  auch  an  der  Pariser  Konferenz 
teilgenommen  hat.  (Vgl.  den  Leitartikel  dieses  Heftes.  Die 
Schriftleitung.) 

Mit  Rußland  bahnt  sich  allmählich  ein  deutscher  Wirt- 
schaftsverkehr wieder  an.  So  haben  es  die  Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg  und  die  A.  E.  G.  übernommen,  die  Ma- 
schinenanlagen und  elektrischen  Einrichtungen  der  Stadt  Kiew 
wieder  in  Stand  zu  setzen,  zunächst  unter  entsprechender  Kredit- 
gewährung 

In  Nord-Amerika  machen  sich  immer  noch  die  Nach- 
wehen der  Eisenbahn-Streikbewegung  bemerkbar.  Die  noch 
nicht  vollständig  durchgeführte  Regelung  der  Transportverhält- 
nisse beeinträchtigt  besonders  die  Kohlentransporte.  Dem- 
gegenüber steht  die  Kohilenproduktion  in  voller  Blü'te  und 
beläuft  sich  auf  etwa  12  Mill.  t  in  der  Woche.  Besonders  die 
Automobilfabrikation  steht  in  den  Vereinigten  Staaten  in 
wachsender  Blüte,  wurden  doch  im  August  265  000  Wagen  her- 
gestellt gegen  244  500  im  Juli. 

Zusammengefaßtes  Wirtschaftsbild: 
Das  deutsche  Wirtschaftsleben  leidet  mehr  wie  je  unter 
dem  Druck  des  Versailler  Diktats.  Das  Herabsinken  der  deut- 
schen Währung  beginnt  auch  dem  Ausland  ernste  Sorgen  zu 
machen.  Man  plant  Finanz  -und  Valutakonferenzen  in  Brüssel 
und  in  Berlin.  Ehe  Amerika  nicht  sein  finanzielles  Schwer- 
gewicht geltend  macht,  wird  man  auf  diesem  Gebiet  kaum 
zu  einer  Lösung  gelangen.  Dr.  Baumann. 


sitzen.  Kein  menschlicher  Verkehr,  keine  Forschung, 
keine  staatliche  und  völkische  Gemeinschaft  ist  ohne 
sie  denkbar.  Wir  Deutschen,  denen  so  viel  genommen 
ist,  daß  wir  kaum  noch  etwas  so  sicher  unseren  Besitz 
nennen  wie  unsere  Muttersprache,  wir  sollten  sie  heilig 
halten  und  um  sie  werben,  daß  sie  uns  ihre  ganze 
Schönheit  offenbare  und  ganz  unser  sei.    Rieh  Jahnke. 


Der  Gedanke  liegt  nahe,  das  Beispiel  der  Eisenbahn  sinn- 
gemäß anzuwenden  und  die  Lasten  für  Bau  und  Instandhaltung 
vom  Verkehr  tragen  zu  lassen,  wobei  dann  gerechterweise  nicht 
nur  der  Kraftwagenverkehr,  sondern  auch  der  Fuhrwerksverkehr 
zu  erfassen  wäre;  denn  es  wäre  natürlich  nicht  möglich,  daß 
ersterer  für  seinen  Anteil  aufkommen  müßte,  während  den  Anteil 
des  letzteren  der  Steuerzahler  trüge.    Entweder  —  oder! 

Die  Form,  in  der  der  Kraftwagen  für  Straßeninstandhaltung 
heranzuziehen  ist,  wird  natürlich  am  einfachsten  .eine  Steuer 
sein.  Eine  solche  wird  schon  jetzt  erhoben,  aber  gewissermaßen 
gefühlsmäßig.  Wie  hoch  sein  Anteil  sein  muß  und  kann,  das  hat 
v/ohl  noch  niemand  durchgedacht.  Jedenfalls  ist  Vorsicht  ge- 
boten, denn  gerade  der  Lastkraftwagenverkehr  verträgt  keine  be- 
sonders hohe  Besteuerung.  Wird  dies  Maß  überschritten,  so 
wird  seine  Entwicklung  sehr  zum  Schaden  unserer  Wirtschaft 
unterbunden. 

Die  Aufgabe,  den  gerechten  Beitrag  des  Kraftwagens  zu  den 
Straßeninstandhaltüngskosten  zu  ermitteln,  klingt  einfach,  aber 
es  fragt  sich,  ob  sie  heut  überhaupt  lösbar  ist,  denn  es  fehlt  an 
einwandfreien,  erschöpfenden  statistischen  Unterlagen.  Ich 
möchte  die  Wegebaubehörde  sehen,  die  auf  Grund  ihrer  Akten 
einigermaßen  zuverlässig  die  kritische  Frage  beantworten  könnte, 
um  wieviel  sich  heute  infolge  des  Kraftwagenverkehrs  die 
Straßeninstandhaltung  teurer  stellt,  als  früher,  als  es  diesen  noch 
nicht  gab.  Das  kann  sie  um  so  weniger,  als  wir  unsere  der- 
einstige sorgfältige  Straßeninstandhaltung  jetzt  offenbar  gar 
nicht  haben.  Der  gleiche  Grad  der  Instandhaltung  einst  und 
jetzt  wäre  aber  für  den  Vergleich  Vorbedingung. 

In  Nordfrankreich  ist  diese  Frage  so  geregelt,  daß  die  großen 
Straßen  an  Straßenwärter  (cantonniers)  verteilt  sind;  jeder  hat 
eine  bestimmte  Straßenlänge,  an  der  er  den  ganzen  Tag  tätig  ist. 
Seine  Aufgabe  ist,  der  Entstehung  von  Schäden  vorzubeugen. 
Wo  ein  Loch  sich  zu  bilden  droht,  da  schneidet  er  das  bekannte 
Quadrat  aus  und  füllt  es  mit  Schotter,  von  dem  er  immer  einen 
kleinen  Vorrat  hat,  und  Straßenschmutz  aus.  Das  Quadrat  fährt 
sich  fest,  und  so  kommt  es  zur  Bildung  von  Löchern  überhaupt 
kaum.  Ich  zweifle  nun  nicht,  daß  bei  uns  auch  in  dieser  vorbild- 
lichen Art  gearbeitet  werden  soll.  Meist  unterbleibt  bei  uns  die 
sofortige  Ausbesserung  der  kleinen  Schäden  und  erst,  wenn  die 
Straße  Loch  an  Loch  aufweist,  wird  eine  Neudeckung  erwogen. 
Die  Feststellung,  um  wieviel  die  Straßeninstandhaltung  duich 
den  Kraftwagen  verteuert  wird,  setzt  eine  sorgfältige  statistische 
Aufstellung  voraus.  Man  müßte  vom  Geldpunkt  ganz  absehen 
und  nur  mit  Kubikmetern,  Arbeits-  und  Gespanntagen  rechnen. 

Wenn  ein  Wettbewerb  zwischen  der  großen  Eisenbahn  und 
dem  Lastkraftwagenverkehr  schwerlich  in  Frage  kommt,  so  kann 
solcher  zwischen  letzterem  und  der  Kleinbahn  wohl  entstehen. 
Hier  muß  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  es  aus  ökonomi- 
schen Gründen  sich  empfiehlt,  eine  Kleinbahnstrecke  oder  eine 
Landstraße  für  Lastkraftwagen  zu  bauen.  Dazu  muß  man  einen 
Ueberblick  über  die  in  beiden  Fällen  entstehenden  Bau-,  In- 
standhaltungs-  und  Betriebsausgaben  gewinnen.    Für  die  Klein- 
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bahn  ist  das  nötige  Material  in  Fülle  vorhanden,  für  den  Last- 
kraftwagen fehlt  es.    Folgende  Fragen  wären  aufzuwerfen: 

1.  Wie  teuer  stellt  sich  der  Bau  der  Straße?  Diese  Frage 
kann  erst  beantwortet  werden,  wenn  der  Typ  einer  Lastkraft- 
wagenstraße vereinbart  worden  ist. 

2.  Wie  teuer  stellt  sich  deren  Unterhaltung?  Auch  diese 
Frage  ist  zurzeit  nicht  zu  beantworten,  weil  Erfahrungen  für  die 
durch  den  Kraftwagenverkehr  bedingte  Straßenunterhaltung  noch 
nicht  in  ausreichendem  Maße  gesammelt  sind,  weil  es  sich  hier 
um  einen  noch  nicht  bestehenden  Straßentyp  handelt. 

3.  Wie  teuer  stellt  sich  der  Betrieb?  Diese  Frage  könnte 
jederzeit  beantwortet  werden,  aber  dies  allein  nützte  noch  nichts. 

Es  ist  also  ganz  unsicherer  Boden,  auf  dem  wir  stehen.  So 
aktuell  die  aufgeworfenen  Fragen  auch  sind,  so  muß  doch  ihre 
Erledigung  einer  späteren  Zeit  überlassen  bleiben,  in  der  eine 
amtliche  Statistik  möglich  ist  und  durchgeführt  wird,  und  in  der 
man  daran  gegangen  ist,  den  Kraftwagen  nicht  nur  auf  unsern 
Straßen  fahren  zu  lassen,  sondern  diese  ihm  auch  anzupassen. 

Vielleicht  regen  vorstehende  Zeilen  Fachleute  des  Straßen- 
baues dazu  an,  das  Material  zusammenzutragen,  das  wir  be- 
nötigen, um  klar  zu  sehen.  Boethke,  Oberst  a.  D. 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  Eisenbahnen  der  Welt.  Die 

Hefte  4,  5  und  6  der  vom  Verein  deutscher  Ingenieure  heraus- 
gegebenen Monatsschrift  ,, Technik  und  Wirtschaft"  enthalten 
einen  Auszug  aus  der  statistischen  Jahresnummer  der  amerika- 
nischen Wochenschrift  „Railway  Age",  der  einen  UeberbMck 
über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Eisenbahnen  der  Welt  im 
Jahre  1921  nach  amerikanischer  Darstellung  bringt. 

Wir  entnehmen  diesen  Ausführungen,  daß  die  Verhältnisse 
fast  aller  Eisenbahnen  in  dem  genannten  Jahre  äußerst  schwierig 
lagen.  Der  Weltkrieg  mit  der  durch  ihn  herbeigeführten 
Stockung  in  Handel  und  Verkehr  verringert  noch  nachträglich 
•die  Einnahmen,  die  durch  erhöhte  Frachtsätze  nicht  zu  der 
erforderlichen  Höhe  gesteigert  werden  können.  Auf  der 
anderen  Seite  sind  die  Ausgaben  so  bedeutend  gestiegen,  daß  von 
einem  Gleichgewicht,  geschweige  denn  von  einem  Ueberschuß 
nirgends  die  Rede  sein  kann.  Die  gewaltige  Steigerung  der 
Ausgaben  ist  in  erster  Linie  durch  die  Einführung  des  achtstün- 
digen Arbeitstages  verursacht,  der  sich  nach  dem  Friedensschluß 
in  Versailles  in  allen  Ländern  mit  elementarer  Wucht  durch- 
setzte und  zu  einer  beträchtlichen  Vermehrung  der  Zahl  der 
Angestellten  und  Arbeiter  führte.  Die  letzteren,  deren  Leistung 
zudem  wesentlich  herabging,  stellten  maßlose  Lohnforderungen, 
die  sie  unter  Streikandrohung  und  Arbeitsniederlegung  durch- 
zusetzen versuchten.  Den  erhöhten  Personalkosten  standen  ins 
Vielfache  gestieeene  Kosten  für  alle  Materialien  zum  Betrieb 
und  zur  Unterhaltung  der  Bahnen  zur  Seite. 

Was  die  einzelnen  Länder  anbetrifft,  so  war,  um  nur  die 
wichtigsten  zu  nennen,  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  das  mit  dem  31.  Oktober  1921  zu  Ende  ge- 
gangene Wirtschaftsjahr  das  schlechteste  seit  dem  Bestehen 
der  Eisenbahnen,  ein  Jahr,  in  dem  die  meisten  Eisenbahnge- 
sellschaften unmittelbar  mit  dem  Zusammenbruch  kämpften.  Die 
Einnahmen  mancher  Bahnen  reichten  kaum  aus,  um  nur  den  not- 
wendigen Zinsendienst  zu  versehen  und  die  Betriebskosten  zu 
decken.  Um  dem  Bankerott  zu  entgehen,  suchten  die  Bahnen 
alle  Ausgaben  einzuschränken,  wobei  sie  alle  irgend  entbehr- 
lichen Unterhaltungsarbeiten  einstellten  und  Neubeschaffungen 
unterließen.  Auf  1230  km  Eisenbahnstrecken  wurde  der  Be- 
trieb völlig  eingestellt,  statt  2400  Lokomotiven  und  100  OOO 
Güterwagen  wurden  nur  250  neue  Lokomotiven  und  20  OOQ  Güter- 
wagen in  Bestellung  gegeben  und  nur  200  neue  Personenwagen 
beschafft.  Infolge  des  Aufhörens  der  Unterhaltungsarbeiten  wur- 
den Tausende  von  Arbeitern  entbehrlich,  die  entlassen  wurden, 
während  man  durch  Einstellung  besserer  und  geübterer  Leute 
die  Arbeitsleistung  zu  heben  trachtete.  Maßnahmen  zur  Herab- 
setzung der  Löhne  stießen  auf  den  energischen  Widerspruch 
der  Arbeiter  und  führten  zu  dem  großen  Arbeiterausstande,  der 
in  diesem  Jahre  die  Eisenbahnen  der  Vereinigten  Staaten  auf 
Monate  lahm  legte  und  sich  auch  jetzt  noch  nicht  hat  beilegen 
lassen. 

Noch  schlimmer  sah  es  mit  den  kanadischen  Eisen- 
bahnen aus,  die  den  ihnen  drohenden  Bankerott  nur  dadurch 
abwenden  konnten,  daß  sie,  soweit  sie  sich  im  staatlichen  Besitz 
befanden,  auf  das  Vermögen  des  Staates  zurückgriffen,  alle  Aus- 
gaben rücksichtslos  kürzten  und  große  Arbeitermassen,  die  in- 
folge des  Aufgebens  der  Unterhaltungsarbeiten  nicht  mehr  ge- 
braucht wurden,  auf  die  Straße  setzten,  während  sich  die  übrigen 
starke  Lohnkürzungen  gefallen  lassen  mußten.  Nur  die  Cana- 
dian  Pacific,  die  trotz  des  Niederganges  der  Geschäfte  immerhin 
noch  einen  ansehnlichen  Verkehr  zu  bewältigen  hatte,  konnte 
sich,  wenn  auch  unter  den  größten  Anstrengungen,  über  Wasser 
halten. 

Die  englischen  Bahnen  waren,  nachdem  sie  7  Jahre 
lang  unter  Staatsverwaltung  gestanden  hatten,  bei  ihrer  Rück- 
gabe an  ihre  Privateigentümer  vor  die  ernsteste  Aufgabe  ge- 
stellt, die  sie  je  zu  lösen  hatten,  zumal  zugleich  der  Zusammen- 
schluß zu  4  größeren  Gruppen  von  ihnen  verlangt  wurde,  um 
ihre  Wirtschaftlichkeit  zu  heben.    Anderseits  konnten  ihnen  die 


schlechte  finanzielle  Lage  des  ganzen  Landes,  der  Niedergang 
von  Handel  und  Verkehr,  die  steigenden  Unterhaltungs-  und 
Materialkosten  und  Arbeiterlöhne  eine  gesunde  Unterlage  für  ihr 
Gedeihen  nicht  bieten.  Dazu  kam  der  dreimonatige  Ausstand 
der  Kohlenarbeiter,  der  die  Bahnen  zwang,  nur  um  den  Betrieb 
aufrecht  erhalten  zu  können,  teure  französische  und  amerika- 
nische Kohlen  zu  beziehen,  und  der  außer  einem  völligen  Brach- 
liegen des  Güterverkehrs  auch  einen  starken  Rückgang  im  Per- 
sonenverkehr brachte.  Erhöhte  Tarife  konnten  die  Einnahmen 
nicht  so  weit  steigern,  daß  das  Anwachsen  der  Ausgaben  da- 
durch wett  gemacht  wurde. 

Die  französischen  Bahnen  sind  wieder  völlig  herge- 
stellt, wobei  wesentliche  Verbesserungen,  besonders  auf  dem 
Gebiet  des  Signalwesens,  eingeführt  wurden.  Das  rollende 
Material  ist  dank  der  von  Deutschland  abgelieferten  Loko- 
motiven und  Wagen  reichlich  wieder  aufgefüllt.  Die  Anzahl 
der  beförderten  Personen  entsprach  der  vom  Jahre  1913.  Die 
Güterzüge  verkehren  jetzt  über  weitere  Strecken  und  befördern 
größere  Ladungen,  so  daß  das  Material  besser  ausgenutzt  wird. 
Trotzdem  weisen  die  Bahnen  einen  recht  erheblichen  Fehlbetrag 
auf,  was  wiederum  auf  die  Einführung  des  achtstündigen 
Arbeitstages,  die  Vermehrung  des  Personals,  die  gesteigerten 
Löhne  und  vermehrten  Materialkosten  zurückzuführen  ist. 

Auch  die  belgischen  Bahnen  haben  aus  den  Wieder- 
herstellungsarbeiten Deutschlands  erheblichen  Gewinn  gezogen 
und  sind  unter  Einführung  von  Verbesserungen  wieder  völlig 
hergestellt.  Ihr  finanzielles  Ergebnis  läßt  aber  sehr  zu  wün- 
schen übrig. 

Bei  den  italienischen  Bahnen  befinden  sich  Gleise 
und  Ausrüstung  in  einem  sehr  verbesserungsbedürftigen  Zustand, 
da  im  Kriege  ordnungsmäßige  Herstellungsarbeiten  nicht  vor- 
genommen wurden  und  die  großen  im  Kriege  von  Amerika  ein- 
gegangenen Materiallieferungen  unmittelbar  für  Kriegszwecke 
aufgebraucht  wurden.  Die  wirtschaftliche  Lage  konnte  durch 
Erhöhung  der  Tarife  nicht  aufgebessert  werden,  da  diese  nur 
zu  einem  Rückgang  des  Personen-  und  Güterverkehrs  führten 
und  das  Auftauchen  zahlloser  Automobillinien  für  Güterbeför- 
derung begünstigten,  die  in  lebhaftem  Wettbewerb  mit  den 
Bahnen  traten  und  ihre  Einnahmen  weiter  schmälerten.  Auch 
hier  hat  die  Einführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  ver- 
hängsnisvoll  gewirkt. 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Leitlinien  der  allgemeinen  politischen  Geographie,  Naturlehre 
des  Staates.  Von  Dr.  A.  Supan,  Mailand,  Professor  an  der 
Universität  Breslau.  Zweite  umgearbeitete  Auflage.  Berlin 
und  Leipzig,  de  Gruyter  &  Co. 

Dieses  Werk  möchten  wir  allen  Verkehrs-Fachleuten  aufs 
wärmste  empfehlen.  Es  gibt  in  kurzen  klaren  Zügen  einen 
NoUständigen  Ueberblick  über  die  Grundlagen  der  politischen 
Geographie,  also  aller  Beziehungen  zwischen  den  geographi- 
schen Gegebenheiten  einerseits  und  Staat  und  Politik  anderer- 
seits. Wir  nennen  z.  B.  folgende  Stichworte:  Gestalt,  Größe, 
Lage  der  Staaten,  ihre  Struktur  (physisch,  völkisch,  wirtschaft- 
lich). Dem  Verkehr  ist  ein'  besonderer  Abschnitt  gewidmet,  in 
dem  die  hohe  Einschätzung  zum  Ausdruck  kommt,  die  der  Ver- 
fasser dem  Verkehr  und  den  Technikern  gegenüber  empfindet: 
er  bezeichnet  die  Jahre  1769  (Erfindung  der  Dampfmaschine) 
und  1825  (Eröffnung  der  Eisenbahn  Stockton —Darlington  als 
mit  die  ,. wichtigsten  Daten  der  Weltgeschichte".  Jeder,  der  dies 
auch  von  warmem  vaterländischen  Ton  getragene  Buch  einmal 
zur  Hand  genommen  hat,  wird  gern  wieder  zu   ihm  sreifcn. 

Blum. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

Die  Linke  -  Hofmann  -  Lauchhammer  Aktiengesellschaft  ver- 
öffentlicht im  Anzeigenteil  ihre  neueste  Konzern  -  Zusammen- 
stellung. Der  Etwicklungsgang  der  Gesellschaft  ist  von  außer- 
ordentlichem Interesse,  besonders  im  Hinblick  auf  die  Er- 
eignisse der  letzten  Jahre.  Das  Bestreben,  die  Versorgung  mit 
Kohle  und  Rohstoffen  jeder  Art  sicher  zu  stellen,  führte  1920 
kurz  vor  der  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Linke-Hof- 
mann-Werke als  Aktiengesellschaft  zum  Abschluß  eines  Tnter- 
essengemeinschaftsvertrages  mit  der  .A^ktiengesellschaft  Lauch- 
hammer. Seitdem  bestanden  innige  Beziehungen  zwischen  den 
beiden  Unternehmen,  die  durch  vollkommenes  gegenseitiges  An- 
passen des  Erzeugungsprogrammes  ständig  vertieft  wurden  und 
im  Juni  1922  zu  der  bekannten  Verschmelzung  beider  Gesell- 
schaften zu  der  ..Linke  -  Hofmann  -  Lauchhammer  Aktiengesell- 
schaft" mit  dem  Hauptsitz  in  Breslau  führten.  Nicht  nur  die 
Rohstoffversorcung  ist  durch  den  Zusammenschluß  für  unab- 
sehbare Zeit  sichcrKestellt,  sondern  auch  das  Arbeitsprogramm 
hat  an  Vielseitigkeit  bedeutend  gewonnen,  indem  zu  den  im 
In-  und  Auslände  wohlbekannten  Erzeugnissen  der  ehemaligen 
L.  H.  \'^^  die  nicht  minder  bekannten  Produkte  der  A.-G.  Lauch- 
hammer hinzuRctrctcn  sind.  Die  Entwicklung  der  L.H.W,  zur 
L.  H.  L.A.-G.  erscheint  als  ein  zuversichtliches  Zeichen  für  die 
weitere  Zukunft  der  Gesellschaft  und  darüber  hinaus  für  den 
Wiederaufbau  unseres  gesamten  deutschen  Wirtschaftslebens. 
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PHASENVERSCHIEBUNG  'N  DREHSTROM^NLAGEN 

VON  DIREKTOR  PAUL  SCHUSTER,  MÜNCHEN 

(Fortsetzung) 


Das  Diagramm  nach  Abbildung  1,  das  platzmangelhalber 
aus  inandergeschintten,  a'so  gekürzt  wiedergegeben  werden 
mußte,  (es  würde  1206  mm  lang  werden)  kam  wie  folgt  zu  Stande: 

Es  wurde  zuerst  Eep  =  11560  Volt  (Formel  25)  entsprechend 
dem  gewählten  Kräftema{3^tab  =  1156  mm  (1mm  =  10  Volt)  ab 
dem  geme  insamen  Angriffspunkt  0  als  Gerade  autgetragen  Hier- 
von, von  0,  wurde  der  nacheilen  de  Stromvektor  1  =  54.2  Ampere  = 
54,2  mm  (1  mm  =  1  Amp.)  abget' agen  und  zwar  entsprechend 
der,  du  ch  die  Stromabnahme  verursachten  Phasenverschiebung 
von  35'  50'  =  cos  ^=0,8. 

Am  Ende  von  Eep  wurde  der  durch  die  Formel  '22  ermiUelle 
Ohm'i^che  Spannungsverlust  EvQp^  =  464  Volt  =  46,4  mm  abge- 
tragen und  zwar  parallel  zum  Stromvektor  1  ^  54,2  Amp. 
Senkrecht  zum  Ohm'schen  Sp  mnungsverlust  Evßp^  wurde  der 
induktive  Spannu i  gsverlu-t  Evsp,  den  wir  mit  Formel2  >  ermittelten 
=  212  Volt  =  21,2  mm  aufgetragen.  r>ie  Länge  der  Strecke,  die 
den  semeinsamen  Angriffspunkt  der  Kräfte  =  0  mit  dem  Ende 
von  Evsp  verbindet,  i!-t  gleich  der  Spannung,  die  am  Au^gangs• 
punkte  dtr  Leitung  gehalten  werden  muß,  um  beim  Abnehmer 
nie  gewol  te  Spannung  =z  Eep  zu  haben.  Da  diese  Verbindungs- 
linie =  12U6  mm  lang  wurde  und  nach  dem  gewählten  Kräfte- 


Strecke  =  1194  rrm  lang  wurde,  beträgt  Eap  wie  vor  =  11940 
Volt,  weil  dem  gewählten  Kräftemaßstjb  gemäß,  1  mm  =  10 
Volt  entspricht. 

Aus  dem  Winkel  q>  ergibt  sich  die  Phasenverschiebung,  die 
durch  die  Selbstinduktion  der  Freileitung  verursacht  wird  und 
unter  der  die  Zentrale  steht,  selbst  wenn  die  Abnahme  mit 
cos  <p  =  1  erfolgt.  Die  durch  die  Selbstinduktion  hervorge  ufene 
Phasenversch  ebung  ist  also  sehr  gering  und  beträgt  nur  = 
0"40'  =  cos  5ff  =  0,99993.  Sie  ist  nun  geringer  wie  vordem, 
Abbildung  I,  weil  I  kleiner  wurde,  w  is  bei  der  Feststellung  von 
Evsp,  (siehe  Formel  19)  eine  a  isschlagsebende  Rolle  spielt  Da 
die  Höhe  von  Evsp  auch  von  L  abhängt,  siehe  Formel  19,  wird 
der  cos  ^  weiterhin  um  so  schlechter  je  höher  auch  L  i't. 

Obwohl  diese  Phasenverschiebung  bei  den,  unse.em  Beispiel 
zugrunde  geleg  en  Verhältnissen  keine  praktische  Bedeutung 
hat,  sei  diese  Art  der  Feststellung  der  Vollständigkeit  halber  docfi 
erwähnt. 

Aus  gleichen  Gründen  seien  auch  noch  zwei  andere  Dia- 
grammformen mit  den  A'ibildungen  Ib  und  Ic  wiedergegeben, 
die  die  mit  den  Abbildungen  1  und  1  a  darge-iellten  Diagramme 
ersetzen  können,  aber  zu  gleichen  Werten  führen. 


•O'^O''  coay  -  o^999i 

Abbildung  la 


maßstab  1  mm  =  10  VoU  sind,  ergeben  sich  als  E^p  —  12  OfiO  Volt- 
oder  ve  k  ttet  =  20  864  Volt  Eap  i  rgibt  sich  aU' h  aa<  dea 
Proiektion  n  von  Evßp'  und  Evsp  auf  Eap  od  r  Eep,  wie  in 
Abb  Idung  1.  rechts  ang-dfutrt  wufde,  wei  n  E  p  und  Fep  nicht 
zu  sehr  vonei  ander  abweichen,  p  1  =  35"  30' =  cos  5^  =  0  814, 
mit  eint  m  Grad">ogin  aus  dem  Ab^tanl  I  —  Eap  mit  der  Bog  m- 
achse  bei  0  ermn  elt,  cnt  p-ichi  der  Pi  ase'  vcrschiebunü  am 
Lf^itung-hf  ginn.  Der  Phasenu'it  1  schied  zw  sehen  <p  und  (p\ 
1"  20' ^  ^  Fr  ent  p'-i  ht  der  Phasenverschiebung,  die  <^'\&  S  Ibst- 
indukiion  der  10  km  1  ngen  Frei'eiiungs-ire<-ke,  bei  Eep  mit  0 
b  ginnt  nd  und  b  -i  Eap  ihr  Maxi.num  erreicrienl,  hervurruft, 
nämlich  co  <p  ^  0,9997;!. 

Unter  uchen  wir  .  inmal  die  Selbstinduktion,  resp.  d  ^n  durch 
die-e  Vf-rur  achten  E  Ve'lu't  in  der  Freileitung,  wenn  die  be- 
wußten i5')0  kW  Abnehtnerlast  mit  cos^  =1  abge'  omm  n  werden, 
wobei  äuge  ommen  sein  soll,  daß  unter  den  1500  kW  auch  der 
Eigenbidnrf  •  iner  ev.  vorhandenen  Phasenkompensationseinnch- 
tung  enthalten  se  n  soll,  um  Iv  nicht  zu  verän  lern. 

I  =  54.2  bei  cos  (p  —  0,8,  sinkt  bei  co- 5?  =  1  dann  nach 
Abbildung  2  a  if  =  43,.36  Amp.,  wird  also  =  I  weil  wir  dann 
Blmd^troin  durch  die  btroma'inahme  nicht  mehr  erhalten. 

T  ag-n  wir  nun,  wie  Abbildung  la  zeigt,  von  0  ans 
Eep  =  11  560  Volt  =  1156  mm  auf  imd  anschließend  daran 
Evßp,  der  analog  den  Formeln  12  und  14  bei  43,36  Amp.  = 

43,36  •  10000  •  1,73  -1  .  64:H  ,7  u  k  .  ••  * 

 =  643,  bezw.  — —-  =  372  Volt  betragt,  so 

Ol  •  ^u.o  l,7o 
erhalten  wir  die  Abnehmerspannung  -f-  Ohm'schein  Spannungs- 
verlust      11932  Vo  t;  es  feult  also  noch  der  Spannungsverlust, 
den  die  Selbr.iinduktion  der  Leitung  verursacht 

Da  also  noch  der  Verlust  durch  Selbstinduktion  ermittelt 
werden  muß,  sei  dieser  nach  Formel  19  festgestellt: 

Evsp  =  2  •  .3,14  •  50  -  43,36  •  0,01244  —  169  Volt. 

Tragen  wir  nun  diese  169  Volt  mtsprechend  dem  gewählten 
Kräfttrmaßstab  von  dem  Ende  der  Strecke  Eep  +  Evi2p  recht- 
winkelig zu  ihr  ab,  und  verbinden  wir  das  Ende  dieser  Strecke 
mit  dem  Angriff>punki  0,  so  erhalten  wir  aus  dieser  Hypotenuse 
die  Anfangsspannung  Eap  =  11940  Volt  als  die  in  der  Zentrale 
zu  halt-.nde  Phasenspaunung,  verkettet  =  20656  Volt.    Da  diese 


Zunächst  Abbildung  Ib  als  Ersatz  fü 
Abbildung  1. 

Es    s  i  r  d :     0    gemeinsTmer    Angriffspunkt    der  Kräfte, 

0  —  Eep  =  die  bekannte  Spannung  beim  Abneiimer,  aufgetragen 
nach  einem  beliebigen,  nicht  zu  kleinen  Kräftemaßstao  ■  I  = 
der  Strom  in  einei  Pha  e,  ebenfalls  dem  gewählten  Kräftemaß- 
stab entsprechend  aufgetragen.  Nun  wird  I  über  0  verlängert 
um  den  mit  der  Formel  21  c-mitt  Iten  Wert  Evßp'.  ebenfalls 
nach  dem  angenommenen  Kräftemaß-tab.  Entsprechend  diesem 
wird   der   mit  Formel  19  ermitie  te  Wert   Evsp   scnkre  ht  zu 

1  _  0,  aLo  90"  zu  I  0  abgetragen.  Nun  bildet  man  aus 
0  —  Evsp  und  0  —  Evßpi  ei«  Ree  teck;  dadurch  kommen  wir 
zur  Resultante  R.  die  die  beiden  Kräite  0  —  Evsp  und  Ev<2pi 
ersetzt.  Diese  Resultante  R  verlängert  man  nun  um  denselben 
Wert  und  kommt  hierdurch  zur  Resultante  R'.  Ueber  0  —  Eep 
und  0  —  R'  bddet  man  nun  ein  P.irallelogramm.  Es  entstehen 
nun  die  Linien  a  und  b.  a  liegt  parallel  zu  0  —  Eep  und  b 
parallel  zu  R'.  a  =  0  —  Eep  und  b  =  R'.  Die  Verbindungs- 
linie zwischen  0  und  dem  Schnittpunkt  der  beiden  Linien  a  uiid 
b,  wird  zur  Resultante  R",  die  gleich  der  Spannung  Eap  ist.  die 
die  Zentrale  halten  muß.  damit  beim  Abnehmer  Eep  vorhan^'en 
ist.  <p&  =  Phasenverschiebung  be  m  Abnehmer  ^ca  =  Pnasen- 
verschiebung  in  der  Zentrale  und  <pYr.  =  die  Pha>enver-chiebung, 
die  die  Induktiv  tat  der  Freileitung  hervorrult.  Bei  näherer  Be- 
trachtung des  Diagiamms  kommt  man  darauf,  daß  das  Diagramm 
na  h  Abbildung  1  ^ich  in  dasselbe  ohne  weiteres  einzeichnen 
läßt  und  sich  mit  ihm  deckt. 

N  u  n  z  u  r  A  b  b  i  1  d  u  n  g  1  c.   die  dieAbbildung  la 
ersetzen  kann. 

Es  sind:  0  und  Eep  wie  vor,  Evi2p  und  Evsp,  wie  für 
Abbildung  1  a  ermittelt. 

I  fällt  mit  Eep  zusammen,  da  die  Abnahme  (siehe  Beisp. 
zu  Abbildung  1  a)  mit  cos  ^  =1  erlo  gt.  Die  Linie  Eep  —  0 
wird  um  Evßp,  gemäß  dem  gewählt  n  Kräf  emaßst^b  nach 
unten  verlängert  und  Evsp  im  gleichen  Maßstab  senkrecht 
zu   Eep  —  0  abgetragen,  weil  I,   wie   schon  einmal  erwähnt, 
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mit  der  Spannungsphase  sich  deckt.  Nun  bildet  man  zu 
0  —  Evsp  und  0 — Evßp  ein  Rechteck,  wodurch  wir  die 
Resultante  R  erhalten.  Diese  verlänsert  n  an  über  0  nach  oben, 
und  zwar  bis  zu  Länge  von  R.  Dadurch  kommen  wir  zur  Re- 
sultante R'.  Konstruieren  wir  zu  0  —  Eep  und  0  —  R'  ein 
Parallelogramm  (a  und  b)  und  verbinden  w  r  den  Schnittp  inkt 
der  Linien  a.  b  mit  0,  so  haben  v\ir  ■  ie  Re-uliante  R",  aus  dtrtn 
Lä' ge  wir  un-  vermuteist  des  angeu' mmenen  K' äitemaß>tabes 
Eap  in  Volt  entneh  en  können.  <p  Fr.  =  ist  die  Phasenver- 
schiebung, die  die  "^elbs  iiuJuktion  der  Freileitun  ,  bei  F  ep  mit  0 
beginnend  nd  E  p  ihr  Maximum  erreichend,  verursacht  Auch 
dieses  Diagramm  deckt  sica  häufig  mit  dem  nach  Abbildung  1  a. 


Abbildung  Ib 


Abbildung  Ic 


Kehren  wir  nun  wieder  zu  unserem  Thema  zurück.  — 
Gesamter  Spannungsverlust: 

Ev  also  =  Ea       Ee  =  20864  —  20000  =  864  Volt 
und  in  Prozenten  ausgedrückt  ist 


Ev  = 


100  ■  (Ka  Ee) 


Ea 


(26) 


also 


Ev  = 


100  •  (20864  —  20000) 


:  4,15  o/o 


20864  ^^^^ 
In  unserem  Beispiel  wurde  angemmmen,  daß  dem  Abnehmer 
1500  kW  tlektr  sehe  Lei-tung  hochsi.a  nungssenig  bei  c  >-  <p  =  0,8 
zur  Vejfüüung  zu  stellen  sind.  Würde  nun  der  als  Beispiel  ge- 
wählie  Abnehmer  diese  1500  kW  nicht,  wie  bi'<her  angenommen, 
huch  >pannungsseitig,  soncern  niedersp  innungsseitig  fordern,  so 
müßte  aucn  der  im  Transformator  bei  Vo'lbe  astung  au  tret  nde 
L  e  i  s  t  u  n  g  s  verlu  t  bei  den  Quers  hnitts-Lei  tungs-  und 
Spamungsv-rlnstermittlungsrecnnungen  als  Zusatzlast  beruck- 
stchtiat  werden. 

Zunächst  müßte,  um  das  angenommene  Beispiel  we'ter  aus- 
zubauen, ein  Transformator  für  =   1875    kVA  beschafft 

0,8 

werden. 

Gemäß  Mitteilung  der  mit  der  Lieferung  dieses  Transfor- 
mators beauftragten  Fabrik  besitzt  derselbe  bei  Vol  bclastung 
und  bei  co-;  tp  =  \  einen  Wii kun^sgrad  von  98  0/^. 

Hieraus  ergibt  sich  im  Transformator  bei  cos  tp  =  \  ein 
Gesamiverlust  von 

100  -^1875  _  ^g^g  ^  ^  ^^g^ 

98 

weil  cos  <p  =  1  ist. 

Und  die  Gegenrechnung  ergibt  wieder 

~-  -/»  (-) 

Es  müßten  daher  in  unserem  Falle,  zunächst  in  der  Quer- 
schnittsermittlungsrechnung nach  Formel  3,  statt  1500  =  1500 
+  3S  r=  1538  kW  als  Ne  eingesetzt  werden;  denn  dann  müßten 
unmittelbar  vor  dem  Transformator  1538  kW  verfügbar  sein, 


um  dem  Abnehmer  die  verlangte  Leistung  von  1500  kW  nieder- 
gespannt bereitstellen  zu  können.  Dieser  Verlust  darf  also  in 
den  Querschnitts-Leistungs-  und  Spannungsverlustermittlungs- 
rechnungen  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  wenn  exakt  gerech- 
net werden  soll.  Bei  der  Strompreiskalkulation  muß  also  auch 
der  Leistungsverlust  im  Transformator  Berücksichtigung  fin- 
den, ev.  auch  der  bkVAh  Verbrauch.  (Hierüber  siehe  näheres 
weiter  unten.) 

Was  den  im  vorliegenden  Falle  im  Transformator  selbst 
auftretenden  Spannungsabfall  anbelangt,  ist  angenommen,  daß 
als  obere,  also  als  Nennspannung  des  Transformators  für  die 
Obervoltseite  die  vorne  in  Rechnung  gestellten  Ee  — 20000  Volt 
(Nennoberspannung)  gelten  sollen. 

Diese  Annahme  ist  technisch  nur  dann  einwandfrei,  wenn 
der  Abnehmer  den  Transformator  stets  voll  oder  in  Nähe 
dieser  Grenze  belastet,  also  größere  Entlastungen  von  längerer 
Dauer  nicht  stattfinden  und  der  Transformator  während  län- 
geren Betriebspausen  vom  Netz  abgeschaltet  wird.  Trifft  das 
zu,  so  wird  die  Netzspannung  mit  der  Nennoberspannung  des 
Transformators  praktisch  stets  übereinstimmen.  (Andernfalls 
Ansteigen  der  Spannung  an  den  Oberspannungsklemmen  des 
Transformators  durch  die  Entlastung  der  Zuleitung.  Starkem 
Ansteigen  des  Blindverbrauches,  wenn  die  Netzspannung  höher 
wie  die  Nennoberspannung  des  Transformators  wird.) 

Ist  das  Uebersetzungsverhältnis  des  Transformators  auch 
hier  auf  Leerlauf  zu  beziehen*),  so  muß  der  gesamte  Span- 
nungsabfall im  Transformator,  also  der  durch  Ohm'sche  Wider- 
stände und  der  durch  den  induktiven  Spannungsverlust  verur- 
sachte, bei  der  Festlegung  der  Nennunterspannung,  diese  noch 
bezogen  auf  die  durch  die  Abnahme  verursachte  Phasenver- 
schiebung, hier  =  0,8,  berücksichtigt  werden,  damit  der  Abneh- 
mer die  erwartete  Gebrauchsspannung  bei  1500  kW  erhält. 

Das  der  eine  Fall.  — 

Wenn  aber  damit  gerechnet  werden  muß,  daß  der  Strom- 
bedarf eines  Abnehmers  größeren  Schwankungen  unterworfen 
ist  und  die  durchschnittliche  Dauerbelastung  relativ  weit  unter 
der  Volllastziffer  des  Transformators  liegt,  so  sind  die  aus  der 
Belastungsänderung  hervorgehenden  Netzspannungsschwankun- 
gen bei  der  Ermittlung  der  Nennoberspannung  des  Transfor- 
mators zu  berücksichtigen.  In  diesem  Falle  wird  man  die 
voraussichtliche  durchschnittliche  Dauerbelastung,  die  der  Ab- 
nehmer verursacht,  ermitteln,  dann  unter  Berücksichtigung  die- 
ser Last  (cos  ^)  den  Spannungsverlust  in  der  Zuleitung,  resp. 
die  mittlere  Netzspannung  bei  der  gegebenen  Last  fest- 
stellen und  hiernach  die  Nennoberspannung  des  Transformators 
bestimmen.  Bei  Festlegung  der  Gebrauchsspannung  auf  der 
Unterspannungsseite  müßte  der  Spannungsabfall  des  Transfor- 
mators bei  der  ermittelten  Last  beachtet  werden.  Die  N  e  n  n  - 
Unterspannung  wird  dann  gleich  der  Gebrauchsspannung,  zu- 
züglich dem  Spanntmcisabfall  im  Transformator  bei  der  ge- 
gebenen durchschnittlichen  Dauerbelastung  und  Phasenver- 
schiebung. Auch  die  Spannungsverluste  in  den  Zuleitungen  in- 
nerhalb der  Anlage  des  Abnehmers  müssen  berücksichtigt 
werden. 

Hie  und  da  ist  es  zwecks  besserer  Uebersichtlichkeit  der 
Aufgabe  erwimscht,  daß  man  die  Spannun^sverhältnisse  in  der 
Zuleitung  zwischen  Null-  und  Vollast  maßstäblich  in  Kurven- 
form brinct.  etwa  bei  Vj,  %  und  ^/i  Last.  Zieht  man  nun 
durch  den  Punkt  in  dieser  Geraden,  der  dem  Spannunrrszustand 
in  der  Zuleitunc  bei  der  ermittelten,  mittleren  Dauerbela^tung 
entspricht,  eine  Horizontale,  so  läßt  sich  daraus  ohne  weiteres 
entnehmen,  wie  die  Nennoberspannung  des  Transformators  bei 
Abweichuneen  von  der  ermittelten,  mittleren  Dauerbelastunor 
von  der  Netzspanung  über-  bzw.  unterschritten  wird.  Weiter 
kann  aus  dem  Schaubild  entnommen  werden,  wie  nachteilig  eine 
falsch  getroffene  Wahl  der  Nennoberspannune  hinsichtlich  des 
Blindverbrauches  werden  kann.  Geht  man  in  diesem  Sinne  vor. 
so  kann  dem  geradezu  erschreckend  zunehmenden  unnötio'en 
Blindstrom  in  den  Zuleitungen  entgegengewirkt  werden.  (Siehe 
Richtlinie  8  unter  Absatz  m.) 

Es  erscheint  dem  Verfasser  zweckmäßie:,  hier  die  Methoden 
anzufi'-hren,  durch  die  der  Spannungsabfall  in  den  Transfor- 
matoren bei  beliebi^'en  Phasenverschiebungswinkeln  (cos  <p) 
ermittelt  werden  kann. 

Den  Werken  sind  von  den  gelieferten  Transformatoren 
meistens  die  Kurzschlußspannung  und  der  Ohm'sche  Span- 
nungsabfall bei  Vollbelastung  bekannt.  Die  Kenntnis  dieser, 
von  den  Lieferanten  erhältlichen  Ziffern  ist  unerläßlich,  weil 
ohne  dieselben  nicht  festgestellt  werden  kann,  ob  sich  Transfor- 
matoren überhaupt,  oder  unter  einem,  ihrer  Größe  entsprechen- 
den Lastdurcho'anee  parallel  betreiben  lassen,  abn'esehen  von 
den  sonstigen  Voraussetzimcren  für  einen  einwandfreien  Paral- 
lelbetrieb, wie  Uebereinstimmung  der  Schalteruppe  und  der 
Nennober-  bzw.  Nennunterspannung  bei  Leerlauf.  (Ueber- 
setzungsverhältnis.) (Fortsetzung  folgt) 


*)  Man  wird  da=  Uebersptzunesverhä'tnis  immerauf  Leerlauf  beziehen,  weil  für 
den  Paral'ellauf  von  Transformatoren,  abgesehen  von  son^tipen  Beding-ungen, 
Gleichheit  der  Spannungsverhältnisse  auf  der  Ober- und  Unterspannungsseite  iiei 
Leerlauf  erforderlich  ist. 
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16.  Jahrg.    Heft  43/44.   2.  November  1Ö22 


UBER  WAHL  UND  AUSBILDUNG  VON  DOPPELKRANEN  FÜR  HÄFEN 

VON  INGENIEUR  E.  KRAHNEN 


Ebenso  alt  wie  die  Schiffahrt  selbst  sind  die  Versuche,  die 
Schiffe  durch  Hebevorrichtungen  aller  Art  zu  beladen  und  zu 
löschen.  So  berichtet  Professor  Dr.  Kammerer  in  seinem  be- 
kannten Werk  über  „Die  Technik  der  Lastenförderung  einst  und 
jetzt",  daß  schon  im  Jahre  1440  der  erste  Kaikran  gebaut 
wurde  und  daß  sich  weitere  konstruktive  Lösungen  zu  dieser 
Frage  bereits  in  den  Werken  von  Leonardo  da  Vinci  vom  Jahre 
1500  befinden. 

Es  kann  nicht  Aufgabe  dieser  kurzen  Abhandlung  sein,  die 
Entwicklung  der  Hafenkrane  oder  deren  konstruktive  Einzel- 
heiteni)  zu  schildern,  sondern  es  sollen  nur  die  wichtigsten  Ge- 
sichtspunkte über  Wahl  und  Ausbildung  von  Doppelkranen  für 
Häfen  hervorgehoben  werden. 


Um  dem  Drehkran  eine  schnellere  Horizontal- 
bewegung seiner  Last  zu  ermöglichen  und  die  tote  Last  des 
Auslegers  beim  Einziehen  zu  ersparen,  bildete  man  bei  einer 
dritten  Bauart  (Abb.  3)  die  untere  Strebe  des  bis  zur  Horizon- 
talen senkbaren  Drehkranauslegers  als  Fahrbahn  für  eine  Lauf- 
katze aus,  deren  kreisförmiges  Arbeitsfeld  von  der  wagerechten 
Ausladung  des  Drehkrans  abhängig  war. 

In  dem  Bestreben,  die  Leistungsfähigkeit  der  Krane  noch 
mehr  zu  steigern  und  die  Lade-  und  Löschzeit  der  Schiffe  abzu- 
kürzen, führte  die  weitere  Entwicklung  der  Doppelkrane  schließ- 
lich zum  Bau  der  in  Abbildung  4  und  5  skizzierten  Krane  mit 
einer  Laufkatze  und  zwei  Drehkranen,  die  nebeneinander  auf 
der  Wasserseite  des  Portalgerüstes  angeordnet  wurden. 

,f 


Abb.  1 

Der  Doppelkran  stellt  eine  bauliche  Vereinigung  eines 
Drehkrans  mit  einem  Laufkatzenkran  dar,  und  die  für  den 
Hamburger  Hafen  gebauten  Doppelkrane  haben  die  Aufmerk- 
samkeit aller  an  der  Schiffahrt  interessierten  Kreise  auf  sich  ge- 
lenkt. Den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechend  wurden  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  verschiedene  Bauarten  entwickelt,  von 
denen  hier  nur  die  vier  wichtigsten  Konstruktionen  kritisch  be- 
leuchtet werden  sollen. 

Die  erste  Ausführung  dieser  Doppelkrane  ist  in  Abbildung  1 
skizziert.  Senkrecht  über  der  Kaikante  steht  auf  einem  fahr- 
baren, portalförmigen  Gerüst  ein  Drehkran  mit  schwenkbarem 
Ausleger.  Innerhalb  des  Portalgerüstes  liegt  die  nach  einer 
oder  zwei  Seiten  weit  ausladende  Fahrbahn  für  die  unabhängig 
vom   Drehkran   arbeitende  Laufkatze.     Ursprünglich   hing  der 


Abb.  3 


Mit  derartigen  Doppelkranen  ist  man  in  der  Lage,  eine  oder 
zwei  benachbarte  Schiffsluken  gleichzeitig  mit  3  Haken  be- 
dienen zu  können.  Um  dem  Kran  eine  größere  Bewegungs- 
freiheit zu  geben,  ohne  durch  Schornsteine  und  Masten  hinter- 
einanderliegender  Schiffe  gestört  zu  sein,  kann  der  Fahrbahn- 


Abb.  2  Abb.  5 

Führerkorb  unterhalb  der  Laufkatze  und  mußte  mit  dem  Führer, 
der  zwar  die  Last  sehr  gut  von  oben  beobachten  konnte,  alle 
Fahrbewegungen  mitmachen.  Da  das  Mitschleppen  dieser  toten 
Last  die  Betriebskosten  erhöhte,  und  die  Führer  nicht  gern  in 
dem  damals  engen  Häuschen  fahren  wollten,  verlegte  man  bei 
einer  zweiten,  fast  gleichzeitig  begonnenen  Bauart  das  Lauf- 
katzenwindwerk  auf  den  hinteren  Teil  des  Portalgerüstes  und 
trennte  die  Laufkatze  von  dem  Führerstand,  der  jetzt  an  der 
Vorderseite  des  Portals  untergebracht  wurde,  von  wo  der 
Führer  die  Bewegungen  der  Last  auf  dem  Wege  nach  dem 
Speicher  ebenfalls  gut  verfolgen  kann. 

1)  Konstruktive  Einzelheiten  sinJ  aus  der  am  Schlüsse  des  Aufsatzes  angege- 
benen Literatur  zu  entnehmen. 


Abb.  4 


träger  für  die  Laufkatze  entweder  zum  Einziehen  oder  zum 
Hochklappen  eingerichtet  werden. 

Bei  diesen  Doppelkranen  eignet  sich  die  Laufkatze  beson- 
ders für  leichtere  Stückgüter,  wie  Kisten,  Fässer,  Säcke,  Metall- 
barren oder  dergl.,  die  bei  hohen  Geschwindigkeiten  bequem 
durch  die  Portalstützcn  hindurch  gefahren  werden  können.  Die 
zwei  Drehkrane  dagegen,  die  bei  den  meisten  Ausführungen  die 
doppelte  Tragfähigkeit  wie  die  Laufkatze  besitzen,  sind  für 
sperriges  Fördergut,  wie  Maschinenteile,  Schienen  und  dergl. 
unentbehrlich.  Die  Laufkatzenkrane  haben  gegenüber  den  Dreh- 
kranen den  Vorteil,  daß  sie  die  Last  auf  dem  geraden,  also  kür- 
zesten Wege  befördern  und  nicht  im  Kreisbogen  wie  der  Dreh- 
kran.   Die  Last  der  Laufkatze  braucht  nicht  höher  als  nötig  ge- 
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hoben  und  auch  nicht  über  die  neben  den  Schiffsluken  befind- 
lichen Deckaufbauten  hinweg  geschwenkt  zu  werden  wie  bei 
Drehkranen.  Außerdem  paßt  sich  der  zum  Aufklappen  oder  Ein- 
ziehen eingerichtete  Fahrbahnausleger  für  die  Laufkatze  besser 
der  Takelung  des  Schiffes  an  und  beansprucht  viel  weniger 
Raum  bei  seiner  Bewegung  als  der  herumschwenkende  Ausleger 
des  Drehkrans.  Die  Ausladung  der  Fahrbahn  kann  auch  ohne 
Schwierigkeiten  so  groß  gewählt  werden,  daß  die  Laufkatze  zwei 
nebeneinander  liegende  Schiffe  bestreichen  kann. 

Die  Tragfähigkeit  der  Laufkatze  wird  meist  mit  1500  kg  und 
die  jedes  Drehkrans  mit  3000  kg  begrenzt.  Schwerere  Lasten 
lassen  sich  mit  den  beiden  Drehkranen  zweier  nebeneinander  ge- 
fahrener Doppelkrane  nach  Abbildung  1 — 3  mittels  Querbalken 
bewältigen,  jedoch  dürfte  hier  unter  Berücksichtigung  der  Stand- 
sicherheit der  ganzen  Krananlage  die  Höchstlast  bei  4500  kg 
liegen.  Die  Laufkatze  arbeitet  mit  einer  Geschwindigkeit  von 
2  m  sekundlch,  bei  der  sich  bis  40  Arbeitsspiele  in  der  Stunde 
erzielen  lassen,  während  der  Drehkran  unter  gleichen  Arbeits- 
verhältnissen nur  etwa  25 — 30  Arbeitsspiele  in  der  Stunde  aus- 
führen könnte. 

Das  in  einem  Schutzhause  oberhalb  des  Portalträgers  auf- 
gestellte, elektrisch  betriebene  Windwerk  für  die  Laufkatze  und 
das  Windwerk  zum  Verstellen  des  Auslegers  werden  vom 
Führerhaus  aus  gesteuert.  Für  die  drei  Bewegungen,  Lastheben, 
Katzefahren  und  Einziehen  der  Katzbahn  genügt  ein  Motor.  Bei 
Ueberlastungeu  der  Krane,  wie  sie  auch  beim  Festklemmen  der 
Last  vorkommen  können,  unterbricht  ein  Höchstausschalter  die 
Stromzuführung  der  Motore 

Zum  Verfahren  der  Doppelkrane  dient  ein  von  Hand  oder 
elektrisch  betriebenes  Fahrwerk,  das  so  eingerichtet  werden 
kann,  daß  dem  Kran  auch  ein  Durchfahren  von  Kurven  bei  nicht 
gradlinigem  Kai  ermöglicht  wird. 

Durch  ein  Zusammenarbeiten  zweier  benachbarter  Doppel- 
krane nach  Abbildung  1 — 3  lassen  sich  die  verschiedensten  Ver- 
ladeweisen ermöglichen.  So  kann  man  gleichzeitig  vier 
Lasthaken  auf  eine  oder  zwei  benachbarte  Luken  einstellen 
oder  mit  den  Drehkranen  die  Ecken  der  Schiffsluken'  be- 
dienen, während  die  Laufkatzenkrane  Decklasten  befördern  — 
oder  man  setzt  mit  der  Laufkrankatze  Lasten  von  einem  See- 
dampfer auf  ein  Flußschiff  —  während  der  Drehkran  die  Lasten 
zum  Kai  befördert  oder  umgekehrt. 

Doppelkrane  passen  sich  den  neueren  Schiffstypen  viel 
besser  an  als  die  meisten  älteren  Kaikrane.  Sowohl  Schiffe  mit 
hohem  Freibord  als  auch  solche,  bei  denen  Deckaufbauten  zu 
Ladezwecken  verwandt  werden,  finden  ein  ausreichendes  Lade- 
profil vor.  Alle  diese  Eigenschaften  sichern  den  Doppelkranen 
für  den  neuzeitigen  Kaibetrieb  die  Vorherrschaft  vor  allen 
übrigen,  älteren  Konstruktionen. 

Im  Hamburger  Hafen  (Abb.  6)  sind  29  (Deutsche  Ma- 
schinenfabrik A.  G.)  D  e  m  a  g  -  Doppelkrane  aufgestellt,  die  sich 
vorzüglich  bewährt  haben.  Schon  die  Abfertigung  des  ersten 
Schiffes  beanspruchte  nur  die  Hälfte  der  Zeit  als  bei  Verwen- 
dung der  bisherigen  Krane.     Das   Krangerüst  dieser  Doppel- 
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25  Kohlenförderung  in  Oberschlesien.  Gesamtforderung 
1913  43  801  000  t,  Förderung  des  an  Polen  abgetretenen  Teils 
1913  33  726  770  t.  Danach  beträgt  der  Verlust  Deutschlands  an 
oberschlesischcr  Kohlenförderung  77  %,  der  Verlust  an  der  Gc- 
samtkohlenförderung  Deutschlands  etwa  20  %.  In  den  Monaten 
April  1921  bis  März  1922  hat  Deutschland  aus  Oberschlesien 
11262  000  t  Kohlen  erhalten,  im  Durchschnitt  monatlich  also 
1  185  400  t. 

W  Elektrische  Energie-Versorgung  in  Holland.  Die  Elek- 
trisierung der  holländischen  Provinz  Limburg  ist  von  der 
Provinz  selbständig  in  die  Hand  genommen  worden,  nachdem 
die  belgische  Industrie  vergeblich  für  dieses  Projekt  inter- 
essiert worden  ist. 

Es  werden  vier  Hochspannungsleitungen  gebaut  und  zwar: 

1.  Die  Zentralleitung  Genck  —  Hasselt  —  Saint  —  Trond 
mit  einer  Zweigleitung  nach  Bilsen, 

2.  die  Westleitung  Beeringen  —  Zonhoven  —  Bourg  —  Leo- 
pold —  Tessenderloo, 

3.  die  Maasleitung  Lanaeken  —  Maeseyck  mit  einer  Zweig- 
leitung nach  Kothem  —  Caulille, 

4.  die  Nordleitung  Lommel  —  Neerpelt  —  Hamont. 

Die  Spannung  des  Netzes  beträgt  10  000  Volt,  die  in  jeder 
f^lemeinde  durch  Transformatoren  heruntergespannt  wird.  Die 
Fertigstellung  der  Anlagen  soll  im  Laufe  des  Jahres  1923  er- 
folgen. 

55  Die  Kohlenversorgung  Ungarns.  Seitdem  Ende  1921  ein 
«roßer  Teil  der  Fünfkirchcner  Kohlenförderung  an  Jugoslawien 


krane  ist  als  Winkelportal  in  Eisenkonstruktion  ausgeführt.  Die 
Uferschiene  liegt  unmittelbar  an  der  Kaikante,  während  die 
zweite  Schiene  auf  einer  Konsole  etwa  in  halber  Höhe  der 
Güterschuppen  angebracht  ist. 

Der  Hamburger  Hafen  hat  durch  diese  Doppelkrane  eine 
wesentlich  höhere  Leistungsfähigkeit  gewonnen,  denn  die 
Schiffe  brauchen  zum  Laden  und  Löschen  noch  weniger  als  die 
Hälfte  der  Zeit  gegen  früher,  ein  Erfolg,  der  nicht  hoch  genug 
eingeschätzt  werden  kann.    Dabei  ist  besonders  zu  betonen,  daß 


Abb.  (3 


von  den  gewaltigen  Anlagekosten  eines  Hafens  die  Krane  nur 
einen  verhältnismäßig  geringen  Teil  ausmachen.  Die  Wirtschaft- 
lichkeit neuerer  Hafenkrane  ist  daher  auch  dann  gewährleistet, 
wenn  die  Krane  nicht  dauernd  in  Betrieb  sind,  aber  bei  Eintref- 
fen großer  Dampfer  mit  kurzen  Liegezeiten  sofort  für  Höchst- 
leistungen betriebsfähig  zur  Verfügung  stehen.  Bei  allen  Neu- 
bauten von  Häfen  wird  der  Demag-Doppelkran  die  früher  ver- 
wendeten Krananlagen  schnell  verdrängen.  Besonders  wegen  der 
Möglichkeit,  die  Laufkatze  auch  im  Innern  des  Speichers  auf  eine 
verlängerte  Laufbahn  übertreten  zu  lassen  und  den  Drehkran 
nur  für  die  Bedienung  der  Rampen  verfügbar  zu  haben,  ist  hier 
ein  vielseitiges  Hebezeug  geschaffen,  dem  für  den  Hafenbetrieb 
zweifellos  die  Zukunft  gehört. 

Benutzte  Literatur: 

1.  Kammerer.  Die  Technik  der  Lastenförderung  einst  und 
jetzt. 

2.  E.  G.  Meyer,  Verladeeinrichtungen  im  Hamburger  Hafen. 
Jahrbuch   der   Hafenbautechnischen   Gesellschaft,  1918. 

3.  Druckschriften  der  Deutschen  Maschinenfabrik. 


abgeliefert  werden  muß  (im  letzten  Vierteljahr  1921  133  000  t), 
macht  sich  ein  immer  größerer  Mangel  an  Steinkohle  und  Koks 
bemerkbar.  Es  mußte  deshalb,  um  besonders  die  Versorgung 
der  Eisen-  und  Maschinenindustrie  sicherzustellen,  zu  einer  ver- 
mehrten Einfuhr  von  Kohle  geschritten  werden.  Sie  betrug 
im  Jahre  1921: 

Steinkohle      ....    663000  t 

Koks    172  000  t 

Steinkohlenbriketts    .       9  000  t 

Braunkohle    ....     80  000  t 
Demgegenüber  war  aus  dem  verhältnismäßig  reichen  Braun- 
kohlenlager Ungarns  eine  Ausfuhr  von  133  000  t  in  der  ersten 
Hälfte    des   Jahres   1921   besonders   nach   Oesterreich   zu  \-er- 
zeichnen. 

Der  eingeführte  Koks  hat  in  seinem  Herkommen  eine  erheb- 
liche Verschiebung  im  Laufe  des  Jahres  1921  aufzuweisen.  Es 
wurden  emgeführt: 


aus 

1/1921 

11/1921 

111/1921 

IV/1921 

Ostrau  

16  000  t 

11  000  t 

8  000  t 

über  10  000  t 

Oesterreich  . 

5  000  t 

Deutschland 

3  000  t 

8  000  t 

2  000  t 

100  t 

Frankreich . . 

500  t 

12  600  t 

20  000  t 

England  .... 

200  t 

Holland  .... 

13  800  t 

200  t 

Schluß  des  redaktionellen  Teiles. 
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Amtliche  Verdingunge 

und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen,  des  Eisenbahnzentralamtes,  der  Bauabteiiungen  und  der 

Betriebs-,  Maschinen-  und  Werkstättenämter 


Tag  der 
Eröftnung 
der  Angebote 


Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 


Bedingungen 
porto-  und  besiellgeldfrei 

zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M  von 


Angebote  verschlossen  mit 
entsprech.  Aufschrift  postfrei  an 


Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 


3.  II.  22 
vorm.  10  Uhr 


4.  II.  1922 
vorm.  10 '/2  Uhr 


4.  II.  1922 
vorm.  II  Uhr 


6.  II.  1922 
vorm.  10  Uhr 

8.  II.  1922 
vorm.  10  Uhr 

8.  II.  1922 
vorm.  IG  Uhr 


Lieferung  von  5158  Sdlck  Spiralfedern,  4150  kg  Federstahl  usw. 
Vertragserfüllung  31.  Januar  1928 

Verdingung  von  Bremsklötzen  und  Roststäben. 


I  ieferung  von  Betriebs-  und  Werkstüttengeräten  für  die  Reichsbahn- 
direktion Hannover  für  die  2  Hälfte  des  Rechnungsjahres  1922  und 
zwar:  Besen-  und  BUrstenwaren.  Handtücher,  Kohlenkörbc.  Beile, 
Eimer,  Hämmer,  Hacken,  Signalpfeife",  Schaufeln,  Schlösser,  Schrau- 
benschlüssel, Koksgabeln,  Feuerhaken,  Scheren  usw^. 

Lieferung  von  850  qm  Glas,  klares  und  farbiges,  3300  Stück  Glas- 
glocken.   Vertragserfüllung  bis  15.  November  1923. 

Lieferung  von  6205  m  Gummischläuchen,  380  kg  Gummi-  und  Asbest- 
platten, 9000  Stück  Gummiringen.  Vertragserfüllung  i.  Februar  1923. 

Ausführung  d<!r  Erd-,  Maurer  und  Zimmerarbeiten  zur  Herstellung 
eines  Stationskassengebäudes  mit  Dienstwohnung  auf  Bahnhof 
Düsseldorf-Deiendorf.     Kertigstellungsfrist  7  Monate. 


2,50  Frs.  in  bar 


20, —  (nicht  in 
Briefmarken) 


50  — 

a  Frs.  in  bar 

2  Frs. 
70, —  in  bar 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 

Hausverwaltg. 
Friedrich  Ufer  3 


PräsidialbUro 
Zimmer  210 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 

Reichsbahndirektion  Köln 
Angebot^aufschrift:  „Angebot 
auf  Bremsklötze 

Reichsbahndirektion  Hannover 


Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 

Eisenbahndirektion  des 
.Saargebietes,  Saarbrücken 

Eisenbahnbetriebsamt  I, 
Stationskasse  Düsseldorf-Hbf . 
Mintropstr.  27 


II.  II.  1922 
18.  II.  1922 

18.  II.  1922 

15.  II.  1922 
18.  II.  1922 
25.  II.  1922 


Verkehrstechnische  Woche 


UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichselsen  bah  n-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  An  z  e  Ig  e  r   nach    amtlichen  Mittellungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRIFTLEITUNG:   Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen   Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.-Ing.    Hasse,    Regierungshaumelst-jr    a.    D. , 
Privatdozent  an   der  Technischen   Hochscnule  zu 
Chariottenburg    —    Dr.   rer.   pol.  Hans    Bau  mann, 
Regierungsbaurat    Im  Reichsverkehrsministerium 
zu    Berlin     —     Sendungen    für    die  Schriftleitung 
sind   an    Reglerungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse 
zu    Berlin    W   35,    Potsdamer    Straße  28 
zu  ricnten 

VERLAG:  Guido  Hackebell  Akt. -Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschreiber- 
straße    34-35     —      Fernsprecher:     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis  :  Vierteljährlich  M.150,— ,  Einzel- 
hefte M.  40,— .    Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
die  einzelne  MI  III  meterhöhe  M.2  5,-,  1/1  Saite  M.18  OOO,— , 
1/2   Seite  M.  9üOO,— ,  1/4  Seite  M.  4  300,— ,  1/8  Seite 
M.  2600,-,  1/16  Seite  M.  1400,-.    Wiederholungen  mit 
Rabatt.    Teuerungszuschläge  vorbehalten 
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INHALTS-  VERZEICHNIS 

Der  persönliche  Arbeitsfaktor  im  Verkehrswesen  von  Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  Karl  Pirath,  Berlin,  Seite  483 
Einrichtung  von  Bekohlungsanlagen  für  die  S  e  1  b  s  t  e  n  1 1  a  d  u  n  g  von  Großgüterwagen  von  Dr.-Ing.  Kommereil, 
Oberregierungsbaurat  im  Eisenbahnzentralamt  jn  Berlin.  Seite  487.  Mechanische  Arbeit  oder  Kohlenverbrauch  der  Güter- 
züge als  Vergleichsmaßstab  für  Leitungswege?  Von  Regierungsbaurat  Dr.-Ing.  W.  Müller,  Berlin  Seite  490.  Zur  Ent- 
wicklung der  deutschen  Codistik  von  Diplomkaufmann  Fntz  Runkel,  Bensberg  bei  Köln,  Seite  492.    Vei  schiedcnes,  Seite  493 

Nachdruck     des     gesamten     Inhalts     dieser     Zeitschrift      ist  verboten 


DER  PERSÖNLICHE  ARBEfTSf^AKTOR  IM  VERKEHRSWESEN*) 

VON    REGfERUNGSBAURAT    DR.-ING.    KARL    PiRATH,  BERLIN 


Die  neuere  Betriebswissenschaft  beurteilt  ein  Unternehmen 
nicht  allein  nach  seinem  finanziellen  Erfolg,  sondern  auch  nach 
der  Wirtschaftlichkeit  seiner  Arbeitsmethoden.  Ein  sich  gut 
rentierendes  Unternehmen  kann  trotzdem  einen  recht  unwirt- 
schaftlichen Arbeitsprozeß  aufweisen,  so  daß  ein  überflüssiger 
Aufwand  entsteht,  den  das  Wirtschaftsleben  nicht  tragen  kann 
und  darf,  vor  allem  nicht  in  der  heutigen  Zeit,  in  der  Deutsch- 
land mit  der  wertvollen  Arbeitskraft  der  Menschen,  mit  Stoff 
und  Kraft  haushalten  muß.  Es  ist  deshalb  notwendig,  bei  allen 
Produktionsvorgängen  fortlaufend  sich  Gewißheit  darüber  zu 
verschaffen,  daß  die  Leistungen  mit  dem  geringsten  Aufwand 
gemacht  werden  können.  Es  lassen  sich  dann  für  jede  Fertigung 
Verhältniszahlen  zwischen  Leistung  und  Aufwand  an  Personal 
und  Material  feststellen,  die  mit  dem  Ziel  sich  gegenseitig  fort- 
laufend kontrollieren,  den  Wirkungsgrad  und  damit  die  Selbst- 
kosten möglichst  günstig  zu  gestalten. 

Um  das  richtige  Verhältnis  zwischen  Leistungen  und  Auf- 
wand feststellen  und  beurteilen  zu  können,  ist  eine  eingehende 
Kenntnis  der  Arbeitsvorgänge  Voraussetzung.  In  der  mecha- 
nischen Industrie  sind  bereits  seit  längerer  Zeit  in  der  wissen- 
schaftlichen Durchforschung  der  Arbeitsvorgänge  bei  der  Güter- 
herstellung bedeutende  Erfolge  erzielt  und  für  den  Wettbewerb 
Deutschlands  auf  dem  Weltmarkt  ausgewertet  worden.  Bis  ins 
einzelne  sind  die  Fabrikatiemsprozesse  in  ihren  Ursachen  und 
Wirkungen  untersucht  worden.  Die  allgemeine  Einstellung 
auf  diese  wissenschaftliche  Betriebsführung  bietet  Gewähr  da- 
für, daß  auch  weiterhin  bei  der  mechanischen  Industrie  das 
Streben  nach  wirtschaftlicheren  Arbeitsmethoden  im  Fluß 
bleiben  wird. 

Im  Verkehrswesen  hat  man  bis  auf  die  heutige  Zeit 
in  der  Hauptsache  den  finanziellen  Erfolg  als  Maßstab  für  die 
Wirtschaftlichkeit  des  Unternehmens  angesehen.  Wie  dieser 
Erfolg  zustande  kam,  ob  die  Arbeitsvorgänge  auf  die  spar- 
samsten Mittel  und  Wege  oder  auf  den  geringsten  Arbeits- 
aufwand eingestellt  waren,  darüber  hat  man  erst  in  neuerer  Zeit 
bei  der  Ermittelung  der  Selbstkosten  allgemeinere  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  angestellt.  Einen  wesentlichen  Faktor 
spielen  hierbei  die  Arbeitsleistungen  des  Ver- 
kehrspersonals. Wir  haben  un,s  nun  die  Aufgabe 
gestellt,  diese  bisher  wenig  behandelten  menschlichen 
Arbeitsleistungen  nach  ihrer  Art  und  ihrem  Umfang  im 
engsten  Zusammenhange  mit  den  bei  den  Verkehrs- 
mitteln gegebenen  Arbeitsvorgängen  zu  untersuchen; 
..festzustellen,  in  welchem  Verhältnis  sie  zu  dem  Leistungserfolg 
"des  Verkehrsunternehmens  stehen  und  hieraus  Schlüsse  für  die 
wirtschaftliche  Einstellung  des  Unternehmens  in  seinen  persön- 
lichen Aufwendungen  zu  ziehen.  Sieht  man  in  diesen  Zusammen- 
hängen klar,  so  kann  die  weiterhin  notwendige  Bestimmung 
der  Selbstkosten  darauf  aufgebaut  werden. 

Es  könnte  naheliegen,  die  bereits  bei  der  mechanischen 
Industrie  zu  einem  gewissen  Abschluß  gebrachte  Methodik  zur 
Feststellung  des  Aufwandes  auf  die  Verkehrsmittel  anzuwenden. 


*)  Vergleiche  die  grundlefjende  Abhandlung  des  Verfassers  über  „Anteil  der 
Arl  eitsleistung  des  Menschen  an  den  Leistungen  der  Verkehrsmittel"  im  Archiv  fflr 
Eisenbahnwesen  1922,  Hefts  und  6. 


Es  bestehen  aber,  vor  allem  bei  dem  eigentlichen  Verkehrs- 
betrieb, zwischen  der  Verwendung  und  Leistungsart  der 
Menschen  in  der  Industrie  und  dem  Verkehrsunternehmen  so 
grundsätzliche  Unterschiede,  daß  für  die  Verkehrsmittel  die 
Untersuchung  auf  besondere  Grundlage  gestellt  werden  muß. 
Der  Arbeitsprozeß,  den  irgend  ein  Industrieprodukt  durchläuft, 
ist  stets  von  gleicher  Art  und  an  der  Arbeitsstelle  leicht  über- 
seh- und  kontrollierbar.  Der  Betriebsvorgang  eines  Verkehrs- 
mittels ändert  sich  dagegen  mehr  oder  weniger  ständig.  An- 
gebot und  Nachfrage,  dargestellt  durch  das  Verkehrsbedürfnis, 
erfordern  anhaltend  neue  Maßnahmen  für  die  richtige  Einstellung 
des  Betriebsapparats.  In  der  Güterherstellung  kann  der  mensch- 
liche Aufwand  ohne  Schwierigkeit  zur  Einheit  der  tatsächlich 
in  bestimmter  Zeit  geschaffenen  Gütermenge  in  Beziehung  ge- 
bracht werden.  Bei  den  Verkehrsmitteln  mit  ihren  Arbeits- 
vorgängen, die  über  weite  Gebiete  räumlich  verteilt  sind  und 
die  zusammengenommen  erst  das  Erzeugnis,  die  Verkehrs- 
leistung, zustande  bringen,  sind  die  Beziehungen  zwischen  Auf- 
wand und  Leistungen  verwickelter. 

Die  Methode  der  LTntersuchung  und  das  Ziel  der  Aufgabe 
muß  daher  in  folgenden  Richtungen  sich  bewegen.  Es  ist  zu 
untersuchen: 

1.  welcher  Art  ist  die  Arbeitsleistung  des  Menschen  im  Ver- 
kehrswesen und  in  welche  Gruppen  gliedert  sie  sich, 

2.  wie  können   diese  Arbeitsleistungen    am  zweckmäßigsten 
auf  den  Leistungserfolg  des  Unternehmens  bezogen  werden, 

3.  welchen  Anteil  haben  die  einzelnen  Arbeitsleistungen  des 
Menschen  an  den  Leistungen  der  Verkehrsmittel, 

4.  welche  Schlußfolgerungen  lassen  sich  aus  den  Einzelunter- 
suchungen zu  3)  ziehen: 

a)  für    die    menschlichen  Arbeitsleistungen    bei  den  Ver- 
kehrsmitteln allgemein, 

b)  für    die    wirtschaftliche    Führung    des  Verkehrsunter- 
nehmens im  besonderen? 

Da  die  Untersuchung  grundsätzlicher  Art  sein  soll, 
muß  sie  auf  alle  Verkehrsmittel  ausgedehnt  werden,  die  heute 
noch  regionale  Bedeutung  in  der  Verkehrswirtschaft  oder  in  der 
Wirtschaft  überhaupt  haben.  Zu  Lande  sind  es  die  Lastträger, 
Tragtiere,  Fuhrwerke,  Eisenbahnen  und  Seilbahnen,  zu  Wasser 
die  Verkehrsmittel  auf  den  Binnenwasserstraßen  und  dem  Meere, 
in  der  Luft  die  Luftverkehrsmittel.  Die  Muskelkraft  der 
Menschen  und  Tiere,  die  Schwerkraft,  der  Winddruck,  die  Kraft- 
maschine und  die  elektrische  Kraft  sind  ihre  Triebkräfte.  Be- 
herrscht werden  sie  im  Einsatz  und  in  ihrer  Ausnutzung  vom 
Menschen.  Er  baut  die  Transportwege  und  die  Fahrzeuge,  er- 
hält sie  und  wertet  sie  für  die  Anforderungen  des  Verkehrs  aus. 
Er  muß  dabei  Arbeit  verrichten,  die  einerseits  Werte  schafft 
wie  bei  der  Gütererzeugung,  andererseits  aber  eine  Orts- 
veränderung von  Gütern  zustande  bringt,  zu  deren  Durchführung 
besondere  betriebliche  Vorgänge  nötig  sind.  Es  liegt  hier  ein 
grundsätzlicher  Unterschied  gegenüber  der  menschlichen  Tätig- 
keit in  der  mechanischen  Industrie  vor.  Beispielsweise  kann 
man  auf  einer  Drehbank  die  verschiedensten  Teile  für  Werk- 
zeugmaschinen herrichten.  Die  menschliche  Arbeit,  die  hierzu 
nötig  ist,  zerfließt  und  zerteilt  sich  auf  die  verschiedensten  End- 
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crzeugnisse,  so  daß  sich  die  in  der  Anlage  der  Drehbank  ge- 
bundene Arbeit  mit  den  Erzeugnissen  aufwandstechnisch  nicht 
in  Beziehung  bringen  läßt.  Ein  Verkehrsmittel  erzeugt  dagegen 
immer  wieder  Nutztonnenkilometer  und  diese  werden  wesent- 
lich beeinflußt  durch  den  Transportweg  und  die  Fahrzeuge.  Es 
muß  und  kann  deshalb  die  in  der  Anlage  gebundene  oder  nach 
Mar.x  „gefrorene"  menschliche  Arbeit  auf  die  Verkehrsleistungen 
mitbezogen  werden,  wenn  das  Bild  der  Wandlung  in  der  Ver- 
wendung menschlicher  Arbeit  im  Verkehrswesen  vollständig  sein 
soll.  Es  wäre  denkbar,  daß  in  der  Anlage  eines  leistungsfähigen 
Transportmittels  so  viel  menschliche  Arbeit  aufgewandt  werden 
muß,  daß  eine  etwa  damit  beabsichtigte  Ersparnis  beim  Betrieb 
wieder  aufgehoben  würde. 

Es  kann  jedoch  nicht  in  Frage  kommen,  etwa  festzustellen, 
welche  menschliche  Arbeitsleistung  überhaupt  aufzuwenden  ist 
bis  zur  verkehrlichen  Nutzleistung,  so  daß  es  nötig  wäre,  bis 
auf  die  Gewinnung  der  Rohprodukte,  etwa  des  Eisenerzes,  und 
ihre  Verarbeitung  zurückzugehen.  Alles  dieses  berührt  so  sehr 
den  gesamten  verwickelten  Wirtschaftsprozeß,  daß  es  praktisch 
unmöglich  ist,  jede  menschliche  Arbeit  mit  zu  erfassen.  Es  wäre 
aber  auch  zwecklos,  wenn  man  beispielsweise  beim  Dampf- 
schiff die  für  die  Förderung  der  Betriebskohle  notwendigen 
Schichten  der  Bergarbeiter  als  unsichtbare  Besatzung  ansetzen 
wollte,  um  einen  Vergleich  mit  der  Segelschiffahrt  zu  erhalten. 

Es  ist  vielmehr  nur  die  menschliche  Arbeitsleistung  zu 
untersuchen,  die  im  ursächlichen  Zusammenhang  mit  den 
materiellen  Vorbedingungen  zum  Verkehrsbetrieb  steht.  In  der 
Art  und  Herstellung  des  Transportweges  und  der  Fahrzeuge  ist 
ein  scharfes  Auseinanderstreben  bei  den  verschiedenen  Ver- 
kehrsmitteln in  ihren  Leistungen  festzustellen.  Von  diesem 
Punkte  an  wäre  demnach  die  Vergleichsgrundlage  zu  schaffen, 
auf  der  sich  weiterhin  die  menschlichen  Leistungen  für  die 
Unterhaltung  des  Transportweges  und  der  Fahrzeuge  sowie  für 
die  Betriebsvorgänge  aufbauen.  Alle  drei  hängen  so  eng  mit- 
einander zusammen  und  beeinflussen  sich  gegenseitig  so  stark, 
daß  sie  gemeinsam  für  die  Feststellung  des  Anteils  des  mensch- 
lichen Arbeitsaufwandes  im  Verkehrswesen  behandelt  werden 
müssen. 

Welcher  Art  sind  nun  hierbei  die  Arbeitsleistungen  der 
Menschen?  Bei  der  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Trans- 
portweg und  Fahrzeugen  einschließlich  Triebkraft  bestehen 
gegenüber  den  Verhältnissen  bei  der  mechanischen  Industrie 
keine  wesentlichen  Unterschiede.  Die  menschliche  Arbeitskraft 
und  Tätigkeit  wird  hierbei  in  der  Hauptsache  beansprucht  durch 
körperliche  und  handwerksmäßige  Verrichtungen,  deren  Erfolg 
an  den  tatsächlich  geschaffenen  sichtbaren  Werten  gemessen 
wird.  Die  Arbeitsvorgänge  sind  einfacher  Natur,  es  läßt  sich 
ohne  Schwierigkeiten  feststellen,  wieviel  Tagewerke  zum  Bau 
einer  Brücke,  zur  Fabrikation  eines  Fahrzeugs  usw.  notwendig 
sind,  und  wieviel  gebundene  Tagewerke  durchschnittlich  auf 
1  km  Länge  eines  Transportweges  im  Binnenverkehr  bzw.  auf 
1  t  Ladefähigkeit  der  Fahrzeuge  einschl.  Triebkraft  entfallen. 

Bei  den  eigentlichen  Betriebsvorgängen  des  Verkehrsmittels, 
die  letzten  Endes  den  Verkehrsakt  erst  ermöglichen,  werden 
dagegen  die  Arbeitsprozesse  weniger  klar  übersehbar 

Die  an  ihnen  beteiligte  menschliche  Arbeitsleistung  muß 
so  eng  umschrieben  und  in  Arbeitsgruppen  zergliedert 
werden,  daß  bei  diesen  Arbeitsgruppen  von  einer  gewissen 
Gleichmäßigkeit  in  der  Art  der  Beschäftigung  gesprochen  wer- 
den kann.  Sie  werden  dadurch  erfaßbar  und  kontrollierbar  zur 
wirtschaftlichen  Beurteilung  des  Unternehmens.  Drei  Haupt- 
gruppen können  bei  dem  für  den  eigentlichen  Betrieb  und  Ver- 
kehr nötigen  Dienst  des  Personals  unterschieden  werden:  der 
Fahrdienst,  der  stationäre  Dienst  und  der  allgemeine  Dienst. 
Bei  den  beiden  ersten  Gruppen  sind  wieder  Untergruppen  fest- 
zustellen, deren  Zahl  im  allgeineinen  mit  der  Leistungsfähigkeit 
des  Verkehrsmittels  zunimmt.  Dies  sind  im  Fahrdienst  der 
Dienst  an  der  Triebkraft  und  an  dem  Fahrzeug,  beim  statio- 
nären Dienst:  der  Stations-  und  Abfertigungsdienst,  der  Wei- 
chen- und  Schleusendienst,  der  Ladedienst,  der  Verschiebedienst, 
der  Fahrzeuguntersuchungsdienst,  der  stationäre  Dienst  an  der 
Triebkraft,  der  Streckenbewachungsdienst.  Alle  diese  Verrich- 
tungen sind  mehr  oder  weniger  erforderlich  bei  allen  Verkehrs- 
mitteln, sie  sollen  aber  erst  als  vorhanden  angesehen  werden, 
wenn  mindestens  e  i  n  Mensch  in  der  Arbeitsgruppe  auf  ein  Tage- 
werk täglich  für  das  Unternehmen  tätig  ist.  Unter  diesen  Vor- 
aussetzungen sind  beim  Fuhrwerk  nur  4  Arbeitsgruppen  vorhan- 
den, beim  Seeverkehr  8,  bei  den  Eisenbahnen  10,  ausschließlich 
der  Gattungen  zur  Herstellung  und  Unterhaltung  des  Transport- 
weges und  der  Fahrzeuge,  die  zusammen  vier  Arbeitsgruppen 
für  jedes  Verkehrsmittel  ausmachen. 

Nach  dieser  Gliederung  der  menschlichen  Arbeiten  im  Ver- 
kehrswesen muß  festgestellt  werden,  welche  Verkehrsart  den 
besten  Einheits-  und  Vergleichsmaßstab  für  den  menschlichen 
Aufwand  bietet.  Für  die  Wirtschaft  leistet  der  Güterverkehr 
die  höchste  erfaßbare  Nutzarbeit,  beim  Personen-  und  Nachrich- 
tenverkehr kann  nicht  in  allen  Fällen  von  wirtschaftlichen  Not- 
wendigkeiten zu  seinem  Aufkommen  gesprochen  werden.  Die 


Nutzleistung  im  Güterverkehr  wird  gemessen  in  den  auf  be- 
stimmten Strecken  geförderten  Tonnen,  d.  h.  den  Nutztonnen- 
kilometern, die  als  Verkehrsleistung  anzusi>rechen  sind.  Da  aber 
die  Verkehrsmittel  durchweg  Leerlauf,  Vorbereitungen,  Lade- 
zeiten und  Abschlußarbeiten  erfordern,  so  sind  mit  den  reinen 
Verkehrsleistungen  noch  nicht  alle  Leistungen  eng  genug  um- 
schrieben. Es  müssen  auch  die  Betriebsleistungen  bestimmt  wer- 
den, wenn  die  zerstreute  menschliche  Tätigkeit  richtig  erfaßt 
werden  soll,  und  zwar  die  auf  eine  bestimmte  Strecke  beförderte 
Nutzlast  an  Gütern  und  der  toten  Last  an  Fahrzeugen,  d.  h.  die 
Bruttotonnenkilometer.  Die  Bruttogewichte  drücken  im  Grunde 
genommen  die  Höchstlastmenge  aus,  nach  der  Transportweg  und 
Fahrzeug  hergestellt  und  unterhalten  werden  müssen  und  an 
deren  Ortsveränderung  und  Behandlung  im  wesentlichen  die  im 
Betriebe  tätigen  Menschen  arbeiten  müssen.  Die  Einheit  der 
Nutztonnenkilometer  und  der  Bruttotonnenkilometer  ist  auch 
für  alle  Verkehrsmittel  anwendbar,  während  beispielsweise  die 
Fahrzeugkilometer  für  den  Wasserverkehr  ganz  unklare  Be- 
griffe geben  würden.  Das  hindert  nicht,  bei  den  Eisenbahnen 
außerdem  noch  als  Hilfseinheiten  die  Zug-  und  Achskilometer 
für  bestimmte  Zwecke  zu  verwenden.  Es  sind  demnach  die  Ver- 
kehrs- und  Betriebsleistungen  geeignet,  den  Einheitsmaßstab  zu 
dem  menschlichen  Arbeitsaufwand  im  Dienste  des  Verkehrs- 
mittels abzugeben.  —  Durchaus  abwegig  ist  es,  wie  es  vielfach  bei 
Eisenbahnen  üblich  ist,  einen  Vergleichsmaßstab  für  die  rich- 
tige Personalbesetzung  auf  die  Streckeneinheit  zu  beziehen,  da 
sich  der  Personalbedarf  mit  der  Zunahme  ausgedehnter  Bahn- 
hofsanlagen immer  mehr  nach  diesen  einstellen  muß  und  nicht 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Strecken.  —  An  ihrem  Zustande- 
kommen ist  unmittelbar  beteiligt  der  Fahrdienst  und  der 
stationäre  Dienst,  mittelbar  der  allgemeine  Dienst,  sowie  die 
in  der  Herstellung  und  Unterhaltung  von  Transportweg  und 
Fahrzeug  gebundene  Arbeit.  .Als  Einheit  für  die  menschliche 
Arbeit  ist  das  Tagewerk  angenommen,  da  auch  bei  vorwiegend 
geistiger  Tätigkeit  oder  Gebundenheit  an  das  Beförderungsmittel 
der  Mensch  nur  eine  bestimmte  übliche  Stundenzahl  ununter- 
brochene Arbeit  verrichten  kann.  Der  Maßstab  des  Tagewerks 
gibt  eine  auf  längere  Zeit  vergleichbare  Einheitsbasis,  bei  weitem 
unwandelbarer  als  der  Kostenmaßstab.  Es  wäre  also  für  die  Aus- 
nutzung der  menschlichen  Arbeitskraft  zu  untersuchen,  wieviel 
Nutztonnenkilometer  und  Bruttotonnenkilometer  bei  den  ver- 
schiedenen Verkehrsmitteln  auf  ein  Tagewerk  in  den  einzelnen 
Dienstgruppen  oder  im  Gesamtdienst  entfallen. 

Es  liegt  nun  in  der  Natur  der  Verkehrsmittel,  daß  die  Be- 
triebsarbeit des  Menschen  nahezu  die  gleiche  ist  für  voll  be- 
ladene  Transporteinheiten  wie  für  teilweise  beladene  oder  leere. 
Lediglich  die  Triebkraft  ist  dabei  unterschiedlich.  Es  ist  deshalb 
ein  Wert  zu  bestimmen,  der  die  höchste  Verkehrs-  und  Betriebs- 
leistuns; eines  Verkehrsmittels  auf  ein  Tagewerk  im  Fahrdienst 
angibt  und  bei  dem  die  Fahrzeuge  vollkommen  ausgelastet  sind. 
Weiterhin  ein  Wert,  der  die  wirklichen  Verkehrs-  und  Betriebs- 
leistungen in  einem  Verkehrsbezirk  imd  während  eines  größeren 
Zeitraums  auf  ein  Tagewerk  unmittelbarer  oder  unmittelbarer  und 
mittelbarer  Arbeitsleistung  darstellt.  Der  erstere  Wert  möge 
E  i  n  z  e  1 1  e  i  s  t  u  n  g,  der  zweite  Bezirksleistung  des 
Verkehrsmittels  genannt  werden.  Aus  dem  Verhältnis 
dieser  beiden  Werte  läßt  sich  ersehen,  welchen  Ein- 
fluß Vorbereitungen,  Abschluß  des  Transportvorganges'  und 
Leerlauf  der  Verkehrsmittel  auf  die  wirkliche  Nutz- 
leistung haben.  Es  fehlte  hierfür  bisher  ein  Maß- 
stab, er  läßt  sich  am  klarsten  finden  in  den  auf  die  Arbeitsein- 
heit des  Personals  entfallenden  verkehrlichen  oder  betrieblichen 
Leistungen,  da  der  Mensch  an  allen  Vorgängen  der  \'erkehrs- 
mittel  beteiligt  ist  und  mitwirkt.  Das  Verhältnis  zwischen  Nutz- 
tonnenkilometer  und  Bruttotonnenkilometer  allein  kann  diesen 
Wert  nicht  geben,  'da  es  im  wesentlichen  nur  den  Leistungsabfall 
im  Fahrdienst  erfaßt,  nicht  aber  in  dem  durchweg,  vor  allem  bei 
den  modernen  Verkehrsmitteln  mehr  Leistungen  erfordernden 
übrigen  Dienst.  Das  Verhältnis  zwischen  der  Einzelleistung  und 
der  Bezirksleistung  ist  als  P  e  r  s  o  n  a  1  k  o  e  f  f  i  z  i  e  n  t  bezeich- 
net; er  gibt  gleichzeitig  an,  wieviel  Mitarbeit  anderer  Dienst- 
zweige für  die  beim  produktiven  Vorgang,  der  Ortsveränderung 
der  Güter,  im  Fahrdienst  tätigen  Menschen  nötig  ist.  und  stellt 
damit  einen  Maßstab  dar  für  den  Wirkungsgrad  des  \'erkehrs- 
unternehmens   bezüglich   des   menschlichen  Aufwandes. 

Es  bedarf  noch  einer  besonderen  Erläuterung,  wie  die  mittel- 
baren Tagewerke,  die  in  der  Herstellung  des  Transportweges 
und  der  Fahrzeuge  gebunden  werden,  auf  die  Bezirksleistungen 
angerechnet  werden  müssen.  Grundsätzlich  müssen  nach  Ver- 
brauch des  Fahrweges  oder  seiner  Einzelteile  und  der  Fahrzeuge 
die  bei  der  Herstellung  aufgewandten  Tagewerke  abgeschrieben 
sein.  Der  noch  verbleibende  Altwert  z.  B.  einer  Lokomotive  oder 
eines  Schiffes  wird  durchweg  einem  neuen  außerhalb  des  \'er- 
kehrsunternehmens  liegenden  Arbeitsprozeß  unterworfen,  er  muß 
alle  persönlichen  Aufwendungen  vorher  abgestoßen  haben.  Wäh- 
rend bei  den  Fahrzeugen  die  durchschnittliche  Lebensdauer  be- 
stimmbar ist  und  hiernach  jährlich  die  Gesamtzahl  der  gebun- 
denen Tagewerke  abgeschrieben  werden  kann,  liegen  heim  Trans- 
portw  e  g  die  \'erhältnisse  schwieriger.    Die  baulichen  Anlagen 
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haben  zum  Teil  wie  beispielsweise  der  Bahnkörper  ohne  Bau- 
werke oder  der  Kanaleinschnitt  unbegrenzte  Lebensdauer.  Es 
muß  aber  auch  bei  ihnen  eine  vorsorgliche  kaufmännische  Ab- 
schreibung in  bestimmter  Zeit  vorgenommen  werden,  da  Aende- 
rungen  in  den  \'erkehrsverhältnissen  die  Anlage  wertlos  machen 
können.  Nach  bisherigen  Erfahrungen  kann  angenommen  wer- 
den, daß  nach  40  Jahren  eine  gründliche  Umgestaltung  von  Ver- 
kehrsanlagen notwendig  wird,  so  daß  in  dieser  Zeit  alle  gebunde- 
nen Tagewerke  abgelöst  sein  müssen.  40  Jahre  beträgt  auch 
ungefähr  die  Lebensdauer  von  Bauwerken  wie  Brücken  und 
Hochbauten  der  Verkehrsanlagen.  Anlagen  von  kürzerer  Lebens- 
dauer wie  Sicherungsanlagen,  Schleusentore  usw.  müssen  ent- 
sprechend früher  abgeschrieben  werden.  Eine  besondere  Ueber- 
legung  ist  notwendig  bei  den  von  den  lebendigen  Kräften  der 
bewegten  Fahrzeuge  unmittelbar  angegriffenen  Teilen  des  Trans- 
portweges, der  Fahrbahndecke  oder  des  Oberbaues  bei  Land- 
wegen. Bei  ihnen  ist  die  Erneuerung  innerhalb  bestimmter, 
durch  die  Verkehrsgröße  gegebenen  Zeitabschnitte  in  der  Unter- 
haltung enthalten  und  auch  statistisch  erfaßt,  obgleich  zur  Er- 
zielung einer  klaren  Buchführung  und  Abschreibung  die  eigent- 


nach  die  persönlichen  Selbstkosten  zu  be- 
stimmen. 

Nach  diesen  grundsätzlichen  Ueberlegungen  kann  der  Anteil 
der  einzelnen  Arbeitsgruppen  an  den  Verkehrs-  und  Betriebs- 
leistungen der  einzelnen  Verkehrsmittel  bestimmt  werden.  Dies 
muß  für  eine  Zeit  geschehen,  für  die  sich  alle  Zusammenhänge, 
sowohl  für  die  Herstellung  des  Transportweges,  wie  der  Fahr- 
zeuge, wie  für  den  Betrieb  übersehen  lassen.  Das  Verkehrsbe- 
dürfnis war  die  Grundlage  für  diese  Untersuchung  und  die  Vor- 
aussetzung war,  daß  das  Verkehrsunternehmen  in  der  Personal- 
verwendung möglichst  wirtschaftlich  eingestellt  war  und  nach 
normalen  Verhältnissen  eingestellt  sein  konnte.  Bezüglich  der 
Herstellung  des  Transportweges  sind  deshalb  die  Jahre  1906  bis 
1914  gewählt,  in  denen  von  mir  eingehende  Untersuchungen  über 
die  menschliche  Arbeitsleistung  hierbei  angestellt  sind  und  unter 
diesen  Jahren  für  die  übrigen  Arbeitsleistungen  insbesondere  das 
Jahr  1911.  Die  Arbeitsmethoden  jener  Zeit  sind  die  Grundlage 
für  den  erforderlichen  Anteil  der  menschlichen  Arbeitsleistung. 
Für  die  möglichst  wirtschaftliche  Einstellung  des  Personals  im 
Verkehrsbetriebe  im  Jahre  1911  sprechen  zwei  Gründe,  erstens 
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liehe  Unterhaltung  von  der  Erneuerung  der  Substanz,  wie  sie 
bei  der  Neuherstellung  der  Fahrbahn  vorliegt,  grundsätz- 
lich getrennt  werden  müßte. 

Zu  den  zahlenmäßigen  Feststellungen  ist  die  Wertigkeit  der 
menschlichen  Arbeit  bei  den  Verkehrsmitteln  auf  den  fünf  an- 
gegebenen Hauptgebieten  noch  zu  umgrenzen.  Beim  Landver- 
kehr erforderte  die  menschliche  Tätigkeit  bei  der  Herstellung 
der  Landstraßen  hochwertigere  Leistungen  als  beim  Betrieb  der 
Landfuhrwerke.  Beim  Wasserverkehr  verschob  sich  schon  in 
früheren  Zeiten  dieses  Verhältnis,  insofern  der  Bau  der  Schiffe 
Wohl  eine  gewisse  handwerksmäßige  Fähigkeit  erforderte,  die 
richtige  Führung  eines  Schiffes  zur  See  aber  erheblich  mehr  Ge- 
schicklichkeit und  Entschlossenheit  sowie  Verantwortung  von  der 
Besatzung  verlangte.  Mit  der  Einführung  der  Dampfkraft  wuchs 
die  Bedeutung  der  Tätigkeit  im  Verkehrsbetrieb  und  es  kann 
bei  den  modernen  Verkehrsmitteln  trotz  ihrer  zum  Teil  schwieri- 
gen baulichen  Anlagen  gesagt  werden,  daß  die  Betriebsarbeit 
ebenso  hochwertig,  zum  Teil  noch  hochwertiger  ist  wie  die  Bau- 
arbeit. Der  höchste  Grad  der  Vervollkommnung  menschlicher 
Arbeitsleistung  ist  bisher  erreicht  im  Eisenbahnwesen  in  der  ge- 
schickten Organisierung  des  weit  ausgedehnten  Betriebsapparats, 
in  der  Luftschiffahrt  in  der  richtigen  Führung  der  Transportein- 
heit. Es  käme  in  Frage,  die  geleisteten  Tage- 
werke nach  dieser  Wertigkeit  einzuschätzen, 
(1.  h.  die  einfache  Arbeit  als  Qualitätseinheit 
für  hcjchwertigere  Arbeit  anzusehen  und  hier- 


allgemeiner  Natur,  zweitens  spezieller  Art.  Bei  den  Verkehrs-  ' 
mittein  ist  nicht  immer  wie  bei  den  Produktionsstätten  der  Groß-  j 
Industrie  der  Mensch  in  seiner  dienstfreien  Zeit  unabhängig  von  • 
dem  Arbeitsfelde,  er  ist  im  Fahrdienst  vielfach  fern  von  seinem  | 
gewöhnlichen  Aufenthaltsort  an  den  Transport  gebunden  und  be-  j 
lastet  in  Unterkunft  und  Verpflegung  das  Unternehmen.  Dieses  i 
wird  daher  besonders  bestrebt  sein,  mit  der  geringsten  Zahl  an  ^ 
Arbeitskräften  auszukommen,  vor  allem  für  die  ,, Leerarbeit",  die  '■ 
im  Sinne  des  Verkehrsunternehmens  als  unproduktiv  anzuspre-  ; 
chen  ist.  Für  die  Zeit  wirtschaftlichen  Aufstiegs  von  1907  bis  ; 
1912  kommt  nun  noch  besonders  hinzu,  daß  sich  die  Personal-  j 
einstellung  nach  den  steigenden  Verkehrsanforderungen  richten  i 
konnte.  Es  ist  eine  bekannte  Erscheinung  bei  den  leistungsfähi-  i 
gen  Verkehrsmitteln,  daß  in  Zeiten  steigender  Wirtschafts-  \ 
konjunktur  die  Neueinstellung  von  Leuten  in  der  Hauptsache  dem  \ 
unmittelbaren  Bedürfnis  angepaßt  werden  kann,  in  Zeiten  fallen-  \ 
der  Wirtschaftskonjunktur  dagegeo  eine  Abgabe  erprobter  Kräfte  , 
sehr  schwierig  ist,  abgesehen  davon,  daß  Rücksichten  in  den  j 
Anstellungsverhältnissen,  wie  Beamtencharakter  der  Angestell- 
ten, eine  Entlassung  gewisser  Gruppen  unmöglich  machen.  Eine  \ 
schlechte  Ausnutzung  des  Personals  ist  dann  die  Folge.  Das  \ 
Jahr  1911  fällt  in  eine  Zeit  gesunder  wirtschaftlicher  Entwicke-  ] 
lung,  die  nicht  belastet  ist  durch  Rücksichten  in  der  Personal-  ' 
einstellung,  wie  sie  beispielsweise  die  Nachkriegszeit  in  hervor-  \ 
ragendem  Maße  erforderte.  Das  Wirtschaftsleben  um  das  Jahr  j 
1911  bietet  für  die  auf  deutsche  Verhältnisse  zu  erstreckenden  ; 
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Untersuchungen  bei  allen  Verkehrsmitteln,  vor  allem  aber  bei 
dem  verwickelten  Einheitsbetrieb  der  Eisenbahnen  normale  ver- 
,tj;leichbare  Grundlagen  zur  Bestimmung  des  Anteils  der  mensch- 
lichen Arbeitsleistung  an  den  Leistungen  der  Verkehrsmittel. 

Hiernach  sind  im  einzelnen  für  die  Landtransportmittel  und 
den  Wasserverkehr  die  auf  ein  Tagewerk  Fahrdienst  und  Ge- 
samtdienst entfallenden  Nutztonnenkilometer  und  Bruttotonnen- 
kilometer ermittelt*),  zum  Teil  nach  speziellen  Untersuchungen, 
zum  Teil  nach  statistischen  Unterlagen.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  dabei  auch  die  Einwirkungen  der  verschiedenen  Strecken- 
verhältnisse der  Transportwege  bei  der  Einzelleistung  zu  berück- 
sichtigen waren.  Bei  der  Bezirksleistung  konnten  nur  solche 
Betriebsnetze  brauchbare  Ergebnisse  bringen,  die  nach  gleichen 
Grundsätzen  gebaut  und  betrieben  werden  und  in  ihrer  Grund- 
struktur als  einheitlich  angesprochen  werden  können. 

Nach  den  Ergebnissen  der  Einzeluntersuchungen  für  die  ver- 
schiedenen Verkelirsmittel  lassen  sich  mannigfache  Schlüsse  all- 
gemeiner Natur  und  zur  speziellen  wirtschaftlichen  Beurteilung 
des  Personalaufwandes  ziehen.  Diese  Auswertung  ist  für  die 
hauptsächlichsten  Verkehrsmittel:  Fuhrwerksverkehr,  Eisenbah- 
nen, Binnenwasserstraßenverkehr  auf  natürlichen  und  künstlichen 
Wasserstraßen,  sowie  Seeverkehr  durchgeführt  und  sei  im  folgen- 
den in  einigen  Hauptpunkten  dargelegt. 

Die  Wandlungen,  die  der  Anteil  der  menschlichen 
Tätigkeit  allgemein  an  den  Leistungen  der  ver- 
schiedenen Verkehrsmittel  erfahren  hat,  sind  mannig- 
faltiger Art.  Aus  ihnen  ist  der  Erfolg  des  vom  Verkehrsbe- 
dürfnis getragenen  Strebens,  die  Leistungsfähigkeit  der  Verkehrs- 
mittel zu  erhöhen  unter  möglichster  Verringerung  der  auf  die 
Leistungseinheit  bezogenen  menschlichen  Mitarbeit  und  unter 
Ausnutzung  des  technischen  Fortschritts,  zu  erkennen.  Sie  lassen 
den  verhältnismäßig  starken  Anteil  der  menschlichen  Arbeit  an 
der  Leistungseinheit  bei  allen  Landverkehrsmitteln  gegenüber 
dem  Wasserverkehr,  vor  allem  dem  Seeverkehr  erkennen.  Dieser 
Unterschied  ist  in  der  Hauptsache  auf  die  günstige  Wirkung 
des  großen  Fassungsraumes  der  Fahrzeuge  beim  Wasserverkehr 
zurückzuführen.  Allgemein  nimmt  der  Umfang  der  menschlichen 
Mitarbeit  zu,  je  kleiner  die  Ladefähigkeit  der  Fahrzeuge  ist  und 
je  mehr  sich  die  Transporteinheit  aus  einzelnen  Fahrzeugen  zu- 
sammensetzt. Die  intensive  Verkehrswirtschaft  hat  absolut  ge- 
nommen in  den  modernen  Verkehrsmitteln  immer  größere  Men- 
gen menschlicher  Arbeitsleistung  gebunden,  relativ  aber  sind  die 
für  die  Einheit  der  Nutz-  und  Bruttoleistungen  des  Transport- 
mittels erforderlichen  Arbeitseinheiten  oder  Tagewerke  gegen- 
über dem  extensiven  Verkehr  früherer  Zeiten  mit  seinem  ein- 
fachen Fuhrwerksbetrieb  erheblich  geringer  geworden.  Es  trat 
mit  der  Anvcendung  mechanischer  Kräfte  bei  der  Beförderung 
und  den  Ladearbeiten  sowie  mit  der  technischen  Vervollkomm- 
nung von  Transportweg  und  Fahrzeug  eine  weitgehende  Ent- 
lastung für  die  unmittelbare  menschliche  Arbeitsleistung  unter 
teilweiser  Abwälzung  auf  die  mittelbare  Arbeit  ein. 

Besonders  auffallend  ist  der  starke  Abfall  der  auf  ein  Tage- 
werk entfallenden  Bezirksleistung  bei  den  Eisenbahnen  gegen- 
über ihrer  Einzelleistung.  Im  ])reußisch-hessischen  Staatsbahn- 
netz mit  vorwiegend  Flachlandbahncharakter  betrug  im  Jahre 
1911  die  Bezirksnutzleistung  auf  1  Tagewerk  Fahrdienst  und 
stationärer  Dienst  nur  ^j-i-,  der  Einzelleistung,  und  die  Bezirks- 
nutzleistung auf  ein  Tagewerk  Gesamtdienst  nur  ^/s?  der  Ein- 
zelleistung. Im  Eisenbahnwesen  ist  das  mit  Gut  beladene  Fahr- 
zeug zahlreicheren  Handlungen  unterworfen  als  bei  den  übrigen 
Verkehrsmitteln.  Auch  die  Transporteinheit,  der  Zug,  bedarf 
infolge  seiner  größeren  Fahrgeschwindigkeit  einer  sorgfältigeren 
Führung.  Wie  sich  aus  den  Tafeln  1  und  2,  die  den  Anteil  der 
verschiedenen  Arbeitsgruppen  an  den  Verkehrsleistungen  des 
Jahres  1911  wiedergeben,  erkennen  läßt,  übersteigt  der  stationäre 
Dienst  den  eigentlichen  Fahrdienst  um  das  Dreifache.  Es  ver- 
mehrt sich  die  anteilige  Arbeit  des  Menschen  beträchtlich,  sobald 
im  kunstvollen  Gleissystem  der  Zug  in  seine  Einzelteile  zerlegt 
oder  aus  diesen  gebildet  werden  muß  und  die  Fahrzeuge  wei- 
teren betrieblichen  und  verkehrlichen  Maßnahmen  am  Orte  der 
Verkehrsaufnahme  oder  -abgäbe  unterworfen  werden  müssen. 
Die  mechanischen  Hilfsmittel  können  hierbei  nur  bedingt  die 
Menschenarbeit  ersetzen,  im  wesentlichen  muß  die  Achtsamkeit 
und  die  Leitung  des  Personals  das  Ordnen  und  Verschieben  der 
zahlreichen  Fahrzeuge  übernehmen.  Es  macht  sich  hier  die  Aus- 
dehnung der  Transporteinheit  in  die  Länge  und  ihre  Gliederung 
in  viele  Einzeleinheiten,  die  Wagen,  umso  tiefgehender  fühlbar, 
je  mehr  die  Verkehrsbeziehungen  sich  nach  den  kleinsten  Adern 
des  Wirtschaftslebens  verteilen.  Wenn  die  Eisenbahn  als  das 
Transportmittel  geschätzt  wird,  das  in  weitgehendem  Maße  nach 
allen  Stellen  der  Gütererzeugung  und  des  Güterverbrauches  in 
kurzer  Zeit  gelangen  kann,  so  muß  dieser  Vorteil  mit  einer  hohen 
Beanspruchung  von  menschlichen  Kräften  erkauft  werden. 

Die  Ergebnisse  der  Einzeluntersuchung  der  Verkehrsmittel 
lassen  weiterhin  erkennen,  welche  Arbeitsgruppen  den  größten 
Anteil  an  der  menschlichen  Arbeitsleistung  im  Dienste  des 
Transportmittels  haben.  Sie  geben  damit  einen  wertvollen  An- 
halt zu  wirtschaftlichen  Ueberlegungen  für  die  Verkehrsmittel 


im  allgemeinen  und  für  das  Verkehrsunternehmen  im  beson- 
deren. Zunächst  weisen  die  einzelnen  Transportmittel  wesent- 
liche Unterschiede  in  diesem  Anteil  auf.  Beim  Landstraßen- 
und  Seeverkehr  überwiegt  der  Fahrdienst  alle  anderen  Arbeits- 
gattungen nicht  allein  für  sich,  sondern  auch  insgesamt.  Der 
Personalverbrauch  ist  also  bei  ihnen  in  der  Hauptsache  abhängig 
vom  Verkehrsanfall.  Ein  Verkehrsrückgang  bringt  für  sie  größere 
Ersparnisse  an  Personal  als  beispielsweise  bei  der  Eisenbahn, 
bei  der  der  Fahrdienst  nur  ^/e  des  gesamten  Dienstes  ausmacht. 
Die  Erscheinung,  daß  im  Seefrachtverkehr  der  Reeder  eher  sein 
Schiff  auf  Kiel  legt,  als  es  ohne  genügende  Last  fahren  zu 
lassen,  findet  hierin  •  zum  Teil  ebenso  seine  Erklärung  wie 
andererseits  im  Eisenbahnwesen,  abgesehen  von  der  Beförde- 
rungspflicht der  Bahn,  eine  starke  Verkehrseinschränkung  nicht 
die  ausschlaggebende  personalersparende  Bedeutung  hat  wie  im 
Wasserverkehr.  Im  Verkehr  auf  Binnenwasserstraßen  ist  das 
stationäre  Personal  als  zum  Fahrzeug  und  nicht  zu  sonstigen 
ortsfesten  Betriebsanlagen  gehörig  im  wesentlichen  vom  Ver- 
kehrsanfall abhängig.  Es  bildet  demnach  nicht  wie  bei  den 
Eisenbahnen  ein  den  wirtschaftlichen  Erfordernissen  des  Ver- 
kehrsunternehmens sich  nur  schwer  anpassender  Ausgabenteil. 
Betrachtet  man  die  weitgehenden  Verschiebungen  im  Schwer- 
punkt der  Hauptarbeitsleistungen  bei  den  verschiedenen  Ver- 
kehrsmitteln und  der  auf  ihre  Arbeitseinheit  entfallenden  Nutz- 
leistungen (Tafel  1  und  2),  so  ist  die  grundsätzliche  Einstellung 
des  Unternehmens  auf  die  umfangreichste  und  wichtigste  Gruppe 
gegeben.  Nach  ihr  müssen  die  verkehrlichen,  betrieblichen  und 
baulichen  Maßnahmen,  soweit  sie  menschliche  Arbeit  bean- 
spruchen, in  der  Hauptsache  abgestimmt  werden.  So  weist  die 
Struktur  der  Darstellung  auf  Tafel  1  klar  darauf  hin,  daß  eine 


Tafel  3. 

Personali^oeffizientfür  die  produktive  Arbei>sleisiunf;(Fahrd'enst)  und 
unproduk  ive  Arbeitsleistung  (son-tiger  Dienst)  des  Menschen  bii 
den  Verkehrs-  und  Betriebslei^tungt-n. 

Veihälmis  zwischen:  hö  h-ter  Einzelieistung  auf  1  Tage 
wert  Fahrdienst  zur  Bezirksleistung  au;  1  Tagewerk  Gesamt- 
dienst. 

yerJre/rrsm/'/fe/: 

1  loncfsfroßefT  im  F/aManäe 

2  ti^o/Zspur/ffe  f^/7öa/7j7e/7  /m  f/acA/ani/e 
J  Mi/?sf/Me  l^/assersfroäen 

(Oorfmuni/-fms-/<'ana/) 
V  rra/ür/id7e  H^assers/raäefl 

(Xfre/nJ 
S  Seei^erke/7r 
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stärkere  Bindung  menschlicher  Arbeit  in  den  Anlagen  und  Be- 
triebsmitteln unter  Umständen  zweckmäßiger  ist  als  eine  Er- 
höhung des  Personals  für  den  Fahrdienst  und  stationären 
Dienst.  Eine  gute  Ausbildung  der  baulichen  Anlagen  ist  eine 
wichtige  Voraussetzung  für  eine  möglichste  Beschränkung  des 
im  unmittelbaren  Dienst  tätigen  Personals  und  entlastet  relativ 
das  Unternehmen  in  seiner  gesamten  Verantwortlichkeit  für  die 
in  seinem  Bereich  arbeitenden  Angestellten. 

Die  zerstörende  Wirkung  der  den  bewegten  Transportein- 
heiten im  Landverkehr  innewohnenden  lebendigen  Kraft  auf  den 
Zustand  des  Transportweges  und  der  Fahrzeuge  verursacht  eine 
2,3 — 3fache  höhere  jährliche  Bindung  menschlicher  Arbeitslei- 
stungen auf  1  km  Strecke  bzw.  1  t  Ladefähigkeit  in  der  Unter- 
haltung als  in  der  Herstellung  von  Transportweg  und  Fahr- 
zeug. Im  Schiffahrtsverkehr  der  Binnenwasserstraßen,  in  dem 
die  lebendige  Kraft  und  ihre  Vernichtung  fast  keinen  Einfluß  auf 
die  Anlagen  hat,  wohl  aber  auf  aie  Fahrzeuge  einwirkt,  ist  beim 
Transportweg  das  Verhältnis  umgekehrt  wie  bei  den  Landver- 
kehrsmitteln, bei  den  Fahrzeugen  dagegen  die  jährliche  Arbeits- 
leistiuig  für  die  Unterhaltung  nahezu  gleich  der  Abschreibung 
für  die  Herstellung.  Die  Verlagerung  der  mittelbaren  Arbeits- 
leistungen für  die  Unterhaltung  und  Herstellung  des  Transport- 
weges und  der  Fahrzeuge  bei  den  Eisenbahnen  ist  nicht  in  ähn- 
lich hohem  Maße  bei  den  übrigen  Verkehrsmitteln  zu  finden. 
Dagegen  ist  eine  starke  Konzentrierung  der  gebundenen  Tage- 
werke in  Unterhaltung  und  Herstellung  der  leistungsfähigen 
Seefahrzeuge  festzustellen.  Denkt  man  sich  den  Verkehr  völlig 
eingestellt,  so  würde  das  Unternehmen  im  Landstraßenverkehr 
relativ  am  wenigsten,  im  Eisenbahnwesen  am  meisten  an  den 
mittelbaren  gebundenen  Tagewerken  zu  tragen  haben. 

Einen  wertvollen  Einblick  in  die  Bedeutung  der  mensch- 
lichen Arbeitsleistung  gibt  nach  der  bildlichen  Darstellung  auf 
Tafel  3  der  Personalkoeffizient  oder  xlas  \'erhältnis  zwischen 
der  auf  die  produktive  (Fahrdienst)  und  gesamte  Arbeits- 
leistung des  Personals  des  Verkehrsmittels  entfallenden  Ver- 
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kehrsleistungen.  Der  praktisch  höchstmöglichste  Erfolg  des 
Transportmittels  in  der  durchschnittlichen  Einzelleistung  gegen- 
über der  tatsächlichen  Nutzleistung  in  der  Bezirksleistung,  beide 
auf  die  Arbeitseinheit  bezogen,  weist  bei  den  Eisenbahnen  die 
bedeutendsten  Unterschiede  auf.  Einleitung,  Vorbereitung  und 
Abschluß  der  Ortsveränderung  des  Gutes  beanspruchen  bei  ihm 
das  20fache  an  Arbeitsleistungen  gegenüber  der  Arbeitsleistung 
im  Fahrdienst  für  den  Transport  eines  in  der  Ladefähigkeit  voll 
ausgenutzten  Güterzuges  bei  Zugrundelegung  der  Brutto- 
tonnenkm.  Die  im  reinen  Transport-  und  Fahrdienst  geleistete 
Arbeitseinheit  im  Bezirk  erfordert  die  Mitarbeit  von  5,8  Arbeits- 
einheiten in  sonstigen  zum  Transportunternehmen  gehörigen 
dienstlichen  Verrichtungen.  Jn  diesen  Zahlen  drückt  sich  am 
deutlichsten  die  Bedeutung  richtiger  er  kehrs-undBe  •• 
triebsdispositionen  aus,  die  die  Grundlage  abgeben  für 
die  Höhe  des  Personalbedarfs.  Sie  zeigen  ferner,  eine  wieviel 
größere  Rolle  die  richtige  Einschätzung  und  Einteilung  des  Per- 
sonals im  Eisenbahnwesen  spielt  als  in  allen  übrigen  Verkehrs- 
zweigen, bei  denen  ein  weit  niedrigerer  Personalkoeffizient  vor- 
liegt. Der  Personalkoeffizient  ist  und  kann  um- 
so größer  sein,  je  schneller  und  sicherer  das 
Verkehrsmittel  die  Ortsveränderung  des 
Gutes  auf  weite  Entfernungen  durchzuführen 
in  der  Lage  ist  und  das  Gut  dem  Produktions- 
prozeß wieder  frei  gibt.  Je  kleiner  er  ist,  umsomehr 
ist  die  Summe  der  menschlichen  Arbeitsleistung  von  dem  a  n- 
fallenden  Verkehr  bei  den  verschiedenen  Verkehrsmitteln 
abhängig.  Je  größer  er  aber  ist,  umso  umfangreicher  ist  das 
schwierig  zu  kontrollierende  Gebiet  der  \'ür- 
bereitenden  Arbeiten  innerhalb  des  Verkehrsunterneh- 
inens.  Wie  bei  keinem  anderen  Verkehrsmittel  ist  es  daher  bei 
den  Eisenbahnen  notwendig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  mit 
eingehenden  systematischen  Einzeluntersuchungen  diesen 
Arbeitsleistungen  nachzugehen  und  zwar  nicht  allein  bei  den 
eigentlichen  Vorgängen  betrieblicher  und  verkehrlicher  Art. 
sondern  auch  bei  der  Unterhaltung  und  Herstellung  der  An- 
lagen und  Betriebsmittel,  wenn  auch  letztere  nach  den  Arbeits- 
methoden bei  der  Güterherstellung  zu  beurteilen  ist.  Betrieb 
und  Unterhaltung  binden  im  Eisenbahnwesen  eine  Unsumme 
m.enschlicher  Arbeitskräfte  in  verwickelten  Arbeitsprozessen. 
Eine  ständige,  mit  einer  richtigen  Beurteilung  der  Arbeitsver- 
hältnisse und  -Bedingungen  verbundene  Kleinarbeit  ist  notwen- 
dig, die  darüber  wacht,  daß  im  Rahmen  der  großen  Richtlinien 


die  menschliche  Tätigkeit  aus  den  kleinsten  Kanälen  den  Auf- 
bau schafft  zum  richtigen  Arbeiten  des  Gesamtorganismus  des 
isenbahn  Verkehrs. 

Eine  weitere  Auswertung  der  Ergebnisse  ist  für  die  Beur- 
leilung  einer  wirtschaftlichen  Personalverwendung  gegeben. 
Durchschnittswerte,  die  nach  den  Verkehrs-  und  Betriebs- 
leistungen eines  als  einheitlich  anzusprechenden  Verkehrsnetzes 
in  einem  Jahre  oder  in  einem  kürzeren  Zeitraum  nach  den  vor- 
stehenden Untersuchungen  ermittelt  werden,  bieten  wertvolle 
Anhaltspunkte  für  die  wirksame  Einzelprüfung  des  persönlichen 
Aufwandes.  Jede  Personalverschiebung  unter  den  Arbeitsgrup- 
pen, bezogen  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Nutztonnenkm.  und 
Bruttotonnenkm.  ist  genau  festzustellen.  Ihren  Ursachen  kann 
rechtzeitig  nachgegangen  und  \'erbesserungen  können  an  richti- 
,'- er  Stelle  angesetzt  werden,  l-^s  bedarf  keines  besonderen  Hin- 
weises, daß  diese  Feststellungen  im  Zusammenhange  mit  einer 
Beurteilung  der  sächlichen  Ausgaben  und  sonstiger  den  Be- 
trieb beeinflussenden  Umstände  gemacht  werden  müssen.  Findeii 
fe.'^tgestellte  Personalverschiebungen  in  letzteren  Erwägungen 
eine  hinreichende  Erklärung,  so  ist  der  wirtschaftlichen  Forde- 
rung Genüge  getan,  im  anderen  l'^alle  i>t  der  Anhalt  gegeben, 
wo  der  Hebel  zur  Nachprüfung  mid  Beseitigung  unwirtschaft- 
licher Arbeitsvorgänge  anzusetzen  ist. 

Die  allgemein  aufzustellende  Forderung,  die  Selbstkosten 
jedes  Verkehrsunternehmens  auf  das  geringste  Maß  zu  be- 
schränken, findet  in  der  Untersuchung  bezüglich  der  persön- 
lichen Aufwendungen  eine  wesentliche  Stütze,  insofern  sie  die 
Grundlagen  für  die  Ermittlung  der  Selbstkosten  durch  eine  wirt- 
schaftliche Kontrolle  der  sie  bestimmenden  Faktoren  und  zwar 
der  Arbeitsleistungen  der  im  Dienste  des  Verkehrs  stehenden 
Menschen  schafft.  Die  gesamte  kommende  Entwicklung  unseres 
Wirtschaftslebens  wird  im  Zeichen  einer  vermehrten  und  ver- 
stärkten technischen  Rüstung  stehen  müssen.  Auch  im  Ver- 
kehrswesen wird  die  starke  Investierung  menschlicher  Arbeits- 
kraft, die  den  empfindlichsten  Teil  des  Unternehmens  darstellt, 
ein  ständiges  Streben  wachhalten  müssen,  ihren  Anteil  an  den 
X'erkehrsleistungen  durch  \^erbesserung  der  wirtschaftlichen  und 
technischen  Organisation  herabzumindern.  Eine  systematische 
Kontrolle  dieses  Anteils  wird  geeignet  sein,  hierzu  die  We,ge 
zu  ebnen.  Sie  wird  aber  auch  den  sittlichen  Wert  der  Arbeit 
fortlaufend  erkennen  lassen  und  dazu  beitragen,  daß 
Menschenwürde  und  M  e  n  s  c  h  e  n  a  r  b  e  i  t  in  einem 
richtigen  Verhältnis  zueinander  gehalten  werden. 


EINRICHTUNG  VON  BEKOHLUNGS- 
ANLAGEN FÜR  DIE  SELBSTENTLADUNG  VON  GROSSGÜTERWAGEN*) 

VON  DR.-ING.  KOMMERELL,  OBERREGIERUNGSBAURAT  IM  EISENBAHNZENTRALAMT  BERLIN 


II.   Bekohlungsanlage   mit   Bunkern,   in   die   die  Groß- 
güterwagen unmittelbar  entleert  werden 

Aus  Abbildung  3  ist  der  Querschnitt  einer  bestehenden 
Bekohlungsanlage  mit  fahrbarem  Greiferkran  für  einen  täg- 
lichen Bedarf  von  300  t  ersichtlich.  Die  Kosten  für  diese  An- 
lage haben  im  Frieden  betragen: 

A.  bauliche  Anlagen:  Friedenspreis 

115  m  Kohlenbansen   16  m  breit   12  000  M. 

230  m  Fahrgleis    für   Greiferkran    920  „ 

9       Pfeiler    11000  „ 

84  m  Kranbahnträger    7  560  „ 

Unvorhergesehenes    3  520  ,, 

A    bauliche   Anlagen:    35  000  mT 

B.  Masch.-Anlagen. 

1  fahrb.  elektr.  betr.  Bockkran  21,2  m  Spannw.    .    .    50  000  M. 

115  m  3  polige  Hauptkontaktleitung   1035  „ 

1  Hochbehälteranlage  besteh,  aus  40  Taschen     .    .    .    5  000  ,, 

Unvorhergesehenes    3  965  ,, 

B.  Masch.-Anlagen:    60  000  M' 

Gesamtkosten:  A.  bauliche  Anlagen   35  000  M. 

B.  Masch.-        .,  ....    _60  000_,^ 

zus".    95  GC0  M. 

C.  Laufende  Kosten: 

9  Köpfe  zu  2000  M.  für  Maschinenwärter,  Kohlen- 

arbeitcr,  einschließlich  Ablösung  18000  M. 

94  000  Kilowattstd.  zu  0,30-  _._28  200  „ 

46  200  „ 

Unterhaltungskosten    10%    der   masch.   Anlagen     6  000  ,, 

zus.    52  200  M? 

5  220  000 

gibt  kapitalisiert  =  1  305  000  M 

hierzu  Baukosten        95  000  „ 
gibt  Gesamtkosten  einschl  der  kapitalisierten 

laufenden  Kosten  zus'ammen:    1  400  000  M. 
In  Abb.  4  ist  die  Bunkeranlas;e  darfestellt.  wie  sie  anstelle 
der  Greiferanlage  für  die  Entladung  von  Großgüterwagen  gebaut 


werden  könnte.     Es  ist  dabei  v. iraiisgesetzt,  daß  das  Kohlen- 
zufuhrgleis  mit   1:30  um  4,80  ni   gehoben,  die  beiden  Bekoh- 
lungsgleise mit  1  :  20  um  7,20  m  gesenkt  werden  können,  und 
daß    zwischen     der    Bekohlungsanlage    und    dem  Lokomotiv- 
schuppen noch  ausreichend  Platz  für  die  Ausschlackgruben  vor- 
handen ist.    Bei  Pfeilern  von    5  m  Abstand  werden  die  Taschen 
und  die  Mauern  für  das   Kohlenzufuhrgleis  —  wie  in  Abb.  4 
angedeutet  ist  —  in  Eiscngrobmörtel  errichtet. 
l-:s^  beträgt  die  regelmäßige  Zufuhr      .    6  X  50  —   300  t  täglich, 
Vorrat  in  den  Taschen  .    .    .    .    2  X  16  X  72  =  2304  t 
Vorrat  auf  den  seitlichen  Sturz- 
bühnen   2  X  21  X  88  -  3696  t 

zus.:    6CO0  t 

also  Vorrat  für  6000/300  —  20  Tage.  Die  regelmäßige  tägliche 
Zufuhr  von  300  t  kann  geschehen  durch  6  Großgüterwagen  von 
50  t  Ladetrewicht. 

Die  Kohlen  für  die  seitlichen  Sturzbühnen  könnten  viel- 
leicht, da  diese  Kohlen  nur  den  eisernen  Bestand  bilden  sollen, 
also  nur  selten  geräumt  werden  müssen,  von  den  Gleiser,  zu 
beiden  Seiten  der  Bekohlungsanlage  entladen  werden. 

Während  bei  der  GreiferkrananLTze  9  Köpfe  erforderlich 
sind  und  außerdem  hohe  Kosten  für  den  elektrischen  Strom  er- 
wachsen, würde  man  bei  der  Bunkeranlage  nur  1  Mann  zur 
Ausgabe  der  Kohlen  benötigen.  Das  Entleeren  der  Großgüter- 
wagen könnte  in  etwa  10  Minuten  durch  einen  Ausschlacker  vor- 
genommen werden. 

Es  betragen  bei  der  Bunkeranlage  überschläglich: 

A.  A  n  1  a  g  e  k  o  s  t  e  n  :  Friedenspreise 

Rampen  und  Stützmauern   184  000  M. 

72  m  Taschen  m.  Mauern  zu  30O0  M   216  000  M. 

■zus.:  400  000  M. 

B.  Laufende  Ausgaben: 

1  Aufsicht  zu  2000  M   2000  M. 

1  Std.    täcrl.    Arbeit    zum  Entleeren 

der  Wagen  ■   ■     200  M. 

zus.  2200  M. 

kapitalisiert  zu  4%  2200  ■  100    _     5,  ooo  M. 


*)    Fortsetzung  des  Aufsatzes  in  Nr.  43/44  d.  BI. 


Gesamtkosten:  455  000  M. 
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bei  den  Bunkern,  gegen  1400  000  M.  bei  der  Greiferanlage.  Die 
jährlichen  Ersi)arnisse  betragen: 

Personal-  und  Stromkosten  bei  dem  Greifer  ....  r,i  200  M. 
abzüglich  Personalkosten  bei  den  Bunkern   2  200  M. 

bleiben  Ersparnisse  rd.  50000  M. 

hiervon  ab: 

Zinsen  von  400  000  M.  zu  5%   20  000  M. 

gibt  jährliche  Ersparnisse  von   30  000  M. 


kante  kann  also  wesentlich  eingeschränkt  werden;  es  richtet 
sich  neben  dem  Längenprofil  nach  der  Breite,  damit  bei  der 
zur  Verfügung  stehenden  Länge  der  nötige  Kohlenvorrat  ge- 
lagert werden  kann.  Die  Entnahme  der  Kohle  geschieht  tun- 
lichst gleichmäßig  auf  die  ganze  Länge,  damit  beim  Entladen 
der  Großgüterwagen  ein  Verschieben  derselben  nicht  erforder- 
lich wird.  Beim  Heben  des  Gleises  um  rd.  4  m  besteht  die 
Möglichkeit  2.16,  6.0,9  =  rd.  30  t/m  Kohlen  zu  stapeln.  Bei 
einer    6  Großgüterwagen    entsprechenden    Länge    von  72  m 


Mb. 5 


fär  einen  fjg/.  ^eä^rf  i/on  Sooi^^ 


Umbau  zu  einer  /fo/7/e/7ÖunAer<^/7/<?ge  /ür  den  Betrieb  fn'f  QrGßgüferiv<3gen. 


/iohlpnuorr^t  ■ 

Uichr  Z  fS  '2  -  tlOH 

rf-7  drr  Sfurz60hn>,  l«s"  **  -  i696i 

oderbei  300t  /jgf  Btdarf  re/cht 
deryorrsf  für  ZOTage. 


HrWIS. 


Dabei  ist  angenommen,  daß  die  Greiferanlage  beseitigt  wird, 
so  daß  das  Anlagekapital  noch  weiter  verzinst  werden  muß,  daß 
aber  die  Kosten  für  die  Abbrucharbeiten  durch  den  Erlös  für 
den  bestehenden  Greiferkran  usw.  gedeckt  werden  können.  Die 
Anlagekosten  von  400  000  M.  sind  amortisiert,  wenn 
1,05  (1.05n  1) 

400  000  =  30  000  —  n  =  rd.   10  Jahren. 

in.  Bekohlung  durch  Sturzbühnen. 
In  Abbildung  6  ist  angedeutet,  wie  -  durch  Heben  der 
Schienenoberkante  des  Kohlenzufuhrgleises  in  einfachster  Weise 
der  Betrieb  für  die  Selbstentladung  mit  Großgüterwagen  ein- 
gerichtet werden  könnte.  Falls  es  sich  um  eine  zweiseitige 
Anlage  handelt,  ist  ein  Querverkehr  von  einer  Seite  zur  anderen 
nicht   unbedingt   erforderlich.     Das    Heben   der  Schienenober- 


könnten  72.30  —  2160  t  gestapelt  werden.  Bei  einem  täglichen 
Bedarf  von  100  t  würde  der  Vorrat  für  rd.  21  Tage  ausreichen; 
es  genügt,  wenn  alle  3  Tage  6  Wagen  zu  50  t,  zusammen  also 
300  t  angeführt  werden. 

Um  100  t  Kohlen  aus  gewöhnlichen  Wagen  auf  das  Lager 
zu  entladen,  sind  nach  der  Verkehrstechnischen  Woche  1917 
S.  46  bei  12  stü.ndiger  Arbeitszeit  8  Mann  erforderlich,  bei 
8  stündiger  Arbeitszeit  also  12  Mann.  Im  Frieden  hätten  bei 
Akkordarbeit  die  Löhne  12.1800  =  21600  M.  betragen.  Rechnet 
man  die  Kosten  für  das  Entladen  der  Großgüterwagen  zu 
200  M.  jährlich,  so  würden  an  Personalkosten  jährlich 
21  400  M.  (Friedensmark)  gespart  werden  können.  Die  Kosten 
für  das  Pfeilergleis  werden  auf  rd.  45  000  M.  (Friedensmark) 
geschätzt,  so  daß  die  Baukosten  schon  fast  nach  zwei  Jahren 
durch  Ersparnisse  an  Löhnen  aufgebracht  werden  können. 


Verkehrstechnische  Woche 
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AbÖ  6. 


für  cfe/?  £e/r/ed  /7//  Qro/J^c^/erh/<^gen  fS e/ds^e^/^/^cfer). 


IV.  Bekohlung  durch  D  r  e  h  k  i-  a  u  e. 
In  Abbildung  7,  8  und  9  ist  der  Querschnitt  eines  Kohlen- 
bansens  angegeben,  bei  dem  die  Kohlen  von  einem  in  der  Mitte 
liegenden  Zufuhrgleis  aus  entladen  werden.  Die  Bekohlung  ge- 
schieht entweder  so,  daß  die  beladenen  Hunde  von  der  Bansen- 
sohle aus  mit  Hilfe  eines  Drehkranes  gehoben  und  über  den 
Tendern  gekippt  werden,  (diese  Anordnung  wird  bei  kleinen 
Anlagen  die  gewöhnliche  sein,)  oder  man  hebt  mit  Hilfe  eines 


Drehkranes  —  sowie  dies  aus  Abb.  8  u.  9  ersichtlich  ist  —  die 
beladenen  Hunde  auf  eine  Schiebebühne,  die  um  den  Drehkran 
herum  in  Form  einer  Ellipse  angeordnet  ist.  Diese  wesentlich 
leistungsfähigere  Anlage  ermöglicht  die  Beladung  der  Hunde, 
und  das  Heben  derselben  unabhängig  zu  machen  von  der  An- 
kunft der  zu  bekohlenden  Lokomotiven  und  dem  Kippen  der 
Hunde  von  der  Schiebebühne  aus.  Es  bildet  sich  ein  Kreis- 
lauf  der   Hunde   und  die   Leistungsfähigkeit   kann  wesentlich 
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Zusammenstellu 


n  g. 


1 

2 

3 

4 

5  6 

7                      8            1  9 

10 

Lide. 
Nr. 

Art  der  bestehenden 
Bekoniungsanlage 

Art  der  zu- 
künftigen Be- 
kohlungsanlage 

Tägliche 
Kohlen- 
menge 

t 

Zum  Entladen  der 
Kohlen  erforder- 
liche Zeit  in  Minut 

Infolge  der  Einrichtung  für  .Selbst- 
entladung de-  Grof^güterwagen 

n  =  Zahl  drr 
Jalire  nach,  den. 
das  Baukapital 
amortisiert  wäre 
in  n  Jahre  bei 
5°/o  ergibt  sich 
aus   Kn  =  R  • 
1,05  1  05"  -  1 
0  05 

n  zu : 

vor  dem 
Umbau 

nach 

dem 
Umbau 

werden  gespart 

sind  beim  Um- 
bau der  i-iekoh- 
lungsanlage  auf- 
zuwenden.  Frie- 
densmarlc  Kn 

tägrliph 

Köpfe 

lüVirlir'Vi  P'ri f^- 

densrpark  R 

1 

Greiferkrananlage  auf 
Bahnhof  Dortmund, 
der  Greifer  holt  die 
Kohlen  aus  den  Ei- 
senbahnwagen 

Greife  krananlage 
bleibt,  die  Kohlen 
werden    aus  den 
Großgüterwagen  in 
die  Bansen  entleert. 
Der  Greifer  schöpft 
immer  aus  den 
Bansen. 

1  ou 

750 

10 

4 

7500 

30000 

3,6 

II 

Greiferkrananlage 

Hi-ben  des  Kohlen- 
zufuhrgleises  um 
4,8  m.  Senken 
der  Bekohlunjis- 
gleise  um  7,2  m. 
Nach  Beseiiiiung 

der  Greifer kranan- 
lasje:  Bekohlung 

aus  Taschen,  in  d:c 

die  Groli<üterwa- 
gen  unmiitelbar 
enthert  werden 

300 

1500 

20 

8 

anLöhnen  1580(i 
an  Strom  28200 
jährl. 

Unterhk.  6000 
50000 

ab: 

Zinsen 

d.  Baukap.  20000 
30000 

400000 

10,1 

III 

Bekohlung  vo  .  Sturz- 
bühnen aus 

leibt. 

Heben  des  Kohlen- 
zufuhr g  eises  um 
3,7  m.  Entladung 
vom  Pfeilergleis 
aus 

100 

5760 

10 

12 

21400 

45000 

1  9 

IV 

Bekohlung  mittels 
Dl ehkran 

blerbt. 

Heben  des  Kohlen- 
zufuhrgleises  um 
3.7  m.  Ent  adung 
vom  Pfeilergleis 
ans 

50 

2880 

10 

6 

10500 

25000 

2,1 

und  zwar  bis  zu  der  Kohlenmenge  gesteigert  werden,  die  der 
Drehkran  äußerstenfalls  in  einer  bestimmten  Zeit  heben  kann. 
Ich  will  in  diesem  Zusammenhange  hierauf  nicht  näher  ein- 
gehen. In  beiden  Fällen  kann  durch  Heben  des  Kohlenzufuhr- 
gleises  über  die  Höhe  des  Bansenbodens  die  Möglichkeit  zur 
Entladung  aus  Großgüterwagen  geschaffen  werden,  wie  dies 
aus  Abb.  8  ersichtlich  ist.  (Selbstverständlich  kann  dann,  wenn 
ein  Heben  der  Schienenoberkante  wegen  mangelnder  Gleislänge 
in  diesem  Maße  nicht  möglich  ist,  auch  in  Frage  kommen,  die 
Bansensohle  entsprechend  zu  senken.)  Das  Gleis  ist  so  hoch 
zu  heben,  daß  ein  Querverkehr  von  einer  Seite  des  Kohlenzu- 
fuhrgleises  auf  die  andere  möglich  ist,  also  um  etwa  3,7  m. 
Die  ]^fatiern  ruhen  ihrerseits  auf  Gewölben,  so  daß  die  Kohlen 
mit  Hilfe  der  Hunde  auch  von  der  dem  Drehkran  abliegenden 
Seite  zu  diesen  herausgeschafft  werden  können.  Das  Verladen 
der  Kohlen  in  die  Hunde  wird  in  der  Regel  vom  Drehkran 
aus  nach  beiden  Seiten  und  auf  die  ganze  Bansenbreite  er- 
iol^tn,  so  daß  die  Beförderungswege  der  Kohlen  möglichst 
kurz  werden  und  daß  für  die  in  den  Großgüterwagen  an- 
kommenr'en  Kohlen  auf  beiden  Seiten  des  Kohlenzufnhr- 
gleises  eenügend  Raum  verbleibt.  Die  Verladung  der  Kohlen 
in  die  Hunde  stößt  auf  Schwierigkeiten,  wenn  die  Kohlenlader 
die  Schaufel  nicht  auf  dem  harten  Fußboden  in  den  Kohleri- 
haufen  hineinstechen  können,  daher  muß  in  dem  Kohlendamm 
am  Drehkran  eine  ausreichend  große  Oeffnung  frei  bleiben,  wie 
dies  aus  der  Abb.  9  hervorgeht.  Da  hiernach  praktisch  die  Ent- 
nahme der  Kohle  aus  dem  Lager  immer  von  einer  Stelle  aus 
(möglichst  nahe  dem  Drehkran)  vor  sich  gehen  wird,  so  können 
neue  —  in  Großgüterwagen  zugeführte  Kohlen  —  auch  nur  an 


einer  Stelle  entladen  werden.  Wenn  also  mehrere  Großgüter- 
wagen gleichzeitig  ankommen,  so  ist  ein  Verschieben  der  \^'agen 
auf  dem  Kohlenzufuhrgleis  nach  der  Entladung  des  einzelnen 
Wagens  erforderlich.  Aus  diesem  Grunde  kommt  die  gedachte 
Anlage  nur  bei  der  Beförderung  von  Großgüterwagen  in  ge- 
wöhnlichen Zügen  in  Betracht. 

Bezüglich  der  Entladekosten  gilt  sinngemäß  das  unter  III 
Gesagte. 

Zusammenfassung. 

In  der  oben<5tehen  en  Zusammenstellung  Spalte  8  sind  die 
Ersparnisse  in  Friedensmark  angegeben;  die  Ersparnisse  sind 
recht  beträchtlich.  In  Spalte  10  ist  angegeben,  nach  wieviel 
Jahren  das  Baukapital  amortisiert  ist. 

Am  besten  ließe  sich  der  Umbau  planmäßig  organisieren, 
wenn  ein  Kapital  von  etwa  4  Millionen  Friedensmark  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden  könnte,  dem  dann  bis  auf  weiteres  all- 
jährlich die  Ersparnisse  an  Löhnen,  Strom-  und  Unterhaltungs- 
kosten —  in  Friedensmark  berechnet  —  aus  dem  Betriebsfonds 
zufließen  würden. 

Im  Vorstehenden  ist  nur  skizzenhaft  angedeutet,  wie  in  ver- 
schiedenen Fällen  die  Einrichtung  für  die  Entladung  mit  Groß- 
güterwageii  erfolgen  könnte.  Selbstverständilch  sind  in  jedem 
Falle  die  Kosten  besonders  zu  ermitteln. 

Es  geht  aber  aus  Vorstehendem  hervor,  daß  die  Einführung 
der  Großgüterwacen  bei  richtiger  Organisation  namhafte  Er- 
sparnisse im  Betriebe  unserer  BekohlunesanlaTen  bringen  wird, 
canz  ab^resehen  von  den  großen  Vorteilen,  die  sich  durch  die 
Personalverminderung  ersehen,  die  aber  in  diesem  Zusammen- 
bang nicht  näher  erörtert  werden  sollen. 


MECHANISCHE  ARBEIT  ODER  KOHLENVERBRAUCH 
DER  GÜTERZÜG-_  ALS  VERGLEICHSMASSTAB  FÜR  LEITUNGSW-GE? 

VON    PRIVATDOZENT  DR.-ING.  W.  MÜLLER,    R  EG  I  ER  U  N  G  B  AU  R  AT,  BERLIN 


In  Fachkreisen  ist  vielfach  die  Ansicht  verbreitet,  daß  es 
für  den  Vergleich  verschiedener  Strecken  vollständig  genüge, 
die  mechanische  Arbeit  für  die  Beförderung  der  Gewichtseinheit 
des  Wagenzuges,  die  sich  aus  den  Fahr-,  Steigungs-  und  Krüm- 
mungswiderständen ergebe,  zu  berechnen,  und  daß  es  sich  hier- 
bei erübrige,  der  Berechnung  eine  bestimmte  Lokomotivgattung 


zugrunde  zu  legen.  \'on  dem  Bestreben  geleitet,  möglichst 
schnell  ein  Ergebnis  zu  erhalten,  glaubt  man,  bei  der  Berech- 
nung der  mechanischen  Arbeit  auf  die  Ermittlung  der  Zug- 
bewegung verzichten  zu  können.  Diese  Ansicht  ist  nicht  zu- 
treffend. Da  die  Fahrwiderstände  von  den  Geschwindigkeiten 
abhängen,   so   sind   diese   zunächst   und  vor   allen   Dingen  zu 
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ermitteln.  Die  Fahrgeschwindigkeiten  werden  aber  hervorgerufen 
durch  den  Ueberschuß  der  Zugkräfte  der  Lokomotive  gegen- 
über den  Widerständen  aus  Strecke,  Fahrzeugen  und  Witterung. 
Der  Ermittlung  der  mechanischen  Arbeit  ist  daher  die  Loko- 
motivgattung, mit  der  der  Zug  gefahren  wird,  zugrunde  zu  legen. 

Wie  diese  Berechnungen  mit  dem  von  mir  in  Nr.  26/27  der 
.,V.  W.",  1922,  Seite  273,  angegebenen  Verfahren  zur  Aufzeich- 
nung von  Fahrzeitlinien  der  Güterzüge  einfach  und  schnell  er- 
folgen können,  möge  nachstehende  Ausführung  zeigen. 

Die  Zugkräfte  Z  verlaufen  nach  der  Linie  I  der  Abbildung 
1  und  sind  —  durch  das  Reibungsgewicht  hervorgerufen  —  bis 
Punkt  Vq  konstant,  sie  werden  darm  —  durch  die  Kessel- 
leistung bedingt  —  mit  zunehmender  Geschwindigkeit  kleiner. 
Die  Zugkraft  wird  einmal  durch  die  von  der  Geschwindigkeit 
unabhängigen   Steigungs-   und   Krümmungswiderstände  —  dar- 


Abbildung  1 


gestellt  durch  die  wagerechte  III  —  und  ferner  infolge  der  Lauf- 
widerstände nach  Linie  II,  die  mit  zunehmender  Geschwindigkeit 
größer  werden,  verkleinert.  Die  überschießenden  Kräfte  zwischen 
den  Linien  I  und  II  dienen  zur  Beschleunigung  des  Zuges  bis 
zu  der  Jeweiliiien  f^lcichinaß.f<t;n  ( jcs>  iiwnuiigkeit,  bei 
der   Zugkräfte  und   Widerstände  einander   gleich   sind.  Diese 


Abbildung  2 


Geschwindigkeit  ist  durch  den  Schnittpunkt  K  der  Linien  I 
und  II  bestimmt.  Die  durch  die  Linien  II  und  III  gegebenen 
Kräfte  leisten  die  Arbeit  zur  Ueberwindung  der 
Lauf-  und  Strecken  widerstände,  der  Ueber- 
schuß der  Kräfte  nach  Linie  I  die  Beschleuni- 
gungsarbeit. Die  Gestalt  der  Linie  I  bedingt 
.durch  die  Lokomotivgattung  ist  also  be- 
tstiramend    für    die    Zugförderungsarbeit.  Diese 


wird  ermittelt  aus  den  Leistungen  der  Lokomotiven  für  die  ver- 

Z  •  V 

schiedenen  Geschwindigkeiten  nach  der  Gleichung  N=i  "270" 

Die  Gestalt  der  Leistungslinie  wird  durch  die  Abbildung 
2  wiedergegeben.  Für  die  konst?ntc  Reibungszugkraft  verläuft 
sie  bis  Psunkt  \'u  (Uebergangsgeschwindigkcit)  gradlinig  nach 
oben  und  von  dort  vchältnismäßig  schwach  gekrümmt  weiter. 
Ihren  Höhepunkt  erreicht  diese  Linie  bei  der  wirtschaftlichsten 
Geschwindigkeit,  bei  der  der  Dampfverbrauch  für  1  PS  st  am 
kleinsten  und  die  in  der  Regel  gleich  oder  etwas  größer  als  die 
Höchstgeschwindigkeit  ist. 

Nach  Strahl  kann  die  Lokomotive  mit  einer  Tonne  Reibungs- 
gewicht (Gr  in  To)  bis  200  kg  des  Gesamtzugwiderstandes,  also 
der  Lokomotive,  des  Tenders  und  der  Wagen  ohne  Betätigung 
des  Sandstreuers  überwinden,  wie  durch  Versuche  mit  dem 
Indikator,  also  durch  Messungen  im  Zylinder,  festgestellt  worden 
ist.  Diese  Zugkraft,  die  sogenannte  indizierte  oder  Zylinder- 
zugkraft Zir  =  200  Gr  ist  die  an  der  natürlichen  Reibungs- 
grenze mit  Sicherheit  erreichbare.  Sie  kann  bis  zur  Ueber- 
gangsgeschwindigkcit Vo  ausgeübt  werden,  bei  welcher  die 
(jrenze  der  Kesselleistung  zur  Geltung  kommt.  An  dieser 
Grenze  verdampft  der  Kessel  stündlich  q  kg  Wasser  auf  1  qm 
der  Heizfläche  (H  •  ohne  Ueberhitzer;  siehe  Merkbuch  für 
Fahrzeuge).  Die  Maschine  verbraucht  dann  Di  kg  Dampf  für 
1  PSi  .-t  im  Zylinder,  so  daß  sich  aus  der  Kesselgröße  die 
q  Hw 

Leistung  Nir  = -j^: — PSi  ergibt,  die  gleich  der  größten  Leistung 
aus  dem  Reibungsgewicht  

d.  i.  die 


Man  erhält  dann  die  Uebergangsgeschwindigkcit 
größte  Geschwindigkeit  an  der  Reibungsgrenze 

^"  =  200   lüTj  •  Gr 


km/St 


q 

Hierbei  können  mit  1  qm  Hw  Naßdampflokomotiven  = 


4,5  bis  5,5  PS,  Heißdampflokomotiven 


=  7,2  bis  7,6  PS 


q 

Di 

dauernd  mit  Sicherheit  leisten.  Die  höheren  Werte  gelten  für 
\^erbundlokomotiven.  Bei  den  üblichen  Geschwindigkeiten  kann 
unbedenklich  diese  Grenzleistung  der  größten  Rei- 
bungszugkraft als  mittlere  Konstante  gewählt 
werden  für  die  Leistung  bei  gewöhnlicher  Be- 
anspruchung, bei  der  auch  die  Uebergangsgeschwindigkcit 
Vn  etwas  geringer  ist,  und  die  Reibungszugkraft  160  Gr  bis 
180  Gr  kg  beträgt.  Die  Leistungslinie  verläuft  dann  in  Ab- 
bildung 2  von  Vii'  ab  wagerecht. 

Die  Arbeit  der  Zugkräfte  Zi  au  "  der  Strecke  /\1  km  ist  — 

Zi    •  AI  kg  •  km  oder  da  1  kg  km  =        PSst  ist,  so  ist  — 


Zi  AI 


PSs 


270  •  Ni 


270 
und  d  1  V  = 


odLT  AA  = 


ist,  wo  A 


Nun  ivt  aber  Zi  = 

Ai 
At 

Wege*  A  '  bedeutet,  so  ist  A  A  =  Ni  A  t  P  st 
Fahrt  ui.ter  Dampf  i-t  dann  A  =  2'  A  A  =  J  Ni 
q  •  Hw       200  -  Gr  .  V  n  ' 


Ni 


AI 


V  —  V 

die  Zt'ii  für  die  Z  irücklegung  des 
/\  A  =  Ni  A  t  P  st    Für  die  ganze 


Nir  = 


Di 


N,: 


A  t-    Da  nun 
ko  stante  mittlere  Lei- 


270 

i-tung  des  Kessels  bei  gewöhnlicher  B  anspruct^nng  gewählt 
worden  i^t,  so  ist  A  =  N  m  S  A  t  =  Nm  td  PSst  die 
mechanische  Arbeit   der  Zugkräfte. 

td  ist  die  Fahrzeit,  während  der  der  Dampfdruck  auf  den 
Zjdinder  wirkt,  und  aus  den  Fahrzeitlinien  unter  Berücksichti- 
gung des  Längenprofils  zu  entnehmen.  Man  erhält  also  die 
Arbeit  der  Zugkräfte,  wenn  man  die  konstante  Leistung  Nm  mit 
der  Fahrzeit  td  multipliziert. 

Nm  tu. 
Beim  .Anfahren  bis  V u'  ist  Aa  =         tu   oder  =  Nm  •  -g- 

hierbei  ist  tu  die  Fahrzeit  infolge  der  Reibungszugkraft,  also  bis 
zur  Erreichung  von  Vu  und  nach  dem  von  mir  angegebenen 
Verfahren  zur  genauen  Aufzeichnung  der  Fahrzeitlinien  leicht 
zu  ermitteln  (Heft  10,  V.  W.,  1922).  Für  die  Praxis  genügt 
t(i 

es,  wenn  man  gleich  dem  halben  Anfahrzuschlag   ta  an- 

nimmt    Dieser  ist  nach  Heft  26/27  der  „V.  W.",  1922, 

ta        Vm       .        tu        Vn,    ..       „    .     ,.  ,      ^  . 

Vm  ist  die  von  der  Steigung 


oder 


-M  n. 


2        4  dm  2  8dn 

abhängige  gleichförmige  Geschwindigkeit  nach  dem  Anfahren, 
dm   ist  die  mittlere  Beschleunigungskraft  auf  der  Anfahrstrecke 

für  eine  Tonne  Zuggewicht.    Um  den  Betrag       =        ist  die 

Fahrzeit  td  zu  verkleinern,  so  daß  für  die  Fahrt  unter  Dampf 
vom  Anfahren  bis  zum  Halten  des  Zuges  die  Arbeit  der  Zug- 
kraft A  1=  Nm  (td  —  7-)   PSst  ist.     Diejenigen   Strecken,  die 
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1H.  Jahrg.    Heft  45,46.    IK.  November  1922 


der  Zug  nach  dem  Anfahren  mit  abgestelltem  Dampf  befährt 

—  das  sind  längere  Gefälle  von  mehr  als  3  %  — ,  kommen  für 
die  mechanische  Arbeit  der  Zugkraft  nicht  in  Frage.  Um  aber 
den  geringeren  Kohlenverbrauch  bei  abgestelltem  Dampf  auf 
diesen  Strecken  zu  berücksichtigen,  kann  man  in  obiger  Glei- 

Nm  ta 

chung  das   Glied  — | —  weglassen,   so   dafJ  die  mechanische 

Arbeit  der  Zugkraft  nach  der  Formel  A  =  Nm  td  zu  berech- 
nen ist. 

Bei  einem  Vergleich  käme  bei  dieser  Berechnungsweise  die- 
jenige Strecke  als  die  wirtschaftlichste  in  Frage,  auf  der  die 
Gewichtseinheit  mit  dem  geringsten  Arbeitsaufwand  befördert 
würde.  Nun  bezweckt  aber  die  Bestimmung  des  wirt- 
schaftlichsten Leitungs Weges  nicht  eine 
Kraftprobe,  sondern  sie  dient  der  Ermittlung  des  Weges, 
der  den  kleinsten  Aufwand  an  Betriebsstoff  und  Personal 

—  also  die  geringsten  Kosten  für  die  Gewichtseinheit  —  erfordert. 

Um  schnell  ein  Rechnungsergebnis  zu  erhalten,  kann  sich 
dieser  Vergleich  auf  d  e  n  Teil  des  Aufwandes  für  die  eigent- 
liche Fahrleistung  beschränken,  dessen  Kosten  die  überwiegenden 
sind.    Das  ist  der  Kohlenverbrauch. 

Für  den  Vergleich  der  Strecken  wäre  die  Ermittlung  der 
mechanischen  Arbeit  ausreichend,  wenn  der  Kohlenverbrauch 
für  die  Arbeitseinheit  1  PS  st  bei  allen  Geschwindigkeiten 
konstant  und  nicht,  wie  es  der  Fall  ist,  veränderlich  und  be- 
sonders beim  Anfahren  beträchtlich  ist  (vgl.  meine  Habilitations- 
schrift ,,Ein  einheitliches  zeichnerisches  Verfahren  zur  Er- 
mittlung der  Fahrzeiten,  der  Zugbeförderungsarbeit  sowie  des 
Kohlen-  und  Stromverbrauchs",  Verlag  H.  Prickarts,  Mainz). 
Bei  der  Bestimmung  des  wirtschaftlichsten  I^citungswcges 
spielen  aber  nicht  nur  die  Steigungs-  und  Krümmungsverhält- 
nisse der  Strecke,  sondern  auch  die  Aufenthalte  aus  Betriebs- 
rücksichten eine  Rolle.  Für  den  Vergleich  zweier  Züge,  von 
denen  der  eine  häufig,  der  andere  seltener  hält,  würde  also 
die  mechanische  Arbeit  vervielfältigt  mit  einem  mittleren  spezi- 
fischen Kohlenverbrauch  nicht  das  charakteristische  Bild  liefern, 
da  hierbei  dem  Kohlenverbrauch  beim  Anfahren  zu  wenig 
Rechnung  getragen-  wird. 

Ein  zutreffendes  Bild  gibt  daher  eine  Berechnung,  die  den 
veränderlichen  Kohlenverbrauch  für  die  PS  st  berück- 
sichtigt. Ein  solches  Verfahren,  dem  auch  die  genauere  Lei- 
stungslinie zugrunde  liegt,  habe  ich  in  der  „V.  W.",  1922,  Heft  12, 
angegeben.  Dieses  \^erfahren  ist  bei  größerer  Genauigkeit  ebenso 
einfach  wie  das  für  die  Ermittlung  der  mechanischen  Arbeit, 
und  verdient  daher  gegenüber  dieser  bei  wirtschaftlichen  Ver- 


gleichsrcchnungen  bezogen  auf  die  Gewichtseinheit  des  Wagen- 
zuges den  Vorzug.  Es  besteht  in  der  Hauptsache  darin,  daß 
man  die  Fahrzeit  der  Strecken,  die  der  Zug  mit  Dampfdruck 
bzw.  mit  abgestelltem  Dampf  befährt,  mit  entsprechenden 
Kohlenmaßstäben,  die  den'  Kohlenverbrauch  für  eine  Minute 
darstellen,   vervielfältigt.     Für   die   Fahrt   unter   Dampf  lautet 

q-Hw      ,  BR 
dieser  .  =  oder  kg. 

Hier  ist  je  nach  der  beabsichtigten  Anstrengung  des 
Kessels  q  =  .38  bis  57  kg/qm.  Die  stündlich  auf  1  qm  wasser- 
berührte Heizfläche  Hw  erzeugte  Dampfmenge  z  ist  die  Ver- 
dampfungsziffer, B  die  stündlich  auf  1  qm  Rostfläche  R  ver- 
brennende Kohlenmenge.  Bei  einem  Heizwert  der  Kohle  von 
7000  WE  kann  man  für  die  größte  Dauerleistung  B  =  570  kg 
und  für  gute  Durchschnittsleistung  B  =  4'iO  kg  annehmen. 
(Vgl.  Hanomag  -  Nachrichten,  Heft  87,  1921).  Bei  Güterzug- 
und  Tenderlokomotiven  kann  man  bis  B  =  ,3(X)  kg  herunter- 
gehen. Für  die  Bemessung  von  B  ist  zu  beachten,  daß  der 
\\'ert  von  q  iimerhalb  der  Grenzen  38  und  57  bleibt,  da  außerhalb 
die  Verdampfung  unwirtschaftlich  ist.  Für  die  Fahrt  bei  abge- 
stelltem Dampf  ist  der  Kohlenmaßstab  zo  =  0.5  R  kg.  Es  ist  nach 
Sanzin  0,5  kg,  die  bei  abgestelltem  Dampf  auf  1  qm  Rostfläche 
in  der  Minute  verbrennende  Kohlenmenge. 

Während  bisher  der  Kohlenverbrauch  der  Zugfahrt  in 
der  Regel  auf  den  Weg  (km)  bezogen  wird,  ist  bei  den  von 
mir  angegebenen  Verfahren  zur  Ermittlung  des  Stoff-  und 
Personalbrauchs,  sowie  der  mechanischen  Arbeit  die  Bezugs- 
einheit, die  Minute  also  die  Zeit,  da  es  richtiger  scheint,  den 
von  der  Zeit  abhängigen  Aufwand  auch  auf  diese  zu  beziehen. 
Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  der  Berechnung  der 
Frachtkosten,  die  nach  dem  k  m  erhoben  werden  können. 

Die  Arbeiten  zur  betrieblichen  Bewertung  der  Strecken  als 
Grundlage  für  die  wirtschaftlichen  Leitungswege  der  Güter- 
züge werden  am  besten  dadurch  gefördert,  daß  man  m  i  t 
Ernst  daran  geht,  nach  zuverlässigen  Verfah- 
ren die  Fahrzeiten  für  die  Hauptgüterzug- 
strecken zu  ermitteln.  Diese  Ingenieurarbeit  muß  nun 
einmal  geleistet  werden,  um  eine  Grundlage  zur  Lösung  der 
Frage  der  wirtschaftlichsten  Zugförderung  zu  haben.  Die 
Zeit,  die  verbraucht  wird,  um  mit  ..Tertianer  -  Mathematik" 
Faustformeln  zu  finden,  ist  unnütz  angewandt,  da  hier- 
durch nur  das  Charakteristische  der  Unter- 
such u  n  g  s  e  r  g  e  b  n  i  s  s  e,  das  bei  einem  Vergleich  nun  ein- 
mal vorhanden  sein  muß,  verwischt  wird. 


ZUR  ENTWICKLUNG  DER  DEUTSCHEN  CODISTIK 

VON  DIPLOM-KAUFMANN  FRITZ  RUNKEL,  BENSBERG  BEI  KÖLN 


Unter  Codistik  im  strengen  Sinne  des  Wortes  versteht  man 
die  Lehre  vom  Aufbau  und  der  Anwendung  aller  der  Ein- 
richtungen, die  der  Kürzung  von  Telegrammtexten  über  die 
natürlichen  Ausdrucksmöglichkeiten  der  Sprache  hinaus 
dienen',  wobei  also  eine  besondere  Technik  herangezogen  wer- 
den muß.  Die  Codistik  ist  insofern  ein  wissenschaftlicher 
Begriff,  der  den  systematischen  Aufbau  aller  Bestandteile  die- 
ser Lehre  umfaßt.  Im  allgemeinen  aber  will  man  mit  dem 
Worte  „Codistik"  die  Technik  an  und  für  sich  bezeichnen,  so 
wie  sie  in  den  überaus  zahlreichen  Erscheinungen  der  Tele- 
grammkürzer hervortritt.  Diese  Telegrammkürzung  hatte 
sich  schon  in  den  Vorkriegszeiten  als  eine  dringende  Notwen- 
digkeit herausgesetellt,  weil  die  starke  Zun'ahme  des  Welt- 
verkehrs und  die  fortgesetzten  Schwankungen  der  Weltmarkt- 
lage die  Benutzung  eines  so  schnell  als  irgend  möglich  arbeiten- 
den Nachrichtenmittels  erforderlich  machten,  und  daß  hier  für 
alle  eiligen  Verkehrsbedürfnisse  nur  die  Telegraphie  in  Frage 
kommen  konnte,  ergab  sich  ja  von  selbst.  Das  einfachste  Ge- 
bot der  Wirtschaftlichkeit  verlangte  aber  angesichts  der  großen 
Kosten  der  Telegraphenbenutzung,  zumal  im  Ueberseeverkehr, 
eine  möglichst  weitgehende  Kürzung  des  Telegrammtextcs,  und 
dieses  Bedürfnis  hat  sich  in  der  neuesten  Zeit  in  einem  beson- 
ders starken  Maße  bemerkbar  gemacht,  nachdem  als  eine  der 
Kriegsfolgen  auch  eine  enorme  Heraufsetzung  der  Telcgramm- 
taxen  aufgetreten  ist.  Namentlich  Deutschland  hat  unter  die- 
ser Entwicklung  der  Verhältnisse,  wie  sie  sich  grundlegend  in 
der  Entwertung  unserer  \\^ährung  zeigen,  überaus  schwer  zu 
leiden,  und  man  wird  die  Notwendigkeit  zu  einer  soweit  als  irgend 
möglich  gehenden  Kürzung  der  Telegramme  bei  uns  sofort  er- 
kennen, wenn  man  feststellt,  daß  die  Wortgebühren  auf  das 
Dreihundertfache  der  Vorkriegssätze  gestiegen  sind. 

Vom  verkehrstechnischen  Standpunkt  ist  hinzuzufügen,  daß 
die  Umwandlung  der  zu  kürzenden  offenen  Telegrammsprache  in 
eine  verabredete,  die  als  der  Weg  zu  dem  zu  erreichenden  Ziele 
bezeichnet  werden  muß,  im  Einklang  mit  den  Bestimmungen 
des  internationalen  Telegraphenvertrages  zu  geschehen  hat,  der 
vorschreibt,  daß  die  einzelnen  Silben  der  verabredeten  Wörter 


nach  Maßgabe  der  bekanntesten  lebenden  Sprachen  aussprech- 
bar sind,  ein'e  Forderung,  die  sich  dann  von  selbst  erfüllt,  wenn 
man  die  Schlüsselwörter  dem  natürlichen  Sprachschatz 
entnimmt.  Die  Technik  hat  aber  mehr  und  mehr  auf  das 
Kunstwort  zurückgreifen  müssen,  weil  der  X'orrat  an  ge- 
eigneten Naturwörtern  nicht  ausreichte. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  man  hier  die  Technik  in 
ihren  verschiedenartigsten  Ausgestaltungen  verfolgen  wollte.  Wir 
wollen  uns  in  diesem  Aufsatz  nur  mit  der  am  meisten  hervor- 
tretenden Erscheinung  der  für  die  öffentliche  Benutzung 
zur  Verfügung  stehenden  Einrichtungen  befassen,  und  das  sind 
die  im  Buchhandel  erhältlichen  Telegrammschlüssel,  die  einer- 
seits für  den  allgemeinen  Handel'^verkehr  und  andererseits 
für  den  die  Bedürfnisse  einzelner  Geschäftszweige 
bestimmt  sind.  Im  besonderen  wollen  wir  uns  dabei  mit  der 
Entwicklung  beschäftigen,  welche  die  deutsche  Codistik 
zeigt  und  die  in  einigen  sehr  bemerkenswerten  Codes  aus  der 
neueren  Zeit  hervortritt.  Früher  war  man  fast  völlig  auf 
englische  Codes  angewiesen.  Da  die  englische  Sprache 
wohl  auch  heute  noch  als  die  führende  Welthandelssprache 
bezeichnet  werden  kann,  wird  man  zwar  auch  in  Deutschland 
in  zahlreichen  Fällen  nach  wie  vor  auf  englische  Telegramiu- 
schlüssel  zurückgreifen  müssen.  Es  ist  aber  auch  darauf  hin- 
zuweisen, daß  die  Zahl  der  deutschen'  oder  deutsch  sprechenden 
Firmen  und  Einzelpersonen  im  Auslande  heutzutage  sehr  groß 
ist,  und  daß  sich  der  Handhabung  eines  englischen  Code  stets 
dann  erhebliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  stellen,  wenn  sich 
der  Benutzer  nicht  eine  ziemlich  weitgehende  Beherrschung  der 
englischen  Sprache  angeeignet  hat.  Auch  das  ist  zu  bedenken, 
daß  die  deutschen  Telcgrammschlüssel  naturgemäß  besser  auf 
deutsche  Ausdrucksweisen  als  englische  Codes  zu.geschnitten 
sind.  Im  besonderen  ist  aber  auch  zu  betonen,  —  und  das  im 
Gegensatz  zu  einer  allgemein  verbreiteten  Meinung  — .  daß  sich 
die  Telegrammkürzer  nicht  nur  für  die  Abwicklung  eines  Ver- 
kehrs mit  dem  Auslande,  etwa  gar  nur  mit  dem  überseeischen, 
eignen,  sondern  daß  wir  angesichts  der  gewaltig  heraufgesetz- 
ten   Tclegrammgebühren    auch    im    Inlande    alle  Veran- 
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lassung  haben,  uns  dieser  ganzen  Technik  zu  bedienen,  so  daß 
also  der  deutsche  Code  ein  neues  und  weites  Betätigungsfeld 
findet.  Für  die  Anwendung  von  Telegrammkürzern  im  Inlands- 
verkehr wird  ja  im  allgemeinen  nur  ein  ziemlich  lebhafter 
Nachrichtenaustausch  in  Betracht  kommen,  aber  derartige  Ver- 
kehrsverhältnisse liegen  doch  bei  uns  in  Deutschland  in  großer 
Zahl  vor,  und  man  braucht  da  nur  an  den  Nachrichtendienst 
zu  denken,  der  deutsche  Großbetriebe  mit  ihren  Zweigstellen 
im  Inlande  verbindet. 

Wenn  man  sich  nun  den  deutschen  Codeerscheinungen,  die 
ein  Bild  der  neuen  Entwicklung  geben,  zuwenden  will,  so  kann 
man  zwei  Werke  aus  der  Reihe  der  allgemeinen  Handelcodes 
und  zwei  aus  den  Branchencodes  als  typische  Vertreter  an- 
sprechen. Zu  der  ersten  Gruppe  gehören  ,,  Bauers  Code" 
(Verlag  von  Carl  Ernst  Poeschel  in  Stuttgart)  und  der  „Ru- 
dolf Mosse-Code"  (Verlag  von  Rudolf  Mosse  in  Berlin). 
Die  beiden  bemerkenswerten  Vertreter  der  Branchecodes  sind 
der  „Deutsche  Telegramm  Schlüssel  für  die 
technische  Industrie  (Ingenieur  Code)"  von  Leo  Gal- 
land (Verlag  M.  Krayn  in  Berlin)  und  der  ,,S  e  e  d  i  e  n  s  t - 
Schlüssel"  (Verlag  der  Seedienst  A.-G.  in  Hamburg).  Ein 
wesentliches  Merkmal  für  die  Arbeitsweise  dieser  Schlüssel  ist 
die  Zahl  der  Buchstaben,  die  sie  für  den  Aufbau  ihrer  Kunst- 
worte angewandt  haben,  und  hier  sehen  wir  bei  je  einem  der 
Codes  aus  den  beiden  Gruppen  den  Uebergang  zu  dem  neuesten 
System,  welches  sich  auf  das  F  ü  n  f  b  u  c  h  s  t  a  b  e  n' w  o  r't  auf- 
baut, ohne  daß  damit  ein  Urteil  über  die  Verwendbarkeit  der 
Werke  im  allgemeinen  ausgesprochen  werden  soll.  Nur  das 
eine  kann  man  feststellen,  daß  sich  das  Fünfbuchstabensystem 
überall  in  der  Welt  mehr  und  mehr  eingebürgert  hat,  und  daß 
sich  auch  die  deutsche  Technik  dem  Einfluß  dieser  Entwicklung 
nicht  entziehen  konnte.  Getragen  wird  dieses  System  in  der 
Hauptsache  von  dem  Gedanken,  daß  man  mit  seiner  Hilfe  stets 
zwei  Schlüsselwörter  zu  einem  zehnbuchstabigen  Tax  wort 
vereinigen  kann. 

Was  nun  zunächst  die  für  den  allgemeinen  Handelsverkehr 
eingerichteten  Telegrammkürzer  angeht,  so  hat  ,,  B  a  u  e  r  s 
Code"  das  a  c  h  t  buchstabige  Wort  gewählt,  damit  man  die 
Schlüsselwörter  stets  als  diesem  Schlüssel  entnommen  erkennen 
kann,  selbst  dann,  weim  in  demselben  Telegramn:  Wörter  aus 
anderen'  Codes  verwandt  sein  sollten.  Man  darf  dabei  das  als 
einen  Vorzug  dieses  Schlüssels  bezeichnen,  daß  die  Codewörter 
leicht  aussprechbar  und  wohlklingend  sind,  so  daß  man  mit 
einer  wesentlichen  Minderung  der  V^erstümmelungsgef  ahrcn 
wird  rechnen  können.  Bemerkenswert  ist  aber,  daß  auch  dieser 
Schlüssel  wenigstens  die  Möglichkeit  zeigt,  im  Rahmen  des  ge- 
nannten neuen  Systems  zu  arbeiten,  indem  man  nur  die  ersten 
5  Buchstaben  seiner  Schlüsselwörter  benutzt.  Es  ist  dabei  in- 
dessen nur  ein  Mindestunterschied  aller  vorkommenden 
Schlüsselwörter  in  eine  m  Buchstaben  gesichert,  man  sieht 
aber  auch  an  diesem  Beispiel  den  Einfluß,  den  das  Fünfbuch- 
stabensystem allenthalben  gewonnen'  hat. 

Der  andere  Vertreter  der  allgemeinen  Telegrammschlüssel, 
der  „Rudolf  Mosse-Code",  hat  dagegen  völlig  die  Bahn 
des  letztgenannten  Systems  beschritten  und  dabei  auch  einen 
Mindestunterschied  von  zwei  Buchstaben  erreicht.  Dieser 
Mindestunterschied  mußte  natürlich  eine  gewisse  Verengerung 


Die  Technik,  wird  gesagt  und  liUufig  genug  auch  geglaubt, 
führe  die  Menschheit  dem  Materialismus  in  die  Arme. 
Als  ob  die  Arbeit  den  Menschen  jemals  materialistischer 
gemacht  hatte,  als  er  es  seiner  Natur  nach  ist  und  sein 
darf.  Der  MUssiggang  tut  dies,  der  Genuß,  das  Speku- 
lieren und  Spintisieien  (Max  Eyth :  Wort  und  Werkzeug) 


AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

=  G1=  Ein  Jahr  ohne  Staatsaufsicht.  Am  15.  August  ist 
es  ein  Jahr  gewesen,  daß  die  Staatsaufsicht  über  die  englischen 
Eisenbahnen  aufgehoben  worden  ist  und  die  Gesellschaften  nach 
siebenjähriger  Dauer  wieder  freie  Verfügung  darüber  erhalten 
haben.  Die  Oeffentlichkeit  hatte  an  dieses  Ereignis  große  Hoff- 
nungen geknüpft  hinsichtlich  einer  Herabsetzung  der  Fahrpreise 
und  Frachten.  Nicht  alle  haben  sich  erfüllt.  Es  darf  nicht 
übersehen  werden,  daß  die  Bahngesellschaften  ihre  alten  Rechte 
nicht  unter  den  günstigsten  Zeitumständen  zurückerhielten.  Wie 
anderwärts  arbeiteten  die  englischen  Bahnen  mit  Verlust,  der 
im.  Jahre  fast  50  000  000  £  erreichte.  Als  Beihilfe  und  zum 
Ausgleich  aller  Forderungen  aus  der  Zeit  der  Aufsicht  hatte, 
wie  erinnerlich,  seinerzeit  die  Regierung  60  000  000  £  aus- 
geworfen. Sehr  ungünstig  wirkte  ferner  der  Umstand,  daß  sich 
die  Industrie  Mitte  1Q21  nach  dem  damaligen  Bergarbeiterstreik 
in  einer  schweren  Krise  befand. 

Die  Hauptaufgabe  der  Gesellschaften  war  es  unter  solchen 
Umständen,  ihre  geldliche  Lage  zu  festigen  und  alles  zu  tun, 
was  den  Verkehr  heben  konnte.  Sie  gingen  deshalb  schleunigst 
dazu  über,  möglichst  alle  die  Fahrvergünstigungen  und  Er- 
leichterungen  wieder  einzuführen,    an    die    die  Oeffentlichkeit 


der  Wortbildungsmöglichkeiten',  die  schon  durch  das  Fünfbuch- 
stabensystem an  sich  eine  Begrenzung  erfahren,  im  Gefolge 
haben,  und  das  konnte  natürlich  nicht  ohne  Wirkung  auf  die 
Aussprechbarkeit  der  \\^örtcr  bleiben,  namentlich  dann,  wenn 
beim  Zusammensetzen  von  zwei  Schlüsselwörte.m  zu  einem 
zehnbuchstabigen  drei  oder  vier  Konsonanten  zusammentreffen. 
Zuzugeben  ist  aber,  daß  die  Auswahl  der  Konsonanten,  die  in 
den  Schlüsselwörtern  unmittelbar  aufeinander  folgen,  auch 
beim  Zusammensetzen  von  zwei  Codewörtern  wohl  nur  selten 
zu  ernstlichen  Aussprechschwierigkeiten  führen  weMen.  Bei 
der  Notwendigkeit,  eine  gewisse  Zahl  von  Schlüsselwörtern 
aufzubringen,  wird  sich  die  Aufeinanderfolge  von  zwei  Kon- 
sonanten in  größeren  Codes  nicht  vermeiden  lassen.  Abgesehen 
von  dieser  Seite  der  Technik  kann  man  die  allgemeine  Charak- 
teristik des  Rudolf  Mosse-Code  dahin  zusammenfassen,  daß  er 
hinsichtlich  der  Uebersetzungsmöglichkeitcn  hohen  Anforde- 
rungen entspricht.  Er  zeigt  in  der  gesamten  Stoffordnung 
einen  klaren  und  übersichtlichen  Aufbau  und  bringt,  wie  auch 
Bauers  Code,  eine  sehr  große  Zahl  von  übersetzbaren  Phrasen. 

Von  den  Branchecodes  wird  der  ,,  Ingenieur  Code" 
von  Galland  das  besondere  Interesse  der  Leser  dieser  Zeit- 
schrift finden.  Er  ist  insofern  ein  (iegenstück  zu  Bauers  Code, 
als  er  sich  des  sieben  buchstabigen  Schlüsselworts  bedient. 
\\'as  das  Phrasenmaterial  angeht,  so  ist  natürlich  in  erster 
Linie  der  technische  Stoff  berücksichtigt.  Dabei  ist  aber  recht 
bemerkenswert,  daß  das  \\'erk  nicht  nur  einen  Telegramm- 
schlüssel bilden,  sondern  dem  Fachmann  wie  auch  dem  Laien 
einen  Wegweiser  in  den  einschlägigen  Fragen  des  Ingenieur- 
wesens bieten  will,  eine  Absicht,  die  in  dem  Versuch  zutage 
tritt,  die  Maschinen  usw.  durch  einfache,  schematische  Zeich- 
nungen zu  verdeutlichen,  so  daß  ein  Mißverständnis  bezüglich 
der  Art  des  genieinten  Gegenstandes  fast  ausgeschlossen  er- 
scheint. Wie  der  Verfasser  im  Vorwort  betont,  lag  der  eigen- 
artigen Darstellung  auch  die  Absicht  zugrunde,  dem  Exporteur, 
welchem  nicht  überall  technisch  gebildetes  Personal  zur  Ver- 
fügung steht,  durch  die  systematische  Bearbeitung  des  Stoffes 
einen  Leitfaden  für  die  verschiedenen  Zweige  der  Technik  zu 
geben.  Um  die  Anwendung  eines  zweiten  allgemeinen  Tele- 
grammschlüssels entbehrlich  zu  machen,  sind  dem  Schlüssel 
über  40  000  allgemeine  Redewendungen  beigegeben,  natürlich 
unter  Anlehnung  an  die  Bedürfnisse  der  Technik. 

Der  nunmehr  noch  zu  besprechende  ,,  Seedienst- 
schlüsse 1  "  ist  wieder  ein  reiner  Fünfbuchstaben- 
code. Zugeschnitten  ist  sein  Inhalt  nach  Maßgabe  des  Titels 
auf  die  verschiedenartigsten  Bedürfnisse  der  Seeschiffahrt,  und 
er  weist  in  dieser  Beziehung  eine  Vielseitigkeit  auf,  die  das 
höchste  Lob  verdient.  Seine  Begrenzung  auf  ein  Spezialgebiet 
gestattet  es  ihm,  in  der  Zahl  der  Schlüsselwörter  sich  eine  ge- 
wisse Beschränkung  aufzuerlegen,  und  er  konnte  damit  eine 
wesentliche  Erleichterung  der  Wortbildung  hinsichtlich  der 
Aussprechbarkeit  erzielen.  Auf  einen'  interessanten  Gegensatz 
zu  Bauers  Code  kann  man  insofern  hinweisen,  als  der  See- 
dienstschlüssel den  Benutzern  entgegenkommen  will,  die  sich 
mit  dem  Fünfbuchstabensystem  nicht  befreunden  können;  er 
fügt  nämlich  wenigstens  in  seinem  Hauptteil  jeder  Phrase  auch 
ein  fertiges  Ganzwort  (mehr  als  fünf  Buchstaben  enthal- 
tend) bei. 


Dem  Genie  ist  es  vergönnt,  tausend  Dinge  nicht  zu 
wissen,  die  jeder  Schulknabe  weiß;  nicht  der  er- 
worbene Vorrat  seines  Gedächtnisses,  sondern  das, 
was  er  aus  sich  selbst,  aus  seinem  eigenen  Geltihl 
hervorzubringen  vermag,   macht  seinen  Reichtum  aus. 

(Lessing) 


schon  vor  dem  Kriege  gewöhnt  gewesen  war:  Ferienkarten, 
Tagesausflugskarten  zum  halben  Preise,  Serienkarten,  Karten 
für  Sonderzüge,  Sonderkarten  nach  bestimmten  Ausflugsplätzen, 
nach  AussteHungen,  Renn-  und  Sportplätzen  u.  dgl.,  Sonntags- 
fahrkarten, Geschäftsreisendenfahrkarten,  Karten  für  Einkaufs- 
fahrten und  andere  billige  Fahrkarten. 

Trotz  aller  Bemühungen  der  Gesellschaften  ließ  sich  der 
alte,  zuvorkommende  Stand  von  1913  nicht  ganz  erreichen,  wenn 
vielleicht  einige  Erleichtungen  mit  der  Zeit  auch  noch  kommen 
werden.  Die  gewöhnlichen  Fahrpreise  stehen  nämlich  noch 
75  Prozent  höher  als  vor  dem  Kriege  und  sind  die  Grundlage 
für  alle  Vorzugskarten,  so  daß  auch  diese  höher  als  früher  sind. 

Bei  den  Gütertarifen  ist  die  100-prozentige  Erhöhung,  die 
am  1.  September  1920  in  Kraft  trat,  auf  75  Prozent  ermäßigt 
worden,  in  manchen  Sätzen  um  die  Hälfte.  Diese  Zugeständ- 
nisse sind  den  Eisenbahngesellschaften  von  den  Industrie-  und 
Handelsvereinigungen  abgerungen  worden.  Ihre  Wirkung  auf 
die  Einnahmen  der  Bahnen  muß  sich  erst  zeigen.  Die  Ausgaben 
der  Eisenbahnen  sind  stark  zurückgegangen,  da  die  Lebens- 
haltungskosten im  allgemeinen  sehr  gesunken  sind.  Bei  den 
persönlichen  Ausgaben  konnten  30  000  000  £  eingespart  werden. 
Die  Kohlenpreise  gingen  gleichfalls  beträchtlich  zurück  (für  1  t 
um  10  Schilling,  auf  \£),  was  eine  Minderausgabe  von  etwa 
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7  000  000  £  ausmacht.  Nach  Schätzung  von  sachverständigei 
Seite  betragen  die  Reineinnahmen  jetzt  rund  Vn  von  1913,  \vai> 
mit  Rücksicht  auf  die  schlechte  Lage  der  Industrie  keineswegs 
schlecht  genannt  werden  kann. 

Eine  leichte  Erschwerung  für  den  Aufbau  des  Eisenbahn- 
wesens ergab  sich  aus  der  gesetzlichen  Verpflichtung,  vier  große 
Gruppen  zu  bilden  und  unter  den  zahlreichen  Mitgliedern  einer 
Gruppe  einen  befriedigenden  geldlichen  Ausgleich  zu  finden.  Die 
Frist  für  diese  Abmachungen  läuft  mit  Ende  des  Jahres  ab.  Die 
Ost-  und'die  Westgruppe  sind  mit  diesen  Arbeiten  bereits  zu 
Ende  gekommen,  die  Nordwest-  und  Midiandgruppe  steht  vor 
dem  Abschluß,  die  Südgruppe  ist  noch  etwas  im  Rückstände. 
Ist  die  Gruppenbildung  erst  einmal  fertig,  so  sind  damit  weite 
Möglichkeiten  für  weitere  Verbesserungen  gegeben,  namentlich 
auch  für  die  schon  lange  fällige  Elektrisierung.  Ein  Rückblick 
auf  die  Erfolge  des  letzten  Jahres  eröffnet  große  Hoffnungen 
für  das  Gedeihen  und  eine  gesunde  Weiterentwicklung  der  Eisen- 
bahngesellschaften in  England.    (Mod.  Transp.  v.  19.  8.  22.) 

BÜCHERBESPRECHUNG 

Deutscher  Städtebau.  Ein  Handbuch  für  Architekten,  In- 
genieure, Verwaltungsbeamte  und  Volkswirte  von  Roman 
Heilige  nthal    l>r.    mg.,    Dr.    rer.    pol.  iviagistratsbaurat. 

Verlag  Carl  Winter,  Universitäts-Buchhanalung  in  Heioel- 
berg.   Preis  (im  August  192z)  1ö4  M. 

Ein  Blick  in  aie  Inhaltsübersicht  dieses  Werkes  läßt  eine 
im  Interesse  des  technischen  Stanues  und  seiner  Wertung  zu 
begrußenue  nationalöKonomische  Durchbildung  des  Vertassers 
erKennen,  der  seiner  Stellung  nach  eine  technische  Vorbimung 
besitzt.  Die  gesunde  Vereinigung  technischer  Durchbildung  mit 
dem  Studium  der  Wirtschaft  hat  den  Verfasser  in  die  Lage  ver- 
setzt, den  mhalt  des  Buches  auf  eine  breite  umfassende  Grund- 
lage zu  stellen. 

Das  erste  Buch  gibt  vom  volkswirtschaftlichen  Gesichts- 
punkt aus  einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  deutschen 
Städtebaues;  Stadtform  und  Wirtschaftsform  werden  nach  Ein- 
gehen auf  den  Ursprung  der  deutschen  Städte  im  Zeitalter  cer 
Stadtwirtschaft,  der  Territorialwirtschaft  und  der  Weltwirtschaft 
geschildert. 

im  zweiten  Buch  wird  auf  den  deutschen  Städtebau,  insbe- 
sondere des  !ZÜ.  Jahrhunderts  eingegangen.  Großes  Interesse 
verdient  der  Abschnitt  über  Nationalwirtschaft.  Der 
Verfasser  betont,  daß  der  Anteil  des  gewerblichen  Arbeiters  am 
Grund  und  Boden  ausschlaggebend  für  die  dauernde  Leistungs- 
fähigkeit der  deutschen  Industrie,  für  die  Sicherheit  der  Ernäh- 
rung und  Erhaltung  der  Wehrfähigkeit  sei.  In  diesem  Ver- 
säumnis liege  zum  Teil  der  deutsche  Zusammenbruch  begründet. 
Deutschland  muß  durch  geschickte  Rohstoffpolitik,  die  im  Berg- 
bau begründet  liegt,  durch  intensive  Förderung  der  Landwirt- 
schaft  und  Pflege  der  Qualitätsindustrie  zu  einer  nationalen  Pro- 
duktionspolitik gelangen.  Diese  könne  durch  ein  mit  Maß  ge- 
handhabtes Rohstoff-Kraft-  und  Verkehrsmonopol  des  Staates, 
durch  dauernde  staatliche  Kontrolle  der  Ein-  und  Ausfuhr  und 
durch  eine  sich  auch  auf  das  weibliche  Geschlecht  erstreckende 
wirtschaftliche  Dienstpflicht  in  Handarbeit  zu  einem  für  die  Na- 
tion günstigen  Erfolg  führen. 

Der  Bevölkerungspolitik  sei  die  größte  Aufmerksamkeit  zu- 
zuwenden, da  der  Mensch  der  größte  Reichtum  des  Staates  sei. 
Die  viel  betonte  auch  in  der  Pflege  der  Philosophie,  Dicht- 
kunst und  Musik  bestehende  Verinerlichung  des  Volkes  setze 
nationale  Wohlhabenheit  voraus.  Heute  gelte  es  Menschen 
unterzubringen  und  das  kann  nur  durch  Produktionssteigerung 
geschehen,  für  die  eine  Ansiedlung  auf  eigener  Scholle  Be- 
dingung sei.  Deshalb  sei  die  Kultivierung  von  Moor  und  Oed- 
land, die  Ansiedlung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  und  durch 
Dezentralisation  der  Industriesiedlung  der  Industriearbeiter  in 
gesunder  Luft  auf  dem  Lande  zu  betreiben.  Heiligenthal  schlägt 
eine  großzügige  Siedlungspolitik  unter  einem  Reichssiedlungs- 
amt, die  Einrichtung  von  Landessiedlungsämter  und  Siedlungs- 
ämter der  einzelnen  Stadt-  und  Landeskreise  vor. 

In  der  Behandlung  des  Stadtorganismusses  wird 
die  Stadtstatistik  darunter  auch  die  Verkehrsstatistik  eingehend 
gewürdigt.  Dabei  wird  der  von  Blum  und  Petersen  viel- 
fach betonte  Grundsatz  hervorgehoben,  daß  bei  der  Aufstellung 
des  Bebauungsplanes  einer  größeren  Gemeinde  ein  Zusammen- 
arbeiten zwischen  Stadt-  und  Eisenbahnverwaltung  unbedingtes 
Erfordernis  sei.     " - 

In  dem  Abschnitt  über  die  allgemeine  Gestaltung  der 
.Städte  wird  von  Heiligenthal  betont,  daß  nur  durch  einheit- 
liche Bearbeitung  von  Bauordnung  und  Bebauungsplan  eine 
Wirtschaftlichkeit  in  der  Stadtplanung  zu  erzielen  sei. 

Der  .Abschnitt,  der  den  Verkehrslinien  plan  behan- 
delt, bietet  für  den  Verkehrstechniker  eine  bemerkenswerte  und 
brauchbare  Zusammenstellung  der  Gesichtspunkte,  die  im  Zu- 
sammenarbeiten von  Bahnverwaltung  und  Stadtverwaltungen 
bei  der  Anlage  der  für  das  Verkehrsbedürfnis  erforderlichen 
Bauart  maßgebend  sein  sollten.  Die  Forderungen  des  Städte- 
baus an  Eisenbahnanlagen  werden  dahin  formuliert:    „Er  ver- 


langt Rücksicht  auf  den  städtischen  Verkehr,  auf  städtebaulich 
und  landschaftlich  hervorragende  Gegenden  und  auf  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Stadt.  Zur  Durchführung  dieser 
Forderungen  wird  eine  Aenderung  des  Eisenbahngesetzes  und 
des  landespolizeilichen  Prüfungsverfahrens  vorgeschlagen." 

Das  dritte  Buch  umfaßt  die  Praxis  des  Deutschen 
Städtebaus  und  behandelt  in  Unterabschnitten:  Die  private 
Wohnungsproduktion,  gemeinnützige  Bodenpolitik  und  Woh- 
nungspolitik  der  Bauverwaltung  und  Baukunst.  Gerade  in  die- 
sen Ausführungen  tritt  klar  zu  Tage,  wie  notwendig  volkswirt- 
schaftliche und  rechtliche  Kenntnisse  für  den  Techniker  sind, 
um  Bauwirtschaft  mit  Stadt-  und  Staatswirtschaft  in  Einklang 
bringen  zu  können. 

Das  in  guter  Ausstattung  herausgebrachte  Werk  wird 
Städtebauern,  Verkehrsmännern  und  Volkswirten  viel  Anregung 
geben  und  Wissenswertes  bieten. 

Dr.  rer.  pol.  Baumann,  Regierungsbaurat,  Berlin. 

SIEDLUNGSWESEN 

Das  Fiasko  der  Berliner  Siedlungsarbeit.  „Die  Wahrheit" 
teilt  mit:  Der  Berliner  Magistrat  hat  beschlossen,  die  städtischen 
Siedlungsbauten  zu  verkaufen  oder  sie  in  gemeinnützige  Sied- 
lungsgesellschaften oder  Baugenossenschaften  überzuführen,  weil 
dit  Verwaltungskosten  zu  hoch  sind  und  zu  ständig  steigen. 
Die  Verwaltung  der  von  den  ehemaligen  V'orortsgemeinden 
Groß-Berlin  in  eigener  Regie  errichteten  Siedlungsbauten  hat 
schon  ganz  erhebliche  Unkosten  erfordert.  So  z.  B.  die  Siedlung 
Lindenhof  in  Schöneberg,  die  allein  1921  eine  Mehrausgabe  von 
1250  000  Mark  verlangte,  eine  Siedlung  in  der  Reinerzstraße  kam 
auf  75  000  Mark  Mehrausgaben,  die  Siedlungen  in  Niederschön- 
hausen und  Buch  verschlangen  rund  200  000  Mark.  Nun  will  der 
Magistrat  diese  Siedlungen  abstoßen. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

In  der  „Wirtschaft"  vom  12.  August  1922  Heft  9  ist  ein  be- 
achtenswerter Aufsatz  des  Dipl.-Ing.  Weißenborn:  „Die  Ausfuhr- 
gewinne des  Maschinenbaues"  erschienen,  dessen  zusammen- 
fassende Schlußfolgerungen  wir  hier  wiedergeben: 

,,Man  wird  auf  der  einen  Seite  vorbehaltlos  anerkennen  müssen,  daß  der 
Maschinenbau  bei  Festsetzung  seiner  Ausfuhrpreise  in  richtiger  Erkenntnis 
der  volkswirtschaftlichen  Notwendigkeiten  die  Goldwertigkeit  seiner  Erzeug- 
nisse, soweit  es  die  jeweilige  Geschäftslage  nur  irgend  gestattete,  vol'  erhalten 
hat.  Seine  darauf  gerichteten  Bemühungen  können  sich  nach  der  Natur  der 
Sache  allerdings  nur  auf  die  Durchführung  der  Mindestpreisvorschriften  der 
Außenhandelsstelle  für  den  Maschinenbau  und  seiner  Fachverbände  erstrecken. 
Die  langen  Lieferfristen  sowie  die  keine  günstigere  Gestaltung  mehr  erlaubenden 
Zahlungsbedingungen  haben  es  in  Verbindung  mit  der  wachsenden  Ent- 
wertung der  Papiermark  nicht  vermeiden  lassen,  daß  die  tatsächlich  erzielten 
Preise,  d.  h.  die  Preise  im  Augenblick  der  Zahlung,  durchschnittlich  nur  ^ur 
Hälfte  der  Geldentwertung  angepaßt  werden  konnten;  zur  anderen  Hälfte  liegen 
sie  großenteils  beträchtlich  unterhalb  der  Entwertungskurve.  Die  angeblich 
riesigen  Ausfuhrgewinne  des  Maschinenbaues  erweisen  sich  in  Wahrheit  als 
Scheingewinne,  da  die  fortschreitende  Geldentwertung  die  anscheinend  günsti- 
gen .'\ngebotpreise  schon  im  .'\ugenblick  der  Auftragserteilung,  besonders  aber 
bis  zum  Zeitpunkt  der  Bezahlung,  häufig  zu  verlustbringenden  Preisen  um- 
gewandelt hat.  Berücksichtigt  man  unter  diesen  Umständen,  daß  die  ganze 
Untersuchung  sich  auf  die  für  alle  .'\usfuhrindustrien  ausgesprochen  günstige 
Konjunkturzeit  der  Jahre  1920  bis  Anfang  1922  bezieht  und  hält  man  «ich 
die  mit  Ende  des  Jahres  1921  und  Anfang  1922  allgemein  eingetretene  Kon- 
junkturschwankung sowie  deren  eingangs  begründeten,  für  den  Maschinenbau 
besonders  nachteiligen  Einfluß  vor  Augen,  so  wird  man  bei  gerechter  Be- 
urteilung der  Sachlage  und  bei  verantwortungsbewußtem  wirtschaftlichem  Ver- 
ständnis zugeben  müssen,  daß  der  Maschinenbau  sehr  ernsten  Zeiten  ent- 
gegengeht, und  daß  Wirtschaft  und  Regierung  vereint  bemüht  sein  müssen, 
alle  vermeidbaren  Hemmungen  für  das  Ausfuhrgeschäft  aus  dem  Wege  zu 
räumen." 


Der  Not  gehorchend 

müssen  wir  unsere  Bezieher  davon  in  Kenntnis  setzen,  daß  die 
neuerdings  eingetretene  sprunghafte  Steigerung  aller  Gestehungs- 
kosten uns  zu  einer  entsprechenden  Heraufsetzung  des  Bezugs- 
preises unseres  Blattes  gezwungen  hat.  Vom  1.  November  ab 
kostet  die  „Verkehrstechnische  Woche"  vierteljährlich  150  M. 
Dies  erfordert  eine  Nachzahlung  von  60  M.  für  die  Monate 
November  und  Dezember  d.  J.  Wir  erbitten  diesen  Betrag  bis 
zum  22.  November  auf  unser  Postscheckkonto  Berlin  11651  unter 
Verwendung  der  anliegenden  Zahlkarte. 

Falls  der  Betrag  bis  zum  22.  November  nicht  eingegangen 
ist,  erfolgt  Einzug  durch  Nachnahme  zuzüglich  der  dadurch  ent- 
stehenden Kosten. 

Wir  hoffen,  daß  unsere  Bezieher  sich  durch  die  von  der  Not 
gebotene  Maßnahme  nicht  davon  abschrecken  lassen,  uns  weiter- 
hin treu  zu  bleiben;  ein  Vergleich  mit  der  sonstigen  Steigerungs- 
ziffer zeigt  ohne  weiteres,  in  welchem  Umfange  wir  auch  bei 
der  gegenwärtigen  Preisfestsetzung  die  Wirkung  der  Ueberteue- 
rung  auf  unsere  eigenen  Schultern  genommen  haben. 

Guido  Hackebeil  A.-G. 
X'erlag  der  \'erkehrstechnischen  Woche 
Berlin  S.  14. 


Schluß  des  redaktionellen  Teiles 


ferkehrstechnische  Woche 
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SENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Reichseisen  bah  n-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

S  C  H  R  1  FT  L  E  1  T  U  N  G  :   Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen  Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.-Ing.    Hasse,    Reglerungsbaumeister    a.  D., 
Privatdozent  an   der  Technischen   Hochsgnule  zu 
Charlottenburg    —    Dr.   rer.   pol.  Hans    Bau  mann, 
Regierungsbaurat    Im  Reichsverkehrsministerium 
zu    Berlin     —     Sendungen    für    die  Schriftleitung 
sind   an    Reglerungsbaumeteter  Dr.-Ing.  Hasse 
zu    Berlin    W   35  ,    Potsdamer    Straße  28 
zu  richten 

VERLAG:  Guido  Hackebell  Akt. -Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stallschrelber- 
straße     34-35     —      Fernsprecher:     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118  855  —  Bezugspreis:  Vierteljährlich  M.150,— ,  Einzel- 
hefte M.  40, -.    Ausland  Valutazuschlag  —  Anzeigen 
dieeinzelne  Millimeterhöhe  M. 2 5,-,  1/1  Seite  M.18  000,— , 
1;2   Seite  M.  9000,— ,  1/4  Seite  M.  4800,— ,  1/8  Seite 
M.  2600,-,  1/16  Seite  M.  1400,-.    Wiederholungen  mit 
Rabatt.    Teuerungszuschläge  vorbehalten 
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Nachdruc 


des 


esamten     Inhalts     dieser      Zeitschrift      ist  verboten 


TORKRET  ALS  SCHUTZ  GEGEN  RAUCHGASE 

VON  REG.-BAURAT  DR.-ING.  PAUL  HOFFMANN,  HAMBURG 


In  früheren  Darlegungen*)  habe  ich  des  näheren  die  Schä- 
den beleuchtet,  die  die  Rauchgase  eisernen  Ueberbauten,  die  bis 
dicht  über  den  Lokomotiv-Schornstein  herabreichen,  zuzufügen 
vermögen  und  habe  im  Anschluß  daran  die  Mittel  erörtert,  die 
zum  Schutze  solcher  Bauwerke  zur  Verfügung  stehen.  Dabei 
habe  ich  auch  erwähnt,  daß  hier  versuchsweise  eine  Straßen- 
überführung nach  dem  Torkret-Verfahren  in  Beton  einge- 
hüllt werde. 

Nachdem  die  Arbeiten  inzwischen  beendet  worden  sind  und 
die  Verwendbarkeit  des  Verfahrens  auch  für  schwierige  Fälle 
erwiesen  ist,  mag  es  daher  angezeigt  erscheinen,  einen  kurzen 
Ueberblick  über  die  Arbeitsausführung  zu  geben. 

Die  Brücke  im  Zuge  der  B-Straße  führt  in  einer  Länge  von 
rund  80  m  über  den  Verschiebebahnhof  R.  Auf  den  meisten 
Gleisen  unterhalb  der  Brücke  wird  viel,  auf  einzelnen  fast 
ständig  rangiert.  Das  ganze  Eisenwerk  hat  daher  außerordent- 
lich stark  durch  den  Rost  gelitten.  Ueber  die  Ausdehnung  der 
Schäden  und  die  \'ertcilung  über  das  Bauwerk  habe  ich  a.  a.  O; 


Abb.  2  gibt  ein  Bild  des  Tragwerkes  unter  den  Fußwegen  nach 
Entfernung  des  Wellbleches.  Der  mit  „W"  bezeichnete  Winkel 
des  Querverbandes  hat  stellenweise  den  einen  Schenkel  ganz 
verloren;  seine  Nachbarn,  die  vor  einigen  Jahren  an  Stelle  ab- 


Abb.  1 


Abb.  2 


nähere  Mitteilungen  gemacht  und  durch  bildliche  Darstellungen 
erläutert.  Hier  möge  nur  an  zwei  neuen  Bildern  (Abb.  1  und  2) 
die  Wirkung  der  Angriffe  nochmals  vor  Augen  geführt  werden. 
Abb.  1  zeigt  die  Fahrbahn  des  einen  Fußweges  der  Brücke  über 
Mitte  Gleis  (über  dem  Lokomotivschornstein)  nach  Wegnahme 
der  Asphaltplatten  und  der  darunterliegenden  Betonschicht. 
Das  tragende  Wellblech  von  2  mm  Stärke  war  zumeist  voll- 
kommen verschwunden;  soweit  noch  geringe  Reste  vorhanden 
waren,  sind  sie  beim  Abbrechen  des  Betons  auseinandergefallen. 


*)  „Rostbildung  und  RostverhQtung^  bei  eisernen  Brücken"  Verkehrstechnische 
Woche  1922,  Heft  n  ff.  und  Zentralblatt  der  Bauverwaltung  1922,  Heft  31  ff. 


gängiger  angebracht  worden  sind,  lassen  die  ursprünglichen 
Abmessungen  erkennen. 

Die  genaue  Untersuchung  des  Bauwerkes  hatte  ergeben,  daß 
in  Oeffnung  6  die  Fahrbahn  unter  den  Fußwegen  -abgebrochen 
und  ersetzt  werden  mußte,  daß  die  Tonnenbleche  unter  der 
Fahrstraße  trotz  erheblicher  Schwächung  noch  ausreichende 
Abmessungen  aufwiesen,  und  daß  die  Hauptträger  stellenweise 
rund  30  %  ihrer  Tragfähigkeit  verloren  hatten.  Dieser  Befund 
ließ  natürlich  die  Frage  angezeigt  erscheinen,  ob  die  Haupt- 
träger etwa  einer  Verstärkung  bedürften.  Mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  am  weitesten  gehenden  Schwächungen  an  Stellen  lagen, 
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Abb.  3 

die  von'  vornherein  einen  Ueberschuß  an  Tragfähigkeit  besessen 
hatten,  ließ  sich  die  Beibehaltung  des  Tragwerkes  vertreten,  so- 
fern wenigstens  eine  gewisse  Sicherheit  dafür  geboten  werden 
konnte,  daß  weitere  Verminderungen  der  Querschnitte  für  die 
Zukunft  verhindert  werden  könnten.  Es  galt  daher,  einen  Ucber- 


Abb.  5 


Abb.  4 


Abb.  6 


zug  für  das  Eisen  au 
möglich  —  vollkomme 
vermöchte.  Anstriche 
barkeit  ohne  weiteres 
Ueberzüge  aus  bitu- 
nienhaltigen  Teeran- 
strichen, wie  sie  im 
Schiffbau  üblich  sind, 
Metallüberzüge,  die 
nach  dem  Schoop'- 
schen  Verfahren  auf- 
gespritzt werden,  und 
schließlich  ein  in 
mehreren  .Schichten 
angeworfener  Zement- 
putz. Obgleich  die 
Kosten  für  das  Ein- 
hüllen in  Beton  (Mör- 
tel) sich  am  höchsten 
stellten,  wurde  doch 
dieses  Verfahren  ge- 
wählt, weil  es  bei  den 
ganz  ungewöhnlich 
starken  Angriffen  am 
ehesten  einen  dauern- 
den Schutz  zu  ge- 
währen versprach.  Da 
die  Reinigung  des 
Eisens  wegen  des 
Umfanges  der  Rost- 
schäden erhebliche 
.Schwierigkeiten  er- 
warten ließ,  lag  dieVer- 
wendung  von  Maschi- 
nen zur  Entrostung 
nahe.  Erschien  es  aber 


findig  zu  machen,  der  einen  —  wenn 
nen  Schutz  gegen  Rauchgase  zu  bieten 
aller  Art  schieden  wegen  ihrer  Angreif- 
aus.   In  die  engere  Wahl  kamen  dicke 


Abb.  7 

I.  Kr.iftmaschine.    2.  Luftverdichter.    3.  Wasserabscheider.    4.  Tector.  5. 

Mörtel    6.  Schlauchleitung  für  die  WasserzufQhruag.  ■ 


als  lohnend,  mit  Preßluft  betriebene  Maschinen  zur  Reinigung  des  Ei- 
sens zu  verwenden,  dann  war  es  geboten,  zu  untersuchen,  ob  nicht 
auch  das  Antragen  des  Mörtels  mit  Hilfe  der  Druckluft  zu  geschehen 
hätte.    Bei  der  Ausschreibung  der  Arbeiten  wurde  denn  auch 

auf  diese  Möglichkeit 
hingewiesen;  das  gün- 
stigste Angebot  sah 
das  Anspritzen  des 
Mörtels  mit  Maschinen 
vor  und  erhielt  den 
Zuschlag. 

Die  Arbeiten  wur- 
den im  Sommer  1921 
begonnen.  Soweit 
der  lichte  Raum  es 
zuließ,  wurden  unter 
der  Brücke  feste 
Gerüste  aufgestellt 
(Abb.  3),  die  Flächen 
über  den  Gleisen 
wurden  von  einem 
alten  Eisenbahnwagen 
aus,  dessen  Dach  zu 
einer  Arbeitsbühne 
umgearbeitet  wor- 
den war,  behandelt. 
(Abb.  4.) 

Das  Reinigen  des 
Eisens  verursachte  — 
wie  nicht  anders  zu 
erwarten  —  ungemein 
viel  Arbeit.  Steinharte 
Rostkrusten  von  meh- 
reren Millimetern 
Stärke  widerstanden 
jedem    Gerät  recht 


.Schlauchleitung 
.  Spritzdöse. 


für  den  trocknen 
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lange.  Nachdem  die  dichtesten  Rostschichten  mit  Hammer  und  Meißel 
beseitigt  worden  waren,  wurde  der  Tektor,  das  Gerät,  das  zum  An- 
spritzen des  Mörtels  dient,  als  Sandstrahlgebläse  benutzt  und  das  Ei- 
sen abgeblasen,  bis  es  metallisch  blank  war.  Da  aber  die  Entfernung 
der  festen  Kruste  sich  als  ungemein  zeitraubend  erwies,  wuide 
ein  leichter  Preßlufthammer  beschafft,  der  den  Erwartungen  voll 
entsprochen  hat.  Der  Hammer  ließ  sich  nicht^nur  bei  der  Ent- 
fernung der  harten  Rostbildungen  mit  Nutzen  verwenden,  sondern 
er  eignete  sich  auch  zur  Vorarbeit  an  allen  denjenigen  Flächen,  die 
noch  alte  Oelfarbe  trugen.  Mit  wenigen  leichten  Schlägen  wurde 
das  Gefüge  der  Farbe  soweit  zerstört,  daß  die  Tätigkeit  des  Sand- 
strahles wesentlich  erleichtert  wurde. 

Nachdem  ein  Teil  des  Tragwerkes  auf  diese  Weise  vollkommen 
von  Rost,  Schmutz  usw.  geremigt  worden  war,  wurden  alle  Eisen- 
flächen mit  einem  festen  Drahtgewebe  bespannt  (Abb.  5),  das  den 
Mörtelüberzug  befähigen  soll,  germge  Zugspannungen  aufzunehmen, 
vor  allem  aber  dem  Aufcreten  von  Schwindrissen  vorzubeugen.  Das 
Gewebe  wurde  durch  Rundeisenstäbe  gehalten,  die  teils  durch  neu 
hergestellteLöcherinden  Aussteifungswinkeln  gesteckt  wurden,  teils 
auch  mit  Hilfe  von  Drahtschlingen  befestigt  wurden,  die  durch 
kleine,  in  das  Stehblech  der  Träger  gebohrte  Löcher  gezogen  waren. 
In  der  Abb.  5  ist  sowohl  die  Bespannung  der  Hauptträger,  wie 
auch  die  der  Tonnenbleche  und  der  Querverbände  zu  erkennen. 

Sobald  eine  Fläche  ordnungsmäßig  bespannt  war,  wären'  an 
sich  alle  Vorbereitungen  für  die  Einhüllung  in  Beton  erledigt 
gewesen.  Da  aber  die  drei  Arbeitsvorgänge  Entrosten,  Be- 
spannen, Auftragen  des  ersten  Mörtelüberzuges  nicht  in  einer 
Schicht  auszuführen  waren,  die  im  allgemeinen  8  Stunden,  bei 
den  Flächen  über  den  Gleisen  häufig  nur  4 — 5  Stunden  betrug, 
so  waren  Tragwerk  und  Drahtgewebe  gewöhnlich  schon  wieder 
verrußt  und  verrostet,  ehe  man  zum  Einhüllen  kam.  Es  wurden 
dahervStets  eng  begrenzte  Flächen  zunächst  nochmals  von  Rost 
und  Schmutz  gereinigt  und  sodann  ein  erster  Ueberzug  von 
Mörtel  angespritzt.  Die  Zusammensetzung  des  Mörtels  war  bei 
allen  3  Putzschichten  gleich;  er  bestand  aus  einer  Mischung 
von  3.50  kg  Zement  und  75  kg  Traß  auf  1  cbm  Kiessand,  ent- 
sprechend einem  Mischungsverhältnis  (in  Raumteilen)  1  :  }^  :  3. 
Die  Stärke  der  ersten  Schicht  betrug  etwa  2  cm. 

Der  Putz  wurde,  besonders  bei  windigem  Wetter,  fleißig 
angenäßt.  24  Stunden  nach  Auftragen  der  ersten  Schicht  wurde 
die  zweite  aufgespritzt.  Da  auch  der  Putz  gewöhnlich  von 
einem  Tage  zum  andern  verrußt  war,  mußte  auch  er  meistens 
vor  jedem  neuen  Auftragen  mit  Sandstrahl  oder  zum  mindesten 
durch  Anspritzen  von  Wasser  gereinigt  werden.  Nach  weiteren 
21  Stunden  wurde  der  dritte  Putzüberzug  in  gleicher  Weise  auf- 
getragen. Die  Stärke  der  zweiten  und  dritten  Schicht  betrug 
etwa  je  1  cm.  Es  war  vorgeschrieben,  daß  alles  tragende  Eisen 
einen  Ueberzug  von  wenigstens  4  cm  erhalten,  daß  alles  übrige 
Eisen  eine  Deckung  von  3  cm  finden  müsse,  und  daß  Flächen, 
auf  denen  sich  Feuchtigkeit  sammeln  könne,  nicht  wagerecht 
hergestellt,  sondern  mit  ausreichender  Neigung  versehen'  wer- 
den müssen.  Abb.  6  zeigt  einen  Teil  der  Brücke  (denselben  wie 
Abb.  5)  nach  der  Ummantelung.  Die  Oberfläche  hat  das  Aus- 
sehen einer  mit  Besenputz  beworfenen  Wand. 

Die  Festigkeit  des  angespritzten  Mörtels  war  gewöhnlich 
schon  nach  einem  Tage  sehr  groß  und  stieg  in  der  Folge  an- 
scheinend recht  schnell  noch  weiter  an.  Eine  gleiche  Dichtig- 
keit wie  beim  Anspritzen  läßt  sich  tnit  keinem  andern  mir  bis- 
her bekanntgewordenen  Verfahren  erreichen.  Bei  den  in  der 
Zwischenzeit  —  im  Laufe  eines  halben  Jahres  —  ausgeführten 
Besichtigungen  habe  ich  feststellen  können,  daß  der  Putz  sich 
an  allen  untersuchten  Stellen  einwandfrei  gehalten  hat.  Ich 
sehe  daher  die  Ummantelung  mit  Torkretbeton  als  einen  recht 
dauerhaften  Schutz  gegen  die  Einwirkungen  der  Rauchgase  an 
und  habe  es  nach  diesen  Erfahrungen  für  angezeigt  gehalten, 
mit  dem  Schutze  ähnlicher  Bauwerke  durch  Einhüllen  in  Spritz- 
beton im  laufenden  Jahre  fortzufahren.  Selbstverständlich 
werden  die  Nachteile  des  Verfahrens  —  starke  Erhöhung  des 
Eigengewichtes,  dauernde  Verdeckung  wichtiger  Bauteile,  Ge- 
fahr der  Rißbildung  in  der  Umhüllung  bei  starken  Erschütte- 
rungen—  oft  genug  der  Anwendung  hinderlich  sein;  wo  sie  aber 
nicht  in  Frage  kommen,  wird  man  die  Einhüllung  mit  Torkret- 
beton als  ein  wirksames  Mittel  zur  Erhaltung  des  Bauwerkes 
ansehen  dürfen. 

Die  zu  der  Ausführung  verwendete  Maschineneinrichtung 
war  neben  der  Unterführung  zwischen  den  Gleisen  aufgestellt. 
Sie  bestand  aus  1.  einer  Kraftmaschine  (zuerst  Benzolniotor, 
später  Lokomobile),  2.  einem  Luftverdichter  (Kompressor),  3- 
einem  Wasserabscheider  und  4.  dem  Tector  (Abb.  7).  Ueber 
die  ersten'  beiden  Maschinen  ist  nichts  Bemerkenswertes  mitzu- 
teilen; der  Wasserabscheider  dient  dazu,  die  bei  nassem 
Wetter  in  nicht  geringer  Menge  mit  angesaugte  Feuchtigkeit 
aus  der  Druckluft  zu  entfernen,  damit  dem  Tector  nur  trockene 
Luft  zugeführt  wird. 

nie  im  Luftverdichter  (2)  erzeugte  Preßluft  wird  nach 
Trocknung  in  dem  Wasserabscheider  (3)  dem  Tector  (4)  zuge- 
führt. Die  Bedienungsmannschaft  gibt  den  trocken  gemischten- 
Mörtel  in  den  oben  am  Tector  angebrachten  Fülltrichter  und 
läßt  ihn  von  hier  aus  durch  Ocffnen  einer  Füllklappe  in  die 


obere  Kammer  des  Tectors  eintreten  (Abb.  8).  Nach  der 
Füllung  wird  die  Kammer  geschlossen  und  unter  Druck  gesetzt; 
die  Bedienung  öffnet  die  die  beiden  Behälter  trennende  Klappe 
und  läßt  das  Mischgut  dadurch  in  die  Hauptkammer  fallen.  Den 
Boden  dieser  dauernd  unter  Druck  stehenden'  Kammer  bildet 
das  mit  langen  Schaufeln  versehene  Verteilungsrad,  das  von 
außen  durch  einen  kleinen  Preßluftantrieb  bewegt  wird.  In 
Höhe  des  Schaufelkranzes  befindet  sich  in  der  Wand  der  Kam- 
mer eine  Durchbohrung,  durch  die  das  Mischgut  in  die  Schlauch- 
leitung eintritt.  Ueber  dieser  Durchbohrung  liegt  an  der  Innen- 
seite der  Kammerwand  eine  nach  unten  offene  Kap'jel,  die  ge- 
rade den  Zwischenraum  zwischen  2  Schaufeln  bedeckt.  Durch 
Einführung  von  Preßluft  in  die  Kapsel  wird  das  zwischen  den 
Schaufeln  liegende  Mischgut  in  die  Leitung  gedrückt.  Bei 
gleichmäßigem  Umlaufe  des  Verteilungsrades  werden  also  durch 
diese  Anordnung  in  gleichen  Zeiten  immer  gleiche  Mengen  des 
Mischgutes  zur  Verarbeitung  gebracht. 

Durch  die  Schlauchleitung  (Nr.  5  Abb...7)  wird  der  trockene 
Mörtel  der  Düse  (Nr.  7  in  Abb.  7)  zugeführt.  An  die  Düse  ist 
eine  zweite  Leitung  für  die  Zuführung  des  Wassers  ange- 
schlossen. Durch  Anstellung  eines  Hahnes  regelt  der  Düsen- 
führer die  Zufuhr  des  Wassers  je  nach  der  Art  des  zu  behan- 
delnden Gegenstandes,  der  Witterung  usw.  Die  Annässung  des 
Mörtels  geschieht  also  erst  in  der  Düse  und  die  Durchmischung 
mit  dem  Wasser  vollzieht  sich  auf  dem  Wege  zwischen  Düse  und 
der  zu  bearbeitenden  Fläche  und  beim  Aufprall  auf  diese  Fläche. 
Aus  der  Art  der  Verarbeitung  erklären  sich  auch  die  beson- 
deren Eigenschaften  des  Torkretbetons.  Beim  Spritzen  wird  der 
jedes  Mal  nur  in  geringer  Menge  angeworfene  Mörtel  offenbar 
sehr  stark   zusammengepreßt.     Der  Druck  der  Preßluft  wirkt 

auf  die  dünnen 
Schichten  viel  stär- 
ker als  der  Stampfer 
bei  der  ftblichen 
Ausführung  von 
Betonbauwerken. 
Alle  Hohlräume 
werden  satt  aus- 
gefüllt, so  daß  der 
Beton  ungewöhn- 
lich dichtwird.  Un- 
mittelbar nach  dem 
Anspritzen  —  also 
bevor  von  Abbin- 
den und  Erhärten 
des  Zements  ge- 
sprochen werden 
kann  —  bietet  der 
Putz  dem  Druck 
des  Fingers  Wider- 
stand, ein  Zeichen 
dafür,  daß  die  ein- 
zelnen Bestandteile 
des  Mörtels  unge- 
mein dicht  aufein- 
ander gelagert  sind. 

Der  für  die 
Entrostung  ver- 
wendete Preßluft- 
hammer war  ein  so- 
genannter Kessel- 
steinabklopfer  der 
Deutschen  Maschi- 
nenfabrik A.-G., 
Duisburg,  ein  leich- 
tes Werkzeug  mit 

kreuzförmigen 
Schneiden.  DieVer- 
wendung  dieser 
Vorrichtung  hat  zur 

Beschleunigung 
der  Vorarbeiten 
wesentlich  bei- 
getragen ;  immer- 
hin bleibt  zu  er- 
wägen, ob  nicht  bei 
größeren  Flächen 
durch  die  Ver- 
wendung eines  be- 
sonders für  solche 
Zwecke  gebauten 
Sandstrahlgebläses 
das  Arbeiten  mit  2 
Werkzeugen  nach- 
einander ver- 
mieden und  da- 
durch trotz  der  zweifellos  höheren  Beschaffungskosten  die  Lohn- 
kosten wesentlich  und  damit  schließlich  auch  die  Gesamtkosten 
noch  merkbar  herabgesetzt  werden  könnten. 


Abb.  8.  Tector 
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Bei  dieser  ersten  Anwendung  des  Verfahrens  für  den  ange- 
gebenen Zweck  war  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  zu  über- 
winden, die  den  raschen  Fortgang  der  Arbeiten  hinderten.  Die 
Triebmaschine  für  den  Luftverdichter  und  dieser  selbst  hatten 
im  Anfange  unter  Störungen  zu  leiden.  Es  gelang  daher  nicht, 
die  Arbeiten  vor  dem  Eintritt  des  starken  Güterverkehrs  zu 
beendigen.  Infolge  der  sich  daraus  ergebenden  Verkürzung  der 
Arbeitsschichten  bei  den  Arbeiten  über  den  Gleisen  hat  sich  die 
Fertigstellung  erheblich  verzögert. 


Auf  Grund  der  an  der  Baustelle  gesammelten  Erfahrungen 
sind  inzwischen  die  an  die  einzelnen  Teile  der  Maschinenanlage 
zu  stellenden  Anforderungen  nochmals  durchgeprüft  und  die 
Leistungen  der  verschiedenen  Maschinen  aufeinander  abge- 
stimmt worden. 

Die  gesamten  Bauarbeiten  sind  von  Carl  Brandt,  Unter- 
nehmung für  Beton-  und  Eisenbetonbau,  mit  Sorgfalt  ausge- 
führt worden. 


VERKEHRSFÖRDERUNG  DURCH  DIE  DEUTSCHEN  HANDELSKAMMERN 

Auszug  aus  dem  Vortrage  des  Vorstandes  des  Verkehrsbüros  der  Handelskammer 
Leipzig,  R.  Leskow,  gehalten  auf  der  Tagung  der  „Vereinigung  mittlerer  Beamten 
der  deutschen   amtlichen    Industrie-   und    Handelsvertretungen"   in  Braunschweig 

15.  bis  17.  Juli  1922. 


Die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit,  zum  Wiederaufbau 
des  Verkehrswesens  mit  allen  Erscheinungsformen  des  Ver- 
kehrs Fühlung  zu  suchen,  das  Gemeinsame  herauszuarbei- 
ten und  in  starke  Verbindung  mit  dem  Ganzen  zu  bringen, 
beginnt  erfreulicherweise  aufzudämmern.  Den  Verkehrsorgani- 
sationen des  Wirtschaftlebens  erwächst  aber  hierbei  die  ernste 
Aufgabe,  ihre  Tätigkeit  darauf  einzustellen,  daß  das  vorer- 
wähnte Ziel  in  absehbarer  Zeit  erreicht  und  der  deutschen  Wirt- 
schaft mit  durchgreifenden  verkehrsfördernden  Maßnahmen  der 
Boden  für  ihre  Aufwärtsentwicklung  bereitet  wird.  Zur  Mit- 
arbeit hieran  sind  in  erster  Linie  die  Handelskammern 
berufen,  die  sich  in  ihrer  Eigenschaft  als  amtliche  Vertretungs- 
körperschaften von  Handel  und  Industrie  in  besonderem  Maße 
mit  allen  Tagesfragen  des  Verkehrs  zu  befassen  haben.  Neben 
ihrer  Begutachterrolle  in  Verkehrsangelegenheiten  allgemeiner 
grundsätzlicher  oder  örtlich  begrenzter  Bedeutung,  erwächst 
ihnen  die  weitere  Aufgabe,  alle  Verkehrsvorgänge  daraufhin  zu 
beobachten,  inwieweit  durch  Veränderungserscheinungen  auf 
dem  Verkehrsgebiete  allgemeine  oder  örtliche  wirtschaftliche 
Belange  nachteilig  beeinflußt  werden,  um  zur  rechten  Zeit  be- 
stimmte Vorschläge  für  eine  gesunde  Verkehrsentwicklung 
machen  zu  können.  Es  treten  sonach  zwei  Gesichtspunkte  in 
den  Vordergrund:  Die  begutachtende  Tätigkeit  und  der  be- 
obachtende Standpunkt  zu  selbstschöpferischem  Eingreifen  in 
alle  Verkehrsvorgänge. 

Das  Wiedererstarken  der  Wirtschaft  ist  von  einer  ziel- 
bewußten Verkehrspolitik  abhängig,  und  es  muß  eine 
der  Aufgaben  der  Kammern  sein,  die  Verkehrsverwaltungen  vom 
gesamtwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  in  dieser  Richtung  zu 
beeinflussen.  Engste  persönliche  Fühlungnahme  zwischen  allen 
Verkehrseinheiten  und  mit  den  Vertretungen  der  verkehrstrei- 
benden Volkskreise  ist  dabei  Voraussetzung  für  eine  der  Ge- 
samtheit nützende  Verkehrspolitik.  Es  ist  daher  an  dem 
Grundgedanken  festzuhalten,  daß  keine  diesbezüglichen  Maß- 
nahmen ohne  Anhören  der  Kammern  getroffen  werden 
dürfen. 

Innerhalb  ihrer  eigenen  Bezirke  müssen  sie  auf  dem  Ge- 
biete des  Verkehrs  auch  die  Führung  haben  und  sich  nicht 
von  außen  schieben  lassen;  müssen  also  auf  dem  beschwerlichen 
Wege  der  Fortentwicklung  der  verschiedenartigen  Verkehrs- 
formen mehr-als  bisher  Pfadfinderinnen  sein.  Dabei  ist  danach 
zu  streben,  daß  sich  die  Verkehrsarbeiten  der  Kammern  von 
der  Kritik  der  Oeffentlichkeit  an  Verkehrsvorgängen  durch 
Sachlichkeit,  Weitblick  und  Durchschlagskraft  abheben. 

In  Rücksicht  auf  die  an  sich  starke  Arbeitsbelastung  der 
Kammern  erscheint  es  daher  zweckmäßig,  die  Verkehrsarbeiten 
durch  Spezialabteilungen  behandeln  zu  lassen,  damit  die  Vor- 
gänge auf  dem  Verkehrsgebiete  dauernd  studiert  und  beobach- 
tet, die  Verkehrsangelegenheiten  fachmännisch  bearbeitet  wer- 
den können  sowie  die  Kaufmannschaft  mit  Rat  und  Tat  prak- 
tisch unterstützt  werden  kann.  Die  Beschaffung  einer  umfassen- 
den Verkehrsliteratur  ist  hierzu  unerläßlich. 

Die  Verkehrstätigkeit  der  Handelskammern  läßt  sich  hier- 
nach in  folgende  Leitsätze  zusammenfassen: 

1.  Erfassen  der  Zusammenhänge  aller  Verkehrseinheiten  und 
ihre  verkehrswissenschaftliche  Durchdringung. 

2.  Stellungnahme  zu  organisatorischen  Fragen  der  staatlichen 
und  privaten  Unternehmungen. 

3.  Beeinflussung  ihrer  Tarifpolitik  zur  Erzielung  einer  volks- 
wirtschaftlich zweckmäßigen  Tariferstellung. 

4.  Ausgleich  gegensätzlicher  Auffassungen  über  verkehrswirt- 
schaftliche und  verkehrstechnische  Maßnahmen  zwischen 
den  Verkehrstreibenden  und  den  Verkehrsunternehmen. 

5.  Mitarbeit  an  der  Fortbildung  des  Verkehrs  in  allen  seinen 
übrigen  Erscheinungsformen. 

6.  Vertretung  der  besonderen  Verkehrsinteressen  des  enger 
begrenzten  eigenen  Bezirks  gegenüber  den  beteiligten  Ver- 
kehrszweigen. 

7.  Beratung  von  Handel  und  Industrie  über  vorteilhafteste 
Transportleitungen  und  -Abrichtungen. 

8.  Auskunftserteilung  allgemeiner  Natur. 


Dieser  Rahmen  kann  verengt  oder  erweitert  werden,  je 
nach  der  Bedeutung  einer  Kammer  im  Gesamtorganismus  der 
Wirtschaft  und  der  Stärke  des  Verkehrs  in  ihrem  Bezirke.  Bei 
dieser  Verkehrsarbeit  fällt  bei  den  großen  Kammern  so  viel 
noch  auswertbares  Material  ab,  das  zur  Förderung  des  Ganzen 
der  Allgemeinheit  der  Interessenvertretung  nutzbar  gemacht 
werden  kann.  Diese  würde  am  besten  durch  eine  lückenlose 
Berichterstattung  und  durch  engeres  Zusammenarbeiten  der 
Kammern  auf  dem  Verkehrsgebiete  erreicht  werden.  Sie  könn- 
ten im  besonderen  in  kurzen  Zeitabschnitten  dem  Deutschen  In- 
dustrie- und  Handelstag  in  aller  Kürze  ohne  weitschweifige  Aus- 
führungen den  Inhalt  ihrer  abgefertigten  Verkehrseingaben  mit- 
teilen. Der  Handelstag  könnte  diese  Berichte  sammeln  und  in 
der  nächsten  Nummer  der  „Deutschen  Wirtschafts-Zeitung"  ab- 
drucken. Dadurch  würde  sich  eine  Liste  erstatteter  Gutachten, 
gegebener  Anregungen,  zeitgemäßer  Kritiken  usw.  über  Ver- 
kehrsfragen aller  Art  ergeben,  die  den  übrigen  Kammern  einen 
Anreiz  bieten  würden,  in  diese  oder  jene  Angelegenheit  noch 
rechtzeitig  einzugreifen  und  so  stützend  und  fördernd  das  Ein- 
zelvorgehen zu  beeinflussen.  Die  jetzige  Art  der  Berichterstat- 
tung durch  die  Einzelkammern  ist  lückenhaft  und  nicht  geeig- 
net, vielleicht  erst  nach  Monaten  ein  weiteres  Interesse  an  die- 
ser oder  jener  Verkehrsfrage  auszulösen,  abgesehen  davon,  daß 
inzwischen  irgend  ein  von  einer  Kammer  gestellter  Antrag  be- 
reits abgelehnt  sein  kann. 

Der  Verkehr  löst  weiterhin  eine  große  Anzahl  einschneiden- 
der Fragen  a  1 1  ge  m  e  i  n  e  r  Natur  aus,  von  denen  gleicher- 
maßen sämtliche  Verkehrskreise  betroffen  werden.  Angelegen- 
heiten dieser  Art  werden  zweckmäßigerweise  nur  durch  die 
Spitzenorganisationen  der  deutschen  Handelskammern  zu  ver- 
treten sein,  damit  Gegensätez  bereits  im  Schöße  der  Vereinigung 
ausgeglichen  werden  können,  um  so  die  Stoßkraft  der  Gesamt- 
heit zu  stärken.  Das  gilt  im  besonderen  für  Angelegenheiten 
organisatorischer  Art  der  Eisenbahn,  Post  und  Schiffahrt,  für 
grundsätzliche  Fragen  des  Tarifaufbaus,  allgemeine  Ausgestal- 
tung der  Fahrpläne,  Schaffung  von  Notstands-  und  Ausnahme- 
tarifen, Zusammenfassung  verschiedenartiger  Verkehrseinheiten 
zu  einer  Gesamtheit,  Angelegenheiten  der  Verkehrsschieds- 
gerichte u.  a.  m.  In  diesen  Fällen  muß  es  Aufgabe  der  Kammern 
sein,  ihre  Spitzenorganisationen  allseits  mit  reichlichem  Ma- 
terial zu  versorgen,  um  die  Wirkung  eines  geschlossenen  Ein- 
tretens zu  erhöhen.  Gerade  bezüglich  der  Fragen  allgemeiner 
Natur  ist  nichts  gefährlicher  als  das  Einzelvorgehen  und  die 
Vorkehrung  einer  Verkehrspolitik  vom  einseitigen  eng  begrenz- 
ten Standpunkte  aus.  Solches  Unternehmen  gibt  den  Verkehrs- 
verwaltungen nur  Waffen  in  die  Hand  und  gefährdet  die 
Wirkung  weiterer  Vorstöße. 

Diejenigen  Handelskammern,  die  besondere  Verkehrsbüros 
oder  Verkehrsabteilungen  unterhalten,  können  aber  für  die  All- 
gemeinheit besonders  wertvolle  Arbeit  leisten,  wenn  sie  in  be- 
stimmten Verkehrsfragen  allgemeiner  Art  sich  gegenseitig  in  die 
Hand  arbeiten  würden.  Es  ist  daher  auch  in  dieser  Richtung 
eine  engere  Fühlungnahme  durchaus  erwünscht,  damit  große 
Ziele  auf  gemeinschaftlicher  Grundlage  angestrebt 
und  die  diesbezüglichen  Vorarbeiten  von  den  Verkehrspraktikern 
der  Kammern  von  vornherein  auf  eine  gewisse  feste  Grundlage 
gestellt  werden. 

Jedenfalls  müssen  größtmögliche  Zusammenarbeit  aller 
deutschen  Verkehrseinheiten,  hartnäckige  Verfolgung  aller  als 
richtig  erkannten  Ziele,  Großzügigkeit  in  der  Auffassung  vom 
Wesen  des  Verkehrs  als  der  Grundlage  der  Wirtschaft  die  Leit- 
gedanken für  die  Verkehrstätigkeit  der  Handelskammern  sein. 

Herr  Geheimrat  Stegemann,  Sj'ndikus  der  Handelskammer 
Braunschweig,  stimmte  in  der  Aussprache  über  den  Vortrag 
diesen  Ausführungen  grundsätzlich  zu  und  empfahl,  im  beson- 
deren unter  Hinweis  auf  die  Schlußausführungen  des  Vortragen- 
den, ein  enges  Zusammenarbeiten  der  \'erkehrsbüros  der  großen 
Handelskammern.  Die  von  diesen  zu  leistenden  Vorarbeiten 
würden  dabei  auch  denjenigen  Kammern  nutzbar  gemacht  wer- 
den können,  die  nicht  in  der  Lage  sind,  eigene  Verkehrsabteilun- 
gen zu  unterhalten. 
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DIE  WIRTSCHAFTSLAGE 

Eine  Zeitspanne  atembeklemmender  Krisis  liegt  hinter 
dem  gequälten  Wirtschaftskörper  Deutschlands,  deren  Höhe- 
punkt durch  die  Bewertung  eines  Dollars  mit  9500  Mark  ge- 
kennzeichnet wurde.  Dieser  traurige  Rekord  des  Tiefstandes 
der  deutschen  Mark  fiel  mit  der  Anwesenheit  der  Repara- 
tionskommission in  Berlin  zusammen,  die  sich  so  aufs 
beste  von  dem  Finanzelend  Deutschlands  hätte  überzeugen 
können.  Es  wurde  viel  geredet  von  der  Hebung  und  Festigung 
der  Mark.  Besonders  wurde  diese  Frage  auch  von  den  auf 
Einladung  der  deutschen  Regierung  nach  Berlin  gekommenen 
ausländischen  Finanzsachverständigen  behan- 
delt. Der  Wechsel  des  deutschen  Reichskabinetts  trug 
weiterhin  zur  Verschlechterung  der  Lage  bei.  Das  gebildete 
Kabinett  der  Arbeit,  in  dem  sachverständige  Wirtschaftler  Auf- 
nahme gefunden  haben,  wird  einen  schweren  und  dornenvollen 
Weg  gehen  müssen,  um  die  der  Reparationskommission  unter- 
breiteten Vorschläge  der  alten  Reichsregierung  in  die  Tat  umzu- 
setzen, besonders  da  die  große  Partei  der  Sozialdemokratie  nicht 
die  Mitverantwortung  der  neuen  Kabinettshandlungen  über- 
nehmen wird. 

Die    Vorschläge     der    deutschen  Regierung 
gipfeln  in  folgendem  Plan: 

1.  Eine  endgültige  Stabilisierung  der  Mark  kann 
erst  eintreten,  wenn  die  Reparationsfrage  entsprechend  der 
Leistungsfähigkeit  Deutschlands  endgültig  geregelt  ist.  Da  aber 
angesichts  der  in  letzter  Zeit  eingetretenen  Zerrüttung  der  Mark 
auf  eine  solche  Regelung  nicht  mehr  gewartet  werden  kann,  so  ist 

sofort  eine  vorläufige  Aktion 
zu  ihrer  Hebung  und  Stützung  notwendig. 

2.  Eine  solche  vorläufige  Aktion  kann,  wie  die  bisherigen 
Erfahrungen  gezeigt  haben,  nicht  allein  mit  deutschen  Kräften 
geschehen.  Um  das  verlorengegangene  Vertrauen  zur  Mark 
wieder  herzustellen,  ist  eine 

Mitwirkung  des  Auslandes  notwendig. 
.3.  Die  Deutsche  Reichsbank  hat  sich  bereit  erklärt, 
einen  Betrag  von  500  Millionen  Goldmark  in  Gold  oder 
Devisen  für  die  Stützungsaktion  zur  Verfügung  zu  stellen. 

4.  Die   Inangriffnahme  der  Stützungsaktion   erfordert  fol- 
gende 

Voraussetzungen: 

a)  Deutschland  wird  für  3 — 4  Jahre  von  allen  Bar-  und  Sach- 
leistungen aus  dem  Vertrage  von  \'ersailles  befreit. 

Sachlieferungen  für  den  Wiederaufbau  der  zerstörten  Gebiete 
gehen  weiter,  soweit  sie  ohne  Vermehrung  der  schwebenden 
Schuld,  &.  h.  aus  laufenden  Einnahmen  oder  inneren  Anleihen 
bestritten'  werden  können. 

b)  Deutschland  erhält  für  die  Stützungsaktion  von  aus- 
ländischen Banken  einen  gesicherten  Kredit  von  mindestens  500 
Millionen  Goldmark,  so  daß  für  die  Stützungsaktion  insgesamt 
ein  Betrag  von  mindestens  1  Milliarde  Goldmark  zur  Verfügung 
steht. 

5.  Die  vorstehenden  Voraussetzungen  sind  auch  von  der 
Reichsbank  für  die  Bereitstellung  von  500  Millionen  Goldmark 
unter  Inanspruchnahme  ihres  Goldbestandes  aufgestellt  worden. 
EineHaftung  oder  Garantie  für  den  ausländischen  Bankkredit 
vermag  die  Reichsbank  daneben  jedoch  nicht  zu  übernehmen. 
Die  für  die  Kreditgeber  erforderlichen  Sicherheiten  werden  unter 
Genehmigung  der  Reparationskommission  vom  Reich  zu  stellen 
sein. 

Es  ist  weiter  nach  durchgeführter  Stützungsaktion  der  Mark 
die  Auflage  einer  inneren  Goldanleihe  vorgesehen'.  In  der 
inneren  Staatsverwaltung  sollen  Reformen  in  Angriff  genommen 
werden,  die  sich  erstrecken  auf: 

Aufhebung  entbehrlich  werdender  Behörden, 

Verminderung  der  Zahl  der  Angestellten  und  Beamten, 

Vermeidung  unproduktiver  Ausgaben, 

Beschränkung  der  gesetzgeberischen  Maßnahmen,  die  neue 
Ausgaben  verursachen,  auf  die  dringlichsten  Erfordernisse, 

Produktive  Gestaltung  der  Reichsbetriebe  zur  Erzielung  ihrer 
Rentabilität, 

Neuregelung  des  Arbeitszeitrechts. 

Allerdings  soll  bei  dem  letzten  Punkte  an  dem  Achtstunden- 
tag als  Normalarbeitstag  festgehalten  werden. 

Als  Bedingung  zur  Verwirklichung  dieser  Vorschläge  sind 
von  der  deutschen  Regierung  folgende  Anträge  an  die  Repa- 
rationskommission' gestellt  worden: 

Endgültige  Festsetzung  der  Verpflichtun- 
gen Deutschlands  sobald  als  möglich  in  solcher  Höhe, 
daß  sie  einschließlich  des  Dienstes  der  aufzunehmenden  Anleihen 
aus  dem  Ueberschuß  des  Haushaltes  bestritten  werden  können. 

Unverzügliche  Einberufung  einer  Konferenz  von  in- 
ternationalen Finanzleuten  zum  Zwecke  der  Beratung 
über  einen  Deutschland  zu  gewährenden  Bankkredit. 

Aufhebung  der  Beschränkung  der  Einfuhr  deutscher  Waren 
seitens  der  ausländischen  Staaten.  Auch  im  übrigen  soll  Deutsch- 
land  die  wirtschaftspolitische  Gleichberechti- 
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gung  in  allen  Beziehungen  eingeräumt  und  die  Unabhängigkeit 
der  deutschen  Wirtschaftsverwaltung  im  besetzten  Gebiet  wieder 
hergestellt  werden,  um  den  Ausgleich  der  deutschen  Handels- 
und Zahlungsbilanz  zu  ermöglichen. 

Dieser  Vorschlag  der  deutschen  Regierung  ist  zum  Teil  auf- 
gebaut auf  den  Gutachten  der  ausländischen  Fi-nanz-Sach- 
verständigen.  Das  Gutachten  der  Nationalökonomen  Brand, 
Cassel,  Jenks  und  Keynes  betont  als  wichtigstes  Er- 
fordernis die  Stabilisierung  der  Mark.  -Jedoch  wird  in  eindring- 
licher Weise  darauf  hingewiesen,  daß  eine  Stabilisierung  ohne 
Befreiung  Deutschlands  für  längere  Zeit  von  den  Zahlungen  nach 
dem  Versailler  Diktat  unmöglich  ist.  Im  anderen  Fall  wird 
jeder  Versuch  zur  Stabilisierung  zum  Scheitern  verurteilt  sein 
und  nur  zu  einer  Verschleuderung  des  letzten  deutschen  National- 
vermögens führen.  Als  Zeitraum  für  das  Moratorium  werden 
zwei  Jahre  verlangt.  Das  Gutachten  der  Herren  Vissering, 
D  u  b  o  i  s  und  K  a  m  e  n  k  a  betont  besonders,  daß  die  Beseiti- 
gung der  Inflationsursachen,  die  bei  der  Regierung  liegen,  die 
Grundlage  für  eine  Stabilisierung  bilden  müßten'.  Die  strengste 
Sparsamkeit  im  Reichshaushalt,  die  Verringerung  des  Personals 
der  Staatsämter  und  Betriebsverwaltungen  sowie  der  allmähliche 
Abbau  der  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Ernährungszuschüsse 
seien  die  Bedingung. 

Zur  Beseitigung  des  Defizits  in  der  Zahlungs-  und 
Handelsbilanz  Deutschlands  wird  verlangt: 

Steigerung  der  Produktionskraft, 

Verringerung  der  Einfuhr, 

Hinderung  der  Kapitalflucht, 

Pause  in  den  Barzahlungen  und  Sachleistungen  nach  dem 
\'ersailler  Vertrag. 

Als  Mittel  werden  angegeben: 

Einsetzen  einer  neuen  Goldmark,  die  etwa  ^/lo  Dollar  be- 
tragen soll. 

Einrichtung  einer  Geldbank,  die  von  der  Reichsbank  finan- 
ziert werden  soll. 

Aufnahme  eines  internationalen  Bankkredits. 
Bis  zur  Herstellung  der  Goldwährung  soll  evtl.  eine  Parallel- 
währung gelten. 

Die  Mithilfe  des  noch  in  der  deutschen  Reichsbank 
deponierten  Goldschatzes  bei  allen  Vorschlägen,  sowohl 
der  Sachverständigen  als  der  Regierung  glaubt  man  nicht  ent- 
behren zu  können.  Es  kommt  der  Gedanke,  als  ob  der  letzte 
Trumpf  ausgespielt  werden  soll,  den  Deutschland  noch  beim 
Geltendmachen  wirtschaftlicher  Belange  in  der  Hand  hat. 

Diesen  ausländischen  Urteilen  gegenüber  ist  von  großem 
Interesse  die  von  S  t  i  n  n  e  s  im  Reichswirtschaftsrat  am 
9.  November,  dem  Tage  der  Revolution,  gehaltene  Rede  über 
Stabilisierung  oder  Produktionssteigerung. 
Stinnes  bezeichnet  Deutschland  als  unproduktiv  un"d  schätzt 
diese  Unproduktivität  auf  etwa  200  Millionen  Goldmark.  Das 
heißt:  Deutschland  muß  200  Millionen  Goldmark  nach  Abzug 
d^^r  entstehenden  Selbstkosten  mehr  produzieren,  um  sein 
eigenes  Leben  fristen  zu  können.  Mehrarbeit  von  2  Stunden 
auf  den  Tag  sei  die  erste  Bedingung,  Wandel  zu  schaffen,  sonst 
sei  Gefahr  vorhanden,  daß  das  Reich  auseinanderfalle.  Erst 
dann  könne  von  einer  Stabilisierung  gesprochen  werden,  die, 
wenn  sie  Bestand  haben'  soll,  Lohnkämpfe  und  Streiks  aus- 
schließe. 

Es  kommt  bei  allen  Vorschlägen  immer  wieder  auf  dasselbe 
hinaus:  Festigung  unserer  Währung,  Nachlassen  der  Repara- 
tionsverpflichtungen und  wirtschaftliche  Maßnahmen  im  Innern 
Deutschlands.    Um  die  Reihenfolge  dieser  Handlungen  geht  es. 

Das  Währungs-  und  Finanzelend  Deutschlands 
drückt  sich  am  deutlichsten  in  folgenden  traurigen  Zahlen  aus. 
Der  Notenumlauf  einschließlich  der  Darlchnskassenschein'e  hat 
630  Milliarden  überschritten,  allein  in  der  2.  Novemberwoche 
wurden  65  Milliarden  Noten  zur  Ausgabe  gebracht.  Dement- 
sprechend beträgt  der  Goldankaufspreis  für  ein  Zehnmarkstück 
10  000  M.  (Anfang  Oktober  3600  M.)  und  als  Goldzollaufgeld 
wurden  in  der  letzten  Novemberwoche  145  900  v.  H.  gegenüber 
53  900  V.  H.  Ende  Oktober  gezahlt.  Der  Reichsbankdiskont  ist 
auf  10  V.  H.  heraufgesetzt  worden,  wodurch  vielleicht  günstige 
Rückwirkungen  auf  die  internationale  Geldbewegung  hervor- 
gerufen werden.  Der  hohe  Zinssatz  kann  dem  Ausland,  den  An- 
reiz bieten,  Geld  nach  Deutschland  zu  geben  oder  wenigstens 
bestehende  Guthaben  nicht  abzuziehen. 

Die  Finanzlage  der  Städte  wird  immer  trostloser. 
Sie  sind  gezwungen,  so  weit  erreichbar,  Kapital  im  Ausland 
aufzunehmen  und  setzen  dadurch  bereits  auch  die  kommunalen 
Finanzverwaltungen  dem  Einfluß  ausländischer  Finanzkreise  aus. 

So  hat  zur  Fertigstellung  verschiedener  werbender  Anlagen 
der  Magistrat  Berlin  mit  einem  dänischen  Konsortium  einen 
Vertrag  über  ein  Darlehen  von  300  Mill.  Mark  abgeschlossen. 
Das  Darlehen  selbst  wird  auf  die  Dauer  von  50  Jahren  gegeben. 
Besonders  hervorzuheben  ist,  daß  die  Rückzahlung  nach  Wahl 
der  Stadt  in  Mark  oder  dänischen  Kronen  erfolgen  kann.  In 
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jedem  Falle  erhalten  aber  die  Gläubiger  nur  einen  solchen  Be- 
trag zurück,  der  dem  Kronenwert  der  300  Millionen  Mark  zur 
Zeit  der  Hingabe  entspricht.  Die  Stadt  Magdeburg  hat  die 
gleiche  Summe  unter  ähnlichen  Bedingungen  in  Amerika  als 
Anleihe  aufgenommen. 

In  der  deutschen  Kohlenförderung  scheint  das  Ver- 
fahren von  Ueberschichtcn  doch  allmählich  auf  eine  Erhöhung 
der  Förderziffern  hinzuwirken.  Der  Oktober  brachte  eine 
arbeitstägliche  Förderung  von  339.505  t  in  der  Ruhr,  gegenüber 
.317  911  t  lim  September.  Insgesamt  wurden  8  827126  t  an 
26  Arbeitstagen  im  Oktober  gefördert.  Auch  die  Braunkohlen- 
zahlen haben  im  Oktober  im  mitteldeutschen  Revier  eine  Er- 
höhung auf  8  174  435  t  Rohkohlenförderung  erfahren,  während 
die  Brikettherstellung  auf  1822194  t  gesunken  ist.  Polnisch 
Oberschlesien  förderte  im  Oktober  1922  1  986  054  t  gegen- 
über September  1922  1975  253  t.  Von  der  Oktoberförderung 
erhielt  Deutschland  776  763  t. 

Tratz  der  zunehmenden  Kohlenproduktion  ist  Deutschland 
gezwungen,  in  weiter  vermehrtem  Maße  ausländische 
Kohle  einzuführen,  da  die  Kohlen-Reparationsverpfichtungen 
in  voller  Schärfe  weiter  bestehen.  Frankreich  besteht,  trotz- 
dem es  die  Kohle  nicht  braucht,  auf  dem  augenblicklichen 
Lieferungssoll  von  1,725  Mill.  t,  ja  will  dieses  noch  auf 
1,9  Mill.  t  heraufgesetzt  wissen.  Dadurch  ist  Deutschland  zum 
Bezug  englischer  Kohle  gezwungen,  der  im  Oktober  sich  auf 
etwa  919  000  t  belief  und  in'  den  ersten  10  Monaten  des  Jahres 
1922  etwa  7,1  Mill.  t  gegenüber  7,6  Mill.  t  in  den  gleichen 
Monaten  des  Jahres  1913  betrug.  Was  das  finanziell  ausmacht, 
kann  man  daran  ermessen,  daß  die  deutsche  Zahlungsbilanz  im 
Oktober  allein  durch  den  Kohlenbezug  aus  England  mit  17,4 
Milliarden  Mark  belastet  wurde.  Auch  die  Reichsbahn  ist  an 
diesem  Bezug  zu  einem  erheblichen  Teil  beteiligt,  war  doch 
allein  im  Oktober  ein  Bedarf  von  .300  000  t  wegen  mangelnder 
Belieferung  durch  den  Reichskohlenkommissar  mittels  Auslands- 
kohle zu  decken.  Für  das  laufende  Rechnungsjahr  wird  für 
diese  Ausgaben  mit  einem  Mehraufwand  von  58  Milliarden  M. 
gerechnet. 

In  der  K  o  n  z  e  n  t  r  a  t  i  o  n  s  b  e  w  e  g  u  n  g  hebt  sich  die 
wiederholt  erwähnte  Konzernbildung,  in  deren  Mittelpunkt  die 
A.  E.  G.  steht,  besonders  hervor.  Auf  der  einen  Seite  erscheint 
die  A.  E.  G.  in  Interessenverbindung  mit  Linke-Hofm^nn-I^auch- 
hammer,  andererseits  bildet  sich  eine  immer  engere  Verbindung 
mit  der  Otto  Wolff-Gruppe  und  dem  Phönix  heraus.  Rohstoff-, 
Produktions-  und  Absatzsicherung  bilden  das  Ziel  dieses  Kon- 
zerns, der  an  Umfang  der  Rhein-Elbe-Union  nahekommt. 

In  der  mitteldeutschen  Zuckerindustrie  hat 
sich  in  jüngster  Zeit  ein  bemerkenswerter  Zusammenschluß  auf 
vertikaler  Grundlage  vollzogen.  Die  Zuckerraffinerie  Halle 
und  die  Zuckerraffinerie  Rositz  stehen  als  Fertigproduzenten 
an  der  Spitze  dieser  Bewegung.  Sie  haben  als  Lieferantenkreis 
sich  die  mitteldeutschen  Zuckerfabriken  fest  verbunden,  die 
ihrerseits  in  genossenschaftlicher  Form  auf  einem  bestimmten 
Kreis  von  Rübenanbauern  basieren.  Bisher  ging  die  Lieferung 
von  Zuckerfabrik   zur  Raffinerie  im  freien  Verkehr  vor  sich. 

Im  deutschen  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  g  c  w  e  r  b  c  vollzieht  sich 
ein  Zusammenschluß  in  gewaltigem  Ausmaße,  der  die  Versiche- 
rungsgruppe Friedrich  Wilhelm  und  die  Gerling- 
g  r  u  p  p  e  umschließt. 

Unter  der  Nachwirkung  der  durch  die  Erhöhung  der 
Gestehungskosten  hinaufgeschraubten  Kohlenpreise  sind  auch 
die  Preise  für  das  deutsche  Eisen  soweit  in  die 
Höhe  getrieben  worden,  daß  sie  sich  z.  B.  für  Stabeisen 
20  v.  H.  über  den  Weltmarktpreis  stellen.  Zur  Verteuerung  aller 
deutschen  Industrie-Erzeugnisse  trägt  auch  nicht  zum  wenigsten 
das  Heraufsetzen  der  Frachtkosten  bei.  Die  Reichsbahn- 
verwaltung hat  sich  gezwungen  gesehen,  die  r,  ü  t  e  r - 
tarife  soweit  zu  erhöhen,  daß  sie  vom  \.  Dezember  1922  ab 
das  1680fache  der  Friedenssätze  betragen  werden.  Die  Wirkung 
der  hohen  Produktionskosten  und  das  Ueberschreiten  der  Welt- 
marktpreise auf  die  Industrie  wird  sich  in  einer  Verminderung 
der  Absatzfähigkeit,  in  Produktionseinschränkungen  und  in 
Arbeitslosigkeit  für  die  werktätige  Bevölkerung  fühlbar  machen. 
Es  bleibt  für  die  Arbeiterschaft  ein  schwacher  Trost,  daß  die 
Wiederaufbanahkommen  mit  l-'rankreich  Beschäftigung  für  einen 
Teil  Arl)eitsl(>^er  erhoffen  lassen. 

Der  aliiiiälilich  sich  anbahnende  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  v  e  r - 
k  e  h  r    mit    R  u  ß  1  a  n  d    läßt  den  günstigen  Bezug  von  Roh- 


Die  Kreise,  welche  in  humanistischer  Ueberhebung  glaub- 
ten, auf  Naturwissenschaftler  und  Techniker  herabsehen  zu 
dürfen,  tragen  einen  nicht  geringen  Teil  der  .Schuld,  wenn 
die  Amerikanisierung  U'  seres  ganzen  Lebens,  über  welche 
schon  in  der  ersten  Zeit  des  Deutschen  Reiches  Du  B o i s 
Reymond  klagte,  die  von  allen  Einsichtigen  verab- 
scheuten Fortschritte  gemacht  hat,  denn  sie  haben  es  ver- 
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Vom  kaufmännischen  Geist  in  Staatsbetrieben. 

Aus  den  letzten  Reden  des  Herrn  Finanzministers  dürfte 
als  allgemein  bekannt  vorausgesetzt  werden,  daß  eine  erhebliche 


Stoffen  und  eine  Auftragsvermehrung  für  die  deutsche  Industrie 
erwarten.  Der  Rapallo  vertrag,  der  s.  Zt.  nur  mit  der 
Russischen  Sozialistischen  Föderativen  Sowjet-Republik  abge- 
schlossen worden  war,  ist  auf  die  verbündeten  übrigen  Sowjet- 
republiken ausgedehnt  worden.  Ein  weites  Feld  der  Betätigung 
bietet  sich  der  deutschen  Großindustrie,  deren  Vertreter  sich 
bereits  längere  Zeit  in  Moskau  befinden.  Unternehmungen  wie 
Krupp,  Rhcimnetall,  Linke-Hofmann,  Orenstein  &  Koppel  und 
die  Deutsche  Bank  haben  im  Wettbewerb  mit  Schweden  und 
der  Tschechoslowakei  die  Verbindung  mit  russischen  Wirt- 
schaftskreisen aufgenommen. 

Zwischen  dem  Otto  W  o  1  f  f  -Konzern  und  der  Sowjet- 
r  e  g  i  e  r  u  n  g  ist  ein  Handelsvertrag  zustande  gekommen.  Eine 
zwischen  diesen  beiden  Vertragsgegnern  gegründete  Rus- 
sisch-deutsche Handels  A.-G.  hat  unter  Durchbrechung 
des  staatlichen  Außenhandelsmonopols  eine  Konzession  auf  Ab- 
wicklung von  Aus-  und  Einfuhrgeschäften  mit  Rußland  erhalten; 
Als  Einfuhr  kommen  hauptsächlich  Metallwaren  in  Frage,  zur 
Ausfuhr  stehen  Waren  aller  Art  frei,  jedoch  hat  sich  die 
russische  Regierung  ein  Kontroll-  und  Vetorecht  vorbehalten. 
Die  Gewinnbeteiligung  ist  in  der  Weise  geregelt,  daß  bei  einer 
Dividende,  welche  40  v.  H.  des  .30000  Pfund  betragenden  Grund- 
kapitals nicht  übersteigt,  der  Gewinn  zur  Hälfte  geteilt  wird. 
Die  darüber  hinaus  erzielten  Gewinne  fallen  zu  75  v.  H.  an  Otto 
Wolff,  zu  25  v.  H.  an  die  Sowjet-Regierung.  Immerhin  ein 
recht  privatwirtschaftlich  gebildetes  Unternehmen.  Der  Wolff- 
Konzern  hat  der  neuen  Gesellschaft  einen  Kredit  von  750  000 
Pfund  Sterling  (1  Pfund  =  etwa  .30  000  M.)  eröffnet,  an  dessen 
Aufbringen  wohl  auch  ausländisches  Kapital  beteiligt  sein  wird. 

Beachtung  verdient  die  Form  der  Geldbeschaffung  zum 
^^'iederaufbau  der  russischen  Hungergebiete, 
deren  sich  die  ,, Industrie-  und  Handelsaktiengesellschaft  Inter- 
nationale Arbeiterhilfe  für  Sowjet-Rußland"  bedient.  Die  Ge- 
sellschaft, deren  Sitz  Berlin  ist,  erließ  in  den  größeren  Zeitungen 
der  Welt  Aufrufe  in  Anzeigenform  des  Inhalts,  daß  die  erste 
internationale  Arbeiter-Anleihe  in  der  Höhe  von  1  Mill  Dollar 
zur  Zeichnung  aufgelegt  sei.  Die  \^erzinsung  und  Rückzahlung 
der  Aideihe  ist  von  der  russischen  Regierung  garantiert  und 
wird  in  Deutschland  itv  Stücken  von  1000  und  10  000  M.  und  1, 
10  und  100  Dollar  vertrieben. 

Die  Pionierarbeit  in  Rußland  wird  sich  in  erster  Linie  zu- 
nächst auf  die  Wiederherstellung  der  Transportwege  er- 
strecken müssen.  Die  Eisenbahnen  werden  unermeßliche  Arbeit 
erfordern,  so  daß  der  Wasserweg  zunächst  wohl  als  Basis  dienen 
muß.  Zur  Erforschung  der  Möglichkeit,  Rußland  auf  den  Binnen- 
wasserstraßen zu  durchqueren,  ist  von  deutschen  Unternehmern 
vor  einiger  Zeit  ein  kleiner  Dampfer  ,,  P  i  o  n  i  e  r  "  auf  die 
Reise  geschickt  worden,  der,  mit  Verbrauchsgegenständen  wie 
Zucker,  Schuhwaren,  Nähmaschinen  befrachtet,  seinen  Weg  von 
der  Ostsee  über  Petersburg  durch  die  russischen  Kanalanlagen 
nach  der  Wolga  zum  Kaspischen  Meer  gefunden  hat.  Seine 
Ankunft  in  E  n  z  e  1  i  in  P  e  r  s  i  e  n  legt  Zeugnis  von  deutschem 
Unternehmungsgeist  und  deutscher  mutiger  Pionierarbeit  ab. 

Von  Oesterreich  kam  die  überraschende  Nachricht,  daß  am 
15.  November  die  Noten  presse  stillgelegt  worden  ist.  Statt 
der  Papierkrone  soll  hinfort  nur  goldgedecktes  (ield  in  ^'^erkehr 
gesetzt  werden.  Diese  Maßnahme  findet  seine  Begründung  in 
den  auf  den  Sanierungsverhandlungen  in  Genf  für  Oesterreich 
bewilligten  Krediten,  die  Oesterreich  von  der  \'aluten-  und 
Devisenbeschaffung  gegen  Notenandrang  unabhängig  machen 
sollen.  In  der  Zeit  bis  zum  Flüssigwerden  dieser  Kredite  sollen 
kurzfristige  Goldschatzscheine  aus  einer  aufzulegenden  Gold- 
anlcihe,  rückzahlbar  im  Jahre  1923  aus  den  Krediten,  dem  Geld- 
bedürfnis gerecht  werden.  Ob  diese  Regelung  dem  lebens- 
unfähigen österreichischen  Wirtschaftskörper  viel  helfen  wird, 
muß  bezweifelt  werden.  In  Deutschland  würde  sie  mit  größerer 
W^ahrscheinlichkeit  zur  (icsundung  führen. 

Zusammengefaßtes  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  b  i  1  d  :  Vom 

Ausland  selbst  geht  nunmehr  der  (icdanke  aus.  Deutschland 
eine  Entlastung  in  den  Reparationsverpflichtungen  zuteil  wer- 
den zu  lassen,  nachdem  sich  maßgebende  ausländische  ^\'irt- 
schaftler  davon  überzeugt  haben,  daß  die  bisherige  Nachkriegs- 
Wirtschaftspolitik  der  Entente  das  Wirtschaftsleben  Deutsch- 
lands immer  kränker  macht.  Diese  Einsicht  läßt  wieder  einige 
Hoffnung  für  die  Entwicklung  in  kommender  Zeit. 

Dr.  Baumann. 


absäumt,  die  neue  Technik  geistig  zu  erf.issen,  zu  erar- 
beiten, und  damit  den  Gefahren,  die  sie  in  sich  barg,  zu 
begegnen  Das  wäre  die  .Aufgabe  der  Betrachtenden  und 
Erkennenden  gewesen  ;  der  jugendlich  d.-ihinstarmenden 
Technik  fehlte  es  dazu  an  Zeit  und  Muüe. 

(Aus  Weyrauch,  ,,Die  Technik,  ihr  Wesen  und 
ihre  Beziehungen  zu  andern  I-ebensgebieten.") 


Ausdehnung  des  elektrischen  Bahnbetriebes  geplant  ist.  Schon 
die  preußisch-hessische  Staatsbahnverwaltung  hat  seinerzeit  eine 
Anzahl  von  Regierungsbaumeistern  zur  Privatindustrie  beur- 
laubt, um  ihnen  eine  theoretische  und  praktische  Ausbildung  im 
elektrischen  Bahnwesen  zu  erteilen,  die  sie  in  der  eigenen  Ver- 
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waltung  nicht  finden  konnten.  Dem  Zwecke  dieser  Beurlau- 
bungen entsprechend  galt  die  außerhalb  der  Verwaltung  ver- 
brachte Zeit  als  im  Staatsinteresse  zurückgelegt  und  wurde 
daher  auf  das  Dienstalter  voll  angerechnet.  Ueberraschender- 
weise  kürzte  nun  der  Reichsfinanzminister,  nachdem  die  Bahnen 
in  den  Besitz  des  Reiches  übergegangen  sind,  das  Dienstalter 
dieser  Beamten  um  die  Hälfte  der  seinerzeit  vom  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  verfügten  Beurlaubungszeit,  weil  diese 
ungebührlich  lang  gewesen  sei. 

Abgesehen  davon,  daß  jedermann  bei  der  Beschäftigung  in 
industriellen  Betrieben  um  so  mehr  nutzbringende  Kenntnisse 
erwerben  wird,  je  längere  Zeit  er  auf  diese  Beschäftigung  ver- 
wendet, abgesehen  auch  davon,  daß  die  Maßnahme  des  Reichs- 
finanzministers kaum  bezweifelbare  Rechtansprüche  der  Be- 
troffenen verletzt,  bildet  dies  Verfahren  eine  eigenartige  Illu- 
stration zu  dem  seitens  staatlicher  Verwaltungen  in  letzter  Zeit 
ausgiebig  für  sich  in  Anspruch  genommenen  kaufmännischen 
Geist.  Die  Industrie,  welche  berufen  ist,  tüchtige  Leistungen 
zu  verwirklichen,  wird  ebenso  wie  der  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  tat,  sich  Sonderfachleute  für  bestimmte  Arbeitsgebiete 
heranziehen. 

Als  selbstverständlich  gilt  dabei,  daß  den  erweiterten  Kennt- 
nissen auch  höhere  Bewertung  bei  der  Besoldung  entspricht,  und 
daß  man  die  zu  bestimmten  Aufgaben  herangezogenen  Kräfte 
durch  geeignete  Besoldungs-  und  Standespolitik  an  das  Unter- 
nehmen zu  fesseln  sucht.  Umgekehrt  verfährt  die  Reichsverwal- 
tung. Wie  das  erwähnte  Beispiel  zeigt,  werden  höher  bewertete 
leitende  Beamte  um  Beträchtliches  in  ihrem  Dienstalter,  d.  h. 
in  ihren  Aufrückungsaussichten,  und  in  ihrer  Besoldung  zurück- 
gesetzt. Wenn  auch  bei  der  Reichbahnverwaltung  zweifellos  die 
Erkenntnis  der  erwähnten  Zusammenhänge  vorhanden  ist,  so 
wird  über  Besoldungspolitik  doch  durch  den  Reichsfinanz- 
minister nicht  solche  Fessel  angelegt,  daß  es  ihr  schwer  werden 
dürfte,  die  zur  weiteren  Einführung  und  Vervollkommnung  des 
elektrischen  Bahnbetriebes  unerläßlichen  Beamtenstellen  zu  ge- 
winnen und  zu  halten. 

Die  besonders  im  Maschinenbau  bei  der  Reichsbahn  be- 
klagte Abwanderung  in  die  Industrie  wird  durch  diese  fiskalische 
Personalpolitik  noch  gesteigert  werden.  Außerdem  wird  man 
sich  auch  in  diesem  Zusammenhang  vor  Augen  halten  müssen, 
daß  es  für  den  höheren  technischen  Dienst  im  Eisenbahnwesen, 
besonders  im  Maschinenbau  der  Reichsbahnverwaltung,  fast  voll- 
ständig an  Nachwuchs  fehlt. 

Wir  zweifeln  nicht,  daß  die  Entwicklung  der  Dinge  die 
Reichbahnverwaltung  dahin  drängen  wird,  den  unangebrachten 
Sparmaßnahmen  des  Reichsfinanzministers  im  Interesse  des 
Eisenbahnwesens  und  des  Reiches  überhaupt  entgegenzutreten. 

BÜCH ER BESPRECHUNG 

Die  Darstellung  des  modernen  Eisenbahnwesens,  insbesondere 
der  Lokomotive,  als  Lehrmittel  für  Hochschule,  Schule  und 
Volksaufklärung.      Von    Dr.    Walter    Strauß.  (Franckhs 
Technischer  Verlag  Dieck  &  Co.,  Stuttgart.)    150  Seiten  groß- 
oktav,  4  mehrfarbige,  32  einfarbige  Kunstdrucktafeln,  zahlreiche 
Abbildungen  im  Text,  geheftet  (Augustpreis)  375  Mark. 
Das  Buch  ist  vorwiegend   als   historische   Quelle   und  als 
Unterrichtswerk  zu  beurteilen.    In  seiner  Zusammenfassung  des 
Stoffes  bildet  es  eine  eigenartige  Neuheit.    Es  lehnt  sich  in  vieler 
Hinsicht  an  die  zur  eigenen  Gestaltung  anregenden  Unterrichts- 
werke an,  durch  die  der  Verlag  sich  einen  guten  Ruf  erworben 
hat.    Wertvoll  ist  die  kritische  Vergleichung  guter  und  schlechte- 
Modelle,  verbunden  mit  begrifflichen   Aufklärungen   über  eine 
Reihe  von  technischen  Problemen,  die  auch  der  Fachmann,  gern 
unter  diesem   neuartigen   Gesichtspunkt   betrachten   wird.  Be- 
sonderen Wert  gewinnt  das  Werk  vermöge  seiner  zahlreichen 
und  anschaulichen  Abbildungen  für  Unterrichtszwecke  aller  Art 
und    zur    Belehrung    des    jüngeren    technischen  Nachwuchses. 
Namentlich  in  Eisenbahnwerkstätten,  die  sich   die  Pflege  der 
Modellbaukunst  bereits  angelegen  sein  lassen,  wird  dieses  Werk 
auch  unter  Meistern  und  Lehrlingen  interessierte  Leser  finden. 

Dr.  Hasse. 

OBERBAUFRAGEN 

Der  Vortrag  des  Regierungs-  und  Baurats 
F  ü  c  h  s  e  1  über  „Gefügeuntersuchungen  an  Oberbaustoffen" 
am  10.  Januar  1922  im  Verein  für  Eisenbahnkunde  liegt  seit 
längerer  Zeit  druckfertig  vor,  konnte  aber  wegen  Raummangels 
bisher  nicht  gebracht  werden.  Der  Vortrag  wird  nunmehr  in 
der  demnächstigen  Oberbau-Nummer  erscheinen,  worauf  wir 
hiermit  vorbereitend  hinweisen,  weil  darin  neuere  Darlegungen 
über  Riffelbildung  enthalten  sein  werden. 

Die  Schriftleitung. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Deutsche  Maschinentechnische  Gesellschaft.    In  dem  für  die 

Versammlung  vom  19.  September  1922  vorgesehenen  Vortrage 
„Mitteilungen  über  Zwilling-Stehbolzen"  ging  Oberregierungs- 
baurat  Lorenz  aus  Dortmund  von  der  ungewöhnlichen  Steige- 


rung der  Kupferpreise  —  Mitte  September  1922  etwa  500  000  M. 
für  1000  kg  —  aus  und  begründete  damit  die  Notwendigkeit, 
einen  so  kostbaren  Baustoff  durch  einen  billigeren,  das  Eisen, 
ersetzen  zu  müssen.  Er  führte  aus,  daß  für  den  Lokomotiv- 
stehbolzen  aus  diesem  Baustoff  die  geeignete  Ausführung  nur 
der  nach  seinem  Erfinder  benannte  Zwilling-Stehbolzen  sein 
könne,  der  den  Anforderungen  in  Bezug  auf  Haltbarkeit  und 
Dichtigkeit  wohl  in  jeder  Hinsicht  entspreche.  Unter  Zuhilfe- 
nahme von  zahlreichen  Lichtbildern  wurden  die  umfangreichen 
und  eingehenden  Versuche  dargestellt,  die  von  dem  Erfinder  und 
der  Maschinenfabrik  für  Eisenbahn-  und  Bergbaubedarf  in  Georgs- 
marienhütte vorgenommen  worden  sind,  um  die  zweckmäßigste 
Form  des  Bolzens  und  ein  fabrikmäßiges  Verfahren  zur  Ver- 
wendung in  den'  Lokomotivwerkstätten  herauszubringen.  Beson- 
ders wurde  vom  Vortragenden  der  wissenschaftlichen  und  rech- 
nerischen Untersuchungen  des  Professors  Dr.-Ing.  Barkhausen 
über  die  genannte  Stehbolzenform  mit  dem  gewöhnlichen 
kupfernen  und  der  Versuche  des  Professors  Bodenstein  zur  Er- 
mittelung des  Verhaltens  von  Kupfer  und  Eisen  unter  den  Be- 
dingungen der  Dampfentwickelung  nach  dem  Gesichtspunkte  der 
elektrolytischen  Zersetzung  des  Kupfers  gedacht.  Die  Ausfüh- 
rungen gipfelten  in  dem  Vorschlage,  die  seinerzeit  unter  beson- 
ders ungünstigen  Verhältnissen  vorgenommene  Einführung  des 
Zwilling-Stehbolzens  zunächst  in  geringem  Umfange  wieder  auf- 
zunehmen, gewissermaßen  als  Vorstufe  für  die  Wiedereinfüh- 
rung des  Eisens  bei  der  Feuerbuchse,  die  in  absehbarer  Zeit  ge- 
tätigt werden  müsse. 

Vereistech.  Die  Geschäftsstelle  des  Hauptvorstandes  ist 
in  der  Lage,  erhebliche  Ermäßigungen  für  eine  Rroße  Anzahl 
Berliner  Theater  zu  vermitteln.  Die  Berliner  MitRlieder  sowie 
alle  nach  Berlin  kommenden  Vcreistcch-Mitglieder  werden  auf 
die  BcnutzuuR  dieser  Einrichtunp;  verwiesen,  die  sich  auch  auf 
.Angehörige  erstreckt.    Näheres  durch  die  Geschäftsstelle. 

Der  Hauptvorstand. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

"  Frankreich  handelt  mit  dem  von  Deutschland  ausgeliefer- 
ten Eisenbahnmaterial.  Vor  einiger  Zeit  ist  eine  Societe  Au.xiliaire 
de  Materiel  de  chemins  de  Fer  unter  Beteiligung  von  Lorraine- 
Dietrich,  Cail,  Material  Roulant  usw.,  gegründet  worden,  um 
das  von  Deutschland  nach  den  Bestimmungen  des  Waffenstill- 
standes und  des  Friedensvertrages  abgetretene  rollende  Material 
nach  den  osteuropäischen  Ländern  zu  verhandeln,  und  dafür  für 
die  französischen  Eisenbahngesellschaften  neues  Material  herzu- 
stellen. Gegenüber  lebhaften  Angriffen  betont  einerseits  die 
Gesellschaft,  daß  es  ihr  fernliege,  ein  Monopol  anzustreben, 
andererseits  betont  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten 
seine  völlige  Unparteilichkeit.  Rumänien,  Bulgarien,  Polen  und 
allenfalls  Ukraine  und  Rußland  haben  ersichtlich  bedeutenden 
Bedarf  von  rollenden  Materialien.  Für  diese  erscheint  das  von 
Deutschland  ausgelieferte  Material  gerade  geeignet,  während 
es  für  die  französischen  Bedürfnisse  schlecht  paßt.  Während 
Frankreichs  Industrie  und  Handel  hauptsächlich  Wagen  von 
10  Tonnen  braucht,  habe  Deutschland  hauptsächlich  20-Tonnen- 
Wagen  geliefert,  die  speziell  für  die  Industrie  und  hauptsächlich 
für  die  Großlandwirtschaft  Osteuropas  geeignet  wären. 

Schluß  des  redaktionellen  Teiles 


Ausschneiden!  Ausschneiden! 

Dieser 

B  E  S  TELLSCHEIN 

ist  dem  Briei'trager  zu  übergeben  oder  in  geschlossenen^  Kuvert 
unfrankiert   in  den  Kasten  zu  stecken.     Das  Kuvert  muß 
die  Aufschrift  erhalten 

An  das  Postamt 

HIER 

Hierdurch  bestelle  ich  bis  zum  Schluß  des  laufenden  Vierteljahres 
1  E.xemplar    der  Zeitschrift 

VERKEHRSTECHN  ISCHE  WOCHE 

zum  Preise  von  Mk.  150. —  vierteljährlich  und  ersuche  um  Zustellung 
durch  den  Briefträger,  sowie  um  Nachlieferung  der  bereits  er- 
schienenen Nummern  des  Vierteljahres 

Name:  

Stand:   

Ort:  

Straße  und  Nr.;  
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in  Flul^i^morinqu^  nadi  den  Bedingungen  der  5hiai$bahnen 


Sondierheti- : 

SeilöSen^KapfMappeMMlagier 

Lünzen  •MiMimeMxwenenlstffer 
müDedGel^Foh  u.bearbeUei 

cfecfte/  aif ^  Tempersiahlgwi& 
Fet€lbBhnwagfenrädei)roh  und 
bearbeUet 


Meier&WeidieU 

Weiche 


!000  Werks- 
ingehörige 


An 

ntliche  Verdingungen 

und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen,  des  Eisenbahnzentralamtes,  der  Bauabteilungen  und  der 

Betriebs-,  Maschinen-  und  Werl<stättenämter 

Tag  der 
Eröfinung 
der  Angebote 

Gegeustand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 

Bedingungen 
porto-  und  bestellgeldfrei 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M  von 

Angebote  verschlossen  mit 
entsprach-  Aufschrift  postfrei  an 

Die  Znschlags- 
frist  läuft  ab 

4.  12.  192a 
vorm.  10  Uhr 

Lieferung  von  elektrischen  Baustoffen.    —    Vertragserfüllung  bis 
31.  Januar  1923. 

2,50  Frs.  in  bar 

Pi  äsidialbüro, 
Zimmer  128 

Eisenbahndircktion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 

lö,  12.  1922 

4.  12.  1922, 
und  zwar  für 
Lager  Homberg 
um  10,  für  Hocli- 

emmerich  um 
10  '/4.  für  Moers 
um  Va"  Uhr,  für 
Krefeld  um 
II  Uhr 

Ausfuhrung  der  Gartnereiarbeiten  für  die  Neubauten  der  Truppen- 
lager Homberg,  Hochemmerich,  Moers  und  Krefeld  in  je  einem  Lose. 

120,—  für  jedes 
Lager 

 >■ 

Keichsvermögensamt  Krefeld, 
Zastrou-str  194 

3  Wochen 

5.  12.  1922 
vorm.  II  Uhr 

Lieferung  von:  i.  950  Tonnen  Packlagesteinen  aus  Basaltlava  oder 
Granuacke,  2.  600  Tonnen  Pflastersteinen  aus  Basaltlava,  3.  100  m 
Bordsteinen  (Werksteinen)  aus  Basaltlava,  4.  180  m  Bordsteinen 
(hammerrechie)  aus  Grauwacke  oder  Ruhr-Sandsteinen  frei  Bahn- 
Tiragen  der  Versandstation. 

50.- 

 >■ 

Eisenbahnbauabteilung  I, 
Köln-Nippes,  Merheimerstr.  220 

6.  12.  1922 
vorm  10  Uhr 

Lieferung  von  70000  kg  Petroleum  und  160000  kg  Mincralsihmieröl. 
VertragserfdUung  bis  Ende  März  1923. 

2  frs.  in  bar 

PiUsidialbUto, 
Zimmer  128 

Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 

20. 12.  1922 

▲UTOMArilCHER 
KOHLEMlÄUIIE^^TbOCKEH 
FEUERLbVCHEII 


Verlangen  |ie 
Dbuckkhrift 
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Dieser  Ausgabe  liegt  ein  Prospekt  der  Fa. /^r.  Krupp,  Akt.- Ges.,  Essen,  über  Federn  für 
Lokomotiven,  Eisenbahn-  und  Straßenbatinwagen  usw.  bei,  auf  den  wir  hierdurch  hinweisen 
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Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Elsenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  techr>tsg^en  Reichselsenbahn-Beam- 
ten und  des  Reichsbundes  deHtSöheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mittellungen 
der   Eisenbahnverwaltung,  sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRIFTLEITUNG:   Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen  Hoch;=chule  zu  Hannover  — 
Dr.- Ina.    Hasse,    Reglerungsbaumeister    a.    D. , 
Privaldozent  an   der  Technischen   Hochschule  zu 
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KOHLENNOT  UND  ZUGBELEUCHTUNG 

VON   REGIERUNGSBAURAT  HOERNER,  HANNOVER 


Mit  Rücksicht  auf  die  Kohlennot  hat  sich  die  Reichsbahn, 
als  eine  der  größten  Kohlenverbraucherin  entschlossen,  die 
Elektrisierung  der  Bahnen  dort  beschleunigt  durchzuführen,  wo 
Wasserkräfte,  wie  in  Bayern,  vorteilhaft  zur  Verfügung  stehen. 
Andererseits  hat  der  Reichsverkehrsminister  angeordnet,  eine 
größere  Anzahl  von  D-Zug-  und  Schlafwagen  mit  Dynamobe- 
leuchtung auszurüsten,  da  diese  Form  der  elektrischen  Beleuch- 
tung sich  seit  der  Verwendung  von  Halbwattlampen  und  eincb 
zuverlässigen  Antriebes  am  besten  bewährt  hat  und  gegenüber 
anderen  Beleuchtungsarten  den  Vorteil  ständiger  Betriebsbereit- 
-'Chaft  und  bedeutender  Kohlenersparnisse  gewährleistet.  Wenn 
auch  diese  Erkenntnis  erst  langsam  an  Boden  gewinnt,  so  darf 
doch  die  Hoffnung  ausgesprochen  werden,  daß  sie  mit  der  Zeit 
Allgemeingut  werden  wird  und  daß  auch  die  Stellen,  welche  sich 
bisher  weniger  mit  diesem  Sondergebiet  befaßt  haben,  dem  Koh- 
lenverbrauch durch  die  Zugbeleuchtung  erhöhte  Beachtung 
-^chenken  werden. 

Vor  dem  Kriege  wurde  nur  eine  kleine  Anzahl  von  Eisen- 
liahnwagen  elektrisch  beleuchtet,  da  bei  Verwendung  von  Spei- 
chern ebensowenig  wie  bei  Gas  eine  sofortige  Betriebsbereitschaft 
erzielt  werden  konnte  und  die  Unterschiede  in  den  Betriebskosten 
und  dem  Kohlenverbrauch  keine  erhebliche  Rolle  spielte.  Die 
Dynamobeleuchtung  war  noch  in  der  Entwicklung  begriffen  und 
konnte  erst  im  Jahre  1916  mit  der  Einführung  der  Halbwatt- 
lampen und  der  Erfindung  des  Keilriemenantriebes  in  wirtschaft- 
lichen Wettbewerb  mit  den  andern  Beleuchtungsarten  treten.*) 
Immerhin  zeigen  die  Betriebsdaten  des  Jahres  1914  bereits, 
welche  Entwicklung  die  Zugbeleuchtung  einschlagen  mußte.**) 


Jahr 

Beleuchtungsart 
D-Zugwagen  U/II! 

Preis  der 
Wagenein- 
richtung 
M 

Gewicht 

kg: 

Unterhaltung 
in  "/(,  des  An- 
lagekapitals 

Beleuch- 
tU'  gskosten 
im  Jahr 
M 

Fettgas  

1900 

1200 

8  0/^  =  152  M 

190 

1914 

Speicher  .... 

2200 

1400 

6  o/o  =  132  „ 

167 

4000 

800 

4  o/o  =  160  „ 

144 

Besonders  fällt  hierbei  das  geringe  Gewicht  der  Dynamo- 
beleuchtungseinrichtung und  die  geringen  Beleuchtungskosten 
auf.  Seit  der  Einführung  der  Halbwattlampen  ist  das  Gewicht 
der  Dynamo  noch  weiter  gesunken,  während  die  Verwendung 
des  Keilriemenantriebes  die  Unterhaltungskosten  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  hat. 


Jahr 

Beleuchtungsart 

Preis 
M 

Unterhaltung  in  "/o 
des  Anlagekapitals 

Beleuch- 
tungskosten 
M 

Gas  

19  000 

8,60/o  =  1634  M 

2500 

O" 

r't 

30  000 

6  0/q  =  1800  M 

2500 

Ol 

Dynamo  

44  000 

2%  =    880  M 

1600 

*)  Wittfeld:  Elektrische  Zugbeleuchtung,  Glasers  Annalen  i.  Mai  1922.  Ranfft: 
Die  Dynamo -Automobil-  und  Eisenbahnzug-Beleuchtung  als  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit, Motor  1921,  Jan.'Eebr.-Heft. 

**)  Hoepner:  2UigbeIeuchtuiig,  Z.  f  Beleuchtungwesen,  Heiz-  und  Lüftungs- 
]  Technik  1921.    Hoepner:  Antrieb  für  Dynamo-Zugbeleuchtung,  Elektro- Journal  192a 
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Zu  berücksichtigen  ist,  daß  vor  dem  Kriege  Fettgas  oder  Misch- 
gas verbraucht  wurde,  welches  die  doppelte  Leuchtkraft  wie 
Steinkohlengas  hatte;  letzteres  aber  durch  die  Kriegsnöte  be- 
dingt war.  Während  bei  Fettgas  mit  einem  Verbrauch  von  0,5 
Liter  für  jede  Hefnerkerzenstunde  gerechnet  werden  muß,  erfor- 
dert Steinkohlengas  bereits  1  Liter*),  was  die  Kosten  für  die 
Kompression  und  die  Dauer  der  Beleuchtung  wesentlich  beein- 
flußt. Außerdem  ist  zu  beachten,  daß  die  verschiedene  Beschaf- 
fenheit des  Gases  an  den  Füllstellen  unangenehme  Folgeerschei- 
nungen in  den  Gasbehältern  gezeitigt  hat,  und  diese  Nachteile 
durch  die  bequeme  Art  der  Gasauffüllung  nicht  aufgewogen 
werden. 

Es  sei  kurz  auf  die  Entstehung  der  Kosten  für  Gasbeleuch- 
tung eingegangen.  Sie  setzen  sich  zusammen  aus  den  Kosten 
für  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals,  den  Betriebs- 
kosten für  die  Unterhaltung  und  den  Ersatz  der  Anlagen  und 
Einrichtungen,  den  Personalkosten,  den  Transportkosten  sowie 
den  Kosten  für  die  Erzeugung  des  Gases. 

Das  Anlagekapital  ist  aufzuwenden  für  die  Gasbeleuchtungs- 
einrichtungen im  Wagen,  den  Gaserzeugungs-,  Gasfüll-  und  Gas- 
preßanlagen auf  den  Zugbildungs-  und  Zwischenstationen  und 
den  Gastransportanlagen  nebst  sämtlichen  maschinellen  Aus- 
rüstungen. Die  Betriebskosten  entstehen  durch  Unterhaltung 
und  Ersatz  dieser  Anlagen  und  Einrichtungen  sowie  durch  Ver- 
dichten des  Gases  nebst  den  unvermeidlichen  Verlusten  beim 
UeberfüUen  und  Pressen.  Daneben  sind  nicht  zu  vernachlässigen 
die  Kosten  für  den  Ersatz  und  Verbrauch  der  Schläuche,  Dochte, 
Streichhölzer,  Spiritusflammen,  Ansteckapparate,  Glühkörper, 
Düsen,  Körbe,  Mundstücke,  Glasglocken,  Sammelkessel,  für  das 
An-  und  Abrollen  der  Wagen  und  das  Putzen  und  Instandhalten 
der  Lampen.  Aus  der  Instandhaltung  dieser  vielen  Teile  er- 
geben sich  auch  die  erheblichen  Kosten  für  das  benötigte  Per- 
sonal. Demnach  ist  es  verständlich,  wenn  man  statt  der  Gas- 
beleuchtung eine  andere  Beleuchtungsform  in  weiterem  Um- 
fange einführt,  zumal  die  außerordentlichen  Aufwendungen  an 
Kohle  für  den  Transport  und  die  Erzeugung  des  Gases  es  drin- 
gend erforderlich  machen. 

Seitdem  die  Mängel,  welche  früher  der  Dynamo-Zugbeleuch- 
tung noch  anhafteten,  beseitigt  worden  sind,  muß  diese  Beleuch- 
tungsart als  die  zweckentsprechendste  bezeichnet  werden**).  Auch 
andere  Länder  sind  bereits  zu  demselben  Ergebnis  gekommen 
und  haben  die  elektrische  Beleuchtung  für  ihre  Fahrzeuge  vorge- 
schrieben. Bei  D-Zug-,  Schlafwagen  und  Speisewagen  ist  der 
Einzelantrieb  ohne  weiteres  der  gegebene,  besonders  wenn  es 
sich  um  größere  Strecken  oder  um  Auslandskurse  handelt,  wäh- 
rend für  andere  Zwecke  Gruppenbeleuchtung  in  Frage  kommen 
dürfte. 

Die  reinen  Transportkosten  für  die  Dynamobeleuchtung  sind 
wegen  des  kleineren  Gewichts  und  der  geringeren  Rangierwege 
gegenüber  der  Gasbeleuchtung  geringer.  Die  Transportkosten 
für  1000  kg  Beleuchtungsausrüstung  betragen  bei  einem  mitt- 
leren Zugwiderstand  von  6  kg/t  und  einem  Weg  von  600  km/Tag 


*)  BUttner :  Die  Beleuchtung  von  Eise.  bahn-Personenwagen,  Verlag  Springer. 
'"  ■'')  F.  B. :  Elektrische  Zugbeleuchtung,  Die  Eisenbahn-Werkstätte  1921,  Hefi  15 
Elektrische  Beleuchtung  von  Eisenbahnwagen,  Die  El&enbahr.-W'eikstälte  1921  l  eft  5 
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(etwa  220  000  km/Jahr)  sowie  einem  Verbrauch  von  1,9  kg 
Kohle/PSh  an  der  Wagenachse 

6  •  1000  •  600  •  365  ■  1.9  ^^^^  ,  ,  ,     ....   ,.  , 

—       r=  9240  kg  Kohle  jährlich 


und  bei 


3600  •  75 

einem  Kohlenpreis  von  10  000  M/t  insgesamt  rund  9240  M.  (Bei 
Auslandskohle  ist  das  doppelte  zu  rechnen.)  *).  Das  crRibt  für 
eine  Wagenausrüstung: 


Beleuchtungsart 

Gew  icht 

kg 

TransportkosteQ 
M 

Zuschlag 

vi„ 

M 

Zusammen 
M 

1200 

2220  • 

22 

2242 

Speicher  

1400 

2590 

26 

2616 

800 

1480 

1480 

Für  die  Beförderung  zu  den  Ladestellen  ist  bei  Gas-  und  Spei- 
cherbeleuchtung ein  Zuschlag  von  etwa  1  v.  H.  zu  machen.  Die 
reinen  Transportkosten  sind  bei  Dynamobeleuchtung  mithin 
schon  762  M.  —  0,381  t  jährlich  für  einen  Wagen  geringer  als 
bei  der  Gasbeleuchtung,  wobei  die  von  der  Lokomotive  aufzu- 
wendende Energie  für  die  Mitbeförderung  des  Mehrbedarfes  verT 
iiachlässigt  worden  ist.  Nimmt  man  an,  daß  nur  60  000  Wagen 
des  gesamten  Personenfuhrparkes  im  Betriebe  sind,  so  ergibt 
.sich  eine  Kohlenersparnis  von  0,381  .  60  000  =r  22  860  t  Kohlen 
jährlich  allein  durcli  Gewichtsersparnis. 

Noch  wesentlicher  als  diese  Ersparnis  ist  der  Minderver- 
brauch an  Kohlen  für  die  Erzeugung  des  Lichtes  in  den  Personen- 
wagen. Bei  2000  Brennstunden  jährlich,  500  Watt/h  und  einem 
Gesamtwirkungsgrad  für  Dynamo  und  Hilfsbatterie  .von  0,62 
werden 

2000  •  500  •  1,36  ■  1,9 

==  4160  kg  =  4,16  t  Kohle 


0,62  •  1000 


verbraucht. 


Die  Gasbeleuchtung  eines  D-Zugwagens  erfordert  stündlich 
etwa  670  Liter  Steinkohlengas.  Durch  die  Kompressionswärme 
des  Gases,  den  Verbrauch  des  Kompressionsmotors,  Undichtig- 
keiten in  der  Fülleitung,  den  Wagenleitungen,  durch  Zündflam- 
men, durch  Umfüllen  aus  dem  Kesselwagen  usw.  gehen  50%  der 
ursprünglich  erzeugten  Gasmenge  verloren,  so  daß  für  einen 
Wagen  1340  Liter  erzeugt  werden  müssen.  Bei  2000  Brenn- 
stunden wurden  2680  cbm  jährlich  verbraucht  werden.  Durch 
längeres  Brennen  auf  Tunnelstrecken  und  vorzeitiges  Anzünden 
auf  den  Stationen  erhöht  sich  diese  Menge  auf  rund  3000  cbm 
jährlich.  Da  1  kg  Kohle  0,4  cbm  Leuchtgas  liefert,  sind  jährlich 
für  einen  Wagen  7,5  t  Kohle  erforderlich,  d.  h.  3,34  t  mehr  als 
bei  Dynaniobeleuchtung.  Insgesamt  sind  also  3,34  -f  0,381  = 
3.721  t  Kohle  mehr  zu  fördern  und  zu  transportieren.  Das  er- 
gibt bei  60  000  Wagen  =  22:3 '2G0  t  Kohle  =  2  2.32  600  000  M. 

Diese  Ersparnis  an  Kohlen  und  Kapital  ist  so  bedeutend, 
daß  nicht  achtlos  an  ihr  vorübergegangen  werden  kann,  zumal 
mit  ihr  noch  weitere  Vorteile  wie  geringere  Wagengestellung 
für  Transportzwecke  und  nicht  zum  wenigsten  die  vollständige 
Beseitigung  der  Brandgefahr,  die  bei  Zusammenstößen  von 
schwerwiegenden  Folgen  sein  kann,  verbunden  sind.  Aus  diesem 
Grunde  sind  in  Frankreich  am  Ende  des  Jahres  1924  nur  noch 
elektrisch  beleuchtete  Wagen  im  Verkehr  zulässig,  was  auch  in 
Deutschland  wünschenswert  wäre.  Selbstverständlich  kann  der 
Umbau  der  gasbeleuchteten  Wagen  bei  den  jetzigen  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  nicht  wie  in  Frankreich  in  zwei  Jahren 
durchgeführt  werden,  aber  es  dürfte  angebracht  sein,  schon  jetzt 
einen  eingehenden  Plan  für  den  allmählichen  Umbau  der  Wagen 
aufzustellen  und  dementsprechend  durchzuführen.  Wie  wichtig 
diese  Maßnahmen  sind,  geht  auch  daraus  hervor,  daß  der  Reichs- 
kühlenkommissar  neuerdings  mit  Rücksicht  auf  die  ständig  stei- 
genden Anforderungen  der  Reparationskommission  wiederum 
eine  weitere  Einschränkung  des  Hüttenkontingents  um  10%  mit 
sofortiger  Wirkung  hat  anordnen  müssen,  da  die  Knappheit  der 
Kohlen  aufs  äußerste  gestiegen  ist.  Jegliches  Mittel,  den  Be- 
darf herabzudrücken  und_  an  Betriebskosten  zu  sparen,  sollte 
daher  sofort  aufgegriffen  und  soweit  irgend  möglich  angewendet 
werden. 


DAS  NEUE  FRANZOSISCHE  KOLONIALEISEN  BAH  NPROGRAMNI 

VOM  GEHEIMEN  OBERBAURAT  PROFESSOR  BALTZER,  BERLIN 


Nach  dem  für  den  Verband  unserer  Feinde  günstigen  Aus- 
gange des  Weltkrieges  gefällt  sich  Frankreich  nicht  nur  darin, 
in  Europa  seine  Großmannssucht  mit  lautem  Säbelrasseln  zu  be- 
tätigen, sondern  will  seine  imperialistische  Ausdehnungspolitik 
auch  über  See  in  größtem  Stil  fortsetzen.  Den  sprechendsten  Be- 
weis hierfür  liefert  das  umfangreiche  neue  Kolonialpro- 
g  r  a  m  m,  das  der  Kolonialminister  Sarraut  in  der  Parlaments- 
sitzung vom  12.  April  1921  vorgelegt  hat.  Wieweit  aber  Frank- 
reich auf  kolonialem  Gebiet  seine  Aufgaben  in  der  Richtung  wirk- 
licher Kulturarbeit  bisher  zu  lösen  vermocht  hat,  zeigt  unter 
anderem  der  heutige  Zustand  des  Riesengebiets  von  französisch 
Aequatorial-Afrika:  dieses  Land,  vor  dem  Marokko-Ab- 
kommen 2  200  000  qkm  umfassend,  hat,  abgesehen  von  der  60-cm- 
spurigen  Kleinbahn  Brazzaville — Minduli  von  160  km  Länge,  zur 
Ausbeutung  der  Kupfergruben  von  Minduli,  bis  heute  noch 
nicht  eine  einzige  Kolonialbahn  aufzuweisen. 

Wenn  auch  schwerlich  Aussicht  besteht,  daß  die  deutsche 
Industrie  eine  Möglichkeit  gewinnt,  sich  an  den  umfangreichen 
Leistungen  und  Lieferungen  für  das  französische  Kolonial- 
programm unmittelbar  zu  beteiligen,  so  wird  es  unsern  Lesern 
doch  wertvoll  sein,  dieses  in  seinen  Einzelheiten,  soweit  es 
sich  auf  neue  Kolonialeisenbahnen  erstreckt,  kennen 
zu  lernen. 

Das  Eisenbahnnetz  der  französischen  Kolonien  zeigt  fol- 
gende Entwicklung: 

im  Jahre  1880  ....  13  km  Betriebslänge 

im  Jahre  1890  ....  474  km  Betriebslänge 

im  Jahre  1900  ....  845  km  Betriebslänge 

im  Jahre  1910  ....  4384  km  Betriebslänge 

im  Jahre  1920  ....  6229  km  Betriebslänge 

Das  gesamte  Anlagekapital  dieses  Netzes  belief  sich  am 
1.  Januar  1920  auf  mehr  als  1  Milliarde  Franken.  Das  Netz  ver- 
teilt sich  auf  die  einzelnen  Kolonialgebiete  Frankreichs,  wie 
folgt: 


In  Betrieb 
km 

Im  Bau 
km 

Zusammen 
km 

2646 

201 

2847 

2124 

108 

2232 

488 

131 

619 

126 

126 

Abessinien 

Djibuti-Adis  Abeba  

786 

786 

Neu-Caledonien 

NumeaBurail   

29 

29 

Französ.  Indien 

Pondischery  -  Viliapuram 

30 

30 

6229 

440 

6ö69 

Die  Mehrzahl  dieser  Eisenbahnen  zeigte  bis  zum  Kriegs- 
ausbruch ein  befriedigendes  Wirtschaftsbild;  die  ältesten,  bereits 
in  t'en  Jahren  1885  oder  1886  eröffneten  Kolonialbahnen  Dakar — 
St.  Louis  in  Westafrika*),  264  km,  Saigon — Alytho  in  Indo- 
China, 71  km,  und  die  Bahnen  der  Insel  Reunion,  126  km, 
zeichnen  sich  sogar  durch  besonders  günstige  Verkehrsziffern 
und  Betriebsergebnisse  aus.  Aber  in  und  nach  den  Kriegs- 
jahren gingen  die  Einnahmen  besonders  bei  den  afrikanischen 
Bahnen  fast  überall  jäh  zurück,  die  Betriebsausgaben  stiegen 
außerordentlich  stark,  so  daß  die  Betriebsüberschüsse  sich  er- 
heblich vermindern.  Nur  die  Bahnen  von  Dahome  machen  darin 
eine  Ausnahme.  Die  Eisenbahn  von  Neu  Caledonien,  29  km,  und 
die  Linie  Turan — Dongha,  175  km,  in  Indo-China  arbeiten  von 
Beginn  ständig  mit  Fehlbeträgen.  Dagegen  bringt  die  indo- 
chinesische Eisenbahn  Haiphong — Yunnanfu,  859  km,  die  seit 
1910  in  ganzer  Ausdehnung  im  Betriebe  steht,  beträchtliche,  von 
1910  bis  1919  stetig  steigende  LTeberschüsse.    Auch  die  Bahnen 


*)  Hocpner:  Die  Wirtschaftlichkeit  elektrischer  Zugbeleuchtuncr,  Verkehrs- 
technik 1921,  Heft  25. 


*)  Vergleiche  die  Abhandlung  des  Verfassers  öIit:  Die  Eisenbahnen  in 
den  französischen  Kolonien  von  Westafrika,  im  Jahrgang  VI  1911,  dieser  Zeitschrift 
Nr.  4  und  5,  Seite  81  und  loi. 
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\  on  Madagaskar  und  die  aethiopische  Eisenbahn  Djibuti-Adis 
Abeba,  786  km,  begonnen  1897,  bis  Dire — Dana  eröffnet  Ende 
1902,  seit  Juni  1917  in  voller  Ausdehnung  im  Betriebe,  zeigen 
mi  allgemeinen  eine  gute  Verkehrsentwicklung  und  ihr  Wirt- 
-chaftsbild  ist  befriedigend.  Bei  der  Eisenbahn  Dakar  — 
St.  Louis  wird  übrigens  von  anderer  Seite  bemängelt,  daß 
c  Wagen,  Lokomotiven,  (jleisbetlung,  die  Wasserstationen 
-w.,  kurz  fast  alle  Anlagen  und  Einrichtungen  seit  mehr  als 
-!U  Jahren  völlig  unverändert  geblieben  seien,  nachdem  die 
r.ahn  im  Jahre  1885  vollendet  worden  war.  Die  Bahn  habe 
Zeiten  des  Ruhnies  und  des  i  Gewinnes  erlebt,  aber  alles  im  Lande 
-ei  seitdem  fortgeschritten  bis  auf  die  Bahn.  Im  Vergleich 
mit  neueren  Bahnen  in  Westafrika  gleiche  sie  heute  einem 
Kinderspielzcug,  das  sich  in  schlechtem  Zustande  befinde.  Die 


Cotiari  und  eine  Zweiglinie,  22  km,  von  Guinguineo  nach 
Kaolak,  der  Hauptstadt  von  Sine-Salum,  wurden  1912  vollendet. 
Für  den  Bau  der  Reststrecke,  etwa  290  km,  wurde  ein  Kredit 
von  25  Millionen  Franken  in  der  167  Millionen-Anleihe  von 
1913  vorgesehen.  Infolge  der  allgemeinen  Preissteigerung 
während  des  Krieges  haben  die  Mittel  für  den  Bau  nicht  aus- 
gereicht. Die  Strecke  ist  von  Thies  bis  Cotiari — Naunde,  422 
Kilometer,  sowie  von  Kayes  bis  Ambidedi  im  Betriebe,  so  daß 
noch  eine  Baustrecke  von  rund  200  km  Länge  übrig  bleibt,  auf 
der  zurzeit  Kraftwagendienst  eingerichtet  ist.  Die  Arbeiten 
sind  in  der  Ausführung  begriffen  und  bieten  bis  auf  zwei 
kleinere  Brückenbauten  keine  besonderen  Schwierigkeiten.  Die 
Vollendung  des  Baus  wird  nicht  vor  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1923  erwartet. 
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Zeit  dränge,  wenn  man  verhüten  will,  alsbald  zu  einer  kost- 
spieligen völligen  Erneuerung  der  Bahn  gedrängt  zu  werden. 
Der  Zeitpunkt  sei  also  gekommen,  wo  man  eine  neuzeitliche 
Umgestaltung  der  Linie  Dakar — St.  Louis  fordern  müsse. 

In  Indo- China  erzielt  die  südliche  Linie  Saigon — Mytho, 
ila  sie  reiche,  wohl  angebaute  fruchtbare  Provinzen  mit  außer- 
ordentlich dichter  Bevölkerung  durchschneidet,  ständig  große 
I  ictriebsüberschüsse;  dagegen  erscheinen  bei  der  nordöstlichen 
Linie  Saigon — Kanhoa  bisher  nur  Fehlbeträge,  weil  sie  arme 
nnd  dünn  bevölkerte  Gebiete  erschließt  und  als  Südabschnitt 
'kr  transindo-chincsischcn  Bahn  einstweilen  in  Nhatrang  wie  in 
einer  Sackgasse  endigt,  so  daß  die  Bedingungen  für  einen 
starken  Verkehrsstrom  fehlen.  Im  Jahre  1916  wurden  beide 
Linien  zu  einer  Betriebseinheit  verschmolzen  und  seitdem 
tjleichen  sich  die  Einnahmen  und  Ausgaben  aus,  indem  die 
L'eberschüsse  der  Strecke  Saigon — Mytho  die  Fehlbeträge  der 
Strecke  Saigon- — Nhatrang  decken. 

In  Neu-Caledonien  besteht  eine  kurze  Eisenbahn  vnn 
Xumea  nach  Burail,  die  an  dem  Fluß  Dumbea  Halt  macht, 
29  km. 

In  den  indischen  Siedhmgen  verbindet  eine  Eisenbahn 
Pondichery  mit  i  1  I  a  p  u  r  a  m.  einer  _  Station  an  der 
-Toßen  Linie  von  Madras  nach  der  Südspitze  von  Indien.  Die 
liahn  durchzieht  nur  auf  11,3  km  französisches  Gebiet.  Ebenso 
\  crbindet  eine  andere  Linie  Karikal  mit  Peralam,  Station  des 
großen  indischen  Bahnnetzes;  sie  durchfährt  auf  15,2  km  fran- 
zösisches Gebiet.  Bau  und  Betrieb  dieser  beiden  Linien  sind 
einer  englischen  Gesellschaft  übertracen. 

In  dem  kolonialen  Eisenbahnj)r(3gramm  sind  folgende  For- 
derungen aufgeführt: 

T.  W  e  s  t  a  [  r  i  k  n. 
1.   Vollendung   der   Strecke   Thies — Kayes  im 
Senegalgebiet:  Der  erste  Bauabschnitt,  140  km  von  Thi^s,  und 
'  in  zweiter,  44  km  von  Kayes  bis  Ambidedi,  wurden  1910  dem 
etriebe    übergeben.     Ein    weiterer    Abschnitt,    200  "km  bis 


2.  Fortführung  der  Eisenbahn  Kayes  —  Kulikoro  ent- 
lang dem  linken  LIfer  des  Niger  bis  Nyamina,  sodann  den 
Niger  überschreitend  und  auf  dem  rechten  Ufer  in  südöstlicher 
Richtung  abschwenkend,  um  mit  etwa  90  km  Gesamtlänge 
Barueli  zu  erreichen;  die  Bahn  soll  die  dortigen  durch  Be- 
wässerungsanlagen für  den  Baumwollbau  dienstbar  zu  machen- 
den Gebiete  von  Banamba  erschließen  und  wertvolle  Handels- 
zentren schaffen. 

3.  In  Elfenbeinküste:  Verlängerung  der  Eisenbahn 
Abidjean — Buake  in  nördlicher  Richtung  über  Bantora,  Bobo- 
Diulasso  und  Dedugu  nach  dem  Flußhafen  M  o  p  t  i  am  Niger, 
etwa  400  km,  um  die  dichter  bevölkerten  und  aussichtsreichen 
Gebiete  des  „Nigerbogens"  mit  der  Ozeanküste  zu  verbinden. 

4.  In  Ost-Dahome:  Herstellung  einer  Eisenbahn  von 
Kotonu  nach  Porto  Novo,  dem  Ausgangspunkt  der  Bahn  nach, 
Sakete  und  Pobe,  etwa  27  km;  Porto  Novo  liegt  an  einer 
Lagune,  die  sich  östlich  bis  nach  Lagos  in  englisches  Gebiet 
erstreckt  und  dort  einen  Ausgang  zum  Meer  besitzt;  die  nach 
Westen  geplante  Bahn  soll  die  Ausfuhrgüter  von  Ost-Dahome 
dem  französischen  Ausfuhrhafen  Kotonu  zuführen  und  diesen 
Verkehr  dem  britischen  Hafen  Lagos  entziehen. 

5.  In  West-Dahome:  Eisenbahn  von  Groß-Popo  nach 
Lokossa  (wie  bereits  in  der  167  Millionen-Anleihe  vorgesehen) 
und  Abzweigung,  etwa  18  km,  nach  Segborue,  am  Ahemesee 
gelegen,  Endpunkt  der  Zweigbahn  Tahu — Segborue. 

6.  Einrichtung  elektrischen  Betriebes  auf  der 
Eisenbahn  Kayes — Niger  unter  Ausnutzung  der  Wasser- 
fälle von  Guina  (franz.  Sudan).  Nach  Fertigstellung  der 
Eisenbahn  Thi^s — Kayes  erhält  das  Nieertal  mittelst  der  Bahn 
Kayes — Kulikoro  eine  unmittelbare  Verbindung  mit  dem  Ozean. 
Auf  ein  Anwachsen  des  Verkehrs  ist  um  so  mehr  zu  rechnen, 
wenn  man  an  die  künftige  gesteigerte  Ausbeutung  des  Niger- 
tals durch  Bewässerungsanlagen  für  die  Zwecke  des  Baumwoll- 
baus denkt.  Die  wenig  günstigen  Linienverhältnisse  der  Strecke 
Kayes — Kulikoro,  die  wesentlich  größere  Steigungen  enthält  als 
die  Strecke  Thies — Kayes,  und  nur  Züge  von  1000  t  Nutzlast  mit 
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einer  Geschwindigkeit  von  30  km/Std.  zuläßt,  legen  den  Gedanken 
nahe,  die  Fälle  des  Senegalstromes  zur  Lieferung  elektrischer 
Energie  für  den  Zugdienst  der  Linie  Kayes — Kulikoro  zu  ver- 
werten. Der  elektrische  Betrieb  bietet  den  Vorteil  erheblicher 
Kohlenersparnisse  und  ermöglicht  eine  Erhöhung  des  Zug- 
gewichtes, außerdem  die  vorteilhafte  Stromversorgung  und 
Ausnutzung  aller  möglichen  Werkstätten  des  Bahngebiets. 

7.  Verlängerung  der  Eisenbahn  der  Elfenbeinküste,  nach 
dem  M  o  s  s  i  und  dem  Niger  in  Richtung  auf  Wagadugu,  mit 
späterer  Fortführung  bis  Niamey  am  Niger,  dem  künftigen  Aus- 
gangspunkt für  die  interkoloniale  Verbindung  mit  Aquatorial- 
Afrika. 

8.  Herstellung  einer  westlichen  Abzweigung  von  der  Bahn 
der  Elfenbeinküste  Abidjean — Buake  von  Dimbokro  nach 
D  a  1  o  a.  um  das  reiche  Gebiet  von  Man  zu  erschließen,  und  dem 
wirtschaftlichen  Einfluß  der  benachbarten  liberianischen  Re- 
publik möglichst  zu  entziehen. 

9.  Bau  einer  Küsten-Eisenbahn  von  Groß-Popo  in  Ila- 
home  nach  A  n  e  c  h  o  in  Togo,  etwa  27  km. 

10.  In  Senegal  eine  Eisenbahn  von  Diurbel,  Station  der 
Linie  Thies — Cotiari,  durch  das  Gebiet  von  Baol  nach  Tieli, 
120  km,  und  von  Luga,  Station  der  Bahn  Dakar — St.  Louis,  in 
östlicher  Richtung  nach  Yang-yang,  etwa  120  km.  Beide  Bahnen 
sollen  Gebiete  erschließen,  die  für  den  Anbau  der  Erdnuß  wert- 
voll sind. 

11.  In  Guinea  eine  Bahn  von  T  a  b  i  1  i,  Station  der  Strecke 
Konakry — Kurussa  nach  Yukunkun,  etwa  250  km,  um  dem  Ein- 
fluß von  portugiesisch  Guinea  entgegenzuwirken;  die  Bahn  würde 
später  bis  zum  Anschluß  an  die  Linie  Thies — Kayes  durchzu- 
führen sein  und  dann  eine  wertvolle  Verbindung  zwischen  Sene- 
gal und  Guinea  herstellen. 

12.  Verlängerung  der  Bahn  in  Ost-Dahorae  von  Pobe  nörd- 
lich nach  K  e  t  u,  etwa  50  km,  Mittelpunkt  eines  fruchtbaren'  und 
dicht  bevölkerten  Gebiets. 

13.  In  Dahome  eine  Eisenbahn  von  Dassa-Zume,  Station 
der  Dahome-Bahn,  in  nördlicher  Richtung  nach  B  a  s  s  i  1  a, 
Djugu  und  Natintingu,  330  km,  um  schließlich  mit  Schwen- 
kung nach  Westen  Wagadugu  zu  erreichen.  Früher  war  geplant, 
die  Bahn  über  Save  nach  Paraku  und  Gaya  am  Niger  zu  ver- 
längern; da  aber  das  Land  nördlich  Paraku  einer  völligen  Ein- 
öde gleicht,  erscheint  es  vorteilhafter,  Dahome  mit  dem  Gebiet 
des  oberen  Volta  durch  eine  Eisenbahn  zu  verbinden,  die  das 
dicht  bevölkerte  Land  des  Mossi  mit  seinen  1/4  Millionen  Ein- 
wohnern erschließt. 

II.  T  o  g  o. 

Hier  wird  eine  Eisenbahn  von  Tchacho  nach  T  o  k  p  I  i, 
65  km,  und  die  Fortführung  der  Hinterlandbahn  über  Atak- 
pame  nach  B  a  s  s  a  r  i,  250  km,  geplant,  letztere  mit  der  aus- 
gesprochenen Absicht,  den  Verkehr  von  Nordtogo  dem  benach- 
barten englischen  Gebiet  zu  entziehen. 

III.  Aequatorial-Afrika. 

1.  Die  schon  länger  geplante  Eisenbahn  von  Brazzaville 
zur  atlantischen  Küste,  560  km  in  der  1-m-Spur,  soll  den  Süden 
des  Schutzgebiets  vor  allem  dem  wirtschaftlichen  Einfluß  der 
belgischen  Kongokolonie  und  seiner  Eisenbahn  entziehen.  An 
dem  Abschnitt  von  Brazzaville  sind  die  Bauarbeiten  im  Februar 
1921  auf  Befehl  des  Generalgouverneurs  der  Kolonie  begonnen 
worden. 

2.  Ferner  eine  60  cm-spurige  Eisenbahn  von  B  a  n  g  u  i  nach 
Batangafo  mit  eine  Abzweigung  von  Damara  nach  Wadda,  375 
Kilometer.  Diese  Linie  von  Bangui  am  Ubangi  nach  Batangafo 
am  Uahm  (Bahr-Sara)  bildet  die  einzige  Verbindung  zwischen 
dem  Kongobecken  und  dem  Flußgebiet  des  Schari  und  dem 
Becken  des  Tschadsees  für  die  im  Herzen  von  Afrika  gelegenen 
französischen  Besitzungen. 

3.  Endlich  in  Gabun  in  der  60  cm-Spur  eine  Eisenbahn  von 
Nagossi  nach  Sindara  am  Ngunie,  25  km;  ferner  eine  Küsten- 
bahn von  Mayumba  nach  der  Lagune  Sette-Cama,  110  km,  und 
von  der  Lagune  Iguela  in  nördlicher  Richtung  nach  der  Lagune 
von  Fernan-Vaz. 

IV.  Kamerun. 

Die  in  der  nachstehenden  Zusammenstellung  mitgeteilten 
Betriebsergebnisse  der  beiden  verhältnismäßig  kurzen  Eisenbah- 
nen zeigen  seit  der  französischen  Besitzergreifung  für  die  Zeit 
von  1916  bis  1920  eine  fortschreitende  Besserung  des  Wirtschafts- 
bildes, wenn  auch  bei  der  Nordbahn  Roheinnahme  jnd  Betriebs- 
überschuß für  1920  die  entsprechenden  Zahlen  des  Jahres  1913  — 
des  letzten  vor  dem  Kriege  unter  deutscher  Verwaltung  — 
nämlich  950  700  und  4-33  530  M.  noch  nicht  wieder  erreicht  hat; 
auch  die  Betriebszahl  62  übersteigt  die  damalige  von  54,4  %. 

Geplant  werden: 

1.  Verlängerung  der  Mittellandbahn  nach  Jaunde,  120  km, 
in  die  Gegend  von  Deng-Deng,  270  km,  und  nach  M  e  i  g  a  n  g  a, 
230  km. 

2.  Verlängerung  der  Nordbahn  nach  F  u  m  b  a  n,  150  km,  in 
(las  Hochl;ind  von  Bamum. 


3.  Verbindung  der  Nord-  und  der  Mittellandbahn  über  das 
Haff  des  Wuri  durch  Herstellung  eines  etwa  1500  m  langen 
Viadukts  und  einer  6  km  langen  Verbindungsbahn  zwischen 
Duala  und  Benaberi. 

4.  Herstellung  einer  60  cm-spurigen  Eisenbahn  von  G  a  r  u  a 
zum  Logone,  280  km. 
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245  818 

514  757 

—268  939 

209 

1917 

391  422 

556  30*1 

—  164  884 

142 

1918 
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743  731 

180  362 

80 

1920 

1  134  826 

805  945 

328  881 

71 

V.  Indo-China. 

Die  Linie  von  Hanoi  nordöstlich  zur  chinesischen  Grenze, 
IGT  km,  ist  zuerst  als  strategische  Bahn  in  60  cm-.Spur  in  dem 
Abschnitt  Phu-Lang-Thuong  bis  Langson  von  1890  bis  1894 
erbaut  worden;  dann  wurde  sie  in  1  m-Spur  umgebaut  und  ver- 
längert einerseits  bis  Hanoi,  andererseits  bis  Dong-Dang.  Die 
Strecke  Dong-Dang-Nacham,  17  km,  wurde  während  des  Krieges 
hergestellt.  Die  ersten  167  km  haben  410-34  000  Frcs.,  d.  h. 
215  700  Frcs/km  gekostet- 

Die  Linie  von  Hanoi  nach  Vinh-Benthuy,  326  km, 
erster  Abschnitt  der  „Transindo-chinesischen"  Bahn,  wurde  be- 
gonnen 1899  und  dem  Verkehr  übergeben  Anfang  1905;  Bau- 
kosten 39  764  000  Eres-,  d.  s.  122  000  Frcs/km. 

Die  Linie  Haiphong — Hanoi  —  Laokay,  383  km, 
nach  Nordwesten  gerichtet,  wurde  von  der  Kolonie  erbaut,  wird 
aber  von  der  Gesellschaft  der  Eisenbahnen  von  Indochina  und 
Yunnan  betrieben  und  verspricht  besondere  wirtschaftliche  Er- 
folge. Bei  der  Ausführung  boten  sich  große  Schwierigkeiten;  in 
dem  Abschnitt  Hanoi-Laokay  zählt  man  nicht  weniger  als  175 
eiserne  Brücken  und  30  Tunnel.  Baukosten  65  751  000  Frcs.,  d.  s. 
168  000  Frcs/km. 

Die  Eisenbahn  von  Yunnan,  die  die  Verlängerung  der 
Linie  Hanoi — Laokay  bis  Yunnanfu  bildet,  ist  auf  chinesi- 
schem Gebiet,  nach  dem  französisch-chinesischem  Abkommen 
vom  9./10.  April  1898,  von  der  Konzessionsgesellschaft  der  Eisen- 
bahnen von  Indo-China  und  Yunnan  erbaut  worden.  Die  Linie 
bot  eine  Musterkarte  von  baulichen  Schwierigkeiten;  Baukosten 
165  Mill.  Frcs.,  d.  s.  353  700  Frcs/km,  so  daß  die  Bahn  die  kost- 
spieligste französische  Kolonialbahn  ist.  Die  Linie  ist  in  ganzer 
Ausdehnung  am  1.  April  1910  dem  \'^erkehr  übergeben  worden; 
sie  enthält  130  Tunnel  —  einer  über  650  m  lang  — ,  47  Brücken 
von  mehr  als  20  m  Spannweite,  3000  Brücken  von  0,60  bis  20  m 
Weite.  Sie  hat  zurzeit  die  besten  wirtschaftlichen  und  finan- 
ziellen Ergebnisse. 

Die  Mittelgruppe  wird  gebildet  durch  den  Abschnitt 
der  transindo-chinesischen  Bahn  Turan — Hue — Dongha,  174  km. 
der  erst  zur  vollen  Ausnutzung  gelangen  wird,  wenn  er  nach 
Vollendung  der  Arbeiten,  an  den  Abschnitt  Hanoi-Vinh  An- 
schluß erhält.  Der  Bau  der  Linie  hat  beinahe  10  Jahre  gedauert 
und  27  389  000  Frcs.,  d.  s.  157  000  Frcs/km,  gekostet. 

Die  Gruppe  des  Südens  umfaßt  folgende  zwei  Linien: 

1.  Die  Strecke  Saigon — Nhathrang,  408  km,  Süd- 
abschnitt der  transindo-chines.  Bahn,  mit  den  Verzweigungen 
nach  Phantiet,  12  km,  Phanrang,  4  km,  und  Xomgon,  39  km; 
letztere  nach  der  Hochebene  von  Langbian  führend.  Sie  wurde 
1900  begonnen,  Ende  1913  vollendet;  Baukosten  66  950  771  Frcs.. 
d.  s.  144  000  Frcs/km. 

2-  Die  wegen  ihrer  günstigen  Betriebergebnisse  schon  er- 
wähnte kurze  Strecke  Saigon  —  Mytho,  71  km,  Ende  18§2 
für  gemeinnützig  erklärt,  Mitte  1885  dem  Betriebe  übergeben; 
Baukosten  11634  000  Eres.,  d.  s.  163  000  Frcs/km. 

Das  Kolonialprogramm  enthält  folgende  Ausführungen: 

1.  Vollendung  des  Abschnittes  Vinh  —  Dongha,  etwa 
300  km,  im  Zuge  der  transindo-chinesischen  Bahn.  Diese,  die 
Halbinsel  Annam  in  nordsüdlicher  Richtung  durchschneidend, 
von  Hanoi  über  Hue  und  Turan  nach  Saigon  führend,  soll  Tonkin 
und  Cochinchina  politisch  und  wirtschaftlich  zusammenschwei- 
ßen; der  Bau  wurde  vor  20  Jahren  begonnen;  die  Bahn  ist  jetzt 
von  der  chinesischen  Grenze  her  üheT  Hanoi  bis  Vinh,  ferner 
in  der  Mitte  von  Dongha  über  Hue  nach  Turan,  und  im  Süden 
von  Nhatrang  bis  Saigon  vollendet;  rückständig  sind  also  noch 
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die  Abschnitte  Vinh— Dongha  und  Turan— Nhatrang,  letzterer 
etwa  600  km  lang.  Von  dem  zunächst  geplanten  Bauabschnitt 
ist  die  Strecke  Vinh — Tanap,  92,5  km,  im  Unterbau  ziemlich  vol- 
lendet, während  für  die  Strecke  Tanap — Nganson,  76  km,  und 
Nganson — Dongha,  132  km,  die  Bauentwürfe  fertiggestellt  und 
genehmigt  sind. 

2.  Eisenbahn  von  der  Küste  von  A  n  n  a  m  nach  Laos,  187 
Ivilometer.  Das  Land  Laos  ist  völlig  von  der  Küste  abgesperrt 
und  kann  seine  Erzeugnisse  nur  durch  die  Wasserstraße  des 
AIckoiig  zur  Ausfuhr  bringen.  Eine  Eisenbahn  vom  Mekong  in 
öftlicher  Richtung  zur  Küste  von  Annam,  zwischen  Vinh  und 
Turan  endigend,  würde  die  große  mittlere  Stromhaltung  des 
Alekong  von  Savannaket  bis  Vientiane  von  etwa  600  km  Länge 
mit  dem  Weltmeer  in  Verbindung  setzen  und  dem  drohenden 
siamesischen  Wettbewerb  einer  Bahn  von  Bangkok  zum  Mekong 
begegnen.  Beim  Bau  der  Bahn  ist  die  annamitische  Bergkette 
auf  etwa  60  km  Länge  zu  überschreiten;  dabei  sind  sehr  erheb- 
liche Geländeschwicrigkciten  zu  überwinden.   Die  Linie  V^inh — 


Tanap— Thakck,  187  km,  ist  nach  dem  Ergebnis  der  Vorarbeiten 
als  die  wirtschaftlichste  Lösung  für  die  Bauausführung  in  Aus- 
sicht genommen. 

3.  Fortführung  der  transindo-chinesischen  Eisenbahn  von 
Turan  nach  Saigon,  530  km.  Es  stehen  hier  zwei  Linien 
zur  Wahl ;  die  eine  als  Küstenbahn  von  Turan  über  Qinhon 
nach  Nhatrang,  die  zahlreiche  von  der  annamitischen  Bergkette 
entspringende  Wasserläufe  durch  Kunstbauten  überschreiten  und 
den  Bergstock'  des  Varella  mit  einem  1100  bis  1200  m  langen 
Tunnel  durchbrechen  müßte;  die  Ueberschreitung  des  Song-Da- 
rang-Stromes  würde  die  Errichtung  von  drei  getrennten  Brücken- 
bauwerken erfordern.  Die  andere  Linie  würde  die  annamitische 
Bergkette  und  die  Hochebene  von  Südannam  überschreiten  und 
sodann  im  Tale  des  Mekong  nach  Saigon  gelangen,  indem  sie 
die  reichen  Wälder  der  Mitte  der  Halbinsel  und  das  sehr  frucht- 
bare „rote  Land"  von  Kambodscha  und  Cochinchina  durch- 
schneidet. Die  Wahl  zwischen  den  beiden  Linien  ist  noch  nicht 
getroffen. 

4.  Eisenbahn  von  Saigon  über  Phnom-Penh  und  Battam- 
bang  nach  der  siamesischen  Grenze,  645  km.  Diese  Bahn  soll  die 
■Hauptstädte  Saigon  von  Cochinchina  und  Phnom-Penh  von 
Kambodscha  mit  der  siamesischen  Grenze  verbinden  und,  nach 
Vereinbarung  mit  Siam,  demnächst  auf  siamesischem  Gebiet 
möglichst  bis  Bangkok  durchgeführt  werden;  sie  hat  daher 
ebenso  viel  politische  als  wirtschaftliche  Bedeutung.  In  ihrem 
ersten  Abschnitt  folgt  die  Linie  dem  Tale  des  Mekongstromes 

nd  schneidet  dann  mehrere  wichtige  Ströme,  den  großen  und 
leinen  Vaico,  den  Strom  von  Kombong-Trabek,  den  von  Banam, 
dlich  den  Mekong  selbst,  der  an  dem  Schnittpunkte  1200  m 
reit  und  15  m  tief  ist.    Im  zweiten  Abschnitt  folgt  die  Bahn  dem 
'ale  des  Tonle-Sap  und  verläuft  dann  südlich  über  Kompong- 
-uoiig,  Udong,  Battambang.  Der  dritte  Abschnitt  führt  in  das 
ecken  der  großen  Seen,  bei  geringem  Abstände  von  ihrem 
Ueberschwemmungsgebiet,  und   endigt  in  dem  flach  geneigten 
Tal  des  Stung  an  der  siamesischen  Grenze.  Beträchtliche  Kunst- 
bauten, insbesondere  einige  Brücken  größeren  Umfanges  —  die 


über  den  Mekong,  den  Bassac  und  den  großen  Vaico  —  werden 
die  Bauausführung  etwas  kostspielig  machen. 

5.  Erweiterung  des  örtlichen  Bahnnetzes  von  Cochin- 
china, 335  km,  und  zwar  zunächst  die  seit  40  Jahren  geforderte 
südliche  Fortsetzung  der  Bahn  Saigon — Mytho  über  Vinh-Long, 
Cantho,  Cairang  und  Soctrang  nach  Baclieu,  210  km.  Die  Aus- 
führung war  bisher  unterblieben,  weil  Cochinchina  über  ein 
brauchbares  Netz  von  Wasserstraßen  verfügt  und  die  Ausführung 
den  kostspieligen  Bau  einiger  umfangreicher  Brücken,  insbeson- 
dere über  den  Mekong  und  seine  verschiedenen  Mündungsarme 
erfordert.  Er  handelt  sich  um  den  Bau  dreier  sehr  großer  Brücken 
über  den  Mekong  (1400  m),  den  Song-Cochien  (600  m)  und  den 
Bassac  (1400  m)  mit  Spannweiten  von  80 — 100  m  und  Pfeiler- 
gründungen mit  Druckluft  bis  auf  40  m  Tiefe;  bei  der  Mekong- 
brücke muß  eine  Oeffnung  mit  beweglichem  Ueberbau  vorgesehen 
werden.  Zu  diesen'  großen  Bauwerken  treten  noch  6000  m  ge- 
wöhnliche Brücken.  Ferner  die  Eisenbahn  von  Saigon  nach 
L  o  c  n  i  n  h,  125  km,  zur  Erschließung  der  ,, roten"  Länder  der 
Provinz  Thudaumot  und  ihrer  Kautschukpflanzungen,  erstreckt 
sich  einerseits  durch  das  östliche  Kambodscha  zum  Mekong,  an- 
dererseits durch  die  Hochebenen  von  Südannam  nach  Turan  hin; 
die  Bahn  soll  in  der  Station  Binh-Trieu  aus  der  Linie  Saigon — 
Nhatrang  abzweigen,  dem  Flusse  Saigon  folgen  und  über  Laithieu 
zunächst  Thudaumot,  sodann  über  die  Berghügel  zwischen  dem 
Saigonflusse  und  dem  Song-Be  Honquan  und  Locninh  erreichen. 

6.  Erweiterung  des  örtlichen  Bahnnetzes  von  Tonkin,  325 
km,  und  Verbindung  des  indo-chinesischen  Bahnnetzes  mit  den 
Bahnen  von  China.  Das  Delta  von  Tonkin  ernährt  eine  Be- 
völkerung, deren  Dichte  in  einzelnen  Provinzen  500  Einwohner 
auf  1  qkm  übersteigt.  Der  Verkehr  auf  den  Straßen  ist  sehr 
lebhaft,  so  daß  eine  Erweiterung  des  Bahnnetzes  und  der  Bau 
einiger  neuen  Strecken  notwendig  ist,  die  gewissermaßen  als 
Klein-  oder  Nebenbahnen  einige  nahe  gelegene  Verkehrsmittel- 
punkte untereinander  verbinden  sollen.  Es  handelt  sich  um  fol- 
gende 6  Strecken:  Hanoi — Hungyen — Tainbinh,  84  km,  Hanoi — 
Sontay,  42  km,  Donganh — Thainguyen,  52  km,  Namdinh — Thain- 
binh— Haiduong  oder  Haiphong,  87  km,  Namdinh — Phuxuantru- 
ong — Lacquan,  34  km,  und  Ninbinh— Phatdiem,  26  km,  zusammen 
325  km.  Das  Gelände  ist  flach  und  für  den  Bahnunterbau  bieten 
sich  nur  Schwierigkeiten  in  der  Ueberschreitung  des  Roten 
Flusses  und  seiner  Arme,  die  zahlreiche  Kunstbauten  erforderlich 
macht.  Die  wichtigsten  Brückenbauwerke  werden  folgende  sein: 
bei  Tan-De  über  den  Roten  Fluß,  500  m,  bei  Namdinh  über  den 
gleichnamigen  Kanal,  170  m,  bei  Tien-Phien  über  den  Kanal  von 
Bambu,  150  m,  bei  Phuxuantrong  über  den  Song-Ninh-Co,  150  m, 
bei  Thaibinh  über  den  Song-Tra-Ly,  100  m,  bei  Ninhgiang  über 
den  Kanal  von  Bambu,  100  m.  —  Aus  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Rücksichten  empfiehlt  sich  die  Verbindung  des  tonkinesi- 
schen  Bahnnetzes  mit  den  chinesischen  Bahnen.  Diesem  Zwecke 
würde  der  Bau  einer  Bahn  auf  chinesischem  Gebiet  von  Nacham 
über  den  Si-kiang  nach  Longtcheou  entsprechen,  der  früher  der 
Gesellschaft  ,,Fives-Lille"  konzessioniert  worden  war;  auf  Drän- 
gen der  chinesischen  Behörden  hatte  aber  die  Gesellschaft  auf 
diese  Konzession  verzichten  müssen.  Durch  Abkommen  vom 
15.  September  1899  ist  Frankreich  als  Nachfolgerin  der  Bau- 
gesellschaft Fives-Lille  in  deren  konzessionsmäßige  Rechte  ein- 
getreten. Nunmehr  soll  die  Zustimmung  der  chinesischen  Re- 
gierung zum  Beginn  der  Arbeiten  an  einer  Bahn  eingeholt  wer- 
den, die  den  Si-Kiang  an  der  äußersten  Grenze  seiner  Schiffbar- 
keit erreicht  und  Hanoi  und  Canton  verbindet;  sie  vi'ürde 
einen  lebhaften  Handelsstrom  ins  Leben  rufen  und  zur  Befrie- 
dung einiger  Bergbezirke  beitragen,  die  jetzt  unaufhörlich  durch 
chinesische  Räuberbanden  beunruhigt  werden. 

7.  Bergbahnen  von  Tonkin.  Der  Bergbaubezirk  von  Ton- 
kin ist  reich  an  Schätzen,  aber  seine  Ausbeutung  erschwert  durch 
Verkehrsschwierigkeiten'.  Die  industrielle  Entwicklung  von 
Tonkin  wird  in  naher  Zukunft  den  Bau  einiger  schmalspurigen 
(60  cm)  Neben-  und  Kleinbahnen  notwendig  machen,  die  die  Ab- 
hänge des  Mittel-  und  Berglandes  ersteigen  und  sie  mit  dem 
Hafen  von  Haiphong  in  unmittelbare  Verbindung  bringen  wer- 
den. Die  Trassen  und  die  Dringlichkeit  der  Ausführung  hängen 
von  der  Bedeutung  und  Tatkraft  der  einzelnen  Bergbauunter- 
nehmen ab,  die  zum  guten  Teil  noch  ganz  im  Anfang  ihrer  Ent- 
wicklung stehen. 

VI.  Madagaskar. 
Hier  verbindet  die  1  m-spurige  Eisenbahn  von  Tananarivo 
nach  Tamatave,  368  km,  die  Hauptstadt  des  Landes  mit  dem 
Haupthafen.  Die  Arbeiten  wurden  1901  begonnen  und  1913  vol- 
lendet. Die  Bahn  erwies  sich  als  recht  kostspielig,  denn  die  Bau- 
kosten beliefen  sich  auf  69  450  000  Frcs.,  d.  sind  188  UOO  Frcs/km. 
Eine  Linie  von  Tananarivo  in  südlicher  Richtung  nach  Antsirabc 
ist  im  Bau;  die  ersten  63  km  bis  Ambatolampy  sind  bereits 
vollendet  und  seit  dem  25.  September  1921  im  Betriebe;  diese 
Strecke  enthält  unter  anderem  7  Tunnel  von  1157  m  Gesamtlänge. 
Die  ganze  Linie  soll  im  Mai  1922  zur  Vollendung  kommen;  die 
auf  16,9  Millionen  Francs  veranschlagten  Baukosten  werden  sich 
aber  im  ganzen  auf  30  Millionen  Francs  belaufen.  Bei  den 
Tunnelbauten  finden  Eingeborene  als  Tunnelarbeiter  Ver- 
wendung 
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Eine  1  m-spurige  Kleinbahn  zweigt  in  Moramanga  von  der 
Stammbahn  Tananarivo— Tamatave  ab  und  soll  den  Bezirk  des 
Sees  von  Alaotra  bedienen. 

Das  Kolonialprogramm  sieht  folgende  Ausführungen  vor: 

a)  1   m-spurige  Hauptbahnen: 

1.  Vollendung  der  Linien  Tananarivo  —  A  n  t  s  i  r  a  b  e^, 
154  km,  und  von  Moramanga  zum  See  von  Alaotra,  165 
Kilometer.  Diese  Strecke  ist  bisher  nur  von  Moramanga  bis 
Anosiroa,  98  km,  vollendet. 

2.  Bau  einer  Eisenbahn  von  dem  wichtigen  bevölkerten  Be- 
zirk B  e  t  s  i  1  e  o  (Hauptort  Fianarantsoa)  nach  der  Ostküste,  208 
Kilometer,  nach  Mananjary  oder  Manakara.  Die  Linie  wird 
etwa  160  km  kürzer  als  die  vorhandene,  weiter  nc')rdlich  gelegene 
Hauptlinie  Tananarivo— Tamatave. 

3.  Bau  der  Eisenbahn  von  Antsirabe  in  südlicher  Rich- 
tung nach  Fianarantsoa,  205  km.  wodurch  die  von  Nord 
nach  Süd  gerichtete  Mittellandbahn  von  Tananarivo  bis  Fiana- 
rantsoa, der  sogenannte  ,,C  e  n  t  r  a  1  m  a  1  g  a  c  h  e",  eine  (je- 
samtlänge  von  359  km  erhält. 

4.  Bau  von  Straßen-  und  Vorortbahnen  in  T  a  n  a  n  a  r  i  v  o, 
51  km,  zur  Bedienung  des  sehr  lebhaften  Personen-  und  Güter- 
verkehrs in  dem  etwa  60  000  Einwohner  zählenden  Hnuptort  der 
Kolonie  und  seinen  benachbarten  Vororten.  Das  im  Anschluß 
an  die  bestehenden  und  zu  erbauenden  Hauptlinien  herzustellende 
Netz  soll  folgende  Orte  bedienen:  Ambohidratrimo,  17,5  km, 
Fcnoarivo,  15,7  km,  Sabotsy — Namohana,  9,5  km,  und  Analama- 
hitsy,  8,5  km. 

b)  60  cm-spurige  Neben-  und  Kleinbahnen, 
850  km,  mit  einem  LTnterbau,  der  einen  künftigen  Ersatz  der  60 
cm,-Spur  durch  die  1  m-Spur  gestattet.  Diese  Eisenbahnen  sollen 
sich  auf  folgende  7  Bezirke  verteilen: 

1.  T  u  1  e  a  r,  im  Süden  der  Westküste:  die  Strecken  Tulear — 
Manombo,  68  km,  in  nördlicher  Richtung,  Tulear — Manera,  94  km, 
in  nordöstlicher  Richtung  und  Tulear — Tongobory,  90  km,  in 
östlicher  Richtung;  letztere  würde  den  Anfang  einer  Bergbahn 
zur  Erschließung  der  bei  Bencnitra  in  dem  Becken  von  Mittel- 
Onilahy  entdeckten  Kohlenflötze  bilden. 

2.  M  o  r  o  n  d  o  V  a,  in  der  Mitte  der  Westküste:  von  Moron- 
do\-a  östlich  nach  Mahabo,  63  km,  dem  Mittelpunkte  bedeutender 
Kalksteinlager;  auch  hat  man  in  dieser  Gegend  Petroleum  und 
Erdpech  gefunden. 

3.  Majunga,  im  Süden  der  Nordwestküste:  von  Morovay 
nach  Mampikony,  145  km. 

4.  A  n  a  1  a  1  a  V  a,  im  Norden  der  Nordwestküste:  in  süd- 
(■)Stlicher  Richtung  von  dem  kleinen  Hafenort  Antsohiky  nach 
Befandriana,  95  km. 


5.  N  o  s  y  -  B  e,  im  Norden  der  Nordwestküste:  von  Antsa- 
hampana  nach  Marotoalana,  70  km,  um  das  Becken  von  Sam- 
birano  zu  erschließen. 

6.  Diego-Suarezan  der  Nordspitze  der  Insel:  von  Diego 
nach  der  Bucht  des  Courrier,  35  km,  und  nach  dem  Kap  Amber, 
.33  km. 

7.  Pangalanes  in  der  Mitte  der  Ostküste,  um  den  wirt- 
schaftlichen Wirkungsbereich  des  Seitenkanals  von  Pangalanes 
auszudehnen:  eine  Linie  vom  Nordende  des  Kanals  nach  der 
Mündung  des  Flüßchens  Maningory  über  Mahambo  und  Fene- 
riva,  50  km;  von  Fanandrana  nach  Antsasaka  und  Ampasimbola 
in  das  Hinterland  von  Tamatave,  30  km;  und  vom  Südende  des 
Kanals  Farafangana  nach  Vangaindrano,  77  km. 

Vn.  Insel  R  e  u  n  i  o  n. 
Bau  und  Betrieb  einer  die  Küste  der  Insel,  zwischen  Saint- 
Pierre  und  Saint-Benoit,  zu  etwa  %  umfassenden  Eisenbahn,  im 
Kanzen  126,2  km,  wurden  nebst  einem  Hafenbau  in  Pointe  des 
Galets  durch  Konzession  vom  25.  Juni  1874  an  eine  Gesellschaft 
vergeben;  die  Kolonie  bewilligte  ihr  eine  jährliche  Unterstützung 
von  160  000  Eres,  auf  30  Jahre,  deren  Zahlung  im  Jahr  1917  ihr 
Ende  erreichte.  Die  Bahn  wurde  1879  in  der  1  m-Spur  in  .An- 
griff genommen  und  Anfang  1886  dem  Betriebe  übergeben:  die 
Baukosten  beliefen  sich  auf  20,4  Millionen  Francs,  d.  s.  161900 
Frcs/km.  Seit  1888  hatte  der  Staat  den  Betrieb  von  Eisenbahn 
und  Hafen  übernommen.  Für  die  Eisenbahn  sind  im  Programm 
umfangreiche  Beschaffungen  zur  Erneuerung  und  Verbesserung 
des  Oberbaues,  zahlreiche  Arbeiten  zur  Ausbesserung  und  Er- 
gänzung der  Kunstbauten,  Erneuerung  und  Vermehrung  der 
Fahrzeuge  vorgesehen. 

VTII.  Guyana. 
Herstellung   einer   60  cm-spurigen   Eisenbahn   auf  Straßen- 
unterbau von  Cayenne  nach  Kuru,  42  km. 

IX.  Martinique. 

Eine  Linie  von  Fort  de  France  nach  Lamentin,  Trinite  und 
zum  Macuba;  eine  Linie  von  Lamentin  nach  Riviere  Pilote  und 
zum  Marin  über  Ducos,  Petit  Bourg,  Trois-Rivieres  und  Sainte- 
Luce;  eine  Linie  von  Lamentin  nach  Vauclin;  sämtliche  Linien 
in  der  1  m-Spur,  im  ganzen  etwa  165  km. 

Die  Denkschrift  schließt  die  Aufzählung  und  Erläuterung  der 
bestehenden  Kolonialbahnen  mit  der  Feststellung,  daß  in  den 
französischen  Kolonien  bisher  eine  Eisenbahnpolitik  nach  großen 
(Gesichtspunkten  nicht  vorhanden  gewesen  sei;  denn  noch  keine 
Kolonie  besitze  ein  großes  vollständiges  Eisenbahnnetz;  die  bis- 
herigen Unternehmungen  und  Bestrebungen  seien  nur  Bruch"- 
stücke  gewesen. 


VERSCHIEBEBAHNHÖFE  MIT  DOPPELABLAUF*) 


Der  Schriftleitung  ist  folgende  Zuschrift  zugegangen: 
Herr  Munke  wendet  sich  gegen  die  von  Herrn  Professor 
Dr.-Ing,  Anmiann  ausgesprochene  Behauptung,  mit  den  von  ver- 
schiedenen Seiten  erdachten  Einrichtungen  ließe  sich  ein  Mehr- 
faches der  bisherigen  Leistungen  erreichen,  und  kommt  nach 
cinigei;  Rechnungen  zu  dem  Schluß,  daß  selbst  meine,  als  die 
relativ  beste  Einrichtung,  nur  eine  Erhöhung  von  6000  auf 
10  000  Achsen  für  einen  Berg  zulasse.  Bei  noch  größeren  Lei- 
stungen müsse  eine  Verdoppelung  des  Systemes  Platz  greifen, 
dessen  Ausgestaltung  er  dann  im  einzelnen  lurchführt. 

Der  Wert  der  maschinellen  Verbesserung  des  Ablaufbe- 
triebes ist  hier  doch  wohl  etwas  zu  gering  eingeschätzt.  Jeden- 
falls ist  sicher,  daß  das  Aeußerstc  versucht  werden  muß,  ehe 
man  sich  allgemein  oder  auch  nur  häufiger  zu  einer  Verdoppe- 
lung des  Systems  entschließt,  denn  eine  Verdoppelung  des 
Systems  bedeutet  doch  zwei  vollständige  Bahnhöfe;  die  doppelte 
Leistung  wird  eben  durch  den  doppelten  Aufwand  erreicht. 
Dabei  wird  stets  zu  prüfen  sein,  ob  es  überhaupt  richtig  ist, 
diese  beiden  Bahnhöfe  auf  einen  Punkt  zu  \  ercinigcn.  Verkehrs- 
geographisch wird  sich  häufig  für  den  zweiten'  ein  anderer 
Platz  mit  etwas  anderen  Aufgaben  mehr  empfehlen.  Der  Vor- 
teil, daß  bei  einer  Vereinigung  die  Nebenanlagen  besser  aus- 
genutzt sind,  wird  sich  manchmal  auch  durch  anderweite  Zu- 
sammenfassungen erreichen  lassen.  Baulich  sind  so  große  Bahn- 
höfe keineswegs  einfach  und  billig;  Ablauf  anlagen  setzen  ein 
einigermaßen  geeignetes  Gelände  voraus,  und  zwei  kleinere 
Flächen  dieser  Art  sind  meist  leichter  zu  finden  als  eine  große. 
So  richtig  es  ist,  die  Länge  des  Bahnhofs  möglichst  zu  ver- 
kürzen, so  schwer  ist  es  doch  auch  selbst  bei  durchgängiger 
Verwendung  verkürzter  A'N'^eichcnstraßen,  Gleisgruppen  von  etwa 
neunzig  Gleisen  \  on  einem  Punkt  aus  mit  betrieblich  erträg- 
lichen Längen  und  Krümmungen  zu  entwickeln. 

Auch  Herr  Munke  setzt  für  die  beiden  Hauptberge  seines 
Doppelsystems  maschinell  verbesserte  Ablaufberge  voraus. 
Wenn  sie  wirklich  auch  nur  eine  Erhöhung  von  6000  auf  10  000 


*)  Vergl.  den  .Yufsatz  in  Nr.  31/1922  d.  Bl, 


Achsen  bringen  und  dabei  den  Wegfall  aller  Fehlläufe  und 
Beschädigungen  und  die  Unabhängigkeit  von  der  Witterung  ge- 
währleisten, so  ist  über  ihren  Wert  kein*  Wort  zu  verlieren. 
Aber  sie  leisten  zweifellos  mehr.  Wie  hoch  ihre  Leistungs- 
fähigkeit praktisch  gesteigert  werden  kann,  muß  die  Erfahrung 
lehren.  Die  von  Herrn  Munke  angeführten  Ursachen'  begren- 
zen die  Leistungsfähigkeit  keineswegs  so,  wie  er  annimmt.  Die 
erreichbare  Abdrückgeschwindigkeit  ist  Maß  und  Grenze  der 
Leistung  des  Ablaufberges.  Wenn  mit  1  m/sec.  abgedrückt 
wird,  haben  9  m  lange  Wagen  bei  vollkommen  geregeltem  Ab- 
lauf einen  Bruttozeitabstand  von'  9  Sekunden,  d.  h.,  es  ver- 
gehen an  irgendeiner  Stelle  vom  Durchlauf  eines  bestimmten 
Punktes  eines  Wagens,  z.  B.  der  hinteren  Pufferscheibe,  9  Se- 
kunden bis  zum  Durchlauf  des  entsprechenden  Punktes  des 
nächsten  Wagens.  Davon  zu  unterscheiden  ist  der  Nettozeit- 
abstand,  das  ist  der  Zeitraum  zwischen  dem  Durchlauf  der 
hinteren  Pufferscheibe  eines  Wagens  und  demjenigen  der 
vorderen  Pufferscheibe  des  folgenden.  Die  Zeit  steht  für 
das  Umstellen  der  Weiche  zur  A  erfügung.  Der  Nettozeitab- 
stand  ist  gleich  dem  Bruttozeitabstand,  verringert  um  die 
Zeit,  die  das  Durchlaufen  des  folgenden  Wagens  selbst  bean- 
sprucht, in  unserem  Falle  9  m  :  3  m/sec.  —  3  Sekunden.  Der 
Nettozeitabstand  ist  also  9  —  3  =  6  Sekunden.  Hierbei  ist  mit 
v  —  3  m/sec.  gerechnet. 

Herr  IMunke  rechnet  mit  dem  Raum  abstand.  Der  Brutto- 
raumabstand  ist  bei  9  m  Wagenlänge  und  3  ni/sek.  Laufge- 
schwindigkeit 9  .  3  =:  27  m,  der  Nettoraumabstand  ist  um  die 
Wagenlänge  kleiner,  also  27  —  9  =  18  m. 

Herr  Munke  hält  27  m  Brutto  räum  abstand  für  zu  gering, 
andererseits  scheint  ihm  eine  Erhöhung  der  Ablauf-  (Seil-)  Ge- 
schwindigkeit, die  eine  \'ergrößerung  des  Raumabstandes  er- 
geben würde,  wegen  starker  Stöße  auf  das  Seil  nicht  möglich. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  wodurch  diese  auftreten  sollen.  Be- 
kanntlich ist  die  Einrichtung  so  gedacht,  daß  die  Kupplung 
zwischen  Seilbahnwagen  und  Seil  in  dem  Augenblicke  statt- 
findet, wo  die  Relativgeschwindigkcit  Null  ist,  so  daß  Stöße 
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unmöglich  sind.  Die  früher  in  Amerika  weitverbreiteten  städti- 
schen Kabelbahnen  arbeiteten  mit  wesentlich  größeren  Seilge- 
schwindigkeiten, obwohl  hier  das  Ankuppeln  des  ruhenden 
Wagens  an  das  laufende  Seil  stattfand.  Aber  trotzdem 
rechnet  man  besser  nicht  mit  einer  Erhöhung  der  Seilgeschwin- 
digkeit über  etwa  3  m/sec,  obwohl  ich  sie  für  technisch  möglich 
halte.  Denn  nicht  der  geringste  Vorzug  des  zwangläufigen  Ab- 
laufs ist  die  Verringerung  der  Ablaufgeschwindigkeit  auf  ein' 
ungefährliches  Maß.  Es  kann  nicht  oft  genug  betont  werden, 
daß  die  jetzigen  übergroßen  Ablaufgeschwindigkeiten  nur  nötig 
sind,  weil  starke  Gefälle  die  Unterschiede  im  I^aufwiderstand 
der  Wagen  mildern. 

Ein  Nettoabstand  von  6  Sekunden  Zeit  bzw.  18  m  Raum 
reicht  zum  Umstellen  der  Weiche  bei  zwangläufigem  Ablauf 
und  selbsttätiger  Weicheneinstellung  aus.  Wenn  die  ent- 
si)rechend  sichere  Ausbildung  der  maschinellen  Einrichtungen 
im  Laufe  der  ' Zeit  gelingt,  besteht  auch  kein  Hindernis,  ihn 
noch  wesentlich  herabzusetzen.  Herr  Munke  rechnet  augen- 
--cheinlich  mit  den  ausgeführten  selbsttätigen  Weichen- 
Stelleinrichtungen.  Diese  wirken  durch  Schienenstromschließer, 
die  in  größerem  Abstand  gelegt  sind,  auf  gewisse  Fahrstraßen- 
schaltcr,  und  wenn  die  Schienenstromschließer  wohl  auch  enger 
selegt  werden  können,  so  ist  es  doch  einigermaßen  zweifelhaft, 
iib  man  damit  zu  den  hier  nötigen  kleinen  Abständen  kommen 
kruin.  Der  zwangläufige  Wagenablauf  läßt  aber  eine  viel  ein- 
fachere Weicheneinstellung  zu.  Das  Verdienst,  hierauf  zuerst 
aufmerksam  gemacht  zu  haben,  gebührt  Herrn  Regierungsbau- 
rat Scholl  in  Cöln.  Offenbar  beschränkt  sich  die  Fahrstraßen- 
einstellung für  die  am  Seil  über  die  gemeinsame  Weichenstraße 
ziehenden  Wagen  auf  die  einfache  Aufgabe,  für  jeden  Wagen 
einmal  die  Weiche  für  sein  Gleis  auf  Ablenkung  und  hinter 
ihm  wieder  auf  durchgehende  Straße  zu  stellen.  Das  gegebene 
Mittel  hierzu  ist  die  Seilbahn  selbst.  Die  Umstellung  kann  be^ 
ginnen,  sobald  die  Räder  des  vorangehenden  Wagens  die  Zungen 
verlassen  haben.  Man  versehe  jeden  Seilbahnwagen  mit  irgend- 
einer Einrichtung,  einem  „Schlüssel",  z.  B.  einer  Verbindung 
\on  Anschlägen  oder  Fühlern,  die  in  so  viel  Stellungen  gc- 
l)racht  werden  kann,  als  Weichen  da  sind.  Jede  Weiche  spricht 
mit  einem  Gegenschlüssel  darauf  an.  Stellt  man  auf  dem  Ab- 
laufberg den  Schlüssel  des  vorangehenden  Wagens  für  die 
Weiche  des  folgenden  ein,  so  wird  er  diese,  sobald  der  voran- 
gehende die  Zungen  freigegeben  hat,  auf  Ablenkung  stellen, 
wenn  der  Gegenschlüssel  der  Weiche  etwa  an  oder  etwas  hinter 
der  Zungenwurzel  liegt.  Jeder  Schlüssel  hat  ferner  die  Eigen- 
schaft, eine  Weiche,  die  in  Ablenkung  befahren  ist,  wieder  auf 
durchgehenden  Strang  zu  stellen.  Die  übliche  Sperrung  elek- 
trischer Weichen  verhindert  dabei  ein  Umstellen  einer  Weiche 
unter  dem  rollenden  Rade. 

Augenscheinlich  kommt  es  bei  diesem  Verfahren  nicht 
mehr  auf  den  Raumabstand,  sondern  auf  den  Zeitabstand  an, 
und  die  überhaupt  benötigte  Zeit  ist  nicht  viel  größer  als  die 
reine  Umstellzeit  der  Weiche.  Diese  beträgt  bei  normalen 
elektrischen  Stellwerken  2  Sekunden,  bei  selbsttätigen  haben 
sie  Siemens  &  Halske  auf  1  Sekunde  gebracht;  zweifel- 
los kann  sie,  wenn  die  ganze  Umstellenergie  vorher  aufge- 
speichert wird  (Luftdruck)  und  die  bewegten  Massen  vor  allem 
durch  Fortfall  des  schncllaufenden  Motorankers  verringert 
werden,  noch  weiter  herabgedrückt  werden,  obwohl  damit  nicht 
viel  mehr  zu  gewinnen  ist.  Jedenfalls  dürfte  sich  das  Umstellen 
der  \\'cichc  in  den  zur  Verfügung  stehenden  6  Sekunden  ein- 
wandfrei erreichen  lassen,  und  ich  glaube,  daß  es  mit  der  Zeit 
gelingen  könnte,  die  Anlage  so  durchzubilden,  daß  man  mit 
3  Sekunden  Nettoabstand  auskommt;  das  entspräche  bei 
3  m/sec.  Laufgeschwindigkeit  einem  Bruttozeitabstand  vor. 
3  +  3  =  6  Sekunden  oder  einer  Abdrückgeschwindigkeit  von 
9  m  :  6  sec.  =  1,5  m/sec.  Eine  Abdrückgeschwindigkeit  von 
1  m/sec.  entspricht  einer  theoretischen  Flöchstleistung  (ohne 
Abzug  für  Störungen  und  Pausen)  von  20  000  Achsen,  eine 
solche  von  1,.5  m/sec.  einer  Leistung  von  30  000  Achsen  in  24 
Stunden. 


....  Die  Begeist'rung  kann  bei  dem  Handel  mit  dem 
ruhigen,  berechnenden  Verstände  nur  verlieren;  drum 
sitzt  auch  stets  die  Phantasie  am  Tische  des  Lebens 
unten  an,  wo  selten  nur  die  Schüssel  hingelangt. 

(Raupach) 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Lokalbahnen  in  England. 

England  kennt  auch  den  Begriff  der  Lokal-  und  Neben- 
eisenbahnen. Dort  nennt  man  sie  „leichte"  Eisenbahnen.  1896 
wurden  die  Verhältnisse  für  diese  Art  von  Bahnen  gesetzlich 
festgelegt  und  dabei  ein  Ausschuß  eingesetzt,  der  die  Begut- 
achtung von  Bauvorhaben  vorzunehmen  und  eine  Art  Genehmi- 
gung zu  geben  hatte.  Ueber  seine  Tätigkeit  gab  er  einen  jähr- 
lichen Bericht  heraus.    Das  ist  dieses  Jahr  zum  letzten  Male 


Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  sich  die  Kupplung  zwischen 
Seilbahnwagen  und  Eisenbahnwagen  auf  dem  Ablaufberg  bei 
solchen  Abdrückgeschwindigkeiten  herstellen  läßt.  Hier  dürfte 
für  die  in  der  Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eiscnbahnvcr- 
waltungen  beschriebene  Anordnung  bei  etwa  1  m/scc.  die  obere 
Grenze  sein,  die  auch  nur  mit  sehr  eingeübten  Leuten  und 
nach  vorzüglicher  Durchbildung  des  Apparates  erreicht  wird. 
Man  kann  auch  die  Seilbahn  zwischen  die  Schienen  legen,  wie 
bei  den  schon  erwähnten  Kabelbahnen,  und  zum  Kuppeln  die 
herabhängenden'  Kupplungsbügel  benutzen,  wobei  der  Mann  in 
einer  Grube  im  Gleis  steht.  Hierbei  wird  das  Kuppeln  ein- 
facher und  es  ist  eine  Erhi')hung  der  Abdrückgeschwindigkeit 
zu  erwarten.  Diese  Ausführungsfcn-m  hat  den  Vorteil,  daß  die 
Seilbahn  in  das  Innere  einer  Gruppe  dringen  kann.  Ferner 
erscheint  es  keineswegs  fernliegend,  eiimial  alle  Eisenbahnwagen 
seitlich  an  einer  bestimmten  Stelle  mit  einem  bestimmten  An- 
griffsglied, das  sehr  einfach  und  billig  sein  kann,  zu  versehen, 
z.  B.  einem  Haken  oder  einer  Oese.  Diese  kann  auch  von 
vornherein  für  selbsttätige  Kupplung  \orgesehen  werden,  dann 
ist  die  größte  Schwierigkeit  des  zwangläuf igen  Ablaufs  beseitigt. 
Ueberhaupt  bestehen  noch  mannigfache  Ausführungsmöglich- 
keiten, deren  Erörterung  hier  zu  weit  führt;  insbesondere  wird 
die  Aufgabe  leichter,  sobald  man  sich  nicht-  scheut,  zu  wesent- 
lich schwereren  Konstruktionen  überzugehen. 

Man  muß  in  solchen  Fragen  nicht  mit  zu  kleinen  Zeiten  rech- 
nen. .-\ls  ich  den  erwähnten  Aufsatz  veröffentlichte,  hielt  ich 
meinen  Vorschlag  noch  nicht  für  eine  fertige  Lösung,  sondern 
für  ein  Programm.  Daß  der  zwangläufige  Ablauf  kommt,  er- 
scheint mir  sicher.  Die  richtige  ,, Ablaufmaschine"  zu  bauen 
ist  heute  eine  Aufgabe,  die  nicht  weniger  Bedeutung  hat,  als 
seinerzeit  die  Gestaltung  der  ersten  Zugmaschine. 

Dr.-Tng.  B  a  e  s  e  1  e  r. 

Zu  diesen  Ausführungen  bemerkt  der  Verfasser  des  ein- 
gangs erwähnten  Aufsatzes: 

Herr  Dr.-Ing.  Baeseler  nimmt  Veranlassung,  die  von  mir 
genannten  Zahlenwerte  bezüglich  seiner  Ausarbeitung  über  den 
maschinellen  Ablaufbetrieb  zu  berichtigen.  Er  geht  hierbei  von 
anderen  Voraussetzungen  aus  wie  ich.  Wie  er  richtig  vermutet, 
habe  ich  mich  auf  bestehende  und  im  praktischen  Betriebe 
bewährte  zwangläufige  Weicheneinstellungen  gestützt,  wie 
sie  von  Siemens  &  Halske  in  Herne  i.  W.  ausgeführt  und 
in  der  ,,Z.  f.  d.  gesamte  Eisenbahnsichenmgswesen"  vom  10.  Juli 
1920     beschrieben     sind  Mit     IleiTii     i  r.    Bae-;eler  bin 

ich  der  Ueberzeugung,  daß  dem  maschinellen  Ablaufbetrieb  die 
Zukunft  gehört,  was  daraus  erhellt,  daß  ich  bei  meinem  Entwurf 
für  einen  Verschiebebahnhof  mit  Doppel  ablauf  auch  bereits 
an  eine  Verbesserung  des  jetzigen  Ablaufbetriebes  gedacht  habe. 
Auch  darin  muß  Herrn  Dr.  Baeseler  zugestimmt  werden,  daß, 
ehe  zu  einer  Anlage  eines  Verschiebebahnhofes  mit  Doppelab- 
lauf geschritten  wird,  alle  nur  irgend  denkbaren  Versuche  mit 
Einrichtungen,  die  den  Ablaufbetrieb  verbessern,  gemacht  wer- 
den müssen.  Die  Frage  ist  nur,  ob  das  Anwachsen  des  Ver- 
kehrs nicht  schon  in  kürzester  Zeit  eine  großzügige  Erhöhung 
der  Leistungsfähigkeit  unserer  größten  Verschiebebahnhöfe  ver- 
langt, zumal  einige  tatsächlich  den  Höhepunkt  erreicht  haben 
und  schon  heute  zu  Zeiten  des  Höchstverkehrs  ihrer  Aufgabe 
nicht  mehr  voll  gerecht  werden.  Sollte  der  Verkehr  eine  solche 
Steigerung  erfahren  wie  in  den  letzten  Vorkriegsjahren,  so  steht 
es  außer  Frage,  daß  zu  einer  Vergrößerung,  d.  h.  Verdoppelung 
des  einen  oder  anderen  Verschiebebahnhofes  geschritten  werden 
muß,  wenn  nicht  inzwischen  eine  brauchbare  Ablaufmaschine 
erfunden  ist.  Nach  dem,  was  bisher  bekannt  geworden  ist,  kann 
zur  Zeit  von  einer  wirklichen  brauchbaren  Erfindung  auf  diesem 
Gebiete  noch  nicht  gesprochen  werden.  Auch  das  von  Herrn 
Dr.  Baeseler  angeregte  Verlegen  der  Seilbahn  zwischen  die 
Schienen  dürfte  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stoßen,  zu- 
mal wenn  beabsichtigt  wird,  mit  der  Seilbahn  durch  die  Weichen- 
straßen in  die  Gruppen  einzudringen.  Dr.  Ing.  Munke. 


Die  Welt,  selbst  die  sogenannte  gebildete  Welt,  fängt 
an  zu  erkennen,  daß  in  einer  schönen  Lokomotive,  in 
einem  elektrisch  bewegten  Webstuhl,  in  einer  Maschine, 
die  Kraft  in  Licht  verwandelt,  mehr  Geist  steckt,  als  in 
der  zierlichsten  Phrase,  die  Cicero  gedrechselt,  in  dem 
rollendsten  Hexameter,  den  Virgil  gefeilt  hat, 

(Max  Eyth) 


geschehen,  weil  seine  Befugnisse  nach  dem  neuen  Eisenbahngesetz 
auf  das  Verkehrsministerium  übergegangen  sind.  Im  ganzen  hat 
der  Ausschuß  712  Anträge  über  5151  Meilen  (1,6  km)  Bahnen 
bearbeitet,  von  denen  etwa  45  v.  H.  mit  18000  000  £  Baukosten 
genehmigt  worden  sind.  Zum  Bau  ist  allerdings  nur  die  kleinere 
Hälfte  hiervon  gekommen,  etwas  über  900  Meilen,  von  denen 
550  über  Land  gehen,  350  entlang  von  Straßen  liegen.  Die 
letzteren  sind  fast  ausschließlich  als  elektrische  Straßenbahnen 
gebaut,  und  fallen  damit  rein  sachlich  betrachtet  überhaupt  nicht 
unter  das  Gesetz  von  1896,  das  den  Bau  von  einfach  ausge- 
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rüsteten  Bahnen  in  landwirtschaftlichen  Gebieten  mit  geringem 
Verkehr  fördern  sollte.  Es  hat  aber  in  diesem  Punkte  zu  keinem 
rechten  Erfolge  geführt,  weil  es  den  Begriff  „leichte  Bahnen" 
nicht  scharf  definiert  hatte. 

Die  Schwierigkeiten  für  den  Bau  von  „leichten  Bahnen" 
lagen  bisher  hauptsächlich  in  der  Geldbeschaffung.  Das  Gesetz 
von  1896  hatte  zwar  staatliche  Zuschüsse  vorgesehen,  aber  nur 
bis  1000  000  £.  Diese  Grenze  war  völlig  unzureichend  und  ist 
auch  trotz  mehrfacher  Bemühungen  des  Ausschusses  nicht  erhöht 
worden,  so  daß  sich  Privatkapital  nur  sehr  schwer  an  solche 
Bahnbauten  herangewagt  hat.  Das  Verkehrsministerium  hat 
auch  in  dieser  Frage  weitergehende  Befugnisse  erhalten,  so  daß 
auch  die  Schaffung  von  Lokal-  und  Nebeneisenbahnen  in  länd- 
lichen Bezirken  künftig  besser  in  Fluß  kommen  wird.  (Modern 
Transport  v.  15.  7.  22.)  Gl. 

ALLGEMEINE  VERKEHRSANGELEGENHEITEN 

Der  Reichsverkehrsminister  hat  im  September  in  Begleitung 
des  Ministerialdirektors  Gudbrod  die  Bahnen  der  deutschen 
Schweiz  besucht,  um  insbesondere  die  elektrisch  betriebenen 
Strecken  der  Schweiz  im  Betrieb  zu  sehen,  und  für  die  kommende 
Elektrisierung  der  Deutschen  Reichsbahn  Erfahrungen  zu 
sammeln. 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Die  Lokomotive  in  Kunst,  Witz  und  Karikatur.  Herausgeber 
und  Verlag  Hanomag.  (Hannoversche  Maschinenfabrik  A.-G.) 
Hannover-Linden.  1922.  Preis  150  M.  zuzüglich  25  M.  für 
Porto  und  Verpackung. 

Die  Betrachtungen  über  die  Lokomotive  in  der  Kunst  sind 
eng  verknüpft  mit  dem  geschichtlichen  Werdegang  der  Loko- 
motive überhaupt  und  erschließen  auf  diesem  Wege  manche 
bisher  nicht  beachtete  Quelle  auch  für  die  geschichtliche  For- 
schung. Die  Lokomotive  in  Witz  und  Karikatur  ist  in  dieser 
Zusammenfassung  noch  niemals  behandelt  worden.  Irgend- 
welche derartige  Abbildungen  gesehen  zu  haben  wird  sich  jeder 
erinnern.  Es  ist  eine  verdienstvolle  Arbeit,  dieses  vielseitige 
Material  unter  guter  Auslese  des  wertvollen  in  solcher  Form 
zusammenzutragen.  Der  Erfolg  hat  dem  Bemühen  Recht  gegeben. 
Das  Buch  ist  unterhaltend  und  belehrend  zugleich,  auch  der 
ernste  Fachmann  wird  manche  Anregung  und  manche  Erinne- 
rung an  überwundene  Kämpfe  und  Schwierigkeiten  darin  finden. 
Unter  den  zahlreichen  drucktechnisch  vollendeten  Abbildungen 
verdienen  nach  der  künstlerischen  Seite,  namentlich  die  hoch- 
wertigen Arbeiten  von  Kley  und  Danilowatz  Hervorhebung, 
nach  der  humoristischen  die  beigefügte  Sondernummer  der 
„Fliegenden  Blätter",  die  damit  ihre  bewährtesten  Mitarbeiter  in 
Erinnerung  bringen.  In  den  textlichen  Ausführungen  könnte  das 
Verhältnis  zwischen  Kunst  und  Technik  vielleicht  etwas  be- 
stimmter zum  Ausdruck  gebracht  sein,  insbesondere  sollten 
Zugeständnisse  an  das  Malerische  auf  Kosten  der  zeichnerischen 
Richtigkeit  bei  einem  Künstler,  den  die  Techniker  als  den  ihren 
ansehen  sollen,  nicht  geduldet  werden.  Technische  Gegenstände 
müssen  eben  unter  allen  Umständen  richtig  gezeichnet  sein,  um 
vom  Techniker  als  Kunstwerke  empfunden  zu  werden.  Man 
verjjlciche  mit  diesem  bescheidenen  Anspruch  die  hohen  und  als 
selbstverständlich  geltenden  Anforderungen,  die  beispielsweise 
ein  Perdekennner  an  die  künstlerische  Wiedergabe  eines  edlen 
Rosses  stellt.  In  diesem  Sinne  bedarf  das  Lob  Baluscheks  einer 
kleinen  Berichtigung.  Sein  „Bahnhof"  (Seite  19)  enthält  falsch 
gezeichnete  Gleisabstände,  und  eine  unwahrscheinliche  Eisen- 
bahnbrücke, eine  eben  solche  befindet  sich  in  der  „Industrie- 
vorstadt" auf  Seite  33.  Dem  Gesamteindruck  des  Buches  ge- 
schieht damit  kein  Abbruch.  Es  erbringt  den  wohlgelungenen 
Nachweis  der  engen  und  fruchtbaren  Beziehungen  zwischen 
Humor  und  Technik  auch  für  das  Gebiet  des  Maschinenbaues 
imd  wird  allein  schon  um  dieses  frohen  Bekenntnisses  willen 
viele  dankbare  Leser  finden.  Dr.-Ing.  Hasse. 

Neue  Tabellen  zum  Steuerabzug  auf  Grund  der  Einkommen- 
steuer-Novelle vom  20.  Juli  1922.  Gültig  ab  1.  August  1922. 
Von  Regierungsrat  S  c  h  1  ö  r  im  Reichsfinanzministerium. 
IV.  verbesserte  Auflage.  Preis  120  M.  1922.  Industrie- 
verlag Spaeth  &  Linde,  Fachbuchhandlung  für  Steuer- 
literatur, Berlin  C  2. 

Die  neuen  Bestimmungen  über  den  Lohnabzug  sind  bis  jetzt 
noch  sehr  wenig  bekannt.  Zur  Hebung  der  dadurch  bei  der 
Lohnberechnung  entstehenden  Schwierigkeiten  ist  dieses  Werk 
ein  schätzenswertes  Hilfsmittel.  —  In  den  Tabellen  sind  die  Fa- 
milienverhältnisse der  Arbeitnehmer  vollkommen  berücksichtigt. 
Die  Tabellen  ermöglichen  es  jedem  Laien,  den  Lohnabzug  ohne 
weiteres  abzulesen.  Größte  Arbeitsersparung  auf  den  Lohn- 
bureaus. Die  Tabellen  geben  dem  Unternehmer  die  Gewähr,  daß 
der  Lohnabzug  richtig  durchgeführt  ist.  —  Inhalt:  1.  Tabelle 
im  Falle  der  Zahlung  des  Arbeitslohns  nach  Stunden.    2.  Tabelle 


im  Fall  der  Berechnung  des  Arbeitslohns  nach  Tagen.  3.  Tabelle 
im  Fall  der  Berechnung  des  Arbeitslohns  nach  Wochen.  4.  Tabelle 
im  Fall  der  Berechnung  des  Arbeitslohns  nach  2  Wochen.  5.  Ta- 
belle im  Fall  der  Berechnung  des  Arbeitslohns  nach  Monaten. 
6.  Kurze  Erläuterung  der  Tabellen. 

Gesetz  über  die  Entsendung  von  Betriebsratsmitgliedern  in  den 
Aufsichtsrat  vom  1.  Februar  1922.  Systematisch  erläutert  von 
Dr.  Heinr.  Friedländer,  Rechtsanwalt  in  Charlotten- 
burg. 154  S.  Preis  76  M.  broschiert,  90  M.  gebunden.  1922. 
Industrieverlag  Spaeth  &  Linde,  Fachbuchhand- 
lung für  Steuerliteratur,  Berlin  C  2. 

Die  Wahlen  der  Betriebsratsmitglieder  in  die  Aufsichtsräte 
sind  bei  den  meisten  Gesellschaften  vollzogen.  Es  gilt  nun,  in 
der  Praxis  mit  dem  Gesetz  zu  arbeiten.  Der  Kommentar  bildet 
hierfür  ein  vorzügliches  Hilfsmittel  und  wird  für  alle  Inter- 
essenten, die  aus  ihm  reiche  Belehrung  schöpfen  können,  von 
großem  Werte  sein.  Aus  der  Fülle  der  behandelten  Fragen  seien 
hervorgehoben:  Die  grundsätzliche  Stellung  der  Betriebsrats- 
mitglieder im  Aufsichtsrat.  —  Die  Voraussetzungen  der  Ent- 
sendung. —  Begriff  des  ,, Aufsichtsrats"  im  Sinne  des  Gesetzes 
usw.  —  Die  Zahl  der  Betriebsratsmitglieder.  —  Die  Zusammen- 
setzung der  Wahlkörper.  —  Die  Voraussetzungen  der  Wählbar- 
keit. —  Die  Art  der  Wahl.  —  Das  Verhältnis  der  Betriebsrats- 
mitglieder zum  Gesamt-Aufsichtsrat  und  zum  Vorstand  und  zur 
Gesellschafterversammlung.  —  Die  zivil-  und  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit der  Betriebsratsmitglieder.  —  Das  Verfahren  bei 
Streitigkeiten  und  die  Rückwirkung  des  Gesetzes  auf  das 
Handels-  und  Genossenschaftsregister.  —  Besonders  eingehend 
ist  unter  anderem  die  Wirkung  des  Gesetzes  auf  die  großen  Kon- 
zerne (Interessengemeinschaft,  Trusts  usw.)  behandelt. 

Die  Technik  in  der  Kunst.  Von  Dr.  R.  W.  Schmidt.  (Aus  der 
Reihe  „Die  Wunder  der  Technik",  Technischer  Verlag-,  Dieck 
&  Co.,  Stuttgart.)  1  Bogen  Text  und  5  Bogen  Illustrationen 
mit  etwa  100  größtenteils  ganzseitigen  Bildern.  Lexikon- 
format.   Preis  65  M.,  in  Halbleinen  geb.  90  M. 

Ein  feinsinniger  Geschmack  hat  aus  allen  Zeiten  und 
Ländern  reichen  Stoff  zusammengetragen,  um  zu  zeigen,  wie 
technische  Vorwürfe  auf  künstlerisches  Schaffen  gewirkt  haben. 
Wer  Einzelerscheinungen  aufmerksam  verfolgt  hat,  findet 
manchen  alten'  Bekannten  wieder  und  wird  an  dieser  plan- 
mäßigen Zusammenstellung  Freude  haben.  Auf  dem  Wege  zur 
Geltung  der  Technik  ein  willkommener  Wegweiser  für  die,  die 
ihn  zeigen,  ein  anmutiger  für  die,  die  ihn  unvoreingenommen 
suchen,  wird  das  Buch  in  allen  Kreisen,  die  zur  Technik  irgend- 
eine Beziehung  haben  oder  suchen,  viele  Freunde  finden.  Der  Maß- 
stab und  die  ausgezeichnete  Wiedergabe  der  Abbildungen  läßt 
diese  in  vielen  Fällen  dem  künstlerischen  Eindruck  des  Originals 
nahekommen.  Dr.  Hasse. 

PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Gebührenordnung  für  Architekten  und  Ingenieure.  Die  zu- 
nehmende Teuerung  macht  eine  Neufestsetzung  der  Stunden- 
Nätze  und  Reiseaufwandsentschädigungen  mit  ^^'irkung  vom 
15.  November  d.  Js.  ab  wie  folgt  erforderlich:  1.  Stundensätze 
nach  §  43  der  G.  O.  für  Architekten  und  desgl.  der  Garten- 
architekten, §  39  der  G.  O.  für  Ingenieure:  von  500  M.  auf  800  M 
2.  Reiseaufwandsentschädigung  nach  §  43  der  G.  O.  der  Archi- 
tekten und  der  Gartenarchitekten.  §  36  der  G.  O.  der  Ingenieure: 
Für  den  Tag  ohne  Uebernachten  von  800  M.  auf  1200  M.,  für  den 
Tag  mit  Uebernachten  von  1200  M.  auf  2000  M. 

VERWALTUNGSFRAGEN 

W  Eisenbahnbeiräte  im  besetzten  Gebiet.  Die  Reichsverord- 
nung vom  24.  April  1922  über  die  Einrichtung  von  Eisenbahn- 
beiräten hat  seitens  des  belgischen  Oberkommissars,  als  Vor- 
sitzenden des  Verkehrsausschusses  der  Rheinlandkommission 
lind  seitens  der  Befehlshaber  der  Besatzungsarmee  Widerspruch 
erregt.  Besonders  wurde  dabei  von  dem  Obersommissar  betont, 
daß  es  Bedenken  erregt,  daß  der  Sitz  der  Eisenbahnbeiräte  für  die 
Reichsbahndirektion  Mainz  in  Frankfurt  (Main)-  für  die  Reichs- 
hahndirektion Ludwigshafen  in  München  liege.  Man  befürchtet 
daß  ein  Einfluß  von  Beiräten,  die  im  unbesetzten  Gebie' 
auf  die  Verkehrsverhältnisse  ausgeübt  würde,  eine  Schädigung 
der  Interessen  der  Besatzungstruppen  herbeigeführt  werde,  und 
w  ird  deshalb  vorgeschlagen,  den  Sitz  der  Beiräte  nach  Mainz  und 
Ludwigshafen  zu  verlegen.  , 

Wenn  auch  die  Gründe,  die  dem  ausländischen  Kommissare 
für  eine  Verlegung  des  Sitzes  der  Eisenbahnräte  maßgebend  sind, 
nur  vom  rein  militärischen  Standpunkt  diktiert  sind,  so  wäre 
auch  im  deutsch-wirtschaftlichen  Interesse  eine  Loslösung  des 
Ludwigshafener  Bezirks  von  München  zu  begrüßen,  da  dieses 
Gebiet  verkehrswirtschaftlich  durchaus  nicht  mit  dem  übrigen 
Bayern  in  Zusammenhang  steht. 
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PHASENVERSCHIEBUNG  IN  DREHSTROMANLAGEN 

VON  DIREKTOR  PAUL  SCHUSTER,  MÜNCHEN 

(Fortsetzung) 


Unter  Kurzschlußspannung  versteht  man  diejenige  Span- 
nung, die  bei  entsprechender  Frequenz  aufgewendet  werden 
muß,  um  der  einen  Wicklung  bei  Kurzschluß  der  anderen  den 
Nennstrom  aufdrücken  zu  können.  Dabei  soll  die  Ober-  und 
Unterspannungswicklung  auf  der  höchsten  Stufe  angeschlossen, 
resp.  kurz  geschlossen  werden,  sofern  Anzapfungen  vorhanden 
sind. 

Der  Spannungsabfall  innerhalb  eines  Transformators  rührt 
\()n  Ohm'schen  und  induktiven  Einflüssen  innerhalb  desselben 
her;  bei  induktiver  Belastung  des  Transformators  nimmt  der 
Spannungsabfall  weiter  zu,  weil  dann  diese  die  induktiven 
Widerstände  innerhalb,  desselben  erhöht. 

Es  bedeuten  in  folgenden  Formeln: 
Kk   rr  Kurzschlußspannung  in  Prozent, 

EQ  =  Ohm'scher  Spannungsabfall    in  Prozent   im    Ober-  und 
Unterspannungswicklungskreis   bei  induktionsfreier 
•  Vollbelastung  zusammen, 
Es  =   reiner,  induktiver  Spannungsabfall  im  Transformator  bei 

gesamter  Vollbelastung  in  Prozent. 
Evi%  =  gesamter  Spannungsabfall  bei  induktiver  Vollbelastung 
des  Transformators  in  Prozent  unter  Berücksich- 
tigung des  Leistungsfaktors  (cos  (p),  mit  dem 
elektrische  Arbeit  auf  der  Niederspannungsseite 
des  Transformators  abgenommen  wird. 
EvT%    =   Spannungsabfall  bei   induktionsfreier  Vollbelastung 

des  Transformators  in  Prozent, 
Es  =  1  ^EF-  EÖ2  %  (30) 
Ek  -  l^EQ^  -f  Es2  o/„  (31) 
Bei   induktiver  Vollbelastung  des  Transformators  ist 

Evi  %  =  EQ  ■  cos^r-l-Es  •  sir^j-f-O.S  •  (EQ  •  sin^s— Es  •  cos^j.)^  (32) 

(Hierin  ist  sinus  <p  der  sinus,  der  zum  cos  <p  der  Abnehmer- 
belastung gehört.  Die  prozentualen  Spannungsabfälle  werden 
in  Formel  32,  nicht  in  den  Formeln  30  und  31,  als 
Bruch  ausgedrückt.  Z.  B.  setzt  man  in  Formel  32  bei  EQ 
2 

oder  Es  =  1%  =  ~-  =  0,02  ein.    Das  Ergebnis  der  Formel 

32  ist  daher,  sofern  man  den  Abfall  in  Prozent  erhalten  will, 
mit  100  zu  multiplizieren.)  *) 

Für  die  Praxis  genügt  auch  folgende  Näherungsformel,  dir 
schneller  und  einfacher  zu  -ausreichend  genauen  Werten  führt. 

Für  induktive  Vollbelastung  des  Transformators  schreibt  man 

Evi  "/„       EQ  ■  co-<p  -|-  Es  •  smus^!»  (33) 

Die  durch  Formel  33  ermittelten  Werte  weichen  von  den 
Werten,  die  man  durch  Fcjrmel  32  erhält,  nur  um  kleine  Bruch- 
teile eines  Prozents  ab. 

Rechnen  wir   einmal  ein  Beispiel  durch: 

Der  Transformator,  den  wir  benötigen,  besitzt  eine  Kurz- 
schlußspannung von  Ek  =  3%.  Der  Ohm'sche  Spannungsabfall 
bei  induktionsfreier  Vollast  Eö  =  1,4%. 

Welcher    totale    Spannungsabfall    tritt    bei  Vollbelastung 
und  bei  cos    =  0,8  auf  ? 
Es  ist 

Es  =  V^32  —  1,42  =  2,65^0 
Und 

Evi'/o  nach  Formel  33  wird 

Evi%  =  1.4  ■  0,8  +  2.fi5  •  0.600  =  2,71  o/n 

(0,600  ist  der  zu  cos  95  =  0.8  gehörende  sinus) 
Es  wird  noch  eine  weitere  Formel  von  Interesse  sein,  die  den 
Spannungsabfall  EvT  %  zu  ermitteln  erlaubt,  der  bei  vollbelas- 
tetem  Transformator  entsteht,  wenn   der  Leistungsfaktor  der 
Last  z.  B.  cos  v  —  1  ist. 
Hiernach  wird 

EvT"/„  ==  (Ei2  -f-  0,5  •  Es2)  ■  100  (34) 
Für  unser  Beispiel  also 

EvT"/„  =  (0  014  +  0,5  •  0,02652)  •  100  =  1.435  0/,, 
bezogen  auf  die  Unlerspannungsseite  des  Transformators. 

(Siehe  die  Klammerbemerkung  zu  Formel  32.) 

Formel  34  stellt  nichts  anderes  als  Formel  32  dar,  wenn  in 
letzterer  die  für  induktive  Belastung  in  Betracht  kommenden 
Werte  fortfallen. 

Auch  graphisch  läßt  sich  der  totale  Spannungsabfall  bei 
einem  beliebigen  cosj?     mit  Hilfe  des  Kapp'schen  Diagramms 


einfach  ermitteln,  dessen  Beschreibung  dem  einen  oder  anderen 
Leser  vielleicht  erwünscht  sein  wird. 

Mit  Abbildung  Id  ist  dasselbe  wiedergegeben.  Man 
konstruiert  das  Diagramm  wie  folgt: 

Man  zieht  zunächst  eine  senkrechte  a  —  a'.  Nun'  steüt 
man  die  Kurzschlußspannung,  bezogen  auf  die  Oberspannungs- 
seite   des    Transformators,     ausgedrückt     in     VoU,    Volt  = 


Ek  0/ 


Nennobei  spanr.ung 
lÖO 


fest  und    reduziert  dieselbe 


auf  die  Nennunterspannung  des  Transformators,  indem  man  Ek 
in  Volt  durch  das  Uebersetzungsverhältnis  des  Trans- 
formators bei  Leerlauf  dividiert.  Man  kann  auch  derart 
vorgehen,  daß  man  die  Kurzschlußspannung  auf  die  Unter- 
spannungsseite bezieht.     In  diesem  Fal  e   ist  Eko/^  in  Volt  = 

n,         Nennunterspannung  ,     i,^      ,  ,  • 

EkO/o-  =  =-=  Volt.   Man  kommt  damit  zum 

selben  Wert.  Das  Ergebnis  trägt  man  ab  O  in  einem  nicht 
zu  kleinen  Spannungsmaßstab  als  Bogen  b  —  b'  links  auf. 


*)  .Siehe  aus  Strecker,  9.  .Vuflage,  Kapitel  332. 


Abbildung  1  d 

Den  Ohm'schen  Spannungsabfall  des  Transformators  bei 
Vollbelastung  und  bei  cos  w  —  \,  bezogen  auf  die  gesamte 
Wicklung,  also  einschließlich  etwaiger  Anzapfungen,  trägt  man 
in  Volt,  auf  die  Nennunterspannung  des  Transformators  bezo- 

„  ,    Nc  nnunterspannun  '  des  Transformators  bei  Leerlauf 

gen  =  EiJ  ^  

(Siehe  Zeichenerklärung  zu  Formel  30)  in  dem  für  den  ab  0 
geschlagenen  Bogen  b,  b'  gewählten  Spannungs  i  aßstab  ab  0 
na  h  oben,  zu  a  hin,  auf.  Den  damit  festgelegien  Punkt  c  ver- 
bindet man,  senkrecht  zu  a  —  a',  mit  dem  Bogen  b  —  b'  und 
den  dadurch  entstehenden  Schnittpunkt  d  im  Bogen  b,  b',  mit 
0  in  a,  a'. 

Dadurch  entsteht  die  Hypothenuse  d  —  0,  deren  Länge  pro- 
portional der  Stromstärke  des  Transformators  bei  Vollbelas- 
tung in  kVA  ist. 
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Phasenverschiebung  usw. 
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Nun  schlägt  man  ab  0  und  ab  d  mit  der  Nennunterspannung 
des  Transformators  bei  Leerlauf,  also  in  Volt,  in  demselben 
Spannungsmaßstab,  den  man  für  0  —  c  bzw.  0  —  d  verwendete, 
—  das  Uebersetzungsverhältnis  scheidet  hier  aus  —  je  einei: 
Kreisbogen  f,  g  mit  gleichem  Radius. 

Wenn  man  nun  den  Spannungsabfall  irgend  eines  Transfor- 
mators bei  Voll  belastung  für  einen  beliebigen  cos  <p  ermitteln 
will,  so  zieht  man  ab  0  die  Linie  e,  die  als  Spannungsvektor  an- 
gesehen werden  kann,  bis  dieselbe  die  beiden  Kreise  f  und  g 
schneidet.  Der  durch  0  — ^  e  und  0  —  a'  gebildete  Winkel  muß 
dem  cos  w  der  am  Transformator  hängenden  Last  entsprechen, 
kW 

(hier  Vollast  in  kVA  =  )  für  den  man  den  Spannungsab- 

cos  <p 

fall  sucht.  Die  Strecke  h  ist  dann  unter  Berücksichtigung  de.^ 
gewählten  Spannungsmaßstabs  gleich  dem '  Spannungsabfall  in 
Volt,  der  im  Transformator  bei  Vollbelastung  bei  der  ange- 
nommenen Phasenverschiebung,  also  bei  vollem  Strom  auftritt. 
Man  kann  demnach  durch  Bildung  weiterer  Strahlen  ab  0  in 
Richtung  e,  deren  Abstand  von  0  —  a'  dem  Winkel  des,  dem 
gesuchten  Spannungsabfall  zu  Grunde  gelegten  cos  (p  ent- 
spricht, den  Spannungsabfall  für  beliebige  Phasenverschiebungs- 
winkel (cos  <p)  bei  Vollbelastung  feststellen. 

Links  von  a,  a'  liegen  die  Werte  für  kapazitive  Belastung 
der  Transformatoren,  die  mit  zunehmendem  Phasenverschie- 
bungswinkel ab  0  • —  a'  anfänglich  langsam  abnehmen,  um  dann 
ab  dem  Schnittpunkte  der  beiden  Kreise  f,  g  wieder  zuzuneh- 
men, in  der  Weise,  daß  im  Transformator  durch  zunehmende 
kapazitive  Last  kein  Spannungsabfall,  sondern  eine  Spannungs- 
erhöhung eintritt. 

Man  kann  mit  Hilfe  dieses  Diagrammes  auch  den  Span- 
nungsabfall für  beliebige  andere  Belastungen,  die  beliebig  weit 
unterhalb  der  Vollbelastung  liegen  können,  ermitteln  und  zwar 
für  jede  Phasenverschiebung.  Dann  liegt  der  Mittelpunkt  für 
die  weiteren,  mit  gleichem  Radius  d  —  f  (d  —  f  =  0  —  g)  zu 
ziehenden  Kreise  auf  der  Hypothenuse  d  —  0.  Auch  in  diesem 
Falle  wird  der  Kreisbogen  g  ab  o  geschlagen.  Man  betrachtet 
die   Hypothenuse  0  ■ —  d   gleich   dem   Gesamtstrome   in  einer 

Phase,  der  bei  Vollbelastung    in  kVA  |  )  auf    der  Unter- 

\COP^' 

Spannungsseite  auftritt.  Man  teilt  also  die  Strecke  0  —  d  in 
Ampere  entsprechend  dem  Maximalwerte,  der  im  Transformator 
bei  Vollbelastung  auf  der  Unterspannungsseite  herrscht.  Auf  der 
Hypothenuse  0  ■ —  d  liegt  das  Strommaximum  bei  d;  denn 
würde  man  anders  denken,  so  würden  sich  die  Kreise  f  und  g 
beim  Strommaximum  decken,  was  natürlich  falsch  wäre. 

Im   übrigen  ergibt  sich  der  Ohm'sche  Spannungsabfall  in 
einem  Transformator,  einerlei,  ob  induktiv  oder  induktionsfrei 
belastet,  auch  aus  folgender  Formel: 
Ohm'scher  Spannungsabfall  in  %  — 

Wicklungsverluste  in  kW  (34a) 
Nennleistung  des  Transformators  in  kVA 
LTmgekehrt  sind  die  Wicklungsverluste  wie  folgt  festzustellen: 
Wicklungsverluste  in  kW  =: 

Ohm'scher  Spannungsabfall  in  "/n  • 
Nennleistung  des  Transformators  in  kVA 
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(34  b) 


Bevor  das  Kapitel  Transformatoren  verlassen  wird,  soll 
auch  noch  gezeigt  werden,  wie  der  Blindverbrauch  der  Trans- 
formatoren ermittelt  wird,  nachdem  das  weiter  vorne  in  Aus- 
sicht gestellt  wurde. 

Nach  Burger,  siehe  Siemenszeitschrift,  Novembersonderheft 
1921,  Seite  63,  errechnet  sich  dieser  wie  folgt: 
Es  seien 

Ee  = 


Ns  = 
Es 
s 

Nb 


die  Nennoberspannung  des  Transformators  in  Kilo- 
volt (kV). 

die  Uebertragungsfähigkeit    des  Transformators  in 
kVA 

rein  induktiver  Spannungsabfall     im  Transformator 

bei  Vollbelastung  in  Prozent 
die  Induktanz  des  Transformators  in  Ohm 
der  nacheilende  Blindverbrauch  des  Transformators 
in  kVA  (bkVA). 
Lassen  wir  die  schon  vorne   angenommenen   Werte  auch 
hier  gelten,  wonach  unser  Transformator  eine  Kurzschlußspan- 
nung von  3%  und  einen  Ohm'schen  Spannungsabfall  von  1,4% 
bei  Vollbelastung  und  bei  cos  95  —  1  besitzt. 
Daher  ist  nach  Formel  30 

Es  =  1^38  —  142  =  2,65  (35) 

s  =  10  ■  Es  .  Ohm  =  10  •  2,65  ■  =  5,68  Q  (36) 

Ns  1875 

Hieraus  ergibt  sich  der  nacheilende  Blindverbrauch  des  Trans- 
formators in  kVA  bei  cos  <s    —  0,8  und  bei  Vollbelastung. 


Nb  = 


Ns 


1875 


5.68 


=  77.64  bkVA  (37) 


den  1500  kW  noch  77,64  BlindkVA  aufzubringen,  die  nach  den 
heutigen  Anschauungen  bei  der  Strompreisermittlung  zu  be- 
rücksichtigen sind. 

Wird  hochspannungsseitig  gemessen,  so  sind  neben  den 
Wirkverbrauchszählern  zur  Feststellung  der  abgenommenen 
elektrischen  Arbeit  und  der  Kupferverluste,  noch  Blind- 
verbrauchzähler einzubauen,  nicht  nur,  um  den  Blindverbrauch 
der  sekundären  Abnahme,  sondern  auch  den  Blindverbrauch  des 
Transformators,  die  reinen  Magnetisierungsströme,  die  nur 
Rliiidverbrauch  darstellen,  festzustellen. 

Muß  sekundärseits  gemessen  werden,  so  sind  ebenfalls 
Wirk-  und  Blindverbrauchzähler  einzubauen.  Für  die  Eisen- 
und  Kupferverluste  sind  entweder  Strompreiszuschläge  zu 
mächen,  oder  E-  und  Zähler  einzubauen,  die  aber  nur  bei 
größeren  Abnehmern  in  Frage  kommen  können.  Für  den  Blind- 
verbrauch des  Transformators  ist  dann  ein  Zuschlag  bei  der 
Strompreiskalkulation  zu  machen.  (Siehe  cos  ^  Sonderheft  der 
Siemenszeitschrift,   November   1921,  Seiten  49,  50,  57  und  58.) 

Sind  beim  Abnehmer  Synchronmotore,  oder  kompensierte 
Asynchronmaschinen  und  dergl.  vorhanden,  empfiehlt  der  Ver- 
fasser die  Anwendung  von  Zählern  für  vor-  und  nacheilenden 
Blindverbrauch.  Andernfalls  genügt  ein  Zähler,  der  nur  nach- 
eilenden Blindverbrauch  mißt.  (Siehe  auch  die  Bemerkung  über 
Drehstromzähler  unter  Absatz  k.)  Zweckmäßig  ist  es,  im  ersten 
Fall  Zähler  mit  zwei  Zählwerken  (Vor-  und  Rücklauf)  zu  wählen. 

Wir  gehen  nun  nochmals  auf  unser  Leitungsbeispiel  ein.  — 

Mit  den  bisherigen  Ausführungen  wurde  der  im  allgemeinen 
übliche  Rechnungsgang  für  die  Querschnitts-  und  Spannungs- 
verlustermittlung Punkt  für  Punkt  vorwärtsschreitend  behan- 
delt und  auch  der  zeichnerischen  Ermittlungsmethode  gebüh- 
rend Raum  gewährt;  es  wurden  also  verschiedene  Methoden 
praktisch  entwickelt. 

In  den  „Mitteilungen  der  Vereinigung  der  Elektrizitäts- 
werke" No.  299/1921,  Seiten  402—405  und  in  No.  307/1922,  Seite 
103,  wird  zur  Ermittlung  des  wirklichen  Ohm'schen  und  induk- 
tiven Spannungsverlustes  von  L.  Lewin  folgende,  sehr  interes- 
sante Formel  angegeben,  die  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Verfasser  der  vorstehend  zitierten  Arbeit  wohl  als  die  neueste, 
praktischste  und  genaueste  Formel  anzusprechen  ist.'''^ 

Lewin  schreibt: 


Ev 


1000 


w  •  L  •  sin  <»)  (38) 


L  =  die  Induktivität  eines  Kilometer  Leitung.  (1  Leiter,  siehe 
Formel  17).  Wertet  man  diese  Formel  nach  unserem  Beispiel 
aus,  so  kommt  man  zu  folgendem  Resultat: 

Ev  =  1,73.54,2  lI^^^.-  0.8+^^.  2  . 3,14 .  50  . 0.001244  •  0.600  = 
57-20,5  1000  863  Volt 


V^.  I  •  ( 


iEe-rosj!)/      1000      \  20  •  0,8  /  1000 
Wenn   also  durch  den.  Transformator   1500  kW  bei  cos  <p 
—  0,8  hindurchgehen,  sind  vom  stromliefernden  Werk  außer 


gegen  864  Volt  nach  dem  vorangegangenen  Rechnungsgang. 
(Siehe  Fußnote  *  zu  a.)  Formelzeichen,  die  auch  für  hier  zu- 
trifft.) 

Auch  Süchting  gibt  in  der  erst  kürzlich  erschienenen  Neu- 
auflage des  „Hilfsbuch  für  die  Elektrotechnik",  herausgegeben 
von  Strecker,  9.  Auflage,  unter  Kapitel  644,  Seite  441,  eine 
ähnliche  Formel  an,  die  fast  zu  demselben  Werte  führt  und  zwar 
wie  folgt: 

Ev  =  I  -  R  •  cos  c>  +  2  •  rr  •  f  -  L  ■  I  -  sin  (89) 
H  i  e  r  i  n  i  s  t 

^  =  =  5^20:5  =  ^■•'''  2  •  T  -  f  =  c«, 

L  —  die  Induktivität,  die  ein  Leiter  der  gesamten  Länge  der 
Leitungsstrecke  besitzt.    (Siehe  Formel  17  und  18.) 

Wertet  man  auch  diese  Formel  aus,  so  erhält  man 
Evp  =  54,2  .  8,5  .  0,8  +  2  .  3,14  •  50  •  0,01244  •  54,2  •  0,600  =  495,4  Volt. 

Da  sich  dieser  Wert  auf  die  Phase  bezieht,  ergeben  sich 
verkettet  als  Ev 

Ev  =  495,4  •   V3  -  495.4  •  1,73  =  857  Volt. 

Süchting  erwähnt,  daß  diese  Formel  nur  zu  einem  Annähe- 
rungswert führt.  Nach  Ansicht  des  Verfassers  ist  dieser  Hin- 
weis jedoch  derart  zu  verstehen,  daß  diese  Formel  zu  praktisch 
völlig  ausreichend  genauen  Werten  führt.  Die  Richtigkeit  die- 
ser Ansicht  wird  durch  das  Ereebnis  des  Rechnungsganges  bis 
zu  Formel  26  und  durch  das  Ergebnis  der  Formel  39  selbst  be- 
stätigt.   (864,  863  und  857  Volt.) 

(Siehe  Fußnote  *  zu  a.)  F  o  r  m  e  1  z  e  i  c  h  e  n  ,  die  auch  für 
Formel  39  zutrifft.) 

k)  Leistung,  W  i  r  k  s  t  r  o  m  .  cos  <p  und  Blind- 
strom. 

Es  ist  allgemein  bekannt,  daß  die  mit  Eisen  versehenen, 
überhaupt  alle,  mit  Induktivität  behafteten  stromverbrauchen- 
den Einrichtungen  unserer  Abnehmer  sogenannte  wattlose 
Ströme  verursachen,  die  eine  zeitliche  Verschiebung  der 
Strom-  und  Spannungskurve  herbeiführen,  wobei  die  Strom- 
kurve der  Spannungskurve  je  nach-  dem  Werte  der  In- 
duktivität der  stromverbrauchenden  Einrichtungen  nacheilt.  Man 


*)  Eingehendes*  Studium  dieser  -Arbeit  wird  sehr  empfohlen. 


Verkehrstechnische  Woche 


Phasenverschiebung  usw. 
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nennt  diese  Ströme  heute,  was  richtiger  ist,  nicht  mehr  wattlose, 
oder  Ausgleichsströme,  sondern  Blindströme  und  wenn  die  Be- 
lastung induktiv  ist,  nacheilende. 

Obwohl  diese  Ströme  für  die  Magnetisierungsarbeit  in  den 
Eisen  enthaltenden  Stromverbrauchseinrichtungen  benötigt  wer- 
den, erhalten  wir  sie  von  unseren  Abnehmern  sonderbarer  Weise 
nicht  bezahlt.  Vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  betrachtet, 
stellen  diese  Blindströme  daher  einen  unerwünschten  Ballast 
dar,  den  unschädlich  zu  machen,  sich  die  Techniker  in  neuerer 
Zeit  besonders  bemühen,  nachdem  sie  die  hohen  wirtschaftlichen 
Nachteile  desselben  in  voller  Größe  erkannt  haben,  während 
außerdem  die  allgemeine  Lage  zwingt,  alle  unsere  Einrichtun- 
gen mit  bestem  Wirkungsgrade  auszunützen. 

Die  Nachteile,  die  der  Blindstrom  verursacht,  sollen  nun 
unter  Zuhilfenahme  unseres  Beispiels  eingehend  behandelt 
werden. 

Bekanntlich  kann  eine  Leitungsanlage  um  so  weniger  wirt- 
schaftlich ausgenützt  werden,  je  niederer  der  Leistungsfaktor, 
also  je  höher  der  Blindstrom  (Ib  =  1  •  sinus  <p)  ist.  mit  dem 
die  die  Leitung  durchfließende  elektrische  Arbeit  vom  Abneh- 
mer bezogen  wird. 

Der  Ausnutzungsfaktor)}  einer  Leitungsanlage,  bezogen  auf 
den  Leislungsverlust.  ist  ung<  fähr  =  ros"-V  Daraus  geh 
also  die  unliebsame  Tatsache  hervor,  daß  die  Uebertragungs- 
fähigkeit  eines  Leitungssystems  bei  cos  ^   —  \,  bezeichnen  wir 


i7 


y6 "  OF-öin  .y 


Abbildung  2 


diese  mit  1,  bei  gleichbleibendem  Leistungsverlust  in  dersel- 
ben, zum  Beispiel  schon  bei  einem  Leistungsfaktor  von  =  0,7, 
nurmehr  etwa  das  0,49fache  von  1,  also  weniger  wie  die  Hälfte 
beträgt.  Wir  wollen  diese  lästige  Nebenerscheinung  mit  unse- 
rem Beispiel  nun  näher  untersuchen. 

Wenden  wir  nun  also  auch  für  die  folgenden  Betrachtungen 
das  vorne  gewählte  Uebertragungsbeispiel  und  zwar,  wie  an- 
fänglich, ohne  dazwischen  gelegten  Transformator  an,  und  füh- 
ren wir  uns  unter  Zuhilfenahme  des  Vektor-Diagrammes  nach 
Abbildung  2  als  Einleitung  vor  Augen,  von  welch  unbezahl- 
tem Ballast  die  in  unserem  Rechnungsbeispiel  verwandten  1500 
kW  auf  dem  Wege  durch  die  Leitung  begleitet  werden. 

In  der  Abbildung  2  bedeutet  E  die  Netzspannung,  I  =  den 
entnommenen,  in  der  Leitung  gesamt  fließenden  Strom,  also 
den  Strom,  den  die  Amperemeter  anzeigen,  Iw  den  Wirkstrom 
=  I  •  cos  5»  und  Ib  den  Blindstiom  =  1  •  sinus 

Durch  das  eben  erwähnte  Vektor-Diagramm  haben  wir  er- 
mittelt, daß  der  gesamte  Strom  I  =  54,2  Ampere  beträgt,  wäh- 
rend der  Wirkstrom,  also  der  Nutzstrom  Iw,  der  in  der  Regel 
nur  allein  bezahlt  wird,  nur  =  43,36  Ampere  erreicht;  der  Blind- 
strom beträgt  =  32,52  Amp.  Als  Leistungsfaktor  .gilt  analog  der 
bisherigen  Annahme  —  0,8. 

Der  Ausnuntzungsgrad  der  Leitung,  bezogen  auf .  den 
Leistungsverlust,  beträgt  also  bei  dem  der  Rehnung  zugrunde 
gelegten  Leistungsfaktor  von  =  0,8. 

^  0,8_0^  ^  0,64  _        ^  ^  _  ^ 

Uebertragen  wir  das  eben  Vernommene  auf  unser  Rechen- 
leispiel  mit  folgender  Annahme: 

Der  Abnehmer  verlangt  vom  Elektrizitätswerk  eine  wesent- 
liche Erhöhung  des  bisherigen  Lieferungsumfanges.  Das  Elek- 
trizitätswerk ist  in  der  Lage  und  gewillt,  dem  Ersuchen  des 


Abnehmers  zu  entsprechen,  will  aber  einen  höheren  Leistungs- 
verlust in  der  Zuleitung  nicht  zulassen,  will  aber  auch  nicht 
an  eine  Verstärkung  der  Leitung  herantreten.  Infolgedessen 
macht  das  Elektrizitätswerk  die  verlaugte  Mehrlieferung  davon 
abhängig,  daß  die  Stromabnahme  künftighin  mit  einem  Lei- 
stungsfaktor von  =  1  erfolgt,  gegenüber  cos  <p  —  0,8  bis  dahin. 
1  )er  Abnehmer  nimmt  diese  Forderung  an  und  ersetzt  die  bisher 
verwandten,  einer  Phasenkompensationseinrichtung  entbehren- 
den Asynchronmotoren  (auch  in  diesem  Falle  soll  zwecks  Ver- 
einfachung der  Rechnung  ohne  dazwischen  liegende  Transfor- 
matoren gerechnet  werden),  um  den  vertraglich  festgelegten 
Leistungsfaktor  von  —  1  einhalten  zu  können,  durch  Synchron- 
motore,  oder  durch  kompensierte  Asynchronmaschinen  und 
dgl.  und  erregt  bei  jeder  Belastung  auf  zo^(p  =  1. 

Das  Elektrizitätswerk  verlangt,  daß  neben  dem  vorhandenen 
Wirkverbrauchzähler  noch  ein  Blindverbrauchzähler  für  vor- 
und  nacheilenden  Blindverbrauch  aufgestellt  wird,  um  jederzeit 
prüfen  zu  können,  wie  der  Abnehmer  die  elektrische  Arbeit  tat- 
sächlich bezog.  Der  Verfasser  tritt  für  Drehstromzähler  ein. 
Ebenso,  wie  der  Drehstromzähler  für  gleichbelastete  Zweige 
s.  Zt.  bald  verlassen  wurde,  wird  er  sich  auch  hier  nicht  be- 
haupten.   (Ungleiche  Stromaufnahme  der  3  Zweige!). 

Aus  der  Abbildung  2  geht  hervor,  daß  bei  gleichbleibender 
Wirkleistung  Iw,  der  Vektor  I  desto  länger  und  damit  I  desto 
größer  wird,  je  mehr  der  Phasenverschiebungswinkel  zu  und  der 
cos'i,  der  Leistungsfaktor,  abnimmt,  weil  Iw  unverändert 
bleibt.  Dadurch  nimmt,  wie  aus  der  Konstruktion  hervorgeht, 
auch  Ib,  also  der  Blindverbrauch  zu. 

1)  Was  geht  nach  Veränderung  der  Motorenan- 
lage und  nach     Verbesserung    des  Leistungs- 
faktors   auf  —   1  durch  unseren  Abnehmer  hin- 
sichtlich der  Uebertragungsfähigkeit  der 
Leitungsanlage  vor  sich? 

Bei  Abnahme  von  1500  kW  am  Leitungsende  stand  die  Lei- 
tungsanlage bisher  unter  einem  Ausnutzungsfaktor  von  64%  bei 
Nv  =  5%,  weil  der  Leistungsfaktor  nur  0,8  betrug. 

Durch  die  Verbesserung  des  Leistungsfaktors  von  =  0,8 
auf  =  1  erhöht  sich  die  bisherige  Uebertragungsfähigkeit,  die 
Leistungsfähigkeit  der  Leitungsanlage,  bezogen  auf  Nv  =  5%, 
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ganz  gewaltig  und  zwar  im  ungefähren,  praktisch  jedoch  genü- 
gend genauen  Verhältnis  wie 

1  :  cos^    =  1500  :  -  1500  :  2343,75. 

cos^^ 

Ne,  die  bisher  1500  kW  betrug,    erhöht    sich  nämlich  jetzt 

auf 

0,8''o.8  =  ^^^^^'^•'^  »^W- 

Nv  bleibt  dabei  immer  noch  5%,  wie  früher  bei  Ne  =z  1500 
kW  und  bei  cos  9?=  0,8. 
Beweis  : 

100  •  10000  •  2343,75  ■  1000 


Nv';„  = 


2343.75  ^ 
NvkW  =   — •  5 


100 

Auch  nach  der  Formel 
3  •  P  •  1 
q  •  /i  •  1000 
ergibt  sich  derselbe  NvkW. 


20,5  •  57  •  20000  •  20000  •  1^  ~ 
1  1  7,1  9  kW 


(40) 
(41) 

(42) 
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Zunächst  muß  für  die  weiteren  Berechnun 
gen  I  festgestellt  werden: 
2343,75  •  1000 


also 


I 


NvkW  = 


20000  •  1,73  •  1 


=  6  7,57  Am;p. 


(43) 


3  •  67,57  •  67,57  •  lOüOO 


=  117,19  kW  (44) 


20,5  •  57  •  lOÜO 
wie  vor. 

Dieses  Beispiel  läßt  es  vielleicht  erwünscht  erscheinen, 
durch  eine  Kurve  zu  zeigen,  wie  sich  die  Uebertragungsfähig- 
keit,  der  Ausnutzungsfaktor  einer  Leitungsanlage,  bezogen  auf 
kW  bei  gleichbleibendem  Leistungsverlust  in  der  Leitung  mit 
abnehmendem  Leistungsfaktor  vermindert.  Die  nebenstehende 
Abbildung  3  enthält  die  Ausnutzungsfaktoren  von  cos^  = 
1  bis  herunter  zu  cos  y   =  0. 

Durch  Verbesserung  des  Leistungsfaktors  von  =  0,8  auf 
—  1,  stieg  die  Uebertragungsfähigkeit  der  Leitung,  auf  die  Ab- 
nahmestelle bezogen,  von  1500  kW  auf  rund  2344  kW,  also  um 

844  kW,  oder  im  Verhältnis  wie  1500:-^^^und  zwar  bei  gleich- 

CuS-jff 

bleibendem,  prozentualen  Leistungsverlust. 

Der  Ausnutzungsfaktor  rj  der  Leitung  beträgt  nun  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen,  »  praktisch  =  1,  da  cos  —  l 
und  cos  -  ^  ebenfalls  =z  1  ist  und  zwar  bezogen  auf  den  Lei- 
stungsverlust  in  der  Leitung. 


In  diesem  Falle  müßte  natürlich   der  Transformator  der 
erhöhten  Leistungsentnahme  angepaßt  werden. 
Durchgangsleistung 

—  kVA 

cos  ^ 

Nehmen  wir  nun  als  weiteres  Beispiel  an,  der  Abnehmer  hätte 
sich  zur  Aufstellung  von  Synchronmotoren  oder  dgl.  nicht  ent- 
schließen können,  während  das  stromliefernde  Werk  dem  Ver- 
langen des  Abnehmers,  ihm  eine  höhere  Leistung  zur  Verfügung 
zu  stellen  (etwa  2300  kW  bei  einem  Leistungsfaktor  von  =  0,8) 
hätte  nachgeben  müssen,  ohne  daß  es  in  der  Lage  oder  bereit  ge- 
wesen wäre,  die  bestehende  Stromzuführungsleitung  ent- 
sprechend zu  verstärken. 

Dann  würde  der  bisherige  Leistungsverlust  von  5  % 
folgt  steigen: 


Nv«„ 
oder  um 


le  der  bisherige  Leistungsverlust  von  5 
100  •  10000  •  2344  •  1000 


20,5  •  57  •  20000  •  20000  •  0,8  •  0,8 


100 


5 

■  7,85  " 
damit 


=  63. 
auch 


5  % 
Ev 


7,85%  (45) 


(46) 


entsprechend  ange- 


Selbstverständlich  wäre 
stiegen. 

Die  Verluste  sind  also  wesentlich  gewachsen. 

(FortsetZL  ng  folgt) 
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BÜCHERBESPRECHUNG 
A,    Slaby:    Entdeckungsfahrten    in    den    elektrischen  Ozean. 

6.  Auflage,  neubearbeitet  von  Obering.  Nairz,  240  Seiten  gr.  8", 

24  Tafeln,  Berlin,  Leonhard  Simion  Nachf. 

Ein  wesentlicher  Teil  von  Adolf  Slabys  geistigem  Erbe 
wird  in  diesem  Buche  erhalten  und  pietätvoll  weiter  gepflegt. 
Es  wird  selten  ein  Buch  geben,  das  die  Wesensart  des  Urhebers 
und  die  Besonderheit  seiner  Vortragsweise  so  überzeugend 
wiedergibt,  wie  diese  Schöpfung  Slabys.  Es  ist  sogar  ein  be- 
sonderer Vorzug  dieser  Neubearbeitung,  daß  sie  sich  der  Vor- 
trags- und  Denkweise  des  Urhebers  in  glücklichster  Weise  an- 
paßt. Dies  wird  jeder  Leser  empfinden,  der  noch  die  Freude  ge- 
habt hat,  Slabys  Vorträge  persönlich  zu  hören.  Die  Entstehung 
des  Buches  ist  bekanntlich  mit  Slabys  Beziehungen  zum  Kaiser- 
lichen Hofe  eng  verknüpft.  Ursprünglich  waren  es  Gelegenheits- 
vorträge über  neue  Errungenschaften  der  Elektrotechnik,  zu 
denen  er  befohlen  war,  um,  wie  ihm  lieblos  nachgesagt  wurde, 
seine  Wissenschaft  in  den  höchsten  Kreisen  volkstümlich  zu 
machen.  Eine  größere  Auszeichnung  als  diese  Herabsetzung 
konnte  ihm  nicht  widerfahren,  denn  Wilhelm  II.  Interesse  für  die 
Elektrotechnik  und  die  Technik  im  allgemeinen  geht  zu  einem 
wesentlichen  Teile  auf  Slabys  Vorträge  und  auf  die  Wirkung 
seiner  Persönlichkeit  zurück.  Nichts  steht  so  unumstritten  da, 
wie  des  früheren  Kaisers  Interesse  an  diesen  Fragen  und  die 
Förderung,  die  er  diesem  Fachgebiete  angedeihen  ließ.  Es  ist 
deshalb  auch  für  den  Fachmann  von  hohem  Interesse,  die  Vor- 
träge zu  lesen,  mit  denen  Slaby  solche  Erfolge  erreichen  konnte. 
Im  übrigen  sind  sie  nach  Form  und  Inhalt  so  ansprechend  wie 
die  ganze  Vortragsweise  des  Verfassers.  Kennzeichnend  für  sein 
Vortragsgeschick  ist  die  Meisterschaft,  mit  der  er  selbst 
schwierige  Probleme,  die  scheinbar  das  schwerste  wissenschaft- 
liche Rüstzeug  erfordern,  in  einer  allgemein  faßlichen  Form  vor- 
trägt, ohne  der  Wissenschaftlichkeit  Abbruch  zu  tun,  bekanntlich 
eine  der  schwierigsten  Aufgaben  für  den  gelehrten  Vertreter 
eines  Fachgebietes.  Die  wohlgelungene  Neubearbeitung  läßt 
hoffen,  daß  sein  langjähriger  Mitarbeiter  das  Buch  im  gleichen 
Geiste  weiterpflegen  und  entwickeln  wird.  Dr.  Hasse. 

Elektrizität  bei  der  Ernte.  (Aus:  „The  Electrical  Review", 
London,  6.  Oktober  1922,  Seite  490.)  In  diesem  Jahre  wurde  die 
Ernte  auf  einem  Gute  in  Ost-Grinstead  in  einer  neuartigen  Weise 
mit  Hilfe  von  Elektrizität  hereingebracht.  Dies  trug  zu  einem 
neuen  Triumph  der  Elektrizität  auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
schaft bei.  Auf  einem  Motorzugwagen,  der  eine  Mähmaschine 
gewöhnlicher  Bauart  zu  ziehen  hatte,  wurde  ein  Dynamo  zur 
Elektrizitätserzeugung  angebracht.  Die  Mähmaschine  weist  als 
einzigen  Unterschied  von  den  allgemein  üblichen  Arten  einen 
Elektromotor  auf,  der  die  Messer  bewegt  und  den  Einbindc- 
apparat  betätigt.  Bisher  beruht  die  Wirkungsweise  der  Mäh- 
maschine darauf,  daß  eine  .Walze  durch  Reibung  mit  dem  Acker- 
boden die  Kraft  zur  Bewegung  der  Messer  erzeugt.  Es  liegt 
nun  auf  der  Hand,  daß  bei  sehr  weichem  Boden  oder  zu  lang- 
samer Bewegung  der  Maschine  die  Messer  nicht  richtig  arbeiten 
können.  Diese  Nachteile  können  bei  der  elektrischen  Maschine 
nicht  auftreten,  da  der  Bedienende,  der  auf  der  Maschine  sitzt, 
mit  einer  Steuerwalze,  ähnlich  wie  bei  der  Straßenbahn,  mit 
Leichtigkeit  die  zweckmäßige  Geschwindigkeit  einstellen  kann. 
Der  bedeutendste  Vorteil  der  elektrischen  Maschine  liegt  in 
der  Tatsache,  daß  mit  ihr  eine  um  ein  Drittel  gesteigerte  Leistung 


pro  Tag  erzielt  werden  kann.  Das  große  Geheimnis  jeder  guten 
Ernte  liegt  in  ihrem  schnellen  Hereinbringen,  wenn  die  richtige 
Zeit  eingetreten  ist;  mit  Hilfe  der  elektrischen  Mähmaschine  ist 
dies  aber  mit  Leichtigkeit  durchführbar.  Außerdem  kommt  hinzu, 
daß  durch  die  elektrische  Mähmaschine  die  Halme  näher  am 
Boden  abgeschnitten  werden,  so  daß  eine  größere  Länge  des 
Strohs  erreicht  wird.  Diese  Tatsache  ergibt  sich  aus  der  stets 
richtigen  Bewegung  der  Messer,  wobei  die  Halme  nicht,  wie  bei 
falscher  Geschwindigkeit,  gebogen  und  somit  kürzer  abge- 
schnitten werden. 

Die  folgenden  technischen  Einzelheiten  werden  Landwirte 
und  Ingenieure  interessieren:  Der  Motor  hat  eine  Leistung  von 
2  PS  und  Regulierfähigkeit  von  lOOO  bis  1600  Umläufen  in  der 
Minute,  wozu  ein  kombinierter  Anlasser  und  Geschwindigkeits- 
regler verwandelt  wird.  Die  elektrisch  ausgerüstete  Maschine 
erreichte  eine  Tagesleistung  von  22  acres  (1  acre  =  40,5  Ar) 
gegenüber  16  acres  mit  einer  gewöhnlichen  Mähmaschine.  Ein- 
gehende Versuche,  die  mit  dieser  Einrichtung  gemacht  wurden, 
haben  gezeigt,  daß  -die  elektrische  Ausrüstung  ohne  Schwierig- 
keiten an  vorhandene  Mäh-  und  Einbindemaschinen  anzubringen 
ist.  Auf  großen  Gütern  werden  sich  die  Kosten  für  die  An- 
schaffung durch  Zeitersparnis  und  schnelles  Arbeiten  bei  günsti- 
gem Wetter  bereits  in  einem  Erntejahr  bezahlt  machen.  Wenn 
das  Getreide  getrocknet  und  in  Schobern  aufgestapelt  werden 
soll,  ist  besonders  schnelles  Mähen  notwendig,  um  mit  dem 
Aufstapeln  Schritt  halten  zu  können. 

Schluß  des  redaktionellen  Teiles 


Ausschneiden!  Ausschneiden! 

Dieser 

B  E  S  TELLSCHEIN 

i^t  dem  Briefträger  zu  übergeben  oder  in  geschlossenem  Kuvert 
unfrankiert   in  den  Kasten  zu  stecken     Das  Kuvert  muß 
die  Aufschrift  erhalten 

An  das  Postamt 

HIER 


Hierdurch  bestelle  ich  für  den  Monat  Januar  1923  1  Exemplar 
der  Zeitschrift 

VERKEHRSTECHN ISCHE  WOCHE 

zum  Preise  von  Mk.180.—  und  ersuche  um  Zustellung  durch  den 

Briefträger. 

Name: 
Stand: 

Ort:  

Straße  und  Nr.:   


^erkehrstechnische  Woche 


UND     EISENBAHNTECHNISCHE  ZEITSCHRIFT 


Alleiniges  Organ  des  Vereins  für  Eisenbahnkunde  zu  Berlin,  der 
Vereinigung  der  höheren  technischen  Relchselsenbahn-Beam- 
ten  und  des  Reichsbundes  der  höheren  technischen  Beamten 

Mit   Ve  rd  1  n  g  u  n  g  s  -  A  n  z  e  1  g  e  r   nach    amtlichen  Mitteilungen 
der   Eisenbahnverwaltung,   sowie    regelmäßigen  Nachrichten 
von   Reichs-   und    Privatbahnen,    Klein-    und  Straßenbahnen 

SCHRIFTLEITUNG:   Dr.-Ing.  Blum,  Professor 
an  der  Technischen   Hochschule  zu  Hannover  — 
Dr.-Ing.    Hasse,    Regierungsbaumeister    a.  D., 
Privatdozent  an   der  Technischen   Hochschule  zu 
Chariottenburg    —    Dr.   rer.   pol.  Hans    Bau  mann, 
Regierungsbaurat    Im  Reichsverkehrsministerium 
zu    Berlin     —     Sendungen    für    die  Schriftleitung 
sind   an    Reglerungsbaumeister  Dr.-Ing.  Hasse 
zu    Berlin    W    35,    Potsdamer    Straße  28 
zu  richten 

VERLAG:  Guido  Hackebeil  Akt.  -  Ges.,  Buch- 
druckerei   und   Verlag,    Berlin   S  14,  Stailschreiber- 
straße     34-35     —      Fernsprecher:     Amt  Dönhoff 
Nr.    3354  —  3357      —      Postscheck  -  Konto :  Berlin 
118855  —  Bezugspreis:   Monatlich  M.  180,— ,  Einzel- 
hefte M.  100,— .   Ausland  Valutazuschiag  —  Anzeigen 
die  einzelne  Millimeterhöhe  M.80,-,  1/1  Seite  M.  48  000,-, 
1/2  Seite   M.  24000,— ,  1/4  Seite  M.  13000,— ,  1/8  Seite 
M.  7000,   ,  1/16  Seite  M.  4000,-.  Wiederholungen  mit 
Rabatt.    Teuerungszuschläge  vorbehalten 
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Gruppen  be  reic he  der  englischen  Eisenbahnen  von  Regieriingsbaurat  Dr.-Ing  Gläsel,  Dresden,  Seite  515.  Wasserbau- 
und  Binnenschiffahrts-Ausstellung  Essen  1922,  von  Dipi.-Ing.  Hans  Mangold,  Darmstadt,  Seite  517.  Ueber  die 
Erneuerung    des    Anstriches    an    eisernen    Brücken    über    Eisenbahngleisen   von  Eisenbahnanitmann  Preckwinkel, 

Berlin,  Seite  519.    Verschiedenes,  Seite  520. 
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GRUPPENBEREICHE  DER  ENGLISCHEN  EISENBAHNEN 

VON   REGIERUNGSBAURAT  DR.-ING.  GLÄSEL,  DRESDEN 


Am  15.  August  1921  ist  die  über  die  englischen  Eisenbahncu 
in,  Kriege  verhängte  Staatsaufsicht,  die  über  7  Jahre  gedauert 
h  (t,  durch  das  neue  Eisenbahngesetz  (Railways  Act  1921)  aufge- 
hnlicn  worden.  Die  Befugnis  dazu  für  den  Kriegsfall  hatte  die 
Kl  uierung  1871  erhalten.  Die  EiscnbahngescUschaftcn  bekamen 
wuder  volle  Verfügungsfreiheit  über  ihre  Netze  und  Betriebs- 
nntiel.  Das  neue  (iesetz  bringt  aber  gleichzeitig  einschiieidciide 
N'  iKTungen  für  die  Bahnen. 

1.  Die  große  Masse  der  Bahngesellschaften  muß  sich  zu 
4  großen  Gruppen  zusammenschließen,  „verschmelzen".  Jede  be- 
steht aus  wenigen  großen,  maßgebenden  Bahnen  und  einer  größe- 
re ii  Zahl  untergeordneter  Bahnen. 

2.  L'm  die  Zusammenarbeit  zwischen  Bahngesellschaften  und 
ifrcn  .Angestellten  zu  fördern,  sind  Ausschüsse  zu  bilden,  in 
dnun  beide  Parteien  vertreten  sind.  (Der  Aufbau  ist  ähnlich  wie 
b>, :  den   Betriebs-  und  Beamtenräten  der  Reichsbahn.) 

3.  Die  Tarife  werden  von  einer  Schiedsbehörde  festgesetzt, 
l  L  l)crsteigen  die  Ueberschüssc  der  Bahnen  ein  gewisses  Maß,  so 
vrrl>leibcn  20%  davon  den  Gesellschaften,  80%  müssen  zur  Her- 
al.-ttzung  der  Tarife  angerechnet  werden. 

4.  Die  Regierung  zahlt  unter  die  Gesellschaften  60  000  000  £ 
z'.'.r  Ablösung  aller  Ansprüche  aus  der  Zeit  der  Staatsaufsicht. 
(Zinn  größeren  Teil  inzwischen  geschehen.) 

Ueber  die  Ziele  bei  der  Gruppenbildung  der  englischen  Eisen- 
bahnen hat  sich  vor  kurzem  der  frühere  englische  Verkehrs- 
minister  Eric  C.  Geddes  vor  der  Junior  Institution  of  Engi- 
neers  ausgesprochen.  Da  unter  seiner  Amtsführung  das  neue 
Eisenbahngesetz  zustande  gekommen  ist,  haben  seine  Ausfüh- 
rungen, in  denen  er  haui)tsächlich  eine  Begründung  für  die  ge- 
forderte Verschmelzung  der  Bahnen  gibt,  besonderes  Gewicht. 
Seine  Gründe  sind  meist  wirtschaftlicher  Art  und  lassen  sich 
(nach  Civil  Engineering  Juli  1922)  folgendermaßen  zusammen- 
fassen. Wenn  man  bedenkt,  daß  das  alte  Gefüge  sich  in  fast 
einem  Jahrhundert  frei  gebildet  hat,  so  kann  man  die  Größe  der 
'begonnenen  Umstellung  ermessen,  und  wird  nicht  erwarten,  daß 
sie  in  einigen  Monaten  beendet  sei,  zumal  vieles  alte  zugleich 
.  verl)essert  werden  soll.  "Die  vier  Gruppen  werden  zunächst  als 
Ost-,  Süd-,  West-,  und  Nordwest-  und  Mittel-Gruppe  bezeichnet. 

Der  Grund  zur  Gruppenbildung  war  der,'  daß  eine  Hebung 
'der  Wirtschaftlichkeit  nur  durch  eine  wirkliche  Verschmelzung 
erreicht  werden  kann.    Gewisse  Bahngesellschaften  haben  schon 
seit  20  Jahren  etwas  ähnliches  von  sich  aus  versucht,  sind  aber 
,  nie  bis  zum  Ende  gegangen.    Wohl  bildeten  sie  Gemeinschaften, 
um  Wettbewerb  auszuschalten  und  ihre  Einnahmen  zu  regeln. 
Zu  einer  Verschmelzung  ihrer  Aktien  sind  sie  nicht  gekommen. 
Auch  gingen  sie  stets  ohne  Unterstützung  oder  Genehmigung 
i  des  Parlamentes  vor.    Die  Ausschaltung  des  gesunden  Wettbe- 
!'  werbes,  vor  allem  aber  die  Regelung  des  Gewihnes,  wobei  jedes 
/Mitglied  einen  gewissen  Anteil  aus  der  gesamten  Gewinnmasse 
irhält,  auch  wenn  es  selbst  nichts  dazu  beigetragen  hat,  war 
iiner  der  schlimmsten  Grundsätze,  die  sich  in  das  englische  Ver- 
icehrswesen  einzuschleichen  drohten.    Das  neue  Gesetz  verbietet 
Jen   Gesellschaften  die  Abgrenzung  der  Einnahmen  ohne  Zu- 
sammenlegung der  Aktien. 

Als    wirtschaftliche    Vorteile    sind     hauptsächlich  anzu- 
sprechen: Vereinfachung  der  allgemeinen  Verwaltung,  was  be- 
Jäonders  nach  außen  hin  auffallen  wird,  im  Verhältnis  zu  anderen 


Hingen  aber  \'on  geringerer  Bedeutuii.n  i>t.  Zum  Beispiel  gab  es 
1921  über  1300  Direktoren  bei  den  en.üliM  hcii  l'.isenbahnen,  später 
werden  es  ungefähr  100  sein,  l-'.bcnso  werden  bei  der  Verein- 
fachung und  Vereinheitlichung  der  übrigen  Verwaltung  und  Auf- 
sicht zweifellos  namhafte  Ersparnisse  zu  machen  sein.  Vor  allem 
muß  sich  aber  der  wirtschaftliche  l'.rfolg  der  \'crschmelzung 
beim  Betriebe  zeigen  durch  eine  bessere  Ausnützung  der  Be- 
triebsanlagen und  Betriebsmittel,  durch  bessere  Beladung  dei 
(iüterwagen  und  durch  vorteilhafteren  Umlauf  der  Lokomotiven. 
Aehnlich  laufende  Linien  einer  Grujipc  werden  sich  künftig  wahl- 
weise vertreten,  wenn  auf  der  einen  Stauungen  eintreten  soll- 
ten, das  Vorschubgeschäft  wird  einfacher.  Damifsteigt  aber  die 
Schnelligkeit  der  Beförderung  und  eröffnet  die  finffnung  auf  eine 
Herabsetzung  der  Tarife.  Mit  der  unilHien  Beweglichkeit  in 
der  Zugsleitung  wächst  auch  die  Ausmiizun.u  der  Wagen.  An 
vielen  Orten  sind  jetzt  <lopi)elte  Statiousanl.i-e  n  v  orhanden,  nhnn 
daß  die  Verkehrstreibenden  einen  nennenswerten  X'orteil  dadurch 
hätten.  X'erschvvinden  diese,  so  gibt  das  lielräclithclie'  l''.rsj)ar- 
nisse,  wie  bereits  durch  die  Sannnelbaiinliöfe  der  gnißen  lie- 
sellschaften  in  London  zum  Beispiel  nachgewiesen  ist. 

Die  Einführung  des  elektrischen  Betriel)es  eröffnet  bei  sach- 
gemäßem Vorgehen  weite  Möglichkeiten  für  lvrs])arnisse.  Aller- 
dmgs müssen  Verbesserungen  an  den  Betriebsmitteln,  besonders 
die  Vereinheitlichung  beim  Bau  der  i'ahrzeuge  und  aller  Be- 
triebsaidagen  nebenhergehen.  Die  Ausgalien  für  L'nterhaltung  der 
Bahnanlagen  und  Bauwerke  einschließlich  der  Schiffs-  und 
Kanalanlagen  sind  bei  den  größeren  Bahnen  zwischen  1913  und 
1921  auf  rund  das  Dreifache  gestiegen.  Kütiftighin  w^ird  man 
jährlich  mit  30 — 35  Millionen  £  für  diesen  Posten  rechnen 
müssen.  Wenn  in  Zukimft  nur  noch  4  große  Ingenieurabteilun- 
gen bei  den  4  Gruppen  lu-steiien  werden,  nnil;'  d.is  griiPiere  V.in- 
heitlichkeit  im  überbau,  bei  B,rückenl)auten  und  .illen  Bahnaus- 
rüstungen von  selbst  geben  —  und  damit  Ersparnis  gegen  die 
jetzige  Mannigfaltigkeit.  Eng  damit  xerknüpft  ist  die  Frage  der 
Einheitlichkeit  im  Sign.ilw  e'sen.  Auf  diesem  (  iebiet  werden  sich 
die  Vorteile  der  Zusainnienfa--ung  in  4  Gruppen  wohl  am  ehe- 
sten und  auffallendsten  zeigen  und  zu  erheblichen  l^rsparnissen 
führen,  ungeachtet  der  h.rhohung  der  Betriebssicherheit. 

Die  hctitigen  N.ichteile  hin-.iihtlich  der  Lokoniotivkohle  lie- 
gen auf  der  Jland.  Bei  12(1  <  ie-ell-.i  li.iften  kommt  die  Kohle 
gewissermaßen  durch  den  KK  inliandel  in  den  Betrieb.  Große 
Betriebsnetze  kaufen  hilliger  ein  nnel  sind  in  der  Lage,  größere 
Lokomoti\-stationen  mit  leislinigsfähigen  nu'chanischen  Bekoh- 
lungsanlagen zu  schaffen.  Bei  einem  jährliclien  Kohlenverbrauch 
von  13,5  Millionen  Tomieii  gewinnt  diese  h'rage  besondere  Be- 
deutung. Die  Verminderung  der  Kohlcntransporte  ist  hierbei 
noch  gar  nicht  berücksichtigt. 

Die  gewaltigen  Vorteile  größerer  Einheitlichkeit  im  Loko- 
motivbau sind  offensichtlich,  wenn  man  bedenkt,  daß  auf  den 
englischen  Bahnen"  heute  über  100  verschiedene  Lokomotivtypen 
laufen.  Mit  8  ,bis  10  Bauarten  müßte  auszukommen  sein.  Von 
25  000  Lokomotiven  Gesamtbestand  werden  jetzt  jährlich  etwa 
420  ersetzt.  Die  Umstellung  auf  die  wenigen  Einheitstypen  würde 
also  nicht  gerade  sehr  schnell  gehen  können.  Doch  ist  es  durch- 
aus möglich,  auch  an  den  vorhandenen  Bauarten  schon  in  vielen 
liinzelheiten  zu  Einheitsformen  überzugehen  und  damit  die 
schwierige  Vorhaltung  zahlreicher  Ersatzstücke  zu  erleichtern. 
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Von  hier  an  dupchsetzen  sich 
S  und  W stark. 


Gruppenbereiche  der  englischen  Eisenbahnen 

Vorläufige  ungefähre  Grenzen.  ' 


Das  Entsprechende  gilt  von  dei 
Wagen,  bei  denen  die  Frage  voj 
noch  größerer  Bedeutung  ist.  Dit 
Einheitlichkeit  müßte  sich  erstrecke: 
auf  Formgebung,  auch  in  den  Einzel 
heiten,  auf  das  Fassungsvermögen 
das  zugleich  zu  vergrößern  wäre,  um 
auf  die  Bremsausrüstung,  für  di( 
künftig  nur  die  durchgehende  Bremst 
in  Frage  kommen  kann.  Um  dej 
richtigen  Vorteil  von  größeren  Güter 
wagen,  10-t- Wagen  zu  haben  —  h'y 
heute  sind  5-t-Wagen  vorherrschem 
—  wird  es  allerdings  nötig,  den  Ver 
frachtern  die  Ueberzeugung  beizu 
bringen,  daß  sie  selbst  mit  größerei 
Wagen  wirtschaftlicher  arbeiten,  dai 
also  beide  Seiten  Vorteile  dabe 
gewinnen.  Der  Nutzen  größerer  Wa 
gen  für  die  Eisenbahnen  ist  bekannt 
Das  Eigengewicht,  und  damit  di( 
Baukosten  bezogen  auf  1  t  Laderaun 
sinken  beträchtlich,  und  auch  di< 
Wagenlänge  nimmt  entsprechend  ab 
was  für  die  Ausnützung  von  Bahn 
hofsgleisen  von  großer  Bedeutuni 
ist.  Und  die  durchgehende  Bremst 
ist  nötig,  um  die  Fahrgeschwindig 
keit  der  Güterzüge  zu  vergrößern 
de  nn  heute  .  kriechen"  sie  über  diJ 
Strecken.  Soll  die  volle  Freizügig 
keit  aller  Wagen  aber  sichergestell 
sein,  so  müssen  sie  mit  einheitliche! 
Bremsen  ausgerüstet  werden. 

Noch  ungünstiger  liegen  die  Ver 
hältnisse  bei  den  Privatwagen,  die  ii 
England  an  Zahl  fast  den  Eigentums 
wagen  der  Bahnen  gleich  sind.  Dor 
fehlt  jegliche  Einheitlichkeit  oder  nui 
Aehnlichkeit  im  Bau.  Eine  Verord 
nung  des  Verkehrsministeriums  von 
Jahre  1919  gibt  aber  eine  Handhabe 
um  ihre  Zahl  nach  und  nach  einzu 
schränken  und  auch  auf  die  Bau 
formen  einzuwirken. 

Soweit  der  ehemalige  englisch( 
Verkehrsminister  Geddes. 

Eine  amtliche  Karte  über  die  Ab 
grenzung  der  Gruppengebiete  is 
noch  nicht  veröffentlicht  worden 
wohl  weil  die  Grenzen  nicht  genai 
durch  das  Eisenbahngesetz  von  192 
festgelegt  worden  sind,  die  Eisen 
bahngesellschaften  sich  vielmeh 
selbst  im  einzelnen  darüber  einiget 
und  ihre  Abmachungen  dem  Ver 
kehrsministerium  vorlegen  sollten 
Die  Gruppenbildung  geht  jedoch  nui 
recht  langsam  vorwärts,  weil  di« 
finanziellen  Auseinandersetzungen  dei 
Gesellschaften  sehr  schwierig  sind  — 
wie  uns  ja  die  Uebernahme  unserei 
Staatsbahnen  auf  das  Reich  192( 
hinreichend  gezeigt  hat,  obwohl  es 
sich  dort  nur  um  wenige  Vertrag.-- 
gegner  handelte,  in  England  jedocl 
um  120  Bahnen. 

Es  ist  erinnerlich,  daß  mehrere 
Seiten  lebhaft  die  Forderung  ver- 
treten, das  Gebiet  der  Reichsbahn  ir 
etwa  sechs  große  Gebiete  mit  ari 
nähernd  einheitlichem  Wirtschaft>- 
Charakter  zu  zerlegen,  die  an  Stel  e 
der  jetzigen  unorganischen  Glic 
derung  nach  politischen  Zufälli}-- 
keiten  treten  sollen,  und  die 
Grundbedingung  für  eine  wirtschaft- 
liche Verwaltung  und  Betrieb^ 
führung,  a!so  eine  Gesundui  f 
der  Reichsbahn  bezeicnnet  werde  i 
Es  scheint  nicht  zweifelhaft.  dA 
wir  in  Deutschland  zu  einer  solchii 
oder  ähnlichen  Gliederung  wohl  nocl 
kommen  werden,  deren  Zweckmäßi 
keit  und  Notwendigkeit  sich  imm'^i 
mehr  erweisen  dürfte,  je  unabhängi 
ger  die  Reichsbahn  wirtschaftliil 
wird  und  je  mehr  das  kautmännisclu 
Denken  sich  durchsetzt. 
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Es  ist  bemerkenswert,  festzustellen,  daß  die  Abgrenzung  der 
Gruppen  in  England  nicht  nach  Wirtschaftsgebieten  erfolgt  ist, 
sondern  mehr  nach  eisenbahngeographischen  Gesichtspunkten. 
Das  Gerippe  jeder  Gruppe  bilden  einige  wenige  von  den  be- 
deutenden Eisenbahngesellschaften,  die  sich  verschmelzen  uni 
die  vielen  kleinen  Bahnen  in  ihrem  Bereiche  aufsaugen  sollen.  Die 
Feststellung  der  Gruppen  mußte  deshalb  Rücksicht  auf  die  Ge- 
wichtigkeit der  großen  Gesellschaften  und  ihre  Wünsche  neh- 
men. Die  Abgrenzung  ist  außerdem  so  beabsichtigt,  daß  nicht 
jeder  Wettbewerb  zwischen  den  Gruppen  von  vornherein  unter- 
bunden ist,  was  gefährlich  für  eine  gesunde  Entwickelung  ge- 
halten wurde. 

In  der  Abbildung  ist  nach  Angaben  in  Revue  Generale  des 
Cliemins  de  Fer  Nr.  1  von  1922  versuchsweise  eine  Abgrenzung 
der  künftigen  Gruppengebiete  der  englischen  Eisenbahnen  ge- 
geben. Die  Namen  der  4  großen  Gruppen  stehen  noch  nicht 
fest.  Diese  werden  zunächst  noch  nach  der  Himmelsrichtung 
bezeichnete  als: 

1.  Südgruppe,  mit  5  Haupt-  und  14  Nebengesellschaften; 

2.  Westgruppe,  mit  7  Haupt-  und  26  Nebengesellschaften; 


3.  Nordwestgruppe,  mit  8  Haupt-  und  26  Nebengesellschaften, 
einschl.  der  westlichen  Hälfte  von  Schottland; 

4.  Ostgruppe,  mit  7  Haupt-  und  26  Nebengesellschaften,  einschl. 
der  östlichen  Hälfte  von  Schottfand. 

Die  wichtigsten  Mitglieder  der  Gruppen  sind  die  folgenden: 

Südgruppe:  London  and  South  Western;  London,  Brighton  and 
South  Coast;  South  Eastern;  London,  Chatam  and  Dover; 
South  Eastern  and  Chatam-Eisenbahngesellschaft. 

Westgruppe:  Great  Western;  Barry;  Cambrian;  Cardiff;  Rhym- 
ney;  Taff  Vale;  Alexandra-  (Newport  and  South  Wales) 
Eisenbahngesellschaft. 

Nordwestgruppe:  London  and  North  Western;  Midland;  Lan- 
cashire  and  Yorkshire;  North  Slaffordshire;  Furneß;  Cale- 
donian;  Glasgow  and  South  Western;  Highland-Eisenbahn- 
gesellschaft. 

Ostgruppe:  North  Eastern;  Great  Central;  .Great  Eastern;  Great 
Northern;  HuU  and  Barnsley;  North  British;  Great  North 
and  Scotland-Eisenbahngesellschaft. 


WASSERBAU- UND  BINNENSCHIFFAHRTS-AUSSTELLUNG  ESSEN1922 

VON  DIPLOM-INGENIEUR  HANS  MANGOLD,  DARMSTADT 


Am  31.  März  wurde  in  den  Ausstellungshallen  der  Stadt 
Essen  bei  Rüttenscheid  die  Wasserbau-  und  Binnenschiffahrts- 
Au-stellung  eröffnet.  Regierungs-Baurat  Skalweit  übergab  nach 
kurzen  Worten  die  Ausstellung  in  die  Hände  der  Stadt  Essen. 
Uiiterstaatssekretär  Dr.  Kirchstein  vom  Reichsverkehrs- 
ministerium gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  die  neuen  Ver- 
hält nisse,  die  durch  die  Uebernahmc  der  gesamten  Binnenwasser- 


straßen auf  das  Reich  seit  dem  1.  April  1921  geschaffen  sind, 
der  deutschen  Wirtschaft  und  dem  deutschen  Volke  zum  Nutzen 
gereichen  möge.  Darauf  legt  der  Oberpräsident  der  Rheinprovinz 
Groote  den  unmittelbaren  Zusammenhang  zwischen  Rheinschif- 
fahrt  und  Industriegebiet  dar.  Ministerialrat  Soldau  vom  preußi- 
schen Landwirtschaftsministerium  betonte  die  weiteren  wasser- 
lautechnischen  Aufgaben  des  Industriegebietes;  Wasserver- 
sorgung durch  Talsperren  im  oberen  Ruhrtal,  Ableitung  der  Ab- 
wässer durch  die  ausgebaiite  Emscher. 

Zum  Schluß  begrüßte  Oberbürgermeister  Dr.  Luther,  Essen, 
iie  Anwesenden  als  Gäste  der  Stadt  Essen  und  wies  auf  die 
Ijfinstige  Lage  Essens  mitten  im  Herz  des  Industriegebietes  für 


die  Ausstellung  hin.  Der  Besucher  hat  so  die  Möglichkeit, 
manches  auf  der  Ausstellung  Gesehene  gleich  mit  der  Wirklich- 
keit zu  vergleichen. 

Die  Ausstellung  ist  in  der  sofort  dem  Haupteingang  gegen- 
überliegenden großen  Halle  sowie  in  einem  links  vom  Eingang 
liegenden  Nebenhalle  und  in  einer  Umge.hungshalle  dahinter 
untergebracht. 

In  reichhaltiger  Uebersicht  bietet  sie  dem  Fachmann  an  der 
Hand  der  vielen  Lichtbilder,  Zeichnungen  und  Pläne  und 
statistischen  Aufstellungen  von  Behörden  und  Firmen  und 
Kanalvereinen  wertvolles  Material,  dem  Nichtfachmann  gibt  sie 
durch  die  zahlreichen  und  ausgezeichneten  Modelle  und  Bilder 
die  Möglichkeit,  sich  ein  anschauliches  Bild  von  der  Wichtigkeit 
der  Wasserstraßen  und  den  großen  Leistungen  deutscher  In- 
senieurkunst  zu  machen. 


Abb.  2.   Tauchschleuse  System  Burkhardt. 


Das  Hauptgewicht  der  Ausstellung  liegt  naturgemäß  in  der 
Behandlung  Wasserbau-  und  verkehrstechnischer  Fragen. 

Ueber  die  schon  bestehenden  Wassertraßen  gibt  der  in  der 
Mitte  der  Haüpthaile  befindliche  Stand  des  Reichsverkehrs- 
ministeriums Auskunft.  Hier  haben  die  Rheinstrombau- Ver- 
waltung, Wasserstraßendirektion  Hannover,  Dortmund — Ems — 
Kanal-Verwaltung,  Kanalbaudirektion  Essen  und  Badische  Was- 
serbau- und  Straßendirektion  ausgestellt.  Die  Badische  Wasser- 
straßen-Direktion verfügt  über  interessante  Darstellungen  des 
Ausbaues  der  Wasserkräfte  im  Ober-RheingebLet  und  Schwarz- 
wald (Murgwerk).  Weitere  Auskunft  und  Lichtbilder,  beson- 
ders über  den  im  Bau  befindlichen  Mittellandkanal  geben  die 
Ausstellungen  der  einzelnen  Firmen.  In  der  Nebenhalle  be- 
findet sich  noch  ein  Stand  des  sächsischen  Finanzministeriums, 
Wasserbau-Verwaltung  Dresden,  der  über  Elbstrom-Regelungs- 
arbeiten sowie  über  die  bisherige  und  geplante  Wasserstraßen- 
Entwicklung  Auskunft  gibt. 

Eines  der  Hauptpunkte  des  Programms  der  Ausstellung  ist 
die,  den  Besuchern  den  beabsichtigten  zukünftigen  Ausbau  des 
Wasserstraßennetzes  Deutschlands  zu  erläutern.  In  der  linken 
Hälfte  der  Haupthalle  befinden  sich  dicht  beieinander  die  beiden 
großen  Kanalprojekte  Süddeutschlands:  Der  Rhein — Main — 
Donau-  und  Rhein — Neckar — Donau-Kanal.  Beide  Wasser- 
straßen haben  gegenüber  den  norddeutschen  Tieflandkanälen  den 
Unterschied,  daß  ihr  großes  Gefälle  es  ermöglicht,  mit  ihnen 
gleichzeitig  Wasserkraftanlagen  zu  verbinden.  Die  ist  für  die 
wirtschaftliche  Beurteilung  des  Projektes  ein  wesentlicher  Ge- 


Abb.  1.    Karle  der  deutschen  Wasserstraßen. 
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siclitspuiikt.  Die  Kanalisation  des  Neckars  ist  heute  schon  bis 
Aschaffenburt;-  durchgeführt  (Abb.  3-6)  An  den  einzelnen 
Staustufen  befinden  sich  'iVonimelwehren,  die  eine  erhebliche 
Kra  t  tau  sunt  /.uni;  ge\\;ihrlei>tcn. 

Mit  dem  Hau  der  Kanalis;i1  ii m  des  Neckars  ist  be^ionnen.  Sie 
soll  vorerst  ])is  Plochingen  durchgeführt  werden.  Im  Projekt 
ist  eine   Fortsetzung   als  Ueiierlandkanal   von   Plochingen  über 


Abb.  3.    .Staustufe  Kesselstadt-Mainkanalisierung. 
Gesamtanlage. 


'  .ri-linuc  11  und  die  schw  äbische  Alp  bis  nach  Ulm  a.  d.  Donau 

\  ( irgc-rhun. 

Der  .Main — Donau-Kaiial  wird  Ini  Hamberg  das  Maintal  ver- 
la-'-eii  und  bei  Regen•^llurg  in  die  Donau  münden.  Er  folgt  teil- 
w  ei-'C  dem  Zuge  de>  alten  I  .udw  igkanals.  l  liermit  A\  ird  wohl 
n<ich  die--e--  Jahr  mit  dem   Hau  begonnen  werden. 

Dm  das  Siiei>ewerk  flir  die  Scheitelhaltung  für  die  \'erbui- 
dung  M.ain — Dim.iu  zu  erlialten,  soll  der  Lech  vor  seinem  Ein- 
fluß in  die  Donau  .abgezweigt  werden  und  die  Donau  mittels 
einer  Drücke  überführt  und  dann  der  .Scheitelhaltung  des  Main — 
Donau-K,-inale-  zugeführt  \\erdeii.  Ein  gigantischer  Ciedaukc. 

In    eiigt-r    X'erbindung    '-leht    damit    die   dritte  ^^'asserstraße 


Abb  4.    Staustufe  Kesselstadt  der  Mainkanalisierung. 
Walze  mit  Laufsteg. 


\\'e-er— W'erra  —  Main  —  Kanal,  bei  der  mit  der  .Vnfstetlung  der 
l'^ntwürle  begonnen  ist. 

Die  gewaltige  DrüBe  dieser  Kanalplätze  läßt  sich  daraus  er- 
kennen, daß  dann  durchgehend  ein  Großschiffahrtsweg  I^otttr- 
dam — Rhein — Main — Donau — Schwarzes  Meer  geschaffen  ist  mit 
Aiischhif'i  durch  den  We>er — .\l  ;iin-Kanal  an  die  Wasserstraße 
der  UMrddeutschen  Tiefelieiie.  Dazu  kommt  dann  die  Linie 
Rolterdamm  —  R  hei  n  —  M  i  t  tella  lulkaual  bis  zur  Weichsel  und 
\-:e11eiclit   'später   nnch   inil    .\u-.cliluß   nach   Polen   und  Rußland. 

Neben  diesen  großen  Plänen  erscheinen  die  noch  weiteren 
Kanalprojckte  klein  und  doch  sind  sie  nicht  minder  wichtig.  Der 
Idansa-Kanal  dient  zur  Wrbiuduiig  des  rheinisch-westfälischen 
Industriegebietes   mit    lirenun    und    Hamburg.    —    Auch  der 


Küstenkanal  von  der  Ems  zur  Weser  quer  durch  Oldenburg  er- 
scheint wegen  der  dadurch  bedingten  Ausnutzung  der  dort 
liegenden  Moore  für  Brennstofferzeugung  und  für  die  Landwirt- 
schaft beachtenswert. 

Im  Südwesten  Deutschlands  soll  neben  einem  Ausbau  des 
Oberrheins  eine  Verbindung  des  Bodensees  mit  der  Donau  ge- 
schaffen werden. 


i  \ 
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Abb.  5.    Staustufe  Kesselstadt  der  Mainkanalisierung. 
Walze  mit  Anti  iebsvorrichtung. 


Abb.  6.    Staustufe  Kcsselstadt  der  Mainkanalisierung. 
Unterhaupt  der  Schleppzugsschleuse. 

Die  Pläne  und  Zeichnungen  zu  den  drei  letztgenannte! 
Kanälen  befinden  sich  in  der  Umgehungshalle. 

Den  übrigen  Teil  der  Ausstellung  kann  man  in  drei  Ah 
schnitte  gliedern:  Zeichnungen  und  Modelle,  die  unmittelbar  dei 
Wasserb.au  betreffen,  zweitens  Hebe-,  Lade-  und  Löschanlagei 
in  Häfen  und  an  Kanälen  und  drittens  den  eigentlichen  Maschinen 
und  Schiffsbau,  sowie  Ausstellung  von  Sachen,  die  nur  in  un 
mittelbarem  Zusammenhang  mit  der  Binnenschiffahrt  stehet 
Die  sehr  zahlreichen  Modelle  geben  dem  Besucher  eine  gute  Er 
gänzung  zu  den  ausgestellten  13ildern  und  Zeichnungen  besonder 
bei  komplizierten  Anlagen. 

Es  sind  wohl  fast  alle  größeren  Firmen  des  Tiefbaues  vei 
treten.    Au  TTand  der  von  den  Behörden  und  von  ihnen  ausge 
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stellten  Bilder  und  Modelle  ist  man  in  der  Lage,  alle  größeren 
Wasserbauten  der  letzten  Jahre  vor  dem  Kriege  bis  heute  zu 
verfolgen.  In  Modell  und  Bild  stehen  Schleusen  jeder  Bauart 
nach  ihren  Einzelheiten,  Düker  und  eiserne  Brücken  zur  Be- 
>ichtigung.  Besonders  vorizählig  sind  die  Schiffshebewerke  ver- 
treten. Es  sind  ausgestellt  Schiffshebewerke  mit  senkrechter 
Hebung  auf  verschiedene  Arten,  ebenso  Schiffshebewerke  nvt 
Hebung  parallel  zum  Kanal  mittels  Schlitten,  der  auf  einer 
schiefen  Ebene  zur  oberen  Kanalhaltung  läuft. 

Ein  neuer  Entwurf  liegt  in  der  Tauchschleuse,  Bauart  Dr. 
Hurkhardt,  vor.  Der  Kahn  fährt  in  ein  geschlossenes  Rohr  und 
dieses  senkt  und  hebt  sich.  Ein  Wasserverbratich  findet  bei 
dieser  Schleuse  nicht  statt.    (Abbildung  2.) 

An  Wasserkraftanlagen  sind  eine  ganze  Reihe  Modelle  und 
Bilder  von  Firmen  ausgestellt,  besonders  treten  bei  der  Binnen- 
schiffahrt die  bei  den  Stastufen  verwendeten  Walzenwehre  der 
Maschinenfabrik  Augsburg — Nürnberg  hervor.  Dem  Besucher 
wird  der  große  wirtschaftliche  Vorteil  vor  Augen  geführt,  der  in 
der  \'ereinigung  von  Kanalisierung  eines  Flusses  und  Gewinnung 
von  Wasserkraft  liegt. 

Das  Gefälle  des  Flusses,  das  vorher  in  einer  geneigten  Ebene 
verlief,  wird  nun  treppenförmig  umgestaltet  und  die  Tiefe  des 
Fahrwassers  bedeutend  erhöht. 

An  HafenmodcUen  und  Plänen  sind  neben  einer  großen 
Reihe  deutscher  Binnenhäfen  auch  Rotterdam  und  Amsterdam 
vertreten.  Diese  beiden  gewaltigen  holländischen  Häfen  sind  ja 
Fluß-  und  Seehäfen.  Besonderes  Interesse  verdient  wegen  der 
Neckarkanalisierung  das  Hafennrodell  von  Mannheim. 


Die  Preußische  Landesanstalt  für  Gewässerkunde  zeigt  Ver- 
öffentlichungen über  die  deutschen  Flüsse  und  Grundwasser- 
betrachtungen. Im  Anschluß  hierzu  steht  die  Ausstellung  des 
Ruhrtalsperren-Vereins  zur  Wasserversorgung  des  Industrie- 
gebietes und  der  Emscher- 1.  nu^scnschaft  zwecks  hj'gicnisch  ein- 
wandfreier Ableitung  der  Abwässer  durch  die  Emscher  in  den 
Rhein. 

Gerade  bei  den  Hebevorrichtungen  und  Transportanlagen 
erläutern  die  Modelle  die  Anschauung.  Dem  ist  auch  in  ver- 
ständnisvoller Weise  von  den  ausstellenden  Firmen  Rechnung 
getragen.  Die  D  utsche  Maschinenfabrik  A.-G.  Duisburg  führt 
uns  auf  ihrem  Stand  eine  ganze  Reihe  Mode  le  von  Kranen  aller 
Art,  von  Kohlenkippern  und  weiteren  Verladeeinrichtungen  vor. 
An  einem  anderen  Stand  sehen  wir  Modelle  von  pneumatischen 
Saug-  und  mechanischen  Hebeanlagen  der  Mühlenbauanstalt 
Gebr.  Seck-Dresden,  für  Getreide  und  ähnliche  Stoffe.  Auch  die 
Krane  und  Eisenkonstruktionen  der  Maschinenfabrik  Augsburg- 
Nürnberg  sind  beachtenswert. 

Der  Schiffbau  führt  Modelle  \voh\  aller  Kanal-  und  Fluß- 
schifftypen vor.  Auch  die  historische  Entwicklung  ist  berück- 
sichtigt.    Besonders  bemerkenswert  sind  die  Eisenbetonschiffe. 

Auch  der  Wassersport  ist  nicht  vergessen.  Ruderboote  und 
Bilder  zeigen,  daß  die  Jugend  sich  zur  Gesunderhaltung  von 
Körper  und  Geist  auch  die  Wasserstraßen  nutzbar  macht. 

Wenn  auch  die  Anordnung  und  Z-usammenstellung  im  ein- 
zelnen etwas  übersichtlicher  und  systematischer  gestaltet  sein 
könnte,  so  zeigt  uns  die  Ausstellung  doch  deutlich  die  gewaltigen 
Bauten  und  Pläne  deutscher  Technik.  Mögen  sie  der  wirtschaft- 
lichen Ausnutzung  Europas  zum  Heil  gereichen. 


ÜBER  DIE  ERNEUERUNG  DES  ANSTRICHES  AN 
EISERNEN  BRÜCKEN  ÜBER  EISENBAHNGLEISEN*) 

VON  EISENBAHNAMTMANN   PRECKWI NCKEL,  BERLIN 


Dr.  Ing.  Hüffmann  weist  in  seinem  Aufsatz  auf  Zerstörungen 
hin,  die  der  Auspuff  der  Lokomotiven  infolge  seiner  hohen 
Wärmegrade  und  infolge  seiner  mechanischen  und  chemischen 
Einwirkung  auf  den  Anstrich  eiserner  Brücken  ausübt.  Es  gibt 
nach  seinen  Erfahrungen  keinen  Anstrich,  der  dem  Auspuff  der 
Maschinen  auf  die  Dauer  Widerstand  zu  leisten  vermag.  Diesen 
Feststellungen  gegenüber,  die  an  vollkommen  einwandfrei  her- 
.gestellten  Anstrichen  gemacht  sind,  ist  es  nun  überaus  bedauer- 
lich, daß  man  bei  vielen  Brücken  nicht  imstande  ist,  nach  Zer- 
störung der  beim  Bau  aufgebrachten,  ersten  Grundanstriche 
wieder  neue  einwandfreie  Anstriche  herzustellen. 

Im  Eisenbahndirektionsbezirk  Berlin  gibt  es  eine  größere 
Anzahl  von  Brücken  über  Bahngleisen,  bei  denen  infolge  der  im 
inneren  Stadtbezirk  von  Berlin  fast  durchgehends  mangelnden 
Bauhöhe  der  Abstand  der  Unterkante  des  Bauwerks  von 
Schienenoberkante  der  darunter  liegenden  Gleise  nur  4,80  bis 
4,85  m  beträgt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Freihaltung  der  Um- 
grenzung des  lichten  Raumes  für  den  hier  meist  sehr  starken 
Betrieb  ist  es  also  nicht  einmal  möglich,  während  der  Erneuerung 
des  Anstriches  eine  Hängerüstung  anzubringen,  ebensowenig 
können  die  betreffenden  Gleise  während  der  Zeit  der  Anbringung 
eines  neuen  oder  der  Ausbesserung  des  vorhandenen  Anstrichs 
oder  gar  bis  zu  dessen  Erhärtung  stillgelegt  werden.  Es  bleibt 
hiernach  gar  nichts  weiter  übrig,  als  den  Anstrich  von  einer 
Stehleiter  aus  in  Betriebspausen  ausführen  zu  lassen  unter  Stel- 
lung eines  Aufsichtspostens,  nach  dessen  Warnung  der  An- 
streicher schnell  von  der  Leiter  hinabklettern  und  mit  ihr  aus 
dem  Gleise  gehen  muß.  Wirkt  nun  schon  der  Auspuff  der  Ma- 
schinen auf  erhärteten  Anstrich  verheerend,  so  kann  man  sich 
denken,  um  wie  viel  mehr  er  die  eben  aufgetragene  Farbe  be- 
schädigen muß.  (Siehe  Dr. -Ing.  Hoffmann.)  Bei  solchen 
Brücken,  deren  es  auch  außerhalb  Berlins  eine  größere  Zähl  geben 
wird,  besteht  bisher  keine  Möglichkeit,  das  einmal  vom  Rost  an- 
gegriffene Eisen  auch  nur  einigermaßen  wirksam  zu  schützen. 
Man  kann  zwar  vielfach  die  Fahrbahnträger  durch  Anbringung 
einer  Rauchschutzdecke  dem  unmittelbaren  Angriff  des  Aus- 
puffes entziehen,  aber  die  Hauptträger  sind  wegen  der  zu  ge- 
ringen Höhe  ihrer  Unterkante  über  S.  O.  nach  wie  vor  fast  ohne 
wirksamen  Anstrich  dem  schädlichen  Einfluß  der  Rauchgase 
preisgegeben.  Neuerdings  wird  eine  Eintorkretierung  solcher 
Teile,  das  heißt  eine  Umhüllung  mit  Spritzbeton,  empfohlen.  Dr. 
Hoffmann  berichtet  schon  von  der  Anw^endung  dieses  Ver- 
fahrens bei  einer  Brücke  seines  Bezirkes.  Es  werden  aber  erst 
noch  Erfahrungen   darüber  gesammelt  werden  müssen,  ob  bei 


*)  Zu  dem  Aufsatz  von  KeEierung^sl>aurat  Hr. -Ing.  Iluffniann  „ kostbildncig  iintl 
HostvcihfUnng  Ijei  eisernen  Brücken". 


der  sofortigen  starken  Wirkung  des  Auspuffes  auf  den  frisch 
angespritzten  Beton  diese  Umhüllung  das  Eisen  für  längere  Zeit 
schützen  kau'u.  Abgesehen  von  den  schon  \on  Dr.  Hoff- 
niann  erwähnten  Bedenken,  daß  nach  der  Einkapselung  eine  Fest- 
stellung lose  gewordener  Nieten  oder  sonstiger  Mängel  am 
Eisenwerk  nicht  mehr  möglich  ist,  besteht  atich  keine  Sicher- 
heit darüber,  ob  das  Weiterrosten  des  Eisens  durch  die  Ein- 
kapselung verhindert  ist.  Bei  mangelhafter  Reinigung  vor  der 
Eintorkretierung  rostet  da-.  l'~i'^en  möglicherweise  auch  dann 
weiter,  wenn  der  Auspuff  wirklich  durch  die  Betonumhüllung 
von  dem  Eisen  abgehalten  werden  kann.  Durch  die  Aufblähung 
des  Eisens  beim  Rosten  würde  dann  allerdings  wohl  nach  einiger 
Zeit  der  Beton  abgesprengt  werden.  Immerhin  wird  zunächst 
wenigste  n  s  die  Betonumkleidung  als  wirksamer  Schutz 
gegen  den  mechanischen  und  thermischen  Einfluß  des  Auspuffs 
angesehen  werden  können. 

Von  den  verschiedenen  Farbenfabriken,  die  der  Eisenbahn- 
verwaltung ihre  Rostschutzfarben  anbieten,  hat  bisher  noch  keine 
einen  brauchbaren  Vorschlag  für  die  wirksame  Erneuerung  der 
Anstriche  an  solchen  besonders  gefährdeten  Brücken  machen 
können.  Ich  möchte  vorschlagen,  daß  die  Anstriche  über  den 
(jleismitten  und  zwar  bis  etw  a  1  m  Breite  nach  jeder  Seite  nur 
in  längereji  Zugpausen  ausgeführt  werden  und  dann  sofort  an 
vorher  angebrachten  Haken  kleine  Schutztafeln  unter  die  ge- 
strichene Fläche  bis  zu  deren  b>härtung  angehängt  werden, 
wobei  der  Uebelstand,  daß  bei  einigen  Brücken  zeitweise  die 
Lichthöhe  über  S.  O.  bis  auf  etwa  4,75  ni  eingeschränkt  werden 
muß,  nicht  zu  vermeiden  ist.  Sich  einfach  wie  bisher  mit  der 
Scheinausführung  des  Anstrichs  zu  begnügen,  dürfte  nach  den 
nachgewiesenen  schweren  Rostschäden  an  den  tragenden  Teilen 
der  Brücken  nicht  mehr  angängig  sein. 

Empfehlen  werden  sich  auch  über  den  Gleismitten  Versuche 
mit  dem  Metallspritzverfahren. 

Bei  diesem  Verfahren  scheint  man  jetzt  von  der  noch  in 
den  Rostocker  Richtlinien  vorgeschlagenen  Verbleiung  des  vor- 
her verzinkten  Eisens  abzugehen.  Statt  dessen  soll  jetzt  in  ein- 
zelnen Fällen  eine  \'rrzinkung  auf  vorherigen  Aluminiumauftrag 
aufgespritzt  werden. 

Eine  Anwendung  des  Metallspritzverfahrens  zum  Ueberzug 
für  das  Eisenwerk  ganzer  Brücken  dürfte  der  hohen  Kosten 
wegen  widil  nur  ausnahmsweise  möglich  sein. 

Mit  Bezug  auf  die  nachfolgende  EntgeKiunig  ist  noch  anzu- 
führen, daß  da'^\'erhalten  von  allseitig  \-on  Beton'  umschlossenen 
Rundeisen  zu  ihrer  Lhiihüllung  nicht  ohne  weiteres  in  Vergleich 
.gestellt  werden  kann  niU  dem  \'erhalten  größerer  Eisenflächen 
zu  einem   llelonxennilz.     Im  Bezirk  Berlin  ist  bei  einer  großen 
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Anzahl  von  Brücken  aus  Walzträgern  in  Beton  der  unter  den 
Unterflanschen  der  I-Eisen  ungestampftc  oder  ungeputzte  Beton 
von  4  cm  Stärke  abgeplatzt. 

Entgegnung  zum  Aufsatz  Preckwinckel. 

Vorliegenden  Aufsatz  haben  wir  Herrn  Reg.-B.  Dr.  Hf.  vor- 
gelegt, der  uns  darauf  folgende  Entgegnung  übersandt  hat: 

Der  Grundgedanke  des  Aufsatzes  von  Pr.,  daß  man  nicht, 
wie  bisher  vielfach  üblich,  tatenlos  dem  Verfall  der  eisernen 
Brücken,  die  unter  Rauchgasen  zu  leiden  haben,  zusehen  dürfe, 
ist  richtig  und  entspricht  ganz  und  gar  meinen  Darlegungen  in 
Nr.  11  ff.  der  V.W.  Der  Vorschlag,  frische  Anstriche  während 
des  Erhärtens  durch  Brettertafeln  zu  schützen,  sollte  in  weitestem 
Umfange  angewandt  werden.  Unter  II  G  meiner  Abhandlung 
habe  ich  bereits  auf  diesen  Nebenzweck  der  Rauchschutztafeln 


Nicht  die  Not  allein  macht  erfinderisch.  Es  gibt  eine 
Lust  am  Erfinden,  die  von  der  Not  unabhängig  ist  Aber 
nur  die  Not  reift  Erfindungfen.  Wenn  auch  da  und  dort 
ein  Gedanke  wie  vom  Himmel  gpefallen  erscheint,  er 
bleibt  jahrzehnte-,  jahrhundertelang  ein  unfruchtbares 
Nichts,  bis  das  Bedürfnis  ihm  die  nOtige  Gestalt  verleiht. 

(Max  Eythi 


ALLGEMEINE  VERKEH!^SANGELEGENHEITEN 

Neuorganisation  der  Reichsbahn  —  Errichtung  statistischer 
Dezernate  bei  den  Reichsbahn-Direktionen.  Zur  sachgemäßen 
Behandlung  der  statistischen  Angelegenheiten,  zur  Vermeidung 
von  Doppelarbeiten  und  zur  Wahrung  der  gebotenen  Einheit- 
lichkeit auf  diesem  Gebiete  werden  in  Zukunft  die  gesamten 
allgemeinen  statistischen  Angelegenheiten  durch  einen  De- 
zernenten bearbeitet.  Dieser  Dezernent  wirkt  bei  allen  in  die 
verschiedenen  Dezernate  fallenden  Einzel-  und  Sonderarbeiten 
statistischer  Art  als  Kodezernent  mit.  Diese  Mitwirkung  soll 
sich  insbesondere  auch  auf  Vorerhebungen  und  Erörterungen 
über  in  Aussicht  genommene  statistische  Arbeiten  erstrecken. 

Die  auszuwählenden  Dezernenten  sollen  nicht  nur  beson- 
dere Eignung  und  persönliche  Neigung,  sondern  auch  die  er- 
forderliche Gewandtheit  und  Tatkraft  besitzen,  um  ihre  Aufgabe 
in  der  Zusammenarbeit  mit  anderen  Dezernenten  erfolgreich 
durchzuführen.  Eine  bestimmte  Vorbildung  des  Dezernenten  ist 
nicht  erforderlich,  es  steht  also  den  technisch  vorgebildeten 
Reichbahnbeamten  die  Bearbeitung  der  statistisch-wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  offen. 

Ein  Beitrag  zur  Rentabilitätsfrage  des  Eisenbahnbetriebes. 

Das  Bestreben,  die  Wntschaftlichkeit  der  Reichseisenbahnen 
sicher  zu  stellen,  hat  bewirkt,  daß  gegenwärtig  mehr  denn  je 
von  berufener  Seite  wie  auch  von  Laien  zu  der  durch  die  Zeit- 
verhältnisse notwendigen  Umgestaltung  unseres  Verkehrswesens 
Stelhmg  genommen  wird.  Die  Geschichte  der  Eisenbahnen  weiß  von 
vielen  grundlegenden  Aenderungen  und  Reformen  zu  erzählen, 
durch  die  sie  sich  den  im  Laufe  der  Zeit  veränderten  Verhält- 
nissen anzupassen  versucht  hat,  weil  jede  Wirtschaftskrisis  auf 
die  Eisenbahnen  zurückwirken  muß.  So  ist  nicht  mehr  viel  von 
dem  geblieben,  was  an  die  Zeit  der  ersten  Eisenbahnen  er- 
innert. Leider  ist  aber  die  grundlegende  Stellungnahme  des 
Rechtes  gegenüber  der  Eisenbahn  und  die  sich  daraus  er- 
gebende Rechtsprechung  noch  in  der  ursprünglichen  Form  vor- 
handen, wie  sie  in  jener  Zeit  entstanden  ist,  als  der  Staat  den 
Eisenbahnen  als  Privatunternehmungen  gegenüberstand  und  man 
es  für  notwendig  erachtete,  das  Publikum  vor  Ausbeutung  und 
Schädigung  durch  ein  nicht  ganz  ungefährliches  Unternehmen 
zu  schützen,  welches  seine  Daseinsberechtigung  noch  nicht  be- 
wiesen hatte.  Aber  auch  heute  noch  schützt  das  Recht  den 
einzelnen  der  Eisenbahn  gegenüber  in  weit  höherem  Maße  als 
diese  vor  Ausbeutung  durch  einzelne,  und  es  beeinflußt  dadurch 
nicht  unwesentlich  die  Wirtschaftlichkeit  der  Eisenbahnen  in 
einer  die  Allgemeininteressen  schädigenden  Weise.  Hierzu  einige 
Beispiele,  wie  sie  sich  in  den  letzten  Jahren  zugetragen  haben. 

1.  Ein  Reisender  kommt  zu  spät  auf  den  Bahnsteig,  als  sein 
Zug  sich  bereits  in  Bewegung  gesetzt  hatte.  Er  versucht  auf 
den  Zug  zu  springen,  kommt  aber  hierbei  zu  Fall  und  zieht 
sich  ein  Kopfleiden  zu,  welches  seine  Arbeitsunfähigkeit  zur 
Felge  hat.  Der  Eisenbahnverwaltung  wird  sein  und  seiner 
Familie  Lebensunterhalt  zur  Last  gelegt,  weil,  wie  der  be- 
treffende Reisende  angab,  auf  dem  Bahnsteig  ein  Bediensteter 
der  Eisenbahn  ihm  im  Vorübereilen  zugerufen  haben  soll:  „Nun 
aber  schnell!"  und  er  infolgedessen  das  Aufspringen  nicht  als 
etwas  Unzulässiges  gehalten  habe.  Da  es  der  Eisenbahnverwal- 
tung nicht  möglich  war  zu  beweisen,  daß  von  ihren  Bediensteten 
niemand  diesen  Zuruf  gemacht  habe,  ist  sie  nach  dem  Haftpflicht- 
gesetz  schadenersatzpflichtig.  Abgesehen  davon,  daß  eine  solche 
Rechtslage  leicht  durch  Gauner  gemißbraucht  werden  kann,  darf 
meines  Erachtens  ein  Reisender,  der  auf  einen  fahrenden  Zug 
springt,  kein  Anrecht  auf  Entschädigung  haben,  ganz  gleich,  ob 
er  dazu  von  irgendeiner  Seite  ermuntert  wird  oder  nicht.  —  In 
vielen  Städten  wurde  wiederholt  durch  die  Polizei  jeder  in  Strafe 


hingewiesen.  Ich  habe  auch  im  vorigen  Sommer  eine  Reihe  von 
Brücken  nur  durch  vorübergehende  Aufhängung  von  Bretter- 
tafeln einigermaßen  ordnungsmäßig  anstreichen  können. 

Das  Urteil  über  den  Schutz  des  Eisens  durch  Einhüllen  in 
Beton  scheint  mir  nicht  ganz  richtig  begründet.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  daß  Schäden  im  Verborgenen  fressen  können,  wenn 
dj^s  Eisen  vor  der  Ummantelung  nicht  ordnungsmäßig  gereinigt 
wird;  das  trifft  aber  für  jede  Art  des  Ueberzuges  zu.  Schutz- 
maßnahmen durch  Rauchgase  gefährdeter  Brücken  verlangen 
stets  eine  ungewöhnlich  sorgfältige  Aufsicht,  gleichgültig  ob 
man  die  Bauten  anstreicht,  mit  Beton  oder  mit  Metall  bespritzt. 
Daß  das  Eisen  unter  einer  sorgfältig  ausgeführten  Decke  aus 
Beton  von  4  cm  Stärke  noch  weiter  rostet,  möchte  ich  nach  den 
nicht  ganz  geringen  Erfahrungen  bei  Eisenbetonbrücken  be- 
zweifeln. 


Und  ruht  in  unserm  Werk  nicht  unsere  Seele'.' 
Pocht  unser  Herz  nicht  in  dem  toten  Stein? 
Was  wir  empfanden,  als  wir  bildend  schufen, 

Erweck'  in  fremder  Seel'  auch  das  Gebild  — 

Wenn  es  der  Wahrheit  heiigen  Stempel  trägt. 

(.M.  Beer) 


genommen,  der  auf  einen  fahrenden  Straßenbahnwagen  auf- 
sprang, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  selbst  oder  sonst  jemand 
irgendeinen  Schaden  dabei  erlitten  hatte  oder  nicht. 

2.  Ein  Arbeiter  hatte  sich  kurz  vor  Mitternacht  in  völlig 
trunkenem  Zustand  in  der  Frankenstraße  in  Recklinghausen  in 
den  Bereich  der  Gleise  der  Straßenbahn  niedergelegt,  ohne 
nachher  selbst  angeben  zu  können,  wie  er  dahin  gekommen  war. 
Hier  ist  er  von  einem  Straßenbahnwagen  angefahren  worden 
und  an  den  Folgen  des  Unfalls  14  Tage  darauf  gestorben.  Die 
Straßenbahnverwaltung  muß  für  ein  Drittel  des  von  der  Mutter 
erhobenen  Schadenersatzanspruches  aufkommen,  weil  ein  solcher 
Unfall  in  dem  Bereich  der  Möglichkeit  eines  Straßenbahnbetriebes 
liegt  und  diese  damit  ständig  rechnen  muß  (Entscheidung  des 
Reichsgerichts  VI  436/20  —  28.  2.  21),  das  heißt:  es  betrinkt 
sich  jemand  nach  freiem  Willen  bis  zur  Sinnlosigkeit,  flößt  sich 
selbst  so  viel  Gift  zu,  daß  er  unter  den  Stand  des  normalen 
tierischen  Instinktes  sinkt  und,  sollte  er  in  diesem  Zustande  in 
den  Bereich  eines  Bahnunternehmens  geraten,  gefährdet  dadurch 
die  Rentabilität  dieses  Unternehmens. 

3.  Eine  Ladung  Wein  in  vier  Fässern  wird  vom  Empfänger 
auf  der  Empfangsstation  durch  Bezahlung  der  Fracht  eingelöst, 
worauf  ihm  der  Frachtbrief  ausgehändigt  wird.  Vier  Tage  lang 
kümmert  sich  der  Besitzer  nicht  um  seine  wertvolle  A\'are.  Als 
er  die  Fässer  dann  abholen  will,  ist  ein  Faß  inzwischen  ab- 
handen gekommen.  Die  Eisenbahnverwaltung  wird  für  schaden- 
ersatzpflichtig befunden,  weil  ihre  Angestellten  es  an  der  nötigen 
Aufsicht  hätten  fehlen  lassen  (Reichsgerichtliche  Entscheidung  I. 
Zivilsenat,  28.  Mai  1921).  Nach  der  Eisenbahnverkehrsordnung 
§  97  erlöschen  alle  Ansprüche  nach  .Auslieferung  des  Fracht- 
briefes, Frachtvertrages. 

4.  Wenn  nach  einer  Zugfahrt  in  der  Nähe  der  Bahn  ein 
Moor-,  Wald-  oder  Heidebrand  entsteht,  so  vermutet  der  Richter, 
daß  er  durch  Funkenauswurf  der  Lokomotive  entstanden  ist. 
Diese  Vermutung  wird  nicht  immer  zutreffen,  denn  weit  größere 
Funken  als  aus  dem  Lokomotivschornstein  fliegen  oft  genug 
aus  den  Fenstern  der  Raucherabteile.  Nach  meinen  Beob- 
achtungen stellen  sich  Raucher  in  der  heißen  Jahreszeit  gern 
an  das  offene  Abteilfenster,  so  daß  die  Zugluft  nicht  allein  die 
Asche,  sondern  auch  größere  glühende  Tabaksteilchen  mit  fort- 
reißt. Die  letzten  Reste  der  Ziearren  und  Zigaretten  werden 
gewöhnlich  in  noch  glühendem  Zustande  zum  Fenster  hinaus- 
geworfen. Die  Eisenbahnverwaltung  müßte  also,  wenn  sie  sich 
sichern  will,  das  Rauchen  während  der  trockenen  Jahreszeiten 
vollständig  verbieten  oder  das  nichtrauchende  Publikum,  also 
vornehmlich  Frauen  und  Kinder,  müssen  auch  fernerhin  durch 
eine  höhere  Ausgabe  für  die  Fahrt  aufkommen  für  den  Schaden, 
welcher  durch  solche  leichtsinnige  Raucher  entsteht. 

5.  Das  ReichspostTesetz  enthält  noch  Bestimmungen,  die  aus 
der  Zeit  stammen  in  der  die  Post  Staatsbetrieb,  die  Eisenbahnen 
aber  ausschließlich  Privatunternehmungen  waren.  Man  beab- 
sichtigte durch  dieses  die  Rechte  des  Staates,  d.  h.  der  Allgemein- 
heit gegenüber  dem  Unternehmer  zu  wahren  und  außerdem  dar- 
i'ber  hinaus  noch  die  Privatbahnen  dem  Staatspostmonopol 
dienstbar  zu  machen.  So  steht  der  Post  das  Recht  zu,  jedem 
Personenzuge  einen  Postwagen  beizugeben.  Ist  dieses  aber  auch 
jetzt  noch  notwendig  und  zweckmäßig?  Vor  dem  Kriege  legte 
die  Eiscnbahnverwaltun-r  auf  der  Strecke  Berlin — Köln,  auf  der 
bereits  schon  fast  jede  Stimde  ein  Schnell-  oder  E-'lzug  lief,  einen 
besonders  schnellen  Zug  ein.  Um  diesen  möglichst  kurz  und 
leicht  zu  halten,  gab  man  ihm  keine  Speisewagen  bei.  sondern 
setzte  die  Abfahrtzeit  auf  den  Anfangstationen  kurz  nach  Mittag 
fest.  Die  Reisenden  mußten  also  auf  die  Annehmlichkeiten 
eines  Speisewagens  verzichten,  wenn  sie  ihr  Reiseziel  mit  größt- 
möglicher Schnelligkeit  erreichen  wollten.  Ist  es  aber  notwendig, 
daß  die  Post  durch  Beigabe  eines  eigenen  Postwagens  den  durch 
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l-Ortlassen  des  Speisewagens  erzielten  Vorteil  wieder  hinfällig 
macht?  Würde  es  nicht  genügen,  wenn  die  Post  sich  mit  einigen 
Abteilen  in  dem  Packwagen  begnügte  zur  Beförderung  der 
Briefpost? 

6.  Die  Post  hat  das  Monopol  für  die  Verlegung  der  Fern- 
-prech-  und  Fernschreibeleitungen,  sobald  diese  eine  Besitztums- 
-rcnze  überschreiten.  Nur  die  Post  darf  daher  die  bahnamt- 
lichen Leitungen  verlegen,  sobald  diese  eine  öffentliche  Straße, 
welche  von  der  Eisenbahn  mittels  einer  Ueberführung,  über- 
brückt wird,  über  letzterer  geführt  werden  sollen.  Während 
also  die  Eisenbahn  ihre  Leitungen  durchweg  selbst  baut  und 
Hese  in  Störungsfällen  der  Postleitungen  oder  nach  Dienst- 
Schluß  der  örtlichen  Postanstalten  der  Allgemeinheit  dienen  und 
Privattelegramme  jeglicher  Art  befördern,  dürfen  sie,  wenn  sie 
zufällig  irgendwo  eine  öffentliche  Straße  kreuzen,  in  diesem 
kleinen  Stück  nur  von  Bediensteten  der  Post  gezogen  werden. 

Auf  Nebenbahnen  kommt  es  vor,  daß  bedeutende  wirtschaft- 
liche Unternehmungen  in  größerer  Entfernung  von  den  Bahn- 
höfen auf  der  freien  Strecke  durch  eine  Weiche  angeschlossen 
-A  erden.  Ist  es  nun  aus  betrieblichen  Gründen  notwendig,  diese 
Anschlüsse  mit  einem  Bahnfernsprecher  zur  Verbindung  mit  den 
liciden  benachbarten  Bahnhöfen  auszurüsten,  so  muß  dieser  ent- 
weder in  einem  besonderen  Häuschen  untergebracht  werden,  in 
dem  er  der  Beraubung  leicht  ausgesetzt  ist,  oder  der  Anschluß- 
inhaber muß  ein  Haus  auf  Bahngelände  errichten,  in  dem  er 
aber  dann  seinen  eigenen  Werkanschluß  nicht  unterbringen  darf. 
WiW  er  dieses  aber,  und  das  wird  meistens  der  Fall  sein,  so 
muß  die  Eigentumsgrenze  durch  das  betreffende  Bauwerk  laufen, 
so  daß  der  Teil,  in  dem  der  bahneigene  Fernsprecher  hängt,  auf 
Bahngelände  lieöt.  während  der  Werkanschluß  über  dem  Ge- 
lände des  Anschlußinhabers  liegen  muß.  Es  ist  wohl  möglich, 
(laß  beide  Bernsprecher  in  einem  Raum  aufgehängt  werden, 
wenn  nur  die  beiderseitigen  Leitungen  die  Eigentumsgrenzen 
nicht  überschneiden.  So  entstehen,  verursacht  durch  die  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen,  solche  Gebilde,  in  denen 
anzusagen  keiner,  weder  die  Eisenbahn,  noch  der  Anschluß- 
inhaber Herr  im  Hause  ist. 

Dergleichen  Beispiele  lassen  sich  noch  viele  anführen. 

Nöldecke 

AUSLÄNDISCHE  BAHNEN 

Das  russische  Eisenbahnwesen.  Das  russische  Ver- 
kehrswesen gehört  bekanntlich  seit  dem  Wiedereintritt  Ruß- 
lands in  den  Welthandel  zu  den  mit  besonderem  Inter- 
esse behandelten  Wirtschaftsproblemen.  Gerade  der  Ver- 
kehr ist  es  ja,  dessen  Wiederaufrichtung  und  technischer 
1  Hirchführung  es  bedarf,  um  einen  Außenhandel  Rußlands  über- 
liaujit  erst  zu  ermöglichen.  Man  kann  nun  feststellen,  daß  die 
.\ußenhandelsziffern  Rußlands  in  langsamem  Aufstieg  begriffen 
sind,  und  es  ist  namentlich  der  Weg  über  die  Ostsee,  auf 
f!om  man  eine  Verkehrsbelebung  beobachten  kann.  Gerade  die 
Wassertransportwege  sind  es  zurzeit,  die  sich  für  Ruß- 
land als  noch  einigermaßen  leistungsfähig  erwiesen  haben,  und 
('as  ist  um  so  bedeutungsvoller,  als  dieser  Zweig  des  Verkehrs- 
\'.esens  für  Rußland,  und  zwar  auch  für  den  Binnenver- 
kehr, von  größerer  Wichtigkeit  ist,  als  das  von  den  anderen 
europäischen  Ländern  gesagt  werden  kann.  Liegen  die  Verhält- 
nisse doch  so,  daß.  wenigstens  nach  Maßgabe  der  in  den  Vor- 
kriegszeiten gemachten  Beobachtungen,  allein  die  russische 
Binnenschiffahrt  fast  dieselben  Transportleistungen  vollbringt, 
wie  die  Eisenbahnen,  wenn  man  diese  Leistungen  in  Pud-Werst 
ausdrückt.  Hier  kommen  eben  die  gewaltigen  Stromläufe  zur 
Geltung.  Aber  auch  die  Seeschiffahrt  darf  in  diesem  Zu- 
'^ammenhang  nicht  übersehen  werden.  Nicht  nur  die  Ostsee, 
sfindern  auch  das  Schwarze  Meer  bieten  geeignete  Anlauf- 
liiifen,  deren  Ausnutzung  anscheinend  ziemlich  große  Ausmaße 
annehmen  wird.  Bezeichnend  sind  auch  die  Bemühungen  der 
russischen  Regierung,  die  sie  der  Ausnutzung  der  Seewege  selbst 
im  Nördlichen  Eismeer  zuwendet;  hat  man  doch  kürz- 
lich gehört,  daß  man  die  Aufnahme  eines  Seeweges  von  Archan- 
gelsk nach  den  Ausläufen  des  Ob  und  des  Jenissei  plant,  weil 
die  Eisenbahnverhältnisse  wegen  des  Mangels  an  Kohlen  und 
'■imstigen  Betriebsmitteln  die  Erreichung  dieser  nordsibirischen 
Gegenden  fast  unmöglich  machen.  Besonders  aber  ist  die  schon 
erwähnte  Ostsee  in  den  Vordergrund  der  Verkehrsbemühungen 
aller  beteiligten  Stellen  getreten,  und  nicht  nur  Deutschland, 
andern  auch  andere  Staaten  haben  einen  direkten  Seeverkehr 
imentlich  mit  St.  Petersburg  auf  dem  Wege  über  die  Ostsee 
eingeleitet. 

Die  Lichtseiten,  die  man  in  den  Verhältnissen  des  russischen 
W'assertransportv/esens  wenigstens  hier  und  da  erblicken  kann, 
fehlen  aber  bei  den  Eisenbahnen  fast  völlig.  Der  Auf- 
nahme eines  Großverkehrs,  wie  er  die  unmittelbare  Folge 
der  Wiederaufnahme  eines  Außenhandels  auf  einigermaßen 
breitem  Boden  sein  müßte,  ist  das  russische  Eisenbahnwesen 
heute  noch  keineswegs  gewachsen.  Hier  steht  alles  noch  im 
Zeichen  der  ersten  Arbeiten  des  beginnenden  Wiederaufbaues, 
nd  es  ist  unter  den  derzeitigen  Verhältnissen  noch  als  ein  Glück 


zu  bezeichnen,  daß  die  Verkehrsbedürfnisse  infolge  des  Dar- 
niederliegens  der  ganzen  Volkswirtschaft  noch  keine  allzu  große 
Ausdehnung  angenommen  haben,  da  sonst  ein  unentwirrbares 
Durcheinander  und  die  verhängnisvollsten  Verkehrsstockungen 
entstehen  müßten.  Wie  der  Betrieb  zurzeit  arbeitet,  kann  man 
daraus  entnehmen,  daß  auf  den  meisten  Linien  wöchentlich  nur 
eist  ein  oder  zwei  Züge  in  jeder  Richtung  verkehren,  und  man 
wird  diesen  Zustand  noch  besser  verstehen,  wenn  man  sich  ver- 
gf  genwärtigt,  daß  die  unerhört  hohen  Eisenbahntarife  —  sind 
dieselben  doch  seit  dem  1.  Mai  d.  J.  mit  dem  Koeffizienten 
1  Million  multipliziert,  unter  Zugrundelegung  der  zum  10.  Juni 
1917  geltenden  Tarifsätze  —  den  Verkehr  aufs  äußerste  ein- 
schnüren müssen. 

Das  größte  Hindernis  für  die  Entfaltung  eines  auch  nur 
einigermaßen  normalen  Verkehrs  bietet  aber  der  betriebs- 
technische Zustand  der  russischen  Eisenbahnen.  Die 
ganze  Lage  ist  hier  dadurch  so  außerordentlich  verschlimmert 
worden,  daß  man  Inst  andsetzungs  arbeiten  schon  seit 
Jahren  in  völlig  unzureichendem  Umfange  vorgenommen  hat. 
ja  sogar  im  Jahre  1921  sind  diese  Arbeiten  gegenüber  1920  noch 
weiter  zurückgegangen.  Der  Dezember  1921  zeigte  an  beendeten 
Reparaturen  bezüglich  der  Güterwagen  nur  8766  gegenüber 
11815  Instandsetzungen  im  Dezember  1920.  Bei  den  Loko- 
motiven lauteten  die  entsprechenden  Zahlen  660  und  878.  Dabei 
muß  man  im  weiteren  feststellen,  daß  die  Zahl  der  Reparaturen 
gegenüber  der  Menge  der  instandsetzungsbedürftigen  Betriebs- 
mittel eine  durchaus  unzulängliche  ist.  So  standen  im  Dezember 
1921  den  oben  genannten  8766  Instandsetzungen  nicht  weniger 
als  119  915  schadhafte  Güterwagen  gegenüber,  den  660  Loko- 
motivinstandsetzungen 11  797  schadhafte  Lokomotiven.  Aus- 
virken mußte  sich  das  Unterlassen  ausreichender  Instand- 
setzungsarbeiten in  einem  fortgesetzten  Rückgang  der 
betriebsfähigen  Beförderungsmittel.  Während 
man  im  Dezember  1920  noch  345  982  arbeitsfähige  Güterwagen 
zählte,  waren  es  im  Dezember  1921  nur  noch  287  536.  Die  ent- 
sprechenden Zahlen  für  die  Lokomotiven  waren  7607  und6538. 
Es  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  daß  die  Instandsetzuncs- 
arbeiten  in  Rußland  auf  besonders  große  Schwierigkeiten  stoßen, 
nachdem  die  Eisenbahn  Werkstätten  in  Dünaburg,  Reval  und 
Warschau  an  die  Nachfolgestaaten  überceaangen  sind  und  die 
vierte  große  Anstalt,  diejenige  in  Omsk,  verbrannt  ist.  Man  ist 
deshalb  gezwungen,  die  Reparaturarbeiten  zum  großen  Teil  im 
Auslande  vornehmen  zu  lassen,  wobei  man  namentlich  auf  die 
Werkstätten  in  Dünaburg  und  Reval,  unter  Interessierung  aus- 
Irndischen  Kapitals,  zurückgreifen  will.  Aber  auch  diese  An- 
stalten dürften  vorderhand  noch  nicht  allzu  leistungsfähig  sein. 
Wurde  doch  vor  einiger  Zeit  gemeldet,  daß  die  Werkstätten  in 
Reval  nicht  einmal  in  der  Lage  seien,  eine  größere  Anzahl 
russischer  Lokomotiven  wiederherzustellen,  weil  das  dazu  not- 
wendige Material  erst  aus  dem  Auslande  beschafft  werden  müßte. 
Daß  aber  für  alle  im  Auslande  vorzunehmende  Reparaturen  eine 
natürliche  Grenze  in  den  Kosten  mit  Rücksicht  auf  die  russische 
^X'ährung  gezogen  ist,  braucht  des  näheren  wohl  nicht  dargelegt 
/U  werden. 

Ein  höchst  trauriger  Zustand  scheint  auch  bezüglich  der 
Schienenwege  zu  beklagen  zu  sein.  Es  war  recht  bezeichnend 
für  die  russischen  Verhältnisse,  daß  eine  Kommission,  die  Ende 
1920  im  Auftrage  der  Regierung  den  Schwellen  bedarf  für 
1Q21  festzustellen  hatte,  diesen  Bedarf  auf  30  Millionen  Stüc'. 
bezifferte,  und  daß  eine  Nachprüfung  eine  Mindestzahl  von 
16  Millionen  Stück  ergab.  Das  Bedenklichste  an  diesem  ganzen 
Zustand  lag  aber  wohl  d;irin,  daß  angeblich  nur  3  Millionen 
Schwellen  angeliefert  wurden,  und  das  in  einem  Rußland,  das 
als  das  holzreichste  Land  Europas  bezeichnet  werden  kann.  Daß 
unter  solchen  Verhältnissen  auch  die  Schienen  in  hohem 
Grade  erneuerungsbedürftig  sein  müssen,  wird  man  ohne  weiteres 
annehmen,  auch  wenn  es  nicht  durch  diesbezügliche  Meldungen 
bestätigt  worden  wäre,  und  es  sind  ja  auch  die  eifrigsten  Be- 
mühungen des  Auslandes  festzustellen,  von  den  zu  erwartenden 
Schienenbestellungen  einen  möglichst  großen  Teil  für  sich  zu 
erlangen. 

Ueberaus  große  Schwierigkeiten  stellen  sich  der  Wiederauf- 
nahme eines  geregelten  Eisenbahnbetriebes  dadurch  entgesren, 
daß  man  nicht  das  erforderliche  Heizmaterial  für  die  Loko- 
motiven heranzubringen  weiß.  Wie  verfahren  in  dieser  Be- 
ziehung die  russi!5chen  Verhältnisse  sind,  konnte  man  daraus  er- 
sehen, daß  nach  einer  Meldunc;  aus  der  jüngsten  Zeit  die  Ukraine 
sich  anschickte,  auf  dem  Wege  über  das  Schwarze  Meer 
Kohlen  auszuführen,  u'ährend  es  in  Zentralrußland  an  diesem 
Brennstoff  wegen  des  Versagens  der  Eisenbahnen  fehlte.  Aus 
diesem  letzteren  Grunde  war  auch  die  Heranschaffung  von 
Brennholz,  das  ja  in  Rußland  viel  zur  Heizung  von  Lokt)- 
motiven  verwandt  wird,  vor  ungeheuere  Schwierigkeiten  gestellt. 
Daß  alle  die««^  Transportschwieriskeiten  von  den  verhängnis- 
vollsten Folgen  auch  für  die  übrigen  Gewerbe  begleitet  sein 
n  üssen,  braucht  ja  nur  angedeutet  zu  werden. 

Als  weitere  Erschwerung  für  die  Durchführung  eines  geord- 
neten Verkehrs  stellt  sich  der  schlechte  Zustand  der  Land- 
straßen in  den  Weg,  zumal  derjenigen,  die  als  Zuführungs- 
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wege  zu  den  Eisenbahnen  in  Betracht  kommen.  Da  ist  es  nun 
immerhin  erfreulich,  zu  hören,  daß  amerikanische,  englische  und 
auch  deutsche  Firmen  an  das  Volkskommissariat  für  Außen- 
handel mit  dem  Antrage  herangetreten  sind.  Automobil- 
Verbindungen  für  Personen-  und  Warenbeförderung  von 
und  nach  wichtigen  Eisenbahnstationen  zu  übernehmen,  und  sich 
gleichzeitig  bereit  erklärten,  die  zu  benutzenden  Landwege  wie- 
(!er  fahrbar  zu  machen. 

Was  schon  oben  bei  Besprechung  der  Reparaturarbeiten  an 
den  Eisenbahnbetriebsmitteln  als  eine  so  wichtige  Seite  der 
ganzen  Frage  der  Wiederaufrichtung  des  Eisenbahnwesens  be- 
rührt wurde,  nämlich  die  K  a  p  1 1  a  1  f  r  a  g  e  ,  stellt  natürlich  für 
die  Lösung  des  ganzen  Problems  die  unerläßliche  (Grundlage  dar. 
Dieser  Punkt  ist  es  wohl  aucfi,  der  der  russischen  Regierung 
einen  besonders  starken  Anstoß  gibt,  eine  möglichst  enge 
l^ühlung  mit  den  ausländischen  Wirtschaftskreisen  und  den  dort 
liegenden  Kapitalquellen  zu  gewinnen.  Man  hat  den  Vorschlag 
gemacht,  die  Finanzierung  des  Eisenbahnwesens  durch  die  Aus- 
gabe von  Aktien  und  Schuldverschreibungen  der  einzelnen  Eisen- 
bahnverwaltungen vorzunehmen  und  an  der  Abnahme  dieser 
Schuldtitel  das  ausländische  Kapital,  ohne  dessen  Hilfe  es  ja 
nun  einmal  nicht  geht,  zu  interessieren.  Die  für  den  Wiederauf- 
bau der  Eisenbahnen  erforderlichen  Mittel  sind  angesichts  des 
derzeitigen  Betriebszustandes  natürlich  ganz  gewaltig,  rechnet 
man  doch  mit  einem  erforderlichen  Aufwand  von  15  000  Gold- 
rubel für  jedes  Werst  Eisenbahn  auf  die  Dauer  von  15  Jahren. 
Wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß  die  Gesamtlänge  der  russi- 
schen Eisenbahnen  etwa  60  000  \\'crst  lieträgt,  wird  man  sich 
von  dem  insgesamt  aufzubringenden  Kapital  eine  ungefähre 
V^orstellung  machen  können. 

Runkel,  Bensberg. 

Die  russischen  Lokomotivbestellungen  in  Schweden  sind 
nach  neueren  Meldungen  soweit  eingeschränkt  worden,  daß  die 
(iesanitlicferung  an  Lokomotiven  von  Schweden  an  Rußland  nur 
noch  500  L(jkom<_)tiven  beträgt. 

pS  Neue  Privatbahnen  in  Dänemark.  Die  neuen  Bahnlinien, 
für  die  bisher  Konzessionen  erteilt  worden  sind,  wurden  wegen 
der  -ländig  steigenden  Materialpreise  nicht  in  Angriff  ge- 
nommen; man  glaubt  aber,  daß  längeres  Zögern  eher  schadet 
und  will  die  l'.rweiterung  des  dänischen  lusenbahnnetzes  um 
zirka  2O0  km  nunmehr  durchführen.  (National  tidende  vom 
Ö.  September.)  - 

"    Betriebsergebnisse   der   Schweizerischen  Bundesbahnen. 

Infolge  der  starken  Zunahme  des  (Güterverkehrs  der  im  Juli  1922 
in  der  Schweiz  1,1  Milli<inen  Tonnen  gegenüber  Q53  Millionen 
Tonnen  im  Juli  1921  betrug,  wurde  eine  Einnahme  von  17.7  Mil- 
lionen Francs  gegenüber  16  Millionen  Francs  im  Juli  1922  er- 
zielt. 

Der  Güter-  und  Personenverkehr  erbrachte  insgesamt  im 
Juli  1922  eine  Üetricbscinnahnie  \on  31,97  Millionen  Francs,  eine 
P>etricbsausKal)c  \i>\\  _'(),."i(S  Mill.  T'rancs,  also  einen  Ueberschuß 
\  iin  5,59  Millionen  Francs.  In  den  ersten  7  Monaten  des  Jahres 
1922  betrug  der  Betriebsüberschuß  7,85  Millionen  Francs  gegen- 
über 1,38  Millionen  Francs  im  gleichen  Zeitraum  des  Jahres  1921. 

SS  Die  schwedischen  Eisenbahnen.  Die  Einnahmen  der 
■schw  edischen  Privat-  l",  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  betrugen  im  Monat 
Mai  1922  12,62  Millionen  Kronen,  die  Ausgaben  12,47  Millicjnen 
Kronen,  daß  ein  Ik'her-^chuß  verbleibt  von  0,15  Millionen 
Kronen,  das  bcdeiilet  einen  Fortschritt  gegenüber  dem  Vorjahr, 
in  dem  im  .Mai  ein  X'erln^t  Nun  2,17  .Millinnt-n  Kronen  zu  yuv- 
zeichnen  war. 

In  den  Monaten  Januar  bis  Mai  1922  betrug  der  Ueberschuß 
der  schwedischen  Privatbahnen  1.03  Millionen  Kronen,  gegen- 
über einem  Verlust  in  der  gleichen  Zeit  des  \'oriahres  von  6,89 
Millionen  Kronen. 

1  )ie  schwedischen  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  b  a  h  n  e  n  w  lesen  im 
Monat  Juni  1922  iMnnahnien  von  15,5  Millionen  Kronen  auf, 
gegenüber  .\n^gaben  xon  13,8  Millionen  Kronen  auf,  so  daß  der 
Ueberschuß  1,7  Millionen  Kronen  l)eträt;t.  —  Im  Vorjahre  er- 
zielte der  Juni  einen  L^eberschuß  \-on  1,8  Miliinnen  Kronen 

Die  Monate  Januar  bis  Juni  1^22  halun  ereeben  einen  LTeber- 
schuß  von  5,5  Millionen  Kronen  Die  Monate  j.innar  bis  Jtmi 
1921  haben  ergeben  einen  Verlust  von  8,6  Millinnen  Kronen. 

15  Dänische  Staatsbahnen,  Die  ( leneraldirektion  der  däni- 
schen Staatsbahn  reebnet  damit,  den  Haushalt  im  Rechnungs- 
jahre 1922/23  in  den  Einnahmen  und  Ausgaben  balancieren  zu 
können.  Während  in  den  günstigen  W-rkehrsmonaten  ein  T^eber- 
schuß  der  Einnahmen  erzielt  worden  ist,  glaubt  man.  daß  sich 
in  den  verkehrsschwachen  Winternn  maten  ein  Fehlbetra'-r  in 
den  Einnahmen  ergeben  wird,  hofft  aber,  daß-  sich  auf  diese 
Weise  Einnahmen  und  Ausgaben  ausgleichen  werden. 

Die  ersten  Monate  des  Rechnungsjahres  haben  bereits  ent- 
s|iiechend  diesem  Anschlag  einen  Ueberschuß  von  9  Millionen 
Kronen  gebracht.  Trotz  der  durch  die  Herabsetzung  der  Per- 
sonenfahrpreise verringerten  Einnahmen  schloß  die  Rechmnig 
für  Juli  1922  doch   mit  einem  Ueberschuß  von    1,9  Millionen 


Kronen  ab,  allerdings  hatte  sich  die  Gesamteinnahme  aus  dem 
Personenverkehr  nur  auf  TA  Millionen  Kronen  gestellt  gegen- 
über 9  Millionen  Kronen  im  gleichen  Monat  des  Vorjahres. 
Auch  die  lünnahmen  des  Güterverkehrs  im  Juli  1922  beliefen 
sich  nur  auf  6,2  Millionen  Kronen,  während  sie  im  gleichen 
Monat  des  \^)rjahres  8,2  Millionen  Kronen  betrugen. 

2S  Finnische  Eisenbahnanlagen.  Die  Verkehrsverwaltung 
der  finnischen  Staatseisenbahn  hat  nach  Abschluß  des  finnischen 
Landtages  bei  skandinavischen  Banken  eine  Staatsanleihe  von 
200  000  000  finnische  Mark  aufgenommen.  Die  Geldmittel  der 
Anleihe  sollen  dazu  dienen,  das  Verkehrsnetz  auszubauen,  Be- 
triebsmittel für  die  Eisenbahn  zu  beschaffen,  die  Hafenbauten 
zu  vervollständigen  und  neue  1-lisbrecher  zu  bauen.  Die  Anleihe 
wird  mit  7  %  verzinst,  in  50  Jahren  amortisiert  und  zu  einem 
Kurs  von  98K'  ausgegeben. 

55  Livländische  Eisenbahnen.  Der  Bau  der  Do  r  p  a  t  -  Pet- 
schurchen  Eisenbahnlinie  hat  im  August  1922  eine  festere  Form 
angenommen.  Das  Projekt  wird  von  einer  Regierungskom- 
mission durchgesehen.  'Ausländisches  Kapital  beginnt  sich  für 
den  Bau  der  Linie  zu  interessieren. 

Mit  dem  Bau  der  Eisenbahnlinien  Walk-Koiküll  ist  im 
August  1922  begonnen  worden.  Man  hofft  zu  Beginn  des  Jahres 
1923  die  Linie  in  Betrieb  nehmen  zu  können.  Der  Bau  der 
Linie  Walk-Fellin  hä-ngt  von  der  Finanzlage  des  Staates  ab. 

Die  hauptsächlich  zum  Abtransport  von  Kartoffeln  aus  den 
Revaler  Häfen  nach  Baltischport  bestimmte  Schmalspurbahn 
b'riedrichshof  -  Kegel  -  Baltischport  soll  Anfang  des  Jahres 
1^>24  begonnen  werden. 

JJ  Bahnbau  in  Norwegen.  Die  seit  1918  im  Bau  begriffene 
Bahn  Matkaselkä — Suojärvi  ist  zum  größten  Teil  fertiggestellt 
und  in  Betrieb  gesetzt  worden.  Der  Bahnkörper  läuft  in  west- 
(istlicher  Richtung  nördlich  des  Ladoya-Sees,  im  Westen  im 
.Anschluß  an  das  Bahnnetz  Viborg — Sortavala — Norden,  im 
Osten  bis  zur  karelischen  Grenze.  Der  Abstand  bis  zur  näch- 
sten Station  der  Murman-Bahn  Kivatsik  beträgt  60  bis  70  km. 
Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Bahn  liegt  darin,  daß  sie  für 
Transporte  von  Holz  und  Naturprodukten  aus  dem  karelischer 
(ircnzgebiet  in  Betracht  kommt  und  als  Verbindungsbahn  mi": 
der  Murman-Bahn  dient.  Im  übrigen  steht  die  strategische 
Bedeutung  der  Bahn  an  der  Spitze. 

53  Dänisches  Verkehrswesen.  Die  Wiedereröffnung  der 
b'ährc  nach  Mummark  auf  Alsen  \\ird  freudig  begrüßt,  da  die 
Wrbindung  mit  Jütland  so  wieder  eine  erhebliche  Erleichterung 
eifahren  hat.  Die  Strecke  -soll  täglich  viermal  nach  jeder  Rieh-  i 
tung  befahren  werden.  Einen  Mangel  stellt  noch  die  schlechte  f 
P.ahnverbindung  auf  der  Insel  selbst  dar,  die  den  Wettbewerb 
mit  den  alten  Linien  noch  erschwert.  (Politiken  vom  23.  August.) 

BÜCHERBESPRECHUNGEN 

Technischer  Literaturkalender  von  Dr.  Paul  Otto,  Ober- 
bil.Iiothckar  im  Reichspatentamt.    Verlag  R.  Oldenbourg-Mün- 
chen-Berlin.    450  Seiten,  oktav,  gebunden  90  M.  2.  Ausgabe  1920. 
Das  Werk  enthält  zunächst  ein  Verfasserverzeichnis  nach  der 
liuchstabenfolge  mit  kurzen  Angaben    über  Lebens-  und  Bil- 
dungsgang und   die  erschienenen   Veröffentlichungen,  getrennt 
nach  eigenen  und  herausgegebenen  Werken  nebst  kurzer  Kenn- 
zeichnung des  Hauptarbeitsgebietes,    l^in  zweiter  Teil  ist  dem 
Andenken  der  in  den  Jahren  1918  und  1919  verstorbenen  techni-- 
schen    Schriftsteller    gewidmet,    ein    dritter,    der  eigentliche 
Schlüssel  des  Buches,  enthält  eine  Gliederung  nach  Fachgebieten 
und  eine  [Einordnung  der  \^erf assernamen  in  diese  Fachgebiete, 
.gestattet  .also  die  schnellste  Auffindung  aller  Bearbeiter  einer 
bestimmten  Fachgruppe.  F)as  Buch  zeichnet  sich  aus  dtirch  eine, 
geradezu  statistische  Vollständigkeit,     zweckmäßige  \\'ahl  der 
Kürzungen  und  übersichtliche    und  anschauliche  Gruppierung.^ 
die  das  Aufschlagen  und  Nachsuchen  sehr  erleichtert.    Nur  die: 
L'nterdrückung  des   hinter  Abkürzungen  üblichen  Bimktes  ist 
ein  Lesehemmnis,  das  sich  hoffentlich  nicht  weiter  verbreitet. 
Das  Buch  wird  allen,  die  mit  technisch-wissenschaftlichen  Ar- 
beiten in  eigenem  Schaffen,  prüfend,  beratend  oder  studierend  zu  i 
tun  haben,  ein  willkommener  Ratgeber  sein  und  hat  wohl  An-  4 
s)-)ruch  darauf,  daß  die  zweite  Ausgabe,  die  gegenüber  der  ersten  1 
bereits  einen  Zugang  von  1000  Namen  aufweist,  in  regelmäßigen  1 
Abständen  Nachfolge  findet.  Dr.  Hasse.  I 

Die  Fördermittel.  Einrichtungen  zum  Fördern  von  Massen-  f 
gütern  und  Einzellasten  in  industriellen  Betrieben.  Von  Ober-  » 
ingcnieur  O.  Bechstein.  Mit  ()8  Abb.  im  Text  (92  S.)  kl.  8.  | 
(.Aus  N.-itur  und  Geistcs\\'e!t.)  f 

Bei  dem  großen  Einfluß  der  Bewegung  von  Rohstoffeii,. 
Halbfabrikaten.  Fertigerzeugnissen  und  Abialistoffen  auf  Lei-, 
stung  und  Wirtschaftlichkeit  von  Fatrikbetrieben.  ist  die  rcst-: 
■Jose  .\usschöpfung  der  neuzeitlichen  Millel  für  rasche  und  billi.gc 
Alaterialbewegung  erforderlich.  Das  in  der  Sammlung  ...'Ausi 
Natur  und  Gcislcswelt"  erschienene  Bändchen,  das  Aufbau  und| 
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Wirkungsweise,  \'ürtcile  und  Nachteile  dieser  Einriclitungen 
von  der  einfachsten  Schurre  bis  zur  modernen  Gleisanlage, 
Drajitseil-  und  Elektrohängebahn  schildert,  gehört  daher  als 
praktischer,  gut  und  sicher  unterrichtender  Führer  für  die  rich- 
tige Auswahl  in  die  Hand  eines  jeden,  der  im  industriellen 
Leben  steht. 

HOCHSCHULNACHRICHTEN 

Besuch  der  Technischen  Hochschulen  durch  Fach- 
schüler. Durch  X'crordnung  des  preuß.  Staatsministeriums  vom 
7.  Juli  1922  ist  in  Abänderung  der  Verfassungsstatuten  der 
Technischen  Hochschule  bestimmt  worden,  daß  außergewöhn- 
lich befähigte  Absolventen,  der  für  diesen  Zweck  anerkannten 
Fachschulen  als  Hörer  oder  nach  Ablegung  einer  l'.rgänzungs- 
])rüfung  in  allgemein  bildenden  Fächern  als  Studierende  zuzu- 
lassen sind.  Zu  dieser  Verordnung  sind  von  den  Ministern  für 
Wandel  und  Gewerbe  und  für  Wissenschaft,  Kunst  und  Volks- 
bildung gemeinsame  Ausführungsbestimmungen  erlassen  worden, 
durch  die  insbesondere  die  liedingungen  für  die  Zulassung  zur 
l->gänzungsprüfung  und  die  Bestimmungen  für  die  Prüfung 
selbst  festgelegt  wurden.  Eine  Liste  der  im  Sinne  der  Ver- 
iirdnimg  zunächst  anzuerkennenden  Fachschulen,  die  in  erster 
Linie  die  höheren  Maschinenbauschulen  berücksichtigen  wird 
und  laufend  ergänzt  werden  kann,  soll  demnächst  bekanntgegeben 
werden. 


PERSONAL-  UND  STANDESFRAGEN 

Der  Ago  gibt  bekannt,  daß  für  .Architekten  und  Ingenieure 
ab  1.  Dezember  d.  J.  folgende  weitere,  durch  die  fortschreitende 
Verteuerung  der  Lebenshaltung  gerechtfertigte  Erhöhungen  ein- 
treten: 

1.  Stundensatz  für  nach  Zeit  zu  berechnende  Leistungen 
1100  Mark. 

2.  Reiseaufwand  für  den  Tag  ohne  Uebernachten  2500  Mark. 

3.  Reiseaufwand  für  den  Tag  mit  LTebernachten  5000  Mark. 

Von  Vereistech  ist  an  den  Herrn  Reichverkehrsminister 
wegen  Anrechnung  der  praktischen  Arbeitszeit  bei  höheren 
maschinentechni>chen  Beamten  folgende  F.ingabc  gerichtet 
Worden: 

ICint  gioßtre  .\iizalil  lioluTcr  iiiascliiiientccliiii>.clicr  Kcaiiitc-n  hat  im 
Laufe  des  letzten  Jahres  an  Kiier  ICx/.ellenz  .-Xnträge  auf  Anreelinung  '1er 
praktischen  .\rljeitszeit  gerichtet.  Diese  .\nlräge  sind  bislier  nicht  erledigt 
\\'orden. 

Es  handelt  sich  hier  uni  eine  Benachteiligung  der  höheren  inaschinen- 
technischen  lieatnten  gegenüber  den  hautechnischen  und  juristisch  vorgebil- 
deten, indem  ihnen  ein  zu  ihrer  .\usbildung  vorgeschriei)ener  Dienstalters- 
abschnitt nicht  angerechnet  worden  ist,  obgleich  grundsätzlich  das  neue  Ke- 
soldungsgesetz  die  Möglichkeit  der  Anrechnung'  praktischer  Ausbildungs- 
zeiträume gibt.  Dem  X'ernehmen  nach  wird  die  .Anrechnung  dieser  Arbeits- 
zeit bei  den  h(")heren  maschiuentechnischen  JJeamten  anderer  Reichsbehörden, 
z.  B.  des  Keichspatentamtes,  in  die  Wege  geleitet. 

Wir  hoffen  daher,  daß  es  Euer  Exzellenz  möglich  sein  wird,  die  Zu- 
stimmung des  Herrn  Rcichsfinanzministers  dazu  herbeizuführen,  daß  eine  i>rak- 
tische  .Arbeitszeit  von  vorgeschriebener  Dauer  auch  den  höheren  niaschiin  ii- 
lechnischen  Beamten  der  Rcichsbahnverw  altung  auf  das  Besoldnugsdienstaltc- r 
angerechnet  wird.  Eine  wesentliche  Schädigung  der  erwähnten  Beamten  licyl 
mithin  darin,  daß  Besoldungsnaclizahlungen  ihnen  jetzt  erst  nach  schon  fa^t 
dreijähriger  Cleltungszeit  der  Besoldungsvorschrifteu  zufließen  und  daher  einen 
wesentlich  geminderten  C!eldwert  darstellen  würden. 

.\us  diesen  rirünilen  bitten  wir.  die  Regelung  der  .Angelegenheit  und  die 
Bc.-int  wortimg  der  .Antrage  nimmelir  beschleimigt  durchziiführen. 

Veröffentlichung  von  Aufsätzen  über  Fragen  des  Eisenbahn- 
esens.   Der  Reichsverkehrsniinister  hat  an  alle  Dienststellen  und 
Beamten   folgenden   r'>laß  gerichtet:   Für  die  Veröffentlichung 
\'on  ..Aufsätzen  über  Fragen  des  Eisenbahnwesens  werden  fol- 
gende Richtlinien  bekanntgegeben: 

1.  Das  verfassungsmäßig  verbürgte  Recht  der  freien 
Meinungsäußerung  wird  in  keiner  Weise  beschränkt;  die  Betei- 
ligten müssen  sich  jedoch  ihrer  Ik-amteneigenschaft  bewußt  blei- 
ben, und  es  muß  von  ihrem  Taktgefühl  , erwartet  werden,  daß  sie 
bei  ihren  Urteilen  und  Vorschlägen  auf  den  Standi)unkt  der  Ver- 
waltung und  deren  Bedürfnisse  Rücksicht  nehmen  und  die  nötige 
Zurückhaltung  üben. 

2.  Ueber  Angelegenheiten,  die  einem  Beamten  vermöge  sei- 
nes Amtes  bekannt  geworden  sind,  darf  er  weder  unmittelbar 
noch  durch  Vermittlung  anderer  Personen  ohne  Vorwissen  de'- 
vorgesetzten  Behörde  Mitteilungen  an  die  Presse  (einschl.  Fach- 
und  Verbandspresse)  gelangen  lassen,  wenn  die  Geheimhaltii:i.g 
vorgeschrieben  ist  oder  aus  der  Natur  der  Sache  folgt  (vgl.  §  11 
des  Reichsbeamtengesetzes). 

3.  Erscheint  es  zweifelhaft,  ob  eine  beabsichtigte  \'eröffent- 
lichung  mit  den  dienstlichen  Tnleresscn  vereinbar  ist,  so  liegt 
es  zur  Vermeidung  einer  Verfolgung  wegen  Verletzung  der  all- 
gemeinen Beamtenpflichten  (§  10  des  R.  B.  G.)  im  eigenen  In- 
teresse des  Beamten,  sich  des  vorherigen  Einverständnisses  sei- 
i'.er  vorgesetzten  Behörde  zu  vergewissern.  Sind  die  zuständigen 
T5chörden  im  Zweifel,  ob  in  solchen  Fällen  die  \^eröffentlichung 
zu  billigen  ist,  so  bleibt  es  ihnen  überlassen,  meine  Entscheidung 
einzuh(.»Ien. 


STRASSEN-  UND  KLEINBAHNEN 

lieber  die  Not  der  Nahverkehrsmittel  schreibt  die  Deutsche 
Straßen-  und  Kleinbahnzeitung: 

,,Der    W:rkehrsausschuß    des     „Vorläufigen  Reichswirt- 
schaftsrates"  behandelte   die  Lage  der   Straßen-   und  Klein- 
bahnen.   Vertreter   des    Gewerbes    und   zugezogene  Sachver- 
ständige berichteten,  daß  durch  die  starke  Geldentwertung  ein 
so  großes  Miß\erhältnis  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
bei  den  Straßen-  und  Kleinbahnen  sich  ergeben  habe,  daß  ihre 
Fortführung  ernstlich  in  Frage    gestellt    sei,    während  viele 
Betriebe  bereits  gänzlich  oder  z.  T.  stillgelegt  worden  seien. 
In  der  darauf  erfolgten  Beschlußfassung  wurde  betont,  daß 
die  Straßenbahnen,   Klein-  und  Nebenbahnen   in  den  letzten 
Monaten    in    eine    so    schwere    wirtschaftliche   Not  geraten 
seien,  daß  der  gänzliche  oder  teilweise  Zusammenbruch  dieser 
Unternehmungen  in  unmittelbare  Nähe  gerückt  ist.     Es  sei 
im  Interesse  der  Gesamtwirtschaft  unbedingt  geboten,  diesen 
Zusammenbruch  zu  verhindern  oder  wenigstens  aufzuhalten. 
Der  \''erkehrsausschuß  des  Reichswirtschaftsrates  beabsichtigt, 
die  Reichsregierung  zu  ersuchen,  umgehend  die  erforderlichen 
Maßnahmen  zu  ergreifen." 
Neuerdings  ist  beis])ielsweise  die  Straßenbahn  in  Ramberg 
ganz  stillgelegt  und  in  Mainz  stark  eingeschränkt  worden.  In 
Darmstadt  verkehren  nur  noch  die  Bahnhofslinien,  die  sich  auch 
!/ei  hohem  Tarif  noch  halten  müssen,  weil  der  Bahnhof  weit  ab 
\-oin  Orte  liegt, 

REICHSEISENBAHNVERWALTUNG 

Versetzt  sind:  die  Regieruiigsbauräle  Geig  es,  bisher  in 
Essen,  zur  Reichsbahndircktion  nach  Stettin  und  Krall,  liis- 
lur  in  Coblcnz,  zum  Eisenbahn  -  Ausbesserungswerk  nach 
Schneidemühl. 

Der  Gerichtsassessor  Walter  Hanco  in  Essen  ist  unter 
Beilegung  der  Dienstbezeiclinung  Regierungsassessor  dauernd 
in   den    Dienst  der  Reichsbahn  übernommen. 

SOZIALES 

5J  Die  Lebenshaltung  in  den  Nordländern.  Der  Vorstand 
der  schwedischen  Sozialdemokratie  ist  bei  seinen  kürzlich  ver- 
anstalteten Untersuchungen  über  Lebenshaltung  der  Arbeiter- 
schaft zu  interessanten  Ergebnissen  gekommen: 

.Setzt  man  die  L  e  b  e  n  s  h  a  1  t  u  n  g  s  -  A  u  s  g  a  b  e  n  einer 
Arbeiterfamilie  im  Jahre  1914  mit  100  an.  so  ergeben  sich  für 
den  .Sommer  1922  folgende  Zahlen: 

für  Dänemark  237 

für   Schweden  241 

für   Norwegen   284 

Der  Tagelohn  eines  .-Arbeiters,  bezogen  auf  den  .Stand 
\  Oll  100  im  Jahre  1914,  beträgt  jedoch  in: 

Dänemark  .300 

Schweden  .302 

Norwegen  

.So  ergibt  sich,  daß  der  Verrlicnst  der  .Arbeiter  in  den  nor- 
dischen .Sta:iten  mehr  gestiegen  ist,  als  die  .\usgahen  fiir  flen 
i  -ebensunlerli.'dl  tjetragen. 

Drei  Jahre  Technische  Nothilfe.  .\ni  .30."  September  1922 
konnte  die  Technische  Nbtliilfe  auf  drei  Jahre  ihres  Bestehens 
zunickblicken.  .Sie  hat  innerhalb  dit-ser  drei  Jahre  an  1935 
.Stellen  mit  58  011  Notlielfern  tätig  sein  müssen  und  dabei 
•■'>00{i494  .Arbeitssiiinden  j^eleislel.  Interessant  ist  die  b\'st- 
stellung,  ,'iuf  welchen  (iehuleii  w<ähreiKl  dieser  Zeit  ihre  Hau|)t- 
liiliukeil  gelegen  hat,  \' nr  rilleni  w;iren  es  die  h'lcktrizitäts-, 
(i;is-  und  Wasserwerke.  1  .aiidwirtschaft.  Nahruiigsniittclbetriebe 
und  Transpijrt-  und  \'ei  kehrsinstitute,  in  denen  ein  Einsetzen 
diT  Technischen  Nothilfe  erforderlicli  wurde.  Welche  \\'ertc 
bei  .Streiks,  die  durch  die  T.  N.  einigermaßen  ausgeglichen  wer- 
den konnten,  aul  dem  .Si)iele  siaiideii.  zeigen  folgende  Zahlen 
über  einige  Einzelstreiks  in  der  T.aiidwii  t  schaft :  \'ieh  wurde 
\()n  der  T.  N.  gefüttert  und  neiillegt.  das  einen  ^\'ert  \()ii  un- 
gefidir  1.5G88O00Ü  ^lark  d  :i  rslell  f  e  ;  in  Mecklenburg  wurden  un- 
gefähr ,")()000  Zentner,  iui  Kreise  Oberbarnim  80  000  Zentner 
Getreide,  auf  der  Insel  Fehmarn  die  Ernte  von  35  000  Morgen 
Getreide  geb(jrgen'.  In  den  Krcist-n  (.)schcrsleben  und  Halber- 
stadt wurden  durch  Einsetzen  der  T,  N.  in  einem  einzigen  Be- 
triebe der  deutschen  \'olk s\\  i r t se h :if l  7li  03.>  Zentner  Saatgut  im 
Werte  von  .300  000  000  Mark  erhalten. 

Während  die  Tätigkeit  der  T.  N  in  erster  Linie  '  dem 
Schutze  der  Bevölkerung  \'or  den  allgemeinen  Folgen  von 
Streiks  in  lebensw  iehtiy  en  Betrieben  gilt  und  sich  nicht  in 
Ziffern  ausdrücket!  läßt,  ;mcli  in  bezug  auf  Erhaltung  wert- 
vollster Produktionsaidagen  wie  Hochöfen  und  Gruben  nur 
.Schätzun.cien  zul;d:U.  sind  die  Ziffern  der  erhaltenen  und  zu 
geführten  Leben >m i 1 1 el  zu  einem  gewissen  Teile  feststellbar 
gewesen  und  betragen  innerhalb  der  drei  Jahre  des  Bestehens 
rund  1  3  Milliarden  M  a  r  k  nach  dem  Markstaiide  \-oni 
15.  .September  1922.  Hierbei  sind  die  währetul  des  Eisenbahner- 
Streiks  durch  Eingreifen  der  T.  N.  geretteten  Lebensmittel  nicht 
niitberücksichtigt. 
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A\'cnii  man  bedenkt,  daß  die  Technische  Nothilfe  ja  nicht 
in  allen  Streiks  innerhalb  des  Transport-  und  Verkehrsgewerbes 
sowie  der  Landwirtschaft  eingreift,  sondern  nur  in  den  Fällen, 
wo  eine  unmittelbare  Bedrohung  der  Lebensbedürfnisse  der  All- 
gemeinheit in  Frage  kommt,  so  wird  man  sich  ungefähr  ein 
Bild  da\-on  machen  können,  welchen  Schaden  die  deutsche 
Volkswirtschaft  durch  die  fortgesetzten  Streiks  erleidet,  und 
wie  berechtigt  die  kürzlichc  Mahnung  des  Reichskanzlers  yon\ 
25.  August  1922  war,  daß  angesichts  unserer  wirtschaftlichen 
Notlage  diese  unsere  Ernährung  gefährdenden  Streiks  unter- 
bleiben müßten. 

Die  berufliche  Zusammensetzung  der  Mitglieder  der  T.  N. 
ergibt  sich  aus  folgenden  Verhältniszahlen:  20  v.  H.  Angehörige 
technischer  Berufsstände,  14  v.  H.  Handwerker,  23  v.  H.  Land- 
wirte, 14  V.  H.  Angehörige  freier  Berufe,  9  w'H.  .\rbcitcr.  8  v.  H. 
Studenten,  12  v.  H.  Frauen.  A.  \\'. 

SIEDLUNGSWESEN 

In  der  Zeitung  der  Architekten  und  Ingenieure  verspottet 
Reg.-Bmstr.  Langen  eine  gewisse  Richtung  des  ,,m(jdernen" 
Städtebaus  in  folgender  köstlicher  Weise: 

Der  Bodenpreis  forderte  rücksichtslose  Ausnutzung,  der 
Rechenstift  des  Grundstücksmaklers  diktierte,  Verkehrs- 
schwierigkeiten hatte  der  Techniker  zu  lösen  und  für  die  Ge- 
sundheit der  Bevölkerung  übernahm  die  städtische  Kanalisation 
usw.  jede  Garantie.  Das  war  das  Städtebauideal  bis  etwa  zur 
Wende  des  Jahrhunderts.  —  Es  wirkte  nicht  nur  in  den  Groß- 
städten, sondern  verheerte  die  Umgebung  auch  der  Mittel-  und 
Kleinstädte.  Die  alten  Stadtgrenzen  fielen,  Mauern  und  Wälle 
wurden  vernichtet,  Stadtweiden  und  Wälder  der  Parzellierung 
geopfert,  alte  Flurgrenzen,  Raine,  Gebüsche,  Alleen  und  die 
schönen  Grenzreihen  der  Pappeln,  wurden  abgeholzt.  Wozu 
auch  Natur  erhalten  im  Gebiet  der  künftigen  Bebauung?  Natur 
entwertet!  An  Stelle  des  Gartengürtels  entstand  der  Oedland-, 
Schutt-  und  Stacheldrahtgürtel.  Der  Städtebauer  hatte  sich  um 
das  wahre  Volkswohl  nicht  zu  bekümmern.  T^r  hatte  Be- 
bauungspläne zu  machen,  die  sich  nach  den  Bodenpreisen  zu 
richten  hatten.  Damit  er  aber  auch  seinen  Spaß  daran  hatte, 
durfte  er  Prachtstraßen  und  Monumentalplätze  nach  italieni- 
schen imd  französischen  Vorbildern  zeichnen,  die  meist  nicht 
ausgeführt  wurden,  sondern  eine  geschicktere  Ausnutzung 
fanden. 

So  gelang  es  denn  auch,  unter  den  Massen  den  gewünschten 
Großstadtgeist  zu  erzielen.  So  sah  also  dieses  Bebauungsplan- 
ideal aus.    In  einige  Punkte  zusammengefaßt: 

1.  Keine  Vorstadt  darf  einen  Mittelpunkt  haben,  damit  das 
Geschäftsviertel  der  Altstadt  nicht  leidet  und  beim  Vorstädter 
nicht  ein  besonderer  Heimatstolz  entstehe,  der  die  Verwaltung 
erschwert. 

2.  Gartenflächen  in  der  Stadt  sind  möglichst  zu  vermeiden, 
da  die  Liebe  zur  Scholle  einer  engen  Bebauung  hinderlich  ist. 

3.  Die  Umgebung  der  Stadt  ist  durch  weitgehende  Be- 
bauungspläne, Straßenanlagen  usw.,  baureif  zu  machen  und  auf 
den  hohen  Beruf,  Mietkasernen  zu  tragen,  beizeiten  vorzu- 
bereiten. 

4.  Wälder  sind  möglichst  schnell  und  überraschend  abzu- 
holzen, ebenso  alte  Bäume,  damit  jeder  Protest  von  vornherein 
gegenstandslos  wird. 

5.  Der  Verkehr  ist  die  Hauptsache.  Es  kommt  darauf  an, 
die  Großstadtbevölkerung  so  gut  zu  bedienen,  daß  sie  alles  be- 
quem geliefert  bekommt  und  Gefallen,  am  Großstadtleben  findet. 
Man  soll  stolz  sein  auf  den  Verkehr,  deshalb  muß  man  ihn 
merken.  Alle  Straßen  müssen  mit  Pflaster  und  Bordschwelle 
ihren  Hauptzweck  als  Verkehrsinstitute  zur  Schau  stellen.  Ver- 
kehrsmittel müssen  möglichst  stark  in  Anspruch  genommen 
sein.  Es  schadet  daher  nichts,  wenn  Verkehrviertel  und  Fabri- 
ken, Bahnhöfe  und  Markthallen  usw.  etwas  auseinander  liegen; 
solche  Anordnungen  gewährleisten  einen  möglichst  starken  und 
geräuschvollen  Verkehr.  Straßenbahnen  sind  nicht  über  die 
Zone  des  baureifen  Landes  hinauszuführen,  um  beim  Städter 
die  Lust  ins  Freie  nicht  überhandnehmen  zu  lassen  und  die 
Bebauung  dicht  zusammenzuhalten.  Führt  eine  solche  Linie 
doch  weiter  in  ein  Erholungsgebiet,  dann  ist  der  Tarif  für  die 
letzte  Strecke  zu  erhöhen. 

6.  -  Der  Platz  soll  Träger  des  Verkehrs  in  höchster  Potenz 
sein.  Er  ist  an  Straßenknotenpunkte  zu  legen,  damit  sich  der 
Verkehr  genügend  verwickeln  kann.  Ruhige  Plätze  sind  dem 
Großstädter  ein  Greuel. 

7.  Die  öffentlichen  Gebäude  sollen  nicht  auf  einem  Haufen 
lic'icn,  sondern  sich  „gerecht"  auf  die  einzelnen  Spekulations- 
Rcbiete  verteilen.  Das  Gefährlichste  für  den  Großstädter  ist  die 
Selbstbesinnung  und  Ruhe.  Er  fängt  dann  an,  den  Schwindel 
zu  merken,  bekommt  Sehnsucht  nach  der  Scholle  und  unberech- 


tigte Wünsche  nach  einer  für  die  Familie  gesünderen  Wohn- 
weise. Darum  sollen  die  Schulen,  Kirchen,  Museen,  Büchereien. 
Vortragssäle   nicht  ruhig  liegen,  sondern   im  Verkehr. 

8.  An  Abwechselung  der  Fassaden  und  Grundrisse  darf  cla'^ 
Haus  dem  städtischen  Varieteprogramm  nicht  nachstehen. 

9.  Die  Erweiterung  der  Stadt  hat  in  Form  ununterbrochenen 
Straßenbaues  zu  erfolgen.  Wehe  dem  Städtebauer,  der  eine 
Hauptverkehrsstraße  unbebaut  durch  eine  Grünfläche  führt.  Es 
ist  sehr  rückständig,  im  großstädtischen  Bebauungsplan  das 
Wohl  der  Familie  an  erster  Stelle  zu  setzen.  Die  Großstadt 
ist  ein  Wasserkopf  und  hat  es  immer  mehr  zu  werden.  Der 
Städtebauer  soll  sich  hüten,  den  Erweiterungen  feste  Formen 
zu  geben.  Das  widerspräche  dem  heiligen  Geist  der  unbegrenz- 
ten Möglichkeiten. 

10.  Auch  der  innere  Bau  der  Stadt  hat  sich  jeder  festen 
Kristallisation  zu  widersetzen.  Als  Ersatz  für  die  vernichtete 
Natur  soll  wenigstens  die  Straßenführung  malerisch  sein  und 
angenehme  ,, Motive"  zeigen.  Das  Schachbrettmuster  ist  ver* 
pönt,  denn  erstens  ist  es  für  unsere  Zeit  zu  selbstverständlich 
und  zweitens  widerspricht  es  dem  Verkehrsprinzip.  Wozu  den 
Umweg  um  die  Katheten  machen,  wenn  die  Hypothenuse  kürzer 
ist.  Die  Diagonalstraße  ist  das  einzig  Wahre.  Am  besten  be- 
stünde das  Dreieck  überhaupt  nur  aus  Hypothenusen. 

VEREINSNACHRICHTEN 

Vereistech.  Die  Mitglieder  werden  dringend  gebeten,  die 
eingeforderte  ^'ierteljahrsrate  des  Beitrages  für  1923  in  Höhe 
von  zusammen  .367  M.,  worüber  bereits  Einzelmahnung  ergangen 
ist,  sofort  unter  \  ollcr  -Anschrift  der  Vereinigung  von  höheren 
technischen  Staatseisenbahnbeamten  auf  Postscheckkonto  -Ber- 
lin 18  045  einzuzahlen.  Der  H  a  u  p  t  v  o  r  s  t  a  n  d. 

Wirtschaftsverband  für  den  Regierungsbezirk  Magdeburg. 

Am  28.  September  1922  hielt  Dr.-Ing.  Blum,*)  Professor  des 
Eisenbahnwesens  und  Städtebaus  an  der  Technischen  Hoch- 
schule Hannover,  einen  Vortrag  über  die  Bedeutung  der  Binnen- 
wasserstraßen und  ihr  Verhältnis  zu  den  Eisenbahnen.  Prof. 
Blum  teilt  den  Gesamt-Verkehr  (abgesehen  vom  Luft-  und  elek- 
trischen Nachrichten-Verkehr)  in  zwei  große  Gruppen:  Den 
Uebersee  -  und  den  Binnen  -Verkehr.  Zum  Binnenverkehr 
gehört  auch  die  Küstenfahrt  und  der  Verkehrs  über  so  schmale 
Meeresteile,  wie  wir  sie  ge.  ade  in  Europa  so  zahlreich  haben 
(Kanal,  Ostsee,  Bosporus).  Der  Binnenverkehr  wird  also  bedient: 

1.  von     L  a  n  dverkehrsmitteln,     nämlich     Landstraßen  und 
Eisenbahnen ;  . 

2.  von    W  a  s  s  e  r  Verkehrsmitteln,    nämlich    der  Küstenfahrt 
und  der  Binnenschiffahrt. 

Diese  vier  Verkehrsmittel  müssen  also  zu  einheit- 
lichem Z  u  s  a  m  rn  en  arbeiten  zusammengebracht 
werden,  sie  alle  dienen  dem  gleichen  Zweck,  nämlich  der  Pflege 
des  Binnenverkehrs  (und  der  Verteilung  und  Aufsaugung  des 
Uebersee-Verkehrs),  sie  dürfen  sich  also  keinen  ungesunden 
AVettbewerb  machen.  Bei  der  Bewertung  eines  jeden  ^'erkehrs- 
mittels  hat  man  von  zwei  Beziehungen  auszugehen: 

a)  Wie  ist  das  \'erkehrsmittel  zur  Bedienung  des  vorliegen- 
den \^erkehrsbedürfnisses  geeignet  ? 

b)  ^\'ie  ist  das  ^^erhältnis  des  \'erkehrsmittels  zur  Natur, 
nämlich 

1.  inwieweit  kann  es  sich  der  Natur  bedienen,  also 
billig  arbeiten.'' 

2.  inwieweit  kann  es  die  Natur  überwinden,  inwie- 
weit ist  es  also  von  der  Ungunst  der  Natur  (Klima  usw.) 
unabhängig? 

Die  Wasserstraßen  nutzen  die  Natur  (die  Wasserfläche  als 
Weg,  die  Strömung  als  Kraft)  weitestgehend  aus,  arbeiten  also 
billig,  aber  sie  müssen  sich  mit  der  Ungunst  der  Natur  (Trocken- 
heit, Hochwasser,  Frost)  abfinden,  sind  also  vielfach  unzuver- 
lässig und  unpünktlich.  Die  Binnenwasserstraßen  haben  sich 
überall  gut  entwickelt,  wo  die  Voraussetzungen  dafür  günstig 
sind  (also  z.  B.  nicht  in  dem  westasiatisch-griechisch-römischen 
Kulturkreis);  sie  haben  sich  auch  bis  zum  Eisenbahnzeitalter 
überall  neben  den  Landstraßen  behauptet  und  gut  mit  ihnen 
zusammengearbeitet.  Der  ^'erfall  trat  erst  ein.  als  ein  hoch- 
wertiges \'erkehrsmittel,  wie  es  die  Eisenbahn  ist.  den  damals 
kleinen  Wasserstraßen  gegenübertrat.  Bei  den  heutigen 
Binnenwasserstraßen  sind  wir  uns  aber  klar  darüber,  daß  es 
sich  nur  um  G  r  o  ß  s  c  h  i  f  f  a  h  r  t  w  e  g  e  (für  das  1000-  oder 
t200-Tonnen-Schiff)  handeln  kann,  daß  die  Zahl  der  Schleusen 
nicht  groß  sein  darf  und  daß  es  vor  allem  um  die  .Schaffung 
eines  Wasserstraßennetzes  durch  Verbesserung  der  Flüsse  und 
ihre  Verbindun,g  mittels  kurzer  Kanäle  ankommt.  —  Nur  in 
diesem  Sinn  ist  die  Frage  „Eisenbahn  und  Binnenwasserstraße" 
zu  untersuchen.  Die  Eisenbahn  hat  zweifellos  gewisse  ,, unbe- 
dingte Ueberlegenheiten"  über  die  Binnenwasserstraße  — 
.Schnelligkeit,  Unabhängigkeit  von  Gelände  und  \\'itteruiig. 
Fähigkeit,  große  zusammenhängende  Netze  zu  bilden  — ,  denen 
die  Wasserstraße  nur  gewisse  „\'orzüge"  gegenüberstellen  kann. 
Trotzdem  ist  die  Wasserstraße  in  oben  angedeutetem  Sinn  auch 


Verkehrstechnische  Woche 


Verschiedenes 


525 


im  Eisenbahnzeitalter  lebensfähig,  und  die  Eisenbahn  darf  daher 
weder  durch  eine  verfehlte  Tarifpolitik  noch  durch  „Schikanen" 
die  Binnenschiffahrt  zu  erdrosseln  versuchen.  Allerdings  dürfen 
wir  uns  keinen  „uferlosen"  Plänen  hingeben.  Wir  brauchen  viel- 
mehr ein  klares  Programm  für  den  Ausbau  der  Wasserstraßen, 
die  wirklich  notwendig  und  lebensfähig  sind.  Hierbei  muß  auch 
der  Streit  zwischen  den  „Interessenten"  vermieden  werden,  der 
leider  beim  Mittellandkanal  so  heftig  getobt  hat.  Im  Raum 
Magdeburg  sind  die  Richtlinien  für  den  Ausbau  des  Wasser- 
Ätraßennetzes  klar  vorgezeichnet:  Magdeburg  wird  Kreuzungs- 
punkt für  die  größte  deutsche  West — Ost-Straße  (dem  Mittel- 
landkanal) mit  dem  bedeutendsten  Strom  Mitteldeutschlands: 
die  mitteldeutsche  Braunkohlenprovinz  muß  durch  den  Kanal 
in  die  Leipziger  Bucht  erschlossen  werden;  vor  allem  ist  aber 
die  \'erbindung  mit  der  Oder  und  der  Ausbau  dieses  Stromes 
nicht  zu  vergessen. 

WIRTSCHAFTLICHE  MITTEILUNGEN 

Wirtschaftliche  Mitteilungen.  Die  Wertzuwachssteuer  ist 
Gegenstand  der  Erörterung  in  Heft  38/1922  der  „Bauwelt".  Es 
gilt  heute  noch  immer  als  steuerpflichtiger  Wertzuwachs  der 
Unterschied  zwischen  dem  Einstandspreis  und  dem  Erlös.  Eine 
Berücksichtigung  der  Geldentwertung  ist  vom  Preußischen 
Oberverwaltungsgericht  in  der  Entscheidung  vom  14.  März  1922 
mit  der  Begründung  abgelehnt  worden,  daß  als  Preise  allein  die 
Markbeträge  verglichen  werden  müßten  und  ein  Unterschied 
zwischen  Goldmark  und  Papiermark  nicht  gemacht  werden 
dürfe. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  Rechtsprechung  sich  gegen 
das  Eindringen  des  Begriffs  der  Geldentwertung  möglichst  lange 
zu  wehren  sucht.  Es  darf  deshalb  der  Augenblick  mit  Spannung 
erwartet  werden,  wo  diese  Schranke  fällt,  die  Rechtsprechung 
und  Wirtschaftsleben  heute  voneinander  trennt  und  dem  Richter 
die  unliebsame  Aufgabe  aufzwingt,  das  Geld  von  heute  mit  dem 
V'orkriegsgeld  für  gleichwertig  zu  erklären.  Diese  Theorie 
dürfte  schon  bei  Anwendung  auf  das  eigene  Gehalt  des  Richters 
zu  einem  unrühmlichen  Ende  verurteilt  sein.  Zu  einer  Regie- 
rung, die  mit  schwindendem  Geldwert  arbeitet,  gehört  auch  eine 
Rechtsprechung  die  diesen  Umständen  Rechnung  trägt.  (V^gl. 
auch  die  Notiz  unter  Zeitschriftenschau  in  Nr.  39/40  dieser  Zeit- 
schrift.) 

In  amüsantem  Gegensatz  zu  dieser  Rechtsprechung  steht  da-; 
Verhalten  der  Verwaltung  des  Kaiser  Wilhehn-Kanals,  die  die 
Zulassung  einer  Kreuzung  des  Kanals  mit  einer  Hochspannungs- 
leitung von  der  Zahlung  der  Anerkennugsgebühr  in  Goldmark  (!) 
abhängig  macht.  An  dieser  Stelle  weiß  also  der  Fiskus  sehr 
wohl  einen  Unterschied  zwischen  Goldmark  und  Papiermark  zu 
machen  und  leistet  selbst  durch  solches  Gebahren  der  Ent- 
wertung der  Papiermark  Vorschub. 

ZEITSCHRIFTENSCHAU 

Glasers  Annalen,  Heft  1083  vom  1.  August  1922:  „Das 
Griffinrad"  von  Hof  rat  Ing.  Emil  Rüker  aus  Wien. 

Unter  Beziehung  auf  den  in  der  Zeitschrift  des  Oesterr.  In- 
genieur- und  Architekten- Vereins  in  Wien,  Juni-Juli  1921  über 
den  gleichen  Gegenstand  gebrachten  Aufsatz  und  den  vorausge- 
gangenen Vortrag  werden  die  wichtigsten  Gesichtspunkte, 
darunter  Entwicklung,  Verbreitung  und  Verwendung,  Erzeugung 
und  Lebensdauer,  zulässige  Fahrgeschwindigkeit,  Bremsung  u. 
a.  m.  zum  Teil  unter  Beibringung  reichen  Ziffernmatef ials  er- 
örtert. Die  Anführung  der  statistischen  Nachrichten  des  V.  D. 
E.  V.,  insbesondere  der  Radreifenbruchstatistik  und  amtlicher 
Nachweise  der  Königl.  ungarischen  Staatsbahnen,  verschiedener 
(iutachten  und  Betriebsergebnisse  aus  großen  Werkstätten  der 


ehem.  K.  K.  österr.  Staatsbahnen  über  die  Unterhaltungskosten 
im  Vergleich  mit  dem  Bandagenrad  lassen  den  Gegenstand  umso 
aktueller  erscheinen,  als  das  Gebot  der  äußersten  wirtschaft- 
lichen Sparsamkeit  im  Eisenbahnbetrieb  aller  Orten  mehr  denn 
je  in  den  Vordergrund  tritt.  Genaue  Quellenangaben  über  ein- 
schlägige Literatur  und  Hinweise  auf  die  aus  mehr  als  30  jähri- 
ger Verwendung  gestützten  Erfahrungen,  die  bis  in  die  Gegen- 
V.  art  reichen,  tragen  dazu  bei,  das  Bild  über  das  noch  nicht  ge- 
nügend erkannte  Thema  zu  vervollständigen  und  es  auch  im 
Lichte  der  Statistik  klar  und  deutlich  zu  sehen. 

Schluß  des  redaktionellen  Teiles 


Voranzeige.  Ueber  das  Preisausschreiben  zur  Gewinnung 
von  Vorschlägen  für  die  Weiterbildung  der  Privatanschlußgleis- 
bedingungen (vergl.  Nr.  20/1922  dieses  Blattes)  veröffentlichen 
wir  nachstehend  das  Urteil  des  Preisgerichtes: 

,.Es  ist  luir  die  .\btcilung  ,, Rechtsfragen"  beschickt 
worden.  Vtm  den  eingegangenen  Arbeiten  wurde  der  erste 
Preis  von  1500  M  zuerkannt  der  Arbeit  mit  dem  Kennwort 
,, Eisenbahnrecht"  von  Herrn  Regierungsrat  Dr.  Seybold-Stutt- 
gart,  der  zweite  Preis  von  750  M  der  Arbeit  mit  dem  Kenn- 
wort ,, Verkehrsfrage"  von  Herrn  Dipl. -Kaufmann  W'einstock- 
Köln-Dellbrück,  der  dritte  Preis  von  500  M.  der  Arbeit  mit  dem 
Kennwort  ,,Es  kann  der  Frömmste  nicht  in  Frieden  leben" 
von  Herrn  Ingenieur  Gröschel — Weißenfels  a.  Saale;  zwei 
weitere  Arbeiten  mit  den  Kennworten  ,,Zum  vier- 
eckigen Kreis"  und  ,, Viribus  unitis"  wurden  der  Schriftleitung 
der  Verkehrstechnischen  Woche  unter  Befürwortung  des  Ab- 
druckes überwiesen." 

L  e  h  m  a  n  n  ,  Oberbaurat  a.  D. 

Dr.-Ing.  R  i  s  c  h  , 
ord.  Professor  an  der  Technischen  Hochschule  zu  Braunschweig. 

B  u  s  c  h  m  e  y  e  r  ,  Handelsgerichtsrat. 

Der  Verlag  dankt  den  Mitarbeitern  für  ihre  Mühewaltung 
und  gibt  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  sie  auch  weiterhin  zur 
Entwicklung  dieser  bedeutsamen  Frage  beitragen  und  die  Be- 
strebungen des  Blattes  nach  dieser  Richtung  unterstützen  werden. 

Um  der  Verwertung  des  gewonnenen  Stoffes  einen  ange- 
messenen Rahmen  zu  sichern,  werden  wir  mit  dem  neuen  Jahre 
beginnend  unser  Blatt  nach  Bedarf  mit  einer  Sonderbeilage 

„Das  Anschlußgleis" 

ausstatten,  die  zunächst  die  obigen  Veröffentlichungen  und 
weitere  Beiträge  über  dieses  Fachgebiet  aus  berufener  Feder 
enthalten  wird. 

V/m  großer  Teil  unserer  industriellen  Leser  besteht  aus  An- 
schlußgleisbesitzern, deren  Ije.sonderes  Interesse  diese  Beilage 
fniden  wird. 

Berlin  S14,  Stallschreiberstr.  34/35,  14.  Dezember  1922. 
Der  Verlag  der  Verkehrstechnischen  Woche 
Guido    Hackebeil    A.  -  G. 
Buchdruckerei  und  Verlag. 


An  unsere  Leser! 


Unter  Bezugnahme  auf  die  amtliche  Mitteilung  am  Kopf 
der  Nr.  99/1922  des  Zentralblattes  der  Bauverwaltung  und 
unter  Hinweis  auf  die  am  Schlüsse  der  gleichen  Nummer 
wiedergegebene  Mitteilung  der  Schriftleitung  des  Zentral- 
blattes machen  wir  hierdurch  darauf  aufmerksam,  daß  die 
Zeitschriften: 

Zentralblatt  der  Bauverwaltung, 
Denkmalpflege  und 
Zeitschrift  für  Bauwesen 

vom  1.  Januar  1923  ab  in  unserem  Verlage  erscheinen  und 
von  der  gleichen  Schriftleitung  wie  bisher  weitergeführt 
werden. 

Wir  erblicken  in  der  Verbindung  dieser  Verlags- 
erscheinungen mit  der  bereits  bei  uns  erscheinenden  Ver- 
kehrstechnischen Woche  die  günstigste  Vorbedingung  für  die 
fachwissenschaftliche  Erfassung  des  gesamten 


Bau-  und  Verkehrswesens 

und  bitten  die  Mitarbeiter  und  Leser  beider  Blätter,  uns  bei 
der  Erfüllung  der  uns  dadurch  erwachsenden  Aufgaben  auch 
weiterhin  in  der  bisherigen  dankenswerten  Weise  zu  unter- 
stützen. 

Auch  die  Auftraggeber  von  Anzeigen  werden  es  be- 
grüßen, nunmehr  Verlagserscheinungen  zur  Verfügung  zu 
haben,  mit  deren  Hilfe  sie  an  das  gesamte  Fachgebiet  in 
wirksamster  und  vorteilhaftester  Weise  herantreten  können. 
Mit  Auskunft  über  die  sich  daraus  ergebenden  besonderen 
Vorteile  stehen  wir  auf  Anfrage  gern  zu  Diensten. 

Berlin  S.14,  Stallschreiberstr.  34/35,  im  Dezember  1922. 

Guido  Hackebeil  A.-G.,  Buchdruckerei  und  Verlag. 

(Verlag  der  Zeitschrift  für  Bauwesen,  des  Zentralblattes  der 
Bauverwaltung,   der   Denkmalpflege  und   der  Verkehrstech- 
nischen Woche  und  eisenbahntechnischen  Zeitschrift.) 
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Det  ifenbadnodetbatt 

ift  eines  5cr  tytAltcjftcn  (ßcbtetc  im  (£ifeiibal}iibau  un6  in  bcv  (£ifenbaljnu)irtfd)aft.  Der  Unterbau,  6ic 
Sd}weüi,  bie  Sdjienc  unö  itjrc  Bcfcftigungsmittcl  nuiffcn  aus  bcftem  Stoff  befd)affcu  fein,  foUcn  fie  6cn 
getoaItigenBcanfprudjung;en  6cr  darüber  rollenden Caftcn  gcipad^fenfein.  ^sinuföcsJjalbnadjöcni Kriege, 
lüätjrenb  öeffcn  Sie  DerDoUfonunnung  5es  ©berbaues  tjintcr  u?id]tigcron  Aufgaben  5urücfftanö,  öas  bc= 
fonberc  2Iugenmcrf  apf  6ic  (5Ieisa>irtfd?cift  gelegt  werben.  Diefe  ^rage  befdjäftigt  fd)on  geraume  ^dt 
bie  ma^gebenben  Stellen  ber  Keidjsbatjnüermaltungen  unb  finbet  IDiberl^all  in  allen  intereffierten 
g)  3nbuftriefreifen.    Die  aümätjlidje  Dereintjeitlid^ung  bes  ©berbaues  auf  ben  5ur  Keicljsbaljn  rer 

einigten  Strecfcn  ber  einzelnen  £änbergebietc  tuirb  geplant  unb  gerabe  über  bicfe  piäne  inivb 
bie  im  Perlage  ber  „Perfel7rsted:)nifd}en  IDodje  unb  (£ifenbal)nted)nifd)en  ^di'idtvx^t"  crfdjeinenbc 


0 


® 


1t 


n)idjtige  2tuffd}lüffe  geben.  Bei  allen  mit  ber  i7erftellung  ron  Sdjienen  unb  Sdjienenmaterial  betrauten 
Küttens  unb  IDa^werfen  nnrb  bie  Peröffentlidjung  bie  größte  Beaditung  finben,  riel  gelefen  unb  5itiert 
»erben.  7Xid}t  minber  pcrbicnt  bie  Sdjmellcntüirtf^aft,  von  maf gebenbcr  Stelle  betjanbelt,  bie  Hufmer!* 
famfett  bes  gefamten  Sd)a?ellenl?anbels  unb  ber  bctreffenbcn  £icfer!reife.  Der  neuere  Stanb  ber  (Dbevbau- 
forfdjung  unb  =erfaJjrung  roirb  in  einseinen  2(uffäfeen  aus  ber  ^eber  berufener  ^adjleute  beljanbelt. 

tlt    t    t    a    V    h   c    t    t   c  V 


® 


ilTinifterialrat  (Bei?.  Baurat  Kurtlj,   iltinifterialamtmann  Sticrl  pom  Cifenbal^ns^entralantt, 
Hegierungsbaurat    jaetjn,    IDei^enfels,     (Dberregierungsbaurat    (Erl?,    Berlin,     (Selj.  Baurat 
Bräuning,  Potsbam,  Hegierungsbaurat  ^üdjfel,  Berlin,  Dipl.^jng.  I^übener,  Ccd)nifd)e  fjod) 
fdjulc  Berlin,  Kegicrungsbaumeifter  a.  D.  I)eubad),  Berlin,  Hegierungsbaurat  Blume,  Dortnmnb. 

t>    i;»    <t    It    ^     (    t»    It    q    C  It 

©berbaupolitif  ber  Heidjsbaljn       piäne  unb  ^ick  im  ®lcisoberban   /  tDirtfd]aftlid}e  Sd}ienen=  j^)^ 
querfdjnittc  /  Die  2t)irtfdjaftlid]feit  ber  Derbübelung  t>on  tDcidjljolsfdjioellen  /  lieber  Beobadjtungen 
am    CEifenbaljnoberbau   /  lieber  (Befügeunterfudjungen  an  Bauftoffen  unb  itjre  Ztusmertung  für 
bie  Befdjaffung  unb  llntertjaltung  bes   «Sifenbaljnoberbaucs    /    (Sleisrürf  mafd^inen    /  Heuere 
(Erfal^rungen  im  Stra^enbaljnoberbau  /  ©berbau  in  fdjarfen  Krümmungen. 

Das  5onberI]e[t  erfd;>eint  21nfang  3'^""'^i'  ^923 
un^  ift  mit  3at|Ireid]cn  ^bbiI^ungen  ausgeftattet. 

tf((e  i^«tfan#t>«ftellun$en,  ^i«  auf  p^^^cff^ctf^nt^  l^evltn  115  242 
(^ui^«  ^a^«I>«{l)  lnncvf$alh  clncv  It^^c^c  beim  Vcvla^c  cin$«^cn^ 
u*«tf^en    $«m    V^v^u^^pvHH    t>*n    ^at?t  900.—  aii$«it*mmcn. 

(Der  fpätere  Perfaufspreis  beträgt  ettoa  \500. —  DT.)  ^ 
,-^ernf predjer :  Dönfjoff  5?)ö4  bis  ööö?  ernfpredier :  Dönlpff  555^  bis  5557 


Dieser  Ausgabe  liegt  ein  JProspelct  der  Fa.  Rheinstahl-HamJelsgesellschaft  m.  h.  H., 
JMisseldorf,  über  Schienennügel  bei,  auf  deti  wir  hierdurch  besonders  hiniveiseti. 
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BERLIN,  28.  DEZEMBER  1922 


ALLEIIIBES  ORBAI  DES  VEREiaS  FOR  EISERBAHi- 
KURDE  ZU  BERUH  —  DER  VEREIRIflURB  DER  HÖHEREH 
TECHHISCHEH  REICHSEI8EHBAHHBEAITEH  —  DES 
REICH8BUHDES  DER  HÖHERER  TECHHISCHEH  BEAITEH, 
■IT  VEBDIHBUHBSAHZEIBER  SOWIE  REBELlASSIBEH 
■ACHRICHTEB  VOR  REICHB-  KLEII-  URO  PRIVATBAHHEH 


SCHRIFTLEITUNQ:  DR.-INO.  BLUM  PROFESSOR  AR  DER 
TECHNISCHEN  HOCHSCHULE  ZU  HANNOVER,  DR.-INQ. 
HASSE,  REGIERUNGSBAUMEISTER  A.  D.,  PRIVATDOZEHT 
AN  DER  TECHNISCHEN  HOCHSCHULE  ZU  CHARLOTTEN- 
BÜRO,  DR.  HER.  POL.  BAUHANN,  REGIERUNQSBAU- 
RAT    IM    REICHSVERKEHRSMINISTERIUM    ZU  BERLIN 


BOTH  &  TILMANN 


Fernsprecher  6504  u.  6505 


G.  m.  b.  H. 

Waggonbau  Wagenbau 

DORTMUND 


Telegr.-Adr.  Waggonweiche 


Zweiachsiger  gedeckter  Güterwagen,  Dach  aus  verzinkten  Blechen,  mit  besonderer 
Schiebetür,  zwecks  Be-  und  Entladung  von  oben,  Spur  1000  mm,  Ladegewicht  7500  kg 


JUR, 
GENS 


I 
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KNORR-BREMSE 

AKTIENGESELLSCHAFT 


Abteilung  I  für  Vollbahnen 

Luftdruckbremsen  für  Vollbahnen: 

Selbsttätige  Einkammer- Schnellbremsen  für  Personen-  und 
Schnellzüge. 

Selbsttätige  Kunze-Knorr-Bremsen  für  Güter-,  Personen-  und 
Schnellzüge 

Einkammerbremsen  für  elektrische  Lokomotiven  u.  Triebwagen 
Zweikammerbremseji  für  Benzol-  und  elektrische  Triebwagen 

Dampfluftpumpen,  einstufige  und  zweistufige 
Notbremseinrichtungen 
Preßluftsandstreuer  für  Vollbahnen 
Federnde  Kolbenringe 

Luftsauge-  und  Druckausgleichventile,  Kolben- 
schieber u.  -Buchsen  für  Heißdamprlokomotiven 
Aufziehvorrichtung  und  Kolbenschieberringe 
Speisewasserpumpen  und  Vorwärmer 
Vorwärmerarmaturen  und  Zubehörteile 
Druckluft-Läutewerke  für  Lokomotiven 


Abteilung  II  für  Straßen-  und  Kleinbahnen 

(früher  Kontinentale  Bremsen-Gesellschaft  m.  b.  H.  vereinigte  Christensen-  und  Bökerbremsen) 

Luftdruckbremsen  für  Straßen-  und  Kleinbahnen 

Direkte  Bremsen 

Zweikammer-Bremsen 

Selbsttätige  Einkammer-Bremsen 

Elektrisch  und  durch  Druckluft  gesteuerte  Bremsen 

Achs-  und  Achsbuchskompressoren 
Motorkompressoren  ein- und  zweistufig  mit  Ventil- 

und  Schiebersteuerung 
Selbsttätige  Schalter  und  Zugsteuerung  fürMotor- 

kompressoren 
Druckluftsandstreuer  für  Straßen-  u.  Kleinbahnen 
Druckluftfangrahmen 
Druckluftalarmglocken  und  Pfeifen 
Bremsen-Einstellvorrichtungen 
•  Türschließvorrichtungen 

Zahnradbremsen  mit  beschleunigter  Aufwicklung 

der  Kette 

Fahrbare  und  ortsfeste  Druckluftanlangen  für  ^ 
Druckluftwerkzeuge,    Reinigung  elektrischer 
Maschinen  u.  a.  Gegenstände 

rninnninniTiTninnnnnnTnnnninnTiinnnni^^ 

BERLIN-LICHTENBERG   ♦   NEUE  BAHNHOFSTRASSE  9-17 


Malland  1906:  Grofier  Preis 


Brüssel  1910:  Ehrendiplom 


Turin  1911:  2  Große  Preise 


ICHICNEN-NÄCEL 


DUSSCLDORF  •  BERLIN  •  FRANKFURT  fSt  •  HAMBURG  •  CASSEL 
LEIPZIG  •  STUTTGART  *  NÜRNBERG  *  BIELEFELD  •  HANNOVER  ^ 
CONRKELLNER  KOM.GEI.EISENHANDLUNG  BREMEN  •  HUWALD  KAMMACHER  G.MB.H.KÖLN-KALK 
•EISENHANDLUNG  IBACH  KOM.GES.  REMSCHEID   CARL  RAUH  KOM.  GES.  SOLINGEN  ' 
GOTTNER  u.PRESTIEN  KOM.  GES.  KONIGSBERGi.PR.  ELBING*  MEMEL-KOWNO 


Veckehrstechnische  Woche 
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VERKAUFSVEREINIGUNG  FÜR 
TEERERZEUGNISSE  /  ESSEN 


+  +  + 


Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
t 


+  +  + 


ACHSENOL 

D.  R.  P.  330970 
Viskosität  4,5  E  b.  50"  C. 
kältebeständig,  Stockpunkt  unter  —  15"  C. 


SCHMIERÖL 

Für  Lager,  Transmissionen  und  dergleichen. 
Viskosität  2  —  3,  E.  bei  50"  C 


ACHSENFETTE,  SPRITZFETTE 

D.  R.  P.  336573 
Tropfpunkt  40  —  85"  G. 


IMPRAGNIEROL 

fQr  Schwellen,  Masten  und  dergleichen. 


KARBOLINEUM 

für  Holzanstrich. 


MOTOREN-TREIBÖL 


HEIZÖL 

für  Kesselfeuerung  und  metallurgische  Industrie- 


PRAP.  TEERE 

für  Straßenbaa. 


MOTOREN  -  NAFTALIN 


EISENLACK 

schnelltrocknend. 


Fernsprecher  Amt  Essen  Nr.  7340—43. 
Postscheck-Konto  Amt  E  s  s  e  n  Nr.  67. 


Draht- Anschrift:  Deutschteer  Essen. 
Reichsbank  -  Giro  -  Konto  Essen. 


iiiniiiiiip 
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Verkehrstechnische  Woche 


V 


2 -achsiger 
bedeckter  großräumiger 

Güterwagen, 

(Hohlglaswagen)  mit 
Bremse,  Normalspur 


2 -achsiger 
bedeckter  großräumiger 

Güterwagen, 

(Hohlglasvvagen)  mit 
Bremse,  Normalspur 


WAGG0N-UNDMA5CHINENBAU 
AKTIENGESEUStHAFT  GÖRLITZ 


m 
m 
m 


Nebenproduktenifertrieb 

GMellschaft  mit  basehrinktar  Haftung. 

Verkaufsstelle  von  Teerepzeugnissen 

fflr  die  Wirtschaftliche  Vereinigung  deutscher  Gaswerl(e  A.-G.,  Nebenprodukten- 
verwertungsgesellschaft  deutscher  Gaswerke  m.  b.  H.,  Chemische  Fabrik  Wey!  A.-G. 

Schaumainkai  23  Frankfurt  a.  M.  Schaumainkai  23 


B 

B 
B 
B 
B 
B 
■ 
B 
B 
B 
B 
B 
B 


Steinkohlenteeppech 
Heizöl 

Treiböl 

Imppägniepöl 

Naphtalinwaschöl 
Benzolwaschöl 
Xylol 

Carbolineum 

desiillierten  Sieinkohlenteer 
Eisenlack 

Pflasterkitt 

Tonrohrkitt 

Reinnaphtalin  in  Pulver  u.  Formen 
Cumaronharz 
usw. 

HBBBBBBBBIBBBBBBBBBBBlBBBBBÜlBBBBiBBBBBBBBBf 
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Rutgers  werke  ^  Aktiengesellsdiaft 

Berlin  W  35 

Kapital  Mk.  100  000  000 


Teerprodukten-Fabriken: 

Erkner  bei  Berlin,  Mochbern  bei  Breslau,  Niederau  bei  Dresden,  Rauxel  in  Westfalen,  Clarenburg  bei  Köln. 

Carbolineum  „MarKe  Rütgers",  Imprägnieröle  für  Holz- 
Konservierung.  Heizöle  (Spezialöl  Parellin)  und  Treib- 
öle. Achsenöle,  Teerfettöle  für  SchmierzwecKe.  Eisen- 
lacK  und  SchwarzlacK,  Asphaltkitt  und  Pflaster  Kitt 

Imprägnier -Wer ke : 

Buchholz  Krs.  Harburg  (Elbe),  Clarenburg  bei  Köln  (Rhein),  Cüstrin-N.,  Elsfleth  bei  Bremen,  Finkenheerd  bei 
Frankfurt  (Oder),  Gelsenkirchen,  Gotha -Ost,  GroB-Chelm  bei  Myslowitz,  Hanau,  Leer,  Liebenwalde  (Mark), 
=  Ohlau,  Rendsburg,  Stendal,  Stürzelberg  bei  NeuB  (Rhein),  Swinemünde,  Warnemünde  = 

Imprägnierung  von  Hölzern  aller  Art,  imprägnierte  Teerölmasten  „System  Rüping" 


Eisenbahn  -  Verkehrsmittel  -  Aktiengesellschaft  Berlin 

Fabriken:  Wismar  i.  M.  —  Brühl  Bez.  Göln 


Vermietung 


Neubau 


von 


Personen-  und  Güterwagen  jeder  Art  und  Spurweite, 
Kessel-,  Kühl-,  Fisch-  und  Fleischtransport-Wagen. 
Spez.  Strassenbahnwagen    ii  Waggonbeschlagteile 


Reparatur 
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Iivni 


GOTHAER  WAGGONFABRIK 


AKTIENGESELLSCHArT  60THA 

öeneraldlrektiont  Berlin  W9.  Lelpziger-Rafz  3.11  Tel.Zentrum  472 

^*TlSENAa^^  Zweigunternehmungen. 


BAYERISCHE  WAGGON- 
UNO FLUGZEUGWERKE 
FÖRTH '/B. 


PERSONEN  -  GÜTER  - 
STRASSENBAHN-UND 
SPEZIALWA6EN  ALLER 
ART  UND  SPURWEITEN 
rOR  JN-  UND  AUSLAND 


WERK  FÜRTH /B. 


WERK  GOTHA 


PERSONCN- 
UND 

6ÖTERWWEN 

fOR 

STAATS- UND 
KLEINBAHNEN 


KÖHL-KESSELr 
10PFWA6EN. 

WAeElTRE- 
PARATUREN. 


NORMAL-  UND  KLEIN- 
BAHN -  LOKOMOTIVEN 

SOWIE 
BAU  -  LOKOMOTIVEN 
JN  JEDER  BAUART. 


WERK  EISENACH 


PERSONEN- 
KRAFT- 
WAGEN 


LAST- 

KRAFT- 

WA6EN 


fAHRRÄÜER. 


8teitf««<ei<>iiili'M| 


HHIIIIIIIIIIIIIIIiaillUlUmilliUi::. 


DER  LOKOMOTIU-INDIKATOR 

I  FERNSCHREIB -INDIKATOR  DEUTSCHES  REICHS-PATENT 

INDIKATOR   mit   •lektromagnetischer   F«pnbetätigung,  Originalkonstruktion   nach  LEHMANN. 

Der  LOKOMOTIV-INDIKATOR,  Originalkonstruktion  Patent  Lehmann,  in  Verbindung  mit  dem 
Leistungszähler  D.  R.  P.  nach  Prof.  Gümpel  hat  sich  bei  Dauerversuchen  vorzüglich  bewährt.  | 

Der  Lehmann-Indikator  (D.  B.  P.)  ist  wegen 
seiner  unabstreitbaren  Vorzuge,  nadi  den 
Urteilen  der  ersten  Fadhautoritäten  des 
In-  und  Auslandes,  das  bestgccignete  In- 
strument ffir  Dieselmotoren,  HeiBdampf- 
masdiinen,  Gasmotoren,  Kompressoren  usw. 

^  22 

Die  vorstehend  veranschaulichten  Diagramme  sind  mit  dieser  Einrichtung  aufgenommen. 

Viele   Anerkennungen    von   ersten    Fachleuten,    Theoretikern    und  Praktikern. 

ERSTE  SPEZIALFABRIK  FÜR  TECHNISCHE  MESSINSTRUMENTE  UND  QUALITÄTSARMATUREN 

LEHMANM  &  MICHELS 


VULKAN  Nr.  4488  HARR  BU  R  G  "  W  A  N  D  S  B  E  C 


TELEGRAMM-ADR.: 
INDIKATORMANN 


IWIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIlllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllffl 
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AKTIEN-GESELLSCHAFT 
FÜR  HOCH-  UND 
TIEFBAUTEN 

vormals  Gebr.  Helfmann 


Sämtliche 
Ausführungen  in  Hoch-, 
Tief-  und  Eisenbetonbau 


wie  Fabrikanlagen  für  alle  Industriezweige, 
Silos,  Speicher,  Geschäftshäuser,  Wohn- 
häuser,   Bahnbauten,  Tunnels, 
Brücken,  Grundwassersen- 
kungen, Kanäle,  Stollen, 
Schleusen,  Wehre, 
Häfen  und 
Baggerungen  aller  Art  und  Gründungen. 


Essen -Ruhr 

Frankfurt  am  Main  *  München  *  Berlin  *  Amsterdam 


X 
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ar.  


Zum  Heißauswaschen  von  Lokomotiven  besonders  ausgebildete 

Dampfstrahlpumpen 

flir  ortsfeste  Anlagen,  sowie  auf  Wagen  montiert  liefern  wir  als  Spezialität 

Strube- Injektoren 

sind  preiswert  und  arbeiten  unter  härtesten  Bedingungen.  J^qJ^QJJJQ^Iy^^JJ 


Spezial- Ausführungen  für  alle  Zwecke,  insbesondere  für 


-1  iiiiiiiilililliiiilllllllllllilllililllllillllliiiiiiillllli^   liililllllllllllllllllilllllMlilllllllllllliillllllllllllillH^^ 

I  Wilh.  Strube  G.m.b.H.,  Armaturenfabr.,  Magdeburg-B.  10 


Berlin-Stettiner 
Anthracit-  und  Kohlenwerke 


Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 


BERLIN  W  35,  Potsdamer  Str.  123"  ^  STETTIN,  Oderhof,  Bollwerk 

Amt  lütiow:   6814,6815.    Telegramm-Adresse:  Anlhrstit  Berl'i  Fernsprecher:  5428,1594.    Telesramm  -  Adresse :    Anthratilwert  Stettin 


55 


Englische  Kohlen 

für  Industrie,  Hausbrand,  Gas-  u.  Elelektrizitätswerke 
Spezialität:  Kohlen  für  den  Eisenbahnbetrieb 


Steinkohle  *  Schmiedekohle  *  Braunkohle  *  Briketts  *  Koks  *  Holz  *  Holzkohle 

Alleinverkauf  der  Langenbrahm-Anthracite 

für  grosse  Gebiete  Deutschlands 

Weitere  eigene  Niederlassungen:  Hannover,  Danzig,  Königsberg  i.Pr. 

Eigene  Umschlagplätze  mit  Krananlagen  für  See-  und  Flußtransport,  Kohlenwäsche,  Aufbereitungsanlagen 

und  Steinkohlenbrikettfabrik. 
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LACKFVVRBEN  U.  LACKE 

FÜR     DEN     EIS  EN  B  AH  N  B  E  DAR  F 

ROSTSCHUT  Z  U.  SIGNALFARBEN 

NACH    OeN     VORSCHRIFTEN    DES     E I  S  E  N  B  A  H  N  -  Z  E  N  T  R  A  L  -  A  M  T  S 

LIEFERN 

ZOELLIVER  WERKE 

AK.TIENGES.  FÜR  FARBEN- U.  LACKFABRIICATION 

VO  B  M,     S.   K   C  O  H  N 

BERLIN -NEUKÖLLN   u.  BADENBURGER  MÜHLE 

KÖLLNISCHE     ALLEE  43/48  BEI  GIESSEN 


LIEFERANTEN    DER  REICHSEISENBAHNEN, 
LOKOMOTIV-U.  WAGGONBAU  -  ANSTALTEN 
SOWIE  SCHIFFSWERFTEN 


Saiösen  -KopfMappeiiIag[€Jr 

^tiU^n  •ItaiimeiiwelteMMlageir 
maHedkBi^h  unbearbeitet 

cfecfteT  aui  TempershMgu& 
PeMbeühm^genrädeM^roh  und 
bearbeitet 


Meier«£|i^rä«fielt 

^J£ä^en'U'Siahlwerfie*leipxig*ljndenau^^t.^<^^^^^ 


3000  Werks- 
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GLEISE  /  WEICHEN 
DREHSCHEIBEN 

fUp  Schmal-  und  Nor  malspur 

KLEINEISENZEUG 
LOKOMOTIVEN 

in  allen  Größen  und  Spurweiten 

HOLZSCHWELLEN 

TELEGRAFENSTANGEN 

poh     und  Imprägniert 

EISERNE  GITTERMASTEN 


Weserhütte  Georg  Futter  &  COmt». 

Berlin  W57  I  Düsseldorf  1  Frankfurt  a.  m.{  Hamburg  1  Hannover  I  Leipzig 


BülowstraBe  1  Karl-Anton-Str.  10  KaiserstraBe  2 


Steindamtn  12 


Marktstra&e  6      |      Oittrichsring  17 


llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 


Wir    liefern    in   ^"^^^HQRJ^*^    erprobter  Güte 

Lacke  ♦  Oelf arben  ♦  Lackfarben 

Rostschutzfarben 

für  alle  Verkehrsmittel 

Seevia  Lackfabrilc  F.Thörl  &  Co.,  Harburg-Elbe 

Fernsprecher:  1361,  1362,  1914,  1915  Drahtanschrift:  Seevia  Harburgelbe 


■  f 


illllllllllllllllllHIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIÜ^ 


Verkehrstechnische  Woche 


XllI 


FÖMERWACiN  -  »Lh  Li 

WAQiNZAHUINRICHTUNCBN  fÜH  BAHNANlACEN,ZEITFeRNZXHLiR,FERNZKHL£R 


:8.  Dezember  1922 


ßOH  DE  (S.D(5)ß,ßENBEßQ 


HAT 


S  P  I  RALB  O  H  R  E  R 

3CN/\r£ltBOHßEß^  'J5EIBANL£N-  'GE'^IIVDSBOHßS'ß 


Deu  t  sch  ^  Lu>^em  burgi»che 
Bergwerks  u.  t1liti'en-A:0. 

Oor^nriunclei^  Union 

Dorlmund 


ß  0  c  Kumer  Pecela 

JBocfium. 


Sächsische  Waggonfabrik  Ulcrdau  A.-G..  ttlerdau  I.  S. 

IIH!l|llll!ll1llll!lllllllllllllllllllll|{l1lllllll!lll1llll1llll1l[ll!!lll!lll1lll!1llllllllllllllim 


liefert 


Personen-,  Juter-,  Strassenbahn- 
nnd  Spezial-Wagen  aller  f\\ 


Seit  Jahrzehnten  ständige  Lieferantin  der  deutschen  Eisenbahnverwaltungen  iür  Personen-  und  Güterwagen 


Neubau 


Instandsetzungen 


Amortisation 
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VERSCHIEBEBAH]¥HÖFE 

IX  AUSGESTALiTUNO  UBf»  BETRIEB 

(SoubcrciuSgabe  bev  ,/35erfe[)vlte(i^ni1cf)eu  2öocf)e  uiib  (StfenEin^utedjnifdjeu  3e'tfcl)vift'' 

Ii  c  r  a  11  5  ij  e  b  c  r  :  prof.  Dr.^^'tiJ-  i^Iuiu,  ilccliiiifcbe  t^odjfdjulc,  liannorer 
Kcßicruiicjsbaiuat  Pr  rcr.  }.iol.  i?aitmaiiii,  Keid)SPCiFcl]israitüfteiiiim ,  Jferlin 
Hecjieniiigst).iiirat  Dr. »         HI  ii  I  1  c  r,  Heidjsrcrfet^rsminil'tcriiim ,  i3erliu 

n  111  f  a  II  a    über    l  oo   feiten    mit   tp  c  r  t  r  o  1 1  e  n      b  b  i  1  ö  ii  ii  o;  e  ii 

^vci»  21lf.  lOÖO,— ,  mit  4?*i-t*  ««*  t)««?4?«tcf Mite  ^Mf-  1200,— 

§11  bejiel^cu  accjcii  Doreinfenbinuj  bcs  i^etrages  auf  poflfdjecffoiito  i^erliii  ( \52i2  {05iiibo  ^7acfebe^^  rom  Pcriag 

(5lli^o  f^acfebeil  :ift.=  (5e].,  ^^crlin  5       Stallfdireiberftr.  34''55 

,fcriifprccbcr  Pöiibotf  .i554,  33ör 


Amtliche  Verdingungen 

und  Verkaufsausschreibungen  der  Reichseisenbahnen,  des  Eisenbahnzentralamtes,  der  Bauabteilungen  und  der 

Betriebs-,  Maschinen-  und  Werl(stättenämter 

Tag  der 
Eröflnung 
der  Angebote 

Gegenstand  der  Verdinguag 
oder  des  Verkaufs 

Bedingungen 
porto-  und  bestellgeldfrei 
zum  Stückpreis        zu  beziehen 
von  M.        1  von 

Angebote  verschlossen  mit 
entsprech.  Aufschrift  postfrei  an 

Die  Zuschlags- 
frist läuft  ab 

_'Q.  12.  1922 

Ausführun;^  der  Tischler-  und  Schlos.serarbeitcii  für  den  Hau  eines 
[■"ünffamilienhauses  auf  Bahnhof  Arnswaldc 

40,  - 

> 

Reichsbahnbetriebsamt  I 
.Stargard  i.  Poinnieru 

19.  I.  1923 

29.  12.  1922 

vorm.  9  Uhr 

I.ieforunfj  von  Wer  slaitnutzliolz  (aller  Ilolzaiten)  fdr  wcsllichi' 
Uirektionsbezirke 

J30,— 
(Postscheckkon- 
to Köln  1067) 

I  lau.sv*  !  w  alLiin;^ 
Ivaiscr  I  ricdr  ich 
Ufoi  3 

Krii  lisbahn<lirektion  Köln 
.\iiK.  lH  ift:    „An^'f-liot  auf  Werk- 
staltiiutzhul/." 

4. 1.  1923 
abends  6  l'hr 

30.  12.  1922 

voi  ni.  1 1  '/.2  Uhr 

I.ieferunif  von  rund  325  t  Granitpflastersteiuen  4.  Klasse,  91  t  (Ira- 
nitkl •  inpflastcrsteincn  und  rund  4' 6  m  Ciranitbordstcini'  für  die 
StralJenllberfUhrun^  am  Klektrizitätsvvcrk  in  Glogau 

Too  —  in  bar 

-  > 

Eisenbahn-BauabLeilun;,'  1  C;iu;;au 
Aufschrift:  „Lieferung  von  Gra- 
nitpflastersteincn  für dieStraßcu- 
Überführung  am  EI<^ktriz.-\V'ci  k" 

i-l  Wixlien 

2.  I.  1923 
vorm.  lo  Uhr 

-Vusfllliruiig  der  Zimmerarbeiten  einschl.  Baustofflieferunjc  zum  Bau 
des  V'ierfamilienhauses  auf  Bahnhof  Weißenfels  etwa  32  cbm  Bau- 
holz, 400  t|m  Deckenschalung,  374  ([ni  gehobelten  und  285(101  rauheEi 
F'uüboden  usw. 

300, —  in  Iku" 

„üilro  der  Bau 
at>tci  huig" 

Reichsbahn  ■  Bauabteilung 
Wcitienfels 

5  Tage 
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Telegramm- Adr.  I  Bahnlewald,  Berlin 

MuldenKipper,  HolzKastenKipper 


Fernsprecher:  Nollendorf  3602-05 

Radsätze,  Weichen,  Drehscheiben 


AnschluBgleise      Feldbahnmaterial  Lokomotiven 

Holzschwellen  roh  und  imprägniert  in  allen  Abmessungen 

Stets  große  Vorräte  in  altbraachbaren  Normalscliienen.      Eigene  Weichenbacanstalt 


Tag  der 
Eröfihung 
der  Angebote 


Gegenstand  der  Verdingung 
oder  des  Verkaufs 


Bedingungen 
porto-  bestellgeldfrei 


zum  Stückpreis 
von  M. 


zu  beziehen 
von 


Angebote  verschlossen  mit 
entsprcch.  Aufschrift  postfrei  an 


Die^Zuschlags- 
frist  läuft  ab 


4-  I.  1923 
vorm.  10  Uhr 


4.  I.  1923 
vorm.  ii^ij  Uhr 


5.  I.  1922 
vorm.  10  Uhi 


8.  I.  192.3 
vorm.  II  Uhr 


9.  I.  192<t 

vorm.  10  Uhr 


18.  I.  1923 
vorm.  10  Uhr, 


23.  I.  1923 
vorm.  10  Uhr 


Zum  Bau  des  Postgebäudes  auf  dem  Bahnhof  Weißenfels  etwa 
37  cbm  Bauholz,  150  qm  Deckenschalung,  280  qm  Dachschalung,  82 
qm  rauhen  und  130  qm  gehobelten  FuiJboden  usw. 


Ausfuhrung  der  Erd-,  Maurer-  und  Nebenarbeiten  zum  Bau  des  Um- 
formergebäudes auf  dem  Verschiebebahnhof  Seddin  links  von  km 
31,95  der  Wetzlarer  Bahn 


Lieferung  von  410  kg  Kali  und  Salmiak,  2800  kg  Salzsäure  und  Ab- 
beizsalbe,  50  kg  Schellack,  1060  kg  Bimsstein.  VertragserfClllung 
30.  April  1923 


171  Stück,  2,50/0,2/0,23  vollkantige,  eichene  Brücken.schwellen 


Lieferung  von  Roßhaarbesen,  Kokosbesen,  Handfeger  usw.  Ver- 
tragserfüllung bis  Ende  Februar  1923 

Lieferung  von  50000  kg  Kalziumkarbid.  Vertragserfüllung  bis  Ende 
März  1923 


Lieferung  von  150000  l.ampenz\ lindem.  Vertragserfüllung  Ende 
März  1923. 


(für  Beide) 
600, —  in  bar 


215. —  o.  Zeichu. 
305. —  m.  Zeichn. 


3  Frs.  in  bar 


2  Frs.  in  bar 
2,50  Frs.  in  bar 
2,50  Frs.  in  bar 


„Büro  der  Baii- 
aoteilung" 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


 V 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Präsidialbüro 
Zimmer  128 


Reichsbahn-Bauabteilung 
Weißenfels 


Eisenbahnbauabteilung 
Michendorf 


Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 


Bahnbausektion  KQnzelsau. 


Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  SaarbiOcken. 


Eisenbahndirektion  des 
Saargebietes,  .Saarbrücken- 


Eisenbaliiidirektion  des 
Saargebietes,  Saarbrücken 


Tage 


3o.  4.  1923 


18.  I.  1923 


23.  I.  1923 


I.  2.  1923. 


6.  3.  1923 


Ancrillllftdioico  Projektierung    und  Ausführung 
/m.I13t/IllUlil^AdSC  kompletter  Anschlußgleisanlagen. 
Lieferung  von  Weichen,  Kreuzungen,  Drehscheiben,  Prellböcken, 
Bahnmeisterwagen.  Großes  Lager  in  sämtlichen  Gleisbaustoffen. 
Friedrich  RecKmann,  Fabrik  für  Bahnbedarf,  Halle  a.  Saale 

A                             für   Lokomotiven    schnell    und  billig 
/iriUalUreU          Herm.Wintrer,  Halle  a./S. 

Spez.  Hochhub-Sicherheitsventile,  Bau- 

Af^maHlt'On                ^""^  Crosby  und  Coale 
rirUlallircIl         H.  MaihaU,  Aktiengesellschaft 

Hambarg  39 

•                  Hoch-  und  Tiefbau,  Rammarbeiten  jeglicher 

Art,  Brückenbau. 

Beton*                 Gustav  Hallert,  Baugeschäft 

Berlin  NW,  Wilhelmshavener  Str.  21 
Femspr.:  Moabit  7369,  9762. 

Ct)cmif<^e    $obiri0    und  iniMfahtit 


der 


I  Lieferant  der  Kcid)0circnbol)ncn,  KPoggon^  un6  £ofomotiofobriPcn,6<bifl^ön>ccftcn  u,  Reedereien 
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JOSEPH VÖGELE A.-G. //  Mannheim 

Weichen 

•••■•■■■■■■■llllllllllllllltl«llllllllllllllllllllllllllllllll|llllllllllllllllltllMltlltlllltlllllllllllllllll(tlllllllllllllllltl|l|llllllll|llll|ltllltlll* 

Rangierwinden  •  Spills  •  Schiebebühnen 

D.R.P.  Gelenkdrehscheiben  d.r.p. 

„Vom    Verein   Deutscher   Eisenbahn  Verwaltungen  preisgekrönt" 

Steinbrecher           Koksbrecher  Schotteranlagen 

iiililllillillillillillllll 


_                     ,                    1              Uramantelungen  von 

BetOnSpntZVerfahren   Eisen  Ueberziehen  v 

Gesteinen  in  Tunnels, 
Ausbesserungen  von  Tunnelgewölben.  —  Aus- 
Jcünfte,  Druckschriften  durch  TorKret  G.m.  b.H., 
Berlin  W  9,  Potsdamer  Strasse  13. 

Lokomotiv-  Indikatoren  f^tlufut 

tersuchung  von  Lokomotiven.  Gesamte  Betätigung 

von  der  Ferne  aus. 
H.  MaihaK,  Aktiengesellschaft    :       Hamborg  39 

ITlCAnliafll  Eisenkonstruktionen  jeder  Art  für  Zechen, 
JLlScIlDClU  Überlandztntralen ,    Gasanstalt  n   etc.  wie 
Fördergerüste,  Transport-Krananlagen,  Hallen,  Gittermaste  usw. 
Rheinisch- Westfältsche«IiidQStriewerKe  G  m.  b.  H. 

Berlin  W  10  Hamborn-Neumühl 
Viktoriastr.  13                           Knüppelstraße  43 

von  Schienenstößen,  Eisenkon- 
struktionen u.  Gegenständen 

Metallisierungen 

für  Spritzmetall  -Veredelung 
Berlin  S036,  Maybach-Ufer  48-51 

ungehärtet,  gehärtet  und  poh'ert  zu  den 
verschiedensten  Zwe(  ken  in  4  Qualitäten 
FfiderStahl         ^  hundertstel  bis  2  mm  Dicke  liefert 
Schramberger  UhrfedernfabtiK 
Schramberg-Württbg. 

Patent-Haihak-Indikatoren  ^as^Tn^i 

Kältemaschinen 
H.  MaihaK,  Aktiengesellschaft 
Hamburg  39 

Fernschreib-Indikatoren  reTvoS: 

motiven  und  wenig  zugänglichen  Kraftmaschinen 
H.  MaihaK,  Aktiengesellschaft    ::    Hamborg  39 

Pumpen  und  Kompressoren 

Klein,  Schanzlin  S  BecKer  A.-G. 
Maschinenbau  A.-G.  BalcKe,  Werk  Frankenthal 
Verkaufsgemeinschaft : 
Pumpen-  u.  Armaturen-Konzern  G.m.b.H.,  FranKenthal, Pfalz 

aller  Art,  Leitungsmasten,  Tele- 
ww    «        «          1«          graphenstangen  liefert  preiswert 
nOlZSCn  wellen          E.  f.  Heede  C.  m.  b.  H. 

Charlottenbarg2,  Knesebeckstr.  2 

für  Benzin,  Benzol,  Spiritus,  Petro- 
leum,  Aether,  Schwefelkohlenstofl 
Xamlf  onladAVl        S^S^n  Explosion  u.  Verbrennung 
1  aillmClIlICIgCU  gesichert  in  höchst.  Vollkommenheit 
Hartini  H  HüneKe,  Maschinenbau 
Aktien-Gesellschaft.    Berlin  SW  48 

¥  «if  Af^non  S'g"3l-Laternen  aller  Arten,  Signalscheiben, 
l^CllCrilCll  Lokomotiv-Ausrüstungen,(Ölkannen,  Schmier- 
gefäßdeckel etc.  etc  ,  Brenner  für  sämtliche  Signallaternen) 
Werkzeuge    für  Lokomotiv-  und  Waggonbau    liefert : 
Paul  Kallien,  Metallwaren-  &  Werkzeugfabr.,  Berlin -NeoKölln 

Tm*ciA(it*a«l1l         Messung  der  Winkelabweichung 

*  UrMüßrcipil  und  der  veränderlichen  Verdrehungs- 
Beanspruchungen  der  Wellen  von  Kraft-  und 
Arbeitsmaschinen    und    Transmissionen  etc. 
Lehmann  S  Michels,  Hamburg -WandsbecK 

Fernsprecher:  Vulkan  Nr.  4488 

Lohomotiv-Armaturen  p°S  Ä- 

tiv- Injektoren,  Sandstreuhähne,  Zylinderhähne,  Schmierapparale 
etc.     Auch  nach  Angaben  und  eingesandten  Zeichnungen: 
Lehmann  91  Michels   : :  Hamburg  -  WandsbecK 

Fernsprecher:  Vulkan  4488 

V7|l^^^w^nMl«  (Erschütterungsmesser)    zum  Messen 
▼  IDrU^ACipil  von    Erschütterungen    im  modernen 
Maschinenbau,  im  Eisenbahn-  und  Automobilwesen,  im 
Schiftbau,  im  Flugzeug-  und  Luftschilfbau,  Brückenbau  etc. 
Lehmann  Q  Michels,  Hamburg-WandsbecK 
Fernsprecher:  Vulkan  4488 

Lokomotiv-Indikatoren  llJ'istr'T?^ 

betätigung  liefern 
Lehmann  S  Michels.  Hamburg-WandsbecB 

Fernsprecher:  Vulkan  Nr.  4488 

Segeltuche,  Leinen,  Drelle  aller 
Art,     wasserdichte  Decken, 
Waä^OndeCken            KunsUeder  nefem 

uBBvuw««^M«^u  sauniann  »  Comp.,  Cassel 

3500  Arbeiter    3000  Webstühle 

< 

IJ    ■        J       1%    *  Industriebauten,  spez.  für  chemische  und  säure- 

Deionaacnrinnen  verarbeitende  Werke,  sowie  für  Lokomotivschuppen 

\  K  U  N  S  T  S  T  E  T  N  W  E  R  K    AUERBACH     i.    V  G  T  L.  \ 
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DAIMLER 


Lastkraftwagen 

ftir  a.11©  Zweck© 

Daimler  -  Motoren  -  Gesellschaft  Berlin -Marienfelde 


Mechanische  u.  elektrische 


Stellwerke 
Blockwerke 

Signal  -  Flügelkupplungen 
Schalterfahrkartendrucker 

EISENBAHN-SIGNALABTEILUNG 

BERLIN  NW  40,  Alexander  -  Ufer  4 


Imprägnierte 
Sdiwellen 


GebEHimmelsbadi 

AKTIENGESEtiSCHAfT 

Hol2fijropK«äridlurigJ +SägJe-u  Imprägjnierwerke 

Treiburg  in  Baden 


„Boes  -  Patent  -  Spannfutter" 

Schlüssel-  und  wirklich  federlos  für  Bohrer  mit  zylindrischem  Schaft 

sind  die  Futter  der  Zukunft 

::^=  Zu  beziehen  durch  alle  renommierten  Werkzeug-  und  ^= 
Maschinenhandluugen,  sonst  direkt  vom  Hersteller  und  Erfinder: 

SCHMELZER  &  Co.,  Komm.- Ges.  /  Berlin  W  57 

Telegramm -  Adresse:   Boesspannfutter  Berlin 
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£  CairlTlatir  AG 


gen.  eescfi. 


iefert 

Lokomotiv- 
Ausrüstungen 

wie:   Ölkannen,  Schmiergefäss- 
(bckel,  Speise  Wärmevorrichtg 
etc.  etc. 

Signal' Laternen  aller  Arten,  Sigoalmittel- 
und   Werkzeugkästen,  sämtl.  Signalscheiben 
Zettelhalter  für  Güterwagen,  Brenner  für  sämtliche 
Signallaternen,  Metall-Massenartikel 
Sonderabteilung:  Werkzeuge  für  Lokomotiv-  u.  Waggon- 
bau sowie  für  die  gesamte  Metallindustrie 
Sauberste  Ausführung!  Prompte  Lieferung 

Paul  Kallien,  J'S'.'SlSi  Bln.- Neukölln 


Gasöle  und  Treiböle,  Ben- 
zin, Mineralöle,  Benzol, 

Teer-Erzeugnisse, 
Seifen-  und  Lackrohstoffe 


Import 


Export 


Roth  &  Paschkis  i 


Stuttgart,  Mannheim,  München,  Berlin,  Hamburg,  Rotterdam  H 
Zentrale:  STUTTGART,  Uhlandstraße  8  | 

ainm-Adresse:  Rop 


T  e 


annniuuiiiiiiiuiiiiiiiiiitiiiiiiiiiiiiiiiiHuiununuiiiiiüUii 


1 


1 

5 


I  mtb  m<mtJtt»tt$  föttw-  i 

I  mt^  t»tiittht^i6nbi^  mit  | 

I  &.».mthtt  I 

1        ;£eit>§id-t)laM»Uil  i 


^wmmiiiuuun 


uiuuuniiiiiiuflui 
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n)erUzeu0mafc})inenrabnU0Uüemeiftcr(£Co.,n.  0. 

Bulcfeifl 


fräsmardt)lneti  -  Reüolüer^DreJ)banKe 

Hutomaten 


für  ^onO-  und 


(  i  e  f  e  r  n 


$ernrpml)er:  1301      (Celegrotninodcefire:  ^ngenFontp 


Eisenbahnsignal -Bau- 
anstatt  Eisengießerei 


Gegründet  1872 


Rheydt  (Bezirk  Düsseldorf) 


JULIUS  PlliTSCHS  BERLIN  027  | 

  Gegründet  i  843  *  5000  Arbeiter    g 

Wassergas-Anlagen  für  iodUStrielle  Zwecke  zum  Clühen,  schmieden,  schweißen,  schmelzen  J 

Abhitze-Verwertungsanlagen  /  Wasserstoff-Erzeugungs-Anlagen  1 
Generatorgas-Anlagen  für  alle  Brennstoffe 

zum  Betrieb  von  Kraftmaschinen,  für  Industrieöfen,  Heiz-Brenner,  Kesselfeuerung 

Generatoren  mit  Urteergewinnung,  Zentral-Generator-Anlagen  für  Gasheizungen 
Werkstättenheizungen  durch  Generatorgas 
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Waggon-  und 

Lokomotivfarben 


Carl  Tiedemann 


Chemische  Werke 


Drahtanschrift: 
„Weltfarb  e" 


Coswig  i.  Sa.  —  Dresden 


Lieferant  der  Reichseisenbahn 
und  vieler  Waggonfabriken 


Signalfarbcn 

Deckenmasse 

Waterproof  -  Firnis 
Schleiflacke 

Rostschutzfarben 


Gründung  »Jahr 
1633 


JllOlIKi 


©ES-63SCH.  »I«  SMTOJ, 


soda-s&ure-und^itetfefte 

Anflhrichfarbe 


iCt  f|am  belbnders  für 

i^eoiMMNifiucii 

und  für  R&umc^die  öfters  desinlSa»^ 
iprcrden.  tu  verwenden. 

r«lxri]Beii.Toii  dkemledbeti  rart>eii  undXaclixn 


DESFA- 


Punkt- 

Stumpf- 

Naht- 

Universal- 

Schweiß- 
maschinen 

und 

Erhitzungs- 
maschinen 

in  vollendeter 
Konstruktion 


DEUTSCHE  SCHUEISSHASCHINEHFABRIK 

BECKER  &  Co.,  A.-G. 

Ratengen-West  b.  Düsseldorf 


Schutzanstrich 

für  Beton  und  Eisen  D.  R.  P. 

Bei  Behörden  und  in  der  Industrie  langjährig  bewährt 

Ausführliche  Mitteilungen  über  Anwendung, 
sowie  Literatur  durch  die  alleinige  Fabrikantin 

Aktiengesellschaft  Johannes  Jeserich 

Abt.  Chemische  Fabrik  /  Berlin  -  Charlottenburg 
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KQEU7llkir.e^  ^..^ 


Winschermann 

Gesellschaft  mit   beschränkter  Haftung 

Reederei  und  Kohlengroßhandlung 

Duisburg-Ruhrort 

Zweigniederlassungen  in: 
Crefeld,  Neu6,  Frankfurt  a.  M.,  Offenbach  a.  M.,  Karlsruhe,  Stuttgart: 

Württembergisches  Kohlengeschäft.  G.  m.  b.  H.,  ferner  Adolf 
Epting,    G.  m.  b.  H.,    Spedition,    Lagerung,    Verteilung  von 
Ladungen,  Schwäb.-Gmünd:  Gmünder  Kohlengeschäft,  G.m.  b.H. 
Ludwigsburg:   W.  Kallenberger.  G.  m.  b.  H.,  Kohlenhandlung, 
Aschaffenburg:  Winschermann  G.  m.  b.,  H  ferner  Joh.  Jos.  Nees, 
Inhaber  Heinrich  Weidenmann,   Kohlen  und  Baumaterialien. 
Recklinghausen:  Kohlenhandelsgesellschaft  m.b. H.,  Münster  i.W., : 
W.  Randebrock  Witwe,  Kohlenhandlung,   Rheine:  Hollweg. 
Kümpers  &  Co.,  G.  b.  m.  H.,  Speditions-,  Silo- 
und  Kranbet  ieb,  Steinbrüche  in  Gravenhorst. 
Ausserdem  in  Duisberg-Ruhrort:  Hugo  Hobert,  Vertretung  der 
Zeche  Langenbrahm  und  Niederrheinische  Schiffswerft,  Ma- 
schinenfabrik u.  Giesserei,  G,  m.  b.  H. 
Scbiffsvertretung  in  Mainz:  WilhelmWinschermann,  Rheinstr.  3^/io 

Telephon:  Nr.  4795  und  4796 
Schiffsvertretung  in  Mannheim:  Christian  Bretzel,  Rennerhofstr.28 
Telephon;  Nr.  8965 
Geseilschaftskapital:   32  520  000  Mark. 
Schiffspark:  43  große  eiserne  Schleppkähne  mit  56  900  t  Trag- 
fähigkeit, wovon  13  Kähne  mit  ca  10000  t  auch  für  die  Rhein- 
Herne -Kanalfahrt  geeignet  sind.     11  Rad- 
und  Schraubenschleppdampier  mit  8650  PS 
Große  Lagerplätze  mit  LaufbrUcken  und  Kränen. 
Massenverfrachtungen  von  der  Ruhr  und  den  Kanalplätzen  berg- 
wärts  zum  Oberrhein  und  Obermain  und  umgekehrt.  Schlepp- 
betörderung  auf  dem  Rhein  und  Main  bei  allen  Wasserstands- 
verhältnissen mit  flottliegenden  Rad-  und  Schraubendampfern 

Anschrift  für  Drahtungren;  Winschermannco  Duisburgruhrart. 

Fernruf:  Amt  Duisburg-Nord  Nr.  6093,  6095;  6096  und  6097 
Werfttelephon  Nr.  6655 


pahl!^  Gummi-  n.  yisbest-6esellscha|t  m.  b.  ^. 

 Düsseldorf-Rath  

POLYPYRIT 

unverwfistliches  Dichtungsmaterial  ffir  Luken, 
Flanschen.  Dampfpumpen,  Vorwftrmer  usw. 

Alteste  Fabrik  dieses  Artikels  in  Deutschland  -  Größtes  und  leistungsfähigstes  Werk 
dieser  Branche  -  Sämtliche  techn.  Gummiwaren  -  Heiz-,  Bremsv  Tenderschläuche 


Zu  beziehen  durah  alle  technischen  Händler 


Verkehrstechnische  Woche 
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Rostalin  Farli 

Dp.  Dohr  in  &  Co.y 


Bestbewährte  Rostschutzölfarben 

Gesetzlich  geschützt 

Seit  Jahren  bei  vielen  Eisenbahndirektionen  eingeführt 
Erste  Referenzen        ::      ::        Angebot  und  Muster  kostenlos 

Berlin -  Lichtenberg 


TarB werke  „  Germania G.  m.  B.  H. 


Lackfaßrik  -  Leinöf'  Siederei 
KAM  EN  in  Westfafen 

RostscButzfarBen    *  WaggonfarBen 

Vertret.durch  Verkaufskontor  Dortmunds  Ostenßeffweg35,  Ru/2354 


IEIII=lll=lll=lll=IIIEIII=lll=IIIEmEIII= 


Telegrafenstangen  ^ 
Masten  ^^^^"^VC"*^ 


liefert 


Bernhard  Wollenberg 

^_^>^  Charlottenburg  2,  Bleibtreustr.  41 

Telegrammadr.:    Holzschwellberg  Berlin.    Tel.:  Steinplatz  4516 


EIIIEIIIEIIIEIIIEIIIEIIIEIIIEIIIEIIIEII 
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AktOBS.! 


^  DiLitfolf 


=i)j(lj!llüJJlüllIMllltlllllHlHI)//>/llni/nill/llini);>l/ 


I 


Steffens  &  Nolle 


Berlin.« 

^mpelKof 


Eiserne  Brücken  jeder  Art 


61 


Fabrikgebäude 


Spannweiten  für  Eisenbahn-  und  StraßenverKehr 

♦  ♦  Werkstatthallen 
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Lenzen  &  Co.,        Crefeld  20 


2/ä    gekuppelte  normalspurige 

Tend  er-L>oKomotive 

100/110  PS,  Dienstgeu  icht  ca.  20  t,  für 
30m  kleinsten  Krümmungshalbmesser, 

ZU  Katifen  gesucKt. 

HacKethal-Draht.  unil  KabeUWerKe  A.  G.,  Hannover 


Gegr.  1861 


Eisenbahn  -Signaliaternen 
Ölkannen  ^  Signalscheiben 
„Reform Brenner" 

Lokomotiv- Ausrüstungsgegen- 
stände  '  -  '  Schiifslaternen 

liefert  vorschriftsmäßig: 

BERNHARD  FLECK 

Spezialfabrik  für  Eisenbahnbedarf 

HANNOVER-LANGENHAGEN 


Werkwagen  -  AKtiengesellschaft 

LEIPZIG    4>    Brandenburger   Straße   14. 16 

Fernspi  erher  13312— 14,  16272,  16247,  2+847,  > 74'".  27685.  Telegr  -  .\dr.  Werku  agen 


Vermietung  und  Verkauf  von  Werkwagen 


Vertretungen:  Lenz  "&  Co.  G.m.b.H.,  Berlin,  Neue  Wilhelmstr.l 
Hühltransit>AKtiengeselhchaft  Hambutg,  Ferdinandstr.  56  i"^' 


Hein,  Lehmann&Co.,  Akt.-Ges. 


Ausstellungsbauten 


Düsseldorf-Oberbilk/ Berlin-Reinickendorf 


Eisenkonstruktionen 
Brücken  u.  Signalbau 


Jahresproduktion:  rund  50000  Tonnen 


EISENBAHNWAGEN -I-WACCONBESCHLÄGE 


GEWERKSCHAFT  MECHERNICHER  WERKE 
MECHERNICH  (RHEINLA^  > 


Verkehrstechnische  Woche 


X  .\  V 


ARN.JUNG 


LOKOMOTIV^FABRIK  GM.B.M. 
JUNGENTHALbefKIRCHENydSIEG 


Verdingung 


Die  Lieferung  und  Auf- 
stellung der  eisernen 
Treppen  vom  Bahnsteig 
1  o  nach  den  Bahnsteigen 
I  u  und  II  u  auf  Bahnhof 
Osnabrück  soll  öffentlich 
vergeben  werden.  Die 

Verdingungsunterlagen 
liegen  im  Reichsbahndi- 
rektionsgebäude Zimmer 
256  zur  Einsicht  offen  und 
können  auch  gegen  porto- 
freie Einsendung  der  Her- 
stellungskosten (einschl. 
Versandporto)  im  Betrage 
von  425,00  Mark  von  der 
Bürokasse  der  Reichs- 
bahndirektion bezogen 
werden. 

Die  Eröffnung  der  Ange- 
bote findet  am  Mittwoch, 
den  10.  Januar  1923,  vor- 
mittags 11  Uhr,  im  Zim- 
mer 142  des  Reichsbahn- 
direktionsgebäudes statt. 
Zuschlagsfrist  3  Wochen. 

Münster,  (Westf) 

den  6.  Dezember  1922 

Reichsbahndirektion. 


Präzisions- Gus& 

Spritzguss   •    Fertigguss  für 

Maasen -Artikel 

aus  Aluminium  u.  Zink/egierungen 

SCHUMANN  &  Co. 
Giesserei  Leutzsch 

Leipzig  -  Leutzsch 


fassen- Hie 


jaus  Metall  für 
alle  Zwecke  nach 
■  Muster  u.  Zeich- 
nung fertigt 

[.[reiner.  G.in.b.H.  Velbert 


>>t^SCHINENDAUAN  ST^  J 

HUMOOlVr 


KÖLN 


KALK 
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ALLE 


^MCKiUND^ 

^nacnRBEN^ 

ä  fSrdmceiamten  I 
^lOKONOTIVBAU^ 

iBEWÄHRrENQUAIITAIENl 

NACH  VORICHRIFT  DEI  El  A- 


KO'%  M  -  BADERTAL 


Eisenbahnsignal-Bauanstalt 

^s/LsL2sz  cJ-ü-ciel  &  Co. 


Aktien-Gesellschaft 


BRAUNSCHWBIG 


Drahtanschrift:  J fidel  Braansohwel|r 
Fernrufe  4441—4444 


Wegeschranken  D.  R.  P. 

Hand«  und  Drahtzugschranken 

Bremsprellböcke  D.  R.  P. 

für  SchnellzüBe,  Schutzglelae,  VerschlebeglelM 

Behördlich    geprQft    uad  empfohlen 

Weltausstellung  Brüssel:  ..Ehrenpreis" 
Weltausstellung  Turin:  »Grand  Prix" 
Salt.  Ausstellung  Malmo:    „Kgl.  Med." 

In     allen      Läadern  eingcfohrt 

Billige  Prell böcke  für  schwache  Auflauf kräfte 
EisengleBerel 

A.RawiB,  OsnabrOck-SBhlnhBl 


EISENBAHN-AUSRÜSTUNGEN 


METAUWEßKE  KNODT  mk^zSSL 


FRANKFUßT  A.M.-WE$T. 


Spies,  Hecker  &  Co. 

Lack-  und  Lackffarbenffabrik 

iiiiiiiiitiiiitiiiiiiiii  Köln "  Rsdcffthdl  >>■>■>■■»>■■■<»»■»■> 

Lacke,  Lackfarben,  soda-  und  säure- 
feste Anstrichstoffe,  Spachtelfarbe, 
Deckenspachtel  und  Deckenfirnis 
für  Lokomotiven,  Personen-  und 
Güterwagen 

in  liervorra-genden. Q-asLlitäten 


BECH^  &  GROHS      b  H 

HÜCKESWAGEN  Rheinland 

Maschinenfabrik  und  Eisengießerei 

SPEZIALITÄTEN  : 

£u|thämmcr  un9  Sprengring-€invalzinaschinen 

Langjähriger  Lieferant  deutscher  und  ausländischer  Staats-Eisenbahn-Werkstätten 
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^bbeizsalbe  mit  der  ITrälie 


das  wirksamste  und  billigste  Mittel 

zum  Entfernen  alter  Laci:-  und  I^arbanstn'che 

Einfachste  Anwendung  Nicht  feuergefährlich 

Die  jEJrsparnisse  an  Arbeit slöJuien  sind 
größer  als  die  JTosten  für  das  Präparat 

Glänzend  bewährt  bei  staatlichen  und  städtischen  Werkstättenämtern,  Waggonbauanstalten  etc.    Verlangen  Sie  Prospekte  und  Mutter  wm 
Alleinigen  Hersteller  Chemische  Fabrik  Ludwig  Meyer,  Mains. 


P 
m 

st« 


XXVI]  1 


16.  Jahrg.    Heft  51/52    28,  Dezember  1922 


Sdunal^iir-IoKomofftren 


Ho/zp/i'^e/len  (roh  und /mpra^n/er^)*7e/e^raphenl^ion^en  *l\/1afi&  *  Grubenho/z 


If  N  O  D  E  L 


RUDOLF  FORSTER  ♦  CHARLOTTEN  BURG  -4 
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